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Kanoniſches Recht und kanoniſches Rechtsbuch. 1. Der Begriff des Kanoni— 
ſchen Rechts. Dan verſteht unter Kanoniſchem Recht im allgemeinen den Inbegriff derjeni— 
gen Rechtsſätze und Rechtsinſtitute, welche ihre Entſtehung auf die Organe der chriſtlichen Kirche 
zurückführen. Der Begriff des Kanoniſchen Rechts bezieht ſich alſo weſentlich auf das Sub— 
ject der Rechtsbildung, ohne daß es dabei zunächſt auf ven Inhalt des Rechts ankäme; man 
könnte jagen, das Kanonifche Recht fei wie dad Nömifche Recht ein allgemeiner Gattungs- 
begriff ohne fpecifiihen Inhalt. Es ergibt fi aber eine engere und weitere Bedeutung dieſes 
Begriffs dadurch, daß man entweder das gefammte, von kirchlichen Organen audgegangene 
Recht mit Einſchluß des eigentlihen Kirchenrechts darunter verfteht, oder daß man im Gegen- 
Tag zu denjenigen Normen und Ginrihtungen, die ſich auf die kirchlichen Inftitute ſelbſt bezie- 
ben, unter dem Ausdruck Kanoniſches Recht gerade dasjenige Recht begreift, welches einen 
andermweiten Inhalt bat, alfo das auf vem Boden der Kirche entitandene Privatrecht, Strafredt, 
Proceßrecht. 

U. Die Wortbedeutung. Das Wort Xxavoy bedeutet urſprünglich das gerade Holz, 
womit etwas feftgebalten, oder gewogen oder gemeflen wird, wie der Wagebalfen, das Richt: 
holz, deſſen fih die Bauleute bedienten, auch die Schranfen einer Rennbahn; daher überhaupt 
alles, was ald Richtſchnur dienen kann, gleichbedeutend mit zprrnprov, und zwar nicht blos 
in phyſiſcher, ſondern auch in geiftiger Hinfiht. So heißt es ſchon bei Euripides Kavav To) 
xaro0, und eine berühmte Statue des Volyflet wurde bei den Alten xavov, d. b. das Mufter 
der Bollfommenpeit genannt. Gicero jagt von Tiro, er fei der Kanon feiner Schriften, d. h. er 
jei derjenige, nad) deffen Urtheil als der vollkommenſten Richtſchnur er fie einzurichten pflege. 
Daraus entwicelte fi denn auf dem Boden der Kirche die Bedeutung von Recht, infofern ja 
dad Net allerdings ein Maßſtab ift, mit welchem die äußern Beziehungen der Menſchen unter: 
einander, foweit diefelben erzwingbar find, gemeffen werden. Es ftellte ſich nämlich nun ſehr 
bald das Bedürfniß heraus, das auf dem Boden der Kirche entflandene Recht von dem jonfti- 
gen Rechte, für welches man damals die Bezeichnung vöp.og hatte, zu unterfcheiden, wobei bet= 
läufig bemerkt werden mag, daß die urfprüngliche Bedeutung von vop.og mit der urjprüng- 
lihen Bedeutung von xavov die größte Ähnlichkeit hat, indem auch hier die Bedeutung des Zu: 
meſſens, Zutbeilens allmählich in die Bedeutung des Rechts übergegangen war. Wie dann fo 
viele andere Ausdrücke der Kirchenſprache aus dem Griehifchen mit der Verbreitung des Chri— 
ſtenthums in alle übrigen Sprachen übergegangen jind, jo geihah ed auch Hier; nur daß im 
Lateinifhen das Wort regula, urfprünglich gleichfalls ein gerades Holz, zur Überjegung des 
Worts Kavav gebraudt wurde, aber vorzugsweiſe nur zur Bezeichnung ber in ven Klöftern 
berrihenden Rechtsnormen fi erhalten hat. Endlich beveutet biömeilen dad Wort xavav fo: 

viel ald Verzeihniß, z. B. der von den alerandriniihen Grammatifern aufgeftellte Katalog 
von Schriften, das Verzeihniß der zum Klerus gehörigen Perſonen, und das Verzeichniß liegt 
auch wol dem Ausdruck „Kanoniſche Schriften‘, infofern man darunter die in der Kirche aner— 
fannten Beftandtheile der Bibel verfteht, zu Grunde; doch ift das allerdings nicht un- 
beitritten. %) 

I. Die allmähliche Ausbildung ded Kanonifhen Rechts. Die Ausbildung 
des Kanoniſchen Rechts, wenn wir daflelbe in dem Sinne nehmen, daß der Inbegriff derjenigen 
Rebtsfäge und Rechtseinrichtungen darunter verftanden wird, welche, ohne ſich direct auf die 





. 1 Stepbanus, Thesaurus linguae Graecae, IV, 4% fg. Du Gange, Glossarium melliae et 
nfümae latinitatis (Ansgabe von Henſchel), I, 99 fg. Bidell, Gefchichte des Kircchenrechts, I, 4. 
Staatsskerifon. IX. 1 
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Drganifation und die Functionen der Kirche felbft zu beziehen, auf kirchlichem Boden entftan- 
den jind, fleht in engfler Verbindung mit der allmählichen Ausbildung der kirchlichen Ge— 
richtsbarkeit. 

Was nun die allmähliche Entwickelung der kirchlichen Gerichtsbarkeit betrifft?), jo kann 
zunächſt auf dem Boden des Römiſchen Reichs in der Zeit vor Konſtantin von einer kirchlichen 
Gerichtsbarkeit im eigentlichen Sinne überhaupt noch nicht die Rede ſein, denn wenn auch aller— 
dings mit Rückſicht auf apoſtoliſche Vorſchriften die Anhänger ver chriſtlichen Lehre ed vermie- 
den, vor der römischen Obrigfeit in Givilftreitigfeiten untereinander Recht zu nehmen, fie es 
vielmehr vorzogen, derartige Bälle durch ihre kirchlichen Obern entjcheiden zu laſſen, wenn fie 
ferner eine gewiſſe Disciplin unter jih aufrecht erhielten, namentlih auch binfichtlih ber 
Führung der Klerifer, fo fehlte e8 doch an einer eigentlihen Grequirbarfrit folder Senten— 
zen ganz und gar, jelbige erlangten feine Rechtskraft, begründeten Feine actio rei judicatae, 
die Gläubigen wurden lediglich im Gewiſſen dadurch verpflichtet. Ebenfo fehlte ed den etwaigen 
materiellen Rechtsnormen, die Hier im Unterfchiede vom Römiſchen Rechte zur Geltung kom— 
men mochten, an jeder Erzwingbarfeit, und damit an derjenigen Gigenfhaft, die allein erft 
den Gharafter des Rechts begründet. Mit der Meception des Chriſtenthums durd den Staat 
bildete jich dann allerdings eine wirkliche geiſtliche Jurisdiction aus, deren Competenz fi ſogar 
auf alle möglichen Nechtäftreitigkeiten erſtrecken follte, falld nur die Parteien von beiden Seiten 

> her darüber einverftanden waren, ja die eine Zeit lang jelbft dann begründet fein follte, wenn 
nur die eine Partei darauf beftände, wie ja überhaupt nah Römiſchem Rechte vielfah auf 
arbitri conpromittirt werben fonnte, und damals gewiß noch viele heidniſche Richter in den 
weltlichen Gerichten jagen, von denen eine gewiffe Parteilichfeit befürchtet werden mochte. Es 
fand ſich außerbem bereits, abgejehen von jeder Parteienwillfür, für gewiſſe Sachen wegen ihrer 
innern Beihaffenheit die Competenz des geiftlihen Gerichts begründet, nämlich einerfeits für 
ſolche, die mit der Xehre und den Saframenten zufanımenhingen, wie namentlich in gewiſſem 
Umfange die Ehejahen und fodann für einige direct gegen ven kirchlichen Beſtand gerichtete 
Verbrechen, wie Ketzerei, Apoftafie und Schisma. Was endlich die Gerichtsbarkeit hinſicht— 
lich des Klerus betrifft, jo waren bezüglich der Givilfahen Broceffe zwifchen Geiftlihen immer 
ſchon zur bifchöflihen Gompetenz gerechnet worden, während ein eigentlidhes privilegium fori 
den Geiftlichen erft durch Juftinian zu Theil wurde, ſodaß ein Geiſtlicher von da an, ohne Rück⸗ 
fiht darauf zu nehmen, wer Kläger war, immer nur vor dem geiftlichen Gericht belangt werden 

konnte. Hinfihtlih der Eriminalfadhen der Geiftlichen hatte die Gefepgebung geihwanft, indem 

durch Konftantin zwar die ſchwerern Verbrechen zur Aburtheilung bei den weltlichen Gerichten 
belafien, die leihtern aber allerdings zur bifhöflidyen Gognition vermwielen waren, während da— 
gegen Juftinian die ausnahmslofe Gompetenz des weltlichen Richters wiederherftellte und nur 
beftimmte, daß die Uinterfuhung in gewiffen Fällen vor dem Biſchofe geführt werben folle. 
Jedenfalls waren nun aber dieſe geifllihen Gerichte, entſprechend der ganzen Stellung von 
Staat und Kirche in vamaliger Zeit, der oberfien Staatsgewalt völlig unterworfen, an die auch 
von ihnen appellirt werben konnte. Und um fo weniger waren daher die kirchlichen Organe 
damals im Stande, für das in den kirchlichen Gerichten zur Anwendung kommende Recht neue 
Normen einzuführen; die Synoden in damaliger Zeit haben ſich mit vergleichen nicht befaßt; 
mo Neuerungen nothiwendig waren, find fie ganz auf den gewöhnlichen Wege ftaatlicher Ge: 
feggebung zur Durchführung gebradit. 

Es verhielt fi in allen diefen Beziehungen im Frankenreiche nicht viel anderd. Die Eivil- 
gerihtöbarfeit der Kirche wurde durch die Verwerfung der auf dem Wege des Compromifſes 
herbeigeführten Gompetenz bedeutend eingefchränft, die Strafgerichtöbarfeit dagegen bei der 
Unvolltommenheit, in der fi dad germanifche Strafrecht und Strafverfahren damals befand, 
durch die Einführung ber kirchlichen Sendgerichte bedeutend erweitert, indem die Kirche auf 
diefe Weiſe alle möglichen Verbrechen und Vergehen, auch wenn fie bereitö durch die flaatlihen 
Drgane abgeurtheilt waren, zur weitern Ahndung vor ihre Gerichte zog; und was enblid die 
Gompetenz hinfihtlih der Geiſtlichen betrifft, fo blieb für Civilſachen ver Geiſtlichen unterein= 


2) Eichhorn, Deutfche Staats und Rechtegefchichte, Bb. I, $. 105 fg., 162 fg., 181 fa.; Bo. II, 
$. 317, 820 fg. Derfelbe, Grundfäge des Kirchenrechte, II, 67 fg. Unger, Die altdeutfche Gerichte: 
verfaſſung (Göttingen 1842), S. 380 fg. Iacobfon, Über geiflliche Gerichtsbarfeit, in MWeisfe, Rechte: 
lerifon (Xeirzig 1844), IV, 581 fg., 644 9. Dove, De jurisdietionis ecclesiasticae apud Germa- 
nos Gallosque progressu (Berlin 1855). 
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ander die Gomipetenz des geiftlichen Gerichts auch hier beftehen, während für die Givilftreitig- 
keiten zwiſchen Geiftlihen und Laien nad manden Schwanfungen durd Karl den Großen ge: 
miſchte Gerichte eingeführt wurden; endlid die Strafſachen der Geiftlihen unterlagen zwar 
anfangd ganz allgemein der Competenz der weltlichen Gerichte, bid dann zu Anfang des 
7. Jahrhunderts gemifchte Gerichte eingeführt wurden, im Kaufe ded 8. Jahrhunderts aber ein 
foͤrmliches privilegium fori ſich ausbildete. Auch hier waren num aber dieſe geiftlihen Berichte, 
wiederum, in völliger Übereinftimnung mit dem allgemeinen Verhältniffe von Staat und 
Kirde auf dem Boden des Franfenreihd, ganz der oberften fränfifchen Staatsgewalt unter: 
mworfen, ſodaß biefelben ihre Berechtigung vom Könige abzuleiten hatten, wie denn auch dem: 
gemäß der Inftanzenzug von ihnen an bie curia regis ging und felbft hinfichtlich ver Sendgerichte 
son jeiten des Königs eine Fräftige Aufficht geübt wurde. Demgemäß ging aud) die Emana— 
tion der Nedgtönormen, die in den geiftlichen Gerichten zur Anwendung famen, während ver 
ganzen frän kiſchen Zeit nur auf flaatlihem Boden und durch ſtaatliche Organe vor fi, nicht 
aber auf kir chlichem Boden und durch firhliche Organe. Es fehlte für letzteres ſchon an ven 
Votausſetzungen; denn eine eigentliche Unterorbnung unter den päpftlichen Stuhl hatte noch 
nicht ſtatt, Fränfifche Provinzialſynoden aber, die ſich allerdings währenn des 6. Jahrhunderts 
nod erhalten Hatten, famen in der Kolge außer Gebrauch, und wenn fpater in der Zeit nad 
Bonifacius Die Ausprüde Eoneilien oder Synoden wiederum vorkommen, fo beziehen ſich die— 
felben noch lediglich auf die gewöhnliche fränkiſche Reihsverfammlung, die namentlich dann fo 
genannt zu werben pflegt, wenn vorzugsweiſe Firchliche Angelegenheiten auf derſelben geord— 
net wurden. 3) Auf diefen Reichstagen find dann eben auch Befchlüffe gefaßt worden, die für die 
Rechtsanwendung in den geiftlihen Gerichten maßgebend waren; dieſe Rechtöbildung ging alfo 
in ver Form von Gapitularien und nit in der Form von Canones vor ih; ein Kanoniſches 
Recht in dem von und angenommenen Sinne gab es noch nicht. Es ift allerdings richtig, daß 
bei ſolchen Feſtſetzungen häufig ein gemifler materieller Einfluß ver auf eigentlich kirchlichem 
Boden unter der Pflege der Bäpfte ih bildenden Rechtsnormen zu Tage trat, mie das bei der 
bervorragenden Theilnahme der Biſchöfe an dieſer Rechtsbildung faum anders möglid war; 
indeffen blieben doch auch bedeutende Unterſchiede beftehen, wie z. 8. die Durchführung ver 
kirchlichen Grundfäge über die Eheſcheidung unterblieb ; und ald Karl ver Große den ihm vom 
Bapfte Hadrian überfandten Codex alter Kirchengefege publicirte, da geihah das doch nur aus 
eigener Machtvollkommenheit und außerdem nicht ohne Vornahme wejentliher Veränderun— 
gen, unter denen bie Hinzufügung von 21 neuen Sägen die wichtigſte Ift. 

In den folgenden Jahrhunderten ging nım aber hinſichtlich dieſer Verhältniffe eine große 
Veränderung vor fih. Es dehnte ſich zunächſt die Kompetenz ber geiftlihen Gerichte immer 
weiter aus, namentlich hinfichtlic der Civilgerichtsbarkeit; eine ſolche erſtreckte ſich nicht blos 
auf die eigentlichen causae spirituales, d. h. auf diejenigen Nechtöverhältniffe, die unmittelbar 
mit dem Glauben und der Lehre zufammenbingen, ſondern auch auf foldhe, vie nur in irgend: 
welbem, wenn auch noch fo entfernten Zufanmenhange damit ftanden ; alfo nicht blos diejenigen 
Brocefle gehörten dahin, in denen es fih um den objectiven Beftand ver Ehe handelte, ſondern 
auch die, melde ſich auf die mit der Ehe verbundenen vermögensrechtlichen Verhältniffe bezogen, 
und außerdem alle Rechtöftreitigkeiten, deren Gegenftand ſich auf Batronatrecht, Beneftcial: 
rechte, Zehntſachen u. dgl. bezog. Es gehörten dann ferner vor die geiftlihen Gerichte alle 
Irtamentsangelegenheiten, da die Teftamente weſentlich unter der Einwirfung der Geiſtlichkeit 
ind germaniiche Rechtsleben Eingang gefunden hatten, fovann alle durch einen id befräftigten 
Obligationsverhältniffe, einerlei ob der Eid jelbft in Frage fam, oder ob es fih um das zu 
Grunde liegende Rechtsgeſchäft handelte, was von um fo größerer Bedeutung mar, als die Ab- 
ſchließung der Nechtögefchäfte meift unter der Theilnahme von Geifllichen vor fid ging und 
dieſe nun beftrebt waren, überall ide beizufügen, bis denn zulegt Innocenz IIl., unter Bes 
rufung auf eine befannte Bibelitelle, eine Competenz ver geiftlihen Gerichte in allen Fällen 
behauptete, in denen auf irgendeine Weiſe ein Moment der Sünde vorliege, denn es ſtehe ge— 
Ihrieben, daß wenn ein Bruder gegen den andern fündige, man ji deshalb an die Kirche 
wenden jolle, ſodaß nun wenigſtens theoretifch die Gompetenz ber Kirche eine ſehr umfaſſende 
war, um fo mehr, als hinſichtlich des legten Falls ſchon die einfeitige Behauptung einer 
Partei genügte. Es iſt klar, daß wenn dies wirklich allgemeine Anerkennung gefunden hatte, 





— — 


3) Rettberg, Kirchengeſchichte Deutſchlande, 1, 352 fg.; II, 628 fg. re 
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für die Gerichtöbärkeit des Staats kaum noch irgendein Fall übrig geblieben wäre, denn 
warum follte nicht in jevem beliebigen Procefle jene Partei, der ed darauf ankam, die Sade 
vor die geiftlihen Gerichte zu bringen, in dem Verhalten des andern Theild irgendetwas 
haben finden können, worin man eine fündhafte Handlung fehen fonnte. Eine gleihe Aus— 
dehnung der geiftlichen Gerichtöbarkeit fand nun zwar in Bezug auf Strafſachen nicht ftatt, 
im Gegentheil, die Sendgerichte, melde während der erften Jahrhunderte nad dem Ver— 
fall des Frankenreichs no in ihrer ganzen frühern Bedeutung beftehen geblieben waren, 
weil eben die thatſächlichen Verbältniffe, auf denen fie berubten, ji erhalten hatten, wur= 
ven feit dem 13. Jahrhundert, je mehr die Strafrechtspflege des Staats ſich verbeflerte, 
allmählich beſchränkt; indeſſen immer blieb doch noch eine kirchliche Strafredhtspflege in einem 
bedeutenden Umfange beftehen,, und zahlreiche Verbrechen, namentlich ſolche, die mit der Reli— 
gion und Sittlichkeit in einem oft nur entfernten Zufammenhange ftanden (fogenannte delicta 
ecclesiastica mixta) gehörten zur ausſchließlichen Beurtheilung des geiftlihen Richters. Was 
endlich die Gerichtöbarkeit über die Geiftlihen betrifft, fo hatte man hinſichtlich der Strafſachen 
im ganzen an ber ſchon in ver fränfifchen Zeit gewährten Exemtion feftgehalten ; was dagegen 
die Eivilfachen betrifft, fo waren die durch Karl ven Großen eingeführten gemifchten Gerichte 
fon früh wieder in Wegfall gefommen, und wenn nun aud die Streitfahen der Geiftlihen 
untereinander vor die biſchöflichen Gerichte gezogen wurden, fo hat dagegen Jahrhunderte hin— 
durch ein privilegirte® Forum für Givilfahen, wie ein ſolches für Strafiahen Rechtens war, 
nicht beſtanden; erft auf dem dritten Rateranenfifhen Concil 1179 ift ed der Kirche gelungen, 
diefe Korderung durchzufegen. In demfelben Umfange nun aber, in weldhem auf diefe Weile 
eine kirchliche Gerichtsbarkeit entftand, bildete Die ingwifhen von den Staatögewalten emancipirte 
und in ihrer innern Verfaſſung befeftigte Kirche auf ihrem eigenen Boden ein ſelbſtändiges 
Recht aud, und zwar hing dieſe Rechtsbildung auf das engfte mit der Ausübung der Gerichts— 
barkeit auch infofern zufammen, ald es nur ganz ausnahmäweife abftracte allgemeine Ber: 
orbnungen, fondern regelmäßig Entfcheivungen einzelner Fälle waren; durch welche die Bäpfte, 
ähnlich wie einft die römischen Imperatoren, ihre gefeggebende Gewalt ausübten. 

IV. Der Inhalt des Kanoniſchen Rechts. Obgleich nun aber vemgemäß dad Kano— 
nifche Recht einen fehr weiten Umfang hatte, wie e8 denn auch mit dem Roͤmiſchen Rechte, als 
jus utrumque zujammengefaßt, diefem gleihfam als ebenbürtiger Theil an die Seite gejegt 
wurde, fo fehlt, doch viel, daß in allen jenen Richtungen wirkliche Neubildungen ftattgefunden 
hätten; das Kanoniſche Recht befteht vielmehr weientlih aus Einzelheiten und bildet keines— 
wegs ein abgefchloffenes Ganze, welchem eine felbftändige Bedeutung zufäme; ed enthält haupt— 
fählid nur einzelne Modificationen des Römiſchen und in geringerm Grade auch ded Deutſchen 
Rechts. 

Die wichtigſten verfelben beziehen fi offenbar auf den Proceß, infofern die Kirche nad 
Erlangung einer jelbftändigen Gerichtäbarkeit natürlih vor allen Dingen darauf ausgehen 
mußte, die Form des Verfahrend zu reguliren. Was nun zunädft den Civilproceß betrifft, jo 
befolgte man, feit überhaupt von einem wirklichen Verfahren die Rede fein fonnte, was in den 
erften Zeiten patriarchalifher Einfachheit, wo gerade eine Vernadläffigung aller firengen 
Formen ftattfand, nicht der Fall war®), im großen und ganzen die Grundfäge des Römiſchen 
Rechts; diefelben wurden jedoch im Laufe der folgenden Jahrhunderte in nicht unmwichtigen Be— 
ziehungen theild durch Acte der eigentlichen Gejeggebung, theils dur dad Gewohnheitsrecht 
und die Prarid der Gerichte umgeftaltet, eine Entwidelung, die nicht ausſchließlich auf kirch— 
lihem Boden vor ſich ging, ſondern die auf dent weltlichen Gebiete, namentlih in den Statuten 
italienifher Städte ihr Vorbild fand, bis fie dann zulegt im Laufe des 13. Jahrhunderts ihren 
Abſchluß in den großen theoretifchen Arbeiten fand, die mit ven Verſuchen des Bulgarid und 
Richardus begannen, in Billius und Tancredus Fortfeger fanden und mit Durantid und Jo= 
bannes Andreä enbigten. 5) Der ordo judiciarius, welder auf diefe Weife ſich gebildet hatte, 


4) Feßler, Der Fanonifche Proceß nach feinen pofitiven Grundlagen in feiner älteften Entwidelung 
in der vorjuftinianifchen Periode (Wien 1860). Const, apost,, lib. II, c. 47, 49. 

5) Bethmann: Hollweg, Grundriß zu Vorlefungen über den gemeinen und preußischen Civilproceß 
(dritte Auflage, Bonn 1832), ©. 11 fg. Bergmann, Pillü, Tancredi, Gratiae libri de judieiorum 
ordine (Göttingen 1842), Wunderlich, Joannis Andreae summula de processu judicii (Bafel 
1844). Derfelbe, Anecdota, quae processum civilem spectant. Bulgarus, Damasus, Bonaguida 
(Göttingen 1841). 
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berubte weientli auf einer Durhführung der fogenannten Berhandlungsmarime in extremer 
Einfeitigkeit, wonach alle andern Rüdfihten durch die eine zurüdgebrängt wurden, daß den 
Parteien der freiefte Spielraum zur Geltendmahung ihrer Behauptungen und Anfprüde ge: 

währt werben jolle; ed hängt damit zufammen die Aufftellung einer großen Reihe weit ausein= 
ander liegender Termine, vielfacher äußerliher Solennitäten, der Mangel jeder Eventual— 
marime, fodaß feine Barteihandlung früher gefordert wurde, ald bis die Gewißheit ihrer prä- 
fenten Wirkſamkeit und Nothwendigkeit gegeben war; es hängt damit ferner in gewiffer Weife 
jene Umgeftaltung zuſammen, die der Litiöconteftation im kanoniſchen Civilproceß zu Theil ge: 
worden ift, und die weſentlich darin bejteht, daß ein eigener Act nothwendig war, in weldem 
unter richterlicger Leitung von beiden Parteien die Einlaffung in den Streit oder der gegen= 
jeitige Wille erklärt werden mußte, wonad die auf Gondemnation des Beklagten gerichtete In= 
tention des Klägers, alfo ver Klageanipruc der richterlihen Gognition unterworfen werben 
ſollte; erft wenn das gejhehen war, fonnte zur Beweisaufnahme und zum Endurtheil gefhritten 
werden; und ed war dad um fo wichtiger, als der Beklagte diefen Act durchaus nicht vorzu= 
nehmen brauchte, jolange er noch irgendwelche dilatorifche Einreden hatte, ja zu welchem er 
direct überhaupt nicht, jondern nur auf dem LImmege eines Gontumacialverfahrend gezwungen 
werden konnte, welches legtere nur dann einen wirffamen Erfolg hatte, wenn Güter des Be: 
Hagten der Jurisdiction unterworfen waren, da die Ungehorfamäftrafe wenigftend regelmäßig 
nur in einer missio in bona deftand; es war dann ferner, nachdem auf erfolgte Ableiftung des 
Galumnieneides ein artikulirtes Pofitionalverfahren flattgefunden hatte, bevor ed zu einem 
gültigen Urtheile fommen Eonnte, nochmals eine feierlihe Parteihandlung, die fogenannte Eon: 
elufion nöthig, deren Vornahme wiederum ganz der Willkür der Parteien anheimgegeben war, 
die beim Mangel jeder Proceßverjährung recht gut ind Unendliche fortverhandeln fonnten, und 
nur darin gab ed eine legale Schranfe, daß wenn die eine Partei concludirt hatte und die andere 
gar nichts Neues mehr vorbradte, nah Ablauf mehrerer Friſten eine richterliche Gonclufion 
eintreten fonnte. Auch die Urtheildpublication endlich ift noch mit fehr fonderbaren, bei Strafe 
der Nichtigkeit einzubaltenden Formalitäten umgeben, unter denen namentlich das im miöver: 
ftändlihen Aniäluf an eine römifhe Stelle entftandene Erfordernif, wonach der Richter das 
Urteil jigend abgeben joll, hervorzuheben ift; die Gloffe Hat ſich nicht entgehen laſſen, — 
caſuiſtiſchen Scharffinn an dieſer Beſtimmung ind Licht zu ſetzen. 
Es kann nicht wunder nehmen, daß allmählich auch wieder ein Bedürfniß zur Abkürzung * 

ſes weitläufigen Verfahrens ſich herausſtellte, und bereits ſeit Alexander III. (1169 —81) hatten 
die Bäpfte für einzelne Fälle Abweichungen von dieſem Proceßgang geftattet, indem fie in ihren 
Inftructionen an einzelne judices delegati ein simplieiter et de plano, sine figura judicii, abs- 
quejudiciorum et advocatorum strepitu procedere verordneten. Indeß ed entſtanden nun aller: 
band Zweifel über die nähere Beſchaffenheit dieſes formell abgefürzten Berfahrens. Um dieſe zu 
beſeitigen, erihien dann die berühmte Decretale Clemens' V. vom Jahre 1305, die fogenannte 
Clementina Saepe (c.2 de V. 8. in Clem. 5, 11), die dann noch weiter ergänzt wurbe durch 
die andere Decretale jenes Papftes, ded fogenannten Clementina Dispendiosum vom Jahre 
1313 (c. 2 de judiciis inClem. 2, 1). In jener erften ift das Berfahren felbjt genau angegeben, 
in diefer legtern find die Fälle aufgeführt, in denen died Verfahren Anwendung finden foll. 
Die Beihleunigungsmaßregeln ver Clementina Saepe beziehen fih nun, abgefehen von der 
Berminderung der zahlreihen Termine und des Nachlaſſes mander geringern Bormalitäten, 
beſonders darauf, daß jowol hinfichtlich der Litisconteftation ald der Concluſion die biäherige 
Parteienwillfür befeitigt wurde, und indem num der Richter die Befugniß gewann, aud ohne 
Bornabme einer eigentlichen Ritidconteftation zur Unterfuhung der merita causae zu ſchreiten, 
fo lag darin in That und Wahrheit die Einführung der Eventualmarime, indem der Beklagte 
nun gezwungen war, alle feine peremtorifhen und dilatoriſchen Einreden gleichzeitig anzu— 
bringen. Es wurde alſo überhaupt das Officialprincip, eine proceßleitende Thätigkeit des 
Richters, in gewiſſen Grenzen eingeführt und es trat nun das ſo abgekürzte Verfahren als 
außerordentliches, oder wie man ed ſehr bald nannte, ſummariſches neben dad Verfahren des 
alten ordo judiciorum. Es konnte aber nicht fehlen, daß nicht einerfeitd auf den Wege der 
Vereinfahung und Abkürzung des Verfahrens in der Richtung der Clementina Saepe noch 
weiter gegangen wurde, wie denn 3. B. das Pofitionalverfahren und der allgemeine Galum: 
nieneid allmählih in Abgang gefommen find, während dann andererfeitd dies abgefürzte 
Broceßſyſtem das alte ordentliche Verfahren immermehr verdrängte und fo zur Grundlage 

des modernen ordentlihen Proceſſes geworden ift, dagegen mit dem heutigen fogenannten 
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auferorbdentlichen Proceſſe, wie das neuerdings glänzend dargerban worden ift, nicht dad Min— 
defte zu thun hat. ©) 

Im übrigen folgte dann ver kanoniſche Civilproceß im großen und ganzen, namentlich 
auch hinſichtlich des Beweisverfahrens nah römiſch-rechtlichen Grunpfägen ; unter den Fällen, 
in denen eine Umbildung des römifchen Proceßrechts zu Gunften eigenthümlicher kirchlicher Ge— 
ſichtspunkte ftattgefunden hat, möchte nur noch die gänzlich veränderte Stellung der Eides⸗ 
delation hervorzuheben fein, die nah Römiſchem Recht principaled Beweismittel war, die 
aber im Kanoniſchen Redt, wie man nach ver Beichaffenbeit ver Quellen, der Doctrin und der 
ung erhaltenen praftifchen Fälle annehmen muß, entweder gar nicht oder doch nur äußerft felten 
vorfam; und zwar ſcheint ein doppelter Grund dafür maßgebend getvefen zu fein, auf ber einen 
Seite die allgemeine Abneigung der Kirche gegen den häufigen Gebraud des Eides überhaupt, 
und fodann die eigenthümliche Natur der zur Gompetenz der geiftlihen Gerichte gehörenven 
Mectöftreitigfeiten, von denen wenigſtens viele der freien Verfügung der Barteien, einem be= 
liebigen Transigiren nicht überlaffen werben fonnten, und formale Beweismittel gegenüber ber 
im öffentlichen Intereffe zu erſtrebenden materiellen Gemwißheit zurüdtreten mußten. Es iſt dann 
zwar richtig, daß viele andere vor die geiftlihen Gerichte gehörigen Proceffe einen ſolchen Cha— 
rafter nicht hatten ; indep es handelte fih au, wie. mir ſcheint, keineswegs um eine völlige Beſei— 
tigung der Eideödelation, indem in ſolchen Fällen, wo durd andere Mittel der Beweis bereits 
bis zu einem gewiffen Punkte erbraht war, unter Billigung des Richters eine Zufhiebung in 
der That fattfinden fonnte; und in dieſem Umfange möchte die ganze Erſcheinung vollſtändig 
durd die angegebenen Geſichtspunkte erklärt werben können; intereffant würden weitere Unter: 
juhungen darüber fein, wie man fi die Entftebung unfers heutigen Rechtszuſtandes zu er— 
flären bat. 7) 

Was fodann den kanoniſchen Strafproceh betrifft, jo galt hier urſprünglich im engften 
Anſchluß an das Römiſche Recht ver Grundfag, daß ein wirkliches Strafverfahren nur auf 
Grund einer Privatanklage flattfinden könne, die ganz auf die gewöhnliche Weife bewiefen 
werden müffe, und dieſer Orundfag eines reinen Accufationsprocefled in den firdlichen Ge— 
richten erhielt ih dann in den folgenden Jahrhunderten un jo mehr, ald auch die Rechtsge— 
wohnheit der germanifchen Völker völlig damit übereinftimmte. Indeß daneben machte fi 
doch auch allmählich ein Verfahren von Amts megen geltend; ed gehört dahin namentlich der 
Fall der fogenannten infamatio oder wie fie auch genannt wirb mala fama, infamia, diffamatio, 
suspicio, worunter man ein allgemeine8 over glaubwürdiges Gerücht verftand, welches je: 
mand einer unerlaubten Handlung beihuldigte. Es bezog ſich das anfangs hauptſächlich nur 
auf Geiftlihe, um die lucida sacerdotiüi dignitas aufrecht zu erhalten, und ed ſcheint jogar als 
ob das auf Grund einer foldhen diffamatio angeftellte Verfahren lediglich eine visciplinare, 
nicht aber eine eigentlich firafrechtliche Bedeutung gehabt habe, ſodaß nur auf eine Sudpenfion, 
nicht aber auf eine weitere Strafe habe erfannt werden fünnen; in der Folge jedoch verlor fich 
diefe befchränkte Bedeutung des Diffamationdverfahrend immermehr, und es bot ih nun na= 
mentlid in den Senpgerichten ein bequemes Mittel zur Anwendung deffelben auch auf die Laien 
dar, indem bier ex officio eine Erforihung der offenfundigen Verbrechen und des böfen Leu— 
munds angeftellt wurde: wenn anfangs die Verpflichtung zu einer derartigen Anzeige we: 
fentlich auf die Geiftlichen befhränft geiwelen war, fo wurden aldbald glaubwürnige Männer 
aus jeder Gemeinde vom Bifchofe vereidigt, um auf gewiffe, ein für allemal feftgeftellte Fragen 
Antwort zu ertheilen. Etwas Befondered lag dabei weientlid nur in der Einleitung des Ber: 
fahrens, und namentlich hinſichtlich des Beweisverfahrend galten ganz die in dem germanifchen 
Accuſationsproceſſe ausgebildeten Rechtsregeln, wonach jeve Klage durch den Reinigungseid 
mit Gidhelfern over durch Gottesurtheile zurüdgewiefen werden fonnte, fo fehr aud die Kirche 
fih anfangs dagegen gefträubt hatte, ven Reinigungseid und noch mehr die Eidhelfer, nament— 
lich Hinfichtlich der Geiftlicden, in Anwendung zu bringen. Das Verfahren von Amts wegen 
ift dann endlich unter vem Namen des Inquiſitionsproceſſes zur regelmäßigen Procedur in ven 
kirchlichen Gerichten infolge ber großen Reformen Innocenz’ III. erhoben worden, der für den 
Griminalproceß eine ähnliche epochemachende Bedeutung gehabt hat, wie hundert Jahre nad 
ihm Glemend V. für den Givilproceh. Die änhere Beranlaflung dazu lag zunähft in dem 


— [4 
6) Briegleb, Einleitung in die Theorie der fummarifchen Proceſſe (Keipzig 1859), S. 15— 108, 
7) Hinfchius, Beiträge zur Lehre von ber Eidesdelation mit beionderer Hicdkcht auf das Kanoni— 
ſche Recht (Berlin 1860). 
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Wunſche, eine jhärfere disciplinarifche Aufſicht über die Geiftlichen, befonders höhern Ranges 
zu üben, wie es denn anfangs beinahe den Anfchein hat, ald ob das ganze Verfahren nur gegen 
Geiſtliche eingeführt wäre; hinfichtlich diefer war aber eine fhärfere Aufjicht und ftrengere Be- 
firafung der Vergehen um fo mehr nöthig, ald, abgefehen von der herrſchenden Sittenverberbniß, 
bie Tendenz gerade damals darauf gerichtet war, die Geiſtlichen ganz der weltlichen Jurisdiction 
zu entzieben und nun body jedenfalls eine ſichere Methode zu ihrer Verfolgung und Beftrafung 
aufgeftellt werden mußte. Es wurde num aber nicht blos auf diefe Weife die Verfolgung eines 
kirchlichen Verbrechens und Vergebens mehr wie bisher dem Zufall und der Willkür entrüdt, 
fondern es fand nun zugleich eine Veränderung binfichtli ver Beweismittel ftatt, wonach es 
nur ganz ausnahmsweiſe und nur auf Grund richterlicher Verfügung, wenn nämlich die In— 
quifition zu feinen weitern Ergebnifjen führte, als höchſtens vie Berüchtigung noch mehr zu 
conftatiren, zur Ableiftung eines Reinigungseides fam, bei dem aber feine Eidhelfer zugelaffen 
wurden; die Gottedurtheile wurden auf demſelben vierten Zateranenfifhen Concil von 1215, 
wo Der Inquifitionsproceß eigentlich erſt förmlich eingeführt wurde, für gänzlich unzuläffig er: 
klärt, nachdem die Päpfte fih ſchon früher vergebens vielfah bemüht hatten, diefelben wenig: 
ſtens auf dem kirchlichen Gebiete außer Wirkſamkeit zu jegen. Die hauptſächlichen Grundfäge 
diefed inquifltorifchen Verfahrens waren dann aber folgende. Dafielbe kann nur angeftellt 
werden, wern wirklich eine diffamatio vorausgegangen ift. Darüber ift jedeömal eine präjus 
diciele Gognition nothwendig; ed genügt nicht, daß heimlich ein libellus infamationis einge— 
reicht iſt, oder daß zwei oder drei jemand. ald infamatus angeben, das Gerücht muß vielmehr 
öffentlich verbreitet fein und von befonnenen, ehrenwerthen Menſchen herrühren. Zur Inqui— 
fition it regelmäßig nur der ordentliche geiftliche Richter, alfo in ven meiften Fällen ver Biſchof 
befugt, der ih an den Drt begeben muß, wo bie Unterſuchung zu führen ift; dem Angeichul: 
digten, der perſönlich gegenwärtig fein muß, und gegen den in der Abwejenheit nur dann, 
wenn er auf ergangene Einladung nicht erfchienen ift, ein Verfahren eingeleitet werden kann, 
mühen vor allen die Anklagepunkte, um die es fich handelt, vorgelegt werden, und zwar Dürfen 
diejelben ſich nur auf diejenigen Gegenftände beziehen, hinſichtlich deren ſich wirklich eine Be: 
rüchtigung ergeben hat; auch jind dem Angejchuldigten die Namen und Ausfagen der abge: 
börten Zeugen mitzutheilen, gegen bie alle möglihen Einwendungen gemacht werden können, 
wie denn überhaupt bad Recht ver Vertheidigung völlig frei und unbefchränft ift. Bon irgend: 
welcher Heimlichfeit ift vollends feine Rede, und die Tortur war dem Kanoniſchen Rechte da— 
mals fremd; endlich fonnte eine Inquifition nie zu einer vollen Strafe führen, und im Falle der 
Gonrurrenz hatte das accufatorifche Verfahren den Vorrang. Auf eine umfaffendere Darftels 
lung des fanonifhen Strafverfabrend, namentlich auf eine genauere Schilderung der weitern 
Procedurarten, der denunciatio, exceptio und notoria, näher einzugeben, müſſen wir und 
bier verfagen. 8) 

Wir wenden und zu den Eigenthümlichkeiten des Fanonifchen Privatrechts, undtreffen da zu— 
nächſt aufeinetiefgreifende Umgeftaltung ver römifch:redtlihen Orundfäge über ven Befig. Zıvar 
der Begriff des Befiges ift im Kanoniſchen Rechte nicht verändert, derfelbe bezieht ſich auch bier 
nur auf Eigenthum und Rechte an fremden Sachen, nicht aber, wie man häufig behauptet hat, 
auch auf Familienrecht und Obligationdverhältniffe; es hat lediglich im Geiſte des Römifcen 
Rechts eine Ausdehnung des Begriffd auf Gegenftände ftattgefunden, auf die ihn aud die 
Römer ſchon bezogen haben würden, wenn fie diefelben gekannt hätten, nämlich auf jene durch 
bie Berfaffung der riftlichen Kirche und der europäifchen Staaten entſtandenen Gerechtſame, 
bie wie Die Dideefanrechte, Zehntrechte, weltliche Gerichtöbarfeiten und Regalien mit dem Grund 
und Boden, nad mittelalterlih:germanifchen Anfhauungen eng zufammenbingen. Dagegen 
hinſichtlich der Wirkungen des Veſitzes iſt eine wefentliche Veränderung durch das Kanoniſche 
Recht allerdings herbeigeführt worden. Die früher allgemein herrſchende Annahme freilich, 
wonach diefe limgeftaltung in ihren Anfängen bereitö in die Zeiten vor den Pſeudo-Iſido— 
riſchen Decretalen binaufreihen follte, ift durch neuere außerordentlich jcharffinnige und 
grümbliche Unterfuhungen als völlig widerlegt zu betrachten; es hat jih vielmehr ergeben, 
daß gerade Died zu den Neuerungen gehört, welde durch die Pſeudo-Iſidoriſche Fälſchung 
ins firdpliche Rechtsleben eingeführt worden find, und die fogar mit der eigentlichen Ten: 


8) Diener, Beiträge zur Geſchichte des Inquifitionsprocefies und ber Gejchiworenengerichte (Leip— 
#4 1827), S. 16—78. Hildebrand, Die purgatio canonica und vulgaris (Münden 1841). ‘Me: 
liter, Über kanoniſches @erichtsverfahren gegen Klerifer (Mainz 1856). 
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denz Pſeudo-Iſidor's, Anklagen gegen Biſchoͤfe nicht blos dem weltlichen Arme zu entzie= 
hen, fondern diefelben überhaupt möglihft zu verhindern, eng zufammenhängen. Es 
wurbe nämlich durch Pſeudo-Iſidor verorbnet, daß die auf irgenbeine unrechtmäßige Weife 
in ihrem Befige beeinträchtigten Bifchöfe einem Anklageverfahren fo lange nicht zu unter= 
werfen fein follten, bis ihnen eine völlige Reftitution gewährt fein würbe, und es bat 
fogar ven Anſchein, ald ob ſowol die Siftirung des Procefled ald auch die Reftitution des Be— 
figed von Amts wegen ohne eine befondere Geltendmachung der Spoliation hätte erfolgen 
müffen; dabei fcheint e8 ferner nicht darauf angefommen zu fein, ob ed fih um Eigenthum, 
titulirten Befig, einfachen Befig oder bloße Detention handelte, da dieſe Unterſchiede dem 
Bälfcher jelbft offenbar nicht Elar waren, diefer vielmehr den Ausdruck possessiones ganz im 
Sinne von „Befigungen‘ gebraudt: und ganz gleichgültig war es endlich, wer die Anklage er= 
hoben hatte, auf welches Verbrechen diejelbe gerichtet war, namentlich ob fie mit ver Spoliation 
irgendwie conner war, wer die weggenommenen Sachen und wie er biefelben, ob er fie etwa im 
guten Glauben bejaß. Indem nun diefe Grundſätze aus der Pſeudo-Iſidotiſchen in alle fpätern 
Sammlungen, namentlich in dad Decret Gratian’s übergegangen find, fo fand doch allmählich 
eine bedeutende Ausdehnung derjelben ſowol hinfichtlich der Sachen als der Perfonen ftatt, die ſich 
freilich dem Wortlaute nad auch ſchon bei Pfeudo: Jfivor findet; ed wurde jene Wirfung des 
Beſitzes einerfeitd auf Laien erſtreckt und andererſeits auch auf Givilfachen ausgedehnt. Damit 
bing nun aber wiederum eine bedeutende Umgeftaltung zufammen, bie ihren völligen Abſchluß 
in den Zeiten Innocenz’ III. erreihte. Ginmal nämlid wurde die exceptio spolii zu einer 
wahren Exception, die aber, was urſprünglich nicht erforderlich gewefen war, ausdrücklich vor— 
gebradt werden mußte, und deren wejentlicher Zwed nicht mehr wie früher auf eine volle 
MWiedererlangung ded Befiged gerichtet war; außerdem wurde aber die Reftitution von der 
Erception getrennt und angenommen, daß die Exception lediglich eine procehablehnende Bes 
deutung babe, und die Reftitution nicht von Amts wegen eintrete, fondern nur durch Anftellung 
einer eigenen Klage erlangt werben fünne. Demgemäß kann nun die fogenannte Exceptio 
spolii in allen Civil- und Griminalfadhen von einem jeden geltend gemacht werden, ber auf 
irgendeine ungeredhte, wenn auch nicht gewaltfame Weife feines Bejiges beraubt wurde, mochte 
dieſer Bejig aud nur die Natur einer bloßen Detention haben, und zwar kann diejelbe in Cri— 
minalſachen gegen jeden Ankläger geltenv gemacht werben, einerlei ob er die Spoliation felbft 
vollführt hat oder nicht, in Eivilfahen dagegen nur gegen ven Spoliator felbft, höchſtens nad 
der Meinung einiger auch noch gegen einen folhen, von dem der Beklagte die Sache durch ein 
poſſeſſoriſches Rechtömittel zurückfordern fönnte. Der Örund der exceptio spolii ift in Civilſachen 
dad odium spoliantis, in Straffadhen die Rüdfiht auf die Gewährung vollfländiger Verthei— 
digungsmittel, und mit dieſem Iegtern Umftande hängt es denn aud zufammen, daß in Crimi— 
nalfaden das Spolium nicht zu unbeträchtlich fein darf. Die Einrede ift ferner dilatoriſch und 
daher, wie alle Einreden diefer Art, vor der Litisconteftation anzubringen, nach derſelben in 
Gemäßheit der richtigen Anjicht wenigſtens nur dann, wenn die Spoliation erft fpäter geihehen 
ober doch erft jpäter zur Kenntniß des Spoliirten gekommen ift. In Criminalſachen, wenn der 
Beihuldigte mit dem Spolium eines dritten excipirt, kann der Ankläger verlangen, daß dem 
Beihuldigten eine Frift vorgefchrieben werde, innerhalb deren das Interdict anzuftellen ift, und 
nad deren Ablauf die Wirkung der Exception aufhört. Diefelbe ift binnen funfzehn Tagen nad 
der Anbringung zu beweifen ; die bewieſene Exception bewirkt, daß die Klage ceflirt, bis voll- 
fländige Neftitution erfolgt ift. Ausnahmsweiſe foll endlich bei Civilſachen die Exception in dem 
Falle ausgeſchloſſen fein, wenn in ver Klage von dem Rechte oder der Sache einer Kirche, in der 
Erception von dem Rechte einer Privatperſon die Rede ift, oder umgefehrt. Was dann die 
eigentliche Spolienflage betrifft, fo unterfcheidet fich diefe von den gewöhnlichen Mitteln zur 
Wiedererlangung des Beſitzes, namentlich von dem Interdictum de vi vorzugsweife dadurch, 
daß diefelbe auch bei beweglichen, jedenfalls bei unförperlihen Sachen ftatthaft ift, und daß fie 
gegen den dritten unreblihen Bejiger angeftellt werden fann, während es dagegen allerdings 
zweifelhaft ift, ob dad Klagerecht nach der Intention des Kanoniſchen Rechts ohne alle Rückſicht 
auf den juriftifchen Befig des Klägers gilt, und ob fie in regelmäßigen Fällen durch gewaltſame 
Verlegung ded Befiges bedingt ift, oder aber bei jedem unrechtmäßigen Befigverlufte gilt. 9) 


9) Savigny, Das Recht des Befiges (fechste Auflage, Gießen 1837), S. 611 fg. Bruns, Das 
Recht des Befiges im Mittelalter und in der Gegenwart (Tübingen 1848), S. 127—245. Göcke, De 
exceptione spolii (Berlin 1858). Maafen, Aur Dogmengefchichte der Spolienflage, in Beder und 
Muther, Jahrbuch des gemeinen Givilrechte, Sahrg. 1859, I, 227 fa. 
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Ein meiterer wichtiger Punkt ift ſodann das Erforberniß der bona fides hinfichtlich der 
Erigung und Berjährung. Das Römijche Recht forderte befanntlich die bona fides bloß bei 
der Uſucapion und der in ihren Wirfungen damit wefentlich gleichartigen longi temporis prae- 
seriptio, und aud in diefen Bällen nur für den Anfang des Befiges, nicht aber für deſſen Fort: 
fegung; binfichtlih der eigentlichen Klagenverjährung fam das ganze Erforbernig überhaupt 
nicht in Betracht, indem dabei leviglidh auf die Berfäumniß des Klägers geſehen wurde. Nun 
findet fidh zwar im Decrete Gratian’d eine fhon von Auguftin herrührende Stelle (c. 5, C. 34 
qu. 1), worin gefagt wird, daß ber anfangs redliche Befiger durch fpäteres Bewußtſein des 
fremden Rechts ein injustus oder malae fidei possessor werbe, jedoch das ift fhon nad Rö— 
mifchem Rechte wahr, und daraus folgt noch nicht eine Unterbrehung der Verjährung; Gra— 

tian ftellt auch in der That noch denjenigen Zuftand des Rechts dar, melden wir in den 
röm iſchen Duellen finden (Dict. Grat. zuc. 15, C.16, qu. 3). Erſt durch zwei Decretalen 
Alexander’ö II. und Innocenz' III. beide vem Ende des 12. Jahrhunderts angehörig, (c. 5 " 
de praescriptionibus 2, 26 und c. 20 * eod.), ift eine Veränderung dieſer Rechtsgrund⸗ 
läge herbeigeführt worben, und zwar wie in beiden ausdrücklich bemerkt wird, mit Rückſicht auf 
fittliche und religiöfe Gründe; diefe Veränderung bezieht ih nun einmal darauf, daß Die bona 
fides bei der eigentlichen Ufucapion nicht blos im Anfange des Befigeö, fondern während ber 
ganzen Dauer beflelben gefordert wird (in nulla temporis parte rei habeat conscientiam 
alienae); und daß fie ferner in derjelben ftrengen Geftalt auch für die Klagverjährung gefordert 
wird, wo fie dem Römifchen Rechte völlig fremd war; es kann darüber im allgemeinen gar fein 
Zweifel beftehen, denn unter praescriptio muß allerdings jede durch Zeitablauf bewirkte 
Rehtöveränderung und namentlich gerade die eigentliche Klagenverjährung verftanden werben ; 
zweifelhaft ift e8 num aber allerdings, ob ſich dies Erforderniß auf alle Klagen beziehe oder nur 
auf einige; während man allgemein annimmt, daß es fi auf die dinglichen Klagen ohne 
Ausnahme beziehe, jo meinen doch einige, daß hinfichtlih der perfönlichen Klagen daſſelbe 
nur dann in Betracht fomme, wenn es fih um die Neftitution einer unrehtmäßig bejeflenen 
Sache handele und die Klage auf Rüdgabe diefed Beſitzes gerichtet ift, alfo in den Bällen der 
actio commodati, depositi, locati, daß dagegen bei allen andern perjönlichen Klagen, alfo na= 
mentli im ben Fällen der actio emti, conducti, mandati, pro socio da® Erforberniß cefiire, 
und unreblides Bemußtfein die Klagverjährung nit ausſchließe. Nun ift ja fo viel aller: 
dings ganz richtig, daß das ganze Inftitut der Klagverjährung geradezu bejeitigt fein würde, 
wenn man das Erforderniß der bona fides in jenem weiten Umfange aud auf die Klagen der 
legten Kategorie anwenden wollte, denn alle Schuldner aus Verträgen oder Delicten haben 
wenigſtens im Anfange, ganz feltene Bälle abgerechnet, das beflimmte Bewußtjein ihrer Schuld 
gebabt. Indeſſen die Frage lediglich vom Standpunkte des Kanonifhen Rechts aus betrachtet, 
fo wird man fowol im Hinblid auf die ganz allgemein lautende Wortfaffung jener Stellen, als 
au mit Rückſicht auf das ausdrüdlih angegebene Motiv ſich faum für die Zuläffigkeit einer 
jolden Einihränfung erklären können, und alle Verſuche diefer Art, felbft diejenigen, vie 
von den größten Juriften ausgegangen find, leiden an einer gewiffen Künftlikeit; man muß 
eben das Kanoniſche Recht nicht beſſer machen wollen, wie e8 iſt. 10) 

Man ſchreibt dann häufig dem Kanonifchen Rechte eine der weſentlichſten und tiefein- 
gehendſten Veränderungen zu, durch melde ſich das Heutige Obligationenredht von dem römi- 
ſchen unterfcheidet, infofern nämlih nah Römifhem Rechte ven Verträgen nur eine be: 
ihräntte Klagbarfeit gewährt wurde in Gemäßheit des Unterſchledes von contractus und 
pactum, und einfache pacta flaglo& waren, während es gegenwärtig nur auf Übereinftimmung 
des Willens anfommt, und alle wirfli zu Stande gefommenen Verträge ohne Rüdfiht auf 
die Form Flagbar find. Indeſſen wie früh auch diefe Annahme bereits ſich findet, fo ift doch 
heutzutage allgemein angenommen, daß fle irrig ift, denn der befannte Ausſpruch jener afri- 
kaniſchen Kirchenverfammlung, auf den man fi eigentlich ausfhließlih beruft, um jenen 
Grundfag den Kanoniſchen Rechte zu vindieiren (c. 1 » de pactis 1, 30), hat doch wirklich 
einen völlig verfhiedenen Sinn, indem e8 ſich zwar wol um die Nichterfüllung eines Vertrags, 
nit aber um Nichterfüllung wegen eined Formfehlers, fondern wegen reiner Willfür hans 
delt, ſodaß alfo die Stelle ganz ebenfo lauten würde, wenn ber darin erwähnte Vertrag bie 
Form einer Stipulation gehabt hätte. Jener Sag ſtammt vielmehr aus dem ältern deutſchen 
Rechte, mo feine Entflehung in der That mit dem echt deutfchen Begriffe der Treue zufammen- 





10) Savigny, Syſtem des heutigen Römifchen Rechte, V, 326 fg.; III, 398 fa. 
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hängt, und eben weil derſelbe tief im deutſchen Rechtsbewußtſein begründet war, jo war er 
auch ftarf genug, um gegen die Neception des Nömifhen Rechts fich zu behaupten. 11) 

Dagegen hat dad Kanoniſche Recht in einer andern Beziehung auf das Obligationen: 
recht eingewirft, infofern namlich die dur einen Eid beftärften Verträge unter allen Um— 
ftänden, aud wenn fie font anfechtbar jein würden, aufrecht erhalten werben follen. In 
der Ihat hatte nah Nömiihem Rechte ver einfahe Verſprechungseid eine jolde Bedeutung 
nicht, derjelbe war hier nicht im Stande, eine nova causa obligandi zu begründen, er hatte 
vielmehr nur eine accefforiihe Natur, indem feine Kraft und Wirkung fih ganz und gar 
nad der Natur des zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſes richtete, und ein eidlicher Ver— 
trag in keiner Weife eine größere rechtliche Wirkſamkeit ausübte als ein nicht eidlicher. Den- 
felben Standpunft hatte aud das ältere Deutihe Net, auch hier wurde ein an ſich ungüls 
tiges und rechtswidriges Verſprechen nicht dadurch bindend, daß es eidlich gelobt wurde, man 
brauchte vergleichen vielmehr nicht zu halten, da derjenige, welder ven Eid empfing, ale 
treulos erihien; jo noch nad der Lehre des Sachſenſpiegels (UI, 41, $. 2), währenn aller: 
dings auf den Schwabenjpiegel Die Theorie des Kanoniſchen Rechts bereits eingewirkt bat. 
Danach follte in ven geiftlichen Gerichten jede durch einen Eid befräftigte Verbindlichkeit, wenn 
nur die Erfüllung moralijch erlaubt jei und die Rechte Dritter dadurch nicht verlegt würden, 
durh Anwendung geiftlicher Nechtömittel zur Durhführung gebracht werden; jedenfalls follte 
ed eined ausdrücklichen Ausſpruchs ver Kirche über die Nichtverbinplichkeit eines ſolchen Rechts— 
geihäfts bedürfen. Nun wurbe übrigens aud eine jingulare Stelle des Römiſchen Rechts 
(1.1,C. siadv. vend. 2, 28) in diefem Sinne genommen, und dieje falfche Auslegung wurde 
jogar durch Kaifer Friedrich J. in der „Authentica Sacramenta puberum’ geſetzlich be— 
ſtätigt. 12) 

Endlich ſind dann noch durch das Kanoniſche Recht einige Änderungen hinſichtlich der Teſta— 
mente herbeigeführt, die in Deutſchland anfangs wegen der eigenthümlichen Natur des deutſchen 
Familieurechts unbekannt waren, und erft durch die Bermittelung ver Kirche allmäblih zur An- 
wendung gefommen jind. Dieje Anderungen beziehen fi jevoh, wenn wir von einer Mopifi- 
eation in Bezug auf die Berehnung der Trebellianifhen Quart beim Pflichttheil abjehen, weſent⸗ 
ih nur auf bie Form der Tejtamente, indem man diefe zu vereinfachen beftvebt war und dem— 
gemäß binfichtlich der testamenta ad pias causas zu einer gänzlihen Formloſigkeit gelangte, 
denn bie zwei oder drei Zeugen, bie verlangt werden, find nach der richtigen Anficht Beweis— 
und nicht Solennitätözeugen, während hinſichtlich aller übrigen Teftamente beftimmt wurde, 
daß fie gültig vor dem Pfarrer und zwei Zeugen errichtet werben Eönnten, 1°) 

Wenn wir nun no einen kurzen Blid auf das kanoniſche Strafrecht werfen, „welches in 
einem viel höhern Grade ald das Privatrecht ein auf einem einheitlihen Princip beruhen 
des Ganzes bildet, fo erſcheint nad) den oberſten Grundfägen bes kanoniſchen Strafrechté die 
Verlegung der Rechtsordnung nicht vorzugöweife ald eine Beeinträchtigung der zunächſt da— 
durch betroffenen Individuen, jondern als eine Auflehnung gegen das göttliche Gebot, deren 
Berfolgung deshalb auch weniger Sache eines einzelnen, als eine Öffentliche Angelegenheit ift. 
Demgemäß wird bei der Beftrafung vorzugsweife darauf geliehen, den Schulvigen wieder mit 
Gott zu verföhnen, deffen Zorn auf diefe Weife abzuwenden; bie Strafe richtet ſich mehr nad 
dem verbrecheriſchen Willen des Handelnden, als nach dem äußern Erfolge ſeiner Thätigkeit, 
fie erſcheint als eine Wohlthat, nicht als ein Übel, fie ſoll wahre innerliche Beſſerung herbeis 
führen, es gibt deshalb weder verftümmelnde Strafen noch Todesſtrafe. Im einzelnen unter: 
ſcheidet man die kanoniſchen Strafmittel in poenae medicinales und poenae vindicalivae, und 
verfteht unter den erftern ſolche, die lediglich den Zweck haben, die Beſſerung des Schuldigen her— 
beizuführen und die ihm daber auch nur fo lange auferlegt bleiben, bis er ſich zur Berföhnung 
anbietet, es brauchen auch dieſe Arten der Strafen, die fogenannten Genfuren, nicht in 
jedem einzelnen Falle durch ein bejonderes richterliched Erfenntniß auferlegt zu fein, fondern 


— —— — — — — —— 


11) Savigny, Das Obligationenrecht, I, 231 fg. Stobbe, Zur Geſchichte des deutfchen Vertrags: 
rechts (Reip;ig 1855), ©. 2 fa 

12) Savigny, Syſtem des heutigen Römischen Rechts, VIL, 49. Stobbe, 25 fg. Savigny, Ges 
— des Romiſchen Rechts im Mittelalter, IV, 162. 
- 13) Gans, Das Erbrecht in weltgefchichtlicher Entwidelung (Stuttgart und Tübingen 1829). 
Bering, Römifches Erbrecht in hiſtoriſcher und dogmatifcher Entwichelung (Heidelberg 1861), S. 820 fg. 
Schulte, Über testamenta ad pias causas nach Ranonifchem Recht, in der Beitfchrin für &ivitrecht Be 
Proceß (Meue Folge, Gießen 1851), VIIL, 157— 230. 
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es gibt Fälle, mo dieſelben von felbft plaggreifen, wie derartige Fälle, im ganzen etwa 200, 
wenigitens in der fpätern Zeit namentlih im Sertus, in den Glementinen und ganz beſonders 
im der Bulle In coena Domini vorgejchrieben find; man unterſcheidet danach censurae latae 
und ferendae sententiae; es gehören zu diefer Kategorie von Strafen vorzugsweiſe die Ercom- 
munication, das Interdict, hinſichtlich der Geiftlihen die Suspenfion und einige geringere Arten 
von Bußübungen der verfchiedenften Beichaffenheit. Die poenae vindieativae dagegen find die 
eigentlichen Strafen, durch welde der Bruch der Rechtsordnung an dem Schuldigen geahndet 
werden fol, bie daher ihrer Dauer nach ganz unabhängig von der veränderten Gefinnung deſſel— 
ben jind und wejentlich in Geld, Gefängniß- und Körperftrafe beftehen. 1%) 

Es foll an diefer Stelle auf die einzelnen Verbrechen und Bergehen des Kanoniſchen Rechts, 

obgleich die ſelben mandes Gigenthüntliche darbieten, um jo weniger näher eingegangen werben, 
ald ſich die Gelegenheit dazu noch in einem folgenden Artikel (Kirchenbann, Kirchenzucht) dar: 
bieten wird. Nur hiniichtlih des Verbrechens des Zinswuchers möge noch Folgendes bemerkt 
werben, In demjelben Maße wie bei niedrig entwidelten wirthſchaftlichen Verbältniffen Kapi— 
talverleihungen felten find und ſolche fajt nie zur Betreibung induftrieller Unternehmungen, 
fondern faft nur aus wirklicher Noth nachgeſucht werden, findet jich regelmäßig eine Abneigung 
gegen das Zinfennehmen und vielfach fogar ein ausdrückliches Verbot deſſelben, die Aufftellung 
eines befondern Verbrechens ald Zinswuchers. Wie nundergleichen namentlich auch beiden Juden 
ſtattfand, wo mwenigftend in eineni gewillen Umfange für ven Verkehr ver Juden untereinander 
alles Zinfennehmen unterfagt war, fo bilvete fi ein ſolches Verbot im Anfchluß nicht blos an 
ſolche altteftamentliche, jondern auch an einige neuteftamentliche Stellen (Luc. 6,34 fa. ; Matth. 21, 
22) ſchon früh auf dem Boden der priftlichen Kirche aus, welches ſich freilich urfprünglid nur 
auf Geiftliche bezog, denen bereits auf dem Goncil von Nicäa, 325, alles Zinfennehmen bei 
Straie der Abfegung fireng unterfagt wurde. Inden ſehr bald erklärten fich die Kirchenväter 
gegen das Zinjennehmen überhaupt, wobei es vielleicht, wie Roſcher meint, einigen Einfluß 
geübt haben kann, daß gerade damals das Nömerreich durch die Berherrungen ver Barbaren 
ſchredlich zu verarmen begann, und fomit theilmweife die Zindverhältniffe ver roheften Gultur: 
ſtufe wiederkehtten. Das erite fürmliche Verbot gegen dad Zinfennehmen von feiten der Xaien er— 
folgte fodann durch Bapit Xeo den Großen, 443 (c.7, C. 14 qu. 2); eine firenge Durchfüh— 
rung beffelben ſcheint jedoch in den folgenden Jahrhunderten nicht möglich geweſen zu fein, ob= 
gleich 3. B. Die Gejeggebung Karl's des Groren die Kirche bei diefen Beftrebungen unterftüßte ; 
fie erfolgte erſt ſeit Eude des 12. Jahrhunderts dur eine Reihenfolge von Decretalen Alexan— 
der eill., Innocenz' III., Gregor's X., Clemens’ V., durch welde wirffame Strafen gegen 
die Zuwiverhandelnden feftgefeßt und außerdem die Reftitution ver erhobenen Zinfen verfügt 
wurde, legteres jogar in dem Falle, daß ver Schuldner dem Gläubiger eidlich verſprochen hatte, 
die Zinfen nicht zurückforbern zu wollen. Man wird jedoch nicht jagen dürfen, daß das kanoni— 
ſche Berbot des Zinfennehmend zu irgendeiner Zeit über Die Bedeutung einer blos disciplinaren 
Anordnung, einer Rechtévorſchrift, hinausgegangen und zu einem wirflihen Dogma, einem 
Glaubensartifel geworden fei; man wird ſich namentlich vafür nicht berufen dürfen auf ven 
Urfprung diejed Berbots in der Bibel, denn es ift einzig und allein Sache der in diefem Punkte 
nad Fatholifcher Auffaflung unfehlbaren Kirche, zu declariren, ob irgendeine Rechtsvorſchrift ver 
Bibel die Natur eines göttlichen Rechts habe oder nicht 1°) ; und es muß nun behauptet werden, 
das eine förmliche Declaration der Kirche in dieſem Sinne allerdings nicht erfolgt fei, wenigftend 
liegt das in dem öfters gebrauchten Ausdruck, daß das Zinfennehmen Sünde ſei, deshalb noch 
nicht, weil felbft nad dem Standpunkt des Kanonifhen Rechts nicht jede Sünde auch nothiwen: 
dig ein Verbrechen iſt. (DD. 25,c. 3; DD. 81, 0. 1.) Es hat vemgemäß die Kirche volle Frei: 
heit, dad Verbot, wenn-fie daſſelbe ven veränderten Gulturverhältniffen nicht mehr angemeffen 
balten ſollte, jederzeit abzuſchaffen. übrigens wurde daſſelbe ſelbſt im Mittelalter auf alle Weife 
umgangen, mie fich ja eigene von den Päpſten ſogar gebilligte Rechtsinſtitute dieferhalb aus: 
bildeten, unter benen ver Nentenfauf das Wichtigfte ift, und die ich doch vom eigentlihen Zin: 
ſennehmen fehr wenig unterſcheiden. 16) 


14) Bol. meine Schrift: Die Rechtobildung im Staat und Kirche (Berlin 1861), S. 107— 11T. 

15) Geib, Lehrbuch des Strafrechts (Leipzig 1861), 1, 124— 150. Mejer, De diversitate sum- 
morum poenae principiorum et in jure Romano et apud Gratianum ob viorum (@öttingen 1841). 
@d, De natura poenarum secundum jus canonicum (Berlin 1860). ; 

16) Rofcher, Syſtem der Bolfswirthfchaft (dritte Auflage, Stuttgart und Augsburg 1858), I, 
BB ig, 371 fg. Moy de Sons, Die Wurhergefege und ihre Aufhebung aus dem Standpunfte des Ka: 
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V. Das kanoniſche Rechtsbuch. Wie das Kanonifche Recht ſelbſt urſprünglich im 
Drient fi gebildet hatte, fo entſtanden hier auch die früheſten derartigen Sammlungen; vie 
ganze Reihe derjenigen, welchen des größern Anſehens wegen ein apoftolifcher Urfprung fälſch— 
lich beigelegt wurde, jene pſeudo- apoftolifchen Decretalen, wie man fie nennen fünnte, unter 
denen die Gonstitutiones et Canones Apostolorum, die Ordinatio ecclesiastica, Definitio 
canonica und der Synodus Antiochia& bie widhtigften find. Auf diefen Sammlungen und eini= 
gen andern, die nachher entflanden, ruhen dann diejenigen, welche für das Abendland von 
unmittelbarer Bedeutung geworden find, namentlich die von dem Mönde Dionyfius Exiguus, 
allem Anſchein nad in Rom felbft, zu Ende des 5. und zu Anfang des 6. Jahrhunderts in las 
teinifher Sprache veranftaltete Sammlung, welde lange Zeit die abendländiſche Praris be- 
herrſcht hat, wenn auch daneben in einzelnen Ländern, namentlid in Afrifa und Spanien, all= 
mäblich nod) befondere Sammlungen entftanden; fie wurde mit der Entwidelung des Kirchen 
rechts ſelbſt vervollftändigt und Hatte namentlih in der Geftalt, wie fie von Papft Hadrian I. 
774 an Karl den Großen überfandt worden war, die weitefte Verbreitung. Daneben wurde 
nun aber allmählich eine Sammlung von Bedeutung, welche mit befonderer Rückſicht auf das 
particulare fpanifche Kirchenrecht zu Anfang des 7. Jahrhundertd abgefaßt war, und deren 
Autorihaft man gewöhnlih ohne rechten Grund dem Erzbiſchof Iſidor von Sevilla zuſchreibt. 
Diefe Jfivorifchen Decretalen (Hispana) find denn befanntlih um die Mitte des 9. Jahrhun— 
derts die Grundlage für jene berühmte von einem unbefannten Verfafler herrührende, wahr 
fcheinlih im Weftfranfenreihe entftandene Sammlung geworben, die man damals allgemein 
für eine echt Ifidorifhe Sammlung hielt, und die man dann nad der Entdedung ihrer Unedt: 
beit die Pſeudo-Iſidoriſche Sammlung genannt hat. Infolge des allmahli ſehr angewach— 
jenen kirchlichen Rehtsftoffs nahmen nun aber die Sammlungen jeit vem Ende ded 9. Jahr 
hundert3 einen veränderten Charafter an; wenn e8 bisher genügt hatte, die einzelnen Con— 
cilienſchlüſſe und Decretalen hronologifch aufeinander folgen zu laffen, und nur ganz aus— 
nahmsweiſe in einigen afrifanifhen Sammlungen eine weitere Verarbeitung flattgefunden 
hatte, jo befolgte man von jegt an eine im Orient fhon im Zeitalter Juflinian’8 angewandte 
Methode, wonach einerfeitö eine Ordnung nah Materien verfucht wurde, man ſich aber ande= 
rerſeits darauf befchränfte, die fraglichen Stellen nur ihrem wichtigiten Inhalte nad auszugss 
weife mitzutheilen, Unter den zahlreichen Quellenwerfen viefer Art, die nun im Verlauf 
zweier Jahrhunderte erfhienen, und von denen viele noch immer ungebrudt find, auch mol 
ungedrudt bleiben werden, zeichnen fich beſonders dad Decret des Biſchofs Burchard von Worms 
aus dem Anfang des 11., und das Decret ſowie die Pannormie des Biſchofs Ivo von Ehar— 
tres aud dem Anfang des 12. Jahrhunderts durch ihre weite Verbreitung aus. Diefe genann= 
ten und alle andern ähnlichen Werke wurden dann aber wiederum durch die große Arbeit, welche 
der Gamaldulenjermönd Gratian im Klofter St.-Felix bei Bologna wahrfheinlih auf An— 
trieb des Abts Bernhard v. Clairvaux um die Mitte ded 12. Jahrhunderts unternahm, völlig 
verdrängt. 

Das Decret Gratian's ift nicht blos eine nach Materien georpnete Duellenfammlung , fon= 
dern daffelbe enthält zu gleicher Zeit eine willenfhaftliche Verarbeitung, wie dergleihen noth— 
wendig geworden war, follte der maffenhaft angewachfene Rechtsftoff noch einigermaßen über— 
jehen werben; es handelte fi vor allem darum, die noch fortdauernde Anwenbbarfeit der ein= 
zelnen Stellen zu prüfen, die Folgerungen zu entwideln, die aus den einzelnen Grundſätzen ih 
ergeben, und endlich die Widerfprüche zreifchen den einzelnen Stellen aufzulöfen,, die etwa vor= 
handen waren, mwonad denn befanntlic das ganze Werk eine concordia discordantium ca- 
nonum genannt wurbe. Es bildet auf diefe Weife das Decret Gratian's zu gleicher Zeit einen Ab- 
ſchluß der Quellenſammlungen und einen Anfang der fanoniftifhen Literatur; ed ift die erfte 
wiffenichaftliche Bearbeitung des Kirchenrechts, die fih aber nur wenig zu einer freien Bearbei- 
tung der Quellen erhoben hat, ein Lehrbuch, gleihfam ein Grundriß, in weldyem ber eigent= 
lie Text (Dieta Gratiani) noch fehr zurücktritt Hinter die Quellencitate. Nach einer jelbft ge: 
wählten Ordnung, die in foftematifcher Hinficht fehr unvollfommen ift, ging Gratian dabei 


nonifchen Rechte betrachtet, im Archiv des Fatholifchen Kirchenrecht (Innebrud 1857), I, 321 fg. 
Wild, Was ift Zinswucher? (Münden 1859). Heimbach, Über Zinswucher, in Weisle, Rechte: 
lerifon (Leipzig 1861), XV, 15 fg. Endemann, Die nationalöfonomifchen Grundſätze der Fanonifchen 
Lehre, in Hildebrand’s Jahrbüchern für Nationalöfonomie und Statitif (Jena 1863), Jahrg. 1, 
S. 26—47, 
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zu Werke. Das Ganze zerfällt in drei Theile. Der erfte derſelben ift wiederum in 101 Diflinc- 
tionen abgetheilt, deren jede aus einzelnen canones befteht; jeder Kanon enthält einen be: 
finmten Rechtsſatz mit Angabe ver Duelle; die Benennung und Zählung der 101 Abſchnitte 
fam allerdings erſt Später auf, die Abſchnitte felbft waren aber ſchon durch Gratian bezeichnet; die 
erſte pars handelt zunächſt in einer Art Einleitung (D. 1—26) von der Entftehung des Rechts 
im allgemeinen und den Quellen des Kirchenrechts insbeſondere; es folgte dann die Lehre von 
den kirchlichen Perfonen, ihren Eigenfhaften, Rechten und Pflichten, ihrem Antheil an der Kir: 
Genregierung,, den Beziehungen zwiſchen Staat und Kirde. Im zweiten Theil Handelt es fi 
dann um die Lehre von der Kirchengewalt, hauptſächlich ver kirchlichen Gerichtsbarkeit, Straf: 
recht und Proceß, au das Erbrecht findet dort feine Stelle; die Form der Darftellung ift hier 
aber eine ganz andere ald im eriten Theil. Es liegen nämlich 36 fingirte Rechtsfälle (fogenannte 
causae) dabei zu Grunde; diefelben geben Beranlaffung beftimmte Fragen (quaestiones) auf: 
juwerfen, in deren mehrere jede causa auch äußerlich zerfällt, und deren Beantwortung dann 
dur einzelne canones (Gefegeöftellen) geſchieht; e8 gibt auch einzelne Duäftionen, welche keine 
canones enthalten, weil Gratian in den Duellen feine hierher gehörige Stelle fand und des: 
halb blos eine Dortrin geben konnte. Außerdem befteht noch ein eigenthümliches Verhaͤltniß 
binfitli ver Causa 33, quaestio 3; Gratian handelt dort über die Lehre von der Buße, 
ſieht ih aber, um den gerade hinſichtlich dieſes Gegenftandes fehr reichlich zufließenden Stoff 
einigermaßen zur Überſicht zu bringen, veranlaßt, vie Gintheilung ber erften pars hier mit der 
der zweiten zu combiniren, d. b. die fragliche quaestio 3 noch weiter in Diftinctionen zu zerle: 
gen, ſodaß aus C. 33, qu. 3 gleichſam ein eigener tractatus de poenitentia geworben ift. 
Endlich ver dritte Theil betrifft dann die religiöfen Handlungen, namentlich die Saframente 
und was damit zufammenhängt; er zerfällt in fünf Diftinctionen, deren jede aus canones be: 
Rebt, und gleiht ſomit völlig dem erften Theil, nur daß man bei Gitaten den Zufaß de conse- 
eratione zu machen pflegt. Was die Quellen betrifft, aus denen Gratian feine canones ſchöpft, 
jo it er dabei nicht auf die urfprünglichen zurücgegangen, fondern auf die Duellenfammlun: 
gen feiner Vorgänger, namentlich auf Burharb und Ivo; aus ihnen hat er auch die zahlreich 
im Decret vortommenden Stellen der falfhen Decretalen entlehnt, ein vollftändiger Pfeudo- 
Jidorifher Coder hat ihm dagegen nicht vorgelegen; dad Nömifche Recht nimmt er hier und da 
aus den Juftinianifhen Sammlungen; für Definitionen, Worterflärungen, Lehrmeinungen 
gebraucht er die Kirchenväter und andere Kirchenſchriftſteller, namentlich find aus den Etymolo: 
gien des Iſidor von Sevilla ganze Vartien entnommen. Das Decret Gratian’s erlebte dann an 
der Rechtsſchule von Bologna eine ähnliche Bearbeitung wie die verſchiedenen Theile des Rö— 
milden Rechtsbuchs; namentlich erhielt es auch alsbald eine Gloſſe, die weientlich auf ven Arbeiten 
des Johannes Semecas (Magifter Teutonicus) beruht, der ald Propft von Halberſtadt 1245 
farb, während die legte Rebaction verfelben durch den Bartholomäus von Brescia kurz darauf 
erfolgte; man ging aber in der Bearbeitung des Decrets noch weiter, indem nad dem Vor: 
gange eines der unmittelbaren Schüler des Gratian, Paucapalea, allerhand Zufäge aus dem 
Römiihen Recht und andern Sammlungen gemacht wurden, die vielfach fogar in den Text 
famen, aber doch durch die Überfährift Palea von den urſprünglichen Beftandtheilen ſich unter- 
ſcheiden. Die Zahl derfelben ift nach dem Alter der Handfhrift jehr ungleich, in den gewöhn- 
lihen Ausgaben ſtehen nach dem Texte der correctores Romani 85. Das Decret Gratian’s ift 
nun aber niemals über die Bedeutung einer bloßen Privatarbeit hinaus zu irgendwelcher öffent: 
licher Autorität gelangt; wie daffelbe von Anfang an nicht die Natur eines officiellen Gefeg: 
buchs hatte, fo hat e8 eine folde auch in der Folgezeit nicht gewonnen, und es ift namentlich 
ziemlich allgemein anerfannt, daß die von Gregor XII. veranftaltete Emendation keineswegs 
den Charafter einer Approbation hat, und es alfo für die praftifche Geltung folder Stellen 
einzig und allein in Frage kommt, welche Kraft viefelben an und für ih haben würden, ohne 
ind Deeret aufgenommen zu fein, ſodaß man ſich in der Praxis nie ſchlechthin auf das Decret be- 
tufen, daſſelbe vielmehr ganz und gar umgehen Tann, indem man die betreffende Stelle nad) 
dem Driginalwerke citirt. Heutzutage find übrigens felbft diejenigen Stellen, die an ſich eine 
formelle Autorität haben würben, infofern fie von kirchlicher Autorität herrühren und für bie 
ganze Kirche Geltung haben, meift aufer Gebraud, indem das Recht feit jenen Zeiten fi in 
tiefgebender Weife umgeftaltet hat. Das Decret hat demnach wefentlich nur noch die Bedeu— 
tung einer Ercerptenfammlung für die Gejchichte des Kanonifhen Rechts. | 
So vorzüglih nun aber auch dad Decret Gratian's für die damalige Zeit feinen Zweck er— 
füllte, jo herrfchte doch in der legten Hälfte des 12. und den erften Decennien des 13. Jahrhun— 
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derts eine jo rege Thätigkeit auf dem Gebiete der kirchlichen Geſetzgebung, daß dad Derret ala: 
bald nit mehr audreihte und man genöthigt war, neue Sammlungen zu veranftalten. Die 
wichtigften unter diefen find die fünf fogenannten Compilationes antiquae, die ganz wie dad 
Decret Oratian’d auf der Schule zu Bologna in Gebrauch kamen und gloffirt wurden, ja von 
denen einige fogar (Compil. IH und V) auf ausbrüdlichen Befehl der Päpfte veranftaltet 
wurden. Inden aud auf diefe Weife fonnte dem praftiihen Bedürfniffe noch nicht hinreichend 
genügt werben, und jo fam es auf Befehl Gregor’ IX. unter der Leitung des Kapellans 
und Pönitentiard Raymund v. Pennaforte, der früher jelbft Lehrer des Kanonifhen Rechts in 
Bologna geweſen war, zu jener umfaſſenden Godification des Kanoniſchen Rechts, die dann eine 
dauernde Bedeutung erlangt hat. Die Decretalen Gregor's IX. find nad dem Vorgange ſchon 
ber erften unter ven Compilationes antiquae in fünf Bücher eingetheilt, die wiederum in Titel 
mit gewiſſen Rubriken zerfallen , in denen nad chronologiſcher Reihenfolge die einzelnen päpft: 
lihen Decretalen oder Concilienſchlüſſe ald ebenſo viel capita unter Hinzufügung einer In— 
jeription placirt find, und zwar enthält das erfte Buch nad) voraußgegangener kurzer Einleitung 
über Glauben und Kirchengejege meientli die Lehre von den kirchlichen Amtern; das zweite 
Bud jodann ven Proceß, deilen Prolegomena jedoch ſchon in den legten Titeln des erften Buchs 
gegeben find; das dritte die Vorfchriften über Diseiplin der Geiftlichen, Kirchenpfründen,, Kir— 
hengüter, Parochialrechte, Verhältniffe der Regularen, Patronatrecht, Firdliche Abgaben, 
Gottesdienſt; das vierte das Eherecht, und endlich das fünfte das kirchliche Strafrecht und Straf: 
verfahren, mit Ausnahme der beiden legten Titel dieſes Buchs, die in Nahahmung des römifchen 
Rechtsbuchs die Überſchriften de verborum significationibus und de regulis juris führen. Es 
ſollte nun dieſe Sammlung auf der einen Seite auf das ganze damals geltende Kanoniſche Recht, 
fomweit es nicht bereitd im Decret Gratian's enthalten war, ſich beziehen, während fie nach ber 
andern Seite nur den wejentlichen Inhalt der einzelnen Stüde mit Hinmweglaffung nicht blos 
aller Weitläufigfeiten im Ausdruck, fondern au häufig mit Hinweglaflung der Thatfache, die 
der Entſcheidung zu runde gelegen hatte, enthalten follte; wo etwas ausgelaffen war, wurde 
ed indeß mit den Worten ut infra angezeigt, und diefe weggelaflenen Stüde nannte man fpäter 
partes decisae. Solde Weglaffungen geſchehen übrigens nicht blos der Abkürzung megen, 
ſondern zugleich deshalb, um alle Beziehung auf ven concreten Fall aufzuheben und einen allge= 
meinen Sinn berzuftellen, wie denn mande dieſer Derretalen fogar einen ganz andern Sinn 
befommen haben, al& fie urfprünglid hatten, Manche Decretalen, die verſchiedene Materien 
behandelten, wurden in verſchiedene Stüde zerlegt, einige enpli find von Gregor IX. eigene 
zu dem Zwede erlaften, um Rüden auszufüllen oder Gontroverien zu entſcheiden. Im Gegen- 
jag zu Gratian's Decret führten die Decretalen Gregor's IX. die Bezeihnung Extra, wie ſich 
das namentlich in der Gitationdformel zeigt und ganz einfach als eine Abkürzung von Ertra= 
vaganten (den Novellen des Kanoniſchen Rechts) erflärt; ichon die erfte der Compilationes 
antiquae hieß mit Rüdfiht auf das Decret Breviarium extravagantium, und ähnlich gebraucht 
Gregor IX. den Ausdruck in der Promulgationdbulle vor feiner Decretalenfammlung. Die 
Sammlung jollte übrigens als ein einheitliches Geſetzbuch angefeben werden, ganz fo ale ob es 
in feinen einzelnen Theilen von Gregor IX. jelbft herrührte; auch follten Sammlungen von 
Privatperfonen binfort verboten fein. Die Gloſſe rührt wefentlih von Bernhardus de Botono 
(Parmensis) ber unter Papſt Innocenz II., aus deflen eigener Schrift über die Decretalen man 
che& in diefelbe übergegangen ift. Noch jpäter wurden Summen eingefhaltet. 

Zu der Deeretalenfammlung Gregor's IX. treten dann in der folgenden Zeit noch zwei andere 
- officielle Decretalenfammlungen hinzu; die eine derfelben wurde ausgearbeitet durch Wilhelm 
v. Mandagoto, Biihof von Embrun, Berengar v. Fieboli, Biſchof von Bezierd, und Richard 
v. Siena, Bicefanzler ver römiſchen Kirche, und fodann von Bonifacius VIIE 1298 publicirt; 
es ift das der fogenannte liber sextus, gleichſam das fechöte Buch zu den fünf Büchern der De: 
eretalen Gregor’8 IX., aber auch felbft wieder aus fünf Büchern ganz in derſelben Reihenfolge 
der Materialien beftebend. Dieſe Sammlung enthielt mefentlich die Schlüffe der beiden Generals 
concilien von Lyon, 1245 und 1275, die andere wurbe 1311 durch Clemens V. publicirt, 
oder vielmehr da die Publication damals nur im Gonfiftorium an die Gardinäle erfolgt war, 
1317 vurd Johann XXM. in einer befondern Bulle; es jind dies die fogenannten Glementinen, 
befonders aus den Schlüffen des Concils zu Vienne und aus vielen Dreretalen Clemens' V. be: 
ftehend. Auch ihr legt die Eintheilung der fünf Bücher zu Orundd, die Gloſſe zu beiden Sanım: 
lungen ift von Joannes Andreä aus der erften Hälfte des 14. Jahrhunderte. 

Seit dem Exil von Avignon und dem großen Schlsma iſt es denm zu offiiellen Sammlun: 
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gen der päpfllichen Decretalen überhaupt nicht mehr gefommen, und zwar hat darauf nament⸗ 
lid der Umſtand eingewirkt, daß das ganze biäherige Syſtem der Kirchenverfaffung in Frage 
gefellt wurde, und gegen den Inhalt der Mehrzahl der inzwiſchen erichienenen Ertravaganten 
megen der ertravaganten Borberungen, die darin Hinfichtlih der Pfründenrefervationen und 
dergleihen aufgeftellt wurden, die epiffopaliftiiche Oppofition ſich richtete; gegenüber einer 
jolden Oppofition mochte e8 unthunlich erſcheinen, die Gefammtheit jener Decretalen nohmals 
ausdrücklich ald verpflichtende Normen für die ganze Kirche hinzuftellen. Es ift dann freili 
ipäterbin zu einer Zeit, wo das Papalſyſtem wieder ziemlich auf allen Bunkten zur Anwenpung 
gebradht war, dergleidhen nochmals verſucht worden, indem Gregor XIII. den Plan faßte, in 
Anſchluß an Die Glementinen eine neue authentiſche Sammlung berzuftellen, und aud eine Com: 
miſſion von Garbinälen niedergefegt wurde, um eine folde zu redigiren; ed wurde auch 
wirflih unter dem Pontificat Clemens' VIII. 1588 eine von diejer Commiſſion zu Stande ge: 
bradte Sammlung unter dem Titel: „Liber septimus decretalium Clementis VIII”, gedrudt, 
jedoch noch im legten Augenblid von ver Publication Abſtand genommen und die ganze Auflage 
vernichtet ; man mochte vielleicht fürchten, daß dergleichen doch die Einheit der fatholiichen Kirche 
auf eine zu ſtarke Probe ftellen könnte. 

Wenn ed nun aber auch officielle Sammlungen nicht weiter gibt, jo find doch allerdings 
no& einige Privatjammlungen von Ertravaganten veranftaltet worden; ſchon während des 
ganzen 15. Jahrhunderts waren 20 Extravaganten Johann's XXI. zufammen gloffirt, abge: 
Ihrieben, gedruckt und überhaupt ald ein Ganzes betrachtet, ja in einigen Ausgaben ohne Ort 
und Jahreszahl bereits in 14 Titel vertheilt; ald nun in den erften Jahren des 16. Jahrhun— 
derts die berühmte parifer Ausgabe des kanoniſchen Rechtsbuchs erfchien, jo ließ Johann 
Chappuis, welher befanntlidy zum großen Theil die Herausgabe leitete, nicht bloß jene Sanım- 
lung in der angedeuteten Geftalt darin abdrucken, jondern er ordnete nun aud alle übrigen 
Grtravaganten, die er zufammenbringen konnte, nad der in der officiellen Decretalenfamm: 
lung zu Grunde fliegenden Anordnung der Materien, nur daß er auf das dritte Buch fofort 
dad fünfte folgen laſſen mußte, da er für das Eherecht feinen Stoff vorfand; das Ganze nannte 
er extravagantes communes. Es braucht wol faum bemerkt zu werben, daß den einzelnen Er: 
travaganten durch viele Procedur feine erhöhte Bedeutung beigelegt werden Fonnte; viele 
Sammlungen gehören zum Corpus juris nur im uneigentlihen Sinne, wie ſich das auch in dem 
Gegenfage vom Corpus juris clausum und non clausum ausdrüdt. In dieſes Corpus juris 
canonici non clausum jind dann fogar noch einige andere Stücke aufgenommen, nämlich zu= 
nãchſt der jogenannte Liber septimus decretalium ded Petrus Matthäus, zuerft 1590 zu Leyden 
erſchienen, die Decretalen der Bäpfte Sixtus IV. und Girtus V., aber auch einige ältere enthal: 
tend, jeit 1661 vielfach in die Ausgaben aufgenommen; außerdem dann das „Lehrbuch des Ka- 
noniſchen Rechts“, welches Paul Lancellot, Profeflor in Perugia, nad der Anorbnung des 
roͤmiſchen Inftitutionenfoftems 1563 herausgegeben hatte, und hinfichtlich deſſen Paul V. 1605 
geflattete, daf e8 den Ausgaben des Corpus juris zugefügt werden könne, vielleicht um da= 
durd eine größere Ahnlichkeit mit dem Corpus juris civilis herbeizuführen. In der neuern 
Zeit finden ih wol unter Weglaflung dieſer Stüde das Goneilium zu Trient und andere klei⸗— 
nere Anhänge. 

Was endlich Die Ausgaben des Corpus juris betrifft, fo gibt es bereitö aus dem 15. Jahr: 
hundert zahlreiche Abdrücke einzelner Theile, die zu Rom, Venedig, ganz befonders aber in 
Deutiäland (Mainz, Strasburg, Baſel) herausfamen. Die erfte Ausgabe, in welder plan: 
mäßig alle Theile vereinigt wurden, ift dann eben die jhon erwähnte Parifer, die im Laufe des 
16. Jahrhunderts zahlreihe Nahahmung, namentlih in Lyon durch Hugo a Porta erlebte. 
Allmählich begannen Verfuhe einer Fritiihen Behandlung des Textes; namentlih Demo: 
dates und Contius zeichneten ſich dadurch aus, legterer hat in feiner Ausgabe von 1570 zum 
erfien mal die Partes decisae, foweit fie fih aud ven Compilationes antiquae wiederherftellen 
liegen, in Noten aufgenommen. Epochemachend ift dann aber die Arbeit ver Correctores Romani, 
einer Gongregation von Gardinälen und Gelehrten, die bereit 1563 zur Neviflon des Tertes 
aller Theile des Corpus juris niedergefegt war, und aus deren Unterfuchungen 1582 die be: 
rühmte Editio Romana hervorging. Die Revifion hatte ſich vorzugsweiſe auf dad Decret Gra— 
tan’s bezogen, weil bier eine Abhülfe am dringenpften noth that; die Gorrectoren begnügten 
‘bh nun aber nicht damit, bloß die zahlreichen Fehler der Abjchreiber zu verbeffern, jonbern fie 
widirten Gratian’d Arbeit felbft und berichtigten fie nach den von diefem gebraudten Quellen; 
dinictlich der Decretalen dagegen beſchränkte man fih auf eine rein Fritifche Revifion, und das 
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Refultat war bier gering, die Partes decisae wurden nicht weiter berüdfihtigt. Der auf diefe 
Weiſe feitgeftellte Text fol nun aber nad dem der Ausgabe vorgenrudten Bublicationspatent 
für alle Zeiten unabänderlich bleiben, die Ausgabe joll eben als eine officielle gelten; dadurch 
find jedoch der Wiſſenſchaft, auch nad der Anficht der katholiſchen Kirche, ſelbſt Eeine Schranken 
gezogen, es wird nur der praftifchen Brauchbarkeit einer folhen Ausgabe wegen empfohlen, ven 
officiellen Tert zu runde zu legen und Abweichungen lediglich in den Noten zur Geltung zu brin= 
gen, wie dad namentlich in den vielgebraucten Ausgaben der Gebrüder Pithou oder vielmehr 
Ze Velletier's (Paris 1687) gefcheben ift; und es ift gerade ein Mangel der fonft fo vortrefflihen 
Ausgabe Juſt Henning Böhmer's (Halle 1747), daß die Zugrumdelegung dieſes Textes. hier 
nicht ſtreng durchgeführt ift, während fie fich theild durch eine umfaffende Benugung ber in der 
Zwiſchenzeit and Licht gebrachten Eritiihen Arbeiten, theild Dadurch ausgezeichnet, daß hier zum 
erften mal eine umfaſſende Herftellung ber Partes decisae ſtattgefunden hat, und zwar find die— 
felben in ven Tert aufgenommen, aber durch Gurfivfhrift von dem übrigen Inhalte unterfchieden. 
Die Ausgabe von Richter endlich (Leipzig 1835) hält fi fireng an den römifhen Tert und 
verarbeitet wiederum die unterbeflen angeftellten Unterfuchungen, an denen Richter felbft feinen 
weſentlichen Antheil hat; namentlich die Reftitution der Partes decisae ift fortgefegt. Zu den 
überflüffigften wiffenfhaftlihen Unternehmungen, wenn fie diefen Namen überhaupt verdienen, 
gehören zwei Verſuche, das Corpus juris ind Deutfche zu überfegen, von denen der eine fi nur 
auf die „wichtigften und anwendbarften Theile‘ bezieht (veranftaltet von Schilling und Sin— 
tenid 1834, 2 Bde.), während der andere (von Alerander Lang, 1835) auf eine vollfländige 
Überfegung angelegt war, aber nicht weit gediehen ift. 17) 

VI. Die Reception ded Kanoniſchen Rechts in den weltliden Geridten 
Deutſchlands. An und für fi beſchränkte ich die Geltung des Kanoniſchen Rechts lediglich 
auf die geiftlichen Gerichte, die betreffenden päpftlihen Decretalen waren nur an die Bifchöfe er- 
laſſen, nicht aber an die Fürften und Städte; fie galten in ven geiftlichen Gerichten meift ſchon 
vor ihrer Godification , jedenfall war nad der ausdrüchlichen Erklärung ver Päpfte bei Ema— 
nation der großen Sammlungen in diefer Hinficht alles entfchieven. Die Geltung des Kanoni— 
ſchen Rechts in den geiftlihen Gerichtöhöfen war auch nicht etwa auf Deutſchland eingeihränft, 
wo allerdings wegen der ungeorbneten flaatlihen Zuftände die Ausdehnung der geiftlihen Gom-= 
petenz bejonders groß war, fondern ed Fam auch in den geiftlihen Gerichten der übrigen Länder, 
namentlid in England zur Anwendung. Während es nun aber anderswo, namentlich in Eng: 
land, bei einer Geltung des Kanonifhen Rechts in diefen Grenzen blieb, indem hier die Ge- 
richtshöfe des gemeinen Rechts, vie großen Reichsgerichte ftetd vor der Anwendung frem- 
der Rechtögrundfäge jih bewahrt, dagegen eine wirkſame Aufſicht auf die geiftlihen Aus— 
nahmögerichte geübt haben, in denen allerbings noch heutzutage nad römischen und kanoniſchen 
Grundfägen Recht gefprochen wird, fo fand auf dem Kontinent und ganz beſonders in Deutſch⸗ 
land zu Ende des Mittelalters eine weitere Reception auch binfichtlid der weltlichen Gerichte 
ſtatt. Was in den Zeiten der höchſten kirchlichen Machtſtellung von feiten ver Kirchengewal— 
ten niemals ernftlich verfucht worden war — denn die Eingriffe der Päpfte ind weltliche Rechts— 
leben, wie 3. B. bei Gelegenheit ver Berdammung der 14 Artikel des Sachſenſpiegels, find doch 
jedenfalls nur fehr vereinzelt geweſen — dazu Fam ed durch die Natur ver Dinge in einer viel fpä= 
tern Zeit, ohne daß die Organe ver Kirche dazu direct mitgewirkt hätten, ‚Das Kanoniſche Recht 
bezog ſich bereits, wie wir geſehen haben, auf zahllofe Rechtsſachen, die in Deutichland zur ge= 
richtlichen Verhandlung kamen; ed war daher für weite Kreife ein eingehendes Studium deilelben 
erforderlich, und wirflid hat das einheimische Rechtsſtudium auf den deutfchen Univerjitäten, wie 
neuerdings in fehr intereflanter Weife nachgewiefen worden ift, anfangs eine faft ausſchließliche 
Beziehung auf das Kanonifhe Recht gehabt, indem die juriftifchen Bacultäten bis tief ing 
15. Jahrhundert hinein faft ausnahmslos aus Kanoniften beſtanden, und die für Legiften ſpär— 
lich gegründeten Lehrftühle vielfach wieder ganz eingingen. Es muß ferner hervorgehoben wer= 
den, daß die erften Fälle praftifcher Anwendung des Römischen Rechts in Deutfchland gerade mit 
den kirchlichen Berhältniffen zufammenbingen, gleihfam infolge des Kanoniſchen Rechtsgeſchahen, 
infofern die Kirche und der Klerus von Anfang an nah Römischen Recht ald ihrem Staatsrechte 
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17) Eichhorn, Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, Bo. II, $. 270 fg.; Bd. III, $. 470. Außer: 
dem die gangbaren Lehrbücher des Kirchenrechts am ben —— Stellen; am ausführlichſten Phil— 
lips, Klichenrecht (Regensburg 1851), Bd. IV. Bickell, Über die Entſtehung und den Gebrauch der 
beiden Ertravagantenfammlungen des Corpus juris canonici (Marbürg 1825). 
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gelebt Hatten. Und es ift endlich auch das nicht zu leugnen, daß durch das ganze Sachverhältniß 
vielfah dad Studium des Römgihen Rechts angeregt fein mag, wenn auch bekanntlich die Päpfte 
fih veranlaßt gefehen haben, dem Studium des Nömifchen Rechts in Bezug auf die Geiftlichen 
keftimmte Schranken zu fegen. Indeß die eigentliche Reception des Kanoniſchen Rechts ift doch 
mweientlih auf folgende beide Gefihtöpunfte zurückzuführen. Ginmal kann hinſichtlich wichti: 
ger Inftitute des Kanoniſchen Rechts, namentlich was den Proceß betrifft, mit vollſtem Recht 
behauptet werben, vaß diefelben den veränderten Lebens- und Eulturverbältniffen bei weitem 
mehr gemäß waren, ald die entſprechenden Einrichtungen des einheimifchen veutfchen Nechtd, die 
fi vielmehr in einem gewiffen Widerfprud mit ven Anfhauungen der damaligen Zeit befan- 
den, wenn fie auch andererfeitd mit einer gemiffen Hartnädigkeit feſtgehalten wurden, und man 
muß alfo für die Reception des Kanonifchen Rechts im legten Grunde diefelben Motive aus ver 
Natur der Berhältniffe annehmen, die auch für die Neception des Römiſchen Rechts die einzig 
entiheidenden geweien find. Es fam dann aber hinzu, daß das Kanonifche Recht durch Unter: 
riöt und Literatur, und man fann auch fagen durch feine Entftehungsweife auf das engfte mit 
dem Roͤmiſchen Recht verbunden war, mit dem es gleihfam ein Ganzes ausmachte, ſodaß, 
wenn man einmal eine Reception des Römiſchen Rechts vornahm, dies kaum ohne eine gleich— 
jeitige Neception des Kanoniſchen Rechts erfolgen konnte; aber jedenfalld dürfte die Neception 
des Römifhen Rechts den Anlaß zur Meception des Kanoniſchen Rechts gegeben haben, und 
nit etwa umgekehrt. Das Kanonifche Net gehörte nun alfo zu „des Reichs gemeinen Rech— 
ten’, wie e8 3. B. im Reichsabſchiede von Speier 1529, Kap. 39, genannt wird. Man fann 
zweifelhaft darüber fein, wie man ſich den Act der Reception der fremden Rechte in Deutſch— 
land überhaupt zu denken hat, ob man fi dafür auf ein allgemeines Gewohnheitsrecht be— 
rufen joll, oder ob man behaupten darf, daß fogar befondere Ausſprüche der Rechtögefeg- 
gebung dafür angeführt werden dürften. Und legteres fcheint mir nod immer das weitaus 
Richtigere zu fein, troß eines Angriffs, der gegen eine frühere Auferung von mir Fürzlid er- 
hoben worden ift; denn die Stellen, in denen unfere Kaifer ſchon in jehr früher Zeit fih als 
Nachfolger der römifchen Imperatoren anfahen und eine allgemeine Verbindlichkeit des von 
ihren Vorfahren am Reich ausgegangenen Rechts behaupten, find zu zahlreich, um ganz igno- 
rirt werden zu fönnen, und zu befannt, ald daß ic) ſie an jener Stelle („Rechtsbildung in Staat 
und Kirche“, S. 71) hätte anführen follen. Und man verdrehe nur den ftreitigen Bunft nicht, 
jene Augerungen mögen jehr theoretifch fein und die angebliche Nachfolge ver deutfchen Kaifer 
iſt gewiß nicht der Grund für die Reception des Römifhen Rechts in Deutfchland geweſen; aber 
darum handelt es ſich auch nicht, jondern darum, wie diefe Thatfahe vom Standpunkt einer 
Theorie ver Entftehung des Rechts aufzufaffen ift. Hinſichtlich des Kanonifchen Rechts dürfte 
man fon viel eher zu dem Nothbehelf eines allgemeinen Gewohnheitsrechts greifen, denn 
Nothbehelf ift das hier fo gut wie fonft, wo man fi auf vergleichen beruft, aber nothwendig 
ſcheint mir eine ſolche Annahme aud für das Kanonifche Necht nicht zu fein, infofern folches 
gerade in unzertrennlicher Verbindung gedacht wurde. Es ift dies übrigens eine jo nichtige 
Schulfrage, wie nur irgendeine e8 geben kann, ed kommt für die Beurtheilung unfers fpätern 
Rechts zuſtandes nicht das Geringfte darauf an und auch rechtägefchichtlich ift fie nur dann von 
Bedeutung, wenn man fie, wie ich das damals gethan habe, im Zufammenhang mit der Ent: 
ſtehung des Rechts im Mittelalter überhaupt betrachtet. Ich komme trotzdem noch an einem 
andern Ort darauf zurüd. Was endlich noch die Zeit der Recepfion betrifft, fo nahm man 
früder ziemlich allgemein an, daß diefelbe zu Ende des 14. Jahrhunderts erfolgt fei, indem 
man fi namentlich an eine Stelle in ver fogenannten Reformation Friedrich's IM. hielt, wo 
von den Juriften gejagt wird, das hätten ihre verkehrten Kehren innerhalb-50 Jahren zu Wege 
gebraht, und man damals der Anfiht war, vieles Schriftſtück ſtamme aus der Mitte des 
15. Jahrhunderts ; es ift nun neuerdings nachgewieſen worden, daß die Entftehung deſſelben 
erſt etwa 100 Jahre fpäter angenommen werben dürfe, und mit diefer Erfenntnig hat man 
jiemlih allgemein die Reception gleichfalls um etwa 100 Jahre fpäter verlegt, um fo mehr, 
als die Forſchungen auf dem Gebiet einzelner Barticularrechte mit jener frühern Annahme durch— 
aus nit übereinſtimmen wollten; es fehlt freilich an derartigen Forſchungen noch allzu ſehr. 19) 


18) Kopp, Ausführliche Nachricht von der ältern und neuern Verfaſſung der geiftlichen und Civil⸗ 

richte in den fürſtlich heſſen-kaſſelſchen Landen (Kaſſel 1769), 1, 66 fg. Stintzing, Ulrich Zaſius, ein 

ag zur Geſchichte der Rechtswiſſenſchaft im Zeitalter der Reformation (Bafel 1857), S. 80 fg., 
Stats-kerifon. IX. : 2 
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vH. Das Aufhören des Kanoniſchen Rechts. Noch bevor die Neception des Kano- 
niſchen Rechts in den weltlihen Gerichten vollendet war, hatte daſſelbe bereits zu fließen auf: 
gehört. Es hängt das zufammen mit der veränderten Stellung von Staat und Kirche in den 
legten Jahrhunderten des Mittelalters. Es gelang nämlich den flaatlihen Gewalten in den ein= 
zelnen Territorien, den Landesherren im Verein mit den Landftänden, und namentlich den 
Obrigfeiten der Städte, den Umfang der kirchlichen Gerichtsbarkeit wiederum in gewiſſe en— 
gere Schranken einzufäliefen; nicht blos in Bezug auf Civilfahen, fondern namentlich 
auch binfichtli der Strafgerihtöbarfeit machte ſich eine derartige Einſchränkung geltend, die 
dann in der Reformationdzeit und in den Jahrhunderten nachher zu Ounften der natürlichen 
Rechte des Staats immer weiter ausgedehnt worden ift.1%) Es Fonnte ſich aber im Laufe ver 
Zeit jelbft in denjenigen Sachen, weldje no der Entſcheidung der geiftlichen Gerichte gelaflen 
wurden , die früher beftandene Geſetzgebungsbefugniß ber kirchlichen Dogmen nicht mehr geltend 
machen; ed war dad ſchon deswegen nicht mehr in der früheren Weiſe möglich, weil unterbeffen 
die Stellung des Papſtthums in der Kirche eine andere geworden war, indem bie einzelnen 
Rechtsſachen längſt nicht in dem frühern Umfange zur Cognition der Eurie gelangten, diefer 
alfo die Gelegenheit und überhaupt die Macht fehlte, derartige Normirungen zu erlaffen, eine 
andere Möglichkeit, aber vergleichen anzuordnen, durch die Kirchenverfaſſung nicht gegeben war, 
wenigftend nicht auf einem praftifch durhführbaren Wege. Ein Kanoniſches Recht in jenem 
Sinne hatte fih eben nur unter dem Papalſyſtem zu bilden vermocht; es kam nod Hinzu, daß 
die Staatögewalten etwas der Art aud) gar nicht geduldet haben würden, indem fie nicht blos 
dur Placet alle ſolche Eingriffe abgewehrt haben würden, fondern aud die Ausübung der 
Juſtiz in ven geiftlicden Gerihtshöfen durch den recursus ab abusu beauffichtigten und die dort 
zu befolgenden Rechtsgrundſätze nicht blos in folgen Angelegenheiten, fondern auch in denen, bie 
ich auf das eigenfte Leben der Kirche bezogen, ſelbſt normirten. Es ift dann freilich durch 
neuere Vorgänge der Kirche auch hinſichtlich der Rechtsbildung wiederum eine größere Freiheit 
zu Theil geworden, indeß zu einer umfaflenden kirchlichen Bejeggebung über alle möglichen recht— 
lichen Gegenftände, wie im Mittelalter, wird ed nie wieder fommen, und nie werben bie euro= 
päiſchen Völker von Nom aus ihre Impulſe für die Oeftaltung ihres Privatrehts, Strafrechts, 
Proceßrechts empfangen; im Gegentheil, man hat ji dort entichloffen den Code Napoleon als 
Geſetzbuch für den Kirchenſtaat zu recipiren. 

VII. Die heutige Bedeutung des Kanoniſchen Rechts. Wenn nun aber auch das 
Kanonifche Recht jeit vem Mittelalter nicht fortgebilvet ift, fo hat daſſelbe doch damals durchaus 
nicht zu- eriftiren aufgehört. Zwar wurde in ber Reformationdzeit eine gänzliche Abſchaffung 
deffelben verſucht, wie das aus den bekannten Außerungen Luther's in der Schrift „An den chriſi⸗ 
lichen Adel teuticher Nation’ und in der weitern Schrift „Warumb des Babſts und feiner Jün= 
ger Bücher von Dr. M. Luther verbrannt find” genugſam hervorgeht, und wie aud die erfte 
heſſiſche Kirchenordnung von 1526, die berühmte Homberger Synode, geradezu verorbnet mit 
der Maßgabe, daß auch an ver liniverfität Marburg feine Vorlefungen darüber gehalten werben 
follten. Inde man meinte doch ſchließlich das Kanoniſche Recht nicht entbehren zufönnen, weder 
für das Kirchenrecht noch für dad übrige Rechtsleben; und in beiden Beziehungen ift daflelbe 
noch heutzutage in Deutichland von praftifcher Gültigkeit, hinfichtlich des Kirchenrechtd noch für 
alle veutfche Länder, hinfichtlich des fonftigen Rechts, wenigftens für die fogenannten Länder 
ded gemeinen Rechts, indem in andern Gebieten, namıentli in Preußen, bei Gelegenheit der 
geihehenen Eonficationen, die Anwendbarkeit des Kanoniſchen Rechts in diefer Hinſicht gänzlich 
befeitigt worden ift, wie 3. B. ſchon das Corpus juris Fridericiani verorbnete: „In allen welt: 
lihen Sachen wollen wir dad jus canonicum hierdurd aufgehoben haben‘, und.nad dem Pu— 
blicationspatent des Landrechts, $. 1, „meber auf das Kanoniſche Recht noch auf die andern 
ſubſidiären Rechte” mehr zurüdgegangen werben darf. Wo num dergleichen Verordnungen 
nidt ergangen find, da befteht allerdings das Kanonifche Necht auch noch Heutzutage in unmittel= 


325 fg. Homeyer, Über die unechte Reformation Kaifer Friedrichs III. in ben Monatsberichten der Kö— 
niglichen preußifchen Afademie der Wiflenfchaften zu Berlin aus dem Jahre 1856, S. 291—304. 
‚ Stobbe, Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen (Braunfchweig 1860), Abth. I, ©. 610, 630, 641 fa. 
MWindiceid, Lehrbuch des Vandektenrechts (Düffelborf 1862), 1, 3. 
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bar praftifher Geltung, indep ift dieſe doch gegenwärtig aud) in folden Ländern regelmäßig auf 
dad Privatrecht eingeihränft, da im Strafrecht feit Ende des Mittelalters eine umfaflende Legis- 
Iarion für ganz Deutſchland ftattgefunden hat, wodurd jede unmittelbare Geltung des Kanoni- 
(ben Rechts auf diefem Gebiet aufgehört, während im Proceßrecht daſſelbe wenigftens in ven 
meiften Ländern durch particulare Proceßordnungen bewirkt worden ift; wie ja auch in diefer Be— 
siebung ſchon vielfache reihögejegliche Normirungen flattgefunden hatten.20) Es befteht dann 
freilich über Die Art und Weife der Anwendung ded fanonifchen Privatrecht in folden Ländern 
eine wiſſenſchaftliche Gontroverfe, die geeignet ift ein eigenthümliches Licht auf die dort herr: 
ſdende Rechtsſicherheit zu werfen, man ftreitet nämlich geradezu darüber, ob in folden Fällen 
das Kanoniſche Recht oder das Römifche Recht die Entjcheidung bieten foll, indem von der einen 
Seite ber behauptet wird, das Kanonifche Recht müfle vorgehen, weil e8 das jüngere fei, und 
im Verbältnig zum Römischen Recht die Beveutung von Novellen habe, während von der an: 
dern Seite her dagegen geltend gemacht wird: beide Rechte ſeien bei und nur infolge ver Reception 
in rltung, die Reception aber habe für beide zu derfelben Zeit ftattgefunden, jie feien alfo beide 
für und gleichzeitig, keins habe vor dem andern einen regelmäßigen Vorzug, und in jevem ein— 
zelneg Wivderfpruch könne der Vorzug nur dur einen befondern Gerichtsgebrauch beftimmt 
werden. Dieſe legte Anjicht ſcheint nach der Art und Weiſe ver geichehenen Neception die theore: 
üſch rihtige zu fein, praktiſch kommt indep glüdlicherweife außerordentlich wenig darauf an, wie 
man fih darüber entſcheidet, da au in dem Fall, daß man im allgemeinen einen Vorzug des 
Kanoniihen Rechts vor dem Römiſchen Recht annimmt, doch regelmäßig ein fpecieller Ge: 
richtsgebrauch oder ein jpätered Neichögefeg nachzuweiſen ift, wodurch diefer allgemeine Vorzug 
in den Fällen jpecieller Anwendung wieder aufgehoben wird; die thatfächliche Bedeutung des 
fanoniihen Privatrechts für die Praris jener Kinder ift außergrdentlid gering.2?) Endlich 
bat denn das Kanoniſche Recht noch eine rein theoretifche Bedeutung, injofern ein Studium 
deſſelben unerlaplich iſt zu einem vollen geihichtlihen Verſtändniß unfers heutigen Rechtszu— 
fanted, namentlich auf dem Gebiete des Proceſſes. Ernft Meier. 

Kant und die Kantifche Philofophie. Das Leben Kants ift in feinem äußern Gange, 

weil es ein höchſt einfaches und begebenheitälofes war, binlänglich befannt. Immanuel Kant 
wurde am 22. April 1724 zu Königdberg in Oftpreußen geboren. Sein Bater war ein Rie- 
mermeifter; jeine Mutter eine tüchtige Frau, die, wie ed ſcheint, manchen fruchtbaren Keim in 
die Seele ihres Sohnes legte. Im Jahre 1732 bezog er dad Gollegiun Fridericianum und 
1740 die Univerfität feiner Vaterſtadt, Theologie zu ftudiren. In der Philofophie empfing er 
die vorzuglihfte Anregung durch den Profeffor Knugen. Da er eine ſchwächliche Bruft hatte, 
gab er, obwol er einigemal zu predigen verfuchte, die Theologie auf und lebte längere Zeit als 
Haudlebrer, bis er ih 1755 in Königsberg ald Privatdocent habilitirte und 1770 ordentlicher 
Profeffor der Philofophie ward, in welcher Stellung er am 12. Febr. 1804 ftarh. Sein Leben 
bat am grimdlichften und beften W. Schubert (Leipzig 1842) geichrieben. 

R.'8 Leben war gänzlich den Betrieb der Wiffenihaft gewidmet, vem er fih um fo ungehin= 
derter bingeben konnte, al& er unverheirathet blieb. Obwol aber dem Studium, der Schrift- 
ftellerei und dem Lehramte auf das entichiedenfte Zeit und Kraft opfernd, hielt er ſich doch von 
aller einfeitigen Abgejchloffenheit fern. Ordnung in feiner Thätigfeit war ihm großes Bepürf: 
nig und nad außen erfchien er daher als ein Mufter einförmiger Regelmäßigfeit, allein nad 
innen zu war er ein durchaus weltmännifch freier Gelehrter, der auch ald Geſellſchafter beliebt 
mar und nach Herder's Bericht in jüngern Jahren, mo er noch Kaffeehäufer befuchte und Billard 
und Karten fpielte, ald der „ſchöne Magifter‘‘ glänzte. Unabhängigkeit nad außen war ihm 
wünigenswerth und er jammelte mühfam ein kleines Bermögen, um im höhern Alter gegen alle 
Wechſelfälle des Geſchicks einigermaßen geſichert zu fein. Als er felbft keine Geſellſchaften mehr 
beſuchen mochte, erhielt er ſich doch eine Geſelligkeit, indem er täglich einige feiner Bekannten 
und freunde zu Tifche lud. In der Wahrhaftigkeit und Redlichkeit des Charakters hat er ſich 
ein langes Leben hindurch mit einer Beftigfeit wie wenige Sterbliche bewährt. 
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K. war eine univerjelle Natur. Alle Wiſſenſchaften interefiirten ihn zugleih und wir erſe— 
ben aus feinen Schriften, daß er fie auch zugleich betrieb. Selbſt wenn eine umfangreihere 
Schrift ihn vauernd in Anfprud nahm, blieb er für alled Neue auf den übrigen Gebieten gleich 
empfänglid und die Naturwiſſenſchaft vorzüglich hörte nie auf, ihn zu befchäftigen. Es laffen 
jid; in feiner Gntwidelung drei Perioden unterfheiden, eine heuriftifche bis 1770, eine fpesu: 
lative bis 1790, eine praftifche bis zu feinem Tode. Während der erftern verfuchte er fi in den 
verichiedenften Sphären und machte fi in jeder durch die Neuheit feiner Gedanken wie durch die 
Klarheit und Gewandtheit feiner Darftellung einen gewiflen Namen. In der zweiten ſammelte 
er fih lange Zeit, bevor er aus einer innern IImwandelung feines ganzen bisherigen Denkens 
mit einem originalen Syſtem hervortrat, dad er.in feinen drei fpeculativften Werfen, in feinen 
drei Kritifen nieverlegte. In der dritten endlich, im höchſten Greifenalter, wo andere Sterbliche 
nur noch zur Rückſchau auf ihr früheres Leben und Wirken die Kraft behalten, wandte er ſich 
mit Vorliebe zur Bearbeitung der praftifhen Philojophie. Die Franzöſiſche Revolution erregte 
feine innigfte Theilnahme und ermuthigte ihn in feinem Schriftftellertbum zu politifchen 
Auslaffungen. j 

Als Shhriftfteller nimmt K. ein unendliches Vervienft in Anſpruch, denn er berührse als 
eine univerfelle Natur nit nur jede Sphäre ver Wiſſenſchaft, jondern er gab auch ald ein ge: 
ihmadvoller Stilift jeder eine neue Geftalt. Dan muß bei ihm zwei Hauptformen der Darftel- 
lung unterfheiven, die der Fleinern Abhandlung, die nur einen Sag durdzuarbeiten unter: 
nimmt, und die der größern ſyſtematiſchen Entwickelung, in welder er eine ganze Wiſſenſchaft 
nad) ihrer organischen Totalität zu entfalten ftrebte. In jener Form ift er außerordentlich frucht⸗ 
bar gewejen und hat eine große Menge Abhandlungen über die verfhiedenften Gegenftänve hin— 
terlaffen. Er ift Hier nicht blos lehrreich, ſondern ericheint auch als ein geiftreicher Autor, der 
ven Wig liebt und dem die treffenpften Bilder zu Gebote ftehen. In der zweiten Form war er 
der erfte, der in Deutihland ein wahrhaft philofophifches Kunſtwerk aufftellte und ein großes 
Ganzes aus jeiner innern Einheit heraus bis in feine Eleinften Gliederungen hinconfequent aus⸗ 
bildete. Die Wolf'ſche Schule Hatte zwar ſchon umfaſſende Lehrgebäude in Menge gebracht, 
aber, aud nicht in Lambert's Schriften, ein ſpeculatives ſelbſtändiges Werk, deſſen deutſche 
Sprade zugleich claſſiſch geweſen wäre. In K.'s letzter Periode, in der praftifchen, verlor ſich 
die Schönheit des Stils, die man den Kritiken nicht abfprechen Eann, allein die größten Tugen: 
den aller didaktiſchen Darftellung, planvolle Überfitlichkeit, logiſche Bündigkeit, Beftimmtheit 
der Definitionen, Lebendigkeit des Ausdrucks, zeichnen auch fie nod) aus. Was fie im Leſen er= 
ſchwert, find die vielen Ginfhaltungen, zu denen K. aus dem Reichthum feiner Kenntniffe und 
aus Sorge, Miöverftand zu verhüten, immermehr ſich hinnelgte. Diefe vielen Barenthefen ge: 

ben feinem Stil diefer Epoche eine gewifle Unbeholfenheit, die jedoch gar nicht fo groß ift, ald fie 
im eriten Anlauf vielen Leſern erfhien und erfheint. Namentlich die unvergleichliche Naivetät 
und Frifche des Ausdrucks, wie fie aus der Wärme der Gefinnung entfpringt, mangelt auch bier 
nicht und bricht jogar im „Streit der Facultäten“ 1799, auf der Neige des Jahrhunderts, mit 
erhöhter Energie hervor, 

Die Stellung, welche K. in ver Bhilofophie einnimmt, ift eine welthiſtoriſche. Zwei Mich: 
tungen ftanden jich bei feinem Auftreten entgegen, die metaphyſiſche ver Subftantialitätsphile- 
fophie und die empirifche der Baufalitätsphilofophie. Die erflere warvon dem Carteſianiſchen 
Idealismus in Frankreich ausgegangen, hatte in den Niederlanden durch Spinoza den Dualis: 
mus der auögevehnten und der denkenden Subftanz zur Einheit der abfoluten Subftanz aufge: 
hoben, die in der Ausdehnung wie im Denken nur verſchiedene Seiten ihres identiſchen Wefens 
manifeftirt, und war in Deutſchland durch Leibniz zum fpiritualiftifchen Individualismus der 
Monade als einer vorftellenden Subftanz fortgegangen. Die zweite Richtung, die empirifche, 
war von Bacon in England durch feine inductive Logik begründet, von Rode durch feine Pſycho— 
logie zur praftifhen Philoſophie fortgeführt und von Hume in feinem Skepticismus metaphy- 
fifch beſchloſſen. Locke ſowol ald Hume unterfchieden die Senfation und die Reflerion. Jene 
liefert ven Stoff, dieſe die logifche Korm des Erkennens. Hume beftritt nicht, daß wir a priori 
einfehen, wie die Urfache ihrer Wirfung vorangehen müffe; die Veränderung, welde die Ur- 
ſache hervorbkingt, Fällt in die Zeit. Gr bezweifelte aber, ob die Beziehung, die wir von einer 
Erſcheinung ald Urſache auf eine andere ald Wirkung machten, immer die richtige fei, weil wir 
das Nacheinander von Erſcheinungen mit ihrem Durdpeinander, das post hoc mit dem propter 
hoc, verwechſelten. Es ſei oft ganz zufällig, was uns gerade, wenn wir von einer Urſache aus— 
gingen, ald Wirfung, und umgefehrt, was uns ald Urſache erfchlene, wenn wir von einer That- 
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ſacht ald Wirkung ausgingen. Seien aber einmal ſolche Verbindungen behauptet worden, fo 
gewöhnten wir und an fie ald an die Wabrheit. Man glaube an dergleichen Syntheſen, z. B. 
an Wunder, ohne die in ihnen vorausgeſetzte Identität von Urſache und Wirkung beweiſen zu 
fönnen. Die Leibniz'ſche Bhilofophie kam zulegt auf den Begriff der logiſchen Identität zurück, 
dap alles dasjenige wahr fei, was ſich nicht widerfpredhe, die Hume’fche auf den Zweifel, ob wir 
au in den Erſcheinungen die Iventität des Weſens ald Urfache und Wirkung mit Sicherheit zu 
faffen vermödhten. . 

Die erfte Periode der Entwidelung K.'s, welche wir die heuriftifche genannt haben, war bie: 
jenige, in welcher er aus der von ihm vorgefundenen Zeitbildung fi allmählich herausarbeitete, 
obne doc in feinen verfchievenen Verſuchen zu einem beftimmten Brud mit ihr zu gelangen. 
Wäre er am Ende dieſer Beriode, faft fehzig Jahre alt, geftorben, jo würde er nur aldein fennt- 
nißvoller und geiftreiher Mann erwähnt zu werden verdienen, der unter den Anhängern der 
Wolf ſchen Philofophie einen höhern Standpunkt angeftrebt habe. Wir wollen zur Beftäti: 
gung des Geſagten aus den Schriften diefer Zeit nur einige der merfwürdigften hervorheben. 
Im Jahre 1747 war er mit feiner erften Schrift: „Gedanken von der wahren Schätzung der 
lebendigen Kräfte”, aufgetreten und wollte darin einen Streit der Gartefianifhen und Leib: 
niz'ſchen Schule ausfehten. Im Jahre 1755 widmete er Friedrich den Großen eine „Allge— 
meine Naturgefhichte und Theorie des Himmels“, worin er die Geftaltung unjerd Planeten: _ 
fotems ganz ähnlich wie jpäterhin Laplace zu entwideln ſuchte. In demfelben Jahre habili- 
tirte er fich bei der königäberger Univerſität mit einer Differtation: „Nova dilucidatio princi- 
piorum primorum coguitionis metaphysicae.” Im Jahre 1762 ſchrieb er gegen den Schul: 
pedantismus eine Heine jharfiinnige Unterfuhung: „Uber die falſche Spipfinvigfeit der vier 
ſollogiſtiſchen Figuren.” Im Jahre 1763 concurrirte er bei der berliner] Afademie wegen der 
Preiöfrage: „Über die Deutlicfeit der Grundfäge der natürlihen Iheologie und Moral.’ 
Menvelsjohn erhielt ven Preis, K. das Acceſſit. Noch in demſelben Jahre verfaßte er eine kleine 

Shrift: „Verſuch, ven Begriff der negativen Größen in die Weltweisheit einzuführen‘, worin 
er vieleicht den höchſten Standpunft der Speculation erreichte, deſſen er fähig war, merfmwürbi- 
gerweiſe aber ihn wieder fallen ließ und fpäter nie wiedererwähnte. Eine dritte in vaffelbe Jahr 
fallende ziemlich umfangreihe Schrift war: „Der einzig mögliche Beweisgrund zu einer De— 
monftration für dad Dafein Gotted”, worin er den phyſikotheologiſchen Beweis mit großer 
Ausführlichfeit vortrug. Im Jahre 1764 ſchrieb er: „Beobahtungen über dad Gefühl des 
Schönen und Erhabenen“, eine wigige Abhandlung, die jehr viel dazu beitrug, ihn in den befle: 
triſtiſchen Kreifen und durch dieſe auch weiterhin befannt zu machen. Im Jahre 1764 beihäf- 
tgten ihn „Die Krankheiten des Kopfes”, denen er 1766, auf Beranlafinng ver Shwärme: 
rien Swedenborgs, die „Träume eines Geifterfeherd, erläutert dur Träume der Metaphy— 
He’ nadjfolgen ließ. Er gab darin eine fharfe Kritik aller offenbarungsfüchtigen Vifionäre und 
erreichte bier wol das Marimum der Vollendung in jener wigigen Manier, in welcher Schaf: 
tesbury und Bolingbrofe bei ven Engländern, Voltaire und Diderot bei ven Franzoſen aufge: 
treten waren. Im Jahre 1765 fing er an, Öffentlihe Borlefungen über die phyfifche Geogra— 
phie zu halten, die etwas ganz Neues in Königäberg waren und ihm durch ein ftetd gefülltes 
Publikum viel mehr Ruf jhafften als feine Logik und Metaphyſik. | 

Als er 1770 die ordentliche Profeffur dieſer Disciplinen überfan, habilititte er ſich in der 
Saultät pro loco mit einer Differtation „De mundi sensibilis atque intelligibilis forma et 
principiis”. Mit ihr, ald dem Vorläufer feiner Bernunftkritif, trat er im feine fveculative 
Periode ein, in welder er ſich zur reinſten Selbftbefinnung ſammelte und vertiefte. Wie er 
ſelbſt erzählt Hat, war ed der Hume'ſche Skepticismus, der ihn fo ſehr erſchütterte, dag erzu einer 
Revifion ver gefammten Philoſophie ih gedrungen fühlte. Ererlebte etwas Ahnliches wie Gar: 
tefind, als diejer, an der Gewißheit aller Wahrheit verzweifelnd, ganz von vorn anzufangen den 
Muth Hatte. Aber welch eine Kraft des Geifles, weld ein reiner Trieb nad Wahrheit, welch 
eine Energie ded Willens gehörte dazu, in jo hohem Alter wie K., und nach einer fhon jo 
ftuchtbaren fchriftftellerifchen Ihätigkeit jahrelang zu ſchweigen und nod) eine ſolche Wiederge- 
burt zumagen! Das Refultat feines Ringens war die „Kritik der reinen Vernunft“, die ev 
1781 herausgab und dem Minifter v. Zeblig winmete. Man muß den Briefwechſel zwiſchen 
K. und Herz lefen, um die Compoſition dieſes Meifterwerks in ihrem Entftehen zu belaufchen, 
denn die Sorgfalt, welche K. auf die Darftellung wandte, war außerordentlich. Er verſetzte ſich, 
ieviel er vermochte, auf alle möglichen Standpunkte außer ih, um von ihnen aus ſich ſelbſt an- 
wigauen und den richtigen Ton zu treffen, und verfuhr ald ein Künftler ver Wiſſenſchaft. Es 
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ift ganz unmöglich, ih von K.'icher Bhilojophie eine richtige Vorftellung zu machen, wenn man 
die Kritif der reinen Vernunft nicht begriffen bat, venn alle feine frübern Arbeiten ſtreben um: 
bewußt auf fie hin, alle jeine jpätern weiſen auf fie mit Bewußtſein zurück. Die Brobleme, 
welche die veutiche Philofophie in ven nächſten Decennien beihäftigten, empfingen durch fie ihre 
Faffung. Die ganze Terminologie der deutſchen Speculation wurde durch fie verändert und die 
Art und Weife ihrer Behandlung der Wiſſenſchaft, des Tones, ven fie anflimmıte, wurde für 
zahllofe Nachahmungen muftergültig. Das Verwerfen aller metaphyſiſchen Forſchung und das 
Hindrängen vom Theoretifchen zum Praftifchen, dad Zurüdführen ver Religion auf Moral, 
wurden durch fie legitimiert. Die Vernunftkritif ift eigentlich die wahre, die ganze K.’ihe Philo— 
fophie, von der zu ſprechen daher unmöglich ift, ohne die Hauptmomente der Kritik zu fennen. 
Um fo nothwendiger ift dies, je häufiger die K.'ihe Philoſophie bereits Gegenftand der Dar: 
ftellung geworden ift, denn mie oft iſt fie nicht, ſelbſt im ſehr diden Büchern, ganz einfeitig, ganz 
irrig und falfch behandelt worden. ine bloße Angabe aber des Refultats, zu welchem K. in 
der Bernunftfritif gelangte, nämlich daß wir zur Erkenntniß der Abfoluten unfähig find, läßt 
fie als eine Plattheit ericheinen, während ihre Größe in vem Gange liegt, der fie zu ihrem nega— 
tiven Refultat führte. 

Die allgemeine Gintheilung der Kritik der reinen Vernunft entnahm K. freilich aus den 
Baumgarten’fchen Compendien, die er feinem mündlichen Unterricht zu Grunde legte, nämlich in 
eine Glementar= und Methodenlehre. Er behielt jie au in den fpätern Eritifhen Werfen bei. 
In der Elementarlehre unterfuchte er nun die beiden Elemente des Erfennens, das finnliche der 
Anfhauung und das iveelle des Begriffs. Sie zerfiel ihm danach in eine Afthetif und Logik. 
Die allgemeine Aufgabe der Kritik der reinen Vernunft faßte er in die Formel zufammen, wie 
fyntbetifche Urtheile a priori möglid jeien? Er unterſchied nämlich analytiſche und ſynthetiſche 
Urtheile. Analytiſche nannte er diejenigen, in denen das Prädicat des Subject8 unmittelbar aus 
dieſem — durch feine Analyſe — entnommen wird; junthetifche diejenigen, in denen das Prä= 
dicat mit dem Subject erft durch Vermittelung ala eine neue Beſtimmung verbunden wir. 
Synthetifche Urtheile a posteriori, alfo empirifche, find leicht erflärlich, aber ſynthetiſche Urtheile 
a priori find fhwieriger zu faffen, weil in ihnen das Prädicat des Subjectö nicht aus der An— 
fhauung aufgenommen werben kann. Die reinen Begriffe des Berftandes können fih nur auf 
einen durch die Anfhauung gegebenen Inhalt beziehen; das Erfennen ift trandfcendental, wenn 
es in biefem Bemwußtfein verfährt; ed wird transfcendent, wenn e8 über die Örenzen hinausgeht, 
bie ihm durch das Verhältnig des immanenten Begriff zur Anfchauung gezogen iind. Im die- 
fen VBorausfegungen liegt die Stärke und die Schwäche der Vernunftkritik. 

In der trandfcendentalen Afthetif unterfuchte nun K. die ſinnlichen Bedingungen des Er— 
kennens, die am jich jelbft nichts find, was durd Fühlen, Sehen, Hören wahrgenommen wer: 
den könnte. Alles Empfinden ift, als ein jinnliher Proceß, im Raum und in der Zeit thätig, 
aber der Raum und die Zeit an und für ji können nicht empfunden und daher auch nicht, wie 
das Räumliche und Zeitliche, zu Gegenfländen ver Anfhauung gemacht werden. Mithin, ſchloß 
K., ind Simultaneität und Succeſſion a priori veine Formen der Anſchauung des Sinnlichen. 

Died war fein erfter Gegenftoß gegen den Senſualismus und Skepticismus, allein alle 
Anfhauung fann nur Endliches und Zufälliges enthalten, denn Allgemeinheit und Nothwen— 
digkeit ded Erkennens ift nur durch die logiihen Beftimmungen möglich, die von allen Sinn: 
lihen der Anſchauung unabhängig find. Sie mahen ven Inhalt der trandicenventalen Logik 
aus, welche einerjeitd die abftracten Formen des Denkens, andererfeitd den Widerſpruch ent= 
widelt, in den ſie gerathen müffen, wenn jte, die nur für den von der Anſchauung gegebenen In- 
halt anwendbar find, auf einen in ſich unendlichen Gegenftand bezogen werben. Dort entitebt 
die trandfcendentale Analytik, hier die Dialektik. 

Die Analytik finder die Begriffe des reinen Verftandes in den Functionen des Denkens, in 
den Urtheildformen der Quantität, Qualität, Relation und Modulität. Jede dieſer Kategorien 
ift in fich felbft wieder trichotomiſch unterfchieden: die Quantität in das univerfelle, particuläre 
und finguläre Urtheil; die Qualität in das bejahende, verneinende und unendliche; die Rela— 
tion in das fategorifche, hypothetiſche und disjunctive; die Modalität in das problematische, 
aflertorifche und apodiktiſche. Dies find die urſprünglichen Stanımbegriffe, ohne welde ein Ur— 
theil zu fällen unmöglich, weil erft mit ihnen Allgemeinheit und Nothwendigkeit geiegt wird. 
Diefe Begriffe find ald unabhängig von aller Anfhauung aprioriſche, mit denen wir der Welt 
Gejege vorschreiben, weil fie als logiſche zugleich ontologifche find, denn ſie löfen die metavhy— 
ſiſche Ontologie in Logik auf. Die Quantität enthält ven Begriff der Größe ald Allbeit, Viel: 
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heit und Ein heit; die Qualität den der Realität, Negation und Limitation; die Relation den 
der Subftantialität, Cauſalität und Reciprocität; die Modalität den der Möglichkeit, des Da— 
feind und der Nothwendigkeit. Die Kategorien waren der zweite Gegenftoß gegen die Annahme 
des Senfualismus und Skepticismus. 

Was wir alfo denken, müffen wir in dieſen Kategorien denken. Erfahrung ift nur in der 
Durchdringung der finnlihen Anſchauung und des reinen Verftandesbegriffs dadurch möglich, 
daß die Einbildungskraft einen Gegenftand der Apprebenfion der Sinne durch feine Repro— 
duction zu einem innern macht. Die Recognition des Begriffs befeftigt ihn underfennt ihn durch 
die Apperception ded Selbſtbewußtſeins in der Gontinuität des Ichs, welches alle Handlungen 
der Seele begleitet, ald ein Moment der identiſchen Intelligenz an. Der Begriff des Ichs war 
ber dritte Gegenſtoß gegen ven Senſualismus und Skepticismus, den K. jedoch felber noch nicht 
in feine Confequenzen verfolgte. Die Deduction des Reitfadend der Kategorien hatte ihn darauf 
geführt, allein er ertrug die Kolgerungen aus den Begriff des Selbftbemußtfeind, wie die Mo- 
diftcationen der zweiten Ausgabe der Vernunftfritif beweifen, nur in ihrer praftiichen Form. 
Er ließ das: Ich denke, in das: Ich will, aufgehen. Um alfo ein wirkliches Erfenntniß zu ge— 
winnen, find, wie K. fih ausdrückte, ſtets zwei Beftanpjtüce erforderlih: Anjchauung und Be— 
geil. Anfhauungen ohne Begriff jind blind, Begriffe ohne Anſchauung find leer. Die Mög: 
lifeit der Erfahrung kann nur darin liegen, daß die Affectionen der Neceptivität des Gemüths 
mit den Functionen der Spontaneität des Verftandes ald Syntheſis fih verbinden. Eine ſolche 
Sunthefis eriftirt ald eine urfprüngliche im Ich, denn das Ich ift Gegenftand für uns, ohne doch 
ein Object der finnlihen Anfhauung zu fein. Es kann nicht gefühlt, nicht geſehen, gehört wer: 
den; weber ber äußere Sinn des Gefichtd noch der innere des Gehörs können es faſſen, da es, 
ohne Kategorie zu fein, reiner Begriff ift. Als einfache Einheit bewirkt e8 die Syntheſis der An- 

ſchauungen und Begriffe. Es faßt fie und jegt fie in ſich Nun würde aber doch zwifchen ber 
Mannihfaltigkeit der Anfhauungen und der Einfachheit ver Verftanprsbegriffe trog des Ichs 
als des continuirlihen Erponenten aller Handlungen der Intelligenz ein Dualismus bleiben, 
wenn nicht ein Schematismus der apriorifchen Kategorien eriftirte, durch welchen, ald durch eine 
verborgene Kunſt in den Tiefen der Seele, das jinnliche Element der Anſchauung und das ab: 
ſtracte ded Begriffs fo miteinander verfchmolzen würden, daß zwar weder die Copie eines gege— 
benen Object8 noch Idee, wol aber ein Schema vorhanden wäre, welches halbſinnlich und halb: 
verftändig zugleih das wirkliche Erkennen in feiner nothwendigen Allgemeinheit vermittelte, 
wie wenn wir und einen Triangel, einen Hund u. ſ. w. überhaupt vorjtellen. Dieſe pſycholo— 
giſche Myſtik des Schemas, das werer aus der Sinnlichfeit noch aus dent Verſtande erklärt zu 
werden vermag, war der vierte Gegenftoß gegen den Senfualismus und Skepticismus. Der 
Schematismus der Verftandeöbegriffe ftellt die Quantität dur die Zeitreihe in der Zahl; die 
Dualität durch den Zeitinhalt in ver Empfindung; die Relation dur die Zeitordnung in der 
Subftanz als Beharrlichkeit, in der Gaufalität durch den Wechfel der Accidenzen ald Verände— 
rung, in der Reciprocität durch die Wechſelwirkung ald das Zugleih von Thätigkeit und Lei: 
den; in der Mobalität endlich durch ven Zeitinbegriff aller möglichen Größen var. In der Mo- 
dalität erfheint daher die Möglichkeit ald das Gefchehen in irgendeiner Zeit; die Wirflichfeit 
ald das Gefcheben in einer beftinnmten Zeit; die Nothwendigfeit ald das Geſchehen in aller 
Zeit. Der Übergang der Urſache zur Wirfung als eines in die Zeit fallenden bewog K., aus: 
Sließlich auf die Zeit zu reflectiren, obgleich feine Definitionen unftreitig ebenfowol auf ven 
Raum übertragen werden könnten, denn das Mögliche ift auch das Gejchehen in irgendein 
Raum, das Wirkliche das Gefhehen in einem beftimmten Raum; das Nothiwendige dad Gr: 
{heben in allem Raum. Die Grundfäge ver Principien des Urtheilens find nach K. theild ana- 
Istiih, theils ſynthetiſch; analytiſch durch das Prineip der Ipentität des Prädicats mit dem 
Subjeet, daß Fein Widerfpruc zwifchen beiden ftattfinden darf; ein Grundfag, der folglich eine 
nur negative Bedeutung bat; fonthetifch durch die Möglichkeit, ven Stoff der Erfahrung in 
die Formen des Verftandes aufnehmen zu fünnen. 

K. ftellte nun nad den Kategorien eine foftematifche Ordnung aller ſynthetiſchen Princi— 
pien deö reinen Berftandes auf. Die Quantität erzeugt Arionıe der Anfhauung, denn alle An: 
hauungen find ertenfive Größen und in allen Empfindungen hat das Reale, das ein Gegen: 
fand der Empfindung ift, einen Grad, d. b. es iſt eine intenfive Größe. Die Qualität erzeugt 
Antieipationen der Wahrnehmung, weil man nad der Bekanntichaft mit einem Gegenftanve 
ihen vorher weiß, wie er ſich anfühlen, wie er riechen, ſchmecken, ausſehen, klingen wird. Die 
Adation erzeugt Analogien der Erfahrung, nämlich aus der Subftanz die Inhärenz der acci— 


24° Kant und die Kantifche Philoſophie 


dentellen Beftimnungen in einer folden; aus ver Gaufalität die Conſequenz der Wirkung aus 
einer Urſache; aus der Gemeinjhaft die Compofition der Wechſelwirkung. Die drei Analogien 
jind alfo der Grundjag der Beharrlichkeit, ver Erzeugung und der Gemeinfhaft. DieMobalität 
endlich ſtellt fich in den Boftulaten des empirifhen Denkens dar, daß dasjenige möglich fei, was 
mit den formalen Bedingungen der Erfahrung übereinftimmt; wirflid, was mit den realen 
Bedingungen der Erfahrung zufammenhängt; nothwendig, mas mit den allgemeinen Bedin— 
gungen der Erfahrung identiſch ift. In der Welt gibt es feinen Zufall, fein Schickſal, keinen 
Sprung, fein Bacuum. m; 

Alle Gegenftände find für uns entweder Phänomena oder Noumena; Phänomena als 
Erſcheinungen, die wir empirifch durd; die Bermittelung der Sinne erfaflen, oder Noumena ala 
Verftandesbegriffe, die und das Ding an fi ſelbſt bezeichnen, aber nur Grenzbegriffe find, 
weil wir, was das Ding an ſich fei, wegen der Entgegenjegung der ſinnlichen und der intelligi- 
bein Welt nicht zu erkennen vermögen. In einem Anhang von der Amphibolie der reinen Re: 
fleriondformen lehrte daher K., daß man, bevor man urtheile, eine Vorüberlegung veranftalten 
müffe, an welden Ort ver Betrachtung ver Gegenftand hingehöre, ob er ein blos empiriſches 
oder ein transfvendentales Object fei. Dieſe Reflerionslogik enthält die Beſtimmungen ver 
Ginerleiheit und Verſchiedenheit; der Ginhelligkeit und des Widerftreitd; des Innern und des 
Aupern; der Materie und der Form. Sie enthalten Feine Beftimmung des Objects; fie ind 
feine Kategorien; jondern fie dienen nur dazu, unfere Reflerion zur Befinnung über den Ort 
zu bringen, wohin ein Gegenftand gehört. , 

Der Begriff des Dinges an ſich bahnte für K. den Ubergang zum zweiten Abſchnitt der 
sransfcendentalen Logik, zur Dialektik, ald der Logik des Scheined, weil fie ed mit dem Verhält- 
nip der Ideen der Vernunft zu den Begriffen des Verftandes zu thun und den Schein aufzu- 
decken hat, als ob dieſe legten zur Grfaffung des erftern ausreichend wären. K. hatte in der 
trandfcendentalen Aftherik gezeigt, daß Raum und Zeit apriorifche Formen des Anjchauene 
feien; in der transfcendentalen Analytik, daß die Kategorien, auf denen die Functionen des 
Urtheild beruhen, apriorifche Begriffe ded reinen Verſtandes; daß das Ich eine ſynthetiſche Ap— 
perception a priori; daß die Bildung ded Schemas ein myſtiſches Product der Einbildungs= 
fraft jei. Mit allen dieſen Beftimmungen rip er ſich eigentlich ſchon von Rode und Hume los, 
bis er ſchließlich doch in den Dualismus von Erfheinung und Ding an ſich zurüdfiel. Erfah: 
rung ſoll zwar möglidy fein, allein nur von Erfheinungen, nicht von den Dingen an jih. Kaum 
bier angelangt, veagirt er aber von neuem gegen den Senjualismus und Skepticismus, denn 
er verfichert plöglich, daß wir neben dem Verftande, der nur auf Endliches, auf Anfhauungen, 
gebt, ein Vermögen des Unbedingten, die Bernunft, bejigen, deren Gegenſtand die Idee ald das 
Unbedingte fei, für welches in der Sinnenwelt fein congruenter Gegenftand gegeben werden 
fann. Der logiſchen Form nad ift der Verſtand das Vermögen zu Begriffen und Urtheilen, vie 
Vernunft das Vermögen zu fließen, aber dem Inhalt nad ift jie das Vermögen der Ideen. 
Die Bernunft ift demnach über die Sinnlichkeit und den Verſtand erhaben. Will fie aber nicht 
in Schwärmerei verfallen, fo darf jie doch nicht vergeifen, daß fie für die Wirklichkeit der Erkennt— 
niß an die Thatfachen der Anſchauung und an die Kategorien des Verſtandes gebunden ift, die 
injofern die Grenzen der Bernunft ausmachen. Unſer Erkennen enthält deswegen ein unver: 
meidliched Element des Scheined, jofern wir nämlich nicht beachten, daß wir fir den unendlichen 
Inhalt der Vernunft doch nur die endlichen Kormen des Berjtandes bejigen, denn durd die un 
fritifhe Anwendung derjelben auf das feinem Begriff nad Unbedingte entfteht nothwendiger— 
weiſe ein Irrthum, deſſen Nachweis die Dialektik der reinen Bernunft zu übernehmen hat. Die 
von K. vorgefundene Metaphyſik hatte als die Wiſſenſchaft ver Vernunft die Ontologie, Kos: 
mologie, Pneumatologie und rationale Theologie umfaßt. Die Ontologie war von K. ſchon 
durch die Analytik in Logik verwandelt worden und es blieben folglich nur nod die Ideen von 
dev Melt, von der Seele und von Gott. Diefe drei verſuchte er ſehr jpigfindig aus ven Momen— 
ten der Kategorie der Relation in der Art abzuleiten, daß ex den fategorifchen, den hypothetiſchen 
und den disjunctiven Schluß ald Begründung des Begriffs der Subftantialität, Gaufalität und 
Reciproeität auf den Begriff ver Seele, der Welt und Gottes übertrug. Der Schluß dev Pſycho— 
logie ift wegen ver Einheit des Weſens der Seele kategoriſch; der Schluß der Kosmologie we— 
gen der VBorausfegung der Vollftändigfeit der Erſcheinungen hypothetiſch; der Schluß der 
Theologie wegen der Unbedingtheit der Exiſtenz Gottes disjunctiv. Die Fehlſchlüſſe, die Hier 
gemacht werden, nannte K. die Paralogismen der Pſychologie, die Antinomien ver Kosmologie 
und den Idealſchluß der Theologie. In ihnen wird das Erfennen transſcendent. 
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Den Baralogismusd der Pſychologie fand er darin, daß die Einheit der Seele für die ver— 
ſchiedenen ihr gegebenen Prädicate der Subflantialität, der Simplicität, der Perfonalität und 
reslität Ihon immer voraudgeiegt werde. Der Quantität nad fei die Seele das Subjeet aller 
ihrer Brädicate, mithin, ald feinem andern Subject inhärirend, Subftanz; der Qualität nad 
sei die Seele, als nicht aus reellen Theilen beſtehend, ein ideelles Ganzes, mithin immateriell oder 
einfach; der Relation nach fei fie numerifch iventifh, alfo perfünlid; der Modalität nad in 
Verhaͤltniß zu allen mögliden Gegenftänden im Raum, alfo iveal. Alle dieſe Präpicate würden 
aber paralogiſch erſchlichen, weil fie ſämmtlich erft aus dem Begriff der Einheit ver ſynthetiſchen 
Apperception des Selbftbewußtjeind abgeleitet werden müßten. 

In den Antinomien der kosmologiſchen Ideen unterſuchte K. die abfolute Vollſtändigkeit 
der Zufammenjegung des gegebenen Ganzen aller Erfheinungen ; die Theilung eines gegebe- 
nen Ganzen in der Erſcheinung; bie Entftehung einer Erſcheinung überhaupt; die Abhängig: 
feit des Daſeins des Veränderlichen in der Erſcheinung. Die beiden erften Brobleme gehen auf 
dad mechaniſch Unbedingte, die beiden legten auf das dynamisch Unbedingte. K. flelite jedes 
Problem in einer Antithetif dar, indem er die entgegengejegten Beftimmungen veffelben Welt- 
begriffs ald gleich jehr bemeiäbar behauptete und damals mit diefem Paralleliömus einen ganz 
unglaublihen Effect machte. Er nannte die Gontraftirung eine ſkeptiſche Methode, die von 
Skepticismus wohl unterjhieden werben müffe, den Beweis ſelbſt führte er jedoch nur apago- 
gi aus der Unmoͤglichkeit des Gegentheild. Hat die Welt einen Anfang in Raum und Zeit 
oder befteht fie von Ewigfeit? Exiſtiren nur einfache Subftanzen ald Atome oder ifl jede Sub: 
Ranz zufammengefegt? Geſchieht alles lediglich nad) Naturgefegen oder befteht neben der Noth⸗ 
wendigkeit durch Natur noch eine andere durch Freiheit? Eriftirt in ver Welt ald ein Theil von 
ihr oder als ihre Urſache außer ihr ein ſchlechthin nothwendiges Wefen oder nicht? Jede viefer 
Fragen fam nah K. mit gleichem Rechte bejaht werben. Wir können daher nicht willen, für 
welche Antwort wir und entſcheiden jollen. Das Interefje ver Vernunft an dem Widerſtreit ver 
fosmelogiihen Ipeen beruht nah K. auf der nothwendigen Verzweiflung, in welche fie ſich 
durch dad Gleihgewicht der Gründe verfegt fteht, die ſowol die Theſis als ihre Antithefis lügen. 
Eine objectivt Auflöfung dieſes Widerſpruchs des Verftandes mit der Vernunft ift nah ihm 
ebenjo unmoͤglich, als ein Aufgeben der Forderung der Vernunft, das Unbedingte zu denken. 
Den Schlüſſel zur Auflöfung der Antinomien findet K. daher nur in dem trandjcendentalen 
Idealismus, namlid darin, daß wir von der Vernunft feinen kanoniſchen oder conftitutiven, 
jondern nur einen regulativen Gebrauch zu machen vermögen, indem wir ihre Örenzen erfennen. 
Die Totalität der Erſcheinungen kann niemald Gegenftand der Anjhauung werden, und bie 
Kategorien laſſen jich niemals auf etwas anderes ald auf einen endlichen Inhalt verwenden, 
Die Bernunft enticheidet daher nicht in dem objectiven Sinn, daß fie die abjolute Totalität der 
Spntheiis aller Gegenftände zu erkennen vermödhte, ſondern nur in dem fubjectiven, daf fie die 
Reihe der Vorftllungen bis zu dem Punkt verfolgt, wo fie mit Nothwendigkeit unbeftimmt 
werden. Der Regressus in infinitum als objective Gaufalität muß nad K. von dem Regressus 
ın indefinitum unterſchieden werden. 

Der dritte Schluß, der Idealſchluß der reinen Vernunft ald das Prototypon trausscenden- 
tale, gebt auf die Einheit der Bedingungen aller möglichen Erfahrung. Dieſe Einheit ift Ge- 
genfiand der jperulativen Theologie, welche dad Dafein Gottes ontologiih, fosmologifd und 
phyñtotheologiſch zu beweiſen unternommen hat. K. ſucht nun zu zeigen, daß der legtere Be- 
weid, ver von der Thatſache der Zweckmäßigkeit der Welt ausgeht, zwar auf einen Weltbau: 
meißter, allein nächt auf einen Weltfchöpfer ihließen laffe, und daß er nur eine weitere Ausbil- 
dung des kosmol ogiſchen fei, ber im Dafein der Welt feinen blinden Zufall zu erbliden vermöge. 
Der fosmologifche Beweis aber bafire wieder auf den ontologiſchen, weil erftin diefem die empi- 
the Begründung fortfalle. Gegen diejen Beweis wendet ex ein, daß verjelbe im Präpicat feine 
wirkliche Beftimmuung des Subjects enthalte, denn Dajein fei ein Begriff, der zu dem Begriff 
eines Subjects nichts Neues hinzubringe. Hundert Thaler z. B. jeien jowol ald Begriff wie 
als empirifches Daſein nichts mehr und nichts weniger ala Hundert Thaler und doch made es im 
Gontert ver Erfahrung einen gewaltigen Unterſchied, ob ih hundert Thaler nur ald mögliche 
dem Begriff nad) oder auch ald wirkliche dem Daſein nad) bejige. Der ontologijche Beweis be: 
gebt nah K. den Fehler, daß er das Daſein zuerft in den Begriff Gottes ald eine feiner Reali— 
ten bineinlegt, um diefen Begriff hinterher aus dem Begriff Gottes ald des ens realissimum, 

A des conceptus realitatum omnium, wieder herauszuflauben. So glaubte K. durch den 
undes ontologiſchen Beweiſes auch die übrigen Beweife mitruinirt zu haben, und feine Zeit— 
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genoſſen bewunderten diefe oberfläggliche Argumentation als ein Meiſterwerk modernen Scharf: 
ſinns. Ungemeines Glüd machte ver Vergleich mit ven hundert Thalern, allein hundert Thaler 
find ald eine ganz zufällige Exiſtenz gar nicht mit einer Idee zu vergleichen, deren Natur es ift, 
mit ihrer Nothwendigkeit über alle Erfahrung hinauszugehen. Ebenſo iſt ver Beſitz oder Nicht— 
bejig von hundert Thalern für den einzelnen eine abfolute Zufälligfeit, während der Begriff 
der Wirklichkeit Gottes von dem feiner Möglichkeit ganz untrennbar ift, denn das Abfolute ift 
nicht ald nicht eriftivend zu denken. Wenn K. behauptete, daß hundert Thaler ald Begriff und 
ald Dafein für den einzelnen einen großen Unterſchied ausmachten, obwol hundert gedachte 
Thaler und hundert empirifche Thaler eben nur hundert Thaler find, fo macht e8 aud) für die 
Erfahrung des einzelnen einen großen Unterfhied aus, ob Gott für ihn nur als ein Begriff 
möglich oder zugleich als ein Dafein wirklih if. K. weiß daher auch für ben Idealſchluß der 
Vernunft nur eine fubjective Auflöfung, nämlich in der Vorausjeguug Gottes ein Ideal der 
Einheit für ven Berftand anzuerkennen. Gott ift nad) ihm nicht einmal eine Hypotheſe, jondern 
nur ein für den praftiichen Gebraud der Menſchheit empfehlenswerther Gedanke, weil er ein 
nad dem Schluß der Analogie erlaubtes Schema ift, welches die Objectivirung, die Hypoſtaſi— 
rung und die Perfonificirung des Gedanfens Gottes ald eine populäre Annäherung an das 
Ideal ver Vernunft geftatte. Aus theoretifchen Gründen vermögen wir alfo die Nothwendig— 
feit der Unfterblichkeit der Seele, der Freiheit des Willens und des Daſeins Gottes nicht zu be— 
weifen, allein aus praftiihen Gründen dürfen wir zum Nugen der Moralität daran glauben. 

Dies war der wichtige Inhalt ver Elementarlehre ver reinen Bernunft. Die Methodenlehre 
als der zweite, aber viel kürzere Hauptheil befchäftigte jich damit, die Anſprüche ver Sinnlichkeit, 
des Berftandes und der Vernunft gegeneinander abzumwägen. Die Disciplin der reinen Ver— 
nunft zeigt, daß dad Begreifen verjelben nicht intuitiv, nur discurſiv zu fein verinöge. Die 
Methode des Eritiihen Erkennens joll weder dogmatiſch noch fkeptifch fein, fondern die Vor— 
theile des Dogmaticismus mit denen des Skepticismus durch die Berichtigung der nothwen— 
digen Grenzen des Erkennens vereinigen. Die Polemik ihrer Befheidenheit gegen die An— 
maßungen des dogmatifchen Poſttivismus ift Feine grumdfägliche Skepfis und die Annahme der 
Kategorien in der Bernunftidee feine dogmatiſche Akriſie. Die Vernunftkritik iſt deshalb keine 
Doctrin von Lehrſätzen, ſondern nur ein Kanon von Grundſätzen, welche die Moͤglichkeit der 
Erfahrung beweiien. Meinen, Glauben, Wiflen bilden die Stufenfolge des Verbältniffes der 
fub= und objectiven Begründung unfers Grfennens, indem das erftere ſub- und objectiv unzu— 
reichend, das zweite jubjectiv zureihend, objectiv unzureichend, das dritte ſub⸗ und objectiv zu= 
reihend ift. Die höchſten Intereffen ver Menſchheit laflen fi in ven Fragen ausdrücken: was 
kann ich wiffen, was ſoll ih tbun, was darf ich hoffen? Der Kanon der Vernunft ift binläng= 
lich, diefe Fragen zwar nicht objectiv, aber jubjectiv genügend zu beantworten. Die Arditekto- 
nif der reinen Vernunft unterfcheidet die rationale und empiriſche Philofophie. Die rationale 
ift in ihrem eigentlihen Weſen Metaphyſik überhaupt ald Phyfiologie der reinen Vernunft, 
Metaphyſik ver Natur als Wiſſenſchaft deſſen, was da ift, Metaphyſik ver Sitten oper der prak— 
tifchen Vernunft ala Wiſſenſchaft deſſen, was fein fol. Für die Gefchichte endlich der reinen 
Vernunft unterſcheiden ih nah K. in Anjehung des Gegenftandes die Senfual= und Intellec= 
twalfofteme; in Anſehung des Urfprungd die empirischen und noologiftifhen;; in Anſehung der 
Methode die naturaliſtiſchen und feientififhen, welche legtere entweder dogmatiſch oder ſkeptiſch 
verfahren, ſodaß nur ver Fritifhe Weg der Transſcendentalphiloſophie allein noch offen ſteht, die 
Einfeitigfeit aller jener Syfteme zu überwinden. 

” Das war die Vernunftfritif! Im Inhalt begann fie mit der äußerlichen Anſchauung von 
Raum und Zeit und endete mit der Idee Gottes. Im Gange erhob fie ſich pſychologiſch von der 
äfthetifchen Receptivität durch die Spontaneität des Verftandes zur Unbedingtheit ver Vernunft. 
Im Refultat vernichtete fie die Möglichkeit des Wiffens von ven Ideen, beftätigte aber den Glau— 
ben an jie im Intereffe ver Moral. Alle diefe Gedanken würden jevoh wenig Eindrud gemacht 
haben, weil fie der Zeit überhaupt angehörten. In ihnen ftand der fünigäberger Philoſoph 
nit höher ald die Aufflärung jener Periode, aber in der Form ſchied er fih von ihren Ge— 
meinplägen durch eine geniale Ausführung. Dies allmähliche Auffteigen von Niedern zum 
Höhern, diefe immer potenzirte Wiederkehr derjelben Elemente ver Anſchauung und des Be— 
griffs, diefe in immer neuen Anwendungen ji fruchtbar beftätigende Kategorientafel, diefes 
Abſchließen mit einem Nefultat, um es fofort wieder aufzuheben, dieſe Umſicht und Schärfe in 
der Analyfe ver Begriffe, dieſe Weite in ihrer Syntheſe, diefe Gewiſſenhaftigkeit ver Unterſu— 
hung und Doc diefe Heiterkeit des Tones, died Fefthalten des einen Themas, wie find ſynthe— 
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tiſche Urtheile a priori möglich, und zugleich dies ahnungsvolle Berühren aller Wiſſenſchaften — 
nein, ein ſolches Buch war noch nicht dageweſen. Man konnte feinen Inhalt veriverfen, aber 
man vermochte ſich feinem Zauber nicht zu entziehen. Ohne Kenntniß veffelben ift die deutſche 
Philofophie feitven nicht zu verſtehen und die übrigen Nationen haben e8 faft alle in ihre 
Sprache überfegt, Majorescu jelbft in das Walachiſche. Ein fo großes Werk gewinnt aber nur 
ſeht allmählich ein Verſtändniß. Die Zeitgenoffen fanden es ſchwer faßlich und misverftanden 
es oft, wieihre Beurtheilungen verrietben. K. entſchloß fich daher, ver Aufnahnıe feiner mühe— 
vollen Arbeit felbft aufzuhelfen, und jchrieb 1783 feine „Prolegomena zu einer jeden Meta: 
phyſik, die Fünftig als Wiſſenſchaft auftreten will”. Er fuchte darin dem Publikum auf mehr 
populäre Weile von dem Sinn feines Unternehmens, die Tragweite des menschlichen Erkennt: 
nißvermögens durch eine Kritik deffelben abzumeflen, die falfhen Extreme des Senjualismus 
und Intellectualismus, ded Dogmatismus und Skepticismus in einer richtigen Mitte zu ver= 
meiden und aus dem Untergang der theoretifchen Erkenntniß des Abfoluten die Moral als das 
eine, was noth ift, zu retten, eine adäquate VBorftellung zu machen, was ihm aud gelang. Man 
braudte num nicht mehr dad dicke, vielverfählungene Originalwerk zu ftubiren; man Eonnte fid 
auf die Lectüre der Prolegomena bejhränfen und doch willen, was K.'ſche Philofophie fei und 
was der Unterfchied von trandjcendental und trandjcendent befagen wolle. Der Inhalt des Buchs 
war ja, wie fhon erwähnt, ganz und gar in feinem Kern den Anfichten der Zeit entſprechend. 
68 handelte fih nur, die Art der K.’ichen Beweisführung zu faffen. 

Nachdem K. die alte Metaphyſik als eine Täufhung des fholaftifhen Dogmatismus dem 
Untergange preiögegeben, mußte er un fo mehr die praftifche Philoſophie ald das Gebiet pofitiv 
befriedigender Forſchung anbahnen, und that dies zunächſt 1785 in der „Grundlegung zur 
Metaphyſik der Sitten‘, worin er den Begriff der Freiheit und der Autonomie des Willens 
einerjeitd, den ded Fategorifchen Imperativs der Pflicht andererſeits entwidelte. Die großen Gr: 
folge, welche feine Vernunftkritik inzwifchen erreichte, beftimmten ihn, diejen nämlichen Inhalt 
in einer Form vorzutragen, die ald ein Seitenſtück zur Kritik der reinen Vernunft erfheinen 
fonnte. Gr gab 1788 die „Kritik der praftifhen Vernunft‘ heraus, in welder er den Bau 
der erſten Kritit nahabmte, indem er dad Ganze in eine Glementar: und Methovenlehre von 
dem iinnlichen und geiftigen Element des Willens zerlegte. Die Glementarlehre zerlegte er epen: 
mäßig in eine Analytif und Dialeftit und unterfuchte in ver Analytik die Grundſätze, den Ge— 
genftand und die Triebfevern ver praftifhen Vernunft. Wenn K. in der Kritik der reinen Ver: 
nunft zu dem Ergebniß gelangt war, daß wir zwar die Nichtunmdglichkeit, keineswegs aber die 
Wirflikeit des Abfoluten einzufehen vermöchten, jo ſchlug er in der praftifchen Vernunft ven 
umgekehrten Weg ein, indem er von der Wirklichkeit der Freiheit ald einer nicht abzuleugnenden 
Thatfahe auf ihre Möglichkeit ſchloß und an die Stelle eines problematifchen Urtheils ein apo— 
diktiſches ſetzte. Die Freiheit ift eine Gaufalität, in welcher Urfache und Wirkung ung offenbar 
ind. Der Wille ift autonomifh, weil er ohne Selbftbeftimmung gar nicht Wille fein könnte. 
Heteronomiſch zu fein, d. h. durch einen fremden Willen beſtimmt zu werben, widerfpricht dem 
Weſen des Willens als einer Gaufalität, die eine Reihe von Wirkungen ſchlechthin aus ji als 
Urſache anfangen kann und infofern ſchlechthin unbedingt ift. Das Gefet des Willens können 
wir und durch eine Analogie mit ver Natur erläutern, die und in dem Ginzelnen den Typus des 
Allgemeinen, im Individuum dad Wefen der Gattung zeigt. Der einzelne Wille kann die allge- 
meine Gejegmäßigfeit des Handelns dur; zwei Marimen erreichen, erftlih dadurch, daß er ſich 
prüft, ob auch jeder andere an feiner Stelle ebenfo handeln würde als er; und zweitens da— 
durd, day er prüft, ob fein Wille Princip einer allgemeinen Gefeggebung zu werben vermöchte. 
68 erhellt, va die ſe Marimen Feine objective, nur eine fubjertive Garantie leiften, in welcher der 
Sopbifti des Selbſtbetrugs ein großer Spielraum gelaffen ift. Der Gegenftand ber prafti: 
den Bernunft ift Das Gute als die Allgemeinheit und Nothwendigkeit des Willens, ald das 
böhfte Gut, dem alle andern Zwecke ald dem Endzweck unterworfen find, ſodaß das Gute um 
de? Guten willen gewollt werden muß. Der einzelne Wille erkennt im Guten die Pflicht, die ihm 
unbedingt befießlt, alfo ein kategoriſcher Imperativ ift, weshalb der wahre Charakter des Mo- 
talprineips nur ein formaler fein fann. K. verwarf alle materialen Prineipien von Epikur, 
Nonteigne, Hutchefon, Mandeville u.j.w. Allem Eudämonismus, auch dem verfeinertiten, 
Rellte er den Rigorismus der Pflicht ald Pflicht ohne alle weitere Rüdjicht, ohne Reflerion auf 
erweite Motive oder auf die Folgen, welde die Pflihrerfüllung für uns haben kann, entge— 
IM. Das Gute joll fein, ift die. Theſis, der die widerſprechende: das Gute foll nicht fein, nicht 
Rigegengeftellt werben kann, weshalb die praktiſche Vernunft keine Antinomien kennt. Weil 
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das Gute jein joll, kann es auch fein und verbürgt mit dem Begriff des Sollens die Möglichkeit 
feiner Realifirung. Jeder Menſch ald Träger des Moralgefepes ift ſich jelbft Zwed und darf 
daher aud feinen andern Menſchen nur ald Mittel für fi behandeln. Die Triebfevder ver 
praftiihen Bernunft kann daher ſchlechterdings nichts fein, dad aus andern Rüdfichten hervor— 
ginge, jondern nur die Achtung vor dem Gefege des Guten jelbft, die nichts Materielled enthält. 
Als ein Subject, dem dad Gute Geſetz ift, muß ich mich jelbft achten und die Würde der Menſch— 
heit in meiner Berjon darftellen. Da alfo dad moralifhe Handeln alle finnlide Motivation von 
ich auoſchließen fol, die Sinnlichkeit aber doch da ift, jo dreht ſich Die Dialeftif der praftifchen 
Bernunft nah K. um die Vereinigung der jinnlihen Neigungen mit dem Gebot der reinen 
Pflicht. Die Erfüllung der Pflicht ald jolcher gewährt und Zufriedenheit mit ung jelbft, noch 
nit Glückſeligkeit, als welche auch eine Befriedigung unferer Triebe und Neigungen enthalten 
würde. Handeln wir, weil wir durch unjere Sinnlichkeit beftimmt werden, jo handeln wir un— 
moraliſch; wir müffen ihr durch unfere Spontaneität einen Zwang anthun. Aus dieſem Con— 
traſt ded natürlihen Verlangens nad Wohlfein und des Pflichtrigorismus entjpringen die 
Poftulate der praftifhen Vernunft: Unſterblichkeit, Breiheit, Gott. Das Handeln der einzelnen 
vermag, wie fehr es firebe, doc der Forderung der ftrengen Pflicht nicht genug zutfun. Um 
daher dieje IInangemejlenheit wenigftend annäherungsmweife zu tilgen, muß ein progressus in 
infinitum, alfo die Unfterglichfeit gefordert werden. Ferner, da wir in der Wirklichkeit oft ge— 
hindert werben, das Gute, dad wir wollen, äußerlich zu vollbringen, jo muß die bloße Geſin— 
nung ded Guten jelbft jhon einen unendlichen Werth haben, was nur möglich ift, fofern die 
Selbfibeftimmung als intelligible, die vom Begriff ded Guten ausgeht, auch ſchon ald Begriff 
Realität Hat. Die praftifche Vernunft muß alfo die Freiheit des Willens ald Unabhängigkeit 
deilelben von der Sinnenwelt poftuliren. Endlich aber erwirbt fi das moraliſche Subject durch 
jeine firenge Pfliterfüllung in der Ihat Anſpruch auf ein proportionelles Wohlfein, deſſen 
Realität jevod eine ſehr zufällige ift, denn, wie die Erfahrung lehrt, geht e8 vem Tugenphaften 
äußerlich oft ſchlecht, dem Laſterhaften gut in ver Welt. Aus dieſem Widerſpruch entſpringt die 
pritte Forderung einer Herftellung ver Harmonie zwiſchen dem Innern und Außern, der Frei⸗ 
beit und Natur, der Tugend und der Glückſeligkeit, durch einen perfönlichen Gott, der Die Macht 
und den Willen hat, vie Guten zu belohnen und die Böfen zu beſtrafen, ſollte dies auch erſt im 
Jenſeits geſchehen. K. vermeinte, mit dieſen Poſtulaten der praktiſchen Vernunft für die Zerſtö— 
rungen der theoretiſchen Vernunft Erſatz gegeben zu haben. Er fiel aber mit dieſer Wen— 
dung einer Tugend, welche Lohn für ihre Pflichterfüllung erwartet, in den Eudämonismus zu— 
rüd. Seine Zeitgenoffen ermangelten nicht, dad, was er nur ald eine Forderung audzufpreden 
gewagt hatte, für objectiven Beweis zu nehmen. Wie es Mode wurde, die Anftrengungen der 
alten Metaphyfit als ohnmächtige zu belächeln, jo wurde es Mode, von dem moralifhen Be— 
weije für das Dajein Gottes, der Freiheit und Unfterblichkeit ald einem abjolut genügenden zu 
ſprechen. Die Methovenlehre der praftijchen Vernunft ift ganz unbebeutend, indem fie nur die 
Sokratiſche Methode zum Vortrag empfiehlt. 

Wir haben die Kritik der praftiihen Vernunft ſogleich auf die Kritik der reinen Vernunft 
folgen lafjen, weil fie mit ihr in ver That im engften Zuſammenhang fteht und zeigen jollte, wie 
trog ber Umerfennbarfeit der höchſten Ideen und doch ein praktiſcher Ausweg gelafjen fei, ver 
unſern Bedürfniffen entipreche. K. jelbft hatte vorher 1786 die „Metaphyfiichen Anfangs: 
grümde der Naturwiflenfchaft herausgegeben, durch welche er auch nach einer andern Seite hin 
veformatorifch zu wirken begann. Wir wollen jedoch Hier nur jo weit darauf eingehen, als zur 
allgemeinften Eharakteriftif K.s unumgänglich ift. Er definirte die Natur ald das innere Brin- 
cip alles deſſen, was zum Dafein eines Dinges gehört, indem er den Begriff des Weſens davon 
abſchied, der ſich nur auf die Moͤglichkeit eines Dinges beziehe, aus welcher noch nicht fein Da— 
ſein folge. Jene Definition iſt aber nur eine formelle; die materielle iſt, daß die Natur ven Ge— 
genftand unfers finnlihen Anfhauens ausmacht, weshalb die Raturwiflenihaft ver Mathe: 
matil bedarf, welche die Gonftruction der Begriffe durch Darftellung einer Anfhauung a priori 
ift. Nach der Tafel der Kategorien unterfhied nun K. für die rationelle Naturwiſſenſchaft die 
Phoromonie, Dynamif, Medhanif und Phänomenologie. Die Phoromonie hat. ed mit der 
Duantität der abftracten Materie, mit ver Bewegung ded Punktes, zu thun; die Dynamik mit 
ver Qualität der Materie und der aus ihr entipringenden Attraction und Repulſion; die Me— 
chanik mit der Relation ver Körper in ihrer Bewegung, denn Materie ift das Bewegliche im 
Raum; die Bhänomenologie envli mit ver Mobalität der Materie, d. h. mit dem Verhältniß 
ihrer Bewegung zu unferm Erfennen, infofern fie eine mögliche, wirkliche oder nothwendige ift. 
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In engfter Verbindung mit diefer Betrachtung der Natur fteht die „Kritik ver Urtheils- 
kraft“ , die zuerft 1790 erfhien, eine höchſt geiftvolle und für das hohe Alter K.'s bewunde— 
rungswärbige Schrift. Er hatte eigentlich die Urtheilskraft im zweiten Buch ver Analytik: von 
der trangfeendentalen Doctrin der Urtheilskraft, ald der Analytik der Grundfäge, bereits abge: 
handelt. Jet wollte er fie zwifchen dem Verftande und zwifchen der Vernunft ald eine gewiſſe 
Mitte des Begriffs deflen, was da ift, und des Begriffs deſſen, was fein joll, varftelfen. Die 
Urtheilskraft verhält fich reflectirend, indem fie das Beſondere unter das Allgemeine fubfumirt. 
Oinge der Verſtand, der von den einzelnen Theilen zur Einheit des Ganzen discurfiv auffteigt, 
som Allgemeinen zum Befondern fort, fo würde er ſich beftimmend verhalten. Vermöchte er 
aber mit dem Allgemeinen das Beſondere zugleich zu ſchauen, jo würde er intuitiv fein, ein 
Verhalten, wie wir es nah K.'s Meinung nur in dem fhöpferifchen Verſtande Gottes voraus- 
jegen fönnen. Die reflectirende Urtheildkraft ift in ihren Bunctionen eine doppelte, nämlich ent: 
weder die äfthetifche oder die teleologifche. Jene hat das Schöne und die Kunft, diefe die Natur 
zu ihrem Gegenftande. 

Die äfthetifche Urtheildfraft zerfällt in eine Analytif und Dialektik. Die Analytik betrachtet 

dad Schöne und das Erhabene. Das Schöne ift feiner Dualität nad das, was unfer Wohlge: 
fallen ohne praftifches Interefle erregt und dadurch fi fowol vom Angenehmen und Nützlichen 
ald vom Guten unterjcheidet. Der Quantität nad, ift das Schöne dad, was allgemein ohne 
Begriff gefällt. Die logiſchen Kategorien find zwar auch ſchlechthin allgemein, erregen aber 
durchaus nicht, wie das Schöne, Wohlgefallen. Der Relation nad ift das Schöne ein Zweck— 
mäßiges, ohne daß wir bei feiner Korm und einen Zwed vorftellen. Es ift das Ideal, welches 
im Zuftande ver Beharrlichkeit vie Geftalt, in dem der Bewegung das Spiel der iveaten Grund: 
züge if. Endlich der Modalität nach erzeugt es ein nothwendiges Wohlgefallen ohne Begriff 
durch ein Spiel der Einbildungsfraft, in welchem das Sinnlihe fih mit dem Verftändigen 
miſcht. Die Analytik des Erhabenen beſtimmt, vaffelbe als die Negation alles Sinnlichen, fei es 
durch den Widerſtreit des Bernunftintereffes, fei e8 durch die abfolute Pofition der Vernunft. 
Das mathematiih Erhabene ift das der Größe, das dynamiſch Erhabene das der Kraft. Furcht, 
Schrecken, Entjegen, Grauſen, Schauder ſind Gefühle, in denen die dem Erhabenen nothwen— 
dige Ruhe verloren gebt. K. hat hier den Unterſchied des Natur: und Kunſtſchönen, ſowie die 
mannidfaltigen Formen des Gegentheild des Erhabenen im Lächerlichen, Komifchen, Burlesken, 
Humoriſtiſchen, in Traveftie, Parodie, Wig und Ironie, berührt und ſodann das Schöne ſub— 
jectiv von jeiten feiner Verwirklichung durch den Künftler, fein Genie, fein Talent, und objectiv 
von jeiten feiner Befonderung in verfhiedene Arten der Darftellung, in vevende und bildenve 
und jentimentale Kunſt, dargeſtellt. Die Definitionen, die er hier gegeben hat, haben ſich 
großentheils ned gegenwärtig in unferer äfthetifchenWiflenfhaft erhalten. Die Dialektik ver 
äfthetifhen Urtheilskraft dreht ſich eigentlih um einen Wortftreit, nämlich um das Wort Ge— 
"mad, daf jedermann feinen eigenen Geſchmack folle haben dürfen und daß doch darüber ge- 
fritten wird, ob jemand einen guten oder ſchlechten Gefhmad habe. 

Die teleologifhe Urtheilskraft findet in der Natur eine Einheit ded Begriffs und ver An- 
ſhauung, der Möglichkeit und Wirklichkeit, des Allgemeinen und Einzelnen vor, die wir Zwed 
nennen und zwar den formellen, wenn der Zweck mit dem Gegenftande äußerlich gegeben wird, 
den materiellen, weren der Zweck mit dem Gegenftande unmittelbar Eins ift. Letzteres geſchieht 
im Organifchen, worin jedes Organ Zweck und Mittel zugleih if. Im Mechanismus ift die 
Urſache ihrer Wirkung äußerlich; im teleologiſchen Technicismus des Organiſchen ift dad Pro- 
dueirende und das Product eine Einheit, in welder das Ganze ſich in feinen Gliedern hervor: 
bringt und die Glieder fi untereinander und ald Ganzes hervorbringen. K. wagte nicht zu 
catſcheiden, ob in ver Natur wirklich eine ſolche Einheit dafei, empfahl aber ihren Begriff ala 
Vehikel ver Naturauffaffung. Auch twiderftrebte es wenigftend nad ihm nicht dem Begriff ver 
Vernunft, ein verftändiges Wefen anzunehmen, das eine ſolche Einheit der causa efficiens und 
det causa finalis, wie fie in der materiellen Zweckmäßigkeit erfcheint, ſich vorgefegt habe. Wir 
fönnen daher an Gott ald an eine aus dem Zweckbegriff ver Natur folgende Hypotheſe glauben. 

Das war der Hochpunkt feiner fpeculativen Epoche, denn im der dritten, der praktifchen, von 
110 bis zu feinem Tode, befhäftigte ihn die Gonfequenz feines ethifhen Standpunkts für die 
wiondere Geftaltung des Rechts, der Moral, der Politif und Religion faft ausſchließlich. Wir 

eine Abhandlung aus dem Jahre 1784 ald den erften foftematifchen Ausdruck feiner 
Font anfehen. Er wollte eine Auferung, die durch einen Reifenden von ihm in den „Gothai⸗ 
ſchen Stantsfalender‘‘ fich verirrt Hatte, vor Misverftand bewahren und ließ daher in bie „‚Berli- 
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ner Monatoſchrift“ vie „Idee zu einer allgemeinen Geſchichte in weltbürgerlicher Abficht‘’ ein: 
rüden. Er ging davon aus, daß alle Naturanlagen eined Geſchöpfes beftimmt find, fi einmal 
vollftändig und zweckmäßig auszuwickeln. Am Menſchen aber jollten fi diejenigen Naturan- 
lagen, vie auf den Gebraud feiner Vernunft abgezielt jind, nur in der Gattung, nicht aber im 
Individuum vollftändig entwickeln. Die Natur hat gewollt, daß der Menfch alles, was über die 
mehanifhe Anordnung feines thieriihen Dafeins geht, gänzlich aus jich felbft Hervorbringe und 
feiner andern Glüdfeligfeit oder Vollkommenheit theilhaftig werde, als die er fich felbft, frei von 
Inftinet, durch eigene Vernunft verfchafft bat. Das Mittel, deſſen ſich die Natur bedient, alle 
ihre Anlagen zu Stande zu bringen, ift ver Antagonismus derfelben in der Geſellſchaft, ſofern 
diefer am Ende doch die Lirfache einer gefegmäßigen Ordnung verfelben wird. Das größte Pro: 
blem für die Menihengattung, zu deilen Auflöfung die Natur fie zwingt, ift die Erreihung einer 
allgemeinen dad Recht verwaltenden Geſellſchaft. Diejes Problem ift zugleich das ſchwerſte und 
das, welches von der Menſchengattung am fpäteften aufgelöft wird. Das Problem der Errich— 
‚tung einer vollfommenen bürgerlihen Verfaſſung ift von dem Problem eined gejegmäßigen 
äußern Staatenverhältniffes abhängig und kann ohne das leßtere nicht aufgelöft werden. Man 
fann die Gefchichte der Menſchengattung im Großen als die Vollziehung eines verborgenen 
Planes der Natur anfehen, um eine innerlih und zu dieſem Zweck aud äußerlich vollkommene 
Staatöverfaflung zu Stande zu bringen, als den einzigen Zuftand, in welchem fie alle ihre An— 
lagen in der Menjchheit völlig entwideln kann. Gin philofophiiher Verſuch, die allgemeine 
MWeltgeihichte nad einem Plane der Natur, der auf die vollfommene bürgerliche Vereinigung 
in der Menſchengattung abziele, zu bearbeiten, muß ald möglid und felbft für die Naturabſicht 
förderlih angefehen werben. K. hofft gegen das Ende dieſes herrlichen Aufjages, daß die Auf: 
flärung endlich felbit bis zu den Thronen dringen und auf ihre Regierungsgrundfäge Einfluß 
haben werde. „Obgleich z. B.“, erläutert er, „unfereWeltregierer zu Öffentlichen Erziehungsan= 
ftalten, und überhaupt zu allem, was das Weltbefte betrifft, für jegt Fein Geld übrig haben, 
weil alled auf den fünftigen Krieg fhon zum voraus verrechnet ift, jo werben fie doch ihren eige= 
nen Vortheil darin finden, die obzwar ſchwachen und langjamen eigenen Bemühungen ihres 
Volks in diefem Stüde wenigftend nicht zu hindern.“ 

In einer befondern Abhandlung aus vemfelben Jahre 1784: „Was heißt Aufklärung ? 
beantwortete ev diefe Frage dahin, daß fie dad Beſtreben des Menſchen fei, aus feiner Unmün— 
digkeit herauszugeben. Die Freiheit des Denkens werde endlich auch die Freiheit des Handelns 
zur Folge haben müffen. Wir lebten zwar nod nicht in einem aufgeflärten Zeitalter, aber doch 
ſchon unter einem Fürften wie Friedrich IL, in einem Zeitalter der Aufklärung. 

Als Commentare einzelner Seiten feiner gejchichtöphilofophifhen Anſicht kann man eine 
ganze Öruppe von Abhandlungen betrachten. In den Jahren 1775, 1785 und 1788 ſuchte er den 
Begriff der Menſchenraſſen genauer zu beftimmen. Im Jahre 1786 fhrieb er ‚Uber ven muthmaß⸗ 
lien Anfang der Menſchengeſchichte““, ven er in das Hervorbringen des Böfen jegte, weil daflelbe 
als dad Brechen mit dem Inftincte im Intereife der Freiheit relativ nothwendig fei. Im Jahre 
1791 jchrieb er „Uber das Mislingen aller Verſuche in ver philofophifchen Theodicee”, indem 
er die Zweckwidrigkeit des moraliſchen Böfen, des phyſiſchen Übels und des empirifhen Misver- 
hältniffes zwifchen Tugend und Belohnung, Verbrechen und Beftrafung, als Inftanzen gegen 
die Eriftenz eines heiligen, gütigen und gerechten Gottes darzulegen fuchte. Im Jahre 1793 
wandte er fi in der ausgezeichneten Diatribe „Über den Gemeinfprud, das mag in ver Theorie 
richtig fein, taugt aber nichts für die Praxis“ gegen Garve, Hobbes und Menvelsfohn. Gegen 
Garve, der den Eudämonismus in Schug nahm, vertheidigte er ven Rigorismus der Pflicht; 
gegen den Abfolutismus von Hobbes vertheidigte er die republifanifche Staatöverfaflung ; gegen 
Mendelsſohn, der die Vorſtellung von der periodiſchen Wiederkehr eines Kreidlaufs in der Ge— 
ſchichte erneut hatte, den unendlichen, aus dem Begriff ver Freiheit nothwendigen Fortſchritt der 
Oattung. K. verwarf den Dunlidmus von Theorie und Praris. ine Theorie, die richtig iſt, 
fann durch ihre Befolgung in der Praris nicht widerlegt, nur bemährt werden. Beſonders nad: 
drücklich kehrte er ſich gegen Hobbes. Die Theorie des Staatörechtd ift nicht ein leerer Gedanke, 
fondern jie ift vielmehr das Forum, vor welchem alle empirischen Berfaffungen gerichtet werben. 
Die Menſchen wollen freilich ver Idee nicht die Ehre geben, ſondern gefallen fid in ihrer Träg- 
heit darin, gewohnheitsmäßig in einer einmal vorhandenen Einrihtung ded Staats ald der an- 
geblich beiten fortzuleben. Eine durd bloße Klugheit und Gewalt hervorgerufene Ordnung gilt 
ihnen mehr ald eine dur Recht und Gefeg und Achtung vor der Würde ded Menſchen be— 
ftimmte, K. erklärte fih ganz entſchieden gegen eine fogenannte väterliche Regierung, weil nie— 
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mand mih zwingen könne, auf feine Art glüdlic zu fein, vielmehr jeder die Berechtigung habe, 
jeine Glädjeligfeit auf den Wege zu ſuchen, der ihn ſelbſt gut dünkt, wenn er nur der Freiheit 
anderer, die daſſelbe Ziel verfolgen, nicht gefegwidrig Abbruch tut. Eine Negierung, die auf 
dem Princip des Wohlwollens gegen das Volk ald eines Vaters gegen feine Kinder errichtet 
wäre, d. i. eine väterlihe Regierung, welche die Unterthanen als unmündige Kinder zu einem 
blos paſſiven Gehorſam degradirt, um lediglich nach dem Urtheile des Staatsoberhauptes glück— 
lich ſein zu ſollen, iſt der größte denkbare Despotismus. Nicht einer väterlichen, ſondern einer 
vaterländiſchen Regierung bedarf es. 
Eine weitere und mehr ſyſtematiſche Ausführung fanden die politiſchen Ideen K.'s 1795 in 
der kleinen , aber mit Recht unendlich berühmt gewordenen Schrift „Zum ewigen Frieden“, 
K. erblidte in dem Kriege eins der größten Hemmniſſe der menſchlichen Gultur und Freiheit, 
denn der Krieg wirft mit feinem Zerftören und Morden den Menſchen in die Barbarei der Na- 
tur zurüd. Mehr aber noch, als durd den wirklichen Krieg, der doch auch Gelegenheit zur Ent: 
faltung mancher Tugenden gibt, wire dad Menſchengeſchlecht in feinem Fortſchritt dadurch auf: 
gehalten, dag die Staaten mitten im Frieden ſtets auf Krieg bedacht fein und große Zurüftungen 
für einen möglicherweife ausbrechenden machen müflen, denn hierdurch werden alle Einkünfte 
des Staats fo ſehr nur für den Zweck der militärifhen Organifation verbraudt, daß für ander= 
weite Zwecke der Erziehung, der Kunft und Wiſſenſchaft nur wenig oder gar feine Mittel übrig 
bleiben. K. fragte daher: welches jind die Urſachen, durch welche die Kriege noch immer hervor 
gerufen werden, und welches jind die Bedingungen, unter welchen die Stiftung und Erhaltung 
eined dauernden Friedens unter den Staaten möglich wird? Jene behandelte er in den Prälimi— 
narartifeln, diefe in den Definitivartifeln zum ewigen Frieden, denn mit feinem Tafte gab er 
feiner Unterſuchung die Form einer diplomatiſchen Denkſchrift. In den Präliminarartifeln for: 
derte er zunächſt, daß Fein Friedensſchluß für einen ſolchen gelten joll, der mit dem geheimen 
Vorbehalt ded Stoffs zu einem fünftigen Kriege gemacht wird. Berner foll fein für ſich beſte— 
hender Staat, groß oder klein, das gilt hier gleichviel, von einem andern Staate durch Erbung, 
Tauſch, Kauf oder Schenkung erworben werben fönnen. Im Erbreich erwirbt nicht der Regent 
einen Staat, jondern der Staat einen andern Regenten. Staaten fönnen nicht ald ein Privat: 
bejig oder als Privatperfonen behandelt werden, obwol man in der modernen Welt eine Art von 
Induſtrie durch „Heirath von Staaten‘ erfunden hat, feine Macht ohne Anftrengung zu ver: 
größern. Liber Berfonen kann man nicht wie über Sachen verfügen, Drittens jollen ſtehende 
Heere, miles perpetuus, mit der Zeit ganz aufhören, denn eben ad Dafein der Arnıeen reizt 
zum Kriege. Eine Armee, die gar feine Kriege führt, erfchlafft endlich, und um fie nicht kriegsun— 
tüßtig werden zu laffen, wird eine Gelegenheit zum Kriege gern ergriffen. Abgejehen von zahl: 
lojen Übeln, die mit der Erhaltung ftehender Heere verbunden find, ift die Koftipieligfeit der: 
ſelben, die den Aufihwung aller andern Eultur zurüdgält, der Haupteinwand gegen fie. Statt 
der ſtehenden Heere ſchlägt K. periodische Warfenübungen aller Bürger vor. Vierter Artikel: 
Es follen feine Staatöjhulden in Beziehung auf äußere Staatöhändel gemadt werden. Da 
man Krieg nicht mehr ohne Geld führen kann, jo wird die Geneigtheit zu ihm ſehr genährt, 
wenn den Regierungen erlaubt ift, Anleihen für ihn zu machen, welche das Volk hinterher zu 
bezahlen hat. Dies Recht muß ihnen daher genommen werden. Fünftens foll fein Staat jid in 
die Verfaſſung und Regierung eines andern Staats gewaltthätig einmifchen. Dieſer Artikel, 
die Berwerfung der militärifhen Intervention, ift ebenjo durch ſich ſelbſt klar, ald der jechäte: 
Es ſoll ih kein Staat im Kriege mit einem andern ſolche Feindſeligkeiten erlauben, welche das 
wechſelſeitige Zutrauen im künftigen $rieden unmöglich machen müflen, ald da find Anftellung 
von Meuchelmördern und Giftmiſchern, Bredung von: Gapitulationen, Anftiftung von Berrath 
in den beftiegten Staaten u. ſ. w. Der Definitivartifel waren nur zwei. Erftend: Die bür- 
gerlige Berfaffung in einen jeden Staat foll eine republifanifche fein, und zweitens: Das Völ- 
letrecht foll auf einem Föderalismus freier Staaten gegründet fein. Untereinerrepublifanifchen 
Regierung verftand K. eine ſolche, in welcher die ausführende Gewalt von ber gefepgebenden 
getrennt ift, gleichviel, ob die äußere Form der Verfaffung monarchiſch, ariftofratifch oder demo: 
Fatih if. Dhne jene Trennung entfteht immer Despotismus, nicht blos da, wo die ausfüh— 
inde Gewalt zugleich die allein gejeggebende, ſondern auch da, wo die gefeggebende zugleich die 
dein ausführende ift. Der monarchiſche Abfolutismus ift ebenjo verwerfli ald der demokra— 
Le, Nur Staaten mit repräjentativer Verfaſſung entfprehen der Vernunft, weil fie allein ein 
Urruftfein der Freiheit haben und daher miteinander fich für den Zweck verbinden fönnen, bie 
eigfeiten, die zwifchen ihnen entjtehen, durch ein oberftes Schiedsgericht zum Austrag zu 
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bringen. Gin ſolcher Völferbund ift, wie K. ausdrücklich bemerkt, kein Völkerſtaat Man muß 
nad) ihm den moralifchen Politifer vom politifhen’Moraliften unterfheiden. Die Aufgabe, die 
Moral mit der Politik zu vereinigen, wird eine rohe Denfungsdart zwar verlachen, die Menſch— 
heit aber niemals ald eine nothwendige von ſich abweilen können. Das einzige Mittel, dieſe 
Vereinigung allmählich zu bewirken, ift Offentlihfeit, und naher Preffreiheit für die Philofophie 
der einzige geheime Artifel des Voͤlkerrechts. Wie jehr man num aud den Krieg aufloben und 
die Kunft des Krieges vervollkommnen möge, fo bleibt er doch immer ein Kampf der phyſiſchen 
Gewalt, wo denn die ftärfere die ſchwächere zu belegen vermag, weshalb das Völkerrecht aller- 
dings der Ausgangspunft bleibt, die jdem Menſchen angeborenen Rechte immermehr in allen 
einzelmen Staaten zu verwirklichen. Dies war die legte Perfpective dieſer inhaltſchweren Ab⸗ 
handlung, von welder bisher ſchon jeder Sag, trog aller Kriege, immer nahprüdliher bewährt 
it. Mehr ironisch und humoriſtiſch behandelte KR. in demſelben Jahre 1795 die Eschatologie in 
einem Auffag über „das Ende aller Dinge‘. 

Außer diefen wichtigen Abhandlungen veröffentlichte K. in jeiner legten Schriftjtellerperiode 
1793: „Die Religion innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft”; 1797 die: „Metaphvſi⸗ 
ihen Anfangsgründe ver Rechtslehre“ und in demfelben Jahre die der „Tugendlehre“; 1798 
ven „Streit der Facultäten“ und die „Anthropologie“. Die „Pädagogik“, die man ald eine 
Ergänzung aller diefer Schriften betrachten fann, ließ er 1803 duch Rink herausgeben. We— 
gen des innern Zuſammenhangs mit den eben betrachteten Schriften wollen wir zunächſt die 
„Rechtslehre“ und die „Tugendlehre“ heranziehen. 

In der „Rechtslehre“ vefinirte er jede Handlung als recht, die oder nad) deren Marime die 
Freiheit ver Willkür eines jeden mit jedermanns Freiheit nad einem allgemeinen Gejege zu= 
ſammen beftehen kann. Daß ich mir eine folde Handlungsweife zur Marime mache, ift eine mo: 
raliſche, nicht juridiſche Forderung, denn im Rechte wird nur verlangt, äußerlich fo zu handeln, 
daß der freie Gebraud; ver Willkür vie Willkür eined andern nicht ftöre. Das Recht felbft theilte 
K. in das private und Öffentliche. Im Privatrecht handelte er von der Art, etwas als das Seine 
zu haben und zu erwerben, und von der fubjectiv bedingten Erwerbung durch den Ausfpruch 
einer Öffentlichen Gerichtsbarkeit. Er berückſichtigte mit vielem Geſchick die Definitionen des 
Römischen Rechts, ftellte jedoch eine eigene Claſſification der Verträge auf, die bei ven deutſchen 
Juriften lange Zeit im Naturrecht Geltung gehabt hat. Ein fo großer Geift ala der feinige 
fonnte nichts berühren, ohme es anregend umzugeftalten. Unter dem zweiten Abſchnitt: von der 
Art, etwas Hußeres als das Seine zu erwerben, bot er beſonders viel Neues über das Sadıen= 
vet, das perfönliche Recht und über das auf dingliche Art perſönliche Recht, unter weldes er 
auch das Recht der häuslichen Geſellſchaft als das Eherecht, Alternrecht und Hausherrenrecht jub- 
ſumirte. Hier war es, wo er, ein hageſtolzer Junggeſell, der, wie er in einem Brief an Schütz 
in Jena ſagte, die fleiſchliche Vermiſchung nicht ſehr fern von Menſchenfreſſerei fand, jene be— 
rüchtigt gewordene Definition der Ehe gab, daß ſie ein Vertrag zwiſchen Mann und Weib zur 
lebenslänglihen und ausſchließlichen gegenſeitigen Benutzung der Geſchlechtseigenſchaften fei. 
Sehr intereſſant waren die Fragen, die er anhangsweiſe zur Sprache brachte, was Geld und was 
ein Buch ſei? K. gehört zu den erften Schriftftellern, die gegen das Unweſen des Nachdrucks 
auftraten, und hatte diefer Angelegenheit fhon 1785 eine eigene Abhandlung: „Über die Un— 
rechtmäßigkeit des Büchernachdrucks““, gewidmet. Bei dem öffentlihen Recht hob K. im allge: 
meinen ven Unterfchied des proviforifchen und des peremtoriſchen Rechts hervor. Alle natür— 
lien Rechte find, dem Staat gegenüber, folange proviforifch, als fie nicht ausdrücklich durch ein 
Geſetz anerkannt und damit peremtoriſch zur Öffentlichen Geltung gelangt find. Im befondern 
unterſchied K. das Staatsrecht, das Völkerrecht und das Weltbürgerreht. Im Staatsrecht trug 
ex die Lehre von der Sonderung der gefeßgebenden, richtenden und ausführenden Gewalt vor, 
weil nur durch fie die Freiheit, Gfeihheit und Selbftändigfeit ver Staatsbürger aufrecht gebal: 
ten werben kann. Jeder gehorcht in den Staatögefegen feinem eigenen Geſetz; jeder ift jedem 
vor dem Gejege gleich. Jeder ift durch die Herrichaft des Gefeges eine von dem empirifhen Wil⸗ 
len ver andern unabhängige Berfon, die ſich ihren Beruf felbft wählen und vor Gericht ſich felbft 
ſtellen kann. Alle find alfo durch das Gefeg frei, gleich und ſelbſtändig. Im Völkerrecht wieder— 
holte K. im weſentlichen die Iveen, die er fchon in ver Schrift „Zum ewigen Frieden” geäußert 
hatte. Die Staaten follen im Innern ihre Verfaffung als repräfentative ausbauen und fi da- 
durch immer fähiger machen, nah außen ald Verein in einem permanenten Staatencongreffe 
zufammenzutreten. Das Weltbürgerrecht, daß der Menfch auf der ganzen Erde bei allen Böt- 
fern das Recht der Gaſtlichkeit habe, leitete K. äußerlich aus der Abgeſchloſſenheit ver Erve ab, 
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die dem Menſchen nicht erlaube, ind Unendliche Hin dem Menſchen auszumweichen, vielmehr ihn 
durch die Kugelgeftalt feines Wohnort zur Geſelligkeit zwinge, der von innen her die Gleich: 
heit der Vernunft entgegenfonme. 

Die „Rechtölehre‘ hat es mit den äußern Handlungen des Menichen, die „Tugendlehre“ over 

Ethik mit den Pflichten des Menſchen zu thun, die zu erfüllen das Beftreben der Tugend ift. 
Geſchieht eine Handlung zwar dem Gejege gemäß, aber nur vermittelft eines Gefühle, welches 
die Gluͤckſeligkeit einflögt, nicht um des Geſetzes willen, jo ift bloße Legalität, nicht Moralität 
vorhanden, denn die einzige Triebfeder der legtern muß das moraliiche Geſetz ſelbſt, die Pflicht 
um der Pflicht willen, jein. K. theilte die Pflichten in Pflichten des Menſchen gegen fich felbit 
und gegen andere. Pflichten gegen die Thiere und gegen Gott erfannte er nicht an, weil, was 
man darunter verſtehe, eigentlich Prlichten des Menſchen gegen ſich ſelbſt feien. Die Pflichten 
des Menſchen gegen fich jelbft theilte er wieder in volllommene und unvolllommene. Die voll: 
tommenen beziehen fi auf den Menſchen ald animaled und moralifhes Wejen, welcheb der ge: 
borene Richter über jich ſelbſt ift, der nämlich feine Handlungen vor dem innern Forum feines 
Gewiſſens beurtheilt. Die Pliht gegen und als animaliihe Weſen verbietet uns die Selbftent- 
leibung, die wollüftige Selbſtſchändung und die Selbfibetäubung durch Unmäpigfeit im Ge: 
braud der Genuß: und Nahrungsmittel. Die Pflicht gegen uns ald moraliſche Weſen verbietet 
ung die Züge, den Geiz und die Kriecherei. Die Lüge verwarf K. unbedingt und zerflörte alle 
Sophifterei, welde ſich anftrengt, die fogenannte Nothlüge zu rechtfertigen. Nach 1799 ſchrieb 
er eine eigene Abhandlung „Über ein vermeinted Recht, aus Menihenliebe zu lügen”, wozu 
ihn eine Hußerung von Benjamin Gonftant veranlafte. Das Gewillen endlich gebietet und 
Selbſterkenntniß, verbietet und daher die Unaufrichtigfeit gegen und und bahnt, wie K. ſich aus— 
drückt, nur durd die Höllenfahrt der Selbfterfenntniß ven Weg zur Vergötterung. Die unvoll: 
fommenen Pflichten des Menfchen gegen ſich ſelbſt beziehen fi auf die Entwidelung und Ber: 
mebrung jeiner phyſiſchen, wie auf die Erhöhung feiner moralifhen Vollkommenheit. Die 
Pflichten gegen andere find entweder Pflichten gegen jie blos als Menſchen, theild die Liebes 
pflichten ver Wohlthätigkeit, Dankbarkeit und Theilnahme, die ven Laſtern des Menfchenhafies 
entgegenfleben; theild die Pflicht der Achtung gegen andere, der die Laſter des Hochmuths, des 
Aterredend und der Verhöhnung entgegenfteben. Over es find Pflichten gegen andere nach ver 
Verſchiedenheit ihres Zuftandes ald Umgangstugenden. 

Bon der Tugendlehre K.'s pflegt wenig die Rede zu fein, weil die Kritik Her praftiichen Ber: 
nunft das allgemeine philofophifche des Publikums, und die Rechtslehre das jpecielle Interefje 
der Juriflen anzog. Sie ift jedoch, wenn man le mit der übrigen Kiteratur vergleicht, ein aus— 
gezeichnetes Werk, das in der meilterhaften Schilderung ber Tugenden und Zafter eine außer- 
ordentliche Tiefe der Menſchenkenntniß verräth. Das fubjective, precire Element der Tugend 
bat K. ſeht mohl begriffen und mehr gewürdigt, ald man ed nad dem Rigorismus feiner Moral 
erwarten dürfte. Wie fein find feine Bemerkungen über Freundſchaft, Wohlthätigfeit, Dank: 
barkeit! Gegen Die Ariftotelifche Lebre, daß jede Tugend die Mitte zweier Lafter ſei, wendete er 
ein, daß das Moment der Quantität den Begriff ver Tugend nicht afficiren fönne, fondern daß 
ed auf die Marime ankomme, eine Gefinnung oder Handlung zur Tugend oder zum Laſter zu 
Rempeln. Die Sparjamfeit beruhe auf einer andern Maxime ald ver Geiz, die Breigebigfeit 
auf einer andern als die Verſchwendung; das Mehr oder Weniger könne die Sparjamfeit nicht 
in Geiz oder Verfehwendung verwandeln. Aber K. erkennt jehr wohl die Grenzlinie, wo die 
Duantität in eine andere Oualität umſchlägt, und hat fie in ſehr anziehenden cafuiftifchen Fra- 
gen bebanzelt, die er jedem Kapitel anhängt. Hier fieht man den weltmänniſchen Weiſen, der, 
ftei von allem Pedaantismus, die Berlegenbeiten kennt, in welche unfer. Beftreben, tugendhaft zu 
fein, und verfegen Eann, Die Apatbie, befler Atararie, ald vie gleihmüthige Befonnenpeit, die- 
aus einem rechtſchaffenen Lebenswandel entfpringt, war ihm das hoͤchſte Ziel der Tugend. 

Welch ein wackerer, ernjtheiterer, durchaus gefunder Sinn in Ke's geſammter ethiſcher 

nigauung lag, wird auch durch ſeine „Pädagogik“ beurkundet, die zwar nur ein ganz 
untergeordnetes Product war, das ihm aus Vorträgen entiprang, zu denen ihn jein Amt 
nöthigte, in welchem aber eine Gülle richtiger Beobachtungen aus der eigenen Erfahrung ent- 
halten it. Der Menſch fol nah K. durd die Erziehung disciplinirt, cultivirt, civilifirt und 
Woralifirt werden. Die Disciplin fol die Roheit feiner phyſiſchen Triebe beherrjchen lehren; die 
Gultisirung ſoll feine Anlagen entwideln; die Eivilifirung fol ihn weltklug machen und für 
den ſocialen Verkehr ausbilden; die Moralifitung aber joll ihn die Tugend als unbedingte 
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Pfliterfüllung verehren laffen. Solche Schäge ebenfo tiefer Durdipringung des Menfhen- 
weſens ald deutlicher und anſchaulicher Darlegung derfelben gab. K. 1798 auch in feiner „Anthro- 
pologie“, die er jahrelang unter großem Zulauf gelefen hatte. Wie aufmerffam war do 
diefer flille, von eigenen Leidenſchaften unbewegte Denker auf alles Menſchliche geweſen und bis 
zu welder reinen Höhe freier Überſchaulichkeit des Lebens hatte er ſich erhoben, das Außere des 
Menſchen aus feinem Innern, das Innere deſſelben aus feinem Außern zu erkennen! K. war 
in jedem Buch neu, und fo muß man auch die „Anthropologie“ als eine Schrift bewundern, in wel⸗ 
cher er wieder ganz anders, von frühern Schematismen völlig unabhängig, mit einer gewiſſen 
genialen Sorglofigkeit verfuhr. Wenn man nad der Metaphyſik der Sitten, nad) dem feier: 
lichen Ernft, mit welchem er die Heiligkeit des fategorifhen Imperativs und die Verwerflichkeit 
aller Neigungen als Triebfevern zum Handeln einfhärft, einen finftern Stoifer zu finden ge: 
meint fein könnte, fo überzeugt man ſich durch die „Tugendlehre” und die „Anthropologie, weld 
fchöne Heiterkeit ven männlichen Ernft feines Gemüths befeelte. Er gab hier fogar eine Apolo- 
gie der Sinnlichkeit, die vom Verſtande oft fehr ungerecht verfegert werbe. 

Erwägt man den Standpunkt der Philofophie K.'s, die Erfenntnif der Pflicht ald das ein: 
zige theoretifch Abfolute und ven Willen zu ihrer Erfüllung als das einzige praktiſch Abfolute 
zu betrachten, fo erklärt fi, wie auch die Religiofität nur durch ihr Verhältniß zur Moralität 
einen Werth für ihn anſprechen konnte. Die Religiofität mußte ihm mit der Moralität um fo 
mehr zufammenfallen, als die Exiſtenz Gottes für ihn theoretiſch gar Feine Gewißheit und, felbft 
dur Vermittelung der Poftulate der praftifhen Vernunft, die Bedeutung nicht einmal einer 
Hypotheſe, nureiner Forderung hatte, melche der Tugendhafte, eigentlich im Widerfpruche mit dem 
Princip der Erfüllung der Pflicht lediglich um der Brlicht willen, aus Egoismus und Eudämo— 
nismus machte, Falls es ihm in der Welt ſchlecht erging und er deshalb ein Bedürfniß empfand, 
am ein Jenſeits und an einen Gott zu glauben. K. mußte fi die Frage vorlegen, wie fi) denn 
diefer moralifhe Stanppunft zu dem dogmatiſchen der hriftlichen Kirche verhalte? Ex that dies 
in feiner Schrift „Die Religion innerhalb der Grenzen der bloßen Vernunft“, die er 1793 aus 
Abhandlungen zufammenftellte, welche er fuccefiiv in der „Berliner Monatsſchrift“ hatte erfchei- 
nen laflen. Er hatte Schwierigkeiten, fie zum Drud zu bringen. Gie zog ihm befanntlih von 
jeiten des Minifteriums Möllner das Verbot zu, über die Religion ſich fernerhin öffentlich in 
Vorträgen oder Schriften zu äußern. Wir haben den Bericht über fie bis hierher aufgefpart, 
weil fie die praktiſche Philofopbie K.'8 in ihrer höchſten Eonfequenz varftellt und das Berhält- 
niß auseinanderfegt, worin die Kirche zum Staat fleht. Die ganze Schrift zerfällt in vier 

Hauptſtücke. Im erften handelt fie von der Einwohnung des böfen Princips neben dem guten 
oder vom radicalen Böfen. Sie weiſt nad, daß die urfprünglichen Elemente ver Natur des Men- 
{chen gut find, denn weder im Leben, noch in der Vernunft, noch in der perſönlichen Zuredy: 
nungsfäbigfeit Läßt fi ein Prineip des Böfen entdecken. Dies fann nur dadurch entftehen, daß 
der Menſch felbft in feiner Marime den jinnlihen Triebfedern über den Gehorſam gegen den 
fategorifchen Imperativ ein Übergewicht gibt. Daß er dies thut, ift eine Thatfache, die wir nicht 
leugnen, die wir aber auch nicht weiter erklären können, fondern die Geneigtheit zum Böfen ale 
einen conftanten Hang anerkennen müflen, weshalb K. ed dad radicale nennt. Das zweite 
Hauptſtück handelt vom Kampf ded guten Princips mit dem böfen um bie Herrfchaft über ven 
Menfhen. K. gibt Hier eine fombolifhe Auslegung der kirchlichen Dogmatik, indem er den 
Schematismus der Einbildungsfraft in Erinnerung bringt, der es begreiflich made, daß ber 
Menſch ſich das fittliche Ideal als einen ewigen Sohn Gottes vorftelle, der ſelbſt Menſch werbe, 
um durd feinen Kampf mit dem Böfen vie Herrſchaft deſſelben zu bredien; zu brechen, nicht 
etwa überhatipt zu vernichten, denn der Kampf dauert fort. Der Glaube an die Wirklichkeit des 
biftorifchen Chriſtus beruht nach K. lediglich darauf, daß wir in und felber die Möglichkeit er- 
fennen, das Böfe zu überwinden. Das dritte Hauptſtück Handelt von dem Siege bed guten 
Principe über das böfe oder von der Gründung eines Reiches Gottes auf Erden. Wie nämlich 
der Menſch aus dem jurivifhen Naturzuftande zur Gründung des Staats übergehen muß, fo 
auch aus dem ethiſchen Naturzuftande zur Gründung eines etbifhen Gemeinwefens, das man 
ein Volk Gottes nennen fann, weil ed die Moralität zu feinem abjfoluten Kanon madhen muß. 
Gin foldyes Gemeinweien, worin die Pflicht ald dad göttliche Geſetz berricht, wird nun durch das 
Vehikel einer ftatutarifhen Religion, d. h. einer Kirche, der praftifhen Vernunft Genüge zu lei- 
ften beftrebt fein. Der Quantität nad) kommt der Kirche die Allgemeinheit ihrer numerifchen 
Identität zu, Fraft welcher alle, Sektenfpaltungen ausgefchloffen werden. Der Qualität nad 
muß fie, durch die Lauterkeit der moraliſchen Triebfedern, einerjeitd den Blödſinn des Aberglau- 
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beng, andererfeit8 ven Wahnfinn der Schwärmerei, ald begründende Principe von fih aus: 
ſchließen. Der Relation nad) ift das Verhältniß der Kirche nach innen wie nad außen das der 
Freiheit. Als Freiſtaat ift jie weder eine Hierarchie, in der eine bevorzugte Ariftofratie, nod ein 
demokratiſcher Illuminatismus, in dem eine Anarchie herrſcht. Endlich der Modalität nad) ift 
die Eonftitution der Kirche injofern unveränderlich, ald das Wandelbare in ihr nur die Formen 
der Berwaltung betreffen fann. Die befte Form ift die einer hiftorifhen Offenbarung, die in 
einer Shrift niedergelegt ift. Eine ſolche ſogenannte heilige Schrift bedarf der Auslegung durch 
die Vernunft, um das Zufällige, das ihrer Entftehung anhaftet, immermehr zu überwinden und 
den abioluten, d. i. moralifhen Gehalt des ftatutarifchen Glaubens, wodurd er ver Alleinherr- 
ſchaft fähig ift, herauszuſetzen. Daß vierte Hauptftüd handelt vom Dienft und Afterbienft unter 
der Herrichaft des guten Principe oder von Religion und Pfaffenthum. Der wahrhafte Eultus 
beſteht nach K. lediglich in der Moralität, alles andere ift Afterdienft. Der ftatutarifche Glaube 
einer Kirhe kann durch jein Geremoniel die moralifhe Entwidelung des Menſchen ſymboliſch 
fördern, aber die Geremonien als ſolche find noch nicht ein rechtſchaffener, Gott wohlgefälliger 
Lebenswandel, Es ift leichter, Geremonien zu vollbringen, ald wahrhaft jittlich fein. Das echte 
Prieftertbum wird dies auch anerkennen, dad Pfaffenthum aber wird das Weſen der Religion 
in die Außerlickeiten des Gultus fegen und damit den Afterdienft pflegen. Ihm liegt nichts an 
der Religiofität, vielmehr an der Irreligiofität, weil ed dann die Menſchen taveln und feiner 
Herrihaft unterwerfen fann. Wenn für ven einzelnen die Frage entfteht, wie er ſich bei einem 
Gonflict zwiſchen dem flatutarifhen Glauben und dem wahren Gefeß verhalten folle, fo wird er 
nur feinem Gewiſſen folgen fünnen. Verfolgung eines Menfchen um feines Glaubens willen ift 
unvernünftig. Wenn man die Nothwendigkeit anerfenne, den Eultus zu einer Andacht des 
Herzens, zu einem verfittlihenden Handeln zu madhen, dann aber wieder einmwende, daß die 
Renſchheit noch nicht reif dazu fei, fo fei das eine leere Ausrede der Trägheit, denn wenn der 
Menſch frei werden folle, fo müffe er doch einmal anfangen, e8 zu fein. 

Mit diefer Schrift wurde K. das Haupt des theologischen Nationalismud, der nicht, wie der 
Naturalismus, alle Offenbarung verwirft, aber auch nicht, wie der Supernaturalismus, alle 
Religion lediglich auf Offenbarung begründet, fondern die Möglichkeit einer pofitiven Offenba= 
tung zugibt, dad. Urtheil jedoch über ihre Wahrheit ver Vernunft vorbehält. Den Öffentlichen 
Beſchluß feiner Autorſchaft machte K. 1798—99 mit der Schrift über den „Streit der Facul— 
täten“, worin er den Conflict der Theologie, Jurisprudenz und Medicin mit der Philoſophie 
durdnahm. Der äußern Rangordnung nad) ift die philoſophiſche Facultät auf den Univerfitä- 
ten die unterite, aber der intern Bedeutung nad gebührt ihr die oberfte Stellung, weit fie allen 
andern die Facel der Vernunft vorantragen foll und weil jie allein die legte kritiſche, aus der 
Vernunft geihöpfte Entſcheidung zu geben vermag. Der Abſchnitt, welder den Gonfliet der 
Phitoforhie mit der Medicin behandelte, wurde auch befonders, weil er die Form eines Send: 
ſchreibens an Hufeland hatte, unter dem Titel „Von der Macht des Gemüthes, feiner krankhaf— 
ten Gefühle Meifter zu werden‘ abgedruckt und iſt durch vielfache Verbreitung gleihfam eine 
Art Volksbuch geworden, dem viele Menſchen eine moralifche Grmuthigung in ihren Leiden ver- 
danken. K. führte darin zur VBeranfhaulihung das Verfahren an, das er jelbit in einigen Fällen 
gegen ſich beobachtet hatte. 

Nachdem wir fo den Hauptinhalt der K.'ſchen Philofophie ſoviel möglich mit den eigenen 
Worten ihres Urhebers chronologiſch miitgetheilt haben, können wir denfelben in der Kürze ſy— 
Rematij zufammenfaffen. K. hat die Metaphyſik in Logik aufgelöft, d. 5. er hat den Begrifi 
der ontologifchen Kategorien der Quantität, Qualität, Relation und Modalität in ihrer Ein- 

beit mit den Bunctionen des Berftandes und der Vernunft nahgewiefen. Ohne diefe Formen 
if es unmöglich, ein Erkenntniß zu Stande zu bringen, aber ebenjo unmöglich ift es, durch ſie 
als folde etwas von dem Wefen ver Seele, der Welt und Gottes zu wiffen, weil zum wirklidyen 
Grfennen außer der Form des Begriffs noch die Anfhauung des befondern Inhalts nothwendig 
if. In der Naturphilofophie hat K. ale Princip für die unorganifche Natur die Dynamif, für 
die organische Die Teleologie begründet. Im der Philofophie des Geiftes hat er die Anthropolo- 
gie, die Ethik, das Naturrecht, die Politik und die Religionswiſſenſchaft aus dem Begriff der 
Freiheit heraus gänzlich umgeftaltet. Der Mittelpunkt feiner Auffaflung war hier der Begriff 
vr Moralität, dem er auch in der Politik Geltung zu fhaffen ſuchte. Ex forderte, daß der Staat 
'# publica, d. h. ein nach Geſetzen regiertes Gemeinweſen fein follte. Politiſche Freiheit ſei nur 
möglich, wenn die gefeggebende Gewalt von ver ausführenden getrennt jei. yr Geſetzgebung 
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ſelber ſoll, weil das Geſetz für alle gleich iſt, durch Vermittelung frei gewählter Repräſentanten 
bewirkt werden und die Verfaſſung des Staats daher repräſentativ ſein, möge ſie in ihrer Form 
ſich monarchiſch, ariſtokratifch oder demokratiſch geſtalten. Staaten mit repräſentativen Ver: 
faſſungen haben, weil ſie vorzüglich mit ihrer Selbſtbildung ſich beſchäftigen, weniger Reiz, 
Krieg anzufangen, und ſind fähig, miteinander in Verbindung zu treten, ihre etwa collidirenden 
Intereſſen nicht mehr durch die rohe Gewalt des Krieges, ſondern durch die höhere Kraft ge: 
meinfamen Nachdenkens zum Austrag zu bringen. Offentiichkeit der Verhandlungen und Frei: 
beit der Preſſe find hier die Haupthebel des Fortſchritts und die Bürgjchaften gegen Immora: 
lität des politifhen Handelns. Über die äußerlich feftgeftellten Rechte der Geſellſchaften und der 
Staaten gebt noch das ethiſche Gemeinweſen der Kirche hinaus, weil es fi) die Gultur ded nıora= 
lifchen Eultus ald folhen zum Zweck macht. Nichts in der Welt ift gut, ald nur ein reiner Wille, 
Ihm erzeugen zu helfen ift ver höchſte Triumph der Weltgejhichte. Der Glaube an die Unſterb— 
lichkeit und an das Daſein eined Gottes ift nur ein Poftulat unſers moralifhen Verhaltens, 
denn eine objective Gewißheit kann die Wiſſenſchaft Hier nicht geben, 

Die Politik, wie K. fie mit der Berfpective auf einen Bölferareopag auffapte, hat von ihm 
das Vermächtniß überfommen, an die Stelle der eroberungsſüchtigen Militärpolitif die men— 
ſchenbildende Gulturpolitif zu fegen. Die Grundfäge K.'8 zur Anbahnung eines allgemeinen 
Friedens find die einzig wahren für eine ver Menſchheit würbige Diplomatie. Die gewöhnlichen 
Handbücher des Bölferrehts nennt K. jelbit leidige Tröfter zur Erhaltung des Schlendrians. 
Alle Staatdmänner follten feine Fleine Schrift „Zum ewigen Frieden’ zu ihrem täglichen Bre— 
vier machen, ſtatt ſich mit Fleinlihen Erfindungen zu elenden Intriguen für den bornirten Egois— 
mus der Herrſch- und Habſucht herumzuplagen und ſich und die Völker durch künſtlich verdeckte 
Lügen zu demoralijiren. Die kosmopolitiſche Gejellihaft der Friedendfreunde arbeitet daran, 
die Völker mehr zum Bewußtfein über die friedliche Einheit ihrer wahren Intereffen zu bringen. 
Man hat über die Friedensblätter von Elihu Burritt genugfam gefvöttelt, allein ſchon ift es 
unmöglid geworben, große Kriege zu führen, wenn ihnen nicht wenigftend der Schein einer 
Idee zu Grunde liegt, und jhon ift ed möglich geworden, mitten im Kriege Riefenpaläfte zu 
Weltausftellungen zu erbauen, in denen die Producte des Kunftfleiges aller Völker ver Erbe ſich 
vereinen und zu deren Genuß alle Bölfer der Erde zufammenftrömen. 

Die ſämmtlichen Werke K.'s find von Rofenfranz und Schubert 1838 fg. in 10 Bänden zu 
Leipzig herausgegeben, zu denen ald Bd. 11,K.'s Leben und Briefe’ von Schubert, ald Bo. 12 
die „Geſchichte der K.ſchen Philoſophie“ von Rojenfranz hinzugefommen ift, welde legtere 
1840erſchien. Gleichzeitig wurde ebenfalls in Leipzig, ebenfalls in 10 Bänden, eine andere Aus- 
gabe veranftaltet, deren Redartion fpäterhin Hartenftein übernahm. 

Der Dualiömus von Denfen und Sein, von Sollen und Sein, von Geift und Sinnlichkeit, 
von Spontaneität und Neceptivität, der ſich durch alles Ke'ſche Vhilofophiren hinzieht, brachte 
in der deuten Literatur eine große Gärung hervor. Bon Berlin aus machte die „Berliner 
Monatsihrift” und die „Allgemeine Deutſche Bibliothek”, von Jena aus die „Allgemeine Kite: 
raturzeitung‘‘ Propaganda für K. Reinhold's ſchwungvolle Briefe, welche ven Gegenfag von 
Subject und Objert ald dad Wefen des Bewußtſeins begreiflih machten, erleichterten das Ver: 
ſtändniß des Kriticismus weſentlich. Es bildete ji eine große Schule K.'fher Philoſophen: 
Kiefewetter, Bendavid, Maimon, Abicht, Snell, Bouterwed, Heydenreich, Tieftrunf, Bed u. ſ. w. 
Auf allen deutſchen Univerfitäten mit Ausnahme Oſterreichs gewann fie Lehrftühle. Alle Wiſ— 
ſenſchaften wurden nad ihren Kategorien durchgearbeitet. Das Naturrecht empfing vorzüglich 
durh Schmalz diejenige Geftalt, in welcher es lange auf norddeutſchen Univerfitäten gelehrt 
wurde. In die Politik führten beſonders Nechberg in Hannover und Jakob in Halle die Ke'ſchen 
Principien ein. Mellin in Magdeburg bearbeitete die ganze Ke'ſche Vhilofophie, um fie zu po— 
pularifiren, in der Form eines vielbändigen alphabetifhen Wörterbuhs. Alle Völker Europas 
haben fie ih allmählich angeeignet. In Frankreich haben Villers, Willm, Jouffroy und Goufin 
viel für fie gethan. 

Die weitern Gonjequenzen K.’8 führen in die ganze Ummälzung, melde die deutſche Philo: 
ſophie durch ihn erfahren hat. Fichte ergriff die fonthetifche Apperception des Selbftbewußtjeins 
und ſchuf von ihr aus die Willenfhaftslehre. Herbart verwandelte das Ding an ih in das 
reale Wejen und reftituirte damit wieder die Metaphyſik. Schelling erweiterte die Philofophie 
der Natur und Kunft nad dem Grundfage der Dynamik und Teleologie. Er adoptirte den in- 
tuitiven Verftand der Urtheilöfraft. Hegel fuchte die Dialektik der Vernunftkritif zu pofitiven 
Refultaten fortzubilden. Schopenhauer hielt ih an das Nefultat der Kritik von der Ohnmacht 
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der theoretifchen und der Allmacht der praftifchen Vernunft und fegte ven Willen als das Erſte, 
als abfolute, aber blinde Gaufalität, auf ven Thron der Welt. In einem Anhang feiner Schrift 
„Die Welt als Wille und Vorftellung”’ (dritte Auflage, 2 Bde., Leipzig 1859) gab er eine der 
enerfennendften,, aber auch fhärfften Kritiken K.'s. K. Rofjenfran;. 

Kanzleifaffigkeit (Schriftfäffigkeit). Man begreift darunter das Vorrecht, nur 
den höhern Juftizcollegien des Landes unterworfen zu fein. Je nachdem dieſes Vorrecht ſich 
auf vingliche (3. B. Güterbejig u. dgl.) oder perſönliche (Amter, Stellen und Dienfte) Verhält- 
niffe gründet, Heißt die Ranzleifäfiigfeit dingliche oder perſönliche. Der Gegenfag der Kanzlei: 
oder Shriftfäffigfeit ift die Amtsſäſſigkeit. Was amtsjäjfig ift, ſteht unter dem gewöhnlichen 
Rister, dem Unterrichter, vem Amtmann, Stadt = oder Lanbrichter. 

Das Inftitut der Kanzleifäfligkeit ift fehr alt. Denn ſchon nad) den römifhen Geſetzen 
waren mitleipsmwürbige Perjonen befugt, ſie mochten Kläger ober Beflagte fein, mit Über: 
gebung der erftern Inftanzen, ihre rechtlichen Angelegenheiten fogleich bei dem Negenten, oder 
den ftatt feiner angeoroneten höchſten Gerichten anzubringen, umd es ſetzte ſich diefe, zunächſt die 
größere Beſchleunigung der Sachen aus Mitleivsgründen zum Zweck habende Einrichtung 
aud fpäter in Deutſchland fort. Aber um vieled erfolg: und umfangreicher erwiefen ſich in 
der nämlihen Richtung andere Umftände. Am vernünftigften war, daß es einem jeden, ber 
irgend wichtigere Dinge zu verhandeln hatte, darum zu thun fein mußte, einen Ausweg zu 
finden, dag er nicht an Behörden verwiefen wurde, wo größtentheild die Unwiſſenheit und 
Willkür zu Gericht ſaß. Aber daran reihte ſich faft gleichzeitig der Stolz, einen höhern, vor: 
nehmern Gerichtsſtand zu haben ald der geringere Mann, und im Laufe ver Zeit fehlte e8 denn 
nit, daß auch der Diener anfprad, was dem Herrn zufam, — Berbältniffe, welche ſich in 
ihren meiteften Audfaferungen, wobei die Worte persona honoratior eine wichtige Rolle 
ipielten, zu wahrhaft lächerlichen Gonfequenzen gipfelten. Diefen innern Motiven gemäß ent: 
widelten ſich dann auch die äußern Verhältniffe. Die im Lande wohnenden Evelleute fanden 
unter den Landgerichten, deren Beifiger fie theilweife felbft waren, und aus welden fpäterhin 
die Kofgerichte wurden. Nachdem die Randesherren, wie der Kaifer den Reichshofrath, häufig 
nod neben vem Hofgerichte eine Juftizkanzlei, Regierung, Negierungsfanzlei eingeführt hatten 
und biefen gleichmäßige Gerichtsbarkeit beigelegt wurde, waren die Evelleute dem einen oder’ 
andern viefer Gerichte, worunter der Kläger die Wahl frei hatte, untergeben. Was jo der 
Edelmann für feine Perfon ih zu verfhaffen wußte, galt aud) für feine Güter, während ber 
Nichtadeliche, der Bürger und Bauer, wie mit feiner Perfon fo auch mit feinen Gütern zurüd: 
Hand. Amtslälfig waren die Güter, welche nicht in der ritterfchaftlihen Matrikel verzeichnet 

waren , \ondern, obgleich zeitweife von Evelleuten befeflen, von Bürgern oder Bauern her: 

rührten. Unter den fanzleifäffigen Gütern dagegen verftand man die Ritterlehen oder auch die 
Grögüter, melde in der ritterfchaftlihen Matrifel eingetragen waren. Nicht weniger waren 
in manchen Städten einzelne Käufer, fogenannte Kreihäufer, von der Gerichtöbarkeit der Magi— 
flrate ausgenommen. Berner waren alle landeöherrlihen Kammergüter vorzugsweiſe kanzlei- 
fäffige Güter. Noch mannichfaltiger entwickelte fich die periönliche Kanzleifäffigkeit. Dem be: 
reits kanzleifäſſigen Edelmann fhloffen ih da die herrſchaftlichen, ſowol wirklichen als 
titulirten Diener, die Doctoren und andere privilegirte Verfonen an. Schriftfäfjig wurden die 
adelihen Gerichtähalter, Hausfecretäre, Informatoren und Branzöfinnen. Unterförfter, untere 
Steuereinnehmer, Pächter von herrſchaftlichen Vorwerken, welche nicht harafterifirt waren, und 
Voſthalter auf dem Lande oder in amtsſäſſigen Städten, ausgenommen in Poft = und Official: 
faden, waren amtsfäffig; wogegen die Poftmeifter, Gomptoirofficianten und Poftverwalter in 
den Städten jich ver Kanzleifäffigkeit erfreuten, Ebenfo fanden die bei einem Obergeriht in 
wirflihen Diennften befindlichen Perfonen , vom oberften bis zum unterften,, unter jenem Ober: 
gerihte. Die proteflantifhen Mediatflifter waren den Obergerichten unterworfen, die einzelnen 
Glieder derfelben aber häufig den eigenen Stiftsgerichten. Die Städte waren theild Fanzlei =, 
theild amtsſäſſig; das erftere jedoch häufiger. Die Magiftratöperfonen ftanden unter dem 
Magiftrat; der Bürgermeifter jedoch meift unter den Kanzleien. Die Advocaten und Procura- 
toren waren bald Fanzlei= und bald amtsſäſſig. Desgleihen fand ſich biömweilen die Kanzlei: 
fäffigfeit durch bejondern Gnabenact ertheilt. 

Man Hätte annehmen follen, daß die feit 1789 aud mehr und mehr in Deutihland fid 
verbreitenden Gleichheitsideen, zumal über die Gleichheit des Rechts, das Inftitut der Kanzlei: 
jäfftgkeit in ver Wurzel Hätten angreifen müffen. Auch konnte ver Umftand, daß die Unterge— 
richte in ihrer rechtswiſſenſchaftlichen Bildung ſich weſentlich gebeflert hatten, nur von Einfluß 
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darauf fein. Aber ver Erwägung bes letztern Umſtandes fland bie andere Erwägung ent: 
gegen, daß die Untergerichte jich nicht über das Niveau der Einzelrichter (und das waren regel: 
mäßig die Richter erfter Inftanz, trog jehr ausgenehnter Sachcompetenz) erhoben. Und fo 
war es denn nur eine flarfe Ausnahme, wenn einzelne bis dahin Schriftfäjlige, zur Vermei— 
dung der mit der Schriftfäfligfeit verbundenen, weil für die höhern Juftizeollegien geltenden, 
anſehnlichern Gerichtäfoften, feinen Gebrauch mehr von ihrem Privileg machten. Die übrigen, 
mit Einſchluß von Bedienten und Mägden der personae honoratiores, fhleppten nach wie vor 
ihre goldene Kette fort. 

So wenigftens, reits vom Rhein, in Civilſachen, während links von diefem die franzö— 
ſiſche Gefeggebung umfaſſende Mopificationen eingeführt hatte und diefe ſich jogar rechts vom 
Rhein bei eingeführter gleicher Gejeggebung fortſetzten. Dagegen hatten, gedrängt von Der 
Nothwendigfeit, in Bezug auf die Griminaliaftiz gleichere Prineipien au bei der Procedur, 
au jonft in Deutichland bereits ihre Anwendung gefunden, "Eine entſchiedene Anderung 
brachte erſt das Jahr 1848. So wurden im Großherzogthum Helfen, nahdem das Ediet vom 
6. März 1848 die Aufhebung der privilegivten Gerichtsſtände in Ausficht geftellt hatte, durch 
Geſetz von 22. Sept. 1848 ſämmtliche privilegirte Gerichtsſtände, welche in den beiden ältern 
Provinzen des Landes bis dahin in civilrehtlider Beziehung für Berfonen, Gorporationen, 
Anftalten und Sachen beitanden hatten, aufgehoben ; an die Stelle jener Gerichtsſtände traten 
die Stadt: und Landgerichte; auch für dem Fiscus geſchah Das; in ſtrafrechtlicher Beziehung 
ward ber Unterſchied zwiſchen ſchriftſäſſigen und nit ſchriftſäſſigen Perſonen aufgehoben. 
Ausgenommen von diefen Beflimmungen wurden die Minifter und oberſten Staatdbenmten, 
jevod nur in Bezug auf ihre Dienftverantwortlidfeit, und die Mitglieder des großherzoglichen 
Haufes. In ver dritten Brovinz Rheinheſſen, wo infolge der dort geltenden franzöſiſchen Ge— 
ſetzgebung das Inftitut des privilegirten Gerichtsſtandes ohnedies ſchon auf enge Grenzen be: 
fhränft war, unterlieg man weitere Beſchränkungen, welche zugleih ald Angriffe auf jene 
Gefepgebung von der Bevölferung übel aufgenommen worden wären. Abnlihe Nefornen 
trugen fi in andern Theilen Deutihlandd zu. Die Gopula war da das Geſetz vom 27. Dec. 
1848, welches die Grundrechte des deutihen Volks betraf, und namentlich fein Art. 1, $. 7: 
„Bor dem Gefeg gilt Fein Unterjchied der Stände. Alle Standesvorredte find abgeihafft. 
Die Deutfchen find vor dem Gefege gleich.” Freilich blieben inzwifhen Neactionen aud in 
diefen Beziehungen nicht aus. Im Großherzogthum Heflen z. B. wurde für die Standes: 
herren, welde nidt im Militär= oder Givilvienjt des Landes wirflid ftehen, in peinliden 
Fällen ein Gericht von Ebenbürtigen eingeführt, und die Standeöherren überhaupt erhielten 
in einigen wenigen Civilrechtsſachen und in Sachen der freiwilligen Gerihtöbarfeit das Ober: 
appellations= und Gaffationsgeridht in Darmftadt wieder zum Gerichtsſtande. Zum Glüd 
waren aber doch dieje Anderungen nicht tiefgreifend. Noch weiter zu geben, hätte zu ſehr 
theild gegen die neugefhaffene Organifation und die öffentlihe Meinung, theild gegen das 
Intereffe ver Degradirten, welche jept raſchere und billigere Juftiz nehmen und geben, ohne daß 
ihnen darum für wichtigere Gegenftände der geeignete Inflanzenzug verloren gebt, verſtoßen. 

Es ift zu wünſchen und zu hoffen, daß die erwähnten grundgefeglichen Beflimmungen des 
gleihen Rechts für alle immermehr ohne jede Berfümmerung in Deutſchland plaggreifen, und 
zwar nicht blos für die Perſonen, jondern auch für die Sahen (Procefobjecte).. Der con= 
ftitutionelle Grundſatz gleiher Befteuerung greift da mit ein. Etwaige Ausnahmen fönnten 
dann nur noch die Mitglieder der fürftlichen Bamilien und, nad) der deutſchen Bundesacte, die 
Standeöherren fein. K. Buchner. 

Kaperweien zur See. Während auf dem Lande nad völferrehtlichen Grunpfägen 
ber Privatkrieg ganz audgefchloffen ift und an den friegerifchen Operationen nur die im Dienfte 
einer friegführenden Macht ftehenden und nad ihren Befehlen handelnden bewafineten Ber: 
fonen theilnehmen dürfen, ift in Seefriegen noch gegenwärtig erlaubt, daß Privatperfonen auf 
eigene Hand an der Ausübung von Feinpfeligfeiten ſich betheiligen. Wenn das heutige Völker— 
recht ſogar duldet, daß Kauffahrer, welche ohne durch einen Kaperbrief eine Friegeriiche Beftim- 
mung erhalten zu haben, Schiffe, die dem feindlihen Staate angehören, angreifen und weg— 
nehmen, jo mag e8 tadelnswerth erfcheinen, daß joldhe Unternehmen, melde auf dem Lande für 
Raub erklärt werden, auf dem Meere ftraflos find, aber eine Öftere Anwendung jenes völfer- 
rechtlichen Satzes ift nicht zu befürchten, da dem Kaper bie Gefahr und der Schaven ohne An— 
ſpruch auf Erfag, die gemachte Priſe feiner Regierung zufällt, droit d’amirauts. Gin ſchlim— 
mered Vermächtniß hat die Vergangenheit in der Kaperei hinterlaffen. Zwar iſt burd ven 
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Act, von weldem die neuefte Epoche des Völkerrechts datirt, durch die Declaration des Parifer 
Eongrejled 1856, die Raperei abgeihafft, es heißt in derſelben Art, 1: „La course pst et 
demeure abolie“, und ed ift dadurd das Verdammungsurtheil der civilificten Welt über 
fie ausgeſprochen, indem faft alle europäiſchen Staaten jener Declaration fih angeſchloſſen 
haben, allein da von gröpern Seemädten Spanien und die Vereinigten Staaten von Nord: 
amerifa, weldye übrigen für ſich ihre bereinftimmung mit dem Grundfag des Art. 1 zu erfen: 
nen gegeben haben, den Beitritt zu jener Convention vermweigerten, jo ift dem Privatjeefriege 
noch keineswegs für alle Zeiten ein Ende gemacht und es ift möglich, daß verfelbe mit allen fei- 
nen Schreden und Greueln noch wiederholt über die friedliche Handelswelt hereinbrechen werde. 

Wo nicht befondere Verträge entgegenjtehen, erlaubt es das geltende Völkerrecht, durch 
Ausgabe von Kaperbriefen Privatperjonen an einem Seefriege auf eigene Gefahr und auf 
eigene Hand theilnehmen zu lalfen (Kaper, Korjar, arınateur, privateer). &8 liegt in der 
Natur der Sache, daß jelten edlere Motive, Patriotismus, Ehrgeiz, Haß, der Wunſch, an dem 
Feinde erlittenes Unrecht zu rächen, jondern daß Gewinnſucht, Habgier in der Negel zur Er: 
Öffnung des Vrivatſeekriegs beflimmen werden. Und wie Eigennug das Motiv zur Unterneh 
mung der Kaperei, jo leitet er audy gewöhnlich ihre Ausübung. Sind aud) den Kapern andere 
friegerijhe Operationen nicht unterjagt, jo beihränfen jie jich in ver Regel doch darauf, feind- 
lihe Kauffahrer und ihre Ladungen wegzunehmen, Jagd zu mahen auf Schiffe neutraler over 
befreundeter Staaten oder ihrer eigenen Nation, weldye unerlaubten Handelsverkehr treiben. 
Nicht gegen den bewaffneten Feind, um mit ihm in Einſatz von Blut gegen Blut um den Sieg 
zu ringen, jondern gegen den wehrlojen Kauffahrer, um gefahrlos Beute zu maden, lenken 
die Kaper ihre Erpebitionen. 

Faßt man die von der Kaperei geltenden Grundfäge ind Auge, jo wird man bemerken, 
daß jie ih von der Piraterie wenig unterjcheidet, eigentlich nur dadurch, daß fie, eine Maßregel 
der Kriegführung, nach gewiſſen feftftehenden Regeln und unter flaatliher Genehmigung be: 
trieben wird. Diefe wird ertheilt durch den Kaperbrief, lettre de marque, commission, welcher 
völferreihtlih das Unternehmen des Kapers legalifirt. Der Befig eines folden ſichert dem 
Kaper in Bezug auf die Friegerifchen Operationen die Rechte eines der bewaffneten Macht feiner 
Nation angehörenden Schiffes, wie fie ihn deſſen Pflichten unterwirft, und jhügt feine Be— 
jagung vor der Behandlung als Piraten. | 

Kaperbriefe auszugeben ift ein Recht, weldes nur den friegführenden Hauptparteien zu= 
ſteht, nicht einmal ihren Alltixten, die den Charakter einer Auriliarmadt behaupten wollen. 
Ob Unterthanen, welche ih im Zuftande der Rebellion gegen ihre legitime Regierung befinden, 
Kaperbriefe ausgeben dürfen, ift mehr eine Frage ver Macht ald des Rechts, deren Beantwor: 
tung davon abhängt, daß jie ji) die Anerkennung als friegführende Macht zu verfhaflen willen. 
Die die Kaperei vurch Ertheilung von Kaperbriefen zu eröffnen, fo hat aud der Staat das 
Recht, ihr jederzeit ein Ende zu machen durch Zurüdziehung derſelben. Wenn hier der Cha— 
rafter der Raperei als eines Kriegsmitteld gewahrt erſcheint, jo iſt er dagegen fo gut wie ver— 
geſſen, ſobald das Völkerrecht auch geftattet, an Kauffahrer zur gelegentlihen Ausübung ver 
Kaperei Kaperbriefe audzugeben. Man darf aber doch nur auf Einer Seite fapern, nur der 
Räuber ift der Feind jevermanns. Als Piraten gelten diejenigen, welche jich von beiven Kriegs— 
patteien Raperbriefe haben geben laſſen. 

Die die Kriegsſchiffe, fo ſtehen aud die Kaper unter der Aufjiht der Admiralität des 
Staats, von welchem fie den Kaperbrief erlangt haben, welcher ihnen in ven Kaperbriefen und 
Kaperreglements die Regeln anweift, nach welchen fie jich bei ihrer Kriegführung zu verhalten 
haben. Die einzelnen Expeditionen leiten die Nheder des Kapers jelbit; ſie beftimmen Ziel 
und Zweck derjelben, rüften das Schiff aus, werben die Mannſchaft, zahlen ihr Sold; fie haben 
den Gewinn und Verluſt von dem glücklichen over unglüdlihen Ausgange. Gemwöhnlid ver: 
einigen fi mehrere Perſonen zur gemeinſchaftlichen Ausrüftung eines Kaperfhifis und zum 
gemeinichaftlichen Betriebe der Kaperei, welche dann in dem privatrechtlichen Verhältniffe ver 

ittheder zueinander ftehen. Die von ihnen angenommene Mannſchaft, welcher meiftens 
Prorente vom Gewinn zugeiichert werben, um fie zu größerer Thätigkeit anzufpornen, ftebt, 
wenn nicht befondere Vereinbarungen getroffen jind, zu den Kaperunternehmern in demſelben 
Verhältnig wie die Befagung eines Handelsſchiffs zu deſſen Rhedern. Um Misbräude bei 
ver Raprei zu hindern, müſſen in allen Staaten die Kaperfapitäne einen Eid ablegen und die 
Kheder Caution ftellen, gemwiflenhaft bei ihren Unternehmungen ſich nad ihren Inftructionen 
u den Grundfägen des Völferrechtö richten zu wollen. 
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Bei der Ausübung ihres Gewerbes find die Kaper außer an die befondern Vorſchriften 
ihres Staats an die Geſetze des Voölkerrechts gebunden. Kein anderes Object der Erbeutung, 
als welches diefe ihnen geftatten; Anfang und Ende der Kaperei fällt zufammen mit Beginn 
und Schluß des Krieges, ſodaß alle vor Eröffnung und nad Beendigung der Feindſeligkeiten, 
auch bona fide gemachten Prifen, reftituirt werden müflen. Gefapert darf nur werben auf 
der offenen See oder in den Gewäflern des Feindes oder des eigenen Staate. 

Findet der Kaper ein angehaltene® Schiff verbähtig, z. B. daß es falſche Papiere führe, 
eine Blofade gebrochen habe oder zu bredhen beabſichtige, fo darf er ed aufbringen, d. h. durch 
eine darauf gebrachte Befagung von demfelben Beſitz ergreifen. Manche Seerechte, 3. B. das 
franzöſiſche und däniſche, jhreiben zweckmäßig vor, daß ein Protofoll über die Anhaltung und 
die Gründe dazu aufgenommen werde, während das englifche ed dem Kaper überläßt, nad 
eigenem Ermeſſen und nad) eigener Berantwortlichkeit zu handeln. Dagegen find in der Beur: 
theilung diefer die engliſchen Prifengerihte, deren Entfheidungen als völferrehtlihe Sagungen 
angeſehen werden dürfen, ſehr ſtreng. Der Kaper muf ſämmtliche Koften ver Aufbringung 
bezahlen und für allen Schaden Erfag leiften, wenn Fein wirkliher Grund zur Nehmung vorlag 
und das genommene Schiff aud feinen Grund zum Verdacht gegeben hatte. War dies dur 
fein Verhalten an der Aufbringung ſchuld, jo haben fie billig eine Vergütung für die Unkoſten 
der Nehmung dem Kaper zugeiprochen, und einfache Nüderftattung verfügt, wenn ein Grund 
zur Nehmung vorlag, aber ohne Verihuldung des Genommenen. 

Bon dem Augenblick der Bejigergreifung an if der Kaper den Gigenthümern des Schiffs 
und der Ladung für diefelben verantwortlich, als ein Beſitzer, der durch einen Act rechtmäßiger 
Gewaltanwendung, aber wider ven Willen der Berechtigten ven Befig erlangt hat. Die höchſte 
Sorgfalt ift er daher auf die Erhaltung der Prije zu verwenden ſchuldig und er ward in einem. 
englifhen priſengerichtlichen Urtheil nit nur zum Erſatz des durch die Nachläſſigkeit oder Un: 
zulänglichkeit der Priſenbeſatzung veranlaßten Schadens pflichtig erklärt, nachdem die Prife für 
gültig erfannt worden, ſondern fogar für ven Zufall verantwortlich gemacht, ald die Aufbrin- 
gung wieder aufgehoben wurde. 

Das Eigenthum einer rechtmäßig genommenen Priſe geht an ven Gaptor über, ſobald er 
fihern Beiik davon ergriffen bat, d. h. in der Negel nach vierundzwanzigſtündigem Befig oder 
wenn die Priſe intra praesidia ded Captors gebracht ift; die Mannihaft wird kriegsgefangen. 
Über erſt durch den Ausfpruc des Vrifengerichts, welches die Brife condemnirt, gebt das Eigen: 
thum definitiv für den frühern Eigenthümer verloren, ſodaß der Kauf der Prife von dem Kaper 
für einen legitimen Erwerbstitel gilt. Wird vorher dem Kaper feine Prife wieder abgejagt, 
reprise, fo lebt das frühere Eigenthum jure postliminii wieder auf. 

So ſummariſch auch die Verhandlungen von den Prifengerichten geführt wurden, jo wenig 
eingehend auch das Verfahren vor denfelben zu fein pflegt, fo find fie doch die einzige Garantie 
für den Gefaperten, daß er nicht willkürlich feines Eigenthums beraubt werde. Dieje Garantie 
wenigſtens follte nicht verfümmert werden. Hierauf beruht es wenigftens zum Theil, daß es 
den Kapern nicht geftattet ift, ihre Brife gegen eine Ranzionsſumme wieder freizulaffen, obwol 
hierbei auch noch der andere Grund eintritt, Gollufionen zwifchen vem Kaper und dem Genom: 
menen zu verhüten, um einen unerlaubten Handel ind Werk zu fegen. Es ift das geringfte 
Map der Billigkeit, wenn das Völkerrecht den Kapern verbietet, felbit über ihre Priſen zu ur: 
teilen und vor dem Ausſpruch des Prifengerichts fich jeder Verfügung über fie zu enthalten, 
wenn edihnen, nur falls es unmöglich ift, ein Brifengericht anzugeben, unzweifelhaft feind- 
liches Eigenthum zu vernichten geftattet, neutrales Gut, audy wenn deffen Gondemnation er: 
folgen müßte, nur gegen vollen Erſatz des Werths an ven Eigenthümer, voraudgefeßt, daß das 
Interefie feines Staats e8 fordert. Cine Übervortheilung des Gefaperten ift e8, wenn zuge— 
laſſen wird, daß die Prife in einen neutralen Hafen gebraht wird, um in der Heimat des 
Kaperd abgeurtheilt zu werben, da bierburd ihnen ein wichtiges Berveismittel, die Ausjage 
ihrer Mannfchaft entzogen wird. Freilich möchte es heutzutage fat als ein Satz des Völker: 
rechts angelehen werben, daß den Kapern außer in Fällen ver Noth nicht das Binlaufen in bie 
Häfen Neurraler, längerer Aufenthalt aber und Verkauf ver Priſen daſelbſt gar nicht erlaubt 
wird. Zu einem bloßen Spiel wird vie prifengerichtlihe Verhandlung herabgemwürbigt, ſobald, 
mas jedoch nur das franzöfiiche Seerecht geitattet, fogar die im Auslande befindlichen Gonfuln 
des Staats, welchem der Kaper angehört, über die Rechtmäßigkeit feiner Prifen fprechen dürfen. 

Das Urtbeil des Prijengerichts endigt alle auf die Gaptur bezüglichen Streitfragen zwifchen 
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dem Kaper und dem Gekaperten und befreit jenen von jeder Verantivortlichkeit für feine 
Handlungen. Später ift nur nod der Staat, dem er angehört, für ihn verantwortlich. 

In ihrer gegenwärtigen Berfaffung ift die Kaperei eine kriegeriſche Mafregel, deren libel 
aröger find ald der durch fie erreichte Bortheil. Die Leiden des Krieges werden durch die 
Kaper unendlich vermehrt und meift nur zum Nachtheil unfhuldiger friedlicher Handelsleute; 
indem die niebrigften Reidenfchaften entflammt werden, wird die Kriegführung roher, barba- 
rifher, die Zwecke des Kriegs werben verwiſcht, der Krieg, flatt ein Kampf mit vem Feinde zu 
fein, finft zu einer elenden Beraubung deflelben herab. Mit Recht darf auf die Kaper das 
Wort eines alten engliſchen Schriftftellers angewandt werben, daß die Kaper wie die mathe- 
matici des alten Mom feien, welche jeder tabele und deren ſich jeder bebiene. Eine gewifle Be- 
rehtigung haben fie dennoch; die Kaper find nur zu oft die Waffe gemwefen, mit weldyer der 
Shwähere fih gegen feinen übermädtigen Grgner hat vertheidigen müflen. ine fittliche 
Voee liegt auch der Kaperei zu Grunde, den Krieg nidyt blos mit dem organifirten Heer, fondern 
mit dem ganzen bemwaffneten Volk zu führen. Die Geſchichte Hat wiederholt gezeigt, daß die 
Kaper die Wehr ver Freiheit gegen die Unterprüdung, die Waffe gewefen find, mit welcher das 
für fein Heiligftes kämpfende Volk den Feind zur See angegriffen hat. In der gegenmär- 
tigen Geftalt ver Raperei ift aber dieſe Idee faft unterprüdt und darum ift e8 beſſer, dies zwei: 
ihneidige Schwert ganz zu zerbrechen, als es zu bewahren. Ob nicht aber jene Idee twieder er- 
wet und der Kaperei eine andere Organifation gegeben twerven fünne, das muß die Zukunft 
lehren. R. J. Burdardi. 

Karl der Große erſcheint nach der einen Seite als Vollender einer Entwickelung, die ſich 
ſeit Chlodowig durch die ganze Geſchichte des fränkiſchen Volksſtammes hinzieht, nach der andern 
als der Begründer einer neuen Ordnung im Abendlande, die auf die weitere Staatenbildung 
weſentlich eingewirkt hat. Die frühere Geſchichte des Mittelalters ſchließt ſich gleichſam in dem 
von ihm begründeten Kaiſerreich ab, die ſpätern Entwickelungen des Mittelalters gehen 
größtentheils von dieſem Kaiſerreich aus: fo fteht K. felbft gleihfam im Mittelpunkt der ge: 
fammten Bewegung, welche die mittlern Zeiten unferer Gefchichte erfültt. 

Das fränkiſche Neich der Merovinger war bereits in feinen Anfängen auf Eroberung ge— 
grümdet und behielt ven Charakter feines Urfprungs; weiter und mweiter dehnte es ſich aus, in 
gleiher Weife germanifche und romanifhe Stämme fi unterwerfend. Der größere Theil 
Galliend und Germaniens fiel unter die Herrſchaft ver Merovinger, und ſchon früh trugen fie 
ihre Waffen aud nad; Italien, wo die Erfolge aber weniger glänzend waren. Da die Franfen 
jwerft unter den germanifchen Stämmen das Bekenntniß ver Fatholifchen Ehriftenheit ange: 
nommen hatten, gewannen ihre @roberungen auch ein religiöfes Intereffe; fie erfchienen als 
Siege des rehtgläubigen Chriſtenthums über den Arianismus und das Heidenthum. Die 
Ordnungen der rechtgläubigen Kirche, die ihr Oberhaupt in dem römifchen Biſchof verehrte, 
wurden in dad Meich der Merovinger aufgenommen und übten auf die Entwidelung deffelben 
den fühlbarften Einfluß. Die kirchlichen Wirdenträger des Reichs ftanden den weltlichen 
Großen deifelben an Ehre, Reichthum und Macht nicht nah, und das ganze Staatöwefen der 
Merovinger berubte auf einer Bermifchung geiftliher und weltlicher Elemente. 

Nah einer Zeit langen Verfalls, hauptfächlich durch die Meichstheilungen nach der un: 
glülligen Succeffionsorpnung des Koönigshauſes herbeigeführt, gewann die Herrſchaft der 
Ftanten durch das Geflecht ver Pipiniden einen neuen Auffhtwung. Pipin, Karl's Vater, 
gab jeinem Haufe, welches eine Fönigliche Macht bereits befaß, auch ven königlichen Namen und 
beftieg jelbft ven Thron, nachdem er den legten Merovinger in eine Klofterzelle verwiefen hatte. 
Unter Pipin wurden die alten Grenzen des Reichs nicht nur hergeftellt, fondern auch erweitert, 
und gleich den alten Frankenkönigen erſchien er dabei ald ver Vorfechter des katholiſchen Glau: 
dene. Als die Päpfte, mit den Kaifern in Byzanz völlig zerfallen, von ven Longobarden br: 
drängt wurden, wußten fie nur bei Pipin Schuß zu fuhen, und es fpannen fid die engften, 
überaus folgenreichen Beziehungen zwifchen dem römiſchen Biſchof und dem neuern Franken: 
fönige an. Der Papft ernannte Vipin zum Patricius Noms, Pipin entrif dagegen den 
Nabfolger Berri ven Gefahren, mit welchen ihn die Longobarden bedrohten, und übertrug der 
toͤmiſchen Kirche umfänglice Befigungen, die noch zulegt die Kaifer von Byzanz im nördlichen 
Ralien behauptet hatten und die jegt gleichfam herrenlofed Gut waren. Die Gemeinfamfeit 
vr Intereflen des Papftes und des Frankenkönigs machte ſich auch in den innern Einrichtungen 
“ fränfifhen Reichs geltend. Die ganz erſchütterten Orbnungen der fränfifhen Kirche 
"ren von Pipin aufs neue geordnet, und dies geſchah im engften Anſchluß an Nom; ber 
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Primat Petri fand im Franfenreihe eine vollftändigere Anerkennung, ald fie ihm bisher 
irgendwo zu Theil geworden war. Der Angelfahle Winfried Bonifarius, deſſen erfolgreiche 
Miffionsthätigkeit in den deutjchen Ländern ganz von Rom geleitet war, hatte bereits für 
eine feftere Verbindung ver fränfifhen Kirche mit dem Stuhle Petri vieles erreicht ; feine Be: 
firebungen unterftügte nun Pipin und führte jie fpäter durch die Schüler des Bonifacius fort. 
Als Pipin im Jahre 768 ſtarb, ſchien er feinen Nachfolgern Feine andere Aufgabe zu Hinter: 
laffen, ‚ald im Einverftändnig mit Nom die Unterwerfung der anderögläubigen Völker fortzu: 
führen und die Ordnungen der fränfifchen Kirche und des fränfifhen Staats auszubauen. 
Wenn jie die Anhänger des römijchen Biſchofs für ihre Freunde, die Widerſacher veflelben für 
ihre Feinde hielten, waren jie ficher, auf dem Wege zu bleiben, auf welchem bisher das fränfifche 
Reich gleich großen Gewinn mit dem Stuhle Petri davongetragen hatte. 

Pipin hatte noch furz vor feinem Tode das Reich unter feinen Söhnen Karl !) und Karl: 
mann getheilt. Diefe Theilung wurde aufrecht erhalten, aber ſie erwies ſich alsbald, da ſich 
die Interejfen der beiden jungen Könige vielfach berührten, als hinverlich und vermehrte nur 
die Spannung, die ohnehin zwiſchen ihnen beſtand. Schon bei feinem erften friegeriihen Un: 
ternehmen gegen das aufftändige Aquitanien jah ih K. von feinem Bruder nicht nah Wunſch 
unterflügt. In den Händeln des Papfted mit dem Longobardenkönig Deſiderius, der mit großer 
Entſchiedenheit nah Pipin’s Tode gegen Rom auftrat, ergriffen die Brüder dann verſchiedene 
Partei, und tro der dringendften Abmahnungen des Papftes verband jih K. nad dem Wunſch 
feiner Mutter mit einer Tochter des Defiveriud. So wurde er in eine Bahn gedrängt, weldye 
der Politik feines Vaters entgegengefegt war; aber ſchnell genug verließ er fie wieder. Er trennte 
feine Ehe mit dev Longobardin und bald darauf farb Karlmann (4. Dec. 771). Die unmün- 
digen Söhne Karlmann’s erjchienen nicht ald zur Nachfolge im Reich berechtigt, und alle An- 
ftrengungen des Dejiverius, zu dem jie mit der Mutter fi) begeben hatten, um ihr vermeint: 
liches Erbrecht zur Anerkennung zu bringen, fiheiterten. K. war und blieb Alleinherrjcher im 
Sranfenreih, und zugleich ftellten fi die günftigften Beziehungen zwifchen ihm und dem 
Stuhle Betri her, den eben damals Hadrian I., ein Karl aus firhlihem Intereſſe und in per: 
ſönlicher Freundſchaft gleich ergebener Bapft, beftieg. 

Kaum jab ih K. in der Herrſchaft gefihert, fo begann er den Krieg gegen die Sachſen 
(772). In der Üiberwältigung dieſes Volks, welches der hriftlihen Kirche und der Königs: 
herrſchaft bisher mit gleiher Hartnädigfeit widerftrebt Hatte, jah er vechf eigentlich feine Xebeng- 
aufgabe. Mit geringen Unterbrehungen haben die Kriegszüge gegen die Sachſen K. dreizehn 
Jahre beſchäftigt; nur durch die zähefte Ausdauer gelang ed, das Volf zu bejiegen, deſſen Wider: 
fand gegen K. jelbft die härteften Maßregeln nicht zu brechen vermocht hatten. Erft als im 
Jahre 785 die legten Kräfte des Volks erihöpft ſchienen, konnte Sachſen ald unterworfen 
gelten und der Anfang mit der Einführung kirchlicher Ordnungen und ber fränkiſchen Rechts— 
einrichtungen dort gemacht werden. Auch in der Folge find noch mehrfache Erhebungen ver 
Sachſen vorgefommen und haben K. in der Verfolgung anderer Unternehmungen gehindert, 
aber an einer Herftellung ver altjähltichen Freiheit und des Heidenthums war nicht mehr zu 
denken; ſchon geriethen felbft die im Nüden ver Sachen wohnenden Slawenftämme in Ab- 
hängigfeit von den Branfen, 

Neben den Sachſenkriegen hatten inzwiſchen zwei andere folgenreihe Unternehmungen 
den jungen König beihäftigt, bei denen die Intereſſen des Reichs und der römifchen Kirche 
gleich ſchwer in das Gewicht fielen. Im Jahre 773 erging an ihn ver Hülferuf des Papſtes, der 
von Defiverind abermals bevrangt wurde. K. eilte dem Bapfte zu Hülfe, bradite Defiverius in 
jeine Gewalt und ließ ſich jelbft ald König der Kongobarden huldigen. Verhältnißmäßig leicht 
hatte er das longobarvifche Hei gewonnen, aber die Behauptung deſſelben war ein Werf 
großer Anftrengung. Adelchis, der Sohn des Defiverius, hatte ih nah Konflantinopel ge— 
flüchtet, wo er zur Wiedereroberung feines Reichs Unterftügung fand; des Beiftandes feines 
Schwagers, ded noch unbezwungenen Herzogs Arihis von Benevent, war er fiber, und auch 
jein anderer Schwager, ber Herzog Tajfilo von Baiern, war nicht abgeneigt, ih der Botmäßig: 
feit 8.'8 zu entziehen, Jede Unternehmung des Adelchis erihien aber deshalb um jo gefähr- 
licher, weil jih mande der longobarbifchen Großen nur widerwillig der fremden Herrichaft 
gebeugt hatten. Die Größe der Gefahr bewog K. bereits in Jahre 776 nad) Italien zurückzu— 
fehren. Durch fein entſchiedenes Auftreten erftichte er den prohenden Aufftand im Keime und 
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rührte nun mit Befeitigung ver longobarbifchen Herzoge, joweit es möglid war, die fränkiſche 
Grafihaitsverfaflung in Italien ein. Vier Jahre fpäter ging er abermals über die Alpen und 
ließ damals zu Rom feinen zweiten und dritten Sohn vom Papſte jalben und ihnen die Königs: 
frone auffegen. Pipin, ber zweite Sohn K.'d, wurde zum König der Longobarden beſtimmi. 
alien, noch nicht ganz unterworfen und ſtets von Angriffen dev Griehen bedroht, bedurfte 
eines befondern Mittelpunftes der Verwaltung, wie er ihm in dem Hof ded Knaben PBipin ge: 
geben wurde. 

Kurze Zeit nad) feinem erften Zuge über die Alpen hatte K. aud) Die Pyrenäen überfchritten 
und die Herrſchaft ver Araber in der ſpaniſchen Halbinjel angegriffen. Soliman Ibn al Arabi, 
Statthalter von Saragofla, der lich gegen den Khalifen Abderrhaman im Aufſtande erhoben 
hatte, rief K. zur Hülfe, und der Brankenfönig jegte im Jahre 778 die Kämpfe feines Vaters 
und Großvaterd gegen die Araber fort, die Feinde der Chriftenheit zuerft in ihrer ſpaniſchen 
Herrihaft befriegend. K. drang bis zum Ebro vor und liep jih von mehreren arabijchen Be— 
feblähabern huldigen; aber feine Eroberungen gingen alöbald wieder verloren. Auch hier 
mußte dem Widerſtand ein eigener Mittelpunft gegeben werden, wenn die Franfen jid den 
Waffen ver Moslems gewachſen zeigen wollten. Deshalb beftimmte K. jeinen jüngften Sohn 
Ludwig zum König von Aquitanien. Gin anhaltender Krieg wurde darauf mit den jpanifchen 
Arabern geführt und jäließlid dad Land zwiſchen dem Ebro und den Pyrenäen den Franken 
gewonnen, welches dann ben Namen der ſpaniſchen Mark führte. 

Nachdem die Unterwerfung Sachſens nit mehr zweifelhaft ſchien, beſchäftigte K. nichts 
mehr ald vie Sicherung feiner Herrſchaft in Italien. Er hatte eine VBerftändigung mit der 
Kaijerin Irene, in deren Händen damals die Macht des Oſtens lag, zu erreichen gejudt und 
jeine Toter Hruothrud dem jungen Kaifer Konftantin IV., dem Sohn der Irene, verlobt. 
Da aber die Kaijerin die Bermählung gefliſſentlich verzögerte und zugleic durch die Herftellung 

ded Bilderdienfted ſich die Kirche Italiens zu gewinnen ſuchte, hatte er alle Urſache, ihrer Ge: 
finnung zu mistrauen. Im Winter 786 ging er abermals über die Alpen, und unter feinen 
Augen entwidelten ſich jet Die Dinge, wie er ed befürchtet hatte. - Irene fagte ſich von der ein— 
gegangenen Berpflihtung los; die Griechen rüfleten in Gicilien, um Adelchis zurüdzuführen, 
und fanden im Ginverfländnig mit Arichis von Benevent; auch Herzog Taſſilo von Baiern 
ſchwankte in der Treue gegen K. und fuchte jih durch die Bermittelung des Papſtes feiner Va— 
ſallenpflicht zu entziehen. Aber die Abſichten der Griechen wurden vereitelt, da Arichis unver: 
muthet farb und Tafjilo feines Herzogthums verluftig ging. Grimoald, der feinem Vater 
im Herzogthum Benevent gefolgt war, flellte ſich auf die Seite ver Franken und wies die An- 
griffe der Griechen zurüd. Für K. war der Beiftand Grimoald's damals um jo wichtiger, ala 
er gleichzeitig in einen Krieg mit den Avaren verwickelt wurde, ber ihn lange befchäftigte und erft 
im Winter 795 und 796 eine entfheidende Wendung nahm. Das Avarenreich zerfiel und ver 
weſtliche Theil deffelben fam unter die Herrihaft der Branfen. Indeffen war Irene aus der 
Mat verdrängt worden, und Konftantin hatte jelbftändig die Zügel der Regierung in Kon: 
Rantinopel ergriffen. Daß auch er Italien nicht aufgeben wollte, zeigte ih bald; er vermäßlte 
Grimoald mit einer griechiſchen Fürftin und zog ihn dadurch auf feine Seite. Zwiſchen Gri- 
moald und dem jungen König Pipin Fam es im Jahre 793 zum Kriege, und lange ftanden 
"it gegeneinander in den Waffen. Grimvald behauptete ſich in Benevent, fonnte ed aber zu 
größern Erfolgen gegen die Franken nicht bringen, da er von Konftantinopel nicht die erwar- 
tete Unterflügung erhielt. Man hielt am Kaiferhofe Italien bereits für verloren, und im 
Sabre 797 eröffnete Kaiſer Konftantin Friedensverhandlungen mit K., Die au, nachdem 
Irene ihren Sohn der Herrfhaft beraubt und felbft abermald die Gewalt ergriffen hatte, 
Vortgefegt wurden. Mochte auch Grimoald nit unterworfen fein, der Bejig Italiens ſchien 
den Franlen nicht mehr beftritten werden zu können, und nad dem Tode Papft Hadrian’s 
(195) gab fi deſſen Nachfolger Leo III. von Anfang an zu K. eine fo abhängige Stellung, 
ap aller Welt klar werden mußte, wie die römiſche Kirche. den Frankenkönig ſchon ald den 
Herm Staliens und Noms für alle Folge betrachtete. 

So war K., ver Politik feines Waters getreu, zu den größten Erfolgen gediehen. “Alle 

gner, mit denen bie frühern Frankenkönige jemals gekämpft hatten, waren von ihm bejiegt 

ud unterworfen worden; das Ziel fchien erreicht, welches ſich die fränkiſchen Groberungen gejegt 
hatten, Und während K. die Grenzen des Reichs nad allen Seiten erweitert hatte, war von 
Ihm zugleich die fränkifche Heer- und Gerichtsverfaſſung bei ven unterworfenen Völkern in 
ſolcher Conſequenz durchgeführt worden, wie es früher nie moͤglich geweſen wäre. Überall 
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hatte er die befondern Stammeshäupter befeitigt und die Verwaltung ven Grafen, lediglich 
von ihm eingefegten und abhängigen Beamten, übergeben ; zugleich hatte fi das fränkische 
Lehnsweſen, ſoweit es fi vamald ausgebildet, über alle Länder, welche K. beherrfchte, ver: 
breitet. Auch die Einrichtungen der franfiihen Eviffopalfirhe waren überall gleichmäßig 
durchgeführt worden und bereits hatten Synoden abgehalten werben fünnen, auf weldhen allge: 
meine Beflimmungen für alle Kirchen des fränfifchen Reichs getroffen wurden. Die ganze 
weltliche und kirchliche Verfaffung des Reihe fahte fih fortan unmittelbar In dem Könige zu- 
fammen; alle wichtigen Gefchäfte wurden am Hofe erlevigt, der dadurd zum Mittelpunft des 
gefammten Reichs wurde, und das Maifeld, urfprünglich die Heeredverfammlung der Franken, 
Bun ſich zu einer großen Reihöverfanmlung um, auf welder weltliche und kirchliche Ange- 
egenheiten der verjhiedenften Art berathen wurden. Da das Maifeld zur Erledigung aller 
Geſchäfte nit immer ausreichend ſchien, wurde zeitweife aud eine zweite Berfammlung ber 
fränfifhen Großen am Hofe für ven Herbft angeordnet. 

Mit ver Ausdehnung des Reichs war zugleih, wie man fieht, die Einheit defjelben ge: 
wachſen und eine faft unbegrenzte Macht in die Hände des Königs gelegt. K. benutzte viele 
Macht zu den durchgreifendſten Reformen, die ſich Über alle Gebiete der firdlichen und welt: 
lien Verwaltung erftredten. Er oronete dad gefammte Heerweſen beftimmter, gab dem Ge: 
richtsweſen dur die Einſetzung der Schöffen und die Einführung des geichriebenen Rechts, 
wo es noch fehlte, eine neue Geſtalt, band die Kloſter- und Weltgeiftliyfeit an beftimmte Regeln 
und forgte vor allem für die Herftellung von Schulen an feinem Hofe, an den Bifhofsfigen 
und in den größern Klöftern. So bedeutend diefe Neformen waren und fo weit fie ale ähn— 
liche Beſtrebungen früherer fränfifher Könige hinter fi ließen, fo gab K. damit doch nicht die 
Richtung auf, welche ſchon früher im Frankenreich eingeichlagen war, und auch ald Gejeggeber 
konnte er nur als der Vollender des früh von den Herrſchern feines Volksſtammes begonnenen 
Werks gelten. Dennoch hatte er bereitd eine Stellung gewonnen, welde ihm eine ganz andere 
Bedeutung verlieh, als bisher die fränfifchen oder andere germanifche Stammeskönige gehabt 
hatten. So weit die abenvländifche Kirche reichte und der Primat Petri Anerkennung fand, 
herrſchte K. entweder unmittelbar oder genoß doc, wie in dem hriftlihen Spanien und in den 
angelfähfifchen Reichen, ein Anſehen, welches man als ein oberherrliches anfehen konnte. Schon 
wurden auf fränfifhen Synoden Entſcheidungen getroffen, welche für die ganze abendlän— 
difche Kirche maßgebend waren, wie auf der Synode zu Frankfurt 794 in Betreff ded Bilder- 
flreitö und des Adoptianismus. Die hervorragendften Männer des Abendlandes, welchem 
Bolköftamm fie auch angehören modhten, fanden am Hofe des Franfenkönigs eine gemeinſame 
Heimat und verbanden ich zu vereintem Wirfen. Der Angeljahfe Alcuin, der gelehrtefte 
Mann feiner Zeit, der zuerft am Hofe K.'8, dann in St.:Martin zu Tours für die Verbreitung 
einer höhern Bildung Außerorventliches wirkte, faßte in feinen weitgreifenden Planen nicht 
nur einzelne Stammedintereffen ind Auge, fondern dad Wohl der abendlänvifchen Chriſtenheit, 
ja der gefammten Kirche. Alcuin ſah in K., feinem ergebenen Schüler, einen von Gott zur 
Herftellung göttliher Orbnung auf Erden verordneten Herrſcher, einen zweiten David, wie er 
auch K. zu nennen pflegte; es verſchmolz ihm das Branfenreih mit dem Begriff eines Im- 
perium christianum. In die Gedanfenfreife eines Alcuin ging ein großer Theil der fränfifchen 
Geiſtlichkeit ein, und K. jelbft war in diefelben gebannt. Sein Reich hatte bereits eine univer— 
jale Bedeutung für die abendländifche Ehriftenheit gewonnen, und von Tag zu Tag wurde man 
mehr fich deffelben bewußt. Für eine Herrſchaft, weldye die allgemeinen Intereffen und befon= 
ders die Gefammtintereflen der Chriſtenheit, ſich über die Befonverheit eines einzelnen Stammes 
erhebend, vertrat, hatte man damals nur den Namen eines römiſchen Kaiſerthums. Die Kaifer 
von Byzanz machten ven Anſpruch, in diefem Sinne eine Oberherrſchaft über alle Völker zu 
üben, aber fie hatten diefen Anſpruch im Abendlande niemals durchfegen Fönnen, vielmehr war 
factiſch hier jene Oberherrfchaft mehr. und mehr auf die fränkiſchen Könige übergegangen und 
hatte durch Ke's glüdliche Thaten eine fehr beftimmte Geftalt gewonnen. 

Eine Herftellung des römischen Kaiſerthums im Abenplande auf der Grundlage des frän— 
kiſchen Reichs ſchien Durch die Entwickelung ver Dinge gefordert, und fie trat ein, als fich die 
Unzulänglichfeit des Patriciats zum Schug des Hauptes der abendländifchen Kirche, und Damit 
zum Schuß diefer Kirche felbft zeigte. Im Frühjahr 799 wurde ver Papft in Rom auf das 
ihmählichfte mishandelt und mußte fi zum König K. nad) Baderborn flühten. Man erwar: 
tete, daß K. ſelbſt ihn fofort zurückführen und fo eine Stellung gewinnen würde, vie Papft und 
Kirche fihern, zugleich aber feine Oberherrſchaft in der abenpländifchen Welt über jeden Zweifel 
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erheben würde. K. ging nicht ſelbſt nad Rom, fondern übertrug mehreren feiner vertrauteften 
Räthe die Zurückführung des Papſtes. Erſt als diefe unerwartete Schwierigkeiten fanden, 
ſodaß es ihnen nicht gelingen wollte, die Autorität des Papſtes wieder bei ven Römern feſtzu— 

ftellen, brach K. felbft im folgenden Jahre nah Nom auf. Kaum war hier Leo Il. wieder in 
jeiner Stellung befeftigt, jo Erönte ex unter der Zuftimmung einer zahlreihen Verſammlung 
geitliher und weltlider Großen des Frankenreichs und unter der Acclamation ded römischen 
Bolfs am Weihnachtsfeſt des Jahres 800 K. zum Nömifchen Kaiſer. Er führte dadurch nur 
einen Gedanken in das Leben, der lange von bedeutenden Männern jener Zeit gehegt war, und 
that, was ihm für Die eigene Sicherheit und dad Gedeihen der abendländiſchen Kirche noth— 

wendig ſchien. K. ſelbſt hat die Kaiferkrone eher gemieden als geſucht. Ginhard tbeilt in 

glaubwürbdigfter Weife die Außerung des Kaifers mit, daß er an jenem Weihnachtsfeſte nicht 

nad St.:Beter gefommen wäre, wenn er die Abſicht des Papſtes gefannt hätte, und ohne allen 

Grund hat man in neuerer Zeit die Ehrlichkeit diefer Außerung in Zweifel gezogen oder ge: 

radezu in Abrede geftellt. 

Erflärlicd wäre ed, wenn der ſchon alternde Herrſcher nur zögernd einer Politik folgte, 

welche dem fränkiſchen Reich neue Aufgaben zu flellen, ihm felbit neue Pflichten aufzuerlegen 
ihien, und war er wirklich felbft von der Nothwendigkeit des Kaiſerthums überzeugt, jo mochte 
ihm dod eine Krönung zu Nom und durd den römischen Biſchof nicht als die angemeſſenſte 
Form der Einführung deffelben erſcheinen, wie er denn feinen Nachfolger zu Aachen ohne die 
Affftenz des Papſtes krönte. Bor allem aber rubten jeine Bedenken gewiß in jeinem Ver: 
bältniß zu dem Eaiferlihen Hofe in Byzanz, deilen Empfindlichkeit durch die Aufrichtung eines 
neuen Kaiſerthums im Abendlande auf das höchſte gereizt werden mußte. Solange Grimoald 
von Benevent nicht unterworfen war, hatte K. die Macht des Oſtreichs in Italien zu fürdten, 
und damals um fo mehr, ald Irene in verruchter Weife ihren Sohn vom Throne geflürzt und 
ſich ſelbſt wiederum der Regierung bemächtigt hatte, die Friedendverhandlungen aber, die fie 
798 mit X. eröffnete, biöher erfolglo8 geblieben waren. Welche Gefahren er in Byzanz jah, 
erhellt am veurlihften daraus, daß er aldbald nad feiner Kaiſerkrönung fogar der Kaiferin 
Irene die Ehe anbot, um jo ein Abkommen zwiſchen dem alten und neuen Kaiferreiche zu er- 
möglichen. 

So groß K.'s Bedenken gegen die Kaiferfrone auch gewefen fein mochten, er ſah in Leo's 
That ein Werf göttlicher Fügung. Er nahm nit nur den Faiferlihen Namen an, jondern 
unterzog fih auch allen Pflichten, welche ihm nah den Vorftellungen der Zeit ald kaiſerliche 
galten, mit demganzen Ernſt feines Charakters: Pflichtenüberwiegend firhlicer Art. Vorallem 
faßte er als feinen kaiſerlichen Beruf auf, für die Sicherheit des Bapftes in Rom umfaflende 
Mapregeln zu treffen; die neuen ſtädtiſchen Einrichtungen, welde er durchführte, waren ge: 
nügend, Leo zu fihhern, folange der Kaiſer lebte. Berner glaubte K. ald Kaijer zum Schutz 
aller göttlihen Ordnung und jedes göttlihen Rechts-in der abendländiſchen Chriſtenheit eine 
befondere Verpflichtung zu haben. Sein Kaiſerreich jollte ein Gottesreih auf Erden fein, zu 
deſſen Regenten er von Gott felbft eingejegt zu fein meinte. Übte er ald Kaiſer auch feine we- 
jentlid andern Befugnifie, wie ald König der Franken, jo übte er fie dod in einer höhern 
Autorität und kraft einer unmittelbar göttlihen Vollmacht; das fränkiſche Neid gewann als 
Kaiferreih einen mehr theofratifhen Charakter, ald ed vordem beſeſſen hatte, und feine Haupt: 
aufgabe fhien fortan, die kirchlichen Gebote nach allen Seiten zur Geltung zu bringen. 

Vor allem als Gefeggeber und höchſter Wahrer alles Rechts in der Chriſtenheit zeigte ſich 
nun der Raifer felbft, während er feinen Söhnen die Grenzen des Reich zu wahren und zu er: 
weitern überließ. Beſonders wichtig für dad Kaiferreih war eine Verſammlung, welde K. in 
October und November 802 zu Aachen hielt, und bei der ed einmal auf eine umfaſſende Reviſion 
der gefammten geiftlihen und weltlichen Oefege im Reiche abgefehen war, dann aber aud) auf 
die Ausbildung des Inftituts der Missi dominici zu einer regelmäßigen Aufjichtöbehörbe über 
ale geiftlichen und weltlihen Beamten des Reichs, um einerfeits dad Volk gegen vie 
Wilfür der Beamten zu fhügen, andererſeits den Kaijer in ununterbrodener Verbindung 
mit allen Theilen des Reichs zu erhalten. Nur gottesfürdtige Männer, Geiftlihe und Laien, 
wurden zu Missi gewählt, und ihre Miffion trug, obſchon ſie fih auf alle Gebiete des ftaatlihen 
tebens erſtreckte, doch weſentlich einen religiöß = firdlihen Charakter, ine Anſprache folder 
Nissi aus einer von ihnen abgehaltenen Verſammlung ift erhalten, die ſich wenig von einer 
Brigt unterfcheidet; die Pflichten des Volks gegen Gott werben hier mit feinen Pflichten gegen 
den Raifer in, die unmittelbarften Beziehungen gejegt. Alcuin hat auf die Ausbildung der 
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miffatifchen Gewalt nachweisbar einen großen Einfluß gelibt, und die Art, wie fie nun in Wirf- 
famfeit trat, läßt fih zum guten Theil auf die Firchlich = politifhen Anfihten der. Angelſachſen 
zurückführen. 

Die Reviſion der geiftlihen und weltlihen Geſetze, welche K. ald Kaifer durchzuführen 
beabfichtigte, hing unmittelbar mit feinem VBeftreben zufammen, das Gemohnheitörecht der 
Germanen zurückzudrängen und das gefchriebene Recht überall zur Anerkennung zu bringen. 
Schon als König findet man ihn in diefer Richtung thätig, und als Kaiſer fpricht er alsbald 
den Grundfag aus, daf nur nach gefchriebenem Recht gerichtet werben ſoll. Die Revifion der 
Volksrechte ift indeifen niemals ganz durdgeführt worden und au dad Gewohnheitsrecht 
hat damals feine Geltung behalten. Ebenjo wenig gelang e8 K., wie er beabfihtigte, für 
imnter der Blutrache und aller Selbfthülfe zu feuern. Wenn er auch den Befehl erließ, pas 
bei Volfäverfammlungen und überhaupt in Friedendzeiten niemand fortan Waffen tragen 
folle, fo war die alte Sitte doch mächtiger als ein folder Befehl, und mit den Waffen ließen 
fich die deutfhen Stämme aud) den Gebraud der Waffen zur Selbfthülfe nicht nehmen. Das 
geſchriebene Recht hat K. nie fo zur Anerkennung gebracht, wie er es wollte. Ließen fih fhon 
die befondern Volksrechte nicht vollftändig durchführen, jo war dies noch weniger mit dem in 
ven Gapitularien enthaltenen Reichsrechte der Full. Trotzdem gefhah viel, um einen geord— 
neten Nechtözuftand in dem weiten Reiche herzuftellen, und wenigſtens annähernd wurde das 
Ideal eines großen Chriftenreiche, in dem Ordnung und Gerechtigkeit wohnen, erreicht. 

‚Unabläfjig bewegte K. die Sorge, von Konftantinopel die Anerkennung feiner kaiſerlichen 
Stellung zu gewinnen. War auch die beabſichtigte Vermählung mit Irene nit zu Stande ge— 
kommen, ſo zeigte ſich die Kaiferin dod einem Frieden mit K. nicht abgeneigt und verhandelte 
mit ihm in den Jahren 801 und 802. Selbft ald Nikephorus Irene vom Throne verbrängte, 
fegten jich die Verhandlungen fort. Im Jahre 803 wurde wirklich ein Vertrag feftgeftellt und 
von K. angenommen, aber von Nifephorus verworfen. Als jih bald darauf Venedig und 
Dalmatien K. unterwarfen, ergriffen die Griechen fogar von nenem im Jahre 806 die Waffen 
gegen die Franken und bereiteten K.'s Sohn, Pipin, in Italien einen fohweren Stand. Pipin 
ftarb 810, gerade ald Nifephorus aufs neue Friedendverhandlungen eröffnete. Jetzt führten fie 
endlich zu einem Vertrage, den 812 zu Nahen K. mit ven griechiſchen Gefandten abſchloß und in dem 
er Venedig und die Seeſtädte Dalmatiend aufgab, dafür aber vom Oftreiche als Kaifer des Abend— 
landed anerfannt wurde. Diefer Vertrag ift dann 813 vom Kaifer Leo dem Armenier in Kon- 
ftantinopel in aller Form beftätigt worden. Die Scheidung des Römiſchen Reichs in ein 
morgenländifches und abendländifches hatte K. vamit durchgeſetzt und erfannte nun aud die 
römische Kirche an. Zu derfelben Zeit gewannen nod andere Verhältniffe, die K. in den legten 
Lebensjahren befchäfttgt Hatten, einen günftigen Abſchluß. Grimoald von Benevent war ge- 
forben (806), und fein Nachfolger im Herzogthum, Grimoald Storefaig, zeigte ih als ein 
weniger hartnädiger Begner der Franken ; nach einigen Jahren (812) unterwarf er ſich K. und 
zahlte ihm einen hohen Tribut. Gleichzeitig ſchloß K. einen Frieden mit den ſpaniſchen Ara: 
bern, durch melden die ſpaniſche Mark ihm gefihert wurde. Zum legten mal hatte K. noch 
jelbt im Jahre 810 die Waffen ergriffen, um den Dänenfönig Bottfrien zurüdzumweifen: da 
Gottfried inmitten feiner Unternehmungen ftarb, wurde aud mit den Dänen jept ein frieb- 
liches Abkommen getroffen; zum Schutz gegen ähnliche Angriffe vom Norden Iteß der Kaiſer 
die dänische Mark ftarf befeftigen. 

So dien endlich das Kaiferreih nah allen Seiten gefihert, und durch eine befonvere 
Bügung follte auch nad 8.8 Tode zunächſt die ganze Macht diefes großen Reichs vereinigt 
bleiben. Ein Jahr nad) Pipin war auch Karl, der ältefte Sohn des Kater, geftorben, und die 
ungetbeilte Erbſchaft des Reichs mußte Ludwig, dem jüngjten Sohne, zufallen. Ihn erbob 
im Herbil 813 der Kaiſer zu Aachen neben ſich auf ven Thron und ſchmückte ihn mit der Kaijer- 
frone. Wenige Monate fpäter (28. an. 814) ftarb der große Kaiſer in feiner Pfalz zu 
Aachen im zweiundſiebzigſten Jahre feines Alters, im ſechsundvierzigſten feiner Regierung, und 
wurde in dem von ihm jelbft gebauten Münfter dafelbft begraben. 

Menige Menſchen haben glänzendere Erfolge als K. gewonnen, und wie fehr aud das 
Glück ihn unterftägt haben mag, zum größten Theil beruhen fie doch auf feiner großartigen 
Perfönlichkeit und feinem Verdienft. Für einen großen Gewinn haben wir zu erachten, daß 
Ginhard, der dem Kaiſer ſehr nahe ftand, ein flares Bild diefer Perfönlichfeit ver Nachwelt 
binterlaffen hat. K. war, mie und Einhard berichtet, von flattlichem Körperbau, männlicher 
Shönheit und fiheren Haltung, ſodaß fhon feine Erſcheinung den Herrſcher verfündete und 
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Gehorſam erzwang. Die Natur hatte ihm eine bis in das Alter ausdauernde Gefundheit ver- 
lieben, die auch die angeftrengtefte Thätigfeit nicht aufrieb. Seine Lebensart war überaus 
mäfig; feine Bergnügungen beftanden hauptſächlich in der Jagd und im Baden, vorzüglich 
liebte er dad Baden in warmen Quellen und wählte deshalb auch Aachen zu feinem Kaiferfig. 
In allen feinen Lebensgewohnheiten zeigte er ſich ald ein veutfcher Mann. Gr kleidete ih nad 
iränfifher Weiſe, und jeine Tracht unterfchted fih wenig von der Kleidung des gemeinen 
Kranfen. Er fprady gewöhnlich deutſch, obwol er auch auf die Erlernung fremder Sprachen 
Fleiß verwandte; feine Mutterfprache au für den Schriftgebraud auszubilden, war er be: 
mübt. Er ließ die alten Heldenliever der Deutfchen auffchreiben, legte felbft Hand an eine 
beutihe Granrmatif, gab den Monaten und Winden veutfhe Namen. - Mit feiner Familie 
lebte K. wie ein deutſcher Hausvater; in ihrer Mitte nahm er fein Mahl; fle mußte ihn, fomweit 
es möglich war, auf feinen Reifen begleiten. Selbft leitete er die Erziehung feiner Kinder und 
nahm an dem Unterricht verfelben Antheil. Ohne mweiblihen Umgang fcheint K. nicht haben 
leben zu fönnen. Nachdem er die Tochter des Defiverius verftoßen hatte, vermählte er ſich mit 
einer vornehmen Schwäbin, Hildegard mit Namen; fie gebar ihm die obengenannten drei 
Söhne und drei Töchter. Nah ihrem Tode (783) vermählte er ſich alsbald mit einem frän- 
kiſchen Mädchen, Faftrada, die einen großen und gefürdteten Einfluß auf ihn gewann und ihn 
mit zmei Töchtern beſchenkte. Im elften Jahre ihrer Ehe ftarb Faſtrada, und K.'s vierte Ge: 
mahlin, Luitgarde, war abermals eine Schwäbin. Diefe Ehe blieb kinderlos, aber ver Tod 
Luitgardens im Jahre 800 erjchütterte K. auf das tieffte. Zu einer neuen Ehe fpritt der 
Kaiſer nicht mehr, aber e8 werben noch drei Goncubinen genannt, mit denen er noch im Alter 
Kinder zeugte. An feinen Töchtern hing K. mit übergroßer unnatürlicher Zärtlichkeit; er ver- 
beiratbete keine verjelben, um nicht ihrer Nähe beraubt zu fein. Diefe Schwächen des Kaiſers 
in feinem Familienleben bereiteten ihm ſchwere Sorgen. Ein unehelier Sohn K.'8 ftiftete, 
durch Faſtradens Härte gereizt, eine Verſchwörung an, die nur durd blutige Strenge unter: 
drücdt werben konnte, und der Lebenswandel der kaiſerlichen Töchter war fo wenig mufterhaft, 
daß K. Mühe hatte, die Schäden feines Haufes zu verbergen. Der Kaiſer war ein fehr forg- 
jamer und ſparſamer Haushalter, aber feine Gaftfreiheit kannte feine Grenzen; er liebte Fremde 
un fi zu haben und ſah ſich gern als einen fplendiden Wirth gepriefen. 

Unter Kes Herrſchertugenden leuchtet am meiften die unermüdliche Thätigkeit hervor, die 
er von den erften bis zu ven legten Tagen feiner Regierung bewährte und durch die er vor allem 
das Rei zufammenbielt. Keine heilfame Aufgabe ſchien ihm zu ſchwer, um fie nicht anzu- 
greifen ; nichts war ihm zu gering, daß er e8 nicht feiner Aufmerkſamkeit gewürdigt hätte. Auch 
bat es wenige Herrfcher gegeben, deren Geift jid mit gleicher Befriedigung den verſchieden— 
artigften Befchäftigungen zugewendet hätte. Wie oft hat K. felbft feine Heere geführt, aber 
unter den Waffen ließ er die innere Verwaltung feined Reichs nie aus den Augen. Die Grjeg- 
gebung beihäftigte ihn unausgefegt, während er zugleich die Aufrechthaltung ver kirchlichen 
und weltlichen Geſetze bis in das einzelnfte felbft überwachte. Er mar ein firenger, aber unpar— 
teiiſcher Richter , der felbft auf die Gefahr, feine nächſten Freunde zu verlegen, das Recht nicht 
beugte. So ergeben er ver Kirche und dem Klerus war, übte er gegen die Geiftlichfeit diefelbe 
Strenge wie gegen die Laien, und ein großer Theil feiner Geſetze follte zum Schuß der niedern 
Stände gegen die Willkür feiner Beamten dienen. Bewunderungswerth ift, wie K. troß der 
mannihfahften Gejhäfte ſich noch Muße zu ernfter wiſſenſchaftlicher Beſchäftigung gewann. 
Wie anbaltend ihn manche theologiſche Fragen und aftronomifche Aufgaben befchäftigten, 
zeigen Alcuin's Briefe. War K. audy fein Gelehrter, jo hatte er doch das lebhaftefte Interefle 
und ein wirkliches Verftändnif für alle wiſſenſchaftlichen Fragen, welche die Zeit bewegten, und 
noch höher ift anzufchlagen, daß er die Bedeutung der Schule für Staat und Kirche begriff. 
Durd feine Thätigkeit für die Herſtellung von Schulen hat er auf die geiftige Gultur des 
größten Theild Europas einen Einfluß geübt, deſſen Bedeutſamkeit ſchwer überfhägt wer: 
den kann. 

Man hat K. vielfady ver Grauſamkeit gegiehen, und manche Blätter feiner Geſchichte find mit 
Blut gefägrieben : aber harte Mittel wandte er nur an, wo er mit allen gelindern nicht zum Ziel 
gedieb, und Blutgefege hob er auf, fobald er mit mildern durchdringen konnte. Auch unerjätt- 
lien Ehrgeiz und grenzenlofe Ländergier hat man ihm vorgeworfen, und niemand wird 
\eugnen, daß ein Herrſchertalent wie das feine einen weiten Raum zu großen Thaten fuchte. 
Dennoch ift nicht nachzuweiſen, daß er mit Ausnahme des Sachſenkriegs umd der Unterneh: 
- Mungen gegen die Araber fih ohne zwingende Veranlaffung in den Kampf geftürzt habe, und 
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am wenigften hat er aus eitler Herrſchſucht nad der Kaiferfrone getrachtet. Man hat mit 
Recht hervorgehoben, daß er der altgermanijchen Gemeindefreiheit den Todeöſtoß verjegt hat; 
jie verteug ſich, wie fie nod bei ven Sachſen beſtand, nicht mit den Grundbeflimmungen ber 
fränfifhen Monarchie. Aber man darf nicht vergeffen, daß K. die Freiheit ded nievern Mannes 
achtete und ſchützte, ſoweit es die Sicherheit ver Monarchie zuließ. Ein Rei, welches auf der 
Grundlage der fränfifhen Nationalität ruhte und in der Idee einer hriftlichen Univerialherr- 
ſchaft gipfelte, konnte auf die beſondere Entwidelung der beherrjchten Nationen nicht Bedacht 
nehmen; ein die nationalen Unterſchiede nivellivender Mechanismus war deshalb bei K.'s An— 
orbnungen unvermeidlihd. Man wird diefen Mechanismus nad den Begriffen unſerer Zeit 
tadelndwertb finden, und die Unvereinbarfeit an ji widerftrebender Volkselemente unter Eine 
Herrſchaft hat auch wefentlich zur Auflöfung des karolingiſchen Kaiſerreiche mitgewirkt. Nichts: 
deftoweniger beruht es auf der Durhführung römischer Kirhenordnungen und fränkiſcher 
Staatdeinrichtungen in dem größten Theil Europas, wie fie durch K. erfolgte, wenn jid die 
germanifhen und romanischen Nationen au nad) dem Verfall feines Kaiferreihs in einer ge: 
wiffen Gleihartigfeit entwidelten und das bewußtjein ver Zufammengehörigkeit ſelbſt in der 
Trennung fefthielten, 

Ein theokratiſches Negiment, wie ed K, erftrebte, ift niemald verwirfliht worden, aber ed 
blieb das Ideal der abendländijhen Politit während des ganzen Mittelalterd. Die deutſchen 
Kaifer und nad) ihnen die römischen. Päpfte Haben, obſchon mit verfchiedenen Mitteln und unter 
andern Zeitverbältniffen, dod nur das Ideal eines hriftlihen Staats, wie es K.'s Seele vor: 
ſchwebte, zu realifiren gefuht. Sie haben nennenswerthe und in manden Betracht nachhal⸗ 
tigere Erfolge als K. erzielt, aber die höchfte Idee, welche jie leitete, haben jie noch weniger als 
er durchführen Fönnen. Das fränfijhe Stammeskönigthum gedieh in ver Richtung, in der es 
einft begründet war, durch K. zum Ziele; in der neuen Richtung, die es ald chriſtliche Univerjal: 
herrſchaft nun einſchlug, blieb e8 dem Ziele fern, aber die Vorftellungen, die e8 in dieſer Ric: 
tung hervorrief, haben jahrhundertelang das Leben der abendländiſchen Welt beherrfcht und 
thre weitere Entwidelung zum großen Theil beftimmt. Unſere Zeit, welde die Sphären des 
Staats und der Kirche ſcharf zu trennen ſucht, belächelt dad Ideal einer Theofratie, aber jie 
hängt an Idealen, welde fpätere Zeiten ebenfo unbegreiflih finden werben. Vielleicht wird 
man dann gerechter würdigen, welche geiftige Kraft in vem Kampf um diefe Ideale aufgewendet 
und welder Gewinn der Menfchheit durch ſolche Kraftentfaltung erworben ift. Es iſt die erſte 
Aufgabe wahrer Gejhichtöbetradhtung, jeder weltbewegenden Erſcheinung gerecht zu werben. 
Nur weil diefe Aufgabe noch zu wenig begriffen wird, ſchwanken die Urtheile über K., aber 
auch die ungünftigfte Beurtheilung hat ihm den Beinamen des Großen nicht entziehen können. 

W. Giejebredt. 

Kaften (die indifhen). Die arifhen Völferfhaften, von der urſprünglichen Heimat nahe 
dem Strome — Sindhu heißt Strom — Sindhier oder Indier genannt, führten in Urzeiten ein 
Leben ähnlid demjenigen der Völferfchaften, welche im Lauf der Jahrhunderte zur deutſchen 
Nation zufammenfloffen. Jene Saflen innerhalb der „eben vom goldenen Auge Gottes er: 
leuchteten Flüſſe“ waren jedoch in Einer Beziehung glüdlicher als die Anwohner ver Elbe und 
Wefer, des Rhein und der Donau: ihre Lieder find nicht untergegangen ; fie haben fich, vielleicht 
aus dem 14. oder 15. Jahrhundert v. Chr. in vier, nad Verlauf vieler Jahrhunderte, georoneten 
Sammlungen erhalten und mögen ungefähr 30000 Doppelverje zählen. Es find dies wol die 
älteften Denfmäler der indogermanifchen Literatur, und genießen unter dem Namen der Veda 
oder Wiſſenſchaft göttliher Verehrung. Die Bewohner jener Gauen und Marken folgten der 
Zeitung der ältern erfahrenen Männer; jie wählten jich ihre Anführer im Kriege. Ihnen zur 
Seite fland der Priefter, welder mit Gebet und Opfer den Göttern diente und ſchmeichelte, da— 
mit jie fi dem Volke gnädig bezeigen möchten. Denn je roher der Menſch, deſto mehr fühlt ev 
ih abhängig von den Naturfräften. 

Das Gebet beim Opfermahle verrichtete in den Urzeiten ein jeder für ji; der Familien: 
vater für Angehörige und der Häuptling für die ganze Genoſſenſchaft. Ginzelne oder auch ganze 
Familien erwarben ſich bald eine befondere Fertigkeit in Diefem Geſchäft; fie dichteten neue Lie— 
der, ſprachen fie mit Beierligfeit, gingen und flanden mit Ehrfurcht gebietender Würde. Bald 
wurde ed Sitte, ihnen die Opferung zu übertragen. Die Borangeftellten wurden fie genannt, 
oder auch Brahmanas — vom Brahma, Gebet — die Borbeter, Fürften nahmen ſolche ausge— 
zeihnete Männer in ihre Dienfte; der vererbie Braud wird Herfommen und dad Herfommen 
zur Pflicht, zum Geſetz. Den Göttern, heißt es jegt, misfällt die Opferſpeiſe eines Königs, wenn 
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er niät einen Brahmanen voranftellt. Jene Hofbifchöfe mögen den erften Grund zur Einthei- 
lung der drei erften, im Anfange gleichberechtigten Kaften des indischen Volks gegeben haben. 

Der Abfall aus der urfprünglichen Gleichheit, woran geiftige Überlegenheit und Priefterlift 
jahrdundertelang gearbeitet haben, geht Hand in Hand mit der Berfinfterung jener religidfen 
Anfhauungen, mit der Vermwilderung der indifchen Menſchheit. An die Stelle des heitern 
Naturdienfted trat eine wirre Offenbarung; die eine, nad unabänderlihem Geſetz wirkende 
Naturkraft muß den willkürlichen fragenhaften Gottheiten weihen; das freudige ſich ſelbſt ge: 
nügende Wirfen auf Erden einer troftlofen unbekannten Welt Play machen. ?) Noth und Elend 
und Selbftvernidhtung werben jegt gleihwie rühmliche Thaten gepriefen, das ganze Leben ift 
verfälfe, gefälfcht für alle folgenden Geſchlechter. Die ihres Zweckes entkleivete Gegenwart 
muß einer ſchlau erfonnenen Zufunft dienen. Auf diefem Iuftigen Grunde find die großen Vor— 
tehte und Vortheile des Priefterthums, ſowie die grenzenlofe VBerdummung und Knechtung des 
Volks auferbaut. 

Im Gejegbuche, vielleicht während des 8. oder 9. Jahrhunderts v. Chr., vielleicht auch fpäter 
zufammengetragen, weldes einem Gottmenfhen Manu zugefhrieben wird, erfcheint diefes priefter- 
lide Staatöwefen bereitö vollfommen ausgebildet. Man darf jedoch nicht vergeflen, daß jede Ge— 
jeggebung auf einem Ideal beruft, hinter welchem die Wirklichkeit immmerdar zurückbleibt; man 
darf nicht vergeflen, daß vie Gefegfammlungen des Alterthbums aus den Bräuchen verfchievener 
Zeiten und Landfchaften zufammengetragen wurden. Das ftaatliche, religiöfe und bürgerliche 
Leben des indifchen Volfd mag dem Bilde des Manu zu keiner Zeit vollkommen entiprochen 
haben. Der Dinge Natur, die Gefühle unſers Herzens fträuben ih dagegen. Das Bild eines 
Drahmanen, nach ver Schilderung des Manu, ift wol niemals in Wirklichkeit dageweſen. Hier: 
nad) geniehe jeder, welcher zu den Brahmanen oder der erften Kafte gehört, höherer Ehre als der 
König; auch der Bifhof von Nom jegt feinen Stuhl über den der Könige und Kaifer, kann 

aber nur jelten feine Anſprüche durchführen. Der Brahmane mag jeden mishandeln; Todes: 
Arafe wirt niemals über ihn verhängt; die geringfte Beleidigung des Priefters durch Laien wird 
Dingegen nur durch ſchreckliche Strafen gefühnt. 

Die Brahmanen greifen, wie fhlaue Priefter aller Zeiten und Bekenntniffe zu thun pflegen, 
in die verfhiedenen Verhältnifle des Lebens; die Vorfhriften von Enthaltfamfeit, von einem 
einfiedlerifchen, blos geiftigen Dafein find leere Worte. Man findet ven Brabmanen in allen 

mtern, in allen Gewerben; fie find. die Geheimräthe und Beichtväter des Königs; fie find 
Aderbauer und Soldaten. Alle Stellen, welche Wiſſenſchaft, Gefegfenntnif und Einfiht in das 
verwidelte Steuerweſen erheifchen, von der höchſten eines Minifters bis herab zum unterften 
Säreiber, find in ihrem Befige. Das ganze Erziehungs- und Religionswefen, weldes das in: 
diſche Volk fhlangenartig umwunden hält, bleibt ihnen ausſchließend anvertraut. Ihr überwies 
gender Einfluß konnte ſich deshalb, bei allem Wechſel der Eroberer und des Landes Schidjale, 
ungeſchmaͤlert behaupten. 

Die Kriegstüchtigen bilden die zweite Kafte oder Farbe, Varna, wie die Hindu jagen — das 
Dort Kafte ift portugieſiſch — und werden deshalb Kihatrijad genannt, eine Bezeihnung, 
welde mit dem Griechiſchen xparog und dem deutfchen Worte Kraft zufammenhängt. Als der 
Krieg zum Handaverf wurde, hat man hierzu die Kräftigen genommen, fie von der Bevölferung 
ausgefhieden und gejucht ihnen heldenmüthige Gefinnungen einzuflößeu. Dieje wurden fpäter 
ju Geſetzen erhoben, deren Beobachtung dad Geſetzbuch den Kſchatrijas zur Pflicht macht. Die 
dritte Kafte find die Waiſjas, welchen die Betreibung ded Aderbaues, der Viehzucht und der 
Austaufh der Erzeugniffe durch den. Handel obliegt. 

Mit diefen drei Kaften war der altindifhe Staat abgefchloffen ; fie allein find die Arier oder 
Trefflien, im Gegenfag zu den Melehas oder Barbaren. Man nennt fie wol aud die zwei? 
mal Geborenen, im Gegenfag zu den Sudras oder den urfprünglichen zu Knechten herabgewür- 
digten Bewohnern des Landes, welche nur einmal geboren find, weil fie vom Unterrichte in den 
Wiſſenſchaft ausgefchloffen und, nicht wie die drei erften, durch Anlegung der heiligen Schnur 
und andere Geremonien feierlich in die Kafte aufgenommen werden. Der Supra ift der Diener 
der übrigen Kaften, welchen er, nach den Vorſchriften im Gejegbuche, ohne Neid gehorchen ſoll. 





Roth, Zur Literatur und Gefchichte des Veda (Stuttgart 1846); derjelbe, Bra ma und die 
Srahmanen, in der Zeitfchrift der Deutfchen Morgenländifchen Gefellichaft, Bd. 1; derfelbe, Die Brahma- 


gion, in Zeller's Theologiſchen Jahrbüchern, Br. V. 
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Die übrigen Beihäftigungen und Lebendarten im indifchen Gemeinweſen find den unzreinen 
Kaften zugewiejen. Diefe läßt Manu aus der Miſchung der reinen Kaſten untereinander entz 
ſtehen. Die verfhiedenen Stufen der Misachtung oder Beratung, in welchen fie bei ven zwei 
obern Kaften, vorzüglich bei den Brahmanen fleben, jucht das Gejegbud aus dem verjchiedenen 
Grade der Mifhung zu erklären, wobei wahrfheinlic beftehende Verhältniſſe eine willkürliche 
Deutung erfahren haben. 

Diejes Kaftenweien, welches erft im Laufe vieler Jahrhunderte zu fol einem ftarren Sy: 
ſteme ausgebildet wurde, in welchem wir e8 in der hiftorifchen Zeit ſehen, ift der größte Fluch der 
indifchen Bevölferung. Wer nicht in Hindoftan geweien, wer die Wirkungen nicht im Reben er— 
fannte und fühlte, der vermag faum alle furchtbaren entmenſchlichenden Folgen diefer einzig in 
der Weltgeſchichte daſtehenden Einrichtung zu ermeſſen. 

Diefer brahmaniſche Kaftenunfug ift der eiferne Zwinger der indischen Bevölferung, woran 
alle beſſern menſchlichen Gefühle und die wahre Gultur ſich brechen. Die Kafte ift vem Hindu 
eine unabänderliche göttliche Orpnung, dem Beginn des Dafeins gleichzeitig. Brahmane und 
Sudra find ihm derart verfchieden wie Kuchs und Eſel. Der Subra kann fein Brahmane wer: 
den, fo wenig wie der Eſel ein Fuchs. Sie find verſchiedene Thiergefhlechter, welche faum irgend⸗ 
eine Beziehung zueinander haben. Die Kafte ift, wie die andern Eigenſchaften der Naturgegen: 
fände, Folge der Geburt; fie fann weder erworben, verloren oder gemindert werben. linterab- 
theilungen, verfchievene Ordnungen innerhalb ver Kafte, innerhalb der Thiergattung, findet 
man in Menge. So bei den Fiſchen, bei ven Vögeln und andern Thieren. Auch diefe Ordnun⸗ 
gen, diefe Geſchlechter find wieder vollkommen getrennt durch Nahrung und Kleidung, durd 
Lebensweife, Neigung und Abneigung. Die Menſchen diefer verfhiedenen Geſchlechter dürfen 
nicht miteinander ejlen und trinfen, fi nicht berühren, noch die von andern zubereiteten oder von 
ihnen bios betafteten Speifen genießen. Ein Glas Wafler, von einem’ Manne anderer Orb: 
nung vorgefegt, ifk unrein. Der Dampf aus Speifen, zubereitet von Leuten, melde nicht zu ders 
jelben Kafte, zu derjelben Unterabtheilung der Kafte gehören, beichmuzt Seele und Körper. 
Mehrere Waſchungen find notwendig zur Herftellung der frühern Reinheit. Nah Abul Faſel 
wären bereits zu Akbar's Zeiten 500 verſchiedene Unterorbnungen allein bei ven Kſchatrijas 
vorhanden geweien. Gegenjeitiges Heirathen unter den Kaften hätte zahllofe Abtheilungen 
hervorgerufen. Die weitern Unterfchiede, entiprungen aus den verfchiedenen Wohnfigen, den 
Befhäftigungen und dem vorälterlihen Range feien zahlrei über alle Begriffe. ?) 

Mie ein Thier, fo fährt die auf Trennung und Verfeindung der Menfhen untereinander 
gerichtete fatanifche Kaftenlehre weiter fort, nicht den Dienft, nicht die Arbeit eined andern ver: 
richten fann, das Schaf nicht den Dienft eines Ochfen, der Ochs nicht die Arbeit eines Pferdes, 
fo dürfe und fünne auch die eine Ordnung nicht dad Geſchäft der andern übernehmen.. Die Wä- 
fher fönnen feine Rameeltreiber werden, Nothwendige Kolge hiervon ift, daß zwifchen diefen 
verichiedenen Kaften und Ordnungen feine verbindenden Sympatbien, wie fie fonft bei dem 
Menſchen, namentlich bei Menſchen veffelben Volks ftattfinden, angetroffen werben. Ein Brah— 
mane erſchien in fhamlofer Weife vor mehreren Leuten unterer Kaften. Da ſchalten ihn Eng— 
länder und fpraden: „Wie mögen Sie, ein gebilveter Mann, ſich derart unanfländig beneh— 
men?“ „Was“, entgegnete der Mann, „würdet ihr es wol für eine Schande halten, euch fo 
vor Kagen, vor Hunden und Ochſen zu zeigen? Und wißt ihr denn nicht, daß Leute unterer 
Kaften Thiere und Feine Menſchen find?” Diefes Kaſtenunweſen ift, auffallend genug, in 
Hindoftan derart verführerifh, daß felbft Mufelmanen, Juden und Chriften davon ergriffen 
werden. Menſchenwerk wird faum im Stande fein, die furdtbare Laft, dieſen Fluch vom hindo⸗ 
ftanifhen Volke abzumenden. Alle Reformatoren, welche im Laufe der 3000 Jahre indischer 
Geſchichte erſtanden, Buddha, Nanaf, Kabyr und die vielen andern fheiterten an ber Raftenein= 
richtung. Im Kampfe mit ihr jind fle ſämmtlich unterlegen. Die einft jo gahlreihen Anhänger 
ded Buddha-Sakiamuni find hingeſchlachtet, ausgerottet oder vertrieben worden, Geſchichtliche 
Berichte find hierüber freilich nicht vorhanden. Der Brabmane fennt nur ein abenteuerliches 
Gemenge der Menſchen und Götter. Bon nüchterner wirfliher Geſchichte fehlt ihm jeder Be: 
griff. In welcher furdtbar blutigen Weile diefe Kaftentollen gegen die Buddhiſten gewüthet 
haben mögen, kann man aus den gräßliden Thaten ver indiihen Rebellion unferer Tage 
fließen. K. F. Neumann, 


2) Gladwin, Ayeen Akhery, or the institutes ofthe emperor Akber. Translated from the 
original Persian (Kondon 1800). 
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Katafter. ) Unter Katajter im weitern Sinne verfteht man Verzeichniffe unbeweglicher, 
doch auch beweglicher Gegenſtände, ſelbſt von Perſonen oder von Erwerbsthätigkeiten Behufs 
Belegung derſelben mit Steuern und Abgaben, ſei ed an ven Staat, an größere oder kleinere 
Gemeindeverbände und Gorporationen, oder aud an einzelne Obrigfeiten und gemeinnügige 
Sorietäten. Sie enthalten eine genaue Befchreibung jener Gegenftände, dabei deren entſpre— 
hende Werthsangabe und Steuerbeträge nebit fteuerpflichtigen Berfonen in glaubhafter Form, 
Ihre Stelle vertraten früher auch wol Flur-, Lager: oder Steuerbücher, desgleichen Urbarien 
und ähnliche Urkunden, welche die Beſitz-⸗ Abgaben: und Leiftungsverhältniffe ver verſchiedenen 
fieuerpflichtigen Klaſſen der Bevölkerung feftzuftellen beftimmt waren. Die behufs der Immo— 
biliar:Feuerverjiherung aufgenommenen Beihreibungen von Gebäuden, der baulichen Ein— 
richtung und Beſchaffenheit, wie des eingefhägten Werths derfelben, ferner die Verzeichniffe von 
beihpflihtigen und eingedeichten Grundftüden (Deihrollen) werben ebenfalls wol ala Katafter 
bezeihnet. Vorzugsweiſe aber falten unter ven Begriff von Kataftern die, fei e8 auf allge— 
meine Schäßung der Reinerträge oder auf genauere Vermeflung, Glafiification und Boniti: 
rung gegründeten Verzeichniſſe der ftenerbaren Grundſtücke (Liegenfhaften), ingleihen Gebäude 
behufs der von denjelben gleihförmig, nach Verhältniß ihres Werths, insbejonvere ihres Rein- 
ertrags, zu entridhtenden Grundfteuer. In diefer Bedeutung iſt die Aufnahme von Kataftern 
aud in Deutichland eine bereits ſehr alte Staatseinrihtung. Deren Einführung, weitere Aus: 
bildung und Berallgemeinerung geht Hand in Hand mit der Entftehung und Befeftigung der 
Landeöherrlichfeit und Territorialhoheit. Die Unvollkommenheit diefer Katafter früherer Zeit 
beruht nicht allein in Mängeln der landwirthſchaftlichen Abihägungsfunde wie der Finanz: 
wiſſenſchaft, jondern ebenfo jehr in den damaligen politifchen Inftitutionen, theild in den man: 
cherlei Steuereremtionen und Privilegien gewiſſer Klaſſen von Berfonen und Gütern, 3. B. des 
Adeld und der adelichen oder Rittergüter, theils in ven verfchiedenartigen, von den Standeöver- 
hältmiffen der jeweiligen Gigenthümer abhängigen Leiftungdverhältniffen der Befigungen und 
in den landftändifchen Verfaflungen, welche die ausſchließliche oder bevorrechtete Vertretung der 
Bevölterung in den einzelnen Ländergebieten und dabei das wichtige Stenerbewilligungsredht 
in die Hände privilegirter Klaffen legten, namentlich des Adels und der höhern Geiftlichfeit, 
allenfalls nod einiger ſtädtiſcher Magiftrate und Beamten. 

Einer fortgejgrittenen Finanzwiſſenſchaft war ed vorbehalten, genauer zwifchen ven ver: 
ſchiedenen für die Befriedigung der Staatsbedürfniffe durch Steuern heranzuziehenden Ein— 
nahmequellen der Volkswirthſchaft zu unterfcheiden. Erft im 19. Jahrhundert, mit der Aus- 
bildung des verfaſſungsmäßigen Rechtsſtaats, erfannte man aud in den Rändern des europäi- 
ſchen Continents als einen oberften Grundfag der Gerechtigkeit die nah Verhältniß der Lei: 
ſtungskraft gleichmäßige Übertragung der Staatöbevürfniffe durch ausnahmsloſe Befteuerung 

aller Mitglieder ve8 Staatöverbandes an. Davon war die Vervolllommnung der Grundſteuer— 
fatafter die nothwendige Folge. Zum Zwed einer gleihmäßigen Regulirung der auf Grund 
und Boden und auf Gebäuden ruhenden Steuern in einer Mehrzahl der verfhiedenen deutſchen 
Landeötheile, welche dur) den Reichsdeputationshauptſchluß von 1803, hiernächſt durch bie 
Diener Göngreßacte von 1815 zum Staatdganzen vereinigt worden, war die Herftellung neuer 
vollftändigerer Steuerfatafter unerlaßlih. So waren in den meiften ältern Provinzen des 
preugifhen Staats die Städte zu einem fogenannten, hauptfählid zur Erhaltung des ftehenden 
Herred beftimmten „Servis“ veranlagt, hingegen die Befigungen des platten Landes, mit Aus: 
nahme der zur Geftellung von Ritterpferden, fpäter an deren Stelle zu einer firirten Geldab— 
gabe (Lehnskanon, Ritterpferdegelv) pflichtigen adelihen oder Rittergüter, zum fogenannten 
Genrraldufenfchoß nad) Mapgabe des Hufenbejiges Fataftrirt, neben welcher Abgabe jedoch nicht 
blos jogenannte fleuerbare Schattenhufen behufs Beftimmung des Beitragsverhältniffes von 
Schäfern u. f. w., fondern auch noch Giebelgeld, ferner Vieh: oder Horn: und Klauenſchoß, 
Kopf: und Schußgeld, ſowie Abgaben anderer Art unter den verjchiedenften Benennungen als 
Ergänzungen und Uquivalente des Hufenſchoſſes beftanden und nach verſchiedenen Kataftern 
veranlagt waren. Während noch im 15. und 16. Jahrhundert die von den Ständen bewillig: 
ten Geldhülfen meift auf einer allgemeinen Vermögensihägung beruhten, wobei nicht allein 
Immobiliar: und Mobiliarvermögen, Neallaften und Berechtigungen, fondern aud wol zufäls 





1) Dal. die Art. Grundfteuer, Grund: und Pypothefenbäder, und — 
. * 
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liges perfönlices Einkommen mit berüdjichtigt wurden, und diefe Bermögensfhägung nurbes- 
Halb weſentlich als Grundſteuer erſchien, weil damals Werth und Ertrag ded Grund und Bo: 
dend den weit überwiegendſten Beftanptheil aller Vermögen bildete, ſchritt man befonderd in 
der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts zu einer regelmäßigern und vollftändigern Kataftrirung 
der Grundbefigungen nebft Zubehör. 

Für Schlefien verorbnete 1721 der damalige Landesherr, Kaifer Karl VI., um den viel- 
fachen Klagen über Ungleichheit und Bebrüdung zu begegnen, die Bildung einer neuen Grund- 
lage zur Ausſchreibung der Staatöfteuern mitteld Ertragsaufnahme allen Grund und Bodens 
nad allgemein feftgeftellten Grundfägen. Die Richtigkeit ver von ben ſtädtiſchen und ländlichen 
Obrigkeiten anzufertigenden Belenntniftabellen hatten fie eiveäftattlih zu verfihern. Im 
Schleſien hatten ausnahmöweife die Rittergüter, ungeachtet ihrer geringern Duotifation (Di- 
vifors), jogar eine höhere Grunpfteuer als Die Ruftical= und Bauergüter deshalb zu entrichten, 
weil bei ven Dominialgütern auch die Hebungen an bäuerlichen Gefällen, Zinfen und Dienften, 
an Zehnten, Bächten, Brauurbaren, Mühlen u. f. w. zum Anja kamen. Indem Friedrich der 
Große nad der Eroberung Schleſiens, und zwar gleich nad) dem erften ſchleſiſchen Kriege, das 
vom Kaiſer Karl VI. während zwanzig Jahren fortgefegte, jedoch unvollendet gebliebene Reviſtons⸗ 
werk aufnahm, ordnete derfelbe infolge allgemeiner und vollftändiger Glaffification und Ab= 
ſchätzung aller Grundſtücke und zubehörigen nugbaren Realitäten durch die beftellte Hauptcom= 
miſſion und die ihr untergeorpneten Sperialceommiffionen, die Anfertigung eines neuen Grund= 
fteuerfatafterd für Schlefien an. 

In der Mark Brandenburg, wo bereits feit dem 17. Jahrhundert Anlage und Schägungen 
behufs Entrichtung der fogenannten Gontribution vorgenommen und mehrfach revidirt worden 
waren, ließ 1718 ver König Friedrich Wilhelm I. die Hufenmatrifel von 1628 revidiren und 
nad) jeiner ausführlihen Inftruction ein neues Steuerfatafter mit Zugrundelegung der revi— 
dirten Glafüfication der Grundſtücke anfertigen. Daffelbe geihah in Oftpreußen. (Vgl. über 
dieje ältern Glafiificationen, Ginfhägungen und Katafteranlagen unter andern Schimmelpfen= 
nig, „Die preußischen directen Steuern‘, Potsdam 1843, I, 226 fg., 354fg., u. a. a. O.) 

Dergleihen Katafter, welche nicht forwol auf vorgängiger genauer Vermeſſung und Boniti= 
rung, ald vielmehr nur auf arbiträrer Schägung berußten und die ganzen ald geſchloſſen be= 
trachteten Befigungen umfaßten, mußten, in Ermangelung regelmäßiger periopifher Reviſio— 
nen, bei Siration der Steuerbeträge, im Laufe der Zeit und mehr ald eines Jahrhunderts, zu 
um fo größerer Ungleichheit und Härte in der Grumdbefteuerung führen, je mehr bei ven Fort— 
fhritten ver Landwirthihaft, zumal im gegenwärtigen Jahrhundert, zufolge freier Agrarver- 
faſſung, nad audgeführter Gemeinheitstheilung und Separation, bezüglich Gonfolidation der 
Grundftüde, wie nad Wegfall und Ablöjung der Reallaften und Berehtigungen (ſ. die allegir= 
ten Artikel), die Eulturart und der Gulturzuftand der Grundſtücke ſich veränderte. 

Im Gegenfag zu einer derartigen Rataftrirung verorbnete in Frankreich zuerft die Gonftitui= 
rende Verfammlung im Jahre 1790 die Aufnahme eines fogenannten Parcellarkatafters. 
Deifen vollftändige Anlegung wurde jedoch erft 1808 definitiv befchloffen und wirklich begonnen. 
Im Jahre 1830 war noch nicht mehr als etwa Die Hälfte des franzöſiſchen Landes folhergeftalt 
fataftrirt. Das ganze Werf wurde indeß erft im folgenden Jahrzehnd vollendet. Nach dieſer 
Kataftrirung enthält, laut eines amtlihen Berichts aus dem Jahre 1841, die gefammte Flächen: 
ausdehnung Frankreichs 52,768618 Heftaren, wovon die ſteuerpflichtigen Flächen 49,863610, 
die nichtfteuerpflihtigen (Seen, Blüffe, Öffentliche Gebäude u. f. tv.) 2,905008 Hektaren betra= 
gen (die Heftare = 3,9 preuf. Morgen). Bermeflen und fataftrirt find 123,360338 Par: 
cellen, welche ih im Bejig von 10,893528 Orundbefigern befinden. (Vgl. Kried, „Vor: 
ſchläge zur Regelung der Grundfteuer in Preußen“, Berlin 1855, ©. 36, und die Allegate da⸗ 
ſelbſt, ingleihen den Art. Grundvertheilung.) Man hatte in Frankreich einftweilen die Grund: 
fteuer nur departementöweife contingentirt und bereitd mehrfache Revifionen und Ausgleihuns 
gen der Gontingente der verfhiedenen Departements. unter Benugung älterer Matrifeln, wie 
von Declarationen der -Cigenthümer, Pahtverträgen und Kaufpreijen vorgenommen. Aller- 
dings ift es zweifellos, daf die Aufnahme eines Parcellarfatafterd mit unverhältnigmäßig hoben 
Koften verbunden ift und für Staaten von großer und verjcpiedenartiger Flächenausdehnung 
feine volle Gleichheit im Befteuerungsverhältniß gewährt, indem bei der Abſchätzung des Rein- 
ertragd von Grund und Boden nicht blos beffen Gulturart, natürliche Beihaffenheit ver Acker— 
krume wie des Untergrundes, Lage und Abdahung, fondern auch die Nähe und der Umfang von 
Marftorten, die Bevölkerung, der leichtere oder fhwierigere Abfag der Producte durch Ströme, 
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Eiſenbahnen, Ehauffeen u. f. w., jelbft die mehr oder weniger vorgefhrittene rationelle Land: 
wirtbihaft, jogar Fleiß, Ausdauer und Intelligenz der aderbautreibenden Klaffen, wie die 
Induſtrie⸗ und die Babrifationdverhältniffe der Umgegend entſcheidend einwirken. Es ift daher 
in Frankreich das Parcellarfatafter vorzugsweiſe zu gleihmäßigerer Vertheilung der Haupt- 
fummen und Gontingente der Departements, fodann beſonders der Gemeinden auf die einzelnen 
Grundftüde innerhalb der Gemeindebezirke benugt worden. (S. Kries, a. a. O. &. 34 fg.) 

Mit entſprechenderm Erfolge wurde im Königreich Würtemberg die Kataftrirung mittels 
Herftellung von Parcellarfataftern bewirkt, nachdem durch Gejeg vom 18. Juli 1821 zuerft ein 
proviforifches Steuerfatafter angeorpnet war, welches noch nicht auf genauen Meffungen und 
Berechnungen beruhte. (S. über die proviforifhen Anordnungen und über die zur Anfertigung 
eines definitiven Parcellarfatafterd erlaffene Vorfhriften N. v. Mohl, „Das Staatsrecht des 
Königreichs Würtemberg’’, zweite Auflage, II, 836—845.) In Würtemberg exiſtiren im gan: 
zen 5,005979 Katafternummern, refp. Parcellen, in den Händen von 360135 Familien. 
(S. den Art. Grundvertheilung.) Dafelbft find die Ergebniffe dieſer genauen Parcellarver- 
meflung aller Grundſtücke in Karten verfchiedener Größe eingetragen, diefe Karten auf Stein 
gezeichnet, in welchen fidh die Berehnungen ver Gemeindemarfen und Güterſtücke, die Eulturarten 
und Klaffen, wie die Namen der Befiger aus den ebenfalld niedergelegten Vermeffungs- und 
Bonitirungsregiftern vermerkt finden. Es kann jeder Grundbefiger für einen ſehr geringen Be: 
trag eine Eopie der Karte und Beihreibung feiner Grunpftüde aus dem mit der Aufbewahrung 
der Katafterarbeiten und Flurkarten betrauten Archiv erhalten. Ginleuchtend gewährt ein Ka— 
tafter von folder Vollkommenheit den Grundbefigern für die mannihfaltigften Zwede, Kauf 
und Berfauf, Erbtheilung, hypothekariſche Verſchuldung, wie Sicherheit der Grenzen, die außer- 
ordentlihften Vortheile, welche im Laufe der Zeit die aus der Staatskaſſe aufgewendeten, wenn 

gleichwol jehr bedeutenden Koften der Parcelarvermeflung, Glaffification und Einſchätzung der 
einzelnen Barcellen übertragen. 

So it au im Großherzogthum Heffen, laut Geſetz vom 13. April 1824 wegen Vollendung 
des Immobiliarfatafters und infolge deffelben erlaffener Inftructionen, die genaue Vermeſſung, 
trigonometrifhe Berehnung, Glaffification und Einfhägung aller Grundftüde vergeftalt fort: 
ſchreitend geſchehen, daß fchließlich die Aufnahme, Kartirung, Berehnung und Ausfteinung vor= 
erſt der Gemeinde-, Flur- und Gewann-, dann der Parcellengrenzen, legterer auf Koften der 
Betheiligten, erfolgte. 

Ebenso ift im Königreih Sachſen die Kataftrirung mit günftigem Erfolge für die Grund— 
befiger ausgeführt. 

Über die zur Anfertigung des Katafterd nöthigen Operationen ift auch Rau, „Grundfäge 
der Finanzwiſſenſchaft“, dritte Auflage, Abth. 2, S. 29fg., beſonders $. 319, ©. 37 fg., 
zu vergleichen. 

In dem Art. Grundjteuer ift bereits auf deren Unentbehrlichkeit nicht blos für die neuern. 
Finanzſyſteme der Staaten, jondern noch mehr für die von eigener höherer Selbftbefleuerung 
abhängige Selbftvermaltung der Gemeinden, Kreife und Provinzen hingewieſen, und ed wird 
diefe Unentbehrlichkeit ver Grundfleuern au) von Gegnern diefer Steuerart anerfannt. Uner— 
laßlich ift aber die periodifche Revifion, felbft bei einer Gontingentirung innerhalb der Provin— 
zen oder Kreife, jedenfall für dieſe Fleinern Diftriete. Am meiften entſpricht auch das Parcel- 
Iarkatafter dem Zweck ieder Grundfteuerregulirung, einer moͤglichſt gerechten und gleihmäßigen 
Übertragung der Steuer von allen Grundeigenthümern. 

Preußen überfam bei Befigergreifung der weftliden Provinzen (Rheinland und Weftfalen) 
in denfelben zwar eine allgemeine Grundfteuer, jedoch mit jehr unvollfommener Ausgleihung 
und ungleiher Versheilung. Deshalb wurde bereits im Jahre 1820 die Aufnahme eines voll- 
fändigen Grunsdfteuer-Parcellarfatafterd angeordnet. Demzufolge ift durch das Grundfteuer- 
gejeg für Die weftlichen Provinzen vom 21. Jan. 1839 (Preußifche Geſetzſammlung für 1839, 
&.30fg.) die Grundfteuerhauptfumme für beide ald gemeinſchaftliches Grundfteuergebiet be: 
trachtete Provinzen feftgeftellt, bezüglich contingentirt, fpäter aber, durch Gefeg vom 15. Det. 
1844 (Preußifhe Geſetzſammlung für 1844, S. 596) wegen ber periodiſchen Revifion des 
Grundfteuerfatafterd reſp. der Kataftralabfhägungen ver Gebäude und cultivirten Grundftüde, 
ſowie wegen Erneuerung der Karten, Flurbücher und Mutterrollen durch eine ftändifche Gene: 
talcommiffton und durch Specialcommiffionen, Beflimmung getroffen. Nah dem Ergebniß 

dieler allgemeinen Revifion find die Kataftralerträge der Verbände der einzelnen Steuerpflichti— 
gen aufs neue feftgeftellt und die folhergeftalt berichtigten Kataftralerträge im ganzen Umfange 
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der weltlichen Provinzen der Beſteuerung zu Grunde gelegt, danach auch die Katafter der Ge: 
meinden berichtigt worden. 

Inzwifchen find nunmehr jedoch für den ganzen Umfang der preußiihen Monarchie, mit 
Ausihluß der hohenzollernſchen Lande und des Jahdegebiets, die Geſetze wegen anderweiter 
Regelung der Grundſteuer und Aufhebung der Grundſteuerfreiheiten vom 21. Mai 1861 er: 
gangen, (S. den Art. Grundfteuer.) Danach iſt von einer Parcelarvermeflung und Kataſtri— 
rung abgeflanden. Nach ver Grunpflenerausgleihung werden die dem Staate vorerſt zu gewäh— 
renden 10 Millionen auf die Provinzen, beziehungsweile einem befondern Grundſteuerſyſtem 
unterliegenden Verbände vertheilt und die auf fie entfallenden Grundſteuerhauptſummen als 
deren Gontingente behandelt, innerhalb derſelben aber wiederunn auf die einzelnen Kreife, innerz 
halb diefer auf vie Gemeinden und felbftändiger Gutsbezirke und immerhalb der Gemeinden auf 
die ſteuerpflichtigen Liegenſchaften nah Verhältniß der Neinerträge gleihmäpig vertheilt. Die 
Feftftellung der Neinerträge der Liegenschaften erfolgt nad Gulturarten und Bonitätoklaſſen. 
An Eulturarten werden unterfchieden: Aderland, Gärten, Wiefen, Weiden, Holzungen, Waj: 
jerftüdfe, Ddland. Innerhalb jedes einzelnen Kreifes, beziehungsweife Glafjificationsdiftricts, 
werben für jede Gulturart nicht mehr als acht Klaffen angenommen. Der Glajiificationstarif 
enthält den für jede Klaffe jeder Eulturart pro Morgen in Geld fetzuftellenden Reinertrag. Zur 
Gontrole für die gleihmäßige Einſchätzung find freis: reſp. clafiificationsviftrietsweile Mufter: 
und Normalftücte auszuwählen. Die Vermeffung befhränft fi, joweit dafür richtige Karten 
nicht vorhanden, auf die Gemarfung und innerhalb derjelben auf Befttellung der Grenzen für 
verjchiedene Klaffen und Gulturarten. Der Finanzminifter miteiner zur Hälfte ausden Käufern 
ded Landtags gewählten Gentralcommiffion und den vier Generalcommiffarien , je einen für 
zwei Provinzen, führt die obere Aufſicht, während innerhalb jeved Regierungsbezirks ver Be— 
zirköcolumiffar mit dem Obergeometer und den zur Hälfte von dem Provinziallandtoge gewäbl- 
ten Mitgliedern ver Bezirkscommifjton für die angemeflfene Ausführung forgt, melde in den 
einzelnen Kreifen und Glaffificationspiftrieten unter Reitung eines Kreiscommillard den zur 
Hälfte von den Kreisftänden gewählten Einfhägern refp. Mitgliedern der Kreidveranlagungs- 
commifiton obliegt. Auf die verfhiedenen Geſichtspunkte bei Einſchätzung der Grundflüde in 
die Klaffen reip. ihrer Reinerträge ift noch bejonders hingewieſen. (Geſetzſammlung S. 309 fg.) 

Die durch dad Geſetz von gleihem Datum angeordnete allgemeine Gebäudeſteuer ift vage: 
gen nicht contingentirt. Diefelbe richtet ih vielmehr dur Die ganze Monarchie nad der An— 
zahl und Beſchaffenheit der der Steuer unterliegenden Gebäude und beſtimmt ih nad) deren 
durhichnittlichen jährlichen Nugungswertb, gemäß des dem Gelege beigegebenen Tarife, 

Dies find in wenigen allgemeinen Zügen die Beitimmungen, worauf fünftig in Preußen 
das neu berzuftellende Grundſteuerkataſter fi gründen wird. 

Zu der hinter dem Art. Grundſteuer und zu der im vorftehenden Artifel angeführten Kite: 
ratur, welde das Ratafterweien mitbetrifft, ift insbeſondere noch hinzuweiſen auf die clafjiiche 
Schrift von Benzenberg, „Über das Kataſter“ (Bonn 1818), eines um die Fortichritte in der 
Grunpdfteuerregulirung hochverdienten Mannes. (Vgl. über venfelben die von Haym herausge— 
gebenen „Preußiſchen Jahrbücher”, Berlin 1862, X, 187, 289). . W. A. kette. 

Katharina II. Niemand wird an dieſer Stelle eine chroniſtiſche Überficht ver äußerlichen 
Geſchichte 8.8 ſuchen; noch weniger kann Veranlaffung gegeben fein, das Anekdotenhafte ihres 
Lebens bier zufammenzuftellen und den perfönlihen Schmuz abftäuben zu wollen, welder an 
ihrer biftorifchen Geftalt haftet. Gewiß jind auch die Beftrebungen, aus der Individualität jener 
Fran deren Politik zu entwideln, in ihrer Weife böchft verdienftlich geweien. Aber ihr Weien 
beruht nicht in diefem heimlichen Theile, welder der Frau und der Kaiferin zu unleugbarer 
Schande gereicht. Als hiſtoriſche Erſcheinung ift fie in der ganzen Reihe der Zaren von Peter 1. 
bis Nifolaus die einzig wahrhaftinonumentale Geftalt. Wie unsbeigroßen Künftlern und Künft: 
lerinnen hinter ihrem Auftreten und Beftalten ihr Privatleben in Dunkel zerfließt, ebenjo möch— 
ten wir fpeciell für K. dieſe Betrachtungsweife in Anſpruch nehmen, da auch fie während ihrer 
ganzen langen Laufbahn mehr ald Künftlerin für großartig coneipirte Ziele und Zwecke auf: 
tritt, als daß man eigentlich fagen könnte, ihr Wirken ſei fo vet aus dem innerjten Kerne einer 
mächtig angelegten Natur als unwiderſtehliche Nothwendigkeit hervorgequollen. Nach viefer 
Seite blieb ſie immer Weib mit all den taftenden Vorfihten und jenen natürliben Schlaubei: 
ten ded weiblichen Naturells, welches jich bei ihr nad) der edlern Seite des Gefühls verbältniß- 
mäßig jo wenig entwidelt zeigt. Zeit und Umſtände waren ipr günftig wie wenigen Herrſchern. 
Selbft Alerander I. nicht und vollends nit Nikolaus J. obgleich auch diefe beiden eine fange 
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Jabredreibe hindurch auf dem Zarenthrone faßen, find ihr vergleichbar im geiftigen Grfaflen 
ver großen europäiſchen Gefchichtsepocdhen, worin fie lebten, noch aud in der gewandten Be- 
nugung der in den Berhältniffen des Reiches gegebenen Gelegenbeiten, um jenen großen ®e- 
danfen Peter's L, den man fein Teftament nennt, nicht blos äußerlich, fondern auch aus höherm 
geiftigen und flaatsmänniihen Standpunkte feiner umfaffennen Verwirklichung zuzufördern. 
Dabei ward fie vom Glücke des Erfolgs begünftigt, mie vor und nah ihr fein Träger der 
Zarenfrone. 

Was wir ihr zum Verdienſt ala ruffiihe Zarin anrechnen, wird vom europätichen und mo: 
ral:politifhen Standpunkte nicht einen Augenblick unfer Urtbeil über K.'s Prineipien, nament= 
lid in der äußern Politik zu mildern vermögen. Die Conſequenzen derielben, welche durch Ke's 
Einfluß vermittelt und mit den verwerflichſten Mitteln ins Werk gefegt wurden, ragen aud noch 
in unfere Gegenwart als Fluch der böfen That herein. Europa kann niemals vergeffen, daß von 
jenem zeitgendffifhen Dreigeflien großer Negenten gerade KR. ed war, weldhe Friedrich IT. und 
Maria Thereſta nur allzu häufig aus ihren leuchtenden Bahnen herauslenkte und die Schatten 
über fie brachte, welche al8 tiefe Flecken ihres Glanzes auf ihnen laften. Dennod darf man auf 
der andern Seite feinen Augenblid verfennen, daß Fein einziger Zar feit Beterl. in gleicher Weile 
wie K. dem Eintritt Nuflands in das europäifhe Staatsleben nicht blos den Schein, fondern 
die Wahrheit einer moralifhen Berechtigung zu verleihen geftvebt hat. Wenigſtens theoretiſch 
zeigt ſich K. überall von der Überzengung durchdrungen, daß nur eine geſetzliche Feſtſtellung 
zwiſchen dem Herrſcher und Unterthan einem Staate die innere Garantie dauernden Beſtandes 
zu geben vermöge. Theoretiſch ſehen wir überall den Gedanken vertreten, daß nur eine wirkliche 
innere Europäiſirung der ſocialen und politiſchen Verhältniſſe jene Entwickelung der materiellen 
Hülfsmittel Rußlands begründen kann, welche den mehr durch glückliche Umſtände und gelun— 
gene Handſtreiche, als durch innere Kraft zur Großmachtſtärke gelangten Staat auf dieſem 

Standpunkte zu erhalten vermödhte. 

Denn ſelbſt nicht mebr, jo lag darin das Zugeftänpnif, daß der ruſſiſche Abſolutismus ſich 
in einer nur auf das Schwert und Henkersknechte geftügten Herrfhaftsübung nit mehr voll: 
fräftig fühle. Er ſuchte nad moralifcher Berechtigung, er wollte felbft um ven Schein einer fol: 
hen von feiner Umbegrenztheit einen Theil preisgeben. Aber freilih — dies alle nur in der 
Theorie. Denn K. mar ein Weib, und ihr Gatte und Vorgänger Peter IL. war im Anlaufe nad 
ähnlichen, fogar nach höherm Ziele geftorben, weil er fein Mann zu fein vermochte. 

Sir war ein Weib, ihre Staatdmänner waren gleichzeitig die Günftlinge ihrer weiblichen 
Neigungen. Das Bewußtſein des Mangeld an männlichen Gigenichaften trieb vie eitle Katie: 
rin, wie wir es oft bei geiftig hervorragenden und gemüthlich unbefriedigten Frauen finden, in 
Die ſchwindelnden Höhen der damald modernften Pbilofophie. Das Fundament aber, um dieſe 
Höben fihern Fußes zu betreten, feblte ihr. So nahm auch fie die Aufern Erfcheinungen einer 
überreizten Ausbildung folder Theorien für wahre und nothwendige Zeichen eined Stand: 
punftes „auf ber Höhe der Zeit”. Nebenbei paßten fie zu ihrem Naturell und deſſen Neigungen. 
Die prineipielle Frivolität ver Voltaire'ſchen Schule, bereits durd; Eliſabeth I. und Anna's Hof: 
baltung praftifch in das peteräburger Leben übertragen, obſchon ganz ohne Voltaire und Schule, 
wurde in immex weitern Kreilen der Vornehmen zur ebensordnung. Unterdeifen war das Volk 
bei ven Anfängen einer gewaltfamen und blutbefledtten Bildung ftehen geblieben, ſoweit fie ibm 
Peter 1. aufgedrungen ; diefe felbft hatten fich natürlich in der nur traditionellen Überlieferung 
wieder ——*— ; die Maſſen hatten von ihren eigenen Vorzügen gerade jo viel hingegeben, als 
fe von den Auerlichkeiten fremdländiſcher Cultur angenommen. Gleichzeitig waren fv viel 
Elemente fremder Art, Sitte und Geftaltung zu dem fhon durch Peter aus feinem Gleihgemict. 
gebrachten nationalsrufiiihen Weſen getreten, daß K. oder ihre Staatdmänner dad dringende 
Bedürfniß empfanden, dieſes entſtehende Chaos vielfältiger Ginzelgeftaltungen unter gewiſſen 
Normen und Formen zufanmenfaffen. 

Ganz Europa war damals vom Gentraliiirungsfoftem Frankreichs verblendet. Wie heute 
England die Normen und Geftaltungen bietet, denen die conftitntionellen Entwidelungen der 
Völker des europäifchen Continents zuftreben, jo bot damals das abfolute Frankreich den Für⸗ 
ken und Regierungen das Vorbild für ihre Staatsgeſtaltungen. Auch Rußland glaubte dieſem 
Ziele zuarbeiten zu müſſen, und fo begann unter K. jenes Syſtem der ninellivenden Negierungs: 
weite, welches man heutzutage im Namen der Rufifteirung zufanmenfaßt. Allein es war eben 
keine Ruffifleirung im nationalen Sinne, fondern bezweckte einzig eine Uniformität nach peterd= 
burger Idealen. Nothwendig mußte die Ausführung den nationalsruffifchen Kern des Reichs 
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unbefriedigt laſſen, alle nichtruffifchen Elemente des Reichs erbittern. So war man bei allen 
Gelegenheiten wiederum auf die ſoldatiſche und polizeiliche, auf die gefeglofe Gewalt des Staats 
über feine Unterthanen gemwiefen. Daß dabei den ruſſiſchen Staatdmännern damaliger Zeit 
die Idee vorſchweben mochte, e8 könne eine einheitliche Norm der Staatöverwaltung am beften 
aus einer einheitlichen Form der Gemeindeverwaltung hervorgehen, fcheint zwar die Aufzwin- 
gung,der „Städteorbnung” K.'s zu beweifen; allein auch dieſe Maßregel follte ohne Berückſich⸗ 
tigung der national=biftorifch begründeten Stellung der Städte zum Flachland in Rußland voll 
führt werden. Wie Peter in der zwangsweiſen Entwidelung einer allgemeinen Induſtrie die 
focialen und gewerblichen Zuftände feines Reichs mit denen der Niederlande verwechielt hatte, 
fo verwechſelte man jegt die Wechſelwirkungen zwifchen der ſtädtiſchen und länplichen Bevölke— 
rung Rußlands mit denen zwiſchen einem wirflichen Bürgerthum und der Bauernſchaft im civi= 
lifirten Europa. Man wollte Unmöglides und mußte alfo ſcheitern. 

Dies ift die eine Seite des Bildes. Zu gerechter Würdigung der Verhältniffe dürfen wir 
dagegen nicht vergeflen, daß die ruffifche Politik im Innern bereitö damals nicht mehr auf einen 
rein nationalen Boden geftellt werben konnte, da Kurland, die ehemals polniſchen Provinzen, die 
Öftlichen Uferlande des Schwarzen Meeres zu dem urfprünglihen Mosfowiterreih und den ver= 
hältnigmäßig nicht umfänglihen Eroberungen Peter's I. Famen, melde überdies bis dahin nicht 
nur dem Namen, fondern der That nad einen in jeder Hinficht abgefonderten Theil des Reichs 
gebildet hatten. Wenn wir endlich der ſich felbft überrafchenden Machtentwidelung der ruſſiſchen 
Politit nad außen und ihres bereitö außerordentlich großen Ginfluffes gedenken, fo erihien da= 
mals ver Verſuch nicht ohne innere Berechtigung, das Staatöleben nad) einer vom peteräburger 
Gabinet ausgehenden Norm auszubilden, melde gewiffermaßen eine Bermittelung des Natio: 
nallebens mit der Anz und Aufnahme fremder Elemente anftrebte. Aud trat damals die Un⸗ 
möglichkeit einer Übertragung weft: und mitteleuropäifcher Zuftände auf Rußland ebenjo wenig 
grell hervor, als die Unmöglichkeit einer Verpflanzung ruſſiſcher Verhältniffe nad der Weft- 
hälfte Europas. Herrſchte doch der abfolute Staat allenthalben, ja jeldft in feinen Formen noch 
nicht fo grundverſchieden vom ruffifhen Abſolutismus, ald wenige Jahrzehnde fpäter; hatte 
doch das Volf noch nirgends geſprochen, und trandigirten doch die Lehren der Encyflopädiften 
erft in ausgewählte einzelne Kreife der Gebilveten. Noch ſchien es thunlich, dieſe wie ein geifti- 
ges Modejpielmerf ver vornehmen Welt betrahten zu fönnen, gefahrlos für den Beftand der 
politifhen Dinge, bequem’zur Losfagung mit geiftreihen Wendungen von den Überlieferungen 
Ihmwerfälliger Sitte und Zucht im gefellfhaftlichen Leben. Oſteuropa Hatte feine Ahnung vom 
Bevorftehen einer europäifhen Ummälzung. 

Da brach die Franzöſiſche Revolution in die legten Regierungsjahre Ke's herein. Obgleich 
Rußland, folange die Zarin lebte, äußerlich davon unberührt blieb, fo fluteten dennod deren 
geiftige Strömungen allenthalben über die neuvorgejhobenen Weftgrenzen des Reihe. Die 
augenblicfliche Folge im peteröburger Eabinet war das Aufgeben aller Plane, durch deren Ver— 
wirflihung der Abfolutismus in feiner Machtvollkommenheit Hätte beihränft, dem Volke 
irgendein Einfluß auf die Geftaltung des Staatslebens hätte gegeben werben follen. Nach allen 
Seiten Hin wurden plöglicd die Zügel aufs ftrafffte angezogen, wurde bereit die fpäter zu 
Vrincip erhobene Abſchließung gegen das europäifche Reben eingeleitet. J 

So endete die erſte ſcheinbare Unterbrechung des bisherigen zariſchen Regierungsſyſtems 
mit einer Wiederaufnahme deſſelben. Immerhin war K. die erſte europäiſche Kaiſerin auf dem 
ruffifchen Throne gewefen. Unſers Erachtens jind nun zu ihrer richtigen Beurtheilung die Vor— 
ausgänge und Umftände ihrer Thronbefteigung genau ins Auge zu faffen, um von da aus der 
Entwidelung ihres Regiments folgen zu fünnen. Es hatte erftaunlich viel Mühe gefoftet, die 
Heine Prinzeſſin von Zerbft zur Gemahlin des vorausſichtlichen Kaiſers von Rußland zu ma= 
hen; namentlich Friedrich II. Hatte dad Arrangement angeregt und feinen Einfluß dafür ver: 
wendet. Auffallendermweife fümmerte ſich jedoch die preußifhe Diplomatie am peteröburger 
Hofe am wenigſten um K., folange fie noch Großfürftin war. Daß aber K. fich bei Eliſabeth's 
Lebzeiten fchleht genug befunden und erft ſehr allmählich, indem fie der Kaiferin perſönlich an— 
genehm murde, ſich zu einer beffern Stellung zu emancipiven vermochte, ift an fi befannt und 
durd) die von A, Herzen herausgegebenen Memoiren K.'s noch unwiderleglicher bewiejen wor— 
den. Immerhin darf ed verwundern, daß dieſe Aufzeichnungen, deren Echtheit wol ſchwerlich 
in Abrede zu ftellen ift, fo erflaunlich wenig von der fpätern Bebeutfamfeit der Kaiferin ver- 
rathen. Sie bewegen fi faft nur in den Intereffen ihres ſchlechten Eheverhältniffes, ihrer 
perfönlihen Stellung am Hofe und überhaupt in einem Ipeenkreife, welcher über die gemöhn- 
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lihen Intriguen der Prinzeffinnen zweiten Ranges faum hinausgeht. Wir haben in der Lite- 
ratur viel intereffantere und Hifkorifch bedeutfamere Aufzeihnungen von viel weniger bedeuten: 
den Frauen. Nur pfohologifch flären fie manches auf, z. B. die Eingemöhnung in Berftel: 
lung und Hinterhaltigfeit, welche auch der Kaiferin in der Fülle ihrer Macht niemals wieder 
fremb wurde. 

Es ſcheint jedoch in der That kaum, daß K. bis zu den legten Momenten der Kaiferin Elifa- 
beth jemals ernftlich in dem Gedanfen gelebt habe, bereinft regierende Kaiferin und zwar eine 
jo epochemachende Kaiferin des ungeheuern Reichs zu werben. Aber allerdings trat ſchon 
damals ihre überaus große Klugheit und die Schlauheit in Benugung aller Mittel bei mehreren 
Gelegenheiten und namentlih aud in ihren Kamilienverhältniffen außerordentlich prägnant her= 
vor. Dies ſcheint den Großfanzler Eliſabeth's, Beſtuſchew, bei deren langfamer Auflöfung vor: 
zugäweife bewogen zu haben, fein Augenmerf auf die Gropfürftin zu richten, um durch diejelbe, 
welche trotz aller Untreue einen außerorbentlichen Einfluß auf ihren Gemahl übte, ven zufünfti= 
gen Raifer zu beherrſchen. Duch ihn wurbe KR. in die höhere Politik eingeführt und mol jelbft 
idon auf den Gedanken hingewieſen, allmählich an ihres Gatten Stelle die Zügel der oberften 
Gewalt in ihrer Hand zufammenzufaflen. Peter IH. war nun eine Berfönlichkeit, welche aller= 
dingsallerlei gute Intentionen hatte, aber ih nur von Wallungen und Leidenſchaften beherrichen 
ließ. Hätte K. nicht immer durch neue Lüfternheiten den Eaiferlihen Gemahl aufs äußerfte er= 
bittert, jo würde fie wahrfcheinlich ftatt feiner geherriht haben, während freilich jenem ver Na— 
men geblieben wäre. Allein während fie in Beziehung ihrer finnligen Neigungen ihre fonft fo 
große Klugheit durchaus nit zur Herrſchaft kommen zu laffen vermochte, erwuchs in dem zwar 
wohlwollenden, jedoch maßlos eigenfinnigen Herrn nad) feiner Thronbefteigung gerade daſſelbe 
DOppofitionägelüft gegen alles, was in den ruffifchen Verhältniffen und in der politifchen Lage 
naturgemäß gegeben war, welches nad) 8.8 Tode aud die bizarre Herrſchaftsperiode Paul's 1. 
bezeichnet. So trat Peter, nachdem er einmal zum unumſchränkten Träger der vberften Gewalt 
geworten, jeiner Gemahlin und den von diefer (beziehendlich von Beſtuſchew) vertretenen Prin—⸗ 
eipien geradezu feindlic gegenüber. Sie mußte bald erkennen, daß ed nur eine Frage der Zeit 
mar, Daß fie vom Kaijer verftoßen und wahrſcheinlich, wie e8 bisher unter ähnlichen Verhält— 
niffen herkömmlich gewejen, ewiger Kloftergefangenichaft oder dem Tode überliefert werden 
würde. Wie bei leidenfhaftlihen Menfchen ohne innere Kraft und ohne ven feften Nachhalt ver= 
ftändiger Überzeugungen fo häufig ifl, fo ſchien auch Peter III. alle feine Entſchlüſſe und Plane 
mit einem mal, blos durch die rückſichtsloſe Anwendung der in feine Hand gegebenen ®ewalt in 
Ausführung bringen zu wollen. So wurde e8 K. leicht, indem fie den Haß ihres Gemahls gegen 
Th zur Schau trug, deffen Misgriffe zu benugen, um ſich jelbft zum Mittelpunfte ver unzufrie= 
denen Barteien zu machen. Man kann hier nit in Ginzelned eingehen; aber da ed K. darauf 
anfommen mußte, ſich namentlich zunächſt ald gute Ruffin zu zeigen, fo wurde die zufahrende 
Haft und Gewaltfamfeit, womit der Kaifer in reformatorifcher Abficht die kirchlichen Gewohn— 
beiten und Anfhauungen der Nation verlegte, um jo verhängnißvoller für ihn, als K. durch ihre 
geſchickt affectirte, ferupuldfe Anhänglichkeit an die orthodore Kirche und deren Gebräude vie 
Geiſtlichkeit wie die Maffen zu gewinnen wußte. Selbft in ihrem Thronbefteigungsmanifeft, 
welches die Entthronung des Zaren rechtfertigen jollte, wies ſie ausdrücklich auf die fehr erniten 
Gefahren bin, die dem orthodoxen Glauben aus Peter’s II. längerer Regierung erwachſen fein 
würden. Aber auch dad ‚Heer verfeindete fi Peter, indem er e8 mit Einem Schlage äußerlich und 
innerlid verpreußen wollte, während K. durch ihren Günftling Gregor Orlow namentlich in der 
von den Reformen am bärteften berührten Garde einen wefentlihen Einfluß gewann. Der 
ruſſiſche Hochadel endlich, welcher ſich unter dem biöherigen Brauenregiment jo außerordentlich 
bebaglich gefühlt hatte, war ebenfalld mit der knappen und flraften Art, womit Peter vebutirte, 
überaus unzufrieden und nur allzu geneigt, die Herrſchaft eines Mannes wieder mit der einer 
Frau zu bertaufchen. Und aud im Volke jelbft ſtand dem nichts entgegen; denn alle Völker, 
welchen ein dunkler, aber gewöhnlid, richtiger Inſtinet jagt, daß ihre Zuftände dem Autofratis- 
mus noch nicht entwachlen find, hoffen doch immer mildere Formen deflelben bei feiner libung 
burd eine Frau als durd einen Dann. 

&o wurde ed R. leicht, die befannte Revolution ind Werk zu fegen, welche fie auf ven Thron 
bob. Es war indeffen eine Palaftrevolution ganz in der rohen Weite, wie fie Rußland von jeher 
Kieben und auch fpäter wieder ſah, nur mit überrafchender Benugung momentaner Umſtände 
bewerkſtelligt, ſodaß dadurch aud für K. die dauernde Herrſchaft nicht im geringften garantirt 
worden wäre, Allein man darf nicht vergeflen, daß den im Kriege mit Friedrich IT. verwidelten 
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Mächten dieſe Ihronbefteigung K.'8 ebenfalls jehr willkommen war, weil fie eine Wiederber- 
ftellung der auswärtigen Beziehungen nad dem Borgange Elifabeth’8 zu verheigen ſchien. Die 
damals zu Petersburg wirklich bedingenden Mächte, Frankreich und Ofterreich, unterftügten alſo 
das neue Regiment durd ihre Geſandten, ſoviel fie nur immer vermochten. Wirklich erflärte 
auch K. im Ihronbefteigungsmanifeft, daß Peter II. Rußlands „Staatsehre“ durch ven Frieden 
„mit deſſen ärgftem Feinde“ (Friedrich II.) in ven Staub getreten habe. Jedenfalls ahnten 
weder die auswärtigen Mächte noch der ruſſiſche Adel etwas davon, daß K., welche jegt jo gefü— 
gig ſchien, ihnen fo bald über die Hand wachſen würde. 

Der erſte Bligftrahl, welcher das auf Friedrich's tieffte Demüthigung fpeculirende Ausland 
traf, fam fo unerwartet, daß man jelbft bis heute aller eigentlich politifchen Erklärung dafür ent= 
behrt. Wir meinen den Umſtand, dap K. Faum 14 Tage nad) den Erlaß des Thronmanifeftes 
die dort in Bezug auf Friedrich I. gebrauchte Außerung ald einen „Überſetzungöfehler“ bezeich- 
nen ließ und den zwiſchen Friedrich und Peter I. abgefhloffenen Friedensvertrag durchaus be⸗ 
ftätigte, für heilig und unverleglidh erklärte und dur Zurüdberufung der ruffifhen Truppen 
aus den von ihnen befegten preußiichen Provinzen befräftigte. Man hat fogar, um die Duntel- 
heit diefer Widerſprüche aufzubellen, ven Beweis anzutreten verjuht, K. fei eine natürliche 
Tochter Friedrich's II. geweſen und von diefer Tharfache erft nah ihrer Thronbefteigung unter: 
richtet worden. Abgejehen davon, daß K. ſich font erſtaunlich wenig abhängig von Familienbe— 
ziehungen gezeigt hat, widerſpricht einer folhen Annahme audy der ganze Gharafter ihrer fonitis 
gen Berfönlichkeit. Viel natürlicher erfheint die Annahme, daß K., welche mit jener Phraſe des 
Thronbeſteigungsmanifeſtes nur die Rechtfertigungdgründe für Peter's Entthronung vermehren 
und zugleich die Gunft der Armee fich zu ihern gedacht hatte, nunmehr im Beitge ver Macht ih 
ftarf genug fühlte, um nad) außen bin denjenigen Weg einzufchlagen, welchen jie für ihre Ent: 
würfe ald den zweckdienlichſten erachtete. K. befaß aber fiherlib Scharfblid und Menſchen— 
kenntniß genug, um nen Stand der kriegeriſchen Dinge zu überſchauen, die Erihöpfung aller 
ftreitenden Mächte zu würbigen und auch recht wohl zu erkennen, daß von allen Gegnern einer 
Erftarfung Rußlands Sriedrih ll. die gebieterifchfte Aufforderung empfinden mußte und die ent: 
fhiedenfte Fähigkeit beſaß, dieſelbe zu verhindern. K. bedurfte aber zunächſt des Friedens, um 
die innern Groberungen Rußlandsé, welche faft feit vem Tode Peter's I. vernachläſſigt waren, 
mindeſtens jo weit zu führen, daß fie auf dem europäifchen Schauplage wieder mit der ganzen 
Wucht der der Größe des Reichs entſprechenden Macht aufzutreten vermödte. Die Gegner 
Friedrich's mußten auch bereitd beim Rücktritte 8.8 aus ihren Reihen die bevingende Wucht 
Rußlands empfinden ; jie ſahen ſich fozufagen genöthigt, ven Krieg im Sande verrinnen zu 
laffen, um zum Qubertusburger Frieden (15. Febr. 1763) zu gelangen, welder dem König von 
Preußen auch nicht ein einziges Dorf nahm. 

Daß diejer Eindrud auf das Ausland Fein dauernder fein und im Gegentbeil bei erfter Ge— 
legenheit eine Reaction heraudfordern werde, wenn ſich das Kraftbewußtſein Rußlands nicht 
ſehr entſchieden zu bewähren vermödte, daran konnte K. allerdings feinen Augenblic zweifeln, 
als Frankreich, Spanien und noch andere Höfe fofort neue Gelegenheit nahmen, um mit dem 
Streite über den Kaifertitel ver Zarin Rußland wieder aus dem europäifchen Concert hinaudzus 
weiſen. Nur mit Mühe fegte Die Kaiferin ihre Anfprüche durch, und in Gefühle ver Unſicherbeit 
ihrer äußern Verhältniffe, ſowie auch im Bewußtſein des Unmuths der ruffifchen Ariftofratie, 
welder bei ihrer Ihronbefteigung unbeftimmte Zufiherungen für eine Art von Verfaffung ge: 
macht worden waren, wußte jie vorläufig noch mit einer Reihe von liberal ſcheinenden Mafre- 
geln ven eigentlihen Beginn der organifchen Neuordnung im Innern zu vertagen. 

Diefe Mapregeln waren jehr gefickt gewählt. Dem Volke erwies man ſich gefällig dur 
Herabfegung des Salzpreifes, durch Abſchaffung der Folter, durch Normen zur Negelung des 
Handelsweſens, durch die Stiftung von Hospitälern und Armenhäufern u. dgl., während 
auch die Rückkehr zur alten Uniformirung und den ruſſiſchen Gebräuden in der Armee nicht 
wenig zur Popularität der noch immer mit einigem nationalen Mistrauen betrachteten deutſchen 
Zarin beitrug. Den wirklich reformfreundlichen Elementen gefielen aber die ſtrengen Ukaſe gegen 
die Käuflichfeit der Ämter, gegen die Übergriffe der Beamten und die Verordnungen zur Be: 
fhränfung der Gewalt der Givilgouverneure, Der Adel endlich, welcher unter Anna und Glifa: 
beth wieder allmählich zu einer Art von Stand emporgewachſen war, fand ſich dadurch geſchmei— 
chelt, daß die Garderegimenter, welche gewiſſermaßen gewohnt waren, fi als Prätorianer zu 
betrachten, bedeutend vermehrt wurden, während die Offizierftellen darin dem Adel ausſchließ— 
li verbleiben follten. Ebenfo wenig ward der Klerus vergeffen. Nicht daß etwa K. die vorpe— 
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triniiche Selbftändigkeit ver Kirche wiederGerftellte, wol aber gab ſie verfelben die Verwaltung 
ver Rloftergüter zurück, wenn auch wahriheinlic in der Borausjicht, daß der Streit darüber 
innerbalb der Kleriſei ſelbſt raſch genug wieder auf eine Höhe fleigen werde, um die Ginmifchung 
des Staatd erwünſcht zu machen. Diefer Galcul war befanntlid auch ganz richtig, K. Fonnte 
fbon zwei Jahre fpäter die Maßregel zurücknehmen, ohne daß dadurch eine größere Aufregung 
in der Nation entftand. 

Die Geſchichte ver Auflöſung Polens ift bereitö jo vielfach erörtert, dah eine Wiederholung 
ihrer Ginleitungen an diefer Stelle beinahe nur langweilen könnte. Sie kommt uns ald Ihat 
auch weniger in Betracht als wie in ihren völferrechtlichen Folgen, theils in Beziehung auf die 
allgemeine europäiſche Politik, theils in Bezug darauf, daß Preußen und Ofterreich dadurch für 
lange Zeit ihre naturgemäße Stellung ald Vertreter Mitteleuropas verloren und mir ihrer 
Wucht weiter nad Often rüdten, dort aber von der Foloffalen Größe ver rufiihen Macht in 
zweite Reihe gedrängt blieben. Daß die Vorausſicht einer ſolchen Verſchiebung des mitteleuro: 
paiſchen Schwerpunftes bereits für Peter's l. Einmiſchungen in Polen und die Feſtſetzung der ruf: 
fihen Macht in dem ſich felbft zerfleiihenden Lande maßgebend geweſen fein ſollte ift ſchwerlich 
anzunehmen. Seit jener Zeit aber hatten ji die Machtverhältniſſe Preußens und feine Stel: 
lung zu Polen wie zum öſterreichiſchen Kaijerreich auch dermaßen verändert, daß Rußland, we: 
nigſtens ald K. den Thron beftieg, nicht entfernt mehr daran denfen Eonnte, fi ganz Polens zu 
bemädtigen, ohne einen außerordentlih wirffamen und jehr wahrfheinlih das ruffische Reich 
ſelbſt tief beihädigenden Wiverftand bei den beiden deutſchen Großmächten zu finden. K. aber 
war fharfihtig genug, um zu erfennen, daß einen größern Vortbeil ald dieſer Verfuch die 
Vereinigung namentlih Preußens im gleichen Intereſſe mit Rußland an Polens Selbftzerrüt: 
tung bringen fünne. Preußen wiederum war damals, und befonderd unmittelbar nach dem 
Siebenjährigen Kriege, keineswegs ſtark genug, um in der Beforgniß, fpäterhin einer dauern 
den Abhängigkeit von der ruffiihen Politik zu verfallen, die darauf abzielenden Anregungen 
von der Hand zu weifen. So mwenigftend wird es erflärlich, daß Friedrich ver Große bereits 
1764 jenen geheimen Vertrag zu Peteröburg unterzeichnete, deſſen zugeflandener Zweck die un: 
verfehrte und vollſtändige Aufrechtbaltung der anarchiſchen Inftitutionen Polens war. Indem 
aber unter dieſen die freie Königswahl und die Ausſchließung jedes nichtpiaftifhen Candidaten 
obenan gejtellt wurden, ſchloß der Vertrag die Eventualität der bewaffneten Intervention in ſich 
ein, Diefe je nah Umftänven für Rußland oder Preußen offen zu halten, darin lag ver Schlau: 
beitäjieg der ruffifhen Diplomatie; denn Rußland war bei allen Parteien gehaßt, Preußen in 
den großen Maffen populär, jedoch nunmehr unbedingt an Rußland gebunden. 

Die unmittelbar folgenden Greigniffe find befannt: vie Conföderation von Bar, der vier: 
jährige Bürgerkrieg, Rußlands Verhalten u. f. w., ebenfo daß Polen von den Mächten des 
Abenvlandes im Sticye gelaffen wurde, da Fraukreich im Augenblid feine Intereflen nicht dahin 
wendete, und England fich wegen feiner Verwickelung mit den nordamerifanijhen Golonien leb: 
baft fheute, die ihm von K. durch den flugen Vertrag vom 1. Juli 1766 gewährten Hanpels- 
vortbeile, deren e& in Rußland genoß, um Polens willen auf das Spiel zu fegen. Die Türfei 
blieb der einzige Staat, welcher fein eigenes Interefle in vemjenigen Polens fo außerorventlich 
gefährdet ſah, da er Rußland einen Krieg erklärte. Ob die Türkei. dazu nicht von Ofterreih - 
und Kranfreich im geheimen getrieben war, ift allerdings nicht feftgeftellt, jedoch kaum unwahr: 
Ibeinlih, da ein zweiter Vertrag zwiſchen Preußen und Rußland beftand (1767), welcher beide 
zu einer Allianz vereinigte, „falls“ Dfterreih zur Verbinderung der ruſſiſch-preußiſchen An= 
ſchläge Truppen nach Polen einrüden laffe. 

Gerade die türkiſche Diverfion, welde unter andern Umftänden Rußlands Plane wol noch 
lange zurüdgeftellt haben mürde, follte diesmal den ruſſiſchen Waffenthaten zur glängenpiten 
Genugthuung dienen. Es ift befannt, daß durd die Eroberung der Krim und Beſſarabiens, 
\oreie durch Die Vernichtung ver türfifchen Flotte ganz Europa von einem faft paniſchen Schreden 
vor der Furchtbarkeit der ruffifhen Land: und Seewaffen erfaßt wurde. Oſterreich ſtand faſt 
elite deren koloſſalen Fortſchritten gegenüber (befonders da aud England, wenigſtens durch 
eine Marineoffiziere, ih an der Zerftörung der ottomanifchen Marine betbeiligt hatte). Die 
militäriſche Poſition, welche Rufland in Beſſarabien und Polen einnahm, ſowie Preußens dros 
ende Stellung in der nörblihen Flanke war aber zu gefährlih, als daß Ofterreich mit den 
Taffen gegen die polnifhen Plane und für die Türkei einzutreten vermocht hätte. Im Jahre 
71 war die Lage Polens wie der Pforte gleihermaßen hoffnungslos, und fo erſchien es für 
Dario Thereſia noch ein ganz erträglicer Ausweg, um den Preis ibrer Zuftimmung zu der 
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polniſchen Iheilung, die ihr doch noch ungleich wichtigere Rettung der Donaufürftenthümer, zu 
deren Zurüdgabe an die Türkei ſich K. bereit erflärte, zugleich mit der Bewahrung ded odmani= 
fhen Reich vor feinem gänzlichen Zerfall durchzuſetzen. So vollführte ſich dieje erfte Theilung 
oder vielmehr die Amputation der die Lebensfähigfeit des farmatifchen Reichskörpers bevingen= 
den Glieder. 

Rußland hat immer feine größten Vortheile dadurch errungen, daß ed nah außen hin feine 
Berehtigungen ald europäiſcher Staat wie eine ſelbſtverſtändliche Sache Hinftellte, während es 
im Innern des Reichs ſich gerade durch die Losfagung von den Rüdfihten auf Europa eine ge— 
wiſſe Popularität feiner Politik zu fihern verstand. Nach der erften Theilung Volens zeigte fi 
recht genau, wie fharf K. diefen unleugbaren Bortheil der Pofition aufzufaflen unt auszunugen 
verftand. Während Preußen und Ofterreich ih abmühten, für ihre Betheiligung an dem furdht= 
baren Gemaltacte die Verzeihung Europad und ihrer eigenen Unterthanen durch moralifche 
Beihwihtigungen und fheinbare Nehtsausführungen zu gewinnen, verfprah K. den Polen 
nicht mehr und nicht weniger, ald mas die Nuffen bereits befäßen, und ſchmeichelte den Ruſſen 
fogar dadurch, daß fie deren Luft, dad Schreckbild ver Völfer zu fein, dem mit der Sanction ber 
Theilung noch immer zögernden polnischen Reichsſtage mit der Drohung vor Augen flellte: Bei 
längerm Widerftreben werde fie ganz Polen confidciren, Warfhau der Plünderung und den 
Flammen preisgeben. 

Wenn dieſes plöglicge Hinüberfpringen in ruffifche Barbarei bei einer Zarin faft unbegreif: 
lich Scheint, welche fi fo gern als „Philoſophin auf dem Thron’ bewundern ließ und auch ſpäter 
mandherlei ernfihafte Anläufe nahm, um Ruflands innere Theilnahme an der europätihen 
Eivilifation zu vermitteln, fo darf man doch nicht vergeffen, daß gerade in dieſem Moment ein 
Heraudfehren des Ruſſenthums, felbft mit feinen Roheiten, ver Kaiferin Hoffnung gab, recht 
bedenkliche innere Gefahren zu befeitigen oder doch zu vermindern. Denn im Innern des Reichs 
hatte ed, troß feines äußern Glanzes, feit 8.8 Thronbefteigung fortwährend gefoht und ge— 
gärt. Wiederholte Verſchwörungen, meuchelmörverifhe Anſchläge gegen die Kaiferin und ihre 
nächſte Umgebung, immer wiederholte Brandlegungen in Peteröburg und Modfau, dazu das 
Auftreten von ſechs falſchen Peter II. u. |. w. zeugten dafür, welche gegnerifhen Elemente in ver 
Tiefe wühlten, während von oben her der Glanz der Peteröburgifirung fi über das Land aus— 
breiten wollte. Außerdem hatte eine furdtbare PVeftepivemie, welche (1771) von ver Moldau 
ausgehend die Ufraine überzog und bis Moskau vordrang, unter dem unwiſſenden und aber= 
gläubigen Volke eine fehr gefährliche Erbitterung erregt, an welche fi in einem unverfennbaren 
Gaufalnerus der Aufftand Pugatſchew's anſchloß. Allen diefen Dingen begegnete nun K. mit 
einem außerordentlichen richtigen Verſtändniſſe ver ſchwachen Seiten ver ruffifhen Nation da— 
durch, daß fie die Regierung, namentlich joweit ed ihre Wechfelbeziehung mit den auswärtigen 
Staaten betraf, als vollfommen unbeihränft und unbeirrt in allen Mitteln ihres Wollens er: 
ſcheinen ließ und fo das Volf gemiffermaßen in einem fortwährenden Naufche feiner Selbftbe- 
mwunderung erbielt. 

Dabei beftand aber Die noch größere Kunft des ruſſiſchen Regiments jener Zeit darin, glei 
zeitig ganz Europa damit zu fhmeicheln, dag man ſich anftellte, als fei die Verähnlichung der 
ftaatlihen Zuflände mit denen der wirklichen Eulturländer nicht blos ein auf das Papier gewor- 
fenes Ideal, fondern eine aud wirklich in das Leben getretene Thatſache. Die Kenntnig Rup- 
lands und die Wechſelbeziehungen des dortigen Publikums mit dem auswärtigen waren aber na- 
türlich noch weit geringer als heute, während die Heranziehung auswärtiger Gelehrten und 
Eoloniften nod viel unbedingter als heute für eine Unterwerfung Rußlands unter die euro- 
päifhen Eulturbedingungen genommen wurde. Dan hatte fozufagen weder einen rechten Be- 
griff von den ungeheuern Entfernungen im Reiche, melde ſolche einzelne Verfuche und Anfäge 
wie Tropfen im Meere verſchwinden laffen, noch hatte man vollends eine Anfhauung von der 
vollfommenen Zufammenbanglofigfeit zwiſchen ven einzelnen Eulturpunften und zwifchen den 
faftenmäßig gefhiedenen Ständen Rußlands. K. felbft aber war zu gebilvet und zu beftimmt 
in europäifcher Bildung erwachſen, um nicht wirklich das zu wollen, was nad außen hin die 
politifche und eulturliche Reform Rußlands erfhien. Sie glaubte in ver That eine Ausgleihung 
zwifchen dem nationalsruffifhen Weſen und der europäifchen Eivilifation möglih, wenn der 
Staat vermöchte, durch eine einheitliche Ordnung der politifchen Verhältniffe jene Gentralifation 
berzuftellen, welche Frankreich groß gemacht und Preußen zu einem fo überaus wichtigen Staat 
im europälfchen Syſtem geftaltet hatte. K. war mit den Entwürfen für eine innere Orbnung 
Rußlands auf europäiiher Grundlage ganz gewiß nicht bewußt unwahr. Immerbin jebod 


Katharina IL. 61 


mochte ihr felbft Die weibliche Eitelkeit und die ſchmeichelnde Gorruption ihrer Umgebung bie er- 
rungenen Erfolge auf diefem Gebiete viel gewaltiger varftellen, als fie in Wirklichkeit waren 
und nad aller Möglichkeit fein fonnten. Die tauriſchen Dörfer Potemkin's fpielten eben überall 
und inallen Sphären des Staatölebend. Wenn fie aber auch nachträglich von der Kaiferin als 
bloße Decorationen erkannt wurden, fo glaubte fie doch damit das bewundernde Ausland zu täu— 
ſchen, und wenn fie nicht erfannt waren, fo baute fieeben auf foldhe papierene Grundlagen weiter 
— natürlih ohne Erfolg. 

So erging ed mit der vielbefprodenen Orbnung der Gefege, jo mit ver vielbelobten Ver: 
beſſerung der Nechtöpflege, fo mit der Leibeigenſchaftsfrage. K. war aber wiederum viel zu 
Iharfblidend, um nicht zu erkennen, daß auf ſolche Weije, ohne eine wirkliche innere Kräftigung, 
die Großmachtzukunft Rußlands dennoch Feine wirflihe Garantie habe. Bon dem nothwendi— 
gen Gleichgewicht zwiſchen den Kernlanden eines Staatd und feinen peripherifhen Provinzen 
batte indeffen die Staatskunſt jener Zeit überhaupt noch feinen Begriff. Sie erachtete jeden ter— 
ritorialen Zuwachs als Madtverftärfung ; jo mochte fih aud in K. mehr und mehr jenes Be— 
bürfnig nad Ausdehnung der ruffifhen Grenzen entwideln, welches man, unſers Erachtens zu 
abſprechend, als rohe Ländergier bezeichnet hat und welches namentlich der zweiten Hälfte ihrer 
Regierung zur Laſt fällt. | 

Die Ausgleihung glaubte fie durch die ftreng pedantifche Negelmäpigfeit der Verwaltungs 
formen finden zu fönnen, und jo entſtand recht eigentlich unter ihr und durch ihr Regiment jenes 
Syſtem der Beteräburgifirung, mit welhem Rußland bis auf die allerneuefte Zeit erperimentirt 
bat, ohne darin eine organifhe Weiterentwidelung der Culturbedürfniſſe herzuftellen oder eine 
organiſche Feftigung des Staats zu begründen. Schon K. war genöthigt, und feinem ihrer 
Nachfolger ward dieſe Nöthigung erlaffen, nach jevem beveutendern Vorfhritte im Geifte der 
Peteröburgiirung den nationalen Unzulänglichfeiten wieder nachzugeben ober aber dem natio- 
nalen Widerwillen gegen europäifche Geftaltungsformen neue Goncefjionen zu maden. Daß 
dies nit mit diefem Bewußtſein geſchah und fi beinahe immer ausnahm wie eine freiwillige 
Umkehr des für fich ſelbſt fürdtenden Autofratismus, ift allerdings fehr richtig. Aber die eigent- 
lie Grundlage beruht doch eben in dem Umftande, daß K. felbft, Aleranver I. und endlich 
Nikolaus bei einem Punkte anfamen, wo fie fi fagen mußten: die Einzwängung des National- 
ruſſenthums in die europäifchen Formen ift unmöglich. K. Fam auf diefen Punkt, nachdem fie 
daran hatte verzweifeln müffen, das Verhältniß zwifchen Herrfchaft und Beherrfchten durch wirf- 
lich geſetzliche Formen zu regeln. Alexander I. kam dahin, nachdem er erfannt zu haben glaubte, 
dag ein liberaler Abfolutismus ſich felbft der ärgfte Feind fei. Nikolaus endlich Fam dahin, 
nadvem ihm Klar geworden, daß der Autofratisitus sans phrase mit feiner abfolut petersbur— 
giſchen Herrfchaftsweisheit doch ebenfalls der europäiſchen Inficirung verfalle, wenn er nicht auf 
feinen altruffifen Urfprung und die moskowitifhen Sympathien zurüdgreife. 

Dies im einzelnen nadzuweifen würde hier zu weit führen; überdies ift ja jedem der Gang 
des ruſſiſchen Staatslebens befannt genug, um beim Hinblid darauf diefe Anſchauung beflätigt 
zu finden. Was nun K. jelbft anbelangt, jo mag gar nicht in Abrede geftellt fein, daß fie gerade 
mit ihrem mannweiblichen Naturell, mit der Mifhung von productiver Initiative und fhmieg- 
ſamem Receptionstalent, nach ihrem ganzen Weſen vielleicht am erften geeignet geweſen wäre, 
Rußland der Peteröburgifirung allmählich zu affimiliven, wenn fie fi im voraus in ihren Auf: 
gaben felbft beſchränkt hätte. Indeſſen daran Hinderte jiedie Sucht, aldein zweiter Peter der Große 
dazufteben und deſſen Größe oder doch deſſen Glanz noch zu überholen. Man Fann ihr dies nicht, 
wie einfeitige Beurtheilung fo oft thut, kurzweg ald Oberflächlichkeit einer weibiſchen Gitelfeit 
auslegen. Im Gegentheil liegt darin gewiß eine fehr bedeutende Großartigkeit der Intentionen; 
und man darf außerdem nicht vergeilen, daß K. einerfeitd nicht wie Peter ganz aus dem Rohen 
berausarbeiten konnte, fondern bereitö eine bedingende Erbſchaft angetreten hatte. Andererſeits 
traten ihr auch in Europa viel gewaltigere Berhältniffe, viel großartigere Bewegungen und end= 
lich ſogar viel bedeutendere Perfönlichkeiten auf ven Thronen und in den Gabineten gegenüber 
ald jenem. Ob KR. fo [höpferifch war wie Peter I., kann noch eine große Frage bleiben; allein 
obne Frage waren die Verhältniffe, welche fie im Innern des Reichs und in Europa vorfand, 
kineswegs ein fo willkürlich verfügbares Material, wie es fi in Peter's I. Hand gegeben hatte 
8. wurde allerdings von Europa nicht minder bewundert ald Peter J., aber das ſtaatsmänniſch 
und politifche Europa ftand ihr keineswegs jo erftarrt gegenüber wie jenem. Sie hatte daher, 
abgefehen von mander fonftigen größern Schwierigkeit ihrer Aufgaben, die durch Die unter= 
deſſen gewordene Unmöglichkeit der barbarifchen Mittel Peter's I. entftanden, jedenfalls ein noch 
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viel dringendered Beduͤrfniß, durch Kraftäußerungen nad) außen ihre innere Politik und deren 
Erfolge zu unterflügen. 

Die europäischen Schwerpunfte lagen für Rußland jegt ebenfalld anders ald damald. Der 
fkandinaviſche Norden war ſchwach geworben, Mitteleuropa ftarf (wenigftens durch ftarfe Per— 
jönlichfeiten vertreten, folange Friedrich II. und Maria Iherefla deſſen bedingende Leiter). Die 
Türfei war im VBerhältnig zum Schwächerwerden des Nordens und zur Erftarfung ver Mitte des 
Eontinentd zurücdgegangen. Rußland hatte unter Peter dem Großen ſich noch vollftändig damit 
begnügen fünnen, Petersburg ald das Fenfter zu betrachten, durch welches man nach Europa bin: 
ausſchaute. Das konnte das heutige Rußland nicht mehr. Es mußte pofitiv daran denken, ven 
Norden für jih zu gewinnen oder im Schad zu halten, und daraus erklärt fi nicht nur leicht, 
jondern auch folgerichtig der Gegenjag zwiſchen K.'s freundlihem und wohlwollenden Verhal: 
ten zu Dänemarf und ihrer ſchroffen Politik gegen das damals viel ſtärkere Schweden. Haben 
ih nun auch jeitvem die ſtandinaviſchen Verhältniffe Hinfihtlich der materiellen Madt und der 
Intereſſen mannichfach verändert, jo blieben doch die Grundlagen ver Stellung Rußlands dazu 
nothwendig unverändert, weil ſich allmählich die europäiſchen Situationen jo ausbilveten, das 
die beiden großen Weftmächte ihren ftetigen Vortheil in der Unterflügung Sfandinaviens gegen 
Rußland und Mitteleuropa finden mußten. Man darf ſonach fagen, daß auch dieje moderne 
Intereffengruppirung unter K. ihre Begründung fand und alfo auch darin ihre Regierungs— 
periode noch auf die Gegenwart fortwirft. 

Was nun die Türkei anbelangt, jo ift hier K.’8 Vorgehen gewiſſermaßen nur eine Analogie 
zu den Anfängen der ruffiihen Politik gegen Polen. Dies darf man nicht außer Acht laflen. 
Denn vom Frieden von Kainardſchi (21. Juli 1774) datirt recht eigentlich erft für Europa die 
orientalifhe Frage in ihrer rufifhen und fletd von neuem mit einem Weltbrande drohenden 
Geftalt. Der Gebietgewinn Rußlands war allerdings ſchon für Mitteleuropa bedrohlich genug 
und übergab die Türfei dem ruſſiſchen Drucde nahezu auf Gnade und Ungnade. Allein das 
Wichtigſte blieb immerhin das ungeheuere Recht, weldes Rupland über die hriftlidhen linter: 
thanen der Türfei erwarb, und welches die europäiſchen Mächte faſt nur aus der theoretiſchen 
Beſorgniß, auf ihre Chriflichteit einen Schatten zu werfen, ohne Einſprache ſich herſtellen ließen. 
Man hielt damals eine prononeirte Chriftlichfeit nod für ein befonders confervatived Hülfe: 
mittel der großen Politik, und die Politik der ‚Heiligen Allianz“, welche 50 Jahre jpäter gebo: 
ven ward, um ein Schugmittel gegen den Vollegeiſt zu ſein, reicht mindeſtens mit den feinſten 
Anfängen ihrer ruſſiſchen Wurzeln bis auf K.'s chriſtlich-türkiſche Politik zurück, die ſich befannt: 
li urfprüngli in einem neuen byzantiniſchen Kaiſerreiche als ruffifche Secunvdogenitur gipfeln 
follte. Indeſſen ſcheint K. nicht ſelbſt die Urheberin jener widtigften aller Stipulationen mit 
dem europäifchen Orient gewejen zu fein. Wenigftend bemerft Uftrialov in jeiner Geſchichte 
„Als Rumänzom den Hauptwunfd des Hofes erfüllt, die Tataren von der türkifchen Herrfchaft 
befreit und den ruſſiſchen Schiffen freie Fahrt aus dem Schwarzen Meere in den Archipel exöff: 
net hatte, überredete er aud, gegen die Erwartung der KRaiferin, ven Divan, das Schugredt 
Rußlands über feine zahlreihen Glaubensgenofjen, die griechiſchen und flawifchen Völker, und 
namentlich über die Bewohner der Moldau und Walachei anzuerkennen. Der Friede von Kai: 
nardſchi brachte die Türkei in Bezug auf Rußland in dieſelbe Stellung, in welche der Tractat 
von Moskau im Jahre 1686 Polen verſetzt hatte. Die Geſchichte der Diſſidenten konnte ſich nun 
in den ottomaniſchen Annalen wiederholen.“ Es iſt dabei bezeichnend für die faſt entwürdigende 
Abhängigkeit, in welche Preußen und ſterreich durch die polniſche Theilung vom petersburger 
Cabinet gekommen waren, daß der Friedensvertrag Polen, welches doch die oſtenſible Veranlai: 
ſung des Kriegs geweſen, mit keiner Silbe nannte. Ja die damalige Diplomatie glaubte aus 
dieſer Unterlaſſung ſogar eine ausdrückliche Aufhebung aller frühern Verträge zwiſchen Ruß— 
land und der Türkei in Bezug auf Polen conſtatiren zu ſollen. Und die Folgeereigniſſe haben 
dieſe Auffaſſung allerdings praktiſch beſtätigt. Die zweite und dritte Theilung Polens ward 
wenigſtens dadurch noch unaufhaltſamer, als ſie vorher geweſen. 

Daß K. unter ſolchen Erfolgen auf der höchſten Stufe der Macht und des Elnfluſſes in ganz 
Europa ſtand, iſt zu ſelbſtverſtändlich, um es des weitern zu erörtern. Während die großen Re— 
genten Preußens und ſterreichs, deren Staatserfolge ſo ſpeciell an ihre Perſönlichkeit gebun— 
den waren, unverkennbar allmählich von den Bedenklichkelten und zögernden Rückſichten des 
Alters befangen wurden, befand ſich überdies K., wenn auch nicht mehr jugendfriſch, doch in der 
Bollfraft des Lebens und erhielt gerade in biefer Periode in Potemkin eine Ergänzung ihrer 
perfönlihen Eigenſchaften, weldhe der rohere Orlow ihr zu gewähren nicht vermocht hatte. Im 


Katharina 1. 63 


übrigen kann man über Potemkin urtheilen wie man will, keine Kritik kann ihm doch abfpre: 
chen, daß er in der Oroßartigfeit der Entwürfe und Ausführungen, und namentlich in legtern, 
die Raiferin noch weit überragte. Er hatte freilich auch leihtered Spiel; rr hatte nur auf den 
vorhandenen Grundlagen fortzubauen und die theils angefeimten, theild zur Ausführung ange: 
babnten Gedanken der ruſſiſchen Herrſchaft weiter zu entfalten. Außerdem darf man nicht ver= 
geffen, dag die immermehr vorfchreitende Bewegung der Geifter in Branfreich deſſen Cabinet fo 
ſehr abiorbirte, daß fein Einfluß auf Mitteleuropa immermehr in den Hintergrund trat. 

Die wihtigfte Wendung, welche mit Botemfin’s Eintritt in das ruſſiſche Staatsleben zur 

Erſcheinung fam, war die allmählih anwachſende Entfremdung des peterdburger Gabinets von 
Preußen, während die Hinneigung zu Oſterreich von der ſehr ivenliftifchen und einigermaßen 
phantaſtiſchen Gefinnungsmeife Joſeph's II. vielleicht nur allzu jehr willfommen geheißen wurde. 
Allerdings war diefer Willkommen keineswegs ohne Egoismus, denn er entfprang der großen 
Rückſichnahme, zu welder ji ſterreich der Zarin gegenüber wegen des bairiſchen Erbfolge— 
ſtreits genöthigt ſah. Man kann ſich nämlich nicht verhehlen, daß Oſterreichs Anſprüche an 
Baiern ſehr ſchlecht begründet und darum für Friedrich's Eiferſucht ein höchſt willkommenes 
Mittel geweſen waren, um ſich auf die Seite der Gegner des Reichs zu ſtellen. Nun aber hatte 
Rusland ſelbſt Preußens und Frankreichs Vermittelung zugelaffen, damit auf diefe Weife ver 
ihm jegt höchſt unwillkommene Wiederausbruch des Kriegd mit der Türfei vereitelt werbe. 
Und fo war damit ein Vorgang geihaffen, um Rußlands Einmifhung in Deutſchlands innere 
Differenzen zu rechtfertigen, welche überdies ſich ausnahm, al fei fie nur ein guter Dienft freund⸗ 
liher Nachbarſchaft und aufrichtiger Freundſchaft für den Fortbeftand der deutichen Reichsver— 
faſſung und der Heiligkeit ver Tractate. Die Beilegung dieſes Streits durch den Teſchener Frie: 
den (1779), welden Sranfreih und Rußland gemeinfam vermittelten, verihaffte Oſterreich 
wenigftend das Innviertel. Der gewaltige Borfhritt aber, welchen Rußland damit nach Deutfch- 
land machte, ſchien Damals nicht in jeiner vollen Schwere, mwenigftend entſchieden nicht von den 
deutſchen Staatsmächten empfunden zu werden. Denn durd die Garantie der Teſchener Ber: 
träge erwarb e3 einen unzweifelhaften völferrechtlichen Titel zu beftändiger Einrede in Deutich: 
lands Angelegenheiten. Ja im Haß gegen Sſterreich wurde es von Preußen ſogar ausdrücklich 
betrieben, daß ver zwoͤlfte Friedensartikel auch ſämmtliche zwiſchen Maria Thereſia und Fried— 
rich II. früher abgeſchloſſene Tractate erneuerte und beſtätigte, ſodaß K. jetzt auch Gewährleiftes 
rin aller Berträge ward, auf denen die Verfaſſung und der Öffentliche Rechtszuſtand des Deut— 
{chen Reichs berubte. Auf Preußens Betreiben ferner wurden gleichſam ald Mandatare dieſes 
Einfluffes ruſſiſche Geſandtſchaften beim Reichstag fel6ft, dann in Frankfurt a. M., außerdem in 
Münden und Hamburg eingerichtet. 

Dan dürfte gewiffermagen mit diefem Moment der Machtſtellung K.'s abſchließen; denn alles, 
was nachher folgte, entfloß derfelben fo naturgemäß, daß es für einen mehr politifchen als hifto- 
riſchen Rüdblid relativ wenig ins Gewicht fällt. Wenn aber K., oder vielmehr Potemkin, nad 
folgen ungeheuern Erfolgen alles für erlaubt hielten, was ihnen nicht geradezu unmöglich, jo 
kann dies in der That nicht ſehr verwundern. Würden jich hiftorifche Betrachtungen mit Wenn 
und Aber machen laſſen, jo wäre es wol von Intereffe, ven Gedanken weiter zu verfolgen: welche 
Gonjequenzen ſich an diefe Stellungen Rußlands in Mitteleuropa, der Türkei und Polen noth= 
wendig gefnüpft haben müßten, wenn die Franzöſiſche Revolution eben nit gekommen wäre 
und ſich nicht ſchon damals offenkundig in den Kreifen der höhern geiftigen Bildung für ihren 
Ausbruch vorbereitet gehabt hätte. Übrigens muß man zugefteben, daß aud nad) diefer Seite 
bin die damalige ruſſiſche Staatöfunft den beften Scharfblid bewährte. Denn gerade jene Jahre 
der allerböhften Macht und europäiichen Geltung K.'s waren e8, in denen das Beftreben der: 
jelben, die Monarchie im Iunern organisch zu feftigen, wiederum am entjchiedenften vortrat, 
aachdem daffelbe jeit dem Beginn des erften türkifchen Kriegs offenbar von den äußern Inter: 
eſen zurücdgedrängt gewefen war. Wir fommen indeffen nicht darauf zurüc, nachdem die. Haupt: 
Helpunfte diefer organifatorifchen Beftrebungen im allgemeinen bereitd mehrmals bezeichnet 
wurden. Jedoch möchte die Bemerkung nicht überflüffig erfcheinen, daß gerade in dieſer Periode, 
welde von dem Ruffen VPotemkin fo ausſchließlich überherriht war, das rein Außerliche und 
dormelle bei diefen innern „Neuveränderungen” (wie man ed mit einer gewiffen Nüdbeziehung 
af Veter's J. Reformen zu nennen liebte) fo recht grell hervortrat. Statuten genügten für Tha— 
im, bureaukratiſche Eintheilungen in Diftriste für natürliche Gruppirungen, papierene Inſtitu— 

heren für lebendige Einrichtungen, die Erbauung von Nathhäufern für wirkliche Stadtgemein- 
den und endlich die befannten taurifchen Dörfer für eine wahrhafte Belebung verwüfteter Kand- 
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Schaften. K. jelbjt war offenbar getäufcht, und fo glaubte fie die allgemeine Gulturentwidelung 
‚und Europäiſtrung des Reichs nur noch ftrahlender zu Erönen, indem fie am Hofe die ſchönen 
Wiſſenſchaften und dad Kokettiren mit äfthetifchen Neigungen zur glänzenden Mode machte. Es 
war das feine bloße Fleinliche Eitelkeit, wenn dieſe auch einen gewiflen Antheil Haben mochte, e8 
war eine Selbfttäufhung über die geiftigen Zuftände des Reichs, in welche die überall vom Er— 
folg vermöhnte Kaiferin ſich felbft eingefponnen hatte und von all ihren fhmeichelnden Umge— 
bungen immer tiefer eingelponnen ward. 

Gerade daran hatte aber das Ausland, hatten die gefeiertften Vertreter der neuen Zeit mehr 
Antheil — man Eönnte faft jagen: Schuld — als die praktiſchen Organe der ruffiihen Reform 
felbft. Wenn ein Voltaire, Diverot, Storch, Pallas, Grimm u. ſ. w. der flaunenden Welt fort= 
während die herrlichften Wunder vom innern Leben Rußlands vorfangen, wenn Polen aus 
der Reihe der jelbftändigen Eriftenzen verſchwand, um in Rußland aufzugeben, wenn Kurland 
fi freiwillig der Zarin „zu Füßen warf‘, das gedemüthigte Osmanenreich zitterte, Perfien 
feine Waffen ſtreckte — da war ed allerdingd nur wenig zu verwundern, daß Die peteröburger 
Selbfivergötterung alles Maß und Ziel verlor, während Europa allerminveftend jedes allge- 
meine Urteil einbüßte. Die unbefangenen Kenner und Beobachter der ruffiihen Zuftänve 
waren unendlich felten, welche noch am Audgang der Regierung K.'s die Charafteriftif wag: 
ten: „Der ruſſiſche Staat fommt mir vor wie die Paläfte feiner Großen; die Facade ift im— 
ponirend, auch die Prunfzimmer find herrlich geſchmückt und ftrogen von Gold, aber die Wohn: 
zimmer find unreinli und in manchem Winfel, womoͤglich von Marmorfteinen, liegt ein Hau⸗ 
fen Kehricht.“ (Archenholz, „Minerva, 1797, 11, 278.) 

Allermindeftens verhallten fie ungehört, ungeglaubt. Wie ſehr vecht fie jedoch in Betreff ver 
innern Schöpfungen zutrafen, bewies Paul. Hätte die Peteröburgiſtrung, außer in den officiel: 
len Kreifen, wirkliche Wurzel geſchlagen, jo wäre fein Regiment nicht erfi nah Jahren durch eine 
Valaftrevolution der peteröburger Partei beendet worden, fondern von vornherein nicht aus— 
führbar gewejen. Die Hiftorifche Kritik hat aber ihr letztes Urtheil noch nicht über ihn gefpro- 
hen; er war ſicherlich ein Stück ruffiiher Wahrheit inmitten des peterdburger Scheind. Und 
Europas Blendung vom legtern wußte er mindeftens trefflich zu verwerthen. Mit dem fanati- 
ſchen Haß gegen die Brangöfliche Revolution befruchtete er die rauſendfachen Wurzeln, welche K. 
in die europäiihen Gabinete eingefenkt, daß fie immer bedingender, immermehr anerkannt, faſt 
wie jelbftverftändliche Nathwendigkeiten aufwuchſen und unter Alexander I. alle Angelegenhei: 
ten Europas feft genug umfchlingen konnten, um bie ganze Kraft unferer Gegenwart zur Be- 
freiung des Gulturlebend von den übermwucherten peteräburger Bedingungen herauszufordern. 

A. Buddeus. 

Kauf (Berkauf). Als * bedeutendſte der Verträge gilt ber Kaufvertrag, welcher an die 
Stelle ded Taufchvertrags (Hingabe einer Sache für eine andere zum gegenfeitigen Eigenthum) 
trat, ald der fleigende Verkehr das Vehikel Geld heranzog.!) So weit die Geſchichte zurück: 
ſehen läßt, bediente fich bei ven Eulturvölfern des Alterthums der Verkehr dieſes Vertrags, wo: 

durch eine Sache, die nicht felbft Geld ift, durch Hingebung eines beftimmten Geldbetrags erwor⸗ 
ben wird. Die Ifraeliten fchloffen, was fhon Gebrauch der Kananiter war, ihre Käufeam Thor, 
ald dem Orte des Gerichts, Öffentlich ab und zahlten ebenfo den Kaufpreis hin, um fich deö Be— 
weifes durch Zeugen zu verfichern. 2) Der Verkauf des Grundeigenthums war beflimmten Be— 
ſchränkungen unterworfen.?) Die Geſetzgebung der Athenienfer umgab ben Berfauf der 
Staatögüter mit Förmlichfeiten: derſelbe wurde Öffentlih dur einen Herold vorgenommen 
und beurfundet und gewährte, wie ed fiheint, dem Käufer Sicherheit gegen Vindication. 
Sonft war der Kleinhandel, ver Kauf auf dem Marfte, von flrengen Vorſchriften überwacht. 
Zur Bekräftigung des Kaufs fheint ein Handgeld gebräuchlich geweſen zu fein. Von ſymbo— 
lifhen Gebräuchen bei Übergabe des Kaufgegenitandes findet ſich Feine Spur. Gegenſtand des 
Kaufs war den Griechen auch der Menſch. Der Sklavenſtand beſtand durchaus in gekauften 
Fremdlingen und deren Nachkommenſchaft. Die Umſicht Solon's griff mehrfach ein, geſtattete 


1) Bal. den Art. Geld. 
2)1 of. 23 (Abraham, re = ne aan für Sarah fauft); Ruth 4, T—9. Midyaelis, 
Moſaiſches Recht, Thl. II, $. 8 —67. 

3) Micjaelis, Thl. II, $. Ir © 1. Saalſchütz, Mofaifches Necht mit Berüdfichtigung des 
fpätern jüdiſchen Rechts (1848), II, 839—849. 
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namentlih den Antrag ded Sklaven auf Verkauf an einen andern Herrn und Freilaffung gegen 
Gritattung ded Kaufſchillings. Vor diefem Gefeggeber war fogar der Verkauf des eigenen Kin- 
bed aus Noth geftattet, während auf der andern Seite der Verkauf eines Breien zum Sklaven ein 
febr ſchweres mit dem Tode beftraftes Verbrechen war. *) 

Der römischen Gefeggebung war e8 vorbehalten, ven Kaufvertrag zum Gegenftand einer 
geiftig durchleuchteten und allfeitig ausgebildeten Doctrin zu erheben.5) Auch Sklaven konnten 
ald Gegenftand des Eigenthums des Herrn durch Kauf veräußert werben. 

Wie und Tacitus berichtet, erſtreckte ſich der Rechtsſinn der Deutjchen fo weit, Daß der, welcher 
auf den legten Wurf des Würfelſpiels feine Perfon jegte, ald Berlierender ſich in die Knedt- 
Ihaft begab. Um aber ver Beihämung ob folhen Gewinns zu entgehen, verfaufte ver Gewin- 
nende feinen zum Sklaven gewordenen Genoffen. Spätere Urkunden find gleichfalld Zeugen 
diefed Rechtſinns. So heißt es 3. B. im Sachſenſpiegel (Bud) 3, Art. 4): „Wer den Kauf ge: 
ftebet, der joll ven Nechten nad) das gewähren, was er verfauft hat; benn der ift ein Dieb, oder 
Diebedgenofle, der den Kauf geftehet und die Gewähr verfaget.'’C) Dieje Gewähr wurde aus: 
drücklich zuweilen ſelbſt eivlich gelobt oder durch Bürgichaft befefligt. Der Kauf über merthvol- 
leres Befigthum pflegte vor Zeugen oder unter Nieverjhreibung einer Urkunde abgeſchloſſen zu 
werden. 7) Auch das Aufgeld (Arrha) war gebräudlih. Die Gewähr der Mängel beim Ber: 
fauf von Thieren erhielt eine fcharfe Ausprägung. Die Berechtigung der Auflöfung des Ge- 
ihäfts wegen allzu geringen Kaufpreiſes war auf ven Verfauf aus Noth befchränft. 9) Als das 
Nömiihe Recht in Deutſchland zur Herrfhaft gelangte, bürgerten ſich auch deſſen Grundfäge 
über dad Raufgefchäft ein; fie wurden auch in den zahlreichen Statutenrechten (Rand: und Stadt: 
tebten), mehr oder weniger mit Modificationen, adoptirt. Neichögelege griffen polizeirechtlidh 
ein. So verorpnete Die Reichspolizeiordnung vom Jahre 1548: „Nachdem nit ohne große 
verberbliche Beſchwerden des armen gemeinen Volks befunden, daß demjelbigen durch etliche 
eigennügige geizige Leute im Schein der Kaufmannfchaft auf ihre Samen, fo noch auf dem Feld 
Reben, auf ven Wein an den Stöden und andere ihrer Früchte, Arbeit und Vieh Geld oder ein 
andered hinaus geliehen oder gegeben, dadurch diefelben arme nothdürftige Leute, was fie gar 
bärtiglid erarbeiten, mehr, als ſich fonft nad gemeinen gewöhnlichen Kauf gebührt, zu geben 
verurſacht und gevrungen worden, weldes dann nicht allein denſelben armen Leuten zu unmwiber: 
bringlidem Verderben, ſondern aud ihren Herrſchaften, denen ſie fürder ihr Gebührnig viel 
beftoweniger zu thun vermögen, zu großem Abbruch, Nachtheil und Schaven gereicht, neben dem, 
daß ſolches wider alle göttliche und menſchliche Sagung, die Liebe des Nächten und gute Sitten 
if, ordnen wir, daß männiglid dem armen Mann in der Noth, und damit er feine Güter deſto 
Rattliher erbauen, auch fonft mit anderer Nothourft ih erhalten möge, auf Wein, Früchte und 
andered um den gemeinen Schlag, Werth und Kauf, wie die zur felben Zeit find oder gemacht 
werden, vorzuſtrecken unverboten fein; wo aber anders gehandelt und hierin einiger Vortheil, 
Arglift, Gefahr oder Betrug gebraudt, fo wollen wir hiermit ernftlih, daß ſolchem Abkäufer 
oder Ausleiher die Hauptſumme verloren und er dazu nad Geftalt und Gelegenheit ver Sache 
geſtraft werden ſoll.“ Die Reichspolizelordnung vom Jahre 1577 kam im weſentlichen auf 
diefed Berbor des Kaufs von Früchten auf dem Felde zurüd. Moderne Polizeiftrafgefeggebungen 
baben ein ſolches Verbot nod aufgenommen. So heißt ed z. B. im Art. 380 des Polizeiftraf- 
Jeieged vom Jahre 1855 für das Großherzogthum Heffen: „Der Verkauf von Getreide (Wei: 
jen, Korn oder Moggen, Gerfte, Spelzoder Dinkel, Hafer, Heidekorn oder Buchweizen, Hirfen) 
auf den Halm, von Hülfenfrühten, Raps und Mohn auf dem Stengel und von Kartoffeln an 
dem Stode, fowie vonWein an dem Stode ift bei Vermeidung einer Geldbuße von 10— 5081. 


4) Blatner, Der Proceß und die Klagen bei den Attifern (1825), II, 334— 345. Wachsmuth, Hel: 
leniſche Altertfumsfunde aus dem Gefichtspunfte des Staats (zweite Auflage, 1846), I, 188 u. 189, 
7,475; I, 168. 

5) Rechts⸗Lexikon, herausgegeben von Weisfe (1845), VI, 10—46, 46—57. 

6) Des Sachfenfpiegels erfter Theil oder das fächfifche Landrecht, herausgegeben von Homayer 
(jweite Auflage, 1835), ©. 181. 

7 Sachße, Das Beweisverfahren nach deutfchem, mit Berüdfichtigung verwandter Rechte des 

Rutelalters (Erlangen 1855), $$. 11, 26. “ 
8) Walter, Deufſche Rechtsgefchichte (zweite Auflage, 1857), Bd. II, $. 558, ©. 213, 214. Gun- 
mann, Das angelfähflfche Bermögensrecht im Zufammenhange mit dem heutigen Recht, in ber Zeitr 
Seht für Deutjches Recht, Jahrg. 1857, XVII, 208. 
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für den Käufer und Mäkler verboten und überdies nichtig. Ausgenommen von diefer Beftim: 
mung find Öffentliche Verfteigerungen, Veräußerungen namens eines Minderjährigen oder 
Entmündigten in Fällen, in welchen das Geſetz Handverkauf geftattet, der Verkauf von Wein 
an dem Stode während der legten vierzehn Tage vor der Weinlefe, Verkäufe, welde ein abzie- 
bender Pächter in Bezug auf die in Bacht gehabten Grundſtücke vornimmt, Verfäufe, welche 
der Eigenthümer infolge feines Überzugs in einen andern Wohnort vollzieht.‘ Das Polizei: 
ftrafgefeg für das Königreich Würtemberg vom Jahre 1839 verpönt in den Art. 66 — 76 
den Wucher, indem ed im Art. 77 bervorhebt, daß damit namentlih „das Verbot des An: 
kaufs von Früchten auf dem Halm, von Wein am Stod und von Heu und Ahmd auf den 
Wieſen“ außer Wirkfamfeit trete. 

Die Eivilgefegbüder ver neuern Zeit haben fich beftrebt, auch ven Kaufvertrag nad} den Ge: 
boten der Gefeggebungspolitif zu normiren. Sie trugen dabei neben ver Adoption der für alle 
Zeiten gültigen Grundjäge des Römischen Rechts ven Anſprüchen und Bedürfniffen des moder: 
nen Berfehrs Rechnung.) 

Schon in dem Art. Freiwillige Gerichtsbarkeit wurde hervorgehoben, daß ed der öffent: 
lihen Beurkundung aller Rechtsacte, durch welde das unbeweglide Gut von einem Eigenthü— 
mer auf den andern übergehen foll, und der Wahrung dieſes Übergangs in den öffentlichen 
(Grund:)Büchern (Ingroflation) bevürfe. Zu vielen Rechtsacten gehört vorzugsweiſe der Kauf: 
vertrag, welcher Grundeigenthum betrifft. 19) 

Der Kaufvertrag über bewegliches Gut pflegt feiner Form unterworfen zu fein. Nur in 
Bezug auf den Viehhandel pflegt die Protofollirung vorgeſchrieben zu fein. Ein Gejeg für das 
Großherzogthum Heſſen vom Jahre 1858, erlaffen neben einem andern gleichzeitigen Gefeg über 
die Währfchaft beim Viehhandel, dad aus dem Entwurfe des Civilgeſetzbuchs genommen wurde, 
verorbnet, daß ein abgeichloffener Viehhandel nur dann der Protofollivung bedürfe, wenn die 
Vertragſchließenden dies verabredet haben, und ſolche Protofolle von ven Ortögerichtövorftehern 
aufzunehmen, oder auch, falls für Öffentliche Jahrmärfte Marktberichte beftehen, dieſen einzu: 
verleiben feien; doch follen Nebenberevungen über gewiſſe Eigenjchaften des Viehes, über 
Gewährleiftung, Rückkauf, Eigenthumsvorbehalt der verbindenden Kraft entbehren, wenn fie 
nicht protofollirt worden jeien. 

Die Gejeggebung einzelner Staaten verbietet den Staatödienern, innerhalb ihres Amts- 
freifes unbeweglihe Güter zu Faufen oder bei Öffentlichen Verfteigerungen zu concurriren, um 
zu verhindern, daß das amtliche Anfehen zur Bereicherung auf fremde Koften misbraudt werde. 

Begreifli behauptet aud im Handeldreht der Kaufvertrag die erſte Stelle unter allen 
Berträgen. 1!) Der Kauf, dem aud dad Lieferungsgeihäft beizugählen ift, erfcheint ald das 
Geſchäft, in welchem der Handelsverkehr recht eigentlich erkennbar hervortritt. Die übrigen Ver— 
träge ftehen dem Handel erſt in zweiter Linie als Beförderungsmittel und Vermittelungsglieder 
des eigentlihen Kaufhandelsgeſchäfts. Dem Kaufe ift in vem von den Handelsgeſchäften han— 


delnden vierten Buch des Deutſchen Handelsgeſetzbuchs der zweite Titel (Art. 337 — 359) 


gewidmet. 12) 


Die Geſchichte zeigt, daß ganze Länder verfauft wurden. So verkaufte z. B. die Republif | 


Genua, ermüdet von dem Kampfe mit den Gorfen, die fid) die Unabhängigkeit von diejer Gebie- 
terin erftreiten wollten, im Jahre 1768 die Infel Corſica an Frankreich, das ſich dieſe Injel 
unterwarf, um fpäter auch (durch den Eorjen Napoleon!) dad Gebiet des verfaufenden Brei: 
ſtaats in den Kreis feiner Herrſchaft zu ziehen. Ein noch näher liegendes Beifpiel ift die Er: 
werbung des auf dem linfen Rheinufer gelegenen Fürſtenthums Lichtenberg, weldes dem Her— 


» 


9) Bhilofophifche Bergleihung der römischen, preußifchen und frangöfifchen Eivilgefeggebung (Goͤt⸗ 
ingen 1) — N) yen, preußifchen und frauzoͤſiſch geieggebung ( 
) Buchta, Handbuch des gerichtlichen Verfahrens in nicht ftreitigen bürgerlichen Rechtsfachen (Er: 
langen 1821), Abfchn. 1, Kap. 1, Bd. I, ©. — — en N 
11) Treitichfe, Der Kaufcontract in befonderer Beziehung auf den Waarenhandel (Leipzig 1838). 
12) Soudyay, Der Entwurf zu einem deutfchen — (Zeitfchrift für Deuttäes Recht, 
Jahrg. 1858, XVII, 452 fg.), ©. 489 u. 490. Endemann, Der Entwurf eines deutfchen Handele- 
geſetzbuchs (Erlangen 1858), S. 125—132. Gutachten über den Entwurf eines dbeutfchen Gewerbe: 
gelegbuchs nach pen Beichlüffen zweiter Refung. Dem großherzoglich badifchen Minifterium der Juftiz 
erftattet von Goldſchmidt (Erlangen 1860), S. —101. Deutiche Vierteljahrsichrift, Jahrg. 1861, 
Heft 4, Mr. 1. Deutiches Handelsgeſetzbuch (S. 1—56), ©. 43—46. 
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jog von Sachſen-Koburg durch einen Beihluß des Wiener Eongreffed zugewieſen wurde, von 
feiten Preußens im Jahre 1834. Bekanntlich jind in England DOffizierftellen käuflich. 13) 
der Kaufvertrag ift unter den Verträgen der, mit welchem ſich die Nechtsphilofophie und 
die Geieggebungspolitif beſonders gern und oft beihäftigte. Vgl. unter anderm Stephani, 
„Grundlinien der Rechtswiſſenſchaft““ (Erlangen 1797), ©. 106—125. Rotteck, „Lehrbuch 
des Bernunftrechtd und der Staatswiſſenſchaften““ (Stuttgart 1829), Bb. I, S. 234, 235, 
$.45. Zachariä, „Bierzig Bücher vom Staat’‘ (Heidelberg 1840), IV, 238— 241. Bißer, 
„Das Syftem ded natürlichen Rechts“ (Sturtgart 1845), ©. 62, 63. Bluntihli, „Deutſches 
Privatreht” (Münden 1854), U, S. 28—49. Ph. Bopp. 
Kelten, ein im Alterthum mädjtiger Volksſtamm. Von der Gefhichte ihrer größten Madht: 
entwidelung find nur wenige Bruchſtücke auf und gefommen: ihre Glanzperiode war im 
Schwinden begriffen, als fie in die Gefchichte eintraten. Ihren eigenthümlihen Spraden nad) 
gehören fie zu dem großen indoeuropäiſchen Völferftamme, und zwar haben neuere Forſchun— 
gen ergeben, daß ſie in linguiftifcher Beziehung den italifhen Völkern näher fanden als allen 
übrigen Hauptzweigen ber Indoeuropäer. Einſt haben fie die ganze weftliche Hälfte des nörd— 
lien Europa innegehabt : jegt leben jie, auf wenige Millionen zufammengefchmolzen, in der 
nordweſtlichſten Ede von Guropa zufammengedrängt. Ihre Einwanderung in Europa fcheint 
nördlih am Schwarzen Meere vorbei und ander Donau aufwärts flattgefunden zu haben, indem 
fie von dieſer Mittellinie aus ſüdlich bis in die Alpen und nörblid in an Breite immer zuneh: 
mender Fronte nad) Weiten vorbrangen. Die Ligurer und Iberer wurden ſüdwärts von ihnen 
jur Seite gebrängt, und Theile von Oberitalien, angeblidy im 6. Jahrhundert v. Chr., den 
Gtruöfern entriffen. Der Eroberungszug gegen Rom (390 v. Ehr.) hatte troß des blutigen 
Siegs am der Allia feinen Erfolg. Etwa 100 Jahre jpäter erfolgte der legte bedeutende Er— 
oberungszug feltifcher Völfer an ver Donau abwärts, durch welden Griechenland aufgefchredt 
ward, und infolge deſſen drei Eleine gallifche Völfhen den galatifhen Staat in Kleinafien grün: 
deten. Wenn die Griehen auch ſchon jeit 600 v. Ehr. durch Anlegung der Eolonie Maffalia 
mit Gallien, einem der keltiſchen Hauptländer, in Verfehr getreten waren, fo fcheint body Hefa- 
täo8 (um 500 v. Chr.) der erfle gewejen zu fein, welcher des Landesnamens Keltife gedachte. 
Im Verlaufe von Jahrhunderten lernten die Griehen, genauer aber und weit umfaſſender die 
Römer, die keltiſchen Völker fennen. Nachdem ſchon gegen Ende des 2. Jahrhunderts v. Chr. 
die Römer im füblichen Gallien feften Fuß gefaßt hatten, warb das ganze Land in achtjährigem 
Kampfe durd Julius Gäjar unterworfen, und die Entnationalifirung durch Die römischen Herren 
des Landes machte ſchnelle und tiefgreifende Fortſchritte. Die Gallier wurden nicht nur politisch, 
ſondern aud in Sprade und Sitte zu römifchen Provinzialen. Namentlid der Süden nahm 
ebrenvollen Antheil an der Entwidelung der lateiniſchen Riteratur, indem mande Südgallier 
ald lateinische Dichter Bedeutendes leifteten, und indem daſelbſt berühmte Rhetorenſchulen ent: 
Randen, ſodaß im 3. und 4. Jahrhundert die Latinität der Südgallier als befonders fein und 
geglättet befannt war. Dem gegenüber war die Sprache des Nordens roh und ungebilvet: la= 
teiniſch war aber auch hier die herrſchende Sprache geworben. Echte gallifhe Nationalität er: 
bielt fih kaum irgendwo, verhältnifmäßig am reinften noch im Norden, befonders im äußerften 
Nordweſten: dag dort galliſches Weſen in Sprache und Sitte nicht völlig untergegangen war, daß 
dort das Keltenthum nicht erft wieder durch britifche Einwanderer hergeftellt worden ift, habe ich 
in meinem Werfe „Das ethnographiſche Verhältniß der Kelten und Germanen” (Leipzig 1857), 
&.255fg., nachgewieſen. Die norvöftlihen Gallier waren fhon damals, ald fie durch Eäfar 
den Römern befannter wurben, durch germaniſche Zumwanderungen in verſchiedenem Grade um: 
gebildet. Cäſar unterſcheidet da ein Belgium, d. h. das Gebiet echt Feltifcher Völker, welche jich 
aber doch in geroiffem Grade von den Kelten des mittlern Gallien verſchieden zeigten, ferner bel⸗ 
giſch-keltiſche Völker, welche germaniſcher Zumifhung oder Verwandtſchaft fih lange bewußt 
blieben, wenn auch keltiſches Volksthum bei ihnen herrfchend war, endlich belgiſch-germaniſche 
Völker, die fogar ald Germanen ſich bezeichneten. Diefer Später Halbromanifirte Norden ward 
im 5. Jahrhundert größtentheild von Franken befegt und germanijirt, ſodaß auch von dieſer 
Seite ber das Keltenthum auf die Nordweſtecke, die heutige Bretagne, befhränft ward. Die 
Relten des ſüdlichen Deutihland fanden ihren Untergang im Verlaufe der jahrhundertelangen 





won) Auch Deutfchland ift hierin nicht ohne Beifpiel. Zeitfchrift für deutfche Culturgeſchichte, Jahrg. 
‚©.48. - : 
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Kämpfe der Germanen gegen die Römer; feit vem 5. Jahrhundert nahmen Germanenftänme 
dauernd ihre Stelle ein. Als keltiſche Hauptländer galten ſchon in römischer Zeit die britiſchen 
Infeln; vgl. Tac. Agric. 11, und Caes. bell. Gall., VI, 13. Gin günftiges Zeugniß für Cäſar's 
iharfe Beobachtungsgabe in ethnographifcher Beziehung läßt fih aus dem Umſtande entneh— 
men, daß er einen Unterſchied zwifchen den ſüdlichen und nördlichen Briten conftatirt, und Die 
erftern mit ven Bewohnern von Belgium in Zufammenhang bringt. Es ift daher von Intereffe 
und von hiſtoriſchem Werthe, was Cäſar im ſechſten Buche des „Galliſchen Kriegs“ von den 
etbnographifhen Eigenthümlichkeiten ver Gallier jagt, obwol e8 ihm da wejentlih nur dar— 
auf anfommt, ihre ethnographiſche Verſchiedenheit von den öſtlich benachbarten Germanen 
feftzuftellen. 

Während aus früherer Zeit Könige ver Gallier mehrfah in der Geſchichte hervorgetre- 
ten waren, und zwar nicht etiwa nur Heerfönige an der Spige erobernder Scharen, fondern aud 
3. B. bei Liv., V, 34, und Caes. bell. Gall., II, 4, Könige gallifher Gebiete, deren Gewalt verfaf: 
ſungsmäßig feitgeftanden zu Haben fcheint, war das Königthum bei ihnen um die Mitte des 
1. Jahrhunderts v. Chr. allem Anfcheine nad) befeitigt, und mit Eiferfucht unter Drohung der 
Todeöftrafe trat man jedem etwaigen Wiederberftellungdverfuche entgegen: vgl. Caes. bell. 
Gall., 1,3fg.; VI,4. Seitvem waren Barteifänpfe, in denen einzelne mächtige Männer zur 
höchſten Gewalt unter ihren Volksgenoſſen jih aufihwangen, an ver Tagesordnung: faft aller: 
orten organifirten fich zwei Parteien unter Parteihäuptlingen, welche um die größere Macht 
und den Vorrang im Staatöwefen rangen. Wie in jedem Gau ein folder princeps als Schug: 
berr der ſchwächern PBarteigenoflen einem oder mehreren minder mächtigen prineipes gegenüber: 
ftand, fo gab ed in jedem Staate einen princeps civitatis, ja die Staaten wieder hatten fih in 
folde auf Schugverhältnig begründete Parteien von verfchiedener Macht gruppirt, ſodaß der 
eben anerfannte princeps civitatis des an der Spitze ded (im Augenblide) mächtigſten Staaten: 
bundes ſtehenden Staats zugleich ald princeps totius Galliae anerfannt war. Vgl. darüber 
Brandes, „Ethnographiſches Verhältniß der Kelten und Germanen”, S. 320 fg. Diefe Staaten 
hegemonie wechſelte aber ven wechſelnden politifchen VBerhältniffen entſprechend: als Cäſar nad 
Gallien kam, waren die Sequaner und Äduer die Hegemonen und die Remi nahmen ſpäter 
zeitweilig eine gleiche Stellung ein. Eigentliche politiſche Geltung im Staate hatten nur die 
Druiden und eine Art von weltlichem Waffenadel (equites). Den größten Einfluß ſcheinen die 
Druiden gehabt zu haben, welche eine Prieſterhierarchie für alle galliſchen Völker bildeten. An 
ihrer Spitze ftand ein geiftlihes Oberhaupt, welches fie felbft aus ihrem Stande wählten. In 
Galliens Mitte, im Gebiete ver Carnutes, hielten fie jährlich zu beftimmter Zeit Gerichtäver: 
fammlungen, an deren Ausfprud aus allen Iheilen des Landes flagbare Parteien appellirten, 
und die hier gefüllten Urtheile galten ftetd. Wie hier für das ganze Land, fo ſprachen die Drui- 
den auch Recht für jedes einzelne gallifche Volk: in öffentlihen und Privatftreitigkeiten entſchie— 
den fie; ſie lohnten und ftraften nad ihrem Ermeilen; und der Einzelne fo gut wie ein ganzes 
Bolf konnte von ihnen gegebenenfalld durch religiöfes Interdict zum Gehorſam gezwungen 
werden. Dabei genoffen fie große materielle Vorzüge, indem fie von Kriegädienften, Abgaben 
und andern Keiftungen befreit waren. Unter folhen Umftänden drängten fi) zahlreiche Jüng— 
linge herbei, um in dieſem bevorzugten Stande Aufnahme zu finden, Seinen Urjprung und 
feine höchſte Entwidelung hatte das Druidenthum in Britannien gefunden, wo eins der Hei: 
ligthümer auf der Infel Mona lag. Den Rittern (equites) ſchloſſen ſich Minifterialenfharen an 
(ambacti, clientes). Die große Mafle des Volks, welche diefen beiden bevorzugten Ständen 
nicht angehörte, genoß Feiner politifhen Geltung. Über die Rechtsanſchauungen, Gerichtäfor- 
men u. ſ. w. der Gallier gibt Caes. bell. Gall., VI, 16 fg., die befte Auskunft. In den feltifchen 
Zändern, wo jahrhundertelang die Römer geherrjht und den Unterworfenen gewaltfan römi— 
fhen Stempel aufgepreßt hatten, blieb daß keltiſche Volksthum vernichtet oder mindeſtens gebro- 
hen und gelangte nie wieder zu lebendiger Entfaltung. Im 4. Jahrhundert waren es noch die 
Römer, welde die Angriffe germanifher Eroberer zurüdzufhlagen ſuchten, und als die vömi: 
fen Kaifer die Legionen von den Grenzen abberiefen, wurden die romanifirten Keltenlande 
bald eine Beute der germaniſchen Sieger. Nur in Britannien kämpften die keltiſchen Briten mit 
einiger Ausdauer gegen die ſächſiſchen Eindringlinge, und kymriſche Gedichte erzählen von Sie: 
gen über diefe Gegner. Aber auch da gelang ed den Sachſen, Jüten, Angeln germanifche Reiche 
zu gründen und die Kelten in die Gebirge von Wales und Schottland zurüdzudrängen. Früh 
batte ih in Britannien das Chriſtenthum verbreitet und vereint mit römiſchen Eultureinflüffen 
ein höheres geiftiges Leben hervorgerufen ald das der damals noch heidnifhen Sachſen. Gelöſt 
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vom römifchen Reiche, verfeindet mit ihren germanifchen Nachbarn, ganz auf ſich felbft ange: 
wielen und beſchränkt, entwicfelte fich das Keltenthum nun in feiner eigenthümlichen Weife, und 
manche der halbvergeffenen Inftitutionen gedieh zu neuem blühenden Leben. Der fortvauernde 
Kampf um die Unabhängigkeit gegen die Angelſachſen und ſpäter gegen die Dänen regte das 
Bolf in geifliger Beziehung mächtig an. In der Dichtkunft, in welcher im Alterthum die didak— 
tifhe Form die bei weitem vorherrſchende geweien war, gelangten jegt aud) epijche und Inrifche 
Formen zu Schöner Blüte. Das Bardenthum, delen organifchen Zuſammenhang mit dem frü= 
bern Druidenthume alte Schriftjteller bezeugen, hatte die heidnifche Periode des Volks über: 
dauert und entfaltete jich befonders feit dem 7. Jahrhundert in reicher und glänzender Weiſe. 
Vgl. Stephens, „Literature of the Kymry‘ (1849). Vorzugsweife befannt geworden find die 
epiihen Lieder des angeblihen Oſſian, welde auf frühen irifhen Dichtungen beruhen. Alle 
feltiihen Stämme hatten eine mehr oder minder reiche Literatur diefer Art, und neuere Forſchun— 
gen haben herausgeſtellt, daß die romantiſchen Heldenfagen der Bretagne eine Hauptgrundlage 
einiger Kunſtdichtungen des deutſchen, franzöſiſchen, provenzaliſchen u. ſ. w. Mittelalters gewe— 
ſen ſind. Inwieweit uns noch echte und wirklich alte überreſte dieſer Literaturen erhalten ſeien, 
iſt vielfach ſtreitig. Der im Mittelalter, namentlich in Wales, vom Staate hoch begünſtigte Bar— 
denſtand hielt zuweilen auf großen Bardenverſammlungen dichteriſche Wettkämpfe, von denen 
ein ſcwacher Abglanz ſich bis in die neueſten Zeiten erhalten hat. Die organiſchen Satzungen 
des Bardenthums bilden einen weſentlichen Gegenſtand der nationalen kymriſchen Geſetzgebung 
des Howell Dda, welche den einleitenden Angaben zufolge in der erſten Hälfte des 10. Jahr— 
hunderts abgefaßt worden iſt. Vgl. darüber Walter, „Das alte Wales“, ©. 356 fg. Eine eng: 
liſche Überfegung veröffentlichte 1823 W. Probert; vie befte Ausgabe beforgte 1841 Aneurin 
Omen. Die eigenthümliche Staats: und Redtöverfaffung von Wales hat am beiten Walter in 
dem angeführten Buche behandelt, doch kann ihm der Vorwurf nicht erfpart werden, daß er 
manche Schwierigfeiten nicht gelöft, fondern nur gefickt umgangen babe. Einen geiftwollen 
Verſuch, denſelben Gegenftand — freilih mit weit geringern Hülfsmitteln — darzuftellen, 
batte vor ihm Gervinus in den „Heidelberger Jahrbüchern ver Literatur” gemacht. Ganz be: 
greiflicherweiſe ift in Betreff ver Berfaffungen ver mittelalterlichen Keltenftaaten ver Sat feit: 
zuftellen, daß diejenigen unter ihnen, welche ven Römern nie eigentlich unterworfen gewefen 
waren und erft verhältnigmäßig ſpät germanifchen Angriffen erlagen, viel reiner und unver: 
änberter ihre ureigene Verfaffung behielten als die von außen beeinflußten. Dem alten kelti— 
ſchen Staate lag die fogenannte Glanverfaffung zu Grunde. 

Die Elanverfaffung erflärt Low für eine Einribtung, welche weniger auf verwandtſchaft— 
lien als vielmehr auf focial einigenden Verhältniffen berubte. Männer, welche mit hervorra: 
gender Weisheit und Kraft begabt waren (unter diefen aber natürlich vorzugsweiſe die Fami— 
lienhäubter) wurden in der Zeit der Wanderungskämpfe mit Ehrfurcht und Unterwürfigfeit an- 
geieben, und willig, wenn auch ſtillſchweigend, ward ihnen ein Vorrang von ihren Landsleuten 
zugeſtanden. Aus folder anfangs wefentlich freiwilligen Verbindung bildete ſich dann leicht Das 
väterlihe Anfehen heraus, welches den Glanführer im Verhältnig zu allen Familien des Clans 
auszeichnete. Die enge Eingrenzung durch Gebirge, die häufige gemeinfame Gefahr befeftigten 
dad gegenfeitige Band immermehr, ſodaß Erbfolge in der Familie des Clanhäuptlings endlich 
wenigftend infofern eintrat, daß der zum Stammesführer tüchtigfte Sohn dem Vater fuccedirte. 
Eine Art von verfaffungsmäßiger Geltung erhielt dieſes Verhältniß durch die nationalen Kö— 
nige, 3.B. in Schottland durch Fergus I. Vgl. Low, History of Scotland, S. 75 fg. Wenn hier 
der Urſprung des Clans in ziemlich unbeftinnmten Formen geſucht wird, fo fuhtLehueron, „In- 
stitutions Caroling.“, H,9fg., das Wefen deſſelben ineiner nicht thatſächlichen, aber vorausgeſetz⸗ 
ten gemeiniamen Abftammung von einen gewiffermaßen mythifchen Urvater aller zum Glane 
gehörigen Familien. So erhielt fid) diefe Glanverfaffung mit ihren faft unendlichen Verwandt: 
Ibaftägraden, denen die ftreng begrenzte germanifche Barentel fhroff gegenüberfteht, bis in die 
nenere Zeit herein in Irland und Hochſchottland. Schon viel früher waren die Glane der Kym— 
ren im eigentlichen Britannien in ver Auflöfung begriffen, ſodaß in Wales zur Zeit des Howel 
Da in Norpiwales nur 15 Glanhäuptlinge von reiner Abkunft fih fanden. Und im Südeften 
der Infel war dieſe alte Berfaffung ſchon Jahrhunderte früher durch die römiſche Zeit zerfegt, 
durch die angelſächſiſche vernichtet worden, Noch früher endlich erlag dieſelbe in ven Eeltifchen 
Staaten DB Bontinents, two die gallifchen principes, deren Gäfar oft gedenkt, vielleicht noch ala 
Gmmhäuptlinge gefaßt werden dürfen. s 

In immer enger werdenden Grenzen lebt der fonft jo mächtige Volksſtamm fort, im allmäh— 


70 Kelten 


lichen Auflöfungsfampfe begriffen gegen die übermächtigen und lebensfräftigern Romanen in 
Franfreih und Germanen auf den britifhen Injeln. In Diftrieten, wo zu Shakſpeare's Zeit 
noch fomrifch gefprodhen wurde, herrfcht heute nur noch die englifche Sprache. Und wenn heute 
von einer @intheilung der feltiichen Bölferfamilie in ſechs noch lebende Zweige gefprochen wird, 
fo ift das nicht eigentlich mit den jegigen Thatfahen übereinftimmend. Mit Recht theilt man noch 
heute die Kelten in einen ältern Hauptzweig (die Gadhelen) und in einen jüngern (bie Komren); 
mit Recht theilt man dem erften ald befondere Zweige a) die Bewohner von Hochſchottland 
(Gälen), b) die von Irland, e) die der Fleinen Infel Man zu; mit Recht rechnet man zu 
legtern al8 bejondere Zweige a) die Kymren in Wales und b) die Bretagner in Franfreid; 
aber daß man c) die Bewohner von Cornwall ald noch lebenden Zweig zu dem legtern Haupt 
zweige zu rechnen pflegt, dürfte faum ınit dem wahren Sachverhalte übereinftimmen. Daß einzelne 
Riteraturerzeugnifle in der alten Sprache von Cornwall vorhanden find, berechtigt und nicht, 
biefen Zmweig ald noch lebend zu betrachten. Der vielfeitige Eifer, mit welchen feltiihe Studien 
in neuefter Zeit betrieben werben, die Aufrechterhaltung mander nationalen Bräuche, die Schär— 
fung des nationalen Gegenfages gegen die Engländer (namentlih in Irland) werben das all: 
mähliche Verſchwinden des keltiſchen Völkerſtammes zwar etwas aufhalten, aber fidher nicht ver= 
hindern. Immer unaufhaltfamer und rafher geben dieſe Volkselemente der Zeit entgegen, wo 
fie im Franzoſenthum und Engländerthum abforbirt fein werden. Die jegigen ethnographiſchen 
und ftatiftifchen Verhältniſſe der keltiſchen Bevölkerungen ver oben genannten Gebiete anlan= 
gend, jo bat auch in diefen die Entnationalifirung große Fortſchritte gemacht. So berichtet be- 
fonderd Berahaus („Allgemeiner ethnograpbifcher Atlas”, S. 17), geftügtauf genaue Unterſu— 
Hungen H. Nabert'8 an Ort und Stelle, daß die gälifhe Sprache fih nur noch auf etwa zwei 
Fünftel Schottlands im Nordweſten erftrede, und daß in den ſüdlichen Theilen ded Landes 
(3. B. den Grafſchaften Air und Galloway) die alte keltiſche Sprache durch die ſchottiſch-eng— 
lifche erfegt fei. Wenn daher die Bevölkerung Schottlands nadı dem Genfus von 1861 — 
3,062294 Menden betrug, fo wird man davon doch höchſtens 1%, Millionen dem keltiſchen 
Stamme zutheilen dürfen. In Irland ferner ftellt ſich das Verhältniß in doppelter Weife un— 
günftig für die feltiihen Bewohner ver Infel. Als vein keltiſche Diftricte werden bier aufgezählt 
die Grafihaften Carlow, Kilvare, Queens und Kings countied, Weſtmeath, Meatb, Longford, 
Kerry, Tipperary, Glave, Cavan, Fermanagh, Monaghan, Armagh, Tyrone, Roscommon, 
Zeitrim und Sligo; die übrigen find mit Engländern mehr oder weniger ſtark gemifcht oder 
ganz von ihnen bejegt. Weniger durd die natürlich fortichreitende Germanijirung der Infel 
als durd die maſſenhafte Auswanderung der Iren nad England, Nordamerifa u. f. w. gebt 
auch diefer Haupttheil des Keltenthums feinem Verſchwinden mit ſchnellen Schritten entgegen. 
Der Genfus von 1841 ergab für Irland 8,175124, der von 1851 nur 6,552385 Einwohner, 
bie 1861 bis auf 5,764543 zufammengefhmolzen waren. Die feltifhe Bevölkerung der Infel 
wird daher 5 Millionen fiher nicht mehr erreihen. Was drittens vie Gebiete der Kymren in 
England und Wales anlangt, fo find ihnen im Laufe der Zeit beveutende Landſtriche verloren 
gegangen (außer den oben genannten Cumberland, Weftmoreland u. f.w.). Und aud im eigent= 
lihen Wales wird die kymriſche Sprache niht nur immer weiter weſtwärts zufanımengepreft, 
fondern die Diftricte derfelben find ſchon hier und da von der eindringenden englifhen Sprade 
durhbroden, ſodaß von der Bevölkerung von 1861 = 1,111795 wohl nur 1 Mill. Kym— 
ren zu rechnen find. In Großbritannien fann man daher nur noch 7%, Mill. Bewohner 
feltifher Nationalität rechnen, alfo nicht ganz 26 Proc. ver Gefammtbevölferung. Nicht viel 
anders dürfte die Lage der Kymren in ver Bretagne fein. Die Bretagne umfaßt die Departe- 
ments Göted-du: Nord, Morbiban, Finidterre, Slle-et:Bilaine und Loire inferieure, von denen 
nur bie drei erften und bie meftliche Ecke des fünften von Kelten bemohnt werden, und zwar aud 
bier nicht ungemifcht. Die Volkszählungen aber ergaben da 


1851, 1558. 
Binidtere . . .. 612151 606552 
Gdted:du- Mord. . . 628526 621573 
Morbifan . . . . 472773 473932 
a 1,713450 1,702057. 


In biefen Departements hat alfo in fünf Jahren eine Bevölferungsabnahmeum 11393 Men— 
Shen ſtattgefunden. Jedenfalls ziemlich richtig hat Kolb „Handbuch der vergleichlichen Statiftif”, 
dritte Auflage, ©. 58) die Zahl der Kymren in Frankreich auf 1,100000 gefhägt — eine Zahl, 
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die fmerlich viel zu gering angegeben ift. Die Kopfzahl aller feltifchen Stämme wird daher 
gi, bis hoöͤchſtens 9 Millionen betragen. 

Über die Kelten in ethnographiſcher Beziehung vgl. befonderd Prichard, „Naturgefchichte 
des Menſchengeſchlechts“, bearbeitet von Wagner und Wil, III, 1, &. 53fg.; Noget de Bello- 
guet, „Ethnogenie Gauloise’' (2 Bbe., 1858—61); Perier, „‚Fragments ethnologiques‘ 

(1857); Diefenbad, „Origines Europaeae”, ©. 122g. In ſprachlicher Beziehung vergleiche 
die Werke von Bopp, Brihard, Pictet und namentlih Zeuß („Gramm. Celtica”, 2 Bde., Leip⸗ 
ig 1853). Uber das alte Gallien: Waldenaer, Thierry; über die altgallifhe Sprache: Pictet, 
Monin. Beſonderes Aufiehen haben in neuefter Zeit die Pfahlbaualterthümer der ſchweizeri— 
ihen und italienifhen Alpenjeen gemacht: vgl. darüber die Schriften von Keller, Jahn, Troyon. 
Über die alten Briten vgl. Giles, Barnes, Maſſy, Hughes, Davies, Pofte. In Betreff ver heu— 
tigen Keltenvölker find folgende Schriftfteller hervorzuheben. Bretagne: Daru, Pitre:Cheva- 
lier, Roparg, Villemarqud, A. Schulz (San-Marte), Le Gonider, Courfon. Wales: War: 
ringten, Jones, Woodward, Walter, Enverbie. Man: Johnſtone. Schottland: Low, Wilfon. 
Irland: Wood, D’Eonnor, O' Connellan, Rating, Moore. Endlich über das angebliche Kel- 
tentbum dev Germanen vgl. Holgmann, Mone, Keferftein u. a. H. Brandes, 

Khalifat over Chalifat ift aus dem arabifchen Worte chalafa gebilnet, weldes „nachfol— 
gen“ oder „Die Stelle eined andern vertreten‘ bedeutet. Abu-Bekr, ver erfte Nachfolger oder 
Stellvertreter Mohammed's, als geiftlihes und weltliches Oberhaupt, führte zuerft ven Namen 
Khalif (im arabiihen Ehalifeh oder Ghalifet, aus welchem die Deutſchen das Khalifat bildeten, 
dad aber in diefem Sinne bei ven Arabern Ehiläfet heit). 

Uber das Khalifat ift, ſowol hinſichtlich feiner Attribute ald befonders der Rechte und An- 
iprüche auf daffelbe, unter den Befennern des Jslams viel mit geifligen und materiellen Waffen 
geftritten worden, vom Tode Mohammed's an, bis auf die neuere Zeit, und der Kampf um daf- 
jelbe hat nit wenig zum Verfall ver islamitifchen Reiche beigetragen. Mohammed, ver in fei= 
nem Koran über die unbedeutendften Streitfragen und Geremonien Gefege und Vorſchriften 
erläßt, beobachtet in Bezug auf die BVerfaffung des von ihm gegründeten Staats das tiefite 
Schweigen. Im Koran ift für unbefangene Lefer kaum eine leife Andeutung darüber zu finden, 
von einem göttlichen Rechte fann aljo gar keine Rede fein. Mohammed hat aber nicht nur als 
infpirirter Prophet über den wichtigften Theil des Staatsrechts feinen Aufſchluß gegeben, fon- 
dern auch ald weltlicyer Herrfcher feine Verfügung getroffen, wie und von wen das von ihm 
unterworfene Arabien nad feinem Tode regiert werben follte. Als Grund feines Schweigens 
in legterer Beziehung kann faum etwas anderes angenommen werben, ald daß er ed mit Feiner 
Bartei verberben wollte, und daß einerjeits ihn fein Herz zu feiner Tochter und feinem Schwie- 
gerjohne Ali hinzog, während ihm fein DVerftand, vielleicht auch die ihn beherrſchende Gattin 
Aiſcha, Abu-Bekr, deſſen Toter fie war, ald einen geeignetern Nachfolger zeigte. Erft auf dem 
Krankenbette wollte er feinen Nachfolger beftinnmen, wurde aber durch den von Omar darüber 
angeregten Tumult fowie durch heftiges Fieber daran verhindert, und jo verichied er, ohne fei: 
nen legten Willen geäußert zu haben, und es bildeten fich alsbald drei Parteien, melde auf die 
Serrihaft Anfpruch machten. An ver Spige der einen Partei fand der nahherige Khalif 
Omar, welder für ein Wahlreich war, aber natürlich follten bie Wähler ſowol ald der Gewählte 
zu den älteften Gefährten des Propheten gehören und er wußte zum voraus, daß die Wahl auf 
einen Freund Abu-Bekr, ver ganz fein Werkzeug war, fallen würde. An der Spie der andern 
Partei fand Ali, der angeblich ald Verfechter der erblihen Monarhie das Khalifat für ſich in 
Anſpruch nahm, denn außer feiner Gattin Fatimeh hatte Mohammed feine Nachkommen hinter: 
laffen. Die dritte Partei beftand aus Medinenfern, welche auch für ein Wahlreich ſprachen, das 
yalfine Wahlrecht aber auf einen der Ihrigen beſchränkt wiffen wollten, weil ihnen allein ver 
IJelam fein Gedeihen und feine Macht zu verdanfen hatte. (S. Mobammedanismus). Die 
Mevinenfer würden ohne Zweifel den Sieg davongetragen haben, wenn fie einig geweſen 
wären, aber die Bevölferung der Stadt befand aus zwei Stämmen, die von alter Zeit her mit- 
einander um die Herrihaft fritten und von denen jeder fie lieber einem Fremden ald einem Ein: 
beimiihen aus dem feindlihen Stamme gönnte, und fo gelang e8 Omar, die Wahl zu Gunften 
Abu-Bekr's durchzuſetzen. Abu-Bekr, bei welchem wegen feines vorgerückten Alters vorauszu- 
ben war, daß feine Regierung nur von £urzer Dauer fein würde, ernannte vor feinem Tode 
ine Anzahl Wähler, von melden er wiffen Eonnte, daß fie ihre Stimmen Omar geben würden, 
Mräbrigens ſchon zu Lebzeiten Abu-Bekr's factifcher Khalif war, Eine ähnliche Beſtimmung 

af Omar, von welcher fih erwarten ließ, daß Osman aus ver Wahlurne hervorgehen würbe. 
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Unter ven beiden erften Khalifen hören wir nichts von einer Oppofition von feiten Ali's und 
feiner Partei. Zur Zeit Abu-Bekr's war das Khalifat gerade feine ſehr wünſchenswerthe 
Würde. Mohammed hatte den Islam mehr durch Lift und Gewalt ald durch Überzeugung ver- 
breitet, darum wurde er auch nad) feinem Tode in vielen Provinzen wieder abgefhüttelt, und es 
bedurfte des Zufammenhaltens aller Gläubigen, vergangen Energie Omar's und aller Klugheit 
Abu:Bekr’s, um den Aufruhr zu erftiden. Omar, der Eroberer von Berfien, Syrien und Agyp⸗ 
ten, war ein fo tüchtiger Negent und gewann die Araber, welde er mit Kriegsruhm und Beute 
fättigte, in einem folhen Grabe, daß unter feiner Regierung fein Zweifel an feiner Zegitimität 
ohne die größte Gefahr ausgeſprochen werden fonnte, Erft unter dem greifen und ſchwachen 
Dsman, der ih manche Blöße gab und viele Feinde zuzog, regte ih Ali und feine Partei wieder 
und fhon damald wurde gelehrt, daß Mohammed vereint wieder auferfteben werde, und daß 
Ali fein Vezier gewefen, ver bis zur Wiederkehr des Propheten von ihm ald Stellvertreter ein: 
gefeßt worden fri. Zu den Freunden und Verehrern Ali's, weldhe unter dem Namen Schiiten 
befannt find, gefellten fi noch andere Unzufriedene und herrfchfüchtige Männer, welche gegen 
Osman aufftanden, ihn zur Abdankung aufforderten und zulegt ermordeten. Ali empfing jept 
das Khalifat aus der Hand der Khalifenmörder, aber er hatte zuerft diejenigen zu bekämpfen, 
die ſelbſt die Früchte des von ihnen angefhürten Aufruhrs pflüden wollten (Talha und Zubeir), 
und als diefe befiegt waren, machte ihm Muawia, ein Verwandter Osman's, welher Statthalter 
von Syrien war, den Thron ftreitig. Es fam zu blutigen Kriegen zwifchen ihnen, dann zu einer 
faetifhen Theilung des Reiche, auf welche bald die Ermordung Ali's folgte. Da Ali's ältefter 
Sohn (Hafan) fid) dem Muawia unterwarf und defjen jüngerer Sohn (Hufein) fpäter bei einem 
Aufftande getödtet wurde, gründeten die Omeijaden, d. b. das Geſchlecht Muawia's, deſſen Ur— 
grofvater Omejja hieß, das Khalifat von Damask, beherrfhten von bier aus alle von Omar 
eroberten Ränder und dehnten ihre Eroberungen nod über das weſtliche Afrifa und Spanien, 
über einen Theil von Indien und gegen Norden bis an das Kaspifche Meer und in das Herz von 
Armenien und Kleinafien and. 

Was die Erbfolge unter den Omejjaden angeht, fo wurde fie in der Regel von dem jeweili— 
gen Khalifen im voraus geordnet. Muawia lief feinem Sohne Jezidl. ald Nachfolger huldigen, 
diefer feinem Sohne Muawia II. Als legterer ohne Verfügung ftarb, trat Merwan L, der von 
einer andern Linie von Omejja abflammte, zuerft ald Reichsverweſer auf und regierte im Na— 
men eines minderjährigen Bruders Muawia’s Il. Sobald er aber feine Gegner beflegt hatte, 
bemädhtigte ex fich des Thrones und ließ feinen Sohn Abd-Almelik als feinen Nachfolger procla- 
miren. Diefer ging noch einen Schritt weiter, indem er einen erfien (Welid) und einen zweiten 
(Suleiman) Nachfolger beftimmte. Letzterer wollte feinem minderjährigen Sohne buldigen 
laffen, ließ fi aber furz vor feinem Tode bereden, feinen Vetter Omar I. in einem verjiegelten 
Teftamente ald Khalifen zu beftimmen, und man mußte dem Bezeichneten, ohne ihn zu fennen, 
Treue und Gehorfam ſchwören. Als Omar Il., wahrſcheinlich von feiner eigenen Familie ver: 
giftet, ohne einen Nachfolger bezeichnet zu haben, ftarb, folgte ihm Jezid IL., ein anderer Sohn 
Abd: Almelif’@, welcher feinen Bruder Hifham als erften und feinen eigenen minderjährigen 
Sohn Welid IL. ald zweiten Nachfolger beſtimmte. Diefer wurde wegen feines ſchlechten Lebens 
wandels von feinem Better Jezid I. vom Throne geftürzt, der bald jeinerfeits von feinem Oheim 
Merwan I., vem lebten Omejjaden in Damasf, verbrängt wurde. 

Manche Aliden und andere Prätendenten erhoben unter ven Omejjaden noch die Fahne des 
Aufruhrs in einzelnen Provinzen, fie mußten aber ihre Herrſchſucht mit ihrem Blute bezahlen. 
Nichtsdeſtoweniger vermehrten fih die Anhänger ver Aliven im ftillen, bejonders in den an 
Indien und China grenzenden Provinzen Perſiens, wo die Lehre von Seelenwanderung und 
Gotteöverförperung einheimifh war. Ali war faum todt, als von ihm wie früber von Moham— 
med behauptet wurde, er werbe einft wieder aus den Wolfen zur Erde niederfteigen, bis vabin 
aber feien die Imame aus feinem Geſchlechte als feine Stellvertreter anzufehen. Die Imame 
waren nad dieſen fchiitifchen Kehren, wie die Propheten, von göttlibem Lichte durchdrungen, 
bildeten gewiffermaßen felbft einen Theil der Gottheit, durften daher auc die größte Vereh— 
rung und den unbedingteften Gehorfam anfprehen. Viele Miffionare verbreiteten diefe und 
ähnliche Dogmen in Perfien und unterwühlten damit die Herrfchaft ver Omejjaden, melde als 
Tyrannen und Ufurpatoren dargeftellt wurden und ſelbſt wol nie daran daten, ihren Thron 
auf ein göttliche Recht zu flügen. 

Zu den Nachkommen Ali’ gefellten ſich fpäter auch die eines Oheims Mohammed’s, welcher 
Abbas hieß. Sie vereinigten fih zum Umfturze des Thrond des Omejjaden, warben Anhän- 
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ger für den rechtmäßigen Imam, ohne ihn näher zu bezeichnen, denn die Berfon wechſelte mit der 
Zeit, und ſelbſt unter den Schiiten war man nicht immer einig über den zum Imam zu wählen: 
den Sprößling aus dem Geſchlechte des Propheten. Als endlich die legte Stunde dev Omejjaden, 
die auch noch durch innere Zwiftigfeiten beſchleunigt wurde, geichlagen hatte, ſtandan der Spige 
der Aufrübrer, welche von Berfien her gegen Syrien vorrüdten, ein Senbling der Nachkommen 
des Abbas, und Die Folge davon war, daß nad ihrem Siege (132 der Hedfhra = 750 n. Ehr.) 
die Aliven abermals verdrängt wurden und die Abbajiden das Khalifat von Bagdad gründe: 
ten, weldyes fich bald über alle ven Islam untertworfene Länder erftredte, mit Ausnahme Spa: 
niend, wohin ein Sprößling der Omejjaben fi flüchtete (September 755), den die dortigen 
Glienten ver Dmejjaden und die mit der Negierung unzufriedenen Araber von jemenitifcher 
Abkunft ald ihren rechtmäßigen Herrn anerfannten, und deſſen Nachkommen ji bis ind 
11. Jahrhundert in Gorbova behaupteten. 1) 

Die Aliden wurden jeßt von den Abbaſiden nicht weniger ald früher von den Omejjaden 
verfolgt, fie griffen zunähft zu Empödrungen, und ald fie gedämpft waren, zu neuen geheimen 
Miſſionen. Wir haben noch zwei Briefe, in welchen die einen wie die andern ihre Anfprüche 
aufdas Khalifat geltend machen. Als nämlich ver Alive Mohammed Ibn: Abd: Allah im Jahre 
144 der Hevichra (= 761—62 n. Chr.) ih in Medinah gegen den Khalifen Manfur empörte, 
ihrieb er diefem unter anderm : „Unſer Bater Ali war der zur Herrſchaft Beftimnite, er war der 
Imam, wie wollt ihr fein Reich erben, da feine Nadfonmen noch am Leben find? Fatimeh, die 
Tochter ded Propheten, war unfere Mutter. Gott hat und auderforen, indem er und von Mo- 
bammed, jeinem Propheten, abftammen ließ und von Alt, der allen andern im Jslam vorange— 
gangen und der an Gelehrſamkeit und Kriegsruhm alle andern Gefährten übertraf u. ſ. w.“ 

Darauf erwiderte nun Manßur: „Wenn bu durch deine Verwandiſchaft mit Frauen dich 
zum Aufruhr berechtigt fühlft, fo bift du im Irrthum. Gott hat die Frauen nicht den Vätern 
und Oheimen und nicht männliden Verwandten gleichgeftellt.... Ihr nennt euch Söhne des 
Geſandien Gottes, ihr feid aber nur Söhne feiner Tochter, allerdings feine nächſten Verwand— 
ten, aber obne Recht auf Erbſchaft. Sie jelbft konnte weber die weltliche noch die geiftliche Herr- 
ſchaft erben, wie follte fie fie auf ihre Nachfommen übertragen können? Hat nicht dein Vater 
(Ali) zu jeder Zeit geheim und öffentlich danach geftrebt, und doch z0g ihm dad Volk Abu: Bekr 
und Omar vor... Auch Othman wurde ihm fpäter vorgezogen und ald er getöbtet wurde, Fam 
Ali in Verdacht der Mitſchuld. . . . Nach Ali hat übrigens Hafan feine Anfprüce auf das Kha- 
Iifat an Muawia verkauft... Abbas war ver einzige unter ven Oheimen Mohammed's, der ihn 
überlebte, folglich hatte er die nächſten Anfprüche auf deffen Erbe u. f. w.“ 

Aus diefen Briefen ergibt ih, daß um dieſe Zeit Aliden ſowol ald Abbaſiden einfach ihre 
Anfprüce auf ihre Verwandtſchaft mit Mohammed gründeten und daß fie wenigftend offen ge: 
nug waren, um nicht von unmittelbarer göttlicher Infpiration zu ſprechen und vom ausſchließ— 
lichen Befige der Schlüffel zur Löfung aller religidfen Fragen, wie ihre Miffionare zur Bethö— 
rung des Volks gelehrt hatten. 

Was die Thronfolge unter den Abbaſiden jelbit angeht, jo war auch hier fein anderes Geſetz 
geltend, ald das der Beftimmung ded Nachfolgers oder der Nachfolger durch den jeweiligen Kha— 
lifen, ein Geſetz, das aber fhon unter dem Khalifen Manßur übertreten wurde. Der erfte Ab- 
bafide Al-Saffah Hatte nämlich feinen Bruder Manfur als erſten und feinen Vetter Iſa Ibn— 
Muſa als zweiten Nachfolger beftimmt. Manßur forderte diefen aber auf abzudanken, angeb— 
lich weil Äh der Volkswille zu Gunften feines eigenen Sohnes Mahdi ausgeſprochen habe. Iſa 
(brieb ihm darauf unter anderm: „Der Grundpfeiler, auf dem das Stantögebäude ruht, ift der 
legte Wille des verftorbenen Khalifen; dieſem zufolge find wir beide vor Gott gleich und es ftcht 
feinem Gläubigen zu, davon abzugeben. Dem einen wie dem andern von uns ift man Treue 
culdig, und wird fie mir verfagt, fo bleibt fie auch gegen dich nicht mehr heilig... Glaube nicht, 
daß du dem Verderben entgehft, wenn nicht feftgebalten wird an dem, was vor Gott beſchworen 
werden iſt. Wer Dir jegt Gehör ſchenkt und mir entzieht, wad mir gebührt, wird bei einer an: 
dern Gelegenheit in gleicher Weile gegen Dich verfahren und das ganze Staatsgebäude ftürzt un 
fo eber zuſammen.“ Iſa wurde jedoch durch allerlei Drohungen gezwungen, auf fein Necht zu 
Serzichten. 

Die Aliven liefen fi indeſſen durch alle erlittenen Niederlagen nicht abſchrecken, und ſchon 


MHiſcham IIL., der legte Omejjade in Cordova, wurde im December 1031 entthront und farb im 
Deenber 1036. 
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unter Harun-ar-Raſchid gelang es ihnen im weftlichen Afrifa mit Hülfe der Berber, die Dyna: 
ftie der Eorifiten zu gründen. Der Khalif Almamun, der von Perſern geleitet war, dachte an 
eine Verſchmelzung der Abbafiden mit den Aliven, indem er Ali-Rivha, einen Sprößling aus 
dent Geſchlechte Ali's, als feinen Nachfolger beftimmte und ihn mit feiner Tochter vermählte. 
Diefer Verſuch fheiterte jenodh an dem Widerſtande der Häupter und Anhänger der Abbafiden. 
Er wurde, da Ali-Ridha bald naher farb, oder von Mamun felbft vergiftet ward, gänzlich 
aufgegeben und Almutagim, ein Bruder Almamun’s, zum Nachfolger beftimmt, 

Mit Almutaßim's Tod (227 der Hedfchra — 842 n. Chr.) beginnt ſchon der Verfall des 
Khalifats, indem wenigftend die weltliche Gewalt den Händen der Khalifen entriffen wurde und 
in die der Führer der fremden Truppen, welche die Leibwache bildeten, überging. Man fann 
eigentlich fagen, daß mit dem Siege der Abbafiden über die Omejjaden das arabifche Element 
unterbrücft wurde und Perfer und Türfen die wirklichen Herren wurden, benn das Heer, weldyes 
jenen ven Sieg verfchaffte, beſtand größtentheild aus Choraſanern. Einen zweiten Sieg erfoch— 
ten die Berfer über die Araber unter Almamun, der mit ihrer Hülfe feinen Bruder Emin vom 
Throne flürzte, deffen Truppen aus Arabern beftanden. Auch viele Türfen wurden ſchon unter 
Almamun angeworben, und er ließ ſich ausfhlieflih von Türfen bevienen, weil er ven Arabern 
gar nicht und den Perfern wegen feiner wanfelmüthigen Politik nicht mehr unbedingt trauen 
fonnte. Almutaßim ging aber nod weiter, indem er den Kern feiner Macht, beſonders jeine 
ganze Leibwache, aus angefauften oder angemorbenen Türfen bildete. Er bedurfte ihrer freilich, 
theild® um die unruhigen Araber im Zaume zu halten, theils gegen das Ausland, denn ed war 
um diefe Zeit ein gewiffer Mangel an brauchbaren arabifchen Soldaten eingetreten. Die Bedui— 
nen, welche an den erjten Kriegen des Islams den thätigften Antheil genommen hatten, waren 
zum Theil, als keine Ausficht auf Raub und Beute mehr vorhanden war, in ihre Wüſte zurüd- 
—*— oder hatten ſich in den eroberten Provinzen, beſonders in Spanien, in Weſtafrika, in 
Agypten, am Euphrat und Tigris, ſowie an den Küſten des Rothen und Perſiſchen Meeres nieder: 
gelaſſen. Hier wurden fie bald durch das neue üppige Reben entnervt, der kriegeriſche Geiſt ver— 
lor ſich nach und nach, weil ſie ſich mehr der Wiſſenſchaft, den Gewerben, dem Ackerbau und ganz 
beſonders dem Handel hingaben, welcher um dieſe Zeit in höchſter Blüte ſtand und faſt aus— 
ſchließlich in den Händen der Araber war. 

Schon unter Almutaßim's Sohn Alwathik waren die Türken Aſchnas Bogha, Waßif und 
Itach im Beſitze der erſten Würden, und erſterer wurde förmlich Stellvertreter des Khalifen und 
war außerdem noch Statthalter von Ägypten, Syrien, Mefopotamien und der Provinz Aftifa, 
wohin er beliebige Unterftatthalter fegte. Nach dem Tode Alwathik's wollten die Araber deſſen 
minderjährigen Sohn zum Khalifen wählen, aber Waßif widerfegte fih und ließ einem Sohne 
Almutaßim's huldigen, ver unter vem Namen Almutawaffil regierte und der, als er ſich fpäter 
Waßif's entlevigen wollte, von ihm, im Einverftändniffe mit andern Türfen, und jeinem eigenen 
Sohne Almuntaßir, welder von dev Nachfolge ausgeſchloſſen werden follte, ermordet wurde. 
Die Türfen waren ed auch, welche, nach dem Tode Almuntaßir's, ven Khalifen Almuftain auf ven 
Thron erhoben, und von nun an müffen ſich die Araber nicht nur von Türken beherrfchen, fon: 
dern auch ihre Khalifen, alfo ihr geiftliches Oberhaupt, von ihnen wählen laffen. Einige Kha— 
Iifen, mie Almutamid, Almutabhid und Almuktafi, erlangten zwar wieder etwas mehr Selbitän: 
digkeit, theils infolge der Uneinigkeit unter ven Häuptern ver Türken, theils infolge ved Bünd— 
niſſes zwifchen den ſich an fe anſchließenden Abendländern, Berjern und Arabern, aber ihre 
Nachfolger verfielen bald wieder in die frühere Ohnmacht und wurden das Werkzeug ihrer Sul: 
tane oder Emire Alumra, welche alle weltlihe Macht an ſich riffen und auch wieder ihnen ange= 
nehme willenlofe Männer ald Herrfcher beftimmten. Der Khalif Almuktadir wurde von Mu: 
nis getöbtet, fein Nachfolger Alkahir von dem Oberften Sima entthront und geblendet. Unter 
den folgenden Khalifen find die Emire Alumara, Badjkam, Ibn-Raik, Turun und andere die 
eigentlichen Herren und unter den nachherigen Emiren aus dem Gejchlechte ver Bujiden finft das 
Khalifat noch tiefer, denn während die Khalifen von den Emiren nad) Belieben auf den Thron 
gehoben und wieder abgefegt wurden, wurde dad Emirat erblih. Der Sturz der Bujiden brachte 
ven Khalifen nur einen Wechfel ihrer Herren, denn ihre Stelle nahmen die Seldjufen ein, und 
erſt als diefe, infolge innerer Spaltungen, an Macht verloren, erlangten die Khalifen wieder 
einige Selbftändigfeit und zumeilen auch erweiterte Macht und größern Einfluß auf andere Für— 
fen des Jslam. Doc bald erfolgte, durd die Einfälle ver Mongolen, welde ver Khalif At- 
naßir felbft, aus Furt vor den Sultanen von Charizm, herbeigerufen hatte, der gänzliche 
Untergang des Khalifats. (656 der Hedſchra = 1258 n. Ehr.) 
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Das das Khalifat, fobald einmal die Khalifen von Fremdlingen auf den Thron gehoben 
wurden ımd als folche nur willenlofe Sklaven diefer Fremdlinge waren, immermebr an Anfehen 
verlor, daß deſſen weltliche Oberherrſchaft nicht weiter reichte als die äußere Macht derjenigen, 
vie ed beherrſchten, ift leicht begreiflich, und fo erflärt ſich auch, wie es einzelnen Feloherren, 
Stattbaltern oder Stammhäuptern gelang, ſelbſtändige Dynaftien zu gründen, deren ganze Ab- 
bängigfeit vom Khalifen darin beftand, daß fein Name nod neben dem des Landesfürften im 
Gebete oder auf Münzen genannt wurde. So erhoben fih, unabhängigvom Khalifat, die Aghla— 
hiten in Kairawan und Sicilien, die Tuluniden und Ichſchiden in Hgupten, die Hambdaniden in 
Meiopotamien, die Sadjiten in Armenien, die Tahiriden, Saffariden, Samaniden, Gaznamiden 
und Dilemiten in Perfien und endlich die Bujiden und Selpjufen, welche ſelbſt ihre Reſidenz 
in Bagdad aufichlugen. Es fiel feinem Haupte der genannten Dynaftien ein, Anfprüde auf 
Legitimität zu machen und den Namen Khalifen zu ufurpiren, aber nichtsdeſtoweniger gehordh: 
ten fie dem Khalifen ald Staatdoberhaupte nur wenn fie fein Schwert fürdten mußten, und 
nicht jelten führten fie fogar offenen Krieg gegen ihn. Man muß fih nur wundern, daß vie 
Khalifen, wie fie nad dem Tode Alwathik's waren, noch ald Imame (Hobepriefter) anerfannt 
wurden, und nur Scheu vor den Theologen, welche Berwandtfchaft mit Mohammed ald weient: 
liche Bedingung zur Herricherfähigkeit anfahen, konnte factifh unabhängige Fürſten abhalten, 
ih ganzlih vom Khalifen zu Bagdad, der zumweilen nur noch Herr der Reſidenz war, loszureißen. 

Neben den genannten Dynaftien, welche feine legitimen Anfprüche auf das Khalifat machten 

und in der Regel noch einen Schein von Unterwürfigfeit bemahrten, erhoben ſich andere, welche 
6 ganzlih vom Khalifat losfagten, weil fie, auf ein gemifles Erbrecht geftügt, fortwährend 
gegen bie Regitimität der Abbaſiden proteftirten. So die Omejjaden in Spanien, die Eprijiten 
in Wellafrifa, die Aliden in Tabariftan und endlich die Fatimiden, zuerft in Kairawan und 
ipäter in Agypten umd einem Theile von Syrien. Letztere waren oder galten wenigſtens ald 
Nahtommen Ali's, und bahnten fi den Weg zum Thron durch jene antiislamitifhen Dogmen 
vom Imamat, wie fie ſchon von einzelnen Miffionaren zur Zeit ver Omejjaden im ftillen ver: 
breitet worden waren. Hier finden wir die theofratifchen Doctrinen in ihrer höchſten Blüte, denn 
der Imam war nit mehr blos ein von Gottes Gnaden eingeſetztes geiſtliches und meltliches 
Oberhaupt, er war nit nur Papſt und Kaiſer, fondern er war felbft ein Theil der Gottheit. 
Diefe Khalifen waren um fo unumſchränkter, als felbft der Koran, welcher dem Despotismus 
der Omejjaden und Abbajiven eine Grenze feßte, für fie jo gut wie gar nicht mehr vorhanden 
war, denn er wurde ganz nad) Belieben allegorifch geveutet und das Fetwa des von Gott infpi: 
tirten Khalifen war unmiderruflih. Die Fatimiven waren den Abbafiden um fo gefähr: 
licher, ald fie durch ihre Miſſionare ihr ganzes Staatsgebäude unterwühlten und ihr Anhang 
mitunter aud in den zum Abbaſidenreiche gehörenden Provinzen fich Öffentlich gegen ihre Herr: 
ſchaft auflehnte. So ſchlugen die Karmaten, welche auch zu dieſen exaltirten Schliten gehörten, 
mehrere Heere ver Abbaſiden und befegten, Freilich nur kurze Zeit, die Hauptftabt des Glücklichen 
Arabien, die Städte Kufa und Bafrah, ja ſogar die heilige Stadt Mekka, während fpäter ein 
ganzes Jahr hindurch felbft in Bagdad vie Fatimiden ald rechtmäßige Herrſcher angefehen wur: 
den. Die Bujiden, welde aus Perfien ftanınten, und felbft Schiiten waren, thaten wenig, um 
den Lehren und Waffen der Fatimiden Schranfen zu fegen, erft als die Selpjufen, melde Sun- 
nen waren, gegen bie Mitte des 5. Jahrhunderts mohammedaniſcher Zeitrehnung, an ihre 
Stelle traten, wurden die Fatimiden wieder aus Mefopotamien und Syrien vertrieben und nur 
Agspten blieb ihmen noch bis zur Zeit Saladin’s.?) 

Mit dem Wiederaufblühen des Abbaſidenkhalifats unter den Seldjuken, welches, fo machtlos 
auch die Khalifen felbft waren, doch wieder im ganzen Often, in Arabien, in einem beträchtlichen 
Theile von Afrifa, in Syrien und den füblihen Provinzen von Kleinafien anerkannt ward, 
mashten aber auch die ſchiitiſchen Miffionare neue Anftrengungen und fuchten durch Fanatismus, 
durh unbedingte Hingebung und Opfermwilligfeit wieverzugewinnen, was ſie an Menſchen— 
zahl und Länderbefig eingebüßt hatten. Es wurbe ein neuer Orden, der der Aſſaſſinen, geftiftet, 
und der erfte Großmeifter biefes Ordens Hafan Ibn-Sabah nahm zu allerlei Sinnestäufhun- 





„2 Die Herrfchaft der Fatimiden dauerte vom Jahre 296—567 der Hebfchra = 909— 1171 n. Ghr. 
beib Allah, der erfte Fatimide, farb im Jahre 322 der Hedfchra. Unter Almuizz livdinsillah, welcher 
— liſentitel annahm, wurde (348 der Hebſchra) Agypien und ein Theil von Syrien erobert, unter 

haft biamr siflah (386 — 397) die Religion ber Deufen verbreitet. Der fette Khalif Aladhad, 
welchet bie Franfen gegen Schirfuh zu Hülfe gerufen hatte, ftarb im Jahre 567 der Hebfchra. 
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gen und Sophismen feine Zuflucht, um die kräftigften Jünglinge unter feinen Schülern zu un— 
bedingten Werkzeugen feines Willens heranzubilden. Sie eroberten bald fefte Pläge in Perſien 
und Syrien, aud welchen die mächtigſten Seldjufenfultane fie nicht zu vertreiben vermodten, und 
fie waren ald Meuchelmörder fo gefürchtet, daß felbft Männer wie Nureddin und Saladin vor 
ihren Drohungen zurüdichredten, denn diefe Fanatiker, welche auf Befehl ihres Großmeifters 
und im Namen des bald verborgenen, bald fihtbaren Imams handelten, gingen felbft mit größ— 
ter Luft dem Tode entgegen, weil fie überzeugt waren, dadurch allein der höchſten unvergäng: 
lichen Freuden des Paradiefes theilhaftig zu werden. Erſt der Mongole Hulagu machte der 
Herrſchaft ver Affaffinen in Perfien, ohngefähr gleichzeitig mit der der Abbafivenkhalifen in 
Bagdad, ein Ende, während der Mamlufenfultan Beibars nicht lange nachher von ihren Burgen 
in Syrien Befig nahm. Letzterer ſuchte auch, um feiner Herrſchaft eine gemwiffe legitime Grund: 
lage zu bereiten, dad Abbafidenkhalifat, wenigſtens ald Hohenpriefterthum, zu reſtauriren. Er 
nahm einen Sprößling aus dem Khalifenhaufe auf, huldigte ihm als Khalifen und verpflichtete 
jich, die im Koran vorgefhriebenen Geſetze zu beobachten, ſich an die Vorfhriften der Tradition 
zu halten, das Gute zu befördern, das Schlechte zu hindern, mit Eifer für den Schuß des Glau— 
bens zu kämpfen, nur auf gefeglihem Wege Steuern zu erheben und fie auf rechtliche Weife zu 
verwenden. Der Khalif belehnte hierauf den Sultan mit der Herrſchaft über alle dem Islam 
unterworfenen Provinzen ſowie mit allen zufünftigen Groberungen. Zugleich verlieh er ihm 
die Uniform, welche ihn ald Nepräfentanten der Abbafiden harafterifirte, ſowie alle übrigen 
Infignien des Sultanatd: Schwert, Fahne, Schild u. dgl. Beibard hatte urſprünglich de 
Abficht, das Khalifat von Bagdad auch thatfählich wiederherzuftellen, indem eı den Khalifen 
in Stand fegen wollte, die Hauptftadt wiederzuerobern. Später fürchtete er jedoch, daß, wenn 
der Khalif Herr von Bagdad fein werde, er ald Fürft der Gläubigen die höchſte Gewalt und un— 
beichränfte Herrſchaft über alle vem Islam unterworfenen Länder anfpreden würde und früb 
oder fpät ihn feiner Würden entfegen oder eines Theiles feiner Linder berauben könnte. Er zog 
daher einen Theil der Truppen, welche er vem Khalifen zur Verfügung geftellt hatte, zurüd, un 
diefer unterlag in einem ungleihen Kampfe gegen den mongolifchen Statthalter von Bagdad. 
Beibars fegte dann einen andern Abbaſiden ald Khalifen ein, behandelte ihn aber wie einen Ge: 
fangenen, und geftattete ihm nicht den geringften Einfluß auf die Negierungsangelegenheiten. 
Die Nahfonmen dieſes Khalifen vegetirten unter den folgenden Mamlufenfultanen in, Agyp— 
ten fort, und wurden, je nad der Macht und dem Einfluffe derfelben, aud außerhalb Agypten 
und Syrien, mitunter fogar in Bagdad und Tebriz, in Mefopotamien und einem Theile von 
Kleinafien, in Tunis und fogar in Indien ald Imame anerkannt. Verſuchten fie ed aber, aus 
ihrer Machtlofigfeit hervorzutreten und nach weltlicher Herrſchaft zu trachten, ſo wurden ſie ent- 
fett. Der legte dieſer Schattenkhalifen, Almutawakfil, wurde vom Sultan Selim, welder der 
Mamlukenherrſchaft in Ägypten ein Ende machte, nah Konftantinopel gefchleppt und in der 
erſten Zeit mit vieler Ehrerbietung behandelt, bis er von feinen eigenen, mit ihm nach Konftan: 
tinopel geführten Bettern, angeklagt wurde, viele Agypter um ihr Vermögen gebracht zu haben. 
Da ließ ihn Selim, weil er aud in Konftantinopel einen ſehr ſchlechten Lebenswandel führte, 
nad) der Feſtung Saba Kuliat bringen, wo er bid zum Tode ded Sultand eingeferfert blieb. 
Selim's Nahfolger Suleiman erlaubte dem Khalifen wieder nad Konftantinopel zu kommen 
und fpäter fogar nah Kahira zurüdzufehren, wo er nochmals als geiftlihes Oberhaupt auf: 
trat, indem er Ahmed-Paſcha, ven rebellifhen Statthalter von Agupten, als unabhängigem 
Sultan von Ägypten huldigte. Die Empörung wurde aber bald gedämpft, und vom Khalifen 
ift weiter feine Rede mehr. Er ftarb in der Zurücgezogenheit im Jahre 1538 und hinterlien 
zwei Söhne, welche fpurlos verſchwanden. 

Die odmanifhen Sultane maden feit diefer Zeit, auf die Weihe und angebliche Ceſſion des 
legten Abbafivenkhalifen fich ftügend, nicht nur auf eine legitime weltliche Oberherrſchaft über 
alle Völker des Islams Anſpruch, fondern wollen ſich auch als Erben des Khalifats die höchſte 
geiſtliche Würde, das Imamat, zuſprechen, finden aber hierin nicht nur bei den Schiiten, welche 
nur Nachkommen Ali's als legitime Khalifen anerkennen, keine Zuſtimmung, ſondern werden 
auch von den Sunniten, wenigſtens von den Unterrichteten unter denſelben, nicht als Imame an— 
geſehen, weil auch ſie die Abſtammung von Kureiſch, dem Geſchlechte Mohammed's, als Vorbe— 
dingung zur Erlangung des Khalifats betrachten. 

Die Schiiten blieben übrigens auch nach dem Untergange ver Fatimiden und nach der Unter: 
werfung der Aſſaſſinen nicht unthätig. Sie gründeten nicht nur ſpäter in Weſtafrika ein mäch— 
tiges Reich, ſondern erhielten auch früher ſchon in Aſien an den zum Jslam übergetretenen 
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Mongolenfürften (Ilchane) von Berfien eine neue Stüge, und wenn diefe aud) weit davon ent- 
fernt waren, felbft der Herrſchaft zu Gunſten eines Sprößlings aus dem Geſchlechte Ali's zu 
entfagen, jo befümpften fie doch mit fchiitifchen Waffen die Länder und Herrſcher, welde das 
Khalifat der Abbaſiden anerkannten, und wurden von der Bevölkerung Perſiens, welde von 
ieber mehr Neigung zur ſchiitiſchen Auffaffung des Islam hatte, unterftügt. Ihr Haß gegen 
die Sunniten ging fo weit, daß jle ſogar wiederholt mit hriftlichen Mächten Bündniſſe ſchloſſen, 
um der Herrichaft der Sunniten in Ägypten und Syrien ein Ende zu machen. Gleiche Bolitif 
befolgten die nachherigen Timuriden oder die Nachfolger Tamerlan’s, und als aud) diefe durch 
innere Spaltungen zerfielen, erhoben ſich die Schiiten aufs neue in der Perfon des von Ali ab: 
fammenden Ismail Sufl. Diefer nahm den von Timur und Uſun Hafan begonnenen Kampf 
gegen die Osmanen, die nunmehrige Stüße der Sunniten, wieder auf, und feine Nachkommen, 
die Schahs von Perjien, fegten ihn mit wechſelndem Glück bis in die neuere Zeit fort. 
Mobammedaniihe Staatsidee. Aus obigem gedrängten Überblick der Gefchichte des 
Khalifats ergibt ih, dap wenn auch Mohammed Religionsftifter und Staatengründer zugleich 
war, er doc weder als Prophet noch ald weltliher Herrſcher ji über die Verfaflung des von 
ihm gegründeten Staats ausgeſprochen hat, und daß, wenn die abjolut monarchiſche ſich trog 
dem republifanifchen Geifte und den republifaniichen Gewohnheiten der Araber im Islam von 
ielbft verftand, er es jedenfalls verfäumt hat, zwifchen einer Wahl: und Erbmonardie eine Ent: 
iheidung zu treffen und die Erbfolge oder den Wahlmodus zu beftimmen. Wenn wir daher 
von einer mohammedaniſchen Staatsidee ſprechen, fo verftehen wir darunter die unter ben 
mobammedanifhen Völkern zur Geltung gefommenen Staatsprincipien, nicht die von Mo- 
bammed jelbft aufgeftellten. Arabien war zur Zeit Mohammed's in eine Anzahl Eleiner Repu— 
blifen getheilt, von denen jede ihr Oberhaupt hatte, dad in patriarchalifcher Weiferegierte. Diefe 
Stammbäupter mußten zwar alle Mohammed's Oberherrichaft ſowol als fein Prophetenthum 
anertennen, aber im übrigen blieben die frühern Ginrichtungen beftehen, und trog aller Einheit 
ded Glaubens und des Staats gelang es doch Mohammed nicht, die in zahlreiche, ſich mitunter 
feindlih einander gegenüberftehenvde Stämme getheilten Araber zu einer Nation zu verfchmel: 
zen. Bon dieſer noch fortbeftehenden Spaltung rühren auch zum Theil die vielen Empörungen 
und innern Kriege ber, denen häufig religiöfe Fragen nur zum Vorwand dienten. So wurde 
glei bei der erften Khalifenwahl dadurd der Ausſchlag zu Gunften Abu-Bekr's gegeben, daß 
die mit ihm verwandten und ihm ergebenen Aslamiten nach dem Wahlplage eilten und ſich für 
ihn erflärten. 
Wir haben gefeben, va nad dem Tode Mohammed's die Verfechter eines Wahlreichs, mit 
freilich fehr beſchränktem activen und pafjiven Wahlrechte, und die einer erblihen Monardie 
einander gegenüberftanden und daß erftere den Sieg davontrugen. Die Omejjaden führten 
zuerft die erbliche Monarchie ein, obgleich es ihnen ſchwer fiel, eine ſolide Grundlage für ihre Le— 
gitimität zu Änden, denn fie waren nicht nur feine nähern Verwandten Mohammed’s, fondern 
fe hatten ihn fogar bis zur Eroberung Mekkas bekämpft. Muawia fonnte feine Anſprüche nur 
auf feine Verwandtſchaft mit dem ermordeten Khalifen Osman flügen. Er trat als deſſen Blut- 
rächer auf und proteftirte gegen die Wahl Ali's, die diefer nur Khalifenmörbern verdanfte; er 
hätte aber nach feinem Siege eine neue freie Wahl anordnen oder wenigftend nicht feinen Sohn 
als Nachfolger beftimmen ſollen. Mit größerm Rechte traten die Abbajiden und Aliden als erb⸗ 
lie Monarden auf, die einen auf ihre Abkunft von einer Tochter Mohammed's ſich berufend, 
die andern auf ihre Abſtammung von einem Oheim veffelben. Da Religion und Recht, Kirche 
und Staat bei ven Mohammedanern ebenfo wenig als bei den Juden gefondert find, fo ift der 
Khalif zugleich tweltliches und geiftliches Oberhaupt, legteres jedoch, weder bei den erften Kha— 
liſen nod bei den Abbafiven, im oberpriefterlih:päpftlihen, mit dem Begriffe von Infallibi- 
Ität und Inspiration verbundenen Sinne, Der Khalif follte der erfte Imam fein, er follte die 
Grerutive in religidfen wie in politifhen Angelegenheiten haben, aber er konnte ebenjo wenig 
nee Dogmen als neue Civil- oder Strafgefege decretiren. Der Koran galt ald Geſetz und 
Religionsbuch, mo er nicht ausreichte, mußten mündliche Tradition, Analogie und ältere Sapun: 
gen aushelfen, und nicht der Khalif, ſondern die Gefeßgelehrten, welche zugleich Theologen und 
Juriften waren, hatten über zweifelhaft Fragen zu entſcheiden, und nur bei diſſentirender Anficht 
fonnte der Khalif ven Ausſchlag geben. Daß in der Prarid mancher Khalif feine Gewalt mis: 
hnaudte und widerrechtiche Verordnungen erließ, verſteht ſich von ſelbſt, aber es ift wol feinem 
iſen eingefallen, ſich als ſolcher für berechtigt zu erklären, in Rechts- oder Glaubensſachen 
Neuerungen einzuführen. Die Abbafivenfhalifen find wol Khalifen von Gottes Gnaden in dem 
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Sinne, daß ſie ſich als von Gott eingeſetzte Herrſcher betrachten, weil ſie die nächſten männlichen 
Verwandten Mohammed's ſind, aber nur dazu berufen, wie der erſte Abbaſide Al-Saffah in 
feiner erſten Predigt ſagte, das von Mohammed geoffenbarte Geſetz zu beſchützen. Eine 
eigentliche Theokratie finden wir, wie ſchon erwähnt, nur im Reiche der Fatimiden, welche, als 
unmittelbar von Gott erleuchtete Imame, eine göttliche Verehrung anſprachen, wenn auch feit: 
ftebt, daß ſchon die frühern Aliven fowol ald Abbajiden dieſe Dogmen zur Geltendmachung ihrer 
Rechte durch ihre Miffionare verbreiten ließen. So ift es hiſtoriſche Thatſache, daß zur Zeit bes 
Khalifen Almanfur mehrere hundert Jünger Abu-Muslim's, des Miſſionars und Feloherrn, 
ber ven Abbafiden den Weg zum Throne gebahnt hatte, nah Hajhimieh, feiner damaligen Re: 
fidenz, famen und den Khalifen ihren Gott nannten. Manfur ließ ihre Führer einferfern, fie 
empörten ſich aber, wollten ven Balaft des Khalifen ffürmen und mußten mit Gewalt der Mai 
fen zurücfgefchlagen werben. Manfur wollte wahrſcheinlich, ſobald er im Beſitze materieller 
Waffen war, von den Ultrafhiiten nichts mehr wiffen, einmal weil ſie leicht einen andern Ab: 
kömmling aus dem Geſchlechte Mohammed's ald Imam verehren konnten, wie Abu-Muslim 
jelbft e8 vor feinem Tode bereut haben foll, die Nachkommen Ali's Hintangefegt zu haben, jo: 
dann, weil er wol fürdten mußte, bei der nüchternen Bevölkerung von Syrien, Mejopotamien, 
Arabien und ſelbſi Ägypten ald Keger verfhrien zu werden. Die irregeleiteten Perſer aber 
verſuchten es zu wieberholten malen, die Oberherrjchaft der Khalifen, melde jegt die Grundlehren 
verleugneten, durch welche ſie zum Khalifat gelangt waren, wieder abzuſchütteln. So kãmpfte 
ein gewiſſer Sinbad in Choraſan gegen die Truppen Manßur's und ſchrie nach Rache für das 
vergoſſene Blut Abu-Muslim's. Unter dem Khalifen Mahdi trat der Perſer Mukanna fein: 
ſelig auf, um ſeiner Lehre von der Seelenwanderung und Incorporation der Gottheit Geltung 
zu verſchaffen. Unter Harun-ar-Raſchid erhoben ſich nach dem Sturze der Barmakiden, welche 
Perſer waren und die Schiiten begünſtigten, die Churramieh oder Anhänger ver durch Mazpat 
reformirten Lehre Zoroafter’3, welche den Islam mit dem Parſismus zu verfchmelzen fuchten. 
Unter Mamun, als auch er ſich wieder zu ven Sunniten hinneigte und dem in Perſien vorherr: 
ſchenden politifchereligiöfen Syftem untreu ward, erhob ſich Babek mit feinen ultrafchiitifchen 
Dogmen, welcher erft unter vem Khalifen Almutaßim die Waffen zu ftreden genöthigt und ver: 
rätherifcherweife hingerichtet ward. Die zu weit getriebene Verehrung des Khalifen kann aber 
nur als ein Auswuchs im Islam angefehen werden, ven felbft manche Fatimiden zu befeitigen 
bemüht waren. Inden Augen ded wahren Muslim ift ver Khalif, mag er durch feinen Bor: 
gänger oder durch freie Wahl auf ven Thron gefommen fein, Fein Menſch, der durch den Thron 
zum Repräfentanten der Gottheit auf Erden erhoben wird, ſondern ein Gläubiger, der ſchon 
vorher durch geiftige Gaben, Sittlichkeit und Förperliche Rüftigfeit ausgezeichnet fein muß, um 
den Thron nur einnehmen zu fönnen. Er muß vor allem theologiſch und juridiſch gebilbet, er- 
fahren in der Regierungd: und Kriegskunſt, gerecht und tapfer fein. Vereinigt er alle dieſe 
Eigenſchaften, hat er feine gefunden Glieder und Sinne, und gehört er vem Geſchlechte Kureiſch's 
an, dann ift man ihm als Staatdoherhaupt gehorfam fhulvig, aber aud nur folange er jelbft 
fi) dem göttlichen Gefege unterwirft. Seine Rechte beftehen lediglich darin, daß fein Name auf 
den Münzen und im Gebete genannt wird, daß er feine Veziere, Statthalter, Oberrichter, Feld⸗ 
herren, Führer ver Pilgerfaravanen, Polizeipräfeeten, Oberfteuereinnehmer und andere hohe 
Beamte ernennt, deren Wirkjamfeit aber wieder an beſtimmte Borfchriften gebunden und deren 
Ernennung ſogar manden Beihränfungen unterworfen ift. Neben allen diefen Beamten nab— 
men aber zu allen Zeiten die Häupter der Stämme unter den Arabern einen bedeutenden Plag 
ein, Sie fonnten zwar aud vom Khalifen ernannt werden, aber nur felten fiel in ver That feine 
Wahl gegen den Wunſch des Stammes aus, weil fie jonft ohne alle Wirkung blieb. In der 
Regel wählten die Stämme ſelbſt ihre Oberhäupter, die fie auch im Kriege anführten, und Der 
Khalif beftätigte ihre Wahl, dadurd hatte er aber auch, namentlich folange die Bebuinen den 
Kern der Kriegsmacht bildeten, ein materielled Gegengewicht, wie an der Gelehrtencorporation 
ein geiftiged, dem er volle Rechnung tragen mußte. G. Beil, 
Kindesmord, Verbeimlihung der Geburt, Abtreibung der Leibesfruht und Kin: 
besausjegung. In feiner wörtlihen weitern Bedeutung ift Kindesmord die abjihtlihe Töptung 
des eigenen Kindes (ded Sohns oder der Tochter). Bei den Völkern ded Alterthums war dieſe 
That infoweit fein Verbrechen, als es geftattet war, dem erzeugten Kind auch bad Leben wieder 
zu rauben. Das Mofaifche Recht Eannte diefe Befugniß ver Hltern nit. Diefe konnten ih nun 
an die Obrigkeit wenden, welche nad) vergeblihen Züchtigungen das Todedurtheil(Steinigung' 
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erließ (5 Mof. 21, 18—21).!) Abraham wollte feinen Sohn Iſaak nur opfern, um dem 
boͤchſten Herrfcher, dem prüfenden Gott Iſraels, gehorfam zu fein. Die Gefhichte von Grie— 
Genland zeigt dad auf graufamer Sitte beruhende, jedod vom Staate überwachte Recht ber 
Ültern, ihr Kind durch das Mittel der Ausfegung zu tödten, um Übervölferung zu verhüten 
ober der Auferziehung deſſelben wegen jeiner Miögeftalt oder Schwächlichkeit überhoben zu fein. 
Der legte Grund berrjchte bei den Spartanern vermöge ded Charakters derfelben und ihres 
Staatd vor.?) Die römiſche Gefhichte, die auch Urfunde ver Sitte ift, das neugeborene ſchwäch— 
lie Kind zu tödten, zeigt, daß nur der mit Gewalt auögeftattete Vater das Recht hatte, das 
eigene Kind zu töbten, nachdem er über daſſelbe Gericht gehalten hatte. Indeſſen drängte mildere 
Sitte diefed Gebieten über Leben und Tod ded eigenen Kindes zurüd. Schon in den erften Zeiten 
des Kaiſerthums war eine ſolche Erſcheinung eine feltene. Trojan und Hadrian griffen hem— 
mend ein, und fpätere Herrſcher entzogen unter den Einwirkungen des zur Herrſchaft gelangen: 
den Chriſtenthums dem Bater eine ſolche ertreme Gewalt, diefe den Gerichten überweifend. 3) 
Die frühere germanifche Sitte räumte dem Vater die Gewalt ein, ein von ihm erzeugtes neuge: 
borenes Kind durch Wegſetzung zu tödten, eine Gewalt, die im ganzen wol nur aus Noth oder 
wegen beifen Misbildung geübt wurde.) Mit ver Luftration, wodurch es in ven Kreis der Fa- 
milie und der Rechtsgemeinſchaft gezogen wurde, erloſch eine foldhe Gewalt. Das Chriſtenthum 
untergrub diefe jeinem Geifte widerftrebende Sitte und geftattete nur die Tödtung von Misge— 
burten unter Aufjicht des zur Vornahme der Taufe berufenen Priefterd. Der Mutter war eben= 
fall keine Macht über das Leben ihres Kindes eingeräumt, deſſen Tödtung durch jie eine ftraf- 
bare Mifjethat war.) Das moderne Recht hat den Kindesmord in feinem weitern Sinne unter 
den Geihtöpunft des Verwandtenmords geftellt. 

Im engern tehnifhen Sinne wird unter dem Ausdruck Kindesmord das Verbrechen der 
Toödtung ded neugeborenen unehelihen Kindes durch feine Mutter vorftanden. 6) Erft im ſpä— 
tern Mittelalter entwickelte ſich diefer technische Begriff. Man jah in ver That der Murter, welche 
fäͤhig je, ihr faum aus ihrem Schofe geborened Kind mit eigener Hand oder durch Verfagung der 
nötbigen Pflege zu tödten, eine unnatürliche und darum höchſt Schwere Miffethat. Der Abſcheu 
dietirte die Strafe ded Lebendigbegrabend und des Pfählend. Ein Iuzerner Chroniſt berichtet, 
indem er der Vollſtreckung einer ſolchen Strafe gevenft: „Es ward eine tiefe Grube gegraben, 
Dornen auf den Boden geftreut, die Mörderin daraufgelegt, wieder Dornen auf fie gemorfen 
und dann mit Erde zugededt, jevod fo, daß vermittelſt eined Luftröhrdens, das in den Mund 
reichte, und durch welches zuweilen Mil eingegofjen wurde, dad Leben und die Dual auf viele 
Stunden oder mehrere Tage verlängert wurde.” Nod im Jahre 1570 wurde in Enfigheim im 
Elſaß dieie furchtbare Strafe zuerfannt. Das Urtheil gab dem Nachrichter die Weifung, die 
Schuldige lebendig in dad Grab zu legen und zwei Dornwellen, bie eine unter, die andere auf 
fie zu legen; ihr Angeficht folle er mit einer Schüffel beveden, verfehen mit einer Offnung, um 
ihr ein Rohr in ven Mund zu geben „damit fie defto länger leben und bemelte böfe Mishand— 
lung abbüßen möge’; nachher folle er auf fie drei Sprünge thun und mit Erde beveden, Wie 
es fcheint, fiegte Doch ein Reſt menſchlichen Gefühls. Die Gnade verwandelte die qualificirte 
Todesſtrafe in die des Ertränkens in der IU. Die gleiche graufame Strafe, welche dad Gericht 
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von Bifhoffszell in Thurgau im Jahre 1596 einer Kindesmörderin zuerfannte, wurde in bie 
der Enthauptung verwandelt. 7) 

Der verftändige und für fein Zeitalter humane Gefeggeber, deſſen Schöpfung die Beinliche 
Gerichtsordnung Kaifer Karl's V. war, verurtheilte, obgleih davon ausgehend, daß die That 
gegen ein „unſchuldiges Kindlein“ gerichtet und „eine undriftliche und unmenſchliche“ jei, eine 
jolde graufame Beftrafung, die ausnahmsweiſe nur da eintreten folle, wo ſolches Libel oft ge- 
ihehe, und jubftituirte die Strafe des Ertränfens®), welche der noch mildere Gerichtsgebrauch 
nachher in die der Enthauptung zu verwandeln pflegte. So wurde in Zeig im Jahre 1655 
eine Schuldige „unter dev Aubrücde erfäuft”, während im Jahre 1648 eine andere geköpft 
wurde, und zwar aus Gnade, weil fie verurtheilt war, „geſäcket und erfäuft zu werden‘.?) Im 
Jahre 1573 wurde in Naumburg eine Magd „darum, daß fie ihr Kindlein umgebradt, mit dem 
Schwert gerichtet”. Die gleiche Todesſtrafe erlitt dort ein Weib wegen derfelben Mifferhat im 
Jahre 1620.10) Nach ver Chronif von Leiönig wurde dort in den Jahren 1570, 1576, 1591 
und dann noch in den Jahren 1610 und 1650 die Strafart des Ertränfend angewendet, und 
in der Lauſitz wurden noch in den Jahren 1537, 1540 und 1559 Kindesmörderinnen leben- 
dig begraben 1), eine Strafe, mit welder bei den Dithmarfchen jede gefallene Jungfrau be- 
legt wurde. 

No während ded ganzen Verlaufs des 18. Jahrhunderts pflegte der Kindesmord mit dem 
Tode, gewöhnlid durch Enthauptung, beftraft zu werden. 12) Das öſterreichiſche Strafgeleg- 
buch der Maria Thereſia, die fogenannte Therefiana vom Jahre 1764, verorbnet, daß die Schul⸗ 
dige „mit dem Schwert hingerichtet, nad der Enthauptung ihr Körper ind Grab gelegt, ein 
Pfahl durch das Herz gefchlagen und fodann verjcharret werden folle”’; habe „die Kindesmutter 
an ihrer Leibesfrucht durch bloße Unterlaffung ihrem Kind den Tod verurſachet, jo jolle fie eben— 
falld mit vem Schwert, jevody ohne Durchpfählung des Körpers beftraft worden”. Wenn von 
ihr „zur Entihuldigung der Unterlaffung vorgemwendet werde, nicht gewußt zu haben, wie mit 
dem neugeborenen Rinde umzugehen fei, oder daß das Kind in währenden Geburtöjchmerzen ver: 
gangen und dabhingeftorben jei, und was mehr dergleichen Ausflüchte fein mögen, da fei Die- 
jelbe bewandten Umftänden nach, befonders wenn fie ſich durch Verfchweig: und Verhehlung 
ihrer Schwangerſchaft einer böfen Abſicht verdächtig gemacht, mit der Tortur zu belegen, und, 
da fie auch in der flrengen Frage auf diefer Entfhuldigung ſtets beftände, gleihwol wegen der 
verhehlten Schwangerjhaft willfürlih nad Geftalt der Sachen fhärfer oder gelinver zu beftra: 
fen”. Habe die Schuldige „ſolche Unthat öfters begangen oder das Kind ohne vorhin ertbeilte 
Taufe ums Leben gebracht“, jo folle ihr Hand und Kopf abgefhlagen und beides auf das Nav 
gefteeft werben, und babe fie „die Mordthat mit befonderer Grauſamkeit vollbracht“, jo fei fie 
mit glühenden Zangen zu zwicken oder fonft die Todesftrafe zu ſchärfen. Auch die in der legten 
Zeit des vorigen Jahrhunderts erlaffene preußifche Strafgefeßgebung dictirte Kapitalftrafe 43), 
vollzogen dur Enthauptung. Unter der Herrſchaft diefer Gefeßgebung verfiel vem Schaffot 
jene unglüdliche Mutter, deren Geſchick Hippel in feiner Schrift „Beitrag über Verbrechen und 
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Strafen” (zweite Auflage, Königsberg 1797) jo ergreifend darſtellt 1#), während es vielleicht 
unjern großen Dichter zu feinem Gedicht „Die Kindesmörderin“ anregte: 
. Hoch! Die Glocken hallen dumpf zufammen 

Und ber Zeiger hat vollbracht den Lauf, 

Run, fo fei’s denn — Nun in Gottes Namen ! 

Grabgefährten, breit zum Richtplag auf! 

Wer denkt dabei nicht an Bürger's Dichtung „Des Pfarrers Tochter von Taubenhain“: 
„o weh mir, daß du mich zur Mutter gemacht, 
Bevor du mich machteft zum Weibe! 


Da rip fie Die filberne Nadel vom Haar, 
Und ſtieß fie dem Knaben ins Herze. 

Die erfte Strafgefeggebung des 19. Jahrhunderts, das Öfterreihifche Criminalgeſetzbuch, 
beachtete, zwar fpät, aber zum erften mal, die Stimme ded menjhenfreundligen Lombarden 
Beccaria, welher in jeiner denfwürdigen Schrift „Liber Verbrechen und Strafen‘, ſich jedoch 
verwahrend gegen den Verdacht, ald verfenne er die Schwere der Schuld, das Geſchick der gebä- 
renden unebelihen Mutter der Berradhtung und Würdigung binhielt: „Wer fi in der Lage 
befindet, zwifhen feiner eigenen Schande und dem Tode eines Weſens zu wählen, das noch nicht 
den Berluft des Lebens fühlen fann, wie follte eine foldye Berfon den Tod nicht dem unvermeid- 
lichen Elend vorziehen, welchem ſie und ihre unglüdlihe Frucht ausgefegt fein würden 2 ?5) 
Diejed Geſetzbuch b rach eine neue Bahn, indem ed von der Bedrohung mit Todesftrafe abjah, 
nur zeitige Freihei tsſtrafe dictirte, obgleih eine ſchwere, eine „Schwere Kerkerſtrafe“ von 5 
— 20 Jahren”. 16) Dieſer Gefeggebungspolitif, welcher jhon die im Jahre 1798 erſchie— 
nene Schrift „Ob der Berihuldung der Kindesmörderin die Todeöftrafe angemeflen iſt?“ 
das Wort redete, folgte, gegenüber dem fpätern Strafgejegbud für Frankreich, deſſen Art. 302 
ſeht lakoniſch und ſummarifch lautet: „Wer ſich des Meuchel- Altern, Kindes- oder Giftmor: 
des jhuldig macht, ift mit dem Tode zu beftrafen‘‘ 17) — zur Redtfertigung der Androhung 
diejer extremen Strafe wurde geltend gemacht, dad Gefeg müſſe das neugeborene Kind um jo 
mehr unter jeinen befondern Schuß nehmen, da der Staat Anftalten, Finvelhäufer 18), zur 
Aufnahme derer bejige, für welde die Mutter felbft nicht forgen fünne —, zunächſt das Straf: 
gejegbud für das Königreich Baiern vom Jahre 1813 infofern, ald e8 (Art. 157, 158) den 
Kindesmord mit Zuchthaus auf unbeſtimmte Zeit, die Wiederholung aber mit dem Tode 
bedrohte. 19) 

In denjenigen deutſchen Staaten, welche erft in neuerer Zeit, vor und nad) der Mitte dieſes 
Jahrhunderts, zur Aufrichtung von Strafgeſetzbüchern fhritten, zeigte ſich bis dahin die Rechts— 
übung bezügli der Beſtrafung des Kindesmordes 20) ſchwankend, indem eine geläuterte Er: 
fenntnig, welder einzelne Gefeggebungen bereitd Rechnung getragen hatten, den Richter der 
Milde geneigt machten; die Allmacht der Braris, welche längſt gewohnt, ja ermächtigt war, dem 
Rechtsgefühl Raum zu geben, wich von dem Geſetze ab und erkannte auf lebenslängliche Frei— 

heitsſtrafe. War der Richter zu bedenklich, um von dem eiſernen Geſetze abzuweichen (noch im 
Jahre 1802 verurtheilte, nach dem Zeugniſſe von v. Berg, „Juriſtiſche Beobachtungen und 
Rebröfälle”, 1804, II, 158 — 235: „Merkwürdige Geſchichte eines Kindermordes“, die 
Juſtizlanzlei in Hannover die Schuldige zum Tode, weil dad Geſetz nun einmal „die Todes 
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firafe dictire“ und ‚‚neuere Theorien’ Feine Rückſicht verdienten), ſo wendete Die Gnade die Boll: 
ziehung der erfannten Todesftrafe durch Verwandlung derjelben in Freiheitsſtrafe ab. 

‚Die deutſchen Strafgejegbüder der Neuzeit haben aus pſychologiſchen Gründen, nämlic 
mit Rückſicht darauf, daß die an ſich ehrenwerthe Abficht, die Gefchlehtächre zu bewahren, oder 
die Hülflofigfeit, die North, der Beweggrund ift, der zur That führt, und die Gebärende zur 
Zeit derfelben fich in einem die Zurechenbarfeit ſchwächenden und auf die Pſyche einwirfenden 
Zuftand der Newvenerregung zu befinden pflegt, von der Androhung der Todesſtrafe abgeſe— 
ben?!) und dictiren zeitige Freiheitöftrafe, abgemeflen nad) dem Grade der Verfchuldung und 
den umgreifenden Milderungsgründen. 22) Das Strafgefegbud für das Königreihd Würtem— 
berg 2°) fpricht fi im Art. 249 dahin aus: Cine Mutter, welche ihr uneheliches neugeborenes 
Kind des Lebens beraube, folle, wenn jie vor dem Eintritt der Entbindung den Entſchluß zur 
Tödtung ihres Kindes gefaht und zufolge deſſelben dazu geichritten fei, mit funfzehnjährigem 
bis zwanzigjährigem, fonft mit zehnjährigem bis funfzehnjährigem Zudthaufe beſtraft wer: 
den; ein Kind, welches nicht über 24 Stunden alt geworden, gelte ald ein neugeborenes; jei das 
Kind wegen vorzeitiger Geburt nicht fähig gewefen, das Leben außer dem Mutterleibe jortzu- 
jegen, fü folle die Strafe des Verſuchs eintreten; die Tödtung während der Geburt (Art. 250) 
werde den Kindesmorde gleich beſtraft.?) Die Strafgefeßgebung für das Großherzogthum 
Heffen vom Jahre 1841 (Art. 258 —- 260) erflärt die Mutter, welde ihr uneheliches neugebore: 
ned Kind durch Handlung oder Unterlafjung abſichtlich getödtet hat, ala des Kindesmordes ſchul 
dig, dem die Tödtung in und währeud ber Geburt gleihftehe, und dictirt Freiheitsſtrafe, die, 
wenn die That ſchon vor der Entbindung beihloffen war, bis zu 16 Jahren Zuchthaus hinan— 
fteigen fan, Wenn das getödtete Kind wegen zu früßzeitiger Geburt oder befonderer Misbil- 
dung nicht fähig, dad Leben außer dem Mutterleibe fortzufegen, jo joll Correctionshausſtrafe 
zuerfannt werben. 25) Das Strafgefrgbud für das beiderfeitd angrenzende Yand Baden vom 
Jahre 1845 bedroht die Schuldige, die ihr Kind mährend der Geburt oder in den nächſten 24 
Stunden hernach vorfäglich tödtel, dann, wenn der Entſchluß dazu ſchon vor der Entbindung 
gefaßt war, mit Zuchthaus von 6—15 Jahren, jonft mit derfelben Strafe bis zu 8 Jahren. Die 
gleihen Strafen follen eintreten, wenn e8 ji in dem einzelnen Fall, da die That erſt nah Ab— 
fauf jener Zeit verübt wurde, ergibt, daß der befondere geiftige und förperliche die Zurehnung 
vermindernde Zuftand der Gebärenden noch fortgevauert habe. Die wiederholte That ſoll mit 
Zuchthaus von mwenigftend 10 Jahren beftraft werden u. f. w.2%) Die neuern deutſchen 
Strafgefegbüder find mit einzelnen Schattirungen??) analog. Das preußifche Geſetzbuch, 
welches dem franzöfifchen Goder, das bisherige Geſetzbuch der Rheinprovinz, folgte, bejchränft 
ich darauf, im $. 180 zu verordnen: „Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich 
nad) der Geburt vorſätzlich tödtet, wird wegen Kindesmordes mit Zuchthaus von 5— 20 Jahren 
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21) Auch Montenegro gab Ach im neuerer Zeit ein Strafgeſetzbuch, das im Art. 74 verorbnet: 
„Wenn eine Witwe oder cin Mädchen oder eine andere Arauensperfon, um ihre Schande zu verdecken, 
fi fo weit vergißt, ihr Rind zu erwürgen, jo foll eine ſolche Süuderin zum Tode veruriheilt werden.” 

22) Feuerbach, Lehrbuch des beutfchen peinlichen Rechts, herausgegeben von Mittermaier (vierzehnte 
Driginalausgabe, 1847), &. 393 u. 394, Griminällerifon, herausgegeben von Iagemann, fortgefekt 
von Brauer (1854), ©. 438-— 440, 

23) Gin denfwürdiger Nechtsfall; „Anklage wegen Kindesmordes, verbandelt vor dem Schwur— 
gericht in Ulm im Februar 1850°, findet fidy mitgetheilt in den Friedreich'ſchen Blättern für gerichtliche 
Antbropelogie, Jahrg. 1852, Heft 1. 

24) Hufnagel, Gommentar über das Strafgefegbuch für das Königreich MWürtemberg (18421, II, 
80 fg. Hepp, Gommentar über das neue würtembergiiche Strafgeſetzbuch nadı feinen authentifchen 
Quellen, den Borlagen der Staatsregierung und den fändifchen VBerbandlungen des Jahres 1838 
(1842), IN, 190 fa. 

25) Bopp, Handbuch der Griminalgefeggebung für das Großherzogthum Heſſen. Gin praftifcher 
Gommentar (1852), ©. 97—99, 360 —363, Emmerling, Sammlung der Gnticheidungen des groß 
——— Caſſationshofs in Givil- und Strafſachen, Jahrg. 1858, II, 8-12; Jahrg. 1859, 
II, 34—46. 

26) Thilo, Die Strafgefepgebung des Großherzogtbums Baden nebft dem Gefek über die Gerichte: . 
verfaffung, mit den Motiven der Regierung und den Refultaten der Stündeverbandlungen. Grjte Ab— 
theilung, das Strafgefegbud enthaltend (1845), ©. 229 u. 230. 

27) Magazin für hannoverfches Recht (Hannover 1855), V, 66 fg. Grotefendt, Vergleichung dei 
Art. 238 des hannoverfchen Griminalgefeebuchs mit den Beftimmungen der übrigen deutfchen Griminal: 
gelegbücher über das Verbrechen des Kindesmordes (eine anichauliche Glegenüberftellung der Verſchie— 
——— der einzelnen deutſchen Geſetzgebungen bezüglich des Charalters dieſer Miſſethat mit ihren 
Motiven). 
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beitraft." 29) Eine einheitliche deutſche Strafgefeggebung hat auch in Bezug auf dad Verbrechen - 
dee Kindegmorded ihrem Berufe zu genügen. 29) 

Tie Rechtspflege hat namentlich dann, wenn fie fich mit der Anflage auf Kindesmord zu 
beihäftigen hat 20), die Hülfe der Staatdarzneifunde in ihrer Verzweigung als gerichtliche 
Mebicin beranzuzieben, um ih Bragen beantworten zu laffen: Zuſtand der Kindesleiche, 
Reife des Kindes, Zeit der Schwangerfhaft ver Mutter im Augenblid der Geburt veffelben, 
Leben des Kindes nad der Geburt, Reben bei der Geburt (Rungenprobe u. f. w.), Lebens— 
fübigfeit ®"), Zeichen der Art des Todes, Frage, ob die Angeklagte geboren babe u. ſ. w. 
Bergmann, „Lehrbud der Medicina forensis für Juriften” (1846), ©. 458-485: „Auf: 
ſuchung der Todesurſachen bei neugeborenen Kindern.” Krahmer, „Handbuch der gerichtlichen 
Medicin Für Arzte und Juriften‘ (zweite umgearbeitete Auflage, 1857), ©. 551- 564. 
Güntner, „Kindesmord und Srucdtabtreibung. In gerichtsärztliher Beziehung für Gerichte: 
ärzte und Juriften dargeſtellt“ (1845). Cohen van Baren, „Zur gerichtsärztlichen Lehre von 
Verbeimlihung der Schwangerihaft, Geburt und dem Tode neugeborener Kinder. Erläutert 
dur 100 dern Acten entnommene medicinijch: gerichtliche Bälle, bearbeitet und zum Gebrauch für 
gerichtliche Arzte, Wundärzte, Griminafiften und Richter eingerichtet‘ (1845). Hübner, „Die 
Kindestödtung in 'gerichtöärztlicher Beziehung‘ (1846). Koh, „Neue Unterfuchungen zur 
Grmittelung des Kindesmordes, mit befonderer Beachtung aller gewaltſamen Todedarten. Ge— 
frönte Preisſchrift““ (1841). Klenke, „DerKindermord, die Tödtung Erwachſener u. ſ. , vom 
neuen Stanppunft einer höhern Phyfiologie beleuchtet. Kür Gefepgeber, Nechtögelehrte, Natur- 
forfher u. |. w. dargeftellt” (1840). 

Die Statiftif der Strafrehtöpflege zeigt, daß das Verbrechen des Kindesmordes, welches feit 
der Herrihaft des ſchwurgerichtlichen Strafverfahrens in Deutſchland zu den Miffethaten ge- 
bört, welhe die Zuftändigfeit der Schwurgerichte bilden, leider nicht zu den feltenen Delicten 
gehört, was ein Streiflicht auf unfere focialen Zuftände wirft. Ginige Ginblide, foweit die 
Literatur fie gewährt, mögen geftattet fein: 

Nach den jährlichen Darlegungen des franzöſiſchen Iuftizminifteriums betrug die Zahl ver 
in Frankreich während der zehn Jahre 1826— 35 wegen Kindesmordes erhobene Anlagen 
984, fomit im Durchſchnitt jährlih 98. Benoiſton de Chäteauneuf hob in einer im Jahre 1842 
in einer Sigung der parifer Afademie der moraliſchen und politifchen Wiffenfhaften gehaltenen 
Vorlefung hervor, daß ſich feit dem Jahre 1834 aufer mehreren andern Verbrechen auch die 
Zahl der Kindesmorde (und der Fruchtabtreibungen) vermehrt habe. 3%) Eine andere Mitthei- 
lung ??) gebt dahin, die jährliche Durhfchnittszahl der Anflagen habe betragen in den Jahren 
1826—30 113, in ven Jahren 1831—35 104, in den Jahren 1836—40 157, im Jahre 
1841 babe die Zahl der Anklagen 180, im Jahre 1842 aber 167 ausgemacht. Im Jahre 1850 
erboben ih 164 Anklagen. 3%) Im Jahre 1851 belief fih die Zahl ver Anlagen auf 198, im 
Jahre 1855 auf nur 40.35) Verhältnißmäßig gering ift die Zahl der Anflagen und Verurthei- 
lungen bezüglich des Kindesmordes auf der Infel Corſica. 36) Faft in allen Fällen, die in Frank— 
reich zur Aburtheilung famen, wurden mildernde Umſtände in Betracht gezogen, wodurch die 
Todesſtrafe abgewendet wurde. Das Rechtsgefühl erflärte verfelben ven Krieg. Wurde auf fie 
erfannt, jo wurde jie felten vollſtreckt und meiftend in zeitige Freiheitsſtrafe verwandelt. 97) 
Gine Mittheilung in Bd. VIII der „Jahrbücher der Gefängnißkunde““: „Überſicht der Ber- 





28) Archiv für preußiiches Strafrecht, herausgegeben von Goltvammer, I, 242; Il, 174, 803; 
I, 551; V, 8, 433, 445, 634 fg. | 

29) Krug, Ideen zu einer gemeinfamen Strafgefeßgebung für Deutfchland (1857), S. 140—144. 

30) Mittermaier, Das beutiche Strafverfahren (vierte Auflage, 1846), Th. II, $. 123, ©. 7385. 

31) Abegg, Über das Erforderniß der Rebensfähigfeit bei dem Thatbeftande der Kindestödtung, mit 
Rüdfiht auf die neuern Strafgefeggebungen , in der Zeitichrift für deutiches Recht, herausgegeben von 
Seieler, Reyſcher und Stobbe, Jahrg. 1859, XIX, 406— 441. Die Lebensfähigfeit des Kindes (1857). 

32) Jahrbücher der Gefängnißfunde und Beſſerungsanſtalten, herausgegeben von Julius, Jahrg. 

33) Jahrbücher der Gefängnißfunde, Jahrg. 1845, VII, 197— 220. 

4) Der Gerichtsfaal, Jahrg. 1853, IT, 395 u. 396. 

35) Jahrbücher der deutichen Rechtsmiffenfchaft und Gefeggebung, herausgegeben von Schletter, 
Jabra. 1857, IN, 274; Jahrg. 1858, IV, 175. Zr 

36) Jahrbücher ber Gefängnißfunde, V, 341. 

37) Archiv des Griminalrechts, Jahrg. 1857, ©. 566 u. 567, 
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waltung der Strafrechtöpflege in Belgien von 1826— 39”, zeigt, daß daſelbſt der Kindesmord 
zu den Verbrechen gehörte, die in Zunahme begriffen waren. In den Jahren 1835—37 be= 
trug die Zahl je 8, in ven Jahren 1838 und 1839 je 13. Nach einer in Bd. XI derjelben 
„Jahrbücher vargelegten Lberjicht betrug die Zahl der wegen Kindesmordes ergangenen und 
vollſtreckten Todesurtbeile in jedem der Jahre 1833 —44 höchſtens fieben. In den meiften Jah— 
ren rebucirte fich die Zahl auf zwei oder drei. 

Im Königreich der Niederlande, veffen Strafgefepgebung, gleich dem Strafgefegentwurf 
für dad Königreih Portugal), die Todesftrafe nur für den Nüdfall androht — derBorfchlag, 
fie überhaupt nicht anzudrohen, gelangte nicht zum Siege — 2) fam es in den Jahren 1847 
— 51 zu 93 Sinrihtungen, von denen drei wegen Kindesmordes. *0) 

Die Strafrehtöpflege in England hatte fi in den Jahren 1810—33, ſonach in 24 Jah: 
ven, mit 339 Anflagen, alfo im Durchſchnitt mit jährlich 14 zu beihäftigen. Da die Bevölke— 
rung von England mit Wallis nad) den drei Zählungen von 1810, 1820 und 1830 im Durch— 
ihnitt etwa 12 Millionen betrug, fo war das Verhältnig wie 1: 850000.*') Nad einer 
Notiz in der „Allgemeinen Zeitung‘ vom 13. Sept. 1862 wurde bei Gelegenheit einer gerichtli— 
hen Todtenfhau namentlih nachgewieſen, daß die Zahl des Kindesmordes in London in er: 
ſchreckender Weife zunehme und fein Tag vergehe, wo nicht ein getöbteted Kind gefunden werde. 
Die Inſel Irland, ausgeftattet mit Bindelhäufern, erlebte in ven Jahren 1826— 32 nicht weni: 
ger ald 176 Kindesmorde, bei einer Bevölferung von durchſchnittlich 7,500000 Seelen ein Ver: 
hältnif von 1: 300000. +?) Nach einer Mitteilung in Bd. IX des Schlözer'ſchen „Briefwech— 
ſel“ (1781), ©. 297, fielen in Schweden in den 30 Jahren von 1749— 78 diefer Miffethat 
342 neugeborene Kinder zum Opfer, alfo jährlid im Durchſchnitt gegen 12. Inden Jahren 
1845 —50 incl. betrug die Zahl diefer Opfer 168, alfo im Durchſchnitt jährlich 28.*3) Die 
Griminalftatiftif des Königreihs Sardinien überdas Jahr 1853 zeigt fünf Kindesmorbde, ‚zwei 
zur Rettung der Ehre, drei aber aus Unverftand“.**) Im Canton Bern kamen in dem Zeit: 
raum vom 1. Juli 1851 bis 31. Dec. 1852 acht Anklagen ver Art vor.*5) Im Jahre 1843 
beihäftigten jich die Gerichte in Spanien mit 116 Anflagen gleiher Art.*%) Was den preußi— 
ſchen Staat angeht, jo theilt ein Veitrag zu Bd. VII der „Jahrbücher für Gefängnißkunde 
und Beilerungsanftalten”, 1845: „Überſicht ver Strafrehtöpflege im preußiihen Staate wäh: 
rend der Jahre 1840 und 1841’, mit: „Das Verbreden des Kindermordes hat im Jahre 
1841 in den Departements Stettin, Magdeburg, Arnsberg und Köslin feine Unterfuhung 
herbeigeführt. Die meiften Unterfuhungen find dieferhalb in ven Departements Marienwerder, 
Ratibor und Bromberg eingeleitet. Die Gefammtzahl der Unterfuhungen diejer Art betrug im 
Sabre 1841 50, im Durchſchnitt eine auf 242409 Ginwohner, im Jahre 1840 36, und im 
Jahre 1839 38." Im Jahre 1840 kam ed wegen Kindedmordes zu ſechs, im Jahre 1841 zu drei 
Todesurtheilen. Nad einer beigefügten Tabelle betrug vie Zahl der Unterfuhungen, welche 
diejes Verbrechen zum Gegenftand hatten, im Jahre 1833 134, 1834 145, 1835 154, 1836 
57, 1837 57, 1838 51. Cine weitere Mittbeilung in Bd. X verfelben Jahrbüder: 
„Zur Geographie der Verbrechen. Bon Dr. Caspar“, ftellt auf Grund diefer Daten beachtens— 
werthe Betrachtungen an. So heißt ed dann au: „Der Kindermorde kamen zwar einige mehr 
(1 auf 1 Million) in ven Fatholifchen als in den evangelifchen Landestheilen vor; der Unter: 
ſchied ift aber zu unerheblich, um irgendwelche Schlüfje zu geftatten. Eins aber dringt ſich auf, 
das nämlich, daß dad berühmte Gebot des Code Napoleon, der befanntlid in unfern Rheinpro— 
vinzen in Kraft fteht: «Die Auffuhung der Vaterſchaft ift unftatthaft», während umgefehrt in 
den altländiſchen, unter ver Herrſchaft des Allgemeinen Landrechts ftehenden Provinzen der Ge— 


38) Der Gerichtsfaal, Jahrg. 1862, ©. 257; ©. 277 u. 278 wird hingebeutet auf die Härte des 
Entwurfs eines Strafcoder für das Königreich Italien, der allgemein Todesftrafe vorfchlage. 

39) Zeitfchrift für Nechtswifienfchaft und Geſetzgebung des Auslandes, herausgegeben von Mitter: 
maier und Mohl, Jahrg. 1856, XXVIII, 291 u. 292. 

40) Baumhauer, Künfjährige Überficht der gerichtlichen Statiftif im Königreich der Niederlande, 
in der Zeitfchrift für Nechtswiffenfchaft und Geſetzgebung des Nuslandes, Jahrg. 1854, XXVI, 125. 

41) Deutſche Vierteljahrsschrift, Jahrg. 1838, ©. 250. 

42) Deutfche Vierteljahrsichrift, Jahrg. 1838, ©. 250 u. 251. 

43) Annalen der Griminalrehtspflege, Jahrg. 1853, LXV, 309. 

44) Die Schletter'chen Jahrbücher, Jahrg. 1860, VI, 190. | 

45) Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft und Gefepgebung des Auslandes, Jahrg. 1854, XXVI, 277. 

46) Rochau, Reifeleben in Südfranfreich und Spanien (1847), II, 195. 
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ihwäßten die möglichften gefeglihen Zugeftändniffe in Beziehung auf die Auffuhung der 
Vaterihaft gemacht werden und fogar öffentlihe Weiber im Borbell einen Vater reclamiren 
können, auf die Vermehrung der Kindermorde gar feinen Einfluß zu haben ſcheint. Die rheini- 
ihen Gerihtshöfe, deren Geſchwächte weder durch ein Findelhaus, noch durd eine reclamirte 
Vaterihaft ihre Lage erleichtern Fonnten, hatten nur über vier Anflagen wegen Kindesmordes 
unter einer Million Ginwohner zu erfennen, während in andern altländifhen Departements, 
Bredlau, Glogau, Wernigerode, Bromberg und Münfter, noch etwas mehr Verbrechen dieſer 
Art zur rihterlihen Gognition kamen.“ Nach einer fernern Darlegung in demfelben Bo. X 
der Jahrbücher: „Das berliner Eriminal: und Polizeigefängniß der Stabtvogtei in den 
Jahren 1844 und 1845 u. ſ. w.“, murden von diefem Gericht im Jahre 1844 nicht weniger als 
3221, im Jahre 1845 nicht weniger als 2875 Unterfuchungen geführt, während fi) die Zahl 
der Unterfugungen wegen Anfhuldigung ded Kindesmordes in beiden Jahren zufanmenges 
nommen auf zwei beſchränkte. Dieſer Erfheinung ftellt ji eine Notiz des Beitrags zu 
Br. X erfelben Zeitſchrift: „Ergebniffe der Criminalrechtspflege in Berlin in den Jahren 
1846 und 1847, zur Seite, dahin gehend, namentlich die Rubrik Kindesmord fei ganz leer ge: 
blieben. Die Anklagen wegen dieſes Verbredens betrugen im Jahre 1854 54, im Jahre 
1855 38, im Jahre 1856 61, im Jahre 1857 70.*7) Nerurtheilt wurden im Jahre 1858 38, 
im Jahre 1857 und 1859 je 70.3) Im einzelnen enthält die im Jahre 1861 erichienene 
Schrift „Mittheilungen aus den amtlihen Berichten über die zum Minifterium des Innern ge: 
börenden preußifhen Straf: und Gefängnifanftalten, betreffend die Jahre 1858, 1859 und 
1860 Nahweifungen. In der Hülfsftrafanftalt zu Anklam, lediglich für das weibliche Ge: 
ihlecht beftimmt, betrug die Zahl ver Einlieferungen im Jahre 1858 48, worunter ſechs wegen 
Kindeömorded, im Jahre 1859 72, worunter nur drei wegen derjelben Miffethat. In ver 
Straf: und Gorrectionsanftalt zu Köln befanden fih unter 385 weiblichen Gefangenen fünf 
Kintedimörderinnen. Aus den Mittheilungen bezüglid der Stadtvogtei zu Berlin hebt ji 
(8. 203) vie Bemerkung hervor: „Nach vem Erfahrungäfreife des Geiftlihen breitet ſich auch 
das Berbrehen des Kindermordes weiter aus.’ Im Öfterreichifchen Kaiferftaate betrug im Jahre 
1856 die Zahl der Anflagen wegen Kindesmordes 222 mit 142 Verurtheilungen.?9) Die 
Schwurgerichte im Königreich Baiern urtheilten im Gefhäftsjahre 1850 — 5l ab: 18 An: 
Hagen gleiher Art, von denen 16 zur Verurtheilung führten. Das Jahr 1854—55, 12 An: 
klagen mit 10 Berurtheilungen, 1855—56, 13 mit jevedmaliger Verurtheilung, 1856— 57, 
24 mit 20 Condemnationen. 5%) In den vier Jahren 1835, 1836, 1838 und 1839 betrug in 
den feben ältern Kreifen des Königreichs die Zahl ver Berurtheilungen 58, in der Pfalz 9.9") 
Die Gerichte des Königreichs Würtemberg hatten in den Jahren 1834— 36 nur vier Anflagen 
wegen Kindesmordes abzuurtheilen, während in den vorangehenden 18 Monaten es zu 20 fol: 
Gen Unterfuhungen kam und im Jahre 1829—30, deren Zahl fogar 31 betrug. Cine Erflä: 
rung diejer ſehr auffallenden Verſchiedenheit finder fi nicht. 9%) Im Jahre 1852 —53 betrug 
die Zahl der Anflagen der Art vor dem Schwurgericht 8. 53) Das benachbarte Großherzogthun 
Laden zeigte im Jahre 1829 zehn Unterfuhungen wegen Kindesmordes mit ſechs Freifprehun: 
gen und drei Todesurtheilen, 5%) In den folgenden fünf Jahren beſchränkte fid) diefe Zahl auf 
56.9) Die Griminaljtatiftif des Großherzogthums Heffen zeigt das folgende Ergebniß: 
Abgeurtheilte Anklagen wegen Kindesmordes 1847 3, 1848 1, 1850 5, 1851 4, 18521, 
18536, 1854 3, 1855 4, 1856 5, 1857 7, 1858 2, 1859 3. Im Großherzogthum Sad: 
ſen-Weimar⸗Eiſenach und in den ſchwarzburgiſchen Fürſtenthümern (dieſe drei Fürſtenthümer 





47) Archiv für preußiſches Strafrecht, Jahrg. 1858, VI, 795. 

48) Archiv für preußifches Strafrecht, Jahrg. 1861, EX, 173. Dal. noch die Schletter'ſchen Jahr; 
hüdher, V, 393; VII, 366. 

49) Die Schletter'ichen Jahrbücher, Jahrg. 1858, IV, 85. Der erſte Band des Werks von Bra: 
delli, Deutiche Staatsfunde (1856), enthält zwar bezüglich der Jahre 1840—49 Griminalftatiftifches, 
bebt aber unter den aufgezahlten Verbrechen den Kindesmord nicht geſondert hervor, . 

50) Zeitjchrift für Geſetzgebung und Rechtspflege im Königreid) Balern, Jahrg. 1856, II, 255; 
Sabre. 1860, VI, 492. 

51) Jahrbücher der Gefängnißkunde, Jahrg. 1847, X, 90. 

> Deutiche — —— — — — 

) Die Schletter’fchen Jahrbücher, Jahrg. mr , 

54) über der Strafrechtspflege im Großherzogthum Baden während des Jahres 1829 (1830), ©. 2. 

5) Deutjche Bierteljahtsichrift, a. a. O. 
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bilden zufammen einen ſchwurgerichtlichen Bezirk) erfolgten im Jahre 1857 zwei Verurthei: 
fungen.56) Das Herzogthum Braunfchweig erlebte im Jahre 1853 —54 vier Anflagen. ®7) 
Im Jahre 1860 wurden drei Anflagen erhoben, die ſämmtlich zur VBerurtheilung führten. 9?) 

Gegenüber ver jo auch ftatiftifch feftgeftellien Thatſache, daß ver Kindesmord zu den Miſſe— 
thaten gehört, weldye oft genug den Strafrichter beichäftigten, und der Befürchtung, daß dieſe 
traurige Erſcheinung bei ver Künftlichkeit der focialen Zuftände, die im Steigen begriffen zu fein 
fcheint, auch der Zufunft angehören wird, ift die Brage, ob und durch welche Mittel diefem Übel 
entgegenzuwirfen ei, eine ſehr wichtige. Schon feit Menſchenaltern hat diefe Frage die Geifter 
und Gemüther befhäftigt. An Rathſchlägen und Verſuchen hat ed.nicht gefehlt. In Preußen 
glaubte man jhon vor hundert Jahren das Ziel mit Hülfe der Gefeggebung erreichen zu kön— 
nen, durch ein Gefeg vom 8. Febr. 1865 wider den Mord neugeborener unehelicher Kinder, Ber: 
beimlihung der Schwangerihaft und wider die der Niederkunft. Dieſes Geſetz, weldes der 
große Arzt Peter Frank in Bo. IV ſeines „Syftem einer vollftändigen medieinifhen Polizei‘ 
(1791), 8.175 — 95, mittheilte, weil e8 „einen fo allgemeinen Beifall’ verdiene und „der all- 
gemeinen Nothwendigfeit der Sache jo angemeſſen“ jei, wurde der ſpätern Geſetzgebung (Allge- 
meines Landrecht, Thl. II, Tit. 20, $.888-- 932) zu ®runte gelegt. Mit im Hinblid auf dieſen 
gejeggeberifhen Verſuch erhoben fid) die lebhafteften und durd Preidaufgaben angeregten Ver— 
handlungen über die heiljamiten Mittel zur Verhinderung des Kindesmordes, einer Miflerhat, 
von welcher fi die Empfindfamfeit der Zeit in hohem Grade ergriffen fand. Schon im Ein— 
gange eined Beitrags zu Bd. X des Schlözer'ſchen „Briefwechſel“ (1782), überjchrieben: 
„Wieder etwas über den Kindermord‘, wurde hervorgehoben: „Die Preisfrage, wie dem Kin: 
dermorde gefteuert werden fönne, hat ſo viele Gelehrte aus allen Facultäten in Alarm geſetzt, 
daß man über die Anzahl derjelben erflaunen muß.” Der Schriften oder Beiträge zu Zeitſchrif— 
ten, welche diefe jociale Angelegenheit beſprochen haben, gibt ed eine Yegion. Es mag genügen, 
einzelne Erzeugniffe der Preffe zu nennen, die zum Theil ſchon durch die Titel die darin mitges 
theilten, meiftend mehr wohlgemeinten ald ausführbaren und praftiihen Vorſchläge bezeichnen. 
Pfeil, ver in feiner im Jahre 1788 erfchienenen Schrift: „Preisſchrift von den beften und aus— 
führbarften Mitteln, vem Kindermord abzuhelfen, ohne die Unzucht zu begünftigen, mit Zufägen 
und einem jehsfahen Anhang dahin einſchlagender Materien“, darauf hindeutet, man habe 
wahrgenommen, „daß die von einem Menfhenfreund zu Manheim veranlaßte Preisfrage: 
Welches find die beften ausführbarften Mittel, vem Kindesmord Einhalt zu thun? zu mehr als 
400 Schriften die Gelegenheit gegeben‘ habe, und 44 Schriften aufführt, die er theild durchge— 
gangen, theild aus Beurtheilungen fennen gelernt habe, zählt S, 168— 171 nicht weniger als 
37 Recepte für die nämlihe Krankheit auf, melde die vielen Arzte niederzuſchreiben für gut 
gefunden haben. So geht z. B. ein Vorſchlag auf „Aufftellung von Sittenridtern, Anlegung 
eines hohen Sittentribunald und bejondern Gewiſſenraths“, ein anderer auf „Beftrafung der 
Verbrecherin am Leibe mit Herumführung im blutbeiprigten Kleide und andern Feierlicfeiten‘‘; 
ein dritter auf „Schärfung der Todesftrafe durd das Nav und damit verbundene Zangen: 
riffe”‘.59%) Zu jenen Erzeugniffen der Preffe gehören: „Gedanken über ven Kindermord und 
Vorſchläge vemfelben befonders durch Anftalten für Unterhaltung unehelicher Kinder zuvorzu: 
fommen” (Jahrgang 1778 ver Zeitfchrift „„Ephemeriven der Menſchheit“); Wölkerfan, 
„Politiſcher Verſuch, dem Kindesmord ohne alle Strafen und ohne daß der Fürft mit Findel- 
häufererbauung beſchwert wird, ficher vorzubeugen” (1779); v. Heß, „Bine Antwort auf 
die Preiöfrage: Welches find die ausführbaren Mittel, vem Kindermord Einhalt zu thun ?“ 
(Hamburg 1780). Mehrere Beiträge zum Schlözer'ſchen „Briefwechſel“, nämlich, außer dem 
ſchon genannten Beitrag und der Mittheilung in Br. V, 1780, ©. 41—45: „Univerfale des 
ſchwediſchen Hofgerichts, weitere Mittel betreffend, dem Kindesmorde vorzubeugen‘ 60) (Scho— 
nung des Ehrgefühls); der Beitrag zu. Br. IX, 1781, ©. 52—55: „Über ven Kindes: 
mord“ (der Berfafler ſchlägt vor, zu verorpnen, „daß ohne Unterfchied alle Stupratores die 
Geſchwächte heirathen oder bei zu ungleichem Stande nothdürftig dotiren, und die Geburt alimen= 


56) Die Schletter'fchen Jahrbücher, Jahrg. 1859, V, 94. 
57) Die Schletter’fchen Jahrbücher, Jahrg. 1859, I, 91. 
58) Die Schletter’fchen Jahrbücher, Jahrg. 1862, VII, 78. 
59) Pfeil, a. a. D., ©. 170 u. 171. 
. 60) Aus einer beigefügten Bemerkung geht hervor, daß der König im Jahre 1778 dem Reichstage 
die Abfchaffung der Todestirafe vorfchlug, ein Antrag, der auch ———— fand. 


Kindesmord 87 


tiren müßten“, auch bei Eingehung einer Ehe eine Beifteuer zur Bildung eines Bonds für die 
Ernährung unehelicher Kinder erhoben werde), und ein weiterer Britrag in vemfelben Band, 
S. 198 — 203: „Über ven Kindermorb‘ (der Rath, befonderd durch Unterricht dahin zu 
wirfen, daß „nad und nadı ver Begriff von Schande”, ver auf dem Kinde und der Mutter ruhe, 
ih verliere, und dafür zu forgen, daß das Kind auf Öffentliche Koſten verpflegt und erzogen 
werde); der Beitrag zu Bd. Xlder Schlözer'ſchen „Staatsanzeigen“, 1787, ©. 455—89: 
„Über Toleranz, Bevölkerung, Hurerei, Kindermord u.f.w. Aus der Brieftafche eines Dänen’ 
(ver Verfaffer, dem Schlözer „tiefe praftifche Kenntniffe vom Weltlauf“ vindieirt, ſchlägt na: 
mentlih vor, vaf ein Wohlhabender „verhältnißmäßig zu der Verpflegungskaffe beifteuert und 
folglich mehr bezahlt, als die Erziehung feines unehelihen Kindes koſtet“). Spöris, „Beant— 
wortung der manheimer Frage: Welches jind die beften ausführbarften Mittel, dem Kindes— 
morde Einhalt zu thun? (1781). (Im demſelben Jahre erſchienen über diegleiche Preisfrage noch 
an 12 Schriften u. f. w., die bei Röffig: „Die neuere Literatur der Polizei und Kameraliftif”, 
11,21, 22, aufgeführt find.) „Verſuch über die Mittel wider den Kindermord von einem Gri- 
minaliften (1782). „Beantwortung ver Frage: Welches find die beten ausführbaren Mittel 
wider den Kindermord?“ (1782). (Auch diefed Jahr war ſehr fruchtbar an foldhen Schriften 
u.f.w., wie aus Röſſig, a. a. O., ©. 22, 23, zu erfehen ift.) Knippel, „Breimüthige Gedan— 
fen, Wünſche und Vorſchläge eines vaterländifchen Bürgers über den Kindermord‘ (1783). 
Sälegel, „Mittel zur Verhütung ded Kindermordes“ ir „Über Empfindelei und Kraft: 
genied” (1783), Heft 1, Nr. 3: „Vom Kindermord‘. H. Peftalozzi, „Über Geſetzgebung und 
Kindermord u. ſ. w.“ (1783). Lift, „Über Hurerei dab Kindermord“ (1784). Pfeil, Klip: 
fein und Kreuzfeld, „Drei Preisihriften über die Frage: Welches find u. ſ. w.“ (1784). „Un: 
vorgreiflihe Betrachtungen über die drei zu Manheim gefrönten Schriften von der beften aus: 
führbaren Verhütung des Kindermordes“ (1785). Schloſſer, „Die Wudbianer; eine nicht ge- 
frönte Preisſchtift: Wie ift der Kindermord zu verhindern‘ (1785). v. Zink, „Abhandlung 
über die beiten und ausführlihen Mittel, den Kinvermord zu verhüten” (in Poſſelt's Zeit: 
ſchrift: „Wiſſenſchaftliches Magazin für Aufklärung‘, Bd. I, 1786). Servin, „Über vie 
peinliche Sejeggebung. Aus dem Franzöjlihen von Gruner” (1786), ©. 176 u. |. w. (Der 
Verfuffer trug fein Vedenken, als Mittel die Verſtümmelung ver Schuldigen vorzufchlagen, 
ihr 3. B. „Die Naje oder die Oberlippe abzufchneiden, und ihr mit einem glühenden Gifen ein 
Mal, welches ihr Verbrechen andeute, auf die Stirn zu drücken“, meinend, daß zur Abſchreckung 
nichtd geeigneter wäre.) Rathlef, „Vom Geift ver Griminalgefege. Erfter Anhang: „Der 
Kindermord und feine Strafe, nebft ven Mitteln, demfelben vorzubeugen” (1790), ©. 147 fg. 
(Der Verfafler erachtet als das befte Mittel Anftalten zur Aufnahme Schwangerer zum Zwed 
ihrer Nieberfunft unter Bewahrung des Gcheimniffes zum Beſten folder, welde ihre Schande 
verbergen wollen, eine Anficht, welche einer in Bo. II des Wildberg'ſchen „Jahrbuch der Staats: 
arzneifunde‘‘, 1836, ©. 641, 642, mitgetheilten öſterreichiſchen Verordnung vom Jahre 1836 
zu Grunde zu liegen ſcheint.) P. Frank, „Syſtem einer vollftändigen mediciniſchen Polizei“ 
(1791), IV, 145— 97. (Diefer große Arzt beantragt, die noch bier und dort üblichen Kirchen— 
bußen abzuſchaffen, was auch ſeitdem geſchehen ift, dahin zu wirken, daß die Obrigkeit, anſtatt 
ohne Kenntniß des menſchlichen Herzens dergleichen Elende mit aller Gewalt und unter den 
\Härfften Ahndungen zur Anzeige ihrer Schwachheit zwingen zu wollen, ihnen vielmehr ſelbſt 
einen mitleidigen Schritt entgegengeht, auf Schonung des Ehrgefühls der unehelihen Mutter 
bedacht zu fein, wobei er zwei Eurpfälziiche Verordnungen der Jahre 1760 und -1767 heranzieht, 
und Anftalten zur Aufnahme für die Niederkunft bereit zu halten.) „Der Kindermord, zur Be- 
erzigung an alle meine Mitmenfchen“ (1792). „Freimüthige Gedanken, Wünſche und Vor: 
ſchläge über den Kindermord und vie Mittel, denſelben zu verhindern” (1793). „Über den 
Kindermord, feine Quellen und feine Verhütung” (1799). Der Beitrag zu Bd. Il der Grol— 
man ſchen Bibliothet für die peinliche Rechtswiſſenſchaft und Geſetzkunde“ (1800, C. Mie- 
cell), S. 13 — 16: „Bemerkungen zu einer anhalt-bernburgifchen Verordnung vom 9. Sept. 
1799, die Verhütung des fogenannten Kindermorbes betreffeud.” Weber, „Syſtematiſches 
dandbuch der Staatswirthſchaft“, Bo. I, Abthl. 1, 1804, $. 52: „Von der Fürſorge der Po— 
yet um unehelih Schwangere und von Verhütung des Kindesmordes“, S.198— 201. Span: 
yenberg, „Über die Vorbeugungemittel zur Verhütung des Kindesmordes“, in der „Zeitfchrift 
'ur die Griminalrechtspflege in den preußifchen Staaten, herausgegeben von Hitzig“, 1826, 
IN,155-— 176. (Der Verfaffer, der fih unter Begründung feines Botums beſonders gegen 
das Gebot der Selbftanzeige ver Schwangerſchaft erklärt, ſchlägt unter Beurtheilung der preu: 
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ßiſchen Geſetzgebung vor, den Verführer, die Hebamme, den Arzt, den Apotheker, die Altern 
und Pflegeältern, Vormünder u. ſ. w. durch Strafandrohung anzuhalten, die vermuthete oder 
erfannte Schwangerſchaft der Ortsobrigkeit anzuzeigen, die Geſchwächte vor Beleidigungen 
und Vorwürfen zu [hügen und der Dürftigen und ihrem Kind aus der Gemeindefafle Unter: 
fügung zu gewähren.) Mohl, „Syſtem der Präventivjuftiz‘‘ (1834), ©. 275— 78. (Der 
Berfaffer verlangt zunächſt Förderung der Sittlichkeit und Religioſität, Nöthigung ded Vaters, 
fich feines Kindes nach Kräften anzunehmen, und Bewahrung der unehelihen Mutter vor künſt— 
(ich bereiteter Schande.) Schürmayer, „Handbuch ver medicinifchen Polizei’‘ (1848), ©.47, 48. 
(Der Verfaſſer bezeichnet die Binvelhäufer als „ein verwerfliches Präjervativ des Kindedmordes, 
den man erfolgreicher durch eine gute Strafrechtöpflege‘‘ befämpfe, nie aber ganz; audrotten 
werde, fo wenig ald man überhaupt jemals die Verbrechen aus der bürgerlihen Geſellſchaft 
werde befeitigen £önnen.) Auch Motte bejhäftigt fi in feinem „Lehrbuch des Vernunft: 
rechts und der Staatswiſſenſchaften“, II, 426—429, mit der fo widrigen jocialen Brage, 
deren Betrachtung zu dem Ergebniffe führt, daß ein fouveränes Mittel zur Verhütung der Mit: 
fethat ſich verſagt, ſowie man weiter zu ver Erfenntniß gefommen ift, daß das Strafgefeg, am 
wenigften deffen Strenge, lange nicht fo wirfjam ift als indirecte Einwirkung, daß eine Frucht: 
bare Maßregel in der Förderung der Sittlihfeit und Religiojität, in umfichtiger Armenpflege 
(eine bei dem wuchernden Pauperismus fehr wichtige Angelegenheit) und in einer gerechten 
Gefeggebung gegen den Vater des unehelichen Kindes, dem zunächſt die Pflicht der Sorge fürr 
daſſelbe obliegt, befteht. In legterer Beziehung hat mit vollen Recht ein ſcharfer Tadel Die Ge: 
feggebung getroffen, welche durch Die Verfagung der Erforfhung der Vaterſchaft dem Erzeuger 
einen Freibrief gefchrieben hat, alfo namentlich die franzöfiihe Geſetzgebung, welche im Art. 
340 des bürgerlichen Geſetzbuchs eine ſolche Berfagung ausgeſprochen hat, und das dieſer Legie— 
lation nachgebildete Geje vom Jahre 1821 für pad Großherzogthum Heilen. 

Nach dem früher herrichenden gemeinen deutſchen Strafrecht erichien die Verheimlichung der 
Schwangerſchaft und Niederkunft, die nicht zum Thatbeſtande ded Verbrechens des Kindermordes 
gehört, nicht als ein ſelbſtändiges Delict; es fah darin nur die Begründung des Berdachtd der 
Tödtung ded Neugeborenen bei Auffindung der Leiche. Indeſſen drückte die Rechtsübung aud 
dieſer Verheimlichung, als einer einen polizeilichen Geſichtspunkt darbietenden gefährlichen 
Handlung, den Stempeleines jelbftändigen Vergehen auf. Einzelne Geſetzgebungen thaten baj: 
felbe. Das der Mitte des vorigen Jahrhunderts angehörende Strafgefegbud für das Kurfür- 
ſtenthum Baiern, welches verordnete, daß eine Kindesmörderin erft mit glühenden Zangen ge: 
fneipt und dann enthauptet werben folle, verfügte: „Kommt eine levige Weibsperſon heimlich 
nieder, und wird das Kind tobt gefunden, fo ſoll jie mit ver Entſchuldigung, es jei das Kind todt 
von ihr gegangen, oder in der Geburt fein Leben an ihm zu verfpüren geweſen, nicht gehört, 
fondern für eine Kindesmörderin gehalten und mit dem Schwert am Leben geflraft wer: 
den.’ Eine graufame Anwendung dieſes Dictats findet ih in den Sclözer'ihen „Staatsanzei— 
gen“, 1783, IU, 155— 166, unter der Auffchrift „Juſtizmord in ver Oberpfalz”. Die mo: 
dernen Strafgefegbücher pflegen nur die VBerheimlihung der Niederkunft zu betrafen. 6%) Hier 
und dort finden fich ftatiftifche Notizen. Im Jahre 1860 wurde im Herzogihum VBraunfchmeig 
eine Anklage wegen Beranftaltung hülflofer Nieverkunft erhoben. 9°) In England, deſſen 
Jakob I. verordnete, daß jede Frauensperſon, melde die Geburt ihres unehelihen Kindes ver: 
heimlicht Hätte und mit dem Verdacht belaftet ſei, es getödtet zu haben, ven Tod wie in andern 
Fällen des Mordes erleiden folle, wenn fie nicht durdh einen Zeugen erweifen könne, daß das 
Kind todt zur Welt fam ©3), wurden (mit Einfluß von Wallis) im Jahre 1838 wegen Ver: 
heimlihung der Geburt vor Gericht geftellt 50 Angeklagte, von denen 26 verurtheilt wurden, 
im Jahre 1839 51 mit 30 Verurtheilungen, im Jahre 1840 53 mit 41 Kondentnationen. 6*) 
Die ftatiftifhen Beurfundungen über dad Großherzogthum Helfen zeigen, daß die Zahl ver 
Berurtbeilten wegen Verheimlihung der Niederfunft betrug im Jahre 1847 1, 1848 3, 
1849 7, 1850 6, 1851 3. Im Jahre 1852 erhob fih nur Eine Anklage, welche Breifprehung 
zur Folge hatte. Zahl der Berurtbeilungen im Jahre 1853 2, 1854 1, 1855 5, 1856 3, 
1857 4, 18581, 1859 1. Wegen Berheimlihung der Schwangerfhaft und Niederfunft wur- 


61) Griminallerifon, S. 331—833, 

62) Die Schletter'fchen Jahrbücher, Jahrg. 1862, VII, 76. 2 

63) Crabb, Geſchichte des engliichen Rechts. Nach dem Engliſchen bearbeitet von Schäffner (1839), 
S. 529. 64) Jahrbücher der Gefängnißkunde, Jahrg. 1842, 1, 264. 
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den in Preußen 127 Unterfuhungen eingeleitet, gegen das Jahr 1839 mehr: 18 gegen das 
Yabr 1840 mehr.13.°°) 
Der That ded Kindesmordes fteht die Abtreibung der Leibesfrucht 66) nahe. Die Mofaiiche 
Grieggebung bedroht bloß den mit Strafe, welcher mit mechaniſchen Mitteln eine Fehlgeburt 
verurſacht, ſchweigt von der Bewirfung derjelben dur dynamische Mittel und die Mutter ſelbſt. 
Die Griehen eradhteten, davon ausgehend, daß das Kind erft nad) der Geburt befeelt werde, die 
Abtreibung der Leibesfrucht ald erlaubt. Ertheilte ja Ariftoteles den Eheleuten, welche außer 
Stande feien, mehr Kinder zu ernähren, den Rath, ſich dieſes Mitteld zu bedienen 67), deſſen ſich 
bei vem Fortfchreiten des Sittenverfalld die Griehinnen (gleich ven Römerinnen nad) vem Zeug: 
niffe Ovid's und Tertullian's) bedienten (jenes Peſſarium berüchtigten Andenkens). Die Rö— 
mer wurden von derjelben Anficht beherrſcht. Selbft ald die Entfittlihung die Abtreibung der 
zrucht häufig werden ließ, wurde darin nur eine unfittlihe Handlung erkannt, welche zwar von 
ver Zuchtruthe Martial’ und Juvenal’s, aber nit von dem Strafgelege verfolgt wurde. Nur 
einmal wurde, ſoweit die Geſchichte Urkunde ift, ein Weib wegen Abortd beftraft, aber nicht 
wegen diefed Handels an fi, jondern wegen ihrer boshaften Abficht; fie trieb aus Haß gegen 
den Bater ihres Kindes, von welchem fie gejchieden war, baffelbe ab, un ihn der Vortheile zu 
berauben, weldye ihm durch die Geburt eined Sohnes erwachſen wären ; das Weib wurde auf die 
Anflage des jo Beeinträdtigten mit Verbannung beftraft. Außerdem deutet Gicero in einer feiner 
Reden auf die Beftrafung einer Frau mit dem Tode hin, weil fie, durd entfernte Verwandte 
ihres Gatten beftochen, die Frucht ihres Leibes abtrieb, um denſelben veffen Vermögen zuzuwen— 
den. Nur mittelbar ſuchte der Gefeggeber durch das Verbot der Darreihung- abtreibender 
Tränfe entgegenzumirfen, fowie durch Geftattung einer Klage auf Schadenerfag gegen den, 
welder durch gewaltfame Herbeiführung einer Fehlgeburt einen Nachtheil zugefügt hatte. Erſt 
faſt 200 Jahre n. Ehr. griff der Gejeggeber in beftimmter Art ein. 69) Dagegen verpönte 
ihen das weſtgothiſche Gejeg den Abort und verurtheilte jeden, weldher einem Weibe einen ab: 
treibenden Trank gab, zum Tode, und die Schwangere, die ſich deſſelben zum Abtreiben bevient 
hatte, zum Auspeitfchen, wenn jie Sklavin war, fonft zur Sklaverei. Bewirkung der Fehlgeburt 
durch äußere Gewalt hatte Gelpftrafe, und, war der Schuldige ein Unfreier, Auspeitſchen zur 
Folge. Wilde, der a. a. O. S.718— 723, von der „Zödtung derlingeborenen‘ handelt, findet 
ald Ergebniß feiner Forſchungen, daß „bei den Germanen, jhon als die Aufzeihnung unferer 
Rechtsquellen begann, die Vernichtung einer Leibesfrucht als eine ftrafbare Handlung gegolten‘ 
habe. Auch die päpftliche Geſetzgebung erhob im Geifte des Chriſtenthums die verabjcheute 
Handlung zu einer ftrafbaren und bedrohte fie, wenn fie eine fhon belebte Leibesirucht zum Ge— 
genftand habe, mit dem Tode, fonft mit Geldbuße. Das Geſetz Karl's V., beeinflußt durch die Lehre 
der Rirdenväter, daß dad Kind durch die Tödtung im Mutterleibe der Taufe und ihres Segend 
beraubt werde, fand (Art. 133 der Peinlichen Gerihtsordnung) in der abſichtlichen Handlung 
ein ſchweres, wenn die Leibesfrucht ſchon bejeelt ſei, mit dem Tode zu beftrafendes Verbrechen, 
möge ein Dritter oder die Mutter felbft die Schuld tragen. Das Strafgefegbud der Marin 
Thereſia für Ofterreich verordnete unbedingt, daß die ſchuldige Berfon, fie fei ‚Manns- oder 
Veibsbild, mit dem Schwert hingerichtet werden‘ folle, das ihred Sohnes Joſeph (1787) 
drohte gleich dem fpätern Strafcoder vom Jahre 1803 nur zeitliche Freiheitsſtrafe, während 
das ihres zweiten Sohnes Leopold von Toscana (1786) die Strafe des Mordes dictirte, wobei 
in Betracht kommt, daß diejer Geſetzgeber die Todesitrafe verbannte. Das Preußifche Landrecht 
verhängte zeitige und nur für den Rückfall Iebenswierige Freiheitöftrafe. 6%) Das franzöſiſche 
Strafgefegbuch Eennt, in Übereinftimmung mit dem bairifhen vom Jahre 1813, nur zeitine 
Freiheitsſtrafe. Das Gleiche gilt von den modernen noch jegt herrſchenden Gefegbüdern. 7°) 








65) Jahrbücher, VII, 75. 

66) Mittermaier, Der Verfuch des Verbrechens der Abtreibung der Leibesfrucht nach der neueften 
Rehtsübung und ben Ergebniſſen der naturwiffenfchaftlichen Forſchungen; insbefondere über Strafbar- 
feit dee Verſuchs Durch untaugliche Mittel, oder in Fällen, in welchen feine Schwangerſchaft vorhanden 
R, über die Bedeutung des Dolus bei diefem Verbrechen und über Frageftellung an die Sejchworenen, 
erläutert durch Rechtsiprüche der frangöfifchen und rheinifchen Gerichte w.f. w, im Gerichtsjaal, Jahrg. 
1865, 1, 3—45. Rehm, Über die Behrafung der Abtreibung der Leibesfrucht, im Gerichtsfaal, Jahrg. 
16, II, 274— 383. 

6) Wachemuth, IE, 11. 68) Rein, S. 445—449. 

N) Klein, S. 157—259. Spangenberg, Über Abtreibung der Leibesfrucht nach preufifchen Ges 
(pen, in der Higig’jchen Zeitfchrift, I, 1— 134. 70) Griminallerifon, I, ©. 18 u. 19. 
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Mit den Mitteln, der Abtreibung der Leibesfrucht entgegenzuwirken, hat ſich Frank, a.a. DO 

S. 139 — 145, und Mohl, a. a. O. („Präventivjuftiz”), ©. 277—179, beichäftigt. 

Die Rechtsſprechung bat, wenn fie eine Anklage wegen dieſes Vergehens abzuurtheilen hat, 
den Beiſtand der gerichtlichen Mediein anzuſprechen, um ſich Fragen beantworten zu laflen. 
Denn, um mit Krahmer, S. 335 der zweiten Auflage ſeines „Handbuch der gerichtlichen Medi— 
cin“, 1857, zu reden, „daß es Abortivmittel und Abortivhandlungen gibt, kann im allgemeinen 
nicht zweifelhaft fein’. Zu nennen: Moft, „Encyklopädie der Staatsarzneifunde”, 1,.21— 30. 
Bierbaum, „Das Verbredhen ver gefliffentlihen Brübhgeburt. Gerichtsärztlich dargeftelli‘ 
(Hanke'ſche „Zeitfchrift für die Staatsarzneikunde“, LXIII, 1—98). Fabricius, „Kritik der 
Lehre von der Abtreibung (abortus)‘‘, ebend., XXXI, 101—111. Friedreich, „Blätter für 
gerichtliche Anthropologie. Für Ärzte und Juriſten“, Jahrgang 1852. Heft 2, Nr. IV, ©. 28 
—44: „Zur Lehre von der Abtreibung der Leibesfrucht“. Schürmayer, „Lehrbuch der gericht: 
lihen Mediein für Ärzte und Juriſten“, 1850, Kap. 15, S. 335 — 343: „Tödtung im Mutter: 
feibe und Abtreibung der Leibesfrucht.“ Im Jahrgang 1857 des „Archiv des Criminalrechté“ 
wird unter der Auffchrift „Neue naturviſſenſchaftliche Kortfchritte in Bezug auf das Verbrechen 
der Abtreibung der Leibesfrucht“ namentlich eines Beitrags des Arztes Tardieu im Jahrgang 
1855 ver franzöfifchen Zeitfchrift für gerichtliche Medicin gedacht. 

Zu erwägen ift, daß der Geburtähelfer veranlaßt fein kann, eine Frühgeburt zu bewirken. 
Reifinger, „Die fünftlihe Frühgeburt” (1820). Irmulli, „Über Kaiſerſchnitt und Perfora⸗ 
tion’ (1834). 

Um zum Schlufje ver Ergebniffe ver Statiftif zu gedenfen, jo betrug in England 7’) die 
Zahl ver Anklagen wegen Abort im Jahre 1838 5 mit 1 Verurtheilung, im Jahre 1839 
1 unter Breifprehung, im Jahre 1840 4 mit 1 Verurtheilung. Im denſelben drei Jahren fam 
e8 in Schottland zu feiner einzigen Anflage. 72) 

Bon den 1778 Verbrechern, welde in den Jahren 1829 —43 in das Öftlihe Staatsge— 
fängnip von Bennfylvanien in Philadelphia aufgenommen wurden, war nur einer wegen Be: 
wirfung des Aborts verurtbeilt worden. 7?) In Dfterreih famen nad Bradelli, „Deutſche 
Stantöfunde”, 1856, 1, 394, in ven Jahren 1840 — 44 vor 30 Fälle von Abtreibung 
der Leibeöfrudht, in den Jahren 1845—49 nur 19.7%) Im Jahre 1856 betrug die Zahl 
ver Anklagen 46 mit 27 Berurtbeilungen, 75) Preußen zeigte im Jahre 1856 24, im Jahre 
1857 13 Anflagen, während im Jahre 1854 diefe Ericheinung ganz fehlte und das Jahr 1855 
nur 7 Anflagen aufführte. 76) Im Jahre 1849 wurden in der Rheinprovinz 9 Unterfuchungen 
eingeleitet. 77) Während der drei Jahre 1854—55, 1855 — 56 und 1856 —57 erhob fid im 
Königreih Baiern nur eine Anflage der Art, verbunden mit Berurtheilung. 7%) Im Jahre 
1829 wurden im Großherzogthum Baden 6 Unterfuhungen gegen 12 Perfonen eingeleitet, 
von denen 10 freigefprochen wurden, 2 verurtheilt. Die Statiftif ver Strafrechtöpflege im Her: 
zogthum Braunſchweig bezüglich des Jahres 1860 führt nur eine Anklage auf. 9) In den 
Jahren 1847, 1848 und 1851 fam ed im Großherzogthum Heffen zu Feiner Anklage wegen 
Aborts. Im Jahre 1849 wurden 2, im Jahre 1850 3 und in ven Jahren 1852 und 1853 je 
7 Berfonen darum verurtheilt. Im Jahre 1854 eine Anklage mit Berurtbeilung der Angeflag: 
ten, 1856 3 Anflagen mit einer Breifprehung und 2 Berurtheilungen, 1857 3 Anflagen ge: 
gen 11 Perſonen, von denen 10 verurtheilt wurden. Im Jahre 1858 5 Anklagen gegen 9 An: 
geklagte, von denen 7 verurtheilt wurden (des größern diefer Strafrehtäfälle habe ich in der 
Zeitfhrift „Die Strafrechtspflege in Deutfchland”, Jahrgang 1858, Br. 1, Heft 6, ©. 62, 63, 
gedacht); 1859 und 1855 hatte ſich feine Anflage erhoben. 

Größere Städte pflegen den Stoff zu Anflagen folder Art und dem Beobachter Urkunden 
des Sittenverfalld zu liefern. 39) Bor mehreren Jahren wurbe gegen eine Geburtähelferin in 


71) Über das Verbrechen und die Strafe des Aborts in England vgl. den Art. Felonie. 
72) Jahrbücher der Gefängnißfunde, Jahrg. 1842, I, 264, 267. 
73) Jahrbüdyer der Gefängniffunde, Jahrg. 1845, VI, 24. 
74) Bgl. nody Annalen der Griminalrechtspflege, Jahrg. 1853, LXI, 171 fy.; Statiftif der Ber 
brechen und Vergehen im Kaiſerthum Oſterreich in den Jahren 1848 u. 1849, ©. 176, 183, 193. 
75) Die Echletter'fchen Jahrbücher, IV, 85. 76) Goltdammer's Archiv, VI, 795; IX, 174 
77) Der Serichtefaal, Jahrg. 1852, 1, 411. 78) Zeitfchrift für Gefeßgebung in Baiern, S 492, 
79) Die Schletter'ichen Jahrbücher, VII, 76. 
803.8. Baris. Der Gerichtsſaal, Jahrg. 1852, II, 443 u. 444. (Vorführung eines merfwir- 
digen Niftfenfalls.) b ; 
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Darmſtadt megen jhweren Verdachts gewerbsmäßiger Abtreibung ber Leibesfrucht eine Vor: 
unterfugung eingeleitet, die zu folden Aufdeckungen führte, daß es für fehr bevenklich erachtet 
wurde, das ſchwurgerichtliche Hauptverfahren einzuleiten. Es erfolgte eine Niederſchlagung des 
Treceffed unter der Bedingung, daß die Schuldige nad Amerifa auswandere, und die Acten 
wurden „unter befondern Verichluß‘ genommen. 

Während das Abendland die Imnatürlichfeit beftraft, ift fie im Morgenland Sitte ünd 
firaflod. Wie auß dem zweiten Theile des Werks „Reiſe der öſterreichiſchen Fregatte Novara 
um die Erde in den Jahren 1857, 1858 und 1859 u. ſ. w.“ (1861) zu erfehen ift, erſtreckt ſich 
dieje Natunwibrigfeit bis nad) dem chineſiſchen Reich. 

Ein anderes der Miflethat des Kindesmordes nahe ftchendes Vergehen ift das der Kindes: 
ausfegung, deſſen fücdh die Altern eines hülfsbedürftigen Kindes dadurch ſchuldig machen, daß jie 
ih von ihm in der Abficht trennen, um der Sorge für dafjelbe überhoben zu fein. 

Die Neigung, der libervölferung entgegenzumwirfen, führte in Griehenland faft allgemein 
zur Kindedausfegung. 91) In Böotien war diefe verboten; die Armen fonnten aber pas Kino 
der Obrigkeit zur Sorge übergeben, und der gefundene Pflegevater zog ed zum Sklaven auf. 92) 
Dem römifhen Water war nur die Ausfegung des gebrechlichen und midgeftalteten Kindes ge= 
Hattet; indeifen führte dieſe Einräumung auch zum Misbrauche; Armuth, der Verdacht, nicht 
der Vater des Kindes zu fein u. |. w., führten zur Ausjegung. Die väterliche Gewalt wurde fo 
ſeht geachtet, daß die Staatögewalt Fein Eingreifen wagte, zumal, ſeitdem es nicht mehr jo ſehr 
auf die Zunahme der Bevölferung anfam. Kaifer Auguft befahl, wie Sueton berichtet, die Aus— 
gung des Kindes jeiner Enkelin Julia, weil es in Unehren erzeugt worden wäre. Erſt als 
unter den Kaiſern das Audfegen der Kinder, das immer ald unmoraliſch, weil unnatürlich, an: 
geſehen wurde, zu ſehr zunahm, wurde es vom Gejeg als firafbar bezeichnet und die Strafe 
Immermebr gefteigert. 8°) Das Chriſtenthum widerfegte ſich auch der germaniſchen Sitte des 
Ausſthens und dictirte Strafgejrge.%*) Die Griminalotvnung Karl's V. bedrohte für den 
ertremften Hall, wenn der Tod die Folge war, Gapitalftrafe, welche auch noch die Thereſiana 
Jowie das Preußiſche Landrecht 9°) androhte. Die modernen Geſetzbücher victiren zeitige Frei— 
heiteſtrafe nad dem Grade der Schuld, befonders der Gefahr für Leben. Einzelne derjelben um: 
faffen auch andere hülfloſe Perfonen als Kinder. 86) So lautet der $. 183 des preußiichen 
Strafeoder vom Jahre 1851: „Wer ein Kind unter jieben Jahren oder eine wegen Gebrechlich— 
feit oder Krankheit hülflofe Perſon ausfegt, oder ein ſolches Kind oder eine ſolche Perjon, wenn 
Ne unter feiner Obhut ftehen, in hülflofer Page vorſätzlich verläßt, wird mit Gefängniß nicht 
unter drei Monaten beftraft. Iſt infolge der Handlung der Tod der ausgeſetzten oder verlaffe- 

nen Verſon eingetreten, fo trifft den Schuldigen Zuchthaus bis zu zehn Jahren.” (War Abficht 
der Tödtung wirffam, jo fol die Strafe des Mordes oder Kindedmorves oder des Verſuchs 
dazu eintreten.) 97) , 

Um noch ſtatiſtiſche Darlegungen heranzuziehen, fo kamen in Ofterreich Fälle von „Wegle: 
gung eined Kindes” vor in den Jahren 1840—44 105, in ven Jahren 1845—49 139. #9) 
Dort betrug die Zahl der Auflagen im Jahre 1856 65 mit 55 Verurtheilungen. 8%) Im Jahre 
1829 wurden im Großherzogthum Baden vier Unterfuhungen gegen fünf Perfonen eingeleitet, 
von denen zwei losgeſprochen wurden. Die Griminalftatiftif ded Großherzogthums Heſſen zeigt 
telgende Daten: Zahl der Verurtheilten im Jahre 1847 1, 1848 1, 18492, 18502, 
18512, 1852 6, 1853 2, 1854 4, 1855 5, 1856 3, 18574, 1858 3, 1859 4. In der 
Stat Mainz famen in den Jahren 1799—1811 30 Fälle von Kinderausfegung vor. Nach 
Wiederauſhebung des dort in dem legtern Jahre errichteten Findelhauſes betrug die Zahl der- 
"ben in den nächſten neun Jahren nur ſieben, was zu dem Beweife benugt wird, daß der Man: 
sel einer folhen Anftalt in diefer Beziehung nicht nachtheilig wirfe. 0) Im Königreih Schwe- 
'en betrug die Zahl der Kindesabtreibungen und Ausfegungen zufanmen 1845 8, 1846 7, 





3) Wachemuth, Hellenische Alterihumsfunde (1846), I, 400; IT, 11. 


82) Wachsmuth, IL, 12. 83) Rein, S. 441— 445. 
4) Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer (1828), S. 459—461. Wilda, S. 725— 728. 
5) Klein, $$. 363 u. 364. 86) Griminalleriton, S. 75 u. 76. 


7) Die Strafrechtspflege in Deutfchland, herausgegeben von Groß, Jahrg. 1860, S. 149— 151. 
9) Brachelli, S. 394. 
3) Die Schletter'fchen Jahrbücher, IV, 85. 


0) Deurfche Vierteljahroſchrift, a. a. D., ©. 252. 
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1847 4, 18485, 1849 4,1850 4.°') In Spanien erhob fi im Jahre 1843 feine einzige 
Anflage der Art. 92) Ph. Bopp. 

Kirche, Kirchenrecht, Kirche und Staat. (Die Glaubens: und Gultusfreiheit. 
Der Einfluß der Religion auf die bürgerlihen und politifhen Rechte. — Die 
Selbftändigfeit der Kirchen- und Religionsgeſellſchaften. Die Befugnifie 
derjelben im äußern Rechtsleben.) 

Il. Die Glaubens: und Eultusfreiheit. Der Einfluß der Religion auf die 
bürgerlihen und politifhen Redte. A. Die Entwidelung der Anfihten über 
Glaubens: und Eultudfreiheit. 1) Das Syftem des Katholicidmud. Die Fatbo: 
lifche Kirche als folche ift nothiwendig intolerant; das ergibt fih mit unabweisbarer Conjequen; 
aus den oberjten Orundbegriffen, auf denen der Katholicismus beruht, namentlich aus den beiden 
Sägen, daß die Kirche in ihren dogmatiſchen Entſcheidungen nicht irren Fann, und daß die Zu: 
gehörigfeit zu derſelben nothwendig ift zur Erlangung der Seligfeit, da außerhalb derſelben Fein 
Heil ift und feine Vergebung der Sünde. Eine Kirche, welche ſich für unfehlbar und für alleinfelig: 
machend hält, kann von diefen Borausfegungen aus andere religiöfe Meinungen oder Vereini— 
gungen nicht dulden, eine ſolche Kirche Fann mit gutem Gewiffen verfolgen, ja fie muß confe- 
quenterweife in der Verfolgung aud vor den äußerſten und gewaltfamften Mitteln nicht zurück— 
Ichreden, denn es gilt auf dieſem Standpunkte für nichts den Leib zu verbrennen, wenn dadurch 
die unfterbliche Seele gerettet werden kann oder, wo biefe einmal verloren war, taufend andere 
bereits ſchwankende Gemüther durch Beifpiel und Abſchreckung ver alleinjeligmadpenden Kirde 
erhalten werden fönnen. Das Gegentheil würde nicht etwa lobenswürdige Humanität, jondern 
principlofe Inconfequenz fein. 

Doch laffen wir einen Schriftfteller darüber reden, veffen correcte katholiſche Geſinnung über 
jedem Zweifel erhaben ift, und der um jo mehr in den innerften Geift des fatholiihen Kirchen: 
rechts eingedrungen iſt, je mehr feine jegige katholiſche Anſchauungsweiſe erſt durch ſelbſtändige 
Reflexion und die freie That des Übertritts hat gewonnen werden müſſen. An verſchiedenen 
Stellen ſeines „Kirchenrechts“ Spricht ſich Phillips mit dankenswerther Offenheit über dieſt 
Fragen aus. „Weder Kirche noch Staat”, meint er, „die auf der wahren Bafls des göttlichen 
Rechts miteinander verbunden ſind, kennen die Toleranz. Die Kirche nicht, weil weder die wahre 
Freiheit noch die wahre Liebe die Toleranz kennt, der Staat nicht, weil auch er ſeinem Princip 
gemäß nichts dulden darf, was mit der göttlichen Gerechtigkeit nicht übereinſtimmt. Chriſtus 
ſelbſt verwirft die Toleranz, indem er fagt: wer nicht für mich iſt, iſt wider mich; und der Friede, 
den er auf die Erde gebracht hat, iſt ein ganz anderer als der, welchen die Welt gibt. Dieſer 
Friede Chriſti iſt ſehr wohl vereinbar mit dem Schwerte, welches er auch gebracht hat, wodurch 
Vater und Kind, Bruder und Bruder voneinander getrennt werden. Der Friede Chriſti und 
jomit der Kirche geht Hand in Hand mit der Wahrheit und Geredtigkeit, nicht aber mit dem 
Irrthum und der Sittenlofigfeit, er geht Hand in Hand mit der Einheit, nicht aber mit der 
Trennung. Diejer Friede ruft zur Bewahrung der Einheit das Schwert herbei, um Bruder 
und Bruder zu trennen, damit nicht der Bruder den Bruder von der Einheit ver Kirche trenne. ' 
So ift auch die Liebe das höchfte Gebot, welches die Kirche ihren Mitgliedern lehrt, aber das wäre 
feine Liebe, wenn jie das Unkraut wuchern ließe, wenn file ed duldete, daß das Licht der falſchen 
Lehre diefelben von der Wahrheit entfernte.” (Phillips, „Kirchenrecht““, II, 511, 512.) Und 
an einer andern Stelle: „Die Fatholifche Kirche als ſolche kann ih allerdings mit dem Begriffe 
des paritätifchen Staats nicht ausjöhnen, am wertigften in dem Bulle, wo die Obrigfeit felbit 
eine katholiſche it. Iſt fie proteftantifch, To kann die Kirche ſich damit einverftanden erklären; 
daß jene den ſtreng antifirhlihen Standpunkt verlaffen und die Katholifen zu verfolgen und 
zu bevrüden aufgehört hat; iſt fie hingegen katholiſch, fo bleibt ver Obrigkeit in dem paritäti: 
hen Staate nichts anderes übrig, als fi von dem Standpunkte, den fie gegenüber ber Kirche 
einzunehmen verpflichtet ift, zu entfernen. Daher kann die Kirche einen ſolchen Zuftand nie: 
mals ald den normalen anerfennen, der, wenn er auch nicht, wie dad gemöhnlid der Fall iit, 
eine große Menge von Gingriffen der weltlichen Gewalt in die kirchliche Regierung in feinem 
Gefolge hätte, doch niemals die göttlihen Vollmachten der Kirche völlig frei und ungehindert in 
Ausübung treten läht. Hieraus erklärt es ih, warum die Kirche in allen derartigen Verhält- 
niffen beharrlich gegen das Princip des paritätifchen Staats proteftirt hat. (III, 463.) Wenn 


91) Annalen der Griminalrechtspflege, Jahrg. 1853, LXV, 309. 
92) Rochau, ©, 198, 
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dann son Phillips wiederholt geltend gemacht wird, daß, wo ungeachtet der kirchlichen Protefte 
ein derartiger Rechtszuſtand ſich dennoch gebildet habe, derſelbe aud von feiten der Kirche zu 
tefpeetiren und aufrecht zu erhalten fei, fo gefchieht das nicht, ohne dieſem hiſtoriſch geworde— 
nen Rechte die Korderungen des göttlihen Nechts entgegenzubalten, und die religidfe Intoleranz 
ald das Ideal zu bezeichnen, deſſen Verwirklihung zu den höchſten Zielen der Eatholifchen 
Kirde geböre. (II, 437, 514; III, 463.) 
Demgemäß haben ſich auch die offlciellen Organe der katholiſchen Kirche bei jeder Gelegen- 

heit gegen die Gewährung der Glaubens- und Gultuöfreiheit ausgeſprochen. Die wichtigſten 
Acte, durch welche diefelbe allmählich herbeigeführt wurde, waren ftetd von päpftlihen Proteften 
begleitet. So gehörte zu den hauptſächlichen Beichwerbepunften, wegen deren einft Innocenz X. 
ich veranlaßt fah, durch das Breve vom 20. Nov. 1648 den Weitfälifchen Frieden für null und 
nichtig zu erflären, der limftand, daß esden Anhängern der jogenannten Augsburgifchen Gonfef: 
ion binfort geflattet fein würde, ihre Kegerei an mehreren Orten frei zur Ausübung zu bringen. 
(Rosfovany, „Monumenta catholica pro independentia potestatis ecclesiasticae ab impe- 
rio cıwili, 1847, 1, 202.) Ausführliher fprgh jih dann Pius VII. in einem Breve an den 
Kurfürften Marimilian von Baiern vom 12. Febr. 1803 aus, als die Gewiſſens- und Eultus: 
freiheit, die in dem Wefträlifchen Frieden nur für die Verhältniſſe ded Reichs gewährt war, auch 
für die einzelnen Territorien von Bedeutung wurde, und namentlich in einem Rande ſich geltend 
zumachen begann, wo man bid dahin jich fireng dagegen verſchloſſen hatte, nun aber durch 
außere Verhältniffe genöthigt war, den frühern Standpunft aufzugeben. Der Papft äußerte 
ih damals folgendermaßen: „Seitdem wir vernommen haben, daß du in Baiern eine Ver: 
ordnung erlaſſen Haft, infolge welcher die fatholifche Religion als nöthige Bedingung zur Er: 
werbung ftaatöbitrgerlicher Rechte nicht mehr erforderlich wäre, wurden wir, da wir fo etwas 
von deiner Religion nicht erwartet haben, vergeftalt in unſerm Innerften erfchüttert, daß wir 
uniere Beſtürzung mit Worten nicht ausprüden können; theils weil du dieſe Verordnung in 
jenen bairiihen Gebietätheilen eingeführt Haft, die ſich ehedem durch den blühenden Zuftand der 
Religion ruhmlichſt auszeihneten; theild weil wir fogleich jene böfen, der Kirche und der katho— 
liſchen Religion Unheil bringenvden Folgen vorausfahen, welche diefe Verordnung felbit leicht 
vorausſehen lieg. — Wären dir alle diefe Verhältniffe genau befannt, und würbeft du er: 
wägen, daß gerade zur Verhütung folder Gefahren jene Reichgeſetze gegeben find, welche du 
abgeändert haft, jo könnten wir und unmöglich Gereven, daß du in deinem Vorhaben ver- 
barren würbeft, vielmehr müßten wir annehmen, dag du das Geſchehene aufheben und die 
ruhmmürdigen Beifpiele deiner Negierungsvorgeher nahahmen würdeſt, melde durch genaue 
Beobachtung jener Reichsgeſetze die katholiſche Religion in Altbaiern drei Jahrhunderte lang 
vein und unverſehrt erhalten, das Land felbft aber ald das blühendſte Erbe dir Hinterlaffen 
baben. — Eolite in Baiern die katholiſche Religion noch aufrecht ftehen, und follteft vu fortan 
in ihrem Glauben verbleiben wollen, fo darf und fann alles Geſchehene feinen Beftand haben. 
Wir werben, weil wir jede einzelne Thatſache nicht aufzählen und die Grenzen eined Sendſchrei— 
bens nicht überfchreiten wollen, nur das, was wichtiger fheint, andeuten, damit du aus unferer 
avoftoliihen Misbilligung die Verkehrtheit deiner Mafregeln erfeheft, das Geſchehene vernich— 
tet und das Ärgernif wieder gut machen mögeft, weldyes du gegen beine Abſicht — denn das 
Gegenteil fönnen wir nicht glauben — allen Katholiken insgefammt gegeben haft, indem du 
als katholiſcher Fürft es zugegeben haft, daß gegen die Kirche folde Verfügungen getroffen wurden, 
wodurd ihr der größte Schade zugefügt, der Religion felbft aber die größte Gefahr herbei- 
geführt werden iſft.“ (Roskovänh, 11, 80fg.) Sehr entſchiedene Auferungen dev Misbilligung 
ind dann von feiten des apoftolifchen Stuhls gegenüber ven Mafregeln erfolgt, welche zur 
Durchführung der Glaubens = und Eultusfreiheit in Frankreich feit 1789 ftaatfeitig ind Werk 
gelegt wurden. Nachdem fhon im Jahre 1790 Pius VI. in einer eigenen Allocution ſich mis- 
&illigend gegen die desfallfigen Deerete der Nationalverfammlung ausgeiprohen hatte (Ros- 
foviny, 1, 432), fo wird dann in dem Schreiben des Papftes an die franzöfifhen Bifhöfe vom 
10. Mär; 1791 bei Zurüdweifung der Gonftitution des Klerus diefer Standpunft des wei- | 
ern entwidelt. Es wird hier die berühmte Unterfheidung zwifhen Getauften und Ungetauften 
smaht, und während die legtern von aller Gewalt ver katholiſchen Kirche ausdrücklich frei er- 
!ürt werden, für die erftern eine Unterwerfung unter die Gefammtheit ver Fatholifhen Kir- 
Sengefege verlangt. (Roskovaͤny, I, 450 fg.) Wie denn ferner Pius VII. bei Gelegenheit der 
Kaferfrönung lange Zeit fhwanfte, ob er den Boden eines Landes betreten dürfe, wo die 
Sreibeit alter Culte herrſche, ſo wurde in einem aus der römiſchen Staatskanzlei im Mai 1808 
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bervorgegangenen Actenftüc der franzöfifchen Regierung namentlich ihre Gleichgültigkeit gegen 
die Religion vorgeworfen. Diefe Gleichgültigkeit, welche feine Religion vorziehe, fei für bie 
fatholifch:apoftoliih- römische Kirche am meiften beleidigend und ihrem Geifte entgegengrfeßt; 
denn diefe Kirche fönne vermöge ihrer Göttlichkeit und nothwendigen Einheit mit feiner andern 
ſich verbinden, jo wenig als Chriſtus mit Belial, das Licht mit ver Finfterniß, die Wahrheit 
mit dem Irrthum, die wahre Frömmigkeit mit Jrreligiofität. Solange die franzöſiſche Regie- 
rung alle beliebigen Sekten mit ihren Meinungen, Geremonien, Aberglauben reſpectire, zeige 
fie weder Ehrfurdt noch Achtung gegen die Rechte der Fatholifhen Religion; es verberge 
ih unter der Maske diefer Protection Andersgläubiger die feinfte Verfolgung der Kirche. 
(Mejer, „Propaganda“, 11, 365.) Endlich machte dann während der Neftauration Leo XI. 
einen ſehr ernftlihen Verſuch, durh ein Schreiben an Ludwig XVIII. vom 4. Juni 1824, 
eine Reviſion der franzöſiſchen Gejoggebung behufs „Wiederherſtellung der Freiheiten dei 
katholiſchen Kirche‘ herbeizuführen; der Papſt beflagt ſich, daß jeder in Frankreich denken 
und glauben dürfe, was ihm beliebe, daß man die heterodoxen Gulte mit der Fatholifhen 
Kirche auf die gleiche Linie ftelle, die proteflantifchen Tempel ven katholiſchen gleichfege, als 
hätten diefe etwas Heiliges in fih. Wie erniedrigend fei die Gleihftellung ver Fatholifhen 
Geiftlichkeit mit ven Dienern der falihen Sekten; man möge fi nicht auf die Stimmung der 
Gemüther berufen, nicht von der Nothiwendigfeit der Mäpigung ſprechen, ‚Feine Furdt und 
chonung gegen die Riberalen und Proteftanten haben; wie viele Hinderniſſe habe man nicht 
dem fpanifchen Kriege entgegengefegt, die Regierung habe fie überwunden, Gott das Unter: 
nehmen gefegnet, und Frankreich habe ſich vor allen Völker mit neuem Ruhme verherrlidht. Der 
Allerhöchſte habe für Branfreih und das edle Haus Bourbon Wunder gewirkt, er werde neue 
wirfen, aber fordere dafür auch Beweife aufrichtiger Bietät; die bürgerlichen Gefege würden nicht 
geachtet werden, jolange e8 die evangelifchen und kirchlichen nicht feien; wer fein guter Katholif 
fei, fei auch fein guter Royalift; alfo inniger Bund von Thron und Altar. Am Schluffe verfihert 
der Papſt geradezu, feine Feder jet von einem innern Antriebe geleitet gewefen, der ihn zu ber 
Annahme berechtige, daß dies das Wort des Heiligen Geiftes jei. (Mosfovany, II, 235 fg.) Wir 
ſchließen dieſe Zeugniſſe mit jener Encyclica Gregor's XVI. an die Biſchöfe des Erdkreiſes vom 
15. Aug. 1832, worin diefer Bapft bei Gelegenheit feiner Thronbefteigung die Doctrin der 
Kirche hinſichtlich des Verhältniffes zum Staate ausführlid auseinanderfegt; derſelbe Flag: 
darin über den jegt herrichenden Indifferentismus, über jene verwerflihe Meinung, wonach 
man bei jedem Glaubenöbefenntnifle dad ewige Seelenheil erlangen könne, wenn man nur 
übrigens ein moralifches Xeben führe. Die Bifhöfe werden auf das eindringlichfte ermahnt, 
in einer fo Elaren und einfachen Sache einen fo verderblihen Irrthum von den ihnen anvertran: 
ten Heerden fern zu halten; diejenigen würden für ewig zu Grunde gehen, die den fatholifchen 
Glauben nicht beobachteten. Es heißt dann weiter: „Und aus diefer ſchmuzigen Quelle ift nun 
jene abjurde und irrthümliche Meinung, jener Wahnfinn hervorgegangen, daß ein jeder Frei: 
heit des Gewiſſens in Anfprud nehmen dürfe. Diefem peftilenzialifchen Irrtfume hat aber 
den Weg gebahnt jene vollftändige und maflofe Freiheit ver Meinung, die zum Makel von 
Staat und Kirche weit um fi gegriffen hat, indem noch dazu einige im höchſten Unverſtande 
behaupten, daraus würde für die Neligion mander Vortheil hervorgehen. Es wird dann 
ein Gemälde derjenigen Folgen entworfen, die mit Naturnothwendigfeit und nad der Erfab: 
rung aller Zeiten aus diefer Freiheit hervorgehen würden; es möge ein Staat nod fo ſehr durch 
materielle Mittel aller Art hervorragen, hierdurch allein, durch die Freiheit ver Meinung, wohin 
namentlich auch jene jheußliche und niemals genug zu verabfcheuende und zu verfluchende Freibeit 
der Preſſe und des Buchhandel gehört, würde verfelbe untergehen. (Roskovany, II, 323g.) ") 


1) Manche Außerungen in diefer Encyelica waren offenbar mit befonderer Rückſicht auf Lamennais 
gethan, defien Auftreten gerade damals die Gemüther beſchäftigte; darüber- fpricht fich noch weiter aus 
der Cardinal Pacca in einem Briefe, den derfelbe auf Befehl des Papſtes unterm 16. Aug. 1832 an 
Lamennaig gerichtet hat. Es heißt dort: „Der Heilige Vater misbilligt aud) und verwirft jeßt die Doe— 
trinen von der bürgerlichen und politifchen Freiheit, die, ohne Zweifel wider Ihre Abficht, ihrer Natur 
nach die Tendenz haben, allerwärts den Geift des Aufruhrs und der Empörung feitens dev Unterthanen 
gegen ihre Souveräne zu wecken und zu verbreiten. Nun ift diefer Geift aber in offenbarem Wider— 
ſpruche mit den Srundlägen des Evangeliums und unferer heiligen Kirche, die, wie Sie wohl wiſſen, 
den Völfern Gehorfam und den Souveränen Gerechtigkeit predigt. Die Doctrinen des «Avenim» von der 
Sreiheit der Gulte und der Prefie, welche durdy die Herren Redacteurs mit foldyer Übertreibung verhan— 
delt und fo meit ausgedehnt wurden, find gleichfalls fehr tadelnswürdig und ftehen mit ver Lehre, ben 
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Daß derſelbe Papſt ih ganz unbefangen zu wiederholten malen an ven Kaijer von Rußland 
wandte, um von ihm Religiongfreiheit für die Katbolifen in feinen Reichen zu erlangen (Ros— 
foviny, 11, 414 fg., 426 fg.), kann nicht weiter befremden; die Fatholifche Kirche befolgt eben die 
ganz einfahe Marime: wo jle die Gewalt har, verlangt jie Unterdrückung, denn es ift Pflicht, 
den Irethum zu unterdrüden; wo fie die Gewalt nicht hat, verlangt fie Duldung, denn esift 
Pflicht, die Wahrheit zu dulden. | 
Man meint aber vielleicht, daß ſolche Anfichten zwar die des Papftes jein mögen, nicht aber 
aud der Biſchöfe, namentlich der deutſchen nicht, daß auch in dieſer Beziehung eine tiefgebenve 
"Tiferenz zwifhen Papalismus und Epiſkopalismus vorhanden jei. Nun wird es zwar jedem 
Kundigen von vornherein flar fein, daß der Gegenjag jener beiden Richtungen innerhalb des 
Katholicismus längft nicht von ſolcher Weite fei, daß auch die oberften Grundlehren davon be- 
rübrt würden, wie die Dogmen der Unfehlbarkeit und der Heilsnothwendigkeit ver Kirche. Es 
liegt auch durchaus fein gejchichtliches Zeugniß dafür vor, daß die in epiffopaliftifchem Sinne 
organifirte katholiſche Kirche eine mildere Praxis in diefer Hinficht geübt habe; mit dem ſo— 
genannten Reformeoncil von Konftanz, wo der Epiffopalismus zu ziemlicher Entfaltung 
gelommen war, find die Grinnerungen an die Hinrichtung des Johann Huß untrennbar ver- 
binden; und die beveutendfie Lebenöregung dieſer kirchlichen Barteirihtung in neuern Zeiten 
bat eine der ſchwerſten Gewiſſensbedrückungen, die jemals flattgefunden haben, zur unmittel- 
baren Kolge gehabt; mit der gerühniten Declaration des gallikaniſchen Klerus ftand im eng- 
en Zufammenhange der Widerruf des Ediets von Nantes; nicht den Anftrengungen und 
‚ dem Eifer des allgemeinen Katholicismus, fondern der Idee der gallifanifhen Kirche find 
die Proteftanten zum Opfer gefallen, die Oppofition gegen die Eingriffe von Rom und bie 
Untervrüdung der proteftantifchen Confeſſion waren zwei Handlungen, die einander entipra- 
den, einander ergänzten. So überflüjfig ed demnach fcheinen mag, fo wollen wir dennoch 
ver Vollſtändigkeit wegen das Verhalten des Epiffopats auch in neuerer Zeit noch genauer 
in Betracht ziehen. Es ift natürlich nicht gerade zu erwarten, daß die hannoverifhen oder 
preußiſchen over die Biihöfe der Oberrbeinifhen Kichenprovinz ſich jehr entſchieden gegen 
Toleranz ausiprehen werden, aber bereit# die bairifchen gaben doch in einer Denkſchrift, 
die fie bei der Neuordnung der Fatholifchen Kirchenverhältniffe jenes Landes im Jahre 1816 
dem Könige überreicht haben, fehr deutlich zu erfennen, daß die proteftantiiche Kirche durch 
aus nicht ald eine gleihberechtigte Corporation von ihnen angefehen werde. ( Noskovany, 
II, 197.) Noch Elarer hat fi aber ganz neuerbings auf dem wiener Provinzialconeil 1858 
ein Theil des öſterreichiſchen Gpifkopats ausgeſprochen. Zwar fei man, heißt es bort, 
dur dad Gebot der Nächftenliebe verpflichtet, allen Menſchen pas Gute zu wünjden und 
durch Gebet und That dahin zu wirken, daß fie ed erlangen; deshalb erweije der Katholik ſich 
denen, die außer ver Kirche jeien, gerecht, wohlwollend, barmberzig; aber den Irrthum der 
Wahrheit gleihhalten fei Frevel, darum müſſe hinfichtlich der Befehrung nichts verfäumt wer- 
den, was die Liebe eingebe, die Klugheit geftatte; gänzlih zu verwerfen ſei aber jeve Art von 
Toleranz, welche ver Wahrbeit zum Nachtheil gereiche. (‚Acta et decreta concilii provinciae 
Viennensis a. D. 1858“, Tit. I, c. 11.) — Befonders intereflant ift ed und gewefen, über das 
Verhalten ver belgiihen Biſchöfe gegenüber ver dort beftehenven, unbedingten Religionsfreiheit 
Aufſchluß zu erlangen; jene belgifche NReligionsfreiheit fteht nämlich mit dem fonftigen Ver: 
haͤlniß von Staat und Kirche in jenem Lande, welches doch regelmäßig von Fatholifcher Seite 
ber außerorventlich angepriefen zu werben pflegt, im engflen Zuſammenhang, ift eine Gonfe: 
quenz des allgemeinen Grundgedanfeng, der dort zur Ausführung gebracht ift; für ſolche Folge: 
aichtigkeit ſollte man beſonders den Organen der katholiſchen Kirchenverfaſſung eine gewiſſe 
Würdigung zutrauen. Trotzdem haben auch die belgiſchen Biſchöfe ſich ausdrücklich gegen Re— 
igiönsfreiheit erflärt, indem fie durch einen eigenen Erlaß die Gläubigen von dem Beſchwören 
einiger Berfaffungsartifel, die auf Unterprüdung ver Nechte und Freiheiten ver katholiſchen 
Rirhe gerichtet jeien, abzuhalten verfuchten. Als ſolche Artikel werden von ihnen namentlich 
bezeichnet Art. 190, wodurch die Freiheit ver religidfen Meinungen einem jeden zugeſichert wird, 





Rorimen, der Praris der Kirche im Widerſpruch. Sie haben Se. Heiligkeit fehr befremdet und be: 
bt, denn wenn auch unter gewiffen Umftänden die Klugheit erheifcht, daß man fie als das mindere 
Übel daldet, fo können ſolche Doctrinen von einem Katholifen doch nie als etwas Gutes und Wünfcheng- 
vers geichildert werden.” (Rosfovany, II, 331.) Außerdem bezieht ſich auf die Lamennais’fche Ans 
gelegenbeit die Encyclica vom 7. Juli 1834. (Rosfoväny, II, 352 19.) 
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Art. 191, woburd allen Arten von Religionsgefellfhaften der gleiche Schug zugefichert wird, 
Art. 192, wodurd den Einwohnern des Königreichs ohne Unterſchied der Religion diefelben 
bürgerlihen und politifhen Rechte gewährt und fie für fähig zu allen Amtern und Würden 
erflärt werden. Es wird in ver Fatholifhen Denkſchrift geradezu gejagt, daß dieſe ganze ver: 
verbliche Doctrin, die erft durch die Franzöſiſche Revolution entftanden, damals aber fofort 
vom Oberbaupte der Kirche verdammt worden fei, einfach darauf herausfomme, daß Irrthum 
und Wahrheit gleichgeftellt werden, und daß diejenigen, welde dergleihen Säge beſchwören 
würden, nicht länger zu den wahren Söhnen der Fatholifchen Kirche gerechnet werben fünnten. 
(Rosfovany, II, 187 fg.) 8 

MWenn ungeachtet folder Zeugniffe neuerdings Guizot jid der Aufgabe unterzogen hat, bie 
katholiſche Kirche gegen den Vorwurf der ihren Grundprincipien inhärirenden Intoleranz in 
Schuß zu nehmen, jo mag ein ſolches Verfahren durch die eigenthümliche Stellung eines prote- 
ſtantiſchen Staatdmannd inmitten einer aufgeflärten,, größtentheils nur dem Namen nad fa- 
tholifchen Bevölkerung, die mit vielen Sägen des Katholicismus zerfallen ift, aber trotzdem nicht 
aufhören will, katholiſch zu fein, hinlänglich erklärt werden können, dagegen wird man nicht 
jagen können, daß ed Guizot gelungen fei, feinen Behauptungen auch nur eine jheinbare Be- 
gründung zu gewähren. So neu auch immerhin, meint Ouizot, die Herrſchaft des Princips der 
Gewiſſensfreiheit fei, und obwol das Auftreten deſſelben in ver Philofophie nur um weniges 
vorhergegangen ſei der Einführung deffelben in dad Nechtöleben, jo würde ed doch ein großer 
Irrthum fein, darin eine plötzliche Entdeckung des legten Jahrhunderts fehen zu wollen; es jei 
den menſchlichen Geifte nicht gegeben, auf dieſe Weije die Welt zu reformiren und allein durch 
die Kraft vernünftiger Erwägungen ein Princip in die Wirklichkeit zu führen, weldes nicht 
Ihon irgendwo vorhanden gewejen jei; zwar die Völfer des Alterthums hätten daſſelbe nicht 
gekannt, nicht fennen fönnen wegen der Einheit, die damals in den Beziehungen zwiſchen Staat 
und Kirche geherrſcht Habe, dagegen bei ver Bildung der neuern europäifchen Gefellihaft nad 
dem Untergange des Römischen Reichs fei der Keim zur Toleranz gelegt worden, indem damals 
eine Scheidung zwifchen mweltlicher und geiftliher Gewalt eingetreten fei, worin die pofitive An- 
erfennung, die feierliche Erklärung gelegen habe, vaß die Stärke fein Recht haben folle über ven 
Geift, daß feine materielle Gewalt die moralifhe Ordnung zu regieren habe. Daraus ergebe 
ich mit logiſcher Nothwendigkeit die Gewifjendfreiheit. Gegen dieſe Argumentation, die, weil 
fie echt Franzöftich ift, ihren nächften Zweck erreicht haben mag, muß nun aber Folgendes geltend 
gemacht werden. Sie ift zunächſt leviglich ein abſtractes Raiſonnement ohne jede Rüdjicht auf 
die Geſchichte; die Thatſachen ftehen mit vemjelben im offenften Widerſpruch; denn wenn aud 
die Völker des Alterthums jene Trennung von weltliher und religiöfer Gewalt nicht fennen 
mochten, Toleranz kannten fie jedenfall, wie ein Bli auf die Zuftände des römiſchen Staats- 
weſens in den erften Jahrhunderten der Kaiferzeit zeigt, e3 war ein übrigens toleranter Staat, 
der ſich im Intereffe feiner Selbfterhaltung gedrungen jah, gerade das Chriſtenthum zu ver- 
folgen; auf der andern Seite, wo findet ji während des gefammten Mittelalterd, wo nun 
nad Guizot's Anfiht die Trennung von Staat und Kirche zur vollen Ausbildung gefommen ift, 
aud nur eine Spur von der mit logischer Nothwendigfeit daraus hervorgehenden Conſequenz? 
Wenn wir aud) davon abjehen, die Wahrheit dieſes Raifonnements an den wirklichen Verhält- 
niffen zu meifen, jo muß man fagen, daß ed an und für fich betrachtet unvollftändig it; man 
mag zugeben, daß jene Trennung beider Sphären erſt durch das Ehriftenthun herbeigeführt jei, 
daß damit religidfe Freiheit in einem gewiffen Zuſammenhange ftehe, es handelt ſich jedoch 
weniger um Chriſtenthum als um Katholicidmus, und da muß man fagen, daß ed neben jenem 
Vrincip noch andere jlärfere Principe gibt, welche die möglihen Wirkungen jenes wieder völlig 
paralyiiren, daß jenes Princip in den Schatten geftellt wird durch die Ideen der Unfehlbarkeit 
und Alleinfeligmadhung. 2) 

Man müßte geradezu dieſe Ideen aufgeben, wenn man vom Standpunkte der katholiſchen 
Kirche aus tolerant fein wollte, man müßte namentlid die Brätenfionen fallen laffen, daß die 
Zugehörigkeit zur katholiſchen Kirche um des Heild willen nothwendig fei. Wirklich hat man 
unter dem Gindrude des Unnatürlihen und Unmahren, was dem Monopol des Alleinfelig - 





2) Die Darlegung Guizot's findet fic in einem Bericht, welchen derfelbe der Gefellfchaft ver chrift - 
lichen Moral hinfichtlich einer über die Freiheit der Gulte geftellten Preisaufgabe am 13. April 18265 
erftattet hat; fie bezieht fich auf das berühmte Werl von Binet, welches damals den Preis befam; wir 
werden darauf zurücdfommen. 
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machens namentlich in unferer Zeit anhängt, den Verſuch gemacht, zu einer mildern Auffaffung 
dieſes Princips zu gelangen. Man hatte jhon immer anfnüpfend an ein Wort des heiligen Au— 
guftin einen Unterjchied gemacht zwiichen materialer und formaler Häreſie, und nur die An: 
banger der letztern, welche durch eigene Schuld von ver Kirche abgefallen jind und ihren Irr— 
thum bartnädig vertheidigen, ald ewig verloren hingeftellt, während dagegen die materialen 
Häretifer, ſolche nämlich, welche im religiöfen Irrthum herangewachſen find, aber in gutem 
Glauben das rechte Chriſtenthum haben, oder wenn ihnen ein Bedenken dann kommt, auf: 
rihtig und willig die Wahrheit fuhen, dem Gerichte des Herzendfündigerd anheimgeftellt wer: 
den. Das ift neuerdings befonderd lebhaft betont worden. Indeſſen, was joll man fid) Darunter 
denken? Ernſthaft und aufrihtig genommen, würde ed den Begriff der Kegerei, jedenfalls feine 
Anwendung auf die proteftantifhe Kirche ganz aufheben, denn gerade in der gewiflenhaften 
Sorgfalt um ihre Seligfeit haben ſich unjere Vorfahren von der fatholiichen Kirche getrennt; 
dann müßten aber auch die Ölieder der morgenländifchen Kirche ald zur wahren Kirche gehörig 
betrachtet werden, es erhöbe fih über allen Gläubigen eine ideale Kirche und die alleinfelig- 
machende wäre verichwunden. Andernfalls würde gar nichts damit gejagt jein, die angebliche 
Hartnädigfeit und Deftigfeit in der Vertheivigung des Irrthums würde dazu verwendet werden 
fönnen, um alles wieder illuſoriſch zu machen. (Hafe, „Handbuch der proteftantiihen Polemik 
gegen die römiſch-katholiſche Kirche‘, Leipzig 1862, ©. 56 fg.) Wie dem aber auch fein mag, 
jedenfalld würde durch das Aufgeben jened Dogmas nur die Möglichkeit einer toleranten Ge— 
innung gegeben fein, und es würde gegenüber fo vielen Außerungen im entgegengejegten 
Sinne noch einer befondern Anerkennung darüber bevürfen, daß nah Wegfall entgegenftehen: 
der Brincipien die Toleranz auch wirflih unter die Grundfäge des Katholicidmus aufgenom: 
men jei. Daß es einzelne tolevante Katholiken gibt, in Deutihland namentlich jehr zahlreiche, 
verſteht fi von jelbit; es ift die Bildung der Gegenwart, die wahre hriftlihe Frömmigkeit, 
welche bei den Individuen ſich ſchon Hat geltend machen fünnen, wenn auch nod) nicht bei ver 
unfeblbaren Kirche. 

2) Der geſchichtliche Proteſtantismus. Es war der tieffte Grund der reformatori: 
ſchen Bewegung, daß ein jeder ſelbſt für fein ewiges Heilzu forgen hatte, daß dazu nicht erforderlich 
ſein follte, die Bermittelung irgendeiner Kirche; fern davon, eine Anftalt für den Glauben zu 
jein, wird jie vielmehr zu einer Sammlung der Gläubigen, es wohnt ihr feine unfehlbare Ent: 
ſcheidung bei, folhe beruht auf dem Gewiſſen jeded Menſchen, man braucht nicht einer beftimm- 
ten Kivhe anzugebören ; während der Katholicismus jagt: ubi ecclesia ibi spiritus Dei, fo 
ſagt der Proteſtantismus dagegen: ubi spiritus Dei ibi ecelesia; im Katholicisumus hängt das 
Verhäliniß des einzelnen zu Gott ab von deflen Berhältnig zur Kirche, im Proteftantismus 
dagegen hängt das Verhältniß des einzelnen zur Kirche ab von deſſen Verhältniß zu Gott. 
Demgemäß bebauptet audy die proteitantiiche Kirche keineswegs alleinſeligmachend, um des Heils 
willen nothwendig zu fein, wenn jie ih auch allerdings fir die befte Kirche hält, wie dad eben 
jede hun wird. Yuther hat geradezu gefagt: „Sehe id, dan fie Chriſtum predigen und befen- 
nen, ald von Gott dem Vater gejandt, fo find wir ver Sache eind und halte jie für meine lieben 
Brüder in Ehrijto und Glieder der hriftlihen Kirche. Wie dennoch auch unter dem Papſtthum 
diefe Predigt ift blieben nach dem Text, ſammt der Taufe und Saframent Chriſti, Artifeln des 
‚ Glaubens, obwol viel Irrthum und Abwege daneben eingeführt iind, doch auf dem Todbette 
viel Leute Dadurch erhalten jind, jo von dem andern falichen Vertrauen gefallen und ſich allein 
zu Chriſto gehalten, und venjelbigen im Glauben befannt haben, daß dennoch die rechte Kirche 
nie it untergegangen.” Oder Melanchthon: „Wo Gottes Wort ift, da ift die Kirche, darum 
ind alle Rechtgläubigen und Gottfürchtigen in der rechten Kirche, ie jeien bei dem Papſt oder 
bei den unjerigen ; es ift Kirche geweien unter dem Papſt, aber viele Stücke jind ſchwach und ver: 
dunkelt geweſen.“ Oder endlih Zwingli: „Frag wo ift die Kilch? Antwurt durd das ganze 
erdrod Hin; wer ſy jve: alle glaubigen.” ?) Es finden jih demgemäß mirflid bei den hervor. 
ragenditen Reformatoren, namentlich bei Luther vielfach Auperumgen, durch welde die Dul: 
dung Anderögläubiger als ein proteftantiiches Boftulat ausdrücklich hingeftellt wird. So ſchreibt 


3) Es bedarf feiner weitern Bemerkung, daß das allgemeine proteltantifche Princip Feineswegs va: 
tur aufgehoben wirb, wenn es in dem Katechismus der Marfgraffchaft Baden Durlach) (Karlsruhe 
1170) heist: „Haben alle diejenigen, welche äußerlich zur chriftlichen Kirche ſich befennen, den wahren 
fkligmachenden Glauben? Antwort: Nein, feineswegs, fondern nur die Evangeliſch⸗ Lucheriſchen. 

Staatsskerifon. IX. { 
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Luther in den Tractat von der Beiht: „Denn in dem Gewillen will Gott allein fein, und jein 
Wort allein regieren laffen: da foll Freiheit fein von allen Menfchengejegen. Zu dem Glauben 
fann und ſoll man niemand zwingen, fondern jedermann vorhalten dad Evangelium und er: 
mahnen zum Glauben, doch den freien Willen laſſen zu folgen oder nicht zu folgen. Es jollen 
alle Saframente frei fein jedermann ; wer nicht getauft fein will, der laß ed anſtehn. Wer nict 
will das Saframent empfangen, bat fein wohl Macht; wer nicht beichten will, bat auch Macht 
vor Gott.” In der Schrift von weltlicer Obrigkeit: „Das weltlich Regiment bat Geſetz, die 
jich nicht weiter erftredfen, denn über Leib und Gut, und was äußerlich ift auf Erden. Denn 
über die Seele will und kann Gott niemand laffen regieren, denn jich felbft allein. Darum ob 
weltlich Gewalt fih vermißt, der Seelen Gefege zu geben, da greift fie Gott in fein Negiment 
und verführt und verderbet nur die Seelen. Gott allein erkennt nur die Herzen, darum ift es 
unmöglich und umfonft, jemanden zu gebieten oder mit Gewalt zu zwingen, fo oder jo zu glau— 
ben. So wenig ein anderer für mich in die Hölle oder in den Himmel fahren kann, fo wenig 
kann ev aud für mich glauben oder nicht glauben, und jo wenig er mir fann Himmel und Hölle 
aufichließen, jo wenig kann er mich zum Glauben oder Unglauben treiben. Beil ed denn Jech— 
lichem auf feinem Gewiſſen liegt, wie er glaubt oder nicht glaubt, und damit der weltlichen Ge: 
walt fein Abbruch geichiebt, Toll fie auch zufrieden jein und Ihres Dinges warten, und laſſen 
glauben fo oder fo, wie man fann und will, und niemanden mit Gewalt drangen, denn es ifl 
ein frei Wort um den Glauben, dazu man niemand fann zwingen. Ja ed ift ein göttlich Wert 
im Geift, ſchweig denn, daß es äußerliche Gewalt kann erzwingen und ſchaffen; daher ift der all— 
gemeine Sprud genommen, den Auguſtinus aud bat, zum Glauben kann und foll man nie: 
manden zwingen. Willſt vu Kegerei vertreiben, fo mußt du den Griff treffen, daß du ſie vor 
allen Dingen aus dem Herzen reißeſt, und gründlich mit Willen anwendeſt, das wirft du mit 
Gewalt nicht ändern, fondern nur flärfen, Was hilft dir's denn, fo du die Keßerei in dem 
Herzen ftärfeft, und nur auswendig auf der Zunge ſchwächſt und zu Fügen dringt. Gottes 
Wort aber das erleuchtet die Herzen, und damit fallen dann von felbft alle Ketzereien und Irr— 
thümer aus dem Herzen.” Berner in dem Schreiben an die Fürften zu Sachſen auf dem Jahre 
1524: „Man laſſe fie (die Irrlehrer, Wiedertäufer) nur getroft und friich predigen, was jie 
fönnen und wieder wen fie wollen, denn es müſſen Sekten fein, und das Wort Gottes muß zu 
Felde liegen und kämpfen. Iſt ihr Geift recht, jo wird er ſich vor ung nicht fürchten und wohl 
bleiben. Iſt unferer recht, fo wird er ſich vor ihnen auch nicht fürchten, noch fonft vor jemandem 
fürdten, Man laſſe die Geifter aufeinander plagen und treffen. Werden etliche indeß verführt, 
wohlan, jo gehts nad gechtem Kriegslauf; wo ein Streit und Schlacht ift, da müſſen etliche ver: 
wundet werden und fallen; wer aber redlich focht, wird gekrönt.‘ In dem Briefe an zwei 
Pfarrherren von der Wievertaufe (1528): „Es ift nicht recht, und mir wahrlich leid, dag man 
ſolche elende Leute jo jämmerlich ermordet, verbrennet und greulich umbringt, man follte ja einem 
IJechlichen laſſen glauben wie er wollte. Glaubet er unrecht, jo hat er genug Strafe in dem ewi— 
gen Feuer der Hölle. Warum will man fie denn auch noch zeitlich martern? Sofern fie allein im 
Glauben irren, und nicht auch daneben aufrührerifch find, oder fonft der Obrigkeit wideritreben. 
Lieber Bott, wie bald iſt's gethan, daß einer irre wird und dem Teufel in Strick fallt? Wit ver 
Schrift und Gottes Wort joll man ihnen wehren und wiverflehen, mit Feuer wird man wenig 
ausrichten.” Endlich in dem Schreiben an ven Rath und die Gemeinde der Stadt Brag. Wenn 
ung die Schrift ermahnt, den falſchen Lehrern nicht zu glauben, ſo heißt dad fo viel, „daß ein 
jeder für jich felbit feines eigenen Heild und Seligfeit wahrnehmen ſoll, daß er audy ſei ein 
freigevollmächtigtev Nichter aller derer, die ihnen lehren wollen, und fei inwendig allein von 
Gott gelehrt; deun es wird Dich nicht verdammen oder felig machen eines andern Lehre, ſie ſei 
falſch oder gerecht, fondern der Glaube allein”, | 
Indeſſen wenn auch nach ven Anſichten der Neformatoren der Erwerb des ewigen Heils zu— 
nächſt abbangig von dem Ihun der einzelnen war, fo fehlte doch viel, daß diefelben Dabei 
ganz auf ſich ſelbſt angewieſen, von jeder Schranfe befreit geweſen wären. Die Borausfegung 
war vielmehr Forſchen in der Bibel, Gebundenbeit an chriſtliche Offenbarung; und wie num 
außerhalb dieſer Schranfen es völlig vergeblich) fein würde, das Heil zu ſuchen, jo war es 
auch nach der Auffaſſung der Reformatoren keineswegs einerlei, zu welcher Olaubensanficht 
man auf dieſe Weife gelangte. Demgemäß wird aud in jenen Auferungen Luther's, in 
denen er ſich Tür die Gewährung der Toleranz ausipridt, dad Hauptgewicht darauf gelegt, 
dap innerlihe Geſinnung die Hauptſache fei, und daß ſolche durch Auferlihen Zwang nicht 
erworben werden könne. Dagegen davon, daß der Inhalt deſſen, was man glaube, gleihgültig 
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wäre, findet ih nichts; im Gegentheil, Luther ſpricht vielfach von Ketzern und verweift Dies 

jenigen, welche falfh glauben, fogar auf die Strafe der Hölle; jo ift er auch weit entfernt 

davon, die Sekten an fich für gut zu halten, nur un die Nechtgläubigen defto behutſamer und 

eifriger zu machen, haben fie für ibn eine Berechtigung. Ja es finden fi ſogar bei Luther ſelbſt 
ihn einzelne Außerungen, worin er ſich geradezu für die Vertreibung Andersgläubiger aus: 

joriht: „Wenn an einem Orte zweierlei Predigt gehet, da mag ein Fürſt oder Stadt Einſehen 

baben und nicht leiden, daß zweierlei Predigt in einem Lande oder Stadt ſei, Uneinigfeit und 

Aufruhr zu verhüten. Man verhöre beide Theile und richte Die Sache nad) der gewiſſen Regel, 

nämlich nah der Schrift und Gotted Wort, Welcher Theil nun recht lehret, der Schrift und 

dem Worte Gotted gemäß, den Theil laffe man bleiben, welcher Iheil aber unrecht lehret, dem 
Iheil gebe man Urlaub. Aber ausrotten joll man jie nicht.” Sehr viel beftimmter lauten die 
Auperungen, in welden Luther die Duldung der Juden befämpft: „Es wäre nicht Wunder, daß 
ung Ehriften, fo ſolche Gottes verfluchte, offenbarliche, Läſterer bei ung leiden, längft Gottes Zorn 

mit hölliſchem Feuer in den Abgrund ver Hölle mit ven Juden verfenft hätte.” Die Zahl diefer 
Stellen liege jich leicht noch vermebren, Und doch war Luther unter den hervorragenden Refor— 
matoren in dieſer Dinficht der mildeſte, er hat ſich ftet3 gegen die Hinrichtung Andersgläubiger 
erflärt, die ſchon Melanchthon ausdrücklich empfahl; wären deſſen Rathſchläge allerorten be- 

folgt worden, jo hätten damals bei der großen Menge der Sekten (Wiedertäufer, Schwenffelvia- 

ner u. ſ. w.) Dinrichtungen des Glaubens wegen in Maffe ftattfinpen müffen ; jedenfalls hat die 
binrichtung des Servet, die befanntlich auf Calvin's Betrieb geſchah und von Melandtbon aus: 
drücklich vertheidigt wurde, gezeigt, was geſchehen Fonnte, wo die geiftliche und weltliche Ge— 
walt in einer Hand beiſammen war. Bei dem Widerftreben der Obrigkeiten hat man fi denn 
im allgemeinen proteftantifcherfeit3 damit begnügen müflen, die Todesſtrafe für Ketzereien theo— 
retiſch aufzuftellen und zu vertbeidigen. So ift, um nur einige Zeugniffe hervorzuheben, nad) 
der Anfiht von Martin Bucer, die er in einer eigenen Schrift 1535 ausgeführt bat, eine 
falſche Religion die Mutter aller Yafter, deren Anhänger mit Feuer und Schwert audgerottet 
werden fönnen, und die eine härtere Strafe verdienen als Diebe, Räuber, Mörder; und nad) 
Beza if es eine völlig teufliche Lehre, die Gewiſſensfreiheit zu geſtatten, alſo jeden, wenn ex 
will, zu Grunde geben zu laſſen, eine teufliiche Freibeit, die Polen und Siebenbürgen mit fo 
vielen peſtilenzialiſchen Menſchen anfülle, wie Fein anderes Land jle dulden würde; aud glaubt 
er, daß der Endzweck der Geſellſchaft nicht erreicht werben fönne, wenn die Obrigkeit nicht 
die hartnädigen Keger mit ihrem Schwerte im Zaume halte. In demfelben Maße wie in der 
zweiten Hälfte des Neformationsjahrhunderts die kirchliche Orthodoxie ſich ausbildete, um jo 
mehr wurde der Toleranzgefinnung in der proteftantifchen Anfhauung jeder Boden entzogen, 
und jo iſt ed die proteftantifche Geiftlichfeit und zum Theil auch die von ihr beeinflußte Bevölke— 
rung proteftantifcher Territorien gewejen, welde, weit entfernt, die Gewiſſensfreiheit aller: 
orten zu begünftigen, den erften Verſuchen zur Ginführung einer folden, wenn aucd in be: 
ſchränkteſten Maßſtabe, den nahhaltigften Widerſtand entgegengefegt haben; fo ſehr hatten ſich 
die Begriffe verfchoben, daß man in der Ginführung der Gewiſſensfreiheit eine Verlegung der 
Gewiſſensfreiheit erblickte. 

Wol hat ſich ſeit dem Anfange des 18. Jahrhunderts im Pietismus eine heilſame Neaction 
gegen den Grund dieſer Intoleranz, die kirchliche Orthodorie, geltend gemacht; durch die Schrif— 
ien Spener's geht überall ver eine Grundzug hindurch, daß es auf äußerliche Nechtgläubigfeit 
nit anfomme, daß innere Frömmigkeit, gottjelige Gefinnung noth thue; deshalb auch die laute 
Wabnung, die ſtets wiederfehrt, nichts wider dad Gewiffen zu tbun, aud) niemandem etwas wi: 
der dad Gewiſſen zuzumuthen, felbft nicht wider ein irrendes Gewiſſen, es ſei unrecht über vie 
Gewiſſen herrſchen zu wollen, denn vie Herrſchaft über die Gewiſſen ſtehe allein Gott zu. 
Spener macht demgemäß die Freiheit von jeder menſchlichen Autorität in Glaubensſachen gel: 
teud, fein ganzes Leben war ein Kampf gegen Symbolzwang, jeder jolle felbftändig die Bibel 
prüfen, und ed Eomme hinſichtlich dedjenigen, was jemand glauben wolle, nit auf die Autorität 
der Kirche an, „welche“, wie Spener jagt, „aus dergleichen Perſonen befteht, deren feiner des 
unmittelbaren Beiftanded des Heiligen Geiftes, und daß derfelbe durch fie reden wolle, die Ber: 
ſicherung bat’’, Die Kirche babe nur eine innere Einwirkung, es fei dasjenige, was fie ald Wahr— 
beit aus Gottes Wort darftelle, zu prüfen, und nur nad) eines jeden Gewiſſen anzunehmen. 
(„Sreiheit ver Gläubigen, von dem Anfehen ver Menſchen in Glaubensſachen gerettet‘, Frank— 
ata,M. 1691.) Spener ſprach jich aber nicht blo8 gegen Symbolziwang von jeiten der Kirche, 
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fondern auch gegen Kirchenzwang von feiten des Staats aus: der oberfte aller Säße ſei der, 
liebe deine Nächften mie dich jelbft, ver Name des Nächten ſei aber nicht aufReligiondverwandte , 
einzufchränfen, der Irrthum in Glaubensſachen fliege die Irrenden von dem Genuß der 
chriſtlichen Liebe nicht aus, fpreche die Rechtgläubigen von der Liebespflicht gegen ſolche nicht frei; 
dieje Bilicht beziehe jüch aber nicht blos auf Privatleute, fondern auch auf die Obrigkeit, dieſe 
fei ebenjowol an die Gefege der Liebe gebunden, und um fo mehr könne viefelbe Irrende in 
ihrem Gebiete dulden, als ja felbjt Gott, der der Herrſcher über den ganzen Erdboden jei, 
und deffen Negierung in nichts feiner Heiligkeit, Gerechtigkeit und Beförderung feiner Ehre ent- 
gegen fein fünne, fie unter den Frommen wohnen liege, gleichwol er fie doch voneinander ab- 
fondern fünne; die Freiheit des Gewiſſens ſei allen Interthanen zu gönnen, fie würde aud 
denen in der Marf Brandenburg wirklich zugeftanden. (Spener, „Theologiſche Bedenken“, 1, 
154, 431, 601; IV, 270, 496, 651, 696. Belonvers „Letzte theologiſche Bedenken“, II, 
120 fg.) Man wird fagen dürfen, daß mit diefen Grundſätzen Spener nicht blos auf den lu— 
theriihen Standpunft zurückgekehrt, fondern daß er vieleicht in der energiihen Hinweiſung auf 
das Moment der innern Geſinnung noch über ihn binausgegangen ſei, indeflen für gleichgültig 
Hält doch auch er einen beftimmten Glaubensinhalt keineswegs; jedenfall hat die von ihm ge: 
gebene Anregung nicht vermocht, innerhalb des Proteftantismus nahhaltig das Poſtulat der 
Glaubens: und Eultusfreiheit zur Geltung zu bringen, ſodaß daflelbe von hier aus eine weſent— 
liche Forderung, einen Fortſchritt auf der Bahn der Verwirklichung erlangt hätte. 

Wie wenig diefe Grundfäge ſelbſt heutzutage in der proteftantifchen Kirche zur aufrichtigen 
rückhaltsloſen Anerkennung gelangt find, wie ſehr noch immerfort auf fpecifijch kirchlichen Krei— 
fen und von feiten der officiellen Organe der Kirche gegen die confequente Durchführung dieſer 
Grundfäge Bedenfen erhoben werden, das hat ji noch neuerdings auf das Unwiderſprech— 
lichfte gezeigt. Im Jahre 1852 hatte ih in Veranlaffung des Falls Madiai eine ökumeni— 
ſche Deputation nah Blorenz begeben, um bei der toscanischen Regierung gegen die da- 
mals ftattgefundene Verlegung aller Glaubens- und Gemifjensfreiheit VBorftellungen zu er: 
heben. Was lag nun näher, als dieſe Gelegenbeit zu einer dauernden Förderung religiöfer Frei— 
beit zu benugen? Es trat daher auf Beranlaffung diefer Deputation im Auguft 1853 in Hom— 
burg eine Konferenz zufammen, welde unter dem Vorſitze ded Grafen von Shafteöbury für 
jeden Menſchen dad Recht in Anſpruch nahm, ſowol öffentlich ald zu Haufe Gott nach feinem 
Geiſte zu verehren und feinen Glauben zu verbreiten, vorauägelegt, daß die öffentliche Orpnung 
und Moral nicht verlegt und die Geſetze des Landes innerhalb der Schranken des Wortes Gotte® 
befolgt werden; die Keitung des Werks der Förderung veligidfer Freiheit auf diefer Grund: 
lage folle jedoch nur in die Hände folder gelegt werden, die an ven wefentlihen Grundlagen des 
Evangeliums fefthielten,, wie fie in der Reformation ausgeſprochen und befannt worden feien, 
und ed fei die Berbindung mit jolden zu meiden, welcde die religiöfe Kreiheit in einer Weite 
verftänden und zur Anwendung brädten, die dem entgegen ſei; auf untergeorbnete Verſchieden— 
beit zwiſchen wahren Chriſten ſolle es jedoch dabei nicht anfommen. Diefe von der Homburger 
Gonferenz aufgeftellten Grundfäge gingen aber einem bervorragenden deutſchen Mitgliede der 
toscaniſchen Deputation, dem inzwifchen als preußifchen Gefandten in Paris im Decembre: 
1861 veritorbenen Grafen Albert Vourtales, bereits viel zu weit; in einem eigenen Send— 
fhreiben an den Profeflor Merle d'Aubigne in Genf ſah er fih geprungen, jeine abweichen— 
den Anjichten zur Geltung zu bringen, die wejentlid darauf hinausgingen, daß er als evan- 
geliiher Ehrift nur Freiheit des Evangeliums verlange und nicht die Freiheit aller zu for: 
dern habe, daß der Orundfag, jeder Menih habe das Recht, Gott nah feinem Gewiſſen 
zu dienen und feinen Glauben zu verbreiten, lediglich ein abitractes Princip von mehr po- 
litifcher und philoſophiſcher als ftreng evangeliiher Beveutung fei. („Lettre adressee A 
Mr. le professeur Merle d’Aubigne sur le principe de la liberte religieuse, telle qu'on 
l'entend en Allemagne. Par un membre de la deputation en Toscane”, Neuflbätel 
1854). Der Graf Bonrtales muß von der Unmöglichkeit, jened abitracte und unbedingte 
Vrincip auf feinem ſpecifiſch proteftantiichen Standpunfte zu acceptiren, ſehr tief überzeugt ge: 
weſen fein, er würde ſonſt nicht bei einer Veranlaflung, wo behufs eines praftifhen Erfolgs 
alles darauf anfanı, dies abftracte Princip aufzuftellen, mit feinem Diffenfus bervorgetreten 
jein. Und in der That, folange man fich lediglich innerhalb ded Banns von Vorftellungen de@ 
geſchichtlichen Proteftantismus hält, dürfte die Berechtigung, jenes weitere Princip zurückzu— 
weifen, faum zu beftreiten jein; nur dagegen wird man VBerwahruug einlegen müſſen, daß das 
die aligenteine deutiche Anficht von der religiöfen Freiheit fei, im Gegentheil jenes vom Grafen 
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Vourtales befampfte abſtracte Princip iſt ale das Mefultat einer langen geiftigen Entwidelung 
in das Bewußtſein dev deutichen Nation als unverlierbared Gut übergegangen. Auf ven 
Standpunkt des Grafen Pourtales ftellt jih übrigens im weitern Verlaufe des darüber aus- 
gebrohenen Streit auch deſſen Schwiegervater Hr. v. Bethmann:Hollmeg, der anfangs von 
mehreren Seiten für den Berfafler des anonym erichienenen Sendſchreibens des Grafen Pour— 
taled gehalten war; ihm macht beſonders das Alte Teftament Schwierigkeiten. Augeſichts der 
Ausrottung der Kananiter und der Todeöftrafe gegen jeden Jfraeliten, der von Jehovah ab: 
gefallen, ſcheint es ihm nicht, daß religiöfe Freibeit ein allgemeines Recht der Menſchheit jet. 
(Senpihreiben an Dr. Merle v’Aubigne vom 4. Nov. 1854). Was pamals in einer englifchen 
Zeitihrift gejagt worden ift, ver Charafter ded Hrn. v. Bethmann-Hollweg ſei zu edel, ald dan 
er die Anwendung feiner eigenen Theorie ertragen fönne, das dient nicht blos zur Grflärung der 
vielen Widerfprüche dieſer Schrift, fondern dad macht ed und auch allein begreiflich, wie derſelbe 
Mann einige Jahre darauf ver Glaubens: und Eultusfreiheit in einer Ausdehnung zum Siege 
verholfen hat, wie ſie nur in wenigen Rändern der Welt beiteht ; die Praris des Hrn. v. Beth— 
mann:Hollweg war nicht ein Ausflug and feiner Theorie, fondern derfelben mühjan abgerun- 
gen. Selbft Merle d'Aubigne befennt jid übrigens nicht zu einer unbedingten Durhführung 
der Religiondfreibeit; das zwar ift ihm flar, daß die Freiheit auch der evangeliichen Ghriften 
in katbolifhen Rändern nur dann wahrhaft fiber geftellt werben fönne, wenn der Orundfug der 
Gewiſſensfreiheit ganz allgemein von den Geiſtern Beſitz ergriffen habe und in die Sitten der 
Ghriftenheit übergegangen fein werde; es ſcheint ihm ferner, daß diejer Grundſatz eine Gone: 
quenz des Chriſtenthums fei, indem allein Gott unumſchränkte und aueſchließliche Rechte an die 
Gewiſſen ver Menfchen habe, und fein Menſch fi herausnehmen dürfe, von einer menſchlichen 
Seele Rebenihaft zu verlangen; es fei Chriftenpflicht, die Gewiſſensfreiheit nicht nur und und 
unjern Brüdern, fondern allen zu verihaffen, das Gegentheil ſcheint ihm faſt eine ſittliche 
Kegerei; indeſſen, wenn dann von ven feit 1848 in Deutfchland entftandenen religiöfen Ge— 
noflenihaften die Rede ift, jo beißt ed: „ich verlange die Freiheit nur für religiöſe, ehrbare, 
friedlige und moralifche Überzeugungen“, und an einer andern Stelle wird fogar gelagt, die 
Gonferenz wolle „factiih nur die religiöfe Freiheit wahrer evangeliſcher Chriften vertheidigen”. 
(„Die religiöje Freiheit vom chriſtlichen Standpunkte““, Frankfurt a. M. 1854.) 

Roch viel fignificanter für die Anſchauungöweiſe kirchlicher Kreiie find die Beſchlüſſe, melde 
auf der Deutſchen evangeliſchen Kirchenconferenz in Eifenad im Jahre 1855 in Bezug auf Die 
Sehtenfrage einmüthig gefaßt worden jind. Unter der Zuftinımung eines Mannes wie Nitich 
find damals folgende Grundfäge aufgeftellt worven: „Eine vom Staate principiell gewährlei— 
Rete Freigebung der Sektenbildung ift an ſich mislih, und am wenigiten nad Analogie des 
freien politiihen Verſammlungsrechts regulirbar, vielmehr ift ed allein rärhlih, daß die Ent 
ſcheidung über Zulajlung, Dulvung oder Anerkennung erft von der Prüfung der religiöfen 
Örundjäge abhängig gemacht werde, zu melden eine aus beitehenden Kirchen ausſcheidende re: 
ligiöfe Gemeinſchaft als den ihrigen jich befennt, und für deren Einhaltung fie haftet‘ ; ferner 
„bei Regulirung des Sektenweſens ift die bloße Rückſichtnahme auf das allgemeine Staatswohl 
nit außreihend’'; fobann, „es iſt nicht gut, wenn der Staat einfeitig mit polizeilichen Maß: 
nahmen vorgeht, ebe die Mittel geiſtlicher Bflege und Zucht von jeiten der Kirche an den Seftirern 
erihöpft und wirkungslos geblieben jind‘‘; weiter, „ald Staatöpflicht ericheint, den Landes— 
firhen ihre Bermögend: und Eigenthumsrechte gegenüber den ausſcheidenden Seftirern voll: 
Rändig zu wahren, auch feindfeligen Angriffen der Sekten gegen bie Landeskirche, ebenfo wie 
zudringlichem ven Frieden der Gemeinde ftörenden Proſelytenmachen mit Kraft entgegenzutve: 
ten“; endlich „nicht nur für ven Fall, daß Religionsgemeinſchaften mit ven bürgerliden Ein: 
tihtungen und Geſetzen, oder mit den jittlihen Ordnungen pofitiv im Widerfprud) ftehen, wird 
der Staat diefelben als verboten bezeihnen, jondern er wird als hriftliher Staat denſelben die 
Öfenzlihe Duldung als ftaatögefährlihen Gemeinfhaften überhaupt dann verweigern, wenn 
fe nad ihrem Befenntnig den Boden des hriftlihen Offenbarungsglaubens gänzlidy verlaffen 
haben“. In dem Referate des Oberconfiftorialpräfidenten v. Harleß ift die principielle Brei: 
gebung der Seften noch befonders perhorrejeirt, der Bericht weiß jie namentlich nicht mir jener 
Schirmpfl icht zu vereinigen, die der Staat den beſtehenden Kirchen gegenüber auf ſich genommen 
habe; außerdem fei der Staat ſtets gezwungen, dieſe angebliche Freiheit durch die verſchiedenſten 
Gautelen und Reftrictionen zu beſchraͤnken und aufzuheben, endlich paffe die Analogie der freien 
Vrreinsbildung auf dem politiihen Gebiete deshalb nicht, weil doch auch diefe nicht gegen eid— 
lie Verpflichtungen gerichtet fein dürften, die jeder Bürger hinfichtlid der Gefege und Ver: 
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faffung des Staats eingegangen fei, weshalb alfo ein freied Verſammlungsrecht folder nicht 
ftatthaft fei, welche bisher einer beſtimmten Kirche angehört hätten, aber mit ihrer Vereinigung 
beabſichtigten, gemeinfam gegen ihre biäherigen kirchlichen Verpflichtungen zu operiren, (Mo: 
jer, „Allgemeines Kirchenblatt für das evangelifche Deutſchland“, JahrgangIV, 1855, ©.421fg., 
444, 445.) 

Bon folhen Anfichten unterfcheidet ich der Standpunft Stahl's hinſichtlich der chriſtlichen To— 
leranz, wie derſelbe in einemauf Beranftaltung des evangeliihen Vereins für kirchliche Zivede am 
29. März 1855 gehaltenen Bortrage ausgeführt ift, in feinem einzigen wefentlihen Bunfte, und 
Die gegen Stahl damals gerichteten Angriffe müffen zu gleicher Zeit auf die Geſammtheit der 
deutfchen Kirchenregierungen bezogen werden, was übrigens von Stahl felbft bereit zu feiner 
Vertheidigung hervorgehoben ift. Stahl verwirft allerdings vollftändig die Toleranz der Auf— 
Härung und Philofophie, wonach es vor Gott und Menfchen überhaupt gar nicht auf religiö— 
fen Glauben, fondern allein auf rechtſchaffenes Handeln ankonıme, denn der innerfte Beweg— 
grund diefer Toleranz fei der Zweifel an der göttlihen Offenbarung, an aller fihern und bin 
denden religiöfen Wahrheit. Dagegen erklärt er ſich für die Toleranz, für die auch das Chri— 
ftenthHum Raum biete, die nicht beruhe auf der Ungewißheit über die Religion felbft, fondern 
nur auf der Ungewißheit über ven religiöjen Zuftand des Nächten, die nicht die religiöje Anſicht 
für außer dem Gerichte erfläre, fondern nur fich ſelbſt des Gerichts enthalte, die nicht jene Mei— 
nung über Religion für erlaubt erkläre, fondern in vem Leugnen des Chriſtenthums die ſchwerſte 
Verfündigung fähe, ſich aber unfähig fühle, den innern Zuftand des Nächſten zu beurtheilen. 
An fih, meint Stahl, müßte man gegen Nationalismus und Pantheismus ebenſo intolerant 
fein wie gegen Hochmuth, Selbftfucht, Unredlichkeit, eö gebe an jich feine Unterſcheidung zwi— 
ſchen religiöfer und moraliſcher Verirrung; Unglaube und falfche Lehre ftänden unter demjelben 
göttlichen Gerichte wie Sünde und Lafter; aber es gäbe einen Unterfchied, ob diefe Verirrung 
ihren Siß in einem Mangel der Verftandesbegriffe oder res Willensvermögens habe, und weil 
nun Unglaube und falſche Lehre möglicherweiſe aus erfterer Duelle kommen könnten, daher for: 
derten jie eine Duldung ganz anderer Art ald moralifche lbertretungen. Sp frembartig und 
eigenthümlich diefe Doctrinen klingen mögen, fo fieht man body nicht ein, wie Graf Pourtales 
und Hr. v. Bethmann-Hollweg, wie die evangelifchen Kirchenregierungen von ganz Deutihland, 
wenn jie aufgefordert würden, ihren Standpunft bis in die legten Gründe hinein zu motiviren, 
dabei wejentlih anders verfahren follten ald Stahl. Jedenfalls find die Refultate, zu denen 
Stahl von dieſen Vorderſätzen aus gelangt, ganz die nämlichen, die aud) von jenen ohne ſolche 
ftrenge logifche Ableitung als ihre praktiſche Anficht hingeftellt wurden. Indem riftlihe To— 
leranz nad) Stahl ein Tragen und Pflegen des religiöfen Zuftandes des Nächten ift, aber in 
‚ der Treue gegen die göttliche Wahrheit, jo fordert die hriftliche Toleranz zwar, daß von feiten 
der Obrigkeit perfönliche Neligionsfreiheit und bürgerliche (private) Rechte hinſichtlich jedes 
Religionsbekenntniffed gewährt werden, daß weder Apoftafie noh Schisma bürgerlih ge= 
ftraft werben; dagegen folgt aus der hriftlichen Toleranz nicht, vaß Freiheit zur religiöfen Ver: 
einigung geftattet werde, denn dieſe überjchreite bereits das Gebiet der innern perſönlichen 
Entwidelung und trete in das Gebiet der öffentlichen Lebensordnung; und wenn nun aud bie 
Obrigfeit allerdings nicht über das einzelne Gewiſſen richten könne, fo folle fie doch andererfeits 
treu fein gegen die hriftlihe Wahrheit; wenigftens fei die unbedingte und unbegrenzte Breibeit 
folder Bereinigung feine Forderung chriſtlicher Toleranz, die religiöfe Vergefellihaftung müſſe 
erlaubt oder verboten werden, je nad dem Inhalte der betreffenden Lehre mit Berückſichtigung 
der Berhältniffe des Landes; die veligiöfe Lehre werde in der Negel nur dann zur Zulaffung 
fich eignen, wenn fie in dad Bereich der geoffenbarten Religionen fallen ; veiftifche und athei— 
ftifche Seftem feien regelmäßig zu verbieten, jene, weil fie die pofitive Offenbarung leugnen und 
hinfichtlich eines Gottes, deflen Eriftenz man nur aus der Vernunft folgere, von dem man felbft 
eingeftehe, daß man nit Mittheilung und Befehl über die Art feiner Verehrung von ihm 
empfangen habe, ein Gewiſſensgebot zu einem Cultus nicht beftehen könne, dieſe nicht, weil die 
Toleranz überhaupt nur auf der Tragung des religiöfen Gewiſſens beruhe, daher, wo fein reli— 
giöſes Gewiſſen fei, blos um der Freiheit willen der Staat feine Geflattung zur Seftenbildung 
zu geben braude. Bei einer ganz genauen Vergleihung zeichnen fi fogar die Stahl'ſchen 
Sätze hier und da durch eine weniger beftimmte, mehr hypothetiſche Faſſung aus als die 
Süße der Eiſenacher Gonferenz und ded Hrn. v. Bethmann-Hollweg. Es ift hier nicht andere 
wie auch ſonſt bei den Vertretern des fpecififch Eirhlichen Standpunftes, nicht um Religionsfrei— 
heit handelt e8 ſich, ſondern um Religion, man beruft fich nicht auf das Recht der Perſönlich— 
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feit, jondern auf die Wahrheit ded Evangeliums, nicht auf die Freiheit jedes Gewiſſens, fon- 
dern nur auf die Freiheit eined von mehr oder weniger beftimmten Glaubensinhalt erfüllten 
Gewiſſens. 

Entſchiedener zu Gunſten kirchlicher Freiheit hat ſich übrigens der berliner Kirchentag 
1853 ausgeſprochen, indem damals, und zwar unter einem gewillen Widerſpruche Stahl’s, 
wenigitend der Grundſatz feitgeftellt wurde, die Kirche folle weder ven Willen noch die Macht 
haben, Separatiften oder Seftirer mit äußern Mitteln zu zwingen und zu unterdrücken, welde 
aus irgendeinem Grunde an ihr Anftop nähmen, und entiveder alle Gnadenmittel oder eins, 
alle Kirhenordnung oder doch dad orventlihe Amt verwürlen oder vergleihgültigten: das 
alles nicht blos aus Rückſicht der Klugheit und erfahrungsmäßigen Wirfungstofigfeit, ſondern 
um des Herrn willen, der feine Kirche nicht mit weltliben Waffen, jondern mit ven Waflen des 
Geiſtes gebaut willen wolle. Indeſſen dieie Erklärung hatte doch lediglich eine negative Bedeu: 
tung, und man war, wie gerade die weitern Verhandlungen veffelben Kirchentags, namentlid) 
in Sahen der Baptiften beweifen,, weit davon entfernt, das Princip auch pofitiv zu handhaben 
und zur Verwirklichung deifelben in ganzer Ausdehnung irgendwelche Initiative zu ergreifen. 
(„Verhandlungen des ſechsten deutichen evangelifchen Kirchentags zu Berlin”, S.58— 78.) 

3) Die Philoſophie und Aufklärung. In den proteflantiihen Ländern des weit: 
lichen Europa hat fi in den Jahrhunderten von der Reformation bis zur Franzöſiſchen Revo— 
Iution eine wiffenfchaftliche Lehre ausgebildet, und ift bald genug in vie allgemeine Denfart des 
Zeitalterö übergegangen, die vielleicht eine Fortbildung des geſchichtlichen Proteſtantismus ent: 
bält, obgleih die namhafteſten Vertreter des legtern ſich feindlich zu derjelben ftellten, die aber 
jedenfalls erft ven Boden bereiter hat, aus welchem eine allgemeine Glaubens: und Gultusfrei: 
heit hervorgegangen iſt. Dieſe wiſſenſchaftliche Lehre ift die rationaliftiihe Philoſophie, ins: 
befondere die Rechtsphiloſophie, das Syſtem des Naturrechts, das mit Hugo Grotius begann, 

in Hobbes, Locke, Pufendorf, Thomaſius, Wolf ſich fortbildete, mit Kant und Fichte zum Ab— 
ſchluſſe gelangte. So ſehr im einzelnen die verſchiedenen Syſteme voneinander abweichen, ſo 
ſind ſie doch nur Spielarten einer und derſelben Gattung, aus einer einzigen Grundanſchauung 
hervorgegangen. Dieſe Grundanſchauung iſt aber das Princip der Subjectivität, wonach der 
Menſch zu nichts beſtimmt werden ſoll, als wozu er ſich ſelbſt beſtimmt, wonach Feine Autorität 
irgendwelcher Art Gewalt über ihn haben foll, ein jeder vielmehr nur das für wahr halten joll, 
was ih ihm aus der eigenen Vernunft ergeben hat, wur das für fittlih, was ihm nad eigener 
redlicher Prüfung als ſolches erſcheint. Angewandt auf die Verhältniſſe von Recht und Staat, 
handelt ed ih alfo darum, unter Nichtberudjihtigung der pofitiven Gefege in der menſchlichen 
Ratur Grund und Nothwendigkeit zu finden, daß fie befteben, und nur, wenn und foweit wir 
das finden, find fie vernünftig und wir an fie gebunden, Als foldes Geſetz, welches beim Zu: 
rüdgeben auf einen Naturzuftand und zur Anerkennung rechtlicher Normen nöthigt, ergibt ſich 
auf allen Stufen ver naturrechtlichen Entwidelung das Geſttz der Goeriftenz, weldyes zwar 
von den verſchiedenen Naturrechtölehrern verfchieden begründet wird, von Grotius und Pufen— 
dorf auf Die Gefelligfeitsnatur des Menihen, von Hagbes auf die gegenieitige Burdt, von 
Thomaſius auf das Verlangen nad Glückſeligkeit, von’ Kant auf die finnlid vernünftige Natur 
des Menſchen, aber überall die Bedeutung hat, daß zwar im Naturzuftande jeder unbegrenzte 
Breipeit hat, daß ed aber, weil dur ven alljeitigen Gebrauch vieler vollen Freiheit diefelbe 
allgemein vernichtet werden würde, es ein Bernunftgebot ift, daß ein jeder feine Freiheit jo meit 
einfhränfen müſſe, damit die der andern daneben beftehen fünne, Indem nun auf diefe Weife 
Recht und Staat aud der Natur des Individuums abgeleitet werden, die ganze Rechtsordnung 
nur zu Gunſten ver Freiheit ver Menſchen befteben ſoll, fo dürfen alle Geſetze, aller ſtaatliche 
Zwang keinen andern Zwed haben, als die Sicherung der Rechte der Individuen, die Freiheit 
und die Coeriftenz der Freiheit, und namentlich mit der ewigen Seligfeit feiner Bürger, mit 
ven Anfichten verjelben über das Jenfeits hat der Staat nichts zu Schaffen. Um fo weniger, 
da gerade auf diejen Gebiete ein Zwang völlig vergeblich fein würde, weil ſich innerliche Ge— 
innung durch äußere Mittel nicht bewirken läßt. Es fommt dazır, daß das Gingriff im die per: 
Hönliche Freiheit fein würde, wie derjelbe gewaltfamer gar nicht gedacht werben könnte, indem 
die freie Prüfung in religiöfen Dingen zu den natürlichften und heiligſten Rechten des einzel: 
nen gehört. 

Solche Grundſätze ind es, welche, indem bald der eine, bald der andere Geſichtspunkt ſtärker 
dersorgeboben wird, durch die Schriften ſich hindurchziehen, in denen während der legten Jahr— 
dunderte die Forderung der Ölaubend: und Gultusfreiheit geltend gemacht worden ill. | 
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Es war aus den Kämpfen des Lebens heraus, daß der erſte in diefer Reihe, Kohn Milton, 
der Sänger des verlorenen Paradiefed, feine Stimme erhob. Es hatte ſich gerade damals 
deutlich gezeigt, mie wenig die Grundfäße ver religiöfen Freiheit bereits Gingang gefunden 
batten, und wie ſchwer e& jei, jie vom ſpecifiſchen religiöſen Standpunkte aus feſtzuhalten; denn 
fo oft und fo laut au früher die Preöbyterianer ſich gegen die bifchöfliche Hierarchie wegen 
der gegen fie geübten Intoleranz beflagt hatten, waren fie doch ſelbſt, Sobald fie zur Herr: 
fchaft gelangt, die Verfolger der Anderögläubigen geworden. Wie num Milton in jeder 
Hinfiht über der damaligen Zeit fand, und ganz von dem Beftreben erfüllt war, das 
Leben der Menichen von der Knechtſchaft zu löfen, und jene dreifache Freiheit, die kirchliche, 
politifhe und Häusliche zu begründen, wandte er ſich bei dieſer Gelegenheit von jeinen frü— 
hern Parteigenoffen ab, ihre Grundfäge bekämpfend, und für jeden einzelnen das Recht kirch— 
liher Selbftbeftimmung, die religiöfe Freiheit des Individuums, fordernd. Es find zwei Schrif: 
ten Milton’8, welche hier beſonders in Betracht fommen ; ſchon in der 1644 geihriebenen Schug: 
rede gegen die Einführung der Cenſur (Areopagita) gebt er ausführlicher auf diefen Gegen: 
ftand ein: „Übung und Bewegung bält ebenfo ven Glauben und die Erfenntniß wie die Glie— 
der und den Körper in Gefunpheit. Die Wahrheit wird in der Heiligen Schrift einem fließen: 
den Brunnen verglichen; wenn fein Wafler nicht in beftändigem regelmäßigen Laufe dahin 
fließt, fo vermanbelt es fich in einen Shmuzigen Sumpf von Einförmigfeit und Tradition. Wenn 
jemand nur darum died und jenes glaubt, weil fein Paſtor es jagt, oder die Synode es io be— 
f&hloffen hat, ohne andermweite Gründe, fo ift fein Glaube, aud wenn er mahr ift, doch in Bezug 
auf echte Wahrheit eine Härefie. Die Wahrheit kam einft auf die Welt mit ihrem göttlichen 
Meifter und war eine vollfommene Geftalt von herrlichem Anblid; aber als der Meifter gen 
Himmel fuhr und feine Ayoftel eingefhloffen waren, da ftand auf eine gottlofe Rotte von Be— 
trügern, welche, wie der ägyptiſche Typhon und feine Verſchworenen den guten Oſiris, die jung: 
fräulihe Wahrheit, gefangen nahmen, ihre Tiebliche Beftalt in taufend Stüde zerhadten und 
diefe nad allen vier Winden zerftreuten. Bon diefer Zeit an wanderten die Freunde der Wahr: 
heit, fo viele ſich zeigen durften, allenthalben umber, um gleich ver Iſis, die den zerftüdelten 
Körper des Dfiris fuchte, Die einzelnen zerftreuten Glieder zu jammeln, Wir haben fie noch 
nicht alle gefunden, meine Lords und Gemeinen, und wir werden fie audy nicht vor des Meifters 
zweiter Anfunft finden; er erſt wird jedes Glied und Iheilhen zufammenbringen und fie zu 
einer unfterblihen Geftalt von Lieblichfeit und Vollkommenheit formen. Geftattet nicht, daß 
diefe Geſetze ſich an jeden günftigen Ort aufftellen, um diejenigen zu ftören und zu hemmen, bie 
ohne Aufhören ſuchen wollen, die nicht ermüden wollen, dem zerriffenen Leibe unjerer beiligen 
Märtyrerin die legte Ehre zu erweifen. Immer dasjenige ſuchen, was wir nod nicht wiflen, 
mit Hülfe deſſen, was wir bereitö fennen, immer Wahrheit an Wahrheit reiben, wie wir lie fin— 
den, daß iſt die goldene Regel in ver Theologie wie in der Mathematik. Wie beim äußern 
Tempelbau verſchiedene Werkleute erforderlich find, die einen um Steine zu brechen, die andern 
um den Marmor zu jchleifen, die andern um bie Gedern zu fällen, jo müflen auch beim innen 
Tempelbau verſchiedene Parteien, Sekgen und Genoſſenſchaften beftehen. Laßt ung jegt, wo die 
Reform der Reformation bewerfftelligt werden fol, beionnene Werkleute fein an dem geiftigen 
Tempelbau. Die Stärke der Wahrheit grenzt an Allmacht, fie bedarf zu ihrem Siege feiner 
fünftlihen Mittel, man gebe ihr nur Raum, und binde fie nicht im Schlaf, denn dann fprict 
fie nit wahr (im Gegenfag zum alten Broteus, der nur gefangen und gebunden Drafel er: 
theilt), jondern nimmt alle möglichen Geftalten mit Ausnahme der eigenen an, oder richtet ihre 
Sprache nad) der Zeit, wie Micha that vor Ahab.” Zum zweiten mal trat dann Milton für die 
Gewiſſensfreiheit in die Schranken, ald nad dem Tode Cromwell's, wo das lange Barlament von 
neuem berufen war, ber Geift der Intoleranz bedenklich zunahm; er fhrieb damals im Jahre 
1659 feine Abhandlung über die Regierungsgewalt in geiftlihen Dingen: „A treatise of human 
power in ecclesiastical causes; shewing that it is not lawful forany power on earth to 
compel in matters of religion’, und adrefjirte Diefelbe an das Parlament. „Mit Recht“, heißt 
es darin, „ſtimmen alle proteftantifhen Schriftfteller von gefundem Urtheil darin überein, daß 
weder Traditionen, noch Goncilien, noch die fanonifchen Gefege irgendeiner ſichtbaren Kirche, 
viel weniger aber die Edicte irgendeiner Obrigkeit oder eines weltlichen Collegiums der höchſte 
Richter oder Leiter in Sachen der Religion fein können, jondern einzig und allein die Heilige 
Schrift nad dem eigenen Gewiffen eines jeden Ehriften.... Es iftniemand über den Inhalt feines 
Glaubens einem andern Rechenschaft ſchuldig, jondern nur Gott allein, und wer ſich Religions 
meinungen aneignet, wie fie nach feinem Gewiffen mit ver größten Klarheit oder Wahrjgein- 
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fikeit in den Heiligen Schriften enthalten find, darf feineämegs für einen Häretifer gehalten 
werben. Wo von diefem Grundſatz abgewichen wird, da verläßt man den proteftantifchen Bo— 
den und befennt fi) zu den Grundſätzen der Fatbolifchen Kirche. Bine proteftantifche Obrigkeit, 
vonder Beihränfungen ver Religionsfreiheit ausgehen, handelt demnach im Widerſpruch mit 
ven Grundlehren ihrer Gonfeffion, wonach jeder die Rreiheit haben muß, Gott zu dienen und 
feine Seele zu retten nach dem Licht, welches Gott jenem eingepflanzt bat, durch die Feitung feines 
geoffenbarten Worts und die Führung des Heiligen Geiſtes Demgemäß it die äußerliche Re— 
ligion und Eultusform jeder einzelnen Kirchengemeinde zu überlallen, welche dieſelbe mit allen 
ihr zu Gebote lebenden Mitteln zu heben und zu verbreiten befugt ift, während der weltlichen 
Obrigkeit nichts zufteht ald die Beſchützung jeder kirchlichen Genoflenihaft und der ihr zufom: 
menden Rechte.“ Diefe Religiondfreiheit foll fich im weiteftenlimfange auf alle Seften beziehen, 
deren Menge fogar ald ein Zeichen zunehmenden Denfeifers freudig begrüßt wird, auch auf bie 
Socinianer, nur nicht auf die Katholiken, diefe find von der allgemeinen Toleranz ausgeſchloſſen. 
Hier hatte Milton’8 Duldung ihre Grenze, denn ſchon im „Areopagita’ hatte er es ausgeſpro⸗ 
den, daß ber papiftifche Aberglaube vernichtet werden müffe, weil derſelbe feinerfeits alle Re— 
ligion und Obrigfeit vernichte. Der Katholicismus erſchien ihm eben, wie er hier weiter aus— 
fübrt, nicht als eine Religion, fondern als eine politifche Faction, deren Glieder den Papſt 
als ihr Oberhaupt anfehen, ohne Rückſicht auf die ihrer natürlichen und gefegmäßigen Obrig- 
teit ſchuldige Treue und Unterthänigfeit. (Vgl. Macaulav, „Essays“, Thl. 1; Weber, „John 
Milton's profaifche Schriften‘ in v. Naumer’s „Hiftorifhem Taſchenbuch“, Jahrg. 1852 und 
1853; v. Treitichke, „Iohn Milton“, in „Preußiſche Jahrbücher, VI, 419 fa.) 
Auf Milton folgt Locke, der ein Vierteljahrhundert fpäter in feinen Briefen über Toleranz 
von den Niederlanden aus die religiöfe Freiheit gegenüber ven Stuart verteidigte. Es find 
wei Gefihtöpunfte, von denen Rode ausgeht, und die ihn beide auf daſſelbe Nefultat hinführen, 
die Natur der Religion und die Natur des Stanıs. Niemand, meint Rode, könne eines andern 
Glauben folgen, wenn er auch wollte, weil in dem inwendigen Glauben allein die Kraft aller 
Religion beftehe, während dagegen, was jemand nur mit dem Munde befenne, nur in äußers 
lichem Gotteövienfte verrichte, ohne davon im Herzen überzeugt zu fein, ihm nicht blos nichts 
nuge, jondern ſogar fhade, da hierdurch zu den andern Sünden, deren VBerjöhnung man in ber 
Religion ſuche, mod; hinzugethan werde die Simulation der Religion felbft, und die Verachtung 
Gottes, indem man ed wage, Gott anf eine Weife anzubeten, von der man überzeugt fei, daß fie 
ı6m misfalle. Kein Weg, den ein Menich wider das Zeugniß feines Gewiſſens betrete, könne 
ihn zu dem himmlifchen Zion bringen; es fei möglich, daß jemand durch Kunft und Handwerf, 
wozu er feine Luft babe, Reichthum, oder durch Arzte, zu denen er fein Vertrauen habe, Ge: 
Iundbeit erlange, aber nimmermehr fei ed möglich, daß jemand durd die Religion, an der er 
zweifle, durch den Gottesdienſt, den er verabfcheue, felig werde. Wie könne dergleichen aber 
die Aufgabe des Staats fein, der doch lediglich zur Erhaltung und Beförderung bürgerlicher 
Glüdjeligfeit gegründet fei, und deshalb wol für Leben, Freiheit, Friede, Geſundheit und zeitliche 
Güter, aber durchaus nicht für die ewige Seligfeit feiner Angehörigen zu forgen habe. Man 
ͤrchte wol, daß mit ſolcher Freigebung der Sektenbildung Aufruhr und Rebellion verbunden 
fein würden, aber wo dergleihen wirklich die Folge fein follte, würde die Schuld lediglich an den 
dlechten Geſetzen und der Zurückſetzung liegen, die den Anhängern der Sekten zu Theil geworden 
ſei. „Glaube mir, das find nicht einiger Kirchen-und Religionsparteien abſonderliche Fehler, 
ſondern ed ift die gemeine Art aller und jeder Menſchen, die unter einer ungerechten Laft feufzen, 
dap fie das allzu ſchwere und zu hart drückende Joch abzufhütteln fuchen. Was, meinft du, 
wurde wol gejhehen, wenn die Obrigkeit ihre Untertanen eben nicht nad) der Religion, fon: 
dern nad der Leibesgeſtalt unterfheiden wollte, und daß vieienigen, fo ſchwarze Haare oder 
graue Augen hätten, nicht fo wohl daran fein follten als die andern; fie follten feinen freien 
Handel und Wandel haben, ihr Handiverk nicht frei treiben dürfen, die Erziehung und Bor: 
mundihaft ver Kinder follten den Altern entriffen, die Rechtshülfe follte ihnen beſchränkt wer: 
den. Meinft vu nicht, die Obrigkeit hätte fi vor denen, die vergleichen Haare und Augen hät: 
en und darüber verfolgt würden, ebenfowol zu fürchten, ald vor denen, welche die Religion zu: 
ammen und in Geſellſchaft geführt hat? Zu Rebellion und Aufſtand wird ſonſt nichts das Volk 
bringen als die Ungerechtigfeit und Untervrüdung. Man bebe alfo ven Religiondzwang auf, 
Yan wird alles im Rande ruhig fein. Sa diejenigen, melde bei ihrer verſchiedenen Religion 
»on der Obrigkeit tolerirt werden und dabei aller bürgerlichen Freiheit und Gerechtigkeit ge: 
Nepen, werden nur defto treuere und willigere Unterthanen fein, je befler deren Zuftand hier 
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als gemeiniglid an andern Orten ift. Sie werden es als eine große Woblthat erfennen, Reli— 
gions- und Gewiffensfreiheit zu haben, und daher um deſto mehr des Staats Veſtes ſuchen. 
Man follte alfo allen Parteien, Remonftranten, Gontraremonftranten, Lutheranern, Wieder— 
täufern, Ouäfern, Socinianern religiöfe Zufammenfünfte, Feiertage u. f. w. geftatten; ja To 
wir die Wahrheit voll Herausiagen follen, muß man aud nicht einmal einen Heiden, Türken, 
Juden der Religion halber aus dem Staate jagen, noch der darin theilbaftigen Rechte berauben. 
Im Evangelium wird ja nichts dergleichen geboten, und die Kirche darf ſolches nicht begebren, 
al die nicht vichtet, die draußen find. Das gemeine Wefen und die Nepublif erfordert ſolches 
auch nicht, als welche die Menſchen ald Menſchen, wenn fie nur menſchliche Natur in vernünfs 
tiger und gerechter Bezeigung in ſich ſpüren laffen, gern aufnimmt umd als Bürger hält.” Ohne 
Schranken ift jedoch aud) bei Locke die Neligionsfreibeit nicht, aber diefe Schranfen ergeben ſich 
ibm lediglich aus der Natur des Staats, nicht eigentlich aus dem Inhalt der veligidien Lehre. 
So follen namentlidy Atheiften nidyt geduldet werden, ſolche, welde die Gottheit Öffentlich leug— 
nen, denn mit folhen fünne weder Treue nody Vertrag noch Eidſchwur feſt und beftändig fein, 
welche doch das Fundament und Band der menschlichen Geſellſchaft feien; leugne man Gott als 
den höchſten Zeugen und gewilfen Räder alles Böien, fo falle alles über ven Haufen. So jol: 
[en auch andere Lehren nicht geduldet werden, die der Erhaltung der bürgerlichen Geſellſchaft 
ſchädlich ſind, namentlich ver Katholicismus nicht, denn derfelbe lehrt, man braude ven Kegern 
nicht Treue und Glauben zu halten, ercommunicirte Könige feien der Negierung verluftig, alle 
weltliche Herrfchaft fomme nur ſolchen zu, die den wahren Glauben hätten; die Katholifen wür: 
den demgemäß jede ſich |parbietende Belegenheit benugen, um die Gerechtſame des Staats und 
die Freiheit ver guten Bürger in Frage zu ftellen. („Ppistola de tolerantia”, 1685; deutſch 
mit Anmerkungen, 1710; „Works“, Zondon 1801, Thl. IV.) 

Um dieſelbe Zeit verfaßte Bayle feine berühmte Schrift über die Toleranz; auch ihm gaben 
die äußern Umftände, vie Berfolgungen feit der Rücknahme des Ediets von Nantes, den Anlaf. 
Das Buch führt den Titel: „Commentaire philosophique sur ces paroles de Jesus Christ: 
Contrain-les d’entrer; oü l’on prouve par plusieurs raisons demonstratives, qu'il n'y 
arien de plus abominable, que de faire des conversions par la contrainte, et l’on r&fute 
tous les sophismes des convertisseurs a contrainte, etl'apologie, que St, Augustin a faite 
des persecutions.” Das Bud) ift angeblid aus dem Englifchen überfeßt (traduit de l’Anglais 
du Sieur Jean Fox de Bruggs par M. 1. E.), um dadurch die Entdeckung des Verfaſſers zu er: 
ſchweren, die aber trogdem jehr bald gelang; es erichien angeblich in Ganterbury, in Wirklich: 
keit in Amftervam, 1686. Die Vernunft, davon geht Bayle aus, ift die oberfte Negel für bie 
Auslegung der Heiligen Schrift; nun ift alle Religion unbeftreitbar ein innerlicher Act der 
Seele, wenigſtens haben alle äußerlihen Religionshandlungen nur infofern fie Ausdruck eines 
innern Befühles find wahren Werth; dann iſt es aber Elar, daß der einzige rechtmäßige Weg, Reli— 
gion hervorzurufen, darin beitehen kann, in der Seele gewiffe Urtheile und Gefühle hervorzu— 
rufen; da nun aller äußere Zwang, Gefängniß, Geldftrafe, Verbannung, Stodihläge in ver 
Seele dergleichen Urtheile und Gefühle hervorzurufen nicht im Stande find, fo ift es Har, daß 
diefer Weg, die Religion zu begründen, nicht der richtige und von Chriſtus nicht befoblen fein 
fann , das compelle intrare muß alfo einen andern Sinn haben. Wenn man fage, man wolle 
die Gewalt nit anwenden, um bad Gewiſſen zu beftimmen, fondern nur um e8 aufzumedfen, be 
ſonders bei ſolchen, die ih weigern die Wahrheit zu prüfen, fo fei dies Mittel dazu völlig un: 
geeignet, denn man verjege gerade dadurch das Gemüth in einen Zuftand, der e8 ihm völlig un— 
möglich mache, ruhig und unbefangen zu prüfen; auch werde man ſich Faum mit der Anwen: 
dung ded Zwangs in vielen Grenzen halten, ſondern indem man Standhaftigfeit für Verſtockt— 
beit ausgebe, gegen dad Gewiffen felbft Gewalt zur Anwendung bringen. Wenn man ferner 
Jane, die Wege Gottes feien nicht die Wege ver Menſchen, jo beweiſe nicht nur die Grfabrung, 
ein Blick auf die Wirkungen derfelben, daß die Verfolgung nicht von Bott fein fönne, fonvern 
überhaupt ift nach der Anjicht von Bayle die Erfenntnik der abfoluten Wahrheit bei der reellen 
Schwäche der menjhliden Natur nicht möglich, das Höchſte, wozu wir gelangen könnten, 
ſei die perfönliche Überzeugung, dag wir die abfolute Wahrheit hätten und die Anderdgläubigen 
ih täufchten. Aber diefe Überzeugung beruhe nicht auf Evidenz, denn jeder gebe zu, daß 
die von Gott geoffenbarten Wahrheiten Myfterien feien, und ed gebe durchans fein Merkmal, 
wodurch man die Wahrheit von dem Irrthum unterfcheiden fünne. Bei der Beſchaffenheit Dev 
menſchlichen Natur begnüge ſich Gott damit, zu fordern, daß man die Wahrheit auf das forg- 
fältigſte ſuche. Wir müſſen alſo diefelbe Rückſicht für die geglaubte mie für die reale Wahrheit 
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haben; ed genügt für jeden, daß er forgfältig und mit guten Gewiſſen die von Gott gegebene 
Einſicht zu Rathe zieht, nur was gegen das Gewiflen gefchiebt, ift verwerflih. Auch nah Bayle 
ſoll äh die Toleranz erftredten bis zu Soeinianern, Juden, Heiden, Mohamntedanern, nicht aber 
bis zu den Katholiken. Bayle fordert ſogar alle hriftlihen, nicht papiftifhen Kürften, denen 
id vielleiht auch die heidniſchen Völker des Erdkreiſes anfchliefen möchten, feierlid auf, ein 
Bündniß einzugeben, um den Bapismus zur Bernunft zu bringen, denn wie man von den Kor— 
jaren der Barbarei verlangen könne, daß fle nicht länger den Handel durch ihre Seeräubereien 
beunrubigten, fo müſſe man aud) vie Fatholifche Kirche zwingen, nicht mehr zu verfolgen, und 
alle Bullen und Concilienſchlüſſe zu caſſiren, wodurch die Verfolgung autorifirt würde. 
Almäblih erhob man fih aud in Deutichland zu Standpunften, wie fie und aus den 
Schriften diefer Männer entgegengetreten find. Es hatte bier an einer äußern Veranlaffung 
von folder Stärke, wie fie dort in den Bürgerfriegen und den Dragonnaden Ludwig's XIV. vor= 
lagen, allerdings gefehlt; jo war auch die erfte Außerung deutſcher Wilfenfchaft in diefer Frage, 
mebr nur abwehrend, durch einen Angriff von außen her hervorgerufen. Der Franzoſe 
Belliffen, Hiftoriograph Ludwig's XIV., vom Proteſtantismus zur Fatholifhen Kirche überge— 
treten, hatte, um die Befehrung feiner frühern reformirten Glaubensgenoffen doch auch noch 
durch andere ald Die gemöhnlid angewandten Mittel zu bewerfftelligen, eine Schrift verfaßt: 
„Röflexions sur les differences de la religion” (1690). Diefe Schrift wurde durd) die Abtiffin 
von Maubuiffon, die aud) früher proteftantifch gewefen war, an deren Schwefter, die Kurfür— 
fin Sophie von Hannover gefandt. Dadurch befam Leibniz Veranlaflung fi zu äußern, und 
indem Peliſſon replicirte, jo entſtand eine förmliche Discuffion, die jedoch größtentheild zwiſchen 
beiden nicht direct geführt und in bie fpäter auch Boſſuet noch Hineingezugen wurde. Auf der 
einen Seite behauptete Pelliffon, man fönne nicht jelig werben durch die bloße Liebe zu Gott, 
es ſei vielmehr ein ganz beftimmter Glaube dazu nothwendig, und weil nun nur wenige Men: 
ſchen im Stande fein würden, jich über diefen Glauben hinlänglich ind Klare zu fegen, fo be: 
dürfe ed zu dieſem Zwecke eined untrüglihen und unfehlbaren Organs. Das neumodiſche 
Wort Toleranz fei von den Socinianern, Deiften, Spinpziften erfunden worden; wenn jemals 
die Pforten der Hölle die Kirche überwinden fünnten, fo würde dies das Mittel fein, um 
ihr tödliche Wunden beizubringen; wenn man jedem die Freiheit laffe, zu glauben, was er 
wolle, fo gebe es Feine Religion und Kirche mehr, und wenn man felig werden könne, einerlei 
ob man viel oder wenig glaube, fo würde natürlich jeder fo wenig wie möglich glauben, es 
ſtehe aber geichrieben, wer glaubt, wird felig, und nicht, wer alles thut, was er kann, um zu 
glauben, wird jelig. Dagegen macht num Leibniz geltend, es fei nicht nöthig, daß jeder fi 
um alle Glaubensartikel befümmere, ja es frage fih, ob überhaupt irgendein Artifel der 
Offenbarung unbedingt nöthig fei, ob man nicht in allen Religionen felig werben könne, vor— 
ausgefegt, daß man Gott über alle Dinge liebe; wol müfle jeder um feines Seelenheils willen 
die wahre Kirche ſuchen, aber das gelinge nicht jedem. Alles komme auf den ehrlichen Willen 
an, die Wahrheit zu finden, der Glaube fei todt ohne Liebe. („De la tol&rance des religions. 
Lettres de Mr. de Leibniz et r&ponses de Mr. Pelisson’‘, Paris 1692.) 
Der erfte, welcher die Frage der Glaubens- und Eultusfreiheit in Deutfchland nad allen 
Ritungen hin erörtert und eine umfaſſende Duldung für religiöfe Meinungen in Anſpruch 
genommen bat, war Ehriftian Thomafius, ein Mann, deſſen Bedeutung demnach auch auf 
dieſem Gebiete eine epochemachende geweſen iſt. Der Fürſt muß nah Thomaſius ſchon deshalb 
Gewiſſensfreiheit geben, weil der menschliche Verſtand von Bott fo hoch privilegirt iſt, daß er 
feiner menfhlihen Herrſchaft unterworfen fein Fann; „um jemand zur Erfenntniß der Wahr: 
beit zu bringen, ift e8 nothwendig, ihm Grund und Urſache vorzuftellen, denen er Beifall geben 
up; darum kann mid einer wol zwingen, daß ich etwas herplappere ohne Berftand, und an: 
ders rede ald ich's meine, aber etwas zu glauben fann mid niemand zwingen, denn man muß 
von ganzem Herzen glauben’. Gr flagt, daß es ven Deutfchen an der göttlichen Freiheit mans 
gele: „Neift es, die allem Geiſte das rechte Leben gibt, und ohne welche der menschliche Verftand 
gleihfam todt und entfeelt zu fein ſcheint; der Verſtand erfennt feinen Oberherrn ald Gott, und 
Paber iſt das Joch, welches man ihm aufbürdet, wenn man ihm eine menſchliche Autorität als 
Rötfhnur vorfchreibt, unerträglih und macht zu allen guten Wiſſenſchaften ungeſchickt; vie 
Freiheit it es allein, was den Holländern und Engländern, ja den Franzoſen felbft (vor der 
Serielgung der Reformirten) fo viele gelebrte Leute gegeben hat, vahingegen der Mangel dieſer 
Sreikeit die Scharfiinnigfeit ver Italiener und ven hohen Geiſt der Spanier fo fehr unterdrückte.“ 
Taber erwartet im diefer Beziehung Thomafius viel für Deutfchland von der Freiheit, welde 
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das brandenburgifche Haus feinen Unterthanen verheißen und gewährt habe. Vor allen Dingen 
aber ergibt jidh ihm dieſe Freiheit aus der Natur und Beichaffenheit des Staats. Das ge— 
meine Wefen ift ihm nur um des gemeinen Friedens willen da; nur auf die @rbaltung deflelben 
erftrecken jich die Befugnifle ver Staatägemwalt, das Thun und Laſſen der Untertbanen, meldyes 
diefen Frieden nicht flört, ift ven Rechten der Kürften nicht unterworfen ; nur deswegen haben bie 
Menſchen mit Aufgeben der natürlichen Freiheit vie ftaatlihe Geſellſchaft begründet, weil bei der 
zunehmenden Bosheit des menschlichen Geſchlechts fein Nachbar vor dem andern ungeftört leben 
fönnte; zur Mube und Frieden des gemeinen Weſens ift ed aber durchaus nicht nöthig, daß alte 
Untertbanen einerlei Religion haben. Man werfe nur einen Blick auf Holland, dort werde 
blos darauf gefeben, „ob jemand ein ebrliher Mann fei und feine gegebene Parole halte, im 
übrigen läßt man einen jeden in Bezug auf feinen religiöfen Glauben gewähren, und es hat fid 
gezeigt, daß der Unterfchied der Sekten die Republif nicht beunrubigt. Im Gegentheil zeigt Die 
Erfahrung , daß in Ländern, wo nur einerlei Religionsverwandte find, ſowol die Lebrer al die 
Zuhörer ſich meift auf die faule Seite legen und meinen, wenn niemand da fei, der ihnen con: 
tradiciren fönne , daß alle ihre Yebren wahr feien, ja e# bilden fih dann über andere Religionen 
närrifche Auffaffungen, ald wenn jie Monftra ferien, vor denen man ſich wie vor ber Veit 
zu ſcheuen hätte. Das vornehmfte Regal, welches einem Fürften circa sacra zufommt, ift alfe 
das Net, die Diffentirenden zu toleriren, und dannenher, wenn zanffüchtige Minifteria dieſe 
Toleranz aufheben und den Gewiſſenszwang einführen wollen, ift ein Fürſt befugt, ſich feines 
Rechts zu bedienen und die, welche ihn bei Ausübung dieſes Rechts binderlich fein wollen, zu 
betrafen”. Im der praftifhen Anwendung diefer Grundfäge ift num aber Thomaſius noch ſebt 
behutfam. „Ich meine nicht fo, daß man den Midriggefinnten jo viel Willen laffen folle, daß fie 
ihre Lehre mit Ungeſtüm und Beleidigung anderer ausbreiten mögen. Ich will nicht, daß ihnen 
eben ein öffentliches Erercitium ihrer Neligion erlaubt fein folle, und daß fie fo viel zu fprechen 
haben follten als die von der vornehmften Religion im Lande. Ich will nicht, daß man ihnen 
öffentliche Dispute und Ausforderung anderer geftatten folle. Sondern ih will nur, daß ibr 
Bekenntniß und Gottesdienft in den Häufern ihnen freigelaflen werden folle, und daß ihre 
freundlihe Zufammenfunft und tägliche Geſpräche nicht gleich vor Winfelverfammlung und als 
eine Bornahme wider die Gefege angenommen werde.“ Indeß man wird fagen können, daß 
dieje Begrenzung ebenjowol durch die Vorderſätze des Thomafius als durch die Rückſicht auf die 
damaligen Zuftände gerechtfertigt werben fönne. Dagegen ift es ſehr befremplich und fteht mit 
allem, was Thomaſius fonft aufgeftellt Hat, im vollfommenften Widerſpruch, wern er jogar 
mit Rückſicht auf pas Staatswohl den Fürften das Recht beilegt, anderögläubige Untertbanen 
aus dem Lande zu weifen, „nicht anders wie ein Hausvater einem Knecht, weil er etwa fich in 
feinen Humor nicht ſchicke, den Dienft aufjagen und einen andern annehmen fann, welches aber 
feine Strafe enthält; denn wie man nicht fagen kann, daß jemand geftraft werbe, dem der 


Fürft in feinem Rande das Bürgerrecht nicht geben wollte, fo Fann auch dieſes für feine Strafe 
gehalten werden, denn ift es einem Untertban vergönnt aus natürlicher Freiheit in eine andere 


Republik, da er etwa meinet feine Nahrung beffer fortzufegen , ſich niederzulaffen , jo kann man 
auch) einem Fürften nicht verfagen, aus eben dieſer Urſache ihnen das Bürgerrecht aufzufagen, 
wenn er nur nicht mit außerordentlihen oneribus etwa beladen wird, und er nur an feinem 
ehrlihen Namen feinen Schaven leidet”. Zu jo bodenlofen Argumentationen, zu berartigen 
Sophismen, zu Unterfcheidungen von Landesräumung und Landesverweifung muß jegt ein 
Thomaftus feine Zuflucht nehmen, wenn er darauf audgeht, zufällige geſchichtliche Zuſtände mit 
unmandelbaren Principien in Einklang zu fegen, feine Theorie vem Vorhandenen zu accommo: 
diren. („Das Recht der Fürften in tbeologiihen Streitigkeiten‘, 1696; „Das Recht der Für: 
ſten in Mittelvingen und Kirchenceremonien” ; „Churbrandenburgiicher Unterthanen doppelte 
Glückſeligkeit'“, 1690; „Ob Kegerei ein ftrafbares Verbrechen ſei“, 1697.) 

Weſentlich auf ven Doctrinen des Thomaſtus beruht die Erörterung über Toleranz, melde 
Böhmer „De jure circa libertatem conscientiae“ al® „Dissertatio praeliminaris‘’ zum 
zweiten Bande des „Jus ecclesiasticum protestantium‘ gegeben hat. Wie die Freiheit über: 
haupt ein hohes Gut iſt, fo vor allem die Gewiſſensfreiheit; fie befteht darin, daß niemand ge: 
zwungen wird, gegen die Vorfchriften zu handeln, die er felbft ald wahre und heilsnothwendig 
erfannt hat. Der Staat bezieht ſich blos auf die Bewahrung des Friedens und der äußerlichen 
Güter, nicht aber auf das jenjeitige Leben. Außerdem wird der Gegenftand behandelt Lib. 5, 
tit. 7, ©. 167 — 224. 

Eine hervorragende Bedeutung haben für die Fortbildung diefer Kehren die Schriften Fried: 
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richs des Großen gehabt. Schon in der „Dissertation surliinnocence des erreurs et del'&sprit‘‘ 
(1738) werden viejelben behandelt; wir können den Inhalt diefer Schrift nicht befler ange— 
ben als mit den eigenen Worten Friedrich's in einem Briefe an Voltaire: „Der Zweck iſt zu 
zeigen, daß ed äußerſt ſchwer, ja unmöglich) jei, in jehr vielen Dingen zur Wahrheit, zum ent= 
jgeidenden Willen zu gelangen, woraus folgt, daß dies nicht die Beftimmung unſers Geſchlechts 
fein kann. Die Vorftellungen, welche wir und machen, bangen von den Umſtänden ab, welche 
gar nicht in unjerer Gewalt jind, deshalb ind dieſe VBorftellungen bei verjchiedenen Menſchen jo 
unendlich verjchieden, und auch bei einem und demſelben Menſchen nicht zu allen Zeiten diejelben. 
Dieje Betrabtung muB uns gegeneinander nachſichtig und duldſam machen, und das wird um 
jo mehr Pflicht, wenn wir erwägen, daß unfere fpeculativen Meinungen, melde jie auch jein 
mögen, uns nicht hindern, unjere Pflicht gegen die Geſellſchaft zu erfüllen, und daß ed bei legterer 
weit mebr auf das, was wir thun, ald auf das, was wir glauben ankomme.“ In einem äbn- 
ligen Sinne hatte ſich Friedrich jhon früher gegen Voltaire ausgejprochen: „Wir juhen umfonft 
dad, was unjer Faſſungsvermögen überhaupt nicht zu begreifen vermag, und in diefer Welt voll 
Unmwiffenheit gilt die wahrſcheinlichſte Bermuthung für das befte Syftem. Das meinige beiteht 
darin, dap ich Das höchſte Weſen anbete, welches allein barmberzig, und deshalb allein meiner 
Verehrung würdig iſt; daß ich die Lage ver unglüdlihen Menſchen, vie mir befannt find, mil: 
dere und erleichte re, alles übrige aber vem Willen des Schöpfers unterwerfe, der über mich ver- 
hängen wird, was ihm gut ſcheint, und von dem ich, geſchehe auch was da wolle, nichts zu fürch— 
ten habe.” Ahnlich in dem Sendſchreiben an den Herzog von Würtemberg: „Sie find das 
Oberhaupt der bürgerlichen Religion in Ihrem Lanpe, die in Nechtichaffenbeit und in allgemei- 
nen ſittlichen Tugenden beſteht. Es ijt Ihre Brlicht, die Ausübung derjelben, befonder& der 
Menihligkeit, zu fördern, welches die Haupttugend jedes denfenden Geſchöpfes ift. Die geiftliche 
Religion überlaffen Sie dem höchſten Weſen. In viefem Stüde find wir alle blind und irren 
auf verihienenen Wegen. Wer unter und wäre jo fühn, daß er das recht beſtimmen wollte ? 
Hüteu Sie ich aljo vor dent Fanatismus in der Religion, der Verfolgung bewirkt. Können 
elende Sterblihe vem höchſten Weſen gefallen, fo geſchieht ed nur durch Wohlthaten, die jie den 
Menſchen erweilen, nicht aber durch Gewaltthätigkeiten, die fie an hartnädigen Köpfen aus: 
üben. Ja, wenn aud die wahre Religion, d. h. die Menſchlichkeit, Sie nicht zu dieſem Verfah— 
ren verbande, jo muß ed doch die Volitik thun, da alle Ihre Unterthanen Proteftanten find. 
Toleranz wird madhen, daß Sie angebetet, Verfolgung, daß Sie verabfcheut werden.” Man 
ſoll ja nit leugnen wollen, daß in dieſen Außerungen ſich Gleihgültigfeit gegen die ganze reli— 
giöje Glaubenslehre ausſpreche, und daß aljo der religiöfe Indifferentismus eine der Grund: 
lagen gewejen jei, in denen die Toleranzgejinnung Friedrich’ des Großen wurzelte. Die Noth- 
wendigfeit der individuellen Forſchung, ver eigenen gewillenhaften Überzeugung war zwar von 
allen jeinen Borgängern hervorgehoben worden, während aber bei jenen im allgemeinen die 
Vorftellung zu Grunde lag, dag man auf dieſe Weije zur Erkenntniß der Wahrheit deö rift- 
lien Offenbarungsglaubens gelangen würde, und namentlih Milton fich mit den wejentlichften 
Örundjägen deſſelben in Übereinſtimmung befand, jo war das bei Friedrich dem Großen nicht 
mehr der Fall, in ibm war die vollendete Skepſis, wie fie bereits in Bayle zu Tage getreten 
war, zum Siege gelangt; wie denn gerade Bayle zu den Lieblingsſchriftſtellern des Königs 
gehörte, Aber wenn auch Friedrich über religiöfe Dogmen völlig hinaus war, fo betonte er 
um jo mehr die Norhwendigfeit der Tugend um ihrer ſelbſt willen, er verhehlte nicht, daß er 
durch keine Art Der religiöfen Überzeugung bei feinen Handlungen geleitet werde, daß ev auf 
das fünftige Leben nie Nüdjiht nehme, aber er that dad Gute um des Guten willen. Friedrich 
ver Örope hat die Moral gleihfam ſäculariſirt, und nad) Johannes v. Müllers Ausprud, „als 
die Tage des Unglücks alle Macht feines Genius überwältigt und ald hochgeſtiegene Jahre ihn 
den grauenvollen ‘Pforten unbekannter Gwigfeit näherten, fuchte ev nie eine andere Stüge ald 
dad Bewußtſein erfüllter Pflicht”. Der religiöſe Indifferentismus war aud nicht die einzige 
Duelle der Toleranz des großen Königs, fondern dafjelbe Nefultat gewann er durch Betrady: 
tungen über pie Natur und Bedeutung des Staats. Er wandelt dabei auf den Wegen des 
Ihomafius, von den er behauptete, daß unter allen Gelehrten, die Deutſchland verherrlicht 
hatten, er und Leibniz dem menſchlichen Geifte die größten Dienfte erwielen hätten, denn jie 
daten die Wege gezeigt, auf welden die Vernunft einherſchreiten müffe, um zur Wahrheit zu 
xlangen. Schon im „Antimachiavell” hatte Friedrich ald das fiherfte Mittel, den Staat 
vor Stürmen zu bewahren, die Maxime hingeftellt, die bürgerliche Regierung mit Kraft auf: 
tät zu erhalten und einem jeden die Breiheit des Gewiſſens zu laffen, immer König zu jein, 
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aber niemals den Priefter machen zu wollen. Es heißt dann in ver Schrift „De la religion 
de Brandebourg”: „Alle Sekten leben bier im Frieden und tragen gleihmäßig bei zum Glück 
des Staatd, Die Regierung läßt einem jeden die Freiheit in ven Himmel zu geben, auf welchem 
Wege es ihm gefällt ; wenn ernur ein guter Bürger ift, das iftalles, wad man vonihm verlangt ; 
der faljche Religiondeifer ift ein Tyrann, der die Provinzen entvölfert, die Toleranz eine liebente 
Mutter, die fie nährt und ihr Gedeiben fördert.” Am ausführlichiten in dieſem Sinne ſprach fi 
der König noch in den legten Jahren jeines Lebens aus in dem „Essai sur les formes du gou- 
vernement et sur les devoirs du souverain“. Es gäbe, heißt e8 darin, nur wenige Länder, wo 
die Bürger biejelbe religiöfe Meinung hätten, oft wichen dieſelben fo fehr voneinander ab, daß 
Seften daraus entiprängen ; al&dann entftehe die Frage: müffen alle Bürger übereinftimmend 
denfen, oder kann man jeden erlauben, nad) feiner Weife zu denken? „Finſterlinge werben fagen, 
alle müffen derfelben Meinung fein, damit nichts die Bürger theile. Der Iheologe wird jogar 
fagen, wer nicht denkt wie ich, der ift verdammt, umd ed ſchickt fich nicht, day ein Souverän ein 
König von Verdammten jei, man müſſe jie alfo für diefe Welt vernichten, damit e8 ihnen in der 
fünftigen deſto beifer gebe. Darauf diene aber zur Antwort: Nie wird die Geſellſchaft überein: 
flimmend denken; unter den hriftlichen Völkern find die meiften anthropomorphiſch, und unter 
den Katholiken jind die meiſten abgöttiſch; es gibt aljo Kegerei in allen riftlihen Staaten, und 
dazu kommt, dap jeder glaubt, wasihmwahriheinlihift. Nun kann man zwar einen beflagene: 
werthen Unglücklichen zwingen, ein gewiffes Formular Herzuplappern, dem ſich fein Juneres ver: 
fagt, aber auf diefe Weile bat der Verfolger nichts gewonnen. Geht man auf den Urſprung der 
Geſellſchaft zurücd, jo ijt durchaus einleuchtend, daß der Souverän aud nicht das Fleinjte Ned 
auf die Denkweile der Bürger hat, Müßte man nicht wahniinnig fein, wenn man annehmen 
wollte, die Menſchen hätten zu einem and ihrer Mitte gefagt: Wir erheben di über und, weil 
wir die Sklaverei lieben, und wir ertbeilen dir die Macht, unfere Gedanken nad deinem Willen 
zu leiten? Sie haben vielmehr gejagt: Wir bedürfen deiner zur Aufrehthaltung der Geſetze, 
denen wir gehorhen wollen. Du follit und vecht regieren; du ſollſt ung vertheidigen, im übrigen 
verlangen wir, dap Du unfere Freibeit reſpectirſt. Dies ift ein Spruch, ver feine Appellation 
zuläßt. Eben diefe Duldung aber gereicht zum Vortheil der Gejellfchaften, bei denen fie ein: 
geführt ift, jo fehr jogar, daß fie das Glück des Staats ausmaht. Denn jobald die Gottes: | 
verehrung frei iſt, bleibt jeder vubig, während die Verfolgung zu den blutigiten, längften unt 
zerftörendften Bürgerfriegen Beranlaffung gegeben bat. Das Eleinfte Übel, welches die Ber: 
folgung nad) jich zieht, ift die Auswanderung der Berfolgten.’’ 

Die Eonjequenzen aus dieſen Sägen zog Friedrich der Große namentlih auch zu Gunften 
der Katholifen; man war kaum im Stande das zu begreifen, und am wenigften fonnte ed be: 
griffen werden von Katholifen ſelbſt. Wie Goethe erzählt, wurde fogar in Italien allgemein be: 
hauptet, der König fei zur katholiſchen Kirche übergetreten, habe aber vom Bapft die Erlaubniß 
erbalten, das zu verheimlichen, ev verrichte feinen Gottesdienſt in einer unterirdiſchen Kapelle. 
Ausgeſchloſſen von der Fridericianiſchen Toleranz waren nur die Juden, denn bieje hielt der 
König durd ihre Neligionsmeinung für fo verderbt, und namentlich derjenigen Tugenden, dir 
für die bürgerliche Geſellſchaft befonders wichtig find, wie Ehrlichkeit, Tapferkeit, VBaterlanne: 
liebe, für jo wenig fähig, daß er es für geboten bielt, viefen Theil ver Bevölkerung auf eine vei 
großen Mannes oft unwürdige Fleinlihe Weife zu bedrüden; es that alſo noch immer notl, 
Vorurtheile auf diefem Gebiete zu zerftören. (Breuß, „Friedrich ver Große”, 1,138, 324 fg.; 
II, 152 fg. Dohm, „Denkwürdigkeiten meiner Zeit“, IV, 52 fg.,460 fg.; V, Beilage M.) 

Die Zerflörung diefer Vorurtheile übernahm Leſſing; in ihm gipfelt jich jener Eritifche Geil 
der eigenen Prüfung, der von überlieferter Wahrheit, von Autorität im Gebiete geiftiger For— 
hung nichts weiß. „Nicht die Wahrheit, in deren Bejig ein Menſch ift oder zu fein vermeint, 
jondern die aufrichtige Mühe, die er angewandt hat, hinter die Wahrheit zu fommen, macht den 
Werth des Menſchen. Denn nicht dur den Beiig, durch die Nahforfhung der Wahrbeit er: 
weitern ſich die Kräfte, der Beſitz macht ruhig, träge, ſtolz. Wenn Gott in jeiner Nechten alle 
Wahrheit und in feiner Linfen den einzigen immer regen Irieb nad Wahrheit (obſchon mit 
dem Zulage, mich immer und ewig zu irren) verichloflen hielte, und ſpräche zu mir: wähle! id 
fiele ihm mit Demutb in feine Linke und jagte: Water gib! Die reine Wahrheit ift ja dech 
nur für dich allein.” („„Duplik“, „Werke“, X, 49.) Alſo die Wahrheit an ſich bat gar feinen 
Werth, fondern nur mit Rückſicht auf das Subject. Die Feinde, welche Leſſing fein ganzes Le— 
ben hindurch befämpft hat, waren daher der Dogmatismus und die Intoleranz. Gleich das 
erfte der von Leſſing herausgegebenen fogenannten Wolfenbütteler Fragmente hanveltvon „Dul: 
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dung der Deiſten“, und obwol längſt nicht alles in den Fragmenten Geſagte ald Leſſing's eigene 
Anſicht betrachtet werden darf, fo gebt doch aus den in vemfelben Hefte ver Beiträge erſchienenen 
Auftage über Adam Haufer und der zum Fragment gegebenen Einleitung hervor, daß in diefer 
Frage die Meinungen von Leiling und Reimarus völlig zufammenfallen dürften. Deshalb 
möge es erlaubt fein , wenigitens einige Stellen diefed Fragments mitzutheilen. Es wird darin 
geflagt, daß die mehrften Theologen alter Sekten mit allen Kräften dahin ftrebten, bei aller 
übrigen Toleranz irrgläubiger und phantaſtiſcher Ehriften, ja felbft der Juden, Türfen und 
Heiden, nur die Arianer und Socinianer nirgends in der Ehriftenheit aufkommen zu Laffen, 
weil diefe eben eine gänzlich vernünftige Neligion hätten, welde jenen ein Dorn in den Augen 
ſei; jene Ketzer, Banatifer, Juden, Türken und Heiden hätten doch bei allen Irrthümern noch 
dad Verdienſt an fich, daß ſie etwas glaubten; was fie glaubten, darauf komme es nicht fo ſehr 
an, genug jie glaubten und folgten ver Vernunft nicht. Gegen die Freidenker würden bie un: 
begründetiten Anklagen erhoben, ver Pöbel gegen fie fanatiftrt, und daraus entftände dann mit 
Nothrwendigkeit jene Heuchelei, wodurch Unzählige wider ihre eigene Überzeugung gezwungen 
würden, Öffentliche Handlungen zu begeben, die ihnen ein Ekel und Argerniß feien, ihre wahre 
Meinung vor ihren Freunden und Verwandten beftändig zu verhehlen, ihre Kinder in Schulen 
zu ſchicken, wo fie nach ihrer Meinung zu einem blinden und verderblichen Aberglauben an— 
gebalten würden. Den Proteftanten gereiche dieſe Verfolgung der reinen Vernunftreligion 
zum befondern Schandflecken, denn die Katbolifen duldeten in ihren Kändern ohne Unterſchied 
feine einzige fremde Religion, die Proteftanten dagegen ſeien gemeiniglih für die Toleranz 
und veritatteren faſt allen Sekten in und außer der Ehriftenheit ein freies Befenntniß und einen 
öffentlichen Gottesdienft. (Bei Reimarus, Thl. I, Buch 1, Kap. A, ©. 5 — 11; herausgegeben 
neuerdings von Klofe in Niedner's „Zeitſchrift für Hiftorifche Theologie”, XX, 593 fg. Leſ— 
ing, „Beiträge zur Gejchichte und Literatur”, „Werke“, IX, 404. Strauß, „Hermann Sa= 
muel Reimarus und feine Schutzſchrift für die vernünftigen Verehrer Gottes‘, Leipzig 1862, 
&. 21.) 

Bon der nachhaltigſten Bedeutung fir die Erweckung und Befeftigung tolevanter Sinnes 
art im mweiteiten Kreilen war dann „Nathan der Weiſe“. In dem Streit mit Götze von der Un— 
duldſamkeit in ihrer ihlimmiten Geftalt vielfady heimgeſucht und durch äußere Umſtände verbin- 
dert, Die Debatte in der biäherigen Weile fortzuführen, wollte Lefjing verfudhen, ob man ihn 
auf „feiner alten Kanzel”, dem Theater, noch ungeftört predigen laffen werde; und wie er noch 
vor Vollendung des Stücks an feinen Bruder ſchrieb, e8 habe zwar mit den „jetzigen Schwarz— 
röcken“ nichts zu tbun, er glaube aber den Theologen einen ärgern Voſſen damit zu Spielen ala 
noch mit zehn andern Bragmenten; die Theologen aller geoffenbarten Religion würden zwar 
innerli darauf ſchimpfen, doch darüber öffentlich ſich zu erklären würden ſie wol bleiben laſſen. 
Und in dem Entwurf einer Vorrede zum Nathan ſpricht ſich Leſſing über die Idee und den Zweck 
ſeines Stücks folgendermaßen aus: —— man ſagen wird, dieſes Stück lehre, daß es nicht 
erſt von geſtern her unter allem Volk Leute gegeben, die ſich über alle geoffenbarte Religion hin— 
meggefegt hätten und doch gute Yeute gewefen wären, wenn man binzufügen wird, daß ganz 
üchtbar meine Abficht dahin gegangen fer, dergleichen Leute in einen weniger abſcheulichen 
Lite darzuftellen, als in welchem der hriftliche Pöbel fie gemeiniglich erblickt, jo werde ich nicht 
viel dagegen einwenden können.“ „Nathan der Weiſe“ iſt in der That nicht blos eine Predigt 
gegen vie Intoleranz, fondern zugleich gegen den Offenbarungdbegriff; wer fich Über dieſen 
nicht erheben kann, wird ſehr leicht in jene verfallen; das Weſentliche der Neligion berubt in 
der praktiſchen Seite, der Sittlichkeit, und dieſe ift unabhängig von dogmatiſchen Vorausſetzun— 
gen. (Schwarz, „Leſſing ald Theologe’, Halle 1854, S. 211 fg.; Strauß, „Deutiche Jahr: 
bücher”, Suni 1863.) 

Wenige Jahre nah der Vollendung des „Nathan’ traten fait zu gleicher Zeit Dohm und 
Mendelsjohn für die Rechte ver Juden in die Schranfen. In ver Schrift Dohm's „Über vie 
bürgerliche Berbeiferung der Juden’ (2 Thle., Berlin und Stettin 1781—83) find von einem 
Staatömanne aus der Schule Friedrich's des Großen unter den Augen des Königs, der be: 
lanntlich dieſer Anjicht periönlich nicht günſtig war, alle die Gründe erwogen worden, welche die 
Gmancipation der Juden zu einer jittlihen und rechtlichen Nothwendigkeit erheben, und alle die 
Schwierigkeiten und Bedenken widerlegt, welche das Vorurtheil zu allen Zeiten, ſtets aber ge: 
wandelt nach dem Geifte der verjchiedenen Zeiten, dagegen erhoben hat. Man wird in den ſpä— 
em Schriften und Verhandlungen über Judenemancipation faum noch einen Gefihtöpunft 
auffnden fönnen, der hier nicht chon zu feinem Rechte gekommen war. Es verbient übrigens 
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noch beſonders hervorgehoben zu werden, daß ſchon Dohm fein Bevenfen darin gefunden bat, 
den Juden auch politifche Rechte zu gewähren, und namentlich ihnen auf Öffentliche Amter den 
Anfpruc zu eröffnen; ev meint wol, daß es in den nächſten Generationen noch vielfah an Der 
Befähigung dafür fehlen würde, aber andererfeits hielt er ihre Anftellung für beſonders ge— 
boten, um dadurch den noch herrſchenden Vorurtheilen entgegenzutreten: eine würdige Auf: 
faffung von der Aufgabe einer Negierung, wenn man ihr die geiftige Kührerihaft dev Nation 
zumuthet. Übrigens verhehlt Dohm gar nicht, daß er es als eine glückliche Folge der befieru 
Behandlung ver Juden anjehen würde, wenn dadurch die Zahl der Öffentlichen freien Befenner 
der natürlichen Religion ich vermehre, denn nur fo ſei die Toleranz gejichert, welche wenigſtens 
biöher in dem Glauben an eine unmittelbare Mittheilung der Gottheit, einer ausſchließend be- 
feligenden Wahrheit ihren gefährlichiten Feind gehabt habe; natürliche Religion würbe nie zur 
Intoleranz führen. Moſes Mendelsfohn ließ damald (1782) im Namen der Juden einen 
Rabbiner des 17. Jahrhunderts, Manaſſeh Ben Iſrael, die religiöfe Duldung vertbeidigen, 
indem er ein Senpfchreiben neu herausgab, mweldyes diefer zur Zeit der erſten Engliſchen Revo— 
Iution, um den Juden die Rückkehr nach England zu ermöglichen, zur Wiverlegung der dagegen 
geltend gemachten Gründe abgefaßt hat, und in welchem in ziemlich ungenießbarer Form mit 
größter Gelehrfamfeit die abjurdeiten Borurtheile zurücgewielen werden. Mendelsſohn jelbfi 
ftellt fich dann aber in der Vorrede, mit welcher er diefe Schrift einführt, ganz auf den allgemein 
menſchlichen Standpunft; er vanft der göttlichen Vorſehung, daß fie ihn am Ende feiner Tage 
noch diejen glüdlichen Zeitpunft habe erleben laſſen, in welchem die Nechte ver Menſchheit in 
ihrem wahren Umfange beffer erkannt zu werden anfangen. Was auch bisher über Toleranz 
geichrieben worden jei, jei doch bloß auf die drei im Meiche begünftigten Religionsparteien und 
höchſtens auf einige Nebenzweige derjelben gegangen ; an Juden, Heiden, Mohammedaner und 
Anhänger der natürlichen Neligion ſei entweder noch gar nicht gedacht, oder höchſtens in der 
Abſicht, um die Gründe für die Toleranz problematifcher zu machen ; nady neuern Örundfägen, 
hatten die Widerfacher der Toleranz geiproden, müßte man aud Juden und Naturaliften nicht 
blos hegen umd dulden, ſondern aud an allen Rechten und Pflichten der Menſchheit theilnehmen 
laſſen; und mitleidig jei ed anzujehen gemejen, wie fich die Anhänger der Toleranz hätten win: 
den und frümmen müſſen, um diefer Schwierigkeit aus dem Wege zu gehen; da jei der rag: 
mentift in Deutichland als der erſte Schriftfteller aufgetreten, der die Mechte ver Duldung aud 
für die Naturaliften gefordert habe; Leſſing nud Dohm, jener als philoſophiſcher Dichter, dieſer 
ald philofophifher Staatsfundiger, hätten den gropen Zweck der Vorfehung, die Beitimmung 
der Menſchen und die Gerechtiame der Menihheit im Zuſammenhange gedacht. Das alles if 
denn weiter durchgeführt in der auf Veranlaffung dieſer VBorrede von Moſes Mendelsjohn ver: 
faßten Schrift ‚‚Ierujalen, oder über religiöfe Macht und Judenthum“ (1783). („Geſammelte 
Werke“, III, 180 fg. und 257 fg.) 

Indefien blieben doch aud dieſe Orundfüge allgemeiner Toleranz nicht ohne allen Wider: 
ſpruch, ja ed ift einer der ausgezeihnetften Männer des ganzen vorigen Jahrhunderts, welcher 
einen jolden erhoben bat; fein geringerer ald Juftus Möjer. Es war gerade eine der beiten 
Gigenthümlichfeiten Möſer's, jener auf die praftifche Ausführbarfeit gerichtete ſtaatsmänniſche 
Sinn, jener geſchichtliche Conſervatismus, wodurd er einzig in feiner ganzen Zeit daſteht, wo- 
durch er aber auch dazu geführt ift, neben ver Empfehlung vortrefflicher Gedanken, die noch heute 
der Ausführung werth wären, die Abfurditäten der Zunftverfaflung zu vertbeidigen, der Yeib 
eigenſchaft das Wort zu veven, die Toleranz zu befämpfen. Juſtus Möfer war weit davon ent- 
fernt, das Recht der freien fubjectiven Überzeugung zu beftreiten, überhaupt den ſpecifiſch reli: 
giöjen Gefihtöpunft geltend zu machen, wie aber Möfer überhaupt viel weniger auf die Inter: 
eijen dev Individuen ald auf das Interefle ver Geſammtheit jiebt, jo auch bier; und indem er nun 
der Anjiht war, daß eine bürgerliche Gejellihaft dic Eriftenz von Atheiften und Deiften nicht 
würde ertragen Fönnen, indem daraus Blutfchande, Vielweiberei, Menſchenopfer, Gütergemein- 
ſchaft eniſtehen müßten, fo ift er mit feinem Urtheil ver VBerwerflichfeit einer allgemeinen Tole— 
ranz ſehr bald fertig. („Juſtus Möfer's Sänmtliche Werke”, herausgegeben von Abeden, Ber: 
lin 1840, V, 293 fg.; „Briefe aus Virginien über Toleranz‘, 1787, 1788. Dagegen Nebberg, 
„Sämmtlibe Schriften‘, Hannover 1828, 1, bei. 173 fg.) 

Immer weiter breitete ſich jedoch, ſolcher vereinzelter Widerſprüche ungeachtet, die Idee einer 
allgemeinen Toleranz aus. In Frankreich war diefelbe jeit Ludwig XIV. lange Zeit ganz un— 
befannt geweien, und ed bedurfte allerdings einer furdhtbaren Mahnung, um ihre Geltend— 
mahung von neuem zu bewirfen; aber dieje Geltendmahung geſchah denn aud) von einem ber 
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größten Geifter ded damaligen Frankreich, ver vielleicht vieles verſchuldet, aber durch fein Auf- 

treten in diefer Sache auch vieled wieder gut gemacht hat. Ju Beranlaflung des Juſtizmordes, 

ver am 9. Mai 1762 in Touloufe an dem Proteftanten Jean Calas aus religiöfem Fanatismus 

verübt worden war, ſchrieb Voltaire im Jahre 1763 feinen „Traite sur tolerance” ; und wie 

diefe Schrift damals nicht ohne Einfluß darauf gewefen ift, daß der Proceß revidirt wurde und 

im Jahre 1765 eine förmliche richterliche Erklärung der Unſchuld des Jean Calas erfdlgte, fo 

bat fe au eine Tragweite und Bedeutung über die urfprüngliche Beranlaffung hinaus gehabt, 

es iſt dadurch nach Voltaire's eigenem Ausfprud „ein Samenforn in die Erde gelegt, um eines 

Tags nod eine reiche Ernte hervorzubringen“. Gr hält es für leichter, den ganzen Erdkreis 
durh Machtgewalt zu unterjochen, als zu bewirken, daß alle Menſchen gleiche Gedanken über 
Metaphyſik haben follen. Die Erde fei doch nur einer der fleinften unter den vielen Himmels— 
förpern, wir jeien ganz verloren in ver Unendlichkeit, ver Menfch, ein Wefen von etwa 5 Fuß 
Höbe, jei doc gewiß etwas fehr Unbedeutendes in der Schöpfung. Und eins dieſer Gefhöpfe 

molle zu feines Gleichen fagen, der Gott aller diefer Welten habe ihn allein erleuchtet, er und 
jeine Religionsverwandten feien diejenigen, welche Gott theuer feien, die Ginzigen, welche das 

ewige Heil erwerben würden! Wenn einft die VBerftorbenen aller Jahrhunderte vor Gottes An- 

geſicht erſchienen, ob e8 da wahrjcheinlich fei, daß Männer wie Confucius, Solon, Pythagoras, 
Sofrares, Platon, die Antonine, Trajan, Titus zurüdgewiefen würden zur ewigen Verdammniß, 
dab dagegen ſolche wie Chaͤtel, Navaillac, Damiens, Cartouche, die mit den vorgefchriebenen 
dormeln geftorben feien, theilnehmen follten zu feiner Rechten an feinem Reihe und an feiner 
Klarheit? Übrigens find die praftifchen Folgerungen, welde Voltaire aus feinem Princip ber 
Toleranz ableitet, doch nur fehr befchränften Umfangs; er will vor allem nur den Hugenotten 
ihre Rüdfehr möglich machen, und hält dafür nichts weiter erforderlich, ald ihnen den Schug 
ju ihern, den dad Naturrecht ihnen gewähre, die Anerkennung ihrer Ehre, vie Freiheit der 
Perion, das Recht zu erben; dagegen will er ihnen feine Öffentliche Kirche, fein Recht auf muni: 
cipale Amter, auf Ehrenftellen zugeflehen, denn dergleichen hätten die Katholifen zu London 
und an manden andern Orten auch nicht. („Oeuvres”, XLI. „Mélanges“, V, 213 — 386, 
Paris 1831.) 

Eine eigenthümlihe Wendung nimmt dann die Frage der Glaubend= und Cultusfreiheit 
nod) bei Rouffeau. Wol ift ver Ausgangspunkt feiner Lehre die abfolute Freiheit, die Kor: 
derung, daß der Menſch feiner Gewalt unterworfen fein folle, die nicht aus feinem eigenen 
Willen hervorgegangen fei. Wol unterſcheidet ſich fogar die Rouſſeau'ſche Lehre von den frühern 
Syſtemen deö Naturrechts Dadurch, daß die Freiheit ald eine unveräußerliche betrachtet wird, daß 
die Menſchen ſich auch nicht einmal vertragsmäßig einer fremden Autorität unterwerfen können. 
Trogdem ift von ihm die veligiöfe Freiheit in weit größerm Maße beichränft worden wie von 
ſeinen Vorgängern. Denn aus der Unveräußerlichkeit ver Freiheit folgte zwar einerfeitö die Un— 
übertragbarfeit, andererfeirs aber aud die Unumfchränftheit der Staatögewalt, fie führt zwar 
nothwendig zum allgemeinen Stimmrecht, aber nicht zur völligen Independenz ded Individuums, 
jenes wenigſtens ift das primäre, Diefes nur dad fecundäre Moment. Angewandt auf die Stellung 
des Staatd zu der Religion ver Einzelnen, fo gibt Roufleau zwar im allgemeinen religiöfe Mei: 
nungen frei, indeß wird doc von Staatd wegen ein gewiſſes Minimum von Religion gefordert, 
indem der Staat ein Interefle daran habe, daß die Menfchen in diefer Welt gute Bürger würden, 
während allerdings die Schickſale verjelben in der andern Welt ihn nicht kümmern. Nouffeau 
verlangt daher von jedem ein civiles Glaubensbekenntniß, gewiffe sentiments de socialite ; die 
Dogmen diefer jtaatlichen Religion follten jedod einfach fein, auf die Eriftenz der Gottheit, deren 
Allmacht und Altwiffenheit, auf ein fünftiges Leben, Beitrafung ver Schlechten und Belohnung 
der Öuten, Heiligkeit des Geſellſchaftsvertrags und der Gefege jich beſchränken. Der Staat 
fönne nun zwar niemand pojltiv zwingen, an diefe Säge zu glauben, aber diejenigen, welche nicht 
daran glaubten, müßten aus den Staat verbannt werden, nicht wegen ihrer Gottloſigkeit, ſon⸗ 
dern wegen ihrer Ungefelligkeit, weil ie unfähig feien, die Gejege zu lieben, die Gerechtigkeit 
zur Geltung zu bringen und ihr Leben pflihtmäßig zu opfern, überhaupt guter Bürger und 
treuer Untertbanen zu fein. Derjenige nun, der zwar dieſe Dogmen Öffentlich anerkannt habe, 
dur jeine Handlungen aber beweije, daß er doch nicht an diefelben glaube, foll mit dem ‘Tode 
beſtraft werden, denn er habe das größte denkbare Verbrechen begangen, er habe gegenüber ven 
Srfegen gelogen. Endlich eine Religion, die felbft intolerant ift, dürfe auf keine Weiſe gedul 
det werden, denn es iſt unmöglich, daß man mit denjenigen Menſchen Frieden hält, von denen 
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man glaube, daß fie verdammt feien, fie lieben würde ja heifen Gott haffen; ‘jeder, ber da fage, 
daß auferhalb der Kirche Fein Heil fei, müſſe aus dem Staat vertrieben werden, dergleichen 
pafle nur für eine Theofratie, für jede andere Negierungsweife fei e8 verberblid. (‚Du contract 
social”, Liv. VI, chap. 8.) Wirflih hat die Franzöſiſche Revolution aud Hierin Rouſſeau's 
Lehre befolgt, ohne freilich ih an die Schranken zu binden, welde Rouſſeau der Volksgewalt 
hinſichtlich der Religion noch geſteckt hatte; ed wurde nicht nur die Einführung eines öffent: 
lichen Eultus beſchloſſen, der übrigens aud) einen andern Inhalt hatte ald die von Rouſſeau ins 
Auge gefaßten deiftifhen Staatsdogmen, fondern es wurde auch darüber hinaus eine Religions— 
übung den franzöſiſchen Staatsbürgern überhaupt nicht geftattet. So zeigt ed fih aud auf 
diefem Punfte, daß die Lehre Nouffeau’s, indem fie die indivipuelle Freiheit zu fehr zurücktreten 
ließ gegen die Gewalt des Volks, nicht zur wirklichen Breibeit, fondern zu einer unerträglicen 
Tyrannei führt, daß überhaupt der ganze Standpunkt ein einfeitiger ift, ver als jolder feine 
Berehtigung gehabt Hat, aber einer nothwendigen Ergänzung und Beihränfung bedarf. 

4) Die Begründung der Glaubens- und Eultusfreiheitim 19. Jahrhun— 
dert. Ein früherer franzöſiſcher Juſtizminiſter, Graf Lambrechts, hatte in feinem Teftament 
einen Preis für dasjenige befte Werf ausgelegt, welches in den nächſten zwei Jahren nach feinem 
Tode zu Gunften der religiöfen Freiheit erſcheinen würde. Nicht weniger ald 29 Arbeiten wur: 
den darauf bin der Geſellſchaft der hriftlichen Moral, welche mit der Beurtheilung ver fragliden 
Schriften und der Zuerfennung des Preijes beauftragt war, eingeliefert, weldye von den verſchie— 
denften Standpunften aus, aber ohne das große Prineip felbft in Frage zu ftellen, den Gegen: 
ftand nach allen Seiten beleuchteten. Den Preis erhielt damals auf Grundlage eines von Guizot 
unterm 13. April 1826 erftatteten Berichts das Merk eined jchweizeriihen Broteftanten, 
Alexandre Vinet, „Me&moire en faveur de la liberte des cultes’’ (Barid 1826); wol das Be: 
deutendfte, was Über Died Thema jemals geichrieben ift. Der Verfaſſer ift nicht erft durch 
Stellung des Preiſes auf das Nachdenken über diefe Frage geführt worden, fondern harte ſich 
ſchon lange aus innerm Drange damit befhäftigt ; ſo handeltees ji ihm aud nicht um den Ge: 
winn eines afademifchen Preiſes, fondern um die Geltendmachung einer tiefen Überzeugung im 
Intereſſe des Wohls des menschlichen Gefchlehts. Mit völlig reinem Wahrheitdeifer durch Feine 
Rückſicht beeinträchtigt, macht er an fich die Unterfuhung, und furchtlos zieht er und feinen 
Vorderfägen die Conſequenzen. Die Unterfuhung zerfällt ihrem Inhalte nad in zwei Ab: 
ſchnitte, die jedoch in dieſer Weile äußerlich nicht voneinander geſchieden find. Es handelt id 
zunädft darım, den Umfang der Religionsfreiheit feftzuftellen. Der Verfaffer unterſcheidet 
Freiheit des Gewiflend und Freiheit ver Culten. Er verfteht unter Gewiſſensfreiheit das Recht 
eined jeden Menſchen, feine Beziehung zu der Gottheit auf diejenige Weife zu regeln, die ihm 
als die richtige eriheint, und feinen andern Richter darüber anzuerfennen als das eigene Ge— 
wiſſen. Es begreift aljo die Gewiſſensfreiheit, das Recht zu glauben und nicht zu glauben, an- 
zubeten und wicht anzubeten, fie enthält nicht blos die Freiheit ſich zwiſchen mehreren Religionen 
zu enticheiden, jondern auch die Freiheit feine einzige anzunehmen, und allen Formen und Ein— 
richtungen fremd zu bleiben, welde das religidje Gefühl in der Geſellſchaft geihaffen hat. Vinet 
fordert dies legtere Recht nicht für ich jelbit, aber wie er ganz richtig hervorhebt, die Freiheit wäre 
feine Freiheit, wenn man blos auf die Auswahl unter mehreren Syſtemen eingefhränft wäre. 
Die Gewiſſensfreiheit it nun aber nichts ohne Cultusfreiheit, denn in allen Beziehungen tft ver 
Ajlociationsgeift ein Bedürfniß der menihlihen Natur, nicht blos unerlaßlich für die Fort: 
fchritte der materiellen Macht und für die Vermehrung des Wiſſens, ſondern auch für die Ent: 
wictelung des religiöfen Gefühle, weldhes, wie aus der Natur der Sache hervorgeht und auch ge: 
ſchichtlich nachweisbar ift, ſtets zu einer äußern Manifeftation drängt, und dadurd erft die 
äußere Beſtimmtheit und Feſtigkeit erlangt. Mit der größten Entſchiedenheit macht dann Vinet 
geltend, daß man nicht jene Freiheit bewilligen und dieſe vorenthalten fönne, daß Gewiſſens— 
und Gultusfreiheit zufammen nur eine einzige ausmachen, bie religiöfe Freiheit; es würde ein 
fonderbared Baradoron jein, wenn jemand den Sag aufftellen wollte, daß das Gewiffen, nicht 
aber der Cultus frei fein folle, denn das würde geradezu heißen, daß die Gewiſſen frei fein follen, 
und daß ſie ed nicht fein jollen; dann würde ed noch ebenjo vernünftig fein, wenn man etwa 
fagen wollte, daß man ein gewiſſes Recht bewillige, ven Gebrauch deffelben aber verbiete. Reli: 
giondfreibeit ift nad Vinet nur in dem Fall vorhanden, wenn einerjeits dem Befenntniß und 
Cultus kein Hinderniß bereitet wird, andererſeits die bürgerlichen und politifhen Rechte für die 
Anhänger aller Religionsparteien gleih find. Es muß demgemäß, wie Vinet an einer ſpä— 
tern Stelle weiter ausführt, eine völlige Unabhängigkeit ver bürgerlichen und religiöjen Orb: 
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nung beſtehen. Das iſt die einzige Boraudfegung, unter der religiöfe Freibeit denkbar if. 
Eine jolde Trennung von Staat und Kirche ift aber auch der Natur beider Inftitutionen völlig 
angemeſſen; die Bildung des Staats ift aus phyſiſcher Nochwendigfeit hervorgegangen , fie hat 
nichts Freied und Individuelles, verlangt die Hingabe eines Theil unferer Breiheit, dagegen 
die Kirche bildet jüch dur innere Sympathien, moralifche Gefühle, fie ruht gerade ganz und gar 
auf Geltendmahung perjönlicer Freiheit. Alfo Religiondgefellihaften dürfen fi bilden, einer 
Conceſſionirung von jeiten ded Staatd bedarf ed nicht. Alles, was der Staat fordern fann, ift, 
daß ihm eine Anzeige gemacht werde hinſichtlich der Eriftenz der religiöfen Gefellfhaften, unter 
Angabe ihrer Grundjäge, und daß ber Cultus, fofern er über den Kreis der Familie hindus- 
gebt, Öffentlich gefchehe, um eine Einwirkung ded Staatd vom Standpunft der ſocialen Moral 
und der beftehenden Geſetze aus erforberligenfalls möglich zu machen. Mit ver religidjen Frei— 
beit, wie fie von Vinet verftanden wird, jind nenn zwei Begriffe, die früher in diefer Materie 
von großer Bedeutung waren, unvereinbar; zunächſt ver Begriff ver Toleranz, dieſer erjcheint 
ihm nur ald ein ungenügendes Palliativ, ald ein Heilmittel, welches in ven Zeiten der inter: 
drüdung und Verfolgung in den Herzen edler Naturen viel Schlimmes hat vermeiden können; 
aber dad Vorhanden ſein der Toleranz ift das Zeichen für das Nichtvorhandenſein der religiöfen 
Breibeit, das Wort einer Beleidigung gegen die Rechte ver Menfchheit. Mit dem Begriff Tole— 
ran; fällt dann noch ein anderer, welcher nicht den Vortheil für ſich Hat, in unglücklicher Zeit 
ein Troſt für die unterdrückten Gewiflen geweſen zu fein, der Begriff der Staatöreligion, welder 
geradezu einen Widerſpruch in fi ſchließt, denn der Staat als folder hat feine Religion. Mit 
jeder fogenannıen Staatöreligion find lediglich Begünftigungen des einen Eultus unter Benad: 
theilung der übrigen verbunden. Die Religionsübung muß aufhören Öffentliche Angelegenheit 
zu fein und fich im Die private Sphäre zurüdziehen; was fie dadurch an äußerm Glanze einbüßt, 
wird fie an innerer Tiefe gewinnen. Nachdem auf viefe Weife ver Umfang der Religiondfreiheit 
feſtgeſtelli iſt, werden die Gründe entwidelt, welde die Einführung derfelben verlangen. Der 
erſte und banptjählichite Grund liegt in der Natur des religiöjen Glaubens, der ftetö den Cha— 
rafter der Ungewißheit, mangelnder Evidenz an fid) trägt, man kann von der Wahrheit der Dog: 
men, denen man anbängt, fubjectiv fehr tief und aufrichtig überzeugt fein, eine objective Ge: 
wißheit aber haben weder die hiſtoriſchen Thatſachen noch die fpeculativen Ideen, auf denen reli— 
gidfe Überzeugungen beruhen. Dazu kommt dann, daß aller religiöfe Ölaube, um wirklich dieſen 
Namen zu verdienen, Freiheit vorausjegt, denn da die Religion eine Sache zwiſchen Menſchen und 
Bott ift, eine aufrichtige innerlihe Hingabe an ein höchſtes Wefen, bei der ed vor allem mefentlich 
if, daß ſie von Herzen fommt, fo können ohne Freiheit zwar wol die Hände und die Stimmen die 
Gebräude eined automatischen Eultus vornehmen, aber von wahrer Religion ift feine Rede, mit 
Hinwegnahme der Freiheit ift die Leiter hinweggenommen , auf der man in den Himmel fteigen 
kann. Dan behauptet nun wol, die religiöſen Meinungen zögen moralifche Meinungen nad) 
N, und da eine gefunde Moral von höchſter Wichtigkeit für die bürgerliche Gefellfchaft fei, jo 
könne man doch nicht ohne Unterſchied jeden religiöfen Glauben dulden und ſich ausbreiten laſſen. 
Indeß fo wohlgemeint dergleichen Marimen audy fein mögen und fo fehr es vielleicht ven An— 
Ihein hat, ald ob man durd ihre Beftreitung die Bafis der Öffentlichen Ordnung unterwüblt, fo 
liegt bei diefen Vorftellungen doch eine Gonfufion zu Grunde, denn es exiftirt vielmehr eine 
andere Duelle für die moraliſche Idee als die Religion, diefe Duelle ift die bürgerliche Geſell— 
ſchaft ſelbſt; und wie die Bildung derjelben eine natürliche Thatſache war, die ihren Urjprung 
in der Nothwendigkeit hatte, jo verhält eö ſich auch mit den Ideen, welche die Gefellichaft conſer— 
viren; fo unvolllommen diejelben immerhin fein mögen, von der Religion find jie unabhängig 
und für die Erbaltung der Geſellſchaft jind fie genügend. Sollten gegen die Grundlagen dieſer 
joriglen Moral, perſönliche Sicherheit, Eigenthum u. f. w. Doctrinen geltend gemacht werben, 
jo wären dieſe allervings ftaatöfeitig zu verfolgen und zu unterbrüden. Dabei wird man die 
Öffentliche Meinung für jih haben. Zur Verfolgung einer religiöfen Meinung, ohne daß dabei 
Fragen der ſocialen Moral in Betracht kommen, fehlt ed aber den Staate auch an jedem Krite: 
rium. Sollen feindjelige Lehren gegen das Chriſtenthum verfolgt werben? aber was heißt das? 
Seindjeligfeit kann fo eng und fo weit genommen werben, daß ed entweder gar nichts beveutet, 
oder daß die ärgfte Glaubendtyrannei darunter begriffen ift. Es hat für den Staat jogar poll: 
lise Vortheile, wenn ed mehrere Religionen in feinem Gebiete gibt; der Öffentliche Geift kann 
üb dann um fo freier und vieljeitiger entwideln; in vemfelben Maße wie die Gewiffensfreiheit 
jur Durhführung gelangt, nimmt erfahrungsmäßig der fittlihe Ernft einer Nation zu, wegen 
8 » 
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der Schwere der Verantwortung, die durch die Freigebung der Gottesverehrung jedem einzelnen 
auferlegt wird; ein ſolches Volk wird nicht leicht ein frivoles Volk. Es wird ferner der öffent- 
liche Friede dadurch befeftigt, die politifche Freiheit befördert werden, und ed wird unter den ver: 
ſchiedenen Religtondgefellfhaften ein veger Wetteifer entftehen, auf dem Gebiete der Sittlichkeit 
die Palme zu erlangen. Endlich Hat ſich auch aus der ganzen Geſchichte die Thatfache ergeben, 
daß jede religiöfe Verfolgung ihren Zweck verfehlt; geleugnet zu allen Epochen von leichtſinni— 
gen Geiftern, hat diefer Erfahrungsfag aus dem Verlaufe der Berfolgungen ftetö neue Beftäti: 
gung erhalten; der Menſch ift nun einmal ein freies Wefen, die Freiheit ein unzerflörbares 
Element der menfhlihen Natur. Der Menfh weiß, daß er feine Freiheit misbrauden fann, 
aber er weiß auch, daß er ohne diefelbe nicht leben kann; es ift wol möglich, die Äußerungen der 
menſchlichen Gedanfenfreiheit für eine Zeit lang zu unterbrüden, aber nicht die Gedanken jelbft, 
viefe leben innerlid fort und machen ſich auch vielleicht, nah Jahrhunderten, äußerlich wieder 
geltend, Gedanken tödtet man nun und nimmermehr durch Zwang, fie müflen widerlegt werben, 
das ift die einzige Art, wie fie fterben können; um auf viefem Felde zu fiegen, muß man recht 
haben, um befiegt zu werben, muß man unredt haben. Nod ein Punkt ift hier zu berühren; 
nad) allem, was wir bisher über die Idee Vinet's fennen gelernt haben, ſcheint ed nicht, daß er 
dabei auf dem Standpunfte des gefhichtlihen Proteftantismus ftünde, fondern vielmehr auf dem 
der Aufklärung und Philofophie. Und in der That verhält es fi) jo. Allerdings nimmt der 
Verfaſſer die Verkündigung religiöfer Freiheit ald die Doctrin des Proteftantismus in Anſpruch, 
aber er verfteht dabei unter Proteftantismus nicht das, was das 16. Jahrhundert darunter ver: 
ftanden hat, fondern er faßt dieſen Begriff in einem ganz andern Sinne, der vielleicht eine ganz 
richtige Bortentwidelung der Ideen der Reformationdzeit ift, der aber nicht geradezu mit dieſen 
Ideen identificirt werden fann, Danach wäre Proteſtantismus ein Abjehen von allen Dogmen, 
völlige Unabhängigkeit des Gewiſſens, ohne daß ed auf irgendwelchen bogmatifchen Glaubens: 
inhalt anfäme; die Reformation fei weniger eine Begebenheit gewefen, die man batiren könne, 
als ein Princip, deflen Action noch fortdauere und immermehr fich entwidele; die Reformation 
jei im 16. Jahrhundert nur inaugurirt; die erften Reformatoren hatten vielleicht die Tragweite 
ihres Thuns nicht überfehen, aber fie hatten doch feine Vorſchrift binterlaffen, und fie hätten 
auch feine binterlaflen können, wonach jie unterjagt hätten, etwas an ihrem erften Plane zu än— 
dern; wenn jie namentlich nicht ausdrücklich die religiöſe Freiheit mit allen ihren Conſequenzen 
aboptirt hätten, fo hätten fle fehr viel mehr getan, denn ihr Werk fei die lebendige Verkün— 
digung des Princips gewejen, auf dem jene rubt; das Princip der Reformation immer von 
neuem verfündet und immer beffer begriffen, Habe endlich in den proteftantifchen Ländern die Re- 
ligionsfreiheit und deren wefentlie Gonfequenzen zur Anerkennung gebradt. So viel ſteht 
allerdings jet, daß die ungeheuere Mehrzahl ver deutſchen Proteftanten nur von einem ſolchen 
Proteftantismug etwas wiffen will, aber fo viel ſteht doch auch feft, daß diefe Ausbildung der pro 
teſtantiſchen Idee und daher aud die Ableitung der Religiondfreiheit aus diefer Idee erit Die 
Folge einer Entwidelung geweſen ift, die wenigſtens nicht allgemein als eine ſpecifiſch proteſtan— 
tifche aufgefaßt wird, und neben der fletö eine andere von mehr theologifher Färbung umber: 
gegangen ift, die fi gegen jenes Princip und diefe Folgerungen abwehrend verhalten hat. 
Entweder man muß Milton, Leibniz, Leſſing, Kant und Fichte als die legitimen Nachkommen 
Luther's fih gefallen laffen, oder man muß für den Proteftantismus auf die Ehre verzichten, Die 
Neligionsfreiheit herbeigeführt zu haben. 

Mit Alerandre Vinet ift die Entwidelung der Anfihten über Religiondfreiheit offenbar zu 
einem Abſchluß gelangt, ed fann über diefen Gegenftand faum noch etwas Neues gefagt werden, 
dir Gründe für und wider jind in der wiffenjhaftlichen Debatte erfchöpft. Das zeigt ſich denn 
auch bei denen, die fpäter dies Thema behandelt haben und felbft einem fo lebendigen, origi— 
nellen Geifte, wie Bunfen war, ift e8 bei Gelegenheit der großen Bindication veligiöfer Frei: 
heit in den „Zeichen der Zeit’ gegenüber den gegentheiligen Anfihten Stahl's nicht gelungen, 
noch irgend neue Gefihtspunfte aufzuftellen. Es war gewiß von großer Bedeutung, daß es 
Bunjen war, der fi in folhem Sinne ausſprach, übrigens aber waren diejelben Forderungen 
von andern ebenfo, ja in beflerer Begründung und folgerihtigerer Durchführung erhoben worden. 

Ein Fortſchritt war nur noch nad Einer Seite hin möglich, und es ift dad Verdienft eines ver 
fveieften und vorurtheilslofeften Denker des heutigen England, John Stuart Mill’s, in feinem 
„Essay on liberty” (2ondon 1858) venfelben angebahnt zu haben. Die individuelle Freiheit 
befteht nah Mill in der Unabhängigkeit, nicht blos von den Einwirkungen der Staatögewalt, 
jondern auch von denen der Gefellfhaft; die Auslebung der eigenartigen Perfönlichfeit, das 
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hoͤchſte Ziel nienſchheitlicher Entwidelung kann nicht nur durd die äußern Zwangsmittel beein: 
träbtigt werden, weldye die organifirte Gefellfchaft, ver Staat, gegenüber ven Willensäußerun: 
gen bed Einzelnen zur Anwendung bringt, fondern auch durch die viel gefährliere Gewalt 
der Sitte und Öffentlichen Meinung ; und wenn gerade in England das Joch ver Geſetze vielleicht 
weniger ſchwer ift, eine Vergewaltigung der Behörbe jeltener eintritt, jo ift dagegen das Joch 
ver Geſellſchaft, welches dieſe durch das moralifche Zwangsmittel allgemeiner Misbilligung 
ausübt, um fo drückender. In der That ift das ein Gefichtöpunft,, der die höchſte Aufmerkſam— 
feit in Anfpruch nehmen darf, wenn ed auch ſchwer fein mag zu der Verwirklichung deffelben im 
Augenblid viel zu thun, diefe wird vielmehr der fortfchreitenden Gefittung im Laufe der Zeit 
anbeimfallen ; aber es ift ein hohes Verbienft, diefen Gedanken angeregt zu haben, er wird Far 
erkannt um fo ficherer ind Leben geführt werden und erft dann, wenn tie Duldung aus den Ge— 
fegen aud) in die Gemüther ver Menfchen übergegangen ift, kann von einer wahrhaften geiftigen 
Freiheit, von einer freien Selbftbeftinnmung jedes einzelnen die Rebe fein. 

B. Die Entwidelung der Redtögrundfäge über Glaubens: und Eultus- 
freiheit. II Bis zur Reformation. Infolge der Konftantinifhen Eonftitutionen war zwar 
das Chriſtenthum im Römischen Reich erlaubt, dad Heidenthum aber nicht verboten worden; es 
war vielmehr nur eine Conſequenz des damals mit großer Emphafe proclamirten Brincips der 
Belenntnipfreibeit, daß die hriftliche Kirche überhaupt zur Eriftenz gelangt war, und es ſchien 
ald ob man den Boden unterwühlen werde, auf dem allein die Anerkennung des Chriſtenthums 
tubte, wenn man verſuchen wollte, das Chriſtenthum zur Alleinherrfhaft zu bringen und 
dad Heidenthum zu unterbrüden. Dennoch ift pas bald genug gefchehen, dad Princip war eben, 
wie immer in folchen Fällen, nichts als ein Vorwand, eine theoretifche Verzierung, womit eine 
vraftifhe Rothwendigkeit plaufibel gemacht werden follte, und fobald nur die Verhältniffe, 
welche dem Chriſtenthum überhaupt die Anerkennung verfchafft hatten, in derfelben Richtung 

din pwingender wurden, die Zahl ver Bekenner zunahm, mußte man um fo mehr darauf aus— 
geben ‚dad Chriſtenthum zur ausſchließlichen Religion des Reiche zu erheben, ald das Interefle 
der Staatkeinheit pringend erheifchte, die religiöfe Verfchievenheit zu befeitigen. Zwar im erften 
Anlaufe follte das Ziel nicht erreicht werden, gegen die Alleinherrichaft des Chriſtenthums, wie 
fie von Konftanz und Ronftantius bereits fehr deutlich erftrebt wurde, erhob fich noch einmal eine 
Reaction unter Julianus Apoſtata, die aber eben nur darauf ausging, der chriſtlichen Kirche 
ihre Vorrechte wieder zu nehmen, dem Heidenthum neben dem Chriſtenthum die Griftenz zu 
retten, eine allgemeine Gleichheit unter den Bekennern der verſchiedenen Religionen berzuftellen. 
Dod die Regierung Julian's war kurz und ohne weitere Folgen; zwar die von ihm twiederher- 
geftellte allgemeine Religionsfreiheit blieb zunaͤchſt auch unter feinen Nachfolgern beftehen, aber 
zu einer Regeneration des Heidenthums Fam es nicht mehr, daſſelbe hatte fich überlebt ; ſchon er: 
(deinen die Anhänger veffelben ald Pagani, als eine aus der Mitte des öffentlichen Lebens auf 
dad Band zu den Bewohnern der Haiden zurückgedrängte Sekte. Und fo wurde denn nad) man 
Gen vorbereitenden Mafregeln der entſcheidende Schlag geführt: Theodoſius der Große verbot 
392 die Ausübung der heidniſchen Religion bei ven fhärfften Strafen; dadurch war fie für ven 
Drient wenigſtens völlig proferibirt, für den Occident erfolgte das Gleiche im Jahre 399 durch 
zwei Geſetze des Honorius. 

Diefe Entwickelung war natürlich, wie für bie übrigen Theile des Römiſchen Reichs, fo auch 
maßgebend geweſen für die Zuftände in der Brovinz Gallien. Wie denn diegermanifchen Sieger 
aud in anderer Beziehung die Gultur der Beflegten annahmen, fo gefhah died namentlich hin— 
ãctlich des religiöfen Glaubens. Die Glaubendeinheit war von Anfang an eine harafteriftifche 
EigenfHaft des fränfifchen Reihe, und wenn auch zeitweife in ven beutfchen Gebieten die Aus: 
übung heidniſchen Gottesvienfled ungehindert geweſen war, fo fehlte es doch lediglich an der nö: 
!igm Mat, um vergleichen zu unterbrüden; im ganzen gingen Belehrung und Ehriftia 
“frung Hand in Hand, wie Apoftafle und Empörung. So bietet und das Frankenreich das Bild 
eines Gemeinweſens dar, wo politifche und religiöfe Bezüge ſich deckten, alle Unterthanen einer 
und derfelben Kirche angehören mußten und mit Ausfhluß aller Neligiondfreiheit die von ber 
Stantsfiche abweichenden Meinungen ald Kegereien mit ſtaatlichen Mitteln verfolgt wurben. 

Diefer Mangel aller Religiondfreiheit pflanzte ſich aus dem Frankenreiche fort in das 
Vrutfpe Reich und findet ſich in allen übrigen Staaten Europas in damaliger Zeit; es ifl eind 
ven den Momenten, die dem Mittelalter feinen Charakter gegeben haben. So jehr aud) wäh: 

ee Mittelalters Staat und Kirche miteinander gekämpft haben, fo fehr ver Staat ber An: 
ft fein mochte, daß die Kirche ihre Competenz zu weit in fein.eigenes Gebiet hinein ausdehne, 
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und fo fehr er ſich daher vielfach in der Nothwendigkeit befand, folde Prätenfion mit vem Auf: 
gebot aller feiner Kraft zurüdzumeijen: das lag doch gänzlich außerhalb des Gefichtöfreifes der 
damaligen Welt, daß ed noch irgendeine andere Form des religidfen Lebens geben könne, die ber 
Staat anerkennen dürfe. Und die Olaubenseinheit, die man rechtlich aufrecht erhielt, beftand 
auch thatſächlich, ja fie war im legten Grunde nur deshalb rechtlich vurhführbar. Das dogma— 
tiſche Syſtem der fatholifchen Kirche genügte den unentwidelten Bedürfniffen der germanifchen 
Bölfer und faum wagte man überhaupt eine jelbftändige Stellung diefen Dingen gegen: 
über einzunehmen; die Entwidelung der Dogmatif bat damals jahrhundertelang jo gut 
wie ganz geruht. Erft gegen Ende des Mittelalters, als die Zeiten heller wurden und zu— 
gleich die Kirche in einen ſittlichen Verfall gerietb, erhoben ſich jene diſſidentiſchen Gemeinſchaften 
wie Waldenjer, Albingenfer, die Sekten des Wiclef und ded Johann Huf, Erſcheinungen, die 
indeß immer noch vereinzelt genug waren, um durch bie überwältigende Macht der organifirten 
Kirche nach den damals herrſchenden Grundfägen der Intoleranz überwältigt werden zu können 
Eine Ausnahme mußte fidh dies ftarre Syſtem doch gefallen lafjen: ed wurde bier und da durch— 
brochen durch die Zulaffung der Juden. Indeß diefe betrachtete man als außerhalb aller Staats: 
genoflenihaft ftehend, lediglich ald Fremde, deren Nieverlaffung im Lande nur eine vorüber: 
gehende war, ohne jede Gewähr der Dauer, und die in die Beziehungen des Staats nur injoweit 
verflochten wurden, als dies auch bei vorübergebendem Aufenthalte unausbleiblid war. 

Im Anfang der neuern Zeit erhob fi dann aus ven Tiefen des deutſchen Volksthums jene 
neue große Ketzerei, wodurd der veutiche Geift zu feiner Münpigfeit in religiöfen Dingen ge- 
langte; und diefe Bewegung erwies fi ald zu mädtig, um nach der Schablone des pofitiven 
Rechts, wie es im Mittelalter ſich feitgeftellt hatte, abgethan zu werden. Wenigitend in einem 
bedeutenden Iheile Europas gelang es der Reformation, ven alten Rechtszuſtand zu zertrüm: 
mern und einen neuen zu Ichaffen. Zwar bei ven romanifchen Nationen, die von der neuen 
Lehre faft gänzlich unberührt blieben, namentlich in Italien und Spanien, fonnten ſich die mit: 
telalterlihen Rechtszuſtände unverändert erhalten, zum Theil bis auf den beutigen Tag. Bei 
den jfandinavifchen Nationen wurde zwar ver Katholicismus völlig verdrängt, die neue Lehre 
zum vollftändigen Siege gebracht, aber ein Abweichen von den Grundfägen ber Intoleranz fand 
. darum nicht fatt, zum Theil nicht bis aufden heutigen Tag. In Frankreich und England ferner, 
wo bedeutende Bruchtheile der Bevölkerung dort dem Proteftantismusd zufielen,, hier dem Ka: 
tholicismus treu blieben, hatte es eine Zeit lang den Anſchein, ald ob die Zurüdführung des 
ſtaatlichen Friedens nad Kämpfen, die eine tiefe Zerrüttung aller Berhältniffe mit ſich geführt 
hatten, nur möglid fein würde um ben Preis der Toleranz gegen Minderheiten andersgläu— 
biger Unterthanen; weil aber in beiden Rändern dieſe Minverheiten den religiöfen Boden ver: 
ließen und der beftehenden flaatlihen Ordnung gefährlich wurden, in Frankreich ber Einheit, 
in England der Freiheit, To führte eine legte Anftrengung der Staatsgewalten in beiden Län: 
dern zur völligen Untervrüdung der Diffentirenden , zur Wiedererlangung der Glaubensein: 
heit; nur dag in England vie proteftantifchen Diffenters geduldet wurden. In Deutib: 
land envlih hat man zunähft nur im Verhältniß zur Staatsgewalt des Reich verjudt, 
den Grundſatz der Duldung zur Anerkennung zu bringen; aber obgleich dad Deutſche Reich 
faum nod ein ftaatörechtliches Verhältniß genannt werben konnte, und die lodere Organifation 
dejlelben jehr wohl einen Barticularismus auf diefem Gebiete ertragen fonnte, fo ift man doch 
erft nad einer langen Reihe ſchwerer Leiden und blutiger Kämpfe, infolge deren nicht bloß die 
Reihöverbindung ihrem fihern Untergang entgegengeführt, fondern auch die ganze Lebens— 
fraft des deutſchen Volksthums auf das fchwerfte gefährdet wurde, dahin gelangt, die Toleranz 
gegenüber der Reichsſtaatsgewalt zur Anerkennung zu bringen. Da aber an der Religions: 
freiheit, die um diefen Preis errungen war, die Maffe ber Nation keinen Theil hatte, denn fie 
bezog ſich blos auf die Obrigfeiten, während die Unterthanen um fo mehr veren Willfür an- 
heimgegeben wurden, fo wurde der auf dem Boden des Reichs nur zu einem uuvolllommenen 
Abſchluß gelangte Kampf auf dem Boden der einzelnen Territorien weiter geführt, ja in der 
That und Wahrheit hier erft wirklich durchgekämpft; doch geſchah es im ganzen auf unblutige 
Weiſe, indem allmählid die natürlihen Verhältniffe und die aufgeflärte Anficht der neuern 
Zeit ven Sieg der Neligiondfreiheit in immer größerer Ausdehnung herbeiführten. Immer 
aber ift Diele Reform nur zur Geltung gebradyt worden im deutſchen Staatsrecht und nicht 
auch, wie bereits früher gezeigt worben, im katholiſchen Kirchenrecht. 

2) Die Entwidelung des deutfhen Reichs-und Bundesrechtsé feit der Re— 
formation. Der veichöfeitigen Anerkennung der neuen Kirche ift ein Iebhafter Kampf 
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zwiſchen den Organen der Reichsſtaatsgewalt vorbergegangen. Ganz in Gemäßbeit des mittel: 
alterlihen Rechts zuſtandes hatte ed anfangs den Anihein gehabt, als ob die weltliche Gewalt, 
nachdem die päpitlihe Bannbulle gegen Luther erlaffen war, auch ihrerſeits zur Vernichtung 
der neuen Lehre vorgeben würde. Wenn die Anfichten des damaligen Neihsoberhaupts in 
dieſer Dinficht fo feindfelig mie möglich waren, fo hatte auf dem Reichstage von Worms 1521 
auch noch die Mehrzahl der Reichsſtände einen wenigitens theilmeifen Widerruf von Kutber 
verlangt, umd ed handelte daher der Kaifer, als ein folder Widerruf bekanntlich nicht erfolgte, 
in weientlicher Übereinftinmung mit dem Reichdtage, wenn er unterm 26. Mai 1521 das 
auf den 8. Mai diejes Jahres zurückdatirte fogenannte Wormfer Achtsedict erließ; freilich geſchah 
dad zu einem Zeitpunfte, wo die meiften Reichsſtände fih ſchon entfernt hatten, indeſſen die 
iormelle Regalität diefed Vorgehens dürfte faum anzugreifen fein. Indem nun aber die Durch— 
führung dieſes Edicts gerade bei denjenigen Fürſten Widerſtand fand, auf deren Cooperation es 
beionderd angefommen wäre, außerdem in der Zwifchenzeit die Neformation ſich weit über das 
Land hin ausgebreitet hatte, jo fam es, da zu gleicher Zeit die auswärtigen Verhältniſſe die faifer- 
lihe Gewalt lähmten, zu dem berühmten Reihsfchluß von Speier vom 27. Aug. 1526, wonach 
zwar bie endliche Entſcheidung in Sachen der ftreitigen Religion einem allgemeinen Coneil vor: 
behalten, einftweilen aber jedem einzelnen Reichsſtande fein Verhalten zu vem Wormfer Ediet 
und der neuen Lehre ind Gewiſſen geftellt wurve; man follte fi in diefen Dingen fo be- 
nehmen, wie man ed gegen Gott und Eaiferliche Majeftät hoffe und vertraue zu verantworten. 
Das war alles, was unter den gegebenen Umſtänden erreicht werden fonnte, denn wenn es ein: 
mal nit möglich war, die Reformation zur Reichsſache zu machen, fo blieb nichts übrig, ald fie 
zur Xerritorialfache zu machen ; und es handelte fih auch im ganzen folgenden Verlauf eigentlich 
nur darum, diefe durchaus günftige Vofition zu behaupten, die unter einer veränderten Con— 
Relation ehr bald angegriffen wurde. Je mehr nämlich in den nächſten Jahren der Pro: 
teftantidmud Fortſchritte gemacht hatte, nicht blos durd Äußere Ausbreitung, fondern auch 
durch innere Befefligung, um fo mehr hatte nun der Kaifer, fobald er in feinen auswärtigen 
Beziehungen einigermaßen freie Hand befam, das Beftreben,, diefe Entwidelung wenigftens in 
fefte Grenzen einzufchließen,, und das gelang ihm durch den zweiten Speierer Reichsſchluß vom 
1. Febr. 1529; derfelbe befundet zwar fein vollftändiges Zurückgehen auf ven Standpunft des 
Wormfer Edicts, aber infofern eine weſentliche Einfchränfung gegen früher, als zwar dieje: 
nigen Reichsſtaͤnde, weldye bereits die neue Lehre ergriffen hätten,*vorläufig dabei belaffen werben 
ſollten, dagegen neue Übertritte nicht geftattet waren, die Reformation alfo wieder aufgehört 
hatte, freie Territorialiache su kin Die proteftantifchen Fürften fühlten aber zu gut, daß die Re— 
formation nicht fill ftehen Fönne, ohne zugleich zurüdzugehen, und fo kam es zu der berühmten 
Proteftation vom 19. April 1529. Mit bloßen Proteften erreiht man aber nichts und mit 
rechtsphiloſophiſchen Unterfuhungen über die Zuläffigkeit nes Widerflandes in Religiondange: 
legenheiten noch weniger; die damals gerade ausbrechenden Streitigfeiten über die Abenpmahle- 
lehre ſchienen vollends dazu angethan, der neuen Lehre den Untergang zu bereiten. Die völlige 
Unterdrüfung wurde denn aud; auf dem Reichstage von Augeburg durd den Reichsabſchied 
vom 19. Nov. 1530 förmlich befchloffen, indem unter Aufhebung der andern Reichsfchlüffe 
auf dad Wormfer Evict zurüdgegangen und den proteflantifhen Fürſten nur nod eine Be: 
denfzeit bi8 zum 15. April 1531 geftattet wurde; nad) deren Ablauf wurde Zwang in Ausſicht 
geftellt , indem Der Neichöfiscal bei ven Neichögerichten gegen die ungehorfamen Stände proce: 
diren ſollte. Es hatte nichts geholfen, daß die Proteftanten damals ihren Standpunkt in einer 
eigenen Schrift, der fogenannten Augsburgiſchen Confeſſion, dargelegt hatten; auf@rörterungen 
diefer Art ließ man ſich nicht ein. Unter ſolchen Umſtänden wurden dann die Bedenken der 
Iheologen wegen des Rechts des Widerſtandes zum Schweigen gebracht, und unter hervor: 
tagender Berheiligung des Landgrafen Philipp von Helfen, des bedeutendften Staatömannd 
auf proteftantifcer Seite, das Bündniß von Schmalfalden unterm 29. März 1531 abge: 
qleſſen; und obgleich man noch immer engberzig genug war, die ſchweizeriſchen Neformirten, 
welche vie Augsburgiſche Confeſſion nicht unterfhrieben hatten, davon auszuſchließen, jo war 
doch auch fo fchon die Macht der ſchmalkaldiſchen Bundesgenoſſen imponirend genug, um 
jeden Gedanken an eine fofortige völlige Ausrottung des Proteſtantismus fallen zu laſſen. 
Us dann bafd darauf eine neue Türkengefahr fih erhob, fo verftand man fi fogar zu dem 
Nürnberger Religionsfrieden vom 23. Juli 1532, wodurd der Beſchluß des augsburger 
Reichdtags wieder aufgehoben, der ſpeieriſche von 1529 weſentlich wiederhergeſtellt wurde; 
ja ed wurde ſpäter ſogar die Ausdehnung des Religionsfriedens auf ſolche, die ſich erſt nachher 
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zur neuen Lehre befannten, durchgeſetzt und fo die Pofltion des erſten Speierer Reichsſchluſſes 
wieder erreicht. Funfzehn Jahre hindurch Hatte ſich bereitd ver Rechtszuſtand der Proteftanten 
auf diefer Grundlage befeftigt, als derfelbe noch einmal gänzlich in Frage geftellt wurde. Aller- 
dings waren alle Goncefjionen den Proteftanten fireng genommen nur proviforiih bis zum 
Zufammentritt eined allgemeinen Goncild oder einer Nationalverfammlung zur VBergleihung 
der fpaltigen Religion ertheilt worden. Der Zufammentritt jenes lange vorbereiteten Concils, 
durch welches eine definitive Ordnung der deutfhen Kirhenfahe herbeigeführt werben follte, 
fand nun zu Trient 1545 flatt, und da jet die Proteftanten fi weigerten, daflelbe anzuer= 
fennen, auch gerade damals die friegerifchen Erfolge Karl’8 V. vollendet waren, jo kam es zu 
dem von vollftändigem Erfolge gefrönten Verſuche, ven Broteftantismus mit bewaffneter Hand 
niederzumwerfen. Um fo mehr fdhien e8 mit der neuen Kirche vorbei zu fein, als der Kaifer bie 
ihm durd feinen Sieg geworbene Stellung fehr maßvoll benugte und ernftlih bemüht war, 
auf Grundlage des fogenannten Interim vom 13. Mai 1548 eine friedliche Ausföhnung her- 
beizuführen. Indeſſen die fhwere Probe, die damals der Feſtigkeit der proteftantifhen An— 

hänger auferlegt wurde, wurde glücklich beftanden ; zu einer Annahme des Interim und damit 
zu einer Ummandelung der wejentlihen Grundlagen der Reformation fam es eigentlich nur 
innerhalb des Machtgebiets der faijerlihen Armee, bid dann der Sieg des Proteftantismmd 
durch eine Wendung auf dem politifhen Gebiete herbeigeführt wurde durch jene Nebellion des 
beveutendften damaligen Territorialfürften, ver bis dahin ſtets ein Bundesgenofle des Kaiſers 
geivefen war, des Kurfürften Morig von Sachſen. Indem nun Karl V. fich feit diefer Zeit bei 
dem Mislingen feiner Plane von der Leitung der deutſchen Dinge zurüdzog, fo fam e8 unter 
Vermittelung feines Bruders Ferdinand zun Neligionsfrieven von Paffau vom 2. Aug. 1552, 
der weſentlich auf den Standpunkt des erften Speierer Reichsſchluſſes von 1526 zurüdführte, 
indem er die Religion zur Territorialſache erklärte, in die ji die Reichsgewalt nicht zu mifchen 
habe, den einzelnen Reichsſtänden aber verbot, ſich dieferhalb zu befriegen. Da aber der paf: 
ſauer Vergleich Fein Neihögefeg, fondern nur ein Vertrag zwiſchen mehreren Reihöftänven 
war, jo war nod) eine weitere reichsgeſetzliche Negulirung nothwendig. Diefelbe erfolgte nach 
mannichfaden Verfhleppungen auf dem Reichstage zu Augsburg durch den Reichsabſchied 
vom 26. Sept. 1555. 

Das Syftem des Augsburgifhen Religionsfriedens harafterifirt fih in folgender Weiſe 
Überhaupt bezog ſich die Glaubens = und Eultusfreiheit, die damald gewährt wurde, auf das 
Reid und diejenigen, welde in einem unmittelbaren Berhältnig, zum Reiche fanden, auf die 
Reihöunmittelbaren, die Fürften. Indeſſen wurde ein Theil derfelben durch den Religions: 
frieden ausprüdlich von der Bekenntniffreiheit ausgeſchloſſen: ausdrücklich davon die geiftlichen 
Fürften durch den geiftlihen Vorbehalt. Die Verhandlungen drehten fi gerade vorzugsweiſe 
um diefe Brage; ganz mit Recht fah man es auf beiden Seiten ald eine Lebendfrage an, ob den 
geiftlichen Fürften als folden ver Übertritt geftattet fein folle, ob proteftantifche geiftliche Fürſten 
in Deutſchland zugelaſſen werden ſollten oder nicht; man machte von der einen Seite her mehr 
die kirchliche Stellung der geiſtlichen Fürſten geltend, hob ihre Eigenſchaft als Biſchöfe hervor 
und fand ed abſurd, daß jemand, der ſich von den kirchlichen Satzungen losſage, vermöge deren 
er zu folder Stellung gelangt fei, diefelbe auch fernerhin in einem ganz andern Sinne beibe: 
halten follte; dagegen betonte man von der andern Seite die politifche Qualiflcation derfelben, 
flellte ihre Eigenſchaft als Fürften in ven Vordergrund, und fand es unerhört, daß diefe Eigen: 
haft durch einen Confeſſionswechſel, der vielleicht mit allgemeiner Zuftimmung der Unterthanen 
vor fi ginge, verloren gehen follte. Es lieh ſich eben rein theoretifch für beide Standpunkte 
etwas jagen, die ganze Frage war aber eine Machtfrage und alg, jolde wurde ſie gelöfl. Die 
proteftantifche Partei konnte nämlich mit ihrer Korderung nicht Furädringen, wollte aber aud 
nicht geradezu ihre Zuftimmung zu der gegentheiligen Feſtſetzung erflären, und fo ergriff man 
den Ausweg, die Entſcheidung in das Ermeflen des Kaifers zu ftellen, der dann feinerfeitö die 
Sache dahin entſchied, daß die geiftlihen Fürſten, wenn fie zur neuen Lehre übertreten würden, 
dadurch eo ipso aufhören follten, Kürften zu jein. Endlich bezog fidh die ganze vom Reiche ge— 
währte Religionsfreigeit nur auf die katholiſche (alte) Religion und auf die Anhänger der 
Augsburgifhen Confeſſion; anderweite Religionsgefellihaften follten, wie ausdrücklich erflärt 
wurde, nicht geduldet werden. Von einer Religiondfreiheit in Bezug auf andere Perjonen ala 
weltliche Fürſten war dann überhaupt nicht die Rede ; um die Unterthanen ver einzelnen Terri— 
torien bekümmerte fi das Neid im Augsburgiſchen Religionsfrieden nicht; ver Varität im 
Reiche entſprach das jus reformandi in den Territorien; die Regel cujus est regio, ejus religio. 
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Man muß ſich dies Reformationsrecht der Landesherren auch nicht zu craß denfen. Bis zu po: 
ſitivem Zwange wenigftens erftredte ſich daſſelbe nicht, e8 wurde vielmehr allen deutſchen Unter— 
thanen dad Recht ver Auswanderung wegen ihrer Religion garantirt, ſodaß fie in folden 

Fällen fogar beredtigt fein follten, die Hülfe des Reiche in Anfpruch zu nehmen. Wenn dann 
bie lintertbanen ihrerjeitö von dieſem Rechte feinen Gebrauch mahen wollen, fo bat allerdings 
der Zandeöherr ſeinerſeits das Recht, fie audzutreiben; er kann nach formellem Recht etwa bei 
einem Confeſſionswechſel feine fämmtlichen Unterthanen über die Örenze jagen ; hierin, in dieſem 
Rechte der Austreibung, gipfelt jih aber ein Neformationsredt. Wenn der Landesherr aus 
nationalöfonomifchen oder andern Gründen von der Austreibung Abftand nimmt, fo muß er 
feinen im Lande verbleibenden anderdgläubigen Unterthanen mindeftend Hausandacht bewilligen 
(devotio domestica), d. h. Religtonsübung innerhalb der einzelnen Familien ohne Zuziehung 
des geiftlichen Amts, aljo individuelle Religionsübung, wobei gerade das verfagt bleibt, was 
das Weſen aller Religion fordert, die Gemeinschaft. 

Der Augdburgifhe Religiondfrieve war nun aber für ven Proteftantismus, der damals 

im fräftigften Kortichritt begriffen war, nur eine vorläufige fefte Pofttion, um von da aus zu 
weitern Eroberungen vorzudringen; auch der geiftliche Vorbehalt wurde thatfählih außer 
Wirkſamkeit gelegt, indem bei eintretenden Bacanzen durch evangelifh gefinnte Kapitel die 
Regierung der geiftlihen Fürftenthümer Berfonen übertragen wurde, die der Reformation 
geneigt waren. Man bewerfftelligte das auf verſchiedene Weife; in einigen Fällen konnte man 
das beftehende Recht infofern ganz aufrecht erhalten, als ſowol die päpflliche Gonfirmation und 
Inveſtitur mit Ring und Stab, wie auch die Faiferliche Beftätigung und Belehnung mit dem 
Scepter erlangt wurde, fei ed, daß man in Rom und Wien über die Qualification des Can— 
didaten ſchlecht unterrichtet war oder daß man an ber Gurte ſich unwiffend ftellte, um nicht die 
Dppofition noch mehr zu reizen, oder daß am faiferlichen Hofe vorübergehend eine Politik der 
Mäpigung und Berföhnung fi geltend machte. In den meiften Källen aber war die Verlegung 
des geiſtlichen Borbehalts mit einer weitern Berlegung ver Rechtsnormen binfihtlic der Pro: 
viſton der Kirjenämter verbunden, unter Gonnivenz des Kaiſers begnügte man ſich mit einer 
blos weltlichen Belehnung, oder wenn eine folde nicht in aller Korm ertheilt wurbe, mit einem 
blogen Lehnsindult, der auch fon früher häufig vor der päpftlichen Gonfirmation ertheilt war, 
wobei man freilich auf eine ſolche feft hatte rechnen können. Es kamen envlic Fälle vor, daß 
mweber von ber geiftlidhen noch von der weltlihen Gewalt eine Beftätigung ertheilt wurde und 
die vom Kapitel gewählten evangelifh ®efinnten fi behaupteten, ohne als Biſchöfe vom 
Bapfte, und ald deutſche Fürſten vom Katfer anerkannt zu fein. Die geiftlihen Fürſtenthümer 
des nörbligen Deutfchland haben faft alle an dieſer Entwidelung theilgenommen : die Erzbis: 
thämer Magdeburg und Bremen, die Bisthümer Halberſtadt, Minden, Osnabrück, Lübeck, 
Rageburg, Schwerin ; es waren die Glieder der benachbarten proteftantifchen Fürftenhänfer, des 
hohenzollernſchen, braunſchweigiſchen, holſtein-gottorpiſchen, mecklenburgiſchen, welche auf 
dieſe Weiſe zur Regierung gelangten. Anderswo iſt das Gleiche mislungen, wie namentlich in 
Köln, auch in Hildesheim und Paderborn; endlich in andern zahlreichen geiſtlichen Fürſten— 
tbümern, namentlich im ſüdlichen Deutſchland, find nicht einmal derartige Verſuche gemacht 
worben. 

Der bisherige Nechtözuftand wurde dann noch einmal wieder völlig in Frage geftellt. Es 
entbrannte darüber der Dreifigiährige Krieg, und e8 fehlen anfangs, ala ob e8 zu einer völligen 
Niederwerfung der neuen Kirche kommen follte. Das Reftitutionsedict vom 6. Mär; 1629 
bielt fi nicht einmal in den Grenzen des Augsburgiſchen Religionsfriedens. Indeflen im wei: 
tern Berlaufe ftellte e8 fih dann heraus, daß man ſich behufs einer definitiven Ordnung gegen 
feitige Zugefländniffe mahen müffe, und fo entftanden die Art. 5 und 7 des odnabrüder Frie- 
densinftrumentd. Das Syſtem des Weftfälifchen Friedens ift nun folgendes: 

Indem im allgemeinen die Religiondfreiheit der deutſchen Fürften von neuem anerfannt 
twurbe, fo wurde fie nad einer Seite bin weſentlich erweitert; es follten nämlid die Reichs— 
unmittelbaren nicht blos die Wahl haben, ſich zur fatholifchen Kirche oder zur Augsburgifchen 
Gonfeffion zu befennen, fondern e8 wurden num auch die Reformirten, zu denen bereitd mäch— 
tige Reichsſtände zählten, befonderd auf Verlangen ded Großen Kurfürften in die Reichstoleranz 
aufgenommen ; inbeffen follten fie zwar volle securitas publica haben, aber nicht ein eigentliches 
jus reformandi gegenüber den Rutheranern in ihren Gebieten ; man legte dabei das Verhältniß 

zu Grunde, wie ed in Brandenburg durch Verftändigung zwifchen Landesherrn und Land: 
Händen bereitö feftgeftellt war. Eine weitere Toleranz wurde aber nicht gewährt, vielmehr 
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ausdrücklich ausgefproden, daß außer der genannten Religion feine andere im Heiligen Rö- 
mifchen Reiche recipirt und geduldet werden follte (Art. 7). Es war die Pflicht der Reichs— 
ftaatögewalt, namentlich der Reichsgerichte, für die Aufrehthaltung diefer Beſfimmung zu 
forgen, und bei paflenden Gelegenheiten ift auch danach verfahren worden ; fo ald im Jahre 
1712 der Reichsgraf Ernft Kafimir zu Runkel und Iſenburg eine Declaration erlaflen hatte, 
in weicher er allen, die fih in Büdingen niederlaffen wollten, unumſchränkte Gewiflensfreiheit 
verſprach. Gegen diefe Berorbnung , ald dem Weftiälifhen Frieden zuwider, ſchritt nämlich 
der £aiferliche Fiscal ein, und das Reichskammergericht verurtbeilte ven Grafen zu einer Strafe 
von 10 Marf löthigen Golves, auch zu Widerruf und Gaffation feines Edicis. Der Schwerpunkt 
der ganzen Verhandlungen hatte auch zu Osnabrück wieber in der Frage gelegen, ob die Be— 
fenntmißfreibeit auch auf die geiftlihen Wahlfürften ausgenehnt werben folle oder nicht. Noch 
einmal entbrannte über ven geiftlihen Vorbehalt ein hartnäckiger Kampf; man behauptete von 
der einen Seite, der geiftlihe Vorbehalt fei geredhtfertigt, weil ja der Erwerb des Fürſtenthums 
nullo alio titulo gefchehe, ald von wegen des katholiſchen geiftlihen Standes; ed ändere daran 
auch nichts, daß das ganze Kapitel übertrete, Biſchöfe und Kapitel feien nicht unumſchräukte 
Herren, fondern blos Verwalter, e& jei doc; fein Zweifel, daß wenn ein proteftantifcher Geiſt⸗ 
licher zum Katholicismus zurüdfehren wolle, er alle feine Dignität janımt Einfommen und 
Nugungen verlieren würde. Gewiß läßt ich gegen vergleichen vom Standpunfte ded politiven 
Eatholifchen Kirhenrechtö wenig einwenden, indeß das war aud nicht der Standpunft der Gegen: 
partei, die ed überhaupt weniger mit pofitivem Recht, ald mit dem Fortſchritt der geſchichtlichen 
Entwidelung zu thun hatte. Dennoch lieben es die Vroteftanten, wie das in ſolchen Fällen ge: 
wöhnlich gefhieht, auch ihre Argumentationen auf pofitives Net zu gründen, und darin ifl 
man denn, wie das gleichfalls gewöhnlich ver Fall zu fein pflegt, nicht gerade befonders glücklich. 
Denn die „Earen Worte‘ des Neligionsfriedens ſprechen doch wol für bie Katholifen, man 
fteift fich über vie Gebühr auf den allgemeinen Saß, der dort ſteht, daß nämlich fein Stand des 
Reichs wegen der Augsburgiſchen Confeſſion beſchwert und veradhtet werden ſolle; eine jolde 
Beihhwerung würde doch, meint man, im höchſten Grade ftattfinden, wenn Reihöftände wegen 
ihred Bekenntnilfed zur Augsburgiſchen Confeſſion Land und Leute verlieren follten; ver 
fogenannte geiftlihe Borbehalt fei aber unverbindlich, denn es jtehe ja im Religiondfrieden, 
man babe ſich darüber nicht einigen können ; wogegen dann von der andern Geite geltend ge: 
macht murde, bei dem Mangel der Ginigung fei die Entfcheidung dem Kaiſer anbeimgeftellt 
worden, und dieſer habe in Art. 18 des Augsburgiſchen Religiondfrievens zu Gunften der Ka: 
tholifen entfchieven. Die Proteftanten ihrerfeits leugnen dann, daß eine ſolche Anheimftellung, 
auf die der Kaifer ſich berufe, überhaupt flattgefunnden habe. Wie es bei einer ſolchen Sachlage 
gewöhnlich gefhieht, man macht ein Compromiß; ed wurbe dadurch für die Zukunft der geift: 
liche Vorbehalt in jo beftimmter Weile wie möglich eingeführt, doch in dem Sinne, daß ex ebenfo 
gut zu Gunften ver Proteftanten als der Katholiken zur Aumendung gebracht werben jellte, 
während man dagegen, was die Entwidelung der Zwiſchenzeit betrifft, zwar nicht auf den 
Zuftand bei Abſchluß des Religionsfriedens, aber doch auch anvererfeitd nicht auf den Zufland 
bei Beginn ded Kriegs zurüdging, fondern den factifchen Beſitzſtand ded 1. Jan, 1624 (Nor: 
maltag) über die NReligiondeigenfchaft der deutſchen reichsunmittelbaren geiftlichen Gebiete ent: 
fheiden ließ. Es gelangten dadurch faft alle fhon genannten norddeutſchen geiftlihen Fürſten⸗ 
thümer in proteftantifhen Bejig, aber die wenigften blieben wirklich felbftändige proteftantijche 
WahlfürftentHümer, nur Lübeck und alternirend Osnabrück, außerdem einige reihsunmittel- 
bare Abteien wie Ganderöheim, Hervorden, Quedlinburg; die andern wurden fäcularifirt 
und größern Staaten einverleibt, fie dienten zur Entſchädigung des Großen Kurfürften (Mag: 
deburg, Halberftadt, Minden), zur Entihädigung der Krone Schweden (Bremen, Verben), 
zur Entihäpigung Mecklenburgs (Schwerin und Nageburg). Es follte nun aber in Bezug 
auf bie drei genannten Religionen den Reihsftänden nicht blos Eultusfreiheit gewährt werben, 
fondern es wurde auch weiter feſtgeſetzt, daß die politifchen Rechte derfelben in Bezug auf die 
Reichsregierung von der Religiondeigenihaft ganz unabhängig fein, daß jene aequalitas 
exacla mutuaque herrſchen folle, wonad, was dem einen recht, dem andern billig fei. Soweit 
es ging, fuchte man diefe Varität durch mechanifche Mittel, numerifche Gleichheit unter den Anz 
hängern beider Barteien in den Reichsjuſtizcollegien, wenigſtens beim Reichskammergericht, in 
den Deputationen des Reichätags, in ven höhern militäriihen Stellen durchzuführen; Hinficht- 
li der Stimmen auf dem Neichötage felbft ging das jedoch nicht; ed würbe eine zu tief grei= 
fende Umgeftaltung der Reichöverfaffung voraudgefegt haben, hier half man ſich deshalb jo, daß 
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man die Religiondangelegenheiten überhaupt der Gompetenz des Reichstags entzog, infofern 
feine Majorität entfcheidend fein, fondern eine itio in partes flattfinden follte, wonach beide Gon= 
feifienen auf dem Reichstage gleihjam zwei Gorporationen bildeten, von denen die eine durch die 
andere in Religionsfachen nicht majorifirt werden follte. Um dieſes Recht planmäßiger geltend 
maden zu können, trat die proteftantifhe Minorität auf dem Neihdtage 1653 unter dem 
Borfige des Kurfürften von Sachſen, der noch immer der mädhtigfte lutheriſche Fürſt war und 
deſſen Nachkommen auch trog des Übertrittd zum Katholicismus died Recht nicht verloren, zu 
dem fogenannten Corpus evangelicorum zufammen; von einer wirkſamen Gentralregie: 
rung konnte dem gegenüber faum noch die Rede fein, eine foldhe Anwendung des Begriils 
Parität fonnte nur plaggreifen gegenüber einer Staatögewalt , die faum noch eine Staat: 
gewalt war, deren Gompetenz jich auf verhältnigmäßig wenig Seiten des ſtaatlichen Lebens be: 
ihränft. Übrigens wurde die freie Bewegung der Neichöregierung um jo mehr dadurch beein: 

trächtigt, ald man auch praftifch von dem Itionsrechte den weiteften Gebraudy machte ; gleich der erſte 
Fall, der übrigens durch die Katholifen verantaft wurde, mag und daß zeigen. Im den deutſch— 
franzöfifchen Kriegen zu Ende des 17. Jahrhunderts follten von feiten des Reichs vier Gene⸗ 
ralmajorsftellen neu befegt werden; dazu fanden ſich zwei fürftlihe Competenten, der Herzog 
von Weimar und der Marfgraf von Baireuth, und zwei Adeliche, die Herren v. Leger und 
Stauff; jene wurden angeftellt ald Generalmajors zu Pferde, diefe ald Generalmajors zu Fuß; 
zufällig waren die beiden Generalmajord der Gavalerie proteftantifch, die beiden andern katho— 
liſch; darüber befannen ſich die Katholiken, daß ihnen das nachtheilig fein fonnte, und fo gingen 
fie in partes; man verglich fid dann dahin, Piedmal ftatt vier Generalmajors beren ſechs zu 
creiren, nämlich, außer jenen vier, noch einen Katholiken (v. Andrimont) ald Generalmajor zu 
Dferde und einen PBroteftanten (v. Kielmannsdegge) ald Generalmajor zu Buß. 

Bon einer Religionsfreiheit der Unterthanen in den einzelnen deutfchen Ländern ift auch im 
Weſtfäliſchen Frieden nicht eben die Rede; in höchſter Naivetät heißt ed fogar in einem 
ihwarzburgifhen Memorial zu den Friedensverhandlungen: „Und ift unwiderſprechlich, daß 
einem jeden Stande freiftehe, feine von Gott anvertranten Untertbanen, ohne einiged Anfehen, 
auf eben dem Wege, auf welchem er von feiner jelbfteigenen Berfon die Seligfeit zu erlangen 
getrauet, zu leiten und zu führen, zumal ſich nichts mehr geziemt, ald daß der Unterthan der 
Obrigfeit und feinem Herrn folge und feine Religion amplectire.” Die Regel des Reforma- 
tionsrechts ift allervings gemilvert durch das flebile beneficium emigrationis und gipfelt in dem 
Rechte der Austreibung;; anderögläubige Unterthanen, die nicht audgetrieben werden, haben dad 
Recht auf Hausandacht; auch follen fie in der Nachbarſchaft dem Gottesdienſte ihrer Confeſſion 
beimohnen können; die Auswanderungdbefugniß der anderögläubigen Unterthanen wird gegen 
Beeinträchtigung aller Art fihergeftellt. Überhaupt aber wird das Princip ded Neformations- 
rechts durch eine Aydnahmebeftimmung durchbrochen, welche praftifch die ganze Sachlage in 
einem wefentlih andern Lichte erfcheinen läßt. Das landesherrlihe Reformationsrecht findet 
nämlich feine Schranfen in dem factifhen Zuftande des Jahres 1624 (Normaljahr); d. h. Die: 
jenigen proteftantifchen Unterthanen, fatholifdyer Landesherren und umgekehrt diejenigen katho— 
liſchen Unterthanen proteftantifcher Landesherren, die an irgendeinem Tage jenes Jahres in ver 
factiſchen Ausübung ihrer Religion ſich befunden haben, follen in dieſem Beligftande, und zwar 
in dem damaligen Umfange, für alle Zukunft belaſſen, erforderlihenfalls in venjelben wieder: 
hergeftellt werden. In ſolchen Fällen hat alfo der Landesherr das Recht der Audtreibung nicht, 
fondern er ift verpflichtet, ‚nicht 6108 zur Duldung, fondern aud zur Geftattung einer förmlichen 
Religionsübung (exercitium religionis). Der Umfang diefer Religionsübung kann je nad) den 
thatſãchlichen Verhältniſſen des Normaljahrs fehr verfchieven fein; doch laffen ſich zwei Haupt- 
arten derjelben unterfcheiden, bie auch noch heute von größter Bedeutung find; die Religionsübung 
ift entweder eine blos private oder eine Öffentliche; bei der privaten findet fi zwar der Gottes- 
dienft unter Leitung des geiftlihen Amts in voller Entfaltung, und wenn einzelne Beſchrän— 
fungen in diejer Richtung vorgefommen find, wie dad Verbot ded Glodengeläutes, Verbot 
kirchenãhnlicher Berfammlungshäufer, fo find das eben Mopificationen, dagegen hat nun aber 
dieſe Religionsübung, auch wenn fie ganz frei zur Darftellung gebracht wird, doch immer nur 
einen privatrechtlichen Charakter, die Religionsgeſellſchaft ift leviglic eine erlaubte Privat: 
geiellihaft, und im ihren rechtlichen Beziehungen einfach nad den über Societäten geltenden 
Srundfägen zu beurtheilen. Die Öffentliche Neligionsübung unterfheidet fih dann von ber 
privaten dadurch, daß die Genoſſenſchaft als juriftifche Perſönlichkeit (mit Corporationsrechten) 
eriheint und daß den Beamten viefer Religionsgefellfchaften öffentlicher Glaube (publica fides) 
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zukommt, wodurch piefelben in den Stand geſetzt werden, gewiſſe Handlungen, die für das äufere 
Rechtsleben, namentlich für die Feftftellung ver Givilftundsverbältniffe von Wichtigfeit find, mit 
rechtlicher Wirkung vorzunehmen. Übrigene gab e8 von diefer das Reformationsrecht durchbre 
enden Ausnahme des Normaljahrs wieder eine Ausnahme: für gewiffe Länder nämlich galt das 
Normaljahr nicht, ſodaß hier die urfprüngliche Regel wiederhergeftellt wurde; bie Beſtim— 
mungen bed Normaljahrs jollten keine Anwendung finden auf bie öfterreichifchen Erbländer, 
fo fehr man ſich auch evangelifher=, namentlich ſchwediſcherſeits bemüht hatte, ein Weiteres zu 
erreiben. Graf Trauttmansdorff hatte fehr beftimmt erflärr, der Kaifer würde ſich eher Krone 
und Scepter, Land und Leute, ja ſelbſt das Leben nehmen laffen, als in diefe Forderungen ein: 
willigen ; nur Schlefien wurde doch noch etwas günftiger geftellt, indem den drei Herzogen jened 
Landes, zu Brieg, Liegnig und Münfterberg-Dels für ihre Berfon, forwie auch der Stadt Breslau 
die Beibehaltung ihrer evangelifhen Religionsübung zugeftanden, auch geftattet wurde, daß in 
den drei fchlefifhen Herzogthümern bei Schweidnig, Jauer und Glogau noch drei evangelifche 
Kirchen zum Gebrauch der dortigen Unterrhanen, wenn fie darum anhalten würden, auf ihre eige- 
nen Koften gebaut werben könnten; binfichtlich der iibrigen ſchleſiſchen Grafen, Freiherren, Ade- 
lihen und deren Unterthanen wurde nur fo viel bewilligt, daß fie nicht zur Auswanderung ge: 
zwungen und daß ihnen erlaubt fein follte, ihrem Gottesdienfte an benachbarten Orten außer 
Landes beizumwohnen; eine Gewährung, die auch den zur Zeit des Friedend in Niederöſterreich 
wohnhaften Grafen, Freiherren und Edelleuten zugute kommen ſolle. Liber die Auslegung der 
Beftimmungen des Meftfälifchen Friedens hinſichtlich des Normaljahrs erhob ſich eine eigen- 
thümliche Gontroverfe; es entfland nämlich die Frage, ob in einem Orte, wo nad dem Entſchei— 
dungsjahre allein die enangelifche Religionsübung im Gange gewefen war, der katholiſche Lan: 
desherr nun vermöge feines Reformationsrechts auch noch eine katholifche Religionsübung, alfo 
ein simultaneum religionis exereitium einführen fönne, und zwar ſcheint dieſe Frage vom 
Standpunkte des Weftfäliihen Friedens aus verneint werden zu müflen; befonderd aus zwei 
Gründen; während nämlih im Art. 5 der osnabrücker Friedensurfunde, wo ed ih um das 
Verhaͤltniß der Katholiken zu den Proteftanten handelte, eine derartige Beftimmung ganz fehlt, 
fo war im Art. 7, wo es fih um das Verhaͤltniß zwiſchen Reformirten und Lutherifchen handelte, 
die Zuläffigfeit des Simultaneumd ausdrüdlich anerfannt; außerdem fand ſich eine beſondere 
Beftimmung, daß ein katholiſcher Landesherr, der ein verbfändetes Land wieder einlöfe, mo in- 
zwifchen die evangelifche Neligionsübung eingeführt fei, auch zur Wiedereinführung feiner eige— 
nen Religionsübung berechtigt fein folle ; aus beiden Argumenten ſcheint nach allgemeinen Inter: 
pretationdregeln hervorzugeben, daß das volle Reformationsrecht der Yandeöherren nur da zur 
vollen Geltung kommt, wo Landesherr und Untertbanen einerlei Religion find, fo konnte z. 2. 
der Kurfürft von Braunfhtweig: Lüneburg in Hannover, Göttingen, Gelle fatholifche Gottes: 
dienfte geftatten, wo aber eine folche Ülbereinftimmung nicht ſtattſindet, bleikg e8 bei dem Zuftande 
des Jahres 1624, und wo alfo damals in einer Stadt, einem Dorfe und Flecken allein proteftan: 
tifche Religionsübung fid fand, darf ein katholifcher Landesherr ein Simultaneum nicht einführen ; 
die Proteftanten, die 1624 unter einem katholiſchen Landesherrn im Alleinbefif waren, müffen 
unter einem katholiſchen Landesherrn flets im Alleinbefige bleiben, Es wurde übrigens viefe 
Frage im ganzen von den Katholiken bejaht und von den Proteftanten verneint, denn der Brote: 
ſtantismus war inzwiſchen aufdie Bertheidigung zurückgedrängt, und bie Gegenreformation hatte 
befonders durch die Übertritte weltlicher Randesherren immer weitere Fortſchritte gemacht; man 
fuchte alfo jegt katholiſcherſeits dem jus reformandi der Landesherren eine möglichft weite Aus— 
dehnung zu geben. In einem berühmten Kalle it auch den Katholiken ein ſolches Simultaneum 
zugeſtanden, durch die fogenannte Ryswijker Clauſel 1697 ; indem nämlich damals befanntlich 
Frankreich genöthigt wurde, alle diejenigen beutfchen Bebietötheile wieder berandzugeben, die es 
feit dem Frieden von Nimwegen 1679 unter dem Vorwande der Neunionen occupirt hatte, und 
in benen größtentheil8 von den Franzoſen das Simultaneum eingeführt war, fo murbe beim 
Friedensihluffe doch beſtimmt, „daß die römifch = fatholifhe Religion an den von Frankreich 
zurückzugebenden Orten fo bleiben folle, wie fie jet fei” ; die Befandten hatten wiederholt er: 
flärt, ihres Königs Ehre und Gewiſſen litte nicht, daß bie Kirchen, die er aus Andacht babe 
bauen laflen, in ihrem Gebrauche verändert würden, und das bezog ſich nicht blos auf die Kir— 
chen, welche von Frankreich dotirt waren, deren es im ganzen 29 gab, fondern aud noch auf faſt 
2000 andere, in denen oft nur im Vorbeimarſchiren ein fatholifcher Kelpprediger den Gottes— 
dienſt gehalten hatte. 
Erft infolge der großen geſchichtlichen und ſtaatsrechtlichen Vorgänge zu Anfang des gegen 
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wärtigen Jahrhunderts fanden weitere Mopdificationen des durh den Weftfäliihen Frieden 
begründeten Rechtszuſtandes ftatt. Indem duch die Säcularifation der geiftlihen Fürften- 
thümer große Maflen Fatholijchen Landes unter die Regierung proteſtantiſcher Bürften ge— 
rietben, jo verftand jih doc von felbft, daß der bisherige Religiondzuftand folder Gebiete 
gegen Aufhebung und Kränfung aller Art gefhügt werben mußte. Da nun nad firengem 
Reichsrecht die Landesherren beredhtigt gewefen wären, die Fatholifche Religionsübung, ſo— 
fern sie nicht das Normaljahr für ſich hatten, nad Reformationsrecht zu unterdrücken, fo wurde 
gleihfam ein neues Normaljahr feftgefegt, indem beflimmt wurde, daß „vie biöherige Reli— 
giondübung eines jeden fäcularijirten Landes geihügt jein ſolle“. Dagegen war ed eine Kor: 
derung der neuen Zeit, daneben das Simultaneum zur Geltung zu bringen, indem auf 
Preußens Antrag dem Landesherrn freigeftellt wurde, auch noch andere Meligiondverwandte zu 
dulden, und ihnen den vollen Genuß der bürgerlichen Rechte zu geftatten; das Normaljahr war 
diesmal im Interefje ver Katholiken, dad Simultaneum im Interefje der Broteftanten. (Reiche: 
deputationshauptſchluß von 25. Febr. 1803, Reichsſchluß vom 27. April 1803, $. 63.) 
Durd den Wegfall des geiſtlichen Fürſtenthums war ferner dad Stinnmverhältnig am Reichdtage 
geändert ; ed beſtimmte nun zwar der Reichsdeputationshauptſchluß, daß die geiftlihen Stinnmen 
anf die Entſchädigungsländer übergehen follten, inveflen dagegen erhob der Kaifer jeinen Wi— 
derſpruch, indem er behauptete, daß ihm ald Vogt der römifchen Kirche die Verpflichtung ob» 
liege, eine confeljionelle Ungleichheit, wie jie fi daraus ergeben werde, nicht zu geftatten; da 
in dem Gollegium der Städte und der Kurfürften die Proteftanten bereits die Majorität hätten, 
fo fei das Außerfte, wozu er jich verſtehen könne, Stimmengleichheit im Neihsfürftenrathe zu be: 
willigen; aus Interejje an der Bewahrung der Parität hat ver Kaifer vamals jogar fein Veto 
gegen den $.32 des Reichsdeputationshauptſchluſſes eingelegt, ſodaß es zu einer Neubildung des 
dürftenraths gar nicht gefommen ift und dieſe Angelegenheit beim Untergange des Reichs un- 
audgetragen war. (Agidi, „Der Fürſtenrath nad ven Yuneviller Frieden‘, Berlin 1853.) 
Im großen und ganzen ift dad Deutfche Reich nicht über den Standpunkt des Weſtfäliſchen 
Sriedens hinaudgefommen; es blieb bis 1806 Rechtens, daß nur die drei im Weſtfäliſchen 
Frieden benannten Religionsparteien in den Ländern des Reichs geduldet werben bürften, es 
blieb bis zulegt Rechtens, daß auch die Anhänger diefer drei Religionen, jofern fie nicht eins 
der beiden Normaljahre für ji hatten, ausgetrieben werden fonnten, und ganz richtig |pricht 
ih denn auch ein kaiſerliches Hofdecret an den Reichstag vom 30. Juni 1803 dahin aus: „Daß, 
ſoviel auch bereits über allgemeine und vollkommene Religionstoleranz gejagt und gefchrieben 
worden, doch die Wirfung davon nod nicht in die Orundgejeggebung des Deutſchen Reichs 
übergegangen heißen könne, daß der Grunpfag einer allgemeinen und wechjeljeitigen Duldung 
und des vollkommenen Genuffes der bürgerlihen Rechte für alle Religiondgenoffen noch nicht 
einmal in Anjehung der drei hriftlihen Gonfejjionen in den ſämmtlichen Ländern des Deutſchen 
Reichs anerkannt worden fei, und daß andere ſelbſt feierlich garantirte Grundgeſetze beftehen, vie 
durch den Geift einer allgemeinen und vollfommenen Religionsübung weder geleitet feien, 
noch als fortſchreitende Wirkung derjelben anerfannt werden würden. Vgl. über die Reichs— 
rechte: Pütter, „Hiftorifche Entwidelung der heutigen Staatöverfaflung ded Deutſchen Reichs‘ 
(3 Ihle., Göttingen 1786— 87); derjelbe, „Geiſt des MWeftfälifchen Friedens“ (Göttin- 
gen 1795); Häberlin, „Handbuch des deutfhen Staatsrechts“ (3 Thle., Berlin 1797); 
Eichhorn, „Deutibe Staats- und Reichsgeſchichte““, Bo. IV; Wilde, „Bemerkungen über Ge— 
wiſſensfreiheit“, in der „Zeitjchrift für deutſches Recht“ (1847). 
In der Rheinbundsacte vom 12. Juli 1806 finden fih Beftimmungen über Glaubens- 
und Cultusfreiheit nicht; die Gontrahenten, fowol Katholiten wie Proteftanten, waren bereits 
durd den Reichsdeputationshauptſchluß zur Duldung katholiſcher Unterthanen verpflichtet; zum 
Schuge der dur die Mediatijirungen an anderögläubige Landesherren gefonmenen Untertha— 
nen geihah in der Rheinbunddacte nichts. Ebenſo wenig findet jidy vergleichen in dem würz— 
burger Accefjiondvertrage von 21. Sept. 1806; erſt in dem Friedenstractat zwiſchen Krank: 
teih und Kurſachſen, d. d. Poſen, 11. Dec. 1806, hatte man ſich darauf befonnen, daß die frü- 
bern Reichsgeſetze in diefer Beziehung incompatibel mit den Principien des rheinischen Bundes 
ſeien, und jo wurde eine Beftimmung aufgenommen: „L’exercice du culte catholique sera... 
pleinement assimile a l’exercice du culte lutherien; et les sujets des deux religions jouiront 
sans restriclion des memes droits civils et politiques”; welche Beftimmung fi dann ald Art. 4 
in den übrigen Accefjionsurfunden zum Rheinbunde, die ſich ſämmtlich auf proteſtantiſche Für— 
fen begogen, wörtlich wiederfindet, und namentlich der katholiſchen Kirche in Naſſau, Waldeck, 
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Oldenburg, den ſächſiſchen, anhaltinifchen, lippefchen, fehwarzburgifhen Staaten und ben 
Hanſeſtädten freie Neligionsübung gewährt hat. 

Indem in den Entwürfen der veutichen Bundesacte urfprünglich von kirchlichen Berhältnifien 
gar feine Rede geweſen war, jpäter die verfchiedenften Faflungen ſich geltend machten, fo finden 
ſich endlich in dem durch Öfterreich und Preußen gemeinfam vorgelegten Entwurfe vom 23. Mai 
1815, der den Berathungen zu Grunde gelegen hat, zwei diefen Gegenſtand betreffende Artikel. 
Nämlih: „Art. 14. Bortiegung der bürgerlichen und politiihen Rechte. Die Verſchiedenheit 
der drei hriftlichen Neligiondparteien fann in ven Ländern und Gebieten des Deutihen Bundes 
feinen Unterſchied im Genuß ver bürgerlichen und politiihen Rechte begründen. Den Beken— 
nern des jüdiſchen Glaubens werben, infofern jie fi der Keiftung aller Bürgerpflichten unter: 
ziehen, die denſelben entſprechenden Bürgerrechte eingeräumt, und wo biejer Neform die Lan- 
deöverfaflungen entgegenftehen, erklären die Mitglieder ded Bundes dieje Hinderniſſe foviel als 
möglih hinwegräumen zu wollen. Art. 15. Religionsrehte. Die katholiſche Kirche in 
Deutihland wird unter der Garantie ded Bundes eine ihre Rechte umd die zur Beftreitung 
ihrer Bebürfniffe nothwendigen Mittel fichernde Verfaflung erhalten. Die Rechte der Evan- 
gelifchen gehören in jedem Staate zur Landesverfaffung, und ihre auf Friedensſchlüſſen, 
Grundgejegen und andern gültigen Verträgen beruhenden Rechte werden auédrücklich auf: 
recht erhalten.‘ ‘Bei ver Berathung hatten beide Artikel verſchiedene Schidjale. Der Art. 14 
ift in feinem erjten Sage unverändert in Die Bundesacte aufgenommen; daß babei das nicht in 
allen Abjhriften vorhanden geweſene Zahlwort „drei“ vor NReligiondparteien weggeblieben ift, 
involvirt feine Veränderung ded Sinnes; der die Juden betreffende Theil des Artifeld ging 
nicht ohne Veränderung dur ; verjelbe lautet vielmehr in der jetzigen Faſſung: „Die Bundes: 
verfammlung wirb in Berathung ziehen, wie auf eine möglihft übereinftimmende Weiſe die 
bürgerliche Berbeilerung der Befenner des jüdijchen Glaubens in Deutichland zu bewirken jei, 
und wie infonderheit venjelben ver Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Ubernahme aller 
Bürgerpflidten in den Bundesſtaaten verihafft und gefichert werden könne. Jedoch werden 
den Bekennern dieſes Glaubens bis dahin Die denjelben von den einzelnen Bundesſtaaten be- 
reitd eingeräumten Rechte erhalten.“ Wobei noch zu bemerfen ift, daß auf Antrag des Ber: 
treterd der Freien Stadt Hamburg im legten Sage das „von den einzelnen Bundesſtaaten“ 
ftatt des urfprünglichen „in den einzelnen Bundesſtaaten“ gefegt worden war, damit man nicht 
in den Xändern, die zum Königreih Weſtfalen, Großherzogthum Berg, zu dem hanſea— 
tifchen Bezirk gehört hatten, genöthigt wäre, die von jenen Negierungen ben Juden be: 
willigten Rechte aufrecht zu erhalten. Es ſchien doch anfangs wenigftend, ald ob der Bundes: 
tag auf Durchführung diefer Orundfäge dringen werde; nicht blos hatte derjelbe mit Rückſicht 
auf Art. 46 der Wiener-Congreß-Acte Veranlaſſung, ſich acht Jahre hindurch mit der Reguli: 
rung der Verhältniſſe ver Juden in der Freien Stadt Frankfurt zu befallen, wobei ver Bundes: 
tag in einem ganz liberalen Lichte gegenüber dem franffurter Senat erſcheint (vgl. Ilſe, „Se: 
fhichte ver Bundesverſammlung“, I, 303—406),, fondern es wurde auch , nachdem bereits die 
Commiſſion der Bundedverfammlung über die Reihenfolge der zu erörternden Gegenſtände die 
Angelegenheit berührt hatte, diejelbe auf der Wiener Minifterialconferenz von 1820 (dreiund⸗ 
dreißigfte Gonferenz) von neuem zur Anregung gebracht, indem Metternich den Antrag ftelite, 
es möge am Bundedtage eine Commiſſion niedergefegt werden, um bie in den verſchiedenen 
Staaten hinfihtlich ver Juden beftehenven Geſetze zu ſammeln und das Material zu verarbeiten; 
eine Commiſſion wurde nun zwar 1821 wirklich gewählt, jie hat aber nie etwas von ſich 
hören laſſen. Dagegen wurde der Art. 15 ſchon in ver fünften Sigung vom 31. Mai auf den 
Antrag Ofterreihd verworfen, und nachdem er in veränderter Faſſung in der jiebenten Sigung 
vom 2. Juni wieder aufgenommen war, in der zehnten und legten Sigung vom 8. Juni, und 
zwar auf Antrag Baierns, wobei die Motive nicht ganz klar vorliegen, definitiv vennvorfen. 

Es ift vemgemäß jener Art. 14 (der jegige Art. 16) die einzige Beftimmung der Bundes: 
acte, die ih auf kirchliche Verhältniffe bezieht, und es fragt ji, was darunter begriffen jei. 
Nun fteht fo viel feft, daß die den Anhängern der verſchiedenen hriftlichen Religionsparteien gr: 
währleifteten bürgerlichen und politifhen Rechte jich auf das volle vermögensrechtliche Commer⸗ 
zium aller diefer Religionsparteien begehen, ſodaß es aljo z. B. den PBroteftanten in Tirol 
erlaubt fein muß, Grundeigenthum zu erwerben, daß ferner die Staatdämter allen gleich zu— 
gänglid fein müſſen, daß weder das active noch pajlive politifche Wahlredht durch die Rückſicht 
auf die hriftliche Confeſſion bejhränft werben darf; ed ergibt ſich envlih au, daß eine Aus: 
treibung wegen des Befenntnifjes zu diefen Gonfefjionen bundesmäßig unerlaubt ift, denn ba: 
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durd würde ja der ganze bürgerliche und politische Rechtözuftand geradezu annullirt werden, und 
infofern ift unzweifelhaft das deutiche Bundesrecht über den Standpunkt des Weftfälifchen 
Friedens hinausgefommen. Dagegen ift ed nun aber zweifelhaft, ob man ſich auch für das 
Recht der Neligionsübung auf ven Art. 16 berufen kann; ed ift nämlich behauptet wor: 
den, daß dieſes Recht zu den bürgerlichen und politifchen Rechten nicht gehöre, und daß alſo Ka— 
tbolifen wie Broteftanten, obwol fie als einzelne volle Rechtsfähigfeit hätten, doch in Bezug auf 
ihre firhlihen Bedürfniſſe völlig rechtlos fein könnten, und daß noch heute gegenüber der Bun- 
dedacte der Fall möglich fei, ſolche Religlonsübung ganz zu verjagen und bloße Hausandacht zu 
gewähren. Mir wollen diefe Frage mit Nüdfiht auf einen praftifhen Fall erörtern, der 
neuerdings zu ziemlich heftigen Debatten über den Sinn und Inhalt des Art. 16 geführt hat. 
Der großberzoglih medlenburg = jhmweriniihe Kammerberr Rittergutöbefiger v. d. Ketten: 
burg auf Matgendorf und Berom, der Oftern 1852 in Mainz zur fatholifchen Kirche überge: 
treten (zurückgetreten) war, brachte von da aus einen katholiſchen Priefter nad Mecklenburg 
auf feine Güter, deſſen Beftimmung infolge einer von der Regierung ergangenen Anfrage durch 
Hm. v. d. Kettenburg dahin angegeben wurde, daß derjelbe nicht bloß Lehrer feiner Kinder ſein, 
jondern auch diejenigen Bunctionen ausüben folle, zu denen ein fatholifcher Prieſter durch fein 
Amt berufen jei. Nun hatte bereitö die Regierung in einem frühern Falle ihre Rechtsauffaſſung 
dahin geltend gemacht, daß den Katholiken in Mecklenburg eine wirkliche Iteligionsübung nur auf 
Grund beſonderer Nechtötitel in den Farboliichen Kirchen zu Schwerin und Ludwigsluſt, ferner 
während des Pfingſtmarktes zu Rofto und einmal jährlih in Bützow zuftände, an allen an: 
dern Orten des Landes und zu allen andern Zeiten ihre Duldung auf bloße Hausandacht ſich 
beihränte; fie hatte deshalb am 10. März 1852 dem fatholifhen Hülfägeiftlihen zu Schwe— 
tin verboten, ſich nah Dömitz zu begeben und dort in ver Wohnung des im Herbſt 1850 zur 
tatholiihen Kirche übergetretenen (zurückgekehrten) Anmtsverwalters v. Suckow Meife zu leſen. 
So erfolgte nun auch an den fatbolifchen Prieſter des Hrn. v. d. Kettenburg ein gleiches Ber: 
bot ; ed wurde dieſem ferner ver Auftrag ertheilt, das Land zu räumen, und als derjelbe ſich 
weigerte, dem legtern Befehle Folge zu leiften, unter der Behauptung, durch die Aufnahme 
unter die Gutsangehörigen des Hrn. v. d. Kettenburg nah medlenburgifchen Rechtsgrund— 
lägen das Staatdindigenat erworben zu haben, jo wurde die Landesverweiſung endlich zwangs— 
weile zur Ausführung gebracht, indem zwei Gensdarmen in Perow jich einftellten mie ver Auf- 
forderung an den betreffenden Briejter, ihnen zu folgen, Sr. v. d. Kettenburg ſich aber die 
Erlaubniß ermirkte, ihm in feiner eigenen Gquipage nad Güftrow bringen zu vürfen, und ihn 
auch auf der Eiſenbahn über die Landesgrenze begleitete, während einer der Gensdarmen ſich 
in ein andered Coupe ſetzte, ohne die beiden Reiſenden weiter zu beläftigen. Die Brage über 
die Rechtmaͤßigkeit der Yandesverweifung und ben Erwerb des Staatöindigenats brachte 
Hr. v. d. Kettenburg an die Verfammlung der Landftände, wo dieſelbe theoreriich zu feinen 
Gunften, praktiſch im Sinne der Regierung entichieden wurde; fie mag bier auf ſich beruben 
bleiben. Was die Verweigerung der fatholifchen Meligionsübung betrifft, jo wandte fich 
Hr. v. d. Kettenburg wegen Verlegung des Art. 16 mit einer Bejchwerde an den Bund; die 
Recamationscommiljion fprab ih im März 1853 in ihrer Majorität zu Gunften ver Be: 
ſchwerde aus; es murde aber bei ver Abftimmung im Engern Rathe am 9. Juni 1853 das 
Nnoritärsgutachten zum Bundesbeſchluß erhoben, indem ſich 10 Stimmen gegen 7 dahin aus: 
ſprachen, daß Die Bundesverfammlung incompetent fei, indem das Recht der Religionsübung 
zu den bürgerlichen und politiichen Rechten nicht gerechnet werben £önne. Die Abflimmung war 
offenbar von confeſſionellen Einflüffen beherrfcht, in der Minorität befanden ſich Ofterreich, 
Baiern, Sachſen, beive Heffen, die funfzehnte und jechzehnte Stimme; in jener gab allervings 
Oldenburg den Ausichlag, in diefer machte ſich der liechtenfteinifche Gefandte, Hr. v. Kinde, be- 
werfih. Aus den Verhandlungen find folgende Punkte Hervorzuheben. Es machte ſich zunächſt 
die Borfrage geltend, ob die Bundesverſammlung überhaupt befugt fei, Beſchwerden einzelner 
wegen Berlegung der in den bejondern Beſtimmungen der Bundesacte ven Unterthanen zu: 
gefiherten Rechte, insbeſondere alfo Beichwerden wegen Verlegung des Art. 16 entgegenzu: 
nehmen ; dieſe Befugniß mußte aber im Hinblick auf Art. 17 und 31, insbefondere Art. 53 der 
Wiener Schlußacte unbedingt bejaht werden. Es war dann ferner ein Einwurf zu entfernen, 
der aus Art. 7 der Bundesacte erhoben wurde, indem dort feftgefegt war, daß in Religions— 
ngelegenheiten kein Beſchluß durd Stimmenmehrheit gefaßt werben folle, woraus man fol: 
Ierte, daß von einer Beſchwerdeführung da nicht Die Rede jein könne, wo die Abhülfe die frei: 
willige Zuſtimmung der betreffenden Regierung vorausjege. Indeſſen der Art. 11 der Schluß: 
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acte jegt ausdrücklich feſt, daß abfolute Stimmenmehrheit überall maßgebend fein ſolle, wo be: 
veitö feftftebende allgemeine Orundfäge in Anwendung zu bringen find, jener Art. 7 bezieht ſich 
nur auf den Fall, daß bundesmäßige neue Einrichtungen in Bezug auf Religiondangelegenbei- 
ten eingeführt würden, wofür ja auf dem Wiener Congreß, wie die Gefchichte der Bundesacte 
zeigt, Vorſchläge gemacht waren ; und nur für die fünftige Behandlung folder Religionsange- 
legenbeiten wurde jener Orundfaß des ältern deutſchen Staatsrechts aufrecht erhalten, welder 
die Entſcheidung purh Stimmenmehrheit ausſchloß. Was nun die Entſcheidung in der Sade 
ſelbſt betrifft, fo liegt der Argumentation der Majorität der Bundedverfammlung eine Anficht 
über die gefhichtliche Entflehung des Art. 16 zu Grunde, die auch uns eine Zeit lang die Nicht: 
anmendbarfeit diefes Artikels auf Neligionsübung hat behaupten laffen, die aber bei wieder: 
bholter Prüfung und mindeftens zweifelhaft geworden if. Man fügt fih nämlich auf ven Weg: 
fall jened andern in den Entwürfen zur Bundesacte enthalten geweſenen Artifelö, in welchem 
wirflic den Kirchen als jolden, nicht blo& den Individuen etwas gewährt worden ſei; ver Art. 16 
babe nun früher neben jenem mweggefallenen Artikel einen jo weiten Sinn nicht gehabt, wie man 
demjelben jegt unterlege; er könne einen folchen alſo auch jegt nicht haben, nachdem jener Artifel 
geftrichen fei; derſelbe jei nämlich geftrigen, nicht etwa weil man ihn neben Art. 16 für über- 
lüffig gehalten, jondern weil man eine ſolche Feitjegung überhaupt nicht gewollt habe. Dage- 
gen ift num aber zu erwidern: dieje Argumentation würde richtig fein, wenn die beiden Artifel 
ihrem Inhalte nach ſich jo zueinander verhalten hätten, wie etwa die beiden Säge aus der Ac- 
cejliondurfunde zum Rheinbunde, von denen der eine hieß: „Les sujeis des deux religions 
jouiront sans restriction des m&mes droits civils et politiques‘‘, und der audere: „L'exercice 
du culte catholique sera pleinement assimil& à lexercice du culte luthérien.“ Würde in 
diejen beiden Sägen der erfte ſtehen geblieben, ver legtere geftrichen fein und zwar geftrichen, nicht 
weil man ihn für überflüfjig hielt, fondern weil man eine ſolche Feſtſetzung nicht wollte, dann 
würde jene Argumentation recht haben ; nun aber bezieht ſich der weggefallene Artifel nur auf 
die Selbftändigfeit der Kirche im Staate, auf das Verhältniß von Staat und Kirche; von Reli: 
gionsübung ſteht im weggefallenen Art. 15 vurdaus nichts. Demnach fehlt es an Interpre: 
tiondmitteln aus der Entſtehungsgeſchichte des Art. 16 ganz und gar — noch höher in der 
Genealogie der Entwürfe hinaufzugeben würde unzuläffig fein — und wir ſehen und deshalb 
darauf angewiefen, eine Interpretation rein aus ver Wortfallung des Artikels zu verfuchen, um 
die Ausbrüde „bürgerliche und politijche Rechte‘ zu erklären. Wie nun alles Recht im objectiven 
Sinne entweder Privat: oder Öffentliches Recht ift, je nachdem es jich um die Beziehungen dei 
Einzelnen entweder zu andern Einzelnen als ſolchen oder zur Geſammtheit handelt : fo umfaflen 
auch die Ausdrücke bürgerliche und politifche Rechte die ganze Rechtsſphäre im fubjectiven Sinne; 
alle Rechte, die jemand zuſtehen, find entweder bürgerliche oder politifche, und zu den legtern 
gehört namentlich aud dad Recht auf Glaubens: und Gewiſſensfreiheit, wie denn auch die große 
Mehrzahl der deutſchen Verfaſſungsgeſetze über dies Recht nicht anders handelt ald über Sicher- 
heit des Eigenthums, der Verſon, Vereinsrecht u. ſ. w. Wenn dabei eine collegialiftifche Auf: 
faflungsweife zu Orunde liegen follte, fo haben wir in feiner Weife etwas dagegen einzuwenden, 
denn wir halten den Collegialismus feineswegs für „anerfanntermaßen überwunden‘, und 
ſolche Kraftausprüde wie „wiſſenſchaftliche Abgeſtandenheit“ haben für und gar Feine Überzeu 
gungöfraft. Es jtellt ſich danach heraus, daß nicht blos das Verfahren der mecklenburgiſchen 
Regierung mit dem Geiſte unjerer Zeit in völligem Wiverfpruche ſteht, jondern daß auch dir 
Bundesverfammlung ihre Pflicht, für die Aufrechthaltung der den Unterthanen in der Bundes: 
acte zugeficherten Rechte zu forgen, wiederum durch Incompetenzerflärung verfäunt hat. Bon 
mecklenburgiſcher Seite gedachte man fogar in Berlegung des Art. 16 uoch weiter zu geben; es 
hatte nämlich unterm 11. Dec. 1852 der mecklenburgiſche Landtag einen Beſchluß gefaßt, wonach 
die Nichtzugehörigkeit zur Landeskirche hinſichtlich einiger ſtändiſcher Amter ein Ausfhliegunge: 
grund fein follte; darauf hin erfolgte nach mannichfahen Verhandlungen mit Regierung und 
Ständen im Juli 1854 eine zweite Beſchwerde ded Hrn. v. d. Kettenburg an den Bund, diesmal 
in Gemeinſchaft mit dem gleichfalls katholiſchen Rittergutöbefiger v. Bogeljang. Unterm 2, Nov.” 
1854 ſprach id) die Majorität der Reclamationscommijfion zu Gunften diejes Antrags aus, da 
berfelbe eine ganz klare Verlegung des Art. 16 involvire; bevor es jedoch zur Abſtimmung in Der 
Bundesverjammlung felbft kam, gab die medienburgifche Regierung am 30. Nov. eine Erflä- 
rung ab, wonad jenem Landtagsbeſchluß eine weitere über bloße Wünfche und Erwartungen 
hinausgehende Bedeutung nicht zufomme, da nad) der mecklenburgiſchen Berfaflung eine rechts— 
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gültige Feſtſetzung über derartige ſtändiſche Berehtigungen und Befähigungen nur durch einen 
gemeinfamen Beſchluß der beiven Landtage und des Landesherrn zu Stande fommen könne. 
Auf Grund eined nohmaligen Berichts vom 12. April 1855 wurde dann am 8. Juni d. 9. ein: 
fimmig beſchloſſen, daß fein Grund (mehr) vorhanden fei, der Beſchwerde zu entfprechen, wobei 
jedoch adht Stimmen der Meinung waren, es fei correcter, das eingeflammerte Wort „mehr“ 
ganz wegzulaflen ; der weitere Antrag des Ausfchuffes, daß die mecklenburgiſche Regierung eine 
Grflärung über die rechtlihe Bedeutung und Unwirkſamkeit jenes Landtagsbeſchluſſes zu 
geben hatte, der durchaus der Sachlage entfprechend war, wurde gegen Öfterreich, Baiern, 
Sadjen, Würtemberg, Großberzogthum Heffen abgelehnt. Was die Literatur über Art.16 be- 
trifft, jo jprechen ſich fait alle Kirhenrechtölehrer gegen die von und vertheidigte umfaſſende Be- 
deutung deſſelben aus; fo @ihhorn, „Kirchenrecht“, I, 303 ; Richter, „ Kirchenrecht”, $. 72, 98; 
Balter, „Kirchenreht”,$.51. Während dagegendie Staatsrechtslehrer auf unferer Seite fteben, 
;. B. Zachariä, „Deutſches Staats- und Bundesreht”, I, 411. Über ven Kettenburg'ſchen 
Ball ind beſon ders zu vergleichen für den Standpunft der medlenburgiihen Regierung: „Die 
katholifhe Religionsübung in Medlenburg: Schwerin, geſchichtlich und rechtlich““ (Jena 1852), 
officiell ; dann Mejer, „Der XVI. Artikel der deutichen Bundesacte‘’; „Die römifche Kirche und 
der Bundestag‘ in Kliefoth's und Mejer's ‚Kirchliche Zeitfhrift”, Jahrgang 1854, ©. 236 fg; 
Jahrgang 1855, S. 575 fg. ; für den entgegengefegten Standpunft ift der befannte v. Linde 
ſeht thätig geweſen, e3 liegen nicht weniger ald drei Schriften darüber vor, nämlich v. Linde, 
„Bemerkungen über die durch ein hriftliches Neligionsbefenntniß bedingte Rechtöfähigfeit in den 
deutihen Bundesflaaten”, inder „Zeitichrift für Eivilrecht und Proceß“ (Neue Folge), X,126— 
212; derfelbe, „Gleichberechtigung der Augsburgifchen Gonfeffion mit der Fatholifchen Reli: 
gion in Deutichland u. ſ. w.“ (Mainz 1853); verjelbe, „Betrachtungen über Selbftänpigfeit 
und Unabhängigkeit ver Kirchengemwalt u. ſ.w.“, im „Archiv für Öffentliches Recht des Deutichen 
Bundes’ (Gießen 1855), Bo. IL, Heft 1. 

Ginen ganz andern Standpunft wie die deutfche Bundesacte nahm endlich die deutſche 
Reichsverfaſſung von 28. März 1849 ein; ed heißt nämlich Abſchn. VI, Art.5, $$.144— 146: 
„Jeder Deutiäe hat volle Glaubens = und Gewiffendfreibeit. Niemand ift verpflichtet, feine re: 
ligiöfe Überzeugung zu offenbaren. Jeder Deutſche ift unbefchränft in der gemeinfamen, häus— 
lien und Öffentlichen Übung feiner Religion. Verbrechen und Vergehen, welche bei Ausübung 
diefer Freiheit begangen werben, jind nach dem Gefege zu beftrafen. Durch das religiöfe Be: 
kenntniß wird der Genuß der bürgerlihen und ftaatsbürgerlihen Rechte weder bedingt noch 
beihränft. Den ſtaatsbürgerlichen Pflihten darf daffelbe feinen Abbruch thun.“ (Dropfen, 
„Verhandlungen des Verfaffungsausihufles der deutſchen Nationalverfammlung‘, Leipzig 
1849, 1,5 fg.) Diefe Grundfäge iind aud ſodann bis auf die Beſtimmung, dag niemand 
verpfligtet ift, feine religiöfe Überzeugung zu offenbaren, in die dem Dreifönigsbündniß zu 
Örunde gelegte Neichöverfaffung von 26. Mai 1849, Abſchn. VI, Art.5, $. 142 fg., über: 
gegangen. 

3) Die Entwidelung des deutſchen Territorialrehtd feit der Refor— 
mation. Immermehr hatte ſich jeit dem Weſtfäliſchen Frieden alles öffentliche Leben des 
deutſchen Volks in die Territorien zurücdgezogen, und alle Fortſchritte auf dem Gebiete des 
Rechts- und Staatdlebens find hier in diefen engern Kreifen erfolgt. Aud die Religions: 
freiheit iſt erft bier wahrhaft zur Geltung gefommen. Wenn nad dem Weſtfäliſchen Frie— 
den der confejitonelle Charakter jedes deutſchen Landes, abgefehen von den Einflüffen des 
Normaljahres, lediglich abhängig war von den Herzensüberzeugungen des regierenden Herrn, 
fo zeigte ich doch ſchon früh ziemlich allgemein darin eine Kortentwidelung dieſes Zuftandes, 
daß unter Goncurrenz der Landſtände die fubjertive Willkür ded Landesherrn aud auf dieſem 
Gebiete eingefchränkt, für den confefitonellen Charakter des Landes eine objective Grundlage 
gewonnen wurde. Bei allen mögliden VBeranlaffungen wurden von den Landesherren Never: 
ialien, Affociationen, Majeftätöbriefe und wie foldhe Urfunden fonft benannt fein mögen, aud- 
geftellt, wonach unabhängig von einem Wechſel der confeflionellen Überzeugung des Landes— 
bern eine bejtimmte Religionsübung ein für allemal zu der herrichenden erhoben wurde, ber 
Sandesherr bei etwaigem Übertritt nur auf eine private Religionsübung oder wol nur Haus: 
andacht eingejchränft jein follte. Aber damit blieb doch an ſich für jedes Land ein bejtimmter 
confeſſioneller Charakter aufrecht erhalten, es war nur gleihfam das jus reformandi von ber 
Berfon des Fürſten auf dad Land' übertragen; ed gab noch immer geographiſch geſchiedene ka— 
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tholifche und proteflantifcge Länder, dazwiſchen vereinzelt auf Grund ded Normaljahrs oder be: 
fonderer Privilegien katholifche und proteftantifche Gemeinden, Erft ſehr almählih wurben 
dann die deutſchen Staaten aus katholiſchen und proteſtantiſchen zu paritätiffen und zu fol= 
hen, in denen volle Religiondfreiheit herrfcht. 

Mas zunädft ſterreich betrifft, ſo Hatte ſich anfangs gerade hier, namentlich in Böhmen, 
Schleſien und dem Erzherzogthum Oſterreich die Reformation mit ganz beſonderer Kraft und 
Schnelligkeit ausgebreitet, auch war ed nach einigem Widerſtreben ſeitens ver Regierung zu ge⸗ 
ſicherten Rechts zuſtänden gekommen, indem den dortigen Proteſtanten freie Religionsübung 
in feierlichen Tractaten bewilligt wurde, wie 1571 von Marimilian II., 1609 und 1619 von 
Matthias für das Erzherzogthum Ofterreih, Steiermark u. f. w., von Rudolf II. 1609, 
Mattbiad 1611, Berbinand I. 1617 für Böhmen und Schleften. Indeſſen, wenn irgendwo 
eine rückſichtsloſe und erfolgreiche Gegenreformation durchgeführt wurde, jo geſchah dies unter 
vorzugsweiſer Betheiligung der. Jefuiten und mit Unterftügung gewiflenlojer Herrſcher eben 
hier; zum Schuge der bebrängten Glaubensfreiheit entftand die böhmiſche Rebellion, daraus 
der Dreifigjährige Krieg; der Weftfälifhe Friede hat dann aber gerade für Ofterreih einen 
feften Rechts zuſtand nicht herbeigeführt. Nah dem Reiormationspatent Ferdinand's III. vom 
4. Jan. 1652, dem aber jchon viele ähnlich lautende Patente vorhergegangen waren, jollten 
die Evangelifchen binnen ſechs Wochen das Land verlaflen müffen, fein Prediger oder Schul: 
meifter gebuldet werben und die Theilnahme am Gottesvienft außerhalb ded Landes verboten 
fein. Es Eonnten ji vemgemäß Proteftanten nur unter dem Scheine, der römiſchen Kirche an: 
zugehören, im Lande halten; und die lange Zeit indgeheim evangelifch gebliebenen Salzburger 
mußten, als fie jih 1733 evangelifch zu fein befannten, in ven nachfolgenden zwei Jahren eben: 
fall8 theil® nad Ungarn und Siebenbürgen, theild nad) Deutfchland wandern. Vergebens hatte 
ih ion früher der Große Kurfürft 1688 wegen der aus Tirol vertriebenen Glaubendgenoflen 
mit einer Borftellung an den Kaijer gewandt: „Daß Faiferlihe Majeftät allergnäpdigft geruben 
möchten, das im instrumento pacis in den gleichen Fällen verordnete beneficium emigratio- 
nis, welches ohnehin fo viel Kummer und Trübjal in ſich enthält, dieſen elenden Leuten doch 
zu fatten fommen zu laffen, daß da fie von ihren Perfonen in gedachter Grafichaft nicht mehr 
geduldet werden wollen, ihnen doch wenigftens ihre armen unſchuldigen Kinder, fo ihnen bis: 
her vorenthalten worden, verabfolgt und danebſt über ihre geringe Habfeligfeit die Dispojition 
verflattet werden möge.” Nod im 18. Jahrhundert wurde ganz nad) diejen firengen Grund— 
Tägen verfahren. „Seit kurzen Jahren‘, heißt es in einer Verordnung Karl's VI. vom 28. Der. 
1725, „müffen wir wieder höchſt mißfällig vernehmen, was maaßen der in Unſerm Erbfönig: 
veih Böheim getilgte und fo jtrafbar verrufene Fegerifche Irrthum hin und wieder befonders auf 
dem Lande unter dem einfältigen und leicht zu verführenden Bauernvolfe ih hinwiederum ber: 
fürzuthun beginne.” Der Kaifer verfügte demnach, daß derjenige Unterthan, der irgendwie dem 
Verbrechen ver Häreſie ald einem crimen publicum verfalle, das erfte mal mit einem einjährigen 
opere publico beftraft werden folle ; beharre er bei feinem Irrthum, jo jolle aud) das zweite und 
dritte Jahr ihn diejelbe Strafe treffen; verfangete aber alles diejes nichts, dann joll er gegen 
einen geihworenen Halsrevers des Landes verwiefen, und jofern er ſich daſelbſt wieder betreten 
ließe, mit dem Schwerte gerichtet werben; diejenigen aber, welche in opere publico zur wahren 
Kirche bekehret und gleichwol nachher ſich wieder zum Irrthumb gewendet haben, ſollen, wenn +4 
Männer jind, die zu den Galeren tauglich, mit diefev Strafe, die Weiber und zur Ruderbanf un: 
tüchtige Männer aber fuftigiret und mit Verluſt ihres Vermögens aufewig relegivet werden.“ Wer 
einen ketzeriſchen Lehrer denuncirt, erhält unter Verfchweigung feines Namens 1— 200 Fl.; 
Kaufleute und Händler, welche „einige fegerifche und von dem wahren katholiſchen Glaubens— 
befenntniß abweichende Bücher in das Land einzuſchleppen ſich unterftehen, follten mit dem 
Schwerte gerichtet, ihre Güter confiseirt und dem Denuncianten ein Drittel ald Recompend ex 
publico gereicht werden‘. Lange Zeit hindurch waren nicht einmal den Proteftanten in Schle: 
fien ‚diejenigen geringen Rechte zu Theil geworden, die ihnen im MWeftfälifchen Frieden ga: 
rantirt waren; bie veichögejeglich gebotenen Vermittelungsverfuche der deutſchen evangeliichen 
Fürſten waren ohne nachhaltigen Erfolg geweſen, bis endlich wiederum Schweden die erſehnte 
Hülfe brachte, indem Karl XII. den Kaifer Joſeph I. nöthigte, durch die Convention von Alt: 
ranſtädt am 1. Sept. 1707 vie Rechte des Weftfälifchen Friedens auch wirklich zu gewähren, 
was durch den Executionsreceß vom 8. Febr. 1709 geihah. Epochemachend jind num aber vie 
Toleranzgejege Joſeph's U., namentlich dad Hofdecret vom 20. Juni und das Toleranzeircular 
dev niederöjterreichifchen Regierung vom 13. Oct. 1781. Gegenüber den frühern Zufländen 
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begründeten diefe Maßregeln einen erheblichen Fortſchritt, wenn fie auch oft in ihrer Bedeutung 
überfhägt worden find. Jofeph I. war nämlich jehr weit davon entfernt, eine wirkliche Religions: 
ireibeit zu gewähren; jeine Conceſſionen bezogen ſich lebiglich auf die augsburgifchen und helve⸗ 
tigen Religionsverwandten und bie nicht unirten Griechen, und fie beitanden lediglich darin, 
viefen Religionsparteien die Rechte ver privaten Ausübung ihres Cultus zu geftatten ; wo ſich 
im Imfreid weniger Stunden hundert Familien befanden, durften fie ein eigenes Bethaus nebft 
einer Schule erbauen, den weiter Entfernten wurde geftattet, ſich in das nächſte, jedoch immer in ben 
£.£.Grblanden befindliche Bethaus, jo oft jie wollen, zu begeben ; e8 wurde aber ein Termin feft- 
geiegt, innerhalb deſſen man jich über jeine Zugehörigkeit zu einer afatholifhen Religionspartei 
zuerflären hatte, nad) Ablauf deffelben war der ‚Übertritt‘ an erſchwerende Bedingungen gebun- 
ven. „Die Bethäufer dürfen“, hieß es ferner, „ſo ed nicht ſchon anders ift, Fein Geläute, Glocken, 
Thürme und feinen öffentlihen Eingang von der Gaſſe, fo eine Kirche vorftellen, haben, fonft 
aberfoll es ihnen freiftehen, wie und von welchen Materialien fie e8 bauen wollen‘; die Führung 
der Rirhenbücher verblieb den Fatholifchen Geiftlihen, das Aufgebot mußte, auch wenn beide 
Brautleute proteſtantiſch waren, in der katholiſchen Kirche gefchehen; die Proteftanten wurden 
nit einmal aus dem biöherigen Parodhialverbande gelaflen ; die jura stolae verblieben in we⸗ 
ſentlichen dem parocho ordinario vorbehalten ; die Ausftellung der bisher üblich geweſenen Re— 
verfe bei Heirathen von feiten der Afatholifhen wegen Erziehung der Kinder in der römiſch— 
katholiſchen Religion foll infofern wegfallen, al8 bei einem katholiſchen Vater alle Kinder in der 
katboliihen Religion erzogen werden follen, was als eine Prärogative der dominanten Religien 
bingeftellt wird, wohingegen bei einem proteftantifchen Vater und einer fatholifhen Mutter die 
Kinder dem Geſchlechte zu folgen haben; endlich fönnen Acatholici zum Häuſer- und Güter: 
anfaufe, zu dem Bürger= und Meifterrechte, zu afademifchen Würden und Eivilbedienungen in 
Zufunft dispensando zugelaffen werben; es foll auch ohne Rüdfiht auf den Unterſchied der 
Religion in allen Wahlen und Dienftvergebungen, wie es bei dem Militär täglich ohne Anftand 
und mit Frucht geſchieht, auf die Nechtfhaffenheit und Fähigkeit ver Competenten, auf ihren 
hriftliien und moralijchen Lebenswandel lediglich der genaue Bedadıt genommen werben. Von 
der Toleranz anderer Religionsgejellihaften war gar feine Rede, und als unter dem allge= 
meinen Gindrud der Jofephinifchen Mafregeln in Böhmen Deiften oder Abrahamiten hervor: 
traten, welden legten Namen fie ſich beilegten, weil fie vem Glauben des Erzvaters zu folgen 
behaupteten, der früher, als eine Offenbarung in der Schrift verfaßt war, Gott nad) dem Lichte 
der Vernunft verehrt hatte, jo ergingen dagegen Negiminalteferipte wie folgendes: „Wer 
immer, ed jei Dann oder Weib, jich bei der Obrigkeit ald Deift anmeldet, ſoll ohne weiteres, 
ohne gehört und zu einigem Unterricht verftattet zu werden, vierundzwanzig Prügel oder Kar: 
batihenfireihe auf den Hintern erhalten, und diefe Strafe foll fo oft wiederholt werden, ald er 
ih wieder ald Deift anmeldet, nicht weil er ein Deift ift, fondern weil er fagt, dad zu fein, mas 
er nicht weiß, was es iſt.“ Erſt die Vorgänge des Jahres 1848 haben dann eine weitere Ent— 
wickelung der Religiondfreiheit in Ofterreich herbeigeführt, indem ven Proteftanten damals eine 
volle Öffentliche Neligionsübung zugeftanden wurde. Wie viefelbe bereits in Ausficht geftellt 
war durd den Erlaß vom 25. April 1848, jo hat fie durch die proviſoriſche Verordnung vom 
30. Jan. 1849 ihre Durdführung im einzelnen erhalten. Danach follen die bisher unter ber 
Benennung „akatholiſch“ begriffenen proteftantifchen Gonfeflionsverwandten in Öfterreich fünf- 
fig in amtlicher Beziehung mit dem Namen „Evangeliſche der Augsburgiichen oder Evangelische 
der Helvetifchen Confeſſion“ bezeichnet werden; der Übertritt von einem chriſtlichen Befenntniffe 
zu einem andern ſteht jedermann frei, der das achtzehnte Lebensjahr zurücgelegt hat, doch joll 
der Betreffende feine desfallſige Abficht in Gegenwart zweier felbftgemählter Zeugen dem Seel: 
forger der Kirchengemeinde, zu welder er biäher gehörte, eröffnen und diefe Erklärung noch in 
einer Kirche in gleicher Weife wiederholen, über die Vornahme beider Acte find Zeugnifle auszu— 
Rellen, die der Übertretende dem Seeljorger der Kirchengemeinde, zu welcher er übertritt, vor— 
jumeifen hat. Die Tauf-, Trauungs: und Sterbebüdher werben von den Seelforgern evange— 
liſch augöburgiſcher und evangelifch = helvetifcher Kirchengemeinden über die von ihnen vorge: 
nommenen Acte ebenſo geführt, wie das bei den fatholifchen Geiſtlichen ver Fall ift; Stolge: 
bühren und andere Giebigfeiten an Geld und Naturalien für kirchliche Amtshandlungen von 
leiten evangelifch-nugsburgifcher oder evangelifch:helvetifher Confeſſionsverwandten an die fa: 
tbelifchen Geiſtlichen jind aufgehoben, infofern fie nit für Amtshandlungen gefordert werben, 
melhe der katholiſche Serljorger wirklich verrichtet, und inſofern es nicht a den Real- 
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beiig haftende Abgaben find; ebenfo die Abgaben an Fatholifhe Schullehrer, wenn eigene 
Schulen da find und die Kinder nicht in die katholiſchen Schulen gefhidt werben. Bei Ehen 
zwifchen nichtfatholifhen chriſtlichen Religiondgenoffen hat das Aufgebot nur in den gotteö- 
dienftlihen Berfammlungen der Brautleute, bei Ehen zwiſchen Fatholifchen und nichtkatholi— 
ſchen Religionsgenoffen in der Kirche eines jeden verfelben zu geihehen. Endlich wurden da— 
mals die bürgerlichen und politifchen Rechte von dem Neligionäbefenntnig unabhängig gefteltt. 
Dieſe Verhältniffe find durch die fpätern politifhen Veränderungen wenig berührt worden. 
Das octroyirte Patent über die Grundreihte vom 4. März 1849 gewährt die volle Glau— 
bendfreiheit und das Recht „ver häuslichen Ausübung des Religiondbefenntniffes für jeder: 
mann‘, ein Grundfag, der jedoch mit der Wiederaufhebung der Grundrechte durch Patent vom 
31. Dec. 1851 wieder außer Wirffamfeit gejegt zu fein fcheint, denn es ift in dem Schlußfage 
deſſelben nur von einem dennoch ftattfindenden Schuge „der gejeglih anerfannten Kirchen und 
Religiondgefellihaften in dem Rechte ver gemeinfamen öffentlichen Religionsübung u. |. mw.‘ 
die Rede. Die rechtliche Stellung ver Proteftanten ift, was die freie Öffentliche Religionsübung 
und die gleichen bürgerlichen und politifchen Rechte betrifft, feitvem aufrecht erhalten worden und 
aud durch das Concordat wenigftend nicht direct lädirt, wenngleich zugegeben werden muß, daß 
einige Nachtheile in ver thatſächlichen Stellung der Broteftanten allervingd dadurch herbeigeführt 
find, die namentlich damit zufammenhängen, daß der Staat im Concordat mehr als billig wis 
tige Functionen des äußern Rechtölebend den Organen der Kirche übertragen hat; außerdem ift 
unbeftreitbar, daß bei einer Auslegung des Art. 1 des Concordats im Fatholifchen Sinne von ver 
Griftenz einer proteftantiihen Kirche in Öfterreih überhaupt nicht mehr die Rede fein Fönnte, 
denn zu den „Rechten und Vorrechten“, die der katholiſchen Kirche „nach ven Geſetzen Gottes und 
ven fanonifhen Sagungen” zuftehen, muß es unzweifelhaft auch gerechnet werden, daß die katho— 
liſche Kirche ald Die einzig berechtigte feine andere neben fi) zu dulden braucht. Neuerdings if 
nun aud die Gleihberehtigung der proteftantiihen Kirche in Oſterreich im Gegenſatze zu bloßer 
Freiheit derſelben ſtärker betont worden. Nachdem nämlich bereits in dem Diplom vom 20. Oct. 
1860 ausgeſprochen war, daß die den Proteſtanten zugeſicherte principielle Gleichheit vor dem 
Geſetz auch hinſichtlich der Beziehungen ihrer Kirche zum Staate gewährt werden ſollte, daß der 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller anerkannten Confeſſionen nach ſämmtlichen Richtungen 
des bürgerlichen und politiſchen Lebens zur thatſächlichen vollen Geltung zu bringen fei, fo ver: 
orbnete nun dad fogenannte Proteftantengefeg vom 8. April 1861, $.2: „Die volle Freiheit 
des evangeliihen Glaubensbekenntniſſes ſowie das Recht der gemeinfamen öffentlihen Reli: 
gionsübung ift ihnen für immermwährende Zeiten von und zugefihert. Es werden daher alle 
früher beftandenen Beſchränkungen in Abiicht auf die Erridtung von Kirchen mit oder ohne 
Thurm und Bloden, auf die Begehung aller religiöjen Feierlichkeiten, welche ihrer Glaubens: 
lehre entfpreden, auf die Ausübung der Seelforge, infoweit diefe Beihränfungen no in 
Ubung fein follten, hiermit außer Kraft und Wirkſamkeit gefegt und für null und nichtig er: 

flärt. Evangelifche, welche Feine eigene Gemeinde bilden, gehören zu der ihnen am nächſten lie- 

genden Gemeinde ihres Bekenntniffes. Ferner ift den Gvangelifchen der Bezug und Gebraud 

evangeliih=religiöfer und theologifcher Bücher, insbeſondere der Heiligen Schrift oder der Be: 

kenntnißſchriften unverwehrt.“ 

Weſentlich anders war die Entwickelung dieſer Verhältniſſe in Ungarn. Noch bedeutender 
als in den übrigen öſterreichiſchen Gebieten waren gleich von vornherein in Ungarn die Erfolge 
des Proteſtantismus geweſen, indem die Ausbreitung deſſelben zum Theil durch den eigentbünt- 
lihen Umftand begünftigt wurde, daß das Rand vielfah unter Occupation der Türken fich be— 
fand, die wegen ihrer völligen Indifferenz in Sachen des Chriſtenthums dem Proteſtantismus 
weit weniger gefährlid waren ald die vom Eifer für die Fatholifche Kirche erfüllten öfterreichifchen 
Herrfher. Erſt gegen Ende ded 16. Jahrhundert fing man unter Rudolf an, die evange— 
liſche Kirche Ungarns mit größerer Strenge zu verfolgen; aber al&bald ſchlug aud die Unzufrie— 
denheit darüber in helle Flammen aus, das Volk griff zuden Waffen und erzwang in furzer 
Zeit den Frieden von Wien vom 6. Aug. 1606, wodurd die freie Öffentliche Neligionsübung 
für die Proteftanten Ungarns von neuen zur Anerkennung gebraht wurde. Zwar wurde 
dieſer Rechtszuſtand nochmals in Frage geftellt, aber von neuem erhob man ſich gegen Die Ge: 
walt, welche die Gewiſſen bedrücken wollte, und fo Fam es zu einer Beftätigung des Wiener 
Friedens im Frieden von Linz 1645, der auf dem Reichstage von Presburg unter die Reichs— 
decrete aufgenommen und eine freie Religionsübung zu einer Zeit befeftigt wurde, wo in ven 
übrigen Öfterreihifchen Gebieten davon nicht die Nede mar. Indeſſen trug dieſer günftigen 


Kirche 133 


Stellung des Proteftantismus in Ungarn ift nun doch das Beftreben des habsburgiichen Haufes 
durd anderthalb Jahrhunderte darauf gerichtet gemwefen, wie in jeder andern Beziehung fo auch 
in biefer die jelbftändigere Stellung Ungarns zu breden; und was man im offenen Kampfe 
nicht hatte erreichen können, das erreichte man durch die ftillen Mittel der Gegenreformation, 
durch das unabläffige Wirken der Jefuiten wenigftens infoweit, daß zahlreiche Übertritte, na— 
mentlih von jeiten der Magnaten, ftattfanden, und auch die Majorität des Reichstags wieder 
katbolifih wurde. Was längere Zeit hindurch vorbereitet war, wurde endlich durch Karl VI. in 
einer Refolution vom 21. März 1731 zur Ausführung gebracht, indem ver proteftantifchen 
Kirhe nur ein Privaterercitium, und aud) dad nur an gewiffen Orten, geftattet wurbe, an an— 
dern Orten jei zwar die Hausandacht und der Gebrauch religiöfer Bücher innerhalb ver Fa— 
milien nicht verwehrt, doch dürften dazu andere nicht zugelaflen werden, und die Stola fei an die 
fatholiihen Pfarrer zu entrichten ; die Eheproceffe wurden der bifchöflichen Jurisdiction zuge: 
wiefen, die gemijchten Ehen follten vor dem Fatholifchen Pfarrer abgefchloflen werden. In dies 
ſem Zuftande blieb die proteftantiiche Kirche Ungarns unter Maria Thereſia, und ein Verſuch 
Friedrich's des Großen, hier zu Gunften feiner Glaubendgenoffen zu interveniren, war ganz 
obne Erfolg. „Wider den Flaren Inhalt der mit den Ungarn, felbft unter Mediation fremder 
Potentien, gefchloffenen Verträge‘, fchrieb Friedrich ver Große an ven Garbinal und Fürft- 
biihof von Breslau, Grafen Schaffgotih, „würde ven Evangelifchen in Ungarn eine Kirche nad 
der andern unter den frivolften Präterten meggenommen, diefelben auch jonft im bürgerlichen 
Leben auf das äußerſte chicaniret und vergeftalt behandelt, daß man faft auf den Gedanken 
geratben follte, es ſei mit Fleiß dahin abgejehen, fie zur Verzweiflung und zur Ergreifung 
jolher Maßregeln zu treiben, woraus man demnächſt gemaltfame Mittel entlehnen könnte; er 
feinerjeitd habe nun durchaus feine Sumpathien für die Ungarn, die ihn ja noch vor kurzem jo 
tapfer befämpft hätten, auch fönnten an ſich derartige Zuftände in fremden Ländern dem eigenen 
Intereile nur vortheilhaft fein, es jei blos Mitgefühlmit feinen Neligiondgenoffen, was ihn wün- 
Ichenließe, dag dieſer Zuftand aufhören möge; eine Directe Verwendung des preußifchen Cabinets 
in Wien werte ven gewünfchten Erfolg jedenfalls nicht Haben, denn dort ſei man in diefer Frage 
nicht einmal auf die Rathſchläge der vertrauteften Alliirten eingegangen; aud liege die Schuld 
meniger am Hofe ald an ver Klerifei, welche eben die Ausrottung der Proteftanten in Ungarn 
beſchloſſen habe; es jeien alfo Vorftellungen an ven Klerus nothwendig, namentlidy der Hin— 
weis auf die Nachwelt und auf eine zu übende Reciprocität, ver Fürſtbiſchof, jo embarrassant und 
intricat auch eine ſolche Commiſſion ihm vorfommen möge, werde nun gebeten, ſolches befagter 
Klerifei gehörig zu infinuiren.” Wohl wandte ih Graf Schaffgotſch unter Beilegung des könig— 
lien Schreibens an ven Papft, und wohl machte die Intervention auf Benedict XIV. Eindrud, 
ber bereit war, an die ungarifchen Bischöfe zu fchreiben, damit jie nicht, während ſie dem Leben 
der Kirche an einem Orte Nutzen zu verfhaffen hofften, vemjelben anderswo Beſchwerden verur: 
ſachten; inveflen von einem Erfolge hat man nichts gehört. Unter dieſen Umftänden war ed 
ihon ein Fortſchritt, wenn das Toleranzpatent, welches Jofeph II. am 25. Oct. 1781 für Ungarn 
erließ, den ungarifchen Proteftanten diefelben Freiheiten zuſicherte, die jie in den deutſch-ſla— 
wiſchen Kronlänvern eben damals bekommen hatten. Erft Leopold IL., der überhaupt auf ge: 
jeglih = conftitutionellem Wege feine Regierung in Ungarn führen wollte, hat ven Rückſchritt 
zum gefeglichen Zuſtande vollzogen, indem er auf dem Landtage von Predburg 1790— 91 den 
$. 26 in Betreff der Religionsangelegenheiten zu Stande brachte, wodurch ausgeſprochen wurde, 
daß der Stand Der Religionsfreiheit wieverum für ewige Zeiten auf die Grundlage der Ge— 
jege von 1608 und 1647 zurüdgeführt, der Wortlaut ded Wiener und Linzer Briedend- 
ihluffes erneuert werben folle, ſodaß demgemäß den ungarifchen Proteftanten wieder volle 
Öffentliche Religionsübung zufommt, wie das auch in den einzelnen PBofitionen ded Art. 16 
näher durchgeführt und feitvem nicht wieder in Frage geftellt worden ift; denn die fpätern 
Kämpfe der proteftantifchen Kirche Ungarns mit dem Öfterreihifchen Standpunft beziehen fich, 
wie wir fehen werben, auf ganz andere Berhältniffe. Vgl. Barth: Barthenheim, „Das Ganze 
der öfterreichifchen politifchen Adminiſtration“ (1841), II, 697—824, Abth. 1, 2; Helfert, 
‚Die Rechte und Verfaflung der Afatholifen in dem öfterreihifchen Kaiferftaat‘ (dritte Auf: 
lage, 1843) ; Kuzmäny, „Lehrbuch des allgemeinen und öſterreichiſchen evangeliſch-proteſtan— 
then Kirchenrechis“ (Wien 1856), S. 208 fg., 431 fg.; derſelbe, „Urkundenbuch zum öfter: 
reichiſch⸗evangeliſchen Kirchenrecht” (Wien 1856); Dohm, „Denkwürdigkeiten“, II, 272 fg. . 
Einen ganz andern Gang nahm die Entwidelung der Glaubens = und Eultusfreiheit auf 
dem Boden des preufifchen Staats. Im Jahre 1539 hatte der Kurfürft Joachim II. die Refor: 
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mation in der Marf Brandenburg vollzogen ; fehr bald wurde die lutheriſche Kirche im ganzen 
Gebiete die ausſchließlich herrſchende, und wenn die katholiſche Religionsübung ih an einzelnen 
Orten, namentlid an den Sigen der Biſchöfe von Kavelberg und Lebus, nod eine Zeit lang 
erhielt, fo hörte das doch feit der Mitte des 16. Jahrhunderts auf; feitdem herrſchte in der 
Mark Brandenburg fo gut wie in ben andern deutſchen Territorien das Syſtem völliger con: 
feffioneller Abgefchloffenheit. Da erfolgte im Jahre 1614 der Übertritt des Kurfürften Johann 
Sigidmund zur reformirten Gonfeffion, ein Ereigniß, welches neuerdings von dem Geſchicht⸗ 
fchreiber ver preußifchen Politik in feinen Wirkungen mit den Vorgängen des Jahres 1808 
verglichen worden ift und jedenfalls den erften, wenn auch ſchwachen Anfang von Religions: 
freiheit im dieſen Landen mit fich führte, denn ed waren von num an zwei Kirchen in der Marf 
nebeneinander berechtigt; die Iutherifche follte in allen ihren Rechten geihügt bleiben, ver Lan— 
desherr verzichtete ihr gegenüber auf die firenge Geltendmachung bed Reformationsrechts, den 
Bekennern der reformirten Lehre follte aber ein simultaneum religionis exercitium eröffnet 
werben. Um diefelbe Zeit erfolgte dann jener erfte bedeutende Länderzuwachs, ber Erwerb des 
Herzogthums Preußen und der jülich-kleviſchen Gebiete ; und wie nun dadurch dad brandenbur⸗ 
gifche Staatsweſen bereits zur erften Territorialmacht in Deutſchland ji erhob, der Grund zu 
feiner europäifchen Stellung dadurch gelegt war, fo zeigte fich fofort, daß der fo vergrößerte 
Staat den Grundfag confejlioneller Ausfhließlickeit noch weiter würde fallen laflen müſſen, 
daß nur unter Diefer Borausfegung die Vereinigung der veridiedenften deutſchen Gebiete in 
Giner Hand erfolgen könne. Durd den Erwerb der jülich= Elesiichen Gebiete erlangte nur Die 
Duldung der reformirten Confeſſion eine weitere Beranlaffung, da die dortigen Untertbanen 
faft ausſchließlich derfelben anhingen und nur unter der Bedingung ber Aufrechthaltung der ve: 
formirten Neligionsübung der Anfall erfolgte; hat man Doch fogar behauptet, Daß ber Libertritt 
des Kurfürften Johann Sigismund nicht zum geringften durch das Motiv beſtimmt worben fei, 
fich diefe neuen Unterthanen enger zu verbinden. Von ganz eigenthümlicher Bedeutung für Die 
Entwickelung ver Glaubens- und Gultuäfreiheit war denn aber der Erwerb des Herzogtums 
Preußen; einerſeits hatte hier der Katholicismus unter dem Schuge ded polnijchen Lehns- 
herrn in einzelnen Gegenden feine berechtigte Griftenz behalten, deren Schuß von feiten ber 
brandenburgifhen Kurfürften ausdrücklich anerkannt werben mußte, dann aber hatte fich Hier 
fchon eine viel weiter gehende Meligiondfreiheit deshalb entwideln können, weil Preußen nicht 
zum Deutjchen Neiche gehörte, alfo ven Befchränfungen ver Reichögefege nicht untermorfen war, 
während in Polen und den von Polen abhängigen Gebieten in jener Zeit die religiöfe Duldung 
eine ziemlich weite Ausdehnung hatte; fo waren im Herzogthum Preußen bereits Rekigiondge: 
meinfchaftenrecipirt, die nach Reichsrecht zu den verbotenen gehörten. Der Große Kurfürft ging 
dann auf diefer Bahn weiter; zwar gegen die Zulaffung antitrinitariicher und focinianifcher 
Gemeinden, welche die Xehre von der Dreieinigfeit Gottes und der göttlihen Natur Chriſti nicht 
anerfannten und fid von Polen aus in die Neumark verbreiteten, ergingen Landtagsabſchiede 
und Negierungsreferipte als durch ven Weſtfäliſchen Frieden verbotene Sekten; wenigftend 
ein Religionserereitium ſoll denfelben nicht gewährt werden, wenn jie auch als einzelne Fa: 
milien, folange fie ſich fill und friedlich verhalten, geduldet werden jollen; indeflen hielt ih 
doch jhon der Große Kurfürft für befugt, ſolche Neligionsgefellihaften in feine veutichen 
Staaten aufzunehmen, welde zwar nicht in dem Weftfälifchen Frieden fpeciell und namentlich 
bezeichnet waren, dagegen mit den dafelbft jpeciell und namentlih genannten auf gleicher 
Grundlage des Glaubens ftanden. Died Brincip fam zur Anwendung bei der Aufnahme ber 
franzöfifchen Nefornirten, indem diefe nah Aufhebung des Ediets von Nantes durch ein 
kurfürſtliches Ediet vom 29. Oct. 1685 in die brandenburgiichen Staaten eingeladen wur: 
den unter der Zufiherung, ihre Religion in franzöjifcher Sprade nad ven Gewohnheiten 
und mit denſelben Gebräucen, die bis dahin unter ihnen in Branfreih üblich geweien, aus: 
üben zu dürfen; während doch nad dem Wortlaute des Weſtfäliſchen Friedens es zweifelhaft 
fein fonnte, ob die Aufnahme der franzöſiſchen Neformirten veihögejeglich zuläfig war, denn 
der Meftfälifche Brieve benannte nur die augsburgiſchen Gonfefjionsverwandten und Die: 
jenigen unter ihnen, die ven Namen Reformirte führen ; auf die deutſchen Neformirten paßte 
diefe Bezeichnung vollfommen, denn fie befannten fi zur Augsburgiihen Confeſſion, wenn 
auch zu der Variata von 1540, dagegen auf die franzöſiſchen Neformirten pafte fie infofern 
nit, als von der veformirten Kirche Frankreichs nicht die Augöburgifhe Confeſſion, fondern 
die Confessio gallicana ald die Grundlage der firhlihen Vereinigung aufgeftellt worden mar. 
Während fo der Große Kurfürft auf der einen Seite über den firengen Sinn ded Reichsrechts 
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hinaudging, fo war Dagegen eine allgemeine Duldung der Katholiken noch keineswegs durchzu⸗ 
führen; die märkiſchen Stände hatten ſich unter dem Großen Kurfürften auf das entſchiedenſte 
gegen sine denſelben zugeflattende Religionsübung erklärt; erſt unter Friedrich Wilhelm 1. wurbe 
nit der Anlegung der Gemwehrfabrifen in Potsdam und Spandau und der berſiedelung fatho- 
ler Arbeiter aus der Gegend von Lüttich an dieſe Orte ein katholiſcher Gottesdienſt daſelbſt ein- 
gerißtet; Friedrich Wilhelm I. erlaubte fogar in Berlin ein eigened Bethaus am Dönhofsplage, 
daneben noch einen Betjaal in der Kraufenftraße; erbegünftigte die Wirkfamfeit einiger Domini- 
canermiſſionare für feine fatholifchen Soldaten, und verorbnete in dem Reglement für dad von 
ihm geftiftete Militärwaifenhaus in Potsdam, „es folle ein jeder von den Jungens in feiner Reli: 
gion, darinnen er geboren und erzogen, geihüget und fein Gewiſſenszwang eingeführt werben, 
ed jolle der Eatholiiche Pater denen fatholiihen Knaben in ihrem Katechismus informiren und 
Unterricht geben“; e8 erregte dad alles die höchſte Befriedigung in der katholiſchen Welt, und in 
einem römifchen Artenftüd aus dem Jahre 1730: „Relatione delle missioni negli stati del 
Marchese di Brandenburg‘, wird die dort herrſchende Gewiflensfreiheit höchlichſt gelobt; 
eine völlige Glaubensfreiheit herrichte übrigens bei dem großen Regimente in Potsdam, es 
wurden für Ruſſen und Raizen (Griechiſch-Katholiſche in Ungarn) eigene Geiftliche verſchrie⸗ 
ben, den Intherifchen und reformirten Ungarn der Sprade wegen ein eigener Seeljorger ge: 
halten, und die 22 Türfen, die der Herzog von Kurland gefchenkt hatte, hielten nach der Parade 
ihren mohamme daniſchen Botteödienft. Einen jehr bedeutenden Fortſchritt aufdiefer Bahn bezeich- 
net dann aber die Regierung Friedrich's ded Großen. Es war in den erften Wochen nad feiner 
Ihronbefleigung, ald ver Minifter des geiftlihen Departements und Präfldent des Gonjiftoriums 
v. Brandt ſammt dem Gonflflorial= Bicepräfidenten v. Reichenbach berichteten, die römiſch⸗ 
tatholifhen Schulen für die Soldatenfinder jened Glaubens, beſonders in Berlin, gäben Anlaß, 
dap gegen den lanbeöberrlihen Befehl vom 16. Nov. 1632 Proteflanten zum Katholicidmus 
verleitet würden, ſolches habe ver Generalfiscal Uhden ihnen mitgetheilt, fie fragten alfo an, ob 
die katheliſchen Schulen bleiben follten; damals geſchah ed, daß der König an den Rand diejed 
Berichts järieb: „Die Religionen Müfen alle Xollerivet werden, und. Mus ver Fidcal nuhr das 
Auge darauf haben, das feine der andern Abrug Tube, den hier mud ein jeder nach Seiner Faßon 
Selich werden.” Ald dann am 4. Dec. 1746 der Juftizminifter v. Eoceeji an den König ſchrieb: 
„Gm. fönigl. Maj. haben mir unterm 20. Sept. a. c. allergnäpigft befohlen, gründliche Nach— 
richt einzuziehen, ob den katbolifchen Eingefeflenen in Oftfriesland ein öffentlicher Gottesdienſt 
und Haltung eined Paters geftattet werden fünne, und ob ſolches nicht wider die Landesgeſetze 
laufe; nad eingegangener Nachricht findet ih, daß ohne Verlegung der Landesverfaffung und 
der Gonrordate Dem Geſuche nicht deferirt werben könne, und nicht einmal dad privatum exer- 
citium religionis (ald welches durch die kaiſerliche Salve garde erft eingeführt worden) erlaubt 
ſei. Ew. Maj. würden auch nicht das Geringfte dabei profitiren, weil in den Fleden Wehner 
mebrentheils ſchlechte Leute dadurch dahinge zogen werden vürften; indeß muß ich alles lediglich Ew. 
fönigl. Maj. allergnädigfter Reſolution überlaſſen.“ Da verfügte Friedrich ver Große abermals 
ganz lafonifh: „Ich erlaube ihnen das freye Exsersisse ihrer Religion nebft Pater und was 
dazu gehört.” So geftattete er auch durch beſonderes Patent vom 22. Nov. 1746 den Römiſch— 
Katholiſchen in Berlin, „zu ihrem freien und ungehinverten Gotteövienft eine Kirche zu bauen, 
jo groß ald fie foldye immer haben wollen oder Eönnen, mit einem oder mehreren Thürmen, 
groß und kleinen Glocken, ohne einigen Vorbehalt und Widerrede“. Es verfteht ſich danach 
von jelbft, daß Friedrich der Große auch den Katholiken in den neuerworbenen Landestheilen, 
namentlih in Schleſien, Weftpreußen und den übrigen polnifhen Gebietötheilen eine freie 
Öffentliche Religionsübung gewährte; fo hieß es namentlich im Berliner Frieden Art. 6 (wie: 
derbolt im Hubertusburger Frieden Art. 14): „Die katholifche Religion wollen Se. Maj. in 
Preußen, in Schlefien in statu quo erhalten... . jedoch mit jeglichem Vorbehalt der den da: 
dieigen Proteftanten zu erflattenden Gewiffenöfreiheit und ver dem Souverän zuſtehenden 
ttſame.“ Friedrich der Große ging aber noch weiter, er nahm religiöfe Genoſſenſchaften 

in feinen Staaten auf, die noch entſchiedener ald die franzöjifhen Neformirten nach Reichsrecht 
verboten waren, nicht blos die Böhmifhen und Mähriſchen Brüdergemeinden, ſondern auch Die 
Nennoniten und andere, die in den außerdeutſchen Gebieten des preußiſchen Staats ſchon 
\nger geduldet worben waren. Darin war gerade Friedrich der Große groß, daß er die Le: 
imsberingungen feines Staats erkannte und demgemäß handelte; nichts konnte aber der 
Natur gerade dieſes Staatöweſens mehr zuwider fein, ald in religiöfer Ginfeitigfeit ſich abzu= 
öließen, es mußten im Gegentheil bei den geringen materiellen Mahtmitteln, über die man 
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gebot, alle moralifchen und geiftigen Impulſe geweckt werben, und man mußte Die Grenzen der 
Duldung fo weit ziehen, um allen religiöfen Gegenfägen, die Deutſchland enthält, in Preußen 
eine Stätte zu bereiten. Während ver Regierung Friedrich Wilhelm's II. erfolgte dann unter den 
Aufpicien der Frau v. Lichtenau eine Periode kirchlicher Reaction; trog aller Phraſen, bie den 
Sachverhalt verhüllen follten, enthält das Wöllner’sche Religiondedict, die Verordnung vom 
9, Zuli 1788, einen Rückſchritt gegenüber den Grundfägen ded Großen Königs; die betreffende 
Stelle lautet: „Es ſoll die den preußischen Staaten von jeher eigenthümlich geweſene Toleranz 
der übrigen Sekten und Religionsparteien (außer den drei hriftlichen Hauptconfejlionen) ferner 
aufrecht erhalten und niemand der mindefte Gewiſſenszwang zu feiner Zeit angethan werden, 
jolange ein jeder ruhig als ein guter Bürger des Staats feine Pflicht erfüllt, feine jedesmalige 
beiondere Meinung aber für jich behält und ſich forgfältig hütet, ſolche nicht auszubreiten over 
andere dazu zu überreden und in ihren Glauben irre und wanfend zu machen. Denn da jeder 
Menſch für feine eigene Seele allein zu forgen hat, jo muß er hierin ganz frei handeln fönnen, 
und nad unſerm Dafürhalten hat ein jeder hriftlicher Regent nur dahin zu fehen und dafür 
zu forgen, dad Bolf in dem wahren Chriftenthum treu und unverfälfcht durch Lehrer und Pre— 
diger unterrichten zu laffen und mithin einem jeden die Gelegenheit zu verichaffen, jelbiges zu 
erkennen und anzunehmen. Ob ein Unterthan nun aber diefe gute, ihn fo reichlich vargebotene 
Gelegenheit zu feiner Überzeugung nügen und gebrauchen will oder nit, muß feinem eigenen 
Gewiſſen völlig anheimgeftellt bleiben. Die in unfern Staaten biäher öffentlich geduldeten 
Sekten jind außer der jüdiſchen Nation die Herrnhuter, die Mennoniten und die Böhmifchen 
Brüdergemeinden, welche unter landesherrlichem Schuß ihre gotteödienftlihen VBerfammlungen 
halten und diefe dem Staate unſchädliche Freiheit ferner ungeftört behalten jollen. In ver 
Folge aber fol unfer geiftliches Departement dafür forgen, daß nicht andere der chriſtlichen Re— 
ligion und dem Staate ſchädliche Gonventicula unter dem Namen gotteödienftliher Berfamm: 
lungen gehalten werden, durch welches Mittel allerlei ver Ruhe gefährliche Menſchen und neue 
Lehrer ih Anhänger und Profelgten zu machen im Sinne haben möchten, wodurch aber vie 
Toleranz jehr misbraudet werden würde.” Jedoch ſchon unter diefer Regierung wurde ein 
weiterer Fortſchritt erreicht; das Allgemeine Landrecht für die preußifchen Staaten vom 
5. Bebr. 1794 Huldigt von neuem den Grundfägen, bie feit einem Jahrhundert bereits befolgt 
waren, und bie hier zum erften mal theoretisch in principieller Faſſung aufgeftellt wurden. Das 
Allgemeine Landrecht geht in Thl. IL., Tit. 14, davon aus, „jedem Einwohner im Staate für 
feine Perſon volllommene Glaubens- und Gewiſſensfreiheit“ zu ſichern; „ver Begriff ver Ein: 
wohner des Staatd von Gott und göttlichen Dingen, ver Glaube und der innere Gottesdienſi 
können fein Gegenftand von Zwangsgefegen fein; niemand ift ſchuldig, über feine Privatmei— 
nungen in Religionsſachen Vorſchriften vom Staate anzunehnten ; niemand joll wegen feiner 
Religionsmeinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft gezogen, verfpottet oder gar verfolgt wer⸗ 
den; jedem Bürger des Staatd, welchen die Geſetze fähig erkennen, für ſich felbft zu urtheilen, 
joll die Wahl der Religionspartei, zu welder er fich halten will, freiftehen; durch Berufung auf 
abweichende Glaubensanſichten kann jedoch der einzelne fh gegen die durch die allgemeinen 
Sandeögefege bedingten civil= und ſtrafrechtlichen Folgen feiner Handlungen nur dann fügen, 
wenn dad Geſetz zu Gunften feiner Glaubendgenoffen eine Ausnahme von einzelnen allge: 
meinen Beftimmungen nachgelaſſen hat; und infoweit er durch feine eigenthümlichen Religions: 
anſichten verhindert wird, diejenigen Rechtshandlungen vorzunehmen, deren Form nad den 
- Gefegen durch beftimmte veligiöfe Überzeugungen bedingt ift, muß er ſich die daraus folgende 
Verminderung feiner bürgerlihen Rechtöfähigkeit gefallen laſſen““. Hinfihtlid der religiöfen 
Vereinigung unterfcheidet dann dad Landrecht geduldete und Öffentlich aufgenommene Kirchen: 
geſell ſchaften, ein Unterſchied, der im ganzen mit der gemeinrechtlichen Unterſcheidung zwiſchen 
publicum und privatum religionis exercitium zufammenfällt; eine geduldete Kirchengefell: 
ſchaft genießt freie Ausübung ihres Gottesdienſtes; in ihrer geſellſchaftlichen Vereinigung Hat 
fe aber nur die Rechte einer erlaubten Kirchengeſellſchaft; fie darf ji nur conftituiren mit Er: 
laubniß der Obrigfeit, unter deren fortvauernder Aufficht jie fteht; ihre Mitglieder werben in 
rehtlicher Beziehung nach wie vor ald Angehörige derjenigen Religionspartei angefehen, zu der 
ſie bis dahin gehoͤrt haben, inſofern nicht beſondere Geſetze davon eine Ausnahme begründen; 
über die Principien, nach denen die Staatsgewalt bei der Conceſſionirung folder Religions— 
geſellſchaften verfahren ſoll, ift zwar ausdrücklich nichts beftimmt worden, es ift nur gefagt, daß 
- jede Kirchengeſellſchaft verpflichtet ift, ihren Mitglievern Ehrfurdt gegen die Gottheit, Ge: 
horfam gegen die Gefege, Treue gegen den Stant und ſittlich gute Grfinnungen gegen ihre Mit: 
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glieder einzuflößen habe, und es ift ferner gejagt, daß jede um Duldung nachſuchende Religions: 
geſellſchaft den Beweis zu führen habe, daß ihre Meinung dieſem Orundfag nicht zumiderlaufe; 
ed if nun zwar nicht ausdrücklich gefagt, daß umgefehrt jede neue Religionsgeſellſchaft, ſobald jie 
diefe Bedingungen erfüllt, nun auch ihrerfeitd Anſpruch auf Duldung habe, doch läßt ſich aus 
der Bergleihung mit andern Stellen des Allgemeinen Landrechts vermuthen, daß diefer Ge— 
danfe allerdings der maßgebende gewefen fei, denn es foll nur die Ausbreitung foldher Reli: 
gionsgrundfäge, welche jenen Normen zumwiderlaufen, verhindert, es joll nur dann ver Verfuch, 
eine neue Sekte zu fliften, inhibirt werben. Dagegen haben die öffentlich aufgenommenen Kir: 
chengeſellſchaften die Rechte privilegirter Gorporationen, es fommt ihnen alfo eine vermögens: 
rechtliche Berfönlichkeit zu, ihre Geiftlihen haben die Rechte Öffentlicher Beamten, namentlid 
Öffentlihen Glauben, jowie Befreiung von flaatlihen Laften, das kirchliche Vermögen ge: 
nießt der Rechte der Minderjährigen und gewiſſer Vorzüge im Concurs, die gottesdienft- 
lihen Gebäude genießen der Eremtion von Öffentlihen Laften und der Vorrechte öffent— 
licher Staatögebäude. In einem durchaus freifinnigen Geifte ſprach fih Friedrich Wil- 
beim II. bald nad) feiner Thronbefleigung aus; in einer Gabinetsorbre vom 12. Jan. 1798 
beipt ed: „Ich ſelbſt ehre die Religion und folge gern ihren beglückenden Vorftellungen und 
moͤchte um vieled nicht über ein Volk herrſchen, weldes feine Religion hätte; aber ich weiß 
auch, daß ſie Die Sache des Gefühle, des Herzend und der eigenen Überzeugung fein und bleiben 
mug, und nicht durch methodifhen Zwang zu einem gebanfenlojen Plapperwerf herabgewür— 
digt werden darf, wenn fie Tugend und Rechtſchaffenheit befördern joll. Vernunft und Philo— 
jopbie müffen ihre ungertrennlihen Gefährten fein, dann wird fie Durch fich jelbft beftehen, ohne 
der Autorität derer zu bedürfen, die e8 ſich anmaßen wollen, ihre Lehrfäge fünftigen Jahrhun— 
derten aufzubrängen und den Nachkommen vorzufchreiben, wie fie zu jeder Zeit denfen ſollen. 
Wenn ihr bei der Leitung euerd Departements nad) echten lutheriſchen Grundſätzen verfahrt, 
welche jo ganz dem Geifte und der Lehre des Stifterd unferer Religion angemeffen find; wenn 
ihr dafür jorgt, daß Predigt: und Schulämter mit rechtſchaffenen und geſchickten Männern be: 
jegt werden, die mit der Kenntniß der Zeit, beſonders der Eregefe fortgeſchritten ind, ohne ſich 
an dogmatiſche Subtilitäten zu fehren, fo werdet ihr es bald einfehen können, daß weder 
Zwangsgeſetze nod Erinnerungen nötbig find, um wahre Religion im Lande aufrecht zu er= 
halten, und ihren wohlthätigen Einfluß auf dad Glück und die Moralität aller Volksklaſſen zu 
verbreiten.” Bei den landrechtlichen Grundſätzen blieb dann der preußiſche Staat über ein 
halbes Jahrhundert hindurch ftehen, ja diefelben fanden faum praktiſche Anwendung, fie waren 
mehr nur eine theoretiſche Verzierung; es fehlte an Veranlaffungen, um fie frei ind Xeben hin= 
austreten zu laffen. Cine jolde Veranlaffung bot ſich zuerft, abgejehen von den Verhältniffen 
der von der unirten Landeskirche jeparirten fogenannten Altlutheraner, welche durch die Gene- 
ralconceijion des Jahres 1845 wefentlich die Rechte der öffentlichen Religionsübung befommen 
batten, in den auf dem Gebiete ſowol des Katholiciömus wie ded Proteftantismus im Laufe der 
dierziger Jahre hervortretenden religtöfen Bewegungen. Schon in der Gabinetdorbre vom 
4. März 1845 hatte ih König Friedrich Wilhelm IV. dahin ausgefprodhen, „daß die gefeglichen 
Beſtimmungen über Glaubens: und Gewiffendfreiheit zur vollen Wahrheit kommen follten, daß 
solftändige Oarantien gegeben werden müßten, daß der Austritt aus der beſtehenden Kirchenge- 
meinſchaft für die Austretenden in feiner Weife eine Shmälerung der bürgerlichen Rechte zur Folge 
haben und von feiten des Staat der Bildung neuer Religionskirchengeſellſchaften, ſobald deren 
Lehr: und Grundfäge mit den Rückſichten auf das allgemeine Staatswohl nicht im Widerſpruch 
Reben, nichts in ven Weg gelegt werde‘. Man glaubte vemgemäß ſich mit einer Republication 
der landrechtlichen Beftimmung begnügen zu können, und fo erfolgte das Patent, die Bildung 
neuer Religions geſellſchaften betreffend, vom 30.März 1847 ; mit vemfelben wurde eine vondem 
Staatsminifterium veranftaltete Zufammenftellung der im Allgemeinen Landrechte enthaltenen 
Vorſchtiften über Glaubens- und Religionsfreiheit zur Öffentlihen Kunde gebracht und zu: 
gleich erflärt, daß den Unterthanen die in dem Allgemeinen Landrecht ausgeſprochene Glau— 
bend= und Gewiſſensfreiheit unverfümmert aufrecht erhalten, auch ihnen nad) Maßgabe der 
gemeinen Landrögejege die Freiheit der Vereinigung zu einem gemeinfamen Befenntniffe 
und Gottesvienfte geflattet werben folle; es wurde dann weiter beftimmt, daß wenn ſich eine 
rue Religionsgeſellſchaft mit einer der durch den Weſtfäliſchen Friedensſchluß in Deutſchland 
antfannten hriftlihen Religionsparteien in wefentlicher Übereinftimmung befinde und in derſel⸗ 
ben ein Kirchenminifterium eingerichtet werde, diefem bei der Genehmigung der Geſellſchaft zu⸗ 
gleich die Berechtigung zugeftanden werben fohle, in den Randestheilen, wo das Allgemeine Land⸗ 
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recht oder Das gemeine deutſche Recht gelte, folche die Begründung und Feſtſtellung bürgerliger 
Rechtöverhältniffe betreffende Amtöhandlungen, welche nad den Gefegen zu dem Amte ved Pfar⸗ 
vers gehören, mit voller rechtlicher Selbftändigfeit vorzunehmen, während dagegen in allen an: 
dern Fällen bei neuen, nad den Grunvfägen ded Allgemeinen Landreihtö zur Genehmigung von 
feiten des Staats geeignet befumdenen Religiondgefelliaften, die zur Vornahme ihrer Reli- 
gionshandlungen beftellten Berfonen von der Befugniß ausgeſchloſſen fein follten, folde auf bür⸗ 
gerliche Rechtsverhältniſſe ſich beziehende Amtshandlungen mit elvilrechtliger Wirfung vorzu: 
nehmen; dieſe ſollen vielmehr durch eine non der Gerichtäbehörde erfolgende VBerlautbarung 
jichergeftellt werben, den Betheiligten jedoch geftattet fein, die gedachten Amtshandlungen mit 
voller Wirfung auch durch einen Geiſtlichen einer der Öffentlihen und allgemeinen chriſtlichen 
Kirchen verrichten zu laſſen, wenn ein folder ſich dazu bereitwillig findet; es erging demgemäß 
unter demſelben Sage (30. März 1847) eine Verordnung, „betreffend die Geburten, Heiraten 
und Sterbefälle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die Ortögerichte erfolgen muß‘, wodurch 
für alle Iheile ver Monardie mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationdgerichtöhofs zu Köln, 
wo eine derartige Einrichtung bereitd.mit obligatoriihem Charakter befland, Givilftandäregifter 
eingerichtet und für die Ehefchliefung eine fogenannte Notheivilehe eingeführt wurde, infofern 
man darunter eine ſolche verfteht, deren Eingehung nur den aus der Landeskirche förmlich Aus: 

getretenen zuſteht. Gine Gewährung jener weiter gehenden Mechte ift nun auf Grund des Pa⸗ 

tents vom 30. März 1847 Feiner einzigen Religionsgefellihaft zu Theil geworben, und aud zu 
einer förmlichen Gonceffion ſcheint ed nur in Einem Falle gekommen zu fein. Am 29.Nov.1847 

erflärte nämlich eine größere Anzahlevangelifcher Chriſten in Magdeburg gerichtlich ihren Austritt 
aus der enangelifhen Landeskirche und überreichte ver Regierung ein Statut mit dem Geſuch um 
Genehmigung ald geduldete Meligionsgefellfhaft; dieſe Genehmigung ift dann von feiten des 
Minifteriums des Gultus und dedInnern unterm 13. Jan. 1848 erfolgt, aber unterm 27. Aug. 
1853 zurüdgenommen worden. Häufiger fam ed dagegen vor, daß einzelne auf Grund der Ge: 
wiſſensfreiheit ih von der bisherigen Kirche trennten, ohne daß es zur förmlichen Neubildung 
einer Religionsgeſellſchaft, namentlich in rechtlichen Sinne, gefommen wäre, dieje ließ man 
dann in der Ausübung ded religidfen Gultus thatfächlich gewähren, auch für jie trat die gericht: 
liche Beglaubigung der Geburts, Heirathd: und Sterbefälle ein, übrigens aber wurden fie 
nach wie vor ald Angehörige derjenigen Religionspartei angefehen, zu der jle bid dahin gebört 
hatten, und blieben zur Präftation nicht nur ver Realabgaben, welche ohne Rückſicht auf die 
Verſchiedenheit der Religion zu leiften find, fondern aud der aus der Parodialverbindung 
fließenden Beiträge, wie Perſonalzehnt, Leiftung für den Kirhenbau u. ſ. m. verpflichtet. In 
dieſem Sinne hat ich audy der höchſte Gerichtähof wiederholentlich ausgeſprochen/ und ber Ge: 
richtöhof für Entſcheidung der Gompetenzconflicte hat außerdem erfannt, daß durch die Behaup⸗ 
tung, man jei aus dem Parochialverbande ausgetreten, nicht einmal die Zuläffigfeit des Nebtö- 

wegs begründet werde. 

Uber diefen landrechtlichen Standpunkt ift man dann aber in den Bewegungen der fol: 
genden Zeit, die in der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850 ihren Abſchluß fanden, we: 
fentlih Hinausgegangen. Die betreffenden Artikel ver Berfaflungdurfunde lauten: „Art. 12. 
Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes der Bereinigung zu Religionsgeſellſchaften (Art. 31, 
32) und der gemeinſamen häuslichen und öffentlihen Meligionsübung wird gewährleifter. 
Der Genuß der bürgerligen und jtaatsbürgerlihen Rechte ift unabhängig von dem religiö- 
fen Bekenntniß. Den bürgerlihen und ftantöbürgerlihen Pflichten darf durch Die Aus: 
übung der Neligionsfreibeit fein Abbruch geſchehen. Art. 13. Die Religionsgeſellſchaf— 
ten ſowie die geiftlichen Geſellſchaften, welde feine Gorporationsrehte haben, fünnen viele 
Rechte nur durch befondere Gejege erlangen. Art. 14. Die hriftliche Religion wird bei den: 
jenigen Einrichtungen des Staats, die mit der Neligionsübung im Zufammenbange fteben, 
unbeſchadet der in Art. 12 gewährleifteten Religionsfreibeit, zu Grunde gelegt. Art. 30. Ale 
Preußen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welche ven Strafgelegen nicht zuividerlaufen, 
in Gejellichaften zu vereinigen. Das Gefeg regelt, indbefondere zur Aufrechthaltung der öffent: 
lihen Sicherheit, die Ausübung des in diefem und in dem vorftehenden Artikel (29) gewäbr: 
leiftete Recht (Berfammlungsfreiheit). Politiſche Vereine können Beihränfungen und vor- 
übergehenden Verboten im Wege der Gejeggebung unterworfen werden. Art. 31. Die 
Bedingungen, unter welchen Corporationsrechte ertheilt oder verweigert werben, beſtimmt dad 
Geſetz.“ Mit diefen Sägen fteht die preußiſche Verfaffungsurkunde auf einem Standpunfte, 
der von dem des Landrechts principiell abweiht. Denn während bis dabin die Zulaffung 
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neuer Religiondgefellichaften zu den Hoheitsrechten des Staats gerechnet wurde, welcher das 
ihm vorgelegte Bekenntniß einer Prüfung unterwarf, und nad deren Ergebniß den Umfang 
der Befugniffe der Geſellſchaft feſtſtellte, ſo hat nun der Staat fein Reformationdreht in Diefer 
Hiniht völlig aufgegeben; die religiöfe Sektenbildung fol jegt ganz unabhängig won ber 
faatlihen Genehmigung vor jih geben, auf Grundlage des freien Affociationsrechts obne alle 
Beihränfung erfolgen dürfen, und wie alle fonfligen Vereine geftattet werden müflen,, fo auch 
diejenigen, welche eine veligiöfe Tendenz haben; ed war aljo ver Standpunkt der polizeilichen 
Präomtion der prophylaftiihen Maßregeln aufgegeben, die Genfur follte hier jo gut wie 
anderswo in Wegfall kommen; die Staatsgewalt behält fih nur eine Repreflion vor, inio- 
fern bei Gelegenheit der Religionsübung Handlungen vortommen jollten, gegen welde nah 
den Gefegen ein ſtrafgerichtliches Einſchreiten vorgeſehen ift, denn auf feine Weile iſt unter 
der Firma der freien Religionsübung ein Freibrief für ftraflofed Begeben verbrecheriſcher Hand: 
lungen ertbeilt worden. Man hat wol die Anſicht aufgeflellt, daß die Zulaffung einer reli— 
giöjen Geſellſchaft doch noch von dem Nachweiſe abhängig gemacht werben müfle, daß das— 
jenige, was in ber fraglichen Aſſociation betrieben wurde, auch wirklich Religion fei, man hat 
ih wit der Gewährung voller Afforiationdfreiheit für wirklich religiöfe Zwecke einverftanden 
erklärt, aber der Staatögewalt eine äußere Gontrole darüber zugemuthet, daß biefer Zweck auch 
wirfli verfolgt werde. Das mag theoretiich ganz richtig fein; praftifch Dagegen find ein folder 
Nachweis und eine ſolche Gontrole ganz unausführbar, denn es ift unmöglich, ein allgemein 
gültiges Kriterium für Religion aufzuftellen, oder man mußte den Begriff fo weit faflen, vap 
dadurd wiederum alles illuforifch würde; gerade den großen meltgefcichtlihen Religionen ift 
bei ihrer Entſtehung fletd vorgeworfen, daß fie nicht ald Religionen zu betrachten jeien; das 
Brodhaus ſche „Gonverfationd-Lerikon‘‘, welches Neichenfperger zu diefem Behuf auf die Tri- 
büne des preußifchen Abgeorbnetenhaufes gebracht hat, um auf diefe Weije den Begriff ver 
Religion feſtzuſtellen, entſcheidet auch nichts, Es gibt eben Feinen Mittelweg zwiſchen Reli: 
gionäfreibeit und Religionszwang; dur ein Nachgeben auf dieſem Punkte wäre eben alles 
wieder in das fouveräne Belieben der Bolizei geftellt. Zu der freigegebenen Religionsübung 
muß dann namentlih auch der Religionsunterricht gerechnet werden, und es bürfen alfo die 
diſſidentiſchen Altern, die doch das Erziehungsrecht, worin das Recht der religiöfen Erziehung 
begriffen ift, biß zum vierzehnten Jahre über ihre Kinder auszuüben haben , nicht gezwungen 
werden, ihre Kinder an dem confeffionellen Religiondunterricht in den öffentlihen Schulen 
tbeilnehmen zu laſſen, jondern ed muß ihnen geftattet fein, für die Ertheilung des Melt: 
giondunterrichts in ihrer Weife zu forgen. Man hat dagegen eingeworfen, e8 jei dann möglich, 
daß ein Theil der preußischen Jugend heranwachſe, ohne die Zehn Gebote kennen gelernt zu 
baben; fhon Hr. v. Bethmaun-Hollweg hat in der Sigung des Abgeorpnetenhaufed vom 
23. Febr. 1859 diefen Ginmwurf dadurd abgewiefen, daß er gejagt hat: „das fällt nicht auf 
und, jondern auf den Kopf derer, die von Gott und Rechts wegen den Unterricht der Kinder zu 
leiten haben, un die nun beurtbeilen mögen, ob ihr Unterricht befler fei ald der auf einer mehr 
ald tauiend Jahre alten Bildung ruhende in unfern öffentlihen Schulen.” Man wird aber 
weiter gehen und behaupten dürfen, daß überhaupt von der Kenntniß der fogenannten Zehn 
Gebote die Moralität der Menſchen wejentlih unabhängig ift, denn das Verbot, zu morden und 
zu Reblen, und das Gebot, Die Ältern zu ehren, find auch fo ſchon in jeded Menſchen Herz ge: 
drieben und brauchen nicht exft beſonders eingeprägt zu werben; ganz abgejehen davon, daß 
wir jegt in der Motivirung folder Gebote beveutend über den Standpunkt der ifraelitifhen 
Ethik hinaus find, und daß fi fogar im Defalog Beſtimmungen finden, die, wie die Heilt- 
"gung des Feiertags, ſchon nad Luther's Anficht als völlig veraltet betrachtet werden müflen. 
Darin kann man aber mit Hrn, v. Bethmann = Hollweg wieber ganz übereinftimmen, daß nicht 
blos Gründe des Rechts, fondern auch folche der Zweckmäßigkeit dafür ſprechen, die Frage in 
dieſet Weife zu löjen, „denn was kann die Schule ausrichten, wenn fie täglich den Kanıpf 
mit der Familie zu beftehen hat, wenn die Kinder in der Familie hören, daß dasjenige, was 
Rein der Schule gelernt haben, abergläubiſch, unrichtig fei und umgefehrt”“. Indem nun aber 
de Freiheit ver religiöfen Vereinsbildung doch nur auf dem Boden der allgemeinen Affocta= 
hondfreiheit ſteht, die Breigebung der religiöfen Vereine nur als eine Gonfequenz der Frei: 
xbung aller Vereine aufgefaßt wird, fo unterliegt nun auch die religiöfe Affoctationsfreiheit 
verielden Einichränfungen und Bedingungen twie die Vereinsfreiheit überhaupt. Die Rege— 
lung der Bereinsfreiheit erfolgte durch das von der Verfaſſungsurkunde in Ausſicht geftellte Gefetz 
on 11. Diai 1850; bierin ift beftinnmt worden, daß von allen Verſammlungen, in welden 
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Öffentliche Angelegenheiten erörtert und berathen werben follen, der Unternehmer mindeftend 
24 Stunden vorher der Ortöpolizeibehörde Anzeige zu machen hat, deögleihen daß Die 
Borfteher von Vereinen, welche eine Einwirkung auf Öffentliche Angelegenheiten bezwecken, 
die Statuten des Vereins und das Verzeihnig der Mitglieder binnen drei Tagen nad) Stif: 
tung des Vereins und jede Anderung der Statuten oder der DVereindmitglieder binnen drei 
Tagen der Ortöpolizeibehörbe zur Kenntnißnahme einzureihen, derſelben aud auf Erfordern 
jede darauf bezügliche Auskunft zu ertbeilen haben. Hinſichtlich aller dieſer Beftimmungen 
find ganz confequent auch die Seften dem Vereinögefege unterworfen. Dagegen war ed eine 
völlig rechtswidrige Maßnahme der Neactiondperiode, wenn man die religiöfen Vereine als 
politifche Vereine betrachtete, und fo denjenigen erfchwerenden Modalitäten unterwarf, denen 
die politiihen Vereine im DVereindgejege unterworfen waren; ed hieß den diſſidentiſchen Ge— 
meinfchaften jeden Lebensnerv abfhneiden, wenn man bei ihren Berfammlungen gleihwie bei 
politifchen Didcuffionen die Anmwefenheit von Frauen, Schülern, Lehrlingen verbot und jede 
Communication mit andern Vereinen unterfagte. Erſt mit Eintritt ver Negentihaft Hat ſich 
dann die Regierung darauf befonnen, „daß die Gewährung der Breiheit des Gewiſſens eine 
Aufgabe preußifhen Regiments fei, welche die Berfaffungdurfunde nit neu geftellt, fondern 
nur verftärft habe’, und es hat vemgemäß der Cultusminiſter in der Sigung ded Abgeorpne- 
tenhaufes vom 28. Febr. 1859 erflärt, „Maßregelungen gegen derartige harmloſe Berfanm- 
lungen feien weder der Würde bed Staats, noch den preußifchen Traditionen, nod der Verfaf— 
fung gemäß und am wenigften im Sinn und Intereffe der beiden großen Religiondgelellicaf- 
ten, in die fi unfer Volk theile, e8 geſchehe dad namentlid aud im Widerſpruche gegen das 
Chriſtenthum, welches durch freie Überzeugung die Welt überwunden, und fletd durch geiftige 
Waffen ih Bahn gebrochen habe’. Dagegen werden nun aber die religiöfen Vereine noch immer 
lediglich ald Propucte der Privatfreiheit betrachtet, und fo fehlen ihnen namentlih Gorporations- 

rechte; ſolche Fönnen ihnen nur durch ein befonderes Geſetz, alfo durch Übereinftimmung ver drei 
Factoren der Gefeßgebungertheilt werden; auchdie Bedingungen, unterdenen Corporationsrechte 
ertheilt und verweigert werben jollen, beftimmt das Gefeg, ein ſolches ift aber bisher no nicht 
zu Stande gefonmen, aud die Ertheilung von Gorporationsrehten an religiöfe Geſellſchaften 
nod nie erfolgt. Ebenſo wenig dürfen die geiftliben Organe folder Gefellihaften jene Amts- 
bandlungen mit rechtlicher Wirfung vornehmen, die von feiten der mit Öffentlicher Religions: 
übung verfehenen religidfen Gefellichaften jelbftändig beforgt werden ; und ed treten in dieſer Be: 
ziehung hinfichtlich der Beglaubigung der Geburten, Eheſchließungen und Sterbefälle ganz vie 
Beitimmungen der Verordnung vom 30. Mai 1847 in Kraft. Überhaupt herrſcht nad der 
preußifhen Verfaffung zwar Religionsfreibeit, aber nicht Religionsgleihheit, denn abge— 
jehen von jenen Borzügen, die den Religionsgeſellſchaften mit Öffentlicher Neligionsübung zu: 
fommen, jo genießen alle diejenigen, welche auf dem Boden des Chriſtenthums ftehen, aus 
noch befonderer Privilegien, indem bei allen denjenigen @inrichtungen des Staatd, die mit der 
Religionsübung im Zufammenhange ftehen, die hriftliche Neligion zu Grunde gelegt werden 
ſoll. Allerdings iſt dieſer Satz hoͤchſt vieldeutig, ſodaß z. B. Stahl meint, derſelbe dürfte zut 
Noth auch einem Innocenz III. genügen, un fein Syſtem darauf zu bauen; und wie derſelbe in 
Preußen angewendet wird, jo find es eigentlich nur die beiden großen Gonfeffiondficen, welde 
dadurch privilegirt worden jind. Es gehört dahin, daß aus Staatsfonds bedeutende materielle 
Mittel zu den Eultudzweden beider Kirchen verabfolgt werden, daß die theologiſchen Facultä— 
ten beider Confeſſionen auf den Univerfitäten beibehalten worden find, daß das geiftliche Anır 
in beiden Kirchen beſonders ausgezeichnet und gefhügt wird, auch daß die hriftliche Zeitrech— 
nung und die hriftlihen Beiertage flaatöjeitig anerkannt werden. Endlich wird dann in ber 
preußischen Verfaſſung noch beſtimmt, daß der Genuß der bürgerliden und politifhen Rechte 
unabhängig von dem religiöfen Befenntnig fein joll, obne daß jedoch den Bürgerlichen und 
ftaatsbürgerlihen Pflichten dur die Ausübung der Religionsfreiheit Abbruch geſchehen darf. 
Es wurde alfo diejenige VBollberehtigung, die durch Art. 16 der Bundesacte nob an die Zu: 
gehörigfeit zu einer chriſtlichen Religionspartei gefnüpft war, unabhängig von der Zugehörig: 
feit zum Ghriftenthum geftellt; jedoch nicht aud) unabhängig von einem Neligionsbefenntnif 
überhaupt; wenigftens ift die ausprüdliche Anerkennung der Berfaffungsurfunde vom 5. Der. 
1848, Art. 11, daß der Genuß jener Rechte nicht nur unabhängig fein folle von dem drifi- 
lien Befenntniß, fondern auch von der Theilnahme an irgendeiner Religionsgeſellſchaft, bei 
der Nevifion fortgelaflen. Jedenfalls follte man glauben, dafi von dein Zeitpunfte der Ema- 
nation der Verfaflungsurfunde an die Vollberechtigung der Juden, die ihnen ſchon in dem 
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Cdict vom 11. März 1812 mit den Worten: „die in unfern Staaten befindlihen Juden find 
für Einländer und preußiſche Staatsbürger zu achten‘, gegeben war, durch das Geſetz vom 
Jahre 1847 aber Einfhränfungen erfahren hatte, zur vollen Anerfennung gebracht worden 
ei. Dennod hat die Berfaffungsinterpretation der Neactionsperiode diefen Sag bed Art. 12 
ebenjo gut zu umgehen gewußt wie jenen andern ; man hat nämlich damals behauptet, dieſer 
Gap babe ald folder feine unmittelbare Wirkſamkeit, er fei ein bloßer Geſetzvorſchlag oder, wie 
Hr.v. Gerlach es ausgedrückt hat, ein Monolog des Gefeggebers; ein ſolches bloßes Princip 
aber jei unfähig, frühere entgegenftehende Specialgefege außer Kraft zu fegen, es habe nur 
eine Bedeutung für den Gejeggeber, nicht aber für den Richter. Nun muß allerdings zugegeben 
werden, daß ed Beftimmungen der geſchilderten Art in ver Berfallungsurfunde gibt, daß gewiſſe 
Verfaffungägrundjäge eine unmittelbare Wirkjamkeit nicht erlangen fönnen, weil es ihnen an 
jedem Organismus fehlt, durch den die Verwirflihung verfelben bedingt ift; dahin gehören 
j. B. vie Säge über die Givilehe und die Minifterverantwortlichkeit; es liegt dann zwar dem 
Geſetzgeber die beſchworene Pflicht ob, einen folden Organismus zu fhaffen, und wenn die 
Minifterverantwortlichfeit nicht gerade jelbft zu den unausgeführten Beflimmungen gehörte, 
jo würde man * wegen der verſäumten Herſtellung eines ſolchen Organismus von der 
Niniſteranklage wegen Verfaſſungsverletzung Gebrauch machen können, indeſſen von einer un— 
mittelbar praktiſchen Bedeutung folder Säge könnte allerdings feine Rede ſein. Wie nun aber 
der Örundjag der bürgerlihen und politifchen Gleichberechtigung ohne Unterjhied des Glau— 
bens dahin gehören joll, das ift freilich fchwer einzufehen, und wird auch dadurch nicht einleuch⸗ 
tender, daß das Obertribunal ſich verfchiedentlich in diefem Sinne audgefprocden hat; au das 
Obertribunal ift, wie ein Erfenntnig vom 23. Aug. 1851 ergibt, nicht immer diefer Anficht 
geweien. Im ganzen richtig hat bereitö dad Minifterium ver Negentfchaft die Sache aufgefaft, 
und zwar hat jelbft der Juftizminifter Simons während der legten Zeit feiner Amtsverwaltung 
im weientlichen Diefe Auffaffung getheilt und gegen alle Angriffe des Herrenhaufes die Vo— 
ſition vertheidigt, daß das Gefeg von 1847 durch ven Art. 12 bereits aufgehoben fei, daß es 
alſo einer neuen gefeglichen Regulirung, die dad Herrenhaus forderte, um fein Veto dabei gel: 
tend zu machen, nicht mehr bevürfe. Während aber die damalige Regierung zwar dad Priu— 
cip, daß die preußiiden Juden aller politiihen und bürgerlichen Rechte theilbaftig feien, an- 
erfannte und demgemäß namentlich dad Recht der Kreisftandfchaft ven jüdiſchen Nitterguts- 
befigern zu verſchaffen wußte, fo konnte man ſich doch nicht entfchliegen, die Geſammtheit verjeni- 
gen Gonfequenzeu anzuerkennen, die ſich aus diefem Princip ergaben ; namentlich ift ver Juſtiz⸗ 
minifter Simons bis zuletzt dabei geblieben, daß die Juden unfähig ſeien, zu richterlichen Amtern 
zugelaflen zu werden. Es find befonderd zwei Gründe, auf die man jich dieſerhalb berufen hat, 
beides jind aber nur Vorwände, denn wenn man ji auf die jüdifchen Geremonialvorfgriften 
binfihtlid) des Sabbats berufen hat, um die mangelnde Qualification der Juden zu Richter: 
ämtern darzuthun, fo überlaffe man das doch den Juden felbft, ſich darüber mit ihrem Gewiſſen 
audeinanderzufegen; eine ftaatliche Verpflichtung, fie des Sonnabends von Dienftgeichäften zu 
diöpenfiren, würde nicht beftehen, denn es heißt ausdrücklich in der Berfaflung, daß den bürger: 
lien und ſtaatsbürgerlichen Prlihten durch die Ausübung der Religionäfreiheit fein Abbruch 
geihehen darf; gegen einen Richter alfo, der Sonnabends zu Haufe bliebe, müßte ganz nad) 
Maßgabe der gewöhnlichen Disciplinargefege verfahren werden, er ſei Jude oder Chriſt; übri— 
gend würde aus vemjelben Grunde die Unfähigkeit der Juden zu allen öffentlihen Amtern be: 
bauptet werden müſſen; und wenn man ed ernfthaft damit meinte, müßte man bie jübifchen 
Soldaten des Sonnabends vom Exereiren dispenfiren. Der zweite Grund befteht dann darin, 
daß die Juden unfähig fein follen, den Chriſten Eide abzunehmen. Wenn man num wirklich, 
aud nad) einer etwaigen Abänderung der Eidesformel, fürdten müßte, auf Vorurtheile in der 
Mafle der Bevölkerung zu ftoßen, fo würde ſich fehr leicht und einfad eine Einrichtung treffen 
laſſen, welche die jüdiſchen Richter von der Eidesabnahme, die doch nur einen unbedeutenden 
Theil der richterlichen Functionen bilvet, zu entbinden. Es ift aber das Richteramt nicht allein, 
weldes den Juden von dem damaligen Minifterium abgejproden wurde, jie follen zugleich in 
vielen Fällen unfähig fein, Lehrämter zu übernehmen, theild wegen der Natur des betreffenden 
Schramts, theils aus Rückſicht auf die Beftimmungen der Stiftungsurfunde; daß nun ein Jude 
unfähig jei, im feiner Eigenſchaft ald Jude irgendeine Wiffenfhaft vorzutragen, muß auf das 
nihiedenfte geleugnet und nur dad mag zugegeben werden, daß ein Jude, der wirklich auf dem 
aAthedoxen Standpunkte fände, eine fehr einfeitige Vorftellung über manche diefer Gegenſtände 
haben wird; aber folder abftracter Juden gibt e8 fehr wenig, und wo fie ſich finden, da ſchließe 
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man jie eben wegen ihrer perfönlichen Uinfähigfeit auß, wozu eine Brüfung in conereto anzu: 
ſtellen; ift das ift aber etwas ganz anderes, als die Juden als ſolche auszuſchließen. Inwiefern 
der durch bie Stiftungdurfunde Hier und da verbürgte Hriftliche Charakter einer beflimmten 
Anftalt aufrecht erhalten werden fol, hängt mit der weitern Frage zufammen, inwiefern über: 
haupt wohlerworbene Rechte, die im Laufe der Zeiten veraltet iind, von der Staatögewalt ver: 
nichtet werben fönnen; es muß das natürlich im allgemeinen bejaht werden, man braucht dafür 
nur auf die mufterhaften Ausführungen Savigny’6 im legten Bande bes „Syſtem“ zu verwei— 
fen. Bol. Ranke, „Neun Bücher preußifcher Geſchichten“, 1, 59, 486; III, 428 fg. Laspeyres 
„Die katholiſche Kirche in Preußen“, S. 260 fg. Meier, „Propaganda‘‘, 11,149, 244, 333. 

„Materialien, betreffend die rechtliche Entwidelung der Religionsverfaflung in Preußen, in 
den Mittheilungen aus der Verwaltung der geiftlihen, Unterrihts= und Medicinalangelegen: 
heiten‘ (Berlin 1847), ©. 12 fg. Jacobſon, „Über die Arten der Religionsgejellfgaften un: 
die religibſen Nechtöverhäftniffe ver Diffiventen in Preußen”, in der „Zeitſchrift für Kirchen: 
recht“, I, 392 —443. 

Wenn wir endlich noch einen flüchtigen Blick auf die Entwidelung der Glaubend: und Cul⸗ 
tußfreiheit in den übrigen deutſchen Ländern werfen, jo hatten diefe bi zum Anfange des 
gegenwärtigen Jahrhunderts ihre firenge confefjtonelle Abgeſchiedenheit bewahrt, wie ſolche, ab: 
gefehen von dem Thatbeftande des Normaljahrs, durch die Reichsgeſetzgebung nicht blos erlaubt, 
fondern ſogar zum Theil geboten war, und wo es damals eine auf das Normaljahr nicht baſirte, 
von der herrſchenden abweichende Religionsübung gab, war dad nicht ſowol die Conſequenz eines 
toleranten Staatsprincips, ald vielmehr ein Bruch des Brincips der Intoleranz, wie z. B. die Eri: 
ſtenz mehrerer katholifcher Kirchen in einigen norddeutſchen Gebieten (Hannover, Braunfchiweig, 
Medienburg) durch die Gonverfion einzelner Landeöherren herbeigeführt war. Es ift theils ver 
Fortfohritt in der Gefinnung , theild die durch die territorialen Umgeftaltungen herbeigeführt: 
confefiionelle Mifhung der einzelnen deutichen Staaten geweſen, wodurch in neuerer Zeit rin 


Fortihritt der Neligiondfreiheit in der Mehrzahl dieſer Staaten bewirkt worden ift, ohne pas | 
es freilich zu einer gleihmäßigen Geftaltung,, zu einem materiell gemeinen Rechte in dieſer Hin: 


ficht gefommen wäre. Es laflen ſich vielmehr in Bezug auf die in den einzelnen Ländern herr: 


ſchenden Grundfäge drei Gruppen von Staaten unterfcheiden. Es gibt zunächſt einige wenig | 
namentlich im nördlichen Deutfchland, an denen, wie an Medlenburg, Holftein und einigen u 


Freien Städte, der Fortſchritt der Zeit ſpurlos vorübergegangen ift, die ihren fpecififch con 
feifionellen Charakter bewahrt haben, in denen eine förmliche Neligionsübung nur für eim 
hriftliche Kirche befteht. Der medlenburgifche Minifter v. Schröter Hat geradezu, ald er von 
einer evangelifhen Deputation ver Homburger Gonferenz um Duldung der Baptiften angegan- 
gen wurde, erklärt, daß er zwar den Bapfiften von ganzem Herzen die chriſtliche Bruderham 
reichen wolle ald Mitgenoffen ded wahren Glaubens an das Evangelium, daß aber in Merflen- 
burg Sekten nicht geftattet werden jollten, und er ihnen deshalb anheimgeben müfle auszuman: 
dern; die Bemerkung eines Mitgliedes der Deputation, daß dann fein Unterſchied zwiſchen 


Medienburg und Toscana beſtehe, nahm der Minifter durchaus nicht übel, jondern erfanut | 


vielmehr ihre Richtigkeit an und fügte nur hinzu, „daß fie denn doch in Toscana die Sache ein 
bischen weiter trieben, indem flejich dort bemühten, die Denffreiheit auszurotten, jo unmöglis 
das auch fei’. Die zweite Gruppe, zu der außer Baiern und Würtemberg nod die Mehrzabl 
der Fleinern Staaten gehört, fteht nad Ausweis der betreffenden Verfaffungsurfunden, beren 
Beftimmungen über diefen Gegenſtand oft jehr dunkel und vieldeutig find, etwa auf dem Stans: 
punft des Preußischen Landrechts; es kommt alſo ven chriſtlichen Gonfeffionen eine freie öffent: 
liche Religionsübung zu, zur Bildung anderer Religionsgefellfchaften bedarf es aber allemal 
einer befondern ftaatlichen Gonceffion, und diefe wird regelmäßig nur zu Gunften einer privaten 
Religiondausübung ertheilt. Die Braris in ver Ertheilung folder Conceſſionen ift fehr verfchie: 
den. Endlich eine dritte Gruppe deuticher Staaten ftebt auf dem Standppunft der preußiſchen 
Verfaſſungsurkunde, und zwar findet ſich der Grundfag der völligen Freigebung der Seften 
ſchon in der badischen Verfaffungsurfunde von 1818 und in der Furbefliichen von 1831, wäh— 
rend dagegen in andern Ländern Died zu den Fortſchritten des Jahres 1848 gehört, fo im Groß— 
herzogthum Heffen, wo die Verfaſſung von 1820 beftinmt Hatte: den anerkannten hriftlichen 
Confeſſionen ift freie öffentliche Ausübung ihres veligiöfen Cultus geftattet, dagegen das Ediet 
vom 6. Mai 1848 vorſchreibt: die freie Ausübung aller religiöfen Eulten ift geftattet. Ebenfe 
verhält es ji in Hannover, wo nämlich durch $. 6 ded Berfaffungsgefeges vom 8. Sept. 1840 
der $. 82 des Landesverfaflungsgefeges vom 6. Ang. 1840, der die ftantliche Genehmigung Für 
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die religiöfe Vergeſellſchaftung verlangte, aufgehoben worden ift, und obgleich num dort bad 
Princip der Freien Seftenbildung nicht ausdrücklich ausgeſprochen wird, fo muß baffelbe doch na- 
mentlih auch mit Hinblid auf ven $. 4 des Verfaflungsgefeges vom 5. Sept. 1848, ber ganz 
allgemeine Affociationdfreiheit gewährt, behauptet werben ; und fo hat aud) das königliche Mi: 
nifterium ber geiftlichen und Unterrichtsangelegenheiten in zwei Erlaſſen vom 23. Dec. 1850 
und 9. Sept. 1851 gegenüber den gegentheiligen Auffaffungen ftaatlicher und kirchlicher Be- 
hörven ſich ausgeſprochen. (Harleß, „Die Gefepgebung, das Sektenweſen und die evangelifchen 
Kirchen Deutſchlands betreffend“, in Moſer's „Allgemeines Kirhenblatt für das evangeliiche 
Deutſchland“, Jahrgang 1853, ©. 161 — 332. Gelzer, „Broteftantifche Monatsblätter“, 
I, 411 fg.) 
I. Die Selbftändigfeit der Kirchen- und Religiondgejellichaften: die Be: 
fugnifie verjelben im äußern Rechtsleben. Wegen ver Unvollkommenheit der ger- 
manifhen Staatseinrihtungen einerjeits, der Ausbildung der Fatholifhen Kirchenverfaflung 
andrerjeitd waren im Anſchluß an eine Entwicelung, die bereitd auf vem Boden des Nömifchen 
Reichs begonnen hatte, die Functionen der firdlichen Organe im Laufe der Zeit immer weiter 
ind ſtaatliche Gebiet hinein ausgedehnt, und namentlich) der Hauptzweig der damaligen Staatd- 
thätigfeit, die Gerichtöbarfeit, in immer größerm Umfange ber kirchlichen Gompetenz unterworfen 
worden. Indem dann die Macht ver Kirche ih immermehr centralifirte, die des Staats dagegen, 
namentli in Deutichland, zerfiel, jo gelang es der Kirche, die Abhängigkeit und Unterordnung, 
in welder fich die Organe derfelben im Verhältniß zur Staatögewalt befunden hatten, wie fi 
das namentlich in der regia nominatio zeigte, abzuſchütteln und zulegt jogar eine Superiovität 
gegenüber der Staatsgewalt herzuftellen. Dieſe Oberherrſchaft ver Kirche über den Staat wie- 
der zu befeitigen, mamentlich joweit fie jih auf die Beſetzung bes deutichen Königthums erftredt 
hatte, ift dann Freilich der deutſchen Reichsgewalt bereits im Mittelalter gelungen ; dagegen vie 
weitern Verſuche ber deutſchen Gentralgewalt in ven legten Jahrhunderten des Mittelalters, pas 
Verbältnig von Staat und Kirche auf veränderter Grundlage herzuftellen, blieb ohne Erfolg ; nur 
in ben kräftig aufftrebenden Territorien gelang es ſchon im Mittelalter, nicht blos die Kompetenz 
der Kirche wiederum in etwas einzufchränfen, fondern auch ein wirkſames Majeftätdrecht gegen: 
über der Kirche wieder in Anwendung zu bringen. Durch die weitere Ausbildung des modernen 
Staats, durch den eigenthümlichen Gang, den in Deutichland und anderswo die Reformation 
nahm, endlich durch innere Verfaffungstämpfe auf ven Boden ver katholiſchen Kirche gelang es 
in den folgenden Jahrhunderten, die begonnene Umgeſtaltung des Verhältniffes von Staat und 
Kirche in der angegebenen Richtung immer weiter zu führen. Es handelte ſich jedoch dabei meni: 
ger um eine Beichränfung ber kirchlichen Functionen, ald vielmehr um eine frenge linterorb- 
nung der firhlihen Organe, und wenn die proteftantifche Kirche, von Anfang an mit dem Staat 
identiſch, ſtets territorialiftifch regiert war, fo zeigt und der Gallifanismus in Frankreich und 
mebr nod der Joſephinismus in Ofterreich und in den katholiſchen Ländern des Deutfchen Reichs 
eine Stellung der katholiſchen Kirche, wonach diefelbe theild einem weitreichenden ftaatlichen Auf: 
Ähtörebte, einem umfaflenden Syileme von Präventivmafregeln unterworfen war, ald deſſen 
Ausflug beſonders das Placet, der recursus ab abusu, die Aufſicht über die kirchliche Ver: 
mögenöverwaltung und Stellenbefegung hervorzuheben find, theils aber geradezu mie die prote= 
Hantifhe Kirche von Staats wegen regiert wurde, wie dad namentlich in Oſterreich geſchah, wo 
ale firhlichen Anorbnungen bis zu ber Hausordnung in den Klöftern herab, ſelbſt die Art und 
Weiſe der Feier Des Gottesdienſtes durch kaiſerliche Hofdeerete feſtgeſtellt, das Kirchengut für 
Sraatögut, die Seminare für Staatsanſtalten erklärt wurden, ein Syſtem, welches denn zu ſei— 
ner legten Ausbildung durd die Einjegung eigener Staatskirchenbehörden in mehreren deut: 
den Ländern, fogenannter Fatholifcher Oberfirhenräthe, gelangt ift, die nicht etwa Behörden 
"ur die Verwaltung der Kirchenhoheit, fondern großentheilä für die Verwaltung ded Kirchen— 
"giments waren. Zulegt wurden dann zu Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts durch die 
Abtretung des linken Rheinuferd und die Säcularifation des Reichsdeputationshauptſchluſſes 
and die äußern Diöceſanverhältniſſe ver katholiſchen Kirche in äußerfte Verwirrung gebracht, 
und alle Verſuche, welche zu einer Neubegrenzung der veutfchen Diöcefen gleich damals gemacht 
wurden, blieben ohne jeven Erfolg; vergebens wandte fi der Papſt Bius VII. an den erften 
&onful der Branzöfifchen Republik, dieſer benugte das blos, um dem Papſt die Reife nad) Paris 
vr Raiferfrönung annehmbar zu machen ; vergebens fandte ver Bapft in der Perfon des Garbi- 
nals della Genga, nachherigen Leo XII., einen Nuntius an den Regendburger Reichötag, der eben 
"06 zur rechten Zeit fam, um den Untergang ded Deutfchen Reichs mit anzufehen ; vergebens ver: 
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fuchte man eine fpecielle Verhandlung mit Baiern und Würtemberg, beivemal ſcheiterte dieſelbe 
an dem Umſtande, daß die Staatregierungen bei dieſer Gelegenheit eine Anerkennung der Curie 
für das innere Syſtem von Staat und Kirche beanſpruchten, welches ſich bei ihnen ausgebildet 
hatte, und daß die Gurie darauf nicht eingehen wollte; von feiten Baierns erflärte man, Die 
Mote des Cardinal-Staatsſecretärs fei ein höchſt oberflächliches diſſertes Machwerk, eine bloße 
Wiederholung ver von feinem aufgeflärten Ranoniften mehr ftatuirten, von feinem orbentlid 
organifirten Staate mehr geduldeten römifhen Theorie, das Papſtthum werde in bleibendem 
Kampfe mit der weltlichen Herrſchergewalt und mit dem Geifte des Jahrhunderts feinem Unter: 
gange entgegengeben; und von feiten Würtembergd wünfchte man dem Nuntius „eine glückliche 
Reife” mit der Erklärung, daß der König die Unterhandlungen nie wieder anfnüpfen und auf 
eigener Mahtvolltommenheit handeln würde; vergebens war es ferner, wenn verſucht wurde, 
ein Goncorbat für den geſammten Rheinbund zu Stande zu bringen, woran im Winter von 
1807 gearbeitet wurde; und vergebens waren endlich aud die Bemühungen auf dem Wiener 
Eongreß, zuden Grundzügen einer Wieverherftellung zu gelangen, indem es zu einer Cinrückung 
eines verartigen Artikels in die Bundedacte, wie wir bereitd erwähnt haben, nicht gefommen iſt 
Die Verwirrung hatte fi unter diefen Umftänden natürlich allerorten gefteigert, indem nir: 
gends Kapitelergänzt, vacante Bifhofsftühle wieder befegt wurden, ſodaß Graf Spiegel, alt 
man ihm 1821 die Ernennung zum Erzbifhof von Köln anbot, ohne Übertreibung erflären 
konnte, die Glaubenslehre abgerechnet, fei alled andere daraufgegangen und müfle gleichſam 
von neuem aufgerichtet, wie aus den Trümmern hervorgezogen werben. 

Es folgte nun in ver nächſten Zeit eine Reihe von Negotiationen einzelner deutſcher Regie: 
rungen mit der Roͤmiſchen Curie. Die Verhandlung mit Baiern, die am früheften zu einem Re: 
fultat führte, unterfcheivet fi) von den übrigen dadurch, daß nicht blos eine Verftändigung übe: 
die Äußere Neubegrenzung der Bisthümer und was damit im nächſten Zufammenhange ftebı, 
fondern au über die innern Fragen des Verhältniffes von Staat und Kirche herbeigeführt 
wurbe. Diefe Verftändigung liegt in dem Concordat vom 5. Juni 1817 vor, und iſt wefentliä 
in eurialiftifhem Sinne erfolgt. Man braucht nicht gerade die Aufregung zu theilen, in Die An 
ſelm v. Feuerbach damals gerathen ift, aber man wird allerdings behaupten müffen, daß mit eine 
getreuen Vollziehung des Goncordats vie unveräußerlichften Nechte der Staatsgewalt ſowie bir 
ganze rechtliche Stellung der proteftantifchen Kirche in Baiern auf das bevenflichfte geführbet fein 
würden. Gine getreue Vollziehung des Concordats ift aber eben nicht erfolgt; die Publicatior 
des Concordats gefhah namlich in Verbindung mit der Publication des Edicts „über die außer 
Rechtsverhaͤltniſſe der Einwohner des Königreich8 in Bezug auf Religion und kirchliche Geſell 
ſchaft'', welches wiederum einen integrirenden Theil der bairifhen Verfaffungsurfunde vom 
26. Mai 1818 (Beilage 2) bildet, und zwar erfheint dad Concordat ald Anhang zu dem Edict, 
ſodaß das Ediet im Zweifel maßgebend ift, falls Widerfprüche vorhanden wären; ſolche Wider: 
forüche find nun im meiteften Umfange vorhanden, indem das Ediet im fhroffiten Gegenſatze 
zum Goncorbat eine jehr energifche Geltendmahung des landeöherrlihen Majeftätsrechts ent⸗ 
hält. So jehr nun aber auch, nachdem das Concordat einmal zum Abſchluß gefommen war. | 
diefer Ausweg gebilligt werden mag, fo jehr mirb man doch auf der andern Seite bedauern 
müflen, daß ein derartiger Ausweg überhaupt nothwendig war; keineswegs ift die Würde der 
Staatögewalt damals in fleckenloſer Neinheit bewahrt, fondern es find die Forderungen ber 
öffentlichen Moral verlegt worden, und die Erflärungen endlich, zu denen fih damals ver Köniz 
von Baiern auf den Eonftitutionseid genöthigt ſah, laffen lebhaft bevauern, vah man napo- 
leunifhe Wege eingefhlagen hatte, ohne ſich doch im entfcheidenden Moment die Kraft zuge: 
trauen, rückſichtslos auf denselben vorzugehen. 

Bon ganz befonderer Bedeutung war eine Neuordnung der Verhältniffe ver katholiſchen 
Kirche für die Ruhe und Wohlfahrt des preußifchen Staats; denn gerade diejenigen Länvercom: 
plere, die im Often und Weften ver Monarchie neu gewonnen waren und um deren allmählich: 
Afjimilirung es ſich handelte, gerade diefe hatten überwiegend Fatbolifche Bevölkerung. Und in: 
fofern würdigte man auch diefe Sachlage in den leitenden Kreifen durchaus, als Fein geringerer 
Mann wie Niebuhr dazu auserfehen wurde, die betreffenden Verhandlungen in Rom zu leiten, 
der auch ſchon im Jahre 1816 nad Rom abging, auf der Durchreiſe in Verona in der Biblie- 
thek des dortigen Domfapiteld den Gajus entdeckend. ber die Grundlage ver VBerhbandlimgen 
konnte man fi aber in Berlin die nächſten Jahre hindurch nicht einigen, indem dad auswärtige 

Minifterium eine Verhandlung über das Verhältniß von Staat und Kirche im ganzen Umfang: 
verlangte, während im Cultusminiſterium, durch Niebuhr's Berichte unterftügt, die Anſicht wor: 
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hertſchte, daß eine Einigung in ſolchem Umfange ein unmögliches Beginnen fein werde, daß man 
fi) vielmehr darauf beſchränken müfle, eine Verftändigung über die Gircumfeription der Bis 
thümer herbeizuführen. Endlich im Sommer 1820 gingen bie im legtern Sinne abgefaßten In- 
fiructionen nah Rom ab, und die Berhandlungen nahmen nun einen ziemlich rafhen Verlauf, 
indem einige ſchwierigere Punkte bei einer Anwefenheit des Stantöfanzlerd, ver vom Congreß 
von Laibah einen Abſtecher nah Rom gemacht hatte, im Mai 1821 ihre Erledigung fanden ; fo 
fam es unterm 16. Juli 1821 zum Abſchluß der preußifhen Gircumferiptiondbufle De salute 
animarum, durch welche zwei Erzbisthümer, nämlich Köln mit ven Suffraganbisthümern Trier, 
Paderborn und Münfter, und Gneſen-Poſen mit dem Suffraganbistfum Kulm, ferner zwei 
eremte Bisthümer, Ermland und Breslau, errichter, auch Beftimmung über die Dotation, 
welche fehr reichlich bemeflen war, über die Befegung der biſchöflichen Stühle (Kapitelwahl unter 
Bezeichnung von personae minus gratae) und über die Befegung der Kapitelftellen getroffen 
wurde, und welche durch Gabinetöorbre vom 23. Aug. 1821 die föniglihe Sanction erhielt 
„ald bleibended Statut der katholiſchen Kirche des Staat#’’, vermöge ber „Majeſtätsrechte““ und 
„unbeſchadet verfelben, ſowie unbeſchadet der Unterthanen ver evangelifchen Religion une ver 
evangeliſchen Kirche des Staats“. 

Von ſeiten der hannoveriſchen Regierung hatte man urſprünglich, als im Jahre 1816 eine 
Geſandtſchaft nah Rom abgefertigt wurde, die Abſicht gehabt, ein umfaſſendes Concordat über 
alle Fragen des Verhältniſſes von Staat und Kirche abzuſchließen; demgemäß kam zu Ende 
des Jahtes 1818 etwas dem bairiſchen Concordat ganz Ahnliches zu Stande; dad Project 
wurde aber von der Regierung verworfen, der Gefandte Hr. v. Ompteda abberufen; fein Nadh- 
folger, Hr. v. Reden, begann nun zwar feit Anfang des Jahres 1820 die Verhandlungen auf 
jener umfaflenden Grundlage von neuen, es zeigte jidh jedoch bald, daß man auf dieſem Wege 
niemald zu einer Vereinbarung gelangen würde, und jo entichloß fih Hannover nad fünfjührt- 
gen vergeblihen Verhandlungen in Mai 1822, dem Beifpiele Preußens zu folgen und lebig- 
lich eine Neubegrenzung der Bidthümer herbeizuführen. Es hielt num aber anfangs ſchwer, 
die Gurie zu folden neuen Verhandlungen überhaupt zu bewegen; es gelang dann zwar, daß 
man fi fur; vor dem Tode Pius’ VII. einigte, doc erhob nun der neue Papft Leo XII. an: 
fange Bedenken zu ratifleiren, und ext durch Bermittelung Bunſen's fam man zum vefinitiven 
Abſchluß. Die hannoveriſche Eircumferiptionsbulle Impensa Romanorum vom 26. März 
1824 errichtete die beiden Bisthümer Hildesheim und Osnabrüd, die beide unmittelbar unter 
dem Papfte ſtehen jollten, mir dem Vorbehalt, daß die Erection von Odnabrüd jo lange fus- 
vendirt bleiben folle, ald His die zur Fundation nöthigen Geldmittel vorhanden fein würden, 

welcht Srection erſt im Jahre 1857 flattgefunven hat, bis zu weldher Zeit der Biſchof von Hil- 
deöheim ald Adminiftrator von Odnabrüd fungirte, indem er die Didcefanregierung durch einen 
Weihbiſchof und Generalvicar ausüben lief. Der übrige Theil der Bulle ſtimmt mit dem der 
preußiſchen in Form und Inhalt überein, aud erhielt dieſelbe gleich jener die Fönigliche Gench- 
migung dur eine befondere königliche Verfügung, die Georg IV. zu Garltorihoufe unterm 
20. Mai 1824 erließ. 

Einen ganz eigenthümlichen Verlauf nahmen endlich die Verhandlungen, die zu der Grün 
dung der Oberrheinifhen Kirdenprovinz führten. Am 24. März 1818 waren in Frank— 
furt a. M unter dem Borjig des würtembergifchen Bundedtagsgefandten v. Wangenheim Bera- 
tungen eröffnet worben, an denen fich, außer den fpäter zur Oberrheiniſchen Kirhenprovinz ver- 
tinigten Staaten, auch noch die Regierungen einiger norbdeutfcher Gebiete, wie Medlenburgs, 
Dipenburgs u. ſ. w., betheiligten; es waren fämmtlih Staaten mit proteftantifhen Landes— 
derren, ausgenommen Hohenzollern, und mit überwiegend proteftantifcher Bevölferung, aus⸗ 
genommen Baden, und es jollte hier der Verſuch gemacht werden, eine Neuordnung des Ber: 
hältniffes von Staat und Kirche auf Grundlage epifkopaliftifper und jofephiniftifher Theorien 
unter ausdrücklicher Zuflimmung der Nömifchen Curie herbeizuführen. Es gelang nun zwar 
ſcht ſchnell zwifchen den bei der Gonferenz betheiligten Regierungen ein @inverftändniß zu be: 
kerfftelligen, indem man fih über gewifle „Orundzüge‘einigte, deren Hauptinhalt in Bormeiner 
Declaration gefaßt wurde, welche nun durch eine Deputation, beftehend aus dem würtembergi: 
Wen und badiſchen Bevollmächtigten, dem Papſt nicht etwa zur Verhandlung, fondern zur 
Anfahen Annahme überreicht wurde. Lange lief man die Gefandtihaft in Rom ohne alle 
rt, fie war ſchon im Begriff, nah fünfmonatlihem Warten wieder abzureifen, ald ihr bie 
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dei sentimenti di sua santita, überreicht wurde, in der man ſich paͤpſtlicherſeits ausführlich über 
alle in ver Declaration berührten Punkte und alfo über das gefammte Verhältniß von Staat 
und Kirche ausſprach, weshalb dieſes Actenftüd als ausführliche Darlegung des curialiftifchen 
Standpunkts eine bleibende Bebeutung hat; der Inhalt läßt fi durch Conſalvi's Worte an die 
Gefandten: „Man, fcheint ven Papſt für einen Türken und den römifchen Hof für die ottomani— 
ſche Pforte zu halten”, annähernd harafterifiren. Indem die Poftulate der Regierungen voll: 
ſtändig zurüdgewiefen wurden, fo hatte ſich do die Curie zu weitern Verhandlungen über die 
Gircumfeription der Bisthümer bereit erflärt, und obgleih man urfprünglid im Kreife ver 
franffurter Gonferenzen beabſichtigt hatte, im Falle einer Zurüdweifung von feiten der Gurie in 
allen Stüden einfeitig vorzugehen, fo ging man doch bereitwillig auf dieſen Vorſchlag ein, da fid 
inzwifchen die Schwierigkeiten herausgeftellt hatten, die mit einem einfeitigen Vorgehen prote: 
ftantifher Negierungen bei einer Erection von Bisthümern verbunden fein würden. So fam es 
zu der Stiftungsbulle der Oberrheinifhen Kirhenprovinz Provida sollersque vom 16. Aug. 
1821, wonad unter einem Erzbisthum Freiburg, deſſen Diöcefanfprengel das Grofherzogthum 
Baden und die hohenzollernſchen Fürſtenthümer fein ſollten, die Bisthümer Rottenburg für 
Mürtemberg, Limburg für Naffau und Frankfurt, Mainz für das Großherzogthum Heſſen, 
Fulda für Kurbeffen und Sahfen- Weimar eingerichtet wurden. Es fehlte nur aber in ber 
Bulle ganz an nähern Beftimmungen über Befegung der Biſchofsſtühle und Kapitel, dazu 
waren weitere Verhandlungen nothwendig. Diefe wurden von der Eurie dazu benußt, um ge- 
wiſſe Anſprüche hinſichtlich der freien Bewegung der Kirche gegenüber ver Stantögewalt geltend 
zu maden, und die Ergänzungdbulle ad dominici gregis custodiam vom 11. April 1827 
führt eine Reihe folder Beftimmungen ausdrücklich auf. Indeß die Beftätigung diefer Bulle 
feitend der Regierungen geihah nur unter Ausschluß jener Beftimmungen, und nachdem bie 
Einrichtung der Provinz vollendet war, fo erfolgte unterm 30. Jan. 1830 übereinftimmenb in 
ben einzelnen Staaten ein landesherrliches Ediet, durch welches im Anſchluß an die franffurter 
GEonferengbeihlüffe das Majeſtätsrecht des Staats über die Kirche in einer der freien kirchlichen 
Bewegung allerdings ſehr wenig günftigen Weife feftgeftellt wurde. Es ift nun nicht blos zu 
bedauern, daß die Regulirung des Verhältniſſes von Staat und Kirche nad) den Beftimmun: 
gen jened Ediets wirfli eine fehr engherzige, durdhaus ungenügende war, ſondern auch daß 
man dabei der Mitwirkung ver Kammern entbehren zu können glaubte und im Verordnungs— 
wege vorging; durch beides murbe fpäter die MWiderftandsfähigkeit der Negierungen fehr ge: 
ſchwächt. Schon damals forderte der Papft Pius VII. in einem Breve Pervenerat non ita 
pridem vom 10. Juni 1831, in weldem er die Edicte ald vertragswidrig und nichtig bezeidh- 
nete, in ſehr ftarfen Ausprüden die Biſchöfe der Oberrheinifchen Kirchenprovinz auf, „den pro- 
fanen Neuerungen zu ſteuern“. Die Bifhöfe hielten fi zwar damals ruhig, aber e8 fam dann 
die Zeit, wo fie zu handeln begannen. 

Nirgende war ed bei Gelegenheit der Verhandlungen über die Herftellung der zerflörten 
äußern Kirchengewalt wirklich zu einer Imgeftaltung des Verhältniffes von Staat und Kirde 
gefommen, und au in der nädhftfolgenden Zeit wurden nur ganz vereinzelte Erfolge erzielt, 
mie 3. B. im Jahre 1841 in Preußen einiges von der Strenge des Placetö und des Verbotsé des 
Verkehrs mit Rom nachgelaſſen wurde. Cine tiefgehende Umgeftaltung ift erft durch die Bewe— 
gungen bes Jahre 1848 herbeigeführt worden. Im Detober und November jenes Jahres fand 
zu Würzburg eine Zufammenfunft dei gefammten deutſchen Epiſkopats jtatt; man würde von 
einem Nationalconeil fprechen fönnen, wenn eine Betheiligung bed Bapftes bei vom Zufammen: 
tritt ftattgefunden bätte; jo war es bloß ein firdhenpolitifcher Act, ohne formelle, aber von um 
jo größerer materieller Bebeutung; in den Actenſtücken, die damals abgefaßt und unter: 
ſchrieben wurden, ift das officielle Programm für die Beftrebungen der deutfchen Bifchöfe bin: 
ſichtlich des Verbältniffee von Kirche und Staat aufgeftellt worden. Ausgehend einerfeitt von 
einem energifhen Befenntniß zum Papalſyſtem und andererfeitö von der Thatſache, daß frit den 
Märzftürmen, wo die Throne geſchwankt hätten, in allen Ländern eine allgemeine Befreiung von 
ftaatliher Besormundung eingetreten fei, von der auch die Kirche, die von jeher dem wahren 
Fortſchritt gehuldigt habe, nicht ausgeſchloſſen werben molle, wurden zweierlei Korberungen er— 
hoben: auf der einen Seite verlangte man freie Selbftverwaltung der Kirche, namentlih in 
Bezug auf die kirchliche Stelfenbefegung, die kirchliche Vermögensverwaltung, bie freie kirchliche 
Bewegung überhaupt, womit das Placet in Widerſpruch ſtände, welches noch dazu dem deutſchen 
Gharafter, deſſen Treue fprihmwörtlich fei, widerftrebe; auf der andern Seite aber wirt Gin- 
forud erhoben gegen bie Trennung von Staat und Kirche, indem die Kirche denjenigen Wir— 
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kungätrei behalten will, den fle bisher gehabt hat; fie will namentlich ihren Einfluß auf pas 
Unterritöwefen beibehalten, denn es ſei ver Kirche gefagt: Gehet hin und Iehret alle Völker; 
fie will ferner dad Armenwefen unter ihrer Gontrole behalten und ftellt zum Lohne dafür vie Lö— 
fung der forialen Frage in Ausſicht; manches andere, was nachher zu lebhaften Kämpfen Veran 
Ioffung gegeben hat, wie Gerichtöbarfeit in Cheſachen, wird nicht einmal erwähnt. Die Kirche 
will alfo, was auch in einzelnen bifhöflichen Denkſchriften gegenüber ven einzelnen Regierungen 
in ber folgenden Zeit zur Genüge ausgeführt wirb, keineswegs auf ihr inneres Gebiet des Got: 
tesdienſtes und der Lehre beſchränkt fein, vielmehr ihren ganzen Wirkungskreis im äußern 
Rebisleben beibehalten, aber dabei unabhängig von jeder ftaatlichen Gontrole fein. 

68 fragt fih, wie man ſich gegenüber diefen Forderungen von feiten des Staats verhielt. 
Wir ſtoßen da zunächſt auf die Beftimmungen der deutfchen Grundrechte, die, wenn fie auch als 
ſolche eine formelle Bedeutung für die Folgezeit nicht gehabt haben, doch von nachhaltigſter Ein— 
wirkung auf dieſe Berhältniffe gewefen find. Die veutfchen Grundrechte haben in ber richtigen 
Erfenntmiß, daß die Kirche im conflitutionellen Staate des 19. Jahrhunderts nicht in gleicher 
Beife regiert werben fönne, wie früher unter ber Herrfchaft des ftaatlihen Abſolutismus und 
ver Staatöcompetenz, wo alle felbftändigen Lebenskreiſe unterdrückt und abforbirt waren, das 
Prineip aufgeftellt, daß jede Religiondgefellfhaft ihre Angelegenheiten felbftändig orbnet und 
verwaltet, daß alfo nicht blos die vom Staat geübte Kirchengewalt, jondern aud das Majeftäts- 
teht ded Staats über die Kirche in der biäherigen Ausdehnung nicht ferner ftattfinden folle. 
Aber indem nun die Kirche ald ein Reich eigenen Lebens vom Staate emancipirt wurde, haben 
die Grundrechte doch auch andererfeitö die völlige Trennung von Staat und Kirche vollzogen, 
d. h. die Kirche auf ihr eigenes Gebiet eingefhränft, ihr jede Wirkfamfeit im ftaatlihen Rechts— 
leben verfagt, namentlid das Unterrichtsweſen der Kirche abgeſprochen, und Eivilehe nebft 
Eiritftandsregiftern eingeführt. 

Dem Softem der Grundrechte am nächſten fteht das Syſtem der preußiihen Verfaffung. 

Es wird in ver Verfaffung nicht blos das Prineip ver Freiheit ver Kirche ausgeſprochen, fondern 
es werden zugleich auch die Hauptfächlichften Conſequenzen dieſes Principe ausdrücklich verbürgt, 
ed ſoll namentlih das Placet fernerhin nicht mehr ftattfinden, der Verkehr mit Rom foll freige: 
geben fein, der Einfluß des Staats auf die kirchliche Stellenbefegung foll fünftig wegfallen. Es 
baben ji dann weiter im Laufe der Zeit in der Bermaltung noch folgende Eonfequenzen heraus⸗ 
geftellt: ver Staat übt gegenwärtig feine Gontrolemehr über die Vorbildung der Geiftlichen, weder 
über die Seminare noch über das Prüfungswefen, insbefondere Fann die Vorbildung aud außer: 
Halb Landes geſucht werben, und wenn im Jahre 1852 ein Minifterialerlaß das Studium im Eol- 
legium Germanicum zu Rom oder andern der Propaganda gehörigen oder von Jefuiten geleiteten 
Anftalten von einer befondern minifteriellen Erlaubniß abhängig macht, fo ift man fpäter wieder 
davon zurüdgefommen; ed hat ferner der Staat feine weitere Ginwirfung auf die Abhaltung von 
Mifjionen, als diejenigen, die ihm durch das Vereindgefeg eingeräumt ift, und als im Jahre 
1852 die Abhaltung jefuitifcher Miffionen in folden Fatholifchen Gemeinden, die inmitten der 
proteftantiihen Bevölferung lagen, allgemein verboten wurden, weil der Verdacht nahe läge, 
daß bier ganz andere Zwecke als die religidfe Einwirlung auf die Fatholifche Gemeinde ver— 
folgt würden, jo ift e8 gerade die verfaffungstreue Partei geweſen, Männer wie Wenpel und 
Berbmann:Hollmeg, die id) im Sinne des Waldbott-Baſſenheim'ſchen Antrags gegen die Maß: 
vegel der Regierung audfpraden ; e8 müflen ferner Klöfter und geiflliche Orden aller Art ftaatd- 
ſeitig zugelaffen werden, eine befondere Erlaubniß ift nicht nothwendig, maßgebend ift ledig: 
lich die Affociationdfreiheit und das Vereinsgeſetz. Es zeigt ſich indeß Hierbei recht deutlich, 
wie dieſe Freiheit ihr Correctiv in ſich felbft trägt, denn ſolche Geſellſchaften find denn eben nur 
Produrte ver Brivatfreiheit, denen blos die Bedeutung einfacher Sorietäten innewohnt, ohne daß 
hnen juriftifche Verfönlichkeit zufommt; Corporationsrechte, ohne welche Klöfter und Orden 
nur eine ſehr unvollfonnmene Beftalt haben, müffen ihnen durch befondere Gefege ausdrücklich 
beigelegt werben; und da dies bisher nicht gefhehen ift, fo bleibt folhen Inftituten nichts 
übrig, als ſich durch fimulirte Rechtsögeſchäfte zu helfen, indem Perfonen von ergebener Ge: 
innung ald Subjecte der fraglichen Vermögenscomplexe erfcheinen , wodurch freilich in manchen 
* Tällen dafjelbe Refultat erreicht werden kann. Auf der andern Geite ift nun aber in Preußen 
Be Kirche mehr ald früher auf ihr eigenes Gebiet eingefhränft worden, namentlich ift durch die 
Verordnung vom 2. Jan, 1849, die neue Gerichtöorganifation betreffend, die bifchöfliche Ehe: 
zerichtsbarkeit aufgehoben worden; und infofern in Art. 86 und 87 der EN vor: 
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geſchrieben ift, daß alle Gericptöbarfeit im Namen des Königs durch von ihm ernannte Rich— 
ter ausgeübt werben jolle, muß fogar behauptet werden, daß eine etwaige Wiedereinführung 
der bifchöflichen Ehegerichtsbarkeit eine Berfaflungsänderung involviren würde. Übrigens bleibt 
ed natürlich ver Kirche nad} wie vor unbenommen, ihre Gerichtäbarfeit im fogenannten innern 
Forum geltend zu maden, d. h. die Gewiſſen ihrer Angehörigen dadurch zu binden, die Staats: 
gerichte find fogar angewiejen, der Nequijition der geiftlihen Behörden, um eidliche Verneh— 
mung von Zeugen und um Einziehung von Koften, Genüge zu leiften; indeß obgleih damit 
bis an die äußerſte Grenze der Connivenz vorgegangen ift, To fehlt doch einer ſolchen Gerichts 
barfeit noch immer das, mas den Gharafter aller wahren Gerichtsbarkeit ausmacht, der Zwang. 
Wir wenden und zur Betrachtung der Dinge in Sſterreich. Hier waren zu Anfang des 
gegenwärtigen Jahrhunderts die äußern Diöceſanverhältniſſe von den Stürmen der Zeit un— 
berührt geblieben, und fo fehlte ed auch nach ver Wiederherſtellung der öffentlichen Rechtsord⸗ 
nung an jeder Öelegenheit, Das gerade hier zu befonders vollendetem Ausdruck gelangte Syſtem 
ſtaatlichen Majeſtätsrechts auzugreifen ; die Aufrechthaltung des Beftehenden und namentlich die 
Aufrehthaltung des ftaatlichen Abfolutismus war auf diefem wie auf allen allen andern Ge: 
bieten die Tendenz Metternich'ſcher Politik. Erſt das Jahr 1845 führte einen Syſtemwechſel 
herbei; fhon im Sommer jenes Jahres trat der öſterreichiſche Epiſſopat mit Anträgen und 
Denkſchriften hervor, und ganz ähnlich wie in Preußen vegulirte die öfterreichifche Verfaflung 
vom 4. März 1849 und die auf Orundlage derjelben ergangenen Verordnungen vom 18. und 
23. April 1850 das Verhältnig von Kirche und Staat. Indeß eine ganz neue Wendung in 
diejer Entwidelung wurde dann herbeigeführt dur die Wendung, welche der öſterreichiſchen 
Rechtsentwickelung überhaupt in den folgenden Jahren zu Theil wurde. Zwar ald durch kaiſer— 
lihed Patent vom 31. Dec. 1851 die Berfaffungsurfunde wieder aufgehoben wurde, weil fie 
„nach dem Ergebniß der gepflogenen Berathungen weder in ihren Grundlagen ven Berhältniflen 
des Öfterreichifchen Kaiſerſtaats angemeffen, no in dem Zufammenhang ihrer Beflimmungen 
ausführbar ſich vargeftellt Habe’, wurde ausdrücklich erklärt, daß jede Kirchen: und Religions— 
gefellfhaft in ver jelbfländigen Anordnung ihrer Angelegenheiten gefhügt und erhalten wer: 
den folle. Eine Wendung erfolgte trogdem; indem nämlih DOfterreih damals den Verſuch 
aufgab, fein disparates Völfergemifh durch conftitutionelle Staatdeinrichtungen und par: 
lamentarifche Inftitutionen zufammenzuhalten und zu regieren, jo beburfte das bureaufra- 
tiſche Centraliſationsſyſtem ded Minifterd Bad, welches nun an die Stelle trat, der Beihülfe der 
Fatholifchen Kirche; wenn ed mit gemeinfamer Freiheit nicht ging, fo ging es vielleicht mit ge: 
meinfamer Knechtſchaft, aber dazu reichten die flaatlihen Organe nidht aus, man mußte 
ſich entſchließen, den Papft zum Mitregenten in Ofterreih zu machen, das Oberhaupt der: 
jenigen Kirche, welche für die große Mehrheit ver linterthanen ein gemeinfanes Band iſt. So 
fam nad mehrjährigen Verhandlungen unterm 18. Aug. 1855 zu Wien dus öfterreihiiche Con: 
cordat zum Abſchluß, welches nichtd weniger als ein unbedachtſames Impromptu iſt, vielmebr 
in dem ganzen damaligen Regierungsfgftem feine nothwendige Stelle hat. Volle kirchliche 
Selbfiverwaltung unter Aufhebung der bevormundenden Maßregeln früherer Zeit findet fi 
natürlich aud hier, aber das ift nicht das Eharafteriftifche des öſterreichiſchen Concordats, weder 
gegenüber dem Zuftande der legten Jahre in ſterreich, noch gegenüber ben preußiſchen Zu: 
ſtänden; im Gegentheil, Breußen gegenüber ift die Selbftverwaltung auf einem, und zwar einem 
fehr wichtigen Punkte, eine befcpränktere, in Bezug nämlich auf die kirchliche Stellenbejegung, 
infofern dem Kaifer die Ernennung der Erzbifchöfe und Bifchöfe zugeflanvden, ihm auch 
ein Antheil an der Befegung ver Kapitelftellen gewährt ift. Das Eigenthümliche des Öfter- 
reichiſchen Goncordats beruht auf dem Umfange der kirchlichen Kompetenz im äußern Rechts— 
leben, die den Bifhöfen trog ihrer unabhängigen Stellung theild gelaffen, theild aber fogar 
neu gewährt wurde. So gebührt ven Öfterreichifchen Bifhöfen nicht blos die Ehegerichtsbar— 
keit, ſondern auf eine Strafgerichtöbarfeit über Kirchenvergehen der Laien und über Amts: 
und Standeövergehen der Klerifer, und der Staat ift verpflichtet, zur Zwangdvollfiredtung 
Hülfe zu leiflen, ohne daß er fich vorher von der Gerechtigkeit folder Urtheile zu überzeugen 
hätte; nur auf die rein weltlichen Civil- und Strafſachen der Kleriker foll jih die Compe— 
ten; der kirchlichen Gerichtsbarkeit nicht beziehen, diefe werben, „mit Rüdjicht auf die Zeit- 
verhältniſſe““, den weltlihen Gerichten überwieien, ſodaß ein privilegirter Gerichtsſtand für 
bie Öfterreichifchen Geiſtlichen niche mebr befteht, auch eine Einmiſchung des Biſchofs in den 
eigentlichen Rechtsgang nicht ſtattfinden ſoll. Sehr ausgedehnt iR dann die Herrſchaft der Kirche 
in dem Bereiche der Bildungsinsereifen, in Bezug auf Erziehungsweſen und Schulen. Nicht 
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bloß der Unterricht des Klerus ift im ganzen Umfange in die Hand des Biſchofs gelegt, der alfo 
namentlih in den Seminarien frei falten und walten kann, fondern ebenfo auch der Religions- 
unterricht der Laien auf allen Stufen, ſodaß der Bifchof für alle Religionslehrer mit Einſchluß 
der Profefforen der theologifhen Facultäten die Vollmacht ertheilt und beliebig widerrufen darf. 
Bas dann den Brofanunterricht betrifft, fo find zunächft die Volksſchulen der kirchlichen Verwal: 
tung völlig überlafien worden, hinſichtlich der Oymnafien und Mittelfchulen (mediae scholae) 
findet Ach die Beftimmung, daß nur Katholiken ald Lehrer in denfelben zugelaflen werben follen, 
iofern nicht bei ver Fundation ausprüdlid etwas anderes feflgefegt worden ift. Die Univerfi- 
täten endlich find, abgefehen von der eigenthümlidhen Stellung der theologifhen Facultäten, 
durh das Concordat nicht direct berührt worden, doch find auch im diefer Hinfidht neben dem 
Goncordat einige der Kirche günſtige Beftimmungen getroffen worden, wie z. B. daß die Uni: 
verfirät Beth, weil fie nod im vorigen Jahrhundert aus firdlichen Mitteln dotirt ift, einen 
rein katholiſchen Charakter haben folle, jowie daß es den Bifchdfen freiftehen ſolle, mit ihren 
Mitteln eine katholiſche Univerfität zu gründen u. f. w. 

Wiederum zu andern Feflfegungen haben die langdauernden Kämpfe geführt, die in der 
dberrheiniſchen Kirchenprovinz über das Verhältniß von Staat und Kirche entbrannt find, und 
die wenigftend in Baden und Württemberg einen vorläufigen Abfchluß erreicht haben. Wir fön- 
nen die in jeder Hinfiht intereffante Entwidelung dieſer Verhältniffe hier nicht ins einzelne 
vriolgen; nur fo viel mag hervorgehoben werden, dag zu Anfang des Jahres 1851 der Epi: 
viſtopat der Oberrheinifchen Kirchenprovinz auf Grundlage ded würzburger Programms feine 
Forberungen formulirte, daß die Regierungen in ihrer geneinfamen zwei Jahre fpäter erfolgen: 
den Antwort nur auf einzelnen Punkten ſich zu Gonceffionen verflanden und im ganzen eine ab: 
lehnende Haltung beobachteten, daß darauf hin von feiten der Bifchöfe eine offene Auflehnung 

gegen das ftaatlihe Majeftätsreht unternommen wurde, meldye# ihnen blos ald eine wiberredht: 

lie Ihatfahe galt, und daf dann die würtembergifche Regierung fofort, die badifche erft nad: 

dem es zu einer offenen Auflehnung bed Erzbiſchofs von Breiburg gefonmen war, in Unterhanp: 
lungen mit der Kirhengewalt eintraten, die den Abſchluß von Gonventionen mit der Römischen 
Eurie zur Folge hatten. Diefe beiden Eonventionen nun, ſowol die würtembergifche vom 8. April 
1857 als die badiſche vom 29. Juni 1859 ftellten nit blos, ähnlich wie in Preußen, eine 
Selbftändigfeit der Kirche in jehr weitem Imfange auf, fondern fie dehnten aud) die Competenz 
der Kirche außerordentlich meit ind äußere Rechtsleben hinein aus, indem fie namentlich eine 
kirchliche Gerichtsbarkeit in wefentlich demfelben Umfange wie in Äfterreich flatuirten und ſich 
bauprfählich nur dadurch von dem Öfterreihifchen Concordat unterfchieden, daß die Gymnaſien 
und Mittelſchulen nicht mit katholiſchen Lehrern befegt zu werben braudten, während dagegen 
der ganze Unterricht des Klerus und der Religionsunterricht der Laien völlig in die Hand der 
Pifhöfe gegeben war, und z. B. die fatholifch:theologifche Barultäten der Kandesuniverfitäten 
einer ſeht weitgehenden Ginwirfung ver Bifhöfe unterliegen follten; ja in Bezug auf Brei: 
burg als rein Eatholifche Univerſität follte ſich vie Bifchöfliche Controle auf die Lehrvorträge 
fämmtliher Kacultäten erftreden. Gegen dieſe Goncorvate erhob ſich denn aber in beiden Län: 
dern eine Oppofition in den Landesvertretungen, infolge deren ed im Mai 1861 in Baden, ein 
Jahr fpäter in Würtemberg zu einer Verwerfung derfelben fam, und man fih nun ftantöfritig 
eniihlog, die Megulirung des Verhältniffes von Staat und Kürche einfeitig zu bewirfen, was 
für Baden durch das Gefe vom 9. Oct. 1860, für Würtemberg durd) dad Grfeg vom 30. Jan. 
1862 geſchehen ift. Diefe beiden Gefege unterfheiden fih num zunächſt dadurch von den Prin: 
cipien der preußifchen Verfaflungsurfunde, daß darin keineswegs eine Selbftänbigfeit der 
Kirche in der Dort gewährten Ausdehnung zugeftanden worden ift; jo ift namentlich das Placet 
nicht aufgehoben, fondern nur die Anwendung deſſelben befhränft, es findet ſich ferner ein 
Einfluß des Staat? auf das Anftellungswefen und die Vorbildung der Geiftlichen bewahrt, 
auch iſt die Verwaltung des Kirchenwermögend keineswegs der Controle des Staatd entzogen, 
und ur Einführung geiftliher Orden bedarf e8 der ausprüdlichen Genehmigung ded Staats, 
in Bürtemberg zur Zulaffung der Iefuiten ſogar eines förmlichen Geſetzes. Was dann die der 
Kirche gewährte Kompetenz betrifft, fo unterſcheidet ſich darin dad würtembergifche von den ba= 
digen Geſetz ſehr weſentlich; jenes ſteht mehr auf öſterreichiſchem, dieſes mehr auf preußifchem 
Standpunkt, jenes fleht mehr, diefed weniger auf dem Standpunkte des vorhergegangenen Eon 
tordats, In Würtemberg nämlich ſteht der Kirche einmal die Gerichtsbarkeit in Eheſachen zu, 
Bir Hier allerdings ſtets in unumterbrochener Geltung geblieben ift, aber jegt fogar eine weitere 
edehnung auf die Beruohner der ehemale verberöfterreihifchen Lande, wo bis dahin die Jo: 
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ſephiniſche Geſetzgebung in Geltung geblieben war, erhalten Hat; es find zwar einzelne Ein— 
ſchränkungen Hinzugefügt, die jedoch das Princip nicht weiter berühren ; es ift ferner den Firch- 
lihen Obern eine Disciplinargerichtsbarfeit zugeftanden worden, und wenn nun auch) dieſelbe 
nit einigen Ginfhränfungen verfehen ift, fo ift doch eine Flare über alle Interpretationdkünfte 
erhabene Feftftellung eines recursus ab abusu nidt erfolgt; wirffamer find allerdings Die 
Gautelen, mit denen die Befugniffe des Biſchofs in Bezug auf den fatholifchen Religionsunter- 
richt einfchlieglich der Landesuniverjität umgeben jind. In Baden dagegen ift von kirchlicher 
Gerichtsbarkeit in Ehejachen überhaupt Feine Rede; im allgemeinen follen Verfügungen und 
Erkenntniſſe ver Kirchengewalt gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Perſon wider deren 
MWillen nur von der Staatögewwalt und nur unter der Vorausfegung vollzogen werben, daß 
fie von der zuftändigen Staatöbehörde für vollzugäreif erklärt worden ſind; ferner wird das 
Öffentliche Unterrichtöwefen vom Staate gelenkt, und andere Unterrichts: und Erziehungsanftal- 
ten ſtehen unter der Aufficht ver Staatdregierung ; die Kirchen find übrigens befugt, Bildungs- 
anftalten für den geiftlihen Stand zu errichten, aud) den Religionsunterricht für ihre Angebö- 
rigen zu übernehmen und zu bejorgen, jedoch unbeſchadet der einheitlihen Leitung der Unter: 
richts⸗ und Erziehungsanftalten. In den übrigen Staaten der Oberrheiniichen Kirchenprovinz 
ift ein definitiver Abſchluß noch nicht erfolgt. 

In Baiern ift ed allerdings auf Grund ber würzburger Beichlüffe zu einer Eingabe des 
Epiſkopats an die Regierung im October 1850 gekommen; die Regierung ift jevoh in 
ihrer Entſchließung vom 8. April 1852 nur in untergeorbneten Punkten auf die Wünfche des 
Epiffopats eingegangen, zu einer eigentlihen Abänderung des Evictd von 1818 war bfejelbe, 
da dies die Kraft eined Geſetzes hat, jogar einen integrirenden Theil der Verfaſſungsurkunde 
bildet, einfeitig gar nicht competent, ſodaß noch gegenwärtig in Baiern ein ausgedehntes 
Majeftätsrecht des Staats über die Kirche befteht. 

Endlid in Hannover fheint ed nicht einmal zu einer Eingabe der Biſchöfe an vie Regierung 
gekommen zu fein, obgleih fowol der Biſchof von Hildesheim als ver Weihbifhof von Osna— 
brüd dad würzburger Programm unterfchrieben haben; auch hier hätte die Ständeverfamm- 
lung zu einer Abänderung der fraglihen Beflimmungen concurriren müflen; einzelne Milve- 
rungen des ſtaatlichen Majeſtätsrechts waren bereitd dur das Verfaffungägeleg vom 5. Sept. 
1848, $$. 24—31, erfolgt. 

Vgl. Mejer, „Propaganda“, I, 352 fg. Gervinus, „Geſchichte des 19. Jahrhunderts“, 
U, 9, 47, Bluntſchli's „Staats-Wörterbuch“, V, 7O1 fg. Münd, „Sammlung aller Gon- 
cordate“ (2 Bde., Freiburg 1830— 31). (Höfler) „Concordat und Gonftitutionseid der Ka— 
tholifen in Baiern‘ (Augsburg 1847). Richter, „Die Entwickelung des Verhältniſſes zwi— 
ſchen dem Staat und der katholiſchen Kirche in Preußen u. ſ. w.“, in der „Zeitſchrift für Kir— 
chenrecht““, I, 100 fg. (Feßler) „Studien über dad öfterreichifche Concordat“ (Wien 1856). 
Jacobſon, „Über das öfterreichifhe Concordat vom 18. Aug. 1855 (Leipzig 1856). Reyicher, 
„Daß Öfterreihifhe und würtembergifhe Concordat“ (Tübingen 1858). Jolly, „Die bavi- 
fhen Gefegentwürfe über die kirchlichen Verhältniffe‘‘ (Heidelberg 1860). v. Mohl, „Über vie 
Stellung der Religiondgemeinfhaften im Staate“, in deſſen Werf „Staatsrecht, Völkerrecht 
und Politik“, Bd. II. Zahlreiche Auffäge in verſchiedenen Zeitfhriften: „Deutſche BViertel- 
jahrſchrift“, 1854; Schletter's „Jahrbücher, Bo. I, II, V; „Archiv für katholifches Kirchen— 
recht”, Bd. V, VI; „Zeitihrift für Kirchenrecht”, Bd. l, I; „Zeitfchrift für veutiches Recht“, 
Bd. XV; „Münchener kritiſche Umſchau“, 1855, 1858, u. f. w. Ernft Meier. 

Kirche und Kirchenverfaffung (katholifche). 1. Die gefhihtlihe Entwidelung. 
1) Die Einzelgemeinde. Das Princip der älteften Kichenverfaflung war das allgemeine 
Priefterthum aller Gläubigen. Daffelbe beruht darauf, daß nad der urfprünglichen chriſtlichen 
Lehre jeder in einem unmittelbaren Verhältniß zur Gottheit fteht, daß es Feine Heildvermitte- 
lung gibt, der einzelne vielmehr jelbftändig durch fein eigenes Thun und Laſſen für fein Seelen= 
heil zu jorgen hat; es befteht alfo unter den Gläubigen feine Sonderung, ſondern alle Chriften 
als ſolche find principiell einander gleih. Als Gonfequenz für die Kirhenverfaflung ergibt ich 
daraus, daß die Fülle der Kirchengewalt, die Souveränetät in firhliden Dingen bei ver Ge— 
ſammtheit der Gläubigen in jeder Gemeinde lag. Ganz rein freilich konnte das Princip des all- 
gemeinen Prieſterthums hinſichtlich der Verfaflung ſchon damald nicht zur Ausführung ge= 
bracht werden, es jcheiterte dad fchon an den natürlichen Lebendverhältniffen, namentlih an Alter 
und Geſchlecht, und ed lag das Kirhenregiment deshalb von Anfang an nur in den Händen ber 
erwachienen männlichen Gemeinvegliever, unter welden aber das Zuftandefommen eines Be— 
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ſchluſſes gan; nah Maßgabe der Grundfäge erfolgte, wie fie ſonſt unter Menſchen in vergleichen 
Fällen zur Anwendung fommen; wenn aljo eine Meinungsverfchievenheit obwaltete, jo ent: 
ſchied, jei e8 bei Wahlen oder bei Ereommunication oder bei andern Verwaltungdmaßregeln 
der Bille ver Mehrheit. Doch bildeten ſich ſchon ziemlich früh eigene ſtändige Amter, auf welde 
einige von denjenigen Befugniffen übertragen wurden, die bis dahin der Gemeinde in der Ge= 
fammtheit zugeftanven hatten, denn man fand bald, daß diefelben nur fo in zweckentſprechender 
Weife beforgt werden könnten. Die Gemeinde alfo war das Urfprünglihe, und aus ihrer 
jelbftändigen Rechtsbildung, nicht aber aus göttliher Einfegung ift das geiftliche Amt hervorge⸗ 
gangen, es ind nicht etwa dad allgemeine Prieſterthum und das geiftlihe Amt zwei gleichberech⸗ 
tigte, ebenbürtige Größen, ſondern das allgemeine Prieſterthum ift dad prius, das bejondere 
Amt des posterius, dieſes das Product aus jenen. Die kirchliche Negierungsbehörde hatte an- 
fangs auf dem Boden der Ginzelgemeinde einen koöͤrperſchaftlichen Charakter; fie wurde dur 
einen von der Gemeinde gewählten Ausſchuß, deflen Mitgliever Altefte over Auffeher genannt 
wurden, gebildet. Daß wirkli eine völlige Identität zwifchen enloxoror und rpsoßurepor 
betanden habe, daß namentlid überall, wo in der Bibel ein Erioxorog erwähnt wird, einer 
von den Alteften Darunter gemeint fei, wird heutzutage ganz allgemein anerkannt; Alteſte hie- 
pen fie mehr bei ven Judendriften in alter Reminifcenz, Biſchöfe mehr bei den Heidenchriſten. 
Diefe Gemeindeausſchußglieder Hatten nun einen hervorragenden Antheil an ver Ausübung 
der geſammten Kicchengewalt, an der innern Kirhengewalt wiederum ſowol nad der Seite des 
Eultus ald ver Lehre, indem fie vorzugsweife die Saframente ſpendeten und die Predigt hiel: 
ten; an der äußern Kirhengewalt theild in der Anwendung des Beftehenven, theild in der 
deftflellung neuer Normen; doch waren fie vielfach namentli in legterer Beziehung an bie 
Zuftimmung der Gefammtheit gebunden, und nirgends wurde ihnen eine innere höhere Be: 
fübigung zur Vornahme folder Handlungen zugefhrieben, jie handelten lediglich auf Grund 
einer äußern Vollmacht, die ihnen von Gemeinfhafts wegen gegeben war. 
In den Einzelgemeinden war nun aber urfprünglic alle kirchliche Verfaffungsgeftaltung 
beſchloſſen; jeve Gemeinde war fchon eine Kirche, es gab kein viefelben äußerlich vereinigendes 
Band. Das Princip der älteften Kirchenverfaſſung war alfo nach dieſer Seite hin ein völliger 
Independentismus. Namentli den Apofteln ftand in keiner Weife eine Kirchengewalt über 
die Gemeinden zu; wenigftend wird geſchichtlich darüber gar nichts bezeugt; vielmehr zeigt ſich 
in diefer Anſchauung, wonad die Apoftel ein allgemeines Kirchendirectorium, eine Art Ober: 
firhenrath gebildet hätten, leviglich die Unfähigkeit, weltgefchichtliche Erſcheinungen in ihrer 
Gigenthümligfeit und Größe zu bezeichnen; die Avoftel hatten überhaupt fein Amt, ſondern 
eine Miffion, ihre Stellung beruhte auf ihrer thatſächlichen Wirkſamkeit, nicht auf einer for: 
mellen juriftifgen Präponderanz. 

2) Die Entftehung des Epiſkopats. Allmähli nahm das Amt einen perjönliden 
Charakter an, die Kirhenverfaflung wurde aus einer republikaniſchen zu einer monarchiſchen, 
der Presbyterialismus entwidelte ih zum Epiffopalismus; es erhob ſich über die andern 
Alteften als Organ der allgemeinen Leitung ein Oberältefter, und diefer erhielt von jegt an vor— 
jugöweife ven Namen Biſchof. Über den Zeitpunkt, wann das gefchehen jei, befteht eine Contro— 
verſe, nach der gemöhnlichen Anficht würde die Verfaffungsänderung erft vom 2. Jahrhundert 
an datiren und jich von Kleinafien aus allmählich über das ganze Gebiet der Kirche audgebreiter 
baben; dagegen hat Rothe in neuerer Zeit ven Nachweis verſucht, daß die Entftehung des 
Gpifkopats unmittelbar mit der Zerflörung Jeruſalems zufammenhänge, bis zum Jahre 70 
binaufreide. Es wird ſchwer fein, dieſe Streitfrage zu einem definitiven Abſchluß zu bringen, 
da, wie das überall bei ſolchen Entwicelungen ver Fall ift, die erften Keime ſchon fehr früh ſich 
fanden, während die völlige Entfaltung längere Zeit erfordert. Jedenfalls muß man aber die 
ganze Frage als eine rein hiftorifche zu löfen fuchen und ſich frei von jeder Tendenz dabei halten, 
namentlich muß es auf das entſchiedenſte zurückgewieſen werben, wenn man proteftantifcperfeits 
gegen Rothe ven Vorwurf erhoben hat, daß die Nefultate feiner Forſchungen dem Syitem bed 
Katholiciemus zum Vortheil gereichten,; es muß vielmehr gegen ſolche Infinuationen energiſch 
auf dad Recht der Wiſſenſchaft und ver freien Forſchung hingewiefen werden, die, unbefümmert 
um confefftonelle Sagung, lediglich nach objectiver Wahrheit zu ftreben haben; ed fann da⸗ 
neben aber auch in diefem Falle noch darauf Hingewiefen werden, daß der Gewinn, den der 
Kubolicismus aus diefem Refultat ziehen würde, doch nur von fehr untergeorpneter Beveu- 
tungift, denn Die Frage nach der Göttlichfeit des Epiffopats if viel weniger eine hiſtoriſche als 
vielmehr eine dogmatiſche; die katholiſche Kirche behauptet die Goͤttlichkeit gewiſſer Rechtsinſti— 


152 Kirche und Rirchenverfaffung (Eatholiſche) 


tute und des Epiffopars indbefondere nicht wegen des tbatfächlichen Vorkommens in früher 
Zeit, fondern aud innerer Nothwendigkeit, ald eine Folgerung ihrer oberften Grundbegriffe ; 
fie hat die Gewißheit der Göttlichkeit folder Inftitute anderswo ber, und hiſtoriſche Zeugnifie 
find nur von fehr untergeorbneter Bedeutung; andererfeits, wenn überhaupt die dogmatiſche 
Natur von Rechtseinrichtungen verworfen wir», fo fann auch die Exiſtenz gewiffer Inftitute in 
fehr früher Zeit nichts daran ändern. 

Während nun anfangs neben den Biſchöfen noch das Alteftenamt und die Autorität der 
Geſammtgemeinde beftehen geblieben war, ſodaß es fich damals, wie Bunfen meint, ähnlich ver- 
halten haben mag wie in der germanifchen conftitutionellen Monarchie, mo gleihfalldneben der 
Volksgewalt ein Collegium und ein Individuum ald Träger der Negierung erfcheinen, fo berei: 
tete fich doch alsbald eine Wendung in der Verfaſſungsentwickelung vor, die für die ganze Folge: 
zeit von ber tiefgreifendften Bedeutung geworben ift, und im legten Grunde mit einer Wendung 
auf dem dogmatifchen Gebiete zufammenhängt, wie denn überhaupt die Geftaltung der Kirchen: 
verfaffung mit der Entwidelung der Dogmatif ſtets auf das engfle zufammenbängt. Indem 
man in den verderbten Zuftänden der untergehenden römifchen Welt, je mehr das Chriſtenthum 
äußerlid; ſich ausbreitete, um jo weniger im Stande war, das urfprüngliche Xebendprincip, mei: 
ches die höchſten Anforderungen an das fittlihe Verhalten jedes einzelnen flellte, feſtzubalten, 
und an Stelle ver fittlihen Selbftverantwortung jhon früh wieder das Fünvahrhalten einer 
beftimmten Summe von Mythen und Dogmen, die Vornahme einer Reihe äußerliher Hand— 
lungen, denen eine myſtiſche Bedeutung für die ewige Seligkeit beigelegt wurde, gefordert wurte: 
jo gab man damit dad allgemeine Priefterthum aller Gläubigen auf, an deſſen Stelle ein mi 
befondern übernatürlichen Fähigkeiten ausgeflattetes fpecififches Prieſterthum gejegt wurde, wel— 
ches zwifchen die einzelnen und die Gottheit treten das Heil für jene vermitteln jollte. Dean 
gewiß, wenn der Glaube im äußern Sinne eine Borausjegung für den Erwerb des Heili 
wurde, fo mußte ed nun aud äußere Organe geben, die mit der unfehlbaren Fähigkeit audge: 
flattet waren, den wirklichen Inhalt diefes Glaubens aus den Duellen der göttlien Offenbarung 
zu eruiren; und wenn die Saframente eine foldhe Bedeutung gewannen, jo mußte es gleib: 
falls Organe geben, denen eine untrüglihe Befähigung zu Theil geworben war, diejelben ſe 
zu fpenden, wie ed Gott zur Erlangung des Heils verlangt hatte. Es vollzog ih auf dieſe Weifſe 
die große Trennung der Kirche in ein colegium inaequale, in Klerus und Laien, in eine eecke- 
sia docens oder regnans und in eine ecclesia audiens oder obediens auf der andern Geitt, 
und immermehr wurden dietaien, wie es jegt ihrer Stellung angemeffen war, von jeder activen 
Berheiligung an der Kirchengewalt zurüdgedrängt, fie waren hinfort nicht mehr Subjecte, jon: 
dern nur noch Objecte Fichlicher Thätigfeit, fie janfen herab zu einem grex pastori adunatus; 
nicht blos die innere Kirhengewalt wurde zu einer ausfchließlichen Function des Klerus, die jo- 
genannte potestas ordinis, jowol was das ministerium als was das inagisterium betrifft, 
fondern aud) die potestas jurisdictionis, und wenn fi eine Zeit lang noch einige Reſte ver 
frühern Betheiligung des Laienelements an der Kirchengewalt erhielten, fo mußten dieſelben 
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verihmwinden, 

Urfprünglih waren die Begriffe Diöcefe und Parochie, Bistum und Gemeinde identiſch 
gewefen, d. h. überall, wo es eine Kirche gab, gab ed aud einen Bifhof; die Bifhöfe auf dem 
Lande hießen im Gegenfage zu denjenigen der Stadt Chorbiſchöfe. Als nun aber das Ehri- 
ſtenthum namentlich feit feiner Erhebung zur Stantsreligion des Nömifchen Reihe vie ge: 
jammte Bevölkerung umfaßte, und die Anlage vieler Fleinern Kirchen nothiwendig wurde, er: 
ſchien ed nit wohl thunlich, dieſen allen ein ſelbſtändiges Leben mit einem umfaffenden Orga: 
nismus einzupflangen ; man brachte vielmehr dieſe nene Gemeinde von vornherein unter die 
Obergewalt der in der Nähe befindlichen bifchöflichen Kirche, ſodaß nun in einer und derfelben 
Didrefe mehrere Parochien begriffen waren; ja e8 kam nun fogar dahin, daß auch die Biſchöfe 
auf dem Lande ihre frühere Selbftändigfeit mehr oder weniger einbüßten; endlich eine Bil: 
bung neuer Preöbyterien in diefen Gemeinden fand nicht mehr ftatt. Auch dad Preöbyterium 
der bifhöflihen Kirche wurde immermehr zurüdgebrängt, es erfolgte bereitd der Ubergang 
von der conftitutionellen Monarchie zur abfoluten, indem nach dem Wegfall des volksthüm— 
lichen Elemente au die ariftofratifhen Elemente, welche die einfeitige Ausübung der gan: 
zen Kirchengewalt durch die Bifchöfe gehindert Hatten, fich nicht mehr Halten fonnten, 

3) Die Kirchenprovinzen und die größern Kreise. Allmählid traten die Diö- 
sefen aus ihrer Iſolirung heraus, indem mehrere derſelben zu der @inheit einer Kirchenpro— 
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vinz zufanımengefaßt wurden; wir ſehen ſolche Kirchenprovinzen zuerft bei Gelegenheit von 
Lebrfireitigfeiten zu Ende des 2. Jahrhunderts in Kleinafien ſich ausbilden, im engften An: 
ſchluſſe an die politifhen Einrichtungen des Staats zu einer Zeit, wo der römiſche Staat der 
chriſtlichen Kirche noch feindlich gegenüberftand; alsbald vehnte fich dieſe neue Formation über 
dad ganze Reich aus. Solche Provinzen, die in ftaatliher Hinfiht nur Unterabtheilungen eines 
größern Organismus waren, bildeten in kirchlicher Beziehung lange Zeit hindurch höchſte Einhei⸗ 
ten, über denen es nichts äußerlich Gemeinfames mehr gab, die vielmehr wie früher die Einzel— 
gemeinden in völliger Iſolirung nebeneinander beftanden. Je mehr nun aber die Kirchengewalt 
aufimmer größere Kreife ih ausgedehnt hatte, um fo mehr war die Zahl derjenigen, die daran 
unmittelbaren Antheil hatten, Eleiner geworden; e8 hängt das zum Theil mit ven Bepürfniffen des 
geihäftlichen Verkehrs zuſammen, daneben aber geht die dogmatiſche Entwicelung zu immer ſchrof⸗ 
ierer Sonderung fort ; ed haben demgemäß an der Kirchengewalt in ven Provinzen vie Laien jo gut 
wie gar nicht theilgenommmen, aber felbft die Briefter kamen hier nur wenigin Betracht, die ganze 
Machtfülle lag von Anfang an, und fpäter immer entfchiedener bei den Biſchöfen. Im einzelnen 
bietet die Organijation der Kirchengewalt in den Provinzen eine Analogie dar zu derOrganifation 
der Kirchengewalt in den Gemeinden; ed lag nämlich auch hier urfprünglich die Machtfülle in einer 
Körperihaft, aus der heraus ſich ein monardifches Element entwidelte; indeſſen hat doch die 
verjönlihe Spige ver Kirhenregierung in diefem großen Kreife längft nicht eine ſolche Bedeu: 
tung erlangt wie in jenem Fleinen. Ald Organ des Kirchenregiments ericheint hier weſentlich 
die Bereinigung der einzelnen Bifchöfe, die Synode, auf diejer Provinzialſynode wurde alles 
Wichtige, was überhaupt zur Gompetenz der Gentralgewalt gehörte, erledigt; es erhob ſich 
dann allerdings über die andern Biſchöfe der Biſchof der Provinzialhauptftadt nit blos mit 
Ghrenvorzügen, jondern mit wirflihen reellen Vorrechten, als Supplement trat zur Synodal: 
wertaflung die Metropolitangewalt hinzu; indeffen diefe Vorrechte bezogen ſich mehr nur auf 
ein Bräfivialrecht, indem der Metropolit die Synode berief, jie leitete; doch trat er auch bei 
der Drination und jonft in der Verwaltung hervor. Die Kirchenprovinzen waren über: 
Haupt weit davon entfernt, alle felbftändige Kirchengewalt abforbiren zu wollen, vielmehr lag 
der Schwerpunkt verfelben nad) wie vor in den einzelnen Diöcefen, jeder Bifchof Hatte über 
feinen Sprengel zu gebieten und fonnte felbjtändig vornehmen, was feine Diöcefe allein betraf, 
und nur gewiffe gemeinfame Feitiegungen wurden unter Goncurrenz des Biſchofs der Metro- 
pole und der übrigen Bifchöfe angeordnet. 

Noch immer blieb die Gentripetalfraft das Brineip der kirchlichen VBerfaffungsbildung, und 
ſo kam ed zu noch umfaffendern Kormationen,, indem mehrere Kirchenprovinzen zu der höhern 
Einheit eined Patriarhats jih zufammenfcloffen, eine Entwidelung, die bereitd zu Anfang 
ded 4. Jahrhunderts zu einem gewiffen Abſchluß gekommen war, denn im fehsten Kanon des 
Goncild von Nicäa wird die Ginrihtung als beftehend vorausgejegt. Im einzelnen haben die 
Verbältniffe hinfichtli der Bildung der Patriarchalkreiſe vielfach geſchwankt, und es bleiben 
namentlid hinſichtlich des Orients trog aller neuern Unterfuhungen noch gewifle Unklarheiten 
befteben, die indeſſen wejentlid in den ſchwankenden Verhältniffen felbft liegen ; man ftößt na= 
mentlih auf verjhiedene Angaben hinſichtlich der Zabl diefer Patriarchate, inden oft nur 
Rom, Alerandrien und Antiohien angeführt werden, denen häufig noch Konftantinopel, 
oft aber auch Ephejus, Gäfaren, Heraklea, Zerufalem zugefügt wird. Wiederum fheint bei 
Ansbivung diefer Einrichtung die politifhe von Konftantin vorgenommene Eintheilung des 
Reihe maßgebend geweſen zu fein. Auch die Gompetenz der Kirhengemalt ift ſchwankend und 
ſcheint ih mehr auf eine blofe Aufficht beſchränkt zu Haben; dem entfprechend ift es auch nur zu 
einer jehr unvollfommenen Ausbildung kirchlicher Organe.gefommen, es beſchränkt ſich alles 
auf eine monardifche Gewalt von unbeſtimmten Befugniffen, ein ſynodaler Organismus iſt für 
diefe Stufe nit entftanden, fo fehr aud Juſtinian die Herftellung eines folden in Ausſicht 
genommen hat. 

Eine noch weiter reihende Organifation jällt dann zufammen mit der Erhebung des Chri— 
ftenthums zur Staatsreligion des Römiſchen Reichs. Wenn bis dahin die politifcheDrganifation 
nur ein Vorbild für die kirchliche geweſen war, fo ging jetzt die kirchliche Verfaſſungsbildung 
geradezu von der politifchen Gewalt aus und fiel mit der politifhen Verfaſſungsbildung zu: 
ſammen; es wurde der Organismus einer Reichskirche hergeftellt, wobei ald der oberfte Träger 
des Kirchenregiments der Kaifer erfchlen, deſſen Gewalt in den widtigften Punkten durch bie 
Örfammtheit der unter römischer Oberherrſchaft vereinigten Biſchöfe, die Reichsſynode, einge- 
ſchraͤntt werden follte. Indeſſen ſchon wegen der großen Ausbehnung des Reiche war rd nicht 
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möglich, ſolche Berfanmlungen öfter als in ſehr großen Zwiſchenräumen zu halten, und fo zeigte 
fih immer Elarer, daß je mehr die Kirche an äußerer Ausvehnung zunahm, um fo weniger die 
Synodalverfaffung eine adäquate Form des kirchlichen VBerfaffungslebens fein könne. 

4) Die Entflehbung des Papſtthumé. Unter allen Patriarhaten hatte ſchon früh 
der römische, der daß ganze Abendland, Italien, Gallien, Spanien und Britannien umfaßte, 
durch befonders Fräftige Organifation fi ausgezeichnet; fhon in dem erwähnten Kanon des 
Goncils von Nicãa wurde er ald ein vorzugsweiſe altbegründeter und befefligter geſchildert, und 
auf ver Synode von Sardica 348 wurde geradezu fefigefegt, daß in den causis episcoporum 
von den Ausſprüchen der Provinzialfgnoden an den römischen Biſchof appellirt werben fönne; 
die Synode von Sarbica war freili nur eine Particularfynode ver abendländiſchen Biſchöfe, 
indeſſen für diefen Kreis ift die Bedeutung diefed Beſchluſſes nicht zu unterfhägen. Aber au 
über die Grenzen des Patriarchaljprengeld hinaus fam den römifchen Biſchöfen ſchon früh eine 
hervorragende Stellung zu; fhon zu Anfang des 3. Jahrhunderts hatte Irenäus (geftorben 
201) von einer potentior principalitas des römifhen Biſchofs gefproden, und in den Briefen 
Leo’ ded Großen zu Anfang des 5. Jahrhunderts ſteht bereitd dad ganze päpftlice Syſtem der 
folgenden Zeit fertig da; Ausdrücke, vie nachher für das Papalfoftem techniſch geworden find, 
find ſchon damals gebraudt. Es war namentlich eine Präponderanz in Fragen der Lehre und des 
Dogmas, die bereits damals für die ganze Reichskirche von den Päpften ausgeübt wurde; einer: 
feitö bedurfte man mit Rüdficht auf die Ausbildung der kirchlichen Dogmatif einer rein geiftlichen 
monarhiihen Autorität immer dringender, und andererfeitd eignete fih gerade der Biſchof von 
Rom zu einer ſolchen Stellung ganz bejonders, denn Rom war die Hauptfladt der Welt, der dor: 
tige Biſchof war freier von ftaatlihen Einflüffen. So ſehen wir denn auch wirfli in den dogma:= 
tifchen Streitigkeiten feit dem 4. Jahrhundert die Autorität des römischen Biſchofs ven Ausſchlag 
geben; indeflen das berubte doch wejentli nur auf innern Momenten, von einer äußern Gewalt 
über die Örenzen des Patriarchats hinaus findet ih nur wenig; nur eine Zeit lang kam ihnen 
ein Ehrenvorzug zu, indem 381 auf dem zweiten ökumeniſchen Concil von Konftantinopel feſt— 
gelegt wurde, daß der römifche Bifchof ven Rang vor dem Bifhof von Konftantinopel haben 
jolle, doch wurde das bereitd 551 auf der Synode von Ghalcedon wieder abgeändert; amı mei: 
teften geht in Anerkennung der befonbern Stellung der römifhen Bifchöfe das Theodoſianiſche 
Refeript, durch weldes vie allgemeine Annahme des Chriſtenthums befohlen wurde, und in 
welchem es heißt: „„Cunctos populos, quos clementiae nostrae regit temperamentum, in tali 
volumus religione versari, quam divinum Petrum apostolum tradidisse Romanis religio 
usque nunc ab ipso insinuata declarat.” Durd die dauernde Trennung desmorgenländifchen 
und abendländifchen Reichs fiel dann der Batriaralfprengel des römiſchen Bifchofs mit einem 
felbftändigen Staatöförper zufanımen, und durd die Unterftügung der Staatögewalt gelang 
hier eine immer größere kirchliche Gentralifation; bezeichnend ift in dieſer Hinficht namentlich 
das berühmte Edict Balentinian’s III., wodurch angeorpnet wurde, daß die Biſchöfe ſämmtlicher 
Provinzen, die vor das Gericht des römifhen Vorſtehers gefordert würden, vor dieſem zu er: 
ſcheinen verpflichtet jein jollten, widrigenfalls fie durd ven Vorfteher ver Provinz dazu ge: 
zwungen werben würden; nun erſt wurden auch die Biſchöfe ver afrifanifhen Kirche, vie bis 
dahin ftandhaft ihre Unterwerfung unter transmarine Gerichte verweigert hatten, zur Unter— 
werfung gezwungen; auf der andern Seite hörte aber der Einfluß der römischen Biſchöfe auf 
dad Morgenland immermehr auf. In den Stürmen der Völkerwanderung endlich ging für 
Jahrhunderte das Herrihaftägebiet des römischen Bifhofs im Occident wieder verloren; Die 
weit meiften derjenigen germanijchen Reiche, die auf dent Boden des weitrömifchen Reichs be: 
gründet wurden, Die Reiche ver Oft: und Weftgotben, der Longobarden, Burgunder, Bandalen 
fanden, weil fie dem arianifchen Bekenntniffe fi zugewandt hatten, mit Rom in gar feiner 
Verbindung. Diefe Reiche gingen nun freilich bald wieder zu Grunde, indem fle ins Franken: 
reich einverleibt wurden, und der arianiſche Glaube erloſch; im Frankenreiche hatte man zwar 
anfangs die firhlichen Zuftände gerade jo beibehalten, wie man fie bei der Eroberung vorfand, 
namentlih war aud) die Stellung des römischen Biſchofs zur gallifhen Kirche unberührt geblieben ; 
feit verMitte des 6. Jahrhunderts aber hörte die frühere Unterordnung unter Rom auch hier all: 
mãhlich auf, aller gejhäftlihe Verkehr wurde abgebrochen, vergebens waren die Verſuche Gre⸗ 
gor's des Großen, die alte Verbindung wieder anzufnüpfen, die oberfle Kirhenregierung murde 
durd Königthum und NReihöverfammlung geführt, während der Schwerpunkt der kirchlichen 
Berwaltung in den Provinzialfgnoden lag. Eigenthümlich flanden von jeher allerdings die 
angelfächſiſchen Neiche, die unmittelbar von Rom aus chriſtianiſirt worden waren, weshalb das 
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Land immer in ganz befonderer Botmäßigkeit unter Nom gehalten wurde. Was enblich die 
Stadt Now betrifft, jo war diefe nah mandem Wechſel dem oftrömifchen Reiche wieder an: 
beimgefallen, es war aber die Politik der oftrömifchen Kaiſer, ven Anfprücen ver Bifchöfe von 
Rom die der Biſchöfe von Konftantinopel entgegenzufegen, und fo das Aufkommen einer 
compacten päpftlihen Gewalt zu hindern. 
5)DiePfeudo:Ifidorifhen Decretalen. Seit der Mitte des 8. Jahrhunderts ge: 
lang ed dem Papſtthum immermehr, fi wiederum aus feinem Berfall zu erheben; es hängt 
dad zwar zunächft mit der Herftellung jenes großen Reichs zufammen , weldes dem römifchen 
an Ausvehnung ähnlich eine Erneuerung veflelben zu fein fhien, denn einerfeitd wurbe damals 
iede Unterorbnung des Papſtthums unter die Staatsgewalt des oftrömifchen Reichs befeitigt, 
andererjeitd wurde durch bie gemeinjamen flaatlihen Schickſale und die gemeinfame politifche 
Organijation auch die Zufammengehörigkeit auf dem firdlichen Gebiete befördert, dem kirch— 
lihen Einheitöftreben Vorſchub geleiftet ; indeß damit eine kirchliche Einheit wirklich hergeftellt 
werden fönnte, war ed doch nöthig, daß das große Reich wieder zerfiel, denn erft dann fonnte 
die Rothwendigkeit einer einheitlihen Kirchenverfaffung ar herandtreten, während anderer: 
jeitd die Hinderniſſe, die von feiten einer ftarfen Staatögewalt im Intereffe der flaatlichen 
Vastvolllommenheit dem kirchlichen Einheitöftreben entgegengefegt werden fonnten, weg: 
felen. In der That mahte die kirchliche Verfaffungsgeftaltung im Laufe des 9. Jahrhun- 
deris, wo in allen wefteuropäiichen Rändern eine Verwirrung ohne gleichen eintrat, jehr be= 
deutende Fortſchritte; diefelben lagen allerdings in der Natur der Verhältniffe begründet, fie 
wurde aber noch geförbert durd jene umfaſſende Fälſchung kirchlicher Rechtsquellen, wie ſolche 
in der Sammlung der Pſeudo-VFJIſidoriſchen Deeretalen vorliegt. Es ift zwar richtig, daß die 
Tendenz Pſeudo-Iſidor's keineswegs in erfter Linie auf eine Machterweiterung des päpftlichen 
Stuhls gerichtet ift, wie man denn auch definitiv aufgegeben hat, Nom ald den Ort der 
Falſchung anzufehen, die Tendenz des Fälfchers iſt vielmehr auf eine Befeftigung der Stel- 
lung ver Viſchöfe gerichtet, und zwar nach einer doppelten Seite hin, theild gegenüber ver 
Metropolitangewalt, von der das Nichteramt über die Biſchöfe ausgeübt wurde, theils gegen— 
über den Chorbiſchöfen, die ald Nebenbuhler der Bifchöfe dazu benugt werden jollten, vie 
biihöflihe Gewalt zu untergraben. Wenn aber au nicht direct, fo wurde doch indirect durch 
Vſeudo⸗Iſidor die Macht des Papſtthums befeftigt, denn indem im Intereffe der Bifchöfe die den 
Königen dienfibar gewordene Metropolitangewalt beihränft werben jollte, jo fam man ganz 
son felbft dahin, die Macht des päpftlihen Stuhls zu erhöhen, an den namentlid in folden 
Gällen appellirt werben fonnte, ſodaß alle judicia diffinitiva über Biſchöfe nur in Rom gefällt 
werden ſollten. Es mag nun vollfonmen zugegeben werben, daß ein gefälfchtes Pergament 
niemals die Grundlage fein wird, auf ver fich eine weltbeherrſchende Macht erhebt; es ift gewiß 
übertrieben, wenn man behauptet hat, daß durch Vſeudo-Iſidor das alte Kirchenrecht zertrüm: 
mert ſei und ein ganz neue fich gebilvet habe; es ift geradezu unrihtig, wenn gefagt wird, daß 
die Pſeudo⸗Iſidoriſchen Deeretalen das Papalſyſtem in vie Kirche eingeführt hätten, man mag 
endlich im einzelnen nachweifen können, daß auch in der nächſten Zeit nachher fein weſentlicher 
Unterſchied in der Kirchenregierung fich geltend gemacht habe; trog alledem wird man daran 
tetbalten müffen, daß die Pſeudo-Iſidorifche Decretalenfammlung, indem fie Tendenzen ſcharf 
jorwulitte, die allerdings in den Verhältniſſen der Zeit tief begründet waren, jehr wefentlid 
dazu beigetragen Hat, viejelben zur Durchführung zu bringen, und daß diefelbe ſtets in der Ge= 
ſchichte ver Kirchenverfaflung eine epochemachende Bedeutung wird in Anfprud nehmen dürfen, 
eine Bedeutung, welche alle jene andern Bälfhungen, die während des Mittelalters auf den ver— 
!Giebenften Gebieten ded Rechtölebend zu Tage traten, weit hinter fich läßt. 

6) Das Papalſyſtem. Indem im Anjchluffe an Pſeudo-Iſidor eine feſte kirchliche 
Regierungsgewalt im Mittelpunfte der Kirche ſich immermehr ausgebildet hatte, fo kam es 
in der Zeit vom 11. bis 13. Jahrhundert bei zunehmender Gentralifation zu jener Geftal- 
tung der Kirchenverfaffung, die, in ven Fanonifhen Rechtsſammlungen in alle Gonjequen- 
zen ausgebildet, mit dem Kunftausprude ver Schule Papalſyſtem genannt wird. Danach 
if Die Regierungsgewalt im Mittelpunfte ver Kirche nicht mehr blos eine höchſte Gewalt, fon- 
dern die einzige Gewalt, die alle ſelbſtändige Macht in fih concentrirt, von der alle Berech— 
"gungen und Befugniffe ausgehen. Während auch früher fhon der Papft summus rec- 
ot ecclesiae geweſen war, fo wurde jegt die plenitudo potestatis in den Primat gelegt, 
un alle firhenregimentlihen Befugniffe, die daneben beftanden hatten, wurden von den 
Digten des Centrums abjorbirt. Es erſcheint demgemäß der Papft ald der episcopus 
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universalis ecelesiae, der an und für ſich die Kirhengewalt an jedem Punkte dev Erde aus: 
üben könnte, und der nur, weil das phyſiſch nicht möglich ift und er nicht allgegenwärtig fein 
fann, von feiner Allmacht an andere abgibt; diefe bekommen jedoch daburd nicht etwa Antheil 
an der Gewalt, jondern nur Antheil an der Sorge, ohne jede jelbftändige Gewalt; vie Biſchöfe 
find nur berufen in partem sollieitudinis, nicht aber in partem potestatis;; dies ift gleichſam die 
Formel des Papalfyftems, ein Ausdruck, der fhon von Leo dem Großen gebraucht wurde. Wie 
fh die Gewalt Gottes zu aller Greatur verhält, wie die Gewalt des Imperators zu ber bed Pro: 
conſuls, fo verhält fih nah Thomas von Aquino die Gewalt des Papftes zu aller Gewalt in ver 
Kirche. Es beruht demnach im Geifte des Papalſyſtems die ganze katholiſche Kirhenverfaflung 
auf dem Begriffe der Delegation; die Bifchöfe erfheinen ald die Beamten des Papſtes, die ihre 
ganze Jurisdictiondgewalt vom Papftthum ald Duelle ableiten müflen ; es ſteht dem Bapite in 
jedem Augenblid frei, Specialbevollmädhtigte in per Perſon apoſtoliſcher Legaten, die nicht etwa 
die Eigenſchaft diplomatiſcher Agenten haben, fondern denen eine vielfache mit der biſchöflichen 
soncurrirende Jurisdiction zufommt, die ſich ſelbſt mit romiſchen Proconfuln vergleihen, nad 
jedem Orte zu fenden. Das Recht, Nuntien zu jenden, ift in ver That ein prägnanter Aus⸗ 
drucd des Papalſyſtems; die concurrirende päpſtliche Regierungsgewalt, die bei der Übertra- 
gung ſtillſchweigend vorbehalten fein foll, zeigt mehr als alles andere die omnipotente Stellung 
des Bapftthumd, und ed ift ganz natürlich, daß wie das Recht, Nuntien zu jenden, mit der Aus— 
bildung des Papſtthums entftanden iſt, eine Oppofition gegen daffelbe in neuerer Zeit gerade 
yon einer Oppofition gegen die Nuntien auögegangen ift. Es bilvet fi dann ferner ein weit: 
gehender Einfluß des Papſtes auf die kirchliche Stellenbefegung, indem nicht nur eine Beftäti- 
gung der Bifgoiswahlen, jondern auch vielfach ein directes Eingreifen, eine unmittelbare 
päpſtliche Provifion fowol in Bezug auf die Höhen, wie in Bezug auf die niebern Kirchenäniter 
ich geltend machte, namentlich Nejervationen in großer Ausdehnung aufgeftellt wurden ; ed wird 
fodann der Schwerpunft der kirchlichen Gerichtäbarfeit nach Nom verlegt, theild durch die große 
Ausdehnung der Appellationen vor und nad dem Urtheil, theild dadurch, daß die ſchweren 
Fälle vem Papſte von vornherein refervirt waren; im engflen Zufammenhang damit gelangte 
das päpftliche Geſetzgebungorecht zu großem Umfang, inden bei Gelegenheit ver Ausübung der 
Gerichtsbarkeit vielfah Refcripte erlaffen, und dieſen eine allgemeinere Bedeutung beigelegt 
wurde; endlich kam es auch allmählich zu einer Ausbeutung der finanziellen Kräfte dev Kirche 
durch dad Papſtthum, indem die Einfünfte ver Päpfte bei allen Gelegenheiten durch Reſerva— 
tionen und Einführung neuer Auflagen vermehrt wurden. Jedenfalls beruht das Wejentide 
des Papalſyſtems im Gegenjag zu andern Berfaffungsgeftaltungen auf dem Unterfchiede von 
Gentralifation und Decentralifation, und nicht, wie häufig angenommen wird, auf dem Unter: 
ſchiede von monarchiſcher und republifanifcher Regierungsform. Die allgemeine Kirchenregie— 
rung ift vielmehr ſtets, jolange eine ſolche überhaupt befteht, in monarchiſchen Formen geführt 
worden, und gerabe in der Zeit, wo die Gentralifation des Papalſyſtems zur vollen Entfaltung 
fam, find allgemeine Concilien wieder von größerer Bedeutung für die Kirchenregierung ge: 
worden, wie in der Zeit vorher; ald ob man das Papftıhum allein für zu ſchwach gehalten babe, 
Drgan einer jo ftraffen Goncentration zu fein. 
7)DieReformconcilienzu@ndedesMittelalterd. In vemjelben Augenblid, 
wo das Papalfyften unter Bonifacius VII. zu Anfang des 14. Jahrhunderts feine vollſte 
Ausbildung erlangt hatte, erhielt daſſelbe feine erite große Niederlage im Kampfe mit ver welt: 
lichen Gewalt; es war der am meiften vorgejchrittene Staat in damaliger Zeit und ed war ein 
Monard wie Philipp der Schöne, „durch deflen ganzes Dafein bereits der fharfe Luftzug der 
neuern Geſchichte wehte‘‘, der die Anjprüche des modernen Staats gegenüber ver Kirchengewalt 
erhob und auch durchſetzte; und ein Gleiches geſchah, wenn auch in weniger beſtimmter Reife, 
ein halbes Jahrhundert fpäter in Deutfchland unter Ludwig dem Baier; es zeigte ih alio, daß 
ſelbſt dieje ſtarre Centraliſation nicht mehr im Stande war, der Kirche ihre biäherige Stellung 
zu bewahren, und doch Hatte man ſich im legten Grunde den unfreien Zuftand im Innern ber 
Kirche nur deshalb gefallen laffen, weil man dadurch im Stande zu fein glaubte, die kirch— 
lihe Macht nad außen hin gegenüber dem Staate zur Geltung zu bringen. Im unmirtels 
baren Anſchluß an vie frangöfifchen Streitigkeiten kam es dann zum Eril von Avignon , welches 
faft während des ganzen 14. Jahrhunderts dauerte; in zweifacher Weife hat daſſelbe aber dazu 
beigetragen, dem Epiſkopalismus die Geburtöftätte zu bereiten ; einmal nämlich trat hierdurch 
noch craffer wie durch jene frühern Erfcheinungen die Thatfache hervor, daß die Kirche durch den 
Primat nicht mehr die Staaten beherrſche, fondern im Brimat von einem einzigen Staate be: 
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bereit werde; und ferner dieſes Papſtthum, welches oft nicht nur nichts nugte, jondern jogar 
pofitiv ſchadete, kam nun während des Aufenthalts in Avignon, jagerade infolge deſſelben zu der 
Norhwendigkeit, von der Fülle feiner theoretifch jhon immer behaupteten Herrſchergewalt auch 
praftifh den umfaffendften Gebraud machen zu müflen, und zwar nad) der empfindlichſten Seite 
bin; denn indem die in Avignon refivirenden Päpſte mancher Einnahmen entbehrten, die ihnen 
in Rom würden zugefloffen fein, jo machten fie in der dadurch verurfachten finanziellen Be: 
drangniß von den Pfründenrejervationen, von Taren und Abgaben aller Art, von Abläffen 
und Indulgenzen einen bis dahin nicht gefannten Gebraud. Aus dem Eril von Avignon ent: 
widelte ih das Schisma, und wenn nun biäher der Brimat wenigftend die Aufgabe, Organ 
der firgliben Einheit zu fein, noch gelöft hätte, To ſchien jegt der Beweis geliefert, daß nicht 
einmal diefer nächte Zweck ald Preis dieſes Syſtems erreicht werde; denn es war einleuch— 
tend, dag zwei ober drei Päpfte in diefer Hinficht jchlimmer waren, ald wenn es überhaupt 
feinen Primat gegeben hätte. Durd das Schidma wurden dann enblidy die drei großen Me: 
formeoncilien des 15. Jahrhunderts zu Piſa, Konftanz und Bafel hervorgerufen. Die Oppo- 
ftion, welche damals gegen den gefchichtlich gewordenen Bau ver katholiſchen Kirchenverfaſſung 
ih erhob, hatte eine doppelte Richtung; zunächſt trat allerbings die Tendenz zu Tage, daß eine 
Derentralifation flattfinden und die einzelnen Theile, namentlid die nationalen Kirchenkreiſe 
wieder zu größerer Selbfländigkeit gebracht werben follten; dahin gehört ed, wenn auf ven 
oͤlumeniſchen Goncilien bejondere Abtheilungen nad den Nationalitäten ſich bildeten, und bie 
einzelnen Staatögewalten darauf ausgingen, dur Verträge und einfeitige Normirungen das 
auf den allgemeinen Goncilien Feftgefegte auch in dad geltende Recht der einzelnen Ränder jelb- 
Rändig zu übertragen. Indeflen überwiegend war doch damals jene andere Tendenz, wodurch 
die im Gentrum angefammelte Machtfülle weientlih unangetaftet bleiben, Dagegen ein anderer 
Diganiämus zur Ausübung derfelben eingerichtet werben jollte. Weit entfernt, den Grund 
ded damaligen Übels erkannt zu haben und zu einer durchgreifenden Reforn der Kirche an 
Haupt und Gliedern vor allen Dingen in germanifher Weife Selbftverwaltung einzuführen, 
war man der Anfiht, daß man vorzugsweiſe nur gegen die Miobräuche der monarchiſchen Re: 
gierungsform zu fänıpfen babe, und daß die Duelle aller Störungen verſchloſſen jein werde, 
wenn ed gelänge, an Stelle ver monarchiſchen Papſtgewalt einen republifanifch = ariſtokratiſchen 
Organismus der Biſchöfe zu fegen, die höhfte Kirchengewalt dem ökumeniſchen Goncil zu über: 
fragen und den Päpften innerhalb diefer Eörperichaftlihen Regierung nur noch die Bedeutung 
von Präfidenten, beauftragten Beamten zu laffen; ed war dies eine romaniſche Köfung des 
grogen Problems im Gegenjag zu dem eben angedeuteten germanifchen, es mag aber fein, daß 
das tepublifanifch = ariftofratifche Weſen, welches damals überall auf politifhem Gebiete ſich 
regte, nicht ganz ohne Ginfluß geblieben iſt. Es kam auf diefe Weiſe zu Pifa zu einer that: 
jädligen Ausübung der Obergewalt des allgemeinen Goncild über das Papſtthum, indem bie 
beiden Gegenpäpfte durch dad Goncil abgefegt wurden ; indeflen man fönnte darin eine ‚blos 
vorübergehende, Durch die Noth des Augenblicks verurfachte Mafregel ſehen, nothwendig, um 
dad Schisma zu bejeitigen, jedoch nicht geeignet, um als Grundlage für juriftifhe Gonftruc= 
tionen zu dienen; aber zu Konſtanz ſchritt man auf diefer Bahn weiter; indem das Schisma 
jeit Pifa nicht gehoben war, ſondern ſich gefteigert hatte, da ver zu Piſa neu Hinzugefommene 
Vayſt niht im Stande geweſen war, die beiden andern zu verbrängen, fo wiederholte man zu: 
naͤchſt, was man ſchon zu Bifa gethan hatte, in erweitertem Maßſtabe, man ſehte alle drei ab 
und wählte einen neuen; außerdem aber kam es nun zu der förmlihen Proclamirung des 
Grundjages von der Superiorität des allgemeinen Concils über ven Bapft, und es wurde weiter 
dectetitt, daß alle zehn Jahre ein allgemeines Concil flattfinven follte, damit auch thatſächlich 
der Schwerpunft ber Kirhengewalt in den Epiffopat gelegt fei; endlich in Bafel war zwar 
dad Schisma bejeitigt, es war aber trogdem der Bapftgewalt in ver Zwiſchenzeit nicht gelungen, 
die dringendften Misbräuche abzuftellen, deshalb wurden zu Bajel nicht blos die principiellen 
onftanger Beſchlüſſe wiederholt, fondern e8 wurde noch weiter beſchloſſen, vaß der Papft nicht 
die Naht haben folle, ein allgemeines Goncil zu vertagen oder aufzulöjen, man erklärte ſich 
gleigfam für permanent. Indeflen trogdem hat der Epijfopalismus damals weſentlich nur 
eine theoretifche Griftenz gehabt, und die ganze Bewegung verlief ſich ſchließlich ohne jedes nen: 
Rendwerthe praktiſche Refultat; und natürlich genug, denn eine Kirchenregierung, wie fie hier 
Wojectirt wurde, dürfte doch zu den vollendeten Unmöglichfeiten gehören. Was bei einer derar⸗ 
ügen Berfaffungsgeftattung herauskommt, hat man doch auf politifhem Gebiete in Deutſch⸗ 
land zu erfahren Gelegenheit gehabt; das Reſultat war nach jahrhundertelanger Stagnation 
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enblicher Untergang ; und wenn nun aud allerdings für das Gebeihen einer Kirchenverfaffung 
andere Bedingungen gegeben find als für dad Gedeihen einer Staatöverfaflung, ein ſchwer— 
fälliger Apparat dort ſchon eher möglich ift ald bier, fo muß man doch andererſeits den unge: 
heuern Umfang ber Fatholifhen Kirche, namentlich in damaliger Zeit, in Rechnung ziehen. Jeden: 
falls muß es ald ein hiſtoriſcher Irrthum zurüdgewiefen werden, wenn damals und aud) Häufig 
fpäter voraudgefegt if, daß eine ſolche Kirhenverfaflung jemals zu einer frühern Zeit beſtanden 
habe; eine geſchichtliche Betrachtung der Fatholifhen Kirchenverfaſſung wird vielmehr niemals 
einen Zuftand aufweifen, als deſſen bloße Wiederholung ſich die Entwürfe von Konſtanz und 
Bafel heraußftellen jollten. Um jo mehr mwürbe e8 völlig finnlos fein, wenn man pie Gültig: 
feit jener Declarationen vom Standpunfte ded pofitiven Rechts aus einer Kritik unterziehen wollte; 
es jind das vielmehr Vorgänge gewejen, bie ſich jeder juriftifchen Behandlungsweiſe völlig ent: 
ziehen, denn es jollte gerade mit dem alten Redtözuftande gebrochen, ein neuer herbeigeführt 
werben. 

8) Die Declarationded gallifanifhen Klerusund die Franzöſiſche Revo: 
Iution. Wenn aud im 16. Jahrhundert gegenüber der Reformation die Verfaſſungskämpfe 
auf dem Boden der Fatholifchen Kirche gerubt Hatten, und auf dem legten großen öfumenifdhen 
Concil eine umfalfende Reftauration des Papalfyftems zur Ausführung gefommen war, fo 
hatte doch die franzöfifche Kirche während dieſer ganzen Zeit fi in einer gewiflen Selbfländig= 
feit erhalten, und wie jene erfte epiffopaliftiiche Bervegung von bier aus ihre Impulie em= 
pfangen hatte, fo waren hier aud) bie Früchte derfelben am beften gewahrt, was ſich nament- 
lich in der Haltung der franzöfifchen Kirche gegenüber ven Triventinifchen Beſchlüſſen gezeigt 
hatte. So erhob ſich denn von hier aus zum zweiten male, durch die Literatur längere Zeit vor: 
bereitet, feit der legten Hälfte des 17. Jahrhunderts eine epiffopaliftifche Oppofition ; wiederum 
ftand diejelbe in Verbindung mit Irrungen zwiſchen ver Staatd= und Kirchengewalt, ja die 
ftaatlihen Geſichtspunkte, vertreten dur; das Königthum Ludwig's XIV., machten fid Diesmal 
in noch bemerflidjerer Weife geltend, und fo ift dadurch auch die ganze Richtung der damaligen 
Bewegung wefentlich beflimmt worden, e8 handelte ſich nämlich in erfter Linie um die Unab— 
bängigfeit der Staatögewalt von der Kirchengewalt, und erft in zweiter um bie Unabhängigkeit 
der Biichöfe vom Papfte, und hauptfächlich deshalb wurde damals das Epiffopalfoftem prorla= 
mirt, weil man der Anſicht war, daß daſſelbe befler ald das Papalſyſtem ven Einrichtungen des 
modernen Staats fi) einordnen würde. Es war befonvers Golbert gewefen, der im Gonfeil 
darauf gebrungen hatte, bei Gelegenheit der damaligen Differenzen zwiſchen dem Könige und 
der Eurie auch die allgemeinen Streitpunfte zwifchen der Ballifanifhen Kirche und dem rö- 
miſchen Stuhle vor die Berfammlung zu bringen und von ihr entſcheiden zu laffen, denn in ge: 
wohnlichen Zeiten, wo man auf Erhaltung des guten Verftändniffes mit Rom venfe, werde das 
unmöglid fein, ein Augenblick ausgeſprochenen Misverftänbniffes fei günftig, man müſſe ihn 
ergreifen. Der Klerus ging darauf ein, und es wurbe eine Commiſſion niebergefegt, deren Mit: 
glied Bofluet war; hier fegte man jih Doctrinen entgegen, auf melden das hierarchiſche Svſtem 
der frühern Jahrhunderte beruht hatte; man ſchloß ſich ver Anſicht Huscen's, ven Entſcheidungen 
des konſtanzer Eoncils, den Lehren der Sorbonne, den Sapungen des Parlaments an. Als Re: 
fultat diefer Berathungen ergaben fi die berühmten vier Säge: a) daß der Papft blos in geift- 
lichen, nicht aber auch in weltlichen Dingen Gewalt habe, denn dem Petrus und deſſen Nachfol—⸗ 
gern jei durch Chriſtus nur eine Gewalt in Bezug auf die ewige Seligfeit übertragen worden ; 
Ehriftus Habe gefagt, mein Reich ift nicht von diefer Welt; alſo ftehe es ver Kirche nicht zu, 
Könige ein= und abzufegen, die Untertbanen ihrer Eide zu entbinden; diefer Satz fei ebenio 
nothwendig für die Kirche wie für den Staat, er flimme mit dem Worte Gottes, mit der Tra— 
bition, mit dem Xeben der Heiligen, e8 fei unverbrüchlich an ihm zu halten ; b)der Papft Habe aber 
ferner nicht einmal in Bezug auf die res spirituales die plena potestas, fondern es ſtänden Die 
Generalconcilien ſowol in Glaubens = wie in Verfaffungsfachen über dem Papfte, die Autorität 
und Stellung der allgemeinen Goneilien fei ganz in ber Weiſe feftgehalten, wie fie in Konftanz 
normirt, vom apoftolifhen Stuhle beftätigt und durch ein allgemeines Gewohnheitsrecht der gan- 
zen Kirche, ver Ballifanifhen insbefondere, feftgeftellt fei; c) fodann Die Grfege des apoſtoliſchen 
Stuhl müßten, um zu gelten, von den einzelnen Kirchen befonders angenommen werpen, die 
eigenthümlihen Normen der Gallikaniſchen Kirche feien aufrecht zwerhalten ; d) endlich in Glau⸗ 
bensſachen jei nicht der Bapft unfehlbar, fondern die Kirche, und nur infofern fei dem Papfte 
eine hervorragende Stellung einzuräumen, als feine dogmatifchen Decrete vorläufig griten 
jollten, während fie eine Unabänderlichfeit, eine wahre Infallibilttät erft durch den Hinzutritt 
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des Concils erlangten (nec tamen irreformabile esse judicium nisi ecclesiae consensus 
sceesserit). in förmlider Brud bes römifhen Stuhls mit dem Trangöfifchen Hof und 
Klerus ſchien aljo unvermeibli zu fein, ein Schisma ftand in naher Ausfiht. Dazu iſt es 
nun freilich nicht gefommen ; indem der Papft zu dem Außerften entichloffen war, fo fand ed an= 
gefihtd diefer Haltung der König nicht rathfam, die Sache weiter fortfegen zu laffen. Die Ver: 
jammlung war nod im vollen Lauf ihrer Geſchäfte begriffen, als er fie, ihr felbft unerwartet, 
am 29. Juni 1682 vertagte; ja er gab 1693 feine Einwilligung zu einem Schreiben der Prä- 
laten, die an der Verſammlung von 1682 theilgenommen hatten und feitvem befördert worden 
waren, an den Papft, in welchem fie nicht ftarf genug ausbrüden konnten, wie leid es ihnen 
tbur, dag in derſelben Dinge gefchehen feien, melde ihm misfallen hätten; ber König felbft 
nabm den Befehl zurüd, durch welchen er damals jede Abweihung von den in den vier Sägen 
enthaltenen gallifanifchen Lehren verboten hatte; fo weit ging der König nicht, jene Doctrinen 
fürirrig zu erflären oder ihre Vertheidigung zu verbieten, aber er hörte doch auf, fie als die 
som Staate ausfhließlid angenommenen zu bezeichnen, und fon das war zu Nom fürs erfte 
genug. Wenn aber auch die Staatöfunft Ludwig's XIV. einen völligen Bruch mit Rom hatte 
vermeiden wollen und ſich deshalb zu einem plaufibeln Rüdzuge hatte entfhliegen müffen , fo 
haben trogbem die in der Declaration des gallikaniſchen Klerus enthaltenen Grundſätze wäh— 
rend des ganzen 18. Jahrhunderts die franzöſiſche Praxis beherricht, find für die Stellung der 
franzöfifchen Kirche zu Rom die durchweg mafgebenven geblieben. 

Sehr viel mweitgreifenber war bie lImgeftaltung, melde ver Fatholifhen Kirchenrerfaſſung 
Frankreichs durch die Revolution, wenn aud nur vorübergehend, zu Theil wurde. Wie die da— 
maligen Umgeſtaltungen ver Staatöverfaflung von der Nothwendigkeit einer Neuordnung der 
Binangserhältniffe ihren Ausgang genommen haben, fo waren ed aud; die Verhältniffe des 
Kirchenguts, namentlich deſſen Verpflihtung, zu den allgemeinen Staatdlaften mehr als bis— 
ber beiqutragen, wodurch die Nationalverfammlung zuerft, ſchon im Herbft 1789, dazu ge— 

fommen war, auch die kirchliche Verfaffungsfrage in ihre Berathungen hineinzuziehen. Es 
batte dies freilich aud; einen tiefern Grund, denn das ganze Schidfal ver Revolution war in 
Frage geftellt, wenn man dieſe Organifation in ihrem bisherigen Beſtande lieh, es half 
nichts, die Ariftofratie aus der Staatöverfaffung zu tilgen, wenn die ariftofratiihe Kirche 
ibr Dafein behielt; nicht blos die biäherigen Reihthümer mußten der Kirde genommen, 
fondern es mußte die Souveränetät des Volks wie auf jedem andern fo aud auf dieſem Ge— 
biete zur Anerkennung gebradt werben. So fam ed nad) heftigen und aufregenden Debatten, 
worin einige Janfeniften unermüblich Pie Ubereinftimmung der neuen Feilfegungen mit der 
Bibel und den Goncilien der erften Jahrhunderte nahmiefen, in Juli 1790 zu dem Ge: 
iege, durch welches die fogenannte hg eg des Klerus aufgeftellt wurde. Der erfte 
Titel deffelben handelt von den firhlihen Amtern; danach foll jeved ver 83 Departements 
eine Diöceſe bilden, die kirchliche und politifche Eintheilung in dieſer Beziehung durchweg zu: 
fammenfallen; weiter joll das Königreich in zehn Metropolitanfprengel eingetheilt werben, 
deren Behörden über den Behörben der Diöceſe eine Inftanz bilden ; fein Franzoſe darf unter 
irgendeinen Vorwande die Autorität eines gewöhnlichen oder Metropolitanbifhofs anerfen- 
nen, deſſen Sig in dem Herrfchaftögebiet einer fremden Macht gelegen ift, aud nicht die De— 
\egirten eines ſolchen, die etma in Franfreich refidiren, alled ohne Präjudiz der Einheit des 
Gaaubens und der Gemeinſchaft mit dem fihtbaren Oberhaupt der allgemeinen Kirche. Es 
joll fofort nach der Anſicht des Biſchofs und der Verwaltungsbehörden der Diftricte eine neue 
Formation und Gircumfeription aller Parochien des Königreichs vorgenommen werden; bie 
Kathedrale jeder Diöcefe ift auf ihren urſprünglichen Zuſtand zurüdzuführen, monad fie zu= 
gleih Brarrfirche und biſchöfliche Kirche war; die biſchöfliche Pfarrei fol feinen andern unmit— 
telbaren Seelforger haben ald den Bifchof felbft; an jeder Kathedralkirche foll e8 eine Anzahl 
von Viraren geben, und zwar in Städten von mehr ald 10000 Ginwohnern 16, in den klei— 
nem 12; in jeder Didcefe ift ein Seminar herzurichten, womöglich neben der biſchöflichen 
Kirche und felbft im Imfange ber Gebäude, die zur Wohnung des Biſchofs beſtimmt find; bie 
Leitung des Seminars haben ein Obervicar und drei dirigirende Bicare in Unterordnung unter 
den Biſchof; fie müffen mit ihren Zöglingen nady der Vorſchrift des Biſchofs dem Gottes— 
dienfte in ber Kathedrale afiftiren und die nöthigen Functionen verſehen; fie bilden nebft ven 
übrigen Bicaren den permanenten Rath des Biſchofs, und der Biſchof Fann feinen Act der Ju: 
rigdiction weder hinfichtlih der Regierung der Diöcefe noch ded Seminars vornehmen, wenn er 
nit mit ihnen ſich darüber beraten hat, höchſtens proviforifche Maßregeln kann er einfeitig 
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treffen. In allen Städten und Bleden unter 6000 Einwohnern foll es nur eine einzige Pa— 
rochie geben, die übrigen follen unterdrückt und mit den Hauptkirchen vereinigr werden ; in grö- 
Bern Städten können die Parochien noch mehr Parochianen haben, und es follen fo viel Pfar— 
reien confecrirt werben, ald dad Bedürfniß erfordert; mit der Reunion ift ſtets auch eine 
Bereinigung des Kirhenvermögens verbunden; das Geſchäft dieſer Neubegrenzung der Pa— 
rochien liegt den abminiftrativen Verfammlungen in Übereinflimmung mit dem Didcejan- 
biſchöfe ob, die der nächſten Legislatur ihre Anordnungen vorlegen müffen; ausnahmeéweiſe 
können an entfernten Orten Kapellen in einem Biliationdverhältniß beftehen bleiben. Alte 
Titel und Amter außer den in gegenmwärtiger Eonflitution erwähnten, die Dignitäten, Kano- 
nitate, Präbenden ver Kathedrale und der Collegiatkirchen, Kapitel des Regular: und Säcular- 
flerus beider Geſchlechter, Abteien und Priorate follen vom Tage der Publication ded gegen 
wärtigen Decrets an für ewige Zeiten aufgehoben und unterbrüdt fein. Im zweiten Titel 
folgen vann die Grundfäge Über die Befegung der Kirchenäniter ; dieſe foll durchgängig durd 
Mahl erfolgen, in geheimer Abftimmung mit abfoluter Stimmenmehrheit; und zwar foll bie 
Mahl der Bifhöfe in der Form und durch den Wahlkörper erfolgen, wie beides durch Decret 
von 22. Dec. 1789 für die Ernennung der Mitglieder der Verſammlung des Departements an: 
geordnet ift. Demgemäß ſoll auf die erfte Nachricht hin, die der Generalprocurator bed Depar- 
tement3 von der Bacanz des bifhöflichen Siges empfängt, diefer ven Procuratoren des Diftrictd 
Nachricht geben, ihnen den Tag der Wahl anzeigen, welches fpäteftend der dritte Sonntag fein 
muß, und fie beauftragen, die bei der legten Wahl der Glieder der adminiftrativen Berfamm: 
lung betheiligten Wähler zu berufen; follte indeffen vie Erledigung des bifhöflihen Sitzes in 
die legten vier Monate des Jahres fallen, wo die Neumahlen ver Apminiftration des Departe: 
ments ftattfinden müffen, fo foll die Wahl des Biſchofs bis dahin verihoben werden; die Wahl: 
bandlung foll in ver Hauptkirche ver Hauptſtadt des Departements geſchehen vor Anfang der 
Meſſe, der die Wähler beimohnen müflen. Um wählbar zu fein, muß man mindeftend 15 
Jahre hindurch die Functionen des geiftlihen Amts in ver Diöcefe in der Gigenfhaft als 
Deffervant oder Vicar, Obervicar oder dirigirender Vicar des Seminard audgeübt haben, 
ebenfo find die Miffionare, bifhöflichen Generalvicare, Geiftlie, vie an ven Hospitälern an: 
geftellt find oder den Öffentlichen Unterricht leiten, wählbar, wenn fie ihre Zunctionen 15 
Jahre hindurch, von der Promotion zum Sacerdotium an gerechnet, verfehen Haben. Die Pro: 
clamation des Gemwählten gefhieht dur ben Präjiventen ver Wahlverfanmlung im der 
Kirche, wo die Wahl geſchehen ift, in Gegenwart des Volks und ded Klerus und vor dem 
Anfang der Meſſe, die fih daran anſchließt; dad Protokoll der Wahl ift zur Kenntnipnahme 
an den König zu fenden. Der Gewählte hat fi in Perſon binnen beftimmter Frift feinem Me: 
tropolitanbifchof, und wenn er felbft zum Metropolitan gewählt war, ven älteften Biſchofe des 
Bezirks zu ftellen, ihm die Protokolle ver Wahlhandlung zu überreichen und um kanoniſche 
Gonfirmation zu bitten; diefer kann dann in Gegenwart feines Senats ein Examen über feinen 
Glauben und feine Sitten mit ihm anflellen, und nad Ausfall veifelben ihm entweder bie ka: 
noniſche Inftitution ertheilen oder verweigern, im legtern Falle ift jedod ein appel d’abus 
möglid, wie noch weiter außgeführt werden wird. Der Biſchof, dem die Konfirmation zu: 
fand, kann von dem Gemwählten keinen andern Eid verlangen ald einen ſolchen, ver fi auf 
ein Bekenntniß zur katholiſchen Religion bezieht; der neue Biſchof darf ſich nit an ven Papft 
wenden, um von ihm eine Beftätigung zu erlangen, aber er foll ihm fehreiben ald dem jicht- 
baren Oberhaupt der allgemeinen Kirche zum Zeugniß der Einheit des Glaubend und der 
Gemeinſchaft. Die Confecration des Biſchofs foll in jeiner Kathedralkirche durch feinen 
Metropolitan oder den älteften Bifhof unter Afiiftenz der Biſchöfe der beiden nächſten Did: 
eejen an einem Sonntage während der Pfarrmefle in Gegenwart des Volks und des Klerus 
geſchehen; vor Anfang viefer Geremonie foll der Gewählte in Gegenwart der Municipal: 
beamten, des Volks und bed Klerus den feierlichen Eid leiften, mit Sorge über die Gläu— 
bigen ver Didcefe zu wachen, treu zu fein der Nation, dem Geſetze und dem Könige, und auf: 
recht zu erhalten mit feiner ganzen Macht die Gonftitution, die durch die Nationalverfammlung 
decretirt und durch den König beſchworen iſt. Der Biſchof wählt die Vicare feiner Kathebral: 
kirche aus dem Klerus jeiner Didcefe, doch darf er nur Priefter dazu ernennen, die ihre fir: 
lien Bunctionen mindeſtens 10 Jahre hindurch ausgeübt haben; fie können abgejegt werden 
nur in Übereinftimmung mit der Viehrheit des Kapireld. Der Obervicar und die dirigirenden 
Bicare der Seminarien werden wieder Durch den Biſchof und jeinen Rath ernannt. Die Wabl 
der Pfarrer gejhieht in der Form und durd die Wahlförper, wir folhes durch Decret vom 
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22. Dee. 1789 für die Ernennung der Mitglieder der adminiftrativen Berfammlung des Di- 
ſtricis vorgefhrieben ift; die Berfammlung der Wähler für die Ernennung der Pfarrer foll 
jährlid zur Zeit der Bildung der Diftrictöverfammlungen ftattfinden, felbft wenn nur eine ein: 
zige Pfarrei im Diftrict vacant ift, weshalb die Ortsobrigkeiten dem Procurator des Diftricts 
von allen Bacanzen Mittheilung machen müſſen. Jeder Wähler foll, bevor er feinen Stimmzettel 
in die Urne wirft, ſchwören, nad beftem Wiffen und Gewiſſen und ohne durch Geſchenke u. dgl. 
beftimmt zu fein, zu wählen; aud bei den Wahlen der Biſchöfe foll ein folder Eid geleiftet 
werben, auch über den Ort der Wahl und die Wahlhandlung gelten die analogen Beſtim— 
mungen wie bei den Wahlen ver Biſchöfe; um wählbar zu fein, muß der Betreffende die Fune— 
tionen eines Vicars in einer Pfarrei oder im Hospital der Diöcefe fünf Jahre hindurd ver: 
jehen haben ; über bie Beftätigung des Gemwählten, den Eidſchwur u. ſ. w. gelten ganz bie 
obigen Beftimmungen in analoger Anwendung; jeder Pfarrer hat das Net, feine Vicare zu 
mäblen u. ſ. w. Der dritte Titel regelt dann die Gebaltöverhältniffe; die Gehalte der Biſchöfe 
betragen für Paris 50000 Fr., für die Biſchöfe der Städte von 50000 Einwohnern 
20000 Fr., für Die Bifchöfe der Fleinen Städte 12000 Fr; die Gehalte der Vicare der Kathe— 
vralfichen betragen für Paris 2400— 6000 Fr., für die Städte von 50000 Einwohnern 
2— 3000 Fr. Die Gehalte ver Pfarrer betragen zu Paris 6000 Fr., in Stäbten von 
mindeftend 50000 Einwohnern 4000 Fr., von mindeftend 10000 Einwohnern 3000 Fr., 
von mindeflend 3000 Einwohnern 2400 Fr. u. ſ. w. In Rückſicht auf diefe ihnen bewilligten 
feſten Gehalte ſollen die Bifhöfe, Pfarrer und Vicare die epiffopalen und curialen Functionen 
umjonft ausüben. Endlich der vierte Titel enthält noch einige ziemlich firenge Beftimmungen 
über Refidenzpflicht und Incompatibilität der Ämter. Am 24. Aug. 1790 erhielt das Decret 
vie föniglihe Sanction. („Recueil des decrets de l’assemblee nationale”, Juni und Juli 
17%, VI, 306— 348.) 

Run hatte aber bereits in einer an das Garbinaleollegium gehaltenen Allocution zu An: 
fang des Jahres 1790 Pins VI. ſich ſehr ftarf gegen die ufurpatoriichen Maßnahmen der Nativ- 
nalverfammlung in firhlicen Dingen ausgeſprochen, ohne daß er ed jedoch damals für oppor— 
tun hielt, etwas Directes dagegen zu unternehmen; ftatt deſſen hatte er vorgezogen, in mehreren 
Schreiben vom 10. Juli, 17. Aug. und 22. Sept. 1790 dem König die Sanction jener Gefege auf 
das dringendfte zu widerrathen, er hatte darin hervorgehoben, niemals fünne von einer politi= 
ſchen Rörperfhaft die fatholifche Kirchenverfaſſung geändert werben, der König habe ſich der Rechte 
feiner Krone enräußern fönnen, hier aber handele es fih um Rechte Gottes und der Kirche, deren 
erfigeborener Sohn der König fei. Als das jedoch nichts half, jo erfolgte denn unterm 10. März 
1791 mit einem Schreiben an ven König von demfelben Tage jenes Breve an die franzöſiſchen 
Diihöfe, durch welches der Papft ausdrücklich und in fehr ausführlicher Motivirung gegen bie 
Civilconſtitution des Klerus proteftirte, ug worin nun, ausgehend von ber Behauptung, daß 
den Laien in kirchlichen Dingen nicht zu regieren gebühre, die einzelnen Beſtimmungen ber 
Civilconſtitution in jehr weitläufiger Hiftorifher Erörterung zurüdgewiefen wurden, wie ed 
3. B. binfihtli der Bifhofswahlen für nöthig gehalten wird, bis auf Mofes zurücdzugehen. 
Die hauptſächlichſten Beſchwerdepunkte beftehen übrigend darin, daß die Kirche dem Staat unter: 
geordnet, die Gewalt des Papſtes fo gut wie aufgehoben, die äußere Kirchenverfaſſung von 
Grund aus verändert und die Pfarrer den Bifchöfen gleichgeftellt feien, was alles wol von Marz 
Rlius von Padua, von Calvin und Luther gelehrt und gebilligt worden fei, mit ven Grund: 
begriffen des Katholicismus aber im Widerſpruch flehe. (Rosfovany, I, 431 — 485.) Bereitd 
vor dein Eintreffen diefes Breve hatten zwei Drittel der Geiftlihen in allen Provinzen den Ge: 
dorfam gegenüber der neuen Verfaſſung verweigert, die Nationalverfammlung aber, auf ber 
son ihr betretenen Bahn weiter gehend, am 27. Nov. 1790 beſchloſſen, von jedem Geiftlihen 
binnen act Tagen den Eid auf die Givilverfaffung zu fordern, im Meigerungsfalle ihn für 
abgeſetzt zu erklären, und bei Kortiegung dienftliher Bunctionen ihn als Ruheſtörer zu be⸗ 
Rrafen; wie denn auch demgemäß im Januar 1791 die Neuwahlen für die eidweigernden 
Priefter begannen. - 

9) Der Febronianismus und der Emſer Congreß. Im Laufe des 18. Jahrhun: 
dertd machte ſich das Epiſkopalſyſtem auch in Deutſchland geltend. Der erſte, welcher daſſelbe 
n umfaffender Weiſe wiffenfgaftlih formulirte, war der MWeihbifhof der trierer Didreje 
Johann Nikolaus v. Hontheim (f. d.), der unter dem falſchen Namen Juſtinus Febro— 
"ind im Jahre 1763 die berühmte Schrift „De statu ecclesiae et legitima potestate Ro- 
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mani pontificis” in ber ausgefprochenen Abjicht herausgab, um durch bie von ihm vorgeſchla— 
genen Abänderungen der Rirhenverfafinng , die nad) feiner Meinung in der Geſchichte begrün: 
det waren, bie diffentirenden Religiondparteien, namentlich die Proteftanten,, mit der fatholi: 
ſchen Kirche wieberum zu vereinigen. Auch Febronius fteht infofern ganz auf dem Boben Fatho- 
liſcher Anſchauungen, als er ver Kirche in Glaubensſachen eine äußere Autorität und unter dem 
Beiftande Ehrifti Untrüglickeit zuſchreibt. Er Teugnet aber, daß Ehriftus diefer Kirche eine 
monarchiſche Einrichtung gegeben, daß er einer Perſon das Recht übertragen Habe, mit Untrüg: 
lichkeit zu urtheilen und zu befehlen, er behauptet vielmehr, das Recht Habe die ganze Kirche, die 
e8 durch ihre Diener ausübe, unter denen ber Bifchof von Rom zwar ber vornehnfte, aber doch 
der ganzen Kirche unterworfen fei. Wenn nun aber auch Febronius leugnet, daß die Kirche eine 
Monarchie fei, fo leugnet er doch nicht, daß fie ein Oberhaupt habe, und daß dieſes Oberhaupt der 
Biſchof von Rom ſei, er gefteht den Bifhdfen von Rom den Primat zu, nicht aber durch einen 
Befehl Chrifti, fondern durch eine Verorbnung Petri und der Kirche, woraus denn folgt, daß 
diefer Primat nicht an Rom nothwendig gebunden fei, fondern durch einen Beſchluß der Kirche 
auch an einen andern Ort verlegt werden könne. Was nun bie einzelnen im Primat enthal: 
tenen Rechte betrifft, jo jollen dieſe lediglich die Mittel fein, um ven Zwed ber Einigkeit der 
Kirche zu erreichen; welche Rechte vemgemäß dem Primat zuftehen müffen, foll ſich genauer er: 
geben, einerfeitd aus dem Gebrauche der Kirche in den reinen Zeiten, d. h. in ven erften Jahr: 
hunderten vor den Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen, andererſeits auß der Übereinſtimmung 
aller katholiſchen Schriftfteller in den neuern Zeiten; dadurch wird alfo die Beftfegung bes 
Rechts des Primats und ihr Beweis zugleich hiſtoriſch. Der Bapft foll nun zwar Ehrerbietung 
forbern dürfen, die genaue Beobachtung der Kirchengefege beauffitigen, in Ermangelung allge: 
meiner Kirchenverfammlungen neue Gefege machen, die jedoch erft durch gemeinſchaftliche Ein- 
willigung verbindliche Kraft erlangten, feine dogmatiſchen Ausſprüche brauchen gar nicht ange: 
nommen zu werden, vor ben evangelifchen Gemeinden darf doch auch das Gegentheil nicht vor: 
getragen werden, folange noch nicht die ganze Kirche widersprochen hat; er Hat in gewiſſen Fällen 
allgemeine Kirchenverſammlungen zu berufen; in allen wichtigen die ganze Kirche betreffenden 
Angelegenheiten muß an ihn berichtet werden; er hat zwar dad Recht, von den auf einer allge: 
meinen Kirenverfammlung erlaffenen Geſetzen jemand zu diöpenfiren, aber nur wenn es bie 
Kirchenverſammlung felbft thHun würde. Dagegen find ed unzuläffige fpätere Meinungen, daß 
der Papft den Namen des Biſchofs der allgemeinen Kirche führt, alle causae majores an den 
Stuhl zu Rom gebradht werden müffen, ver Bapft allein Richter ver Bifchöfe fei, feine allge: 
meine oder particulare Synode ohne feine Einwilligung berufen werben dürfe, bei ihren 
Shlüffen feine Beftätigung nothwendig fei, ihm das Recht zuftehe, die Biſchöfe zu verjegen, 
Appellationen anzunehmen, das Ballium zu verleihen, überhaupt daß eigentlich ver Papft alle 
Gewalt habe und die Biſchöfe nur feine Diener jr; ebenfo wenig ftehe vem Papft das Reit 
zu bei Beftätigung der Biſchofswahlen, bei Einrichtung neuer Bisthümer; der Papft habe mit 
Einem Worte nicht einen primatus jurisdictionis, fondern nur einen primatus ordinis et con- 
sociationis. Die Regierung der ganzen Kirche gebührt alfo weſentlich der allgemeinen Kirchen: 
verfammlung, die der einzelnen Kirchen ven Bifhöfen. Den allgemeinen Eoncilien ift jelbft ver 
Papft unterworfen, er hat nicht das Recht fie zu berufen, wenigſtens ift ihr Zufammentrirt midht 
davon abhängig, doch führt er auf denfelben ven Borfig und gibt die erfte Stimme ab; einer 
päpftlihen Beftätigung bedürfen die Befchlüffe nicht, im Gegentheil findet eine Berufung vom 
Papfte an die allgemeine Kirhenverfammlung flatt. Die Biſchöfe find von Ehriftus ſelbſt ein: 
gefegt, und von ihm, nicht vom Bapfte haben fie ihre Gewalt ; der Bapft ift daher nicht befugt, in 
fremben Didcefen biſchoͤfliche Rechte auszuüben, aud die vorbehaltenen Stellenbefegungen, 
Einnahmen, Geritöbarkeit find unrechtmäßig, ebenfo die Befreiung der Möndysorden von ber 
biſchöflichen Gewalt; endlich haben die Biſchöfe nad) göttlicher Einſetzung in der Kirche jchlecht- 
hin den erften Rang, und das Recht kann ihnen durch den den Garbinälen eingeräumten Vorzug 
night genommen werben. Auch in diefem Fall gelang ed den Bemühungen ver Römifchen Curie, 
einen Widerruf zu erlangen, derfelbe erfolgte am 1. Nov. 1778 und ift fo vollftändig und be— 
dingungslos wie nur möglid: „Agnosco et defleo errorem ex zelo indiscreto Protestantes 
Gatholicae ecclesiae et Apostolicae sedi reuniendi, huncque in finem etiam, usus et 
praxes particularium ecclesiarum, eosque persaepe ultra modum exaggeratur, omnibus 
ecclesiis applicandi studio, natum‘'; er bittet dann demüthig um Verzeihung, er werde das 
Urtheil bed Heiligen Stuhl feinen Büchern und feiner @inficht vorziehen, er werde feinerlinter- 
werfung feine Grenzen fegen. Ausdrücklich erklärt er nun, daß der Primat nicht blos ein pri- 
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matus ordinis, inspectionis und directionis , fondern auch ein primatus auctoritatis et ju- 
risdietionis fei, ver auf Feine Weiſe von der römischen Kirche auf eine andere übertragen werden 
könne; er gibt num Punkt für Punkt das Gegentheil von den Kehren feined Buchs als feine 
Überreugung, im der er zu leben und zu fterben wünfche, und er fagt dann am Schluß: „Si 
quid ultra est, quod circa fidei seu doctrinae meae professionem et declarationem, quam 
in omnibus sanctae Romanae et apostolicae ecclesiae conformem esse cupio: jubes aut 
postules; habebis me semper ad eandem germana sinceritate edendam obedientem ac 
promptum.”” Sontheim hat nun freilich der weitern Aufforderung des Papſtes, den noch übri— 
gen Reit feines Lebens dazu zu benugen, ſich felbft zu widerlegen, was ihm bei feiner außer— 
ordentlihen Gelehrſamkeit leicht fein werde, nicht entfprochen, im Gegentheil e8 erfchien wenige 
Jahre darauf ein Kommentar zu feinem Widerruf mit der Tendenz, den Widerruf felbft mög: 
lichſt abzuſchwächen; indeß auch dieſes „zweideutige Ding’ ift nicht im Stande gewefen, den 
übeln Eindrud zu verwifchen, den jener Schritt des freilih von allen Seiten bedrängten acht— 
zigjährigen Greiſes überall hervorrufen mußte; ed mag fein, daß ihm, wenn er den Widerruf 
verweigerte, ein Märtyrerthum bevorgeftanden hätte; aber darauf muß jemand gefaßt fein, ver 
darauf aufgeht, die Fatholifche Kirchenverfaffung, eine der mädhtigften Realitäten ver Welt, aus 
den Angeln zu heben. 

Schon kurze Zeit darauf wurde ein zweiter derartiger Verſuch von feiten der officiellen deut: 
Üben Rirdengewalt unternommen. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts bereitd war man in 
Deutiäland eifrig beftrebt geweien, ven Appellationdzug nad Nom aufzuheben und die alleinige 
Beurtheilung deutſcher Kirhenhändel durch deutſche Bifchdfe herbeizuführen; aud waren be= 
reitd Anträge auf Befeitigung der ftändigen Nuntiaturen, wie foldye namentli in Wien und 
Köln beftanden, geftellt worden. Statt deſſen wurde nun im Jahre 1785 in Münden eine neue 
Nuntiatur errichtet, welche die beiden bairiſchen Kurlande und die jülich= bairifchen Herzog: 
thümer zum Sprengel haben jollte: allerkings gefhah das auf Andringen der bairiſchen Staats- 
gewalt, die durch das Interefje möglichfter Unabhängigkeit gegenüber andern Reichöftänden, die 
ihre biigörlihen und Metropolitangeredhtfame im Staatsgebiet ausühten, dazu veranlaßt wurde. 
Der neue Nuntius beeinträchtigte alſo die Rechte, Prärogative und Privilegien, weldhe ven Bi: 
ihöfen und Metropoliten jenes Gebiets biöher zugefonimen waren. Auf eine @ingabe der dabei 
beſonders interefirten Erzbifhöfe von Mainz und Salzburg an ven Kaifer, ald Schugherrn 
und Schirmvogt der deutſchen Kirche, die zugleich an vie Erzbiſchöfe von Köln und Trier gerichtet 
if, erfolgte unterm 12. Oct. 1785 eine ermuthigende Antwort, in welcher Joſeph II. nicht blos 
verſprach die Erzbiſchöfe und Biſchöfe in den ihnen von Gott umd ver Kirche eingeräumten 
Resten zu jhügen, fondern auch alles beizutragen, damit fie diejenigen Rechte, die ihnen etwa 
ſchon früher durch rechtswidriges Verhalten entzogen jeien, wiebererlangten, weshalb der 
Kaifer die feierliche Aufforderung an die Erzbifhöfe ergeben ließ, mit ihren Suffraganen 
und den Biihöfen Deutſchlands zu gemeinfamen Beiprehungen dieferhalb zufammenzu: 
treten. Dadurch veranlaft traten dann im Kaufe des Jahres 1786 Bevollmädtigte der 
sier Erzbifhöfe Deutfchlands im Bade Ems zufammen, und hier vereinigte man fi unter 
ausdrücklicher Gutheißung der Gommittenten zu der berühmten Punktation vom 25. Aug. 
1786. Der römische Bapft ift und bleibt vemnad zwar der Oberauffeher und Primas der gan: 
zen Kirche, der Mittelpunkt der Ginigfeit, und ift von Gott mit der dazu erforderlichen Juri: 
dicfion verſehen; alle Katholifen müffen ihm immer ven fanonifhen Gehorfam mit voller Chr: 
erbietung leiſten. Allein alle andern Vorzüge und Refervationen, die mit diefem Primat in 
den erften Jahrhunderten nicht verbunden, ſondern auß den nachherigen Iſidorianiſchen Decreta⸗ 
en zum offenbaren Nachtheil ver Biichöfe gefloffen find, fönnen jet, wo die Unterſchiebung und 
Falſchheit derſelben hinreichend feſtgeſtellt und allgemein anerkannt iſt, in den Umfang dieſer 
Juriödiction nicht gezogen werden. Diefe gehören vielmehr in die Klaſſe der Eingriffe der Roͤmi— 
Sen Curie, und die Biſchöfe find befugt, ſich ſelbſt in die eigene Ausübung der von Gott ihnen 
serliehenen Gewalt, befonders da feine dahin abzweckenden Vorftellungen bei dem päpftlichen 
Stuhle His dahin gewirkt haben, unter dem Schuge des Kaiſers wieder einzufegen. Im einzel: 
nen werden nun folgende Rechte für die Biichöfe in Anfpruc genommen. Cbhriſtus ver Stifter 
der Kirche hat den Apoſteln und ihren Nachfolgern, den Biihöfen, eine unbeſchränkte Macht zu 
finden und zu löfen für alle jene Fälle gegeben, wo es die Nothwendigkeit oder der Nugen ihrer 
Kitchen oder der dazu gehörigen Gläubigen immer erfordern mag, und es ift nach der Natur ber 
prunglidgen Kirhenverfaflung feinem Zweifel unterworfen, daß alle in den Kivchenfprengeln 
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der Biihöfe wohnenden Perfonen ohne Unterfchied im innerlihen und äuferligen Religions: 
weſen denfelben untergeordnet find, daher foll allen Diöcefanen verboten jein, den Recurd mit 
Übergehung ihrer unmittelbaren geiftlihen Oberhirten zu nehmen, während diefen Dagegen 
unbenommen ift, in den von Rechts wegen dazu geeigneten Fällen fi der Berufungsmittel nad 
der hierarchiſchen Verfaffung zu bedienen; ferner ſollen regelmäßig feine Eremtionen flattfinden, 
namentlich foll ven Kloftergeiftlihen verboten werden, Verordnungen oder Beſchwerden von 
ihren Generalen oder Generalfapiteln, auch fonftigen außerhalb Deutichlands wohnenden Obern, 
von deren Verbindung fie ein für allemal gänzlich losgefagt werden, anzunehmen, deren Ge— 
neralverfanmlungen beizuwohnen oder einen Geldbetrag, unter was für einen Vorwand es 
immer jei, dahin abzuſchicken. Ein jeder Biihof fann, vermöge der von Gott erhaltenen Gewalt 
zu löfen und zu binden, Geſetze geben und von benjelben aus zureichenden Urſachen dispenſiren; 
er allein kennt die Bedürfniſſe feiner Heerde und muß daher, in den befondern ſowol ald allge: 
meinen Kirchengefegen, den Gläubigen einige Nachſicht geflatten fönnen, was jid namentlich 
auf die Ehehinderniſſe, die Verbindlichfeiten, die aus der Weihe entipringen, und auf das Dr: 
densgelübde bezieht; weshalb die Duinquennalfacultäten Fünftig nicht mehr ertheilt und alle 
auswärts erlangten Dispenfe für Eraftlo8 angefehen werden ſollen. Die römiſchen Bullen, 
Breven oder fonftigen päpftlihen Verfügungen verbinden ohne gehörige Annahme ver Bi— 
ſchöfe nicht; ohne ſolche follen aud die Erklärungen, Beicheide und Verordnungen der römi— 
ſchen Gongregationen in Deutichland nicht anerfannt werden. Es hören jodann in Zukunft 
die Nuntiaturen völlig auf, höchſtens dürfen die Nuntien päpjtliche Gefandte fein, während 
ihnen dagegen nicht zufteht, actus juridictionis vorzunehmen. Es folgt dann eine Reihe jehr 
vetaillirter Beflinnmungen, wodurd der Einfluß des römischen Hofs auf die Stellenbejegung im 
Sinne der Neformeoneilien eingejchränft wird; es wird weiter verlangt, daß eine Ermäßigung 
der Annaten und Palliumsgelder eintrete, ed wird der von Gregor VII. und von Gregor IX. 
den Decretalen eingeſchaltete Gid der Biſchöfe, ver mehr auf die Pflichten eines Vaſallen als 
auf die Kanonifchen Geſetze gerichtet jei, um fo mehr verworfen, ald die deutſchen Biſchbfe da— 
durch Verbindlichkeiten eingingen, die ihnen in Betracht ihrer Verbindung mit dem Neiche zu 
halten unmöglid jeien; endlich follen alle Gegenftände, die nach der deutſchen Reichs- und 
der alten Kirchenobſervanz zu der geiftlichen Gerichtöbarfeit gehören, in der erften Inftanz vor 
die bifhöflichen, in der zweiten vor die Metropolitangerichte gebradht werden, ohne daß die 
Nuntien ſich einmifchen dürfen; gefchieht nody weitere Berufung an den päpftlichen Stuhl, fe 
ift Diefer verbunden, zur dritten Inftanz judices in parlibus nnd zwar nationale zu geben; als 
noch zwedmäßiger wird ed jedoch bezeichnet, wenn ſich jeder Erzbiſchof angelegen fein ließe, in 
feiner Provinz ein Provinzialfgnodalgerit dritter Inftanz im Einverftändnig mit den Suffra: 
ganen herzurichten. Am Schluß wird noch der Wunſch nad einem innerhalb zweier Jahre zu: 
jammentretenden Nationalconcil ausgejproden, wobei aber, wie in dem Schreiben der Erz: 
biihöfe an ven Kaifer bei Uberfendung der Gongrepbeichlüffe ausprüdlich gejagt war, nur ein 
Zufammentritt der deutſchen Erzbiſchöfe und Biſchöfe beabjichtigt wurde. 

Es ift nit in erfter Linie die Franzöſiſche Revolution und in ihrem Gefolge die Säculari: 
jation ded Kirchenguts und der Umfturz der Fatholifhen Kirhenverfaflung in Deutſchland ge: 
weſen, wodurd dieſe Beftrebungen zum Scheitern gebradt find, fondern das war bereits vor 
den Eintritt jener Greigniffe völlig entſchieden und war vorurtheilöfreier Beurtheilung niemals 
zweifelhaft geweien. Es mag ja die ftaatliche Zerfplitterung Deutichlands, die es auch bei Diefer 
Gelegenheit nicht zu einem planmäßigen und thatkräftigen Handeln kommen ließ, ihr gut 
heil Schuld daran tragen ; indeß von vornherein hatte man große Ziele mit völlig unzurei- 
chenden Mitteln herbeizuführen geftvebt; vor allem war die Theilnahme des fatholifhen Volks 
längft nicht in vem Maße geweckt worden, wie ed nothwendig gewefen wäre; und daß dies nur 
ungenügend geſchehen war, war wiederum ſehr natürlich, venn fo ſchlecht audy Pius VI. über 
die Stinnmung Deutfchlands unterrichtet war, wenn er die Haltung ded Volks gegenüber der 
Eniſer Punftation dahin harafterifirte: „Flevit nalio ipsa Germanica, quae hujusmodi 
conventiculum incredibili horrore conspexit”, jo war doch die öffentliche Stimmung aller: 
dings zu großen Anftrengungen im Sinne des Emfer Congreſſes deshalb nicht geneigt, weil es 
fih genauer betrachtet nur um einen Wechſel in der Herrſchaft unter den verfhiedenen Orga: 
nen des Klerus handelte, während dagegen dieje Herrfchaft ſelbſt intact bleiben und von Ele- 
tifalen Organen nad wie vor geübt werben jollte; und nicht einmal in den zunächſt betheilig- 
ten Kreifen war man einig, ed war den Erzbiſchöfen nit gelungen, „das nöthige nähere 
concert’ mit den Bifhöfen herbeizuführen, worauf Kaifer Joſeph fo fehr gedrungen hatte, 
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im Gegentheil fahen dieje ji in ihren Gerechtſamen — ob mit Recht oder Unrecht, mag da— 
hingeftellt bleiben — durch die Erzbiihdfe bedroht und wie zur Zeit der Pſeudo-Iſidoriſchen De— 
eretalen auf den Schuß des Papftes angewiefen. Endlich, wie ſchon Häuffer bemerkt hat, „auch 
die rechte Energie zur Durdführung einer fo ernithaften Sache war in diefen Kreifen kaum 
zu finden; der Illuminatismus mit feiner fodmopolitifhen Weltordnung, feiner vornehm gnä— 
digen Toleranz, feinem literarifchen Dilettantenthum konnte mol Leute wie Karl Theodor 
v. Dalberg hervorbringen, aber nicht die Charaftere eines Hutten und Quther, die das Voll: 
bringen einer folhen Aufgabe erforderte”. Unter diefen Umſtänden follte es denn freilich ven 
Erzbiihöfen nicht gelingen, durch bloßes Pochen auf vorübergegangene Entwickelungsphaſen, 
indem man der päpftlihen Macht ein vitium possessionis nachzuweiſen und gleichſam ein sae- 
culum normale aufzuftellen ſuchte, eine in integrum restitutio herbeizuführen. Es hat gegen 
über diefer civilproceffualifchen Methode, die nur ven Grundfag der Verjährung außer Acht 
ließ, {bon in damaliger Zeit Johannes v. Müller dad Recht ver gefhichtlichen Erklärung ge: 
wahrt, welches doch auf diefen Gebiete fo gut Geltung wird in Anſpruch nehmen dürfen wie 
auf jebem andern: „Man jagt vom Papft, er ift nur ein Bifchof; ebenfo wie Maria Thereſia 
nur eine Gräfin von Habsburg, Ludwig XIV. ein Graf von Paris, der Held von Roßbach und 
Leuthen einer von Zollern ; fobald Kaifer Joſeph II. fein wird wie einer der Jünger, wird 
Pius VI. das Abenpmahl halten, wie Chriſtus unfer Herr; zu derfelben Zeit wird aud) der 
Mundkoch nicht mehr credenzen.“ 

10) Weifenberg und die franffurter GConferenzen. Zu Anfang des gegen: 
mwärtigen Jahrhunderts durch Dalberg zum Generaloicar des Bisthums Konftanz erhoben, hatte 
ih Weſſenberg um die Verwaltung diefer Diöcefe, namentlich) durch Sorge für die Ausbildung 
der jungen Geiftlihen und durd Ginführung der Mutterfprache beim Gottesdienſt im Geifte 
einer freien Auffaffung des Katholicismus, große Verdienſte erworben, und ed mag feine 

Stellung in diefer Hinficht mit derjenigen Fenelon's verglichen werden. Dagegen als einfihti- 

ger Bolttiter hatte er ſich ſchon damals nicht gezeigt. Im einer im Jahre 1801 anonym erfchie: 

nenen Schrift, deren Autorſchaft ihm mir größter Beſtimmtheit zugefchrieben wird, hatte er als 
Folge der drohenden Säcularifation nicht blos den Untergang der deutfchen Staatöverfaffung, 
die Erniedrigung des Kaiſerthums, den Verfall des Erzhauſes Ofterreidh, den precärften Zu: 
Rand aller Kleinen Staaten, fondern auch die völlige Unficherheit alles Eigenthums und nod) 
weitere nachtheilige Folgen für die einzelnen Reichsſtände prophezeit. Seine eigentliche kirchen— 
politifhe Thätigkeit begann erft auf dem Wiener Congreß, wo er ald Gefandter Dalberg's mit 
der allgemeinen Vollmacht erichien, „für Einleitung einer zeitgemäßen Herftellung und natio= 
nalen Einrihtung der deutichen Kirche Mittel und Wege ausfindig zu machen“, wo er jedoch 
weniger in diefer Eigenfchaft, als vielmehr durch ven Umftand, daß fein Bruder neben Metter: 
nich zweiter öfterreichifcher Bevollmäcdhtigter am Congreſſe war, einen gewiffen Einfluß ausübte. 
Außer Weſſen berg Hatten ſich ald Vertreter katholifcher Intereffen in Wien noch eingefunven theild 
der Gardinal: Staatsjecretär Gonfalvi, der offictelle Congreßgeſandte des Papſtes, theils die foge: 
nannten Oratoren, die von den noch übrig gebliebenen Biſchöfen und einem Theil des fonftigen 
böhern Kleruß gefandt worden waren. Während num die Tendenzen Gonfalvi’8 und der Ora— 
toren einfach auf eine Rückkehr zum Alten gerichtet waren und von ihnen, namentlich den Ora— 
toren, die völlige Wiederherſtellung der katholifhen Kirhenverfaffung und die Reftitution des 
gefammten Kirchenvermögens, insbefondere auch die Wiederherftellung des geiftlichen Fürſten— 
thums verlangt wurde, jo hatte Weffenberg bereits in feiner Denkſchrift vom 27. Nov. 1814 
eine Reform der Kirchenverfaflung verlangt, „welche auf ven urfprünglichen und unveräußer= 
lichen Reiten der chriſtlichen Gemeinde zu beruhen habe’. Demgemäß follten alle deutſchen 
Varticularkirchen zu einem großen Ganzen, zu einer deutſchen Nationalfirche vereinigt werben, 
an deren Spige ein Brimas ftehen folle, deſſen Rechte fich jedoch, ohne ven Befugniffen der Ein: 
gelfiche zu nahe zu treten, nur auf die allgemeinen Angelegenheiten der Nationalkirche beziehen 
ſollten; ver Schwerpunft der firlihen Autonomie und Selbftvermaltung follte in den Kirchen: 
serfammlungen, den National-, Provinzial und Didcefanfynoden ruhen, das Nähere jollte 
ein zwifhen dem neuen Stantenbunde und dem päpftlihen Stuhl abzuſchließendes Concordat be— 
fimmen. Diefe Grundfäge eignete fi) der von dem mecklenburgiſchen Gongreßgefandten Brei: 
deren v. Pleffen abgefaßte Entwurf zur Bundesacte infofern an, ald daneben eine Berüdiid: 
figung auch der proteftantifchen Kirche und eine nähere Umgrenzung der Rechte des Primas gel- 
ten gemacht wurde. Weflenberg ging nur bedingt darauf ein, er ließ in feinen „„abermaligen 
Vorſchlägen“ die Erwähnung der proteftantifchen Kirche wiederum weg, außerdem war jegt 


166 Kirche und Kirchenverfaffung (katholiſche) 


an Stelle des Concordats ein Geſetz ded Staatenbundes, welches jedoch nur nad vorgängiger 
Unterhandlung mit ver Römifhen Eurie erlaffen werben jollte, getreten. Auch die Weflenberg 
damald zugefhriebene Schrift „Die deutſche Kirche“ (Züri 1815) erklärt jih ausdrücklich 
gegen die Erwähnung der Proteflanten. In dem von Preußen umd Ofterreich am 23. Mai 
1815 gemeinfam vorgelegten Entwurfe der Bundesacte fand fi dann ein Artikel, in welchem 
nicht blos der Fatholifhen Kirche gedacht, jondern zugleich ausdrücklich erflärt wurde, daß auch 
den Evangelifchen ihre auf Friedenoſchlüſſen, Grundgeſetzen oder andern gültigen Verträgen be: 
ruhenden Rechte garantirt werben jollten; diejer Artifel wurbe aber am 31. Mai auf öfterrei- 
hifhen, und nachdem er in etwas veränderter Faſſung wieder aufgenommen war, am 8. Juni 
auf bairifchen Antrag verworfen, weil, wie Baiern damals erklärte, dieſer Sag für die Evan: 
gelifhen mehr Rechte in Anſpruch nehme, als ihnen nad den veränderten Berhältniffen zuſtehen 
fönnten, und außerden dad Kirchenweſen eine häusliche Angelegenheit fei, welche jeder Staat 
für ſich allein zu ſchlichten habe. Damit ift aber Weſſenberg's kirchenpolitiſche Thätigkeit wiener 
geichloffen; fo muthig und ehrenhaft er ſich auch benahm, ald er im Jahre 1817 nad Dalberg's 
Tode vom Eonftanzer Domkapitel zum Nachfolger im Bisthum ermählt wurde und ber Bapft die 
Beftätigung diefer Wahl verweigerte, jo fehr er bei feiner perjönlicden Anwefenheit in Rom 
alles, was einem Widerrufe nur ähnlich ſah, von fi abwies, fo fehlte ihm doch zu fehr bie zu 
poſitivem Thum fortichreitende Energie, was fih namentlich bald naher in jener fo diplomatiſch 
gehaltenen Antwort zeigte, ald ihn 1822 die Defanate des badiſchen Landes einflimmig als 
fünftigen Erzbifchof von Freiburg gewünſcht hatten und die Regierung ihn um eine Außerung 
varüber bat; dieſe hätte ſehr viel beflimmter ausfallen müflen, wenn er ſich die Möglichkeit 
offen halten wollte, in die Geſchicke der katholiſchen Kirche im großen weiterhin beſtimmend ein: 
zugreifen; er hat noch länger ald 40 Jahre ein ſegenſtiftendes Leben geführt, aber ein Refor— 
mator ber katholiſchen Kirche Deutſchlands zu werden, dieſe Aufgabe war auch ihm zu hoch. 
Dasjenige, was bei der Stiftung des Deutſchen Bundes durd ein Zuſammenwirken aller 
Regierungen nit hatte erreicht werben können, ſuchte man jpäter bei Gelegenheit derjenigen 
Verhandlungen zur Durhführung zu bringen, Die mit der Begründung der Oberrheiniſchen 
Kirhenprovinz verbunden waren. In der Deelaration, welche ald Refultat jener Berathun: 
gen durch eine eigene Geſandtſchaft dem Papft zur Annahme überreicht wurde, war zwar von 
einem deutſchen Patriarhat nit weiter Die Nede, dagegen fanden fi darin Abweichungen von 
der bisherigen katholiſchen Kirhenverfaffung bejonderd nah zwei Richtungen hin. Ginmal 
follte im Anſchluß an die Beihlüffe des Emſer Congreſſes die Gewalt des Papſtes zu Gun: 
ſten ver Erzbiſchöfe und Biſchöfe, in Betreff der Betätigung der Conſecration, des Eides der 
Treue u. ſ. w., nad den befannten Grundſätzen des Papalſyſtems, eingefhränft, die bie: 
berige Disciplin in Bezug auf die Wahl der Biſchöfe injofern wefentlich verändert werben, ald 
daran ebenfo viel Glieder des Diöceſanklerus, wie die gefeglihe Zahl ver Domherren aus: 
macht, theilnehmen follten. Natürligermweife wurden beiverlei Abänderungen in berEsposizione 
dei Sentimenti verworfen ; einerjeitd erklärte jich der Bapft auf das entſchiedenſte dafür, daß bie 
Biſchöfe in dem Gebrauche und der Ausübung ihrer Jurisdiction dem römischen Biſchofe unter: 
georonet feien, und dag daher die Päpſte pas Recht hätten, die Jurisdiction verjelben in ihrer 
Ausübung zu beihränfen, wie dad auch wegen offenbaren Nugend der Gläubigen oder aus 
Nothwendigkeit wirklich geſchehen ſei; die eingeriſſenen Misbräuche hätten die Päpfte veranlagt, 
verſchiedene Gegenſtände zurückzunehmen, welche anfangs zur Competenz der Biſchöfe gehört 
hätten; wenn nun der Heilige Vater den Biſchöfen dieſe Rechte wieder zugeſtehen wollte, fe 
würde er die Kirche ver Gefahr audfegen, von neuem in ihrem Innern jene groben Mishräude 
wieder aufleben zu fehen, zu deren Abſchneidung die Vorbehalte eingeführt worven feien. Aber 
auch abgefehen von jo erheblichen Betrachtungen, heift e8 weiter, würde doch der Heilige Vater 
fih nie dazu verftehen fönnen, einem ſolchen Anfinnen zu entſprechen, weil es mittelbar oder 
unmittelbar dahin abzwecke, jene Bande zu löjen, wodurch in der gegenwärtigen Kirchendid- 
eiplin die Bischöfe und Gläubigen an ven oberjten Hirten gebunden würden, da in gegenmärti= 
ger Zeit die Feinde der Religion, um ihre gottlofe Abſicht zu erreichen, angefangen hätten, den 
Primat der römifhen Biihöfe von allen Seiten zu bekämpfen, um wenn es möglid wäre das 
göttliche Gebäude ver katholiſchen Kirche durch die Trennung ded Hauptes von den Gliedern nie= 
derzureißen, weshalb der Heilige Vater nanıentli in foldher Zeit, in der es ſo ſehr nothwendig 
wäre, biefe Bande enger zu fnüpfen, nicht zugeben Eönne, dap fie gelöftwürben. Aber auch gegem 
jene andere damals projectirte Anderung hat ſich der Bapft fo beftinumt wie möglich ausgeſprochen 
und die Motive, die ihn dabei geleitet haben, find in hohem Grade charakteriſtiſch. „Der Heilige 
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Bater”, heigt ed, „hat alle Liche und Achtung für die Klaffe ver Pfarrer. Nichtsdeſtoweniger 
müßte er in ber neuen Wahlart, welde eingeführt werden will, die beftimmte. Tendenz bemer⸗ 
fen, in ber Kirche einen Geift ver Demofratie einzuführen, und fonnte nicht verfennen, daß das 
der srfle Schritt iſt, zu welchem man das Oberhaupt der Kirche veranlaffen möchte, um nad) und 
bem ganzen Klerus und dann vielleicht aud dem Volke zu den Bifhofswahlen Zugang zu 
Hafen und alle die Unordnungen wieder zurückzurufen, welche eben abzuschaffen die Kirche 
gezwungen war, ihre Diäciplin in diefem äußerft wichtigen Gegenftande abzuändern. In den 
gegenwärtigen Zeiten, in melden bie demokratiſchen Grundfäge in den Gemüthern der Jugend, 
bejonderd aus ben vergangenen Revolutionen entwidelt, verbreitet und venjelben eingeflößt wor: 
den find, kann der Heilige Vater nicht unterlaffen, die Fürſten auf diefe Neuerung aufmerkfam 
zu machen, welche jie in die Kirche einführen wollen und welde einft ven Regierungen felbft 
nit wenig ſchädlich werben könnte.“ Es ift nun nicht gerade anzunehmen, daß dieſe letztere 
Bemerkung auf die betreffenden Regierungen großen Eindruck gemacht haben, inbeß zu einer 
weitern Verfolgung der Neformideen Fam es gegenüber diefer beftimmten Weigerung des 
päpflligen Stuhls allerdings nit. Man Hatte ſich offenbar in ven Kreifen dieſer Diplomaten 
und Bureaufraten die Sache anfangs viel zu leicht gedacht; man befam alfmäplid ein Gefühl 
davon, daß fie nicht durchzuführen fein werde, wenn nicht ein allgemeiner Aufſchwung der ganz 
zen Nation fie unterftügte; und dergleichen konnte nicht erwartet werben zu einer Zeit, wo von 
demjelben Frankfurt aus nichts als Aufihwung unterbrüdende Maßnahmen erfolgten. Man 
wird aber überhaupt fragen dürfen, ob, wenn einmaheine tiefere Bewegung auf dieſem 
Gebiet in Fluß fommt, dann bei einer Kerbeiführung des Epiffopaliyflems wird Halt gemacht 
werben, es jheint vielmehr alles darauf Hinzubeuten, daß dann fehr viel weitergehende Forde⸗ 
tungen erhoben werden würden. 

11) Die Erneuerung des Papalfyflemd. Wenn man die Verhältniſſe einfad 
nimmt, wie jie find, jo muß die Thatjache unbedingt anerkannt werben, Daß gegenwärtig in 
größerm Umfange als jemals feit Ende des Mittelalters dad Papalfyftem die ignatur der 
Eatbolijen Kirchenverfaflung gemorben fei, e8 zeigt fi dag nicht blos im der Kiteratur, fondern 
auch inder Praxis, es gilt nicht blos für Deutihland, fondern auch in Frankreich hat man in 
wichtigen Beziehungen die frühere Selbfländigfeit aufgegeben. Es erklärt ſich dieſe Erſcheinung 
and mehrfachen Gründen. Es wird zunächft nicht in Abrede zu flellen fein, daß für Deutſch— 
land die Aufhebung des geiftlihen Fürſtenſtandes das Seinige beigetragen hat, denn die ſtolze 
Seldftändigkeit, die ſonſt diefe Kirchendiener auf Grund ihrer Eigenſchaft als deutſche Reichs— 
fürfen, namentlich in den legten Zeiten des 18. Jahrhunderts geltend machten, war num mit 
einem mal dahin, und die aus Landesherren zu Unterthanen gewordenen Biſchöfe flüchteten ſich, 
ihrer fonftigen Neffourcen beraubt, unter ven Schuß des Heiligen Siuhls. Es if} außerdem 
anzuerkennen, dag, was Frankreich betrifft, die gänzliche Zerftörung der Kirchenverfaſſung in 
ber Nevolutiongzeit auf die Ausbildung des Papalismus von Einfluß geweſen if. Napo- 
leon ſelbſt hat im Concordat von 1801 den Grund dazu gelegt, indem damals der Papft allein 
einen völligen Neubau der Kirche aus eigener Machtvollkommenheit, wenigftend ohne andere 
Eirglihe Organe zuzuziehen, vornehmen fonnte; ed war dad Napoleon anı bequemften, und 
er jelbit war au der Maun dazu geweſen, die nachtheiligen Folgen abzuwehren, wenigjtend 

trug er fein Bedenken, in feinen fpätern Gonflisten mit dem Papſtthum den Epiffopat in den 
Bordergrund zu flellen, wie das namentlich auf dem Nationalconcil ded Jahres 1811 geſchah, 
bei welcher Gelegenheit er freilich die Erfahrung machen mußte, daß er doch weit davon entfernt 
fei, den Epiffopat nad) feinem Willen zu leiten. Die eigentlichen Gründe für die Neftauration 
bed Papalis mus liegen denn auch viel tiefer; und zwar ſcheint ed, obgleich die ganze Erſchei— 
ame den erften Blick etwas ſehr Imponirendes bat, daß darin nit fowol ein Symptom 
der Stärke, als vielmehr ver Schwärhe zu erbliden jei; daß die ganze Entwickelung auf dem Be: 
kjein berube, man habe die Goncentration aller Kräfte inmitten der divergirenden An: 
agen der heutigen Welt nöthig, um überhaupt beftehen zu können. Man bevenfe doch 

Aut, dag man gegenwärtig diefe Verfaflung nicht etwa mit freier Schöpferfraft ſchafft, daß man 
rnur in biefe Formen wieder zurückkehrt, nachdem fie jahrhundertelang unbenugt ge: 
waren. Sollte e8 wirklih, wenn man jich den Zuftand unſers jegigen Lebens vergegen: 
tigt, für die religiöſen Bepürfniffe eines großen Theils des deutſchen Volks genügen, die 
oliihe Kirchenverfaflung der frühern Jahrhunderte einfach zu erneuern? So viel dürfte feit: 
‚ daß mit der völligen Säcularifation des Kirchenſtaats, und wenn man dem Papfte jede 
jelbfländige ſtaatliche Macht nimmt, ein Umſchwung nothwendig eintreten muß, und die Ans 
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Hänger des Papalſyſtems find völlig im Recht, für die Beibehaltung der weltlichen Herrſchaft 
des Papſtes zu kämpfen; es ift völlig undenkbar, daß ein Papft, der zum Unterthan eines be— 
flimmten Staats geworben, auf die Angehörigen der andern Staaten noch denjelben nachhal⸗ 
tigen Einfluß ausüben follte, der ihm nad dem Papalſyſtem zukommt. Wie id) in dieſer Hin— 
ſicht die Verhältniffe geftalten werden, liegt inn Dunfel der Zufunft verborgen; das aber möchte 
wiederum feftftehen, daß mit einer bloßen Lockerung der firdlichen Gentralgewalt nur jehr 
wenig erreicht würde, denn es ift zwar beffer, von einheimischen Biſchöͤfen beherricht zu werden 
ald von einem fremden, aber Herrichaft ift ed immer. 

Il. Die gegenwärtige Geftaltung der fatholifhen Kirhenverfajfung. 
1) Die päpftlide Eurie. Die Stellung ded Papfted an der Spige der fatholifhen Kir: 
henverfaffung gründet ſich auf göttliches Hecht, wird als eine dogmatifhe Nothwendigkeit 
betrachtet, auf eine Anordnung Ehrifti zurüdgeführt; die juriftifche Grundlage des Papſtthums 
ift jene Bibelftelle (Matth. 16, 18), wo Jejus von den Jüngern gefragt wird, wer er fei, und 
indem er von ihnen felbft eine Antwort verlangt, Petrus dieſelbe dahin abgibt: ‘,,Du bift Ehri: 
ftus der Sohn des lebendigen Gottes.“ Und Jefus antwortete und ſprach: „Selig bift du Si— 
mon, Jonas’ Sohn, denn Fleifh und Blut hat dir das nicht geoffenbaret, fondern mein Vater 
im Simmel; und id) fage dir auch du bift Petrus, und auf dieſen Felfen will idy bauen meine Ge— 
meinde und die Pforten der Hölle follen fie nicht überwaltigen; und id will dir des Himmel: 
reiches Schlüffel geben, alles, was du auf Erven binden wirft, ſoll auch im Himmel gebunden 
fein, und alles, was du auf Erden löfen wirft, foll auch im Himmel los fein.” Der Bapft hat 
nun nad gegenmwärtiger Auffaffung nicht blos den primatus honoris, fondern auch den pri- 
matus jurisdietionis; indem er vie höchſte Kirchengewalt hat, hat er feinen Richter über ſich, 
ift heilig und unverleglih, kann namentlicdy nicht abgefegt werben; nur fogenannter paffiver 
Widerſtand wird geftattet; im einzelnen beziehen fidy feine Befugniffe befonders auf die Ober: 
auffiht, allgemeine Gefeggebung und allgemeine Anordnung, und auf die Beforgung lofaler 
Angelegenheiten, bei denen, wie 3. B. bei der Beftätigung der Biſchofswahlen, eine gleichmä⸗— 
ßige Behandlung wünfchenswerth ift. Zu dem primatus honoris gehören als Injignien beſon— 
ders der gerade Hirtenftab, auf welchem oben ein Kreuz angebradt ift (pedum rectum), dann 
die dreifache goldene Krone (regnum, tiara), in der Anrede heißt ver Papſt Heiligfter Vater, ſich 
jelbft nennt er servus servorum dei; übrigens heift er pontifex maximus, papa, vicarius 
Christi; eine befondere Ehrenbezeigung ift noch der Pantoffelkuß (adoratio). 

Die Cardinäle find aus dem Presbyterium hervorgegangen, weldes nad) der Älteften Ver: 
faffung bei jeder bifhöflihen Kirche dem Biſchof zur Seite ftand; wenn dafjelbe urfprünglid 
alle Priefter und Diafonen der römifhen Gemeinde umfaßt hatte, fo wurde ed doch fhon frübe 
auf diejenigen Priefter beſchränkt, welche an einer der zu Rom errichteten Hauptkirchen (tituli) 
angeftellt waren, deren ed anfangs 25 gab, und auf diejenigen fieben Diafone, die in Bezug auf 
Armen: und Kranfenanftalten ven jieben Regionen Noms vorgefegt waren ; diefe biegen nun 
presbyteri und diaconi cardinales; cardinalis hatte übrigens damals eine weitere Bedeutung 
und bezeichnete denjenigen, der an einer Kirche feft und dauernd angeftellt war; fpäter wurden 
dann noch die fieben Bifchöfe der Umgegend zum Gottesdienſt und der Verwaltung näher ber: 
beigezogen und gleihfall® cardinales genannt. Je mehr nun die kirchliche Gentralregierung 
an Umfang und Anfehen zunahm, defto mehr wurde die Stellung diefer vorzüglichſten Ge: 
hülfen bei verfelben eine eigentbümliche; während fie früher ald Garbinäle noch feine befondere 
Auszeihnung genoffen und ihr Rang ſich lediglich nach ihrer fonftigen kirchlichen Stellung be— 
flimmte, jo befamen alsbald die Cardinäle als ſolche, einerlei ob jie fonſt Biſchöfe, Priefter over 
Diafone waren, den Rang felbft vor den Erzbiſchöfen, und nun wurde aud der Name Gar: 
dinal ausſchließlich auf fie bezogen und den Geiftlichen an den andeen Kirchen verboten, venfelben 
zu führen. Die Zahl der Cardinäle hat vielfach geſchwankt, ift jevodh unter Sirtus V. 1586 
auf 70 feſtgeſetzt, unter denen ſechs Garbinalbifchöfe find, 50 Garbinalpriefter, 14 Garbinal- 
diafone. Es find ganz beftimmte Titel, auf welche die Cardinäle eingefegt werben, doch ceffirt 
die Reſidenzpflicht, ſodaß nicht alle Gardinäle in Rom felbft zu fein brauden. Die Rechte ver 
Garbinäle find ganz glei, einzelne Cardinäle Haben oft den größten Einfluß geübt, obgleich fie 
6108 Cardinaldiakone waren, wie einft Gonfalvi, neuerdings Antonelli. Es ift übrigens ſehr 
wohl möglid, daß Erzbifchäfe ald Cardinäle lediglich Diafonen find, doch kann auch der Fall eins 
treten, daß ein Cardinaldiakon wirklich nicht die Prieftertweihe empfangen habe. Ein vollftän= 
diger Titel lautet 3. B. Eminentissimus duminus Carolus Augustus $.R.E. (sacrae Romanae 
ecclesiae) tituli S. Anastasiae presbyter cardinalis de Reisach. Hinſichtlich der Emennung 
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zum Gardinalat fand früher eine Mitwirkung des Barbinalcollegiums ftatt, die ſich aber längft 
zu Qunften des freien päpftlichen Ermeflens verloren hat, do haben mehrere Monarchen das 
Recht Vorſchlãäge zu machen (fogenannte Kroncardinäle); auch ſoll bei der Ernennung mög: 
fihf auf alle Länder der Chriſtenheit Nüdficht genommen werden, und follen mindeſtens vier 
Theologen aus dem Mendicantenorden Mitgliever des Gardinalcollegiums fein. Die Annahme 
der Ernennung genügt, um die Rechte des Cardinalats auszuüben, doch findet eine feierliche 
Promotion flatt. Die Ehrenaugzeihnung der Gardinäle befteht in vem Gebraud des rothen 
Huts, ver Befugniß Purpur zu tragen und dem Titel: Eminentissimus; zu ihren Vorrechten 
gehört ber Vorrang vor allen übrigen Kirdenäntern, Sig und Stimme auf den allgemeinen 
Goncilien und eine befonders geſchützte Unverleglihkeit ver Perſon; endlich bilden fie als Ge— 
ſammtheit das heilige Collegium, deſſen Haupt der Cardinaldekan, d. h. der jedesmalige ältefte 
Cardinalbiſchof ift. 

Die Berathung und Verhandlung der kirchlichen Angelegenheiten durch die Cardinäle ge: 
ſhieht theils in Conſiſtorien, theil® in Congregationen. Die Conſiſtorien find Blenarverfamm: 
lungen unter VBorfig des Papſtes, entweder Öffentliche für ceremonielle Angelegenheiten, over ge- 
beime, zur eigentlichen Beratung und Beihlußfaffung. Die Gongregationen jind dagegen 
Ausſchüſſe des Cardinalcollegiums, in denen entweder ein Garbinal (Gardinalpräfeet) oder der 
Vapſt ſelbſt ven Vorſitz führt; die wichtigften find: die congregatio consistorialis zur Vorbe— 
zeitung der im Confiftorium vorfommenden Geſchäfte; congr. sancti offieii s. inquisitionis 
(ogl. „Staats-2erifon‘‘, VILL, 480 fg.) ; congr. indicis (vgl. „Staats⸗Lexikon“, VII, 428 fg.); 
congr.super negotiis episcoporum et regularium ; congr. immunitatum et controversiarum 
Jurisdietionalium ; congr. sacrorum rituum; congr. indulgentiarum et reliquiarum; congr. 
Goncili Tridentini interpretum, welche legtere für alle Streitfragen, die mit Rückſicht auf die 

Vikiplinarihrift des Tridentiniſchen Coneild entftehen, competent ift; congr. delli afari 
ecelesiastiei straordinarüi, für auswärtige Angelegenheiten, wohin aud) Concordatsverhand⸗ 
lungen gereönet werden; congr. de propaganda fide, die Behörde für die Propaganda, für 
die Verbreitung des Glaubens, mit einer fehr großartigen Organifation und über bedeutende 
Geldmittel gebietend, welche namentlich zur Erziehung von Mifftonaren verwandt werben; dad 
Collegium germanicum, anglicanum und ähnliche Anftalten find Inftitute ver Propaganda; 
der Propaganda fleht auch die Regierung der Mifftonsgebiete nach Grundfägen zu, die vielfach 
von der fonftigen Strenge des katholiſchen Kirchenrechts abweichen; man unterfcheidet geradezu 
Provinzen des Heiligen Stuhls und Provinzen der Propaganda, und zu legtern gehören 
eigentlich alle nichtkatholiſchen Länder, aud) die, in denen die Befehrung noch gar nicht begonnen 
bat ; andererjeitd würden dagegen die proteftantifchen Länder zum Geſchäftskreiſe ver Inquifltion 
gehören, weil aber die Staatögewalten einer vollen Entfaltung der Thätigkeit des heiligen 
Offieiums unüberfteiglihe Hinderniffe in den Weg legen, fo werben auch diefe zu dem Gebiete 
der Propaganda gerechnet. Es gibt dann auch nody anderweite Regierungs- und Juftigbehörden, 
die jedoch meift aud gemöhnlichen Prälaten beftehen, in denen ein Garbinal nur den Vorfig 
führt; dahin gehören als Juftizbehörden die Rota romana, deren Name fih wahrſcheinlich 
son dem in Form eined Rades audgelegten Fußboden des Sitzungslokals herſchreibt, Früher 
der regelmäßige höchſte Gerichtähof ver Kirche, und die Signatura justitiae, die berathende 
Behoͤrde für die Cabinetsjuſtiz des Papſtes, doch iſt die Bedeutung beider Behörden heutzutage 
auf den Kirchenſtaat eingeſchränkt; es gehören dahin ferner die Signatura gratiae, die Dataria 
und Poenitentiaria, die ed mit außerordentlichen und Gnadenſachen, mit ter Ertheilung von 
Diöpenjationen und Privilegien, mit der Verleihung von Goncefjlonen, mit der Gewährung 
von Abfolutionen zu thun haben, und zwar find die GCompetenzverhältniffe im einzelnen oft 
ehr verwickelt, wie überhaupt die große Klarheit, die im großen und ganzen hinſichtlich der Ge— 
Raltung der katholiſchen Kirchenverfaffung herrſcht, hinſichtlich der Gurialbehörben ſich keines— 
wege findet; als Finanzbehörde fungirt die Camera apostolica, doc werben die Sporteln und 
Taren jezt an die Behörden gezahlt, von denen die Ausfertigung ausgeht, fie iſt daher we— 
ſentlich nur noch Finanzbehörde für den Kirchenſtaat; die apoſtoliſche Kanzlei Hat hauptſächlich 
nur Epeditionsgeſchäfte, namentlich für die Beſchlüſſe des Conſiſtoriums und der Dataria, 
neiſt in Fotm von Bullen, doch auch ausnahmsweiſe in Breven; eine weitere Bedeutung hat 
die Secretaria brevium , bie nicht blos eine erpedirende, fondern auch eine referirende Behörde 
Mt; endlich das Staatöfecretariat für dad Auswärtige; während aber vielfad die urfprünglich 
Reiter Competenz dieſer Behörden, mie ſchon angedeutet, jept auf den Kirchenſtaat reducirt 
', fo findet Hinfitlid des Staatöfecretariats für das Auswärtige dad Umgefehrte flatt; der 
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Garbinal-Staatsfecretär, urfprüglich nur Gabinetäminifter für den Kirchenſtaat, greift jegt in 
den wichtigften Fragen, namentlich beim Abſchluß von Concordaten, in die Kirhenregierung ein. 

2) Die Erzbiſchöfe. Indem andere Zwifcgenflufen der Hierarchie, namentlih Patri: 
archen, Erarchen, Primaten fo gut wie ganz weggefallen find, fo haben auch die Erzbiſchöfe, 
Metropoliten nur noch eine geringe Bedeutung ; fie find im allgemeinen die Vorfteher einer Kir: 
henprovinz, die Obern mehrerer Suflraganbifhöfe, fie haben in diefer Gigenfhaft nament: 
ih die Appellationdinftanz über die bifhöflihen Gerichte, wofür aber meift fein befonberer 
Behörbenorganismud befteht, indem die Appellationdfahen vor dem gewöhnlichen für bie 
eigene Diöcefe des Erzbiſchofs errichteten Gerichte entjhieden werden, fie haben ferner das 
Devolutiondreht in Bezug auf wie Befegung der Kirchenämter; fie haben bei Berufung ver 
PBrovinzialfynoben ven Vorfig auf denfelben, und unter Betheiligung verfelben die Verhängung 
der Genfur über einzelne Bijhöfe, auch die Oberauffiht über die Verwaltung. Zu ihren be: 
fondern Ehrenrechten endlich gehört theils das Kreuz, welches ihnen bei feierlichen Gelegenheiten 
innerhalb der Provinz vorgetragen wird, theild das Pallium, legtereö eine weiße wollene, mit 
ſechs ſchwarzen Kreuzen durchwirkte Binde, welche über die Schultern herabhängend getragen 
wird, mit deffen Verleihung erft ver Erzbiſchof die Befugnif erhält, fogenannte Pontifical: und 
jolenne Jurisdirtionshandlungen vorzunehmen. Die Verleihung gejhieht durch den Papft 
nah Entrihtung der fogenannten Pallientare. librigens darf der Erzbiihof das Ballium 
nur tragen innerhalb feiner Provinz, im Innern der Kirche, bei Verrichtung von Pontifical- 
handlungen, an gewiſſen Tagen; daher erhalten Erzbiſchöfe, die feine Provinz haben, joge- 
nannte archiepiscopi in partibus, das Pallium nit; wer zwei Provinzen bat, bedarf zweier 
Pallien; jo jehr iſt daflelbe auf die Perfon des Erzbiſchofs beſchränkt, daß es mit ihm be: 
graben wird; nur ganz ausnahmsöweiſe erhalten daſſelbe aud einzelne Biſchöfe. 

3) Die Biſchöfe und deren Gehülfen. Dad Amt der Bifhöfe ift wiederum dogma— 
tiſch nothwendig, denn Chriſtue hat die Kirhengewalt mit Bevorzugung des Petrus der Ge: 
fammtbeit der Apoftel gegeben, die Biſchöfe aber jind deren Nachfolger. Die Nechte ver Biſchöfe 
beziehen ſich nun theild auf die innere Seite der Kirchengewalt (potestas ordinis), und ind 
dann entweder jura ordinis communia, die fie mit den Prieftern gemeinjhaftlih haben, jo: 
genannte Parodhialhandlungen, wohin namentlich die Spendung der meiften Saframente ge: 
hört, oder jura ordinis reservata, fogenannte Bontificalhandlungen, wohin namentlich die Fir: 
mung, Orbination, Gonjecration anderer Biſchöfe gehört; theild beziehen jid die Rechte des 
Biſchofs auf die äußere Seite der Kirchengewalt (potestas jurisdictionis), fei ed, daß es ſich 
um die Regierung der ganzen Kirche oder um die eigene Didcefe handele, in legterer Beziehung 
haben jie die jurisdietio ordinaria, der Biſchof ift der ordinarius sc. judex feiner Diöcee. Zu 
den Ehrenvorzügen ber Bifchöfe, welche übrigens die Erzbiſchöfe au haben, gehört der krumme 
Hirtenjtab (baculus pastoralis), ver Ring (annulus), die Bifhofdmüge (mitra, inful, cidara 
bicornis), die ganze hohepriefterliche Kleidung (poiftificalia); die Prädicate der Bifchöfe find 
in der Anrede biſchöfliche Gnaden, bifhöflihe Hochwürden; jie jelbft nennen ih: wir von 
Gottes und des apoftolifhen Stuhld Gnaden; der Rang und die Prädicate, die ihnen nad 
den Staatögejeggebungen zufommen, ſind verfhieden, in Preußen z. B. haben alle Erz: 
bifhöfe und Bifhöfe den Nang von Oberpräfidenten, in Baiern rangiren bie Erzbiſchöfe nad 
den Miniftern, die Biihöfe nah den Generalcommandanten, in Baiern und Baden haben die 
Erzbiihöfe das Prädicat Ercellenz, außerdem haben in Öfterreich viele Bifhöfe ven Fürften- 
titel, in Preußen nur der Fürftbifhof von Breslau, ohne daß das jedoch irgendwelche reale Be: 
deutung hätte. 

Als Gehülfe des Biſchofs für die Verrihtungen der innern Kirhengemwalt (potestas or- 
dinis) fungirt für die Parochialhandlungen, d. h. die gewöhnlichen geifllihen Bunctionen, an 
der Kathedrale ein aus ber Mitte bed Kapiteld vom Bifchof zu beflimmender orbentliher Dom: 
pfarrer, für die PBontificalhandlungen dagegen kommen die Weihbifhöfe, episcopi in partibus 
infidelium, episcopi titulares, vicarii in pontificalibus in Betradbt; man verſteht Darunter 
ſolche, die kein wirkliches Bisthum haben, fondern auf ven Titel eines ſolchen eingefegt find, 
welches in den Händen ber Ungläubigen und der Schiömatifer ſich befindet, und zu denen die 
katholiſche Kirche gegenwärtig thatfächlich feinen Zutritt hat. Die Ernennung geſchieht in Gr: 
mangelung eined Behördenorganismus durch den Papft ſelbſt. Man befriedigt nun durch 
diefe Ginrihtung nicht blos einen befannten theoretiſchen Anſpruch, fondern man hilft dadurch 
vor allen Dingen einem dringenden praftifhen Bedürfniſſe ab, denn es können auf der einen 
Seite nur wirklich confecrirte Biſchoͤfe Pontificalhandlungen vornehmen, auf der andern Seite 
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ſellen aber Gonfecrationen nur mit Bezug auf beftimmte Diöcefen geſchehen, ſodaß ohne dies 
Inftitut jehr Leicht bei perſoͤnlichen Behinderungen der Biſchöfe Verlegenheiten aller Art ent: 
jteben könnten, namentlid wenn der fraglie Bifhofsfig weit von andern entfernt läge, ober 
die Behinderung lange dauert. Ald Gehülfen für die äußere Kirchengewalt (potestas juris- 
dictionis) fommt dann, nachdem bie Ardiviafonen ihre Bedeutung längft verloren haben, 
der Generalvicar in Betracht, der ald ein blos perfönlicher Stellvertreter des Biſchofs von diefen 
ſelbſt emannt wird, ohne daß er Mitglied des Kapitels zu fein braucht, deſſen Umt aber auch 
mit dem Tode des Biſchofs erliſcht; er bildet eine Berfoneneinheit mit dem Bifchof, ſodaß eine 
Appellation von ihm an den Biſchof nicht möglich ift; Häufig ift zur Wahrnehmung der Gerichtö- 
barfeit im engern Sinne, namentlid der Ehegerichtöbarfeit, neben dem Generalvicar,, der dann 
auf die Adminiftrationsgejchäfte eingefhränft ift, noch ein Official vorhanden; meift ftehen dem 
Generalvicar wie dem Official mehrere geiftlicde Räthe zur Seite, die das jogenannte Orbi- 
nariat und Officialat, legtered auch Gonfiftorium genannt, bilden. In untergeoroneter Weife 
fungiren ald Gehülfen der äußern Kirchengewalt die Erzpriefter, Ruraldekane, Dechanten. 
Es gibt endlich auch noch Gehülfen des Biſchofo, die für die Geſchäfte des ordo und der juris- 
dietio zu gleicher Zeit competent find, Nebenbiihöfe, Goadjutoren, die namentlich dann einge: 
jegt werden, wenn der Biſchof aus irgendeinem Grunde dauernd verhindert ift, fein Amt zu 
verſehen, er aber doch nicht ganz zurüdtreten will. Im allgemeinen verfährt der Biſchof dabei 
ſelbſtändig, doch kann auch wieder für denſelben das Kapitel mit Zweidrittel- Majorität unter 
Genehmigung des Papftes einen Coadjutor beftellen. Eine befondere Bedeutung haben endlich 
noß die Coadjutores cum jur&succedendi, defignirte Nadfolger, die aud) wol eigens deshalb 
beftellt werden, um ftreitigen Wahlen vorzubeugen, wie namentlich früher im Deutſchen Reiche, 
dann it aber jedenfalld die Genehmigung des Papſtes und des wahlberehtigten Kapiteld er- 
Yorberlid. 

Die Kapitel, welche geihichtlih aus dem Predbyterium der bifchöflichen Kirche erwachſen 
find und, nahdem fie im frühen Mittelalter durch die gemeinfame Lebensweife zufammengehalten 
waren, in der ſpätern Zeit eine in jeder Beziehung weltliche Richtung nahmen, durch die neuern 
Goncordate und Gircumferiptionsbullen aber wieder unter Berudjihtigung ihrer vorzugämeife 
geiflliden Function reconftruirt find, haben bei befegtem Stuhle nur eine fehr geringe Macht, 
Nie bilden zwar im allgemeinen den Nath und Senat des Biſchofs, haben aber doch nur in den 
wenigſten Fällen ein decijived Votum; dagegen geht bei erledigtem Stuhl die interimiftifche 
Verwaltung der bifchöflichen Jurisdictionsrechte auf das Kapitel über, welche jedoch von demſel⸗ 
ben nit wie früher in corpore, fondern durd einen vom Kapitel aus deſſen Mitte zu ernen- 
nenden Kapitularverweſer auszuüben ind, zu welchem Amte ſehr häufig ver biöherige General: 
vicar, falls diefer dem Kapitel angehört, beftellt wird; doch follen während der Sedisvacanz 
eigentliche Neuerungen nicht vorgenommen werben; eigenthümliche Grundfäge gelten im Ball 
der sedes impedita, d. h. wenn zwar ein Biſchof exiſtirt, diefer aber fein Amt nicht ausüben 
kann, wegen Gefangenfhaft, Hinderung der weltlichen Regierung u. |. w. Außerdem hat das 
Rapitel, wenigſtens in den Staaten mit proteftantifhen Landesherren, die Wahl des neuen 
Biſchoſs. Die Befegung der Kapitelitellen erfolgte früher durch den Biſchof, jegt in den ein- 
jelnen Ländern auf eine jehr verſchiedene Weife durch den Biſchof, ven Papft, dad Kapitel, ven 
Landesherrn. 

YDie Pfarrer. Jede Diöceſe zerfällt in eine Anzahl von Pfarreien, die ſich erſt allmäh— 
lich gegenüber dem VBiſchof zu ihrer jetzigen Selbſtändigkeit in Bezug auf die Ausübung der 
Innern Kirchengewalt erhoben haben; der Pfarrer ift heutzutage diejenige Perſon, welder bie 
Seeljorge über die Gläubigen eines beflimmten Bezirks ausübt, das ordentliche Organ für die 
Vatochialhandlungen; an den Gefchäften der äußern Kirchengewalt haben die Pfarrer gar kei- 
nen Antbeil. 

5) Die Goncilien. Es gibt deren in dreifacher Abftufung: für den Umfang der ganzen 
Kiräe, die jogenannten ökumeniſchen oder Generalconcilien ; die Berufung derfelben geſchieht 
durch den Bapft, den auch der Vorfig auf denjelbengebührt, ſei es, daß er denſelben in Perſon oder 
durch feine Legaten ausübt; die Beichlüffe bedürfen päpſtlicher Beſtätigung und Promulgation. 
Es můſſen dazu mit beſchließender Stimme berufen werben die Cardinaͤle, die Erzbiſchoöͤfe und 
Viihöfe, überhaupt die Prälaten, d. b. diejenigen Kirchenobern, denen eine Juriödiction zu 
genen Recht zufteht, wie die Klofter- und Ordensobern; Titularbiſchöfe brauchen nicht berufen 
ja werden, da fie feine ordentlichen Glieder der Kirchenregierung jind; es pflegen ferner 
mit beratender Stimme auögezeihnete Theologen, auch Laien, namentlich Doctoren des Kano- 
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nifhen Rechts, und Fürften eingeladen zu werden , welche letztere ſich meift vertreten laflen ; eine 
Abftimmung erfolgt in Glaubensſachen überhaupt nit, in andern Angelegenheiten entweder 
nad Köpfen over nad) Nationen; die Zahl der wirklich Erjchienenen ift gleichgültig; allgemeine 
Eoncilien find feit 300 Jahren nicht gehalten. Mehr find Provinzialconcilien lebendige Theile 
der kirchlichen Rechtsordnung geblieben ; nad) den Beftimmungen des legten öfumenifhen Eon: 
cil8 follten fie alle drei Jahre abgehalten werden, das ift zwar bald außer lIbung gekommen, 
indeß in neuefter Zeit find fie wiederum abgehalten worden, namentlih in Norbamerifa und 
Franfreih, dann aber au in Deutſchland; die 1858 zu Wien und 1860 zu Köln gehaltenen 
Provinzialconcilien, deren Verhandlungen und Beihlüffe veröffentlicht wurden, find für vie 
Kenntniß der jegt herrfchenden Disciplin von um fo größerer Wichtigfeit, als fie ſich faft auf das 
ganze Kirchenrecht beziehen. Die Berufung der Provinzialeoncilien geihieht, ohne daß eine 
Anfrage beim Papft nothwendig wäre, dur den Metropoliten oder bei deflen Behinderung 
dur den älteften Bifchof der Provinz; es müflen dazu berufen werden alle Prälaten der Pro— 
vinz, alſo vor allen Dingen die Suffraganbifchöfe; die in der Nähe befindlichen exemten Biſchöfe 
pflegen ſich anzufchließen, jo haben z. B. die beiden Hannoverifchen Bifchöfe von Hildesheim und 
Dsnabrüd, die unter keinem Erzbiſchof fteben, an dem Provinzialconcil zu Köln theilgenommen. 
Die Berufenen müſſen erfheinen oder im Ball gejegliher Hinderniffe einen Stellvertreter 
ſchicken, im Ball einer Sedisvacanz geht die Berufung an das Kapitel, Dad durch den Kapitular- 
vicar vertreten wird. Auch bei bejegten Stuhl find jedoch die Kapitel einzuladen, Abgeoronete 
mit berathenvder Stimme zu fhiden. Da Glaubensſachen gar nicht zur Competenz der Provin- 
zialfonode gehören, jo werden alle Beſchlüſſe mit einer einfahen Majorität gefaßt; einer eigent— 
lihen päpftlihen Beftätigung bedürfen diefelben nicht, nur eine Anzeige bei der Congrezatio 
conceilii ift nöthig. Endlich die Diöceſanſynoden, deren jährliche Abhaltung das Goncil in 
Trient vorfchreibt, die aber auch jegt noch nicht wieder in Übung gefommen find, haben einen 
ganz andern Charakter, nämlich blos berathenve, nicht aber beichließende Berugniffe; fie find 
nur ein Mittel, die biſchöfliche Regierungsgewalt in Wirfjamfeit zu fegen, und beftehen außer 
dem Biſchof jelbit, der fie beruft, lediglich aus foldhen, vie feine Juriddiction zu eigenem Recht 
haben, nämlich aud den Pfarrern, ven Mitgliedern des Kapitels, ven Generalvicar, im beion: 
dern Ball auch aus den einfachen Beneficiaten und fonftigen Klerifern. In frühern Zeiten wur: 
den auch wol, wenn Nationen jelbitändige kirchliche Ganze bildeten, Nationaliynoven gehal— 
ten ; ſolche kommen nicht mehr vor. 

Literatur. SHinfihtlih der Geſchichte ver Kirchenverfaſſung find befonders die Forſbun— 
gen der Tübinger biftorifhen Schule, namentlich die hier einfchlagenden Werke Baur's ber: 
vorzubeben, von denen folgende ein zufammenhängendes Ganze bilden: „Das Chriftenthum 
und die hriftlihe Kirche der drei erflen Jahrhunderte” (zweite Auflage, Tübingen 1860); 
„Die hriftliche Kivche von Anfang des 4. bis zum Ende des 6. Jahrhunderts’ (Tübingen 1859); 
„Die hriftliche Kirche des Mittelalters” (Tübingen 1861); „Kirchengeſchichte des 19. Jahr: 
hunderts“, nach des Verfaſſers Tode herausgegeben von E. Zeller (Tübingen 1862); vie Lücke, 
welche zwifchen dent legten Buche und der Kirchengeſchichte des Mittelalters noch offen bleibt, 
wird nad) dem Verſprechen Zeller’8 aus dem Manuſcript von Baur’s kirchengeſchichtlichen Vor: 
lefungen noch ausgefüllt werben. Außerdem Baur, „Über ven Urfprung des Epiſkopais“ (Tü- 
bingen 1838); Schwegler, „Das nahapoftolifhe Zeitalter” (Tübingen 1846) u. ſ. w. ber 
die Tübinger hiftorifhe Schule überhaupt vergleiche man den Zeller zugefchriebenen ſehr inter- 
effanten Auffag in v. Sybel's „Hiſtoriſcher Zeitfehrift”, Jahrgang 1860, Heft 3. Für die ältefte 
Zeit fommen dann befonders no die Unterfuhungen Bunjen’s in Betracht, namentlich 
„Ignatius von Antiohien und feine Zeit” (Hamburg 1847) und „Hippolytus und feine Zeit‘ 
(2 Bde., Leipzig 1852); außerdem Bickell, „Geſchichte des Kirchenrechts“ (Gießen 1848— 49), 
Bd.l, Lieferung 1 und 2; Rothe, „Die Anfänge der hriftlihen Kirche und ihrer Berfaffung” 
(1837), Bd. I; der Vollftändigfeit wegen mag auch auf die neuen Werke von Thierſch, 
Schaaf, Ritſchl, Leckler hingewieſen werben. Kür bie ſpätern Zeiten fehlt es bisher an einer gleichen 
Fülle monographifcher Arbeiten; ein über das ganze Mittelalter ſich erſtreckendes Werk iſt Planck's 
„Geſchichte der chriſtlich-kirchlichen Geſellſchaftsverfaſſung“ (5 Bde., Göttingen 1803 fg.), ein 
für feine Zeit ganz ausgezeichnetes Buch, welches aud heutzutage noch auf das eifrigfte ſelbſt 
von folden benugt wird, die nur im Tone völliger Überlegenheit davon reden, und denen na— 
mentlih der rationaliftifhe Standpunft deffelben ein „längft überwundener” ift; eine treffliche 
Bearbeitung eines fürzern Zeitraums bietet Rettberg's „Kirchengeſchichte Deutfchlands” (2 Bve., 
Göttingen 1846— 48) ; während dagegen in dem Werke Weſſenberg's, „Geſchichte der großen 
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Kirhenserfammlungen des 15. und 16. Jahrhunderts’ (4 Bde., Konftanz 1840), die freie 
Auffafjung der geſchichtlichen Vorgänge vielfah durch die Befangenheit des Parteiftandpunfts 
getrübt if. Sodann Ranfe, „Franzöſiſche Geſchichte“, IL, 479 fg.; IV, 96 fg. v. Sybel, „Ge- 
ſchichte der Revolutiongzeit”, 1, 103, 163, 221. Wald, „Neuefte Religionsgeſchichte“, I, 145; 
V1,177; VII, 195, 455; „Reſultate des Emſer Congreſſes in echten Actenftüden” (Frankfurt 
und Leipzig 1787). Bed, „Breiherr 3. Heinrich v. Weffenberg, fein Leben und Wirken u. f. w.“ 
(Freiburg 1862). Außerdem finden ſich aud in den Lehrbühern von Eichhorn, Walter, 
Richter, Phillips und Mejer rehtögeihichtlice Ginleitungen ; endlich meine „Rechtsbildung in 
Staat und Kirche‘ (Berlin 1861), S.118—184; Für die Darftellung ver heutigen katho— 
liſchen Kirchenverfaſſung ift außer den fraglichen Abſchnitten in ven eben genannten Lehrbüchern 
noch beſonders auf Schulted’ „Kirchenrecht“ (Gießen 1856), Bd. Il, zu vermeifen. Als neuere 
monograpbijche Bearbeitungen find namentlich folgende hervorzuheben: Noskoväny, „De pri- 
matu Romani pontifieis ejusque juribus” (Wien 1834); Palfaglia, „Comment. de prae- 
rogativis B. Petri apostolorum prineipis” (Regensburg 1850); Mejer, „Die heutige Römifche 
Curie“, in Richter's und Jacobſon's „Zeitfhrift für das Recht und die Politik der Kirche‘‘, 
&. 54 fg., 195 fg.; derfelbe, „Die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Net” (2 Bde. 
Göttingen 1852— 53); Bangen, „Die Roͤmiſche Eurie, ihre gegenwärtige Zufammenjegung 
und ihr Geſchäftsgang“ (Münfter 1854); Helfert, „Bon den Rechten und Pflichten der Bi: 
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Kirche und Kirchenverfaffung (proteſtantiſche) (Die allgemeinen Örundfäge. 
Das landesherrliche Kirhenregiment. Die Presbyterial:Synodalverfaj: 
fung. Dieneuern Oeftaltungen.) I. Die allgemeinen Grundfäße. 1) Die pro- 
teftantifche Kirhenverfaffung berubt in ihrem ganzen Umfange auf freier menſchlicher Rechts: 
bildung und wird auf feinem Punkte durch die Vorſchriften eines angeblichen göttlihen Rechts 
beſtimmt. Es fönnen demgemäß in den verfchiedenen proteftantifchen Gebieten die verfchieden: 
en Berfaffungseinrihtungen beftehen, es verhält ji damit nad) ver Auffaffung der Befennt- 
nißſchriften wie im weltlihen Regiment, wo aud) die eine Stadt andere Gebräuche habe als vie 
andere, ja ed wird ausdrüdlich gewarnt, man möge nicht zu fehr im Intereſſe kirchlicher Einheit 
die kirchliche Freiheit befhränfen, weil fonft Unverſtändige in dergleichen weſentliche Stüde des 
Gottesdienſtes jehen würden. Und wie nun die vollfte Freiheit der gefhichtlihen Entwidelung 
binſichtlich der Cigenthümlichkeiten der verſchiedenen Länder befteht, ſo kann dieſelbe auch zur voll: 
fen Entfaltung kommen, mit Rückſicht auf die wechſelnden Bedürfniſſe ver verſchiedenen Zeiten; 
die alten Kirchenordnungen ded 16. Jahrhunderts, weit entfernt, für Tafeln göttlichen Geſetzes 
gelten zu wollen, haben vielmehr faft durchgängig in ven Schlußfägen eine ausdrückliche Glaufel, 
worin der blos proviforiiche Charakter ver Geltung, die Zuläfiigfeit einer fpätern Abänderung 
im weiteften Umfange ausdrücklich ausgeſprochen ift. Es verhält ih damit ganz fo, wie ed 
Luther in einer berühmten Stelle dargeftellt hat, wo es heißt: „Summa diefer und aller Ord— 
nung ift aljo zu gebrauden, daß, wo ein Misbrauch daraus wird, man jie flur abthue, und 
eine andere mache ... venn die Orbnungen follen zu «Fodderung» ded Glaubens und der Liebe 
dienen, und nicht zu Nachtheil des Glaubend ; wenn jie nun das nicht mehr thun, fo find fie 
ſchon ethot und aber, und gelten nichts mehr, gleich ald wenn eine gute Münge verfälfcht, um des 
Mißbrauchs willen aufgehoben und geändert wird, oder ald wenn die neuen Schuh alt werden 
und drüden, daher nicht mehr getragen, jondern weggeworfen, und andere gefaufit werben; 
Ordnung ift ein äußerlich Ding, fie ſei wie gut fie will, fo kann ſie dod in einen Mißbrauch ge- 
rathen; dann aber iſt's nicht mehr eine Orbnung, fondern eine Unordnung, darumb fteht und 
gilt feine Oxonung an ſich jelbjt etwas, wie biöher die päpftlicden Orbnungen geachtet worden 
ind, fondern aller Dronungen eben, Würde, Kraft und Tugend ift der rechte Gebrauch, ſonſt 
gilt fie und taugt gar nichts.” Es kann alfo die proteftantifche Kirchenverfaſſung die verſchie— 
denfte Geftaltung haben, wie eine ſolche Verſchiedenheit ja in der That beftanden hat, und noch 
t; von vornherein unproteftantifch wäre nur die Verfaffung, melde fi für eine göttlich 
gebotene, heilsnothwendige außgeben würde. 
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2) Indeflen wenn auch die Kirenverfaffung nicht felbft zu den Glaubensjägen gerechnet 
werben darf, fo hängt doch die Geftaltung verfelben natürlichermweife mit den dogmatifchen 
Grundlagen eng zufammen, wirb von venfelben mehr oder weniger beherrſcht; dieſe bilden 
die Norm, nad denen die Ausbildung der Kirchenverfaffung ſich richten muß, und eine Kir: 
henverfaffung wird in demfelben Grade vollfommener oder unvollfommener genannt werben 
können, in welchem eine möglichfte Annäherung an die in ven Glaubendgrundlagen enthaltene 
Idee der Kirche ftattgefunden hat. Das oberfte vogmatifche Princip für die proteftantifce 
Kirchenverfaffung ift'nun aber das allgemeine Prieftertbum, wonad jeder einzelne in einem 
unmittelbaren Verhältniß zur Gottheit fteht und die Erlangung des Heild von innerer Gefin- 
nung und fittlihem Leben abhängig ift, wogegen es ein fpecififches mit übernatürlichen Gaben 
audgeftattetes Priefterthfum, dem durch die Orbination die Befähigung zu Iheil geworden fein 
follte, ven Inhalt der göttlihen Offenbarung mit Unfehlbarkeit feftzuftellen und die Saframent: 
orbnungdmäßig zu fpenden, überhaupt eine Heildvermittelung für die übrigen zu vollzieben, 
nit gibt. Während nun das fpecififche Prieſterthum der katholiſchen Kirche nothwendig dahin 
geführt hat, daß die ganze äußere Kirchengemwalt von den Organen des Klerus mit völligem 
Ausflug der Laien geradezu abjorbirt wurde, jo wird Dagegen die Idee des allgemeinen Vrie— 
ſterthums in der proteftantifchen Kirchenverfaflung defto reiner zum Ausdruck kommen, je mehr 
es gelingt, den Gegenjag von Klerus und Laien, der hier lediglich eine principlofe Inconfequen;z 
ift, zu befeitigen, die Geiftlichkeit ihrer Vorrechte bei ver Kirhenregierung zu entfleiden, und 
eine Kirchenregierung zu organifiren, bei welder auf einen beſondern geiftlichen Charakter nit 
weiter gefehen wird. Wenn daher reine Geiſtlichkeitsſynoden mit den proteftantiichen Verfaf: 
fungsprineipien in einem völligen Widerſpruche ſich befinden, fo ift doch auch jedes gefeglic 
geregelte Mifhungsverhältnig zwiſchen Geiftlihen und Laien, die Zahlencombination mag 
mehr over weniger günftig für die Laien fein, theoretifch nicht zu rechtfertigen, nur als Liber: 
gangdzuftände mögen derartige Einrihtungen ihre Rechtfertigung finden. „So wenig dem 
Weſen ver politifchen Volksvertretung die Vorſchrift entfprechen würbe, es müſſe ji) unter den 
Abgeorbneten eine feftgeiegte Zahl von Staatödienern befinden, ebenfo widerftrebt vem Weſen 
der firhlihen Vertretung die Vorſchrift, die ven Wählern zur Pflicht macht, zwei Drittel oder 
Sechstel oder irgendeinen beftimmten Theil ihrer Abgeordneten aus der Klaffe ver Kirchempie: 
ner zu nehmen. Laien und Geiftlifeit verhalten fidy in der Kirche nicht etwa wie im Staate 
Bürgerftand und Adelftand, fondern wie fi die Gefammtheit der Staatdangehörigen zu der 
Klafle der Staatöbeamten verhält, die den Dienft der allgemeinen Interefien zu ihrem befon- 
dern Lebenäberufe gemacht haben.‘ 

Es handelt fi aber bei einer Kirhenverfaflung jo wenig wie bei einer andern Verfaflung 
ledigli) darum, die Berehtigung ber einzelnen Individuen an der Ausübung der Kirchen: 
gewalt zu begrenzen, fonbern e8 handelt ji dann weiter um die Vertheilung diefer Functionen 
zwiſchen ven Organen bes Mittelpunfts und der einzelnen Kreife. So fehr es nun natürlid 
ift, daß eine Verfaſſung, die auf der Borausfegung einer befondern Injpiration einzelne: 
Glieder beruht, in centraliftifcher Richtung ſich entwidelt, und fo fehr alfo die ftraffe Concen— 
tration des Papalſyſtems aud von diefem Gefihtöpunfte aus betrachtet der am meiften avi: 
quate Ausdruck für das Syſtem des Katholicismus ift, fo wird im Gegentheil eine Berfaffung, 
die auf dem Grundfage des allgemeinen Prieſterthums ruht, die eine principielle Gleichheit 
ihrer Angehörigen behauptet, ſich mehr in Eleinen Kreifen abfhließen und wenigftend in den- 
felben ihren Schwerpunft haben müffen; mit andern Worten, das allgemeine Prieftertbum 
forbert die Autonomie der einzelnen Gemeinden, und wie die gemeindliche Selbſtändigkeit 
in den erften Zeiten des Chriſtenthums, ehe das Syftem des Katholiciamus fi gebildet hatte, 
in großem Umfange beftand, fo muß aud) jegt jede Kirhenverfaffung, die fi auf der Grund— 
lage des allgemeinen Prieſterthums erbauen will, dad Gemeinveprincip bei ihrer Organi— 
jation zu Grunde legen; jede Analogie zwiſchen politifcher und kirchlichen Gemeinde muß bier 
zurüdgewiefen werden, denn wie neuerdings bemerft wurde, die kirchliche Lofalgemeinde ift 
fhon Kirche, fofern der weſentliche Beruf der Kirche bereit vollftändig in ihr liegt, die bür- 
gerliche Gemeinde aber ifl nicht ſchon Staat, ſodaß aud ein ganz richtiger Sprachtakt die loka— 
len kirchlichen Gemeinden ſchon Kirchen nennt, während ed niemand einfällt, die bürgerlichen 
Gemeinden fon ald Staaten zu bezeichnen; ein gewiſſer gemeindlicher Independentismus ift 
eine Forderung des proteftantifchen Princips, und e8 wird die richtige Formel für die Be- 
fugniffe der Kicchengewalt über die Gemeinden fein, wenn man dafür auf die Analogie des 
Staatenbundes verweift, ſodaß es aljo Feine ſelbſtändige Gewalt ift, die dem Kirchenregi— 
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ment zuftebt, jondern nur eine pactirte Socialgewalt, durch die Summe der Ginzelmillen 
gebildet, wobei dem jonveränen Einzelwillen der Gemeinden es freiftehen muß, bei wichtigen 
Angelegenheiten ihren Widerſpruch geltend machen zu können, um entweder eine Beſchluß— 
faffung ganz zu hindern ober doch wenigftens die Durchführung des Beſchluſſes innerhalb 
dieſes einzelnen Rreifes abzulehnen. Es iſt dabei immer noch eine gewiffe Unvollfommenheit, 
daß der Begriff der Einzelgemeinde biöher lediglich im Örtlihen Stune genonmen wird, wäh 
vend man, um das proteftantifche Princip in feiner Reinheit vurchführen, die Bildung der Ge: 
meinden in erfter Linie auf die individuelle Überzeugung baſiren müßte; es möge von dem ber: 
einfligen Berfuche der Durdführung dieſes Princips nicht abſchrecken, wenn gegen vaffelbe 
geltend gemadht werben follte, die Kirche würde dann in Seften zerfallen ; denn jedenfall® würbe 
auf diefe Weife das individuelle Gewiflen beffer gefchügt werden Fönnen und zu feinem Rechte 
gelangen, wie bei jeder andern Art ver Organifation ; die Selbftändigfeit des individuellen Ge— 
wiffen® iſt aber ber oberfte Grundſatz des Proteftantiömus, dad allgemeine Prieſterthum ift, wie 
Bunfen fagt, wenn man für den theologifch:Tpeculativen Schulausdruck den fittlihen Erponenten 
ſetzt, der zudem allgemein verftändfich und Feines Myſticismus verdächtig iſt, lediglich die allge: 
meine fittliche Berantwortligkeit des Individuums gegen Gott. Freilich e8 hat jedes Princip 
an der Wirflichkeit feine Schranken; indeſſen wie berritd bei einem engern Zufammenmohnen 
in den Städten ſchon heutzutage vielfach das rein örtliche Gemeindeprincip zu Gunſten ver ins 
dividuellen Selbftbeftimmung bei einer Reihe kirchlicher Handlungen verfaffen ift, wie in ver: 
einzgelten Fällen fogar daſſelbe ſchon ganz verlaffen ift, fo wird vielleicht die Zukunft eine Ver— 
fafungögeftaltung aufweiſen, die ſich bri der zunehmenden Leichtigkeit des Verkehrs, und je 
mehr die Bornahme äußerer juriftifiher Handlungen der Kirche genommen wird, ftatt auf der 
äußern Grundlage des zufälligen Zufammenmohnens auf der Grundlage innerer Gefinnung 
erbauen wird. 

3) Je mehr man in neuerer Zeit darauf ausgegangen ift, die Forderungen des allgemeinen 
Prieftertbums auf dem Gebiete ver Berfaffung zu verwirklichen, um fo mehr ift von feiten einer 
katholiſirenden hierarchiſchen Richtung verfucht worden, um folden Beftrebungen allen Boden 
zu entzieben, das Vorhandenſein jener Idee im Proteftantismus zu beftreiten und zu behaup- 
tem, daß auch hier ein ſpecifiſches göttliches Amtöprivileg für den geiftlichen Stand beftehe, ſodaß 
derfelbe nicht durch einen freien Act der Kirche, durch Übertragung von feiten der Geſammt— 
beit der Gläubigen, benen urfprünglid; die ganze Kirchengewalt zuftand, eingefegt fei, ſondern 
daß feine Eriftenz unabhängig von einem Thun der Kirche auf unmittelbar göttlicher Ein- 
jegung beruhe. Nun fteht fo viel von vornherein feft, daß wenn nicht dieſe privilegirte Stel: 
fung des geiftlichen Amts in ver proteftantifchen Kirche eine ganz augenfälltge Verfchlehterung 
gegenüber dem Katholicismus fein foll, man jedenfalls noch weiter gehen und aud Einrid: 
tungen recipiven müßte, durch welche die Fatholifche Kirche die Wirkſamkeit diefes geiftlichen 

Amts in gewiffe Grenzen zurücführt, an gewiſſe Schranfen bindet. Man müßte zunääft, 
wenn man mit dem Amtsprivilegium Ernft machen wollte, die Ordination, die biöher in der 
proteſtantiſchen Kirche Iediglich die Bedeutung eined publicum doctrinae testimonium hatte, 
ein Äußeres feierliches Zeugniß der legitima vocatio war, man müßte diefe nach Fatholifcher 
Weiſe zur Würde und Bedeutung eines Saframents erheben, und alfo eine Handlung, die 
jet in beiden Kirchen nur den Namen gemein hat, auch der Bedeutung nad) identificiren; denn 
ein göttlich befähigtes Prieſterthum, dem biefe Befähigung nicht audy durch ummittelbar gött: 
liches Thun ertheilt wäre, würde ganz undenkbar fein. Man würbe dann aber, um dieſe Or: 
dinafion in ordnungsmaßiger geficherter Weife vorgehen zu laflen, auch noch weiter gehen, und 
nachdem man einen göttlich privilegirten Preöbyterat gefchaffen Hat, aud einen göttlich infti= 
tuirten Epiſkopat, in weldien die Vollmacht zur Fortpflanzung des Heiligen Geiſtes gelegt wäre, 
und der die Lehrautorität nach allen Seiten hin feftzuftellen hätte, fordern müflen, ja man 
würde jogar von der natürlichen Gonfequenz aud zur Herftellung eines Primats fortgetrieben 
werben, wie benn auch wirklich einzelne proteftantifche Geiftliche vor der Öffentlichen Geltend- 
machung diefer Forderung nicht zurückgeſchreckt ſind. 

Dieſe Conſequenzen, die ſich ergeben würden, hindern und natürlich nicht, die Frage 
vlbft, inwieweit jene Vorausſetzung in den Urkunden der proteſtantiſchen Kirche einen An- 
haltepunkt Hat, ganz genau zu prüfen. Man ftirgt fih dafür matlirlih vor allen Dingen 
auf die Symboliſchen Bücher; eine ganz freie, vorurtheilslofe Prüfung diefer Stellen ift nun 
unfererfeits um fo cher möglich, daß wir auch die Bekenntnißſchriften als unter der jedes— 
maligen Kirchengewalt ftehend betrachten, die dem Strome des geſchichtlichen Lebens um 
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fo weniger entrückt fein fönnen, je mehr die Veranlaſſung, aus welder ſie einſt entjtanden 
waren, eine zufällige genannt werben muß und ihre Bedeutung anfangs gar nicht bie war, eine 
Norm für den Glauben der proteftantifhen Kirche aller Zeiten zu bieten, fopaß aljo, wenn ſich 
in ihnen Nußerungen fänden, die mit dem proteftantifchen Bewußtfein, wie e8 fih feitvem ent: 
wickelt hat, fei ed binfichtlich ver Lehre, fei ed hinfichtlich der Verfaſſung, nit übereinftimm: 
ten, darin dann für die Kirche nur eine dringende Aufforderung liegen würde, ſich dieſer Be— 
fenntniffe zu entlevigen. Es muß nun aber behauptet werden, daß ſolche Anhaltepunfte fich in 
den Bekenntnißſchriften nicht einmal finden. Es finden fi allerdings Stellen darin, in Denen 
die Predigt des Evangeliums, die Spendung der Saframente, die Vergebung der Sünden, das 
Urtbeil über die Lehre und die Verurtheilung wegen der Lehre auf Grund göttlihen Rechts 
nad) Vorſchrift des Evangeliums den Dienern des Worts, Biſchöfen, wie fie vamald genannt 
werben, beigelegt wird. Die beiden Hauptftellen, in denen ſolche Äußerungen vorfommen, find 
der berühmte Art. 28 der Augsburgifchen Confeſſion und der für die Verfaſſungsverhältniſſe 
vorzugäweife wichtige Anhang zu den Schmalfaldifhen Artikeln ; es Heißt an jener erften Stelle: 
„Sie autem sentiunt, potestatem clavium seu episcoporum juxta evangelium polestatem 
esse seu mandatum Dei praedicandi evangelii, remittendi et retinendi peccata, admini- 
strandi sacramenla — — porro secundum evangelium seu ut loquuntur de jure divino 
nulla jurisdictio compelit episcopis ut episcopis, h. e. his, quibus est commissum ministe- 
rium verbi et sacramentorum, nisi remittere peccala, item cognoscere doctrinam, et doc- 
trinam ab evangelio dissentientem reiicere et impios, quorum nota est impietas excludere 
a communione ecclesiae, sine vihumana sed verbo; hic necessario et de jure divino de- 
bent eis ecclesiae praestare obedientiam juxta illud qui vos audit me audit’; und es beißt 
in den Schmalkaldiſchen Artikeln: „Evangelium tribuit his qui praesunt ecclesiae mandatum 
docendi evangelii, remiltendi peccata, administrandi sacramenta; praeterea jurisdictio- 
nem, videlicet excommunicandi eos, quorum nota sunt crimina, el resipiscentes rursum 
absolvendi; ac omnium confessione etiam adversariorum liquet; hanc potestatem jure 
divino communem esse omnibus, qui praesunt ecclesiis, sive vocentur pastores sive pres- 
byteri sive episcopi — — cum jure divino non sint diversi gradus episcopi et pastoris, 
manifestum est, ordinationem a pastore in sua ecclesia factam jure divino ratam esse.” 
Es handelt fih nämlich in jenen Stellen gar nit um die Beſtimmung des DVerhältniffes, in 
welchem die potestas clavium zur Kirche und Kirchengemeinſchaft fteht, fondern um vie Beftim: 
mung bedjenigen Berhältniffes, worin die potestas clavium seu episcoporum, d. 5. die po- 
testas ecclesiastica überhaupt zu der potestas civilis fteht; es handelt ji in dieſen Stellen 
darum, der Kirhengewalt überhaupt im Berhältniß zur Staatögemwalt ihre Stellung anzu: 
weifen, ohne daß dabei auf die Machtbefugniſſe der einzelnen firhlihen Organe zueinander 
Nüdfiht genommen wurde, es wirb der Kreis von Functionen feftgeftellt, deren Beforgung der 
Kirche auch hinfort noch zuftehen foll, deren Beforgung, wie Predigen, Saframentsipendung, 
derjelben zuftehen muß, mit innerer Nothwendigkeit, aljo wie man ed ausdrücken kann, in: 
folge einer göttlihen Einrichtung ihnen zuftehen muß, jofern überhaupt noch von irgendwelcher 
Kirhengemalt die Rede fein ſoll; es redueirt ſich alfo alles darauf, daß, da einmal die Sakra— 
“mente eingefegt find, die Lehre gegeben tft, jene gejpendet, dieſe geprebigt werben ſoll; das 
göttlihe Mandat in diefer Beziehung ift nur ein mandatum in genere, demfelben ift genügt, 
wenn nur auf irgendeine Weije eine Ausübung jener Bunctionen ftattfindet, auf welche Weile 
diejelbe ftattfinden ſoll, darüber ift gar nichts gejagt, und das geiftliche Amt ift nur infofern 
göttlich, ald es der Staat ift, wobei hinfihtlih der Staatöformen die größte Verſchieden— 
heit befteben Fann; ed darf aus jenen Stellen nicht einmal abgeleitet werden, daß das Amt 
nothiwendig ein fländiges fein müfle, und man darf alfo ven riftlichen Sekten, die ein jol: 
ches ftändiges Amt nicht haben, feine Verlegung eines göttlichen Gebots verwerfen. So gibt 
e3 denn aud Stellen in ven Sumbolen, welche ſich auf das entſchiedenſte gegen ein ſolches gött: 
lihed Amtsprivilegium aussprechen, namentlich eine Stelle in dem Anhange zu ven Schmalfal: 
diſchen Artikeln, wo e8 heißt: „Haec verba testantur pariter omnibus apostolis tradi claves 
et pariter milti omnes apostolos. Ad haec necesse est faleri, quod claves non ad perso- 
nam unius certi hominis sed ad ecclesiaın pertinent, ut multa clarissima et firmissima ar- 
gumenta testantur. Nam Christus de clavibus dieens addit: Ubicunque duo vel tres etc. 
Tribuit igitur principaliter claves ecclesiae et immediate, sicut etob eam causam ecclesia 
principaliter habet jus vocationis. Itaque necesse est in illis dietis Petrum sustinere per- 
sonam totius coetus apostolorum. Porro ministerium novi testamenti uon est alligatum 
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loeis el personis sicut ministerium leviticum, sed est dispersum per totamı orbem terrarum 
et ibi est, ubi Deus dat dona sua, apostolos, prophetas, pastores, doctores: nec valet illud 
ministerium propter ullius personae auctoritatem, sed propter verbum a Christo tra- 
ditum.‘ 

Ganz in diefem Sinne ſprechen ih denn aud die reformirten Bekenntnißſchriften aus, fo 
beißt ed namentlich in der „„Confessio Helvetica’', cap. 18: „Nuncupant sane apostoli Christi 
omnes in Christum credentes sacerdotes, sed non ralione ministerü, sed quod per 
Christum omnes fideles facli reges et sacerdotes, offerre possumus spirituales Deo ho- 
stias. Diversissima ergo inter se sunt sacerdotium et ministerium. Illud enim commune 
est Christianis omnibus ut modo diximus hoc non item. Nec e medio sustulimus eccle- 
siae ministerium, quando repudiavimus ex ecclesia Christi sacerdotium papisticunı. Equi- 
dem in novo testamento Christinonest ampliustalesacerdotium, quale fuit in populo veteri 
quod unctionem habuit externam, vestes sacras et caeremonias plurimas. . Manet autem 
ipse solus sacerdos iu aeternum, cuine quid derogemus nemini inter ministros sacerdotis 
vocabulum communicamus, ipse enim Dominus noster non ordinavit ullos in ecclesia novi 
testamenti sacerdotes.” (,„CGonfessio Gallic.“, cap. 22,23. „Conf. Angl.“, art. 6.) 

Da diefe principielle Gleichheit zwiſchen Geiſtlichen und Laien der wichtigfte Orundfag ber 
proteſtantiſchen Kirheuverfaffung ift, fo möge ed uns geftattet fein, denfelben auch noch dur 
Ausiprüde der hervorragendften Neformatoren nicht blos zu fügen, jondern auch in feinen 
nachſten Gonjequenzen aufzuzeigen. Es handelt ji dabei vorzugsweife un Ausſprüche Lu— 
iher's, in denen ein ganz eigenthümlicher Reiz liegt theild wegen der Beſtimmtheit, mit ber 
alle Conſequenzen dieſes Princips anerkannt, theild wegen der Klarheit, mit der biefelben 
formulirt werden, Unter ven zahllofen Ausfprüden Luther's mögen befonders folgende her: 

votgehoben werden. „Alle Chriſten“, ſchreibt Luther 1520 in feiner Schrift „An den drift- 
lichen Adel veuticher Nation”, „ind wahrhaftig geiftlihen Standes, denn die Taufe, Evan- 
gelium und Glauben, die machen allein geiftlih und ChHriftenvolf ... vemnad fo werden wir 
alleſammt durch die Taufe zu Prieftern geweihet, wie 1 Betr. 2, 9 fagt, Ihr feid ein könig 
lies Prieſterthum, und Apoftelgeih. 5, 10: Du haft und gemacht durch Dein Blut zu Prie: - 
ſtern und Königen. Darum ift des Biſchofs Weihe Nichts Anderes, denn ald wenn er 
an Statt und Perfon der ganzen Sammlung einen aus dem Haufen nähme, bie alle gleiche 
Gewalt haben, und ihm beföhle, diefelbe Gewalt für die Andern auszurichten, glei ald wenn 
sehn Brüder, Königs Kinder und gleihe Erben, Einen erwähleten, das Erbe für fie zu 
vegieren. Sie wären ja alle Könige und gleicher Gewalt, und doch Einem zu regieren befohlen 
wird. Und daß ich's noch Elarer jage: wenn ein Häuflein frommer Chriſten würde gefangen, 
und in eine Wüſtenei gejegt, die nicht bei ſich hätten einen geweiheten Priefter von einem 
Biihof, und würden allda der Sache eins, erwähleten einen unter ihnen, er wäre ehelich ober 
nicht, und beföhlen ihm das Amt zutaufen, Meß halten, abjolviren und predigen, der wäre 
wahrhaftig ein SPriefter, als ob ihn alle Biihöfe und Päpfte hätten geweiht. Daher fommt, 
dag in der Noth ein Jeglicher taufen und abfolviren fann, dad nicht möglich wäre, wenn wir 
nit alle Briefter wären. — Was aus der Taufe gekrochen ift, das mag fih rühmen, daß es 
ſchon Prieſter, Biſchof und Papſt geweihet ſei, ob nun wohl nicht einem Jeglichen ziemet ſolch 
Amt zu üben. Denn wenn wir gleich Alle Prieſter find, muß ſich Niemand ſelbſt hervorthun 
noch ſich unterrvinden, ohne unſer Bewilligen und Einrichten das zu thun, daß wir Alle gleiche 
Gewalt haben. Denn was gemein iſt, mag Niemand ohne der Gemeinde Willen und Befehl an 
ich nehmen. Und wo es geſchieht, daß Jemand erwählet zu ſolchem Amt und durch feinen 
Misbrauch wirrde abgeſetzt, fo wäre er gleich wie vorhin. Darum ſollte ein Prieſterſtand nicht 
anders fein in ver Chriſtenheit denn als ein Amtmann. Weiler im Amt iſt, gehet ev vor, wo 
er aber abgejeget ift, ifter ein Bauer oder Bürger wie die Andern.“ Berner heipt es ‚In der 
Shrift wider Hieronymus Emfer, 1521: „Darum babe ich diefelbe Prieſterſchaft kirchiſch ge: 
nannt, daß ſie von Kirchenordnungen herkommen iſt und nicht in der Schrift gegründet. Denn 
alſo iſt s zugangen vor Zeiten und ſollte noch alſo zugeben, daß in einer jeglichen Chriſtenſtadt, 
da ſie Alle gleich geiſtliche Priefter ſind, einer aus ihnen, ver ältefte, oder je der geſchickteſte und 
frömefte würde erwählet, der ift Diener, Amtmann, Pileger, Hüter nur in dem Evangelium 
und Saframente, gleich wie ein Bürgermeiiter in einer. Stadt aus den gemeinen Haufen aller 
Bürger erwählet wird. Wir alle mit dem ganzen Haufen jind Briefter ohne des Biſchofs 
Weihen, aber durch das Weihen werden wir der andern Prieſter Knechte, Diener und Amt- 
Staats⸗Lexiton. IX, 12 
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» leute, die da mögen abgefegt werben.’ Werner in der Schrift vom Misbrauch ver Meile, 
1521: „Es ift jegt genug, daß wir wiflen, daß ein chriſtlich Volk ungetheilt ift, ohne alle 
Sekten und Berfon, darin Fein Raie, fein Klerifer, fein Mönd, Feine Nonne fein fol, ganz und 
gar fein Unterſchied, alle ehrlich oder Feufch, wie e8 einem Jeglihen mohlgefallt. Es ift auch an 
ihm felbft zwiſchen den Ätteften, Biſchöfen, Priefter und Laien fein Unterſchied, gar Nichts von 
andern Ghriften gefondert, denn daß er ein ander Amt hat, welches ihm befohlen ift, zu pre: 
digen dad Wort Gottes und zu reichen die Saframente; gleichwie ein Bürgermeifter oder Richter 
gar Nichts von den andern Bürgern gefondert ift, denn daß ihm das Regiment der Stadt be: 
fohlen iſt.“ Wichtig find fodann die Ausführungen in dem Sendſchreiben an den Rath und 
die Gemeinde zu Prag: „So foll uns nun für einen unbeweglichen Felſen beſtehn, daß im 
neuen Teftament Keiner Priefter ift oder fein mag, der auswendig gejalbt ift; denn ein Priefter 
voraus im neuen Teftament wirb nicht gemadt, fondern geboren, nicht geweihet, ſondern ge: 
ſchaffen, geboren aus Waſſer und Geift im Bade der Wiedergeburt. Deshalb find ja alle 
Chriſten mit einander Priefter, und alle Priefter find Ehriften. — Diemeil aber allen Ehriften 
alle Ding gemein follen fein, die wir bisher erzählet haben (Kehren, Taufen, Brod- und Wein: 
Segnen, Opfern, Binden und Löfen, Lehre: Uirtheilen und Richten), fo wills nit gebühren 
einem, ber ſich vor ſich felbft wollte Hervorthun und ihm allein zueignen, das unfer Aller ift. 
Unterwinde dich dieſes Rechts und lege e8 auch an Beruf, jofern fein Anderer da ift, ber aud 
ein fold; Recht empfangen hat. Das erfordert aber der Gemeinschaft Recht, daß einer oder al® 
viel der Gemeinde gefallen, erwählet und aufgenommen werde, welder an Statt und im Namen 
aller derer, fo eben daſſelbige Recht haben, verbringe dieſe Amter öffentlih, auf daß nicht eine 
ſcheußliche Unordnung geſchehe in dem Volk Gottes und aus der Kirche werde ein Babylon, in 
welcher doch alle Dinge ehrbarli und ordentlich follten zugehn. Es ift zweierlei, daß einer ein 
gemein Recht durch der Gemeinde Befehl ausübt, oder daß einer fi deſſelben Rechts in ver 
Noth gebraudt. In einer Gemeinde, da Jedem das Recht frei ift, ſoll fich deffelbigen Niemand 
annehmen, ohne ber ganzen Gemeinde Willen und Erwählung; aber in der Noth gebraude 
fich deffelbigen Jeder, der da will. — Deshalb meine ih, daß die, fo dem Volk in Wort und 

Sakrament vorftehen, nicht mögen noch follen Priefter geheigen werden. Daß fie aber Priefter 
geheißen werden, das ift entweder nad) heidniſcher Weife geihehn, oder es ift überblieben von 
des jüdischen Volkes Gewohnheit; darnach iſt e8 zu großem Schaden der Kirche angenommen. 
Nach der evangeliſchen Schrift werben fie beifer Diener, Diaconi, Biſchöfe, Haushalter oder 
Altefte genannt. Paulus nennt fi jelbft ministrum, servum; servis in evangelio fagt er. 
Das thut er darum, daß er allenthalben nicht den Stand nod Orden, fondern das Amt und 
Werk allein berühme, und das Recht und Würdigkeit des Prieſterthums in ver Gemeinde Blei: 
ben lafle. — Darnach die die Vornehmften find unter euch, Tegen ihnen die Hände auf, und br: 
ftätigen fie alfo dazu, und befeblen fie dem Volke, der Kirche oder Gemeine, und durch das 
Einige follen fie nur Bifchöfe und Hirten fein.“ Endlich beißt es in der „Auslegung bed 
110. Bjalms, 1539: ‚Siehe alfo muß man das Previgtamt oder Dienftamt fhriden von dem 
gemeinen Priefterftande aller getauften Chriſten. Denn folh Amt ift nicht mehr, denn ein 
Öffentliher Dienft, fo etwa einem befohlen wird von der ganzen Gemeinde, melde Alle zugleich 
Priefter find. — Alſo hat und übt ein jeglicher Chriſt ſolche Prieſterwerke. Aber über Das ifl 
num dad gemeine Amt, fo die Lehre öffentlich führet und treibet; dazu gehören Pfarrherrn und 
Prediger. Denn in ver Gemeinde fünnen fie nicht Alle des Amts gewarten ; fo ſchicket ſichs auf 
nit in einem jechlichen Haufe zu taufen und das Saframent zu reichen. Darım muß man 
Etliche dazu auswählen und orbnen, fo zu predigen geſchickt, und dazu in der Schrift fich üben, 
die dad Lehramt führen und diefelbe vertheidigen fönnen; item alfo die Saframente von wegen 
der Gemeinde handeln, damit man wifle, wer ba getauft fri, und Alles ordentlich zugehe. Sonſt 
würde langſam eine Kirche werden ober beftellt werden, wenn ein jechllcher Nachbar dem andern 
prebigte oder alle unter einander ohne Ordnung Alles thäten. Solches ift aber nicht das 
Prieftertfum an ihm felbft, fondern ein gemein Öffentlich Amt für die, fo da alle Briefter b. b. 
Ehriften find.” Ganz in demſelben Sinne fpricht fich aber auch Melanchthon aus, fo Heißt es in 
ben „„Propositionesde missa‘, 1521: „Orationes sacerdotisin missa nihil praestantlaiei ora- 
tioni; omnes enim sacerdotes sumus; nec aliudestsacerdotium, quam jusorandiseu inter- 
pellandiDeum et offerendi Deo” ; in einem fpätern Gutachten : „Summum judieium est ecele- 
siae. At ecelesia nontantum constatex doctoribus, sed etiam ex reliquo coetu, ideoquepro- 
missio veritatis ad universam ecelesiam pertinet, et non tantum ad unum ordinem. Sunt 
enim legendi judices non tantum episcopi, non tantum sacerdotes, sed et laici, qui propter 
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honestasmores, gravitatem et eraditionem censeanturidonei‘; endlich in einem andern Gut⸗ 
achten: „Haec autem (cognitio de doctrina) pertinetnonsolum ad magistratum, sed ad eccle- 
siam, h.e. non tantum ad presbyteros, sed etiam ad laicos idoneos ad judicandum; ... ne- 
que enim in ecclesia haec tyrannis constituenda est, quod oporteat laicos assentiri et ap- 
plaudere omnibus sine delectu, quae decreverint episcopi.” Gbenfo dann Zwingli: „Alle 
jo in dem haubt lebend glyder und Finder gotted ſeynd, und das ift die fildh oder gemeunfamme 
der heyligen, eine Haußfram Chriſti. Sind nüt die Biſchof, die gemeinlih amicitia haltend 
auch die ſelb kilſch? Antwort: ſy find glieder allein der kilchen, wie ein jeder anderer Ehrift, jo 
für ſy Ehriftum für iv Haupt habend. Sprihft Du ſy find aber ecclesia repraesentativa. 
Antwort: Bon dem weißt die heilig gihrift nüts“; und dann ganz befonderd: ‚von bem 
charakter, daß die priefter in den legten zyten find innen worden, weißt die göttlihgfhrift nüt.. . 
charakter heißt als vil ald ein ungegraben mal oder zeichen. Davon redend die Kappentheologi 
alio: daß, fo man einem zu eym priefter wyhe, in finer feel ein zeichen kräzt oder geriffen werde, 
das nimmermehr darus möge bracht noch abgetilget werden. Difer Frag ober zeichen ift in ver 
göttlichen gihrift nieman anzeigt... Du befindft noch uf die zyt Hieronymi daß fo einer 
nümmer zu dem amt bed zu dienens geſchickt mad, fo was er nit mer ein Diener; und wirt bed 
charakters nit gedacht, funder wenn man jn abftiß, fo war er nit mer an dem anıt. Darus wir 
ermeflend, daß fv die priefterichaft für ein anıt hand ghabt, nit für ein würde oder junkerſchaft. 
loc als fo einer ein bürgermeifter iſt. Alfo ift ein priefter fon nüt anders, denn ein eerfamer 
serfünder fon des worts gotted und ein wächter zu dem Heil der ſeelen.“ Ebenſo endlich 
Galsin in ven „Inſtitutionen“, Kay. IV, Bud 19, $. 25. 

11. Das landesherrlihe Kirhenregiment. 1) Die Entftehung deſſelben. Ale 
in den legten Jahrhunderten des Mittelalterd nach der Zertrümmerung ber eigentlichen deut: 
ihen Staatögemwalt im Mittelpunft des Reichs die territorialen Gewalten, Landesherrſchaf— 
ten und Städte, die Nealifirung der Staatdidee mit eigenen Mitteln durchzuführen hatten, 
mwar ed benielben, fo verſchieden auch die äußern Machtverhältniſſe zwischen ber Fatholifchen 
Kirche und dieſen Fragmenten eines Staatsweſens waren, unter der Gunft der Zeitverhältnifle 
und weil das biäherige Verhaͤltniß von Staat und Kirche zu unnatürlich gewefen war, vielfach 
gelungen, Died Verhältniß im Intereffe der Staatögewalt zu modificiren. Es waren auf dieſe 
Weiſe nicht blos der freien Lebendäußerung ber kirchlichen Organe fefte Örenzen gezogen, indem 
ein ſtaatliches Majeflätsreht zur Ausbildung gelangte, und die Kirche, die bis dahin einen 
Kreis neben dem Staate gebildet hatte, feiner Hoheit wieder unterworfen wurde, ſondern es ge: 
lang ven Staatägewalten auch bereits, ſich pofitiv bei der Ausübung der Kirchenregierung zu 
betheiligen, und im Anfchluffe an vogteilihe und andere Verhältnifie allmählich Befugnifle zu 
erlangen , bei ver Befegung der Ämter, Verwaltung des Kirhenvermögens, Dieciplinargewalt 
über ven Klerus, felbft bei der Anoronung der Liturgie, die ſich nur als die Keime eines landes⸗ 
herrlichen Kirchenregiments bezeichnen laffen, wie ein ſolches aud in den Fatholiihen Län: 
dern des Deutfchen Reichs, nachdem die Stürme der Neformationdzeit vorüber waren, nament= 
Uch im 18. Jahrhundert zu ziemlich entwidelter Geftalt gelangt ift. Die territorialen Gewalten 
find es denn auch geweſen, melde die Durchführung der Forderungen des Volks in der Refor— 
wmationdzeit übernahmen, fie find es namentlich gewefen, welche in ihrer Stellung bei ver Reichs— 
centralgewalt die Anerkennung der neuen Kirche gegenüber dem Neiche in der Weiſe durch— 
fegten, daß Die Reformation padurd zur Territorialfache wurde. 

Nun gewann es zwar trogdem für einen Augenblick ven Anfchein, ald ob es zu einer weitern 
Fortbildung des landesherrlichen Kirchenregimentd auf dem Gebiete der proteftantifchen Kirche 
nicht kommen follte; es war der bedeutendſte unter den proteftantifhen Fürften der Landgraf 
Philipp von Heffen,, der damals im jugendlichen Alter von 22 Jahren unter dem Einfluffe ver 
von Luther verfündeten Orundfäge über dad allgemeine Priefterrhum ven Verſuch wagte, eine 
Derfaffungsgeftaltung auf diefer Grundlage anzubahnen. Schon zwei Monate nad) dem be= 
rühmten fpeierfchen Reihsfchluffe berief Philipp der Großmüthige eine aus Geiftlihen und 
Laien — weltlichen Abgeorpneten von Adel und Städten — zufammengefegte Synobe nad 
Homberg, „um mit allen feinen Unterthanen, geiftlihen und weltlichen Standes, in der hrift: 
lien Sade und Zwiefpalt nad) Gnade des Allmächtigen zu handeln, auch zu unterſuchen, was 
zu riner guten Kirchenverfaſſung gehöre”. Den beveutendften Einfluß auf die Berathun: 
gen übte ein der heſſiſchen Beiftlichkeit und überhaupt dem deutfchen Volksſtamme nicht an— 
gebörendes Mitglied, der frühere Brancidcanermönd Franz Lambert von on der in 
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feiner Heimat mit ven Waldenfern und dann in Straßburg, wo er nad vielen Verfolgungen 
als Profeffor eine Anftelung fand, mit Farel, dem Vorgänger Calvin's, in Verbindung ge: 
ftanden hatte, und der jegt durch Luther dem Landgrafen empfohlen worden war. Er hatte be- 
reits einige Schriften herausgegeben, worin er die Rechte der Eirchliden Gemeinden im Gegen: 
fag gegen die Hierarchie der katholiſchen Kirche vertheidigte, er ftellte jegt eine Reihe von 
158 lateinifhen Sägen (jogenannte Parodoren) auf, welche den Inbegriff der evangeliſchen 
Berfaffungslehre auf ähnliche Weife wie die früher zu Strasburg erfhienenen Schriften ent: 
hielten ; ex erklärte darin namentlich in Übereinftimmung mit feinen heimatlichen und perjön- 
lihen Beziehungen den Zuftand der Kirche für den vollfommenften, der der urfprüngliden 
Ghriftengemeinde und dem Zeitalter ver Apoftel am ähnlichften jei. So entflanden nach gebal- 
tener Disputation die Beihlüffe der Homberger Synode von 1526 (Reformatio ecclesiarum 
Hassiae juxta certissimam sermonun Dei regulam ordinata in venerabili synodo per cl. 
Hess. princ. Philippum ao. 1526, die 20 Oct. Hombergi celebrata, cui ipsemet princeps 
illustrissimus interfuit). Dana hat num jede Gemeinde dad Recht Firhlicher Selbftregierung 
und zwar unmittelbar in Oemeindeverfammlungen, nicht mittelbar durch Vertreter oder Beauf: 
tragte auszuüben ; eine eigentliche Presbyterialverfaffung beiteht alfo nad) dieſer Kirhenordnung 
‚ nit; es werden allerdings an einzelnen Stellen Altefte erwähnt, die namentli den Pfarrer 
bei Krankenbeſuchen begleiten, an der Xeitung der Gemeindeverjammlung neben dem Pfarrer 
einigen Antbeil haben und von denen namentlich bei Verhandlungen, die ven Pfarrer periön: 
lich betreffen, einer ven Borjig führen joll; dagegen hinjichtlich der Kirchenzucht wird dad ganze 
Injtitut gar nicht erwähnt; außerdem finden ſich in der Kirchenordnung jelbft gar feine Vor: 
fhriften darüber, wie die Alteften zu ihrem Amte gelangen ſollen; jie waren alſo jedenfalls 
nur von untergeorbneter Bedeutung; der Schwerpunft der gemeindlichen Selbftverwaltung 
lag in den allgemeinen Genteindeverfanmlungen, two namentlich auch die Wahl der Geif: 
lihen geſchah und die Kirhenzudht geübt wurde. Gläubige Frauen fünnen ohne Stimm: 
tet der Verfammlung beimohnen dürfen. Zwar follten die Gemeinden nur aus wirk— 
lih Gläubigen, jogenannten Heiligen beftehen und eine Scheidung zwiſchen wahren und 
falſchen Brüdern vorgenommen werben, indeffen das ijt darum twieder ganz irrelevant, weil 
dieje Fünftlihe Gemeindebildung doh auf dem Prineip völliger Freiwilligkeit beruht. Es 
gibt dann zwar in jeder Gemeinde ein ftändiges Pfarramt, es foll jedoch jeder Pfarrer fein 
Amt nur fo lange führen, als er Gotted Wort lauter und rein lehrt, und einen würbigen 
Mandel führt, worüber zunächſt der Gemeindeverfammlung die Gognition zuſteht; es kön— 
nen aber aud Bürger und Handwerker, ihr Gewerbe jei, welches es wolle, wenn jie nur fromm, 
unbeiholten und unterrichtet find, zu Pfarrern gewählt werden; endlich ſoll auch Männern 
ohne Amt, wenn ſie fromm und bibelfeft find, das Predigen nicht verwehrt werden. Wie 
das örtliche Kirhenregiment der Gemeindeverfammlung zufteht, fo ſoll die Eirchliche Ver: 
waltung einer ganzen Landſchaft den Provinzialionoden (majores et provinciales synodi) 
zufommen, und für ganz Heſſen joll jährlich eine Landesſynode ftattfinden, beſchickt durch 
ſämmtliche Pfarrer und durch je einen Abgeordneten der Gemeinden, welder unmittelbar vor: 
ber in der Gemeindeverfammlang erwählt wird. Diefe Synode foll am dritten Sonntag nad 
Oftern in Marburg gehalten werden, aber höchſtens drei Tage dauern. Der Geſchäftskreis 
der Synode umfaßt die Prüfung der von den Gemeinden geſchehenen Pfarrwahlen und Ab: 
fegungen, die Überwachung der Viſitatoren, endlich die Entſcheidung über vorgelegte Zweifel 
und ragen von jeiten einzelner Gemeinden. Übrigens ift e8 ausdrücklich gefordert, daß Gottes 
Wort mehr gelten müffe ald Stimmenmehrheit, und daß die Entſcheidungen der Synode einer: 
ſeits nur auf Grund gediegener Schriftftellen zur Erbauung aller Gemeinden, andererfeits 
nit ald Sagungen (statutorum nomine), fondern einfach ald „Antwort der und der heſſiſchen 
Synode“ bekannt gemadt werden ſollen. Endlich die laufenden Gefchäfte von einer Synode 
zur andern und bie Leitung der Gejhäfte auf der Synode beforgt der Synodalausſchuß, der 
aus dreizehn Mitgliedern befteht, bei deſſen Wahl der Landesfürft nebit den Edelleuten, wenn 
fie der Verfamminng beimohnen, ebenfalld Stimmrecht haben, und deren Berathungen ver 
Landesfürſt mit einigen Männern, die er beiziehen will, fowie auch die vem Evangelium gün- 
ftigen Grafen des Landes beimohnen können; von einem eigentlich landesherrlichen Kirchenregi: 
ment findet ſich alfo feine Spur. Neben dem Synodalausſchuſſe ftehen jevod no drei Viſita— 
toren, die, vonder Synode gewählt, die Kirchen zu befuchen, die gewählten Biſchöfe zu prüfen, 
ri zu verwerfen, die Würdigen zu beftätigen und darüber der Synode zu berichten 
aben. 
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Indeſſen zu einer Ausführung diefer Kirchenordnung ift ed nicht gefommen, und zwar hat 
dabei die Abmahnung Luther's bedeutend mitgewirft. So wenig Quther jemals die Idee des 
allgemeinen Prieſterthums aufgegeben und jo meit er jih auch ftetd von dem Amtöprivileg ent- 
iernt gehabt hat, jo haben doch allerdings die Erfahrungen des Bauernfriegd und der wieder: 
täuferifchen Bewegungen infofern auf ihn eingewirft, ald ev von einer jofortigen Verwirk— 
lichung diefer Ideen abftehen zu müſſen glaubte. So hatte er ihon 1526 in der Vorrede zu ber 
deutſchen Mejie und Orbnung des Gottesdienſtes im Hinblid auf eine freie Kirchenverfafjung 
geiagt: „Aber ih kann und mag noch nidt eine ſolche Gemeinde oder Verſammlung ordnen 
oder anrichten, denn ich habe noch nicht Leute und Perfonen dazu, fo jehe ich auch nicht viele, Die 
dazu dringen.‘ Und fo äußert er fih nun auch abmahnend in einem auf Erfordern des Land: 
grafen über die Einführung der neuen Kichenverfaffung zu Anfang des Jahres 1527 er- 
Hatteten Gutadhten; in Ausführungen, die einen tiefen Einblid in das Wefen ver Rechts-— 
bildung offenbaren, fpricht er ſich gegen diejelbe aus; er ſträubt fich namentlich gegen das 
Umfaſſende, Abfchliegende der Grfeggebung, wie jie hier vorlag, er verlangt Dagegen vor: 
läufig nur Feſtſtellung einzelner, bejonderd nothwendiger Normen, man möge es verſuchen 
mit einzelnen Befehlen, die entweder mündlich ertheilt oder auf Zettel gezeichnet wären; 
jräter fönne man es danıı in ein Fleines Büchlein faffen, denn er wiſſe wohl, habe es aud) 
wohl erfahren, daß wenn Gefege zu früh kämen, felten etwas Gutes daraus entflände, die 
Keute jeien nicht danach geſchickt, wie die meinten, „io da jigen bei ſich felbft und malen’s 
wit Worten und Gevanfen ab, wie eö gehen ſollte“; ed jei fürwahr Geſetzmachen „ein groß 
herrlich weitläufig Ding, und ohne Gottes Geift wird nichts Gutes daraus“; darum jei mit 
Furkt und Demuth gegen Gott zu verfahren. So jehr nun auch mit der hier von Luther 
sertbeibigten Theorie der fogenannten organiichen Entwickelung Misbraud getrieben wer: 
von fan, jo wird man doch bei einer unbefangenen Betrachtung der damaligen Lebenszu— 
Ränte zugeben müflen, daß Luther's praftifher Sinn das Richtige getroffen hat; bie dama— 
ligen Gemeinden waren für eine ſolche Verfafjung in der That nicht reif; wir befinden uns 
dabei in einer Höchft merkwürdigen Ubereinftimmung mit einem Manne, mit dem wir fonft 
platterdings gar nichts Gemeinjames haben, nämlich mit Kliefoth, ver ſich jehr gut folgender: 
maßen darüber ausfpricht: „Wie wäre ed nur möglich geweſen, daß ſich in dieſen damals nod) 
von oben herab bis in die Fleinften concentriſchen Kreiſe monarchiſch geftalteten Territorien ſolche 
autonomen Kirhengemeindecollegien hätten einrichten laflen! Wie hätte ich ſolches nur in 
der kleinſten Landgemeinde, die vielleicht aus zwei bis drei Rittergutöbefigern und übrigens aus 
lauter hörigen Zeuten beſtanden, ind Werk fegen laffen. Wer Dagegen jagen wollte, aber das 
gehe die politische Lebensform an und am dieſe habe die Kirche ſich nicht zu Fehren, der würde 
Vergeblihes reden, denn die Kirche kann ſich nicht in der Luft aufbauen, jondern muß fi) in der 
Realität des Lebend geftalten; wenn fie Volkskirche fein will und joll, jo muß fie ih auch in 
ihrer Geftaltung der politifchen Lebensgeftaltung anbequemen. Es ift aber unmöglih, den 
Gutsherrn durch ein Collegium von ſechs Tagelöhnern in den Bann thun zu laſſen“ (Kliefotb, 
‚Die Beichte und Abfolution ; liturgifche Abhandlungen“, Schwerin 1856, I, 454). Wir 
werden auf einige diefer Außerungen zurücdfommen, um fie gegen Kliefoth ſelbſt geltend zu 
machen. Dahin wird man die Bedeutung der Homberger Synode und Luther's Stellung zu 
ihr zufammenfaffen fönnen : es war vom höchſten Werthe, daß es zu dem Entwurfe einer ſolchen 
Verfaſſung gefommen war, denn man fießt daraus, wohin das allgemeine Prieſterthum noth— 
wendig führt, e8 war aber gut, daß diefer Entwurf nicht ausgeführt wurde, denn die allge: 
meinen Lebendzuftände waren berartig, daß leicht durch die mangelhafte Verwirklihung der 
Irre, die Idee ſelbſt eine Schädigung erhalten haben könnte. 

Es war das Hauptland der deutſchen Reformation, das Kurfürftenthun Sachſen, weldes 
auch in Bezug auf die Berfaffungsentwidelung dem übrigen Dentjchland die Wege vorgezeichnet 
dat; und zwar geſchah die Ausbildung der jähitihen Kirchenverfaflung unter fortwährender 
thatiger Mitwirkung und weientlicher Juftimmung ber Reformatoren. Schon im Jahre 1526 
hatte Luther die Hülfe des Kurfürften zur Herftellung der kirchlichen Ordnung angerufen, und 
ihn namentlich, unter Hinweifung auf eine ihm von Gott auferlegte Verpflichtung, zur Anſtel— 
lung einer Bifitation aufgefordert ; dieſe Bitte fand bei dem Kurfürften Gehör, und in ver In— 
Mruction für die Bifitatoren von 1527 ihre Erfüllung, an melche Urkunde ih noch im Jahre 
1528 der Unterricht der Bifitatoren an die Pfarrherren, weientlid von Melanchthon verfaßt, 
enſchließt. Danach wurden nun aber in der ſächſiſchen Landeskirche als ftändige Organe des 
Kirhenregimentd nur Superintendenten eingejegt, mit dem Auftrage, über bie Lehre, die Amte= 
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führung und den Wandel ver Geiftlihen ihrer Kreife die Aufficht zu üben; aud die Eheſachen, 
die nad) der Aufhebung ver bifhöflichen Jurisdiction von den Pfarrern entſchieden wurden, foll: 
ten an fie verwiefen werben, in ſchwierigen Fällen jevod zur Gompetenz der landesherrlichen &e- 
richte gehören, welche in Gemeinfhaft mit dem Superintendenten und dem Pfarrer ſammt andern 
dazu tauglichen Gelehrten, fowie einigen Mitgliedern des Raths, unter welchem die Barteien ge: 
feffen, das Verhör anftellen und die Entſcheidung faflen, oder an ven Kurfürften Bericht erftatten 
follten. Immer dringender war dann aber im folgenden Decennium das Bedürfniß einer feſten 
Dronung und Geftaltung der noch ſchwankenden Verhältniſſe zu Tage getreten; indbefondere er- 
gab es ſich, daß die Viſitatoren, welche bis dahin die Stelle einer obern Aufſichtsbehörde vertreten 
hatten, dieſem Berufe nicht zu genügen vermochten. So gab es denn Gründe genug, an bie befi- 
nitive Ordnung Hand anzulegen, zumal die Hoffnung auf eine Ausgleihung mit ven Autoritü= 
ten der römischen Kirche immermehr dahinſchwand. Die wittenberger Theologen gaben vieler 
Überzeugung in einem Gutachten, 1538, welches von Juftus Jonas verfaßt ift, ihren Ausdrud, 
worin die Niederfegung einer fländigen landesherrlihen Behörbe aus weltlichen und geiftlichen 
Mitgliedern beftehend vorgefchlagen wurde, die nicht blos ein Geriht für Eheſachen und Dis- 
ciplin, fondern auch eine mit der Verwaltung der Kirche überhaupt beauftragte Behörde jein 
follte, in ver Weife jedoch, daß diefe, in Erinnerung an die bifchöflichen Gerichte mit dem Namen 
Gonfiftorium belegte, Behörde etiwa den Wirkungskreis der bifhöflichen Vicarien haben jollte, 
während ein anderer Theil der Regierung&befugniffe ausgeſchieden und wie früher in ber kano— 
nifhen Rechtsordnung dem Bifchofe, fo bier vem Landesherrn vorbehalten werben follte. Auf 
diefe Weife kam e8 1542 zur wirflihen Einfegung des Conſiſtoriums in Kurſachſen, eine Ein— 
rihtung, die dann für das ganze übrige Deutſchland maßgebend geworden tft, ſodaß das landes⸗ 
herrliche Kirhenregiment allentbalben in einem confiftorialen Organismus fih abſchloß. Na- 
mentlich vermochte fich auch Heffen diefer Entwickelung nicht zu entziehen; es kam bier zunächſt 
1527 zur Ernennung von landesherrlichen Viſitatoren, e8 wurden dann unter Berufung dar: 
auf, daß der Landgraf feinen Landen und Leuten von dem Allmächtigen ald ein Vogt und Ver: 
walter gnädiglich gefeßt ſei, ſechs Superintendenten beftellt, denen in geiftlihen Saden alle 
geiftlichen und weltlichen Befehlshaber untergeben fein follten; zur feften Geftaltung fam Diefe 
Einrichtung jedoch erft durch die Viſitationsordnung von 1537 ; diefelben follten von den Geift: 
lichen erwählt, von dem Landgrafen beftätigt werden; man erklärte ih dann zwar 1545 gegen 
die von den ſächſiſchen Neformatoren eingefegten Gonfiftorien, indeflen jeit dem 17. Jahrbun— 

dert, namentlich feit 1610 wurden dieſelben dennoch eingeführt. 

2) Die Natur und Beichaffenheit des landesherrlichen Kirhenregiments, Was zunächſt 
die Natur und Beihaffenheit des landesherrlichen Kirchenregiments im allgemeinen betrifft, 
fo ift nad) einer weitverbreiteten, ja man wird fagen müſſen, nad ber herrſchenden Anfict 
die oberfte Kirchengewalt nicht den Landesherren als folhen, jondern in ihrer Eigenſchaft 
ala vornehmfte Glieder der Kirhe (praecipua membra) übertragen worden, ſodaß dieſelbe 
nicht als ein Ausfluß, jondern ald ein Anner ihrer fonftigen landedherrlihen Gewalt be: 
trachtet werden müßte, deren Ausübung nicht nach den gewöhnlichen Grunpfägen über bie 
Ausübung der Staatögewalt und der einzelnen Hoheitsrechte, fondern nad ganz befondern 
Principien zu erfolgen hätte, die auf der Natur ver Kirchengewalt und einen ftillfehmeigender: 
Vorbehalte bei ver libertragung beruhen jollen ; die proteftantifche Kirche würde danach von An— 
fang an ein Reich eigenen Lebens gewesen fein, felbftändig gegenüber dem Staate und nur in 
der höchſten Spige durch eine ganze Berfonalunion mit ihm verbunden. Indeſſen folange man 
ih auf dem Boden der Wirklichkeit Hält und die gefchichtlihen Thatfahen nicht zu Guniten 
vorgefaßter Theoreme umdeutet, wird man auf das unbedingtefte behaupten müſſen, daß mir 
der Ginführung ded landesherrlihen Kirchenregiments eine vollftändige Ipentificirung von 
Staat und Kirche erfolgt fei, daß die Staatsgewalten damals die Kirhenregierung zu eigenem 
Rechte und im ganzen Umfange in ihrer Eigenſchaft ald weltliche Landeöherren übernommen 
haben, und dag der Umfang der Landeshoheit, melde ja aus lauter einzelnen Aggregaten beftand, 
ich dadurch ausdehnte, Die Sphäre des Staats fich erweiterte. Man muß dabei nur abfehen von 
Tendenzen und Beftrebungen, welche fih im entgegengelegter Richtung allerdings geltend 
machten und für die man namentlich auch aus den Schriften ver Reformatoren einzelne Aus= 
ſprüche anführen kann, obgleich wenigftens bei Ruther fih auch Außerungen im entgegenge- 
jegten Sinne finden. Es ift aber in ven Gingängen der meiften und bedeutendften Kirchenord— 
nungen ber damaligen Zeit geradezu ausgeſprochen, daß es eine durchaus falſche Anſicht jet, 
wenn behauptet würde, die Kürten und andere Obrigfeiten hätten fich blos ihrer Kanzlei anzu= 
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nehmen, es ſei einzig ihre Aufgabe, fürgute Polizei zu forgen; es müffe vielmehr behauptet werben, 
daß die Fürften nicht blos um äußern Friedens willen den Unterthanen vorgejegt feien, daß fie 
vielmehr ihre Macht auch zur Förderung des Gottesdienſtes anwenden müßten, nicht blos ein 
zeitliged Regiment, ſoviel Leib und Gut betreffe, hätten fie zu führen, ſondern noch viel mehr für 
dad Heil der Seelen zu jorgen. Die Obrigkeit, heißt es, fei bei ihrer Seelen Seligkeit ſchuldig, 
alled anzuorbnen, was Chriſtus in einer Öffentlichen Verſammlung zu thun befohlen habe; wie 
dieſet Gedanke im Sprachgebrauche ver damaligen Zeit häufig ausgedrückt wird: Die Obrig- 
feiten find Wächter und Hüter beider Tafeln des Gefeges, ebenſo gut der erften, auf der vie 
Gebote über dad Verhältnig der Menfhen zu Gott ftehen, ald der zweiten, welde die Gebote 
über dad Verhältniß der Menfchen untereinander enthalten; fo wird auch vielfach verwiefen auf 
das löbliche Beifpiel der Könige des ifraelitifchen Volks, die für alle Zeit ven Beruf der Obrig- 
feit zur Ordnung des chriſtlichen Lebens vorbildlich dargethan haben follen. Die protejtan= 
tiihen Territorien Deutſchlands geftalteten ſich alfo zu einheitlichen Gemeinweſen, in denen die 
politiihen und kirchlichen Bezüge in jeder Hinficht fich deckten; für eine Unterſcheidung der lan: 
desherrlichen Befugniffe in ein jus circa sacra und ein jus in sacra, in Kirchenregiment und 
Kirhenhoheit fehlte ed an jeder Veranlaſſung und Vorausfegung. 
Daraus ergeben fih nun namentlich folgende Gonjequenzen. Zunächſt waren bei der Kir: 
Genregierung neben dem Landesherrn auch die Landftände betheiligt. So ift namentlich die 
Einführung der Neformation fait überall unter ftändifcher Goncurrenz erfolgt, ja in einigen 
Gebieten haben ſie jogar dafür die Initiative ergriffen, während fie dagegen anderdwo, went 
unter den Ständen jelbft Uneinigfeit herrichte, der Landeöherr dagegen entjchlojfen war, nur 
den vollendeten Thatfachen ihre Billigung aufzudrücken Hatten. Sie kommen ſodann wejent: 
lich in Betracht bei der kirchlichen Rechtsbildung, bei ver Emanation der Kirhenorbnungen, die 
ganz auf diefelbe Weiſe zu Stande famen wie andere Gefege au, in deren Cingängen daher 
meiſt auch der ſtändiſchen Zuftimmung Erwähnung geſchieht. Es gehört noch bis Ende des 
16. Jahrhunderts zu den jeltenften Ausnahmen, daß wo das Inſtitut ver Landſtände in aner: 
kannter Wirtjamfeit jich befand, was ja in den weit meiften Territorien der Fallwar, eine Eirch- 
lihe Rechtsbildung ohne diefelben vor ih ging, fo ift noch die preußifche Gonfiftorialoronung 
von 1584 an dem Widerfprube der Stände gefheitert. Höchſtens wenn ed fih um die Aus: 
führung ſchon beftehender Normen handelte, wo auch in andern Dingen der Landesherr einſei— 
tige Verordnungen erlaſſen konnte, überhob man ſich der ftändifchen Zuftimmung aud bier; fo 
ſind z. B. die hefjifchen und die würtembergifhen Kaftenorpnungen von den betreffenden Lan— 
desherren einjeitig erlaffen worden, während fonft gerade in Heilen und Würtemberg eine land: 
Randiige Mitwirfung ganz unbeftritten ftattfand. Und wie überhaupt die alten Landſtände Fei- 
neswegs auf die Legislative beſchränkt waren, fo zeigt ſich auch aufdiefem Gebiete eine Theilnahme 
derjelben an der Adminiftration, wie das z. B. aus der befannten Verordnung des Herzogs Ulrich 
von Würtemberg 1540 hervorgeht, wonad zur Verwaltung ver Kirche „Oeconomi” gewählt 
werden jollten, die der Kirche, „das ift etlich gewehleten von der Landſchaft“, zu jeder Zeit Rech— 
nung abzulegen hätten. Aber freilich trat doch auch ſchon im Laufe ded 16. Jahrhunderts die 
berühmte Theorie hervor, wonach die Landeäherren in Sachen der Kirchenregierung an die Zu: 
timmung der Landftände nicht gebunden fein follten, weil, wie der Kurfürft von Brandenburg 
\&on 1561 diefelbe motivirte, ie Beforgung diefer Angelegenheiten früher den Bifhöfen und 
ihren Offieialen zugeftanden hätte „und dann diefelbige geiftlihe Expedition jegt an und fon: 
men“, Es ift ganz bezeichnend, daß dieſe Theorie zuerft in der Mark geltend gemacht wurde, 
wo die Macht der Landſtände ſchon damals vielfach gebrochen war, jie fand dann in demſelben 
Maße Eingang in die Praxis, in welchem die Bedeutung des landſtändiſchen Inſtituts über— 
baupt erloſch, wobei man ji fortwährend einer eigenthuͤmlichen Deutung der Beſchlüſſe des 
Reichttags zu Augsburg von 1555, wodurch die Reformation definitiv zur Territorialſache 
geworden war, bediente, s . 
Dagegen jind die Kandesherren bei der Ausübung ihres Kirchenregiments in Feiner Weiſe 
eingeigränkt geweſen durch die Geiſtlichkeit, den ſogenannten Lehrſtand. Es ſind zwar vielfach, 
namentlich in den erſten Zeiten der Reformation Geiſtliche, weil ſie natürlicherweiſe durch ihren 
Beruf den kirchlichen Dingen beſonders nahe ſtanden und vorzugsweiſe zur Beſorgung derartiger 
Geſqhäfte befähigt waren, von den Fürſten bei Abfaſſung der Kirchenordnungen, der Befennt- 
öfhriften u. ſiw. zu Rathe gezogen wörden, und fie haben in diefer Hinficht einen großen 
materiellen Einfluß auf vie Handhabung ded Kirchenregiments vielfach geübt, aber von einer 
formellen Berehtigung dazu findet fich gar nichts, auch waren es doch immer nur einzelne Theo— 
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fogen, die auf diefe Weife verwandt wurden, und häufig gar nicht inländische, jondern ausmär- 
tige, die äußerlich mit dem betreffenden Kirchenregiment gar nichts zu thun hatten; das Rechte= 
verhältnif war völlig correct ausgedrückt, wenn e8 in den Bingängen oder Schlupworten man— 
her Kirchenordnung heißt, diefelbe fei entſtanden auf Rath der Theologen und Bewilligung 
der Landſchaft. Es find dann ferner feit dem Ende ded 16. Jahrhunderts und während der 
ganzen Periode der kirchlichen Orthodoxie, welche die Bedeutung des Lehrftandes natürlich ftei: 
gerte, vielfahe Prätenfionen erhoben worden, der Geiftlihkeit an der äußern Kirchengewalt 
einen maßgebenden, ja den entſcheidenden Einfluß zu verihaffen, die Orthoborie durch eine 
Hierarchie zu Fräftigen und zu vollenden. Indeflen fo ſehr damald unter der Herrſchaft jener 
Zeitftrömung Tendenzen dieſer Art geltend gemacht find und fo jehr man ſich dabei auf einzelne 
Außerungen der Neformatoren und der Symbole, in denen von einer nothwendigen Schei— 
dung der geiftlichen und weltlichen Gewalt die Rede war, ftügen Fonnte, fo jind fie doch zu einer 
förmlihen Durdführung im Rechtsleben nicht gelangt ; und felbft da, wo fie mie in Pommern 
und Heſſen, gewiffermaßen aud in Brandenburg und Breufen, zur Einführung eines rein 
geiftlichen Organismus gediehen waren, haben fie doch immer nur vorübergehende Erfolge 
aufzumweifen gehabt, und jelbft dieje waren nur der Preis fortmährender tiefgreifender Kämpfe 
mit den Landesherren und den Landſtänden. 

Ebenjo fehlte ed gegenüber dem landesherrlichen Kirhenregiment an einer Organifatien 
und felbftändigen Berechtigung der Gemeinden. Wenigſtens findet ſich dergleichen nur jehr 
vereinzelt. Wol hatte einft Luther im Jahre 1523 in der Schrift „Grund und Urſache aus der 
Schrift, daß eine hriftliche Verfammlung oder Gemeinde Recht und Macht habe, alle Lehre zu 
urtheilen, und Lehrer zu berufen, ein= und abzuſetzen“ Grundſätze aufgefiellt, die ver freien 
Selbftbeftimmung ver Gemeinden Raum zur vollften Entfaltung gewährten ; in der Entwide- 
fung aber, wie fie num bald nachher auf dem Boden Kurſachſens ſich vollzog, hatte die Ge— 
meinde als ein lebendiges Glied des Firhlihen Organismus Feine Stätte mehr, es ift von 
nun an feine Rede mehr davon, daß die Gemeinde zu felbftthätiger Theilnahme an der Ord— 
nung ihres eigenen Lebens beredtigt jet, ſondern dieſelbe erfcheint als das „Pfarrvolk“, das, 
wie der kurſächſiſche Viſitationsabſchied von 1528 fagt, verpflichtet ift, Gottes Wort treulich 
zu hören, in gutem Gehorfan ver Obrigkeit, ven Erb= und Lehnherren zu leben, den Pfarrern 
ihre Ernte und Zinſen ordnungsmäßig zu entrichten, die Pfarr= und Kirhenhäufer in bau: 
lihem Zuftand zu halten u. ſ. w. Es findet ih dann wol hier und da, daß der Gemeinde einige 
Theilnahme an der Kirchenzudt eingeräumt ift, wie namentlih in Würtemberg und ber 
Pfalz, indeſſen es ift ſchon ganz richtig bemerkt worden, daß die einzelnen Gemeindeglieder, 
welche zu ſolchen Zwecken in einigen wenigen Landeskirchen und zwar nicht von dev Gemeinde, 
ſondern von der Obrigfeit, beftellt wurden, die fogenannten NRügemeifter, wie fie in Würtem— 
bergifchen hießen , nicht al& jelbftänpige Kirchenvorfteher betrachtet werden fünnen, daß fte viel- 
mehr die größte Abnlichfeit mit den fhon feit dem 9. Jahrhundert in der Fatholifhen Kirche 
vorkommenden Sendezeugen haben. Etwas bebeutender tritt das Element ver Gemeinde dann 
allerdings eine Zeit lang in der heſſiſchen Kirche hervor. Nach der heſſiſchen Ordnung ber 
Kirchenzucht namlih, melde 1539 auf der Synode von Ziegenhain feftgeftellt wurde, die auf 
Befehl ded Landgrafen aus weltlichen und geiftlichen Mitgliedern zufammengetreten war, follte 
die alte Ordnung der Heiligen Schrift wiederhergeftellt und es follten daher in jeder Gemeinde 
Altefte bejtellt werben, bei deren Wahl neben ven Räthen und Gerichtsherren and) die Gemeinde 
jelbft betheiligt fein follte. Die Pflicht diefer Alteften follte e8 fein, Aufficht zu haben auf Die 
Prediger und wo ein Mangel an ihnen ſich fände, ſolchen entweder ſelbſt oder durch die Obrig: 
feit zu verbeſſern; und ed wird ferner gejagt, daß, wo die hriftliche Lehre gegen jemand zu ver: 
theidigen oder irrige Leute zu berichtigen oder ettwad anderes Wichtiges von wegen der Kirchen 
zu handeln vorfallen würde, allweg die Alteften dabei fein und ihren getreuen Rath und Hülfe 
dazu nach beſſem Vermögen beweifen jollen, damit alles in der Kirche deſto ordentlicher und 
tertrauter und zu mehrerer Beſſerung verrichtet werde; beſonders ift ihnen dann die Handha— 
bung der Zucht durd Ermahnung und Warnung überwieſen, den Bann bürfen fie aber nur 
mit Genehmigung des Superintendenten erfennen, worauf dann Die Verkündigung je nad der 
Beſchaffenheit des Falls entweder vor der ganzen Kirche oder vor den Alteften allein erfolgt. 
Dieſe Einrichtung ift ausdrücklich von Luther gebilligt und zurNahahmung empfohlen worden. 
Sie erhielt Äh trotzdem nicht lange. Zwar in der erften eigentlichen heſſiſchen Kirdenorbnung 
von 1566 ift das Amt der Älteften nicht nur beibehalten, ſondern es erſcheint hier in princt= 
dieller Begründung durchaus in calwinifcher Weiſe. Der Preöbnter oder Senioren gibt es 
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zieeietlei, etliche arbeiten in Wort und Lehre und Austheilung der heiligen Saframente, welche 
man font Hüter und Doctoren, d. i. Lehrer nennen mag; den andern aber flieht zu fleifiges 
Aufieben, daß alles, jo die Regierung der Kirchen belangt, treulich verſehen werde; die Stellung 
der Alteften ift aljo bier gefteigert, fie werben geradezu ald Theilnehmer am Kirchenregiment 
bezeichnet; außerdem haben die Gemeinden da, wo fein Patronatrecht befteht, das Recht, ven 
neuen Geiftlichen vorzuſchlagen. Noch nad der Kirchenordnung von 1657 werben die Alteften 
ald die Repräfentanten der Kirche bezeichnet. - Aber allmählich Fam doch auch Hier das Inftitut 
mamentlih mit der Verminderung der Kirchenzucht in Verfall, dur eine Verordnung von 
1759 wurde dad Recht der Gemeinden bei der Bejagung der Prarrftellen auf ein Widerſpruchs— 
recht nah der Probepredigt eingeichränft. 
3) Die drei Syſteme der proteftantifhen Kirchenverfaffung. Die drei Syſteme der pro— 
teftantiichen Kirchenverfaflung, das Epiſkopal-, Territorialz und Gollegialfoftem, find zu— 
naͤchſt nicht blos, wie man früher wol angenommen hat, verſchiedene Beantwortungen der 
Frage nah dem Entftehungsgrunde des landesherrlichen Kirchenregiments, fondern die Ver— 
ihiedenheit der dadurch angedeuteten Standpunfte bezieht ſich auf ven Inhalt deifelben, die ganze 
Natur und Bedeutung des landesherrlichen Kirchenregiments ift danach verſchieden; es handelt 
fh bei den drei Syſtemen viel weniger um das Warum als vielmehr um das Wie. Die Bedeu: 
tung derjelben ift nicht bloß eine formelle, fondern vorzugsweife eine reale. Was zunächſt das 
jogenannte Epiſkopalſyſtem betrifft, jo geht daſſelbe allerdings aus von der Entftehungsart 
des landesherrlihen Kirchenregimentd, deſſen Rechtsgrund danach auf ven Augsburgiſchen Re- 
ligiendfrieden und auf die damals gefchehene Suspenfion der Kirchengewalt ver Fatholifchen 
Biſchöfe, die dann durch Devolution auf die Landesherren übergegangen jein fol, zurüd- 
geführt wird; übrigens aber befteht das Wejentliche des Epiſkopalſyſtems in der Lehre von den 
drei Ständen (ordo triplex hierarchicus), dieſe drei Stände jind nämlich die weltliche Obrig- 
feit (magistratus politicus), der Lehrſtand (ministerium ecclesiasticum) und dev Hausſtand 
(stalus oeeonomicus); zwiſchen ihnen wird nun die Kirchengewalt in der Weife vertheilt, 
dag der Schwerpunkt derjelben, die geſammte materielle Kirchengewalt dem fogenannten Lehr: 
Rande zugeſchtieben mird, der Landesherr nur dem Namen nad) (nominetenus titulotenus) 
Biſchof und Regierer der Kirche ift, und lediglich formell die vom Lehrftande befchloffenen Maß— 
nahmen zu fanctioniven hat, envlih den Gemeinden, ven Laien, dem kirchlichen Tiers-Etat 
nur dad Recht zufteht, ſich die Maßregeln des Kirchenregiments anzueignen, womit jedod) kei— 
neswegs das Recht der Verwerfung verbunden iſt; in der That ſpielt dieſes etwas ſonderbare 
Recht der Aneignung ohne entſprechendes Correlat in den auf dem Standpunkte des Epiſkopal— 
jofteme ſtehenden Schriften eine ziemlich große Rolle. Das Epiſkopalſyſtem ift begründet worden 
zu Anfang des 17. Jahrhunderts durch die Juriften Stephani und Reinfingf, dann aber befon- 
ders ausgebildet durch den Theologen Earpzov; es findet jih, der dagegen gemadten Einwendun⸗ 
gen ungeachtet, in den angeblich von F. K. v. Mofer, in Wahrheit aber von dem fürftlich renpi- 
ſchen Regierungsrarh Bretjchneider verfaßten „Vertrauten Briefen über das proteftantiiche geift- 
lie Recht (Branffurt 1761); es ift wieder and Licht gezogen worden in ver Abhandlung von 
v. Kampg „Über das biſchöfliche Recht in der evangelifchen Kirche in Deutſchland“ („Jahr— 
bücher für die preußiſche Geſetzgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtsverwaltung“, XXXI, 25— 
150), und endlich ift es im wejentlihen der Standpunkt Stahl's in deſſen „Kirchenverfaſſung 
nad Lehre und Recht der Proteftanten‘‘ (Erlangen 1840; zweite Auflage, 1861). Es muß 
indeilen bemerkt werden, daß die meiften Anhänger des Epiſkopalſyſtems und namentlid Stahl 
audihlienlih auf die Lehre von den drei Ständen Gewicht legen, dagegen den andern Bunft 
son der Entftehungsart des Iandesherrlihen Kirchenregiments als irrelevant oder juriſtiſch 
unbaltbar gänzlich fallen lafjen; gerade Stahl hat darauf hingewieſen, daß die Devolutiond- 
dopotheje gar feine allgemeine Anerkennung gefunden habe, und daß die Epiſkopaliſten zum 
weit größten Theil die Kirchengewalt dem Landesherrn Eraft feiner Landeshoheit zugeſchrieben 
hätten. Gegenüber dem Epiſkopalſyſtem Hat nun das Territorialfoftem die Behauptung aufge: 
Rellt, da das landesherrliche Kirchenregiment feiner Entftehung nad; auf ver Landeshoheit be— 
ruhe; und das daher Staats- und Kirchengewalt iventifch feien; es ergibt fi daraus dann 
vorzugsweise eine völlige Auoſchließung des Lehrftandes von der Kirchengewalt und in Gemäß: 
beit der damaligen Staatäzuftände eine faft omnipotente Macht des Landesherrn, ohne daß dem— 
klben fefte Schranfen in ſynodalen oder preößsterialen Ginrihtungen gefegt wären. Im ein= 
zeinen ift dann das Territorialſyſtem ſehr verichieden ausgebildet. Begründet durch Hugo Gro— 
ins, Hobbes, Spinoza, fand es in Deutihland namentlich durch Thomaſius Eingang, wurde 
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dann durch 3. H. Böhmer in allen Conſequenzen ausgebildet und hatte auch in einem ber be- 
rühmteften Staatörechtölehrer des vorigen Jahrhunderts, 3. I. Mofer, einen Vertheiviger; in 
neuerer Zeit ift daflelbe bejonderd von den Anhängern der Hegel'ſchen Philofophie deducirt und 
von Rothe („Die Anfänge der Hriftlihden Kirche”, Wittenberg 1837) auf die Spige getrie: 
ben, indem zu Gunften des Staats, als der Verwirklichung der jittlihen Idee, eine gänzliche 
Vernichtung der Kirche gefordert wurde. Was numentlid den Standpunft des Thomaſius be: 
trifft, jo hielt derſelbe zwar äußerlich an der Idee der drei Stände feft, wie feine Ausführun: 
gen in der „Dissertatio de felicitate subditorum Brandeuburgicorum‘‘ zeigen und wie er 
aud in der „Dissertatio de jure prinecipis circa adiaphora“ ausdrücklich Hervorhebt, ob: 
gleich gerade an dieſer Stelle auch Zweifel gegen die Nichtigkeit der ganzen Annahme geltend ge: 
macht werden. Es ift aber der Anfang und das Ende der kirchenrechtlichen Thätigfeit des Tho— 
maſius gewejen, gegen die Herrſchaft des Lehritandes in die Schranfen zu treten, gegen die Be: 
ftrebungen der Theologen, ſich eine Herrſchaft über die Gewiſſen anzumaßen, denn in diefem 
Falle, meint Thomaſius, würden die Laien ihr Joch in der Reformationdgeit nicht abgeworfen, 
jondern an die Stelle eines hölzernen ein eiſernes ji auferlegt haben, und wenn Luther von 
den Todten auferftände, würde er in denjenigen, welche jich ganz befonders ven Namen Luthe⸗ 
raner beilegten, faum noch GChriften erfennen. Darum preift er ed ald ein Glück, dag Gott 
oft aus dem status politicus Werkzeuge erwede, um die jhlechten Beitrebungen der Geiſtlichen 
zu untervrüden; ein folder Fürft fei num mamentlih der Kurfürft Johann Sigismund von 
Brandenburg gewejen, ver alle religiöfen Streitigkeiten verboten und die Lutheraner bei jeinem 
Übertritt zur reformirten Kirche nicht bedrückt habe; aber die eigentliche exstirpatio hydrae jei 
dem brandenburgifchen Hercules, dem Großen Kurfürften vorbehalten gemwejen, der die gegen 
die geiftliche Anmaßung gerichteten Edicte verfchärft und fireng durchgeführt habe. Indem aber 
Thomaſius gegen vie Papo-Cäſarie, wie er ed nannte, anfänpfte, will er deshalb doc auf 
der andern Seite feine Cäſareo-Papie. Allerdings ergibt ih ihm, wie auch den andern Ber: 
fechtern des Territorialſyſtems, dad Recht des Landesheren zum Kirchenregiment aus der Idee 
der höchſten Staatögewalt, indem alle äußern Handlungen der Bürger derfelben unterliegen 
follen; ed erſcheint ihm deshalb auch ald ganz einerlei, welcher Eonfefjion der Landesherr fei, 
ſodaß auch der katholiſche Landesherr die Kirchengewalt über feine proteſtantiſchen Unterthanen 
üben und 3. B. den Gefang verbieten fann: „Und fteur' des Bapfts und Türfen Mord. Aber 
die Befugniſſe des Landesheren beziehen ſich Doch nur auf die jogenannten Adiaphora, die Mit: 
teldinge, oder wie Thomafius den Inbegriff derjelben nennt, das jus circa sacra; Dies ijt zwar 
twefentlich verfchieden von demjenigen Begriff, den man jpäter mit diefem Ausprud bezeichnet 
hat, wenigftend gehen die Befugniffe, die darin enthalten find, weit über dasjenige hinaus, wa! 
man heutzutage Kirchenhoheit nennt; jevenfalld aber jollte dad Kirhenregiment blos auf Ber: 
binderung äußerer Störung ſich beziehen, wie überhaupt nad Thomafius äußere Gewalt nur 
ftatthaft ift zum Zwecke äußern Friedens; der Landesherr hat dagegen nit die Pflicht fein: 
Unterthanen tugendhaft zu machen, für ihre Seligfeit zu forgen, die veine Lehre zu erhalten, der 
Regent joll nicht zum Papſte werden, feinen Eingriff in die Freiheit der Gewiffen vornehmen 
dürfen. Endlich das Gollegialfvftem Hat mit dem Epiſkopalſyſtem gemein, daß eine Scheidung 
beider Sphären, des Staat und der Kirche behauptet, der Unterſchied von Kirchenhoheit und 
Kirhengewalt energijd geltend gemadt wird, weshalb denn aud v. Kampg zum großen Mis- 
fallen Stahl's erklärt hat, es gebe eigentlich nur zwei Syſteme, das Territorial: und das Epiiko: 
palſyſtem, das legtere jei entweder das Epiffopalfyften im engern Sinne (Devolutionsſyſtem) 
oder das Collegialſyſtem (Delegationsfvftem). Dieje Eintheilung ift, ſolange man blos for: 

mell auf den Entftehungsgrund des landesherrlihen Kirchenregiments ſieht, ganz flar um 
logiſch gedacht; beidemal beruht die Kirhengewalt unabhängig vom Staate auf Übertra— 

gung; aber Stahl hat ganz vet, ven Umftand für viel wichtiger zu halten, wie num des 
Weitern diefe Übertragung gedacht wird, woraus ſich dann natürlich eine ganz verjchiedene 
Stellung ded Landeöheren ergibt, und auf Dielen Punkt das größte Gewicht zu legen. Die 
Übertragung wird nämlid auf dem Standpunkt des Collegialfyſtems in ver Weife gedacht, 
daß diejelbe nicht jeitend der beftehenden fatholiihen Kirchengewalt, jondern durd die Ge: 
ſammtheit der Gläubigen erfolgt fei, denn die Kirche iſt nach diefer Anichauung ein freier Ver: 
ein, dur Vertrag gebilvet, der ſich urſprünglich jelbft vegiert hat, deifen Selbftregierung dann 
zwar durch die Hierarchie ufurpirt ift, bei den Sturz der Hierardhie aber wieder an die ur— 
ſprünglich Berechtigten heimgefallen und num von dieſen ſtillſchweigend an den Landesherrn 
übertragen fei. Man fann fagen, daß die Idee von allgemeinen Prieſterthum, verbunden mit 
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den Bertragstheorien der damaligen Rechtöphilojophie, die weientlihen Momente diejes dritten 
Syſtems der proteftantiihen Kirchenverfaſſung ſeien. Begründer ift daſſelbe anfänglich außer— 
Halb Deutſchlands bei den franzöſiſchen Reformirten und englifhen Presbyterianern, und hat 
aud bier feine wefentlihe Ausbildung erhalten, namentlich durch den genfer Prebiger Blon- 
bel in einer Schrift: „De jure plebis in regimine ecclesiastico” (Paris 1648); in Deutſch⸗ 
land ift daffelbe, nicht ohne die Ginwirfung Spener's, vorzugäweife verbreitet worden durch die 
Schrift des tübinger Kanzlers Chr. M. Pfaff („Akademiſche Reden‘, Tübingen 1724, und 
„‚Origines juris ecel.“, 1720); aud v. Eramer, v. Mosheim, Schnaubert und Wieſe gehör- 
ten zu den Anhängern veffelben. 

Alfo fo viel ſteht nad dem Bisherigen allerdings feſt, daß die drei Syſteme nit blos auf 
ven Rechtsgrund des landeöherrlihen Kirchenregiments ſich beziehen, fondern aud auf deſſen 
Inhalt, day fie nicht bloß etwas erflären, fondern daß fie etwas behaupten wollen. Die drei 
Spyiteme zeigen und ganz verfchiedene Anſichten über Aufgabe und Umfang des Kirchenregi: 
ments überhaupt und damit jogar über die Natur der ſichtbaren Kirche; fie durchdringen des- 
bald das ganze Kirchenrecht, ſodaß die Cardinalpunkte der protejtantifhen Kirchenverfaflung 
ganz anderd, ja entgegengeſetzt entjchieden werben müffen, je nachdem man ih zu bem einen 
oder andern dieſer Syfteme befeunt. Dies richtig erfannt zu haben, ijt offenbar eine Vertiefung 
unferer Anſchauungen; das Verdienſt einer klaren Kormulirung gebührt Stahl, wenn auch 
allerdings bereits Eichhorn im weſentlichen das Richtige angedeutet hatte. 

Nun behauptet aber die gewöhnliche Anfiht nah Stahl's Vorgange heutzutage, daß die 
drei Syſteme Formeln für wirklich vorhanden gewefene Zuftände jeien, daß diefen Theorien auch 
die Praris des Lebens entfprochen habe; die drei Syſteme wären danach Verioden der firhlichen 
Verfaflungsgeihichte. Wenigftens das Epiffopal: und das Territorialiyftem ſollen dieſe Be- 
deutung gehabt Haben ; jie jollen ji aufeinander gefolgt fein, Die anfänglid in den deutſchen 
Zerritorien epiffopaliftifch eingerichtete Kirchenverfaflung ſoll ſpäter in territorialiftifhem Sinn 
modificirt fein. Hinjichtlic des Collegialſyſtems wird dagegen ziemlich allgemein angenommen, 
daß ed nicht die Macht gehabt habe, vom Leben Beſitz zu nehmen, daß es, unfähig den Terri- 
torialismus aus dem Kirchenrecht zu verbrängen, blos die Bedeutung einer Oppofition gegen 
die beſtehenden Zuftäude gehabt habe, wie Richter e8 ausdrückt, neben dem lebendigen Recht in 
den Schriften der Juriften und Theologen hergegangen fei, dagegen in der Geſetzgebung ent- 
weder gar nicht oder nur wie im Preußiſchen Landrecht ald theoretiſche Verzierung Eingang 
gefunden habe. Je nad den verſchiedenen Standpunften ſieht man dann ferner in der Ent: 
widelung vom Epiffopalismus zum Territorialismus entweder eine Verbeſſerung oder eine 
Verſchlechterung, einen Fortſchritt oder einen Rückſchritt. Stahl z. B. erflärt das Epiffopal- 
ſyſtei geradezu für das „organiſch-kirchliche Syſtem'“, das „einzig berechtigte“, welches auch 
gegenüber den in der Mitte liegenden „willkürlichen“ Standpunkten wiederhergeſtellt werden 
müſſe, während dagegen andere, ohne für die Macht des Landesherrn in Kirchenſachen ſehr ein— 
genommen zu ſein, wenn ihnen blos die Wahl zwiſchen dieſen beiden Syſtemen gelaſſen wird, 
ſich doch für den Territorialismus erklären würden, inſofern daſſelbe wenigſtens nicht einen ſo 
directen Widerſpruch gegen die Idee des allgemeinen Prieſterthums enthalte wie jenes andere 
Syſtem. 

Nun muß aber im Hinblick auf die von uns vorher angeführten geſchichtlichen Thatſachen be— 
hauptet werden, daß die drei Syſteme lediglich Perioden für die Literaturgeſchichte des Kirchen 
rechts, nicht aber ‘Perioden ver kirchlichen Rechtsgeſchichte find, Daß es in Der Geſchichte der pro: 
teſtantiſchen Kirchenverfaſſung nur eine einzige Periode von weſentlich gleichen Charakter ge: 
geben babe, und daß, wie anerfanntermaßen e3 ſich mit dem Collegialismus verhalte, jo auch die 
Soſteme des Epijkopalismud und Territorialismus aufzufaffen jind. Man möge dod) denjenigen 
Rechtszuſtand erft urkundlich nachweiſen, wo wirflih, wie das Epiſkopalſyſtem fordert, der 
Zandeöherr nur dem Namen nad die obeyfte Kirchengewalt gehabt hätte, er nur titulotenus 
der oberfte Biſchof geweſen und feine ganze Bedeutung darauf beruht hätte, für die vom 
Lehrftande ausgegangene Feftfegung die formelle Sanction zu ertheilen; oder aud nur eine 
bervorragende Betheiligung des Lehrftandes an der Ausübung der Kirhengewalt auf die 
Dauer ſich findet. Die Vertheidiger jener Anſicht beihränfen ih hinſichtlich des Bewei— 
ſes derjelben meift nur auf jehr allgemeine hiſtoriſche Angaben, aber felbit dann, jobald nur 
irgend der Boden conereter Thatſachen von ihnen betreten wird, zeigen ſich fofort Die größ— 
ten Divergenzen zwifchen Theorie und Wirklichkeit. Gine der neueften Arbeiten auf dieſem Ge— 
biet, die zwar von einem Mann ſehr ertremer Richtung berrührt, aber nach dem Zeugniß willen: 
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ihaftliher Stimmen, die ih darüber Haben vernehmen laſſen, in weiten Kreiſen mit großem 
Beifall aufgenommen worden iſt, und von der man auch i in der That behaupten Fann, daß fie die 
ganze Anfhauungsweife gerade jo darſtellt, wie fie als die gemeingültige betrachtet werben 
muß, ift Kliefoth's Schrift „Über das Verhältnig des Landesherrn ald Inhaber der Kirchen— 
gewalt“ (Schwerin 1861), in welder ver weſentliche Inhalt eines von ihm in der Eijenacher 
Kirchenconferenz vom 4. Juli 1861 gehaltenen Vortrags, welcher die allgemeine Billigung 
jener Verfammlung fand, aufgenommen ift. In diefer Schrift wird an verſchiedenen Stellen 
(S. 16, 20) die Mitte des 17. Jahrhunderts als die Zeit bezeichnet, bi zu welcher das Epiffopal: 
ſyſtem im weſentlichen in anerfannter praftiiher Geltung ſich befunden habe; es werden ferner 
gleich zu Anfang derſelben die evangeliſchen Landeskirchen, je nachdem in ihnen der Territorialis- 
muß jegt geltend fei, clafjifieirt, und es fleht unter denjenigen Staaten, wo das territorialiftifche 
Prineip rein und ungebroden durchgeführt ift, die Freie Stadt Lübeck obenan (S. 2); ed wird 
dann ferner auf S. 5 nochmals ausdrücklich verfihert, daß die territorialiftifchen Einrichtungen 
ältern und jüngern Datums jeien, daß aber feine verfelben bis in das 16. Jahrhundert hinauf: 
reiche. Nun erlaube id) mir dem gegenüber die Fleine gejchichtliche Notiz, daß diejenige lübeckiſche 
Kirhenorbnung, auf welder dieſer territorialiftiihe Zuftand beruht, aus dem Jahre 1531 
ftammt, alſo eine der älteften ift, die ed überhaupt gibt. So verhält ed ſich mit der geſchicht— 
lichen Unterlage viefer Anſicht. Die Unhaltbarkeit derjelben würde ſich ebenfalls ergeben, wenn 
man auf die firhliche Regierungsweiſe derjenigen Fürften im einzelnen eingehen wollte, die wie 
der Yandgraf Philipp von Heflen, der Herzog Ehriftoph von Würtemberg, der Kurfürft Auguft 
von Sachſen u. a., nad) der Meinung Kliefoth’8 „ein rechtes kirchliches Regiment‘ über bie 
Kirche ihres Landes geführt haben follen. Aber nicht blos der Epiffopalismus, jondern auf 
Territorialismuß in feiner ins einzelne ausgebildeten Doctrin hat nur eine theoretiiche Exiften; 
gehabt, nur Fam der Territorialidmus den wirflihen Zuftänven näher ald der Epiffopalismuß; 
eine oppofitionelle Richtung gegen das Beftehende hatten beide Syſteme, der Epijfopalismus 
wurde hervorgerufen durch die feit Ende des 16. Jahrhunderts ſich ausbildende Orthodorir, 
die Zeitrihtung, wonach es befonders auf reine Lehre ankam und dadurch der Lehrſtand in den 
Vordergrund gerückt wurde, der Territorialiamud mit der rationaliftifchen Zeitrihtung zuſam— 
menhängend, richtete fich theild gegen die Lehre des Epiffopalidmus, theild gegen den Beftand 
der wirflihen Zuftände; in ver Ausbildung wenigftend, die derfelbe durch Thomafius erbielt, 
fträubte er ſich nicht blos gegen die Herrſchaft des Lehrftandes, jondern gegen ein ausgebehntes 
Kirchenregiment überhaupt. Übrigens ift die Zeitfolge ver beiden Syſteme wol im allgemeinen, 
das das Epiſkopalſyſtem vorangeht, das Territorialjoftem folgt, indeſſen hat doch das legtere 
ihon fehr Früh fich gezeigt und anderntheils das erjtere ji in Zeiten hinein audgedehnt, mo 
ganz anerfanntermafßen die Zuftände anderd waren; e8 wird eben zu allen Zeiten Epifkopaliften 
und Territorialiften nebeneinander geben. Das würde nun aber das Allerverfehrtefte jein, 
wenn man auf diefe drei Syſteme ald auf die einzig gültigen alle kirchenrechtlichen Anfichten zu: 
rüfführen wollte, wie neuerdings durch indirecte Beweisführung vargethan ift, daß Richter 
nothwendig Gollegialift fein müſſe, da er weder Territorialift noch Epiſkopaliſt jei; es find 
wol in ven drei Syſtemen die Grundzüge für die drei Hauptftandpunfte gegeben, aber jedenfalls 
muß man fie dann erft der hiſtoriſchen Zufälligfeit entkleiden; auch laufen jie vielfach ineinan— 
der, die Geftaltung bei ven verſchiedenen Schriftftellern ift jehr verfchievden, denn ſonſt könnte 
nicht darüber geftritten werden, ob jemand, wie das z. B. hinſichtlich Moſer's und Purendorf’s 
geichiebt, dieſem oder jenem Syftem angehöre. Es iſt aud) erſt feit dem Ende des vorigen Jahr: 
hunderts, daß die Syſteme diefe beinahe Fanonifche Bedeutung erlangt haben, hauptſächlich 
durch Die Schrift von Nettelbladt: „De tribus systematibus” ; er brachte auch erſt den Namen 
des Territorialſyſtems auf; Böhmer hatte daſſelbe ſchlechthin das proteftantifche genannt. Die 
drei Syfteme haben jedenfalls nur eine vein theoretiiche Bedeutung, etwa wie die Schriften dee 
Hippolytus a Lapide und Severinus de Monzambano für die deutſche Reichsverfaſſung. 

4) Die Verfaflungsverhältniffe in ven Städten. Gerade in den Städten hatte ſchon in 
den legten Jahrhunderten des Mittelalterd die Ausbildung des modernen Staatsweſens dahin 
geführt, daß eine ziemlich weitgehende Theilnahme der ftädtifhen Obrigfeiten an ver Aus— 
übung der Kirhengewalt gewonnen wurde. Die Entwidelung des deutſchen Städteweſens 
ift überhaupt prototypiih geworden für die Entwidelung des deutſchen Staatsweſens. In 
Zeiten, wo e8 ein eigentliches Staatsbürgerthum in Deutſchland nicht gab, gab es doch wenig: 
ſtens ein Stabtbürgerthum, und lange bevor die Segnungen einer fräftigen, durch Rückſichten des 
allgemeinen Wohle geleiteten Staatögemalt auf größere Ganze jich erſtreckten, hatte man derglei⸗ 
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hen wenigſtens innerhalb der ſtädtiſchen Mauern ſchon gekannt, auch hat es ſich in der ſpätern 
Zeit hauptjächli darum gehandelt, daß diejenige Stellung, welche vie Bürger in ven Stüpten 
ſchon damals einnahmen, ſich auch erjtreden jollte auf die Bewohner des ganzen Landes. Die 
jelbfländige Stellung der ſtädtiſchen Obrigfeiten in Eirchlihen Dingen hatte ſich ſchon während 
des Mittelalter nicht blos auf die Freien Reichsſtädte bezogen, ſondern auch auf die bedeuten 
dern Territorialftädte, die ja überhaupt, abgefehen von der Betheiligung an der Neichöregie- 
rung, den Freien Reichsſtädten faft völlig gleichſtanden, indem bei ver Zeriplitterung der Ter— 
ritorialgewalt vor Einführung der Primogeniturordnung, noch dazu in Zeiten, wo das Städte: 
wejen in höchftem Aufblühen begriffen war, die Landesherren nit im Stande gewefen waren, 
diefelben ihrer wirffamen Regierungsgewalt zu unterwerfen. Gine ſolche Stellung gegenüber 
dem Landesheren hatte z. B. Braunſchweig, und gerade in Braunſchweig war ed auch der 
ſtädtiſchen Obrigkeit gelungen, eine größere Eirchliche Selbftändigfeit zu gewinnen; nicht blos 
war die Stadt ſchon 1255 durch Papft Aleranper IV. vom ‚Recht der Diöceſanbiſchöfe“ erimirt 
worden, wonach es diefen, den Biſchöfen von Halberftadt und Hildesheim, nicht erlaubt fein 
ſollte, ohne befondern Befehl des päpftlihen Stuhls die Ercommunication und das Interbict 
über die Stadt zu verhängen, aud die Geiftlichfeit der Stadt von mancherlei Leiftungen und 
Abgaben, ſowie von aller Jurisdiction befreit wurde, jondern ed war auch nah langwierigen 
Verhandlungen 1394 ftädtifcherfeitd durch mehrfache Deputationen nah Rom durchgeſetzt wor: 
den, daß die Bürger nicht mehr verpflichtet fein follten, vor den außerhalb der Stadt belegenen 
Sendgerichten zu erfheinen, fondern daß die Stadt einen eigenen Official haben jolle, ver 
die geiftlihe Gerichtöbarfeit im Namen beider Diöcefen zu verwalten und nebft einer paſſenden 
Wohnung einen anftändigen Gehalt von der Stadt zu beziehen haben follte ; die ſtädtiſche Selb- 
ſtändigkeit zeigte ſich au nod auf andern Punkten: vie Pfarrherren der fieben ſtädtiſchen 
Hauptlihen mit einigen Prälaten bildeten die fogenannte Union, ohne deren Einwilligung 
in Kirchenſachen Feine Neuerung vorgenommen werden durfte, und die namentlich die Strafge- 
walt über alle Briefter und Diener an jtädtifhen Gotteshäufern ausübte; ſchon im 12., fpäte: 
tens zu Anfang des 13. Jahrhunderts hatte die Bürgerichaft das Recht erworben, die Haupt: 
priefter ihrer Pfarrkirchen felbft zu wählen, welche dann von dev Herrſchaft ald Kirhenpatronin 
dem betreffenden Biſchof zur Sanction und nad erfolgter Zuftimmung von ihm mit der Kirche 
belehnt wurben; es hatte ferner jede Pfarrkirche zwei Vormünder, Alterleute oder Proviforen, 
welche das Bermögen des Gottedhaufes oder der ihnen anvertrauten Stiftung zu verwalten, die 
Kirchengebäude zu erhalten und die Koften des Gottesdienſtes zu bejtreiten hatten, der Rath 
übte darüber eine Gontrole ; ferner hatte ſich ſchon feit 1318 die Stadt von jedem die Huldigung 
empfangenden Herzog die Zufage ertheilen laflen, daß fein Klofter oder Stift fernerhin angelegt 
werden follte; es beſchränkte auch hier das Gefeg von der Todten Hand die Erpanſionskraft der 
geiftlihen Grundbefigung; endlich war es der Stadt durch den fogenannten Pfaffenkrieg in 
zweiten Decennium bed 15. Jahrhunderts gelungen, da die ältern Stifte und Kloſterſchulen 
nit mehr geeignet waren, Schulen einzurichten, die von der Stadt abhingen, und die vorzugd- 
weile für das praftifche Leben vorbereiten follten. (MRehtmever, „Der berühnten Stadt 
Braunſchweig Kirchen⸗- und Reformationshiſtorie““, Braunſchweig 1707 —20, Th. II, Kay. 1. 
Dürre, „Geſchichte ver Stadt Braunfhweig im Mittelalter‘, Braunſchweig 1861, S. 370 fg., 
197 18.) 

So waren alſo namentlid in ven Städten die Verhältniffe durchaus dazu vorbereitet, daß 
das Rirhenregiment von den Organen des bürgerlihen Gemeinmwefens übernommen werden 
fonnte. In der That gelangte vaffelbe allenthalben, wo überhaupt die Städte ſelbſtändig gegen- 
über der Territorialgewalt auftraten, wo ed überhaupt eine freie ftädtifche Verfaſſung gab, in bie 
Hände bed Raths. Aber auch hier erfchien der Rath nicht als vornehmftes Glied, ald oberſter Bi: 
Ihof, jondern lediglich in feiner Eigenſchaft als ſtädtiſche Regierungsbehörde, und deshalb findet 
ed fh durdgängig, daß aud die Übrigen Organe des Stadtregiments am Kirhenregiment 
theilgenommen haben. So zeigt ſich zunächſt bei ver Einführung der Neformation eine fehr 
weitgehende Mitwirkung der gefanımten Bürgerſchaft; die ſtädtiſchen Verhältniffe hatten fi in 
den legten Zeiten überall demokratiſch geftaltet ; fo wurden namentlich in Braunichweig von ber 
gemeinen Bürgerjhaft ohne die Gildemeifter und Hauptleute noch gewiffe Bürger gewählt, bie 
der evangelifchen Xehre zugethan waren und die „Verordnete“ genannt wurden, deren Aufgabe 
war; die Religionsſache bei dem Rathe zu treiben; es kamen außerdem noch die Bürger aus allen 
Weichbildern auf den Rathhäufern zufammen und liefen durch ihre Verordneten dem Rathe Bor: 
üellungen und Beſchwerden übergeben; die vom Bugenhagen verfaßte Kirchenoronung wird dann 
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vom Rathe nicht blos den Gildemeiſtern und Hauptleuten, den gewöhnlichen Vertretern der Bür— 
gerſchaft, zur Annahme übergeben, ſondern es wird ausdrücklich geſagt, daß die ganze Stadt 
als Gemeinde dieſelbe angenommen habe. Ahnlich iſt es auch in andern Städten gegangen, in 
Leisnig, wo „Rath, Viertelmeiſter, Elteſte und gemeine Einwohner der Stadt und Dörfer ein⸗ 
gepfarrter Verſammlung und Kirchſpiels zu Leisnig“ genannt werben; in Baſel, wo „Bürger: 
meiſter, kleiner und großer Rath, ſammt den Verordneten von uns und gemeiner unſerer Bür— 
gerſchaft der Stadt Baſel, ſonderlich hiezu berufen“, mitgewirkt haben; in Göttingen, wo neben 
dem „Erbaren Rath“ noch die „GOildemeiſter, Seßmannen, Mittlere und gantze Gemeinde“ er: 
wähnt werben, und mo ed am Schluſſe ganz nach dem braunſchweigiſchen Vorbilde heißt, daß 
Rath und ganze Gemeinde nachmals am Palmſonntag ſich zur Annahme der neuen Ordnung 
vereinigt hätten; in Soeſt, wo die Kirchenordnung beſchloſſen wurde von dem „Erbaren wohl⸗ 
wyſen Rabe, Olden Rabe, Twelfen, Olden Twelfen, Richtlüeden, Ampten und ganzter Gemeine‘; 
in Straßburg, mo ein ziemlich complieirter Modus einer Repräfentation ver Zünfte ftattgefun: 
den hat, in Roftod, mo wenigftens die Kirhherren und Präpicanten mitwirken, in Northeim, 
wo ähnlich wie in Roſtock der anfängliche Widerftand des Rathes erft durch das energifche Auf: 
treten der Gildemeifter und Gemeine hatte gebrochen werden müffen; endlich aud in Elbogen, 
Nördlingen, Minden, wo neben Bürgermeifter und Rath noch die Betheiligung der ganzen Ge— 
meinde hervorgehoben wird. R 

Die Verwaltung des ſtädtiſchen Kirchenregiments geftaltete ih dann im gewöhnlichen Laufe 
der Dinge, nachdem die Reformation befeftigt war, folgendermaßen: das oberſte Kirchenregi— 
ment hatte überall der Rath, und zwar übte er daſſelbe auch unmittelbar-felbft aus; eine be— 
fondere Eonfiftorialbehörde neben ihm findet ji nicht. Der Rath hat namentlich die legte Ent: 
ſcheidung hinfichtlic der Amterbeſetzung, der Lehre, der Kirchenzucht u. |. w. In Braunfchweig 
waren dieſe Befugnifle zunächft bei vem Rathe der einzelnen Weichbilder, über ihnen ftand aber, 
wie in andern Angelegenheiten, der jogenannte Küchenrath, ein Ausfhuß dev Räthe der fünf 
MWeichbilder, beftehend vorzugsmeife aus den fünf Bürgermeiftern, danach benannt, weil er fid 
gewöhnlich auf der Rathéküche in der Neuftadt (zumeilen aud auf dev Münzfchmiede in ber 
Altſtadt verfammelte ; diefe Behörde ericheint fortwährend in der Stellung eines höchſten fird: 
lihen Organs für die ganze Stadt. Neben ven Rathe fommen dann in den meiften Stäbten für 
wichtige Dinge au die Gilvemeifter und Hauptleute in Betracht, die wie fie überhaupt einen 
Antheil an der ſtädtiſchen Geſetzgebung haben, namentlich auch in folden Fällen, wo es id um 
firchliche Rechtöfagungen handelt, wirffam concurrirten. Es findet ih dann daneben eine gewiſſe 
Selbſtändigkeit der firhlihen Gemeinden, wenigftens die Anfänge einer Organifation derſelben. 
Man hat oft genug auf den von Brenz verfaßten Entwurf einer Kirchenordnung der ſchwäbi— 
ſchen Reichsſtadt Hall 1526 hingewieſen, wo im Intereffe ver Kirchenzucht verorbnet wird, daß 
von der Obrigfeit würdige Gemeindeglieder beftimmt werden follten, „die Beftimmten von ver 
Obrigfeit, die mit dem Pfarrer die Zucht üben und Anträge an die Obrigkeit bringen jollten“ ; 
auch in Leisnig hatte man 1523 unter Billigung Luther's eine Gemeindeorganifation im An: 
ſchluß an die Verwaltung ded Kirchenvermögen® verfucht. Zu jehr erfolgreicher Wirkſamkeit ift 
eine ſolche Einrihtung in Braunſchweig gelangt, wo nad der Kirchenordnung von 1528 in 
jeder Gemeinde vier Vorfteher oder Schagkaftenherren von Nath und ven Verorbneten ber Ge: 
meinde zu wählen waren, unter denen je eine Rathsperſon fein foll; dieſe Kaftenherren er= 
ſcheinen hier aber nicht blos als die Organe der einzelnen Gemeinden, in welder Eigenſchaft 
fie außer der Vermögendverwaltung namentlich das Recht haben, mit Zuftimmung bed Raths 
Prediger anzunehmen , fondern die Kaftenherren wurden aud) in den wichtigern Angelegenbei- 
ten der einzelnen Meichbilder und der ganzen Stadt von den Räthen der Weichbilder und von 
Küchenräthen zur Mitwirfung zugezogen; um nur eins hervorzuheben, fo wählte z. B. ver 
Küchenrath mit den Kaftenherren aus allen Weichbildern den Superintendenten und beffen 
Eoadjutor. Überhaupt follten die Kaftenherren, fo hieß e8 ſchon in der Kirchenorbnung, 
der Kirchen Väter jein; und fo bildeten fie fammt den Predigern das fogenannte General: 
colloguium, eine Art Synode, die aber zu ihren Befchlüffen in wichtigen Dingen ber Zu— 
fimmung des Raths bedurfte; fo verhaßt nun auch dieſe Einrihtung in den Zeiten der 
überbandnehmenden Orthodorie wurde, fo hielt fie fich doch bis ind 17. Jahrhundert Hinein; es 
war lange Zeit Hindurd vergebene, wenn die Prediger klagten, daß ed oliosi conventus 
feien, und daß die Politici hiermit das Minifterium untertreten wollten, auch Sachen vorgelegt 
würden, dadurch einem oder dem andern das Blut warm gemacht würde; der Rath hielt con: 
jequent darauf, daß das generale colloquium gehalten würde. Alfo auch in den Städten hatten 
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die Geiftlihen nicht dad Regiment; nur befam bei dem Fehlen des Conſiſtoriums die Ge: 
fammtbeit der Geiftlihen unter dem Superintendenten, dad geiftlihe Minifterium, die Befug: 
niffe, über gewiſſe Sachen gehört zu werben, Gutachten zu ertheilen; eigentlich bindende und in 
das Kirchenregiment eingreifende Befugniffe fonnte das Eolloquium namentlih in Braun 
ſchweig nit fallen, und es blieb ihnen alfo nichts übrig, um ihren Eigenwillen durchzuſetzen, 
als Aufflände anzuzetteln und mit ven fchlechteften Demagogenfünften zur größern Ehre Gottes 
auf die Leidenſchaften der Mafje zu fpeculiren, wie das — die Geſchichte der deutſchen Städte 
während des 16. und 17. Jahrhunderts bietet reichliche Belege dar — in der That gefchehen ift. 

5) Das landedherrlihe Kirhenregiment außerhalb Deutſchlands. Das landesherrliche 
Kirchenregiment ift nicht blo8 zur Geltung gekommen in Deutfhland, wo daſſelbe unterſchieds— 
los in lutheriſchen und reformirten Landedfirhen mit Ausnahme ganz weniger reformirter 
Kirchenkreiſe, von denen unten die Rede fein wird, Annahme gefunden bat, fondern man fann 
geradezu jagen, baffelbe jei überall da zur Ausbildung gefommen, wo die beftehenden Staats: 
gewalten der neuen Lehre fhügend und fördernd entgegenfamen, ſowol in lutherifchen wie 
in reformirten Ländern. So befteht vaffelbe in England und in ven ffandinavifhen Reichen; 
in alfen biefen Ländern liegt die höchſte Kirchenregierung bei der oberften Staatsgewalt, doch 
ift der Organismus der katholiſchen Hierarchie in feinen weſentlichen Beftandtheilen beibehalten 
worden, um die gewöhnliche Verwaltung zur Ausführung zu bringen; freilich hat fi in Eng— 
land ſchon unter Elifabeth eine Oppofition dagegen gebildet, die Partei der fogenannten Non= 
sonformiften, deren Tendenzen urfprünglidh auf die Durhführung der Presbyterial = Synodal- 
verfaflung gerichtet waren, aus der dann aber die Partei der Indepenventen hervorging, die gar 
fein gemeinfames Kirchenregiment wollten, zu einer Umgeftaltung der Verfaffung der Staatd- 
tirhe haben aber dieſe Beftrebungen bekanntlich nicht geführt; es find dann neuerdingd in 

Schweden Berfuhe gemacht worden, unter Beibehaltung des landesherrlihen Kirchenregis 
ments dem Laienelement durch Einrichtung von Synoden eine gewiffe Betheiligung an der Kir: 
hengemwalt zu gewähren, doch haben dieſelben bisher noch zu feinem Refultat geführt. Ganz 
aͤhnlich verhält es fih mit den meiften Gantonen der Schweiz, fomweit irgend der Einfluß 
Zwingli’d reiht, deſſen ganzes Beftreben dahin ging, die ganze Kirchengewalt der Obrigkeit 
zu überlaffen und feine neben dem Staate auftretende Kirchengewalt zu dulden; bie ſchweizeri— 
ſchen Zuftände gleihen daher, abgejehen von der Verſchiedenheit der Staatsform, den deutſchen 
ganz und gar, fie haben namentlich mit den Verhältniſſen in den deutichen Städten die größte 
Ähnlichkeit, da ja die republifanifche Gantonalverfaffung häufig auf einer Stadtverfaffung bes 
ruht. Envlih muß noch bemerft werden, daß in Deutfchland jelbft dem katholiſchen Landes: 
herrn die proteftantifche Kirchengewalt über feine proteftantifhen Unterthanen beigelegt wurde, 
deren Ausübung man jedoch ſchon früh durch gewiſſe Schranken zu begrenzen fuchte. 

Hl. Die Presbyterial-Synodalverfaſſung. Die Presbyterial: Synodalverfaf- 
fung bat fi urfprüngli nur in reformirten Gebieten ausgebildet, und zwar läßt fich dieſe Er— 
jheinung zum Theil auf einen dogmatiſchen Grund zurüdführen. Nicht daß die Idee des all- 
gemeinen Prieftertfums in der reformirten Kirche zu einem ftärfern Ausdruck gelangt wäre als 
in der Intherifhen; dagegen unterfcheidet ji die reformirte Auffaflung von der lutheriſchen 
durch eine ftärfere Hervorhebung des fogenannten formalen Princips der Reformation, durch 
jene im reformirten Kirchenwefen fo ſtark ausgeprägte Biblicität, infolge deren nicht bloß in 
liturgiſcher Hinfiht, in Bezug auf die Form des Abenpmahls, die Verwerfung der Bilder, 
Tauffteine, Orgeln und aller Feſttage, die nicht ausdrücklich in ber Bibel erwähnt find, ein 
fo enger Anſchluß an den Wortlaut der Heiligen Schrift ftattfindet, fondern auch in rechtlicher 
Hinficht in Bezug auf die Verfaffung die Normen ald maßgebend betrachtet wurben, die in 
der Apoftelgefhichte und in den Baulinifchen Briefen fi finden und in denen allerdings die 
Grumdzüge eines preöbyterialen Organismus enthalten find. Indeſſen e8 findet ſich diefe Zu— 
rudführung der reformirten Kirchenverfaſſung auf die Bibel doch nicht in der ganzen refor: 
miärten Kirche, fondern nur und in ganz beflimmten Gebieten derfelben, und es hat aud) in 
der That neben jenem bogmatifhen Grunde noch ein anderer gewirkt, der fogar ald ber 
eigentlich treibende in diefer Entwidelung anzufehen ift, denn es findet ſich diefe Verfaſſungs— 
geftaltung in der reformirten Kirche nur da, wo auch noch diejed andere Moment vorhan: 
den war. Vielfach ift nämlich gerade der reformirten Kirche das Schickſal zu Theil geworden, 
Als Kirche unter dem Kreuze’ fich erft in ſchweren Kämpfen gegen feinpfelige Staatögewalten 
eime rechtliche Eriftenz erringen zu müffen; die Propaganda bed Proteftantismud unter den ro: 
manifhen Nationen des wetlihen Europa wurde faft nur von reformirten Gemeinden, bes 
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fonders von Genf aus unternommen; Genf ericheint nah Ranke's Ausdruck wie eine kriegeriſch— 
veligiöfe Mark an den Grenzen einer feindjeligen Welt zum Angriff und zur Bertheidigung. 
Andem nun die reformirte Kirche in jenen Ländern unter ſolchen Verhältniffen ſich ausbildete, 
jo blieb ihr gar nichts anderes übrig, als fih in einem preöbyterialsfunodalen Organidmus zu 
geftalten, wie ja aud die ältefte Kirchenverfaflung unter dem Drude einer feindjeligen Obrig- 
feit in folder Form fih ausgebildet hatte. Indem nun weiterhin die Kirche gegenüber ſolchen 
Staatögewalten ihre Selbftändigfeit behaupten mußte, jo Fam man jehr natürlich dahin, zu 
erklären, daß dieſe Kirchenverfaflung auf dogmatiſcher Nothwendigkeit berube, göttlichen 
Rechts fei, wie ſolche Erklärungen in einigen reformirten Symbolen allervings ſich finden. 
Im legten Grunde führte man aber diefe Verfaflung nicht ein, weil man jie in der Bibel fand, 
fondern weil man fie für zweckmäßig und äußerlid nothiwendig hielt, und überhaupt wurde 
mit der Behauptung der innern Nothwendigkeit diefer Verfaſſung fein rechter Ernft gemacht; 
man hätte dad auch nicht thun können, ohne gegen die oberften Grundjäge des Proteftantismus 
zu verflogen, der jede Verfaſſung für möglich Hält, nur nit eine jolche, welche ih für nothwen— 
dig ausgibt. Eine Predbyterial-Synodalverfaflung möchte noch fo freifinnig fein, jobald ernft- 
lich behauptet wird, daß diefelbe infolge eines höhern Gebots gehalten werben müſſe, liegt darin 
eine größere Beihränfung der proteftantifchen Freiheit ald in einer noch fo engherzig eingerich⸗ 
teten Gonfiftorialverfaflung. 

Die geihichtlihe Entwidelung der Presbyterial: Synodalverfaffung war nun in großen 
Zügen folgende: 

1) Der Begründer derfelben war Johann Calvin, der, was fehr bezeichnend ift, den 
eriten Plan zur Ausführung derfelben zu einer Zeit faßte, als er wegen der Gonflicte, im die er 
bereits bei feiner frühern genfer Wirkfamfeit bei Gelegenheit ver Ausübung einer ftrengen 
Kirchenzucht mit der dortigen Staatögewalt gerathen war, zu Stradburg in der Verbannung 
lebte. Sofort nad) feiner Zurüdberufung kam ed zur wefentlihen Verwirklichung feiner Grund⸗ 
fäge in der vom Großen und Kleinen Rath und von der ordentlihen Generalverfammlung alleı 
Bürger am 20. Nov. 1541 angenommenen Kirchenordnung, den ordonnances ecclesiastiques 
de l’eglise de Geneve. Es gibt danach vier Stände oder Arten von Amtern, welde von Gor 
zur Regierung der Kirche eingejegt find, nämlih: Hirten, Lehrer, Altefte und Diafonen. Das 
Amt der Hirten befteht darin, dad Wort Gottes zu predigen, die Saframente zu fpenden und in 
Verbindung mit den Alteften die Zucht zu treiben; fie werben von den Geiftlihen gewählt, von 
Magiſtrat mit Zuftimmung der Gemeinde beftätigt. Der Stand der Lehrer befteht theils aus fol: 
hen, die jih auf dad theologiiche Lehramt vorbereitet haben, theild aus den Lehrern der Volks: 
ſchulen. Den dritten Stand bildeten die Alteften oder Veroroneten (anciens, commis ou depu- 
tez par la seigneurie, ou consistoire) ; fie werden vom Kleinen Rath unter Zuziehung der Pre: 
diger dem Rathe ver Zweihundert vorgefihlagen, und zwar müffen ed zwei Mitglieder des Klei— 
nen Raths fein, vier vom Rath der Sechzig und acht vom Rath der Zweihundert; der Math der 
Sechzig hat die Vorgeihlagenen zu beftätigen over zu verwerfen; ed müflen in jedem Stat: 
viertel einige wohnen, damit fie alles beffer überwachen können, denn die Hauptpflicht die ſer Alte- 
fien ift es, auf ven Wandel eines jeden genau Acht zu Haben, und diejenigen, die ſich etwas zu 
Schulden kommen laffen, dem consistoire anzuzeigen; nad einjähriger Amtsführung werden 
die Alteften vom Kleinen Rath entweder entlaffen und durch andere erjegt, oder wenn fie fit be: 
währt haben, für immer beftätigt; es ift aljo die Lebenslänglichkeit vad Normale. Das Gonfi: 
forium, wozu aud) die Prediger gehören, hält wöhentlihe Sigungen unter dem Vorfige eines 
der vier Synbifen, und hier wird die Zucht bis zur Verhängung der Abjolution ohne weitere 
Einwirkung der Regierung geübt, die vielmehr ihre äußere Mitwirkung zu gewähren hat. Da 
vierte Stand jind dann endlich die Diafonen, deren e3 nah dem Brauch der alten Kirche zwei 
Klafien gibt, Verwalter des Urmenguts und Armen und Krankenpfleger; fie werden von den 
Alteften vom Rath gewählt. In diefer genfer Kirhenverfaffung find do nun aber nur bie 
Keime zu der entwidelten Preöbyterial-Synodalverfaflung gegeben, wie jie denn auch mit den 
Grundſätzen Ealvin’s keineswegs auf allen Punkten harmonirt, diefer vielmehr urtheilt, fie fei 
jo gut ausgefallen, ald ed die Schwäche der Zeit eben zugelaffen Habe. Vor allem Liegt Gier 
blos eine Presbyterialverfaflung vor, dagegen von ſynodalen Elementen findet ji feine Spur; 
das fommt daber: hier in Genf waren mol auch Känıpfe zwiſchen Staat und Kirche geführt wor: 
den, aber die Staatögewalt fand doch der Kirche nicht dogmatiſch feindlih gegenüber, und fo 
behielt dev Staat fein Kirchenregiment, ja ed wurden fogar die zwölf Alteften vom Großen und 
Kleinen Rath, und zwar blos aus den Mitgliedern des Keinen Raths, ver Sechzig und Zwei hun⸗ 
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dert gewählt. Die Gemeinde erſcheint zwar als Gefammtperfon bei den Predigerwahlen, wo fle 
die Zuftimmung hat, aber bei ver Wahl ver Alteſten und der Übung der Kirchenzucht kommt fte 
nit in Betracht. Es wurde dann zwar einige Jahre fpäter, 1527, nach voraufgegangenen 
Streitigkeiten ſtaatsſeitig anerkannt, daß die bung der Zucht dem Gonfiftorium endgültig zu: 
Reben folle, es wurde ferner 1560 vom Rath der Zweihundert beſchloſſen, daß fünftig nad) ge- 
isehener Wahl die Namen ver Äfteften der Gemeinde Öffentlich bekannt zu machen feien, 
tbeild damit fie das zu ihrer Amtsführung erforderliche Anſehen erlangen möchten, theil® damit 
die Ormeindeglieder gegen die Gemählten bei den Syndiken Einſprache erheben könnten, auch 
daß das Präſidialrecht der Syndiken im Gonftftorium aufgehoben werde und von dem Kleinen 
Rath niht mehr ala zwei Mitglieder zu Älteften gewählt werben follten ; indeſſen das alles hatte 
nur den Erfolg, daß das Kirchenregiment in Laufe ber Zeit immermehr im die Hände ver 
Geiſtlichleit (venerable compagnie) gerieth und die Alteflenordnung ganz abhanden fan, 
ſedaß erft in aflerneuefter Zeit (1850) in der Heimat ber Presbyterialordnung diefelbe von 
neuen bat eingeführt werden müflen. 

2) E83 war ganz nad dem genfer Vorbild, daß fih die erften reformirten Gemeinden in 
Frankreich, dem Vaterlande Galvin’s, conftituirten; je mehr aber die Gemeindeordnung unter 
zeitweifer Connivenz der Staatsgewalt um ſich griff, deſto mehr wurde eine weitere Organifa- 
tion der Gemeinden nothwendig, und es ift das Verbienft ver reformirten Kirche Frankreichs, 
die Ausbildung Des Synodalverbandes herbeigeführt und dadurch dieſe Verfaflungsform erft 
zur Vollendung gebracht zu haben. Es war in Jahre 1559, als ſich angeſichts der dringendſten 
Gefahren Abgeordnete der conftituirten evangeliſchen Gemeinden Frankreichs in Baris einfan- 
den, mit der Abficht, jich über Lehre und Kirhenordnung auf Grund des göttlichen Wortes zu 
einigen. Auf dieſer erften Nationalſynode (Vorſynode) kam ſowol das Glaubensbekenntniß 
als vie gemeinſchaftliche Kirchenverfaffung für alle Gemeinden der reformirten Kirche Frank 
rei zu Stande. In dem Glaubensbekenntniß (confession de foy, confessio Gallicana) 
iſt das Bekenntnig der Schriftlehre nach Calvin's Auffaffung enthalten und als Kennzeichen 
der wahren Kirche nicht blos reine Lehre und rechte Sakramentsverwaltung, fondern auch 
das von Chriſtus geftiftete Regiment hingeſtellt, als deſſen Elemente Paftoren, Altefte, Diako— 
nen bezeichnet werden. In der Kirhenorbnung (discipline ecelösiastique) ift nun hinſichtlich 
der Örmeinden nur dasjenige, was bereits herfömmliche Ordnung war, zum Gefeg erhoben; 
das Gonfiftorium der Einzelgemeinde beftcht demnach aus den Geiftlichen, die durch das Conſi— 
forium, und einer gewiflen Anzahl von Aelteften, die durch Selbftergängung ernannt werben; 
dieſes Conſiſtorium hat nicht blos die Kirchenzucht, ſondern alle pofttiven Gemeinderechte auszu— 
üben; der Gemeinde ſelbſt fteht nur das negative Recht der Einſprache zu. Zwar hat ein refor— 
mirter Gelehrter in Paris, Jean Morelli, in einer eigenen Schrift diefes ariftofratifche Princiv 
dur das demofratifche zu verdrängen gefucht, indem er verlangte, daß die firhlichen Wahlen von 
der ganzen Gemeindeverfammlung vorgenommen werben follten mittels Abftimmung aller ein- 
jelnen; es zeigte ſich auch bereits von feiten mehrerer Gemeinden ein thatſächliches Zuwider— 
handeln gegen die Kirchenordnung, indem man bei Älteftenwahlen einen um ven andern abftint- 
men hieß; indeſſen dagegen erhoben fich nicht blos die angefebenften franzöftfchen Geiſtlichen 
iener Zeit in eigenen Schriften, fondern auch die Kirchengewalt nahm fh der Angelegen- 
beit {ehr energiich an, indem Morelli's Schriften als ketzeriſch verurtheilt wurden, weil fte 
bie Nhrlftmäßige Verfaffung der franzöfifhen veformirten Kirche umftießen; und in der That 
wurde auf dieſe Weife das ariftofratif—e Princip der Kirhenorbnung in fämmtlichen Ge- 
meinden zur dauernden Anerkennung gebracht. Was dann die Ginrihtung des Kirchenregi— 
ments über den Gemeinden betrifft, fo konnte ein ſolches gar nicht ander hergeftellt werben, ale 
wenn die Gemeinden oder Gonfiftorien zufammentraten. Da nun die Alteften unentbehrliche 
Organe des örtlichen Kirchenregiments neben ven Pfarrern waren, fo mußten auch Ältefte zur 
Sonate gezogen werben, und es entftanden auf dieſe Weife zum erften mal aus Geiftlichen und 

ven gemifchte Sunoden. Und zmar gefhah, was doch ja hervorzuheben ift, die Ausbil- 
dung biefrr Synodalverfaſſung nit nad) der beliebten Schablone „organifhen Wachsthums“ 
®on unten nach oben, nıan fchritt nicht etwa von ber Einzelgemeinde zu einem ſynodalen Ver: 
bande mehrerer Nahbargemeinden, von da aus zu Provinzialfonoden und endlih zu Landes— 
Inden, fondern bie Generalfonode war das erfte fonodale Factum; durch Diefe conftitwirende 
Sehe wurden dann als ſtehende Einrihtung mit Ginem Schlage General: und Provinzial: 
vnoden eingeführt und endlich wırrde dann fpäter zwiſchen Eonfiftorium und Provinzialfunode 
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noch ein Mittelgliev, das Eolloquium, eingeſchoben; die Entwickelung war aljo von der erften Ge= 
neralſynode an jtetig von oben nad) unten gegangen. Berner galt anfangs durchaus nicht blos 
das bis auf die neuefte Zeit mit fo großer Vorliebe angewendete Syſtem, wonach die höhern 
Stufen des fonopalen Organismus nur durch Delegationen von jeiten der niedern gebildet wer— 
ven follten;; es war vielmehr urfprünglich die Generalfynode eine directe Vertretung ſämmt— 
licher Eingelgemeinden oder Gonfiftorien gewejen, und zwar hatte anfangs das weltliche Ele— 
ment das geiſtliche überwogen, nur bei Lehrfragen follten, wenn man ſich nicht einigen Fönnte, 
die weltlichen Mitglieder erfucht werben, ihre Stimmen auf eine der ber Geiftlihen gleihfom- 
mende Anzahl zu reduciren; fpäter wurde aber beſchloſſen, weil eine zu große Zahl von 
Geiftlihen und Älteften auf der Nationalfynode hinderlich fei, fünftig von jeder Provinzial- 
fonode einen oder zwei Geiftlihe und ebenſo viel Altefte ald Abgeordnete zur Nationaljynode 
wählen zu laffen. Durd die Synodaleinrihtung war nun aber feine ftetige, jondern nur eine 
periodifche Kirchenleitung gewonnen, denn in der Zwifchenzeit zwifchen den Synoden gab ed 
ein ſolches Organ nicht; man vermwarf jelbft dad Amt dev Vifitatoren, aus Kurt, daß ſich dar- 
aus ein ftehendes Superintendentenamt entwideln könnte. 

Über die proteftantifche Kirche Frankreichs und deren Verfaffung brad dann, nad) wechſeln— 
den Schidfalen, unter Ludwig XIV. eine völlige Zerftörung herein; zwar gelang ed im Laufe 
des 18. Jahrhunderts den unglaublihften Anftrengungen der treu gebliebenen Anhänger des 
Proteftantidmud, den zerftörten Organismus in feinen Grundzügen wiederherzuftellen, die 
Kirhenverfaflung zum zweiten mal im Kampfe mit einer feindfeligen Staatsgewalt aufzu— 
bauen; indeffen num erfolgte in Veranlafjung der Revolution durch das Gefeg vom 18. Ger: 
minalX (8. April 1802) durd die Staatsgewalt eine Organifation auf wefentlid veränderten 
Grundlagen. Das Gefeg unterſcheidet die reformirte und lutherifche Kirche ; was die veformirte 
Kirche betrifft, jo follen zunädhft die Gemeinden Gonfiftorien haben, in der Weife, daß je 6000 
Seelen dieſes Befenntnifles eine Eonfiftorialfirche bilden ; pas Conſiſtorium foll außer dem Pfar— 
ver aus ſechs bis zwölf Älteften beftehen, welche auf die Amtsdauer von zwei Jahren zu wählen 
find, mobei jomol dad active wie das pafjive Wahlrecht von einem Cenſus abhängig gemadt 
wird; dad Conſiſtorium hat bei diejer Einrihtung im Grunde aufgehört Gemeindebehörde zu 
fein, und wird vielmehr Kirchenbehörde eines Diftrictd von 6000 Einwohnern ; man fuchte fih 
nachher dur Errichtung fogenannter Sectiondeonfiftorien zu helfen, inden man einer Gemeinde 
von 2000 Einwohnern ein kleines Conſiſtorium gab und größere Gemeinden nah Kirchſpielen 
in Sectionen theilte, deven Gonjiftorien zulammen ein Generalconfiftorium bildeten. Kerner 
follten dann je fünf Gonfiftorialfirhen einen Synodalbezirk bilden, die Synode, weſentlich das 
ältere Colloquium, befteht aus den Geifllihen und einem Alteften jever Gemeinde; fie ftehen in 
ihren Berathungen und Beſchlußfaſſungen unter einer fehr weitgehenden Gontrole der Regie— 
rung ; ihre Competenz ift ziemlich beſchränkt; dieſe Synoden haben aber bisher nur auf dem 
Papier geftanden ; es ift wenigftend nur ein einziges Beifpiel des Zufammentrittö einer ſolchen 
in Jahre 1856 befannt geworven; an einem mweitern Gentralorgan über diefen Sunoten feblt 
ed ganz, man muß daher behaupten, daß rechtlich wie thatſächlich der Charafter ver gegenmwär- 
tigen reformirten Kirchenverfaſſung der Congregationalismus ift. In ganz ähnlicher Weife ha— 
ben die Gemeinden Augsburgiſcher Confeſſion ihre Lofalconfiftorien, von denen fünf zu dem 
Arrondiffenıent einer Infpection I vereinigen; zu den Verſammlungen derſelben fendet jede 
Gemeinde die Geiftlihen und einen Alteften, die wiederum aus ihrer Mitte einen fländigen In- 
ſpeetor aus den geiftlihen Mitgliedern wählen. Endlich beftehen ald höchſte Vermaltungsftellen 
zwei Oeneralconfiftorien, deren Ganzes aus einem weltlichen Bräfidenten, zwei geiflliden In— 
fpertoren und einem Deputirten jeder Injpertion gebildet ift. 

Es find num zwar nad) der Julirevolution und dann im Jahre 1848 Verſuche gemacht wor: 
den, die Ginwirfung der Staatsgewalt auf die Kirchenangelegenheiten wieder zu bejeitigen und 
binfihtli der Organifation felbft zu den ältern Grunpfägen zurüdzufehren, doch bat man fi 
bisher über einen pofitiven Plan der Neugeftaltung nod nicht einigen können. 

3) Man hatte fih in Schottland anfänglid in Betreff des Gottesdienſtes und der Ber: 
faſſung an die Kirchenordnung gehalten, weldhe die englifche Gemeinde zu Genf, wo John Knox 
eine Zeit lang Prediger geweſen war, hatte entwerfen laflen ; es beauftragte dann ber Geheime 
Rath viefelben fünf Geiftlihen, vie Shon dad Glaubensbefenntniß audgearbeitet hatten, unter 
denen namentlih auch Knor war, mit dem Entwurf einer Kirchenordnung. „Sie nahmen hier— 
bei‘, wie einer von ihnen fi ausbrückt, „Feine Kirche in der Melt, felbft nicht die in Genf, zum 
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Mufter“, jondern jhöpften ihren Entwurf lediglich aus der Heiligen Schrift; die Generalſynode 
general assembly), welde 40 Mitglieder ftarf, worunter nur ſechs Geiftliche, am 20. Der. 
1560 zufammentrat, nahm denjelben im mefentlichen an ; von jeiten des Geheimen Raths erfolgte 
zwar eine förmliche Genehmigung nicht, dagegen wurde von der großen Mehrzahl der Mitglieder 
deffelben, von den Häuptern der großen Bamilien des Landes und vielen zum Parlament gebö- 
rigen @delleuten und Grundherren am 19. Jan. 1561 das Ganze unterzeichnet. So entftand 
das „erfte Buch der Disciplin‘ (first buik of discipline); es find darin hauptfähli nur die 
Grundzüge ver Gemeindeorbnung enthalten, wie dieſelbe jich bereitd ausgebildet hatte; die An- 
gelegenbeit der Ginzelgemeinden (congregation) follte danach von den Kirhenfigungen der 
Pfarrer mit ven Alteften und Diafonen (kirksession) geleitet werden; es liegen aljo in ven 
Kirhenämtern ber ministres, rulingelder, deacon ganz die Calvin'ſchen Grundfäge. Die nä- 
bern Anordnungen hinſichtlich des Synodalweſens ergingen erft durd die Generaliynoven 
der folgenden Jahre, indem zuerft 1562 die Bildung von Provinzialignoden, naher 1579 
die Bildung von fogenannten presbyteries, colloques, Klafjenverfammlungen beſchloſſen 
wurde, Erft nachdem die Königin Marie 1567 geflohen war, beftätigte dad Parlament fämmıt: 
lie jeit 1560 zu Gunſten der proteftantifchen Religion ergangenen Arte, und fo war nun erft 
die reformirte Kirche mit ihrer Preöbyterial: und Synodalverfaflung geieglih anerfannt, und 
zwar jegt als alleinige Nationalkirche; nun kam ed aud) 1578, nachdem Knor bereitö geftorben 
war, unter bem Einfluß ded Andreas Melville, der gleich Knox lange in Genf gewejen war, zu 
einer vollftanbigern Kirchenordnung, dem jogenannten second book of discipline, welches, 
namentlich jeit es 1592 durch den König beftätigt war, jeither die anerfannte Norm des ſchotti— 
ihen Kirchenrechts geweſen ift. Es gliedert ſich demgemäß bie Verfaffung in die vier Stufen: 
Kirhgemeindevorftand (kirksession), Kreisſynode (presbytery), welde ih alle Monate 
verfammelt, Provinzialjynode (synod), melde zweimal jährlich zufammentritt, und Oeneral- 
ſynode (general assembly), welche jährlid einmal zufammentritt; es beſteht vie kirksession aus 
dem oder den Geiftlichen und den Alteften, die Alteften werben auf Vorſchlag des Pfarrers von 
der kirksession felbft auf Lebenszeit gewählt; das Presbyterium befteht aus fammtlihen Pfar- 
tern des Bezirks und fo viel Laienälteften ald Pfarrer in der Gemeinde find, die Provinzialſynode 
aus fänımtlihen Mitgliedern des Presbyteriums, die Generalfynobe aus geiftlihen und welt- 
lichen Älteften, die jevod nicht von der Provinzialiynode, fondern von den Preöbyteriern gewählt 
werden. Auf dieje Berfaflung hat neben dem genfer Element namentli das franzoſiſche Vor- 
bild den größten Einfluß geübt, wie denn z. B. das Presbyterium ald Mittelftufe zwifchen kirk- 
session und Provinzialiynode erft eingeführt wurde, nachdem aud in Frankreich das Colloque 
zur Ausbildung gefommen war, während freilich der Wirkungskreis des franzöſiſchen Colloque 
vom ſchottiſchen Presbyterium wefentlich verschieden ift. Hinſichtlich des den Gemeinden felbft 
regelmäßig zugeftandenen Wahlxechts bei Bejegung der Pfarrftellen und auch hinſichtlich der 
unbedingten Gleichftellung der Alteften mit den Pfarrern geht die ſchottiſche Verfaſſung über 
Calvin's kirchliches Syſtem und über die franzöſiſche Kirchenordnung hinaus. 

Dieſe Verfaſſung ſollte dann zwar, nachdem die Stuarts in England zur Regierung gelangt 
waren, zu Gunſten ver engliſchen Epiffopalverfaflung abgeſchafft werden, und bereits war dies 
unter Jakob I. und Karl I. zum guten Theil gelungen, als dann gerade über die kirchliche Frage 
die Revolution ſich entzündete, und nun fogar der Berfud) gemacht wurde, nachdem die Invajion 
der engliſchen Kirchenverfaflung in Schottland zurüdgewiefen war, die ſchottiſche in England 
zur Geltung zu bringen, wo ja feit ven Anfängen der Reformation einzelne Regungen zu Guns 
ften derfelben zu Tage getreten waren. Wirfli wurde auf Grund der Berathungen der aus 
ſhottiſchen und englifhen Mitgliedern beftehenden Weftminfterverfammlung durch Parlaments: 
beihluß von 1646 die Presbyterial-Synodalverfaffung in England eingeführt, wobei jedoch die 
legte Entſcheidung in kirchlichen Dingen der Staatsgewalt verbleiben jollte. Abgefehen von den 
Iudependenten und andern Seften, wurde diefe Verfaſſung bis zur Reftauration 1660 als die 
techtsgültige für England betrachtet, während thatſächlich eine große Verwirrung beftand. Mit 
der Reflauration wurde jie dann zwar in England wieder aufgehoben, dagegen für Schottland 
bat die auf der Weftminfterfynode zu Stande gekommene Verfafjung eine bleibende Bedeutung 
gebabt; und wenn bald nachher noch einmal fhwere Zeiten über die jchottifche Kirche herein— 
Staden, jo hat doch Wilhelm III. 1690 den Rechtszuſtand von neuem gefeftigt; und ald unter 
Königin Anna 1707 die Union Schottlands mit England zu Stante fam, jo wurde doch durch 
fine befondere Sicherheitsacte die beftändige Aufrechthaltung der jchottifchen ——— 
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gewährleiftet, vem britifchen Parlament jede gefeggeberiiche Befugniß in ſchottiſchen Kirchenan- 
gelegenheiten abgeſprochen. 

4) In ven Niederlanden hatte jhon früh die Calvin'ſche Richtung namentlich in den ſüdlich 
an Frankreich grenzenden Provinzen Eingang gefunden, und auch die Verfaſſung war, zumal da 
die Kirche einer ganz feindfeligen Staatdgewalt gegenüberftand, in dieſem Sinne ausgebilvet wor: 
den. Als nun aber die proteftantifchen Stände der Provinzen mit dem Statthalter id der Staatd: 
gewalt bemädhtigten, da wurde auch fofort von den Obrigkeiten das Necht der Kirhenregierung 
in Anfprud genommen, wobei man ſich auch auf die in den noͤrdlichen veutfhen Provinzen 
großentheils herrfchende Zwingli'ſche Auffaffung fügen konnte. Darüber entbrannte ein heftiger 
Kampf, der zuerft zwifchen ven Staats: und Kirchengewalten des ganzen Landes, und ald er bier 
nicht zum Austrag gebracht werden konnte, auf dent Boden der einzelnen Provinzen geführt 
wurde. Es hatte nämlid) bereits 1575 Wilhelm von Dranien nebft ven Staaten von Hollanı 
und Seeland und deren Bundesgenofjen eine Kirchenordnung in 40 Artikeln aufgeftellt, worin 
zwar die vier Amter als fhriftmäßig anerfannt waren, aber doch die Kirchengewalt der Obrig— 
feit unter dem Beirath ver Geiftlichkeit überwielen wurde; e8 follte nämlich die Anftellung der 
Geiftlihen unter Beirath dev Prediger durch die Negiftratoren erfolgen ; auch die Alteften foll- 
ten durch die Ortsobrigfeit ernannt werben, die weltliche Gewalt die legte Entſcheidung über die 
Kirchenzucht haben. EigentliheSynoden gab es nicht ; e8 follten blos Konferenzen der Geiſtlichen 
zur Ausübung der Kirchenzucht flattfinden; in der Begründung war geltend gemacht, daß von 
jeher gottesfürchtige Obrigfeiten das Recht, kirchliche Verorbnungen zu erlafien, gehabt hätten, daß 
es überhaupt höchſt bevenflich fei, wenn in einem und demſelben Gemeinmefen zweierlei Obrigfeit 
beftänve. Diefe octroyirte Kirhenorbnung blieb aber auf dem Bapier. Statt defjen verfuchte eine 
nieberländifche Nationalfunode, die Calvin'ſche Presbyterial-Synodalordnung zur Geltung zu 
bringen; allein fo wenig die Kirche die 40 Artikel des Prinzen von Oranien angenommen hatte, 
fo wenig ließ jegt der Staat die Befchlüffe dev ohne Erlaubniß der Generalſynode gehaltenen 
Synode gelten. Der Streit ging auf diefe Weife noch eine Zeit lang refultatlos fort; « 
wurbe im Laufe veffelben zu Leyden das berühmte Wort gefprodhen: „lieber die ſpaniſche In: 
quifition als die genfer Kirchenzucht“; er nahm dann zu Anfang des 17. Jahrhunderts dadurs 
eine neue Stärfe an, daß ſich mit der kirchenpolitiſchen Differenz eine dogmatiſche verband, wir 
beides in den Varteigegenfägen ded Arminius und Gomarus, von denen der eine zwingliſch 
der andere calvinifh gefinnt war, zu Tage trat. Damals gingen diefe kirchlichen Parteigegen: 
ſätze zugleich in politifche auf, indem die Häupter der municipalen Dligardhie, die Staatsmän— 
ner der Provinzial: und Generalftaaten, an deren Spige vornehmlich der Admiral Johan r. 
Oldenbarneveldt ftand, es in der Regel mit den Arminianern hielten, während die Demofraten 
und mit denfelben die der Dligardie abholden Statthalter, die Prinzen Morig von Oranien 
und Wilhelm Ludwig von Naffau, die Galviniften begünftigten; man nannte daher die Armi- 
nianer aud) Staatögefinnte, im Gegenfaß gegen die Freigefinnten ; auch hießen jene wol die poli: 
tifhen Geufen, diefe die genfiſchen Geuſen. Endlich trugen auf der berüchtigten Synode in 
Dordrecht 1619, die übrigend auch von der reformirten Kirche des Auslandes befchickt wurde. 
die Gomariften einen Sieg davon; der Führer der arminianifhen Partei, Olvdenbarneveltt, 
wurde enthauptet, und ein anderer ſehr energifcher Bertheidiger des ftaatlihen Standpunkts 
Hugo Grotius, der deshalb auch unter den Vertheidigern des Territorialfuftemd aufgeführt 
wird, wurde ins Gefängniß geworfen ; er hatte jih befonders in einer vor dem Magiftrat von 
Amſterdam 1616 gehaltenen Rede ausführlich in diefem Sinne ausgefproden; feine Schrift 
„De imperio summarum potestatum circa säcra‘ ift erft nach feinem Tode herausgegeben. 
Indeß, eine allgemeine einheitliche Kirchenorbnung für das ganze Land fam dennoch nicht zu 
Stande, indem die Generalftaaten der zu Dordrecht befchloffenen Kirchenordnung die Genebmi: 
gung verfagten, nur in den Provinzen Utrecht und Geldern murde fie unter gewiflen Modifica- 
tionen angenommen. Jede Provinz erließ ihre Kirchenordnung nad Belieben ; ed gab von 1619 
bis 1795 im Grunde fieben kirchliche Nepubliken in den Niederlanden, zwijchen denen gar 
fein gemeinfames äußeres Band beftand. Die Synovalverfaffung herrſchte übrigens mit Aus: 
nahme Seelands in allen Provinzen, auch die een in allen mit Ausnahme 
einiger Gemeinden, welche nur Diakonen, aber keine Alteften hatten. Die Alteften führten, von 
der Gemeinde gewählt, ihr Amt meift zwei Jahre; über dem Kirchenrath; der Einzelgemeinde 
fteht die Klaffenverfammlung, gebildet aus einem Prediger und Alteften jeder Gemeinde ; fie 
wählten für die geiftlihe Provinzialfynode je zwei Prediger, aber nur einen Alteften ; die jähr- 
lie Vifitation jeder Gemeinde durch zwei bis drei von der Klaſſe damit beauftragte Brediger 
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war eine Abweihung von der jonftigen reformirten Sitte und eine Annäherung an das luthe— 
rilhe Superintendentenamt; die Provinzialiynode ernannte zur Geſchäftsbeſorgung gewwiffe 
Deputirte“ mit befhränfter Vollmacht. Der Einfluß des Staatd war in den verſchiedenen 
Provinzen verfhieden. Infolge der Staatdummälzung 1795 ging dann diefe Kirhenverfaffung 
in Zrümmer; ed folgte eine Zeit allgemeiner Gonfufion, und erft nad der Erridtung des 
Königreichs der Niederlande fand dur die Kirchenordnung von 1816 ein Wiederaufbau ftatt. 
Dana wurden theild für die Provinzen gleihmäßige Einrichtungen getroffen, im wejentlichen 
nad) den frühern Grundſätzen, theild aber erhielt nun die Kandesfirche in der Landesſynode die 
lange yermißte Einheit; ein weitgehender Einfluß der Staatdgewalt war aufrecht erhalten wor— 
den. Nach mehrjährigen Berhandlungen fam dann aber unter Aufhebung des Grundgejeges 
von 1816 im Jahre 1852 eine neue Kirchenverfajlung zu Stande, welche ſich von der frühern 
namentlid) durch eine größere Berüdjichtigung des weltlichen Elements unterſcheidet. 
5) Auch im Öftlihen Europa hatte die Presbyterial: Synodalverfaffung mit der Ausbrei— 
tung des Proteflantismus Gingang gefunden. Bereits vor der Reformation finden fidy die 
Keime derfelben in der böhmischen Bruderumität, einer Partei der Hufjiten, die ſich Mitte des 
15. Jahrhunderts von den Galixtinern getrennt hatte. Als diefe dann ein Jahrhundert fpäter in- 
jolge des Schmalfaldiihen Kriegs ihre biäherige Heimat in Böhmen und Mähren verliefen und 
namentlich nach Polen einmwanderten, jo waren aud dort bereitö die Grundzüge diefer Ver: 
jaflung unter den damals jehr zahlreichen polnischen Proteſtanten ins Leben geführt; die lang: 
wierigen Berhandlungen über die Einrichtung der Verfaflung führten endlich auf ver General: 
ienode zu Krafau, 2573, zu einem Abſchluß; jede der drei polnischen Provinzen (Großpolen, 
Kleinpolen, Litauen) wurden unter einen geiftlihen Oberälteften geftellt, welcher auf Lebens: 
wu von den Alteften erwählt wurde; jede Provinz zerfiel in Diftriete; an der Spitze eines jeden 
ſtanden geiftliche und weltliche Altefte, deren Amtsdauer von Synode zu Synode reichte und die 
in der Synode gewählt wurden; der Schwerpunft dev Verwaltung lag in den Synoden gdie in 
jedem Diftrict einmal zufammentraten und auf denen, außer den Geiftlihen, alle Mitglieder 
der Gemeinde Zutritt, aber in Angelegenheiten des Glaubens und der Lehre ausſchließlich die 
Geiſtlichen Stimmrecht Hatten; jährlich einmal wurde die Provinzialfunode gehalten, auf der 
jeder Bezirk durch zwei Geiftliche vertreten war und außerdem noch vier Weltliche aus der ganzen 
Provinz Sig und Stimme hatten. Es ift ganz bezeihnend, daß ungeachtet diefer ausgebilve- 
ten Synodalordnung von Preöbyterialeinrihtungen nur wenig Spuren jid finden, denn Die 
Polen liebten dad Zwanglofe zu jehr, um ich mit dem Ernft ver Galvin’fhen Gemeindeordnung 
zu befreunden ; um jo mehr jagte ihrer ariftofratifch = vepublifanifhen Neigung das Synobal- 
inftitut zu, ver Adel fand dabei in denn Vordergrunde. Auch blieben die drei Provinzen auf echt 
volnifche Weife voneinander unabhängig, wenigſtens kamen Generaliynoden nur ſehr jelten zu 
Stande. Überhaupt gerieth in Polen mit dem Fortſchritt der Gegenveformation die ganze Ver: 
faffung in Verfall. Endlich in Ungarn war die Presbyterial = Synodalverfaffung fowol in dem 
lutheriſchen wie reformirten Gebiete gleichfalls eine natürliche Frucht des feindfeligen Verhält- 
nifjed zu der Staatögewalt, die ih) nad) langen Kämpfen dazu bequemen mußte, den ungari— 
ſchen Proteftanten in förmlichen Friedensſchlüſſen eine Anerkennung ihrer Eriftenz zu gewähren; 
über den Ginzelgemeinven bildeten ſich Diftrietualconvente, und damit war für die Helvetiſche 
Confejfion die Organifation abgeichloffen, während für die Augsburgifche noch eine Oberleitung 
in dem Generalinfpectorat zu Beth beitand; wol nirgends war die Theilnahme des Laienele: 
mentö an der Kirchengewalt jo durchgeführt wie gerade hier in beiven Confeſſionen, man wird 
jedoch darin weniger einen Ausdruck des gerade hier beſonders lebendig gewejenen Gedankens 
des allgemeinen Prieſterthums jehen dürfen, als vielmehr eine natürliche Folge der thatſäch— 
lien Zuftände, indem die Magnaten, die gerade vorzugsweiſe bei der Kirchenregierung bethei— 
\gt waren, in ähnlicher Weife wie die Landesherren in Deutſchland ſich bleibende Berdienſte 
um die Eriftenz der proteſtantiſchen Kirche Ungarns erworben hatten, Dieje ganze Kirchen— 
verfaflung wurde dann durch eine Haynau'ſche Verordnung vom 10. Febr. 1850 aufgehoben 
und ein militärisch: hievarhiiher Organismus an die Stelle gejegt. Zwar fand ſchon im Jahre 
1854 in einigen Bunften eine Rückkehr zu den frühern Verfaflungsverhältnifien ftatt und es 
wurde-denn behufs einer definitiven Negulivung diefer Angelegenheit durch Minifterialerlag 
som 21. Aug. 1856 der Entwurf einer neuen Kirchenordnung den Superintendenzen zur Be: 
ahtung mitgetheilt. Gegen dieſen Entwurf aber, der in Deutfchland von jeiten der kirch— 
lien Xiberalen (Hafe, Schenkel) mit höchſter Befriedigung aufgenommen wurde, haben ſich in 
Ungarn die amtliden Gutachten auf das fhärffte ausgefproden. Und zwar ganz mit Recht 
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ebenfowol aus formellen wie aud materiellen Gründen; denn einerfeits ſteht dem Kaifer von 
Öfterreich gar nicht das Recht zu, eine Initiative in diefer Angelegenheit zu ergreifen, denn 
das würde weit über die Befugniffe der Kirchenhoheit hinausgehen, die Autonomie der unga— 
rifchen Kirche dadurch lädirt fein; man würde wol einzelne Freiheiten gewinnen, aber man 
würde die Freiheit felbft aufgegeben haben; andererſeits konnte aber auch der Inhalt viefes 
Entwurfs im Hinblick auf dasjenige, was man fonft befeffen hatte, keineswegs befriedigen, 
indem namentlich die Einmiſchung der öfterreihifhen Staatsregierung dadurch befeftigt wer: 
den follte, daß die Errichtung eines £. E. Oberkirchenraths, den wirklich regimentliche Attribu: 
tionen beigelegt waren, projectirt wurde; auch war das Laienelement gegen früher zurüdge: 
drängt. Trogdem fam ed zu dem Patent von 1. Sept. 1859, worin die Ordnung der unge: 
riſchen Kirchenverhältniffe auf deſſen Grundlage befohlen wurde; daſſelbe hat aber bisher, wie 
es rechtlich nichtig ift, auch nicht in thatfächliche Wirkfamfeit gefegt werden fönnen. 

6) Bon Polen her wurde durch den von dort geflüchteten Johann Lasky die Presbyterial: 
verfaffung auch nad Deutfchland verpflanzt; er hatte fih 1540 unweit Emden in Oſtfriesland 
niebergelaffen, und wurde bald von der dortigen Regierung in Kirchenfachen um Rath gefragt, 
welche um fo ſchwieriger waren, als die Luther'ſche und die Zwingli'ſche Reformation in Oft: 
friesland zufammenftießen ; er übernahm 1542 das Amt eined Superintendenten von Oflfries: 
land und fegte 1544, drei Jahre nad) der Gründung der Calvin'ſchen Kirchenordnung, die Ein— 
führung eines Presbyteriums in Emden durd), befonders im Intereffe der Kirchenzucht; auf 
wurden von ihm zur Erhaltung hriftlicher Eintracht Synoden der Beiftlichkeit, „geiſtliche Cö— 
tus“, wöchentliche Zufammenfünfte ver Prediger der oſtfrieſiſchen Landichaft, errichtet. Als 
dann in Oftfriesland 1549 das Interim eingeführt wurde, begab ih Lasky nad London und 
wurde 1550 Superintendent ber 1544 nad England geflüchteten evangeliſchen Niederländer, 
die bisher nur ihren Privatgotteddienft hatten halten dürfen, durch Eduard VI. aber 1550 als 
beionzere Gemeinde anerfannt waren. Die „hriftliche Gemeinde der Fremden in London“ 
theilte ih zwar in die deutiche und franzöſiſche (walloniſche) Gemeinde, ſodaß jede an einem 
bejondern Orte ihren Gottesdienſt in der Mutterſprache hielt, auch in Einzelheiten der Liturgie 
und Verfaffung ſich unterfhieden, doc wurde durch wöchentliche Verfammlungen der Geift: 
lichen und Weltlihen aud die Einigkeit aufrecht erhalten. Die franzöfifhe Gemeinde Hatte die 
frühere Kirhenorbnung angenommen, für die deutſche verfaßte Lasky nach dem Vorgange der 
legtern und der Emdener eine neue. Diefe Kirchenordnung, welde in deutſcher Bearbeitung 
1565 zu Heidelberg gedrudt wurde (‚Forma ac ratio tola ecelesiastici ministerii in peregri- 
norum potissimum vero Germanorum ecclesia instituta Londini in Anglia, Jo. a Lasco, Po- 
loniae harone“, London 1550), unterſcheidet jih von allen andern Kirchenordnungen, die 
wir bisher Fennen gelernt haben, durch eine noch fhärfere Geltendmachung der völligen Gleich— 
heit zwiſchen Geiftlihen und Laien, und namentlich durch eine kräftigere Durchführung der Ge— 
meinderechte gegenüber den Befugniſſen bes Presbyteriums; während die übrigen veformirter 
Kirhenordnungen ariftofratifhen Charakter hatten, fo hat diefe einen vemofratifchen. Linter 
den „Alteſten“ find etliche, die in Wort umd in der Lehre arbeiten, die andern Alteften , welche 
den Dienft des Worts und der Lehre nicht verfehen, ftehen den erftern mit Rath und Hülfe bei, 
das Amt der Älteften und der Diener des Worts ift „gänzlich einerlen“. Gewählt werben die 
Alteften, Prediger und Diakonen durch fhriftliche Abftimmung der Gemeindeglieder , worauf 
die Prediger, Alteften und Diafonen die gefammelten Stimmen der Gemeinde „befehen‘ um 
den nach ihrer Überzeugung Tauglichſten dur Vereinigung unter fih wählen; die Gemeint 
hat doch alfo wenigſtens eine Mitwirkung bei der Wahl aller ihrer Amtsträger, wenn fie aud 
fein unbedingtes Wahlrecht hat. Die Fremdengemeinden in London nahmen dann zwar in ven 
Verfolgungen der Fatholifhen Maria ein Ende, aber die in ihrer Kirchenordnung enthaltene 
Fortbildung des presbyterialen Mejens blieb darum nicht Fruchtlos, fie hat vielmehr gerade in 
Deutſchland eine Stätte gefunden. Die aus London vertriebenen beiden Gemeinden und Lasfs 
jelbft fanden namentlich in Frankfurt eine gaftlihe Anfnahme, 1555; in der Kirchenordnung 
der franzöſiſchen (mallonifchen) Gemeinde zu Frankfurt, von ihrem Superintendenten Polanus 
verfaßt, ift die Wahl der Alteften jo geordnet: der Kirchenrath fchlägt doppelt foviel Männer 
vor, als Ältefte zu wählen find, auf Grund dieſes Vorſchlags wählt die Gemeinde. Um dieſelbe 
Zeit waren bereitö 1545 die erften evangelifchen Niederländer vor der blutigen Verfolgung 
Karls V. nah Wefel im Herzogthum Kleve geflüchtet, die jedoch Feine eigenen Gemeinden bilden 
durften: eine zweite verftärfte Ginwanderung nicht blos aus den Niederlanden, jondern auch 
aus Franfreih und England, worunter Mitglieder der londoner Fremdengemeinde, fand nad 
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Weſel und andern rheiniſchen Städten in den Jahren 1553 und 1554 ſtatt, infolge deſſen ging 
Weſel jelbft zur veformirten Kirche über und die ausländifhen Flüchtlinge konnten fih unge: 
hindert nad ihren kirchenrechtlichen Grundfägen einrichten ; ald dann 1567 der Herzog v. Alba 
jeine Verfolgung in den Niederlanden begonnen hatte, folgte die dritte nach Tauſenden gezählte 
@inwanderung von dorther in die Städte des Rheinlandes. Die —— conſtituirten ſich 
nun zu Gemeinden, fühlten aber auch das Bedürfniß eines Zufammenhalts, ven fie ſich ſofort durch 
Sunoden gaben; bereitd 1568 waren 46 Prediger und Ältefte von etwa 20 Gemeinden aus 
Holland, Flandern, Seeland, DOftfriesland, Geldern, Frankfurt u. f. w. zu der Synode in Weſel 
zufammengetreten,, die indeß nur eine vorbereitende Gonferenz war und beren Befchlüffen (acta 
synodi Wesaliensis) im weſentlichen die londoner Kirhenoronung von Lasky zu Grunde lag, 
tbeilweife mit ven Einrichtungen der londoner Wallonengemeinde combinirt, aber auch der 
Mitwirkung einer reformirten Obrigkeit für andere Zeiten eine Stelle offen laſſend, was ja ver 
in Genf tharfählich beſtehenden Verfaflung entſprach. Die beabfichtigte förmliche Synode wurde 
dann im October 1571 zu Emden gehalten, die Hauptaufgabe verfelben war eben, eine geglie: 
derte Verbindung der Gemeinden herzuftellen; ed wurden daher im unverfennbaren Anſchluß 
an die Einrichtungen der franzöfifchen Kirchenorbnung die Stufen der Klaffenconvente, Bro: 
vinzialiynoden und eine Generalfynode angeorbnet; die Klaffenconvente (Duartierzufannten= 
fünfte) jollten viertel: oder halbjährlich ſtattfinden; die Provinzialſynoden follten jährlich ge- 
halten werden und dur die Duartierverfammlung durch zwei Geiftliche und zwei Altefte be: 
ſchickt werden; folder Provinzen gab ed drei, nämlich Deutfhland und Oſtfriesland, Nieder: 
land, England ; die deutfche Provinz hatte ald Quartier das Pfälziſche (etwa ſechs Gemein: 
den), das Jülichſche (Köln, Aachen, Maftriht, Limburg, Neuß), das Kleviiche (Wefel, Em— 
merih, Herch) und dad Emdenſche; alle zwei Jahre jollte eine Generalſynode ftattfinden, 
deren Mitglieder nicht von den Duartieren, fondern von der ganzen Provinz, wahrſcheinlich 
der Provingialfunode, erwählt wurden. Während des 16. Jahrhunderts ift dann außer in 
der Pfalz und mehreren zu dev jegigen preußiichen Rheinprovinz gehörigen Gebieten aud in 
einem Theil des weftfäliihen Kreijed und in Naffau die Presbvterial:Synodalverfaflung ein- 
geführt worden; es hatte namentlich; ver Graf Arnold von Tecklenburg nicht nur die reformirten 
Betenutniffe in jeiner bis dahin lutherifchen Grafſchaft eingeführt, fondern auch im Intereffe ver 
Kirchengerichte die Einführung von „Seniored oder Elteſten“ in jeder Gemeinde befohlen; zur 
Spnodalverfaflung wurde diefe Gemeindeordnung erſt im 17. Jahrhundert entwidelt; auch in 
Naflau wurde gegen Ende des 16. Jahrhunderts die lutheriſche Reformation durch die Galvini- 
fen verdrängt, und bald darauf durch die Synode von Herbern 1586, woran Geiftliche aus Naf: 
fau, Wittgenftein, Solms und Wied theilnahmen, die Presbyterial:Synodalverfaflung in bin: 
dender Form eingeführt. Seit 1609 führten evangelifhe Fürften, Johann Sigismund von 
Brandenburg und Wolfgang Wilhelm von Pfalz Neuburg, über die jülich-kleveſchen Länder 
die Regierung; fie übernahmen dur Neverfalien vie Pflicht, die bisherige Autonomie ver 
Kirche zu erhalten, drückten alfo den bisher thatfächlich beftehenven Verhältniffen den Stenipel 
rechtlich ſanctionirter Ordnungen auf. Nun begründete aber auch die Reformation in den 
Rheinlanden, nachdem ſie früher ihren Mittelpunkt im Auslande gehabt hatte, auf der erften 
Generalfynode zu Duisburg 1610 eine umfaſſende Verbindung unter fih, wodurch die vefor: 
mirten Kirchen der Landſchaften Jülich, Kleve, Berg, wozu 1611 aud die Grafſchaft Mark trat, 
in gemeinfamer Berfaffung zufammengehalten werden jollten. Die Generalfonode hatte dem: 
nach bier die eigenthünliche Bedeutung, Gemeinven, welde unter verſchiedenen Landesherren 
fanden, und fogar unter confeffionell verſchiedenen, denn die Pfäßziihen waren nad wenig 
Jahren zum Katholicismus übergetreten, in fleter Verbindung und organifirter Einheit zu er— 
halten. Im jenen Gegenden hatte num aber nicht blos die veformirte Kirche, ſondern es hatten 
auch zahlreiche lutheriſche Gemeinden die vollftändige presbyteriale Gemeindeordnung ange: 
nommen, während jie früher zwar auch Synoden hatten, aber dod nur bloße Geiftlichkeitd- 
fonoden, wie ſolche auch fonft in der lutheriſchen Kirche vorfommen. Endlich ift noch zu erwäh- 
nen , daß ſechs Heine reformirte Gemeinden, in Hannover, Celle, Göttingen, Münden, Braun: 
ſchweig und Bückeburg, die ji im Kaufe des 18. Jahrhunderts großentheild durch Einwan— 
derungen gebildet hatten, noch bis heute ihren freien, ein landeöherrliches Kirchenregiment aud- 
fließenden, Organismus erhalten haben. . 
IV. Die Berfuhe zurlimgeftaltung der proteftantifhen Kirhenverfajlung 
feit Anfang diefes Jahrhunderts in Deutfhland. Es find zweierlei Gründe gewe: 
fen, die feit Anfang des gegenwärtigen Jahrhunderts dazu geführt baben, an Stelle des 
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bisherigen confiftorialen Organidmusd des landesherrlichen Kirchenregiments andere Ber: 
faffungseinritungen zu jegen. Einerſeits ift die enge Verbindung von Staat und Kirche, 
wie ſolche bei dieſem Syftem nothwendig flattfindet, immermehr zur Unmöglichkeit gewor: 
ven, indem theild das allgemeine Bewußtiein ſich gegen ftaatlihen Zwang in kirchlichen Din- 
gen ausfpricht, theild aber infolge der großen Territorialveränderungen in Deutſchland die 
Staaten aufgehört hab einheitliche Gemeinmejen zu jein, wo die religiöfen und flaatliden 
Bezüge auch thatfählih ſich decken, theild infolge ver flnatöfeitig proclamirten Olaubene- 
und Gewiffensfreiheit neue Religiondgejellihaften jich gebildet Haben, ſodaß aljo das engere 
Verhältniß ded Staats zu einer Kirche von Tage zu Tage unhaltbarer geworden if. An: 
dererſeits ift der Geift freier Selbſtbeſtimmung, der Entſchluß an den öffentlihen Ange: 
tegenheiten felbftthätigen Antheil zu nehmen, in allen Kreifen unjerd Volks erwacht, und hat 
auf allen Gebieten unſers nationalen Lebend mit größerm oder geringerm Erfolge bereitä an: 
gefangen ſich geltend zu machen; fo ift alfo der neuen vom Staat unabhängigen Kirdenver: 
faſſung auch ſchon ihr Inhalt vorgeichrieben, ie wird in einem weſentlich demokratiſchen Geifte 
jich geftalten müſſen; es ift ganz charakteriſtiſch, daß vie kirchliche und die polifiiche Verfaſſungs— 
frage ſich völlig parallel entwidelt Haben, daß diejenigen deutſchen Länder, bei denen bie conſti— 
tutionelle Staatdeinrihtung am früheften Wurzel ſchlug, um diefelbe Zeit auch eine freijinnige 
Kirhenverfaffung bei fi einführten und dag mit dem Zurückdrängen politifher Verfaſſungs— 
beftrebungen auch die firhlihen zur Seite gelegt wurden; fo jehr aud vielfach) eine gänzliche 
DVerjchiedenartigfeit beider Organidmen behauptet wird, jo zeigt doc eine unbefangene Be: 
trachtung der geſchichtlichen Thatſachen, daß die Entwicelung auf beiden Gebieten zu allen Zei: 
ten in wefentlid) verfelben Richtung erfolgt ift; handelt es ſich doch bei einer Kirchenverfaſſung 
ebenjv gut wie bei einer Staatöverfafinng um die Beforgung rein äußerer Angelegenheiten, und 
um die Frage, auf welde Weiſe die Berechtigung, an denſelben theilzunehmen, begrenzt jein 
fol. Am widtigften jind die Borgänge, die in der evangeliihen Landeskirche Preußens flatt- 
gefunden haben. - 

Durch dad Publicandum vom 16. Der. 1808 und die Verordnung vom 26. Dec. deffelben 
Jahres wurde in Preußen der bisherige conjiftoriale Organismus des landesherrlihen Kirchen: 
vegiments völlig befeitigt, indem an die Stelle der drei Gentralbehörden — des lutherifchen Ober: 
conſiſtoriums, des franzöfiihen Oberconjiftoriums und des veformirten Kirchendirectoriums — 
das Minifterium des Innern, an Stelle ver Confiftorien die unter vem Namen Regierungen in 
jeder Provinz errichteten Berwaltungsdcollegien treten jollten, denen mit Ausnahme der Juſtiz die 
ganze innere Landesverwaltung übertragen wurde. Man hat diefen mit der Neuordnung des 
preußiſchen Staatöwejens eng verbundenen Mapregeln häufig ein viel zu großes Gewicht beigelegt; 
davon wenigſtens, daß durch dieſelben die Kirche aufgehört habe ein „Reich eigenen Lebens’ zu 
fein, war feine Rede, denn ein Neid) eigenen Lebens war fie auch biäher nicht gewejen. Schen 
in den nächften Jahren traten nun Beitrebungen zur Neconftruction der zerftörten Kirhenverfal: 
Jung zu Tage, und namentlih nad den Freiheitskriegen machten ſie ſich in zahlreichen Schriften 
und Eingaben aller Art geltend. Der Geift aber, in welchem man die Selbjtändigfeit der Kirche 
gegenüber der Stautsgewalt durchzuführen gedachte, war doch ein höchſt eigenthümlicher, info: 
fern man unter Freiheit der Kirche lediglich Freiheit der Geiftlichfeit verftand und eine Knech— 
tung der Laien unter das geiftlihe Jod) anftrebte, wie eine jolde nie vorher in der proteſtantiſchen 
Kirche beftanden hatte. Das Außerfte, was in dieſer Hinſicht geleiftet wurde, war der förm: 
lie Entwurf einer Kirchenverfaſſung, der von drei märkiſchen Superintendenten ausging und 
unter dem Titel „Grundlinien einer künftigen Berfaffung ver proteftantifhen Kirche im preußis 
ihen Staat’ (Berlin 1815) and Licht trat. Sehen wir ung doch diefen Entwurf einer Pres byte— 
rial-Synodalordnung etwas näher an. Das Preöbyterium der Ginzelgemeinde beftcht danach 
aus jämmtlichen Predigern mit einer verhältnißmäßigen Anzahl von Oemeindemitgliedern, deren 
Zahl jedoch nie über fieben hinausgehen darf; in den Städten werben die weltlichen Mitglieder 
für dad erfte mal von den Predigern erwählt, ſcheidet ein Vorfteher aus, jo wird deſſen Stelle 
durch die Wahl des ganzen Preöbyteriums erfegt; auf dem Lande gehören der Gutöbejiger und 
der Beamte ohne weiteres zum Kirhenvorftande und diefe wählen gemeinfhaftlih mit dem 
Pfarrer nod den Schulzen oder ein anderes rechtſchaffenes Mitglied ver Gemeinde dazu; wenn 
fein Gutöbejiger oder Beamter da ift, jo wählt der Pfarrer zwei Oemeindemitglieder, welche mit 
ihm ben Borftand bilden ; zu den Gefhäften dieſes Presbyteriums gehört dann namentlich Kir- 
chenzucht und Kirchenbann; der „Geächtete‘ darf Feine Vormundſchaft führen, feinen Eid lei— 
ften, fein Teftament maden, weil, wie e& auddrücklich heißt, ein Teftament ale ein pium bes 
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tradhtet werden müffe und derjenige, der fein pius jei, fein pium maden könne; wolle ein Ge: 
ädhteter fich verheirathen, jo könne das zwar der Pfarrer nit hindern, aber er müffe dem an- 
dern Theile ernftlich vorftellen, wie gefährlich es jei, jich mit einem Geächteten in eine foldhe Ver— 
bindung einzulaflen. Auf ven höhern Stufen fommt dann das weltliche Element gar nicht mehr 
vor, weder aufder Kreisſynode, die aus dem Propft (Superintendenten) und ſämmtlichen Pfar: 
tern des Kreifes beſteht, noch auf der Provinzialfynode, die aus einem Präfidenten, ver den 
Titel Bifhof führt, an Rang dem Oberpräfidenten gleifteht und fein Pfarramt bekleiden 
ſoll, nebft einer verhältnigmäßigen Anzahl geiftliher Synodalräthe zu bilven ift, noch endlich 
aufder Ober= oder Reichsſynode, die aus dem geiftlichen Oberbifhof und geiftlichen Oberfyno: 
dalräthen zufammengejegt wird; nur den Provinzialfynoden find ald Anhängſel zwei weltliche 
Räthe zugedadht, die zwar diejenigen Sachen, wobei es auf eigentliche Rechtswiſſenſchaft an- 
fommt, auf ihre eigene Verantwortlichkeit bearbeiten, in allen übrigen Angelegenheiten aber 
feine Stimme haben; auch Hat der Präſident das Recht, eine Sache, die ihm von den weltlichen 
Räthen nicht gehörig bearbeitet zu fein ſcheint, an das Provinzialjuftizcollegium zur Eutſchei— 
dung gelangen zu laſſen; die Confiftorien und der Gultusminifter fallen ganz weg, der Landes: 
here ift, wie es Scheint, auf ein bloßes jus circa sacra eingefhränft. Unter diefen Behörven jind 
vann die ſämmtlichen Kirhen= und Schulangelegenheiten auf eine ſinnreiche Weiſe vertheilt, 
namentlic die ganze Amterbejegung einfchließlic des Pfarramts geht von ihnen aus ; die Kreis: 
vnode wählt den Propſt, die ſämmtlichen Bröpfte ven Biſchof und die Synodalräthe, ſowie bie 
Oberfynodalräthe; die Wahl des Oberbiſchofs geſchieht durch Goncurvenz der Provinzialfynode 
und der Oberſynode, die legte Entſcheidung aber foll in diefem Ball nicht Menſchen, jondern 
Gott überlaffen werden, es entjcheidet nämlich) das Los. Übrigens tragen ſowol der Oberbifchof 
als ſämmtliche Geiftlihe zum Abzeichen ein weißes, dem Rock aus der linken Seite der Bruft - 
aufgenähtes längliches Kreuz von etwa 2 Zoll Länge und in der Breite eine Fleinen Fingers, 
und darf ein ſolcher ohne daſſelbe unter Eeinerlei Umftänden ji außer dem Haufe zeigen. Dieje 
Vorſchlage ind gemarht worden 300 Jahre nach der Reformation und eine Presbyterial-Syno— 
dalverfaſſung enthielten diejelben gewiffermaßen; ein Glüd nur, daß wenigftend aus der Mitte 
des altpreußiſchen Beamtenftandes der damalige Oberpräſidenten der Provinz Sachſen, Friedrich 
». Bülow in Magdeburg, in einer vortrefflihen Schrift: „Uber die gegenwärtigen Verhält: 
niſſe des chriſtlich⸗ evangelifchen Kirchenweſens in Deutſchland, befonders in Beziehung auf den 
preußiſchen Staat‘’ (zweite Auflage, Magdeburg 1818) einen lauten Proteft gegen derartige 
hierarchiſche Velleitäten erhob und dadurch die Ehre des proteftantifchen Geſammtbewußtſeins 
gegen jo freche Anmafungen gewahrt wurde. Es war nur ſchlimm, daß derartige Anſchauun— 
gen im Kreile der Geiftlichkeit gar nicht vereinzelt waren, ja ed hat ji neuerdings immermehr 
berausgeflellt, daß jelbft ver Keformator der neuern proteftantijhen Theologie, daß Schleier: 
mager tief in diejelbe eingegangen war. In einem vor Schleiermader angeblich herrührenden, 
durd Richter kürzlich veröffentlichten Aufſatz: „Vorſchläge zu einer neuen Verfaſſung der protes 
Rantifchen Kirche im preußiſchen Staate“ („Zeitſchrift für Kirchenrecht’, 1, 327), der wahr: 
ſcheinlich aus dem Jahre 1808 ftammt, find Grundſätze entwidelt, die an die. eben aufgezeigten 
nur zu jehr erinnern. Danach joll nämlich der Staat fid) der innern Verwaltung der Kirche 
gänzlich entichlagen, und diefe ihr jelbft mit einem joldhen Grade von Unabhängigkeit zurückgeben, 
dap fie ald ein ſich felbft regierendes lebendiges Ganzes daſtehe. „Das Wejenslihe dev neuen 
Verfaflung würde dann darin beftehen, dap die geſammte Geiftlichkeit zweckmähßig in eine An: 
zahl von Synoden getheilt würde, die jich zu beflimmten Zeiten verſammeln müßten, um über 
die firhlien Angelegenheiten zu berathihlagen. Alle Synoden einer Provinz fländen unter 
einem Biſchof und einigen ihm beigeordneten angejehenen Theologen, und von diefen hinge 
denn alles ab, was zur innern Kicchenzudt und Ordnung, zur Bejegung der Pfarrſtellen und 
zur Berbeflerung des Gottesdienſtes in allen feinen Theilen gehört. Die Biihöfe felbft wieder 
unter ein allgemeines geiftliches Oberhaupt zu vereinigen, würde ganz gegen den Geiſt des Pro- 
teſtantiemus fein, wol aber müßte wenigftend die Ausſicht offen erhalten fein, in dringenden 
Fällen unter der Autorität des Königs aus den Deputirten aller Bisthümer eine allgemeine Sy: 
node verfammeln zu können. Die Oberaufjiht ded Staats würde geführt durch einen hohen 
Beamten, weldem ein aus wenigen Mitglievern beftehender Kirchenrath beigegeben wäre, 
Auferdem beftellte er in jedem Bisthum einen Provinzialcommiffar, dem wiederum in jeder 
Eonode ein Bevollmädtigter untergeordnet wäre, um überall die Rechte des Staats wahrzu: 
nehmen.” Das jind mit Schleiermacher's eigenen Worten die Grundgedanken, auf denen fein 
Snwurf beruht; auf das Detail einzugehen verbietet und der Raum, nur das muß noch herz 
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vorgehoben werden, daß das active Gemeinderecht nur diejenigen ausüben jollen, die zweimal 
jährlich in ver Gommunicantenlifte aufgezeichnet ftehen, während andererfeitd der Gemeinde 
eine Mitwirkung bei der Predigermahl zugeftanden ift; die Biſchöfe und Stiftöherren müflen 
„eines gewiffen äußern Anſehens und eines fehranftändigen Einkommens ſich erfreuen‘; es wird 
endlich als vortheilhaft Hingeftellt, wenn die Biſchöfe mit ihrem Kapitel nicht in der Provinzial: 
hauptſtadt, fondern in einer andern Stadt reſidiren würden, „das Einkommen müßte aber in die⸗ 
fem Falle noch reichlicher fein“. brigens treten derartige Tendenzen auch ſonſt bei Schleiermader 
hervor ; namentlich in ver Schrift „über die neue Liturgie für die Hof- und Garnifongemeinde zu 
Potsvamu. ſ.w.“ (Berlin 1816), wo e8 gegen den Schluß hin heißt, er erwarte etwas wejentlich 
Befleres und Zweckmäßigeres auf diefem Gebiete nur, wenn die proteftantifche Geiſtlichkeit des 
Landes, durch eine wohlgeordnete Synobalverfaffung vereinigt, ein geſetzmäßiges Zufammenmir: 
fen gewinne; undin demſelben Sinneäußert erjih aud inder Schrift „Uber die für die proteftan- 
tifche Kirche des preußischen Staats einzurichtende Sonodalverfaffung‘’(1817); zwar entwickelt er 
hier eine treffliche Theorie; indem er es billigt, daß Presbyterien eingerichtet werden jollen, jagt 
er geradezu, daß „wie in einer wahrhaft freien auf Eifer und Liebe berechneten Staatöverfaffung 
alles auf einem freien und lebendigen Gemeinwohl beruht, aus diefem aller wahre Antheil an 
ber Geſetzgebung jich entwickelt, in diefem auch die Verwaltung ihre eigentlihe Kraft und Stüge 
findet, fo würde ed auch ganz vergebliche Mühe fein, an der Verfaſſung der Geiftlichfeit zu rüh— 

ven und zu beffern, wenn nit ein wohleingerichtetes chriftlihes Gemeindewejen dabei zu 
Grunde gelegt würde; die proteftantifche Kirche ift und befteht ver Wahrheit nad in der Ge— 
fammtheit der proteftantifchen Gemeinde, und die Geiftlihen find nur ihre Diener‘; dagegen 
entfpricht es ſolchen Borverfägen fehr wenig, wenn ed dann wieder heißt: „Haben wir folde 

Presbyterien, dann erſcheinen auch wir felbit auf der Synode nit nur in unferer eigenen Ver— 

fon, fondern als durch fie Beauftragte unferer Gemeinde, als offenbar in einem großen und 

würdigen Gharafter, und manches wird mehr Kraft und Nachdruck haben, wenn wir ed jo vor: 
tragen können, ald wenn ed nur als unfer eigener Gedanke erjcheinen muß. Ja, ih würde e3 
ſehr zweckmäßig finden, wenn in der Folge — nicht alle Gemeinden, denn das würde die Ver: 
fammlung zu zahlreich machen, aber, abwechſelnd von einzelnen — aud auf der Synode felbit 
Abgeoronete aus dem Gollegium der Alteften zugelaffen würden, um ji vondem Gange der Ber: 

handlung zu überzeugen und über dad, was ihre Gemeinde befonderd betrifft, Auskunft zu 

geben, ald aud über andere in ihrem Bereich liegende Gegenftände ihre Meinung zu fageır. 

In der rheinifhen Geiftlichkeit ift der Wunfch geäußert, daß die Synode zu gleichen Thei— 

len aus Pfarrern und Gemeinvdeälteften zufanımengefeßt werde. Das dürfte aber bei und zu viel 

fein und zu große Schwierigkeiten haben.‘ Jedenfalls dringt er darauf, daß der Zufammen- 

tritt der geiftlichen Kreisſynode von der vorherigen Bildung der Presbvterien nit abhängig 

gemacht werde. In weſentlich derſelben Richtung endlich bewegten ſich auch die Vorfchläge ver 

1814 zur Berbefferung des proteftantifchen Kirchenweſens niedergeſetzten fogenannten liturgifchen 
Commiſſion, die im Jahre 1815 dem König vorgelegt wurden und woran namentlih Sad und 

Eylert betheiligt waren. Danach follte in jeder Gemeinde unterdem Vorſitz ded Pfarrers ein zuerft 
burd die Haudväter gewähltes, dann durch Gooptation ſich ergänzendes Presbyterium befteben; 

über den Presbyterien follte fich die Kreisſynode aller Geiftlihen des Bezirks unter dem Vorfig 

des Propfted oder Superintendenten erheben, der unter thunlichſter Berückſichtigung der Bor: 
Schläge ver Synode vom Landesherrn erwählt wird; Die Vorfteher der Kreisſynoden jollten dann 
von Zeit zu Zeit zu Provinzialfgnoden zufammentreten, die eigentliche geiftliche Verwaltung 
der Provinz jedoch durch Inſpectoren geführt werden, welche aus geiftlihen Räthen und weltlichen 
Affefloren beftehen und von einem Oeneralfuperintendenten oder Bifchof geleitet werden follten. 
Die weltlichen und in Rechts-, Rechnungs- und Bauſachen mit Stimmrecht befleiveten Mitglie- 
der ernennt der Landesherr auf den Vorſchlag des Conſiſtoriums, die geiftlihen dagegen auf 
einen Dreivorſchlag ber Provinzialfynode; über die Gonfiftorien endlich vereinigt fi die Ver— 
waltung in einer collegialifh organifirten geiftlichen Gentralbehörbe, vem Oberconiiftorium over 
Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten unter einem weltlichen Chef. Der Minifter v. Schuck⸗ 
mann brauchte noch garnicht, wie die Hoftheologen Eylert und Gonforten fortwährend verfihern, 
von der „ſeltſamen Idee einer proteftantifhen Hierarchie gequält zu fein‘, er brauchte nur eini- 
gen gefunden Sinn und einige altpreußifche Traditionen zu befigen, um in feinem Bericht von: 
9. Jan. 1816 diefe Vorſchläge nur in fehr bedingter Weife zur Annahme zu empfehlen. In der 
Gabinetsordre vom 27. Mai 1816 wurde noch viel zu fehr darauf eingegangen; es wurbe 
nämlich die Bildung der Kreis: und Provinzialfunoden aus rein geiftlichen Mitgliedern gereb- 
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migt, die Bildung von Presbyterien in Ausficht geftellt; emplich die Wahl der Superinten- 
denten und Gonfiftorien zurücgewiefen. Es wurden num ferner durch das im Verfolg einer Ca— 
binetdordre vom 16. Nov. 1316 ergangene Minifterialrefeript vom 2. Jan. 1817 den Bera- 
thungen der Kreis⸗ und Provinzialfonoden zwei ausführlichere Kirchenverfaſſungsgeſetze über: 
geben, und ed wurde die Ausſicht eröffnet, daß dieſe Berathungen in einer nah Ablauf von fünf 
Jahren zufammentretenden Generalſynode ihren Abſchluß finden follten; indeß die Art und 
Meife, wie namentlich die 1819 verfammelten geiftlihen Provinzialſynoden ji ausſprachen, 
die feft darauf bebarrten, die Landesherren bei der Kirchenregierung möglichft zu befchränfen 
und die ganze Kirchengewalt in die Hände des Klerus zu bringen, führte dahin, daß die Ange: 
legenheit völlig ind Stoden gerieth, und wenn auch nod am 9. April 1822 eine Gabinetsorbre 
verfügte: „Die Generalfonode muß noch in dieſem Jahre zufammentreten,, venn ich will, daß 
man diefe Sache mit Ernft und Eifer betreibe und fie endlich zu Stande bringe‘, und im In— 
tereffe einer Durchführung der Union verlangt wurde, daß im derjelben eine Repräfentation 
der fümmtlihen Gemeinden ftattfinde, daß die Wünfche und Bedürfniffe ver gefammten evan- 
geliſchen Kirche Preußens fi darin fund thun follten, fo unterblieb doch nicht blos die Be— 
tufung dieferGeneralfunode, fondern ed haben auch die Zufammenfünfte ver Provinzial= und 
Kreisfonoden damals ihre vorläufige Endſchaft erreicht, und was endlich die Bildung der Pres— 
beterien betrifft, jo blieb dieſe faft gänzlich unausgeführt; es bewirkte das namentlich auch der 
Umſchwung, der hinſichtlich der politiichen Verfaffungsverhältniffe um jene Zeit erfolgt war, 
ſodaß dad Jahr 1819 aud in diefer Hinfiht verhängnißvoll geworden ift. Man begnügte 
ſich vamald lediglich mit der Wiederherftellung der Gonfiftorien, wie ſolche bereits durch die 
Verordnung wegen verbefferter Ginrichtung der Provinzialbehörden vom 30. April 1815, ver: 
benden mit der Dienftinftruction für die Provinzialeonfiftorien vom 23. Oct. 1817 und der In— 
Rruction für die Geihäftsführung bei ven Negierungen von demſelben Tage erfolgt war; doch 
war diefe Wieverherftellung zunächſt nur von fehr untergeoroneter Bedeutung, die Gonfiftorien 
hatten damals eigentlih nur den Schein ihres Namens wiedererlangt, waren wiffenfchaftlich 
ratbgebende Degane für diefen Zweig der innern Landesverwaltung geworben, denen 3.8. 
die Prüfung der Gandidaten oblag, mährend dagegen der Schwerpunft der kirchlichen Verwal: 
tungnad wie vor den Regierungen verblieb; fo geitaltete ſich in der praftifchen Durchführung 
der Grundfag einer Scheidung der bisherigen Nefforts nad) dem Geſichtspunkte innerer und 
äußerer Kirchenſachen; indeß während fo auf der einen Seite die Gonfiftorien längft nicht in 
ihr naturgemäßes Neflort wieder eingefegt waren, jo wurden fie auf der andern Seite mit der 
Wahrnehmung des Kirchenhoheitsrechts und ver Schulangelegenheiten beauftragt, bis ihnen 
durch die Gabinetdordre vom 31. Dec. 1825 die Gefchäfte vieler beiden legtern Kategorien ge: 
nonmen, dagegen ihre Gomptetenz in Kirchenregimentsiahen durch Einrichtung eines mit den 
Regierungen gemeinfamen Nefforts erweitert wurde. (Die hier in Betracht fommenden Ver— 
bältniffe find von mir ausführlich vargeftellt worden in ven „Göttinger Gelehrten Anzeigen‘ 
vom Januar 1859.) Außerdem wurde durch die Ordre vom 3. Nov. 1817 die Abzweigung 
des Departenient3 des Cultus, Öffentlichen Unterrichts und Medicinalwefend vom Minifterium 
ded Innern, und die Errichtung eines eigenen Minifteriums der geiftlihen, Unterrichts: und 
Medicinalangelegenheiten verfügt. Endlich wurde unterm 14. Mai 1829 die Würde des Ge- 
neraljuperintendenten allgemein wieberhergeftellt. 

Ein Fortſchritt in der Entwidelung der firhlihen Verfaffungsverhältniffe wurde unter 
der Regierung Friedrich Wilhelm's III. nur nod herbeigeführt in Bezug auf die beiden weft- 
lichen Provinzen des Staats; bekanntlich hatte in den meiften der dazu gehörigen proteftanti- 
ſchen Gebietötheile, und zwar in vielen unter langjähriger preußifcher Herrſchaft, von alters 
ber die Presbvterial: Sunodalverfaffung beitanden; nun hatte man zwar auch hier verfucht, 
ven firhlihen Organismus auf den Standpunkt der Cabinetsordre vom Jahre 1816 herunter- 
zubringen, namentlich die Synode in eine Geiſtlichkeitsſvnode zu verwandeln; diejer Angriff 
War zwar im ganzen abgewehrt, nur die Ginrihtung der Gonjiftorien hatte man ſich gefallen 
Iaffen müſſen. Es entftanden daraus endlofe Verhandlungen, welche erft durch ven Erlaß der 
neuen Kirchenordnung für Nheinland und Weftfalen vom 5. März 1835 ihren Abſchluß er- 
reichten; die neue Kirchenordnung follte für den ganzen Umfang der beiden Provinzen Geltung 
erhalten, auch in folden Gebieten, wo gefchichtliche Anfnüpfungspunfte an die alte Presby— 
terial: Synodalverfaffung gar nicht vorhanden waren; übrigens hatte diefelbe weder dem 
Staatsrath noch dem Staatsminiſterium vorgelegen, findet ſich auch nicht in der Geſetzſamm⸗ 
lung. Dieſe rheiniſch-weſtfäliſche Kirchenordnung enthielt die Presbyterial- Synodalverfaf- 
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fung, befhränft durch confiftoriale Elemente; doch ift das Preöbyterialprincip dadurch meiter 
entwidelt worden, daß neben dem Preöbnterium eine erweiterte Vertretung dev Ortögemein- 
den, die „größere Gemeinderepräfentation, eingeführt wurbe. Aus den Preöbyterien bilden 
fih die Kreisgemeinden mit der Kreisſynode, die unter dem Superintendenten aus den ſämmt⸗ 
lichen Pfarvern des Bezirks und ebenfo viel weltlichen Abgeordneten befteht, fie verſammelt 
ich jährlich einmal auf höchſtens zwei Tage, der Superintendent wird durch die Kreisſynode 
auf ſechs Jahre gewählt; aus der Kreisgemeinde bilden ich die beiden Provinzialgemeinden, 
und die Provinzialfonoden, die aus den ſämmtlichen Superintendenten der Provinz und aus 
je zwei Abgeorbneten der einzelnen Kreisfynode, einem Pfarrer und einem Alteften beitebt, 
ſodaß aljo das weltliche Element nur ein Drittheil der Stimmen hat; den Vorfig Führt ein 
Geiftliher, der von der Synode frei gewählt wird, und nicht etwa der Generaliuperinten: 
dent, aud) nicht nothwendig ein Superintendent; er führt den Titel Präfes der Provinzial: 
ſynode und wird auf ſechs Jahre gewählt; regelmäßige Verfammlungen finden alle drei Jahre 
ftatt an einem durch die Synode felbft innerhalb des Bezirks beftimniten Ort. Die regelmäpige 
Berwaltung der kirchlichen Angelegenheiten üben die für beide Provinzen beftehenden Gonfifte: 
rien und Generaliuperintendenten, 

Infolge ded Thronwechſels wurde denn die proteftantifche Berfallungdfrage im ganzen Lan: 
fange wieder aufgenommen; unterm 10. Juli 1843 erklärte der Minifter Eichhorn, er ſei je 
länger je mehr zu der Überzeugung gekommen, daß die evangelifche Kirche, wenn ihr wahrhaft 
und dauernd geholfen werben folle, nicht ausfchließlich von feiten des Kirchenregiments gelei: 
tet, jondern vornehmlich aus eigenem innern Leben und Antrieb erbaut fein wolle, und baf 
mithin eine gründliche Abhülfe ver ihr beitvohnenden Mängel nicht ſowol durch die Darreichung 
von Staatömitteln und durch Thätigfeit jeitend der Kirhenbehörden bewirkt werden könne, 
als vielmehr von der allgemeinen Anerkennung des Übels und von der Vereinigung gemein: 
jamer Kräfte, bejonders aber von den Gemeinden ausgehen müſſe. Um auf dieſem Wege rin 
Berbeflerung der beftehenden Zuftände zu bewerfftelligen, wurden indeß ſeltſamerweiſe wir- 
verum geiftlihe Synoden zur Vorberathung eines Verfaffungsentwurfs berufen, die Kreit— 
ſynoden 1843, die Provinzialfynode 1844; die Vorſchläge Tauteten jedoch diedmal wejentlis 
anders; die große Mehrzahl der auf diefen Synoden verfammelten Beiftlichen ſprach nämlich vie 
Uberzeugung aus, daß eine Herbeiziehung helfender Kräfte aus den Gemeinden zu den verſchie 
denen Stufen der kirchlichen Einrichtungen nothwendig fei. Das Kirhenregimeni ſchritt um 
1846 zur Berufung einer fogenannten Generalfynode, die zwar richtiger eine kirchliche Cen— 
ferenz genannt werden müßte, eine bloße Notabelnverfammlung, weil fie ihr Mandat nid: 
son der Kirde, jondern nur vom Landesherrn hatte, und weil fie auch blos dazu berufen war, 
gutachtlichen Rath zu ertheilen, „die aus ven untern kirchlichen Kreiſen heraufgeitiegene Bere: 
thung in ein Endergebniß zufammenzufallen und der Weisheit der oberften Schuß: und Schirm: 
herren ver Kirche anheimzuftellen”. Dieje „‚synode introuvable”, wie jieBunfen genannt hat, 
ziemlich zu gleichen Theilen aus geiftlichen und weltlihen Mitglievern beftehend und berühmte Ra: 
men in fi vereinigend, brachte dann einen Verfaffungsentwurf zu Stande, in weldem etwa nad 
Art der vheinisch- weſtfäliſchen Kirchenordnung die Gonfiftorial= und Presbyterial-Synodalver: 
faffung miteinander verbunden war, wobei ed erwähnt werben mag, daß Stahl ald Referent der 
Berfaffungscommiffton ih für die Durchführung diefer Berfaffung damals ausfprah. Dazu 
kam es aber nicht, vielmehr wurten die Gemüther durch Maßnahmen beunruhigt, die zwar aus 
son der Generalfunode vorgefchlagen, aber nurim Zufammenhange mit den anberweiten Bejtim: 
mungen als beilfam betvadptet waren. Wie nämlich ſchon buch Verordnung vom 27. Juni 1845 
dev Geſchäftskreis der Konfiftorien gegenüber der Regierung bedeutend erweitert worden war, eine 
Mapregel, die durch den Erlap vom 10. Det, 1847 ihren Abſchluß erhielt, jo wurde nun durch 
Verordnung vom 28. Jan. 1848 die Errichtung eines Oberconfiftoriums verfügt; Da Died 
unter Berufung auf die Borjchläge dev Generalſynode geſchah, jo fahen fid) zwei Mitglieder der 
telben, dev Graf Schwerin und v. Auerswald, genöthigt, gegen diefe aus dem Zuſammenhang 
gerifiene Maßregel zu proteſtiren; es lag darin feineswegs eine größere Selbftändigfeit wer 
Kirche gegenüber den Staate, fondern lediglich eine Verſtärkung des hierarchiſchen Elemente in 
der Kirche. Diefes Oberconſiſtorium ift jedoch nicht ind Leben getreten, e8 wurbe vielmehr die Ber: 
ordnung wegen Errichtung deflelben durch ven Eultusminifter Örafen Schwerin unterm 15. April 
1848 aufgehoben ; wie ed möglich ift, darin eine Auslieferung der Kirche an ven Staat zu er: 
blicken, ift ſchwer begreiflih. Das Minifterium des Grafen Schwerin jhritt dann aber unge: 
jaumt zur ‚Herftellung einer neuen Kirchenverfaflung; die deshalb nievergeiegte Commiſſion 
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vereinigte ſich in ver am 11. April abgehaltenen Sigung über ven allggmeinen Grundſatz, daß 
durch die eingetretene Veränderung ber Staatdform aud die gegenwärtig zu Recht beſtehende 
Berfaffung der Kirche inſoweit in Frage geftellt fei, ald fie auf vem Princip der landesherrlichen 
Kirdengewalt beruht, daß alfo mit andern Worten der conftitutionelle König von Preußen un: 
fähig fei, das Kirchenregiment noch länger zu verwalten. Je weniger nun diefe Folgerung allge: 
mein anerfannt wirb, um jo mehr ift es meine Pflicht, die Anficht des erften proteftantiichen 
Kirchenrechtslehrers darüber hier mitzutheilen. Im einem „Vortrag über die Berufung einer 
evangeliihen Landesſynode, dem königlichen Minifterium ver geiftlihen Angelegenheiten zur wei: 
tern Veranlafjung überreicht von dem ordentlichen Profefjor der Rechte Dr. L. Richter“ (Berlin 
1848), beißt e8 ©. 10: „Dagegen ift wol auch der Gedanke ausgeſprochen worven, daß, wenn 
auch die minifterielle Verwaltung ihr Ende erreichen müffe, nichtödeftoweniger die Stellung des 
Landesherrn zu der Kirche unverändert ihr Recht behalte. Diefe Auffaffung leidet jedoch an 
einem zwiefachen Mangel, indem fie nicht nur die gefhichtlihen Bedingungen des fürftlichen 
Epiſtopalrechts, fondern auch das Wejen der conftitutionellen Monarchie verkennt. In erſtem 
Bezuge braucht nur an die feines Beweifes bedürftige Thatfache erinnert zu werden, baf bie 
Reformatoren die Kirchengewalt den Landesherren nur deshalb zugeeignet haben, weil fie bei 
denjelben allein den Schuß der äußern Macht und Rettung vor dem Verfall der Kirche finden 
konnten. Die Kirhengewalt war die Schwefter ver Monarchie, und zwar in dem Sinne, welchen 
dieReformatoren jelbft in ver Reaction gegen die Wiedertäufer und ven Bauernaufruhr entwickelt 
hatten. Gegenwärtig hat aber diefer Begriff aufgehört, die Bafts des öffentlichen Lebens zu fein, 
und der Landesherr befindet fich nicht mehr in der Rage, feine Macht zum Beften ver Kirche nad 
feinem Ermeffen verwenden zu fünnen; ber innere Grund feines Verhältniffes zur Kirche ift 
alſo nit mehr vorhanden. Selbft aber, wenn man von diefer Seite der Betrachtung ab- 
jeben wollte, würde doch unüberfteigliches Hinderniß aus dem Weſen der conftitutionellen 
Monardie hervorgehen, welches, wie z. B. von Stahl in ver «Bvangelifhen Kirchenzeitung» 
Nr. 55 überzeugend dargethan ift, num und nimmer geftattet, daß der Regent eine ſelbſtändige 
vor der Mitwirkung des Volks unabhängige Macht ausübe. Hierzu tritt dann noch die folgende 
Erwägung: Es läßt ſich zwar erwarten, daß die Verfaffungsurfunde das Verhältniß der kirch— 
lichen Genoſſenſchaften zu dem Staate in der freieften Weife ordnen, und daß das Hoheitsrecht des 
Staatd, wie es bisjegt geübt worden ift, einer wefentlihen Beſchränkung unterliegen werde. 
Immer aber wird dem Staate dad Recht verbleiben müſſen, die Kirche feiner Gontrole zu unter: 
werfen und gegen fie erforverlidhenfalld die äußere Macht in die Wagfchale zu legen. Ift nun 
died der Fall, jo würde, wenn die hier in Frage ftebende Anſicht zur Ausführung gelangen 
jolkte, unter Umſtänden die Möglichkeit eintreten, daß der Miniſter, welchem die künftige Ver: 
faſſung die Aufficht über die kirchlichen Gorporationen beilegen wird, gegen eine von den König 
erlaffene kirchliche Verordnung fein Veto einzulegen hätte. Es fällt in die Augen, daß dies eine 
völlig unzuläfiige Anomalie fein würde. Kerner die Grenze zwifchen den Confeſſionen ift bisher 
durch die weltliche Macht gezogen und gefhügt worden, während ed fünftig zunächſt ver eigenen 
Kraft der Kirchen überlafjen fein wird, ihre Sphäre zu fihern. Wer nun irgendwie die Stim- 
mungen und Richtungen Eennt, muß ſich deſſen Elar werben, daß die evangelifche Kirche Urſache 
genug haben wird, fi zufammenzunehmen und anftatt des Schuges, den ihr der Staat bisher 
gewährt hat, ihre eigene Lebenskraft aufzubieten. In der That würde aber dann der König, der 
über alien Parteien erhaben fein fol, in das Getriebe beſchränkter Streitigkeiten herabgezogen 
und der katholifchen Bevölkerung des Staats gegenübergeftellt werden. Es Eönnte ferner ge= 
heben, daß ver König als Vertreter der verlegten Kirche bittend vor der Thür des Minifters 
oder der Nationalverfammlung ftünde, und dadurch in eine Lage gefegt würde, in der er ohne 
Brevel nicht gedacht werben kann. Wie es fcheint, ift hiermit die praktifche Unmöglichkeit jener 
Anfiht zur Genüge dargethan, und wenn dennoch die Berfaffungsurfunden einzelner deuticher 
Länder wirklich dem Monarchen die Gewalt über die evangelifche Kirche beilegen, fo wird man 
berechtigt fein, dies eben als ein Zeichen bewußtlofen Feſthaltens an einem unter ganz andern 
Bebingungen und Berhältnijfen entwicelten Recht zu bezeichnen.” So weit Richter. Wir willen 
gar nichts hinzuzufügen. Die Commiſſion hatte aber ferner einmüthig anerkannt, daß die bier: 
nad unabweisbar nothiwendig gewordene Umgeftaltung der Verfaffung nur aus der eigenen 
Ahat der Kirche hervorgehen könne, und es wurde demgemäß die Aufgabe ver Commiſſion 
dahin beſt immt, lediglich ven Weg zu bereiten, auf welchen: Die Kirche ihre fünftige Lebensord— 
nung finden könne, alfo eine Wahlordnung auszuarbeiten. Es erfolgte die Befanntmahung 
eines Folgen Entwurfs dur die „Allgemeine Breußifche Zeitung” vom 26. April 1848. 
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Danach projectirte man. die Berufung einer fogenannten conflituirenden Synode, indem ge— 
radezu gefagt war, daß die Beſchlüſſe derjelben, vorbehaltlich der Zuflimmung der Repräfenta= 
tion des Landes, foweit dieſelbe erforderlich fei, die Orundlage der fünftigen Berfaflung der 
Kirche bilden follten. Die conftituirende Synode follte aus Urwahlen hervorgehen, und ſehr 
treffend erwibert Richter (S. 17) einem ſchleſiſchen Geiſtlichen, der eine Synode diefer Art als 
eine in Sünde berufene bezeichnet und zugleich erflärt hatte, daß er feine Verheißung kenne, es 
werde der Heilige Geift eine preußiſche Synode erleudten: „Sole und ähnliche Auperungen 
richten fich fo fehr von felbft, daß wenigftend den Unbefangenen und durch Parteieifer nicht Ge— 
blendeten über fie gar nichts erft zu fagen ift; die Gonfiftorien und Synoden ver Geiftlichen 
haben wahrlich gerade fo wenig ein verbrieftes Anrecht auf den Heiligen Geift ald die aus Ur— 
wahlen hervorgegangenen Synoden, fondern überall fommt e8 darauf an, ob diejenigen, melde 
die Verfaſſung feftftellen, in dem rechten Geift ihre Aufgabe löfen. Daß aber das conftitui- 
rende Organ auf die Wahl der Gemeinde begründet werben müffe, und daß die Verfaſſung nit 
allein durch Vermittelung und in Vereinbarung mit den gegenwärtigen Vertretern und Orga: 
nen ber Kirche, den Gonfiftorien, Synoden, Prarrern, Patronen und Kirhenvorftehern zu 
Stande fommen fünne, das wird hoffentlich niemand bezweifeln, der da weiß, daß die Kirche 
fi aus den Gemeinden erbaut. Was dann das Einzelne betrifft, jo wird weder bei der acti= 
ven noch bei ver paſſiven Wahlfähigfeit auf fogenannte firhlihe Dualification die geringfte 
Rüdjiht genommen; Richter läßt ih Durch den Vorwurf nicht irre madhen, daß ber Entwurf 
die Glieder der Kirche mit „nicht verurtheilten Hausvätern“ verwechſelt Habe, denn wir er ganz 
richtig ausführt, „Die Geſinnung ift Eein juriftifcher Mapftab, und wenn man beſtimmen wollte, 
daß nur diejenigen wählbar und wahlfähig feien, melde fromm oder von Firdlicher Gelin- 
nung durchdrungen find, fo würde damit etwas Unausführbares verordnet fein, da die Geſin— 
nung nur dem, der Herz und Nieren prüft, befannt if” (©. 20); es wird dann namentlid 
das Erforbernig der fleißigen Theilnahme am Gotteöbienft und Saframent aus Rechts- und 
Zweckmäßigkeitsgründen zurückgewieſen; und wenn nun Richter auch zugibt, daß bei dieſer 
Wahlordnung nit alle heterogene Elemente abgehalten würben, jo trifft er doch wiederum 
den Kern der Sache, wenn er (6.23) fagt: „Die Heuchler, die dann no übrig bleiben, wird 
die Kirche gerade jo zu tragen willen, wie fie Diejenigen trägt, bie fleifig zum Gotteävienft und 
Saframent gehen, und doch fündigen Herzens find.” Übrigens follte die Landesſynode nicht 
aus unmitelbaren Wahlen der Kichengliever hervorgehen, fondern durch Delegation in der 
Weiſe gebildet werden, daß die Abgeoroneten der weftlichen Provinzen von den außerordent- 
liherweife zu berufenden Provinzialſynoden zu wählen wären, während für die öftlichen Pro— 
vinzen der entfprehende Organismus von Kreis- und Provinzialfynoden eigens zu dieſem 
Zweck fofort Hergeftellt werden follte, ohne daß man ſich dabei ganz fireng an die rheiniſch— 
weftfälifhen Einrichtungen zu binden gedachte; es follten namlich zwar die Kreisfynoden aus 
den Superintendenten, den Pfarrern und je einem Mitgliede jeder Mutter: und Tochtergemeinke 
beſtehen, zur Provinzialſynode follte aber jede Kreisverfammlung zwei geiftliche und zwei welt: 
liche Abgeordnete wählen, enplih von der Provinzialiynode follte auf je drei Kreife ein welt: 
liches, auf je vier Kreife ein geiftliches Mitglied zur Landesſynode gemählt werden, zu denen noch 
Abgeordnete der ſechs theologischen Facultäten ded Landes hinzutreten. Zur Ausführung diefer 
Plane ift ed damals nicht gefommen, und Dove („Zeitjärift”, 11, 173) Hat noch neuerdings 
Gott gedanft, daß die Kirche mit dieſem „Experiment“ verfchont geblieben fei, und hat erflärt, 
dap die Erbauung der evangeliichen Landeskirche von einer aus unbeihränften Urwahlen ber: 
vorgehenden Synode ohne alle Sonderung der kirchlichen und widerkirchlichen Clemente ſchwer— 
ih zu erwarten gewejen fei; er will außerdem aud von der Unverträglichfeit der conftitu: 
tionellen Monardie und des landesherrlichen Kirchenregiments nichts willen, fieht vielmehr 
darin den Grundirrtbum der Zeit, gegen den damals freilich anzufämpfen ein vergebliches Be: 
mühen gemejen wäre. Im fhrofiften Gegenfag dazu muß ich meine fefte Überzeugung dahin 
ausſprechen, daß der damals eingejchlagene Weg ver einzige war, ber zum Ziele führen Eonnte, 
d. b. zur Herftellung einer wahrhaften deutſchen Volfäfiche; ich muß Dove deshalb theils auf 
die überzeugenden Ausführungen feines großen Lehrers verweifen, die ich eben angeführt habe, 
theil8 muß ich ihm die wahrhaften Gefihtöpunfte entgegenhalten, die neuerdings von Rothe in fo 
ergreifender Weiſe geltend gemacht find, menn er den Theologen der badiſchen Landesſynode zu= 
rief: „Iſt unfere evangelifche Bevölkerung in ver That eine fo unchriſtliche, ja widerchriſtliche, 
wie man fie und ſchildert, fo find wir überhaupt verlorene Leute, und es ift ganz vergeblich, va 
wir ung erft noch um die Aufrichtung einer angemeflenen Verfaffung bemühen. Solche Ge— 
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meinden werden feiner kirchlichen Ordnung zuftimmen, wie fie auch immer geftaltet fei, wie 
ſtrenge Forderungen fie auch immer aufftellen, mit wie Hoher Autorität jie auch immer ihre Or 
gane umgeben mögen; unter Heiden eine riftlidhe Kirche zu erbauen und zu erhalten, das ift 
nur indem einen Falle möglih, wenn dieſer Kirche dad Schwert Karl's des Großen zur Seite 
ftebt, und dieſer Fall ift eben nicht der unferige.” Mit andern Worten, das deutſche Volt ift 
völlig mündig und verlangt freiefte Selbftbeftimmung auf diefem Gebiet jo gut wie auf jedem 
andern, 

Die weitere Entwidelung der proteftantifhen Kirhenverfaflung in Preußen hat nun ihren 
Ausgang genommen von der Beflimmung des Art. 12 der Verfaflungsurfunde vom 5. Der. 
1848: „Die evangeliſche und römiſch-katholiſche Kirche ſowie jede andere Religionsgeſellſchaft 
orbnet und vertvaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtändig.“ Darin lag nun fo viel ganz unzweifel: 
haft, daß die oberften Kirhenangelegenheiten hinfort nicht mehr durch einen conftitutionellen 
Minifter verwaltet werben konnten, ber lediglich Staatödiener und der politifhen Landesver— 
tretung verfaflungsmäßig verantwortlid iſt; von einer Selbftändigfeit der Kirche würde dann 
gar feine Rede gemefen fein. Demgemäß wurde bereitö durch die Cabinetsordre vom 26. Ian. 
1849 die oberfte Verwaltung der innern evangelifhen Kirchenſachen einer Abtheilung des geift- 
lien Minifteriums, unabhängig von dem Minifter, übertragen und diefe Behörbe befam nad 
der definitiven Feftftellung der Staatöverfaflung unterm 31. Jan. 1850, in die jener Artikel 
wörtlih übergegangen war (Art. 15), die Bezeihnung Evangelifher Oberfirhenrath. Es 
wurde nun zwar von feiten diefer Behörde verſchiedentlich erflärt, daß damit die Kirchenverfaf: 
jung nicht befhloffen jein, daß vielmehr presbyterial-ſynodale Elemente hinzutreten follten; auch 
iind auf viefem Wege in der That die erften langfamen Schritte wirklich gemacht worden, indem 
gleichzeitig mit der Errichtung des Oberkirchenraths durch Erlaß vom 29. Juni 1850 die 
Örundzüge einer Gemeindeordnung für die ſechs Öftlihen Provinzen publicirt wurden. Indeß 

wenn einerfeitö der Inhalt diefer Beflinnmungen im höchften Grade ungenügend, ja vielfach ge= 
radezu bevenklich mar, fo fehlte ed andererfeit8 an jedem ernfthaften Willen, die Gemeindeorb- 
nung zur Durhführung zu bringen, und abgefehen von der Provinz Preußen, wo diefelbe in= 
folge der Bemühungen des dortigen Gonfiftoriums von der Mehrzahl der Gemeinden alsbald 
angenommen wurde, friftete fie in den übrigen Landestheilen nur ein fehr kümmerliches Da: 
fein, und namentlid. in Bommern und Brandenburg war bie Einführung berfelben, dort an 
dem Widerftande der Patrone und der äußerften hierarchiſchen Partei, hier zum Theil an dem 
Widerftande der Gemeinden und der freiern kirchlichen Richtung völlig gefcheitert. Das Kir: 
henregiment aber hat felten die freie Selbftbeflimmung der Gemeinden fo fehr aufrecht erhal: 
ten wie gerade pamald. Es wurden dann in den Jahren 1855 und 1856, weil tiefgreifende 
Fragen dem Kirchenregiment zur Löſung vorlagen, die daſſelbe einjeitig zu loͤſen ſich nicht ge- 
traute, mit großem Geräufch Vorbereitungen für eine zu berufende Landesfynode veranftaltet, 
ed wurde die fogenannte Montbijou=Gonferenz verfammelt, vorzugsweile aus Anhängern der 
extremften Partei beftehend, an der felbft ein Mann wie Bethmann-Hollweg ſich nicht bethei⸗ 
ligen wollte, meil er die völlige Refultatlofigfeit mit Gewißheit vorausfah. Erſt unter der 
Regierung des Prinz: Regenten kam die kirchliche Berfaffungsentwidelung wieber in Fluß; zwar 
weigerte ih Das neue Minifterium auf das entjchiedenfte, den bisher eingefhlagenen Weg 
überhaupt zu verlaffen, dagegen ſicherte man zu, daß auf demſelben mit größerer Beharrlid- 
feit als bisher das Ziel verfolgt werben ſolle. Demgemäß ift einerfeitö die alljeitige Durchfüh— 
rung der Gemeindeorbnung eifrig betrieben, und es ifl andererfeitd in den Provinzen Preußen, 
Pommern und Pofen das Inftitut der Kreisſynoden eingeführt worben, im ganzen in Überein: 
ſtimmung mit ver entfprehenden Ginriktung in den wefllihen Provinzen, im einzelnen auch 
untereinander vielfach abweichend. 

Man kann nun ganz abjehen von der Langfamfeit, mit der man dieſe Einrichtungen ins 
Leben geführt hat, von dem vielfah unbefrievigenden Charakter verfelben, alles kommt in 
erfter Linie auf die Entſcheidung der Frage an, ob das Kirchenregiment zur Einſchlagung bie: 
ſes Wegs überhaupt befugt geweſen fei, ob nicht die in der Berfaffung gewährte Selbftänvig: 
feit ber Kirche gefordert hätte, fofort eine allgemeine Landesſynode zu berufen. Nun läßt 
Äh gegen die Nothwendigkeit einer conftituirenden Synode allerdings geltend maden, daß 
die in der Berfaffung garantirte Selbftänpigfeit ſich blos auf das Verhältnig der Kirche zum 
Staate bezieht, daß aber damit Üiber die Freiheit oder Unfreiheit der innern Verfaffungszuftände 
nichts entſchieden ſei, bleibe doch die Verfaffung ver katholiſchen Kirche davon unberührt. Das 
war und ift noch jegt der Standpunkt ſowol des Minifteriumd als des Oberkirchenraths. Man 
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bat das oft eine Raumer'ſche Theorie genannt und namentlich Dove hat neuerdings (a. a. D., 
1,181) einen tiefen Unterſchied zwifchen der Auffaflung des Oberfichenraths und des Hrn. 
v. Raumer durchzuführen verfucht; eine Verſchiedenheit in der Auffaffung befteht aber nur in- 
fofern, als der Oberkirchenrath von Zeit zu Zeit an einen weitern Ausbau erinnert und nament⸗ 
lih 1856 in einem Berichte an den König die Herftellung einer fonodalen Vertretung der 
Kirche ald ein unabtweisbares Bedürfniß hingeftellt hat, indem er es für unmöglich erklärte, 
daß der evangeliſchen Kirche fortan in vem Organismus der Amter allein eine hinreichend ftarfe 
Vertretung und Stüße gegeben werben fönne, ſich daher mit Entſchiedenheit für die Herftel- 
lung einer vie Kirche in allen ihren Glievern umfaſſende fpecielle Vertretung ausſprach, wäh— 
vend dagegen v. Naumer bei ber Errichtung des Oberkirchenraths ftehen bleiben wollte und felbft 
in der Gemeindeordnung rin „lebensunfähiges Compromiß mit dem modernen Weltchriften- 
thume“ jab. Indeflen wenn man nun auf die Auffaffungen Rückſicht nimmt, welche bei der 
Abfaflung jenes Artifeld nicht bloß in den Kammern, fondern aud von feiten der Regierung 
und der firdlichen Organe die maßgebenden gewefen find, wenn man auf den Sinn zurüdgebt, 
in welchem vie „Selbſtändigkeit“ damals aufgefaßt wurde, fo kann man diefelbe keineswegs für 
herbeigeführt erachten durch die Einfegung eines felbftändigen Oberkirchenraths, d. h. einer 
Behörde, die vom Könige durchaus abhängig ift, wie jede Staatsbehörbe, die nur den Anfpruch 
erhebt, unabhängig vom Landtage zu fein; das fo aufgefahte und gehanphabte landesherrliche 
Kirhenregiment war in der That das „Altentheil des Abſolutismus“, und bie Ranımern haben 
allerdings ein Recht, wie auf den Vollzug jedes andern Artifeld ver Berfaflung fo aud auf den 
Bollzug diefes zu dringen und die Berufung einer aus Urwahlen hervorgebenden conftituirenden 
Synode zu verlangen ; die confeffionell gemifchten Kanımern üben dadurch feine kirchliche, ſon— 
dern eine politifche Function aus. Man fieht gar nicht ein, weshalb bei jener andern Auffai: 
fung nit fogar der Eultusminifter ganz ruhig fortfahren könnte, die Regierung der Kirche u 
führen, man brauchte zu erflären, daß derfelbe in diefen Angelegenheiten dem Landtage nicht 
verantwortlich fein follte, daß man eine Scheidung zweier Perfonen wie beim Landesherrn fe 
auch bei ihm durchführte Immer ift zu bedauern, daß bei der Revifion der Berfaffunge: 
urkunde der Antrag des Abgeordneten Fubel, fich nicht mit dem Art. 12 zu begnügen, fonbern 
zur Verbürgung einer finngemäßen Auslegung folgenden tranfitoriihen Artikel dazuzufegen: 
„Das landesherrliche Kirchenregiment hat die Uberleitung der evangelifdhen Kirche zu einer 
felbftändigen Verfaffung herbeizuführen, damit fie die ihr im Art. 12 übertwiefenen Rechte 
übernehmen und ausüben könne“, zmar von der Zweiten Kammer angenommten, bei der Ber: 
einbarung mit der Grften Kammer aber wieder aufgegeben wurde. Ob e8 nicht doch richtiger 
gewefen wäre, anftatt die ganze proteftantiiche Kirchenverfaflungsfrage in eine ſolche ſtaats— 
rechtliche Gontroverfe zuzufpigen, auf dem Boden der Kirche eine Agitation zu beginnen und 
auf dieſe Weife das thatſächlich beftehende Kirchenregiment zu einer Umgeftaltung der Berfai: 
fung zu nöthigen; ob man nicht auf dieſe Weife größere Kraft hätte entwideln fönnen, das 
ſcheint mir allerdings wohl zu bedenken, jedenfalls ift man auf jenem andern Wege nidht mei- 
ter gekommen, 

Um ven eigenthümlichen Gang, ven die Entwickelung der proteftantifchen Kirchenverfafſung 
unter dev Regierung Friedrich Wilhelm's IV. genommen bat, vollftändig zu begreifen, iſt es 
nothwendig, auf die ganz eigentbümlichen Anfhauungen aufmerkffam zu machen, welcht ver 
König ſelbſt darüber hegte. Schon am 2. Det. 1845 hatte der König einer Deputation bed 
berliner Magiftrats erklärt: „Die Kirchengewalt ruht auf meiner Krone und erſchwert diefelbe 
jehr; fie legt mir bedenkliche Pflichten auf, fie gibt mir aber unbeftreitbares und unbeftrittenes 
Recht, in die Beftaltung der Kirche einzugreifen, ich thue das aber nicht, ich thue es nicht, weil 
ich einem unwandelbaren Grundfage folge, der ift, die Kirche durch ſich ſelbſt fich geftalten zu 
laſſen.“ Gr weift dann auf das koſtbare Geſchenk des verftorbenen Königs, die Synoden, bin, 
die zwar unter der vorigen Verwaltung des geiftlihen Departements eingefchlafen feien, unter 
dem gegenwärtigen Minifter aber (Eichhorn), der vie Öffentlichkeit und das Licht ebenfo wenig 
ſcheue als der König felbft, neu erweckt und belebt würden; das feien die berechtigten Or: 
gane, bie Forderungen der Kirche auszuſprechen; „follte von venfelben die Anregung auf eine 
Geftaltung der Kirche ausgehen, fo werde ih gern die Hand and Werk legen und den Tag 
fegnen, an weldem ich das Kirchenregiment witroig in die reiten Hände zurüdgeben kann“ 
Es fragte ji dann, was der König unter den „rechten Händen“ verſtand; wir haben darüber 
neuerdings intereffante Aufflärungen erhalten durch zwei Auffäge des Königs, „begonnen zu 
Berlin am Sonntage Oculi, 23. Bebr. 1845, die wenigſtens auszugsweiſe durch Richter 
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in neuefter Zeit veröffentlicht worden find. „Ich gedenke“, fo heißt es darin, „in dieſen 
Blättern meine Überzeugung und Erfenntniß über die Geitaltung der evangeliſchen Kirche nie- 
derzulegen. Ich thue es mit dem ernjten Gefühle, mit welchem man ein Teftament jchreibt, 
denn ih halte dafür, daß die Gedanfen, welde diefe Blätter füllen follen, ein Vermächtniß 
für fommende Geſchlechter werden.“ Es wird nun wiederum in den ftärfften Ausdrücken die 
Verwerflickeit nicht blos des Territorialfyftems, fondern des landesherrlichen Kirchenregiments 
überhaupt behauptet; „beide, Territorialfyiten und landesherrlihes Eyiffopat, find von 
folder Beſchaffenheit an ſich, daß eins allein fhon vollfonmen ausreihend wäre, die Kirche 
zu tödten, wäre fie ſterblich“. Und nun heißt ed weiter: — — ‚Aber fagt man vielleicht 
zu mir: Drückt dich dein oberbifchöfliches Amt fo jehr, warum mwirfft du ed nicht weg? Dem 
diene zur Antwort: Ich fehne mich mit aller Kraft meiner Seele nad dem Augenblide... 
Aber mit dem Wegwerfen iſt's nicht gethan, ja nicht einmal mit vem Machen, Berathen und 
Einführen einer neuen beffern Verfaſſung, ja noch mehr, der gerechte Applaus, die Zuftim: 
mung der Gemeinde, ift nicht ausreichend, mein Gewiflen zu beruhigen — (und diefes Gewiffen 
if ſeht zart in Firhlichen Dingen). — — Id fühle das Verzweifelte der Aufgabe, in baby- 
leniſche Sprachverwirrung hinein ald Sahmalter kirchlicher Ordnung zu reden. Das Gefühl 
bat mir die erften Worte dieſes Auffages eingegeben: Ich halte dafür, daß die Gedanken, welche 
diefe Blätter füllen follen, ein Vermächtniß für fünftige Gefchledhter werden. Dennoch will 
ih getroft in die Spradverwirrung hineinreden. Meine Worte gehören dem Herrn. Er wird 
fe verweben, wenn fie eitel jind, und wenn fie ed nicht find, ihnen gnädig eine Stätte berei- 
ten. Auf die Gefahr hin, für bizarr und parador gehalten zu werben, erkläre ich, dag ich an 
ih nichts gegen Presbyter, nichts gegen Bifhöfe, nichts gegen Gonftftorien habe, — daß ich 
aber entihiedener Feind jeder Presbyterialverfaſſung, jeder Epiffopalverfaffung, jeder Con— 
ühertalerfaffung bin. — Warum? weil ih allein Heil ſehe in Kirhenverfaflung. Ja: Kir: 
hen. Das ift das Cine, was der Kirche noth thut, damit fie Kirche werde, fei und bleibe. 
Ja: Kithen. Das ift mein lautflehender Ruf an die Kirche der Evangelii in Deutſchland, 
die ihrer entbehtt. — Das ift mein Lofungswort, der Brennpunft deſſen, was ich zu fagen 
babe, das iſt die Lebensbedingung der Kirche.‘ (Richter, „König Friedrich Wilhelm IV. 
und die- Berfaffung der evangelifhen Kirche”, Berlin 1861.) Etwas deutlicher tritt viel: 
leiht das Verfaſſungsideal des Königs aus den Worten entgegen, die er 1846 beim Em: 
pfange der Generalſynode ſprach: „Bleiben Sie nicht innerhalb der engen Schranfen unjers 
Landes, ja unferd Bekenntniffes flehen. Erheben Sie den Blick über diefe engen Grenzen 
hinaus auf die geſammte Kriftliche Kirche auf Erden, auf ihren Urſprung, ihre Geſchichte, auf 
die Mitwelt, die Zukunft, erwägen Sie die gegenwärtige Zeit der Kirche. Die Kirchengeſchichte 
lehrt ung, daß die Ausübung. des göttlichen Berufs jahrhundertelang in böfen Stillftand ge: 
rathen ift; vernehmen Sie darum den Ruf an und, dag wir und in apoftolifher Kraft erheben 
und geftalten, um unfere Mifiton erfüllen zu können.“ Auch in der andertfalbflündigen un: 
unterbrochenen Mede, welde ver König am 1. März 1853 vor dem Minijter der geiftlihen An— 
gelegenheiten und den Oberfirchenrath bielt, gelangt die Sache für unfer Verftändnig noch 
nit zum Abſchluß; der König erflärte damals: „Ich bin nicht berufen, mit weltliger Hand 
in bie Geftaltung ver Kirche einzugreifen. Was id über die Sache gedacht, habe ih früher 
einmal aufgezeichnet; manche der Anweſenden kennen dieſe Aufſätze. Ich gebe fle in den Ein: 
zelbeiten söllig preis; aber den Geift derſelben laffe ich nicht. Ich Habe die Sache unter Gebet 
und leben verfolgt. Ich wiederhole es, Gott ift mein Zeuge, daß ich niemand meine Über: 
zeugung auforingen will. Aber wein ein Menſch, in dem eine ſolche Überzeugung zur Gewiß⸗ 
beit geworden iſt, num gerade König iſt, kann er etwas dawider thun?“ Ziemlich klar endlich iſt 
die Anſicht des Königs ausgeſprochen in der Cabinetsordre vom 10. Juni 1853 in Bezug auf 
die Revifton der rheinifch: weftfälifchen Kirhenorpnung: „So gewiß das evangelifche Be: 
kenntniß der Träger unferd Heils ift, weil in ihm das Wort ded Herrn und die apoſtoliſche 
Lehre im ihrer urſprünglichen Lauterkeit wiederhergeſtellt werden: fo gewiß erkenne ich allein in 
ven apoftglifchen Anorenungen fir die äußere Geftalt dev Kirche und im der lautern evange: 
liſchen Kirche (als äußerliher und hiſtoriſcher Erſcheinung) das einige, aber gewiſſe Mittel, die 
Kräfte zu entfalten, die Aufgaben zu erfüllen, die ihr auch für diefe Welt von ihrem Herrn und 
König anvertraut find; mit Einem Worte: ich erfenne in dem Gehorſam gegen die Anord⸗ 
nungen der Urkirche «die Vollendung der Reformation». Ich ſpreche dies Bekenntniß feierlich 
und furchtlos aus, indem ich die große Gefahr ins Auge faſſe, welche bei der Zerfahrenheit der 
Staats⸗Lexikon. IX. 14 
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kirchlichen Begriffe aus dem abſichtsvollen und abjihtslofen Miöverftehen dieſes meines Be— 
£enntniffes für mich hervorgehen fann und hervorgehen wird. Was mein Verhältnig zur 
evangelifhen Landeskirche und zu ihren Organen, den Conſiſtorien betrifft, fo Habe ich bereits 
vor Jahren meinen Entſchluß Öffentlih ausgefproden: meine ererbte Stellung und Autorität 
alfein in bie rechten Hände nieberlegen zu wollen. Dieje «rechten Hände» find aber «apoftolifch ge= 
ftaltete Kirchen » geringen, überſichtlichen Umfangs, in deren jeder dad Leben, die Ordnungen 
und die Ämter der allgemeinen Kirche ded Herrn auf Erden, wie in einer Eleinen Welt und für 
diefelbe thätig find; es find kurz gefagt die felbftändigen zeugungsfähigen Schöpfungen, mit 
melden ald mit lebendigen Steinen die Apoftel des Herrn den Bau feiner fihtbaren Kirche be— 
gannen und ihr im Feuer der Verfolgung den Sieg bereiteten. Dieje «Kirchen» find die «reiten 
Hände», in die ih allein meine Kirhengemwalt, die mich ſchwer drückt, frohlodend niederlegen 
werde.” Zugleich wurde übrigens in biefer Cabinetsordre der Gefihtöpunft geltend gemacht, 
daß das Streben der Kirche nach Emancipation vom Staate und nach fefterer Geftaltung etwas 
franfhaft Erregtes habe, und daß der König ven Verſuch, der Kirche durch Verfaffungen Helfen 
zu wollen, für einen falfhen und verberbligen halte, denn Verfaffungen fönnten nur dann 
unſchädlich fein, wenn diefelben der Ausdruck beveit# vorhandener begründeter und ausgebil— 
deter Zuftände ſeien; er Spricht fich misbilligend darüber aus, die göttlihe Schöpfung der Kirche 
durch Menſchenwerk und Eonftitutionen zu flügen. Es leuchtet freilih ein, daß durch foldye 
Berfaffungsideale, die von der Möglichkeit der Durchführung fo himmelmeit entfernt waren, 
eine erträgliche Ordnung der wirflihen Verhältniffe ebenjo erſchwert wurde, wie durch die 
eigenthümlichen politifhen Theorien des Königs die politiihe Entwidelung erſchwert und ge: 
hemmt worden iſt. 

Hinſichtlich des Übrigen müffen wir ung fürzer faflen. 

Mas zunächſt Baiern betrifft, jo wurbe bereits bei Gelegenheit der Emanation der Verfaſ— 
fungsurfunde durch das Edict vom 26. Mai 1818 „über die innern Eirhlichen Angelegenheiten 
der proteftantifchen Gefammtgemeinde in dem Königreich“ verorbnet, daß die oberſte Kirchen: 
gewalt künftig durch ein felbftändiges Oberconfiftorium ausgeübt werben follte, wobei fich der 
König eigentlidy nur das jus circa sacra vorbehielt, wenigftend wurde zu wiederholten malen 
erklärt, daß der König in den innern Angelegenheiten der Proteftanten ohne Mitwirfung des 
Oberconfiftoriumd niemals eine Veränderung vornehmen oder vorzunehmen geftatten werde. Es 
wurbe ferner beflimmt, daß drei Conflftorien, zu Ansbach, Baireuth und für die Rheinlande 
zu Speier, errichtet werben follten, ſowie daß die bißherige Berfaflung der Diftrictödefanate bei= 
zubehalten fei. Endlich daß zur Handhabung der Kirhenverfaflung am Defanatsfige jährlich 
eine Didcefanfonode und dann alle vier Jahre eine allgemeine Synode unter der Leitung eined 
Mitgliedes des Oberconfiftoriumsd zur Berathung über innere Kirhenangelegenheiten in Ge— 
genwart eines königlichen Commiſſars gehalten werden ſollte. Danach war alfo von Predby: 
terien gar feine Rebe, hinſichtlich der Synoden war nichts über deren Organifation beftimmt, 
die fogenannte allgemeine Synode führt diefe Bezeihnung nur mit Unrecht, es waren in That 
und Wahrheit nur Provinzialfonoden. Bon diefer Grundlage aus geftaltete fih nun die wei: 
tere Entwidelung ganz verfdieden in dem Bezirke des Conſiſtoriums in Speier, dem jen: 
feitigen Baiern, der rheinifchen Pfalz und in den Bezirken der Eonfiftorien von Ansbach und 
Baireuth, dem fogenannten dieffeitigen Baiern. In der Pfalz nämlih wurde noch 1818 vie 
Union eingeführt und in der Uniondurfunde vom 10. Oct. 1818 durch die damals ſtattgefun— 
dene Oeneraljynode eine Vertretung der Kirche in drei Abflufungen ind Leben geführt. Es 
jollten danach zunächſt in jeder @emeinde unter dem Vorſitze ded Pfarrerd Preöbyterien beftehen, 
welde ih unter Mitwirkung der Gonfiftorien jelbft ergängten; über denfelben follten ſich bie 
Didcefanfynoden, beftehend aus fämmtlihen Geifllihen des Bezirks und halb foviel Welt: 
lichen, erheben; die Wahl der Iegtern dur Zufanımenmwirfen der Predbyterien und Gonfifto: 
rien geſchehen; endlich die Generalfynode der Pfalz follte aus den ſämmtlichen Defanen und 
einem geiftlihen und weltlichen Mitgliebe jeder Diöcefanfynode zufammengefegt werben, ſodaß 
alfo aud Hier die Geiftlihen die doppelte Anzahl bildeten. Die Bewegungen des Jahres 1848 
führten dann mehrfache Veränderungen herbei; es wurde zunächſt durch föniglihe Entſchlie— 
fung vom 11. Mai 1849 die Trennung des Gonüiftorialbezirfs Speier von dem Wirkungs— 
freife des proteftantifchen Oberconfiftoriums in Münden ausgeſprochen und beftimmt, dag 
das proteftantifche Conſiſtorium zu Speier hinfort für die vereinigte proteftantifche Kirche der 
Pfalz das oberfte Epiifopat auszuüben habe. Es wurden dann ferner durd dad Mahlgefeg 
von demfelben Tage die frühern Beflimmungen dahin abgeändert, daß in Zufunft die Wahl 
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ter Preöbyterien ganz frei von der Gemeinde geſchehen folle, daß ferner die Bezirksſynoden 
zwar von den Preöbyterien, aber nah Maßgabe der Volkszahl zu wählen feien, indem jedes 
Preöbgterium des Defanats in Kirchengemeinden bis zu 1000 Seelen ein Mitglied zur Be- 
zirföfonode, im ſolchen bis zu 2000 zwei Mitglieder und fo fort für jedes Taufend Seelen 
ein Mitglied mehr wählen jollte, wodurch alſo ein Übergewicht der weltlichen über die geift: 
lien Mitglieder id) ergab, und dag endlich auf der von den Bezirksſynoden zu wählenden Ge— 
neralignode dad Stimmenverhältnig von Weltlihen und Geiftlihen gleich fein jollte, indem 
jede Bezirksſynode für je 15000 Seelen ein geiftlihes und ein weltliches Mitglied zu wählen 
hat, wobei jedoch ſchon 7800 Seelen für voll gezählt werben follten. Am 16. Juli 1849 
follten die nach diefem Gejege im Mai und Juni jenes Jahres gewählten Synoden zufammen- 
treten ; ein folder Zujammentritt ift aber niemals erfolgt; vielmehr wurden nad) Ablauf der für 
die Synoden feftgejegten dreijährigen Wahlperiode im Jahre 1853 Neuwahlen, aber wiederum 
auf Grund ded Wahlgejegeö von 1849, vorgefchrieben. Gegen dieſes Wahlgefeg hatten ſich 
ihon 1850 13 evangeliſch-theologiſche Facultäten erklärt, nur Sena und Gießen hatten ihre 
Gutachten ſtillſchweigend oder ausdrücklich verweigert; der Generalfynode von 1853 wurde nun 
auch eine neue Wahlordnung vorgelegt, danach jollte Hinfichtlidy des Presbyteriums dieſes drei 
Candidaten vorfchlagen, von denen die Gemeinde einen wählt, hinſichtlich der Didcefan- und 
Generalſynode dagegen wurde auf die Vereinigungdurfunde von 1818 zurüdgegangen; bie 
Generalſynode ging nun zwar binjihtli der Presbyterien noch weiter wie der Entwurf, indem 
wie nad der Uniondurfunde die Auswahl aus den dreien wieder ganz den Eonfiftorien zuftehen 
ſollie; hinfichtlich der Generalſynode ging man in Übereinftimmung mit der Vorlage auf die 
Befimmungen des Jahres 1818 zurüd, und hinfihtlich der Diöcefanfynoden wurde verlangt, 
dag die Zabl der weltlichen Mitglieder der Zahl der Pfarrgemeinden gleich jein folle, woraus 
Rb eine ungefähre Gleichheit unter den geiftlichen und weltlichen Mitglievern ergab; übrigens 
jollten Vie Wahlen der Diöceſanſynoden zur Generalfynode nur in ver Weife gefhehen, daß von 
drei dur die Diöceſanſynode Vorgeſchlagenen das Conſiſtorium einen ausmählte. In der 
koͤniglichen Catſchließung vom 8. Dec. 1853 wurde nun der neuen Wahlordnung „in der Faſ— 
fung des anruhenden Exemplars derſelben“ Pie Sanction ertheilt; in diefem anruhenden 
Eremplar war man jedod auch Hinfichtlich der Didcefanfynode ganz auf den Standpunft von 
1818 zurüdgegangen, hatte alfo die desfallſigen Befchlüffe ver Generalfynode ignorirt. Den: 
gemäß war die auf Grund dieſes Wahlgefeged zufammentretende Generalſynode von 1857 
ungejegmäßig; dennoch beſchloß diefelbe ein neues orthodoxes Geſangbuch, ja das Eonfiftorium 
machte von der ihm zugeflandenen Befugniß weiterer Abänderungen und Zufäge einen jehr 
ausgedehnten Gebrauch. Dagegen erhob jih nun aber von jeiten der proteftantifchen Bevöl- 
ferung eine Agitation, die nit nur ihren nächften Zweck, Zurüdweifung des Geſangbuchs, 
erreichte, jondern auch noch meiter bahin führte, daß durch fönigliche Entſchließung vom 29. Jan. 
1860 dem die Diöcefanfonoden betreffenden Abichnitt ver Wahlorpnung von 1853 die Geneh: 
migung ertheilt wurde. Eine jehr zahlreich befuchte Verfammlung, die am 22. April 1860 zu 
Kaiferdlautern gehalten wurde, verlangte dann die Anerkennung ver Wahlorbnung von 1848; 
in der Antwort der Regierung vom 8. Jan. 1861 wurde aber nur die Bitte, eine außerorbent: 
lie Generalſynode zu berufen, gewährt, am 24. Febr. 1861 wurde biefelbe eröffnet, der ihr 
vorgelegte Entwurf zur Wahlordnung jedoch abgelehnt. Erſt auf der außerordentlihen Gene— 
ralfynode vom April 1862 ift eine Übereinftimmung in den wejentlihen Bunften erreiht wor: 
den; danach follen die Preöbyterien aus dem Pfarrer und vier bis zwölf Mitgliedern, je nad 
der Seelenzahl der Gemeinde beftehen, fie werden alle ſechs Jahre zur Hälfte erneuert, doch ift 
ſtets Wiederwahl der Austretenden geftattet, das Wahlcollegium befteht aus dem Preöbyterium 
und aus fünfmal foviel anderweiten Mitgliedern, als die Gemeinde Preöbyter zählt, dieſe leg: 
term werben von ben fünfundzwanzigjährigen Gemeindeglievern erwählt; auf den Diöcefan- 
und der Generaliynode foll die Anzahl der geiftlihen und weltlichen Mitglieder glei jein. 

In dieffeitigen Baiern war die Einführung der Kirhenvorftände von dem Obercon— 
fflorium und der Generalfynode 28 Jahre refultatlos betrieben worden, namentlid rief ein 
Entwurf im Jahre 1822, der auf eine energifche Kirchenzucht dur Die Kirchenvorſtände 
gerichtet war, eine lebhafte Bewegung hervor; dagegen waren Didcefan- und General: 
Imoden auf Grundlage des Edicts von 1818 allerdings ind Leben getreten und zwar foll: 
ten die erftern aus Pfarrern, Viraren und Gandivaten beftehen, vie legtern nad den Beſtim— 
mungen vom Jahre 1823 fo zufammengejegt fein, daß auf je jechd ——— des geift: 
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lihen Standes ein weltliher fomme, der von den Gonfiftorien ernannt wurde; doch wurde 
1836 die Zahl der weltlihen Mitglieder auf die Hälfte der geiftlichen erhöht. Das Jahr 
1848 rief dann bedeutende limgeftaltungen hervor. Es murde zunächſt durch das Gefeg 
von 4. Juni 1848 verfügt, daß die allgemeinen Synoden der Gonfiftorialbezirfe Ansbach 
und Baireuth auf Antrag des Oberconiiftoriums mit fönigliher Genehmigung in eine unge: 
trennte, an einem geeigneten Orte in einem diefer Bezirke abzuhaltende Berfammlung vereinigt 
werden fönnten. Durch Verordnung vom 18. Oct. deffelben Jahres wurde dann weiter feft: 
gefeßt, daß ſowol auf den Didcefan= wie aufden Generalfynoden Stimmengleihheit zwiſchen 
weltlichen und geiftlihen Mitgliedern ftattfinden follte. Endlich wurde durch königliche Entichlie: 
Bung vom 7. Det. 1850 auf Antrag der Generalſynode die Einführung von Kirhenvorftänden 
in der Weife, daß diefelben aus ſämmtlichen an der betreffenden Kirche angeftellten Geiftlichen 
und aus einer Anzahl von der Gemeinde gewählter weltliher Kirhengemeindentitglieder von 
vier bis zwölf beſtehen follen, verfügt. Hinſichtlich der Diöeeſanſynoden wurden jene Beftimmun- 
gen durch die Diöceſanſynodalordnung von 30. Aug. 1851 mweiter audgeführt, dagegen ift für 
die Generalfynoden unterm 31. Juli 1851 eine neue Wahlordnung erlaffen, wonad die Zahl 
der Laien wieder auf die Hälfte der geiftlichen Abgeorbneten zurüdgeführt, aud das vor 1848 
beitandene landesherrliche Beſtätigungsrecht wiederhergeftellt ift. Die Generalionode von 1853 
beſchloß die befannten Maßregeln in Bezug auf Liturgie und Kirhenzudt, wodurd eine nad: 
baltige Bewegung unter den Proteftanten Baierns und namentlid die nürnberger Beſchwerde 
von 5. Nov. 1856 hervorgerufen wurde; die Bewegung trug im ganzen den Sieg davon, wie 
aus der königlichen Entſchließung vom 27. Nov. 1856 hervorgeht; nur zu einer Neubildung 
der Generalſynode Fam ed nicht, obgleich die Generalfunode felbft darauf fhon früber ange: 
tragen hatte, die königliche Entſchließung von 7. Jan. 1856 hatte ſich entſchieden dagegen aus— 
geſprochen. 

Auch im Großherzogthum Baden hing die Einführung presbyterial-ſynodaler Elemente in 
die Kirchenverfaſſung mit der Union zuſammen, indem dieſe Elemente in den pfälziſchen Landes— 
theilen, die überwiegend reformirt waren, ſich in einer, wenn auch nicht ſehr lebendigen Wirk— 
ſamkeit erhalten hatten. Durch die Generalſyſkdde von 1821 wurde nun verordnet, daß die 
Grundlage ver Verfaſſung freigewählte Presbyterien bilden follten, über denen Specialivnoden 
fih erheben follten, die alle drei Jahre fih zu verfanmeln hätten, und. aus den ſämuitlichen 
Pfarrern der Diöceje nebft einer auf die Hälfte der geiftlichen Mitglieder ſich belaufenden Zabl 
von Deputirten der Kirhenvorjtände gebildet werden follten; ihren Abſchluß endlich ſollte dieje 
Verfaſſung in der Generalſynode finden, wozu je zwei Didcejen einen geiftlihen Abgeordne— 
ten, und Wahlmänner aus den Kirhengemeinderäthen von je vier Didcefen einen weltlichen 
Abgeordneten, welder Mitglied eined Kirchengemeinderaths jein muß, zu wählen hätten; dazu 
famen noch zwei geiftlihe und zwei weltliche Mitglieder der evangeliſchen Kirhenminifterials 
bebörde, ein vom Großherzog ernanntes Mitglied der theologiichen Facultät zu Heidelberg 
und ein landedherrlicher Gommiffar ald Präfivent; die Generalfynode verjanmelte ſich ord— 
nungsmäßig alle fieben Jahre. Als nun 1855 diefe fo zufammengefegte Generalinnode 
ſehr tiefgehende Veränderungen namentlich hinfihtlih des Cultus beſchloß und eine neue 
Gottesdienftorbnung , das jogenannte Kirchenbuch, erlaffen wurde, aber auch eine Reviſion 
der Kirchenverfaſſung befhloffen und ſchon jegt Gooptation der Kirchenälteſten eingeführt 
wurde, da erhob fich eine Oppofition, die ſich bald nicht bloß gegen diefe Maßnahmen, jondern 
gegen den Organismus der Kirhenregierung felbft richtete. Indem diefe Bewegung mit der 
andern, durh das Goncordat bervorgerufenen ſich kreuzte und dadurch auch eine veränderte 
Stellung von Staat und Kirche nothwendig wurde, fo fam ed nun unter Anregung der dur: 
lacher Berfammlungen zu der neuen badiſchen Kirdhenverfaffung vom 29. Juni 1861, vie 
allerdings einen bedeutenden Fortſchritt auf ver Bahn diejer Entwidelung bezeichnet. Diefelbe 
befindet ſich allerdings nad den Grundzügen vielfach in Ubereinftimmung mit der rheinifch- 
weftfälifhen und der noch zu erwähnenden revidirten oldenburgifchen Kirchenverfaſſung, doc 
jind ald empfehlenswertbe Eigenthümlichkeiten der neuen badifchen Gejeggebung namentlich 
folgende drei Hervorzußeben, zunächſt daß doch wenigftens ein ernfthafter Anfang damit ge: 
macht ijt, den Gemeinden einen activen Antheil an der Prarrwahl zu fihern, denn abgefeben 
von Patronatsrechten, die vorläufig beibehalten werben, foll ver Oberfirhenrath jedesmal 
drei Bewerber bezeichnen, von denen die Kirchengemeindeverfanmlung einen wählt, der dem 
Großherzog präfentirt und von ihm zum Pfarrer ernannt wird; fodann daß die pafiive 
Wahlfähigfeit an Feine erfchwerenden Onaliftcationen geknüpft wird, und endlich daß die 
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Wählbarkeit ver weltlichen Mitglieder der Generalfynode ſich nicht auf den Kreis der Kir— 
Genälteften beihränft. Dagegen muß doch auch anvdererjeitd ausgeiprohen werben, daß felbft 
die neue badiſche Kirchenverfaſſung längft nicht alle Anſprüche erfüllt, die im Hinblick auf die 
oberften Grundſätze des Proteſtantismus und die Bebürfniffe unferer Zeit binfichtlich einer Kir: 
Genverfaffuug erhoben werden müſſen; es ift von unfhägbarem Werthe, daß fie erlaffen wor: 
den ift, denn der Fortſchritt geſchieht num einmal nur fchrittweife, aber nichts wäre ſchlimmer, 
ald wenn man ſich vonden Richtjeiten dieſer Kirchenordnung wollte captiviren lajlen und fid dem 
Glauben hingeben, daß hier bereits das proteftantijche Berfaflungsideal zu einem völlig adäqua⸗— 
ten Ausdruck gebracht jei. Vielmehr müſſen namentlich folgende Punkte hervorgehoben werben, 
Binätlih derem die neue badische Kirhenverfaffung einer Verbeflerung dringend bevürftig ift. 
Zunähft darf die auch hier noch feftgehaltene Unterſcheidung des geiftlihen und weltlichen Stan— 
deö namentlich in Bezug auf die Gompofition der Generalſynode heutzutage bei kirchlichen Dr: 
ganifationen nirgends mehr maßgebend jein; und wenn man in Baden fogar die abgefonderte 
Wahl der geiftlichen und weltlichen Mitglieder durch die fogenannten Standesgenoſſen beibehal- 
ten hat, fo kann man ſich nicht ftarf genug dagegen audjprehen. Sodann mühte das Ge: 
meindeprincip ftärfer zur Anerfennung gebracht werben, als das bier geichehen ift, denn es 
mag die kirchliche Centralgewalt noch fo freifinnig organifirt fein, nimmermehr fteht derfelben 
ein Reht zu, Die Gemeinden wider ihren Willen zur Annahme neuer Einrichtungen zu zwin— 
gen. Enplih muß das landesherrliche Kirchenregiment befeitigt werben, und es dürfte um fo 
mehr zu bedauern fein, dag man die hier gebotene Gelegenheit zu einem Verſuche diejer Art 
nicht benugt bat, ald der Großherzog von Baden nach allem, was er gethan, ſich als einen 
Dann bewieſen hat, „der ſich auch in diefen Stücken der reinen Erfenntniß wol nicht verſchloſſen 
hätte, wenn fie ihm von den berufenen Trägern der Erfenntniß mit Energie entgegengebracht 
werten wäre‘, Man lafje jih doch durch Schlagwörter wie „kirchlicher Republikanismus“ 
nicht irre machen; es ifi neuerdings ganz richtig bemierft worden, „der Quftav: Adolf: Verein ift 
in ausgedehnteſter Weiſe demokratiſch organijirt und es fällt einem freien evangelifchen Chri— 
ften ein, daran Anftoß zu nehmen, vielmehr erblicken viele darin ein naturwüchſiges Urbild für 
eine gejunde evangeliſche Kirhenverfaflung.‘ 

Ganz eigenthuͤmlich geftalteten ji die Verhältniffe in Oldenburg; bis zum Jahre 1849 
übte hier der Landesherr die Kirhengewalt ohne jede Beſchränkung, von einer Berechtigung 
oder Drganifation der Gemeinden war feine Rede, alle Pfarrftellen z. B. wurden durch den 
Großherzog bejegt. In Verfolg des in Oldenburg publicirten Reichsgeſetzes, betreffend bie 
Örundrehte des deutihen Volks vom 27. Dec. 1848, $. 17, wo es heißt: „Jede Religions: 
geiellihaft orbnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbftändig‘‘, erſchien unterm 31. Jan. 
1849 eine Verordnung, wonad zur Berathung und zur Beſchlußnahme über die künftige Ver: 
faſſung der ewangelifhen Kirche im Herzogthum Oldenburg eine Synode aus diefen Landes: 
theilen, beſtehend aus 14 Geiftlihen und 24 weltlichen Abgeordneten, jene von der Geiftlichkeit, 
diele von der Gemeinde zu wählen, berufen werben follte. Dieſelbe trat am 30. April 1849 
in Oldenburg zufammen und brachte nach mehrmonatlien, jehr intereſſanten Verhandlungen 
(„Verhandlungen der Synode zur Berathung und Beihlußnahme über die Verfaſſung der olden— 
burgiihen evangeliihen Kirche‘, Divenburg 1849) das Kirchengeſetz zu Stande, welches durch 
eine Bekanntmachung — nicht mehr ded Großherzogs, jondern des Oberkirchenraths, unterm 
15. Aug. 1849 in einem eigenen Gejeg = und Verordnungsblatt für die evangeliiche Kirche des 
Großherzogthums Oldenburg befannt gemacht wurde. Die intereffanteften Beftimmungen diefer 
oldenburgiihen Kirchenordnung find mit deren eigenen Worten folgende: Die oldenburgiſche 
Kirche duldet keine Bejhränfung der Glaubens: und Gewiflensfreiheit weder durch Befennt: 
nißſchriften noch durch Firliche Anordnungen und Einrihtungen. Der Wohnfig innerhalb 
red Piarriprengeld begründet für jeden evangeliichen Ehriften die Einpfarrung und damit die 
Theilnahme an den Rechten und Pflichten eines Gemeindegenoffen. Die Pfarrgemeinde übt 
ihre Beiugnifle dureh Gemeinvdeverfammlungen, durch den Kirchenausſchuß, wo ein ſolcher ein— 
geführt ift, und durch den Kirhenrath (dad Preöbyterium). Die Gemeindeverfammlungen find 
allgemeine und engere. Die allgemeine Gemeindeverfammlung wird aus allen Männern der 
Varrgemeinde gebilvet, melde das Alter ver gejeglihen Volljährigkeit erreicht Haben oder für 
schljährig erklärt ind. Wo Kichenumlagen flattfinden,, wird eine engere Gemeindeverjanms 
lung aus denjenigen Mitgliedern der allgemeinen Gemeinveverfammlung gebiltet, melde zu 
Kirhenumlagen beizutragen verpflichtet find; diejer liegt die Beſchlußfaſſung über finanzielle 
Angelegenheiten ob; vie Gemeindeverſammlung kann diefelbe durch einen Ausſchuß beſorgen 
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laffen; ein Mitgliev des Kirchenraths eröffnet die Verſammlungen und leitet die Wahl des 
Borfigenden. Der Kirhenrath befteht aus dem oder den dad Pfarramt verwaltenden Geiftlichen 
und mehreren zu Kirhenälteften gewählten Gemeinvegenoffen, deren Zahl nad) ver Größe der 
Gemeinde drei bis funfzehn beträgt, auch durch Beſchluß der Gemeindeverfammlung nod darüber 
hinaus erhöht werden kann, und die von der allgemeinen Gemeindeverfammlung auf vier Jahre 
gewählt werben, ſodaß alle zwei Jahre die Hälfte austritt. Dem Kirchenrathe fleht die Leitung 
und Vertretung der Pfarrgemeinde in allen Beziehungen zu; der Kirchenrath wählt aus feiner 
Mitte feinen Vorfigenden und deſſen Stellvertreter jedesmal auf ein Jahr. Es mochte dies die 
einzige Kirchenordnung fein, wo nicht der Pfarrer als folder ven Borfig führte. Die Gefanmt: 
heit der Pfarrgemeinden bildet die Landesgemeinde, welche durd die Landesſynode vertreten 
wird. Zwiſchenſtufen gibt ed alfo nicht und auch in diefer Hinficht fteht die oldenburgifche Kir: 
chenverfaſſung von 1849 einzig da; ed wird nur vorbehalten, daß Kreißgemeinden und Kreis— 
fonoden durd die Gefeßgebung eingeführt werden Fünnen. Die Landesfonode wird aus 
22 Abgeoroneten gebilpet, von diefen 7 geiftlich, 14 weltlih, umd einer nah Wahl der Kreife 
Vechta und Kloppenburg geiftlich oder weltlih. Stimmberechtigt ift jedes Mitglied der allge= 
meinen Gemeindeverfammlung, wählbar zu mweltlihen Abgeorbneten find alle weltlichen Mit- 
glieder der evangelifhen Kirche ded Landes, wählbar zu geiftlihen Abgeorbneten alle ordi= 
nirten Geiftlichen ; die Abgeordneten fönnen aus dem ganzen Herzogthum gewählt werden. Für 
die Vertretung im Amte hat der Oberfirhenrath zu forgen; die etwaigen baaren Koften vieler 
Vertretung trägt die Centralkirchenkaſſe. Für jede orbentlihe Synode wird eine neue Wahl 
fämmtliher Abgeordneter vorgenommen, ordentlihe Synoden finden jährlich ftatt, bei ihrer 
Berufung ift darauf zu fehen, daß die Berfammlungen mit denen des Landtags nicht zufammen- 
fallen; die Einberufung der Synode gefhieht durch den Oberkirchenrath; jeder Abgeordnete bat 
folgende Verfiherung abzugeben : „Ich gelobe, bei meinem Antrage und Abflimmung nad) beftem 
Wiſſen und Gewiffen dad Wohl der evangelifhen Kirche des Landes treulich zu beachten“; vie 
Normen über Gefhäftdorbnung u. |. w. jind ganz den in weltlihen Verfammlungen gelten- 
den nachgebildet. Die Synode hat die oberfte Gewalt in kirchlichen Dingen, ein landesherr— 
liches Kirhenregiment befteht nicht weiter, der Oberfirdenrath ift nur ein Mandatar der Sy: 
node, von diejer gewählt, das juriftifche Mitglied auf Lebengzeit, das theologifche und andere 
weltliche Mitglieder auf ſechs Jahre, die beiden auferorventlihen Mitglieder, ein geiftlihed und 
ein weltliches, die nur an gewiſſen Gefchäften theilnehmen und nicht am Site des Oberkirchen- 

raths wohnhaft zu fein brauchen, auf vier Jahre; der Oberfirhenrath wählt aus feiner Mitte 

einen Borfigenden, diefe Wahl mird jedesmal ſechs Monate nachdem ein neued Mitglied einge: 
treten ift, wiederholt. Der Oberkirchenrath hat ein beſchränktes ſuspenſives Veto, er ift ermäch⸗ 
tigt, Verfügungen, weldhe feine regelmäßige Zuftändigfeit überfchreiten, zu treffen, wenn die: 
jelben durch die Imftände fo dringend geboten find, daß fie die vorgängige Berufung einer 
außerorbentlichen Synode nicht geftatten; er hat in ſolchen Fällen die Verpflihtung, vor der 
nächſten ordentlichen oder außero rdentlichen Synode die Dringlihfeit und Zweckmäßigkeit der 
Verfügung zu rechtfertigen ; wenn bie Synodeihre Zuſtimmung verweigert, fo ift vie Verfügung, 
joweit es noch geſchehen kann, fofort wieder aufzuheben. Der Oberfirhenrath hat jeder ordent- 
lihen Synode einen umfaſſenden Rechenſchaftsbericht, einen Voranſchlag für die Gentralfafle, 
die Entwürfe der nothwendigen Gefege vorzulegen. Der Oberkirdenrath ift ver Synode ver: 
antwortlich; findet viefelbe Grund, gegen ihn einzufchreiten, und wird der Beſchluß in einer 
wenigftend acht Tage fpäter abgehaltenen Sigung wiederholt, fo wird die Sade, falls eine 
Verſtändigung nicht zu erreichen ift, vor ein Schiedsgericht gebracht, welches aus acht, von 
jedem Theile zur Hälfte, und drei durch diefe acht gewählten Schiedsrihtern beſteht. Das 
Schiedsgericht erkennt nad Umſtänden auf Verweis, Geldſtrafe, Schabenerfag, Dienftentlaf- 
jung. Den Entfheidungen dieſes Gerichts haben ſich die Betheiligten ohne weitere Berufung 
zu unterwerfen. 

Diefe Kirhenverfaflung ift drei Jahre hindurch in Geltung geweſen und hat nad dem Zeug: 
niß eines jehr confervativen Mannes während dieſer Zeit „unleugbar fegensreih gewirkt‘. 
„Ein neues, bis dahin unbekanntes Leben““, fagt Hr. v. Wedderkop, „hat fi zu regen be- 
gonnen, das Interefle an kirchlichen Dingen ift erwacht, man hat die hohe Bedeutung der Kirche 
erkannt. Der Herr ift fihtbarlich mit und gewefen. Und ein unverfennbarer Haud feines Hei - 
tigen Gelſtes geht Gelebend und geftaltend durch unfere Kirche.” Es feien, bezeugt berfelbe fer- 
ner, die trefflihften Männer in ven Oberfirdenratb berufen, die Wahl der 450 Alteften in 
den Gemeinden fei trog der damals "vorhandenen politifchen Spaltungen und Barteiungen — 
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wenige Misgriffe abgerechnet — über alles Grwarten gut ausgefallen. Dennoch machten ſich 
immer lauter Stimmen geltend, welche behaupteten, daß dieſe Verfaffung „ganz und gar auf 
vie Grundfäge von Jean Jacques Rouffeau und Levru:Rollin gebaut fei', und fo wenig die 
oldenburgiſche Regierung mit folgen Stimmen iventificirt werden darf, fo hatte eine Reaction 
auf dem politiihen Gebiete doch die Folge, daß, fteilih auf verfaffungsmäßigem Wege, eine 
Revifion der Kirhenverfaffung durchgeſetzt wurde; ed entfland ein neues kirchliches Verfaj- 
\ungsgefeg unterm 11. April 1853, in weldem die epochemachenden Sapungen des frühern 
Gefeged befeitigt find, und welches weſentlich der rheinifch-weftfälifchen Kirchenordnung nad: 
gebileet war, der neuen badiſchen zu Grunde gelegen hat. Es muß indeß der Blic der Zeit: 
genoffen von ber revidirten oldenburgiſchen Kirchenverfaffung des Jahres 1853 auf die ur- 
ſptüngliche oldenburgiſche Kirhenverfaflung ded Jahres 1849 hingelenkt werden; nirgends 
iind bisher in gleihem Maße die Inftitute des proteftantifchen Verfaſſungsrechts und die Be— 
dürfniffe der gegenwärtigen Zeit zur Erfüllung gebracht. 

Werfen wir endlich noch einen Bli auf Ofterreich, jo beruhte bier die ganze Exiften; und 
die Berfaffung der proteftantifchen Kirche auf dem Joſephiniſchen Toleranzedict; und zwar war 
demgemäß die oberfle evangelifche Kirchengewalt mit der Staatsgewalt verbunden; zur regel: 
mäßigen Ausübung derfelben beftanden zu Wien für die augdburgifchen und helvetifhen Eon: 
felliondverwandten zwei Gonfiftorien, deren Mitgliever vom Kaifer ernannt werden und deren 
gemeinfamer Präſident Fatholifch fein mußte. Die Organifation ver Gemeinden bejchränfte 
ſih auf die Theilnahme an der Bermögendverwaltung, für welde jede Gemeinde einige Mit: 
glieder wählte ; doch wurde fpäter den Gemeinden aud einige Betheiligung an der Prediger- 
wahl gewährt. Vergebens wurden in den Bewegungen ded Jahred 1848 Verſuche gemadt, 
Viele Verfaſſung umzugeftalten ; die proteftantifche Kirche erhielt damals volle öffentliche Reli— 

giendübung und die einzelnen Proteftanten erhielten gleiche bürgerliche und politifche Nechte; 
aber die Berfaffung blieb in ihren Beſtande unangstaftet. Erft infolge des italienischen Kriegs 
wurde zunäft durch Patent vom 1. Sept. 1859 die mindeſtens fingulär zu nennende Einrich— 
tung bejeitigt, wonad) der Präſident ver proteftantifhen Gonfiftorien nothwendig ein Katholif 
jein mußte, und ed wurden dann weiter durch das Geſetz vom 8. April 1861 (fogenanntes 
Proteftantenpatent) die Grundzüge einer ganz neuen Verfaffung gegeben. Danach ſollte vie 
Vertretung und Berwaltung der evangelifhen Kirche, fowol des Augsburgifchen wie Helveti: 
fen Befenntniffes, nach den vier Abftufungen, der Pfarrgemeinde (Ortsgemeinde), ded Se: 
niorats (Bezirfägemeinde), der Superintendenz (Kandesgemeinde) und der Geſammtgemeinde 
der evangelifhen Chriſten ded einen oder des andern Bekenntniſſes ſich gliedern; die Organe 
des Kirenregiments follten für die Pfarrgemeinde das Preöbyterium und die größere Ge: 
meindevertretung, für die Bezirksgemeinde der Senior und die Senioratövertretung, für bie 
Superintendenz der Superintendent und der Superintendentialconvent, für die Geſammtheit 
fammtlider Superintendenzen dersk. k. evangelifhe Oberkirchenrath und die Generalſynode 
fein; die Seelforger, Senioren, Superintendenten und die Kirhencuratoren jeder Kategorie 
foflten frei gewählt, der Oberfirhenrath vom Kaifer befegt werben, der auch die zu Super: 
intendenten Gewählten beftätigt. Um nun diefe Grundzüge fofort ind Leben treten zu laſſen, 
ſo ermädtigte der Kaifer den Staatöminifter, den in Gemäßheit der Anordnung vom 1. Sept. 
1859 durch die evangeliſchen Gonfiftorien in Wien verfaßten und durch dad Minifterium revi- 
dirten Kirchenverfaſſungsentwurf in Form einer proviforifchen Verordnung herauszugeben und 
dur den Oberkirchenrath lediglich zu dem Zweck in Wirkfamfeit zu fegen, damit der evangeli: 
ſchen Kirche der Übergang von ver bisherigen Verfaflung zu der beantragten preöbyterialen 
Einrigtung und in weiterer Folge die Wahl ihrer Abgeordneten zur erften Generalfonode or: 
ganifh ermöglicht, und auf diefer fobald ald möglich einzuberufenden Synode die Gelegenheit 
geboten werde, mit freier Benugung des in der Verordnung gegebenen Materiald die zur de— 
finitisen Feftfegung, Vervollftändigung und Einführung der Kirchenverfaffung geeignet erach⸗ 
teten Befegentwürfe zu formuliren und zur Faiferlihen Beihlußfaffung vorzulegen. Demgemäß 
erließ der Staatöminifter am folgenden Tage, 9. April 1861, eine Verordnung, woburd nad 
Maßgabe des Patents die innere Verfaffung der evangelifhen Kirche beider Befenntniffe pro: 
viforif geregelt wurbe. 

Literatur. Aus früherer Zeit noch immer Eihhorn, „Grundſätze des Kirchenrechts“, 
U,44 fg., 232 fg.; 1,675 fg.; und „Deutſche Staatdö- und Rechtsgeſchichte““, IV, 380 fg. 
Sodann Stahl, „Die Kirenverfaffung nah Lehre und Net der Proteftanten” (Erlangen 
1840, zweite fehr vermehrte Auflage, 1862; die Vorrede datirt vom 27. Juli 1861, 14 Tage 
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vor dem Tode ded Verfaffers, geftorben am 11. Aug. 1861 im Babe Brüdenau). Als Ent- 
gegnung gegen die Theorien Stahl’8 erfchien einerfeitd der Auffag Richter, „Die Grund— 
lagen ver Kirhenverfaffung nach den Anfihten ver ſächſiſchen Reformatoren. Ein Beitrag zur 
Revifion der Stahl’fhen Verfaflungslehre” („Zeitſchrift für deutſches Recht und deutſche Rechts- 
wiffenf&haft”, IV, 1— 90, 1840); andererfeitd das Buch Puchta's, „Einleitung in bas 
Recht der Kirche‘ (Leipzig 1840). Außerdem find hervorzuheben Bunfen, „Berfaflung ver 
Kirche der Zukunft“ (Hamburg 1845); v. Mühler, „Geſchichte der evangeliihen Kirchen: 
verfaffung in der Mark Brandenburg‘ (Weimar 1846); Richter, „Geſchichte der evangeli: 
hen Kirhenverfaffung in Deutfhland‘ (Leipzig 1851); Lechler, „Die Presbyterial- und 
Synodalverfaſſung feit ver Reformation’ (Leyden 1854); Höfling, „Grundſätze evangelifg: 
lutheriſcher Kirchenverfaſſung“ (dritte Auflage, Erlangen 1853); endlich meine „Rechtsbil— 
dung in Staat und Kirche“ (Berlin 1860), ©. 225 fg., 267 fg. Von kleinern Schriften find 
befonders zu nennen: Bickell, „Uber die Reform der proteftantifchen Kirhenverfallung in 
befonterer Beziehung auf Kurheſſen“ (Marburg 1831); derfelbe, „Die Presbyterial- und 
Sunodalverfaflung des evangeliihen Kirche in ihrem Urfprunge und ihrem Ginfluffe auf Heſ— 
ſen“ („Zeitſchrift des Vereins für heſſiſche Geſchichte““, 1, 43 —47, Kaflel 1837); Bluntjäli, 
„Zur Geſchichte der reformirten Kirhenverfaffung‘ E,Zeitſchrift für deutſches Recht und deut: 
ſche Rechtswiſſenſchaft““, 1841, VI, 166 fg.); Jacobſon, „Die Hriftliche Freiheit und der Fird: 
fihe Organismus” (Richter und Jacobſon, „Zeitfchrift für das Recht und die Politik ver 
Kirche‘, Leipzig 1847, ©. 1— 53); derfelbe, „Die Grundlage der Verfafjung der evangeliichen 
Kirche nad den Zeugniffen aus dem Zeitalter der Neformation” („Deutſche Zeitſchrift für 
chriſtliche Wiſſenſchaft und hriftliches Leben“, 1852, Jahrg. 3, Nr. 10—13); derjelbe, „Uber 
die Gründe der Verſchiedenheit der lutheriſchen und veformirten Kirhenverfaflung, insbeſen— 
dere über ihren dogmatiſchen Charakter“ (ebenvafelbft, Nr. 49—51); derfelbe, „Uber die Bil: 
dung der Presbyterien und ver größern Vertretung‘ (ebendafelbft, Jahıg. 1856, Br. IV, 
Nr. 23— 26); Herrmann, „Die nothwendigen Grundlagen einer die confiftoriale und ſynodale 
Ordnung vereinigenden Kirchenverfaſſung“ (Berlin 1862); derielbe, „Uber den Entwurf einer 
ſtirchenordnung für die bifhdflihe Landeskirche” („Zeitſchrift für Kirchenrecht'', I, 43 fg.): 
derſelbe, „Uber den Entwurf der neuen badischen Kirchenverfaffung‘ (Göttingen 1861); 
v. Harleß, „Zur Lehre von Kirche, Kirchenamt und Kirchenregiment““ (Stuttgart 1862): 
Mejer, „Studien über den Collegialismus“ (Kliefoth und Mejer, „Kirchliche Zeitſchrift“, 
1859); verjelbe, „Reformirte Zuftände und Beftrebungen im Königreih Hannover”; Dorr, 
„Mber Synoden in Preußen” („Zeitſchrift für Kirhenredht‘‘, Jahrg. 1862, ©. 131 fg.); 
Krabbe, „Die evangelifche Kandesfirdhe Preußens“ (Berlin 1849); Eilere, „Zur Beurtbei: 
lung des Minifteriums Eichhorn“ (Berlin 1849) ; derselbe, „Meine Wanderung durchs Leben“ 
(Leipzig 1861), Thl. VI; (Binvdewald) „Der Staatöminifter v. Raumer und feine Verwal: 
tung des Minifteriume der geiftlichen, Unterrichts: und Mevicinalangelegenheiten in Preußen” 
(Berlin 1860); Steinader, „Zur Berfaffungefrage der evangelifchzproteftantifchen Kirche in 
Deutſchland' (Leipzig1862); Hauff, „Die proteftantifche Kirche in Deutſchland“ (Münden 
1861); v. Ompteda, „Aus den Synoden in Baiern und Baden für die hannoverifhen Syno— 
den‘ (Hannover 1863); Umbſcheiden, „Kirchengefeg und Kirhengemalt in der bairiſchen 
Pfalz“ (oritter Abruf, Münden 1860); Riſch, „Das Net ver vereinigten evangelii: 
proteftantiihen Kirche der Pfalz” (zweite Auflage, Kaiſerslautern 1861); „Urkunden über 
die Verfaffung ver proteftantifhen Kirche im dieffeitigen Baiern” (Erlangen 1857); „Die 
neue Kirhenverfaffung für die vereinigte evangelifch:proteftantifche Kirche Badens“ (Heitel- 
berg 1861); v. Wedderkop, „Die Verfaflung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche des Großher— 
zogthums Oldenburg“ (Oldenburg 1853). Ernſt Meier. 
Kirchenbann, Kirchenzucht. I. Das katholiſche Kirchenrecht. So ſehr hatte in 
frühern Zeiten die Gerichtsbarkeit zu den wichtigſten Attributen der äußern Kirchengewalt ge— 
hört, daß der Ausdruck jurisdictio ſogar der techniſche für die äußere Kirchengewalt überhanpt 
geworden iſt; wie ſich die analoge Erſcheinung auch auf dem ſtaatlichen Gebiete in jenen Epo— 
chen findet, wo der Staat weſentlich nur eine Rechtsanftalt war, die ſtaatlichen Aufgaben in ber 
Aufrehthaltung der Rechtsordnung weientlih aufgingen. Don ganz befonderer Wichtigkeit 
ift dann zu allen Zeiten die kirchliche Strafgerichtöbarfeit gewefen, wenn aud der Umfang ber: 
jelben im Laufe der Zeit fehr gewechfelt hat. Immer hatte diefelbe einen doppelten Zmwed; fie 
wollte zwar einestheils die verlegte Rechtsordnung aufrecht erhalten, aber fie hatte doch auch 
andererfeit die ſehr deutlich Hervortretende Tendenz, die Verbrecher zu erziehen und zu bef: 
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ſern. Danach theilen ih and die kirchlichen Strafmittel in zwei Klaffen, theils find es eigent: 
liche Strafen, poenae vindicalivae, die, wie die verfchiedenen Arten der Redemtionen, förper: 
lie Kafleiungen, Faſten, Zühtigungen, Gefängniß, Geldbußen, Verſagung des kirchlichen 
Begraͤbniſſes, den Bruch der Rechtsordnung an dem Schuldigen ſühnen ſollten; theils poenae 
medicinales, bloße Cenſuren, mie namentlich dad Interdiet und die Excommunication. Das 
Interdict, beftebend in einer Unterfagung der Vornahme kirchlicher Handlungen in Bezug 
auf einen ganzen Diftrict, entweder blos einen beftimmten Ort treffend, oder bloß die Ein— 
mwohner, oder Ort und Einwohner zugleih — interdictum locale, personale, mixtum — 
wurde vielfach benutzt und misbraudt in den großen Streitigkeiten zwiihen Staat und Kirche, 
und indem ed ſtreng genommen eine Provocation zum Bürgerfriege involvirte, hatte es doch 
ſtets das Misliche, daß jelbft vom Standpunft der Kirche aus Schuldige und Unſchuldige zu: 
gleih dadurch betroffen wurden, und außerdem war ed, wenn die gewünſchte Wirkung nicht jo- 
fort eintrat, eine jehr zweifchneidige Warte, denn leicht fonnte die Entkirhlihung einer ganzen 
Gegend dadurch herbeigeführt werden; deshalb fanden fon früh Ausnahmen zu Gunften ein— 
seiner Kirchen, Perjonen, kirchlicher Handlungen flatt, und jeit Jahrhunderten bereits ift das 
Interpict überhaupt aufer Ubung; nur ald fogenannte cessatio a divinis fann daſſelbe in 
verhüllter Geftalt nod hier und da vorfommen; die cessatio a Jdivinis ift nämlich aud eine 
Ginkellung des Gottesdienſtes, man behauptet aber, es jei feine Genjur im eigentlihen Sinne, 
iondern es gelte als ein Zeichen dev Trauer über eine ſchwere, dev Kirche zugefügte Unbill, und 
als Mittel, die Schuldigen zur Sühne zu vermögen. 

Von um jo größerer Bedeutung ift no immer die Excommunication; ſie jdreidet ſich in 
großen und fleinen Bann, doc ift der große Bann, die Ercommunication im eigentlichen 
Sinne, die Hauptſache; der Fleinere Bann enthält nur eine Abſchwächung in ven Wirkungen, 
\ont gilt von ihm alles, mas vom großen Banne gilt. Gine befondere Form des großen 
Banned it das Anathem, das Anathem unterſcheidet ji aber von der excommunicatio major 
nur durh die Form und ift mit dem großen Banne jonft ganz identiſch, ed wird demgemäß oft 
der große Dann im Gegenjag zum Fleinen mit dem Namen Anathem belegt. Ausnahmsweiſe 
findet bei Verbängung des Banned weder gerichtliche Unterfuhung noch Urtheil ftatt, indem 
gewiſſe Fälle im voraus als ſolche bezeichnet jind, mo mit der That jel6ft der Bann eintreten 
joll; darauf beruht Die Unterfheidung von excommunicatio ferendae et latae sententiae, 
melde Unterſcheidung indeß für die Genjuren überhaupt von Bedeutung if. Im einzelnen 
gilt hinſichtlich des Kirchenbannes Folgendes: 

1) Was zunächſt die Perſonen betrifft, denen die Befugniß zur Verhängung der Excom— 
municatien zuſteht, ſo muß davon ausgegangen werden, daß die Verhängung dieſer Strafe 
nicht ein Ausfluß der potestas ordinis, ſondern der potestas jurisdiclionis iſt, zur äußern 
Regierungsgewalt wie die Handhabung der Gerichtsbarkeit überhaupt gehört. Demgemäß 
haben das Recht ver Excommunication vor allen Dingen die Biſchöfe, die ordentlichen Organe 
der äußern Kirchengewalt, die nach kirchlicher Anſchauung von Ehriftus unmittelbar die Binde— 
und Löjegewalt erhalten haben, die Excommunication wird geradezu ald episcopale judi- 
cium, mucro episcopi bezeichnet. Wie der Biſchof über die Glieder feiner Didcefe, jo hat 
der Papft als Oberhaupt der ganzen Kirche vermöge göstliher Inſtitution das Recht der Ex— 
communication über alle Mitglieder der Kirche ohne Ausnahme; wenigſtens jeit den Zeiten, 
wo der Primat mehr in den Vordergrund tritt, findet jih das ziemlich allgemein anerkannt, 
während nad; der Anſchauung des confequenten Epiſkopalſyſtems der Papft nur feine unmit: 
telbaren Untergebenen ercommuniciven fann, und jonft ein Eingriff in fremde Jurisdictiong- 
rechte vorliegen würde. Das Greommunicationdreht des Erzbiſchofs erſtreckt ſich bloß auf Die 
eigene Didcefe und nicht auf die ganze Provinz, und wenn in der frühern Zeit wenigftend die 
Suffraganbiihöfe jelbft in diefer Hinficht dem Erzbiſchofe unterworfen waren, jo findet dad 
nad der heutigen Disciplin der Kirche nicht mehr flatt, da an Stelle des Erzbiſchofs in diejer 
Hinũcht theild der Papft, theild die Provinzialignode getreten ift. Es verſteht ſich von jelbft, 
daB aud die allgemeinen Goncilien und die Provinzialſynoden das Ercommunleationsrecht 
ausüben dürfen, denn was den einzelnen Biſchoͤfen als ſolchen zuſteht, muß auch den Ver— 
jammlungen derſelben zuſtehen können. Dagegen gehört dieſes Recht nicht zur Competenz der 
Diöceſanſynode, da auf derſelben nur der Biſchof Jurisdictionsbefugniſſe hat, die übrigen 
Ditglieder verfelben entbehren. Es verfteht ſich ferner von jelbft, daß, da die Excommunica— 
‘ion ein Ausfluß der Juriödiction ift, von derſelben nur bei denjenigen Bifhöfen die Rede fein 
fan, melde Diöcefen, aljo wirklich Untergebene haben, nicht dagegen bei den Weihbiſchöfen, 
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den episcopi in parlibus. Während erlevigten biſchöflichen Stuhls geht das Excommunica- 
tionsredt auf das Kapitel über, wird aber nach heutiger Disciplin nit mehr von dem Kapitel 
in corpore, fondern von den Kapitularvicar ausgeübt; während der Erledigung des päpft- 
lihen Stuhls ruht die Jurisdictiondgewalt überhaupt, und fo aud die Ercommunications- 
befugnig. Endlich Haben auch die Generale, Provinziale und Lokalobern der Klöfter und Orden 
das Ercommunicationsreht über die Regularen, ver General über alle Ordensmitglieder, ver 
Provinzial innerhalb der feiner Juriddiction unterworfenen Orbensprovinz, der Lokalobere 
über die Mönche feines Klofterd. Außerdem kann dann wie die kirchliche Juriddiction über- 
haupt, fo auch diefe Function derfelben von feiten der eigentlich Berechtigten dur Delegation 
auf andere Berfonen übertragen werben; namentlich von feiten der Päpfte, aber nur in be: 
ſchränktem Imfange an die Legaten; von feiten dev Bifchöfe aber nur Fraft jpeciellen Auftrags 
an die Generalvicare, allenfalls für beflimmte Fälle an die Pfarrer. Jedenfalls muß der Dele- 
gat ein Klerifer fein, d. h. nad jegiger Disciplin die Tonfur empfangen haben, währenv 
nad früberm Recht Häufig die eigentliche Prieftermweihe verlangt wurde; gänzlich ausgeichloffen 
find aufalle Fälle, wie von ver Kirhengewalt überhaupt, jo au von dem jus excommuni- 
candi die Laien, ei 

2) Was ſodann die Perjonen betrifft, über weldhe eine Ercommunication verhängt wer— 
den kann, fo würde ſich eigentlih, da die Verhängung des Kirchenbanns ein Act der Juris- 
diction ift, diefe fi aber nur auf Untergebene erſtreckt, diejelbe nur gegen Perfonen gerichtet 
werden können, die zu den noch Lebenden gehören; wenn dennoch feit alter Zeit auch Ver— 
Rorbene ercommunicirt worden find, fo wird behauptet, daß das feine wirflihe Ercommuni- 
cation fei, indem die Wirkungen der Strafe den Todten nicht mehr träfen, fein Zuftand nad 
wie vor ganz der nämlidhe bleibe, vielmehr die ganze Procedur vorgenommen werde bebufs 
Abſchreckung wegen der Lebenden, Um der eigentlihen Greommunication unterworfen zu 
jein, wird aber verlangt, daß der Betreffende durch die Taufe bereitd Mitglied der chriftlichen 
Kirche geworden fei, und wie die Ungläubigen (Heiden und Juden) ver firhlihen Jurisvic 
tion überhaupt nicht unterliegen, jo Fann ſich aud die Ercommunication auf ſie nicht bezieben, 
dagegen auf Keger und Apoftaten, die den kirchlichen Geſetzen in ihren Eigenſchaft ald getauft 
Chriſten überhaupt unterworfen find, auf diefe bezieht fh die Ercommunication aller: 
dings und wie wir noch fehen werben, in einem ganz befondern Sinne; jie fteben zur Kirde 
in einem äbnliden Verhältniffe wie die Hocverräther zum Staate. Bon den eigentliden 
Mitgliedern der Kirche können wieder nur die Erwachſenen mit der Greommunication belegt 
werden, denn ed wird Zurehnungsfähigkeit voraudgefegt, deren Gintritt nah gegenmär- 
tigem Rechte mit dem erreichten vierzehnten Rebendjahre angenommen wird, und nur im gan; 
ausnahmsweiſen Fällen findet der Sag malitia supplet aetatem hier feine Anwendung. Die 
erwachfenen Mitglieder der Kirche, die des Gebrauchs der Vernunft fähig find, fünnen dant 
aber alle, ohne Rückſicht auf Gefhleht, Stand, Rang, Reichthum und äußere Stellung mit der 
Ereommunication belegt werden, namentlich jind die Fürften derſelben ganz in derſelben Weile 
unterworfen wie die andern Mitglieder au. Diefer Sag ift aber auch auf der andern Seite 
jtreng feftzubalten und ed darf daher ver Ereommunication bei einem Fürften feine andere Bedeu— 
tung beigelegt werben, als fie bei jedem andern auch hat; fie befteht immer nur einfach in ver Aug: 
ſchließung aus der Kirche; und wenn im Mittelalter allerdings häufig mit vem Bann eines Für: 
ften zugleich dev Berluft ded Landes und die Abfegung deffelben ſowie die Rosfprehung ver Unter: 
tbanen vom Eid der Treue verbunden war, fo war das eine Verſchärfung ver Strafe und ein 
Zufag zu ihr, der im Weſen ver Greommunication nicht begründet ift und keineswegs eine 
nothwendige Folge derfelben bildet ; in der That ift man längft davon zurücgefonmen. }) 


1) Es ift zwar behauptet worden, der Papſt habe die ercommunicirten Fürften auch im Mittelalter 
gar nicht an: fondern das jei nur die natürliche Folge des damals in allen europäifchen Ländert 
geltenden öffentlichen Rechts geweien. Natürlicherweife beruhte dieſe Befugniß auf der Eigenthüm— 
lichfeit der damaligen Rechtsanihauungen und Rechtseinrichtungen, auf welche wir noch genauer ein: 
gehen, aber jedenfalls ift die Abfegung, wie namentlidy aus der Erklärung des Bauns Papft Gre— 
gor's VII. gegen Heinrich IV. hervorgeht, damals ausdrüdlich vom Papft ansgefprocdhen worden: „Et 
iterum regnum Teutonicorum et Italiae ex parte omnipotentis Dei et vestra interdicens ei om- 
nem potestatem et dignitatem illi regiam tollo et ut nullus Christianorum ei sicut regi obediat 
interdico, omnesque qui ei juraverunt vel jurabunt de regni dominatione a juramenti promis- 
sione absolvo.‘ (Harduin, VI, 1591.) Dagegen enthält die Bannbulle Pius' VII. gegen Napoleon 
vom 10. Juni 1809 ausdrüdlich die Worte; „Quare subditis imprimis nostris tum wniversis po- 


Kirchenbann 219 


Wenn nun aber auch alle Mitglieder der Kirche der Strafgewalt derſelben unterliegen, ſo iſt 
das doch nit fo aufzufaſſen, als ob num jeder von jedem kirchlichen Obern mit der Ercommuni— 
cation belegt werben könne, vielmehr Fann der einzelne nur von denjenigen ercommunieirt 
werben, der eine Jurisvictiondgewalt über ihn hat, alle andern Kirchenobern find incom— 
petent, und ihre Sentenzen ungültig; deshalb kann der Papſt überhaupt nicht ercommunicirt 
merden, denn er hat auf Erden feinen Obern und niemand übt über ihn irgenbweldhe Juris: 
dietion, während er dagegen als oberfter Richter der Kirche alle Kirchenglieder ercommuniciren 
fan; mie das Excommunicationsrecht des Papftes fi über die ganze Kirche erftredt, jo üben 
daflelbe die andern Kirdenobern je innerhalb der Kreife, die ihrer Jurisdiction unterworfen find, 
alfo namentlich die Bifhöfe innerhalb ihrer Didcefen, in Bezug auf diejenigen Perſonen, bie 
innerhalb derſelben ihr Domicil haben ; von diefer Unterwerfung unter das biſchöfliche Excom⸗ 
municationsrecht find jedod ausgenommen die Landedfürften und die Eremten, die nur von 
dem Papfte ercommunieirt werden können; dagegen bezieht ſich die von einem einzelnen Bifchofe 
audgefprocdhene Excommunication nicht blos auf feine eigene Didcefe, fondern hat in ver ganzen 
Kirhe Gültigkeit, excommunicatio sequitur personam, sicut lepra leprosum; es könnte ja 
von einer Einheit der Kirche nicht weiter die Rede fein, wenn derjenige, der an einem Orte aus 
ihrer Gemeinfchaft ausgeflogen wurde, nur fein Domicil zu verändern brauchte, um wieder 
Mitglied verfelben zu jein. j 
3) Die Borbedingungen für die Berhängung der Ercommunication. Indem die Excoui— 
munication ein Ausflug der Juriödiction, ein Act des forum internum ift, fo fegt fie zumächft 
dad Borhandenjein einer rechtswidrigen Thathandlung voraus, und hat alfo auf rein innerlice 
Borgänge feine Beziehung; der Sat cogitationis poenam nemo patitur hat auch hier volle 
Anwendung gefunden; e3 muß ferner dad Bergehen, auf welches die Grcommumnication gelegt 
iſt, au wirklich vollendet fein, der bloße Verſuch reicht zur Verbängung der Strafe nicht hin, 
wenn nit ſchon der Verſuch vom Gefege ausdrücklich mit ver Ercommunication bedroht ift ; ed 
foll fovann die Ercommunication nur bei den ſchwerſten Berbredhen zur Anwendung kommen, 
im äußerften Fall ald letztes Mittel, von dem der kirchliche Richter regelmäßig erft dann Gebrauch 
machen darf, wenn die mildern Strafen feinen Erfolg gehabt haben, was jedoch nicht jo aufzu— 
faſſen ift, als ob unter allen Umſtänden jene gelindern Strafen vorher angewandt fein müßten; 
iedenfalls ift aber die vorhergehende Warnung die nothwendige Bedingung für den Gebraud 
der Ercommunication, und zwar foll diefelbe in der Regel eine vreimalige fein (monitio cano- 
nica, compeiens), was fich tbeild auf den befannten Ausſpruch Ehrifti gründet, wo eine drei- 
malige Zurechtweiſung gefordert wird, ehe der Betreffende ald Heide oder Zöllner angejehen 
werben bürfe, theild auf das Nömifche Recht, welches, wo es eine vorhergehende Warnung für 
nothwendig erflärte, die dreimalige Wiederholung verfelben vorgefhrieben hat; aber wie der 
Richter nad Römiſchem Rechte im Eivilproceffe die drei Gitationen in eine zufanmenzieben 
und bieje peremtorifch erlaflen durfte, fo kann aud nad) einer ausdrüdlihen Beftimmung des 
kirchlichen Rechts, wenn binreihende Gründe vorliegen, an Stelle der drei Warnungen eine 
einzäge treten, nur muß dann in berfelben ſpeciell ausgeſprochen fein, daß fle die erfte und legte 
fei und daß, wenn ſie nicht beachtet werde, die Ercommunication ſogleich eintrete; zwifchen den 
einzelnen Warnungen foll ver Richter immer eine gewiffe Zeit verftreichen laffen, nämlich bei 
den drei Warnungen einen Zeitraum von mindeftens je zwei Tagen, bei der einmaligen einen 
Termin von wenigftend ſechs Tagen; nur aus ganz befondern Gründen dürfen diefe Briften 
verfürzt werben 2); endlich wie überhaupt feine gerichtliche Sentenz gefällt werden Fann ohne 
vorausgegangene Gitation und ohne dem Beklagten Gelegenheit gegeben zu haben, ſich zu ver- 
theidigen, jo joll au der Ercommunicationdfentenz jedesmal bie gefegliche Citation vorher: 
gehen, audy muß eine genaue Unterſuchung des Thatbeſtandes angeftellt und der gerichtliche 
Beweis erbracht werben, in der Weife, daß jede ohne Beobachtung diefer Vorſchriften erfolgte 


pulis christianis in virtute sanctae obedientiae praecipimus et jubemus, ne quis iis, quos re- 
spiciunt praesentes litterae, vel eorum bonis, juribus, praerogativis damnum, injuriam, prae- 
jadicium aut nocumentum aliquid earumdem litterarum occasione aut praetextu praesumat 
affere.’’ (Documenti relativi alle CGontestazioni insorte fra la S. Sede ed il Governo Francesco, 
TH.IV; Bacca, Denkwürdigfeiten, 1, 140.) Über den Hergang bei der Ercommunication Napoleon 's 
handelt am beften Henfe, Papſt Pins VII. (Marburg 1861). In dem @reommunicationsbreve Pius’ IX. 
vom 26. März 1860 gegen bie Ufurpatoren einiger Provinzen des Kirchenſtaats findet fich eine foldhe 
ausbrüdliche Erklärung nicht. 
2) Mendelsiohn: Bartholdy, De monitione canonica (Heidelberg 1860). 
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Ercommunicationdjentenz null und nichtig iſt. Diefe Vorſchriften werben aber für gemifle 
Fälle modificirt, es gibt nämlich neben denjenigen Ercommunicationen, die durch förmliche rich— 
terliche Sentenzen verhängt werden (excommunicationes ferendae sentenliae), auch jolde, 
welche bei Übertretung gewiffer Gejege von jelbft eintreten (excommunicationes latae seu- 
tentiae); diefe excommunicatio latae sentenliae war im der ältern Zeit jedenfalls ſehr 
jelten; bi® zum Jahre 1298, wo der Liber sextus erjhien, gab ed 26 Fälle, in venen 
dieſelbe eintrat, durd den Liber sextus kamen 32 neue Fälle hinzu, durd die Clemen— 
tinen 50 weitere, und jpäter ift die Zahl derſelben bis auf 200 Bälle vermehrt worden; Dazu 
famen noch ‚zahlreiche particularrehtlihe Anwendungen. Die Drohung der excommunicatio 
latae sententiae wurde faft allen biſchöflichen Verordnungen angehängt und ein großer Mies: 
braud damit getrieben, der um fo bevenflidyer war, ald aus dem Wortlaute der fraglichen Ge— 
jege oft gar nicht mit Beſtimmtheit zu erjehen ift, ob es ji um eine excommunicalio latae oder 
ferendae sententiae handelt. Zum Eintritt der excommunicatio latae sententiae iſt nun an 
id) weder Citation, noch gerichtliche Unterfuhung erforderlich, denn fie beftebt ja gerade darin, 
daß fie mit dem Begehen des Verbrechens ipso facto in Wirkjamfeit tritt, und nur derjenige, 
der #8 begangen hat, von dem Vorhandenfein veffelben Kenntnig zu haben braucht; joll da— 
gegen die im geheimen contrahirte excommuuicatio latae sententiae zur öffentlihen Kunde 
gebracht, förmlich veclarirt werden, jo muß dann allerdings eine Citation des Schuldigen und 
eine gerichtliche Unterfuhung des Verbrechens dem Bublicationdacte vorhergeben. 

4) Der Art der Verhängung. Die Sentenz iſt zunächſt fhriftlih abzufaflen und vom 
Richter perfönlich vem Betreffenden vorzulefen, und nur wenn ed aus irgendeinem Grunde un: 
möglich ift, dem Greommunicirten die Sentenz perſönlich zu infinuiren, jo genügt die allge: 
meine Publication 3); nah der neuern Praxis kann jedoch der Richter die Vorleſung durch 
einen untergeoxpneten Beamten vornehmen laffen. Der Urtheilsiprud muß ſodann regel- 
mäßig an der gemöhnlichen öffentlihen Gerichtöftätte und vom Richterſtuhle herab ausge: 
iprochen werben, er darf nicht zur Nachtzeit, oder an Sonn= und Feiertagen gefällt werben, et 
find ferner Entfheidungsgründe namhaft zu machen, und es muß auf Berlangen dem Verur— 
theilten eine autbentifche Copie ausgehändigt werben; eine fpecielle Form für die Sentenz if 
nicht vorgefhrieben, vielmehr die Gonseption dem Gutdünfen des Richters überlaflen. *) Eine 


3) So heißt es in der Bannbulle Pius’ VII. gegen Nayoleon: „Cum eaedem praesentes litterae 
ubique et praesertim in locis in quibus maxime opus esset nequeant tute publicari, ut nolorie 
constat, volumus illas seu earum exempla ad valvas ecclesiae Lateranensis, et Basilicse prin- 
cipis apostolorum, nec non cancellariae apostolicae, curiae generalis in monte Citatorio, et 
in acie Campi Florae in urbe, uti moris est, affigi et publicari, sicque publicatas et affıxas 
omnes et singulos, quos illae concernunt, perinde arctare, ac si unicuique eorum nominatim 
et personaliter intimatae fuissent.‘ Und ein wörtlich gleichlautenter Paſſus findet fich in der Bann: 
bulle Pius’ IX. gegen den König von Italien. - 

4) Ein Mufter für eine ſolche Sentenz finder fidh im Pontificale Romanum, Thl. II: „Cum ego 
et (talem) primo secundo tertio et quarlo ad malitiam convinandam legitime monuerim, ut 
(tale quid) faciat (vel non faciat), ipse vero mandatum hujusmodi contempserit adimplere, 
quia nihil videretur obedientia prodesse humilibus, si contemptus contumacibus non obesset: 
id circo auctoritate Dei omnipotentis Patris et Filii et Spiritus Saneti et beatorum Apostolorum 
Petri et Pauli et onınium Sanctorum, exigente ipsius contumacia, ipsum excommunico in his 
scriptis, et tamdiu ipsum vitandum denuntio, donec adimpleverit quod mandatur, ut spiri- 
tus ejus in die judieii salvus fiat,“ In dem Ercommunicationebreve Pius’ IX. vom 26. Mur; 1860 
heißt es: „Ev erflaren wir denn abermals, nachdem wir in ftillen wie in öffentlichen Gebeten die Err 
leuchtung des Heiligen Geiſtes angefleht und eine eigene Commiſſion von Cardinälen darüber zu Ratbe 
gezogen haben, kraft der Autorität des allmächtigen Gottes und der heiligen Apoftel Betrus und Baus 
ind und unjerer eigenen, daß alle jene, welche in den befagten Provinzen unferer päpſtlichen Sraaten 
die verbammliche Revolution, dann die Miurpation, Befigergreifung, Invaflon diefer Provinzen mb 
andere ühnliche Acte, worüber wir in unfern Allocutionen vom 20. Jan. und 26. Sept. v. 3. Klage 
erhoben, desgleichen jene, welche ihnen den Befehl dazu ertheilten, welche die Ausführung begünſtig— 
ten, unterflügten, anriethen, und welde ihren Anhang bildeten, fowie überhaupt alle, welche unter 
irgendeinem Vorwand und in irgendeiner MWeife entweder auf die Ausführung der vorbefagten Hans 
ungen einen fürdernden Ginfluß übten, oder fie unmittelbar felbit ausführten, in die große Grecin- 
munication verfallen feien, fowie in die andern Genfuren und Kirchenſtraſen, welche die Kirchengefege, 
die päapftlichen Gonftitutionen und die Eagungen der allgemeinen Goncilien, bejondere jenes von Trient, 
für folche Fälle verhängten u. ſ. w.“ In der Ereommunirationsfenten;, welche feitend bee prager Ka: 
pitularvicars unterm 23, April 1850 über den frühen Orbenspriefter Augustin Smetana verhängt 
wirte, hieß es: ‚Nachdem aber alle von der mütterlicyen Liebe unferer heiligen Kirche gebosenen 
Mittel der Belehrung und Ermahnung erfolglos geblieben, jo fehen wir uns in weiterer Sefelgunn 
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Sentenz , bei welcher eine diefer Borfchriften nicht befolgt war, würde nach der richtigen Anftcht 
ı3 eine nihtige berrachtet werden müflen. Nach erfolgter Ereommunication bat dann der 
Richter diefelbe auch zu publiciren , damit alle ven Gebannten und feine Strafe fennen und ihn 
wie einen Heiden und Zöllner meiden ; die Publication der Sentenz liegt eben in der Natur der 
Strafe, erft durch ſie tritt die legtere in ihre volle Wirkſamkeit; übrigens verlangt dad Gefek 
nur im allgemeinen eine Beröffentlihung der Sentenz, über die Art und Ausdehnung derfelben 
entieidet aber der Richter, und es hängt lediglich von ihm ab, ob erim Hinblick auf die Verhält— 
niffe und Berfonen,, fie in der ganzen Diöceſe oder nur in der Pfarrei des Excommunicirten 
oder nur in ber Kathedralkirche bekannt machen, ob er dies durch öffentliche Bekanntmachung 
bein Gottedienfte oder durch Anheften der Urkunde an die Kirchen und andere öffentlichen 
Orte bemerfftelligen wolle; regelmäßig fol die Grcommunicationgfentenz, um ihre Durchfüh— 
rung zu erleichtern, auch den andern Bifchöfen jchriftlich befannt gemacht werben. 

Es gibt num aber noch eine feierlichere Form der Ercommunication, die in gewiſſen, öffent- 
ib in der Kirche vor verfammeltem Volke vorgenommenen Geremonien und fombolifchen Hand— 
ungen beftebt, und nach dem heutigen Sprachgebraude mit dem Namen Anathem bezeichnet 
vi; ſie iſt in ihren Wirkungen von der gewöhnlichen nicht verfchieden,, fie kommt blog bei be- 
ondets ſchweren Berbredhen vor, um dem Straffälligen die Größe feiner Sünden beſonders 
nabe zu legen und das Öffentlich gegebene Ärgerniß öffentlich zu fühnen. Im wefentlicher 
Übereinftimmung mit der Korn, die fhon bei Negino („De synod. causis“, I, 413) ſich fand, 
und von da ind Decret (C. 106, c. 11, 9 und 3) übergegangen ift, ſchreibt gegenwärtig das 
Pontifieale Romanum vor, einerfeit3 was die Geremonien betrifft, e3 folle vor ven Hauptaltare 
der Kirche das Faldiftorium errichtet werden, auf welches fi der Biſchof, angethan mit dem 
Amictus, der Stola und dem Pluviale von blauer Farbe, die einfache Mitra auf dem Haupte, 
zu ſeyen habe; um ihm her in: Kreife follen zwölf Presbyter in Chorröden flehen und mie der 
Biſchof brennende Kerzen in den Händen halten; wenn das Anathem ousgefproden ift, fo wer: 
den die Liter zu Boden geworfen und ausgelöſcht; hinfichtlich der Formel, mit der dag Ana— 
tbem verhängt wird, beftehen noch gegenwärtig Verſchiedenheiten; fie enthält eine mehr oder 
weniger ausführlige Aufzählung der Folgen und Wirkungen der Strafe, mit der Erklärung, 
daß der Verbrecher ihnen verfallen fein folle, bis er in ſich gehe und Genugthuung leiſte; je 
nad dem Verbrechen und der Berfon des Straffälligen ift die Formel fürzer und milder oder 
ausgedebnter und mit ſchrecklichen Verwünſchungen verbunden. 9) 





ver Firhlihen Sapungen im die traurige Nothwendigfeit verfegt, über dieſen unglücklichen Ordens: 
riefter den Kirchenbann auszufprechen. Diefemtiach erflären wir mit tiefgefühltem Schmerz den ob- 
nannten Ordenspriefter Auguitin Smetana öffentlich im Angeficht aller treuen Gläubigen als einen 
dbeũchigen und abtrünniger Sohn der fatholifchen Kirche, benehmen ihm alle Ausübung der durch 
ie ur Weihe und duch die bifchöfliche Jurisdiction erhaltenen Gewalt und fchliegen ihn von aller 
demeinfchaft unferer Fatholifchen Kirche aus, im Namen des dreieinigen Gottes, des Vaters, des Soh— 
“8 und des Heiligen Geiſtes Amen. Infolge deffen verbieten wir allen Seelforgern diefer Erzdiöſe, den 
ehrgenannten Dr. Auguftin Smetana in eine Fatholifche Berfammlung zur Ausübung oder zum Em— 
"ang eines heiligen Saframents zuzulaffen u. ſ. w.“ 

d) Eine ſchon bei Regino ep Formel diefer Art lautet z. B.: „Canonica instituta et 
Adotum patrum exempla sequentes, ecclesiarum Dei violatores, videlicet raptores, deprae- 
atores et homicidas illos in nomine Patris et Filii et virtute spiritus sancti, nec non auctori- 
te episcopis per Petrum principem Apostolorum divinitus collata, a sanctae matris ecele- 
de gremio segregamus ac perpetuae maledictionis .anathemate condemnamus; sintque male- 
cu ın ciyitate, maledicti in agro, maledictum horreum eorum, et maledictae reliquiae illo- 
m, maledietus fructus ventris eorum et fructus terrae illorum. Maledicti sint ingredientes 
maledieti egredientes, sintque in domo maledicti, in agro profugi, veniantque super eos 
nes illae maledictiones, quas Dominus per Moysen in populum divinae legis praevarica- 
em se esse missurum intentavit, sintque anathema maranatha, id est pereant in secundo 
iventu Domini. Nullus eis Christianus ave dieat, nullus presbyter missam celebrare prae- 
mat, velsanctam communionem dare. Sepultura asini sepeliantur et in sterquilinium sint 
iper faciem terrae, et sicut hae lucernae de manibus nostris projectae hodie exstinguuntur, 
° orum lucerna in aeternum exstinguatur, nisi forte cosipuerint et ecclesiae Dei, quam lae- 
nt, per emendationem et condignam poenitentiam satisfecerint.” ine gleichfalls fchon bei 
“as yorfommende Kormel, welche heutzutage in folchen Fällen die gebräuchliche ift, lautet: „Id circo 
m cum universis complieibus fautoribusque suis judieio Dei omnipotentis Patris et Filii et 
Pintus Sancti et beati Petri principis Apostolorum et omnium Sanctorum, nec non et medio 
"alis nostrae auctoritate et potestate ligandi et solvendi in coelo et in terra nobis divinitus 
Nata a pretiosi cofporis et sanguinis Domini perceptione et a societate omnium Christiano- 
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5) Die Wirkungen ver Ercommunication. Was die Wirkungen im allgemeinen betrifft, 
fo laffen wir den neueften katholiſchen Bearbeiter diefer Lehre darüber reden. Kober in jeinem 
gründlichen Werke überden Kirhenbann äußert ji darüber folgendermaßen: „Die Exrcommuni- 
catton befteht nicht in einer blos äußern Ausfchliefung und Abſonderung von der Genoflen: 
Schaft ver Gläubigen, ſondern wie die Kirche in allen andern Beziehungen unendlih höher 
fteht, ald die gewöhnlichen religiöfen Syfteme und Normen, jo ift aud die Ausſchließung aus 
ihr von viel tiefgreifendern Wirkungen begleitet, ald dad bei den Ercommunicationen im 
Heiden: und Jubenthum ver Fall war. Es handelt jid hier um ein UrtHeil, deſſen Wirfungen 
fi) weiter erſtrecken als die Urtheilsſprüche blos menſchlicher Richter, um eine Strafe, welde 
hinausreicht über die gewöhnlichen Kreife des irdiſchen Dafeind, eine Strafe, welde die Seele 
berührt, um eine Abjfonderung und Ausfhliegung aus dem firhlihen Gefammtleben, die auf 
Erden auögefproden, im Himmel beftätigt und vollzogen wird. Das innere Weſen und die 
Wirkung der Ercommunication befteht darin, daß fie den Zuftand des von Bott bereit# losge— 
trennten Sünderd noch verſchlimmert und zu feinem Unglüd neues Unglüd hinzufügt. Denn 
fie entzieht dem Menjchen, ver der Gnade Gottes verluftig gegangen ift, jene Hülfsleiftungen 
und Gnaben, die die Kirche fonft allen ihren Mitgliedern darbietet, jie beraubt jener Vorrechte 
und Wohlthaten, die durch die heilige Taufe erworben werden, fie hebt die Mitgliedſchaft der 
Kirche und die Verbindung mit diefem heiligen Leibe völlig auf: der Berftoßene ift fortan aus: 

* gejchloffen von den Verbienften und Bürbitten der Heiligen, den Gebeten und guten Werken der 
Gläubigen, vom Empfange der heiligen Saframente und dem Segen, der dem einzelnen von 
hier aus zufließt, er ift losgetrennt von Chriſtus und feinem lebendigen Leibe, von feinem Er: 
löſungswerke und den Gnadenwerkzeugen, die daſſelbe dem Menſchen zuwendet. Der Sünder 
und Gottloſe, ſolange ihn die Strafe des Banns noch nicht getroffen hat, iſt immer noch ein 
Glied der Kirche, und wenn er auch an ihren Gnaden feinen directen Antheil mehr hat, ſo können 
die Verdienſte und Gebete feiner Brüder doch dad noch bewirken, daß die göttliche Barmperzig- 
feit ji ihm wieder zumende, ihn erleuchte und zur beffern Einſicht bringe: aber vem Ercom: 
municirten find auch dieſe indirecten Hülfeleiftungen entzogen, ex ift lediglich fi ſelbſt über 
laſſen, losgetrennt von der göttlihen Gnade, die die Kirche vermittelt, ohne Shug und Hülft 
in den Zuftand der unerlöften Welt zurüdverfegt und dem Princip des Böfen wehrlos preit: 
gegeben. So wenig ein Glied, das vom Körper gänzlid getrennt wurde, aus ihm fernerhin 
Kraft und Wahsthum empfangen, oder eine vom Weinftode abgeriffene Rebe aus legterm die 
nöthigen Lebensfäfte jhöpfen Fann, ebenfo menig fann derjenige, der aufgehört hat, ein lie 
der Kirche zu fein, des Genuffes ihrer geiftigen Wohlthaten und Gnaden ſich ferner erfreuen. 
Hinausgeftoßen aus der Gemeinfhaft der Heiligen, ift er ven Nachſtellungen des Fürften diejer 
Melt, der außerhalb der Kirche herrſcht, ſchutz- und Hülflos preißgegeben , er ift, wie ſchon der 
Apoftel fagt, dem Satan überliefert.” (Kober, „Kirhenbann”, ©. 18, 19, 241.) Wire 
nun freilich bei dieſer Natur der Ercommunication möglich fein foll, daß eine und dieſelbt 
Perfon, die bereitö in der Srcommunication fi befindet, zum zweiten male exvommunicirt 
werben könne, wie aljo jemand, der aus der Kirche ſchon total ausgejchloffen war, von derfelben 
nochmals ausgeſchloſſen werden fünne, das ift allerdings ſchwer zu begreifen. Die äußern 
Wirkungen der Exrcommunication beziehen ſich jedoch nah dem heutigen Rechte nit mehr 
auf alle Excommunicirten, fondern man muß in diefer Beziehung unterfheiden zwiſchen ex- 
communicati vitandi und tolerati. Indem nämlich im Laufe der Zeit es fih immermehr 
herausgeftellt hatte, daß mit dem Überhanpnehmen ver ipso facto: Ercommunicationen fehr 
unfiere und ſchwankende Verhältniffe entftänden, in hohem Grade geeignet, gerade die GSe— 
wiffenhaften befonders zu ängftigen, und indem dieſe Übelftände zur Zeit des großen Schisma 
in befonderer Stärke hervortraten: fo jah fih Martin V. auf dem Eoncil von Konflanz veran- 
laßt, zur Hebung diefer Misftände zu verordnen, daß der kirchliche Verkehr nur mit ſolchen ab: 
gebrochen werben follte, die vom Nichter ſpeciell ercommunicirt und als ſolche öffentlich befannt 
gemacht feiern, ausgenommen nur die notorii clericorum percussores, mit allen andern ba: 


rum separamus et a liminibus sanctae matris ecclesiae in coelo et in terra excludimus, et ex- 
communicatum et anathematizatum esse decernimus, et damnatum cum diabolo et angelis 
ejus et omnibus reprobis in ignem aeternum judicamus; donec a diaboli laqueis resipiscat, 
et ad emendationem et poenitentiam redeat, et ecclesiae Dei, quam laesit satisfaciat, traden- 
tes eum satanae, in interitum carnis, ut spiritus ejus salvus sit in die judicii.” Alle Anweſen⸗ 
ben antiwerten: ‚Fiat, fiat, fiat.“ 
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gegen, die ji aus irgendeinem Grunde in der excommunicatio latae sententiae befanden und 
über welche von jeiten des Richters noch Feine Öffentliche Befanntmahung erfolgt war, konnte 
ungehindert in bürgerlicher wie firchlicher Hinficht verkehrt werben.6) Schon auf dem Eoncil 
vor Bafel und ebenfo auf der fünften Lateranfynode von 1512 wurden nun zwar dieſe Ver: 
günftigungen wieder beträchtlich eingefhränft, denn danach jollte ver Verkehr unterfagt fein, 
nicht blos mit dem jperiell Exrcommunicirten und den percussores clericorum , fondern auch 
mit allen andern, die ſich aud irgendeinem Grunde notorifd in der ipso jure eintretenden Er- 
communication befänden, gleihviel ob eine Befanntmahung des Richters vorausgegangen jei 
oder nicht. Indeſſen, obgleich das konſtanzer Decret ſich nicht einmal in ven Acten des Concils 
befindet und es zweifelhaft ift, ob daffelbe wirklich echt ift, obgleich daffelbe ganz abgeſehen 
davon ſchon nad dem Brundfage lex posterior derogat priori durch das fpätere bajeler 
Decret wieder aufgehoben fein müßte, jo wird man ſich dennod für die fortvauernde Gül- 
tigfeit des konſtanzer Decrets erklären dürfen, weil daſſelbe durch ein allgemeines Gewohn- 
heits recht Anerkennung gefunden haben ſoll, während dem bafeler Decret wegen völlig man= 
gelnder Reception jeder Anſpruch auf Geltung fehle. Die fonftanzer Faſſung ift auch na— 
mentlih in die Concordate der deutſchen Nation übergegangen. Alſo infolge ver Extra- 
sagante Ad evitanda ift fowol bei der excommunicatio latae ald ferendae sententiae 
ver Gebannte erft dann zu meiden, die Wirkungen der Ercommunication treten erſt dann ein, 
wenn die Sentenz vorher vom Richter fpeciell befannt gemacht wurde; und zwar ift der Name 
des Ercommunicirten jedesmal ausdrücklich anzuführen oder edmüffen, wenn dies unthunlich 
erſcheint, doch wenigſtens folde Umftände und Merkmale geltend gemacht werben, daß über die 
Verſon, die genannt ift, fein Zweifel obwalten fann. In diefer Weife lautet die Ereommuni- 
cationsfentenz gegen Napoleon und Victor Emanuel, ihr Name war wenigſtens an der ent: 
ieidenden Stelle nicht ausdrücklich genannt, aber fie gelten doch ald mit der Excommunication 
belegt; dagegen diejenigen, welche nur unter allgemeinen Kategorien, mandantes, fautores, 
consultores, adhaerentes excommunicirt find, gelten nicht ald namentlich ercommunieirt, ge= 
hören daher niät zu dein excommunicali vitandi, fondern zu den tolerati, mit denen der Ver: 
febr in kirchlichen und bürgerlichen Dingen geftattet ift; fo hat eine eigend niebergefegte Con— 
gregation in Bezug auf die Ercommunication Napoleon's entſchieden. Indem eine namentlide 
Excommunication verlangt wird, alfo Die excommunicatio latae sententiae ohne weitere vecla= 
ratoriſche Sentenz feine Wirkungen bat, fo brauchen ſeitdem namentlid auch Die Häretifer, die 
allerdings als folde ercommunicirt find, nicht mehr gemieden zu werden; und jo leben und ver: 
kehren ja auch jeit Jahrhunderten namentlich in Deutfchland die Katholiken mit den Prote- 
flanten, eine Praxis, für die ih Benedict XIV. ausdrücklich auf die Bulle Ad vitanda beruft, ?) 
Endlich muß jedoch noch bemerft werden, daß die Beftimmungen der Bulle unter dem Geſichts— 
punkt eines Indults, einer Gnadenbezeigung aufzufaffen find, und daß biefe nur den Gläu— 
bigen eingeräumt ift, alfo nur ihnen geftattet ift, mit den nicht fpeciell befannt gemachten Ex— 
communicirten den Verkehr fortzufegen, dieſe jelbft aber dadurd nicht die geringfte Begünfti: 
gung erlangt haben; es ergibt fi aljo, daß die Gläubigen mit den nicht fpeciell genannten Er- 


ET 


6) Die Bulle, in welcher diefe Anderung ausgeiprocdhen wurde, lautet nach dem Bericht des Ans 
toninng folgendermaßen: „Insuper ad vitanda scandala et multa pericula, quae conscientiis 
timoralis Conlingere possunt, Christi fidelibus tenore praesentium misericorditer indulgemus, 
quod nemo deinceps communicatione alicujus, sacramentorum administralione vel recep- 
tione, aut aliis quibuscunaue divinis, intus et extra praetextu cujuscungque sentenliae aut cen- 
surae ecclesiasticae a jure vel ab homine generaliter promulgatae teneatur abstinere, vel ali- 
quem vetare aut interdictum ecclesiasticum observare, nisi sententia vel censura hujusmodi 
fuerit lata contra personam, collegium, universitatem, ecclesiae communitatem vel locum cer- 
tum vel certam a judice publicata vel denunciata specialiter et expresse; constitulionibus apo- 
stolicis et aliis in contrarium facientibus non obstantibus quibuscunque, salvo, si quem pro 
sacrilego manuum injectione in clericum sententiam latam a canone adeo notorie constiterit 
incidisse, quod factum non possis aliqua tergiversatione celari, nec aliquo suffragio excusari, 
nam non communione illius, licet denunciatus non fuerit, volumus abstineri juxta Canonicas 
sanctiones.‘ 

D Benedicti XIV de synod., L. VI, c. 8, quamvis per canonem concilii Constantiensis a 
V approbatum qui incipit ad evitanda ... nonnihil relaxata fuerit disciplina in eo, 
quöd pertinet ad conversandum, atque etiam in Divinis communicandum cum haereticis, qui 
r et expresse denunciali non sunt tamquam vitandi, non id circo tamen arbitrari de- 

bent Catholici etc. 
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communicirten zwar umgehen fönnen aber nicht müſſen, und daß die letztern die Fortſetzung 
des Verfehrs ihrerfeits nicht als ein Recht beanſpruchen dürfen. 

Wenn wir und nun zu den Wirfungen der Ercommunication im einzelnen wenden, fo 
kann zunächſt für einen Ercommunicirten nicht Öffentlich gebetet und geopfert werden, das be— 
zieht ih auch auf die excommunicati tolerati, alfo auf die fogenannten Häretiker, und nırr 
am Charfreitage findet eine Ausnahme von dieſer Regel flatt. Nur in Betreff ded Landes 
fürften , ſowol des Fatholifhen, wenn er ercommunicirt ift, als des nichtkatholiſchen (Häretifchen 
und nichtchriſtlichen) geftattet Die Kirche eine Ausnahme, indem fie für denſelben beim Öffent- 
lihen Gottesdienfte betet und an gewiſſen feftlihen Tagen für ihn das Meßopfer darbringt, da 
ber Landesherr der Kirche nicht als bloße Perſon gegenüberfteht, ſondern das Gebet für ihn 
zugleich ein Gebet für den Staat ift; in diefem Verhältniß ſteht jedoch der verfiorbene Landes— 
berr nicht mehr, er erfiheint nicht mehr als Träger der Staatsgewalt, fondern lediglich ald Pri- 
vatperfon; doch find bei Gelegenheit der Weigerung des Erzbiſchofs von Freiburg, die für 
den verftorbenen Großherzog Leopold von Baden von ihm 1852 geforderte Seelenmefle zu 
vollziehen, Beiſpiele mehrfach namıbaft gemacht, wonad in früherer Zeit Exequien für verftor- 
bene Fürften flattgefunden haben. Es find alfo namentlich die Gebannten von jedweder Theil: 
nahnıe an der Meile, dem euchariſtiſchen Opfer durchaus ausgeſchloſſen, es darf weder der Ge: 
bannte der Meſſe beimohnen, noch der Priefter ſie in feiner Gegenwart celebriren; wenn den⸗ 
gemäß in der Kirche ein Ercommunieirter zugegen fein follte, und die Meffe noch nicht begonnen 
bat, fo foll fie ver Priefter gänzlich unterlaffen, wenn dagegen der Ercommunicirte erft nach dem 
Beginn derfelben erfcheint, fo foll ver Priefter einhalten und den Grcommunicirten unter Anz 
führung feines Namens auffordern, die Kirche zu verlaffen, follte er der Aufforderung feine 
Folge leiften, fo würde er der dem Papſte vejervirten Greommunication verfallen und mittels 
Gewaltanivendung, foweit das die Heiligkeit des Orts geftattet, entfernt werden; wäre das nicht 
möglich, fo haben die Gläubigen fofort die Kirche zu verlaffen,, der Priefter aber hat, wenn die 
Meile noch nicht bis zu einem gewiffen Stadium vorgejhritten ift, dieſelbe gänzlich abzubrechen 
und den Altar zu verlaffen, ſonſt aber die Handlung bis zur Communion ordnungsgemäß fort: 
zufegen und dann abzubrechen, die nach der Sumption des Kelchs folgenden Gebete entweder in 
der Safrifteinahzuhofen oder ganz wegzulaflen. Dieſe Vorſchriften beziehen ich jedoch nur auf die 
excommuniecati vitandi, da der Umgang mit den toleratis ſowol in bürgerlicher als kirchlicher 
Beziehung freigegeben ift. Ebenſo find die Errommunicirten völlig ausgefhloflen von dem 
Empfange und der Adminiftration der Saframente, von der Theilnahme au Procefiionen und 
andern feierlihen Handlungen, von der Anweſenheit bei öffentlihen Gebeten und den verſchie— 
denen Benedictionen; endlih von der Wohlthat des kirchlichen Begräbniffes, d. h. ihre Leich— 
name dürfen nicht in geweihter Erde beftattet werden, und alle mit dem hriftlihen Begräbniſſe 
verbundenen Feierlichkeiten follen unterbleiben, wobei ver Grundfag maßgebend ift: quibus 
non communicamus vivis, non communicamus defunctis; noch heutzutage iſt die Beerdigung 
eines Gebannten in geweihter Erde und inmitten der übrigen Gläubigen unbedingt verboten; 
follte dergleihen durch Zufall, Irethum oder Gewalt dennoch ftattgefunden haben, jo ift der 
Leihnam, wenn man irgend da8 Grab noch unterfheiden kann, auszugraben und an einen, 
andern nicht geweihten Ort zu bringen, ber Kirchhof ift ald polluirt zu betrachten, und es vür- 
fen auf ihm fo lange feine Beerdigungen mehr ftattfinden, bis er eine förmliche Recontiliation 
erhalten bat; alle diejenigen endlich, welche fich wiffentlidh bei der Beftattung in irgendeiner 
Weije betheiligt Haben, find zu beftrafen; hinſichtlich der Beerdigung notorifher und öffent: 
lich verurtheilter Häretifer und ihrer Anhänger und Begünftiger ift fogar derjenige, welder 
fih dabei wilfentlih und in ftrafbarer Abficht betheiligt Hat, noch heutzutage verpflichtet, ven 
Leihnam Öffentlich auszugraben und fi von dem Verdacht der Härefie eiblich zu reinigen ; bie 
Stelle, welche dad Grab bildete, bleibt für immer polluirt, aud wenn der Kirchhof wieder re- 
eoneilürt ift, es foll dort für alle Zufunft niemand mehr beerdigt werben. Diefe Beftimurum: 
gen beziehen ſich jedoh in ihrer ganzen Strenge nur auf die excommunicati vitandi, da— 
gegen der Beerdigung der tolerati können die Gläubigen anwohnen, ver Leihnam fann auf 
dem gewöhnlichen Friedhofe beigefegt werden, denn die Bulle Ad vitanda bat zu Gunften 
der Oläubigen den Umgang mit ven toleratis geftattet, und diefe Theilnahme am Begräbnig 
gereicht weniger dem Verftorbenen zum Nugen ald den Überlebenden zum Trofte ; die Grequien 
haben aud) Hier zu unterbleiben, da fie nur den Verftorbenen zugute fommen würden. Die 
einzige gotteöpienftliche Handlung, zu der die Excommunicirten jeder Art unbedingt zugulaffen 
find, ift die Predigt, weil diefe ald das wirkſamſte Mittel betrachtet wird, dieſelben zur Sinnes⸗ 
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änderung zu vermögen; ebenjo ift e3 dem Ercommunieirten geftattet, die Kirche zur Zeit, wo 
in derjelben Feine heilige Handlung vorgenommen wird, zum Zweck feiner Privatandacht zu be: 
treten, ebenfo fann er ſich der Bilder, Reliquien, des Weihwaflers ald Anregungs = und Unter: 
fügungsmittel für feine religiöfen Übungen bedienen. 

Was die Wirkungen der gegen kirchliches Verbot erfolgten Theilnahme Ercommunicirter 
an gottesdienftlihen Handlungen betrifft, jo muß man in diefer Hinficht die auf göttlier und 
vie auf blos kirchlicher Anordnung beruhenden Handlungen unterſcheiden; die erftern, namentlich 
die Saframente, find gültig, wenn nur die Materie, die Form und die nöthige Intention des 
Spendenden vorhanden war, denn unter diefer Borausjegung wirken fie ex opere operato; das 
Saframent der Firmung aljo, weldes ein Ercommunicirter empfängt, wird feiner Seele einen 
character indelebilis auforüden und fpäter nicht mehr wiederholt werden Dürfen; und derjenige, 
der ih ald Excommunicirter ordiniren läßt, wird wirklich orbinirt fein, ſodaß er die volle gei- 
Rige Befähigung zur Spendung der Saframente erhält; um fo mehr ift dann der bereitd Or— 
dinirte, auch wenn er jpäter in die Ercommunication verfällt, zur Vornahme aller Handlungen 
feine Ordo, namentlich zur Spendung aller Saframente fähig, wenn er nur dabei den Ritus 
der Kirche beobachtet, alfo der ercommunicirte Bifchof kann gültig orbiniren u. f. w.; nur hin 
ſichtlich der Buße erleidet das infofern eine Ausnahme, als hierbei nicht blos die potestas or- 
dinis, fondern auch die potestas jurisdietionis in Betracht fommt, und dieſe durch die Exrcom- 
munication allerdings verloren gebt; in gleicher Weiſe ift die Ehe, die ein Ercommunicirter 
unter Beobachtung der vorgefchriebenen Formen eingegangen ift, eine gültige Ehe, er fann bie: 
ſelbe vollziehen, ohne ih der Sünde der Fornication ſchuldig zu machen. Indeſſen die Gültig- 
feit dev Saframente bezieht ſich doch nur auf die mehr äußerlihen Wirkungen verfelben, auf 
die Rechte, welche durch diefelben erworben werden, während dagegen die faframentale Gnade 

dem Sreommmmicirten nicht theilhaftig wird, inden er im Augenblid des Empfangs die Sünde 

des Sarrilegs begeht, alfo ihm die innere Dispofition mangelt; deshalb finden auch die aufge: 

ftellten Grunvfäge auf das Sakrament der Buße feine Anwendung, der Ercommunicirte em: 
pfängt nicht nur nicht die Gnade deifelben, fondern daffelbe wird ihm überhaupt ungültig ge: 
ſpendet, denn es fehlt in diefen Falle an der Neue, die doch zur Materie diejes Saframents 
gehört. Diejenigen Handlungen, die blos auf ven Anordnungen der Kirche beruhen, üben 
gegenüber dem Grcommunieirten gar Feine Wirkungen aus. Natürlicherweiſe unterliegen 
diejenigen Vrieſter, welche wifjentlich derartige Handlungen, namentlich gegenüber den vitandis 
»ornehmen, ſchweren Strafen; auch der Ercommunicirte macht ſich duch die Spendung der 
Satramente nicht nur einer ſchweren Sünde fhuldig, ſondern er verfällt auch in beſtimmte kirch— 
liche Strafen, dieſelben beitanden nad älterm Recht in immermwährender Abfegung, nad 
neuerm in Srregularität: an fih geben nämlich die vorher rechtmäßig erlangten Pfründen 
duch die Ercommunication nicht verloren, der Betreffende gilt vielmehr noch immer als der 
eigentliche Inhaber und tritt nad erlangter Abfolution auch wieder in den ungefhmälerten 
Genuß derjelben ein; in ver Zwifchenzeit hat er ſich aber allerdings nicht blos der Bunctionen, 
fondern auch der Ginfünfte zu enthalten, auch feine bisherige Amtswohnung zu verlaflen. — 
Die Zurisdictionshandlungen , die ein Gebannter vornimmt, jind an ih ungültig, das bezieht 
fih aber nur auf die excommunicati vitandi, ſodaß alſo die Amtshandlungen eines Ge⸗ 
bannten, ſolange dieſer nicht mit Angabe feines Namens excommunicirt wurde, Rechtskraft 
Haben, gleihviel ob die Strafe felbft öffentlich befannt fei oder nicht; qußerdem foll bei ver 
Papftmwahl die Ercommunication, in welder ich einzelne Wähler etwa befinden, nicht weiter in 
Betracht fommen, ein Privileg der Garbinäle, welches fih aus der großen Wichtigkeit dieſer 
Wahlhandlungen, aus der Nothwendigkeit, der Kirche bald ein neues Oberhaupt zu geben und 
Die vollzogene Wahl gegen alle Anfechtungen ficher zu ftellen, erflärt. 

Der Excommunicirte wird nicht blos von der eigentlich firhlihen Gommunication, jondern 
auch son der Gommunication des gewöhnlichen Lebens abgefondert; mit dem Ercommunicirten 
muß jede Art von äußerlichem Verkehr abgebroden werden. Während ſich aber früher das 
Berbot auf alle Berfonen ohne Ausnahme erſtreckte, und felbft diejenigen, welche daſſelbe über- 
treten batten, vom weitern Verkehre abfonderte, ſodaß ein Bannfluch, der urfprünglid einen 
einzelnen betroffen hatte, glei dem Gontagium einer anſteckenden Krankheit ſich ausbreitete, 
ſe ũeß dagegen Gregor VII, da zuerſt bei der Excommunication Heinrich's IV. die Mislichkeiten 
des bisherigen ſtrengen Rechts in ihrer ganzen Verderblichkeit zu Tage getreten waren, wefent: 
liche Milderungen eintreten ; es hatte zwar zunächft eine vorübergehende Bedeutung, wenn da= 

Staate-®erifon. IX. 15 
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mals verordnet wurde, daß hinfort die Frauen und Kinder der Ercommunicirten, ihre Sflaven, 
Leibeigene, Landbebauer und Dienftleute, fowie überhaupt alle, die in einem Verhältniſſe ver 
Abhängigkeit zu ihnen ſtänden, mit den Excommunicirten frei verkehren dürften, ausgenommen 
allein diejenigen Abhängigen, die zu dem verbrecheriſchen Treiben mitgewirft hätten, daß ferner 
auch diejenigen der &xcommunication nicht mehr verfallen fein follten, Die aus Unwiſſenheit oder 
wegen bringender Noth mit einem Gebannten verkehren, und ba endlich auch in dem Falle, in 
weldem ver Umgang verboten bleibt, dad Verbot ſich auf die beſchränken jollte, die mit dem Ge: 
bannten unmittelbar verfehrten. Bereitölirbanli. beftätigte dieſe Feſtſetzungen Gregor's in allen 
meientlihen Bunften. Gratian nahm beide Verorbnungen, fomol die Gregor's VII. als lir- 
ban's II. ins Decret auf, fo verhält es fih auch nach dem Deeretalenrecht; jeit der Bulle Ad vi- 
tanda endlich kommen diefe Beftimmungen überhaupt nur noch den vitandis gegenüber ®) in 
Betracht, ſodaß alſo mit den toleratis jeder Umgang erlaubt if. Auch hinſichtlich der Folgen, 
die mit der Übertretung dieſes Verbot verbunden find, ift allmählich eine beveutende Milde— 
rung eingetreten, während nämlich urfprünglich diejenigen, die ohne gejegliche Gründe mit den 
Greommunicirten umgingen, in die gleiche Strafe verfallen follten und zwar vom Augenblide 
des Verkehrs an, ipso facto, joiftfhon feit den Zeiten Innocenz' IH, die regelmäßige Strafe dafür 
nur der fogenannte Fleine Bann, der jogleich näher beſtimmt werben wird; das erleidet jedoch 
eine Ausnahme bei den communicantes in crimine, hinfichtlid derjenigen, die wilfentli und in 
böfer Abficht ihre Unterflügung und Beihülfe dem fraglichen Verbrechen haben zu Theil werben 
laſſen; unter gewiſſen Umftänden fann ſogar bei gemwöhnlihem Umgange, wenn diefer derartig 
ift, daß der Erconimunicirte dadurch in feinem Vergeben beftärft werben kann, der eigentliche 
(große) Bann verhängt werben, doch muß dann eine dreimalige fruchtloſe Mahnung vorher: 
gegangen fein; liegen endlich bejonders dringende Gründe vor, jemand von allem Verkehr 
gänzlich auszuſchließen, fo kann gleich in der Ercommunicationgfentenz über jeden, dev mit dem 
Gebannten umgehen werde, die excommunicalio major verhängt werben. 

Eine Eonfequenz aus dem Verbot des äußern Verfehrs ift die Entziehung dev communi- 
catio forensis; danach foll ein Ercommmunicirter nicht Richter fein bürfen, menigftens die Sen: 
tenz eined excommunicatus vitandus ift geradezu nichtig; ebenfo wenig foll ein Excommuni— 
cirter eine Klage erheben dürfen, ver Beflagte fann in jedem Stadium des Proceſſes die exceptio 
excommunicationis geltend maden, und den vitandis gegenüber ift der Richter ſogar ver— 
pflichtet, die Klage ex officio zurückzuweiſen, da er unter feiner Bedingung mit einem folden 
in Berfehr treten darf; als Beklagter muß der Ercommunicirte allerdings vor Gericht er— 
feinen, weil ex ſonſt aus feiner Excommunication Vortheile ziehen werde, er darf dann zwar 
von allen Mitteln zur Vertheidigung Gebrauch mahen, wie ein Nichtercommunicirter, nur 
darf er feine Bertbeidigung regelmäßig nicht perfönlich führen, auch feine Widerklage anftellen; 
ein Excommunicirter darf ferner vor Bericht nicht ald Zeuge auftreten, er ift ex officio zurũck⸗ 
zumeifen, eventuell können die Parteien von dem Necht der Einrede gegen ihn jeverzeit Gebrauch 
machen, menn ſolche jedoch factifch zugelaffen wird, jo beiteht die Sentenz zu Recht, eine erft 
nachträglich erhobene Einrede ift wirfungslos, außer wenn dev Betreffende erft nad Fällung 
der Sentenz Kunde von der Greommunication erhalten hat, und die Appellationsfrift noch nicht 
abgelaufen ift; tolerati fönnen möglicerweife zugelaflen werden, wenn der Richter es für gut 
findet und die Parteien feinen Wiverfpruch dagegen erheben; bei Unterfuhungen gegen Häre= 
tifer findet in favoreg fidei ſelbſt hinſichtlich der vitandi eine Ausnahme ftatt; auch bei den Ge— 
ſchäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit find Excommunicirte regelmäßig nicht zugulaflen, ebenfo 
wenig ald Advocaten und Proruratoren. 

Geringere Wirkungen führt die Excommunicatio minor, ber fogenannte Feine Bann mit 


8) Es gibt zwei Memorialverfe, in denen einerfeite der Umfang des Umgangsverbofs und anderer: 
feite bie —* davon ausgedrückt find: 

Si pro delictis anathema quis efficiatur 

Os, orare, vale, communio, mensa negatur 
unb: 

Utile, lex, bumile, res ignorata, necesse, 

Haec quinque solvunt anathema, ne possit obesse; 
wobei noch bemerft werben mag, daß unter dem utile die Sorge für das Geelenheil, die Spendung von 
Almofen, ärztliche Hülfe, unter lex sc. matrimonialis bas beftehende Eheband, unter humile jede 
Art von Abhängigfeitsverhältniß verſtanden wird, 
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ib; namlich blos die Ausſchließung von der Theilnahme an den Saframenten, und die Unfä— 
higfeit zur Erlangung von Ämtern, während dagegen das Verbot ded Umgangs mit dem 
Gebannten, die Verſagung des Begräbnifles u. ſ. m. nicht damit verbunden find. 

6) Die Aufhebung der Ercommunication. Wie die Verhängung der Sentenz durch ri: 
terlihe Entſcheidung erfolgte, fo kann jie bei erfolgter Beſſerung auch nur wieder durch recht— 
liche Entſcheidung aufgehoben werben, wie die Kirche gebunden hat, jo fann aud nur fie wieder 
löſen; es ift in jevem Balle eine fürmlihe Abfolution nothwendig. Was die fpeciell vom 
Richter über eine einzelne Perjon unter Anführung ihres Namens ausgefprocdene und öffent: 
li befannt gemadte Ercommunication betrifft, jo Fann in diefem Balle nur derjenige kirchliche 
Obere, der die Excommunication verhängt hat, die Abjolution ertheilen, beine Acte find Aus- 
ftüſſe einer und derjelben Jurisdictiondgemwalt ; dem Greommunicator ſtehen jedoch gleich deſſen 
Stellvertreter, Nachfolger oder Vorgejegter, ſodaß alſo namentlich der Papft für die ganze 
Kirhe abjolviren fann, der Bann mag ausgeſprochen fein, von wem ed auch jei, und außer- 
dem erleidet die ganze Regel eine gejegliche Ausnahme, wenn der Gebannte in arliculo morlis 
ich befindet, und wegen Kürze der Zeit der für die Abfolution sompetente Obere um die Ab: 
jolution nicht mehr angegangen werben kann; nad der ausdrüdlihen Beftimmung des Tri- 
dentinum ſoll nämlich im ſolchem Balle jeder Priefter zur Abfolution in foro interno, um ven 
Berreffenden nit der Gefahr des Seelenheils auszuſetzen, competent fein; ein articulus mor- 
tis liegt aber nur dann vor, wenn der Tod wenigftend als leicht möglih oder wahrſcheinlich 
betrachtet werden muß; eine allgemeine Regel läßt ſich allerdings ſchwer aufftellen, die Ent: 
ibeitung ift weſentlich dem Ermeſſen des betreffenden Priefters anheimgegeben ; jedenfalls wird 
jedoch vorausgeſetzt, daB der competente Obere nicht zu erreichen war, fonft würde die Ein— 
wiihung des Prieſters jeder rechtlichen Wirkung entbehren ; aud wird gefordert, daß die in 

arliculo mortis von einem bloßen Vrieſter Abſolvirten, falld fie genefen, vor dem bierardi: 
ſchen Dbern ſich perſönlich zu ftellen haben, um nunmehr aud) von ihn pro foro externo los⸗ 
geſprochen zu werden ; jollte ver Abjolvirte ſich nicht ftellen, jo würde die Excommunication ipso 
jure aud für dad forum internum wieder eintreten. Die Abfolution von der excommunicatio 
latae senlentiae würde eigentlih nur dem Gejeggeber zuftehen, da jedoch eine rückſichtsloſe 
Durchführung dieied Grundfages die Einholung der Abfolution in vielen Fällen jehr erſchwe— 
ren würde, fo ift ganz allgemein auch andern kirchlichen Obern, ja fogar dem Pfarrer dieſe 
Befugniß eingeräumt worden, abgejehen von den Fällen, die der Geſetzgeber ſich ausdrücklich 
vorbehalten bat. Sole Reſervationen fünnen flattfinden theild von feiten des Biſchofs, theils 
von feiten des Papfted; die päpftlihen Vorbehalte find großentheild zufammengefaßt in der 
Bulle In Coena Domini, die ihren Namen nit wie die Bullen gewöhnlich von ven Anfangs 
worten, fondern von der Gewohnheit führt, ie am Grünen Donnerötage, dem Tage der Ein: 
fegung deö Abendmahls zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. Die Bulle In Coena Domini 
ift im Laufe der Zeit jehr allmählidy entftanden, jhon feit vem 12. Jahrhundert wurden bie 
Refervatfälle des papftlihen Stuhls auf diefe Weife publicirt ; PiuslV. 1568 gab derjelben im 
ganzen die gegenwärtige Geftalt; die hauptſächlichen Fälle find Seeräuberei, Spionage zu Gun— 
ften der Uingläubigen, gewiffe Arten von Feindfeligfeiten gegen den päpftlihen Stuhl, Fäl: 
hung päpftlicher Urfunden, Hemmung der geiftllihen Gerichtsbarkeit und zahlreiche andere; 
dur Urban VIII. 1627 wurden dieſer Genoffenfhaft auch die Rutheraner, Zwinglianer und 
Galviniften zur Seite geftellt 9); und ed gehört alſo die Abfolution der wegen dieſer Arten von 
Kegerei ipso facto eintretenden Excommunication zu den Reſervatrechten des Papſtes; dagegen 
iſt es richtig, daß man feit Clemens XIV. die jährliche Verlefung der Bulle am Grünen Don: 
nerstag bei der Segenipredhung des Papfled von der Loggia der Peterskirche unterlaffen hat, 


9) Excommunicamus et anathematizamus ex parte Dei omnipotentis Patris et filii et spiri- 
us sancti auctoritate quoque beatorum Apostolorum Petri et Pauli et nostra quoscunque Hus- 
sitos, Wichlefitas, Lutheranos, Zwinglianos, Calvinistas, Ugonottos, Anabaptistas, Trinitarios 
et a christiana fide apostatos, ac omnes et singulos haerelicos, quocunque nomine censean- 
lur, et cujuscunque sectae existant, et iis credentes, eorumque receptatores, fautores, et ge- 
neraliter quoslibet illorum defensores ac eorundem libros, haeresim continentes , vel de reli- 
gione tractantes, sine auctoritate nostra gerentes legentes aut retinentes, imprimentes, seu 
qeomodolibet defendentes, ex quavis causa, quovis ingenio vel colore, nec non schismaticos 
et eos, qui se a nostra et Romani pontificis pro tempore existentis obedientia pertinaciter 
subtrahunt. 

15° 
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und daß dieje Verlefung ſeitdem nicht wieder eingeführt ift. 1%) Übrigens gibt ed aber au 
neben ver Nachtmahlsbulle noch eine ganze Reihe päpſtlicher Refervatfälle. Durch beiondere 
Delegation fann auch die Befugniß in den Refervatfällen zu abfolviren von den Berech tigten 
auf andere übertragen werden ; außerdem find auch ohne fpecielle Delegationen Abjolutionen 
in articulo mortis möglih, ed haben ferner die Bifhöfe ganz allgemein dad Recht, von den 
geiftlichen Nefervatfällen, melde auf einem geheimen Verbrechen beruhen, zu abjolviren, im: 
gleichen diejenigen, welche gehindert find, die Reife nah Nom zu übernehmen und ſich perſön— 
lich dem Heiligen Stuhle zu ftellen, wozu namentlih Kinder, Unmündige, Gebrechliche, unter 
fremder Gewalt ſtehende Verfonen, auch Arme, aber nicht die eigentlihen Bettler gerechnet 
werben, weil diefe, wie fie in ihrer Heimat ausfchlieplih von Almojen leben, jo auch auf de: 
Neife ohne weitere Notb und Beſchwerde dadurch ihr Ausfommen finden Eönnen. 

Die Losfprehung darf aber nur dann ertheilt werden, wenn der Zwed der Ercommuni: 
cation vollftändig erreicht ift, dv. h. der Gebannte von feinem Widerſtande gegen die Kirche ab: 
läßt, unzweideutige Beweiſe der Bupe und Befferung gibt und fpeciell angelobt, ji den Forde— 
rungen feiner Obern nunmehr unterwerfen zu wollen ; nöthigenfall® muß jenes Verſprechen 
vor der Abfolution mit einem Eide befräftigt werden, und nur ganz ausnahmöweife Fann die 
Abfolution auch ohne vorausgegangene Beflerung und Unterwerfung ertheilt werden, dann 
nämlich wenn der Richter mit Gewißheit vorausſieht, daß die Fortdauer ded Banned ven Ver— 
urtheilten nur noch hartnädiger, und feine Unbußfertigfeit gleihfam permanent machen würde, 
während auf der andern Seite nah den vorliegenden Verhältniffen erwartet werben Fann, 
daß die Aufhebung der Ercommunication ihm verföhnlidyere Gefinnung einflößen würde, aus 
aus der Relaration fein Argerniß entfteht. In regelmäßigem VBerhältnig muß dann außerdem 
noch die der Kirche oder einem einzelnen zugefügte Beleidigung gefühnt und für den angerid- 
teten Schaden Genugthuung geleiftet werden; denn die Verweigerung der Satisfaction gilt als 
ein jichered Zeichen der Unbußfertigfeit und fortbeftehenden Ungeborfams !U); follte ver Be: 
treffende in mehrfahe Ercommunication verfallen fein, fo muß er eben in jeder Beziehung ih 
der Kirche unterwerfen, und für alle Berbrechen die geforderte Genugtbuung leiften, wenn er 
überhaupt losgefproden werden will. Endlich befteht noch die Möglichkeit, felbft Verftorben:, 
die unter unzweideutigen Zeichen von Reue vom Tode überraſcht worden, zu abjolviren, da— 
mit jte des kirchlichen Begräbnifies nicht verluftig geben, die Gläubigen für jle beten, und die 
Priefter die Seelenmeffen celebriren können ; wenigſtens ift das feit lange die Praxis der Kirke, 
während allerdings anfangs die Anſicht beftand, daß die Thätigkeit eines menfhlihen Michtert 
gegenüber einem VBerftorbenen aufgehört und Gott durch die Herbeiführung des Todes gezeigt 
habe, daß er das Gericht der Kirche entziehen wolle; indeſſen foll do eine ſolche Abſolutien 
nur eine indirecte Wirkung haben, und wie die über einen Verftorbenen verhängte Ercom- 
munication deſſen Seele nicht mehr berührt, ſondern blos wegen der Überlebenden gefchiebt, ic 
verhält es fih aud mit ver Abfolution. Derjenige übrigens, der länger als ein Jahr im Kir: 
chenbann bleibt, verfällt noch immer in ven Verdacht ver Härefte, doch hat das, feit ver Staat bie 
Häreſie nicht mehr ald bürgerlihed Verbrechen betrachtet, feine hervortretenden reellen Folgen. 

Was endlich die Form der Losiprehung betrifft, fo ift diefelbe wie bei ver Verhängung ber 


10) In dem kürzlich erſchienenen Handbuch der proteftantifchen Polemif (Leipzig 1862), S. 67, 
ſpricht ſich Hafe folgendermaßen darüber aus: „Ich habe viermal jener Geremonie beigewohnt in gän 
ſtiger Nähe nrit gelpannter Aufmerffamfeit und konnte fchon früher verfichern, dag fie jegt nur neh 
ven Gharafter einer feierlichen Segeuſprechung trägt. Allerdings die Bulle ſeibſt ift nicht abgeichaitt, 
und in der Theorie iſt das Haupt einer alleinfeligmachenden Kirche neben dem Segnen immer auch dem 
Fluchen verfallen, und das chriftliche Wort jener heidnifchen Priefterin , zum Segnen bin ich, nicht zum 
Fluchen da, iſt ihm nicht — 

11) So beißt es in der Bulle Pius’ VII. gegen Napoleon, feine Rathgeber, die Vollſtrecker feiner 
Befehle u. f. w.: „Declaramus insuper illos inhabiles et incapaces esse, qui absolutionis bene- 
ficium consequantur, donec omnia quomodolibet attenta publice retractaverint, revocaverint, 
cassaverint, et aboleverint, ac omnia in pristinum statum plenarie et cum effectu reintegra- 
verint, vel alias debitam et condignam ecclesiae ac nobis et huic sanctae sedi satisfactionem 
praestiterint.‘‘ Und ganz ebenfo wird in der Bulle Pius’ IX. gegen den König von Italien und deffen 
Anhänger gefagt: „Daß fte fo lange unfähig fein follen, die Gnade der Losfprechung zu erhalten, bie 
fie alle diefe widerrechtlichen Acte öffentlich zurücgenommen, widerrufen, un ültig erflätt und abge: 
ſchafft, und alles in den frühern Stand vollkommen und wirklich wiederhergeſteüt, oder in anderer Weifr 
der Kirche und uns und dem apoftolifchen Stuhle angemeffene Genugthuung in Betreff der erwäbnten 
Punkte geleiftet haben.“ 


Kirhenbann 229 


Ercommunication in dad Ermeſſen des Richters geftellt; es ift jede Abfolution gültig, jobald 
nur aus ihrem Wortlaute die beftimmte Abſicht des competenten Obern, den Bann aufzu- 
heben, mit Sicherheit entnommen werden kann, und die Berfon hinlänglich bezeichnet iſt, um 
deren Losſprechung es ſich Handelt; ob fie mündlich oder jchriftlich erteilt werde, macht keinen 
Unterſchied, nur joll fie ausdrücklich erflärt werden, und die Anwendung bloßer Zeichen reicht 
niöt hin. In regelmäßigen Berhältniffen gilt jedoch Folgendes. Was zunächſt die Aufhebung 
des Anathems betrifft, jo ſtimmt der heute gebräuchliche Ritus hinfichtlih der äußern Geremo- 
nien faſt wörtlich mit den Kormeln, die bei Regino und Burchard ſich finden, überein; es ſoll 
ich demgemäß der Bifchof, der die Sentenz verhängt hat, von zwölf Presbytern begleitet, vor 
die Pforten der Kirche begeben; zugleich follen diejenigen anmwejend fein, denen vom Gebann: 
ten Unrecht oder Schaden zugefügt ift und denen hier, wenn das nicht ſchon früher gefchehen ift, 
Genugthuung geleiftet werden muß; jodann fragt der Biſchof den Ercommunicirten, ob er zur 
Buße bereit jei, und ergreift, jobald dieſer feine Bereitwilligkeit erflärt hat, die rechte Hand def: 
ſelben, führt ihn in die Kirche und in die Gemeinfhaft dev Gläubigen zurüf. Hinſichtlich 
der Formel hat die Prarid geſchwankt; während nämlich früher die deprecative Form gebräud: 
lich war, wonach der kirchliche Obere nicht kraft eigener Autorität und direct den Bann aufhob, 
iondern Gott bat, er möge dad Band ded Ercommunicirten löſen, jo ift feit vem 13. Jahrhun- 
tert die indicative oder imperative Form gebräudlid geworben; danach lautet die Kormel: 
„Auctoritate Dei omnipotentis et beatorum apostolorum Petri et Fauli atque sanctae ec- 
cdlesiae suae, et ea, qua fungor absolvo te a vinculo talis excommunicationis qua ex tali 
causa ligatus eras, in nomine ete.“; ſodann erhebt ſich der Biſchof, führt den Abiolvirten in 
die Kirche und jpridt die Worte: „„Reduco te in gremium sanctae matris ecclesiae et ad 
consortium et communionem, totius ecclesiae, a quibus fueras per excommunicationis 
sententiam eliminatus, et restituo te participalioni ecelesiaslicorum sacramentorum”; 
daran ſchüeßen fi) Gebete. Faſt ganz gleichlautend ift ver Abfolutiondeid und wenn der Ge: 
bannte nit in der feierlihen Form, jondern mitteld einfacher Sentenz ercommunicirt war; 
wenn er gar nicht anweſend war, fo erfolgt ein einfacher Ausfprud. Jedenfalls muß die Ab— 
jolution in analoger Weiſe wie die Ercommunication publicirt werben. 

7) Das Berbälmiß von Staat und Kirche in Bezug auf die Ercommunication. Es find 
drei verſchiedene Standpunkte zu unterſcheiden. Während des gefammten Mittelalterd verftand 
dh der Staat dazu, die in der Kirche ausgeſprochene Excommunicationsſentenz mit phyſiſchen 
Zmwangdmitteln zu unterflügen; wenn ſchon in ven frühern Jahrhunderten des Mittelalters 
das mweltlihe Schwert vem geiftlichen in ver verfchiedenften Weije feine Unterftügung geliehen 
und der firhlihe Bann ftaatliche Folgen nad) ſich gezogen hatte, jo wurde durch das Gejeg 
Friedrichs II. 1220 geradezu verordnet, daß jeder, der ſechs Wochen im Banne verharre, mit 
der Acht zu belegen fei, die fo lange nicht aufgehoben werben dürfe, ald die Excommunication 
noch fortdauere. 12) Die nächſte Wirkung diejer neuen Strafe beftand darin, daß der Gebannte 
jegt auch gegenüber dem weltlichen Korum unfähig wurde, ald Richter oder Schöffe thätig zu 
fein, dag überhaupt feine Lage gegenüber dem weltlihen Forum ziemlich die nämliche wurde 
wie gegenüber dem kirchlichen; infofern ſchloß die Achtung des Excommunieirten die bloße 
Vollſtrecung der kirchlichen Geſetze in ſich, welche ja an die Ercommunication auch die 
buͤrgerliche Rechtloſigkeit geknüpft hatten. Wenn dann innerhalb eines Jahres der Ge: 
bannte won ver Acht ſich nicht befreite, jo verfiel er in die Oberacht, d. h. er verlor jet den ge: 
meinen Frieden, und wurbe völlig außer ven Schug des Geſetzes geftellt, er galt ald vogelfrei, 
war jedem Angriff auf fein Leben und Cigenthum ſchutzlos preiögegeben, alle bisherigen Rechts— 
verhältniffe, die ihm Vortheil gewährten, löften fi auf. Übrigens trat nicht bei jeber Ex— 
communication, die nur ſechs Wochen dauerte, die Reichsacht ipso facto ein, ſondern fie mußte 
som Kaifer audgejprocen werden. Wie damald ver Staat die Kirche unterftügte, jo verhielt 
es ſich auch umgekehrt, indem jeder, der ſechs Wochen in ver Reichsacht war, aud mit dem 
Kirchenbann belegt wurde. Endlich war die gegen den Kaifer zu verhängende Ercommuni— 


— — — — — — 





12) Bei Perg, Mon., IV, 286: „Et quia gladius materialis constitütus est in subsidium gla- 
dũ spiritualis, excommunicationem, si excommufficatus in ea ultra sex septimanas perstitisse, 
predietorum modorum aliquo nobis constiterit, nostra proscriptio subsequetur, non revo- 
eanda, nisi prius excommunicatio revocatur.’’ Sachſenſpiegel (Homeyer, dritte Auflage, II, 63, 
$. 2): „Ban ne scadet der sele unde ne nimt doch niemanne den lief, noch ne krenket nie- 
nanne an lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koniges achte na.“ 
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cation nad der Auffaffung ver Rechtsbücher auf gewiſſe Fälle eingefhränft. 1) Im Laufe der 
neuern Zeit bilvete jih dann in Zufammenhange mit dem weitreihenden Majeftätdrecht des 
Staats über die Kirche ein Rechtszuſtand aus, wonach ed der Kirche nit zuftand, ihre Straf: 
gewalt jelbftändig zur Ausführung zu bringen, namentlih Greommunicationen bedurften fo 
gut wie andere kirchliche Erlaffe der landeösherrlihen Genehmigung, waren der Nothwendigkeit 
des Placet unterworfen ; und es verſteht ſich ganz von felbft, daß wo einmal das Placet in Gel: 
tung ſich befindet, aud Grcommunicationen gegen das Staatdoberhaupt nur mit Genehmi: 
gung deſſelben erfolgen dürfen. Endlich in neuefter Zeit hat man zwar auf der einen Seite auf 
alle ftaatlihe Zwangsvollſtreckung verzichtet, dagegen aber auch andererjeitd das Recht in An: 
ſpruch genommen, unbehindert von der Staatsgewalt die kirchliche Strafgewalt in vollem Um: 
fange mit rein firhlihen Mitteln gegen die Glieder der Kirche zur Durchführung zu bringen; 
fo ift namentlich in Öfterreich bereit8 durch die Verordnung vom 18. April 1850 $. 3 die fir: 
liche Disciplin von der ftaatlihen Hemmung befreit, und im Concordat Art. 11 ausgeſprochen, 
daß die Bifhöfe nicht gehindert jein jollen, wider alle Gläubigen, welde die kirchlichen An: 
ordnungen und Gejege übertreten, mit kirchlichen Strafen einzufhreiten; doch werden die Bi- 
ſchöfe ih für die Praris ganz gewiß an dasjenige halten, was fie früher erflärt haben, „daß 
die Kirchenftrafe mit weifer Berüdjihtigung der gegebenen Verhältniffe angewandt werden 
müſſe“, es ift in der That die Öffentlihe Denfart nicht danach, daß man zahlreihe Bannbullen 
erwarten könnte, ed hieße das eine zu ſchwere Probe verfuchen. 

I. Das proteftantiihe Kirchenrecht. Don feiten ver Neformatoren wurde die 
mittelalterliche Kirchenzucht in ſehr umfaflender Weife beibehalten, und auf den weientlichften 
Punkten als ein Gebot des göttlihen Net? mit Berufung namentlich auf die Stellen beim 
Matthäus vertheidigt, nur die unter dem Papftthum eingeriffenen Misbräude follten befeitigt 
werden. Namentlih Luther hatte hinfichtlid der Anwendung des Bannes jehr weitgebende 
Tendenzen; er forderte ganz allgemein, daß jeder feinen Nachbar, wenn diefer durch unrechten 
Handel reich werde, oder Unzucht treibe, oder fein Geſinde unfleifig ziehe, verwarne; und dar: 
aus ſoll jih dann, wenn nicht Beflerung erfolge, bie rechte Ubung ded Banned ergeben. Yutber 
hat geradezu audgeiproden, dag wer ein Haus um 30 FI. gefauft und um 400 FI. wie: 
der verfauft Habe, und „nichts Sonderliched drein verbauet, denn vier Stuben mit Leime ge- 
kleibet und getünchet“, ven Banne verfallen fei. „Will der Tropf einen faulen Balfen und 
gefleibte Drediwand liegenden Gründen gleih achten? mill er jo handeln, jo werd ih ihn in 
Bann thun und ercommuniciren, daß er ih der Saframent und bed Chriftentbumd Äußere 
und enthalte, und denfe nur nicht, daß er in den Himmel gehöre.” 14) Noch weiter gebt dann 
Galvin, dem das hauptſächliche Merkmal und Weſen ver wahren Kirche in der rechten Aus: 
übung der Zucht befteht, und der die ganze Kirhenverfaflung eigentlih nur ald einen Orga: 
nismus zur Ausübung diefer Bunction betrachtet. 19) 

Was nun die Wirfung des Bannes betrifft, fo unterſcheidet jich dieſe freilich von ver Mir- 
fung des Kirhenbannes in der fatholifhen Kirche durchaus, namentlich Luther ſpricht fich ſebr 
entfchieden darüber aus. „Die Gemeinſchaft“, fagt er, „iſt zweierlei, die erft Gemeinichaft ift 
innerlich geiſtlich unfichtlih im Herzen; das ift jo jemand durch reiten Glauben, Hoffnung urd 
Liebe eingeleibt ift in die Gemeinjchaft Chrifti und aller Heiligen; dieſe Gemeinihaft mag 
weder geben noch nehmen irgendein Menfh, er fei Biihof, Papſt, ja aud Engel oder ati 
Greaturen, alfo mag aud Hierher Fein Bann reihen, dann allein der Unglaub oder Sünd des 
Menſchen felb, der mag jich jelb& daraus verbannen, und alfo von der Gemeinihaft, Gnade, 
Leben und Seligfeit abfündern. Die ander Gemeinſchaft ift äußerlich leiblih und ſichtlich, das 
ift fo jemand wird zugelaflen, daß er des heiligen Saframents theilhaftig ift, und fampt an: 
dern dafjelb enıpfahl und mit neuffet. Von dieſer Gemeinfhaft mag ein Biſchof oder Papft 
einen abfondern, und ihm daflelb um feiner Sünd willen verbieten, und das beißt in Bann 
thun.’ 16) Dagegen find nun aber ald Arten des Bannes ſowol der Eleine ald der große Bann 
beibehalten; e3 joll mit vem Banne regelmäßig ein völliger Ausſchluß nicht blos von dem ge— 


13) Sadjlenfpiegel, Bd. II, ©. 57, $ 1: „Den keiser ne mut de paves noch neman bannen 
seder der tiet, dat he gewiet is, ane umme dre sake: of he an'me geloven triflet, oder sin 
echte wif let, oder godes hus tostoret.“ Schwabenſpiegel (Kaßberg), S. 128. 

14) £uther, Tifchreden von @rcommunication und Bann (Erlangen), LIX, 155 fg. 

15) Salvin, Institutiones christ., IV, 11. 

16) Luther, Sermon vom Bann (Erlangen), XXVIl, 50 fg. 
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ſammten kirchlichen, fondern aud vom weltlichen Verkehr enthalten fein, und nur ausnahms— 
weife handelt ed ſich blos um eine Ausſchließung von dem Saframent; die Strafen der Acht und 
Oberacht jollen allerdings ald Wirkungen der Greommunication nicht mehr ftattfinden ; es ift 
aber ein Misverftändniß, wenn man den Begriff ded großen Bannes auf diefen Fall ein- 
ſchränkt, doc kann allerdings nur dann mit einigem Schein behauptet werden, daß der große 
Bann weggefallen jei. 17) 

Was die Form der Grcommunication betrifft, fo ftellt fich diefelbe nach den Beitimmungen 
des würtembergifchen „Summariihen Begriffs” von 1559, die namentlih auch in das ſächſiſche 
Recht übergegangen find, ſehr anfhauli heraus: „Namlich. Das vie Berfon, fv ordentlich in 
die Grcommunication ond Kirhenftraff verfellt, auff ein beftimpten Sontag nad der Predig, im 
Ghor der Prarrfirden dahin fie gehörig, offendlich gegen dem Kirchenvuolk fürgeftelt, vnd vn— 
gruadlih nahuolgender geftalt, oder wie es zu jeder zeit nad) umbftand der mißhandlung zuuer- 
leien befohlen würt, durch ven Pfarrher auff ver Gangel oder neben ver Berfon ftebend, auß einen 
Brieff verlefen werde. Ir lieben in Chriſto, difer (vel dife) N. ift im Laſter der Gotslefterung 
(vel) Trundenbeit (vel alterius generis) bißher ein lange Zeit verhafft gewelen. Vnnd wiewol 
vilfältig ermanung vnd flraffen, beid, durch Gottes Wort und weltliche Oberfeit am jm (vel jr) 
verſuchet, So bat doc jhne (oder fie) ſolches alles nicht zu rechter, Chriſtlicher Beſſerung be— 
wegen wöllen. Damit nun nicht durch ein reudigs Schaff eine gantze Herd verderbt, und dad 
658 ergerlich erempel gemeiner Chriſtlicher verfamlung ſchädlich und nachtheilig ſey, das auch 
Gottes Zorn und Straff verhüttet werde, To haben die Verordnete zur Apminiftration der 
Kiren, diſen (vel diſe) N. nad genugfamer erfarung aller Handlung erkannt, das er (oder fie) 
bi auff fein (oder jv) offentlihe und beweißliche befferung von der Chriſtlichen Kirche abgeſün— 
dert, und des Heiligen Nachtmals vnſres lieben Herrn Jefu Ehrifti als vnwürdig ond daruon 

außgeigloffen jein jol. Das er (oder fie) auch zu feinem Gevattern in Kinds Tauff gebraudt, 
ond zu feiner Chriſtlichen Verſamlung (aufferfelbigen der Predig Gottes wort) zugelaffen 
werde. Der Allmechtig, Barmberzig Bott wolle jn (oder jr) fein (oder jr) Sünd zu erfennen 
geben, rechte Rew in jme (oder jr) ſchaffen, vnnd zur Beſſerung des lebend erwecken. Amen. 
Nach verlefung diſes Sentenz, foll der Meßner die fürgeftelte Berfon, offentlich durch dad Vold, 
auf der Kirchen fürn, und jres Pfads ziehen laſſen. Alspald ſolches durch ven Pfarrher er— 
reiht, ſoll vnſer Amt fein, wie e8 jhme von vns jeder zeit, und von jeder Berfon jnfonterheit 
befoblen würde, der außgeſchloſſnen Perſon, alle Hochzeit, Würtshäuſer, vnd andere ehrliche 
Geſellſchafft oder Geſpilſchafft, auch alle Wöhr verbüten, und darüber ven andern unfern Vnder— 
thenen verfündigen, von einer oder mehr erfunden, fo mit der felben in ven Würtähäufern oder 
andern ehrlichen Verſamlungen zechen halten, die follen nach jrer gebür geftrafft werben, dar: 
nad wiſſe ih mäniglich zu richten, doch folle ſolche Perſon jr weltlih Handthierung mit faufen 
ond verfauffen micht abgeftedt fein. Es foll auch ein ſonderlich Geftül in der Kirchen beitimpt, 
da die Grcommunicirte Berfon, alle Sontag und Feiertag zur zeit der Predig ftehn, vnd auf 
die Sontag, da das Nachtmal gehalten, ſoll allwegen der Meßner ſolche Perfon nach ver Predig 
vnnd Gebett, vor anfang des Nachtmals auf der Kirchen durd dad Volck hinauf fürn, biß der 
Sünder ih lernet fheemen vnd ein züchtigen, Chriftenliden Wandel an ih nemen. Item 
es ſoll au allwegen deren Vogt oder Amptman des jelben Orts bevolhen werden, dad er darob 
ſeo, damit die aufferlegt Kirchenftraff, ordentlich, wie ich gebürt, volnftreeft und gehandhabt 
werde.” Beſſert fih dann der Ercommunicirte, fo wird er von dem Gonfiftorium der Strafe 
wieder ledig erfannt, und dies in einen umſtändlichen Ritus dem Volke verkündet, wobei der 
Greommunicirte niederzufnien hat; würde ev dagegen ohne Beſſerung verfterben, fo ſoll dad 
Pfarrvolk nicht bei feiner Beerdigung fein, fondern ihn als ein von der Kirche abgeſchnittenes 





1) Art. Smalc., P. IH, Art. 9. „Vom Bann. Den großen Banıt, wie es der Papit nennt, halten 
wir für ein lauter weltliche Strafe, und gehet ung Kirchendiener nichts an. Mber der fleine, das iſt 
der rechte chriftliche Bann, ift, dag man offenbarliche,, halsitarrige Sünder nicht Toll laffen zum Sa— 
Irament oder andere Gemeinichaft der Kirche kommen, bis fie fich beffern und die Sünde meiden. Und 
die Prediger follen in diefe geiftliche Strafe oder Bann nicht mengen bie weltliche Strafe.‘ Luther, Pre: 
digt über Matthäus (Erlangen), XLIV, 78 fg. „Die Bäpfte und Decretiften haben zweierlei Bann, ben 
Heinen und großen. Den Heinen heißen fie, den allhie Ehriftus meint, den er —J. geſtift hat, daß die 
öffentlichen Sünder für Zöllner und Heiden gehalten werden, denen der Himmel zugeſchloſſen und die 
Hölle aufgethan it. Darnach fo ift der groß Bann, wie ihn der Papft genannt hat, ber ift nichts ans 
deres, denn des Kaiſers Acht.“ Dal. auch den Sermon vom Bann (Erlangen), XXVII, 50 fg. 
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Glied vergraben laffen.18) Eine Excommunicatio latae seutentiae fommt nur in ganz 
vereinzelten Anwendungen in den Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderte vor. . 

Was die Organe betrifft, denen die Berhängung der Ercommunication zuftehen jollte, fo 
ftellen einzelne Ausſprüche der Reformatoren eine Betheiligung des Laienelements dabei in 
Ausſicht; joRuther in dem Tractat von der Beichte, wenn er jagt: „in diefen Öffentlihen Sünden 
iſt's wahr, daß die Macht ift bei ver Gemeinde, oder dem Pfarrer ftatt der Gemeinde‘ ; ferner in 
der Schrift von ven Schlüfleln, wo er ausführt, die Gemeinde jei nit des Official Dienftmagd 
noch des Biſchofs Stockmeiſter, es fei ein Scheißbann, des Teufeld Bann und nicht Gotted Bann, da 
man die Leute banne mit frevler That, ehe fie öffentlich überzeugt feien vor ver Gemeinde, „denn die 
Gemeinde, jo folden foll bänniſch halten, joll wiffen und gewiß fein, wie er den Bann verbienet 
und darin fonımen ift, während ver Tert Chriſti gilt, jonft mögen fie betrogen werden und einen 
Lügenbann annehmen, und damit dem Nächſten unrecht thun ; dad wäre dann Die Schlüffel ge: 
fäftert und Gott gefhändet und die Liebe gegen den Nächſten verfehret, welches einer hriftlichen 
Gemeine nicht zu leiven iſt; denn fie gehört aud) dazu, wenn jemand bei ihr joll verbannet wer= 
den, jpricht hie Chriſtus und ift nicht ſchuldig, des Officials Zettel noch des Biſchofs Briefe zu 
glauben; ja fie ift ſchuldig, Hier nicht zu glauben, denn Menjhen joll man nit glauben in 
Gottes Sachen; in weltliher Oberfeit hätte ſolches wol eine Meinung, aber hier ba es die 
Seelen betrifft, ſoll die Gemeinde aud) ein Richter und treu fein; St.:Paulus war ein Apoftel, 
doch wollte er den nicht in den Bann thun, der feine Stiefmutter genommen ; er wollte die Ge— 
meine auch dabei haben’. Endlich Heißt e8 in der VBermahnung von der Ercommunication: „Es 
ift ein Gefchrei unter euch kommen, darüber ſich viele unnüg gemadt Haben, daß man ven Bann 
wiederum aufrichten wolle; num ift wahr, ich Habe vom Bann gejagt, nicht daß man eine Ty— 
vannei wieder anrichte wie die Officialen, jondern von dem Bann, davon Ehriftus lehrt 
Matth. 18, 15.; folhen Bann wollten wir gern anrichten, nicht daß es ein Kaplan oder Pre: 
diger allein thun follte over konnte, ihr alle müßt ſelbſt mithelfen, ihr müßt mit und und wir 
mit euch, daß das Vaterunfer gefprochen werde, wider einen jolden, der von der ganzen Ehriften- 
heit abgefondert und gebannt wird, wiederum jo er ſich befehret, daß man Öffentlich über ihn in 
der Kirche bete, und wiederum annehme, welches nicht eine Perjon des Pfarrherrn oder Ka: 
plans thun ſoll“; er jelbft, Luther, wolle e8 jo machen, erft wolle er den Sünder vermahnen, 
jodann zwei Kaplane over andere an ihn ſchicken, dann ihn vor ji in der Safriftei nehmen, in 
Gegenwart zweier Kaplane, zweier vom Rath und Kaftenherren, und zweier ehrlicher Männer 
aus der Gemeinde, helfe auch das nidht, fo erfolge der Bann. Ebenjo hat ſich Melandtbon 
ausgefproden: „Haec cognitio pertinet non solum ad magistratum, sed ad ecclesiam, h. e. 
non tantum ad presbyteros, sed eliam ad laicos idoneos ad judicandum .. neque enim 
in ecclesiis haec tyrannis constituenda est, quod oporteat laicos assentiri ei applaudere 
omnibus sine delectu, quae decreverint episcopi‘; ferner: „‚Restilualur etexcommmunicatio, 
non autem ut in litibus rerum profanarum, sed de judiciis manifestis, adhibitis in hoc judi- 
cium senioribus in qualibet ecelesia” ; endlid: „Nec liceat soli pastori ferre sententiam ex- 
communicationis sine ulla decuria judicum, aut nemine adhibito ex honestioribus viris 
suae ecclesiae; utenim vocantur haec judicia ecclesiae, ita sunt plures adhibendi, ut 


18) Richter, Die evangeliichen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, II, 215 u. 216. Als in: 
folge der GStreitigfeiten zwifchen dem Rathe ber Stadt Magdeburg und dem dortigen Superintendenten 
Heßhus ein Anhänger des legtern gegen ben Rath und diefem beiftimmende Bürger und Prediger von 
der Kanzel den Bann ausfprach, erflärte derfelbe, „er fchließe fie als faule ftinfende Glieder ab von ber 
Gemeinde Ehrifti, er ſchließe ihnen den Himmel zu und die Hölle weit auf, er übergebe fie dem leidi— 
gen Teufel, fie am Leibe zu martern, zu qualen und zu plagen; er jchlage ihnen audy hiermit ab, daß 
fie fi des Saframents des Altars bis zu ihrer Beſſerung bedienen, er gebiete auc; von Amte wegen, 
daß andere Chriſten ſich foldher verbannter Menfchen gänzlich enthalten, mit ihnen nicht effen und trins 
fen, fie zur Hochzeit als ehrliche Gefellfchaft nicht laden, zu Gevattern fie nicht bitten oder doch fie 
nicht ſtehen laffen, fie auf ber Straße nicht grüßen und in Summa für Heiden und Undriften halten 
jollen mit allen ihrer Sünden theilhaftigen Anhängern, bis fie ihre Sünden befennen und Kirchenbuße 
tbun‘. Die von Galvin entworfene Ercommunttationsformel hat folgende Stelle: „Wir Diener des 
Wortes Gottes, die wir bewaffet find mit den Waffen des Geiftes, und denen die Macht gegeben ift, zu 
binden und zu löfen, haben aus Vollmadyt Jeſu Ehrifti u. f. w. N. N. aus der Kirchengemeinfchaft 
ausgeſchieden, ercommuniciren ihn und verftoßen ihn aus der Gemeinfchaft der Gläubigen, er foll fein 
wie ein Heide und Zöllner, verabjcheut und verflucht unter den wahren Öläubigen, der Umgang mit 


ibm Toll wie der mit einem Peftfranfen geflohen werden. Dieien Spruch der Ercommunication wirb 
der Sohn Gottes beftätigen.‘' 
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Paulus voluit; tyrannis est inimica ecclesiae.‘ 19) Noch ein fehr draſtiſches Zeugniß diefer 
Art findet fich bei Zwingli: „Daß den bann dhein bejunder men ieman uflegen mag, funder 
die Kilh, das ift gemeinjame dero, under denen der bannwürdig wohne, mit fanımt dem 
pfarrer; man foll den verärgernden ber Kilchen, das ift dev gmeind anzeigen, noch ift ev nit 
gebannt, bis daß ihn die Kilch erfennet uszeſchließen; hie ſiehſt hübſch rüftzeug us ber päpftler 
kunſtkammer und tyranney; Du jollt ed der Kilchen jagen, ſpricht er; jo goed die jagdhund der 
gefürfteten Bettlern und jchryend vor den Kilden: myn herr Officialis mynes gnädigen Herrn 
von Shindberg thut in den bann Niclaus Pfriemden, daß er den ſchryber im Korb nit bezalet 
hat, wie? mag der Biſchof allein bannen? Ich wont die Kild wurd es thun! Iſt myn gnädger 
Herr allein ein gmeind? Chriftus ſpricht ſag's der gmeind! heißet Biſchof oder Abbt oder 
Propft ein gmeind? Alſo verftat ein ieder wol, daß der Bann gheind einiger ift, ob er ſchon 
papft, biſchof oder bader ift; denn Chriſtus hat nit geſprochen, fo er den erflen oder andern war: 
nenden nit höre, daß der menjch jolle giehehen werden, das ift bännig ſyen, funder erft, nach— 
dem nur einer der Kilhen warnung nit hört, joll er geſchehen werben; alfo flat fiyff, daß 
nieman bannen mag, denn die Kilch, das ift gemeind, darin der verärgernd figt, das ift fin richter 
und wächter; alfo kurz von der ſach geredt, Hört ein ieder wohl daſſ der bann nit der gebie- 
tenden papft noch biſchof ift, junder allein der Kilchen, das ift gmeind mit dem pfarrer, doch baff 
dad endlich urteil ver Kilchen, das iſt gmeind ſye, juft niemans, vergleichen aud) das entledigen.“ 
Indeilen finden ji aud allerdings Ausſprüche anderer Art, und namentlich find die Ausdrücke 
inden Symbolen nicht hinreichend beftimmt; fo heißt ed in dem berühmten Art. 28 der Auge: 
burgiſchen Confeſſion: „Porro secundum evangelium seu ut loquuntur de jure divino 
nulla jurisdictio competit episcopis ut episcopis h. e. quibus est commissum ministe- 
num verbi et sacramentorum: nisi remittere peccata, item cognoscere doctrinam et doc- 
irinam ab evangelio dissentientem rejicere, et impios quorum nola est impietas excludere 
a communione ecclesiae sine vi humana, sed verbo; hie necessario et de jure divino 
debent iis ecelesiae praestare obedientiam juxta illud, qui nos audit me audit‘; fo heißt ed 
ferner im Anhange zu den Schmalfaldifchen Artikeln: „Evangelium tribuit his, qui praesunt 
ecelesiae, mandatum docendi evangelii, remittendi peccata, administrandi sacramenta, 
praeterea jurisdicionem videlicet excommunicandi eos, quorum nota sunt crimina et re- 
sipiscentes rursum absolvendi‘; endlich heißt e8 in den 1541 dem Kaijer zu Regensburg 
übergebenen Artikeln: „Habent pastores mandatum, non solum ut doceant et sacramenta 
administrent sed etiam ut palam coram oınnibus in ecelesia puniant excommunicatione, 
videlicet eos, qui vel contra sanam doctrinam pravas opinionis serunt, aut malos mores 
emendare nolunt. Debetur enim jure divino obedientia pastoribus in hac conservatiope 
disciplinae.‘ 

Jedenfalls bildeten ſich förmliche Inftitutionen zur Geltendmachung des Laienelementö bei 
der Kirchenzucht nur in denjenigen kirchlichen Kreifen aus, die ſich auf calvinifher Grundlage 
in einigen Theilen der Schweiz, Frankreich, Belgien, namentlih Schottland organifirten ; in 
den meiften diejer Gebiete gelangte die Kirchenzudt zu einer jehr umfaſſenden Wirkſam— 
feit, in alle Berhältniffe des Lebens eindringend, die perſönliche Freiheit in unnatürlicher Weife 
beſchtänkend und einen Geift ver Aſceſe großziehend, auf den mit Bewunderung und Nach— 
abmungdeifer zu bliden die Proteftanten anderer Länder feinen Grund haben. In Deutſch- 
land if es im der NReformationdzeit nur zu ganz vereinzelten Verſuchen gekommen, jene 
Betheiligung des Laienelements bei der Kirchenzucht zur wirflihen Durhführung zu bringen; 
ſolche Verſuche liegen beſonders vor in der von Johann Brenz 1526 verfaßten Kirchenordnung 
der Freien Reihäftadt Hall in Schwaben, in ven Beſchlüſſen ver Homberger Synode deſſelben 
Jahres, in der heſſiſchen Ordnung für Kirchenzucht 1539, in der Kirchenordnung des Herzogs 
Boligang von Pfalz Zweibrüden 1557, die namentlich auch für die lutheriſchen Gemeinden von 
Jülih: Berg Geltung erhalten hat; endlich in den fogenannten $remdengemeinden des Johann 
Sadfy; hier follte fogar die ganze Gemeinde in corpore ven Bann auszuüben haben, während 
nad jenen andern Ordnungen eine mehr oder minder vollfommene Repräfentation ftattfinden 





—— 


19) Luther, Bermahnung zur Beicht (Erlangen), XXI, 85 ig.; derfelbe, Bon den Schlüffeln (Er- 
langen), XXXI, 126 fg., 177; derfelbe, Bermahnung von der @rcommunication (Erlangen), XLIX, 
162 fg. Melanchthon's Bedenken, bei Bepel, I, 290. Senpfchreiben an die nürnberger @eiftlichen 
vom Jahre 1540; de abus. emend., e. 12. 
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follte.29) Dagegen in den andern Kirchenordnungen, felbft in den ſtädtiſchen, wo dem bürger: 
lichen Element ein ziemlich bedeutender Einfluß auf die Kirdenregierung eingeräumt war, 5.2. 
in der von Bugenhagen verfaßten Kirchenordnung der Stadt Braunſchweig und in denjenigen, 
welche aus diefer geihöpft find, findet ſich vergleichen nit; und thatfächlich ſtand alfo doch den 
Paftoren allein die Verbängung des Bannes zu. Weil dad nun aber zu den größten Mis- 
bräuchen führte, fo wurde ed ſchon bei der erſten Ginrihtung der Gonfiftorien zu deren Befug— 
niffen gerechnet, daß die Verhängung ded Banned nicht andere, als unter Zuftimmung diefer 
Behörden erfolgen dürfe; fo war fhon in der wittenberger Conſiſtorialordnung von 1542, die 
für ganz Deutfhland vorbildlich geworben ift, gejagt worden: „Es foll aber fein Pfarberr, 
Prediger, im jrgend einem fall zu ercommuniciven macht haben, one vorwiflen des Judicis 
consistorii, bei demjelbigen jollen die vrfachen erwogen und berathichlaget und ald dann zu der 
ftraff procediret werden.” Es haben jedoch auf dem Boden der einzelnen Landeskirchen oft 
ſchwere Kämpfe ftattfinden müflen, um ven in der Zwifchenzeit fouverän gewordenen Paſtoren 
diefes Recht wieder zu entreißen; es ift dad zwar überall unter Zuſammenwirken von Landes: 
regierung und Landfländen gelungen, aber freilich ift bei diefer Gelegenheit von aufrübrerifchen 
Paſtoren hier und da das ganze landeöherrlihe Kirhenregiment in Frage geftellt und die ein- 
feitige Ercommunicationdbefugniß als ein göttlihes Net unter dem Vorwande vertbeibigt 
worden, daß man „den Heiligen Geift nicht ind Maul greifen‘ dürfe. Übrigens war ed mit 
der Handhabung einer eigentlihen Kirhenzudt von dem Augenblid an, wo der Schwerpunft 
in Bezug auf dieſelbe in dad Confiftorium verlegt wurde, in der That vorbei. Denn indem 
die Gonfiftorten lediglich ſtaatliche Behörden waren, und eine völlige Identität zwifchen Staat 
und Kirche beftand, fo fanı es ganz natürlich dahin, daß die Kirchenzucht ganz nach weltlichen 
Gefihtöpunften, namentlich zur Ergänzung des ftaatlihen Strafrechts geübt wurde, und man 
kam nun aud bald dahin, die bei fonftigen Disciplinarftrafen übliche Strafummandelung in 
Geld aud Hier eintreten zu laſſen; au konnte fle nun nicht mehr ohne Anfehen ver Berion 
geübt werden, mußte namentlich gegenüber dem Landesherrn cefiiren, denn wie ganz richtig 
Thomafius fagte, wenn ein Prediger feinen Landesherrn in den Bann thun wolle, fo Fänte 
ihm das vor, ald wenn ein Bürger einen studiosum angenommen, daß er die Kinder unter- 
rihten und die Poftille lefen oder au aus eigenen Kräften ein Stüd aus ver Bibel erflären 
follte, und diefer wollte nun megen ein oder anderer limftände dem Bürger einen Verweis 
geben, und wenn er andern im Haufe die Voftille lefe, ihn von denenfelben abfondern, und 
von dem Zuhören ausſchließen. Die durchaus weltliche Natur der Kirchenzucht war ſchon in 
der wittenberger Gonfiftorialordnung von 1542 in fehr grellen Farben bervorgetreten, wenn 
dort z. B. gefagt wurde: „Zu dem foll der Bann ein bürgerliche Straff mit ji bringen, als 
suspensionem ab officio ; item auff ein zeitlang abjonderung vom Radtsſtüel; item Verbie- 
tung feines Handwerks, feiner Narung, dus foll weltliche peen fein‘; auch gibt es ſchon Eon: 
fiftorialbüttel und Gonfiftorialkerker. Gegen dieſe Geftaltung der Kirchenzucht erhob jih dann 
fehr energiſch Spener 21); er ging davon aus, dag das Amt der Schlüffel der ganzen Kirche ge: 
geben fei, und nicht ven Paftoren, es gilt ihm als papiftifch und als die Seele des Antichriften: 
thums, wenn die Klerifei allein urtheilen wolle ; aber ebenfo wenig wie ven PBaftoren, fomme 
das Amt der Schlüffel der Obrigkeit zu, das fei ein Raub an der Gemeinde, ein „confufer 
Status”, in den Conſiſtorien feien nur die beiden obern Stände, die Theologen und die Obrig- 
feit, nicht auch der dritte Stand, welcher das Meifte ver Kirche iſt; das Amt der Schlüffel gebört 
der Gemeinde, die e8 am beften ausüben werde, wenn fie viritim zufammengefordert würde, um 
ihr Urtheil abzugeben, fonft genüge aud ein aus der Gemeinde gewähltes Kirchengericht; mur 
dann werde die Kirchenzucht mit Nachdruck geübt werden können. Indem man diefe Mab- 
nungen Spener's nicht beachtete, jo verfiel in der Folgezeit die Kirchenzucht immermehr; zwar 
hin und wieder fand fie noch einen Vertheidiger, jelbft ein Mann wie Juftus Möfer ſprach 


20) Noch in der Tedienburgifchen Kirchenordnung von 1588 (bei Richter, Il, 477) beißt es übr:: 
ens: „Die Ehriftliche Straf ift von Gott felbft ingefeget und der Kirche zu halten beuohlen. Damit 
% aber nit jn ein Mißbrauch, wie jm Pabſtthumb gerathe, fol man acht haben, das das Ausichliegen 
von den Sarramenten und ber Kirche nit fiehe jn eines oder etlicher Rirchendiener oder anderer Perſo— 
nen macht, fondern bei der ganzen gemeine. Das nad) Gelegenheit und notturft eines jeden orts aus 
der Gemeine gottfelige Menner, Seniores oder Eiltiften erwehlt werden, die mit und neben den Kir— 
hendienern ein Auffehen auf die Gemeine haben. Zu legt jit vor allen Dingen von nötten, daß Die 
Kirchendiener fich ſelbſt diefer ſtraffe vnderwerffen.“ 
21) Theologifche Bedenfen, Bd, I, Anhang, S. 197 fg., und fonft an vielen Stellen, 
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Ah gegen die Abſchaffung verfelben aus 2%), aber ihre Tage waren gezählt; wo fie nicht durch 
förmlige Gefege außer Wirffamfeit gefegt wurde, da Hat fie doch jedenfalls durd ein derogato- 
riſches Gewohnheitsrecht ihre Endſchaft erreicht, und nur wenn man in der Ausübung der Kir- 
chenzucht mit Berufung auf die Bibel eine Vorſchrift göttlihen Rechts ſehen wollte, Fünnte 
man ihre Abjhaffung leugnen wollen. Hin und wieber finden ſich noch in einigen Gegenden, 
namentlich auf den Dörfern, vereinzelte Trümmer derſelben, die aber nicht mehr für das Nedts- 
feben, fondern nur noch für die Volfäfitte von Bedeutung find. 

Es find zwar neuerdings Verſuche zur Reactivirung der Kirchenzucht hervorgetreten, die 

meiften neuen Kirhenorbnungen führen diefelbe unter ven Functionen auf, die den Presby— 
terien und Synoden zuftehen follen, ja diefe Einrichtungen werben vielfach gerade im Hinblick 
aufeine wirk ſame Kirchenzucht empfohlen. Man ift nun aud neuerdings dazu fortgefchritten, 
die dedfallfigen, vorläufig nur auf dem Papiere ftehenden Beftimmungen der Kirchenordnungen 
zur Wahrheit zu machen; abgefehen von langjährigen, darüber geführten Verhandlungen in 
der rheiniſch- weſtfäliſchen Kirche, fo haben namentlich die Beichlüffe des lübecker Kirchentags 
von 1856 und die Beichlüffe ver Eifenaher Gonferenz evangelifher Kirhenregierungen von 
1857 eine größere Bedeutung ; indeffen ed waren doch wieder nur fehr allgemeine Säge, über 
die man fi Bier wie dort einigte, und fehr bezeichnend war e8 jedenfalld, daß man in Eiſenach 
nah Vorttag des Referats beichloß, von einer Discuſſion über den Gegenftand abzuſehen; ein 
einziger Mann, der Bevollmächtigte von Sahfen:Koburg:Gotha, Oberconfiftorialratb Dr. 
Shwarz, hat damals ven Muth und die Einſicht gehabt, zu erflären, daß die Kirchenzucht, ab— 
gelehen von allen principiellen Bedenken, in unferer Zeit unausführbar fei und zum Ver— 
derben der Kirche führe; er blieb mit diefer Anficht in jener VBerfammlung gänzlich ifolixt. 29) 
Aber der Geift unferer Zeit ift der Kirchenzucht, in welcher Korn fie auch ausgeübt werden 
möge, entwachfen, die befte Kirchenregierung hat nicht mehr Recht darauf als die fhlechtefte, 
ja fe it (hädficher und verderblicher, wenn fie in Übereinftimmung, ald wenn ſie in Mider- 
forud; mit der Öffentlihen Meinung audgeibt wird. Wenigftens die fogenannte pofitive Kir— 
chenzucht, das von der Kirche ausgeübte Sittengericht bringt auf der einen Seite pharifälfche 
Geſinnung hervor, und hindert auf der andern die freie Entfaltung der Individuen; ob man 
fogenannte negative Kirchenzucht, Zurückweiſung gewiffer Berfonen von firhlihen Handlun— 
gen noch geftatten foll, wäre ſchon eine andere Frage; doch liegt au dazu faum ein Bedürfniß 
vor, man wird mit den gewöhnlichen Gefegen, wodurch Störungen des Gottesdienſtes ver- 
boten werden, ausreichen. _ 

Literatur. Hinfichtlih des katholiſchen Kirchenrechts find die ältern Bearbeitungen 
biejer Lehre größtentheils überflüffig gemacht durch das ausgezeichnet gründliche Werk von 
Kober, „Der Kirhenbann nad den Grundfägen des Kanonifhen Rechts“ (Tübingen 1857; 
zweite mit Megifter verfehene Auflage, Tübingen 1863). An dies Werk hat fi unſere Bear: 
beitung vorzugsweiſe angefchloffen. Außerdem Schilling, „Der Kirhenbann nah Kanoniſchem 
Rechte in feiner Entftehung und allmählichen Entwidelung‘ (Leipzig 1859) (vgl. darüber 
Kober in „Maj's Archiv‘, V, 68,148); Feßler, „Der Kirhenbann und feine Folgen“ (zweite 
Auflage, Wien 1860; die erjte Auflage erfchien kurz vorher); Molitor, „Über die Folgen der 
Excommunicatio major”, im „Archiv für Eatholifches Kirchenrecht“, Jahrg. 1863, ©. 1 
—11. Von ältern Werken noch immer van Edpen, „Tractatus historico-canonicus de cen- 
suris ecelesiasticis 1729 (Op. omnia T. IT) und „Benedicti XIV. de synodo dioecesana 
libri XI" (Rom 1755), L. V,c.4,5; L. VI, c.13,14, 15, 16; L.X, c.1, 2,3; L. XI, 
e.$.20. Allenfalls Pertſchen's ‚Recht des Kirchenbanns“ (zweite Auflage, Wolfenbüttel 
1738). Hinfichtlich des proteftantifchen Kirchenrechts ift vor allem auf Richter's „Geſchichte 
der proteftantifchen Kirchenverfaſſung“ (Reipzig 1851) und deſſen ‚Lehrbuch des Kirchenrechts“ 
(fünfte Auflage), $$. 226, 227, zu verweifen; aud auf Lechler, „Geſchichte der Presbyterial⸗ 
Sonobalverfaffung feit der Reformation‘ (Reyden 1854). Außerdem Sad, „Obs. ad disci- 
plinsm ecclesiasticam recte judicandam‘’ (Bonn 1841), abgedrudt in der „Zeitſchrift für 
biftorifche Theologie", Jahrg. 1854, S. 132 fg.; Mejer, „Kirchenzucht und Conüftorialcom- 
petenz nach medlenburgiichen Rechte” (MRoftof 1854) ; Hauber, ‚Recht und Brauch der evange— 





22) Sämmtliche Werfe, V, 107. » 

23) Die Verhandlungen des achten Deutichen Evangelifchen Kirchentags zu Lübeck im September 
1856 (Berlin 1856), S. 10—51. Allgemeines Rirchenblatt für das evangelifche Deutfchland, heraus: 
gegeben von Mofer, Jahrg. 1857, S. 228 fa., 263 fg. 
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liſch-lutheriſchen Kirche Würtembergs‘ (Stuttgart 1845), S. 166 fg. ; Kliefoth, „Die Beichte 
und Abfolution‘ (,Liturgifhe Abhandlungen‘, Schwerin 1856), II, 390 fg., und Go— 
ſchen, „Doetrina de disciplina ecclesiastica ex ordinationibus ecclesiae evangelicae sae- 
culi decimi sexti adumbrata‘ (Halle 1859); Höfling, „Grundfäge evangeliſch-lutheriſcher 
Kirchenverfaſſung“ (dritte Auflage, Erlangen 1853), ©. 116 fg.; Puchta, „Einleitung in das 
Recht der Kirche” (Leipzig 1840), ©. 103 fg., 142 fg. Unter den Schriften, weldye neuerdings 
über die praftifche Frage der Kirchenzucht erfchienen find, verdient eine befondere Erwähnung 
nur Stahl’8 „Vortrag über Kirchenzucht“, gehalten in ver Paftoralconferenz zu Berlin am 
22. Mai 1845, zuerft erſchienen in Hengſtenberg's „Evangeliſcher Kirchenzeitung““, 1845, 
Nr. 47 fg. (zweite Auflage, Berlin 1858), allenfalls die einem andern Standpunfte ange: 
hörige Schrift Fabri's, „Über Kirhenzudt im Sinne und Geifte des Evangeliums‘ (Stutt: 
gart 1854). Die weitern hier einfchlagenden Schriften von Popp, Dtto u. ſ. w., denen fidh viele 
anonyme zugefellen, jind gänzlich unbedeutend ſowol im Hiftoriihen Theil wie hinſichtlich der 
praktiſchen Vorſchläge. Ernſt Meier. 

Kirchenraub (Kirchendiebſtahl). Über die Geſchichte des Verbrechens iſt das Folgende zu 
bemerken: Das Moſaiſche Recht enthielt über die Entwendung heiliger Gegenſtände feine beſon— 
dere Strafbeſtimmung, wenigſtens keine, ſämmtliche heilige Sachen umfaſſende; doch ſcheint in 
einem beſtimmten Fall der Heiligthumsraub mit der Strafe der Steinigung belegt geweſen zu 
ſein. ) Das athenienſiſche Recht unterſchied ſchon ſtrenge die Hieroſylie (Beraubung der Tem: 
pel) von dem Diebſtahl oder der Unterſchlagung heiliger Gelder; auf jenem erſtgenannten Ver— 
brechen ſtand nach Kenophon Todesftrafe. 2) Im römiſchen Strafrechte verſtand man unter 
sacrilegium die Entwendung einer geheiligten Sache; aber die Entwendung einer weltlichen 
Sache aud einer geheiligten Stätte gehörte nicht dahin, und felbft die Entiwendung einer heiligen 
Sache von profaner Stätte jheint nicht unter den Begriff des Verbrechens, welches unter Um: 
ftänden auch mit dem Tode beftraft wurde, gezogen zu fein. 3) Im den deutſchen Volksrechten 
betrachtete man zwar die Entwendung aus einer Kirche ebenfalls ald ſchwereres Verbrechen, 
abndete dafjelbe aber, gemäß dem Syſtem dieſer Rechtsbücher, nur mit erhöhten Bußen. *) 
Unter der Einwirkung des kirchlichen Rechts gelangte man jedoch ſchon in den Rechtsbüchern ver 
jpätern Perioden zu härtern Strafen, und beflimmt der Sachſenſpiegel, Buch II, Art. 13, 
$.4: „Alle vie — berauben kirchen und kirchhof — die fol man radebrechen.“ Diefe auf den 
Begriffen und Grundfägen des Kanoniſchen Rechts fußende Entwidelung fand ihren pofitiven 
Abſchluß in der Haldgerihtdorpnung Karl’ V., welche das Verbrechen des Kirchenraubes auf 
dreifache Weife annimmt: 1) wenn eine heilige oder geweihte Sache aus einer gemweibten 
Stätte; 2) wenn eine ſolche Sache aus einer ungeweihten Stätte; 3) wenn eine ungemeibte 
Sade aus geweihter Stätte entwendet wird. Die Strafen ded Gejeges jind nad Berjchieben: 
beit ver Fälle die Todesftrafe oder ſchwere Leibesitrafen. 

Wenn aud) die Strafen durch die Rechtſprechung der nad der Reichsgeſetzgebung urtbeilen: 
den Gerichte des gemeinrechtlichen Gebietes gemildert worden find, fo ift ſolche doch bei der ge: 
jeglichen Begriffsbeftimmung ftehen geblieben, wonad) entweder der Ort der Entwendung, als 
die ded beſondern Rechtsfriedens genießende Kirche, oder der Gegenſtand des Verbrechens, die 
* Gottesdienſte geweihte Sache, die Exiſtenz der ſchwereren Strafe ausgeſetzten Miſſethat 

egründet. 

Aus dieſen Geſichtspunkten erledigt ſich auch der Streit der gemeinrechtlichen Lehre über die 
Frage, ob das Verbrechen als Abart des Raubes oder des Diebſtahls erſcheine. Feuerbach) 
nimmt einen Kirchenraub an, und erklärt ihn für die Entwendung, wodurch eine von den drei 
in Deutſchland aufgenommenen Religionsgeſellſchaften verlegt wird. Dieſen Begriff und Aus: 
druck halten vorzüglih Wächter 6) und Erhard ?) für doppelt falih, indem fie jagen, daß — 
wenngleid ein Kirchenraub überhaupt denkbar fei — doch niemald von einem Raube die Rede 
fein Fönne, jobald bei der Entwendung feine Gewalt oder Verlegung von Perſonen vorfomme. 
Bleibe vemnad die Handlung in der Regel Diebftahl, jo jei e8 eine heilige oder für heilig gead: 





1) Michaelis, Mofaifches Recht, Th. VI, ©. 62, $. 287. Saalſchütz, Mofaiiches Recht, II, 559. 
2) Heffter, Athenäifche Gerichtsverfafiung, S. 153. 

3) Heffter, Griminalrecht, $. 504. 4) Walter, Deutfche Rechtsgeichichte, $. 745. 

5) Lehrbuch bes Peinlichen Rechts (zwölfte Auflage), $. 343. 

6) Lehrbuch des römifchsdeutfchen Strafrechte, Br. II, $. 194. 

7) De furti notione (Leipzig 1806), &. 106. 


Kirchenraub 237 


tete Sache, desgleichen ein geweihter Ort, wodurch der Begriff des Kirchendiebſtahls beſtimmt 
werde; andernfall® müßte die Gntwendung bloßer Kirhengüter, wie der Kirche gehöriger 
Früdte, Feldgeräthe u. dgl. von einem der Kirche gehörigen profanen Orte auch Kirchendieb— 
ſtahl fein, was nach den beftimmteften Duellenzeugniffen gänzlich unftatthaft fei. Diefer Anficht 
flimmen denn aud die bei weitem meiften Strafrechtölehrer mit nur unbeveutenden Abwei- 
Hungen bei.®) 

Die Entfheidung der Frage hängt hauptfächli von zwei, hier kurz anzudeutenden Mo- 
menten ab. Wann ift ver Raub vollendet? Welche Zwecke hat in ver Negel ver Räuber? Seine 
Abficht ift ſicher Feine andere, ald dur) Vergewaltigung von Berfonen fremdes bewegliches Gut 
fich zuzueignen. Alfo nit vom Zufall, nit von der bloßen Möglichkeit eines Widerſtandes 
läßt der Räuber die Gewaltanwendung abhängen, fie ift ihm nicht blos Mittel zur Erreihung 
feines Vorhabens; fein Zwed ift vielmehr auf Gewalt und Entwendung zugleich gerichtet. 
Diejer Zweck fegt nothwendig das Bewußtjein voraus, dag man Widerftand gewiß finden und 
viefen befeitigen müſſe. Iſt num diefer Widerftand nur in bewohnten Gebäuden vorauszufegen 
und denkbar, fo ftellt ji das Gegentheil von felbft bei Entwendungen aus Kirchen dar. Dem: 
nach müßte man nimmermehr von Kirchenraub, fondern nur ausſchließlich von Kirchendiebſtahl 
ſprechen, und ſobald thätlihe Gewalt gegen eine Berfon, oder Drohungen auf Leib und Leben 
gegen diefelbe zufälligerweife vorkommen, ein Zufammentreffen zweier Verbrechen annehmen, 
gerade wie das oft flreng genommen bei dem Raubmorbe der Fall ift. 

Diefed Syſtem ift denn auch dad den neuern particularen deutſchen Strafgefegbücdern zu 
Grund liegende. Sie fallen dad Verbrechen mehr in feiner Eigenſchaft ald Diebftahl auf und 
behandeln den Umſtand, daß er an geweihten Gegenftänden und Orten verübt wird, als einen 
beiondern, im Bruche des Religiondfriedend liegenden Erfhwerungdgrund. Auch wurde dem 
Berbrechen der Hriftlich:firliche Charafter entzogen, indem jegt die Tempel und Tempelgeräthe 
nichtchriſtlicher Religionen, z. B. ver Juden, den gleihen Schuß genießen wie die hriftliche 
Kirche. Im übrigen wurde die Unterfheidung des frühern Rechts, ob geweihte Gegenftände 
aus geweihtem Orte, oder geweihte Gegenjtände aus profanem Orte, oder profane Gegenftände 
aus gemweibtem Orte entwendet worden, von den meiften Strafgefegbücern beibehalten. 9) 

Die Erſchwerung der Strafe des Kirchendiebſtahls rechtfertigt fich in ver That durch die be- 

fondere Bösartigfeit des verbrecherifchen Willens, welche in dem Acte hervortritt. Die Kälte und 
Gefliffenbeit, womit der Thäter jede Mahnung des Gewiſſens, jede Scheu und Ehrfurdt vor 
geweihten Stätten und Dingen unterdrückt, die Tücke und Willkür, womirer Gegenftände, wel: 
en vorzugsweiſe der Staatsſchutz zugefichert ift, ald Ziel feiner Habſucht fegt — das find im 
allgemeinen die Gründe, weshalb alle gebildeten und namentlich die Kriftlihen Völker den Kir: 
chendiebſtahl härter als den gewöhnlichen Diebftahl beftrafen. Aber wie es ſich fo oft im Kaufe 
der Zeiten ereigwet, daß Schein und Einbildung für Wirklichkeit, blendender Aberglaube und 
falſche Borurtheile für Tugend und Recht gelten, fo ift ed auch dem Kirchendiebftahl geichehen, 
dag man, um feheinbar den chriſtlichen Glauben zu firmen, ver Bernunft Hohn ſprach, den 
Kirhendiebftahl geradezu ala Gottesläfterung, ald Verbrechen und Angriff unmittelbar gegen 
die Religion auſah und durch willfürliche Ausdehnungen dem Haffe, der Grauſamkeit, vem Fa— 
natismus die Schranfen öffnete. 

Ein craffes Beifpiel dieſes Misbrauchs ift das franzöſiſche Gefeh „du sacrilege‘‘, welches 
1830 als eins ver erften Opfer der Julirevolution aufgehoben wurde. 19) 

Zur Statiftik des Kirhenraubes haben wir die folgenden Daten auffinden können. Wäh— 
rend der Jahre 1838 —40 wurden wegen Sacrilegiumd 1) in England und Wales Perſonen 
angeklagt 4, verurtbeilt 2; 1839 angeflagt 9, verurteilt 7; 1840 angeklagt 16, verurtheilt 
11. 2) In Schottland fand während der genannten Zeit wegen unſers Verbrechens Feine An— 
Kage flatt. 3) In Irland dagegen wurden 1838 7 angeflagt, 5 verurtheilt; 1839 6 ange- 


3) Grolman, Grundfäge der Griminalvechtswiftenfhaft, $. 193. Abegg, Lehrbuch der Straf: 
techtswifienichaft, $. 365. Martin, Lehrbuch, $. 159. Heffter, Lehrbuch, $. . Bauer, * 
3. 255. Marezoll. Das gemeine deutſche Criminalrecht, I, 482 fg. Tittmann, Handbuch der Straf: 
rechtsmwiflenfchaft, $. 441 fg. Roßhirt, Lehrbuch des Griminalredhts, $. 182. j 

9) Griminallerifon, herausgegeben von Jagemann und Brauer, S. 440, und die dafelbft angenühr- 
ten Gefesitellen. 

10) Über die Entitehung diefes Geſetzes und deſſen Inhalt vgl. Hermes, Geichichte der legten fünf: 
undzwanzig Jahre, II, 65 u. 91. 
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klagt, 3 verurtheilt; 1840 fand feine Anklage att. 11) 4) In Belgien wurden während der 
Periode 1826— 39 einſchließlich im ganzen nur 6 Kirchendiebftähle verübt, und zwar 1826 4, 
1830 2.12) 5) In Schweden wurden Kichendiebftähle begangen 1845 10, 1846 16, 1847 
25, 1848 20, 1849 10, 18509, alfo in ſechs Jahren zufammengenommen 90 Fälle! ?3) 
Im Großherzogthum Baden wurden 1843 4 Kirchendiebſtähle verübt. 1) Ph. Bopp. 

Kirchenfpaltung, 1. Schisma. 

Kirchenſtaat. Die Anerkennung des Patriarhats über die Kirche des weſtrömiſchen 
Reichs, ja die ded Ghrenpatriarhats über die ganze Kirche ift um Jahrhunderte älter ald das 
weltliche Kürftenthum des Papſtes. Unſere nächte Aufgabe ift varzuftellen, wie aus dem kirch— 
lichen Anſehen zuerit ein großer Grundbeſitz und erft nad und nad, lange unflar, nad Art 
jener Jahrhunderte, eine Art fürftlicher Gewalt ji bildete, An den Namen Konfltantin’s rankte 
ſich die Babel von der Schenkung Italiens, ja ded ganzen Abendlandes an ven Papft, weil jener 
erfte chriſtliche Kaifer Schenfungen an die Kirche gejeglidh erlaubte, weil die Verlegung des 
Kaiſerſitzes durch ihn nach Konftantinopel dem Auffommen der Batriarden von Rom jehr gün: 
flig war. Die Päpfte des 7. und 8. Jahrhundertö mußten diefe Babel den lombardiſchen Köni: 
gen gegenüber vortheilhaft audzubeuten. Die Patriarchatsrechte Roms befaßten zunädit die 
zehn Provinzen des kaiſerlichen Vicariats oder Gouvernementd Rom, nämlich die ſüdliche Hälfte 
Staliend und die Injeln. Bei dem Zuſammenbrechen ver Alten Welt durch die Stöfe der Völ- 
ferwanderung befam zunächſt hier der römische Patriarch oder der Papſt große Landgüter, Lau⸗— 
fundien, namentlid auf Sicilien urd Sardinien, damals den Kornfammern Roms, geſchenkt. 
Merkwürdig ift, daß dieſe gewiß ſchon im 5. Jahrhundert von päpftlihen Veamten verwaltet 
wurden, welde bie niederften Weihen hatten, wie bis in unjere Tage bloße Subpiafonen und 
Diakonen ald Prälaten, ald Cardinäle, mit den mittlern und höchſten politifhen Beamten: 
ftellen, 3. B. Antonelli mit dem Staatsjecretariat befleivet find. So war denn lange, ehe eb 
einen Kirchenſtaat gab, die Regierungsform deffelben jhon eine gegebene. Sie liegt nothwen: 
dig im Charakter der Prieſterſchaft, welche ſich nie jelbft Laien unterorbnet. So werden wir denn 
jogleih hier im Anfang überzeugt, daß das an den Papft geftellie Anfinnen einer Regierung 
des Kirchenſtaats durch befähigte Civilbeamte der Natur dieſes entgegen ift. Das sint ut sunt, 
aut non sint, das non possumus, welches diejer Anforderung unferer Zeit entgegengejegt wirt, 
ift ver Ausdrud einer Naturnothwendigkeit. Alſo ſchon vor zwölf und vor mehr Jahrhunder: 
ten war das Eigenthum der römiſchen Kirche durch eine ausgebildete klerikale Hierarchie ein: 
heitlich verwaltet, ihre Landgüter wurden durch Sflaven bebaut. 

Der Sturz ded weſtrömiſchen Kaiſerthums, im Jahre 476, war der Macht des längft finan: 
ziel vom Staat unabhängigen Papftes jehr günftig. Der Kaijer war nun im fernen Konſtan— 
tinopel. Seiner mehr nominellen Gewalt unterwarf ih Rom ſchon darum, weil der Name veö 
Imperatord und ded Römiſchen Reichs hier noch ftark wirkte, dieſe hatten an Rom eine um fo 
ſtandhaftere Bundeögenofjin, da die oftgothifhen und anfangs auch die longobardiſchen Er: 
oberer Italiens Arianer waren. Es genügte dem Papft nicht, daß von ihnen die katholiſche 
Geiſtlichkeit nicht verfolgt wurde; er gab einen großen Theil der Mittel des Widerſtands gegen 
diefe Deutjhen. Die jenatoriihen Bamilien, mit welden die Papfte ih in den Einfluß in 
Rom hatten theilen müflen, wurden von den Oftgothen 553 noch während ihres letzten Ber: 
zweiflungsfanıpfes beinahe ganz audgerottet. Gine neue Ariftofratie bildete ich unter der reftau: 
rirten byzantiniſchen Herrſchaft, welde die italienifche Provinz ausfaugte. „Die Noth ver 
Zeiten‘, ſchreibt K. Hegel zum 7. Jahrhundert, „hatte die Römer wehrhaft gemacht, die 
Wehrhaftigkeit gab ihnen den Muth der Breiheit. Sie ertrugen nicht länger das Joch eines 
ſchmählichen und jinnlofen Despotismus von (byzantinifchen) Kaifern, melde, nachdem fie ſich 
den Weg zum Throne durch Mord und Schandthaten aller Art gebahnt hatten, fih dann mel 
noch herausnahmen, die Lehren des Glaubens und die Formen des Eultus durch Machtgebote 
feftzufegen oder zu verbeſſern. Aber die damaligen Römer hielten ihrerjeitö diefe Lehren und 

"Bormen für fo heilig und unantaftbar, wie die Republifaner der alten Zeit die Orundfäge ihres 


11) Jahrbücher für die Gefängnipfunde, herausgegeben von Julius, 1, 264, 268, 271. 

12) Jahrbücher für die Gefängnißfunde, VIII, 68. 

13) Hitzig's Annalen, LXV, 312. Gerichtsfaal, Jahrg. 1853, II, 323. 

14) Jahrbücher für Gefängnißfunde, X, 95. Über einzelne Bälle von Kirchenraub vgl. Biſchoff. 
Griminalredytsfälle, II, 603; IV, 427. Groß, Deutfche Strafrechtöpflege (1858), 1, 67. Zimmermann, 
Die Diebe in Berlin, S. 62 fg. 
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politiihen Rechts, und ſcharten ih um den Papft ald um den von Gott eingejegten Verteidiger 
ihres Glaubens. So widerſetzten fi die Päpfte der Lehrbeftimmung einer kaiſerlichen Sy: 
node, dag in Ehrifto nur Ein Wille, der göttliche geweſen fei. Als der Faiferlihe Statthalter 
Hand an ihn legen wollte, jo nahm ihn die ſtädtiſche Miliz in ihren Shug. Die Optimaten 
derſelben, meift große Grundbeſitzer, kamen im Rang unmittelbar nad den palatiniſchen Rich— 
tern, d. h. nach den Großwürdenträgern des Papftes, welde jhon im 7. Jahrhundert großen: 
theils diefelben Minifterien, ja Titel hatten, wie in unfern Tagen. Der Primicerius ift unge: 
jähr unjer Cardinal-Staatsſecretär, nach ihm der Schag: und Garberobemeifter, der Haushof— 
meifter. Da indeß die Longobasden römiſch-katholiſch geworden waren, ftellte ſich Papft Gre— 
gor II. 726 an die Spige der Revolution, welde durch die Waffen der Miliz den Statthalter des 
Soldatenkaiſers Leo ded Jjauriers, welher die Verehrung der Bilder verbot, aus Rom vertrieb, 
Der Bapft übte über die infurgirten Provinzen Italiens großen Einfluß. Nun war aber der 
Kampf um das Erbe der vertriebenen Kaijer eröffnet. Die Könige der Longobarben eroberten 
das Erarchat von Ravenna und firedien ihren Arm nad Rom aus, Der Papft vereinigte ſich 
jegt mit den von Pavia, dem Sig des Longobardenreich entfernteften, ſtets nad) Unabhängigfeit 
von ihrem Volkskönig ftrebenden, rebelliſchen longobardiſchen Herzogen von Spoleto und von 
Benevent. „Die berüchtigte Politik der Päpfte”, welche Machiavelli ſo jcharf bezeichnet hat, 
Italien durch die Herrſchaft und die Eiferfudht mehrerer Mächte getheilt und auf folde Weife 
dad Ganze ohnmächtig zu erhalten , nahm damals ihren Anfang.” 

Der Papft als thatfähliher Schugherr Roms kam wiederholt ftark ind Gedränge, ſcheint 
aber in einem der Waffenftillftände vom Longobarvenfönig das erfte Landgebiet mit anerfann- 
ten politiſchen Hoheitsrechten, Sutri, erhalten zu haben. Dennoch überwog die Bolitif, einen 
Gntfernten mit der Schutzherrſchaft Roms, welche man jelbft und allein nicht länger behaupten 
tonnte, zu betrauen. In Konflantinopel fand man fein Gehör, und jo erging der Antrag an 
den gewaltigen Hausmeier der Franken, Bekanntlich wurbe dieſes Bündniß dadurch feft, daß 
der Bapft ven Sturz der alten legitimen merovingiſchen Dynaftie billigte und den Uſurpator 
Pipin 752 als König ver Franken frönen ließ. Ja er falbte ihn jelbft und ernannte ihn nebft 
jeinem Sohne Karl zu Patriciern von Rom. Diejer hohe Titel war gewöhnlich großen Statt: 
altern vom Kaiſer gegeben worden; der Papft erfühnte ſich alfo, diefer neuen Dynaftie eine Art 
von Statthalterihaft über das Herzogthum Nom zu übertragen, um an ihr eine flarfe Be— 
Ihügerin zu haben. Mit welchem Rechte? kraft des Nothrechts. Es ſcheint, daß die Päpfte, in 
deren Schutz jo vieles Gut von Witwen, von Waijen geftellt wurde, aud das vermwaifte weit: 
römiſche Kaiſerthum als ein ihrer Obhut anvertrautes Depofitum betrachteten. Die Unklarheit 
der Begriffe begünftigte die Plane des Bapftes jehr; jo namentlih, wenn Bapft Stephan II. 
dem Frankenkönig fchreibt: „Freiwillig habt Ihr die Reftitution ver Städte und Gebiete an den 
heiligen Betrug, an die Kirche Gottes und an die respublica (?) beſtätigt.“ Diefes dem Papft 
gefchenkte Gebiet war vor kurzem von den Lombarden über ven Kaifer in Konftantinopel, wel: 
chem der Papſt ſtets noch die Ehrenrechte eines kaiſerlichen Heren gab, und über jene ſoeben 
von den Franfen erobert worden. Diefe Schenkung Pipin’s von 755 beftätigte Karl jeit 774 
auch als König ver Xongobarben. Als frei gewählter Vogt betrat er Rom nur mit hierzu einge= 
bolter Erlaubniß des Papftes. 

Dennod blieben die Päpfte mit Karl auf gefpanntem Fuß, denn theild gewährte er ihnen 
nicht alle Gebietögelüfte, theild wurde ihnen das von Karl Geſchenkte durch andere, jo das Er: 
ardat oder die Romagna durd den Erzbiſchof von Ravenna, die Stüde in Spoleto und Bene: 
vent durch die weltlihen Großen vorenthalten; nur die Pentopolis, die fpätere Mark Ancona, 
fam an den Papft und einige Stüde in dem an Rom grenzenden Tuscien wurden ber Grund— 

ftod des Erbtheild St. Peters. 

Rom jelbft gehörte factiich in der Regel dem Papft, iveal dem Imperatorenreich, weldes in 
Weſteuropa nur noch in der Phantafie beftand, ſich aber diefer tief eingeprägt hatte. Daflelbe 
war mit dem Papſtthum der Fall; es durfte daher wol einen fühnen Griff in jenes wagen. Der 
Bayft wurde dazu wieder durch die Noth gedrängt. Die päpftlihe Würde war ſchon jo bedeu— 
tend, daß die Barteihäupter ver Stadt und der Provinzen ſich blutig fritten, um einen der Ihri— 
gen mit derjelben zu befleiven. Der Reichthum diefer Kirche machte ihre Großwürbenträger, 
befonderd den Primicerius wie ipäter die Garbinäle, zu bewaffneten Parteiführern, Päpfte 
wurden geftürzt, zum Spott auf Weiberfätteln durch die Stadt geführt, geblendet. Leo III., 795 
unter folgen Umftänden gewählt, jandte, um einen Schugherrn zu haben, an Karl die Schlüſſel 
zum Grabe des heiligen Petrus und dad Stadtbanner, mit der Aufforderung, ven Römern 
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den Unterthaneneid abzunehmen (ut populum romanum ad suam fidem atque subjectionem 
per sacramenta firmaret). Bertrieben flüchtete Leo zu Karl nah Baderborn. Hier wahrfgein- 
ih fam man überein, daß der thatſächliche Kaifer des Abendlandes auch deſſen Krone tragen 
follte, weldhe ihm von dem durch die Waffen Karl's wieder eingefegten Leo IL. im Jahre 800 
aufgefegt wurde. Das bisher herrenlofe Gut der respublica romana war jegt wieder in feiten 
Händen. Nun erfchien alle weltliche Gewalt, die dem Papſte blieb, aud in Rom, wie biäber 
fon in den Marken, als Eaiferlihes Lehn. Weiler dadurch mit dem Kaifer in Konftantinopel 
brach, mußte ver Bapft in dem dieſem großentheild no unterworfenen Süditalien und Sicilien 
große Verluſte leiden. Leolll. hatte auch zu Elagen, daß weflfaiferliche Sendboten in feinen Stär- 
ten die landesherrlichen Nechte duch Einfegung von Richtern und Steuerbeamten nicht ohne 
enpfindlichen Schaden für die päpftliden Finanzen übten. Man verftändigte ih 824 dahin, 
daß die Höhern weltlichen Beamten, welche über die nievern die Aufſicht führten, von Kaifer und 
Bapft gemeinschaftlich gewählt, ihre Klagen zunächſt an diefen bringen follten. So blieben fai- 
ferliche, päpftliche und gemifchte Beamte in Rom nebeneinander. 

Bekannt ift, wie bald darauf durch zügellofe Weiber und durch die an dieſe jich hängenven 
Parteihäupter die Päpſte zu Greaturen und zum Spielball der niedrigften Leidenſchaften ge: 
macht wurden. Die Enkel, Söhne und Brüder vieler berüchtigten Weiber, Papft Johann XI. 
(931 — 936) und Alberih, faßen zu gleiher Zeit in Rom; diefer hatte die weltlihe Macht 
darüber unter dem neuen Titel Princeps atque omnium Romanorum senator. Während diefer 
Schandepoche ging die Oberherrlichfeit ver Bäpfte über die Romagna fo gründlich verloren, das 
Gregor V. 998 ausbrüdlih darauf verzichtete. Der jeweilige politifche Tyrannn von Rom er- 
nannte fort und fort die Päpſte. Du er fi bald Patricius von Rom nannte, fo übertrugen die 
der Hildebrand'ſchen Kirhenreform und der Bapftwahl durch die Cardinäle entgegenftehenven 
Parteihäupter Roms den Patriciertitel an die Kaifer Heinrich III. und Heinrich IV., indem fe 
das früher der Miliz von Rom und ihren Häuptern im Verein mit den Großmwürdenträgern dei 
Papſtthums zuitehende Recht ver Papſtwahl lieber in ven Laienhänden der Kaifer ſehen wollten. 
Der von Hildebrand entzündete Kampf betraf bekanntlich die Streitfrage, ob die von den fränfi- 
hen und dann von den ſächſtſchen Kaifern, von ven Ottonen, eingefegten Biſchöfe und Abe, 
und die ihnen ald Lehn ertheilten Bebiete, ſowie die damit verbundene politiiche Gewalt von den 
Lehnsverpflichtungen gegen ven Kaifer entbunden werden follten. Eine gewiffenlofe Vergebung 
dieier halb geiftlicden, Halb weltlihen Würden durch einige Kaifer hatte fo ertreme Anſprüche 
veranlaßt. Die Berwirrung und der Streit wurden dadurch vermehrt, daß in dem von Verona 
bis Lucca ſich ausdehnenden Erbe ver Marfgräfin Mathilde das freie Familienalodial derſelben 
ſich von den dieſem Haufe verliehenen Eaiferlichen Lehen nicht mehr fcheivden ließ. Hildebrand um 
feine Nachfolger erhoben auf alles ohne Unterſchied Anſpruch, obgleich das Teftament Mathil⸗ 
dend nicht jo weit gegangen war. Nach mehr als hHundertjährigem Kampfe blieb felbft das Fa: 
milienalodial in den Lalenhänden der Welfen, von weldem die Herzöge von Modena ih ab: 
leiten. Auch die Verſuche Gregor's VIL., die Rechte St.:Peter's auf die Romagna wieder geltend 
zu machen, ſcheiterten. Der deutſche Freiſcharenführer Heinrih Werner bewog fogar 1063 
Ancona, fi ihm zuergeben. Seine Nachkommen wurden von Heinrich IV. mit dem Herzogtbum 
Spoleto belehnt. So war denn gerade in diefer Epoche fittlicher Gewalt und Größe, während 
der Papſt die Chriſtenheit zur Befreiung Jerufalemd in Bewegung fegte, während er mit dem 
Kaijer rang, die Könige von England und Frankreich ſich tributpflichtig machte, damals mar 
das Papſtthum ohne territortale Bafis. Ja in Rom felbft erging es, wie in ven andern Städten 
DOberitaliend, wo während diefed Kampfes ein päpftlicher und ein Faiferlicher Prätendent um 
jeden Biſchofſitz fich ftritten. Die Eatferliche Bartei in Non Hatte an den Präfecten, welcher im 
Namen des Kaiferd die Grafenrechte befonderd im Gericht übte, einen Rückhalt. Die Erwählten 
der ſtreng kirchlichen Partei konnten nur dadurch den päpftlihen Sig, Nom, behaupten, daß fe 
den Großen der Stadt und des Landes ein Stüd ver Gewalt um das andere laffen mußten. Mit 
ihrer Hüffe hielt fi von 1130 — 38 Anaflet IT. als Bapft in Rom, während Innocenz IE. von 
Deutſchland, Frankreich, England anerfannt war. Jener ertheilte Neapel ven Königstitel, und 
erft bei feinem Tode wurde Innocenz II. dur Erfaufung der Stimmen der Großen auch in Rom 
anerkannt und aufgenommen. Aber gegen biefes Bünpnif erhob ſich dad unterdrückte Wolf der 
Ewigen Stadt, nah dem Beifpiel der lombardiſchen Städtefreiheit. Arnold von Brescia be: 
lehrte dad Volf, daß jeder weitere Reihthum und Macht über den Zehnten hinaus der Geiſtlich— 
feit und Kirche verberblich fei. Wie der Kaifer auf frine Weife, erweckte Arnold die folgen repu= 
blikaniſchen Erinnerungen Roms; dad Volk ftellte feinen „Senat' den Großen der Stadt, welche 
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ih Conſuln nannten, entgegen. Ein Papft wurde 1145 beim Sturm auf das Capitol getötet, 
Aber die über Arnold hinausgehende Romantik verdarb es auch bei vem Kaifer Barbaroffa, 
deſſen Ritterlichfeit eine Realität war. Gr überlieferte Arnold 1155 an den Papſt, welder ihn 
fogleih verbrennen ließ. Doc nun fließen aud die Anfprüde des Papfted und des Kaiſers auf: 
einander, der Papſt verbündete jich mit ven lombardiſchen Städten, und fo geſchah es, daß deren 
Sieg bei kegnano 1176 den Triumpheinzug des Papſtes Alerander II. in Rom zur unmittel: 
baren Folge hatte. Die Bürgerfhaft von Rom mußte ihm mit Zuftimmung des Kaiſers bie 
Regalien zurüdigeben, ihre Senatoren dem Papfte Unterthanentreue (fidelitatem et homi- 
nium)ihwören. Aber ver große Heilige des Jahrhunderts, Bernhard von Glairvaur, weiſſagte, 
dap das Papſtthum von feinem hohen Friedensrichterberuf durch weltliche Anmaßungen her: 
unteriinfen werde. In Rom ſelbſt waren fo viele Kräfte dur den Anhang der weltlichen und 
der firhlihen Primaten gebunden, daß der Kern der freien Bürgerfchaft zu ſchwach war. So 
mußte auch der phantaftifche Verſuch eines Cola di Rienzi ſcheitern und er nur ein Werkzeug 
zur Wiederaufrichtung der päpftlihen Herrſchaft in Rom werden. 

Das Lanpgebiet des Papftes reichte, aber von den Gebieten der Großen unterbrochen, von 
Terracina bis an den See von Bolfena und auf dem linken Tiberufer bis Narni. Das ift alfo 
beinahe ganz diejelbe Ausdehnung wie in unfern Tagen. Aber dem Bapftthum wurde jet 
ein ſtärkſter Bundesgenoffe entzogen, auf welchen jih Gregor VII. und feine Nachfolger im 
Kampfe gegen die Kaiſer geftügt hatten. Die Krone der Normannen, Sicilien und Neapel, 
fan 1186 duch Heirath an die Hohenftaufen. Innocenz II. war 1198 nicht ſobald Papſt ge: 
worden, als er dem Papſtthum gegen diefe Gefahr, die Kaijerfrone mit der der Normannen ver: 
einigt zu jehen, durch Geltendmachung feiner alten und neuen Territorialanfprüde ein Boll: 
werk aufzurichten beſchloß. Es ift fein Zweifel darüber, daß er Italien zugleich von der Ober: 
berrihaft der Deutjchen befreien und ed zur Baſis der Herrſchaft des Papfttbums über alle 

Reihe der Chriſtenheit zu machen beabſichtigte. Er nahm den bisher faiferlihen Präfecten als 
feinen Bogt in Eid, jegte den Römern flatt ihres Senators einen aus feiner Hand. Die Städte 
der Romagna, der Marken, des Herzogthums Spoleto machte er zu feinen Verbündeten, indem 
er ihnen Freibriefe ertbeilte, ihre Eaijerlihen Statthalter und Lehndträger, unter welchen der 
Würgerih Konrad v. Ürdlingen Herzog von Spoleto war, belegte er mit vem Bann; er fparte 
weder Geld, noch Rechtsdeductionen, noch Lift. So mußten die Fremden meiften Orts weichen ; 
nur in ber füblihen Romagna behaupteten fie einige Orte, die großen Städte der nörblichen, be: 
ſonders Bologna, machten Ernſt mit ihrer Städtefreiheit ; die toscaniſchen und nördlich angren= 
zenden Städte und Herren behielten die von Innocenz beanfprudten Mathildiniſchen Güter, bil: 
deten aber unter feiner Führung einen Bund gegen die Deutſchen. Als Vormünder des vier- 
jährigen Friedrich I., Königs beider Sicilien, hoffte er diefen ausſchließlich hier zu firiren; 
gegen den von den meiften deutihen Fürften erwählten Hobenftaufen Philipp nahm er Partei 
für den Gegenkaiſer Otto IV., einen Welfen, welder in feiner Machtlofigkeit 1201 in Neuß am 
Rhein dem Bapfte die wirklihen und angebligen Schenkungen früherer Kaifer beftätigte, un— 
gelähr ein Umfang des ſpätern Kirchenſtaats. Thatſächlich war damit zunächft joviel ald nichts, 
aber eine wirklich echte Urkunde für alle Zeiten gewonnen. Otto war nad der Ermordung Phi: 
lipp's nicht ſobald ald Kaifer anerkannt und 1209 von Innocenz gefrönt, ald er Die wegge— 
ihenkten Landſtriche des Reichsgebiets beanfpruchte. Innocenz rächte fi dafür, indem er 
Friedtich IL., gegen das Verſprechen, die Krone beider Sicilien an feinen Sohn abzutreten, als 
Gegenkaiſer aufftellte, als hieße es nicht: führe mich nicht in Verfuhung. Diefed war, da Fried: 
rich Il. nicht blos die jlcilifche neben ver Kaiferkrone behielt, fondern auch feinen Heinen Sohn 
ſchon zu feinem Nachfolger im Deutihen Reiche erwählen ließ, die Haupturſache des großen 
Kampfes zwiſchen ihm und den Päpften. Beide Theile fuchten in ven Marken, im Spoletoni- 
ihen bald durch Aufftelung von Statthaltern, bald durch Ertheilung von Freibriefen an die 
Städte dieſe für jih zu gewinnen. Während die Päpfte mit dem Bündnip der lombardiſchen 
Städte gemeinihaftlihe Sache machten, verboten fie ven Städten in den von ihnen beanſpruch⸗ 
ten Gebieten Bündniſſe untereinander zu ſchließen; allein fie wurden damit zum Spott, wie 
die Biſchöfe derſelben mit dem Anſpruch, an die Gemeinden feine Steuern zu entrichten. In Bo— 
logna, welches von Modena bis Ravenna die Oberherrſchaft übte, aber ih vom Papſt mit benach⸗ 
barten Drten nicht belehnen laffen wollte, hielten die Lambertazzi die ghibellinifche Vartei auf: 
teht, Die Mark Ancona war dem Papft abgeneigter als die entferntere Romagna, bie Monte: 
feltro, Herren von Urbino, hielten ftanphaft zum Kaifer. Der legte hohenſtaufiſche König von 
Staatsskerifon. IX. 16 
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Neapel, Manfred, breitete fich in der Darf aus. Rom jelbft ſah an jeiner Spige bald einen 
Shibellinen, namentlich den gewaltigen Bürger von Bologna Brancaleone, bald neben Diejem 
einen Welfen. Erſt nad) der Hinrichtung Konradin’d, 1268, verhalf der blutige Karl von 
Anjou dem Bapft wieder zur Herrſchaft Roms; die Päpfte fonnten ihren Sig zeitweije von Bi: 
terbo nah Rom verlegen. Allein als zehnjähriger Senator von Rom und ald Haupt riniger 
mittelitalienifder Stävtebünde wurde Karl felbjt eine Gefahr; Italien und das Papſtthum 
hatten in Wirklichkeit nur die franzöſiſche für die deutſche Oberherrlichkeit eingetaufht. Im rin: 
zelnen war überall, oft im Schos der Städte, blutiger Kampf. Die Welfen, welde Kart als 
ihr Haupt betrachteten, hatten von Parma bis Rimini die Oberhand, die Rambertazzi mußten 
Bologna räumen, aber von Forli und Faenza aus hielten fie ihre Gegner im Shad. „Solange 
Gaben und Steuern richtig eingingen“, fagt Leo, „und die päpfllihen Oberbeamten in ihren 
übermwiejenen Rechten, hauptſächlich ver Gerichtsbarkeit, anerfannt wurden, ließen e8 Papft une 
Garpinallegaten in den Streitigkeiten der Gemeinden und Dynaften des Kirchenſtaats unter id 
bei Ermahnungen bewenden.“ Nicht felten wurde ihr Schiedsgericht von den erſchöpften Bar: 
teien angerufen. Auch Karl von Anjou Eonnte in den Marken fo wenig feften Fuß faflen, ale 
den Bäpften je der Verjuch geglücdt war, Neapel für eigene Rechnung zu erobern. Wie flarf 
die Natur: und Völfergrenzen hier gezogen find, erhellt daraus, daß fie zwiſchen dem Kirchen 
ftaat und Neapel feit lieben Jahrhunderten beinahe unverrücdt geblieben, ob es gleih niht an 
Verſuchen fehlte, bald zum Vortheil des königlichen, bald des päpſtlichen Theils die Markſteine 
zu verſetzen. 

Ehe die Folgen der Berufung des Anjou ſich entwickelten, ſchien die landesherrliche Macht 
des Papſtes ſich auf jede Weiſe zu befeſtigen, obgleich Karl von Anjou den Antrag des Papftes 
Nikolaus III., eines Orſini, ihre Häuſer durch Heirath zu verbinden, mit Entrüſtung zurüd: 
wies und die Päpſte häufig ihren Aufenthalt in Viterbo und Orvieto nehmen mußten. Mit dem 
babsburger Rudolf war 1273 eine ganz andere Hauspolitik als vie der Hohenftaufen and Ru: 
der gefommen, bieffeit ver Alpen, an der Donau, in Böhmen wurden die Grundfteine der 
Macht gelegt. Die Kirhenverfammlung in Lyon und Rudolf beftätigten vem Papſt bei ver Zu: 
fammenfunft in Raufanne die Schenfung Otto's IV., und die Kurfürften gaben ihre Zuflimmung. 
Der Kaijer verzichtete auf das Necht, ich im Kirchenftaat ſchwören zu lajfen. Die Päpſte liegen 
es jegt die Städte fühlen, daß fie nicht blos ihre Schugherren feien, welche gewiffe Rechte anzu: 
ſprechen hätten. Obgleich einige Dynaſtengeſchlechter fih an ihnen feftgejegt und militäriide 
Mittelpunfte gebildet hatten, jlegten die Legaten des Papſtes mit ihren Söldnerfharen; jie 
jchleiften die Mauern vieler Städte, füllten ihre Gräben aus. Allein alle Städte der Romagna, 
bejonder® die welfifchen, welche jelbft die Gewalt üben wollten, erhoben jih 1291 gegen bieie 
drückende, gelbgierige Herrſchaft, und die ganze Adrig entlang wurden die päpftlihen Stan: 
halter verjagt. Urbino fam wieder an die gbibelliniihen Grafen von Montefeltro. Die Stäwe 
weigerten ji, fürder ihre Bodeftaten durch den vom Papft eingefegten Grafen der Romagna be: 
fätigen zu laffen. Perugia, auf das Bündnif der toscanifhen Städte geftügt, blieb Verbün— 
dete der Bäpfte, der Zufluchtsort mehrerer von ihnen. Der Bapft mußte den großen Bürger 
ded ringdum berrihenden Camerino zum päpftlichen Nector ver Marf und zum Grafen der 
Campagna ernennen. Die Adria entlang wütheten blutige Fehden; der Papſt ernannte einen 
Sriedendgrafen (paciarius) nad dem andern ; feiner fonnte fih Geltung verſchaffen. Und ale 
befonders im Spoletonif—hen die Gewalt des Papftes mit den Waffen ih Geltung verſchaffie, 
trat für die Päpfte felbft eine ſchwere Kriſis ein. 

Innocenz IIl., der zweite Schöpfer des Kirchenſtaats, war ein Sproffe ver in ver Gampagns 
von Anagni reich begüterten Adelsfamilie der Conti geweſen. Seit das Papſtthum fein Gebirt 
erweitert hatte, wurde es in die Beindfrligfeiten folher großer Geſchlechter um fo mehr vers 
widelt, als diefe jegt ein Intereffe vabei hatten, den Stuhl St. = Peter’s und das Cardinal⸗ 
collegium mit ihren Angehörigen zu befegen. Dies war der Kampfplag der gbibellinifchen Eos 
lonna und der Orſini. Bonifacius VIII. befeindete jene aufs Blut und vertrieb fie; allein mit 
dem König von Branfreih, Philipp dem Schönen, und mit dem Anjou von Neapel, melder 
vom Bapft Hintergangen war, verbündet, mishandelten fie den Bapft 1303 in feiner Vater: 
ſtadt Anagni ſo ſehr, daß er fünf Wochen darauf ſtarb. Dieſes gab Veranlaſſung zu der Ber: 
legung des päpftlihen Sitzes nad) Avignon, feit 1309. Die Macht des Papftes fhien ſich da: 
durch zu erhöhen; ging er aud in den Bängelbanden des Königs von Frankreich, jo war diet 
doch nicht offenbar, er wurde vielmehr durch deſſen Macht und durch die des Königs von Neapel 
unterflügt, und hatte Feine unbändigen Barone auf dem Hals wie in Rom, Gegen die deut: 
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ſchen Gegenfaifer machte er jein Neihövicariat über Jralien, wie zur Zeit der fraftlojen Kaijer 
von Byzanz, geltend. Ferrara, ald eine der älteften päpftlichen Stäbte, Piacenza, Parma, 
Reggio ergaben fi) der Schutzherrſchaft des fernen Papſtes. Auch andere, früher ſchon päpft- 
lie Städte, juchten in ihm einen Schutzherrn gegen verſchiedene Bedrückungen. Aber ed war 
au damals Fein Theil des biöherigen Kirchenſtaats, welcher nicht einige Zeit ſich jedem Ge- 
horſam des Vapſtes entzogen hätte. Der Haß der Ghibellinen fteigerte ih zu dem Feldgeſchrei: 
Tod der Kirche! Franzoſen, welde der Papſt jandte, feine Gewalt auszuüben, machten ſich und 
ihn bald gleich verhaßt. Erft 1353 begann der trefflihe Gardinallegat Albornoz, ein Spanier, 
im Namen des Papſtes, ald vertragsmäßigen Lehns- und Schugheren der Städte, ſich mit diefen 
ehrlich in vie Regierung zu theilen. Die nad fhweren Kämpfen nievergeworfenen Dynaftien 
ver Romagna, tie Malateften, die helvdenmüthigen Ordelaffi, „vie Feinde der Vrieſter, die 
Sreunde der Armen, der Witwen und der Waifen“, bekamen einen Theil ihrer Befigungen als 
pärklide Lehnsleute zurüd; ihr und der Lehnskanon der Städte wurde von Albornoz feft: 
geftellt. Albornoz gab ihnen ein Geſetzbuch, deſſen Beflimmungen zum Theil die Occupation 
Napoleon’d I. überdauerten. Rom, mie eine Fieberkranfe von den jede Gewalt und Wucher 
übenden Großen und von den Phantafiegebilden feiner längftentfhmwundenen Größe hin: und 
bergewerfen, janf ermattet in die Hände bed großen Garbinallegaten, welder dazu ſich die Hülfe 
Cola di Rienzi’d und Kaiſer Karl's IV. ald Preis der Krönung verfchaffte. Die Erfolge feiner 
Volitik, melde den Städten erlaubte, ſich durd gewählte Gonfuln felbft zu verwalten, waren 
durch die Abweſenheit des Papſtes ermöglicht. Deshalb ift er und fein Werk das Vorbild 
Döllinger'8 und anderer guten Katholifen, weldye vathen, ver Papſt jolle Rom, den Kirchen— 
faat, Italien verlaffen — aber nit um nad Frankreich zu gehen; dann würden feine Städte 
ihn ſehnſüchtig zurückrufen, diefem Rufe jolle er dann folgen und ven Gemeinden die Selbft- 
regierung laffen, fi nur die Ehrenhoheit vorbehalten. Möge er dann nicht genöthigt fein, wie 
Albornoz, das Werk mit fremden Sölonerhaufen zu vollbringen! Wir wollen aud nicht ver: 
geflen, dab der Haß felbft gegen den Namen der Priefterherrichaft im legten halben Jahrtauſend 
ich gefteigert bat, während das verweltlichte Prieſterthum auf weltliche Herrichaft fo erpicht ift 
wie zu irgendeiner Zeit. Die Albornoz find in der jegigen Prälatur felten. 

Das Shwerfte blieb für Albornoz zu vollbringen übrig, Bologna den Visconti zu entreißen, 
Beide Theile wandten ungeheuere Summen auf, Visconti die Früchte des lombardiſchen Land: 
baues und der Inpuftrie, die Päpfte die des ſchamloſen Verkaufs geiftlicher Amter. Noch ver: 
ſchwenderiſcher ald mit Geld waren fie mit Bannflüden; auf einer Brüde ergriffen mußte ein Le— 
gat die Bannbulle verichlingen, da ihm nur die Wahl zwiichen diefer Leckerei und dem Trinfen 
im Fluſſe gelaflen war. Aber ver Papft hatte außer den theuern Sölonerbanden au Kreuz: 
fabrerbeere. Die Nachbarſchaft des geharniſchten Visconti ſchien den oberitalienifhen Fürſten 
und Stäbten gefährlidyer ald die des fernen Papfted, So mußte 1364 der Visconti gegen eine 
halbe Million Goldgulden auf Bologna verzichten. 

In feinem Todesjahre 1367 konnte Albornoz an Urban V. in Viterbo den zur Ruhe ge: 
bradten Kirchenſtaat übergeben und diefer einen, wenn aud nur zeitweiligen Aufenthalt in Rom 
maden. Die ftarfe Mehrzahl der frangöfifhen Gardinäle verlangte den päpftlihen Sig nad 
Avignon zurüf. Nach zehn Jahren fam Gregor XI. auf die dringenden Einladungen der Ita: 
liener zurück; er wurde von den Römern im Triumph eingeholt. Aber aud er war niht Mann 
genug, den blutigen Bedrückungen feiner Statthalter zu ſteuern, welche meift Franzoſen waren. 
Kaum harte Albornoz die Augen gefhloffen, ald das befreundete Perugia unterjodht wurde. 

Die Städte des Kirchenſtaats in der Überzeugung, der Religion gebühre feine Chrfurdt, wo 
und fomeit fie gegen die Freiheit fei, erhoben ſich für ihre Selbftregierung. Nur Orviero und 
Ancona nebft einigen Heinern blieben im Gehorfam. Das getreue Gejena wurde durch die 
ſchändlichen Mishandlungen des Garbinallegaten Robert von Genf zur Verzweiflung und zur 
Nothwehr geſtachelt; er ließ mehrere taufend Bürger, Weiber und Kinder niedermetzeln. Der 
Tod Gregor's XI. 1378 in Italien gab den Römern Gelegenheit, die Wahl eines Italieners als 
Papft zu ertrogen. Urban VI. war Neapolitaner. Aber die franzöfifchen Gardinäle ernannten 
jmen Robert von Genf ald Clemens VII. zu ihrem Bapft, welcher feinen Sig in Avignon nahm. 
Bologna lehnte ed ab, Clemens als Papft anzuerkennen, ob er gleich der Stadt dafür verſprach, 
ie für völlig unabhängig vom päpftlihen Stuhl zu erflären. Die größern Städte hatten jegt 


* ofnebin thatſächliche Freiheit. Aber da jeder ver beiden Päpfte Söldnerbanden hielt und einen 
- tigenen Kronprätenpenten in Neapel hatte, wurde der Kirchenſtaat greulich a Die Drfini 
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in Viterbo, andere welfiſche Große in den Marken bielten zu Clemens. Das Schisma war bis 
1408 unausrottbar. Man könnte lange ſtreiten, welcher von jenen beiden Päpſten der grau— 
ſamere war. Urban genügte es nicht, daß ſeine Feindin, die Königin von Neapel, Johanna von 
Anjou, geſtürzt und im Kerker ermordet wurde. Er verfeindete ſich mit ſeinem Schugfönig über 
den Befig von Capua, welches der Vapſt feinem Neffen zueignen wollte. So kam wieder eine 
neue Geifel über die Kirche, die des Nepotismus, wodurch die Kändergier der Päpſte um jo ge— 
häffiger wurde. Wie geiftliche Würden und Sündenvergebung, waren auch Rechte und Gewalt 
in den Provinzen des Kirchenſtaats den Päpften feil. Dem in Rom zahlten diefe Städte und 
die in denfelben fih aufwerfenden Gewaltsherren gegen Anerkennung der Gewalt, die fie an ſich 
geriffen hatten, Fleine Jahrgelver als Anerkennung feiner Oberhoheit. Der Bapft mußte 1408 
und 1413 vor den Waffen des mit den Colonna verbündeten Königs von Neapel bid nad Bo: 
logna fih flüchten. Der große Condottiere Bracciv v. Montone eroberte von feiner Vaterſtadt 
Perugia aus bid Ancona ein ſchönes Fürftenthum zufammen; da diefed aber nur auf feiner 
Perjönlichkeit rubte, fiel ed nad) feinem Tode an den vom Konftanzer Goneil gewählten einzigen 
Papft Martin V., welchen Nom 1420 als einen Colonna aufnahm. Braccio hatte in dem= 
jelben Jahre Bologna für dieſen erobert, in der Hoffnung, dadurch den Seinigen Perugia nebft 
Landſchaft zu fihern; allein jeine Verdienſte retteten diefen nichts. Daher nahmen die folgen— 
den Päpfte Veranlaffung, durch Belehnung mit Stüden des Kirchenſtaats auf Lebenszeiten ge— 
waltige Herren, wie den großen Gondottiere Franz Sforza durch die Marf Ancona, gegen die 
Groberungen ber Benetianer, in deren Schug ih Ravenna begeben hatte, und gegen die der 
Bisconti, welche ſich wiederholt Bolognas bemächtigten, fich zu erfaufen. Aber mebr als dieſe 
erfaufte Treue fhügte den Länderbeiig des Papftes die Eiferfusht der Bisconti und ihrer Nah: 
folger, ver Sforza, in Mailand, der Benetianer und ber Könige von Neapel untereinander. 
Der Kirhenftaat war eine ihre Reibung ſchwächende Schranke und dadurd ein politifche® Be: 
dürfniß geworden. Nur wollten jene Mächte das päpftliche Gebiet nicht zu groß werden laflen, 
fie und die ſich dadurch gefährdet ſehenden toscaniſchen Städterepublifen unterflügten die Dona- 
ſtengeſchlechter der Malateften und der Montefeltri, welche fich in Umbrien und in ver Romagna 
unter päpftlicher Oberbobeit behaupteten. Der Fall von Konftantinopel, 1453, war Doch eine 
zu erfchütternde Mahnung, ſich nicht gegenfeitig aufzufreſſen. Auf ſie achtete Papft Nikolaus V., 
von 1447 — 55, welcher namentlich dad Verhältniß zu Bologna , deffen Erzbiichof er geweſen 
war, auf lange jo feftitellte, daß fih der Papſt und die erfte Familie, die der Bentivogli, in 
die Leitung diefer Republif tbeilten. Der Nepotismus einiger feiner Nachfolger mandte fidh 
hauptſächlich auf das neapolitanifche Gebiet, indem fte bald franzöſiſche Prätendenten, balv die 
catalonifhen Könige in dieſem ftet8 von Fremden hin- und hergezerrten Lande begünftigren. Die 
Päpſte und die Könige von Neapel reiten in die Wette jeder die Bafallen des andern zur Felonie. 

Beranlaßt dur den Nepotismus, welden Martin V. zu Gunften feiner Verwandten , der 
Eolonna, auf Koften der Kichengüter geübt hatte, wurde bei ver Neuwahl (4. März 1431) 
als Grundgefeg beſchworen, daß die Lehnsträger und Beamten ded Kirhenftaats ebenſowol 
den Gardinälen als dem Papfte Treue ſchwören follten. Die Hälfte der Ginfünfte gebört kraft 
deffelben den Cardinälen, ohne deren Zuſtimmung ver Bapft feinen Krieg erklären, feinen Frie— 
den noch Bündniffe fliegen noch Steuern ausfhreiben fann. Uber der Zug des Papſtthums, 
ed den weltlichen Fürſten gleihzuthun, war unüberwindlid; der Nepotismus war ein Erjag 
für die in den andern Staaten befeftigte Erblickeit der Krone, er war die natürliche Folge des 
weltlichen Fürſtenthums, welches fich die Päpfte angeeignet hatten. 

Bon den Genuefen Sirtus IV. an, feit 1471, überbor jeder Bapft feinen Vorgänger im 
Blutvergießen und Treubruch, um den Kirchenſtaat zu erweitern, ihn despotifcher zu beherrſchen, 
noch mehr aber um ihren natürlihen Söhnen und Neffen Fürftentbümer zu gewinnen. Sener 
Sirtus bradte Italien ohne Unterlaß in Flammen, die Efte, Mailand, Venedig in Waffen, er 
betheiligte fih an der Berihwörung der Pazzi, um die Brüder Medici auf das Zeichen der Ele— 
vation während der Mefle zu ermorden, belegte ven Geretteten mit dem Bannfluche, gewann aber 
damit für die Seinigen nur Forli und Imola. Sein Nachfolger Innocenz VIII. brach ſogletch 
feinen Eid, welcher ihn verpflichtete, fich des Nepotismus zu enthalten, indem ev vurh Mord fei- 
nem natürlihen Sohne Forli und Imola zu gewinnen trachtete. 

Aber diefe Greuel erblaffen gegen die des Papſtes Alerander VI., des Borgia, von 1492 — 
1503, welcher die Franzoſen nad Italien rief, um alle Refte der Selbftändigfeit im Kirdenftaat 
unter feine Tyrannei niederzutreten, welcher ald Sklave feiner blinden Liebe zu feinem Sobnne, 
dent Scheufal Franz Borgia, diefem ein Königreih Romagna zu gründen fuhte. Die Treue 
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einiger lehnspflichtigen Fürſtengeſchlechter wurde von Vater und Sohn nur dazu ausgenugt, 
jie dur Eidſchwüre in ihre Gewalt zu befommen, fie zu ermorden und ihre Länder einzuziehen, 
Franz ſchändete ihre Söhne wie ihre Töchter und ließ fie dann erwürgen. Der Papſt verbün- 
dete ih gegen Frankreich, welches Bologna beihügte, mit dem Sultan. Aber Franz grub ſich 
felbft die Grube. Er, der Mörder feines Bruders, wurde durch Gift, welches er einem Cardinal 
beftimmt hatte, aud der Mörder feines Vaters; er traute den Verfprehungen des Cardinals 
della Rovere, unterftügte deifen Bapftwahl gegen das Beriprechen der Anerkennung feines Für- 
ſtenthums Romagna und einer Heiratheallianz. Allein Rovere nahm als Julius II., jeit 1503, 
Rache an ihm. Franz, welcher lange felbft von dem Gifte Eranf in Rom lag, wurde gefangen ge: 
balten, bis auch jeine ihm ergebenften Hauptleute feine Burgen in der Romagna den päpfllichen 
Truppen öffneten. Hätte er nicht Geld in der Banf von Genua gehabt, fo wären Cäſar und Nichte 
zufammengefonmen. Die jammervollen Refte ver von Cäſar abgewürgten Dynaftengefchlechter 
waren auf die Nachricht von dem Tode des Papſtes Alerander in ihre Heimat zurückgekehrt; 
aber Julius I. ließ nur Ginigen Theile ihrer Befigungen als väpftlihe Lehen. In den Beſitz 
mehrerer Städte ver Romagna hatten fi indeß die Venetianer gejegt. Julius wurde nur durch 
die Berfeindung zwiſchen Ferdinand dem Katholifhen, König von Spanien, welder jih auch 
Neapels bemädtigt hatte, und Frankreichs, welches Mailand beſaß, verhindert, im Bunde mit 
dieſem fogleih Rache an Venedig zu nehmen. Er flürzte 1506 die Tyrannen von Perugia und 
die von Bologna, die Bentivogli, mit franzöſiſcher Hülfe, ftellte aber diefen Städten die Ver: 
waltung ihrer Angelegenheiten unter päpftlicher Oberhoheit zurüd. Da Venedig fi meigerte, 
an den Papft Faenza und Rimini zurücdzugeben, fhloß er ji der Ligue von Gambrav, dem 
Bündnip des Kaiferd, Frankreichs und Spanien zur Theilung des ganzen venetianifchen Ge— 
biets unter die Betheiligten an. Die Venetianer famen dur das Landheer der Branzofen in 
eine ſolche Noth, daß fie dem Papft alle ihre Befigungen in dem frühern Kirhenftaate, jelbft 
Ravenna abtraten, welches wegen der ihm gewährten Bürgihaften der Selbftregierung treu 
der großen Schwefterrepublif anhing. Julius II. ald großer Staatsmann beftätigte der fernen 
Seeftadt dieſe Freiheiten. Gr jprad im Februar 1510 die Benetianer vom Banne los, welcher 
nebit einem flarfen Artillerieparf immer noch eind der wirfjamften Mittel war, die Anfprüde 
der Bäpite auf ausgedehnte Fürftenthümer zur Geltung zu bringen. So war denn der Papft 
aud der Ligue gegen Venedig getreten. 

Julius I., von italienifhem Haß gegen die Barbaren erfüllt, jcheint darauf gezielt zu ba= 
ben, dieje durcheinander aufzureiben und fi dann an die Spige Italiens zu ftellen. Die Über: 
legenbeit, welche die Franzoſen in den Kriege gegen die Benetianer gezeigt hatten, trieb ihn zu— 
erſt gegen fie. Ex verbot ihrem Verbündeten, dem Herzog Efte von Modena, welcher von der 
Curie Ferrara zu Lehn hatte, den Krieg gegen Venedig fortzufegen. Die Antwort der Fran: 
jofen war, dap fie den Bologneſen Hülfe boten, welche ven päpftlihen Gardinallegaten als einen 
Blutſauger vertrieben und die Bildſäule des Papftes von Michel Angelo zertrümmert hatten. 
Gegen Frankreich hauptſächlich ſchloß Julius im October 1511 die „heilige Ligue“ mit Spanien, 
England und der Schweiz. Zu Modena eroberte Julius Bologna wieder und ließ fi von den 
Bürgern von Barma und Piacenza den Unterthaneneid „erneuern. Ferrara aber blieb dem 
Herzog Eſte. Nebft dieſem brannte ed Julius am meiften, daß die Beflegung der Branzofen nur 
zur Befeftigung der ſpaniſchen Herrihaft geführt hatte. Julius I. flarb am 21. Febr. 1513; 
die Italiener haben ihm feine, wenn audy misglückte Abſicht, die Fremden aus Italien zu ver: 
treiben, ſtets hoch angerechnet und ed ganz natürlich gefundey, daß er, dad Haupt eines ſchönen 
Königreihe, im Harniſch bei Erflürmung von Städten befehligte. Das Werf Alexander's VII. 
wurde von Julius I. vollendet; er wußte die Ausrottung der Dynaſtengeſchlechter durch Cäſar 

Borgia, das Nieverreißen jeder Selbftändigfeit im Gebiet ver Kirche zur Baſis einer unum= 
ſchränkten päpftlihen Herrichaft zu machen. Nur ver Romagna juchte er ji durch Zugeſtänd— 
nifie zu verfihern. Von Nepotismus war er nicht frei; dem legten Montefeltro ließ er das Her- 
zogthum Urbino unter ver Beringung, daß er den jungen Rovere, den Neffen beider, adoptirte 
und zu jeinem Erben einfegte. Bon 1513— 21 faß auf St.-Peter's Stuhl der Mediceer Leo X. 
Diejer vertrieb den Rovere und jegte feinen Neffen Lorenz als Herzog ein, welcher aber bei Leo's 
Tode weichen mußte. Leo beabſichtigte nicht blos Modena und Reggio feinen Brüdern als Her— 
zogthum zu ſchenken, jondern ein deuticher Hauptmann erhärtete eidlich, daß Leo durd ihn den 
GEfte, feinen Herrn, habe ermorden laffen wollen, um auch Ferrara an das Haus Medici zu brin- 
gen.- Dies führte zu langen blutigen Kriegen. Leo's Nachfolger, Clemens VII., obgleih auch 
ein (unehelicher) Medici, mußte 1530 den Efte auch in dem miebereroberten Modena: Reggio 
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anerkennen. Indeß haben die Päpſte nie auf ihre Lehnsoberherrlichkeit und auf das eventuelle 
Beſitzrecht an dieſe Länder verzichtet. Parma und Piacenza blieben damals noch den Päpiten. 
Bapft Paul II. Barnefe feit 1534 hatte Söhne, melde ihm ald Garbinallegaten geboren, aber 
von Julius I. legitimirt worden waren. Paul belehnte einen derſelben, Peter Ludwig, einen 
Fleinen Gäfar Borgia, mit vem Herzogthum Parma-Piacenza. Nach deſſen Ermordung fuchte 
fein Sohn Ottavio mit Faiferliher Hülfe e8 den Großvater, dem Papſte, wieder zu entreißen, 
welcher e8 jegt als Kirhengut behauptete. Paul III., welcher fih in unglüdlihen Planen er- 
ihöpft Hatte, feinen Söhnen und Enfeln Fürftenthümer zu verfhaffen, ſoll aus Schmerz; über 
Ottavio's Feindfeligkeit geftorben fein. Da auch Frankreich Dttavio Hülfe zufagte, mußte Papſt 
Julius IH. 1552 Parma an Ottavio Farneſe abtreten, was nicht verhinderte, daß noch im 
vorigen Jahrhundert die Curie Anfprüce darauf erhob. 

Die beiden Medici vollendeten mit Liſt und, tvie man fagt, durd geheime Morbe die Ausrot- 
tung oder die Demüthigung der hervorragenden Geſchlechter des Kirchenſtaats. Die legten halb 
unabhängigen Städte wurden unterworfen, Ancona wurde 1532, nachdem unter dem Vorwand 
der Hlilfe gegen die Türken päapftlihe Truppen eingelegt waren, „aller Sorgen‘ der Selbftregie: 
rung enthoben, Perugia ergab ſich erft 1540, nachdem es das Glüd der Waffen verſucht hatte. 
Da die Päpfte Subfivien gegen die Türken, gegen die Proteftanten, manchmal auch diefen gegen 
den Kaifer zahlten, fo wurden die päpftlichen Untertbanen mit großer Härte audgefogen; ſchon 
Paul If. bürbete dadurch dem Kirchenſtaat eine ſchwere Schulvdenlaft auf. — Al Herzog Al: 
fond 11. Efte 1597 ftarb und nur einen von einer bürgerlihen Schönen geborenen Sohn hinter: 
ließ, jo zwang der Papft feinen Nachfolger, Ferrara an den Kirchenſtaat abzutreten. Der legte 
Rovere verzichtete 1626 in hohem Alter auf fein Herzogthum Urbino, und fo hatte nun der 
Kirchenſtaat viefelbe Geftalt wie bis in unfere Tage. Überdies befapte er jeit 1348 Avignon 
und Landſtriche auf dem linken Ufer des untern Po, welche Ofterreich auf vem Wiener Congreß 
ungeachtet aller Proteſte des Papftes an fih 309g. Benevent war ſchon 1077 in den unmittel- 
baren Befig der Gurie gefommen. 

Einen ungleidh größern Einfluß auf die Entwidelung Europas ald die äußere Arrondirung 
des Kirchenftaats übte der in demſelben zuerft aufgerichtete Abſolutismus, die ſchrankenloſe Ge: 
walt der Krone. Ranke fchreibt in feiner „Branzöfiichen Geſchichte“ „Die Idee der abjoluten 
Monarchie ift zuerft von ven Päpften des 16. Jahrhunderts in dem ihnen unterworfenen Gebiete, 
wo die Fülle der geiftlihen Gewalt ohnehin befland und aller weltliche Widerſtand nah und 
nad verſtummte, realifirt worden, Verhält es ſich nicht fo, baf dad aus republifanifden Stür- 
men bervorgegangene italienische Fürſtenthum zur Ausübung unbedingter Herrſchaft erfi vanın 
gelangte, als ihm befreundete Päpfte (z. B. die Mebiceer) Rückhalt gaben? Das in Rom ge: 
gebene Beifpiel wurde zuerft von einigen geiftlihen Fürften in Deutſchland nachgeahnit und 
fand dann bei der fortgehenden Reftauration des Katholicidmud aud in den weltlihen Terri: 
torien Gingang. ine gewifle Verwandtſchaft des Brincips ift damit angedeutet, daß die un: 
umſchränkte Gewalt in Branfreich durch die Cardinäle Richelieu und Mazarin, einen Italiener, 
aufgerichtet und durch Ludwig XIV. europäiſches Mufter wurde.” 

Die durd die Reformation hervorgerufene Wiedererweckung des kirchlichen, katholiſchen 
Beiftes, welche befonders in der Stiftung des Jefuitenordens Geftalt gewann, ſuchte ih auch 
aller materiellen und politiihen Mittel zu ihrem Kampfe zu vergemiflern. So wurbe denn 
1567 , fobald fie jich des. päpftlihen Stuhls bemädhtigt hatte, jede Verleihung eines päpftlichen 
Gebietötheild, jede Veräußerung von Anſprüchen auf Land und Leute aufs fhärffte verboten 
und für ungültig erflärt. Der römiſche Hof nahm die Art anderer Königähöfe an. Der Nepo— 
tismus nahm jegt eine andere Beftalt an, die Neffen und jelbft Nichten der Päpſte, als erite 
Günftlinge derfelben, erlangten eine Art officieller Stellung und den größten Einfluß beſonders 
auf die politifhen, auf die innern und äußern Verhältniſſe des Kirchenſtaats. Beförderungen 
in Amtern, Gnaden, Geldſachen gingen zumeift Durch ihre Hand. Ranke hat diefe feltfante Be— 
erbung des Vriefterfönigs durd feine Familie bei jeinen Lebzeiten nach ven Berichten venetiani- 
iher Gefandter in feinen „Bürften und Völkern von Südeuropa‘ lebensgetren gefchilvert. 
Ginige Päpſte, z. B. Clemens VHI. und IX., die Gardinäle im eigenen Interefie eiferten gegen 
den Nepotismus. Allein er wurzelte tief im Wefen des geiftlich-weltlichen Wahlfürftentbums 
und darin, daß in jenen Jahrhunderten die Gewalt im Schos der Höfe rubte. Das Papiergeld, 
welches den Päpſten Mittel in den Religiondfriegen bot, aber fhon im 17. Jahrhundert eine 
Tandedcalamität geworden war, bot den Päpften vermittelft neuer Gmifjionen verfübreriibe 
Mege, auf Koften ver Nachwelt ihre Verwandten zu bereichern. Beſonders hochbetagte Bäpfte, 
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wie Alerander VII. (1689), welche wußten, daß „die Lebensuhr für fie ſchon breiundzwanzig- 
einhalb gefchlagen hatte‘, bedienten ſich dieſes Mitteld. Koftipielige Würden, 5. B. die des Ad: 
mirals der Galerenflotte, wurden für die Nepoten wieder errichtet. Noch Pius VI. (1775) är: 
gerte die Nömer durch feine verſchwenderiſche Schwachheit für feine Neffen; nur aus Furcht vor 
dem Bolfe ftand ex davon ab, nebit andern großen Domänen ihnen die Pontinifhen Sümpfe 
zu ſchenken. Die meiften jegigen fürfllihen Familien Roms find ald Nepoten aufgefonmen. 
Eine Zeit lang hatte der firhlice Eifer einen Damm gegen die die Staatdorbnung untergra: 
benden Ginjlüffe des Nepotismus gebildet. Nom war bis in die Zeit Nichelieu’3 das Haupt: 
auartier des ungebeuern Ranıpfes zu Unterbrüdfung der germanifhen Reformation und ihrer 
Staatenbilvungen. Die tüchtigſten Söhne des romanischen Adels nahmen an ver Leitung dei: 
ſelben als päpftlihe Staatsmänner, als Geſandte, Statthalter theil. Sie braten viel Geld 
und energiſche Regierungskräfte in den Kirchenſtaat wie in die flreitende Kirche. Die Spige 
diefer Schar war Papft Sixtus V. von 1585—90, welder, um zu feinen ungeheuern Planen, 
welche Spanien und die Proteftanten bedrohten, Millionen aufzubringen, Amter verkaufte, feine 
Untertbanen auspreßte und doch furdtbare Gerechtigkeit gegen Beamte wie gegen Banbiten 
übte. Wenn dad Weib oder die Mutter eined Banditen überführt wurde, daß fie ihm auch nur 
einen Augenblid Obdach gewährt habe, fv war fie ein Kind des Todes. Muratori meldet, daß 
noch zu feinen Zeiten, ein ftarfes Jahrhundert fpäter, Mütter ihre Kinder mit feinem Namen in 
Furcht jegten, wie die alten Nömerinnen ihre Kinder mit dem Namen Hannibal’. Im Zeit: 
alter Ludwig's XIV. bildeten fi andere Mittelpunfte der großen Volitif, welche ſolche Regie— 
rungäfräfte an fi zogen. Selbft audgezeichnetere italienische Adeliche und Geiſtliche verpflangten 
ih an foldye weltliche Fürftenhöfe. Die Neutralität ver Curie in ven Kriegen, weldye Die Groß: 
mädte während des vorigen Jahrhundert um den Beſitz Italiens führten, ſchützte den Kirchen: 
Raat nicht gegen das traurige Los, der Schauplatz Diefer Kämpfe zu werden. Seit 1780 und 
durd die Revolutiondfriege hindurch läuft ald ununterbrochener Faden das Gelüften Oſterreichs, 
die Romagna und die Marken fih anzueignen. Öfterreidh hatte ſich z. B. den Befig derfelben 
noch furz vor der Schlacht bei Marengo durch die etwas gewillenhaftere, zögernde engliſche 
Diplomatie verbürgen laffen. („Preußiſche Jahrbücher‘, Bo. I, Heft 6.) i 
Die unbedeutenden Greigniffe der äußern Politik des Kirchenſtaats bis zu diefen Kataſtro— 
pben der großen Revolution find für und ver Nahmen, um die Schilderung der innern Zuftände 
des Kirchenſtaats und feiner Bewohner zu geben. Wir benugen dazu aud die Berichte ber 
ftanzöſtſchen Gefandten, welche Hubaine in „Le gouvernement temporel des papes juge par 
la diplomatie francaise. recueil de documents” (dritte Auflage, Paris 1862), gegeben 
bat. Die Unfähigkeit der Geiſtlichkeit zur Negierung des Kirchenſtaats und die Armuth der Be— 
völferung und des Staats ließ [bon feit 1670 franzöfifche Gefandte, häufig hohe Geiftliche, ven 
‚Ball des yäpftlichen Hofes’ infolge eined Staatsbankrotts ald nahe bevorjtebend erwarten. 
„Bof“ bedeutet bier wol ſoviel ald Kirchenſtaat oder Priefterregierung. Der wadere Papft 
Elemens IX. (1667) ſetzte eine Gongregation nieder, um die betrübten Staatöfinanzen zu unter: 
fuhen. „Aber dieſe Commiſſion“, berichtet der franzöfiiche Gefandte an Ludwig XIV., „aus 
Gardinälen und Prälaten zufammengefegt, welde Feine Erfahrung in dieien ragen haben, 
die ind Fach der Handeldleute und der Finanzmänner fallen, hat nur dazu gedient, die gute Ab: 
ſicht Sr. Heiligfeit ind Licht zu ſtellen, obne feine Abjicht, die Erleichterung des Volks, zu 
unterſtützen. Gin anderer Grund, welcher noch den Ball des päpſtlichen Hofe fürchten läßt, if 
Die Unwiſſenheit ver Prälaten und der beinahe zur Nothwendigkeit gewordene Gebrauch, nur 
fie, mit Ausſchluß fähiger, energifcher Männer zu gebrauchen. Da die Amter des Hofes (Staats) 
nur Prälaten übertragen werben, die Brälatur aber nur denen ertheilt wird, welche genug Ein— 
fünfte (zumeift aus Pfründen, welde fie durch Protection erhielten) befigen, um die Amtsehre 
aufrecht zu erbalten, fo folgt daraus, dag der größte Theil der zum Staatsdienſt tüchtigen Per⸗ 
fönlichfeiten davon ausgeſchloſſen ift, und daß die Reichen, welche in der Regel nicht ſtudiren, 
gegen andere bevorzugt werden und die Würden eined Hofes erhalten, deſſen Größe auf ven 
Eigenihaften feiner Glieder und auf ver Achtung des Auslandes beruht. Mit wenigen Aus: 
nabmen wäre e8 ſchwer, an dvemfelben ein Dugend Perfonen zu finden, welde durch eine mittel= 
mäßige Fähigkeit geeignet wären, auch nur untergeordnete Poſten würdig zu verfeben.‘ 

Und dieſe unwiffenden, unfähigen Prälaten beanfpruchten vie Bevormundung ded Handeld 
mit den Hauptproducten des Landes. Der franzöfiiche Geſandte berichtet 1765: „Man ift ver- 
pflichtet, das Ol an das (päpftliche) Bureau zu verkaufen, weldes daffelbe auch ausſchließlich ver- 
fauft Es kauft was ihm gefällt und verfauft e8 um den von ibm feftgeirgten Preis an die De= 
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tailliften. Das ÖL wird in großen Eifternen aufbewahrt, worin alle Dualitäten vermifcht 
werden, weshalb ed immer ſehr ſchlecht iſt.“ Oft herrſchte Hungerdnoih oder Furcht davor; 
denn, ſagt derſelbe, „die Cultur der Ländereien hat äußerſt abgenommen und vermindert ſich 
jaͤhrlich, theils wegen des Mangels an Menſchenhänden, wodurch die Handarbeit ſehr vertheuert 
wird, theils infolge der Hemmniſſe des (Handels mit) Getreide, deſſen gemöhnlider Preis den 
Bauern nicht für die Koften entſchädigt, welche er aufwenden muß”. — „Das Land ift überhaupt 
ſehr ſchllmm verwaltet. Die Regierung mifcht ſich dabei in alles, beſonders in Getreide wie in DI. 
Diefe beiden Waaren, welche ihre ganze Aufmerffamfeit auf ſich zu ziehen fcheinen, drohen immer 
in nächfter Zeit auszugehen, was nicht zu verwundern ift, wenn man dad Verfahren kennt. Die 
Annona, die (päpſtlichen) Vorrathsſpeicher nehmen das Getreide, mo es ihnen beliebt, und ſetzen 
den Preis feft. Diefelbe Kanzlei ertheilt die Ausfuhrerlaubniß, da die Ausfuhr fletd verboten 
iſt. Diefe Erlaubniß muß bezahlt werden. Das ganze Gebiet von Rom ift Viehmweide, ob es 
gleich ſehr geeignet ift Getreide zu erzeugen. Die Eigenthümer finden es vortheilhafter, pas 
Land fo verwahrloft zu laffen, ald Getreiveböden zu haben, deren Inhalt fie nur mit Verluſt ver- 
faufen koͤnnten.“ — Ein großer Theil ded Landes war und ift Eigenthun von Klöftern, oder 
ſonſt zu Todter Hand, oder ift aus diefer durch Schenkung an päpſtliche Nepoten übergegangen. 
„Es findet weder Verkauf noch Verbeflerung diefer Ländereien ſtatt.“ Cine natürlide Folge 
diefer fißcalifhen Maßregeiung des Grundeigenthums war ed, daß „die Angeber Die Hauptbebel 
diefer Regierung find; täglich erfcheinen neue Edicte, flet8 wird darin zur Angeigerei aufgefor— 
dert”. Ebenſo nothwendig folgte daraus, daß das Volk, befonderd in Rom, alles von der Re: 
gierung verlangte, daß der Beamte, weldper für die Proviantirung Romd wie für die einer ſtets 
mit Belagerung bedrohten Stadt zu forgen hatte, bei dem Papft viel galt, veffen Popularität in 
feinen Händen lag. Diefer Beamte gab venn Befehle, 3.3. daß jeder den dritten Theil feines 
Geldes mit Getreide anzubauen habe, aber er gab die Mittel dazu nicht. Die Arbeiter mußten 
ihon damals häufig aus dem Neapolitaniſchen herbeigerufen werben. 

Natürlih war unter ſolchen Umfländen der Staat, ob er gleich wenige Truppen unterbielt, 
Säulen und Straßen im Argen lagen, in großer Finanznoth. Sein Papiergeld genoß um 
1760 feinen Eredit, man verlor daran, fonnte auch nur größere Werthe wechſeln laſſen, das 
Silber war verſchwunden. Die Staatsſchuld berechnete fih auf 400 Mill. Br. Da die Lebens: 
mittel infolge dieſer Übelſtände immer theuerer wurden, fo brad) das Volk fhon 1782 in Gegen: 
wart des Papftes in aufrührerifche Rufe aus, der Staatöbanfrott erſchien beſonders bei ber 
Vrachtliebe des Papftes Bius VI. immer unvermeidliher. Nach diefem mag bie oft wieberge: 
faute Behauptung beurtheilt werben, daß Stimmung und Finanzlage erft durch die Franzoͤſiſche 
Revolution ſchlimm geworden feien. 

Eine Goldquelle waren feit lange die von den päpftlichen Kanzleien, beſonders von der Da: 
tevie ertheilten Dispenfationen von kirchlichen Verboten und Verbriefungen geiftliher Würden. 
Die Daterie ift, jchreibt der franzöſiſche Geſandte 1779, eine Art von Bureau, wo man die 
Gnaden, deren Gewährung gratis dad Trienter Goncil befahl, erhandelt und verfauft. Aber 
da für bie apoftolifhe Kammer und für eine Unzahl Perfonen mit dieſer Agiotage viel verloren 
ginge, jo darf man nit hoffen, daß ein Papft den Muth habe, ihre Abſchaffung durchzuſetzen. 
Aus demfelben Grunde, da auch Cardinäle dabei betheiligt feien, daß der Schleier nicht von den 
Misbräuchen gezogen würde, hoffte oder fürdhtete diefe ein Eingeweihter nie. Daher jhreikt 
jener Geſandte, felbft Cardinal-Erzbiſchof: „Mill man ih in Mom erbauen, fo muß man in die 
Kirchen zu den vierzigflündigen Gebeten gehen; man hüte ſich aber fehr, die Sitten des Landes 
oder dad Verfahren und die Manieren der Nechtöpflege, oder die lIbertragung von Pfründen 
und von ben widhtigften Amtern zu erforſchen.“ Diefed veranlaßte die Regierungen zunächſt, 
die finanzielle Reform in ihrem Bereiche felbft einzuleiten. Den 4. Sept. 1782 ſchreibt ver 
Gardinalgefandte infolge ver Maßregeln, welche auch die bourboniſchen Höfe Italiens unter Ans 
führung des Kaiferd Jofeph IL. ergriffen: „Da der Heilige Stuhl den größten Theil feiner Er— 
nennungen (zu Pfründen) in Italien verliert, wird er ich außer Stand ſehen, die Dotation für 
die Prälatur und für das Heilige Collegium zu geben. Nur die Einziehung der Kloftergüter 
fann ihm die Mittel dazu bieten. Diefer Ausfall im Tribut der fremden Völker war zugleich 
ein ſchwerer Verluſt für Dad Land, da Pius VI. nit daran achte, etiwad von der Pracht feines 
Hofhalts, wegen deffen die Fremden ihn rühmten, zu vermindern. Die Einnahme, welche die 
Daterie jährlih aus Franfreih bezog, ſchwanken zwiſchen 3—600000 Fr., wozu jährlich 
erwa 360000 Er. Annaten fommen. Der fpaniihe Hof foll jährlich gegen eine Million (?) 
für Heiligſprechungen an die Curie bezahlt Haben. Diefe Summen waren zum Theil burd die 
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Taufende von Echmarogern verſchlungen worden, melde als Klienten der Cardinäle und Prä— 
laten herumſchlichen. Und jegt, da die Aufklärung und bald die Revolution die gewohnte Ma: 
ftung verfagten, warf ſich Diefe Horde auf den Kirchenſtaat. Deſſen adriatifche Provinzen waren 
um fo bereiter, fich der Revolution anzuſchließen, da feit 1780 der Papſt in centralifirender 
Abicht ihre Municipalprivilegien befhränft hatte. Seit 1796 gehörten fie zu den transalpi: 
niſchen Republifen und zum Königreich Italien. Sie zahlten an Napoleon ftarfen Blut= und 
Geldzehnt, genoffen aber bürgerlicher Verwaltung. 

In Rom Hielt die große Mehrzahl zum Vapſt, nicht blos weil Hier das Marf der Provinzen 
verzehrt wurde und die Kunſt- und Vrachtliebe der legten Päpfte eine Menge reicher Fremder 
nad Rom gelodt hatte; die Haltung des Papfted Pius VII. und die der niedern Geiſtlichkeit 
war Napoleon gegenüber würbevoll; die Schmälerung der Einfünfte ver Eurie und ihrer Mit- 
eier theil® durch die Entziehung der Provinzen feit 1796, theils durch Die Verfürzung der Da: 
terietaren, die Einziehung der Kloflergüter, von denen viele Arme und Faule mit gelebt hatten, 
die Impertinenz der Sranzofen, die republifanifche Komödie, die Continentalſperre, welde die 
gewohnten Golonialmaaren und englifche Induſtriewaaren nebft ven Engländern jelten machte, 
die Conſcripti on machten die Franzoſen verhaßt, zum Theil ſchon lange ehe fie 1809 den Papft 
fertführten und Rom dem Kaiferreich einverleibten. Dieſes wurbe als eine zur Nothwendigkeit 
gewordene, berechtigte Zurücknahme der Schenkung Karl’8 des Großen durch den Wiederauf— 
tihter ſeines Reichs dargeftellt. Napoleon hoffte durch die Verpflanzung des päpftlichen Sitzes 
aach Kranfreich feine Herrfchaft über die Geifter zu befefligen. Seit die Treulofigfeit ver nea— 
relitaniſchen Bourbonen ihn genöthigt hatte, Neavel zu erobern, blieb dem Kaifer bei der Un— 
beugſamkeit des Papftes, welcher ſtets die Partei Ofterreihs und Englands nahm, beinahe feine 
andere Wahl, als fi zum Herrn des ganzen Kirchenſtaats zu mahen. Die Engländer fonnten 

dur eine Landung und Feftfeßung bei Ancona ſtets das franzöfifhe Heer in Neapel abſchnei— 
den, deſſen Aufftellung hier ald Operationsbaſis gegen die Türfei für Napoleon doppelt wichtig 
mar, Nom war in den Augen Napoleon’& I., was e# in denen Napoleon’s II. ift, die Baſis, um 
ich Neapels zu verfihern. Es find wol des Kaifers eigene Gevanfen, welche ihm fein Minifter 
des Hußern, Champagny, in Denfiriften 1810 vorhielt: „Wenn e8 eine Stellung gibt, welche 
die Leidenſchaft des Ehrgeizes aufs äußerſte reizen muß, fo ift e8 die Stellung eines Menſchen 
zwiſchen einer großen geiftlichen und einer ſchwachen menſchlichen Gewalt. Er wird verſuchen, 
diefe weltliche Gewalt ebenfo ſchrankenlos über Fürften und Völker auszubehnen wie jene, und 
zwar dur die Hebel, welche die geiftliche Gemalt ihm bietet. Raum waren die Päpfte durch 
die Shenfung Karl’ des Großen in die Reihe der weltlichen Souveräne getreten, als jie unbe: 
grenzte Vorrechte an ſich riffen; da die beiden Ehrgeize, welche nun im Charakter der doppelten 
Gewalt des Papſtthums lagen, gleihen Schritt hielten, prätenvirten die Päpſte zu gleicher Zeit 
Richter über den Glauben und über die Kronen zu fein, Vertheiler geiftliher Gnaden und der 
Kronen; endlich wagten ſie ſich unfehlbar zu nennen und das Brivilegium ſich anzumaßen, Kö: 
nige zu ereommuniciren und abzufegen. Diefes unterftand ſich erſtmals Nikolaus I. furz nad 
der Landſchenkung Karl's gegen einen der nächſten Nachkommen Karl’®, und daſſelbe wäre zu 
— wenn der Papſt Landesherr bliebe und Kaiſer Napoleon auch ſchwache Nachfolger 
atte.“ 

Rom, welches im Jahre 1793 noch 167000 Einwohner gehabt hatte, zählte 1813 nur noch 
117000. Die kaiſerliche Regierung brachte aber in viele Verhaͤltniſſe Roms und des Kirchen— 
ſtaats die nöthige Ordnung; viel faules Fleiſch wurde weggeägt, bie weit hinaufreichende Bettel- 
baftigkeit trog vieler Noth gemäßigt, und ald die Siege der verbündeten deutſchen und ſlawiſchen 
Völfer und Fürften dem Papft 1814 die Rüdfehr nah Nom öffneten, fanden ſich feine Finanzen 
unverbofft merklich gebeffert. Aber erft der Schreden über die Rückkehr Napoleon's von Elba 
veranlaßte den Wiener Gongreß im Frübiahr 1815, mit nur geringer Berückſichtigung der 
Anſprũche, melde Oſterreich auf den Kirhenftaat erhob, die Wiedereinfegung des Papftes 
jelbſt in die Romagna zu beichliefen. 

Der Zuftand des Kirchenſtaats feit der Reftauration, der Epoche von 1814, war lange 
sugleih befannt und ein Geheimniß. Selbft die meiften unter denen, melde Rom felbft ge: 

‚Then hatten, brachten widerfprechende, vereinzelte Eindrücke mit nach Haufe. Daß die Gunft 
eines Garbinal® in der Regel mehr vermöge als gutes Net, mußten die meiften, Die 
„vatriardalifchen Zuftände‘ des Priefterregiments hatten aber auch allerorten ihre feuerigen 
Sobrebner ; wir erinnern und noch lebhaft des Eindrucks, welden ein Geſpräch darüber mit 
Vater Lacordaire auf und machte. Das Memorandum der Mächte nah Fem Aufftande von 
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1831 zu Gunſten einer bürgerlichen Verwaltung für dad ganze Land warf ſtarke Streiflichter 
über das bisher mit curialem Schweigen Bededte. Aber man erfuhr nicht, welche Neformen 
vealifirt wurden oder nicht. Die blutigen Gewalttbätigfeiten der Erhebung vom November 
1848 gegen den bisher fo himmelhoch gefeierten Pius IX. mußten ald Rechtfertigung ver 
MWieverberftellung der Zuflände von 1845 und noch härterer Maßnahmen dienen. Erſt das 
abermalige plöglihe Zufammenbredgen der päpftlihen Herrihaft in der Romagna auf bie 
Nachricht von der Schlacht bei Magenta verfhaffte einen reihen Stoff zur Documentirung der 
merfwürbigen Zuftände des fchönen Königreihe. Wie in andern Ländern Italiens Hatten 
ernfte Urkundenforſcher aud im Kirchenſtaat auf ven Tag der Breiheit Documente geſammelt 
und die Städte wurden jegt aufgefordert, aus den zurüdgelaffenen Kanzleien der geflüchteten 
geiftlichen Negenten das irgend für die Negierungsart derfelben Charafteriftifche zu Händen zu 
ſchaffen; fo konnte jhon im Frühjahr 1860 Gennarelli zwei flarfe, enggedruckte Quartbände 
„Documenti sul governo pontificio” herausgeben. Schreiber dieſes fam in Bologna fofort in 
ihren Befig. Aber fein Eifer, aus diefer Sammlung, deren Echtheit anzufechten niemand 
wagte, das Wichtigſte mitzutbeilen, Fühlte ih bald fehr ab. Der Inhalt war ein fo püfterer, 
die Folterung der berechtigtſten, edelſten Regungen machte beim Leſen einen jo peinlihen Ein: 
drud, daß man fich diefer Arbeit um fo mehr zu entziehen wünſchte, als viele Thatſachen vor: 
ausfihtlic bei denen feinen Glauben finden fonnten, melde der Belehrung am bevürftigften 
waren. Hängt doch heute noch für viele die Überzeugung, ed müfle unter dem Krummftabe 
auch in Italien doch nicht fo übel wohnen fein, mit ihrem religiöfen Glauben fer zufammen. 
Nur ein Mann von firdlier und wiffenfhaftliher Autorität, nur ein eifriger Katholik 
fonnte diefen Bann bredien. Diefed ift dann von Döflinger in feiner vielgenannten Schrift 
„Kirche und Kirchen, Papſtthum und Kirhenftaat” (Münden 1861) geihehen. Er, ver 
Sohn eines deutichen, fürftbifhöflihen Beamten hat aud den ungeheuern Unterſchied jenes zu 
Ende des vorigen Jahrhunderts in Deutfhland geftürzten weltliden Regiments der Kirchen: 
fürften von dem im Kirchenſtaat herausgehoben; die Beamten jener Land und Leute regierenden 
deutſchen Kirchenfürften waren Laien bis in ihre Minifterien hinauf; alle höhern Beamten: 
ftellen im päpftliben Staate aber find SKlerifern ausfhließlih vorbehalten. Das ift der 
„Schweif des Drachen“. Döklinger bat die von Gennarelli gebotenen Documente und an: 
dere mannidfaltige Zeugenausfagen zugleih mit Eindliher Schonung und mit männlicher 
Mahrbaftigkeit benugt, und wir glauben der Wahrheit, ven Thatſachen am beften Gebör und 
Glauben zu verfchaffen, indem wir im Folgenden gewiflenhaft, nad der Zeitorpnung anein- 
ander gereihte Stellen aus Döllinger ganz in ihrem Sinne wiedergeben: „Der Staatäjecretär 
(ftetd ein Cardinal, der oberfte, eigentlich der einzige Minifter des Kirchenſtaats) des aus dem 
franzöfifhen Eril zurüdgefehrten Pius VII., Gonfalvi, erklärte in dem Motuproprio vom 
6. Juli 1816, welches die Verwaltung des Kirchenſtaats beftimmte, früher habe im Staate ein 
Aggregat von manderlei Gebräuchen, Gefegen und Privilegien beftanden ; da fei es nun ein 
Vortheil und göttlihe Fügung, daß dur die Unterbrehung der päpftlichen Negierung und 
während diefer (franzoöſiſchen) Zwifchenherrichaft alle dieſe Ungleichheiten aufgehoben , Ginheit 
und Gleihförmigfeit eingeführt worden fei. Aber Conſalvi's Einheit und Gleihförmigfeit 
war deſtructiv.“ (S. 548 und 549.) „Gonfalvi trat bereitwillig diefe Erbſchaft der Revo— 
lution an. Darin jedoch wid er von dem franzöſiſchen Syſtem ab, daß er die Gewalt wieder im 
geiftlihe Hände legte. Die 17 Delegaten entfprechen ven franzöfifchen Präfecten, müflen Brä- 
laten fein, entſcheiden über alled und haben eine bloß berathende, von Nom aus ernannte Ber: 
ſammlung zur Seite. Zugleich ſteht ihnen die Ernennung ver Magiftrate zu, welche die Ver: 
waltung der Gommune führen, und in denen auch Geiftlihe, ven Laien vorgebende Mitglieder 
ſitzen.“ (S. 550.) „Im ganzen war die Gewalt der Geiſtlichkeit in der weltlihen Regierung be: 
beutend größer geworben, ald fie e8 früher gewweien war. Wie die alten Kofalrechte wurde dad 
feit einem Jahrzehnd oder länger herrſchende gefammte franzöfifche Recht in allen Zweigen ab: 
geſchafft; einftweilen follte das Kanoniſche Recht und die päpftlichen Gonftitutionen Älterer Zeit, 
eine faft unüberfehbare, verwirrende Maffe von zum Theil widerſprechenden Verfügungen, die 
Stelle vertreten.” (S. 553.) | 
Döllinger bebt dabei nicht gehörig hervor, daß während des italieniihen Königreichs, wel: 
bed die Romagna, die Marken, Umbrien mit Oberitalien vereinigte, und ver Ginverleibung des 
fünweftliben Kirchenſtaats in das franzöfifche Kaiferreich die Benölferung ganz andere Ideen 
und Bebürfniffe eingefogen hatte. Gin früher unbekanntes, bürgerliche und militärifches 
Ebrgefühl moderner Natur war geweckt worden, Dieſes Ehrgefübl befonders ſträubt ſich 
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gegen die unbeſchränkte Herrſchaft des Klerus in weltlihen Angelegenheiten, und deſſen Herr: 
{haft war alfo jegt ausgebehnter, durd den Wiverftand gereizt und viel fhärfer ald vor 1796. 
War es möglih, daß der neue, gärende Wein in den knapper gewordenen alten Schläuchen 
bielt, welche mit parifer Lappen zugeflickt waren? 

Doch laſſen wir Döllinger wieder das Wort in Schilderung des Beamtentbums, welden 
die Zeitung der complieirten Staatsmaſchine, „unftreitig das complicirtefte von allen euro: 
päiſchen Verwaltungsſyſtemen“ (S. 551), anvertraut war und ift, welches alle möglichen 
Verbältniffe des bürgerlihen Lebens, nad Unterdrückung der provinzialen und perfönlichen 
Selbſtändigkeit, willfürlih vegelt und beherrſcht: „Es war jhon vor 1823 längft bemerft 
worden, daß ein geiftlicher Beamtenorganismus, eben darum weil die Glieder veffelben Priefter 
und mit fo großen Standesvorrechten begabt feien, allzu fehr ver feften Didciplin ermangele, daß 
ed feine Geſetze, feine Mittel gebe, fie in Schranken zu halten, daß nur die Hoffnung des Vor: 
ruden® bei ihnen wirke.“ (&.557.) „Die Pflanzſchule, aus welcher die Regierung ihre (höbern) 
Beamten nahm, war jene Klaffe römischer Abbates, welche mit ſehr unzureichenden juriftifchen 
und ohne alle ſtaatswirthſchaftlichen Studien, mehr abgerichtet als gebildet, beſſer vertraut 
mit den kirchlichen Geremonien ald mit den Verwidelungen und Intereflen des bürgerlichen 
Lebens, ihr Vertrauen auf das Patronat eines Garbinald oder Monfignore (Prälaten) fegend, 
in Rom felbft nur fehr geringes Anfehen genofjen, in den Provinzen der Mehrzahl nah min: 
veften® nicht beliebt waren.’ (S. 550.) So weit Döllinger; wir fchieben dann ımd wann 
etreas ein, was ihm nicht minder befannt fein muß. 

Jeder Cardinal betrachtet ih mit Necht ald ven möglichen fünftigen Papſt; er nimmıt eine 

Stellung im Staate ein, wie einft in Frankreich die Prinzen von Geblüt. Jeder vieler fir: 
lichen Prinzen gehorcht den bürgerlichen Gefege, welches er als foldhes gering hält, nur warın 
und ſoweit er mag. „Der reactionäre Gardinal Mattei“, ſchreibt Döllinger,, „ließ die Edicte 
des Staatöfecretärd in jeinem Sitze Belletri durch feine eigenen Shirren abreißen.“ (S. 553.) 
Diefes war nit blos ein vereinzeltes, perfönliches Wagniß, fondern es lag im Brincip. „Der 
Garbdinal de Luca conftatirt dad Prineip, daß die Gefege und Verfügungen des Papftes ala 
weltlihen Kürften für die Beiftlihen nicht verbinvend feien, wenn nicht ausdrücklich gefagt fei 
oder aus dem Inhalt präjumirt werden müſſe, daß er zugleich ald Kirhenoberhaupt dad Geſetz 
gegeben habe.” (&. 580.) Diefed Beifpiel wirkte natürlich anftedend auf die Maflen ; in dem 
energiſchen Bologna hörte Döllinger dad Sprihwort, welches ven Mangel an adminiftrativer 
Disciplin charakteriſirt: „Bei ung befieblt die eine Hälfte, die andere gehorcht nicht‘‘, — ift das 
nicht wie ein Zuftand der Nevolution? Wer follte nicht Döllinger'd Urtheil beiftimmen, daß 
die Geiftlichkeit nicht getvohnt ſei, nach dem objectiven Rechte, ſondern nad jubjectiven Motiven 
zu handeln, und daß fo die Willkür über das Gefeg geftellt werde? 

Bei den untergebenen Beamten, welche Laien find, nimmt aud nah Döllinger diefe 
Willkür die Korm der Beftehlichfeit an. „Dieſen gering Befolveten fehlt jener moralifche Hebel, 
ohne melden die modernen Beamtenflaaten nicht wohl beftehen fünnen: das Gefühl der Stan- 
desehre und der Einfluß des Gorporationdgeifted. Die Verſuche, der gefegwidrigen Ausbeu— 
tung folder Amter dur ihre Inhaber vermittelt gefchärfter Aufficht zu mehren, vermehrten 
nur das Spionirwefen mit feinen verberblichen Wirkungen.’ (S. 558.) „Aud über die Art der 
Anftelung wurde geflagt. Jenes Suftem langer vorbereitender Studien und wiederholter 
jorgfältiger Prüfungen, durch weldes andere Staaten Bürgſchaften für gerechte Vertheilung 
der Öffentlichen Amter darbieten, war dort unbekannt. Der Laie mußte irgendeiner religiöfen 
Aggregation angehören, mußte der Schügling eines Prälaten, eined Cardinals oder eines 
Mönchsordens fein, um auch nur zu einerunterften Stelle zu gelangen.“ „Der Geiſtliche ſteht ale 
Schildwache an Eingange jeder Garricre, denn er hat die Zeugniffe über Religiofitätund Erfüllung 
der firhlichen Verpflichtungen auszuftellen, ohne welde niemand zum öffentlihen Dienfte zuge- 
laflen wird.‘ „So waren die weltlihen Beamten die gezwwungenen und häufig die ſtets bedürf— 
tigen Glienten ver Prälaten. Die Folge von allem war, daß die vornehmern und gebildetern 
Stände Ach größtentheils, und zwar gerade die unabhängigen, ſich jelbft achtenden Charaktere 
unter ihnen, vom Staatödienfte abwandten und, eben damit zur Unthätigfeit und Inhaltslofig: 
feit des KLebens verurtbeilt, unvermeidlich die Maſſe der Unzufriedenen und gelegentlich Die ver 
Genjpirirenden vermehrten.” (S. 572 und 614.) Alle diefe Zeitwörter fünnen ebenfo gut in 
die gegenwärtige Zeit verfeßt werben. Diefe Unzuverläſſigkeit der Beamten ließ ſchon 1831 
die päpftliche Herrſchaft bis in die Nähe Noms wie ein Kartenhaus zufammenfallen. 

Ob Beamter oder nicht, der Laie it gegen den Geiftlihen vor Gericht überall im Nachtheil: 
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„Das Misverhältnig liegt in der Ungleichheit der ſocialen Stellung, melde die Klerifer durch— 
meg zu den Herrichenden, die Laien zu Dienenden macht, welche in jevem amtlichen und privat: 
verfönlihen Confliet zwiſchen einem Laien und einem Klerifer alle Bortheile in die Hände ves 
legtern legt, und das Unterliegen des erftern vorhinein wahrſcheinlich macht. Die Geiftlichkeit 
hat ihr privilegirted Korum (Gerihtäftand), ſodaß, wenn ein Geiftlidher und ein Laie fich an 
Einem Verbrechen betheiligen, ſie von verfchiedenen Gerichtshöfen gerichtet werben. Aber auf 
die Beftrafungen find verſchieden. Die priefterlihen Schuldigen haben das Vorrecht, immer 
milder geftraft zu werben als die Laien.” Als Beleg werben die 1852 vor den Gericht in Eng: 
land erhobenen Schlechtigkeiten des Dominicanerd Achilli angeführt (S. 615 und 581). Wr 
find aber die vielgenannten ‚‚Prälaten‘? Unter ihnen finden fi die impertinenteflen Intri: 
guanten, welche jich ſtets auf jene ihre Vortheile bei ven Autoritäten und Gerichten verlafien. 
Auf die Rathſchläge der befreundeten Regierungen im Mai 1831, der Papſt möge die bürger: 
liche Verwaltung dazu befähigten Laien anvertrauen, „erklärte die päpftlihe Regierung in einer 
officiellen Gegenfärift: fie meife alle biefe Forderungen zurück. Die Ausſchließung der Laien 
von den höhern Amtern jei dadurch gemilvert, daß man Prälat werden fünne, ohne Vrieſter zu 
fein, blos dur; Anlegung des Gewandes und Beobachtung des Cölibats“. In einer Anmer: 
fung antwortet darauf Döllinger (S. 591): „Kaum mochte ji jemand durch die Hinweiſung 
auf jenen Theil ver Prälatur befriedigt fühlen, weldher aus Laien befteht, die nur als Priefter 
maskirt find. Es ift begreiflich, daß ſolche Zwitterweſen, die, wie man meint, ihre Amphibien: 
ftellung nur aus Ehrgeiz oder Geldgier eingenommen haben, nicht hoch in der öffentlichen Mei: 
nung fteben, und daß die Verheiratheten, denen diefe halben Geiftlihen im Amte vorgezogen 
werben, ihre Zurücjegung nur um fo bitterer empfinden.’ 

Diefes find in der Natur des Kirchenftants wurzelnde Übel. Da ver Papft durch vie 
Stufen folder Gollegen mit ihrer Hülfe aufgeftiegen, von ihnen gewählt ift, fo muß er ihre 
Privilegien befhügen. Da feine eigenen fürftlihen Streitmittel ſchwach find, muß er jeine 
priefterlihen und die Hülfe fremder Staaten aufbieten. Als infolge der Julirevolution im 
Februar 1831 bis in die Nähe Noms alles, auch Beamte und Soldaten, vom Papft abfielen, 
graute es dem neugemwählten Bapft Gregor XVI. vor den Volfdelementen in Rom, den berüd: 
tigten Anwohnern des Biminal, welche fi für ihn bewaffneten, während der Bürgerftand fih 
ftill Hielt. Nachdem der unorganifirte Aufftand durch die Öfterreihifchen Truppen niederge: 
worfen war, ließ ſich die päpftliche Regierung nur zu allgemeinen Verſprechungen „conjerva: 
tiver Injtitutionen‘ herbei. „Man hat e8 nachher‘, jchreibt Döllinger, ‚im In: und Aug: 
lande der Regierung bitter vorgeworfen, daß im Grunde unter dem damaligen Pontificat, das 
noch über 15 Jahre währte, von dem allen nichts erfüllt worden ſei.“ (S. 564.) „Die fur 
vorher erlajfenen Edicte wurden in Rom widerrufen oder unausgeführt gelaſſen. Natürlik 
herrichte wieder allgemeines Misbehagen. Von da an verichlimmerte ſich die Lage mit jedem 
Jahre. Die aus den unterften Klaffen gebildeten „päpſtlichen Volontärs“ übten argen Terre: 
rismus, und politifhe Morbthaten, durch die revolutionäre Bartei begonnen, wurden immer 
häufiger, die Regierung ward unvermeidlich immer argwöhniſcher und quälerifher; man ver: 
ließ ih auf den vierfadhen Arm ver Ofterreicher, der Franzofen, der geworbenen Schweizer: 
regimenter und der eigenen Truppen und der Sanfediften und der Volontärs. Die Spionage, 
doppelt verhaßt bei einer Priefterregierung, da das Volf jofort Misbrauch religiöfer Mittel 
dabei argmöhnt, warb im großen Maßftabe getrieben.” (S. 567, 568.) „Beſtändige Militär- 
commiffionen richteten die wegen politijcher Ausfchreitungen Angeklagten nad willfürlichem 
Verfahren.” (S. 569.) Streng fatholifche Männer, wie Graf Cäſar Balbo, erklärten es für 
einen großen, fittlihen und politifchen Fehler, daß den liberalen Verſchwörungen der Grund: 
bejiger gegenüber ein Landſturm ihrer Tagelöhner bewaffnet würbe, welcher unter der Leitung 
fanatifher Priefter und berüchtigter Subjecte fland. Döllinger jagt darüber: „Die pärft: 
lichen Behörden hatten die freiwillige, gleichfalls ungefeglidhe Affociation der Sanfepiften auf: 
gemuntert, die ihnen bald über den Kopf wuchs und vorzugsweiſe aus den ärmften und nie: 
drigften Klaffen fi ergänzend, in einigen Gegenden thatſächlich der Negierung ih bemäd- 
tigte.“ Thatfache ift, daß Grundbeſitzer die Felddiebſtähle des benachbarten Proletariats vieler: 
orten rubig geſchehen laflen mußten, wenn jie nicht denuncirt und eingefegt werben wollten. 

Döllinger beklagt fehr die von Prieftern geübte polizeiliche Allgewalt, wodurd die ordent 
lichen Gerichte lahm gelegt wurden; er beflagt es, daß politische Vergehen von Prieftern beftraft 
wurden, welde nad ihrer Art Gefinnungen ala Beweiſe der That nehmen und ſcharf a hnden 
„Der Staatdjecretär Cardinal Bernetti verfügt bezüglich eines Mannes, dem nichts nachge— 
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wieſen werden konnte: bei der erften Üibertretung jolle ihn nicht nur die gejegliche Strafe (da= 
für), fondern no nebſtdem fünfjährige Zwangsarbeit treffen.“ (,„Documenti‘, IL, 595; 
Döllinger, ©. 616.) Seltjam if, daß das geiftliche Gericht ji die Unterfuhung und Be- 
firafung aller geſchlechtlicher Vergehen vorbehielt. Durch feine Eingriffe in das Privatleben 
machte es ſich befonders verhaßt. „Der Cardinal und Biſchof von Sinigaglia verordnete im 
Jahre 1844, junge Männer und Mädchen dürften einander keine Geſchenke geben und vie 
Väter dies nicht dulden, im Übertretungsfalle follten Väter und Söhne oder Töchter mit Ge: 
fängniß von 15 Tagen büßen.” (S. 574.) „Ungeachtet der Milde“, jagt Döllinger weiter, 
S. 576 und 621, „welche man der Inquifition nahrühmte, war diefe noch verhaßt und gefürchtet, 
meil fie von dem Örundjage ausgeht, daß jeder, der um ein in ihr Forum einfhlagendes Ver: 
geben wifle, ftrafbar fei, wenn er es nicht anzeige, der Denuncirende aber durch das Geheimniß 
geſchützt ift, und der Angeklagte die Namen des Anklägerd und Zeugen nie erfährt. Im Jahre 
1841 erließ der Inquifitor zu Peſaro, im Jahre 1856 erließ der Inquifitor in Ancona ein 
langes Ediet, worin wieder unter Androhung der fhmerften Genjuren die Denunciation jedes 
firlichen oder religiöfen Vergehens, welches jemand an andern wahrgenoumen habe, allen zur 
frengften Pflicht gemacht wird, ſodaß eine Magd z.B. in den Bann verfiele und ftraffällig 
würde, wenn fie verfäumte, der Inquifition anzuzeigen, daß jemand im Haufe an einem Beier: 
tage oder Sonnabend Fleiſch gegeflen habe.‘ 

Iſt es da zu vermundern, wenn „der Legat Maſſimo aus Imola am 12. Aug. 1845 be: 
tihtet: der Stolz der Bevölkerung made ihr das Priefterregiment unerträglid; vom Patricier 
bis zum niedrigften Ladenjungen hinab jeien alle verſchworen, jeden von den Behörden Ver: 
folgten zu bejhügen und der Strafe zu entziehen. Diele Beamte und Geiftliche feien geneigt, 
Th mit ven Neuerern zu verfländigen; man müfle die ganze jegige Generation von 18 Jabren 
an aufwärts für verloren geben ‚ denn fie fei grundjäglich feinpjelig gegen die Regierung, und 
man werde ich immer mit ihr im Kriegszuftande befinden. Der Governatore von Rom meinte 
in jeiner Antwort: Nad vielen, aud von anderwärtd ber, eingelaufenen Berichten verhalte 
ed ji freilid jo; zugleich aber berührte er eine Hauptquelle des übels: die gezwungene Ihaten: 
lofigfeit, den Mangel an befriedigenver Thätigfeit, melden dad Regierungsiyftem mit fi 

 bradte‘‘. („Documenti’, I, 66; Döllinger, ©. 594.) Das jelbit vom Papft Gregor XVI. an: 
erfannte (S. 565) Bedürfniß einer großen Reform der bürgerlihen Verwaltung des Kirchen— 
ſtaats Eonnte lange nicht zur Geltung fommen, da hochbetagte Greife zu Päpſten gewählt wur— 
den und eine ungeheuere Solidarität von Leuten in hohen bis in die niedrigften Klaſſen herab 
beftand, welche bei Erhaltung der unzähligen Misbräuche ſtark interejjirt waren. Die Re— 
formen Pius’ IX. wurden durch dieſes Complot gehemmt, bis fie von der Revolution dictirt 
wurden und als unfreiwillige feinen Danf noch Glauben fanden. Welchen Widerſtand fand 
Roffi im Herbſt 1848 mit feinem Plan einer geordneten Raienregierung von feiten einfluß- 
reicher Brälaten! Diefe Bartei umgarnte den nah Roſſi's Ermordung nah Gaeta geflüchte— 
ten Bapft und gab ihn in die Gewalt Antonelli’s. 

Nachdem die Reformen Pius’ beinahe alle wieder abgeihafft waren und die weltlie Herr— 
ſchaft der Priefter, joweit nicht die fremden Generale fie, 3. B. dad Recht über Tod und Leben 
ohne irgendeine Mitwirfung der päpftlihen Behörden, an ſich gerilfen hatten und die Inqui— 
fition wiederhergeftellt war, fehrte Pius nach anderthalbjähriger Abweſenheit 12. April 1850 
zwiſchen den Bajonneten der Franzoſen nad Rom zurüd. Wie düſter war fein Empfang im 
Bergleib mit der Rückkehr Bius’ VII. im Jahre 1814! Die Dfterreicher hatten fich bis über 
Ancona herab feftgefegt und erhoben 10 Jahre lang für ihren Unterhalt ſchwere Summen, 
übten Gerechtigkeit mit Pulver, Blei und Stodftreihen bis zum Tode aud an gebildeten Män— 
nern, während Räuber Fleinere Städte plünderten. Die Franzoſen liefen es ſich mit Kafer- 
nirung genügen, aber jie höhnten päpftliche Behörven. Dennoch find fie unentbehrlich, ihr 
Abzug würde als einer Preisgebung des Papftes in die Hände der Nevolution gleichgeachtet. 
Denn es ift nicht abzufehen , wann ſich der Bürgerftand je mit der weltlihen Herrſchaft der 
Priefter zufriedengeben follte. Die Brälaten aber wollen lieber die Kirche, die Religiofität der 
Italiener, ven Bapft den größten Gefahren ausfegen, ald auf ihre weltliche Herrſchaft verzichten, 
zu deren Handhabung fie ebenfo wenig Fähigkeit ald Eredit haben. Und bei diefem allem wird 
es ald ein Glaubendfag gepredigt, die Erhaltung der weltlichen Herrſchaft fei für die Unabhän— 
gigkeit der Kirche nöthig. Die Prälatenpartei fagt, im Kirchenſtaat müſſe es ſich eben dar— 
ſtellen, wie hoch von Rechts wegen der Kleriker über alle weltlihe Gewalt geftellt fei, der we: 
ſentlich geiftlihe Gharafter des Papftes heifche Died; und wie könnte man in andern Ländern 
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den privilegirten, exemten Gerichtsſtand des Klerifers auch in weltlichen Dingen, 3.2. bei 
Klagen gegen ihn wegen nicht bezahlter Gelpfhulden, die biſchöfliche Gerichtsbarkeit fort und 
fort verlangen, wenn dieſes alles nicht im Kirchenftaat völlig erhalten bliebe? Der Kirchenſtaat 
muß in feiner Art ein Mufterftaat fein. 

Ebenſo Hartnädig war aber jeit 1849 der ganze Bürgerftand im Kirchenſtaat und iſt es 
no in Ron. Man will durchaus nicht mit dem weltlichen PBriefterregiment zuſammenwirken, 
auf die Gefahr Hin, daß die öffentlichen und die eigenen Brivatintereflen bitter darunter leiden, 
Döllinger fagt (S. 623): „Die Brälaten und Delegaten berichten fortwährend über den fule: 
matiſch feindfeligen Geift ver Bevölferung, ihre Weigerung, irgendein Communalamt, welchet 
mit der Negierung in Berührung bringe und die Verfügungen verjelben zu handhaben nöthige, 
zu übernehmen.” Da die Gewählten vorausjichrlic lauter entſchiedene Feinde ver beſtehenden 
Briefterregierung wären, hat der Cardinal-Staatsſecretär Antonelli 29. April 1854 verfügt, 
daß die Wählercollegien zu Belegung der Gemeinderäthe, von denen ſoviel Gutes laut ver: 
heißen worden war, gar nicht einberufen werden follten. Der englifche Gefandte bezeugt, daß 
die päpftliche Negierung bei der Beindjeligfeit ver Bevölferung gar nicht anders handeln fonnte. 
Wie im übrigen fortregiert wurde, möge Döllinger (S. 579) ſchildern: „In den traurigen 
Zeiten feit 1848 erzeugte dad Syſtem des maſſenhaften Einferferns in den ungejunden Ge: 
fängniffen nod größere Erbitterung. Der Governatore von Baenza ftellte in Jahre 1853 
vor: man habe eine große Anzahl von Perjonen ohne Verhör, ohne Broceß, vielleicht felbft 
ohne Verdacht blos zur Vorſicht in die Gefängniffe gebracht, wo fie nun ſchon jahrelang fidh be: 
fänden. Mehr ald 450 Proceſſe jeien nun ſchon feit vier oder fünf Jahren anhängig.‘ 

Bekannt ift, daß auf die Nachricht von der Schlacht bei Magenta in der Stunde des Abzugs 
der öfterreichifchen Garniſonen in ver Romagna ſich eine proviforifche Regierung bildete, welcher 
es gelang, die unvermeidlich ſcheinende Blutradhe an ven Priefterregenten und ihren Selfert: 
helfern völlig im Zaum zu halten. Bekannt ift, vaß im Herbft 1860 Cavour durch den Einfall 
in den Kirchenftaat durch Vernichtung des päpftlicden Heeres Garibaldi zuvorkam, welcher durch 
den Angriff auf Nom den Ihlimmften Zufammenftoß mit Frankreich hervorgerufen hätte. 
Diefes lauert vom Kirchenſtaat aus auf die Gelegenheit, die Hand auf Neapel zu legen. Der 
gegenwärtige Kirchenſtaat befaßt die Grenzftädte Acquapendente — und weiter die Tiber 
entlang — Orta, Givita:-Gaftellana, Fiano, Subiaco, Allatri, Geprano, Terracina. Der Kir: 
henftaat, welcher bis zum Frühjahr 1859 noch 748 Duadratmeilen hatte, und bei der Zah: 
lung von 1853 eine Serlenzahl von 3,125000 aufwies, hat jegt no 214 Duadratmeilen mit 
684000 Seelen, wovon 195000 auf Nom fommen. 

Es ift fein Zweifel, daß jobald der Papft durd den Abzug der Franzoſen feinen Unter: 
thanen entgegengeftellt würde, jich die Bevölkerung wüthend auf die Priefterregenten flürzen 
würde; ein blutiger Kampf mit der päpftlien Truppe und den 4000 tüchtigen Gendbarmen 
(Earabinieri) fönnte nur durd das Dazwiſchenkommen der Italiener verhindert werden. Oder 
ift zu hoffen, daß päpftliche Neformen die Stimmung der Geifter ändern? Die Nachwelt wird 
über die Macht, welde dad Gewiffen, die Bernunft und der Fanatismus auf unfer Zeitalter 
üben, großentheild nad ver Entiheidung über das Los ver bisher päpftlihen Untertbanen und 
über die damit verfchlungenen Fragen urtheilen. 

Wie jollen aber die Provinzen des Kirchenftaats von der päpftlihen Herrſchaft lodgelöft 
werden? Sie ſind ed vorerft mit demſelben Nechtötitel, unter welchem feinerzeit der Papft vie 
Merovinger ihrer Herrſchaft über die Franken entfleivete, unter dem ihrer Unfähigkeit dazu. 
Wie aber dieſe Thatſache in das europäiſche Staatsrecht aufgenommen werden fonnte, darüber 
belehrt uns der Cardinal-Staasſecretär Bernetti in einer Unterrebung , welche er im September 
1832 mit dem franzöfiichen Befandten Sainte:Aulaire hatte. „Meine perfönlide Meinung‘, 
fagte Bernetti, „it, daß die Säcularifation der Legationen unvermeidlich ift, fie wird etwas 
früher oder jpäter erfolgen; aber nie wird fie vom Papſt ausgeſprochen werden, und er hat darin 
tet, weil es ihm nicht zugemuthet werden kann, den Haß auf ſich zu laden, welchen eine rui— 
nirte, gedemütbigte Exiſtenz für die Cardinäle ihm zuziehen würde, und zweitens, weil dieſer 
einmal vom Bapft freiwillig ausgefprochene Act die völlige Niederreißung der geiſtlichen Re— 
gierung zur unmittelbaren Folge hat. Wenn das Verlangen ver Völfer heute die Prälatur 
aus den Legationen verftößt, fo wird daſſelbe Verlangen fie morgen mit nicht weniger Gemalı= 
thätigfeit aud den Marfen und aus Umbrien verdrängen. Mit welchem Grunde würde ber 
Papfl das den einen Gewährte den andern verweigern? Das Verhältnig wäre aber ein 
beffered, wenn der Papft den Großmächten wiche; durch fie in den Rechten eines unabhängigen 


Kirchenvermögen | 255 


Fürſten verlegt, hätte er wenigftend feinen Völkern feinen fie ermuthigenden Beweis feiner 
Schwähe gegeben. Es ift beſſer, jich in den beftimmt ausgedrückten Willen Europas ergeben, 
als ich für beſiegt durch jeine Unterthanen erflären und ſich ein Zugeſtändniß entreißen zu laffen, 
welches durch jeine Folgerungen ſchlimmer wäre ald an und für ſich ſelbſt.“ So der Gardinal: 
Stuatölerretär Bernetti. 9. Reuchlin. 

Kirchenvermögen. 1) Was zunäcft die Frage nad dem Subject deffelben betrifft, jo 
befteht darüber befanntlih im Fatholifhen Kirchenrecht eine Gontroverfe, die fih, wenn man 
von juriftiich ganz unmöglichen Anfihten, wonach das Eigenthum an den kirchlichen Gütern 
Gott, oder Jejus Chriſtus, oder dem Papſt, ven Armen, dem Klerus zuftehen fol, abſieht, auf 
die Alternative zurüdführen läßt, ob die ganze Kirche oder ob die einzelnen kirchlichen Inftitute 
ald eigenthumsberechtigte, vermögendfähige Subjerte zu betrachten jeien. Obgleih man num 
für die Eigenthumsbefugniſſe der allgemeinen Kirche auf ziemlich weitgehende Befugniffe Hin- 
weisen fann, die dem Oberhaupt der Kirche in Bezug auf Gontrole, Erlaubniß zu Veräuße— 
rungen und dergleichen zuſtehen, fo find dieſe Befugniffe doch nicht genügend und umfaſſend 
genug, um daraus ein wirkliches Eigenthumsrecht zu conftruiren; vielmehr wird man fagen 
nüffen, daß, jo jehr auch der Geiſt des Fatholifhen Kirchenrechts dergleichen fordern möchte, 
und fo ſehr die ſpätere Verfaflungsgeftaltung mit einer gewiffen Nothwendigkeit auf eine ſolche 
Annahme hinführte, doch in den Anfängen der kirchlichen Rechtdentwidelung auf dem Grunde 
der damaligen Anſchauungsweiſe die einzelnen Inflitute zu Trägern des kirchlichen Vermögens 
geworden find, und daß ed in der ſpätern Zeit, obgleich eine veränderte Grundanfhauung ji 
geltend machte, nicht möglich geweſen ift, diefe concrete Geftaltung wiederum zu befeitigen, wie 
denn überhaupt allgemeine Prineipien nur ſehr fhwer im Stande find, die Normen und Ein 
tigtungen bis ind Detail zu durchdringen. Wenn man die allgemeine Kirche ald Subject des 

Kirchenvermögens betrachten wollte, fo würde ed nicht blos nothwendig fein, daß eine päpft: 
liche Genehmigung zur Procefführung eingeholt würde, jondern ed würde auch juriftifch ganz 
undenkbar fein, daß zwiſchen ven einzelnen kirchlichen Inflituten vermögensrechtliche Verhält: 
niffe und Geſchäfte vorfommen könnten, wie das doc) die tägliche Erfahrung lehrt. Wenn nun 
demgemäß eine unendlihe Mannichfaltigkeit der eigenthumsberechtigten Perſönlichkeiten ange— 
nommen werden muß, jo fönnen nach fatholifhem Kirchenrecht die Gemeinden als ſolche nicht 
betrachtet werden; denn abgejehen von allgemeinen Gründen, die dagegen jprechen würden, 
fo muß namentlih au* Die Thatſache hingewieſen werden, daß innerhalb verfelben Gemeinde 
verfhiedene Vermögensmaſſen, Pfarrgut, Babrifgut befteht, daß zwifchen dem Pfarr: und 
Fabrikgut oft Proceffe über firhliche Baulaft und vergleichen geführt werben; aus der Beitrags: 
pflicht der Cingepfarrten und gewiſſen Befugniffen verfelben bei ver Apminiftration des Kirchen: 
guts läpt ih nichts folgern. Neben den genannten Inftituten fommen dann als vermögensredht: 
liche Subjecte noch die einzelnen Klöfter, Kapellen, Hoßpitäler, Schulen, Behörden, Stiftun: 
gen, Woblthätigfeitdanftalten aller Art, der biihöflihe Stuhl u. ſ. m. in Betradt. 

Dem proteflantifhen Kirchenrecht ift e8 ganz entſprechend, wenn bie lofalen Inftitute ald 
Subiecte des Kirchenvermögens ericheinen; es widerjpricht dagegen dem Geifte des proteftan: 
tiſchen Kirchenrechts, wenn aud hier nicht die Gemeinde, jondern die Pfarrei als berechtigter 
Träger erfcheint, indeflen, ein anderes find die proteftantifchen Verfaflungdgrundfäge, ein an— 
deres ift die Durchführung verjelben, und wenn nunüberhaupt die proteftantifchen Verfaſſungs— 
gedanken nur ſehr beichränft in Bezug auf die Gemeinde durchgeführt find, jo in diejer Hin— 
fit gerade am allerwenigften; und ein neuerbingd gemachter Verſuch, dieſes Recht ohne weis 
tere den Gemeinden beizulegen, hat bisher jehr wenig Beifall gefunden; die „unbegreifliche 
Unprobuctivität ded Gemeindebegriffs“ ift eben eine allbefannte Thatſache, die man berückſich— 
tigen muß, wenn man fi nicht in geſchichtsloſe Abftractionen verlieren will. Es haben ferner 
die oberften Kirchengewalten in den einzelnen Landeskirchen einen oft fehr weitgehenden Ein— 
Außanf die Berwaltung und Verwendung ded Kirchenvermögens, der fi fogar hier und da 
6i8 zur Erlaubniß der Procefführung gefteigert hat, und es ift gerade in den Kirchenverfaj: 
ſungsgeſetzen der neueften Zeit der Verſuch gemacht, dieje Befugnife gegenüber der Berechti— 
gung der Ginzelgemeinden noch weiter auszudehnen, um auf dieje Weile eine Auögleihung 
der Bedürfniſſe herbeizuführen; in Eleinen, 3. B. ſtädtiſchen Kirchenfreijen fand fich dergleichen 
öon früher. | 

Was die Stellung des Staats zu diefen Sagungen des Kirchenrechts betrifft, jo erfennt 
derſelbe einerfeitd vielfady vermögendfähige Subjerte nicht an, denen die Kirche dieſe Eigen: 
(Saft beilegt, jo 3. B. wird in Preußen den Klöftern die juriftiiche Perſönlichkeit ſtaatsſeitig 
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verweigert, da ſich die Exiſtenz der Klöfter in Preußen blos auf die in der Verfaſſungsurkunde 
allgemein gewährte Affociationsfreiheit gründet, womit Corporationsrechte noch nit verbun- 
den find; damit hängt zufammen, daß häufig die Vermögensfähigkeit nur auf die Zwecke des 
fraglien Inftituts eingeihränft und aljo z. B. nicht geftattet wird, daß Güter, melde blos zu 
den Bedürfniſſen neu anzulegenvder Klöfter dienen follen, von einem biſchöflichen oder erzbiſchöf⸗ 
lichen Sige erworben werden; auf der andern Seite werben flaatäjeitig vermögensrechtliche 
Subierte anerkannt, denen die Kirche eine ſolche Eigenfhaft nicht beilegt, namentlih in ver 
franzöſiſchen Gejeggebung die Givilgemeinden, was aud für Deutihland hinſichtlich der Länder 
des linken Rheinufers (Rheinpreußen und Rheinheffen), wo die franzöfliche Gejeggebung gilt, 
von Bedeutung ift. Zwar haben ſich neuerdings ſowol in Rheinheſſen ald in Nheinpreußen 
die Gerichte der untern Inſtanzen verfchiedentlich gegen die Befugniffe der Givilgemeinden ent: 
ſchieden, aber ſowol das Oberappellationdgericht zu Darmftadt wie das Obertribunal zu Berlin 
haben die Rechte der Givilgemeinden anerkannt. 

2) Die Objecte des Kirhenvermögend find fo verjchieden, wie die Beſtandtheile eines Ver: 
mögens überhaupt fein können; ed gehören dahin zunähft Grundſtücke (Ruralbotation), die oft 
den hauptſächlichſten Theil bilden, und deren Werth mit der Steigerung bed Grundeigenthums 
neuerdings jehr geftiegen iſt; es gehören dahin ferner Kapitalien, Nenten, Zehnten und Stol- 
gebühren ; unter legtern verfteht mann Nemunerationen für gewiffe firhlihe Handlungen, jo be= 
nannt von der Stola, mit welcher der Geiftliche bei joldhen Amtshandlungen bekleidet iſt; fie 
werben nad feitftehenden Taren gezahlt und können eingeklagt werben; dagegen ift eine Brä- 
numeration nicht nothiwendig, e3 darf alſo die Vornahme der betreffenden Handlung von der 
erfolgten Bezahlung nicht abhängig gemacht werden ; in der oldenburgifhen Kirhenverfaflung 
von 1849 waren fie gänzlich abgefhafft. Eigentliche kirchliche Steuern jind bisher nur felten 
erhoben worden, zu der Ausſchreibung derſelben ift jedenfalls ftaatlihe Genehmigung erfor: 
derlih. Ziemlih Häufig find freimillige Gollecten zu kirchlichen Zweden, namentlih in Preu: 
Ben. Enplih kommen noch Zuſchüſſe aus Staatdmitteln in Betracht; diefelben beruhen zum 
Theil auf fpeciellen Rechtstiteln; jo verhält ed jih namentlich hinſichtlich der Säcularifation 
des Jahred 1803, indem nad) $. 25 des Reichsdeputationshauptſchluſſes den Staatsgewalten 
zur Erleichterung der Finanzen das Kirchengut zur Dispofition geftellt, zugleich aber die Ver: 
pflichtung ihnen auferlegt tvurde, für Die Ausftattung des Kirchenweiend in ihren Ländern zu 
jorgen; ed werben demgemäß in Preußen nad ver Bulle De salute animarum für die Zivede 
des Fatholifchen Kirchenweſens 700000 Thlr, verwandt, und ed müßten danad, wenn bie 
Bevölkerungszahl den Mapftab abgeben follte, für die proteftantifche Kirche über eine Million 
verwandt werden, flatt dejlen merden dafür nur etwa 300000 Thlr. aufgewandt, eine Summe, 
deren Erhöhung bejonderd wegen der Vermehrung der Population und wegen des Bevürfnifles 
der Errihtung neuer Pfarrſyſteme in den öſtlichen Provinzen, wo namentlid in der Provinz 
Preußen die Kirchen oft jehr weit auseinander liegen, wünſchenswerth wäre. Zu erwähnen iſt 
noch in Ofterreih der Religiondfonds, gebildet aus dem Vermögen der aufgehobenen Ktöfter, 
Kanonikate u. f. w., der für jeded Kronland abgejondert befteht, und für einige fündeutiche Län— 
der der Intercalarfonds, der aus den Einkünften während der Bacanz gebildet wird. 

3) Als eine bejondere Eigenthümlichkeit des Eatholifhen Kirchenrechts ift bernorzubeben 
die Gintheilung des Kirchenvermögend in res sacrae und res ecelesiasticae in specie. Man 
verfteht unter den erftern gewiſſe Werkzeuge des Eultus, die, durd Sacramentalien geweiht, 
extra commercium find; ſie ſcheiden fi wieder in geweihte Sachen, res consecratae, kei 
denen der vollere Ritus der Gonfecration zur Anwendung gekommen ift, wie bei Kirchen, Als 
tären, Kelchen und Patenen, und in gefegnete Sachen, res benedictae, bei denen ein minder 
feierliche Ritus ftattgefunden hat, wozu Begräbnißpläge, Mehparamente, Gloden gehören. 
Nach proteſtantiſchem Kirchenrecht haben die Werkzeuge des Cultus in der rechtlichen Bebanb- 
lung jelbft dann nichts voraus, wenn fie mit einer gewiſſen Feierlichkeit zu ihrer Beftimnuung 
in — genommen wurden; ſie ſind niemals außerhalb des gewöhnlichen Vermögens— 
verfehrs. 

4) Das Kirhenvermögen theilt ſich feiner Beftimmung nad in Pfrünvenvermögen und Ras 
brifgut. Man verfteht unter der Pfründe denjenigen Theil des Kirchenvermögeng, der zur Der 
tation des geiftlihen Amts beftimmt ift (vgl. den Art. Pfründe); die Kirhenfabrif dagegen be: 
greift den Theil des Kirchenguts, der anderiveitig verwandt wird, theild zu ven Koften des Got: 
teödienftes, für Erleuchtung, Wein, Brot, teils für die Inftanppaltung der firhlihen Gebäude, 
der Kirchen ſelbſt, ſowie der Pfarr: und Schulgebäude. Da nun regelmäßig faft dad ganze Kir⸗ 
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denvermögen in die Pfründe aufgeht und die Einfünfte ver Kirhenfabrif meift nur fehr unbe: 
deuten find, auf die Erträge der Begräbnifpläge, Kirchſtuhlmiethen u. f. w. beihränft, fo hat 
praküſch die Frage ein großes Interefle, wie es bei einer Infufficienz der Kirchenfabrif zu halten 
it; darüber gelten nun folgende Grundfäge. Es werben nah Erfhöpfung des Fabrikguts zu— 
näöft diejenigen herangezogen, die von ber zu reparirenden Kirche Ginfünfte beziehen, wie die 
Pfründner, die Inhaber geiftlicher Zehnten, wenn fie diefelben titulo lucrativo erworben haben, 
endlih unter der Boraudfegung, daß fle Einfünfte beziehen, aber auch nur unter diefer Voraus: 
jepung die Batrone, und nur bis zum Belaufe diefer Einkünfte; etwas Weitered wäre juriftifch 
in feiner Weife zu rechtfertigen ; nur kann allerdings, wenn eine Kirche völlig verfallen ift, von 
einem Batronatsrecht an derſelben nicht mehr die Rede fein, und fo kann allerdings eine indi— 
teste Verpflichtung der Patrone zu einem Beitrage beftehen, infofern fie ihr Patronatsrecht zu 
erhalten wünfhen. Indeflen große Summen werden auf diefe Weife nicht zu erhalten fein, und 
je it man denn weſentlich auf die Beiträge der Gingepfarrten verwieſen, und hier fragt es ſich 
nun, ob die Verpflichtung, zur kirchlichen Baulaft beizutragen, perfönlicher oder dinglicher 
Natur fei. Eine Antwort darauf kann jedoch nicht ſchlechthin exrtheilt werden, fondern nur 
unter Berückſichtigung der Verhältniffe des einzelnen Falls, und wenn ſich auch bei einer ftati- 
Rüden Vergleihung der Zuftände in ven einzelnen Landeskirchen die Thatſache herausftellen 
jolte, daß die Dinglichkeit in Deutſchland die Regel fei, jo fann man ſich doch einer Unter: 
ludung in concreto in feinem Falle entfhlagen. Wegen ver dadurd in der Praris hervor: 
geufenen Unficherheit würde fi die Sache fehr zu legiälativem Eingreifen eignen; num fpricht 
gear für die Dinglichkeit die dadurch gebotene Sicherheit des Beſtandes der kirchlichen Einrich— 
tungen, indem es ja mögli ift, daß das gefanmte Grundeigenthum in die Hände Anders— 
Häubiger oder Auswärtöwohnender übergeht; entſcheidend für die Perfonalität ift aber die 
Betraktung, daß ed gänzlich unangemeilen fein würde, wenn man die Koften zu den kirch— 
lichen Garichtungen von folden beftreiten laffen wollte, die ſelbſt an ven kirchlichen Hand- 
lungen nich teilnehmen. Wenn dann auch auf diefe Weiſe keine geeigneten Mittel befchafft 
werden können, jo bleibt nichts übrig, als die Gebäude abzutragen und eine Union mit einer be: 
nachbarten Kirche zu bewirken. 

5) Was den Erwerb und Verluft des Kirchenvermögeng betrifft, fo gelten darüber im ganz 

zen die gewöhnlichen privatrechtlichen Normen über Erwerb und Verluft von Vermögensrechten 
überhaupt, und namentlich was den Erwerb unter Lebenden betrifft, fo ift derfelbe weder hin- 
ſihtlich ber Erſitzung begünſtigt, noch iſt die Kirche bei großen Schenkungen von den Erforder⸗ 
nen der Infinuation befreit; dagegen wurde allerdings ſchon im Römiſchen Recht beftimmt, daß 
der Etbe von den einer frommen Anſtalt hinterlaſſenen Legaten nicht die ſogenannte Faleidiſche 
Duart abziehen dürfe, daß bei ſolchen Vermächtniſſen die Rachtheile des Verzugs, alfo nament— 
lich die Pflicht der Zinfenzahlung von ſelbſt eintrete, fobald der Erbe innerhalb ſechsmonatlicher 
Friſt von der Teftamentderöffnung an die Auszahlung nicht bewirkt hat, und daß endlich der 
mit einem Legat beſchwerte Erbe das Doppelte leiften muß, wenn er das Vermächtniß ableugnet 
oder ohne Grund ed zur gerichtlichen Klage kommen läßt. Das Kanonifhe Recht hat hierzu die 
weitern Bergünftigungen hinzugefügt, daß ein Vermächtniß zu Gunften der Kirche vor zwei 
over drei Zeugen gültig errichtet und die Vollziehung, fobald nur die Summe feftfteht, ganz 
Inden Willen eines dritten geftelli werden kann. Endlich ift es noch eim durd die Brarid ein- 
geführtes Vorrecht, daß, wenn auch dad Teftament nichtig ift, dennod die der Kirche hinter: 
laſſenen Legate aufrecht erhalten werden müffen. Andererſeits wird aber der kirchliche Ver— 
mögenderwerb auch vielfach ftaatäfeitig befchränft; fo ſehr der Erwerb Eleinerer Partien begün— 
Rigt wird, jo fehr wird die maffenhafte Anfanımlung verhindert. Verfügungen diefer Art füh— 
zen jeit dem 16. Jahrhundert den Namen Amortiationsgefege, weil durch fie die Verfügung 
zur Xodten Sand (ad manum mortuam) geregelt wird, ein Name, den die Kirche deshalb 
führt, weil infolge der kirchlichen Veräußerungsverbote ihr Gut für den allgemeinen VBermögend: 
verfehe abftirbt; im einzelnen jind die Beftimmungen fehr verfchieden. Hinſichtlich des Ver: 
uftes ift die Kirche inſofern privilegirt, als eine gegen die Kirche anzuführende Verjährung 
finen vierzigiährigen Zeitraum umfaſſen foll; gegenüber der römischen Kirche follte fogar ein 
hundertjã hriger Zeitraum erforderlich fein, was jedoch nicht unbeftritten ift. 

6) Wenn in früherer Zeit dad Kirchengut einer Befreiung von ſtaatlichen Laften und Ab- 
gaben genon, jo erklärt ſich Das theils durch die geringern ftaatlichen Bedürfniſſe in früherer Zeit, 
!heild durch den Umſtand, dag die Kirche felbft manche diefer Berürfniffe, wie 3. B. das geſammte 

Staatssterton IX, 17 
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Unterrihtsmwefen, aus ihren Mitteln beftritt, theild daraus, daß ein regelmäßiges, confequent 
durchgeführtes Befteuerungsfyftem noch gar nicht eriftirte, endlich war auch die Befreiung gar 
nicht unbedingt, es waren oft nur gewilfe Gütercomplere erimirt, während andererfeitö gerate 
dem Kirchengute gewiffe eigenthümliche Laſten auferlegt wurden. In der neuern Zeit unter 
veränderten Verhältniffen, namentlich durch ven Anftoß, den die Franzöſiſche Revolution gaf, 
hat dad mehr oder weniger aufgehört. Mit der Aufhebung diefer fogenannten realen Immu— 
nität ift dann auch vielfach die Aufhebung der perfönlihen Immunität, wonach die Geiftlichen 
von allen perfönliden Steuern, ſowie von Ginquartierung, Kriegädienften, Gemeindeämtern, 
Vormundſchaften befreit fein follten, verbunden geweſen. | 

Literatur. Helfert, „Von dem Kirchenvermögen‘ (dritte Auflage, 2 Bde., Brag 1834); 
derfelbe, „Von der Erbauung, Erhaltung und Herftellung der kirchlichen Gebäude nad ge— 
meinem und proteftantifhem Kirchenrecht“ (Brag 1824); Evelt, „Die Kirche und ihre Infli- 
tute auf dem Gebiete ded Vermögensrechts“ (Soeft 1845); Majer, „Liber das Gigentbun ’ 
von geiftlihen Gütern” (lm 1786); Schulte, „De rerum ecclesiasticarum domino“ 
(Berlin 1851); v. Neihardt, „Über die kirchliche Baulaſt“ (Stuttgart 1836); PVermaneter, | 
„Die kirchliche Baulaſt““ (zweite Auflage, Münden 1856); Herrmann, „ber die Natur ver 
Kirhenbaulaft”, in der, ‚Zeitfchrift für deutſches Recht““, Bo. XVII, Jahrgang 1858; vgl. Rid: | 
ter, „Kirchenrecht“ (fünfte Auflage, S.318, Note 6). Die Frage über die Erwerbs: und Beiig: | 
fähigkeit der Bisthümer ift in zahlreihen Schriften neuerdings erörtert worden. Die Trage 
nad der Natur der Kirhenbaulaft ift namentlih mit Rüdiiht auf Hannoveriihe Verhältnifk 
behandelt; es haben fich für die dingliche Natur derſelben ausgeſprochen: Wachsmuthe, „Die 
firhliche Bauluſt“, im „Magazin für Hannoveriiches Recht“, Jahrg. 1855, V, 3 fg., 392 fy., 
und Bruel (Dbergerichtörath zu Verden), „Zur Dinglicfeit der Kirchen- und Schullaften im 
Königreih Hannover’ (Hannover 1861). Für die perfönlihe Natur derfelben hat ſich beſen— 
ders erflärt: Bruel (Regierungsrat in Hannover), „Zur Lehre von den Kirchen = und Säul: 
faften im Königreih Hannover; ausgearbeitet mit Benugung von Minifterialacten‘’ ( Hanns: 
ver 1857). Ernft Meier. 

Kirchenzucht, ſ. Kirhenbann. 

Klöfter. (Kloſtergelübde. Angeblihe Verdienſte ver Klöfter um di 
Eultivirung des Bodend und die Erhaltung ver elaſſiſchen Literatur des Al— 
terthums. Das Mönchsweſen überhaupt in feinen verfhiedenen Bezichun: 
gen.) Klofter (von claustrum, ein nad außen abgefperrter Ort) ift die mit einer eigenen Ritt 
verbundene gemeinfame Wohnftätte einer Anzahl Befenner over Befennerinnen gewiſſer Hrit: 
licher !) Confeſſionen (ver fatholifhen, griehiihen oder armenifchen, während die proteftantiiäe 
das Kloſterweſen verwirft), melde ſich, nad vorausgegangenen Noviziat, feierlich vervflicte 
haben, ald Mönche oder ald Nonnen zu leben, nad beftimmten von ihrer Kirche genehmigten 
Ordensregeln, die zwar im einzelmen vielfach voneinander abweichen, fämmtlih aber darin 
übereinftimmen, daß fie die Ablegung der drei Gelübde: der Armuth, Keufchheit und des Geber: 
fams gegen die Ordens- oder Klofterobern, unter höchſt ausgedehnter Interpretation dieſet 
dreifachen Verpflichtung für die ganze künftige Lebensdauer ald Vorbedingung fordern und rin 
religiö@scontemplatived Leben entwerer als ausſchließlichen oder doch als wichtigften und haupt⸗ 
fählihften Zweck bezeichnen, oft aber auch in weientlicher Verbindung mit Verpflichtungen zur 
Thätigfeit auf den Oebieten der Seelforge, des Miſſionsweſens, der Erziehung, Armen- oder 
Kranfenunterftügung. 

Bei der mächtigen Einwirfung des Möndsmwelens wahrend anvdertbalb Jahrtauſenden af 
Wohl und Wehe nicht nur mander Millionen feiner unmittelbaren Angehörigen, fondern viel 
mehr der ganzen Menfhheit, und bei dem vollftändigen Miderfpruche der Anfichten über Si 
Verdienfte oder die Schädlichkeit der Hlöfter und die in unjerer Zeit mehrfach gemachten Ber: 
fuche einer Wiederherftellung und Neubelebung folder Inflitute, dürfte e8 fowol für Willen: 
haft als praftifches Leben von Intereffe fein, den ſich erhebenden Hauptfragen über das Kle— 
ſterweſen auch heute einige nähere Aufmerkfamkeit zugumenden. Die uns vorzugsweife anfiores 





1) Die Derwifche der meiften Mohammedaner und die Fakirs der Araber und Hindus begreifen wir 
hier nicht ein, da man unter Mönchs- und Klofterwefen doch zunächfi nur das bei Chrifien eriſti rende 
Inſtitut verftcht. Verlennen läht es fid) aber nicht, daß die Derwifche und Fakirs, am meiften aber noch 
bie furchtbaren Afjaffinen, mit ihrem dem „Alten vom Berge“ ſchuldigen blinden Gehorſam, unter Mer: 
hältnifjen lebten und leben, die unferm Moͤnchthume nahe verwandt find. 
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Senden Bunfte find: 1) ein kurzer Überblick des Entftehend und der Ausbildung des Möndhe- 
weiend; 2) Die Brüfung der angeblichen Verdienfte der Klöfter um Boden- und Geiftescultur, 
zumal die Erhaltung der claffiichen Schriften des Alterthums; 3) die Würdigung der Nad: 
tbeile des Kloſterweſens ſowol hinfichtlich der Neligiofen jelbft alö au der Gefammtheit, des 
Staats, der ganzen Menſchheit; 4) die Erörterung ber Frage, ob der Staat zur Aufhebung 
dieſer Inſtitute berechtigt fei. _ 

$.1. Geſchichtlicher Uberblid des Entſtehens und der Ausbreitung des 
Moͤnhsweſens. Beiden evelften Völkern des Alterthums, den Griehen und den Nömern 
der vorchriſtlichen Zeit, finden wir feine Spur einer mit dem Mönchsthume verwandten Einrich— 

tung. Dagegen bietet und das greuelvolle Hinduthum in feinen Fakirs und Oymnofopbiften 
damit verwandte Eriheinungen dar. Diele ihrem ganzen Weſen nad jo fehr menſchenentwür— 
digende Hindulehre mochte bei vielen ſchon in den frühern Zeiten jenen düftern, dev ganzen 
Natur Hohn ſprechenden, oft in die wildeſte Naferei ausartenden Fanatismus erweden, welder 
unverfennbar die Orundlage des bis zu geiftiger und körperlicher Selbftvernichtung ſich ausdeh— 
enden Fakirthums if. Ahnliche Erfheinungen mögen wol auch, von Indien ſich weiter ver— 
freitend, in andern Ländern des jederzeit in geiftiger wie in körperlicher Knechtſchaft gehaltenen 
Nitelafien vorgekommen fein, und es ift allerdings nicht unmöglich, vap ver Wahn, durch ein 
Lesreißen aus den naturgemägeften Verhältniſſen und durd Selbftpeinigung ein der Gottheit 
beſonders wohlgefälliged Werk zu verrichten, immer weiter anftefend vom Ganges bi zu den 
Küften des Mittelmeered vorbrang, und daß wir bei den Therapeuten nur eine modificirte Nach— 
abmung altindifchen Treibend zu erblicken haben. 

Vie dem aber jei, das Chriſtenthum fennt urſprünglich fein Mönchsweſen; dieſe Inftitution 
ihm fremd. Jabrhundertelang beftand daſſelbe und breitete ich aus, ohne daß es ein Mönchs— 
weſen oder etwas Ähnliches in feiner Mitte gegeben hätte.?) Mit dew Beginn des 4. Jahr: 
hundertö unferer Zeitrehnung erfcheint Die erfte Spur deflelben unter den an düſterm, nieder: 
gebrüdtem, abergläubifchem Geifte den Hindus vertvandten Ägyptern; in jener Zeit, in welder 
nad) faum überftandener Verfolgung der Chriften von feiten der Heiden die Befenner dev neuen 
Lehre ich mit vem rafenditen Fanatismus gegenjeitig ſelbſt mordeten ; in jener Epoche, die jeden— 
falls eine der vüfterften in ver Geſchichte der hriftlichen Kirche bilder. 

Ein jeder wiſſenſchaftlichen Bildung ermangelnder junger Menſch, Antonius mit Namen, 
aus der Öegend von Thebais in Agypten, verließ (angeblich im Jahre 305) feine Familie und 
feine Heimat, hielt ich unter Entbehrungen und Selbftpeinigungen erft mitten unter Gräbern 
auf und ließ ich dann in dev Wüfte bein Berge Kolzim in ver Nähe des Nothen Meeres nieder. 
Tas Ungewoͤhnliche ver’ Erjheinung erregte Auffehen; der Beifall, den der Schwärmer bei 
geiftlihen und weltlichen Würventrägern fand (bei Athanafiud und dem heuchleriſchen Kaifer 
Konflantin), vor allem aber der Wahn ver Erlangung eines glänzenden Verdienſtes in den 
Augen der Gottheit, trieben viele zur Nahahınung an. Tauſende von Agyptern liegen ſich in 
der Wüfte nieder, erſt vereinzelt, dann im gemeinfamen Wohnftätten. Wenn nicht die ganze 
Eeſchichte zeigte, daß fich, zumal in gewillen Zeiten, nichts von dev Welt jo ungemein anſteckend 
verbreitet wie eine auf unmittelbare göttliche Belohnung hinweiſende Fanatifirung der unge— 
bildeten, des eigenen Denfens und des vernünftigen Urtheils entwöhnten Menge, zumal unter 
ſolchen au materiell erbärmlichen Zuftänden, wie die des ägyptiſchen Volks waren, fo müßte 
man die auf ung gefommenen Angaben von der Vermehrung dev Mönde und Nonnen glei in 
den erflen Decennien nad dem Auftreten des Antonius, beſonders aber unter feinem Schüler 
Pahomins, für eine über alled Maß hinausgehende Übertreibung halten. Die Nilinfel Ta: 

benna, auf weldher Pachomius feinen Hauptſitz aufgeihlagen, joll mehrmals (an Ofterfeiten) der 
Vereinigungspunft von ungefähr 50000 Mönden und Nonnen gewefen fein. 

Alsbald aber breitete ih dns Moöͤnchsweſen weiter und weiter aus. Es fand, durch Atha= 
nafius in der Stadt Ron eingeführt, ungeachtet des anfangs erregten Ekels und Abjheus, bald. 
daſelbſt Nachahmung (ſchon im Jahre 341); überdies in Paläſtina, in Pontus und in Oallien 
(zwiihen 328 und 370); bald aber auch in allen andern Theilen des römischen Weltreiche. 





2) Wir conflatiren bie Thatfache. Wenn hinwieder behauptet wird, bie Beranlaffung zur Begrüns 
dung des Moͤnchthums habe doch im Chriſtenthum gelegen, ſo ſtreiten wir nicht über diefe Unterftels 
long, fondern wollen nur bemerken, daß dies nach unferer Anficht eben ein Mafel wäre, der an dem 
Ehriftenthum haften würde. : — 
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Der gleich unmittelbar nad feinem Tode (im Jahre 379) ald. Heiliger verehrte Baftlius war es, 
welcher die erften Gefege und Regeln für die Klöfter verfaßte. 

Die Mehrzahl ver Mönde, zumal in Agypten, wo fie weitaus am zahlreichſten waren, be- 
ftand aus Leuten aus den niebrigften Ständen, aus armen Bauern, Hirten, verachteten Hand: 
werfern und Sklaven. Sie hatten im ganzen wenig zu entbehren, ja viele von ihnen mochten 
ald Mönche, frei von Arbeit, nod ein bequemeres Leben führen ald zuvor. Wer ſich der immer 
unerſchwinglicher werdenden Laft ver Auflagen, ven mannihfahen Bedrückungen, oder auch den 
Gefahren ded Kriegsdienſtes gegen die dad Reich unausgefegt anfallenden Barbaren entziehen 
wollte , flüchtete fich in ein Klofter; „ganze Legionen begruben ſich in dieſe heiligen Zuflucht: 
örter“ (Gibbon), zum augenjheinlichen Nachtheil des Staats, deſſen Vertheidigungdmittel an 
Mannihaft und Geld dadurch geſchwächt wurden. In den Klöflern waren fie nit nur vor 
Nahrungsforgen gefichert, jondern es umgab fie aud ein folder Nimbus, daß z. B. Ehryfofto: 
mus fein Bedenken trägt, in einer wigig fein follenden Vergleihung zwifchen einem König und 
einem Mönch geradezu voraudzufegen, der erfte werde dereinft Farger belohnt und ſtrenger be: 
ſtraft werben als der legte. 

Aber nicht allein durch ſolche Lebensverhältniffe, jondern auch durch mannichfache andere 
BVeranlaffungen wurde die Zahl ver Religiofen vermehrt. „Die bei dem Volfe beliebten 
Mönche“, Schreibt der große Geſchichtsforſcher Gibbon („History of the decline and fall of the 
Roman Empire‘), ‚waren eifrigft bemüht, die Menge ihrer Mitgefangenen zu vergrößern. Sie 
ſchlichen jich bei vornehmen und reihen Familien ein, und man bediente ih der Künfte der 
Schmeichelei und Verführung, um folde Profelyten zu gewinnen, die ven Klöftern Reichthümer 
und Würden verfchaffen fonnten. Der erzürnte Vater beweinte ven Verluft feines vielleicht ein: 
zigen Sohnes ; das leichtfertige Mädchen wurde durd Eitelkeit verlodt, die Geſetze der Natur zu 
übertreten; und die Matrone meinte fih zu einer höhern Stufe der Vollfommenbeit aufzu- 
fhwingen, indem fie ven Tugenden des häuslichen Lebens entfagte.... Am ftärfften ward über: 
haupt auf die ſchwachen Gemüther der Weiber und Kinder eingewirkt. Heimliche Gewiſſens 
biffe oder zufälliges Unglüd gewährten den Möndhsbemühungen befondern Erfolg.... Die 
reihe Witwe Paula vermodte der eindringlichen Beredſamkeit des heiligen Hieronymus nid: 
zu wiberftehen, und ver profane Titel einer «Schwiegermutter Gotted» verleitete dieſes hochſtre 
bende Weib, die Jungfraufhaft ihrer Tochter dem Himmel — vielmehr dem Klofter — zu 
weihen.‘‘ 3) 

Een damals, ebenfo wie in fpäterer Zeit, erlaubte fi ein Theil ver Mönche, die Strenge 
der Disciplin insgeheim zu mildern oder ganz zu verlegen. *) Schon die ſechste allgemeine 
Kirhenverfanmlung (das fogenannte Quinisextum in Trullo) fand 'nöthig, ven Weibern zu 
unterfagen, die Nacht in einem Moͤnchs-, und ebenfo ven Männern, diefelbe in einem Nonnen: 
Elofter zuzubringen. Ebenfo fand ſich die fiebente allgemeine (die zweite nicaanifche) Kirchen: 
verfammlung veranlaßt, die Errichtung doppelter oder gemifchter Klöfter für beide Geſchlechter 
zu verbieten. Allein es ift erwiefen, daß dieſes Verbot ohne Wirkung blieb. 

Mährend ſich aber die einen verbotenen Lüften bingaben, waren die andern erfinderiſch 
in Entdeckung neuer Selbftpeinigungsarten. „Es gab zwei Klaffen von Mönden: die @öno: 
biten, die unter einer Ordensregel gemeinfam miteingnder lebten, umd die Anachoreten, welche 
fich ihrem ungefelligen, unabhängigen Fanatismus überließen. Die andächtigſten oder die ebr- 
geizigften unter dieſen geiftlichen Brüdern entfagten dem Klofterleben (das ihnen noch nicht Hei: 
ligfeit genug gewährte) ebenfo, wie jie zuvor ver Welt entfagt hatten. Die Klöfter in Agypten, 
Paläftina und Syrien waren mit einem weiten Kreife einfamer Zellen umgeben.... Beifall 
und Wetteifer reizte die Eremiten, ihre ausfhweifenden Bußübungen immer weiter zu treiben. 
Sie erlagen unter der drückenden Laft von Kreuzen und Ketten;... mit Verachtung warfen fie 
alfe Kleider von fi, und einige wilde Heilige beiverlei Gefhlehtd, deren nadte Körper von 
nichts als ihren Haaren bedeckt waren, erregten die Bewunderung der Welt! Sie gingen bar: 
auf aus, fich in jenen rohen und elenden Zuftand zu verfegen, in welchem ver Thiermenfch ſic 
kaum über feine vierfüßigen Mitbrüder erhebt, und es gab eine zahlreiche Sekte von Anadıe- 


3) „Socrus Dei esse coepisti“ — heißt es in den Werfen des Hieronymus; ein Ausdruck de 
Rufin vem Heiligen wol nicht mit Unrecht verübelt. 

4) Ein Domin:caner, de zu Cadiz in einem Kleſter feines Ordens abgeftiegen war, bemerfte bBafı 
daß die Ruhe feiner geiſtlichen Brüder durch keine nächtliche Andacht unterbrochen wurde, „quoiqu'o: 
ne laisse pas de sonner pour l’edificati..n du peuple‘, (Bgl. Voyages du P. Labat, I, 10.) 
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teten, die ihren Namen daher trug, daß ihre Angehörigen mit der gemeinen Heerde in den Ge— 
ilden Mefopotamiend graften (die Booxot oder grafenden Mönde). Sie nahmen oft von dem 
Lager irgendeines wilden Thieres Befig, dem jie fich gleichzuftellen juchten; ſie begruben fi in 
irgendeine Höhle, die Kunft oder Natur in dem Helfen gebildet hatte. Der Anblid eines echten 
Anahoreten erweckte Abſcheu und Efel; jede Empfindung, welche dem Menſchen zuwider ift, 
ward für wohlgefällig in den Augen der Gottheit gehalten. Selbft die «englifche» Regel von 
Tabenna verwarf die heilfame Gewohnheit, den Körper mit Wafler zu reinigen.’d) Mande 
erfannen ſich echt fafirartige Bupübungen, wie der heilige Simeon, der 30 Jahre auf einer 
Säule zubrachte. Es ward für verbienftli gehalten, wenn der Mönd feine Verwandten — 
eine zärtliche Schwefter oder bejahrte Altern — dur hartnädige Verweigerung eined Worts 
over eined Blicks betrübte. (Der ägyptiſche Mönd Pior erlaubte zwar feiner Schwefter, ihn 
u ſehen, hielt aber während der Dauer des Bejuchs feine Augen feft gefchloffen.) 

Nicht völlig in gleicher Weife wie im Orient entwidelte fid) dad Mönchsweſen im Abend— 
ande. Sind die Bewohner des legtern ohnehin an ih Thon weniger leicht wie die Drientalen 
ju fanatifiren 6), jo machte auch ſchon das rauhere Klima mande jener fonderbaren Bußübun— 
gen unmöglih. Benedict von Nurfia (geboren um das Jahr 480, geftorben 543) war ed, ver 
in Abenblande die erften Regeln für das Rlofterweien feftfegte. Sie erlangten hier ſchnell all: 
ymeine Geltung, und man traf bald in ganz Wefteuropa feinen andern als den Benedictiner- 
onen. Benebict mar ed auch, der die förmliche Verpflichtung auf die drei allgemeinen Klofter- 
geübte einführte und überhanpt dem Mönchsweſen zuerft eine umfaſſende formelle Begrün: 
dung gab. 

Obwol aber die Vorſchriften Benediet's in der Hauptſache die Grundlage für die meiften 
und wichtigſten Moönchsorden bis zur jüngften Zeit herab blieben, jo finden wir doch einige nicht 
unmelentlihe VWerfchiedenheiten von den fpätern Einrichtungen; namentlid; folgende: 

1) Vieweltlihe Macht ließ den Eintritt in ein Klofter keineswegs jo furzweg und unbes 
dingt geſchehen wie in der Folge. Unter den franzöſiſchen Königen der erften Dynaftie bedurfte 
ed in jedem einzelnen Kalle einer jpeciellen Genehmigung des Herrſchers. Marculph hat 
(Bub 1, Kav. 19) die desfalls gewöhnliche Formel aufbewahrt. Mit der Zeit vermehrte ſich 
die Menge ver Religiofen fo ſehr, und die Fürften wurden in dem Maße für das Inftitut gemon- 
nen, daß die fernere Beobachtung vieler Form theild unndthig erichien, theils nicht mehr in Übung 
erhalten werben konnte. 

2) Die Irbenslängliche Dauer der Kloftergelübde ftand ebenfalls nicht feſt. Lange mochte 
man feinen äußern Zwang gegen den feinem Verſprechen untreu gewordenen Religiofen an- 
wenden; böhftens drohte man ihm mit der ewigen Rache der Gottheit, niht mir menſchlicher 
Strafe. Nach den Regeln Benedict's ward der, weldher das Klofter eigenmächtig verlaffen hatte, 
derimal wieder angenommen (Kap. 29 der Ordendregeln). Juſtinian verbot zwar 532 ben 
Austritt auß dem Klofter, doch erhielt ſich deſſenungeachtet fort und fort der alte Gebrauch. 

3) Übereinftimmend damit ift der in jener Zeit geltende Grundſatz, daß die Ehe wit 
einem Religiofen bürgerlich und kirchlich gültig fei. Gibbon weift nah, daß im Orient „ſelbſt 
die Bräute Chriſti die rechtmäßigen Umarmungen eines irdiſchen Liebhabers annehmen durf⸗ 
ten”. Aber auch im Abendland und felbft in jpätern als den von jenem engliſchen Gejhicht- 
'hreiber bezeichneten Perioden fland feft, daß die nah Ablegung des Kloftergelübdes eingegan= 
gene Ehe felbft in den Augen der Kirche gültig war. Innocenz I., der zu Anfang des 5. Jahr: 
hunderts lebte, ſchrieb an Bectrice, ven Prälaten der Kirche zu Rouen, daß eine verheirathete 
Nonne der öffentlichen Buße nicht unterworfen werben joll, wenigftens falls nicht ihr Gatte be- 

reits geftorben fei. Die Gründe diefer Entſcheidung find: Diejenigen, gegen welde die Kirche 
bie Öffentliche Buße verhängt, find genöthigt, in unbebingter Enthaltfamfeit zu leben, bis jie bie 
Abſolution wieder erlangt haben. Nun ift aber ver Papft der Anficht, daß der Fehler der Frau 
nicht den Dann eines durch jeine Ehe erlangten Rechts berauben dürfe. Dieſe Ehe gewährte 





5) Gibbon, Kap. 37. Die Schwefter des Rufin, Silvania, welche zu Serufalem lebte, if in_der 
Rioitergeichichte berühmt: 1) weil fie fünf Millionen Zeilen in den Schriften der Kirchenvater gelejen; 
e) weil ſich Diele reine Seele in einem Alter von 60 Jahren rühmen konnte, daß fie nie ihre Hände, ihr 
Geicht oder fonit irgendeinen Theil ihres Leibes gewaichen habe, ausgenommen die Fingerfpigen, um 
he deilige Communion zu empfangen! 

5) Die fürfere Eßbegierde der Gallier machte es ebenfalls unmöglich, es den Agyptern an Enthaltz 
amfeit in der Nahrung gleichguthun. Auch beflagte es Benedict, daß er feinen (orcidentalifchen) Mön- 
ben taglich eine römiiche hemina Mein zuzugeſtehen ſich gendthigt gefehen habe. 
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ihm ſonach Rechte, war alfo gültig ungeachtet des Gelübdes der Frau. Übereinflinnmend mit 
diefer Anjicht verdammte der heilige Auguftinud diejenigen, welche behaupteten, die Ehe der Re: 
ligiofen fei nicht eine Ehe, jondern ein Ehebruch („De bono viduitatis“, Kap. 10). „Diele un: 
beionnene Behauptung,‘ jagt er, „kann großes Ubel ftiften. Indem man verlangt, daß diele 
Frauen in ihre Klöfter zurückkehren, macht man aus ihren Gatten wahre Ehebrecher, indem man 
jie ermächtigt, während des Lebend ihres erften Weibes eine zweite Ehe einzugehen. Ich kann 
daher nicht beiftinnmen, daß folde Verbindungen feine Ehen ſeien.“ Das Goncilium von Ghal: 
cedon verbietet zwar denen, welche Profeß getban, das Eingehen der Ehe bei Strafe der Ercom: 
munication; doch konnte der Biſchof dieſe Strafe erlaſſen. Das Coneil felbft erflärt die Gb: 
feineswegs für nichtig; es verfügt nicht, daß fich die Gatten einander verlaffen müffen, ſondern 
unterwirft nur den fhuldigen Theil ven kanoniſchen Strafen, von welden überdies der Bilhor 
gleichfalls zu diöpenfiren ermächtigt iſt. Erft Gregor IX. war e8, welder zu Anfang des 13 
Jahrhunderts verorbnete, daß die Religiofen aus dem Klofter weder austreten noch daraus fort: 
gefchicft werden könnten. Obwol diefer Orundfag anfangs lebhaft beftritten ward, erlangte er 
doch in der Folge unbebingte Geltung, und e8 ſtimmten jeitvem alle Kanvniſchen Gefege dem 
Princip der Irrevocabilität der Kloftergelübde bei. 

4) In früherer Zeit verzichtete ver Mönch oder die Nonne nicht auf das Privatvermögen. 
Nachdem Kaifer Juftinian, wie oben bemerkt, im Jahre 532 den Austritt aus dem Klofter ver: 
boten hatte, verfügte er durch ein nachfolgendes Decret die Konfiscation desjenigen Vermögens 
des Flüchtlings, welches er zur Zeit der Entweichung befeffen hatte, zu Ounften des betreffenden 
Kloſters. 

5) Was die eigenthümliche Kleidertracht der Mönche betrifft, jo ward zwar ein phantaſti— 
fher Anzug vielfach durch Schwärmerei, durch Eitelfeit und Aberglauben erfonnen — nicht ſel— 
ten wechjelte er auch blos nach den bejondern Verhältniſſen des Himmelftriht. So ſah man 
namentlid im Orient die Mönche bald in das Schaffell des ägyptifhen Bauern, bald im den 
griehitchen Philofophenmantel gebüllt. In Agypten war ihnen ver Gebraud der Leinwand, 
als eines wohlfeilen einheimiſchen Vroductd erlaubt, während ihnen diefelbe in den Abendlän— 
dern, ald eine theuere ausländische Waare, ald Luxus verboten ward. 

6) Der unbedingte Gehorſam twurde durch Strafen aufrecht erhalten, die mit der Robeit 
jener Zeiten im Einflange ftanden. „Die in den Abendländern weit verbreitete Regel des Go: 
lumbanus beftimmte 100 Geilglhiebe für fehr unbeveutende Vergehungen. Bor den Zeiten 
Karl's ded Großen erlaubten fi die Abte, ihre Mönche zu verftümmeln oder ihnen die Augen 
ausſtechen zu laffen; eine Strafe, die aber noch lange nicht fo graufam war ald das ſpäter aufge: 
fonımene ſchreckliche Vade in pace — das unterirdiiche Gefängniß oder Grab, in dad man fie 
oft einmauerte.“ (Gibbon.) 

Der rafchen Verbreitung des Benedictinerordens haben wir gedacht. Die Mönde erlangten 
einen ungeheuern Einfluß in allen Vorkommniſſen des Lebend. Mehr und mehr bradten fie 
auch das Erziehungswefen in ihre Hände. Wie aber ihr Wirken in diefer Beziehung war, de— 
von gibt die in jenen Zeiten allgemein herrſchende Roheit und Unwiſſenheit wahrlich fein ehren: 
volles Zeugnif. Sie gelangten überdied infolge des Aberglaubend und der Geiftesbeihränft- 
heit zu enormen Reihthümern. Dadurd wurden um fo mehr Misbräuche und Ausſchweifungen 
aller Art begünftigt. Die Sittenlofigkeit fegte fich fehr früh in diefen Inftituten feſt. Die Für: 
ften und andere weltliche Große, die fo oft ven ſchlauen Mönden zum Spielball dienen mußten, 
benugten ihrerſeits die Klöfter auch wieder zu allen möglihen Zweden. Es war etwas Ge: 
woͤhnliches, daß die Herrſcher ihre beſiegten Gegner, oder die Vornehmen ihre Verwandten (be: 
ſonders die Nachgeborenen ihres Geſchlechts) Eurzweg in die Convente ſteckten. (Man erinnere 
ſich in erfler Beziehung nur ded Verfahrens Pipin’s des Kleinen und Karl's des Großen.) 
Außerdem fanden es die Herrſcher nicht felten aber auch zuträglich, die erften Würden der Klö- 
fter ded Einkommens wegen an weltlihe Große zu übertragen (die fogenannten Gommen: 
daturäbte). 

Es war zur Zeit der Kreuzzüge, ald mehrere neue Mönchsorden entflanden. So die Bern: 
harbiner oder Eiftercienfer, die Wilbelmiter, Auguftiner-Ghorherren, Prämonſtratenſer, Brü: 
der des Heiligen Grabed und die dur die Strenge ihrer Ordensregeln bejonderd bemerfend: 
werthen Rartäufer. Im tmefentlihen dienten ihnen ſämmtlich die Vorſchriften Benedict’3 zur 
Grundlage. 

_ Später entſtanden die Bettelorden (Dominicaner, Auguftiner-Eremiten, Rarneliter, Fran: 
ciscaner und Kapuziner). Während die andern Orden ihre Klöfter zu bereichern ſuchten und 
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nur ihren einzelnen Angehörigen die Beibehaltung oder Erwerbung eigenen Bermögens unter: 
fagten (nah dem Grundjage: was der Mönd erwirbt, iſt dem Kloſter erworben), ftellten die 
Piendicanten den Sag auf, daß auch die Klöfter jelbjt fein Vermögen haben dürften, das ganze 
Inſtitut vielmehr durch Almofen, dur den Vettel, erhalten werden müfle. 7) Diele Anftalten 
mußten von Anfang an Vereinigungsorte der unwillendften Menſchen, Hauptiige jeglicher Be: 
ihränftheit und des allercraffeften Aberglaubens werden; Vereinigungen von Leuten, wie man 
fie von gleicher Umwiffenheit ſchwerlich auf andere Weife hätte zufammenbringen können. 

Zulegt entjtand ber furchtbare Jefuitenorven, (S. Jefuiten.) 

lber ven Einfluß, den das Mönchthum in feinen allgemeinen Beziehungen äußerte, äußert 
Weſſenberg („Die großen Kirchenverſammlungen des 15. und 16. Jahrhunderts“) unter an: 
derm Folgendes: „Kein Glanz ber Heiligkeit, Fein hervorragendes Verdienſt, fein Huhn be: 
nundernswürdiger Wiſſenſchaft fonnte die angefehenften Kirchenhäupter (wie Gregor von Na— 
zianz, Johann Chroſoſtomus u. ſ. w.) gegen die feindlichen VBerleumdungen und Nachſtellungen 
der Mönche fiher ftellen.... Wie viele Heftige Bewegungen erregten nicht die unwiſſend eifern: 
den Moͤnchshaufen; wie oft flörten fie nicht Die Befonnenheit und Ordnung Firhlider Berfanm: 
lungen; wie oft wurden nicht die Vorfteher in Kirche und Staat durch ihre Drohungen und Ge— 
waltthätigkeiten eingeſchüchtert oder zu unwürdigen Mapregeln veranlaßt! Beſonders das Mor: 
genland jah fie bald ald Weder, bald ald Werkzeuge des Geiſtes der Unordnung.“ (Mönde, 
welche gar keine Weihen empfangen hatten, maßten fi die Verrihtungen von Prieftern, Telbft 
von Biihöfen an, unter dem Vorwande, daß nur ſie Durch die Art ihres Lebens Die rechten Nach— 
jelger der Apoftel ſeien.) Leo der Große verbot die Zulaflung der Mönche zum Predigtamte, 
und Chryſoſtonius geftand, daß fie ji der Leitung des Volks vielfach nicht gewachſen erwieſen. 

Das Licht der Aufklärung, weldes ih nad der Erfindung der Buchdruckerei wieder mehr 

und mehr zu verbreiten begann, konnte unmöglich den Kloſterweſen Nugen bringen, Der erite 
Schlag wider jene Inftitute ward aber durch die Reformation geführt. Die weltlihen Herrſcher 
fanden ed um jo zuträglicer, die Orundfäge der neuen Lehre hierüber anzunehmen, je größer 
die von den Klöftern angehäuften Neihthümer waren. ine Menge von Gonventen der ver: 
Ühiedenften Orden wurde in den proteftantifhen Ländern aufgehoben. Indeſſen läßt es ih 
doch wicht vertennen, daß deren Vermögen faft ſämmtlich den meiften neugegründeten Bil: 
dungsanftalten ald Dotation zugewielen, weniges nur unmittelbar zu Staatszwecken ver: 
wendet ward. 

In den ſämmtlichen katholiſchen Ländern beftanden indefjen die Klöfter, obwol bald vielfach 
mit sehr gefunfenem Anfehen, ungehindert fort, bis Kaifer Jofeph, kühn voranſchreitend im 
Beift der Zeit, verſchiedene Orden in den öfterreihifchen Staaten ganz aufhob, andere we: 
ſentlich beſchränkte und insbefondere viele hundert Klöfter fäcularijirte. 

Viel entichiedener aber trat die Franzöſiſche Revolution auf. Schon im Februar 1790 de: 
eretixte die Nationalverfammlung: „Das conftitutionelle Gefeg des Königreihs erkennt kei— 
nerlei Kloſtergelübde an: die religiöfen Orden und Gongregationen find und bleiben daher in 
dranfreih aufgehoben, ohne jemals wieder eingeführt werden zu können.” Die Kloftergüter 
wurden zu Nationalgütern erklärt, den Angehörigen dieſer Inftitute aber lebenslängliche Pen: 
fionen ausgeſetzt, doch bei dem bald eingetretenen allgemeinen Gelomangel nur jelten wirklich 
entrichtet, 

Dem Beijpiel Frankreichs ahmte man in der Folge (obwol nicht mit gleicher Ausdehnung 
und Strenge) in vielen andern Ländern nah; fo 5. ®. in Oberitalien; unter dem Minifterium 
Montgelas in Baiern; unter König Joſeph's Negierung und fpäter unter den Cortes in Spa= 
nien; 1810 in Preußen; dann in Rußland, jedoch nur gegen die katholiſchen Klöfter. 

Nah dem Sturz Napoleon’s, theilweife aber auch unter feiner Herrſchaft, fam in mehreren 
Ländern eine der eben bezeichneten entgegengefegte Tendenz wieder empor, Der römiſche Hof 
machte es jich zur Angelegenheit, aud das Moͤnchsweſen wieder neu zu beleben. Gewaltige An: 
frengungen fanden und finden mitunter noch jegt ſtatt. Unter König Ludwig erftanden in 
Baiern, alſo in einem deutſchen Rande, über 100 Klöfter. Aber vie Einrichtung ermangelt der 
innern Lebensfähigkeit, und felbft in Spanien und in Italien erfolgten feitvem wieder mailen: 
bafte Klofteraufbebungen. 5 





T) Seldft das Kloftergebäude follte nicht das Eigenthum der Anftalt fein, fondern es follte dieſer 
aur eine Art Nugungsrecht zuſtehen, folange der wahre Gigenthümer, nämlich der päpftliche Stuhl, 
it anders darüber verfüge! 
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$.2. Die angeblihen VBerdienfte ver alten Klöfter um pie Menſchheit, Die 
wichtigften Vervienfte, welche fi die Klöfter um die Menfchheit erworben haben follen, fin: 
die Urbarmahung des Bodens in wilden, unwirthlichen und wenig oder gar nicht bewohnten 
Gegenden, und fodann vor allem die Erhaltung geiftiger Eultur, insbeſondere die Aufbemab: 
rung der Claſſiker des alten Griechenland und Rom. 

a) Die angeblichen Verdienſte ver Mönde um Urbarmachung des Bodend, 
Begreiflicherweiſe waren die Mönche nicht in allen Ländern im Falle, den Boden erſt urbar 
machen zu müffen. Ald das Moͤnchthum in Agypten auffam, befand fi das dortige Land, 
unter der Herrjchaft der Nömer ftehend und von feinem auswärtigen Feinde angegriffen, in 
einem cultivirten Zuftande. So aud in andern Gegenden, und zwar bed Occidents nicht min: 
der als ded Orients. 

Hauptfählidh foll man nun den Mönden den Anbau des Bodens in Deutſchland in ven 
erften Jahrhunderten nach der Völkerwanderung zu verbanfen haben, und dieſes ift ſonach der 
Bunt, den wir hier unterfuchen müffen. 

Wir fünnen davon abfehen, daß jelbft Taeitus jhon Deutihland als ein Fruchtbared, mit 
Fluren, nugbaren Waldungen, großen umzäunten Höfen und Aderfelvern bedecktes Land fall: 
dert. Die Eultur, welde in allen von ven Römern befeflenen Gegenden beſtanden hatte, zumal 
am Rhein, vem Led, dem Inn und der Donau, konnte nie gänzlich vernichtet werben; die frem: 
den Groberer nahmen vielmehr gar vieles von den Sitten und Einrichtungen der Bellegten an, 
und wo die alten römischen Golonialjtädte, ungeachtet einzelner momentaner Zerflörungen, fort: 
beftanden (Köln, Trier, Mainz, Speier, Stradburg, Augsburg, Regensburg, Salzburg und 
zahliofe andere), da läßt fi wol gewiß nicht annehmen, daß der Boden des ganzen Landed un: 
urbar und zu einer Wildniß geworden und in viefem Zuftande bis zum Emporfonmen der Kit: 
fter fo geblieben fei. Auch ift es wirklich hiſtoriſch erwieſen, daß der beflere Bodenanbau in der 
Umgegend der Städte flattfand. 

Als nun dad Möndthum Gingang im Herzen von Deutjchland ſuchte, trafen feine erfien 
Einwanderer ſelbſt dort ſchon glänzende Hofhaltungen der heidniſchen Fürften viefer Gaır, 
große Herzogäpfalzen, auch Städte, Flecken und Dörfer. 8) 

„Jetzt erft erfolgten allmählich die meiften und wichtigſten Stiftungen der Klöfter, und zwar 
weit feltener in den wilden als gerade in den volfreihften und gewerbjamjten Gegenden, ganj 
vernunftmäßig dem vorgefteeften Zwecke gemäß, von folden Punkten aus die hriftliche Religion 
deſto fchneller und wirkſamer audzubreiten.... Nachdem ich Urjprung und Stiftung von 
mehr ald 200 folder Klöfter allein im Königreich Baiern (nämlich dem rechts des Rhein ge: 
legenen Haupttheile deffelben) bei jedem befonders in Unterfuhung genommen, jo mu | 
geftehen, daß mir nicht ein einziges vorgefommen, von weldem fi mit Grund und Wahrkeit 
behaupten ließe, es fei von ihm bie erfte Eultur des Bodens, worauf es geftanden, hervot⸗ 
. gegangen.‘ (v. Lang.) 

Der nämliche Verfaſſer bemerkte nun ſehr richtig, daß zur Urbarmachung des Bodens nidt 
mitgetwirft haben fönnen: 1) die Nonnenklöfter, 2) die ihren Statuten nach befiglofen Bettel: 
mönde, und 3) überhaupt alle in neuerer Zeit, zumal vom 13. bis 16. Jahrhundert erſt ent: 
ftandenen Orden. Es bleiben fonady nur noch einige Benedictiner:, Prämonftratenferz, Eifer: 
cienſer- und Auguftinerflöfter, die mögliherweife ven Boden, auf den fie erbaut wurden, viel: 
leicht urbar gemadt haben Eönnten. Allein die vorhandenen Urkunden weifen im Gegenibeil 
nad), daß dieſe Gonvente faft ohne Ausnahme in bewölferten, längft angebauten Gegenden, Er: 
fonders in Haupt: und Reſidenzſtädten errichtet wurden, oder daß die Mönche ſelbſt Ianpeäher": 
liche oder fonflige adeliche Schlöffer in Eigenthum zu erlangen mußten und fodann viele Shlöfe 
in Klöfter ummandelten. Überall zeigen die nody vorhandenen Documente, zumal bie Siif⸗ 
tungsurkunden, daß die Moͤnche zu ihrer Anſiedelung empfingen „nicht terras novellandas vel 
cultivandas, fondern cultas cum incultis, agros, maneipia, prata, pascua, sylvas“ u. 1. W. 
Die Zahl folder noch vorhandenen Urkunden aud allen Gauen unferd Baterlandes geht in dat 
Unenplide, 9) 


8) Nähere Nachweifungen, befonders in Beziehung auf Baiern, in dem Auflage des geiſtreichen 
Ritters v. Lang: Waren die Klöfter Wohlthäter Deutfchlande? im Sophronizen, VI, 3 u. 4. 
9) Ritter v. Rang weilt a. a. O. nach, daß nur allein in den ältern Kreiſen des Königreichs Baier 
23 Klöfter der altern Orden befannt find, bie in früherer Zeit fürftliche Reflderszen, Herzogsburgen ober 
Scylöffer von Grafen u. ſ. w. waren — und biefes u gerade die berühmteftemm ber derligen Conventt! 


> 
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Allein beider Frage: ob das Mönchsweſen der Eultivirung ded Bodens Nugen brachte, fann 
der Umfland überhaupt am menigften entſcheiden, ob etwa da oder dort ein paarMorgen Landes 
wirflih durch Klofterbemohner angebaut wurden oder nit. Es kommt vielmehr zunächſt dar- 
aufan, welde Wirkung die Eriftenz eines Klofterd auf den Bodenanbau jeiner Umgebung im 
ganzen hervorbrachte. Und hier findet dann der unbefangene Beobachter die allerungünftigften 
Ergebniſſe. 

Bo einmal ein ſolches Kloſter beſtand, mupte ringsum alles freie Privateigenthum ver— 
ſchwinden. Schon Karl der Große wirft den Abten (in einem Capitulare vom Jahre 811) vor: 
fie ſuchten Gelegenheit, an den armen Mann zu kommen, der ihnen fein Eigenthum nicht frei: 
willig überlaffen wolle, indem jie ihm fo lange die ſchwerſten Kriegslaften und Züge zumutbeten, 
biß er endlich nicht mehr anders fönne, als jein Beſitzthum zu übergeben oder zu verfaufen. 
(Oceasionem quaerunt super illum pauperem, quomodo eum condemnare possint,'et illum 
sernper in hostem faciunt ire, usque dum pauper factus, nolens volens suum proprium 
tradat aut vendat.) v. Lang führt eine ganze Reihe von Beifpielen an, daß Einzelne ſowol als 
ganze Ortfchaften ihr freied Cigenthum abtraten, um daflelbe dann als deren Zins: und Lehns— 
leute oder als Pächter oder Knechte zu bauen. Ja, nicht zufrieden damit, das Grundeigenthum 
auf ſolche Weife zu erlangen, wußten fie jehr häufig es jo weit zu bringen, daß ſogar auch die , 
Menſchen, welche diefe Gegenden bewohnten, ihnen leibeigen wurden. Man weiß viele Bei: 
viele, daß jogar hochadelihe Frauen (ex utriusque parentibus libera et satisnobilis, — liber- 
rimae conditionis etc. etc.) fih und ihre Nachkommen diefem oder jenem Klofter leibeigen ev: 

Das aber durch ſolche Verhältniffe die Gultur des Bodens nicht gefördert, — daß jie viel: 

mehr da, wo fie ſchon vorangefhritten war, weit zurückgeworfen ward, ift wol jevem vernünf: 
tigen Beobachter flar. Die Eultur des Bodens erheifcht freie Menſchen und freies Eigenthum 
diejer Menfchen. Wer immer ausfhließlid zum Nugen von andern arbeiten muß, wird in der 
Regel wenig und ſchlecht arbeiten. Der einzelne Möndy jelbft aber war nit einmal Eigen: 
thümer, abgejehen davon, daß er bei feinem Dünfel — feinem Stande nad weit erhaben zu 
fein über die andern Leute — es gewiß mit feltenen Ausnahmen verfchmähte, gleich einem 
Bauer zu arbeiten. Selbft ſchon vie rohen Waldbrüder ernährten ſich lieber von dem Almoſen, 
das ihnen dad Ausſtecken eined Bet: oder Bilderftodes zu verichaffen geeignet war, als durch 
ihrer Hände Arbeit, und man wird jhwerlid auch nur einen Fall aufweifen können, daß ein 
ſolcher Waldbruder mehr felbft producirt ald confumirt hätte. Die Erfahrung hat überdies bis 
jur neueften Zeit gezeigt, daß die Kloftergüter zwar gemöhnlid dem Boden und der Lage nad) 
die beften, dabei aber die jchlechteft angebauten waren. 

Wenn man indeffen vorzugsweiſe einen Orden, den der Giftercienfer, anführt, als befonvers 
verdient um die Eultivirung des Bodens, jo wollen wir nur ein paar Zeilen aus den Bemer— 
kungen des längfiverftorbenen Regierungsraths v. Löw, des genaueften Kenners der pfälzifchen 
Lokalgeſchichte, dem wir ein Verzeihniß der in der bairifhen Pfalz zu Grunde gegangenen 
182 Dörfer verbanfen, bier einſchalten. „Im Rheinkreiſe“, fo lauten jeine Worte, „haben vie 
Eiftercienjerflöfter, befonders die von Dttenberg und Eußersthal, eine größere Anzahl Dörfer 
eingeben machen, als jelbft der Dreißigjährige Krieg vermochte... Ihre Befigungen gereichten 
der Eultur und Bevölferung des Landes entfhieden zum Nachtheil. Berfolgt man die Spuren 
ibrer furrefioen Erwerbungen, jo ergibt ſich, daß, ſobald fie ein beträchtliches Gut an einem 
Orte an Äh gebracht hatten, ſie es durch Käufe, Taufch und Schenkungen zu vergrößern und zu 
arrondiren fuchten. Auf dieſe Weile zu dem Befige ganzer Gemarfungen gelangt, bewirth: 
ihafteten fie diefe Güter felbft. Die Zahl ver Dorfbewohner mußte ſich nothwendig aus Mangel 
an Eigenthum und Arbeit mindern; der Reft fanf zu Tagelöhnern herab. Im dieſer Lage be— 
durfte ed nur einer ſchwierigen äußern Veranlaflung, eines Krieges, eines Branded, um die 








Sie alle find ſonach nicht durch eigener Hande Fleiß der Mönche begründete, Sondern — nad) Yang's 
allerdings derbem Ausbrud: — erbettelte, dabei aber in vergleichsweife glänzendem Zuftande ſchon bei 
der Abtretung befindlich geweiene Niederlaffungen. Das gleiche Ergebnif wird man in der Hauptfache 
überall finden. Wir haben in Beziehung auf die bairifche Pfalz ein in feiner Art fehr vollitändiges 
Berk vom Pfarrer Remling gu Hambach? Urfundliche Gefchichte der ehemaligen Abteien und Klöfter im 
etigen Rheinbaiern (2 Thle.), vor uns. Durch den ganzen Inhalt auch diefes Buchs, eines eifrigen 
Bertheidigers der Klöfter, werden alle obigen Bemerfungen auf das — beftätigt. Nur aus 
Räckſicht auf den Raum übergehen wir den in den frühern Nuflagen des Staate-Kerifon gegebenen Nadır 
weis in allen Ginzelheiten. 
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Menfchen von einer Stelle zu vertreiben, an welcher fein Eigenthum fie feithielt. Der Aufhe— 
bung der Klöfter verdanfen viele Orte (in der Pfalz namentlich Ottenberg, Lamberg, Branten- 
tbal u. f. w.) ihr Dafein. Die bloße Verleihung mander Kloftergüter in Erbbeftand war nicht 
vermögend geweſen, die erlofchenen Dörfer wieder in das Leben zu rufen; das Verbot, ven Erb: 
zins lodzufaufen und die Güter zu zerftüceln, verhinderten dieſes.“ 

b) Die angeblihen Verdienste der Klöfterum die geiftige Eultur, zumal 
die Erhaltung der alten Glaffifer. ragen wir ſodann nah den eigenen Leiftungen 
der Mönde im Gebiet der Wiflenfchaften, fo können wir feinen einzigen Zweig auffinden, in 
welchen: fie wirflid Großes und Ausgezeichnetes geihaffen hätten. Was haben in den langen 
Jahrhunderten des Möndthums die Naturwiffenfhaften duch die Klöfter gewonnen? Um 
wie viel ift das menschliche Willen während diefer ganzen Zeit durd fie in dev Mathematik, 
Phyſik und Chemie gefördert worden? Welches waren die Fortſchritte in der Heilkunde, oder in 
der Philofophie, oder in der Erdbeſchreibung, oder in der Geſchichte? Man zeige uns bie 
Thucydides, Tacitus oder nur die Gibbon, welde in den Klöftern während des Mittelalters 
entftanden ſind! 

Wenn nun diefe Klöfter wirkliche Bildungdanftalten zumal höherer Art geweien wären, fo 
hätten aus ihnen eigene Leiftungen von bleibendem Werth für alle Zukunft unfehlbar hervor: 
geben, es Hätten ſich unter jenen Millionen Mönchen, weldye im Laufe der Jahrhunderte diefe 
Inftitute bevölferten, — alle frei von äußern Sorgen und faft alle von dem kräftigſten Man: 
nedalter an Angehörige diefer Inftitute — mindeftend Taufende in jedem einzelnen Zweige des 
Wiſſens durch felbftändige Leiſtungen von dauerndem Werth auszeichnen, das Gebiet eines 
jeden diefer Zweige unendlich erweitern müflen. Uberbliden wir aber jede einzelne Discivlin, 
fo finden wir, daß höchſtens da oder dort einmal ein einzelner Mönch (ein Einzelner ſtets unter 
Hunderttaufenden!) überhaupt etwas Nennendwerthes leiftete. 

Allein, wird man einwenden, wenn ſich die Mönche auch nicht durch eigene werthvolle geirtige 
Productionen auszeichneten, fo verdankt man ihnen doch ausſchließlich die Erhaltung der alten 
Werke, und indbefondere würde die ganze Literatur Griechenlands und Noms fir und verloren 
fein, wenn die Mönche und diefelbe nicht in Abjchriften aufbewahrt hätten. 

Es ift von vornherein fehr unwahrscheinlich, daß, wenn fich fo viele fortwährend mir den 
edelſten Geifteswerfen der Alten beihäftigt hätten, nicht ver vielfach in diefen Werfen enthaltene 
göttliche Funke zu eigenen Leiftungen ähnlicher Art gar manden follte begeiftert und befähigt 
haben. Allein e8 drängen ſich aud unmittelbare Beweife in Menge auf, daß man den Klöftern 
bier ein Verdienſt beimißt, welches fie entweder gar nicht oder doch jedenfalls weitaus nicht in 
dem angenommenen Maße befaßen. 

Die Klöfter wurden fo ftarf bevölkert, weil man meinte, durch das Moͤnchsleben ein Gott 
beſonders wohlgefälliged Werk zu verrichten, und — der Befreiung von ſchwerer Arbeit und 
von Nahrungsforgen wegen. Man hielt dabei die hriftlihen Einrichtungen und Vorſchriften 
nit nur an und für ji für das Vortrefflichfte, fondern in ver Regel felbft für dad allein Gute. 
Mas immer von den Heiden herrührte, galt weitaus den meiften von vornherein ald verab: 
ſcheuungswürdig, ſchlecht und greuelbaft. Die große Maſſe ver Mönche ſtammte aus ven geringften 
Ständen der bürgerlihen Gejellihaft und ermangelte aller geiftigen Vorbildung. So fehlte 
denn meiftens ſchon der Sinn für höheres geiftiged, zumal literarifches Wirfen. Dazu kam ver 
Dünkel des Mönchs auf die durch feinen Stand ihm verliehene eigene Wichtigkeit und Vorzüg— 
lichkeit. Auch der Geringfte mochte ſich in der Regel für ein wertbvollered Weſen der Schöpfung 
balten ald alle heidniſchen Glafjifer zufammengenommen. 

So viel ift gewiß, eine claffifche Ausbilvung oder nur Erhaltung des clafitichen Alterthums 
lag keinem einzigen geiftlihen Orden auch nur entfernt zu Grunde. Die Ginrihtung dieſer 
Inftitute war eher auf alles andere als darauf gerichtet. Unftreitig gebühren den Benedictinern 
weit eher Anfprücde auf geiftige Leiftungen ald allen andern Mönchen. Aber jhon die befannıe 
Regula Benedicti zeigt von feiner befondern wiffenfhaftlihen Tendenz; denn ber heilige Bene: 
dict fordert von feinen Mönden nicht einmal Leſen und Schreiben ald nothwendige Bedingung 
Indem man nur nad Frömmigkeit ftrebte, ward gerade die geiftige Ausbildung vernadläfftgt: 
je mehr das ganze Streben nach jenem Ziele gerichtet war, um fo weniger befümmerte man ſich 
auch nur um die Anfangsgründe willenfchaftliher Bildung. So war ed oft eine Seltenheit, 
Leute zu finden, die lefen und fchreiben konnten ; nicht unter den Raien allein, fondern au unter 
den Welt:, noch mehr aber unter ven Ordensgeiſtlichen. Zabllofe Veifpiele beweiſen, daß die 
hoͤchſten geiftlichen wie weltlichen Würbenträger, ald des Schreibens unfundig, die Urkunden 
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mit bloßer Beifügung eines Zeihend ded Kreuzes ſtatt ihrer Unterſchrift verfahen (man fegte den 
Actenbei: „Signum crucis manu propria pro ignoratione literarum“, f. Durange, Art. ,‚Crux”, 
111, 1191. Daher der vom Lateinifchen fat in alle neuern Sprachen übergegangene Ausdruck 
unterzeihnen für unterfcpreiben). Viele ausgezeichnete Welt: wie Ordensgeiſtliche Eonnten die 
Kanones auf den Conecilien, denen fie ald Mitglieder beitvohnten, nicht unterfchreiben. Schon auf 
der Kirhenverfammlung zu Chalcedon ſaßen allein 40 Biſchöfe, die weder zu lefen noch zu 
ihreiben verftanden. Auch in den nächitfolgenden Jahrhunderten treffen wir immer twieder 
auf diefelben Erſcheinungen. Zur nämliden Zeit, in welder in der Schweiz die vielen Minne: 
jänger und in St.Gallen jelbft der befannte Walther von der Vogelweide lebten, Eonnte der 
Abt Konrad in dem berühmten Stift St.:Gallen mit feinem ganzen Kapitel und gleich darauf 
jein Nachfolger Rumo nicht ſchreiben. (Urkunde des Abtes und ded gefammten Kapiteld vom 
Jahre 1291: „Cum seribendi peritia careamus.” Urkunde von 1297: „Testis Rumo Abbas, 
scribere nesciens.” ©. die „Geſchichte des Klofterd St.-Gallen“ von dem Möndsfreund Pater 
Ildefons von Arr.) 

Noch viele andere Thatſachen beweiſen, daß die Mönche, namentlich die im Derivent anfangs 
allein vorhandenen Benedictiner, keineswegs die Beſörderer geiftiger Eultur waren. So flagt 
Karl der Große („Capitul. de 778°) über ihre sermones incultos, über ihre negligentia di- 
scendi und ähre lingua inerudita, und an einer andern Stelle (‚‚Capitul. de 802’) über ihre 
aufgedecften fornicationes, abominationes et immunditias, die man sine horrore nicht beim 
teten Namen nennen dürfe. Gin Jahrhundert fpäter Elagt Alfred der Große, daß vom Humber 
bis zur Themſe nicht ein Geiftlicher fei, der die Liturgie in feiner Mutterfprache verftehe oder die 
leitete Stelle aus dem Lateinischen zu überfegen wiſſe; was aber die Geiftlichen in den Gauen 
yetihen der Theme und dem Meer betreffe, jo ſeien jie noch viel unmwilfender. Das nämliche 

Bild ergibt fich in andern Ländern. In großen berühmten Klöftern fand man auch noch fpäter 
faum ein Miffal. (Vgl. Muratori, „Antiq.“, IX, 789.) Statt höherer Bildung gewahren wir 
überall Robeiten und Ausjhweifungen ohne Zahl. Man blickte z. B. auf die Schilderungen 
Gregor's von Tours (des fogar unter die Heiligen aufgenommenen Erzbifhofs) und anderer 
ähnlicher hierin gewiß unverwerfliher Zeugen: allenthalben die grellften Züge von Neid, Ehe: 
bruch, Wolluſt, Rachſucht, VBetrügereien ver verfhiedenften Art, Freßſucht und Trunfenbeit, 
Stumpfinn und Hinterlift, Brahlerei und Zankſucht, Habfucht und Verfhwendung, Diebereien 
in jeder Form, Giftmifcherei, Meineid und zahllofe andere Lafter. (Abt Dagulfus, berühmt 
durch Diebitähle, Ehebrüche, Todtihläge, wurde am Ende in einem Freudenhauſe ermordet 
u.f.w.) Das einzige, was ſich einigermaßen zur Vertheidigung der damaligen Mönde fagen 
läßt, möchte fein, daß auch die Weltgeiftlichen in jener Zeit kaum befler waren. Aber die Mis- 
Hände vermehrten fich bei ihnen, während der Stand der Weltgeiftlichen ſich wieder etwas zu 
beben begann. Die wenigftend wieder dämmernde Aufklärung erheifchte dringend Abftellung 
fo arger Misbräude. Darum mußten nun freilich die vielfach verfuchten Reformen der Klöfter 
beginnen; allein jie blieben in ver Hauptſache immer ohne erkleckliches Refultat 19); aus allen 
Gegenden klagte man fort und fort über Verfall ver Zudt und Ordnung in den Klöftern. Die 
mannihfachften Prüfungen ihres Zuftandes im einzelnen und ganzen führten aber jedesmal zu 
dem Ergebniß, daß die Geiftesbildung am allermeiften vernadhläffigt ward und insbeſondere die 
Literatur fich in einem ganz erbärmlichen Zuftand befand. 17) 


10) Hier Ein Beifpiel ftatt vieler: Im Jahre 1481 fand die — Bursfelder Reformation 
ſtatt. Infolge dieſer mußte unter andern auch der Abt des Kloſters Limburg, Heinrich Ulner von Die— 
burg, ſeine Würde niederlegen, welche an Bonifaz von Venloo übertragen ward. Jetzt aber wurde 
das längfiherrfchende Unmwelen noch ärger; Müpiggang, Wolluft und andere Lafter verbreiteten ſich 
über alles Maß. Der neue Abt war ein gewaltiger Säufer. So ſoff er denn auch einmal mit einem 
Dauer aus Wachenheim um die Wette; diesmal ward er übertroffen. Gegenitand ber Wette war aber 
eine dem Klofter gehörende Gülte geweſen, welche der Abt in folcher Weile feinem Stifte — verivettet 
batte! Andere Beifpiele finden fich unter andern im Sophronizon, Bd. XI, Heft 2, aufgezeichnet. So 
hatte 3. B. das Klofter Dieffen in weniger als hundert Jahren ſechs Klofterregierungen, deren Abfcheu: 
lichfeit faum zu befchreiben ift. „Was mag”, jagt Paulus mit Recht, „das für eine Geſammtheit von 
Möndyen gewefen fein, aus deren Genoflenfchaft durch freie Wahl fortwährend eine foldhe Reihe von 
unwürdigen Vorftänden emporfteigen fonnte ?' . 

11) Wir haben oben fchon des Werfs gedacht, in welchem der eifrige Klofterverehrer Pfarrer Rem— 
ling alles, was fich über die in der bairiſchen Pfalz vormals beftandenen Klöfter noch auffinden läßt, 
zufammenftellte. Unter allen diefen vielen Gonventen u. ſ. w., von denen nähere Nachrichten auf ung 
gefommen find, ift num auch nicht ein einziger, bezüglich deſſen nicht in Urfunden, bald früh, bald fpät, 
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Wie konnte bei folhem innern Zuftande eine Pflege der Wiſſenſchaft und Sittlichkeit flatt- 
finden? Wie konnte fie ed insbeſondere, als die Klöfter fo weſentliche Unterftüger und Beför- 
derer der Dummheit und des Aberglaubend, mitunter der ſchmählichſten Art, waren; ald jie das 
arme unmwiffende Volk mit vem ihm eingepflanzten blinden Glauben gängelten, Reliquien zur 
innlofen Anbetung und Amulete auf den Kauf fabrizirten, Wallfahrten fhufen und jene Maſſe 
vermittelft Mirafel, Heiligenbilohen und Wundercuren ausbeuteten, ſie dumm und liederlich 
zugleih machten! 

Wahrlich, da ift das legte und einzige Aſyl geiftiger Eultur nun und nimmermehr zu ſuchen. 

„Bo anders aber ald in ven Klöftern Eonnten die alten Glaffifer für und erhalten werden % 
— jo hört man unbegreiflicherweife noch fragen. Ein paar Andeutungen werden genügen, dieſes 
Bedenken zu löfen. 

1) Obenan ftellen wir die italienifchen Freiftaaten. „Die gegenwärtige Generation‘ -jchreibt 
Simon de Sismondi („Geſchichte der italienifhen Republifen des Mittelalters‘), „verdankt den 
italienifhen Breiftaaten das Erbtheil des claffiihen Alterthums.“ Hier in dieſen Freiftaaten 
lebte ein Geift, der den Werth jener alten Schriften beffer zu würdigen wußte ald jemals der in 
den Klöftern hauſende Bigotismus. Die Verhältniffe, die freie Bewegung des Volks in virjen 
Republiken brachten e8 mit fih, daß man höhere Beifteöbildung, Unterricht überhaupt, unter— 
fügte und beförberte. Der ausgedehnte Handel aber nach allen Gegenden der damals befannten 
Welt bedingte aud) einen geiftigen Verkehr. 

2) Die freien höhern Schulen, ausgebildet ald Univerjitäten, reiben jih würbig an. Sie 
führten erft vecht wieder in das Reben ein jene claſſiſchen Schriften des Alterthums, die, wären 
fie auch wirflic in den Klöftern ausſchließlich zu finden gewefen, dort doch nur vergraben gelegen 
hätten. Kaum waren die Pandekten mieder aufgefunden, im Jahre 1137, fo wurde auch alſo— 
bald die ganze damalige cultivirte Welt von Bolognas Lehritühlen aus mit ihrem Inhalt be: 
fannt und vertraut gemacht. 

3) Auch Die übrigen Gebildeten der verſchiedenen Stände, Laien und Weltgeiftliche, trugen 
nicht Telten zur Erhaltung der geiftigen Schäge des Alterthums bei, und glüdlicherweife ver: 
ſchwanden ſolche Leute felbit in jenen dunfeln Zeiten nie ganz aus den Ländern Mitteleuropas. 
Man denfe nur an Gregor von Tourd und Fredegarius (die Zeugen der älteften Franfenge: 
ihichte), an Eginhard, Theganus, Auitprandus, Wippo, Dtto Frifingenjis (der jedenfalls jein 
berühmtes Geſchichtswerk nicht in einem Klofter, fondern in der Fürſtenreſidenz Freiſing fohrieb), 
an feinen Borrjeger, den Domberrn Radewicus, Berthold Conſtantienſis, Gottfried Viter— 
bienfts, Adamus Bremenfie u. ſ. w. Die Lifte ließe ih ungemein vergröpern durch Beifügung 
der Namen aller mächtigen Beförberer geiftiger Bildung (wie Kaiſer Karl und König Alfred 
der Große) und aller Schriftfteller der verſchiedenen Länder, die feine Mönche waren (z.B. or: 
nandes und Ulpbilas, der Gothen; Saro Grammaticus, des Dänen; Snorre Sturleion, vrd 
Jsländers u. f. m.) 

4) Die Byzantiner. Nachdem das alte Byzanz zur Haupftadt des Römiſchen Reichs und 
bald an Umfang, Volkszahl und Glanz die erfte Stadt ver Welt geworben, ſammelten ſich dort 
natürlich auch die claſſiſchen Schriften des Alterthums, und zwar wol mehr ald an irgendeinem 
andern Drte. Verſchiedene Werke ver Alten oder Bruchſtücke verjelben find uns ausſchließlich 
nur durch Byzantiner erhalten worden (fo 5. B. die Fragmente des Beroſus, Sandhuniarben, 
Ktefiad u. ſ. w.). Denn ebenfo wie für die Kunft 12) blieb Konftantinopel aud) für die Wiſſen— 
haften ein Hauptaſylort. Der rege Verkehr zwifchen diefer Stadt und dem Abendland, be: 
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über „Verfall“ der Zucht und Ordnung geklagt würde. Auch iſt erſichtlich, daß man in den Klöſtern 
weit mehr wegen Aufzeichnung ber Gefälle als der etwa vorgeführten guten Werke oder wegen geiftiger 
Gultur beforgt war. Bon geiftigen Zeiftungen oder von materiellen guten Werfen findet ſich auch nicht 
die geringfte Erwähnung; auf jedem Bogen fteht dagegen ausführlich zu lefen, wie viel Malter Ge— 
treide, wie viel Gänſe, Hühner, Eier u. dgl., ganz Befonders aber wie viel Ruder Wein und wie viel 
Dugend oder hundert Kapaumen jede derartige Stiftung alljährlich (befondere von der tributpflichtigen 
Umgegend) zu beziehen a. Dabei die häßlichſten Züge gemeiner, durch Habfucht berworgerufener 
Streitigfeiten unter den Religiofen felbft. Das Verhältniß änderte fidy felbit in der neueſten Zeit, nad: 
dem die Forderungen der Gultur dringender geworden, noch feineswegs. In dem aarganifchen Kofler 
Muri erfchienen, wie fich bei deſſen Aufhebung zeigte, in den Rechnungen 800 Fr. Ausgabe für Fütte— 
sung des Geflügels, daneben aber nur 8 Fr. für die Bibliothef! 

12) „In Konftantinopel‘’, fagt Windelmann in feiner Gefchichte der Kunſt des Niterthume, „und 
dort allein waren MWerfe ber Kunf nad) ihrer allgemeinen Vernichtung in Griechenland und Rom noch 
verfchont (NB. und öffentlich ſtehen) geblieben. Dort ftand u. |. w.“ 
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ionderd von den Zeiten ver Kreuzzüge an und namentlich mit Italien, gewährte dem Oceident 
fortwährend Gelegenheit aud einer geiftigen Verbindung mit Byzanz. (Dadurch wird aud 
weientlih flar, wie e8 fam, daß — obwol in den Klöftern die griechiſche Sprache ohnehin faft 
nirgends cultivirt ward, — dennoch von den griehifhen Autoren im Grunde weniger verloren 
ging als von den römifchen. So bejigen wir z. B. die drei Haupthiftorifer der erftern — den 
Herodot, Thucydides und Kenophon — vollftändig, während die beiden ausgezeichnetiten Ge- 
ihihtigreiber der legtern — Tacitus und Livius — nur höchſt unvollftändig auf und gekom— 
men find.) Wie fehr ſich aber die geiftige Eultur bis zum Untergang des oftrömifchen Reichs 
in Konſtantinopel forterhielt, zeigte befonders die Maffe gründlich gebilveter Gelehrten, die ſich 
aldvann in vielen Ländern Europas, namentlich in Italien, verbreiteten. (Wir erinnern von 
den damals aus Konftantinopel nad Italien geflüchteten Griechen nur an Theodor Gaza, Jo: 
bann Argyropulos, Beflarion, Demetrius Chalkondylas, Konftantin Laskaris und Gemiftius 
Pletbo.) Damals, ald Konftantinopel in die Hände der Türken fiel (1453), war aber die Buch— 
druckerei bereitö erfunden! 

5) Die Araber und Juden in Spanien, erftere theild au in Süditalien, haben ebenfalls 
mande Claſſiker aufbewahrt. Bei dem wiſſenſchaftlichen Streben jo vieler Angehöriger dieſer 
beiden Nationen, zumal ihren mitunter ausgezeichneten Leiftungen in dem Gebiet der Mathe— 
matik, Aftronomie, Geographie, Heilkunde u. ſ. w. kann ihnen der Werth der vorzüglichften 
Säriften des Alterthums nicht lange entgangen fein. Die Araber indbefondere jhägten bie: 
jelben jo ehr, daß fie viele davon in ihre Nationalfpradhe überjegten. Selbft den Ariftoteles 
ernten die Klöfter zuerſt in einer arabiſchen Überſetzung, nicht in der Urfprache, kennen. (Eine 
von den Briten in Indien entdeckte Überfegung des Ariftoteles in die Hinduſprache ſcheint gleich: 
falls eine arabijche libertragung zur Örundlage zu haben.) 

6) Endlich Hat und auch der Zufall mandye claſſiſche Schrift erhalten, ſowol außerhalb als 
innerhalb der Klöfter. Wurde do ſchon in früheſter Zeit Ariftoteles ſelbſt nur durch ein glüd: 
lies Ungefähr unter der Erde erhalten, wo ihn Apellikon von Teos entdedte. Gin Ungefähr 
foll (wenigſtens nad der einen Berilon) des Juftinian Paudekten gerettet haben; ein Ungefähr 
bat jedenfalld ven Gajus erhalten, ven die Mönde audgefragt Hatten, um die Briefe des heiligen 
Hieronymus auf das Pergament zu ſchreiben, auf welchem feine Inflitutionen fanden. So in 
vielen andern Fällen. 

Alle diefe Leiftungen jind ven Klöftern durchaus fremd, ebenjo wie die Erfindung und Ver: 
vollfommnung der Kunft des Buchdruckens, die jo fehr von ihnen angefeinvet ward und der wir 
gerade am meiften zu verdanfen haben; — denn ohne jie und der alten Druckherren verſtändige 
Würdigung der Elaffifer würde deren Erhaltung — nad dem Sinfen der italienifchen Frei- 
Raaten, dem Verlöſchen des Glücksſterns der Araber in Spanien und nun aud dem Fall Kon: 
fantinopeld — am allermeiften gefährdet geivefen fein! 13) 


135) Hier noch ein paar harafteriftiiche Züge: Lupus, der Abt von Ferriöres, bat im Jahre 855 in 
einem an den Papft gerichteten Briefe, ihm eine Abfchrift der Abhandlung Cicero's De oratore und 
der Inftitutionen Duinctilian’s zu leihen, mit dem Beifügen, „daß in ganz Franfreich (folglich auch in 
allen franzöfifchen Klöftern !) Feine vollftändige Abfchrift davon zu finden ſei“. (Vgl. Muratori, Antiq., II, 
35.) Das Klofter Fontevrault befaß einft den Livius vollftändig; aber es verfaufte ihn als altes Per: 
gament an einen Gewürzfrämer, und dieſer an einen Schneider, welcher kleine Ballons daraus machte. 
(Bal. Fabricius, Biblioth. Lat., S.297.) Es ift anzunehmen, daß in Korvei ein vollftändiger Tacitus vor- 
handen geweſen, daß aber ein Theil davon unglüclicherweife auf bei der Auffindung noch brauchbares 
Pergament gefchrieben war und darum vernichtet wurde. Auf ähnliche Weife foll zu Fulda ein vollftäns 
biges Gremplar bes Trogus Bompejus zu Grunde gegangen fein. Zu Lüttich befam Petrarca zwei bis 
dabin nicht befannte Reden des Gicero zu Geficht; aber er vermochte in den dortigen Klöftern und in 
der ganzen Stadt faſt feine Tinte aufzutreiben, um diefelben abzufchreiben. Selbft die Werke chrift: 
lider Autoren wußte man vielfach in den Klöftern nicht zu fchägen. So gab die Abtei Werden im Jahre 
1650 eine Handfchrift des Otfried aus dem 9. Jahrhundert an einen Buchbinder, um damit die Werfe 
des Thomas von Aquino einzubinden. „Eben daß man in etlichen Klöftern einige fchäpbare Autoren ge: 
funden‘, bemerft Ritter v. Lang, „beweift, daß man fie dafelbft weder gefannt noch en habe. 
Ums Jahr 1440 ift allerdings in einem Klofter der Properz gefunden worden; aber wo? — im Keller, 
als Unterlager eines Weinfaſſes!“ (S. Heyne, Vorrede zum Tibull, S. XV, vierte Ausgabe.) Den 
Gajus hat man, wie oben ſchon gefagt, auch re aber ausgefragt (zum Glück unvollfommen) und 
mit ben Briefen des heiligen Hieronymus überfchrieben. Der verftändige v. Weſſenberg (Die großen 
Kirdyenverfammlungen, II, 24) fagt: „Die Klöfter waren eher die Kerfer und Gräber als die Zufluchte: 
hätten der Überbleibfel geiftiger Schäge bes Alterthums, indem man fie in ihnen unbenugt und Ba 
vermodern ließ (fogar in der an gelehrten Schägen fo reichen Abtei der Benedictiner in Monte-Gaffino 
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Hätten die Klöſter nur den hundertſten Theil des Eifers, den man ihnen für Erhaltung des 
claſſiſchen Alterthums beimißt, in Wirklichkeit bethätigt: gewiß, nicht ein einziger Claſſiker hätte 
uns ganz oder theilweiſe verloren gehen können. Man zählte im 15. Jahrhundert blos an 
Klöſtern von Orden der Benedictiner nicht weniger ald 15107. Wenn nun in jedem dieſer 
Gonvente von allen Mönden zufammengenommen alljährlih nur ein einziger Glajfiker (ein: 
fchließlich ver Fleinften) abgejchrieben worden wäre, fo hätte diejes eine Vermehrung von 15000 
Abichriften alljährlich gegeben. Nehmen wir nun die durchſchnittliche Dauer dieſer Benedit— 
tinerconvente nur zu 300 Jahren an, fo hätte man eine Maffe von 4,500000 Eopien befom: 
men, Wo aber find diefe zu finden? In der ganzen Welt eriftiven noch feine 1000 folder won 
Mönden (vom Benedictiner: oder von irgendeinem andern Orden) gefertigten Abſchriften. 

Aus allem ergibt ih, daß die Klöfter weder an ich den Zweck und die Beftimmung hatten, 
die heidniſchen Claſſiker aufzubewahren — noch daß dieſes durch ein unabhängig von ven Dr: 
densregeln, ſonach freiwillig begründetes Streben erzielt ward. 

Allerdings gab es einzelne Mönde — einzelne unter ven Millionen, die im Laufe von an: 
derthalb Iahrtaufenden jene Maffe von Klöftern bevölferten — welde einen höhern, willen: 
ſchaftlichern Sinn als ihre beſchränkten Genoſſen beſaßen. Aber fie bilden Ausnahmen und 
zwar fehr feltene Ausnahmen von der allgemeinen Regel. Alle Ehre, alle Anerkennung ihnen, 
diefen Männern, die, ungeachtet der geiftertöbtennen Mönchdeinrichtung, ſchönere, edlere und er: 
habenere Gejinnungen und Gefühle in ji bewahrten! Sie find es, welche die verhältnigmäßig 
in fo geringen Umfange in einer Keinen Anzahl von Klöftern vorhandene Literatur bewahrten. 
Aber was fie leifteten, geſchah nicht infolge des Moͤnchthums, fondern vielmehr trog deſſelben. 
Und abgefehen davon, daß ſie wol meiftend zu jenem Stande durch äußere Verhältnifie mehr 
gezwungen wurden, als daß ſie denſelben freiwillig gewählt hätten, ift ver Schluß Doch offenbar 
völlig ungereimt: „Diefer over jener tüchtige Mann war ein Mönch, folglich würden ohne Klüte 
Zeiftungen wie die feinigen nie entjtanden fein.’ i 

Aber nicht genug, daß man ben Klöftern als jolden die Erhaltung des claſſiſchen Altertbums 
durchaus nicht zu verbanfen hat, muß man ihnen im Gegentheil nod) fogar ven Verluft deſſelben 
in fehr großer Ausdehnung zum Vorwurf machen. 

Sie fahen in jenen Schriften faft nichts als heidniſche, darum verwerflide Bücher, um 
gewiß waren die Mönche die eriten, welche auf ven (ohne Grund ald unhiftoriih ausgegebenen) 
Befehl des Papſtes Gregor (ded fogenannten Großen): „die Werke des Gicero, des Livius um 
ded Taeitus allerwärtd zu verbrennen”, — diefe zuerft und am eifrigften zu ſolchen Auto de 
Fes zufammenfuchten, wie nicht minder ſie es waren, welche, ald der Sinn für die Geifteswert: 
der alten Hellenen und Nömer unter den freien Ständen wieder zu erwachen begann, dieſe durd 
barbariſche Möndsprodurtionen zu verdrängen fuchten, welche endlich die ganze Literatur ker: 
abwürdigten und finfen machten, indem jie faft überall nichts anderes als fromme Schaufpiele, 
epifche Gedichte von Heiligen u. dgl. fabrizirten und ganz ernftlih darauf audgingen, vurd 
ſolches Zeug die Claſſiker überflüffig zu machen und zu verdrängen, 

Noch weit mehr wurden aber die Mönde — ftatt Erhalter — Zugrunderichter eines großen 
Theil der Claſſiker dadurch, daß ſie die alten, auf Pergament verfertigten Abſchriften ver clajfi: 
[hen Autoren aufzutreiben fuchten, um ſie audzufragen und ftatt ihrer Legenden, Heiligenge: 
Ihihten, mitunter die unjinnigften Gebete u. dgl. daraufzufchreiben, oder ſelbſt um fie zum 
Einband derartiger Seripturen zu verwenden. Zu dieſem Behuf ein Bud des Livius over 
Tacitus zu vertilgen, nahm man in den Klöftern feinen Anſtand. Muratori („Antiq. Ital.”, 
It, 833) conftatirt dieſe Thatlache, und auch Montfaucon gibt ausdrücklich an, daß weitaus die 
meiften Pergamentmanuferipte, die er gefehen, auf foldes Pergament geſchrieben ſind, von 
welchem eine frühere Schrift vertilgt war. (Vgl. ‚M&m. del’Acad&mie des Inscript.“, 1X, 325.) 
Wir Haben ſchon oben angeführt, wie wir gerade durch dieſes Verfahren um bie vollftändigen 


fand fchon Boccaccio die Bibliothef im veriwahrlofeften Zuftande; nach Tellur fand Poggio die alten 
Dandfchriften zu St. : Gallen und in Reicyenau verwahrt), während die Äbte und Mönche in der Jagt 
und in Gelagen, wo nicht felten Bantomimen und Pofenreißer die Gäfte zu auegelaflener Luftigfeit reu: 
ten, in Behden, Turnieren und Prachtfeften das Geſchäft oder vielmehr den Zeitvertreib ihres nutzloſen 
Lebens fuchten.... In Ungarn war fchon in der Mitte des 13. Jahrhunderts in den meiften Benedictiner- 
klöſtern Zucht und Ordnung ganz zerfallen. Biele Mönche fchweiften ale Poſſenreißer und Landitreicer 
umber, wälzten ſich in allen Laflern und wurben den Schwachen zun Argerniß, den andern zum Spott... 
Die Bettelmöndhe feiner Zeit jehildert Clemangis inggemein ala heuchlerifche Pharifäer, welche die Vor⸗ 
herfagung des Apoftels, Timoth. 3, 3, erfüllten.“ . 
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Werke von Tacitus, Livius und vermutblic auch den Trogud Pompejus gebracht worden iind, 
und wie wir ed nur einem glüclihen Zufall, vielmehr der Ungeſchicklichkeit des Auskratzers zur 
verbanfen haben, daß in unferer Zeit die Inftitutionen von Gajus mit vieler Mühe wieder re: 
ſtautirt werden fonnten. Wir wollen ſchließlich nur noh anführen, daß indbejondere auch die 
saticaniihe Bibliothek Beweiſe für unfern Sag liefert, wie denn z. B. Bruns in derfelben ein 
großes Stück des Livius und der Ciceronianiſchen Reden vom Pergament weggefhabt und ftatt 
deren das Büchlein Tobias daraufgefchrieben fand! Diefes Ausfragen der heidniſchen Litera— 
tur wurde fo ſyſtematiſch betrieben, dag man eigene kurze Zeichen hatte, um ſolche Claſſiker zum 
Auskratzen zu erlangen, welche Zeichen allgemein verftanden wurden, — denn diefe Methode, 
ih Schreibmaterial zu verfchaffen, war leider eine allgemein verbreitete. Alfo nicht Erhalter, 
jondern Bertilger der alten Literatur waren in der Negel die Mönche. 

6.3. Das Nachtheilige und Verderbliche des Klofterweiens überhaupt. 
Diefen Gegenftand müſſen wir nad zwei verjhiedenen Beziehungen betrachten: a) hinſichtlich 
der Religiofen felbft und b) hinfichtlich des Gemeinwefens, der ganzen Menſchheit. 

a) Die Berhältniife der Religiofen. Indem der Mönd over die Nonne in den 
Orden aufgenommen werben, müſſen fie die drei befannten Gelübde leiften, nämlich das der Ar— 
muth, der Keufchheit und des Gehorſams, und zwar unbedingt auf die Dauer des ganzen Le— 
bend, ohne Vorbehalt wie ohne Ausfiht auf pie Möglichkeit der Auflöfung dieſer Gelübde oder 
ter Entbindung von einem einzigen berjelben. 

So wenig bedenklich dieſe drei Gelübde bei oberflächlichem Anblick fheinen mögen, fo 
vurhaus unnatürlich zeigen fie Üch bei näherer Prüfung, den Menihen an höherm Aufſchwunge 
bemmend, ihm berabwürdigend, darum in jeder Hinficht verwerflid). 

Iſes gleich eine nicht genug zu empfehlende Lehre, die Glücksgüter nicht zu des Lebens 
Sohkem zu machen, nicht jedes edlere Streben, jedes beifere Gefühl in craffem Materialismus 
zu ertödten — fo folgt daraus doch keineswegs, daß der Menſch auf alles und jedes Eigenthum 
unbedingt verzichten müffe, daß er nichts von der Welt fein nennen dürfe, daß er fich Feiner auch 
nod fo unſchuldigen Annehmlichfeit des Lebens zu erfreuen habe; daß er vielmehr (was nament⸗ 
lich von ben Bettelz, vielfach aber aud) von andern Mönchen gilt) bis zur Unreinlichfeit und zum 
bäpliätten Schmuze herabfinfen und in ſolchen Elementen fein ganzes Leben zubringen müffe. 
Bei dom Gelübde der Armuth, in dieſem Sinne genommen, ift der Menfch auf dem Wege, zum 
Thier berabzufinfen. Und hätten unfere Vorfahren jenen Orundfag in ihrer Geſammtheit 
angenommen, fo würden wir heute nichts anderes ald Wilde fein, und zwar Wilde im aller: 
rbärmlihften Zuftande, 

Ein wichtiges Gebot der Vernunft wie der Moral ift es ferner, fich fleifchlicher Ausſchwei— 

fungen zu enthalten. Aber diefer Zweck wird vollfommen erreicht durd die Beobachtung der 
Verpflichtungen des Inſtituts der Ehe, fo wie alle civilifirten Völker daſſelbe vermalen beſitzen. 
Eine Enthaltfamfeit, die darüber hinausgeht, oder mit Einem Wort die Verpflichtung zum Cö— 
libat iſt und bleibt naturmidrig, deshalb verwerflich; und es bleibt ebenfo immer ein augenz 
ſheinlicher Widerſpruch, daß, während als förmliches Dogma der katholiſchen Kirche feftfteht, 
daß die Ehe ſogar ein Saframent ſei — eine bloße Disciplinarſchrift vie Erlangung dieſes 
Saframents einem ganzen Stande, und zwar gerade dem als dem vorzüglichften geachteten, un= 
möglih machen mill, 

Bas endlich den Gehorſam betrifft, fo ift er allerdings eine Tugend, aber nur dann, wenn 
er auf einer vernünftigen Grundlage beruft. Blinder Gehorfam Hingegen, wie er hier ziemlich 
unbeſchtänkt verlangt wird, entwürbigt den Menfchen, fegt ihn zum vernunftlofen Thier herab. 
Es iſt dann die Folgſamkeit der Beftie, die „hündifche Treue‘, nicht die auf überzeugung, auf Er: 
kenntniß der innern Zweckmäßigkeit beruhenve, welche einem mit Vernunft begabten Wefen allein 
anfteht; es iſt mindeſtens ver Gehorſam des Sklaven, der einen eigenen Willen nicht haben darf; 
ja das Verhaͤltniß erſcheint fogar ſchllmmer, weil der Sklave wenigftend auf die Hoffnung, früh 
oder fpät vielleicht doch noch aus feinen Ketten erlöft zu werden, nie zu verzichten braucht, wie 
der Mönch und die Nonne ed thun müffen. 

Das letzterwähnte Gelüihde ift aber darum noch das fhlimmfte, weil infolge der Benugung 
deſſelben dem einzelnen Religiofen die Möglichkeit unter allen Verhältniſſen entzogen wird, fei- 
wen jämmtlichen Belübben eine vernunftgemäß befhränfende Deutung und Anwendung zu 
geben. Er muß weitaus mehr thun, ſich unendlich größere Beſchränkungen jeglicher Art gefallen 
iaflen, als jene Gelübde, einfach und vernunftgemäß erläutert, wirklich fordern würden. Es 
genügt nicht, daß er verzichte, nach Reichthlimern zu ftreben; daß er nad) ver gewöhnlichen, fonft 
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allgemein gültigen Bedeutung ded Wortes keuſch lebe, d. h. allen Ausſchweifungen entfage; daß 
er der höhern Einfiht zum Belangen nad einem guten und ſchönen Ziele willig Folge leifte, — 
er muß, wie ſchon gefagt, allem Eigenthum entfagen, muß auf die Ehe verzichten, muß blinden 
Gehorſam leiften. Er, der Menſch, muß fi trennen von den Menſchen; er, das Mitglied ver 
bürgerlien Gefellihaft, muß fi losſagen von dieſer Gelellfhaft; er, der Sohn, der Bruder, 
der Freund, muß ſich losreißen von allen denen, welche die Natur oder die Gleichheit der Geſin— 
nungen und ded Gemüths ihm zu Gefährten und Tröftern des Lebens gegeben hatte; mit Einem 
MWort: er muß ſchwören, alle, aud die unfhuldigften und natürlichſten Freuden zu fliehen, ftatt 
deren aber unbedingt die Aufopferungen und Entbehrungen aufzuſuchen. Ä 

Wir fragen einfach: kann e8 dem Zwed der Eriftenz ded Menihen angemeſſen fein, jein 
ganzes Xeben in folder natunwidrigen Weife hinzubringen ? 

„Todt geachtet zu fein in ver Meinung der Menſchen; Fein Recht mehr auf der Erde zu ha: 
ben, keinen Anſpruch mehr an fich ſelbſt; feinen Augenblick mehr, über ven man verfügen Fönnte; 
ohne Hoffnung jemaliger Manumifjion einer Körperfhaft anzugehören, deren Macht in fehr üble 
Hände fallen kann; fein Leben mit oft gar nicht zufammenpaffenden Charakteren zubringen zu 
müſſen; ſich von Leuten willkürlich beherrſchen zu laſſen, die nicht felten weder den Zweck nod 
die Grenzen ihrer Gewalt fennen; nicht allein ringsum von unüberfteigbaren Mauern umgeben 
zu fein, ſondern auch neben fi Kerker zu haben, die nie durd das Öffentliche Licht erleuchtet 
werden — eine ſolche Eriftenz macht die Natur ſchaudern und läßt ſich nicht mit dem Ehriften- 
thum vereinbaren, das feine Sklaven haben will.“ 1%) 

Und wie faın es, daß jene Gelübde von fo vielen geleiftet wurden? „Die Verführung zog 
die einen in die Klöfter, die Gewalt flürzte die andern in diefelben, und die Furcht Hielt fie 
darin zurüd. Diejenigen aber, welche nicht durch fremde Künfte verführt wurden, wurben es 
durch ihr eigenes Herz. In einem Anfall von Widerwillen vor der Welt, die fle nit Fannten, 
und von Begeifterung für die Zurückgezogenheit, deren Reize fie ſich phantaftifch vorfpiegelten, 
wählten jie das Kloſterleben; fie bielten den überſpannten Enthuſiasmus einer aufgeregten 
Einbildung für die reifliche Uberlegung eines ruhigen Berftandes; fie wahnten ihr ganzes Leben 
lang den Entſchluß eines Augenblick zu bewahren; und im nächſtfolgenden Augenblid ſchon er: 
füllte jie Reue über diefen Entfhluß. Ihre Thränen aber rollten über ihre Ketten, und fie 
waren unglücklich gleich den andern.‘ 

Wie fehr erinnert man ſich hier der treffenden Bemerkung des dad Weſen des Menſchen oft 
in feinen innerften Tiefen fo meifterhaft erfaflenden Jean Baul: „Beinahe könnte man fagen, 
daß man, jo wie man alle zwei bis drei Jahre durch die Ausdünftung feinen alten Körper ein- 
büßt und einen neuen bekommt, in nod; geringerer Zeit eine neue Seele erhalte.’ 

Hier aber bedarf ed nicht einmal einer eigentlihen Anderung des Gemüths und der innern 
Anſchauungsweiſe des Menfchen. Er hatte von einem Nimbus geträumt, der dad Klofterleben 
umgebe, er durfte nur in der Wirklichkeit erwachen, um furdtbar enttäufcht zu werden. Wie 
viele von denen, welde überhaupt ohne Außern Zivang in einen geiftlihen Orden traten, hatten 
von ihrer Kindheit an nie anders ald von deſſen Glanz und Herrlichkeit, deſſen Beglückung dies: 
und jenjeit des Grabes reden gehört. In dieſem ſtets in ihnen unterhaltenen Wahne heran: 
wachſend, glaubten fie freilich daran felfenfeft. Der blinde Gaube aber machte fie nur felig fo= 
lange fi ihnen die Wirklichkeit nicht in ihrer furdtbaren Wahrheit erſchloß; und ald dieſes ge- 
ſchah, war es zu fpät, wieder zurückzutreten. Freilich, ver förmlihen Aufnahme in ven Drben 
ging ein Noviziat voran, gewöhnlich von einem Jahre. Aber abgejehen davon, daß deſſen Dauer 
nur allzu häufig abgekürzt warb, währte in der Regel jener Nimbus fo lange wol noch fort, 
um ſo mehr, als die meiften Eintretenden die Verſtandesreife des Alters noch nicht erlangt Hatten. 
Und welde Wahl Hatte überhaupt der Novize noch, mochten ſich gleich die ſchwerſten Bedenken in 
ihm erheben? Würde fein Rücktritt nicht felbjt wieder eine fortvauernde Quelle von Wider: 
wärtigfeiten für ihn werden? Würde die Menge, würden feine eigenen Angehörigen dieſen 
Schritt nicht als einen immer ihm anflebenden Fleck betrachten? Was follte er jegt noch wer: 
den, nachdem feine ganze Erziehung darauf gerichtet war, ihn nur für das Kloſter vorzubereiten? 
Müpte er nicht gewärtigen, nad feinem Austritt fait überall misachtet und zurüdgeflußen zu 
werden? 

Scham, Vorurtheil und Furcht ſchrecken ihn unter folhen Verhältniſſen gleichmäßig zurüd, 





14) Worte, die ſich — wo man fie fchwerlich fuchen wird — Im Röpertoire universel et raisonne 
de jurisprudence, augment6e par Meilin (ct. „Voeux‘‘) finden. 
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ven Schritt zu thun, der allerdings die meifte Energie und innere Kraft erfordert; jenen 
Schritt, den zu beſchließen ihm in der Regel keine Stimme mehr rückhaltslos anrathen kann, in 
welchem Entſchluſſe ihn zu beftärfen fein Freund mehrzu feiner Seite ſteht. 

So nur zwiſchen zwei Abgründe geftellt, betritt er ven, der ihm noch am meiften verdeckt, 
wenn auch vielleicht längft nicht mehr mit Roſen verdeckt ift. Er läßt ſich förmlich aufnehmen in 
den Orden. Aber jegt enthüllt ih ihm Tag für Tag mehr das Grenzenlofe feines Unglücks. 
Er ſieht fi mit einem Haufen Leute zuſammengeworfen von den verſchiedenſten Charakteren, 
der verihiedenartigften Bildung. Statt, wie er gehofft hatte, hier alle Leidenſchaften verſchwun— 
den zu finden, entdeckt er eine nad) der andern, zwar als einigermaßen den allgemeinen Blicken 
entzogened, aber ebendarum nur defto furchtbarer wüthendes, das ganze Reben verderbendes ver- 
ftedtes Gift. Dazu die jede freie Bewegung hemmenven und lähmenden Vorſchriften; dieſe ind 
Keinlihfte gehende Eintheitung und Abtheilung des Lebens und der Zeit; dieſe fireng beob= 
aötete peinliche Behutſamkeit und Bedachtſamkeit, verbunden mit dem Mechanifchen ver ja eben- 
falls ſtundenweiſe vorgefchriebeuen Andacht ?5) und dem geforderten Sflavenfinn gegen Gott 
und den geiftlichen Obern, als deſſen fihtbarer Vertreter. Muß da nicht das niederſchmetternde 
Gefühl, daß der ganze Lebenszweck unrettbar verfehlt fei, und infolge deſſen bei vielen 16) Le— 
bentüberdruß, Gefühllofigkeit, fogar Haß gegen die ganze Menschheit entftehen, wie fi denn 
die Mönde eines jeden Zeitalterd und Landes durch Graufamkeit auszeichneten und vermöge 
ihrer unbarmberzigen Verfolgungsſucht die nachdrücklichſten Vollzieher ver „Heiligen“ Inqui— 
Rtion wurden. Und kann e3 wunder nehmen, daß überhaupt die Frömmigkeit in diefen Infti- 
taten ſich ſo oft in Scheinheiligkeit und Heuchelei verwandelte? daß fo viele in ſinnlichen Ge- 
nüffen, in Ausſchweifungen aller Art fich zu betäuben fuchten? daß alle Lafter ver Welt in Klö— 
Rern zahlreiche Anbeter fanden ? 

Mie aber erft, wenn der Mönd oder die Nonne gewiffermaßen ſchon ald Kind zur Ablegung 
des Gclübdes zugelaflen worben war, etiwa im Alter von 16 Jahren, in jenem Alter, in welchem 
der Menſch unmöglich den ganzen Umfang eines folhen Schrittes zu beurtheilen vermag, weil 
er weder die Welt noch die Triebe der Natur Eennt; in jenem Alter, in weldem ihm die welt- 
lihen Gelege, vielleihtnohneun Jahrelang, auch nicht einmaldie Verfügung über einen Fuß breit 
ſeines Gigenthumd geftatten ; — während er doch jegt feine ganze Zukunft, feine ganze Exiſtenz, 
ohne alle Hoffnung einer jemaligen Abänderung unbedingt und unbefchränft aufopfern, ja 
kurzweg vernichten darf! Man ſchaudert bei dem Gedanken, daß die weltlichen Geſetze dies ge— 
{eben laſſen und gutheißen Eonnten; aber man ſchaudert noch mehr im Hinblid auf die zahl: 
loſen Berführungen, zu denen jene Geftattung Veranlaffung gab! 

Und ferner, wenn eine jinnlos bigote Mutter ihr noch nicht einmal geborened Kind dem 
Kloſter gelobt, oder wenn ein unnatürlicher Vater, veffen Leidenſchaft, feinen Sohn enterben zu 
wollen, das weltliche Gejeg doch Schranken fegt, diefen nun unter offener oder verdedter Gewalt: 
anwendung in das Klofter ſteckt und ihm damit nicht nur fein gefammtes Vermögen, ſondern 

jeine Freiheit, feine ganze Zufunft entreift, fein ganzes Sein mit Einem Schlage vernichtet! 

b) Die Nachtheile des Kloſterweſens für den Staat. Schon die drei Gelübde, 
jo wie fie verftanden und angewendet werben, ſtehen mit ven Einrichtungen und Beftrebungen 
eines vernunftgemäß organifirten Staats im Widerſpruch. Diefe drei Gelübde, bemerkt 
Hegel, „find gerade das Umgefehrte veflen, was fie fein follen, und in ihnen ift die Sittlichkeit 
degrabitt worden”. Und die Bemerkung ift nur allzu wahr. Die Klöfter verlangen von ihren 
Angehörigen die VBerzichtleiftung auf ihr Vermögen und die Verpflichtung, deſſen niemals zu 
erwerben ; der Staat aber muß ftreben, dag allenthalben freies Gigenthum beftehe, und muß 

darauf halten, daß jeder feiner Angehörigen veflen erwerben fünne; er darf nit dulden, daß 
dieſe mächtige Triebfever zur Förderung des befondern wie des allgemeinen Wohlftandes ver: 


15) Ohne Gefchäft und ohne Vergnügen ſchlichen die leeren Stunden des Möndjs langfam dahin; 
und faum mochte ein Tag vergeben, am dem er fich nicht mehr als einmal über den langjamen Lauf der 
Sonne beſchwerte. Caſſian, Institut, lib. X, c. 1, bejchreibt aus eigener Erfahrung das den Geiſt und 
den Körper niederdrückende Gefühl, von welchem der Moͤnch im Bewußtſein ſeiner traurigen Einſamkeit 
überfallen zu werden pflegt: „Saepiusque egreditur et ingreditur cellam, et Solem velut ad oc- 
casum tardius properantem crebrius intuetur.‘' Selbſt der Schlaf, die legte Zuflucht des Unglüd: 
Iren , ift ihm ungeachtet der leeren Stunden ftreng zugemefien! — 

16) Zu Jeruſalem gründete man ſchon im 6. Jahrhundert ein eigenes Spital für wahnſinnig gewor— 
bene Religiofen. 
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nichtet werde, ebenfo wie er dagegen das Anfanımeln des Vermögens in Todter Hand aus glei: 
hen Gründen möglihft zu verhindern fuchen muß. Was das zweite Gelübbe, die Ehelofigkeit, 
anbelangt, jo hat der Staat gerade im Inſtitut der Che eine feiner Grundſtützen zu erbliden; er 
fann deswegen vernunfsgemäß nicht gleichgültig zufehen, daß ein Theil feiner Angehörigen ver: 
pflichtet werde, einer nicht nur zweckmäßigen, fondern naturgemäß nothwendigen Einrichtung 
entgegenzubandeln; ja daß dieſe jeine Angehörigen in der Folge jelbft wider. Willen, unter allen 
Berhältniffen gezwungen werben, in jenem naturwidrigen Zuftande zu verbleiben. Es ift fall 
eine Art Selbſtmordes, wenigftend eine Art Selbfiverflümmelung, die der Staat an feinem eige: 
nen Körper begeht, wenn er feine Autorität, feine Macht dazu anwendet, jene naturwibrige 
Verpflichtung, ſelbſt gewaltiam, bei den des Gölibats überbrüßig Gewordenen aufrecht zu er: 
halten, ihnen den Eheabſchluß unmöglid zu machen. Endlich dad dritte Gelübde betreffend, io 
hat der Staat für ſich ſelbſt nicht das Recht, einen blinden Gehorfam zu verlangen; er fann aber 
noch weit weniger dulden, daß eine Corporation in feinem Innern beftehe, welche dieſen für Ad 
in Anſpruch nimmt, und deren desfallſigen Prätenjionen er jelbft vorfommendenfalls Nad: 
druck verſchaffen ſoll. Er kann eine foldhe Anforderung vernunftgemäß un fo weniger beiteben 
laffen, wenn die Häupter einer derartigen Corporation, wie bei den Mönchsorden, im fernen 
Auslande wohnen, ſonach aud für die argften Misbräuche jener ihrer Gewalt ganz außer dem 
Bereiche ich befinden, innerhalb deſſen er jie zur Verantwortung ziehen könnte. Welde furdt: 
bare Waffe, die jeden Augenblid gegen ven eine ſolche Einrichtung duldenden Staat ſelbſt ges 
wendet zu werden vermag! Auch hat die Gefhichte warnende Beifpiele in Menge aufbewahrt: 

Noch eine ganze Maſſe nicht zu duldender Misftände der grelften Art reihen ſich an bie be— 
zeihneten an. Der Staat, der feine Sklaverei, Feine Leibeigenfhaft anerfennt, joll Einrie- 
tungen mit dem —* der Legalität verſehen, gemäß welcher ein Theil ſeiner Angehörigen ih 
als willenloſes Werkzeug in die Hände anderer unwiderruflich für fein ganzes Leben Kinaitt, 
ſich ſelbſt bürgerlich todt macht, zum Vortheil eines bloßen Inftituts oder auch zum Vortheil der 
zufälligen Obern deſſelben. 

Und weldyes find die Brüchte, die Diefe Inftitute hervorbringen? Die Einen häufen in Torte 
Hand eine bedeutende Mafle des Nationalvermögens an, entziehen daſſelbe vem freien Berfehr, 
der Wohlſtand fördernden Benugung ; je geringer der Ertrag, den eine derartige Bewirtbide'- 
tung&weife gewährt, defto größer die Menge dev Güter, welche zur Erhaltung einer folden 
Anftalt nöthig find. 17) Die andern aber, die Bettelorven, häufen allerdings feine Reid: 
thümer an, aber ihre Angehörigen leben darunı keineswegs vom Ertrage einer nützlichen Thi⸗ 
tigkeit, jondern vom Ertrage des Bettels, der in feinem gut eingerichteten Staat gebulbet werten 
foll; fie faugen ihre ganze UImgegend aus durch nie aufhörendes „Terminiren“. In beiden gr 
meinfam wird eine Mafle von Menſchen im Nichtsthun, in Faulheit unterhalten ; Diefes Beilrid 
wirft anſteckend. Auch dienen jene vielgepriejenen Klofterfuppen, jene meiftend mit der höchſten 
Unreinlichfeit bereiteten, im größten Schmuz gereichten Gaben bekanntlich allentbalben van, 
das Volf arbeitöiheu und liederlih zu machen, es zu gewöhnen, in Schmuz und Elend fortjw 
vegetiven, nad Verbefferung feines Lofes gar nicht einmal zu ftreben. Damit zufammenhän: 
gend jene für Erlangung von Schenfungen und Vermächtniſſen fo vortheilhafte Beförderung 
von Geiftesbeihränftheit, der IInmiflenheit und des Aberglaubens, der Wallfahrten und Mi- 
tafel, der Reliquienanbetung und Amuleten= und Heiligenbilvchenverfäufe, und was ſich fer 
ner nod an dergleihen Dinge anreiht! Mit wenigen Morten: allenthalben, wo das Möndt: 
weſen in feinem lange, finden wir die Maſſe des Volfs geiftig und fürperlich elenp, träg un 
unmwiffend, arbeitsſcheu und abergläubifch, dumm, ſchmuzig und bettelarm. 

Fragen wir nun nad) den nüglichen und wohlthätigen Leiftungen ver Klöfter. „Sie beför 
dern die Religiojität‘’, ſagt man; wir aber haben gefehen, daß fie ftatt deſſen vielmehr den Aber: 





glauben befördern. 18) „Ebenſo die Wohlthätigkeit.“ Und doch wiffen wir, daß, wenn fe | 


17) Der ungläubige Zofimus hat ſchon in dem 1. Jahrhundert des Beſtehens der Klöſter bie be— 
hafte, aber nicht erdichtete Bemerkung gemacht, daß die chriftlichen Mönche zum Beſten der Armen einer 
großen Theil des menfchlichen Geſchlechts an den Bettelftab gebracht hätten. 

18) Bon den früheften Zeiten an bis zu den jüngften herab gewahren wir die gleiche Erfcheinung 
Schon in den erften Jahrhunderten des Mönchthbums überredete man das in Unwiffenheit auferzogene 
Bolf, daß die vorübergehendfte Laune eines äghptiſchen oder fyrifchen Mönche ausreiche, die ewigen Ges 
jeße des Weltalle zu unterbrechen ; wie eine bloße Berührung eines folchen „Lieblings des Himmels“ tief 
eingewurzelte Kranfheiten zu heilen vermöge u. dgl. Und leider ift folcher große Aberglaube Bis auf 
unfere Tage herab fort und fort gepflegt worden. So wurde, um nur ein paar Beifpiele anzuführen, in 
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einen Heinen Theil deſſen, was fte meiftend ſelbſt erbettelt oder gar auf noch fchlimmere Weiſe er: 

langt hatten, im der Geſtalt von Bettelfuppen wieder ausgaben, fie zunächſt nur Die Faulheit 

unterlügten. „Sie tragen zur Verbreitung bed Unterrichtd bei.” Dagegen aber zeigt fich die 

Griafrung, daß die Volksmaſſen nie unmwiffender und roher waren ald damals, da die Klöfter 

den ganzen Unterricht, vie ganze Erziehung der Nationen in Händen hatten. Cine ber 

'hwerfien Anlagen des Mönchthums wird der furchtbare Zuftand allgemeiner Unwiſſenheit 

und Robeit unter ſämmtlichen Ständen zur Zeit ver höchſten Blüte der Klöfter immer bleiben; 

und an wenigften vermögen derartige Auftalten jegt neben einem freien Lehrſtande würdig 

ic zu behaupten; fie können für das Klofter, nicht für das Reben vorbereiten. „Sie bilden rine 
Zufluchtsſtätte für des Lebens überbrüßige Leute, auch für veumüthige Sünder, die zumal als 
Barmberzige Brüder und Schweftern ihre begangenen Fehler wieder austilgen können.” Was 
den legten Punkt betrifft, jo hat man oft genug ſchon geſehen, daß gerade in den Klöftern die 
Sittenloſigkeit am ärgiten herrſchte. Wir haben oben bereits angeführt, wie ſich das ſechste 
und fiebente allgemeine Goncilium in vergeblichen Verboten des Zuſammenſeins beider Ge— 
ihlehter erihöpft ; jedermann hat aud Schon von ffandaldjen Kloftergefhichten aus der folgen- 
ven Zeit gebört ; umd erwieſen ift ed, wie namentlid in Portugal mande Klöfter den Königen 

m eigentlichen Sinne ald Harems dienten, andere aber als Orter, in welche die Adelichen vie 

ihren Söhnen wor förmlicher Verheirathung gefauften Sflavinnen und Maitreffen bei der nach— 

'olgenden ſtandesmäßigen Berheirathung zu fteden pflegten. Doc abgeſehen davon, zeigt bie 

Erfahrung vielfach, daß gerade in diefen für reumüthige Sünder beftimmten Anftalten bie Lie- 

verlicfeit eine Affecuranzftätte erblidte. Allein aud zugegeben, daß einzelne Orden in manden 

Fällen für Krankenpflege etwas leiften mögen, ſowie auch, daß KHlöfter für Perfonen, die des 

Yebend müde ind, Zufluchtsitätten fein fönnten — jo muß man billig fragen: warum alddann 

die Aufnahme von Gelübden abhängig gemacht werde, welde die ganze Eriftenz vernichten, 

jeden Rüdtritt fir alle Zukunft unmöglih machen? Die Urſache des angeblihen Lebensüber: 
druffed kann wider Bermuthen wieder aufhören, ſonach ebenjo auch die Wirfung. Was mo- 

mentan vielleicht eine Wohlthat geweien fein mag, wird num aber für pas ganze Leben zur pei— 

nigenden Dual. Um ben blos möglichen Unannehmlichkeiten des Lebens zu entgehen, muß man 
Tür alle Zukunft ſämmtlichen Annehmlichkeiten deflelben von vornherein entfagen. Das Heil: 
mittel, gleihsiel 06 vom Standpunft des Einzelnen oder der Geſammtheit aus betrachtet, ift 
ärger, al das Übel je werben fönnte; der gewiſſe Nachtheil überwiegt weitaus den blos etwa 
möglichen Vortheil. , 

Sage man nur nicht, daß durch einzelne Beihränfungen in dem Kloſterweſen alle Übel deſ— 
ſelben befeitigt werben könnten. Die Urſache der argen Erfcheinungen ift nirgends anders ald 
in der Orundlage des Inſtituts jelbft zu fuchen. Die Wirkung wird immer diefelbe fein, folange 
die Urſache bleibt. Darum Haben alle verſuchten Neformationen ver Kloftereinrihtungen nichts 
gefruchtet; ungeachtet aller unternonmenen „Verbeſſerungen“ hörten wir immer wieder (und 
war bezüglich aller Klöfter, von denen wir nähere Kenntniß beiigen) über „Verfall“ der Zucht, 
Ordnung und Sitte, über Lafter und Ausichweifungen aller Art Hagen. Wir find aber wol 
berechtigt, die Erſcheinungen, welche bei jever einzelnen diefer Anftalten hervortraten, ald natür: 
be Folge der ihnen ſämmtlich gemeinfamen Grundlage zu betrachten, Nicht einzelne Abän- 
derungen und Beihränfungen, jondern vielmehr dieſe ganze Grundlage müßte darum aufge— 
geben, auf die drei Gelübde müßte verzichtet, eine lebenslängliche Fortfegung derfelben dürfte 
gar nicht gefordert werben; — mit Einem Wort, die Klöfter müßten aufhören, nad den bis— 
berigen Begriffen Klöfter zu fein, wenn bie verberblichen Kolgen derſelben nicht mehr zum Vor: 
dein fommen, weſentlich wohlthätig wirfende möglich werben ſollten. 
$.d. Das Recht des Staat, die Klditer aufzuheben. Sobald man erfannt 

bat, daß die Mlöfter nicht nur eine den Bundamentalzweden des vernunftgemäß organifirten 
Staats widerftrebende, fondern ſelbſt eine unverfennbar naturwibrige Grundlage haben, kann 
der Staat unmöglich verpflichtet fein, ſolche gemeinſchädliche Inftitute fortbeftehen zu laſſen; er 





km Ulrichefiofter zu Augsburg die Erde des Ortes, two dieſer Heilige begraben gewefen fein foll, ale ein 
Univerfalmittel gegen die Ratten verkauft. Zwei „Kaͤmpel' (Kämme), womit er und ber heilige Konrad 
AG die Haare vor der heiligen Meffe zu „ſtrellen“ pflegten, wurden „als Mittel für den verdrießlichen 
Ehwindel, Haupt: und Ohreniweh‘‘ angepriefen. Anderwärts ging der Aberglaube fo weit, daß ſich 
Miele den Kehricht aus dem Klofter holten, um fich damit als Stärfungamittel die .. zu reiben. 
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hat das Recht fie aufzuheben, und die Pflichten, welche ihm gegen die Geſammtheit feiner An: 
gehörigen obliegen, gebieten ihm fogar, diefed zuthun. Liber die Nebenpunfte, über die Art 
des Verfahrens, über die bereit begründeten rechtlichen Anſprüche an diefe Anftalten, zumal 
von feiten ihrer Angehörigen können allein Bedenken und Anſtände ſich erheben. 

Vorerft ift es billig, daß bei der Klofteraufhebung, ſoweit e8 ohne Verlegung des Haupt: 
zwecks geihehen kann, mit möglihfter Schonung gegen die einzelnen Religiofen verfahren 
werde. Man foll fie nicht vorfäglic dem Elend, vem Hohn und Spott preisgeben, denn ihr 
Elöfterliches Verhältniß ward unter dem Schirm der Gefege, wenn auch entichieden übler Ge— 
fege, begründet. 

Daraus folgt aber aud ferner der wohlbegründete Rechtsanſpruch der Angehörigen auf 
gehobener Klöfter, entweder auf Rüderftattung ihres in den Gonvent eingebrachten Vermögens, 
oder aber — mas in allgemeinen vorzuziehen, — auf Gewährung einer mäßigen Benfion für 
die ganze noch übrige Lebensdauer, jofern anderd dem Ausgetretenen nicht eine entſprechende 
Stelle ald Weltgeiftliher, ald Lehrer oder dergleichen verliehen werden kann und von ihm frei- 
willig angenommen wird. 

Im übrigen treten die Religiofen in alle gewöhnlichen Rechte und Pflichten der Sraats: 
bürger zurüd. Es muß ihnen eben darum natürlih unbenommen fein, wenn fie wollen, arm 
zu bleiben und ſich nicht zu verebelihen. Dagegen muß minbeftend die äußere Verpflichtung 
hierzu fowie der einem Fremden Klofterobern zu leiftende Gehorfam unbedingt aufhören. Der 
Staat muß die Ehe des Erreligiofen nit nur zulaffen, fondern vorkommendenfalls auf nad: 
drücklich ſchützen, und am allerwenigften darf er dulden, daß die abjurbe Fiction vom moraliſchen 
Tode des Mönchs und der Nonne, wonad) fie nicht erben können u. f. w., fortvauere. 

Was nun die Kloftergüter anbelangt, fo müffen diefelben eine veränderte Beftimmung er: 
halten, nachdem die Inflitute, denen fie zugemwendet waren, zu erijtiren aufhörten. Es läßt id 
nun nicht wohl rechtfertigen, wenn der Staat dieſes Vermögen furzweg unbedingt an fid reift. 
Allerdings erſcheint es als herrenloſes Gut, an welches er nach den allgemein gültigen Gruud⸗ 
fägen ven alleinigen Anjprud hat. Dagegen erjcheint es aber durch die Billigkeit geboten, dat 
er dieſes Vermögen nüglicen und wohlthätigen Zwecken möglichft zuwende; vor allem ben Bil: 
dungs-, in manchen Fällen aud ven Wohlthätigfeitsanftalten. 

Das Kloftermweien fann auf die Dauer nirgendd mehr beftehen. Das Mönchthum bat fich 
längft überlebt, und feine künſtlichen Mittel werden im Stande fein, ihm feine verlorene Stärfe 
und Macht, feinen ehemaligen Einfluß wie feinen Glanz je aufs neue zu verfchaffen. Zwar 
fahen wir in einem Decennium in Einem Staate, in Baiern, gegen hundert Klöfter wiederer⸗ 
ftehen. Im nämlihen Zeitraum aber find in Spanien, Bortugal, Bofen, Bolen, Rupland un 
andern Staaten vierzig: bis funfzigmal mehr (A— 5000) aufgehoben worden. Und in Baiern 
felbft vermochten die Klöfter nicht mehr weder ihre frühern Reichthümer noch ihr früheres An: 
feben zu erlangen. Selbſt das auf das Jahr 1848 gefolgte Jahrzehnd furchtbarer Reaction 
konnte das Klofterweien nirgends neu beleben. Um fo mehr wird es hinſiechen in einer Zeit, in 
welcher das Papſtthum jelbft im Herzen Italiend aufs tieffte erſchüttert ift und nur der böhfi 
unſichern Gnade eines Napoleon auf jehr beſchränktem Gebiet feine Borteriftenz als weltliche 
Macht überhaupt in Fläglichfter Weile verdankt. G. F. Kolb. 

Klüber (Johann Ludwig) war geboren am 10. Nov. 1762 in Thann bei Fulda. Nab 
beenbigten rechtswiſſenſchaftlichen Studien auf den Univerfitäten zu Erlangen, Giepen um 
2eipzig von 1780—83 promovirte er am 15. April 1785 in Erlangen ald Doctor det 
Rechte. Auch fällt in dieſe Zeit jein erftes Auftreten ald Schriftfteller. Außer zmei Differt 
tionen „De Arimannia” gab er einen ‚Verſuch über die Gefhichte ver Gerichtälehre‘ in Drud 
und begann, ebenfall3 1785, feine „Kleine juriftifche Bibliothek‘, welche bi8 1794 in 26 Studen 
erihien. Im Jahre 1736 wurde K. außerorventliher und 1787 ordentlicher Profeſſor der Recht 
in Erlangen. Auf den franffurter Kaiſerwahl- und Krönungsconvent von 1790 diente er drä 
Monate lang feinem Landesfürften, dem Markgrafen von Ansbach und Baireuch, zu Beridt; 
erftattungen und Aufträgen, und zugleich der Furbraunfchweigiihen Wahlbotſchaft bei ven Ber; 
handlungen über die Faiferlihe Wahlcavitulation. Pütter in Göttingen hatte ihn kurz york 
der hannoverifchen Regierung zu feinen Nachfolger vorgefhlagen. Im Jahre 1792 fügte K. il 
feinen fon erworbenen akademiſchen Würden noch die eines Magiſters der Philoſophie. Mit And- 
bad und Baireuth 1791 unter preußifches Scepter gefommen, ward er 1795 verpflichtet, mil 
dem Staatd = und Gabinetdminifter v. Hardenberg der Fortiegung des Baſeler Congreſſes un 
dem bevorftehenden Reichefriedenscongreſſe beizumohnen. Im nämlichen Jahre fand feine Be 
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förderung zum preußifchen Hofrath ftatt. Den ihm angebotenen Eintritt in das Landesmini— 
ferium zu Ansbach lehnte er ab. Zu Berlin mußte er im Frühjahr 1796 den Minifterialcon: 
ierenzen beimohnen, deren Folge, gegen jeinen Rath, vie vielbeſprochenen brandenburgifchen 
Drrupationen in Franken (1796 und 1797) waren. Auf den von der Reichsſtadt Nürnberg 
im Auguft wieberholt gemachten Antrag, ſich mit ihrem Gebiete der Krone Preußen zu unter: 
werfen, ward ihm bie eilige Unterhandlung mit verjelben unter Leitung des Minifters v. Har- 
tenberg übertragen. Deren Ergebniß war der von ihm verfaßte Staats: Eremtiond- und 
Subjectionsvertrag vom 2. Sept. 1796, ein Werk von ſechs Nachtſtunden unter ganz nahen 
Krirgögetümmel. Mit dem Inhalt zufrieden, verſchob gleihwol das berliner Cabinet deſſen 
Rarifiation, aus Gründen der damaligen höhern Bolitif. Zwiſchen diefen mehr praftifchen 
Arbeiten war K. der Theorie und jeiner afapemijch = literarifchen Stellung keineswegs untreu 
geworden. Außer einigen Differtationen und Programmen hatte er de la Curne de Sainte- 
Palaye'8 ‚‚Rittermejen des Mittelalter nach feiner politifhen und militärifchen Verfaſſung“ 
mit Anmerkungen und Zufägen herausgegeben (1786— 91), zu Vütter's „Literatur des deut— 
ihen Staatsrechts“ den vierten Theil geliefert (1791), und „Acten“ zum Gebraud für deſſen 
praftiihes Collegium herausgegeben (1791). Es ift intereflant, daß die damals politiſch fo 
ihr angeregte und polemifch nicht ſelten überfprudelnde Zeit auch den fonft fo Hiftorifchen K. in 
ihre Kreife zog. Bon ihm erfhienen nämlich 1792 „Die Polytalpen“, eine Satire auf das 
Abnenweien und in Regensburg nachgedruckt. Geng füllte damit einen ganzen Gomitialberict. 
Noch pofitiver Durch Zeitereigniffe veranlaßt war K.’3 Schrift „Das neue Licht oder Raſtadter 
Ftiedenscongreßausſichten“ (1798). Im Jahre 1803 erſchienen feine, ‚Einleitung zu einem neuen 
Lehrbegriffe des deutſchen Staatsrechts“ und feine Schrift „Uber Einführung, Rang, Erzämter, 
Titel, Wappenzeichen und Wartjchilde der neuen Kurfürften‘ ; 1804 feine Abhandlung „Das 
Dirupationsrecht des landesherrlichen Fiscus, im Verhältniß zu den Befigungen, Renten und 
Reöten, welche den fäcularifirten, als Entſchädigung gegebenen geiftlichen Stiftungen in frem= 
dem Gebiete zugeftanden” , und ebenfalld 1804 fein „Compendium der Mnemonif over Er— 
innerungäwiiienfchaft aus dem Anfange des 17. Jahrhunderts“ u. f. w. 

Im Jahre 1804 folgte K. einem Rufe des Kurfürften Karl Friedrich von Baden ald Geheimer 
Reierendar bei deſſen Perſon und als Lehrer des Kurpringen in den Staatswiſſenſchaften nad 
Karlörube. Auch kehrte er dahin jowie in die nämliche vienftlihe Stellung 1808 ald Staats- 
und Cabinetsrath zurück, nachdem er von 1807 an neben feinem Geheimen Referendariate noch 
die Stelle eines erften ordentlichen Profeſſors ver Rechte auf der Univerfität in Heivelberg be- 
Heidet gehabt hatte. Auch in diefen neuen Stellungen nahm K. fortgefegten lebhaften Antheil 
an allen Goolutionen der Zeit, zumeift ven ſtaatsrechtlichen. Die Mnemonif commentirte er 
tortgefegt hiitorifch (1805), befchrieb „Baden bei Raſtadt“ (1807 und 1811) und „Die Stern= 
warte zu Manheim“ (1811), deren Gurator er war, gab ein „Staatsrecht des Rheinbundes“ 
(1808) heraus, ein „Lehrbuch der Referirkunft‘‘ (1808), ein „Lehrbuch der Kryptographif“ 

(1809), und eine Abhandlung über „Das Poftweien in Deutſchland, wie ed war, ift und fein 
fönnte“ (1811). Badiſche diplomatische Sendungen erhielt K. 1805 an die Höfe von Mün— 
den, Darmſtadt und Biberih, 1816 nad) Berlin und Petersburg. 

Mit Urlaub wohnte K. 1814 und 1815 dem Wiener Congreß als Privatmann bei, doch 
zugleig dem dahin gefommenen Großherzog Karl von Baden für Gefhäfte und Umgang viel- 
fach dienend. Außerdem hatte er Gelegenheit, vieles zu beobachten, zu beſprechen, zu beratben 
und zu fammeln. Als er zu Anfang 1815 ſich in dem Befige eines anfehnlichen, blos für feinen 
Privatgebraud angelegten Vorraths von Papieren der bezeichneten Art ſah, wurbe er zu dem 
Entiäluffe, die Verhandlungen des Wiener Congreſſes zufammenbringen, durch die Erwägung 
geführt, dag ſchwerlich ein Privatmann fo viele und jo wenig mangelhafte Mittheilungen 
dem Publikum vorzulegen im Stande fein, und wol fein Hof je eine gedrudte Sammlung der 
Congreßacten veranftalten werde, zumal da feiner, der wiener Hof ausgenommen, im Bejige jo 
Dieler Urkunden fei ald er. So entftand die für die Gefchichte eines denkwürdigen Zeitab- 
Enitis hochwichtige und reihhaltige Sammlung: „Acten des Wiener Gongreffed in den 

Jahren 1814 und 1815.” ASK. die Sammlung mit dem achten Bande (1819) ſchloß, gab 
er die Verſicherung, daß fie nit Ein Actenftüd enthalte, das feine Amtsverhältniffe ihm ver: 
WHafft hätten, keins, das nicht auf redlichem Wege in feinen Befig gefommen, nicht, wodurch 
et Vertrauen getäufcht oder eine Amtspflicht bloßgeftellt, aber auch nicht Eine Urkunde, die 
ugendein Hofihm zur Bekanntmachung mitgeteilt hätte, obgleich ihm von hochgeſtellten Staats: 
männern die Mittheilung fehlender Actenftücte verſprochen worden. (Im Jahre1835 erſchien noch 
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ein neunter, Supplementband, mitRegifter.) Bon den beiden wichtigſten Actenftüdten, dem „‚Acte 
finaldu congres de Vienne” und der deutfchen Bundesacte, veranftaltete K. einen befondern Ab: 
druck (zweite Auflage, 1818), der ſowol durch kritiſche Berichtigung des Textes ald durch rigen: 
Zugaben von dem in den „Acten“ befindlichen Abdrucke jich auszeichnet und durch Nachweifung 
ver Verhandlungen über die einzelnen Beſtimmungen der Bunbesacte für die Entftehungs- 
geihichte derjelben wichtig if. Im der „Überſicht ver diplomatifhen Verhandlungen des 
Wiener Congreſſes“ (drei Abtheilungen, 1816) gab K. eine Geſchichte des Ganges der Ber: 
bandlungen und mehrere Abhandlungen und Berichte über einzelne, die deutſchen Angelegen- 
beiten betreffenden Gegenflünde. Durch feine vielfältigen Erfahrungen und ald Augenzeug: 
der Entftehung des neuen Föderativſyſtems mar K. vor andern berufen, dad Bundeäftaatsred: 
foftematifch darzuftellen, wie es fein „Offentliches Recht ded Deutihen Bundes und der Bun- 
deöftaaten‘’ (1817) getban hat. War biäher ſchon K., ver Bublicift, immer mit Verehrung ge: 
nannt worden, fo bildete dieje neue Arbeit wahrhaft ven Focus feiner verbienftlihen Bertre: 
bungen. Es galt, die Geichichte mit der Vernunft zu vermitteln und Fürften= wie Volks recht 
auf die eine nothwendige Bafid der Gegenfeitigkeit und Gerechtigkeit zu bringen. K. löfte dieſe 
Aufgabe mit Wahrung des geſchichtlich Begründeten (aljo auch mit Wahrung deflen, was durd 
die Freiheitöfriege von 1813 — 15 auf dem Felde des deutſchen Staatsrechts in Trieb und 
Blüte gefegt worden war), mit Pietät und Freifinn. Gute Anorbnung, gründlige Etörte— 
rung und große Gelehrfamfeit fanden ihm dabei fördernd zur Seite. An dieſes Wert ſchloß 
ih 8.3 „Quellenſammlung für das öffentliche Recht des Deutichen Bundes‘ (Dritte Auflage, 
1830), während er zugleich das europäifche Völkerrecht in feinem „‚Droit des.gens moderne de 
l’Europe‘ (2 Bde., 1819 ; deutſch, 1821) bearbeitete. 

Schon auf dem Wiener Gongrep wünſchte der Staatsfanzler Fürſt Hardenberg K.F 
Rücktritt in den preußifhen Staatsvienft und bald nachher Kaifer Alerander jeinen Gintritt in 
den ruſſiſchen. Auf beide Anträge verſchob K. jeine Erklärung, bis er mit Mühe Entlaffung 
von feinem Souverän erlangt hatte, Mit Merkmalen ver Fortdauer des gnädigften Wohlwol 
lens entlaffen, verftand ſich K. zum Gintritt in preußifche Dienfte und zwar zur einftmeiligen 
Annahme der zwiefachen Stelle eines Raths oberfter Klaffe bei dem Staatäfanzler und der 
Departement der auswärtigen Angelegenheiten (1817). Beltimmtere ihm übertragene Ar: 
beiten waren die Verhandlungen über den zu ordnenden Rechtszuſtand der preußiihen Stan: 
deöherren in ven Provinzen Weftfalen und am Rhein, und nach vreijähriger erfolgreicher Thä— 
tigkeit in dieſer Richtung die Auseinanvderfegung des aufgelöften Großherzogthums Frankfurt 
und deſſen Departements Fulda zu Frankfurt a. M., wobei er als preußifcher Bevollmächtigter 
mitwirkte. 

Während dieſer ſchwierigen Verhandlungen (1822) kam die in Grundfägen unverändert 
zweite Auflage von K.'3 „Offentliches Recht des Deutichen Bundes und der Bundesſtaaten“ 
ins Publifum. Liber das, was fich hieran fnüpfte, gab K. in der Vorrede zur dritten Auflage 
(S. T7—10, vom 13. April 1831 Datirt), jelbft Auskunft. Geheime und offene Angrife, 
förmliche Denunciationen, Berfolgungen des Buchs und des Berfaflers, eine in Berlin einge: 
leitete Unterfuhung und ald Folge derjelben eine durchs Minifterium (Hardenberg war wenige 
Wochen nah dem Erjheinen jener zweiten Auflage geftorben) ergangene Verurtheilung K. 
zu demüthigender und ehriwidriger, ſowol amtlicher ald au publiciftifch:literarifher Stellung, 
ohne ihm dem vorgängig geftatteter Vertheidigung, erihöpfte das Maß des Denkbaren und 
K.'8 Geduld. Er forderte feine Dienftentlaffung — e8 handelte ih dabei um eine Beſoldung 
von 5000 Thlrn. — und erbielt fie. R. v. Mohl in feiner „Geſchichte und Literatur ver 
Staatswiffenfhaften (Erlangen 1855—58) äußerte hierüber: „Es hätte in der Ihat ein 
Blatt in der Geſchichte der deutſchen Schmach gefehlt, wenn nicht ein Mann von diefen Ber: 
dienften und von diefer Mäßigung wegen umwälzeriſcher Richtung verfolgt, mit bureaufra- 
tiſcher Grobheit verlegt, zum Austritt aus dem Öffentlihen Dienft genöthigt worden wäre.‘ 

Seit diefer Zeit lebte K. beinahe unaudgefegt ald Privatmann in Frankfurt a. M. Mebrer: 
Anträge, in und außer Deutſchland, einen zu einem der höchiten Staatdämter, lehnte er ab 
Ein anjehnlihes Vermögen und der einfache Genuß beffelben machten K. doppelt unabhängig. 
Immer noch fammelte und arbeitete er; immer noch, nad allen Seiten bin, war er dienftfertig 
mit feiner reichen Kenntniß und mit feinem Rathe. So hatte er, noch activ, ein „Staatsardbir 
des Deutihen Bundes’ in zwei Bänden (1816 — 17) im Druck herausgegeben und ba: 
zwifgen mit dem Urfprunge und der verjchiedenartigen Verwandtfhaft der europäifchen 
Spraden u, ſ. w. (1818), mit einer Anweifung zur Erbauung und Behandlung ruffischer 
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Stubenöfen (1819) und der neueften Einrichtung des katholiſchen Kirchenweſens in den fönig- 
ih preußiichen Staaten (1822) literarifch ſich beſchäftigt. Seit feiner Rückkehr in den Pri— 
vatſtand ſchrieb K.: „Das Münzweſen in Deutfchland nach feinem jegigen Zuftande” (1829); 
‚Abbandlungen und Beobachtungen zur Geſchichtskunde, Staats- und Rechtswiſſenſchaften“ 
(2 Bde., 1850 — 34); bejonderes Auffehen machte feine Schrift „Die Selbitänpigfeit des 
Richteramtes und die Unabhängigkeit feiner Urtheile im Rechtſprechen“ (1832), worin er den 
Grundfag einer königlich preußifchen Verordnung von 1823, welde das Recht der Entſchei— 
dung aller Streitfragen über den Sinn, die Anwendbarkeit und Gültigkeit von Staatöverträgen 
dem Richteramt entzog und dem Miniſterium der austwärtigen Angelegenheiten zueignete, mit Frei— 
mürbigkeit prüfte. Im Jahre 1833 erfhien K.'s, Fortſetzung ver Ouellenfammlung zu dem öffent: 
lichen Recht des Deutſchen Bundes“; 1834 das „Genealogiſche Staatshandbuch“, Jahrgang 66, 
Abth. 2; 1835 feine „Pragmatiſche Geſchichte dev nationalen und politiſchen Wiedergeburt 
Griehenlands bis zu dem Regierungdantrirt des Königs Otto““. Nah K.'s Tode (1838) er: 
ihienen feine Schrift „Die eheliche Abftammung des fürftlichen Haufes Lörwenftein- Wertheim 
von dens Kurfürften Briedrih dem Siegreihen von der Pfalz und deſſen Nachfolgerecht im den 
Stammländern des Hauſes Wittelsbach“, und (1844) in K. Welder's „Wichtigen Urkunden 
zur deutſchen Geſchichte“ (Manheim) die von ihm zufanmengeftellten und mit feinen band: 
ihriftlichen Anmerkungen begleiteten Protokolle der Eonferenzen von Karlsbad. 

Verſchiedene gelehrte Oefellihaften hatten K. unter ihre Mitglieder aufgenommen. Mehrere 
Drven, darunter der der Ehrenlegion durch Ludwig Bhilipp, waren ihm ertheilt worden. Im 
Jabre 1835 feierte K. fein funfzigjäbriges juriftifches Doctorjubiläum. Cine günftige äußere 
Lage, einfache Lebensweiſe und perfönliche große Ruhe und Gelaffenheit Hätten wol ein noch 
längeres Leben vermitteln jollen oder können. Doch nah kurzer Krankheit ftarb K. am 
16. Febr. 1837 im hoͤchſten Grade ruhig und fanft in Branffurt a. M. 

Nur Eine Stimme der Anerkennung begleitete in den Öffentlichen Blättern, abgefehen von 
deren ſonſtiger politifcher Färbung, die Todesnachricht K.3. Die „Frankfurter Oberpoft: 
amtözeitung”, die ‚Allgemeine Zeitung‘, der „Deutſche Courier‘, die „Literariſchen und Fri: 
tiſchen Blätter ver Boͤrſenhalle“ gehörten darunter. Es kann umd foll nicht geleugnet werden, 
daß neuere Stimmen etwas eingefchränkter fein Lob ausſprechen. So fagt R. v. Mohl in 
feinem erwähnten Werke am Schluß einer längern Betrachtung über K.: „Er bat mehr ge— 
lefen, wol mehr gewußt als die meiften feiner Zeitgenoffen; er war ein ehrlicher Mann in ftaat: 
lihen Dingen, freifinnig nad den Maßſtabe feiner Zeit. Allein e8 haben manche andere rich: 
tiger und tiefer gedacht als er; er war fein urfräftiger, fchöpferifcher Geift; er ift ſelbſt völlig 
irre gegangen in Wichtigem. So wird er denn in dem Gedächtniß der Zeitgenofien und in der 
Geſchichte der Wiſſenſchaft bleiben als ein ehrenwerther, nüglicher und tüchtiger, kaum aber als 
ein groger Mann.” Ähnlich lauten die Urtheile von andern Seiten her. Gelehrfamfeit, Ge: 
wiſſenhaftigkeit, Fleiß und andere löbliche Gigenfchaften, in Verbindung mit glüdlihen Ge— 
legenbeiten und ihrer zweckmäßigen Benugung geftebt man K. fhon zu, aber Genialität und 
Driginalität werben vielleicht mit deswegen bei ihm vermißt, weil man fie ſuchte, wo man fie in 
Verbindung mit jenen Eigenjchaften zu finden Fein Recht hatte. Aber jeldft jolhe Anſchauungen 
können ſchon formell nicht umhin, ver Thätigkeit Ke's in ihren Arbeiten einen großen Raum zu 
widmen, wie 3. B, außer vem fhon genannten R. v. Mohl, der fih S. 473—487 des zweiten 
Bandes feiner ebenfalls ſchon genannten Schrift unter dem Haupttitel „Zwölf deutſche 
Staatsgelehrte“ auch mit K. beſchäftigte, v. Kaltenborn im fünften Bande von Bluntſchli's und 
K. Brater's „Deutſchem Staats-Wörterbuch“ (Stuttgart und Leipzig 1860), ©. 614—626, 
tbut. Weitere biographifhe Mittbeilungen über K., zum Theil nad eigenen Aufzeihnun- 
gen deflelben, finden ji in der Vorrede der von Morftadt beforgten vierten Auflage von 
8.8 „Offentlichem Recht“. K. Buchner. 

Kolonien. Kolonialpolitik. Koloniſation. (Kolonien und Hauptarten der: 
ſelben. Adlerbau:, Pflanzungsds, Handeld: und Eroberungdfolonien. Ko: 
lonialpolitit im allgemeinen und fpeciell Spaniens, Englandd und Nord: 
amerifad Deutihe Kolonifation.) I. Die Geſchichte der Kolonijation beginnt in 
einer ſehr frühen Periode der Menfhheit. Bald nachdem der Menſch angefangen hatte, feite 
Wohnfige zu gründen, erhielt er auch ſchon Veranlaffung, Kolonien, zunächſt freilih nur in 
nahe gelegene Diftricte, auszufenden. Noch ſteckte in den erften Anſiedlern, welche neben dem 
Aderbau weſentlich auf Viehzucht und Jagd angewiejen waren, der alte Wandertrieb der No: 
maden; noch hatte fih feine Anhänglichkeit an die Heimat in ihnen entwideln Fönnen; noch 
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waren endlich auf dem Boden, welchem jie Getreide und andere Früchte abgewannen, Arkeiten 
von bedeutenderm Umfange nicht aufgewendet worden: was fonnte daher natürlicher jein, ald 
daß fie, fobald die Bezirke, welche fie zunächſt in Befig genommen hatten, theilmeife, wenn au& 
nur oberflächlich ausgenutzt waren und für die fhnell anwachſende Bevölkerung nicht mehr aus: 
reichten, zum Theil den Wanderftab ergriffen und in einer andern, noch unaudgebeuteten Ge— 
gend ein neues, dem erften ähnliches Gemeinweſen begründeten. Die Verbindung mit dem 
Stamm ließ ih aufrecht erhalten und nöthigenfalld vermochten ſich die getrennten Theile auch 
gegenfeitig bei drohenden Angriffen Beiftand zu leiften. Nah und nad dehnten ſich denn vie 
Kolonien mehr und mehr aus, bedeutendere Gebiete-empfingen durch jie ihre Bevölferung un 
immer weiter drangen fie in früher unbemohnte Länder ein. Wenn wir mit Recht daran feſt⸗ 
halten, daß die erften Bewohner unferd Erbtheild von Often und zwar auf dem Landwege aus 
Aſien herfamen, jo können fie nur ald Roloniften zwar langjam, aber ftetig im Innern Europas 
vorwärts gegangen fein und fih nad allen Himmeldrihtungen bin ausgebreitet haben; denn 
die fpätern, beihleunigtern Wanderungen großer Haufen, von denen wir Kunde haben, waren 
erft möglich, ald ver Wald bereits etwas gelichtet war, Wege das weite Gebiet durchkreuzten un 
der vorhandene Anbau, verbunden mit der Viehzudt der Einwohner, ven erobernden Scharen 
Nahrung und Lebensunterhalt gewährte. 

Ohne Zweifel haben wir deshalb die erften Kolonien als Aderbaufolonien aufzu— 
jaffen, venn von Hirtenfolonien kann in fo früher Zeit, wo die Hirtenftämme fich nicht ſeßhaft 
zu machen pflegten, nicht Die Rede ſein. Wir haben foeben angedeutet, wie die Aderbaufolonien 
zu entftehen pflegten: fie verbanften wefentlih der theilmeifen Ausnugung des Bodend und der 
angewachſenen Bevölkerung ihren Ursprung. Wenn nicht felten die Überlieferung aderbau: 
treibender Völker erzählt, daß eine ausgebrochene Hungerdnoth die Veranlaffung zur Audwan: 
derung eined Stammes, einer Anzahl Bürger gab, fo irrt fie dabei gewiß nicht; nur mag in 
derartigen Bällen der Mangel häufig einen hroniihen Charakter angenommen und eine ent: 
giſche That gefordert Haben. Lange Wanderungen wurden bei der liberfiedelung gewiß niät 
vorgenommen; man warf fi) auf Die nächfte geeignete, noch unbewohnte oder ſchwach benölfent 
Gegend. Einerſeits beſaß man die Mittel nicht, bis zu weitentlegenen Ländern vorzubringen, 
andererfeitd mochte man auch nicht Diftricte wählen, welche wefentlich verfchievene Lebensbe— 
dingungen boten, und endlich hatte man alle Beranlaffung, fi von dem Stammſitz, mit dem ſich 
eine beiden Theilen nügliche Verbindung unterhalten ließ, nicht zu fehr zu entfernen, Alm: 
falls überfhritt man Waſſerſcheiden oder fegte über Seen und fhmale Meeresarme; im allge: 
meinen aber wählte man gewiß den Landweg auf= oder abwärts von Flüſſen, melde ven Ber: 
kehr zwiſchen Mutterland und Kolonie ermöglichten. j 

Wie damals find aud heute noch Arerbaufolonien nur in ganz unbewohnten oder Dunn 
bevölferten Ländern möglich; in menſchenreichern finden fie Feine paſſende Stätte und mürten 
aud von den Infaflen, melde ven Grund und Boden bereitd in Befig genommen haben, mil 
Gewalt zurüdgewiejen werden. Daher hat ihre Durdführung große Schwierigfeiten, dent 
dev Grund und Boden ift no jungfräulih und foll der Eultur erſt gewonnen werben. Tie 
dichten Wälder müſſen niedergebrochen und ausgerodet werden, ed gilt, den Boden umzuwerfen 
und fruchttragend zu machen, zunächft aber für Jahre auf allen oder doch mindeftend den sollen 
Ertrag zu verzichten und ſich mit den Früchten des Waldes, dem Gewinn der Jagd und den Pre 
ducten der Viehzucht und Hirtenwirthfchaft zu begnügen oder Lebensmittel aus weiter Berne zu 
holen. Ebendeshalb, weil dad Aderland nur mühfam und mit ſchwerer Arbeit gewonnen MT: 
den fann, wird ed dem Anſiedler aber auch werth und tbeuer; von vornherein knüpft ſich dit 
Menſch an die Scholle, die er nur ungern und nothgedrungen wieder aufgibt; alles, was er ber; 
ftellt, wird auf die Dauer berechnet und feine focialen und politifhen Einrichtungen nehmen den 
Charakter der Feftigfeit und Stetigfeit an. * 

Roſcher hat in ſeiner vortrefflichen, von uns benutzten Schrift „Kolonien, Kolonlalpolitil 
und Auswanderung” hervorgehoben, daß die Ackerbaukolonien in ihrer innern Einrichtung 
weſentlich einen fehr vemofratiihen Charakter zeigen. Das ift gewiß richtig, aber aud zugleid 
jehr natürlih. Im allgemeinen gewährt jhon der Kandgrundbefig dad Gefühl der Selbftän: 
digkeit und Unabhängigkeit; der Bauer fühlt ſich überall, wo er nicht durch jahrhundertealt‘ 
Untervrüdung herabgedrückt ift, ald Herr. Die Aderbauer werden ferner regelmäßig durd 
feine wefentlihen Schranken geſchieden; auch der große Grundbeſitzer, fofern er wirklich an der 
Bebauung feiner Befigungen theilnimmt, trennt jich nicht fharf ab von dem wohlhabenden 
Bauer, deifen Intereflen auch die feinigen find und deffen Lebensweiſe er wenigſtens zum Theil 
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annehmen muß. Gine hervorragende Ariftofratie vermag ſich daher nur ſchwer herauszu- 
bilden. In den Kolonien liegen außerdem die Bejigungen weit voneinander entfernt, die Ver— 
einigungen der Anfiebler, welche ſämmtlich dem Mittelftande anzugehören pflegen, bleiben ver: 
bältnigmäßig loje, und einzelne dieſer legtern können daher nicht leicht zu vorwiegender Einwir— 
fung auf die allgemeinen Angelegenheiten und dadurch wieder zu Dauerndem Einfluß gelangen. 
derner pflegen ji den Aderbaufolonien bei ihrer Entjendung aus der Heimat nur Fräftigere, 
energiichere Elemente, die noch dazu oft das Vaterland des herrfchenden Drudes wegen ver: 
laſſen, anzufchließen, und find ſchwächere vorhanden, fo müffen fie in ver Kolonie, wo fie ohne 
den Beiſtand des Staatd und der Genoffen faft immer mit den größten Schwierigkeiten zu 
fimpfen und Angriffe auf Perfon und Eigenthum abzumehren haben, jih, wollen fie nicht zu 
Grunde gehen, bald auf ſich jelbft und die eigene Kraft ftügen lernen. Selbft diejenigen, welde 
den eigenen Grund und Boden nicht bauen, ſehen durch den Dienft ihre Selbftänpigkeit nicht 
geiährdet. Der herrſchende Mangel an Arbeitern veranlaßt, daß fie hoch geichägt werben; ohne 
Mühe finden fie, wenn fie ven Brotherrn wechſeln wollen, lohnende Beihäftigung und außer: 
den pflegt in der erften Zeit und häufig auch noch fpäter anbaufähiges Land unentgeltlich oder 
gegen geringe Entjhädigung erworben werben zu können, ſodaß der Arbeiter ſich ſtets zum 
ſelbſtändigen Wirth zu erheben vermag. 

Bir haben ſchon erwähnt, daß die Aderbaufolonien ſich nicht gern weit vom Mutterlande 

entfernen und daß fie mit demſelben in Verbindung zu bleiben ftreben. Was die erflere Bemer— 
fung betrifft, fo zeigen jich in neuerer Zeit häufigere Ausnahmen als früher, weil leichte und 
haltnigmäpig nicht Foftfpielige Verbindungen felbft mit den Ländern anderer Erbtheile her- 
getellt find. Aderbaufolonien von größerm und geringerm Umfange jind in den legten Jahr: 
hunderten in Amerifa oft von Europa aus begründet worden ; freilich um deswillen nicht ohne 
großt Schwierigkeiten, weil alle Berhältniffe ver Kolonie von denen des Mutterlandes abwi— 
Gen. Auch die Beziehungen zum Mutterlande find nicht immer innige, löfen ſich oft fogar ganz 
auf. Der Charakter der Selbftändigkeit, der ſich, wie gefagt, in ver Aderbaufolonie entwicelt, 
die Anhängligfeit an Grund und Boden, welde ven Verkehr zwifchen Mutterland und Ko— 
lonie auf einer gewiffen niedrigen Stufe hält, die Misftimmung, mit welcher oft die Heimat von 
den Emigranten zerlaffen wird, und der Umſtand, daß die Producte beider Länder oft nicht zum 
Austauſch gegeneinander ganz geeignet find, tragen dazu bei, das Tochterland, jelbft wenn es 
Sprade, Sitten und Gebräuche mit Zähigkeit feſthält, dem Mutterlande zu entfremben. Na— 
mentlich geſchieht dies dann, wenn dad Mutterland für die Kolonie nichts gethan, vielmehr fie 
abhängig zu machen geſucht hat und wenn ein Theil der Koloniften aus andern Gegenden ge: 
fommen ift, eine Mifhung mehrerer Stämme flattgefunden hat. 

Neben den Aderbaufolonien werben auch (von Roſcher) die Viehzuchtkolonien (3.2. 
ber alten Hellenen im Innern von Kyrenaifa, der Spanier auf ven Pampos und Llanos von 
Südamerika, der Holländer im Innern ver Gapfolonie) genannt, Hierher gehören weſentlich 
auch die alten Kolonien der fogenannten freien Walfer in Bündten, welche Roſcher in ven An= 
merfungen irrthümlich als Aderbauer bezeichnet hat, und andere deutſche Stänme im berner 
Hadliland und Saanenthal. Die Hirtenfolonien unterfcheiden ſich jehr meientlih von den 
Nderbaufolonien; die Lebensweiſe ihrer Glieder zeigt weniger Stetigfeit und flreift näher an 
die Gewohnheiten der Nomaden; die Selbſtändigkeit der einzelnen ift, meil ed neben dem gro— 
Ben Herrpenbefiger viele abhängige Leute zu geben pflegt, befchränfter, und nur ba, wo die Vieh: 
zuchtkolonie in die Aderbaufolonie übergehen will oder ſich ihr annähert, entwideln ſich wichtige 
Perübrungspunfte, 

Während bei ven Aderbaukolonien die Anfiedler weſentlich nicht nur die Leitung der Ar- 
beiten, ſondern dieſe felbft übernehmen, ift das Gleiche bei den Pflanzungsfolonien nidt 
ver Fall. Sie beftehen ausſchließlich in tropiſchen Ländern, wurden von Europäern begrünbet, 
Rammen erft aud der neueren Zeit, find auf die Ausfuhr ihrer Erzeugniffe berechnet und ver- 
jorgen Europa mit einer Menge von Producten des Pflanzenreichs, welde auf feinem Gebiet 
gar nicht oder nur in geringer Menge gewonnen werben können. Da indeß Europäer ſich ſchwer 
an das tropifche Klima gewöhnen und in demſelben dauernde und anftrengende Arbeiten ohne 
große Gefahr für Leben und Geſundheit nicht zu bewältigen vermögen, fo befleht in den Pflan⸗ 
jungsfolonien der eigentliche zahlreiche Arbeiterftand aus Eingeborenen und meift zwangs- 
weite eingeführten Menjchen anderer tropiihen Ränder. Infolge deſſen gibt ed in ihnen jtets 
wei Hauptflaflen, erftens Europäer und ihre Nachkommen, Greplen, Herren, welde ven Grund 
und Boden beflgen und mit Kapital audgeftartet, ald Unternehmer den Anbau und zum Theil 
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auch die Verarbeitung der Producte beforgen laffen, und ihre Gehülfen ; und zweitend Arbeiter, 
Knechte oder Sklaven, welche ihnen in jeder Hinficht dienftbar find. Beide durch Abfunft und 
Farbe unterſchiedene Klafien ftehen nicht zu= und neben=, jondern gegeneinander ; die Eleinere 
herrſchende nugt Die zahlreicheredienende in ihrem Interefle oft bis zum Ubermaß aus, und dieie 
betrachtet jene, fobald fie zum Bewußtſein ihrer Lage fommt, als ihren Beind, melden fie be: 
fünpfen würde, wenn fie nicht ſyſtematiſch nievergehalten, midtrauifch bewacht und bei jedem 
Verſuch ver Wiverfeglichkeit ftreng, ja barbarifch beftraft würde, Gin freier Arbeiterftand kann 
fih in Pflanzungskolonien nicht bilden; ebenfo wenig ift ein zahlreicher, fräftiger Mittelftan 
möglih. Daher kommt es, daß die Pflanzungsfolonien faft in feinem Punkt eine Ahnlichten 
mit den Ackerbaukolonien haben. Die Folge der bezeichneten Zuſtände der Pflanzungskolonien 
iſt ferner, daß den Koloniſten das Gefühl der Sicherheit ihrer Eriftenz fehlt, daß fein feſtes 
Band fie an den Boden knüͤpft, daß fie denſelben nicht als eine Heimat anzufehen vermögen um 
fich fortvauernd ald Fremdlinge, deren Vaterland jenfeit des Dceans liegt, betrachten. Selb 
das Familienleben genießen verhältmigmäßig nur wenige von ihnen. Indem fie yorzugsmeil: 
den Gelderwerb zu ihren Lebensziel machen, legen fie auf Bildung nur geringen Werth. lim 
was die arbeitende Klaffe betrifft, jo werden ihr nicht nur alle Mittel, ſich geiftig zu erbeben, 
foftematifch entzogen: fie fteht auch auf fo niedriger Stufe, daß ſie das Bedürfniß, NG zu ent: 
wideln, gar nicht fühlt. Für die Eultur und materielle Hebung ded Landes pflegt nur fo viel zu 
geſchehen, als die nächften egoiftiichen Zwecke der Koloniften erforderlich nahen; wie der Ge: 
meinfinn nur gering ift, fo befaßt fi) auch der Staat, auf welchen die Bflanzer allein Einflus 
haben, nicht mit der Anftrebung größerer und weiterer Ziele. Charakteriſtiſch ift, daß die 
Aderbaufolonien vorzugsweife dem germanifchen, die Pflanzungskolonien in ihrer Mebrbeit 
dem romanischen Stamm anbeimgefallen find. 

Bon geringer Bedeutung find Induftriefolonien; wo fie, und zwar in der Rigt 
fünftlih, in Aderbauftaaten hergeftellt worben ſind, waren fie ftetö von Fleinem Umfang: um 
hatten felten, d. 6. nur dann, wenn ihnen bejonders günftige Verhältniffe zugute Famen, 
dauernden Einfluß. In der Regel handelte es ſich bei ihnen darum, eine beftimmte Induftrie 
in einem europäiſchen Staate einzubürgern, um „bad Geld im Lande zu behalten‘. Gegen: 
wärtig wird ſchwerlich ein Negent oder ein Staat noch geneigt fein, eine induftrielle Kolonie is 
feinem Gebiet mit großen Koften und wenig Erfolg hervorzurufen. Hier fünnen auch de 
Eulturfolonien Roſcher's erwähnt werben, Kolonien, welde begründet werden, wenn ‚it 
Regierung eines roben Volks aus der Fremde höher gebildete Koloniften gleichſam als Erziehe 
und Lehrmeifter ihres neuen Vaterlandes hereinruft‘‘. 

Zu den wichtigſten aller Kolonien gehören vie Sandelsfolonien, die ſchon in ſehr früber 
Zeit gefliftet wurven. Sobald Schiffahrt und Handel weiter entfernte Länder und namentlis 
eultivirte Länder mit uncultivirten zu verbinden begannen, jtellte fi für die eritern die Notk: 
wendigfeit heraus, in den legtern an geeigneten Hafenplägen Gomptoire und Factoreien zu be: 
gründen, welde vie eingeführten Waaren in Empfang nehmen und verfaufen, die audzufüt: 
renden aber beihaffen und anfammeln mußten. Denn im weſentlichen geftaltete fich der Sande! 
als Austausch der Producte beider Länder und der ihnen nahe gelegenen Gebiete. Je lebbafrer 
und kräftiger fih die Gefchäfte entwickelten, defto ſchneller verwandelten ſich die Comptoire, die 
Factoreien in eine Anſiedelung. Handeldfactoreien und Kolonien wurden dem Mutterlande 
ſtets von der größten Wichtigkeit. Sie knüpften Verbindungen mit den Kandeseinmohnern um 
den entfernt von der Küfte angefeffenen Stämmen. an, ermittelten deren Bedürfniſſe, die fie zu 
gleich zu vermehren ftrebten, lieferten ihnen die angefommenen Waaren aus, nabmen dagegen 
bie Landesproducte, die fie entweder bei andern Stämmen umtauſchten oder menn fie zur Aut: 
fuhr geeignet waren, zum Hafen heranführten, in Empfang und verfandren fie in das Mutter 
land. Während, wo Factoreien und Handelskolonien nicht vorhanden waren, der kauffahrende 
Schiffer Monate hindurch an der fremden Küfte hin = und herfahren mußte, bis er die Ladanz 
abgefegt und mit den eingetaufchten Waaren befrachtet hatte, während er oft feine zahlunge: 
fähigen Käufer fand und zu den Stämmen innerhalb des Landes gar nicht in Beziehung zu 
treten vermochte: da konnte er mit Hülfe der angefievelten Kaufleute daſſelbe Geſchäft in kurzer 
Zeit jelbft dann, wenn augenblicklich Fein Abfag möglich erſchien, beendigen, weil die Auflage: 
rung möglich geworden war. Denn entweber kauften ihm feine Gefhäftöfreunde die Waaten 
ab oder fie übernahmen diefelben in Gommiffion, indem fie ihm zugleih Rückfracht Tieferten 
oder zum Einfauf von Waaren Eredit gewährten. 

In diefer Weile gewähren auch jegt noch Handelsfolonien dem Mutterlande große Ber: 
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heile dadurch, daß fie feine Fabrifate abnehmen und verkaufen, ihm die Producte der Länder, 
denen fie nahe ſtehen, liefern, damit Handel und Induſtrie fördern und die Schiffahrt Heben. 
Nice jelten gelingt ed den Handelskolonien, ji ein förmliches, bald nur factifches, bald auch 
vertragämäpiged Monopol zu ſchaffen, durch welches die Kaufleute anderer Länder und ihre 
Schiffe vom Verkehr ausgeichloflen werden und Waaren, welche nicht aud den Mutterlande und 
nicht auf feinen Schiffen anfommen, nicht gelandet werden dürfen. Linter diefen Umftänden hat 
dad Mutterland ein großes Intereife daran, daß die Kolonie fortbefteht und gedeiht; es wird ſie 
baber josiel als möglich unterflügen, fördern und begünftigen und ihr, jobald fie von feind- 
lichen Angriffen bedroht wird, auch Hülfe gewähren. Andere Länder werden dagegen der Ko- 
lonie zu ſchaden ober ſie in ihren Befig zu bringen fuchen. Daraus folgt, daß nur ſolche Völker, 
melde neben einer bedeutenden Kandelöflotte auch eine tüchtige Kriegsflotte befigen, mit Aus: 
Aht auf Erfolg und Dauer eine Hanvdeldfolonie zu begründen vermögen. Auch die Handels: 
kolonie it durd Neigung und Interefle fortwährend auf das Mutterland bingewiejen. Durch 
Abſtammung, Sprade, Religion und Sitte mit demjelben verbunden, betrachtet fie daſſelbe, in 
weihes nicht felten ihre immer wieder dur neue Ankömmlinge ergänzten Mitglieder in rei: 
term Alter zurüdzufehren pflegen, als ihre eigentlihe Heimat; dagegen ftebt jie ven Bewoh— 
nern ded Landes, in welchem jie exriftirt, fortwährend fremd gegenüber und kann ſich mit ihnen, 
die auf niedrigerer oder wenigftend auf weſentlich verfchiebener Eulturftufe ftehen, nicht amalga— 
miren. Je lebhafter und intenfiver der Verkehr mit dem Mutterlande ift, deſto größer ihre 
Vlüre, defto ficherer ihr Beftand; die Losldjung von demſelben, welche alle ihre Handelsbezie⸗ 
hungen abjchneidet, bringt ihr dagegen ſicheres Verderben. So mejentlihen Nugen fie aud 
den Sandedeinwohnern gewährt, ihre Stellung zu denfelben ift nie eine dauernd freundichaft: 
be; leicht brechen Streitigkeiten aus, welche bald ver Handelsverkehr ganz natürlich er- 
zeugt, bald die Verfchiedenheit der Anſchauungen und Sitten, bald die ven Neid und die Hab: 
fucht anteigende Wohlhabenheit der Koloniften bewirkt. Zunächſt fuhen dieſe zwar ſich durch 
engen Anſchluß aneinander jelbft zu ſchirmen, aber ihre Schugmaßregeln fünnen höchſtens die 
erften Angriffe abwehren; die Sicherheit der Kolonie beruht daher auf dem ſtets bereiten Bei: 
fand des Mutterlandes, deſſen fie dann um jo mehr benöthigt ift, wenn, was in der Negel ge: 
ihiebt, Goncurrenten die KRoloniften aus ihren Sigen zu vertreiben und diefelben ji anzu— 
eignen ftreben. Bon alledem abgejehen, bedarf aber auch die Kolonie bedeutender Kapitale, 
welde fie nur aus dem Mutterlande empfangen kann und welche fie, je reicher fie ihr zuftrömen, 
deſto ſchneller zu Blüte und Gedeihen bringen. 
Wir haben ſchon bemerkt, daß Handelskolonien von cultivirtern Ländern in weniger eul— 
tivitten begründet werden; wir müſſen dies aber noch einmal hervorheben, indem wir darauf 
binweijen, in wie hervorragender Weife jie die Eultur fördern. So langſam und ſchrittweiſe 
ih das Menſchengeſchlecht im allgemeinen fortgebilvet Hat: einzelne Volksſtämme und Gruppen - 
And nichtsdeſtoweniger ſprungweiſe vorwärtd gefommen, und zwar ift Died dadurch geichehen, 
daß fie mit bereits höher gebildeten in Verbindung traten und jich infolge veffen in verhältnip- 
mäßig kurzer Zeit das aneigneten, was diefe bereitd an Erfahrungen, Erfindungen und ſon— 
figen Errungenſchaften bejaßen. Am fchnellften machte ſich natürlich der Fortſchritt bei dieſen 
einzelnen Volksſtämmen dann, wenn dieſe Verbindung in friedlicer und freundſchaftlicher 
Weile zu Stande gefommen war. Wenn nun aber fhon, wie oft geſchehen ift, einzelne Schiffe, 
welde in langen Zwiſchenräumen nit ven Bewohnern ferner Gegenden in Berührung kommen, 
auf deren Zuſtände im kurzer Zeit Einfluß üben, fo ift dad noch mehr und in nod weit höherm 
Maße der Fall, wenn ſich eine Kolonie bei ihnen niederläßt und ihre Sitten und Lebensgewohn⸗ 
beiten, ihre Erfindungen und Kenntniffe mit jich bringt. Anfänglich wird freilih immer nur 
die materielle Lage der Einwohner verändert, denn zunächſt tritt dad mehr Außerlihe an fie 
beran, bald wirkt aber die Kolonie auch auf die geiftigen Zuftände fräftig und nachhaltig ein. 
Selbft Höher cultivirte Länder können ſich diefem Einfluß nicht entziehen ; wir erinnern in dieſer 
Hinſicht nur an Ehina, das feit vielen Jahrhunderten an jeinen Zuftänden mit außerordentlicher 
Starrheit feſthält und das dennoch durch feinen Handel mit Europa und durch die verhältniä- 
mäßig nur geringfügige Anftedelung von Europäern auf feinem Gebiet auf die Bahn einer voll: 
Rändigen Umgeftaltung bingeführt wird. In der Regel iſt ver Ginfluß der Handelskolonien 
auf die Gultur der Länder ein fegensreicher, in gewiflen Fällen fann er aber auch ein nachthei⸗ 
iger werben, fei ed, daß die Kolonie im egoiftiichen Iutereife ſchlechte Gewohnheiten ver Gin: 
wohner fördert und ausbeutet, fei ed, daß fie andere handeltreibende Völker mit Lift und Gewalt 
ern hält, um ihre Goncurrenz zu verhindern. 
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Roſcher hat behauptet, daß alle Kolonien ald Handeldfolonien anfangen, und das iſt un- 
zweifelhaft richtig. Handelskaravanen und Handelsſchiffe pflegen die fremden Länder zu ent: 
decken und zu erforſchen; aus ihnen folgen, wie wir erwähnt haben, Nieverlaffungen,, und erft, 
wenn ein Land in feinen Gigenthümlichfeiten näher befannt geworben ift, Fann davon die Rede 
fein, auf feinem Gebiet eine Aderbau=, eine Militärfolonie zu gründen. Was das Ende einer 
Handelöfolonie betrifft, jo kann es ein ſehr verfchiebenes fein. Wir haben hervorgehoben , daß 
die Koloniften das Mutterland ftetd als ihre wahre Heimat betrachten und in reiferm Alter in 
daſſelbe zurückzukehren pflegen ; die Kolonie ift ihnen nur eine Station, in der jie deshalb Häufig 
nicht einmal einen Hausftand gründen. Schon deshalb wird ſich die Handeldfolonie nie jehr 
ausdehnen ; fie kann aber auch ihrer Natur nah, will jie ihren beichränften Zweck nicht verän: 
dern, eine gewifle enge Grenze nicht überfchreiten. Daraus folgt, daß fie außer Stante if, 
eine Nation zu bilden, jo viele Jahrhunderte fie unter günftigen Umfländen auch fortbeftehen 
mag. Iſt das Volk, in deffen Gebiet fie liegt, ein fräftigeö, intelligentes und fchreitet es vor: 
wärts, wozu der heilfame Einfluß der Kolonie beiträgt, jo wird ed nad) und nad) ſich an ben 
Geihäften, welche die Kolonie betreibt, betheiligen, endlich aber viejelben felbftändig in die «Hand 
nehmen; ed wird ven Handel und die Schiffahrt nationalifiren und damit der Kolonie, melde 
es vielleicht in jih aufnimmt, ein Ende machen. Iſt das nicht der Kal, verfinfen die Einwohner 
mehr und mehr in Schwäche und Uneultur, zerſpalten fie ſich in Parteien, welche ſich gegenseitig 
zerfleifchen, rufen einzelne verjelben ven Beiftand der fremden Kaufleute an und machen fie dabei 
zu Schiedsritern: fo kann die Kolonie, wenn jie vom Mutterlande aus Fräftig unterftügt 
wird, in den Befig der Herrjchaft über das Land gelangen und ein mächtiges Reich bilden; in 
dieſem Fall verliert fie aber den Charakter der Handeldfolonie und eriftirt unter ganz andern 
Beringungen und Lebensformen fort. Daß ſie aud) dadurch enden fann, daß die Gegner fie 
angreifen, in Befig nehmen und zerftören, brauchen wir nicht zu erwähnen ; die Geſchichte, na: 
menilich der ältern Zeit, hat dafür zahlreiche Belege. 

An die Handeldfolonien ſchließen wir diejenigen Kolonien an, welche an Stationdpunften, 
bei welden die Schiffe vorzüglich behufs der Ausbeſſerung und Verproviantirung anlegen, ent: 
ſtehen. Man hat jie Relaisfolonien genannt, und alle feefahrenven Nationen haben fie an 
denjenigen Punkten, welche ſich für den Zwed vorzüglich eignen oder für den Schuß des Ber: 
kehrs wichtig find, begründet. In manden Fällen fönnen fie Handelöfolonien fein, haben 
indeß als foldhe flet8 nur geringere Bedeutung. Relaiskolonien gab ed aud in alter Zeit; ſie 
waren damals für die Schiffahrt, welche fich wejentlich ald Küftenfahrt geftaltete, von großem 
Werth, weil anfänglich nur mit ihrer Hülfe Neifen in entlegenere Gegenden ausgeführt werden 
fonnten. Weniger wichtig find die nahe ſtehenden Fiſchereikolonien, Stationen in den Ge— 
genden, in welchen der Fifchfang reiche, werthvolle Beute liefert und die fiſchenden Schiffe ih 
in großer Zahl nad) regelmäßigen Perioden einfinden. Sie nehmen die Schiffe in ihre Häfen 
auf, ermöglichen ihnen die erforverlihen Ausbefferungen und liefern ihnen auch Lebendmittel, 
wenn fie jich mit denſelben in ver Heimat nicht in hinreihendem Maße verfehen konnten. 

Weſentlich verſchieden von den biöher beſprochenen Arten find die Eroberungsfole: 
nien. Gie werden, wie bereits erwähnt, oft durch Handelöfolonien eingeleitet und entſtehen, 
wenn ein bedeutender Theil eines Fraftvollen und energiſchen Volks auswandert, in ein fremdes 
Sand eindringt, ed unterwirft und fi in demſelben für die Dauer feftjegt. Die Beranlaffung 
zur Auswanderung ift oft Übervölkerung und ver Wunſch, eine jhönere, frudhtbarere Heimat 
zu gewinnen. Groberungdfolonien richten fich gemöhnlid auf bevölfertere und cultivirtere 
Länder, deren Einwohner herabgefommen oder entnervt, oder zwar Fräftig find, aber auf nie 
driger Eulturftufe ftehen. Indem die Koloniften dad Land in Befig nehmen, machen fie die 
Einwohner, joweit fie fie nicht ausrotten, unterthänig, drüden fie in ven Stand der Sklaven, 
Knechte oder zinspflichtigen Zeute hinab und ziehen vorzugsmweije ven Grundbefig an ih. Se 
entfteht aus ven Eroberern eine herrſchende, aus den Eingeborenen eine dienende Kafte, melde 
ih anfänglich feindlicd; gegenüberftehen, aber nach Ablauf langer Zeiträume fid) wenigftend zum 
Theil miteinander verfchmelzen. Alle Staatöftellen, alle Kirhenämter, alle Ehren und Wür— 
den jowie die einträglichften Gefchäfte pflegt fich die herrſchende Kafte vorzubehalten; die Dies 
nende wird dagegen herabgejegt und veradtet. Um fo flärfer tritt die Trennung beider Kaften 

heraus, je mehr fi) die Koloniften von ven Ureinwohnern durch Abftammung, Sprade, Sitten, 
Körperfarbe unterfheiden. Dennod gelingt e8 nicht felten dem unterjocdhten Volfe, wenn es 
zahlreicher war und auf höherer Gulturftufe ftand ald der eingedrungene Stamm, feine Sitten 
und feine Sprade zur allgemeinen Geltung zu bringen und ſich infolge deſſen gleidhzuftelten. 
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Das geihieht um To ſchneller, je mehr fi die Koloniften mit eingeborenen Frauen verbinden, 
In andern Fällen und zwar namentlich dann, wenn die Eingeborenen zum großen Theil ausge: 
rotter wurden, dringen Sitten und Gewohnheiten der Anſiedler durch und werden für den Cha— 
rafter des Volks vorzugsweiſe oder ausſchließlich maßgebend. 

Als Abart der Eroberungskolonien kann man die ſogenannten Militärkolonien be— 
trachten, Anſiedelungen von Kriegern in einem eroberten Lande weſentlich zum Zweck, um 
daſſelbe im Zaum zu halten. Während die Eroberungskolonien ſich vom Mutterlande ablöfen 
und mit den Landeseinwohnern einen eigenen Staat bilden fönnen, bleiben die Militärkolonien 
Rers in naher Beziehung zum Mutterlande, in deffen Interefle fie als Militärftationen geftiftet 
ind. Borzugsweife auf den Kriegsdienſt, zu dem fie in jedem Augenblick aufgerufen werden 
können, berechnet, knüpfen fie fih wenig an die Scholle. Laſſen ſich die Glieder der Militär- 
folonie infolge wejentlicher Umgeſtaltung der biäher vorhandenen Verbältniffe in dem eroberten 
Sande fpäter dauernd nieder, gehen fie engere Verbindungen mit ven Ginwohnern ein, fo muß 
bie Rolonie nad und nad ihren Eharakter verändern und wird fchließlih faft ſpurlos ver: 
ſtzwinden; fie ift in dieſem alle affimilirt worden, 

Gegen die genannten Hauptarten ber Kolonien, melde bei einer oder der andern Kolonie 

ib miſchen und damit Zwitterwejen jchaffen, find diejenigen, melde wir fchließlih noch er— 
wäbnen müflen, von geringerer Bedeutung. Wir nennen zuerft die Seeräuberfolonien, 
die ſtets nur kurze Zeit dauerten, und wenn fie fortbeftanden, ihren Charakter wefentlich änderten, 
und die Strafkolonien. Auch die legtern geftalten ſich, ſobald die Kolonifation eine beveu: 
tende Ausdehnung gewonnen hat, um; mit der zunehmenden Eultur, dem fteigenden Wohlſtand 
ermaht dad Beſtreben der Roloniften, die Anfievelung neuer Verbrecherſcharen zu verhindern; 
ld wird das Mutterland genöthigt, fi neue Deportationdorte zu fuchen, und aus der Straf: 
feionie wird eine reine Ackerbaukolonie, welche durch freie Anjtenler mehr und mehr an Ausdeh— 
nung gewinnt. Endlich bejigen wir noch Miſſionskolonien in von heidniſchen Völfern 
bewohnten Gegenden anderer Erotheile. Ihr mweientlichfter Zweck ift die Audbreitung des 
Ehriftenthums, aber fie verbreiten auch nützliche Kenntniffe in Bezug auf Aderbau und Ge: 
werbebetrieb, fördern die geiftige Gultur, veranlaffen nomadifirende Stämme zur Anfievelung, 
ermöglien Hanvelsverbindungen zwifchen ihnen und Europäern und legen nicht felten den 
Grund zu einer Aderbau = oder Handelskolonie. 

II. Aus dem Borhergefagten ergeben fi zum großen Theil bereits die Ur ſachen der Ko— 
lonifation; wir müffen indeffen auf diefelben doch noch einige Blicke werfen, da wir fie zu 
versollländigen und zu erläutern haben. 

Ber ſich zur Auswanderung entſchließt und an der Rolonifation betheiligt, wird es in der 
Regel nur thun, um ſich eine beflere und gefichertere Eriftenz, als ihm die Heimat bietet, zu ver- 
ſchaffen, feies nun, daß er ausfchließlich danach ftrebt, feine materielle Wohlfahrt zu erhöben, 
fei es, daß er ſich die freiere Bewegung, welche ihm auf politifchem oder veligiöfen Gebiet im 
Vaterlande abgeht, erwerben will. Am bäufigften Handelt es fid bei der Auswanderung Ein: 
jelner oder größerer Maffen um die Verbeſſerung ver materiellen Lage, und zwar wird dabei 
nit allein die nächſte Zukunft, ſondern auch das reifere Alter und das Fortkommen der Kinder 
ind Auge gefaßt. Aber auch die politiihen und religidfen Verhältniſſe haben viele Kolonien 
bewergerufen ; fleigt der Drud der Mehrheit oder der abfoluten Gewalt fo hoch, daß er für 
viele unerträglich wird, fo ſcharen fich dieſelben leicht zufanmmen, um in fernen Weltgegenden 
eine Stätte aufzuſuchen, in welder fie ihren Überzeugungen freien Ausdruck geben können. 
Sole Kolonien nehmen dann freilich immer einen beftimmten eigenthümlichen Charakter an, 

der oft in Jahrhunderten jih noch nicht verwiſcht hat. In den meiften Fällen darf man von 
einem Staate, von welchem Kolonifationen ausgehen, behaupten, daß feine Zuftände in irgend: 
Ainer Hinficht mangelhaft find. e 

Eine der wichtigften Grundurſachen der Rolonifation ift die Übervölferung, von welcher 
wir bereitö bei den Aderbaufolonien als der Beranlaffung ver erften Kolonifation geſprochen 
baben. Wo fie hervortritt, fcheint ſich dem Staate ald erftes und bequemftes Mittel die Ver: 
minderung der Bevölferung, die Kortfhaffung einer großen Anzahl Menfchen zu bieten. Aller: 
dings ließe fih auch ohne Kolonifation forttommen, denn Übervölferung ift immer nur rela— 
fo und kann durch Vermehrung der Nahrungsmittel, des Kapitald und ver induftriellen 
Ihätigfeit aufgehoben werden. Indeſſen laffen ſich große Umgeftaltungen in der wirthſchaft— 
lien Thätigkeit eines Volks nicht leicht und nicht in kurzer Frift durchführen. Auch der Ein: 
zelne, der von der Übervölferung zu leiden hat, deſſen Griftenz infolge ver Goncurrenz und ber 
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Herabdrückung ded Lohns kärglich dotirt und oft geführbet ift, denkt zunädft an die Auswande— 
rung; je größer feine Leiden, je geringer feine Hoffnungen auf Beflerung ver beftehenden Zu: 
fände find, deſto ſchwächer wird die Anhänglichkeit an die Scholle und deſto feiter, wenn er noch 
Energie befigt, der Entſchluß, ſich mit Eräftiger Hand auf einen neuen, hoffnungsreichern Boben 
u ſtellen. 
Auch die überfüllung eines Landes mit Kapital reizt ſeine Bürger zur Auswanderung und 
Kolonifation an. Solange ver Kapitalift jich bei herrſchendem Kapiralüberflug im Stande 
ſieht, fein Kapital, ohne daß er deshalb Die Heimat aufzugeben braudt, in fremden Ländern 
fiher und zu gutem Zindfuß unterzubringen, jolange zieht er dies der Auswanderung vor; ift 
das alles nicht der Fall, fo wird er ih namentlih dann, wenn er das Kayital außerhalb der 
Heimat nur durch eigene Verwendung und Speculation jo nugbringend ald möglidy machen 
fann, zur Gmigration und Anſiedelung in fremden Ländern entfchliegen, So wichtig aber aus 
das Kapital für die Koloniegründung ift, jo wenig Kolonien ohne Mithülfe eines verhältnis: 
mäßig bedeutenden Kapitalreichthums des Mutterlandes zu Stande fommen fönnen: im allge: 
meinen bat der Kapitalüberfluß doh nur dann größere und dauernde Kolonien ins Leben ge: 
rufen, wenn noch andere mächtige Einflüffe mitwirkten. Am weſentlichſten, obwol nicht 
ausſchließlich, macht ev ſich bei ven Handelskolonien geltend. Übrigens müſſen wir erwähnen, 
daß wir von Kapitalüberfluß wie von Libervölferung nur in relativem Sinne ſprechen fünnen. 

Zahlreiche Fleinere und größere Kolonien namentlich der alten, aber aud) der neuern Zeit 
verdanfen politifhem Drud ihr Entftehen. Zurückgeſetzte Klaffen, unterworfene Barteien, 
freiheitäliebende Männer, melde unter der Herrſchaft von Tyrannen oder herrſchenden Kaften 
nicht leben mochten, Vertriebene und politiiche Flüchtlinge, ſowie beficgte und ausgewieſene 
Bolfsftämme gründeten faft zu allen Zeiten, fern von der Heimat, Staatsweſen, welche nicht 
jelten, weil in ihren Schöpfern Energie und Ausdauer vorhanden war, jhnell zu Bedeutung 
gelangten. Ahnlich mwirften und wirken noch heute religiöfe Aufregung und veligidfe Unter— 
drüdung. Willen wir aud von ihrem Einfluß auf die Kolonifation weniger aus den Zeiten 
bed Alterthums, fo bemerfen wir diefen Einfluß defto mehr in neuerer Zeit; faft alle religiöien 
Seften, welche zu einiger Wichtigkeit gelangt find, haben Kolonien zu ftiften gefuht und wirklich 
begründet, mögen fie zum Theil au nur von geringem Umfange geweſen und nah und nad 
wieder verſchwunden fein. Das neuefte Beilpiel einer aus religidfen Beweggründen unter: 
nommenen Kolonifation ift die Stiftung ded Mormonenftaate. 

Neben dieſen Urfachen fönnen noch manche andere ebenfalls Kolonifationen hervorrufen, indes 
find fie doch die hauptſächlichſten und die normalen, mag nun der Staat ſelbſt die Koloniegründung 
in die Sand nehmen, was vorzug&meife im Ball der Übervölkerung geſchehen wird, mag er fie 
den privaten Beftrebungen überlaffen. Das legtere ift vermuthlidy in ven älteften Zeiten allge: 
mein der Ball geweien. Abgeſehen davon, daß der Staat feinen Wirfungsfreis noch ſehr be: 
Ihränftauffaßte, bedurften die Koloniften in der Regel feines Beiftandes nicht und hatten darauf 
auch feinen großen Anſpruch, da fle wenig an die Zurüdbleibenden aufgaben. Später geftal: 
teten ſich Die Dinge anders. Die Ausziehenden braten wirkliche Opfer, für melde fie Entfchäpi- 
gungen in Anſpruch nehmen konnten ; außerdem fand die KRolonifation aud häufig in dauernden 
Intereffe des Staats flatt, indem es ſich neben Bejeitigung der Ubervölferung um Ausdehnung 
der Macht, des Einfluffes, des Handels, der wirthſchaftlichen Thätigkeit des Mutterlanves durch 
die Kolonie, welche vielleicht fogar in Abhängigkeit gehalten wurde, handelte. Auch im jpätern 
Mittelalter und in ber neuern Zeit finden wir neben ven Privatfolonien Staatskolonien, und 
zwar legtere in jehr bebeutendem Umfange. Namentlich find Hier die ſpaniſchen und portugie: 
ſiſchen Kolonien ind Auge zu fallen, und auch diejenigen der Schweden, Holländer, Engländer 
und Branzojen fünnen dahin zählen. Entweder wurden ſie nämlih mit Zuflimmung bes 
Staatd von großen, privilegirten Geſellſchaften ind Leben gerufen, oder der Staat verſchaffte fh 
bald nad ihrer Gründung, trogdem dieſe nicht von ihm veranlaßt worden war, hervorragenden 
Einfluß auf ihre Geftaltung, indem er ihre Zuftände durch Grfege und organifche Einrichtungen 
regelte. 

11. Wie wir bereits wiederholt hervorgehoben haben, haben »ie Kolonien ihrer Sicher: 
heit und des nationaldfonomiichen Verkehrs wegen ein Interefle varan, fih mit dem Mutter: 
lande in Berbindung zu halten, und dieſes ſelbſt kann aus den Kolonien große Bortheile ziehen, 
wird daher ftetd danach ftreben, ſich auf fie den möglichft größten Einfluß zu verſchaffen. Am 
leichteſten ift letzteres bei Pflanzungskolonien, die auf die fortdauernde Unterftügung des Mut: 
terlandes hingewiefen find, und bei Handelöfolonien, welche, wie wir ausgeführt haben, eben 
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ialls ded Mutterlandes fortwährend bebürfen, ausführbar; ſchwieriger jhon bei Eroberungs— 
folonien, weil in ihnen nad) und nad) fid die Koloniften mit den Eingeborenen amalgamiren 
und verbinden können. Am leichteften löjen ſich Aderbaufolonien von Mutterlande ab; von 
vornherein ſchon jelbfländiger, haben fie außerdem weit weniger ald andere Kolonien von ver 
Spaltung der Einwohner zu leiden. Aus allevem folgt, daß die Politif des Mutterlandes in 
Sinfiht auf feine Kolonien, feine Kolonialpolitif, mit Rückſicht auf die verfihievenen Arten 
ver Kolonien eine jehr verſchiedene fein Fann und jein muß, joll fie ihren Zweck vollftändig er: 
füllen. Außerdem fommen indep noch viele andere Berhältniffe, z. B. Lage, Zuftände, Regie: 
rungdform und Regierungsmeije, wirthichaftliche Verhältniſſe u. ſ. w. des Mutterlandes und 
rat neh mehr Lage und Verhältniffe ver Kolonie jelbft in Betracht. Schon das Klima der 
Kolonie fann von höchſtem Einfluß auf die Kolonialpolitif fein. Die befte Kolonialpolitif wird 
immer diejenige fein, welche für beide Theile die größten Vortheile gewährt und die Verbindung 
beider jo innig als möglich macht; die jchlechtefte aber diejenige, welche auf ver möglichften Aus: 
beutung der Kolonie durch das Mutterland bafirt und deshalb darauf berechnet ift, die Kolonie 
mit Gewalt und Lift in vollſtändiger Abhängigkeit zu erhalten und ihre Entwickelung, infofern 
fe früher oder ſpäter zur Unabhängigkeit führen oder dem Mutterlande in politifcher over 
winbigaftliher Hinſicht nachtheilig werden fönnte, jelbftfüchtig zu behindern. Daß das legtere 
auf die Dauer doch nicht gelingen kann, hat die Erfahrung unjerd Jahrhunderts mehr als hin- 
sıhend bewieſen. 
daſſen wir zunädft die Kolonialpolitit Spaniendind Auge, jo finden wir, daß bie: 
jelbe, wie natürlich, ih aus dem Charakter der Kolonie fowol ald aus dem des Mutterlandes 
und ſeines Regierungsſyſtems herausbildete und daß außerdem die große Entfernung der 
aftern von Europa beftimmend einmwirfte. So groß das Intereffe Spaniens war, ſich die 
Herrihaft und Die Ausbreitung der Kolonie zu ſichern, mit ebenſo großen Schwierigkeiten hätte 
es zulämpien gehabt, wollte es jein Ziel ausſchließlich durch die Unterdrückung vermittelft ver 
Entfaltung großer Machtmittel erreihen. Es mußte daher zu einem Syſtem gelangen, das 
zwar allenfalld auch einmal auf die Gewalt zurüdging, hauptſächlich aber durch ſchlaue Berech— 
nung, teligiöie Bevormundung, Verbummung und Spaltung der gefährlich ſcheinenden Ele: 
mente in einander ſchwächende Kaften und Parteien wirkte und nad) und nad) die Knechtſchaft 
zur Gewohnheit machte. Alle ſpaniſchen Kolonien in Amerifa wurden durch verhältnigmäßig 
Heine Scharen erobert, welche anfänglih mit Hülfe ihrer größern Intelligenz und der Hülfs— 
mittel, die ihnen ausſchließlich zu Gebote ftanden, ſich in der Herrſchaft erhielten; auf die Dauer 
lieh fh aber das Syſtem der einfachen Unterdrüdung, nad) welchem bie Gonquiftadoren ver: 
fahren Hatten, der geringen Zahl ver Europäer und der großen Entfernung des Mutterlandes 
wegen nicht durchfüühren. Außerdem entſprach es nicht der altgemohnten Politik der ſpaniſchen 
Herriber, und endlich hätten die in der Kolonie’ angejeflenen Europäer eine zu große Macht und 
Selbftänbigkeit erlangt und ſomit der Regierung ded Mutterlandes gelegentlich, entgegentreten, 
a jogar unter günftigen Umftänden ſich unabhängig machen können, Zunächſt unternahm 
man es daher, die Einwohner der Kolonie und ihres Gebiet? möglichft zu fpalten. Die An— 
Aedler und ihre Nachkommen bildeten eine eigene und zwar die höchſte Kafte, welche ſich bald in 
wer Abtheilungen, die in Europa geborenen Spanier (Gahupins) und die in der Kolonie gez 
borenen (Greofen) ſpaltete. Die erftern wurden begünftigt, denn fie waren noch feit an das 
Mutterland gefnüpft, Hatten von demſelben das Meifte zu hoffen und flanden ber Mehrzahl 
nad in deſſen unmittelbarem Dienft, verdienten daher auch größeres Vertrauen. Dagegen ge: 
langten die Greolen jeltener zu höhern Staats- und Kirhenämtern; angeſeſſen und mit vielen 
Samilien durch Verwandtſchaft und andere Bande verknüpft, ftand ihnen die Kolonie näher als 
Spanien und waren fie außerdem nicht abhängig genug, um als willenlofe Werkzeuge der Re: 
Ferungspolitik zu dienen. Daß fi infolge deſſen Antipathien bildeten, welche die beiden 
der Weißen jharf voneinander trennten, war natürlich; wenn aber Gahupind und 
Sreolen fich auch haften und infolge deſſen nicht gemeinfam gegen das Mutterland operirten, fo 
onnte doch aud ihre Feindſchaft nicht fo fehr anwachſen, daß ein offener Zwieſpalt auszubrechen 
ermochte. In dem Einen Bunfte menigftend waren alle Weißen einig, darin nämlich, daß fie 
en übrigen Einwohnern gegenüber die bevorzugte Kafte bleiben wollten. Auch dafür war ge: 
wat, daß der europäiſche Stamm in den Creolen nicht zu mächtig und zu zahlreich ward; fein 
Spanier durfte fich ohne ſpecielle Erlaubniß in der Kolonie anfiedeln, feiner fie ohne Erlaubniß 
erlaffen. Noch weniger wurden natürlich Nichtipanier zugelaffen. 
Was die übrigen Einwohner, mochten fie nun urfprünglich dem Lande angehört haben oder 





288 Kolonien 


erft fpäter in daffelbe gefommen fein, anbetraf, fo rief man künſtlich auch unter ihnen vielfade 
Kaften hervor, melde jih auf Abftammung und Hautfarbe gründeten und jeded Zujanmen: 
gehen gegen die Weißen und dad Mutterland hinderten. Dabei löfte man geſchickt einzelne an- 
geſehene und einflußreiche Familien oder Individuen durch Heirathen und Begünftigungen, ;.B. 
dur Gleihftellung mit den Europäern, von ihrem Volk ab und gewann fie damit der Regie: 
rung. Jede höhere Kafte ſah bald mit Verachtung auf die nievere herab, jede niedere bemeidete 
und haßte die höhere; damit wurden aber Bündniſſe aller oder der Mehrzahl gegen die Regie: 
rung unmöglid. Selbit die einzelnen Familien in ven Kaften und ferner die verſchiedenen Ve— 
zirfe und Kreife des Landes ftanden einander oft gegenüber. Es gab Feine nationale Partei. 
Auch hier bewährte fi der Sag: ‚Theile und herrſche!“ im vollften Mage. Am erften hätten 
noch die untern Klaffen aufftehen fönnen; aber ed fehlte ihnen an Intelligenz und Energie, und 
außerdem war ihre Lage nicht fo ſchlecht, daß die Noth fie gedrängt hätte, Auch vor der Ko: 
loniegründung waren fte abhängig gewejen; man erhielt jie dabei, ſchonte indeß möglichſt ihr: 
materiellen Intereifen und ſchützte fie gegen die Rechtöverlegungen und libergriffe der Mäs: 
tigern. Breilich ftellte man fie dabei gefeglih unter Vormundſchaft und ſchnitt ihnen die Mög: 
lichkeit ab, jih jemals zu erheben ; aber das fühlten fie bei ver geringen Bildung, die ihnen bei: 
wohnte und welche man eher zu vermindern ald zu erhöhen ftrebte, nicht Heraus. Als 
Haupthülfsmittel zur Befeftigung ihrer Herrfchaft mußte der Regierung die Religion dienen. 
Sie geftattete der Geiftlichfeit, welche fie ald den natürlichen VBormund der Eingeborenen hin: 
ftellte, diefelben durch Verdummung von fih abhängig zu mahen. Das war um jo ungefähr: 
licher, als in ven jpanifchen Kolonien die Geiftlichfeit von der Krone noch weit abhängiger war 
als ſelbſt im Mutterlande, und ald die Intereffen des Staatd und der Kirche in der Regel u: 
fanımenfielen. In Bezug auf die Eingeborenen wirkte man namentlich durch die Stiftung der 
Miſſionen, in denen dieſe angefiedelt wurden. Dort waren jie vollftändig in der Hand der 
Priefter, melde für ihr geiftliches und leibliches Wohl zu forgen hatten und Verſuchung un 
Verführung, Noth und Elend von ihnen fern zu halten ſtrebten. Mild und im allgemeinen 
gerecht behandelt, zu Arbeiten angeleitet und angehalten, aber dafür auch ausreichend mit Nab: 
rung und Kleidung verfehen, außerdem in ihren Gewohnheiten und Sitten möglichſt gelhont, 
gewöhnten fie ih nah und nad an die Unſelbſtändigkeit, zumal jede Auflehnung mit Pulse 
und Blei energiſch niedergeſchlagen werben fonnte. 

Die Verwaltung der Kolonie befand ji in den Händen einer Bureaufratie, die jeder au: 
dern ebenbürtig war. Der Beamtenftand bildete eine eigene Kafte, welche feſt zuſammenhielt, 
weil jie nur jo ihren bedeutenden Einfluß bewahren konnte. Für alle Dinge gab ed be⸗ 
ſtimmte Formen und Regeln, von denen keins der Glieder der Bureaukratie befreit war; Telbf 
der Vicefönig verlor bald feine anfänglich freiere Stellung und ward fo weit eingefhränft, da} 
er nicht mehr ſchädlich wirken konnte. Vielſchreiberei, Geheimnipkrämerei, Langiamkeit wi 
Berfahrend, ſchematiſche Erledigung der Gefhäfte, bornirtes Beſſerwiſſen, ungerechtferngt 
Einmiſchung in Dinge, welde ven Staat nicht berühren, Bevormundung jeder Thätigkeit a 
Staatöbürger beftimmte ven Grundcharakter ver Bureaufratie, welcher, weil er auf Min 
mäßigfeit bafirt war, jeden materiellen und geiftigen Aufſchwung verhinderte. Polizeilige un? 
andere Verordnungen waren in unüberfehbarer Maffe vorhanden und Eonnten nad Belieben 
gedeutet werben; nicht beſſer ftand es mit den rechtlichen Beftjegungen, welche zu zahlreiden, LU 
nirenden Proceſſen Beranlaffung geben. Jeder Ungeborfam gegen die Befehle ver Obrigk 
ward fireng beitraft. Dabei herrjchte Gewiſſens- und Glaubenszwang und wurden die Cenſut 
und die Beaufiihtigung der Preffe in einer Weife durchgeführt, welche ung faft unglaublid " 
ſcheinen will. 

Für das Mutterland hatten die Kolonien nur infomweit Intereffe, als fie ausgebeutet wert" 
konnten; deshalb ward auch der Handelöverfehr mit denjelben fo regulirt, daß nur Spantt 
davon Nugen ziehen Eonnte, alle übrigen Länder aber möglichit ausgeichloffen wurden. DE! 
Kolonien dabei litten, war den Machthabern gleichgültig. Selbft ſpaniſche Schiffe, melden 
den Kolonien ausfuhren, bedurften der Genehmigung der ſpaniſchen Behörden und jaben daho 
und Landungsplatz genau beſtimmt. Der Hauptverkehr beruhte auf den Flotten, welde al 
jährlich zu beſtimmten Zeiten zwiſchen den Kolonien und dem Mutterlande hin = und herging‘! 
und unter der Aufjiht und Leitung der höchſten Beamten ftanden. Einzelne bedeutende Hau! 
Eonnten dabei ven Handel monopolifiren und die Preife faft ganz nach Belieben fteigern. u 
diejenigen Kolonien, welche ihrer Lage zufolge nicht wohl abgeſchloſſen werden fonnten, ande‘ 
etwas fteier da, wurden aber auch vom Mutterlande gleich den entlegenern und minder mohl 
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babendern weniger berückſichtigt und begünftigt. Natürlich entwickelte jih in ven Kolonien ein 
ausgebehntes Schmuggelſyſtem, das für die fremden Kaufleute und die Schmuggler um fo loh— 
nender war, je mehr der rechtmäßige Verkehr behindert wurde. In fpäterer Zeit vermochte mar 
freilich nicht mehr alle Verkehrsbeſchränkungen aufrecht zu erhalten, ſondern mußte ven eigenen 
Kaufleuten und fremden Ländern manche Conceſſionen machen: einen 'großen Theil derſelben 
behielt man indeß dennoch bei und entwickelte fie nah manden Seiten hin mit bemerfenswertbem 
Sharffinn. Dennoch nahmen die Vortheile, welche die Kolonien dem Mutterlande gewährten, 
nah und nad ſehr ab, die baaren Geldſendungen nah Spanien floffen weniger reichlich, ver 
Handel mit ven Kolonien verminderte jih, die ſpaniſche Induftrie ſank und führte, ſeitdem im 
Auslande eingekauft werden mußte, nur verhältnigmäßig Feine Duantitäten aus; aud die 
Zölle lieferten nicht mehr jo reihliche Erträge als früher. Deſſenungeachtet fühlte Spanien den 
Verluft der Kolonien, ald er endlich eintrat, jehr ſchwer; eine weſentliche Duelle feines Wohl— 
ſtandes warb damit für immer verfchloffen. 

daft man das ſpaniſche Syſtem ſchließlich nochmals ins Auge, fo wird man zugefteben 
müflen, daß es ſich, auch wenn Spanien in unferm Jahrhundert feinen großen Erihütterungen 
auggejegt geruefen wäre, nicht zu halten vermocht hätte; e8 hätte in jich ſelbſt zuſammenbrechen 
müfen, weil der Ginfluß der andern Seemädhte nicht mehr abzufchneiden, die innere Entmwide- 
lung ver Kolonien nicht mehr zu verhindern war. Mit dem Sturz des Syſtems wäre aber auch 
vie allmähliche Loslöfung der Kolonien eingeleitet worden, die freilich in diefem Fall weniger 
nachtheilig ald gegenwärtig, wo fie vorzeitig eintrat, auf alle Verhältniffe ver Kolonien einge: 
wirtt haben würde. 

Von der Spanischen, welcher die portugiefifche jehr nahe fteht, weicht die engliihe Kolo- 
nialpolitif, wie fie fich jeit dem Ende des 16. Jahrhunderts entwidelt bat, in allen ihren 
Hauptrihtungen ab. Das war auch bei dem weſentlich verfchiedenen Charakter des Mutter: 

landes, feines Volks und des Kolonialgebiets jelbft nicht anders möglih. Außerdem Fam die 
Entftehungsweife ver Kolonien in Betracht. Die ſpaniſchen Kolonien wurden durch Männer, 
melde Luft an Abenteuern und Gelddurft über ven Ocean trieb, in ſüdlichen Klimaten faft un— 
überlegt gegründet; bei den englifchen gaben ganz andere Motive ven Ausſchlag. Ginerfeits kam 
ed darauf an, der Übervölkerung zu fteuern, andererjeitd wollte man vermittelft der Kolonien 
Robproducte und Naturerzeugnifle, welche man im eigenen Lande gar nicht oder in nicht hin— 
reihender Menge bervorbringen konnte, verfchaffen, für die Ausfuhr ver Fabrifate vortbeilhafte 
Märkte hervorrufen und der Handelsihiffahrt einträgliche Beihäftigung geben. Man ftrebte 
nicht danach, reihe, directe Intraden aus den Kolonien zu erzielen; ſolche Intraden fonnten 
dieſelben auch ihrer Naturbefchaffenheit zufolge nicht liefern. Dagegen jollten jie indirect, durch 
Kräftigung der nationalen wirthſchaftlichen Thätigkeit, dem Mutterlande nahhaltige Vortheile 
gewähren. Was man dem Koloniften bot, war nicht leichter, obwol unficherer Gewinn, jondern 
Arbeit und aus derfelben fließender Wohlftand. Solivität war von vornherein die Baſis faſt 
der ganzen englifhen Kolonifation. Daß gegen die urfprünglihen Grundfäge jpäter oft 
ſchwer gefündigt wurde, läßt ſich freilich nicht in Abrede ftellen. 

Die englifhe Kolonifation wurde in der älteften Zeit durch private Beitrebungen und zwar 
mit Unterftügung der Regierung des Mutterlandes, aber nicht direct Durch Diele durchgeführt. 
Zunächſt entftanden die Gigenthümerfolonien (proprietary colonies). Mitglieder der hohen 
Ariftokratie Englands erhielten oder erwarben von der Krone große Landſtriche, vorzugsweiſe 
in Nordamerifa, welde fie zu Folonifiren unternahmen und die jie ald Obereigenthümer ver- 
walteten. In vielen Patenten wurde die Kolonie als jelbftindig Hingeftellt; ſie hatte ihre 
eigenen Gefege, ihre vollftändig freie Verwaltung, ihre vom Mutterlande unabhängigen Ge— 
richte. Wefentlih nur dadurch, daß die Koloniften Engländer blieben, hatte das Mutterland 
Einfluß auf fie. In mehreren Kolonien beitanden indeß doch englifche Gelege, durfte dad 
Nutterland Zölle auferlegen, und fand bei wichtigen Rechtsſachen Appellation an den König 
ſtatt Der Obereigenthümer, der von den Koloniften einen Lehnszins bezog, galt ald Landes: 
berr; in feiner Hand lag von Rechts wegen die gefeggebende, ausführende und richterliche Ge— 
walt. Indeſſen beichränfte er oft fchon bei ver Koloniegründung, um Koloniften heranzuziehen, 

feine Machtbefugniß und verpflichtete ih, die Gefege nur unter Mitwirkung der Kolonijten zu 
erlaffen; im andern Fällen wurden dagegen den legtern beftimmte Nechte erft jpäter, nachdem 
fh mehr und mehr der demokratiſche Charakter der Kolonie ausgebilvet hatte, zugeftanden. 
Nah und nad ſuchte die Krone die Eigenthümerkolonien, was ihr auch in mehreren Fällen ge: 
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lang, an fich zu ziehen und beſchränkte wenigftens zu ihren Gunften die Eigenthümer in ihren 
ausgedehnten Rechten. 

Andere englifche Kolonifationen in Nordamerifa famen durd; Geſellſchaften zu Stande; es 
wurben Societäten von Adelihen und Kaufleuten geftiftet, melde gewiffe, ihnen überwieſene 
Diftricte mit Anflevlern zu befegen unternahmen. Diefe Kolonien empfingen genau beflimmte 
Statuten und wurben baher Freibrieffolonien (charter colonies) genannt. Anfänglid waren 
fie von der Krone ganz abhängig; nad und nad wußten indep die Geſellſchaften ihre Rechte zu 
vermehren, und endlich gelang es auch den Koloniften, mit denen fich die Gefellfchaften mehr und 
mehr verſchmolzen, auf die Gefeggebung und Verwaltung Einfluß zu gewinnen. Erſt von da 
ab entwidelten jid) die Kolonien fchneller und Fräftiger, als es anfänglich der Ball geweſen war. 
Schon frühzeitig zeigte fi in den Freibrieffolonien, deren innere Einrichtung den guten Auf, 
welder ihr anhing, wirklid verdiente, der demokratiſche Geift der Aderbaufolonien ; lange bevor 
die völlige Trennung von England flattfand, war fie durch Die herrihend geworbenen Anjichten 
über die Rechte des Mutterlandes angebahnt und eingeleitet worden. 

Mas die Kronfolonien (crown colonies), in welche mande Eigenthümerfolonien umge: 
wandelt wurben, betrifft, fo waren fie zwar von der Krone abhängig, ftanden aber unter eigenen 
Geuverneuren, denen ein Rath (council) mit Näthen auf Lebendzeit und eine Affemblv, aus 
Vertretern ver Koloniften beſtehend, zur Seite ftand. Alle ältern englifhen Gelege galten für 
die Kronfolonien, die neuern erft nachdem fie ausdrücklich als anwendbar erklärt werden 
waren; indeß follten die kolonialen Gefege niemals den englifhen widerſprechen und ſich ihnen 
möglihft annähern. Das Recht, Gefege für die Kolonien zu erlaflen, wurde zwar oft vom eng: 
lifhen Parlament in Anſpruch genommen, aber ebenfo oft von den Koloniften beftritten, welche 
wiederholt Gelege erließen, die das Mutterland für verwerflicd erklärt hatte. Auch das Reit, 
die Kolonien zu befteuern, wurde dem Parlament gegenüber oft abgeleugnet, und feine energiiät 
Behauptung durd das Mutterland führte endlid zur Loslöfung der Kolonien Norbamerifas. 
Gegenwärtig nimmt zwar England fortwährend noch weſentliche Rechte in Bezug auf die Ge: 
feggebung der Kolonien in Anſpruch, übt fie indeß mit fo großer Milde und Liberalität aus 
daß die Koloniften felten VBeranlaffung finden, gegen fie offen und mit Schroffheit aufzutreten. 
Daß fie nah und nah mit der fortfhreitenden Entwidelung der Kolonien faft gänzlich beſeitigt 
werden werben, fteht deſſenungeachtet feft. 

In anderer Hinficht ftellte ih freilich England namentlih in fpäterer Zeit nicht fo liberal 
bin; auch fein Beftreben ging nämlich dahin, Die Kolonien zu feinen Gunften auszubeuten. 
Auf Koften der Kolonien ward die Schiffahrt des Mutterlandes durch Zuwendung aller Einfuhr: 
artifel und eines großen Theils ver Eolonialen Ausfuhr begünfligt ; die Handelöfreibeit ward zu 
beihränfen geſucht; England zog diejenigen Kolonialproducte, welche es gar nicht oder in nidt 
hinreihender Menge erzeugte, aber zu verwenden wußte, durch Prohibitivmaßregeln an fi; es 
trat der Induftrie der Kolonien, die feine Manufacturproducte kaufen follten, hindernd ent 
gegen und verbot die Ausfuhr ver Erzeugniffe des aufblühenden Folonialen Gewerbfleiges jelkt 
nad andern Kolonien und nad fremden Ländern hin. Dadurd litten die Kolonien verbält: 
nipmäßig bedeutend, und nur die Energie, mit welder fie oft ihre Intereflen und Rechte vertbei: 
digten, ſchützte fie vor noch größern Nachtheilen. Daß England bei feinen: Kolonialfoftem nicht 
unmefentlich gewann, ift unzweifelhaft; fpätere Erfahrungen haben indeß gezeigt, daß ed ſich, 
wenn ed die Kolonien, ftatt zu hemmen, fräftig gefördert hätte, noch weit größerer Wortbeile 
zu erfreuen gehabt haben würde. Für immer würde es freilich damit die Kolonien, ungeadtet 
zunächſt nur die Verkehrsbeſchränkungen die Loslöfung der nordamerifanifhen Kolonien veran: 
laßten, nicht an fich gefeflelt haben; je mächtiger fie jich entwickelten, deſto mehr mußte fich das 
Bedürfniß der Unabhängigkeit für fie herausſtellen. 

Am ſchlechteſten find bei der engliſchen Kolonifation die Ureinwohner der kolonifirten 
Länder gefahren ; fie find nämlich entweder nah und nad ausgerottet worden oder gehen noch 
langiam zu Orunde, wenn fi aud nicht leugnen läßt, daß fie gegenwärtig mehr als früher mit 
Schonung behandelt werden. Man hat behauptet, uncivilifivte Völker ftürben fat immer aus, 
wenn fie mit hocheivilifirten in nabe Verührung kommen. Und in der That wird der Contact 
der legtern mit den erftern in der Regel verhängnißvoll für diefe, melde ſich nicht plöglich auf 
neue Standpunkte zu ftellen, in neue Lebensgewohnheiten zu finden und mit ven Europäern in 
geiftiger Thätigfeit und förperlicher Geſchicklichkeit zu concurriren vermögen. Dennoch wird 
ih die englifhe Kolonijation dem Vorwurfe, daß fie den Ureimwohnern gegenüber die Rüd: 
fihten der Humanität aus den Augen geſetzt hat, nicht zu entziehen vermögen. 
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Wie die portugieſiſche der Ipanifchen ſehr nahe ſteht, jo ift daſſelbe mit ver franzöfiichen 
Kolonialpolitif in Hinfiht auf die englifche der Fall; beide ſtimmen in den weſentlichſten 
Orundiägen und Grundzügen fo weit überein, als ed der nationale Charakter beider Völker zu: 
läßt. Kolonifation und Kolonialgefeggebung laufen in England und Frankreich faft parallel 
und führen deshalb auch zu gleichen oder mindeſtens fehr ähnlichen Refultaten. 

Über das Kolonifationsverfahren der Norbamerifaner in ven Indianerbiftricten und 
Territorien haben wir bei dem beſchränkten Raum, der und zu Gebote fteht, nur wenige Bemer: 
fungen zu machen, Was zunächſt vie Betheiligung des Staats an der Kolonifation des Weftens 
betrifft, fo ift zu beachten, daß der Grund und Boden theild von der Unionsregierung erworben, 
tbeild an fie von den einzelnen Staaten abgetreten wurde. Infolge deflen haben die Anſiedler 
son ihr die Grundſtücke, welche jie cultiviren wollen, anzufaufen, was hauptſächlich in öffent: 
!ihen Auctionen, zum Theil auch aus freier Hand geſchieht. Grundftüde, welche für Schul: 
und Armen =, ſowie andere allgemeine Zwecke nothwendig find, werden dabei reſervirt. Alle 
Kolonien ftehen zunächſt unmittelbar unter der Umionsregierung; auf die Vertretung beim 
Congreſſe, wer ihre Geſetze erläßt, die Abgaben feftftellt, die Nechte und Pflichten ver Einwohner 
der Territorien regelt, baben fie feinen Aniprud; ihre Beamten werden vom Bräfidenten und 
Senat ernannt. Indeß dauert die Abhängigkeit der Territorien nicht ohne Begrenzung fort; 
obald fie 60000 Seelen zählen, werden jte unter bie jelbftändigen Staaten eingereiht, erlangen 
damit alle Mechte verjelben und treten namentlich in die Selbftverwaltung ihrer eigenen Ange: 
Iegenheiten ein. 

Die Umiondregierung hat immer die Kolonifation des Weſtens Fräftig zu fördern gejucht, 

indes ift fie dabei nie fo weit gegangen, daß ſie Kolonien geradezu hervorgerufen hätte. Alle Ko: 
lonien ohne Ausnahme entftanden durch die freie Thätigkeit ver Staatsbürger. Zunädft liefen 
fh einzelne Berfonen als fogenannte Squatters auf noch unvermeflenem Rande, auf welches ſie 
damit dad Vorkaufsrecht erwarben, nieder ; andere fiedelten fich in ihrer Nähe an und trieben wie 
fie Aderbau und Viehzucht; darauf ward der Grund und Boden vermeflen und verfauft; die 
Einwanderung mehrte fi mit jedem Jahre; Sperulanten unternahmen es, an günftig gele: 
genen Bunften Ortfchaften zu begründen und Verkehrsmittel zu Schaffen; am Bord der größern 
Safe wuhſen jhnell Städte empor und Straßen und Eifenbahnen wurden nad allen Ric: 
tungen bin da erbaut, wo nod vor wenigen Sahrzehnden undurhdringlicher Urwald oder 
Prairie gemefen war, Alles das war aber nur möglich dadurch, daß der Staat die Selbfttbätig- 
feit der einzelnen frei walten ließ, fi von regelnden und hemmenden Gefegen und Verord— 
nungen fern hielt, die fünftige Selbftändigfeit der Kolonie ſtets im Auge behielt und auf jeve 
egoiſtiſhe Ausbeutung verjelben zu Gunften der Union und ihrer unabhängigen Theile von 
vornberein verzichtete. 

IV. on einer veutfhen Kolonialpolitif fann bis auf diefen Augenblick nicht Die 
Rede fein; fie würde fich erft noch zu bilden haben. Höchſtens fann man von deutichen Aus: 
wanderung&foftemen, feien fie nun wirflid angebahnt und verfucht oder nur aufgeftellt wor: 
den, ſprechen. 

Fragen wir und, was Deutfhland in Hinficht auf die Kolonifation zu thun haben fann, fo 
baten wir zunächft ind Auge zu fallen, daß ed, auch wenn es eine große Marine bereits beſäße, 
niöt daran denfen dürfte und könnte, von ihm abhängige Kolonien in andern Welttheilen zu 
begründen. Dazu geeignete Ränder möchten fih nur noch ſchwer auffinden laffen, könnten aber 
auch nur mit unverhältnigmäßig ſchweren Opfern an Menſchen und Geld erworben werben 
und würden, wenn fie zur Blüte gelangten und Vortheile gewährten, von ihm wieder abfallen 
oder ihm gewaltfam entriffen werden. Es bedarf das faum des Beweiſes. "Noch weniger als 
dad vereinte Deutfchland darf aber ein einzelnes Land, z. B. Preußen, ſolche Kolonifationen un— 
ternehmen. Damit find Eroberungs- und Pflanzerfolonien von vornherein ausgefchloffen, und 
was Handelsfolonien betrifft, jo werben fie fich je nach ver Ausdehnung und Richtung des deut: 
ſchen Handels von jelbft, obwol mit Unterſtützung, aber ohne directe Mitwirkung ded Staats an 
geeigneten Punkten zu bilden haben, kaum aber in der nächften Zeit zu großer Ausdehnung 
gelangen Fönnen, 

Dagegen find deutſche Ackerbaukolonien in vielen Staaten Amerifad und einzelnen Theilen 
Guropas allerdings möglich; wie aber Deutichland von vornherein darauf verzichten muß, biz 
tete Vortheile von ihnen zu erzielen oder auch nur weientlihen Einfluß auf fie zu gewinnen, 
'e fan es au auf die Kolonifation felbft nur befhränften Einfluß ausüben, * weil ihm 
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die Mittel zu beftimmender Einwirkung feblen, theild aber auch, weil es ſich damit in Shnie- 
rigfeiten und Verlegenheiten verwideln würde, denen es fi im Interefje der Geſammtheit und 
feiner in der Heimat ausharrenden Bürger nicht ausfegen darf. 

Einer der Hauptgründe, welche dafür angeführt werden, daß Deutſchland und die einzelnen 
Stanten ſich ver Kolonifation annehmen, ift der, daß der beſtehenden Übervölkerung abgebolien 
werben muß. Wir haben bereitd erwähnt, daß von Übervölferung nur im relativen Sinne ge: 
ſprochen werden Fann; wenn aber irgendwo von einer abjoluten Übervölkerung die Rebe fein 
dürfte, fo ift das gewiß nicht in Bezug auf Deutihland ver Fall. Mit der Aufhebung ver Be: 
ſchränkungen, welche ven freien Verkehr mit Grund und Boden, die freie Niederlaſſung, den un 
felbftändigen und felbftändigen Gewerbebetrieb, die Induftrie und den Handel nod hemmen, 
deren Fefthaltung indeß mit jeden Jahre unmöglicher wird, wird fich die wirtbichaftliche Thi— 
tigkeit unſers Vaterlandes in einer Weile fteigern, daß an den menſchlichen Kräften für fie ehe 
Mangel als Überfluß fein möchte. Außerdem produeirt Deutſchland fo viel Lebensmittel un: 
namentlich Getreide, daß e6 bedeutende Duantitäten auszuführen vermag. Berner ifl in Hin: 
ficht auf die Auswanderung zu bemerken, daß die Verminderung der Bevölkerung, melde ft 
veranlaßt, keine fo bedeutende fein Fann , daß fie ver Übervölkerung, wenn fie vorhanden wäre, 
wirfli auf die Dauer zu feuern vermödte. Was Deutſchland jelbft betrifft, jo ift die Vermeb— 
rung feiner Ginwohner durch die die Sterbefälle weit überfteigende Zahl der Geburten jo groß, 
daß jelbft Die ausgevehntefte und unaudgefegtefte Auswanderung fie nicht aufzuheben vermößte, 
Einzelne Theile Deutſchlands haben durdy die Auswanderung ihre Bevölferung zwar vermin: 
dert geſehen, indeß walteten in denjelben immer eigenthümliche Verhältniffe ob, und wenn bri 
ihnen die Frage aufgewworfen würbe, ob die Auswanderung im Interefle des Bezirks, dei 
Kreifes, der Provinz geboten war, fo würde jie in der Regel verneint werden müſſen. 

Soll die Kolonifation zu einem glüclichen Ziele führen, fo dürfen ſich an ihr nur Menihen 
betheiligen, welche geiftige und körperliche Tüchtigkeit befigen, ji in neue Verhältniſſe zu finder 
wiflen, mit Energie auf ein beftimmtes Ziel losgehen und daſſelbe zu erreichen verftehen. Gold: 
Menſchen mögen im eigenen Interefle in fremde Länder überjiedeln, weil fie dort ſchneller un? 
fiherer zu Befig und Wohlftand gelangen können: ihre Auswanderung ift aber fein Vortheil 
fondern ein ſchwerer Verluſt für die Heimat. Wenndie Emigration eines Landes ſich jo jehr aut: 
dehnte, daß es viele Procente feiner arbeitöfähigen Leute dadurch verlöre: es müßte um ie 
ſchneller herabkommen und verarmen, als der Reſt verfelben die übrigen Einwohner zuernähren 
hätte. Leute, welde in der eigenen Heimat einer gefunden Geſetzgebung ungeadtet und bei 
vollftändig freier Bewegung auf dem wirthſchaftlichen Gebiete ſich nicht durchzubringen Der: 
mögen, find für die Kolonifation unbrauchbar und gehen in ungewohnten Verhältniſſen, in 
denen fie nirgends eine Stüge finden, ſicher und ſchnell zu Grunde, tragen aber zugleich zum 
Ruin ver Kolonie bei. Solde Menihen, mit welhen fih früher oder fpäter die Armenpfey‘ 
beihäftigen muß, aus dem Vaterlande entfernen und zur Auswanderung beivegen, ift unm 
raliſch und grauſam; viel eher hätte der Staat, wenn er die Freiheit beſchränken dürfte, die me 
ralifche Beranlaffung, ſie von der Emigration abzuhalten. 

Neben den tüchtigen Arbeitäkräften geben aber dem Mutterlande auch bedeutende Kapitalien 

verloren. Jeder Auswanderer bedarf zu feiner Reiſe und Etablirung eines Kapitals, das tt: 
fahrungsmäßig faft immer durchſchnittlich Höher ift als das Durchſchnittsvermögen der Bürger 
veffelben Staats. Befigt er dieſes Kapital nicht, ift er alſo arm, fo muß er auf die Audwandt 
rung verzichten, es fei denn, daß Staat oder Gemeinde ihn ausftatten. Daß dieſe Kapiralauf: 
wanderung der wirthſchaftlichen Entwickelung des Landes nicht günftig fein kann, begreift 19 
leicht. Gibt aber eine Gemeinde, eine Corporation die Mittel zur Auswanderung ber, belaft! 
fie fich deshalb wol gar noch mit Schulden, jo wird ihre Griftenz und ihr Gedeihen gefährden 
ganz abgefeben davon, daß in gar nicht feltenen Fällen die Auswanderer noch arbeitsunfäbigt! 
und ärmer in die Heimat zurückkehren und dann der Gemeinde zur Laft fallen. Mande © 
meinden der Schweiz find durch die Unterftügung der Auswanderer, weldhe fie nur voridur 
weiſe gewährt, fehr zurüdgefommen; die Anitebler waren fpäter zur Erftattung der für fie ge; 
machten Auslagen außer Stande, und fhließlich blieb für die Zurüdgebliebenen nichts übrig, 
ald die gemadten Schulden aus der eigenen Tafche zu bezahlen. Die Auswanderer gehören 
ferner meift dem Mittelftande an, der, wenn die Emigration bedeutend ift, feine beften Kraͤfit 
verliert und in dem Augenblik an Ausdehnung geſchwächt wird, wo er an Ausbreitung ge⸗ 
winnen follte. j 


Allerdings haben ſich in mehreren Staaten Amerikas Kolonifationdunternehmer gefunden, 
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welhe unentgeltlich vom Staate bedeutende Landdiſtriete empfingen und jid) dagegen verpflidy- 
teten, diefelben mit Koloniften zu befegen. Solche Unternehmer jagen jedem Koloniften nicht 
nur fand, Ausſaat und für die erften Monate oder Jahre auch Lebensmittel zu, jondern über: 
nehmen auch ganz oder theiltweife die Reifekoften unter der Bedingung, daß die gemachten Vor— 
ihüffe erflattet werden. Gehen Auswanderer auf diefe verführerifhen Bedingungen ein, fo 
werden fle oft in Gegenden verjegt, in denen fie ſich nicht Fortzubringen vermögen und infolge 
angeftvengter Arbeiten im ungefunden Klima zu Grunde geben. Zugleich find fie den Unter— 
nehmern, welche fie mit Hülfe der ſchlechten Kandesgejege in der ftrengften, ber Sklaverei oft 
nabeftehenden Abhängigkeit zu halten pflegen, preisgegeben, und endlich entzieht ihnen wol noch 
der Staat, wenn der Unternehmer die eingegangenen Bebingungen nicht vollftändig zu erfüllen 
sermag, ihr Anrecht an den cultivirten Grundftüden. Faſt noch Schlimmer ergeht e8 Arbeitern, 
welche die Koften der Überfahrt durch jahrelangen Dienft abzuverdienen haben. In allen diejen 
Sällen werden dem Staat vorzugsweife zwar nur Arbeitöfräfte entzogen; aber wenn dabei 
ud fein Kapital verloren gebt, jo wird doch Deutichland derartige Auswanderungen, melde in 
der Regel jeine emigrivenden Bürger ind Elend führen, in feiner Weije unterflügen fönnen, 
zumal ed außer Stande ift, die Aufrehthaltung der von den Unterthanen, hier und da aud) von 
Staats bevollmächtigten geſchloſſenen Verträge, wenn fie verlegt werden, durchzuſetzen. 

Weſentlich anders würde fich die Sache ftellen, wenn Deutfchland in Amerika in einer dazu 
zeeigneten Gegend eigene deutſche Kolonien gründen Eönnte, welche mit vem Vaterlande in fort= 
geiegter enger Verbindung bleiben und für daffelbe von Nugen werden, indem jie zugleich den 
Koloniften alles dad an politifcher und religiöfer Freiheit, an jelbfländiger Stellung, an Arbeit 
und Ausfonımen, was diefe fordern müffen, bieten. Das ift aber nicht möglich, bevor Deutſch— 
\and geeinigt ift, bevor ed eine adhtunggebietende Flotte befigt. Außerdem erfordern derartige 
Kelenifationen jehr bedeutende Kapitalien, welche gegenwärtig um jo weniger zur Dispofition 

üeben, als fie feine unmittelbaren Erträge liefern würden und deshalb aus ven Stantöfaffen 
entnommen werden müßten. Selbft aber wenn alle Berhältniffe weit günftiger lägen, ald ed in 
der That der all iſt, würden die Schwierigkeiten, was ſchwerlich erft nachgewiejen werden muß, 
ganz außerorventliche jein; wir weifen nur darauf hin, daß die günftigen Diftricte aufgefucht 
und angefauft werden müßten, daß über die Stellung der Auswanderer und den Einfluß des 

Mutierlandes auf fie fhwierig zu formulirende Staatöverträge zu ſchließen und zu garantiren 
wären, daß zunächft nur diejenigen Auswanderer zugelaffen werden dürften, welche der Kolonie 
von Nugen jein könnten, daß jie ausreichender Vorſchüſſe bedürfen würden u. ſ. w., dap mit 
Einem Wort die Kolonien eine Fürforge des Mutterlandes, wie fie niemald gewährt werden 
faun, in Anſpruch nehmen müßten. Und dabei würden die Kolonien, wenn jie über die erften 
Anfänge hinausgefommen und zu einer gewiffen Blüte gediehen wären, fi ſchnell genug vom 
Mutterlande, das ihnen nur noch fehr wenig zu bieten hätte, ablöſen. Abgeſehen davon, daß der 
deutſche Auswanderer ſchneller als jeder andere Sprache, Sitten und alles Übrige, was ihn an 
dad Vaterland fnüpft, aufgibt, wird er durch die Umſtände auch von ſelbſt dahin gedrängt, ſich 
ſo ſchnell als möglid im vollften Sinne des Worts zum Bürger des Staats, in welchem die 
Kolonie liegt, zu machen, weil ev nur dann alle Bürgerrehte in Anſpruch nehmen darf und 
ausüben kann. 

Dan hat gejagt, die Deutjchen feien vorzugsweife zur Kolonijation geeignet, und im allge: 
meinen fann man das gewiß von dem ganzen germanifhen Stamme jagen, denn er bejigt alle 
Eigenſchaften, weldje dem Koloniften nothwendig find, Energie, Ausdauer, Fleiß, Bedächtigkeit 
und Sparfamfeit. Unter ven ungünftigften Umſtänden, wo nicht leicht irgendeine Nation noch 
eine Kolonie zu Stande zu bringen vermag, wird ed dem Deutſchen gelingen, fie berzuftellen. 
Außerdem wird von Schhriftftellern aller Völker bei vorurtheildlofer Beurtheilung der Sachlage 
ofen zugeftanden, daß die veutfchen Koloniften durch die tüchtigen Eigenſchaften ihres Eharaf: 
terö auf die Landedeingeborenen überall vortheilhaft eingewirft haben. Vom kosmopolitiſchen 
Standpunkt wird deshalb die deutſche Kolonifation ſehr zu empfehlen fein. Daraus folgt indeß 
nicht, daß Deutſchland, um fi andern Völkern zum Theil wider ihren Willen nüglid zu 

mahen, dauernde ſchwere Opfer zu bringen hat; Sache der Staaten, welde deutſche Koloniften 
in ihr Gebiet zu ziehen wünschen, nicht aber Sache Deutſchlands ift es, denjelben alles das zu 
bieten, was ihnen behufs ihrer Üiberfievelung und Niederlaffung nothwendig ift. 

Außerdem haben wir zu beachten, daß wir in Deutihland noch Diftricte haben, welden 
Kolonien, wenn auch nur von geringerm Umfange, mit Nugen zuzuführen find, dünnbevöl— 

ferte Landſtriche, in denen tüchtige, Hleißige, ſparſame Menſchen bei allerdings nur mäßigen An- 
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fprüchen dauernd ihr Fortkommen finden können. Dft ift von der innern Koloniſation iheh 
gefprochen worden ; trotzdem jie aber Arbeitäfraft und Kapital dem Mutterlande ganz erhält und 
beide doppelt nugbar macht, find alle Verſuche nur in beſchraͤnkter Weiſe, ohne rechte Liebe zur 
Sache und oft auch in fehr unverftändiger Weife durchgeführt worden. Soll im Inlande folo: 
nifirt werden, jo müflen dabei Staat und großer Grundbeſitz mitwirken ; jle müſſen die geeig: 
neten Grundftücde, die entweder ganz unbenugt find oder weniger Ertrag gewähren, hergeben. 
Dabei ift indeß daran feitzubalten, daß die Koloniften, wenn die Kolonie ih ſchnell und kräftig 
entwideln foll, nicht Bächter fein und bleiben fönnen; nur als Eigenthümer fünnen jie ſich mit 
ganzer Seele dem ſchwierigen Werk, welches jie unternehmen, hingeben. Daraus folgt aber 
die theilweife Barcellirung des großen Grunpbefiged, die noch immer manchen deutſchen Regie: 
rungen und der Ariftofratie von einem faljchen conjervativen Standpunft aus ald unheilvoll 
und verderblid ericheint und deshalb in der nächſten Zeit nicht einmal im Intereſſe der wichtigen 
innern Kolonifation Unterflügung zu erwarten bat. 

Schließlich wollen wir noch erwähnen, daß wenn Deutihland gegenwärtig aud nur wenig 
für die dveutiche Kolonifation in andern Rändern und Erbtheilen thun kann, ed doch Veranlaſ— 
fung hat, ver Auswanderung feine volle Aufmerkjamfeit zuzuwenden; Regierungen und Breile 
haben Mittel genug in Händen, den Strom der Emigration nad beftimmten Richtungen binzu- 
leiten, und es ift ihre Pflicht, viefelben namentlih auch im Intereffe der Auswanderer zu be: 
nugen. Berner haben die Regierungen unzweifelhaft die Auswanderer, folange fe ihnen 
erreihbar find, zu ſchützen, dem nicht felten gewiffenlojen Treiben mander Auswanderung: 
agenten energiſch entgegenzutreten, die Auswanderungsſchiffahrt ſtreng zu beauffihtigen un 
ſelbſt noch jenfeit ded Oceans dur ihre Gejandtfhaften und Gonfulate beratend und joiel 
als möglich hilfreich einzutreten. Im diefer Hinficht hat ji feit Jahren Bremen audgezeihn 
und Hamburg ift ihm fpäter zur Seite getreten. Haben auch beide Städte zunächſt freilich im 
eigenen wohlverftandenen Intereffe gehandelt, jo verdienen fie daher doch nichtöveftomeniger die 
vollfte Anerkennung gegenüber andern Staaten, melde fait daſſelbe Intereife beſaßen, nibtt: 
deftoweniger unthätig die Hände in ven Schos legten. 

In Hinſicht auf vie Literatur über Kolonien, Kolonialpolitif und Auswanderung verweilen 
wir auf W. Roſcher's ſchon erwähnte Schrift, wo die wihtigften Werke namentlich in den An: 
werfungen eitirt werben. H. Runge. 

Kolonien (Straffolonien; engliſche, franzöſiſche). Der Gedanke, aus der 
Strafe des Verbrechens ein Mittel zur Kolonifation zu ſchaffen, lag dem Altertum vollkommen 
fern. Obwol die Deportation ven Mittelpunft des Strafrecht ver römijchen Kaiferzeit bildete, 
findet fi dennod bei feinem Schriftiteller die geringfte Andeutung dafür, daß Die Machthaber 
bei ver Strafvollſtreckung etwas mehr beabſichtigt hätten, ald dem rein negativen Zwede der 
Eutfernung der Verbrecher aus Nom Genüge zu thun. Abfichtlich fuchte dev Despotispius jeuer 
Zeit nach einfamen Felfen und verlaffenen Infeln des Ägäiſchen Meeres oder nad ungeſundes 
Küftenftrigen in Sardinien, um politifd verdächtigen Perfonen, für welche die Deportatien 
vorzugsmeife beftimmt war, einen vorzeitigen Tod und eine ihren Parteigenoffen wie dem Gul: 
tus der Nachwelt verborgene Grabftätte zu bereiten. Dem Mistrauen und der Beigheit der da 
maligen Machthaber ſchien nichts gefährlicher ald eine Vereinigung dev Verbreder außerhalb 
ver unmittelbaren Stadtmauern Roms. Sogar die Militärkoloniſationen, auf welche vie alt 
Republif und die welterobernde Staatsweisheit früherer Jahrhunderte einen fo großen Wertt 
gelegt hatten, famen außer Gebrauch, als ſich die Habgier und der Geldhunger ded Selm: 
tenthums am den Profcriptionen des legten republifanifhen Verfalls in unmittelbarer Na 
Roms befriedigt hatten und die Prätorianer für ihre Dienftleiftungen die blanke Münze und du 
BVergnügungen Roms dem Grundbefig und dem Aderbau entſchieden vorzogen. Bo. 

Die gewaltſam unterbrochene Entwickelung Griechenlands Hatte gleichfalls feinerlei Exit‘ 
nung aufzuweifen, welde auch nur entfernt an die Verbrecherfolonifation der Neuzeit zu er" 
nern vermöchte. 2 

1. Erſt England bildete jeit vem Anfange des 17. Jahrhunderts die Vorftellung aus I 
nem folonifatorifchen Triebe heraus, daß der im Inlande rettungslos aufgegebene Berbredet 
in überfeeifhen Ländern im Dienft ver Staatengründung zu verwenden fein möchte. Wenn Im 
römischen Altertfum die Deportation ald eine Strafe auf ihrer anfänglüchen Rechtsſtufe von der 
Zeiten des Tiberius bis in das byzantinifche Mittelalter hinein beſtehen blieb, jo gelangte um 
gefehrt das engliſche Recht zu einer neuen Strafe durch die Erkenntniß feiner folonifatoriiher 
Bedürfniffe. Die mehr abenteuerlichen als handelspolitiſchen Seefahrten, die unter der Reg’ 
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sung Elifabeth’8 begannen, ſchienen vorläufig fein anderes Reſultat zu liefern als eine Berei— 
derung der Reifeliteratur. Die Indianerſtämme Nordamerikas befaßen nicht jenen glänzenden 
Schmuck, welher die Bortugiefen und Spanier zu den gold: und filberhaltigen Gruben der 
Eorpilleren leitete. Mehr als die Erwartung des Gewinnes hatte dad Midvergnügen mit den 
einheimifhen Zuftänden Veranlaffung zur Anſiedelung in Norbamerifa geboten. Aus Mangel 
an Arbeitäfräften waren die älteften engliihen Nieverlaffungen in Amerifa häufig auf dem 
Vunkte aufgegeben zu werden, weil es der freiwilligen Anwerbung ſchwer wurde, die Bedürf— 
niife der jungen Kolonien zu befriedigen. Den älteften gefeggeberiihen Anfang der fpätern 
Fortſchaffung von Berbrechern pflegt man in dem Statut 39 Elifaberh, Kap. 4 (1597), zu fu: 
den. Wenigſtens finden jich zahlreiche Geheimrathäbefchle aus den Jahren 1614— 20, durch 
weiche gewiſſe Verbrecher zur Transportation nad Oſtindien und Virginien defignirt werben. 
In einem an ven Rath der Kolonie Birginien gerichteten Briefe befahl Jafob I., „Hundert lie: 
verlihe Berfonen, welche der Hofmarjchall zu dem Zwede übergeben würde, nad Virginien zu 
bringen“. Dergleihen Transporte lieverliher Frauenzimmer mehrten ih in ver Folge, da die 
weiblichen Antömmlinge bei ven Anjtedlern einen ſchnellen Abjag fanden und in der Regel für 
ie 120—150 Pd. Tabak verhandelt wurden. Erſt nachdem die religiöfe Intoleranz grö- 
jete Sharen von Ausmwanderern nah Amerifa trieb, Icheint dieſer Handel ein Ende genommen 
zu haben, der theils eine bloße Speculation von Privatperjonen, theiß ein von der Regierung 
gefördertes Unternehmen war. Die damaligen Vorjtellungen ſahen nichts Anjtößiges darin, 
ven Verbrecher das Schickſal der ſchwarzen Negerfklaven theilen zu laffen. Der einzige Unter: 
ſchied zwifchen beiden beitand nur darin, daß bei Verbrechern aud eine zeitliche Dauer für ihre 
Arbeitäleiftungen beftimmt werben fonnte, während der Sflave ſelbſtverſtändlich zeitlebens ohne 
das Dazwiſchentreten der Freilaflung verhaftet blieb. Selbſt noch unter Jafob U. trug man fein 
Berenten, aus den Theilnehmern an dem Aufftande des Herzogs v. Monmouth einen Handels: 
artikel zu machen, in deſſen Erträgniſſe ji die Hoffräulein am Hofe Jakob's zu theilen hatten. 
Tauſende von politifihen Verbrechern wurden damald nah den amerifanifhen Kolonien ver: 
fauft. Sidney jagt in feiner „Geſchichte und Beichreibung Auſtraliens“ (S. 16 der deutſchen 
Uberfegung von Volfshaufen) der damaligen Zeit: „Selbit in ver Nahe offenbarte ſich der 
bruiſche Handelsgeiſt: während der Italiener jeinen Feind erbolchte, verkaufte ver Engländer 
denfelben ald Soldaten, ald Matrojen over ald Sklaven.“ 
Die eigentlihen und regelmäßigen VBerbredertrandportationen hatten jeit vem Jahre 1666 
(18 Karl Il, Rap. 3) begonnen und einen befländigen Fortgang genommen. Die Quäker Nord: 
amerika trugen nicht das mindefte Bedenfen, ihre verurtheilten und transportirten Landsleute 
als Sklaven auf ihren Plantagen zu verwenden. In demielben Mape indeß, als dad Selbflän- 
digfeitögefühl in den Kolonien wuchs und ihr äußerer Wohlftand zunahm, bildete ſich die Mei: 
nung, daß die Aufnahme von engliihen Verbrechern ſchimpflich jei, dag man einen Ehrenpunft 
darin fuhen müfle, für die Abſchaffung der Transportationen zu wirfen. Ein bervorragen: 
der Staatsmann Amerikas fragte die Engländer gegen Mitte des vorigen Jahrhunderts, was 
fie dazu jagen würden, wenn man ihnen in Erwiderung für die üblichen Verbrechertransporte 
regelmäßige Sendungen von Klapperichlangen aus Amerifa zugehen ließe? Die bedeutenden 
öfonsmiihen Vortheile, melde die amerikanischen Kolonien aus der Zuführung von Arbeits: 
kräiten gezogen hatten, famen gegenüber dieſen vermeintlichen Ehrenpunkten nit in Anſchlag. 
Dit dem Ausbruch des Unabhängigkeitöfrieges erreichten die Trandportationen nah Nordame: 
tifa ihr Ende; der erſte Abjchnitt in ver Gefchichte der englifhen Verbrecherfolonifation ift mit 
dem Jahre 1774 geſchloſſen. 

Welche Vortheile man bis dahin aus der Wegfendung von Verbrechern gezogen, ift heutzu— 
tage ſchwer zu ermitteln. Die amerifanifchen Geſchichtſchreiber find wenig geneigt, anzuer— 
tennen, daß der Fortichritt ihrer ehemaligen folonialen Eultur durch die Transportationen ge: 
fördert worben ift. Der befte Beweis für dad Gegentheil liegt indeſſen darin, daß nad Hundert: 
jähriger beftänpig fortgeiegter Zuführung von Verbrechern feinerlei Verſchlechterung in ameri: 
fanifder Sitte und Bildung bemerkbar geworden war, Bon einer „verbrecheriſchen Klaſſe“, 
wie fi jolche in England innerhalb der Gefammtbevölferung bemerfbar machte, war in Ame: 
tifa wenigftend feine Spur entdeckt worden. Alle verborbenen und ſchädlichen Elemente, deren 
man ſich diejleit ded Dceand in möglihfter Eile zu entledigen fuchte, waren am andern Ufer 
almäglih unter ver Anziehungskraft eines mächtig aufſtrebenden Gemeinweſens überwältigt 
und umgeftaltet worden. 

Für England erwuchſen aus der Ginftellung ver Transportationen erheblihe Nachtheile und 
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dringende Verlegenheiten. Es mangelte vamald an den nothwendigſten Anftalten zur Auf: 
nabme von Verbrehern. Nach den traurigen Schilderungen, die Howard über den Zuftand 
der englifchen Gefängniffe gegen die Mitte des vorigen Jahrhunderts zum Entjegen der ganzen 
gebilveten Welt entworfen hatte, Fann man fid leicht dad Elend vergegenwärtigen, das aus ter 
damals eintretenden Anhäufung der Verbrecher hervorgehen mußte. Range Zeit hindurch ver: 
handelte man über die Frage, ob man Befferungsanftalten nad dem von Howard entworfenen 
Plane einrichten ſolle oder eine neue Kolonie zur Aufnahme von Verbrechern zu gründen jei 
Gegen jenes ſprach die Koftfpieligfeit großartiger Gefängnißbauten, gegen die Gründung eintr 
neuen Kolonie dagegen der Mangel einer geeigneten Ortlichkeit. Canada ſchien durch jeine 
Nachbarſchaft zu ven losgeriffenen Kolonien und den bisher gemachten Erfahrungen gefährlit, 
die Antillen und die weftindifhen Beigungen waren mit Sklavenarbeit verforgt; die Weſtküſte 
von Afrika kam nicht in Betracht, weil man felbft in der dringendſten Verlegenheit ven Gedanken 
verwarf, den Verbrecher einem mörderifhen Klima aufzuopfern. Obwol zu jener Zeit „Ab: 

ſchreckung“ das Einzige war, was man von der Strafe allgemein fordert, jo empörte ji dennod 

die Humanität jener Zeit gegen die neuerdings in Frankreich üblich gewordene Auffaflung , die 

unter dem Namen der Freiheitöftrafe und der Deportation eine Todesftrafe vollftreden läßt, bei 

welcher klimatiſche Fieber die Rolle des Henkers übernehmen. 

Den entſcheidenden Ausſchlag für ein neues Kolonifationsunternehmen gaben die Berichte | 
und Mittheilungen Cook's, der im Jahre 1770 die Weftfüfte des auftralifchen Eontinents von | 
38° füdl. Br. bis zum Gap Vorf unterfuht und für die englifhe Krone in Bejig genommen 
hatte. Einer der Bunfte jener Küfte, den er wegen feiner reichen botanischen Ausbeute Botans: 
bai genannt hatte, jhien zur Anlage einer neuen Anſiedelung geeignet, wenngleich Eoof über 
die natürlihen Hülfsmittel und die Bodenbejhaffenheit jener Gegenden nur höchſt unvelltem- 
men unterrichtet war. Als weſentlicher Borzug erſchien vorläufig die ungeheuere Entfernung 
von Europa. Die Acte 24 Georg III., Kap. 56, ermächtigte die Krone zur Beſtimmung über: 
jeeifher Straforte für die Verbüßung der Freibeitöftrafen, worauf 1786 zwei Geheintrath:: 
befehle (orders in council) die Oftfüfte Auftraliend und die in dev Nähe derjelben gelegenes 
Inſeln als zukünftige Verbrecherfolonien bezeichneten. Im Mai 1787 ging der erfte aus unge: 
fähr 850 Verbrechern beiderlei Geſchlechts zufammengejegte Transport unter dem Befebi dei 
erften Gouverneurs Kapitän Arthur Philipp unter Segel und erreichte nah mehr als adıtme- 
natliher Fahrt feinen Beftimmungsort. Am 20. Jan. 1788 langte die englifhe Flotte in Be 
tanybai an. 

Bon dieſem Tage an datirt der Erwerb eined neuen Beſitzthums der engliſchen Krone, mel: 
ches beſtimmt erfcheint, alle übrigen Kolonien an Bedeutung bei weitem zu überflügeln. Au: 
dem Schutt der Geſellſchaft, ven alle Zeitgenoffen für unbrauchbar eraditeten und mit Verachtung 
aus den geordneten Lebenskreiſen ineine uranfänglihe Wildniß hinausſchafften, wurde das Aur- 
dament gemanert, auf welchen: heute ein mächtiged Gemeinwefen ruht. Nirgends in der Ex! 
turgefchichte alter und neuer Zeit läßt ſich eine ähnliche Entwidelung nadhweifen, in welcher aut 
einem anfcheinend verdorbenen Keim menjhlicher Thätigfeit ein jo gewaltiger Stamm fräftiger 
volfäthümlicher Blüte in fo furzer Zeit emporgewahfen wäre. Selbft die Staaten der Rord— 
amerifanifchen Union können bei ihrer ungeheuer fehnellen in Riefenproportionen zunehmenden 
Entwidelung faum in Parallele mit Auftralien geftellt werden, ſobald man ihre verhältmip: 
mäßige Nähe zu Europa, ihren Bodenreihthum und die ältefte Grundlage ihrer Bevölferung 
berückſichtigt, welche auf der zähen Energie von Männern beruht, die um ihrer religiöjen Über— 
zeugung willen den Wohlftand ihrer Heimat aufgegeben hatten, um in unbefannter Ferne 
gegenüber feindlihen Völferjchaften neue Genoffenjhaften zu begründen. Jene älteften Anz 
jiedler Auftraliend, jene Verbrecher aus dem Jahre 1787 hatten weder die Kraft religiöfer 


een. 








Überzeugungen, noch die Energie der Verzweiflung, melde einen Abenteuerer zum offemen 
Kanıpfe gegen die ftaatlihen oder gejellihaftlihen Einrichtungen treibt, jobald viejelbe feinen 
Raum für feine Leivdenfchaften hat. Elende Taſchendiebe und feiges Gefinvel, dad man in pen 
Straßen Londons aufgegriffen hatte und dad dem Verbrechen aus Mangel an jittliher Wider: 


ftandäfraft anheimgefallen war, — dad waren die Beftandtheile, aus denen in allmählicher 
Umformung und Kräftigung die Bildung eines neuen geſellſchaftlichen Körpers hervorgina. 
Bacon, der eine Staatengründung aus den verbrecherifchen Elementen eined andern geidhidht- 
lichen Lebenskreiſes für unmöglich erklärte und fogar den bloßen Verſuch dazu ald unſittlich wer- 
dammte, hatte ſich offenbar geirrt, und im Vertrauen auf die bis zu feiner Zeit mangelnden Be- 
weife für das Gegentheil feine einfeitige, gegenwärtig glänzend wiberlegte Behauptung gewagt 
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Der geſunkene und erſchütterte Glaube an den weltgeſchichtlichen Beruf, der dad Menfchenge: 
ſchlecht zu einem ewigen, dem einzelnen Individuum und einer einzelnen Zeitperiode vielleicht 
unbemerfbaren Fortichritt treibt, ver Zweifel an eine endliche Bervollfommnung durch alle For: 
men der Mangelhaftigfeit hindurch, der gerade in neuerer Zeit ſich ald eine rejignirende Philo— 
iopbie zu betrachten liebt, kann durch fein gefchichtliches Beifpiel vollftändiger belehrt werben 
als durch den Hinweis auf den einftmals verbrecheriſchen Urſprung ver Kolonien Auftraliens. 
Durch dieſe Erfahrung neuefter Zeit bereichert, können wir felbft aus der alten Nachricht, die 
Rom aus einer Schar verbannter over zufammengelaufener Räuber entftehen ließ, neben aller 
Sagenbaftigfeit immer nod die große innere Wahrheit entdecken: daß die Berhältniffe und Er: 
eignifle, die den einzelnen zur Thatkraft und geiſtigen Spannung wach rufen, die innern Nei— 
gungen vollſtändig umzugeſtalten vermögen, und daß die verbrecheriſche Thätigkeit häufig weiter 
nichts iſt als ein Ausdruck mangelnder Erkenntniß für die Gelegenheit zum Guten. Alle ge— 
Aſchaftlichen und traditionellen Schranken, welche jene engliſchen Verbrecher auf ihrer niedrigen 
Stufe der Gleichgültigkeit und Bewegungsloſigkeit feſtgebannt hielten, die ihn für immer zur 
ſocialen Ohnmacht ſtempelten, nachdem er einmal mit dem Strafgeſetz in Berührung gekommen 
war, fielen vor ſeinen Augen nieder, nachdem er den Boden Auſtraliens betreten hatte. Er fing 
an zu glauben, daß er außer feiner Vergangenheit voll Troſtloſigkeit eine Zukunft voll Hoff: 
nung Haben fönnte, und der Anblic eines beflimmten Ziels, das früher feinen Augen verborgen 
geblieben war, gab ihm die Kraft zur Spannung aller bis dahin trägen und ruhenden Kräfte. 
Bon den gegenmärtigen Kolonien Auftraliens find drei theild verbrederifchen Urſprungs, 
theils durch verbrecherifche Beitandtheile in ihrer focialen Entwidelung gefördert worden. Dir 
Kolonifation von Neufüdmwales, von Tasmanien (Bandiemendland) und der dazugehörigen 
Infel Norfolk begann mit der Anfiedelung trandportirter Verbrecher, Weftauftralien oder die 
Miderlaſſung am Schwanenfluf, die fi zur Zeit ihrer Gründung (1829) auf das entſchiedenſte 
gegen die Zuführung von Verbrechern erklärte, juchte 20 Jahre jpäter zur Förderung feiner 
zurüdgebliebenen Entwidelung bei dem Staatöfecretär der Kolonien um die Gewährung neuer 
Arbeitöfräfte vermittelft ver Transportation nad. Selbſt Victoria, das niemals eine ſelbſtän— 
dige Verbrecherkolonie war, zählte in feiner Bevölferung viele entlaffene Verbrecher, die als jo: 
genannte Arlaubsmänner namentlich aus Tasmanien dahin ſtrömten. Südauftralien allein ift 
von ber Einwirkung derartiger Beftanbtheile befreit geblieben, und zwar, wie man gegenwärtig 
Seurtheifen fann, nicht zu feinem Vortheil. 

Die Gefhichte der englifhen Verbrecherkolonien läpt fi in drei große Perioden zerlegen, 
viejenige der Gründung, diejenige der materiellen Selbfländigfeit und diejenige des Verfalls, 
in welder legtern die freie Koloniſation die verbrecheriſchen Beftandtheile allmählich in ſich ab— 
jorbirte, beſonders nachdem die Transportation eingeftellt worden war. 

Die erfte Beriode kann man etwa bis in den Anfang diefed Jahrhunderts rechnen. Nachdem 
der erfte Transport in Botanybai vor Anfer gegangen war, überzeugte man ſich augenblicklich 
von der Unmöglichkeit, eine dauernde Anlage an diefem von Cook gerühmten Punkte zu begrün: 
ven. Es fehlte dazu an den nothwendigſten VBorbedingungen. Der Boden erwies ſich hei nä— 
berer Unterfuhung ald unfrudtbar und ermangelte des trinfbaren Waſſers. Ein glüdlicher 
Zufall veranlaßte indeß die Entdeckung des von Cook überjehenen Hafens von Jadfon (Port 
Jacſon), an deffen tief in das Land einfchneidenden Ufern fich alle diejenigen Bedingungen vor: 
fanden, welche in Botanybai fehlten. So erfolgte denn die erfle Nieverlaffung an einer ſüd— 
lichen Bucht dieſes Einſchnitts, ver beftimmt war, die fpätere Hauptftadt aller englifhen Be: 
Agungen in Auftralien zu befpülen. Die erften fümmerlichen Anfänge zur gegenwärtigen Größe 

Sidneys wurde im Januar 1788 gelegt. Bid zum Jahre 1800 war das Fortbeſtehen ver klei— 
nen Nieverlaffung ernſtlich gefährvet. Hungersnoth, Krankheit, Beindfeligfeit ummwohnender 
Urſtämme, Mangel an geſchickten Arbeitern, alle dieſe häufig wiederkehrenden Schwierigkeiten 
machten es lange Zeit Hindurd zweifelhaft, ob fi die junge Kolonie behaupten würde. Ihr 
Schickſal hing von dem rechtzeitigen Eintreffen der aus England nachzuſendenden Getreidetrans: 
vorte ab. Berzweiflung und Muthlojigfeit bemächtigten fi damals jelbft der Entſchloſſenſten. 
Die unmittelbare Umgebung von Sidney gewährte wenig einträgliche Ernten auf einem Boden, 
deffen Urbarmachung ungeheuere Kraftanftrengungen erfordert hatte. Giner eifernen Energie 
der Gouverneure und einer furchtbaren Strenge gegen die transportirten Verbrecher war es zu 
danken, daß jenes Unternehmen nicht fcheiterte. Und dennoch war man inmitten aller Entbeh— 
tungen und alles Mangelö darangegangen, von Sidnen aus eine neue Zmeigfolonie auf der 
Infel Norfolk zu gründen (1788). Nah unermeßlihen Anftrengungem gelangte man endlich 


298 Kolonien (Straffolonien) 


dahin, zu Anfang diefes Jahrhunderts das für Die unmittelbaren Bedürfniſſe der Kolonie erfor: 
derliche Getreive in Neuſüdwales zu produeiren. Das Syſtem, welches man damals be: 
folgte, beftand im wejentlihen darin, daß die foloniale Verwaltung auf ihre eigenen Koften 
durch Sträflinge Ader beftellen ließ, und denjenigen, die ihre Strafzeit verbüßt hatten, urbar 
gemachte Randparcellen zum eigenen Anbau unter Gewährung von Vorſchüſſen und der nett: 
wendigen Ackergeräthſchaften ſchenkungsweiſe überließ, ſofern fie ed nicht vorzogen, ald Hand: 
arbeiter in Sidney zu verbleiben. Alles was damals gefhah, ift auf Rechnung der Sträflinge: 
arbeit zu ſetzen. Nur wenige Familien hatten ſich entihloffen, unter dem Verſprechen freier 
Überfahrt und großer Landanweifungen nah Neuſüdwales auszumandern. 

Während der Amtsverwaltung des Gouverneurs Macquarie (1809— 21) hatte die Kolo: 
nifation der Verbrecher in Neuſüdwales bereits reiche Früchte getragen. Die dem Alter nad 
dritte Straffolonie zu Tasmanien war von dort aus im Jahre 1804 angelegt worden und blieh 
vorläufig unter der Oberleitung der Kolonialregierung zu Sidney. England fing allmählig 
an, in feinen auftralifhen Nieverlaffungen etwas mehr zu fehen ald einen bloßen Berwahrung?: 
ort für den Auswurf feiner Gefängniffe. Ein Barlamentscommiffar hatte im Jahre 1812 ihren 
Zuftand einer genauen Unterfuhung unterworfen und fi mit den bisher erreichten Rejultaten 
zufrieden erklärt, Aderbau und Handel nahmen einen gewaltigen Aufſchwung, ganz befonders 
aber eröffnete ſich in der Schafzucht eine Duelle des Reichthums. Die großen Weideebenen jen: 
feit ber Bergfette, welche mit der Oflfüfte Auftraliend parallel läuft, waren den großen Heer: 
denbefigern durch eine Strafe zugänglidy gemacht worden, welde durd die Verwendung der 
Strafarbeitöfräfte durch früher unzugängliche Felſenklüfte gelegt worden war. ine allmäblis 
und jiher fteigende Eultur breitete jich von ihrem Gentralpunfte in Sidney theild nad Norden 
die Küfte entlang, theild ind Innere des Landes aus. 

Alles was unter der Verwaltung ded Gouverneurd Macquarie erreicht wurde, darf gleid— 
falls auf Koften der Straffolonifation gefegt werden. Aus den im Laufe der Zeit entlaſſenen 
Sträflingen und deren Abkömmlingen hatte fih eine bedeutende Klaffe der Bevölkerung heraus: 
gebildet, welche man mit dem Namen ver Emancipiften bezeichnete, um die Erinnerung an ihren 
verbrecheriſchen Urſprung in ähnlicher Weife fortzupflanzen, wie man im Alterthum den drei: 
gelaffenen von dem Freigeborenen unterſchied. Die wirklihen Sträflinge, die Emancipiten 
und eine der Zahl nad) unbedeutende Fraction folder Perſonen, die weder ſelbſt beftvaft worden 
waren, noch aud von Verbrechern abftammten, bildeten die damaligen ſcharf voneinander ge 
trennten Klaflen der Bevölferung, von denen namentlid) die freien Anſiedler im engern Sinne 
zu ven Gmancipiften in ein entſchieden gegenfäglices, durch Eiferſucht gefpanntes Verhälinih 
traten, Während ſich die freien Anſiedler bei jeder Gelegenheit berechtigt glaubten, jede erledigte 
Stelle im Eolonialen Dienfte oder jede vortheilhafte Landzuweiſung für ſich zu beanipruden, 
fonnten die Gmancipiften den ftatiftiihen Nachweis führen, daß fie an Kapital, Grundbeilt, 
Gewerbthätigkeit und Unternehmungsgeiſt ihre Gegner bei weitem übertrafen, daß fie aus der 
gänzligen Mittellofigkeit, die fie in England zum Verbrechen gedrängt hatte, zu einem Wohl 
fand in Auftralien emporgeftiegen waren, der jie zur politifchen und focialen Gleichberechtigung 
befähigen konnte. Ihre Anſprüche wurden vom Gouverneur Macquarie, dem es vor allen an: 
dern Dingen auf eine Entwicelung der materiellen Hülfsquellen in Auftralien anfam, fo ml 
anerfannt, daß er den freien Anſiedlern nicht nur jede Bevorzugung grundſätzlich verfagte, 10T 
dern ſich im Gegentheil ven Vorwurf zuzog, die Intereflen ver Gmancipiftenflaffe über die Gr 
bühr bevorzugt zu haben. Allerdings Hatte er an dem Princip feftgehalten, dap Neujlt: 
wales als eine Berbrecherfolonie begründet worden war, und daß freiwillige Anſiedlet inner 
halb eines ſolchen Gemeinweſens nicht mit denfelben Anſprüchen auftreten bürfen, welche Ne it 
Europa gegenüber dem beftraften Verbrecher innerhalb einer ganz andern geſellſchaftlichen Ju: 
ſammenfetzung unter allgemeiner Zuftimmung geltend maden könnten, Seiner Anfigt m 
beftand die ganze Kolonie aus ſolchen, die trandportirt worden waren, und folgen, Die hätten 
trandportirt werden follen, und ed fam für ihn nur darauf an, eine willenlefe, niemals tiber“ 
ſprechende Bevölkerung unter feiner felbfibewußten Intelligenz für die Zwecke des materiellen 
Wohlſeins einheitlich zu verwenden. 

Der Abgang des Gouverneurs Marquarie (1822) bezeichnet den Schluß der zweiten Pe⸗ 
riode. Indem er Neuſüdwales aus einem bloßen Kerker zu einer blühenden Kolonie empor⸗ 
gehoben hatte, war ein neues Ziel für die freie Auswanderung hingeſtellt worden. Unter feinen 
Nachfolger Brisbane langten jährlich zahlreihe Scharen von Anjlevlern in dem Hafen wor 
Sidney an. Damit begann ein neuer Entwicelungsproceh in doppelter Richtung thaͤtig au 
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werden. Volitiſche Berechtigung und Selbjiverwaltung gegenüber der Eolonialen Negierung 
und entichiedene Herrſchaft über die verbrecherifchen Elemente in ver Geſellſchaft waren die For: 
derungen, die von nun an unaufhörli in der Preſſe Auftraliens wie in den Reden des engli— 
ichen Parlaments gehört wurden. Sobald die Anftvengungen der Sträflingsarbeit Großes 
aus ſich ſelbſt geihaffen Hatten, glaubte ſich die freie Arbeit berechtigt, fich dieje Errungenschaften 
anzueignen. Man vergaß, dap ed jich um eine Verbrecherfolonie handelte, und fing an, Neu: 
ſüdwales auf eine gleiche Stufe mit Canada und dem Gap der guten Hoffnung zu flellen. 

Die fernere Gejhichte der Verbrecherkoloniſation in Auftralien ift feine jelbftändige mehr. 

Sie zeigt, wie die Anforderungen der freien Anſiedler ſtufenweiſe zur Erfüllung gelangen, wie 
die freie Eoloniale Bevölkerung nah einer anfänglihen Toleranz der Transportationen und 
einer geſchickten Benugung der dadurch gelieferten billigen Arbeitöfräfte endlich die Nechtäfor: 
derung erhebt, daß dieſe Strafe abgejchafft werde, die man in gleicher Weile für entehrend anſah 
wie einft die nordamerikaniſchen Golonien. Die engliſche Regierung ſelbſt Hatte in diefer Frage 
eine äußerft ichwierige Mittelftellung zwifchen der Öffentlihen Meinung Englands, welche vie 
Irandportationen für wohlthätig oder zur allgemeinen Sicherung nothwendig erachtete, und den 
entgegengefegten Forderungen der Kolonien, in denen ſich verihiedene wirthſchaftliche Interefien 
durhfreugten. Die Bedingungen der Straffolonifation waren freilich im Vergleich zu frühern 
Zeiten vollfommen verändert. Die jhenfungsweifen Verleihungen von Grund und Boden an 
entlaſſene Sträflinge fonnten nicht mehr in Übung bleiben, nachdem der Werth dieſes Bodens 
nicht mehr ausſchließlich durch die veriwendbaren Arbeitskräfte ver Sträflinge bedingt war und 
nd die freie Einwanderung um den fäuflichen Erwerb bemühte. Es war unmöglich geworden, 
dem Verbrecher etwad zu jchenfen, wofür man den freien Anſiedler bezahlen ließ. Das Syſtem 
der ſchenkungsweiſen Verleihungen machte dem Syftem des Verkaufs dev Kronländereien Plag, 
um deſſen Duchführung ſich 25 Jahre lang der Verfaffungsfampf in Neuſüdwales fait 
ausihliehlih dreht. Dadurch, dag man die Anjievelung des Sträflings nad jeiner Entlaffung 
fernerbin von denn Umftande abhängig machte, daß er fi in dem Beſitz eines für ven Ankauf 
von Grund und Boden genügenden Kapitals befand, war den Trandportationen die Spige ab: 
gebrochen. Während früher der Erwerb von Grundbeſitz für den Sträfling die Regel geweien 
war, wurde ev nunmehr zur Ausnahme Die Emancipiften wurden auf diefe Weile in die 
Städte zufammengedrängt und waren aller derjenigen Glemente beraubt, die ihnen früher einen 
fo großen Einfluß geficyert hatten. Dennoch darf man während der Periode, in welder die alte 
Verbrederfolonie von Neuſüdwales fih zu einer freien Kolonie umgeftaltete, die Dienite der 
Transportation feineswegö zu gering veranfhlagen. Die wirthſchaftliche Entwidelung wurde 
bei dem fortwährenden Mangel an Arbeitöfräften wejentlich durch die Zuführung von Verbre: 
Hern gefördert. Deswegen ift bier das in Neuſüdwales beobachtete Syſtem der Beihäftigung 
kutz zu berühren. 

Solange die freie Eiwanderung ſich nicht nach Auftralien gewendet hatte, verblieben die 
transportirten Sträflinge zum größten Theil unter der Verfügung der folonialen Verwaltung, 
von welcher fie entweder zum Anbau der Staatsländereien, zu häuslichen Dienften bei den Be— 
amten, oder aber zu Rodungen und Gulturen verwendet wurden. Diejenigen, welche fi der 
ſchwerſten Verbrechen ſchuldig gemacht Hatten oder nach ihrer Ankunft in Auftralien ein neues Kapi- 
talverbregen begingen, wurden nad) der Infel Norfolk gefhafft, die wegen ihrer geographiſchen 
Lage und ihrer Ifolirung dem Zwede der Sicherung gegen den Verbrecher vorzugsweiſe zu ent= 
ſprechen ſchien. Im übrigen hatte die Rolonialregierung von dem ihr zuſtehenden Begnadigungs: 
recht fortwährend einen fehr ausgedehnten Gebrauch gemacht, indem fie die anfcheinend beſſerungs⸗ 
fähigen Sträflinge jehr bald nach ihrer Transportation unter der Bedingung der Niederlaffung 
in Auftzalien begnadigte (conditional pardon), wodurch fie ji der Mühe der Verwaltung 
und den Berlegenheiten eines häufigen Arbeitömangeld in der einfachſten Weiſe entzog. Lebens: 
laͤnglich verurtheilte Verbrecher konnten auf diefe Weije in furzer Zeit Grunbeigenthümer in 
Auftralien werden. Erſt fpäter gelangte man zu gewiſſen Regeln, nad denen wenigſtens ein 
beflimmted Strafminimum unter allen Umſtänden vor der bedingten Begnadigung zu voll: 
Rrefen war. Neben diejer Braris kamen denn aud Fälle vor, in denen die Sträflinge an Pri— 
vatperfonen, die vertrauenswürdig erjchienen, zur Beihäftigung überwiefen wurden. Hieraus 
ging das fpäter jo berühmt gewordene Aflignationsfoftem hervor, welches die regelmäßige Be- 
häftigungsmethode für Sträflinge in ven Jahren von 1822—38 bildete. Die Gelegenheit 
dazu bot fich in dem Stande Eleiner freier Anſiedler dar, die mit einem geringen Kapitalver: 
mögen nad Neuſüdwales gefommen waren, ein dringendes Bedürfniß nad Arbeitskräften 
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empfanden und daflelbe aus dem außerordentlih unbedeutenden Vorrath an freien Arbeite: 
fräften nicht befriedigen konnten. Das Affignationsfyftem entſprach diefem Bedürfniß und mt: 
ledigte gleichzeitig die Foloniale Regierung aller Unterhaltsfoften für die Sträflinge, welde wu. 
mittelbar nach ihrer Ankunft einem Arbeitögeber überwiefen wurden. Ein Vertrag zwiſchen da 
Regierung und dem Dienfiherrn vegelte alle Bedingungen ver Verpflegung, Kleidung, Arbeit: 
zeit in Betreff des Sträflings. Die Lage des Aſſignirten hing indeſſen mehr von dem perſin— 
lichen Charakter jeined Herrn als von der bloßen Erfüllung derartiger Verabredungen ab. € 
fam ed denn, daß der Anhalt ein und derjelben Strafe je nad den Verhältniſſen himmelweit wr- 


ſchieden ſein konnte. Im allgemeinen durfte man aber behaupten, daß die Lage eines trandper | 


tirten Sträflings in Auftralen bei weiten: beifer war als diejenige eines Fabrikarbeiters in Ein: 


land; ein Umſtand, der den theoretiichen Gegnern der Transportationdftrafe eine befonderdiwirt: 
jame Waffe varbot. Von den äußerft ungleihartigen Wirkungen des Alfignationdfuftems at: | 


geieben, erreichte man übrigens durch dajfelbe große praftiiche Vortheile. Daflelbe entipraf 


nicht nur den wirthihaftlihen Bedürfniſſen jener Zeit in hohem Grade, fondern ed bewirkte uud | 
eine Zerftreuung einer großen Anzahl von Verbrechern über eine weite Fläche des Landes un 


machte den einzelnen einer erfolgreihen Behandlung im Sinne des Beſſerungszweckes zugäng: 


lich. Alle Borzüge, welche heutzutage an der Einzelhaft gerühmt werden, waren and durch nad 
Affignationdfoftem erreichbar. Die Mängel und Unvollkommenheiten, die aus einer unterfäri: | 





dungslofen Zumweifung an rohe und ungebilvete Arbeitäherren entfpringen mußten, And auf 


Rechnung der Verwaltungsbehörpen, nicht des Syſtems im großen und ganzen zu jegen. 
Eine weientlihe Umgeftaltung trat in ver Geſchichte der Transportationdftrafe und der ng: 
liſchen Straffolonien in Auftralien im Jahre 1838 ein. Das Parlament hatte ein Comite umirı 
tem Vorjig von Sir William Molesworrh ernannt, um den Zuftand der Straffolmiatier 
einer eingehenden Unterfuhung zu unterwerfen und über eine etwaige Verbefferung heriekt 
Bericht zu erftatten. Die Arbeiten dieſes Gomite, welche 1838 dem Unterhaufe vorgelegt mur 
ven, enthalten einen reihen Schag über den damaligen Zuftand der Verbrecherfolonien 1« 
Neuſüdwales, Tasmanien und Norfolf. Die Schlüffe, die daraus von Gomite gezogen wurki 
und in Geftalt von Anträgen an das Parlament gelangten, waren indeß höchſt einſeitigt um 
parteiiiche. Zu Gunften der Einzelhaft wurde die Aufhebung der Transportationäftraie ı 
vor allen andern Dingen die Aufhebung des Aſſignationsſyſtems dringend gefordert. Died 
davon war, daß die englifhe Regierung die Einftellung weiterer Transportationen nad I 
ſüdwales beſchloß. in Geheimrathäbefehl aus dem Jahre 1840 ſtrich dieſe Befigung auf M 
Lifte der Straffolonien. 
Die Transportationen nah Neuſüdwales hatten nad einem funfzigiährigen Zeitraum ir 
Ende erreicht, nicht weil fie ihren Zweck verfehlt, fondern weil fie wider Erwarten ein glänzen“ 
Refultat geliefert. Die Vorarbeiten ver Gultur und Geflttung waren fo weit beenvigt, bap m 
der Hülfe der Sträflingsarbeit fich entfchlagen zu können glaubte. Aus einem Haufen von Dr 
brechern war ein Gemeinweſen hervorgegangen, welches bereit damals ſich im Beſitze reptaſch 
tativer Garantien und einer wenn au unvollfommenen Theilnahme an ven Angelegenheit 
folonialer Verwaltung befand. Sir Rihard Bourke, der erleuchtete Staatsmann, deſen ei: 
ftungen noch gegenwärtig in Sidney gepriefen werden, hat in einem an Lord John Aufl gr 
richteten Gutachten, welches in den Barlamentöpapieren vom Jahre 1847 (‚‚Report ofthebon- 
mittee of the house of Lords on criminal law 18477) abgedrudt ift, den Antheil gewůrtin 
welchen die Koloniſation ver Sträflinge an dem fpätern blühenden Zuftande von Neuflhwil‘ 
gehabt hat, das im Jahre 1836 eine Bevölferung von 77096 Seelen zählte. Darunter gt" 
der bei weitem größere Bruchtheil einer ehemals verbrecheriſchen Klaffe an. Bon 1787-18! 
waren im ganzen 78056 Sträflinge nah Neuſüdwales und Tasmanien geſchafft worden. au 
mannichfaher Misftände und vieler Übelftände, unter denen das große Miöverhältniß dert 
ſchlechter (6791 trandportirte Frauen neben 43506 Männern) obenan ftebt, hatte England m 
einem vergleihungsweife geringen Koſtenaufwand, ver fih dur den Verkauf ber Kronlin⸗ 
dereien theilweiſe bezahlt machte, eine Niederlaſſung in jenem Zeitraum begründet, durch il 
jein politifches Übergewicht in ven indiſchen Gewäflern mehr gefidjert ift, als durch ven Et 
von Indien felbft. : 
Obwol die Trandpertationen nah Neuſüdwales feit 1840 fürmlich eingeftellt wurden, " 
hatte man dennod an der Trandportationdftrafe jelbft nichts geändert. Der gefammie Een 
ſchwerer Verbrecher ergoß ich fernerhin über Tadmanien, welches zu einem großen Kerken un 
seihaften wurde, in welchem das Contagium der Verworfenbeit in einer dichten Anhäufung »" 
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breherifher Maſſen alles anzufrefien drohte, was an gefunden Beitandıheilen überhaupt vor: 
banden war. Das Elend von Bandiemensland während der Jahre von 1840 bis zur endlichen 
Abſchaffung der Transportationen ift lange Zeit hindurch ſprichwörtlich geblieben. Unbeſchäf— 
tigte müßige Haufen von Sträflingen lagen jih fonnend auf den Landftrafen. Gleichzeitige 
Berihte von Augenzeugen behaupten fogar, daß zeitweilig Perfonen von der Regierung ange- 
fellt worden waren, um die Sträflinge des Abends in ven Schlaf zu leſen und ſie dadurch von 
Unfittlifeiten abzuhalten, eine Nachricht, die keineswegs unglaublich flingt, wenn man ſich der 
Sprade erinnert, welde in den amtlihen Documenten jener Zeit geführt wird. In einem Be- 
richt de8 Gejeggebenden Raths (legislative council), der 1846 in Tasmanien verfammelt war, 
beißt e8 beifpieläweife mit Bezug auf die Anhäufung von Verbrehern: „Was wunder, daß 
derartig gebildete Verbrechervereine eine einzige Maffe faulender Verworfenheit bilden und zur 
Pilanzftätte werden für namenloje und fhredliche Verbrechen, die zu tief wurzeln und zu weit 
verbreitet Find, um der Strafgerichtöbarfeit dieſes Landes erreichbar zu fein?‘ 
Es iſt jelbitverftändlih, daß unter ſolchen Umſtänden von einer weitern Anwendung des 
ohnehin im Jahre 1838 entſchieden vertworfenen Aſſignationsſyſtems feine Rede fein konnte. 
Die Möglichkeit deſſelben lag eben nur in ver Nachfrage nad Arbeit feitens einer freien Bevöl- 
terung. Bei einer majjenhaften Überſchwemmung eines bei weitem Eleinern Landes, wie Neu- 
ſüdwales geweſen war, bei einer allgemeinen Überflutung von Verbrechern reichten jelbft groß— 
artige Unternehmungen und Straßenbauten nicht aus, um hinreichende Beihäftigung für die— 
jenigen zu finden, die ein richterliher Sprud zur Zwangsarbeit verurtbeilt hatte. Die im 
ganzen planlofe Eintheilung, die an Stelle des alten Aſſignationsſyſtems trat, führt ven Namen 
des Gangſyſtems von den Arbeitercompagnien der Sträflingdtruppen (gangs oder chaingangs), 
welhe über das Innere der Inſel in gewiflen Zwifchenräumen vertheilt wurden. Daſſelbe lief 
darauf hinaus, daß der Sträfling nad einer Probezeit, in welcher er ich zur Zufriedenheit feiner 
Aufjeher betrug, gewifle Bergünftigungen und am Schluffe der einzelnen Probeftudien die Er— 
laubniß erhalten ſollte, jich jelbft Arbeit bei ‘Brivatperfonen zu fuchen. An eine auch nur an- 
näherungsweiſe vollftändige Ausführung der Strafpauer wurde übrigens auch damals nicht 
gedacht. Die vom Lord Stanley (jegigen Grafen Derby) im Jahre 1842 entworfenen Grund: 
züge der neuen Einrichtung wurden unter dem Minifterium Ruſſell durch ven Staatöfecrerär für 
die Kolonien, Grafen Grey (1846—52) weiter dahin ausgebildet, daß ein Theil der Trans— 
portationäftrafe, und zwar regelmäßig die erften neun Monate, in dem neuerbauten, auf Gin: 
zelbaft berechneten Gefängniß zu Pentonville oder auf einem der Blockſchiffe (hulks) an den 
engliihen Küften verbüßt werden und alddann erft die Fortſchaffung nad Tadnıanien ftatthaben 
jollte. Die weitere Beihäftigung in den Kolonien erfolgte entweder unter unmittelbarer An- 
wendung ded Strafzwanges ſeitens der Regierung oder aller auf Orund der Ertheilung von 
Urlaubsigeinen (tickets of leave) an diejenigen Sträflinge, die einige Spuren von Beflerung 
an den Tag gelegt hatten. Infofern ald die Berwaltungsbehörben berechtigt waren, ohne irgend: 
ein förmliched Beweisverfahren die ertheilten Urlaubsſcheine zurückzuziehen, Hatten jie freilich 
aud darin eine meiftentheild ausreichende Aufjichtögewalt über das Betragen der jogenannten 
Urlaubsmänner. Die weitern Einzelheiten diejes ſehr verwidelten Syſtems, durch welches 
eine doppelte Gefängnißverwaltung für einen und denjelben Sträfling in England ſowol wie in 
den Kolonien nothwendig gemacht wurde, find von dem Grafen Grey in den Apologien feiner 
Berwaltung (‚‚Colonial policy’, Bd. II, Brief 8) ausführlich entwidelt. 

Die handgreiflihen Misftände in Tasmanien überzeugten die engliſche Negierung zu fpät, 
daß jie im Jahre 1840 ein voreiliges Zugeſtändniß an Neuſüdwales gemacht hatte. Neue Ver: 
bandlungen mit dem Gefeggebenden Rath jener Kolonien, die man zur Wiederaufnahme von 
Irandportationen zu bewegen fuchte, blieben erfolglos, obwol man fi in Sidney gegen Gewäß- 
rung beftimmter politifcher Korderungen, namentlich gegen Einräumung der vollen Verfügung 
über den Kaufpreis der Eolonialen Kronländereien, dazu bereit erklärt hatte. Die Anfänge einer 
neuen Riederlaffung im nordöftlichen Theil von Auftralien wurden bald wieder aufgegeben. Am 
Gap der guten Hoffnung, wohin die Regierung einen Verbrechertransport abgeſendet hatte, 
wurde fogar die Landung der Sträflingsfoloniften durch offenen Widerftand der freien Anſiedler 
verhindert (1849). Noch größere Verlegenbeiten erwuchſen der engliihen Regierung aus ihren 
Beziehungen zu den einzig noch übrig bleibenden Straffolonien Tasnıanien und Norfolk. Es 
mar zu erwarten gemefen, daß die freien Anſiedler daſſelbe Recht beanfprucdgen würden, was man 
den Koloniften von Neuſüdwales zuerkannt hatte. Die Protefte gegen die Fortdauer der 
Transportationen mehrten ih von Jahr zu Jahr. Eine Heftige und erbitterte Agitation wurde 
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durch die Antitransportationsligue angeregt. Zahlreiche Adreſſen an das Minifterium gelang: 
ten nad England. Gegenüber diefen energiichen Schritten der Koloniften hatte andererſeits das 
Oberhaud in einem über dad Strafreht 1847 erftatteten Comitebericht die Beibehaltung ver 
Transportation für wünfhenswerth erflärt. Won zwei entgegengelegten Seiten gedrängt, 
ftand daher der englifhen Regierung nur die Wahl offen, entweder das geltende Strafredt, das 
feinen Mittelpunft in der Transportation fand, völlig umzugeftalten, oder aber die Kolonien 
ternerhin alles Widerftandes ungeachtet zur Aufnahme von Sträflingen zu nöthigen. Allein 
man entfchied fih, um allen Barteien gerecht zu werden, im englifhen Gabinet vorläufig für das 
Temporifiren. Auf allerlei Umwegen fuchte das Minifterium Ruſſell die Traneportationen fort: 
zufegen, indem man fogar in Neuſüdwales Urlaubsmänner unter dem Vorgeben landete, daß 
diefe Klaffe von Verbrechern nicht zu den Transportirten zu rechnen fei. Nur Weftauftralien, 
welhes aus Mangel an freien Arbeitöfräften und einer von Anfang an verfehlten Koloni: 
ſationsmethode hinter allen iibrigen Niederlaflungen in Auftvalien zurüdgeblieben war, bean: 
tragte 1849 bei dem Staatöfecretär der Kolonien die Einführung von Verbrechern, ein Antrag, 
welchem bereits in der unmittelbaren Bolgezeit entfprocen wurde. Die in Tasmanien gemachten 
Erfahrungen genügten indeß, um in dieſer Beziehung ein richtiges Maß in der Anzahl der zu 
transportirenden Sträflinge ald unumgänglichen Grundfag binzuftellen. 

Der legte entfcheidende Wendepunft in der Geihichte der Straffolonifation war endlich im 
Jahre 1851 gefommen, ald man die Goldfelder in Neuſüdwales und Victoria aufgefunden 
hatte. Alle geiellichaftlihen Bande wurden durd das Goldfieber zerriffen, deſſen elektriſche 
Schwingungen bis nah Europa herüberdrangen und den Arbeiter am Pluge in Verſuchung 
führten, feinen bisherigen Rebendfreis zu verlaffen. Jeder Bericht von einem glücklichen Funde 
fteigerte die allgemeine Aufregung, von der zunächſt die Kolonie ded auftraliihen Gontinents, 
demnächſt aber auch das nicht entfernt liegende Tasmanien ergriffen ward. Jedermann fab ein, 
daß eine Transportation nad Tadmanien eine Belohnung des Verbredhend fein würde. Unter 
folhen Umftänden wurde 1852 die Einftellung einer ſolchen Strafvollftredung beſchloſſen, fo: 
weit e8 fich nicht um Weftauftralien handelte, deſſen ifolirte Lage und ſchlechter Ruf niemand zu 
einer freiwilligen Reife nach jenen Gegenden bemegen fonnte. Gin Gefeg vom 20. Aug. 1853 
bob überdies die Transportation für die fürzern Zeitfriften unter 14 Jahren auf und jegte 
fogenannte Strafknechtſchaft (penal servitude) an ihre Stelle. Da nur die allerichmerften 
Verbrecher transportirt werben follten, fo glaubte Weftauftralien feine Intereflen und feine 
innere Sicherheit gefährdet und erhob ernftliche Vorftellungen,, die in den Berichten der Parla- 
mentscomite8 über die Irandportation vom Jahre 1856 für begründet erachtet wurden. Im 
folgenden Jahre 1857 verfhiwand die Transportation aus der Reihe der engliihen Strafmittel. 
Nichtsdeſtoweniger dauert die Straffolonifation nod gegenwärtig in Weflauftralien fort, indem 
ſich die englifche Regierung das Recht vorbehalten hat, die eriminellen Breibeitäftrafen an einem 
beliebigen überfeeiihen Punkte verbüßen zu laffen. Während alfo früher die Wegſchaffung 
nad) einer Straffolonie die Ausführung eines rihterlihen Spruchs darftellte, ift jie gegenwärtig 
zu einer adminiftrativen Angelegenheit geworden. So viel fcheint indeflen in denn Kampfe und 
der Widerſtandsbewegung gegen die ehemalige Transportation gewonnen zu fein, daß Das 
Princip, felbfländig gewordenen Kolonien feine Sträflinge gegen ihren Willen aufzubrängen, 
von der Regierung in England anerfannt wurde. Seitdem auch die Infel Norfolf ven ehema— 
ligen Bewohnern der Pitegirn-Inſel übergeben worden ift, befigt England nur noch in Weſt— 
auftralien eine Stätte für die Aufnahme von Verbredern. Die übrigen auswärtigen Straf: 
ftationen, twie die Bermudas-Inſeln, auf welden ungefähr 1200 Sträflinge alljährlih an Hafen 
und Feftungsbauten beichäftigt find, und Gibraltar, find feine Straffolonien, weil die Anfie— 
delung dort nicht zuläffig iſt und die Sträflinge nach Ablauf ihrer Strafzeit jededmal nad Eng: 
land zurückgeſchafft werden. 

Immerhin bleibt die Möglichkeit beſtehen, daß ih England in nicht zu ferner Zufunft für 
die Anlage einer neuen Straffolonie in Nordauftralten entichließt. Das Oberhauscomité, wel⸗ 
ches 1856 über diefe Fragen beratbichlagte, hat die Aufmerfiamfeit ver Negierung auf jene 
Gegenden gelenkt. Alle Augenzeugen und Sachkundigen haben den Buſen von Garpentaria 
und die Torreoͤſtraße als diejenigen Gewäſſer bezeichnet, in denen England einen neuen Stüg= 
punft für fein maritimes Übergewicht in ven chineſiſchen Gewäſſern ſuchen muß. Von der fo- 
cialen Seite her bat man gleichfalls die großen Vorzüge der überfeeiihen Straffolonifation erft 
gegenwärtig, nachdem man der äußern Oelegenheit dazu beraubt morden, in vollem Maße wär: 
digen gelernt. Das Brandmal des Verbrechens leuchtet in England fo ftarf, daß es dem ent- 
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laſſenen Sträfling ohne eine dauernde Hülfeleiftung mildthätiger Geſellſchaften unmöglich iſt, 
fich auf derjenigen Stufe moraliſcher Beſſerung zu behaupten, zu der er in den Gefängnißmauern 
durd die Anftrengung und das Zufammenwirfen der intelligenteften Kräfte emporgehoben 
worden ift. Überall tritt ihm nad feiner Befreiung ein faum zu befeitigendes Vorurtheil des 
Arbeitgebers und ein noch ſchwerer zu ertragender Hohn feiner Arbeitögenoffen entgegen. Sein 
Shidjal hängt von dem zufälligen Umftande ab, daß von feiner vorgängigen Verurtheilung 
nichte bekannt wurde, Der Gedanke, in einem fernen Rande ein neues Leben mit neuen Kräften 
zu beginnen, ftrahlt einen Hoffnungsſchimmer in feine Seele hinein, durch den fie zu den gewal— 
tigiten Anftrengungen für die Erreihung eines ſolchen Ziels hingetrieben wird. Es läßt ji 
denfen, daß für foldye Leute die Kolonifation eine Wohlthat fein würde. Und in diefem Sinne 
haben jelbft hartnäckige und erbitterte Gegner der Transportationdftrafe, wie der Erzbifchof von 
Dublin, Whateley, und der Oberft Jebb, ganz befonders aber die Leiter der Gefängnißreform— 
geſellſchaften und die Unterftügungsvereine für entlaffene Sträflinge, auf die mannichfachen 
Vorzüge Der Straffolonifation hingewieſen. Bei allen Fehlſchlägen und Misgriffen hat vie 
Geſchichte Der engliihen Verbrecerfolonien den unmwiderlegbaren Beweis geführt für das Vor- 
handenſein gefittender Kräfte innerhalb der verbrecheriſchen Klaffen felbft, an deren Beſtehen 
die gefammte Gefellihaft einen Theil der Verſchuldung trägt. Gerade die überfeeiihe Straf: 
folonifation bietet denjenigen Ländern, in denen der Verbrecher durch einmalige ÜÜbertretung des 
Strafgefeges einem Verhängniß verfällt, das ihn für immer von der Bahn des Guten zurüd: 
dringt, die einzige Möglichkeit, die moralifche Beflerung eines ehemals Straffälligen vermittelft 
feiner wirthſchaftlich zu fihernden Griftenz dauernd zu begründen und damit der Geſellſchaft 
ſelbſt das wirffamfte Schugmittel gegen zerftörende Angriffe zu bieten. 

I. Die glänzenden Refultate, welde England mit ver Transportation erreicht hatte, fanden 

nirgende größere Beachtung als in Frankreich, welches die engliſche Überlegenheit wenigſtens 
in allen Angelegenheiten ver Kolonialpolitik unter gänzlicher Verzichtleiſtung auf eigene „gloire‘ 
anzuerkennen genöthigt mar. Schon der Code penal hatte zwar eine Deportationdftrafe für 
gewiſſe politiige Verbrechen feftgejegt, obmwol gerade damals Frankreich jeder Gelegenheit zur 
Ausführung diefer Strafe, feiner Kolonien wie feiner Flotten vollfommen beraubt war. Selbft 
nad der Reftauration und unter der Julimonardie hatte e8 damit fein Bewenden, daß die De: 
portation wenigftend auf dem Papier vorhanden war, als ein Beweis für die Vielfeitigfeit 
franzöjtider Hoffnungen und die Schwäde der Regierungen, welche die franzöfifche Eitelkeit 
durd die Streihung einer Strafe zu fränfen fürdhteten, die ſelbſt nichts als eine bloße Lächerlich— 
keit war. Die Deportirten wurden in den Gefängnijfen von Mont-St.-Michel und Doullens 
einer Duafi-Deportation unterworfen. Der ganzen Geſetzgebung des Code penal hatte übri: 
gend die Idee der Straffolonifation felbft ganz fern gelegen. Erſt nad der Februarrevolution 
und nad dem Straßenkampf im Juni leiteten die Maffentransportationen auf die Nothwendig— 
feit bin, einen überfeeifchen Strafort von weitern geographifchen Grenzen zu ermitteln. Im 
großen und ganzen waren indeß die Beftimmungen des Transportationsdecrets vom 27. Juni 
1848 auferorbentlih milde, indem zwar die Transportation nad einem überfeeifchen Lande 
aus Gründen der öffentlihen Sicherheit (par mesure de süret& generale) angeorbnet wurde, 
im übrigen aber der Unterſchied zwifchen dem politiichen und dem gemeinen Verbrecher feſtge— 
halten und die perfönliche Rechtsfähigkeit ver Transportirten felbft in Feiner Weife verfümmert 
murde. Die fpätere Nachahmung deſſelben Decretd nad) den Staatöftreiche läßt die größte Ver: 
ſchiedenheit erfennen. Im Jahre 1848 waren die abminiftrativen Trandportationen ein Act 
der Nothwehr gegen einen Vertilgungskampf, der gegen die einfachften gejellihaftlihen Prin- 
eipien unternommen wurde; 1851 waren fie ein Act der Rache gegenüber denjenigen, die in der 
Vertheidigung eines beftehenden Rechtszuſtandes unterlegen waren. 

Durch das politifche Maffenverbrehen war Sranfreih alſo zur Straffolonifation hinge: 
drängt worden. Abgeſehen davon, erregte indeß der jämmerlihe Zuftand der franzöſiſchen 
Kolonien die Aufmerkſamkeit der Regierung. Der Verfall derſelben ging theilweife fo ſchnell 
von flatten, dag man bei einigen Nieverlaffungen den Untergang mit Sicherheit vorausfagen 
tonnte. Daß insbejondere den amerifanifchen Kolonien durch die freie Einwanderung nicht zu 
belfen war, jah jedermann ein, der die ungünftigen Eulturbedingungen, das tödliche Klima, 
die beftändige adminiftrative Einmifhung, die in den franzöfifchen Kolonien nod weiter gebt 
als in Frankreich felbft, mit dem Folonifatorifchen Geifte der ganzen Nation vergleicht. Waren 
do in Dem unmittelbar vor den Thüren Frankreichs gelegenen Algerien die Hälfte aller Anz 
fedler Fremde! Wie alle andern weſtindiſchen und ſüdamerikaniſchen Kolonien, welche früher 
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auf Sklavenarbeit angewielen worden waren, hatte namentlid dad franzöſiſche Guiana nad 
ver Abſchaffung des Sklavenhandels entſchiedene Rückſchritte in feiner Entwidelung machen 
müffen. Nirgends aber waren diefelben augenfälliger und reißender geweſen ald in Cayenne, 
In den 10 Jahren vor 1843 war die Bevölkerung gerade um die Hälfte zuſammengeſchmolzen: 
von 26000 auf 13000. Die fernere Eriftenz diefer übrigens im Vergleich zu dem holländifchen 
Guiana und den nahe gelegenen engliſchen Befigungen wertblofen und eined guten Dafent 
gänzlich entbehrenven Kolonie hing alſo an einer ſchnellen und energiichen Staatshülfe. Zu 
einer freiwilligen Anwerbung hätten ſich vorausſichtlich nur Selbſtmörder verſtanden, da ed be: 
kannt war, daß nur ein glüdlicher Zufall Einen aus Taufenden mit Siehthum und Krankheit, 
Wenige nur mit dem Tode durch Fieber verfchont. Es blieb nur die gewaltiame Fortſchaffung 
als augenblickliches Hülfsmittel übrig. Zu den Opfern franzöſiſcher Kolonialpolitif wurden 
darauf drei Klaffen von Menſchen auderforen: freie Schwarze, die unter Anwendung umb ge: 
ichicter Handhabung von Feſſeln oder der Peitſche an den afrikanischen Kürten engagirt, d. &. 
conferibirt werben follten, demnächſt die politiihen (fogenannten) Infurgenten ver December: 
tage, und endlich diejenigen, welche nad) dem beſtehenden Strafrecht zu Zwangsarbeit (travaux 
forces) verurtheilt worden waren. Welche von diefen drei Klaffen am meiften zu bedauern war, 
ift Schwer zu entfcheiden. Die Neger waren gewaltjam ihrer Freiheit entriffen — doch fir retteten 
wenigſtens ihr Leben, meil jie allein befähigt waren, dem tropiſchen Klima von Cayenne Tros 

zu bieten. Die franzöfiihen Trandportirten dagegen waren dem jihern Tode von vornherein 
preißgegeben, ohne daß ihre Arbeitöfräfte überhaupt verwendbar gemejen wären. Vom finan: 
ziellen Standpunft aus hatte die Geſetzgebung bei ihren Transportationen allerdings recht. 
Die Transportkoften mit Cur- und Beerdigungsfoften zufammengerechnet liefern bei einem zu 
längerer Freiheitsſtrafe verurtheilten Verbrecher, veffen baldiger Tod vorausberechnet werden 
fann, immer noch eine erhebliche Erfparnip im Vergleich zu mehrjährigen Haftkoften. Im einer 
Botſchaft des ehemaligen Prinz: Präjidenten (1850) war wenigftend der Geſetzgebende Körper 
darauf aufmerkſam gemacht worden, daß die in den franzöfiichen Bagnos beihäftigten Strär: 
linge „das Budget zu jehr belafteten”. 

Da eine Gejhichte der franzöfifchen Transportationsgejege, von denen jeded einzelne einen 
tiefen Bruch in die Grundprincipien ded Strafrechtd gemacht hat, an dieſer Stelle nicht gegeben 
werden kann, obwol fich dieſelbe von der Straffolonifation felbft ſchwer trennen läßt, To ift nur 
zu bemerken, daß die Transportation eine eigentlihe Stätte in Frankreich durch Geſetz vom 
30. Mai 1854 gefunden hat, wodurd die Strafe der Zwangsarbeit in ven Kolonien mit Aut: 
nahme Algeriens zu vollftreden ift; dazu treten denn noch die Beſtimmungen des Verdächtigen: 
geſetzes (loi des suspects) wegen der politifh Gompromittirten, injofern ala viele gleichfall⸗ 
obne weiteres gerichtliches Verfahren nah Cayenne befördert werden können. 

Die erite geſetzgeberiſche Erwähnung von Cayenne findet fih in dem Decret vom 8. De. 
1851, nachdem eine unter dem Vorfig ded Admirals Madau eingejegte Commiſſion längere Zei 
hindurch bei der Auswahl einer zur Straffolonifation geeigneten überjeeifhen Beſitzung zmi: 
ihen Neucalevonien und Guiana gefhwanft hatte. Außer wenigen Gingeweihten wußte da: 
mald noch niemand, was der Name Gavenne zu bedeuten hatte, und daß ſämmtliche Briefe aus 
jener Kolonie mit einem Ihwarzen Siegel verfhloffen zu fein pflegen. Der erſte Transport 
verließ den Hafen Breit am 31. März 1852 und führte 311 Sträflinge nad Cayenne. Unter 
den gejundbeitöpolizeilihen Inftructionen für die foloniale Gefängnißverwaltung befindet is 
eine Anordnung, welche jih auf den erften Transport bezieht und welche beweift, daß die Frange- 
ſiſche Regierung mit voller Überlegung und Kenntniß aller Umftände das bevorftehende Schiffe! 
ihrer Roloniften in Cayenne berechnet hatte. Sie ſchrieb mit außerordentlicher Menſchenfreund⸗ 
lichkeit vor: daß auf jeder kleinen Verbrecherſtation ein Kaſten mit Arzneimitteln in beſtändiget 
Bereitſchaft gehalten werden folle und daß iede ausziehende Arbeitertruppe von einem Trank: 
portforbe für Erfrankte in ähnlicher Weife begleitet fein folle wie die frangöfifhen Truppen is 
Felde! (Bol. Berenger, „De la repression penale”, I, 40.) &8 handelte ih alfo um eime 
Schlacht gegen dad Klima, bei welhem Tovesfähe vorauögefehen waren. Gleichzeitig mit dem 

Eintreffen des erften Verbrechertransportes wurde das vorhandene ärztlihe Perſonal in ver 
— um 12 Chirurgen, 3 Apotheker, 18 Barmherzige Schweſtern und 19 Subalternbeamten 
vermehrt. 

Fragt man demnächſt nach dem Syſtem der Straffolonifation felbft, jo läßt ih darüber bei 
dem Schweigen der franzöſiſchen Berichte Feinerlei Auskunft geben. Es fheint jedoch der Plan 
obgemwaltet zu haben, von einzelnen im Intereſſe polizeiliher Sicherheit ausgewählten Gerttral- 
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punkten eine Gultivirung der umliegenden Diftricte durch Gefammtarbeit ver Sträflinge vor- 
nehmen zu laffen. An ein Affignationdioftem nach engliihem Vorbilde oder an Landverleihun— 
gen zur eigenen Cultur war bisher ſchon deswegen nicht zu denken, weil die Regierung in be— 
ſtändiger Sorge wegen möglicher Fluchtverſuche lebt und allerdings darauf rechnen kann, daß 
nur die unmittelbare phyſiſche Gewalt im Stande iſt, irgendjemand an den Boden von Guiana 
zu feſſein. Nicht einmal die beſtimmt und feierlich eingegangenen Verpflichtungen zur Landver— 
leihung, durch deren Verheißung fi einzelne Sträflinge vor dem Gefeg vom 30. Mai 1854 
zur Transportation nad Cayenne anwerben ließen, find erfüllt worden. Thatſächlich ift daran 
allerdings wenig gelegen ; denn ed darf gegenwärtig als feftgeftellt angenommen werben, daß 
Europäer zur Feldarbeit in den tropifhen Gegenden der ſüdamerikaniſchen Oſtküſte gänzlich 
unfähig find. Die einzig fihere Beihäftigungsmethode der in Cayenne angelangten Trans: 
portirten befteht vielmehr darin, ihre früher angefommenen Genoffen zu beerdigen. 

Wenn man den Zuftand der franzöſiſchen Straffolonifation in Cayenne mit Einem Worte 
bezeichnen Toll, fo heißt Died Wort Verzweiflung! Kranfheit und Tod find der Willlommen für 
den Europäer, der an jener Küfte landet, die zu den ungefundeften Striden der geſammten 
Ervoberfläche gehört. Eine feuchte, windſtille Hige, die felbft des Nachts feine erhebliche Ab- 
füblung erfährt, brütet über ven ungeheuern Sünpfen von Guiana, weldes von den beiden 
Stromgebieten ded Amazonenflromd und des Drinoco eingefaßt und von ungefähr 22 grö- 
fern träge dahinſchleichenden Flüſſen durdhichnitten wird, jene Miadmen aus, melde ver 
Natur ded Europäerd verberblich werden. Außer den flimatiihen Sumpffiebern hält aber noch 
das jeit 1852 jährlich wiederkehrende Gelbe Fieber feine reichliche Ernte. Die ärztlichen, dem 
franzöfihen Marineminifterium abgeftatteten Berichte über die Epivemie des Jahres 1851 
(abgedrudt in den „Annales maritimes”, Jahrgang 1852) erfüllen jeven Unbefangenen mit 
Abigen gegen diejenigen, welde zu einer Straffolonijation in einem folden Lande gerathen 
oder mitgewirkt Haben. Selbft die geſchickte Darftellung und die gejhichtlihe Treue ded „„Mo- 
nileur" vermag in den Berichten über Cayenne, die bis vor furzer Zeit die einzigen Quellen der 
Kenntnih bildeten, die Wahrheit nicht ganz zu entftellen. Nach feinen Angaben (vgl. Berenger, 
„De la repression penale’', 1, 406) betrug die durchſchnittliche Sterblichkeit 7 Proc. ; auf der 
Strafitation zu Montagne d'Argent an der Mündung des Oyapoe ftieg fie auf 17 Proc. und in 

St.-Beorged am obern Laufe veflelben Fluſſes auf 20 Bror. („Moniteur“ von 27. Yebr., 
2. April und 5. Juli 1855). Ganz anders lauten dagegen die Berichte der Gefellichaft Jeſu, 
welde in Gavenne eine Miffion für den feelforgeriihen Dienft der trandportirten Sträflinge 
unterbält. (Bgl. „Mission de Cavenne et de la Guyana frangaise‘, Barid 1857.) Bei ven 
dielen Verpflichtungen, welche die Jefuiten der franzöſiſchen Regierung ſchuldig find, ift eine 
Veranlaffung zu der Annahme, daß ihre Sterblichkeitätabellen die traurige Lage jener Kolonie 
übertreiben. In ihren Correſpondenzen wird verfihert, daß die Mortalität an einzelnen Stellen 
jährlih 40 Proc. betrug. Die Geſellſchaft ſelbſt hatte die bitterften Verluſte unter ihren 
Miffionaren zu beklagen. 

Gleichzeitig mit einem unerbirtlihen Naturgeieg, welches den Gingang in dies Land üppig 
fer Vegetation verſchließt und die Todesitrafe über denjenigen verhängt, der ihre Schäge anzu- 
greifen verfucht, ftrebt die franzöſiſche Kolonialgefeggebung, foweit diefelbe auf ven Aufenthalt 
der Trandportirten Bezug hat, vemfelben Ziel ver Grauſamkeit zu. Schon das Gejeg vom 
IO.Mai 1854 Hatte die urfprünglich zeitigen Freibeitäftrafen (mit rückwirkender Anwendung!!) 
baburd zu lebendlänglihen gemacht, daß jeder zu mehr al8 acht Jahren Zwangsarbeit Verur— 
fheilte zum Tebenslänglichen Aufenthalt in Cayenne gehalten bleibt. Jeder entlafjene Verbre- 
Ser, alfo jeder freie Kolonift, ver beftraft worden ift, wird, mofern er ohne einen Vaß des Gou- 
vermeurs Ganenne verläßt, mit ein= bi dreijähriger Zwangsarbeit beftraft. Wer dem natür- 
hen Gefühl ver Selbfterhaltuug geborchend, ven Tode durch einen Fluchtverſuch zu entrinnen 
oder feinem Siehthum Heilung zu verfhaffen unternimmt, wird mit fünfjährigem Zuchthaus 
oder, wenn er lebenslänglich verurtheilt ift, mit vem Schleppen einer doppelten eifernen Kette in 
einem tropiichen Klima beftraft. (Art. 7 und 8 des Geſetzes vom 30. Mai 1854.) Und end: 
li bleibt ed noch zweifelhaft, ob dies graufame Gefeg durch einen wenigitend gerechten Richter 
angewendet wird: benn alle Transportirte find einem militärifhen Specialgerichtshof unter- 
worfen. Nach dem Decret vom 29. Aug. 1855 werden die Kriegögerichte in den Kolonien als 
sompetente Gerichtöbehörde für alle Sträflinge und felbft für die entlaffenen Verbrecher, die in 
Gayenne bleiben müffen, bingeftellt. Alle Megeln und Strafgefege, welche die militärifche 
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Disciplin und Suborbination betreffen, find gleichzeitig für anwendbar auf die Trandportirten 
erklärt. 

Der Blutdurft der wahnfinnigften Tyrannen der römischen Kaiferzeit hätte Feine Strafe et: 
finden fönnen, welche dem zwangsweiſen Aufenthalt in Cayenne vergleihbar wäre. Das Tr: 
portationsgefeg vom 8. Juni 1850 hatte ausbrüdlih die Infeln Nufahima und Vitahen, 
welche zu der Marquefasgruppe gehörten, ald Deportationdorte Für politifche Verbrecher be: 
zeichnet. Den Juntinfurgenten war durch die Transportationdgefege ein zwar peinlicher, aber 
im Vergleich zu Cayenne immer noch erträglicher Aufenthalt in der Provinz Konftantine ange: 
wieſen worden. @infache Derrete haben dieſe Geſetze umgeftoßen und an die Stelle der Freibeitt: 
firafe eine maskirte Todesftrafe gefegt, welche durch die Fieber von Cayenne vollftredt wirt, 
Was ift im Vergleich zu folder Strafe die Transportation nah Sibirien, auf melde Früher tat 
Verdammungdurtheil ver gefammten gebildeten Welt gefallen ift? Der Liebling bes Gouver: 
neurs von Cayenne würbe mit dem geringften Minenarbeiter in den Bergmwerfen des Altai ta: 
fhen. Die Schredniffe neapolitanifcher Gefängniffe, die Greuel der ſpaniſchen Inquifition, der 
Folter und der Hexenproceſſe finden ein vollfomnenes Ebenbild an diefer Strafe Kranfreiöt, 
Die Straffolonifation von Cayenne ift eine Kolonifation des Kirchhofs, und die franzöfiß: 
Sprade hat unfere geographiihen Kenntniſſe bereichert, indem fie von einer colonie mortuaire 
redet. Die gefammte frühere Kolonifationsgefchichte des franzöſiſchen Guiana zeigt ein beftän: 
dig wiederkehrendes Refultat der von der Regierung gemachten Anftrengungen. Unter Lud— 
wig XIV., wie unter dem Herzog v. Choifeul find Unternehmungen fehl gefchlagen, die mit 
größern Mitteln angelegt und jorgfältiger vorbereitet waren, als die in der neuern Zeit unter: 
nommene Straffolonifation. Alle viefe traurigen Erfahrungen haben dennoch nicht genügt, 
die Opfer der Gegenwart vor einem gleihen Schickſal zu bewahren. Allein trog aller Leiten, 
denen die Transportirten in Cayenne audgejegt find, werben fidh felbft unter ben verworjenſien 
Sträflingen wenigefinden, die nach reiflicher Überlegung ihre Freiheit dadurch niedererfaufen 
mödten, daß fie die moralifche Verantwortlichkeit übernehmen, melde die Urheber einer folder 
Strafe trifft. Behler, Verfehen und politifher Eigenſinn, der fih an Vergangenes anflammri, 
find an den frühern Dynaſtien Frankreichs dur ein ſtrenges Weltgericht mit dem Derluf de 
Krone geahndet worden. Wenn Vergangenes einen Mafiftab für die Zukunft bildet, fo AR 
fi von dem Genius der franzöſiſchen Gefchichte erwarten, daß er für das Schickſal derer, bie in 
Cayenne einem in ihrem Urfprunge techtöwibrigen und das Wefen einer wahren Strafe ent: 
ehrenden Leiden ohne richterliches Urtheil unterworfen wurden, dereinft noch ftrengere Reden: 
ſchaft fordern wird. $. ©. Holgenvorft. 

König, ſ. Kaifer und König. 

Kopfiteuer; Perfonenfteuer, Klaffenftener, Perſonalſteuern. ) Unter Perſonal⸗ 
ſteuern werden im weitern Sinne diejenigen Abgaben verſtanden, welche weder vom Grund und 
Boden nad Mafgabe feines Wertes ober Reinertragd, nod von den Gewerben, je nad NT 
Umfange, der Art und der Bedeutung ber erwerbenden Thätigkeit, erhoben werden. Im eng 
Sinne unterfhridet man von der Perfonalfteuer auch die Kapital-, Befoldungs= ober Mmten: 
fieuer, ingleihen die Vermögens: und die Einfommenfteuer, fowie diejenigen Steuern, melde 
von gewiſſen Erzeugniffen des Aderbaurs, der Viehzucht, oder der Induſtrie zu entriäten Ant, 
3. B. vom Tabak und Wein, von der Brauerei und Branntmweinfabrifation. In dieſem ma 
Sinne werden unter Perfonalfteuern die den Berfonen obliegenden öffentlichen Abgaben Ye 
ftanden, welche von allen einzelnen Perfonen oder von den zu gewiffen Klaffen ver Ginmehnt 
gehörigen Individuen, fei es in gleihem Maß und Betrage, oder menigftens ohne Rüchſicht ® 
befondere Vermögensbeftandtheile und Einnahmequellen zu entrichten find. Im dieſem enger! 
Sinne gehört jedenfalls die Kopf: und die Klaffenfteuer zu ven Perfonalfteuern, und zwatj' 
den directen Abgaben, im Gegenfag zu den indirecten (f. Abgaben). Im allgemeinen kann mi’ 
auch die Klaffenfteuer al8 eine Art von Vermögens: und Einfommenfteuer betrachten. Ten 
dieſer legten unterfcheivet fie ſich hauptſächlich dadurch, daß fie von einer genauern Darlegunt 
des Umfangs und Werthö des Vermögens, bezüglich von einer genauen quantitativen Ermittt 
fung des im Jahresdurchſchnitt aus den verſchledenen Ginnahmequellen herfliefenden Einfem: 
mens abfieht. Während die Cinfommenfteuer ven Ertrag der Nevenuen aus den verſchitdenen 





1) Dgl. den Art. Orundfleuer,, desgleichen @intommenftewer, ferner Abgaben und Kataer. 


Kopffteuer 307 


Einkommensquellen berückſichtigt, veranſchlagt man bei dev Vermögenäfteuer den nad Kauf— 
preifen oder Tarationen von der Behörde ermittelten ober auch von den Steuerpflichtigen nad 
Selbftabihägung angegebenen Subftanzwerth fomol von werbenden, ald von nicht werben: 
den Bermögensftüden, von Mobilien wie von Immobilien, ohne Rüdficht auf den Reinertrag 
diefer legtern. 

Allerdings erichien felbft der fogenannte Schoß oder Hufen: und Giebelſchoß früher und vor 
Anlegung und Vervollkommnung der Katafter ald eine Art von Vermögens: und Einfonmen: 
feuer (f. die Art. Grundfteuer und Katafter), und dabei gleichzeitig, mit Rückſicht auf die Ab- 
ftufung der Steuer nad dem Grundbeſitz, nad) der Hufenzahl, von Vier-, Drei, Zwei: und 
Ein-, oder Ganz-, Dreiviertel:, Halb, Binviertelhüfnergütern, von Koſſäthen-, Gärtner:, 
Häudlernabrungen, als eine Art Klaffenfteuer, welche nur um deswillen bauptjädhli den 
Grundbefitz traf, meil diefer das überwiegend wichtigfte und am meiften bervortretende Ver: 
mögendobject war. 

Die Einfonmenfteuer, weldhe 1798 in England auf Pitt’ Vorſchlag, dann 1842 auf An: 
trag Robert Peel's eingeführt wurde, verdient unbedenklich den Vorzug vor der Bermögens- 
feuer. Letztere trifft und verzehrt oft in unverhältnigmäßiger Höhe die nicht werbenden Güter, 
während erftere nur einen Fleinern Theil der Jahreseinnahme fordert und erfahrungsmäßig 
mit dem zunehmenden Wohlftande fortlaufend wächſt. Vgl. Rau, „Grundſätze ver Finanzwiffen: 
ſchaft“ (1851), Bd. IT, Abthl. 2, S. 150. 

Die Klaffenfteuer hält ald eine ganz allgemeine perſönliche Steuer zwifchen einer, ohne ge: 

naued Eindringen in die Bermögendverhältniffe der Pflichtigen nicht ausführbaren Ginfommen: 
feuer und einer die Gefammtmaffe aller Einwohner ohne Unterſchied gleichtreffenden Kopffteuer 
die Mitte. Sie verlangt nur die Einſchätzung der pflihtigen Hausftände, Familien und Ein: 
zelnen in denn verfchiedenen Klaſſen zufolge des gefeglich feftgeftellten Tarifs, nad einer auf we: 
nigen, leicht erfennbaren Merkmalen beruhenden Abftufung, mit Rückſicht auf die Bejig-, Be: 
rufe: und Rebendverhältniffe der verſchiedenen Volfsflaffen und nad) richtiger Auffaffung und 
Würdigung des diefen Verbältniffen entiprehenvden Wohlftandes und Erwerbes eines jeden 
Steuerpflitigen. (Vgl. hierüber das preußische Gefeg wegen Einführung einer Klaffenfteuer 
vom 30.Mai 1820, ſowie die Inftruction über das Verfahren bei der Veranlagung dieſer 
Steuer vom 15. Juni 1820 und die Inftructionen vom 25. Aug. und vom 16. Sept. 1820 in 
Schimmelfennig, „Die preußifchen diresten Steuern‘ [1843], I, 1, 10 und 14, nebft den dazu 
ergangenen Erläuterungen.) Bei der Bervollfommnung des Steuerfoftemd find demnächſt als 
Ergänzungen der Klaflenftener nach unten hin vie Kopf: und Berfonenfteuer , nad} oben hin die 
Einfommenfteuer zu betrachten. 

Eine Glaffification der Bürger nad Maßgabe ihre® Vermögens und Einkommens zum 
Zweck der Übertragung von Staatsbebürfniffen und öffentlichen Leiftungen fannten bereitö die 
Staaten des Alterthums. Vorzugsweiſe aber betrafen deren periodiſch wiederfehrende dffent: 
liche Leiftungen die Naturalpflit zum Kriegsdienft. Darauf beruhte die Steuerverfaflung 
Solon's, melde ſich jedoch weſentlich auf den fataftrirten Grundbeſitz beſchränkte und die vierte 
Klaffe der Fleinen Bauern und Tagelöhner in der Regel vom Kriegädienft wie von der Befteue: 
tung freiließ, fie vielmehr nur zur Vertheidigung des Landes beim Einbruch des Feindes ale 
Leichtbewaffnete oder zum Dienft auch der Flotte heranzog. (Bödh, „Staatshaushaltung der 
Athene”, 1, 645— 653, 656; M. Dunder, „Geſchichte des Alterthums“, IV, 189 fg.) Des: 
gleiden berubte darauf in Nom die Klaffen= und Genturieneintheilung des Servius Tullius. 
(Niebubr, „Römiſche Geſchichte“, 1, 263 fg.; Mommien, „Römische Geſchichte“, Bv. I, Abthl. 2, 
©. 83. b 

Unbedenklich gehört diejenige Kopffteuer, welde ohne Rüdjiht auf Vermögen und Ein— 
fommen blos nad der Zahl von Perſonen auferlegt wird, und in diefem Kalle außer Zufam: 
menbang fteht mit einer Klaffen= und @infommenfteuer, zu den roheften und unvollfommenften 
Arten der Beftenerung. Wie Rau in den „Orundfägen ver Finanzwiſſenſchaft“ jagt, „ent: 
fbrad fie dem Kindesalter des Steuerweſens, welchem fie ſich durch die Leichtigkeit der Anlegung 
und Erhebung empfahl”. Noch befteht auch in Franfreih unter den Namen Perfonalfteuer 
eine KRopffteuer im dreifachen Betrage des Lohnes gemeiner Handarbeit, welche alle Familien: 
väter, ingleichen einzeln lebende Perfenen in ganz gleichem Betrage trifft. (Rau, a. a. O., 
&. 139.) Am längften und in ausgebehntefter Weife Hat fich die Befteuerung nad) Köpfen oder 
Seelen, unter der Steuerform und Bezeihnung des „Obrock“, in Rußland —— „Dort 
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entfpricht diefe Art ver Vefteuerung dem, wie in der Familie jo in der Gemeinde zur Erſchei⸗ 
nung kommenden Batriaralftaate und der vollkommenen Rechtsgleichheit der Glieder der Fa- 
milie und ver Gemeinde.” An dem dieſer legtern gehörigen Grund und Boden hat der einzelne 
und zwar jeder, der in der Gemeinde geboren wird, ganz gleiches Nutzungsrecht. „Da die Krone 
deshalb feine Veranlaffung hat, ih um die Ingleichheiten in den Vermögensverhältniſſen, wie 
in den geiftigen und phyſiſchen Anlagen und Geſchicklichkeitten der Individuen zu kümmern, jo 
fordert fie von allen «Seelen» einen gleich hohen Obrock.“ Urſprünglich vielleicht eine Land: 
abgabe oder Pacht, ift der Obrod in der Prarid eine Kopfabgabe, da im Innern der Gemeine 
fein Privateigenthum und fein individueller Befig an Grund und Boden befteht (vgl. Freihert 
v. Harthaufen, „Studien über die innern Zuftände, das Volfsleben und insbejondere die länd: 
lihen Einrichtungen Rußlands“, Bo.I, S.XI und 335 ; II, 123; Ill, 467). Die Umwandelung 
des Obrock in eine Grundrente wird von der ruffifhen Regierung, in Verbindung mit den Refor: 
men der gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe, erſt in neuerer Zeit angeftrebt (vgl. v.Hart: 
haufen,a.a.D., ©.455 fg. und 485 fg.). _ 

Bon älterer Zeit Her beftand auch in einzelnen preußifch = brandenburgifchen Provinzen, ſo 
in Oftpreußen, neben dem @eneralhufenfhoß von ven Hufengrundftüden und neben dem Horn: 
und Klauenfhof vom Viehftande, ein Kopfſchoß, ver von allen Bewohnern des platten Landes 
beider Geſchlechter vom zwoölften Lebensjahre ab, insbeſondere auch von Dienftboten und von 
ven fleinen auf Ritterguts= oder Domänenader angefievelten Grundbeſitzern mit jäbrli 
10 Sgr., als Supplement des Generalhufenfhofles, zu entrichten war. (Schimmeliennig, 
a.a.D.,1,113 und 136.) Später wurde wiederum auch durch das Ediet über die Finanzen 
und das Abgabenwefen vom 7. Sept. 1811 (,Preußiſche Geſetzſammlung“, S. 253 fg.), neben 
andern Steuern für das platte Land und die Fleinen Städte, eine firirte Perſonenſteuer zu jübt: 
li einem halben Thaler von jeder Berfon ohne Ausnahme, vom vollendeten zwölften Jahre ar, 
behufs Tilgung der Kriegsſchulden eingeführt , welche das Geſinde felbft zu entrichten, jedod der 
Dienftherr zu vertreten hatte. Sie fiel indeß, glei der dur Gefeg vom 24. Mai 1812 in 
gleicher Noth eingeführten Vermögens: und Ginfommenfteuer, bald wieder weg. Es trat hier 
nächſt in Preußen aud an deren Stelle, bei der vollfommenern Ginrihtung des Abgabenmeien! 
dur die Gefeße von 30. Mai 1820, für größere Städte die Mahl: und Schlachtfteuer, binge: 
gen in den Fleinern Städten und auf dem platten Lande eine Klaffenfteuer, welche alle Ginwob: 
ner ohne Unterſchied (mit Ausnahme der Fremden, der Almofenempfänger und der activen Mil: 
tärperfonen) nad Maßgabe ver Abftufung von fünf Klaffen traf. Die Hebung erfolgte in det 
Regel nah Haushaltungen ; der einzelne hatte nur den halben Sag eines Hausſtandes und dit 
unterfte, aus Kohnarbeitern, gemeinem Gejinde und Tagelöhnern beftehende Klaſſe für jet 
fteuerbare Berfon nur einen Groſchen zu entrichten, doch fo, daß diefe Verfonenfteuer aud ein 
und derfelben Haushaltung niemals für mehr als drei Berfonen gezahlt werden durfte. 9 
fpätern Ergänzungen (vgl. Schimmelfennig, Thl. IT) betrafen hauptfächlich die Erhöhung M 
Steuerbeträge in den obern Klaffen. 

Die wefentlichfte Verbefferung aber erfuhr dieſe Befteuerung in Preußen mit der Einfüb: 
rung einer claffificirten Ginfommenfteuer durd das Beleg vom 1. Mai 1851. (,PBreußiit 
Gefegfammlung”, 1851, S. 193 fg.) Nach dieſem Geſetz wird fortan 1) in allen nicht mahl: 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Orten (zu legtern gehörten damals 83 größere Stäpte) eine neu? 
Klaffenfteuer von denjenigen Einwohnern erhoben, deren jährliches Einfommen den Betrag 907 
1000 Thlrn. nicht überfteigt; 2) gleihmäßig im ganzen Staate, alfo auch in den mabl: un 
ſchlachtſteuerpflichtigen Orten, eine clafifieirte Ginfommenfteuer von allen Einwohnern m: 
richtet, deren gefammtes jährliches Einfommen die Summe von 1000 Thlrn. überfteigt, au 
melde Einfommenfteuer jevod in den Orten, wo Mahl: und Schlachtfteuer zu entrichten if 
jährlih die Summe von 20 Thlen. abgezogen wird. Die Klaffenfteuer wird in drei Hau 
klaſſen und in jeder Hauptklaſſe nach verſchiedenen Abftufungen erhoben, in denen bie einzelnen 
Steuerpflihtigen unter Berückſichtigung der für die Hauptklaffen gegebenen LUinterfceibung®: 
merfmale einerfeits, wie unter Berüdjihtigung ihrer gefammten Berhältniffe und ber durd 
diefe bedingten beſondern Leiftungsfähigfeit andererfeits einzufhägen find. Die niedrigft 
Cerfte) Hauptlaffe umfaßt im allgemeinen diejenigen Grundbefiger und Gewerbtreibenden 
welche nad dem Umfange und der Befhaffenheit ihres Befigthumf oder Gewerbes durch da? 

bierdurd gewährte Einkommen nicht felbftändig beftehen Eönuen und fich daher noch Nebenver⸗ 
dienft, namentlich durch Tagelohn oder diefem ähnliche Lohnarbeit ſuchen müſſen; außerdem dit 
gewöhnliden Loßnarbeiter, dad gewöhnliche Gejinde und die Tagelöhner. Hingegen umlaft 
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die höhfte (dritte) Hauptklaſſe diejenigen, welche zwar auf einer höhern Stufe ver Wohlhaben- 
heit ich befinden, deren Geſammteinkommen jedoch hinter vem Betrage zurüdbleibt, welder fie 
zur claſſificirten @infommenfteuer qualifieirt. Bon der Klaffenfteuer ganz befreit find Perfonen 
vor volfendetem jechzehnten Jahre, alle beim Heer und bei der Landwehr in Reihe und Glied 
befinnlihen Unteroffiziere und Soldaten und Arme, in der unterften Steuerftufe Berjonen über 
60 Jahre, wie Inhaber des Eijernen Kreuzes u. ſ. w. Es beträgt in der unterfien Stufe der 
unterften Hauptklafle die Steuer für jede ſteuerpflichtige Berfon monatlid nur 1 Sgr. 3 Pf., 
mobei in derjelben Haushaltung niemald mehr ald zwei Verfonen zur Steuer herangezogen 
werden dürfen. Der höchſte Steuerjag in der legten, zwölften Stufe der pritten Hauptklaſſe be- 
trägt monatlih 2 Ihle. Wegen der bei Veranlagung der Ginfommenfteuer geltenden Grund: 
jäge ift der betreffende Artifel zu vergleichen. W. A. Kette. 

Koran, ſ. Mohammedanismus. 

Korngeſetze; Kornhandel, Kornmagazine, Kornzölle u. ſ. w. (Production 
des Getreides. Kornpreiſe. Kornhandel. Korntheuerungen. Maßregeln 
dagegen. Einfuhrverbote und-Sölle. Ausfuhrprämien. Ausfuhrverbote 
und Sperren. Ausfuhrzölle. Einfuhrprämien. Kornmagazine Staats: 
Kornhandel. Gewerbesund Handeldbejhränfungen Marimum. Der freie 
Kornhandel.) I. Unter den zahlreichen, verjdiedenartigen und häufig jehr wichtigen Erzeug— 
niſſen des Pflanzenreichs hat fein einziges auf die Geſchicke des Menſchengeſchlechts dauernd jo 
weſentlich beſtimmend eingewirft ald das Getreide. Seine Cultur ward die Beranlaffung, daß 
der Menih ſich ſchon Trühzeitig anfällig machte und damit den Grund zu jeiner immer fort: 
'Hreitenden Vervollfommnung legte; es ermöglichte die Nieverlafjung größerer Menſchen— 
mafien in ven gemäßigten Zonen, deren Bewohner das Getreide ald das widhtigfte und un— 

entbehrüchfte Nahrungsmittel betrachten; ed influirt noch heute auf alle Verhältniffe des 
wirtihſchaftlichen Lebens jo maßgebend und geftaltenn, daß diejelben von ihm abhängig gewor= 
den find, . 

Die Jagd und Viehzucht urjprünglid nur diejenigen, welche ſich mit ihnen beidäftigten, 
serjorgten, jo war ed anfänglich aud) mit den Aderbau und fpeciell mit dem Getreivebau der 
Fall. Aber and auf dem Gebiet ver Ernährung und der Beihaffung der Nahrungsmittel aus 
dem Pflanzenteich trat bald die Nothwendigkeit ver Arbeitötheilung hervor und ed bildele ſich 
die Klaſſe ver Landbauer, melde die übrigen Bewohner ihrer Gegend mit dem zum Lebens: 
unterhalt nothwendigen Getreide zu verjehen unternahm. Damit entftand der Kornhandel. 
Nach und nad) dehnte er jich weiter aus. Nicht überall kann das Getreide mit Ausfiht auf an- 
gemeflenen Erfolg in hinreichender Menge und guter Qualität erzeugt werden; günftiger ge- 
Rellte Bezirke kamen bald mit ihrem Überſchuß an Korn den andern weniger begünftigten zu 
Hülfe. Außerdem ift der Getreivebau von vielen Zufälligfeiten abhängig; auf gute und mitt- 
lere Ernten folgen überall Misernten, welde oft ausgedehnte Bezirke und ganze Länder treffen. 
Damit wird der Kornhandel zwiſchen Völkerſchaften und Erdtheilen nothwendig gemacht und 
dervorgerufen und hat, namentlich in neuerer Zeit, infolge ver jehr verbeflerten Gommunica- 

üondmittel die größte Bedeutung erlangt. 

Bevor wir vom Kornhandel eingehender ſprechen, haben wir einen wenn aud nur flüchtigen 
Bid auf die Production des Getreides zu werfen. Während wir in der Regel, je nad) dem 
Bedarf, die Production der meiften Erzeugnifle der gewerbligen Thätigkeit in kurzer Zeit auf 
das Zwei:, Drei-, ja jelbft hier und da auf das Zehn: und Hundertfache zu fleigern vermögen, iſt 

dajfelbe beider Production des Getreides, das wir überhaupt nicht machen, jondern entftehen 
laffen, nicht ver Ball, Hier finden wir an der Ausdehnung des cultivirten und cultivivbaren 
Bodens eine Grenze. Freilich könnte in jedem Lande nod viel Grund und Boden dem Ge: 
treidebau als für denjelben mehr over minder geeignet überwiefen werten; aber neben den Ge: 
freideädern , die wir überdied dem Fruchtwechſel unterwerfen müflen, bebürfen wir nach Felder 
für Flachs, Hanf, Kartoffeln, Deljaat u. j. w., Wiejen und Wälver, die wir nicht zu jehr be: 
bränfen dürfen. Was ferner vie vorhandenen Acker betrifft, fo können fie zwar intenfiver be: 
arbeiter, beſſer gevüngt, einer einträglichern Eulturart unterworfen werben; aber ber Ertrag 
aller Ader eined Landes fteigert fich bei derartigen Verbeflerungen in wenigen Jahren faum um 
einige Brocente. Abgefehen davon, daß jede Vermehrung des Anbaued, wenn fie nachhaltig jein 
ſoll, von zahlreihen Bedingungen, welche erft nach einer Reihe von Jahren erfüllt werben 
!önnen, abhängig ift, ift gerade ver Aderbau am wenigiten geneigt, auf neue Methoden einzu: 
gehen, neue Syfteme anzunehmen und ſchnell vurdzuführen. Unter diefen Umſtänden wird 
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das Marimum der Getreiveproduction, weldes ein Land in den nächſten Decennien erreihen 
fann, in bevölferten Ländern nicht weſentlich Höher als ver zeitige Ertrag fein können. 

Auch in anderer Hinſicht noch if die Getreideprobuction beſchränkt und gehemmt, Gie 
bindet fi nämlich unabänderlih an die Jahreszeiten. Im einem beſtimmten Monat muß ge: 
fäet, in einem andern geerntet werden; der Menſch bat ſich den von der Natur geftellten Be: 
dingungen zu fügen und jedes Widerſtreben dagegen ift nicht nur nuglos, ſondern aud ver: 
derblih. Wir vermögen ebenfo wenig zweimal im Jahre zu ernten, ald den Ertrag dei 
Bodenanbaues nah Dualität und Quantität näher zu beftimmen und zu regeln. 

Ferner find wir vom Grund und Boden aud injofern abhängig, als wir ibn nicht frei 
wäblen können. Wir müflen ihn trog feiner großen Verfhiedenheit nehmen, wie wir ihn 
finden. Der wirklich gute Getreideboden ift fat nirgends in ausreichender Menge vorhanden; ed 
muß geringerer hinzugefügt werden, der freilich durch Aufwendung von Arbeit und Kapital 
verbeflert, aber niemals dem guten gleihgeftellt werden fann. Außerdem ift die Lage der Adır 
von Bedeutung ; Ader von gleicher Bodenbeſchaffenheit fordern je nach ihrer Yage größern oder 
geringen Kapitalauftvand, mehr oder weniger Arbeit. Je mehr die Bevölkerung eined Yandes 
anmächft, vefto mehr müſſen fchlechtere oder ungünftiger gelegene Grundſtücke zur Getreibepro: 
duction verwendet werben. Da auf ihnen Getreide nur dann erzeugt werben fann, menn die 
Productiondkoften deffelben auf die Dauer mit vem Preife des Kornd übereinftimneen, ſo muß bie: 
jer bereits eine gewifle Höhe erreicht haben ; die Ausbeutung der Adergrundftücde geringerDua: 
lität kann daher erft nad und nach erfolgen, je nachdem die Gonfumtion, die Nachfrage und damit 
der Preis fleigt, und wenn die beflern Äcker und Felder bereitd eine Grundrente gewähren. 

Faflen wir diefe Momente nochmals ind Auge, jo beftätigt ih, was bereitd angedeutet 
wurde, daß die Getreideproduction eined Landes, wenn jie überhaupt an Auspehnung gewinnt, 
nur langfam fortfchreitet; Telbft in ſchwach bevölferten Gegenden iſt es der Fall, vorausgeist, 
dag nicht Kolonien Menſchenkräfte und Kapital maflenhaft zuführen. Der Durchſchnittdertrag 
eined Decenniums weicht daher von dem der ihm vorhergehenden und ihm folgenden Periode nur 
wenig ab. Bei den einzelnen Jahren können ſich freilich wejentlihe Schwankungen heraus: 
ftellen, aber jie werden, falls nicht ein erjchöpfender Krieg herricht, nicht durch Beſchränkung dei 
Anbaues und geringere Aufwendung von Kapital und Arbeit hervorgebracht, ſondern leviglih 
durch Einflüffe ver Natur, welche ven Ernteertrag beftimmen, gute, mittlere und ſchlechtere 
Ernten bewirken. Steigert ih indeſſen ausnahmsweiſe die Getreidepropuction eines Landes 
durch durchgreifende Verbeflerungen ver Landwirthſchaft, jo pflegt auch binnen Furzer Zeit die 
Bevölkerung gleihmäßig anzuwachſen und ebenfo tritt erfahrungsmäßig die Verminderung 
derfelben ein, jobald die Bodencultur Rückſchritte macht. Im erftern Fall fteigt, nachdem die 
Preife anfänglich gefunfen find, die Nachfrage wieder, im legtern nimmt fie, wenn die Preilt 
eine gewiſſe Höhe erreicht haben, ab; in beiden Fällen nähern ſich die legtern aber bald den 
frühen Stande. Daher fommt es, daß die Durchſchnittspreiſe des Getreides, wenn Nie fir 
längere Perioden berechnet werden, nur geringe Schwankungen zeigen. 

Während dies aber der Fall ift, weichen die Kornpreife der einzelnen Jahre, wie bereitd er: 
wähnt wurde, oft außerordentlich voneinander ab. Auch beim Getreidehandel mie beijedem 
andern Verkehr hängt der Preis von Angebot und Nachfrage ab, aber es find bei Beurtheilung 
und Feitftellung der beide und den Preis jelbft vegelnden Verhältniffe mehrere jehr weint: 
liche Umſtände ind Auge zu faſſen. Zunächſt nämlih, daß das Getreide ein unentbehrliär 
oder geradezu das unentbehrlihfte Nahrungsmittel ift, weldhes für die große Maffe ver Bevölle— 
rung nur zu einem geringen Theil durch andere erfegt werden kann. Je mehr ein Gut dei 
Lurus dient, je leichter e8 ganz oder theilweife entbehrt wird, defto mehr pflegt, je nachdem da! 
Angebot größer oder Eleiner wird, im erften Fall die Nachfrage zus, im zweiten aber abju: 
nehmen; die Preiſe jinken und fteigen deshalb weit weniger, ald nad dem Verhältniß des An 
gebots, wie ed ſich zu verſchiedenen Zeiten geftellt hat, vermuthet werben Fönnte. Ganz ander! 
fteht e8 beim Getreide. Nach einer auferordentlih guten Ernte kann die Conſumtion bein 
Korn nicht, wie etwa beim Wein, bedeutend wachſen, nad einer Misernte nicht ftarf abnehmen: 
die Nachfrage bleibt vaher des veränderten Angebots ungeachtet nahezu dieſelbe, melde jie bei 
normalen Berhältniffen, d. h. bei mittelguter Ernte ift. Infolge deſſen ſinken bei vermehrten: 
Angebot die Preife außerorbentlih, während jie bei vermindertem, welches den Bedarf nid! 
vollftändig deckt, ebenfo außerordentlich fleigen. Wenige Procent Ausfall am Durchſchnitts 
ertrag einer Ernte koͤnnen, wenn reiche Vorräthe aus den Vorjahren fehlen und aud nid! 
ſchnell eine ftarfe Einfuhr hervorgerufen werben kann, den Preis des Korns um 50, 80, i 
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100 Proc. in die Höhe treiben ; wenige Procent uͤberſchuß, namentlich wenn ſolche Borräthe vor= 
handen find, um ebenſo viel herabdrücken. 

Schon die Beforgniß, dap Mangel an dem nothiwendigen Getreide vorhanden fein möchte 
oder entftehen könnte, wirft fehr auf ven Preis ein. Es genügt nit, um den Marftpreis des 
Getreided auf einem niedrigen Standpunft zu halten, daß die eben vollendete Ernte eine gute 
war; ſobald Umftände eintreten, welche auf den Ausfall ver nächſtfolgenden nachteilig einzu- 
wirfen feinen, gehen die Preife mehr oder weniger ſchnell in die Höhe. Schlechtes Saatwetter, 
allzu große Näffe oder Trodenheit u. ſ. w. berühren die Kornpreije empfindlich, und felöft zu: 
fällig geringer Beſuch der Märkte kann, weil er für einen gewiflen Bezirk Beforgniffe erweckt, 
Preiöfleigerungen, welche länger ald die Veranlaffung dauern, hervorrufen. Iſt die Ernte 
ihleht ausgefallen, fo gewinnt, je weniger ſich die vorhandenen Vorräthe überjehen und als 
ausreichend Feftftellen laflen, die Befürdtung Raum, daß eine Theuerung, d. h. ein Notb = und 
Unglüdsjahr, in Ausſicht ftehe; die Nachfrage nimmt fchnell zu, dad Angebot, da die Produ: 
centen, um höhere Preife zu erzielen, foviel ald möglich zurückzuhalten ſuchen, ebenfo ſchnell ab, 
die auf den Markt kommenden Duantitäten werden zum Theil von Speculanten, Kleinhänd- 
lern und Conſumenten angefauft und aufgeipeichert: die Folge davon aber ift eine Preisſteige— 
tung, welche in feinem richtigen Verhältniß zu dem Ausfall fteht und die erjt dann einem mit: 
unter rapiden Sinfen Platz macht, wenn die gehegten Befürchtungen ald unhaltbar nachgewieſen 
ind. Zwar haben ji die Gommunicationdmittel in den legten 50 Jahren ungemein ver: 
beſſert, hat der Getreivehandel an Ausdehnung und Bedeutung gewonnen und fann jelbft aus 
weit entlegenen Gegenden Zufuhr herbeigejchafft werden: diefe Zufuhr ift aber meift erft dann 
möglid, wenn die Preife über dem gewöhnlichen Niveau ſtehen, und außerdem hat die Erfah: 
zung gelehrt, daß ſie nur einen verhältnigmäßig kleinen Theil der Conſumtion, welde in den 
meitten Ländern hauptjächlich aus dem Lande felbjt gedeckt werden muß, befriedigt. Die Aus: 
ſicht, daß eine ausreichende Einfuhr ftattfinden werde, vermag daher die Beforgniffe nicht forort 
zu bejeitigen, die Erhöhung der Kornpreiſe nicht zu verhüten. 

I, Je größer nach vem eben Angeführten die Variationen der Kornpreife überhaupt und 

ſelbſt in einem umd demjelben Jahre fein können, deſto gefahrvoller ift ver Kornhandel, ver auch 
infolge noch anderer eigenthümliher Umſtände ſich ſchwierig geftaltet. Jeder Kaufmann, der 
Kornhäudler faft allein auögenommen, hat in ver Regel mit Factoren zu thun, die er mehr 
vder weniger genau fennt, deren Action er mindeftens annähernd zu berechnen vermag. Wo 
das nicht der Fall ift, vermag er fid) wol durch Vorfihtömaßregeln, Verfiherungen u. ſ. w. zu 
ihügen. Beim Kornhandel ift eine derartige Berechnung rein unmöglich, denn auf den Ernte: 
erttag und infolge veffen auf das Angebot und die Preiſe übt die namentlich in den gemäßigten 
Klimaten häufig wechſelnde Witterung, die jich im voraus nicht errathen läßt, ven weſentlichſten 
Einfluß aus. Während heute die ſchönſten Ausjichten auf eine gute Ernte vorhanden find, er: 
ſcheinen nad einer Woche die jhwerften Befürdhtungen gerechtfertigt, und dieje wieder fünnen 
nad einem gleichen Zeitraum durch die beiten Hoffnungen erfegt werden. Dft findet ein folder 
Wechſel den ganzen Sommer hindurd ununterbroden flatt ; in andern Fällen dauern die guten 
Ernteaudfihten monatelang fort, werden aber dennoch ſchließlich getäufht. Dabei wirkt die 
Witterung, ſelbſt wenn fie ganz gleihmäßig ift, auf die einzelnen Bezirke eines Landes je nad) 
den in ihnen herrſchenden flimatifhen und Bodenverhältniffen jehr verſchieden; während die 
Getreideernte einer Provinz reichlich und gut ausfällt, ift die der andern ganz gering. Berner 
fönnen Krankheiten des Getreides, Hagelſchlag u. f. w. eintreten und ihre Wirkungen für diefe 
ober jene Gegend von Bedeutung werden. Wird ſchon dadurd für den Kaufmann die Überſicht 
der jeweiligen Situation in einem einzelnen Lande erjchwert und fait unmöglich gemacht, ſo iſt 
diefelbe noch weit fchwieriger zu gewinnen, wenn jelbft die Ernteausfihten und die Erntelagen 
entlegener, oft nicht einmal genauer befannter Ränder ind Auge gefaßt werben müflen. 

Ein anderer Umſtand, weldyer ven Getreivehandel fehr erfchwert, ift der, daß Korn über: 
haupt nicht ohne Nachtheil lange Zeit lagern kann, und daß feine Auffpeiherung große Schwie- 
rigkeiten mit ih führt. Die Herftellung ausgedehnter, fefter, trodener und luftiger Magazine 
verurſacht große Koften und das Getreide felbft muß oft umgeſtochen werden, trosfnet jehr zu: 
jammen und leivet nicht felten durch Infekten. Werner erfordert der Kornhandel bedeutende 
Kapitalien, welde, wenn die Aufipeiherung ftattfindet, durch ihre Zinfen den Anfaufspreis be: 
trägtlih erhöben. Außerdem find die Transportkoften des Getreides, das im Verhältniß zu 
ſeinem Preiſe voluminds ift, hoch und kann daffelbe nur bei jehr vervollfommneten Communi— 
cationsmitteln nah allen Richtungen hin auf weite Strecken befördert werben. Mehr no als 
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in den Magazinen ift ed auf dem Transport dem Verderben urid der Beſchädigung durch Hipe, 
Feuchtigkeit und Froſt ausgefegt, zumal der Kornhändler nicht die günftige Jahreözeit mählen 
fann, jondern die ungünftigfte annehmen muß und dabei leicht in die Hände unvorfichtiger ober 
diebifcher Schiffer füllt. 

Weiter fommt in Betracht, daß faft alle Ränder unjerd Erpiheild in guten Jahren ihren 
Bedarf an Getreide erzeugen, in ſchlechten aber auswärts anfaufen müffen. Der Getreive: 
händler und Kornfpeculant fann daher nicht wie jeder andere Kaufmann außerhalb Landes fefte 
Handelöverbindungen anfnüpfen; er muß, ſobald die Einfuhr vortHeilhaft erſcheint, ſchnell er: 
mitteln, wo hinreichende Borräthe und billige Preife eriftiren, und bald Hier, bald dort Faufen. 
Ebenfo wenig hat er, wenn er ausführt, alljährlich die gleichen fihern Abjagorte und Abnehmer. 
Infolge deſſen kommt er leicht mit unguverläffigen Leuten in Beziehung und muß, da er ftetd 
ihnell anzufaufen, bezüglich, weil die Wiederausfuhr unmöglich ift, zu verfaufen hat, hohe 
Vreiſe bewilligen, zu billigen losſchlagen. Dabei ift ver Transport großen Zufälligfeiten aut: 
gefegt; die geringite Verzögerung fann die befte Speculation zu einer jehr ſchlechten machen. 
Nur der Kaufmann, welder außer dem Kornhandel ein ausgedehntes Handelsgeſchäft betreibt, 
bedeutende Kapitalien zur Verfügung bat und zugleich jelbit ſehr empfindliche Verlufte zu er: 
tragen vermag, fann ſich mit einiger Sicherheit auf den Kornhandel einlaflen, ohne gerade ein 
Spiel zu treiben, das dem Hazardſpiele nahe ſteht. 

Die gropen Schwierigkeiten, welde der Korn = Großhandel zu überwinden hat und die wir 
nur theilweiſe anführen konnten, jowie das große Riſico, das mit ihm verbunden ift, haben be: 
wirft, daß er keineswegs in jo großer Ausdehnung, als ed oft auf den erften Blick erſcheint, be: 
trieben wird. Selbft in Thenerungsiahren liefert er in der Regel nur wenige Brocente des ge: 
fammten Bedarfd an Getreide. Mit feiner großen Handelöflotte Eonnte England in ven beiden 
Jahren 1801 und 1802, der damals herrichenden hohen Preife ungeachtet, aus dem Ausland: 
im ganzen nur fo viel importiren, al8 in einem Monat conjumirt wurde. Gin regelmäßiger 
Kornhandel findet nur nad den Kändern ftatt, melde, wie z. B. die Schweiz und Norwegen, 
alljährlich einen großen Theil ihres Bedarfs einführen müflen. Alle hochcultivirten, Dicht be: 
völferten Länder bedürfen ver Einfuhr, während die ſchwach bevölferten, welche vorzugsweiſe 
auf den Aderbau Hingewieien find, erportiven. Gegenwärtig beziehen in Europa bauptfädlis 
England, Holland, Belgien, die Schweiz, Norwegen und Griechenland Getreide aus dem Aus: 
lande, während Nupland, Polen, die untern Donauländer, Agypten und Nordamerifa ſowie in 
ver Regel auch Deutichland beträchtlich ausführen. 

11. Seine lebenvigfte Ihätigfeit übt der Kornhandel aus, jobald Iheuerungen eintreten. 
Man har vie Theuerungen in jheinbare, melde dur eine Verminderung des Werthes ver 
gangbaren Taufhmittel entftehen, und in wirkliche, die entweder durd; Zunahme der Nab- 
frage oder durch Abnahme des Angebots hervorgerufen werden, gefhieden; nur die legte 
haben für den Kornhandel Wichtigkeit. Berner find ald fünftlihe Theuerungen im Gegenfas 
zu den natürlichen diejenigen bezeichnet worden, welde von den Producenten und Händlern 
durch Zurüdhaltung der vorhandenen Vorräthe hervorgerufen werden, die aber, weil fie nit 
auf wirflihem Mangel beruhen, namentlich in unjerer Zeit, in der Regel feine auferordrnt- 
lihen, längere Zeit andauernden Preisfteigerungen veranlaflen und nothwendigermeiie bald 

wieder ein Ende nehmen müffen. 

Natürliche Theuerungen fönnen durd Störungen in den politifhen Verhältniſſen des 
Landes, durch Unruhen, Revolutionen und Kriege bewirft werben, in der Regel haben fie aber 
im Miswachs ihren Grund. Je ſchlechter die Ernte ausfällt, je größer das Gebiet iſt, in mel: 
chem die Kornproduction die Gonjumtion nicht det, und je weniger rafh und gründlich ver 
Kornhandel auszubelfen vermag, defto jhneller, höher und allgemeiner fleigen vie Kornpreiie; 
defto intenfiver und ertenfiver geftaltet fich die Theuerung. Jede Korntheuerung ift für dae 
Land, welches jie trifft, ein Inglüd; alle Verhältniſſe werden von ihr berührt und aus ihrem 
Gefüge geriffen, die wirthſchaftliche Thätigkeit leidet, inpuftrielle und Handelskriſen brechen 
herein, der Arbeitslohn finft, die Nachfrage nad) Arbeit nimmt ab, politifhe Gefahren fteigen 
auf, die Gejundheit und jelbft dad Keben der Einwohner werden bedroht. Namentlich die Ge— 
fchichte früherer Jahrhunderte ift reih an jhauervollen Bildern aus den Hungerjahren , und 
wenn aud in der neueften Zeit mit den großen Eulturfortfchritten, welche unjer Erdtheil ge: 
macht hat, die Midernten und die Theuerungen jeltener und ſchwächer geworden jind, jo find 
doch auch im 19. Jahrhundert ihre Wirkungen, meil fie dad ganze complicirte wirthſchaftliche 
Bebäutde erichüttern, ſchreckenerregend gewefen. 
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Unter diefen Umſtänden fann es nicht auffallen, daß alle Staaten und alle Regierungen 
nach Mitteln geiucht haben, fowol um Iheuerungen zu verhüten, als um fie, wenn fie dennoch 
eingetreten waren, zu ſchwächen und fchneller zum Ende zu führen. Freilich ift dabei fehr 
häufig fehl gegangen worden; bei der frühern mangelhaften Kenntniß der focialen und wirth— 
ihaftlihen Gejege und bei der großen Schmierigfeit, welche die Frage in ihrer Löfung bietet, 
waren indep zahlreiche Midgriffe leicht möglich und jogar unvermeidlich. 

Bean wir von den Mitteln, welche Theuerungen verhüten ſollten und die häufig in An- 
wendung gefommen jind, jprechen, fo ſchließen wir dabei zunächſt alle diejenigen aus, welde 
darauf hinausgehen, die Landwirthſchaft und den Kornbau durch Verbreitung landwirth— 
ihaftliher Kenntniſſe, Befreiung des Grund und Bodens von Laften und Abgaben, Foͤrderung 
der rationellen Cultur u. ſ. w. zu heben. Sie finden an anderer Stelle ihre Erörterung. Hier 
baten wir ed nur mit den Mitteln zu tbun , welche auf den Kornhandel Einfluß üben. Dahin 
gehören zunächft Einfuhrverbote, Schugzölle und Ausfuhrprämien ald Mafregeln, welche die 
Cencuttenz Der ausmärtigen Kormproduction zu Gunſten der einheimifchen befeitigen oder 
mindeſtens Schwächen und dadurch legtere fördern jollen. 

Was gegen Einfuhrverbote überbaupt gefagt werden muß, gilt in erhöhtem Mapftabe von 
den Eintuhrverboten der nothiwendigften Lebensmittel; fie find entweder unnüg, weil ohnehin 
ferne Concurrenz möglich ift, oder im höchſten Grave nadhıtheilig, da ſie die Conſumenten 
zwingen, für ihren Lebensunterhalt mehr aufzumenden, als an ſich erforderlich wäre, und weil 
fe durh Erhöhung des Arbeitslohnd die Goncurrenz des Inlandes mit dem Auslande auf allen 
eintbihartliben Gebieten gefährden. Infolge deſſen fhaden jie dem einheimischen Aderbau 
mehr ald fie ihm nügen fünnen, denn derjelbe fann feine Broducte nur dann in reihem Maße 
und vortbeilbaft abjegen, wenn recht viele zablungsfäbige Käufer vorhanden jind. Außerdem 

tönmen vie Ein fuhrverbote beiMisernten nicht aufrecht erhalten werden und entziehen daher dem 
Aderbau die Stüge, welche fie gewähren wollen, gerade in dem Augenblick, wo er jie am noth: 
mendigften braucht, mo die Goncurrenz am erften möglid und wirffam ift. Ganz ebenfo ver: 
balt ed ih mir den Schugzöllen, welche in gewöhnlichen Zeiten, wenn fie ihrem Princip nad 
ühtig bemeilen find, glei ven Einfuhrverboten die Concurrenz des Auslandes unmöglich 
maden. Auch jie werben in Theuerungsjahren nicht conjervirt werben können. Wo Schutz⸗ 
zöle zu Gunſten nes Korns beſtehen, pflegen fie indeß, wie das Verbot, erft dann zu fallen, 
wenn bereitö der Kornpreis weit über feinen gewöhnlichen Stand geftiegen ift; ald auferorbent- 
lie Maßregel, welche ven Nothftand ded Landes förmlich eonſtatirt, verbreitet ihre Aufhebung 

dann allgemeinen Schreden und pflegt den Preis noch mehr zu fteigern und das Ausland um jo 

mehr zu hoben Komerungen zu veranlaffen, als die Einfuhr unvorbereitet, in ſchleunigſter Weiſe 

und in der Regel in der ungünftigften Jahreszeit bewirkt werden fol. Mindeſtens einen Theil 
der großen Übelftänve, welche vie Kornichugzölle mit ſich führen, hat man ind Auge gefaßt, ala 
man das Scalaſyſtem, das in Holland und Frankreich beftand und namentlih von England her 
weltdefannt geworden ift, erfand. Es jollte ver einheimifhen Kornproduction einen mäßigen 
Schuß gewähren und den großen Schwankungen der Kornpreife durch Regelung der Einfuhr 
entgegenwirken; der Kornzoll jtieg, jobald die Preife fielen, und ging herab, wenn fie fliegen. 
Bei einem Preife von 66 Sh. betrug in England nach dem Gejeg von 1828 der Zoll noch 
208.8 P., bei 70 Sh. nur noch 10 Sh. 8 P., bei 73 Sh. nur noch 1 Sh. Aber das Scala- 
'oftem har nur ſchädlich gewirkt und namentlich aud die Schwankungen ver Preife noch ver: 
zıedrt. Solange noch nicht der niedrigſte Zollfag erreicht war, hielt ich ver Importeur zurüdt, 
weil er beim höchſten Preife nicht nur an diejem, ſondern aub am Zollfag gewann und ihn zu= 
näßft eintreten laſſen wollte. War dies geihehen, jo pflegte mafjenhafte Einfuhr zu folgen, 
weiße den Vreis wieder herabprüdte. Sanfen vor einer guten Ernte die Preiſe, jo wurde 
nel no importirt, um des niedrigern Zollſatzes theilhaftig zu werben ; die Folge davon war 
Uberfüllung der Märkte. Nie vermochten die Speculanten, wenn fie im Auslande einfauften, 
eraus zuberechnen, welchen Zoll fie zu entrichten haben würden. Mir Einem Wort: dig glei: 
'mde Scala (sliding scale) vermehrte die fhon bedeutenden Gefahren des Kornhandels ganz 
gegen ihre ausgeiprochene Abſicht und erſchwerte und vertheuerte die Verſorgung des Landes 
nit den nothwendigſten Lebensmitteln. Daß fie, wie die Kornzölle überhaupt, dem Aderbau 
übt genügt, fondern vielmehr gefchadet hat, wird jegt nicht mehr beftritten werben; Englands 
auftergültige Erfahrungen haben jeven Widerſpruch unmöglich gemacht. 

Andere Dafregeln des Stans, welche das Land, indem fie mäßige Kornpreife bewirken 
ellen, vor Theuerung zu fügen flreben, richten fi gegen die Ausfuhr und find weit häufiger 
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in Anwendung gefommen ald Einfuhrverbote und Ginfuhrzölle. Hier haben wir wieder zuerſt 
das einfache Verbot ver Ausfuhr, die Kornfperre. Im Mittelalter waren, trogdem der mangel: 
haften Gommunicationdmittel wegen der Kornhandel mit dem Auslande verhältnißmäßig nur 
gering fein Eonnte, die Ausfuhrverbote ganz allgemein und beftanden auch bei guten Ernten 
fort; ja fie richteten jich nicht nur gegen dad Ausland, fondern aud gegen die andern Provinzen 
und Bezirke veffelben Landes. Allerdings gab ed aud in frühern Jahrhunderten erleuchtete 
Staatsmänner, welche die Sperre ald nachtheilig verwarfen, aber fie kämpften, wenn Notbjahre 
eintraten, vergebens gegen die Vorurtheile ver großen Maffe und mußten fi widerwillig ent: 
fließen, ihre Principien zu verleugnen. Sind aud gegenwärtig gefündere volkswirthſchaft⸗ 
liche Grundfäge allgemein zur Geltung gekommen , fo find doch Ausfuhrverbote in Notbjahren 
noch immer feine Seltenheit, mit jedem Jahrzehnd Haben jie indeh an Bedeutung und Ausdeb⸗ 
nung verloren. Namentlih finden Sperren gegen Theile des eigenen Landes nicht mehr ſtatt. 

Läßt es ſich Schon nicht rechtfertigen, wenn durch ein Ausfuhrverbot des öffentlihen Wohls 
wegen die Producenten zur Annahme niedriger Preije gezwungen werben jollen, jo hat auch 
die Erfahrung gelehrt, daß die Sperren fat niemals ihren Zwed erreihen. Sowie jie ange: 
ordnet werben, verbreiten fidh unter ven Gonfumenten die ſchlimmſten Befürdtungen und fteigt 
infolge veffen die Nachfrage, während die Producenten in der Hoffnung, höhere Preife zu er: 
halten, ihre Vorräthe vom Markt zurüdziehen. Es findet daher Feine Preisherabjegung, wie 
beabfichtigt wurde, fondern eine Preisfteigerung flatt, die um jo bedeutender wird, je ſchneller 
ih die Nahbarftaaten entjchließen, dem gegebenen Beifpiel nachzufolgen. Dabei wird vie Ein- 
fuhr beſchränkt, weil der Speculant befürdten muß, daß er, wenn er die von ihm erwarteten 
Preiſe infolge veränderter Marktlage nicht erhält, feine Waare, nachdem er fie einmal imporzirt 
hat, nicht wieder zurücknehmen darf, alfo fchlieglich zu jedem Preife und mit Schaden losſchlagen 
muß. Berner wird der Kornhandel des Landes nah andern Rändern hin geftört und gefähtker, 
die legtern, welche vielleicht regelmäßige Abnehmer find, müſſen fi neue Bezugsquellen ſuchen 
und fnüpfen vegelmäßige Gefchäftsverbindungen an: die Folge davon aber ift, daß die Land— 
wirthe, welche in Theuerungsjahren ihren Ausfall am Ertrage ihrer Grundſtücke nicht durch 
höhere Preife erjegen und bei mittlern Ernten nicht vollftändig verfaufen können, ihre Wirth: 
haften beihränfen, weniger produciren und alſo auch bei jhlechten Ernten weniger zu liefern 
vermögen. Länder, welche vegelmäßig und ungeftört ausführen, haben noch zeitweije höher 
Preife, leiden aber felten oder nie wirflid Mangel. 

Was von Ausfuhrverboten gejagt ift, paßt auch für Ausfuhrzölle, die venfelben Zweck, die 
Ausfuhr zu verhindern, verfolgen. Nur wirfen jie, da Korniperren in der Regel nur in 
ſchlechten Jahren eingeführt werden, noch nachtheiliger als dieje auf den Aderbau, weil fie in der 
Regel dauernd beftehen und dem Producenten aud in guten Jahren die fremden Märfte ver: 
ſchließen. 

Wiederholt iſt ed in England vorgekommen, daß man nad ſchlechten Ernten die Einfuht 
durh Einfuhrprämien oder Garantirung eines feften Preiſes zu fördern geſucht hat. Auf 
diefe Maßregel wirft aus den jhon angeführten Gründen nachtheilig auf die Kornproduction, 
ift aber aud, wenn die Prämie nicht Hoch bemeflen wird, von geringem Nugen für die Einfubt, 
da der hohe Kornpreis ftets das bleiben wird, was den Speculanten hauptfählid und in eriter 
Linie verlodt. Außerdem fann fie die Staatöfaffe, alfo die Steuerpflidtigen, enorm belaften ; 
namentlich wird dad der Fall bei ver Garantie fein, wenn die Marftpreife unter die garantirten 
berabgehen. Berner müſſen Einfuhrprämien und Garantien, wenn fie einen Sinn haben, mit 
einem Ausfuhrverbot verbunden jein. 

Unter ven Maßregeln, welche ver Korntheuerung vorbeugen follen, haben zu allen Zeiten 
die Kornmagazine beredte VBertheidiger gefunden; man fand ed ſehr natürlid, daß der Staat 
in guten Jahren Getreide anfauft und auffpeidhert, um es in jchledhten Jahren an die Gonju- 
menten abzulaffen. In der That laffen jie ich fo lange rechtfertigen, als die Volkowirthſchaft 
noch ayf niedriger Stufe fteht und der Kornhandel noch wenig entwidelt ift; aber auch da find 
fie nichts ald ein Nothbehelf, ver nur wenig zu leiften vermag. Wir haben bereits erwähnt, 
dap die Aufipeiherung ded Korns nit nur ſchwierig und Foftfpielig ift, fondern auch durch 
Berderben und Beſchädigung des Getreides namhafte Verlufte bewirkt; gilt das ſchon von der 
Auffpeiherung der Privaten, fo gilt e8 no mehr von der des Staats. Berner fann dad ange— 
kaufte Korn nicht lange Jahre lagern; es muß, wenn gute und mittlere Jahre längere Zeit un— 
unterbrochen aufeinander folgen, verkauft und durch frifches erfegt werden. Kauft aber Der 
Staat ſtets theuerer ein ald die Privaten, fo verkauft er in der Regel billiger. Große Ausfälle 
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ind daher nicht zu vermeiden. Herner bedarf der Staat, wenn er aud nur einen verhältniß— 
nägigen Theil der Gonjumtion ded Landes während eines Jahres aufjpeihern will, jo bedeu— 
tender Räumlichkeiten, daß man zur Herftellung derfelben in Preußen, falls es ein Achtel feiner 
Jahre&confumtion auflagern will, nicht weniger ald 30 Mill. Thlr. ald erforverlih nad- 
gewiefen hat. Andere 30 Millionen würden zum Ankauf des Getreides nöthig fein und außer: 
dem die jährlichen Ausgaben an Kapitalzinjen, Befoldung der Beamten, Verluſten, Koften der 
Erhaltung der Gebäude mindeftens mehr ald 5 Millionen betragen. Beſſer und leichter ala 
Korn läßt ſich freilich Mehl auffpeihern, aber au hier wäre die Belaftung der Staatskaſſe 
außerordentlich. Werner zeigen ſich bei ven Staatdmagazinen nicht geringe Nachtheile. Inden 
ie den Preis Eünftlih drücken, benachtheiligen fie vie Kornproducenten, verhindern die Erſpa— 
rungen, welche in der Gonfumtion ohne Nachtheil eintreten können, geführden ven Kornhandel, 
ver Teine Speculationen duch den an Mitteln veihern Staat vernichten jieht, veranlaflen ihn, 
vad Getreide auf fremde Märkte, wo er höhere Preife erzielen kann, zu führen, und ſchrecken die 
suswärtigen Kornhändler von der Einfuhr ab. Außerdem können dur die Staatdmagazine 
und ven mit ihnen verbundenen Kornhandel große politiihe Gefahren herbeigeführt werden ; 
vr Staat verpflichtet ſich gewiſſermaßen dur ihre Einrihtung und die zu ihren Gunften ge: 
brahten großen Opfer, niedrige Kornpreife zu erhalten, zieht ſich alſo, wenn er dazu wie ge- 
wöhnlih außer Stande ift, ſcheinbar begründete Vorwürfe zu. Öffnet er die Magazine zu 
üb, jo ſchadet er dem Gemeinwesen ; zögert er, jo regt er die Maſſen, die ihm Speculation auf 
irn Hunger ebenfo gut ald dem Kornhändler jhuld geben werden, gegen jih auf. In ähn— 
her Rage befinden fich die Gemeinden und Provinzen, wenn jie Magazine halten. 

Faſt alle Bedenken, welde gegen Ankauf und Verkauf von inländifhem Getreide durch ven 
Staat ſprechen, gelten aud) gegen die Korneinfuhr durch den Staat aud dem Auslande. Dazu 
eten noch einige andere. Gin fremder Staat, der auf den Märkten eines andern ald Käufer 
erieint, wird nicht nur immer jehr theuer einkaufen und jih außerden große Speſen und 
Koften aufladen: er ruft außerdem aud) leicht Mafregeln gegen die Ausfuhr hervor und bringt 
"h in Verwidelungen mit feinen Nachbarn, die gefährliche Differenzen veranlaffen können. 
Ferner wird er jelten den richtigen Zeitpunkt für feine Ankäufe treffen, die rechten Bezugsorte 
anifinden, ficher, fchnell und billig ven Transport vermitteln. Seine Beamte jind an Inftruc: 
onen gebunden, können ſich nicht frei bewegen und müſſen fich auf wenige Märkte beichränfen, 
während dem Handel, den er in feiner Thätigkeit hindert, faft die ganze Welt offen ſteht. 

Endlih haben wir noch einige andere Mafregeln zu erwähnen, melde bei Theuerungen 
ergriffen worden jind und auf den Kornhandel Einfluß haben. Dahin gehört zunächit das zeit: 
weile Verbot oder die Beihränfung folder Gewerbe, welche Getreide verbrauden (Brannt: 
weindrennereien, Brauereien u. ſ. w.). Gin ſolches Verbot ift in jeder Hinficht ungerechtfertigt. 
Grreiden die Kornpreiſe eine ganz ungewöhnliche Höhe, fo werden die Gewerbe ſchon dadurch 
genöthigt, ihre Arbeit einzuftellen ; das Verbot ift deshalb nicht nöthig. Hat es eine unmittel: 
bare Wirkung, jo benachtheiligt es nügliche Gewerbözweige, welde der Staat zu fürdern ein 
Interejje hat, und zwar nicht diejenigen allein, welche das Verbot trifft, jondern auch andere, 
welche mit ihnen in natürlihen Beziehungen ftehen, und die Gonfumenten. Gbenjo wenig 
\aflen ih Maßregeln rechtfertigen, welche den Kornhandel beihränfen, Verbote des Zwiſchen— 
banveld, des Auffaufs von Getreide, der Auffpeiherung u. ſ. w. Nicht überall vermag der 
Sandwisth zu allen Zeiten jelbft vie Märkte zu befuchen, nod weniger kann ev ji in der Regel 
auf den Rleinhandel, ver jeine Zeit zu fehr in Anfprucd nimmt und ihn in die. Gefahr bringt, 
einen Theil feiner Waare übrig zu behalten, einlaffen ; wenn er es aber dennoch thut, jo muß er 

mindeitens diefelbe Entſchädigung, welche der Händler berechnet, für fih in Anſpruch nehmen. 
Ontierntere Märkte, auf denen vielleicht die Nachfrage bedeutender ift als auf den nächſten, jind 
om ganz verſchloſſen. Wird der Producent durd die angebeuteten Maßregeln benachtheiligt, 
Io jiebt der Gonjument aus denfelben ebenfalls keine Vortheile. Der Landwirth fleigert feine 
Preiie, die Märkte werden ſchwächer beſucht und ſtehen zu gewiflen Zeiten ganz leer, die 
Söwanfungen nehmen an Häufigkeit und Ausdehnung zu und jede Gegend ift und bleibt auf 
\hre eigene Production verwiefen. Nicht mehr Nugen gewähren die ftaatlihen Aufnahnen 
Ar vorhandenen Getreidevorräthe, infofern fie, wenn jede Berheimlihung mit Strafe bedroht 
Wird, die Befürdtung erweden, daß der Staat im gegebenen Augenblid die Beſchlagnahme 
den Zwangäverfauf zu verfügen beabfichtige, und weil fie ven Blick der Maffe, welche in 
ruerungszeiten gegen die „Kornwucherer“ aufgebracht zu fein pflegt, auf beftimmte Perſön— 
Sfeiten lenken und diefe gefährden. 
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Zu den verderblichſten Maßregeln, welche bisher in Theuerungsiahren ergriffen worden 
ſind, gehört die Feſtſetzung eines Maximalpreiſes, des ſogenannten Maximums. Die Folge 
deſſelben iſt, daß alle diejenigen, welche Vorräthe an Getreide beſitzen, dieſelben vom Markte 
zurückhalten, daß der Staat alſo auf dem betretenen unglücklichen Wege weiter gehen, wie Aus: 
tührung ganz verbieten, die Angabe aller Borräthe fordern und ihren Verkauf an die Gonfu: 
menten befeblen muß. Er ift dann genöthigt, überall Spione anzuftellen, gebäffige Denunecia- 
tionen hervorzurufen, Strafen in Menge feftzuiegen, in einer unzähligen Anzahl von Fällen 
feftzuftellen, ob die bei den einzelnen vorhandenen Vorräthe angemeilen oder zu groß find un 
ob fie jegt amd fpäter auägeboten oder verkauft werden follen u. ſ. w. Dennod fann er Dabei 
nicht zum erftrebten Ziel fommen; nachdem er bei den Gonfumenten gefährliche Hoffnungen er: 
regt hat, muß er fhlieplich feine Ohnmacht einfehen und ein Syſtem aufgeben, das ihn nad 
allen Seiten hin bloßgeftellt und die Schrecken der Theuerung nicht gemindert, jondern vermehrt 
hat. Weniger verwerflic, wenn auch ebenfalld nicht zu rechtfertigen, iſt die Veftjegung eines 
Marimums des Brotpreifes, verbunden mit einer Entfhädigung der Bäder, welche mit Rüd- 
ficht auf den jevesmaligen Marktpreis feftgeftellt wird. Uberhaupt nur in einzelnen großen 
Städten ausführbar, wird eine derartige Maßregel immer nur aus politifhyen Gründen (menn 
ernftliche Rubeftörungen befürchtet werden) einigermaßen motivirt werdemfönnen. Daß jie, 
wenn die Iheuerung längere Zeit andauert, die Staats: und Gemeindekaſſe ſchwer belaften 
muß, bedarf um fo weniger eines Beweiſes, als bei der Feſtſtellung der wirklichen Conſumtion 
und der aus ihr folgenden Entihädigung felbft bei der genaueften Eontrole die größten Täu— 
ihungen ftattfinden fünnen, Zwar bat man z. B. in neuefter Zeit in Paris die gewähren 
GEntihädigungen dadurd wieder aufbringen wollen, daß man den feftgejegten Brotpreis auch 
bei niedrigen Getreidepreiſen beibehält und die Bäcker verpflichtet, die gewährte Entſchädigung 
aus dem Mehrgewinn zurüdkzuerftatten; abgejehen davon aber, dag man damit leicht Die Unzu: 
friedenheit der Brotconfumenten, d. h. aller erregt, gelingt ed doch nicht, die bedeutenden Sum: 
nıen, welche außgegeben werden mußten, ohne Berationen und große Misſtände wieder berba: 
zuſchaffen. 

Fragen wir ſchließlich, was die Regierung eines Staats zur Vorbeuguug einer Theuerung 
und zur Abwendung ihrer Nachtheile, falls diefelbe bereits hereingebrochen ift, zu thun hat, io 
läßt ih nur antworten, daß vor allen Dingen darauf hingewirkt werden muß, daß der Kor: 
handel jeine Thätigfeit frei und unbeihränft entfalten fann. Sind Ausfuhr und Einfuhr frei 
und miſcht jich der Staat auch in Feiner Weije (3. B. durch Feſtſetzung von Prämien, Ginrid: 
tung von Stantömagazinen u. ſ. w.) ein, fo bildet ih nad und nad ein normaler Zuſtand 
beraud, der auch durch Misernten nicht außerordentlich geflört wird. Producirt das berreffent: 
Land nicht fo viel Öetreide, als es bedarf, To ftellt fich eine regelmäßige Einfuhr aus denjenigen 
Ländern, welde fortwährend ausführen, ber; der Kornhandel ſchafft fi in dieſem Ball fee 
Bezugsquellen und zuverläfjige Geſchäftsverbindungen, vermittelft deren er leicht und jicher auf 
die Vermehrung der Einfuhr hinwirken kann, jobald die erften Anzeichen einer ſchlechten Ermie 
fih ergeben. In feinem Intereffe liegt es, zeitig und infolge deffen zu billigen Preifen einzu: 
kaufen; er fann, bevor der Notbitand wirklich eintritt, importiren, weil ihm durch Verbote und 
Zölie die Wiederausfuhr, falls er fi in feiner Speculation verrechnet bat, nicht erichwert wird. 
Kann das Land jo viel&etreide, ale 8 zum Unterhalt feiner Einwohner und zu andern Zweiten 
braucht, erzeugen, iſt ed jogar jo rei an geeigneten rund und Bovden, daß ed auszuführen 
vermag, fo liegt es im Intereſſe ded Staats, jede Mafregel zu unterlaffen, welche die Kornpre: 
ducenten benachtheiligt und fie veranlaffen fann, ihre Production einzufhränfen. Denn abge: 
fehen von andern volkswirthſchaftlichen und politischen Gründen gewinnt er durch Die möglichſt 
große Ausdehnung des Aderbaues die Sicherheit, daß auch nach einer ſchlechten Ernte jo viel er— 
zeugt iſt, als für ven Lebensunterhalt des Volks erforverlih wird. Höhere Korn: und Brot⸗ 
preije verhindert ex damit freilich nicht, er kann fie aber auch in feiner Weiſe verhüten umd 
herabprüden. Aber fie werden gewiß nicht jo hoch fteigen, als eö der Fall fein müßte, wenn er 
ich nit Verboten und Zwangsmaßregeln einmiſchte. Stellt fi) nod vor oder fofort nad wer 
Ernte heraus, daß der mittlere Ertrag derſelben nicht erreicht wird, fo heben jih naturgemas bie 
Vreiſe; zu gleiher Zeit fangen die Eonfumenten an, ſich möglichft einzufhränfen,, die wirtb- 
ſchaftlichen Thätigkeiten, welche Getreide verbrauchen, thun daſſelbe oder faufen im Auslande 
ein, der innere Kornhandel jucht die vorhandenen Borräthe über das Land nah Bedürfniß zw 
vertheilen und den Überſchuß der Ackerbaubezirke nad) den inpuftriellen, dichtbevölkerten über- 
‘fuhren, die Sperulation aber knüpft im Auélande an und leitet die Einfuhr ein. Daß an— 
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fänglich Producenten und Händler die Märkte in der Hoffnung, daß die Breije noch mehr in die 
Höhe geben werden, nur ſchwach befahren und daß ſie auffpeichern, ift Fein Nachtheil; geſchähe 
das nit, jo würden die Vorräthe frühzeitig verzehrt und die Einfuhr, welde zu ihrer Durch— 
führung Zeit braudt, erſt dann angeregt werben, wenn es bereitd zu fpät ift, wenn die größte 
North, welche im Spätwinter jih beraudzuftellen pflegt, eingetreten if. Nur dann, wenn id 
ihon im Herbft diejenigen Preiſe feftftellen,, weldhe dem Bedarf und vem Vorrath entfprechen, 
fann Der förmlihe Hunger vermieden werden, und zu hohe Herbſtpreiſe des Korns find fogar 
nüglicher als zu niedrige. Übrigens jorgt die Goncurrenz, wenn der Handel ganz frei ift, hin— 
reihend dafür, daß das ganze Volk nicht von einzelnen oder einer Kafte ausgebeutet wer— 
den fann. 

Es verftebt fi, vap der Staat in Theuerungsiahren Beranlaffung hat, den nothleidenven 
Staatöbürgern aud in anderer Weiſe ald durch vollftändige Freilaffung des Verkehrs mit Ge— 
treide zu Hülfe zu fommen, 3. B. im Wege der Armenpflege und durch anderweite Unter— 
fügungen ; aber derartige Hülfsmittel fallen nicht in den Bereich diefer Erörterung und mußten 
daher Hier ganz unbeſprochen bleiben. 

Eine intereffante Überficht einer Anzahl älterer und neuerer Schriften über den Kornhandel, 
Kornfperren,, Magazine, Theuerungspolitif u. ſ. w. enthält Rofcher, „Uber Kornhanvel und 
Theuerungspolitik“ ( Stuttgart und Tübingen 1852). Außerdem wird der Gegenftand in 
allen Zebrbüchern der Nationalökonomie mehr oder weniger ausführlich behandelt. 

6. Runge. 

Krauje (Karl Ehriftian Friedrih), geboren den 6. Mai 1781 zu Eifenberg in Sachſen— 
Altenburg, ſtudirte auf Wunſch feines Vaters, fpätern Paſtors zu Nobig, in Iena von 

1797— 1800 die Theologie, wandte ji aber mit no größerm, durch die Vorlefungen von 
Fihte und Schelling genährtem Eifer ver Philoſophie fowie ver Mathematik zu und habilitirte 
ih nad) abgelegtem theologiſchen Examen ald Privatdocent ver Philofopbie durch feine, Sofort 
rine eigenthümliche und jpäter weiter verfolgte Richtung bezeihnende Schrift „Dissertatio 
philosophico-mathematica de philosophiae ac matheseos notione et earum intima con- 
Junctione”. Die Vorleſungen, welche er hier von 1802 bis Mitte 1804 mit fteigendem Bei: 
Tat Hielt, ſowie die Lehrbücher aus diefer Epode (‚Grundlage des Naturrechts“, 1803, 
„Gruudlage der Logik“, 1803, „Entwurf eines Syſtems ver Philoſophie“, 1804, „Entwurf 
eines philoſophiſchen Syftemd ver Mathematif’‘, 1804) ſchloſſen fi zwar inder Grundrichtung 
dem Schelling'ſchen Syſtem an; aber fortgefegte eigene Forſchung fowie ein tieferes Studium 
der Geſchichte der Philofophie, insbefondere der Syſteme Platon’, Spinoza's, Leibniz’ und 
Kant's, hatten in K. die Überzeugung reifen laflen, daß nur durch Wiederaufnahme der ge: 
wiffenhaften, aber unvollftändig und einfeitig ausgeführten Arbeit Kant's das Syſtem der Phi: 
lofophie von Grund aus neu aufgebaut werden müfle. Der Entwurf dazu wurde fhon in Jena 
gefaßt. Um ihn in fliller Muße auszuführen, entſchloß fih K., aud in Rüdjiht auf die nad: 
tbeilig auf die Studien einwirfenden äußern politifhen Verhältniffe, für einige Zeit die afade- 
mifhe Laufbahn zu verlaffen, zog fich zuerft nah Ruvolftadt, kurz darauf aber, um auch ein 
tieferes Kunftftudium zu unternehmen, nad Dresden zurüd, wo er, zugleich ald Lehrer ver 
Mathematik an der Ingenieurafademie wirkend, bis 1813 der Ausarbeitung jeined Syſtems 
lebte. Im die Zeit von 1805—11 fällt zugleich feine größere freimaurerijche Wirkſamkeit, 
da philoſophiſche Anſichten ihn beftimmt hatten, jih 1805 in Altenburg in ven Freimaurer: 
bund aufnehmen zu laffen. Nad der ſchon damals von ihm in den Grundzügen ausgearbei- 
teten Lehre vom Organismus der menfhlicen Geſellſchaft ſchien ihm nämlich, im Hinblid auf 
bie Wirklichkeit, unter den für alle andern Lebenszwecke in gefellihartlihen Functionen ſchon 
mehr oder weniger fräftig ausgebildeten Organen ein wefentlihes Organ für den wichtigen 
Zweck der Bildung und Pflege des rein Menſchlichen in allen Dingen, der eigentlihen Huma- 
nität, zu fehlen und er vermuthete, wie es gelehrte Freunde beftätigten,, vaß zur Befriedigung 
eines folgen Bevürfniffes in der Freimaurerei ein geihichtliher Anfang fi gebildet haben 
dürfte. Wegen der Wichtigkeit diefer Ivee unternahm er umfaffende gefchichtliche Studien über 
die Sreimaurerei, ließ jih auch von der Veröffentlihung derſelben, da fie auf geſchichtlichen 
Documenten beruhten und perfönliche Kogenverhältniffe nicht berührten,, weder durch Verfpre: 
ungen nod Drohungen zurüdhalten,, glaubte aber auch der Freimaurerei die Aufgabe ftellen 
zu müffen , daß fie, wenn fie ihren wahrhaften, jeven Gegenfag zu einem Staate oder zu einer 
Religion ausfhließenden Zweck erfüllen wolle, wie jede andere für Gutes wirkende Geſellſchaft 
ans Licht der Öffentlichkeit treten und dadurch mandje Misbräuche befeitigen müſſe. K. fand 
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gleich mit dieſen Anſichten im Bunde wenig Anklang und nad feiner Ausſcheidung vielfache 
Verfolgung. In neuerer Zeit foll eine gerechtere Würdigung feiner Beftrebungen eingetreten 
fein. Die philoſophiſchen Schriften aus diefer Zeit ind: „Die Sittenlehre“ (1810), in mi: | 
her, in weientlicher Abweihung von Schelling, befonver# die Lehre von Gott ald Urmeim, | 
nicht außer, aber über der Welt, entwicelt wurde, und „Das Urbild ver Menſchheit“ (1810: 
zweite unveränderte Auflage, 1849), in welden K. in volföverfländliher Sprache die ideal: 
Lehre von der geiellihaftlichen Organifation entwidelte, vem aber zwei andere Werfe, das eine, 
das Geſchichtsbild von der Entwidelung der Menfchheit, das andere das die Idee und tie 
Geſchichte vermittelnde Mufterbild enthaltend, folgen follten. Für dieſe beiden Werfe ſind aber 
nur bedeutende handſchriftliche Bruchftüde vorhanden. Im Jahre 1813 ging K. nach Berlin | 
in der Hoffnung, dort eine Anftellung an der neuen Univerſität zu finden, habilitirte fich durd 
feine Schrift „Oratio de scientia humana“, welche zur Zeit Profeſſor Kern als die befonnenke } 
Schrift in der ganzen neuern Philofophie bezeichnete, gründete hier mit Zeune, Jahn u. a. vie 
berlinifche Geſellſchaft für deutſche Sprade, für melde er, auf neuer ſprachphiloſophiſcher 
Grundlage, ein „Urwortthum“ auszuarbeiten unternahm (welches auch in großen Bruchftüden ı 
banpihriftlich vorhanden ift), fehrte aber 1815, da die Hoffnung, Fichte's Nachfolger im ber 
Profeflur zu werben, jcheiterte, nad Dresden zurüd, wo er bi8 1823 faft ausſchließlich der 
Ausarbeitung feines philofophiihen Syſtems oblag. Der Wunſch, die Frucht einer fünfund: 
zwanzigjährigen Forſchung einer empfänglihen Jugend mitzutheilen,, beftimmte ihn aber, ſich 
nochmals in Göttingen zu habilitiven. Seit 1825 hielt er auch mit fleigenden Beifall Por: 
fefungen über alle Theile ver Philofophie und fand mehrere Schüler, welche, wie v. Keonbarti, 
Moller, Röder, Schliephafe, Ahrens u. a. fpäter in verfhiedenen Richtungen das Shftem 
weiter verbreiteten. Gin Herzübel trat jedoch immer ftärfer hervor. Übermäßige Arbeit, die 
große Zahl von Vorlefungen, wozu er ſich durch die Sorge für eine Familie von zmdlf Kindern 
genöthigt fah, von denen er theilweife manchen Kummer erfahren follte, hatten feine GSeſundbeit 
jehr geſchwächt, und ald er ſich bei ver Wiederbefegung einer phitofophifhen Profeflur um: 
gangen fah, faßteer, aud aus andern Gründen, 1829 den, Kranfheits halber erft 1831 zu 
Ausführung fommenden, Entſchluß, nah Münden überzufledeln. In Münden fand er ein 
vergleichsweiſe freundliche Aufnahme; aber fhon am 27. Sept. 1832 endete ein Schlagfluf 
das von vielem Misgeſchick heimgefuchte Reben eines der evelften Menfchen, deſſen ganzet 
Streben unabläſſig dahin gerichtet war, auch dur die Macht einer tiefern philoſophiſches 
Miffenfhaft ven Menſchen wieder zur Erfenntniß und Ausbildung ſeines ganzen und volles 
Menſchenthums zu leiten, in der Selbfterfenntniß zur Erfenntniß des lebendigen Gottes u 
führen und für alles Menſchliche die Verklärung und Vollendung in allem Göttlichen nadje: 
meifen, 

Die bier darzuflellende Rechts-, Staats- und Gefellfchaftölchre K.'8 hängt, wie in jeden 
durchgebildeten großen Syftem, fo innig mit den allgemeinen philofophifhen Lehren zufammen. 
daß dieſe hier in den Hauptpunften angedeutet werden müſſen, um fo mehr, ald bisjegt eine zw: 
ſammenhängende Darftellung dieſes Syſtems nicht vorliegt. 7) 

Das Syſtem zerfällt, nad einer vollfommenern, die frühern Einfeitigfeiten des bloßen Em-= 
pirismus und der rein apriorifchen Eonftruction vermeidenden Methode, in zwei Haupttbeiie, 
in einen analytifchen Theil, welcher mit der erften unmittelbaren Gewißheit des Ich beginnt, im 
forgfamer, von allen Hypotheſen freier Durchforſchung, zunächſt des Gebiets der innern Er⸗ 
fahrung, auffteigt und die nothwendige Verfnüpfung aller in der Selbftbeobadhtung geromme- 
nen Erfenntniß zulegt in der Einheit der Erfenntniß des Grundprincips Gottes nahmweift, umb 
in einen fonthetifchen Theil, welcher in foftematifcher Entwidelung des Grundprincips die darin 
gefundenen allgemeinen Principien mit dem conereten erfahrungsmäßigen Inhalte des aue— 
Intifchen Theils zu entſprechend richtiger Gonftruction verfnüpft. Im analvtifchen Theile moin 
die Lehre vom Wefen des Menſchen, wie es ſich in wefentlicher und fubftantieller Erfaffung im 
Ich ausfpricht, und indbefondere die Lehre vom Geift und von ten hauptfädhlihften Gebieten dr 
Erkenntniß entwidelt. Das Ich, die menschliche Weſenseinheit, unterfcheidet in ſich zwei Seint 


run. 


———— 4 


1) Die Darſtellung, welche ich zuerſt in dem, faſt nur in den romaniſchen Rändern befannt geworde⸗ 
nen, längft vergriffenen Cours de philosophie (2 Bde., Baris 1837) gegeben habe, ift in den Haupt» 
punften unvollftändig geblieben, und auch die bisjept tiefer eingehende und gewifienhafte Darftellumg 
von Erdmann in defien Gefchichte der Philofophie, Bd. II, 2, & 637—677, ift nicht ohne bebeutenbe 
Lücken und Fehlgriffe. 
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gebiete, das geiftige und das leiblihe Sein und Leben, von denen ein jedes eine relative Selb: 
Aändigfeit zeigt, der äußerliche ftoffliche Leib jedoch in einem gefegmäßigen Zufammenhange 
mit dom Ganzen des Naturlebens erfcheint und ihm wieder verfällt, das Ich dagegen als jelbft- 
bewußter Geift die freie Herrjhaft im Leben zu üben hat. In der Weienseinheit des Ich wird 
daher eine innere Dualität des Seins und Lebens erfannt. Sodann wird das Ih in feinen 
Grundeigenfhaften und Vermögen erforfcht, in der fo beftrittenen Lehre von den Vermögen 
ſowol die Grundeinheit des ganzen Bermögend als die innere Gliederung in den Denk- und 
Erkenntniß-, Gefühls- und Willendvermögen nadhgewiefen, von denen ein jedes eine unter: 
ihiedene aber ftetig bleibende Lebend= und Thätigfeitöbeziehung des Geiftes zu allem Sein und 
Leben, wie zu ſich ſelbſt ausdrückt. Bei dem uͤbergange ded Vermögens zur Thätigkeit erfcheint 
die Zeit ald die Form des Andernd zunächſt im Innern des Ich, d. i. ald die Art und Weife, 
wie das, was im Vermögen des Geiſtes zugleich ift, bei der ſtets endlichen Thätigfeit in der 
Wirklichkeit naheinander, eine Reihe bilvend, erfcheinen muß. Noch beftinnmter und vollftän- 
diger wird aber die von Kant ausgeſprochene Wahrheit nachgewieſen, daß das Ih an fih, in 
feinen Bermögen und Anlagen über der Zeit ift, daß es im Geifte ein vorzeitliches, wie ein vor= 
bewußtes Sein gibt, und daß, wie das Bewußtſein nur die Oberfläche des geiftigen Lebens be: 
leuchtet, auch die Zeit nur die verfnüpfende Form der ſtets wechjelnden Erſcheinungen iſt. Wie 
aber alle als Wirkung in die Zeit tritt, fo geht alles Gedachte, Gefühlte, Gemwollte, mit Ab- 
freifung der Zeit, ald ein geiftiger Bildungsvorrath in das fachlich gegliederte Gedächtniß, in 
die Innerung zurüd, weshalb aud) die Erinnerung zunächſt gar nicht durch die Zeitfolge, ſon— 
tern durch Die fachlichen Gefege der Ipentität u. f. m. beftimmt ift. Inter den drei Vermögen 
wird dad Denf= und Erkenntnißvermögen einer von Grund aus neuen Unterfudhung in ftrenger 
Durchforſchung der drei Stufen der Erfenntniß, der finnlidhen, ver Verftandes = und der Ber: 
nunfterfenntniß unterworfen. Mit befonderer Genauigfeit und Schärfe wird die Lehre von 
der iinnlihen Erfenntnig — dem Scheidewege für die entgegengefegten Syſteme der Philofo: 
phie — (1. „Grundwahrheiten ver Wiſſenſchaft““, S.32—70, und „Die Lehre vom Erfennen‘, 
©. 263— 323) entwidelt und in einer ſcharfen Zerglieverung ver Thatjachen, wie fie auch in 
den neuern, diefen Gegenftand wieder lebhafter erörternden Schriften nicht angetroffen wird, 
der Nachweis geführt, daß in den Sinnen und ihren rein intenfiven Erregungen gar feine Bor: 
Rellung von etwas Extenjivem, Räumlihem und Körperlichem liegt, ein ertenfives Bild nur durch 
des geiftige Bildungs = und Geftaltungsvermögen ver Phantafie, melde felbft auch eine innere 
innliheRaummeltift, aus den finnlihen Erregungen wiedererzeugt wird, die Zurückwerfung auf 
subere Objecte und die Bildung der Vorftellung einer Außenwelt nur durch Hülfe apriorifcher 
Brarife, insbefondere des Gaufalitätsbegriffs, geichieht. Durch diefe Unterfuhung wird der 
Senſualiemus auf feinem eigenen Felde gefchlagen, aus den Sinnen felbft vertrieben, ver Geiſt 
in jeinem überzeitlihen und überfinnlihen Sein und im urſprünglichen Befige apriorifcher 
Begriffe erkannt, welche die Vorbedingung aller Entwidelung und Erfenntniß in der zeitlichen 
und raumlihen Sinnenwelt find. In weiterer Unterfuhung wird dann die Lehre von den ver: 
\Hiedenen Arten und Stufen der Berftanded: und Vernunfterfenntniß und ein neues Syftem 
ver Brundbegriffe, Kategorien, entwidelt, welche zulegt, da fie alle auf den höchſten Grundbe— 
sun des @inen unendlihen und unbedingten Wefens hinweifen, zur Stellung der Frage führen, 
ob ein ſolches in Der Idee erfaßtes Wefen, Gott, auch in Wirklichkeit eriftirt,, eine Frage, bie in 
harter Betimmung der Begriffe des Möglichen und Wirklichen, des Grundes und der Urfache, 
durch die Erfenntniß des abfoluten Weſens als des fubftantiellen Wefengrundes aller Gründe und 
Urfaden gelöft wird. Mit der Erfenntniß Gottes als dem Princip alle8 Seins und alles Wiffens 
Orginnt der deductiv-ſynthetiſche Theil, welcher die Lehre von Gott, von der Welt und vom 
Erhaltniß Gottes zu der Welt in ftrengfler durchaus neuer Entwidelung der Grundbegriffe, 
Autegorien enthält, deren Verſtändniß freilich im Anfange dur die Bildung entfpredhender 
Neuer, rein deutfcher Worte erfchwert wird. Mit Recht hebt aber Erbmann („Geſchichte der 
Bhilsfonbie‘’, Bd. II, 2, ©. 686 und 849) hervor, daß feit Wolf nur von Hegel und K. der 
Pbilofophie wieder eine Metaphyſik, ein Syftem der Kategorien ald Präpicate und Formen des 
Seienden, gegeben und daher auch von diefen beiden Denkern die wichtigfte Aufgabe der Philo- 
bie, wenn aud; in ſehr verschiedener Weife, gelöft worden frei. Bei K. geht allerdings aus 
ner Entwicelung ein grundverſchiedenes Syftem der Metaphyſik hervor, aus welchem hiernur 
Unige, für die ganze Gott: und Weltauffaffung entſcheidende Grundlehren hervorzuheben find. 
In der Lehre von Gott hat K. zuerft unter allen neuern Philofophen, wie man es jegt 
uszudrüden pflegt, die Immanenz Gotted in der Welt, die Wurzel und zugleich die relativ 
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wichtigfte Wahrheit des Bantheismus, mit der Transjcendenz, d.i. dem Sein Gottes, nit außer, 
aber über ver Welt, zu vermitteln unternommen. Wenn in der legtern Zeit jeiner Specu— 
lation Schelling die Aufgabe dahin beftimmte, daß Gott ald „das prius von Natur und Geift‘‘, 
ald das „‚liberfeiende, das fich nicht in ven Weltproceß verliere” zu faflen fei, fo hat K. dieſe 
Forderung jhon „in der Sittenlehre” (1811) erkannt und theilweiſe erfüllt und ein Syftem 
ver Philoſophie 1828, im firengfter metaphvſiſcher Entwidelung begründet, in welchem Die 
MWefeneinheit Gottes in ihrem Unterſchiede von der Vielheit in der Welt ald ein Überſeiendes, 
Gott ald ein überweltliches Weſen erkannt wird, welches aber, in ähnlicher Weife wie im Orga: 
nismus das Ganze obwol vor und über ven heilen doch zugleich alled enthält und beftimmt, aud 
alles Sein und Leben der Welt in ſich begreift. Nach dieſer Lehre, welche K. als „Alles-in-Gott⸗ 
Lehre oder Van-en-theismus““ bezeichnete, wird Gott ald Ur= und Überweſen aud in feinem 
jelbftheitlichen Kürfichfein über ver Welt und allen Weſen, in Urbewußtfein, Urliebe und urbe: 
flimmenven Willen als die Bine unendlihe unbedingte Verſönlichkeit erkannt, welde nicht alt 
der Abſchluß des Proceſſes der Weltentwidelung erſcheint, fondern der hödhfte Grund ift, das 
der menſchliche Geift felbft durch die göttliche Kraft der Vernunft ſich ſelbſt und Gott ver: 
nehmen, Selbftbewußtfein und Gottesbewußtſein haben Fann. In der Lehre von der Welt zeigt 
ih K.'s Syftem dadurch eigenthümlich, daß einerfeits die Welt zugleih in ihrer Ewigkeit und 
ald eine in der unendlichen Zeit ftetig von Gott in höchfter Weisheit vollzogene Schöpfung er: 
fannt, andererſeits in der Welt zwei höchſte Seins und Lebensgebiete, Natur und Geift nid: 
als bloße Erſcheinungsweiſen (modi) oder Entwidelungsftufen ver Gottheit, fondern als re: 
lativ jelbftändige, aber durch die höhere göttliche Weſenseinheit verfnüpfte uud durch ähnliche 
Grundgefege beherrſchte Wefen (Subftanzen) begriffen werden. In der Welt durchdringen 
jih Geift und Natur in verfchiedenen Arten und Stufen des Seind und Lebens, welde 
bei den befondern organifchen Weſen fich in ven drei Hauptitufen: des durch ein einheitlich⸗ 
feelifches Brincip der innern Empfindung beftinnmten Pflanzenreichs, des zur Reflerion ſich er- 
hebenven Thierreih3 und des durd den Einſchlag der höhern Kraft der Vernunft beftimmten 
Menjchenreihs offenbaren. Der Menſch gehört, auch blos von der Naturfeite betrachten, 
nit mehr zum Thierreich, da die menfhlihe Organifation, obwol durd feine Einzelbeit von 
der thierifhen unterichieden, nah einem andern Bauplan, nad dem Grundtupud des harmo— 
niſchen Gleichgewichts aller Theile und Functionen beftimmt ift. Der menihlihe Organismus 
fann ſich daher ebenfo wenig aus einem thierifchen entwickelt haben wie aus der thierifhen Seele 
der menjchliche Geift ſich fortgebildet hat, welcher durch die göttliche Grunpfraft der Bernunft 
befähigt ift, in der höchſten Einheit die Harmonie alles Dafeind zu begreifen und das ganze 
menſchliche Leben zu einem harmonifhen Ganzen, zu einem göttlib = menihlihen Reihe alles 
Guten zu geftalten. 

Die Lehre vom Menſchen und der Menjhbeit bildet den praftiihen Schwerpunft in K.'s 
Syſtem. War das Schelling’ihe Syſtem vorwaltend Naturphilofophie, das Hegel’iche ſpecu— 
lative Lehre vom Geifte, fo hat K., hierin wol aud die vem Staats: und Geſellſchaftsleben zu- 
gewandte Fichte'fche Richtung fortführend, die Lehre von der Menſchheit und insbeſondere die 
Rechts-, Staatd= und Gejellihaftslehre fortgebilvet,, welche jegt ven Grundzügen nad darzu⸗ 
legenift. Bor allem ift aber Hierbei hervorzuheben, daß K., ebenjo wie er in der Vhiloſophie 
überhaupt die analytiſche und die ſynthetiſch-deductive Methode gleibmäßig anwendet, und 
fodann miteinander verfnüpft, auch für alle praftifhen Wiffenfhaften drei Theile ausbilpet, 
einen rein philoſophiſchen, welcher die höchſten urbilvlihen Lebensprincipien entwidelt, einen 
hiſtoriſchen, welcher die allmähliche Geftaltung derfelben in ver Geſchichte verfolgt, und einen 
philoſophiſch-hiſtoriſchen, welcher im allgemeinen ald Geſchichtsphiloſophie vie allgemeinen 
Entwickelungsgeſetze aufftellt, die bisjegt vollzogene Bildung nad den Ideen würdigt und bir 
nächſten möglichen Fortſchritte bezeichnet. In der Rechts-, Staats: und Geſellſchaftslehre 
indbefondere erfcheint diefer dritte Theil ald Politik, welche, Idee und Erfahrung vermittelnd, 
für das gefellfchaftliche Leben die Fortbildungs-Wiſſenſchaft und Kunft ift. Hier kann nur die 
allgemeine philofophifche Geſellſchafts-, Rechts- und Staatslehre dargelegt werden. 

Die Menſchheit, melde ald Glied eines höhern Weltganzen auf dieſer Erde eine niedere 
Lebenäftufe darftellt, bat gleihmol die Beftimmung, au bier ihr Leben in eigenthümlichet 
Würde und Schönheit durch harmoniſche Ausbildung in allen Theilen, in den Perjonen und 
Verhältniſſen und für alle durch das Weſen des Menfchen gegebenen Lebendzwede, in immer 
vollkommener geſellſchaftlicher Organifation, zu geſtalten. In ihrer ideellen Totalität, welch⸗ 
ſich auch in der Geſchichte ſtufenweiſe und allmählich darbildet, ſtellt ſich die Menſchheit in 
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einer doppelten Innern, alljeitig ineinander greifenden Gliederung mit entſprechenden be- 
jondern Kreifen dar, von denen die einen ganz menſchliche oder vollftändige, durch natür- 
liche und geiftige Lebensverhältniffe zugleich gegründete Kreife, die andern durch beſon— 
dere geiftige Zweck⸗ und Bildungsverhältnifie beftimmt find, die erftern aber die zuſam— 
menfaffenden Grund= und Stammfreife für die andern werden. Die erfte Gliederung 
ſtellt Äh dar in dem abgeftuften, auch im bisherigen geſchichtlichen Fortſchritt großentheils 
ihon gebildeten Kreifen der Ginzelperfönlichfeit, des Ehethums und der Familie, der Ortd- 
genofenfhaft, der Gemeinde, der Stammesgenoffenfhaft, des Stämmevereind oder Volks, 
des Völfervereind eined Haupterdlandes und der ganzen Menſchheit. Den Grundſtock bildet 
der dur) ein ewiges, göttlides Individualprineip beftimmte Einzelmenſch, welder über alle 
endliche zeitliche und gejellfchaftliche Verhältniffe, wie fie auf Erden gefnüpft werden, hin— 
ausragt, daher aud der Endzweck, der innerfte Mittelpunft und Lebensherd, ſowie vie erfte 
Triebfrait aller Bildung und Umgeftaltung if. Bon nächſter Wichtigkeit ift dad Ehethum, 
die innigfte ganz menschliche, zwei geſchlechtlich unterſchiedene Berfonen zu einer höhern Perſön— 
ihkeit verfnüpfende Lebensgemeinfchaft, welche zur Bamilie ſich erweiternd, durch die Art, wie 
Ne ih orbnet und regelt, mehr oder weniger Vorbild für die Negelung der andern gejelligen 
Kreiſe wird. Der Bamilienverein firirt ji ald Ortsgemeinſchaft oder Gemeinde; der Verein 
vrwandter Gemeinden bildet ven Stamm in verſchiedenen örtlichen Abtheilungen, der Verein 
von Stämmen das Volk, welches jegt die vorwaltende Lebensſtufe ift; aber vie ſtets inniger ſich 
gealtenden Beziehungen unter den Völkern, die fortichreitende Gefittung und die tiefern Be: 
vürfniffe der friedlichen Regelung aller Wechfelverhältniffe wird auch die höhern Formen der 
Völferfüderation eined Haupterdlandes, z. B. Europas, hervorrufen, und das jegt ſchon alle 
Vlfer umfaſſende Völkerrecht wird auch ſchließlich die legte Form der Vereinigung zur Grhal: 
tung deß „ewigen Friedens’ finden laffen. Ein Grunddarafter aller diefer natürlich-ſittlichen 
Grundyerſonen oder Stammkreiſe, im Unterfchiede von ven Bildungs: und Beruföfreifen liegt 
darin, daß ein jeder der Stammfreife alle menschlichen Bildungszwecke zugleich befaßt und er— 
Rreben fol. So ift ver Einzelmenſch zugleich ein religiöfes, ſittliches, der Wiſſenſchaft und 
Kunft bedürftiges ein erwerbendes, vechtliches und ſtaatliches Weſen. So ift die Familie, wie 
bemerkt, eine im Grgenfage und ver Ergänzung ver Geſchlechter wurzelnde Gemeinſchaft für 
allemeniälichen Lebens zwecke; jo iſt auch die Gemeinde kein bloß rechtlich: politifher Verband, fie 
ft ebenfo eine veligiös-kirchlihe, Schul- und Wirthihaftsgemeinde; bei dem Volke ift es beſon— 
ders teichtig, bervorzubeben, daß ed zwar, nad) ver Naturfeite durch Abſtammung und Sprade, 
durch die wichtigen Territorialverbältniffe, aber nicht minder in geiftiger Hinſicht durch 

+, Eitten-, Wiſſenſchaft-,, Kunſt- und Wirthſchaftsverhältniſſe beflimmt wird 

U ah mur mach der Totalität aller natürlichen und geiftigen Lebensverhältniſſe eine richtige 
aatiche Negelung zu vollziehen ift. Das Gntftehen der über dad Volk hinaus: 
gehenden Verbände ift durch eine größere Öleichartigfeit der geiftigen, fittlichen, wirthſchaftlichen 
und redrlich-politifchen Verhältniffe bedingt, wird aber auch von einer ſolchen größern Ausglei: 
Sung ben politiichen Abſchluß bilden. Dieje Stamm - oder Perſoönlichkeitskreiſe find die na= 
ebiihen, alle befondern werfthätigen Bildungsfreife zu einer Höhern Einheit und aus: 

Totalität zufammenfaffenden Mittelpunfte. 

Die zweite Art ver Gliederung, der Organismus der Bildungs- oder Berufsfreife, be: 
Nimmt N nach den vernünftigen Lebenszwecken, welde der Menſch im Einzelleben wie in ges 
Oliger Bereinigung exftreben ſoll. Dieſe Zwecke find zuhöchſt der eine und ganze Menſch— 
MDR, und darin, als befondere Hauptzwede, die Religion, die Wiffenfhaft, vie ſchoͤne 
dunſt, die nüglihe Kunft in ven Wirthichaftägebieten, Unterrit und Erziehung, die Sitt- 

und dad Nedt. Der Menſchheitszweck ift auch in feiner Einheit und Ganzheit zu er: 

umd wie das. Ganze überhaupt vor und über ven Theilen ift, jo ift er aud) von den be— 
imdern Dauptzweden zu unterfheiden. Diejer eine und ganze Menſchheitszweck ftellt ven 
Renfhen die Aufgabe, ſich in allem Reinmenſchlichen zu bilden, den Sinn und die Liebe für 
VE Sic Menschliche zu pflegen und in allen Sonderbeftrebungen und bei der Vertheilung 
Menichen nad ven bejondern Berufäfreifen das allgemeinmenfhliheBand im Bewußtfein 
Gefühl der göttlih:menichlihen Einheit und Gemeinſamkeit zu erhalten und daher in einen 
| menshheitlihen Verein (Menihheitbund) zur gemeinfamen Pflege und Berhätigung 
= Gelinmung und Liebe ih zu verbinden. Die befondern Hauptzwecke wurzeln in ber 
bildung der befondern Verhaͤltniſſe, in melde der Menſch durch feine geiftigen Vermögen 
Elaats-Rerifon. IX. 21 
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mit allem Sein und Leben tritt. Bei diefen Zwecken ift aber ein doppelter Gejihtöpunft Teftzu: | 
halten, einerſeits daß ein jever Zweck durch eine befondere Art ver Verhältniffe beftinnmt wird ımd 
im gefellfchaftlihen Leben auch eine relativ = jelbftändige Organifation verlangt, und ander: 
feitö, daß ein jeder Zwed mit allen andern in organiſcher Beziehung fteht, aus dem Mittel: 
punft feines Princips wie in einer Ausftrahlung nad allen Seiten und Richtungen alle andern 
Zwecke belebt und unterftügt und daß daher in der gefellfchaftlihen Organifation auch viel 
organischen Beziehungen zu regeln find. So ift unter den befondern Hauptzwecken die Religion 
die, nicht blos in das Bewußtfein oder Gefühl oder den Willen, fondern in das ganze Gemüth 
aufgenommene Lebendverbindung mit der unendlichen Perjönlichkeit®ottes, und fol zugleich er- 
hebend, fräftigend, heiligend das ganze Leben in Wiffenfhaft und Kunft, in der wirthichaftlichen 
Arbeit, in Sittlichfeit und im Rechte durchdringen; in der gefellfchaftlihen Organifation bildet 
jedod) der Neligiondverein, die Kirche, nur einen befondern Organismus und darf jich nicht als 
die alles beherrſchende Macht und Ordnung betrachten, fich einen ſpecifiſch-göttlichen Charakter 
beilegen, weil die ganze menſchliche Lebensordnung in allen Gebieten, nad) Urſprung und Ziel, 
eine göttliche it; wie ed auch, im Gegenfage zum Mittelalter, ver Grundſatz der neuern Zeit it, 
den Staat als eine gleich unmittelbare göttliche Dronung zu begreifen. Ebenfo ſoll die Sitt— 
lichkeit, welche in der Reinheit ver Motive wurzelt und, wegen der wejentlihen Beziehung alles 
Guten zu dem Abfoluten, Gott, dad Bollbringen des Guten rein um des Guten willen fordert, 
alles Leben an der Wurzel der Triebfedern reinigen und Fräftigen und auch eine bejondere ge: 
jellichaftlihe Aufgabe bilden. Die fernern Zwede find: die Wiffenihaft, ald die Aneignung 
alles Seins und Lebens dur entſprechende wahre allgemeine Begriffe und Ideen; die Kunfl 
als die, im Gegenfage zur generalifirenden Wiflenfchaft, individualijirende Geftaltung des gei- 
fligen und natürlichen Lebens, einerfeitd als ſchöne Kunft in ver harmoniſchen Form des Schö— 
nen, welches auch alle Seelenfräfte harmoniſch erregt und erhebt, andererjeitd als nützliche Kunſ 
für nügliche Zwecke des Lebens, beſonders in den wirthichaftlichen Gebieten; endlich die Ver: 
bindung von Wiſſenſchaft und Kunft, welde ſich in allen Gebieten, am innigften in ver Erziehum 
oder Menſchenbildung, vollzieht. Alle dieſe Lebenszwecke ergreifen von irgendeiner Seite but 
ganze Leben und müffen im gejellichaftlihen Leben durch bejondere Anftalten gevilegt werde 
Zu diefen Lebenszwecken gejellt ſich aber, alle Gebiete zu einer gemeinfamen freien Yebendor- 
nung äußerlich abfchließend, das Net, welches die Aufgabe der Regelung fowol in und untn 
den Stanmfreifen wie in und unter ven Bildungsfreifen zu vollziehen und beide Kreije lit 
organifch in der Art zu verknüpfen hat, daß jeder Stammkreis einen natürlich-ethiſchen Mitte: 
und Ausgleihungspunft für alle Bildungskreife begründet. Für das Recht organifirt ich m 
Staat, welcher zwar, von der Seite des Rechts, das ganze menſchliche und gefellihartliche Leben 
ergreift, aber gleihwol auch nur ein Theilorganismus der geſammten menſchheitlichen Orge 
nifation ift. In der geſchichtlichen Entwidelung haben fih für die beiden Zwecke ver Meligion 
und des Rechts, wodurch das menfchlide Leben an feinen Endpunkten, gewiflermaßen an im 
beiden Polen erfaßt, einerjeits in feiner Beziehung zum unbedingten Wefen, Gott, begrifien 
und andererſeits nad) den wichtigften Bedingungen des Zufammenlebens in der Geſellſchaft ge 
regelt wird, in bisjegt vorherrfchender Weiſe zwei Orbnungen, die religidfe und jtaatliche, aus— 
gebildet, welche im Altertum mehr oder weniger ſich verſchmolzen, bei den Drientalen unter 
Vorherrſchaft ver religiöjen, bei den Griechen und Römern unter Vorherrichaft ver ftaatlichen 
Ordnung, feit ven Ehriftenthun ſich fonderten, im Mittelalter jedoch die Kirche, in der newern 
Zeit öfter in ähnlicher Weife ver Staat nad) der Oberhoheit firebte, während ed die wahre Mut 
gabe ijt, beide Ordnungen in ihrer relativen Selbftändigfeit zu erfennen und in ihren Wedel: 
beziehungen zu regeln. Aber nicht minder ift e8 ald das Ziel ver Bervegung der ganzen mem: 
lichen Gejellfchaft zu erkennen, daß auch die übrigen geſellſchaftlichen Bildungökreiſe de Wie 
Schaft, der ſchönen Kunft, des Unterrichts und der wirthfchaftlihen Gebiete, melde ſic 
unter zum Theil berechtigter Vormundſchaft, früher der Kirche jegt des Staats, entwickelt babe, 
bei weiterer Gritarfung ihre relative Selbſtändigkeit und felbftändige Organilation erbalten 
(wie jegt die wirthichaftlichen Kreife in raſcher Entwidelung Äh immermehr in größern Dritte 
punften organiliren), in ver Epoche der Reife aber dad ganze gejellichaftlihe Leben einen au 
nach allen befondern Hauptzwecken in bejondern Berufsftänden und Genoffenihaften organtftr- 
ten Gefellihaftsorganismuß darftellen joll, von welden die Rechtsordnung, dev Staat, Bir 
alle Wechjelverhältniffe regelnde, äußerlich abjchliegende und durch äußere Macht düsenne 
Dronung ift. Die Lehre von Recht und Staat ift jegt etwas näher darzulegen. 
Das Recht ergibt ſich mit Nothwendigkeit ald das in der göttlihen Welt= und Lebensors- 
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nung durch die Schöpfung endlicher freier VBernunftwejen gefegte Princip der organiſch-harmo— 
niſchen Regelung aller durch die Freiheit für die Verwirklichung aller Vernunftzwecke in der Ge— 
fammtorbnung beftimmter Wechjelverhältniffe. Wenn in der göttlihen Weſens- und Lebens— 
ordnung die Natur diejenige Ordnung ift, welche auch in der unendlichen, alles ftetig zu einem 
Ganzen verfnüpfenden, Form ded Naumes alle Gebiete, Theile, Glieder in ihrer relativen 
Selbftändigfeit unter ih und in nothiwendigem Zuſammenhange mit allen Arten des höhern 
Ganzen, alles Sonderleben nach dem Princip oder Typus eines Geſammtlebens organisch bil- 
det und geftaltet; jo ift unterjchieden von der Naturordnung die geiftige Ordnung durch das 
Vorwalten des Princips der Freiheit beftimmt; aber was in der Natur mit Nothwendigfeit 
gegeben ijt, wirb eine Aufgabe für ven Geift; die Naturordnung wird ein Gegenbild und zum 
Theil ein Vorbild für alle geiftige Ordnung, für einen freien Lebendorganismus, in welchen 
alle Oordnung von der Freiheit der Glieder durchdrungen und getragen werden foll. Diefe geiftig 
ftielebensordnung wird aber nur ermöglicht durch das Necht als das Freie organische Band und 
ald das Prineip, welches überall zur Anwendung fommt, wo freier Wille, jei eö im Ginzelleben 
oder in der Gemeinschaft und dem freien Berfehr, Wechjelverhältniffe nach einem Vernunftzwecke 
ordnend zufammenzufaffen und zu beftimmen hat. Die für eine Willensrhäigfeit gefegten Wech— 
ſelbeſtimmungen jind aber Bedingungen in der allgemeinften rechtlichen Bedeutung ; fie drücken 
die allfeitigen Beziehungen eines Gegenftandes zu allen andern aus, von denen er im Organid: 
mus des Lebens ſeitens eines praftifhen Willens abhängig ift. Durch die Kenntniß diefer all- 
jeitigen praftiihen Beziehungen oder Bedingungen, gewillermaßen diefes organischen Nerven- 
complerus, wird die Rechtsfunction begriffen. Die Bedingungen bilden daher den fpecifiichen ob= 
jertiven Gehalt des Rechts, welches das durch den freien Lebensorganismus beftimmte „organiſche 
Ganze der von dem Willen abhängigen Bedingungen der Erreihung des organischen Ganzen der 
Vernunftbeftimmung des Einzelnen und der Gemeinſchaft“ ift. Diejes Brincip des Rechts hat 
einen von allen andern vorhin bezeichneten praftifhen Principien unterfchiedenen ſpecifiſchen 
Charakter, ſteht in einem relativen und zugleich ergänzenden Gegenfage zur Sittlichfeit, indem, 
während diefe in den innern fubjectiven Motiven des Handeln die Unbedingtheit des Guten zur 
Geltung bringt, das Recht das ganze Güterleben des Menſchen, worauf fich die befondern Ver: 
nunitzwede beziehen, nad) den objectiven Wechfelbeftimmungen in ver Bedingtheit aller Theile, 
aller Bildungsd= und Perfönlichkeitökreife und Verhältniſſe regelt. Das Recht ift daher über: 
baupt das formelle Organiſationsprincip, welches in feiner formellen Regelung und Beſtim— 
mung fi nach den ſachlichen Geſetzen und der Zwedbeftimmung der Verhältniffe zu richten bat. 
Da aber das Recht überallerfcheint, wo ein Vernunftwille dad Leben für die Bernunftbejtimmung 
regelt , fo übt zuhöchſt die Gottheit als die nach ihren Wefendgefegen frei waltende unendliche 
Perfönlichkeit das Recht in aller freien Lebendorpnung aus, indem fie bei der relativen Freiheit 
der endlichen Bernunftwefen viele und auch große Abweihungen zuläßt, aber einerfeitö der freien 
Bewegung Schranken zieht zur Aufrechthaltung der Gefammtorbnung, andererfeitd aud) allem 
Leben die höchſten fördernden Bedingungen durch allweife Leitung und Führung gewährt, und 
Defolgen der Abirrung durch die, allein zum Zweck der Beſſerung, verhängte Strafe wieder auf- 
bebt. Wiedie göttliche Gerechtigkeit, jo ſoll auch das menſchliche Recht in drei unterſchiedenen Rich— 
tungen geübt werben: als ein Princip der eigenen Regelung des Selbſtlebens, in welchem jede phy⸗ 
Nice odermoralifche Berfönlichkeit felbftändig für ihre Lebenszwecke die Bedingungen herftellt und 
ordnet (Brineip des rechtlichen Selbft - und Fürfihhandelns), als ein Princip ver Regelung der 
Bedingungen der gegenfeitigen Beſchränkung des Freiheitsgebrauchs (Princip der Eoeriftenz), 
und als ein Brincip der Regelung der Bedingungen der nach dem Weſen und den Stufen der 
wenfhlihen Gemeinfhaft (Bamilie, Gemeinde und allgemeine menſchliche Geſellſchaft) be— 
Nimmten und geordneten gegenfeitigen Börderung und Unterftügung (Princip der Aſſiſtenz). 
Don diejen Functlonen ded Rechts wird in der jegigen Rechtswiſſenſchaft die zweite Function 
0, in gänzlicher theovetifcher Verkennung der unabweislichen Forderungen des Lebens, als die 
Ngentlihe und ausjchließliche Function des Rechts angeſehen; aber fowie in dem unendlichen 
eben der Gottheit alles Recht zuhoͤchſt ein inneres iſt, ſo hat auch jede endliche Perſönlichkeit 
hren eigenen Lebenskreis ein inneres Recht, welches ſie in freier Selbſtbeſtimmung, ſich 
helfend und in Selbſtregelung ihrer nur ſie betreffenden Verhältniſſe ausübt und welches fie 
dur Unrechthandeln gegen ſich ſelbſt verletzen kann, wenn ſie die Bedingungen des Da— 
Und (4. B. beim Selbſtmorde, der nicht bloß eine Unfittlickeit, fondern aud) ein Unrecht eines 
Neniäien gegen ſich ſelbſt ift) oder der Entwidelung aufhebt. Nicht minder ift die Negelung 
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der Bedingungen der gegenfeitigen Börberung eine wefentliche Function des Rechts, welche, auch 
über den Familienkreis hinaus, bei dem Fortfchritte der allgemeinen bürgerlichen Gejellihaft 
und der innigen Berührung ihrer lieder in verfhiedenen Richtungen des nothwendigen und 
freien Handelns für andere durch ein praftifches Bedürfniß im wirklichen Leben ſich ſtets Gel: 
tung verſchafft und bei der weitern Ausbildung des fittlihen Pflichtgefühls und Gemeinfinns 
in freier und frei übereinftimmender (vertragsmäßiger) Weife in no höherm Maße in ver 
Geſellſchaft gebt werden wird. Dieſe wichtige Function des Rechts wird nur durch ſolche ein- 
jeitige Theorien verfannt, welche ven Menſchen ſtets nur in feiner Iſolirung und die Selbſtſuch 
ald das eigentlich leitende Princip des Rechts auffaffen und dabei die nothiwendigften Verhält 
niffe und Bedingungen ver Gemeinſchaft, ohne deren Regelung ein menſchliches Leben überhaupt 
nicht denkbar ift, gänzlich überfehen. Bon Wichtigkeit ift aber, daß in allem Leben der Ge: 
meinjchaft die Perfünlichkeit die Grundlage, die Quelle und das eigentliche Ziel der Bildung 
bleibe und daß ihr durch das Recht auch die Bedingungen des Fürſichſelbſtſeins, Fürſichhabent 
(Eigenthum) und Selbſthandelns anerkannt und gewährleiftet werden. — Dieſe Rechtstheorie 
K.'s vereinigt durch die Vollftändigfeit des Princips in ungeſuchter Weife die wejentlichen 
Wahrheiten der vornehmften Theorien des Alterthums und der neuern Zeit. Mit Plate 
wird auch ein inneres Recht für die harmoniſche Regelung des Eigenlebens jeder Verſönlichken 
erkannt, jedoch ſcharf beftimmt und von dem äußern Rechte, weldyes auch äußerm Urtheile und 
Gerichte unterliegt, firenger unterfchieden. Mit Leibniz wird der Zweck des Rechts in das 
Wohl, die Vervollfommnung des Menjhen und der menfhlihen Gefellihaft geſetzt Ceine 
Lehre, welche zu ihrer Zeit bei ver Verbreitung durch ganz Europa jo wejentlih auf die Ber: 
befferung ver gefellihaftlihen Zuftände eingewirft hat), aber der zu unbeftinnmte, nebelbafte, 
jo leicht einer Misdeutung fähige Begriff des Wohls wird in eine ausgebildete Lehre von den 
menſchlich-geſellſchaftlichen Guütern als den Lebens- und Wohlszwecken aufgelöft und die wichtige 
vechtliche Forderung geftellt, vaß alles Wohl und alle Wohlszwecke in den Formen des Rechts zu 
verwirklichen jind. Mit Kant wird der eigentliche Charakter des Rechts durch den Begriff der 
Bedingung in feiner allgemeinen Bedeutung beftimmt, aber den Rechte die Aufgabe geftelli, 
nicht nur die Bedingungen der Goeriftenz abjtracter Freiheiten, ſondern alles freien jelbflän- 
digen und gemeinjhaftlihen, Neben und Füreinanderfeind und Handelns in Bezug au 
alle vernünftigen Lebens: und Güterzwede zu regeln, welche den eigentlichen Stoff oder &- 
halt für die formalen Beftimmungen des Rechts bilden. Ebenfo wird im Gegenjage zu Kant, 
welder zwar zuerft richtig und fcharf das Rechtsprincip als ein Formprincip erfannte, aber 
den großen Misgriff beging, von dem Gehalte ganz abzujehen, von K. vor allem der Gehalt 
als dad Beftimmende der Form, der ſachliche Zweck, die innere Beftimmung eined Lebend= um 
Güterverhältniffes ald dad Maßgebende für die formellen Rechtsbeſtimmungen bezeichnet und 
für die Wiffenihaft und Praris vie Aufgabe geftellt, ven Bauplan des Rechts nicht in ib 
jelbft zu juhen und nad abftracten Formen zu conftruiren, fondern nad dem Wefen und m 
innen Beftimmung der Lebens: und Güterverhältniffe zu entwerfen, diefe vor allem forgiem 
an fih und in der Macht der Wechfeleinflüffe zu erforschen, weil, wenn die rechtliche formelle 
Regelung ihnen nicht entſprechend ift, die ſachliche Macht und innere Triebkraft ver Verbältniffe 
die von dem unverftändigen oder trogigen Willen feftgehaltenen Rechtsformen, in Erſchutte— 
rung der rechtlich: fittlihen Ordnung, durchbrechen würde. Daher bildet auch dieſe Nedtörheorie 
den entfchiedenen Gegenfaß zu der ganz fubjectiven Auffaffung mander Nechiölebver, welde, 
anftatt das Recht zuhoͤchſt ald ein objectives Princip der Ordnung der Lebensverbältnifle u 
erkennen, nur ald fubjective Willensmadht, und das Rechtliche in allen Berhäliniffen vd 
Privat : und Öffentlichen Lebens nur als Macht- und Herrſchaftsverhältniſſe begreiſen 
der Wille joll, in ven Befugnijlen und Verbinplichkeiten, nur das Organ des Nehts una E 
freie Träger ver Rechtsordnung für die Herrichaft des Rechts fein, deilen Beitimmungen Fi 
den Willen aus der innern Beſtimmung der Lebendverhältniffe zu entnehmen iind, Wie 
Stahl in ähnlicher Weile, jo hat K. dem Recht die Aufgabe geftellt, die rechtlichen ® 
mungen nad) der innern Beſtimmung der Verbältniffe, d. i. nad) dem jevem Lebensverbälin 
zu Grunde liegenden vernünftigen Zwecke zu treffen, Aber aud das gejhicdhtlihe Moe 
welches von der Hiftorifhen Schule zur Anerkennung gebradt wurde, nimmt Ks 
welde alles Recht mit den Lebensverhältniffen ſich entwiceln und fortbilven läßt, als ein & 
ſentliches Moment in ih auf; fie hält ji aber fern von der Ginfeitigfeit der hiſtoriſche 
welche gar fein ideales Bernunftrecht anerkennen will, jie zeigt vielmehr, dag jorwie überrbamı 
alles Leben, obwol in fletigem Fluſſe, ich nach einem bleibenden Grundtypus und durch um 
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inderlibe Orundgefege geftaltet, fo aud aus dem unänderlihen Grundwefen und den Grund— 
gelegen bed menſchlichen Weſens und Lebens, allgemeine Menfchen-, Volks - und Völkerrechte 
entfpringen, welche zwar nur allmählich nad beflimmten Enttwidelungsgefegen zur-Oeltung 
kommen und durch mannichfache Abirrungen des Völferlebens lange Zeit unterdrückt werben 
fönnen, aber von der Wiffenfchaft unabläffig als die ivealen Anforderungen an das Leben zu 
ſtellen find, welches ſich auch insbeſondere in den legten Jahrhunderten nur durch dieſe idealen 
Triebfräfte vervollfonnmnet hat. Hierbei macht aber K.'s Theorie zugleich die von den frühern 
rechtsphiloſophiſchen Kehren vielfach verfannte Forderung geltend, daß alles Recht auch in ven 
Formen des Rechts zur twirflihen Geltung kommen, dadurch eine Rechtsſatzung, pofltiv werben 
muß, die idealen Rechte daher nicht ald foldhe unmittelbare Geltung beanspruchen Fönnen, fon: 
dern nur Forderungen für die pofitive Nechtsbildung find, welde in den allgemeinen gefell: 
ſchaftlichen Formen der Gewohnheit, des Geſetzes und der befondern Form bed Vertrags vor 
ih gehen muß. Es wird daher auch ald eine ebenfo rechtliche wie fittliche Pflicht erkannt, alle 
dortbildung Des ſachlichen (materiellen) Rechts auch in diefen Formen zu vollziehen, ald einer 
Bürgſchaft für die Kontinuität in der Bildung der fittlihen und rechtlichen —— und 
als einer Schranfe gegen jede Einzelwillkür. — Die Eintheilung des Rechts beſtimmt ſich nach 
den Hauptbeſtandtheilen jedes Rechtsverhältniſſes, welches ſtets eine durch eine bedingende 
Thatſache beſtimmte Beziehung von Perſon zu Perſon in Bezug auf einen Gegenſtand (Sache 
oder Handlung) für einen vernünftigen Lebenszweck iſt. Als erſter Haupttheil wird demnach 
behandelt die (in andern Theorien ganz fehlende) Lehre vom Organismus der in der menſch— 
lichen Beſtimmung enthaltenen befondern Hauptzwede, ald der wefentlihen Güter, für deren 
Eſtrebung das Necht die Bedingungen entwidelt; der zweite Haupttheil befaßt das Perfonen: 
recht und zwar einerfeit# der natürlich: flttlihen Perſönlichkeitskreiſe (des Einzelmenſchen, der 
Bamilie, der Gemeinde, des Volks, der Völker und der Menſchheit), und andererfeitö der durch 
befonvere Zwecke beftimmten werkthätigen Geſellſchaften für religiöfe, fittliche, Wiffenfchafts:, 
Kunft:, Unterrichts- und wirthſchaftliche Zwecke; der dritte Theil befaßt das Sachenrecht im 
allgemeinen Sinne (Sahen im engern Sinne und Handlungen, infofern fie Bedingun— 
gen für erlaubte Zwecke find); der vierte (aber von K. im Abriffe von 1828 nur angedeutete) 
Theil Handelt von den Beziehungen unter allen Beftandtheilen des Rechtsverhältniſſes, ins- 
befondere von den bevingenden Thatfachen als Entftehungsurfadhen der Rechte und Verbind: 
lihfeiten (Obligationenredt). Nach einem andern Gefihtspunfte beftimmt fich die allerdings 
widtige, aber doch nur formelle Eintheilung in Privatrecht und öffentliches Recht, nämlich nad) 
dem Vorwalten des Sonderlebens und der Sonderzwecke und nad dem Leben und Zwecke der 
Gemeinfhaft, indem das Privatrecht das Ganze der normirten Bedingungen ift, nad) welchen 
iber beſendere Lebenskreis, ſei es des Einzelnen, ver Familie, der Gemeinde oder die befondern 
werkibätigen Bildungskreiſe durch ſich ſelbſt und für ihre Sonderzwede ihre Lebendverhältniffe 
frei regeln können; das öffentliche Necht dagegen das Ganze ver Normen, nad; melden alle or: 
ganlihen Wechielverhältnifie aller Lebenskreiſe ver gefellfhaftlihen Ort ng für das Leben 
und die Zmede ver Gemeinihaft in einer für die Freiheit aller bindenden Norm geregelt 
werben. Was jegt erft von wenigen erfannt wird, daß nämlid Privat - und Öffentliches Recht 
gar nit abftract nad) Perfonen oder Sachen, fondern nur nach der bezeichneten Unterſcheidung 
zu machen ind, und daß alle Lebenskreiſe, ſelbſt die Ginzelperfönligkeit, eine doppelte Seite, 
eine privatredhtliche und öffentlich - rechtliche haben und nad) derfelben zu betrachten find, ergibt 
N aus RS organischer Rechtslehre ala eine natürliche Conſequenz. 

Das Recht ift die erzeugende Kraft des Staats, weil alle Lebendideen die Trieb: und Bil- 
Sungäfräfte für die Geftaltung durch befondere Bunctionen und Organe werden und fein Leben 
Ohne die wefentlihen Lebensbedingungen denkbar ift. Staat ift aber überhaupt georoneter 
Rehtszuftann; diefer muß in dem Leben der Ginzelperfönlichkeit feine erfte Grundlage erhalten, 
Wie auch alle weitere flaatliche Ordnung ihre innerfte Wurzel und ihren fefteften Halt in der 
Köllichen und flaatlihen Gefinnung der einzelnen Glieder gewinnt. Der erfte gefellfchaftliche 
Nebtözuftand ift die Familie, in welcher ſich auch durch die Autorität und Verwaltung des Fa: 
Willenlebens vie Analoga für die Stantegewalt bilden. Die infolge der Gemeinfamfeit der 
Aftammung gegebenen und durch gemeinſame Bedürfniffe ſich weiter bildenden flaatlihen Kreife 

Die ver ®emeinde, des Stammes, des Volks, ver Bölferconföveration. Der Rechtsgrund aller 

en Ordnung liegt in dem Bedürfniſſe geordneter rechtlicher Regelund der Verhältniſſe; 
Se rechtlichen Entftehungsformen find Sitte und Vertrag, obwol viele Staaten aud auf Wegen 
"rt Gewalt gegründet und vergrößert werden. Der Nedtögrund, der überhaupt von jeber 


326 -  Keaufe 


rechtlichen wie widerrechtlichen Entſtehungsurſache zu unterſcheiden ift, erweift ih auch dadurch 
ald die höhere Macht, daß auch unrechtmäßig entflandene Staaten oder Staatögewalten durch 
wirflihe Handhabung des Rechts und durch Hinzutrerende Zuftimmung als zu Recht beftebend 
zu betrachten find. Sowie aber jede höhere ftaatliche Stufe eine gegliederte Verbindung med: 
verer Staaten der niedern Stufe ift, fo ift auch die jegt vorwaltende Stufe, der Volksſtaat, ein 
zufanmengefegter, ein Staatenflaat, deſſen Glieder die Stänme, Gemeinden, Familien fin. 
Daraus entipringt aber auch die Forderung, daß jeder Staat ſich als ein wahrhafter Organis: 
mus in Berfaffung und Verwaltung geflalte und bethätige, daß alfo die centrale, Die Macht des 
Ganzen über alle Glieder und Theile ausübende, Staatögewalt die relative Selbitändigfeit und 
Selbitbeftimmung (Autonomie) aller Glieder und Lebensfreife achte und daß überhaupt bei der 
Ausübung jever Staatögemwalt allen Staatsglieverungen, von dem Ginzelnen an bis zu den bi: 
bern Kreifen, eine beftimmte Mitwirfung zugefichert werde. Die Anfiht, welde fpäter, hauptſäch⸗ 
lich um die Autonomie der Gemeinden zu retten, auch von der abftrastzliberalen Schule (ſ. Rorted 
im „Staatsrecht der conftitutionellen Monarchie”, Bv. II; vgl. aud) den Art. Herbart) und 
aud) von andern Korfhern vom geſchichtlichen Geſichtspunkte aus aufgeftellt wurde, daß näm⸗ 
lich „jeder größere Staat ein Staatenfyftem‘ fei, ift von K. ſchon früh ausgeſprochen, zugleich 
aber aud) erfannt worden, daß in der geſchichtlichen Entwidelung das Verhältniß zwiſchen dem 
Gentrum und den Iheilen fi verfchieden geftaltet, zuerſt die Gegenſätze fih ausbilden (einer: 
feit8 in der übermäßigen Stärfe der Theile und Glieder — Mittelalter, andererfeitd in der bar- 
auf folgenden uͤbermacht des Gentrums — in verfhiedenen Formen des modernen Abjolutis: 
mus), die für die Höher gebilveten Völker jegt ſich ftellende Aufgabe aber dahin gebt, überall das 
organische Zufammenwirfen herzuftellen und den eigentlihen organiſchen Staat zu verwirf- 
lien. — Die Lehre K.’8 über den Zwed ded Staats hat den großen Vorzug, daß fie in der 
Einheit und Einfachheit des Princips alle weſentlichen Verhältniffe zu beſtimmen vermag. 
Der Zwed des Staats, welder auch jegt immer Flarer als folder erfannt wird, iſt der tes 
Rechts und feiner vollen Verwirklichung. Der Staat joll nad) feinem oberſten einheitliger 
Princip Rechtsordnung, Rechtsſtaat fein. Diefer ift au der Grundgedanfe und das Zielm 
modernen freiheitlihen Bewegung. Aber der Rechtsſtaat muß nad der vollen Idee des Ned 
begriffen werden. Kant und feine Schule haben in Deutihland dad Verdienft gehabt, zuert 
theoretifch diefen Begriff, der in England durch praftiiche Entwidelung ſich feftgeftellt Hat, al 
eine Anforderung an das flaatlihe Leben zu flellen, Fommen aber durch Die ganz einfeitige Auf: 
faffung des Nechtsprincips in Eonfliet mit den praftifchen Bedürfniſſen und Verhältniſſen, in: 
dem fein Staat ver Zumuthung nahfommen fann, feine Wirkfamfeit auf die Handhabung ver 
Bedingungen der Außern freien Coexiſtenz zu beihränfen und aller Förderung des Wohls zu 
entfagen. Zwifhen 8.’8 Lehre vom Rechtsſtaate und der Kantifhen Anficht beftebt daher ber: 
ſelbe Unterfchied wie in der Auffaffung des Rechts überhaupt. Sowie K. in dem Rechtsprinci 
die drei bezeichneten Bunctionen der Negelung des Selbſtlebens, der Coexiſtenz und nicht minte 
der gegenfeitigen Förderung oder Aſſiſtenz nachweiſt, fo treten diefe Functionen auch als beſon— 
dere Aufgaben des Staats hervor, und zugleich wird erfannt, daß ſowie überhaupt Das Recht 
nicht Selbſtzweck ift, fondern Me Bedingungen der Erftrebung aller menfhheitlichen Imede als 
das Wohl der Einzelnen und der Gemeinfchaft regelt, auch der Staat feinen legten oder End: 
zweck in der Förderung aller Humanität, aller Bildungs= oder Wohldzwede hat. Der Staat 
ift daher nicht abftracter Nechtöftaat, fondern, in voller Bezeihnung, Humanitäts- oder Cultut⸗ 
Rechtsſtaat. Wenn in neuerer Zeit mehrfad in blos äußerlider, fondpretiftifcher Weiſe dem 
Staate ein doppelter Zwed, ein Rechts- und ein Wohlfahrtszweck gegeben wird, jo ſprich 
ji zwar darin das praftifche Bedürfniß einer Beziehung des Staats auf dad Wohl aus, e— 
gebt aber dadurd die Einjiht verloren, daß der Zweck des Staats einer iſt und aud alled 
Wohl vom Stante nur nad) den Normen und in den Formen des Rechts zu erftreben ik. 
Richtig ift es jedoch, daß in der Verwirflihung des Rechts in ver flaatlihen Ordnung zwei Ge 
biete zu unterfheiden find, einerfeitö das Gebiet, in weldem dad Recht, obwol ed nur Mittd 
zum Zwecke ift, doch zunächſt aud an und für fich felbft in feinem formellen Beftande georonet, 
normirt und gehandhabt wird, wie es in der eigentlichen Nechtögefeggebung und Rechtspflege 
geihieht, und andererfeits ein Gebiet, in welhem das Recht in feinen Normen und Formen eine 
directe Beziehung zu den fachlichen Wohlszwecken erhält, wie dies in der Gulturgefeggebung und 
ber rechtlichen Cultur- oder Wohlfahrtöpflege geſchieht, aljo in dem einen Gebiete das Recht ſelbn 
der nächte unmittelbare Zweck ift, in dem andern die Mittel und Wege, Normen, Formen uns 
Schranken für die Erftrebung ded Wohls bezeichnet, Bei der rechtlichen und ſtaatlichen Wohls 
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pflege ftellt fih dann aber die befondere Frage, in welcher Art und Weife ver Staat dad Wohl 
zu fördern habe, eine Frage, die bisjegt von denen, welche eine ſolche Förderung ald zum Staats— 
zwecke gehörend betrachten, in ſtreng wiſſenſchaftlicher Weife gar nicht gelöft ift, indem die ge- 
wöhnlice relative Beftimmung, daß der Stant alle zu beforgen habe, was über die Kräfte der 
Privaten und Privatkreife hinaudgehe, über die wichtige Grenzlinie felbft nichts ausfagt. 
Nach K.'s Rechtsprincip kann die Förderung nicht eine fachliche, materielle fein, welche ver 
Staat durch unmittelbare Ubernahme eines Thätigkeitsprincips in dem einen oder andern 
Wohlsgebiete oder Eulturfreije audzuüben hätte, fondern die Förderung kann nur in der for: 
mellen Ordnung und Regelung aller Wedyjelverhältniffe der ſich gegenfeitig bedingenden 
Lebens- und Bildungäfreife liegen, durch Gewährleiftung der negativen und pojitiven Be— 
dingungen, welche einem jeden dieſer Kreife feinen Beitand und feine innere und äußere ge: 
deihliche Entwidelung ermöglihen. Dur Verwirflihung des Rechts ermöglicht er die felbft- 
thätige Verwirklichung der Zwede aller Perſönlichkeits- und Beruföfreife der Gemeinfhaft. 
Ohne in Eoncurrenz mit irgendeiner fachlichen geſellſchaftlichen Ihätigfeit zu treten und dadurch 
jeime unbefangene Stellung in Würdigung aller gelellihaftlihen Interefjen zu verlieren, trägt 
ernur Fürforge, daß im organiſchen Ganzen der Gemeinfchaft jeder Lebenskreis fid) in feinen 
Grenzen bewege, aber auch die belebenden Ginflüffe aller andern erhalte und in ſich aufnehme, 
daB 5. B. religiöfes wie wirthſchaftliches Leben feine Förderung durch entfprechende Unterrichts— 
anftalten finde u.f. w., und daß endlich binfichtlid der Unterftügung, welche, ohne Eingrei— 
ion in das innere Thätigfeitägebiet, allen für öffentliche religiöfe, wiffenfchaftliche, wirthſchaftliche 
Zwedeu.f.w.thätigen Lebenskreifen aus dem Staatövermögen zu gewähren ift, in Mitwirkung 
aller Kreife gefhehe, wie überhaupt die Negelung aller rechtlichen Verhältniffe in Verfaffung 
und Berwaltung nach dem Begriffe ded organiihen Staats, nicht ausfhließlich von der Staats— 
gewalt, jondern durd organische Mitwirfung aller Kreije vollzogen werden fol. 
Na diejer Stellung und Aufgabe des Staat beftimmt ſich fein Verhältniß zur Geſellſchaft. 
Die jegt vielfach beiprochene Unterfheivung von Staat und Gejellfhaft ift zuerft durch K.’8 
Syftem in beftimmter und eigenthümlicher Weife gegeben worben.?) Nah K. ift ver Staat 
nicht, wie es die Hegel'ſche Schule öfter gefaßt hat, die zufammenfaffende Spige oder dad Haupt 
der Geſellſchaft, oder die zur Ordnung erhobene Geſellſchaft; die Gefellfchaft it auch nicht (wie 
Mohl es ipäter behauptete) ein zwifchengefchobener Kreis zwifchen dem Familien- und Stammes 
Freie und dem, alle Abftufungen von Kreifen zufammenfaflenden, Staate als dem einheitlichen 
kräftig geftalteten Organismus; fie ift auch nicht, als fogenannte bürgerliche Gefellichaft, das 
Banze der privatreihtlichen Lebenskreiſe; Staat und Geſellſchaft liegen aber auch nicht ald zwei 
verſchiedene Gebiete außereinander; es befteht unter ihnen derſelbe Unterſchied und dieſelbe 
Deziehung wie zwiſchen Lebensverhältnig und Rechtsverhältniß. Die neuere Nechtöwilfen: 
ſchaft bat angefangen, diefen Unterfchied zu erkennen (f. darüber Ahrens, „Iuriftifche Ency: 
Flopädie”, S.142) und es ift gleicherweiſe die Aufgabe der modernen Staatswiſſenſchaft, den 
erſtern Unterſchied zur Klarheit zu bringen. Wie das Nechtöverhältniß nur eine Seite des Le: 
bensverhaͤltniſſes ift, welches, nad) feinem Gehalte, religiöfer, fittlicher, wirthfchaftlicher Natur 
if uf. m. und auch mehrfacher Art zugleich fein kann, wie der Bürger nur eine Seite des 
Menſchen ift, fo ift aud) das Staatliche nur eine Seite an allen menfchheitlichen Lebens = und 
Geſellſchaftskreiſen, deren Gefammtheit mit dem Namen der Gefellfchaft bezeichnet wird. In 
diefer allgemeinen humanen Geſellſchaftsordnung ift der Staat die befondere humane Rechts— 
ordnung, welche jowol in den Gebieten des Privatrechtö wie des Öffentlichen Rechts (indem beides 
zur Staatsordnung gehört), die Wechfelbeziehungen unter allen Lebens: und Geſellſchaftsver— 
bältniffen zu regeln hat, und dadurch, nad) der Seite des Rechts, ebenfo univerfell ift wie Die Ge— 
ſellſchaftsordn ung, welde vom Staate innerlic) wie mit einem Syftem von rechtlichen und po= 
litiſhen Nerven durchzogen wird. Da aber die Rechtsordnung in dem Centrum der mit recht= 
iger Zwangsmacht auögerüfteten fihtbaren Staatögewalt zufammengefaßt erfcheint und, da fie 
auch die Verhältniffe einer beftimmten Volkögefellfchaft zum Territorium zu regeln hat, fo 
Relit fie fich als die ſichtbarſte Ordnung dar und fonnte daher fo lange mit der gefammten Ge: 
tellihaft iventificirt werben. Die praftifche Bedeutung diefer Unterfheidung von Staat und 
Geſellſchaft liegt in ver zu gewährenden Selbftbeftimmung (Autonomie) der verfhiedenen 





2) Die erfte nähere, jedoch die Seite der Unterfcheidung fat ausfchlieglich betonende Darftellung 
wurde von mir in der erften Ausgabe meines Cours de droit naturel von 1839 gegeben, welche eine 
ensführliche Recenfion von R. 9. Mohl in den Heidelberger Sahrbüchern, Jahrg. 1840, erhielt. 
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Lebenskreiſe für die Wirkſamkeit in den eigenen Angelegenheiten, in der Anerkennung, vai 
diefe Kreife nad) eigenen Principien und Gefegen ſich entwideln, melde in befondern Wiſen— 
haften, den eigentlihen Gefellihaftswiflenihaften, zu erforſchen find. Solche Wiffenfchaftn 
find die des religiöfen, kirchlichen und wirthichaftlichen Lebens u. f. w., ebenfo die Wiffenfhri: 
ten von der natürlich =fittlihen Bamilie, welche auch ein jocialer Kreis ift (wie ed aus 
Riehl in dem Werke „Die Familie“ hervorbebt), von der Gemeinde, welde, wie ſchon bemerft, 
nicht blos eine rechtlich-politiſche, ſondern aud Religions: und Kirchen =, Schul : und Wirt: 
ſchaftsgemeinde ift. — Unter den beiden vorhin bezeichneten Arten der geſellſchaftlichen Kreik, 
der Berufs: oder Güterfreife und der natürlich-ſittlichen Kreife vollführen die erſtern geſchich— 
lich die Aufgabe, daß fie, wie fie an fich ftets über einen Sonverftaat hinausgehen, aud durt 
die Begründung vielfeitiger bleibender Güter: oder Gulturbeziehungen, zu der Bildung immer 
höherer flaatlihen Orbnungen hinbrängen, von dem Gemeindeftaate zum Stamm: und Volke: 
ftaate und zum Völferftaate, welcher Iegtere für die europäifchen Culturvölker, wenn aud anfing: 
lid) nur in einer ſchwachen ftaatenbundlihen Form, zu erftreben ift (ſ. K.'s Auffag: „Enteuri 
eined europäijchen Staatenbundes“, in ven „‚Deutfchen Blättern‘ von 1814, Nr. 142 -152). 
Bei diefer Unterfheidung der Güter oder Cultur- nnd der natürlich = fittlichen Kreife hakın 
aber Recht und Staat noch eine legte wichtige Aufgabe zu vollführen, nämlich, zur Wahrun 
der vechtlich = gefellihaftlihen Einheit, alle Gulturkreife ſtets in einem der natürlich: fttlihen 
Kreife, welche die eigentlichen lebendigen Mittelpunfte bilden, zu einem alle Kreife unter id 
verfnüpfenden und audgleihenden einheitlihen Ganzen abzufchließen, ſodaß alfo in ber gt 
vorwaltenden Stufe des Volksſtaats, der Staat, ohne ven Wechſelverkehr ver in: und audlin: 
diſchen Gulturfreife zu hemmen, das Eulturleben in jevem beftimmten Wolfe auch ald ein Sur: 
3e8 zu behandeln und nad; ven Gefammtbedingungen der zur Zeit errungenen Bildengeſuf 
und Gefittung des Volks in Nüdficht auf alle Verhältniffe zu regeln hat, und daher hit 
Regelung der Wechſelverhältniſſe in allen Kreifen, ver Religion und Kirche nicht minder m. 
des wirtbfchaftlihen Lebens, die legte entſcheidende rechtliche Macht ift. So erhält denn wi 
Volksleben auch durch den Staat eine einheitliche abſchließende Ordnung und Autarkie, u 
als ein Eräftiges, relativ: felbftändiges Glied in der Völkergemeinſchaft zur Köfung der ment 
heitlihen Gulturaufgabe mitwirken zu Fönnen. 

Die Lehre von der Staatsgewalt überhaupt, wie von der Verfaflung und Verwaltung 1; 
von KR. nur kurz angedeutet worden. Die Staatögewalt als die thätige Macht des Ganzen it 
alle innern Theile, ift zuhöchft Eine, gliedert ſich aber in mehrere Functionen und Gewaln 
von denen K. nur die gefeggebende und ausübende Gewalt hervorhebt, obwol nad; den Fit 
eipien des Syſtems die Regierung als die höchſte leitende, den Impuls gebende Grm 
begriffen werben follte (f. Ahrens, „Organiſche Staatdlehre”, &.176 fg.). Diefe formellen &: 


walten fommen dann in den beiden fachlichen Hauptrichtungen der ftaatlichen Thätigleit in 


Ausübung, einerfeits in der unmittelbar das formelle Recht als foldhes normirenden Rrätt 
gefeggebung und ausübenden Rechtsverwaltung, welche felbft theils eine vorbeugende, ri 
eine fürforglid ordnende und rechtlich feftftellende (worunter auch die fogenannte freimillgt 


Rehtöpflege), theild eine wiederherſtellende, letztere entweder bürgerliche oder Strafurätd: 


pflege ift, andererfeit# in der rechtlich normirten Wohlsverwaltung für alle Wohle: are Col, 
turzwede und Gebiete. Das Strafreht und die Strafrechtöpflege ift von K. etwas ausübt: 
licher behandelt worden. Die Strafe ald die gefeplich zu beftimmende rechtliche Folge von Pr 
gehen oder Verbrechen, muß in der menſchlichen Rechtsordnung, da alles Recht für vernin! 
tige Zwecke befteht, einen vernünftigen die menſchliche Perfönlichkeit erfaſſenden Zwed hab 
dadurch find alle abftracten ind blos formalen Zwecke ausgeſchloſſen, bei welchen von ver in 
lich = rechtlichen Perfönlichkeit des Verbrechers abgefeben, diefe nur äußerlich nad formilt 
Principien, z. B. der Wieververgeltung, oder nur in Hinficht auf die abftract aufgefaßte Rei! 
ordnung und Gerechtigkeit behandelt ward; der Zweck kann nur liegen in der möglichften Bir 
berherftellung der durch die Übelthat geftörten rechtlichen Ordnung und zwar nad allen © 
ten, nad) welchen die Störung ftattgefunden. Daraus ergibt fi, daß einerfeitö bei zugefügt” 


Schaden, foweit ed möglich ift, Verbindlichkeit zum Schabenerfage eintritt, anbererfeitd ht 


die Urſache der Störung, welche in dem widerredhtlichen Willen fihtbar geworben, wicht ;' 
heben ift. Auf legteres bezieht ſich die Strafe im eigentlichen Sinne, ald das Ganze ber vom 
Staate anzuwendenden Mittel, welche die Bedingungen der Miederherftellung ver redtlit" 
Gefinnung find. Diefe Mittel liegen wahrhaft nur in der Befferung und alle Strafe foll da! 
fein Befferungsftrafe, mit nothwendiger Ausſchließung der Todesſtrafe; in ber Belerun 
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deren ſelbſt die größten Übelthäter fähig bleiben, liegt auch das beſte Mittel der Sicherung der 
allgemeinen Rechtsordnung und der Beruhigung des allgemeinen fittlih:rechtlihen Bemwuft: 
jeind. Die Strafvollziehung ift aber als ein fortgefegtes Strafurtheil zu betrachten, wodurch 
auch das erfte Urtheil eine, auf das Verhalten des Sträflings gegründete, Berichtigung erfah: 
ren und eine frühere Freilaſſung geboten fein fann (wie fie jegt mehrfach in der Strafredhts: 
praris in der Form der fogenannten bedingten Freilaffung eintritt). 

Die Form der Verfaffung ift nah K. durch den geſammten Lebendgehalt eines Volkes be— 
dingt, ändert fih daher mit ver Fortbildung der Lebensverhältniſſe und der daraus ſich ergeben: 
den verfchiedenen Stellung des Volks zu der Obrigkeit; die urbiloliche, ideale Form, nach welcher 
alle andern Formen zu bemeffen find, ift diejenige, in welcher das Recht im Staate, ald einem 
auf die Mitwirkung aller Glieder geftellten Gemeinwefen, zur vollen Herrfhaft gelangt; die 
conftitutionelle Monarchie kommt diefer Form am nächſten. Aus dem Begriffe eines Staats 
ale Organismus entipringt aber ald Grundbedingung einer guten Verfaſſung, daß ein leben— 
diges Wechfelverhältniß zwiſchen dem Wolfe und der Obrigfeit bei ver Ausübung aller Staats: 
gewalten beftehe, der Staat nicht bloßer Beamtenftaat fei, fondern auf die organifche Mitwir— 
fung des Volks geftellt, diefem daher nad) feinen verſchiedenen Kreifen ein beftimmter Antheil 
und Einfluß gewährt werde. Aus dem Begriffe ver organiſchen Wechſelwirkung entfpringt die 
Nothwendigkeit einer Vertretung des Volks, nicht ald einer ungeorhneten Maffe nach Kopfzahl, 
jondern als eines nah allen Perſönlichkeits- und Berufskreifen organifirten Ganzen. Nach 
diefem Princip, welches K. felbft hinfichtlich der Durhführung nicht näher beftimmt hat, ift von 
ten Anhängern ?) ein Syſtem der Vertretung aufgeftellt worden, von welchem die fogenannte 
„Intereflenvertretung” nur die halbe Wahrheit enthält. Eine bloße Intereflenvertretung, alfo 
ver befondern Berufsintereffen und Kreife, an welche man gewöhnlid) denkt, würde, in Nahrung 

des Sondergeiftes, auch leicht zum Kampfe und zu äußerlichen Goalitionen der verfchiedenen In- 
tereflen führen. Ebenſo wie im Staate die Berufsintereffen und Kreife organifc durd Die 
abgeftuften natürlich = fittlihen Verbände ver Familien, Gemeinden, Kreife, Provinzen ver: 
fnüpft werden, fo müflen auch diefe innern organifhen Verbände eine Vertretung erhalten, 
und die Gefammtvertretung würde ſich nach diefer Zwiefachheit der gefellfhaftlichen Kreife an- 

gemeſſen in zwei entfprechende Abtheilungen (Kammern, Käufern) gliedern, von welchen die 
eine gleichfalls die vorwaltende Aufgabe der einheitlihen Zufammenfaffung und Ausgleihung 
ber verfhiedenen Intereffen vollführen würde. Die organiſche Theilnahme des Volks ift aber 
nicht blos in der Gefeßgebung, fondern auch in der Nechtöpflege und in der eigentlichen Verwal: 
tung durdzuführen, wobei jedoch das wichtige Princip feftzuhalten ift, daß nicht durch zu große 
Ausdehnung des Geſchäftskreiſes der Vertretungen die viel wichtigere Selbftthätigfeit in den 
einzelnen Kreifen gefhrwädht werde. Für das ganze Rechts- und Staatdleben kommt es aber 
baraufan, die Grundwahrheit immer Flarer zu erkennen und weiter zu verbreiten, daß aller 
Fortſchritt zwar durch rechtliche und -faatlihe Normen und Formen weſentlich gefördert wird, 
aber vor allem bedingt ift purd das Wachsthum in allem Guten, durch die Erhaltung und har: 
monifche Fortbildung aller menfchheitlichen, durch Religion, Sirtlichkeit, Wiffenfhaft und Kunft 
und. Mirthichaftägiiter gegebenen Grundlagen, durd den Ausbau des ganzen und vollen 
Meanigheittbums, und daß das Ziel ſtets fein muß, den Staat als eine göttlih:menfchlide Ord— 
nung in allem Göttlich-Menſchlichen zu vollenden, zugleih in Stärkung des Bewußtſeins, 
Das alles Recht von Gott und Gott jelbit ver höchſte Herrſcher und Richter auch in allem 
Staats= und Völkerleben it und das Necht, auch gegen den Unverſtand und übeln Willen der 
Einzelnen und Völker, zur Geltung bringt. 

So viel zur überfichtlihen Darftellung von KR.'8 Rechts-, Staats: und Geſellſchaftslehre. 
Das tief in alle Wiſſenſchaften einareitende Ke'ſche Syſtem hat jedoch in Deutfchland erft feit 
ungefähr zehn Jahren eine größere Beachtung gefunden. Mehrere Anhänger, wie v. Leonhardi 
(der fib beſonders um die noch nicht beendete Herausgabe des wiſſenſchaftlichen Nachlaſſes ver: 


3) In ber erften Ausgabe meines Cours de droit naturel von 1839 habe ich nur im allgemeinen 
ne Drganifation der Vertretung nach den verfchiedenen Lebensfreifen aufgeftellt, in meiner „Organi— 
hen Staatslchre‘‘ nady dem Zweikammerſyſtem, eine doppelte Vertretung einerfeits nach den Berufs: 
Kanden, ambererjeits nad) der Totalität des Molfs in Vorfchlag gebracht, bei leßterer Bertretung aber 
Sicht beitimmt hervorgehoben, daß auch dieje nicht nach Kopfzahl, fondern nad) den organifchen Ge: 
Gmmitverbänden, wie Gemeinden, Kreiſen, Provinzen zu organifiren ift. Gin demnächſt von mir er: 
IHeinendbes Wert über Staatswiſſenſchaft und Politif wird diefes Syſtem der Vertretung in Hinfidyt 
auf bie praftiiche Ausführung näher darlegen, 
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bient gemadt hat), Lindemann (geft. 1856, „Lehre vom Menſchen“, 1846; „Logik, 1846), 
Röder („Naturrecht“, 1846, wovon Die zweite ſehr vermehrte und verbeflerte Ausgabe 1862), 
Schliephake („Grundlagen des fittlihen Lebens, 1850), Ahrens u: a. haben die Lehre nat 
verſchiedenen Seiten befannt gemacht; aber eine wünſchenswerthe allfeitige Darftellung fehlt 
bisjegt.. Einen Anfang hierzu machte Ahrens in feinem (feit langer Zeit vergriffenen) „Cours 
de philosophie’ (2 Bbe., Parid 1837) (ſpäter ind Hollandifhe durch Profeſſor Niewenhuis 
überſetzt), welcher die von denifelben im Auftrage der franzöjiichen Regierung in Paris 1834 
gehaltenen Borlefungen enthält. Dagegen bat 8.8 „Piloſophiſche Rechts- und Staatälehre" 
insbefondere au im Auslande durch Ahrens’ „Cours de droit naturel” (welder jeit 1839 
in ſechs Spraden und darin in neungehn verſchiedenen Auflagen eriftirt), ſowie durch deſſen, 
die philoſophiſchen Prineipien praftifh in Anwendung auf die pofitiven Materien darlegen: 
„Juriſtiſche Encyklopädie“, 1857 (auch ins Italieniſche, Ruſſiſche und Polniſche überfegt), nid! 
nur in Europa, fondern bid nad) Brafilien und Chili eine Verbreitung und Vertretung an den 
Hochſchulen gefunden, wie ed jeit der Leibniz-Wolf'ſchen Rechtsphiloſophie nicht mehr der 
Fall gewefen if. Zu den Orundfägen der Ke'ſchen Staats- und Geſellſchaftslehre haben ff 
auch die Nationalöfonomen Profeffor Schäffle in Tübingen und Profeſſor Kaug in Peſth br: 
Fannt. Aber aud) das ganze philofophifche Syitem findet mehr und mehr Vertreter an den Uni: 
verjitäten ded Auslandes, wie durch Profeffor Tiberghien in Brüflel (‚Philosophie morale“, 
1854, „Science de l'äme”, 1862), Profeffor del Nio in Madrid („Sistima de Krause”, 
1860; „Los iustitutos de la filosofia’', 1863) u.a. Die Urſache der langen Nichtbeachtung 
des Syftemd in Deutſchland ift mol in vem Umftande zu fuhen, daß diefes Syſtem nicht eb 
in ber mit Sant beginnenden, mit Hegel den Hochpunkt erreihenden und darauf mieber did zum 
Senfualismus und Materialismus herabiinfenden Entwidelungsreihe liegt, in melde ein: 
feitige Richtungen ſchnell nacheinander ſich fharf ausprägten und, da in der Regel ſchatfe 
Gegenfäge leichter begriffen werben, ſchnell Eingang fanden, um ebenfo ſchnell zu verſchwin 
den. Lehren dagegen, welche die ganze philoſophiſche Arbeit von einer tiefern und umfallen: 
dern Grundlage aufnehmen und dur höhere Principien die Gegenſätze zu vermitteln juce, 
pflegen zuerft von allen herrſchenden Parteien verworfen zu werben, aber ſich doch, wen 
au langfam und mühſam, Bahn zu breden und länger zu erhalten. Das K.ſche ©: 
ftem bat fich eine folde umfallende Aufgabe geftellt. Die weitere Verbreitung der Kenntnis 
diefed den Menſchen und das ganze menschliche Leben von allen Seiten erfaſſenden Spfemd 
fann aber auch eine beilfame wiſſenſchaftliche Macht zur Stärfung aller tiefern Grundlagen 
und zur Höherbildung des fittlihen, religiöjen und politifchen Lebens werben. * 
H. Ahrenb. 

Krieg. (Politiſche und völkerrechtliche Verhältniſſe.) Die Betrachtung dei 
Unglücks, welches ein Krieg über Millionen von Menſchen zu bringen pflegt, und zugleich de 
Umftandes, wie felten ein Krieg wirklich zu den Refultaten führte, die er haben follte, wie jel 
er fi) alfo ald ein zweckmäßiges Mittel erwies, Hat nicht blos die Philofophen zu der Anfidt gt 
führt, daß der Krieg ein Übel fei, fondern auch zu dem Schluffe, daß er ein nicht nothrendiged, 
vermeidbares Übel fei. Das ſchöne Traumbild des ewigen Friedens warb nicht blos ald Joral 
hingeftellt, vem man zuftreben müffe, fondern aud als etwas vollfommen Erreichbats. Um 
daß legtere zu erweifen, hat man ſich vorzugäweife des Arguments bedient, daß ja aud der Pi 
vatfrieg, die Fehde, aus den civilifirten Staaten verſchwunden fei. Wenn der Friede jo inner 
halb kieinerer Kreife auf dem gleichen Gebiet zufammenwohnender Menſchen hergeſtellt I 
warum folle er nicht auch innerhalb größerer Kreife, ganzer Welttheile und endlich der gan 
Erde hergeftellt werben? 

Die Argumentation ift falih. Schon die Unterſcheidung zwifchen dem Privatkrieg oder da 
Fehde und dem fogenannten Öffentlichen Krieg, der zwifchen Staaten geführt wird, hinft; di! 
in der That, wenn im Mittelalter die Ritter Hinz und Kunz oder die Städte Schöppenftädt un 
Krähwinkel einander befämpften, fo waren fie — mindeftens für den befondern Ball — eben!‘ 
fouverän und felbftändig, ebenfo ohne Gewalt über ſich, welche eine vichterliche Entſcheidung th 
zwingen konnte, als es heute Rußland und Frankreich find. Der ganze Unterfchied reducht nd 
alſo auf die komiſche Kleinheit ver Werhältniffe im einen, die tragische Größe ber Berhältnifle im 
andern Falle. — 

Einzelne Gewalten haben in Europa ſeit dem Entſtehen der modernen Monarchie ein fol 
ches Übergewicht über die andern erworben, daß fie deren Kriege verhindern und vöflig über: 
flüſſig machen können. Aber die Ausdehnung einer einzigen Gewalt in derſelben Art über gar; 
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Europa nur oder über die ganze Welt ift offenbar ein Hirngefpinft. Ein Dualismus ver In— 
tereflen, der Meinungen gebt durch Die ganze Weltgeſchichte, ja ift er dod in einzelnen Menfchen 
vorhanden, muß ihn doch die Philofophie ald nothwendig erfennen; und wenn die ganze Erde 
in einen mächtigen Staat zufammengefchweiht wäre, momentan ed wäre, ebendeshalb müßte fie 
wieder in verſchiedene Staaten auseinander fallen, die aud) politifh den Dualismus verförpern 
und ihn nun plöglid legitimiren würden. Diefer Sag enthält das ganze Geheimniß der Bür: 
gerfriege. Jedes Blatt der Weltgeichichte legt Zeugnig von ihm ab, und gerade in unjern Tagen 
erleben wir wieder einmal ein großartiges Beifpiel für feine Wahrheit. Die amerikaniſche 
Union hatte faft einen halben Welttheil vereinigt und verkündete ftolz, daß ber halbe Welttheil 
ihr ganz gehöre, und eine Spanne Zeit danach fällt jie auseinander und muß auseinander fallen, 
wenn es ſelbſt gelingen ſollte, fie nothdürftig noch für ein Kleines zufammenzufitten. 

Wenn bei einem ſolchen welterfhütternden Ereigniß der jonderbare Einwand vorgebradt 
wird, al8 würde die Trennung audgeblieben fein, wäre die Mon monarchiſch ftatt republi— 
faniih regiert gewejen, jo fann man jih darüber nur wundern und dergleichen Anfichten 
bedauern. 

Die Mannidfaltigkeit, der Wandel, der Kraft: und Stoffwechſel, dad Recht der größern 
Gewalt und ded größern Interefjed gegenüber der Fleinern Gewalt und dem Kleinen Interefje, die 
Wahrheit der Addition und Subtraction find allgemeine Naturgefege. Wenn jemand behauptet, 
daß fie bloß in der Weltgeichichte nicht gelten, fo hat man wenigftend das Recht, den Beweis für 
feine Behauptung erft zu verlangen, man bat nicht die mindeſte Pflicht, den Beweis des Gegen: 
tbeil8 zu Kiefern, dem Beftreiter gegenüber zu beweifen, daß zweimal zwei vier ift. 

In jenen allgemeinen Naturgefegen liegt der Grund des Krieges; nur mit ihrem Befteben, 
tem Beftehen dieſer Gefege, melde die Welt regieren und zufammenhalten, fönnte der Krieg 

aufkören. Ganz gewiß! an die Stelle des ewigen Friedens tritt der ewige Krieg, wobei nicht 
ausgeſchloſſen wird, daß an die Stelle vieler Fleinerer Kriege wenigere, aber um jo gewal— 
tigere treten können. 

Selbft wenn man ſich auf ven gemeinen philifteriöfen Standpunkt des Nugens ftellt, wird 
man noch immer dem Kriege nicht das Recht der Eriftenz beftreiten fünnen. Wie oft hat er 
Rationen erfrifht, aus der Verfumpfung gerettet! Wie oft hat er die Völker einander ge— 
nähert, dem einen zugute gebracht, was der andere bejaß, und zu beider Bortheil! Wie oft bat 
er die Gordiſchen Knoten anſcheinend unentwirrbarer welthiftorifcher Verwidelungen durch— 
hauen! Mochte ed immerhin auf ganz andere Weife fein, ald diejenigen ſich dachten, welche 
uriprünglich ihren Krieg angezettelt hatten. 

Der Borwand des Krieges, wenn auch nicht immer fein Grund, ift ſtets das Öffentliche Wohl. 

Je nad den Zeiten, nad) der Rändervertheilung, den regierenden politifhen und focialen Mei— 
nungen nimmt aud das Öffentliche oder gemeine Wohl höchſt verfchievdene Geftalten an. Für 
einen Sklavenſtaat ift dad Öffentliche Wohl etwas ganz anderes als für einen Staat, in dem nur 
freie Männer wohnen; es ift etwas anderes für die Theofratte ald für ven Nechtöftaat bürger: 
liher Art, etwas anderes für den Verfaffungsftaat als für den Gottesgnadenſtaat. Für einen 
Sklavenftaat fann es das Öffentliche Wohl verlangen, daß er einen Krieg beginne, ledigli um 
Rd nene Sklaven zu erobern, wenn infolge irgendwelcher Umftände die Sklaven ausgegangen 
ind, Für einen weſentlich induftriellen und Handelsſtaat kann e8 nothwendig fein, einen Krieg 
anzufiften, damit er ſich ein neues Handelsgebiet gewinne oder damit er ſich neue Aderbaulän:- 
der verſchaffe, durch welche er vermag andern gegenüber jih unabhängig zu flellen. Ein Gottes— 
gnabenftaat fängt vielleicht Feinen Krieg an, wenn feinem Volke von einem andern ber höchſte 
denfbare Affront angethan worden, ift dagegen fofort zum Krieg bereit, wenn dem Gottesgna— 
denthum eine kleine Beleidigung zugefügt ift. 

Der Bertheidigungsfrieg ift nach der hergebrachten Anficht der gerechtefte, welchen man ſich 
denken kann. In mehrfacher Hinficht ift dieſe hergebrachte Anficht falfch, wie Died gewöhnlich 
von hergebrachten Anfichten gilt. Ein Volk und ein Staatögebiet machen noch feinen Staat 
aus; zum Staate gehört nody ein Drittes, eine welthiftorifche Mifjion, eine gemeinfame, auf ein 
Ziel gerichtete Arbeit eined Staats, 

Nach dem reinen Begriffe des Öffentlichen Krieges müßte währenn feiner Dauer dad Necht 
uspendirt fein, die Gewalt allein würde herrſchen, bis die eine Partei die andere fo mürbe ge: 
macht Hat, daß diefe fich entweder unbedingt fügt oder doch mit ver Billigkeit gern fürlieb nimmt, 
wenn fie das Recht nicht haben kann. Aber ver Krieg unferer Zeit bat diefe abfolute Form kei— 
neswegs. Einerſeits gehen jevem Kriege unjerer Zeit bereit? Verhandlungen voraus, welde 
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jene ranhe und rohe Form beträchtlich mildern, andererſeits wirft auch eine Milderung die mit 
der Bildung fortfchreitende Humanität, dann die Nüdficht auf den eigenen Vortheil, 

Die Unterhandlungen, welde vor dem Kriege theils zwiſchen ven endlich kriegführenden 
Parteien, theild von diefen mit Neutralen und von Neutralen unter fi mit Rückſicht auf den 
bevorftehenden Krieg geführt werden, find einerfeits auf die gütliche Schlihtung des Gtreitt 
gerichtet, andererfeits wird dabei der Hall vorausgefept, daß es fchließlich zum Kriege komme, 
und jeder fucht fich dabei feinen Vortheil jo gut ald möglich zu fihern. 

Mer ven Krieg ſucht und fomit als ficher vorausfieht, fucht durch Allianzverträge, die jih 
bisweilen auf bloße Subfivienverträge reduciren, feine Streitmittel zu vermehren; er begnügt 
fich bisweilen aud) blos mit Neutralitätöverträgen, welche er mit diefer oder jener Macht ſchließt, 
die unter andern Umftänden auf feindliher Seite geftanden haben könnte. Inſofern es ge: 
lingen fann, daß die eine der Eriegführenden Parteien durch geſchickte Unterhandlungen und auf 
Grund ihrer abgefchloffenen räge ihre eigenen Streitmittel fo weit vermehrt, die der andern 
fo weit vermindert, daß der erftern die entfchievene Überlegenheit zufällt, tragen dieſe Unter: 
handlungen und Verträge ganz entſchieden zur Humanifirung der Kriege bei, denn fle verkürzen 
die Kriege. Und es ift unbeftreitbar, daß eben die langdauernden Kriege für die Entwidelung 
der Menfchheit vie gefährlichften find: denn fie verwüften die Felder, fie ſchaffen jene Solvateäfs, 
die nichts als Naubfrieg mehr kennt, deren verberblicher Einfluß in Deutſchland beiſpielsweiſt 
feit vem Dreißigjährigen Kriege bis auf unfere Tage fortwirkt; fie verderben die Generationen 
vergeftalt, daß kaum ein Erfag durch eine gefunde Jugend zu hoffen ftebt. 

Bei den Unterhandlungen, welde den Kriegen faft immer vorhergehen, mifchen ſich und 
werden eingemifcht ſolche Parteien, welche ſchließlich neutral bleiben. Sie erlangen aber durch 
die Verhandlungen, in welche fie eingemifcht worden find, gewiſſe Rechte und gewiffe Stellungen, 
vermöge deren fie unzweifelhaft im Verlauf des Kampfes auf deffen Humanifirung einwirken 
fönnen, fei es auch durch die Drohung, für den einen ober den andern Partei zu ergreifen. 
Jedermann ift ed bekannt, wie die Gonfularcorps oft genug in neuefter Zeit dad unnüge Bom— 
bardement reicher Handelsſtädte durd ihren Einſpruch verhindert Haben. Aber am der Spikt 
folder häufig mit Erfolg gefrönter Beftrebungen ftanden naturgemäß immer die Gonjuln der: 
jenigen Mächte, welche auch bei ven dem Kriege voraufgehenden Bermittelungdverbandlungen 
bereits eine bedeutende Nolle gefpielt haben. 

Selbft die Beftrebungen‘, ven Krieg zu „lofalifiren”, wenn auch dabei vorzüglid bie eine 
Partei fi) einen militärifchen Vortheil zu erobern tradhtet, tragen zur Humaniſirung bed Krirge 
bei. Sie entziehen deſſen Einfluß bisweilen beträchtliche Gebiete, und für die allgemeinen In; 
tereffen der Menſchheit ift Died niemals ohne Werth. Verhandlungen, theild vor dem Kriege, 
theils während deffelben geführt, mit ver Abficht, den Krieg zu lokaliſiren oder ihm lofalifitt zu 
erhalten, find aus neuefter Zeit fehr viele befannt. Wir brauchen die Jahre 1854 und 185° 
nur zumennen. Aus einer und gleihfalls nicht fern liegenden, dennoch faft in den Hintergrun 
gedrängten Zeit möchten wir in&befondere die Lokaliſirungsbeſtrebungen Napoleon’s 1. aus dem 
Jahre 1805 in Bezug auf die Schweiz und auf Preußen nennen, welche mit einem fo volltom- 
menen Erfolg gefrönt wurden. Intereffanter durch die Größe der fid daran knüpfenden Greg: 
- niffe, aber keineswegs durch das dabei entfaltete Geſchick, mögen die Lokaliſirungsbeſtrebungen 
Napoleon’ aus den Jahren 1813 und 1814, welde durch die Namen Prag, Chatillon un 
Metternich hinreichend gekennzeichnet werben, fein. 

Die Gründe, welche wir weiter oben angeführt, haben die Kriegführung felbft mit gewiſſen 
ſchützenden Formen umgeben, welche Formen man auch gemeinhin als das Völkerrecht oder aud 
als das Kriegsrecht, die Kriegdmanier bezeichnet, während Ausnahmen davon dann mol un! 
dem Titel der Kriegsraifon entſchuldigt werben. 

Gin allfeitig codicirtes, anerkanntes Völkerrecht für ven Krieg oder Kriegsrecht eriflirt m 
türlich nicht und Fann nicht eriftiven. Wäre e8 möglich, fo würde auch der Krieg allervingd au 

gehoben werben Fönnen. Der Stanppunft Humaniftifger Bildung und der Vortheil ber krieg— 

führenden Parteien reguliven das Kriegsrecht, wie fie über den Krieg felbft beftimmen. 

Nur Staatsrehtelehrer, welche ſich rühmen, vom Krieg und von Heerweſen nichtd zu wiſſen. 
können noch mit wenig Geiſt und viel Behagen das ſogenannte Völkerrecht in Bezug auf krie⸗ 
gerifche Verhaltniſſe abhandein. Sie thun e8 nebenbei in einigen ſiachen Sägen, während N 
vielleicht tagelang ſich über irgendeinen antiquirten Artikel des Römischen Rechts ergeben. & 
kommt ed denn, daß eigentlich immer wieder von nenem gewiſſe völkerrechtliche Conventionen 
abgeſchrieben werden, die abfolut in den Begriffen des 17. und 18. Jahrhunderts, in ber Ar: 
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ſchauung des Gottesgnadenthums wurzeln und durchaus feine allgemeine Bedeutung haben 
fünnen. 

Wir wollen die einzelnen Punkte durchgehen, welche das Kriegsrecht ungefähr ausmachen, 
und dabei verſuchen, die Unterfchiede in der Auffaffung veflelben, welde aus den Zeiten und 
deren Berhältniffen hervorgehen, klar zu machen, zugleich immer mit Hinweifung auf die wenig 
durhgreifende Gewalt und das Schwanfende in der völferrechtlichen Convention über den Krieg. 

Eine jehr wejentlihe Sache in diefer Beziehung ift die Feſtſtellung der Rechte und Plichten 
ver Neutralen. Wenn fi ein Staat, der in der Kriegsſphäre liegt, für neutral erklärt, fo ijt 
damit feine Neutralität noch nicht gefihert. Die Sicherheit gibt erft die officielle Erklärung der 
friegführenden Parteien, daß fie die Neutralität anerkennen wollen. Diele Erklärung muß der 
Staat, welcher die Neutralität beobachten will, ih unter allen Umſtänden erft zu verſchaffen 
ſuchen. 

Dieſelbe kann aber leicht verweigert oder wenigſtens lange hinausgezogen werden. Der 

Hauptgrund der Verweigerung für eine oder auch für beide kriegführenden Parteien kann 
nur der fein, daß ſie bei der Verletzung der Neutralität größern Vortheil ziehen als bei der Ach— 
tung vor ihr. Wir jagen auch für beide der Eriegführenden Parteien. Denn wenn es auch im 
allgemeinen fein mag, daß im Kriege der Vortheil des einen der Schaden des andern fei, fo hat 
doch dieſe Regel jiherlich ihre Ausnahmen, und vor allen Dingen kommt e8 nicht auf die reale 
Yage der Sade, fondern auf die Meinung an, welche die ftreitenden Parteien vor ihr haben, und 
weldhe leicht auf der einen oder auch auf beiden Seiten eine irrige fein kann. Die Möglichkeit der 
Beigerung jeitend der kriegführenden Barteien kann nun den Staat, welcher neutral bleiben will, 
zu einer Bewaflnung, Aufftellung eines Heer bejtimmen. Diefe Bewaffnung wird ftets einen 
gewiſſen Druck üben und mag dann auch zur Anerkennung der Neutralität führen. Angenom- 
wen z. B., ſterreich mit Deutſchland verbündet wollte gegen das mit Italien verbündete Sranf- 
reich einen Krieg auf beiden Kriegefhauplägen, am Nhein und am Po, führen und Hielte e8 
für norhwendig, die Schweiz zu benugen, um die linke Flanke des deutſchen Kriegsſchauplatzes 
zu fihern und zugleich im Falle ded glücklichen Fortſchritts in Italien die Verbindung mit dem 
dortigen Kriegsſchauplatz Herzuftellen. Ofterreih würde in dieſem Falle die Neutralität der 
Schweiz nicht anerkennen wollen. Nun ftellt aber die Schweiz eie Armee von 100000 Dann 
auf die Beine und droht, im Fall feine Neutralität nicht geachtet werde, mit Frankreich und 
Stalien gemeinfhaftlihe Sache machen zu wollen. Died ändert die Sahlage gewaltig; ehe 
Öfterreid feinem Feinde einen ſolchen Machtzuwachs in die Arme treibt, wird ed wol vorziehen, 
die Neutralität der Schweiz anzuerkennen und zu achten. Wir haben gerade diejen Fall er— 
wähnt, weiler ichon öfters zur Sprache gefommen ift und mol noch öfter zur Sprache kom— 
men wird, 

Bil nun rin Staat neutral bleiben und hat er die Anerkennung der Neutralität erreicht, fo 
übernimmt er damit gewiffe Pflichten, welche fid) dahin zufammenfaffen laſſen, daß er beide 
Theile auf gleichem Fuße behandeln muß, einen von beiden begünftigen darf. 

Gonventionell ift vemnadh angenommen, daß der neutrale Staat feine Werbungen für eine 
ber friegführenden Barteien in feinem Lande dulden dürfe und daß er weder aus feinem Lande, 
no vermittelft des Tranfits durch fein Land aus andern einer der beiden Parteien Kriegsvor— 
räthe zugehen lajfen dürfe. Aber es kommen dabei viele Fragen in Betracht, welche noch Feines: 
wegs entichieden gelöft worden find. Darf z.B. ver neutrale Staat Werbungen für beide Par: 
teien in feinem Lande dulden? Man follte died meinen, da hierbei vem allgemeinen Grundſatz, 
beide Parteien auf gleihem Buße zu behandeln, völlig Genüge geſchehen ift, wobei es fid) jedoch 
von ſelbſt verfteht, daß der neutrale Staat ald foldyer jüch bei diefen Werbungen nicht betbeiligt, 

jondern diejelben lediglich ald einen Begenftand des freien Verkehr jeiner Unterthanen betrachtet. 
Wohin diefe fich ald freie Individuen vorzugsweife oder allein anwerben laflen, ift ihre Sadır, 
und der Staat Fann den Werbegang nicht reguliren. Während des Krimkriegs z. B. wurde 
von Franfreid und England aus der Schweiz geworben ; hätte ih Nußland darüber beſchweren 
und Died der Schweiz auslegen wollen, ald verlege jie ihre Neutralität, jo Eonnte dieje darauf 
antworten: und geht die Sache nichts an, wir fönnen nicht dafür, daß nicht auch Schweizer nad) 
Rußland laufen, 

Was die Kriegsvorräarhe betrifft, fo kann diefer Begriff weiter und enger genommen werben. 
Schon längft hat man daher auch an die Stelle des Wortes Kriegsvorräthe das andere, Kriegs— 

ontrebamde , gejeßt. Aber was zur Kriegscontrebande gehöre, darüber gehen die Meinungen 
je nach dem Intereffe unendlich weit und in ſtändigem Wechiel auseinander; nur darüber ift man 
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im Grunde einig, dab Waffen und Munition Kriegscontrebande feien, — aber jhon ob Mate: 
rialien zur Bulverbereitung, Salpeter, Schwefel, Kohle dahin gerechnet werden dürfen, iſt ſchr 
zweifelbaft. Man begreift das auch leicht, da Schwefel, Salpeter und Kohle auch zu andem 
Dingen ald zur Pulverbereitung gebraucht werden können. Man müßte ja dann auch alle 
Baumwolle ald Kriegdcontrebande anfehen, da Schießbaummolle aus ihr gemacht werben kann. 

Die Verhältniffe des Seehandels auch der Neutralen werden vielfach vom Kriege berührt, 
Das neuefte Seefriegsrecht ift durch die parifer Erflärung vom 16. April 1856, welder bie 
meiften Mächte beigetreten find, feftgeftellt worden. Es ift aber damit noch keineswegs emat 
Beſtimmtes, alle Zweifel Befeitigendes gegeben, wie died neuerdings 18361 bei dem amerifani: 
Shen Kriege die Trent-Affaire gezeigt hat. 

Nach der parifer Erklärung foll die neutrale Flagge die feindliche Waare mit Ausnahme der 
Kriegscontrebandededen, ebenfo foll neutrale Waare unter feindlicher Flagge frei fein. Aber vor 
alten Dingen fehlt hier doch wieder die allgemein anerkannte Definition deffen, was ald Kriege: 
contrebande zu betrachten fei, alfo die Hauptſache, ſodaß im Trent-Handel in Frage kommen 
fonnte, ob Depefchen und Gefandte einer feindlichen Macht ald Kriegscontrebande zu betradten 
feien. Ebenſo ſteht e8 mit einer andern Beftimmung der parifer Erklärung: es follen nämlis 
Blofaden nur für diejenigen Küftenftrihe, Häfen u. f. w. obligatorische Gültigkeit Haben, an 
welden ſie von hinreichenden Flottenkräften geübt werden. "Hier fehlt offenbar eine binden 
Beſtimmung Darüber, was hinreichende Flottenkräfte ſeien. Auch in dieſem Punfte hat wer 
amerifanifche Krieg bereits die Schwäche der parifer Erflärung gezeigt, indem die amerifaniihen 
Nordſtaaten behaupten, daß die Blofade der Häfen der Südſtaaten effectiv fei und von bite: 
chenden Blottenfräften geübt werde, während es diejenigen neutralen Staaten beftreiten, meld: 
ein Inteveffe daran haben, in moͤglichſt ungeftörtem Verkehr mit den amerikanischen Gender: 
bundaftaaten zu bleiben. 

Gin neutraler Staat, an deſſen Grenzen der Krieg geführt wird, mag eine Armee aufftellen, 
eine vollftändige Bewaffnung vornehmen, alfo die Haltung der fogenannten bewaffneten Neutt; 
(ität annehmen oder nicht, jedenfalls muf er doch Eleinere Truppencorps an ben Grenzen zuſam 
menzieben, längs welcher ſich der Krieg bewegt, um feine Pflicht zu thun und um feine Recht 
auszuüben. Diefe Fleinen Corps find erftend notwendig zur Unterftügung des Dienftrd ar 
den Zolfftätten, zweitens um Grenzüberfhreitungen Fleinerer Abtheilungen der Friegführenden 
Parteien, die vielleicht nur infolge der Unfenntnif der Orenzen vorfommen Eönnen, in paflendet 
Weiſe zu verhindern, endlich in Bezug auf einen Fall, der öfter vorfomnıt, als man denft. Ge 
ift folgender: Gin Corps einer der kriegführenden Parteien ift von einem feindlihen an die 
Grenze des neutralen Landes gedrängt und, ſich unfähig zum Wiverftand erfennend, zieht es der 
MWaffenftrefung vor dem Feinde den Übertritt auf neutraled Gebiet vor. Die Praxis, welcht 
conventionell für dieſe Fälle anerfannt wurde, iſt, daß der Neutrale den Übertritt auf ſeinen 
Boden zuläßt, aber ſofort eine Entwaffnung vornimmt. Dazu gehören Truppenkräfte, um vi 
Waffen in Empfang zu nehmen, Ausfchreitungen und Unordnungen vorzubeugen, wie ne det 
vielleicht demoralifirten oder halb verzweifelten Soldaten nur zu fehr zu erwarten leben. übe 
das eben berührte Herfommen hinaus hört jede Beftimmung für die erwähnten Fälle auf. Dir 
Frage ift die, was beginnt der neutrale Staat mit den Soldaten einer fremden Macht, die auf 
feinen Boden übertreten, nachdem er fie entwaffnet hat, was beginnt er mit den Waffen und der 
jonftigen Audrüftung der entwaffneten Truppen? Die Vernunft fcheint in Bezug der Auf 
tüftung und des ſämmtlichen Materiald der Truppen zu fordern, daß der neutrale Staat dieſelben 
bis zum Ende des Kriegs in Verwahrung nehme und dann nad) dem Friedensſchluſſe, infofern 
in dem Friedensvertrag nicht ausdrücklich eine andere Beftimmung aufgenommen ift, fie dem 
Staate ausliefere, deffen Truppen fie abgenommen worden find. Die Verwahrung der Auf 

rüſtungsſtücke kann aber dem neutralen Staat, wenn er zumal auch für ihre Erhaltung forgen 
joll, bedeutende Koften machen. Es fommt alfo auf die Entfheidung der Frage an: hat KT 
neutrale Staat genug getban, wenn er den übergetretenen Truppen die Waffen abgenommen bat 
und dann daraus werden läßt, was Gott will? Diefe Frage fcheint und nicht bejahend beat: 
wortet werden zu können, da hieraus die größten Unorbnungen entftehen könnten, Berner: ſo 
der neutrale Staat für die Confervation der dem Übergetretenen abgenommenen Ausrüftung: 
ſtücke beſondere Sorge tragen? Soll er endlich beim Friedensſchluſſe die Waffenſtücke den 
Staate, welchem fie urfprünglich gehören, obne oder gegen Entſchädigung ausliefern ? 
Die Bernunft mag alle diefe Fragen leicht entfcheiven fönnen, Inveflen, da feine allgemein 
anerkannten Antworten auf fie eriftiven, fo würde ein Staat, der oft in den Fall kommen kann, 
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ich ald neutraler an den Örenzen eines Kriegsſchauplatzes zu befinden, ſehr wohl thun, mit ſei— 
nem Nachbar dergleichen Dinge im voraus zu reguliven und vertraggmäßig feftzuftellen. In 
piefer Lage befindet ih in Europa vor allen andern die Schweiz. Sie fommt alle Augenblide 
in den Fall von Grenzaufftellungen. Sie wäre in der Lage, durch Verträge mit ihren nächſten 
Nachbarn den Anlap zu einer allgemein anerfannten Feftftellung der Details des Völkerrechts 
zu geben und — die Details entfcheiden in der That hier alles, allgemeine Phrafen fönnen, wie 
ſchon aus einigen von und angeführten Beifpielen hervorgeht, Hier rein zu gar nichts führen. 
Die Schweiz hat in der That, insbefondere jeit dem italienischen Kriege von 1859, hierzu rühm— 
lie Anläufe genommen, aber keineswegs das Entgegenfommen gefunden, welches ihre Beſtre— 
bungen verdienten, — im Interefje aller. Die Schweiz hat ſich in der That bemüht, eine auf: 
tihtige und ehrliche Neutralität zu üben, deren Rechte und Pflichten mit aller ihr zu Gebote fte= 
benden Kraft und immer bewußter des Einfluffes, welden fie dadurch erlangen fann, zu üben. 
Man vergleiche ihr Verfahren in den Einzelheiten mit dem Verfahren Preußens während des 
ruſſiſch- polnifchen Kriegs von 1851. Preußen benußgte hier feine Neutralität nur, um deſto 
iherer und ausgiebiger Rußland zu unterftügen. (Manchem Leſer wird e8 intereffant fein, des 
Verfaſſers Artikel in der damals in Züri eriheinenden „Eidgenöſſiſchen Zeitung” vom März, 
Amil und Mai, Jahrgang 1859, zu vergleichen, welche zu den meiften eingefchlagenen Verfah— 
rungsweiſen der Eidgenoſſenſchaft ven Anftoß gaben.) 

Was foeben über die Sachen, die Ausrüftung übergetretener Corps der Friegführenden Bar: 
teien gefagt worden ift, das gilt num aud) betreifs der Berfonen, der Soldaten als übergetretenem 
Corps. Auch Hier ift alles no unbeftimnt. Dffenbar müffen vie übergetretenen Soldaten 
(eben. Die Humanität verlangt, daß ihre Verpflegung vorläufig von dem neutralen Staate 
übernommen und bemwerfftelligt werde, in welchen fie übergetveten find. Aber wie lange joll 
venn dad dauern? Was von den Waffen angenommen werden fann, daf der neutrale Staat 
ſie biß zum Friedendfhluß in feiner Verwahrung behalte, das kann auch von den übergetretenen 
Soldaten angenommen werden. Wenn nun aber ver Krieg 30 Jahre dauert, melde Koften 
erwachſen daraus nicht dem neutralen Staat, der gar nicht einmal das Recht hat, die Soldaten 
einer fremden Macht zur Arbeit anzuhalten! Wird der ganze Krieg kurz abgemadht, ift bie 

Zahl der in formirten Corps übertretenden Soldaten fehr gering, nun fo fallen alle diefe Dinge 
wenig ind Gewicht. Sehr aber fallen fie ind Gewicht, wenn der Krieg lange dauert, der Über: 
tretenden viele find, das Land, welches fie aufnehmen Joll, Klein ift. , 

Bird ald Grundfag angenommen: der neutrale Stant muß die Übertretenden bis zum 
Friedensſchluß zurückhalten, — fo könnte ihm nun ald Aquivalent dafür das Recht gegeben 
werben, deren Arbeitöfraft für fich in Anfpruch zu nehmen. Das könnte aber wieder auf dop= 
velte Weife geſchehen, nämlich erſtens: der Staat überläßt die übergetretenen Soldaten dem 
Privatfleiß, der freien Arbeit, durch melde jie fih nähren Eönnen tie fie wollen, oder zweitens: 
er verwendet ſie zu großen Staatsbauten in formirten Eorps. Im erftern Kalle könnte aber der 
neutrale Staat unmöglich eine Garantie dafür übernehmen, daß die übergetretenen Soldaten 
auf feinem Gebiet bleiben, der urfprüngliche Zweck würde hier alfo nicht erreicht; ob fich für Die 
weite Art immer Gelegenheit bietet, iſt mindeftens fraglid. Man hat nicht immer Staats: 
bauten unter ver Hand, bei denen man ohne alle Borbereitung 10000 oder 20000 Mann nüß: 
lich keihäftigen kann. 

Es fommt ja aber auch alles nur darauf an: daß der neutrale Staat beiden friegführenden 
Parteien gleiches Recht halte. Dieſer Bedingung könnte nun Genüge gethan werben: wenn der 
neutrale Staat von jedem übergetretenen Corps nur die Waffen fowie die ganze übrige Aus: 
rüftung zurückbehält, dagegen die Mannſchaften fofort an die nächfte Grenze ihres Landes in- 
Rradirt und edcortirt, um fie dort ihren Landesbehörven zu übergeben, und wenn er für Ver— 
vilegungs= und Göcortekoften dann eine billige Entſchädigung zieht. 

Da die Übergetretenen gewiß für einige Zeit außer Thätigfeit gegen den Feind gefegt wor: 
den wären, wenn fie nicht übergetreten wären, fo kann nun nod in entfprehende Verträge 
die Beſtimmung aufgenommen werden, daß der neutrale Staat ihrer Negierung, welcher er jie 
ausliefert, dad Wort abnimmt, die Übergetretenen vor drei oder ſechs Monaten nicht wieder 
gegen den Feind, der fie zum Übertritt zwang, zu gebraudien. Specialverträge über diefe Dinge 
vor dem mwirklihen Ausbruche ded Krieges liegen aber im höchſten Intereſſe der Neutralen, ſo— 
nie ed noch fein allgemeines Kriegsrecht gibt, welches jih über allgemeine hohle Phraſen 
Serfeigt. 

Die Anſprüche auf Entihädigung der Neutralen für ihre Mühewaltungen ſeitens der krieg⸗ 
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führenden Parteien hat man bisweilen damit abweifen wollen, daß man fagt, die Neutralen 
hätten ſchon dadurch Vortheil genug, daß ihr Land vom Kriege verfchont bleibe. Dies Argu: 
ment bat entfchieven feinen Sinn, es ift ungefähr ebenfo, als ob man einen geſchickten und 
ehrlihen Kaufmann dafür ausplündern wollte, daß er mit feinem Kapital 3 Proc. mehr getwinnt 
als ein minder ehrlicher und geſchickteer anderer. 

In derfelben Weiſe wie neutrale Staaten zu Lande Grenzbefegungen veranflalten, müſſen 
diejenigen, welde einen beträchtlihen Seehandel haben, auch eine paſſende Anzahl von Krirgi: 
ſchiffen auf dem Meere halten, um Handelsjchiffe und Waaren ihrer Bürger gegen die nur zu 
häufigen Anmaßungen der Eriegführenden Parteien fo gut ald möglich ſicher zu ſtellen. 

Früherhin nahm man an, daß jedem legitimen oder gerechten Kriege eine Kriegderflärung 
vorausgehen müffe, und man umgab diefe Kriegserflärung mit gewiflen feierlichen Formen, wi: 
fie allerdings wohl anftehen, wenn zwei Staaten zu einem fo wichtigen und folgenreiden Ace 
jchreiten, ald ein Krieg es iſt. Die altrömifchen Formen bei Kriegserflärungen find befannt ge: 
nug; ebenfo find es diejenigen, welde das Ritterthum im Mittelalter in Gebrauch bradıte un 
welche, von der Sriedendauffündigung und Fehdeanfagung entnommen , auch den betreffenden 
Verkehr zwiſchen ven Staaten beherrjchten. 

Neuerdings werden eigentliche Kriegserflärungen nicht mehr für nothwendig gehalten, un? 
in der That koͤnnen fie überflüſſig erſcheinen, da noch viele Dinge übrig bleiben, welde meik 
lange voraus den drohenden Ausbruch eined Kriegs allen Theilen verkünden. 

Dahin gehört zunächft ver Abbruch der Unterhandlungen, welde jedem Kriege vorausgehn 
werben, und dann in prägnanter Weife ver Abbruch ded diplomatischen Verkehrs, d. h. die Al— 
berufung der Gejandten der einen feindlihen Macht von der andern, die Ertheilung der Pälr 
an die Gefandten ver feindlichen Macht. Nicht immer ift der Abbruch des diplomatiigen Der: 
fehr ein ſicheres Anzeichen oder ein ſicherer Vorbote des nahen, unmittelbar folgenden Kriged 
In einzelnen Fällen werden nur die Gefandten abberufen, und ed bleiben untergeordnete kega— 
tion&beamte zurüc, um die laufenden Geſchäfte zu beforgen, namentlich auch die Gormalitäten jo 
vollziehen, welche ven Handels: und Neifeverkehr der Unterthanen des eigenen Landes in ven 
feindlichen betreffen. Wenn ein Staat feine ganze Gefandtfhaft von einem Hofe abberuft, 
ſtellt er dann feine Unterthanen und deren Gigenthum unter ven Schug der Gefanbtigaft rin! 
befreundeten Macht, insbefonvere einer folden, welde bei ven Vermittelungsverſuchen, die dem 
Kriege vorausgingen, betheiligt war. Hat die eine Partei der andern ein Ultimatum gefellt, o 
folgt auf den Abfchlag in der Regel der vollftändige Abbruch des diplomatifchen Verfehrd und 
häufig unmittelbar aud) der Ausbruch des Kriegs. Ja e8 kann hierbei leicht vorkommen, day 
das Ultimatum felbft für den Fall des Nichteintretens ven Tag anfündigt, von welden ab man 
ſich ald im Kriegsftande befindlich betrachten wird. Übrigens ift es befannt genug, daß in neuere! 
Zeit Ultimaten alle nur denkbaren und nicht denkbaren Steigerungsfälle bis über das Ultim' 
tiſſimum hinaus durchgemacht haben. 

Unter allen Umſtänden wird jede der beiden friegführenden Mächte ein Kriegsmanifell m 
laſſen, welches an die eigenen Bölfer oder auch an die europäiſchen Mächte gerichtet und beftima! 
ift, zu beweifen, daß man mit Recht oder gezwungen zu den Waflen greife. Jede Partel will fi 
dadurch die Sympathie und die nicht zu verachtende Unterftügung der Öffentlichen Meinung eu⸗ 
obern. Möglich ift e8 natürlich nicht blos, daß eine, fondern auch daß beide Friegführenden Par: 
teien unrecht haben. Das Kriegsmanifeft fann nun bei der Schnelligfeit, mit welchet heul 
Nachrichten befördert und verbreitet werben, vollends eine Kriegserflärung erjegen. Mit des 
Kriegdmanifeft in Verbindung pflegen verſchiedene Aufforderungen und Ankündigungen eh 
laffen zu werden. Dahin gehören: R 

Ankündigung der Blofade feindliher Häfen. Diefe früherhin ſehr häufige Gıflänun 
ift, wie wir gefehen haben, nad) dem neuen Seekriegsrecht nicht mehr zufäfftg, es foll vielmeh 
die Blofade fernerhin nur dort verpflichten, wo fie mit einer ausreichenden Streitmadt wirllid 
geübt wird. 

Das Embargo auf Handelsſchiffe des Feindes, vie ſich in den eigenen Häfen befinden. Rus 
der neuen Praxis wird nicht ſogleich Embargo auf die feindlichen Schiffe gelegt, jondern immer 
ein Termin bezeichnet, bis zu welhem die feindlichen Schiffe unfere Häfen verlaffen müflen, wenn 
jie vem Embargo nicht verfallen follen. = 

Abberufungspatente. Diefelben können weiter oder enger gefaßt fein. Die meitefte Faſſun⸗ 
ift die, wenn eine Macht alle ihre Unterthanen aus dem Gebiete des Staats abruft, mit mel eu 
ein Krieg bevorfleht, und died unter Androhung ſchwerer und entehtender Strafen jomit m 
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Güterconfiscation. Diefe Faſſung kommt indeffen heutzutage kaum nody vor; in den meiſten 
Fällen wird man fi wol begnügen, nur diejenigen Unterthanen zurüdzurufen, welche in Mili- 
tärdienften, — vielleiht auch in andern Staatödienften der feindlihen Macht find, und dann die 
in irgendeiner Weife Militärpflichtigen. 

Ausweijungspatente, durch welche eine Macht ſämmtliche Unterthanen des feindlichen Staats 
binnen einer gewillen Frift unter Androhung von Strafen und Nachtheilen aller Art zur Räu— 
mung ibreö Landes auffordert, in welchem fie jid) vorübergehend oder auch für längere Zeit und 
mit fefter Niederlaffung aufhalten. Gin Beifpiel für diefen Fall ift in neuefter Zeit allerdings 
jelbft vorgefommen, wo nicht einmal ein Krieg bevorftand;; die Ausweifung der Teffiner aus der 
Yombardei feitend der öfterreihifhen Regierung. Indeſſen ward diefe Mafregel von ganz 
Guropa einer ebenfo ſcharfen ald gerechten Kritik unterzogen. 

Verbote eines Verkehrs, der dem Feinde nügen fann, in mäßigen und vernünftigen Grenzen 

ind dagegen vollftändig in der Ordnung. Nur müflen die mäßigen Grenzen in diefem Punfte 
wirklich eingehalten werden, wenn man nicht zu den größten Ungereimtheiten gelangen will. Sehr 
wichtig iſt Hier die Haltung, welche die Regierung der Preffe gegenüber einnimmt. Vielfach hört 
man bei kriegsdrohenden Stimmen, welde laut verlangen, die Preſſe jolle über Eriegerifche Be— 
wegungen der nationalen Armee, über Friegerijche Vorbereitungen u. ſ. w. nichts mittheilen, — 
oder welche aud ganz unverhohlen eine Art belagerungsftändlier Militärcenfur verlangen. 
Nichts ift falſcher ald dies. Ein Krieg ſelbſt, an dem dad Volf im ganzen feinen herzlichen An— 
theil ninımt, bewegt doch noch taufend Fibern im Volksleben. Jede Kamilie hat doch irgendein 
Glied im Heere oder einen Freund, von dem fie etwas zu erfahren wünſcht, und es ift thöricht, 
Died abſchneiden zu wollen. Häufig verfteckt jich hinter das Verlangen unbedingten Geheimnifles 
bon vor dem Ausbruch des Kriegs nur die Furcht impotenter Militärbehörven, daß ihre fal- 
\hen Mapregeln einer unerbittlihen Kritik unterworfen werden möchten. Dieſe Kritif mag 
wun allerdings diefen einzelnen Herren fehr unangenehm fein, aber vem Ganzen wäre fie unbe: 
dingt nügli, beſonders wenn die Negierenden auf jie hören wollten. Man braucht ſich hier 
nur der Votgeſchichte des Krieges von 1859 in Ofterreich zu erinnern. Während des Kriegs 
hat nur derjenige großen Orund dad Geheimnig bewahrt zu wünſchen, welcher entſchloſſen ift, 
möglichjt wenig zu thun und lange auf demſelben Flecke ftill zu figen. Macht ein Heer raſche 
umd entiäiedene Bewegungen, jo fommmen ſicherlich alle Zeitungsnachrichten über deren Plan viel 
zu jpät, ald daß fie den Feind etwas lehren und ihm nugen könnten. Die Furcht vor der Offent: 
lichfeit ift bier wie in allen andern Dingen ein Zeichen der Impotenz und läßt fhon von vorn— 
herein nichts Gutes erwarten. Schlechten Einflüffen der Tagespreſſe ift am beften dadurch zu 
begegnen, daß Staats: und Militärbehörden den Zeitungen felbft gute thatſächliche Berichte 
über Geſchehenes mit größtmöglihfter Schnelligkeit zugehen laffen. 

Endlih wird in Ermangelung feiter völferrechtlicher Gefege ed gut fein, wenn bei Auffün= 
digung des Friedens oder bei Erlaf des Kriegsmanifeftes jede friegführende Partei ſich darüber 
ausjpricht, wie fie es in gewillen Punkten, betveffs ded Eigenthums in frempem Lande, betreffs 
der Kriegögefangenen, betreffö des Eifenbahn: und Telegraphenverfehrs mit dem feindlichen 
Sande zu halten gedenft. Am beften ift es freilich, wenn vergleichen Erklärungen ſich auf Ber: 
träge lügen können, die möglicherweife direct zwifchen den Friegführenden Parteien oder auch 
unter Bermittelung neutraler Mächte gefhloffen werben können. 

Mit dem wirflihen Ausbruch ded Kriegs tritt eine neue Reihe von völkerrechtlichen Conve— 
nienzen ein, bie ſich namentlich auf dad Recht beziehen, welches die Kriegführenden in Bezug 
auf Perfonen und Sachen des feindlihen Staatd beanſpruchen dürfen. Ehe wir hier auf De— 
falls eintreten, müflen wir aber auf einen Unterfchied der völferrechtlihen Grundanſchauung 
aufmerkfjam machen, der diefe ganzen Rechtsverhältniſſe durchzieht. 

Im Alterthum hatte man die Anfhauung, daß, wenn einmal dad Neid der Gewalt durch 
den Krieg erſchloſſen ift, ſämmtliche Rechtsanſprüche aufhören; fo weit die Gewalt reicht, reicht 
aud das Net. Alle Bürger eines Landes find folivariich für den Krieg, den ihr Land be— 
(Slojjen Hat, verantwortlih, und jeder einzelne muß daher auch die Folgen durchaus tragen. 
Eine innige Harmonie, eine völlige Identität der Bürger und des Staatd ift hier die Funda— 
mentalvorausjegung. „Hat man außerhalb des Landes Kämpfe und Gefahren wegen der 
Grenzen zu beftehen, jo bleibt im Fall einer Niederlage zu Waller oder zu Lande, venen, die 
danonfomımen, zu Haufe Land, Stadt und Heimat, und jie werden dabei ſchwerlich alle auf 
emmal zu Grunde geben. Für diejenigen dagegen, welche um ihre höchſten Güter, Tempel und 
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Vaterland und Altern und Kinder u. ſ. w. kämpfen follen, find die Bedingungen des Kampfes 
ganz andere. Kommen fie davon und wehren jie wader den Feind ab, jo find fie für die Zukunft 
ihren Gegnern furdtbar und werben nicht leicht angegriffen, halten fie ſich aber ſchlecht im 
Kampfe, fo find fie hoffnungslos verloren. Es dürfen daher diejenigen, welche um fo viele und 
große Güter ftreiten follen, e8 in Feiner Weije an Zurüftung und Muth fehlen lafien, fie müſſen 
vielmehr auf viele und mannichfaltige Anftalten bedacht fein, damit fie wenigftend nicht burd 
eigene Schuld unterliegen und, trifft fie ja eine Niederlage, wenigftens die Überlebenden aud den 
Trümmern ihr früheres Glück wiederherftellen können. So haben ja einige griechiſche Stämme, 
nachdem fie zum Außerften getrieben, ji wieder erhoben.‘ R 

Man braucht nur diefe Einleitung zu der „Städtevertheidigung“ ded Aneas anzujeben, um 
fofort einen Einblid in die antife Anfihı von der burdhgreifenden Gewalt des Kriegd zu gewin: 
nen, bie ihren Einfluß auf das Perfonen: und Sachenrecht des Kriegs nicht verfehlen können. 
Es ift nicht überflüffig, hier ausdrücklich darauf aufmerffam zu machen, daß die Sklaven, welde 
im Altertum einen fehr bedeutenden Theil ver Bevölkerung eines jeden Landes bildeten, unter 
das Sachenrecht fallen. 

Die moderne Monardhie, welche im 17. und 18. Jahrhundert unferer Zeitrechnung ſich ent: 
wickelte, die Zegitimität oder das Gottesgnadenthum proclamirte und fie für kurze Dauer zu all: 
gemeiner Anerkennung brachte, führte zugleich auf höchſt erfennbare Weife einen unnatürliden 
Dualismus ein: den Staat, d. h. die Staatöregierung, welche in dein regierenden Fürſten oder der 
Dynaſtie zur Erfheinung fommt, und die Menfchen, welche nad) den Korderungen der Bernunfi 
die eigentlichen Gonftituenten des Staats find. Der Sag: der Staat bin ich, ward die Negel dei 
Voͤlkerrechts auch in denjenigen Ländern, in welchen e8 nicht geradezu ausgeſprochen wart. Nah 
diefer Regel disponirt die (dunaftifche) Staatsregierung unbedingt über alle Mittel des Slaats 
für den Krieg. Aber nur was fie von fih aus für den Krieg beflimmt, gilt als legitim für die: 
fen beftimmt. Der Sag: Ruhe ift die erfte Bürgerpflicht, ifl der würdige Kamerad bed an: 
dern oben citirten. Allerdings hat nun diefe Sache auch ihre guten Folgen, namentlich für di 
Humaniiirung ded Kriegs gehabt. Nach viefer Anfhauung nämlich Hat „der ruhige Bürger‘ 
durchaus feine Verantwortlihkeit für den Krieg, und der Feind ift vaher auch verpflichtet, ihn 
möglichft zu fhonen. In ihrem Zufammenhange mit allen andern ift Die Anfchauung aber rint 
höchſt unwürdige; die Vortheile der Anfhauung find den Vortheilen vergleichbar eined Men: 
fhen, den man nie, aud auf die blutigfte Beleivigung Hin, nicht fordert, weil man ibn felbt 
für unwürbig hält und überzeugt ift, daß er von allen Menſchen dafür gehalten wirt. Für bad 
Gottesgnabenthum war die Anfhauung eine hoͤchſt nügliche und wurde daher von ihm auf 
fortmährenn gehegt und gepflegt. 

Almäpli gehen wir zu einem neuen Völkerrecht über, welches die Selbſtbeſtimmung der 
Völker — und diedmal ohne die Einmifhung des „eigenthümlichen Inftituts der Sklaven 
wieder zu feiner Baſis macht, möge immerhin in dem allgemeinen Stimmrecht, deſſen ſonder 
baren Anwendungen und ähnlichen Erſcheinungen dieſes neue Völkerrecht ſich noch weſenilt 
als Caricatur darſtellen. 

Was man aber bis heute noch Kriegsrecht oder Voͤlkerrecht für den Krieg nennt, wurgelt, fo: 
weit e8 aufgefehrieben ift, ganz wefentlich in den Vorftellungen des 17. und 18. Jahrhundert, 
und dieſem Umſtand, nicht etiwa unferer befondern Neigung zur Polemik, ift es zugufgräben, 
wenn ber vorliegende Artikel ein vorherrſchend Fritifcher it. Wir wollen nicht Längft abgetbait 
Dinge nahihreiben, jondern etwas Gültiges geben; wir dürfen es aber auch nicht verjäumtn, 
längft abgethane Dinge nochmals abzuhandeln, weil fie fortwährend in die Gegenwart hinein 
ragen und bineinfpredyen. 

Indem wir beginnen von dem Recht auf die Berfonen der Feinde und von dem Reit der 
Verſonen gegenüber dem Feinde zu reden, müſſen wir zunächſt von dem Unterſchied etmad jagen, 
der zwiſchen fogenannten legitimen Feinden und nicht legitimen gemacht wird. 

Das Altertum kannte dieſen Unterſchied gar nicht. Gegen alle Bürger eines Kanes, meld 
die Waffen gegen deſſen Feinde erhoben, ward von diefen das gleiche Recht oder Nichtrecht gehal 
ten. Die moderne Monarchie änderte dies. Der Fürſt ſagt: ich führe den Krieg; nur ni 
Mittel, die ich dazu aufftelle, Haben folglich ein Mecht, Eriegerifh aufzutreten und zu verfahren, 
das Volk als ſolches Hat fich nicht im mindeften einzumifhen, wenn es nicht von mir beorbert, 
ausgerüftet u. f. tw. wird, Nach diefer Theorie behandelte man als legitime Feinde nut it 
erfennbar als Staatötruppen auftretenden Abtheilungen und ihre Glieder, ober ſolche ab 
theilungen, welche durch irgendiwelde Ausweife ald von der Regierung auddrücklich auterikt 


Krieg (volitiſch) 339 


bingeftellt wurden. Alles andere, aljo der Bürger, welder aus eigenem Antrieb, nad; Abrede 
nit feinen Marfgenofjen zu Shug und Schirm feines Hauſes und der IInabhängigfeit feines 
Lolls die Waffen ergreift, wird nicht ald legitimer Feind betrachtet. Dem illegitimen Feind 
aber fommt der Schuß der conventionellen Kriegsgeſetze nicht zugute. Er wird nah Willkür 
behandelt, ſoweit die Willkür reicht. 

Man erfennt leicht, daß diefe Theorie für die Kriegführenden bisweilen höchſt nüglid fein 
fonn. In Bürgerfriegen z. B. nennt die alte Staatöregierung, welche ven Beſitz für ſich hat, 
alles, wad gegen jie die Waffen ergreift, Rebellen, und behandelt fie (der Theorie nach) als ille— 
gitime Feinde, Bei äußern Öffentlichen Kriegen kann eine „illegitime“ Erhebung neben ber 
Armee nur dem Vertheidiger wefentlidh zugute fommen. Der Angreifer hat alfo ein Intereffe 
daran, den Alnterfchied aufrecht zu erhalten, und wir fehen daher auch lets, wie in allen Procla— 
mationen, mit denen ein Angreifer ein Land betritt, die Erklärung eine große Rolle fpielt, er 
habe ed nur mit der feindlichen Staatsregierung, keineswegs mit dem ruhigen Bürger zu thun. 
Tiefer werde allen Schug feiner Berfon und feines Eigenthums genießen, während der „un: 
ruhige" Bürger zugleich damit bedroht wird, daß man ihn als illegitimen Beind behandeln 
werde. 

Die Theorie vom legitimen und illegitimen Feinde dient dem Interefle des Stärfern, und 
daber ift es auch begreiflih, daß fie immer wieder hervorgefucht wird, obgleich die Franzöoͤſiſche 
Resolution von 1789 die Idee ded Rechts des Volks am Staate und feines Intereſſes für die 
Srhaltung des Staats mwiederhergeftellt hat, im folgerechter Entwidelung diefer Idee aber ver 
Unterfhied won legitimen und illegitimen Feinden nicht mehr exiftiren follte- Wenn die illegi: 
iimen Feinde jehr mächtig werben, wenn fie ſich im erften Moment nicht von den Drohungen und 
ihrer hier und da erfolgenden Ausführung, dem maſſenweiſe Füfiliren von Gefangenen, dem 
Nieverbrennen ganzer Dörfer haben einſchüchtern laffen, dann ändert fich freilich die Sache und 

auch dem illegitimen wird ſchließlich Recht gehalten. Dies folgt aus ver Macht, welche ver illegi— 
time allmählih gewinnt, Repreflalien zu üben, ſodaß die Gefahr eines wahrhaften Vernid- 
tungäfrieged entſpringt, der doch bei Lichte betrachtet niemals zum vorgefegten Zwecke führen 
kann. So nannten dje Ofterreicher 1848 und 1849 die Ungarn Rebellen, fahen ſich aber doch 

im allgemeinen genöthigt, ihnen das conventionelle Kriegsrecht zu halten ; die Königlichen von 

Neapel nannten im Jahre 1860 im Chorus mit ſämmtlichen Anhängern des legitimen Prin- 
cips in Euroba die Garibaldianer Straßenräuber u. ſ. w., es fiel ihnen aber auch nicht einmal 
im Traume ein, ihnen nicht Kriegsrecht halten zu wollen, weil die Garibaldianer die Mittel zu 
den großartigften Repreflalien in der Hand hatten. Dagegen ift für die Haufen der Kämpfer 
für Ihren und Altar im Neapolitanifchen heute der Name Briganden von aller Welt acceptirt, 
und die Biemontefen halten den Briganden fein Kriegsrecht, meil diefelben nicht Gleiches mit 
Gleichem vergelten Fönnen. Jeder handelt hier nad feiner Bequemlichkeit und feinem Vortheil; 
die Worte und Begriffe find äußerſt gebuldig, und man kann alles Mögliche mit ihnen auf: 
Helfen. Freicorps, welche mit Autorifarion der Staatöregierung errichtet find und kämpfen, 
tollen nach dem gewöhnlichen Herfommen für legitim gelten. Aber man geht auch davon ab, 
wenn ſolche Freicorpd dem Feinde fehr läftig werden und doch nicht eine ſolche Macht Haben, daß 
jie Gleiches mit Gleihem vollftändig vergelten fünnen. Man erinnere ſich hierbei des Verfah— 
vend Napoleon's gegen die Lügomwer im Jahre 1813. Wie fonderbare Eontroverjen bei der 
Unterfeivung von legitimen und illegitimen Feinden vorkommen, fieht man unter andern an 
dem Beifpiel des Öfterreichiichen Generals Chaſteler. Als diefer 1809 in Tirol commanbirte, 
feste Napoleon einen Preis auf feinen Kopf. Nach dem herkömmlichen Kriegsrecht ift dies in 
Betreff eines legitimen Feindes nicht geftattet. Don franzöſiſcher Seite warb die Sache aud) 
wirflih damit gerechtfertigt, daß Chafteler fein legitimer Feind fei, — weil er in Belgien ge: 
»oren war, welches damals freilich öfterreichiich, 1809 aber frauzöſiſch war; Chafteler follte aljo 
zuch ein Franzoſe und folglich ein Rebell fein, da er gegen Napoleon fodht. 

Zur See galten für legitime Feinde außer ven Mannichaften der Staatäflotten auch die: 
enigen von Kapern, die mit gehörigen Kaperbriefen von ihrer Regierung ausgeftattet wären. 
Rah der parifer Erflärung vom Jahre 1856 fell die Kaperei abgeſchafft fein; folglih würden 
mnmebr alle Kaper, melde Staaten angehören, deren Regierungen der parifer Erflärung bei: 
ketreten find, als ilfegitime Feinde, ald Seeräuber betrachtet werden müſſen. 

Die Abfhaffung der Kaperei liegt, wie bei diefer Gelegenheit bemerkt werden mag, wieder 
cdiglich im Intereffe der Stärfern, berjenigen Mächte, melde große u, befigen; ven 
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Schwachen fällt fie zur Laft, denen nämlich, welche zwar feine Kriegöflotten, dagegen eine ke: 
trächtliche Küſtenentwickelung, ftarfe Handelsflotten und zahlreihe Matrojen haben. In dieſe 
Klaffe gehört auch Deutihland. Darf ein Land, welches ſich in ſolcher Lage befindet, Kater 
ausrüften, fo wird es ihm nie an muthigen Seefahrern fehlen, die ſich zur Bemannung melen 
und die durch ihre Keckheit vem ſelbſt weit überlegenen Feinde erheblichen Schaden bereiten fü: 
nen. Wäre 1848 von feiten Preußens der Krieg gegen Dänemark ernft gemeint, nicht bis 
eine Vorbereitung auf die Gontrerevolution vom November geweſen, man würde nicht die für: 
mifhen Anerbietungen von Taufenden von Matrofen der Handelöflotte, welche damals unk: 
Ihäftigt in ven Seehäfen lagen, ohne weiteres zurüdgewiefen haben. 

Spione werden nirgends als legitime Feinde betrachtet, ja in Rückſicht auf den Nactkei, 
welchen fie bereiten koͤnnen, hat man ihrer Thätigfeit nod den Stempel der Infamie aufgedrüch 
und hängt — nad) der militärifchen Etikette — die Spione, flatt fle zu erſchießen, — obalıid 
möglicherweife das Spionenhandwerk durch die Motive zu ihm entjchieden geadelt werden fan. | 

Laſſen wir nun den Unterſchied zwifchen legitimen und illegitimen Feinden beifeite, da wir ; 
wiffen, daß je nach den Umſtänden ver Begriff ver Kegitimität erweitert oder eingeichränkt wir, 
und reben wir von dem Kriegsrecht, weldes den Perſonen der legitimen Feinde gebalı 
werden foll. 

Durd den Gebrauch der Waffen werden in geordneten Kampfe die Feinde verwundet um 
getödtet; died Tdten und Verwunden muß ein Necht fein, denn es ift das nothivendige Elmer: 
tarmittel des Kriegs. Indeſſen man hat es beſchränken wollen, indem man verlangte, daf fi 
Mittel angewendet werben ſollen, welche Verwundung oder Tödtung ſchmerzhaft über dad nd: 
thige Maß machen oder beſonders gefährliche und ſchreckliche, obwol nicht tödliche Dermaden: 
gen herbeiführen. Man wollte daher ausſchließen ven Gebraud vergifteter Stoß: mi hich 
waffen, ferner von Stangenfugeln, Kettenkugeln, gehadten Blei, Nägeln, Glasftüdawik 
lihen Geihoffen. Man kann ſich leicht überzeugen, daß ed äußerft ſchwer ift, hier zu befiuum 
Feftfegungen zu gelangen. Bei jever neuen Erfindung eines Mordinftruments Könnte fh # 
der neuen Grundlage der bier vorausgefegten Annahme ein Streit der Wölkerrechtälehter Ws 
über erheben, ob es erlaubt und legitim fei oder nicht, ohne daß man irgendwie zu einer ya 
bein, anerfennenswerthen Entſcheidung darüber zu gelangen vermöchte. So über die Kalt, 
fo über die Shrapnels (deven Gebrauch während der polnischen Infurrection von 1848 wird 
den Preußen zum Vorwurf gemacht wurde!), fo über die Spigkugeln, von denen ein Wijta 
behauptete, fie träfen nicht fo ſanft als die fanfter geformten Mundkugeln, u. ſ. w. eebe 
weihung der Waffen muß als ein Misbrauch betrachtet werben, ver unftatthaft ift. Niki 
Tödten ift ver Zweck des Waffengebrauchs, fondern das Wehrlosmachen. Fa mit Reit iii 
hauptet worden, Daß es im ganzen viel vortheilhafter fei, dem Feinde recht viele Leute zu 
wunden, als jie ihm zu tödten; denn von den Todten hat er, wenn fie begraben jind, feine 
mehr, die Berwundeten aber machen ihm lange Arbeit und Sorge. Nicht felten find bie Kay 
darüber, daß Soldaten der einen Bartei, welche bereits hülflos und verwundet waren, von # 
daten der andern Partei noch weiter verwundet oder vollends getödtet wurden. Bein 
häufig wurden diefe Klagen unter anderm im Krimkriege von den Verbündeten gegen bie Rufe 
erhoben. Obgleich ed faft unmöglich fein wird, Beftialitäten im Kriege völlig zu verbinden 
muß doch wenigftend dur ſtrenge Beftrafung der Schuldigen darauf Hingearbeitet werden, hr 
weit die Belehrung und der Appell an das militärifche Ehrgefühl nicht ausreicht. | 

Wenn fih im Kampfe feindliche Soldaten oder Abtheilungen durch Anrufung von Par 
oder Duartier oder durch Nieverlegen der Waffen felbft für wehrlos und überwunden erfil 
fo muß ihnen nad) der herrſchenden Kriegdregel ver Pardon gewährt werden. Gie werden N 
Kriegdgefangene und genießen die Nechte der Kriegsgefangenen. Ein Gebraud der 
gegen fie ift alfo fernerhin unftatthaft. Bisweilen ift allerdings das PBardongeben a 
ichloffen worden, immer nur infolge einer großen Erbitterung der einen Partei gegen die an 
oder beider Parteien gegeneinander. ins der großartigften Beifpiele von Schladten ? 
Art, wo die Sache mit völliger Tragif auftritt, ift die Schlaht von Lügen, als die Schweden 

neuem Angriffe jhritten, um den Tod ihres Königs an den Kaiferlichen zu rächen. 
Bisweilen haben wol Befehlshaber von Belagerungscorps, namentlidy vor ſchlechten 8 
flungen, erbittert durch eine tapfere Vertheivigung, gedroht, wenn bie Feſtung nidt bi | 
einem gewiſſen Zeitpunft übergeben würde, wenn z. B. ver Sturm der Breſche abgem 
würde, feinen Bardon geben, fondern Mann und Maus über die Klinge fpringen la 
zu wollen. So that es noch Görgei vor Ofen 1849. Ausgeführt ift die Drohung im neu 
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Zeit faum noch worden. Nah dem herkömmlichen Völkerrecht galt fie feit lange für unftatt- 
haft, ganz abgejeben von der Ausführung, das Völkerrecht ift hier offenbar mehr ald von irgend: 
Awad andern von der Achtung infpirirt, welde man tapfern Kriegern ſchuldig ift und immer 
beweiſen follte. 

Eine befondere Beilimmung ded conventionellen Völkerrechts im Kriege verorbnet, daß 
die Töbtung des feindlihen Souveränd vermieden werben fol. Diefe Beftimmung würde 
Sonugäweile ven republifaniichen Heeren zugute fommen, da in ihnen jeder Soldat ein Stüd 
Bd Souseräns ift. Indeſſen fo wird fie nicht verftanven ; fie ſtammt aus dem vollwüchſigen 
Gotteögnadenthum, begreift nur die Monarchen in ſich und beruht auf jenen Grundfägen dy⸗ 
lifher Bruderſchaft, welche die dynaſtiſchen Brüder unverantwortlich machen und es für ganz 
ner Orbnung halten, daß die Dynaſten Tauſende von Leuten hinſchlachten laſſen, den Ruhm 
Son allem, was gewonnen iſt, ernten, aber ſelbſt ſich falviren und nichts thun. Dieſe Einigkeits— 
rsrie des Gottesgnadenthums hält in unſerer Zeit wenig Stich. Die Fürſten, welche heute 

auf das Schöne Vorrecht pochen, tun gut, fih vom Kampfplage recht fern zu halten, da die 
Kanonen ſehr weit reihen und ihre Geſchoſſe abfichtlih oder unabfichtlich den tödten 
‚ weldyen jie treffen. Wir erinnern bei diefer Gelegenheit an die übergroße Ehrfurcht, 
feiten® der Schleswig = Holfteiner von 1848 —50 gegen ihren König = Herzog an den 
ET g gelegt wurde. 

| Paupergalb des Schlachtfeldes wüthet in jedem Kriege ver Tod. Wie viele Taufende 
aten erliegen nicht ven Mühen ver Märſche, in ven Spitälern, der Zufammenpreflung 
‚ Bivouafs, Feftungen! Aber diefe Todesſchrecken außerhalb des Schlachtfeldes noch 
jö u bermehren, dagegen wehrt ji das Völferreht und vorzugsweiſe auf der Baſis der 
manität. Das Brunnenvergiften, der Meuchelmorb u. f. w. werden nicht als legitime 
Ruegemiitel betrachtet. Aber find fie abfolut zu verwerfen? Wir fönnen auch died nicht zu= 
E Denn ein Fleines, numeriſch ſchwaches, aber freies und ſich feiner Freiheit bewußtes 

ine mächtigen Eroberer angefallen wird, foll ed da nicht das Recht haben, von allen 
In zur @rbaltung feiner Freiheit und Mnabhängigkeit Gebraud zu mahen? Man wird 

ıf enwidern, daß dies ſchließlich zu einem Vernichtungskriege führt, der den Forderungen der 
mmumit nicht entfpreche. Wir zweifeln, daß die Behauptung in jedem Falle richtig ſei, der 
* ungäfriog entſpreche nicht den Forderungen der Vernunft. Wird nicht der einzelne 
—— als ſich zu gewiſſen ſchändlichen Dingen hergeben? Und warum ſollte ſich 

Be fall8 es nicht fiegen kann, viel lieber der Vernichtung preisgeben, als Freiheit 
nabbängigfeit verlieren? Wiederholt müſſen wir hier darauf aufmerffam maden, daß 
m und Ritterthum (Ghevalerie) oft nur die Feigheit verbeden und dem Bortheil ein- 
ERlaffen dienen, und daß unferer Meinung nach ein wahrhaft freies Volk, um feine Frei— 
Kbrwabren, von allen Mitteln des Kriegs Gebrauch mahen darf. Die wahre Menſchlich— 
ettieh im Herzen des einzelnen, und daf ber einzelne fie übt und üben muß, ift frudhtbarer 
entionelle Borfchriften einer roben Ghevalerie, welche nur einzelnen Klaffen dienen. 
‚in denen immer aud die Humanität am herrlichſten blüht, brauchen die Vor: 
halten verjährten, aus Vorurtheilen zufammengebadenen Völkerrechts nicht, um 
menschlich zu führen. In der Bruft freier Männer lebt Ehre und Menſchlichkeit, fie 
rauten en nicht auf Pergamenten gepredigt zu werden. Auf die falſchen Anſchauungen, 
Deine das Halb mittelalterliche, im Vortheil einzelner Klaſſen confervirte internationale 
riegsre uns noch forterhalten werden, gründen ſich oft ganz falſche Anſchauungen, von 

en her, die einen jo irrig wie die andern. Oft genug wird von der unterlegenen 

ais Verraih und Meuchelmord bezeichnet und gebrandmarkt, was die gewöhnlichſte 
shift, eine geſchickte überlegene Anwendung des uns allein gegebenen Verſtandes war. 
ht Hierbei immer der höchſt naive Vorwurf ein, welchen ver alte Welden 1849 den 
Mm machte: ihre Generale hätten jo gegen alle Regeln, fo dumm operirt, daß ein wohl: 
er Öfterreichifcher Öeneral darauf gar nicht hätte rechnen können, und fo fei ed fein Wun— 
ze Kunft mehr gewefen, die öſterreichiſchen Generale zu jhlagen. 
18 todt zu ſchlagen gilt überall und jedem für erlaubt. In der That ift ed ja für 
ein Bortbeil wenn fie ihre Marodeurs für vogelfrei erflären und fie nicht blos nad) 
u Yuftiz abftrafen, ſondern jeder Juftiz, auch ver ded Mr. Lynch überliefern kann. 
ben von Tödtung und Verwundung kommt nun ferner in Betracht die Gefangen: 

riegẽsgefangene werden gemacht in den Schlachten auf das Anrufen des Parbons von 
gen Abteilungen over von einzelnen Soldaten, ferner im Verfolg von Gapitulationen von 
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Feftungen oder auch im freien Felde abgefhloffen. Derjenige, welcher die Gefangenen geması 
hat, läßt fie entweder in fein eigenes Land abführen und bewahrt fie dort, oder er emtlift fi 
unter gewiſſen Bedingungen in ihr eigenes Land. 

Im erftern Fall übernimmt die fiegreiche Partei die Sorge für den Unterhalt der Kriat- 
gefangenen. 8 ift begreiflich, daß Leute, welche ji ihrem Gegner ergeben haben, ziemlich nt 
allem unzufrieden fein werden, was ihnen begegnet, theil® weil fie mit ſich ſelbſt umpufricn 
find, theils weil fie der Maſſe nad, Soldaten und fubalterne Offiziere, allen Grund hakın 
mögen, mit ihren Borgefegten unzufrieden zu fein, welche, vielleicht ohne durrchfhlagente | 
Grund, fie dem Unglück und bin und wieder ver Schande überlieferten. Bon nirgend he 
ſchallen fo viele bittere Klagen ald aus der Kriegsgefangenfhaft. Man muf aber hier hilligr: 
weiſe audy die Gegenſeite hören. Soll ein Staat verpflichtet fein, Die Kriegägefangenen, meitr 
fein Heer gemacht hat, zu ernähren, ohne irgend Gegendienfte zu verlangen? Uns ſcheint bil 
eine höchft ungerechte Korberung, die allen nationalöfonomifchen Gefegen widerſpricht, Unien 
Anficht nad hat der Staat vollfommen das Recht, da er die Kriegdgefangenen nicht fd kl‘ 
überlaflen kann, damit fie ji ihre Nahrung jelbft ſuchen, meil er fie dann aus den Augen un 
der Bewachung verlieren würde, fie zu Staatöbauten aller Art zu verwenden, wobei jeder Gb! 
feinen Kenntniffen und Fähigkeiten gemäß, die Offiziere alfo ald Leiter und Auffeher, venmeht 
werden mögen. 

Im zweiten Fall ift die Bedingung gewöhnlich die, daß die Kriegägefangenen auf if Be] 
in die Heimat entlaffen, eine gewiffe Zeit lang nicht gegen die Macht dienen jollen, vonder it‘ 
zu Gefangenen gemacht werben. Damit entgeht allervings die fiegreiche Partei der Core ir | 
diefe Gefangenen. Ob fie ſich aber dabei unter allen Umftänden gut fteht, ift einedundut 
andere Frage. Wenn es der Partei, welcher die Gefangenen abgenommen wurden, damdr 
theil zu gewähren ſcheint, fie wieder zu verwenden und zwar gegen bie gleichen Beine, I mit 
fie ohne Zweifel immer Gründe herauszufinden wiffen, welche den Act der Befangenntmm 
und ver Gapitulation ungültig und nichtig erfepeinen laffen. Die Gapitulation Dura! | 
von Vicenza ift hierfür ein Beiſpiel. Aber ed braudt in vielen Fällen viefer Künſte nit ® | 
mal, um die Folgen der Kriegsgefangenſchaft illuſoriſch zu machen. Wenn eine Madt, mt 
Kriegögefangene abgenommen werden, gegen zwei Barteien zu gleicher Zeit zu künpien di 
wenn die Kriegsgefangenen nur verpflichtet werben, gegen die Bartei, welche fiegefangenmudt 
eine Zeit lang nicht zu fechten,, jo Eönnen fle doch gegen die andere noch fedhten, und da nude 
ein bloßer Tauſch der Truppen von einem Kriegsihauplag auf den andern einzutreten buakt 
fo hat jene erſtere Bartei, welche die Kriegsgefangenen machte, mit ihrem Erfolge im wie 
lichen nicht® gewonnen. So fochten die 10000 Franzofen, welde in Mainz gegen die | 
capitulirten, alsbald in der Benpee, wo fie fehr gut verwendet werben fonnten. 

Daß ein Heer, welches Kriegdgefangene gemacht hat, diefelben niedermacht, kann nut hd 
die eigene Noth entfhuldigt werden. Noth muß aber auch wirklich vorhanden fein, wennc 
fo barbariſche Maßregel einigermaßen gerechtfertigt werben fol. 

Nichteombattanten, Militärärzte, Commiffariatöbenmte, Auditeurs, Feldgeiſtlich u." 
ſollen nad den früher herrſchenden Anfchauungen gar nicht gefangen gemacht werben. Inne 
Zeit hat man anerkannt, daß der Unterſchied zwiſchen Gombattanten und Nichteombattanitt Mei 
fein fo klar durchgreifender ift, als man ihn theoretifch Hingeftellt hat. Namentlid ai wi 
von den Ärzten. Das Recht ver Grfangennehmung muß demnach auch in Bezug aufdi im 
nannten Nidgteombattanten beftehen. Wenn wir dem Feinde einen geſchickten Commiſarit 
beamten abnehmen, fo fönnen wir ihm dadurch einen ganz erheblichen Schaden zufügen, 
vend es möglicherweife dem Feinde nur zum größten Bortheil gereichen würde, wein ibm 
ungeſchickter General abgenommen würde. In Bezug auf dad Verfahren mit in Gefan 
gerathenen Nichtcombattanten oder Perfonen der apminiftrativen Dienftzweige müſſen ; 
nität und Billigfeit allein den Ausfchlag geben. - r 











Werben Militärärzte z. B. in Lazarethen gefangen gemacht, lediglich teil fie ihre 8 
nicht verlaffen wollten, während fie fich ſonſt durch die Flucht fehr gut ſolchem Schichſal 
entziehen fönnen, fo ift es nicht mehr als billig, daß die Partei, welche fie gefangen machte, 
Ärzte zurückhält, folange jene Razarethe beftehen, denn man kann von ihr nicht verlangen, 
fie ohne die dringendfte Nothwendigkeit ihre eigenen Arzte zur Befergung feindlichet # | 
oder Verwundeter hergibt. Werden aber jene Lazarethe aufgehoben, wird in irgenbeit! 
bern Weife Bürforge für die in ihnen beherbergten Kranfen getroffen, fo müßten bie mit ie 
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gefangenen Militärärzte billig entlaffen werben. Militärärzte, melde mit der Waffe in ver 
Hand gefangen werben, werben auch durchaus wie Gombattanten zu behandeln fein. Wir er: 
wähnen hier nur eines Falles, welher vorkommen fann und deſſen Borfommen den betheiligten 
Militärärzten zur größten Ehre gereihen würde: in irgendeiner einigermaßen vertheidigungs: 
fähigen Stadt befinden ſich große Razarethe, in dieſen viele Neconvalefcenten; eine Garnijon 
fehlt jonft, auch Offiziere find nicht, wenigftens nicht in großer Anzahl, vorhanden. Nun wird 
die Stadt von einem feindlichen Detachement angegriffen. Die Militärärzte raffen die Reconva— 
(efeenterr zufammen, um die Stadt zu vertbeidigen, und organijiren den Widerftand, wie wenige 
dens etwas Ähnliches ſich zu Arezzo 1849 ſeitens des öͤſterreichiſchen Spitalperſonals beim Erz 
einen Garibaldi's ereignete. Gelingt der Widerſtand nicht, jo wird wahrſcheinlich die ganze 
Beſatzung gefangen und die Militärärzte, welche fich in ehrenvoller Weife beim Widerſtande bes 
theiligten, iind nur wie Eriegögefangene Offiziere ohne weitere Rückſicht auf ihre jonftige Duas 
(tät zu betrachten. Daflelbe fann ſich bei der Vertheidigung eined Ambulancetrandports 
im Narich ohne ftarfe Göcorte gegen einen feindlichen Angriff ereignen. 

Beifeln, die man genomnien hat, um für dad ruhige und freundliche Verhalten einer Stadt 
eine Bürgfchaft zu gewinnen, werden nad der Megel wie Kriegsgefangene behandelt. 

In Bezug auf das Sachenrecht gilt: daß der Krieg zwar die wechielfeitige Anerkennung bed 
Eigentgumsrechtö zwiſchen den friegführenden Parteien aufhebt, aber keineswegs unbedingt. 
Die Sachen, deren ein erfolgreich vorſchreitendes Heer jih vom Feinde aneignen kann, find be: 
meglibe und unbewegliche. 

Wenn ein Angrifföheer fiegreih im feindlichen Lande vordringt und fih z.B. einer Pro: 
oinz bemächtigt, fo geht dieſe dadurch keineswegs in dad Eigenthum ded Staat# über, welchem 
jened Heer angehört, vielmehr nur in ven Kriegsbeſitz. Ob jie Eigenthum werden foll oder 
mör, kann erft im definitiven Frieden abgemacht werben, und biefer Grundſatz fol für alle ein- 

zelnen unbewenlihen Güter, Grundftüde, Häuſer u. f. w. auf dem vorläufig eroberten Gebiete 
gelten. Nach diefer Regel würde 3.3. bis heute Süpitalien nody nicht rechtlich der piemonte⸗ 
Kihen Regierung gehören, weil zwiſchen Victor Emanuel und Franz Il. noch fein Frieden 
geihlofen it. Man fieht, zu welden Conſequenzen die Sade factiich führt; wir erwähnen 
gerade Dielen Hall, weil ed durchaus nicht fo unwahrfcpeinlid ift, daß er noch einmal eine ge: 
mifje Deveutung erlangt. Man erinnere fi) hier an die blos factifche, nicht rechtliche Anerken— 
mung bes Königreich Italien jeitend Napoleon’ II. Alles bewegliche Eigenthum auf dem 
Boden der in Kriegsbeſitz des Angreifers gerathenen Provinz geht binnen 24 Stunden nad 
dem Beuterechte in das Eigenthum ded Angreiferd oder Eroberers über, foweit e8 Stantdeigen= 
!bum, aljo von der Regierung den Privaten abgenommened und monopolijirted Eigenthum 
Jedoch hat auch diefe Regel ihre Ausnahmen, darunter eine vernünftige: die Gefchüge 
und fonftigen Ausrüftungsftüde, welde zur Armirung einer Feſtung gehören und dieſe erjt 
yur Beftung machen, werden ebenfo wie unbewegliches Eigenthum betrachtet. Eine eigenthüm= 
ide Ausnahme ift die, wonad unter die gleiche Kategorie auch die Mobilien auf fürftlichen 
Shlöffern und Domänen gehören. 

Aus dem Kriegöbefig einer eroberten Provinz geht für den Eroberer das Recht hervor: der 
Ginziehung jämmtlicher regelmäßiger Steuern, der Eintreibung von Kriegöcontributionen, von 
Eieferungen,, der Inanfpruhnahme ver Einwohner und ihrer nit menſchlichen Arbeitöfräfte 
zu Bronen aller Art für Kriegszwede, der Orbnung der Regierung und Berwaltung nad 
neuem Schema. 

Das Privateigenthum oder Eigenthum der Privaten fol im allgemeinen geachtet werben. 
Diefe Regel ift vollfommen confequent nad jener Anfhauung der modernen Monardie, zu: 
folge welcher die Regierung wie der perfönliche Gott erfcheint, vom Volke losgelöſt, über ihm 
(ömebend, zufolge welcher die Regierung den Staat ausmacht und nur die Mittel des Volks, 
melde diefe Regierung ſich bereitd in beſonderer Weife zu eigen gemadt und für die ihrigen erklärt 
bat, ald Staatsmittel gelten. Ein wenig in die Einzelheiten einzutreten ſchadet aud) hier nicht. 

Hat ein Militär auf dem Schlachtfelde oder in unmittelbarer Folge der Schladht Gefangene 
gemadst, ſoll e8 ihm erlaubt fein, diefelben auszuplündern oder niht? Wir glauben, vernunft- 
yemäs läßt ſich darüber nichts feſtſtellen. Was factiſch geſchieht, das hängt wefentlid von dem 
Bejittungeitand der Eriegführenden Parteien ab. Das Beutemahen kann gar nicht verhindert 
werben ; ed fann aber auch nicht befohlen werben: ein anftändiger Dffizier 3. B., der einen an- 
bern Dffüzier, ber ſich tapfer vertheidigt hat, vielleicht verwundet zu feinem Gefangenen gemacht 
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hat, kann gar nicht gefeglich gezwungen werden, diefen feinen Gefangenen alles, Börfe u. ſew 
wie eine Art Straßenräuber abzunehmen. Die befte Praxis in dieſem Punkt ſcheint und: 
gende: das Beutemachen auf dem Schlachtfelde und bei der Verfolgung wird weder verbeim 
noch befohlen. Wer Beute gemacht hat, ift aber gehalten, fie beim nächften Appell des a: 
taillond an einen zur Abnahme beftimmten Offizier abzuliefern. Diefer Offizier ftellt ein 
Auction an und vertheilt den Ertrag der Beute nad Ausweis der Rapporte umd ver Charge 
auf den Stab und die Gompagnien des Bataillon. 

Die Klugheit ſchon gebietet die Achtung vor dem Privateigenthum; dieſe Adhtung if dei 
ficherfte Mittel, die Sache der „ruhigen Bürger‘, bei venen in Geldſachen afle Gemüthliätri 
aufhört, von der Sache ihrer Regierung zu trennen. Es iſt alfo unfinnig, den Bürger eind 
Landes, in welches man erobernd eingedrungen ift, in Bezug auf fein mobiles @igenthum tr 
Willkür einzelner Offiziere und Soldaten preiszugeben, tie e8 beiſpielsweiſe und im prägnan: 
teften Sinne dort geihieht, mo man Truppenabtheilungen die Plünderung von einzelnen 
Städten und Ortſchaften geftattet. Wir halten die Plünverung in der Art, daß ed auf ra 
Trommel: oder Trompetenfignal einer Abtheilung von Truppen geftattet wird, ſich in cin 
Ortſchaft zu zerftreuen, Schränfe und Kaften nach Belieben in den Käufern zu erbreden, wi 
jeden Soldaten erlaubt wird, zu nehmen, was ihm beliebt und was er findet, für eine gay 
unerlaubte Mafregel, nicht blos wegen der Excefle aller Art, die neben der Plünderung immer 
vorzufommmen pflegen, fondern auch deshalb, weil diefes Umherwirthſchaften die Zügellofgfrt 
der Truppen nährt und die gute Kriegszucht entſchieden untergräbt. Dennoch ift vie Rh | 
vegel auch in neuerer Zeit und felbft in offenen Städten, nicht blos nach einer Vertheidigen 
fondern ſelbſt ohne diefe angewendet worden, namentlich oft in ven Jahren 1806 un 107 
von Franzoſen und beutfchen Brüdern in Preußen. 

Der Soldat muß freilich Ieben und für ein Eroberungsheer mögen bie Lieferumgen, wit 
contractlich abgemacht find, nicht immer zur rechten Zeit bei ver Hand fein. Dann mm 
eine oder die andere Art Vorforge getroffen werben; ung ſcheint e8 aber, daß dies auf rin m 
dere Weife befler gefcheben fünne als durch die Plünderung. Fehlt es blos an Gelb, um Ber 
väthe zu kaufen, fo empfiehlt ſich zur Auftreibung des Geldes am beften die ganzen Grmeintn 
oder reihen Privaten aufgelegte Gontribution ; ift es aber nicht fomol der Mangel an Gh 
als andere Hinderniffe, Vorräthe von Lebensmitteln in größern Quantitäten auf einem Kid 
zufammenzubringen, fo ift ein gutes Ausfunftömittel die Einquartierung der Soldaten beida 
Bürgern, jedoch unter ftrengem Verbot, irgendetwas anderes zu nehmen, als Lebensmittel ei 
irgendetwas loszubrechen, was niet= und nagelfeft ift. Die Plünderung ruinirt immer zehn 
mehr, als fie einbringt. 

Man hat bisweilen gefagt: ob dem einzelnen direct abgenommen wird, was bie Seleuu 
augenblicklich brauchen, oder ob durch fogenannte Kriegscontributionen die Bedürfniſſe fir! 
Soldaten in Geld oder in natura unter Beihülfe der regelmäßigen Behörden perbeigeiänfl 
werden, ift ziemlich gleichgültig, ver Verluft für die Einwohner des mit Krieg überogmt | 
Landes muf ja derfelbe bleiben. Dies ift erftens gar nicht wahr, denn bei der Willfürker 
ſchaft, die man durch Geftattung der Plünderung dem einzelnen Soldaten zuerfennt, wirbeft 
bar auf der einen Seite wieder unnüg verwüſtet und auf der andern Seite fehlt denneh 
ee Außerdem aber fommen die böfen Folgen für die Kriegszucht ſehr entjnere® 
in Betracht. 

Es mag bisweilen im Nothfall, wenn man fi von dem böfen Willen der Behörten mM | 
der Einwohner hinreichend überzeugt hat, ganz zweckmäͤßig fein, die Plünderung in Autftt 
zu ſtellen, und wenn man einmal gedroht hat und die Drohung nicht wirkt, muß man 
zur Ausführung ſchreiten. Aber vorſichtig ſoll man doch mit dieſen Dingen umgehen. 

Wir müſſen hierbei noch die Bemerkung einſchalten, daß die Verlegenheiten bezüglie 
Verpflegung bei ven vollfommenen Gommunicationsmitteln unferer Tage mindeſtens in m 
traleuropa niemals fo ſtark herwortreten können, als e8 im Anfange diejes Jahrhunderi ned 
möglich war. 

Der eigene Vortheil des Erobererd (oder glücklihen Angreifers) wird ihn, wenn et fig 
ift, Immer zu einem befheidenen Auftreten in den eroberten Provinzen beftimmen. Bent * 
ruhige Bürger ſieht, daß ihm alle ſeine Ruhe nichts hilft, daß er trotz derſelben auf die ſcheuf⸗ 
lichſte Weiſe ausgeplündert wird, fo greift er am Ende ſelbſt zum Gewehr, und in einem kande 
welches ſich allgemein bewaffnet, wie es Spanien während der Napoleoniſchen Kriege that, 
jeder Eroberer den kürzern ziehen. 
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Ein theoretifch aufgeftellter , aber felten beadhteter völkerrechtlicher Sag ift es, daß die ge: 
mochte Beute dem urfprünglichen Eigenthümer zurüdgegeben werben foll, falls fie vem Er— 
beuter, bevor jle 24 Stunden in deflen Befig war, wieder abgenommen ward. Jedermann 
ehr ein, daß der zweite Erbeuter ſchwerlich erft ein juriſtiſches Eramen über den Beiigftand 
anftellen kann, felbft wenn er den beften Willen dazu hätte, der doch in ven wenigften Fällen 
voraudgefegt werben kann, abgefehen von dem geringen Unterricht, ven die Soldaten in Rechts: 
ſachen zu erhalten pflegen. 

Zur See werben als rechtmäßige Beute (gute Brifen) vie ſämmtlichen Kriegs- und Han: 
peißfahrzeuge betrachtet , welche man dem Feinde abnimmt, ebenfo diejenigen Fahrzeuge neu— 
traler Staaten, welche Kriegscontrebande führen. Das Seerecht verlangt, daß jenes Schiff, 
weldhes bie Beute gemacht hat, die erbeuteten Kahrzeuge in den nächſten eigenen Hafen führe 
und hier dem Admiralitätögericht das Urtheil überlaffe, ob ver gemadte Bang rechtmäßige 
Beute fei oder nicht. Erft wenn dieſes Urtheil bejahend ausfällt, tritt der Beuteantheil des 
Arereihen Schiffes und feiner Mannichaft in ihr Recht. Die Verabſäumung diefer alten Bor: 
jarift, welche allerbings jedem Seeoffizier, welcher Macht immer, bekannt fein mußte, ſpielte auch 
ieieber in der Trent: Affaire eine Rolle. Soweit Kaper überhaupt feit ver parifer Erflärung von 
1856 noch anerfannt werden müflen, handelt es fih darum, ob fie mit einem regelmäßigen 
Rsperbrief (Marquebrief oder Patent ihrer Regierung für die Kaperei) verfehen find. In 
Yelem Falle werden fie wie andere genommene (aufgebrachte) Schiffe behandelt, wenn fie den 
Aaperbrief nicht haben abg ald Raubſchiffe und ihre Mannfchaft als Seeräuber. 

-Souveräne, melde ihre ganzen Länder oder Theile derfelben zeitweife verloren und dann 
Hd Rüderoberung, ſei ed durch eigenes, fei ed durch fremdes Verdienſt, wieder in deren Beſitz 
adangtew, haben nad) den Grundfägen des 18. Jahrhunderts das Recht des Poftliminiums, 
ie Me können die Sache fo anfehen, als beftehe noch das Recht, welches vor ihrer Vertreibung 

ud. 

Bährmd des Krieged und von den Friegführenden Barteien werden nicht felten Verträge 
abgeiloflen zu verſchiedenen Zwecken und bindend entweder für die gefammten oder nur für 
einzelne Abtheilungen der Heere. Dazu gehören die Sauvegardenverträge, durch welche die 
Barteien- Äh verbindlich machen, jede Sauvegarden oder Sauvegarbenbriefe anerkennen und 
adten zu wollen, welche von der andern Partei beftimmten PBerfonen gegeben worden find. 
Dar Eontributionsverträge verpflichten ſich die Behoͤrden einer vorläufig eroberten Provinz 
gegen ben Eroberer, von ihm ausgeihriebene Gontributionen und Lieferungen, die nicht aufein- 
mal geleiftet werden konnten, bis zu einem beftimmten Zeitpunfte zu befhaffen. Durch Gapi: 
iulationen oder Gapitulationdverträge werben die Bedingungen feftgeftellt, unter welchen ver 
Gommandant eines Platzes diefen feinem Gegner übergibt oder ebenjo der Gommandant eines 
Trebpencorpe das letztere die Waffen niederlegen läft, ſich zurückzieht u. ſ. w. Waffenftill- 
dandẽvertrãge regeln die zeitweife Unterbrechung oder die vorläufige Einftellung der Feindſelig— 

Priten, Sie können abgeſchloſſen werden nur zwifchen zwei fi einander unmittelbar gegen: 
überflebeniven Truppen, z. B. nad einer Schlacht zum Begraben ver Todten und Beforgen ver 
Derwundeten: oder weil beide Theile der Ruhe bevürfen, oder weil man unfidher geworden ift, 
überhaupt die Beinpfeligkeiten noch fortdauern. Sie können abgeſchloſſen werden für zwei 
ganze Deore, die über weite Kriegstheater vertheilt find, mit Ausficht auf die Herftellung des 
infolge son Unterhandlungen oder weil beide Theile während des Waflenftillftandes 
idee Berbältniffe zu beffern hoffen. Waffenſtillſtandsverträge müflen immer enthalten bie Zeit, 
zu welder die Waffenruhe beginnen und zu welcher fie ihr Ende finden fol. Das Ende tritt 
eniweder-gu einem beftimmten Zeitpunft ein oder fein Eintreten wird abhängig gemacht von 
der Auffündigung feitend eined der beiden Theile. In diefem Falle muß der Vertrag die noth⸗ 
wenbigen Befimmungen über die Kündigungdfriften enthalten. Er muß ferner beftimmen, 
Weihe Stellungen die Truppen beider Parteien während der Waffenruhe einhalten oder big zu 
welben Grenzen fie fih ausdehnen dürfen. Man weift alfo im Vertrag jeder Partei ein ge: 
inifies Gebiet an; die beiden Gebiete, auf denen die Parteien freie Bewegung haben, werben 
falipeber Durd eine Demarcationslinie voneinander geſchieden oder aud durch einen Streifen 
neutralen Gebiets, der alfo von zwei Demarcationdlinien begrenzt iſt. Beſondere Beftim: 
amgen der Waffenftillftannsverträge find durchaus von den befondern Umftänden, ven Ab: 
Pöten ‚melde im fpeciellen die Parteien bei ihrem Abſchluß verfolgen und melde fie ihrer 
Dastftellung nach erreichen tönnen, abhängig. 
Ihre Abſicht, Unterhandlungen behufs Abſchluß irgendeines Vertrags anknüpfen zu 
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wollen, drückt die Partei, welche fie ſucht, durch verſchiedene Mittel aus, das Aufſteden weißer 
Bahnen, das Chamadeſchlagen in befefligten Boften und Feſtungen, die Abiendung von Unter: 
händlern oder jogenannten Barlamentären an den Befehlshaber der Begenpartei. Die Parts: 
mentäre, gewöhnlid von einem Trompeter begleitete Dffiziere, ftehen unter dem Schute ki 
Bölferrechts, ihre Berfonen find heilig, fie müflen fi dagegen den Formen fügen, welde für ir 
das Völkerrecht vorfchreibt. Sie müflen ſich alſo ordnungsmäßig bei den Vorpoſten der Gran: 
partei ftellen und hier ven Veſcheid erwarten, ob fie der Befehlshaber, an ven fie Aufträn 
haben, überhaupt empfangen will oder nit. Im erftern Falle werden fie mit verbunden 
Augen zu demjelben geführt und ebenjo wieder an die Vorpoſten zurüd, wenn nicht eine Aut: 
nahme ausbrüdlich angeorbnet iſt. Sind in diefer Weiſe die Einleitungen zu den Unterhant: | 
lungen getroffen, jo werben dann die Delegirten beider Barteien beſtimmt, melde bie Unte | 
handlungen felbft führen follen, und endlich erfolgt die Feſtſtellung des Vertrags, iin 
orbnungsmäßige Verkündung und Ausführung. Berlegungen der Rechte der Barlamenin 
find bisweilen unter dem Vorwande vorgefommen, daß bie fie entjendende Partei fein legitim | 
Feind ſei, fo namentlich ſeitens der Diterreicher 1848 und 1849 gegen die Ungarn. di‘ 
öffentlihe Meinung hat dergleichen Berlegungen niemals gebilligt. | 
Häufig wird beim Abſchluß eines Vertrags die Ratification vorbehalten, je nach der Bid: : 
tigfeit des Gegenftandes die Natification feitend eined höhern Befehlshabers ober 3 





Kriegsherrn. Mit diefem Ratificationsvorbebalt kann ein großer Misbrauch getrichn mr 
den. So ward z.B. die Gapitulation von Danzig 1813 nicht vatifeirt; die Ausführung de 
Gapitulation hatte aber, ald die Berweigerung eintraf, ſchon begonnen und die dran 
fonnten unmöglid wieder in den Zuftand vor Abſchluß der Gapitulation zurückkehren dead 
PWiedereinfegung in den status quo ante erzwingen. In ſolchen Fällen find Gapiultisnn 
mit Vorbehalt der Ratification reine Maufefallen. Daß kein ehrlicher Menſch vergleitn dr 
fahrungsmeife billigen wird, verfteht ſich von felbft, aber das nugt denen nichtö, bie dann 
leiden müffen. 

Die Berrräge, welche im Kriege von den Eriegführenden Parteien abgeſchloſſen me 
fönnen, find fo mannidfaltiger Art je nad den Umſtänden, daß ed kaum möglich if, alle An 
aufzuzählen und jeder Art ven ihr zufommenden Namen zu geben. Wir wollen hier nur md 
der Auswechſelungsverträge erwähnen, durch welche die kriegführenden Parteien feriegen, — 
fie e8 mit ver Auswechſelung der Kriegögefangenen halten wollten. BE 

Durd einen Friedendvertrag wird der Krieg beendet. In der Regel geht dem Abit“ | 
des Friedendvertrags ein Waffenſtillſtand von längerer Dauer voraus, währenddeſſen Del 
terhandlungen über den Frieden gepflogen werben. Bismweilen wird biefer Bafentiilie 
durch den Abjchluß eines Bräliminarfriedens — zwiſchen den Oberfeldherren der Eriegfübum“ | 
Barteien allein over auch mit Ginmifhung beauftragter Diplomaten — eingeleitet. Im du 
liminarfrieden pflegen dann fon vorläufig Die Grundlagen, auf denen man unterhandelt 
ziemlich genau feftgeftellt zu werben; die Unterhandlungen find hier viel fefter gebunden, ad 
ein Bräliminarfrieven nicht abgeſchloſſen worden ift, und der Definitivfrieden if, fall a 
neue Verwidelungen eintreten, meift eine bloße Abſchrift oder höchſtens eine Erpoſtier 
Präliminarfriedend: Aus der neueften Zeit find ein lehrreiches Beifpiel dafür der Print 
frieden von Billafranca und der ihm folgende Definitivfrieven von Zürich. Einen Br”. 
ſchließen wollen, ohne behufs der Verhandlungen vorher einen Waffenſtillſtand zu Ihlur®, i 
immer ein verkehrtes Beginnen, weil der Gang des Kampfes mit feinen täglichen Eriolget w 
Nichterfolgen beftändig neue verwirrende Momente in die Verhandlungen trägt, melde an & 
auf dem Kampfplag felbft fehr unbedeutend fein mögen, ſich aber. am Grünen Tiſch, wo d* * 
plomaten verſammelt ſind, ſehr bedeutend ausnehmen. Lehrreich in dieſer Beziehung im" 
wiener Unterbandlungen während des Krimfriegs. 

Literatur. Martens, „Einleitung in bad pofitive europäiſche Völlkerrecht“ Wheuaun 
Elements of international law”. Heffter, „Das europäiſche Völkerrecht der Gegen 
Klüber, „Europäifches Völferrecpt”. W. Rüſtow, „Der Krieg und feine Mittel; dere 
„Militäriſches Handwörterbuch“ (in ven Art. „Voͤlkerrecht“, en ı — 

| ‚Rüfon. 


Krieg: Kriegführung. (Militärifhe Verhältniffe.) Der Krieg iſt ein — 
Politik. Wo es für zwei Barteien, ſeien fie übrigens einzelne Perſonen, Parteien IM Su 
oder Staaten, feine über ihnen ftehende anerkannte Macht gibt, da tritt zulegt Die ei 
Mittel, um zur Entſcheidung der Streitigkeiten zwiſchen ihnen zu führen, bie auf am 
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Beife, dur Unterhandlung, durch gütliche Verſtändigung nicht entſchieden werden fönnen. 
Ob der Krieg ein äußerer, zwifchen zwei anerfannten felbftändigen Staaten geführter fei, oder 
ein innerer (Bürgerkrieg) zwifchen zwei Barteien in demfelben Staat, wird für die militäri- 
ſchen Berbältniffe der Kriegführung nur von untergeorbneter Bedeutung fein, nur in den An: 
fängen finigen Einfluß haben. Denn-von eigemtliher Kriegführung kann immer erft vie Rede 
fein, wenn jede ber beiden flreitenden Barteien über eine gefonderte Maſſe Volks und über ein 
gejonbertes Landesgebiet mit einer gewiflen Sicherheit verfügt. 

Militärifch betrachtet ift jeder Krieg entweder ein Angriffsfrieg oder ein Vertheidigungs— 
frieg. Bei dem erftern ift die Grundidee, den Feind auf feinem eigenen Staatögebiet nieverzu- 
werfen , ihn abjolut widerftandsunfähig zu machen, ſodaß er ſich unſerm Willen fügen muß; 
bei dem legtern ift vie Grundidee, auf unſerm Boden jene angrifföweife Thätigfeit des Feindes 
aufzuhalten und fie wirfungslos zu machen. Es ift aber leicht zu begreifen, daß mit dem Ber: 
iheivigungöfriege niemals ein letztes entſcheidendes Refultat gewonnen werben fann. Wenn 
der Feind nur vorläufig gehindert wird, zu feinem Zwecke zu gelangen, fo kann er immer wieder 
son neuem anfangen; ber un muß von dem Bertheidiger, damit diefer feinen Zweck endgül— 
sig erreiche, gezwungen werben, ſich ihm zu fügen. In jedem Vertheidigungdfrieg muß daher 
notwendig die Tendenz liegen, ſchließlich in den Angrifföfrieg überzugeben. Damit, daf 
die Verbündeten auf Deutſchlands Boden im Jahre 1813 fiegreih gegen Napoleon geweſen 
waren, hatten fie weiter noch nichts erreicht, ald daß er ſich vorläufig auf franzöfifches Gebiet 
rũctzog. Damit er nicht wiederfomme, mußten fie Die Tendenz zum Angriff zeigen. Möglicher: 
weije genügte died, um zum Abichluß eines dauerhaften Friedens zu führen; genügte ed aber _ 
niht, nun jo mußte ber Angriff wirklich erfolgen können, wie ed denn im Jahre 1814 aud 
geſchah. 

Dede Handlung, die erfolgreich ſein ſoll, muß zweckmäßig und folglich planmäßig ſein. 
Zedem Kriege muß ein Kriegoplan zu Grunde liegen. Der Kriegsplan muß auf die Abwägung 
ber Zmede und der Mittel beiver Parteien gegrümpet fein. Aus dem, was wir vorher gejagt 
baben, muß ſchon gefolgert werben, daß jeder Kriegsplan darauf berechnet fein follte, den Feind 
völlig widerſtandslos zu machen. Iſt dies durch den Krieg erreicht, fo kann immerhin bie Di: 
vlomasie eintreten und ihre Forderungen nad) den urfprünglichen politifchen Zweden des Kriegs 
briäränten. Zt dies aber durch ven Krieg nicht erreicht, fondern nur ein Theilerfolg, welder 
dem feinbliden Staate noch eine ſehr bedeutende Kraft unberührt übrig läßt, fo kann er diefe 
jofort anwenden , um auch jenen Theilerfolg wieder rückgängig zu machen. 

Es genüge beifpieldweife dem Staate A, einem andern Staate B eine Provinz E abzu: 
nehmen und diefe zu behaupten, um den Kriegszweck zu erreichen. A erobert die Provinz E 
mit Leibtigkeit und braucht dazu nicht einmal große Mittel im Verhältnip zu feiner Gefammt: 
Fraft aufzubieten. A hat aber ven Staat B durchaus nicht lahm gelegt, ſodaß dieſer, nady- 
dem er zur Bejinnung gefommen, auf bie Rüderoberung der Provinz E ausgehen fann. 
A wird hierdurch genöthigt, zur Behauptung von & beitändig unverhältnipmäßige Truppen: 
Präfte gegen B zu unterhalten. Nur wenn bied nicht nothivendig gewejen wäre, würbe ber 
Rriegäzwerf von A für vollftändig erreicht gehalten werben können; da ed aber nothwendig iſt, 
fann man jagen, daß gar nichts von dem, was erzielt wurde, erreicht worden if. 

Dbmol man e3 fidy leicht vorftellen kann, daß die Völker zweier Staaten mit aller ihrer 
materiellen und geiftigen Kraft einander im Kriege gegenübertreten, ja obwol e8 bei Kriegen, 
bie überhaupt der Rede werth, durch die Vernunft gerechtfertigt find, immer fo fein follte, con: 
centriren und conbenfiren ſich doch die eigentlichen Streitkräfte ver Bölfer immer in beftimmten 

Objerten. Jeder Staat, jedes Volk ftellt gewiſſe Repräfentanten jeined ganzen Seins für den 
Rrieg auf. Diefe Repräjentanten find die Heere, die Flotten, vie Feſtungen (Landfeſtungen 
und befeftigte Kriegshäfen). 

Für den Angreifer wird es nun immer darauf ankommen, diefe Repräfentanten lahm zu 
Iegen ; fire den Bertheidiger wird ed darauf ankommen, diefe Repräfentanten ſich zu erhalten. 

Aber man erfennt auch ſogleich, daß damit für beide Theile nicht alled gethan ſei. Wenn 
ber Angreifer allerbings in erfter Reihe Armee und Flotte ded Vertheidigerd vernichten will, fo 
muß ex doch auch fireben, Land des Vertheibigersd, aus welchem für dieſen neue Streitkräfte her: 
vorgeben können, zu erobern. Gr thut dies, indem er ſich der großen Städte und insbeſondere 
ber befeftigten bemächtigt. Wenn ver Bertheidiger in erfter Reihe Heer und Flotte erhalten will, 
muß er doch auch fireben, foviel Land ald möglich zu erhalten. 

63 ergibt ſich, daß für den Angreifer beide Ziele, Vernichtung der feinplihen Armee und 
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Groberung feindlichen Landes, viel mehr zufammenfallen, als für ven Vertheidiger beide Ziele, 
Erhaltung der Armee und Erhaltung des Landgebietd. Um das Landgebiet zu conjerviren, aus 
welhem er neue bewegliche Streitkräfte und Mittel zu ihrem Unterhalt gewinnen kann, muß ver 
Bertheidiger nothwendig feine Armee audfegen, er mag ſich anftellen wie er will. Daß ber 
Dualismud der beiden Ziele fih für ven Vertheidiger viel entfchiedener herausſtellt als für den 
Angreifer, ift einer derjenigen noch durchaus nie klar ausgeſprochenen und nie ganz gewürbig: 
ten Hauptgründe für die Überlegenheit des Angriffs über vie Bertheivigung. Einfachheit und 
Einheit find immer Kraft. 

In der Praris wird fi pas Abwägen ver beiverfeitigen Streitmittel bei der Feſtſtellung dei 
Kriegspland auch weſentlich darauf erftreden, daß man bie eigenen Kriegsmittel möglihft zu 
mehren, die des Feindes möglichft zu verringern ſucht. Im diefen Dingen erprobt fich eine ge: 
funde militärifhe Staatdfunft. 

Um die eigenen Streitmittet zu mehren, dazu dient vorzüglich dev Abſchluß von Bündniſſen 
Diefelben können ber einen friegführenden Partei bisweilen abjolut nothwendig werden, um 
beftimmte Streitmittel zu erlangen. Ein Staat, ver feine Seemaq; beſitzt, ſchließt jo beifpielt: 
weife ein Bündniß mit einem andern, der eine ſolche befigt, um dadurch die Verfügung über 
eine Flotte zu erhalten. Ein anderer, von feinem Feinde zu Rande durch andere Staaten ge: 
trennt, fchließt ein Bündniß mit diefen Staaten, um fi ven Zugang zu feinem Feinde zu er: 
öffnen. Das Bündniß mit der Türkei im Jahre 1853 eröffnete England und Frankreich den 
Zugang zu Rußland, das Bündniß Frankreichs mit Piemont 1859 dffnete Frankreich den Zu: 
gang zur öſterreichiſchen Grenze. J 

Jeder Staat, der das Bündniß eines andern ſucht, muß für die Gewährung irgendein Aqui⸗ 
valent zu gewähren bereit fein. Die iherften Bünpniffe find diejenigen, melde auf der wirt: 
lichen Gleichheit der Intereffen beruhen, die fich thatfächlich allerdings fehr felten findet. Auber: 
dem fährt ein Staat bei Bünbniffen immer am beften, welche er mit Fleinern Staaten jlieft, 
die Dadurch von ihm abhängig werden, ſodaß er die volle Verfügung über ihre gefammten Mittd 
erhält. Auch die Lage derjenigen Staaten, mit welchen ein Bündniß geſucht wire, iſt nid 
gleichgültig. 

Rußland ift ein’ fchlechter Berbündeter für Deutfchland gegen Frankreich, weil die ruſſiſchen 
Truppen der Hauptſache nach auf deutſchem Boden zum Kampfe kommen würden, und weil rd 
ſich aud; aus dem Bündniffe zurüdziehen kann, ehe der Kampf im unglücklichen Kalle feinen 
eigenen Boden berüht. Deutſchland und die Schweiz wären für Italien nugreidere Berbün: 
dete gegen Ofterreih, als es Frankreich ift. 

Daß ferner der Nugen eined Bündniſſes mit andern für einen gewiffen Staat jeht weient: 
lich bedingt wird durch die Art und Lage der Aquivalente, welche die zum Bunde geſuchten mög: 
licherweiſe nach ihren allgemeinen Verhältniſſen verlangen können, ift an fi klar. An den 

quivalentforderungen kann leicht ein Bündniß ſcheitern. 

Es iſt nicht abfolut nöthig, daß ein kriegführender Staat, um feine eigenen Mittel durd 
fremde zu vermehren, Bündniffe mit andern Staaten ſchließe; es find auch fremde Mittel viel: 
fach im Wege des Privatverfehrs zu erlangen, fo namentlich Geld durch Abſchluß von Anleiben, 
Kriegdmaterial durch Anfauf, Soldaten durch Werbung im fremden Lande. 

Ebenfo wichtig ald die Vermehrung der eigenen Mittel durch fremde ift die Vermindetung 
ver feindlichen Mittel. Der ausgiebigfte Weg dazu ift die Holirung des Feindes, indem man 
nur deffen Intereffen durch den zu beginnenden Krieg bedroht, aber die feines andern Staatl, 
und indem man ihm das Unrecht, die Schuld am Kriege in einer oder ber andern Weiſe zufhreißt, 
ihn in dev Öffentlichen Meinung ruinirt. Es war die Marime der alten Römer in ihrer geöfttt 
Zeit, niemals zwei Kriege zu gleicher Zeit zu führen, und diejenigen, welche folder Marime ji; 
meilen zuwiderhandelten, haben ſich oft genug zu ihrem Schaven von ihrer Richtigkeit und Be 
deutung überzeugen müflen. Es ift das alte: Divide et impera! &8 ift dieſelbe Sade, M' 
welde in neuerer Zeit ver geſchickte Auodruck: Lokaliſirung des Kriegs, erfunden worden iſt 

Ob man, wenn einmal der Krieg überhaupt beſchloffen iſt, ſich für die Offenſive oder N! 
die Defenfive, für den Angriff oder für die Vertheidigung, für den Einbruch in den fremden 
Staat oder die Abwehr auf dem eigenen Gebiet entfcheivet, das hängt theild von dem politiſchen 
Zweck und Ziel des Kriegs, theil von politiſchen und militäriſchen Erwägungen ab. Ha 
fann fi) für die Verteidigung entfcheiden troß ber eigenen militärifchen Stärke, beifpieldwritt 
um dem Feinde das Gehäſſige des erften Schritt zu laſſen, was der Welt zu Gemütbe gerührt! 
wird durch die mindeftens anfheinende Geduld, Langmuth und Billigkeit, mit welcher man IN 
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terhandlungen führt oder neue linterhandlungen anbietet. Man kann ſich vorläufig für die Ber: 
theidigung enticheiden, weil ver Gegner mit ven Rüftungen eher fertig geworben ift, weil man 
in enger und naher Beziehung zu den neuen Streitfräften bleiben will, die nod) in der Rüftung 
begriffen find, weil man auf den Beitritt von Bundesgenoſſen rehnet. Man kann umgekehrt 
trog der eigenen abjoluten Schwäche ji für die Dffenfive entjcheiden, weil man weiß, daß der 
Feind mit feinen Rüftungen no im Rückſtande ift, weil man vermuthen kann, durch keckes Zu: 
greifen einzelne Theile jeiner Streitmadt zu überrennen, feine Rüftungen zu hindern, einige 
Erfolge und deren nie ausbleibenden Eindrud auf die Ansicht ver Menſchen, auf die Öffentliche 
Meinung zu gewinnen. Friedrich der Große handelte jo 1756 und mit Erfolg; Oſterreich han⸗ 
velte jo 1859 ohne Erfolg, weil dem allgemein nicht unrichtigen Gedanken die militäriſche Aus— 
Jübrung nicht im mindeften entfprady. 

Nächſt den Chancen für die Vermehrung der eigenen, der Berminderung der feindlichen 
Streitmittel, die man zu erwägen und aufzufuchen und audzubeuten hat, nächft der Wahl zwifchen 
Angriff und Bertheivigung muß nun der Kriegsplan noch andere wefentlich militärijche Ele— 
mene in fich aufnehmen. Hat man fi für den Angriff entjchieden, fo fommt es darauf an, die 
dauptthätigkeit von den Nebenthätigfeiten zu jondern, für jede von ihnen die zweckmäßige oder 
ureihende Zahl von Truppen und fonfligen Streitmitteln zü beftimmen und die Richtungen, in 
denen die Stöße geführt werden follen. 

Gefechte find das einzige Mittel des Krieged; es braucht jedoch nicht immer zum wirklichen 
Select zu kommen, damit der friegerifche Zweck erreicht werde, jhon die Drohung mit dem Ge- 
ht und die Furcht des Feindes vor diefer Drohung fann unter Umſtänden zum Ziele führen. 

Eine Armee (oder ein Armeecorpd) ded Angreiferd, welche in einer beftimmten Richtung 
vorwärts marſchirt, hat die Hinderniſſe, welche fie auf ihre Linie findet, und welche in ven be— 

weglihen und unbeweglichen (Feftungen) Streitkräften des Feindes beftehen, durch Gefechte — 
die den Namen von Blofaden, Belagerungen u. ſ. w. vor Feflungen annehmen — aus dem 
Wege ju räumen. 

Damit dies wirklich geſchehe, müfjen die Gefechte fiegreich ſein. Die Gefechtslehre oder die 
kehte vom Siege im Gefecht — iſt ein integrirender Theil der Kriegswiſſenſchaft. 

Zwei Gefechte, von denfelben Truppenmaffen ven gleichen feinvlichen Truppenmaffen gegen: 
über und gleich glänzend gewonnen, können aber für das Refultat des Feldzugs eine höchſt ver: 
Ibiedene Bedeutung haben. Es begreift ſich dies leicht, wenn man nur fragt, ob nicht auf der 
eichen Linie das eine mal ein einziges Gefecht genügen könnte, um die Armee an ihren Ziel- 
vunft zu bringen, und das andere mal zu demſelben Zweck zwei oder drei Gefechte nöthig fein 
würden und wenn man diefe Frage bejahen muß. 

E fannn alfo im Kriege nicht allein darauf ankommen, daß mar in einem einzelnen Gefechte 
oder einer Schlacht jiege, fondern es wird zu gleicher Zeit auf eine zweckmäßige Berfnüpfung der 
auf einer und derjelben Linie zu liefernven Gefechte zu einem Ganzen und ebenfo der möglicher- 
Ioeiie auf verſchiedenen Linien nebeneinander zu liefernden Gefechte zu einem Ganzen — zu: 
naht zu einem Feldzug — dann der Berfnüpfung der einzelnen Feldzüge zu einem Kriege bis 
we Greeihung des Endzield anfommen. 

Mit ver Verknüpfung der Gefechte zu Feldzügen und Kriegen beichäftigt fih nun ein an= 
derer integrivender Theil der Kriegswiflenihaft, die Operationslehre, häufig fälſchlicherweiſe 
die Strategie over Strategif genannt, wie ebenfo fälſchlicherweiſe die Gefechtslehre Häufig Taktik 
genannt wird ; während die Strategif oder Feldherrnwiſſenſchaft in der That die beiden Theile, 
Operations und Gefechtslehre umfaßt, und die Taktik die Lehre von der Scharung der Trup- 
von für Gefechte, Märſche und Lager ift. 

Die Richtungen, in welchen die Streitmaffen des Angreifers in das feindliche Land einbre= 
ben oder einbredyen fönnen, werben feine Operationdlinien genannt. Cine von ihnen wird zur 
danptoperationslinie gewäßlt. Bei diefer Wahl ift darauf zu fehen, daß fie am Fürzeften zum 
Jiele führe. Sie braucht deshalb nicht innmer die mathematiſch Fürzefte zu fein. Die Haupt: 
abe it vielmehr, daß fie die Armee des Angreifers in der venfbar günftigften Weiſe mit jener 
08 Dertbeivigerd zufammenführt, d. h. fo, daß im Fall des Sieges im erften Gefecht der Anz 
seifer leicht durch nachfolgende Gefechte ven Vertheidiger von deſſen natürlichen Rüdzugslinien 
burängen fann, während im Fall der Niederlage dem Angreifer feine eigene Rüdzugslinie 
Wglichft geſichert bleibt. 

Ein bedeutendes Element des Sieges im Gefecht ift die Überlegenpeit der Streiterzahl über 
en Heind. Aus dieſem Umftande folgt für ven Angreifer die Regel, auf der Hauptoperationd= 
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linie alle Truppen zu vereinigen, welche er dort nur immer zufammenbringen fann, alſo auf bie 
Hauptoperationdlinie jo ftarf ald irgendmöglich zu fein, 

Seine ſämmtlichen Streitkräfte wird er aber niemals auf einer und berjelben Operations 
linie vereinigen, wenigſtens find die Fälle, wo das eintritt, höchſt feltene. Es find zweierlei 
Gründe, welche der Vereinigung aller Kräfte auf einer Linie entgegenftehen. Bisweilen ift Die 
Vereinigung eine abfolute Unmöglichkeit. Eine Flotte fann 3. B. nicht auf dem Rande operiren, 
ebenfo fann ein Landheer nicht auf der See operiren. Flotte und Landheer müffen daher jede 
ihre befondere Operationslinie haben. Diejelben können allenfalls ziemlih nahe zufammen= 
fallen, wenn dad Landheer längs der Seeküſte operirt, aber auch dies, welches z. B. im 
Krimfriege eintrat, wird zu den feltenen Fällen gehören, da die Objecte der Landheere mei= 
ftentheild im Innern des Landes liegen werden. Im Jahre 1859 operirte bie franzoͤſiſch-pie⸗ 
montefifche Armee von Piemont aus durch die Lombardei, die Thätigkeit der franzöſiſch- plemon: 
teſiſchen Flotte dagegen war, abgefehen von ven Dienften, melde fie beim Truppentransport 
leiftete, auf dad Moriatifche Meer gewiefen. Wenn zwei Bundesgenoffen durch das feinvfiche 
Land getrennt find, fo kann e8 geradezu unmöglich werden, die Truppen jener zunähft auf 
einer Operationslinie zu vereinigen, bevor der Angriff beginnt, oder es fünnte doch fo viel Zeit 
fortnehmen, daß man vorziehen muß, den Angriff auf zwei verſchiedenen Operationdlinien zu= 
gleich zu eröffnen, 

In andern Fällen könnte man leicht die vorgehende Bereinigung bewerfftelligen, aber man 
mill es nicht , oder die Vereinigung ift felbft im voraus da, aber man läßt abſichtlich eine Tren= 
nung eintreten, man betadjirt von der Hauptarmee. Die Abiiht dabei iſt einmal, den Feind 
irre zu führen , zweitens das eigene Gebiet wider mögliche offenfive Grgenftöhe ſeitens bed Bein- 
des zu decken. Läßt man ein Detachement auf einer Operationdlinte vorgehen, während man 
auf einer ganz andern die Hauptarmee concentrirt, fo ift e8 bei guter Führung umd fedem Auf: 
treten ded Detachements mindeftend denkbar , daß der Feind dieſes für pie Hauptarmee oder doch 
für viel ftärfer hält ald esift, und ihm mehr Truppen gegenüberläßt ald nothwendig, ſodaß 
nun die Hauptarmee defto leichter mit vem Theil der feindlihen Streitmacht fertig werden kann, 
welchen fie auf der Hauptoperationslinie vor ji findet. Dad Detachement macht in dieſem Fall 
eine Demonftration, einen Neben= oder Scheinangriff, wie diefe auch im Gefecht auf dem 
Schlachtfelde eine große Rolle fpielen. Die Demonftration bringt eine Ablenkung eines Theils 
der feindlichen Armee von ihrer eigentlichen Aufgabe zu Wege, führt eine für bie Abjihten des 
Angreiferd günftige Zerfplitterung der feindlichen Kräfte herbei. 

Sie würde offenbar ihrem Zwecke nicht mehr entſprechen, wenn der Angreifer felbft auf fie 
zu viele Truppen verwendet, wenn er ſich aljo ſelbſt in eine ſchädliche Zerfplitterung hineinver— 
liefe, und die Regel für alle Detachements diefer Art muß daher bleiben, ihre Stärfe auf das 
Allernothwendigfte zu beſchränken. Sind die beiven Operationslinien und diejenige des Deta— 
hementö nahe beieinander, fo fann man die auf fie vertheilten Kräfte zu Hauptihlägen im Raufe 
der Begebenheiten wieder vereinigen. Die Gefahr, die in jeder Detachirung liegt, verringert 
ih dann. Sie bleibt am größten bei Demonftrationen , welche fi fehr weit von den Haupt: 
operationen entfernen, ſodaß eine planmäßige Wiedervereinigung der getrennten Theile nicht 
wohl denkbar iſt. Dieje Demonftrationen, gewöhnlich Diverfionen genannt, dürfen daher au 
nur mit höchſter Vorficht, oder wenn man einen Theil der überhaupt verfügbaren Streitfräfte 
gar nicht anders verwenden fönnte, unternommen werben. 

Das Stüd feines eigenen Landes, in welchem der Angreifer feine Truppen vor dem Beginn 
des Angriffs verfammelf, nennt man feine Baſis. Je länger die Grenze ift, auf welder es mit 
dem feindlichen anzugreifenden Lande zufammenftößt, je größer aljo, wie man ji auszudrücken 
pflegt, die Baſis ift, deſto größere Auswahl hat auch gewöhnlich der Angreifet unter den mög: 
lichen Operationslinien, und deſto mehr Gelegenheit hat er, den Vertheidiger über feine Abſichten 
irre zu führen; ber Bertheidiger, um mehrere Punkte beforgt, findet viel mehr Veranlaffung 
zur Zerfplitterung feiner Truppen, kurz die Chancen ded Angriffs wachſen. Wenn man vom 
Innern Rußlands aus einen Angriff auf die Krim machen will, fo hat man zu Lande nur eine 
ſehr furze Balls und nur die einzige Operationslinie über Perekop; ganz anders ſtellen ſich die 
Dinge bei einem Angriff Ruplands gegen Preußen. Je nad ven Grenzgeftaltungen haben auch 
die Bafen verfchiedene Formen. Wenn dad anzugreifende Land von dem Angriffsland auf ver: 
ſchiedenen Seiten eingeihloffen wird, fo nennt man die Bafis eine umfaſſende. Diefe Form 
kann mit Recht die günftigfte für den Angreifer heißen, welcher durch Demonftrationen ben Feind 
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veranlaßt, Ach an ber einen Grenzlinie zu concentriren, dann gerade von der andern Grenzlinie 
ber einbricht, fich eines großen Stücks Land widerſtandslos bemächtigt und den Streitkräften 
der Vertbeidigung in Flanke und Rüden fommt, denjelben auch wol ihre natürlichen Rück— 
zugslinien, ihre Verbindungen mit rückwärtigen in der Bildung begriffenen Reſerven, mit den 
Nahrungsquellen abichneidet, Eine ſolche Bafis hat das Königreich Italien gegen dad Venetia- 
nifhe. Italien umſchließt das Venetianifche im Welten an der Minciolinie, im Süden an ber 
Bolinie, im Often von der Seite des Apdriatifchen Meeres. Venetien wird wie durch die natio- 
nalen Tendenzen feiner Bewohner, fo durch dieſes Verhältniß nicht minder ein fehr unficherer 
und mindeſtens fehr koftfpieliger Belig für Ofterreih, weldes zum Schuge dieſer einzigen 
Provinz weitaus größere Truppenfräfte beftändig unterhalten muß, als Venetien felbft fie auch 
bei den ausſchweifendſten Anforderungen jemals aufbringen und unterhalten könnte. 

Des Kriterium eined guten Vertheidigungspland (defenfiven Kriegsplans) ift, daß feine 
Ansronungen eine möglihft große Garantie für die lange Bewahrung fämmtlicher Hülfsquellen 
des Landes, alfo für die Bewahrung eines möglihft großen Theils des Staatsgebiets, felbft 
geben und daß fie einen libergang zur erfolgreichen Offenfive in bie möglichfte Nähe rüden. 

Die Armee der Bertheidigung muß nothwendig fi abwartend verhalten ; jie muß die erften 
Stöße erwarten, um ji danach zu verhalten; fie darf aber auch durch dieſe erften Stöße mög: 
lihft wenig verlieren. 

Ihr Element find folglid die Stellungen, während das Element des Angriffs die großen 
Bewegungen find. Nach der ganzen Natur des Kriegs kann die Bertheidigung, um erfolgreich 
zu wirken, die Bewegung ebenjo wenig entbehren, ald der Angriff der Stellungen. Aber in der 
Vertheidigung fteht alle Bewegung in Bezug auf die Ausnugung der Stellungen, während im 
Angriff jede Stellung nur mit Bezug auf die Erleichterung oder Begünftigung der Bewegung 
genommen werben foll, wenn fie nicht etwa blos eine Kolge ver Verlegenheit, was man be— 
ginnen ſolle, Folglich ein Anzeichen ift, daß ver Angriff bereitö beginne das Recht zu verlieren, 
ed ſelbſt zu fein, und in die Vertheidigung umzufhlagen. 

Die Stellungen des Vertheldigers müſſen jo dicht ald möglid an ver Grenze des zu verthei: 
digenden Landes genommien werben, damit der Regel eine Oenüge gethan fei, daß von dem Lan- 
dedgebiet ſoviel als möglich concentrirt werden fol. Aber man ſieht leicht ein, daß Dem Zwecke 
dann wenig durch ſolche Wahl entfprochen werben kann, wenn der Angreifer eine jehr lange 
oder eine umfaſſende Bafis hat. So fann z. B., während eine öſterreichiſche Vertheidigungs⸗ 
armee in der an fich vortrefflihen Stellung des Feftungsvieredd am Mincio und Etſch concen= 
trirt iſt, eine italienische Angriffsarmee mit defto größerer Leichtigkeit die Polinie im Rüden 
jener Stellung überfchreiten, jich faft aller Hülfsquellen ded Venetianifchen bemädtigen, bie 
Verbindung der Vierecksſteliung mit Venedig und durch Friaul mit dem Innern Ofierreichs 
unterbrechen, ſodaß ſchließlich doch der Armee in der Stellung nicht® übrig bleibt, als diefe zu 
verlaflen und ben Gegner im freien Felde aufzufuchen. 

Es ift widig, daß, folange die Armee ver Vertheidigung noch nicht geſchlagen ift, der An 
greifer auch fein Ziel noch keineswegs erreicht hat, denn was er auch gewonnen haben möge, bie 
Armee der Bertheidigung kann durch ein paar auf dem Schladhtfelve entfchieven gewonnene Siege 
alles wieber einbringen. > 

Aber man muß fich diefe Dinge nicht zu fiher ausmalen. Was von ven Schlachtfelvern gilt, 
daß die Augen zuerft befiegt werben, gilt aud für größere Verhältniffe. Ein entſchiedenes, 
ſchnelles, glückliches Vorbringen des Angreifer im angegriffenen Lande äußert einen unend- 
lichen moralifhen Einfluß. Im Jahre 1806 fielen dem bei Jena und Auerftädt gefchlagenen 
preußifchen Heere die übrigen Truppen und die meiften Feſtungen wie bie faulen Apfel nad, 
und im Jahre 1860 genügte Garibaldi's Vormarſch durch das neapolitanifche Feſtland faft ohne 
Kanıpf, um die Hauptftadt Neapel gleichfalls ohne Kampf aufgeben zu laffen. 

Die beiten Stellungen der Vertheivigung find Gruppen von Feſtungen, melde fih auf 
Flüſſe fügen. Die Beftungen jihern die uͤbergänge über die Flüſſe für die Bertheidigung und 
nehmen zugleich die beften Übergänge dem Angriff; die Feftungen fihern ferner die Verpfle— 
gung, indem fie Magazine für die Vertheivigungsarmee aufnehmen. Aber ed ift fogleich klar, 
daß diefe Magazine, wenn die Vertheidigungsarmee von bebeutender Stärke ift, ihre Verpfle— 
gung immer nur auf eine beichränfte Dauer fihern können. Manche Höhft nothwendigen Ver: 
plegungögegenftände, wie 3. B. frifches Fleiſch, können die Magazine den Truppen der Ber: 
theidigung auf eine einigermaßen nennendwerthe Dauer gar nicht garantiren. 
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Dringt nun eine Angriffdarmee feitwärts der beſten Bertheidigungsjtellung, die man i6 
nur denfen fann, gleichfalls vor , jo kann es ihr gelingen, vieler Bertheidigungsftelle zuerft alle 
Berbindungen abzufcjneiben ; damit zu verhindern, daß die Verpflegung ergänzt werde, ferner, 
daß Truppen, weldhe die Vertheidigungsarmee in ihrer Stellung erwarten wollte, deren Fehlen 
eben für die Wahl der Defenjive flatt der Offenfive den Auöſchlag gab, gar nicht herankommen, 
weil fie vorher gefchlagen wurden. Zweitens ift das Gebiet einer ſolchen Vertheidigungsſtellung 
nie fehr groß; der Angreifer kann es unter Umſtänden, ohne daß er ſich dabei einer großen 
Gefahr ausfegt, noch einengen und die Armee der Vertheidigung Fann eigentlih gar nidt 
mebr leben. 

Hieraus fieht man, daß, ganz abgefehen von dem moralifhen Eindruck, welchen ein glüd- 
li vordringender Angreifer ftetö auf die gegnerifchen Truppen wie auf bie Öffentliche Meinung 
macht, die dann wieder auf die Truppen zurückwirkt, der Vertheidiger in eine fehr üble Lage 
fommen kann, wenn die Tendenz, in den Angriff überzugehen, nit aufs lebendigſte in ibm lebt, 
wenn er nicht den erften Moment, der zum Übergang in ven Angriff halbwegs günftig erfcheint, 
und ohne ſich dabei völligem Unterliegen auszufegen, ohne weiteres ergreift, wenn er nicht we⸗ 
nigftens mit überlegenem Geift jeden Schritt feines Feindes belauert und diefen Feind hindert, 
dur Abſchneiden einer oder mehrerer wichtiger Verbindungen und Wege zum Ausweichen län- 
gered ruhiges, befonnenes Abwarten der Bertheidigung abjolut unmöglich zu maden. 

Eine Sade , auf welche ver Vertheidiger mit großer Gewißheit rechnen kann, ift die Schwä: 
hung des Angreiferd im Laufe der Operationen durch feine eigene Arbeit. Große und raſche 
Märfche ruiniren des Angreiferd Truppen und ſchwächen feine Armee, ebenfo verhält es ſich mit 
Beiagungen, die der Angreifer nothiwendig hier und dort zurüdlaffen muß, um feine Nad- 
ſchubs⸗ und Rüdzugslinie zu fihern. Trifft er gar noch unterwegs auf Heflungen, jo muß er 
vor diefen Beobachtungs-, vielleicht fjogar Belagerungscorps laffen. So ift er fidher, daß er mit 
jeder Meile mehr, die er zurückzulegen hat, ehe er auf die Hauptmacht ded Vertheidigers trifft, 
ſchwächer wird, daß ſich alfo die Ausſicht des Vertheidigers, in der Feldſchlacht zu fiegen, mehren 
muß im Verhältniß zur Ränge des Wege, den der Angreifer zurüdzulegen hat, ehe er zur Feld⸗ 
ſchlacht gelangt. Hierauf bafirt fi die Idee der Rüdzüge ind Innere, wie jie 1812 von jriten 
der Ruffen, wenn auch feineöwegs planmäßig, fo doch wirflich realifirt ward. 

Aber auch diefe Vernichtungsrückzüge find durchaus fein Univerfalmittel für die Vertheidi— 
gung. Wir wollen gar nicht davon fpredhen, daß jie für Länder einer geringen oder mittlern 
Ausdehnung gar nit pallen, weil diefelben den notwendigen Raum zum. Ausweiden gar 
nicht bieten. Selbft für die ausgedehnteſten Länder bieten fie nod) feine Bürgſchaft des Gelin- 
gend, und bafür ift 3. B. gerade ver Rüdzug von 1812 felbft ein Beweis. Napoleon’d Armee 
ward vernichtet durch das rücfichtslofe Vorbringen in unbewohnte Striche bei einem Klima, auf 
welches ver größte Theil feiner Soldaten gar nicht eingerichtet war. Was würde denn aber wol 
aus Rußland geworben fein, wenn Napoleon ftatt abjolut bis Moskau marfhiren zu wollen, 
ih begnügt hätte, 1812 Polen und Litauen zu erobern, und wenn er — die Eroberung war in 
kurzer Zeit vollftändig vollbracht — nun aufrihtig das alte Polen und Litauen gegen Rupland 
conftituirt hätte? 

Polen und Litauen waren ein ſolcher Berluft für die Ruſſen, daß dieſen zu ihrer Wieder: 
eroberung ſchwerlich die nöthige Kraft blieb. 

Muß eine Vertheidigungsftellung, welche aus einer auf Flüſſe geftügten Feftungsgruppe be- 
fteht, von dem Angreifer ernflli angegriffen werben, damit er feinem Ziele ſich nähere, jo bietet 
dieſelbe dem Vertheidiger allerdings ungebeuere Bortheile, Sie liegen darin, daß der Verthei— 
diger jedem Gefecht ausweichen fann, in weldem er feinen Vortheil für fi abfeht, indem 
3. B. wenn der Angreifer ſich am rechten Ufer eines der Flüſſe concentrirt, der’ Bertheidiger ſich 
vermöge eines der feſten Übergänge, welche er beſetzt, an das linke Ufer oder auch hinter einen 
andern der Flüſſe zurücdzieht und died Spiel immer den Umftänden gemäß fortjegt. Will der 
Angreifer nun einen ver Pläße der Gruppe belagern, jo muß er feine Aufmerkjamfeit und feine 
Kräfte theilen, einerſeits gegen den Plag, andererſeits gegen die Feldarmee der Vertheidigung 
Fronte machen. Diefe Feldarmee der Bertheidigung kann dadurch leicht die Überlegenheit über 
einen der Theile der Angriffsarmee erhalten, ed wird dies doppelt Elar, wenn man bevenft, daß 
auch dad feindliche Belagerungscorps allein ji nothivendig wieder theilen muB, um den zu be- 
lagernvden Plag völlig einzujcdließen, da der Borausfegung nad die Feſtungen ver Gruppe jede 
an den beiden Ufern eines der Flüffe liegen, «Hier erlangt alfo nur durch die Gejtaltung der 
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Beflungägruppe, die ald Stellung feitend der Vertheidigung benugt ift, die letztere ein Recht, 
aus dem Abwarten jelbft zum Angriffe überzugeben, wonach, wie bemerft worden ift, eine jede 
gute Bertheidigung fireben muß. 

Indem wir die Hauptgedanken des Kriegspland entwidelten, haben wir zugleich die Ele— 
mente und den Zufammenhang der Ausführung des Kriegs in feinen Grundzügen betrad- 
tet. Die Zufammenfaffung aller der Kenntniffe, melde ih auf ven Krieg beziehen, heißt 
Kriegswiſſenſchaft. Sie zerfällt im wefentlichen in drei Haupttheile, nämlich die Lehre von 
ven Kriegszwecken oder die Kriegöpolitif, die Lehre von den Kriegdmitteln (Organifation 
ver Heere, Berwaltung, Bewaffnung — Waffenlehre — und Taktik, ſowol ver einzelnen 
Baffengattungen als der verbundenen), endlich die Lehre von der Anwendung der Kriegämittel, 
die Strategif oder Feldherrnwiſſenſchaft, von deren einzelnen heilen wir ſchon weiter oben 
geredet haben. 

Die Militärgeographie, Militärgefhichte (Kriegsögeſchichte, Geſchichte der Kriegsfunft und 
Kriegergefhichte), die Lehre vom militärischen Aufnehmen, die militärifhe Hippologie u. ſ. w. 
find reine Hülfswiffenfhaften, Anwendungen felbitändiger Wiffenfhaften und gewiffermaßen 
Auswahlen aus ihnen, welde das hervorheben und in ein beſonderes Licht fegen, mas von ihnen 
dem Soldaten noth thut zu fennen. Mit der Aufftellung folder Hülfswiſſenſchaften kann be: 
greiflicherweife ein großer Misbrauch getrieben werben. 

Häufig, wie wir nit unterlaffen wollen zu bemerfen, wird dad Wort Krieg in Zufammen: 
ſezungen oder in Berbindungen mit definirenden Beiwörtern für die befondern Arten der Krieg: 
\ührung , die in jedem Kriege mindeftend vorfommen, gebraudt. So verfteht man unter dem 
großen Kriege die Handlung der auf die entfcheidenden Schläge hinzlelenden Hauptarmeen, man 
ſtellt ihm den Fleinen Krieg, Partifan:, Guerrillas-, Freiſcharenkrig an die Seite, welche in der 

That auf Ermüdung und nebenfählihe Schädigung des Feindes berechnet, in einzelnen Land: 
ſtrichen neben dem großen herlaufen können. Man redet von Lands und Geefrieg, von Gebirge:, 
Küften: , deſtungs⸗, Pofitionsfrieg (in welchem die Heere Die Entſcheidung durch einzelne gute 
Stellungen, die fie nehmen, in denen fie einander zuvorkommen und bie fie einander abjagen, zu 
erzielen ſuchen), von Manöver: oder Manövrirfrieg, bei dem alles durch geſchickte Bewegungen, 
unter mögliäfter Vermeidung von Schlachten und Gefechten abgethan werben fol, und Ahn: 
lichem. W. Rüſtow. 
SKriegäfhäden, Kriegslaſten, Vertheilung und Ausgleichung derſelben. In lang: 
dauernden und mit großen Streitmaſſen geführten Kriegen fühlen die Bevölkerungen lebhaft 
ven Drud ver Laflen und Schäden, die ihnen aus der Kriegführung hervorgehen, und viele 
fragen dann wol ob der Krieg nicht zu mildern, ob die Schäden und Laften nicht wenigftend 
gleichmãßiger zu vertheilen und dadurch für den einzelnen zu mindern feien. In langen Frie: 
dendpericben aber, wie diejenige war, melde ven Befreiungsfriegen nachfolgte, gebt im Ge: 
nuffe die ſer glücklichern Zeit und vielleicht in den Träumen von einen ewigen Frieden die Erin: 
nerung an dad Erlittene wieder verloren und man benft nicht daran, im Frieden etwa ſchon Bor: 
fehrungen zum Ziwede der Minderung und Ausgleihung der Kriegsfhäden und Kriegslaften 
zu treffen. Seit dem Jahre 1848 leben wir wieder in einer Kriegsperiode; aber diefelbe Hat bei 
der Natur ihres Kriegs die Kriegslaften nur in wenigen Ländern, zu denen wir vor allen lin: 
garn und Schledwig: Holftein rechnen, wirklich fühlbar gemadt. Denn dieſe Kriege waren 
theils von Furzer Dauer und auf geringe, wiederum zum Theil unbebaute und unbewohnte 
Landſtriche (Krim) befhränft, theild waren ed Infurrectiondfriege, auf welche Verträge und 
geſetzliche Beftimmungen, auch wo fie vorhanden waren, keineswegs unbedingte Anwendung 
fanden. Auch der Aufſchwung des Handelsverkehrs in neuefter Zeit, vermittelt namentlich 
durch die Greditwirtbichaft und die Gifenbahnen, hat naturgemäß zur Minderung des Druds 
der Kriegslaften dad Seinige beigetragen, indem-er die Benugung ber verfhiedenften Gelb: 
quellen und die Benugung der weiteften Räume für die Herbeifhaffung der Verpflegung ber 
Truppen ermöglichte, ſodaß die letztere nicht fo ausſchließlich und unmittelbar , als e8 früherhin 
der Fall war, an Ort und Stelle bezogen und befhafft werden mußte. Aber beim Eintreten 
länger Dauernder großer Kriege, die das Herz Europas entflammen und die doch keineswegs in 
der Unmöglichkeit liegen, können, wenn nicht ganz fo doch nahezu, Verhältniffe ſich wieder: 
holen, wie unter ihnen halb Europa zur Zeit der Kriege der Franzöſiſchen Revolution und 
Napoleon's I. Jahrzehnde litt, und es ift daher auch heute noch die Forderung keineswegs über: 
Küffig geworben, momöglich gefeglihe und adminiftrative Normen zu ſuchen und feftzuftellen 
Staats-terifon. IX. 23 
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für thunlichfte Verringerung und dann flr eine dem Recht, der Klugbeit und ver Humanität 
mwenigftens annähernd entſprechende Vertheilung oder Ausgleihung verjelben.') 

Bon völliger Verhütung der Kriegsübel kann natürlich feine Rede fein, und ebenfo wenig 
von einer die theoretifchen Anforderungen völlig befrievigenden Negulirung diefer fo unermeß— 
lich wichtigen, aber auch gleich ſchwierigen Angelegenheit der Völker und der einzelnen. Doc 
läßt fih einiges, ja ſehr vieles thun, wenn man mit redlichem Willen, klarem Verſtande und 
beharrlihen Eifer and Werk gebt; und e8 muß diefes gefchehen ſchon im Frieden, der da eine 
ruhige Überlegung und umfichtige Vorbereitung erlaubt, während bei bereit3 ausgebrochenem 
Kriege das Kanıpfipiel felbft und dad Bedürfniß des Heeres alle Sorgen in Anſpruch nehmen 
und das Geräuſch der Waffen wie der Drang der vielgeftaltigen Noth von geſetzgeberiſchen Ar: 
beiten abbält und, was dann erft nachher, nach wiederhergeftelltem Frieden, zur Steuer der Ge: 
rechtigfeit oder zur Ausgleihung der factifch flattgefundenen Ungerechtigkeiten geſchehen mödhte, 
nothwendig als ein der Intention wie dem Effecte nach rückwirkendes Gefet die Maſſe des vor: 
gekommenen Unrechts nur noch vergrößern muß. 

Ehedem, d.h. in den Zeiten vor der Franzöſiſchen Nevolution, waren die den Bürgern 
und Einwohnern zugemutheten Kriegslaften bei weitem nicht fo ſchwer und vielzählig, als fie ed 
infolge der mit beifpiellofer Anftrengung und mit fo großen Heeren, als feit den Kreuzzügen 
Guropa feine gefehen, geführten Kriege der franzöfifchen Nation gegen die Goalitionen der 
europäifchen Monarchen geworden find. Kriegsſchaden zwar oder Kriegsverwüſtungen und 
Bewaltthaten manderlei Art fanden wol von jeher ftatt, wo immerhin der Kriegslauf die ver: 
Ichiedenen Heere oder Heerhaufen führte, und zwar ehedem oft in größerm Maße und in barba: 
riſchern Formen, als in der neueften Zeit vie verfeinte Kriegspolitik ed gefchehen lief. Aber die 
Kriegslaften, d. h. die ven Bewohnern des Kriegeihauplages durch die bürgerlichen oder milt: 
tärifchen Autoritäten und unter dem Titel der Rechtsſchuldigkeiten aufgelegten Leiſtungen, waren 
ehevor unendlich geringer. Die Heere waren an Zahl der Krieger vier: bis zehnmal Feiner als 
die der neueften Zeit; und wohin jie ihren Marſch lenften, da führten ſie entweder ihren Bedarf 
mit fih, vder waren Magazine von Lebensmitteln und andern Notbwendigfeiten für fie ſcheu 
zum vorbinein angelegt. Die Bevölferung hatte dann blos das noch Fehlende herbeizuſchaffen. 
Die Franzoſen im Revolutionsfriege, als fie mit ihren unermeßlichen Heeren ind Feld rüdten 
und im Sturmſchritte von Sieg zu Sieg eilten, fodann, ihnen gezwungen nahahmend, auch die 
Goalitiondheere, waren durch die neue Kriegsmanier gezwungen, ihren Unterhalt und andern 
Bedarf unmittelbar aus den Ländern zu ziehen, worin fle zeitlich ſich aufhielten oder die ſie in 
abwechjelnder Richtung durchzogen; und von nun an ruhte die furchtbare Kriegslaft erdrückend 
auf den Schultern der wehrlojen Bevölferungen, und wurden fo erorbitante Horderungen an 
diefelben geftellt, daß man früher fie für ganz unerſchwinglich würde geachtet haben. Die Elü: 
gern Heerführer indeß, erfennend, daß bei einiger durch die Landesbehörde jelbft zu banphaben: 
der Ordnung im Eintreiben die Forderungen höher könnten gefpannt werben ald bei regellofen 
Dictat der Gewalt, ſahen e8 gern, wenn ſolche Ordnungen eingeführt wurden, und richteten ſich 
felbft danach oder befahlen wenigftens ihren Untergebenen, jih danach zu richten, während 
au die Landesbehörden, in der Abficht, dadurch das Blend des Volks zu verringern und zumal 
die Gefahren der wider einzelne Ortichaften oder Perfonen auszuübenden, diefelben leiht mit 
den völligen Untergange bedrohenden Gewaltthaten zu verhüten, ſich fehr beflilfen zeigten, nicht 
nur den einbeimifchen oder befreundeten Heeren, wozu fie natürlich verpflichtet waren, ſondern 
auch jenen des Feindes allen Vorſchub zu feiften, d.h. alle Bedürfniſſe verfelben, foweit ed thun— 
lich war, zu befriedigen und allen Forderungen, foweit die Kräfte des Landes ed noch irgend er: 
laubten, zu entfprehen. Oftmals geſchah diefes auch in der Abſicht, den Feind in den Stand zu 
fegen, möglichſt bald feine Unternehmungen fortzufegen, d. h. jich aus dem Lande zu entfernen. 

Aber die Orundfäge, wonach ſolche Regulirung, d. h. Betreibung und Nepartition der ge: 
forderten Reiftungen geſchah, waren feine Grundfäge des Rechts, fondern nur folhe der Gon- 
venienz, d. h. der thunlichft zu erleichternden factiihen Beitreibung des Beforberten, die Grunt- 
füge ded Packens oder Habhaftwerdens, mitunter au die Grundſätze des Privilegiengeiftes, 
nämlich des die vernunftrehtlich allgemeine Laft gern ausfchliegend auf die Schultern der gemei- 


_ 1) Bis auf die vorjtehende Cinleitung geben wir hier den von Rotteck felbit verfanten lehrreichen Ar— 
tifel ver frühern Auflagen des Staats-Lexikon wieder, indem die einfchlagenden Verhältnifle der newerm 
Zeit bereits in dem durchaus neu bearbeiteten Art, Krieg (volitiiche und völferrechtliche Verbältniffe) 
ausreichend befprochen find. D. Ned. 
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nen, nämlich niedern Bürgerklaffe wälzenden Standesegoismus; und endlich traten nicht felten 
an die Stelle ver Orundfäge blos herkömmliche Übungen, gewohnter Schlenprian, principlofe 
Willkür. Die Heere und Heeredfürften ſelbſt gedachten einer im Intereſſe des Rechts und der 
Humanität vorgunehmenden Syflemsänderung nicht. Erhielten jie nur, was fie begehrten, fo 
fümmerte fie dad Woher und Wie nur wenig. Gelegentlich erlaubten fie jih auch, neben den 
durch die Behörden in Vollzug geſetzten NRequifitionen, rein gewaltthätige Grpreflungen und 
machten dergeſtalt das Maß des Leidens ver Völker voll. Oftmals jchritt auch Die oberjle Staats: 
gemalt — gefeggebend oder in abminiftrativem Wege — zum Zwede einer beffern Regulirung 
der Kriegsleiftungen ein over unternahm ed, wenn nad) einer verfloffenen Kriegäperiode oder 
nach hergeftelltem Brieden die unverhältnißmäßigen Grlittenheiten einzelner Provinzen, Di: 
ſtricte ober Gemeiden zur Sprade famen, die allzu grellen Ungleichheiten oder Überlaſtun— 
gen, welche vorgefallen, durch nachträgliche Ausgleihungen zu theilen. Dieſes alles jedoch ge: 
dah meiftend principlos oder nad) falſchen Principien und machte darum gewöhnlich das bel 
nod Ärger. 

Bir wollen, um den Standpunkt zur richtigen Beurtheilung deffen, was in diefer hochwich— 
tigen Sache, allernächſt in Deutfchland, bis zur neueften Zeit geſchah oder ald Recht galt, zu ge: 
rinnen, zuvörderſt die Grundfäge feftzuftellen fuchen, von welchen hier ausgegangen werben 
muß, wenn vor allem das heilige Recht feine Befriedigung und fodann aud die Rückſichten der 
Klugbeit die gebührende Beachtung erhalten ſollen. 

Grundfäge für Vertheilung und Ausgleihung der Kriegslaften. 1. Die 

Ariegelaften, infofern fie durd) den Willen der Staatögewalt oder unter Autorität ihrer eigenen 
militäriſchen oder bürgerlichen Befehlshaber ven Bürgern auferlegt werden, müffen foviel mög- 
ih nad dem Princip der Gleichheit (d. b. Verhältnigmäpigfeit, nämlich nad dem Verhältniß 
des Vermögens oder der Leiftungsfähigkeit) auf alle Staatdangehörigen entweder gleih ur- 
Iprunglih vertheilt, oder es muß durch nachträgliche Maßregeln vie etwa urſprünglich ftatige: 
habte lingleigheit wieder geheilt werden. Diefer Grundfag ift enthalten in (oder ein Ausflup 
von) dem allgemeinern Sage: „Alle Staatölaften müffen gleihheitlich unter die Bürger oder 
Staatdangehörigen vertheilt werden.” Ob folde Laſten im Kriege oder im Frieden vorkommen, 
macht für das Recht Eeinen Unterſchied. Der Grundjag ift allgemeingültig und unumſtößlich. 
Das ſolche Kriegslaften meift ſchwerer ald jene des Friedens, ja oft bis zum Unerſchwinglichen 
anfteigend find, hebt ven Grundſatz nicht auf, ſchärft ihn vielmehr deſto eindringlicher ein. Je 
größer die Laft, defto nothwendiger ift die Vertheilung auf alle, welche fie zu tragen ſchuldig und 
im Stande ind, und deſto ſchreiender, weil graufamer das Unrecht, welches durch ihre Über: 
wälzung auf vie Schultern blos einzelner Klaſſen oder Bezirke begangen wird. 

I. Unter diefem Grundſatz find alle Gattungen der Kriegslaften, welchen Namen jie haben 
mögen, von Rechts wegen begriffen. Ausnahmen find nicht zuläflig. Der Grund paßt auf alle 
und durd die Ausnahme auch nur einer einzigen wird die Möglichkeit einer richtigen Berech— 
nung und daher auch einer wahrhaft gleichheitlichen Bertheitung der übrigen aufgehoben. Von 
ter einzigen dergeftalt ausgenommenen Laft nämlich (z.B. von der Einquartierung mit Verpfle— 
gung) Fönnen Taufenve von Bürgern fo hart bedrückt werben oder worden fein, daß fie ihnen 
alein und definitiv aufzubürben oder ihnen gar noch dazu die Iheilnahme an den der Reparti- 
kon antermorfenen zuzumuthen, ein ſchreiendes Unrecht ift. Es darf auch die gleichheitliche Re— 
partition ich nicht auf die Angehörigen derjenigen Klaſſe oder Klaflen, welde von beftimmten 
Gattungen ver Laſten bei ihrer unmittelbaren Auflage in ver Negel vorzugsweife oder aud- 
!bliegend getroffen werden (3. B. der Hausbeſitzer bei der Einquartierung, der Viehbefiger bei 
den Fuhrfronen u. ſ. w.), auch nicht auf die Bewohner der den Kriegsdrange jeweils meift 
ausgefegten Provinzen over Bezirke befchränfen: jondern fie muß eine fo wie über alle Gattun— 
gen der Laſten, fo auch über alle Klajfen der Staatdangehörigen und über alle Theile des Staats: 
yebietd ſich ausdehnende fein. Jede blos partielle Repartition oder Ausgleihung — infofern 
nicht, je nach Umſtänden, eine oder die andere Laft aus befondern Gründen zu einer bloßen 
kokal- oder Bezirfölaft zu erflären ift — flreitet gegen das Prineip und kann nad) Umftänden 
anflaıt der Heilung der Ungleichheiten, die fie bezweift, noch eine Vermehrung derſelben be: 

wirfen. 

II. Dagegen erſtreckt ji die Anwenpbarfeit unjerd Grundſatzes auf die vom Beinde auf: 
gelegten Laſten nicht. Der Staat oder die Staatögewalt hat diejelben nicht zu verantworten; jie 
bat ſolche Auflage nicht gewollt und nicht befohlen; vielmehr hat je, was in — ſtand, 
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angewendet, um fie zu verhüten oder abzuwenden. Wir jegen nämlich einen von ihr mit Recht 
und aus Nothwendigkeit unternomntenen Krieg voraus (und von jolder Vorausfegung mus 
natürlich jede Gefepgebung ausgehen, da das Gegentheil juriftifh niemals zu beweilen if), 
wonach alfo der Feind als ungerechter Angreifer, die Staatögewalt aber ald Schugmadt er— 
ſcheint, und daher die Erpreffungen des Feindes als ein von denen, welche ſie treffen, ald reines 
Unglüd zu tragendes oder zu verſchmerzendes Übel zu betrachten find. Wir fegen nämlid nod 
weiter voraus (oder müſſen ed thun, weil der juriflifche Gegenbeweis nicht möglich iſt), daß die 
Staatögewalt alles ihr Mögliche gethan hat, um jene Erpreffungen abzuwenden; fo wie jie — 
nach einer ähnlichen VBorausfegung oder Annahme — alles ihr Mögliche tyut, um andere Übel, 
insbefondere alle Verletzungen, welde von einheimischen Feinden des Rechts könnten begangen 
werben, zu verhindern, ebendeshalb aber nicht ſchuldig ift, die gleihwol vorkommenden Ve— 
fhädigungen, melde durch Diebftahl, Raub und andere Verbrechen dem Staatdangehörigen zu: 
gehen, zu verantworten und daher zu erjegen, oder auf die Gefammtheit zu übernehmen. Diele 
wichtige und folgenreiche Orundfag indeß findet vielfachen Widerſpruch und fordert veöhalb nod 
eine weitere Rechtfertigung. Wir geben diefelbe in nachſtehender möglichft kurzer und darum 
nur die Hauptgefihtöpunfte berührender Ausführung. Die Gegner fagen: 

1) Auch von den durch den Feind unfern Bürgern aufgelegten Laſten oder zugefügten Be: 
ſchädigungen ift unfere Staatögewalt die Urheberin oder wenigftend die mittelbare Urſache 
Hätte fie den Krieg nicht unternommen, fo wären ja alle Feindſeligkeiten unterblieben; und hal 
jie im allgemeinen Intereffe, d. d. um dad Gemeinwohl zu firmen oder einen der Gefammtheü 
von feiten der fremden Macht drohenden Nachtheil abzuwenden, ven Kriegsbeſchluß gefast: je 
nun! fo ift der Krieg ein von ihr im Gefammtinterefle gethaner Schritt und alle feine Folgen 
treffen rechtögemäß nur eben dieje Geſammtheit, nicht aber die einzelnen, die legten namlich 
nur in der Eigenſchaft als Glieder der Geſammtheit. 

2) Einen zweiten Titel für die angebliche Schuldigkeit ver Ausgleichung auch der vom Feind 
und zugefügten Befhädigungen oder aufgelegten Leiſtungen findet man in der Behauptung, det 
Staat fei ganz eigens eine allgemeine Affecuranzanftalt gegen alle durch gemeinſchaäftliche An 
firengung abzuwendende oder durch gemeinſchaftliches Tragen möglicherweife zu erleichterndt 
Übel. Bermöge der hierdurch begründeten Societätöpflicht müffe jeder Bürger an den über jeine 
Mitbürger ergebenden uͤbeln mittragen , d. h. an der gemeinfamen Anftrengung, jene Übel ab- 
zuwenden ober zu heilen, theilnehmen. Im Kriege indbefondere, deſſen Führung ja durde all: 
gemeine Intereife geboren fei, könne jedes Kriegsleiden, ohne Unterfchied ob vom feinde oder 
Freunde zugefügt, einem Opfer verglichen werben, welches von einzelnen dem allgemeinen Br: 
fen dargebracht werbe, wonad ſchon, analog mit der befannten Verordnung der Lex Rhodia 
de jactu, alle andern, denen ſolches Opfer zum Guten Fam, den Schaden, welchen die erjten un- 
mittelbar erlitten, mit ihnen theilen müſſen. | 

3) Endlih würden ja, fo fahren die Gegner fort, auch abgefehen von folder — hier wit 
dort auf gleichen Principien ruhenden — Rechtspflicht, ſchon die Billigkeit, die Humanität un 
ſelbſt die Politik verbieten, einen Unterſchied zu machen zwifchen ven vom Feinde oder Freunde 
herrührenden Laften; und dann wäre erft noch ſolche Unterjcheidung praktiſch faft unautfüht: 
bar, wenigftend zu den größten Inconvenienzen, Verwirrungen und Streitigkeiten, ja oft iM 
Abſurditäten führend. Wie fönnte man die Genoſſen deſſelben Gemeinweſens, welde Ahnlicet 
wie wir erlitten, nur daß ed nach dem unvermeidlihen Wechfel des Kriegslaufg dort vom deinde 
und hier vom Freunde verhängt ward, ohne die fhreiendfte Unbilligkeit, ja nad Umſtänden 
ohne Barbarei, ausfchließen von der durchs Gefeg anzuordnenden Ausgleihung der Lat? Bi 
fönnte man gar die vom Feinde Geplünderten noch anhalten, zur Entſchädigung jener beizuitd‘ 
gen, welche eben dieſes Schidjal von Freunde erfahren, während man ihnen die Gegenleiſtung 
verweigerte? Und dann, wie wäre es, wenn eine Provinz oder ein Bezirk ganz oder theilweiſ 
in ſchnell aufeinander folgendem Wechſel bald vom Feinde, bald von Freunde befegt wäre? oder 
wenn unfer Heer abſichtlich den Feind tief ind Land lockte, um ihn allda, begünftigt durch Mt 
Bortheile der Stellung, defto ſicherer zu ſchlagen und zu verderben? oder wenn während 

Kriegd der Freund ſich in Feind ummandelte? oder wenn das ganze Staatägebiet vom Feind? 
erobert und etwa gar eine andere Negierung eingejegt würde? 
Wir antworten hierauf: Zu 1. Die Staatsgewalt oder die Staatögefammtheit if nid! 
verantwortlich für bie von ihr nicht gemollten Folgen eines von ihr rechts⸗ und pflidtgemäß ge 
faßten Befchluffes. Sie hat nur ihre eigenen Handlungen, nicht aber jene des Feindes oder Di 
Wirkungen des Zufalls zu vertreten. Wäre fie auch für die legten beiden verantwortlich, jo läͤge 
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eine ganz entfegliche Laft auf ihr. Alsdann nämlich ginge nit nur alle vom Feinde verühte 
Kriegöverheerung, Raub, Brand, Plünderung u. f. w. auf ihre Rechnung, fondern aud ber 
Tod der in der Schlacht Fallenden oder fonft unter dem Mordfchwerte eines barbariichen Feindes 
Blutenden, und alle und jede perfönlihe Mishandlung unferer Bürger oder Staatdangehörigen, 
Alsdann läge neben jolder Blutſchuld auch die Entſchädigungspflicht gegen alle, die durch den 
Tod ihrer Väter, Gatten, Söhne oder Freunde ihren Rebensunterhalt oder ihr Lebensglück ver: 
loren, dem Staate ob, und er machte banfrott fhon unter dem zehnten Theile folder unermeß- 
lichen Schuld. Man will diefes freilih nicht und nimmt die den Perfonen zugehenden Ver- 
(rgungen aus von der angeblichen Erfagpflicht ; aber ebendadurch gibt man den Rechtsboden 
der ganzen Forderung auf, weil fein Grund zu erfinnen ift, aud welden der Staat wol für die 
ſachlichen, nicht aber für die perfünlihen Beihädigungen, die der Feind unfern Angehörigen 
fügt, tenent fein follte. Außerdem ift nicht wahr, daß der Staat jedesmal den Krieg ge: 
mollt dat. Es fann ja aud ein feindlicher Angriff geihehen ohne alle Reizung von unferer 
Seite, alfo ein von und durchaus unabmwendbarer Krieg über und hereinbrechen, in welchem 
Falle unfere Gegenwehr nur die Verhütung noch größern Unheils bezweckt oder die thunlichft 
baldige Befreiung der in Feindesgewalt ſchmachtenden Provinz, und wo mithin der Staat, weit 
entfernt an den Leiden derſelben Schuld zu tragen, vielmehr rein als ihr Wohlthäter handelt. 
Ja, es hat (in der Idee oder nach einer, wie oben bemerkt, nothwendigen VBorausfegung) jeder 
(nit etwa offenbar ungerechte) Krieg die Rechtseigenſchaft eines folden bloß defenſiven und 
daher die Staatdgewalt durchaus nicht für die Kolgen verantwortlich madhenden Kriege. Was 
alfo derfelbe für Unfälle, Leiden oder Verlufte, durch ben Feind und zugefügt, mit ſich führt, pas 
if von den dadurch Betroffenen als reines Unglüd zu betrachten und demnach zu verfchmerzen. 
Zu 2. Es ift nicht wahr, daß der Staat eine allgemeine Affecuranzanftalt in dem Sinne iſt, 
daß alle Gefahren und Verluſte gemeinfam getragen werden müßten. Wol follen fie, nad dem 
Inhalt des Staatövertragd, thunlichſt abgewendet werden durd gemeinfame Bemühung oder 
auf gemeinfame Koften ins Leben gerufene Anftalten; nicht aber fteht varumı einer dem andern 
gegenfritig gut für jeden troß jener Fürkehr gleichwol eintretenden Verluſt. Cine ſolche gegen- 
feitige Garantie ift die Sache befonderer — vom Staate allerdings zu begünftigender und zu 
beihügender, nöthigenfalls felbfteigend zu gründender — Vereine zwiſchen den Benoffen der- 
jelben Gefahren, nicht aber des allgemeinen Staatövereind, deffen Mitglieder nämlich in allzu 
viel und allzu ſehr verfchiedenen Lagen und Rebensverhältniffen ftehen, ald daß, ohne völliges 
Aufgeben alled Gigenthums- und Bejigrechts, mithin auch alles Spornd zum Erwerbe und aller 
vernünftigen Staatsordnung, eine ſolche Gemeinfhaft alles und jedes, auch durch bloßen Zufall 
oder durch widerrechtlihe Handlungen Dritter oder durch ſelbſteigenes Verfchulden verurſachten 
Verluftd fönnte ftatwirt werden. So mögen die Hauseigenthümer unter fi) gegen den Brand, 
die Uferbemohner gegen die Stromesgewalt, die Aderbauer gegen Hagelſchaden u. f. m. beſon⸗ 
dere Aſſeeuranzgeſellſchaften bilden, aber jenjeit ver Genoflenfhaft verfelben Gefahr reicht die 
Verbindung nicht; die Staatögefammtbeit, ald folde, verfichert gegen vergleihen Gefahren 
nicht. So auch bei der feindlihen Kriegägefahr. Die zunächſt davon bedrohten Gemeinden oder 
Bezirke mögen durch verabredete (von ven Behörden in alle Wege zu begünftigende und umfid;: 
tig zu regulirende) Theilung oder gemeinfchaftlihe Tragung der über die Gefammtheit oder bie 
einzelnen ergebenden Verlufte dad Gewicht derfelben für alle erleichtern, oder die Gefahr des 
fonft jevem einzelnen drohenden völligen Untergangs gegenfeitig abwenben; aber fie haben kei— 
nen Rebtdanfprud an die Bewohner der vom Kriegsfhauplag weit entfernten oder von ben 
Kriegedrangſalen unerreihbaren Provinzen oder Gegenden auf Theilnahme an folder fie gar 
nit oder in weit geringerm Maße berührenden Laſt oder bedrohenden Gefahr. Gontributionen 
oder Brandfhagungen u. ſ. w. find in der Regel nichtd andered ald der Losfauföpreid von ben 
neh fhwerern Übeln, welche der fliegende Feind über die Perfonen und Güter der occupirten 
Provinz zu verhängen die Macht hat. Die Entfernten, denen der Feind nichts nehmen, denen 
er nichts zu Leide thun Fann, zur Mitbezahlung jenes Losfaufspreifes anhalten, wäre reine Be: 
raubung. Haben dod ohnehin die Orenzländer und bie größern Städte und die am der Heer— 
frage gelegenen Orte in Friedens: und zum Theil auch in Kriegszeit manderlei koftbare Bor: 
tbeile von folder age; billig tragen fie daher auch die mitunter eben folder Rage willen über 
Ne ergebenden größern Gefahren und Verluſte. Denjenigen, welhen man die Gemeinſchaft der 
Vortheile nicht darbietet noch darbieten kann, gleichwol die Gemeinschaft ver Nachthelle aufdrin⸗ 
gen wollen, wäre nicht nur unbillig, fondern felbft ungeredht. Es hat auch die Lex Rhodia de 
aetu Hier durchaus feine Anwendbarkeit; nicht nur weil civilrechtliche Säge unentſcheidend für 
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ſtaatsrechtliche Verhältniffe find, fondern zumal darum, weil die über der einen Provinz gele: 
gene Feindesgewalt fein Rettungsmittel für die andern ift und die Opfer, welche jene hat brin: 
gen müffen, nicht folder Rettung willen und nicht auf unfer Verlangen, fondern lediglich aui 
fremdes Machtgebot gebracht worden find. Nur wenn eigens zur Erleichterung und Rettung 
des Schiffes ein Theil der Güter über Bord geworferewird, nicht aber wenn ohne unjern Willen 
eine Woge bie etiwa auf dem Berded befindlichen Waaren wegfpült, findet der Fall ver Lex Rho- 
dia ftatt. Die Anrufung derfelben ift alfo völlig unpaflend. 

Zu 3. Daß die Ausführung unfers Grundfages mandyerlei Berwidelungen, Schwierigkeiten, 
auch Härten nach fich ziehe, muß anerfannt werden. Doch aud der Grundſatz unferer Gegner 
hat nicht geringere in feinem Gefolge. Jedenfalls wird die tbeoretifche Wahrheit eines Princive 
nicht umgeftoßen durch einige Schwierigkeiten der Ausführung. Pür die Richtigkeit des unſeri— 
gen werben wir gleich unten noch einige pofitive Beweife geben. Was aber die darüber erbe: 
benen Bedenfen betrifft, fo find die angedeuteten Fälle oder Beſchädigungsarten theild von der 
Art, daß fie unter den Begriff der von unserer eigenen Staatägewalt aufgelegten Kriegsbeſchwer— 
den gehören, mithin den Rechtsanſpruch auf Grjag geben ; andere begründen mwenigitend einen 
Anfprud der Billigfeit; noch andere eignen fich zur gleihmäßigen Verteilung oder gegenfeiti: 
gen Verfiherung unter den Bewohnern der von Feindesgewalt unterdrückten Provinzen oder 
Bezirke oder Ortfhaften; und für alle endlich kann und fol — ohne Aufgeben unjers Grund— 
ſatzes — die von der Politif wie von der Humanität geforderte Erleichterung oder Entſchädi 
gung auf mehrfache Weife ftattfinden. Fürs erfte nämlich bleiben die vom Feinde beiegten Pro: 
vinzen zeitlich von unfern Kriegälaften und auch Kriegsfteuern (die ordentlichen Steuern hebt in 
der Regel der Feind ein) frei; und fodann mag nach der Wiedereroberung oder nad) wieterber: 
geftelltem Frieden den vom Feinde übermäßig befhädigten Bezirken entweder durd weiten 
Steuererlaß oder auch durch pofitive Beifteuer oder Unterftügungsgelver aus den Mitteln der 
Gefammtheit geholfen werden. In der Wirfung fommt ſolche Aushülfe der für unfere eigenen 
Kriegslaften anzuordnenden Ausgleihung nahe; aber dag Princip bleibt verſchieden und bier: 
nad) aud Titel und Maß der Gewährung. Immerhin ift fie nicht eigentliche Rechtsſchuldiglei 
fondern freiwillige, ob auch durch Billigkeit und Humanität gebotene und von weiſer Staatl: 
wirthſchaft angerathene Maßregel, welche eben darum und wegen der unendlichen Verfcieden: 
heit ver Verhältniffe und Fälle feiner fo beftimmten und allgemeingültigen Regel unterworfen 
werden fann wie die eigentliche Ausgleihung. Übrigens findet das Princip ver freiwilligen 
Vergütung oder Unterftügung mitunter auch in Anſehung der durch das eigene oder befteundele 
Heer unmittelbar oder mittelbar veranlaften — doch nicht eigentlid) von der Staatägewalt ge 
wollten oder veroroneten — Beſchädigungen flatt; wie z.B. eine durch Marodeurd oder durth 
ein in Auflöſung befindliches Corps geplünderte oder eine durch Muthwillen oder Bosheit In: 
disciplinirter Soldaten angezündete Stadt, oder eine durch die infolge etwa der Kriegäfronen 
ausgebrochene Rinderpeft verarmte Gegend u. ſ. tv. dergleichen Hülfeleiftung zu erwarten haber 
Auch bei den vom eigenen Heere ausgegangenen Beihädigungen alfo unterfcheidet man bie burd 
rechtmäßigen Befehl angeordneten von den durd Zufall oder Unglück oder durch Bosheit ri 
zelner verurfadhten, und wendet den Grundſatz der Ausgleihung nur auf die erften an. Lie 
vom Feind ausgegangenen nun gehören alle ver zweiten Klaffe an. " 

Hiernach erfcheint unfer Grundſatz, welcher die vom Feinde aufgelegten Laſten — mindeften? 
in der Regel — von der förmlichen Ausgleihung ausſchließt, gerechtfertigt. Der Rechtoͤgtund, 
aus welhem wir ſolche Ausgleihung für die vom eigenen oder Freundesheere geforderten kei 
ftungen in Anſpruch nehmen, paßt nicht auf die feindlichen Erpreffungen. Es find feine Staat. 
Iaften, d. 5. feine von der Staatögewalt befohlenen und daher aus Bürgerpflicht zu erfüllenten 
Leiftungen ; und doch ift ed nur diefe Eigenschaft, wegen welcher wir die Ausgleichung der eig 
nen Kriegslaften fordern. Mir wenden nämlich auf diefelben blos das allgemeine, d. h. fur allı 
eigentlichen Staatslaften gültige Gefeg der Ausgleihung an, weil zwiſchen den im Kriege od" 
des Kriegs wegen und den im Frieden oder der gewöhnlichen Verwaltung wegen aufgelegte" 
Laſten, feien fie Steuern oder andere Peiftungen, ganz und gar Fein rechtlicher Unterſchied I, 
und ebenfo auch Fein rechtlicher Unterfchied zwifchen vem im Kriege und dem im Frieden audgt- 
übten fogenannten jus eminens, alfo namentlich zwifchen ver in Nothfällen des Kriege ange 
oroneten Zerflörung oder Beſchädigung des Privateigenthums und der Erpropriation ji 
Zwecken des Friedene. Allerdings gibt e8 auch noch andere Titel, aus welchen mitunter eine 
Entſchädigung oder Beifteuer oder Hülfeleiftung von feiten des Staats ftattfindet, namentlich * 
wie bereits oben bemerkt worden — Billigkeit, Humanität oder auch vernünftige Staatswirth: 
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ſchaft (welche nämlich den Untergang oder die VBerarmung einzelner Provinzen oder Gemein— 
den u. ſ. w. als zugleich der Geſammtheit ſchädlich erkennt und daher im Intereffe dieſer Ge— 
jammtheit verhindern muß); aber dieſe Titel find feine firengen Nedtstitel, und ihre Forde— 
rungen werden nach ganz andern Gejegen befriedigt ald nach jenen der Ausgleihung. 

Der — ſolchergeſtalt ald Rechtsforderung nicht anzuerfennenden — Ausgleichung der vom 
Feinde herrührenden Kriegsihäden und Laften ftchen aber nody mehrere und hochwichtige politi: 
ihe Betradhtungen entgegen. Zuvörberft ift es ganz unmöglich, diefe Ausgleihung auf dieſelbe 
Weife oder auf demſelben Wege zu bewerfftelligen, den wir gleich unten als den einzig richtigen 
varftellen werden, nämlich auf dem Wege der unmittelbaren Bezahlung alles Gefotderten mit 
Geld oder Staatöpapieren (Bond). Es bleibt für fie blos der — vielfach verwerflihe — Weg 
einer nachfolgenden Liquidation und Nepartition übrig, welder beinebens in Bezug auf die hier 
beiprochenen Laften noch weit zuverläffiger ift al& bei dem vom eigenen Staat geforderten Lei: 
kungen. Wer will die feinplihen Forderungen contreliven? Wer foll die Leiftungen befchei: 
nigen? Mie jollen Berfälihungen oder Erſchleichungen von Empfangfceinen und Unterſchleife 
aller Art verbhütet werden? Thür und Thor für die ungebührlichften Erfagforderungen find hier 
eröffnet, während taufenderlei wirflihe Grlittenheiten ohne urkundlichen Beleg und daher des 
Inpruchs auf Erſatz verluftig bleiben. Sodann aber würde ein die Ausgleihung folder Fein: 
ferderungen verheißendes Gejeg den willfommenften Titel oder Borwand geben, foldye For: 
vrungen ins Unermeßliche zu fteigern. Die Unerjhwinglichfeit der Leiftungen (infofern ſie 
einen Geldanſchlag zulaſſen) könnte vem Begehren des Feindes nicht länger entgegengehalten 
werden. „„Ihr leiftet ja‘, alſo würde er mit Grund den Brovinzbewohnern ermwidern, „ihr lei: 
det ja, wenn ihr ung gebt, fo viel ihr habt oder irgend aufbringen könnt, nur einen Vorſchuß, 
von euch euere Mitbürger, die Bewohner der übrigen Provinzen, wieder zurüderftatten werben. 

Kur md allein Freilich wäre die Leiftung zu ſchwer, aber für euern ganzen Staat ift fie nur eine 
Reiniateit.” Dergeftalt würde durch ein ſolches Geſetz, welches gewiſſermaßen dem Feinde eine 
Anmellung auf das Vermögen unferd Staats und aller Staatdangehörigen ertheilte, d. h. alle 
von ibm zumadenden Forderungen aus Staatsmitteln zu bezahlen verhieße, ſchon die Fleinfte 
son ihm befegte Provinz wie zu einer Ader gemacht, aus welder, wenn er fie Eräftig jchlägt, 
das Herzblut ves Staats herausftrömen fann. Es kommt dazu, daß die gefeglihe Zufiherung 
einer nachfelgenden, aus ven Mitteln ver Staatsgeſammtheit zu leitenden Entfhädigung (mit: 
telö Örgenrehnung und Ausgleihung) ven Eifer der vom Feinde befegten Landestheile, jich der 
übermäßigen Korverungen zu erwehren, lähmen würde. Man würde ohne vielen Widerftand, 
‚a one viele Gegenvorftellung oder Klage, auch die ſchwerſten Gontributionen entrichten, die 
unerlättlichften Zumuthungen befriedigen, alles in der Ausſicht auf den verheißenen Erfag, und 
eben dadurch) den Feind zu noch weiter gefteigerten Forderungen ermuntern. Hätten dagegen 
die Provinzbewohner jene Ausficht nicht, fo würde mit der Höhe der Forderungen auch ihre 
Aufregung, ihre Gntrüftung fteigen, und darin ein weiterer Sporn liegen zu tapfern Verſuchen 
der Selbfibefreiung. In zweifacher Beziehung alfo freitet die VBerheifung der für die vom Feind 
aufgelegten Laſten zu leiftenden Vergütung aud) gegen die Politik. 

Zwiſchen den beiden ſich entgegenftehenden Anfichten wird aud eine dritte, gewiflermaßen 
sermittelnde, geltend gemacht, die nämlich, daß zwar die vom Feind wie die vom Freund aufge— 
ten Laften und zugefügten Beihädigungen auszugleichen feien, doch nur die nad dem unter 
den Anilifirten Nationen anerkannten Kriegsrechte, d. h. nach der ehrlichen Kriegsmanier, auf: 
gelsgten, nicht aber die gegen ſolches Recht, mithin blos aus factiiher Gewaltthat oder Brutali: 
(At über die Bewohner des Kriegsihauplages verhängten. Die legten feien als reine Zufälle 
oder unabwenpbares Unglüd lediglich von den dadurch Betroffenen zu verſchmerzen, der Staat 
nme dafür nicht verantwortlich fein. Gegen diefe Lehre jedoch ftreitet ſchon allernächſt die Be: 
adıtung, dan, was die rechtliche Kriegsinanier — neben welcher indep auch die härtere Kriegs: 
ralfon befteht — erlaube oder nicht erlaube , durchaus nicht fo ausgemacht ift, daß man darüber 
— auch nur in abstracto, geſchweige daher in concreto — ein juriftifch ſicheres Urtheil fällen 
Fnnte, Und dann bezieht ſich der Begriff ver Kriegsmanier blos auf das Verhalten einer Frieg: 

übrenden Macht gegen die befriegte, nicht aber auf jeneö gegen ihre eigenen Unterthanen. Es 
Rdaher aus ihr durchaus Fein Kriterium der zur Entfhädigungsforverung ſich eignenden oder 
nit eignenden Kriegslaften, die vom Freund oder Verbündeten ausgehen, zu entnehmen. Die 
Regeln für das hier Zuläffige oder Nichtzuläfiige find mehr aus dem innern Staatsredht ald aus 
m Völkerrecht zu ihöpfen. Ind was die vom Feind herrührenden Erduldungen betrifft, fo be: 
ftebt — falls wirklich der friegführenve Staat feinen Bürgern verantwortlich ift für alle aus 
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feinem Kriegsbeſchluß fließenden Folgen — zwiſchen den wider bie Kriegdmanier und ben nah 
der Kriegsmanier aufgelegten Laften für ihn fein rechtlicher Unterſchied; er ift für jene mie für 
diefe gleihmäßig tenent. Es kann hiernach biefer vermittelnde Grundfag nur infofern aner: 
fannt werden, als er von den die Erfagpflicht mit fi führenden einheimijchen, d. h. vom eige: 
nen oder vom Freundesheere und auferlegten Laſten oder zugefügten Beihädigungen diejenigen 
ausfchließt, welche nicht dem bejtinnmten Willen unferer Staatsgewalt entfloffen und aud nidt 
ihrem Verſchulden zuzuſchreiben, fondern als bloße Wirfung eines unabwendbaren Zufalle, 
mithin als reines Unglück zu betrachten jinv. 

IV. Bon den zwei Hauptwegen, die gleichheitliche Vertheilung der Kriegslaften zu bemirken, 
nämlich der fofort bei der Ausfchreibung oder Erhebung gefhehenden gleihmäßigen Reparti: 
tion, ſonach — da eine folde in Anfehung der Naturalleiftung felten möglich ift — ber dafür 
von feiten der Geſammtheit alfogleich zu leiftenden unmittelbaren Vergütung, und der erſt nad: 
folgenden mittels gegenfeitiger Abrehnung zu bewirfenden Peräquation ift nur der erfle der 
Idee entfprechend oder zu ihrer wenigftens annähernden Verwirflihung führend, der zweite 
dagegen — zumal wenn die Beräquation erft nad Verfluß einer längern Zeit unternommen 
werden wollte — zur Zmwederreihung durchaus ungeeignet und abfolut verwerflich. Auch diefer 
Sag erforbert eine etwas ausführlichere Begründung. 

Gine zwifchen ven Bürgern untereinander felbft zu bewerfftelligende , ven Leiftungen erfl in 
einiger Zeit nachfolgende Ausgleihung, namentlid eine nit blos unter den Mitgliedern einer 
einzelnen Gemeinde oder Bezirfögenoffenfhaft, fondern unter ſämmtlichen Provinzen oder der 
gefammten Bevölferung des Staats gefchehende, fegt voraus, wofern fle ihrer Idee entſprechen ſoll 

1) Daß alle Kriegdleiftungen und (zur Audgleihung oder Erfagleiftung ſich eignenten) 
Kriegsſchäden, welde in der betreffenden Periode auf was immer für einem Theile des Staatt: 
gebiets flattfanden und von was immer für einzelnen Staatdangehörigen oder Gemeinden oder 
Bezirfögenoffenfhaften getragen wurden, conftatirt feien und einer zu verläffigen Berechnung 
oder Liquidation unterworfen werben. Dieſe Liquidation, da ihr vernünftiger, d. h. vom Reütt: 
gefeß geforderter Zweck allerlegt nur auf die Gleichſtellung der dem Staat angehörigen Perſone 
(alfo nicht bloß der Bezirke oder Provinzen) geht, müßte ſonach mit allen einzelnen — infolen 
bie Leiftungen von ihnen unmittelbar eingeforbert wurden — fammt und fonberd vorgenommen, 
nebenbei jedoch auch die an die Gemeinden oder Bezirke als moralifche Perfonen oder jurifiißt 
Gefammtperjönlifeiten ergangenen Forderungen in eine eigene Rehnungsrubrif eingetragen 
werden. Da jedoch ver Krieg eine Staats-, nicht eine Gemeindeangelegenheit iſt, fo jollten ın 
ſolche befondere Rechnung nur die von der Gemeinde ald Inhaber eines Steuerfapitald (nimlid 
des Gemeindegutd) eingeforberten Keiftungen kommen, nicht aber die, zwar nad) Gemeinden oder 
Bezirken — etwa nad ver Volkszahl — urfprünglich im großen repartirten, bod aber Im 
runde oder nad) der Intention der Staatögewalt nur von den einzelnen geforderten und der 
@emeinde daher blos zur Subrepartition unter ihre Angehörigen zugeiwiefenen. 

2) Daß nicht nur mit allen Berfonen, welche Laften getragen, ſolche Liquidation angeftelli 
werbe, jondern daß auch nicht eine einzige Gattung oder Rubrif ver Laſten von der Berechnung 
ausgeſchloſſen bleibe. Sobald aud nur eine Rubrik fehlt, fo ift die ganze Rechnung fallt. 
Wollte man z.B. die Quartierölaft oder die Verpflegung der Ginquartierten oder die duhrfto⸗ 
nen oder irgendeine andere Gattung der Kriegsleiftungen ohne Anfag laffen, fo wäre un 
meidlich, daß mander, der vielleicht gerade in dieſer Gattung über die Gebühr mitgenomme", 
dagegen mit andern Laſten mehr verfchont worden, zur Gerausbezahlung an jene verfällt würd, 
welche im ganzen viel weniger als er erlitten, der doch eben in jenen Rubriken, welche in de 
Rechnung aufgenommen find, ein Mehreres geleiftet hätte. Ohne eine Unermeßlichkeit vor 
Mühe und Arbeit, ohne allgegenwärtige und Eoftfpielige Aufſicht und Controle ift aber eine zu 
verläfftge Gonftatirung aller vielnamigen Leiftungen ganz unmöglih, und jedes hier ober der 
begangene Verſäumniß oder unterlaufene Gebrechen ſtößt die Richtigkeit ded ganzen Galculd un. 

3) Aus den für die einzelnen Gemeinden eines Bezirks gefertigten Berehnungen müſſen 
dann durch Summirung der für jede liquidirten Beträge Bezirksrechnungen, aus fämmilichen 
Bezirkörehnungen einer Provinz eine Gefammtfumme der Grlittenheiten folder Provinz, un 
endlich aus den Leiftungsfummen aller Provinzen eine die vom ganzen Staat getragene Krieg! 
laſt varftellende Totalfumme gezogen werden. Vergleicht man dann däefe Summe mit jener det 
gefammten directen Steuerfapitald aller Provinzen zufammengenormmen, fo ergibt ſich der 
z. B. auf je 100 Fl. Steuerkapital bei der anzuorbnenden Peräquatäon fallende Betrag, un? 
zugleich die Überficht deffen, was die einzelnen Provinzen, Bezirke umd Gemeinden mehr odet 
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weniger geleiftet oder erlitten haben, ald das ihnen nad ihrem Steuerkapital zuzuſchreibende 
Berreffnig ausmacht. Das directe Steuerfapital allein nämlich eignet fi — da ja auch die Lei- 
fung gewöhnlich nad) diefem Kapital repartirt wird — zu einer auf klarer Berehnung ruhen: 
den Beräquation. Der Betrag der indirerten Steuern oder aud) die Summe der Bevölkerung 
und andere Daten fönnen, wenn die Peräquation wirklich die zwifchen ven Perfonen, welche ge: 
leiftet Haben, herzuftellende Ausgleihung zum Zmede hat, und wenn man Willkürlichfeit und 
endlofe Verwirrung vermeiden will, hier unmöglich mit in die Berehnung gezogen werden. 
Nach welchem Maßſtab fonft follte man, ohne eine endlofe Verwirrung herbeizuführen, fowol 
die Leiftenden als die Liquidirenden in Berehnung bringen? Nur bei der allgemeinen Kriegs: 
feuer fönnen auch die mit der directen Steuer in feiner Verbindung ſtehenden Vermögendver- 
hälmiffe mit in Anfchlag kommen, bei ver nachfolgenden Peräquation aber nit. Auch haben 
a die Gonjumenten ſchon durch den im Krieg naturgemäß fteigenden Preis ver Bedürfniffe ihren 
bührlihen Antheil an der Kriegslaft getragen, weswegen man fie bei der Peräquationdopera- 
Non billig außer Rechnung läßt. 

4) Die Peräquation muß nun dadurd vollendet werden, daß entweder die einzelnen Bro: 
Sinzen oder Bezirfe oder Gemeinden unmittelbar untereinander fi ausgleichen, d. h. daß bie, 
weldse zu viel getragen haben, wegen des zu empfangenden Grfages an jene, welche zu wenig er: 
ten, und die, welche zu wenig getragen haben, zur Zahlung an die zum Grfag berechtigten 
angewiefen werben; oder daß man eine Gentralfafle für den ganzen Staat (ſodann auch Filial: 
(allen für die einzelnen Provinzen oder Bezirke) bilde, in welche jede zu wenig belaftet geweſene 
Provinz (oder Bezirke oder Gemeinde) den ihr in Gemäßheit der allgemeinen Liquidation noch 
jur alt fallenden Betrag entrichte, und aus welder fodann jede zu hart mitgenommene Provinz 
(Oder Bezirk oder Gemeinde) den ihr gebührenden Erſatz zu empfangen habe. 

5) Da 28 fih alddann häufig ergeben wirb, daß z. B. in einer Provinz, melde nad dem 
Orfammtrefultat der mit ihr gepflogenen Liquidation aus der Gentralfaffe eine Entfhädigungs- 
fumme wegen zu großer Erlittenheit zu empfangen bat, gleichwol einzelne Bezirke oder Gemein: 
ben id befinden, welche in Bergleihung mit der Gefammtlaft des Staat? und nad dem Maßſtab 
(üred bejondern Steuerfapitald noch zu wenig geleiftet haben, und daß umgekehrt in einer an- 
dern Provinz, welche, weil im ganzen zu wenig belaftet gewefen, einen entſprechenden Beitrag 
In jene Gentralfaffe zu entrichten Hat, gieichwol einzelne Bezirke und Gemeinven find, welche zu 
viel getragen haben; fo müflen, um die Peräquation zu vervollftändigen, zuvörderſt jene Be: 
urfe, welche nad Mafgabe der allgemeinen Liquidation zu wenig geleiftet haben, ſolches Be: 
einig in die Provinzialfaffe entrihten, und fovann aus diefer die Entſchädigungsanſprüche 
ler andern Bezirke befriedigt werden. Die aus folhen Entfhädigungsfummen fich bildenden 
Berirköentihädigungsfaffen müffen fodann daffelbe Abrechnungsgeſchäft mit den dem Bezirk an: 
gehörigen Gemeinden und diefe Gemeinden endlih — was eine Hauptſache, d. h. ein wefent: 
Nies Erforderniß ift — auf gleiche Weife mit den ihnen angehörigen einzelnen pflegen, weil 

One wahre Ausgleihung, fo wie das firenge Recht fie fordert, erft durch eine bis zu den einzelnen 
rabfteigende Rechnung und Gegenrehnung zu Stande gebracht werden fann. 

&8 ift leicht einzufehen, daß eine ſolche nachfolgende Peräquation, wie forgfältig und ge- 
wiienbaft immer fie gemacht werde, eine Menge von Ungeredhtigfeiten ganz unvermeidlich nad) 
18 sieben muß, ja daß die Ungleichheiten, die man mittels der fo mühfamen und koftfpieligen 
Operation heilen will, durch fie fogar noch vermehrt werden fönnen. Wird aber gar die Liqui— 
dation nicht auf alle Leiftungen oder nicht auf alle Theile des Staats ausgedehnt, oder dabei 
Not bis auf die einzelnen herabgeftiegen, fondern etwa nur bis auf die Bezirke oder Gemein: 
ven, jo häuft ſich das Unrecht, die Willfür und die Verwirrung auf ganz maßloſe Weife. 

Das Hauptgebredhen einer jeden ſolchen Peräquation befteht darin, daß dabei nothwendig 
ne Berwechfelung der Perfonen, welche zu viel oder zu wenig getragen haben, mit den Steuer: 
Kpitalien oder Steuerftöden eintritt, wodurch allein fhon das ganze Geſchäft zu einem reiht: 
Sen Unding oder zu einer bloßen Chimäre wird. Es ift nicht möglich, wenn man aud) wirklich 
Ne einzelnen zur Liquidation auffordert, alle aufzufinden, welche hätten leiften follen und ent: 
rder zu viel oder zu wenig oder gar nicht geleiftet haben. Zur Befrievigung des ſtrengen Rechts 
Fire nöthig, daß jedem für alle einzelnen Zeitpunfte — mwenigftend für jedes Steuerjahr — die 
nung darüber gemacht würde, was er nach feinem jevedmaligen (ſächlichen oder perfön- 
dm) Steuerfapital zu leiften ſchuldig geweſen, und daß diejenigen, zwiſchen denen die Perä— 
Wation vorgenommen wird, genau biefelben Perfonen (oder ihre wirklichen Rechtsnachfolger) 
(den wie diejenigen, welche während des Kriegs geleiftet haben oder hätten leiften follen. Diefes 
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geichieht aber nicht und kann nicht gefchehen, ſondern man berechnet blos, was die zur Zeit der 
Peräquation in den einzelnen Gemeinden befindlihen Bürger oder Steuerpflichtigen, ober viel: 
mehr, was Die zu eben diefer Zeit in ihrem Befig befinvlichen Steuerftöde (ald Häufer, Grund— 
ſtücke, Gewerböredhte) den ganzen Lauf des Kriegs hindurd erlitten oder getragen haben, und 
was hiernad (die Perſonen mit den Steuerfiöcden durch eine abenteuerliche Nedtödictung iden 
tifieirt) einem jeden ald Guthaben over als Schuldigfeit in Anſatz zu bringen jei. Ja, gewöhn: 
lich wird nicht einmal in eine folhe invividuelle Liquidation hinabgeſtiegen, ſondern blos im 
ganzen berechnet, was die einzelnen Gemeinden (ald Geſammtperſönlichkeiten und ald Summen 
von einzelnen) getragen haben, wonad ihnen alsdann — in Gemäßheit des allgemeinen Ligu: 
dationdergebniffes — entweder eine Eutſchädigungsſumme zugeſchieden, oder eine Schuldigleit 
zur Laſt gefchrieben, die weitere Vertheilung (oder auch Nichtvertheilung) der erften unter ihre 
Angehörigen over die Einhebung der legten von denfelben ihnen lediglich überlaſſen, und beitei 
etwa nad) den für den Gemeindehaushalt überhaupt beſtehenden Vorſchriften bewerfftelligt wir 
Geſchah von feiten des Staats die urfprüngliche Aufforderung zu Kriegsleiftungen an dr 
Gemeinden und Bezirke in vem Sinne, daß jie leviglich aus ihren Gefammtmitteln beftritten, allc 
die Beftreitungsmittel, inſoweit die Gemeindefaffe zur Leiftung unvermögend wäre, entweder 
durch Naturalleiftungen der Gemeindeangehörigen oder durch Umlagen auf ſämmtliche Steuer: 
pflichtige der Gemeinden erhoben würden, oder wird die Vergütung für das zu viel Orleiftet: 
ebenfo der Gemeinde blos als einer moralifchen Berfon oder auch als einem Gompler von Steuer. 
fapitalien gegeben, und die nachträgliche Entrichtung des noch zu wenig Geleifteten ihr gleich 
falle nur in folder Eigenſchaft abgeforvert ; fo ift der Standpunkt giner zwiſchen den Indiriduen 
herzuſtellenden Gleichheit gänzlich aufgegeben und dafür der einer blos zwifchen den Orlammi: 
perfönlichkeiten der Gemeinden oder gar nur zwifchen den Oemarfungen oder Bezirken ald Thei— 
len des Staatögebietd oder als Gompleren von Steuerfapitalien zu bemwirfenden genommen, 
Wird aber auch eine individuelle Ausgleichung bezweckt, d. h. betradytet man die von den tin 
zelnen getragenen Laſten wirklich ald von ihnen in der Eigenſchaft als Staatäbürger gefordert 
und daher ver Ausgleihung mit allen andern Staatäbürgern unterworfene Leiftungen, un 
fteigt man mit der nachfolgenden Peräquativndoperation wieder bis zu den einzelnen herab, 1 
wird der Zweck gleichwol nicht erreicht, weil die Ipentität der leiftenden mit den abrechnenden 
Berfonen fehlt. 
Bon den Bürgern, welche Kriegslaften getragen haben, ſei ed nad) Maßgabe ihred direrten 
Steuerkapitals, fei ed wegen des Befitzes von Sachen, deren das Heer bedurfte (wie z. B. bei den 
Fuhrfronen und Naturalienlieferungen), fei es durch zufällige Beſchädigungen, find, wenn die 
Zeit ver Beräquation herangekommen, fehr viele gar nicht mehr vorhanden. Sie ind enter 
geftorben, oder in andere Gemeinden gezogen, over haben, was die Nealitätenbeitger bett 
ihre Häufer und Gründe, wegen deren Befig fie belaftet wurden, veräußert, Auch die Grin“ 
der Verfiorbenen find großentheild an fremde Befiger übergegangen, und num werben Die 1; 
tern behandelt, uld wären fie es gewefen, welchen die Kriegslelſtungen aufgelegt worden, und alt 
wären daher fie es, mit welchen die Abrechnung zu pflegen ift. Gar oft aljo wird geſchehen, DAT 
der ehevorige Eigenthümer, welchen die übermäßigen Kriegslaften erdrückt, welchen fie genoͤth 7 
haben, fein verfchulvetes Gut um einen Spottpreis an die Gläubiger abzutreten, jet bei der 
Peräquation gleichwol — weil jegt nicht mehr Befiger ded zu hart mitgenommenen Guit — 
feinen Erſatz erhält, ja, daß er vielleicht, wenn er etwa in einer andern, vom Kriege verſchon 
gebliebenen Gemarkung ein kleines Beſitzthum wieder erworben hat, gar noch heraut jahle⸗ 
muß zur Entſchädigung anderer, welche unendlich weniger als er gelitten, während der Kan“ 
ſeines ehevorigen Guts die Entſchädigungsanſprüche mit überfam uno nun, obiden er 
Kriege gar nichts erlitten und obſchon er das Gut um den wohlfeilften Preis erfauft hat, IF 
gleihwol noch einen angeblichen Schadenerjag erhält. Durch ſolche überall ſchon in Furzer ön 
eintretende Befigveränderungen und andere Umflände wird die Verwirklichung einer wahren 
Peräquation, fowie fie ver Rechtsidee entſpräche, durchaus unmöglih, und es wird, wenn ma 
gleihwol eine ſolche Beräquation unternimmt, an die Stelle ver Ausgleichung der den Perſonen 
zuſtehenden wechſelſeitigen Forderungen und Schuldigkeiten eine phantaſtiſche Gleichſtellung de 
Gründe over Steuerſtoͤcke geſetzt, und es werben ſomit die Sachen, welche doch nichts gelten 


deah. welche von den ihren Beſitzern ihretwillen aufgelegten Beſchwerden nichts empfunden haden 


auf abenteuerliche Weiſe verwechſelt mit den Perſonen, denen allein ver Anſpruch auf Peraquo 
tion zuſtand und in Anſehung derer allein dieſelbe eine rechtliche Bedeutung hat. — 
Außer dieſem jere nachfolgende wahre Peräquation factiſch unmöglich machenden und ubera 
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unsermeidlichen Perſonenwechſel ift noch ein rechtliches Hinderniß derfelben darin zu erfennen, 
daß — mofern wenigftens nicht ſchon vor dem Kriege ein die fünftige Beräquationsoperation 
genau und beſtimmt regelndes Geſetz erlaffen ward — jie nur durch ein mit rückwirkender Kraft 
zu verſehendes Geſetz oder Dictat zu bewerfftelligen iſt. Ein folhes in die Eigenthumsrechte tief 
eingreifended, Gläubiger und Schuldner nach willkürlich aufgeftellten (d.h. dem bloßen Ermeſſen 
ter Autorität entfloffenen) Normen erichaffendes Gefeg mit rückwirkender Kraft zu verfeben, ifl 
eine fchreiende Rechtsverletzung. Die erft nachfolgende Peräquation ift hiernach verwerflich. 

68 bleibt daher nur bie gleichzeitige oder fofort bei ver Erhrbung oder Leiftung geſchehende 
Peräquation übrig. Wie aber kann eine ſolche bewirft werden? Wir antworten, ganz einfach 
in nachſtehender Weife: 1) Durch Bezahlung oder Gutſchreibung aller von den Bürgern ein- 
geforderten Leiftungen oder denfelben zugefügten Beihädigungen. 2) Dur Erhebung einer 
gemeinen Kriegäfteuer behufs der unmittelbaren Beftreitung folder Zahlungen, oder aud 
vurd Übernahme der Fünftigen Realiſirung der Gutihreibungen als einer Staatsſchuld. 

Zu 1. Mit Ausnahme der etwa gleih am Anfange des Kriegs oder aud während feines 
!aufs von allen Staatdangehörigen einzuhebenden Kriegäfteuer, alfo Geldlieferung (und etwa 
nit Ausnahme der von allen — waffenfähigen — Ginwohnern zu forbernden perſönlichen 
Rriegedienftleiftung) ift (menigftens nicht in ganz Fleinen Staaten) eine unmittelbar gleiche Ver— 
teilung der Feiftungen unter alle Staatöbürger nicht wohl möglich. Die Laflen z. B. der Ein: 
wwartierung und Truppenverpflegung, der Hand: und Buhrfronen, der vielnamigen Natural: 
Ieferungen, fodann aud die zur Übernahme auf die Schultern ver Geſammtheit ſich eignenven 
Kriegäbefhädigungen aller Art kommen in der Regel oder ihrer Natur nad) nur auf einzelnen 
Bunften des Staatögebietö, wo etwa gerade der Kriegsſchauplatz ift, oder in der nähern Um: 
xbung deffelben vor (einige Naturallieferungen für die Magazine ausgenommen etwa), over 
aber fie find gleichfalls ihrer Natur nach rückſichtlich ihrer gleichbaldigen Realifirung beſchränkt 
auf gewiſſe Klaffen der Staatsbürger oder auf die Beſitzer gewilfer Gegenftände. Man kann 
nur von den Inhabern der Wohnungsräume Dad und Fady für die Truppen, nur von den 
Liebbefigern Fuhrfronen, nur von den Bauern oder fonftigen Gerealien: oder Heubefigern die 
unmitteldare Lieferung folder Naturalien verlangen oder eintreiben. Danun aber ver Beſitz 

ſolter zur Kriegführung nöthiger Gegenftände fein befonderer Schulotitel ift, ſondern die Be— 
Äger wie alle andern Bürger nur zur gleichen (d. h. verhältnigmäßigen) Theilnahme an dieſen 
wie an andern Staatdlaften oder Bedürfniſſen verpflichtet find, fo kann oder darf der Staat 
jwar vermöge feines jus eminens ſolche Naturalleiftungen unmittelbar von denjenigen einfor- 
dern, wel&en allein jie möglich ſind; aber wo er es thut, da verpflichtet er ſich zugleich zur vollen 
Entſchädigung deſſen, welchem er dergeftalt eine Präcipuallaſt aufgebürdet oder einen Theil 
feines rechtmaͤßigen Beſitzthums entzogen hat. Denn der Staat, wenn er auch einer gewillen 
Leiſtung bedarf und darum auch fie einzuforbern das Recht hat, bedarf doch der unentgeltlihen 
Leiſtung nicht, und fein Recht gebt nicht weiter als fein Bedürfnif. Durch unmittelbare Be: 
ahlung (überhaupt Vergütung) oder aud) durch Gutfchreibung, d. h. durch rechtsgültige Zu: 
Yage der fünftigen Bezahlung, gleicht er nun augenblicklich den zur Leiftung Aufgeforderten mit 
allen andern Bürgern aus; denn bie Bezahlung (fei ed die unverzügliche, fei es die erft jpäter 
zeſchehende) wird aus den Mitteln ver Geſammtheit geleiſtet, woran der ſolchergeſtalt Entſchä⸗— 
digte ja auch einen Theil hat, folglich auch zu jener Bezahlung feinen Antheil beiträgt. 

Durd ſolche Bezahlung (oder Gutfhreibung) der Kriegsleiftungen geſchieht etwas von der 
nachfelgenden Beräguation oder gegenfeitigen Abrechnung unter den Bürgern felbft weſentlich 
und durchaus Verſchiedenes. Die legte, wenn fie nicht ftreng allfeitig und über alle Keiftungen 
1 erſtreckend ift, widerspricht ihrem eigenen Begriff; und ebenfo verliert fie allen Rechtoboden, 
ſobald — was unvermeidlich ſchon in der Fürzeften Friſt geſchieht — irgendein Perſonenwechſel 
Antritt und daher beidem Abrehnungs: und Gegenrehnungsgefchäft anftatt ver wahren Schulp: 
er und Gläubiger großentheils oder größtentheild nur gedichtete, d. h. durch reine Fiction er: 
daffene, zu finden find. Bei der erften wird entweder durch die wirfliche Bezahlung die gefor- 
derte Ausgleichung fofort bewerfftelligt, oder e8 wird — wenn (dur Gutſchreiben oder durch 
Ausſtellung von Schuldſcheinen oder Bons) die Geſammtheit ſich zur zukünftigen Zahlung ver— 
richtet — wenigſtens die Identität der beiden Perfönlichkeiten (nämlich der zur Forderung be— 
teätigten und der zur Zahlung verpflichteten) fortwährend erhalten. Denn wer den Schulp- 
rief urfprünglich erhielt, wird vollgültig repräfentirt durch feinen allgemeinen oder befondern 
Rehtenachfolger ‚ an welchen die Urfunde gelangte, und die unfterbliche Gejammtheit oder der 
Staat, als Ausfteller verfelben, bleibt fortwährent diefelbe Perſon. Auch die fpätefte Zahlung 
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der Schuld geſchieht nie anders als aus den Mitteln jener Geſammtheit und alſo nöthigenfalle 
aus den von ihren Mitgliedern nad) dem Geſetze der gefellfchaftlichen Gleichheit erhobenen Lei: 
trägen. Dabei ift ed auch nicht unbedingt nothwendig, daß ausnahmelos alle und alle Kriege- 
leiftungen bezahlt, d. h. mitteld der Bezahlung ausgeglichen werden. Man kann nad Umftän: 
den auch einige Gattungen derfelben davon ausichliegen, ohne dem Princip zu nahe zu treten, 
wenigftens ohne ed aufzuheben. Denn jede einzelne Gattung der Kriegälaften bildet hier für 
fi) ein eigenes von allen andern unabhängiges Ausgleihungdobject, weil nämlich die Vergü— 
tung bier nicht von beftimmten Perſonen, melche vielleicht wegen einer andern Gattung ber Lei: 
ftungen eine Gegenrehnung zu machen hätten, fondern von der Geſammtheit, in welder all 
begriffen find, geleitet wird. Diefe Staatsgefammtheit fann, ohne Unrecht zu thun, je nad 
Umftänden wol fagen: „Diefe und jene Gattung der Leiftungen werde ich aus meinen Mitteln 
bezahlen oder ald Schuld übernehmen, die übrigen (weil ich an venfelben etwa mehr bie Natır 
bloßer Lokal: oder Bezirkslaſten erkenne, oder weil ih — was zumal bei ganz Eleinen Etaaten 
der Fall fein kann — die Gleichheit durd eine gleichzeitig oder der Reihe nad an alle erge— 
bende Forderung herzuftellen vermag, oder auch, weil ich mich der Berhältniffe wegen auf ein: 
blos annähernde VBerwirklihung des Principe beſchränken muß) nicht.“ Bei der nachfolgenden 
Peräquation unter den Reiftenden felbft dagegen wirb durd die Ausnahme aud nur einer einj— 
gen Gattung ber Laften das Princip völlig zernichtet, nicht nur beſchränkt, weil ſodann anfat 
einer wenigftend annähernden Gleichheit nothwendig eine noch größere Ungleichheit entficht. 

Zu 2. Aber wie ift e8 möglich, daß die Geſammtheit oder der Staat die Bezahlung ſämmt 
licher Kriegslaften übernehme? Wird er nicht erbrüdt werben durd fo ganz enorme Schuld' 
oder wird er nicht durch dad Gewicht folder Vergütungslaft aufer Stand geſetzt werben, den 
Krieg mit derjenigen Energie, mit demjenigen Aufwande von Kräften zu führen, bie ihm einen 
glüdlihen Erfolg verbürgen? Wir antworten darauf: Der Staat muß jedenfalls die Gejammi: 
laſt aller Kriegdlaften und Befhädigungen tragen; denn was die einzelnen erleiden und tiagen, 
das trägt er ja auch. Die einzelnen Berfonen, Gemeinden und Bezirfe find ja Theile feiner ſelbi 
ihre Verarmung oder ihr Ruin wird von ihm mitempfunden; und der Unterfchied zwiſchen id 
übernahme oder Übernahme der Laſten zur Selbftbezahlung aus Gefammtmitteln befett im 
Grunde blos darin, daß im erften Kalle die Laften nur auf einzelnen Glievern ruhen und N 
zweiten Kalle auf dem ganzen Körper bed Staats. Nun ift aber fonnenflar, daß bei einer gleid: 
mäßigen Vertheilung ber Laft auf alle des Tragen fähige Glieder des Leibes, alfo bei der An: 
firengung der Gefammtfraft veffelben, ein ſchwereres Gewicht mag gehoben und fortgebradt 
werben als durch die Kraft bloß einzelner Glieder, und daß alfo faft widerfinnig ift zu behaup 
ten, der Staat in feiner Geſammtheit vermöge nicht zu leiften oder zu tragen, mas man unde 
denklich einzelnen feiner Theile (ald Provinzen oder Bezirken oder Einwohnerflaflen) für it 
allein zu tragen und zu leiſten zumuthet. Nur die unmittelbare Leiſtung von — entweder augt' 
blicklich nothwendigen, oder durch das Herbeifhaffen aus der Kerne Foftfpieliger werdenden < 
Dingen und Dienften muß von feiten der Bewohner des Kriegsfhauplages geichehen; dir In: 
gütung der Leiftung aber mittel8 Zahlung und, wofern diefe für den Augenblid allzu laſig 
wäre, mittels Schuldverſchreibung, demnach mittels theilweiſer berweiſung auf die Schullern 
der Nachkommenſchaft (ald der Erbin des durch den Krieg zu erhaltenden Gemeinwelen?) It 
ſchieht weit leichter durch die Geſammtheit ald blos durch einzelne Theile des Staats. 

Um inzwifchen die für die in der Negel fehr großen Kriegslaften erforderliche Zahlung u 
lichſt ſchnell und vollftändig leiften zu können, wird ed nöthig fein, zu ſolchem Zwecke ſogleid 
beim Ausbruch des Kriegs eine außerordentliche Steuer (und zwar am beften eine allgeme 
Vermögens: und Einfommenfteuer) in dem ganzen Staat auszuſchreiben, bei der Erhebur— 
derfelben jedoch auch die den Einzelnen und Gemeinden für ihre Naturalleiftungen und Dienf 
ausgeftellten Gutſchreibungen (Bons) an Zahlungdftatt anzunehmen. Hierdurch erhalten dieſe 
Gutſchreibungen einen ihrem Nennwerth entſprechenden Curs und verrichten in ihrem Hin’ un 
Herlauf (einmal ald Bezahlung der Leiftungen und das andere mal ald Steuerentrihtung) I" 
doppelten und fortwährend ſich erneuernden Dienft, ſodaß ihr Gefammtbetrag nicht allzu gi 
zu fein braudt, um ihrem Endzweck zu genügen. 

Da die Bezahlung der Kriegsleiftungen blos den Zweck hat, die rechtliche Gleichheit in Art: 
gung der Staatslaften zu verwirklichen, nicht aber den unmittelbar Leiſtenden einen Grmit' 
auf Unfoften der Gefammtheit zu verſchaffen, fo muß die Yaration der eingeforberten Sad" 
und Dienfte folder Idee gemäß regulirt werden und darf alfo nicht zu Hoch, alfo namentlid nis! 
nach den auf dem Kriegätheater naturgemäß in die Höhe gehenden Preifen -- fondern nut nad 
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en ordentlihen Durfchnittöpreifen oder nach andern forgfältig zu ertvägenden Verbältniffen 
- beftimmit fein. Ohne folge Ermäßigung würde das Geld der übrigen Provinzen leicht allzu 
br dem Kriegötheater zuftrömen und in den entferntern Provinzen eine Geldnoth entftehen. 
Beil aber infolge folder nievern Taration die Leiftung immer nod eine Lat (oder wenigftend 
intziehung eines ſonſt etwa zu machenden Gewinnes) für die unmittelbar Leiftenden bleibt, fo 
up bei deren gleihfall8 auf die thunlichſt gleihmäßige Vertheilung unter die unmittelbar be- 
wiligten und leiftungsfähigen Bezirke, Gemeinden und Ginwohnerflaffen Bedacht genommen, 
ud etwa den Bezirken und Gemeinden überlaffen werden, folde Naturalleiftungen auf eine von 
nen jelbft gewählte Art zu beftreiten und unter ihre Angehörigen zu repartiren. 

Zu einer folden lediglich den unmittelbar betheiligten Ortfhaften over Bezirken zu über: 
fienden Repartition unter ihre Angehörigen eignen ſich zumal diejenigen Leiftungen, melde 
ın jeiten der Reiftenden feine oder nur fehr geringe pecuniäre Opfer in Anſpruch nehmen, fon- 
etwa, wiez.B. die Einquartierung (verfteht fih ohne Verpflegung), blos eine vorüber: 
ende Unbequemlichkeit verurfadhen, oder — wie 5. B. Handfronen oder Wacheſtehen — blos 
niönlihe Beſchwerden (ob aud mit Zeit: und Kraft, fo doch nicht mit ſächlichem Aufwande 
nüpfte) find. Leiftungen diefer Art (infofern fie nicht in befonders großem Maße, nad 
wiang oder Dauer, flattfinden) Fünnen, wenn die Vertheilungsnorm eine gerechte oder ver 
ft ein Reihedienft (doch verfteht fih ein nach Belieben auch durch Stellvertreter zu leiſten— 
ir — jelbft unentgeltlich eingeforbert werben. Ihre Bezahlung durch die Staatögefammt: 
At würde dem Kriegsjhauplag einen pofitiven Vortheil auf Unfoften der entferntern Provin— 
m zuwenden, was nicht billig wäre. Denn obfhon den arbeitenden Klaffen die Zeit auch von 
deidwerth ift, jo fehlt ihnen doch oft — zumal im Kriege — die Belegenheit zur Lohnarbeit, 
md he mögen, wenn jie den ftellvertretenden Dienft anftatt ver Neichern gegen Bezahlung über: 
nehmen, darin eine willftommene Quelle des Erwerbs finden. Die wohlhabendern Klaſſen da: 
gegen können wol das ihnen durch die Leiftungen der befagten Art zugehende nicht übergroße 
Bauch in der Erwägung verfchmerzen, daß deffelben Übernahme zur Entfernthaltung größes 
ter Übel nothwendig, der Zweck jener Leitungen auch wirklich, wenigſtens großentheils, ein 
3 auf lokale Intereſſen, namentlich auf Abwendung unmittelbar lokaler Gefahren oder Leiden 
gehender if, 

Der legterwähnte Umſtand würde auch die Beſtreitung folder Leiſtungen aus Lokalmitteln, 
amentliö aus allgemeinen, d. h. auf ſämmtliche Bewohner nah Mafgabe ihres Vermögens 
Wlegenden Gemeinde: oder Bezirköfteuern vechtfertigen, wie z. B. die etwa gegen herumſtrei— 
al Darodeurs zu errichtenden Sicherheitswachen oder die zum Schuge beflimmter Orte gegen 
Selnpedüberfall im der Frone zu verrichtenden Schanzarbeiten u. f. w. billig aus folden Mitteln 
Mmahltwerden. Überhaupt aber wird e8 zur Verhütung der grellern Ungleichheiten in der Be- 
"fung der einzelnen nöthig oder räthlich fein, alle nicht alſogleich auf Rechnung der Staatskaſſe 
"bezahlenden oder den Leiſtenden gutzufchreibenden Leiſtungen nicht unmittelbar von ben 
Deinen einzufordern, ſondern von den Gemeinden oder Bezirken, welchen fodann obliegt, die 
Inen dergeftalt als Gefammtfhuldigfeit zugewiefenen Laften auf ihre Angehörigen thunlichſt 
"iömägig zu vertheilen, was dann abermals, wenigftens in der Regel, vergeftalt gefchehen 
Olte, da die Leiftungen der einzelnen (an Saden und Dienften) aus den Gemeinde: ober Be: 
ötafien entweder nad; freiem Übereinfommniß oder nad) billiger Taration bezahlt und die 
Jablungsmittel durch allgemelne Umlagen herbeigeſchafft würden. 

Diefelben Grundfäge find aud anwendbar auf die vom Feinde herrührenden Belaftungen. 
0 diefe nicht als Staatslaften zu betrachten find, wurde oben ſchon ausgeführt. Aber als von 
" Gemeinden oder Bezirken oder Provinzen , worüber fie verhängt werben, gemeinſchaftlich zu 
ende, d. H. unter den einzelnen, welche fie unmittelbar treffen, mittel® überwälzung auf 
Eenoſſenſchafttn oder Geſammtperſönlichkeiten auszugleichende Laſten follen fie allerdings 
Öandelt werden; und wenn den aljo verfahren und über die Maffe ver vom Feinde erpreßten 
ungen eine zuverläjfige Rechnung geführt wird, fo ann dann der Staat nad) wieberherge: 
Htem Frieden den allzu ſehr belaftet gewwefenen Gemeinden oder Bezirken verhältnigmäßige 
Verfügungen zufließen laffen, nicht eben zur Vertheilung unter die einzelnen, infofern bie 
(prünglide Repartition oder Beſtrejtung nach gleihheitlihen Prineipien geſchah, fondern 
Vortheil der Gemeinde: oder Bezirkskaſſen, oder zur Tilgung der von diefen behufß der 
Nenbeftreitung contrahirten Schulven. 

L Jur confequenten, dem Zwede und der Idee entſprechenden Durhführung der bisher auf: 
Rellten allgemeinen Grundfäge gehören noch manche fperielle Rüdjihtsnahmen und darauf 
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ſich beziehende Vorſchriften. Im das Detail derfelben einzugehen, erlaubt ung die Ofonomie 
diefed Buches nicht. Es werden übrigens bei dem jchwierigen Geichäfte der Kriegslaftenver: 
tbeilung, wie genau und forgfältig man alle Verbältniffe zu regeln ſich bemühe, immer nod gar 
viele Ungleichheiten, Härten und Willfürlichfeiten übrig bleiben ; aber dieſes darf und nicht ab- 
halten, nad) der wenigftend annähernden Erreihung des von dem Rechtsgeſetz wie von der Po: 
litik und bier gelegten Zieles mit treuem Eifer zu ftreben, zumal aber vor den allzu craſſen Ab: 
weichungen, welche in der bisherigen Praxis fo häufig vorfamen, in der Zufunft und zu hüten. 

Wir wollen nur auf einige der nächftliegenden und auffallendjten diefer Abweichungen 
einen Blid werfen. 

Bon dem belichten Syſtem einer nachfolgenden, zum Zwed der Heilung der während des 
Kriegs vorgefommenen Prägravirungen vorzunehmenden Peräquation der Kriegslaften und 
von feiner unbedingten Verwerflichkeit haben wir fhon oben ausführlich geſprochen. Wir men: 
den und zu den gewöhnlichen Belaftungs: und NRepartitionsmethoden während des Laufs des 
Kriege. 

Die allgemeinfte und — theils wegen ihres reellen Gewichts, theils wegen der fie faft un: 
vermeidlich begleitenden perjönlichen Plagereien — drüdendfte, oder doc gehäfligite dieſer La- 
jten ift die @inquartierung mit Verpflegung. Ehedem kam diefelbe nur ausnahmsweife vor. Dir 
Heere, die ohnehin weit Kleiner waren als die heutigen, lagerten während des wirklichen Feld: 
zugs meift unter Öezelten, und ihre Verpflegung, auch wenn fie in Gantonnirungen verlegt wur: 
den, geſchah — wie bereitd oben bemerkt worden — aus den vom Staat an paflenden Orten 
angelegten Magazinen oder dem Heere nachgeführten Vorräthen. In den Revolutiondfriegen 
erſt ward — allerdings zur Erleichterung des Kriegführens, aber zum Ruin der frieblihen Be- 
völferungen — das Syſtem vorherrſchend, die — bis ind Ungeheuere verftärkten — Heere auf 
Unfoften der Länder, wo jie eben durchziehen oder haufen, zu verföftigen. Nicht nur in Fein: 
desland, auch in dem eigenen oder befreundeten, ja in diefem meift Shonungslofer, weil ficherer, 
fordern die jegt nicht mehr lagernden, fondern in den Ortihaften Dad und Fach nehmenden 
Truppen ihre Verpflegung von ven Einwohnern, und diefe, um der mit der regellofen rein mili- 
täriihen Selbjteinguartierung verbundenen Gefahren ſich zu entledigen, unterwerfen ſich willig 
oder müſſen fih unterwerfen den von den Municipalautoritäten oder aud) den höhern Civilbe— 
börden ausgehenden Vorſchriften über die Dronung und Nepartitiondweife der Einquartierung. 
Dabei fommen nun oder famen wenigftens fehr häufig (nur mitunter in höherm, mitunter in 
geringerm Grade) die abenteuerlichiten Rechts- und VBernunftwidrigfeiten vor. Zuvörderſt näm- 
lich verband man mit ver Quartierlaft, ald wären Begriff und Nechtötitel natürlich jo weit ge: 
hend, auch jene der Verpflegung der Einquartierten ; und dann betrachtete man ald die zu folder 
gedoppelten Laſt ausſchließend Berpflichteten — die Hauseigenthümer. Höchſtens in Notbfällen, 
oder nachdem jhon eine einfache oder doppelte Ginquartierung bei den Eigenthümern herumge- 
gangen, aljo jedenfalls blo8 ausnahmsweiſe, zog man die zur Miethe Wohnenden aud in eini- 
ges Mitleiven. Weitaus die Hauptlaft blieb aber auf den erften ruhen. Und da nabın man 
auf die VBermögendumftände der Eigenthümer ganz und gar feine Rückſicht. Wer ven ganzen 
Kaufſchilling feines Hauſes noch fchuldete, wer, um die Zinfen für den Gläubiger aufzutreiben 
oder um den fümmerlichften Lebensunterhalt zu beftreiten, die beffern Theile des Haufes zu ver: 
miethen und sich felbjt auf den geringften und engften Raum zu beſchränken genöthigt war, 
wurde gleihmwol nah dem wohnbaren Naume des ganzen Hauſes oder nad) der Größe der auf 
dem Haufe liegenden Steuer mit Gingquartierung und dazu aud noch mit dev Verpflegung der 
Ginquartierten belegt, während der veiche Miethmann in den beffern Theilen des Haujes frei 
von diefer erdrückenden Laft blieb. Der Eigenthümer wurde dadurch nicht nur gezwungen einen 
anfehnlichen Theil feines Haufes, anftatt daraus durch Vermiethung eine ihm höchſt wohlthätige 
Einnahme zu beziehen, fortwährend für die Ginquartierung in Bereitichaft zu halten, mithin 
den Verluft des Miethzinjes dafür zu erdulden, fondern daneben erſt noch alle feine übrigen 
Mietbzinfe und oft noch darüber hinaus den ganzen mühſamen Erwerb feiner Händearbeit oder 
die Früchte, ja das Kapital feines etwa noch fonftigen Vermögens zur Verpflegung der ihm auf- 
gedrungenen Gäfte zu verwenden! Dergeftalt war der Bejig eines Haufes einer dem Eigenthü— 
mer geſchlagenen Ader zu vergleichen, wodurch unaufhaltfam der Lebensjaft aus dem ganzen 
Körper hinausftrömte; und ed gab wirklidy nicht wenige folder unglüdlihen Gigentbünter , die 
durd die anjcheinend vortheilhaftefte Erwerbung, ja durd die Grerbung eines Haujes, anſtan 
reiher zu werden, ganz eigentlih au den Bettelitab kamen! Die viele Jabre hindurch unanf 
hoͤrlich über jie gelegte Quartier: und Verpflegungslaft brachte ſolchen Ruin hervor. 
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Eine fo grauſame Verkehrtheit iſt freilich für den unbefangenen und verſtändigen Beob— 
der daum begreiflich. Aber der Eigennutz der Nichthauseigenthümer verband ſich mit der 
Dact ded Vorurtheils und des Schlendrians, um den ſonnenklarſten Forderungen des Rechts 
allen Eingang zu verjperren. Ohne jolde Befangenheit hätte man anerfennnen müſſen: 

1) Daß, wenn das Redt, Quartier fiir die Soldaten zu verlangen, allernächft gegen die— 
jenigen gebt, melde Raum dafür befigen und entbehren können, ſolches nicht minder auf die 
Mirtbbemohner als auf die Eigenthümer Anwendung leidet. Der Eigenthümer befigt nur den 
für ich ſelbſt vorbehaltenen, der Mietbmann den für fih gemietheten Raum. Beide find in der 
Degel — wenn fie nämlich zu einiger Selbitbefhränfung ſich entichließen oder genöthigt werden 
- gleihmäßig im Stande, von ſolchem Raume zeitlich einen Theil für die Ginquartierung ab> 
eben; umd in ver Regel oder durchichnittlich fteht auch die Größe jenes vorbehaltenen oder ge— 
Jabeten Wohnungsraumes im Verhältniß zu dem Vermögen des Eigenthümers und des 
Kbmannes. Leiſtungsfähigkeit und natürliche Leiſtungsſchuldigkeit find mithin bei dem einen 
I bei dem andern vorbanden, und aud ohne Unterſchied, ob man ſolche Keiftung unentgelt- 
Snerlange (was bei nur kurz dauernder Ginquartierung ohne großes Bedenken geſchehen mag), 
or eine Bergütung dafür gebe. Nur ift im erften Falle das dem Hauseigenthümer durch aud: 

ende Belaftung zugebende Unrecht weit fhreiender ald im zweiten. Im Bezug auf die 
sartierlaft Für ſich allein joll alſo das Geſetz eine Gleichheit ausfprehen zwiſchen Hauseigen- 
mer und Miethbewohner. 

E)) In Bezug auf Verpflegung der Sinquartierten verlangt das Net noch ein weit Meh— 
4. Diele Laſt beitebt nicht nur in einer vorübergebenden Bequemlichfeitsbeihränfung des 
u ägers, ſondern in einer voſttiven und dem Maße nach unbegrenzten Beſteuerung. 
Wie Befteuerung aber, zumal Für die Kriegsbeſteuerung, ift der alleinige rechtliche Maßſtab 
a Dermögen des Staatsangebörigen. Es muß alfo die Verpflegungslaft thunlichſt gleich: 
mag, verbältniimänig unter alle Staatsbürger — wofern von befreundeten Truppen — 
er auf alle Orts=, Bezirks- oder Provinzbewohner — infofern von feindlicher inquartierung 
DIE REDe if — wertheilt werden. Es kann diefes aber nur dadurch geſchehen, daß man entweder 
chen, welchen man vie Verpflegung auflegt, dafür die billige Vergütung aus den 

Mteln der hetreffenden Sefanmtbeiten leiftet, oder daß man — was weit zwedmäßiger wäre 
— Die Verpflegung unmittelbar auf Öffentliche Koften (etwa durch Tafelgelver für die Offiziere 
‚N durd gemeinidyaftlihe Syeilung Tür die Gemeinen) anordnet. Bei der Nepartition der 
Tür nötbigen Geldbeträge auf die einzelnen Gontribuenten könnte man meit leichter und ge- 
ir allen Abftufungen des Vermögens oder Einkommens folgen, ald bei der zuzuweiſenden 
alepflegung möglich iſt; und auch die zu Verpflegenden würden dergeftalt in Anjehung 
iöbeiriedigung eines aleihern Maßes und einer behaglichern Stellung fi erfreuen 
rivattiſchen der zum Theil noch wohlhabenden, zum Theil aber von Armuth und 
Enledergebrücten — 

































a dem wirklichen —* der ——— b. dem — der von dem Dun: 
Nager dafür wirklich aufzuwendenden Koften wenigftens annähernd entfprechend (mithin 
108 in einer kleinen Scheinvergütung beftehend) fein; fonft wird dem Recht aud nur ein 
Senüge getban. Geſchieht ie — etwa für gemeinfchaftlicde Speifung — an die Ge: 
Int Mönlichkeit ver Gemeinde, ſo fann eher einige Ermäßigung ftattfinden, weil der Wer: 
4 Bann gleichmäßig auf alle Steuerpflichtigen vertheilt und die Quartierträger der perſön— 
Mn Unannebmliäfeiten, ja oft wirfiihen Duälereien, die mit der Naturallaft verbunden find, 
geralt überhoben werden. 
e andere Hauptlaft des Kriegs ind die Fronen, zumal die Fuhrfronen, meil diefe bei 
benbewegungen regelmäßig eingerorvert werden, während die Handfronen nur aus beſon— 
Anläffen, wie bei Schanzarbeiten u dgl., vorkommen. Bei diefen Fronen nun galt biäher 
heils Die Übung, daß man eben die Vieh: und Wagenbefiger ded Orts oder der Umge— 
d, nach Maßgabe des Bedürfniſſes, ſchlechthin zur Leiſtung anhielt, ohne Rückſicht zu neh— 
Weder auf ihr eigenes Bedürfniß (3. B. zur Beſtellung ihrer der) oder auf den ihnen 
als Lohnfuhrleuten) dadurch entzogenen Verdienft, noch auf die von ihnen — je nad) der 
mung ober der Dauer der Fronleiſtung — dabei aufzumendenden Unfoften, noch überall 
nad Umſtänden damit verbundene Gefahr noch weiterer Beſchädigung oder gar perfön- 
“DMisbandlung. Ja, man ging fo weit, den Grundbeiigern (in der Regel jedoch nur den 
1m Bauerm) vorzufchreiben, wie viel Vieh, je nad) dem Umfang ihrer Güter, fie halten 


368 Kriegsfchäben 


müßten, ober wenigftens fie nach dem hiernach bemeſſenen Verhältniß, nicht nach der Jahlda 
von ihnen wirklich gehaltenen Zugviehs, zur Fuhrfrone beizuziehen; ja mitunter warb audi | 
bloße Nugvieh (die Kühe) mit in ven Anſchlag gebracht, und dergeflalt mancher genöthigt, ie 
Frone, die er ſelbſt nicht leiften fonnte, durch einen von ibm zu bezahlenden Stelfvertreter u | 
leiften. Alle andern Bürgerflaffen blieben alſo verſchont von diefer nad Umſtänden ganzen: | 
bitanten Raft; der Befig von Zugvieh, ja fogar der nur gebichtete, einem Gutseigenthümer nad 
der Größe feines Orundeigenthbums phantaftifch zugemuthete Befig von ſolchem Vieh galt ul] 
Rechtstitel für folche übermäßige Präcipualbefteuerung! 

Daß aud hier nur der Grundſatz der aus den Mitteln der — nähern ober entferntern (nin: 
lich Gemeinde:, Bezirks: oder Staat3:) Geſammtheit zu gefhehenden Bezahlung der — un 
telbar allerdingd nur von den Viehbefigern zu fordernden — Leiſtung, verbunden mit jem 
der Entfhäpigung für das etwa bei folder Leiftung zu Grunde gehende Vieh oder Zub 
dem ſchreienden Unrecht feuern Eönne, iſt klar. Wir enthalten und daher einer weiten Ak 
führung, auf die früher aufgeftellten Rechtsanſichten und berufend. 

Ein ganz Gleiches findet ftatt in Anfehung der vielnamigen Naturallieferungen oder hf 
Geldcontributionen, welche gar häufig den unglüdlihen Bemohnern der vom Freunde ober 1 
Feinde kriegeriſch bejegten Provinzen aufgelegt werden. Somie ein Truppencorps in rin ba 
oder in eine Ortſchaft einrüct, fo hat, nach der in den Nevolutiondkriegen vorherrſchend get 
denen Praris, das Privateigenthum feine rechtliche Bedeutung verloren. Weſſen immr 
Heer bedarf oder zu bebürfen erklärt, das muß ihm auf Verlangen von den Berwohnern wii 
Bereiche feiner phyſiſchen Gewalt liegenden Landes herbeigeſchafft werben, Brotfrudt undmmeT 
fütterung, Lagergeräthfchaften, Betten und andere Kafernen- und Lazarethbedürſüiſ, AM 
dungsſtücke und Schuhe, Holz zur Feuerung und zu Schanzen oder andern 
Zwecken u. f. w., kurz alles und alles muß auf das Gebot des Kriegsbefehlshabers geldetmt " 
zwar unentgeltlich geliefert werden. Alfo geſchieht ed nit nur, wo der Feind hauſt, fd 
oftmald aud wo der Freund. Die Revolutionskriegsjahre und auch jene des fogenanntr 
ligen Kriegs werben auch in Bezug auf derartige Bedrückungen in der Erinnerung nod mi 
als Eines Geſchlechts fortleben. Erſt in ver legten Periode wurden Übereinfommnife mit 
den Verbündeten über die Vergütung folder Leiftungen gefhloffen. Aber der Inhalt, m 
ſtens der Vollzug, entſprach der Rechtöforderung nicht. Die Staaten rechneten gegencintcn 
ab, aber den Privaten, welche geleiftet hatten, kam von der Vergütung nichts oder nur wenge 
Einiges zwar flog — freilich ſpät genug — in die Gemeindefaffen; der Erfag an die int 
jedoch wurde ſchon durch den in der Zwifchenzeit eingetretenen Perſonenwechſel unmöglid 
macht, oder auch der Betrag durch die Unfoften ver langwierigen Beräquationdoperationea tt 
ſchlungen. Im Syſtem felbft wurbe nichts geändert. Vermöge veffelben nämlich muß jedet 
geben, was er hat, ſobald der Soldat es braucht oder verlangt. Ja, er muß ſelbſt gehn, 
er nicht hat, fondern erft für fein Geld ſich anfhaffen kann; und in Bezug auf Vergütung! 
wenigſtens gleihheitliche Vertheilung der Laſt unter die zunächft oder die entfernter Berteiif 
bängt er theild von willfürlihen Anordnungen der Behörden, theild von erft fünitig zu nat 
den, mithin dem Inhalt nad ungewiffen und, weil ſodann rückwirkend, jevenfalld ut 
Geſetzen ab. . a 

Gleichwol wäre gar nicht ſchwer, folhem Unwesen zu fteuern. Die Naturalleitun, 
alſo die Lieferung der geforderten Gegenftände, gefchehe zwar unmittelbar von jenen, mil 
befigen, und nad dem Maßſtab ſolchen Befiges, überhaupt von jenen, von welchen fie am! 
ften und jiherften zu erhalten find. Aber die augenblidlice Bezahlung oder Gutjhreiku 
Rechnung der Geſammtheit (je nach den Fällen jener der Gemeinde oder des Bezirle on 
ganzen Staat) ftelle die (durch die unmittelbare Beitreibung von den Beſitzenden) far 
ftörte rechtliche Gleichheit wieder her; und was fofort zu bezahlen der gegenwärtigen Gef 
heit zu ſchwer fiele, das werde wenigftens als Schuld anerkannt und gehe als ſolche auf die 
fommenfhaft über. Gilt einmal diefer Orundfag, jo wird man bei den Nequifitionen 
famer und fparfamer verfahren. Wer nur zu nehmen, aber nicht zu vergüten braudt, Mi 
dert eben nad Willkür und Laune, mitunter felbft aus Muthwillen oder Übermutb. Wer 
über dad Geforderte Rechnung ftellen und wer ed vergüten muß, Der beſchränkt vie de 
auf das Nothwendige und auf das den Kräften Entfprehende, Der Feind zwar fügt ſich 
lich nit unter dieſes Geſetz; wir haben hier aber ganz vorzugöweiſe die vom eigenen 
ober die vom befreundeten Heere ausgehenden Requifitionen im Auge. Jedoch auch auf vie 
Beinde gemachten findet unfer Orundfag infofern Anwendung, ald dadurch die unmittelbart 
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partition und ſodann auch die Vergütung aus den Mitteln der dabei (näher oder entfernter) be— 
tbeiligten Gejamnıtheiten eine vernunftrechtliche Norm erhalten. 

Die Anwendung der biäher ausgeführten Grundſätze auch auf alle andern, wie und wo 
immer no vorfommenden oder gedenfbaren Kriegslaften und Beſchädigungen ergibt ſich von 
ſelbſt. Es fragt ſich jegt blos noch: ob oder inmwielern es wirklich Sache der Grjeggebung fein 
fünne, die zur VBerwirflihung der von und geforderten redtliben Gleichheit in Tragung der 
Kriegölaften nothwendigen materiellen und formellen Beftimmungen jhon zum vorbinein zu 
treffen, oder ob wegen der unendlichen Berfchiedenheit der jeweild vorkommenden oder möglichen 
conereten Berhältniffe und Umftände nicht vielmehr der Adminiftration überlaffen werden müffe, 
das jeweild Erforderliche und Zweckmäßige, erft wenn ed wirklich noth thut, eben nad) der Be— 
ihaffenheit jener concreten Umſtände feſtzuſetzen? 

Es wäre allerdings zu wünfchen, daß alles, was auf Ausgleihung der Rriegslaften Bezug 

hat, zum vorbinein und gejeglich fönnte beftimme werden. Allein es ift dieſes nicht möglich, 
und daher muß noch mandherlei der Apminiftration, überhaupt ver erft im Augenblid des Be— 
darfd zu treffenden Anorbnung überlaffen bleiben. Gefeglich feftgeitellt kann 3. B. im allge— 
meinen werden, daß alle von Staatd wegen aufgelegten Kriegslaften (mithin alle vom eigenen 
oder befreundeten Heere herrührenden) durch augenblidlihe over thunlichſt bald nachfolgende 
Bezablung (in Baaren oder mitteld augzuftellender Bons oder Schuldſcheine) follen vergütet 
werden ; ſodann auch, daß die Nepartition der unmittelbaren oder Naturalleiftungen nad dieſen 
oder jenen Grundſätzen geihehen, oder daß menigftens feine Abweihung davon ohne Zuſtim— 
mung der dabei in den einzelnen Ortſchaften oder Bezirken allernächſt Betheiligten oder deren 
Repräientanten ftattfinven folle, ebenfo, daß die Leitung folder Repartition durch dieſe oder 
jene Behörden und unter diefen oder jenen Formen zu geſchehen habe, und welde Wege des Re— 
curfed etwa den gefegwidrig Bedrüdten offen ftehen follen. Sodann fann und foll die forgfäl: 
tige Eonftatirung oder Evidenzhaltung aller vorfommenden Kriegslaften und Kriegsſchäden 
(und bier ohne Unterſchied zwiichen den vom Feinde oder vom Freunde herrührenden), mithin 
auch die Form derſelben und die Gontrole Für deren Richtigfeit vorgeihrieben und angeorbnet, 
und zumal auch fhon zum vorhinein beftimmt merden, melden Behörden der Bollzug der auf 
diefe Dinge ſich beziehenven Gejege und Verordnungen zufteben und wie weit fi ihre Compe— 
ienz darüber erſtrecken folle. Dagegen wird die Negierung (oder, je nad der Berfaffung, der 
Regierung und Bolfärepräfentation) überlaffen bleiben müffen, bei wirklich eintretenden Fällen 
die dem Bedürfniß der jeweiligen Umſtände gemäßen fpeciellern Verordnungen, Initructionen 
und Entiheidungen zu erlaffen, namentlich aud den Betrag und die Erhebungsweiſe ver (nad 
dem Brineip oder Befteuerungsfundament allerdings geſetzlich feftzuftellenden) Kriegäfteuer zu 
beftimmen, einzelne Battungen von Kriegslaften oder Beihäpigungen (unter Verantwortlichkeit 
der anordnenden Behörden) von der Bezahlung aus Staatdmitteln auszunehmen und etwa (in 
Gemaͤßheit der im allgemeinen dafür aufgeftellten gefeglihen Normen) für Lokal- und Bezirks— 
laſten zu erflären, überhaupt alles zu thun und anzuordnen, was ſchon zum vorhinein durch 
ganz beflinnmted Gefeg zu entſcheiden nicht möglich oder nicht rathfam wäre. Ebenfo wird, was 
iasbeſondere Die vom Feinde verurfachten Kriegserlittenheiten betrifft, nur durch die Regierung 
(oder Regierung und Stände) jeweils, nab Beihaffenheit der in concreto vorfommenden Um— 
Rände, zu beſtimmen fein, ob und welche Vergütung oder Unterflügung nad Recht, Billigkeit 
und Voluik den betheiligten Bezirken, Gemeinden oder einzelnen, dafür zu leiften Pflicht oder 
auch thunlich und rätblidy fei. 

Die befriedigende oder aud nur annähernd vollftändige Ausführung der in diefem Artikel 
behandelten Gegenftände würde ein Bud) erheiihen. Wir mußten uns jevod nad dem Zweck 
und dem beichränften Umfang des „Staats-Lexikon“ auf eine fummarifche Andeutung be— 
iSränfen, melde freilich noch manderlei Einwendungen oder Gegenbetrahtungen Raum, doch 
auch, wie wir hoffen, dem unbefangenen Nachdenken einen nit unfruchtbaren Stoff geben 
wird. Rotteck. 

Kriegsverfaſſung des Deutſchen Bundes, ſ. Deutſche Bundeskriegsverfaſſung. 

Krone, ſ. Infignien. 

Kunft (im Zufanmenhange mit Staat und Politif). Kunft bezeichnet überall 
ssrnehmlich ein Können, ein ſchöpferiſches Geftaltungdvermögen, die finnenfällige Darftellung des 
innerlich Erſchauten im äußern Material. Die Erfenntniß, die Wiffenihaft ſucht und findet für 
die Fülle der Erfcheinungen, für die Mannichfaltigkeit des Befondern das eine ſie beherrſchende 
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Geſetz und den allgemeinen Begriff, die Kunſt dagegen offenbart die Idee und ihre ewige 
Wahrheit in der individuellen Geſtalt, im einzelnen Ereigniß. So hält ſich die echte Staats: 
kunſt allerdings an die gegenwärtige Tage der Dinge, an die Bildungsitufe des Volks und die 
Bepürfniffe des Tages, allein jie hat auch zugleich da8 Weſen ver menſchlichen Geſellſchaft, die 
Beſtimmung und ven Zwed der Menſchheit im Auge und ſtrebt danach, das Muſterbild det 
Staats nah Maßgabe der vorhandenen Bedingungen zu verwirklichen, dad Volk zu ihm hinan: 
zuführen. Denn der Geift geht überall über das Gegebene hinaus, er fragt nad dem rund 
und Zweck deffelben, mag nun der Verftand nach dem Princip der Dinge forfchen oder dad Ge— 
müth in ver Neligion fih zum Urquell alles Lebens erheben und in der fittlichen Welforbnung 
feinen Halt gewinnen. Der Menſch bearbeitet die Stoffe der Außenwelt, um fie lid dienftbar 
zu machen, feine Zmede an fie zu jegen oder durch jie zu erreichen, Das Denken befriedigt id 
in der erfannten Wahrheit, wenn unfere Vorftellung mit der Sache übereinflimmt, unſert 
Vernunft in der Welt jich wiederfindet; der Wille ftrebt handelnd die Welt nad ih zu ge 
ftalten,, fie der Jpee in der guten That gemäß zu machen. Dieſe Harmonie ded Innern un 

ußern gewährt uns die Phantafie in der Anfhauung der Schönbeit, wenn in den ichtbaren 
Formen der Dinge ihr inneres Weſen ſich ausipriht und in der Ineinsbildung oder im Gin: 
lang der Natur und des Geiſtes, der Erfheinung und des Gedanfend unſer ganzes Weien, 
Sinn und Vernunft zugleich befriedigt, in vollem gefunden Lebensgefühl erfreut ift. Dielen 
Zug der Seele nad jeliger Lebensvollendung entipringt die Kunft im engern Sinne bed Worts, 
die feinen andern Zwed dienitbar ift, fondern frei das Schöne um ded Schönen willen geſtaltet, 
das Wirkliche in fein Ideal erhöht oder das Urbildliche jelbit zur Vollerſcheinung bringt 
Ständen Idee und Erſcheinung, Geift und Materie, innerer Einfluß und gemeinfamer Leben: 
grund einander gegenüber, fo wäre dies freilich nicht möglich; in Wahrheit aber offenbart ſich 
das Göttliche in Natur und Geſchichte, und die Kunft ergreift die Formen derjelben in dem 
Augenblid, wo fie am haraftervollften fich zeigen, oder erfaßt einen einzelnen befonderd ſpte— 
chenden Zug und nimmt ihn zum Ausgangspunft für eine ihm gemäße Geftaltung des Ganyen, 
während jte dad Ungenügende, Unmefentlihe, Zufällige ausſcheidet, ſodaß die Form ald nd 
ſelbſtgeſetzte Maß innerer Bildungskraft dafteht und der innige Zufammenhang alles Mannid: 
faltigen zur gefhloffenen Einheit wird. Das Werk der Kunft ift die Kryſtallgeſtalt des Lebent 
e8 jind diefelben Elemente, die aber nicht wirr und wüſte durcheinander liegen, oder trüb au: 
gären, fondern fie find georbnet nad ihrem eingeborenen Gejeg und damit durchſichtig MM 
Auge und farbenhell im freubigen Lichte. Darum geht aud der ganze Reichthum der Mir: 
lichkeit in die Kunft ein, und dieſe gliedert fih nach den Grundbeftimmungen des Lebens in ver⸗ 
fhiedene Künfte. Sie ftellt die Idee dar, mie jiein bleibenten Formen des Raums Gettalt gr 
mwonnen bat, als bildende Kunft, melde die anorganifhe Natur in der Architektur, die org 
nifche Individualgeftalt in der Plaftik, die Wechſelwirkung des Organifchen und Anorganiiden 
die Organismen mit ihrer Naturumgebung in der Malerei idealijirt. Sie zeigt die She 
bed Werdens, indem fie die Idee ald das organiiirende Princip der Bewegung im Fluſſe de 
Zeit durch den Zuſammenklang und die Aufeinanderfolge der Töne offenbart in der Mul, m 
wiederum Inftrumentalmufit, Gefang und die Verbindung beider hervortreten. Sie erfaß! 
den Begriff der Dinge und entfaltet das Neid) des Gedankens im Wort, indem fie da Allge⸗ 
meine im Bild veranſchaulicht und in beſondern Empfindungen, Charakteren, Thaten und J— 
ſchicken das immerdar Geltende hervorhebt, in der Poeſie, die wieder in Epos der bildendes 
Kunſt, in der Lyrik der Muſik entſpricht, und beide Elemente im Drama zu innigſter Yurd: 
dringung bringt. 

Die Kunft ift feine bloße Nahahmung der Natur, denn als ſolche wäre fie aud ein? über: 
flüſſige Wiederholung, und wo find in der Natur die Vorbilder für einen griechiſchen Tempe 
oder eine Symphonie? Auch was dad Weſen der Natur ausmacht, das im Stoffwechſel nd m 
haltende Leben und die ſtets neu ſich erzeugende Form, das fann ja der Bildhauer, der Maler 
feinen ruhenden Geftalten gar nicht wiedergeben. Dafür hat er das Dauernde im Wedhſel, da 
organiiirende Princip und den unvergänglicen innern Kern ver Erſcheinung zu erfaſſen nd u— 
feften reinen Formen auszuprägen,, der Vergänglichkeit zu entreifen; er hat in der Geſtalt die 
geſtaltende Seele zu offenbaren. EN 

Inden die Kunft den Gedanken im äußern Stoffe ausprägt, grenzt fie an das Handnerl, 
daB ebenfalls die Materie bewältigt und formend dem Zweck und Willen des Geifted un 
wirft. Aber die Erzeugniffe des Handwerks fuchen zuerft die irdiſchen Bevürfnifie des Menden 
zu befriedigen oder fie dienen feinem höhern Streben doch nur zuns Mittel und zur Unterlagt, 
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und die Arbeit gefchieht um des Nugens und Lohnes willen, den fie bringt, während die künft- 
leriſche Thätigfeit zugleich Selbſtgenuß des Geiftes ift, den fie befreit und befriedigt; ihr Werf 
wird nicht nach feiner Brauchbarkeit oder Verwendbarkeit, fondern nad feinem innern Gehalt 
und nad der Schönheit jeiner Form geſchätzt und hat feinen andern Zwei, ald die Gemüther 
zur Harmonie feiner Vollendung zu erheben. Aber fowie die Gultur voranfchreitet, verebelt 
der Shönbeitötrieb auch das Handwerfliche, und nad dem Vorgang der Kunft lernt e8 den Be- 
griff oder Zweck eined Dinges, z. B. eine® Geräthed, einer Waffe, durch feine Form ausdrüden, 
dad Nothwendige anmuthövoll bilden und ſchmücken; andererfeits bedarf der Künftler für die 
Bemältigung des Stoffs der handwerklichen Kenntniß und Bertigfeit. Darum ftehen zu allen 
guten Zeiten Handwerk und Kunft im engern Bunde. Die Künftler wachen aus dem Hand: 
werf hervor und haben in einer erfindenden oder verzierenden Thätigkeit für daffelbe einen gol- 
dienen Boden, der ihnen dann wieder Muße gewährt, die Weiheftunden des Genius auf freie 
Kunftwerke zu verwenden, ohne dieſe felbft dem Geſchmack der Mode dienſtbar mahen und mit 
ihnen nad Brot gehen zu müffen. Je mehr die Mafchine und die Naturfraft von roher und 
harter Arbeit dem Menfhen abninımt und dadurd die Sklaverei unnöthig und verwerflidh 
macht, deſto mehr kann fich der ideale Trieb des Menſchen an der feinern Geftaltung zeigen, und 
jeleihter und maffenhafter die Production dur die Fabrik und die mechaniſche Bervielfälti- 
gung wird, deſto mehr follte fie in ven gediegenften, finnvoll anmuthigften Formen thätig fein. 
Auf dem Weltmarkt wird das Volf den Sieg davontragen, das mit dem Soliden und Guten 
einer Waaren das MWohlgefällige verbindet, und die Bildung des Geſchmacks, die Pflege der 
Kunſt eriheint Hier ald eine Aufgabe des Staats, die von der Nationaldfonomie gefordert wird. 
Auf ähnliche Art ward W. Schulz von der Betrachtung einer großartigen Gartenfunft, die 
Berge und Thäler, Flüſſe und Bäche, Wälder, Fluren und Wohnhäufer nad einem umfaffen- 
ven Plan auf das Auge anſprechende Weife in Verbindung fegt, zu der wohl aufzumerfenden 
Frage geführt: ob überhanpt das Schöne und wohlverftandene Nügliche jemals getrennt fein 
fönnen? D6 nicht die fortfchreitende Verfihdnerung der Natur der Länder, eines jeden nad) 
feiner Individualität, auch die Production zum höchſten Auffhunge bringen müſſe? Die Idee 
einer Harmonie des aus der Wurzel der Einheit entfprungenen Mannihfaltigen drängt wol 
zu dem Gedanken , daß die fhönfte Cultur eines Landes, forte die ſchönſte Entwickelung jeder 
menſchlichen Individualität zugleich die befte iſt. Im der aus einem ſchlechtbegriffenen Nüglich: 
feitöprincip hernorgegangenen Ausrottung der maleriſch umgürtenden und gliedernden Wäl- 
der, in bem unermeßlichen Nachtheil, der hieraus der Production entfprungen ift, wie dies be: 
\onderd in einem großen Theil Italiens, Spaniens und felbft Frankreichs augenfällig geworben, 
liegt vielleicht ſchon ein Fingerzeig auf jene höhere Einheit. Nur muß man freilich auch die 
geiftig belebende Kraft des Schönen hierbei beachten, und nicht den nievern und verfchwindenden 
egoiftifhen Vortheil mit der Höhen und dauernden nationalen Nützlichkeit verwechfeln. Und 
ſelbſt auf dem Standpunfte der bloßen Nüglichkeit if die einfichtige Kunftpflege, wie fie zwei 
Könige in München geübt, pecuniär der Stadt und dem Rande zu großem Vortheil geworden, 
indem fie die bairifche Hauptftadt zum Anziehungspunft für Taufende gemacht hat. Und da— 
durch ift zugleich das politifhe Anfehen des Landes geftiegen, fein moralifches Gewicht erhöht 
worden. Wenigſtens würde ſich München jegt viel ſchwerer zur Provinzialſtadt eined andern 
Reit herabſetzen laſſen, ald vor 50 Jahren dies möglich geweſen wäre. Ähnliches gilt von 
Dreöden in Bezug auf feine herrliche Galerie, deren Anlagekapital die beften Zinfen trägt. 

Reit wichtiger aber noch als der Einfluß auf die materielle Wohlfahrt ift die Bedeutung 
der Kumft für das Volksbewußtſein, für Die geiftige Bildung und Sittigung. Die großen 
Könftler find zugleich Gulturträger, der befte Lebensgehalt der ebelften Errungenfchaften ber 
Zeit ift in ihren Werfen niedergelegt und wirb dadurch zum Gemeingut, zur Grundlage der 
Bildung. Es gilt dies allerdings hauptſächlich von der Boefte, und wir brauchen nur die home- 
tiſchen Gefänge oder Goethe und Schiller zu nennen, um zu bezeugen, wie für die Griechen und 
für und Mittel- und Brennpunfte geiftigen Lebens gewonnen find. Durch folde Männer und 
ihte Werke erhält das Volk ſelbſt eine Stimme, die durch die Jahrtaufende tönt und die natio: 
nale Gigenthümlichkeit zum Bewußtſein bringt, und darum auch werben fie zu einem Bande für 
das Nationalgefühl und die getrennten Stämme erfennen fi als eind in ihnen, So wollten 
nad der bibliſchen Erzählung die Menfchen einen Thurm bauen, der bis zum Himmel reiche, 
Samt fle fich nicht zerftreuten. Zunächft wäre fold ein Bau nur ein Äußeres Zeihen; wenn 
ser an ihm dasjenige felbft erfcheint, was die Menſchen innerlich SR, on fie ihr ge: 
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meinfames Wefen in ihm ausprägen, fo wird das Werk ihrer Gejanmtrbätigfeit zugleich ein 
Symbol und Bild ihres Geſammtlebens, eine Daritellung des Volksgeiſtes. Und jo iſt es. 
Im Bauitil, den der einzelne nicht erfindet, der vielmehr aus der Grmeiniamfeit des Empfin— 
dend und der Anſchauungen, aus den Bedürfniſſen und der Naturumgebung almablid hervor— 
gebt, prägt ich die Sinnesweiſe einer Zeit, vor allem die religidie Stimmung eines Bolfe auf; 
darum walter im griebiiben Tempel das Horizontale und das Außere ift vornehmlich ſchön ge: 
ſtaltet, wie das äußere, Öffentliche Leben berriih war und der Erde frob ſich behaglich auf ihr 
ausbreitete; die Männer ftellten ib zum Staate zujammen wie die Säulen zum Bau, und in 
einem Gleichgewicht von Kraft und Laſt fpiegelt ih dad Map, die Harmonie des Sinnlichen 
und Geiſtigen, die plaſtiſche Klarheit des Hellenentbums. Dagegen firebt die Baufunft des 
chriſtlich-germaniſchen Mirtelaltere body empor; wie die Innerlichfeit des Menſchen, jo wird bier 
der Innenraum der Kırche vurchgebildet, und wie das Gemüth vom Endliben, Irdiſchen id 
ſebnſuchtsvoll zum Unendlichen erbebt, jo ſchwingen Vfeiler, Bogen, Thürme jih himmelan. 
Alles organiiche Yeben ift Entfaltung aus der Einheit, Gliederung innerhalb des gemein: 
famen Welend. So liegen auch die einzelnen Kreiſe des menihbeitliben Dajeind und Wirkens 
anfänglich ineinander, Meligion und Kunft find noch ungelondert, Die Hand des Bildners, dad 
Wort des Dichrers prägt die religiöjen Ideen aus, die Künftler find Priefter und dev Cultus if 
zugleich Suche des Staats, und der Staat jiebt feine eigene Ordnung an die herkömmliche Weiſe 
der Religion und Kunſt gefnüpft, die er deshalb bewahrt willen will. So nicht blos im orien: 
taliihen Altertbum; aud in Sparta jhnitten die Ephoren einem Muſiker nie neuen Saiten 
entzwei, die er der Lyra gegeben hatte, und jelbit in Arhen mußte Sofrated den Giftbecher 
trinfen, weil er neue Götter einrübrte, eigentlich den einen Gott, die in der Welt waltende erwige 
Vernunft und Güte, und feine Offenbarung im Gewilfen, ftatt der phantajlegeftalteren Volls— 
görter, Aber ſchon in Griehenland errang die freie Berjönlichfeit ver Künftter jih Geltung, 
das Volk liep ſtillſchweigend von ihnen Glauben und Sitten fortbilden, und feit vem Auftreten 
des Chriſtenthums wurden Staat und Kirche zwei für jich jeiende Gebiete, die allerdings eins 
ander vorausfegen und bedürfen, die aber das Weltlihe und das Geiſtliche ſelbſtkräftig ver 
walten, und die humane Bildung der Neuzeit fordert und gewährt Gewiſſensfreibeit und das 
Recht der perfönliben Über zeugung. Damit iſt auch die Kunſt frei geworden. Die freie har— 
monijche Berjönlichkeit hat in Männern wie Leſſing, Goethe, Schiller ihre bahnbrechenden, vor: 
bildlichen Träger gefunden. Aber vie Freiheit ift nicht Gejegloiigfeit, und die Kunſt ſoll vas 
Band nidt zerreißen, das ſie mit der Sitte, der Religion verfnüpft. Den offenen Angriff gegen 
Glauben und Moral werden die Mächte zurüdweifen, die beide zu hüten und pflegen haben. 
Und wo ein Kampf eintritt, da foll er ald ein geiltiger mit geiltigen Waffen geführt werven. 
Denn gar oft gelten herkömmliche, übereinkömmliche Formeln für das Wefen ver Sadıe,- bad 
vielmehr durd ſie verhüllt und der fortgefchrittenen Biloung mwiderftrebend gemadt nird, und 
der Denfer, der Künftler kann dann gerade aus Religiofität, aus Sittlichkeit ſich gegen dirie 
Formeln auflehnen, um den wahren Geift einer beffern, der Öegenmwart entiprehenden Form zu 
finden, Aud die Entwidelungen ver Menſchheit haben ihre Kriien, die man nicht vadurd be: 
ſteht, daß man jie zurüdbält und unterdrückt, ſondern daß man ihnen geſundes, friſches Lebens: 
blut zuführt, daß man fie zum rechten Ziele leitet. Jedes echte Kunſtwerk ift religiös, es braudt 
darum nicht das firdliche Gepräge zu tragen, aber e8 würde ſogleich unjer ſittliches Gefühl ver— 
legen, wenn es ald Ganzes der firtlichen Weltordnung mwiverfpräde, ftatt jie zu verherrlichen, 
und dann würde ed aufhören, ſchön und ein Kunſtwerk zu fein, und je reizender jeine Aupere 
Form wäre, um fo mehr würden wir ftatt der Harmonie von Idee und Erjheinung den Wider: 
fand empfinden ; nur wo zugleich mit unferer Anfhauung aud Vernunft und Gewillen befries 
digt find, haben wir dad Wohlgefühl des Schönen. Jedes echte Kunſtwerk eröffnet uns einen 
Blick in das Umendlihe, erhebt und aus der widerſpruchsvollen Welt zur Einheit, aus dem 
Stüdwerk zum VBollfommenen. Nur daburd übt es feine beieligende Macht, und wo fait 
deffen ein Künftler im Kothe der Gemeinheit ſich gefällt over ſelbſt durch das Häßliche und Zer⸗ 
riſſene die abgeſtumpften Nerven anregen, die blaſirten Seelen ergötzen will, da betrügt er 
ſich ſelbſt um den Preis des Vollendeten, und wenn der Kern des Volks nicht verborben und ver: 
fallen ift, wenn die Kraft ded Staats ſich frei und frifch entfaltet, dann werden ſolche Auswüchſe 
durch die Kritif felbft überwunden und in den Fortſchritt der Kunft verfchlungen werden. Poli— 
zeiliche Verbote können und follen auch die Öffentlibe Schauftellung des Unjittlihen verhindern; 
außerdem find fie machtlos, und jind ed um fo mehr, wenn eine unrechtmäßige, despotiſche Ges 
walt den Ausdruck des freien Geiſtes und feiner Entwidelung hemmen will; was half ed, daß 
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nan Rouſſeau's und Voltaire's Ehriften durch den Genfer verbrennen lieh? daf man unter: 
drücken ftatt leiten wollte? Die Revolution ftrafte furdtbar das verfehrte Beginnen der 
Nadthaber. 

Fragen wir nun, auf welche Weiſe der Staat die Kunſt pflegen und fördern ſoll, ſo ſind die 
ofen Schöpfungen allerdings ein Werk der Begeiſterung, die er nicht bergebieten, ein Werk 
es Genied, den er nicht hervorrufen kann; aber wo die hervorragende Begabung vorhanden ift, 
a fann und foll man ihr Raum und Gelegenheit zur Kraftentfaltung gewähren, und die be= 
übmten Kunftförderer, PVerifles und vie Mediceer wie König Ludwig von Baiern, find e8 da— 
urd geworden, daß fie dem Talent die Bahn offen hielten, daß ſie die rechten Männer der auf: 
Irebenren Kraft erfannten und an den rechten Platz ftellten. Die Kunſt ift frei und eine Tochter 
er Freiheit; der Staat forgt für jie, indem er fich felbft frei entwidelt, indem er ein öffentliches 
hm im felbftfräftigen Zufammenwirfen feiner Glieder entfaltet, indem er im friedlichen 
Onteifer und wenn e8 fein muß, auch in muthigem Krieg fein Recht. feine Ehre zu wahren und 
im Sieg zu bringen tradıtet. Der Sänger bedarf der liedeswerthen That, der Baumeifter, 
# Bildbauer und Maler ſetzt für feine Schöpfung den Boden des Wohlitandes, des Behagens, 
# freubigen Vertrauens im Volk voraus. Je befler der Staat alfo feinen eigenen Zwed in 
# Ermöglihung und Sicherung von Freibeit, Wohlfahrt und Bildung für alle verfolgt und 
Held, um fo mehr thut er damit zugleich für das Schöne und für die Kunft. 

Diefem indirecten Weg der KRunftpflege läuft aber auch ein directer zur Seite. Daß ift die 
Sorge für die tüchtige Ausbildung der Fünftlerifhen Kräfte. Für die Poefle, die geiftigrte 
Im, die der Wiſſenſchaft am nächſten ſteht, genügen bier auch die Anftalten der gelebrten 
mempbildung , Die Umiverfitäten, und um fo mehr, je mehr fie die Bereutung ded Schönen 
6 fürd Rebern einfehen und der Üftberif, der Fiteratur und Kunſtgeſchichte eigene Lehrſtühle 
Minden, Anvererfeits fleht die Architeftur mit den Zwecken und Bedürfniffen des täglichen 
eben wi mit vem Handwerk, deffen fie zur Ausführung ihrer Entwürfe bedarf, im nächſten 
Infammenbange, und die Staaten haben längft erfannt, daß fie der Baubeanten nicht entbehren 
(Innen, und durch polytechniſche Schulen neben den Univerfitäten für die Heranbildung derfelben 
arlorat. Hier wird allzu leicht das Künftleriihe hinter das Wiſſenſchaftliche, Handwerkliche, 
Geſchãftliche zurudgeiegt, und es wird deshalb zur Aufgabe des Staats, auch dieſes zu betonen, 
Die Arditektur in die Akademie der Künfte bineinzuziehen. Bei dem engern Zufanmenbange 
von Runft und Handwerk ging in früherer Zeit ver Anfänger auch bei einem Meifter Bildhauer 
Der Maler in die Lehre, halfallmählich an deſſen Werfen, lebte fich in deſſen Auffaffung und 
Oormarhıma ein, fuchte als wandernder Gefell auch an andern Orten noch anderes zu lernen, 
End endlich felhit ala Meifter eine MWerfftatt zu errichten. Dies ganze Berhältuiß hatte etwas 
Warmes und Persönliches, dad der Kunft mohlthat. Aber indem fie vom Handwerk ih mehr 
Re Hellte ea ſich heraus, daß der große Künſtler nicht immer auch ein geſchickter Lehrer ift, und 
der Runftiünger aud einer wiſſenſchaftlichen Bildung nicht entbehren fann. Soll er doch 
den Beiten ver Zeit genug thun, foll er doch ihren tiefften Gedanken Beftalt geben, und be— 
Anden wir in einem Leonardo da Binci, Michel Angelo, Nafael, Dürer dad nicht am wer 
m, bafi fie durchaus auf der Höhe der Eultur ftanden, daß ihre hervorragende fünftleriiche 
ie ben auf der Bafis einer allumfaflenden Geiftesfülle und einer vielfältigen Bildung ruht! 
ruer und Maler bevürfen anatomifher Kenntniffe, der Architekt kann der Mathematik 
em fein, auch der Maler kann fie in der Lehre von der Berfpective und ver Schattencon= 
Diion nit entbehren. Diefer wiſſenſchaftliche Unterricht fann vielen zugleich ertheilt werden; 
KOleihes gilt von ver Kunft: , Welt: und Literaturgeſchichte, von Aftherik und Mythologie; 
Febenfo kann Ein Lehrer für viele Schüler im Zeihnungdunterricht, im Modelliren , in der 
Altehnif ausreichen. Dem allen fuchten dann die Runftafademien zu entſprechen. 

68 war um das Jahr 1600, daß in Bologna die Garacci, um dem raſchen Verfall ber 
* entgegenzutreten, eine größere Kunſtbildungsanſtalt gründeten. Sie lehrten darin nach 
Verftiben,, nach der Natur und Antike zeichnen, über Anatomie, Perfpective, Motbologie 
Men Vorträge gehalten; den vorgefhrittenen Schülern wurden gemeinfame Aufgaben ge: 
und die gelungene Ausführung ward gefrönt. Daneben vermwied man auf die großen 
Her des 16. Jahrhunderts; fie follte der Jünger ſtudiren, das Befte, das, worin der ein zelne 
Hlalib war, fich von jedem anzueignen fuchen, die Gompofition von Rafael, die Zeihnung 
Michel Angelo, das Hellvunfel von Correggio, das Colorit von Tizian u. f.w. Danach 
Nielten die Anhänger viefer erften Akademie auch den Namen der Efleftifer, und waren außer 
"Garacci treffliche Männer unter ihnen, Domenihino, Quercino, Guido Reni, melde ſich 
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den leeren Manieriften und ven rohen Naturaliften als eine geſchloſſene Phalanı erfolgreid 
entgegenftellten. Aber es war doch weſentlich eine Reftauration und fein eigentliher Fort: 
fhritt, und man überfah, daß die verfchiedenen Vorzüge ver Meifter fich nicht äußerlich verbinten 
laffen, daß die vollendeten Formen der entfprehende Ausdruck eigenthümlicher Stimmung und 
Lebensanfhauung find, die ſich für andere Ideen oder Stoffe gar oft wenig eignen. Welch cin 
Widerſpruch, eine Zeihnung Michel Angelo's wie Correggio malen, Correggio's Beftalten in der 
Zeihnung Michel Angelo's ausprägen zu wollen! Oder war ed feine Verwirrung, wenn ein 
Altarbild in der Compoſition an Rafael erinnerte, von feinen fünf Figuren eine jede aber on 
einen andern Meifter? 

In der Mitte des 17. Jahrhunderts ward in Paris die erfle Akademie der Künfte alt 
Staatsanftalt errichtet und reich dotirt; fle ſtellte Frankreich damals an die Spige ver Kunfi 
pflege, und bis auf den heutigen Tag ift ihr Einfluß, und zwar bis in das Handwerk und die 
Fabrik hinab, fihtbar; der franzöjifhe Geſchmack in der Inpuftrie war lange tonangebend in 
Europa und ift es vielfach noch — Um das Jahr 1700 wurden die Kunftafademien in Bien 
und Berlin, 1808 die in Münden gegründet. Wenn daneben noch Dresden und Düffelter! 
blühen und Nürnberg jeine Kunftgewerbefhule, Frankfurt fein Städel’jches Inftitut hat, joe: 
fheint e8 des Guten etwas zu viel, daß aud die Fleinern Staaten, wie Baden und Weimar, 
Akademien haben wollen; es ift, wie wenn man noch Fleine Univerfitäten gründen wollte, wit: 
rend die beftehenden zum Theil durch die Eifenbahnen fo nahe aneinander rüden, daß ed ſchwer 
wird, ſie geſondert aufrecht zu erhalten. 

Der Name des Akademiſchen ift für Kunftwerfe ein Stihwort geworden, um zu bezeichnen, 
daß fie haben, was in der Kunft gelehrt und gelernt werden fann, eine regelrechte Zeihnung 
und Barbengebung, eine deutliche Compoſition nad) herkömmlichen Vorſchriflen, daß ihnen aber 
die Wärme eigener Empfindung in den Formen und die Benialität des Entwurfs fehlt, die den 
Stoff und Gedanken von innen heraus nad) feiner Eigenthümlichkeit und nicht nad fremden 
Muftern geftaltet. Und in der That, wenn man über Stil und Compofition allgemeine Regeln 
gibt und die Individualität des Kunftjüngers in die conventionellen Schablonen hineinzwängt 
fann dieſer Nachtheil nicht ausbleiben. Ihm gefellt jih noch ein anverer. Der Säle il 
nun zeigen, was er gelernt hat, und er verfällt in das Virtuoſenthum, Das mit derlibermindung 
von Schwierigkeiten prunft, durch audgeflügelte Gontrafte intereffant oder durch geledtte Elrganı 
gefällig fein will. Aber man fann dem Bedürfniß, das die Afademiern hervorgerufen hat, 9 
nügen und folden Übelftänven entgehen, wenn man dad Gute der altern und neuen Unterrihtd: 
methode verbindet, wenn das correcte Zeichnen und Malen ſchulmäßig gelehrt und die willen: 
ſchaftlichen Zweige in univerjitätsartigen Vorträgen mitgetheilt werben, der Jünger aber nad 
erlangter Borbildung bei einem DMeifter eintritt, der feiner Individualität am meiften zulagl 
und unter beffen Leitung er nun felbftändige Gemälde, Bildhauerarbeiten und arditetonit‘ 
Entwürfe madt. Indem die Regierung zu diefem Zweck die hervorragendften Künftler al 
Akademiker bejoldet und untereinander verbindet, erfüllt fie fowol ihnen ald dem heranmıd: 
fenden Gefchledht gegenüber die Pflicht der Kunftförderung, die ver Eulturftant hat. 

Für Mufif werben auf ähnliche Art fogenannte Eonfervatorien oder muſikaliſche Akademien 
zu unterhalten fein. Für die Dichter genügt das Univerfitätsftubiun; aber für die der Partie 
ich anſchließende, das Drama zur Vollerfhrinung dringende Bühnendarftellung fordert U! 
neuere Zeit die Theaterſchule. Denn die mächtigfte Kunftwirfung ift die der dramatiiäe 
Poejie in gelungener Aufführung. Die Blüte diefer Dichtung felbft fegt eine reiche Kunften!: 
widelung voraus und eint am meiften mit ver Begeifterung des Genius die Geiftesbilvung un 
Lebenseinficht; ihre Werke veranſchaulichen vor allem im Kampf ven Sieg der fittlicen Welt 
ordnung, und durch Leid und Untergang felbft erheben jie und zur Verfühnung, zum Trium? 
der Idee. Der größte aller Dramatiker, Shaffpeare, hat ed gefagt: „Der Zweck des Shaw 
jpield fowol anfangs als jegt war und iſt, der Natur gleichfam den Spiegel vorzuhalten, w 
Tugend ihre eigenen Züge, ver Schmach ihr eigenes Bild und dem Jahrhundert und Körper M' 
Zeit gleichfam den Aboruc feiner Geftalt zu zeigen.” Und der deutſche Meifter betvachtete Mi 
Schaubühne ald eine mioralifche Anftalt und fagte: „Welche Verftärfung für Religion un 
Gefege, wenn fie mit der Schaubühne in Bund treten, wo Anſchauung und lebendige Gegen‘ 
wart ift, wo Lafter und Tugend, Glückſeligkeit und Elend, Thorheit und Weisheit in taufen? 
Gemälden faplih und wahr an dem Menfchen vorübergehen, wo die Vorſehung ihre Rürhiel 
auflöft, deren Knoten vor feinen Augen entwidelt, wo das menſchliche Herz auf den Foltern der 
Leidenſchaft ſeine leiſeſten Regungen beichtet, alle Larven fallen, alle Schminke verfliegt und die 
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Wahrheit unbeftehlih Gericht bält!... Die Schaubühne iſt der gemeinfame Kanal, in welchem 
von dem denfenden beſſern Theile ves Volks das Licht der Weisheit herunterftrömt und von da 
ans in milden Strahlen dur den ganzen Staat fidh verbreitet; richtigere Begriffe, geläuterte 
Grundfäge, reinere Gefühle fließen von hier durch alle Adern des Volks; der Nebel der Bar: 
barei, des finftern Aberglaubens verſchwindet, die Nacht weicht dem fliegenden Licht.” Schiller 
erinnert dabei an Leſſing's „Nathan“: wir können feine eigenen Dramen, den „Don Carlos“ 
und „Wallenftein, die „Jungfrau von Orleans“ und den „Tell“ anführen und ihnen Goethe'& 
„Kauft und „Egmont“ anreihen. Er gedenft ferner des Einfluffes, den der Nationalgeift durch 
die Darftellung der vaterländifchen Geſchichte erfährt, und wirft endlich einen Blick auf ven 
Umftand, daß im Theater Taufende aus den verfchiedenften Ständen und Beruföfreifen ges 
meinfam die Wirkung der Kunft erfahren. „Jeder einzelne genieft die Entzückungen aller, vie 
rerſtärkt umd verſchönert aus Hundert Augen aufihn zurüdiallen, und feine Bruft gibt jegt nur 
Einer Empfindung Raum, e8 ift viefe: ein Menfch zu fein! 

Gtund genug, daß der Eulturftaat in der Darftellung der bramatifchen Dichtungen wieder 
wie im perifleifchen Athen eine Öffentlihe Angelegenheit ſehe, daß er bie Bildung der Schau: 
ipieler nicht dem Zufall und der Routine überlafle, fondern neben vem & echniſchen ihrer Kunft 
ihnen auch Gelegenheit gebe, in Literatur, Geſchichte, Seelenlehre und Äſthetik fich zu unter: 
tiöten. Grund genug, daß er das Theater nicht zur bloßen Unterhaltungsanftalt oder gar zum 
Dienſt der Sinnenluft und in Frivolität herabſinken laffe, fondern ed in das Bereich des Eul: 
tuewinifteriums bereinziebe und neben der Vorführung ted Neuen und Ergöglihen aud bie 
ded claſſiſch Großen aus der vaterländiſchen wie der Weltliteratur fordere und auf diefe Art die 
Shäge derfelben im Volkobewußtſein immer befannter, immer fruchtbarer made! Gin Land 
wie Baiern 3. B. könnte ein Schaufpiel haben, veffen Sig in Münden wäre, das aber von da 
aus innerhalb mehrerer Jahre aud den andern größern Städten allen dramatiſche Feſtwochen 
bereitete, eine Meibe von Meifterwerfen in würbiger Aufführung darböte. 

In Bezug auf bildende Kunft bat ſich der Affoeiationdtrieb unferer Zeit in Kunftvereinen 
wirkſam erwiefen. Sie haben die Theilnahme namentlid an Malerei in weitern Kreifen er: 
weit, den Künſtlern durch Ausftellung und Ankauf ihrer Werfe genügt und dieſe durch Ver: 
loſungen verbreitet. In der Kunft felbft wird dadurch die Nihtung auf das zeitgemäß An- 
fpredente, auf das Anmuthige und Genrehafte genährt, leicht aber auch der Künſtler veranlaft, 
zum Modegeſchmack herabzufteigen, flatt veredelnd das Publikum emporzubeben. Es wäre 
ſchon viel, wenn die Vereine felbft zu ihren Geſchenkblättern nur wirflic gute Kupferftiche, is 
thographien oder Holzfhnitte wählten und dadurd den echten Meifterwerfen Gingang in das 
Zimmer der Gebildeten verichafften. 

Die Kunft verfümmert, fie wird kleinlich oder gefallfüchtig , wenn fie nur dem Privatleben 
dient; erft im Anſchluß an das Öffentliche Leben erlangt fie ihre Größe, ihre Freiheit, ihre Macht 
auf die Gemüther in monumentalen Werken. Ihre Herftellung gehört zu den Aufgaben des 
Culturſtaats, und zwar nicht in abftracten, veranlaffungslofen Arbeiten, jondern im Zufam: 
menbang mit den Bebürfniffen und Forderungen des Lebens. Man gebe allen öffentlichen 
Bauten, ver Kirche, vem Bürftenfchloffe, wie dem Rath- und Ständehaufe, dem Arfenal wie der 
Univerfität ein künſtleriſches Gepräge durd einen Bauftil, der den Zweck und die Bedeutung 
des Gebãudes zur Erſcheinung bringt, von innen heraus das Äußere gliedert und es finnvoll 
Gmüdt, Die Architektur wird dann am Portal, in Nifchen und Hallen der Plaftit, und an 
den Wänden ver Säle der Malerei den Raum gewähren, wo dieſe Schwefterfünfte ſich entfalten 
und einer gemeinfamen Grundidee den vollftimmigen und vielfältigen Ausdruck geben können. 
Der biblifchen wird die vaterländifche Gefchichte ſich gefellen und der religiöfe Geift wird ſich 
auch in der Auffaffung des Weltlihen befunden, wenn er in allem das Walten, die Offenbarung 

des Cwigen und Göttlichen zeigt. Verkenne man doch nicht, daß die Kunſt fi vom Gefühl aus 
an das Gefühl wendet, die Empfindungen veredelt und dad Ideal an das Bolf bringt, ibm auch 
ein Griag deſſen ift, was die Wiſſenſchaft für kleinere Kreife leiftet! In Preußen, in Sachſen 
And bei den Volksvertretern fleine Summen zur Kunftpflege, abgefehen von ven Akademien, bes 
antragt und bewilligt worden; je mehr der Staat im angegebenen Sinne thut, deſto bereitwil: 
iger wird Die Öffentlihe Meinung, werden die Stände ihm hülfreich zur Seite ftehen. Gerade 
der volfäthümlich freie Staat, in welhem die Bürger ihre Angelegenheiten felbft verwalten oder 
mitverwalten, darf hinter dem Beifpiel nicht zurücbleiben, das einfichtige Fürſten aus eigenen 
Kräften odereigenen Mitteln ruhmreich gegeben haben. 


376 Kurfürften 


Aud die äfthetifche Geftaltung der Volkäfefte, ie Verbindung von fünftlerifhen Aus = und 
Darftellungen, von Mufif und Gejang mit ihnen gehört in diefen Kreis. 

Endlich ift es Pflicht der Geſetzgebung, das geiftige Eigenthum, das Urheberrecht zu ſchützen 
gegen unberufene Nachbildung und Vervielfältigung. Selbſt die Induſtrie fol ohne Geneh— 
migung des Künftlers feine Werke nicht für fi verwenden, und burd ein Gele des Muſter— 
ſchutzes ihr die Möglichkeit gegeben fein, das fünftlerifhe Erfindungstalent für jie arbeiten zu 
laffen. Das ift in Franfreih, bei und noch nicht der Ball. Aud das ift bei und noch nicht 
überall anerkannt, daß ein Kupferftich, eine Litho- oder Photographie dem Nachbildner gegen: 
über wieder als Original zu betrachten ift, deffen Vervielfältigung nur dem Urheber zuftebt. 
Hoffen wir, dap dieje von Künftlern und Kunfthändlern angeregte Sache endlich ihre Regelung 
für Deurfhland durch ein Bundesgeſetz findet. 

In Bezug auf die Principien der Kunft und die einzelnen Künfte verweifen wir auf Gar: 
riere's „Atherif”‘, wo der Zuſammenhang ded Schönen mit vem Leben bejonvers betont iſt. X. 

Kurfürften. (Goldene Bulle. Kaiferwahl. Wablcapitulation.) Kurfürften, 
d. b. die Vorderften an der Kur oder Küre, Wabl, waren im Sinne des deutſchen Reihöftaate: 
rechts diejenigen Großen des Deutſchen Reichs, denen, nachdem jie als die Mächtigſten in frü— 
hern Zeiten einen überwiegenden Einfluß auf die deutſche Koͤnigswahl mehr thatſächlich aus: 
geübt hatten, endlich reichsverfaſſungsmäßig das ausſchließliche Recht zuftand, refp. ausſchließlich 
die Pflicht oblag, bei, jedesmaliger Erledigung des faiferlihen Ihrond das neue Reichsoberhaupt 

u wählen. 

’ Mag daher der Begriff von Wahlfürften im allgemeinen aud auf die ariftofratifcen 
Wähler in allen Wahlreihen paffen, fo ift doch der Begriff eines Kurfürften auch ein frerifif 
deutſch⸗ſtaatsrechtlicher Begriff und hat ſich ald folder mit der ganzen Neichöverfaflung, deren 
Schickſale er theilt, eigenthümlich entwidelt. 

Bekanntlich gehört die Natur des älteften germaniſchen Königthums zu den berühmteſten 
Streitfragen unferer Rechtsgeſchichte. Namentlich aber befteht der Streit darüber, ob es ein 
Geblüts- oder ein Wahlfönigthum, oder vielmehr, mie viel ed das eine oder dad andere zugleich 
gewefen fei. Da aber bie germanischen Stämme fchon theilweije vurd die Merovinger, mehr 
noch durch die Karolinger mit dem fränfifchen Reiche verbunden worden waren, jo hat lich bie 
deutſche Rechtsgeſchichte auch mit der Frage beihärtigt, ob überhaupt und inwiefern das mero: 
vingifhe und das Farolingifche Königthum Geblüts- oder Wahlfönigthum oder beides zu— 
gleich geweſen, und haben fi in dieſer Beziehung gleichfalls ſehr verſchiedene Anſichten gelteut 
gemadt. Während nämlich einige geradezu von einem erblichen Wahlfönigthum ſprachen, an: 
dere die Geblütäfolge ald Brincip behaupten, daneben aber nur ein Wahlrecht innerhalb ver 
regierenden Dynaflie zulaffen, wollen dritte bei der einen der genannten Dynaftien mehr das 
Princip der Geblütöfolge, bei der andern mehr das der Wahl ald das enticheidende erfennen. 

Bei ver Mangelhaftigfeit unferer der Zeit nach fo fern liegenden Quellen, bei ver Schwie 
rigfeit, die im Vergleich zu unfern Zujtänvden und Auffaffungen fo verſchiedenen Verhältnift 
der damaligen Zeiten vollftändig zu würdigen, und endlich bei der IInbeftimmtheit und Unfertig— 
feit der ftaatlihen Einrichtungen jener Perioden ift feine Hoffnung gegeben, daß der erwähnte 
Streit jemals definitiv auf eine allgemein befriedigende Weife gefchloffen werde. 

Jedenfalls aber laffen ih einige fehr wichtige Nefultate dann gewinnen, wenn man das 
Berhältnig erwägt, in weldem die Wahl- und die Geblütdfolge ihrem innern Weſen nah 
überhaupt zum Weſen des wahren Einheitsſtaats ftehen. 

Der Gegenfag zwiſchen Wahl- und Geblütsfolge ift nichts anderes ald eine Anwendung 
der allgemeinen Gegenfäge zmifhen Sein und Werden, Beftand und Wechſel, vorbeftimmter 
Ordnung ımd Freiheit, Stetigfeit und Wandel, Föveralidömus und Ginheitöftaat auf bie 
Staatöform oder auf die perjönlih:einbeitlihe Darftellung ded Staatd und feiner Gewalt, Ge— 
genjäge, die zugleih den Kampf der decentralifirenden Neigung mit der centralitirenden , ven 
Kampf des Ideals, der Befte folle Herricher fein, mit der Idee der Stetigfeit ded Staats in feiner 


Beihränfung auf die monarhiihe Staatöform darftellen, wie dies in andern Rihtungen vurd - 
den Kampf zwiihen Nepublif und Monardie, zwifchen abjolutem und conftitutionellem oder 


petroyirendem und pactirendem Regiment, zwijchen perjönliher und fingirter Souveränerät 
u. f. w. gleichfalls geſchieht. 


In jedem geſellſchaftlichen, alfo auch in jedem ftaatlihen Zuflande muß nun allen jenen an- 


gegebenen allgemeinen Gegenſätzen einigermaßen Rechnung getragen werven, und währen man 
um der Einheit und Ordnung willen jih Einem unterwirft, fucht man zugleih durd die Wabl, 
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ober richtiger, durch die Beihränfung diefer Unterwerfung auf gewiſſe Zeit, höchſtens auf Le— 
benddauer, and ein Schuß: und möglicherweiſe aud ein Steigerungämittel für die bisherige 
Breibeit, Die Motive der einzelnen Wahlen und der Mäblenden fönnen natürlich ſehr ver— 
ibieden fein, dvedgleihen der Umfang der föniglichen Gewalt, die Ausbildung ver Wählenden 
ſelbſt u. ſ. w. Wol aber fann man mit Beftimmtbeit fagen, daß, wenn politifh noch wenig 
entwidelte und nur in einer laren Verbindung felbftändiger Familien und Stämme beftebenve 
Völker beginnen , einen höhern Grad von Einigung anzuftreben, fie zunächſt nur für eine Art 
völkerrechtlicher Föderation geneigt find, in melder die felbft wieder entweder erblichen oder ge= 
wählten Chefs der einzelnen Bundesglieder das Oberhaupt der Verbindung, die oberfte Magi- 
firatur derielben mäblen, alfo auf Bedingungen, Vertrag, gleihfam anftellen. Sonach 
eriheint auf diefe Weife ein libergang gegeben aus der bisherigen erma völferrechtlich zu nen= 
nenden Verbindung politifch ſelbſtändiger Fleinerer Gemeinweſen in eine größere ftaatliche Ein— 
beit, und fo können ſich zuerft mehrere felbftändige Familien zu einer Art von Stammesconfö— 
deration und dann Stammftaat, mehrere Stammflaaten zu einem Nationalbündnifle und dann 
Nationalftaat entwickeln und umgekehrt, woneben natürlich durch fremde Groberungen, Bünd— 
niffe mit andern Völkern u. dgl. m. mande Mopificationen, Veränderungen u. f. w. fattfinden 
werben. 

Natürlich kann in allen denkbaren hierher gehörigen Verbältniffen, zu weldyen aud) die Ge— 
folgfhaft gezählt werben mag, nur der vollfommen Selbftindige, der Vollfreie, alfo eigentlich 
nur dad Oberhaupt wenigſtens einer jelbftändigen Familie, eine entfcheidende Stimme führen. 
Das Princip der Verhandlungen muß, wie deren Form, der Vertrag fein, melden Einfluß 
immer andere Momente, 3. B. die Noth, die Sitte, haben mögen. Und je mehr das Vertrags: 
princip in concreto herrſcht, defto mehr wird die Einigung nur eine private oder eine völfer- 
rebtlihe Affociation fein und für die Beflimmung des Oberhaupts die Wahl enticeiden, deſto 
weniger aber auch deſſen Gewalt eine aus der geſchichtlichen Entwidelung und der innigen Ber: 
Bindung mit dem Ganzen bervorgegangene organifhe und infofern nur ihm eigene, fondern 
nur eine mandirte und vertragdmäßig verfammelte Gewalt der Glieder, fein Charakter aber 
nit der eined Monarden, fondern nur der eines oberften Bundesmagiftrats fein. 

Ye dringender das Bedürfniß ift, welches zu diefer Vereinigung zwingt, defto mehr wird bei 

der Wahl darauf gefehen werden, daß der zu Wäblende die im Moment werthvollſten Bigen: 
ſchaften in möglichft Hobem Grave befige. Hat die Vereinigung ſich confolidirt, ift fie ſelber zur 
Eitte geworden und in fi, in ihren geſchichtlichen Erinnerungen flarf, jo wird die Wahl und 
die Einigung allmählich und ganz von felbft einen andern Charakter annehmen. Bor allem 
wird nämlich der früher geltende Sag, jeder fünne nur durd feinen eigenen Willen, alio nie 
durch eine wie immer große Majorität gebunden werden, ein Sag, vermöge deſſen jeder Diſſen— 
firende die Griftenz der Verbindung aufs Spiel fegen könnte, dadurd mopificirt, daß in den 
Wablacten wie in fonftigen Verhandlungen der Bundesglieder die Stimmenmehrbeit enticheide, 
tefp. bie Minorität binde. Auf diefe Art zeigt fich eine ftärfere Neigung der Conföderation zur 
Staatlichkeit oder ſtaatlichen Einheit, des Bertragsprincips zum Brincip des Gefeges. Weiter 
aber wird, ohme Aufgeben ver Wahl, diefe felbft nab und nach an gewiſſe Formen gebunden 
und die Wihlbarfeit befhränft, wenigftend infofern, als unter gewiflen Vorausſetzungen diefer 
Oder jener Familie ein unbeftrittener Vorzug eingeräumt und von ihr nur dann abgegangen 
wird, wenn fie ſelbſt fein wählbared Glied mehr enthält. In vielem Zuge tritt die Neigung zur 
Raatliben Stetigfeit auch in der Staatsform hervor und konnte ſich derfelbe an irgendeine oder 
mebrere hervorleuchtende Eigenſchaften eines Haufe, 3. B. deifen Alter, Reihtbum, Kriegs: 
tubm, religiöfe Gebeimniffe u. ſ. w. angeſchloſſen und um fo flärfer ausgebildet haben, je unbe: 
frittener von der fragliben Familie die Reinheit ihres Geblüts, je vollftändiger von ihr die 
Grundlagen ihrer Autorität erhalten und je felrener der fall geworden war, megen Ausfterbend 
einer ſolchen Familie zur Wahl eines ganz neuen Geſchlechts zu ſchreiten. Wenn dabei die 
Zidigkeit, mit welcher dennoch das Wahlrecht feſtgehalten wurde, von der Macht der darin ent— 
Baltenen Freiheits und Selbftändigfeitägefühle und von der Achtung aud für dad Alter der Frei— 
beit Zeugnift gibt, fo bemeiien viele Beifpiele, wo man, nur um das alte Gefchlecht zu bebalten, 
ſelbſt in den kriegeriſchſten Zeiten Kinder und Frauen zu Rönigen wählte, welche Macht ſchon 
a die in dem Geblütöfönigthum liegenden Ideen und realen Berhältniffe gehabt haben 
müffen, 

Nah dem Angeführten aber kann e8 nur natürlich erfcheinen, daß, je mehr Staatliches man 
don einer Verbindung erwartet, je höher die Idee derfelben und infolge deſſen die Stellung ihres 
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Oberhaupts ift, defto weniger damit eine Beftellung des legtern durch freie Wahl Harmonire, 
daß ferner, je mehr dad Wahlprincip rechtlich ausgebildet und das der Geblütöfolge zurüdge: 
drängt wird, defto mehr die fragliche VBölferverbindung ſich von der Idee des Einheitäftaats ent: 
fernt und endlih, daß wenn in höhern Bildungszuftänden die Gonföderationsidee durchge— 
ſchlagen und jedes der verbündeten Territorien, wie jie ſich inzwifchen entwidelten, ein gewiſſes 
politiſches Selbftändigfeitsgefühl befommen hat, ihre Einheit nur dazu vorhanden ſcheint, um 
die Selbſtändigkeit aller zu decken, wobei freilich — ſcheinbar widerſpruchsvoll für eine jo unge: 
heuere Aufgabe, aber in der That logifch in Anbetracht des präjudiziellen Punkts für das über— 
wiegende Intereffe, nämlich für die Erhaltung der Einzeljelbftändigfeiten — immer derjenige 
zum Oberhaupt des Ganzen gewählt werden wird, der nach feiner Perjönlichkeit die legtern am 
wenigften bedroht und doch dad Ganze in feiner Schwäche, ohne bedeutende Opfer der Glieder, 
am beften aufrecht zu erhalten im Stande ift. Aud in viefem Stadium können aber Die Wer: 
hältniffe fo gelagert jein, daß man ſich thatſächlich immer an daſſelbe Geſchlecht hält, obgleich in 
jevem Grlevigungsdfalle eine Neuwahl ftattfindet. Diefer Zuftand fann fo lange dauern, bie 
dad Intereffe an der bisherigen Einheit jo vermindert wird, daß fein Gewählter die Wahl am: 
nimmt oder behält, fein Wähler mehr zur Wahl fchreitet, oder bis das einheitäftaatlihe Element 
des ganzen Verhältniſſes, die politiiche Pliht für dad Ganze, verflüchtigt, gegenſtandsloe ge: 
worden und von den jelbftändigen Einzelftaatseriftenzen vollfommen in Anfprud genommen if. 

So findet denn wirklich zwifchen Einheitöftaat und Staatenmehrheit, Conföderation, Wahl: 
und Geblütsfönigthum eine innere Verbindung und ein ununterbrodened Auf: und Abmogen 
ftatt und wir haben in den angegebenen Zügen die Gefhichte des germaniihen Königtbums 
überhaupt und die des deutfchen indbefondere mitgezeichner. 

Das germanifhe Königthum, wie es in und feit der Völferwanderung bei allen germa- 
nifhen Völkern hervortritt, beruhte als ſtaatsrechtlicher Begriff theild auf altem mit vem ger: 
manifhen Heidenthum und Volksleben innig verbundenen Anfeben, theild auf Anerkennung 
des Volks und Gefolgs, theild auf der Autorität der Groberung, der Kriegsanführerfchaft und 
des großen Orundbejiges, theild auf einer gewilfen Anerkennung ſeitens der römischen Impera: 
toren. Was von diefen Momenten bei der feften Anſiedelung diefer Völker und ihrer Chriſtia— 
nifirung binwegfiel, dad wurde durd die Anerkennung der im höchſten Anſehen ſtehenden 
hriftlihen Kirche und durch den mächtigen Einfluß der vielen neuen, dem frühern Met der 
Germanen unbekannten und daher dem Königthum zur Ordnung anheimfallenden VBerbält: 
niffe gewiſſermaßen erfegt.. Jedenfalls aber mußte eben durch die Kirche und die Anfäriig- 
machung in den römischen Eulturländern das germanijche Königthum in feinem innern Weſen 
durch und durch verändert werben. 

Der mehrhundertjährige ununterbrodene Beſtand, fomol ver merovingifchen ald auch der 
farolingiihen Dynaftie, fcheint, wenigftens bei den Franken, auf eine vollfommene Ausbildung 
der Geblütömonardie fließen zu laffen und zwar um jo mehr, je entihiedener die Kirche ba 
mals die Geblütäfolge begünftigte und je unzweifelhafter das Königthum jener Zeit vornehmfih 
an den großen Hausgütern der regierenden Familien hing. Allein fowie die wiederholten Rrids- 
theilungen zwar für die Geblütäfolge, aber gegen veren monardiich-ftaatlihen Charakter Zeugnis 
geben, fo beweift die Art, im welcher die Thronentfegung der Merovinger und der Wfall 
Deutſchlands vom Franfenreihe mit ganz wenigen Ausnahmen beurtheilt und aufgenommen 
wurde, daß ed nod an einer ftrengen Rechtsidee über die ununterbrochene Geblütsfolge um» 
an jeder höhern organifchen Einheit jowol des ganzen Frankenreichs wie feiner einzelnen gro: 
Bern Theile fehlte, während envlih aus den zahllofen, wenngleich fi fehr verſchieden aus: 
drückenden Stellen ver Quellen über vie Teilnahme des Volks an allen Thronwechſeln jeven-: 
falls fo viel hervorgeht, daß nicht die Geblütsfolge allein über das Recht am Thron entſchieden 
babe. Eine nad dem Geſchmack und Maßgabe unferer Zeit ſcharfe Beftimmung der fraglichen 
juriftifh wenig entwidelten und mehr auf ver Macht ver Thatfahen und auf fittliden An» 
Ihauungen beruhenden Berhältniffe des fränfifchen Reichs ald eines politifhen Ganzen ift um- 
möglih. Allein gleihmwie wir an andern frühern oder fpätern Beifpielen erfennen, daß mä 
der Zweifelhaftwerbung ber Ginheitsftaatlichfeit eines Reichs und mit der ſchwachen Gonftitui: 
rung oder Abſchwächung eines Geblütsfönigthums fofort eine Art von Wahlcapitulation, alfo 
ein fiheres Indicium der Neigung zur Gonföderation, zum Genius des Wahlreichs eintritt Cogl. 
Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts“, I, 427, Note 1; St.:Prieft, „Histoire de la ro- 
yaute‘, II, 383, 387; Vollgraff, „Erſter Verſuch u. ſ. w.“, II, 274, Note d; Dolgorvufom, 
„La verite sur la Russie“, &. 162, 214; Raurent, „ktudes“, I, 270; Waig, „Deutſche Wer- 
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faffungsgefhichte‘‘, IL, 117, 614, 617, 620, 634 ; Nordenflycht, „Schwediſche Staatäverfaj: 
jung”, &. 121; 2afteyrie, „‚Histoire de la .libert& politique‘‘, I, 286; Walter, „Deutſche 
Rechtsgeſchichte“, I, 172, Note 4 und 5, 173, Note 6 und 7; Michaelis, „Moſaiſches Recht“, 
Br.1, $.55; Zöpfl, „Deutfche Rechtsgeſchichte““, Thl. II, $. 33; Sugenheim, „Geſchichte der 
Aufhebung der Leibeigenihaft, Petersburg 1861, S.400 fg. Liber die ungariihen Krö— 
nungsdiplome: Luſtkandl, „Das ungariſch-öſterreichiſche Staatörecht““, Wien 1863, ©. 17, 
207 f9.; Arndt, „Die Wahl Konrad's II.“, Inauguraldiffertation, Göttingen 1861. Auch 
die engliihe „Declaration of rights”, Note 13, Februar 1689, erfcheint als eine Art von 
Wahlcapitulation, deren Idee gewiffermaßen in jeder Huldigung wie in jedem Verfaſſungs— 
gelöbni des Ihronfolgers enthalten ift), fo hat das Gegentheil jener Borausfegungen, nament- 
li bei jungen, politifh noch wenig entwidelten Bölfern, die Wirkung eines ftärfern Hervor 
tretend ded Glementd der Geblütöfolge. Da aber alle dieſe Erſcheinungen meiitend nur von 
Verfönlifeiten abhängen, fo findet zwijchen ihnen oft bei einem und demſelben Volke leicht ein 
gewiſſer Wechjel ftatt, der die Formen undeutlih, den Eharafter der Inftitutionen ſchwankend 
macht, die Begriffe und Anfhauungen verwirrt, die begreiflich aud die geſchichtliche Beurthei— 
lung ſehr erichwert. 1) 

Alle dieſe Bemerkungen paffen ganz befonders auf das ältefte germanifche, wie auf dad me- 
weingifhe und Farolingifhe Königthum. Die Wahl als die Form der freien Mitwirkung und 
(lerlihen Anerkennung fand ji flet neben dem Geblütsrechte ald der Conſequenz beftehender 
Dednung und nöthiger Gontinuität und Stetigfeit im ftaatlihen Verbande, und es erfcheint als 
ehr begeihnend, wenn mandhmal gerade die mächtigſten Perfünlichkeiten ji mehr auf das Ge— 
blütöreht ſtützten, obwol fie deſſen für ihre Autorität am mwenigften bedurft hatten, ſchwache 
Kürften dagegen ſich vorzüglich auf ihre Ermählung bezogen, obgleich gerade für fie die Wahl 
am wenigiten ſich ald Baſis einer öffentlichen Autorität erwiefen hatte und ermweifen konnte. 

Die Trennung ded Deutichen Reichs vom Branfenreiche hatte unter anderm aud) die Folge, 
daß in dem weitlichen Frankenreiche verhältnigmäßig ſehr fchnell das Geblütskönigthum ſich 
entwidelte, Wenigftens fiel bald jeder Wabhlact weg. Was von der in dem Wahlrechte audge: 
ſptochenen alten Freiheits- und Conföderationsidee noch übrig blieb, ſprach fi in den Huldi— 
gungen der großen Bafallen und des Volks auf und wurde durd bie Vernichtung der erftern 
nad und nad nihts anderes als eine die Nechte des Geblütskönigthums beftärfende Geremonie. 

Im dem während ver Frankenherrſchaft weder in ſich ſelbſt noch mit dem großen fränfifchen 
Reihe organiſch geeinigten Deutichland aber waren die Verhältniffe anderd gelagert. Deutich- 

hand beftand aus einer Mehrzahl mächtiger Nationen, deren jede in ihrem nationalen Herzog: 
um für fi allein ſchon eine Arı von nationalem Geblütsfönigthum beſaß. 

- Bas nationale Herzogtbum, ver höchſte politifche Ausdruck des particularen deutſchen Selb: 
fänbigfeits - und Freiheitsbewußtſeins, mußte demnach der Hauptgegner eined gefammtnatio: 
nalen Harken Königthums namentlich dann werden, wenn ein ſolches Königthum nicht nur 
borübergebend dem Herzogthum mit aller Macht dienen, fondern durch die Erblichkeit fih an 
Stetigkeit vem Nationalberzogthum gleich und deshalb dauernd über daffelbe fegen wollte. In 
Deutihland dauerte ver Kampf zwijchen particularer Selbftänvigfeit der Theile und ftaatlider 
Einbeit des Ganzen, ein Kampf, der jich zunächſt durchweg innerhalb der Formen des Lehnver⸗ 
band vollzog und auch bald in den verichievenen Operationen zur Vernichtung der Stanımed- 
berzogibümer, bald in den mannichfachen Beſtrebungen zur Erblichmachung der Reichsékrone 
und im ber Oppofition gegen beides äußerte, eigentlich ununterbrochen bis auf unfere Zeit, und 
mie verfchieven auch die neuern Formen diefed Kampfes von denen des Mittelalters find, fo ift 
er bob Biß zur Stunde noch nicht abgeſchloſſen. 

Dad Deutſche Reich mußte mit einer Königewahl beginnen, bei weldher aber dennoch wieder 

luisſmoment hervortritt. Diejes ift unverkennbar wirkfam, folange die Dynajtie des 
Bnpäblten beerbt erſcheint, obgleich die Anerkennung feitens der Stämme nicht fehlen darf und 
Bieielbe, falld nicht frei gegeben, mit ven Waffen erzwungen werden muß. Je ſchneller die Dy: 
Halten auöfterben, vefto öfter tritt die Wahl ald ver einzige Erwerbstitel der Krone in den Vor— 
Sergrumd und deſto mehr befeftigt ſich demnach das Wahlprineip, weldes ſowol mit den alo: 
bialen wie feudalen Intereflen ver Großen des Reichs am beften zu harmoniren ſcheint und nicht 
nur vom PBapfte, ſondern aud) bald von den auswärtigen mweltlihen Mächten begünftigt wird. 
Rabdem übrigens das Schwanfen zwifchen den beiden Princtpien des Wahl: und Geblüts- 





1) Bol. Luftfandl, a. a. D., ©. 16, 249 fg. 
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königthums bald in der Ermählung des Nachfolgers bei Lebzeiten des Königs, bald in dem aud- 
drücklichen Verfprechen, die Reichskrone nicht erblich zu mahen, bald in förmlichen Unterhand— 
lungen über die Erblichmachung der deutſchen Krone ſich ausgeprüdt hatte, fand endlich das 
Mahiprinciv die reihsarundgefegliche Anerkennung, und während durch die Erblichwerdung der 
Lehne das Princip der @rblichkeit nicht nur die Territorialfuecefiton, fondern das ganze deutſche 
Rechts- und Gefellfchaftsleben beherrfchte, war es für immer von ber Neihöfuccefjion and: 
geſchloſſen. 

Die Formen der deutſchen Königswahl betreffend, To ſcheint ed anfänglich an irgendeiner 
gefeplichen oder durd Sitte und Gemobnheit allgemein anerfannten Beftimmung darüber 
gänzlich gefehlt zu haben. Zmar bezog man ſich mitunter auf die Analogie ver Papftwahl; auß 
behaupteten die Mheinfranfen in diefer Hinficht eine Art von Vorrecht (der König follte auf 
ihrer Erde, auf rother, fränfifher Erde gewählt werden und gewann mit feiner Grmählung 
fränkiſches Recht u. f. w) und vereinigten fich diefelben zuerft mir den Sachſen über den zu Erwäh— 
lenden. Allein darin dürfen keineswegs allgemein anerfannte Wahlvorrechte gefunden werden 
und die Autorität ded neugewäblten Königs bing auch bei den übrigen Stämmen immer von 
deren freier oder dur den König mit Hülfe feiner Anhänger erzmungener Anerkennung ab. 
Nicht minver unbeftimmt eriheint bi8 zur Mitte des 14. Jahrhunderts die Brage, wer und in 
welchem Maße jeder bei der Königswahl mitzumirfen habe und welches die nöthige Majorität, 
welches die Folgen der Majoritätswahl für die diſſentirenden Minoritäten feien. Unbeſtritten 
war nur, daß lediglich vollfreie deutſche Männer activ wie pafiiv wahlfähig feien, und in diefem 
Sinne wird nod bei der Wahl Friedrich's I. im Jahre 1152 gefagt: „Universi prineipes 
et ceteri proceres cum tatius populi favore et alacritate nos in regni fastigium elegerunt” 
Jedenfalls erfcheint es aber nur natürlich, daß die verihiedenen realen Mahtverbältnifte einen 
beſtimmenden Einfluß auf das Maß der Beveutung der Mabiftimmen üben mußten, var allo 
die mädtigften Kürften, hinter denen zahlreiche Völfer und Baiallen ftanden, ein größeres Ge— 
wicht in die Wagſchale ver Entfheidung warfen ald der übrige von ihnen theilmeife abbänaige 
Herrenftand, und daß die Anerkennung und das Zujaudhzen des Volks, unter der Vorausſetzung 
der Übereinftimmung der Großen, bald nur eine die bereits gefchehene Entſcheidung anerfen: 
nende Seierlichfeit gewefen ſei. Hiernach erklärt ſich nicht nur ein frühes Hervortreten des Gin- 
flufles des Erzbifhofe von Mainz auf die Reitung der Königdmahl, fondern auch die libertra: 
gung einer Art von Vorwahl an einige der beveutendften Fürften des Reichs. Der Bearif 
eined Kurfürften (princeps elector) findet fi zum erften mal in einer lIrfunde von zmeitel: 
bafter Echtheit, nämlich in einem Privilegium Friedrich's I. vom Jahre 1156 (Zörfl, a.a.D, 
S. 457). Seine eigentliche Begründung aber fand er erft in den berühmten Rechtsbüchern des 
13. Jahrhunderts, im Sachſen- und Schwahenfpiegel. Beide Duellen fchreiben das Recht, ven 
deutſchen König zu fiefen, nur fieben Fürften, drei geiftlichen (den Erzbifchöfen und Reichserz 
fanzlern von Mainz, Trier und Köln) und vier weltlichen Fürften (den Trägern der Meichärrz 
ämter, nämlich dem Pfalzgrafen bei Rhein, Truchſeß, dem Herzog von Sachſen, Marfchall, dem 
Markgrafen von Brandenburg, Kämmerer, und endlich nad dem Schwabenfpiegel dem Herzog 
von Baiern, nad dem Sachſenſpiegel dem König von Böhmen ald Schenke) zu, jedoch mit dem 
Beifügen, daß fie nicht follen „Kiesen iren mutwillen“, fonvern denjenigen, ben ‚‚die vorsten 
alle to Koninge erwelt”. Bon einem ausichliefliben freien Wahlrechte vieler fieben Kürften 
ift alfo in den Rechtsbüchern noch feine Meve. Als fehr wichtig aber erſcheint es und als ein 
Beiden, wie weit bereits das Erkenntniß des Berürfniffes einer beftimmtern Ordnung fortae: 
fhritten war, wenn, übereinftimmend mit einigen ähnlichen frübern Verfuchen (Zöpfl, a. a. D,, 
S. 460, Note 13) der Schwabenſpiegel (Landrecht, c. 130, edit. Laßberg) fagt: „Darumbe 
ist der fursten ungerade gesetzet, ob dri an einen gevallen, und vier an den andern, das 
die dri den viern folgen suln . und also sol je die minner volge der merren volgen . daz ist 
an aller Kur recht.” Ob nun glei in diefer Beftimmung eine bedeutende Fortbildung der 
ganzen Wahleinrichtung und zugleich ein großer Kortfhritt des politiſchen Einheitsgedankens 
gefunden werden muß, fo fehlte doch immer noch viel dazu, daß die deutſche Königsmahl gend: 
gend organijirt gewefen wäre, und fonnte es dazu um fo weniger fommen, al& bie feit Otto. 
beitehenvde untrennbare Verbindung der römischen Kaiſerkrone mit der deutſchen Königsfrone 


bei ven Wahlen der deutſchen Könige Intereflen und @inflüffe wirffam werben laflen nıußte, Die 


jedenfalld einer genauern Beſtimmung des Wahlreichs entgegeh waren. Denn die deutſche 
Königäfrone berubte auf der Wahl der Nation, und wenn audı der von den deutichen Kitrrften 
rite Gewaͤhlte (Schwabenfpiegel, c. 122, 123; Sachſenſpiegel, III, 52, 54) den Anſpruch aufeie 
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römifche Kaiſerkrone hatte, jo galt doch damals der Grundſatz, daß ber Erwerb verjelben ven 
der Krönung in Nom abhänge. Narürlib wurde num die Bedeutung der legtern und deren 
Verhältniß zur deutſchen Königewahl verihieden aufgefaßt, d. h. der ganze Antagonismus 
zwiſchen Deutſchland und Jralien, ver Gegenjag zwiſchen Staat und Kirde, Papſtthum und 
Kaiſerthum, gerade auf diejed Verbältniß übertragen. Zu allecem fommt aber noch, daß jene 
Zeiten überhaupt vetaillirten grundgejeglihen Beftimmungen abgeneigt waren und die vorhin 
genannten ſieben Fürſten zwar als die angejebeniten in Deutſchland galten, allein zu jenen 
Zeiten nur bei der Königswahl felbit ald ein bejonderes Collegium erfcheinen, während jie fonft 
auf den Reichstagen ein ſolches noch nicht bilden. 

In den langen und ſchweren Känıpfen zwiſchen der geiftlichen und weltlihen, der Idee nad) 
zu einer freien, friedliben Einheit berufenen Weltmacht des Mittelalterd, in der Oppojition der 
jun Bemußtjein fommenden Hauptnationalitäten Guropas gegen die weltlihe Suprematie ded 
kaiſerlichen wie des päpſtlichen Stuhls war aud den deutihen Fürſten und Völfern nad und 
nah der Gedanfe aufgegangen, die Hand an den Ausbau der deutſchen Verfaffung, an eine be= 
ſtimmtere Ordnung der innern Verhältniſſe Deutſchlands zu legen. Daß man dabei zu allererft 
an die Megulirung der Nachfolge im Reichsregiment dachte, ift ſchon an ſich gerechtfertigt, theild 
weil Diefer Gegenjtand für die Verfaffungsfrage einer Monarchie entihieden der wichtigſte it, 
tbeil8 weil überbaupt im Mittelalter dad Königthum ausſchließlich ald dev Träger der nationalen 
Selbſtändigkeit betrachtet wurde, Zudem batte aber noch der Papſt Johann XXI, einen beſon— 
dern Auſtoß zur genauern Beſtimmung diejes Verhältniſſes dapurd gegeben, daß er in dem 
Streite Ludwig's des Baiern mit Äriedrih dem Schönen von Ofterreich über die deutſche Kö— 
nigätrone ohne weitered den deutſchen Thron für erledigt und ji als alleinigen Richter in diefer 
Sacht erklärt hatte. So traten denn am 15. Juli 1338 die Kurfürften (mit Ausnahme Böh- 
mens) zu Renſe am Rhein zufammen und fhlojfen den fogenannten erften Kurverein (welcher 
bis zum Jahre 1558 mehrmals wiederholt wurde) zum Schuge ihres und des Reichs freien 

Wablrechts. 

Der Hauptinhalt dieſer, urſprünglich in deutſcher Sprache abgefaßten „Unio Electorum 
Rensensis’ ift die Behauptung des Kurrechts ſeitens der Kurfürſten, der Ausſchluß jedweden 
iremden Einfluſſes auf die Wahl und die nach allen Seiten hin unantaftbare Gültigkeit der von 
den Kurfürften einftimmig oder von dem „Merertail’ derjelben getroffenen Wahl (Vürter, 
„Diltorifher Entwurf der Staatöverfaffung des Deutſchen Reichs““, I, 232 fg.; Schmaug, 
„Corp. jur. publ. J. R. imper.”, ©. 10 fg.). 

Durd den furz danach (8. Aug. 1338) auf einem Reichstag zu Frankfurt gefaßten und in 

der Regel mit „Constilutio Ludovici Bavarici de jure et excelleutia imperii bezeichneten 
Reicheſchluß (Schmauß, a. a. O., &.9 fg ) wurden die Orundjäge des Kurvereind von Renſe 
nicht nur gebilligt, jondern auch namentlid den Prätentionen des päpſtlichen Stuhl gegenüber 
auf das beftimmteite vie Behauptungen aufgeftellt, daß die Faiferlihe Würde unmittelbar von 
Sort und einzig und allein durch Bermittelung der Wahl der Kurfürften übertragen fei und daß 
der Gewählte ſchon durd die Wahl felbft wahrer König und römischer Kaiſer jei, ohne daß es 
erſt irgendeiner „Approbalio, confirmatio, auctoritas oder consensus”, auch nicht des Papſtes 
oder des apoftolijhen Stuhls dazu bedürfe. 

Der Rurverein zu Rene und die ebenerwähnte „Constitutio Ludovici Bavar.” waren aber 
nur die Vorläufer des erften eigentlien, bis zur Stunde noch in einigen Stüdfen praktiſchen 
deutſchen Reichsgrundgeſetzes, nämlich der theilweife auf einem Neihstage zu Nürnberg am 
10. Jan. 1356, theilweije auf dem Reichstage zu Meg am 25. Dec. deſſelben Jahres zu 
Stande gebrachten Kurfürftenbulle Kaifer Karl's IV., weldye wegen des an ihr wie an andern 
wihtigen Driginalurfunden 2) befindlihen in Gold gearbeiteten Siegeld jpäter allgemein aus— 
Ihlieglich die Goldene Bulle genannt wurde. 

Diefes vorzüglid mit den Kurfürften vereinbarte Reichsgrundgeſetz (vgl. Held, „Syſtem“, 

1, 438 fg.) if feinem Hauptinhalte nad) ein Neihswahlgeieg und befteht deilen Bedeutung vor 
allem darin, daß mit ihn die Form des Deutihen Reichs ald eines Wahlreichs für immer unab— 
änderlich beitimmt und ſonach der ganzen fünftigen Entwidelung Deutſchlands gleichſam grund— 
gefeglih die Richtung angegeben ift. Abgejehen von der in der Golvenen Bulle enthaltenen 





— — — 


2) Bgl. 3. B. über die ſogenannte Brabanter Goldene Bulle die Wahlcapitulation von 1792, 
Art. 27, — Ortel, a. a. D., S. 342, Note 71. Eine ungariſche Goldene Bulle ſ. bei Luſtlandl, 
a. a. O., .7. 
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Betätigung der Prineipien der Rechtsbücher, des Kurvereind zu Nenfe und der „Constitutio 
Ludov. Bav.“ (Geſetzbuch, Rap. 2, $$.1,6,10; Kap. 4, $. 34), ſowie von den bit in das 
Heinfte Detail der Königswahl, ja fhon des Zugs der Kurfürften zur Königswahl gehenden 
zahlreihen Beftimmungen (Geſetzbuch, Kap. 3, 4, 6, 21, 22, 26— 29), find ald die widtigften 
zum Theil noch jegt nachwirkenden Verfügungen derjelben folgende hervorzuheben: 

1) Rap.5, $$.1 und 2 wird das Reichsvicariat für den Fall der Erledigung ded Thrond dm 
PBfalzgrafen am Rhein „In partibus Rheni et Suevia et in jure Franconico‘ und dem Herz 
von Sachſen „in his locis, ubi Saxonica jura servantur“ übertragen und das ganze Der: 
bältniß, die Gompetenz der Reichsvicare, genauer beftinmt. 

2) Kap. 5, $. 3 erkennt an und beftinnmt näher das Recht des rheiniſchen Pfalzgrafen, übeı 
dem Kaifer zu Necht zu figen. Aber die Fälle felbft find nicht angegeben und heißt es auftrüd: 
ih: „Sicut ex consuetudine introductum dicitur.“ (S. Zöpfl, a. a. D., ©. 463.) 

3) Rav.7, $$.2 und 3 ordnet an und beftimmt genauer die Vorausfegungen der perfönliäen 
Sureefüionsfähigfeit, fowie die Primogeniturordnung für die Thronfolge der weltlichen Kur 
fürftenthümer,, während $. 4 deſſelben Kapiteld das vollendete achtzehnte Lebensjahr al Voll 
jährigfeitötermin für den Antritt ded Negiments in diefen Kurländern feftfegt und bie em: 
nöthige Regierungsvormundfhaft anorbnet. Vgl. auch Kap. 25,8. 3 fg. 

4) Kay. 8 beftimmt die ftaatörechtlichen Verhältniffe Böhnend zum Neid. 

5) Kap. 9 und 10 betätigen den Rurfürften ven Beſitz aller von ihnen bereitö erworben 
Regalien, namentlich das Berg = und Salinenregal, das Judenfhug:, Zoll: und Müneät 

6) Kap. 11 handelt „de immunitate prineipum Electorum“, d. h. es ertheilt den Ku: 
fürften für ihre Lande und Leute die Privilegien de non evocando und de non appe- 
lando; doch follte in allen Fällen der „denegata justitia” an das faiferliche Hofgeridt um; 
lirt werden fönnen (a. a. D., $. 4). 

7) Kap. 12 fhreibt vor, daß zur Verhandlung wichtigerer Neihsgefchäfte alljährliä un 
Berfammlung der Kurfürften ftattfinden folle. Statt der Ausführung dieſer Beflimmun 
finden wir aber nur die Ginholung der fhriftlihen Zuftimmung der Kurfürften feitent wi 
Kaiſers (Willebriefe). 

8) Rap. 14—17 inclufive treffen verfchiedene für den allgemeinen Rechtszuſtand Deut: 
lands damals fehr wichtige und zum Theil höchſt harakteriftiiche Beftimmungen, nameniit 
über jimulirte und betrügerifche Lehnsrefutationen, über Affociation, Pfahlbürgerthum m 
Fauſt-, reip. Fehderecht. 

9) Rap. 20, mit welchem die oben hervorgehobenen Beſtimmungen des Kap. 7 und 2 uf 
innigfte zufammenhängen (vgl. auch Kay. 25, $$. 1 und 2), erfcheint infofern von ganz biſet 
derer Wichtigkeit, als daffelbe die Unzertrennlichkeit der Kurſtimme von den Kurlanden un! 
Untheilbarfeit und Unveräußerlichfeit ver legtern mit der größten Entſchiedenheit und ohne ® 
Ausnahme zuzulaffen, ausſpricht. Während nämlich in diefer Beſtimmung die Behaupiut 
und Anerfennung des faft in Vergeſſenheit gerathenen Charakters des Reichsamts, alfo derlis 
theilbarfeit und Unveräußerlichfeit liegt, und infofern die Rechte des Reichs gemahrt werd?! 
wollen, wird durch die ungertrennliche Verbindung der Kurftimme mit den Kurlanden dt 
fiere Prineip wieder paralyfirt und die Kurftimme gleihfam als Pertinenz der Kurlande, N 
fern alfo aud mehr ald Gegenitand einer eigenen, dynaſtiſchen und infomeit faft privaten Vt 
rechtigung betrachtet, ein Geftchtspunft, der nach dem ganzen Entwidelungsgang, welden de 
Verhältnig zwiſchen der Reichsſtaats- und Territorialgewalt genommen hatte, am Ente pral 
tiſch nur zu Gunften der legtern geltend werben fonnte. 

10) Kap. 24 erflärt die Anwendbarkeit der L. 5 Cod. ad Legg. Jul. Majestatis in Bei 
auf die Kurfürften, welche daſelbſt vom Kaifer „pars corporis nostri” genannt werben. 

11) Als beſonders harakteriftiih erwähnen wir no, daß die Goldene Bulle ein eigen 
Kapitel (dad 30.) „de institutione Electoratium heredum in linguis’ enthält. Ausgedent 
nämlich von der großen Verfihiedenheit der im Heiligen Nömifchen Reiche deutfcher Nation 
Übung befindlihen Sprachen und von der Nothwendigfeit, daß die Kurfürften für alle it 
verſtändlich ausdrücken und alle ſelbſt verſtehen könnten, verlangt das Geſetz, die vollſtändie 

Kenntniß der deutſchen Sprache vorausſetzend, daß die zur Nachfolge in ein Kurfürſtenthum 
berufenen Prinzen von ihrem ſiebenten Lebensjahre an bis zum vierzehnten in der Grammiil 
und in der italienifhen und flawifhen Sprache unterrichtet würden. 

Wenn nun aud die Bolvene Bulle in den wictigften und meiften Stüden nur ale ei 
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ausbrucdliche und feierliche Anerkennung oder eine beftinmtere Formulirung und entſchiedene 
Beſtärkung längft behaupteter und auch angemwendeter Rechtsſätze eriheint, fo dürfte ed doch 
nicht leicht möglich fein, ihre Bedeutung für die damalige Zeit und was darauf folgte, zu über: 
ſchätzen. Lagen in der grundgefeglihen Sanctionirung des Wahlreih8 ald unabänderlide 
Verfaffungsform für Gefammtveutihland die gefammten Fünftigen Schidfale der deutſchen 
Srfammteinheit auf lange Jahrhunderte vorbeftimmt und erjcheint demnach die Goldene Bulle 
mehr als eine Gonftitutionsurfunde für die volle Selbftändigfeit der Kurfürftenthümer, denn 
ald eine Gonftitutionsurfunde für dad Reich, fo ift ihr außerordentliher Werth eben darin zu 
juben, daß fie für den allergefährlichften Moment der allen Theilen dennoch unentbehrlicdhen 
Reichsexiſtenz, für den Moment des Interregnum und der Königswahl, Frieden und Ordnung 
ſchuf, in der Art aber, wie fie die Kurfürftenthümer jelbft ordnete, den Hauptzügen nad auch 
für die übrigen felbftändigen Territorien Deutſchlands ein Mufter politifher Organifation gab, 
welches, bei dem Einfluſſe des in den Kurfürftenthümern gebotenen Beiſpiels, allenthalben 
Nahahmung finden und überhaupt flatt der bisherigen vorherrſchend patrimonialen oder pri: 
vatrebtlihen eine mehr jtaatlihe Entwidelung der Territorien anbahnen mußte. 

Mit der entichiedenen Wahlform erjcheint aber das Moment der Wahlcapitulation, wie ver: 
(hieden eine jolde aud denfbarerweife aufgefaßt und audgedrüdt werben fann, immer von 
ielöt gegeben (vgl. zu den oben angeführten Gitaten über Wahlcapitulationen noch Zöpfl, 
a.a.Dd,, S.531fg.; Walter, „Deutſche Rechtsgeſchichte I, $. 342; Eichhorn, „Deutſche 
Staatd - und Rechtsgeſchichte“, fünfte Auflage, $$. 533, 427, 476, 477, 502, 525, 526,531, 
563, 582, 594; Zachariä, „Rechtsgutachten, die ftaatdrechtlihen Verhältniffe des gräflichen 
Haujed und der Grafſchaft Stolberg: Wernigerode zur preußifchen Krone betreffend‘, Göttingen 
1862, ©. 81; Sugenheim, a.a.D., S. 371). Nachdem jhon die Wahlen Nubolf’8 von 
Rheinfelden und Rudolf's von Habsburg geſchichtlich nachweisbar an gewiffe von den Wahl: 
fürften geftellte und von dem zu Erwählenden eivlich anzugelobende Bedingungen geknüpft 
worden waren (ſ. Zöpfl, a. a. O., Thl. II, $. 44, Note 8, und $.62, Note 2), wurden die Wahl: 
bedingungen zum erften mal bei der Wahl Karl’ V. (3. Juli 1519) in Kapitel (fpäter Artifel 
genannt) abgefaßt, weöhalb man hier von der erften eigentlihen Wahlcapitulation Spricht. 

Die Wahlcapitulation wurde zwar zunächſt nur von den Kurfürften, wenn aud nicht ohne 

Rüdüht auf alle Reichsſtände abgefaßt, reip. mit dem Kaifer abgefchloffen und enthielt in einer 
Reibe von neuen oder längft ohnehin ſchon beftehenden Beihränfungen der Eaiferlihen Mad, 
die in ber Form von Verpflichtungen des Kaiferd gegen die Kurfürften ausgebrüdt waren, die 
gentliben reihöverfaffungsmäßigen Beftinnmungen über die Ausübung des Eaiferlihen Regi- 
mens. Die Wahlcapitulation ift zugleich eine Erweiterung und Sperification des alten Regie: 
rung&eides der veutichen Könige, hat aber trog aller noch fo bedeutenden Verſchiedenheiten aud) 
was mit dem bei ven Nömern vorfommenden prätorijchen Edict gemein, namentlich den Drang 
nad bieibenver Feſtſtellung. Die in die Zeit von 1519—1792 (mo Franz II. die legte Wahl: 
apitulation beſchwor) fallende Gejhichte der Wahlcapitulation ift durchzogen einmal von dem 
Rampfe der übrigen Reihöftände mit den Kurfürften um Mitbetheiligung bei Abfaffung der 
Wablcapitulationen, und dann von dem Streben, dad Bedürfniß einer beftändigen Wahlcapitu— 
\ation mit dem Bedürfniffe, Neuerungen in derfelben anzubringen, audzugleihen. (Bol. 
Omels „Einleitung zu der Wahlcapitulation von 1792” in veflen „Staatögrundgefege des 
Deutſchen Reichs““, S. 442—451.) Als endlich im Jahre 1806 das Deutſche Reich aufgelöft 
wurde, war man in feiner von dieſen beiden Beziehungen zu einer allgemein anerfannten und 
befriedigenden Entſcheidung gefommen. 

Indem wir bezüglich der fpätern Veränderungen der Stellung der Kurfürften im Reichs— 
tage ſowie rückſichtlich der namentlich feit dem Dreißigjährigen Kriege eingetretenen Verände— 
rungen in der Zahl und perfönliden Trägerfchaft der Kurſtimmen auf Zöpfl, a. a. D., Bv. II, 
. 68, umd deijen „Grundſätze ded gemeinen deutſchen Staatsrechts“ (fünfte Auflage), $. 93, 
Permeifen, wollen wir im Folgenden eine gedrängte Überſicht der Faiferlihen Wahlcapitulation 
nd zwar der jechzehnten und legten von 1792, welcher übrigens die am 8. Juli 1711 be: 
Slofjene und von der Wahl Karl’ VI. an jeder Wahlcapitulation zu Grunde gelegte foge: 
\annte capitulatio perpetua ald Baſis dient, zu geben verfuhen. (Vgl. Ortel, a. a. O., 
5.451 fg., mit Schmauf, a. a. D., ©. 1141.) 

Die ganze Wabhlcapitulation zerfällt in 30 Artikel, nach deren Reihenfolge nun der Inhalt 
egeben werden foll. 
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Bor allem wird (Art. 1) die alte Bedeutung des deutſchen Königtbums, Ant und Regie: 
rung der Chriſtenheit, nameutlich die advocatia ecclesine hervorgeboben ($. 1) und ver darin 
liegende Widerfprud mit den Beitimmungen des zum Neichsgrundgeieg erbobenen Weſtfäliſten 
Friedens durch die auf Die Reichsſtände Augeburgiicher Confeſſion bezüglichen $$. 10 und 11 
auszugleichen verſucht, dann aber in den $$. 2 - 9 inclujive das Verhältniß des Kailerd zu den 
Reichsſtänden, namentlih auch zu den Kurfürften, jowol was deren Stellung am Reichstage ald 
auch in ihren Territorien betrifft, lediglich zu Gunften der volliten Selbftändigfeit ver Reibt- 
ſtände beftimmt, ſodaß ſchon in dieſem Art. 1 ed unbegreiflih wird, worin denn „Würde, Amt 
und Regierung der Ghriftenheit * beflanden haben jolle. Noch mehr fteigt der Widerfprud, 
wenn Art. 2, $. 1, beginnt: „Wir follen und wollen das Reich, joviel in unfern Kräften if, 
ſchirmen und vermehren”; $. 2. „Uns feiner Succeſſion und Erbſchaft deffelben anmapen ... 
noch danach trachten, daſſelbe auf und, unfere Erben und Nahfommen, oder auf jemand anderd 
zu wenden.” Allerdings nur ald König und foweit es in feinen Kräften als jolder lag, jollte 
der zu Erwählende die Verfprehungen des $. 1 machen; allein längft mußte man willen, dej 
das deutſche Königehum nicht mehr fähig war, diefe Beriprechungen zu erfüllen, daß das Deutidk 
Reich nad) der Geſammtheit der beftehenden Verhältniffe nicht mehr fähig war, dieje Verivre: 
chungen an ſich erfüllen zu laſſen. Selbſt das einzige hierzu geeignete, in $. 2 gebotene Mittel, 
die Erblibmahung der Reibäfrone, hätte auf dem Stundpunfte, auf welchem das Neid jhen 
jeit ver Goldenen Bulle (ſ. $. 3) angelangt war, weder angewendet werden, noch, wenn dod, 
das Deutſche Neich wiederbeleben können. Der Kaiſer verjprict alfo, das ganze bergebradt: 
Reichsrecht unverlegt zu erhalten, die Geieggebung und was dazu gehört, nur mit „gelante 
Stände Rath und Vergleibung” auf ven Reichstagen zu üben ($. 5), den Organen ver Reichs 
gewalt, namentlich ven Reichsgerichten, eine Barteilichkeit zu geflatten , die bisher begründete 
Religiondfreiheit und den Religiondfrieden unter den beiden Religionsparteien aufreht zu erx⸗ 
halten ($. 8). Art. 3 betrifft beionvers die Stellung ver Kurfürften, deren beiondere Redie 
ala Wähler und Reichsſtände die römiſche Königswabl, das Reichsvicariat, ven völkerredtlichen 
Nang ver Kurfürften, die Reichserbämter und deren Verhältniß zu den Hofämtern ded Königt. 
Der Art. 4 handelt vorzüglid von den Rechten des Kaiferd über Krieg und Frieden, über Füb- 
rung von Reihsfriegen, Truppenwerbungen, Verwendung der Truppen, Ginquartierungt, 
Friedensſchlüſſen u. ſ. w., eigentlich aber nur von den Beihränfungen des Kaiſers im allen dieſen 
Dingen zu Gunften der Stände und Ritterſchaft ded Reiche. Art. 5 ſucht das faijerlicht 
Steuer: und Auflagenrecht zu ordnen, verbietet die fogenannten Erecutionen ($$. 7, 10, vgl. 
auch Art. 10, $. 2) und bindet Begründung und Verwendung der Steuern und Hüllen an die 
Willigung der Stände. Art. 6 fnüpft das Recht des Kaiſers, völkerrechtliche Bündnifle in ni 
Reihe Händeln einzugeben, an die Bewilligung der Reichsſtände, gibt aber dem Kailer hut 
feine eigenen Yande wie den Ständen ded Reichs das jus foederum exterorum, joweit ed nid! 
wider Kaifer und Reich, den allgemeinen Landfrieden und den Weftfälifchen Arieven geht 
Art. 7 verſpricht eine zeitgemäße Neform der Reichspolizeiordnung, namentlich in Bezug auf de 
Verkehrsmittel, den Buchhandel, die Seejhiffahrt und ven Seehandel , die Handelsprintlegin, 
die Durch- und Einfuhr von Waaren. Art. 8 handelt von den in Damaligen Zeiten jo sad 
veihen und wichtigen Zollrechten, von der Anlegung neuer, Erhöhung und Verlängerung alu 
Zölle, vom Gebrauch der hebenden Zollgerechtigkeiten reſp. Verhütung ihres Misbrauds, PR 
Abihaffung unrehrmäßiger Zölle, Stapel und Niederlage, von der Zollfreibeit der Reibk 
Ränvde, Urt. Yift der genauen Beſtimmung des Münzrechts gewidmet. In Art. 10 perbeißt 
der Kaifer die Unterlaſſung jeder Veräußerung des Reichs und feiner Zugehörungen und * 
moͤglichſten Wiedererwerb der bereits geſchehenen Veräußerungen, dieſes Wort im weiteũen 
Sinne genommen, ferner die Zuziehung des Reichs und der dabei interefürten Staͤnde hei 
Reichsgrenzenregulirungen; jeine Mitwirkung zur Neftitution der dem Johanniterorden ent: 
zogenen anjehnlichen Güter; die Zurüderftattung ded vom Kaifer und den Seinigen ohne weil: 
mäßigen Titel bejeflenen Reicheguts an das Reich; die Aufrechterhaltung des Reichslehnoet⸗ 
bandes in: und außerhalb Deutſchlands, namentlich in Italien. Nach Art. 11 verpflichtet 6 
der Kaifer, jämmtlihen Neichövafallen ihre Lehen nad; dem vorigen Tenor zu erneuert, dit 
Reichslehnpflicht nicht auf fein Haug zu richten, für die Formen und Taren der Rehndrenosation, 
namentlich auch für den Fall der Minverjährigfeit des Lehnfolgers, Feine nachtheiligen Vor: 
Ihriften zu geben. Außerdem enthält diefer Artifel namentlid die befannten wichtigen Keſſiu 
mungen über heinigefallene Reichslehen (F. 10 ig.) und das Verſprechen des Kaiſers, „In wid 
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tigen Sachen, jo das Reich betreffen, und von Hoher Präjudiz und weitem Ausſehen jind, bald 
anfangs der Kurfürften, ald unferer innerften Räthe, Gedanken zu vernehmen, auch nach Gele- 
genheit der Sahen, Fürſten und Stände Rathbevenfens zu gebrauden, und ohne viefelben 
hierin nihtö vorzunehmen‘, Art. 12 läßt den Kaifer die Wiederherbeibringung, auch Ergän- 
zung der Reichöfreife, die Ausführung der Kreisverfaffungs = und Exemtionsordnung und die 
Wiederherſtellung der ordinären Reichsdeputation auf den reichsconſtitutionsmäßigen Stand 
verfpreden. In Art, 13 verheißt der Kaifer die wenigftens alle 10 Jahre regelmäßige Ginbe- 
rufung eines allgemeinen Reichstags innerhalb des Reichs deutſcher Nation, Freiheit der Be- 
rathungen und Schluffaflung, ordnungsmäßige Ginbringung der Propofition u.j.w. Art. 14 
betrifft das Verhältnip zum päpftlihen Stuhle und das Reichöſtaatskirchenrecht. In Art. 15 
it Recht und Einfluß des Kaiferd auf die innern Verhältniffe ver Reichsterritorien, namentlich 
auch auf die Verhältniffe zwifchen ven Landesherren und ihren (d. h. des Reichs mittelbaren) 
Untertbanen und Landfländen näher beftimmt. Art. 16 enthält die detaillirte Verfprechung, 
Friede und Einigkeit zu pflanzen, Recht und Gerechtigkeit aufzurichten und zu verfügen, in allem 
nad) dem beftehenden Necht des Reichs zu regieren und die Gompetenz ald Reichsoberhaupt nie 
mit der als Landeöherr in den eigenen Landen zu vermifchen. Insbeſondere wird Hierbei des 
Reichshofraths und ded Reichskammergerichts gedacht. Art. 17 Handelt zunächſt von der Juftiz 
der ebengenannten beiden höchſten Neichdgerichte und von der Lehnstare, Art. 18 von der Auf: 
tehterhaltung der rehtmäßig begründeten Gremtionen der Reihäftände, namentlich der privi- 
\egia de non appellando et evocando und von dem Faiferlihen Hofgeridht zu Rottweil, fowie _ 
ven noch beftehenven kaiſerlichen Landgerichten. Art. 19 verſpricht Reflitution alles deſſen, 
was bisher widerretlih einem Reihsunmittelbaren entzogen wurde, namentlich Vollzug der 
duch den Weſtfäliſchen Frieden vorgefchriebenen Neftitutionen, die Zulaffung der Entſcheidung 
der ordentlichen Zandesgerichte in Privatflagfachen ver Landſtände und Unterthanen wider ihre 
Dbrigkeit, welche die landesfürftlihe Kammer betreffen u. ſ. w. und ven Verzicht auf die Erthei- 

lung von Manvaten ad nudam instantiam subditorum in andern Klagſachen der Landſtände 
und Untertbanen wider ihre Obrigkeit. Art. 20 enthält die reichsverfaſſungsmäßigen Nornen 
und Beihränfungen in Reichsacht- und Oberachtsſachen gegen Reichsſtände. Art. 21 beftimmt 

die Derpfliätungen des Kaiſers zur Aufrehterhaltung aller lehnsherrlichen Befugniffe der 

Reiheftände und Reichsritter, und Art. 22 die Bedingungen und Wirfungen der Ausübung 
ded faiferliden Standeserhöhungsrechts. Hier findet ſich der für die Lehre von der Ebenbürtig- 
feit fo wichtige, übrigens ſchon aus der Wahlcapitulation von 1742 datirende $. 4, in welchem 
der Raifer veripricht: „noch aud) den aus unftreitig notorifcher Misheirath oder einer glei an- 
Jang8 eingegangenen morganatifchen Heirath erzeugten Kinderneined Standes des Reihe u. ſ. w. 
Die säterlichen Titel, Ehren und Würden beilegen, viel weniger diefelben . . für ebenbürtig und 
Nceifionsfähig erklären; auch wo vergleichen vorhin bereitö geihehen, ſolches für null und 
mög anfeben und achten” zu wollen. Vgl. Held, „Syſtem“, II, 234 fg.; Pütter, „Mishei— 
ralben deuticher Fürſten und Grafen” (Göttingen 1796); Bag, „Entwidelung ded Begriffs 
unftandeömäßiger Ehen u. ſ. w.“ (1781); Göhrum, „Die Ebenbürtigfeit”, I, 231 fg.; Nie- 
belihüg, „De matrimon.ad morganaticam‘' (Halle 1853).?) Art.23 verlangt, daß der Kaifer 
uaelmäbig in Deutfchland refidire, die Reichsſtände und deren Gefandte ſchleunig erpedire, ſich 
nur der veutichen oder lateinifhen Sprache ald Geſchäftsſprache bediene und die Eaiferligen und 
Rehkäimter nur mit geborenen Deutſchen over doch wirklichen hochgeſtellten und tauglichen 
Neisösaiallen befege und nah Ehren, Würden und Bezügen in ihrem bisherigen Beftande 
laffe Art. 24 enthält vie Pflichten des Kaifers bezüglich der Bejegung und Beaufjihtigung 
Des Neihähofraths, fowie ($. 13) über die Grundformen feiner Thätigfeit. In Art. 25 wer: 
ben die Rechte des Kurfürften von Mainz auf Ernennung des Reichshofvicekanzlers und Anftel- 
lung aller zur Neichshoffanzlei gehörigen Perfonen beftätigt und die competenzmäßigen Ge: 
WWälte Diefer Reichsbehörde von denen ver Erblandhofkanzlei fcharf getrennt, im Art.”26 aber 
bie Rechte des Königs von Sardinien ald Herzog von Savoyen auf das Reichsvicariat con- 
Armirt, Art. 27 verfpridt der Kaifer, fremden Mächten über mittelbare Städte und Land— 
Halten nit nur feine Protertiond = und Schirmbriefe erteilen, fondern auch derlei früher er- 
Meilte nit confirmiren und überhaupt das Nahfuchen oder Annehmen des Schutzes fremder 
Staaten nicht dulden, die noch beftehenden Verhältniffe diefer Art aber möglichft befchränfen, 





3) Bol. den Art. Mispeirath 
Staats-terifon. IX. 
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eventuell künden und abthun zu wollen. Desgleichen wird er nicht zulaflen, daß „vie Nedhtfer- 
tigungen von ihren orventlihen Richtern des Reichs ab- und an andere ausländiihe Poten: 
taten gezogen werden”. Art. 28 macht dem Kaifer die Auflage, nicht zu geftatten, daß die aud: 
wärtigen Mächte over deren Geſandte fich heim = oder Öffentlich in die Reichsſachen einmiſchen, 
ober daß legtere ber Öffentlichen Gelegenheiten mit beivehrter Garde zu Pferd oder zu Buß er: 
fheinen. Art. 29 verlangt vom Kaifer Abhülfe der Beſchwerden über die Reichspoſt, aber zu: 
gleich auch Aufrehterhaltung des General-, faiferlihen und Reichsoberpoſtamts in feinem ganzen 
Esse“. Der Art. 30 enthält eine Neihe von die Ausführung der Wahlcapitulation garantiren 
follenden politifchen Eiden, namentlich des Kaijerd felbft und der Mitglieder des Reichshofrtathe 
und Reichskammergerichts. 

Wenn wir nun zum Schluffe die ganze Wahlcapitulation nod einmal überblicken, fodräng 
ih und zunächſt vas Gefühl auf, daß fie offenbar eine Art von conftitutioneller Urkunde if, 
welche ebenfo vieles zur Aufrechterhaltung und Beförderung der Einheit und Kraft ded Reihe 
wie der hiftorifch begründeten Rechte ver Reihsangehörigen, freilich direct nur der Reichsunni 
baren und auch hier wieder vorzüglih nur der Reichsſtände unter Ihnen, endlich beſonders nur 
der Kurfürften enthält. 

Allein bei näherer Betrachtung ergibt ih, daß die in der Wahlcapitulation dem Kaiſer 
auferlegten Verpflichtungen mit feiner Macht als Kaifer, der Gefammtheit der gegebenen Um: 
fände gegenüber, in gar feinem Verhältniſſe ftanden und daß, abgefehen von der großen Unbe: 
flimmtheit vieler der wichtigften Artikel, nicht nur manche entjchiedene, unvereinbare Wider: 
Sprüche in venfelben ſich vorfinden (wie fol z. B. die ftreng römiſch-katholiſch aufzufaflente 
advocatia ecclesiae mit den Confequenzen des Weftfälifhen Friedens vereinigt werben?), fon: 
dern auch gar manche der bedeutungsvoliſten Beftimmungen durch einen Paragraphen deſſelben 
Artikels wenigftens vollftändig paralyjirt werden. 

Jedenfalls war der Kaifer in den meiften Dingen an die Mitwirfung der Reichsſtände ge: 
bunden, während er felbft kein Mittel gehabt hätte, dieſe Mitwirkung , welcher das Gonter: 
intereffe der Territorialherren entgegenftand, zu erzwingen, er hätte denn zu feiner Hausmadt 
gegriffen. Daraus mußte aber Krieg entftehen und fo blieb denn nur noch die andere Alt: 
tive, nämlich die, unter fortwährenden vergeblichen Proteftationen, Aufforderungen, De: 
ſuchen u. dgl. m. es gehen zu laffen, wie e8 gehen wollte und mußte, 

Das Reich gleicht einem Wagen, an welchem vorn und hinten Pferbe gefpannt find, dir in 
entgegengefegter Richtung vorwärts ftreben. Der Erfolg kann fein anderer fein, al daß ent; 
weder eine der beiden Richtungen über die andere obfiegt, oder der Wagen in Trümmer geht 
In Deutihland ſiegte zuerft thatfächlich die Richtung des Particularismus über die juriſtiſt 
fortwirkende Richtung der Einheit und endlich ging, nachdem eine Ausföhnung beider Ri: 
tungen entſchieden unmöglich geworben war, das Reich als foldhes in Trümmer. Im ber hin: 
fenden Seite unſers Gfeidhniffes ift der Grund zu ſuchen, daß mit der Ginheit des alten Deut 
Shen Reichs die Idee der Einheit der deutfchen Nation und die Fähigkeit der legtern zu ein 
höhern und beffern einheitlihen Organifation nicht verloren gegangen ift. 

Aus den oben angegebenen Umftänden aber erflärt es ſich auch, daß die Wahlcapitulation 
wirklich der treue Abdruck des widerfpruchsvollen Geſammtzuſtandes des Deutfchen NReAhs gr: 
wefen iſt, undes kann nicht befremden, wenn wir fagen, daß die Wahl, je mehr fie geordnet 
und je detaillirter die Summe ihrer Voraudfegungen und der aus ihr folgenden Verpflid; 
tungen ausgeſprochen wurde, defto weniger thatfächlih die Bedeutung einer Wahl enthielt, 
Mit der juriftifchen Ausbildung des Wahlelements wuchs und befeftigte ſich thatfächlich In dem: 
felben Verbältniffe das Element der Geblütsfolge, wie dies die faft ununterbrocdene mehrhun 
dertjährige Succeſſion, refp. Wahl der Habsburger beweift. Aus alledem erklärt Ni abet 
auf, wie nad) und nad} eine genauere Unterſcheidung dev Angelegenheiten des faft nur noch in 
ber Idee beſtehenden Reichs und der einzelnen Territorien, der Neihsmadt oder vielmeht 
Reichsohnmacht und der Hausmacht des Kaiſers unmöglich werden mußte und wie infolge de 
ſchweren Erfahrungen der legten fogenannten Reichökriege und der Napoleonlſchen Perlodt 
nach eingetretenem Frieden niemand vernünftigerweiſe daran denken konnte, dad ehemalige 
Reich auch nur im wejentlichen auf feinen frühern Grundlagen zu reconftruiren. 

Wenn ſich aber namentlich in unfern Tagen ein an Energie alle fruͤhern ähnlichen Erfhrt 
nungen übertreffender Drang nad) Einigung ber deutſchen Nation mit fo entfhledenem Rad: 
druck geltend macht, daß über die Nothwendigkeit einer ſchleunigen zeitgemäßen Reform der 
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deutſchen Bundesverhältniffe Fein Ziveifel mehr zu beftehen ſcheint und infolge deffen felbft von 
deutſchen Negierungen ſchon anbahnende Schritte gefchehen find, jo möchten wir ven Wunſch 
nit zurückhalten, daß die großen Lehren, welche und die Gejhichte in der Entwidelung des 
deutſchen Wahlreichs gegeben Hat, von allen Seiten recht fehr beherzigt werden möchten. 


3. Selb. 
Kurheſſen, ſ. Heſſen Kaſſel. 
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Lancaſter'ſche Schulen. Das Werk der Erziehung der heranwachſenden Generationen 
it, wie die Geſchichte lehrt, ſeit unvordenklichen Zeiten ein Gegenſtand ernſter Sorge geweſen. 
E iſt auch eine unumſtößliche Wahrheit, daß die Entwickelung des Menſchengeſchlechts bedingt 
iſt von ſeinen Schulen und von dem Geiſte der Erziehung, welcher in ihnen zur Geltung kommt. 
Leider hält mit dieſer Erkenntniß nicht immer gleichen Schritt die das Rechte erfaſſende, das un— 
bedingt Nothwendige ergreifende That, inſofern dieſelbe ausgehen ſollte von den einzelnen Na— 
tionen ober wenigſtens von den dieſelbe vertretenden Gewalten. Daher iſt es in der Regel 
immer dem einzelnen befchieden, für beftlimmte Reformen im Schul: und Erziehungsweſen die 
Bahn zu brechen und ſich ſelbſt, feine Perſönlichkeit, ja vielleicht fein ganzes irdiſches Glück zum 
Vfande einzujegen. So Peſtalozzi in Ifferten, jo Fröbel in Keilhau. Auch Lancafter war ein 
gleiches Schickſal beihieden, und wenn auch feine Reformen nicht hinaufreihen an die der eben: 
genannten Männer, fo ift er Doch durch feine nach ihm genannte Lehrweiſe ein Wohlthäter von 
Millionen geworden, und obgleich der Strom der Begebenheiten Tängft über feine menſchen— 
freundlichen Beftrebungen hinweggeflutet ift, der von ihm bewirkte Anftoß arbeitet jegt noch fort 
in unſern Schulen und treibt, wenn auch in anderer Geftalt und unter andern Namen, neue 
Frifche Blüten in den Bildungsftätten ver Gegenmart. 

Es war eine eigene Zeit, die zweite Hälfte ded 18. Jahrhunderts. Neue Staatäformen 
machten in der Alten und Neuen Welt ſich geltend, die Wiſſenſchaften ſchlugen neue früher unge: 
abnte Bahnen ein, die Literatur entfaltete ſich in ihrer ſchönſten Pracht. Dabei aber befand ſich 
das eigentliche Volk in den traurigften Berhältniffen. Es war aber nicht blos der Kampf um die 
mäteriellen Intereſſen, der in der Hefe des Volks wühlte und noch jegt nicht zum Abſchluſſe ge- 
langt ift, e8 war vorzugsweiſe der verwahrlofte Zuftand in intellectueller Beziehung, der Man- 
gel anden nothdürftigſten Kenntniffen und Bertigkeiten, und an Befriedigung der nächflliegend- 
ſten geiftigen Bedürfniſſe, der fich dem forſchenden Auge des Menfchenfreundes offenbarte. 
Daher war e8 zur Nothiwendigfeit geworden: das Volk mußte aus feiner Berfunfenheit und 
Roheit, aus feiner Indolenz, aus feinem moralifchen Elende herausgeriffen werben. Während 
aber Peftalozzi die Beredlung der Menſchen in einer Verbefferung des Glementarunterrichtö und 
m naturgemäßen Methoden fuchte, auf ein Unternehmen alfo ausging, deffen Tragweite mehr 
in der Zukunft zu ſuchen war, fam es Rancafter beſonders darauf an, Mafregeln zu erjinnen, 
um glei und ohne Zeitverluft Helfen zu fönnen, den niedern Volke alfo möglichſt bald ven Beſitz 
ber nothwendigſten Kenntniffe und Fertigkeiten, wie Leſen, Schreiben, Rechnen und Auswendig— 
lernen, zu verſchaffen. Er fah die vielen Tauſende, denen alle Möglichkeit abgeſchnitten war, 

einer ebeln Lectüre fich hingeben, ven Korberungen des Lebens Rechnung tragen zu können, denn 
rd fehlte an Schulen, und was noch wichtiger, es fehlte an Lehrern! Joſeph Lancaſter, geboren zu 
kondon 1778, war der Sohn eined Siebmachers und Quäkers umd erhielt eine ziemlich gute 
Erziehung. Mitten in einem der verwahrlofeften Diftricte Londons lebend, war er gerührt von 
dem &lende und ber Vermwilderung diefer Bevölkerung. Aber Hier war nicht leicht zu helfen. 
Pancafter ſah zunächſt die Unmöglichkeit ein, Hunderte von Kindern zu gleicher Zeit allein zu 
unterrichten. Die Kinder waren von ungleihem Alter, von ber verfhiedenften Individualität. 
Sie alle auf einmal zu unterrichten, wäre möglich geweſen, wenn es Lancaſter hätte über fich ge— 
winnen können, bei Behandlung eined Gegenftandes die ſchwerern Fragen den gereiftern, die 
leichtern den ſchwächern Schülern vorzulegen. Aber er ſah fehr wohlein, daß bieleichtern, für bie 
Schwächern berechneten ragen bie reifern Kinder langweilen, und umgekehrt 3 ſchwerern Fra⸗ 
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gen die ſchwächern Kinder zur Gedankenlofigkeit veranlaffen mußten. Lancaſter hatte ven Sah 
begriffen, daß der Unterricht in jedem Moment für alle daran Theilnehmenben bilvend fein foll, 
Es blieb ihm hierauf noch übrig, die Menge der Schüler je nad Alter und Befähigung in ver: 
ſchiedene Abtheilungen zu bringen und diefe naheinander und zwar jo zu unterrichten, daf 
wenn die eine Abtheilung nach Haufe ging, die andere den Unterricht begann. Lancafter fühlte 
jedoch auch Hier fehr bald heraus, daß er allein einer folden Einrichtung nicht gewachſen war; 
denn zwei Abtheilungen hätten bei ver großen Verſchiedenheit der Kinder gar nicht hingereicht, 
er hätte aljo ven ganzen Tag unterrichten müffen. Bor allem aber lag ihm am Herzen, die Kin: 
der längere Zeit des Tages in der Schule feftzubalten, um fie dadurch vor Verwahrlofung zu 
Ihügen. Das war aber nicht möglich, wenn die Kinder nur Furze Zeit in der Schule verweilten 
und dann jich felbft überlaffen waren. E8 blieb daher Lancafter nichts anderes übrig, ald alle 
ihm zur Obhut anvertraute Kinder zu gleicher Zeit in die Schule fommen zu laffen und jie 
während der ganzen Schulzeit bei fi zu behalten. Um diefelben nun aber nad) ihren Berjhie: 
denheiten unterrichten zu können, ſchuf er ſich eine dem Unterricht in den militäriſchen Hand: 
griffen und Übungen nit unähnliche Schulordnung. Die ganze Schülerzahl, gleichzeitig 
unter Einen Lehrer und in Einem Lehrzimmer vereinigt, ift in befondere Sectionen, eine jet 
von etwa zehn Schülern, abgetheilt. Den einzelnen Abtheilungen ftehen geübtere Schüler ald 
Monitoren vor und diefe felbft find der unmittelbaren Oberaufjicht einer höhern Klaffe, welde 
Obermonitoren heißen, unterworfen. Monitoren und Obermonitoren werben endlich in legter 
Inftanz vom Lehrer angewiefen und controlirt. Diefer hat außerdem einige andere Gehülfen 
unter den Schülern, die ven Dienft der Kleinen Schulpolizei beforgen. Jever Monitor hat jeine 
Abtheilung auf einer Banf, over in einem Halbfreife vor jih. Das ganze Triebwerk wird durch 
ein ſtreng gehandhabtes Syftem von Strafen und Belohnungen in georbneter Bewegung tt: 
halten. Die Gegenftände des Unterrichtd beſchränken ſich weſentlich nur auf Leſen, Schreiben, 
Rechnen und Auswenpdiglerneneines Religionsbuchs. Sprahunterricht, Denfübungen, Singen 
und Zeichnen fehlen ganz. Eine eigentliche Bildung ded Gemüths, eine ftufenweife Entwide: 
fung der Geiftesfräfte ift unter der ausſchließlichen Herrſchaft diefer Methode an ſich unmoͤglith 
die vielmehr auf nichts anderes als auf ein mechaniſches Abrichten und Einlernen hinausliuft 
Die Vortheile des Syſtems beftehen in dem Eleinern Bedarf an gebildeten Lehrern und in dem 
geringern Koftenaufwande, womit fi wenigftens einige Elementarfenntniffe über größete 
Maflen verbreiten laffen, fo wie etwa in ver Gewöhnung an eine firenge Ordnung, in welder 
jedoch die geiftige Freiheit und Selbftändigfeit allzu leicht unterdrüdt wird. 
Konnte Zancafter auf diefe Weije durch feine Perfon zur großen Verwunderung bed Publi⸗ 
kums eine ganze Schule unterrichten, ſo ergab ſich doch ſehr bald, daß die von ihm in Anwendung 
gebrachte Lehrweiſe durchaus nichts Neues enthielt. Gelehrte Philologen wiefen nach, daß ſchon 
Cicero auf eine ähnliche Art des Unterrichts hingedeutet habe, und man erinnerte ſich, daß der 
Reiſende della Vella bereits im 16. Jahrhundert daſſelbe Syſtem in Hindoſtan, wo es ſcheu 
Jahrhunderte beſtanden haben mochte, vorgefunden habe. Auch unter Ludwig XIV. hatte de 
Chevalier Paulet ähnliche Anfichten wie Lancafter geäußert. Nach wefentlich gleichen Grund: 
fägen hatte endlich der biſchöfliche Geiftlihe Dr. Andreas Bell (geb. 1753 zu St.-Andrew in 
Schottland) im legten Jahrzehnd des vorigen Jahrhunderts eine Schule in Hindoftan einge 
richtet, und aus Iydien im Jahre 1798 nad England zurüdgefehrt, gründete er daſelbſt eine 
gleihartige Schule und entwidelte in einer 1797 erſchienenen Schrift feine Methode, auf die ti 
ſelbſt vieleicht durch die in Hindoſtan noch beftehenden Ginrihtungen war hingeleitet worden. 
Seine Unterrihtsanftalt Hatte jedoch fein Gedeihen und er hielt es für gut, fich auf Ausübung 
feines geiftlihen Amtes zu befhränfen. Da kam Lancafter. Es ift ungewiß, ob er Bell's Shift 
gefannt, im Grunde genomnten ift dies auch gleichgültig. Die Hauptſache ift, daß Lancafter die 
Kraft in ſich fühlte, die einmal ergriffene Idee durchzuführen, und daß feine menfcpenfreundliät 
Gefinnung ihn nit auf halbem Wege ftehen ließ. Nachdem er daher 1798 die oben ſchon tr; 
wähnte Knabenjchule errichtet hatte, gründete er aud eine Mädchenſchule diefer Art. Er bereifte 
ferner zur Verbreitung feiner Methode Großbritannien in den Jahren 1810 und 1811. Ju— 
folge feiner eifrigen Bethätigung fand er vielfache Unterftügung und angefehene Beförberer ſei— 
ner Plane. Mehrere Schulen wurden nad feinem Syſtem gegründet. Jetzt aber erwächte Dit 
Giferfucht der Epiffopalen gegen ven Diffenter. Man erinnerte fih der frühern Leiſtungen 
Bell's und ftellte ihn Lancafter entgegen. Bell wurde der Begünftigte der Toried und der bi: 
ſchöflich Geſinnten, wie Lancafter ver Mann des Volks und ver Schügling der Oppofition. Gin 
nicht fehr erquicklicher Streit erhob fich über die Frage nad; der Priorität der Erfindung und nah 
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dem, was davon dem einen oder andern als eigen gehöre. Diefe Zwiftigfeiten thaten übrigens 
der Ausbildung und Ausbreitung des Bell-Lancaſter'ſchen Syftems eher Vorſchub als Eintrag, 
da vom Jahre 1812 an beide Parteien in der Errichtung neuer Anftalten wetteiferten. Doch 
nahm ji der Staat des neuen Syſtems weder in der einen noch in der andern Weife an. Nicht 
alle Erwartungen Lancafter'8 gingen in Erfüllung, und fo entſchloß er fi, im Jahre 1820 
nah Amerifa überzufiedeln. Bon Bolivar unterftügt, gründete er feit 1824 in Columbia 
mehrere Schulen. Später ſchlug er zu Trenton, in den Vereinigten Staaten von Nordamerifa, 
feinen Wohnfig auf, und auch hier machte fein Syſtem reißende Fortſchritte. Gleichwol fehen 
wir ihn im Jahre 1828 einen Aufruf an ven Wohlthätigkeitsſinn der Amerikaner richten, um 
feine Familie in der tiefen Armuth, in die fie gerathen war, zu unterflügen. Seit 1833 lebte er 
in großer Dürftigkeit und von feiner Hände Arbeit zu Montreal in Ganada, zur Schmad un: 
dankbarer Nationen, deren Wohlthäter er in raftlofer Tätigkeit geworden war. Sein Gegner 
Bell war inzwifhen zu Eheltenham in England, am 28. Jan. 1832, in großem Wohlftande 
geftorben. 

Dad Lancafter'ihe Schulweſen brach ſich jedoch auch anderwärts Bahn. So ift in Frank: 
teih, wo ed an einer größern Zahl tauglicher Lehrer gebrady und mo man das Bebürfnif einer 
gewiſſen Maffenbildung lebhafter fühlte, da etwa die Hälfte der Bevölkerung weder lefen noch 
ihreiben konnte, das neue Syftem feit 1814 auch praftifh zur Anwendung gefommen. Noch 
jest ift daffelbe, mit größern oder geringern Mopificationen, in weiten Umfange verbreitet; 
meiftens unter dem Namen des fogenannten wechfeljeitigen (mutuel) Unterrichts, einem unpaj- 
jenden Ausdrucke, da vielmehr nur einzelne Schüler ald Unterlehrer thätig find. Namentlich 
zieht man Diefe Volksſchulen des wechfelfeitigen Unterricht, die etwa nur halb fo viel Foften ald 
diejenigen für gleichzeitigen Unterricht durch einen und denſelben Lehrer, in folhen Gemeinden 
or, welche ſtark genug bevölkert find, um eine Schule von AO— 50 Zöglingen bilden zu fünnen. 

Schon während der Hundert Tage war in Paris ein Verein für Verbefferung ded Elementar: 
unterriäts geftiftet worden. Garnot, damals Minifter des Innern, wollte fih vor allen die 
Einführung der Kancafter’fchen Lehrmethode angelegen fein laffen. Zu dieſem Zwecke wurde ein 
Cemite erriähtet, das aber Feine Zeit hatte, irgendetwas zu leiften. Nach der Rückkehr ver 
Bourbonen fuhten jedoch mehrere Mitglieder des Vereins, die ſich in England mit jener Lehr— 
weife befannt gemacht hatten, diefe nach Frankreich zu verpflanzen. Beſonders thätig waren 
Graf Laborde und Raftenrie. Es wurden mehrere Schulen nad) Lancafter’8 Syſtem errichtet, 
und in denen zu Paris wurden zugleich angehende Lehrer mit der neuen Methode vertraut ge: 
naht. Diefe fam jedoch nur in den von Verein gegründeten oder unterftügten Unterrichtsan— 
Ralten zur Anwendung; denn die Neftaurationdregierung, befonders aber die mächtige Geift- 
lihfeit, fuchte ihrer Verbreitung vielfache Hinderniffe in ven Weg zu legen, und die ultraroyali: 
Rifden Blätter bemühten ſich, fie ald nuglos, ja fogar als ſchädlich varzuftellen. Im Volke da— 
gegen fand fie großen Beifall und bedeutende Ilnterftügung; aud gefhah unter dem Minifte: 
rum Decazed von feiten der Regierung einiges für ihre weitere Verbreitung. Zwar traten 
foäter neue Hemmungen ein. Aber ſchon hatte fid) ver Geſellſchaft für Elementarunterricht eine 
Menge von Hülfsvereinen in den Provinzen angefchloffen,, und jo lebhaft regte ſich allerorten 
der MWeiteifer, daß endlich felbft die Negierung gezwungen wurde, Hand and Werk zu legen. 
Doc gerietb man da und dort in mandherlei Übertreibungen, indem man bie Lancafter’jche Lehr: 
methode audı in Fleinern Schulen und auf Gegenftände anwenden wollte, wofür jie durchaus 
unpaffend war; ſodaß man in der Folge von manchem ablaffen und auf früheres zurückkom— 
men mußte, 

Bon Frankreich aus fanden vie Yancafter'ihen Schulen in ver Schweiz Eingang; jedoch am 
wenigsten in den Gantonen, wo noch dieMaffenbildung am weiteften zurückſteht und darum ihre 
Derbreitung am zwedmäßigften erfhienen wäre. Mit den größten Eifer wurde dagegen feit 
1819 in Dänemarf, auf befondern Antrieb von Abrahamſon in Kopenhagen, die allgemeine 
Einführung ded neuen Schulfoftems, fowol in dem Königreid) als in den Herzogthümern, bes 
trieben. Gin Erlaf der föniglihen Hoffanzlei bezeichnete als befondern Vortheil dieſes Syſtems 
den „großen Zeitgewinn für die untern Klaffen, die man nicht mehr in Dingen unterrichten 
werde, welche außerhalb ihrer Sphäre liegen”. Auf die genannten Staaten beihränfte ſich nicht 
die Verbreitung des Lancaſter'ſchen Syſtems: es drang nad Schweden, in einige Theile Ita- 
ens, namentlich in das Großherzogthum Toscana, in das neugefchaffene Königreich Griechen— 
land. In Rußland war es eine der erften Sorgen des Kaifers Nikolaus, das Schulweſen auf 
den Krongütern zu ordnen und fir die unterften Klaſſen die Lancaiter'ihe Methode einzufüh- 


390 Rancafter’sche Schulen 


ren. Wir finden dieſe jelbft in der aflatifchen Türkei, wie denn unter anderm an ver großen 
Moſchee zu Damaseus eine Lancafter'ihe Schule gegründet war, worin 1600 junge Leute glei: 
zeitig im Leſen des Korand unterrihtet wurden. Endlich fand daſſelbe Syftem in Aguvten Gin: 
gang, in den meiften europäischen Golonien von Afrika, Aſien und Amerika, in dem Negerftaate 
Haiti und in einem großen Theile der unabhängigen Staaten ded amerikaniſchen Feſtlandes 
Während ded Jahrzehnds von 1820—30 war ein eigentliher Enthufiasmus für die Propa: 
ganda des Lancafterfchen Schulweſens erwacht, und man war nicht felten geneigt, den Umfang, 
worin daffelbe Aufnahme gefunden, für Nationen und Regierungen zum Maßſtabe ihrer Auf: 
klärung und Freifinnigfeit zu machen. In derfelben Periode war man zugleich vielfach darauf 
bedacht, fi von allen Fortſchritten des Syſtems Notiz zu verſchaffen und zu dieſem Zwede ſtati— 
ftifche Zählungen und DVergleichungen anzuftellen. So hat man berechnet, daß in Dänemark 
die Zahl der Lancafter'ihen Schulen von 1819—28 ſchon auf 2302 geftiegen mar. In gan 
Guropa, mit Ausfhluß Dänemarks, hatte ſich die Zahl derfelben vom Jahre 1789— 1820 auf 
5600 Säulen mit 1,650000 Schülern erhoben; in Afien, Afrifa, Amerika und Auftralien 
auf je 1000, 50, 400 und 10 Schulen, mit je 200000, 20000, 125000, 25000 und 5000 
Schülern. Seitdem und bid zum Jahre 1829 war die Zahl diefer Schulen in Europa auf 
10600 geftiegen, in Alien, Afrika, Amerika und Auftralien auf je 1600, 130, 1000 und 100; 
die Zahl der Schüler auf je 4,700000, 500000. 50000, 380000 und 25000. Was forann 

die Piteratur über den fogenannten wedjielfeitigen Unterricht betrifft, fo Hat man forgjam zuſam— 
mengezählt, daß bis zum Jahre 1829 in Dänemark, Schweden, Deutfchland, England, Frank: 
reich, Italien, Spanien, Portugal und Griechenland je 37, 5, 34, 189, 201, 1,6, 2und? 
Schriften über diefen Gegenftand erfchienen waren. 

Die Bemühungen für die Verbreitung des Lancafter’ichen Syftend find durch die wihtigen 
politifhen Greigniffe des Jahres 1830 in den Hintergrund geftellt worden. Doch iſt ed Duutiß: 
land vorbehalten geblieben, daſſelbe weiter auszubilden. Denn abgefehen davon, daß nad Häppe 
(„Geſchichte des deutſchen Volksſchulweſens“) der Lehrer Stab, von den Verhältniſſen getrieben, 
in der Schule des preußischen Dorfes Klov im Jahre 1804 beinahe ganz das Lanecaſter ſche Bar: 
fahren in Anwendung brachte, obgleich ihm erſt viel fpäter von Lancafter Kunde wurde, foihe 
zunächſt namentlih Schleswig-Holſtein, deſſen einfichtsvolle Pädagogen ſehr bald die Münze 
der Lancafter'ichen Lehrweiſe neben ihren Vortheilen herausfanden. Es galt ihnen nänlid be: 
ſonders darum, auch die allgemeinen Bildungsftoffe, wie Religion, bibl iſche Geſchichte, Epra: 
chen u. f. w. mit der neuen Lehrweiſe in Verbindung zu bringen, Lancafter hatte ſich, wie 
oben bereit8 angedeutet, nur auf dad Nothoürftigfte beichränft und bei feiner Einrichtung tom 
es unmöglih, die allgemein bilvenden Unterrichtdelemente zu betreibem. Nun war aber in 
Schleswig:Holftein wie im übrigen Deutfchland bereits Peſtalozzi's Unterrichtsmethode einge: 
drungen und das Bedürfniß nah allgemeiner Bildung hatte auch die Volksſchule ergriffen 
Demzufolge wurde daher durch Die „wechſelſeitige Schuleinrichtung“, wie die WVernolltomm: 
nung der Lancafter'fchen Lehrweiſe in den befagten Herzogthümern genannt wurde, eine all: 
gemeine Glafjification für Religion, biblifche Gefchichte, Sprade und Realien für zwei oder drei 
Hauptklaſſen eingerichtet, in denen die Kinder zufammen unterrichtet wurden, und eine fpesiele 
Glafüification für diejenigen Lehrfächer, wo die genauefte Abftufung nöthig ift, wenn irgendein 
formeller und materieller Kortichritt begründet werden foll, wie im Lefen, Rechnen, Schreiben 
u. ſ. w. Zu legterer Glaffification werden num wie bei Rancafter Schüler ald Gehülfen einge 
ſetzt. Doc find nicht die Gehülfen die Lehrer, jondern unter ihrer Aufjicht über die Schüler nur 
das, was vorher vom Lehrer erklärt und befproden worden war. Während daher die Lancaftır 
ſche Schuleinrihtung nur dazu dient, große Schülermaffen zu discipliniren und ihnen Mt 
notbwendigften mechaniſchen Wertigfeiten beizubringen — die Schüler lehren, der Lehrer if 
nur der Treiber der Monitoren, von geiftbildender Methode ift nicht die Rede, die Perſoöͤnlich 
keit des Lehrers hat faft aufgehört — will die wechſelfeitige Schuleinrichtung, bei der aller 
Unterricht allein vom Lehrer ausgeht, den geiftbildendften Unterricht, der bei der altherfönm: 
lichen Schuleinrihtung immer nur wenigen zu Theil werden fonnte, durch ihre befondern Der: 
anftaltungen der Gefammtmaffe zuwenden. 

Im übrigen Deutſchland hat die Lancaſter'ſche Schuleinrihtung weniger nachhaltigen Ein- 
gang gefunden, da man bier mehr als anderwärts für Heranbildung tüchtiger Lehrfräfte und 
biermit für Vertheilung der Kinder in verfchiedene Klaflen beforgt war. Gleichwol fünnte 
die ſchleswigiſche wechlelfeitige Schuleinrihtung immer noch in ſolchen Volksſchulen großen 
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Segen ſtiften, in denen 60 und oft auch noch mehr Schüler zu gleicher Zeit unterrichtet wer— 
den müſſen. E. Barth. 

Zandeshobeit.!) Die Landeshoheit iſt ein mit der ganzen mittelalterlichen Staatsent— 
wiefelung auf das innigfte verbundener Begriff. Wefentlih auf ven Grundbefig ſich ſtützend, 
ſteht er mitteninne zwiſchen dem namentlih an das Kaiſer- und Königthum gefnüpften Begriff 
einer Suprematie und demjenigen Landbejige, ver von einem höhern abgeleitet war. Während 
nun die Bezeichnung ded Verhältniffes ald superioritas (territorialis) die Anerkennung eines 
über ihm ſtehenden höhern oder höchſten Rechts enthält und zwar aud dann, wenn ed hieß, 
jeder Senior jei Kaifer in feinen Lande, fo gibt die andere Bezeichnung deſſelben ald dominium 
terrae zu erkennen, daß ed jich bei ihm wirklid um die Anfänge einer territorial beftimmten und 
in dem Territorium ihre Einheit findenden Herrſchaft handele. Aus der Weiterbildung des Be: 
rind in Diefer Richtung ging dann fpäter, al& die supremilas des Kaiferd namentlich durch die 
privilegia de non evocando und non appellando den größten Theil ihrer Bedeutung verloren 
und die Landesherren gerade durch die Appellationen an ihre Gerichte der Gerichtsbarkeit ihrer 
Landeseingeſeſſenen ihren größten Einfluß entzogen hatten, ver Begriff ver höchſten Landes: 
obrigfeit oder der höchſten Landesjurisdiction hervor, an den ſich zulegt mir der Aufhebung ver 
bisherigen Selbfländigfeit der Patrimonialjuftiz und mit der Auflöjung des Reichs der Begriff 
der Souveränetät für die nicht mebiatifirten größern Landeöherren naturgemäß anfchließt. 

So einfad ih nun in diefen großen Zügen der Begriff der Landeshoheit und die Entwicke— 
lung deffelben zeigt, ebenſo unbeſtimmt ift er nach feinen älteften Grundlagen im einzelnen, fo 
verwicelt und mannihfad find feine Entwidelungen in den verjchiedenen Zeiten bei den ein— 
zelnen Völkern und Stämmen. 

Gine der größten Schwierigfeiten entfteht namentlich daraus, daß die ältern Quellen für 
uniern Gegenſtand durchweg lateiniſch redigirt jind, alfo fich einer fremden, oft miöverflandenen 
und die deutſchen Verhältniffe felbft wieder misverftehenden Terminologie bedienen. 

, Der ältefte Ausdruck für unfer Verhältniß, von welchem „Landeöhoheit” gleihfam eine 
Uberjegung ift, war dominium terrae, daher die Landeöherren domini terrae genannt wurden. 
Die Bedeutung von dominus, dominatio in der ältern römifchen Rechtsſprache ift befannt?) 
und wurden felbft die römifchen Jmperatoren erft nah Auguftus „ut patroni ac domini ci- 
vium” genannt. Daß deutſche „Herr“ ift nicht gleih dominus, fondern ein Gonıparativ (Heriro) 
und heißt der Höhere. Die Bezeihnung dominus war, mehr noch ald die Bezeihnung senior 
(mie bekanntlich ſogar der Kaijer und König von feinen Bafallen genannt wurde) im Mit: 
telalter ein jehr unbeftimmter Ehrentitel, den die größten Herren und die fleinften Ritter gleich— 
mäßig führten und aus welchem ebenfo wenig ein beftimmter Herrihaftsbegriff abgeleitet werben 
fann, wie von den Ausdrücken minister, ministerialis, officialis ein genau beſtimmter Begriff 
der Dienftbarfeit. Freilich läßt der bei Orofen wie bei Kleinen häufige Zufag „Dei gratia‘‘ 
auf ein einigermaßen politiſches Herrenverhältnig fhließen, um fo mehr, ald der Ausdruck 
„terra‘ oder „lerrae“ wenigftend noch im 12. und 13. Jahrhundert meiftend zur Bezeihnung 
son Amtöfprengeln, aljo iventiih mit Competenzbezirk, Territorium gebraudt wird. ?) 

Das dominium terrae oder die Landeöhoheit, mit welder man die Theorie vom Patrimo— 
nialftaate, von dem landesherrlichen Eigenthum oder Obereigentgum an allem im Staate be= 
griffenen Grundeigenthum, oder mit dem ftaatlihen Erpropriationd = und Nothrechte ja nicht 
verwechſeln darf *), war urfprünglich die Bezeihnung eined Verhältniffes zu einem Lande, wel- 





1) Hierzu ift der Art. Sausgeſetze zu vergleichen. Sehr interefiante Auffchlüffe über das Wefen der 
gandeshoheit, über die Möglichfeit ihrer feudalen Eigenſchaft und über bas BVerhältniß einer ale domi- 
nium utile befefienen Landeshoheit zu dem dominium directum (jus sublime territorii) des Lehng- 
berrn daran bietet die neueſte Schrift Zachariä’s: Mechtsgutachten, die ftaatsrechilichen Berhältniffe des 
gräflichen Hanfes und der Grafſchaft Stolberg-Wernigerode zur preußischen Krone betreffend (Göttingen 
1862), namentlich ©. 39 fg., 41, 81 fg. 2) Gicero bezeichnet die Ausartung der 
Nonarchie damit, daß „ex rege dominus...fit”. De Rep., I, 45. 

3) Hegel, Die medlenburgifchen Landftände, S. 14, Note 2, S. 21, 22, Note 3. Gaillet, De 
ration. in imper. roman. ordin. ab Hadrian. imp. adhibita (Baris 1857), ©. 24. Held, Syſtem 
des Berfaflungsrechts, II, 120, Note 2. 

4) Bgl. Held, Staat und Geſellſchaſt, THl. II, Note 164 u. 275. Die jchon im 8. Jahrhundert 
ſich findenden Ausbrüde „seniores patriae, seniores terrae” dürften aber nicht, wie Zöpfl, Rechts: 
geichichte, S. 488, Note 5, will, auf das eigentliche Landeshoheitsverhältniß zu beziehen fein. Denn in 
diefen Stellen ift von den fümmtlichen seniores Einer terra die Nede, während der Landesherr in jeber 
terra ein einziger ift und als folcher alle etwaigen seniores oder meliores, majores feiner terra über- 
ragt. Der Ausdruck dominium fommt auch in der Goldenen Bulle (c. 25, $. 3) vor. 
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ches, im weſentlichen wenn auch nicht in allen Details bei allen ſogenannten domini terrae 
daffelbe, darin beftand, daß gerade in der Perfon der legtern eine Vielzahl fehr verſchledenet 
Rechte und Pflichten zufammentraf, die nun ſammt dem Lande in vemfelben eine gemiffe Ein: 
beit und eine perſönliche Vertretung fanden. i 

Unter den Begriff des Verhältniffes der Landeshoheit fallen demnach: 

1) Alle alovialen Befigungen an Grund und Boden fammt den aus dem Eigenthume ober 
aus dem fogenannten dominium directum nad) deren politifcher Auffaffung durd dad deutſche 
Mecht ſich ergebenden Herrenrechten, alfo Die eigentliche Gutd= oder Grund = und Lehnsherrlid: 
feit (Seigneurie in diefem Sinne). | 

2) Alle feudalen Beligungen mit den daraus ſich ergebenden Rechten des jogenannten do- 
minium utile und der Weiterbelehnung. Sind auch hier die Grundnugungsredhte die Haupt: 
ſache, ſo kommen dennoch in Verbindung damit auch politifche Befugniffe, wenngleid in Ablei: 
tung von den Lehnsherren, vor (WVafallität). 

3) Alle Rechte, welche aus der Vogtei und irgendeiner Art von nicht unter 1 und 2 fallen: 
der Jurisdiction entipringen (Schuß = und Gerichtsherrlichkeit), insbeſondere 

4) bei den höher geftellten Landesherren alle und jede Befugniß und Pflicht auf den 
aufhabenden hohen Reihsämtern fammt allen som Reiche alodial oder feudal überfommenen 
Regalien. 

Die deutſchen Landesherren zerfielen bekanntlich in geiſtliche und weltliche. In Beziehung 
auf die Landeshoheit aber iſt ihre Stellung weſentlich dieſelbe. Die älteſten Reichsurkunden 
über dad Verhältniß der Landeshoheit ſtammen von Friedrich II., welcher im Jahre 1220 die 
Rechte der principes und domini ecclesiastiei und im Jahre 1232 die der principes el 
Magnates sc. domini terrae seculares feierlich anerfannte. Namentlich liegt in dem Sage det 
ketern Urkunde: „Item: Unusquisque principum libertatibus, Jurisdietionibus, Gomita- 
tibus, centis, sive liberis sive infeodatis utatur quiete, secundum terrae suae consuel- 
dinem approbatam‘’, eine nicht minder entſchiedene Auffaflung des Territoriums ald eines Dar: 
ticularrehtlich: autonomen Ganzen, wie in der berühmten Sententia Henrici Reg. a. 1231 
(Perg, „Legg.“, 11,283): „Super qua re, requisito consensu principum fuit taliter difini- 
tum, ut neque principes neque alii quilibet constilutiones vel nova jura facere possint, Dis 
meliorum et majorum terrae consensus primitus habeatur.“ 

Nach den eben ermähnten älteften auf die Landeshoheit bezüglichen Urkunden ſcheint ed, 
daß im Anfange des 13. Jahrhunderts die Landeshoheit noch keineswegs ein fefter Begrif 
wefen, von dem aus man hätte ſchließen können, welche Rechte und Pflichten jemand ald domi- 
nus terrae haben mußte. Wenigitens findet ſich felbft der Ausbrud dominium terrae erſt jet 
dem 14. Jahrhundert in den Urkunden. Wenn man aber die oben aufgezählten Verbälmift 
betrachtet, ihre verfchiedene bald mehr privatrechtliche, bald mehr politiſche Bedeutung, dann de 
Vermiſchungen diefer verfchiedenen Bedeutungen, Die Übergänge von der einen im bie andert 
Anſchlag bringt, wenn man ferner erwägt, daß bald diefe, bald jene von dieſen Verhälmihtt 
fehlten, daß die Proportion unter denfelben fehr mannichfaltig fein und alfo da dieſes, Por! 
jene® überwiegen konnte, endlich, daß jene Zeiten überhaupt Abftractionen und der Bildung ten 
feften Begriffen durch die Abftraction nicht geneigt waren, fo ift e8 far, warum es jepmial® 
mehrerer Jahrhunderte bedurfte, bis man im Stande war, ihrer Subftang nad) fo verſchicden— 
artige Dinge unter einen gemeinfamen Ausdruck zu bringen. Dazu mußten fie nämlich » 
allem jelbft zu einem einigermaßen organifhen Verbältniffe zuſammengewachſen und in dieſet 
Einheit auch zum Bewußtſein gebracht worden ſein. 

Erſcheint nun auch unter allen Umſtänden Land als die materielle Unterlage für die Lan 
hoheit, jo ift doch mit Recht von jeher das Reich als die Quelle und die Gerichtsbarkeit ald de 
Seele verfelben anerfannt worden. Die Wege, welche das Rei wol auch gegen feinen Billr 
bei der Unüberwindlichfeit ver Macht der Umſtände und der ihnen ſich anſchließenden Intereſſen 
der Großen betreten mußte, um die Landeshoheit anzubahnen, waren beſonders zweierlei Art 

Der erite diefer Wege beftand nämlich in der Ertheilung von Immunitäten, beziehung: 
weije in der Erweiterung der Immunität in der Art, daß die Immunitätsbezirke (det Kirk, 
des Fiscus und der weltlihen Großen) auch in Beziehung auf die Gerichtsbarkeit unter gewiſſen 
Bedingungen faſt für alle Fälle e munere comitis regii erimirt und unter ihren eigenen, melN 
nur vom Immunitätsherrn beftellten Beamten gelaflen wurde. Diefe Gerichtöbarfeitdut® 
leihung an die großen Grundbeſitzer erklärt ſich vorzüglich aus der perfönlicen und dinglichen 
Abhängigkeit des größten Theils der auf ihren Beſitzungen vorhandenen Bevölkerungen, auf 
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ver häufigen Verleihung des Grafenamts ſelbſt an ſolche großen Grundbeſitzer, aus dem Zu: 
fammenfhmelzen ver Graffhaften zum Vortheil ver Immunitäten und ganz beſonders daraus, 
daß ohne die Vereinigung der Gerichtöbarfeit in den Händen der großen Immunitätäherren 
ewige Eollifionen zwifchen ihnen (wegen ihrer Herrenrechte über ihre Leute) und ven Grafen 
(ald den Vertretern der föniglihen Gewalt und Richtern aller perfönlich freien, wenn auch ding— 
Ih abhängigen Leute) hätten entftehen müſſen. Dieſe Gerihtsimmunität enthält im weſent— 
lichen zunächſt vie Competenz der alten Gentenare und Vicarien. Sie wird von einem eigenen 
Beamten, defensor oder advocatus, geübt und erftredt ſich bald auf alle Eingefeffenen des Be- 
zirks, auch auf diejenigen, welche weder die volle landrechtliche perjönliche Freiheit, noch allen 
landrechtsfreien Grundbefig verloren hatten. Die Immunitätsjurisdiction, weldye auch den 
Blutbann enthielt und von welder nur wenige Fälle im öffentlichen Intereffe (Strafenraub 
und Münzvergehen) dem Grafen vorbehalten blieben, erſtreckte fich über Leib, Reben und Ver: 
mögen der ihr Unterworfenen, jie enthielt alfo aud) ven Blutbann (Bann und Swing, bannus 
et cippus) nebfl der Befugnig des Immunitätsheren, den Gerichtähalter zu ernennen. Dod) 
war legterer hierbei an gewiffe Bedingungen gebunden und mußte namentlih der Vogt einer 
firdligen Immunität den Blutbann vom König empfangen (ecclesia non sitit sanguinem). 
Benn nun auch) entfchievden mit diefen Immunitäten der Anfang der Randeöhoheit materiell 
geihfam auf dem größern freien Grundbefig ruht, jo ift doc immer feftzuhalten, daß die Ge— 
richtimmunitäten um des Öffentlichen Interefles willen von ven Königen verliehen wurden, daß 
die Verleihung alfo aud ald die Übertragung einer Öffentlichen Function, einer politifchen 
PMiht betradtet, die Verwaltung der Immunitätsgerichtsbarkeit deshalb auch an beſtimmte, 
allgemeine, gefegliche Vorschriften geknüpft wurde und der Immunitätsherr felbft, ja fogar der 
Immunitätöbezirf als Ganzes dem Landrecht und den Föniglihen Gerichten unterworfen blieb. 
Es mußte dies befonders deshalb hervorgehoben werden, um zu zeigen, daß bie deutfche parti: 
culare Staatenbildung, felbft wenn man davon ausgeben follte, daß einige deutfche Territorien 
urfprüngli rein aloviale Befigungen ihrer Dynaftien gemefen, jo wenig wie irgendeine andere 
ald Beweis für die Möglichkeit eines eigentlihen Patrimonialftaats angeführt werden fann. 
Der ſchwache und ſich thatſächlich immermehr verlierende Einfluß des Königs und feiner Be: 
amten auf die innern Verhältniſſe in den Immunitäten aber kann an der eigentlihen Baſis der 
Landes hoheit als eines politiſchen Verhältniſſes, nämlich an der Ableitung der Öffentlichen Ge: 
walt vom Könige, nichts ändern. 
Ein zweiter Weg zur Entwidelung der Landeshoheit befteht in der Verleihung der Graf— 
qhaft felbft. Es waren nämlich zunächſt größere geiftliche Territorien in der Art entftanden, 
baf fie eine oder mehrere Graffchaften oder wol auch bedeutende Theile von mehreren Graf: 
haften einfagten. In einem folhen Falle wurde die Graffchaft felbft dem geiftlichen Territo: 
rialherrn übertragen und fo unauflöslich mit dem Territorium gleichſam als zum Eigenthum 
der Kirche gehörig verbunden. Nicht felten gefhah ed aber auch, daß weltliche Grafen, melde in 
der Regel ſelbſt Schon große Grunpherren und Immunitätöbefiger innerhalb ihrer eigenen 
Herrfchaft waren), fei es durch ausdrückliche Fönigliche Verleihung oder doch durch Zulaffung 
des Königs das Grafenamt erblid) erhielten, oder daß Amtobezirk und Amt, mit oder ohne Ber: 
bindung mit ihren fonftigen Immunitätäbezirfen, in ihren Familien erblich wurden. Nach der 
ganzen mittelalterlichen Entwickelung mußte in diefen Fällen bald der Amtscharakter zurück-, 
und der Gharafter eines jelbftändigen, an den Bejit des Landes gefnüpften Rechts, oder wie 
man wol auch fagte, der private oder patrimoniale Charafter, wenigjtend dem Reiche gegenüber, 
in den Vordergrund treten. Vereinigte der Landesherr, wie es wol aud) vorfam, mehrere Öraf: 
haften auf diefe Weife in feiner Hand, fo ernannte er natürlich auch für jede verfelben die 
Grafen, denen dann wieder die Ernennung der Landgrafen innerhalb ihrer Grafſchaft zuftand. 
Wenn nun aud) die regelmäßige Verbindung der höhern Gerichtsbarkeit (die höchſte blieb 
fets wenigftend rechtlich den: Könige) mit den größern weltlichen und geiftlichen Territorien als 
ein au den Beſitz der legtern gebundenes Recht dazu führte, daß man die Grafſchaft felbft als 
ven eigentlihen Kern der Landeöhoheit für die Negel eradhtete, fo bat doch Zöpfl (a. a. O., 
5. 490) vollfommen recht, wenn er fagt, das Grafengericht fei nie eine abfolut weientlihe Vor: 
uöfegung der Landeshoheit geworden. 


5) Chlothad, 614, c. 12. „Ut nulius judex (Graf) de aliis provinciis aut regionibus in alio 
°co ordinetur; ut si aliquid mali de quibuslibet conditionibus perpetraverit, de suis propriis 
ebus exinde quod male abatulerit juxta legis ordinem debeat restituere.‘ 
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Bei dem ganzen Zuſammenhang zwijchen dem Königthum und der Landeshoheit ergibt ſich 
nun von felbft, daß die formelle politifche Autorität der legtern und ihr weſentlicher Inhalt nur 
vom Königthum felbft abgeleitet werben fann. War num eine weitere Folge dieſes Umſtandes 
die, daß die Landeshoheit in demfelben Maße erſtarken und dem Königthum gegenüber jelb: 
ftändig privatrechtlich, oder richtiger völferrechtlich jich geftalten mußte, in welchem die Kraft bes 
Königthums erlahmte, fo lag der Entwicelung der Landeshoheit doch aud ein mächtiges inneres 
Element zu Grunde, nämlich der durch das Königthum nicht aufhaltbare, geſchweige zu vernich⸗ 
tende particulare Selbftändigfeitdprang der Deutſchen. Diefer wirfte von innen heraus beftim: 
mend auf die äußern Verhältniffe, die er in vemjelben Maße mit einem politifhen Geifte erfüllen 
mußte, in welchem der politifche Geift, die politiiche Kraft aus dem Reiche felbft wid und bie 
felbftändige Geftaltung der Territorien dem Reiche gegenüber fich vollzog. Over: Der Landes— 
berr hörte in demfelben Maße feinen Landedeingefeilenen gegenüber auf, Patrimonialberr zu 
fein, in welchem er dem Neiche gegenüber die patrimoniale Natur feines Beſitzthums zur Gel: 
tung bradte. 

Natürlich aber hatten dieje befonderd durch den Feudaliemus getragenen Entwidelungen 
einen fehr langjamen Verlauf, in welchem die verſchiedenſten politiihen und privatregtligen 
Strömungen bald hin- und hergeben, bald bunt durcheinander ſchwimmen. Mit dem vollen: 
deten Siege ded Königthums über ven Feudaladel in Franfreid wurde dortjelbit der Landes: 
hoheit die Spige abgebrochen und blieb von ihr nicht als eine leider nur zu lange anhalten, 
weſentlich privatrechtliche Grundherrlichkeit. In England fiegte die Idee der freien Ginkeit 
einer Nation freier Bürger und mußte nit nur den normännifchen importirten Feudalismus 
brechen, fondern auch auf die Verhältniffe des großen Grundbeſitzes beftimmend einwirken. In 
Deutſchland fiegte aber dad Königthum nicht ald nationales, ſondern a ld Stammeskönigthum. 
Die Entwidelung war deshalb bei und eine entfchieden eigenthümliche. . 

Vorzüglich ift es nun der Unterſchied, ob mit dem größern Territorialbeſitz die Graiidal 
verbunden ift oder nicht, weldyer auch einen bedeutenden Unterſchied der Landeshoheit begründet 

Nur jene Kandeshoheit nämlich, welche die Grafſchaft einſchließt, werlieh die Reichtſtand— 
ihaft. Die übrigen Landeöherren mochten jogar Gerichtöbarfeit bejigern und ihre Unmittelbar 
keit unter dem Reiche erhalten, Reichsſtände waren fie nicht. Die in die letztere Klaſſe gehönger 
Landeöherren find ed, welde unter den Begriff ver unmittelbaren deritſchen Reichsritterſchan 
fallen und in der großen Sturmperiode der neuern Zeit auch faſt gänzlich jede beſondere hiſto⸗ 
riſch-politiſche Bedeutung verloren haben, da bei ihnen das patrimoniale Element am meiften, 
das politifhe am wenigften ausgebildet war. 5 

Daher find ed denn aud nur die größern und reihöftändifchen Landesherren, melde füt 
und von einem befondern Intereſſe erfcheinen. 

Die innere ſtaatliche Entwidelung der größern deutſchen Territorien konnte nad den geö® 
benen Umſtänden begreifliherweife nur fehr langſam vor fi gehen. Abgeſehen von ber ur 
leugbaren Zwitterftellung , in welcher fie felbft fi befanden und in vie fie den Kaiſet mie 
Landeöherren immer wieder aufs neue verfegen mußten‘, hatten ſich ja ohnehin jehr lange de 
privat= und öffentlihsrechtlihen Begriffe und Verhältniffe nicht ausgeſchieden. Aus dacte 
man bekanntlich lange nicht daran, die Länder, die oft noch gar nicht zu politiſchen Ganzen ji 
ſammengewachſen waren, durch allgemeine Organifationsplane ſtaailich zu centraliüiren und [UT 
fie eine gemeinfame, allenthalben eingreifende Verwaltung einzuführen. Selbft die mächtiger 
Landeöherren waren oft ebenfo ſchwach gegen die centrifugalen Tendenzen in ihren eigen 
Ländern, wie fie ſich ftark gegen die centripetalen Beitrebungen des Kaiſerthums bewährt hattet, 
und ed wurde ihnen oft genug von ihren Landftänden mit vemjelben Maße gemefjen, mit me 
hen jie ald Stände des Reichs vem Kaiſer gegenübergetreten waren. 

Nichtsdeſtoweniger blieb der Landeshoheit am Ende der Sieg, nit nur gegen dad Reid 
fondern auch gegen die centrifugalen Kräfte ihrer eigenen Territorien, und gieichwie ſich IF 
große franzöſiſche NationalkönigthHum an der Erweiterung der königlichen Gerichtöbarfeit un 
an dem Bruche des Feudalismus, indbefondere durch die Freierflärung der untern Voltellaſ 
in die Höhe gerankt hatte, fo waren die Ausdehnung der landesherrüchen Gerichtsbarleit, IF 
Einführung oberfter Iandeöherrliher Gerichte zum Zweck der Berufungen und der Schuß. nel 
hen der Landesherr gegen den Misbrauch der gutöherrlichen Nechte ven armen Hinterſaſſen ge 
währte, die Mittel, durch welche die deuiſche Landeshoheit auf den bekannten Grundlagen der 
deutſchen Nation zu einer Art von Stammkönigthum erwachſen konnte. 

Die Landeshoheit endete gerade an dem entgegengeſetzten Punkte ihres Anfangs. Um 
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während die fie begründende Immunität zuerft ald eine Ausnahme von dem regelmäßigen Zu— 
finde erfheint, find am Schluffe die dem Kaijer noch übrig bleibenden Rechte im Verhältniſſe 
ur Landeshoheit nur noch einige wenige fogenannte Reſervatrechte. 

Nichtsdeſtoweniger muß daran feftgehalten werden, daß, folange das Deutfche Neich rechtlich 
kitanden, and rechtlich die Natur der Landeshoheit als eines Reichsamtes ſich fo wenig geän— 
vıt bat als die Natur ihrer Hauptgrundlage, der Gerichtsbarkeit. Weder ein Geſetz nod eine 
Revolution hätte eine fole Veränderung herbeigeführt, wie groß auch die innern thatſächlichen 
Veränderungen der VBerhältniffe waren und wie fiher jle am Ende zu einer Kataftrophe führen 
mußten, 

Daraus erhellt aber au, dag, wenn die wiflenihaftlihen Werke über deutſches Staats- 
reht ohne Ausnahme neben dem Reichsſtaatsrechte von einen Territorialftaatsrechte in Deutfch- 
land ſprechen, entweder bad eine oder das andere diefer fogenannten Staatsrechte fein eigent- 
liches, d. h. felbftändiged Staatsrecht gewefen fein fann. Da das Reich bis 1806 wenigftens 
von Rechts wegen beftanden hat, fo gibt es bis 1806 aud nur Ein Staatöreht, gleichwie nur 
Einen Staat in Deurfhland — das öffentliche Recht des Reichs, das Reich. Dieſes Recht, fo- 
weit ed durch Verleihung oder Zulaflung den Landesherren übertragen worden, ift das ſoge— 
nannte Territorialſtaatsrecht, d. h. das Recht des Reichs in den verſchiedenen Territorien 
deſſelben. Durch die zunehmende Schwäche des Reichs aber und durch die den Territorien über— 
laſſene Fortbildung des öffentlichen Rechts geſchah es, daß immermehr die Quelle aller poli— 
tiſchen Autorität in Deutſchland in Vergeſſenheit kam und das territoriale öffentliche Leben in 
den Vordergrund treten mußte. Betrachtet mon daher die verfchiedenen Aufzählungen der in 
der Landeshoheit enthaltenen Rechte von den oben eitirten Urkunden Friedrich's an, fo wird 
man finden, daß, je weiter man mit der Zeit vorwärts gebt, defto entſchiedener nur eigentliche 
Stantöhoheitörechte erwähnt werben, die aber, einerfeitö Durch die Reichspflicht, andererſeits 
duch die Rändifchen Rechte begrenzt, in erfterer Beziehung nicht fouverän, in legterer Beziehung 
nicht abfolut jein fonnten. Das hergebrachte Recht und die thatſächlichen Zuftände erfcheinen 
nad beiden Beziehungen hin in einer ſchweren Gollifion. Die Schwäche des Reichs zwingt ven 
Landesherren die Souveränetät thatſächlich auf, auch wenn fie diefelbe nicht, bewußt oder unbe: 
wußt, mit aller Kraft angeftrebt hätten. Das Bedürfniß einer wirklichen und flaatlihen Kraft 
und Einheit aber führt nothivendig zu den bedeutendften Modificationen der bisherigen land- 
Ränbifben Berbälmiffe, Mobificationen, die an ver Hand der Nothflände ver Zeit ebenjo fehr 
zu Gunften der politifchen Unabhängigkeit der landeöherrlihen Gewalt ausſchlugen, wie die da— 
mit verbundenen innern Veränderungen des Reichsſtaatsweſens zum Nachtheil des Kaiſerthums 
ausfallen mußten. 

Übrigens darf die Landeshoheit doch erft feit dem Weftfälifchen Frieden als ein inſoweit fer= 
tiger Begriff betrachtet werden, daß aus ihren Vorhandenjein auch mit Sicherheit auf vie 
muptiählihften in ihr enthaltenen Rechte und Machtvollkommenheiten gejchloffen werden kann, 
Seit diefer Zeit fonnte alſo auch erft von einem bejondern Staatsrechte ver Territorien gegen— 
iber dem Reichsſtaatsrechte die Rede fein; feit diefer Zeit beginnt das Zufammenfchrumpfen des 
este und die zunehmende Erweiterung des erftern im den gelebrten Darftellungen und taudt 
wol aud bei denjenigen, welche ven ftreng rechtlichen Standpunkt nicht feitzubalten vermögen, 
»er Gedanke auf, daß das Deutſche Reich nicht fowol ein Einheitsſtaat als vielmehr eine Art 
sort Gonföveration fei. 

MRechtswiſſen ſchaftlich war und blieb ver Kandeshoheit bis zur Auflöfung ded Reichs die 
Befugniß, innerhalb eines Territoriums alle wefentlihen und meift auch die nicht wefentlichen 
dechte der Staatögewalt in Ableitung von der Neihögewalt und in Gemäßheit der geltenden 
teihörehtögrundfäge auszuüben. Nur die Ausübung ver Regalien war demnach das eigene Recht 
er. Pandeöherren, welches founad in ver Sprache der ältern Rechtswiſſenſchaft wol ald eine Art 
st dominium utile bezeichnet werden fonnte, während im Gegenfage hierzu die volle Souve— 
ĩnetãt wol aud mit dominatio plena, toute propriete bezeidhnet wurde. Wir wiederholen 
et, was wir ſhon an einer andern Gtelle gejagt haben: „Vom Standpunfte des Staatsrechts 
28 muß die Landeshoheit für die Dauer des rechtlichen Beſtandes des deutſchen Einheitsreichs 

Bein Organiemus des legtern felbft betrachtet werden, wie ſehr auch diefe Organifation von 
m Standpunfte eines wahren Einheitsſtaats aus einer Desorganiſation gleichſieht.“ 
Mit der Auflöſung des Deutſchen Reichs aber fiel ver thatſächlich zwifchen Reichsgewalt und 
udes hoheit beftehende Widerſpruch hinweg, indem diejenigen Landeshoheiten, welche nicht 
Aixfarifirt oder nteblatifirt worden waren, fouverän werben mußten. Allein e8 ift befannt, 
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daß an die Stelle des alten Widerſpruchs nur ein neuer getreten — ber Widerſpruch wiſchen 
den Eonfequenzen der Souveränetät der einzelnen deutſchen Staaten und denen der füerafiven 
Zufammengehörigfeit aller deutfchen Staaten. Diefen Wiverfpruc gänzlich und für immer zu 


befeitigen, ift ebenfo unmöglich, wie die gänzliche Aufhebung aller Gollifionen zwiſchen Kreikit | 


und Ordnung, Individuum und Gefellichaft überhaupt. Im diefen Widerſprüchen und Call; 
fionen fowie den daraus bervorgehenden Kämpfen liegt das Gefeß des Lebens und Kortiäritt, 
Aber innmer finden in diefen nie endenden Kämpfen förmliche Krifen ftatt, und ohne Zweifel be 
findet fi Deutfchland jegt wieder in einer ſolchen Krife, die ſicherlich nicht minder wichtig if, al 


es die zwifchen 1806—15 gewefen. Möchte ein günftiges Geſchick und ein wahrhaft beufit: | 


patriotifches Zufammenwirfen aller VBölfer und Regierungen alle zum Beften wenden! 
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und 32. Zöpfl, „Grundfäge u. f. w.“, Thl.1,$$.103 fg. Held, „Syſtem des veutichen Ber: | 


ſungsrechts“, 1,454 fg.; II, 120 fg. Walter, „Deutſche Rechtögefchichte‘‘, Thl.l, $$. 108%, 


247 fg. Zöpfl, „Deutfche Rechtsgeſchichte“, ©. 488 fg., 569 fg. _ Die neueften Monsgr | 


pbien über diefen Gegenftand find: Berchtold, „Die Landeshoheit Oſterreichs nad) den rin 

und neueften Freiheitsbriefen“ (Münden 1862); verfelbe, „Die Entwickelung der Lane: 

hoheit in Deutfchland u. ſ. w.“ (Münden 1863), Thl. 1. 3. Helt. 
Randfrieden, ſ. Fauftredt. 


— u — 


Landgemeinden (beſonders in Preußen).!) In Deutſchland hing und hängtzu | 


Theil noch die Verfaffung der Landgemeinden unmittelbar zuſammen mit den perfönliden R 
hängigkeits- wie mit den Befigverhältniffen des Bauernftandes, diefer großen Klafeder de 
wohner des platten Zandes, welche fih mit dem Betriebe von Aderbau und Viebzudt bideft: 
gen, ohne die befondern Eremtionen und Vorrechte anderer Klaffen, des Adels, da dur 
ten u, |. w. genoffen zu haben. Schon in ältefter Zeit — vor und feit der Periode ver Autlir 
ger — unterſchied fih die Verfaffung der Gemeinden freier Leute von der der Unfreien, melße 
als Schugpflichtige unter der Vogtei des Adels oder der Kirche fanden und an ihren Beige 


fein echtes Eigenthum hatten.2) Urſprünglich Geruhte die Gemeindeverfaffung im file 


und im weftlihen Deutfchland, wie in den alten Wohnfigen der Sachſen auf der Martayr 
noffenfhaft.°) Zur Markengenoffenfhaft gehörten jedoch Häufig ohne Unterſchied unfreiemt 
freie, ſeibſt vitterbürtige Leute, Die unfreien Genoffen nahmen gleich den freien an der Br 
waltung, am Markengericht und an ver Wahl der Vorfteber theil, infomeit nicht dad Verit 
heramt der Gemeinheit bei den durchweg unfreien Gemeinden von einem Grundherrn oder" 


demjenigen, den er damit beliehen hatte, ausgeübt wurde. Sehr verfchiedenartig, vohinm 


einzelnen Territorien gleihförmiger, geftalteten fih im Mittelalter die perfönlicen Abhingt 
feitö= und übereinftimmend damit auch die Befigverhältniffe des Bauernftandes. 
Während es in Sachſen meiſt perfönlich freie, nur mit Zinfen, Laudemien oder Dirnkn 





belaftete Eigentbümer gab, ebenſo die Bauern in der Altmark, am linken Ufer der Gih, ud | 
meift in Schlefien, als freie Leute und Eigenthümer betrachtet wurden; bildeten fd} am 
Meierverhältniffe im Bisthum Vaderborn, die Eolonatverhältniffe im Herzogtbum Beftalm, 


die Leibeigenthumsverhältniffe im Münfterlande und in Minden-Ravensberg, die Std 

feitöverhältniffe in Kleve, Mark u. ſ. w. durchgreifenvder aus. *) . Der Kanıpf des Ayla und MT 
gleich ihm bevorrechteten Kirche, bei Ausdehnung ihrer lehns-, gerichts-, polizei: und guttbert 
lihen Rechte über Hinterfaflen, gegen die perfünliche und dingliche Freiheit der Fleinen Grm 
befiger geht durch das ganze Mittelalter. Zum Siege gelangte verfelbe mehr und mehr jet de 
16. Jahrhundert, befonders aber erft feit ven Verwüftungen des Dreißigjährigen Krieged MT 
mittelft dev Maßregeln zur Wiederherftellung der polizeilichen Oronung und der Kandekulmt, 
durch die Beihränfungen der Freizügigkeit und durch die Schollenpflichtigkeit, die fogenantt 
Erbunterthänigfeit und ftrengere Hörigfeit. Damit verband ſich gleichzeitig Faft überall «* 
tief in das ländliche Gemeindeweſen eingreifende gerichts- und gutsobrigfeitliche Gewalt Mt 
Butöherren. Erft damit vollendete ſich, zumal in den öſtlichen preußifchen Provinzen, ver Y 


1) Dgl. den Art. Landräthe und Kreisftände. m 

2) Walter, Deutfche Nechtsgefchichte, I, 70 ig., 86 fg. Eichhorn, Deutſche Staats: ımd Rd 
geichichte, I, 230 fg. 

3) Bol. v. Maurer, Gejchichte der Markenverfaffung. 


4) Vgl. hierüber die allgemeine hiftorifche Einleitung in Lette und v. Nonne, Die Landesiulturgi‘? 


gebung bes preußischen Staats, ©. VI, LX fa., und a. a. ©. , nebft Mllegaten. 
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ihluß der Gerichtd- und Gutsherrlichkeit in den einzelnen ländlichen Ortſchaften über die ganze 
Gemeindemarfung und alle Bewohner verfelben. d) Seine Erhaltung verdanfte ver Bauern 
fand, ald Grundlage der Landgemeinden, hauptfählih den im Intereffe ver Ausbildung und 
Befeftigung der Territorialhoheit erlafjenen ftrengen Verordnungen und Verbotögefegen gegen 
Ginziehung und Vereinigung der bäuerlichen Höfe und Grundſtücke zu und mit dem Ritterguts— 
ader. Diefe Berorpnungen und Gejege gehen in Brandenburg = Preußen bis zu den Anfän- 
gen des 16. Jahrhunderts zurück. Sie wurden befonderd nad) dem Dreißigjährigen durch den 
König Friedrich Wilhelm I. und nad dem Siebenjährigen Kriege durch Friedrich den Großen in 
gefhärfter Weife erneuert. 6) 

Urjprüngli hatte es Hingegen ganz anders mit der perfünlidhen Freiheit und den Eigen— 
thumsverbältniffen in ven Landgemeinden, namentlich den gegenwärtig zum preußifchen Staate 
gehörigen sftlihen Provinzen, geftanden. Denn in diefen Ländergebieten beruhte Beyölferung 
und Gultur auf der Ginwanderung und Golonifation im 12.—14. Jahrhundert von freien 
Sachſen, Weftfalen, Flämingern und Rheinländern. ’) Auch fie übten Autonomie und Ge: 
rigtöbarkeit, gleich andern freien Gemeinden deutſcher Ränder, dur fogenannte Willküren, 
Bauerfprahen und Gemeindebeſchlüſſe. Infolge der Austheilung eines beftimmten Landbeſitzes 
an die Goloniften nad} einem abgeftuften Hufenftande fehlte in den Landgemeinden des Oſtens 
Gorporationd:, auch ſolches Gemeindevermögen, deſſen Nugungen, wie die der Allmenden im 
jübweftlichen und die der Marfen in Weftfalen und am Rhein, ven einzelnen Gemeindegliedern 
vorbehalten waren. Dort boten daher Stoff und Veranlaffung zu gemeinfamen Berathungen 
und Beihlüffen ver Landgemeinden hauptſächlich die gemeinfhaftliche und gegenfeitige Bewei— 
dung der Hufenſchläge in der Dorfmarf, der gutsherrlichen Forſten u. f. w., nebſt ven Weide: 
und Qutungsordnnngen, die Theilung des Holzeö aus den im Miteigenthum der Höfe verblie: 
benen Waldſtücken, überhaupt alles, was die Feldordnung betraf, ingleihen die Vertheilung 
gemeinjamer Leiftungen für Staat, Gemeinde und Gutöherrfhaft. Die neuere Agrar= und 
Eulturgefeggebung hat nun aber, infolge der Theilung von Gemeinheiten und der Separatio: 
nen mit Aufhebung der wechjelfeitigen Servitute, wie dur Gonjolivation und Zufammenle: 
gung auch ber bäuerlichen Grundftüde, ingleihen dur Aufhebung der Realberechtigungen und 
Reallaften zwifchen Gutsherren und bäuerlihen Wirthen die frühern Bande der Gemeinfhaft 
zwiſchen den Mitgliedern der ländlichen Gemeinden zum größten Theil aufgelöft. Sie hat fol: 
Sergeftalt die frühern Grundlagen des ländlichen Gemeindeweſens völlig ungeftaltet. 9) 

Bei den Golonifationen ded Oder-, Warthe-, Netzbruchs im vorigen Jahrhundert waren 
wol Dorfftatuten gegeben, welche den colonijirten Gemeinden und ihrem Dorfgeridht und Ge: 
meindevorftande eine gewifle autonomifche Beftimmung und Selbftverwaltung geftatteten. Im 
allgemeinen hatten aber die ältern Dorfordnungen, hauptſächlich aus dem 17. und 18. Jahr: 
hundert, aus biejer Zeit des Polizeiftaatd, nur Anordnungen und Gebote über ſämmtliche Ber: 
baltniffe zum Gegenftande, welche die Mitglieder ver Gemeinde irgendwie berührten. Dies felbft 
über deren fittliches und kirchliches Verhalten, wie über ihre Leiftungen an Kirche und Schule, 
jedann über Brandpolizei, Feuerlöſchweſen, über die Anlegung von Gebäuden, die Gonfervation 
der Höfe, über deren Inventarien, VBerfhuldung, Vererbung, ferner über Ader: und Wiejen- 
bau, Baumzudt, Hutung und Fifcherei, Feld: und Wohnungspolizei u. ſ. w.?) 

Die neuern gefeglichen Beitimmungen des 19. Jahrhunderts, welche aud in die Verhält— 
niffe ver Landgemeinden eingriffen, berührten, oft nur provinzenweiſe, lediglich einzelne Theile 
ihrer Verfaſſung, 3. B. die Armenpflege, ven Wegebau, das Schulwefen, die Feldpolizei, die 
Anflebelungen. An die Auffaffung und Ordnung des Gemeindeweſens im ganzen, als ded wich— 


— — — — — — — 


5) Bal. den Art. Agrarverfaſſung und Agrargeſetzgebung in dem Abſchnitt: Die unfreie Agrarver— 
j in Deutſchland während der legten Jahrhunderte vor der neuen Agrargeſetzgebung, I, 346 fg.; 
aud kette und v. Rönne, a. a. O. 

6) Fette und v. Rönne, a.a. D., ©. LXXIT fg., XXVI. 

_ OD) Bal. den Art. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung, I, 334, und Lette und v. Rönne, a. a.D., 
©. XV, XXXI fg., XLIX, nebft den dort allegirten Schriften. 

3) Bgl. die Motive zu den Entwürfen einer Landgemeindeordnung für die feche öftlichen Provinzen 
der preußifchen Monarchie u. f. w. nach den Vorfchlägen einer Anzahl Mitglieder der Zweiten Kammer 
(Berlin 1854), ©. 38 u. 39 fg. 

I) Bol. 3. DB. die Flecken-, Dorf: und Aderorbnung vom 16. Der. 1702 in Nabe, Sammlung preus 
iſchet Geſetze, Bd. I, Abth. 1, ©. 238 fg.; desgl. die Dorfordnung für Litauen und die dazugehöri⸗— 
gen Amter vom 22, Rov. 1754 in Rabe, a. a. O ‚»». I, Abth.2, ©. 366; auch den Art. Feldordnung. 
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tigften unterften Gliedes des Staatsorganismus, aus dem Gefihtöpunft eineötheild der dafirkkı 
umgeftaltenden Agrar: und Gulturgefeggebung, anverntheild einer freiern Selbftverwaltng, 
war dabei nicht gedacht. Gleichwol hatte dad Ediet vom 9. Oct. 1807 die Reibeigenicaitun 
Erbunterthänigfeit in Preußen überall aufgehoben. Das Edict vom 14. Sept. 1811, wird 
ſpätern Gefege für die nen= und wiedererworbenen Provinzen hatten den bäuerlichen Wirken 
ein volles und freied Eigentum an ihren Orundbefigungen verliehen und es hatte die Gemiis: 
heitötheilungs= wie die Ablöfungsorbnung von 1821 aud die Mitglieder der Landgemeinn 
und deren Grundflüde von Servituten, Fronen, Zehnten und andern Einihränfungn un 
Zaften befreit. Die Gefhloffenheit und das Klaffenverhältnig ver bäuerlichen Güter nad Kun: | 
zahl u. ſ. w. wid) der freien Theilbarfeit. Andererfeitö war für bie preußiſchen Stabtgemein | 
die freifinnige Städteordnung vom 19. Nov. 1808 erlaffen worven. 

Dod erging nur für die beiden weftlihen Provinzen, Weftfalen und Rheinland, die dus 
gemeindeorbnung für Weftfalen vom 31. Ort. 1841 und die (damals noch Land und Erd 
umfaffende) Gemeindeorbnung für die Nheinprovinz vom 23. Juli 1845 19) an Steleie | 
während der Fremdherrſchaft nad) franzöſiſchem Muſter eingeführten Gemeindeverfaſſungen dr | 
bie Stelle der erftern trat fpäter die revidirte Landgemeindeordnung vom 19. März 1866Rt | 
Meftfalen und ein Gefeg betreffend die Länpliche Gemeindeverfaffung für die Rheinprovinztam | 
15. Mai 1856 (neben einer befondern rheinifchen Städteordnung). 1u) Dagegen hl Är | 
die ſechs öftlihen Provinzen die [hon in einem Gefe vom 30. Juni 1812 ausgefproden Te: | 
heißung einer neuen Gommunalordnung, „um das gefamnte Communalverhältniß and m 
untergeorbneten Gemeinden auf allgemeine Geſichtspunkte zurüczuführen und Zmdr un 
Mittel derfelben in Übereinftimmung mit dem Staatszweck zu beſtimmen“, wie te duffer: 
rung der Gabinetöordre vom 17. Jan. 1720 betreffend den Staatshaushalt und ad hatt 
ſchuldenweſen, an das Staatöminifterium und den Staatsrath zur endlichen befchleminnt" 
legung einer Communalordnung, unerfüllt. j 

Erft im Anflug an die Berfaffungsurfunde vom 31. Jan. 1850, mit welder Preapn * 
die Neihe der conftitutionellen Staaten eintrat und deren Art. 105 die Hauptgrundzüge tt 
künftige Gemeindeverfaſſung feftftellte, wurbe eine Provinzials, Kreis: und Bezirkd: un cer 
Stadt und Rand gleichzeitig umfaffende Gemeindeordnung nad Vereinbarung mit den ds 
mern unterm 11. März 1850 erlaffen. Sofort aber trat dagegen wiederum auch bie Arad“ 
in die Schranfen. Sie führte Ihlieplich zur Befeitigung jener Gemeinvegefeggebung von 18 
durch das Gefeh vom 24. Mai 1853.72) Am Ende bed fangen Kampfes der Jahre 1851 
in den preußifchen Kammern 13) unterlagen bie verfaffungsmäßigen Grundfäge (intbeim 
die Art. 42, 105 und 114 der Berfaffungsurfunde) der Reaction. Schließlich erfolgte pet 
derherftellung der polizeiobrigkeitlihen Gewalt ver Gutsherren und die der frühen Lud 
meindeverfaffungen in den ſechs öftlihen Provinzen durch die Gefege vom 14. April 1856.) 

Die Ergänzung ber, wie in vielen andern Beziehungen, fo hauptſfächlich hinfigtlid 
politifhen Rechte, wegen der Stimmen: wie der Leiftungeverhältniffe, offenfundigen F 
der wiederhergeftellten frühern Verfaſſung der Landgemeinden ift zur Zeit hauptiadiig M 
Entiheidung der Regierungsbehörben vorbehalten. 

Dennod galten, ſchon nach dem Allgemeinen Preußifhen Landrecht von 1794, {et 
bezüglich Dorfgemeinden als Eorporationen. Als ſolche haben ſie manderlei Verpfihtn® 
vorzugsweiſe für Armenpflege, Wegebau und Schule. Sie unterliegen indeß der Polizei? 
der communalen Auffiht und Einwirkung der Gutöherren als Ortsobrigfeiten. Diet —J 
Rittergutsbeſitzer in Bezug auf die Dorfgemeinden ihrer Güter, die Magiſtrate in Bene) 
Kämmereidörfer und die Domänen: und Rentamtmänner in Bezug auf die zu Domänenimtll 
gehörigen Orte. Freilich kümmern ſich oft die Nittergutsbefiger nicht gar viel um bie Gerd 
tung der Landgemeinde. m 

Neben den ländlihen Gemeinden bilden nun auch die, obwol mit denfelben in der 
Örtlid verbundenen Rittergüter und Domänenvorwerfe nebft ven zu letztern gehörigen 6 


10) Bol. Preugifche Gefegfammlung von 1841, S. 297, und von 1845, &. 523. 

11) Dal. Breußifche Gefepfammlung von 1856, ©. 265 u. 485, 

12) Bgl. Breußifche Gefegfanimlung von 1853, ©. 238. 

13) Vgl. die Motive der Entwürfe einer Laudgemeindeordnung u. f. w., S. 42 fg. u. 18 fe. 
14) Preußifche Geſetzſammlung für 1856, ©. 353—364. 
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füden, Wohnungen und Familien, hinſichtlich der öÖffentlihen Leiftungen für Armenpflege, 
Begebau u. f. m. eigene abgejonderte Communalbezirfe. 

Aus der früheften Zeit ver Colonifation und Gultivirung ift in den öſtlichen Provinzen 
Preußens das Amt des Gemeindevorftehers (Schulzen, Dorfrichters) noch jegt häufig mit ge- 
wiffen Gütern verbunden, ald Erbſchulzenhöfen, Erbigoltifeien, Lehnſchulzen-, Richters und 
Erbrichtergütern. 1°) Soweit died nicht der Fall ift, mählt der Rittergutsbefiger ald Ortsobrig— 
feit fowol den Schulzen, bezüglih Gemeindevorſteher, ald die beiden Gerichtsmänner oder 
Schöppen, welde erftern in feinen verſchiedenen Amtsverrichtungen zu unterftügen haben. Dem 
Gemeindevorftande liegt die Berufung und Leitung der Gemeindeverſammlung, die Gemeinde: 
verwaltung und Legung der Gemeinderehnung, fodann die Aufficht bei Gemeindearbeiten, die 
Sorge für die Armenpflege, wie für Erhaltung von Wegen, Brüden und Straßen, die Anftel- 
tung von Feld: und Nachtwächtern u. ſ. w., auch die niedere Ortöpolizei im Gemeindebezirke 
ob. Während derjelbe in jeiner Eigenſchaft ald Dorfgericht früher, fo namentlich in Schlefien, 
die Schöppen= und Grundbüder zu führen, aud in noch Älterer Zeit Criminal- und Polizei: 
gerihtäbarfeit zu üben und Streitigkeiten zu ſchlichten Hatte, ift ihm von eigenen richterlidhen 

netionen, unter Zuziehung eines Gerichtöjchreiberd, no die Aufnahme von Kauf: und 
berlaffungsverträgen, in fhleunigen Fällen aud die von Teftamenten ver Dorfbewohner ver: 
blieben. Ferner liegt ihm, als einem Organ der Gerichte, die Aufnahme von Taxen, wie von 
Inventarien bei Erbauseinanderfegungen, die Infinuation von richterlihen VBorladungen und 
Verfügungen, aud die Vollſtreckung von Erecutionen ob. 16) Auch hat der Gemeindevorfteher 
verfhiedene Tabellen und Liften für die Finanz-, die Militär= und innere Verwaltung anzu: 
fertigen. Endlich liegt denn Gemeindevorſtande aud) da, wo feine befondern Erbeber beftelltfinv, 
die Einhebung der Öffentlihen Steuern (Grund: und Klaffenfteuer u. ſ. m.) und deren Abliefe- 
rung an die Staatskaſſe ob. 

Die obere Aufjicht über die Landgemeinden und deren Verwaltung, auch über die ald beſon— 
dere Communalverbände betrachteten Gutsbezirke, führt ver Randrath des Kreiſes. (S. Landräthe 
und Kreisjtände.) Neben den zu Birilftimmen berechtigten zahlreichen Befigern von Rittergü— 
tern werden bie ſämmtlichen Landgemeinden eines Kreifed zufammen auf dem SKreidtage nur 
durd drei, reſp. ſechs Deputirte vertreten. Zwar gibt ed in den Öftlihen Provinzen eine Mehr: 
zahl ſeht Heiner Landgemeinden von weniger als 100, oft unter 50 Seelen, deren Vereinigung 
zu Sammtgemeinden behufs Herſtellung leiftungsfähiger Gemeindeverbände nothwendig 
wäre; ed kommen jedoch auch viele volfreichere Landgemeinden vor, fo in 


von 500-1000 von 1000-2500 von 2500-5000 
mw. u En, N TE ) 


Einwohnern. 
1) Shlfin . . . . 1176 286 11 
2) Sadhfen . . . . 414 139 8 
3) Brandenburg . . . 304 44 3 
4) Bonmern . . . . 186 17 — 
5) Preußen . . .. 437 26 1 
6) Poin . . ... 240 13 — 


Das dringende Bedürfniß einer vollſtändigen, den gegenwärtigen geſellſchaftlichen Zuſtän⸗ 
den und Verfaſſungsverhältniſſen des Staats entſprechenden Landgemeindeordnung für die ſechs 
oͤſtlichen Provinzen Preußens iſt, wie in der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850 und nicht 
blos damals durch die Gefege vom 11. März 1850 in beiden Kammern, fo aud) fpäter vielfach 
wirberholt, und allgemeiner wiederum feit 1858 im Abgeorbnetenhaufe anerkannt. Daffelbe 
iM unbeftreitbar, wenn erwogen wird, daß von ven faft 81000 gefonderten Wohnplägen ver: 
ſchiedener Art (worunter nur 994 Städte mit ihrer Städteoronung) eine große Anzahl Feiner 
Befigungen gar feinem Gemeindeverbande angehört, auch von den 31000 Dörfern nur eine 
geringe Minverzahl eine auf Sperialverleihung beruhende Gemeinveorganifation hat, mo: 





15) Bal. Lette und v. Rönne, S. XVI, und a. a. O.; insbefondere Riedel, Die Marf Brandenburg 
im Jahre 1250, Thl. I; Tzſchoppe und Stenzel, Urfundenfammlung zur Gefchichte des Urfprungs der 
Städte und der Ginführung deuifcher Goloniften und Rechte in Schlefien und der Laufig; Wohlbrüd, 
Beichichte des ehemaligen Bisthums Lebus, 
v. Rönne, Staatsrecht der preußifchen Monarchie, N, 214, 215. Allgemeines Breufifches Land: 
echt, Thl. II, Tit, 7, 88. 46—86. 
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gegen wenigſtens 29722 Dörfer und von den etwa 18 Mill. Einwohnern des preußiſchen 
Staats fat 121/, Mil. Bewohner des platten Landes einer geordneten Gemeindeverfaſſung 
entbehren. ?7) MW. N. Kette. 

Landräthe und Kreisftände (im preußifchen Staate.)!) Das Amt und die Stel 
lung des Landraths, ald Vorſteher des Kreifes, ald Organ und Commissarius perpetuus der 
Bezirksregierung, gehört im preußifhen Staate zu den umfang: und einflußreichſten. Die all: 
mähliche Umbildung und heutige Geftalt deſſelben ift mit der Entwidelung des Staats: und 
Berwaltungsdorganismud eng verfnüpft. 

Unter Landräthen verftehbt man in Preußen nit, wie in Baiern und in einigen andern 
deutſchen Territorien, aus fländifher Wahl Hervorgegangene Gollectivbehörden oder Auf: 
fhüffe zur Unterflügung der Regierung oder zur Wahrnehmung getwifler gemeinfamer ftir: 
difcher Angelegenheiten.) Das Inftitut der Landräthe, ald Vorfteher und Verwalter der 
einzelnen Kreife, hat in Preußen feinen Urfprung in der ältern Landesverfaſſung der Matt 
Brandenburg. Dajfelbe ging hervor aus den von den Ständen, jenad der frühern prowinzielen 
und Kreideintheilung ver Mark Brandenburg (Alt:, Mittel:, Ufer: und Neumark, Briegnig), 
gewählten Kreiöverorbneten, welche einen repräfentativen Charakter hatten und zur Erhebung 
und Ablieferung der von den Ständen bewilligten Steuern, wie zur Beforgung fonftiger fin: 
diſcher Geſchäfte beftimmt waren. Der Kandeöherr übertrug diefen Kreisverordneten, beſondett 
feit vem Dreißigjährigen Kriege, innerhalb ihrer Amtöbereihe auch Staatsgeſchäfte, namentlis 
die Polizeigewalt auf dem Lande und die Aushebung der Mannfhaften zum Heere. Damit 
wurden fie zugleich landesherrliche Kreis: und Kriegscommijjarien und feit Einrichtung der 
Kriegs: und Domänenfanmern (1723) dieſen Verwaltungsbehörben untergeorbnet; aud zog 
man fie periodiſch zu deren Arbeiten und Berathungen zu. Den Landräthen als Gommiflarien 
diefer Behörden übertrug befonderd König Friedrich Wilhelm L., ſodann Friedrich der Große, 
zufolge des legtern Inftruction vom 1. Aug. 1776 innerhalb ihrer Kreife für das platte dand 
beinahe alle in ven Regierungsreffort Hineinfallenden Gefhäfte, wie Die Handhabung der Poli: 
zei, die Erhebung der directen Staatöfteuern, die Aufjicht über die Gemeinden und Gutöbegirke, 
bezüglich über die Lokalobrigkeiten, vorzugsweife auch die Sorge für Hebung von Aderbas un 
Viehzucht, überhaupt für alle landwirthſchaftlichen Intereffen, wofür landesherrlich erlafent 
Dorf:, Ader: und Fleckenordnungen in ausführlidfter und vetaiflirtefter Weife Anordnungen 
trafen. Das Inftitut der Landräthe, gleichzeitig mit dem der Kreisſtände, unter Umbilbung der 
frübern provinziell verfchiedenen Territorialeintheilungen, wurde aud bereits von Friedrich 
Wilhelm I. in Pommern und in das Herzogthum Magveburg, von Friedrich dem Großen nah 
ver Eroberung Schlefiend in diefe Provinz, ſodann 1752 in die weftfälifchen Landestheile un 
in Oftpreußen (hier an die Stelle ver allgemeinen Landſtände), envli 1773 in Weſtpreuße 
eingeführt. Dagegen ſtanden die innerhalb ver landräthlichen Kreife belegenen Städte mit 
unter der Verwaltung und Aufſicht ver Landräthe, fondern unter der befonderer Stenerrätht 
Die Städte und deren Magiftrate nahmen deshalb an ven freisftändifchen Inſtitutionen, BT 
fammlungen und Beihlüffen nur fomeit Theil, ald fie Rittergüter oder contribuable Bauerdöt: 
fer befaßen und vertraten. Auch die Föniglihen Domänenämter und deren Untertanen wur" 
in der Regel von den Kreisſtänden nicht mitvertreten. Nur Hin und wieder und nur bid 1165 
war zur Vertretung der Domänen und Domänenunterthanen auf den Kreistagen vie Aber; 
nung eines Deputirten der Kriegs: und Domänenfammern gebräudlich gewejen. 

Der Landrat mußte, nad ber bis 1806 und 1807 beſtehenden Berfaffung, adelichen Stan: 
des und im Kreife mit einem Rittergut angefeffen fein. Er wurde aud der Mitte der Kun 
fände von den adelichen Rittergutöbefigern gewählt und dem Könige zur Beftätigung pröfen; 
tirt. Seit 1753 wurden zur Unterftügung des Kreislandraths bei einzelnen Geſchäflen, al 
Gehülfen deſſelben, zugleich als ſtändiſche Vertreter und Beamte auferhalb per Kreisverfamm 
fung, aud die „Kreisdeputirten“ allgemeiner eingeführt. Auch dieſe wurden aud den adeliden 
Nittergutöbejigern gewählt. 


17) v. Rönne, Die Gemeindeordnung u. f. w. vom 11. März 1850, &. XI. Tabellen und amtich 
Nachrichten des Staliſtiſchen Bureau für den preußiſchen Staat für das Jahr 1858 (Berlin 1860) 
v. Rönne, Staatsrecht der preußiichen Monarchie, II, 26 fg. 

1) Bol, die Art, Kameralwiffenfhaft, Landgemeinden, aud) Agrarverfaffung und Agrargeieggebun- 
2) Zachariä, Deutſches Staats» und Bundesrecht (zweite Auflage), IL 643, $. 122. Zöpfl, Brum 
füge des allgemeinen und deutfchen Staatsrechts (vierte Auflage), 11, 552, $. 413. 
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Der Landrath hatte die Kreisverfammlungen einzuladen und zu dirigiven. Letztere wählten 
auger dem Landrath auch andere Beamte ded Kreiſes, ingleihen früher die Directoren und 
Beamten verſchiedener ſtändiſcher Inftitute, zu deren Reſſort 3. B. die Führung der Hypotheken⸗ 
büder, die Landfeuerfocietät, das ritterfchaftliche Greditwefen, die Kandarmen- und Invaliden— 
serpflegungsanftalten gehörten. Ingleichen hatten die Kreistage mitunteraud Deputirte behufs 
Zuziehung bei der Gefeggebung zu beftellen. Auf ven Kreistagen wurde ferner die Kreisredh- 
nung revidirt und dechargirt, über den Gtat, wie über Aufbringung und Verteilung der 
Steuern und über fonftige Kreisangelegenbeiten berathen und beichloffen. ?) 

Die Mitgliedfhaft bei den Kreisftänden war in der Regel auf Rittergutöbeiiger und den 

del beſchränkt. Wurde einem Manne bürgerlihen Standes ausnahmsweife die lahdesherr: 
Mibe Gonceffion zum Erwerbe eines Nitterguts ertbeilt, fo blieb doc) derjelbe in ver Regel, wie 
noch die königliche Verordnung vom 18. Febr. 1775 wiederholte, von Sig und Stimme auf 

Ms und Landtagen ausgeſchloſſen. Es it bemerfenswerth, daß ih hauptſächlich feit dem 
Ünigiäbrigen Kriege und ſelbſt noch im vorigen Jahrhundert die bevorrechtete Stellung des 
18, gegenüber dem Bürger: und Bauernftande, bob und abſchloß, nachdem die Bedeutung 
ERitterjtandes und Adels für Waffendienſt und Landeövertheidigung untergegangen war. *) 
lebric der Große ergänzte fein Offiziercorps fait ausihließlih aus den Söhnen des güterbe- 
inden Landadeld. Dabei legte ev demſelben mit diejen Vorrechten aber die nicht unerhebliche 
— ſeines gering beſoldeten Offiziercorps auf. 

Veränderung, insbeſondere wegen des adelichen Standes, als einer Bedingung zur 
mg der Kreisſtandſchaft und zur activen und pafiiven Landrathswahl, erlitt die frühere 

Werfallung erſt durch das Ediet betreffend den erleichterten Befig und den freien Gebraud 
Se Orundeigenthund, ſowie die perjönlichen Verbältniffe der Landbewohner, vom 9. Oct. 
in Berbinvung mit den Kriegsartifeln vom 3. Aug. 1808, wonach insfünftige jeder 
ohlige Vreuße zur Ajceniton in Offizierftellen gleich berechtigt fein follte. 9) 

Dmmähft verordnete auch in Bezug auf die Kreis- und Communalverfaflung daß foge: 
nannte Gensdarmerieedict vom 30. Juni 1812 die Aufhebung der „‚unbegründeten Abſonde— 
u im der Heinen ſtädtiſchen Communen, der Städteeigentbümer, Domänenämter und ritter- 
aaligen Societäten in ven Gommunalangelegenbeiten des Kreiſes“ und dagegen die „Bil⸗ 
Dung der aus Städten und ländlichen Gemeinden zufammengefegten Kreife als ſelbſtändige 
Srporative Rreiögemeindeverbände‘‘, ingleihen an Stelle des gewählten Landraths und mit 
Tennung ea NRepräjentativcharafters von deifen Amtsberuf „die Ernennung eines vom Staate 
Alten Kreispirectors als eriter landespolizeilicher und Aufjihtöinftang über die Lofalpolizei, 
Demeinden und die örtlichen und obrigfeitlihen Behörden, wie zur Guratel der Kaffenver: 
ung aller aus dem Kreiſe fließenden Staatdeinkfünfte. Zugleich jollte dem Kreiddirector 
reiöverwaltung aus je zwei Deputirten für die Städte, für die Rittergutäbejiger und für 
Dauernftand zur Seite ftehen. Das fogenannte Gensdarmerieedict von 1812 ift jedoch nur 
Fund iwieder zur Ausführung gekommen und fpäter wieder befeitigt.. 

Sodann aber erfolgte durch die Verordnung wegen verbefferter Einrichtung der Provinzial: 
vom 30. April 1815 die Gintheilung jedes Regierungsbezirks in Kreife, in der Regel 
er Beibehaltung der bisherigen Eintheilung, wo eine ſolche bereits ftattfand, mit Ausnahme 
ber großen Städte, in übrigen unter Vereinigung aller Ortſchaften und Güter zum 
Mrnbserbande. „Jeder Kreis bat einen Landrath.“ „Die Landräthe find die Organe der Re— 

rung i Vollziehung ihrer Verfügungen.‘ 

Besmwärtig befteben in ven acht Brovinzen und reip. 25 Regierungdbezirken des preußi- 
Staats, mit Ausnahme des erimirten Bezirks der Stadt Berlin, 332 landräthliche Rreife, 
inter ſechs Stadtfreife (Königäberg, Danzig, Potsdam, Breslau, Köln, Aachen). 

Der Hläheninhalt und die Bevölkerung diefer Kreiſe find fehr verfchieden. Deren Umfang 
in den Öftlichen Provinzen, mit Ausnabme indeh von Schlefien und Sachſen, bei geringerer 
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3) Bal. über Entftehung, Stellung und Function der Landräthe wie der frühern Kreisftände: Die 

tar Brandenburg, ihr Zuftand und ihre Verwaltung vor dem Ausbruche des franzöftichen Kriegs 
ber 1806, S. 87, 159 fa. 

f. Die Kurmarf Brandenburg, ©. 161: desal. den Art. Agrarverfaffung und Agrargefeg: 
;: und v. Rönne, Die Landesculturgefeggebung des preußifchen Staats, Bd. I, ©. LXXI, 
S. XXVM. 5) Val. den Art. Agrarverfaſſung und Agrargeſetzgebung. 
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Bevölkerung meift erheblich größer wie in den weftlihen Provinzen, Mbgefeben son einigen 
Ausnahmen, beträgt derfelbe dort zwiſchen 12 und einigen 20—30 und fogar 40 Quadrat— 
wmeilen, die Bevölferung einige 30: bis einige 60-, in einzelnen Kreifen jedoch auch bis 80000 
Einwohner. In den weitlihen Provinzen, au in ver Provinz Sadjen, ift der Umfang der 
Kreife Hingegen meift nur 5—10, höchſtens 12 und 14 Quadratmeilen, mit einer Benölferung 
von einigen 30:, häufiger über 70-, mitunter 100000 Bewohnern. 

Der neuen Kreideintheilung folgten fpäterhin — nad) Herftellung von Provinzialſtänden 
dur dns Geſetz vom 5. Juni 1823 und die ich diefem Geſetz anſchließenden beſondern Geige 
üßer die provinztalfländifchen Verbände der verſchiedenen acht Provinzen — in ten Jahren 
1823, reip. 1824—28, befondere Kreisordnungen für jede Provinz. Zufolge verjelben bilden 
die landräthlichen Kreife auch die Bezirke der Kreigftände und e8 Haben die Kreisverfanmlungen 
den Zweck, die Kreisverwaltung ded Landraths in Communalangelegenheiten zu begleiten um 
zu unterftügen. Diefe Verwaltung innerhalb der beſtehenden Gefeggebung bildet den Gegen— 
fland der Berathungen und Befchlüffe der Kreisftände. Sie vertreten die Kreiscorporatien in 
allen den ganzen Kreid betreffenden Communalangelegenheiten. Sie haben vie kreisweiſe auf: 
zußringenden Staatspräftationen, fiir deren Aufbringung es an gejeglichen Beſtimmungen 
fehlt, zu repartiren, bei Leiftungen und Naturaldienften zu Kreisbedürfniſſen ſich gutachtlich zu 
äußern und die Kreisrehnungen zu prüfen. Sie wählen den Landrath ſowie andere Krtik: 
beamte, auch Commiſſionen und Ausfhüffe füreinzelne ſtändiſche Verwaltungen und für gewift 
Angelegenheiten nad) näherer Beftimmung der tarüber erlaifenen Gejege, z. B. für die Kreis— 
erfagcommifjton, für die Veranlagung der Einkommen- und Klaffenfteuer, für die gütlide Mer: 
mittelung in den Auseinanderfegungsangelegenheiten, für die Ausführung von Bewäſſttungs— 
anlagen. Alljährlich Hat der Landrath die Kreisſtände wenigftend eirnmal zu berufen und ihte 
Verfammlung zu leiten. Eine ausgedehnte Befugniß, mit Verpflichtung aller Kreikeinzeſeſe— 
nen Öffentliche Anlagen und Kreisausgaben zu beichliegen, wurde den Kreisverfammlungen ert 
durch die Verordnungen von 1841 und deren Ergänzungen beigelegt. Diele Befugniß bat ie 
wol gemeinnügige neue Einrichtungen und Anlagen für den ganzen Kreis, z. B. von Chauſſen, 
wie bie Befeitigung von Nothſtänden zum Gegenftande. Mur in gewi ſſen Fällen, je nad Nas, 
Umfang und Zeitvauer der dem Kreiſe und deſſen Ginfaffen auferlegten Verpflichtungen, MN 
Betätigung folder Beſchlüſſe feitens der Negierung, reip. die Entiheidung der höchſten Ver— 
waltungsbehörben erforberlid. ©) 

Im grellften Misverhältniß mit den Leiftungen blieb aber, zumal in dem öftligen Proxin: 
zen, dad Stimmenverhältnig auf den Kreitagen. Außerdem hielten jene Kreisortnungen, im 
Widerſpruch mit der Neformgefeggebung ver Jahre 1807 fg., an dem Princip ber Hündiigen 
Gliederung feft. 

Während jeder Nittergut&befiger in der Kreisverfammlung eine Virilſtimme zu führen Dt 
und es mit wenigen Ausnahmen in den öftlihen Provinzen des Staats eine Mehrzahl 
Kreifen gibt, in welden ver fogenannte erfte Stand einige 20—60 und 70, ja in mehrnca 
Kreiſen mehr als 100 Stimmen in ver Kreisverſammlung führt, haben überall die Städte nd 
Kreiſes in der Negel nur je eine Stimme, oft fogar mehrere Eleine Städte zufammen nur eine 
Collectivſtimme und die gefammten Landgemeinden — ter ganze, vor der neuern Steuerregull 
rung (f. Grundfteuer) vorzugsweife contribuable Stand — nur drei, zum Theil, fit 1850, 
ſechs Stimmen zu führen. Dabei ift das paffive Wahlrecht ter Stadt: wie der Landgemeinden 
durch perfönliche oder Beiigqualificationen ihrer Kreißdeputirten (Maß des Grundeigentbunt 
längere Befigzeit, Schulzen- oder Magiftratdamt u. f. m.) fehr eingefchränft. Hingegen bech 
in den beiden weſtlichen Provinzen des Staats die Kreisverſammlung, neben den Virilſtinmes 
ber Rittergüter, aus Abgeordneten der Bürgermeiftereien, reſp. Amter. 

Mit Rückſicht auf diefe Art von ſtändiſcher Gliederung in der Kreißvertretung haben!“ 
Kreisordnungen einem einzelnen Stande das Recht ertheilt, „feinen auf Verlegung von Ei" 
derintereſſen geftügten Widerfprud gegen den Beſchluß der Mehrheit des Kreistagd mittel? 
Separatvotums im Necurfe an die betreffende Stantsbehörbe geltend zu machen’ (die Befugan 
zur itio in partes). @inleuchtend ift indeß dies Recht jelten und noch weniger mit Erfolg zet 
Anmendung gefommen. 

Die Wahl der Landräthe durch die Kreisftände, refp. deren Befugniß, dem Könige zu 
Auswahl und Betätigung drei Candidaten zu präfentiren, ift wie früher, fo wiederum aus 


6) v. Rönne, Staatérecht der preufifchen Monarchie, I, 547, 586 fg.; II, 206 fo. 
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gegenwärtig in der Mehrzahl ver öftlichen Randestheile das ausſchließliche Vorrecht der Ritter: 
gutöbefiger, nur ohne Unterſchied, ob dieſe adelihen oder bürgerlihen Standes find. Blos in 
einer Minderzahl der öſtlichen Kreife, wie in den weftlihen Provinzen, nimmt bie ganze Kreis— 
verfammlung, einjchlieglih der Deputirten ver Städte und Landgemeinden, an der Wahl ver 
Landrathsamtscandidaten theil. Inder ijt die Wählbarfeit in der Negel auf Rittergutöbefiger, 
jebenfallä größere Grundbeſitzer beſchränkt. Daffelbe gilt von der Wahl der Kreispeputirten, 
deren in der Hegel zwei für jeden Kreis als Gehülfen und zeitweiſe Vertreter des Landraths 
beſtellt werden. 7) 

Der vom Könige zur Verwaltung der Landrathäftelle defignirte Candidat Hat ſich einer 
Prüfung zu unterwerfen, fobald er nicht bereitd zuvor eine höhere Staatprüfung bejtanden 
oder wenigftend die Reife dazu erlangt hatte, oder aber davon dispenfirt wird. Kür jene Prü- 
fung ift ein befondered Regulativ vom 13. Mai und 10. Juli 1838 erlaffen. Übrigens gibt es 
gegenwärtig eine Anzahl von Landräthen, welche jene höhere Staatsprüfung gemacht haben. 
Die Zabt derer ift erheblich geringer geworben, bei welchen auf die Geihäftstüchtigfeit der jegt 
königlichen Kreisſecretäre weſentlich zu rechnen iſt. 

Allervings haben die Kreisftände jeit der Geſetzgebung von 1841 in vielen Kreifen von 
ihrer ausgedehnten Befugniß zur Verpflichtung dev Kreideinfaffen dur Auflegung von Abga- 
ben und Gontrabirung von Schulden, insbeſondere behufs Anlage son Runftftraßen, einen aud: 
gedehnten und meift nüglichen Gebrauch gemacht. Erflärlich ind jedoch mannichfahe Bedrückun— 
gen und Beſchwerden dieſer und jener Volfäflaffe über die Vertheilung folder Kreisausgaben, 
mal bei der bis zur neueſten Zeit beitandenen Gremtion der Rittergüter mehrerer öftlicher 
Trovinzen von der Grunpftener und bei der überall fehr ungleihen Repartition dieſer Steuer, 
einer Hauptgrundlage zur Übertragung dev Kreid: und Gommunalbedürfniffe. Die mehrge: 
dachten Gefege son 1841 wurden deshalb, in der Erwartung einer der Verfaſſung und ven 
Grundſätzen des Rechtsſtaats entſprechenden durchgreifenden Reform des kreiöſtändiſchen In— 
ſtitute, im Jahre 1848 ſuspendirt. Inzwiſchen iſt wiederum aber die mit der Reformgeſetzge— 
bung des Gemeindeweſens unterm 11. März 1850 gleichzeitig ergangene Kreis-, Bezirks- und 
Vrovinzialordnung für den preußiſchen Staat im Jahre 1853 aufgehoben, ver betreffende 
Artikel der Berfaffungsurfunde (105), „welcher die Ernennung auch der Vorfteher ver Kreife, 
gleichwie die ver Vorfteher der Provinzen und Negierungsbezirfe (dev Oberpräfidenten und 
Präfidenten) vem Könige vorbehielt”, auch in diefer Beziehung abgeändert und find die frühern 
Kreisortnungen miederhergeftellt. Dabei aber blieb aus dem neueſten Geſetz, betreffend vie 
Dienftvergeben der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852, die — überdies von einer 
mitrerftandenen und verkehrten Auffaffung des conftitutionellen Negime ausgegangene — 
Beflimmung in Kraft, „daß (gleich ven Ober: und Negierungspräfidenten, Vorftehern ver kö— 
niglichen Bolizeibehörden, Staatsanwälten u. ſ. w.) auch die Landräthe durch königliche Verfü- 
gung jederzeit mit Gewährung von Wartegeld einftweilig in den Ruheſtand verjegt werben 

nnen”. 

Seit 1858 hat ih die Staatöregierung wie dad Haus der Abgeordneten mit der nothwen— 
digen Reform der kreisſtändiſchen Inftitution vielfach befchäftigt. Demzufolge hat die Staate- 
tegietung den Käufern ded Landtags einen neuen Entwurf zur Kreisorbnung vorgelegt, welche 
die Krefäverfammlung aus drei Wahlkdrpern, aus dem der großen Grundbeſitzer, doch ohne 
Rückſicht auf Rittergutsqualität, aus dem der Städte und aus dem der Kandgemeinden nad 
Berbäftnig der Einwohnerzahl, reip. des Beſitzumfangs oder der Orundfleuern, hervorgehen 
laffen wollte. Zum Gefetz ift jedoch diefer Entwurf nicht geworden, 

Sonah beruht in Preußen noch immer einer der bedeutendften Verwaltungsorganiänen, 
eine wihtigfte Grundlage des verfaffungsmäßigen Staats und der communalen Selbftvermwal- 
tung, auf dem Fundament des Feudalſtaats. Daher ift in Preußen auch auf diefen Gebiete 
der bereits feit feiner Refornigefrggebung ver Jahre 1807—12 begonnene Kampf zwiſchen dem 
Seudal: und dem Rechtsſtaate noch erft zum Austrag zu bringen. W. U. Lette, 

Landſaſſiat bedeutete im ehemaligen Deutſchen Reiche die Untergebung unter die Terri— 
wrialboheit eines Landeäherrn und, da als deren Hauptbeftandtheil die Jurisdiction betrachtet 
wurde I), insbeſondere die Berpflihtung,, bei landesherrlichen Gerichten zu Recht zu ſtehen, in: 





N Bgl. das Nähere bei v. Nönne, I, 591 fg. 
1) Eichhorn, Deutfche Staats: und Rechtsgefchichte (vierte Auflage), IV, 276. 0 
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fofern ſich dieſe Verpflichtung auf alle erſtreckte, die innerhalb eines landesherrlichen Gebiet 
entweder ihren Wohnſitz hatten oder unbewegliche Güter beſaßen.?) Dieſes Verhältniß fan 
nur in Bezug auf Freie in Betracht, die fih nah Willkür in daſſelbe begeben (Landſaſſen kn) 
oder durch Veränderung ihres Wohnfiges oder Veräußerung ihrer Güter ſich ihm entziehen 
konnten — nicht aber in Bezug auf Veibeigene oder Grundholden, die der Patrimonialgerihn 
barfeit ihrer Grundherren unterworfen waren, und wobei zunächſt nur hinfichtlidh diefer legtere 
die Frage über das Beſtehen des Landſaſſiats fih aufwarf. Den Landſaſſiat ftand entgegen du 
Reichsſaſſiat, ald Befreiung von der Landeshoheit und unmittelbare Untergebung unter vi 
Hoheit des Reichs, insbefondere unter die Gerichtöbarfeit der höchſten Reichsgerichte. Inwu- | 
hen Landen wurde regelmäßig jeder, der in dem Territorium wohnte oder unbeweglihe Gi ı 
darin befaß, für verpflichtet erachtet, ſowol Hinfichtlich der dieſen Güterbeſitz betreffenden ald a 
hinſichtlich rein perfönlicher Verhältniffe Recht bei den Gerichten des Landes zu nehmen, za 
den vollen Landſaſſiat (Landsassiatus plenus) begründete. Hierbei fand jedoch die natkwm | 
dige Ausnahme ftatt, daß ein Landesherr, der in dem Gebiet eined andern unbewegliche Gin, | 
insbefondere Lehen bejaß und in legterer Beziehung Vaſall des andern war, ſtets nur hinfä | 
lich der feinen Güterbejig oder feine Eigenſchaft ald Vaſall angehenden Verhältniſſe ver Haba | 
des andern Landesherrn fich unterordnete. In andern Landen wurden diejenigen, dieinm ) 
halb des Territoriums Güter befaßen, ohne zugleich ihren Wohnſitz daſelbſt zu haben, übe ' 
haupt nur hinfichtlidh der aus diefem Güterbefig entftehenven, nicht aber hinſichtlit jene | 
rein perfönlicher Verhältniffe der Territorialgerihtöbarkeit untergeben betrachtet, watt de 
griff von unvollfommenem (minus plenus) Landfafjiat ergab. Endlich gab es Lande, in dac 
gewiſſe Klaffen von Inſaſſen vermöge ihres mit perfönlihem Adel verknüpften Gmmdkerpe 
von ber Landeshoheit und Territorialgerihtöbarfeit frei waren und das Vorrecht da Auf: 
unmittelbarfeit genoflen. Zu diefen Infaffen gehörten die ehemaligen mit Grundberlidtit 
gabten Neichsritter in Schwaben, Franken und am Rhein. In diefen Landen galt he 
Landſaſſiat in feiner Beziehung, ſondern «3 beſtimmte fih nad andern Verhältnifen, $@ 
Inſaſſe der Territorialgerihtsbarfeit unterworfen war oder nicht. 

Diejenigen Lande, in denen der Landſaſſiat als plenus oder minus plenus Beltant har 
biegen gejhloffene, die übrigen dagegen, zu welchen übrigens nur die Reichslande Säme, 
Franken und zum Theil am Rhein gehörten, ungefchloffene. Diefe Verſchiedenheit beruf m 
auf, daß, nachdem die gedachten Lande nah dem Ausfterben ver frühern Herzoge an dat Rad 
zurüdgefallen waren, bei deren Wiederverleihung dem Reich die unmittelbare Hoheit ühr!® 
darin anfäffigen Adel und veffen Güter, refp. diefem die Reichsunmittelbarkeit ald vorbehalt 
betrachtet und in der Folge durch Privilegien gefihert ward ?), was hinfichtlich der übrigen Tan 
torien nicht ftattfand.*) Zu den Territorien mit vollem Landſaſſiat gehörten namentlid Se 
fen), Baiern 6), Heflen.?) Heutzutage, da die Neihsunmittelbarfeit mit dem Neid veriä# 
den ift, muß, nach der Natur der Sache, ein jeder, der in einem deutſchen Staat feinen Bl 
hat oder nur innerhalb deſſelben unbewegliche Güter befigt, im erften Ball hinſichtlih WR 
Berhältniffe überhaupt, im legten Ball aber wenigftens hinſichtlich der aus diefem Gürereig 
entjpringenden, ald der Souveränetät dieſes Staats untergeben, folglich als verpflichtet heaahit 
werben, bei deſſen Gerichten zu Recht zu ftehen, und es find daher heutzutage allı fantı 9 
ſchloſſene im Sinne des ehemaligen deutſchen Staatdrehtd. Dagegen kann infofern neh uk 
Derihiedenbeit begründet fein, als es fih davon handelt: ob die fogenannten Forenien, # 
folde, außer den aus ihrem Güterbefig entjpringenden, auch binfichtlich fonftiger perlonliän 
Berhältniffe der Gerichtsbarkeit ded Staats untergeben feien? Wo hierüber feine geist 
Vorſchrift befteht, würde ſich diefe Frage danach entfheiden, was in jedem Rande jur Jam 
Deutſchen Reichs gegolten; fie würde daher für diejenigen Lande zu bejahen fein, we nei 
der volle Landſaſſiat beftanden hat.®) G. Ruͤbl 

Landſturm, ſ. Volksbewaffnung. 


2) Pfeffinger, Corp. jur. publ., Thl. II, Buch 1, V. 22. 

3) Eichhorn, Deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte, Thl. IV, $. 539. 

4) Pfeffinger, a.a.D. 

5) Pfeffinger, a.a. DO. Zachariä, Handbuch des furfächfiichen Lehnrechts, $. 38. 

6) Pieffinger, a. a. D. 

7) Eftor, Kleine Schriften, III, 9 und ©. VII. 

8) Eichhorn, Einleitung in das deutfche Privatrecht mit Einſchluß des Lehnrechts, $. 75 


Zandtag 405 


 Randtag. 1. Begriff und Begrenzung der Aufgabe. Urjprünglich bezeichnete 
‚ Mes Wort die ältere, faft allerwärts in Deutſchland geſchichtlich hergebrachte Vertretung des 
andes, gegenüber den Landesherren, durch bejondere Stände, Prälaten, Ritterſchaft, Städte, 
ol auch Bauern. Bon viefer ältern Form der Landtage ift in dem Art. Deutfches Landes: 
aatsrxecht das Nöthige bemerft und wir können daher, von einer befondern geſchichtlichen Ent- 
ickelung diejes Inftituts abjehend, darüber dorthin verweifen. Der Ausdruck jelbft aber ift 
erh auf die neuern, von jener Ältern Form der Vertretung mehr oder weniger abweichenden, 
yandifhen oder repräfentativen Körperfchaften übergegangen und wird ziemlich allgemein gleich: 
ebeutend mit Landesvertretung, welcher Art dieſe auch ei, gebraucht. Und zwar ebenſowol von 
vr Vertretung einzelner Lantestheile, joweit dieſe einen felbftändigen repräjentativen Charakter 
fat, ald von der eines ganzen Landes, gleichviel, ob die legtere ald die allgemeinere, über einer 
Krizahl folder Einzelvertretungen, oder ob fie allein ohne ſolche befteht. So erhielten die im 
San: 1823 in Preußen gefhaffenen Vertretungen der einzelnen Provinzen den Namen Pro: 
Kurziallandtage; aus ihnen ward dann 1847 der fogenannte Vereinigte Landtag (mit Hinzu: 
gung noch einiger anderer Elemente) zufammengefegt. In Ofterreich ift ver Name Landtag 
Vertretungen dev einzelnen Kronländer verblieben, wie ſolche, großentheils auf Grund alt= 
Seh Rechte, wenn aud der Form nad in modernifirter Umgeſtaltung, durch die neuefte 
ige Berfaffungdgeleßgebung hergeftellt worden find. Kür die Gefammtvertretung des Reichs 
der Name Reichsrath gewählt. In der dvermaligen preußiſchen Verfaflung (von 1850) 
th der Name Landtag nicht, vielmehr lediglid der, dem modernen, conftitutionellen 
dreht (nah dem Vorgange Branfreihs) entnommene, von Kammern; indeß hatte vie 
Fcielle Praris während ver Reftanrationgzeit (1850—58) mit großer Gefliffentlichfeit ſich 
bewmaüßt, jenen ältern Namen wieder in Curs zu bringen, um dadurch anzudeuten, daß fie das 
Ira fitut niht im modern conftitutionellen, ſondern im Geifte des ältern veutichen Ständewefens 
ve ſanden und gehandhabt ſehen wolle. In denjenigen deutſchen Staaten, mo die neuen, re: 
prräjentativen Verfaffungen aus noch vorhandenen alten, ſtaͤndiſchen hervorgingen, oder doch 
mneht oder weniger an ſolche anzufnüpfen fuchten, hat man aud) die Bezeihnung Landtag ge: 
vS Shnlich beibehalten, theils neben der Bezeihnung Ständeverſammlung, theils auch wol aus 
ich: fo in Baiern, Sachſen u. ſ. w. In mehreren der nad) dem Jahre 1848 entſtandenen, 
Be ziehenvlid revidirten Berfaffungen hat man fogar ausdrücklich, mit ſorgfältiger Vermeidung 
GEF Namens Stänveverfanmlung (als zu fehr an das altfeudale Weſen erinnernd) nur die Bes 
ung andtag gebraucht, weil diefe minveftend nicht fo ſehr wie jene eine beſtimmte gefchicht- 
Rüdbeziehung enthält, vielmehr nur den allgemeinen, neutralen Begriff ver Landesvertre— 
2, je in Sahjen- Weimar, Sachſen-Koburg-Gotha, Oldenburg. 
77 diefer allgemeinen Bedeutung gebrauchen wir daher auch hier den Ausdruck Landtag, 
zgeidhwir, wie eingangs gefagt, nicht ſowol von der ehemals darunter verftandenen, alt: 
FeBiätih in Deutihland begründeten, als vielmehr von derjenigen Vertretungdform handeln 
Een, welhe, mit Ausnahme Englands (wo fie ich ſchon in frühefter Zeit geſchichtlich aus: 
irrt und befeftigt hat), in allen übrigen Staaten erſt ſpäter und größtentheils erft in neues 
Fe Zeit planmäßig auf Grund einer allfeits erkannten politiihen und ſtaatérechtlichen Noth- 
zeangleit eingeführt worden ift. 
FF Quellen des landftändiihen Verfaſſungsrechts. Der ebenerwähnte Um: 
‚daß die allermeiften, gegenwärtig beftehenden repräfentativen VBerfaflungen nicht im Wege 
äbliger, thatſächlicher Entwicelung, fondern auf einmal planmäßig ins Leben geiveten 
', bedingt, im Gegenfage zu der vein geſchichtlich entftandenen engliſchen Verfaſſung, aud 
weientlichen Unterſchied beider in Bezug auf die Duellen des Verfaſſungsrechts, folglich 
aufdie Duellen der in Betreff der Bildung und Wirkfamfeit dev Landesvertretungen oder 
dtage maßgebenden Normen. Was England betrifft, jo beruht die Zuſammenſetzung des 
Haments, dev Umfang feiner Rechte, die Art, wie folhe ausgeübt werden, Zeit und Art dev 
fung, der Bertagung und gänzlihen Schliefung dev Parlamente, endlich die Geſchäfts— 
Dyung — dies alles beruht dort theild auf beftimmten geſchichtlichen Thatſachen, theild aller- 
298 auf einem gejhriebenen Recht, bald einfeitiger königlicher Erlaffe, durch welde gewiffe 
Ae der Vertretung dem Volfe verliehen, bald auf doppelfeitigen, zwiſchen dev Krone und dev 
Co beſtehenden Vertretung vereinbarten Geſetzen, durch welche dieſe Nechte näher beſtimmt, 
Sgedehnt, oder ſonſtwie modificirt wurden (dahin gehört z. B. die Neformacte von 1832), 
Bid zu einem nicht geringen Theile auf der bloßen Praxis oder bung eines jeden deu beiden 
infer des Parlaments, wobei dann jogenannte Präcedenzfälle nartrlih eine große Nolle 
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ipielen, mögen diefelben nun in den Protofoflbüchern der Käufer verzeichnet oder lediglich in 
der Erinnerung der ältern Mitglieder zweifellos aufbewahrt fein. Um ſich daher von dem par: 
lamentarifhen oder landtäglichen Weſen in England eine deutlide Vorfteflung zu mahen, be: 
darf es eines fehr umfänglihen und fpeciellen Studiums aller diefer verfhiedenen Quellen, 
Eine ausführlihe Darftellung der englifhen Repräfentativverfaflung, im organifchen und ge: 
ſchichtlichen Zuſammenhange mit den übrigen politiihen und Rechtseinrichtungen ded Kante, 
enthält das befannte fhägbare Werk von R. Gneift, „Das Heutige englifhe Verfaſſungs- und 
Berwaltungsredht” (Berlin 1857); eine kurze nberfichtlihe Zufammenftellung der fpeciell auf 
das Parlament bezüglichen, deſſen Wirkſamkeit vegelnden Normen, zugleih mit Andeutungen 
über die gefhichtliche Entftehung und die Rechtsquellen einer jeden derſelben, bietet das Bus 
„Das engliiche Parlament und fein Berfahren. Ein praftifches Handbud von Thomas Gräfin. 
May. Aus der 1859 erſchienenen vierten Auflage des englifchen Originals überfegt und ke: 
arbeitet von KR. Oppenheim’ (Leipzig 1860). Außerdem vergleiche man die unter dem Art, Ge: 
ſchäftsordnung angeführten Schriften. Leichter hat man es bei den fogenannten papiereneneder 
gefchriebenen Verfaſſungen. Hier ift alles, was über den Landtag oder die Landesvertretung jı 
wiffen noth thut, in der Regel in wenigen Geſetzen erichöpfend und zugleich ſyſtematiſch zulan- 
mengeftellt, nänlih in der Berfaffungsurfunde (Verfaſſungsgeſetz, Grundgeſethz, Charle, 
Grondwet u. ſ. w.), dem Wahlgefeg oder der Wahlordnung, endlich der Geihäftsordnung 
(Landtagsordnung, Reglement u. f.w.). Bon Sammlungen folder Verfaſſungsurkunden 
(welche alfo zugleich ven Stoff zur vergleihenden Kenntniß und Prüfung der veridiedenen auf 
das Landtagsweſen bezüglihen Beftimmungen darbieten) find beſonders zu erwähnen die von 
F. W. Schubert, „Die Verfaflungsurfunden und Grundgefege der Staaten Enropas, ber nord: 
amerifanifhen Freiſtaaten und Braflliens, welche gegenwärtig die Grundlage bed öͤffentlichen 
Rechts in diefen Staaten bilden” (Königsberg 1848), fpeciell für Deutfchland aber „Die deut: 
ichen Verfaffungsgefege der Gegenwart, einfchlieplich dev Grundgeiege des Deutſchen Bunte: 
und der dad Verfaſſungsrecht ver Einzelftanten direct betreffenden Bundesbeſchlüſſe, geſam— 
melt und mit Ginleitungen und Anmerkungen herausgegeben von H. A. Zachariä“ (Göttingen 
1855), woneben die ältere Sammlung von Pölig, „Die europäifchen Verfaſſungen feit dem 
Jahre 1789 bis auf die neuefte Zeit, mit geſchichtlichen Griäuterungen und Ginleitungm 
(zweite Auflage, Leipzig 1828), nebft der Fortfegung von Bülau („Darſtellung der eurepar 
ſchen Verfaflungen in der feit 1828 darin vorgegangenen Veränderungen‘, Leipzig 1841) mut 
noch ein geichichtliches, immerhin aber, wegen der bisweilen wünſchenswerthen Pergleigun; 
ded gegenwärtig Geltenden mit dem früher in Kraft Gewejenen, aber nun Befeitigten, nid! 
ganz unbedeutendes Intereffe behält. Eine ſpecielle Zufammenftellung der weſentlichſten J— 
ſtimmungen der in den verſchiedenen Ländern beſtehenden Wahlordnungen enthält die Shr 
von Bülau, „Wahlrecht und Wahlverführen‘ (Leipzig 1849). Hinfichtlid der Duellen zu! 
Kenntniß der verſchiedenen Landtags: oder Gefhäftsordnungen verweiſen wir einfach au da 
Art. Geſchaͤftsordnung, deſſen auf dieſem Gebiete viel erfahrener und ſachkundiger Verfall! 
neben einem erjhöpfenven Detail von Materialien auch noch eine zahlreiche Ouellenliteratut 
angeführt hat. 

II. Gemeingültige Beftimmungen über die Nothwendigkeit und ven P%° 
litifhen Charakter der landſtändiſchen Verfaffungen. Der gemeinjame Zt 
und die fachliche Nothwendigkeit von repräfentativen Körperichaften oder Landtagen berubt au! 
den allgemeinen, ebenfowol vernunftgemäßen, ald in dem Weſen der Gulturentmidelung de 
gründeten Rechte des Volks auf thätige Mitwirkung bei der Negelung feiner gemeinfamen I 
genannten Öffentlihen Angelegenheiten. Der Pflicht des Volks oder der Geſammtheit det 
Staatdangehörigen, für die Zwecke des Staats gewille Leiftungen und Laſten zu übernehmen, 
fteht das natürliche Necht gegenüber, auf die Verwendung biefer Leiftungen und auf die gan‘ 
Einrihtung und Leitung des Staate, ald wodurd weientlih Art und Umfang dieſer Lahr 
mit bedingt ift, einen Einfluß zu üben, Geſchichtlich betrachtet, find Daher auch wol faſt de 
ſämmtlichen beftchenven Berfaffungen (in den monarchiſchen Staaten mindejtens) zunächſt un 
zumeift aus dem Bedürfniß einer gefeglihen Negelung des Rechts der Bewilligung von at⸗ 
gaben und andern Leiſtungen der Staatögenoffen durch eine geordnete Vertretung derfelben, !% 
wie der Antheilnahme eben diefer Vertretung an der Feftftellung des Staatshaushalts und de 
Gontrole ver Verwaltung ver Staatfinanzen hervorgegangen. Dies ift namentlich ganzen 
ichieden der gefchichtliche Urfprung des englifchen Parlaments, der erfte Keim ſowie der ſtete I 
Angelpunft der ungebeuern politifchen Macht, welche nach und nach diefes und insbeſondett 
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das Haus der Gemeinen oder die eigentliche Gefammtvertretung der Nation erlangt hat. Als 
die früheſten normanniſchen Könige von England außer ven Leiftungen, welde jie ald Lehns— 
herren von ihren Bajallen anzuſprechen hatten, nod andere, und mit der Zeit immer mehrere, 
nah Maßgabe der verwidelter werdenden politiſchen Verhältniffe, oder auch für ihre eigenen per- 
jönlihen Zwedfe, benöthigten, mußten jie erft den Adel, allmählich aud) andere Klaſſen des Volks 
zur Mitleidenſchaft heranziehen, und da fie dieje Mebrleiftungen nicht ſchlechthin als ein Recht 
fordern fonnten, jo mußten je ji deshalb mit denen, von welden jie ſolche wünſchten (beziehend: 
lich mit Berollmächtigten oder Vertretern derjelben) verftändigen, vertragen. Ahnlich ging es 
aud in den Feudalſtaaten des Feftlandes, namentlich in den einzelnen deutſchen Ländern, ala 
diefe ih zu beſondern Staatdeinheiten entwidelt hatten. Der Landesherr unterhandelte mit 
den ihm gegenüberjtehenden Vertretern des Grundbeſitzes (ald der damals noch einzigen Art des 
Beiges überhaupt), der Ritterſchaft, den geiftlichen Stiftern, den Städten. Das Bewilligungs: 
recht war das erſte vertragsmäßige Recht, welches diejen von dem Landesherrn eingeräumt ward 
und deilen Übung die eigentliche Grundlage der ſtändiſchen Vertretung oder der Landtage wurde. 
Da in jenen frühen Zeiten ſolche Bewilligungen immer für ganz beftimmte Zwede gefordert 
und gewährt wurden, jo hatten die Vertreter ded Landes oder die Stände es in der Hand, durch 
Berfagung der Bewilligung aud) die von dem Fürſten beabjichrigte Verwendung derjelben zu 
vereiteln, alfo z. B. einen Krieg zu verhindern, den der Fürſt führen wollte, den aber die Stände 
nit in ihrem oder im Interefle ded Landes fanden. Zu dieſem directen Einfluß des Bewilli- 
zungsrechts auf die Führung der Öffentlichen Angelegenheiten, oder auf dasjenige, was wir 
heutzutage Staatöverwaltung nennen, trat bald nod ein anderer, indirecter hinzu. Die Stände 
benugten die Berlegenheiten der Landeöherren und die Nothwendigkeit, worein dieſelben verjegt 
waren, die Stände um Bewilligungen anzugeben, zur Geltendmachung und Durdjegung von 
Winihgen oder Beſchwerden, auch wenn folde unmittelbar mit dem Gegenjtande der Forderung 
und Bewilligung nichts zu thun hatten. Schon früh nahm das englifhe Unterhaus die Praxis - 
an, Bitten und Beſchwerden an die Krone zu richten und von deren Erledigung die Bewilligung 
der von legterer an daſſelbe geftellten Forderungen abhängig zu machen. Ahnliches geihah auf 
den alten deutichen Landtagen, Ahnliches nod bis in die neuefte Zeit auf den Rand: oder Reichs— 
tagen Ungarnd. Allmählich erweiterte ſich dieſes, anfangs blos beiläufig geübte Necht der Bitte 

und Beiäwerde zu einer feitftehenden, wol aud fürmlich vertragsmäßig fejlgeftellten Praxis 
des Gin= und Mitredend der Stände in Bezug auf alle, oder doch die meiften und weſentlichſten 
Öffentligen Angelegenheiten. Auf diefe Weije hat ſich namentlich das englifhe Parlament, und 
wieder jpeciell das Ilnterhaus, jene ausgedehnte und eigentlich faft unbemeifene Summe von 

Rechten erobert, die es gegenwärtig in Bezug auf alle Theile des Staatdlebend ausübt, der— 
geftalt zwar, daß nichtd im ganzen Bereiche der engliſchen Staatöverwaltung vorgehen fann, 
worauf nit dad Parlament und vorzugsweiſe das Unterhaus direct oder indirect einen Ein: 
fluß, und zwar einen ſehr entfcheidenden und maßgebenden Einfluß, zu äußern vermöchte. Was 
dort geſchichtlich entjtanden ift, und was in ähnlicher, nur minder ausgedehnter Weife auch in 
den meiften der Feſtlandsſtaaten ſich thatfächlich entwickelt hatte, dasiftin den neuern fogenannten 
conftitutionellen Berfaflungen principmäßig feftgehalten und nad) allgemeinen rechtlichen und 
politiihen Gefihtöpunften ald vertragsmäßig bindende Norm aufgeftellt worden. In allen 
Dielen Berfajlungen nimmt daher der Landtag (oder die Nepräjentation des Volks) und jeine 
Wirkjamfeit eine der erften und wichtigſten Stellen ein. Grift, gegenüber dem Staatdober: 
haupte und feinen Organen, der berufene und verpflichtete Vertreter, Wahrer und Beihüger 
der Redyte jowol des ganzen Landes ald jeded Ginzelnen. Das frühere Berhältniß, wonad die 
Stände zunächſt nur ihre eigenen, beziehendlich die Rechte ihrer Körperihaft, zu vertreten und 
zu wahren hatten, hat im modernen Staate der höhern Anſicht Platz gemacht, wonach der Land— 
tag dad ganze Wolf, nicht einzelne Stände, vertritt. In England hat ſich diefer Höhere Begriff 
einer Gefammitvertretung jchon früh und gleihjam ganz von ſelbſt entwidelt und befeftigt; bei 
uns in Deutſchland gingen die alten feudalen Landtage größtentheild eben darum zu Grunde, 
erlagen der fürftlihen Gewalt, weil jie nur ihre Sonderrechte, nicht die gemeinfamen Intereflen 
des ganzen Volks vertraten und fid dadurch von den übrigen Klaſſen ded Volks ablöften, ſo— 
mit auch feinen Rückhalt in der öffentlihen Meinung fanden. In den modernen VBerfaffungen 
dat man daher überall, theild ſchon durch die Zufammenfegung der Landtage, theild durch be= 
jondere Beſtimmungen und Vorſchriften dafür Sorge getragen, die Landtage zu Vertretern nicht 
einzelner Sonderrechte, jondern der allgemeinen Volks- oder Landesrechte zu machen. Daher 
haben dieje modernen Vertretungen die Bewilligung zu Geldforderungen der Regierung, die 
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Zuftimmung zu Gejegen oder den Widerfprud gegen Verwaltungsmaß regeln wicht, wie die 
alten Feudalftände, im Namen einer bejondern Körperſchaft oder Kafte und in Ausübung eines 
ihnen zuftehenden Sonderrechts, vielmehr im Namen und im Intereffe der Geſammtheit ver: 
möge eines ald natürlich und nothwendig anerfannten und deshalb eben in der Berfaflung fett: 
geftellten Rechtsgrundſatzes, auszufprehen. Dem modernen Verfaſſungsrecht gilt die Wirt: 
ſamkeit des Landtags nicht ald eine bloße Ausführung eines privatrehtlichen Vertrags (mie dies 
bei den alten Beudallandtagen der Fall war), ſondern ald ein nothwendiges und wejentlihes 
Drgan in dem Geſammtorganismus ded Staatd, zur vernünftigen Verwirklichung der Staats: 
idee. Der Landtag hat gewiſſe nothiwendige Bunctionen zur Erhaltung und Fortbildung des 
Staats zu vollziehen. Nach einer richtigen Abwägung diefer Functionen ift einestheild die 
Zufammenjegung und Einrichtung ded Landtags, anderntheild der Umfang feiner Rechte be— 
mejlen und verfajlungsmäßig geordnet, natürlich nicht auf dem Grund bloßer Theorien oder 
abftracter Ideen, fondern mit befonnener Zuratheziehung aller auf diefem Gebiete ſowol im ti- 
genen Lande ald anderwärtd gemachten Erfahrungen. Die moderne Form der Berfaflunger, 
und folglich auch ihres wejentlichiten Beſtandtheils, der Landtage, unterſcheidet ſich alfo von ven 
ältern, wie fie namentlid in Deutſchland üblich waren, dadurch, daß man für die Landtage niät 
blos einzelne Befugniffe in Anſpruch nimmt, wie fie etwa gerade das nächte praftifche Bedürfniß 
oder die zufällig gebotene Gelegenheit, das eine oder andere Recht dem Fürſten abzubringen 
oder abzufaufen, an die Hand gab, jondern mit einer gewiſſen planmäßigen Vollſtändigkeit id 
den ganzen Umfang flaatliher Borfommniffe und Bebürfniffe zu vergegenmwärtigen und dar: 
aus ebenjo alljeitig die nothiwendig erſcheinenden entiprechenden Rechte des Yandtags oder der 
Volfsvertretung abzuleiten verſucht hat. 

IV. Bildung und Zujummenjegung des Landtags, Wa hljvftem. Naddem 
wir jo den Eharafter der repräfentativen Verfaflungen und des Landtags, ald des Hauptorgand 
derſelben, im allgemeinen beſprochen Haben, gehen wir zu den einzelnen einſch lägigen Punkten über, 
und zwar zunächft zu dem wichtigen Bunfte der Bildimg und Zufanmen fegung des Yandtag?. 

Hier jei vorerft auf einen durdgreifenden Unterfchied der alten feudalſtändiſchen von den 
neuen vepräjentativen oder conftitutionellen Bersretungen aufmerffam g emacht. Gntjpreden? 
ihrer Beftimmung, eine Vertretung nit des ganzen Volks, ſondern num einzelner, beſonders 
dazu berechtigter Stände oder Körperfchaften zu fein, zerfielen die alten Landtage in der Regel 
in ebenfo viele befondere Abtheilungen, ald dergleichen Körperfhaften vorhanden waren. So 
gab ed in der Negel eine Abtheilung oder Curie der Prälaten, worin Die Inhaber geifliger 
Beſitzthümer, die Vertreter der Stifter, Abteien, Klöfter u. dgl., ferner die der Univerfitäten, 
ebenfalld wegen ihres Grundbejiges, Sig und Stimme hatten, oder auch eine combinirte Curie 
der Prälaten, Grafen und Herren — da nämlich, wo ed eine Klaffe beſonders bevorrechteter grö; 
Herer Grundbefiger gab, wie z. B. im Königreih Sachſen die Fürften und Grafen von Schön⸗ 
burg und die Grafen von Solms: Wildenfeld; ferner eine Curie der Nitterfchaft und eine it 
Städte. Oder es fanden wol auch noch weitere Unterabtheilungen ftatt, wie denn in Sachſen id 
die alten Landtage in der fpätern Zeit in ſieben Gurien gliederten, nämlich in Prälaten, Grafen 
und Herren, engern und weitern Ausſchuß der Nitterfchaft, allgemeine Ritterfchaft, engern und 
weitern Ausfhuß der Städte und allgemeine Städte. Jede Angelegenheit mußte daher den an: 
gen Weg durch diefe verfchiedenen Eurien nehmen ; jede Eurie gab ihre Anfichten und Bedenlen 
darüber in einer befondern Schrift zum beiten, und mittel® folder Schriften ward zwiſchen den 
einzelnen Ständen fowie mit der Regierung fo lange hin und wieder verhandelt, bis es zu einet 
a kam, oder aber, wenn ein Theil beharrlich widerſprach, die Sache auf ſich be⸗ 
ruben blieb. 

In Frankreich fand etwas Ähnliches ftatt; es ift befannt, wie noch die im Jahre 1788 beru— 
tenen allgemeinen Stände (etats generaux) anfänglich in drei Gurien zufammentraten, Wi 
aber der (ausnahmsweiſe diesmal in doppelter Zahl vertretene) dritte Stand ſich alsbald Mur 
die alleinige wahre Nepräfentation des Volks erklärte und, durch den Übertritt einer grofen 
Anzahl von Mitgliedern der andern beiden Stände, der Geiſilichkeit und des Adels, auch wirk: 
lich den Gharafter einer ſolchen vollgültigen Landesvertretung erhielt, womit dann im Princip 
die Verwandlung des alten feudalftändiichen Staats in den modernen, repräfentativen vollzogen 
oder wenigftens angebahnt war. In Schweden beſtehen nod heute auf den Landtagen viet 
Stände in gefonderten Eurien oder Häuſern, nämlich der Priefterftand, der Nitterftand, der 
Bürgerſtand und der Bauernſtand, und eben jetzt erſt geht man mit einer Umgeſtaltung Det 
Vertretungsform in eine zeitgemäßere um. 
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In England, wo das feflländijche Princip des Feudalismus mit jeiner ſcharſen Stände: 
fonderung und jeiner Auflöfung des Staats in ein privilegirted Kaſtenweſen niemals recht 
Burzel griff, vielmehr ſchon früh dem Höhern Begriffe einer organiſchen Staatdeinheit und 
einer untrennbaren Gefammtheit des Volks und feiner Intereffen weichen mußte, hat ſich dieſes 
Gurienfyftem niemals ausgebildet. Der repräfentative Körper des Reichs beftand dort zuerft 
nur aus geiftlihen und weltliben Großen (mie dies im alten fränfifchen Neiche unter Karl vem 
Großen und feinen Nachfolgern, fpäter im deutſchen aud) der Fall war); allmählich z0g man 
Vertreter der Städte und Grafſchaften Hinzu, melde eine Zeit lang mit jenen zufammen in 
Einer Berfammlung tagten, fpäter jedoch eine Verfammlung für ſich bildeten, woraus dann die 
noch heute übliche Theilung des Parlaments in Ober- und Unterhaus hervorging. 

So hat ji) in England auch in diefem wie in faft allen andern Punkten das Verfaffungs- 
weien geihichtlich fchon von früheften Zeiten an diejenige Grundform gebilvet, welche 8 im we— 
jenilihen bis auf den heutigen Tag beibehalten hat. Nicht fo auf dem Feſtlande. Hier hat man 
da, wo überhaupt ein Fortgang von dem alten, feudalen zu dem conftitutionellen Syſtem ftatt- 
fand, in Bezug auf Bildung und Zufammenfegung des repräfentativen Körpers eine grund: 
fäglihe Anderung vornehmen und dad Beſtehende, wenn aud) vielleicht Hier und da der äufern 
Form nad an daſſelbe anfnüpfend, doch feinem innerften Wefen, feiner Bedeutung und Beftim: 
mung nad durchaus umgeftalten müffen. Schon injofern, als man im modernen Staate (wie 
died bereitd oben im allgemeinen angedeutet warb) nicht eine Vielheit von Privat: und Son: 
derrechten, die ſich gegenfeitig zu vertragen Haben, fondern nur ein einziges allgemeines Staats- 
bürgerreht und ein einziged darauf beruhendes, gleihmäßiges Verhältniß aller Einzelnen zur 
oberften Staatögewalt anerkennt. Von diefem Standpunkte aus ift daher aud) die Bildung 
und Zufammenjegung des Landtags nicht, wie im alten Keudalftaate, ein durd) das Vorhanden— 
jein gewiſſer berechtigter Stände und ihre vertragsmäßig feftgeftellte Standſchaft Gegebenes, 
jondern aus gewiffen politifchen Erwägungen und Erfahrungen theoretifch Abzuleitendes. Die 
Falle, wo einzelne Klaffen von Staatöbürgern kraft eigenen Rechts an der Vertretung theil- 
haben, bilden Lediglich Ausnahmen von diefer allgemeinen Regel, fo z. B. das den ſämmtlichen 
deutihen Standedherren, als ehemals Reihsunmittelbaren, durch die Bundesacte (Art. 14), 

oder das den nach frühern ſtaatsrechtlichen Verträgen in gleicher Rage ſich befindenden Befigern 
gewiſſet Herrichaften in Sachſen durch die daſige Verfaffungsurfunde vorbehaltene Recht der 
Standihaft in der Erſten Kammer. 

Nicht zu verwechfeln mit der Frage: ob ein Landtag dem Rechte nad) auf dem alten feudal— 
Rändiien oder auf dem modernen conftitutionellen Princip beruhe — mit andern Worten, ob 
die Theiinahme am Randtage, die Standfchaft, einen privatrechtlichen ober einen ſtaatsrechtlichen 
Grund babe — ift die andere: ob der Landtag einen ftändifchen oder repräfentativen Charakter 
tragen ſolle. Obſchon dieje Frage mit jener erftern in Bezug auf die Gonfequenzen theilweiſe 
zufammenfällt, jo ift fie doch dadurch weſentlich davon verſchieden, daß fie nicht juriftifcher, ſon— 
dern wejentlich politifher Natur ift. In der deutichen Verfaffungsgefhichte hat diefe Frage 
lange Zeit eine wichtige, ja verhängnißvolle Rolle gejpielt. Die Bundesacte hatte in Art. 13 
ausgeſprochen: „in allen Bundesſtaaten wird eine landftändifche Verfaſſung ftattfinden‘. Man 
hatte diefen Ausdruck gewählt, weil er damals eben gebräuchlich war, weil in manchen deutſchen 
Staaten noch ältere ftändifche Verfaſſungen beftanden und jene Beftimmung zunächſt umd 
hauptiählih nur gegen das abſolutiſtiſch-bureaukratiſche Regierungsſyſtem gerichtet war, welches 
in den Rheinbundsftanten zum Theil mit Unterdrückung Hiftorifch beftehender Verfaffungen im 
ansgetebnteften Umfange plaggegriffen hatte. Wie wenig man bei jenem Ausbrud daran 
dachte, die neu einzuführenden Verfafjungen und die zu bildenden Vertretungen auf jened Maß 

'eudalftändifcher Rechte zurückzuführen, welches namentlich feit dev Herabdrückung biefer ältern 
Stände durch den ſchon feit dem Dreißigjährigen Kriege immermehr in Deutſchland eingerif- 
jenen Abſolutismus üblich war, das beweift der ganze Gang der über die Bundesverfaſſung 
gehflogenen Verhandlungen. Es ift befannt, daß der dem fogenannten Deutſchen Ausſchuſſe 
beim Wiener Congreß von Preußen, im Einvernehmen mit Ofterreidh, zuerft vorgelegte Ent: 
wurf einer Bundesverfaffung in dem betreffenden, dem jegigen Art. 13 entfprechenden Para— 
grapben ein „Minimum der ſtändiſchen Rechte”, als für alle Regierungen verbindlich, aufgeftellt 
wiſſen wollte, beſtehend in einem beftinnmten Antheil an der Gefeßgebung, dem Rechte der Be- 
willigung der Landedabgaben und der Vertretung der Verfaffung bein Landesherrn und beim 
Bunde. Hannover ging noch weiter, indem es namentlich dieden Ständen einzuräumende Theil: 
nabme an der Geſetzgebung als ein wirkliches Stimmrecht (Recht ver entſcheidenden Zuftimmung, 
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beziehendlih Ablehnung) bezeichnete, ihnen aud, neben der Bewilligung der Steuern, die Mit: 
aufjicht über deren Verwendung fowie dad Net der Anklage gegen die Staatödiener wegen 
gelegwidriger Handlungen zuſprach. Der Gefandte des Königs von Hannover (welcher leftere 
zugleich König von England war) nahm dabei ganz ausdrüdlid, auf das engliſche Verfaſſungs— 
weſen und deſſen für die Staatdgewalt nit nur nicht nachtheiligen, fondern vortheilhaften Wir: 
fungen Bezug. Im gleichen Sinne ſprachen ſich die ſämmtlichen Fleinern Negierungen aus. 
Nur die größern Rheinbundsfürften, indbejondere Baiern und Würtemberg, ſträubten ſich hart- 
nädig gegen eine folde Beihränfung der fürftlihen Souveränetätsrechte, ſodaß man zulekt, 
um nur etwas zu Stande zu bringen, die unbeſtimmte Faſſung des jegigen Art. 13 der Bun- 
dedacte wählte, Wenn aljo diefe legtere Fein Minimum der ſtändiſchen Gerechtſame beftimmte, 
fo war fie doch, nad den eben geſchilderten Borgängen bei ihrem Zuftandefommen, noch weit 
mehr davon entfernt, in Bezug auf die Ausdehnung dieſer Nechte eine Beſchränkung feſtſehen 
zu wollen. Selbft jene oppojitionelle Minorität, indem fie erklärte, Feine weitere Verpfliätung 
auf jih nehmen zu wollen als die, „ihren Staaten eine landſtändiſche Verfaflung zu geben, 
weldye ver Landedart, der Rofalität und den Bedürfniffen verjelben angemeſſen ſei“, erkannte 
damit an, daß diefelbe Freiheit, die fie für ſich beanſpruchte, gewiſſe Beichränfungen beiden 
ihren Staaten zu verleihenden Berfaflungen feftzubalten, ebenjo denjenigen Regierungen ge: 
wahrt bleiben müſſe, welche gewillt wären, ihren VBölfern und deren Vertretungen ein gröpered 
Maß von Befugniffen einzuräumen, 

Noch viel weniger ald über die Rechte der zu errichtenden Landesvertretungen ward über 
deren Zufammenjegung irgendeine bindende Beſtimmung in die Bundedacte aufgenommen; 
was aber die voraudgegangenen Verhandlungen betrifft, fo war darin aud) in Betreff dieſes 
Punktes nur von einer Abjicht der Erweiterung, nicht der Beſchränkung die Rede. Eine Bir: 
derherſtellung der alten ſtändiſchen Verfaffungen erflärte Hannover für unthunlich, außer „un: 
ter Vorbehalt nöthig werdender Modiflcationen’. Preußen ftellte noch in dem Bundesverfaſ⸗ 
fungsentwurf vom Mai 1815 den Sag auf: „Die landftändifche Verfaffung fei in jedem Bun: 
deöftaate jo zu organiſiren, daß alle Klafjen der Staatsbürger daran theilnehmen‘‘ — ganz in 
Übereinftimmung mit der befannten Gabinetsordre ded Königs von Preußen vom 22. Rai 
1815, welde für die preußiſche Monarchie eine „Nepräfentation des Volks“ verhieß. Namen: 
lich aus diefem legtern Vorſchlage, in welhem die Ausdrücde „landſtändiſche Verfaſſung“ und 
„Vertretung aller Klaffen der Staatsbürger” unmittelbar beieinander ftehen und aufeinander 
bezogen werden, geht deutlich hervor, daß, wie wenig klar oder einhellig man auch damals über 
Weſen und Erforderniffe der zu errichtenden Verfaſſungen fein mochte, doch auf feinen gall die 
Meinung beftand, ald ob durch das Wort „landſtändiſch“ nur eine beſtimmte, beſchränkie Art 
von Zufammenfegung der Randedvertretung ald zuläfjig bezeichnet werben jollte. 

So fand denn auch thatſächlich bei der Aufrihtung von Verfaffungen in verſchiedenen keul: 
ſchen Staaten, aldbald nad vem Wiener Congreß, zum Theil ſchon während deſſelben (meh 
fonderbarertweife die zwei Staaten, die ſich gegen eine beftimmte Verpflichtung dazu am meifer 
gefträubt hatten, Baiern und Würtemberg, mit in erfter Linie ftanden), eine große Mannid; 
faltigfeit forwol in Bezug auf dem Umfang der ſtändiſchen Rechte als in Bezug auf die Heſau⸗ 
menjegung der ſtändiſchen Körperidaften ftatt. Während man in Baden bei Bihung der 
Zweiten Kammer von dem alten landſtändiſchen Princip der Gliederung nach Ständen ganzlih 
abging und nur noch einen Unterſchied zwiſchen fRädtifchen und Ländlichen Wahlbezirken hnlit 
wie in England) beibehielt, knüpfte man in Baiern, Würtemberg, Naſſau u. ſ. w. mehr odtt 
weniger an das hiſtoriſche Ständeprincip an, jedoch nirgends, ohne es in einer oder der andert 
Meife nad den Bedürfniffen der Zeit zu mobificiren. 

Don feiten des durd die Bundesacte von 1815 gefchaffenen Gentralorgand, der Bunde! 
verfammlung, ward in den erften Jahren diefem freien Schalten der verfaffungbildenden Ib: 
tigfeit in den Einzelftaaten feinerlei Hemmniß entgegengejegt. Erſt bei den berüchtigten Mint: 
fterialconferenzen zu Karlsbad im Sommer 1819 ward der Verſuch gemacht, die Berfafunge: 
entwidelung in ven einzelnen Bundesſtaaten auf ein beftimmtes gemeinfanes Niveau zum 
zuführen und mit einer für immer unüberfchreitbaren Schranke zu umgeben. Zu dieſem Zuet 
klammerte man ſich an den Ausdruck „landſtändiſch“ in Art. 13 der Bundesacte an und be⸗ 
hauptete, daß dadurch namentlich in Bezug auf die Bildung und Zuſammenſetzung der Lande? 
vertretungen gewiſſe Modalitäten ſchlechterdings ausgeſchloſſen ſeien. Der berufene faijerlid 
öfterreichijche Hofpublicift Geng fuchte in einer ausführlichen Denkſchrift mit mehr Sophiſt 
als wirklichem Scharfſinn zu beweiſen, daß nach Art. 13 der Bundedacte in allen deutſchen 
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Bundesſtaaten nur „landſtändiſche“ Verfaſſungen ſtatthaft ſeien, d. h. ſolche, „in welchen Mit: 
glieder oder Abgeordnete durch ſich ſelbſt beſtehender Körperfchaften ein Recht der Theilnahme 
an der Staatsgeſetzgebung überhaupt oder einzelnen Zweigen derſelben, der Mitberathung, 
Zuſtimmung, Gegenvorſtellung, oder in irgendeiner andern verfaſſungsmäßig beſtimmten Form 
ausüben“. Dagegen ſeien „Repräſentativverfaſſungen“ ſolche, „wo die zur unmittelbaren 
Theilnahme an der Gefeggebung und an den wichtigſten Gefchäften der Staatöverwaltung be: 
fimmten Perfonen nicht die Gerechtſame und das Interefje einzelner Stände, oder doch dieſe 
nicht ausſchließend zu vertreten, fondern die Grfammtmaffe des Volks vorzuftellen berufen ſind“. 
Diefe legtern, hieß ed, führten mit Nothwendigfeit zur Entwidelung des Princips der Volks— 
fonveränetät und zulegt zur Herftellung einer wirklichen Volköregierung. 

Geng und diejenigen, deren Sache er führte, hatten darin allerdings einen richtigen In— 
Rinet, daß fie erfannten, es finde ein weſentlicher principieller Unterſchied zwifchen ven alten 
landſtändiſchen Vertretungen und den modernen repräfentativen flatt. Wir haben diefen Unter: 
ſchied oben unter III genau bezeichnet; es ift, kurz gefagt, der zwifchen einer Vertretung von 
Rechten, und zwar von Sonderrechten, und von allgemeinen, insgeſammt auf das Princip des 
Staats: oder Gemeinwohls zurüdgehenven Ideen, womit dann weiter zufammenbängt, daß jene, 
die Vertreter von Rechten, gegenüber der Staatöregierung ſich im weſentlichen nur erhaltend, 
Verlegungen ihrer Rechte und dahin abzielende politifche Neuerungen abwehrend, verhalten, 
diefe dagegen, die Vertreter von Ideen — nach der Natur ter legtern — vorzugsweiſe die Re- 
gierung vorwärts treiben, Reformen im zeitgemäßen Sinne verlangen und den Kreis der Rechte 
deö Volks und der Volfövertretung zu erweitern beftrebt fein werden. Unrecht hatten und tha— 
ten aber die Vollmachtgeber des Hrn. v. Geng, und diefer felbft, wenn ſie durch eine nachträg— 
lie hinterliftige Umdeutung des Art. 13 den durch das Zeitbedürfniß unabweisbar gebotenen 
Übergang aus jener alten in diefe neue Verfaſſungs- und Vertretungdform ald bundesrechtlich 

unzuläiig darzuftellen und womöglich in der Braris wirklich rüdgängig zu machen verfuchten. 

Son unter den Conferenzbevollmächtigten zu Karlsbad erfannten mehrere — im Einver- 

nehmen mit den Megierungen, die jle vertraten — das Unftatthafte und fogar Gefährliche eines 
ſolchen Schrittes an, und ed kam daher auch weder dort noch bei den Gonferenzen zu Wien im 
folgenden Jahre zu einer authentifchen Interpretation des Art. 13, wie fie Geng im Namen 
ſeines Kern und Meifters Metternich verlangt hatte. (Vgl. „Wichtige Urkunden für ven Rechts: 
zuſtand ber beutihen Nation, mit eigenbändigen Anmerkungen von 3. L. Klüber. Aus deſſen 
Papieren mitgetheilt und erläutert von K. Welcker““, Manheim 1844; Biedermann, „Die 
Catwickelung des parlamentarifhen Lebens in Deutfchland”, in ver Sammelſchrift „Ger: 
manie, Die Vergangenheit, Gegenwart und Zufunft der deutfchen Nation’, Leipzig 1851, 
I, 16219.) 

Dan darf die damals aufgerworfene und auch fpäter noch öfter verhandelte Frage nad) der 
rehtlihen Zuläffigkeit eines andern als des eigentlich ftändifchen Vertretungsprincips in 
Deutihland feit dem Jahre 1848 und vollends feit der Gonftitutionalijirung der beiden deut⸗ 
(ben Großſta aten für abgethan und erledigt anſehen. 

Etwas anderes iftes, wenn man aus rein boctrinärem oder auch aus praktiſch-politiſchem 
Geſchtspunkte die Frage aufwirft, was zweckmäßiger fei, ob eine Vertretung des Volks nad 
eineinen Berufs= oder Geſellſchaftsklaffen, oder aber ald eines einheitlichen, untheilbaren 

ann, 

Bragen wir zumächft wieder die Gefchichte, als die befte Lehrmeifterin in derartigen prafti= 
ſhen Dingen, fo fehen wir in dem Mutterlande des eigentlich conflitutionellenXebens, England, 
anfänglih nur die Ariftofratie des großen Grundbefigeö und zugleich der friegerifhen Berufs: 
thätigkeit, die großen Lehnsvaſallen oder Barone, die Vertretung des Landes bilden. Allmäp: 
li reihen fich ihnen die Vafallen zweiter Ordnung an, die fogenannten Ritter der Grafſchaften, 
tbenfalls Eriegerifche Lehnsleute und zugleich freie Grundbeſitzer. Noch fpäter erlangt audy das 
beneglihe Vermögen, wie ed neben dem Grundbejig in Handel und Gewerbe in den Städten 
repräfentirt iſt, Antheil an diefer Vertretung. Heutzutage befteht das englifhe Parlament — 
Ober und Unterhaus zufammengenommen — theild aus einer Vertretung des großen und 
kleinen ländlichen Grundbefiges, beziehendlih der berufsmäßigen Beihäftigung mit foldem 
(Wahlrecht ver Pächter und Erbpächter), theils der ftädtifchen Bevölferung ohne Unterſchied des 
Gewerbes oder Berufs. Denn die Bedingung ded Bejiges eined Hauſes von 10 Pf. St. Rein: 
ertrag, welche die Neformacte von 1832 für das Wahlrecht in den Stäpten feſthält, kann bei 
den eigenthümlichen Lebensverhältniffen Englands, two faft jedermann von nur einigermaßen 
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unabhängigem Vermögen oder Gewerbe ein eigened Haus hat und das Zumiethewohnen in 
den Mitzelklaffen zu ven feltenen Ausnahmen gehört, nicht als eine Bevorzugung des Grund: 
befiges, fondern nur ald ein der Bequemlichkeit und Gleihmäßigfeit halber gewählter allge: 
meiner Bermögendmaßftab (Genus) angejehen werben. 

Was die foftematifch gefchaffenen modernen Verfaffungen anlangt, jo hat man zwar auf 
hier faft überall eine gewiffe Grenze der Antheilnahme an ven Wahlen, des Wahlrechts, gezogen, 
im übrigen jedoch den folhergeftalt aus der Gejammtheit des Volks ausgeſonderten Wahl: 
förper (da pays legal, wie man es in Frankreich bis zum Jahre 1848 nannte) meift ald ein 
Gleichmäßiges und Ingetheiltes behandelt. Die ganze Wählerfchaft des Landes ward in Fran: 
reich, Belgien u. ſ. w. lediglich geographiich in eine Anzahl von Wahlbezirfe geteilt, theils um 
das Geſchäft zu erleichtern, theild um den örtlichen Verhältniffen und Intereffen ven ihnen ge: 
bührenden Einfluß zu ihern. Höchſtens ward auf den Grundbefig eine befondere, bevorzugente 
NRückficht genommen, wie died z.B. fogar in vielen der nordamerifanifhen Freiftaaten ver Fall 
ift (mo freilich Grundbeſitz für jeden leicht zu erlangen) und aud in den alten ſchweizer Urcan: 
tonen der Fall war. l 

In Deutfchland war eine befondere Berüdjihtigung des Grundbejiges ſchon durch die bun- 
desrechtliche Beſtimmung wegen der Standesherren ſowie dadurch am die Hand gegeben, das 
man in den meiften ver Staaten, wo man neue Verfaſſungen einführte, altgeichichtliche Stänte: 
oder Klaſſenunterſchiede entweder noch in berechtigter Wirkſamkeit, oder doch in einer nicht gan; 
vergeffenen Überlieferung vorfand. Insbeſondere war es dad Intereffe des großen, geſchloſſenen 
Grundbeſitzes, welches ih, geftügt auf ſolche Traditionen, ald ein nothwendiger, unent: 
behrlicher Factor der Randesvertretung geltend zu madhen wußte. So fam e8, daß in den mei: 
ften veutfchen Landtagen, welche zwiſchen 1815 und 1848 entjtanden, der fogenannte rüter: 
ſchaftliche Stand nicht blos die Erften Kammern faft gänzlich in Befig nahm, jondern aud) meit 
noch in den Zweiten eine ftarfe, zum Theil überwiegende Vertretung fand. Go in Baiern, 
Sachſen, Würtemberg, Hannover u, f.w. Es lag nahe, nad) ſolchem Worgange aud für vie 
übrigen Theile der Vertretung die Gliederung nad) Ständen oder Berufsintereflen beizubehel: 
ten, wofür die Altern Landtage dad Vorbild boten, und folchergeftalt an das gefchichtlich Gegr: 
bene unmittelbar anzufnüpfen. Der Fortſchritt beftand alddann darin, daß man theild inner: 
halb der einzelnen Stände oder Geſellſchaftsklaſſen das Princip der freien Wahl zur Geltung 
brachte, aljo die Vertreter der Ritterfchaft nicht mehr kraft perfönlihen Mechts des Einzelnen, 
jondern nah Wahlen der ſämmtlichen Nittergutöbeiger eined Bezirks in der Kammer ſigen 
ließ, die Vertreter der Städte nicht fraft Bevollmädtigung aus den Magiftraten, vielmeht 
aus Wahlen ver Bürgerſchaft hervorgehen ließ, teils den früher allein zur Vertretung beru: 
fenen Ständen neue hinzufügte, vor allem die jo wichtige, gleichwol bis dahin fat überall von 
der Vertretung ausgeſchloſſen geweſene Klaffe ver bäuerlichen Grundbeſitzer, auch wol eine be— 
fondere Bertretung des Handels- und der Großgewerbe (3. B. in Sachſen), der Intelligen; 
oder „höhern Geiſtesbildung“ (in Braunfchweig) oder fpeciell ver GeiftlichFeit, des in ven Ini: 
verfitäten repräfentirten gelehrten Standes (in Baiern, Sachſen u. f. w.) u. dgl. m. 

Diefed aus dem alten ftändifchen Syſtem herübergenommene Princip der Vertretung dd 
Volks nad Berufs: und Geſellſchaftsklaſſen erhielt eine noch größere Befeftigung und Au: 
bildung im Sinne ſtändiſchen Sondergeifted da, wo auch das pajfive Wahlrecht oder die Pitt: 
barfeit an die Standesangehörigkeit gebunden ward, wo alſo der ritterfchaftliche Grundbeitet 
ſich nur wieder durch einen feinesgleihen, dev Bürger ſich nur wieder durch einen Bürger, MI 
Bauer jih nur dur einen Bauer vertreten laffen Eonnte (wie dies z. B. in Sachſen der gell 
war und noch heute ift), wo außerdem auch wol noch (tie ebenda) den Mitgliedern eines Stan 
des (dem Rittergutöbejigern, Städtern, Bauern) nadhgelaffen ward, wenn fie das beſondert 
Intereffe ihres Standes durch einen Mehrheitsbeſchluß verlegt glaubten, eine Separatftimn 
zu deſſen Gunften abzugeben. . Es half wenig, wenn die Verfaffung daneben den allgemein! 
Sag aufftellte: „Die Stände feien das gefeginäßige Organ der Geſammtheit der Staatsbürge! 
und Unterthanen‘, und die einzelnen Mitglieder des Landtags ſchwören ließ, „das unzertrenn⸗ 
liche Wohl des Königs und des (ganzen) Baterlandes zu beobachten‘. Namentlich war ed nut 
zu häufig der Stand der Nittergutöbeiiger, der durch feine, teils der Natur jeined Beiiged und 
deſſen geſchichtlichen Traditionen, theils feiner jocialen Stellung anhängenden Sonderiniet⸗ 
eſſen und Standesanſprüche einſeitige Standpunkte und Anſprüche geltend machte, währen? 
dad Gleiche nicht weniger oft von feiten des Bauernftandes, wegen der damals noch ziemlich be— 
ſchränkten Bildung dieſes Standes, zumal in volkswirthſchaftlicher Hinſicht, geſchah, wege 
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die freiern Ideen allgemeiner Volkswohlfahrt und zeitgemäßen Fortſchritts vorzugsweiſe nur 
von den bürgerlihen Deputirten (ausnahmsweiſe allerdings auch von begabtern und vorur: 
tbeilslofer denfenden Mitglievern jener andern beiden Stände) geltend gemacht wurden. 

Die Reformbewegung ded Jahres 1843 wendete fih daher aud ganz entjhieden gegen 
dieſes Prineip der Stände: oder Intereffenvertretung auf den Landtagen. Die im Jahre 1848 
entftandenen Verfaflungen gingen indgefammt von der Anfhauung des Volks als eines einigen 
und untheilbaren Ganzen aus, indem jie die vorhandenen Berufs: und Klaſſenunterſchiede als 
etwas nad Den jegigen wirthſchaftlichen und focialen Grundbedingungen nicht mehr in der 
frübern Starrheit Beftzuhaltendes, vielmehr ald etwas Beweglides, in ſteter Wandelung Begrif: 
fenes auffaßten, waß, jomeit e8 noch im Leben felbjt eine Berechtigung und Geltung anzufpreden 
babe, ſolche auch bei der freieften Vertretungsform, ja gerade bei diefer, ſich verfhaflen werde, 
fomeit dies aber nicht mehr der Fall, einen ipolitifhen Einfluß auf fünftlihe Weiſe nit er: 
langen ſolle. 

Diefe Demofratijirung der Landtage (denn jo kann man es mol nennen im Gegenfag zu 
der frühern Vertretungsart nad mehr oder minder ariftofratifch abgefonderten und abgeichloj: 
fenen Ständen), die dadurch noch mehr ausgedehnt und in ihren Wirkungen verflärft ward, 
dag man meift zugleich auch jede andere Schranfe des Wahlrehts, wie Genfus u. dgl., aufhob, 
erfuhr nach Eurzer Zeit einen faft allgemeinen Rückſchlag, nicht blos in der Praxis des öffent: 
lichen Lebens, indem die allermeiften der im Jahre 1848 entflandenen Verfaffungen oder Wahl: 
ordnungen t heils im Wege der Octroyirung, theild im Wege verfaffungsmäßiger Reviiion in 
mehr ariftofratiiheconfervativem Sinne umgebildet wurden, fondern auch, menigftend zum Theil, 
in der Öffentlihen Stimmung und Wiffenihaft. Die Frage: ob Individual- oder Intereilen: 
vertretung? tauchte von neuem auf, diesmal weniger (zum mindeften dem Anſchein nad) mit 
Rüͤcſicht auf geichichtliche Berechtigung oder Tradition ald vielmehr aus Gründen angeblidher 
ſtaatlicher und gefellichaftliher Nothwendigkeit. Riehl mit feinem „Syſtem der Socialpolitik“, 
worin er die Gliederung der Staatsgeſellſchaft in gewiſſe, vermeintlich naturwüchſige und nicht 
zu befeitigenve Berufd: und Standesunterfchiede als ein politifches und ſociales Poſtulat auf: 
ftellte, gab für diefe Richtung die doctrinäre Rofung, welche in Deutſchland befanntlid in ver: 

artigen Dingen immer großen Einfluß übt; die reactionäre Strömung, welche die Befigenden 
in ihrer Furcht vor einer Herrſchaft ver Befiglofen, das Zunfthandwerkerthum in feiner Angft 
vor den gewerblichen Folgen der allgemeinen Freiheitsideen ergriffen hatte, und welche von 
einer extremen feudalen Bartei zum Zweck der Wiedergeltendmahung ihrer eigenen längft über- 
lebten Stanvesanfprüche lebhaft unterhalten und ausgebeuret ward, beimächtigte fi gierig ver 
neuen Schlagwörter: „‚Interejlenvertretung”, „Organifation der Gefellichaft‘ u. ſ. w., und fo 
entflanden eine Menge Verſuche, zum Glück meift nur auf dem Papier, eine folde „organiiche‘‘ 
ober „‚corporative Gliederung ded Volks“ herzuftellen. Zu diefen Berfuchen gehören 3. B. der 
Auffag „Das Repräfentativfoften, feine Mängel und die Heilmittel“, in der „Deutſchen Vier: 
teljahrſchrift“ (1852, Heft 3); ferner die Schrift von Winter, „Die Volksvertretung in 
Deutihlands Zukunft” (1852); die „Briefe über Staatdfunft‘ (von dem ultraariftofratifchen 
Victor v. Strauß) u. a. m. (Vgl. R. v. Mohl, „Geſchichte der Staatswiſſenſchaften“, Erlangen 
1855—56, I, 285 fg.; K. Biedermann, „Deutſche Annalen‘, Leipzig 1853, I, 148 fg.: 
‚Die neueften Verſuche einer Organiſation der Geſellſchaft.“) 

Segen dieſe Idee einer Vertretung des Volks nad einzelnen Intereffen it vor allem dad 
einzuwenden, daß fi für eine ſolche Gliederung ſchwerlich ein durchgreifender, naturgemäßer 
und gerehter Maßſtab finden laffen möchte. Will man jedem Intereffe, d. h. jeder Art von Be: 
rufs⸗ und Lebensthätigkeit im Staate fein Recht in der Vertretung fihern, fo muß man aud 
für jedes eine befondere Vertretung einräumen, jo genügt ed nicht, 5. B. dad Gewerbe ober den 
Handel oder den Grundbeſitz im ganzen ald Bafis der Vertretung anzunehmen, man würde 
dann wieder minbeftend dad Groß: und Kleingewerbe, die Fabrifation und dad Handwerk, den 
Groß- und Kleinhandel, das Producten- und das Geldgefhäft, ebenfo natürlich den großen 
und den Heinen Grundbejig beſonders berückſichtigen müffen, denn die Intereflen einer jeden ein— 
zelnen diefer Gruppen können unter Umſtänden wiederum verſchiedene fein, find ed jogar ſehr 
häufig. Man würde ferner neben den materiellen doch unftreitig auch die geijtigen Intereflen 
nicht unvertreten laffen dürfen, man würde alſo eine befondere Bertretung, z. B. der Beiftlichkeit, 
des Advocatenſtandes, der Lehrer (und zwar wiederum der Lehrer höherer und niederer Grade), 
der Künſtler, der Schriftfteller, endlich auch der Civil: und Militärbeamten u. |. w. ſtatuiren 
müfjen, wie denn in der That Forderungen folder Art in Zeiten politifher Neuerungen und 


414 Landtag 


Experimente vielfach geſtellt worden ſind. Wohin ſollte died in der Praxis führen? Dazu 
kommt aber noch, daß der unaufhaltſame Gang der allgemeinen Culturentwickelung täglich wicht 
zu einer Aufhebung oder Flüſſigmachung der Grenzen führt, welche früher wol die einzelnen 
Intereſſen oder die einzelnen Berufs- und Lebenskreiſe voneinander ſchieden. Wie die Gewerke: 
freiheit den Übergang des einen Gewerbes in dad andere, die Vereinigung mehrerer Gewerke 
in einer Hand, die Anwendung bes fabrifmäßigen Betrieb8 auf die früher nur bandiwerfemäßig 
betriebenen Gewerbsarten, die Verbindung von Handel und Gewerbe ermöglicht und anbahnt, 
fo jind ſelbſt Grundbeſitz und Gewerbe, Rand und Stadt einander näher gerüdt, zum Theil in 
ihren Intereffen faum mehr weſentlich verfhieden. Auf der andern Seite fhafft der Foriſchritt 
der Eultur fortwährend neue Thätigfeitörichtungen, folglich auch neue Intereſſen; es würbe da: 
her, wollte man eine jederzeit vollſtändige und den wirflihen Berhältniffen angeneflene Inter: 
effenvertretung haben, ein fteter, gar nicht zu berechnender Wechſel in ver Zuſammenſetzung der: 
felben ftattfinden müffen. 

Abgefehen aber auch von diefen praftifchen Schwierigfeiten, um nicht zu jagen Unmöglid: 
feiten, in der Durchführung des Princips einer ſolchen Intereffenvertretung, erſcheint das Prin— 
cip felbft, nad dem heutigen Stande des Staats- und Eulturlebens, durchaus irrationell un 
unzuläffig. Denn was will man eigentlich bei einer ſolchen Intereffenvertretung? Jedes In: 
teveffe als ein in ſich abgeſchloſſenes und gegen die andern fich abſchließendes zur Geltung brin: 
gen? Das mochte auf einem frühern Standpunfte der Cultur einen Sinn haben, mo vie poll: 
tifchen, focialen und wirthſchaftlichen Verhäftniffe eine ſolche Ausſchließlichkeit geftatteten, ia 
zun Theil bevingten, two der Grundbeſitz nur durch Gefchloffenheit, das Handwerk nurdurd 
zünftige Abfperrung, die Fabrikation nur durch Schupzöffe, die Stadt nur dur Bannredte 
gegen dad Land, die Kirche nur durch Glaubenszwang und felbft die Oelehrfamfeit großenthtils 
nur durch Monopole und Privilegien fih erhalten und behaupten zu kön nen vermeinten. Jeht 
aber, wo das Princip möglichft freier Entwidelung und Bethätigung aller Kräfte und Rit— 
tungen beinahe auf jedem Gebiete des Staats: und Culturlebens, dem politiſchen, dem volli— 
wirthſchaftlichen, dem wiſſenſchaftlichen, dem religiöfen, entweter ſchon anerfannt ift over dech 
nad) Anerfennung ringt — jegt in die gefegliche Vertretung des Volks, welche dieſen allfeitigen, 
nicht mehr aufzuhaltenden Culturfortſchritt unterftügen und regeln helfen foll, das ganz ent: 
gegengeſetzte Brincip der Abſonderung und Ausſchließlichkeit einführem, das wäre der ärgfie 
Anahronismng, den man ſich nur denfen könnte. Mohl (in der ſchon an geführten Stelle) jagt: 
„Was das fogenannte Suftem der Intereffen betrifft, fo liegt bier der Irrthum theils in der 
oberflächlichen und nicht erfhöpfenden Auffaffung des Volkslebens, welches nicht in ver Sorgt 
für Ackerbau, Gewerbe und etwa gelehrter Bildung aufgeht, theils in ver falſchen Anfidt, deß 
bei einer Zerlegung des Volks in feine natürlichen Beſtandtheile die Rechte und ihre Wah— 
rung zurüdzutreten hätten gegen die Intereffen, während im Gegentheil fie num erft alle zut 
Erkenntniß fommen können und follen, theil® endlich in der Unterfaffung jeder Sorge für de 
Erhaltung der Einheit des Staats und für die Rechte und Intereffen der Geſammtheit.“ 

Wir wollen ſogleich hier noch eines andern Verſuchs gedenfen, die Landesvertretung „IT 
ganiſch“, wie man ed nennt, zuconflituiren, nämlich der Idee, diefelbe durch ein ftufenmeiled&% 
ftem von Vertretungen (auffteigend von der Gemeinde durch den Bezirf, den Kreis, die Prorin;) 
als oberſtes Glied viefer Reihe, gleichſam als den feinften Grtract aller übrigen, entftehen pu 
laſſen. Hiernach würben alfo nur die Gemeindevertretungen unmittelbar aus dem Volle turh 
Wahlen hervorgehen; die Oemeindevertretungen würden die Bezirks- oder Kreisvertretungen 
diefe die Provinziallandtage, die legtern endlich den allgemeinen Yandtag wählen, Geziehenklih 
durch Ausſchüſſe aus ihrer Mitte bilden. Diefer Gedanke liegt 3. B. dem Werfe von dert, 
„Die Volfövertretung in ihrer organischen Zufammenfegung im repräfentativen Staaie dit 
Gegenwart‘ (Leipzig 1850), in gewiſſem Betracht auch dem ſchon angeführten von Winter zum 
Grunde. Bülau in feiner Schrift „Wahlrechi und Wahlverfahren” (S. 137) erlärt ng 
ebenfalls einer ſolchen Mobalität geneigt und vermweift dabei auf den Grundgedanken bed preu⸗ 
Bifchen Verfaffungspland von 1815, räumt jedoch ein, dag die heutige politifche Ineenbermrgung 
diefe Form bereits überholt und unausführbar gemacht habe. Gegen diefe Art von „orgam® 
ſcher“ Vertretung bemerft ganz richtig Mohl, a.a. D.: „Aus einer Durchſeihung von Kid: 
thurmeintereffen entfteht weder ein Sinn für das große Ganze noch für die übrigen beſondern 
Lebenskreiſe.“ Vom Gefihtspunfte praftifcher Politik fteht überdies einem folhen Vorſchlagt 
das gewichtige Bedenken entgegen, daß entweder jener beſchränkte Lokalgeiſt, der in der Ge⸗ 
meindes und Bezirksvertretung beziehungsweife ganz wohl am Plage ſein mag, ſich von da and 
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in bie allgemeine Sandeövertretung verpflanzen möchte, wohin er nicht gehört, ober aber daß, 
was ebenjo ſchlimm wäre, bei ven Gemeinde: und Bezirfswahlen die Nüdjiht auf ihren Zus 
ſammenhang mit der allgemeinen Landesvertretung überwiegen und dieſe lofalen Wahlen noch 
mebr, als ſchon jegt theilweife der Ball ift, zu bloßen politifhen Parteiwahlen machen würde. 

Im allgemeinen ift gegen alle diefe und ähnliche Vorfhläge und Verſuche, die Bildung und 
Zufammenjegung des Landtags auf eine künſtlich berechnete Grundlage zu ftellen, das zu fagen, 
dap fie ſämmtlich aus einem Mistrauen gegen den Volksgeiſt und feine freie Berhätigung ent- 
fpringen. Man will diefen in fünftliche Formen faſſen, in vorgefterfte Bahnen leiten, indem 
man feine natürlichen, freien, unmittelbar felbftthätigen Außerungen als vernunftlofe, unor= 
ganifche, zu einer zweckmäßigen Ausbildung des Staatslebend unfähige varftellt. Und doch 
zeigt die Erfahrung — im einzelnen wie im ganzen und großen — daß dauernde, lebenskräf— 
tige Staatenbildungen niemals und nirgends auf jenem fünftlichen Wege berechnender Abzirfe- 
lung und Einhegung, vielmehr immer nur dadurch entftanden find, daß der Gefammtgeift eines 
Bold die Bahnen und Richtungen feiner Bethätigung nad feinen eigenften Bedürfniſſen ſich 
ſelbſt Fhuf und je nach Umſtänden auch ummandelte und fortbildete. Was das Syſtem ver 
Volksvertretung anbelangt, fo ift jedenfalls das Einfachſte und Natürlichfte allezeit das Beſte. 
In den Muſterſtaaten conftitutionellen Lebens, England, Belgien, ift es niemand eingefallen, 
an die Stelle der einfachen, unmittelbaren, allgemeinen Wahlen aus ver Gefammtheit des Volks 
ein complicirtes, künſtliches Syſtem von Intereffes oder Ständewahlen zu fegen. Der Gegenjag 
son Stadt und Land, welder in England in der Form der Städte: und Grafſchaftsvertretung 
beſteht, beruht auf der gefhichtlihen Entwidelung des dortigen Verfaffungslebend und ift bei— 
behalten worden, weil der Engländer ein geſchichtlich Gewordenes nicht leicht, wenn es ſich nicht 
ald ganz unzweckmäßig erweift, gegen eine blos theoretifche Schöpfung vertaufht. Die befon- 
dere Vertretung ded großen Grundbeſitzes aber (im Oberhaufe) beruht theils auch auf einem 

geſchichlichen, theils auf einen politifchen Grunde, auf den wir weiter unten zurüdzufonmen 
baben werden. 

Wenn wir und fomit gegen jede Art fünftlicder Zufammenfegung der allgemeinen Landes: 
vertretung, oder ded Landtags, vielmehr dafür erflären müflen, daß diefer fo einfach als möglich 
gebildet werde und fo unmittelbar ald möglich das Leben und den Geift des Volks als einer Ge— 
fammtheit abipiegele, fo ift damit noch keineswegs die weitere wichtige Frage entſchieden: ob das 
ganze Zei, Mann für Mann, an der Bildung der Randeövertretung, d. 9. an ven Wahlen zum 
kandtage theilzunehmen habe, oder 06 hier eine gewiffe Abgrenzung, und welde, ftattfinden 
felle, mit andern Morten die Frage: „beſchränktes oder unbejhränftes (allgemeines) Wahl: 
recht?“ Die Anhänger des legtern oder des ſogenannten Ropfwahlivitemd pflegen das Recht 
der Berbeiligung an der Landesvertretung ald Wähler und Wählbare (dad active und pafjive 

Wahlrecht), oder zum wenigften das erftere, für ein natürliches, angeborenes, unveräußerliches 
Recht jeves im Staate lebenden Menfchen, jedes Staatsbürgers zu erklären; höchſtens laffen jie 
id eine Einſchränkung deſſelben auf die mündigen männlichen Staatöbürger gefallen. 

Dieſe Anſicht geht offenbar zu weit. Von dem gleihen Standpunfte aus könnte man am 
Ende au zu der Conſequenz fommen: jeder einzelne im Staate habe ein Recht darauf, unmits 
telbar an Der Negierung des Staats theilzunehmen. Man verwechſelt Hier offenbar zmweierlet, 
die bürgerliche und die politifche Freiheit. Die erftere befteht in dem Recht der naturgemäßen 
Entwidelung aller Anlagen und Fähigkeiten des Menſchen. Dieſes Recht ift ein durchaus all: 
gemeined und unveräußerliches. Die politifche Freiheit vagegen ift nicht Selbſtzweck, ſondern 
nur Mittel zum Zweck; jie umfaßt alle die Nechte, dur deren Ausübung die bürgerliche Frei— 

beit beſchützt, geregelt und vor Eingriffen gejichert werben joll, ihr Gebrauch und der Grad 
ihrer Zurbeilung an die verichiedenen Individuen muß ſich daher nach der Natur des dadurd zu 
erreichendert Zwecks richten. Es kann alfo auch über die Theilnahme an der Yandesvertretung, 
als eine Diefer Einrihtungen, und zwar eine ber wichtigften, nicht nach abftracten Rechtsprinci— 
bien allein, fondern cd muß darüber nach politiichen, auf den Geſammtzweck des Staats gerich— 
'eten Grmägungen entfchieden werden. Negativ läßt ſich allerdings fo viel als Rechtsgrundſatz 
wfftelfen, daß nicht eine oder einzelne beftimmte Klaffen von Staatsbürgern allein jene Theil: 
jahme, als ein ausſchließliches Vorrecht, ufurpiren und andere Klaffen ſchlechthin davon aus: 
&liegen dürfen. Pofitiv dagegen find die Grenzen und Modalitäten der Ausübung diefed po= 
itifhen Rechts ungleich ſchwerer zu beflimmen. Als Mafftab für die Zulaffung zum politifchen 
Bahlrecht hat man in der Regel ein gewiffes Quantum von Beiig — entweder Grundbejlg 
der auch beweglihem Vermögen, beziehendlih Ginfommen (allgemein unter dem Namen Gen= 
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fus begriffen) angenommen. Man ging dabei von der doppelten Borausfegung aus, einmal, 
daß ein folder Beiig einen gewiſſen Grad von Bildung und Erziehung, bejonders aber aud 
eine gewiffe Unabhängigkeit der Außern Stellung und folglid der Geſinnung verbürge, ſodann 
aber, daß der Beligende ein größeres Intereffe an der Erhaltung einer geregelten Staats: 
ordnung, an der Vermeidung von Überftürzungen und Ausſchreitungen irgendmwelder Art habe 
als der Befiglofe. Am höchſten war diefe Korderung eines Cenſus in dem conftitutionellen 
Franfreih vor 1848 gefpannt: man rechnete dort auf ungefähr 30 Mill. Franzoſen (alſo 
wenigſtens 6 — 7 Mill. männliche Erwachſene), nur etwa 200000 Wähler. Die Folge vieler 
aufs Hußerfte getriebenen Ausſchließlichkeit, von welder aud; die Regierung Ludwig Philipp's, 
trag der dringlicen Vorftellungen der Oppofition 1847, nicht das Geringſte nachlaſſen wolite, 
war ein Rückſchlag in das andere Extrem, die Verkündigung des völlig unbefhränften Wapl- 
rechts nad) der Revolution von 1848. In Deutfhland waren die Wahlgefege bis dahin eben: 
falls beſchränkte, zum Theil völlig unzeitgemäße gewefen. Die Rüdwirkung des in Frankreich 
gegebenen Beifpield machte fih daher aud) Hier geltend und veranlaßte in den meiften deutſchen 
Staaten einen fhroffen Übergang von diefem bisher fo beihränkten Wahlrecht zu einem gänz- 
lich oder doch nahezu unbeſchränkten. Aud für die Wahlen zur deutſchen Nationalverfanmlung 
in Franffurt ward das gleihe Prineip angenommen, indem man jeden „felbftänpigen‘‘ Deut: 
hen für wahlberechtigt und wählbar erklärte. Die Folgen diefer Freigebung der politiihen 
Mahlen waren nit überall die gleihen. Im allgemeinen läpt fi jagen, daß die Wahlen am 
extremſten da außfielen, wo die Beihränfung zuvor am größten geweſen war, 3. B. in Mecklen— 
burg, im Königreih Sachſen. Die Wahlen nah Frankfurt ergaben trog des allgemeinen 
Wahlrechts eine gemäßigt liberale Majorität und nur eine verhältnigmäßig nicht zu große, 
mehr oder minder ertrem radicale Minorität — ein Anzeichen, daß größere Staatäverhältnifie 
auch auf die Ausübung der politifchen Nechte einen gewilfen läuternden und mäßigen Einflup 
üben. Das ganz allgemeine Kopfmwahlfuften hat inzwiſchen da, mo man es zuerft einführte, 
in Frankreich, zu fehr fhlimmen Erfahrungen geführt. DerNapoleonismus bediente jich feiner, 
um den Gemwaltftreih, den er gegen die Republik führte, fanctioniren, die von ihm erftrebte 
unumfchränkte Gewalt befeftigen zu laflen. Nachdem Napoleon 1851 jeine durch gewaltiame 
Auflöfung der Nationalverfanmlung aufgerichtete Dictatur, im Jahre darauf die Wiederber: 
ftellung des Kaiſerthums mitteld des allgemeinen Stimmrechts hatte vom Volke gutheißen 
laſſen, ſchuf er eine Art von Landeövertretung, die aus Wahlen des Volks hervorgeben jollte, 
den „Geſetzgebenden Körper‘, und ließ auch dafür das Kopfwahlſyſtem beftehen. Hier zeigte ſich 
aber, wie ohnmächtig dieſes Syftem für fi allein zur Sicherung der wahren Freiheit it, wie es 
nodh weniger ald das auf die befigenden Mittelflaffen beſchränkte ven Einflüffen einer bureau- 
Fratifch centralifirten Gewaltherrſchaft und den Mitteln der Eorruption zu widerfteben vermag. 

In Deutſchland ging man in der Reaction gegen das allgemeine Wahlrecht, welche mit dem 
Rückſchlag der Bewegung von 1848 überhaupt, zum Theil ſchon 1849, zum Theil etwas fpäter 
begann, an den meiften Orten offenbar viel zu weit. Statt ſich mit mäßigen Einfhränfungen 
zu begnügen — was man nur in einigen Eleinern Staaten, wie Oldenburg, Sahjen: Weimar 
u. f. w. that und zwar mit beftem Erfolg —, ſuchte man in den meiften und namentlid in dem 
größern Staaten alles, was an die Bewegung von 1848 erinnerte, vor allem das damald, zus 
meift in ganz verfaflungsmäßiger Form, unter Zuftimmung nicht blo8 der Regierungen, ſon— 
dern auch der alten Landesvertretungen ind Leben gerufene allgemeine Wahlrecht mit einem 
wahrhaft fanatifchen Eifer wieder zu zerftören. Theils ging man auf die alten, 1848 in voll- 
kommen gejegliher Weife aufgehobenen Vertretungen zurüd (jo in Medlenburg und in 
Sachſen), theils fünftelte man Wahlgejege zufammen, wie in Preußen das Dreiklaſſenſyſtem, 
wonach die ganze mündige und jelbftändige männliche Bevölferung des Landes in drei Klaſſen 
getheilt wird, von denen die erfte die Höchftbefteuerten, die zweite die übrigen Befigenven bis zu 
einer fehr niedrigen Steuerquote herab, die dritte endlich den Reft, aljo die große Maffe der 
Mindeftbemittelten, umfaßt und von denen jede eine beflimmte Zahl von Wahlmännern jtelit, 
welche dann nad; der Mehrheit ihrer Stimmen den Abgeordneten wählen. 

Wenn man vom Standpunkte der Regierung oder, beffer gejagt, ded Bureaukratismus 
aus, ein befhränftes Wahlſyſtem einem unbefhränften in der Hoffnung vorzieht, durd das er: 
ftere eher conjervative, richtiger wol (denn dad ift die eigentlihe Meinung) gouvernementale oder 
unfreie Wahlen zu erzielen, fo täufcht man ji darin bisweilen ebenso ſehr, ald die demokratiſche 
Partei ſich getäufcht hat (mie das Beiſpiel Frankreichs zeigt), wenn fie von allgemeinen Wahlen 
unbedingt und überall ein demokratiſches oder überhaupt nur ein der Freiheit günſtiges Refultat 


| Landtag | 417 


cerxwartete. Man bedenkt zu wenig, daß das Wahlfuftem nur ein einzelnes Glied oder Organ 
in dem Gefammtorganismus der politifhen Einrihtungen ift, welde in ihrem Zufammen- 
wirken den conflitutionellen Staat bilven, und daß die Wirkungen des Wahlſyſtems daher noth— 
wenbigermeife mehr oder weniger bedingt find von ven Wirkungen der übrigen Theile dieſes 
conftitutionellen Organismus. Ganz befonders Fommt in Betreff ver mehr oder weniger gün: 
figen Erfolge einer beftimmten Wahlart fehr viel an auf die allgemeine politifhe Stimmung 
der Zeit, in melcher dieſelbe in Wirkſamkeit gefet wird, ganz vorzüglich aber auch auf die Ver: 
bältniffe, unter denen fie ind Leben tritt. In erfterer Beziehung machen wir nur auf einige Er: 
fahrungen aufmerkjam. Im Jahre 1848, unter dem Drud der Märzbewegung, haben wir 
Sandeövertretungen, die nad dem allerconfervativften Wahlfyftem zufanmengefegt waren, vie 
Aallerradicaliten Beihlüffe fallen jeben. An Preußen hat das Dreifluffenwahlfuftem während 
einer Zeit politiſcher Stumpfheit des Volks fortwährend große Majoritäten im fendalen oder 
ſch bureaufratiihen Sinne geliefert; aus demfelben Suftem aber find, bei wieder er: 
, Mahter größerer politiicher Energie des Volks, immer liberalere und — troß des neuen reactio- 
 nären egendruds von oben feit dem Syſtemwechſel im Frühjahr 1862 — immer entfchievener 
poftäonelle Mehrheiten hervorgegangen. Ähnlich erging ed in andern Staaten, wie Heflen- 
Darmftadt, Naffau, annähernd fogar im Königreich Sachſen. Andererſeits brachte das un— 
änfte Wahlſyſtem in Sachſen zu Ende des Jahres 1848 einen ultraradicalen, zu Ende 
Bes Jahres 1849 einen überwiegend gemäßigt liberalen Landtag zu Wege. Diefelben Kopf: 
Wahlen lieferten für Frankfurt, wie ſchon erwähnt, eine ihrer Mehrheit nah conferativ:liberale, 
für Berlin eine zum größern Theil vadicale Verſammlung u. f. w. 
Bon ganz befonderer Wichtigkeit find, wie fhon angebeutet, Art und Zeit ber erften Ein- 
neuer Wahlivftene, insbeſondere des Liberganges von befhränftern zu unbefhränf- 
m. Eine Erweiterung des Wahlſyſtems wird anders wirken, wenn fie in ruhigen Zeiten, 
Obne den Druck einer äußern Bewegung, ald wenn fie im Sturm und Drang einer folden ein= 
gabe ind, anders, wenn jie allmählich vorbereitet und fiufenmweife angebahnt, ald wenn fie 
umborbereitet und plöglich ind Leben tritt. Mit großer Weisheit haben daher vie leitenden 
tin England und in Belgien zur rechten Zeit felbft die Initiative zu ſolchen Wahl: 
Kormen ergrifien (in England 1832, in Belgien 1847) und damit heftige Stürme und ge= 
| Örzungen abgewendet. Jedenfalls ift es ber naturgemäßefte und heilfamfte 
ang politifer Entwidelung, wenn der Kreis der zur Ausübung des activen und pafjiven 
Auablieedtd Berufenen allmäbli nad Maßgabe der wachſenden wirthſchaftlichen und politi= 
\ ung und Selbſtändigkeit ver Volkägenoflen mehr und mehr ausgedehnt wird. Sollte. 
m anf dieie Weite zuleist auch bis zu dem allerunbeihränkteften Wahlrecht gelangen, fo würde 
am ficherlich gefahrlos und nur ein erfreulicher Beweis der durch alle Schichten des Volks 
gebrungenen Befähigung zur Ausübung politifher Rechte fein. 
Art und wie bo gegriffen die Beihränfungen des Wahlrechts fein follen, jomeit 
je man folde überhaupt für nöthig findet, ift eine nach den befondern örtlichen nnd 
m Berbältniffen zu beantwortende, vaber bier nicht näher zu erläuternde Frage. Ebenfo 
können wir hier die weitern ſpeciellen Fragen wegen des Alters der Wahlfähigfeit (am 
falls das Alter ver Mündigkeit), der Bedingungen der „Unbeſcholtenheit“ und der 
gkeit“, und ihrer beiverjeitigen Kriterien u. dgl. m. näher erörtern. 
der natur= und vernunftgemäßeften Bürgſchaften für die befonnene Ausübung des 
würde es und ericheinen, wenn man überall die (entweder noch wirkliche oder doch 
egangene) praktiſche Ausübung volitiiher Rechte in dem engern bürgerlihen Ver— 
Gemeinde zur notbmwendigen Grundlage des Wahlrechts für die allgemeine Landes— 
elineg machte. So ſehr wir es vaber billigen, daß das ſächſiſche Wahlgeſetz von 1831 als 
ir für Cenſus und Grundbeſitz die Mitgliedſchaft in einem der ſtädtiſchen Collegien 
Stabtrathd oder der Stadtveroroneten) gelten ließ, fowenig dürfte e8 gutzuheißen fein, 
Emm Die beim legten Landtag beſchloſſene Mopification dieſes Geſetzes das Wahlrecht zur 
nbeverfammlung auch auf ſolche au&vehnt, welche das gleihe Recht für die Gemeindever- 
7 nicht beſtzen, während doch im Übrigen die allergrößten Beihränfungen bei den Land» 
Smablen aufrecht erhalten bleiben. Lieber möchten wir die Erwerbung ded Gemeindebürger— 
Ss an möglihft freifinnige Vorausfegungen gefnüpft, dann aber den Kreis ver Wähler: 
at für den Landtag nicht Über ven ver Gemeindewähler oder die eigentlihen Vollbürger aus— 
ont ſehen 
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Man hat öfters geglaubt, in fogenannten inbiresten Wahlen (mobei die Wähler — „Ur— 
wähler“ — erft Wahlmänner, diefe dann weiter die Abgeordneten wählen) eine Bürgſchaft 
gegen Überftürzungen und gegen ein zu großes Übergewicht der beweglichen, demokratiſchen 
Elemente zu finden. Die Erfahrung gibt indeß diefer Anficht Feine Beftätigung. Die über: 
wiegend radicalen Wahlen aus Sachen zum Frankfurter Parlament waren im Wege des indi⸗ 
recten Wahlverfahrens zu Stande gekommen, wogegen der Landtag von 1849— 50 aus direc⸗ 
ten Wahlen hervorging. In bewegten Zeiten kann allerdings eine Urwählerfhaft von der er= 
vegten Öffentlihen Stimmung ungebührlid beeinflußt werden, allein dies kann fie ebenjo gut 
bei der Wahl der Wahlmänner als bei der unmittelbaren Wahl eined Abgeorbneten; ift aber 
der Ausfall ver Wahlmännerwahlen auf ſolche Weife beeinflußt, fo wird alddann auch die Ab— 
geordnetenwahl durch die Wahlmänner ſchwerlich ein beſſeres Refultat geben. Einem ungeſetz— 
lichen Druck der außenſtehenden, nicht wahlberechtigten Volksmaſſe aber wird eine zahlreiche 
Waͤhlerſchaft immer eher widerſtehen als ein kleines, verhältnißmäßig leichter ein zuſchüchtern⸗ 
des Häuflein von Wahlmännern. Im übrigen aber bringt die Natur der Sache mit ſich, und 
die Erfahrung beſtätigt es, daß bei directen Wahlen, wo jede Stimme unmittelbar zur Ent- 
ſcheidung des Gefammtrefultats, nämlich der Zufammenfegung der Volfövertretung, ihren 
Theil beiträgt, der einzelne Wähler weit forgfältiger und gewiflenhafter zu Werfe geht als bei 
indireeten, wo er eine ſolche unmittelbare Beziehung feines Einzelvotums auf dad Geſammt— 
ergebniß der Abgeordnetenwahl nicht lebhaft genug vor Augen hat, daher oftmals jhon genug 
gethan zu haben glaubt, wenn er nur einen ihm als rechtſchaffen befannten,, vielleicht in nach: 
barlidhen oder fonftigen Verhältniffen zu ihm ftehenden Mann mit ven weitern Wahlgefhäft be- 
traut. In den Staaten von entwideltem conftitutionellen Leben, wie England und Belgien, hat 
man daher aud) niewon indirecten Wahlen etwas wiflen mögen. Aus eben diefem Grunde hat 
fogar der ſehr confervative Bülau (a.a.D., ©. 124) ſich gegen die indirecten Wahlen unter 
Anführung ganz fhlagender Beifpiele aus dem Leben in der von und angedeuteten Richtung 
ausgefproden. Er fagt: „Das ift gewiß, ed wird längere Zeit dauern, bevor das Volk dahin 
reift, gute Wahlmännerwahlen zu treffen, als es Eoften wird, um auf unmittelbarem Wege 
beffere Abgeordnetenwahlen erfolgen zu ſehen, als fi von den gewöhnlichen indirecten Wahlen 
erwarten laſſen. Das Volk wird viel früher lernen, eine Mehrzahl von guten Abgeorbneien 
als eine Mehrzahl von guten Wahlmännern zu wählen. Dem-von den beiten Wahlmännern 
gewählten Abgeorbneten fteht, den jegigen Zeitanfichten gegenüber’ (e8 war dies im Jahre 
1849) „doch immer das entgegen, daß er nicht unmittelbar aus der Volkswahl hervorging. Die 
directe Wahl hat die Meinung des Tages entſchieden für fih, und das ift in Vertrauensſachen 
ein wichtiger Umſtand.“ 

Grperimente, wie 3. B. das von I. St. Mil in feinen „Betrachtungen über Repräfentatis- 
verfaffungen’’ (deutſch von Wille) vorgefhlagene, wonach alle auf einen Gandidaten gefallen 
Stimmen im ganzen Lande zufammengezählt werden jollen, damit, wie er fid) ausdrückt, „auf 
die Minderheiten zu ihren Rechte kommen“, Halten wir (ebenfo wie feine andern Borfchläge, 
3. B. einer Art von Prüfung ald Vorbedingung der Zuertheilung des Wahlrecht u. dgl. mr.), 
wie jede Künftelei beim Wahlverfahren, für unpraftifh. Mag das gewöhnliche Wahlverfaßren, 
principiell betrachtet, noch foviel fheinbare Mängel haben, fo ift e8 immer doch das verbältnip- 
mäßig naturgemäßefte von allen, und, ein großer Vorzug, es ift durch lange Übung traditie- 
nell und dem Volke zur Gewohnheit geworden. Bel allen öffentlichen Ginrihtungen fommt 
e8 aber vor allem darauf an, daß eine ſolche in der Praxis ji gut ausführbar und zweckmäßig 
ermweife (it works well, wie der Engländer fagt). 

Mir wollen bier zugleich zwei andere wichtige Momente, die bei den Landtagswahlen in 
Frage fommen und mit dem oben befprochenen eine gewiffe Verwandtſchaft haben, näher be: 
rühren. Es find died: die Öffentliche oder geheime Abftimmung und die Wählerverjammiun: 
gen vor dem eigentlihen Wahlacte. 

Was die Frage wegen des Vorzugs der Öffentlichen oder der geheimen Abftimmung betrifft, 
fo ift diefe befanntlid in England ſchon feit vielen Jahren ein Gegenſtand lebhaften Streitt 
der Parteien und mehrfach wiederholter Berhandlung:m im Unterhaufe geweſen. Die öffent: 
liche Abftimmung befteht in England von alter ber und wird von einem großen Theil der eng= 
liſchen Politiker als ungertrennlid von dem Wejen ver altenglifchen Verfaſſung und Freibeit an: 
gefehen, als allein würdig nes wahrhaft freien und männlichen Wolf, in vem jeder ohne 
Scheu feine politiiche Anficht befenne und vertrete. Die Gegner der öffentlichen Abſtimmung 
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erblicken dagegen in derjelben ein nur allzu wirkſames Mittel des Übergemwichts der wohlhaben⸗ 
den und einflußreichen Klaffen über die von ihnen abhängigen, indem diefe legtern nicht leicht 
wagten, öffentlich gegen jene zu ſtimmen, weil fie fonft fich allerlei perfönlichen Nachtheilen aus— 
fepten. Sie verlangen deshalb die geheime Abftimmung durch Wahlzettel (das fogenannte 
Ballot), haben aber bisher im Parlament noch feine Mehrheit dafür zu erlangen vermocht. 
‚ Außerhalb Englands it die Öffentliche Abftimmung unfers Willens nur noch in Preußen 
üblich (eingeführt durch das Wahlgefeg vom 30. Mai 1849). Obgleih in Preußen, bei dem 
tieſgewurzelten und ausdgebreiteten Einfluß bureaufratifcher und (auf dem flachen Lande) ari- 
fofratiiher Gewalten, der Nachtheil einer Einſchüchterung der Wähler durch die gezwungene 
öffentliche Stimmabgabe noch weit mehr zu befürchten wäre als in England, fo hat fi doch, je 
linger je mehr, mit der fortchreitenden politiſchen Bildung des Volks aud der Muth einer un= 
abhängigen Überzeugung und bes öffentlichen Bekenntniſſes einer folhen bei ven Wahlen als 
kräftig genug erwieſen, um jelbft einem noch fo entichiedenen Einſchüchterungöſyſtem — ſowol 
von oben herab als von feiten der grundbefigenden Keudalariftofratie — ſtandhaft und ſieg— 
vi die Spige zu bieten. 
Unftreitig ift aus höherm ſittlich-politiſchen Geſichtspunkte die öffentliche Abftimmung der 
al vorzuziehen, indem jene weit mehr ald diefe dem Zuftand politifcher Bildung und 
berzeugungätreue entſpricht, welcher allein eine fihere Gewähr wahrer politifcher Freiheit if. 
Allein ed geht damit wie mit den Grenzen der Wahlfreiheit felbft: man darf das einzelne 
Moment nicht außerhalb des Zufammenhangs mit fonftigen Einrichtungen des Staatd be— 
trachten. In einem Staate z. B. wie Frankreich, wo durch Die allerftrengfte Gentralifation, mit 
den audgevehnteften und weitverzweigteften Befugniffen eines allmächtigen Beamtenthums, das 
Bolt der Unabhängigkeit feiner Handlungen und Gefinnungen völlig entwöhnt ift, und mo der 
einzelne Wähler, wenn er dennod) eine folhe Unabhängigkeit zu bethätigen verſucht, davon die 
nachtheiligſien Kolgen nicht blos für fih, ſondern nicht felten auch für feine Gemeinde oder ven 
ganzen Wahlkreis zu gewärtigen hat, in einem ſolchen Staat, und vollends bei allgemeiner 
Wahlfreiheit, hat die öffentliche Abftimmung allerdings in der Praxis etwas fehr Bedenkliches. 
Sie verlangt vielmehr, um unſchädlich und wohlthätig zu fein, von den Staatdeinrihtungen 
und von vem Charakter des Volks möglichft fihere Bürgfchaften politifcher Mündigkeit und 
Selbftregierung, perſönlicher und wirthfhaftliher Unabhängigkeit der Gefammtheit oder doch 
ber Mehrheit ver Wähler. 
Bon öfter Wichtigkeit ift eine Einrichtung, welche in England feit lange her befteht, in 
Preußen, trog der Neuheit des dortigen parlamentarifchen Lebens, jich rafch eingebürgert, aus— 
gebildet und befeftigt Hat, in andern deutſchen Staaten dagegen, felbft ſolchen, deren Verfaflungs- 
Teben von viel älterm Datum ift, bisher noch wenig oder gar nicht in Übung, zum Theil geradezu 
Hefegli verboten war. Wir meinen die öffentlichen yarlamentarifchen Beſprechungen ver Wäh- 
Fer vor den Wahlen und zum Behuf diefer, wobei die Wahlcandivaten ji) ven Wählern vor: 
Bellen, ihre politifchen Anfichten darlegen, auf erhobene Einwendungen oder Fragen Antwort 
Seben u. ſ. w. Dur eine folde Procedur wird das Wahlgefchäft erft ein wirklich bewußtes, 
"wind feften Überzeugungen und Orundfägen geregelteö, der blinden Herrſchaft des Zufalld, den 
n Künften der Beftehung oder lberrumpelung, ſowie ven Schwanfungen individueller 
e, Launenhaftigkeit oder Leidenfchaft entrücktes. Indem ver Wahlcandivat fih offen 
und beftimmt zu gewiflen politifhen Grundfägen bekennt, andererfeitd die Wähler (in ihrer 
Gefammtheit oder doch Mehrheit) ſich mit diefen Örundfägen ded Candidaten einverftanden und 
darauf hin ihn zu wählen entfchloffen erklären, wird das Wechfelverhältniß zwifchen dem auf 
ſolche Weile gewählten Abgeordneten und feinen Wählern ein wahrhaft fittliches, wird die Par— 
Hung des einen wie der andern — durch diefe Öffentliche Darlegung vor dem ganzen Lande, 
MM vor dem Urtheil der ganzen gebilveten Welt — eine feftbegrenzte und abgeflärte, da unklare 
Ser unlautere Barteimotive die Probe einer ſolchen Öffentlichkeit nicht aushalten. 
" Bon funftigen Bedingungen und Boraudfegungen dev Ausübung des politifchen Wahlrechts 
hauptſächlich zwei hier noch befonderd zu berühren fein, das Lebensalter und die ſoge— 
Ünnte Unbeſcholtenheit. Was das erftere betrifft, fo hat man zwar früher, namentlich in den 
Kifen deutſchen Staaten, ein höheres Lebensalter ald dad der bloßen juriftifchen Volljährigkeit, 
MR für das active Wahlrecht, angenommen; neuerdings ift man jedoch davon mehr zurück 
ul) zu der Anſicht gefommen, daß die gewöhnliche Volljährigkeit auch ald Baſis der Ausübung 
itijcber Rechte wol genüge, fobald man nur die andere, durchaus er und natürliche 
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Vorausſetzung hinzufügt, daß dev Wähler bürgerlich jelbftändig, aljo z.B. nicht mehr im väter- 
lihen Haufe und rücfichtlih feines Lebensunterhalts von diefem abhängig ſei. 

Ein fehr ſchwieriger und zugleich wichtiger Punkt ift die fogenante Unbefholtenheit. Wenn 
man eine folde Bedingung überhaupt aufftellen und nicht dem eigenen Urtheil der Wähler jo 
viel zutrauen will, daß fle einem wirklich Beſcholtenen ihre Stimme verfagen werden, To ift we: 
nigftend die ftrengfte Begrenzung des Begriffs der Befcholtenheit nöthig, um jede bureaufrati- 
ſche Willkür dabei auszuſchließen. Auf Feinen Fall darf, wie namentlih früher in manden 
Staaten gefhah, die bloße Anklage oder Einleitung einer Unterfuhung wegen gewiffer Ver— 
brechen die Vorausjegung der Beicholtenheit und folglich die Ausſchließung vom Wahlrecht ber: 
beiführen, vielmehr kann dies nur die Wirkung eines rechtöfräftigen richterlichen Urtheils fein. 

Früher war wol aud die Religion unter Umftänden ein Hinderniß der Ausübung des 
Wahlrechts, wenigftens für die Juden (da für die anerfannten drei hriftlihen Gonfeflionen die 
Bundedacte Gleichheit der bürgerlihen und politifchen Rechte feftjegt). Neuerdings ift, durch 
den allgemeinen Kortichritt der Aufklärung und Toleranz, auch dieſe Schranfe faft aller— 
wärtd gefallen. 

Für das pafjive Wahlrecht oder die Wählbarkeit zum Abgeordneten hat man, in Deutich- 
land wenigſtens, faft immer firengere Bedingungen aufgeftellt, ald für das active Wahlrecht 
oder die Wahlfähigkeit — entweder einen höhern Genfus oder doch ein reifereö Alter. Das leg: 
tere findet z. B. in Preußen flatt. Im allgemeinen erſcheint es aber richtiger, für das paſſive 
Wahlrecht entweder gar Feine, oder doch Feine größere Beſchränkungen aufzuftellen als für das 
active. Denn, wenn man den Wählern einmal zutraut, daß fie eine vernünftige Wahl treffen, 
fo bedarf es folder Beſchränkungen nit; hat man aber diefed Zutrauen nit, jo wird man 
ſchwerlich ven Kreis der Wählbarkeit fo eng ziehen können, daß nicht innerhalb deffelben immer: 
bin unverfländige oder unpaffende Wahlen möglid wären. 

Die allerverkehrtefte Beihränfung bei dem pafjiven Wahlrecht iſt die auf den Bezirk der 
Wähler, wie fie z.B. noch heute im Königreih Sachen befteht. Die ebendort noch hinzuge— 
fügte, auf den Stand ver Wähler, fällt felbftverftänplich mit dem ftändifhen Princip ver Wab— 
len, gegen das wir und fchon oben ausſprachen, zugleich hinweg. Die Beſchränkung der Wähler 
bei der Wahl eines Abgeordneten auf die in dem betreffenden Wahlbezirf Wohnbaften hat den 
großen Nachtheil, eine Menge Leute in ven Landtag zu bringen, welchen eine allgemeinere polis 
tifche und fonftige Bildung abgeht, deren Geſichtskreis durd einen vielleicht immerwährenden 
oder doch langen Aufenthalt in Fleinen, beengten Berbältniffen, fern von den großen Mittel- 
punften der Eultur und eines bemwegtern Öffentlichen Lebens, in der Negel mehr oder weniger 
verengt worben ift. Die Urheber dieſer Beihränktung hatten dabei wol zumeift die Abficht 
(ebenfo wie bei der Beſchränkung auf den Stand), die Träger allgemeiner politifcher Ideen und 
jener beweglichern Richtungen, welche vorzugsweiſe an ven größern Orten zu finden find, von der 
Vertretung möglichft auszufhließen. Die Bezirkswahlen follten aljo einen vorzugsweiſe con: 
ferpativen Charakter haben. Statt deſſen haben jie erfahrungsmäßig vielfah nur eine grö- 
Bere Unſelbſtändigkeit und Unreife der fo Gemwählten zur Folge gehabt, Eigenſchaften, melde 
ebenſowol einem flahen Ravicalismus ald einer blinden und unverftändigen Reaction dienft- 
bar werden fönnen, wie died mehrfache Beifpiele noch aus der neueften deutſchen Verfaflungs- 
geſchichte auf das fchlagendfte gezeigt haben. Die Freigebung der Wahlen ohne irgendwelche 
Beſchränkung auf Drt oder Bezirk hat dagegen bie heilfame Folge, daß Wählerfhaften, welde 
in ihrer eigenen Mitte eine in jeder Hinſicht befähigte Perſoönlichkeit zur Vertretung ihres Be: 
zirks nicht antreffen, ſolche anderswo ſuchen, daß alfo, bei nur einigermaßen vorgefchrittener 
Bildung ded Volks, nicht leicht irgendeine Wählerſchaft ohne einen entjprechenden tüchtigen 
Bertreter, und umgekehrt nicht leicht irgendeine bedeutende politiihe Gaparität ohne einen Sig 
im Landtage bleibt. 

Eine Frage von nicht ganz untergeorbneter Bedeutung, wenigſtens in den Feſtlandsſtaaten, 
ift ferner Die der Wählbarkeit oder Nichtwählbarfeit der Staatöbeamten, beziehendlich Der Be: 
dingungen ihrer Zulaffung zur Vertretung. Daß, wenn ein Abgeoroneter nad feiner Wahl 
ein Staatsamt oder eine Beförderung im Staatödienfte erlangt, er jih einer Neuwahl unter: 
werfen muß, ift eine in allen Verfaffungen entbaltene und in der Natur der Sache begründete 
Vorſicht, die aber mit jener allgemeinen Frage unmittelbar nichts zu thun hat. In Frankreich, 
wo, gemäß ber ganzen. Natur des dortigen Staatsſyſtems, die Beamten in der Deputirten- 
kammer unter dem Julifönigthum eine überwältigende Mehrheit bilveten, war öfters von einer 
gefeglihen Ausſchließung dieſes ganzen Standes als einer Nothwendigkeit, von einer förmlich 
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auszuſprechenden Linvereinbarfeit (incompatibilite) der Stellung eined Beamten mit der eines 
Deputirten die Rede. Doc hatten Anträge in diefer Richtung begreiflicherweiſe in einer jo zu= 
fammengejegten Kammer feinen Erfolg. Bon der andern Seite hat man die Wahl von Staats: 
beamten zu Volfövertretern biömweilen zu verhindern oder doch zu erjchweren verfudt, wenn man 
ſah, daß diefe Beamtenabgeorpneten fi zur Oppofition ſchlugen. Theils bediente man jich zu 
viefem Zweck der Berjagung des Urlaubs (bekannt ift namentlich in dieſer Beziehung ver hef- 
tige Urlauböftreit in Baden 1841 fg.), theild fuchte man, wie noch ganz neuerdings in Preu— 
sen, ven Beamten die Annahme einer Wahl durch Verſagung der Stellvertretungsfoften 
zu verleiden, theild endlich wendete man gegen oppofitionelle Beamte die Fleinlihen Waffen ver 
Verſetzung und fonftiger Chicanen an. Prineipiell ift über diefen Punkt zu fagen, daß aller: 
dings Die Wahl unabhängiger Männer derjenigen von Beamten im allgemeinen Intereffe des 
conftitutionellen Lebens vorzuziehen ift, daß eine aus Stantsbeamten beftehende Oppofition un- 
(eugbar ihre Inconvenienzen hat, daß aber freilich ein Zuftand der Dinge, wo die Volfövertre- 
tung entweder nur aus unabhängigen Leuten befteht, oder Staatödiener, namentlich höhere, 
(wiglich als Vertreter ihrer, der jeweilig am Ruder befindlichen Partei im Landtag jigen, nur 
va möglich ift, wo, durch längere Übung des parlamentarifchen Lebens, die politiſche Bildung 
allgemeiner verbreitet, wo ferner dad Princip der Selbftregierung im Staat zu größerer Geltung 
gelangt ift und damit das jegt noch in vielen Staaten beftehenve Berhältniß, wonach das Beam— 
(enthum ber Hauptträger ver Intelligenz ift, eine Umgeftaltung erfahren Hat. 
Noch ift endlich ein Wort zu jagen über die Dauer des Wahlmandats. Diefelbe ift in den 
serihledenen Staaten eine ſehr verfhiedene. In England werben die Mitglieder des Unter: 
dauſes auf fieben Jahre gewählt, in Holland die Abgeordneten zur Zweiten Kammer auf vier 
Jahre, in Preußen auf drei Jahre, in den fleinern deutſchen Verfaſſungsſtaaten von älterm 
Datum waren (und find beziehendlich noch) die Wahlperioden ziemlich lang, in Sachſen 3.2. 
mwnjährig. Dazu kommt hier noch die@inrihtung, daß die Wahlfammer nicht auf einmal, jon= 
bern theilweile erneuert wird (Partialerneuerung), jo nämlich, dag nad jedem Landtag, d. h. 
alle drei Jabre, ein Drittel ver Abgeordneten (nad einem das erfte mal durchs Los beftimmten 
Turnus) ausſcheidet und durch Neuwahlen erfegt wird. Diefes legtere Syſtem hat den Zwed, 
einen zu großen Wechfel in der Zufammenfegung der Volfövertretung zu verhüten, indbefon- 
dere auch einen Stamm von Mitgliedern zu erhalten, die, in ven Geſchäften des Landtags er- 
fahren, ben Neulingen gleihfam als Führer dienen und die Traditionen einer praftifchen ſach— 
gemäßen Geſchãftsbehandlung lebendig fortpflanzen möchten. Wie wohlgemeint die Abſicht aber 
Immer fein mag (nebenher ging freilich wol auch der Hintergedanfe, day es für die Regierung 
angenehmer und bequemer jei, mit Abgeorbneten zu verhandeln, die durch die Macht der Ge— 
wobnbeit, des geielligen perjönlichen Verkehrs u. ſ. w. bereits in ein gewiſſes intimes Verhältnig 
zu Sof und Minifterium getreten, als immer wieder mit folden anfangen zu müſſen, die mit 
rifhen und unabbängigem Sinne direct aud der Mitte der Wähler kämen), fo wird doch der 
aleihe Zweck, bei nur einigermaßen audgebildeter conftitutioneller Praxis, beffer erreicht durch 
ven Bang der Wahlen felbft, da fähige und bewährte Abgeoronete innmer wieder in die Kammer 
Aniseten,, dagegen unfähige ausfceiden werden. Die Erfahrung zeigt, daß im regelmäßigen 
Verlauf ver Dinge jehr viele, faſt die meiften Mitglieder einer Volksvertretung entweder immer 
Son neuem, oder doch jehr häufig wiedergewählt werben, folglich faft ſtets ein flarfer alter 
Stamm zurücdbleibt, an den der junge Nachwuchs ſich anſchließen kann. Dagegen hat das Sy— 
Fem der Bartialerneuerung ven Nachtheil, daß die VWolfövertretung niemals der wahre vollgül- 
ge Ausorud der jeweiligen Volksſtimmung ift, weil ihre Mitglieder zu jo verſchiedenen Zeiten 
gewählt find. Bejonders bei etiwad bewegtern Zeiten ift dies, und namentlich für die Mitglieder 
der Altern Jahrgänge felbft, ein Übelftand; unwillkürlich fühlen dieſe ſich ſelbſt als nicht mehr 
vollberechtigte Vertreter des augenblidlihen Volkowillens, oder werden dod vom Volke und 
ib von ihren Kollegen fo angefehen. Der andere Grund für die Partialerneuerung, daß 
durch gleichzeitige Wiederwahlen im ganzen Lande eine zu große politifche Erregung hervorge: 
bradbt werde, ift heutzutage vernünftigerweife gar nicht mehr geltend zu machen, da man gelernt 
sder erfahren hat, daß die Erregung, weldye die Ausübung politifher Rechte und überhaupt die 
werfihätige Antheilnahme des Volks an feinen Öffentlihen Angelegenheiten erzeugt, nichtö Ge— 
Ebrliches over Schädliches , vielmehr ebenfowol ein Anzeichen als ein Börderungsmittel wahrer 
solitiicher Geſundheit ift. Weit bevenklicher ift Die Erregung des Unmuths, der leicht in den 
Babtfreiien entitehen mag, welche, während andere neben ihnen neue Abgeordnete wählen, ihre 
iten, vielleicht überlebten und unzeitläufig gemorbenen behalten müſſen. Das Nonplusultra 
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der Irrationalität erreicht diefes Syſtem der PVartialerneuerung aber dann, wenn man, wie 
neuerdings im Königreih Sachſen geſchehen, das Wahlgefeg felbft theilweife ändert, gleichwol 
aber nach diefem geänderten Wahlgeſetz nicht die ganze Wahlkammer, fondern aud nur wieder 
ein Drittel erneuern läßt, fobaß nun in der Kammer zwei Drittel nad dem alten, ein Drittel 
nad dem neuen Wahlgefeg gewählter Abgeordneter figen. ine folde Abnormität läßt fh 
nur aus einem tiefen Midtrauen in die Volksſtimmung gegenüber dem von der Regierung feft: 
gehaltenen Syſtem erklären. 

Nur indireet mit dem Wahlſyſtem im Zuſammenhang, doch aber von nicht unweſentlichem 
Einfluß darauf ift die Frage: ob ven Abgeorbneten Diäten, Tagegelder (ald Entfhäbigung für 
die Koften ihres Aufenthalt3 am Drte ded Landtags) und Reiſekoſten gezahlt werben follen. 
Außer England haben wol alle Staaten dad Suftem der Diätenzahlung. Wo ed fo viel Leute 
von unabhängigem Vermögen gibt wie in England, mag bad entgegengefegte Syſtem Fatthaft 
jein; in den Feſtlandoſtaaten, wo dies nicht der Fall, dürfte deffen Annahme (mie die kurze 
Erfahrung mit der preußifchen Erften Kammer von 1848— 49, deren Mitglieder feine Diäten 
erhielten, bereits gezeigt) leicht dahin führen, daß die Wähler genöthigt wären, die Abgeort- 
neten vorzugäweife aus der Hauptftabt felbft, aus dem dort vorwiegenden höhern Beamten: 
thun zu nehmen, was gewiß nicht zu wünfchen ift. 

Wir haben biöher von der Vertretung oder dem Landtag immer nur wie von einer einji: 
gen, gleichartigen Koͤrperſchaft geſprochen. Es ift aber befannt, daß in ven meiften Staaten — 
nur einige Eleinere ausgenommen — der Landtag in zwei voneinander gefonberte Körperfhaften 
(Kammern, Häufer oder dgl.) zerfällt. 

Die Frage wegen des Ein= oder Zweikammerſyſtems ift in Zeiten ſtaatlicher Neubildung, 
zumal bei vorausgegangenen großen Volksbewegungen, vielfach lebhaft discutirt worden. So 
noch 1848 in verfchledenen beutfchen Staaten. Ruhige politifhe Erwägung hat faft überall zur 
Berorzugung des Zweifammerfoftemd geführt. Schon die zweifache Berathung eined jeden 
Gegenftandes in getrennten, unabhängig voneinander tagenden Berfanimlungen bietet eine nid! 
‚ geringe Bürgfchaft forgfältigerer und mehrfeitigerer Abwägung und Prüfung aller einfhlagen: 
den Momente dar. Außerdem aber hat man auch bei der Bildung umd Zufammenfegung der 
beiden Abtheilungen des Landtags immer darauf Rückſicht genommen , verfdiedenen politſchen 
Standpunften ihre Vertretung und Berückſichtigung zu fihern, insbefondere einer mehr fort: 
ſchreitenden oder beweglichen Richtung von der einen, einer mehr confexwativen oder ſtabilen von 
der andern Seite. In diefem Dualismus liegt einerfeitd ein wichtiger Vortheil, andererfeitd 
aber auch eine große Schwierigkeit des Zweikammerſyſtems. Es gilt, dieſen Gegenſah det Ri: 
tungen jo zu geflalten , vaß er zwar für den damit beabfichtigten Zweck: die Herftellung des rich⸗ 
tigen Gleichgewichts zwiſchen den beiden natürlichen Grundrichtungen alles Stantslebend, Mt 
erhaltenden und der fortbildenden, wirkſam ſei, doch aber nicht in Schroffheit und Unverſohn⸗ 
lichkeit ausarte. Das eine Glied der Vertretung muß ſelbſtverſtändlich die Geſammtheit de 
Staatöbürger darftellen, alfo aus wirklichen Volkswahlen (feien diefe nun unbeſchränlie ode! 
beſchränkte) hervorgehen. Das andere Glied dagegen wird zu dem beftimmten Zwed gebilden 
ein befondered Element des Staatdlebend zur Geltung zu bringen. Wo ein ſolches Elrment nd 
geihihtlih im Staat heraudgebilvet, wol gar ald Bafis ver Vertretung ſelbſt zur Geltung ge 
bracht hat, wo es zugleich, trog der Sonder: und Ausnahmeftellung, die es behauptet, doch aus 
wieder im Einklang mit dem gefammten Volksthum ſich befindet, da find die natürlichen Berin- 
gungen für den Beftand und die Wirkfamkeit einer Erften Kammer von felbft gegeben. So kei 
dem Oberhaufe in England, welches, mag ed aud) vorübergehend einmal unpopulär und, gegen 
über dem immer übermächtiger gewordenen Unterhaufe, minder bedeutend und ausiclaggebent 
erfcheinen , dennoch tiefe Wurzeln im englifhen Staatöleben hat und ſchwerlich ſo leicht daraud 
verdrängt werben möchte. Ganz gleiche oder auch nur annähernd ähnliche Vorbedingungen zut 
Bildung eines zugleich feiner Natur nad confervativen und von den wechſelnden Zeitſtroͤmungen 
unabhängigen, dennoch aber nicht unvolksthümlichen repräfentativen Körpers duͤrfte ſich wel!" 
feinem andern Lande wiederfinden. Bei der englifhen Ariftofratie treffen fo viele günfige Ne— 
mente für diefen Zweck zufammen, wie fie weder bei irgendeiner andern in gleicher Weiſe ven 
handen, noch eben auch fo leicht, ſelbſt mit dem beften Willen, fünftlich Herzuftellen find. zit 
nicht blos der große Reihthum und die dadurch begründete Unabhängigkeit der äufern Stellung. 
fammt dem eben dadurch gegebenen Antriebe für den Ginzelnen, ſich in ausgedehnterm Maßt 
mit den Öffentlichen Angelegenheiten zu befchäftigen ; es iſt nicht blos der Umſtand, daß bie eng" 
liſche Ariftofratie Feinerlet privatrechtliche Vorzüge und Vortbeile, am alferwenigiten eint au! 
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Privattiteln ruhende Herrſchaft über die andern Klaſſen befigt oder beanſprucht, daß fie ferner 
auch nicht einen fireng in ſich geſchloſſenen Geburtöftand bildet, vielmehr Elemente aus andern 
Ständen in jih aufnimmt, und wiederum durch die jüngern Söhne unmittelbar in das höhere 
Bürgertbum (die fogenannte Gentry) hinab fi verzweigt — alle dieſes, wie wichtig auch 
ſchon ein jedes diejer Momente für ſich ift, macht allein nod nicht den wahren und legten Grund 
der febensfühigfeitdiejed engliſchen Adelskörpers und feiner politifchen Berkörperung, des Ober: 
baufes, aus; dieſe Lebensfähigkeit beruht vielmehr ganz wefentlic und vor allem darauf, daß 
der englifche Adel, ſowol ald ganzer Stand wie in den meiften feiner einzelnen Gefchlechter, mit 
der Entwidelung und Befefligung des conftitutionellen Lebend und der allgemeinen Volfäfrei- 
beiten geſchichtlich auf das innigfte verwachſen, daß er von frübeften Zeiten an der Bundesge— 
nojfe und Vorkämpfer der andern Volfsklaflen in ver Erringung nothwendiger Rechtsbürg— 
Ihaften, in der Befämpfung und Beihränfung abfolutiftifcher Gewalt und Willkür gewefen ift. 
Kein Adel des Feſtlandes Fann ji dem englifchen hierin auch nur annähernd vergleichen; nir- 
gendd Hat man daher aud mit nur ähnlihem Erfolg eine erbliche Vertretung der Nriftofratie 
oder des großen Grundbeſitzes herzuftellen, oder, wo jie beftand, aufrecht zu erhalten vermodht. 
Sowol vie erbliche Pairie, welde die Charte Ludwig's XVII. in Frankreich zu errichten unter: 
nahm, nod die manderlei Adelskammern in den verfchiedenen deutfchen Staaten haben auch 
nur in entfernt ähnlicher Weife wie das englifhe Oberhaus in der Öffentlihen Meinung Wur— 
zel gefchlagen. Die franzöſiſche Erbpairie fiel in der Revolution von 1830, und die an ihre 
Stehe gefegte Pairie auf Lebenszeit hat ſich noch weniger als Iebensfähig erwiefen. In den 
deutihen Staaten richtete ji die Bewegung von 1848 hauptſächlich mit gegen das Übergewicht 
des ariflofratifchen Elements und deſſen Verkörperung in den Erften Kammern, und einzelne 
von diefen, wie z. B. die ſächſiſche, ſprachen fich felbft freimillig das Todesurtheil. Sogar in 
Belgien , wo Doc vergleichsweiſe unter allen Feftlanpsftaaten am meiften eine mit der Geſchichte 
und den Freiheiten des Landes verwachſene, daher verhältnigmäßig populäre Ariftofratie zu 
finden ift, hat man nicht gewagt, diefe zur Baſis ber Erften Kammer zu nehmen, hat vielmehr 
den Senat ebenfalls aus Wahlen, nur unter befondern Bedingungen, hervorgehen laflen. 
Ob das Ober: oder Herrenhaus des öfterreichiichen Reichsraths, das zum größern Theil aus 
Mitgliedern reicher und durd viele geichichtlich berühmte Namen verhältnigmäßig populärer 
Adelsgeſchlechter beſteht, durch weifen Gebrauch der ihm verliehenen Macht ſich eine dauernde 
und einflugreihe Stellung fihern wird, fteht abzuwarten; daß bei dem preußiſchen Herrenhaufe, 
feiner ganzen biöherigen Haltung zufolge (deren Schuld übrigend vorzugsweiſe auf ven Fleinen 
Adel, das eigentliche fogenannte Junfertfum, weniger auf die ver hohen und reichen Grund- 
ariflofratie zubehörigen Mitglieder fällt), das directefte Gegentheil davon flattfindet — weit 
entſchiedener noch, als dies bei dem Herrenhaufe des Vereinigten Landtags von 1847 der Fall 
war, welches hauptſächlich aus Elementen der legtgenannten Art beftand — läßt fi ſchon jegt 
nit voller Gewißheit ausſprechen. 

Bei dem Mangel einer für viefen Zweck tauglichen Geburts- und Beilgariftofratie hat man 
in vielen Ländern auf andere Weife ein confervatives Element für die Erfte Kammer zu fhaffen 
verſucht. In Belgien befteht der Senat aus Mitgliedern, welche von denfelben Wählern wie 
dad Haus der Repräfentanten, aber nur aud ſolchen gewählt werben, die theilß ein höheres 
Lebensalter, theils einen höhern Genjus haben. Auch finden die Wahlen zum Senat nicht auf 
vier, fondern auf acht Jahre flatt. Ahnlich war es in Portugal nad ver Berfaffung von 1838, 
ift es in Holland nach der Verfaffung von 1848. Wieder eine andere, fehr eigenthümliche Mo— 
balität hat man in Norwegen angewendet. Dort wählt die Gefammtvertretung des Volks, der 
Storthing, aus feiner Mitte ein Viertel zu einer befondern Kammer (Lagthing), während bie 
übrigen drei Viertel ald Zweite Kammer oder Odelsthing fungiren. Der Senat der bereinig- 
ten Staaten von Nordamerika wird von den Geſetzgebenden Berfammlungen der Ginzelftaaten 
beſchickt, während das Nepräjentantenhaus aus allgemeinen Wahlen des Volks hervorgeht. 
In den deutſchen Staaten hat man meift die Erften Kammern fo zufammengejegt, daß man den 
vorhandenen, zum Theil geſchichtlich oder nach der Bundesverfaflung zur Standſchaft berechtig⸗ 
ten, grundariftofratifhen Elementen nod ein oder mehrere andere beifügte, um jene zu mäßi- 
gen und eine Wechſelwirkung der Erften Kammer mit der Volkskammer zu erleihtern. Vor— 
zugsweiſe wählte man dazu die Vertreter ver großen Städte, der Univerfitäten, ver Geiftlichkeit, 
oder auch vom König nach freiem Ermeſſen zu ernennende Mitglieder. Einen Verſuch, die Erfte 
Kammer ebenfalld aus Volkswahlen hervorgehen zu laſſen, nur unter befhränfenden Beſtim— 
mungen (äbnlic wie in Belgien), madte man 1848 in Sachſen. In Preußen hat man mit der 
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Bildung der Erfien Kammer verſchiedentlich erperimentirt. Die erfte Berfaflung, von 1848, 
war fo ziemlich der belgijchen nachgebildet: die Erfte Kammer beftand aus Höchſtbeſteuerten. 
Die revidirte Verfaſſung vom 31. Jan. 1850 nahm ein gemijchtee Syftem an; danach follte 
die Erſte Kammer theild aus erblichen, theild aus vom König für Lebendzeit zu ernennenven, 
iheild aus gewählten Mitglievern beftehen, von den legtern jollten 90 durch die Höchſtbeſteuer⸗ 
ten, 30 von den Gemeinderäthen der größern Städte entfendet werben. Auch diefe Beftimmung 
ward ſpäter wieder abgeändert; an ihre Stelle traten dad Gejeg vom 7. Mai 1853 und bie 
Verordnung vom 12. Det. 1854 wegen Bildung der Erften Kammer. Danad) befteht diejelbe 
aus den Prinzen des königlichen Haufed (melde auch anderwärts überall Mitglieder der Erſten 
Kammern find) und aus Mitgliedern, welche ver König theild mit erblicher Berechtigung, theild 
auf Lebenszeit beruft ; für die leßtere Kategorie ward gewiffen Gorporationen (den Stiftern, den 
Verbänden der Grafen und des alten und befeftigten Grundbejigeö, den Univerfitäten, endlich 
den vom König beſonders dazu bezeichneten Städten) ein Präfentationsredt eingeräumt. 

Ganz beftimmte Grundjäge laffen ji für die Bildung einer Erften Kammer oder einet 
conjervativen Factors in der Landedvertretung nicht wohl aufftellen: es richtet ſich dies nad den 
in jeden ande vorhandenen Glementen eined ſolchen und überhaupt nad) ven durch geſchich 
liches Herkommen, Sitte und Öffentlihe Meinung gegebenen Vorausſetzungen. 

v. Allgemeiner Beruf und Rechte des Landtags. Uber die allgemeine Stellung, 
welde der Landtag oder die Randeövertretung im Organismus der Staatseinrichtungen ein: 
nimmt, ift ſchon oben unter II gejprochen worden. Die gefchriebenen modernen Verfaflungd: 
urfunden zählen regelmäßig in dem Abſchnitt „vom Landtage‘ oder „von den Kammern‘ eine 
gewiffe Anzahl von Rechten auf, welde ver Landesvertretung zuftehen follen. Die weientlih- 
ften dieſer Rechte ſind: das Recht der Mitwirkung bei der Gejeggebung, und zwar einer mis 
ſcheidenden Mitwirkung, ſodaß fein Gefeg rechtsgültig zu Stande kommen fann ohne die Ju: 
flimmung einer jeden der beiden Kammern; das Recht der Feftftellung des Stantähaushalts 
oder der Einnahmen und Ausgaben des Staats, ſodaß ebenfalld weder eine Ausgabe noch eine 
Einnahme rechtsgültig verfügt werden kann gegen ven Widerſpruch eines der Factoren der Yan 
Deövertretung — aljo auch dad Recht ver Ausgaben: oder Steuerbewilligung (mobei gemöhnlih 
nod) feflgejegt ift, daß alle Finanzgeſetze zuerft an die Wahlfammer gelangen müflen, bisweilen 
auch, z. B. in Preußen, daß der andere Factor das Budget nur im ganzen annehmen oder ab: 
lehnen, nicht aber im einzelnen abändern fann) — ferner das damit in nothwendigem Wepiel: 
verhältniß ſtehende Necht, die wirklich gefchehene Verwendung der bewilligten Einnahmen zu den 
ebenfalls jpeciell bewilligten Ausgaben zu prüfen und zu controliren (das Recht ver Red: 
nungsabnahme) ; ferner das Recht, Geſetzvorſchläge zu machen, die natürlich ihrerfeits der Juſtim⸗ 
mung der Negierung bedürfen, um wirkliche Geſetzeskraft zu erhalten (das jogenannte Reht ver 
Initiative); das Recht, im Wege der Anfrage (Interpellation), der Beſchwerdeführung IM 
eigenen Namen, oder der Überweifung von Beſchwerden und Bitten einzelner Staatäbürge, 
der directen Anfprade an das Staatsoberhaupt (Apreffe) u. j. w. einen, wenn auch nur ind: 
vecten, doch aber wirkſamen Einfluß auf den Gang der Verwaltung zu üben, endlich dad Red! 
der Anklage der Minifter bei Verfaſſungs- und Gefegeöverlegungen oder andern Hanblang 
wider die Öffentliche Wohlfahrt. Der Umfang, die Präcifirung, namentlid aber and de 
Bürgihaften erfolgreicher Ausübung diefer Rechte find in den verfhiedenen Verfaffungen natıt- 
lich nicht überall ſich gleich. Je ausgebildeter und befeftigter das Verfaffungsteben eines Stuntt 
ift, deſto gejicherter pflegt auch die bung diejer Cardinalrechte der Landesvertretung zu hin, 
entweder durch die Verfaſſung felbft und die zu ihrer Ergänzung und Ausführung dienende 
Gejege oder durch die Prarid des parlamentarifhen Lebens. Das Iegtere ift namentlid in 
England der Fall, wo befanntlih das Parlament thatfächlih beinahe die ganze Staarögewalt 
in ſich vereinigt, trogdem daß eine folde ausdrückliche Aufzählung beſtimmter Rechte deſſelben 
nicht exiſtirt. 

Nach dem in Deutſchland — mindeſtens bis zum Jahre 1848 — herkömmlichen, durch die 
Bundesgeſetzgebung ausdrücklich feſtgeſtellten und vom Bundestage ängſtlich übermaßhter 
Staatsrecht follten die Randedvertretungen nur ein ganz beſtimmtes, mehr oder minder audge⸗ 
dehntes Maß von Rechten oder Befugniſſen beſithen, über dieſe Grenze hinaus aber weitet? 
Rechte nicht anſprechen dürfen. Art. 57 der Wiener Schlußacte beſtimmt im viejer Beziehung: 
„Da der Deutiche Bund, mit Ausnahme der Freien Städte, aus fouveränen Fürſten befteht, e 
muß, dem hierdurch gegebenen Grundbegriff zufolge, die gefammte Staatögewalt in dem Dber: 
haupt des Staats vereinigt bleiben, und der Souverän kann durd eine landſtändiſche Ber 
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fung nur in der Ausübung beſtimmter Rechte an die Mitwirfung der Stände gebunden 
werben.‘ Dem entſprechend enthielten daher auch die Einzelverfaffungen mehr oder weniger 
ausdrücklich, zum Theil mit faft venfelben Worten, die gleiche Beftimmung; jo z. B. die bairi- 
he, Tit. II, $.1: „Der König ift das Oberhaupt des Staats, vereinigt in ſich alle Rechte ver 
Staatögewalt und übt fie unter den von ihm gegebenen, in der Verfaſſungsurkunde feftgejegten 
Befimmungen aus‘; die föniglid fähfifhe: „Der König ift das fouveräne Oberhaupt des 
Staats, vereinigt in ſich alle Rechte der Stantögewalt und übt fie unter ven durch die Verfaffung 
feſtgeſezten Beflimmungen aus‘ ; ähnlich die würtembergifche, die badiſche u. a. mı. 

In den meiften der jeit 1848 entflandenen , beziehendlich revidirten veutfchen Verfaſſungen 
(der preußiſchen, fahjen-weimarifhen, koburg- gothaiſchen) findet fi die Bezugnahme auf 
eine jolhe Bereinigung der gefammten Stanfögewalt in dev Perſon des Monarchen nicht mehr. 
Und in der That hat ich jeit 1848 mehr und mehr eine jener frühern gerade entgegengefeßte 
Anfiht von dem Beruf und den Rechten der Randeövertretungen auch in Deutſchland auszubil- 
von begonnen — eine Anſicht, welche in den größern und ältern Verfaſſungsſtaaten, namentlich 
England, jhon längft in zweifellofe und unbeftrittene Praris übergegangen ift. Es ift dies vie 
Aniht, dap die Landesvertretung die Staatdgewalt und ihren Träger, das Staatdoberhaupt, nicht 
blos in ver Ausübung beftimmter Rechte (negativ) zu beihränfen, jondern daß fie anf die Aus— 
bung diefer Rechte und auf die ganze Führung der Öffentlichen Angelegenheiten auch einen po= 
An wirffamen und maßgebenden Einfluß zu äußern habe. Die Bewegung von 1848 ging 
um großen Iheil aus dem Kampfe dieſes in Deutjchland damals noch neuen Princips gegen 
ndalte, vom Bunde und von den Negierungen ſchroff feftgehaltenen hervor. Man erkannte, 
ap auf ver Grundlage jener beſchränkenden Auffaffung von ven ſtändiſchen Rechten die Stände 
zwar wol allenfalld die Regierungen von Übergriffen in die verfaſſungsmäßig feſtgeſtellten 
Deltötreiheiten zurüdhalten , fie aber nicht (wofern legtere nicht von felbft dazu geneigt wären) 
ya Reformen treiben könnten, wie ſolche doch gleihwol durd den allgemeinen Fortfhritt der 
volitiigen und der wirthichaftlihen Bildung ven Bevölkerungen vielfach dringend geboten er: 

(hienen. Zum Theil haben die neuern VBerfaffungen dieſem Verlangen eines mebr pofitiven 
Einflufjes ver Landtage ausdrücklich Rechnung getragen, 3.3. durch die Einräumung des Rechts 
der Initiative zu Gejegen (während vor 1848 den deutfchen Landtagen lediglich das Recht des 
Aniragd oder der Bitte an die Regierung um Vorlegung eines Gefeges zuftand, wobei ed dann 
immer nod in das “Belieben der legtern geftellt blieb, ob, mann und inwieweit fie einem ſolchen 
Antrag Folge geben wollte), durch die ausgenehntere Anwendung des Rechts der Interpellation, 
me Adreſſe u. ſ. w. Seinen widtigften Gonjequenzen nad) läßt ſich jedoch jenes Recht der Lan- 
Deöverttetungen, auf die Führung der Negierung ſelbſt einen maßgebenden Einflug zu üben, 
nicht immeinzelnen formuliren und feftfegen; e8 muß vielmehr durch die ganze Prarid des confti- 
hutionellen und parlamentarifchen Lebens zur thatfächlichen Anerkennung und Geltung gelangen. 
Sobald die Regierung nicht mehr ald Brivatjache eines Einzelnen, des Regenten, vielmehr unter 
vom Geſichtspunkt der Verwirklichung des allgemeinen Staatözweds aufgefaßt wird, jo muß 
VS aud) folgerechterweiſe das Verhältnig verfelben zur Landesvertretung weſentlich anders ge: 
Kalten, dahin nämlich, daß die Negierung und deren Träger nicht nad) einfeitigem Gutbefinden, 
oBer gar nad den bloßen Privatinterefle des Fürften und feiner Umgebung den Staat zu ver: 
walten und das Volk zu lenken, jondern daß diefelbe forgfältig zu ermitteln hat, welche Intereffen 
und welherlei Willensrihtundgen im Volke die überwiegenden, die am meiften berechtigten und 
ya berüdfichtigenden feien, und daß fie nad diefer Erfenntniß allein die ganze Leitung des 
Staats, bie innere wie die äußere Politik, die Verwaltung wie die Gefeggebung einrichtet. Eine 
im diefem Sinne unter fteter Berüdjichtigung des wahren, vernünftigen Volkswillens geführte 
Regierung nennt man — weil diefer Volkswille ſich am fiherften in ver gefeglihen Vertretung 
drd Bolts, dem Landtage oder vem Parlament ausſpricht — eine parlamentarifhe Regierung. 
Das Streben nad) einer parlamentarifhen Regierung ift alfo keineswegs — wofür man e8 von 
gamiffer Seite gern verfchreien möchte — ein willkürlicher und unberechtigter übergriff einzelner, 
wa extremer, politifcher Parteien; es ift vielmehr die naturnothwendige und unvermeibliche 
Sonfequenz und Selbftentwidelung des conftitutionellen Staatsprineips, welches letztere ohne 
iefe Gonjequenz niemals über einen bloßen Scheinconftitutionalismus oder einen fteten Kampf 
‚gen ven Rüdfall in Abfolutismus Hinausfommt. Wenn man bad Weſen der parlamentari- 
hen Regierung jo bezeichnet, daß dadurch das Schwergewicht des Staatslebens in die Landes— 
ertretung und wiederum vorzugsweiſe in denjenigen Theil derfelben falle, welder am unmit— 
elbarften das eigentliche Volk oder die Geſammtheit der Stantöbürger repräjentirt, die Volks— 
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oder Wahlkammer, jo ift dies allerdings der nothwendige und thatſächliche Verlauf der Sad. 
Es liegt aber auch darin weder etwas Unnatürliches noch vollends etwas Unrechted; vielmehr 
ift ed ganz natur= und vernunftgemäß, daß bei der Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten die: 
jenigen eine vorzugämweife maßgebende Stimme haben welche nicht nur, als der an Zahl und 
Vermögen weitaus überwiegende BeftandtHeil der Gefammtheit, am meiften dabei betheiligt ſind 
fondern welche auch durch ihre Leiſtungen das Meifte dazu beizutragen haben. Eine Berinträg: 
tigung des monardifchen Princips, der Macht oder der Würde des Königthums wird man in 
der Einführung einer parlamentarifchen Regierung unmöglich finden fönnen, fobald man nur 
nicht Königthum mit Willfürherrfhaft, monarchiſch mit abſolutiſtiſch verwechſelt. Denn ver 
Monarch, wenn er fi ald Vertreter der Staatdivee und des Staatswohls betrachtet — wal 
allein er im modernen Staat ift und fein foll — wird nicht umhin können, fich felbft einzuge: 
ftehen, daß er viefen feinen erhabenen Beruf nur dann fiher und vollftändig zu erfüllen ver: 
möge, wenn er ſich fortwährend Eins wiffe mit dem vernünftigen und geläuterten Volkswillen. 
Daß ein Königthum, weldes ſich joldergeftalt auf die breite Baſis einer parlamentarijgen, 
d. h. einer jederzeit in möglichfter Libereinftimmung mit vem Volkswillen verfahrenden Regierung 
ftellt, vadurd an Macht und Anfehen, nach innen und außen, nicht verliert, vielmehr wejentlid 
gewinnt, zeigt bad Beifpiel nicht blos des älteften und mächtigſten Verfaflungsftaats, Englands, 
fondern auch eines der jüngern, ganz in gleichem Geifte regierten , Belgiens. Dem Monarhhen 
perfönlich bleibt bei der parlamentarifchen Regierung die ſchöne, verbienftliche und ſelbſt eined 
bedeutenden und hochbegabten Geifted (wie wir dies am ſchlagendſten an König Leopold jehen) 
keineswegs unwürdige Aufgabe vorbehalten, ven wahren, vernünftigen und geläuterten Volks: 
willen zu erforſchen und danach die Organe feines Regierungsſyſtems und fomit biefed ſelbſt 
zu beftimmen. Diefes Geſchäft ift feineswegs fo einfach, am allerwenigften blos medaniih, wie 
die Gegner der parlamentarifhen Regierung ed darzuftellen lieben. Denn davon ift niät die 
Rede, daß die erfte befte Majorität im Landtage, weiche gegen das herrfchende Syſtem ſich ber: 
ausſtellt, fofort einen Wechfel des Cabinets und die Wahl eines neuen aus der Mitte der patla 
mentarifchen Mehrheit nothwendig bedinge. Wir haben in England Minifterien fortregier 
ſehen, welche nicht blo8 im Oberhaufe (dad überhaupt hierfür nicht als ausfchlaggebend ange: 
fehen wird), fondern auch im Unterhaufe Niederlagen erlitten hatten; wir haben anderrmal 
folche abtreten ſehen, weil fie, obzwar noch eine Majorität, doch nur eine ſchwache im Unter: 
baufe befaßen; ja in Belgien fam es vor wenig Jahren fogar vor, daß der Ausfall der Ge 
meindewahlen, der eine entſchiedene Unpopularität des katholiſchen Minifteriumd bekundett, 
dem König zu einem Gabinetöwechfel Veranlaſſung gab, während derſelbe, nichts weniget alt 
ultramontan gefinnte Monarch ſich aud einem Minifterium De Theux anbequemte, fo oft er hab, 
daß die conftitutionellen Borausfegungen erheiſchten, ein ſolches die Probe feiner Megierunge: 
fähigfeit machen zu laffen. Genug, es gibt eine Menge von Gombinationen, welde ver Monard 
im echt parlamentarifchen Staat mit ebenfo viel Umficht und Ruhe ald Unparteiliäkeit un 
Selöftverleugnung forgfältig abwägen muß, um ben richtigen Schwerpunft im Gtaatäleber 
herzuftellen und in vem „Spiel der parlamentarifchen Inftitutionen‘’ (mie es bie Franjofen zu 
nennen pflegten, als fie noch ſolche Inftitutionen in Wahrheit, nicht blos zum Schein beſehen 
jeder Kraft ihren rechten — beſchleunigenden oder hemmenden — Einfluß auf bie Bewegung 
des Ganzen zu ſichern. Wenn man den Verfaflungsftaat, ald ein ſolches Syſtem lebendiget, MI 
einander in Wechſelwirkung ſtehender Kräfte, wol bisweilen (freilich nur uneigentlih) m! 
einem Mechanismus, einer Mafchine verglichen hat, fo kann man den Regenten den Regulate! 
dieſer Maſchine nennen, eine Function, die befanntlih, wennſchon nicht von unmittelbar er 
greifender Bewegkraft, dennoch diejenige ift, von welcher der richtige Gang und folglid de 
Wirkſamkeit ver Mafhine abhängt. 

Eins der wefentlichften Mittel zur Regulirung des conftitutionellen Mebanismud und u 
Erforihung ded wahren Volföwillend ift das der Staatögewalt zuſtehende Recht der Aufloͤſun 
des Landtags oder doch des einen, gewählten Factors deſſelben — die ſogenannte Appellation oder 
Berufung and Volt. Dieſe hat einen vernünftigen Sinn nur bei einer wirklich parlamenan 
fhen Regierung, d. b. nur dann, wenn die Staatögewalt fih dem Schiedsſpruch der wähle 
ſchaften, mitteld der Neuwahlen, im vorhinein umterwirft. Cine Kanımerauflöfung, bei wel 
her die Regierung gleichwol entſchloſſen iſt, unter allen Umſtänden an ihrem Syſtem jur 
halten, hat feinen Sinn und befundet nur, daß die betreffende Negierung bad conftitutioneh? 
Prineip boͤchſtens dem Schein nah, nicht aber in der That und Wahrheit anerkennt und j" 
Geltung fommen laſſen will. Denn was foll ed bedeuten, wenn nıan allgemeine Neuwahlen 
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 meoanfaltet, gleichwol aber, falls dieje wieder eine ähnlihe Zufammenfegung des Landtags er=. 

wie die ded aufgelöften, feine Rückſicht darauf nimmt, vielmehr in der bisherigen Politik 
uebart? Eine Regierung, die von diefem Standpunfte ausgeht, muß faft nothwendigerweiſe 
noch weitergeben und wird es auch in der Regel thun: ſie muß entweder durch Anfpannung aller 
Mittel de8 bureaufratiihen Mechanismus ein ihr günftiges Wahlrefultat herbeizuführen ſuchen, 
ser, wenn jie daran verzweifelt, durch einfeitige, willfürlihe Abänderungen des Wahlgefeges 
‚1 gänzlich über die conftitutionellen Schranken biniwegfegen, einen Verfaſſungsbruch begehen. 

Inn ehtparlamentariichen Staat fteht dem Recht der Auflöfung die Verpflichtung der Staats- 
‚gewalt gegenüber, der Entſcheidung des Volkswillens, wie ſie durch die Neuwahlen erfolgt, nach— 
zugeben und, wenn dieſe Entſcheidung gegen das bisherige Syſtem der Regierung ausfällt, 
Suftem und feine Träger, die verantiwortlihen Rathgeber der Krone, zu wechſeln. 
5. Auflöfung der Ständeverfammlung.) 
Sei jeder Kammerauflöjung müflen die allgemeinen Neuwahlen und die Wieberberufung 
uen Kammern binnen einer genau beftimmten Frift (drei, ſechs Monate) flattfinden. Die 
Mitglieder find natürlich wieder wählbar. Gleichzeitig mit der Auflöfung der Wahl: 
erfolgt die Bertagung ded andern Hauses. 

VI. Die Berfammlung des Landtags, Zeitund Ort, Eröffnung, Gejhäfts- 
nung, Landtagsperiodenu.).w. Wir kommen, nachdem wir in den vorhergehenden 
itten alles Nothwendige über das eigentliche Wefen der Landtage oder ded Syſtems con⸗ 
neller Bertretung gejagt haben, ſchließlich noch zu der Aufzählung und Beſprechung eini— 
mehr äuferlicher, immerhin aber nicht ganz unwichtiger Punkte. 

Bas zunäht die Berfammlung des Landtags betrifft, fo ift zu bemerken, daß diefe im mo= 
Rermen Berfaffungsftant durchaus nur infolge ausdrücklicher Berufung dure das Staatdober: 

Haupt geihieht. Das Recht, ſich eigenmächtig zu verfammeln, weldes die alten Feudalſtände 
 meiltentheils hatten, hing mit vem ganzen privatrechtlichen, vertragdmäßigen Charakter diefer 

In zuſammen und mußte damit zugleich hinwegfallen. Zwar beſtimmen manche Ver— 
Foffungen niöt blos im allgemeinen die Zeitfriſt der regelmäßigen Landtagdverfammlungen (die 
Landtagsperioden), jondern auch wol (wie. B. die preußifche) fpeciell ven Zeit: 

van, eima den Monat der Ginberufung, ohne jevdod für den Ball, daß diefer Termin nicht ein 
‚ würde, etiwa den Präjiventen des vorhergehenden Landtags dad Recht, diefen wieder 
J elnyuberufen, oder den einzelnen Abgrarbneicn die Befugniß, fi eigenmächtig zu verfanmeln, 
‚ Onzuräumen. Mande Berfaifungen, z.B. die königlich ſächſiſche, ſprechen ein ausdrückliches 
eigenmächtiger Perfammlungen ver Abgeoroneten aus. ine indirerte Nöthigung zur 
fung der vorgeihriebenen Frift liegt für die Regierung in der Unmöglichkeit, ohne die 

ung des Landtags über einen gewillen Zeitpunkt hinaus (Ablauf des Finanzgefeged und 
| tbewilligung) verfaſſungsmäßig fortzuregieren. Es ift gut, wenn diefe Nöthigung 
N genaue Kormulirung der betreffenden Beſtimmungen und ber zu ihrer Geltendmadhung 
igen Bürgfhaften aus einer blos moraliihen zu einer ſtaatsrechtlich praktiſchen und nicht 

Nu umgebenden gemacht wird. 

dem Stantöoberhaupt fteht das Recht zu, neben ven regelmäßigen, orbentlihen Verfanm- 
en dei Landtags auch außerordentliche zu berufen, jo oft e8 ihm nothwendig erfcheint. Für 
Bälle, 3.8. Thronnachfolge, Negierungsunfäbigfeit des Monarden — in welchem Falle 
Beialihe Recht entweder den nächſten Agnaten oder aud dem Staatdminifterium zuge= 
ren zu fein pflegt —, iſt viele Ginberufung meiit ausdrücklich vorgefhrieben. 
7 Der Ort der Verfammlungen ift zwar in einzelnen Verfaffungen, z. B., der königlich ſächſi— 

DEN, in das Ermeſſen des Staatsoberhaupts geftellt, es verfteht ſich aber von jelbft, daß unter 
wohnlihen Umſtänden dazu immer die Reſidenz des Monarchen, welde zugleich ver Sig der 
en Staatsbehörden it, gewählt wird. In außerordentlichen Fällen, 3.8. wenn die Haupt 
vom Feinde befegt und der Monarch dadurch oder auch durd eine Revolution zur Ver: 
y berfelben gezwungen wäre, fünnte freilich die Nothwendigkeit eintreten, den Landtag 
wohin zu berufen. Unter ähnlichen Verhältniſſen, wie die zuletzt angedeuteten, erfolgte 
Berlegung der preußiſchen Nativnalverſammlung von Berlin nad Brandenburg, des öfter: 

Kigen Reichsraths von Wien nah Kremiter, beides im Jahre 1848. Das Net, den Ort 
WB erfammlung des Landtags zu beftimmen, auch allenfalls ven ihon verfammelten anderd= 
in zu verlegen, wird dem Staatsoberhaupt, joweit nicht die Berfaffung ausdrücklich das Ge⸗ 

—— vorſchreibt, nicht wohl zu beſtreiten ſein, ſowie andererſeits es unklug wäre, wollte die 
ung von dieſem Recht ohne ganz beſondere Noth Gebrauch machen. 
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Wichtig ift die Beftimmung der regelmäßigen Friften, in denen der Landtag gejeglid zu be: 
rufen ift (ver fogenannten Landtagöperioden). Früher hatte man in ben mittlern und kleinern 
deutichen Verfaflungsftaaten meift längere, größtentheils dreijährige Landtagsperioden und bat 
fie zum großen Theil noch. Für größere Staaten, wo, abgefehen von dev Menge und Widtig: 
feit der nothwendigen Gefeggebungsarbeiten und der fonftigen der Mitwirkung des Landiagt 
anheimfallenden Angelegenheiten, ein Öfterer Zufammentritt des legtern ſchon um deöwillen 
wünſchenswerth ift, damit ihm ein gevegelter Ginfluß auf den gefammten Gang der Regierung 
gelichert bleibe, find allerwärts jährliche Werfammlungen oder Sigungen der Landtage ein: 
geführt. Bei den erleichterten Gommunicationen und der vorauszuſetzenden größern parlamen: 
tarifchen Übung der Abgeordneten gegen früher dürfte wol aud in den kleinern oder dod den 
Mittelftaaten die Einrichtung häufigerer und verhältnigmäßig kürzerer Kandtage der gegemmär: 
tigen Praxis, wo die Landtage feltener zufammenfommen, dann aber ungebührlich lange figen, 
vorzuziehen fein, zumal wenn man für umfänglidere Gejegesarbeiten das mander Orten 
ſchon jegt Üblihe Mittel der Zwifchendeputationen (f. unten) allgemeiner in Anwendung bräßtt. 
In den ältern Verfaffungsftaaten, 3. B. England, und in Nachahmung deflen audy in Preufen, 
ift es üblich , nicht nad) Kandtagsperioden, d. h. nad) den einzelnen periodischen Verſammlungen 
der Kandtage, fondern nach denjenigen Friften zu reinen, auf welche die Mitglieder einer Vollt: 
vertretung gewählt find, alfo z. B. in Preußen drei Jahre, in England fieben Jahre. Die preuft 
ſche Verfaflung bezeichnet diefe Friſt als „Legislaturperiode”. In England Hält man den Pe: 
griff der Gontinuität einer ſolchen Legislaturperiode auch äußerlich dadurch feft, vaf man bie 
einzelnen jährlihen Sigungen des Parlaments nicht förmlich ſchließt, ſondern nur vertagt, 

Die Eröffnung des Landtags pflegt — wenigftens in den größern Staaten fall immer — 
durch den Monarchen in Perſon zu geſchehen. Beide Häufer find dann in Einem Lofal verjam: 
melt und werden gleichzeitig von dem Monarchen mit einer Rede (Thronrede) begrüßt, worin 
der Öefammtzuftand der Öffentlichen Angelegenheiten, ver innern und äußern, in wenigen kurzen 
prägnanten Sägen angegeben zu werben pflegt. Die Thronrede ift gewiſſermaßen das politik 
Programın, womit die Regierung dem Landtage und, was die Großftaaten anbetrift, une 
Umftänden auch dem Auslande gegenüber auftritt. Daneben ift in manchen Staaten nad eine 
bejondere, mehr ind einzelne gehende Darlegung der Verhältniffe des Landes üblih. So in 
Sachſen ſchon jeit lange her, ebenfo in dem jeßigen Napoleonifchen Frankreich. Inden In: 
einigten Staaten Norbamerifas wird der Congreß jededmal mit einer ſehr ſpeciellen „„Botihart" 
des Präjidenten eröffnet. 

Auf die feierliche Eröffnung des Landtags folgt da, wo eine regelmäßige Prüfung det Voll: 
machten ver Abgeordneten durd den Landtag ſelbſt ftattfindet, zunächſt dieſes Gefhält, zu wel; 
chem Behuf der Landtag fi in Abtheilungen zu jondern pflegt. In manden Staaten werden 
mit der Prüfung der Wahlvollmachten befondere Deputationen, etwa die Directorien ded legt" 
Landtags beauftragt. In England findet eine regelmäßige Prüfung überhaupt nicht Ratt, 1" 
dern blos dann, wenn eine Wahl angefochten wird. 

Sind dieje Formalien erledigt, fo finden die Gonftituirungen des Landtags in feinen beiden 
Abtheilungen (Kammern oder Käufern) durch Einſetzung der Directorien oder Burcaut, 2° 
durch Erwählung von Präfidenten, Vicepräfldenten und Schriftführern ſtatt. Die vie 9% 
ihehen, pflegt die vorbereitenden Verhandlungen ein Alterspräftvent, d. h. das an Jahren äheft 
Mitglied in der betveffenden Verſammlung, zu leiten, während als vorläufige Scrifrfühter 1 
der Negel die jüngften Mitglieder fungiren. (Das Nähere hierüber, über die Wirkjamfeit und 
die Befugniſſe des Präſidenten ſowie über die Geſchäftsordnung und deren Handhabung as 
hält der Art. Gefchäftsordnung jo Ausführlices und Gründliches, daß wir hier lediglich varıı! 
verweiſen und nur in Bezug auf einzelne Punkte noch Weniges nachtragen wollen. So bu 
fen wir nachträglich zum Schluß jenes Artifeld, daß der daſelbſt erwähnte Gebrauch an da 
Commiſſionsſitzungen auch andere Mitglieder des Hauſes nach deren freier Wahl theilnehun 
zu laſſen, um auf dieſe Weiſe die Kenntniß des betreffenden Gegenſtandes und der dabei in Pr 
tracht fommendey Gejihtspunfte möglichft allgemein zu machen, auf dem preußiſchen Landiag 
als ein ſtändiger eingeführt iſt. Die Zwiſchendeputationen, deren wir oben ſchon gedachun 
werden auch von dem Verfaſſer des Art. Gefchäftsordnung als zweckmäßig empfohlen. er 
fäufig wollen wir nod) einer andern, dort nicht erwähnten Einrichtung gedenken, melde in ein" 
gen fleinern deutſchen Staaten, z. B. Sahien- Weimar, befteht. Es iſt dies ber ſogenanun 
Rechnungsausſchuß, ein von dem Landtage jedesmal aus ſeiner Mitte neu gewählter Ausſchuſ⸗ 
welcher alljährlich die Staatsrechnungen zu prüfen hat. Dieſe Einrichtung hat den Mortbeil dt 
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Zeiterfparniß, da allerdings die Durhgehung der Nennungen im Plenum des Landtags ziem- 
lich viel Zeit erforbert; dagegen bietet wiederum dieſe legtere einen Vortheil dar, den mir viel 
höher als jene Zeiterfparnig anſchlagen. Die Rehnungsablage in öffentliher Sigung des Land- 
tags jelbft gewährt nicht allein dieſem, beziehenplich feinen einzelnen Mitgliedern, die Gelegen- 
heit, Bemerkungen, Beſchwerden, Wünſche und Vorſchläge in Bezug auf alle nur mögliche Theile 
der Staatöverwaltung zu verlautbaren und zur Kenntniß der Regierling zu bringen, ſondern 
fie wirb aud eben dadurch ein gang unfhägbares Mittel, das Interefle des Volks auf feine öffent: 
lichen Angelegenheiten hinzulenken und eine genaue, wohlbegründete Ginfiht in alle Verhält- 
nifle des Staatolebens zu verbreiten.) 

Das erfte Geſchäft des Landtags nad) feiner förmlichen Gonftituirung pflegt die Grlaffung 
einer Adreffe auf die Ihronrede zu fein. Mindeftens in den größern und ältern Verfaffungs- 
ſtaaten ift diejer Gebrauch feitftehend. Die Adreſſe ift gewiflermaßen dad Gegenprogrammı des 
Landtags gegenüber dem im der Thronrede enthaltenen Regierungsprogramm. In England 
pflegt die Adreſſe von einem Mitgliede ver parlamentarifhen Majorität (aljo der jeweiligen Re— 
gierungäpartei, da dort immer die Majorität regiert) vorgejchlagen, von einem zweiten Mitgliede 
derjelben Seite unterftügt zu werden. Sie ift daher auch natürlicherweife nur ein Widerhall 
oder eine Bekräftigung der Thronrede. In der Regel gebt der Vorfchlag ohne große Debatte 
und ohne den Verſuch einer Abänderung durch; nur dann, wenn die Gegenpartei ſich ftarf 
genug fühlt, für fi (etwa durch Herüberziehung eines Theils der bisherigen Majorität, oder 
infolge von Neuwahlen) eine Mehrheit zu erlangen, und bei befondern Anläffen, namentlich 
der auswärtigen Politik, kommt e3 wol vor, daß ein Oegenantrag oder ein fogenanntes Amen 
dement zu der Adreſſe geftellt wird, deſſen Durchgehen vann in der Regel einen Cabinetswechſel 
zur Folge Hat. In den franzöfiihen Kanımern, unter der Juliregierung, waren die Adreß— 
debatten gemöhnlich jehr lang und heftig; die Oppofition verfuchte in der Negel dabei dad Mini: 
ferium zu flürzen oder doch ihm Verlegenheiten zu bereiten. Vom preußiſchen Landtage ift 
ganz beſonders die Adreßdebatte der Sigung von 1863 bemerfendmerth, bie eine überwälti— 
gende Mehrheit gegen dad Minifterium aufwies, ohne jedoch diejes zum Rücktritt zu vermögen. 
Übrigens fommen, namentlih in den größern Verfaflungsftanten, Adreſſen au wol nod bei 
andern Gelegenheiten vor; es ift Died eben die Form, in welder jede Kammer für jih unmittel- 
bar an das Staatsoberhaupt den Ausdruck ihrer politiihen Überzeugung, ihre Wünſche und 
Beſchwerden gelangen laſſen ann. 

Alle andern Verbandlungsgegenftände, ſowol die von der Regierung an den Landtag ge=- 
langenden Vorlagen ald die von einzelnen Mitgliedern ausgehenden Anträge oder Gejegvor: 
ſchläge, müflen, um ein praftifches Nefultat zu erzielen, beide Kammern durdlaufen; erſt wenn 
fie von beiden angenommen find (unverändert oder mit Veränderungen), gelangen fie zur 
ſchließlichen Sancion an das Staatsoberhaupt, durch welches fie ſodann Geſetzeskraft erhalten. 

Eine jpecielle Form der Wirkſamkeit des Landtags, allerdings mehr vorbereitender Natur, 
aber unter Umſtänden ſehr einflußreih, find die Gommifjionen „jur Unterfuhung von That: 
ſachen“ (Enqueten), welde in England in der Praxis längft gebräuchlich, in Preußen durch be: 
fondere Berfaffungsbeftimmung eingeführt find, 

Die vollfte Dffentlichfeit der Landtagsverhandlungen ift heutzutage eine ſelbſtverſtändliche 
Sache. Noch vor 20 Jahren war ed aber in Preußen Gegenftand eines lebhaft geführten 
Streits, wie weit man, ohne Beſchädigung ded Staats, felbft nur in der Geftattung einer Ver: 
Öffentlihung der Verhandlungen durdy die Preffe geben könne. Die Nennung der einzelnen 
Redner 3.B. erſchien vamald manchem noch als bevenflih und ward wirklich in ven officiellen 
Mittheilungen über die Verhandlungen der Provinziallandtage unterdrückt. Beim Vereinigten 
Zandtag 1847 ging man darin einen Schritt weiter, allein die Zulajjung von Zuhörern ward 
noch für durchaus unftatthaft erachtet. In England befteht jonderbarerweife die Offentlid: 
keit ver Barlamentsverhandlungen nicht geſetzlich, daher jedem Mitgliede das Recht zufteht , die 
Entfernung ver Zuhörer zu verlangen. Natürlich wird von diefem Rechte nie Gebrauch gemadht, 
und felbft eine Ausſchließung der Offentlichkeit durch Befhluß des ganzen Haufes ift eine dort 
umerbörte Sache, wogegen allerdings für gewifle Arten von Verhandlungen prineipiell eine nur 
vertrauliche Form der Berathung angenommen ift. Es heißt in foldem Falle: das Haus ver- 
wandelt ih in ein Gomite. In andern Staaten ift eine Beihränfung der Offentlichkeit durch 
Beſchluß des Hauſes vorbehalten (z.B. preußifche Verfaffung, Art. 79), in einzelnen (z. B. ver 
königlich ſächſiſchen, $. 135) auch der Regierung das Necht eingeräumt, „bei Gröffnungen, für 
welche fie die Geheimhaltung für nöthig erachtet”, eine geheime Sigung zu verlangen. Letzteres 
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bat feine Bedenken um jo mehr, als die beabjihtigte Geheimhaltung felten wirklich erreicht wire. 
Eine Räumung der Tribünen infolge von Störungen der Ordnung des Hauſes ſteht in der 
Regel geihäftsorpnungsmäßig dem Präfidenten zu — eine ftreitige, in der Geſchäftsordnung 
gewöhnlich offen gelaffene Frage dabei ift aber die, inwieweit in ſolchem Kalle die Sigung unter 
Ausschluß der Offentlichfeit fortzufeßen oder aber gleichfalls zu fließen fei. Cine Vertagung 
der Sigung wird fi In ſolchen Fällen — wo ja gewiß faft immer aud) in der Verſammlung bie 
Leidenſchaften jehr Hoch gehen — meiftend von felbft empfehlen. Übrigens braucht die Offeni⸗ 
lichkeit auch nicht ganz ausgeſchloſſen zu werden, da doch in der Regel wol nur eine beſtimmte 
Abtheilung der Zuhörerſchaft die betreffende Störung verurſacht und alſo die Räumung dieſer 
einzelnen Tribüne veranlaßt haben wird. Es erſcheint als zweckmäßig, wenn der Präſident 
(wie dies in England der Ball iſt) die Macht hat, einzelne Ruheſtörer nicht blos mit Gewalt ent: 
fernen, fondern unter Umſtänden fofort verhaften zu laffen, entweder um fie den ordentlichen 
Gerichten zu übergeben oder — wie in England — vom Haufe felbft „wegen Bruchs der Privi: 
legien des Hauſes“ zu einer Strafe verurtheilen zu laffen. 

Es ift ein faft in allen conftitutionellen Staaten ausdrücklich fanctionirter Grundſatz, daß 
die Mitglieder ver Landtage für ihre im Landtage gehaltenen Reden und abgegebenen Stimmen 
nicht verantwortlich gemacht werben fönnen. Inwiefern dies auch auf Privatinjurien ſich er: 
ſtrecke, ift nicht überall zweifellos feftgeftellt. In England Hilft man fi mit der Fiction, daf 
die Barlamentöverhandlungen eigentlich nicht Öffentlich feien, daß alfo, wer etwas daraus ver: 
Öffentliche, died aufrigene Gefahr thue. Gin durd eine Äußerung im Barlament ſich beleidigt 
Glaubender hält ſich daher nicht an das betreffende Mitglied, fondern an den, der befen Hufe: 
rung veröffentliht hat. So geſchah ed in dem vielberufenen Hanſard'ſchen Fall im Jahre 
1840. Der Druder der Barlamentsprotofolle, Hanfard, warb wegen einer darin enthalte: 
nen angeblichen Beleidigung verklagt und auf Befehl des Gerichtshofs verhaftet. Das Unter: 
haus erblickte ſeinerſeits jedoch auch darin einen Bruch feiner Privilegien und ließ durch feinen 
Stabträger die Gerichtsdiener verhaften, die Hanfard verhaftet hatten. Der Streit ward zufept 
fallen gelafjen, ohne zu förmlihen Austrage zu kommen. 

Auch in anderer Hinſicht find die Mitglieder des Landtags während der Dauer ihrer Fume- 
tionen, d. h. während der ganzen Sitzungszeit ded Landtags, unverletzlich, Fünnen daher jelbft 
wegen folder Gejegesübertretungen, die fie nicht in ihrer Eigenfchaft als Abgeordnete begangen, 
weder verhaftet noch überhaupt verfolgt werden, außer mit Bewilligung des Haufe, dem fie 
angehören. Nur die Ergreifung auf frifcher That ift in der Negel ausgenonmen. Rückſichtlich 
der Schulohaft find die Beftimmungen verſchieden; die preußifche Verfaſſung verlangt auch für 
diefe die ausprüdlide Genehmigung der Kammern. 

Dagegen ift jedes Mitglied des Landtags rüdfichtlic der Handhabung der Nevefreiheit ber 
Diseiplinargewalt des Präfiventen unterworfen, der den Sprecder „zur Ordnung rufen‘, auf 
äußerftenfalls ihm das Wort entziehen fann. Inwiefern von einem folhen Ausſpruch md 
Präfidenten eine Berufung an das Haus freiftehen müffe, ift eine theoretifch nicht zweifelloſe und 
aud in der Prarid verfhiedenartig entſchiedene Frage. Geht man davon aus, daß die Gerech⸗ 
tigfeit erforbert, die Mitglieder ver Minderheit ebenfo gut wie die der Mehrheit in ver Ausübung 
ihrer parlamentarifchen Befugniffe zu ſchützen, fo erſcheint diefer Schu und diefe Unparteilich⸗ 
feit beffer gewahrt in der Hand eines für feine Handlungsweife allein der Offentlichtein und 
feinem Gewiſſen verantwortlichen Präſidenten als einer vielleicht gerade im Augenblick leiden⸗ 
ſchaftlich erregten Mehrheit. Die Erfahrung ſelbſt ſpricht für dieſe Auffaſſung. Es dürfte nicht 
leicht vorgekommen fein, daß ein einſeitiger Ausſpruch des Präſidenten von der Mehrheit, u 
deren Gunſten er war, reformirt, wol aber, daß ein unparteliſcher zu Gunſten eines Mitglichs 
der Minderheit, auf Berufung an die Verſammlung, von letzterer, d. h. von der die Mehrheit 
bildenden Partei, umgeftoßen worden ift, letzteres befonders in folhen Fällen, wo ber Präfl- 
dent etwa den Ordnungsruf gegen ein Mitglied der Minderheit verweigerte, die Mehrheit aber 
denjelben verlangte. 

Wo die Minifter und Regierungdcommiiffarien als ſolche (nicht blos ald wirkliche Mitglie— 
der des betreffenden Hauſes, wie in England) Zutritt im Landtage haben, da entfleht die Frage, 
inwieweit biefelben ver Disciplinargewalt des Präfidenten unterworfen iind. Im preußiſchen 
Abgeorpnetenhaufe ward diefe Frage in der Sigung von 1863 durd Äußerungen des Minifter- 
präfidenten v. Bismard, melde der vorfigende Vicepräfivent Behrend für unftatthart eradhteie, 
angeregt. Hr. v. Bismarck leugnete dad Recht des Präſidenten, über die Minifter Dieciplinar- 
gewalt zu üben, der Präſident jedoch beftand darauf. Im ver That würde es zu einer ſonder⸗ 
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baren Rechtsungleichheit führen, wenn z. B. in einem parlamentarifchen Kampf zwifchen einem 
Minifter und einem Abgeordneten nur der eine Theil der Eventualität eined Orbnungsrufs 
audgefegt, der andere dagegen befugt fein follte, zu fagen was ihm beliebt, unangefehen ob es 
parlamentarifch oder etwa beleidigend für den Gegner, beziehendlich für die ganze Kammer fei. 

Eine Bertagung beider Kammern durch den König erfolgt in der Regel aus geſchäft— 
lichen Rüdfihten, z. B. weil größere Vorlagen noch nit zur Verhandlung reif find, bis: 
weilen auch aus politiihen Gründen, 3. B. um eine gehoffte Wendung in der öffentlihen Stim— 
mung und ihre @inwirfung auf die Oppofltion abzuwarten. Die längfte Dauer der Ver: 
tagung ift meift in ver Berfaffung vorgeichrieben, darüber hinaus kann dann eine ſolche nur mit 
Zuftimmung der Kammern flattfinden. Manderorten haben auch die Kammern das Recht 
der Selbftvertagung auf eine kurze Zeit. 

* Der förmlidhe Schluß des Landtags pflegt durch den Monarchen in Perſon, bisweilen jedoch 
auch durch Bevollmächtigte veffelben zu geſchehen, gewöhnlich ebenfalls mit einer, die Rejultate 
der abgelaufenen Sigung kurz zufammenfaffenden und den Standpunft der Regierung gegen 
über denfelben bezeichnenden Eröffnung. In manden veutfhen Staaten ift noch ein (ven frü— 
bern ähnlicher) förmliher Landtagsabſchied gebräuchlich, worin auf alle Beſchlüſſe und Anz 
träge der Stände entweder ſogleich Befcheid ertheilt oder ein folder „nach näherer Erwägung” 
in baldige Ausficht geftellt wird. K. Biedermann. 

Landwehr. Das Wort Landwehr bezeichnet nicht bloß eine Truppe, welche wejentlich zur 

Bertbeidigung ded Landes beftimmt ift, fondern auch eine Befeftigung, welche zum Schutze der 
Landesgrenzen dienen ſoll und, beiſpielsweiſe in der Schweiz, auch wol Lege (Regine) genannt 
wird. Der verſchiedenartige Gebrauch der gleichen Wörter für verfchienene Begriffe im Laufe 
der Zeiten ift im Grunde der befte Beweis für ven Wundel aller Dinge und den Fortfchritt der 
Geſchichte. Es wäre offenbar der größte Fehler, fih unter der Landwehr im Sinne einer 
frühern Zeitperiode etwas Gleiches denken zu wollen wie die Landwehr, die wir heutzutage 
organifirt finden. Unter dem Art. Heerwefen haben wir von dem Heerbann, den Defenfio- 
nen, ber Zandfolge gefprodhen. Hier fommt ed nun vorzugsweiſe darauf an, die neuern Land— 
wehren in das rechte Kicht zu fegen und die Heerſyſteme, welche Landwehren förmlich in ſich auf: 
genommen haben, näher zu betrachten. 

Mir müflen vor allen Dingen daran erinnern, daß erft am Ende ded 17. Jahrhunderts in 
@uropa der Begriff eines ftehenden Heeres auffam, daß dieſes ftehende Heer feiner Grundlage 
nad aus dem Landsknechtsſyſtem hervorging, ſich aber eigenthümlich entwickelte, dergeftalt, daß 
im 18. Jahrhundert die durd Werbung und die aushülfsweiſe angewendete Conſeription ges 
wonnenen ftehenden Heere für die eigentliche Kriegsmacht der Staaten galten, während mit 
ifrer Entwidelung Hand in Hand eine fortf&hreitende Entwaffnung des Bürgerthums ging. 

Bei bedeutenden und langbauernden Kriegen erwiefen fich Shon im 18. Jahrhundert die 
fiebenden Heere, felbft durch Werbung und Einrufung Beurlaubter verftärft, oft unzureichend, 
und wir finden fhon dort andere Kormationen neben ihnen, von denen wir nur die von den ein= 
zelnen Provinzen und Kreifen geftellten, alfo nicht direct aus dem Staatsſchoſe hervorgegan= 
genen Sandregimenter oder Kreidregimenter, ferner die zahlreihen Freitruppen erwähnen 
wollen, welche beim Ausbruch eined jeden Kriegs und nur für deffen Dauer oder auch nur für 

wenige Feldzüge errichtet wurden. Die Hauptjache bleiben indeſſen immer vie ſtehenden Heere, 
diefe Kriegsmacht, welche in der That und Wahrheit in ihrer eigentlichen Geftalt eine viel kürzere 
Dauer gehabt hat, ald die meiften Menfchen ed nur ahnen. 

Den befreienden, frifhen Gedanken, melde Frankreich mit feiner großen Revolution in die 
Welt trug, fonnten die morſchen abgeftorbenen Formen der andern Staaten nicht widerftehen; 
deren ftehende Herre fanfen zufammen vor den unerfhöpflihen Maſſen, melde immer von 
neuem das franzöfifche Volk ihnen entgegenführte. 

Da gedachten die Fürften der alten herrſchenden Geſchlechter, auch ihrerjeitd die Völker ins 
Gefecht zu bringen, was fie fo lange für ganz unthunlid gehalten hatten, und ver Wille der 
Bölter, aufgeregt von dem Kriegsprude, ven die Franzoſen gebracht, kam ven Wünfchen und 
Gedanken der Kürften entgegen. 

Das fpanifche Volk Hatte ſich zuerft gegen die franzöfifche Herrſchaft erhoben. Als Oſterreich 
1808 ſich zu dem entſcheidenden Kampfe gegen Napoleon rüſtete, wurden unter den Aufpicien 
des damals an der Spige des Kriegsminiſteriums befindlichen Erzherzogs Karl, ver ſchon ſeit 
1796 und 1797 ven Volksbeiſtand, die fogenannte „Landeshülfe“ kennen und fchägen gelernt 
hatte, auch in Oſterreich Landwehren errichtet. Ihre Zahl betrug im Jahre 1809 300000 Mann, 
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voͤllig wie die Linientruppen organifirt und gebraucht. Im Kriege von 1813—15 holte Ofter: 
rei) feine Landwehren abermals hervor, diesmal aber jo, daß die Landwehrbataillone, nun in 
viel geringerer Zahl ald 1809, als vierte Bataillone den Linienregimentern zugetheilt wurden. 
Später ward beſtimmt, daß für jedes Linienregiment zwei Landmwehrbataillone, das vierte und 
fünfte des Regiments, errichtet werden follten. Seit 1831 aber verſchwand in Öfterreih im 
wefentlichen die Landwehr ganz, da die vierten Bataillone jegt vollftändig mit der Linie ver- 
einigt wurben. f 

Gleichzeitig mit der Errichtung der Landwehren in Ofterreih wurden aud in Preußen die 
erften Grundlagen zu feinem Landwehrſyſtem gelegt. Im Frieden von Tiljit Hatte ih Preupen 
die Bedingung müffen auferlegen laffen, nicht mehr ald 42000 Mann unter ben Waffen halten 
zu wollen. Sollte nun bei diefen 42000 Mann das alte Syftem des fiehenden Heeres aufrecht 
erhalten werben, fo fhwand jede Hoffnung für Preußen, fi jemals von feinem Falle zu er: 
holen. Selbft wenn e8 fpäterhin durch Rußland und Ofterreih von dem Drude Frankreichs 
befreit worden wäre, ed wäre nur jenen erftern in die Hände gefallen, wenn es nicht mehr ala 
42000 Mann zur Beihülfe zu feiner Befreiung ins Feld flellen Eonnte. Es hätte feine Unab— 
bängigfeit leviglich Oſterreich und Rußland verdankt, d. h. die Unabhängigkeit wäre fo gut ale 
feine gewefen. Man fann daher auf Abhülfen, und Scharnhorft gab die Ideen, nad denen 
verfahren werden follte. Scharnhorft nationalifirte die Armee, für welde die Werbung ganz 
und gar aufgehoben wurde; die Präfenz in dem kleinen ſtehenden Heere ward auf drei Jahre 
berabgefegt, was damals ein ungeheuered Zugeſtändniß an den gefunden Menſchenverſtand 
war, da man fi an ewige Dienftzeiten mit Präſenz durch die lebenden Heere gewöhnt hatte, da 
man bei der Entwöhnung des Volks im Waffendienft auch nicht das mindefte Recht zu ber Bor: 
ausjegung hatte, das Bolf werde in einer Weife an der Entwidelung des neuen Wehrinftituts 
mitwirken, die nod weiter gehende Mafregeln erfprießlich oder nur möglich erfcheinen ließ, va 
namentlid die Exemtionen des Adels, des wohlhabenden Bürgerftandes u. ſ.w. vom Heeresdienſt 
damals ein Hindernip bildeten, von dem ſich die meiften Leute heute kaum noch eine richtige 
Porftellung maden können, und welches noch in verſchiedenen Erfcheinungen des Jahres 1813 
troß ded großartigen Aufſchwungs des preußifchen Volks fehr erheblich mitwirkte. Wenn heute 
von der Partei des Fortſchritts auf eine weitere Entwidelung ded Heeriwefens in Preußen im 
Geiſte Scharnhorſt's gedrungen wird, wenn die paffenden Formen für dieſe Entwidelung vor: 
geihlagen werben, fo treten augenblidlich die Gegner auf und erzählen: Scharnborft Habe diefe 
Formen durchaus nicht gemollt. Died muß nun ohne weiteres zugegeben werben. Wie fonnte 
Scharnhorſt 1808—13 die Formen wollen, welche feinem Geift 1860 entfprehen? Scham: 
borft kannte auch feine Eifenbahnen, Eeine elektriichen Telegraphen, er hatte ed durchaus nit 
mit einem Volke von der durchgängigen Schulbildung des heutigen preußiichen zu tbun. Er 
batte nicht die militärische Gefhichte Breußend von 1830—60, fondern diejenige von 1788 
— 1807 hinter ih, nicht jene Theorie der allgemeinen Wehrpflicht, die wenigſtens theilweiſt 
in die Praxis übergetreten ift, fondern Theorie und Prarid des theild durch Werbung, tbeild 
durch Fannibaliihes Zufammentreiben gewonnenen Heered von 1786—1806. Wer damit 
gegen zeitgemäße Reformen im preußifchen Heerwefen auftritt, daß er fagt, Scharnhorft babe 
1808 nit gewollt, was vie Kortfchrittöpartei heute will; er habe die Formen durdaus nit 
gewollt, welche man heute verlangt, der verräth, wenn nicht Schlimmeres, einen bedauerlichen 
Mangel an Einſicht in die Gejege der Geſchichte Ihm werben Die großen Männer aller Zeiten 
nie etwad anderes fein ald Rechtfertigungsgründe für alle Stabilität, Stagnation, für allen 
Berfall, während fie doch die Sprofien der Leiter, auf welcher die Menfchheit zur Vollendung 
emporklimmt, jein jollten und find. 

Scharnhorft wollte in dem Eleinen Heere, welches Preußen zu unterhalten verftatter warb; 
nichts anderes haben als eine Schule zur Heranbildung eined größern Heeres der Zufunft, na= 
mentlich auch tüchtiger Führer; die Präfenzgeit der einzelnen Solvaten ward über die dreijährige 
Norm herab durch zahlreiche nicht nah dem Schema, fondern nad der Lernkraft der Männer 
bemefjene Beurlaubungen vielfach vermindert, damit für das Heer der Zukunft ſoviel Leute als 
möglic; gebildet würden. Aber auch dabei blieb man nicht fiehen. Als Napoleon ſich in den 
Kopf geſetzt hatte, dur die Einführung des Gontinentalfyftems Englands zäbe Kraft bezäbs 
wien und niederwerfen zu wollen, ald er verlangte, daß an feiner Oftfeefüfte Preußen Befeflis 
gungen anlege, um deſto befler etwaigen Landungen entgegentreten zu können, da exrflärte 
Preußen fih.bierzu mit Breuden bereit. In verfchiedene Lager an der Oſtſee wurden junge 
Arbeiter aufgeboten und verfammelt. Aber nicht beftändig fhanzten fie, nebenbei wurden fit 
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auch täglich einige Stunden in den Waffen geübt, und nicht immer behielt man bie gleiche Mann⸗ 
(haft in diefen Lagern zurüd. Im Gegentheil: faum hatten einige Taufende diefer jungen 
Arbeiter die notbiwendige Ausbildung im Waffenhandwerf gewonnen, fo wurden ſie entlaffen 
und augenblicklich traten neue Taufende an ihre Stelle. Dieje fogenannten Krümper waren 
ebenjo viele Rekruten für dad Heer der preußifchen Zukunft. 

Als das Jahr 1813 die Erhebung brachte, wurden aus dem Vorrath der von 1808 an 
ausgebildeten Refruten nicht bloß die Linienbataillone completirt, fondern ed wurden audy neue 
Refersebataillone aus ihm errichtet. Aber died alles reichte nicht aus, um eine Armee zu 
ſchaffen, wie Preußen fie braudte, um mehr noch als gegen feine Feinde gegen feine Freunde 
diejenige Machtſtellung zu vertheivigen, welche nad der Annahme feit Friedrich's des Großen 
Regierung ihm gebührte, 

Nun Schritt man zur Errichtung einer Landwehr, d. h. einer von dem ftehenden Heere (nad 
den Begriffen des 18. Jahrhunderts) ganz abgefonderten Organifation. Den Anftoß zur 
wirflihen Ausführung hatten, was wohl zu merken ift, die oftpreußifchen Stände in Verbindung 
mit Mord ganz gegen ven Willen des preufifchen Königs gegeben. Bei der wirklichen Organi— 
ſation betheiligte fi Die Negierung in directer Weije nur äußerfi ſchwach, durch Beftellung der 
böhern Dffiziere, durch Warfenlieferung, kaum durch Lieferung der Ausrüſtung anderer Art. 
Das Voll, Provinzen und Kreife thaten die Hauptſache; die Kreife beftellten auch die niedern 
Offiziere. So erhielt das preußifche Heer in der Landwehr eine große Reſerve, wie es dieſelbe 
niemals in anderer Weife hätte erhalten können, eine Reſerve, die faft vom Augenblid ihrer 
Errichtung an dur die Einſchließung der zahlreichen noch vom Feinde befegten Feſtungen auf 
preußifchem Gebiete nützlich wurde, die aud nicht ſäumte, in den Feldſchlachten aufzutreten und 
— fhon von Hageldberg ab — Großes zu leiften. 

Was die Offiziere betrifft, die dieje Landwehr erhielt, fo beftanden fie theild aus jungen ge: 

bildeten Leuten aller bürgerlichen Berufe, die, ohne militärische, aber meift mit einer guten allge: 
meinen Bildung ausgeftattet, vom beften Willen befeelt, begeiftert für die Befreiung Preußens 
ſich in kürzeſter Friſt die für einen Subalternoffizier nothwendigen Kenntnifle aneigneten, theils 
aus frübern Unteroffizieren und Offizieren des alten ſtehenden, feit 1807 auf ein Minimum re- 
ducirtem Heeres. Die frühern Offiziere, welche meiftentheild jofort Gommandos von Bedeu— 
tung erhielten, waren zum Eleinern Theil in ruffiihem Dienft geweien, andere und mehrere 
hatten feit dem Tilfiter Frieden die Landwirthſchaft ergriffen oder auch irgendeinen andern 
bürgerlichen Lebenäberuf, oder fie hatten höchſtens ein armes bürgerliches Amt bekleidet. Im 
diefer Art hatten fie feit fünf bis fechs Jahren ven Kampf des Lebens, zum Theil in Mühen und 
North, kennen gelernt und fich zur Unabhängigkeit des Handelns und der Meinung aufge: 
fSwungen. Dem nun verbanften fie ihre Tüchtigkeit viel mehr als dem Umftande, daß fie früher 
bereits Difigiere geweſen. 

Während urſprünglich die Landwehr eine Nothſchöpfung ſehr proviſoriſcher Formation 
geweſen, an deren Aufrechthaltung für gewöhnliche Verhältniſſe im Anfang des Jahres 1818 
die wenigſten gedacht hatten, ward nun ihr Verhältniß zum ſtehenden Heere nach dem Kriege 
von 1814 insbeſondere durch das Geſetz vom 3. Sept. 1814 regulirt. Die Landwehr warb ald 
ein Integrirender Beſtandtheil in das preußifche Heerſyſtem aufgenommen. 

Die ganze ftreitbare Mannſchaft Preußens follte danach zerfallen in 1) das flehende Heer 
(Rinie), 2) die Landwehr erften Aufgebots, 3) die Landwehr zweiten Aufgebot und 4) den 
Zandfturm. 

Jeder junge Mann, der in das ftehende Heer, die Waffenſchule des Staats eingeftellt war, 
ollte den Bataillonen, Escadrons u. ſ. w. deffelben fünf Jahre verpflichtet bleiben, davon drei Jahre 
wirklich bei ver Fahne, den Reſt der Zeit im Verhältniß ver Beurlaubten (als Refervift, Kriegs: 
refervift); aus dem Verhältniß zum Linienheer follte der Mann dann auf fieben Jahre in die 
dandwehr des erften Aufgebot3 eintreten, aud diefer in die Landwehr des zweiten Aufgebots bis 
em neumunddreißigſten Jahre. Alle ftreitbare Mannſchaft vom fechzehnten bis zum ſechzigſten 
Jahre, pie aus einem oder dem andern Grunde ſich weder in der Linie noch in ber Landwehr be: 
anb, follte den in Kriegszeiten aufzurufenden, gemeinde=, kreis-, provinzweife nothdürftig zu 
wganifirenden Landſturm bilden. 

Die Landwehr erfien Aufgebots und ebenfo die Landwehr zweiten Aufgebots wurden in bes 
endere, von denen ber Linie unabhängige Bataillone und Escadrons organifirt. Jedes Land: 
wehrbataillon Hatte (für das erfte und zweite Bataillon zugleich) einen äußert ſchwachen ftehen: 
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der Stamm, beftehend aus einem Bataillonscommandanten, Adjutanten, einem Offizier für bie 
Gavalerie und einem Bataillondarzt, fowie einigen Uinteroffizieren beim Bataillon und einem 
Bezirksfeldwebel nebft einem Stammgefreiten in jedem Compagniebezirk. Zufammen famen 
(und dies für die beiden Bataillone des erften und zweiten Aufgebotd) auf den Bataillonäbegirf 
etwa 20 Perfonen im ftehenden Dienft. Aus diefem.Bezirt mußten aber im Kriege zwei In: 
fanteriebataillone (erften und zweiten Aufgebot8) mit zufammen etwa 1800 Mann nebſt ver 
zugehörigen Gavalerie, Artillerie und Bionnieren, mindeftend auch noch 400 Mann, hervorgehen. 

Die Landwehr erften Aufgebot ward als Verftärfung der Linie für alle Fälle betrachtet 
auch im Kriege außer Landes, und aus jeden Bataillonsbezirk ward jährlich ein Bataillon dei 
erften Aufgebots von 600 Mann (ſodaß jeder Landwehrmann etwa alle zwei Jahre darankam 
zu einer vierzehntägigen Exercirübung verfammelt; außerdem hatte die Landwehr erften Aufge: 
bots in ven Gompagniebezirfen und Abtheilungen diefer Gompagniebezirke jährlich einige jonn: 
täglihe Schiegübungen und VBerfammlungen zur Eontrole. 

Die Landwehr zweiten Aufgebot hatte im Frieden feinen andern Dienft ald den einiger 
Gontrolverfammlungen im jeden Jahre und follte nur im Kriege zufammentreten, dann aber 
auch nur Dienft thun in den Provinzen, welchem jie angehörte, und namentlih in den Be 
fagungen der Feftungen. 

Die Offiziere der Landwehr, mit Ausnahme der Bataillonscommandanten, überhaupt der 
Stammoffiziere, welche ſich in beſtändigem Dienft befanden, gingen hervor aus Offizieren, weld: 
in der Linie gedient hatten und jih dann auf ihre Güter oder in andere bürgerliche Stellungen 
zurüczogen, ferner aus den fogenannten einjährigen Freiwilligen, welche für ein Jaht aul 
eigene Koften in der Linie dienten und dann in bürgerliche Berufsftellungen übergingen. Die 
einjährigen Freiwilligen waren lange die regelmäßige Ergänzung des Dffiziercorps der preu: 
ßiſchen Landwehr. Die Vergünftigung, mit einem Jahre der Dienftpflicht zu genügen, wirt 
aber nur auf Grund freiwilliger Anmeldung und außerdem einer hinreichend nachgerielene 
Bildung gewährt. u 

Mit taufend Fäden hing dieſes preußifche Heerſyſtem mit dem ganzen bürgerlichen Darin 
des Volks zufanımen. Wir erwähnen bier nur die vielen, weit über das Land, Stadt und Der 
vertheilten Schieß= und Gontrolverfammlungspläge, den Umftand, daß auch die Kriegbteſer— 
viſten unter ven Gompagniebezirken ver Landwehr ftanden, daß die Landwehrbehoͤrden wein! 
lid dad Aushebungsgeſchäft beforgten, vie vielen Beziehungen, weldye vie Mehrzahl der dan: 
wehroffiziere ald Civilbeamte mit ihren militärifhen Untergebenen hatten, das Gintreten der 
Kreis= und Regierungsbezirksbehörden in militärifche Verhältniffe bei jeder Mobilifirung M 
Armee oder auch nur jeder Einberufung der Landwehr zu den jährliden Übungen. Wir er 
nern an die eigenthümliche Wirffamkeit der Landwehr in ver Cholerazeit 1831. Aber mit J 
greifen, man muß in dieſen Verhältniſſen gelebt, man muß fie mit freier, naiver Seele in ale | 
Detaild, erlebt haben, um den Sinn der Inftitutionen, wie er wirklich war, wie erdad® 
durchdrungen hatte, wirklich zu verftehen. Ja das Verſtändniß des Landiehrverhältniflt w 
jeiner [hönften Geftalt lebte in Preußen im Wolfe noch in den dreißiger Jahren. - 

Aber jedermann, der etwas von der Geſchichte unjerd Jahrhunderts weiß — und eh Ind 
allerdings dieſer Leute viel weniger, ald man gewöhnlich denkt — wird aud) einfehen, vb da 
preußifche Landwehrinftitut von jeher mächtige und wüthende Keinde haben mußte. Die ante 
fratifche oder reactionäre Partei ftrebte mit vollem Bewußtfein ven Zufländen von 1806 wieder 
zu; das Volk in Waffen hatte ſeine „Pflicht“ gethan, es konnte aber nun auch gehen, um ve 
neuem lediglich zu gehorchen. Verheißungen waren gemacht, aber was kümmerten fie? tat 
wehr und (verheißene) Reichsſtände waren nur noch unbequeme Sachen, die man im Augen 
der Noth und Gefahr hatte aufrichten und verſprechen fönnen, an deren Zertrümmerung 
Sinterkaltung aber nun ernftlich gearbeitet werben mußte. 

Sollten in Scharnhorft’s Geift, in dem Geifte von 1813, die Heeresinftitutionen entwie 
werben, fo mußte gearbeitet werben an einer beftändigen Verringerung der Präfenzgei 
ftehenden Heere, ſodaß dieſes wirklich immermehr fi in eine bloße Waffenjchule verwan 
und das ganze Heer im weſentlichen zu einer Landwehr warb, abgefehen von einem Fleinen # 
manenten Heere für den Friedenddienft und für die Ausbildung der Refruten, die nothbur 
Befagung der Feflungen, die Bewahung der Militäretabliffements, die Kortbildung und Au 
nuhung der Kriegswiſſenſchaft. Hand in Hand damit mußte gehen die Kortbildung des Doll 
ſchulweſens in folder Weife, daß man nicht mehr nöthig hatte, in dem fiehenden Heert a 
Volksbildungsanſtalt zu ſehen, vielmehr die Volksſchule ſelbſt neben andern Zweden auch ei 
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Vorſchule des Heeres wurde. Es kam namentlih auch darauf an, durch zwedmäßige @inrid: 
tungen die Moͤglichkeit zu erlangen, daß man die Zahl der Berufsoffiziere auf ein Allerkleinſtes 
reducirte, ſodaß aud die Mafle ver Offiziere fih in der Regel im beurlaubten Verhältniffe 
befand. 

Statt aber die Fortbildung des preußiſchen Wehrſyſtems in der Richtung einer fortfchrei- 
tenden Ummandelung des Ganzen zu einem Milizfoftem zu ſuchen, wollte umgekehrt die Reac- 
iondpartei das Ganze in ſtehendes Heer, in Linie nad) altem Zuſchnitt verwandeln. Die revo- 
Iutionären Bewegungen, welche der franzöfiihen Iulirevolution von 1830 folgten, gaben ver 
Reartionspartei bei der Regierung eine neue Stütze. Die Reactionspartei wied nah, daß die 
Regierung mehr gegen innen ald nad) außen ſich fihern müfle, daß fie, um ihr Syſtem des Ab- 
ſolutismus entgegen ihren eigenen Verfprehungen zu behaupten, fi vorzugämeife auf ein 
oöllig in ihrer Hand befinvliches ſtehendes Heer fügen müſſe, welches in erfter Reihe gegen das 
eigene Volk zu gebrauchen fei, daß fie namentlich auch den höchſten Werth legen müſſe auf ein 
son ihr total abhängiges oder durch Partei- und Stanvesinterefle innig mit ihrem eigenen 
abiolutiftifhen Intereſſe verfnüpftes Berufsoffiziercorpe. Allmählich traten in ver reactio- 
nären militärifchen Preſſe die „Nachweiſe“ mit immer größerer Frechheit auf, daß die Land: 
wehr in den Jahren 1813 — 15 gar nichts geleiftet habe, daß alle errungenen Erfolge auf 
Rechnung der Linie und indbefondere der alten Offiziere der Zeit vor 1806 zu ftellen feien, — 
die Nachmeife, daß die Landwehroffiziere (für deren Ausbildung man abfihtlid fo wenig wie 
möglich that, um dann über fie lagen zu fönnen) ganz unbrauchbar feien, daß die Landwehr 
fein Vertrauen verdiene und aller Wahrjceinlichkeit nad fih ganz unbotmäßig benehmen 
werde. 

Indeſſen ganz nahe der Zeit der Befreiungskriege wollte dieſe Arbeit immer nicht viel 
witken; ja ed ward jogar 1833 die Präſenzzeit bei ver Infanterie, Fußartillerie und den Pion⸗ 
nieren auf 2 und 2%/, Jahre herabgejegt, und im weſentlichen konnte man nur bemerfen, daß 
von Jahr zu Jahr unter verſchiedenen Vorwänden mehr Berufdoffiziere (der Linie) in die 
Yandwehr eingefhmuggelt wurden. 

Da fam bad Jahr 1848 mit feiner Revolution und feiner Gontrerevolution, die ſich vor: 
nehmlich ala Rache für die Revolution darſtellte, und die fiegreiche Gontrerevolution trat nun in 

offener Beindihaft gegen das Landwehrſyſtem auf. Die Gommandirung von Rinienoffizieren 
ale Gompagnieführer zur Landwehr, die Errichtung von Stammcompagnien bei den Landwehr: 
bataillonen zur Ausbildung der jungen Mannſchaft, die nad dem bisherigen Syſtem trog aller 
fünflihen Ausnahmen in die Linie nicht aufgenommen werden konnte, die Wiedereinführung 
der dreijährigen Präfenzzeit bei der Linie (1853) waren ebenfo viele Vorbereitungen zu dem 
ern Angriff auf die Landwehreinrichtung und zur vollftändigflen militärifhen Reaction in 

Ben. 

Das Werk ſelbſt blieb aber dem König Wilhelm J., dem Bruder Friedrich Wilhelm’s IV., 
mfbehalten, der zuerft ald Prinz-Regent und Statthalter feines Bruders, dann nad deſſen 
Tode ald König für den Begründer einer neuen conftitutionellen Ara aud von den Männern 
ws Kortjchrittö gehalten ward. 

Im Jahre 1860 rückte die „liberale preußifche Negierung mit den fogenannten Militär- 
sorlagen heraus, laut deren die Präfenzzeit beim ftehenden Heere wieder auf brei Jahre, bei ber 
Reiterei aber auf vier Jahre angejegt werben follte, laut deren das ftehende Heer nad) feinem 
Sriebensftand — nicht ganz auf den Kriegsftand — etwa verboppelt werben ‚follte, während 
ie Landwehr abfolut in den Hintergrund trat. In der That ging man mit diefem Wehrgejeg: 
atwurf mehr, als die meiften Leute ſich einbilden, auf 1805 zurüd. Allerdings ward verfelbe 
om dem Abgeorpnetenhaufe nicht gebilligt, aber doch machte es daſſelbe durch eine unfluge pro= 
Weriiche Geldbewilligung möglid, daß er thatſächlich faft vollftändig durchgeführt wurde, fo= 
fpätern Zeiten mehr eine Berwerfung und Zurüdführung auf Früheres als eine Anerken— 
und Einführung von etwas Neuem übrig blieb. Im Jahre 1862 rüdte die „liberale‘‘ 
ierung abermals mit den etwa veränderten Militärvorlagen vor die Kammern, dieſen Mi- 
orlagen, welde nunmehr ald eine Novelle zum Gejeg vom 3. Sept. 1814 bezeichnet 
N. : 

Der Grundgedanke dieſer Novelle ift: die ganze Kriegäfraft Preußens — bis auf einzelne 
fälle, namentlich des Vertheidigungäfriegg — in das flehende Heer (die Linie) zu ver: 
n, während die Landwehr eben nur für jene Nothfälle bleiben ſoll. 
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Diefer Grundgedanke ift im wefentlichen fein verwerflicher; er ift fogar In dem fäneie: 
riſchen Milizfoftem realifirt, in welhem freilich Auszug (Linie), Reſerve (erftes Aufgebot ter 
Landwehr) und Landwehr (zweite Aufgebot ver Landwehr nad preußiichem Syſtem), das 
bier ein ſtehendes Heer nicht gibt, ſich lediglich dadurch unterjheiden, daß zum Auszug dir 
jüngften, zur Referve die mittlern, zur Landwehr die älteften Alteröflaffen ver Mannſchaft z 
hören, welche überhaupt zum Militärdienft verpflichtet ift. 

Die Realifirung jened Grundgedankens der preußiſchen Novelle il praktiſch auf feine au: 
dere Weife zu erreichen ald dadurch, daß mehr Alteröklaffen als bisher dem ftehenden Heer (da 
Linie) verpflichtet bleiben. Nah dem Geſetz von 1814 follten fünf Altersklaſſen dem ſichende 
Heer verpflichtet fein, nad) ven Vorlagen von 1860 acht Altersklaſſen; in der Novelle von 1862 
ging man, um verſchiedenem Widerſpruch fheinbar ein Genüge zu thun, ganz willkürlid au 
fleben Altersklaſſen zurüd. 

Die Vereinheitlihung des Syſtems, ſodaß ed nur eine Linie (Auszug) und daneben rin 
einzige Landwehr (beftehend aus den ältern Alteröklaſſen) gäbe, würde ein offenbarer Vorteil 
für Breußen fein, wenn dabei richtige Principien der Fortentwidelung des preußiſchen Betr 
foftems in wahrhaft Scharnhorſt'ſchem Geifte befolgt würden, und dann wären wir fogar bel, 
daß noch mehr als fieben bis acht Altersklaffen der Kinte (die wir nicht mehr ſtehendes Heer, Im 
bern Linie oder erften Auszug nennen möchten) verpflichtet würden. 

Die richrigen Principien, welche hier befolgt werden müſſen, find aber folgende: 

1) Für die Maffe ver Rekruten, welde in die Linie eingeftellt werben, muß die erſte dus 
bildungspräfenz auf das wirklich zuläffige Minimum, nämlich vorläufig etwa dreiMonat (dat 
der drei Jahre, welche die Novelle will) herabgedrückt werden; ein länger dienenkt Sunn 
kann leviglih aus Freiwilligen aufgeftellt werden, und diefer Stamm muß von 
Stärke fein, etwa 2 Proc. der Kriegsftärke; aljo auf eine Infanteriebrigade von 6OM 
120 Mann (inclufive Offiziere) in permanentem Dienft. u 

2) Die im Nejerveverhältniß befindlichen, d. h. dem Auszug verpflichteten, aber nik 
Dienft bei der Fahne feienden Leute müffen durchaus Feiner bürgerlichen Bejchräntung -® 
Bezug auf Berheirathung, Breizügigkeit, Auswanderung — unterworfen fein (mad in Pr: 
fid) ganz anders verhält). Glaubt man wirklich, daß durch Auswanderung von Militia 
tigen in Preußen ein auch nur merkbarer Ausfall im Heere entſtehen würde, wenn die — 
laſt nicht auf den einzelnen Verpflichteten unmenſchlich drückte? Der umziehende Refereihe 
Wehrmann meldet fi in dem einen Bataillonsbezirk ab und meldet ſich im andern an, 
daß ihm das geringfte Hinderniß in ven Weg gelegt werben dürfte. Die Ausführung Ai 
ſich ganz von feldft. Er 

3) Die Zahl der Berufsoffiziere muß (mie übrigens ſchon aus Nr. 1 folgt) auf ein Ir 
mum eingefchränft werden, bie Zahl der beurlaubten, eigentlih bürgerlichen Gefgähen a 

mtern angehörigen Offiziere aufs höchfte vermehrt werden, damit man recht viele th 

tüchtige Männer erhalte, die, im Kampf des bürgerlichen Lebens gebilvet, mehr können alt 
Monate ihren Gehalt beziehen und im übrigen die Diener der herrſchenden Gewalt 
Auch die Berufdoffiziere, denen naturgemäß Vortheile im Avancement zu ſichern, ninıf 
gegen auch bedeutende Anforderungen zu ftellen find, die von Anfang an großt 

Wirkungskreife auszufüllen und nicht mehr, wie jegt, ihren Stolz im Drilfen von 20 M 
zu fuchen haben, werben dann ein anderes Gepräge erhalten. Man Eann den Krieg mil 
einem bloßen Berufsgefchäft machen, wie das ja eigentlidy in jedem modernen Heerjuften ſe 
ches immer ji auf Beurlaubung und NRefervethum eines großen Theils der Mannidaft 

anerkannt if. Man kann Bürger und Krieger — wie das freilich im 18. Jahrhundert 
ſucht ward — abfolut nicht fo voneinander trenıten, wie man Schufter und Bäder vor 

ber fondert. Heute ift Frieden, morgen Krieg, und ein ordentliher Krieg, in welchem + 
die Eriftenz eines Landes geht, nimmt alle, alle Kräfte des Landes für ſich in Anſptuch 
ein Heerſyſtem, welches recht viele beurlaubte Offiziere hat, beſitzt auch die nothwendige & 
eität, um ſich beliebig und je nach den Bedürfniffen des Kriegs ausbreiten zu fönnen. 
man z. B. Brigaden, die normal jede ſechs Bataillone zählen, deren jede aber nur 30? 
offiziere, dagegen, was leicht ift, noch 200 beurlaubte Offiziere hat, jo kann man dieſe Brig 
wenn der Mannfhaftftoff nicht fehlt, ebenfo leicht eine jede auf 10 — 12 Bataillone in 
Hängt man aber an ber befchränften Auficht, daß jeder Unterlieutenant auch ein Berufe! 
fein müffe, fo hat man für vie Brigade von ſechs Bataillonen mindeftens 120—140 ® 
offiziere in permanentem Dienft, und im Ernſt wird ſich von dieſen mindeftend bie Hal 
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fähig auch zu den geringften Dienften finden, welche dad Syuſtem ihnen anvertraut. Von einer 
Vermehrung der Bataillondzahl der Brigade im Nothfall kann bei derartigen mittelalterlichen 
Anihauungen, melde indeß meiftentheild nur vorgeihügt werden, um die Schöpfung einer 
recht zahlreichen Militärariftofratie von abhängigen Individuen zu begründen, gar nicht mehr 
die Rede fein. 

4) Eine tüchtige Jugenverziehung, welche die Zahl der täglichen theoretifhen Schulftunden 
auf das aushaltbare Maß von dreien reducirt, dagegen für die körperliche Ausbildung im 
Freien, auf dem Turn-, Exercir- und Schießplag gehörig forgt, muß ber Heerſchule vorar= 
beiten und ihre eigentliche Grundlage bilden. Statt beftändig den Katehismus auswendig zu 
lernen, muß in den Schulen die Geſchichte freier Völker und freier Männer gelehrt werden. 
Auf diefen Ubungsplägen werben dem preußifchen Heere tüchtige Offiziere zu Hunderten und 
Tauſenden erwachſen. 

Preußen muß überhaupt einſehen, daß es ein billiges Heerſyſtem braucht, um Kriege, wie 
fie ibm möglicherweife bevorftehen, aushalten und durchführen zu können. Das jegige Heer: 
foftem, wie e8 projectirt ift, ruinirt. Es mag gut fein, um etwa geringe Revolten niederzuhal⸗ 
ten; gegen mächtige äußere Feinde ift ed unhaltbar, und feine Unhaltbarfeit wird fi im näch— 
ften Kriege gegen außen, wie nur allzu wahrſcheinlich, beweifen. DW. Rüftom. 

Landwirthichaft. ) „Landwirihſchaft“, ſagt Koppe in feiner „Anleitung zum vortheilhaf: 
ten Betriebe der Landwirthſchaft“, beziehendlich im „Unterrichte im Aderbau und in der Vieh: 
zucht“, I, 3, „ift die Befchäftigung der Menfchen, um die natürlichen Erzeugniffe des Erdbodens 
ju gewinnen und fi nugbar zu machen und durd den Aderban edlere Früchte zu erlangen. 
Unter dem Zweck eines Landguts aber verfteht man den Betrieb des Aderbaues und der Vieh— 
zucht; unter Zubehör eines Landguts begreift man daher alles, was ſich auf demfelben befindet 
und zu jenem Zwecke gehört.” 2?) Nach Thaer — dem Vater der rationellen Landwirthſchaft 
in Dentiäland 3) — verfteht man unter ver Landwirthſchaft „ein Gewerbe, welches zum Zweck 
hat, dur Production, zuweilen auch durch fernere Bearbeitung vegetabilifher und thieriſcher 
Subftanzen Gewinn zu erzeugen oder Geld zu erwerben‘. „Die volllommenfte Landwirthſchaft 
ſei alfo die, welche ven möglichft höchſten nachhaltigen reinen Gewinn, nad; Verhältniß des Ver: 

moͤgens, ver Kräfte und der Umftände, aus ihren Betriebe zieht." „Die Landwirthſchaft 
fönne handwerksmäßig oder Eunftmäßig oder wiſſenſchaftlich betrieben werden.‘ 

Bon den geſellſchaftlichen und erwerbenden Tätigkeiten flaatlicher Verbände ift, abgefehen 

von Jagd und Viehzucht, der Ackerbau nicht nur die urfprünglichfte, fondern auch die wichtigfte 
Srunvlage aller gewerblichen und induftriellen Befhäftigungen, von denen das Beftehen und 
Gedeihen, wie die Wohlfahrt ver übrigen Volksklaſſen abhängt. Deshalb fteht ihre Entwicke— 
fung fowol mit allen andern Gebieten des wirthſchaftlichen Lebens der Völker, wie mit deren 
forialen und politiſchen Inftitutionen in der unmittelbarften Wechſelwirkung. Die rationell 
betriebene Landwirthſchaft gebraudt, außer einer angemeflenen Betrieböftätte in Grund und 
Boben, flehendes und umlaufendes Kapital, tüchtige Arbeitöfräfte, dazu Berufsbildung, Intel: 
ligenz und Fleiß bei demjenigen, der fie mit Erfolg ausüben will. Dies in um fo höherm 
Maße, je nad) ver Größe und Befhaffenheit ver Landgüter und nach den Anforderungen, melde 
die Bebürfniffe und Sitten, vie Bildungs-, Bevölkerungs-, gewerblichen und induftriellen 
Zuflände ver den Landwirth umgebenden bürgerlihen Gefellfhaft an ihn erheben. Mithin 
hängen die landwirthſchaftlichen Fortſchritte und der rationellere Betrieb des landwirthſchaft— 
lichen Gewerbes davon ab, ob und in welhem Maße vemfelben die dazu erforberlichen Bedin⸗ 
gungen und Mittel durch die Staatdeinrichtungen, durch die Gefeggebung und die Staatöver: 
waltung, wie durch die auf ihr Gedeihen einwirkenden Thätigfeiten und Zuftände anderer Be: 
tufsflaffen geboten werden. Bor allem bedarf die Landwirthſchaft einer vollkommenen Freiheit 
son denjenigen Feſſeln und Beſchränkungen, welde der Anwendung von Intelligenz, Arbeit 
und Kapital zum Zmed der fortichreitenden Verbeflerung und Erhöhung ihres Ertrags und 
Gewinns im Wege ftehen. Diefe Aufgabe hat die Landesculturgefeßgebung zu löfen. Die: 
jenigen gefeglihen Maßregeln, welche Gegenftand der Landesculturgeſetzgebung und in ihr be- 
griffen find, find daher au Vorbedingungen und Vorausfegungen zu einem rationellen Be: 
triebe der Landwirthſchaft. 





1) Bgl. bie im Context dieſes Artikels in Bezug genommenen Artikel bes Stantsskerifon. 
2) Bol. Grundeigentfum, 
3) Srundfäge der tationellen Landwirthſchaft, I, 3. 
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Zu dieſen Vorbedingungen und Vorausſetzungen aber gehoͤren vorzüglich folgende: Auf⸗ 
hebung der perfönlichen Abhängigkeitoverhältniſſe des Bauernſtandes wie der Beſchränkungen, 
welche die andern Stände, den Adel und Bürgerftand, an ber freien Benutzung und Verwen— 
dung ihrer geiftigen und Arbeitöfraft wie ihres Vermögens in Erwerbung und Beurbarung 
gewiffer Güterflaffen und Grundſtücke verhinderten, ferner Herftellung eines vollen freien 
Eigenthums und vollfommener Berfügungsfreiheit über pie Grundbefigungen von jeder Volks— 
Elaffe, demzufolge Aufhebung, bezüglich Ablöfung der verfchiedenen, insbeſondere auf den klei— 
nern, den bäuerliden, Grundbefigungen haftenden Reallaften an Dienften, Zinfen und andern 
Natural- und Geldabgaben, an Laudemien und Zehnten, ſoweit die Reallaften nicht Öffentlicher 
Natur find, endlih Aufhebung und Ablöfung der auf Privatrecdhtötiteln beruhenden cultur- 
ſchädlichen Grundgerechtigkeiten, Gemeinheiten und gemeinfhaftliden Benutzungsrechte an 
Grund und Boden. *) 

Es gehören dahin ferner diejenigen gefeglichen Mafregeln und Einrichtungen, durch melde 
die Benugung des freien Grundeigenthums zu einer höhern Stufe der Eultur und Ertrags- 
fähigfeit emporgehoben oder vor Gefahren und Beſchädigungen durch Naturhinderniſſe oder 
Frevel geſchützt werben fol, deögleichen ſolche Anordnungen, welche die mit dem Grundeigen: 
thum zufammenhängenden Nahrungszmweige und Gemwerbäthätigkeiten zu heben und zu ver: 
beflern beftimmt find. *) 

Das Gedeihen der Lanpwirtbihaft hängt ebenfo davon ab, mie die Verhältniſſe der arbei- 
tenden Klaffen nad) Gefeg und Sitte georbnet find, wie weit vaburd die Tüchtigkeit, Sittlichfeit 
und Ausbildung der ländlichen Arbeiter befördert oder gehemmt, die Beſchaffung der erforder: 
lichen Arbeitöfräfte begünftigt oder erfchwert ift, nicht weniger davon, ob Monopole, Hand: 
werfäzünfte und andere gewerbliche Beihränfungen ven Grundbefiger in der Benugung von 
Gewerbtreibenven bei den mit der Randwirthichaft verbundenen Nebengewerben und Yabrifa- 
tionsanftalten beſchränken oder nicht; ferner aber befonderd aud davon, ob und wie das bei 
einer rationellern und intenfivern Landwirthſchaft wachſende Kapitald- und Creditbedürfniß 
durch entfprechende Einrichtuugen Befriedigung findet. 6) 

Zwar eriftiren hin und wieder, wie für mehrere preußifche Bezirke, fogenannte Meliora: 
tiondfondd, deren Gelder gegen Zins auf Amortifation zu erheblihen Yandesverbeflerungen 
hypothekariſch ausgeliehen merden. Dergleichen einzelne, jedoch nur beſchränkte Fonds genügen 
inbeß gegenwärtig bei weitem nicht den mannichfachen Creditbedürfniſſen einer im Vorſchreiten 
begriffenen Landwirthſchaft. 

Sodann flehen mit der Beförderung ber Landwirthſchaft die Grundfäge der Verwaltung 
und Gefeggebung binfichtlih der Domänen, über Erpropriation und Erpropriationdgeieg- 
gebung, über Grundvertheilung, ingleichen über Anlage von Eifenbahnen und Kunſtſtraßen in 
naber Beziehung. 

Wie unter Begünftigung einer weiſen, einestheils die Hinderniffe eines verbeflerten Land⸗ 
baues bejeitigenden, anderntheils deſſen Fortſchritte fördernden Geſetzgebung aud die land: 
wirtbfähaftliche Production mit dem Wohlſtande der Landwirthe und dem Werthe ber Güter 
fleigt, bat unter andern Dieterict in feinem Werke „Der Volkswohlſtand im preußiſchen 
Staate“ an deſſen Entwidelung durch Bergleihung in den Jahren vor 1806 und aus ber 

Zwiſchen- wie aus der neueften Zeit ftatiftifch aus amtlichen Quellen nachgewieſen. 

Don Wichtigkeit für die Landwirthſchaft ift es ferner, ob vermöge gefeglicher Ginrichtung, 
Herfommen und Sitte die Selbſtbewirthſchaftung der Güter feitens der Eigenthümer oder Das 
Verpachtungsſyſtem und ob bei legterm Pachtung auf fürzere oder auf längere Zeit, auf will: 
fürlihe Kündigung oder auf feſte Contractsbedingungen vorherrſcht, ob das todte und lebende 
Inventarium Eigenthum des Pachters oder des Verpachters und ob daher in dieſem legtern 
Falle für den Pachter ein größeres Berriebsfapital erforderlich ift. 7) 





4) Bol. Agrarverfaffung und Agrargefeggebung. 

5) Bgl. dieferhalb Lette und v. Rönne, Die Landesculiurgefeßgebung bes preufifchen Staots, Br. 1, 
@inleitung, und a.a.D.; ferner insbefondere folgende Art. Tulturgeſetzgebung, Deihweien, Ent- 
wäfferung, Gonfolibation, Diömembration, Gemeinheitstheilung, Grunbeigentbum, Felberdnung, 
Zagdgerechtigkeit. 

6) Dal. deshalb Geſinde, Gewerbe, Handwerk, Freizügigkeit, Ein und Auswanderung, Erebit- 
anftalten, Erebitvereine, auch Banken und Bantweien, Grundbücher. 

a 2 ol hierüber unter andern Thaer, Ginleitung zur Kenntnif ber englifchen Landwirthſchaft, HL 
’ 9. 
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Demnächſt find auch die verſchiedenen Steuerſyſteme auf die Entwidelung des landwirth— 
ihaftlihen Gewerbes von Einfluß. Außerdem ift der ländliche Grundbefig vorzugämeife bei 
ven Ginrihtungen des Communalweſens in Gemeinde, Kreis und Provinz beteiligt. 8) 

Endlich wirft auf ven Werth ver ländlichen Grundſtücke und den davon abhängigen land: 
wirtbihaftlichen Credit felbft dad geltende Proceßrecht und Prorefverfahren erheblich ein. Der 
Werth der Grundbefigungen und der Grebit der Landwirthe wächſt in vem Maße, ald aud) 
gegen fie eine prompte Juftiz obwaltet und ihrem Gläubiger zu rafcher und ficherer Befriedi— 
gung verhilft. 

Zur Erläuterung und Ergänzung der obigen Betradhtungen über die verfchiedenen Vorbe— 
dingungen und Vorausſetzungen zur Hebung der Landwirthſchaft find folgende Bemerkungen 
anzufhließen : 

Unter den großen Verdienſten Thaer's um die rationellere Landwirthihaft in Deutſchland 
iſt niht dad geringfte, daß er in feiner „Einleitung zur Kenntniß der englifchen Landwirthſchaft 
und ihrer neuerm praftifhen und theoretifchen Fortſchritte“ (Hannover 1801 und 1804) gleich: 
zeitig auf die der Entwidelung der deutſchen Landwirthſchaft entgegenftehenden Hinderniffe auf- 
merfjam gemacht und als ſolche insbeſondere die Leibeigenihaft und Erbunterthänigkeit, vie 
Frondienftbelaftuung des Bauernftandes, die Feſſelung des Landbaues durch Servituten, Ge— 
meinheiten und Maturalzehnten hervorgehoben, auf Wegräumung diejer Hinderniffe gedrungen 
und unter Hinwe iſung auf das, was in diejer Beziehung theils ſchon länger, theils bezüglid) der 
Aufhebung von Gemeinheiten, Zehnten und Servituten im vergangenen Jahrhundert in Eng- 
land gefhehen, zur Nachfolge angeregt Hat.?) Die englifhe Landwirthſchaft ſchritt mächtig 
vorwärtd, obgleich Damals, wie wiederum gegenwärtig, jede in der Regel auch mit Ablöfung 
von Zehnten und ländlihen Dienftbarkeiten verbundene Gemeinheitstheilung eine Foftipielige 
und weitläufige Barlamentsacte erfordert, und obwol vurzugäweife auf den Grundbefigungen, 
neben vielen andern läftigen Abgaben, die ungeheuere Armentare drückte 19), welche noch gegen: 
mwärtig ald allgemeine Randtare die Grundlage bildet für die bei der Selbftverwaltung um fo 
höbern Gommunalabgaben. 1!) 

Ahnlide Gründe wie in England beförberten aud in Belgien ven Flor der Landwirth— 
fat. 12) 

Die nothwendig die Befreiung des Landbaues von den mehrerwähnten Fefleln und Be- 

ſchränkungen ift, um in ein rationelleres Feldſyſtem überzugehen, wie letzteres insbeſondere von 
der Gemeinbeitstheilung und Servitutablöfung, von der Gonfolidation, Zufammenlegung und 
Arrondirung ver Grundſtücke abhängt, weift Thaer wiederum auch in feinen „Grundfägen ver 
rationellen Landwirthſchaft“ nach. 13) Erft die völlig freie Verfügung über Grund und Boden 
und die Wegräumung jener Feſſeln und Hinverniffe ermöglicht die Ausbildung der verfchiedenen - 
Aderbaufofteme und ein ftufenweifes Vorfchreiten in venfelben, — von dem in Deutſchland ur: 
alten Dreifelderfoften mit Brache, Sommerung und Winterung zur befommerten Brache mit 
Anbau von Rnollengewähfen, Klee und andern Futterfräutern, fodann zu dem zufammenge: 
fepten Dreifelder= oder Vier- und Mehrfelderſyſtem, zum Wechſelſyſtem mit Holfteinifher und 
medlenburgiſcher Koppelwirthſchaft in verſchiedenen regelmäßigen Schlägen, hiernächſt zum 
Sruhtwechfel oder zur Wechſelweidewirthſchaft nach ver Negel der Fruchtfolge, endlich zum 
Stallfürterungs =, wie zum völlig freien Wirthſchaftsſyſtem. 1*) 

Die Utbarmachung von Wäldern und Weiden, die VBorflut und Anlage von Ent: oder 
von Bewäfferungen tie von Schwemmwieſen, von Einhegungen und Koppeln verlangt ent- 
weder völlig freie Verfügung über ven Grund und Boden, oder doch wenigftend die Mitwirkung 
und Hülfe einer die Cultur und freiere Bewegung fördernden Gefeggebung. 

Denn e8 zu den günftigften Zeichen für die im Fortſchritt begriffene Landwirthfchaft ge: 
hört, daß faft überall über Mangel an Arbeitskräften geklagt wird, fo hat die Gefeggebung auch 
Bier die Aufgabe, den freien Verkehr ver arbeitfuchenden Menſchen zu erleichtern und die Nie- 
derlaffung von freien Arbeitern und Tagelöhnern wenigſtens nicht zu erſchweren. 





8) Dal. bieferhalb Grundfteuer, inebefondere Katafter, auch Landgemeinden und Landräthe. 

9) Thaer, I, 61 fg., 65 fg., 675 fg.; Bb. II, Abth. 2, ©. 324 fg.; II, 28 fg., 86 fa., 9. 

10) Thaer, II, 71 fg. 

11) Gneift, Das heutige englifche Verfaffungs und Verwaltungsrecht (1860), I, 478; II, 656 fg. 
12) Schwerz, —— ur Kenntniß der belgiſchen —— — (1811). 

13) Thaer, I, 287 fg., elonbere $$. 817—319. 

14) Xhaer,, 1, 285 15. 
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Man überläßt es am beften dem Bedürfniß und der freien Goncurrenz wie der eigenen Ein: 
fit der Menſchen, fich die lohnenden Arbeitöftätten dauernd oder vorübergehend aufzuſuchen. 
Sehr treffend, aus feiner reihen Erfahrung und Iangjährigen Beobachtung, jagt Koppe 1°): 
„Der Menſch hat zu ver häuslichen Freiheit und zu dem Bamilienleben ein unwiderſtehliches 
Verlangen. Die befte Speifung und Behandlung, die ledigen Perfonen in einem Dienjte zu 
Theil wird, halten jie nicht ab, jenes Verlangen zu verwirklichen. Sie geben freudig einem Zu: 
ftande vieler Entbehrungen entgegen, blo8 um die Freude zu haben, täglid oder wöchentlich 
einige Stunden mit Frau und Kindern zufammen und in einem engen Stübchen Herr und frei 
zu fein. Man betrachte die Lebensgefchichte vieler Arbeiter, welche in weiter Berne Berbienft 
ſuchen müffen, des Montags weggehen und des Sonnabends wiederkommen. Nicht ohne tiefe 
Rührung wird man diefe Laftträger ihres harten Berufs an jedem Sonnabend ihren ärmlichen 
Hütten zueilen fehen und ihnen dort einen frohen Empfang wünſchen, damit ihr Leben nicht 
freudeleer verfließe.“ — „Der Menſch wird fih dann am erften durch mehr Genüſſe ſchadlos 
halten, wenn er weder Freiheit noch Zeit hat, evlere Empfindungen aufkommen zu laſſen.“ — 
„Wo Freiheit ver Berfonen und der Benugung des Grund und Bodens von uralter Zeit be: 
ftanden bat, da hat ſich dieſe Arbeiterklaffe purdy Erbauung der fogenannten Häusler=, Büdner⸗ 
oder Kathenftellen angefievelt. Das ift das natürlichfte und für beide Theile vortheilhaftefte 
Berhältniß. Der Grundbefiger wählt frei aus ven Arbeitern, die fi ihm anbieten, und dieſe 
übernehmen nur dort Beſchäftigung, wo fie ven beften Verdienſt und die mildefte Behandlung 
erwarten dürfen. Als Regel faın man annehmen, daß die Arbeiten am mwohlfeilften geleijtet 
werden, wo auf naturgemäße Weife die Arbeiterfamilien fich felbft angefiedelt Haben. Wo 
dauernder Verbienft zu finden ift, da finden ſich auch Menſchen, die für Lohn die Arbeiten ver: 
richten.“ 

Über die angemeflene Behandlung der Arbeiter feitens des Landwirths und wie bieje ver 
Landwirthſchaft und ihrer Rentabilität zu flatten kommt, find die Bemerkungen von Koppe !*) 
beſonders beachtenswerth. 

Vergleicht man mit den obigen Bemerkungen die Geſetzgebung und die Zuſtände in einigen 
deutſchen Ländern, z. B. nicht etwa blos in Mecklenburg, ſondern ſelbſt in Baiern, wie fie auch 
in dieſem deutſchen Rande noch heute beſtehen 17), jo wird man die Klagen rationeller Landwirthe 
aud Baiern über die Hemmniſſe gerechtfertigt finden, welche die Gefeggebung über Gemeinde: 
und Heimatöwefen, über Anfievelung und Verehelihung dem Emporkommen ihrer Landwirth⸗ 
Ihaften dadurch entgegenfegt, daß ihnen die dauernde Heranziehung und Anfievelung von 
Tagelöhner = und Arbeiterfamilien, felbft von Dienftboten, gleihwol in eigenen Gebäuden des 
Guts, verfchränft wird und fie deshalb genöthigt find, die Arbeitskräfte für die dringenden Jab- 

-reöperioden aus andern entfernten Gegenden herbeizubolen. Und gerade in der abwehrenden 
Beforgniß der Gemeinden vor einer möglichen Armenpflege liegt die tiefere Duelle und wahre 
Urſache ſowol von Berarmung und Unfittlidfeit im Arbeiterftande ald vom Mangel an ven 
für die rationelle Landwirthſchaft unentbehrlichen Arbeitöfräften. 

Man begreift die Wichtigkeit der Landwirthſchaft für die Ernährungsverhältniffe ber Völker, 
wenn man auf einige Ergebniffe der Statiftif, beiſpielsweiſe deö preußifchen Staats, einen 
Blick wirft: Von veffen Bevölkerung zu rund 18 Millionen entfallen 12%/, Millionen auf dat 
platte Land und es vertheilt ſich jene gefammte Bevölkerung auf 994 theild größere, theils aber 
auch jehr Fleine Städte, 356 Fleden, 31242 Dörfer, 11931 Vormwerfe, 8097 Eolonien und 
30277 einzelne. Etabliſſements, im ganzen auf 82897 abgefonderte Wohnpläge. An land: 
und forſtwirthſchaftlich nugbaren Grundftüden in Stadt und Land zufammengenommen jind 
1858 (laut ‚Amtliche Tabellen des preußifchen Staats”, ©. 328) in verſchiedenen, von mehr 
ald 600 und bis unter fünf preußiſche Morgen abgeftuften Bejigungen im gangen preußiſchen 
Staate 2,141486 gezählt, davon etwas über die Hälfte — 1,099161 — unter fünf Morgen 
und wiederum von diefen legtern allein in der Rheinprovinz 564759, alfo etwas mehr als wie 
Hälfte aller dieſer Fleinen Befigungen. Das platte Land allein, ohne die Städte, zählte 1858 
an dergleichen Grundftüden, beziehendlich Befigungen 1,804064, davon unter fünf preußischen 
Morgen 882615 und von diefen ausjhlieflih die Nheinprovinz 503656. In Stabt und 
Land zufanmengenommen leben vom Landbau ald Hauptgewerbe 762157 Eigenthümer von 


15) Unterricht im Aderbau und in ber Viehzucht, I, 42. 16) A. a. O., ©. 74. 


17) Bol. Ugrarverfaffung und Mgrargefeggebung, Ein: und Auswanderung, Breigägtigkeit, aud 
Diämembration, 
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Gütern oder Höfen, 33218 Pächter und andere ſelbſtändige Wirthſchaftsführer von Gütern 
oder. Höfen, beiderlei Klaſſen, mit 3,367499 Frauen, Kindern und andern Angehörigen, ſodann 
508548 Knechten und Jungen, 442773 Mägden, und außerdem 397020 männlihe und 
367222 weibliche Handarbeiter und Tagelöhner, wogegen fi in Stadt und Land vom Land: 
bau ald Nebengewerbe ernähren 421417 Landwirthe mit ihren 1,560106 Frauen, Kindern 
und Angehörigen, 50320 Knechten und Jungen, 72132 Mägden und dabei außerdem beſchäf— 
tigten 38615 männlichen und 34731 weiblichen Tagelöhnern und Handarbeitern. 18) 

In den Art. Dismembration und Grundvertheilung ift ausgeführt, wie ſich in den ver- 
ſchiedenen preußiſchen Landestheilen die Zuftände der Arbeiterfamilien je nad) ihren Anſäſſig— 
feitö= und Grundbefigverhältniffen geftalten. 

Rechnet man ald durchſchnittliches Ernährungsquantum einer Berfon nach ven Schägungen 
des preußifchen Randesöfonomiecollegiums bezüglich des Bedarfsquantums im ganzen preu= 
ziſchen Staate = %, Scheffel Weizen, 31/, Scheffel Roggen, Y, Scheffel Hülfenfrüdhte und 
10 Scheffel Kartoffeln, jo hat bei Reduction diefer verfchiedenen Nahrungsmittel auf Roggen: 
werth die preußiſche Landwirthſchaft, erclufive Viehfutter und Fleiſch, zur Erhaltung einer Be- 
völferung von 18 Millionen in runder Summe den Werth von circa 114 Mill. Etrn. Roggen= 
werth zu produciren. 19) 

Die Fortſchritte ver Landwirthichaft bedingten umgekehrt aber auch die der Agrargeſetzge— 
bung, welde für den rationellern landwirthſchaftlichen Betrieb die freie Bahn zu eröffnen 
hatie. Durch die Landwirthſchaft mußten erft an der Hand von Erfahrung, Beobadtung und 
wiſſenſchaftlicher Erforſchung die Normen und Schägungsprincipien gefunden und feftgeftellt 
werben, ohne welche eine den Berechtigten wie ven Pflichtigen gerecht werdende Ausführung der 
Agrargefege nicht möglich geweſen wäre. Die Ablöfung der Reallaften, die Theilung von Ge: 
meinbeiten und Aufhebung ver ländlichen Dienſtbarkeiten, wie Naturalgehnten , die Conſolida⸗ 

tion und Zufammenlegung der Grundſtücke festen eine angemefjene Werthoſchätzung der Laften 
und Beredtigungen, eine richtige Glafjification, Bonitirung und Werthöermittelung von rund 
und Boden voraus. 

In diefer Beziehung find nächſt den Werfen des hannoveriſchen Landesöfonomiecommiflard 
Meyer reip. Über Gemeinheitötheilungen und über die Grundfäge zur Anfertigung richtiger 
Vachtanſchläge, von Burger, „Lehrbuch ver Landwirthſchaft“, von Flotow, von Koppe n. a., 
befonders auch noch Albrecht Blod, „Mittheilungen Ianbwirthfhaftliher Erfahrungen, An: 
ſichten und Grundfäge‘ (namentlih I, 395 fg., und IH, 1fg.), ſodann Thaer, „Werths— 
ſchähung des Bodens” und „ Verfuch zur Ausmittelung bed Reinertragd der productiven 
Grunpftüde , von fpätern Segnig, „Dreißig Bücher von der Landwirthfchaft”, zu nennen, 
hiernachſt aber die ältern und neuern Tarationdgrundfäge und VBeranihlagungsprincipien der 
verſchiedenen landſchaftlichen Grevitverbände und Pandbriefsinftitute in den ſechs öſtlichen 
Provinzen Breußens 29), außerdem die auf Grund des $. 18 der preufifchen Verorbnung vom 
30. Juni 1834?!) von den einzelnen Generalcommiffionen und landwirthſchaftlichen Negie- 
rungsabtheilungen — von dieſen zur Ausführung der Agrargefege berufenen Behörden — 
ausgearbeiteten fogenannten tehnifhen Inftructionen, von legtern wiederum vorzugsweiſe die 
techniſche Inftruction für die Audeinanderfegungsangelegenheiten im frankfurter Regierungs: 
bezirk und Die für die Provinz Sachſen. 

Zur richtigen Ermittelung von dergleihen Schägungdprincipien und Werthänormen führt 
aber nur eine vollftändige landwirthſchaftliche Buchhaltung, auf deren Unentbehrlichkeit für 
bie rationelle und rentable Landwirthſchaft Thaer vor allem hingewiefen hat. 

Ingleichen Hat die Waflergefeggebung eine vollfommene Kenntniß der Waflerfräfte und 
ihrer Nugbarmadjung wie der nad Beihaffenheit des Bodens für Ader oder Wiefen verfchie- 
nen Meliorationdbedingungen 22), ferner ver Erlaß etwaiger in den Bereich der Feldpolizei 
gehöriger Mafregeln gegen Verbreitung gemeinfhäplicher Unfräuter deren Kenntniß zur 
Vorausſetzung. 2?) 





18) Amtliche Tabellen für 1858 (Berlin 1860), S. 326, 329. 

19) v. Zingenthal, Beiträge zur — der preußiſchen en (1860), J 26. 

20) Bgl. Creditvereine. 21) Preußische Gefegfammlung für 1834 

22) Bal. die Literatur beim Art, Entwäſſerung und bie Schriften über Drainage z * w. von Vin⸗ 
cent, Haffer's Wieſenkunde u, ſ. w. 

23) Bol. 3. B. Rapeburg, Die Standortsgewächfe und Unkräuter Deutichlande und der Schweiz in 
ihren Beziehungen zur Forſt⸗, Garten: und Landwirthſchaft (Berlin 1859). 
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Gegenſtände ver Landwirthſchaft find aber auch nicht Aderbau und Viehzucht allein. Dazu 
gehört auch Wein: und Obftbau, felbft Seidenzucht nebft der für legtere erforderlichen Anlage 
von Maulbeerbäumen. Es gehört zur Landwirthſchaft außerdem ſowol die wilde Fifcherei wie 
die neuerlich befonvers in Frankreich eingeführte Fünftlihe Bifchzudt.**) Zur BVerbeflerung 
der Viehzucht dienen, je nach vem Bedürfniß, fogenannte Köhrordnungen für Hengfte und an: 
dere Zuchtthiere mit beftellten Schauämtern, wie die Stuten: und andere Thierſchauen nebft 
Prämienvertheilung. 2°) 

Die mit den Landwirthfchaften jegt häufig verbundenen Nebengewerbe der Brauerei, 
Branntweinbrennerei, Rübenzuderfabrifation, Stärfebereitung u. f. w. gehören indeß in be: 
fonvere Gebiete Ianpwirthfchaftlicher Berufsbildung und Gefeßgebung, bezüglih Verwaltung. 

Als Staatseinrihtungen, welche die Landwirthſchaft im Intereffe ihrer Beförderung be: 
treffen, daher im „Staats-Lexikon“ nicht zu übergehen jind, verdienen fodann die höhern, mitt: 
lern und nievern landwirthſchaftlichen Lehranftalten Erwähnung. Bon ven höhern Lehran— 
ftalten find hervorzuheben vie bereit ältere Iandwirthfchaftlihe Akademie zu Hohenheim in 
MWürtemberg, ingleihen die forft= und landwirthihaftliche Akademie zu Tharand im Königreich 
Sachſen. In Breußen beftehen gegenwärtig die höhern landwirthſchafllichen Lehranftalten zu 
Elvena bei Greifswald in Neuvorpommern, zu Poppelsdorf bei Bonn, zu Proskau in Ober: 
fchlefien und zu Waldau bei Königäberg in Preußen. Dagegen find die Aderbaujdhulen für 
die beffere Ausbildung Fleinerer Grundbefiger, von bäuerlihen Wirthen, Meiern und Vögten 
beftimmt. Von landwirthſchaftlichen Mittelfchulen ift die naffauifhe auf dem Geisberge bei 
Wiesbaden, ald Aderbaufchule vie in Baden zu Hochberg zu benennen. Mehrere landwirth⸗ 
ſchaftliche Unterrichtsanftalten viefer Art beftehen befonders in Würtemberg, wo ſich die Regie: 
rung der wiffenfhaftlihen Pflege des Landbaues fhon lange angenommen hat, demnächſt in 
Preußen feit Erridtung des Randesöfonomiecollegiumd (1842) in erheblicher Zahl, unter 
Subvention der Unternehmer aus Staatsfonds. Ingleichen find mit Unterflügung aus öffent: 
lichen Konds ald Vorbilder vorzugsweiſe für die kleinern, die bäuerlichen, Grundbeſitzer in ein: 
zelnen Gegenden Mufterwirthfchaften unter Auffiht und Leitung ausgezeichneter Landwirthe, 
hingegen behufs mwiflenfhaftlicher Körberung durch Anwendung der für die Landwirthſchaft be: 
reits unentbehrlich gewordenen Naturwiſſenſchaften auf einzelnen Gütern auch chemiſche Ber: 
ſuchsſtationen eingerichtet. In Preußen hat man außerdem mit der Errichtung befonderer 
Lehrftühle der Landwirthſchaft an denjenigen einzelnen Univerfitäten begonnen, in deren Nähe 
fi Feine höhere landwirthſchaftliche Lehranſtalt befindet. 

Auf die Nothwendigkeit einer wiffenfhaftlihen Ausbildung der Landwirthe hingewieſen zu 
haben ift ebenfalls ein Verdienſt Thaer's, der felbft bald nad) feiner lIberfievelung in den preu- 
ßiſchen Staatsdienſt und nad; Übernahme des Guts Möglin im Jahre 1804 auf diefem Gute 
die erfte höhere landwirthſchaftliche Akademie in Preußen errichtete und von dort aus durch bie 
rationelle Pflege der Landwirthſchaft zu meitern wiffenihaftlihen Werken Anregung gab, mie 
v. Wulffen’s „Statiſtik des Landbaues“, v. Thünen's „Iſolirtem Staate“ u. f. w. 2°) 

Endlich ift ald von den Staatöregierungen hervorgerufener und mit den obern Verwal: 
tungdbehörben in engerer oder weiterer Verbindung ftehender Inftitutionen noch der Landes: 
öfonomiecollegien und der landwirthſchaftlichen Vereine zu gedenken. 

Aud in diefer Beziehung ift England mit dem 1793 von John Sinclair ind Leben geru- 
fenen Board of agriculture vorandgegangen. 2°) Später forderte das unter den preußiſchen 
Reformgefegen hervorragende Ediet über die Beförderung der Landeultur vom 14. Sept. 1811 
zur Bildung landwirthſchaftlicher Geſellſchaften durch Vereinigung erfahrener praftifcher Land: 
wirthe in größern und Fleinern Diftrieten auf, indem daſelbſt gefagt wurde, „daß, nachdem in: 
folge der Anordnungen zur Erweiterung und Verbefferung der Land- und Forſtwirthſchaft 
jeder Landwirth ein freies Feld zur Ihätigkeit und Anwendung feiner Induftrie erhalten Gabe, 
ed nur darauf anfomme, die legtere allgemein zu erwirfen und den regen Sinn für reelle Ber: 
beſſerungen auch unter diejenigen zu verbreiten, melde bisher zu entfernt von den Quellen der 
Belehrung geftanden hätten, auch ohne Mittel gewefen feien, ſolche zu benugen‘. Es beftehen 
dergleihen landwirthſchaftliche Vereine in allen deutſchen und civilifirten Staaten, Special: 


24) Bgl. Lette und v. Rönne, Bd. II, Abth. 2, S. 752, 770, 766, 760. 

25) Bol. Lette und v. Rönne, Bd. II, Abth. 2, S. 753 fa. 

26) Körte, Albrecht Thaer, fein Leben und Wirfen (1839), und Thaer's Örundfäge der rationellen 
Landwirthſchaft, I, 18 fg. 27) Thaer, I, 47 -64; HI, 102 fa. 
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und Zipeigvereine meiftentheild im Anſchluß an größere Gentral = und Provinzialgefellfcgaften 
diefer Art, daneben aber auch beiondere Vereine für einzelne Gulturzweige, für Gartenbau, 
Obſt-, Bienen: oder Seidenzudt u. ſ. w. 

Die im Zandeulturedict von 1811 für Preußen in Ausſicht geftellte Errichtung eines Een: 
tralbureau zur Vereinigung ber verſchiedenen landwirthſchaftlichen Affociationen zur Vermit: 
telung ihrer Anträge und Wünſche bei den Staatöbehörten und als landwirthſchaftlich- tech: 
nifhe Deputation des betreffenden Minifteriumd ging jedoch erft weit fpäter, im Jahre 1842, 
in Erfüllung. Das nad dem Regulativ vom 25. März 184229) neben dem Minifterium und 
damals felbftändig errichtete Kandesöfonomiecollegium ift jedoch inzwiſchen näher mit dem Mi- 
nifterium für bie landwirthichaftlichen Angelegenheiten verbunden worden, ſodaß flatt des be: 
fondern Präfiventen der Minifter, beziehendlich ein von ihm delegirter Rath vie Verhandlungen 
und die Sigungen leitet, der Generaljecretär ded Landesöfonomiecollegiumsd jegt Mitglied des 
landwirthſchaftlichen Minifteriums ift und das Collegium, welches theild aus höhern Verwal: 
tungäbeamten der verſchiedenen Minifterien, größerntheild aus den Präfidenten der Provin- 
ſialhaupt- und Gentralvereine und außerdem aus einer Anzahl hervorragender Landwirthe 
aller Provinzen beſteht, periodiſch, hauptjählih zur Begutachtung der die Landwirthſchaft bes 
treffenden Gefegentwürfe und allgemeinern Verwaltungsmaßregeln, einberufen wird. Über 
beiten Thätigfeit geben die ald Wochenblatt erfcheinenven „Annalen ver Landwirthſchaft in ven 
preußiſchen Staaten‘ Auskunft. 

Ahnlich diefer gegenwärtig in Preußen beftehenden Inftitution find die zum Theil ſchon 
ältern und, wie unter andern im KRönigreih Sachſen, fehr vervollfommneten Einritungen in 
einer Mehrzahl anderer deuticher Staaten. - DW. A. Lette, 

Lauenburg, Wenige von den vereinzelten Trümmern, die von dem gewaltigen Machtbau 
Heinrich’8 bed Löwen übrig find, haben eine fo merfwürbdige Vergangenheit ald das Feine Her: 

zogthum Lauenburg, das in neuefter Zeit wieder durch feine Doppelftellung zwifchen Deutſch— 
land und Dänemark ein beſonderes Interefle gewonnen hat. 

Es heißt ſich eine ſchwierige Unterfuhung auferlegen, aus den ſpärlichen Berichten der Grie⸗ 
hen und Römer auch nur mit einiger Sicherheit die Wohnfige der von ihnen in biefen entfernten 
Küftenländern genannten Bölfer während ber erften Jahrhunderte nad; Chriſto beftimmen zu 
wollen, zumaldie hydrographiſchen Verhältniffe diefer Gegenden feit jener Zeit fehr wefentliche 
Umgeftaltungen erfahren haben. Genug, es leidet feinen Zweifel, daß alle Länder im Süden 
ber Oſtſee bereit lange vor unferer Zeitrehnung, als die erſte dunkle Kunde von denſelben zu 
den Anwohnern des Mittelmeers gelangte, von germanifchen Stänmen bewohnt waren. Die 
Bölferwanderung brachte naturgemäß auch hier große Veränderungen hervor, und die fränfi- 
fhen Annalen, namentlih Einhard, weitaus die beite Duelle jener Periode, geben und Licht 

üßer die Grenzſcheide, welche um das Jahr 800 Hier die ſlawiſchen und deutſchen Voͤlkerſchaften 
voneinander trennte. Damals lief jene Scheide mitten durch das heutige Lauenburg, ſodaß den 
nördlichen Theil ein wendifcher, fpäter Bolaben genannter Stamm, den ſüdlichen die Sachſen 
innebatten. Noch während ver erften Hälfte des 12. Jahrhunderts war ber Norden von einer 
rein ſlawiſchen Bevölkerung bewohnt und bildete von 1105— 29 einen Theil des großen, kurz 
dauernden Wendenreichs, dad Heinrih, ein Nahfomme der frühern Fürſten der Obotriten, 
fiftete. Bon 1129—31 wurde diefer Theil von dem däniſchen Königsfohn Knud Laward, dem 
eriten Herzog von Südjütland, beherrſcht, den Kaifer Lothar zum König der Wenden ernannt 
hatte. Als aber nach deſſen Ermordung und nad) kurzem Ringen um Selbftändigfeit unter ein- 
beimifhen Fürften das Polabenland von Heinrich von Badewide erobert war und biefer wieder 
1142 gezwungen wurde, daflelbe an den bolfteinifhen Grafen Adolf Il., ven Fugen Erwerber 
des gleichfalls wendiihen Wagrien, abzutreten, drang der deutſche Einfluß mächtig vorwärts, 
und diefer gewann feinen geringen Zuwachs, ald die welfifhe Hausmacht fih aud über diefe 
Wendenländer auddehnte und ſich zu einer Höhe erhob, die dem Eaiferlihen Anfehen mit Erfolg 
zu trogen im Stande war. Schon zu den Begebenheiten des Jahres 1168 konnte ein Zeit: 
genoffe, der vortreffliche holfteinifche Ehronift Helmold, ſchreiben, das ganze, e einft von Slawen 
bewohnte Land von der Eider bis an den Schweriner See fei in eine einzige Sachſeneolonie ver: 
mwanbelt. 

Dem ausgedehnten Herzogthum Sachſen hatte der ſüdliche Theil damals ſchon lange an— 
gehört. Karl der Große hatte hier eine Grenzmarf gegen die Slawen errichtet, und Otto der 


28) %ette und v. Rönne, I, 5, 10 fg. 
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Große verlieh um 960 das Herzogthum Sachſen zu beiden Seiten derElbe dem tapfern Her⸗ 
mann Billung, deſſen Stamm 1106 mit Herzog Magnus, dem Sieger über die aufrührerifchen 
Slawen in ver Schladt bei Schmilom (1093), erlofh. Als Erben feiner Macht, die jegt auch 
das Polubenland umfapte, traten die Welfen ein. Zunächſt freilich verlieh Kaifer Heinrich V. 
das Herzogthum dem Grafen Lothar von Supplinburg und Querfurt; als biefer aber 1127 
zur Kaiſerwürde gelangt war, übertrug er ed feinem Schwiegerfohn Heinrich dem Stolzen von 
Baiern, deſſen Vater, Heinrich der Schwarze, mit Wulfhilde, der älteften Tochter bed Magnus, 
vermählt war. Die libertragung des Lehns erfolgte jedoch nach dem Zeugniß Helmold's erſt 
kurz vor dem Tode Lothar's (geſt. 4. Der. 1137); keine Urkunde vor dieſem Jahre bezeichnet 
Heinrich den Stolzen ald Herzog von Sachſen. 

Zum ruhigen Genuffe feines neuen Herzogthums gelangte diefer überhaupt nit. Sein 
Anfehen unter den deutſchen Reichsfürften war zu groß, um nicht dem Kaiſer Konrad, dem erften 
Hobenftaufen, gefährlich zu feinen; 1138 warb er in die Acht erflärt, und Sachſen wurde 
Albrecht dem Bären von Adfanien, der durch feine Mutter Eilifa gleihfalls ein Enkel des Bil: 
lungers Magnus war, zugeiproden. Am 20. Det. 1139 ftarb Heinridy der Stolze plöglich und 
hinterließ ald Erben feiner Befigungen und Anſprüche ven damals zehnjährigen Heinrich den 
Löwen, deſſen Mutter und Vormünderin Gertrud 1142 den Streit auf dem Reichötage zu 
Frankfurt dahin verglich, daß Albrecht ver Bär zu Gunften ihred Sohnes auf das Herzogthum 
Sadjen nebſt deſſen ſlawiſchen Zubehörungen verzichtete und die Mark Brandenburg als beſon— 
deres Reichölehn erhielt. 

Der limfang des Ländergebiets, deſſen Regierung Heinrich der Löwe nad) erreichter Boll: 
jährigfeit antrat und zu dem die von Adolf von Schauenburg beherrſchten Länder Holſtein, 
Wagrien und das Bolabenland gehörten, erregte ven Neid und die Furcht feiner minder mäd- 
tigen Nachbarn; feine fortgefeßten Eroberungen nad Dften hin erweckten die Eiferſucht des 
Kaiſers. Ihm, ver ben fupfällig Bittenden kalt aufgehoben, aber nicht erhört hatte, maß Fried⸗ 
rich Barbaroffa die Schuld bei, daß ihm der Lieblingsplan feines Lebens auf dem Schlachtfelve 
von Legnano mislungen war. Einer Berbindung des Kaifers mit ſämmtlichen Nachbarn und 
unzufrievenen Bafallen Eonnte der Loͤwe nicht wiverftehen ; auf dem Reichſtage zu Würzburg 
um Weihnachten 1179 wurde über ihn die Acht erfannt und ſechs Wochen fpäter auf dem Reihe: 
tage zu Gelnhauſen beftätigt. Auf feine Heinen Erblande befhränft, mußte ev noch diefe für 
lange Zeit verlaffen. Große Stirde des von ihm beberrfchten Landes wurden von feinen Nach⸗ 
barn an fich geriffen, Kleinere Bafallen ſchwangen ſich zur NReichsunmittelbarkeit auf, Lübeck 
wurde eine reihsfreie Stadt, Lauenburg ging mit dem fehr verringerten Herzogthum Sachſen 
an ben vom Kaifer neuernannten Herzog Bernhard über, ven zweiten Sohn Albrecht's des Bären, 
bisherigen Grafen von Anhalt. Gerade in Lauenburg und den öftlicher belegenen Gegenden 
war Heinrich's Ihätigkeit hoͤchſt ſegensreich geweſen. Es lag in feinem Interefle, die deutſche 
Golonifation zu befördern, er hatte das am 21. Ian. 1157 durch Papſt Habrian IV. beftätigte, 
für jene Gegenden fo wichtige Bisthum Ratzeburg gegründet, und ward fo, wenn auch um: 
bewußt, der Träger einer neuen, hoͤchſt folgenreichen Eultur. 

Herzog Bernharb war der Erbauer-ber Rauenburg, deren Name fhwerlich von ven Polaben, 
fonbern wol von Xov, d. i. Wald, abzuleiten ift; eined dauernden Beſitzes des Landes erfreute er 
ſich aber nit. Der zurüdgekehrte Löwe fand namentlich unter denen, die durch die neue Drd⸗ 
nung der Dinge nicht befriedigt waren, noch Anhang genug, um feine alten Anfprüde zu er: 
neuern, wichtiger war ed aber, daß damals ein benachbarter Staat in Norbbeutfchland zu 
einer immer fleigenden Macht gelangte. | 

Noch vor einem halben Jahrhundert Hatte Dänemark mit Mühe feine Küften gegen die wen: 
diſchen Seeräuber gefhügt, allein unter dem Sohne Knud Laward's, Waldemar dem Großen, 
und unter deſſen Söhnen, Knud VI. und Waldemar dem Sieger, erreichte es einen Einfluß, wie 
es ihn ſeitdem nie wieder erlangt hat. Es hatte Rügen eingenommen, Holftein unterworfen 
und eroberte im Jahre 1202 die Lauenburg. In Hamburg berrfchte jegt als dänischer Kebne: 
mann der Graf Albert von Orlamünde, ein Schwefterfohn Waldemar's des Siegers, über Hol: 
ftein, Dithmarſchen, Wagrien, das Polabenland und die Lauenburg, der däniſche Einfluß erftreikte 
ſich über Schwerin weit in das wendifche Gebiet hinein. Es hatte ganz den Anſchein, als ob 
ſich ein Daͤnenreich bilden würde, welches alle Ränder der Oſtſee bis zu der Colonie hin umfaffen 
würde, die von den Dänen in Efthland angelegt war. Und es fehlte in der That nicht viel, daß 
bie Geſchichte dieſen Gang genommen hätte, nachdem Kaiſer Friedrich I., deffen ganze Neigung 
feinem Geburtslande Italien gehörte, dur eine 1214 zu Meg ausgeftellte, 1216 und 1217 
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von den Päpften Innocenz I. und Honorius II. beſtätigte Urkunde ganz Nordalbingen mit 
den Slawenländern bis zu dem kleinen mecklenburgiſchen Grenzfluffe Elde dem Dänenkönig als 
ein vom Reiche getrennted, mit dem Königreich zu vereinigendes Land abgetreten hatten. Diefe 
Örenzbezeihnung ließ die Oftgrenze gegen die Slawen völlig unbeftimmt; ſchon ließen bie 
dortigen neuen Bafallen ver Dänen ben Namen des deutfchen Kaiferd weg und unterſchrieben 
„Begnante rege Waldemaro.‘ 
Allein gerabe ein Graf von Schwerin, Heinrich der Schwarze, wie ihn die Dänen, oder der 
Fromme, wie ihn die Schweriner nennen, gab durch ein Unternehmen von auferorbentlicher 
Kühnheit Anlap zu dem jähen und plöglichen Umſturze dieſes ftolzen Machtgebäudes. In der 
Naht vom 6. auf den 7. Mai 1223 überfiel er Waldemar den Sieger, der auf der Heinen Infel 
9 bei Fünen jagte, und führte ihn mit feinem gleihnamigen, ſchon gefrönten Sohne als Ge- 
fangenen fort. Gin Verſuch zu feiner Befreiung mislang feinem Neffen, dem Grafen Albert, 
in der Schladht bei Mölln 1225 völlig. Schweres Löfegeld mußte die Freiheit des Königs er: 
faufen; burd den Vertrag zu Barbewif vom 27. Nov. 1225 trat Waldemar alle veutfchen 
Neihsländer zwiſchen der Eider und Elbe, der Weſt- und Dftfee und alle flawifchen Lande, nur 
Rügen ausgenommen, dem Deutfhen Reiche wieder ab. in neuer Verſuch zur Wiedergewin: 
nung der verlorenen Lande durch Warfengewalt, nachdem Waldemar von feiner eidlich übernom: 
menen Verpflichtung durch Papft Honorius entbunden war, hatte die Schlacht bei Bornhöven am 
22. Juli 1227 und die gänzliche Befiegung des Dänenfönigs zur Folge. Diefe Schlacht gab auch 
ImAnlaß zu dem Entftehen des jegigen Herzogthums Lauenburg, denn um diefen Preis wurden 
die beiden Schweiterföhne des däniſchen Königs, Graf Albert von Orlamünde, ber feit ber 
Shlaht bei Mölln ein Gefangener war, und Graf Dtto von Lüneburg, der bei Bornhöven in 
Srlangenihaft gerieth, in Freiheit gefegt. Erfterer verzichtete eidlich auf das lauenburgiſche und 
die übrigen ihm von dem Dänenkönig übertragenen Lehen; letzterer trat auch Higader mit dem 
Sandbezixt längs des linken Elbufers dem adfanifhen Haufe ab; das Jahr 1228, in welchem 
Dieje Berträge geſchloſſen wurden, ift dad Geburtsjahr des heutigen Herzogthums Lauenburg, 
über welches vie Askanier bis zum Außfterben des Haufes 1689 geherrſcht haben. 

Herzog Bernhard zwar war bereit8 1212 im Lande Hadeln, das einen Theil des Herzog: 
ums bildete und bei vemfelben auch bis zum Auöfterben dieſes Haufes verblieb, geftorben und 
Datte feinem Sohne Albrecht wenig mehr ald feine Anfprüde hinterlaffen, die für eine Reihe 
von Jahren hoffnungslos gefchienen hatten. Jept kehrte Albrecht ſiegesfroh in das Land zurüd, 
das fein Bater als Flüchtling hatte verlaffen müffen. Er flarb 1260 mit Hinterlaffung zweier 
winberjähriger Söhne, Johann und Albrecht, die bis zum Tode des Ältern die Regierung ge: 
meinibaftlih führten. Grfterer war der Stammpvater der fpäter fogenannten Herzoge von 
Sasfen=Zauenburg, legterer der des Haufed Sahfen- Wittenberg. Die Geſchichte beider Linien 

nicht erfreulih. Streitigkeiten mit ihren Nahbarn und unter jih, Gewaltthätigkeiten, 
Selonoth, ſchwere Verlufteund Bedrückungen ihrer Unterthanen bezeichnen den Lauf ihrer Thä- 
Uügkeit während des Zeitraums von mehr ald vier Jahrhunderten. Johann I. und Albrecht II. 
nannten fi in Erinnerung an ihre ererbten Anfprüche zuerft „Herzoge von Sachſen, Engern 
und Weftfalen‘‘. Nach dem Tode des erftern wurde eine Theilung zwiſchen deſſen Söhnen Jo: 
bann Il, dem Stammvater der mölln-bergedorfer Linie, Albrecht IH. und Erich I., dem Stif: 
ter der lauenburg=rageburger Linie, und deren Oheimen vorgenommen, doch erſt nachdem die jun: 
gen Serzoge die Volljährigkeit erreicht hatten. Daß die Kurwürde nicht getheilt werben konnte, 
warbeine Duelle fortwährender Zwiftigkeiten, denen erft eine Entſcheidung Kaifer Karl's IV. vom 
Sabre 1355, vie der wittenbergifchen Linie zum Dank für ihre Anhänglichkeit an ihn den aus— 
Sliehlichen Beſitz ver fähfifhen Kur und des Erzmarfhallamts zuſprach, ein Ende machte. Bon 
den beiden lauenburger Linien, die unter ſich ebenfo wenig Liebe zueinander hegten, erloſch die 
möllmzbergevorfer 1401 den 31. Mai mit Erich I. Schon damals waren von dem auch nad) 
Dem Kalle Heinrich's des Löwen immer noch großen Lande, mit dem Herzog Bernhard belehnt 
mörben war, der anjehnlichfte Theil abgetrennt worden; Holftein mit Stormarn und Wagrien, 
Shmwerin und Schauenburg hatten die Neihsunmittelbarkeit erlangt; über die Grafſchaften 
Fidorm und Dannenberg war ſchwerer Streit mit den Herzogen von Braunſchweig-Lüneburg, 
wobei #8 fih um die Frage handelte, ob diefelben Alodialbefigungen Heinrich's des Löwen ge- 
weten Seien oder nicht; viele einzelne Gebiete waren, größtentheild nicht ohne eigene Schuld, ver- 
(oren gegangen. Die lauenburgsragenburger Kinie trat in dad Erbe ber auögeftorbenen 
Stamımedvettern ein, aber die Verlufte hörten nicht auf, namentlich wurde 1420 dad reihe Amt 
Bergedorf yon den Städten Lübe und Hamburg erobert, die wegen vielfachen Straßenraubs 
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zun Kriege gezwungen worben waren. Dann folgten Verkäufe und Verpfändungen von 
Schlöffern, Gütern und Städten, woburd das Herzogthum immermehr zuſammenſchrumpfte 

Allerdings bot ſich bald nad} dem Außfterben der mölln = bergevorfer Linie die Ausſicht auf 
eine anſehnliche Gebietderweiterung dar, denn im Jahre 1422 erlofh mit dem Kurfürften 
Albrecht V. das Geſchlecht Sachſen-Wittenberg, und die Lauenburger waren jegt die einzigen 
agnatifhen Nachkommen des Herzogs Albrecht J. Ihren Anſprüchen als nähfte Stammpvettern 
ftand freilich die zwifchen Albrecht II. und den Söhnen Johann’s I. vorgenommene Theilung 
entgegen, da nad) den Grunbfägen des Lehnrechts das Recht der einen Linie auf die Leben ver 
andern durch die gefhehene Theilung erlofch, fofern daſſelbe nicht durch die fortgejegte Gefammt: 
belehnung ober wenigftens durch eventuelle Mitbelehnung in Kraft geblieben war. Selbft Erb: 
verträge änderten hieran nichts, außer wenn fie mit Genehmigung des Lehnsherrn abgeſchloſſen 
waren. Die Lauenburger beriefen fih nun zwar auf eine am 8. Juli 1374 von Kaifer Karl IV. 
betätigte Erbverbrüberung mit der wittenberger Linie, in welcher ausgeſprochen war, daß die 
Herzoge von Sachſen-Lauenburg mit denen von Mittenberg ihre Neichölehne zur geſammten 
Hand befigen follten ; fie brachten ferner einen vom Jahre 1414 batirten Lehnsbrief des Kaiſere 
hervor: allein die Mitbelehnung des lauenburgifchen Haufes war nie erfolgt, den Lehnsbrief er: 
flärte ver Kaifer 1426 als erfchlihen und von feinem Kanzler obne fein Vorwiſſen ausgeſtellt 
Kaifer Sigismund beeilte fi, noch im Todesjahre Albrecht's von Wittenberg deſſen Lande mit 
der KRurfürftenwürbe und dem Erzmarfchallamte dem Markgrafen Friedrich dem Streitbaren 
von Meißen ald Belohnung für deffen im Quffitenfriege geleiftete Dienſte zu übertragen, 
Eric V. von Lauenburg und feine Söhne proteftirten zwar fort und fort, fie wandten ih an ben 
Papſt und an das Concil, welches damals in Bafel verfammelt war, fie ürzten jidh zur Geltend⸗ 
machung ihres vermeintlichen Rechts in eine Schulvenlaft, die ihre Unterthanen noch lange bitter 
empfanven, aber alles ohne Erfolg, e8 blieb ihnen nicht als ihr Eleines Ländchen mit dem dazu- 
gehörigen Hadeln, der legte Überreft von dem, was einft fo groß gewefen war. Die Kurwürde 
war jedoch bis zum Ausfterben der angeblich beleivigten Linie ein Grgenftand des Streits, der 
fich jedoch glücklicherweiſe lediglich um Titel und Wappen drehte. Kaiferlihe Verbote vom 
26. Aug. 1471 und vom 21. Juli 1667 unterfagten den Yauenburgern, fih Kurfürften und 
Reichsmarſchälle zu nennen und in ihren Wappen die Kurſchwerter zu führen. Endlich wurde 
dem legten Herzoge, Julius Franz, der ſich im Türfenfriege um den Kaifer verdient gemacht 
hatte, am 3. Sept. 1671 vertragdmäßig geftattet, die Kurſchwerter zu führen, doch nicht im 
Hauptwappen, fondern im legten Schilde. 

Zwiftigfeiten wie diefe, in rein dynaſtiſchem Intereffe begonnen, hatten natürli auf ven 
Buftand der Bewohner Lauenburgs nur infoweit Einfluß, als fie die Schuldenlaſt der Herzoge 
und fomit deren Anforderungen an ihre Untertbanen vermehrten, und als fie die Thätigkeit der 
Herrſcher für dad Mohl ihres Landes lähmen mochten. In legterer Beziehung jedoch dürfte das 
Unheil nicht zu hoch anzuſchlagen fein, denn es fcheint nicht, daß unter der langen Reihe ver Her: 
zoge aus dem askaniſchen Haufe viele gewejen find, bie fi der Verpflichtungen gegen ihre Un: 
tertbanen deutlich bewußt gewvejen find. Überhaupt bietet die innere Geſchichte des Landes 
keineswegs einen erfreulihen Anblid. Es folgt aus der Natur der Verhältniffe, daß in einem 
fo urdeutfchen Lande, deſſen Bürften fortwährend ben Titel eined Herzogs von Sachſen bewahr- 
ten, deflen Bewohner ſich bis auf den heutigen Tag weit mehr durch treues Fefthalten an dem 
Hergebrachten als durch rajche Beweglichkeit auf der Bahn des Fortſchritts auszeichnen, audy bie 
altdeutſchen Gejege und Rechtsgewohnheiten, namentlich ſächſiſches Lehnrecht und Sachen ſpiegel 
die Grundlage alles öffentlichen und privaten Rechts bildeten, und dies ift auch in einer Menge 
und aufbewahrter Entiheidungen der höchften und der nievern Gerichte vollftändig anerkannt. 
Es verfteht ſich demnach von felbft, daß aud in Lauenburg die freien Männer diejelben Rechte 
hatten, wie jie ſich von alters her bei allen germanifhen Stämmen finden, und daß die her zogliche 
Regierungdgewalt in vielfaher Beziehung durch die Mitwirkung der Lanpftände beihränft war. 
Ein eigentliches Wahlrecht ober auch nur ein Einwilligungärecht in ver Wahl des Landesherrn 
haben die Einwohner zwar nie beanſprucht, in dem frühen Mittelalter wurden die Leben bei 
Reichs weder durch Wahl noch durd Erbfolge verliehen, fie wurden nad Gutdünken des Kaiſere 
vergeben, Dagegen Eommen wiederholt Fälle vor, daß die Landſtände fi von untüdhtigen Me: 
genten losſagen und daß fie aus dem herzoglichen Haufe einen tauglihern erwählen. Am be: 
kannteſten find die burdh den langen traurigen Bruderzwift für Lauenburg fo verderblich gewor⸗ 
denen Vorgänge zwiſchen ven Söhnen Franz’ J. der feinem älteften Sohn Magnus dur einen 
am 17. Nov. 1571 in Lüneburg abgefhlofjenen und am 4. Dec. in Büden vervollſtän 
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digten Vertrag bedingungsweife die Regierung abgetreten hatte. Magnus, dem die luuenbur- 
giſche Ritter: und Landfhaft am 13. Mai 1572 gehuldigt Hatte, erregte Durch feine Misregie- 
rung eine ſolche Unzufriedenheit, daß fein Bruder Franz II., der Jüngere, dieſe benugen und ſich 
im Ginverftändniß mit den Landeshäuptern durch Waffengewalt in den Beſitz des Herzogthums 
fegen fonnte, der ihm auch 1585 vom Kaifer beftätigt wurde. 
Damals war allerdings die Erblichkeit der Lehen dur Gewohnheitsrecht zur allgemeinen 
Anerkennung gelangt, und die Rechte zur Mitwirkung bei der Landesregierung im Laufe der 
Zeit auf einzelne bevorrechtete Klaffen beihränft. In wenigen veutihen Ländern hat der Drud 
des güterbeſitzenden Adels ſchwerer auf dem Bauernftand gelaftet ald inLauenburg. Allgemeine 
Landtage wurden freilich zu allen Zeitperioden abgehalten, Fein lauenburgifcher Herzog hat die 
ganze gejeggeberifche Gewalt zu beanfprucden gewagt. Allein zu diefen Landtagen wurden 
allmählich nur die Ritter: und Landſchaft und die Städte berufen, d. h. die unirte Ritterſchaft, 
die Befiger der adelihen Güter und die der Städte, in denen wieder einzelne Gefchlechter über: 
wiegenden Einfluß erhalten Hatten. Diefelben Urſachen, die in allen deutſchen Landen dazu 
beigetragen Hatten, daß ed mit dem freien Bauernftande rückwärts ging, namentlich der Unter— 
gang ber MWehrkraft des Volks, Hatten auch hier eingewirft. Nur gegen landesherrliche 
Willkür boten die Landtage Shug. Verfaſſungsmäßig follten fie Öffentlich abgehalten wer: 
den. Büchen galt als regelmäßiger Berfammlungdort, die Entſcheidung gab einfahe Stim- 
menme hrheit der Erjchienenen, ihnen fand dad Steuerbewilligungsredt, die Prüfung und Ge: 
nehmigung der Geſetze, die Mitwirfung bei der VBerpfändung und Veräußerung von Landes: 
tbeilen, jelbft bei Stantöverträgen und Bündniffen zu, fofern dadurch ven Unterthanen eine Laft 
aufgebürdet wurde, Rechte, die durch die ewige Union zu Löwenburgk von 16. Dec. 1585, der 
die Städte Lauenburg und Rageburg am 6. Jan. 1586 beitraten, ihren vollftändigen Ausdrud 
fanden, Diefe Union, welche von Herzog Branz II. und deffen Nachfolgern in förmlichfter Weiſe 
betätigt wurde, bildet die Grundlage der lauenburgifchen Verfaffung. Zwiſtigkeiten mit dem 
Herzog Auguft veranlaßten am 19. Sept. 1619 eine Wiederholung und Vervolltindigung der 
Union, die von Ritter: und Landſchaft mit Zuziehung der beiden Städte Lauenburg und Rage: 
burg abgefchloffen wurde, den ganzen Vortheil diefer Verträge aber trug die Nitterfchaft davon, 
So Hark war der Eorporationdgeift, daß bei Verlegung ihrer Standeögenoffen die Bellimmung 
treulii gehalten wurde, „es jolle die Ritter und Landſchaft mit dem befhwerten Theile für 
Einen Mann ftehen, die Herrfhaft gebührlich erinnern der ausgegebenen Siegel und Briefe und ' 
des Rechten, und melchergeftalt Die von der Ritter- und Landſchaft nicht weiter mit Ihren fürft- 
lien Gnaden verwandt gemacht, als inwiefern ihnen hinwieder, was verjchrieben und verfiegelt, 
auch gehalten würde, und daß fie alfo auch nicht weiter an ihr Gelübde gebunden fein wollten‘. 
Allein des Eides, den die vier gewählten Älteften ver Ritterſchaft, deren Amt niemand ablehnen 
durfte, ableifteten: „daß fie fic des Niedrigen fowol ald des Hohen ohne einiges Anſehen ber 
Verſon treuli annehmen und deſſen und des ganzen Landes Beftes fördern wollten“, ward nur 
zu oft nicht gedacht. Selbft die mitverbündeten Städte, von der Ritterſchaft im Stich gelaffen, 
batten von der Union wenig Gewinn. Übler noch war dieLage der Bauern. Eine eigentliche 
Leibeigenſchaft zwar hat ed in Lauenburg zu feiner Zeit gegeben, obwol gelegentlidy von einzelnen 
adelichen Grundbefigern Verſuche gemacht find, eine foldhe zu behaupten. So wollte im Jahre 
1642 Hieronymus dv. Dorne auf Niendorf nicht nur feine eigenen Gutsleute ald Leibeigene 
anjeben, jondern auch die Leibeigenſchaft in Rauenburg ald vorhanden behaupten, wie jie in deu 
benabbarten Ländern Wagrien und Medlenburg beftand. Es erklärte jedoch die geſammte 
Ritter: und Landſchaft: „daß man niemals von einer Leibeigenfchaft der lauenburgiſchen Bauern 
etwad gehört, auch niemals vernommen, daß der Landesherr oder feine fürftlihen Vorfahren 
ſolche behauptete Leibeigenſchaft beftätigt oder den nienvorfer Gutsherren vor andern von Adel 
einigen Borzug und mehrere Gewalt über feine Unterthanen gegeben hätten.” Daß man aber 
überhaupt mit einer folhen Behauptung hervorzutreten wagte, ift an ſich ein hinlänglicher Beweis 
für den ungünftigen Zuftand, in den die Outdangehörigen im 16. Jahrhundert gerathen waren, 
und in der That fehlt ed nicht an Beweifen, daß diefer Zuftand ſich wenig von einer eigentlichen 
Leibeigenſchaft unterfchied. Die Gutsleute durften nicht dad von ihnen bewirthſchaftete Gehöft 
nad eigenem Ermeſſen verlaffen, jeldft dann nicht, wenn ihnen die Bedrückungen der Gutsherren 
unerträglich fchienen, dagegen ftand es in dev Macht der legtern, fie beliebig, auch ohne ange: 
meffene Entf häpigung an einen andern Ort zur Betreibung eines vielleicht wüften Hofes zu ver: 
gen, denn der freie erbliche Grundbefig der Bauern war mit der fteigenben Adelsmacht nad 
und nad zum bloßen Recht ver Nutznießung, wenn auch noch mit dem Recht der Vererbung, her: 
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abgefunfen. Zur VBerheirathung der Gutöleute und deren Kinder bedurfte ed der gutsherrlichen 
Einwilligung mitteld eines Trauſcheins. Die an diefelben geftellten Forderungen hatten fein 
Ende und waren zum Theil maßlos. Natural= und Geldgefälle wurden unter dem Namen 
„Pacht“ bis zur Unerſchwinglichkeit gefordert, Dienfte ungemeffen beanjprudt, das Jagdrecht 
und die fogenannte „Schafabtrift” auf den abgeernteten Adern zur ſchweren Bedrückung der 
Landbebauer ausgeübt, die Abgaben nad Willfür vertheilt ohne Rüdjiht auf die den Lauen— 
burgern durch das ſächſiſche Landrecht feierlihft zugeficherte Beftimmung, daß „kein Gebot, nod 
Steuern (Beeden), nod Recht auf dad Landvolk gefegt werden dürfe, ed verwillige denn das 
Landvolf ver Gemeinde darin”. Wo follte ver Bauer fein Recht fuhen? Es fehlt zwar nicht 
an gefeglihen Beflimmungen zu feinen Gunften. So verbietet ver Vertrag bed Herzogs Mag- 
nus Il. mit ven Ständen vom 6. Dct. 1573 der Orundobrigfeit, d. h. der nachmaligen Guts: 
herrſchaft, irgend willfürlich mit ven Bauern zu verfahren. In dem Revers, welchen Franz der 
Jüngere im Jahre 1585 feinen Landftänden audftellen und beſchwören mußte, war feftgejegt, 
daß er „niemanden wider die Gebühr alt Herfommend und Freiheit de facto ohne fürgehende 
Erfenntniß des Rechtens beſchweren oder in einigem Wege gegen des Landes An: und Zugebö: 
tige, es fei edel oder unebel, Bürger oder Bauer, arm oder reich, mit Beftridung feiner Perſon 
oder Auspfahndung, Einziehung, Arreftirung oder Verbietung feiner Habe, Güter und Dienfte 
ganz oder zum Theil nichts fürhängen oder fürnehmen wolle”. In der Union von bemfelben 
Jahre wird unter ven Fällen, „wo einer für alle und alle für einen ftehen und bei Verluſt aller 
Ehre dem unrecht Berlegten wieder zu feinen Nechten helfen ſollen“, ausdrücklich angeführt: 
„Wenn einer von den Untertbanen ohne orventliche Erfenntnig des Rechtes verleget, turbiret, 
fpoliret, entwehret oder entjeget werden follte”. Aber diefe Zufagen wurden, foweit e8 Den 
Bauernftand betrifft, übel erfüllt. Branz I. (1543—71, geft. 19. März 1581), ein ebenfo 
ſchlechter Negent ald Haushalter, ging ven Evelleuten bei ver Bedrückung der Bauern mit böfem 
Beifpiel voran. Wo diefe nad altherkömmlichem Recht alle drei Monate nur Einen Tag Iron: 
dienfte geleiftet, jährlich einige Fuder Holz gefahren und in ver Ernte drei Tage geholfen hatten, 
forderte er allwöchentlich drei, ja felbft fünf Tage Dienfte, und fein Beifpiel ward von ven Ebel: 
leuten treulih nahgeahmt. Die Gerichte gewährten nur unvollfommenen Schug. Nicht eigent: 

li, als wären die gejeglihen Beftimmungen in diefer Beziehung unzureichend gewejen. Die 

Untergerihte fanden in ihrer Organifation denen feines andern deutſchen Landes nad, ein be= 

ſonderes Hofgericht war bereits von Herzog Franz I. im Jahre 1578 eingeführt, die Hofgerichts⸗ 

ordnung war 1624 durd Herzog Auguft wiederum durchgeſehen und verbeflert worden, fie 

wurde 1674 „aufs neue revidirt, verbeflert und foviel möglich nad) dem Anno 1654 errichteten 
Reichsabſchied eingerichtet” und erfchien unter diefem Titel 1681. Ihr wurde dur Patent 
vom 19. Aug. 1687 ein Interimd= Appendix hinzugefügt, und jie bildete jegt ein für ihre Zeit 
ganz vortreffliches Proceßgeſetz, das ſich bis auf unfere Zeit in Gültigkeit erhalten hat. Allein 

fo ſtark waren damals die Vorrehte der Ariftofratie und fo ſchwach dad Geſetz, daß bie Be: 

drückungen der Bauern ungeftraft fortvauerten, bis die fortfchreitende Intelligenz und Huma⸗ 

nität des 18. Jahrhunderts beifere Zuftände ſchuf. 

So war die Lage des Landes, ald das herzogliche Haus im Jahre 1689 erlofh. Mod zwei 
Menfhenalter zuvor hatte ed geſchienen, als ob ji der Stamm noch lange fortpflangen würke. 
Franz der Jüngere hatte elf Söhne, von denen zehn dad Mannesalter erreichten, darunter ver 
Herzog Auguft, der ihn am 2. Juli 1619 nadfolgte und fein Land vor den Drangfalen des 
Dreißigjährigen Krieges mit Geſchick ſchützte, und Franz Albrecht, der den freilich längſt befei: 
tigten Verdacht auf fi Iud, der Mörder Guſtav Adolf's geweſen zu fein. Aber nur Herzeg 
Auguft Hinterließ einen Erben, der die Jahre der Kindheit überjchritt, den Herzog Jullut 
Franz, und biefer ftarb ald öfterreihiicher Generalfeldmarfchall und als der legte männlide 
Sprößling feined Geſchlechts am 19. (29.) Sept. 1689 zu Reichenbach in Böhmen. 

Sofort erhoben ji von verfhiedenen Seiten Anſprüche auf den herzoglichen Nachlaß. In 
erſter Reihe ver Erbſchaftsprätendenten fanden Kurfahjen und Braunſchweig. Soweit Erb: 
verträge mit Faiferliher Genehmigung ein Recht zu Ihaffen im Stande waren, lag das Recht ber 
Kurfürften von Sachſen Elar zu Tage. Denn KaiferMarimilian hatte bereitö am 28. Juli 1507 
dem Kurfürften von Sachſen und feinem Bruder Johann verwilligt, daß fle und die Gebrüder 
Georg und Heintih, Herzoge von Sachſen, mit dem Herzog Magnus von Sachſen-Sauenburg 
einen wechfelfeitigen Erbvertrag ſollten abſchließen dürfen, und ihnen überdies zugefagt: „me 
Herzog Magnus ohne eheliche männliche Reibeserben mit Tode abgehen jollte, daß Wir alspann 
ihnen und ihren männlichen Leibeserben, und da fie nicht wären, ben vorgedachten Herzog Georgen 
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um Herzog Heinrichen zu Sachſen und ihren männlichen Leibeserben fein Fürſtenthum und 
tandoe zu Lauenburg, wie er die igo inne hat, ald Unfer und des Reiches heimgefallen Lehn vor 
ninwwiglid leihen, ald Wir auch hiemit geliehen haben wollen, zu gleicher Weife, ald ob ver Fall 
egelhehen wäre.” Diefe eventuelle Belehnung betraf demnach beide ſächſiſche Fürſtenſtämme 
aus dein Haufe Wettin, doch fo, daß die Albertinifche Linie vor der Erneftinifchen ven Vorzug 
ehelt. Beſtätigt ward diefe Anwartfchaft ver erftern Linie abermals von Kaifer Xeopold I. im 
Jahre 1660 und endlich, ald Herzog Franz am 3. Sept. 1671 mit Kurſachſen einen förmlichen 
Grhvertrag abgejchloffen hatte, nohmald am 19. Sept. 1687, folglich nur zwei Jahre vor dem 
Zode ded legten lauenburgijchen Herzogs aus dem alten Stamm und ohne Rüdjicht auf die pro 
teftivenden Fürften von Anhalt. Es ſchien demnach, ald ob niemand im Stande wäre, die Rechte 
Kurſachſens anzufechten. 

Auch Braunſchweig berief jih auf einen Erbvertrag, und zwar auf einen ältern, der im 
Jahre 1369 zwifchen dem Herzog Wilhelm zu Lüneburg und dem bereitd ald Mitregenten an: 
genommenen Herzog Magnus einerfeitd und dem Herzog Grid IV. von Lauenburg andererjeitd 
follte abgefchloflen fein. Das Vorhandenfein eines folden gegenfeitigen Erbvertrags und die 
Vornahme der Eventualhulvigung ließ jih nun zwar nach dem Inhalt ver Urkunden über das 
damalige Bündniß nicht bezweifeln, wenngleich der Vertrag felbft nicht beigebracht werben 
fonnte, aber eine Eaiferlihe Veftätigung ward nicht einmal behauptet. Dagegen ftügte ſich 
Braunfhweig auf den Umftand, daß der Ahnherr ihres Hauſes, Heinrich ver Löwe, das Land 
zuerſt von den Slawen erobert und daß ed ihm mwiderrechtlich entriſſen ſei. Es waren jedoch an- 
dere Umflände, bie den fpätern Erfolg des Haufes ficherten. 

Reben diefen vorragenden Bewerbern um das Erbe traten als Prätendenten auf: die Erne— 
ſtiniſche Linie, die ein Prioritätsrecht der Albertiner nicht anerkennen wollte; Anhalt, veffen 
Fürftenhaus allerdings von Heinrich, einem Sohne des von Kaifer Friedrich I. mit dem Herzog 
thum Sachſen belehnten Bernhard I. abjtammte, aber feinen Antheil ohne fpätere Gefammt: 
belehnung empfangen hatte, deſſen im Jahre 1495 von Kaifer Marimilian betätigte Erbver— 
Srüderung fih nur auf die Theilungen in ihrer eigenen Linie bezog, und deſſen Erbvertrag mit 
Julius Franz vom 15. März 1678 niemals die kaiſerliche Beftätigung erlangt hatte; ferner 
Medlenburg, das zwei Erbverbrüderungen aufzuweifen hatte, eine vom 12. Aug. 1431, welche 

Herzog Bernhard IL. mit feiner Schwefter Katharina, verwitweten Herzogin von Mecklenburg, 

und deren Söhnen Heinrich und Johann abgeſchloſſen hatte, und eine andere vom Jahre 1518, 
welche zwiſchen den Brüdern Erich, Johann, Bernhard und Magnus, Herzogen von Lauenburg 
einerſeits, und den Herzugen Heinrih und Albrecht von Mecklenburg andererfeitö vereinbart 
mar, die aber beide ver Eaiferlihen Gonfirmation ermangelten, wenngleih Franz II. die legtere, 
mit ausdrüdliher Ausdehnung auf Die entfernteften Erbfälle gefhloffene Vereinbarung noch 
bundert Jahre jpäter als zu Recht beftehend anfah. Außerdem erhoben noch Erbanjprüde: 
Holftein-Gottorp wegen acht im Amte Schwarzenbeck belegener, ehemals dem Klofter Reinbeck 
geböriger Dörfer, welche dieſes Klofter vem König Friedrich I. von Dänemark verfauft gehabt, 
die jedoch von den vorigen Herzogen von Lauenburg widerrechtlich in Befig genommen waren, 
endlich wegen des für ein Alodium audgegebenen Landes Hadeln die beiden Töchter des legten 
Serzogd, denen ſich deſſen Schweitern, die Witwe des Herzogs Franz Erdmann und Die Herzogin 
von Schleswig⸗ Holftein- Sonderburg anſchloſſen. Auf Hadeln wollte auch Schweden Rechte 
geltend machen, weil es früher ein THeil des Herzogthums Bremen geweſen fei, das im Weſtfäli— 
ſchen Ftieden an Schweden abgetreten war. 

Das war der Stand der lauenburgiſchen Frage nach dem Tode des Herzogs Julius Franz, 
es fam jest darauf an, die Rechte mit gehörigem Nachdruck geltend zu machen. Im Deutſchen 
Reiche war ſo ziemlich alles möglich geworden, wenn es nur mit hinreichender Macht unterſtützt 
war. Der Kaiſer hatte, ſobald ihm der Tod des Herzogs gemeldet war, mit Rückſicht auf die 
bevorjtehenden Streitigkeiten bereitd am 25. Sept. 1685 eine vorläufige oberlehnäherrliche 
Sequejtration des Herzogthums Lauenburg mit dem Lande Hadeln angeordnet, ehe dieje aber 
jur Ausführung Fam, hatte der Kurfürft von Sachſen durd einen Bevollmächtigten unter Zu: 
iehung eines Notard und zweier Zeugen den 26.—29. Sept vom Herzogthum Lauenburg 
mb den 2.—4. Oct. vom Lande Hadeln Befig ergriffen. Allein aud dieſer Act hatte 
risnen Beftand. Die braunfchmweigifchen Brüder, Herzog Georg Wilhelm von Gelle und Ernft 
luguſt von Hannover, genoffen damals eines hohen Anfehens, fie verfügten über eine anſehn— 
ie Streitmadht, fie waren eng verbunden mit England und mit Schweden, fie hatten dem 
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Kaifer wider die Türfen wirffame Hülfe geleiftet, ie hatten joeben ven König von Dänemart 

gezwungen, ven altonaifchen Vertrag vom 20. (30.) Juni 1689 abzuicliegen, ſie tannta vi: 

Langſamkeit und Ohnmacht der höchſten Gerichte des Reichs. Georg Wilhelm lief das Heu: 

thum Rauenburg durch feine Truppen in Berig nehmen, zunächſt Freilich, um es ald Oberfter ns 

niederſächſiſchen Kreifes zu fequeftriren; ein anhaltifher Bevollmächtigter ward bald gezwungn, 

dad Rand wieder zu verlaffen. Georg Wilhelm irrte ich nicht, ald er ſich von der raſchen Bız: 

nahme Grfolg verſprach. Der Vorſchlag des Kaiferd, daß die lauenburgiſchen Lande kit u 
ausgemachter Sache unter faiferliher Sequeftration bleiben follten, fand namentlih bite 
proteftantifhen Ständen lebhaften Widerfprud, eine bewaffnete Zwiſchenkunft des Könige mı 

Dänemarf, dem die neuangelegten Befeftigungen in Nageburg für Holftein gefahrdtehm 
fhienen, führte zu dem hamburger Vergleiche von 29. Aug. 1693, wodurch ſich ber König m: 
pflichtete, feine Truppen zurückzuziehen und fich nicht weiter in den lauenburgiſchen Erkieige 
ftveit zu mifhen. Dann trat Kurſachſen am 19. Juni 1697 „auf ewig alle fein am Sem 
thum Rauenburg habendes Recht für ſechs Tonnen Goldes (1,100000 #1.) ab, unter da— 
behalt der Mitbelehnfchaft, wie auch für den Fall des gänzlihen Erlöſchens des Kur: m 
fürftlihen Haufes Braunſchweig-Lüneburg, mit Vorbehalt der Lehnfolge nebit Kührmg 
Titels eined Herzogs von Engern und Weftfalen“. Die Herzöge von Sachen Ernefiniät 
Linie fegten zwar den Nechtöftreit beim Reichshofrathsgericht fort, traten jedoch mit Aufnaber 
von Koburg=Saalfeld 1699 ihre Anſprüche an Sachſen-Gotha ab, deilen Herzog drieritl 
ich mit dem Kurfürſten von Braunſchweig-Lüneburg, damaligem König Georg I. von Gr 
britannien, am 22. Sept. 1732 dahin verglich, Daß der Herzog gegen 60000 Thir. mit enıne 
Kurfachfen gemachten Vorbehalte ebenfalls entjagte. Endlich trat auch Koburg bei unhahidl 
von jener Sunme 10000 Thlr. So war das Haus Braunfhweig in dem Belig del gelamlın 

lauenburgifhen Herzogtum, denn auch dad Land Habeln, dad anfangs unter ihm ket 

mäßigfeit gefommen war, fiel nach dem nordiſchen Kriege mit den Herzogthum Bram # 

Hannover. 

Im ganzen genommen wirfte diefe Verbindung ſehr fegensreich auf das Land. Zwarze 
die alte lauenburgiſche Verfaflung nicht wiederhergeftellt, fonnte es auch bei den damaligmwd® 
Then Zuftänden nicht wohl werden. Die Vertretung des Landes der Negierung gezniin 
befand ſich ausſchließlich in den Händen der Beſitzer adelicher Güter, deren Gerechtſame ui“ 
Landesreceß vom 15. Sept. 1702 in formellſter Weiſe verbürgt wurden, die bäuerlichen Dr 
hältniffe ſchwebten in bedauerlicher Ungewißheit. Allein abgefehen davon, daß einzelne Mt 
namentlich mehrere an Lübeck verpfändete Ortſchaften ver Vogtei Mölln, wieder mit vum ußt 
vereinigt wurden, jo wirfte der Umſtand, daß der Landesherr zugleich König eined freien DR 
mar, wohlrhätig anf feine deutſchen Rande zurüd, die Rechtsſicherheit wurde vermehrt und matt 
heilſame Gefege gegeben, wie die Verordnung wegen Verfegung der Gutäleute von 1710 
Göhrber Eonftitution, wonach bei Bejegung von Meierftellen das gerichtliche Derfahrn @# 
geſchloſſen ift, die Regierungsinftruction von 1736 und die Landſchulordnung von 1N. 
ein irgend reges Volfsleben, an eine Iheilnahme ver Bevölkerung an der polit iſchen bat 
Landes war freilich nicht zu denken, und mo wäre das in Deutſchland bis zu Ente Mi — 
Jahrhunderts der Fall geweſen? Aber ver Wohlſtand nahm zu, das Jahrhunden Bi 
das Ländchen in einer felten durch Durchmärſche von Truppen geftörten Ruhe. Das Ehe Wi 
felben brachte noch eine jegenbringende Veränderung, die Feldauftheilung, durch melde ĩh 
Werth der einzelnen Grundſtücke beträchtlich hob. 

Die Franzöſiſche Revolution und die aus derjelben entfprungenen Kriege übten natur 
einen großen Einfluß auf Lauenburg. Das Fand wurde von den Franzoſen occupitt und ef 
zu dem fogenannten Elbvepartement, ed wurde von den Alliirten befreit und fpielte br 
folgenden Länderaustauſch eine nicht unwichtige Rolle. 

Eine falſche Bolitif hatte Dänemarf zum Alliirten Napoleon's und zum Feinde Eng 
gemadt. Es büßte diefen ſchweren Fehler 1807 durch Verluft feiner Flotte und, nachden 
ſpät eine Umkehr verfucht Hatte, in dem Kieler Frieden von 14. Jan. 1814 durd den 
Norwegens. In diefem Friedensſchluß ward ihm vorläufig als Erfag das Fürſtenthum 
zuerfannt und weitere Entſchädigung veriproden, die nirgends anders ald in Norpreuti 
gefunden werden fonnte. Im Jahre 1815 verbreitete ſich das Gerücht von einer bevorfieh® 
Abtretung Yauenburgs an Dänemark. Die Einwohner vernahmen daſſelbe mit Angt 
Schrecken. Sie hatten während ver Fremdherrſchaft und während Des Befreiungsfampfet 
endlich zu leiden gehabt, fe waren mit vollem Rechte der Meinung, ihre Pflicht ald deutſche 
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trioten zu vedlich erfüllt zu Haben, um ein Opfer einer engherzigen Politik zu werden, jie hatten 
das Schickſal Schleswig: Holfteind vor Augen, deſſen Eredit durch den däniſchen Staatsbanfrott 
sernichtet, deffen Grundbejig durch die Fundirung der Nationalbank entwerthet, deſſen Wohl— 
fand durch die Truppenüberfhmwemmungen zu Grunde gerichtet war. Es ijt aber hinreichend 
befannt, mit welcher Kälte der Wiener Gongreß über das Schickſal der Völker entſchied. Bereits 
am 29. Mai 1815 ward von Sannover und Preußen der Staatövertrag wegen tauſchweiſer 
Abtretung des auf dem rechten Elbufer belegenen Theil des Herzogthums Lauenburg und der 
auf terjelben Seite liegenden lüneburgifchen Dörfer unterzeichnet. Bei Hannover verblieb auf 
dem rechten Elbufer dad Amt Neuhaus, der auf dem linfen Elbufer belegene Theil Lauenburgs 
und das Land Kabeln. Die altverbriefte, namentlich durch den Landesreceß von 1702 beftätigte 
Untheilbarfeit ded Landes war verlegt, der übrig gebliebene Theil wurde an den König von 
Dänemarf „auf ewig‘ abgetreten, „um mit völliger Landeshoheit und völligem Eigenthum 
nebit feinen Gerechtſamen, Titeln und Einkünften fo in Beſitz genommen zu werden, wie beſagtes 
Herzogthum an Se. preußiihe Majeftät durd den 4. Artifel des zu Wien am 29. Mai 1815 
zwiſchen befagter Sr. Majeftät und Sr. britiihen Majeftät, dem Könige von Hannover abge: 
ſchloſſenen Tractatd abgetreten worden‘. Am 26. Juli 1816 erfolgte die Übergabe des Landes, 
bie Huldigung fand ftatt am 10. Ic. Doch wurden jämmtliche Privilegien, namentlich 
auch der Landesreceß von 1702, in dem am 27. Juli 1816 publicirten Patent vom 6. Der. 1815 
betätigt, es murde allen Unterthanen, weß Standes jie jeien, in den Städten, Flecken und auf 
dem Lande gugefagt, „Ne insgeſammt bei ihren wohlerworbenen und hergebrachten Rechten zu 
laſſen und zu ſchützen“, und dietandesihulden übernommen. Zudem zeigte der königlich däniſche 
Geſandte in der erften Sigung der deutſchen Bundesverfammlung derfelben an, „daß der König 
von Dänemarf diejes feit den älteften Zeiten zu dem deutſchen Reichsverbande gehörende Land 
auch fortbauernd als ein eigenes deutiches Herzogthum betrachte“. Die bei diejer Gelegenheit 
von Medienburg: Schwerin, Medlenburg : Strelig, Anhalt: Deffau, Anhalt: Bernburg und 
Anhalt: Köthen eingelegte Verwahrung hinfichtlic ihrer Rechte und Anſprüche wird ſchwerlich 
weht ald eine formelle Bedeutung gewinnen. 

Die Gewährleiftung ver verfaffungsmäßigen Rechte von feiten des neuen Landeöherrn blieb 
aber nit viel mehr als ein todter Buchſtabe. Friedrich VI., wohlwollend und im Privatleben 
gerade und bieder, hatte eine vernachläjiigte Erziehung erhalten und war zu lange an ununt: 
ihränfte Serrihaft gewöhnt, ald daß er in einem ihm unterworfenen Landestheile eine wahrhaft 
ſtändiſche Verfaſſung ertragen hätte. Zwar hörte man aus Lauenburg feine Klage, die Bauern 
waren längft aus der Verfaffung geftoßen, Ritter: und Landſchaft wurden nad) wie vor berufen, 
die Untergerichte und die niedern adminiftrativen Behörden blieben in ihrer frühern Stellung, 
und die Ginführung des ſchleswig-holſteiniſchen Oberappellationsgerihts ald höchſtes Gericht 
auch für Lauenburg konnte dem Lande nur zum Vortheil gereichen. Aber die Ritter und Land: 
ſchaft erwies ſich al8 ein ziemlich willfähriges Werkzeug der Regierung, Gejege wurden will: 
fürlich erlaffen, und die auferlegten Steuern fanden faum einen leifen Widerſpruch. 

König Friedrich VI. ftarb am 2. Dec. 1839. Der Regierungdantritt Chriſtian's VII. än: 
derte in Beziehung auf das Herzogtum Lauenburg nichts. Während in ganz Deutihland ſich 
eine ſteigende Iheilnahme an den öffentlichen Verhältniffen zeigte, war dies Yand in eine poli= 
the Stagnation verfallen. Die Beiger adeliher Güter und die Bürgermeifter der drei Städte, 
deren Magiftrate ſich ſelbſt ergänzten, befaßen das Recht der Landſtandſchaft und bilveten allein 
die Landeſvertretung. An der ih immermehr einer Krifis nähernden Bewegung in den Ser: 
zogthümern Schleewig und Holftein nahmen die Ginwohner Yauenburgs geringen Antheil. 
Von der Aufregung, die dort der befannte Offene Brief Chriſtian's XIII. vom 8. Juli 1846 
bervorrief, zeigte füch hier faum eine Spur. Im demfelben hieß es, daß über die Erbfolge nad" 

sem dänischen KRönigsgelege in dem der Krone Dänemark durch Verträge erworbenen Herzog: 
um Lauenburg fein Zweifel obmalte. 
Der ausgeſprochene Zweck dieſes Offenen Briefs war: dev König beabfichtige, „die zur Zeit 
tbandenen Hinderniſſe zu bejeitigen, welche der vollfländigen Anerkennung der Integrität des 
iſchen Gejammiftaatd entgegenftehen, damit die unter feinem Scepter vereinigten Landes: 
eniemals voneinander getrennt werden, vielmehr für immer in ihren gegenwärtigen Ver— 
Imiffen und mit den einem jeden von ihnen zuftehenden Rechten zufammenbleiben‘, Hier 
det ich zum eriten mal der Ausdruck „Geſammtſtaat“, deſſen Sinn jpäter Gegenſtand jo vieler 
Dieruffionen geworden ift, und den der däniſche Tert gar nicht kennt. me, bat dafür die 
2: 
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Worte: „for den jamlede Danſke Stats Integrität”, d. i. für Die Integrität des gejammten vi: 
nifhen Staats, wozu als nähere Erklärung hinzugefügt wird, „daß die unter unſerm Geepter 
vereinigten Yandesrheile niemald voneinander getrennt werben fönnen“. Chriftian VIL. felbi 
ließ dur) feinen Gefandten in Frankfurt erklären: es jei unter dem Ausdruck, Geſammtſtaat“ 
nit ein Staat zu verftehen, in dem ein Theil dem andern untergeorbnet, oder ein Kant deu 
andern einverleibt fein folle, vielmehr fei die Monarchie aus Kändern zufammengefegt, die un: 
abhängig voneinander und jedes im Beſitz einer jelbftändigen Verfaſſung, Gefeggebung un 
Berwaltung, obgleich mehr oder weniger durch gemeinfame, in der geſchichtlichen Entwidelung 
und Zweckmäßigkeit begründete Verhältniſſe verbunden find. 

So nabe auch dieje Vorgänge das Herzogthum Lauenburg berührten, man ließ fie beinahe 
theilnahmlos vorübergehen, und das Jahr 1848 fand das Land weniger auf eine derartigeKrifi 
vorbereitet ald irgendeinen andern deutſchen Staat. Ehe die Donnerihläge von Paris herüber: 
tönten, war Ghriftian VII. am 20. Jan. 1848 geftorben. Noch in feinen legten Lebenstage 
batte er unter wachſendem Leiden an einer gemeinfhaftlihen Verfaſſung für das Königris 
Dänemark und die Herzogthümer Schleswig und Holftein gearbeitet, deren Grundzüge acht fax 
nad jeinem Tode von feinem Nachfolger Friedrich VII in ven Patent vom 28. Jan. 1848 vr: 
Öffentlit und am 5. Febr. au in Yauenburg befannt gemacht wurden. Im Beziehung au 
dieſes Herzogthum enthielt das Patent die Beflimmung: „es folle durch die neue ſtändiſche Der: 
faffung in ven Verbältniffen des Herzogthums Lauenburg zum Deutſchen Bunde und in dr 
Verfaſſung dieſes Herzogthums nichts verändert werben.” Diefe beruhigenden Worte ver: 
fehlten ihre Wirkung keineswegs, wie fi bald nachher in der Theilnahmlofigkeit für Schleswig⸗ 
Holftein zeigte, dennoch fonnten fi die Bewohner eines Antheild an der heftigen Strömung der 
Zeit niht ganz entſchlagen. Infolge einer an die Ritter: und Landſchaft gerichteten Adreſſe w 
flärten drei Landräthe am 26. März, fie erfennten, daß die jegige Kandesrepräfentation nid 
mehr dem Geift der Zeit entfpredhe, und daß jie deshalb die laut gewordenen Wünjde der Lan: 
dedeinmwohner nad beften Kräften vertreten würden; eine neue Verfaſſung des Lanbed mer 
jedod nur nach demjenigen beftimmt werden können, was im übrigen Deuticland ald he 
werde erfannt werben. Auch die Ritter: und Landſchaft ſah es, nachdem in der Befanntmadung 
der königlichen Regierung ausgefproden war, wie auch fürXauenburg eine auf Grundlage eined 
ausgedehnten Wahlrechts freie Berfaflung gewährt werden ſolle, ald rathſam an, ſofori au! 
eine proviforifche, ven Wünſchen der Landeseinwohner entſpreche nde Kandesrepräfentation D- 
dacht zu nehmen. Die königliche Regierung kam dem entgegen und erließ am 10. April ein 
Verordnung wegen Berftärkung der Ritter: und Landfhaft durch ſechs Abgenrhnete aus des 
drei Städten und zwölf Abgeordneten aus den ſechs ländlichen Seffionspiftricten; wählbar ale: 
follte jever volljährige Landeseinwohner von unbeſcholtenem Rufe fein. , 

Inzwifher war der Krieg zwifchen den Herzogthümern Schleswig=.Holftein und Dinar 
ausgebrochen und verhinderte für längere Zeit jede Communication mit der Regierung ine 
penbagen. Lauenburgiſche Truppen, die in Kiel garnifonirten, nahmen an der Überrumpelung 
Rendsburgs heil, doch verließen einzelne Soldaten, von ihrer Heimat aus dazu aufgefordert 
bald das ſich bildende ſchleswig-holſteiniſche Heer. Denn es hatte jich im Herzogthuu 
eine Partei gebildet, welche den Streit Schleöwig-Holfteins mit Dänemark ald einen 
ihr Land nicht angehenden zu betrachten geneigt war, und es bedurfte eines durch Balder ur 
anlaften Einfchreiteng des Bundes, um die Lauenburger daran zu erinnern, daß ſie vor ale 
Deutſche jeien. Im Juli 1848 wurde Welder, den fih das Land in dankfbarer 
feiner frühern Thätigkeit zu Gunften der Berfaffung erbeten hatte, als Bundescommiflr ms 
Lauenburg gefandt, um das and bis zur Herftellung des definitiven Friedens in Adminifradst 
zu nehmen, und von ihm am 10. Juli unter Vorbehalt der Rechte des Landesherrn rint 2* 
ehrenwerthen, den Wünſchen der Einwohner entſprechenden Männern beſtehende Adu 
tions⸗Commiſſion als interimiſtiſche Regierungsbehorde eingeſetzt. a 

Nachdem am 26. Aug. der Waffenftiliftand zu Malmö abgejhloifen war, beikäriger I 
aus einem Reichscommiſſar (Stedtmann) und einem königlichen Commiſſar (v. Pleſſen) 
hende Commiſſion dieſelben Perſonen als „höchſte Landeöbehörde“, die es jedoch zur Bedi 
ſtellten, daß eine Verfaſſung zu berathen und vorzubereiten ſei, und „daß die waͤhrend der 
des Waffenſtillſtandes von der Deutſchen Centralgewalt erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden 
welche in Gemäßheit der deutſchen Reichsverfaſſung in den deutſchen Staaten zu publiciten 
zur Geltung zu bringen fein möchten, aud in Lauenburg publicirt und in Kraft gejegt MUT 
Diefe Bedingungen wurden von den Gommillaren beftätigt, und es traten bald ne jene 
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inderungen binfichtlid der Landesrepräfentation ein. Namentlid wurden nad vorgängiger 
Brratbung mit der beſtehenden Randesvertretung dur Verordnung der höchſten Landesbehörde 
vom 8. März 1849 bis zur definitiven neuen Landesvertretung und indbefondere zum Zweck der 
Berathbung der demnächft mit dem Landeöherrn zu vereinbarenden Verfaffung die durch Regie— 
rungdverorbnung vom 10. April 1848 vorläufig eingeführte Landesvertretung durch zehn Ab: 
georbnete vermehrt, welche nad der Seelenzahl der zehn Wahlbezirke durch Wahlmänner des 
hetrefienden Bezirfä gewählt werden jollten’. Der malmöer Waffenftillftand ging bereitd am 
26. März 1849 zu Ende. Jene drei Männer jegten jedoch ihre Functionen fort und wurden 
m 30. April durch einen außerorbentlihen Reihscommilfar (v. Winzingerode) ‚vorbehaltlich 
kr Rechte des König-⸗Herzogs“ als Statthalterichaft beftätigt, welche die Regierung des Herzog: 
fund Lauenburg im Auftrage und im Namen der Gentralgewalt Deutſchlands bis zum Frieden 
Hit Dinemarf nad Maßgabe der beftehenven Gejege und Verordnungen des Landes, ſowie der 
— werdenden und in Wirkſamkeit tretenden weitern Geſetze und Verordnungen zu 

n habe“. 

Noch ehe dieſe Beſtätigung der höchſten Landesbehörde erfolgte, war der inzwiſchen zuſam— 
vagetretenen neuorganifirten Landesvertretung ein durch eine Commiſſion ausgearbeiteter 
Intwurf eines Staatsgrundgeſetzes für das Herzogthum Lauenburg vorgelegt und von derſelben 
IUgſt berathen und angenommen worden. Dieſer Entwurf war dem in Schleswig-Holſtein 
Wlicirten Geſetze ſehr ähnlich und enthielt namentlich ſehr wichtige Beftimmungen zu Gunſten 
fe bäuerlichen Güter. Veröffentlicht wurde das neue Staatsgrundgeſetz am 14. Mai 1849 
wgleih mit den in Frankfurt befhloffenen Grundredten des deutſchen Volks, 

Bald aber trat ein großer Umſchwung der Verhältniffe ein. Die Dänen waren das einzige 
Loft Europas geweſen, welches jich bei ver Bewegung von 1848, um Schleöwig zu erobern, auf 
ie Seite des Abſolutismus geftellt,, welches zwar für fich ſelbſt eine freie Verfaffung errungen, 
aber nit gelernt hatte, daß man, um wahrhaft frei, aud) gerecht jein mülfe. Der heftige Rück— 
ſhlag nad der heftigen Bewegung führte ven Sieg der Fürſtenmacht und fomit den Sieg der 
Dänen herbei. Die jhleswig-holfteinijche Armee ward von Öfterreihifchen Truppen entmwaffnet, 
men preugiiche Bionniere eine Brücke über die Elbe ſchlugen. Auch Lauenburg ward von öfter: 
wihiiägen Truppen bejegt und der Gewalt ver Dänen zurückgegeben. Am 14. Nov. 1850 bielt 
bie Bandeöverjammlung ihre legte Sigung. Im Januar 1851 erſchien Graf Reventlow:Gri- 
ainil ald landesherrliher Commiffar und übernahm die ihm laut Patent vom 8. Jan. über: 
ingene Berwaltung des Herzogthums. Kraft der ihm ertheilten Vollmacht entband er durch 

ahuug vom 16. Ian. die Statthalterjchaft ihrer Functionen und erflärte die Tha- 
Igleit der Kandesverfammlung ſowie ihres permanenten Ausſchuſſes für aufgehoben. Sept 
de ſchleunigſt alles wieder auf den alten Fuß gebracht. Durch Verordnung vom 6. März 
Mrd das Grundgejeg zugleich mit dem in Ausführung deffelben erlaffenen Wahlgefeg für die 
Mbeöveriammlung aufgehoben und demzufolge alle Beichränfungen des freien Eigenthums 
Dauerſtellen durch Meierrecht, Erbzindredt u. ſ. w. ſowie die Bannrechte, indbefondere das 
Ahlenzwangs recht nebſt Dienſten „bis zu ihrer beabſichtigten Auflöſung“ wiederhergeſtellt. 
das drückende frühere Jagdrecht trat wieder in Kraft, doch wurde feſtgeſetzt, daß die Jagd— 
d Dildfuhren weiter nicht gefordert werden ſollten. Eine günſtigere Beſtimmung wurde 
% in demſelben Jahre durch Patent vom 20. Juni getroffen, nämlich die Trennung der Juſtiz 
m der Anminiftration. 
* Das königliche Manifeft vom 28. Jan. 1852 bejagte hinſichtlich Lauenburgs nur, daß die 
Irhödhiten Beichlüffe rückſichtlich der Verfaſſung dieſes Herzogthums nach vorgängiger ver: 
fimgemäßiger Verhandlung mit der Ritter: und Landſchaft zur öffentlichen Kunde gebracht 
ben jollten, und es wurde au, nachdem der Geheimrath v. Pechlin (früher Bundestags: 
er) zum Gouverneur von Lauenburg ernannt war, im März 1852 die Ritter= und 
Ndihait einberufen, um über die von der Regierung vorgejchlagenen Anderungen der Landes— 
Metung zu berathen. Da e& ſich hier um Erweiterung der Rechte der Bürger und Bauern 
Melte, hatte fich die Nitterichaft vollzahlig eingefunden und verwarf die von der Regierung 
ag Gleichberechtigung der drei Stände. Die Ritter wollten ihre Birilftimmen nicht auf- 

» Dagegen wurde beftimmt, daß die Städte ftatt drei fünftig jieben Deputirte und die gar 
Dt vertretenen Bauern eine gleiche Anzahl ftelfen vürften. Bürger und Bauern jollten jedoch 
Baus ihrer Mitte oder aus lebenslänglich angeftellten Beamten wählen. Gin Abgeordneter 
a follte vom König ernannt werben. Daß die Reformen ſich nicht weiter erſtreck— 
war nicht Schuld der Regierung, denn diefe, der ed mwejentlih nur um Schleswig zu thun 
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war, war bereit, den zum Deutihen Bunde gehörigen Herzogthümern große Zugeftändnifle zu 
machen. Aber die lauenburgiſchen Ritter hielten an ihren Vorrechten feft. Am 30. März 1853 
wurden Ritter= und Yandfchaft abermals zu einem außerorventlichen Konvent zufanmenberufen, 
es wurden abändernde Vorfchläge vorgelegt, wonad die Ritter durch eigene Wahl aus ihrer 
Mitte gehörig vertreten fein follten; aber wieder fcheiterten dieſe Bropofltionen an dem Wiver: 
ftand derfelben gegen dad Aufgeben ihrer Virilftinnmen, Die Regierung verfudhte Feine weitere 
Einigung mit der Ritterfchaft, pur Patent vom 20. Dec. 1853 vegelte jie die Verfaſſung aus 
eigener Machtvollkommenheit. Es wurde darin die ſtändiſche Vertretung durch Ritter: und 
Landſchaft als zu Recht beftehend anerfannt. Diefe joll fünftig aus dem Erblandmarſchall, 
zwei für Lebendzeit aus den ritterfhaftlihen Vertretern gewählten und vom Landesherrn beftä- 
tigten Landräthen und aus 15 für ſechs Jahre gemählten Mitgliedern, von denen fünf von 
den Beligern landtagsfähiger Güter, fünf von den Befigern bäuerliher Grundftüde gewählt 
werden und fünf Abgeoronete ver Städte find, gebildet werden. Ihre Zuftimmung ift bei Aus: 
fhreibung neuer Steuern und bei Veränderung im Steuerweſen erforverlih, bei dem Erlafk 
neuer oder Abänderung beftebender Geſetze fol fie zugezogen werden. Die hergebrachten Rede 
des Landes und der Landftände wurden anerfannt, namentlich auch die Beſtimmung des Receſſes 
von 1702, dan das Herzogtbum immer eine beiondere Regierung unter der vom König anzu: 
orbnenden obern Leitung nad) den in dieſer Beziehung zu treffenden nähern Beftimmungen, 
fowie aud ein beſonderes Hofgericht und Conſiſtorium bebalten folle. Den Wünſchen und Be: 
dürfniffen des Landes fonnte diefe octroyirte Verfaflung nicht entiprehen, e8 waren feine neuen 
Rechte erworben, ed war nur die Oppofitiondfraft der alten Ritter= und Landſchaft geſchwächt, 
die Macht der Ritterichaft im Yande jelbft hatte Feine Einbuße erlitten. 

Unterdefien hatte das Londoner Protokoll vom 8. Mai 1852 das Princip der Integrität der 
dänischen Monarchie anerkannt, und dad Thronfolgegejeg vom 31. Juli 1853 Tegte feſt, daß 
nad dem vorandjichtlihen Erlöſchen des Königsftammes der zum Prinzen von Dänemarf er: 
nannte Prinz Ehriftian von Glückoburg und feine agnatifchen Dejcendenten, mit Ausfchluß der 
Meiber, zur Erbfolge in allen unter dem dänischen Scepter vereinigten Rändern berechtigt fein 
follten. Hinſichtlich der Rechte und Verpflihtungen, die für den Landesherrn in Betreff der 
zum Deutfhen Bunde gehörigen Länder aus den Bundesrecht bervorgingen, follte nichts ver: 
ändert fein. 

Am 26. Juli 1854 wurde die Geſammtſtaatsverfaſſung für die däniſche Monarchie erlajfen. 
Der Reichsrath befteht vanad) aus 50 Mitgliedern, von denen 20 vom König ernannt werden. 
Auf Lauenburg follten 2 fommen, von denen eind vom König ernannt wird. Außerdem 
wurde beftimmt, daß ald gemeinfchaftliche Angelegenheiten alle die angefehen werben Tolltem, 
von denen nicht ausdrücklich angeordnet worden, daß fie befondere füreinzelne Theile fein ſollten 
Wenn die Ausgaben die Cinnahmen überfteigen, ift der Ausfall in der Weife zu decken, vaf das 
Königreih 60 Proc., das Herzogthum Schleswig 17 Proc. und das Herzogthun Holflein 
23 Proc. beiträgt, wogegen es hinſichtlich der finanziellen Stellung des Herzogthums Lauenburg 
bei den frühern Berhältniflen bleibt, d. 5. daß der Überfhuß aller öniglihen Intraden nad 
Abzug aller Ausgaben in die Föniglidye Kaffe fließt. Diefe Berfaflung erlitt, nachdem das Mi: 
nifterium im December 1855 abgetreten war, durd das Verfaffungsgefeg für die gemeinſchaft⸗ 
lihen Angelegenheiten ver däniſchen Monardie vom 2. Det. 1855 einige Mopificattonen, 
namentlich verblieb für Lauenburg nur ein vom König ernanntes Mitglied, an unmittelbaren 
Wahlen nimmt das Herzogthum ſeitdem feinen Theil. Für die finanziellen Angelegenheiten 
wurde ein neues Geleg nad vorgängiger Communication mit der Ritter: und Landſchaft in 
Ausſicht geftellt. 

Es konnte nicht fehlen, daß auch diefe Verfügungen nicht nur in Schleswig und Holftein, 
jondern auch in Lauenburg große Unzufriedenheit hervorriefen. Die beiden legtern Serzeg⸗ 
thümer ſuchten Schuß bei dem Deutfhen Bunde, und Lauenburg brachte ed durch ſeine Ber 
ſchwerden dahin, daß durch das Patent von 6. Nov. 1858 jenes Verfaflungsgefeg vom 2. Det 
1855 für das Herzogthum Lauenburg aufgehoben wurde. Doc bebält ih das Patent var 
„zur Herbeiführung eines verfaflungsmäßigen Wiederanfchluffes an die nicht zum De utſchen 
Bunde gehörigen Theile der däniſchen Monarchie, für welche das Verfaſſungsgeſetz in umges 
ſchwächter Wirkſamkeit zu beftehen fortfährt, geeignete Schritte vorzunehmen‘. 

Unterdeß waren andere Fragen in den Vordergrund getreten. Am 29. Det. 1855 waurde 
ein neues Wehrpflichtögefeg erlaflen, wonach die Wehrpflicht in Zukunft eine allgemeine ift, ur 
ordinirte Geiftlihe und die an Öffentlihen Schulen feft angeftellten Lehrer jind von derfelben 
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befreit, doch iſt Stellvertretung zuläffig. Der im Herbſt deffelben Jahres zufammengetretene 
Landtag befchäftigte ih bauptfächlic mit Fragen, die durch Sonderinterefien hervorgerufen 
waren. Große Aufregung rief aber die Domänenfrage hervor. Die Regierung begann ihre 
Domänen ohne Zuziehung der Randftände zu veräußern, dieſe hielten den Verkauf ohne ihre 
Zuftimmung für verfaffungswidrig, ihre wiederholten Vorftellungen wurden jedoch durch Gabi: 
netöichreiben vom 21. Jan. 1857 abſchlägig beſchieden, da früher der Landesherr allein, jegt 
mit Zugiebung des Reichsraths zu einem folhen Verkauf vollfommen ermächtigt fei. 

Die lauenburgifhe Verfaſſungsfrage harrt noch ihrer Erledigung. Noch hat die Ritter: 
ibaft das hergebrachte Libergewicht, Bürger und Bauern find äußerft ſchwach vertreten, und bie 
Lanbeövertretung hat bei Erlaß von Geſetzen nur eine confultative Stimme. Nur in Einer 
Beziehung ift in neuefter Zeit eine Anderung eingetreten, die in Kopenhagen herrſchende Partei 
der Eiderbänen hat, um Schleöwig immer vollfländiger an fich zu feſſeln, unter Nichtachtung 
der Berträge von 1852 die verheißene Selbfländigfeit dieſes Herzogthums aufgehoben, dagegen 
die Ausfheidung der zum Deutihen Bunde gehörigen Herzogthümer aus der Oefammtver: 
faffung vorbereitet. Die Befanntmahung vom 30. März 1863 bejagt, daß vie in der Bekannt: 
machung vom 28. Jan. 1852 ausgefprodhene Abfiht, die verfchiedenen Theile der Monarchie 
durch eine gemeinichaftliche Berfaffung zu einem wohlgeoroneten Ganzen zu vereinen, nur unter 
der Bedingung erreicht werden könne, daß die königliche Souveränetät in den beiden deutſchen 
Herzogthũmern nicht weiter ald durch die beftehenden Bundesgejege befchränft, und daß Die Be— 
völferung der Herzogtbümer fi der neuen Staatdordnung aufrichtig anfchließen würde. Beide 
Vorausſetzungen jeien nicht in Erfüllung gegangen. &8 foll daher zunädft aus der in den 
Herzogtbümern Holftein und Lauenburg ausgehobenen Mannſchaft eine felbftändige Abtheilung- 
des Heeres gebildet werden, deren Ausgaben "aus den befondern Finanzen des Herzogthums 
Holftein entrichtet werben, weldye dazu einen Zuſchuß aus den Einnahmen des Herzogthums 
Lauenburg erhalten. Am 15. Nov. 1863 ift König Friedrich VIL., der legte des Manns: 
fammes von dem Föniglihen Zweige des Haufes Oldenburg, geftorben. Bereits unterm 
16.Nov. bat Prinz Friedrich, ältefter Sohn des Herzogs von Auguftenburg, eine Procla— 
mation erlaffen, in welcher er nicht blos auf Schledwig = Holftein, fondern bedingungsweiſe 

aud auf Lauenburg Anſprüche erhebt. 

Zur Zeit hat Yauenburg mit Holftein ein gemeinfames Minifterium. An der Spige der 
Pofaladminiftration fteht die Regierung in Rageburg, weldie aus dem Landdroſten als Präſi— 
denten und zwei Regierungsräthen beſteht. Höchſtes Gericht ift das holjtein = lauenburgiiche 
DOberappellationdgericht in Kiel, die Mittelinftanz bildet baddurd dad Patent vom 20. Juni 1851 
organifirte, aus einem Hofrichter und zwei Räthen beftehende Hofgericht, der erfte Geiftliche ift 
ber Superintendent. 

Lauenburg hat auf 19 Quadratmeilen nach der Zählung vom 1. Febr. 1860 50147 Ein: 
wohner, alfo 2638 auf der Duadratmeile, während in Holftein 3518, in Schleöwig 2456, in 
Jütland nur 1528 Menfchen auf ver Quadratmeile leben. Im Jahre 1855 hatte Lauenburg 
49175, im Jahre 1810 31996 Einwohner. Keine Stadt zählt 10000 Einwohner. Das 
bolſtein⸗ Tauenburgifche Bundescontingent beträgt 6000 Mann, movon 4000 Mann auf das 
Haupteorps, 1333 auf Das Nefervecontingent, 667 Mann auf das Erfageontingent kommen. 

Eingetheilt wird das Land in vier Ämter, Ratzeburg, Lauenburg, Schwarzenberg und 
Steinborf, in die adelihen Güter und die drei Städte Ratzeburg, Mölln und Lauenburg. Im 
Lande befinden ſich mehrere Fleine Enclaven, die zu Lübeck, Hamburg und Medlenburg:Strelig 
gehören. 

Hinfihtlih der natürlihen Bodenbeihaffenheit nimmt Lauenburg an dem langgeſtreckten, 
wald: und feenreihen ural=baltiihen Höhenzuge theil. Die Waldungen mit ihrem reichen 
Wildſtande find in der That fehr bedeutend und bilden eine Haupteinnahmequelle, ebenfo find 
bie Landfeen überaus zahlreich, Die größten find der Nageburger: und der Schallfee. Die an: 
tebnfiäften Flüſſe find außer dem großen Grenzftrome, der Elbe, die Stedenig und die Del: 
venau, Der Stedeniger Kanal verbindet jhon feit 1392 die Elbe mit der Trave und fomit die 
Nerdſee mit der Oſtſee. 

Den Haupterwerbszweig bildet der Landbau, Handel und Inpuftrie find von untergeorbneter 
Biötigfeit. 

Für die Geſchichte des Landes find zu vergleihen: Kobbe, „Geſchichte und Landesbeſchrei— 
bung des Herzogthums Lauenburg” (3 Bde., Altona 1836— 37); Duve, ‚„Mittheilungen 
ger nähern Kunde des Wichtigſten der Staatsgefhichte und Zuftände der Bewohner des 
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Herzogthums Lauenburg, von ber Vorzeit bis zum Schluffe des Jahres 1851" (Mapehurg 
1852). G. 

Lebensverſicherung, i. Verficherung. 

Legat, |. Bermadtniß. 

Legitimität.") Das Stammwort von Legitimität, nämlich „legitimus“, bejeidne in 
Römischen Rechte weder was wir eine fittliche noch was wir eine natürliche Eigenschaft nenner. 
Regitim ift dem Römer, was dem befondern pofitiven Rechte feines Volks gemäß erſcheint }ı 
diefem Sinne fann man einen legitimen Anfang eines Berhältniffes von der legitimen Ras 
folge in daffelbe unterfcheiden. Legitim tft der Anfang oder die Begründung eines Verhit 
niffes, wenn fie nach den ſtrengen Vorſchriften des römischen Civilrechts und natürlid ohre 
Verlegung eines ihnen gemäß bereit# wohlbegründeten Rechts ftattfanden. Legitim if fern 
jene Nachfolge, welche ohne irgendeine Unterbrechung verfelben ftrengen Redhtscontinuktät Rat: 
gefunden hat.?) Da ſich aber von jeher die vollftändige Durchführung beider Begriffe im rk 
tifhen Reben als eine Unmöglichkeit erwiejen hat, namentlich auch deshalb, weil auf erhetenm 
Widerſpruch gegen die Legitimität der Beweis derfelben oft gar nicht zu erbringen geweſen mir, | 
io hat man für die Legitimität des Anfangs ſchon früher gewiffe gefegliche Vermuthungen (ir 
fogenannte Immemorialpräfeription) erfunden, während an ſich nicht ftreng legitime Eund 
fionen in Rechtsverhältniſſe durch den Ablauf einer fürzern oder längern Zeit zu Tegitimm mr 
den und überhaupt durch Erlöfchen der ihnen gegenüberftehenden Klagen einen gewifin rk 
von Rechtsbeſtändigkeit erhalten konnten. Übrigens ift wol vom Anfange an in dem Brut 
„legitimus‘’ nicht blos ein äußeres Übereinſtimmen mit dem formellen Rechte, fondern ri: 
nere, treue, patriotifche, alfo politifche Anhänglichkeit an daffelbe und infolge deſſen eine bemapt 
bürgerfinnige Beobachtung veffelben ausgedrückt 3), während der Ausdruck „legalis“ mehr 
auf die formelle Gefeglichkeit eines Verhaͤltniſſes, einer Handlung deutet, und felbft wiedet tb 
eine ſolche formelle Gefeglickeit in Beziehung auf den Sachinhalt der anwendbaren Tri 
mungen (materielllegal), bald wirflih nur die Beobachtung gejeglich vorgefchriebener dem 
(formellzlegal) bezeichnet. 

Die romaniſche Rechtsſprache gebrauchte von jeher die Worte ‚legitim‘ und „loval') hr 
während fie mit „legitim’ häufig auch nur eine äußere Rechtmäßigkeit, ja außerhalb wei Rd 
ſtehende ſittliche und natürliche Anforderungen bezeichnet, ift ihr gerade „loyal“ die ref 
Bezeichnung für ein auf fittlicher Treue, feudaler, perfönlicher Ergebenheit berubended, oft 
und entſchiedenes Feſthalten an einem beftimmten Rechtsverhältniß, namentlid dem zuilde 
Herrn und Bafallen, König und Unterthan. 

Die deutſche Rechtsſprache bedient fih in deutlichen Urkunden vorzüglich drö Aukın 


1) Die Literatur über Legitimität fiche in Held’s Programm Über Legitimität, Legitimitätt? 
(Würzburg 1859), ©. 3, Note 1, ©. 4 fg., Note 1. MWefentlich vervollländigt findet ſich Mehl" 
Held, Staat und Verfaffung (Leipzig 1863), Thl. II, Abth. 2. Vgl. dazu: Gonftant, in Ir ne 
Sammlung feiner Werfe von Laboulaye, I, 315. Guizot, Histoire parlementaire (Bari 8), 4 
147, 151, 153, 159, 161, 168, 169. Das neuefte hierher gehörige Schriftchen ift: Das latim 
der Arpaben, oder die Anwartſchaft der Prinzen Crouy-Chanel auf den ungarifchen Königettter. La 
einem Magyaren (Chur 1863). 

2) „Quidquid ab initio injustum fuit, nullius temporis tractu justum fieri potest 
Idee, bie Grundidee der Legitimität, tritt 3. B. ganz entfchieden hervor im Gegenfage bes quir” 
jchen und bonitarifchen Gigenthums. Das erftere, das wahre römifche Gigenthum, fann mır de 
bewiefen werden, dab man auf den erfien Autor, auf die origo zurückgeht und bie ununterbro® 
rechtliche Ableitung von ihm darthut. Auch die fogenannte Folge im altbeutfchen Recht ift von deuce 
Idee getragen. Diefe Idee liegt auch in der römifchen Rechtebeftimmung, daß, wenn das Redt ver 
Entftehung nadı bewiefen iſt, der Beweis feines Fortbeftandes nicht mehr gefordert wird, indem IA 
ienige, weldyer das Nicdytmehrfortbeftehen des Rechts behauptet, dies zu beweifen hat. 4 

3) Immer aber fonnte der claffifche Regitimitätsbegriff fein —E fein, da, wenn # 
3. B. Livius (I, 48) von „justa et legitima regna“ fpricht, die Römer überhaupt ein Volferredt m 
anerfannten. (Vgl. Held, Staat und Gefellfhaft, I, 321, Note 157 und ©. 526; und bie Rat 
dazu, Thl. II. Laurent, Etudes, III, 6, 9—30, 64, 135, 189, 196 fg. Plutarch, Numa, Kup. # 
Homer, Ilias, IV, 1 fg.) Ein ftantsrechtlicher Begriff war den Römern die Legitimität infofern, ale U 
ftreng eivile Eigenfchaft des Rechts eine politifche Eigenfchaft gewefen. Nur ſoweit diejes firenar I 
eivile reicht, gibt es eine römische Regitimität. Charakteriftifch ift es auch, wenn Suetonius von Ans 
us (c. 32) erzählt: ‚‚Collegia, praeter antiqua et legitima, dissolvit.‘ 

4) Über Loyalität, Loyaute: Buckle, Geſchichte der Givilifation, II, 28 fg., 150, 152, Rei 
Junius, Lettres, I, ©. 1, Note l. | 
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„rechtmäßig“. *) Wie aber dem Deutſchen alles Recht ſittlich durchdrungen und, nad der Idee 
der Bactirung, auf mechfelfeitige Treue („treuer Herr, treuer Knecht“) bafirt ift, jo erſcheint in 
dem einen Worte „rechtmäßig“ die Idee von legitim, legal und loyal zugleich vorhanden, und 
wird daher ebenfo z. B. von einem rechtmäßigen Kaijer, einer rechtmäßigen Landesobrigfeit, 
mie von der ‚Rechtmäßigkeit“ aller übrigen Berbältniffe geſprochen. 

Bar nun legitim dem Römer, was vom Anfange an nur auf einer wahren „lex“ auf ftren- 
gem römijhen „jus civile‘, auf pofitivem Römifchen Rechte beruhte 6), alfo auch nicht etwa auf 
einem @ejege, welches erft zu vem Zwecke gemacht wurde, um ein Verhältniß, eine Handlung 
zu legitimiren?”), jo nähert fi der römische Legitimitätöbegriff dem ebenerwähnten deutfchen 
Rechtmäßigkeitsbegriffe auch infofern, als die alte römifche lex’ (ligare, colligere) urfprüng- 
(ih ven Eharafter eines feierlihen, bindenden Vertrags (mie die ‚„‚mores majorum‘‘ den eines 
Voͤlkerrechts der conföderirten, jouveränen römifchen „patres’’) gehabt hatte und deshalb auch 
ein wahres „jus populi, populicum, publicum’’ gewefen war. 

Zu dem vollftändigen Begriffe der Regitimität gehört alfo wejentlih: 1) eine vollkommne 
äußerlihe Rechtmäßigkeit eines Zuftandes oder einer Handlung, alſo die Abweſenheit jeder in 
ihnen ſelbſt liegenden Verlegung eines andern unzweifelhaften Rechts 8); 2) die Vorausfegung, 
daß der rehtmäßige Zuftand, die rehtmäßige Handlung auf einer freien Erfenntniß und fitt- 
lichen Durchdringung und auf der Zweckmäßigkeit des ihn begründenden Rechts und feiner hi- 
forifchen Fortbildung berube. 

Daraus geht hervor, daß der Gedanke der Legitimität nicht nur ein allgemein menfchlicher, 
alio uralter und überall verbreiteter 9), ſondern auch auf alle Verhältniffe, in venen überhaupt 
ein rechtliches Band befteht, anwenpdbarer und immer wefentlich derfelbe ift, gleichviel ob Privat- 
oder Staatsrecht, Bundes- oder Völkerrecht in Frage ftehen. 

Rach obiger Auffaflung enthält aber die vollfommene Legitimität entfchieden ein Ideal, theils 
weil, wie die Erfahrung lehrt, die äußere Rechtscontinuität nicht immer ohne alle Verlegung 
aufrecht erhalten werben kann, theild, weil die unter 2 gegebene Vorausſetzung in feinem be: 
ſtimmten geſchichtlichen Momente bei keinem einzigen wirklichen Volke vollftändig vorhanden 
geweſen ift. Beide Momente der Unvollkommenheit ftehen aber natürlich gleichfalls miteinan= 
der in der innigften Verbindung und Wechſelwirkung. So erklärt e8 fi denn au, daß man 
aus dem Gefihtöpunfte unter 2 von legitimen Anforderungen an das geltende Recht oder an die 
Gefeggebung und wol aud von legitimen Revolutionen, d. h. legitimen gewaltfamen Unter— 
bredungen der Rechtscontinuität ſprechen fonnte, während man nicht minder die Jllegitimität 
äuferlih vollfommen rehtmäßiger Handlungen oder Zuftände, wenn fie gewiſſen Weiterbil: 
dungen binverlih waren, behauptete. 

Offenbar findet jedoch hier eine Verwechſelung der Begriffe ftatt. Legitimität ald Rechts— 
begriff duldet nämlich feine Zerreifung des Begriffs und eine feindliche Gegenüberftellung der 
beiden Elemente veflelben. In der vollfommenen äußern Rechtmäßigkeit liegt nämlich, ald dem 
für das Recht entfcheidenden Punkte, auch der juriftifche Beweis, daß die sub 2 bezeichnete Vor: 
ausjegung der Hauptſache nach vorhanden fei. Inwiefern e8 aber hieran gebriht, inwieweit 





5) In den lateinifch redigirten beutfchen Rechtsquellen Fam der Ausdrud „legitimus“ fehr häufig 
vor. Vgl. Walter, Deutfche Rechtegefchichte, I, 81, 170, Note 2. Zöpfl, Deutfche Rechtsgeichichte, 
S. 285, Note 25, S. 290, Note 51, &. 305, sub 2. Guizot, Histoire des origines, I, 353, findet 
die volltändige Legitimitätstheorie fchon in der Vorrede des Forum judicium. (Vgl. auch Cod. I, 160, 
und was Tacit. Annal., XI. 16, hervorzuheben zu müffen glaubt. Legitimus filius in der Goldenen 
Bulle, Rap. VII, $. 2.) . 

6) Legitimus ift gleich legi intimus. Volney, Oeuvres completes, ©. 72 u. 73. Über acta legi- 
tima, legis actiones vgl. außer den befannten beutfchen Giviliften auch Laferritre, Histoire du droit 
frangais, I, 11. 7) Legitimatio! 

8) Auch im Staatsrecht gilt aber der Grundfag: ‚Nemo sibi titulum possessionis mutare 
potest.‘‘ 

9) Schon in den älteften Staatengründungsfagen, in beren fpätern Bearbeitungen, in allen politi- 
ihen und ſtaatsphiloſophiſchen Syſtemen tritt das Beftreben hervor, wenngleich in der verfchiedenften 
Beiie, ag — Grundlagen zu gewinnen. Spuren des Legitimitätsgedanfens feit den allerälteften 
Zeiten fiehe 3. B. bei Bachofen, Gynofratie, ©. 187. Süplaf, Chineſiſche Gefchichte, S. 117, 127, 
Gfrörer, Urgeichichte, 1, 244, 249 fg., 257. Matter, Gefchichte der Alerandrinifchen Schule, I, 68. 
Malcolm, History of Persia, Il, 130. Saint-®rieit, Histoire de la royaute, I, 3—86. Dahn, Die ger: 
maniichen Könige, II, 28, 38, 40, 49, 159, 162, 203, 210, 265 fg.. 2afteyrie, Histoire de la liberte 
politique, I, 302. Ranfe, Englifche Gefchichte, 1, 28. Guizot, I, 160. Les livres sacres de 
Orient an fehr vielen Stellen. Bgl. auch Held’s Programm. 
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auf dem durch das beſtehende Recht jelbft gebotenen Wege eine Umbildung zuläffig oder noth— 
wendig fei, diefe Frage gehört möglicherweife ind Gebiet der fittlihen Gerechtigkeit, der zwec⸗ 
mäßigen Politik, nicht aber ins Gebiet des pofitiven Rechts und feiner Wiflenfhaft, in wie in 
niger Verbindung auch alle diefe Gebiete vom Standpunfte der praftifhen Staatswiſſenſchaften 
aus fidh befinden, 

Der Juriſt fann ſich daher auch nur an den auf dem wirklich geltenden Rechte ruhenden 
Beſtand halten und muß dem praftifhen Staatdmanne die fortwährende Ineinklangfegung dei: 
felben mit ven aus den unter 2 erwähnten VBorausfegungen hervorgebenden Anforderungen auf 
dem Wege unverlegter Rechtscontinuität überlaffen. Denn wo die Gewalt zu dieſem Zmede 
beginnt, fei ed von oben nad unten (Ufurpation), fei ed von unten nad oben (Revolution), 
da ift bereitd die Grenze des Rechts überfchritten, und zwar felbft dann, wenn man von einem 
in Gewaltdübung gegen dad geltende Recht beftehenden Nothrechte ſprechen jollte. Gelingt es 
aber der bloßen Gewalt, über das bisher geltende Recht zu fiegen, fo entftebt vorerft nur eine 
Art von formeller Legalität, wenigftend für die Vergewaltigten, ein Beſitz, ohne vollkommen 
begründetes Recht zu beiigen, welcher nur allmählih zu einer wahren Legitimität beran: 
reifen kann. 

Hieraus erklärt fih aub, warum nach Anſicht der meiften alle wahre Legitimität einer ge: 
wiffen tiefern hiſtoriſchen Bafis, einer größern Zeitdauer ald Unterlage bedarf, nihtaber, warum 
man den Legitimitätöbegriff an fih nur auf die Nachfolge in die fogenannte Geblütdmonardie 
beſchränken will. Denn wie derjelbe das ganze Recht durchdringt, fo ift er auch auf die Nab: 
folge in den Beiig und die Ausübung der Öffentlihen Gewalt unter allen Staatdformen an: 
wendbar. 

Nihtsveftoweniger wird die Legitimität heutzutage nur als ſtaats- und völferredtlider 
Begriff und zwar vorzüglich 19) in Anwendung auf die Geblütömonardie gebraudt, was ih 
aus dem befondern geſchichtlichen Zuſammenhange erklärt. 

Die Franzöfifhe Revolution war ed nämlich, welche zuerft auf eine eclatante Weile dem 
älteften und abfolutiftifchften Königthum ſich entgegengeftellt und gleihfan-allem Geblütsfönig: 
thum den Krieg erklärt hatte. Freilich ift Geblütsfönigthum und Abfolutismud durchaus nit 
identiſch und fo entitand denn auch z. B. dem englifchen Königthum aus der Franzöſiſchen Revo: 
[ution gar feine Gefahr. Das deutſche Kaiſerthum, welches in ven Revolutiondfriegen vollends 
zu Grunde ging, war weder ein Geblütöfönigthum noch abjolutiftifh,, und die Sompatbie für 
Franfreih und die Revolution war um fo ſchwächer, nahm um fo mehr ab, je tweniger man ſie 
als iventifch mit einer wahren Freiheit erfannte, 

Zwar ift fhon in den Werfen des franzöſiſchen Staatsraths E. Lebret („Oeuvres“, Barid 
1653, ©. 1) von einer royaute legitime die Rede, für welde zwei Dinge nöthig Teien: 
„L’'une, l’authorite souveraine, pour se faire obeir par les peuples qui luy sont soumis: 
lautre, qu’elle se doit proposer pour sa fin principale, de procurer par toutes sortes de 
moyens le bien de ses sujets”, wozu &. 13 noch bemerft wird: „Et pour remarquer aussi 
la difference qu'il y a entre un Roi legitime, et un tyran: celuy-cy s'introduisant dans le 
Thröne royal par force et par violence, et celuy-la avec l’applaudissement et le gr& de 
tous ses subjects.” In der angegebenen fpeciellen modernen Bedeutung aber wurde der Aud: 
drud Legitimität eigentlich zuerft von B. Conſtant in feiner Schrift „De l’esprit de conquete 
et de l’usurpation‘ (vom 1. Jan. 1814) gebraudt 11), obgleich e8 wirklich erft Talleyrand !?) 
ift, welder jenem Ausdruck auf vem Wiener Congreß 13) die oben angegebene fpecielle Bedeu: 
tung als terminus technicus ded modernen Staatsrechts verſchafft bat. 


10) Uber Legitimität der Volfsfouveranetat: Gallois, Histoire de la Convention nationale, II, 
88. Legitimität der Volker: Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement parlementaire, II, 379. 

11) Duvergier de Hauranne, II, 81, wonach der Genannte es ift, welcher ala der erfte „le mot, de- 
venue depuis sacramentale, de legitimite‘ ausgeiprochen hat. 

12) Bgl. über diefen Viel-Gaftel, Histoire de la Restauration, I, 205, 207, 216, 238, 263, 266 fg., 
310 fg., 328, 344, 358, 362 fy. Duvergier de Hauranne, II, 379. Guizot, Memoires, I, 37 fg. aus 
rent, L’eglise et l'etat, III, 65. 

13) Zur Beurtheilung des Wiener Gongreffes vgl. Held, Syſtem, I, 470 fg.; Il, 218, Note 3. 
Kaltenborn, Die deutichen Einheitsbeftrebungen, I, 84, 106 fa. Zachariä, Viergig Bücher, V, 216. 
#laffan, Histoire de congres de Vienne. Aus dem Franzöftfchen von Herrmann (2 Thle, Leipzig 
1830). Bollgraff, Syſteme, IV, 259, 261. Cuſſy, Precis historique des evenements politiques etc. 
depuis 1814—59 (Keinzig 1859) Gens, Schriften, III, 12 fg. Ernouf, Histoire de la derniere 
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Es ift begreiflih, daß die IIngunft, welche ih an Talleyrand's Namen und, für viele wenig: 
ftens, an den Wiener Gongreß Enüpft, zum guten Theil auch auf den fraglichen Legitimitäts— 
begriff gefallen und um fo höher geftiegen ift, je mehr man die Geblütdmonardie überhaupt 
oder gewiſſe Donaftien indbefondere als unerbittlihe Gegner beftimmter moderner politifcher 
Tendenzen erfennen zu müflen glaubte oder mit Recht erfannte. Rechnet man dazu, wie fehr 
die felbft von gefrönten Häuptern vertretene Revolution in neuerer Zeit das Anſehen ver alten 
und ununterbrodenen Geblütöfolge geſchwächt bat, wie der Geift unferer Zeit überhaupt weni: 
ger Sinn für die Achtung alter Beftände, für Stabilität und für ruhige Würdigung gewiſſer 
in ben höchſten Regierungsfreifen wie in den conftitutionellen Berfammlungen unvermeidlichen 
Unvoflfommenheiten hat und ven Dynaftien jeden Antheil an den Verdienſten, ven Völkern je: 
den Theil an den Fehlern der Vergangenheit abzuſprechen fi gewöhnt, jo ift es begreiflich, daß 
die Darftellung des Kegitimitätöbegriffs gerade nicht zu den angenehmften Aufgaben zählt. 

‚Indem wir und bezüglid der Geſchichte des Legitimitätögedanfens auf unfer Brogramm 
(„Uber Legitimität, Xegitimitätöprincip”, Würzburg 1859) und bezüglich feiner innern Be: 
deutung und feines Berhältniffes zur Revolution auf unfer Werf „Staat und Geſellſchaft““ 
(Thl. II, beſonders Abth. 2, Leipzig 1863) beziehen, halten wir an der allgemeinen (alfo nicht 
blos auf die Geblütdmonardie zu beichränfenden) Bedeutung des Legitimitätöbegriffd in dem 
vorhin angegebenen Sinne feft und erfennen fo in demfelben den Träger einer allgemein hu: 
manen Wahrheit, ja eined Ideals, deſſen Anftrebung die Menſchheit unter allen Umſtänden 
und in allen Zeiten, wenngleich auf fehr verfhiedene Weije, verfucht bat. 

Deöbalb foll ih auch unfere Darftellung hier vorzüglih nur darauf richten, zu zeigen: 

I. Was Legitimität nicht fei. 

1. Worin der Werth, die Gonfequenzen der Legitimität und Die Mittel zur Herſtellung und 
Grhaltung eines wahrhaft legitimen Zuftandes im Staatdleben wie im Völkerverkehr beftehen. 

Zul. 1) Wie das ganze Recht eined Volks eine untrennbare Einheit ift, jo müflen auch Die 

Grundfäge für Erhaltung und Fortbildung des Rechts in jedem Theile feines Beftandes wefent: 
lich diefelben fein. Rechtserhaltungs- und Fortbildungsfornen, die alfo z. B. für Private und 
in Beziehung auf Privatrechte unrehtmäßig oder illegitim wären, würden ed aud für ben 
Staat, feinen Souverän und in Bezug auf Öffentliche Rechtöverhältnifie fein, vorausgefegt, daß 

wirklich das ganze Recht einheitlich durchgebildet ift, und daß in jedem alle der natürlichen 
Verſchiedenheit zwifchen privaten und Öffentlichen Rechtsverhältniſſen die gebührende Rechnung 
getragen wird. Unter allen Umftänvden aber bleibt jede formelle Verlegung unzweifelhaft be= 
ſtehenden Rechts juriftiich illegitim, fie geihähe von wen und gegen wen fie wolle. Die Noth 
aber fennt fein Gebot, gleichviel, ob fi) der Staat oder ein einzelner Private darin befinde. 
Das formelle Recht erkennt daher auch meiftend die Straflofigkeit der Nothwehr wie der Rechts— 
verlegungen in wahren Notbftänden an, und erklärt felbft, daß es den allgemein geltenden fitt- 
lichen und vernünftigen Wahrheiten gegenüber feine Macht habe oder üben molle. 

2) Der allgemeine Begriff des Legitimen, als das dem beftehenden Rechte Gemäpen, muß 
ſich nad den nationalen Verfchiedenheiten ver jelbftänpigen Rechtsgemeinſchaften oder ber 
Staaten ſowol für ihre innern wie für ihre äußern Verbältniffe gleichfalls ſehr verſchieden 
geſtalten. 1%) 

Das Net eines Volks ift der formelle Ausdruck feiner Harmonie nad allen drei Lebens— 
richtungen in Freiheit und Ordnung. Daraus ergibt ſich: 

a) Kein Volk wird in feinen Verhältniffen mit andern Völkern Anſichten über Rechtmäßig⸗ 
feit oder Legitimität betbätigen, welche nicht für feine eigenen Verhältniffe begründet find. Gin 
Völkerrecht oder eine völkerrechtliche Legitimität ift daher auch nur zwifchen folden Völkern mög: 
lich (zwiſchen diefen aber auch unvermeidlich), deren Recht auf verwandten fittlihen Anſchauun— 
gen, vernünftigen Erfenntniffen und materiellen Verhältniffen beruht. Daher kannte das 
Alterth um fein eigentliche Völkerrecht, daher kann fi aber auch die moderne Ara vom Be: 
ariffe des Völkerrechts nicht trennen, wie oft fie daſſelbe verlege. 1) 

b) Wo feine jelbftändige Rechtsgemeinſchaft ift und ſoweit dieſe nicht geht, da ift aud fein 


capitulation de Paris etc. (Paris 1859). Duvergier de Hauranne, II, 376 fg. Bfenffer, Die flaats- 
vedytliche Stellung der Schweiz, in der Zeitfchrift für austwärtige Rechtswifienfchaft, Jahrg. 1835, 
S. 84 fo. Rmufat. Politique liberal, S. 217. Augsburger Allgemeine Zeitung, Hauptblatt vom 
21. Juli 1859, Paris vom 18. Juli. 

14) Laurent, Etudes, II, 25 fg. 15) Laurent, IV, 169 fg. 
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Staat, alfo auch keine Legitimität. Jede Außerung der menſchlichen Freiheit wie der ſtaatlichen 
Gewalt muß natürlich, ſoll fie nad) ihrer Gefegmäßigkeit beurtheilt werben, infofern mit einem 
ftaatlichen Dafein in Verbindung gejegt werden. So hängt 5.2. die Rechtmäßigkeit einer Hand: 
fung gegen einen Frtemden vom Staats- und Völferredte, die Geltung particularer Rechte in- 
nerhalb eine® Staats von deſſen Zulaffung ab u. f. m. 

c) Der Begriff des Legitimen wird fih aber freilich jehr verſchieden geftalten, je nachdem 
bei einem Volke dad Recht mehr nur auf göttlicher Offenbarung oder auf vernünftiger Erkennt: 
niß oder auf materieller Übermacht, reſp. Gewalt beruht. Aber diefe Verſchiedenheit ift eigent- 
lich nur eine äußerlihe. Denn wo immer dad Net in irgendeiner der rei angegebenen Rid: 
tungen fich einfeitig entwickelte, da muß nad und nad ein unorganifcher, d. h. ein mechaniſcher 
Gefellſchaftszuſtand eintreten und ſich die Legitimitätsibee nicht als die Kontinuität friedlicher 
Rehtöbildungen und Übergänge, fondern als die Gontinuität gewaltthätiger Erſcheinungen 
und Veränderungen herauäftellen. In Anarhien und Deöpotien findet ſich daher Feine Legiti— 
mität, fobald und folange nod in der Anardie Orbnungdfinn, in der Despotie ein Geift der 
Freiheit lebt. Sobald und folange nämlich wird ein Kampf flattfinden, der entweder mit dem 
Untergang bed Volks oder mit der Begründung eines die Gefegmäßigkeit ermöglichenden mehr 
organifchen Beitandes endet. Wenn daher Laurent ( „Etudes”, V,131) fagt: „La legitimite 
de tous les gouvernements est celle de la conquete”, fo irrt er. Man fann nicht ohne Macht 
berrichen („Grundſätze der Realpolitik“, ©. 1 fg.); aber Feine Herrſchaft befteht, die nicht zum 
Rechte würde. Die Legitimität aller Regierungen befteht allerdings nicht in einer abftracten 
Legitimitätstheorie, wol aber darin, daß zu der Thatſache der Macht die vernünftige und fitt: 
liche Sympathie des Volks Hinzutritt. 2°) Darauf beruht nicht nur der dauerhafte Beftand eines 
Staats überhaupt, fondern auch der aller feiner Einrichtungen, insbefondere alſo feiner Re: 
gierung, feiner Dynaftie. Ein jeder ftaatlihe Beſtand erſcheint zunächſt als ein Anlauf zu einer 
jelbftändigen Rechtsgemeinſchaft, mag er wie immer zuerft thatſächlich und äußerlich zu Stande 
gebracht worden fein. Der weitere Berlauferft wird darüber entfcheiden, ob er ein lebensfähiges 
politisches Product ift oder nicht. 

3) Legitimität ift nicht glei Sittlichkeit, Moralität, Neligiofität, jondern gleich Retht⸗ 
mäßigfeit. Allein veöhalb kann Legitimität doch ebenjo wenig ohne erftere gedacht werben !?), 
als es zuläffig wäre, den Legitimitätöbegriff deshalb zu verwerfen, weil unter der Firma der Le: 
gitimität nicht nur Unfittliches, fondern aud formell Rechtswidriges gefchehen ift und geſcheben 
fann. (Garne, „Staatseinheit“, ©. 19.) 

4) Man bat gejagt: „Pas de legitimite sans infallibilise.” (Saint:Bonnet, „Lmtal- 
libilite”‘, ©. 24 fg.) Der Sag ift falſch. Die Legitimität ift nicht Unfehlbarkeit ever Vollkom⸗ 
menbeit, eben meil fie ein Nechtöbegriff ift, das Recht aber feinem Wefen nad) unvolltommen 
und fehlbar fein muß. Demnad) ift die Legitimität in dem angegebenen Sinne, nämlich ala un: 
unterbrochene Redtöcontinuität, ohne Anerfennung der Unvollfommenheit und Fehlbarbeit alt 
Factoren jeden Rechtsbeſtandes und jeder Rehtsfortbildung gar nicht denkbar. 78) 

5) Ebendeshalb kann aber Legitimität nicht gleich Unveränderlichfeit fein. Unveränder— 
lich find nur die abfoluten Gefege, nicht die pofltiven, die eben wegen der in ihnen liegenden 
Unvolltommenheit aud den Drang nad beftändiger VBervollfommnung, alfo, Veränderung in 
ih tragen müflen. Gleichwie man mit Unfehlbarkeit die verfönliche Unverantwortlichkeit des 
Souveräns falich bezeichnete, jo hat man mit der Unveränderlichfeit gleichfalls einen an ſich 
wahren Sag, nämlich die abjolute Nothwendigkeit der Einheit des Staats und feiner Gewalt 
ſowie der perfönlihen Darftellung derſelben, unrichtig ausgefproden, um bewußt oder un: 
bewußt, abfichtlich oder nicht, Fehler und Misbräude der Staatögewalt zu decken, und auf 
diefe Weife den Legitimismus in einen Miscredit gebracht, ven das Princip der ununterbre: 
chenen Rechtscontinuität ficherlich nicht verdient. 

6) Wenn auch, wie oben gezeigt wurde, der Legitimitätsbegriff in feiner befondern Bedeu: 


16) Hallam, Histoire constitutionnelle, Thl. I, Kap. 3, S. 223: „C'est le sort de tous les gou- 
vernements qui ne sont point fondes sur l’opinion populaire de la legitimite, de n’obtenir 
qu’une fidelite precaire.‘ 17) Müller, ©. 196. 

18) Royer-Collard fagte in der Seffton von 1817: „Ne lui (à votre gouvernement) imposez 
pas la perfection; considerez ses embarras aussi bien que ses devoirs’‘ (Duvergier de Haus 
ranne, IV, 66); unb ®uigot, Memoires, III, 229: „Les gouvernements n’ont pas à leur service 
des anges pour lutter contre des d&mons.'’ Vgl. auch die Erflärungen von Gomte und Dunoher 
über den Antheil des Volks am Unglüd des Staats bei Duvergier de Hauranne, IV, 192, 197, 202. 
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tung dadurch entftand, daß alte Geblütömonarhien zur Revolution in Gegenfag traten, fo liegt 
doch nichts in dem Legitimitätöbegriff, weshalb verfelbe abſolut nur auf die Staatsform der 
Geblütsmonarchie anwendbar wäre. 19) An fih anwendbar auf alle Rechtsübung und Rechts— 
folge, auch auf Die privatrechtliche, wäre er demnach ebenfo in Republiken und für die Gewalts— 
übung und Succeſſion vepublifanifher Souveränetäten anwendbar wie in der Monarchie, 
ebenfo in der Wahl: wie in ver Geblütömonardie. Da aber einerfeits von der rehtmäßigen 
Innehabung und Ausübung der oberften Gewalt im Staate die Sicherheit ded gefammten übri- 
gen Rechtsbeſtandes wefentlih mit bedingt wird, während andererſeits ſowol die Einheit wie 
die Stetigfeit ver Staatdform, dem Weſen des Staats entſprechend, in der Geblütdmonardie 
am vollflommenften ausgedrückt ift, jo erfcheint die ausſchließliche Anwendung des Legitimitäts— 
begriffs auf die Geblütsmonarchie um fo mehr einigermaßen gerechtfertigt, je unbeflimmter 
auch in den verfhiedenen republikaniſchen Staatöformen und in dem Wahlreiche ver Gegenfag 
der Zegitimität, die Revolution, immer war und bleiben wird. 

7) Die Legitimität ift aber noch viel weniger iventifch mit irgendeinem beftimmten Princip 
der Ausübung der Staatögewalt oder ver Regierung, alfo aud nicht mit vem fogenannten Ab: 
ſolutismus, der Gentralifation u. ſ. w. Daraus folgt, daß fie auch mit feinem ſolchen Princip 
an ſich im Widerſpruch ftehen müffe, alfv auch nicht mit dem Gonftitutionaliamus, dem Self: 
government u. ſ. w. Cherbuliez und Bollgraff („Erſter Verſuch einer Begründung jowol der 
allgemeinen Ethnologie dur die Anthropologie u. f. w.“, II, 802 fg.) geben zu, daß mit ver 
Legitimität die freiefte Verfaſſung vereinbar fei (‚Non nisi sub rege pio libertas ipsa grata 
exstat’‘); Guizot erklärt in feiner Schrift über die Demokratie (S. 55) ausdrücklich, daß die 
legitimiftifche Bartei in Frankreich etwas anderes ſei ald eine pynaftifche, felbft etwas anderes ala 
eine monarchiſche Partei, und Viel-Gaftel (,‚Histoire de la restauration“, II, 211 fg.) weift 
nah, daß die parifer Gentralijation ſchon in der Periode der zweiten Reftauration ganz ent- 

ſchiedene Gegner unter den Regitimiften gehabt habe. 

8) Am allerwenigften Fann der Begriff ver Xegitimität, wenn auch nur einigermaßen richtig 

aufgefaßt, etwas gemein haben mit Despotismus. Denn der Despotismus ift die vollendete 
ſelbſtſüchtige Willkür 29), die Legitimität dad gerade Gegentheil, die ein genau beſtimmtes Recht 
vorausjegende Gejepmäßigfeit. 2!) Daher fagt Dolgoroufow („La verit& sur la Russie‘, 

©. 178) mit Recht, in reinen Gewaltöftaaten gebe es feinen Legitimiften; Cherbuliez definirt 
bie Pegitimität ald das Princip: „En vertu duquel, l'autorit€ du gouvernement est consi- 
deree comme &tant de droit et la soumission comme constituant une obligation morale, 
un devoir’' (Bollgraff, a.a.D., IL, 327 fg.) und einer der neueften Schriftfteller über dieſen 
Gegenſtand, Charles Müller („La légitimité“, Paris 1857, S. 291), erkennt die Miffion der 
£egitimiften darin, daß fie feien „La representation vivante de lidee du devoir”. Im der 
That, was die Gefegmäßigkeit in Bezug auf die Geblütsmonarchie und deren Gonfequenzen 
ober die Zegitimität im gewöhnlichen Wortfinne gefährdet und allmählich zerftört, das ift das 
einfeitige Urgiren des Rechts auf die Krone und der Rechte gegen diefelbe; was fie eigentlich be: 
gründet und erhält, das ift die wahre Pflicht des Herrſchers und die politiihe Pflicht gegen ihn 
und feine Regierung, wozu natürlich auch die Ausübung der zu ihrer Erfüllung gegebenen 
Rechte gehört. Falſch ift ed daher, wenn Vollgraff (a. a. O., III, $. 405) meint, das Legitimi— 
tätöprincip ER heutzutage auf nichts andern, ald auf „dem nunmehrigen privatredt- 
lien Charakter des Herrfherrehts oder der völligen Unabhängigkeit deſſelben von der Aner: 
fenntniß der Unterthanen“. Denn daß es da und dort von Herrſchenden und Beberrichten jo 
aufgefaßt wurde und noch wird, bemeift nicht, daß dies die richtige und allgemeine Auffaffung 
ſei. Nur in der Deöpotie hat das Herrfcherrecht einen privatrechtlichen Charafter. Die Despo— 
tie iſt ebendeshalb fein fiaatdrechtliched Princip und ein despotiſcher Staat eigentlih gar fein 
Staat, weil eine contradictio in adjecto. Es erjcheint deshalb eine Legitimität in einem ſolchen 
Zuftande geradezu unmöglid. Soll aber die Herrſchaft ein Recht fein, fo bedarf fie einer recht: 
lien Grundlage, und eine folde ift ohne Sympathie der Unterthanen, gleichviel ob fie ſich in 
einer förmlichen Anerkenntniß ausgeſprochen habe oder nicht, undenkbar. 


19) Garne, Etudes, II, 197. 

20) „L’'homme ne resiste pas à l'’exercise de la toute-puissance.‘ Laurent, VI, 494. 

21) Rur mit dem wahren Legitimitätsprincip ift daher auch die Möglichkeit einer anerfannten Recht: 
mäßigfeit eines nur paffiven Widerftandes gegeben. Dal. Plutarch, Publicola, Kay. 11, mit Guizot, 
Histoire des origines, 1], 223, 
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9) Die Legitimität ift demnach auch mit nichtö identiſch, was gegen die abjolute Natur des 
Staats überhaupt oder gegen den wirflichen gegenwärtigen Rechtöbeftand eined concreten Staats 
oder gegen ben wefentlich politiichen Charakter der Thronfolge verftößt. Legitimität iſt daher 
weder gleich unmittelbarer, göttliher Einfegung des Staatd 2?) oder des Staatsherrſchers, nos 
gleich dem gänzlichen Aufgehen des Staats nicht ſowol in der herrſchenden Dynaftie, ald viel: 
mehr in der herrfchenden Perjönlichkeit („‚L'etat c'est moi”), noch glei einer abjoluten Un— 
freiheit und politifchen Beveutungslojigfeit des Volks gegenüber ver legtern, noch gleich einem 
rein privatrechtlihen Gharafter ver Thronfolge. Richtig ift aber, daß in der Geblütdmonardir, 
wenn und weil das Geſetz im voraus alle Succejfiondfragen entſchieden hat, beim Thronmedjiel 
das menſchliche Zuthun die geringfte, die Einwirfung der Vorſehung die größte Bedeutung bat; 
daß ferner alte Geblütömonardien oft eine beftimmte Politik verfolgen und mit ihren Völkern 
fo verwachſen feinen, daß, abgejehen von den Folgen der Pietät gegen die Dynaftie und der 
perfönlihen Anhänglidfeit an den Souverän, oft lange Zeit eine fharfe, die gegenjeitigm 
Rechte hervortreten laffende Friction zwifhen Volk und Herrſcher nicht ſtattfindet; daß endlich in 
den Formen der Staatöjucceflion eine gewiſſe Verwandtſchaft mit den Formen der Privatise 
ceffion eintreten muß. Was aber eben dieſen legten Punkt angeht, jo darf nicht überſe hen wer: 
den, a) daß die Staatdjucceffion der Hauptgegenftand des Verfaſſungérechts iſt; b) daß heut: 
zutage bein Tode eines jeden Souveränd der fogenannte Staaténachlaß fharf von dem Pri- 
vatnachlaffe veffelben getrennt wird; c) daß eine Menge von Misverftändnifien, und zmarand 
bezüglich des Legitimitätsbegriffs, eben daher entftanden, daß früher eine wenigftend der Hast: 
ſache nah ſcharfe Trennung zwiſchen öffentlihem und Privatreht überhaupt mie zueilden 
Staats: und Privatverlaffenihaft des Fürften indbefondere unmöglid war, daß aber vier 
große Misftand gegenwärtig meift ganz bejeitigt if. 

10) Die Legitimität in den angegebenen Sinne ift auch nicht iventijch mit der Behauptung 
einer ureigenen und in dieſer Ureigenthümlichkeit rechtlich abfolut mangel= und mafellojen Sem: 
fhergewalt. Die Legitimität einer Dynaftie ift, wie alles Recht eines Volks, das allmählide 
Product feiner gefammten Gefhichte. Niemand fann getrennt von diefer Geſchichte eines Rot 
ein Recht feiner Beherrihung behaupten und begründen, und feine erfte ftaatlidhe Grunblage 
eines Volks wird fo vollfommen dem Stautdideale entſprechen, daß dieſelbe in irgendeiner Be- 
ziehung die Unveränderlichkeit beanſpruchen kann. Daher aber kommt ed, daß man gemöhnlig 
nur mit ältern Dynaftien den Begriff der Regitimität verbindet; daß auch loyale Kriegserok: 
rungen nur allmählich mit dem ältern Stamme organijch verwachſen und dann mit ihm die An: 
fiht über die Legitimität der Herrſchaft theilen; daß ferner ſowol in der Form der Herrſchel 
wie in den Grundfägen ihrer Übertragung, endlich jelbft bezüglich des politiſchen Umfangs dier 
Inhalts derſelben (Prärogative) und der Formen ihrer Ausübung ein fortwährender Wantkl 
ftattfinden Fann, ohne daß blos deshalb der Begriff der Gejegmäßigfeit oder Legitimität alkerkt 
würde, Die Legitimität ald Rechtsprincip ift etwas rein negatives und formelles, und bezeidan 
demnach nur, daß ein Recht, alſo bier das Herrſcherrecht nicht nach den concreten Berhältaidn 
widerrechtlich erworben und übergegangen, rejp. daß niemand mehr da fei, deſſen unzweiid- 
haftes Recht durch diejen Erwerb, reſp. diefe libertragung verlegt worden ift. 

11) Demnad fann aber dad Alter allein nicht über die Regitimität einer Dynaftie entire: 
den. 2?) Nach der Erörterung sub 10 erfcheint ed ebenjo möglich, daß eine alte Dunaflie uch 


22) „Die theofratijche Legitimitätsidee ift nicht mehr volfsthümlich, weil das Volf im georducke 
Verfaſſungsſtaat ihrer nicht mehr bedarf. Allein die Fürftenwürde wird vom Volfe noch mit den maps 
nichfachften veligiöfen Zügen geſchmückt u. f. w.” (Riehl, Die Legitimität im Volksbewußtſein, im ie 


Deutfchen Bierteljahrfchrift, Jahrg. 1862, Heft 2, S. 134.) Über den religidfen Zug des franzöftfdien 
Legitimismus („le dogme de la legitimite etc.) vgl. Guizot, Memoires, 11, 202. Garne, Etudes 


11, 36, 195. Duvergier de Hauranne, III, 262. Biel:Gaftel, IN, 155; IV, 409. 

23) Dem fteht nicht entgegen, daß, wie aus dem Punft 10 hervorgeht, ein gewiffes Alter ftere einem 
großen Werth wie für jeden rechtlichen Zuftand fo auch für die Rechte regierender Dynaftien habe. Dies 
zeigt ſich auch in andern Rechtefphären, 3. ®. in dem hohen Werthe, welcher felbft da, mo der Mid 
ängft aufbörte, der einzige politifche Stand oder doc; einer der politifchen Stände zu fein, auf alt 
Namen, Wappen, Titel u. dgl. m. gelegt wird, in der großen Brdeutung alter Firmen u. f. mw. & 


find dies lauter Zeichen eines gefchichtlichen Geiftes im Volfe, wie fehr demfelben andere geradezu emte 


gegengefegte Erſcheinungen zu widerfprechen fcheinen. Vgl. Du Gellier, Histoire des classes labo- 
rieuses, &. 273. Nugeburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1861, Nr. 64, S. 1038. Eid; zu rüß 
men, daß mon ein Parvenu auf tem Throne fei, i 

in einer fo wichtigen Eache auf einen momentanen Effect bei einem gewiffen Theile des Volls rechnen, 


weder politifch weife noch wirklich (ogiih. Demz'‘ 


| 
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illegitim, mie daß eine neue ſchon legitim auch im firengften Wortfinne fein fönne. So war 
5. B. die gegenwärtig in England berrfchende Dynaftie, folange noch ein Stuart 24) lebte, für 
dieſe und feine Anhänger illegitim, was man befanntlid im engliſchen Königshauſe wohl fühlte, 
während bie neue belgiſche und die erſte griechiſche Dynaftie ſofort legitim erfhienen. Wie gering 
aber auch manchmal der Werth ded nudum jus der Regitimität thatſächlich erfcheinen und wie 
ſchnell unter Umſtänden ein neuer Legitimitätäzuftand erworben fein mag — gewiß ift, daß für 
eine auf Die Dauer berechnete, aljo wirklich flaatlih begründete, ſtaatlich denkende Dynaftie die 
allmähliche Verbindung mit der Legitimitätdidee, die Vernihtung der Illegitimität, ein unab- 
weisbares Bedürfniß, und baf die längere Dauer felbft, ber längere Beſtand, mit die ſicherſte 
Grundlage der Legitimität fei. 

12) Legitimität fann daher aud nie gleich fein mit Revolution. Es gibt im rechtlichen Sinne 
feine legitime Revolution, weil Revolution die Veränderung des rehtmäßigen Zuftandes durch 
Mittel if, melde nad eben dieſem Zuftande rechtlich nicht zuläffig erfcheinen ; aber jede Revo— 
Iution ftrebt nad) Legitimität 2°), wie jede Gewaltthat nad Rechtfertigung. Hierin, im Men: 
ihen, liegt daher die ewige Berechtigung des Pete. Faden und die Möglichkeit, unter 
günftiger Einwirkung der providentiellen Bührung gerade vermittelft eines durch die Revolution 
nicht gänzlich verlorenen oder doch getrübten und vermwirrten Rechtſinns Unterbrehungen der 
Rechts- und Gejegedcontinuität nad und nad) und zwar um fo erfolgreicher wieder zu heilen, je 
entſchuld barer jene Unterbrehungen aud Gründen der Sittlichfeit und einer materiellen Noth ge: 
weſen waren. 26) Nach jevergelungenen Revolution wie Ufurpation prängt das Natur: und Ver: 
nunftpoftulat des flaatlihen Dafeins fofort dazu, den neueingetretenen Zuftand zu einem legi— 
timen zu maden, wobei in ber Regel auch ber ganze äußere, zum Theil feinedivegd nothwendige, 
zum Theil fogar auf falſchen Auffaffungen beruhende Apparat ver Legitimität entlehnt zu wer: 
den pflegt. 

13) Iſt Legitimitär nicht identiſch mit ber einjeitigen Verfolgung nur der einen oder der 
andern Richtung des irdiſchen Daſeins, aljo auch nicht iventifch mit der reinen Gewalt: und 
Willkürherrſchaft, alö der nothwendigen Gonjequenz einer jeven ſolchen Einfeitigfeit, fo hatte 
Royer:Collard recht, wenn er fagte: „La moderation,' attribut naturel de la legitimite” 
(Duvergier de Hauranne, „Histoire du gouvernement parlementaire‘’, III, 510), natürlich 
vorandgeiegt, daß der reine Regitimitätöbegriff nicht durch andere Irrthümer alterirt ift. 

14) Gine rechtmäßige Legitimität, „La legitimite de droit” (Duvergier de Hauranne, 
a. a. O. II, 187), iſt eine Tautologie, es wäre denn, daß damit bie wahre Regitimität, falfchen 
tegitimitätsprätentionen entgegen, bezeichnet werden jollte. Wenn aber derielbe Autor von 
„Deux legitimites’’ ſpricht, welche fi nach der Abdication Napoleon’s I. geltend gemacht hätten 
(a. a.D., 11, 64), fo fann zwar zugegeben werben, daß damals über Die Legitimität verjchiedene 
Anjichten beftanden , nicht aber, daß überhaupt in Beziehung auf ein und daſſelbe Recht zwei 
2egitimitäten zugleich denfbar jeien. 

15) 2egitimität ift nicht ibentifh mit irgendeinem gewiffen Maße materieller Macht. 
Die Heinfte Legitimität ſteht als ſolche der größten rechtlich vollfommen gleih. Wenn daher 

Montlofter in der ‚Monarchie frangaise‘’ (1818) von „legilimites moyennes et secondaires’’ 
neben der „legitimite royale’’ jpricht, jo bezeichnet er damit verſchiedene, aber gleich rechtliche 
Zufände innerhalb des Staats, den ein Recht fo Heilig jein muß wie dad andere, Daß aber 
nit nur Legitimismus und Staats: wie Privatreht, fondern auch Legitimismus und Völfer: 
recht (natürlich inmmer dad Wort Legitimismud im rechten Sinne genommen) einander wechſel⸗ 
jeitig bedingen, das hatte der große Ludwig IX. von Frankreich ſchon erfannt, inden er es ver- 
mied, feinen königlichen Gegner zu erniebrigen, weil er fühlte, daß das Königthum gleichlam 
ſolidariſch fei. (Garne, „Staatdeinheit”, S. 138.) Darum vermeidet man aber auch möglichſt 
die Verlegung der Bewohner eroberter Ränder (pro vincere, daher Provinz; Bollgraff, 





heißt den Staat nicht verftehen; und fich den gangen Apparat der alten Legitimität mühefamft beizulegen 
fuchen, während man fich mit Oftentation einen Parvenu nennt, ift nicht folgerecht. j 
24) Über den legten Stuart vgl. augsburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1860, Nr. 266, ©. 4413 ig. 
25) „Im Namen der Pegitimität erhalten wollen, was im Namen der Revolution erworben wurde, 
it die natürliche Gonfequenz jeder Revolution.’ i 
26) Merfwürbig ift es, wenn Dupont: White den Maffen die Fähigfeit zur Revolution abfpricht 
(L'stat et lVindividu, ©. 192), die Daily News’ aber in Bezug auf Garibaldi erflärt, daß in einem 
tenftitutionellen Lande eine Revolution nie zu entfchuldigen fer. 
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a.a. O., Ul, 804) in ihren Privatrehten, weil man fühlt, daß au in ven Völkern ein 
gewiffes Rechtsgefühl folidarifch iſt. 

16) Legitimität ift auch nicht identifh mit Nationalität im Sinne des falfhen modernen 
fogenannten Rationalitätöprincipe. Rechte, welche ſich auf reeipirte fremde Duellen fügen, 
vermögen deshalb an und für fich ebenfo legitim zu fein wie eine fremde Dynaſtie, wenn fie 
verfaffungsmäßig im Befig des Throns ſich befindet. 27) 

17) Legitim ift ferner nicht die Erwiderung eines Unrechts, einer Verfaſſungsverletzung, 
durch irgendein anderes Unrecht, d. h. durch irgendeine verfaflungsmäßig nit zuläffige Hand— 
lung. Diefe wäre nur ein Unrecht mehr. 

18) Blos politifche Phrafen jindes, wenn Volney („Oeuvres completes‘, S. 72, 73) jagt: 
„Salus populi suprema lex esto. Le salut du peuple, voilä la loi, voila la legitimite‘’; und 
Proudhon („La revolution sociale‘‘, zweite Auflage, Brüffel 1852, ©. 9) ſich äußert: „En 
politique, on n'est pas l'héritier d’un homme, on est le porteur d'une idee. Celui qui la 
realise le mieux, c'est celui-la qui est l’heritier legitime.” Was übrigens Volney betrifft, 
fo muß nod erwähnt werben, daß derfelbe ehrlich genug ift, obigem Sage hinzuzufügen: „Et 
remarquez, que le salut ne veut dire la volonte, comme l’ont suppose quelques fanatiques. 
car d’abord le peuple peut se tromper; puis comment exprimer cette volonte collective 
et abstraite?' Ginige wegen des Zuſammenhangs mit den Greigniffen nit unintereffante 
Äußerungen Napoleon’s I. nad feiner Rückkehr von Elba über das, was allein legitim fei 
(„La cause du peuple“, u. f. w.), f. bei Viel-Caſtel, a. a. O., II, 280, 281, 283, 449, 
451, 494. 

Zu II. Hatfid aus Vorftehendem ergeben, daß die Legitimität im wahren und von allen Mis- 
verftändniffen, einfeitigen Auffaffungen wie vulgären Anwendungen geläuterten juriſtiſchen 
Sinne des Worts nichts anderes fei ald die ununterbrodhene Kontinuität des Rechts, und zwar 
für das gefammte Rechtsgebiet, To erklärt ed fih au, daß die Legitimität in diefem Wort: 
finne fo alt und fo verbreitet war, ift und ewig fein wird, wie Die Menfchheit ſelbſt, mit ver 
fie ſammt der rechtlich geordneten Gejellihaft nothwendig gleichzeitig gegeben if. Deshalb 
finden fidh denn au, wie wir in unferm bereit erwähnten ‚PBrogramm’’ vom Jahre 1359 des 
Weitern nachgewieſen haben, deutlihe Spuren ſowol ded wahren Legitimitätägedanfens als 
auch feiner falfhen und einfeitigen Auffaflung wirklich zu allen Zeiten und bei allen Völkern, 
wenngleih unter ven verſchiedenſten Formen, und beſchränken fi dieſe Spuren keineswegs blos 
auf Begründung und Übergang der flaatlichen Herrfchergewalt, fondern finden ſich zerſtreut 
über alle Gebiete des rechtlichen Beſtandes. 

In diefer einfachen Thatſache fhon liegt der genügenve Beweis des hoben Werths ver 
wahren Legitimitätdidee, der natürlich durch die ungweifelhafte Schwierigfeit ihrer unverlegten 
Feſthaltung und Durhführung nicht geihmälert werden kann. Daher fommt ed, daß mar 
von jeher die Achtung vor dem Recht und zwar vor jedem Recht ald eine ausgezeichnete und aus⸗ 
zeichnende ſittliche Eigenſchaft erfannte; daß man die Verlegung eined Rechts an fich nicht ald 
einen genügenden Rechtfertigungsgrund für die Verlegung anderer Rechte anſah; daß ferner 
jeve Revolution ſich nit nur dur irgendeine Legitimitätstheorie zu rechtfertigen, ſondern 
aud, fobald jie gelungen, ſich auf ven Stanbpunft ver Legitimität zu ftellen verjuchte; daß bie 
Idee der Regitimität felbft über diejenigen eine große Macht übt, welde entweder über dem 
Geſetz zu ftehen glauben oder es zu verachten vorgeben (Garne, „Staatseinheit“, S. 456), und 
daß Boffuet und Laurent recht haben, wenn fie fagen, erfterer: „I n'ya pas de droit conire le 
droit‘, leßterer: „In'y a pas d'interet, quelque grand qu'on le suppose qui soit-au- 
dessus du droit.” („L’eglise et l'éêtat“, I, 82). Selbft B. Konftant, welcher die Legitimität 
nur in ihrer Beſchränkung auf die Geblütsmonardie auffaßte, Eonnte fih nicht enthalten, in 
einer am 23. Mai 1820 über das franzöfifhe Wahlgefeg gehaltenen Rebe (vgl. „Zeitſchrift für 
die auswärtige Rechtswiſſenſchaft“, 1835, ©. 46, Note 2) ih zu äußern: „Jene prends 
pas la legitimit€ comme un dogme; mais avec la liberte, la lögitimite estun grand bon- 
heur. ... C'est un immense avantage qu’une famille antique sur un tröne inconteste.“ 

Das Recht ift dad äußere Band für die äußern Beziehungen der Menihen zueinander ; 


27) Mit Recht hat aber Rich! in dem oben eitirten ebenfo fchön gefchriebenen wie fein empfunbenen 
Auflage es als ein befonderes Glück Deutfchlands hervorgehoben, daß faft alle europälfchen Dymakier 
aus deutſchem Blute ſtammen, Deutfchland felbft aber von dem Regiment fremder Dynaftien bisher 
verfchont geblieben ift. 
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ed it alfo eine Macht und zwar eine umentbehrliche. Die Unzerriſſenheit dieſes Bandes, die 
Ungeſchwächtheit diefer Macht, oder die Kegitimität im wahren Wortfinn, ift demnach wirklich 
eine Sache, nicht nur vom höchſten Wertbe, jondern von abfoluter Nothivenvigkeit. Daher, 
wenn dennoch Riffe und Shwädhungen ftattgefunden, allenthalben neben dem Streben ihrer 
Redtfertigung oder doch Entjhuldigung das Streben der Reparation. Da aber das abfolute, 
allgemeine, wie dad national= und individuell verfchiedene, das gefellige und das freie Wefen 
ded Menſchen zugleich beflimmte Anforberungen an den Inhalt allen Rechts ftellen, ſo muß na- 
türli die innere Kraft des im Rechte beftehenden äußern Bandes davon abhängen, in welpen 
Mae es jenen Anforderungen entfpridt. Gin Band aber, welches dieſe Anforderungen gänz- 
(ih leugnen oder unberüdjichtigt laffen würde, hätte gar nicht den Charakter eines rechtlichen 
Bandes und würde infofern der Legitimitätöbegriff unanmwendbar erfcheinen. Unter folden 
Umftänden könnte ji natürlid die ewige Legitimitätsidee auch nicht auf irgendeine rechtliche 
Deije zu äußern fuhen. Wo aber einem derartigen Bande die eben angegebenen Voraus— 
ungen fehlen, es aber doch den fraglihen Anforderungen mehr oder minder nicht entfpricht, 
da ift, wenn ed nicht an dem in Geduld und Auödaner ſich manifeftirenden politifhen Eharafter 
gebriht, die Fefthaltung der Legitimitätsidee durch die gefegliche Reform nit nur eine Mög- 
keit, jondern eine unzweifelhafte, ver höchſten politifhen Klugheit entſprechende Pflicht. 

Die wichtigſte Confequenz des wahren Legitimitätbegriffs befteht aber darin, daß ed an 
Nb nur eine Legitimität gibt, nad wie verſchiedenen Seiten au eine befondere Anwendung 
Diejed Begriffd möglich und wirklich ſchon verfucht worden ift. 

Es wurde jhon früher hervorgehoben, daß das gefammte Recht eines Volks eine einzige 
unttennbare, wenngleich nad verſchiedenen Seiten zum Zwede der Theorie oder der Anwen: 
dung eintheilbare Maſſe bilde und durch jede, wenn auch nod fo partielle, vielleicht unbedeu— 
vende und unschwer Heilbar erfcheinende Verlegung in feiner Totalität verlegt werde. Natürlich 
hängt hierbei praktiſch fehr viel von dem Grade der Empfinvlichkeit eines Volks für Ver— 
legungen feines Nechtöbeftandes oder von dem Grade ab, in welchem ſich für ein Volk das Geſetz 
feines oxganiſch⸗einheitlichen Lebens vollzogen hat. Aber immer bleibt das Poftulat der Ein- 
beit ded gefammten Rechtsbeſtandes nichtödeftoweniger in Kraft, woraus folgt, daß bei mit an: 
dern Völkern in einem regelmäßigen, friedlichen und georbneten Verkehr ftehenven Völkern 

au das ganze betreffende Völker - und internationale Recht zu jenem einheitlih-untrennbaren 

Rectöbeftande gezählt werden muß. Keine Zeit hat reichere Gelegenheit geboten, dieſe unlös- 

bare Einheit allen Rechts durch und durd zu erkennen wie die unferige, wo fchon mit jeder Ge— 

fabr einer völferrechtlichen Verlegung zabllofe politifhe und Privateriftengen erzittern, wo jede 

Störung der ſtaatsrechtlichen Gontinuität alle Staaten in Aufregung und unzählige Privat: 

Fäle in die größte Gefahr bringt, wo endlich jede Verlegung eined Privaten von allen andern 
Privaten ſchmerzlichſt empfunden und, wenn fie durch einen fremden Staat geſchah, mit größter 
Bünelligfeit zu einem casus belli werben fann. 

65 war no eine Nachwirkung des alten „letat c'est moi’, oder im allgemeinen des 
Siantsabfolutismus, daß der Legitimitätsgedanke nur auf die ununterbrodhene Geblütäfolge in 
Don berrihenvden Dynaftien angewendet werden wollte. Man überſah vabei einerjeits, daß das 
rblüt bei ver jogenannten Erbmonardie wol einer, aber nicht der einzige Factor der Staats: 
Tueifion jei, indem zu diefer auch die organiſche oder rechtliche Verbindung der Dynaftie mit 

Dem Stnate gehöre. Denn wie in allem Recht, fo muß ſich auch im Thronrechte die Harmonijd- 

rganiihe Einheit ded Volks in Sittlihkeit (Glaube), Intelligenz (Recht) und materiellem 
Defein (Mast) darftellen. Andererſeits aber hatte man überfehen, daß die Legitimitätsivee 
Bereits wirklich immer und ganz bejonders in den neuern Zeiten weit über die angegebenen 
Brenzen hinaus angeftrebt und auch angewendet wurde. Alle begründete Oppoſition gegen die 
Staatögewalt, gegen deren abfolute Unfehlbarfeit und Unbefchränktheit, geſchah wirklich unter 
ber Agide der Legitimität, d. h. der Behauptung der Menſchen- und Unterthanenrechte gegen 
Widerrechtliche und unnatürlihe Gewalt. Auch die unbegründete Oppofition bat ſich ſtets deſ⸗ 
felben Schilves bedient, und in der That haben auch alle wirklichen Nevolutionen unter diefem 
Jagen Rattgefunden. Daß man in der Oppojition oft, in der Revolution immer nicht legitime 
Mittel in Anwendung brachte, daß man in ver Behauptung ber Legitimität von Unterthanen: 
thten oft ebenfo eigenfinnig verfuhr wie in ver Behauptung fogenannter Kronprärogative, 
und auch gelegentlich jener die Legitimität der letztern überſah — lauter Erſcheinungen, welde 
im Zufammenhang mit den conereten Zuſtänden und mit den verſchiedenen Übergangsftadien 
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zwiſchen Einheitsſtaat und Staatenmehrheit, Gentralifation und Derentralifation u. ſ. w. ge: 
würdigt werden müflen — dad alle ändert nichts an unferer eben aufgeflellten Behauptung. 

Nachdem aber der Fegitimitätöbegriff lange gleichſam nur ald ein Monopol der regierenven 
Dynaſtien betrachtet und audgebeutet worden war, erſcheint es leider nur natürlich, dah tr, 
wenngleich dem Worte nad verhaßt und verworfen, der Sache nad) oft vorzüglid, ja ansfälich 
lid nur für privat= und politiiche Rechte der Unterthanen verfolgt werden wollte, Daher bie 
verschiedenen Volföfouveränetätötheorien,, die Theorie von der Rechtmäßigkeit der Revolution 
und wie alle die zahlreichen Verſuche heißen, melde gemacht wurden, um bie Nedhte der ein: 
zelnen ver Macht des Staats und des Trägers jeiner Gewalt gegenüber ſicherzuſtellen. 

Der ganze verfaflungsmäßige oder conftitutionelle Staat, wie er die gegenwärtige ultur: 
welt unter verſchiedenen Kormen beherricht, ift nichts anderes ald daß zeitgemäße Product dr 
mächtigen Wirkjamfeit der ewigen und allgemeinen Idee der Legitimität. Hervorgegangen 
aus der allmählichen Entwidelung Europas unter ven Einwirkungen des Nachlaſſes des ganzen 
Alterthums, des Chriftenthums und des germanischen Volfselements, ifi der moderne Gonftitu: 
tionalismus feiner wahren Idee nah (alfo abgelehen von feinen verſchiedenen Formen) da 
Ausdruck für die harmoniſch-organiſche Einigung der Menſchen im Staate und im Völkern: 
fehr, für den Schug allen und jeden Rechts, aljo überhaupt für einen im Vergleich zur Altın 
Melt neuen Charakter des rechtlichen Bandes unter ven Menſchen. Die nie unterprüdbern 
und thatfählid überall ſich geltend gemacht habenden Ajpirationen ver individuellen Freiheit 
und Berechtigung, joweit jie unbeſchadet, ja wegen des organifchen ftaatlihen Dajrine befieben 
fönnen und müffen, hat der Conſtitutionalismus zuerft in vechtlihe Form gebracht und if jomit 
der Träger des Legitimitätöbegriffs im weiteften und wahrften Sinne ded MWortd geworten, 
da feine Idee wenigftens von Rechts wegen auch die nölferreiptlichen Beziehungen ver faſt durch⸗ 
weg bereitö conftitutionellen Eulturftaaten beherrſchen muß. Der Gonftitutionalismne iR et, 
der dem natürlichen Rechte der Freiheit der Perſon und des Eigenthums nad) allen benfbarrn 
Richtungen hin den Charakter eines legitimen, d. h. juriftifchen Rechts verleiht und demgemi 
alle einzelnen Gebiete des Rechts durchdringt, wie Dies z. B. aus der conſtitutionellen Organ: 
fation der Gerichte und deren Verhältniß zu den Verwaltungsbehörden, aus den neuen Eiral: 
und Gemeindegefegen, aus den gefeglihen Beftimmungen über Erpropriation, Beſteuttung, 
Militärdienſtpflicht, Minifterverantwortlichkeit u. |. w. hervorgeht. Die Idee des Conflitutie: 
nalismus ift e8 aber au, auf welche, als jeinen legten Grund, das völkerrechtliche Rihtinter: 
ventiondprincip in feinen ehrlichen wie in jeinen trügerifhen Anwendungen und Behauptungen 
zurüdgebracdt werden muß. Daß die häufigen, abfichtlich oder nnabſichtlich falſchen, rein man: 
gelhaften Auffaffungen und Formen des Gonftitutionalismus an der Richtigfeit unierer Eis 
nichts ändern fönnen, verfteht ſich von ſelbſt. 

Der verfaffungsmäßige oder conftitutionelle Staat fennt aber nicht blos die Legitimität Di 
Menſchen- und Bürgerrechte, welche legtere ausprüdli um der Erfüllung der Bürgerpfliten 
willen gegeben jind, jondern auch die Regitimität der um der Herrfcherpflichten willen beflehen; 
den wie aller fonftigen Rechte des Staatdoberhaupts, in der conftitutionellen Monardir alle 
aud ber Thronfolge und aller damit verbundenen Befugniffe. Als Recht an jich ifl dad Ihren: 
und Herrſcherrecht fein anderes Recht denn jedes fonftige Recht überhaupt und jedes pol 
Recht indbejondere. Seine Eigenthümlichkeit befteht in feinem Gegenftante und fommt um 
nach wieder nicht au ihm felbft oder feinem Träger, ſondern aus dem Staate. Wie viele m 
vatrechtliche Analogien fih auch auf daſſelbe, namentlich auf die Nachfolge darzubieten ſcheinen 
— fie müſſen alle verworfen werden, da es durch und durch von Staate, deſſen Weſen und Gm: 
fequenzen erfüllt und beſtimmt wird. Wie man nun immer, ſei ed theoretiſch oder pralliſch (" 
den Berfaflungen wie in der flantörechtlichen Praxis), das Wefen der Monarchie auffaflen mag 
die fogenannten conftitutioneflen Verfaffungen,, jeien fie nun wirkliche Charten, wie z.B M 
erſte franzöfiſche ed war, oder nicht, wie dies in England der Fall, haben alle die Thronfolge: un 
bie Souveränetätdrechte ald ihren erften und mejentlichften Beftandtheil aufgenommen. Dirt 
find alſo aud) legitime Rechte und zwar die wichtigften, weil auf ihnen die fletige und einbel 
lie Darftellung des Staais und feinet oberften Gemalt beruht. Die ununterbrodene Recht 
continuwität oder Legitimität des Throns und der Thronfolge ift demnach mindeftens ebenfo con 
— wie die irgendeiner andern Rechteſphäre — offenbar aber iſt ihre Bedeutung fi 
viel größere. 

‚ Um für die leptere Behauptung nur einige Gründe anzuführen, fo ift es Mar, daß burd 
die Unterbredung der Regitimität des Throne die größtmögliche Zahl von legitimen Zuſtaͤnden 
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in ihrem Beſtande am meiſten bedroht und durch eine That, welche ſich an ven höchſten Punkt 
im Staate wagt, der Rechtsſinn überhaupt mehr verlegt, deilen Erhaltung mehr gefährdet 
wird ald durch andere Rechtsverletzungen. Umgekehrt wird das Gelingen einer Thronummal: 
zung ber deutlichſte Beweis eines ſehr verbreiteten Mangeld gerade wiederum beffelben Sinnes, 
dei Rechtsſinns fein, deſſen eben der Ufurpator am meiften bedarf, um feinem neuen Regiment 
die nöthige Dauer und Stetigfeit zu verihaffen. Man hat oft gemeint, in einem conftitntionellen 
Staate hätten Thronummälzungen geringere Bedeutung, weil in ſolchen Staaten auf den per: 
fönligen Souverän weniger ankomme. Dies ift ein großer Irrthum, der ebenjo wenig geſchicht⸗ 
tihe Kenntniffe wie richtiges Verftändniß ded wahren Gonftitutionalismus und der Monarkie, 
veip. dee Einheitsſtaats überhaupt verrathen würde. Je despotiſcher nämlicd ein Staat, 
deſto gleihgültiger werben Thronummälzungen hingenommen, und wenn legtereö aud) in einem 
boden Maße in einem dem Namen und der Form nad conftitutionellen Staate geichehen fein 
fell, fo ift Died nur ein Beweis dafür, daß ein folder Staat feinem innern Weſen nad nicht 
conftitutionell war. Je vollkommener aber in Wahrheit ein Staat conftitutionell, der Hort 
aller Kreiheitdrechte ift, defte wichtiger wird gerade die Einheit, defto nothiwendiger die Steige— 
rung au ihrer Kraft, defto beveutungsvoller die Stellung des die Einheit und deren Kraft re- 
pröfentirenden perfönliden Souveränd. Erſcheint die Einheit des Staats und deren Darftel: 
lung durch Menſchen als allgemeines Natur: und Vernunftpoftulat, fo gilt daffelbe von dem 
Sage, daß diefe Einheit in vemjelben Maße ftärfer, ihr perfönlider Träger in demſelben Grade 
wichtiger werben muß, in weldem die Freiheit aller Glieder des Staats ſich höher fteigert. 
Ohnedies märe die einjeitige Steigerung dev Freiheitsrichtung nur einer der beiden Wege zur 
Auflöfung des Staats, von welhen die einfeitige Steigerung der Richtung auf Einheit dev an= 
dere it. Worin jene gleichzeitige Steigerung der Einheit mit der Freiheit, ver Bedeutung des 
yeriönligen Staatsoberhaupts mit der Durdführung der conftitutionellen Idee beftehe, ift an 
fi für diefe Behauptungen gleihgültig, wie wichtig ed auch für dad praftifche Leben eines 
Staatẽ erſcheint, daß dies richtig erfannt werde. Die Größe jener Bedeutung kann aber be: 
greiflich nicht darin gefunden werben, dap der conftitutionelle Fürft in Art und Umfang diefelbe 
oder eine noch größere Macht übe wie ein nichteonſtitutioneller, jondern eben darin, daß er dad 
verfaftungämäßige Oberhaupt eined verfaffungsmäßigen Staaıs ift. Deögleihen Fann ver 
Werth dei Eonftitutionalidmus für die Staatdangehörigen nicht dadurd) bemeffen werden, daß 
man verfhiedene Freiheitszuſtände nihtconflitutionellev Staaten mit denen eines conftitutio- 
nellen Staats vergleicht, jondern einfach darin, daß dieſe Nechte eben conftitutionell, und zwar 
nicht blos formell, ſondern materiell: conftitutionell, d. h. der treue Ausdruck der organiſch-har— 
moniſchen Entwidelung bes betreffenden Staats find. 

Die Legitimität des Thronrechts bietet nun freilich, infolge ded angegebenen beſondern 
Ebarakters deſſelben, manche Eigenthümlichkeiten var. Das Thronrecht fteht vor allem ganz 
ifolirt im Staate; feiner Natur nad fann es fi mit andern gleihen Rechten nur außerhalb 
des Staard vergeſellſchaften und ift demnach ſtaatsrechtlich ungeſellſchaftlich. Dazu kommt, daß 
durch das Thronrecht die letzte legitime Entſcheidung aller ſtaatrechtlichen Fragen unter Beob— 
achtung beſtimmter, mehrerer oder minderer geſetzlicher Schranken auch in conſtitutionellen 
Staaten einer einzelnen phyſiſchen alſo nicht unfehlbaren Perſon zuſteht und zuſtehen muß. 
Allein jene Iſolirung des Thronrechts iſt nur eine ſcheinbare, weil eben der conftitutionelle 
Thron die Eigenſchaft alles conftitutionellen Rechts, nämlich vie eined harmonijc = organifchen 
Rechtẽ theilt und fomit auf der Geſchichte und vernünftigen Sympathie des Volks beruht, ohne 
bag er deshalb ver Vortheile entbehrte, welche die Pietät des Volks und ausgezeichnete Berfön: 
lichkeiten michtconftitutionellen Dynaftien gemähren können. In der Vergeſellſchaftung des 
Thronrechts mit fremden Thronrechten liegt aber ein Band ded Staats ald jolhen mit andern 
Staaten, die perfönlidhe Vertretung dieſes Bandes, und darin die Möglichkeit einer praktiſchen 
Legitimität im Völkerverkehr. Der erwähnten, nur fheinbaren Iſolirtheit des Thronrechts im 
Staate dient als hinreihended Gegengewicht die innerlich gleiche Natur diejed Rechts mit allen 
pelitiſchen Rechten, nämlich dev Charakter der politiſchen Pflicht, der gewiflenhaften Ausübung 
um des Staats, des ewigen organiſchen Gemeinweſens willen, einer Pflicht, die jedem Staats— 
angebörigen eine je nach feiner Stellung und Fähigkeit verſchiedene, dem Maße nad aber rine 
serhältnigmägig gleiche Auflage macht, ihren idealen Anforderungen gemäß übrigend weder von 
den perfönliden Souveränen, noch von den übrigen Staatdangehörigen je mit abſoluter Vollkom— 
menheit erfüllt wurde oder je erfüllt werden wird. So menig aber der Rehrebeftand überhaupt 
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in einem einzelnen Staatdangehörigen fofort verlegt oder gar aufgehoben wird, meil er in for: 
mell untadelhafter Ausübung feiner verfaffungsmäßigen Rechte die fragliche politische Pflicht 
ganz oder theilweife, erweidlicher = oder nicht erweislichermaßen unberückſichtigt ließ, fo wenig 
kann eine in Ausübung des Thronrechts gefchehene Verlegung verfaffungsmäßiger Rechte, felbft 
die ungweifelaftefte und ſchädlichſte, an und für ſich allein die Legitimität jenes Rechts an ſich 
vernichten, beziehungdweife ven Verluft oder die gewaltthätige Entziehung deflelben legitimi- 
ren. Damit foll aber nicht gefagt fein, daß eine ſolche Berfaffungäverlegung deshalb ſelbſ 
legitim fei. Im Gegentheil, nichts kann illegitimer fein, nichts wird von einem Volke mit 
lebendigem Rechts- und wahrhaft monarchiſchem Sinne für rechtömwibriger gehalten als eine 
Verlegung ded Rechts, weldes ja aud die Baſis feines verfaffungsmäßigen Throns jelbf 
it, vom Throne aud. 

Daher erflärt ed ſich, warum die neuen Verfaffungsgefege jo großen Werth auf die verfai: 
fungsmäßigen Schranken gegen willfürlie Ausübung der Souveränetätsrechte legen. B. Con— 
ftant geftebt (a.a. D., I, 313) zu, daß er überall nur „barrieres‘’ fuchte „contre l’autorile 
d’un homme”, und viele haben ihm darin nachgeahmt. Aber wer nur Barrieren ſucht, wird aus 
nur foldhe finden und trogdem nie über die Gonfequenzen ver politifchen Souveränetät, der Roth⸗ 
wenpigfeit eines befinitiv und ohne Appellation formell entfheidenden legten durch Menſchen 
zu ſprechenden Wortes binausfommen. Aud im Staate muß jede Gontrole ein Ende finden, 
und unmwillfürlid fällt einem Juvenal's Vers: „Pone feram, exhibe; sed quis custodie 
ipsos’’, ein, wenn man fiebt, wie viele das Heil des Staats darin ſuchen, über den Höchſten immer 
wieder einen Höhern zu fegen. Aus politiſch-rechtlichen Gründen gilt, mutatis mutandis, von 
dem Fürften, was aus fittlihen Publius Syrus (18, ed. Ribb., S. 262) von dem Ber: 
wandten fagt: „Ames parentem, si aequus est, si aliter, feras.’’2®) 

Stellt ih nun die Legitimität als der abjtracte, auf alle Nechtöverhältniffe paffende und an: 
zumendende Begriff der Recht- oder Gefegmäßigfeit heraus, erſcheint ferner der Begriff der te: 
gitimität ald ein Grundbegriff des menſchlichen Geiftes, der ſich nur je nad den Grundar- 
ſchauungen von der Duelle allen Rechts verſchieden äußert, nie aber, weil er ein Ideal enthält, 
vollkommen realijirt, fondern nur immer aufd neue möglichft vollkommen, immer höher ange: 
ftrebt werben kann, fo folgt, daß feine Zeit, fein rechtliches Verhältniß ohne den Legitimitätd: 
begriff gedacht werben könne, und daß deffen richtige Auffaffung und Feſthaltung bei allen Ber: 
änderungen, welde die Entwidelung der Völfer mit ſich bringt, von der größten Widtigfeit, 
ja um fo wichtiger fei, je größer und zahlreicher die Veränderungen der rechtlichen Zuſtände In 
einer beflimmten Zeitperiode erfcheinen. 

Die Baſis oder Urquelle allen Rechts in den gegenwärtigen Eulturftaaten befteht gleichſan 
in einer höhern Zufammenfaffung und principiellen Begründung aller für einen Staat beit: 
henden Rechte in einer oder mehreren Urkunden, welche man die VBerfaffung des Staats nem! 
Infolge defſen erſcheint legitim Heutzutage als identiſch mit allem, was auf der Verfailung k- 
ruht, der Berfaflung gemäß oder dod nicht zumiber ifl. Durch die völkerrechtliche Anerkes; 
nung der gegebenen Staatsbeflände ift die innere Untrennbarfeit des privat und Öffentl: 
rechtlichen Legitimitätsbegriffs von dem völferrehtlihen hinreichend vargethan. 

Menn nun der unfhägbare Werth eines wahrhaft legitimen Zuftandes am entſchiedenen 
damit bezeichnet wird, daß man fagt, er fei die weſentlichſte Bedingung der innern Sicerbi 
und äußern Unverfeglichfeit ver beftebenden Staaten, der Beſtimmtheit, Sicherheit eined jeden 
Rechts, alfo jeden Bandes unter ven Menſchen, folglich auch jeden friedlichen Genuſſes, jet! 
frievlihen Schöpfung, jeden friedlichen, organischen, wahren Fortſchritts — fo ergibt ſich a 
das Mittel feiner Erhaltung ganz von felbft: die Achtung vor jedem Recht, die gewiſſenhaft 
Erfüllung jeder Pflicht, over für das ſtaatliche Regiment das ſtreng verfaſſungsmäßige Regie 
von oben, und für die völkerrechtlichen Verbältniffe die Fefthaltung der allgemeinen ſittliches 
und rechtlichen Prineipien wie der eingegangenen völferrechtlichen Verträge 20), beides aud In 


28) Ahnlich äußert ſich Livius (Hist., 27, 34, 14): „Ut parentum gaevitia, sic patriae patiendo 
ac ferendo lenienda est”; und Guizot (Pourquoi la revolution d’Angleterre a-t-elle reus' 
S. 60): „Ce ferme bon sens (qui est lintelligence politique des peuples libres) . . . consiste ? 
reconnaitre les biens essentiels, qu'on veut conserver, et ä s'y attacher invariablement, 
supportant les inconv£nients ui les accampagnent ou en renongant aux desirs qui pourraien! 
les compromettre.‘‘ 


re Intervention und das Ende des zweiten Teils von Held, Staat und Geſellſchaft (Ber 
zig 3). 
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Beziehung auf etwa nothivendig werdende Neuerungen, endlich, für die Unterthanenverhältniffe, 
die warme und aufopferungsfähige Hingabe an die Verfaffung, die gewiflenhaftefte Erfüllung 
der politifhen Pflichten ſowol bei Ausübung der zu diefem Zwecke gegebenen politifchen Befug— 
niffe wie bei Geltendmadhung aller individuellen Rechte, das rechte Maß in Behauptung des 
Beftebenden und in Nachgiebigfeit gegen das Werbende, die Enthaltung von jeder Erwiderung 
ded Unrechts mit weiterm Unrecht, namentlich mit unrechter Gewalt, und endlich die Fefthaltung 
der rechtlichen Unverantwortlihkeit ver Berfon des Staatsoberhaupts. 

Die vollſtändigſte und freiefte Einheit zwifchen dem Fürften, refp. ver Negierung und dem 
Bolfe ift die ftärffte Begründung und zugleich die vollfommenfte Wirkfamfeit oder Urſache und 
Kolge, Baſis und Erhaltungsmittel der wahren Legitimität. 3. Held. 

Lehnmweien und Lehnrecht. Nachdem das Lehnmefen für ein Jahrtaujend die eigent= 

Ihe Grundform des geſammten gejellihaftlihen Dajeind der meiften modernen Eulturvölfer 
abgegeben und eine Literatur erzeugt hatte, welche an Umfang und innerer, detaillirter Durch— 
Öldung von der Literatur feiner rechtlichen, politifchen oder ſocialen Inftitution übertroffen 
Wird, kam eine Zeit, in welcher e& zum guten Xon gehörte, ven Feudalismus nur ald den Träger 
aller Berfiniterung, Verdummung, Vergewaltigung und nationalen Galamitäten zu bezeich— 
nen, ihn ald Schlagwort zur Didcreditirung und rückſichtsloſen Vernichtung alles geihichtlich 
Dergebrasten zu gebrauhen und namentlid alle politifche Reaction mit ihm zu bezeichnen, alle 
Revolution aus ihm abzuleiten und zu rechtfertigen. Unterdeffen hat aber doch die Wiſſenſchaft 
Heaufgehört, vem Feudalismus als einer der merfwürbdigften, verbreitetften und ebenſo uner: 
gründlich tief wurzelnden ?), wie in mannichfaltigen Bormen fi fund gebenden Erjgeinungen 
in der Entwickelungsgeſchichte ver Menjchheit und der einzelnen Völker ihre leidenſchaftsloſe, 
unermübete Aufmerkfamkeit zuzuwenden, und während fie in der Erkenntniß deſſelben nad 
Wen Berhältniſſe fortzuichreiten ſchien, nad welchem die Reſte des Lehnweſens und Lehn— 
ms aus unjern beſtehenden Einrichtungen verſchwanden, während ferner mit Hülfe der 
ichen Nejultate die Überzeugung immer weitere Kreife erfaßte, daß die Zeit des 
Fruballämus dahin und feine Repriſtinirung eine Unmöglichkeit jei 2) — hat überhaupt eine 
ruhiger Würdigung des Lehnweſens vlaggegriffen, wie dies gewöhnlich in vemfelben Maße 
hieht, in welchem eine Erſcheinung den Intereffen und Kämpfen ded Tages entrüct worden 
und in die Zahl ver nur mehr hiſtoriſchen Erfheinungen eingetreten if. 

Zu den wichtigften Reſultaten der neuern und neueften wiſſenſchaftlichen Forſchung über 
dad Kebnweien gehören aber folgende an die Spige unferer Unterfuhung zu ftellende Sätze: 

1) Der Beudaliömus ift Feine ftreng nationale, nur diefem oder jenem Volke national: 
Ayemtbümliche, fondern unter gewillen Borausfegungen, eine allgemeine Dajeinsform, wenn: 
Ad dieielbe natürlicherweiſe bei jedem Volke ihre eigene Ausbildung und Geſchichte hat.?) 

2) Laffen ih auch Fälle nahweiien, in denen der Feudalismus als ein von einem Volke 
Dmeits ausgebildetes Syſtem durch eben dieſes Volk auf andere Völker übertragen wurde, laffen 
NS ferner bei jedem Volke gewiſſe äußere Momente der Entftehung und Weiterbildung des 

mus hervorheben, jo ericheint derſelbe doch ver Hauptjache oder feinem innern Weſen 
nah allenthalben als etwas aus ven Geſammtzuſtänden natürli Hervorgegangenes, Gewor— 
Bemeö;niht Gemachtes. 

9), Der Feudalismus und das Lehnrecht find daher immer in einer beflimmten Periode des 
alien Volks vie Träger feiner volitiihen, ſocialen und privatrechtlichen Geſammtzuſtände, 
Seiner nationalen Rechtsanſchauungen, obgleich fie aus wefentlid andern frühern Zuftänden 





) Montesquieu, Esprit des lois, IV, 1. 
BD) Für ganz Frankreich wurde der Keudalismus in allen feinen Reften und freilich auch ſammt vies 
in niöhtfendalen Verhältniffen aufgehoben in der denfwürbigen Nacht des 4. Aug. 1789. Portugal hat 

einen mit Reuballaften beichwerten Bauernitand, Spanien nicht mehr. In England beſtehen noch 

tfeubale Kormen. Die feudalen Laſten des Heinen Grundbefiges aber find in neuefter Zeit felbft in 
meiftlens verſchwunden. Im Königreidy Sardinien ift, nachdem 1837 ein Grundentlaftungs- 
gefeh ag war, unterm 21. Mai 1838 die Auflöfung fänmtlicher Lehnverhältniffe verfügt 
worden. In Deutichland ift die Aufhebung, refp. Ablöjung des Lehnverbandes in vielen Staaten mit ben 
vuen Grundentlaftungsgejegen eingeführt. Bol. z.B. das bairifche Gefeg vom Jahre 1848, das ſachſen— 
ultenburgifche Gefeg vom 1. April 1851 u. ſ. w. Bine theilweiie Aufhebung des Lehnverbandes in Oſter⸗ 
eich erfolgte durch das Geſetz vom 17. Der. 1862. 

3) Gondorcet, Esquisse d'un tableau historique de l’esprit humain, ©. 47 fg. Vollgraff, Erfter . 
derjuch, II, 822. Laurent, Etudes sur l’'histoire de l’humanite, Vil, 500, 614, 624. taboulaye, 
Necherches sur la condition des femmes, &. 304 fg. 
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hervor-, in weſentlich andere neuere Zuftände übergegangen jind. Demnach ericheint auch der 
Feudalismus und jein Recht ald eine derjenigen geihichtlihen Formen, innerhalb welder die 
Völker e3 verfuchen, die Harmonie ihres ganzen irdiſchen Dafeind und die Audgleihung der 
Poſtulate der Freiheit und der Ordnung zur Darftellung zu bringen. Die Entftehung, Aus: 
breitung und allmähliche Auflöfung des Feudalismus mußte deshalb aber aud im wejentlichen 
diefelben Griheinungen, Kämpfe, Leidenſchaften, Barteibildungen u. ſ. w. mit ſich bringen, 
welche niemals im Geleite ver Entwidelung alles erfaffender Dafeinsformen zu fehlen pflegen. 

4) Die wiſſenſchaftliche Beurtheilung des Werthes des Feudalismus kann nicht einfeitig 
von deſſen guten *) oder übeln 9) Seiten, etwa nad) den Standpunfte einer beſtimmten Zeit oder 
nad ven Verbältniffen eines beftimmten Volks, ebenjo wenig von den im Geleite jeiner Ent— 
widelung und feines Abfterbens an den Tag tretenden Aus: und Entartungen oder von den 
Übeln ausgehen, welde mit ven unter 3 erwähnten Kämpfen verbunden waren. An jich 
notbwendig abfolut unvollfommen und dem Wechſel der Fortbildung unterworfen, wie jede 
äußere Dafeinsforn, kann es jih nur darum fragen, ob der Feudalismus relativ ein Fortſchritt, 
ein Glied in der organijchen Kette wahrer Fortſchrittsbewegung geweſen jei. 

Die Entftebung des Lehnweſens ift nur bei Völkern germaniſchen Urſprungs Gegenitand 
wiſſenſchaſtlicher Forſchung geweien, wie überhaupt das Lehnwejen bei aller jeiner DVerbreis 
tung über viele andere Nationen, nur bei jenen eine befonvere wifjenichaftlihe Bearbeitung 
gefunden hat. 

Ebendeshalb dürfte ed gerathen fein, die Entſtehung des Lehnweſens einmal von einem 
allgemeinen Standpunkte aus zu verfuchen, möglid, daß dann auch auf die noch immer unent⸗ 
jchiedene Frage von der Entftehung des germanischen Feudalismus einiges Licht fiele. 

Mollen wir nun vorläufig davon abſehen, daß man jogar bei den elaſſiſchen Völkern 
Spuren oder doh Analogien ded Feudalismus zu entdecken glaubte, foll ferner nicht gerade 
ein enticheidendes Gewicht darauf gelegt werden, daß der Feudalismus außer Europa meift nur 
bei großen und zahlreihen Völkern gefunden wird, jo viel ift gewiß, daß bei jedem Volfe, wenn 
ed aus dem Zuftande ver Wildheit, Ungebundenheit, Unftete, des friegeriichen Nomadenthums 
durch das Gelingen einer bedeutenden, namentlich über große und cultivirtere Bölfer rich er: 
ſtreckenden, eine gewiſſe Anfälligkeit auch der Sieger mit Tich bringenden Eroberung beraud — 
und damit in mwejentli neue, Neuerungen mit ji bringende Zujtände eintritt, eine eigen: 
thümliche und zwar für alle ſolche Fälle in weientlihen Dingen gleiche Situation plaggreirt. *) 

Je weniger die jiegreiche Maffe jelbft in jih organisch verbunden oder überhaupt Träger 
einer alten, feften, einheitlichen politiichen Verbindung ift, je geringer ihre Zahl im Verhältnis 
zu dem eroberten Land und Volk ericheint, je niedriger ihre Cultur im Vergleich zu der ver 
Befiegten jich ftellt, deſto entſchiedener müſſen nahftehende Erfheinungen hervortreten: 1) Das 
eroberte Land wird ſammt feinen Volke ald durch Occupation?) der Geſammtheit der Sieger 
erworben 9), gleichſam als deren Eigenthum, ald Gegenftand ver Herrſchaft ver Geſamuitheit, 
als ven Sieger in feiner Geſammtheit zugehörend, dienend, betrachtet. Um den möglichiten 
Nugen daraus zu ziehen, wird irgendeine Art von Vertheilung ver gemeiniamen Beute ſtatt⸗ 
finden, bei welder, infolge ded Princips der proportionellen Gleichheit, ver Größe nah wer: 
jchiedene Theile, vem Antheil an dem Eroberungswerfe entſprechend, vorkommen fünnen, ver 
Antheil des Anführerd oder der Anführer aber um jo größer jein wird, je mehr jeine Ober— 
hauptſchaft bereits politifch geartet und vemnah auch geeigenſchaftet war, den Anſpruch auf 
Hortjegung der bisherigen Obrigkeit des eroberten Landes und alſo auch des Eintritt im et: 


4) Raferriere, Essai sur l’'histoire du droit frangais (zweite Ausgabe, Baris 1859), 1, 265. Laurent, 
VIL, 173 fg., 399, 405. Derſelbe, L’eglise et l’etat, I, 37. Lafteyrie, 1,59, 324 fg., 328, 330. Biltebar: 
douin, De l'hérédité, ©. 127. Guizot, Civilisation en Europe, ©. 98 fg., 99 fg., 103, 109 fg., 118, 
202, 268, 278 und Histoire des origines, I, 206 fg. und 210. Levaffeur, I, 162 u. 170. Denis 
Histoire des theories et idees morales dans l’antiquite, II, 447. Roth v. Schredenftein, I. 103 u. 
146. Deutfche Vierteljahrsfchrift, Heft 88, S. 18. Auch Sugenheim erkennt wichtige gute Seiten des 
Feudalismus an in feinem Werke: Geſchichte der Aufhebung der Leibeigenfchaft (Petersburg 1861). 

5) Vgl.z. B. Du Eellier, Histoire des classes laborieuses, S. 82 fg. u.215. uaferrisze, I, 54 u. 
288. Gin anderer franzöflicher Schriftiteller jagt einmal: „Abjection et pauverte est l'etat, qui ac- 
compagne partout le despotisme et la ſéodalité.“ Laurent nennt a.a.O. das Bapittbum das politi- 
{de Dan —— (VIl, 421, 423, 426 fa., 435, 446). Buckle, Geſchichte der Civiliſation, 

“od. I; il, 9. 
6) Bollgraff. Bd. II, $$. 157, 164, 253 fg., 288, 368 fg.: Bo. II, $$. 46 u. 158. 
7) Held, Staat und Geſellſchaft, IT, 208 fa., 231, 237, 8) Bude, Bo. I; II, 101 fg. 
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waiges Staatsgut oder in das Vermögen einer geſtürzten Dynaſtie, wie überhaupt im derelin— 
quirte Beiigungen zu begründen. 2) Die Beflegten werden zunächſt ebenfo wie die Sieger 
diefelben bleiben, nur dap erflere um jo mehr gedrückt erfcheinen müffen, je mehr fe blos der 
rohen Gewalt unterlegen, die legtern dagegen, vorerft wenigftend, ihre frühere Lebensweiſe 
nur um fo zügellofer und auf Koften der Beilegten gefteigerterer fortzuführen bedadıt find. ?) 
3) Wie dent aber fei, jelbft in dem denkbar günftigften Verhältniffe zwiſchen Sieger und Be- 
jiegten wird das alte und ewige „vae viclis’ fein Recht behaupten, ein Drud und Gegendruck 
im Innern ſtattfinden und demnach, abgeſehen von äußern Gefahren, das Bedürfniß für die 
Sieger vorhanden ſein, ſich der Waffe nicht zu entwoͤhnen und auch fortan zuſammenzuhalten. 
Der natürliche Gintrittspunft erſcheint aber in derjenigen Perſon gegeben, die, nicht ohne 
irgendeine eigene Autorität an die Spige der Sieger gekommen, durch ven Sieg jevenfalld ent— 
weder eine neue Autorität erlangt oder die alte erhöht und gefräftigt hat. Allein dieſer höchſt 
urſprünglichen Form einer Art von ftaatlihen Einheits- und folglih auch Gentralifations: 
und Orbnungsdrang dient die frühere Gewohnheit und Sitte einer jedenfalls größern Unge— 
bundenheit oder doch geringern Stetigfeit ded Bandes um jo mehr ald Gegengewicht, je mehr 
fe eben durd die infolge dev Eroberung den Siegern zugefallenen bedeutenden Ländereien 
genährt werden muß und je genußreicher fie unter viel geringern Opfern fih ausbeuten laſſen 
zu wollen ſcheint. 

Die Wirkung von alledem kann vorerſt feine andere fein als die, daß einerfeitd jeder von 

den Siegern jeine Selbftändigfeit nicht nur zu erhalten, ſondern aud den neuen Verhältniſſen 
entiprechend zu ſteigern fucht und rechtmäßig ſuchen fann, daß ſich aber doch aud alle gleihfam 
zu einer twechielfeitigen Garantie dieſer neuen jhon fait territorialen Selbftändigfeit perfönlich 
frei unter dem Könige, dem „primus inter pares”, verbinden. Sieht man ab von zur Be: 
thätigung diefer Verbindung auf Koften der Freiheit und Selbftändigfeit zwingenden Noth— 
Händen, von der thatfählih ausgeübten Macht großer königlicher Berfönlichkeiten, von dem 
unbeflimmten und unbeftimmbaren Einfluſſe alter Stammes: und Familienzufammengebörig- 
feit und endlich von der äußerlich wenigſtens ganz freien, natürlich aber oft jelbitfüchtigen per— 
fönligen, den alten Gefolgihaftäwejen ohne Zweifel verwandten Hingabe an den König, To 
wird man zugeben müſſen, daß durch eine derartige Eroberung unter den angegebenen Vor— 
ausfegungen mehr die Verbältniffe einer Art von Conförderation, oder die Entitehung einer 
Mehrheit rechtlich ſchwach verbundener Kleinftaaten ald die eines natürlich angelegten einzigen 
Einbeitäftaats gegeben jind. Die an den einzelnen Siegern hängende und durd den Sieg 
noch gefteigerte Freiheit und Selbfländigfeit theilt fich den ihnen zugefallenen, verhältnigmäßig 
immer großen Rändertheilen injofern mit, als vdiejelben gleihjan eine im Verhältniß zum 
Ganzen centrifugale, für ſich felbit aber eine neue individuelle, centripetale Richtung bekommen 
müjrfen. 

Man kann ohne Bedenken jagen, daß dieje Gutwidelung um ſo auffallender und untwider- 
ſtehlicher eintreten werde, je größer die Eroberung und je univerfaliftifcher und erhabener die 
Idee des auf fie neugegründeten Neichd, je geringer die Zahl und, in der Mafle wenigftens, die 
Bildung des ſiegenden Volks ift. 19) 

Ein ſolches Bolf erſcheint nämlich einerſeits durch die Umſtände und nach der Idee der lei— 
tenden Perſoͤnlichkeiten unter die Herrſchaft eines Staatsgedankens geftellt, zu deſſen Verwirk— 
lichung unter den gegebenen Verhältniſſen und bei dem Bildungsgrade, der ganzen Geſchichte 
bed Volks, ver Hauptſache nah es an allen Vorbedingungen fehlt. Dazu fommt noch, dap der 
Gegenſatz zwifchen ven: frühern und dem neuen Zuftande fat ohne alle Bermittelung eintritt 
und ſonach die trennenden Elemente nur um fo fchärfer hervortreten, um fo mächtiger ein— 
wirfen, 

So iſt Denn namentlich die auf der alten Sitte rubende und durch — neuerworbenen ver- 
haͤltnißmäßig immer bedeutenden Landbeſitz geſteigerte perſönliche Selbſtändigkeit des freien 
Mitglieds des ſiegreichen Stammes durch den dem Anführer geleiſteten allgemeinen, ſeinem In— 
balt nach wenig beſtimmten Treueeid keineswegs in dem Maße ſtaatsrechtlich modificirt, wie es 
für die Grundlage eines neuen Großſtaats erforderlich wäre, wahrend zugleich die ganze 
Stellung feines Oberhauptd jo unbeftimmt ift, daß die Freiheit der mit ihm verbundenen 


9) Guizot, Histoire de la civilisation en Europe, ©. 200 u. 232. 
; 10) Bollgraf, Bd. HI, S. 147, Note d, und $. 56, Notee, 8.375 fg. Sraur, Memoires, I, 434 fg. 
aurent, I, 417. | 
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Glieder und die Leiftung der von ihnen verfprochenen Pflichten, nanıentlic bei der Neuheit und 
Nichtvorherſehbarkeit ver meiften Berhältniffe, zunächſt von den Einwirkungen der Noth, von 
dem guten Willen, von ven individuellen Eigenfhaften der nothwendig ſtets wechſelnden Per- 
fönlichfeiten abhängig erſcheinen muß. 

Hieraus erflärt ed ih, warum im neuerer Zeit immermebr die Anſicht plapgreift, daß die 
erften von den germanifchen Völkern gegründeten fogenannten Staaten, injonderbeit auch der 
fränfifche, eigentlich nur Gonföderationen von rechtlich fehr ſchwankendem Charakter geweſen 73), 
und daß die Analogie unferer feftbegründeten, ausgebildeten Einheitäftaaten auf dieſelben 
gänzlich unanwendbar fei. Der Hauptſache nach war jeder auf feinem freien Alod König; 
feine Pflichten für das Ganze waren vertragsmäßig frei eingegangene und hingen rechtlich von 
feiner eigenen Interpretation und namentlid davon ab, daf ihre Erfüllung die perfönlichen 
Intereffen nicht benachtheiligte. Die Verſuche einer einheitlichen Organifation des ganzen 
Landes, jeiner @intheilung in Amtöbezirfe u. ſ. w. fcheiterten daher bei der Durdführung an 
der Geſammtheit der realen Verhältniſſe. Das Königthum jelbft war aber auch noch in feiner 
Weiſe ſtaatlich eingerichtet. Seinen weſentlichſten Machtelementen nad rubte ed entweder auf 
den großen der Eöniglichen Familie gehörigen Befigungen oder auf dem Bunde mit der Kirche, 
ftand alfo in erfterer Beziehung ver jelbitändigen Herrſchaft des freien Mannes über fein Be: 
igthum glei, während es mit der Kirche und für fie, ja fogar gegen fie erft um die Anerken— 
nung feiner eigenen Bedeutung fämpfen mußte. 

Unter ſolchen Umftänden bedarf es überall, joll die neue politiihe Schöpfung auch nur 
einigen Beftand gewinnen, eigener Mittel dazu und zeigen ſich dieſe 1) in der innigern, feftern, 
nähern perjönlihen Verbindung von Perfonen aller Art, namentlih von amdgezeid- 
netern, in die neue Staatsidee mehr eingehenden PVerfönlichfeiten, mit deren Träger, dem 
Könige; 2) in der engern Verbindung der Intereflen des Königthums mit den materiellen 
Intereſſen ver freien Leute. 

Beide Mittel können, jedes für ſich jelbftändig, in Anwendung gebradt, d. b. #6 können 
Verbindungen eingegangen werben, bei denen das perfönlide, und foldhe, bei benen das mate- 
rialiftifche Element überwiegt. So war z. B. zu Verbindungen der erftern Art für Die Orr: 
manen ein Vorbild in den alten Befolgfhaften gegeben, und fowol in dem germanifchen Na: 
tionaldarakter ald aud) in den gefammten Verhältniſſen ver Zeit mancher Grund vorhanden, fie 
unter entſprechend mobificirter Form wieder aufleben zu laffen. Wie fehr wir aber den hößern, 
edlern Inhalt jammt Motiven für derartige perfönliche Verbindungen (commendatio, trustis, 
daher antrustiones) anerfennen, fo müſſen wir doch davor warnen, fie bloß als ibeal-ipiritua= 
liftifch belebte Verbindungen anzufehen; denn ohne Zweifel hat auch manches materialiftifche 
Element, der Glanz und das Wohlleben des königlichen Hofes, die mit der Stellung des 
antrustio gefteigerte Würde und Macht, die Möglichkeit, ſich durch dieſelben zu bereichern u. |. m., 
namentlich bei nicht grundbeſitzenden und unfreien Berfonen, zum Eingehen diefer Verhältniſſe, 
wie ehedem zur Gründung von Gefolgſchaften, mitgewirkt. Kür das zweite Mittel, wenn «6 
, für fi allein in Anwendung kommen follte, bot ſich aber durch die Eroberung ein Material 
maffenhaft dar, welches vor ihr, vor der Anfälligkeit, auf der Wanderung, während bes no= 
madiſchen Zuftandes, gänzlich fehlte, nämlich der Grund und Boden, die reihen Ländereien ver 
föniglien Familie. Der Wunſch, dad Bedürfniß des Königs, fie nit nur privatredhtlich, jon- 
dern auch politifch zu verwerthen, ein Wunſch, welcher bei dem damaligen Ineinanderfließen 
des privaten und Öffentlihen Rechts überhaupt nicht auf fireng gefonderten Wegen hätte reali: 
firt werben fönnen (jo dienten z.B. bie Revenuen der föniglichen Befigungen auch zur Be: 
friedigung deſſen, was man jegt Staatöbebürfniffe nennen würde), und der Wunſch vieler aus 
dem Volke, Landbejig zu erwerben oder den erworbenen zu erweitern, famen ſich wechſelſeitig 
entgegen, und fo mochte ed anfänglich nicht nur antrustiones geben, die vom Könige fein Land 
(wol aber andere Vortheile) hatten, wie mit Land beſchenkte (beneficiati), welche zum Könige 
nicht im Antruftionenverhältniffe (ficherlich aber in der allgemeinen Treuepflicht) ftanden, fo: 
daß alfo auch bei den älteften Beneficiarverhältniffen ein gewiffes durch das beneficium gevabe 
zu firirendes und zu hebendes, ideal-ſpiritualiſtiſches Element nicht gänzlich gefehlt haben kann. 





11) Roth v. Schreckenſtein, Reicheritterfchaft, I, 78 (unter Bezugnahme auf Stälin und Buchner). 
tafteyrie, Histoire de la politique liberale, 1, 35 fg., 47 fg., 184 fg., 212, 217, 227. @uizot, Histoire 
des origines, 1, 342. Laurent, L’&glise et !'etat (III, 74), fagt gerabezu: „Au moyen Age, ö une 
epoque ou il n'y avait pas d'état.“ 
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Wie ed nicht möglich ift, das vorherrſchend perjünliche Band der trustis genau mit dem 
Mapftabe einer unferer modernen politifhen Dienftverhältniffe zu meffen, fo muß darauf 
verzichtet werden, das ältefte Beneficiarverhältnig nad irgendeinen einzelnen beftimmten 
ſachenrechtlichen Verhältniſſe 12) unfers vollendeten Privatvermögendrehts zu beurteilen. 
Beneficium 1?) hieß zunächſt jede königliche freiwillige Bermögendzumendung an einen andern 
und konnte, auch wenn fie an Freie geſchah', unter jeder der Breiheit unfhädlihen Bedingung, 
alio ala irgendeine Art von Leib: oder Eigenthumsübertragung ftattfinden. Da aber in ihr 
ftet8 entweder eine Belohnung für befondere geleiftete Dienfte oder eine Aneiferung für fünftige 
derartige Leiftungen enthalten war, fo kann der Beneflciarnerus vom erften Augenbli an 
nit lediglich ald ein privatrechtliches, fondern muß auch, und zwar vorherrfchend, als ein politi- 
ſches Band betrachtet werben. 

So ſehen wir bereit nicht nur einen Reſt der alten Gefolgſchaftseinrichturg !*) und viel- 
leiht auch Refte, Erinnerungen, Analogien der römifchen beneficia imperatoria 15), fondern 
namentlich Königthum und Volköfreiheit in alter und neuer Weife, inmitten der Gefammtheit 
der durch die Eroberung entſtandenen Verhältnifle, am Werke, eine zeitgemäße Neufhöpfung 
bersorgubringen. 

Je böher man aber wiederum die perjönliche Seite des Antruftionenverhältniffes fteigerte, 
deſto mebr fehlte ihm gleihfam der Ballaft, damit es in den Regionen des ftaatlihen Dafeins 
murzeln und praftijch werden konnte. Dies gilt ganz befonders von den widhtigften Antruftio- 
nen, von den Großen und Mächtigen des Reichs, deren Reichthum und Selbftändigfeit das 
geiftige Element der trustis leicht verflüchtigen konnte und die doch aud aus vielen Gründen der 
politiih Flug berechneten Gnade des Königs am nädhften ftehen mußten. Je mehr man ferner 
obne trustis Beneflcien ertheilte, defto mehr gefährdete man die allgemeine Treue, da, je mehr 
die Mittel der Selbftändigfeit wuchſen, deſto entfchiedener die centrifugale Macht der Verhält- 
niffe zum Durchbruch Fam. Hieraus erflärtes fih: 1) Daß bald commendatio und beneficium, 
trustis und homagium 16), Treue und feudum nur zufammen vorfommen, oder, daß Feiner 
antrustio wurde, ohne ein beneficium zuerhalten, und daß feiner ein beneficium erhielt, ohne 
antrustio zu werden. 2) Daß ebenfo einerſeits die Könige ſuchten, für eine ihnen felbft mög: 

hät ungünftige Hingabe enger verbündete und abhängigere Anhänger zu gewinnen, wie vie 
Großen darauf aus waren, unter ihnen möglihft günftigen Bedingungen thunlichſt viel vom 
königlichen Gut, unbeſchadet ihrer Selbftänvigfeit, an fich zu ziehen. 7) 

Dad engere Band mit dem Könige auf der Grundlage einer befondern, nad germanifchen 
Begriffen nit anderd denn wechlelfeitig denkbaren, politifch durhdrungenen Treue und eineß, 
fe gleihfam ſirirenden, von ihr befeelten, damit unauflöslich verbundenen, alfo infofern noth- 
wendig vom Könige abhängigen Grundbeſitzthums, beide in unauflösliher Ginheit, bilden 
demnach, innerhalb ver Ruinen des Alten und des Chaos des Werbenden, ein neues Princip 

des politifch=forialen Dafeind, organisch geftaltet und organisch geftaltenn. Denn wie jedes 
wirkliche Princip des gefellfhaftlihen Lebens ſich nicht auf gewiſſe einzelne Kreife einfhränfen 
läßt, fondern allmählich alles, woraus e8 hervorgegangen und womit es in Verbindung fteht, 
durchdringen oder geradezu das Nichtdurchdrungene, Nichtdurchdringbare zerftören mußte, fo 
bat aud jenes Brincip allmählich alle von ihm erfaßten Völker, ja man fann jagen alle Völker 





12) Seid, II, 291 fg. | 

13) über Beneficium: Laurent, Etudes, V, 237 jg.; über Gefolgſchaft, Antruftionen und Feuda⸗ 
liemus: gafteyrie, I, 149; Alod und Beneflcium: Derfelbe I, 151 fg.; Commendatio, Recommen- 
datio: Waig, Verfaffungsgefchichte, IV, 153, 169, 198, 216, 319 fg. Laſteyrie I, 14, 155 fg., 207, 
234. Berhättmiß zroifchen eehm und Immunität: Waitz, IV, 243 fg. und 270 fg. Eine Etymologie von 
vassus: Guizot, Histoire des origines, ®b. I, ©. 194, Note; homo: Waig, IV, 206. 

14) Bhittips , Englifche Rechtsgeichichte, II, 4. Derfelbe, Deutiche Gedichte, 1, 395. Eichhorn, 
Staats: und Mechisgeichichte, $. 16, 119, 259, 364. 

15) De Buat, L’ancien gouvernement de la France, de l’Allemagne et de Vltalie (4 Thle., 
Haag 1758). Die Anfichten von Zadyariä findet man in der Zeitfchrift für deutſches Recht und deutſche 
Rechtswiſſenſchaft, VII, 36 fg. und in der Zeitſchrift für Geſchichte und Rechtswifienichaft des Auslan⸗ 
"#, IV, 19; die von Peters, in defien Abhandlungen aus dem Gebiete des deutſchen Privat: und Lehn⸗ 
echte (Berlin 1830), Thl. I, Heft 1. ’ 5* 

16) Der Ausdrud findet ſich auch, und zwar ſowol für Lehnstreue wie für Strafe der Belonie, im 
ingarifchen Staatsrecht. Luſtkandl, Das ungarifch söfterreichiiche Staatsrecht (Wien 1863), ©. 152. 
A 17) @uigot, Histoire des origines, I, 178 fg., 182, 185, fg. 191. Dazu: Laurent, V, 228 fg. (gegen 

oth) 
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jener Zeit, in ihrem ganzen Weſen, in allen Richtungen durchdrungen und einer langen und 
großen Zeitperiode ihren eigenthümlichen Charakter gegeben. 

Was die Könige thaten und thun mußten für den ganzen Umfang ihres faft nur eingebil- 
beten Reichs, das thaten und mußten die Großen und von ihnen an immer weiter herab alle 
freien, geiftlihen und weltlihen Grundeigenthümer thun, da fie ja aud in ihren Befigungen 
Könige waren. Wer vom König Lehen genommen, der war um jo mehr in der Lage, andern 
twieder Lehen zu geben, und vom Könige Lehen nehmen war für die damalige Zeit eine ebenio 
entfchiedene Annäherung zum flaatlihen @inheitögedanfen, wie in dem Streben der Großen 
nad Exemtionen ſowie darin, daß fle felbft auch ald Lehnsherren auftraten, das particularifti: 
ſche Gegengewicht, welches früher in dem freien alodialen Grundbefig gegeben war, in einer 
neuern Form erkannt werben muß. 

Der Zeit nad am frühbeften entwidelte ji das Lehnweſen auf romaniichem Boden, in 
Gallien und Stalien, und find und namentlich in den Gapitularien der fränfifchen Könige ziemlid 
reihe Materialien für jene Zeiten gegeben. Allein nichtsdeſtoweniger ift man bis zur Stunde 
faft über alle Fragen des älteften Lehnrechts im Streite. Es dürfte nicht ohne Interefle fein, 
jene Bunfte, über die nicht leicht geftritten werden kann, vor allem feitzuftellen. Zu dieſen dür': 
ten nun nad unferer Meinung folgende gehören: 

1) Das Beneficiar: oder Feudalweſen hatte unter den Karolingern in den romaniſchen 
Theilen des fränfifhen Reichs ſchon eine fehr große Ausdehnung erhalten. Nur wenige be: 
deutende Berfönlichkeiten biefer Theile des Reichs mögen nit Bafallen des Königs und zugleich 
Lehnsherren ihrer eigenen Vaſallen gewefen jein. In diefen Reichstheilen mochte gerade der 
Feudaliémus mit ein Hauptmittel particularer Neubildungen geworden fein, während er in 
Deutſchland, wo die Selbftändigfeit der verfchiedenen Stämme noch in vollfter Kraft beitand, 
diefe vorerft mehr gefährden, alfo auch nur langfam Boden gewinnen Eonnte,1®) 

2) Der Inhalt der beiondern Treuepflicht ericheint nur injofern beftimmt, ald a) die 
Lehnstreue weſentlich eine gegenjeitig gleiche fein jollte und b)in ihr die Pflicht lag, die daraus 
bervorgebenden Pflichten jeder andern Pflicht, die unmittelbare Prliht gegen Bott ausgenom: 
men, vorgeben zu laſſen. Ein jehr altes Spridiwort jagt jogar: „„Herrendienft gebt vor Gottes: 
dienſt.“ In der Gegenfeitigkeit und Gleichheit ver Treuepflicht 19) zwiſchen Lehnsherrn um 
Mann liegt, abgefehen von der Gemohnbeit, dem Bedürfniſſe folder Verbindungen und dem 
moraliihen Werth der Treue und deren deutſch-nationalem Charakter, das ſittlich verföhnende 
Element ded neuen Abhängigfeitöverhältnifles im Vergleiche zur biöherigen Freiheit. Natür: 
lich aber mußte bei aller principiellen Gegenfeitigkeit und Gleichheit des Treueverhältniſſes unt 
bei aller Möglichkeit, daß fich die Treue des Lehnsherrn gegen ven Bafallen bier und da auf die: 
jelbe Weife äußern konnte wie die des Bajallen gegen den Lehnsherrn, doch die Verſchiedenheit 
der ganzen Situation beider durch das Lehn verbündeter Perfonen auch mande Berichiedenbeit 
der wechfelfeitigen und gleichen Treuepflicht zur Folge haben. Der König als Lehnshert gab 
feinen Großen Würde und Bürde, weil er König war, und dieſe Großen erhöhten des Könige 
Macht und Würde, weil fie ihm mehr, ald ed außerdem herfömmlich, ergeben, weil fie ihm mad 
Lehnweiſe unterthänig oder, wie man wol fagte, „zugewandt (vgl. Zachariä, „Redte: 
gutachten, die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des gräflihen Hauſes und der Grafſchaft Stel: 
berg= Wernigerode zur Krone Preußen betreffend‘, Göttingen 1862, S. 12, 23) waren. 
Wie jehr der Lehnsverband zum Gegentheil von dem ausfhlng, was die Könige mit demſelben 
zunächſt beabſichtigten, und wie viele dieſen Abfichten entgegenftehbende Glemente derſelbe von 
Anfang an erhielt und fpäter immermehr ausbildete, unverfennbar ift, daß gerade in der 
Lehnstreue ein jehr entſchiedenes politisches Element, nämlich ver Grundſatz enthalten war, dad 
höhere, allgemeinere Interefle gebe dem niedern, fpeciellern vor und man müſſe fähig fein, 
jenem alles zu opfern. Auch die bald bemerfbaren Verſuche, ven Inhalt der Lehnstreue juri- 
ſtiſch etwas genauer zu beftimmen, jind Zeichen, daß es ſich bei denſelben nicht blos un moraliide 
Gefühle und Kräfte, fondern wirklich um einen Inbegriff politifher Prlihten und entſprechender 
Rechte im Sinne der damaligen Zeit gehandelt hat. 

3) Gewiß ift auch, daß die rein perfönlihen Treueverbältniiie bald ganz außer Übung 
famen, Beneflcien aber ohne ein joldhes beionderes perjünliches Treueverhältniß ſich höchſten? 
noch in niedern Negionen, für niedere Dienftverbältniffe finden, wo dann, unter der Analogie 


18) Bl. Held, S. 375 fg. 
19) Über deutiche Treue: Held, Staat und Geſellſchaft (Reipzig 1863), Il, 342, Note 234 
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es Lehus, andere Verhältniſſe, andere Perſönlichkeiten, andere Rechtskreiſe gegeben find. Ge: 
wiß iſt, daß das eigentliche Lehn zwei wenigſtens gemeinfreie Berionen und ein Bündniß der: 
Aben auf dem Grunde eines wechſelſeitigen Treuegelöbniſſes und einer beiden gemifle, aber 
serihiedene Rechte gewährenden Liegenſchaft vorausfegt, daß ferner dad Lehnsobject für die 
Lehnstreue ebenjo weſentlich ifl, mie dieſe das ganze Verhältniß, alfo auch die vermögensrecht⸗ 
iche Seite deffelben durchdringt. 

4) Die Lehnstreue iſt zuerſt eine Steigerung des alten, allgemeinen, für die neuen Bedürf⸗ 
niffe als nicht ausreichend erkannten Treuebandes zwifchen Anführer und Gefährten, dem 
Rönige als Oberhaupt, Magiftrat, dev neuen an ſich nur föderativen politiichen Schöpfung 
und als Triger des Einheitsſtaatsgedankens für diejelbe, und den Gliedern ver Gonföderation, 
welde durch die Realilation des föniglihen Gedanfend zu Unterthanen hätten werden müfjen. 
Der Lehuseid hebt alſo den alten Fivelitätdeid nicht nur nicht auf, jondern kann jogar andern 
Vehnäberren als dem Könige nur unbejchadet jened Eides geſchworen werben. Allein da beide 
Gide auf weſentlich verſchiedenen Rechtstiteln beruhen, jo müffen, weil jeder den ganzen Men— 
ihen in Anſpruch nimmt, durch jie Colliſionen entfteben. Lind obgleich ver allgemeine Fibelt- 
tatdeid für den Lehnseid urjprünglich präjudiviell gemeien, fo muß er jelbft, wie jeine präjudi— 
cielle Bedeutung, in Bergeffenheit gerathen, je mehr das allgemeine Umſichgreifen des Lehn- 
nerus beweiſt, dan das alte Verhältniß der reellen Entwidelung ver gegebenen Verbältniffe 
nicht entſpricht. 

5) Bon bejonderer Schwierigfeit ericheint das Verhältnig der beiden Lehneperſonen zum 
!ebnobjet. Gleichwie nah den damaligen Berbältniffen die Lehnstreue jih nur in mannid- 
faher Waffenhülfe und was ſich auf diefelbe bezog, ſowie in einer Unterwerfung unter bie 
Friedensmacht des Herrn, deſſen Jurisdiction, außern fonnte, jo vermochte unter den Limfländen 
jener Zeit nur eine Liegenichaft Gegenſtand eines Lehnverhältniffed zu werden. Dieje Liegen: 
ſchaft, jedenfalls zu dem Reichögebiete gehörig und infofern au der königlichen Gewalt unter: 
worfen, war aber fönigliches Privatgut, Domäne des föniglihen Hauſes und, wie ſchon er: 
mähnt, au zur Befriedigung der politiichen Bedürfniffe des Königs beſtimmt. Durd ihre 
Verwendung zum Lehn follte fie weder der territorialen Herrſchaft noch der angegebenen politi- 
ſchen Zwedbeſtimmung entzogen werden. Es mußte daher dem König, falls er nicht jeiner Stel: 
lung widerſprechende aljo verjchleudernde, decentraliirende, abſchwächende Verleihungen machen 
mollte, immer einiges Recht über die hingegebenen Liegenichaften verbleiben und zwar, bei der 
ewigen Intention der territorialen Herrichaft, bei der Ewigkeit der politifhen Bedürfniſſe eines 
Königthums, damals ohne Steuerrecht, ein ewiges, nicht derogirbared und unverjährliches 
Recht, welches das entiprechende Intereife der UInverminderbarfeit des Werths des Guts, der 
Sicherung der durd deſſen Verleihung beabiichtigten Leiftungen und der Wiederverfügung über 
daffelbe im Halle des Bedürfniſſes, möglichſt jücherftellte. Anfangs mochte dieſes Recht um fo 
weniger genau präcijirt worden fein, je geringer überhaupt die bewußte Einheit der nationalen 
Rechtsanſchauung, je ſchwächer der ganze politiihe Zufammenhang des fränfifchen Reiche ge: 
weien und je mebr die Berfonen ald Brineipien, die Familien und Stämme als Staaten und 
in allen Eollifionsrällen deshalb auch die Waffen ald ultima ratio decidendi galten. Seitdem 
mit der Idee des fränkiſchen Reichs als eines Einheitsſtaats die Lehen immer häufiger und po- 
litiſch wichtiger wurden, ald die Schidfale der Dynaftie und ded Reichs immer weniger von der 
allgemeinen fidelitas und immermehr von dem Vaſallenthum abhängig erihienen, als die 

Könige, meil fie entweder ihr Hausgut ſchon dahingegeben hatten oder es nicht hingeben wollten, 
darauf dachten, dad Bedürfniß Iehnbaren Vermögens in anderer Weile, 5. B. dur Gonfis: 
catiomen u. ſ. m., namentlich aber durch Benugung des reihen Kirchenguts, zu befriedigen ?®), 
dı mußte man ſowol im Interefje des Lebnäheren wie der Vaſallen, nantentlih aber auch im 
Interefie der in Mitleivenihaft gezogenen Kirche, darauf denfen, das Verhältniß der Lehns— 
verionen zum Lebndgute genauer zu beitimmen. Gmpfahl ih nad allen Umſtänden dem 
Eehnößeren zunächſt nur eine Art von leihweiſer Hingabe, jo entjprad ed der Natur aller da— 
saligen Berhältniffe, dem politifchen Gharafter des Lehns und aljo dem Intereffe des Lehns 
berem ſelbſt nicht minder ald dem des Bafallen, daß ſich ſchnell und ganz organiſch ein gewiſſer 
Drang nach Erblicfeit bethätigte. Bald jehen wir daher nur lehnweiſe gegebene Beneficien, 
die jedoch ebenjo bald die Erblichkeit beanſpruchten und auch durchſetzten. In viefen beiden 


20) Held, ©. 332. 


476 Lehnwefen und Rehnrecht 


Zügen das privatrechtlihe und das politifche Element ſcharf zu unterſcheiden ift ebenfo unmög- 
lich, wie die Lehnstreue und das Lehndgut voneinander fcharf zu trennen. 

Nach alledem ergibt ih, daß das Lehn in feinen Anfängen nichts war ald ein Verſuch, dir 
großen Kreien durch ein neues abhängiges Beſitzverhältniß, oder durch eine dingliche Begrün- 
dung, reale Vercautionirung einer befondern perfönlichen Treuepfliht, in einen dem Einheite: 
ftaatögedanfen mehr, als der biöherige vollftändig freie und ausgedehnte Alodialbefig es that, 
entfprechenden politifchen Pflichtenverband hereinzuziehen. Der Feudalismus ift feiner erften 
Anlage nad) ein ganz natürlicher Gontrecoup, einerfeitd gegen die von den großen Alodialbe: 
figungen ausgehende decentralifivende, andererfeitö gegen die eben hierdurch Hervorgerufene, vom 
Königthum angeftrebte, abfolutiftifch centralifirende Richtung. Im erfterer Beziehung lehnt er 
fi ganz natürlich an die territoriale Vergrößerungsfudt der Großen an, bie er fördert, indem 
er fie, als dad Element politifcher Zerfegung, durd) die Abhängigkeit des Befigthums gleichzeitig 
zu hemmen jucht. Inlegterer Beziehung fügt er fi auf das den Abſolutiomus fördernde po- 
litiſche Einheitsbedürfniß und fucht e8 durch das Princip der wechfelfeitigen gleichen Treue zu 
befriedigen, ohne jedoch den Abfolutismus wirklich zu nähren. So jehen wir im Lehn Pri- 
vat⸗ und Öffentliches Recht verfhmolzen, und in ver Abhängigkeit des Befiged und in der Wed- 
felfeitigkeit der Lehndtreue die den damaligen Zeiten entfprehende Form der Ausjöhnung 
zwifchen Freiheit und Ordnung, Privat: und öffentlichem Recht. Damit war aber auch dem 
Zehnmefen feine ganze Entwidelung im wefentlichen vorgezeichnet. Die Lehnsherren, melde 
nit Souveräne wurden, mußten Vaſallen und endlich Unterthanen werden — die Bafallen und 
Lehnsherren, weldje nicht Unterthanen murden, mußten Souveräne werden — und umgelehrt. 
Deshalb mußte aud das Landrecht zuerft im Lehnrecht aufgehen, bis das Lehnweſen neue Län: 
der und neues Lehnrecht hervorrief, und Fann es demnach aud nur natürlich erfcheinen, daß mit 
dem Wachsthum des Lehnweſens das Gebiet des alten Landrechts nad Subjecten und Objecten 
id) immermehr verringerie, der ganze nationale Nechtögeift aber, wie er im Landrechte ausge: 
ſprochen, ins Lehnrecht, natürlich mutatis mutandis, ſich verpflanzte. Das Lehnrecht iſt in der 
That zunächſt ein nach den lokalen oder fpeciell territorialen Bedürfniſſen eines feudalen Bezirke 
zugeſchnittenes Landrecht; foweit e8 auf allgemeinen Lehnsgewohnheiten berußt, hat ed ſich 
nit mehr, als eben die Gigenthümlichkeit des Lehns überhaupt mit fid bringt, won der ge: 
ſammten nationalen over von der bejondern particularen Rechtsanſchauung entfernt und auch 
ſoweit e8 auf fpeciellen Lehnsverträgen beruht, hat ed im wefentlichen gleichfalls nur innerhalb 
ded angegebenen Rahmens und der allmählihen Fort-, reſp. Verbilvung der Verhältnifſe 
entfprechend, willfürliche Beftimmungen aufzumeifen. 

Wie ſchon oben bemerkt wurde, fo war das Beifpiel der Könige nicht ohne Nachahmung ge- 
blieben. Und wenn aud ohne Zweifel gerade die Berallgemeinerung des Lehnverbandes eine 
Menge von mittelalterlihen Misftänden (im Vergleich zu den entſprechenden Zuftänden un- 
ferer Zeit) erklärt, jo muß man doch fagen, daß diefelben nach der ganzen organiſchen Entwide- 
lung ber germanifchen Bölferzuftände nur natürlich waren. Der Feudalismus mar ed allerdings, 
der, nachdem er aus dem idealen Deutfchen Reiche eine reale Gonföderation gemacht hatte, wir 
Glieder diefer Conföderation zunächft felbft wieder föderaliſtiſch geftaltete, und fo ron oben 
herab bis in die unterften Schichten immer Fleinere neue Gonföderationen ſchuf. Allein auf der 
einen Seite gewährte er doch immer ein wenn auch ſchwaches, doch redhtlich anerkanntes Bam, 
welches den frühern Zeiten fehlte, ein Band, weldes dem Gharafter der Nation und jener 
Zeiten entſprach und geeignet war, von unten herauf, wenngleich zunähft nur in den engſten 
Kreifen, nad und nad dad Gefühl einer dauernden, nothiwendigen, alle Seiten des irdiſchen 
Dafeind erfaffenden Zufammengehörigfeit auf ver Grundlage organifcher, d.i. freier Orbnum, 
namentlich zunächſt auf dem platten Lande, zu entwickeln. | 

Weder dad ganze fränfifche Reich noch dad fpäter von demſelben loögerifjene Deutfchland | 
waren damals burdgebildete Einheitsſtaaten oder bereitö reif, um als foldye in organifcdyer Orks | 
nung eingerichtet werben zu Eönnen. Das Lehn war ein Hauptmittel der Decentralifation mb 
demnach aud die Form geworben, innerhalb welder ſich alle innerhalb Deutſchlands wie im | 
feinen äußern Beziehungen befannt gewordenen und vielbeklagten Übelftände geſchichtlich voll 
zogen. Die innere Rechtsunſicherheit, dad Fauſtrecht, ver Mangel einbeitlicher Befeggebung und | 
NRectöpflege, die ſchlechten Erfolge der Neichöfriege, die Unfreiheit des Bauernſtandes u. ſ. 
dies alles und noch viel mehreres findet ſich allerdings im Geleite des Feudalismus, der es aber 
nicht allein hervorgebracht und deshalb zu verantworten hat, jondern felbft mit dem allen ge: 
ſchichtlich geworden iſt aus der Geſammtheit der damaligen Zuftände und Verbältnife. Man 
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darf da her auch den Feudalismus weder nad) feiner fpätern Entartung und Zeitwidrigmerdung, 
noch überhaupt nah dem Maßſtabe unjerer Zeiten und Verhältniffe meffen. Als er entitany 
und in feiner ganzen Kraft blühte, da waren andere Zeiten und Völker; hätte der Feudalismus 
denfelben nicht entſprochen, jo würde er nicht zu jo weiter Verbreitung und langer Dauer ge: 
langt fein, und ohne Zweifel ſympathiſirte er ebenfo entſchieden mit den mädhtigften Regungen 
und Neigungen jener Zeiten, die er deshalb theilmeife und vorübergehend beglüdte und ver: 
flärte, wie er unfern Zeiten zum größten Theil antipathiſch erfheinen und jie gänzlich ruiniren 
müßte. Leidenſchaftliche Verehrer des Feudalismus erfennen in ihm die allerivealfte Dafeins- 
form und beflagen es, daß er für unfere Zeiten verloren fei. Ganz befonders hängen fie fi 
dabei an das vom Lehn fo eigens betonte perfönliche Treueelement und meinen nicht felten, daß 
mit ihm die nationalfte, ftärkfte, ſchönſte Tugend der Deutfchen dahin ſei. 

Bir find, obgleih wir dem Feudalismus feine hiftorifche Berechtigung vindicirten, der An- 
übt, daß feine Zeit nicht nurlängft vorbei, fondern au unfere Zeitan dem, was der Feudalismus 
Gutes Hatte, durchaus feine Einbuße erlitten, aber wol andere Formen, andere Kreife der 
Geltendmachung und Wirkfamkeit dafür entwidelt Habe. Wie hoch nämlich der Begriff der 
feudalen Treue theoretii gegriffen war, in der Praxis ſah fich die Sache oft ganz anders an, 
ganz abgejehen von den ewigen Gollifionen, welche die gleichzeitige Treuepflicht gegen eine Mehr: 
zahl von Lehndherren, das Berhältnig zwifchen Landes- und Lehndherrlichkeit u, ſ. w. mit jich 
braten und durch Feind der damaligen Mittel, wie z. B. durch die fogenannte Ligeantia 21), 
allenthalben auf eine befriedigende Weiſe verhütet oder gelöft werben konnten. Bei ung ift nun 
allerding® der Begriff der politifhen Treue nüchterner, aber auch deſto beflimmter gefaßt, deſto 
jwefmäßiger auf alle vem Staate Angehörige und auf alle politifhen Pflichten berechnet, ohne 
daß er, je nach den Umſtänden und Individuen, die höchſte Auffaflung, die vollendetſte Hingabe 
an den Staat ausſchlöſſe. Und in der That ift unfere Zeit gewiß an der auf der Treue be- 
rubenden politifchen Tugend nicht ärmer geworden, ald es die Zeit des glänzendſten Feudalis— 
mus gervefen. Allein ed erfcheint heutzutage eben nicht mehr blos der Lehnsherr ald der Träger 
aller geſchichtlichen Schidfale und Größe, pad Lehnsterritorium als ver Schauplag, das Lehnsver— 
bältnig ale das einzige geihichtlih wirkffame Band, jondern der Staat mit feiner gefeglidhen 
Donaktie, jeinem großen Land und Volk in einer flarfen dur feine Gefege organifchen Einheit 
ift an die Stelle alles deſſen getreten und Gegenftand der politifchen Treue geworden. 

Indem wir und bezüglid einer eingehendern Würdigung ded Weſens und Wertes des 
Beudalismus auf den zweiten Theil unferd Werks ‚Staat und Geſellſchaft“ (S. 331 fg., 
367 fg.) berufen, wollen wir hier nur denienigen Bunft hervorheben, der uns der wichtigſte 
zu jein ſcheint. ö 

Der Feudalismus, wie er allmählih ganz natürlid geworden, war eine organijche Über- 

gangsform von einem äußerlich koloſſal angelegten und überivealifh aufgefaßten zu einem ver- 
bältnifmäßigen und praftifh durchſührbaren Staatögedanfen, eine Übergangsform, melde, 
wo fie fih organisch vollzog, das größte Unglück, eine mechaniſche Gentralifation, unmöglich 
madıte und, indem fie jedenfalls Feine Ordnung ohne Freiheit zuließ, den organifhen Staat an: 
bahnen half. 

Hierin fcheint und der größte relative Werth, die eigentlihe Weltculturaufgabe des Feuda— 
lismus zu liegen, eine Anſicht, welche durch die Geſchichte der verjhiedenen germanischen Völker 
beflätigt werden dürfte. 

Ehe wir in diefer Beziehung weitere Ausführungen machen, müſſen wir aber erflären, daß 
wir diefen Werth nicht jeder Art von Feudalismus, jondern nur dem germaniſchen Feudalis- 
mus beilegen, weil nur er von fo gefunden fittlihen Grundanfhauungen und Völkern getragen 
erſcheint, daß man ihm die erwähnte Gulturaufgabe zuzufchreiben berechtigt if. 

Um nun unjere Behauptung über den Hauptwerth des germanijchen Feudalismus zu be- 
Rätigen, vermweifen wir zuerft darauf, daß die ſlawiſchen Völker, denen eine eigentliche feudale 
Beriode abgeht (Vollgraff, „Erfter Verſuch“, II, 879), bis zur Stunde nod zu Eeinem au 
nur annähernd organifhen Staate gekommen find, daß in jenen Ländern, in melden ver Feu— 
dalismus entweder gar nicht oder doch nur hoͤchſt unvollkommen, ungermaniſch, auffam, ivie in 


21), IV,F.%. Mojer, Patriotifche Phantafien, Il, 192, Gupen, Cod. dipl, I, 591, 991. 
Scählofier, Geſchichte des 13. und 14. Jahrhunderts, 1, 493. Dahlmann, Sefchichte der englifchen Res 
solution, ©. 5. Bladflone, Commentaries, 1, 68 u. 59. @®abriel, Histoire de France depuis 
letablissement de la monarchie frangaise dans les Gaules, IV, ad ann. 1499. 
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Spanien, Italien und dem ſüdlichen Theile Frankreichs, entweder ein höchſt geſteigerter Despo— 
tismuo oder eine die Nation zerſetzende, nicht zur organiſchen Einheit vorbereitende Vielftaaterri 
und Anarchie herrſchte (Guizot, „Histoire des origines”, I, 382 fg.; Yaboulaye, „Recherches 
sur la condition des femmes”, ©. 206) und daß jelbft in ſolchen Ländern, welche lange feinen 
eigentlichen Feudalismus kannien, wie in Schweden, mit der Zeit doch eine Art von feudaler 
Übergangsperiode unabweisbar erigien (Nordenflycht, „Die ſchwediſche Staateverfaflung‘, 
&. 107 fg., 144 fg., 153, 189, 309). 

Als die eigentlichen Hauptländer für den Feudalismus erſcheinen aber Frankreich, England 
Deutſchland, und wie verſchieden die Geſchichte des Feudalismus bei dieſen drei erſten Völlern 
Europas, alſo ver Welt, geweſen, in jedem derſelben war fie jo, daß fie in eigenthümlichet 
Weiſe die Richtigkeit unjerer Behauptung beftätigt. 

Das fränkiſche Reich, reip. Frankreich, ift ohne Zweifel die Wiege des germanijchen Feudalié— 
mus, der dort aber ſchon gleichſam bei feiner Geburt frank, zu einer gewiſſen Brühreife geneigt 
und zu einer zwar jehr glänzenden, aber nur kurzen Eriftenz geeignet erſcheint. Als die wichtighe 
Urfache hiervon muß die überwiegende romanijche Bevölkerung, der überwiegende Einflug met 
faiferlihen Rom, refp. Byzanz, und des romanischen Weſens überhaupt betradytet werden. Cine 
geringere Sittlichkeit und Freiheitskraft, ein höherer Centraliſationsdrang 2), die ihrer Nat- } 
haltigfeit nah mindere Energie der fraglihen Völker, ihre reifere Intelligenz und gejteigert: 
Eitelkeit in Verbindung mit römischen Ginheitöftaatd: und Herrſchaftsideen, mit dem durch rinı 
Maſſe von Umftänden und gefhichtlihen Ereigniffen dringend nahe gelegten Bedürfniſſe feſtern 
Zuſammenſchließens und mit der Thatjache, daß eine Reihe jehr begabter und zwar nicht ge: 
wählter, jondern erblicher Fürften und ausgezeichneter fürftliher Narhgeber die Regierung 
Frankreichs führte, — dies alles ſind Momente, die man geradezu antifeudal nennen muß und 
dem jo ‚glänzend begonnen habenven Feudalismue in Frankreich einen baldigen Untergang 
prophezeien liegen. Und wie ſich die ganze Macht des Feudalismus darin zeigen mußte, daß die 
Erblichkeit ver Lehen das Geblütdelement im Königthum vernichtete oder doch ſchwächte, jo mußte 
die ganze Macht des franzöjifchen Geblütskönigthums zunächft gegen vie in dem erblichen Grof: 
lehn liegende Prätenſion ver Pairſchaft 29), alfo gegen die höchſte Spitze des Vaſallenthums gr- 
richtet ſein. Die Urſachen dieſes Kampfes liegen in der Natur der Verhältniſſe; die Urſachen 
des Sieges des ne Königthums Haben wir bereitd angedeutet (vgl. dazu unſer 
„Staat und Geſellſchaft“, S. 371 fg.). Wenn fih nun auch in Frankreich der Feudaliemus 
bereitö im 10. Jahrhundert und zwar mit dem Ritterthum zugleich al die eigentliche Baſis vet 
neuern Adels conftituirt hatte (Guizot, „Civilisation en Europe”, &. 121; Xaftesrie, „Histoire 
dela politique liberal‘, I, 300), jo galt doch erft mit dem heiligen Ludwig der frangöfiiche Stau’ 
als begründet (Du Eellier, „Histoire des classes laborieuses”, S. 129), und zwar gerade wegen 
der antifeudalen Negierungsprincipien deſſelben. Die Hauptmittel der franzöſiſchen Könige zu 
Vernichtung ded Feudalismus waren die Befreiung der niedern Klaflen von perfönlicer Ab: 
hängigfeit, die Goncentration der Jurisdiction in der Hand des Königd und die Stellung der 
föniglihen Jurisdiction über jede andere, die Unterbrüdung der vollen Selbſtändigkeit Im 
Communen, die Schöpfung der Magiftratur und, namentlich feit Richelieu , vie Einrichtung der 
königlichen Intendanten (Du Eellier, a. a. O., &.186, 188, 240, 253; Dupont: White, 
a.0.D., S. 23; Rogron, „Code politique”, &. XXVII; Sugenbeim, a. a. D., ©. 126#8.). 
Dazu kommt die Verjegung des Feudaladels aus feinen Beflgungen an ben töniglidgen de | 
wodurch das perjönliche Band mit feinen Untergebenen zerriffen und das Vermögen in ver fol: 
fpieligen Hofluft zerjegt werben mußte. Obgleich Remufat („Politique liberale”, &. 52) 
bauptet, daß die Vernichtung der Feubalität in Franfreid ihren Grund keineswegs in einem 
„exces de tyrannie’ gehabt, jo jehen wir doch, daß felbft die Stände des Mittelalters fer 
alfenthalben die Schleifung der Feudalfige verlangen (Dupont-White, a. a. O., S. 22), unb ill 
man darin einftimmig, daß die Herrſchaft des Feudalismus in Frankreich unter Ludwig XV.xel 
ſtändig gebrochen war (Raferriere, „Essai sur Fhisſtoire du droit français““, I, 291), went“ 


22) Wie diefer in der Form des Gallitanismus Er a fatholifche Kirche in Frankreich beberrfähte 
zeigt Laurent, L'église et l’etat, Thl. III, befonders ©. 55 fa. | 

23) Cascuns barons est souverains en sa baronie. Voirs est que li rois et souverains par 
desor tous.” (Bluntichli, Allgemeines Staaterecht, erfie Auflage, I, 67, Note 4, und ©, 69.) Im me 
fentlichen bafjelbe ift ee, wenn Serio Johann Friedtich von Hannover fagte: „Ich kin Kailer in mis 
nem Rande,“ (Sugenheim, S. 373.) 
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gleich die Franzöſiſche Revolution noch manche wirkliche und noch mehr angebliche Reſte ver eu: 
palität vorfand und zerftörte (Du Cellier, a. a. O., ©. 275 fg., 284). Es kann nicht unfere 
Aufgabe fein, hier alle Cigenthümlichkeiten des franzöſiſchen Feudalweſens und feiner Entwide: 
lung, reip. Vernichtung näher zu ſchildern. Es genügt, ven Geift der legten und deren Folgen 
bervorzubeben. Diejer Geift war aber einfach der der jhlauen oder gemaltihätigen Unter: 
drückung alles deſſen, was der abjoluten Gewalt des Königd und der centralifirten Einheit des 
Reiche entgegenftand. Die Kolge deffen aber war Glanz und Macht, Licht und Kraft da, wo 
und fomeit das Föniglihe Regiment ſich geltend machen fonnte; wo dies nicht der Fall, da war 
Naht, Elend und Auflöfung, und da der König felbft nicht allgegenwärtig jein, wegen des 
Mangel® organiſch durchgebildeter Inflitutionen aber auch Die Fiction von des Königd oder 
vielmehr des Staats Allgegenwart nicht anwendbar erjheinen fonnte, jo war dieſer Nacht, 
dieſes Elends, dieſer Auflöfung nur zu viel da. Das größte Übel diefer Entwidelung muß aber 
in er Bernidhtung oder doch Trübung, Fälſchung des Rechtsſinnes im ganzen Volke, in der 
Alteration des gefunden, belebenden Freiheitsfinnd gefunden werden. Das Königthum, die 
böhfte Spige aller Geſetzmäßigkeit und alfo der ſoliden Grundlage des Rechts am meiften be: 
dürftig, durch Gerechtigkeit allein jiher bafirt, dad Königthum war in Frankreich eigentlich nur 
durd die Vernichtung aller übrigen Legitimitäten mächtig geworben; und wenn es jonft dem 
Bolfe in feinen einzelnen Bartien da und dort an dem nöthigen Rechtsſchutz fehlte, jo ftand nun: 
mehr das ganze Volk ohne eigentlichen Rechtsſchutz da und drohte ven Königthun gefährlicher 
ju werden, als der Feudalismus es zeither gewefen. In dem Königthum concentrirten ſich 
gleihiam alle Übel einer ſchlechten feudalen Verwaltung für das ganze Land, ohne die guten 
Seiten des Beudalidmus, und wie die Baftille als ver legte Feudalſitz erfchein, der alle Greuel 
des Feudalismus im fi zu vereinigen ſcheint, ift ein ſchlechter franzöſiſcher König der höchſte 
Hoͤhevunkt eines entarteten Feudalherrn. So erklärt ih au, warum bie Revolution fich nicht 
nur zuerft gegen die Baftille und dad Königthum richtete, fondern überhaupt alles noch übrige 
hiſtoriſche Recht, welches nur zum Elend des Volks vorhanden zu jein fhien, mit dem Beudalid- 
mus identificirte und durch deffen vollftändige Vernichtung zu feinen Heile tabulam rasam für 
die Zukunft machen zu müflen glaubte, nachdem es alle zu feinem Schuge früher vorhandenen 
Rechte willkürlich vernichtet und in dem Reſte des ältern Rechtsbeſtandes nur die Mittel feiner 
Unterbrüdung, jeines Elends erfannt hatte. Je natürlicher nach den ſämmtlichen Hiftorifchen, 
ftatiftiichen und ethnographiſchen Verhältniffen Frankreichs die Neigung zu einer gewiffen Gen 
tralifation und zum Abjolutismus geweſen, defto mehr hätte eine tiefere Staatöweißheit die 
Elemente einer gefunden Decentralijation und politifchen Freiheit nähren jollen, und nur zu 
ſehr beweift auch die nach der Revolution in Frankreich bisjetzt Hattgehabte Entwidelung, daß 
dir Leiden noch nit ain Ende jind, welche die frühere falihe Entwickelung mit ſich gebracht hat. 

Ganz anders geftaltet ſich die Gefhichte des Feudalismus in England. **) 

Mögen, wie einige jagen, Anjäge zum Feudalismus auch in England ſchon unter der angel: 
jähjiihen Herrſchaft vorhanden geweſen oder die Lehen, wie die Mehrzahl meint, erſt durch die 
Normannen dortſelbſt eingeführt worden fein, gewiß ift, daß der Feudalismus als herrſchende 
form des Öffentlichen Lebens feine eigenthümliche Geftaltung in England erft durch Wilhelm 
den Eroberer, alfo im weſentlichen zunächſt nach franzöſiſchem Mufter erhielt. Allein wenn die 
Normannen Schon an fi mit den Lehndeinrichtungen einen gewiflen Geift der Eentralijation 
und ded Staatdabfolutismus über die Meerenge brachten, und wenn dieſer Geift durch die ganze 
Art und Weise, wie fie in ven Befig Englands kamen, fowie durch das Bedürfniß, fi in dieſem 
Drfige zu behaupten, nur gefteigert werden fonnten, jo waren doch Land und Volk in einer 
Weije geartet , daß trog mander und vorübergehend erfolgreicher Verſuche in diefer Richtung, 
eine der Entwidelung der Dinge in Frankreich analoge Geftaltung vom Anfang an ald unmög- 
li erſcheinen mußte. Die Geſchichte Englands ift ein fortgejegtes Kämpfen und Ringen 
wwiſchen den fränkiſch-normäniſchen, abfolutiftifgen, centralifirenden und dem angelſächſiſchen, 
jelfgopernmentalen Elemente der englifchen Nation, weldes nur hier und da für längere oder 
kürzere Zeit mit dem Siege des einen oder des andern Elements abzuſchließen ſcheint, in Wirk⸗ 
lihfeit aber am Ende nach langem „Balanciren“ zu einer das ganze Öffentliche Leben dieſes 
großen Wolf durchdringenden Audgleihung beider Elemente geführt hat. Schon Buizot 
hatte („Histoire de la civilisation en Europe”, &. 296) ed im Gegenfage zu Frankreich ald 
Gigentbümlichkeiten des englifhen Feudaliomus hervorgehoben, daß dieſer feine fo großen 





24) Bluntichli, 1, 72 fg. 
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Bafallen kannte, welche für ſich allein den Kampf gegen dad Königthum hätten aunebmm 
fönnen. Um dem Könige, d. h. damals einem grenzenlojfen Abfolutismmd mwiderfichen a 
können, waren dort felbft die größten Bafallen ſchon früher gezwungen, ſich zu verbinden — 
wie die Befiger ver Eleinen Lehen nicht anders Eonnten, ald ſich mit den Bürgern (aljo die I 
mannen mit ven Angeljahjen) zur gemeinfhaftlihen Vertretung und Behauptung ihrer Ark 
und Freiheiten zu vereinigen. Wilhelm der Eroberer, gegen feine eigenen Barone wie zn 
die Bejiegten ver abfolutefte König, den es je gegeben, hatte dad ganze Yand ohne Audnahe 
als jein Eigenthum erflärt, und ed, in kleine Theile vertheilt, mit ſehr beihränkten Befugnük 
nur an feine Leute vertheilt, jo, daß aud die ſächſiſchen Grumbbefiger ihren Befig nur! 
Bafallen ver Normannen behaupten, aber auch legtere ein eigentliches Alod gar nicht bei 
Eonnten. Jeder Bafall, alfo jever Landbeſitzer, reſp. Aftervafall mußte vem Könige din 
Treueeid leiften oder wurde fomit deffen homo ligius (Thierry, „La conquöte d’Anglatem? 
11,156; Bladftone, „Commentaries“, franzöjiiche Audgabe, U, 58, 59), d. h. er bunte 
mand gegen den König dienen. So war der König abjoluter Herr alles Landes und, ut 
gleich in feudaler Form, aller ald ſelbſtändig politifh in Frage kommender Leute, Et ba 
Fiſchel („Die Verfaffung Englands“, ©. 5) jagt, dad Lehnweſen in jeinen Hauptgrund 
durchbrochen und die Untervajallen von der abfoluten Folgepflicht gegen ihren ditechen — 
berrn emancipirt, Wilhelm der Eroberer hatte aber auch „vie Gejege Eduard's ded Brlum 
beftätigt. Unter denfelben verfteht man nichts anderes ald dad Gewohnheitsrecht der 
fahfen. Soweit e8 nicht mit den Feudalrechten der Normannen und mit der Gewalt ud 
in Conflict kam, foweit e8 daher fi auf Privatreht und Gemeindeverwaltung bezog, 
es reipectirt. Häufig wurden Wilhelm Rufus und feine Nachfolger angegangen, MA 
leges Edwardi confessoris zu erhalten, und fie beflätigten dann ſtets feierlich dad} 
obgleich fie ed in jeinem politifhen Theil unausgefegt verlegten. Da der Grundbeiiguaniit 
Lehnrecht vererbt werden konnte, fo verdrängte hierbei das normannifche Recht dad 
wohnbeitsreht. Dagegen wurde das Volksreht auch für die Eroberer die Schuymit F 
ihren Oberherrn und dadurch das gemeinfame Recht aller Stände (Fiſchel, a. a 
Auch die ſächſiſchen Gemeinde: und Polizeieinrichtungen wurden von den Nor 
und den erften Plantagenet gerade zur Bändigung ihrer eigenen Bafallen neubeliud —— 
auch heute no in England das „bloße Gerüſt“ des Lehnſtaats befteht, jo bat der ieptee de 
foweit er „die politifhe Gewalt zu einem Privatrecht und ven König nur zum Senior®® 
faft gleichberechtigten Vaſallen macht, in England nie beſtanden“ (Fiſchel, a.a.D., 8.6.1 
42, in welchen beiden erften Stellen auch fehr treffende Vergleiche mit vem Franzöriicen ſ 
lismus gegeben finv). Ohne Zweifel ift es die eigenthümliche durch dad Mer 
abſoluter Nothwendigkeit die Staatseinheitgebietende undifolirte Rage Englandein .. 
mit der entſchieden germanifchen, Eräftigen Bevölkerung des Landes, was wir als da 
einer Entwidelung betrachten müffen, welche und in England eine trog, ja mit hülfe 
lismus in fortgefegter Steigerung der Macht und Einheit wie der Freiheit umd# 
Gleichheit begriffene Nation erkennen läßt. Und wie vieles an den gegenwärtigen Ül ni 
Englands ald mangelhaft und, namentlich in feiner äußern Politik, als tadelndumd 
werden mag, eind iſt und bleibt nicht nur bewunderungdwerth, ſondern aud M 
weiterer Fortſchritte berehtigend, wir meinen die hohe Achtung vor jedem, auch deu 
Eleinften Rechte, durch welden englifhen Nationalharakterzug felbft die Auftecheche 
„bloßen Gerüftes des Lehnſtaats““, wie ſehr von mander Seite darüber gefpöttelt mild . 
Art von Weihe erhält, die den Zerftörungen der Franzöſiſchen Mevolution mol in 
fangener beilegen fann, 25) 
Die Entwidelung des Lehnweſens in Deutfchland endlich ift eine ſowol von ver fan 
wie von ber engliſchen weſentlich verſchiedene. Die Grundlage wie das Terrain ded IR 
find aud in Deutſchland ganz eigenthümliher Natur, und fann es demnach miöl 
nehmen, wenn es in Deutihland einen befonvdern Entwidelungsgang eingeſchlagen 
auch feine eigenen Folgen gehabt hat. Bi 
In Deutihland fehlte vor allem ein Ereigniß, wie die fränfifche Eroberung ed Tin 9 
der Wechſel der Eroberungen, namentlich aber die normannifche Eroberung ed für W 





























25) Dgl. auch Großbritannien und Irland (Stanisgekhichte); dann Gneijl, Das beuiige‘ 
Berfaffungs - und Berwaltungsrecht, ©. 11, $. 1. 
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geweſen. Die Verbindung Deutſchlands mit dem fränkiſchen Reiche mochte genügen, um einige 
Kenntnig des Feudalweſens damals fhon au auf unferm Boden zu verbreiten. Allein zunächſt 
fehlten nicht nur diejenigen Haupturſachen, welche dem Umſichgreifen des Feudalismus in den 
romaniſchen Ländern gümftig waren, fondern es erfcheint auch die ganze Situation der deutſchen 
Bölfer, ihr Verhältniß zum Lande, ihr ungebrocener Unabhängigkeitsſinn und das gefpannte, 
umbeftimmte Verhältniß derielben zum fränkifchen Königthum, ihre Organifation unter altan- 
geſtammten Herzogs-, refp. Stammfönigsgefchlectern, der Reception und Verbreitung des Feu- 
dalismus geradezu ungünftig. 

In der That ift das Lehnweſen bei ung erft feit der Trennung Deutichlands vom Franfen- 
reihe in Aufnahme gekommen und fleht diefe mit vem Gang in Verbindung, ben die volitifche 
Einheit ſämmtlicher veutfher Stämme und das Verhältniß Deutfhlands zu Italien genommen. 

Ein unabhängiges und mächtiges deutſches Königthum wäre bei der rechtlich und thatſäch— 
lid vorhandenen Selbftändigfeit der deutſchen Hauptſtämme unmöglich geweſen, und felbft das 
biefelbe am menigften beichränfende Zufammenfaflen der deutihen Völker war nur möglich 
einerfeit8 durch Die Gewalt fiegreiher Waffen, andererfeits durch die religiös-politifche Idee des 
tömiichen Kaiſerthums Je weniger legtere für das nationale Geblütsföntgthum ver Gavetinger 
paßte und je mehr mir diefe fhon fehr früh an der Unterbrüdung des Feudalismus arbeiten 
feben, defto mehr paßte jene Idee für ein aus felbftändigen Stämmen zufammengefegted, die 
Grblütsfolge ſcheuendes, kein beengendes inneres Gefüge, Feine Gentralifation zulaſſendes Reich 
mit feinen in der ganzen Überſchwenglichkeit unverborbener, aber auch ungezügelter Jugend da— 
ſtehenden, religiös begeifterten und eines durchgreifenden fpeciellen gemeinfamen Nationalgefühls 
noch entbebrenden Völkern. Die höchſte, religiös-poetiſche Auffaffung der Pflicht, deren Gr: 
füllung aber nur durch perfönlich freie Hingabe Werth erhalten Eonnte, war das eine Extrem 
der mittelafterlich-deutichen Gedanfenwelt, dem ald anderes Ertrem die Behauptung ber abſo— 

Inten Freiheit von jedem nicht freimillig Übernommenen Bande entfprah. Mit dem auf der 
Wahl beruhenden römischen Kaiſerthum deuticher Nation war zunächſt für das ganze Neich die 
Gonföderation ald Grundform von felbft gegeben und fonnte unter den damaligen Umſtänden 
ber Föderalismus eine andere Beftalt ald die des Feudalismus nicht annehmen. So famen die 
deutſchen Könige durch die innere Schwäche und verfaffungsmäßige Unfertigkeit des der Idee 
nad fo hoch angelegten deutſchen Königthums in eine ähnliche Rage, wie die fränfifhen Könige 
es geweſen. Um Macht zu haben, waren ihnen Anhänger nothwendig, die nur mit Gemalt 
oder Güte gewonnen werden konnten. Macht und reichlich fpendende Gnade bedingten ſich 
gegenfeitig fo fehr, daß die eine ohne die andere unmöglih und jedenfall® unfruchtbar geweſen 
waͤre; wie Attlihe Macht des althergebrachten Rechts ftand auf feiten der particularen Selbftän- 
bigfeiten, und die vergleihungsmeife neue Idee des Kaiſer-, reſp. Koͤnigthums über alle deutſche 
Stämme, refy. über die ganze Chriftenheit durfte um fo weniger diefelben unmittelbar zu be: 
febden wagen, je mehr fie felbft eine veligiös-fittliche Ipee war. Wie die Kaifer buch Verwen— 
dung von Haus- und Reichsgut zu Lehn die Macht und Einheit des Reichs zu begründen, er: 
balten und fördern ſuchten, fo erfannten die Großen des Reichs bald in dem Erwerb der Lehen 
das Hefte Mittel zur Vergrößerung ihrer eigenen Macht, aljo aub zur Schwächung des Reichs, 
foweit es ihrer Selbftänpigkeit hätte gefährlich werden mögen. Die Erblichkeit aller aud der 
größten und ihrem Gegenftande nad, mie z. B. die Amterleben, zur Erblichkeit am wenigften 
geeigneten Zehen im Verhältniſſe zu der Nichterblichkeit des Deutfchen Reichs iſt ſowol Folge 
wie aud Urſache der ursprünglichen und fpäter nicht mehr heilbaren Schwäche des deutſchen 
Reichsſtaats. Das veutſche Nationalgefühl war noch zu wenig einheitlich durchgebildet, die Er— 
Eenntniß der Nothwendigkeit einer feftern und fletigern Ginigung aller deutſcher Völker lag 
ben damaligen für Deutfchland dennoch immer glänzenden und die Unruhe, Zerriffenheit, Kriege 
leiter ertragenden Zeiten zu fern, als daß der Gedanke an große Opfer particularer Selbflän- 
digfeit Hätte auffommen oder doch allgemeiner wirkſam werden können. 

Das Beifpiel, mit welchem die deutſchen Könige vorangingen, murde nun zwar aud von 
den Großen des Landes und von ihnen aus in immer niederern Streifen nabgeahmt. Das Lehn 
wurde auch in Deutfchland die Grundform alles Beſitzes, der Typus aller politiihen Stellung, 
der Gradmeſſer jeder politifhen Rangabftufung (Heerſchild 26]), und nichts entfpricht mebr ber 
ganzen Auffaffung des deutſchen Mittelalters, als daß wir einerjeitd den Kaiſer felbit als 


26) Ficker, Bom Heerfchilde (Innsbruck 1862). 
Staats-Kerifon. IX. ' 31 
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Bafallen Gottes (die Theorie von den zwei Schwertern 27] in ihrer verſchiedenen Auffaflung) be: 
trahtet, andererſeits kaum irgendeinen Grundbeſitz anders denn feudal (Sonnenlehn) denkbar 
ſehen. Selbft eine Menge von Abhängigfeitöverhältniffen niedrigerer Art (Feudastra) werben 
dem Lehndverhältniffe foviel ald möglich nachgebildet. Und jo jehen wir denn au Deutſchland, 
nachdem der alte zwiihen dem Stammesherzogthum und dem kaiſerlichen Amtöjprengel geführte 
Kampf des Particularismus und der Staatseinheit mit dem allmählihen lintergang jomol 
jener alten Stammedberzogthümer ald auch der rigentlihen Bedeutung und Wirffamfeit des 
Reichsamts geendet hatte, das ganze Deutſche Reich in eine Maſſe großer nad) der einen oder 
andern Seite ihres weſentlichen Beftandes feubaler Territprien zerfallen, die Landesherrlichkeit 
bei der Unbeflimmtheit ihres Begriffd und Umfangs häufig hinter Die Lehnsherrlichkeit zurud: 
treten und die Territorien jelbft wieder ih in eine Menge Fleinerer und Afterlehn zerbrödeln 
und den lehnmeifen Bejig endlich in den niedrigften Klaſſen bäuerlihen Beſitzthums auslaufen. 
Der Einheitöftaat it aber eine Natur: und Vernunftnotbiwenpigfeit, und da derjelbe ſich auf 
deutſchem Boden nicht wie in England und Franfreih in dem Gefammtfönigthum der deut: 
hen Nation realifiven Fonnte, oder, da e8 dem deutſchen Königthum nicht gelang, erblich ;u 
werden und die Selbftändigfeit der großen Bafallen zu brechen, jo mußte das Bedürfniß dei 
Staatd wo anders feine Befriedigung finden, und dies geihah gerade in den größern Reid: 
territorien. So erklärt es ih, daß, was das englifhe und franzöfiihe Königthum für ganz 
Branfreih und England geworden, die Landeshoheit und Lehnsherrlichkeit, namentlich die der 
mächtigern Neihöftände, für ihre einzelnen Territorien werden mußte und e8 gerade vermöge 
des durchgreifenden Princips der Erblidhfeit werden fonnte, wenn die unterdeffen mit dieſer 
Erblihfeit unter Beeinfluffung des Römischen Rechts verbundene privatrechtliche Auffaffung des 
Berhältniffes wenigſtens dem eigenen Lande (nicht dem Reiche) gegenüber einer höhern politi- 
fhen Auffaffung den Blag räumte. Die deutſchen Landesherren fonnten nicht daran denken, 
die Lehen als ſolche aufzuheben, da ja ihre eigene Stellung mweientlid auf dem Lehn berußte. 
Aber fie mußten der immer weiter gehenden, mit den neuern Bebürfniffen und Verhältniſſen 
durhaud nicht mehr vereinbaren Zerjegung ihrer Territorien durch den Feudalismud entgegen 
treten und thaten e8 mit defto beſſerm Erfolge, je mehr der innere Drang der Umſtände fie be: 
günftigte und das Reich felbft, weldes ja nur aus ihrem collectiven und in diefer Beziehung 
ziemlih einmüthigen Willen beftand, dazu dienen mußte. So führt ver Feudalismus aud in 
Deutſchland vorerſt zu einem gewiffen Fürſten- und Staatsabſolutismus, aber nicht mit einer 
unnatürlihen Gentralifation des ganzen Landes und unter Vernichtung aller zwiſchen ber 
Krone und der Mafle des Volks ſtehenden Selbftändigfeiten wie in Frankreich, nit mit Aus- 
bildung und Erhaltung eines einheitäftaatlihen, wenn aud nicht ftreng legitimen und altange: 
ſtammten Königthums unter Wahrung und Erweiterung der Gemeinde: und Volköfreiheiten 
und Einführung einer ariftofratifhen, aber vom volitiihen Pflichtgedanken erfüllten Gef 
repräfentation wie in England, jondern, thatſächlich wenigftens, zur Vernichtung ber bisherigen 
deutſchen Einheitsidee und Aufrihtung varticular = tevritorialer Kleinftaaten unter uralten bs 
lien Fürſtenhäuſern, one daß jedoch damit ein förmliches und ernftliches Aufgeben der naller 
nalen Einheit oder eine Rechtmäßigmachung des abjoluten Staatsprincips au nurfürde | 
einzelnen Territorien gegeben geweſen wäre, wie fehr es freilich bei dem oft eigenfimmigen 
Kampfe der weſentlich feudalen Territorialffände mit der Landeshoheit anfänglich an 
einer Art von verfaſſungsmäßiger Feftftellung ver allgemeinen Volksrechte gebrach. u 
Die Verſchiedenheit der Entwidelung von Frankreich und Deutſchland ift fo groß, baf dk 
Vergleich zwifhen beiden unmöglich eriheint. Auch zwiſchen der Gntwidelung des Feude 
mus in England und Deutfchland ift der Unterſchied groß genug, doch ift ein Hauptpuntt 
gemeinfam, nämlich ber, daß in feinem ver beiden Yänder der Feudalismus bleibend zu ein 
der beiden aus ihm in feinen äußerften Conſequenzen hervorgehenden Extreme, zur gänz — 
Auflöfung des Volks oder zu einem abſolutiftiſchen Despotismus, geführt hat. Die 9 
Verſchiedenheit zwiſchen der Entwidelung des Feudalismus in den drei genannten Ländern Der 
ſteht aber darin, daß derfelbe in Frankreich gleichſam in feiner höchſten Blüte vermichtet umk 
feine organifche Ausbildung und was daraus organisch hätte hervorgehen müſſen, gemaltfam 
abgefhnitten worden ift, daß er in England zu einer Art von politifcher Nriftofratie wurbe, DIE 
ſich noch heute mit einer gewiffen Sympathie der Nation der älteften feubalen Formen bebient 
und daß er in Deutfchland dem Weſen wie der Form nad allmählich abftarb und auf der einen 













27) Die Literatur hierzu fiche bei Held, I, 352 fa.; II, 229 
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Seite einen Bund von Monardien, auf der andern Seite weniger ariftofratifche ala volfsthüm: 
ide Theilftaaten hervorrief, in denen weder der Völker rechtliche Selbftänvigfeit dad Bebürf— 
niß der nationalen Einheit nod die Bureaufratie den Drang nad) Selfgovernment zu vernichten 
im Stande war. 

Keine diefer drei verſchiedenen Entwidelungen fann als eine abgeſchloſſene betrachtet 
werden. Frankreich jehnt fi im beften Theile jeiner Männer nad einem vernünftigen Maße 
ded auch im Feudalismus enthalten gewefenen Elements der Decentralijation,; England fühlt 
auf eine ſelbſt dem Auslande trog der jorgfältigften Verhüllung unverfennbare Weife das Be- 
vürfnig einer in mander Beziehung gefteigerten Gentralifation, eines ftraffern Königthums, 
einer gefchäftäfundigern Verwaltung, einer mehr populären ald ariftofratifchen Reform und fieht 
gar manche der altehrmürdigen feubalen Formen mit andern Augen an ald nod vor einigen 
dabtzehnden; Deutſchland will ald Ganzes einiger und freier zugleich fein, Altes und Neues auf 
dem Wege der Reform an die rechte Stelle jegen, vom feudalen Geifte die Freiheit für jeden nad 
jeinem individuellen Maße, von dem organischen Staate die Ordnung und Pflicht für alle nad 
ihren Hähigfeiten, von der höhern volitifhen Einigung der Nation die allgemeinfte Förderung 
in den innern Angelegenheiten, mie die verdiente Anerkennung, den berechtigten Einfluß im 
Voͤlkerverkehr. 

Die Würdigung dieſer Situation der dominirenden europäiſchen Völker liegt außerhalb 
der Grenzen dieſes Auffaged. Dagegen haben wir nod den Begriff des Lehnrechts, deſſen Ver: 
biltniß zum Lehnweſen und feiner ganzen Entwidelung etwas näher zu betradpten. 

Lehnrecht ift der Inbegriff aller das Lehn betreffenden Normen. Gegenfäge dazu bildet ein: 
mal das Landrecht, deflen jedoch der eigentliche Vaſall bis zum Verfall des Lehnrechts nicht ver: 
luftig geworden fein durfte, dann das Stadtrecht, ohne daß deshalb Städte und Städter des 
Lehntechts unfähig gemejen wären, endlich die Rechte derjenigen abhängigen Leute, welche ebenfo 
des Landrechts mie der eigentlichen ritterlihen Lehen nicht fähig waren. Übrigens ift das Lehn- 

recht ſhen früh auch auf dienftmännifhe und hörige Verhältniffe analog angewendet worden, 
fomeit die Höhere Natur des Lehnverhältnifles eine derartige Analogie zuließ (Feudastra), und 
wenn au längere Zeit dienftmännifche und freie, ritterliche Lehen ſcharf unterſchieden murben, fo 
bob Äh doch dieſer Gegenſatz allmählich gänzlich, feit eine große Zahl dienftmännifcher oder 
minifterialifher Geſchlechter durch den Ritterdienft mit den freien Rittergefchlechtern in eine und 
dirfelbe Berufsgemeinichaft gefonnmen war. 

Das Lebhnrecht beruhte zunächſt auf ver in den Verleihungen ſich bethätigenden allgemeinen 
Gewohnheit, die jelbft wieder von der Geſammtheit der Verhältniſſe getragen, von dem ganzen 
Geifte des germanischen Rechts erfüllt und beftimmt wurde. Obgleich daher die meiften der 
ältern Lehnrechtsaufzeichnungen rein particulärer Natur und dabei nicht felten nur Privatar: 
beiten waren und der Hauptſache nad) auf Sammlungen von lofalen Gewohnheiten, einzelnen 
Entſcheidungen der Lehndcurien, Weisthümern u. ſ. w. berubten, fo hat ſich doch neben einer 
Art von gemeinfamem europäifchen Lehnrecht auch ein gemeines deutjches Lehnrecht gebilvet, 
welches theils gewiſſe abfolute Grundfäge aufftellt, theils jubfiviär, nämlih in Ermangelung 
beionderer Normen, Geltung beanfprudit. 

Die für das gemeine deutſche Lehnrecht wichtigften Quellen find die Rechtsbücher des Mittel- 
alter®, namentlich ver Sachſen- und Schwabenjpiegel, deren jeder dem Lehnrecht einen befon= 
dern Theil widmet. Die Verbindung Italiens mit Deutſchland aber, insbefondere die von den 
bolognefer Gloſſatoren veranlaßte Verbindung des longobardiſchen Lehnrechts mit dem Corpus 

Juris eivilis (als decima collatio novellarum) und deſſen Gloſſirung war in Verein mit der 
bereits beginnenden Entartung ded Lehnweſens die Urſache der Reception der jogenannten 
\ibri feudorum in Deutſchland ald gemeined Recht. Mochte deren Aufnahme in Deutſchland 
geringern Anftand finden ald die des Roͤmiſchen Rechts, da fie doch ein rein germaniſches Nedhtö- 
verhältmiß betrafen und felbft mwejentlih germanifd waren, jo mußten fie dod in mancher Be— 
ziehung verändernd auf den biäherigen Iehnrechtlihen Beftand einwirken, theils weil der Lehn— 
nera® ſchon lange in der Lombardei minder ftraff war als in Deutihland, theild aber auch des⸗ 
halb, weil durch die materielle Gültigkeit ded Römiſchen Rechts in der Lombardei, durch bie 
Iateinifche Nedaction und bie civiliftifche Gloſſirung der libri feudorum ein romaniftifhes Ele: 
ment in diefelben hineingebracht werben mußte und die deutſchen Kaiſer ald Könige und oberfte 
kehnsherren der Lombardei andere und ausgedehntere Rechte nad den den libris feudorum 
tinverleibten Gonftitutionen beanſpruchten, als ihnen in Deutjchland ee Daß aber 
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jedenfalls nur die gloffirten Stellen des longobardifhen Lehnrechts ald gemeined Recht in 
Deutſchland recipirt wurden, folgt ſchon aus dem bekannten Sage: „Quod non agnoscit glossa 
non agnoseit curia.” 

Der harakteriftifhe Zug der Lehnrechtsentwickelung entfpricht genan der Entwickelung des 
Lehnweſens ſelbſt. Zuerft fraff mie dieſes und in ganz beftimmte eigenthümlihe Grenzen ge- 
bannt, nur ausnahmsweiſe und in unmichtigern Dingen möglihft unbedeutende Ausnahmen 
zulaffend, wird ed nah und nad immer jhlaffer, je mehr es feine natürlihen Grenzen durd: 
bricht, damit jeinen urfprünglichen ſpecifiſchen Charakter verliert und endlich faſt ganz im dem 
neuern allgemeinen Landrecht ſich verflacht, wie ver mächtige Gebirgäftrom, der fi in ven Sand— 
pimen der Niederungen verliert. Diejer Entwidelungsgang ded Lehnrechts, den Geſetze der 
organiſchen Verbindung des Altbeftehenden mit dem Neuwerdenden anı beften entfprechend, läfı 
fih aufs genauefte nachweiſen, wenn man irgendeine der verſchiedenen Seiten des Lehnrechte 
näber betradhtet, erklärt e3 aber au im Zufanımenhang mit ver alles beflimmenven Bedeutung, 
welche der Feudalismus erlangt hatte, warum im Detail dieſer Entwidelnng eine ungeheuer: 
Mannichfaltigkeit herrſcht und nicht nur die Literatur des Lehnrechts lange Zeit die ganze 
fonftige deutſch-rechtliche Literatur überwucherte, fondern auch das feudale Princip für die mei: 
ften Rechtsdisciplinen wie für die meiften Lebensverhältniffe maßgebend geworden ift. 

Wir Haben und hier darauf zu befchränfen, ven eben hervorgehobenen harakteriftiihen Zug 
an einigen der wihtigften Seiten des Lehnrechts nachzuweiſen 

Das Lehnrecht Hat ſich vor allem mit Ordnung der Frage zu beihäftigen: Wer ift fähig, 
in den Lehnnexus einzutreten? Was ift geeignet Gegenftand eines Lehns zu werden? Welder 
rechtlichen Form bedarf ed, damit ein Lehnsverhältnig vechtöbeftändig entftehe ? 

Die Antwort des ältern Lehnrechts auf die erfte Frage lautete zunächſt und im allgemeinen 
dahin, daß nur, wer perfönli vollfommen frei, ſich ald Lehnsperſon (Lehnsherr oder Vaſall) 
qualifieire (die fubjective Lehnsfähigkeit beige). Dabei wurde aber die Fähigkeit, Lehnshert 
zu fein, von der Fähigkeit, Bafall zu werden, unterfchieden. Gehörte zu erflerer die Befugnis, 
fih Ritterdienfte serfprechen laffen, und zu legterer die rechtliche Möglichkeit, fich zu ritterliden 
Dienften verpfliten zu Fönnen, fo wurde aud verlangt, daß der Lehnsherr höhern ober doch 
mindeſtens gleichen Standes mit den Bafallen fei, welcher legtere unter allen Umſtänden, ſoweit 
das Lehn reichte, in der hierarchiſchen Ordnung der Stellungen unter feinen Lehnsberrn zu 
fteben Fam. Bei aller Wechfelfeitigkeit und Gleichheit der Lehnstreuepflicht für Herrn mie 
Mannen liegt es doch in der Natur der Sache, daß ſich die Treue des obenftehenden Herın 
anders denn die ded unter ihm flehenden Vafallen äußern mußte. Vaſall eined Mannes, ven 
man nicht ſchon ohnehin als über ſich ftehend anerfannte, werden zu müffen, war demnach immer 
eine ſchwere Demüthigung, und ed erſcheint nur natürlich, daß zwiſchen dem Drange, ſich duns 
den Lehnnerus zu bereichern, und dem Wunſche, ſich nicht zu erniedrigen, zablreihe und jhmey;: 
liche Colliſtonen entftanden. Nichtsdeſtoweniger Sehen wir Könige und Kalſer wie die Grafen 
des Reichs ſelbſt unter jehr vemüthigenden Formen, am liebiten von der Kirche, Leben anneb- 
men, alfo Vaſallen niederer ftehender Perjonen werden, umd je fchlaffer der Lehnwerkumd 
wurde, je weniger alſo die Lehnspflicht und je mehr das fachliche Glement bervortrat, beilo ment: 
ger kümmerte man ji um den Stand des Lehnsherrn, deſto mehr um den finanziellen Werth 
des Lehns. So entwidelte ih nad und nad, in zahllofen und mannichfachen Übergang 
ber gemeinrechtliche Sag, daß jeder Lehndherr fein könne, der über das fragliche Gmt Die gu 
Lehnöbeftellung nörhige Dispoſitionsbefugniß habe, und daß jeder zum DVafallen fähig Tek, u 
das fraglihe Gut zu dominium utile zu erwerben vermöge. Hatten doch ſchon früh genug hl 
vollfommen unfreie Geſchlechter lehnweiſen Bejig erworben, und mußte, nahden das Lehn al 
mählich nur zu einer noch etwas mobificirten Beiigart geworden war, die meiften frübern REt 
jihten auf eine bejondere fubjective Lehnsfähigfeit in Wegiall fommen. Dagegen entftanben auf 
eben diefem Wege ſchon bald ſchwere Gollifionen zwiſchen dem Rechte und den Gonjeguenge 
des territorialen und des feudalen Verbandes, oder mit andern Worten, zwiſchen der 
herrlichkeit, Landeshoheit und der Lehnsherrlichkeit. Solche Gollifionen mußten entiieben 
theil8, weil in der Randeshoheit auch der Keim ver Lehnshoheit, d. b. ein Erſtarken ver St 

gewalt au über alle im Staate vorhandenen Leben, vorbanden war; theil®, weilder Ba 
“ feinem Herrn, aud dem Landesherrn, nun zugewandt, nicht untertban, alfo in einer anberz 
Stellung als deſſen eigentlihe Unterthanen mar, die ganze Entwidelung aber zur Gerftellung 
eined allgemeinen Intertbanenverbandes drängte; theils, weil ver Landedberr felbit Walt 
oder Lehnsherr anderer reihöftändifcher, alfo jelbitändiger over reihsmittelbarer Perfonem, rein. 
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lerritorien fein und dadurd eine Menge eigenthümlicher Berwidelungen hervorgerufen werben 
fonnte. Aus allen viejen Zufländen ging aber zulegt die Landeshoheit als eine thatſächlich abſo— 
inte Bürftengewalt hervor. Allee, was vie Einheit des Reichs und die Macht des feudalen 
Ritterthums brechen Half, trug zur Steigerung der Kraft und Selbſtändigkeit der mächtigern 
Reichsſtände bei und muß die Souveränstät der deutſchen Staaten ald das legte Glied dieſes 
Entwickelungsgangs betrachtet werben, in welchem der Conſtitutionalismus auf eine zeitgemäße 
Art den gefunden Grundgedanken des Feudalismus, nämlich die Negation des Staats- oder 
Fürftenabielutiömug, vertritt. Wurde früh ſchon die Treue des Lehnsherrn mit „Lehnspro— 
tection’’ bezeichnet „qui dit protection dit domination‘), fo war ed nun natürlich, daß man 
vie active Lehnsfähigkeit oder die Fähigkeit, Lehneherr zu jein, in jedem Rande auf den Landes— 
bern zu beihränfen und damit Landesherrlichkeit, Lehnäherrlichkeit und Lehnshoheit in ver 
Souseränetät zu vereinigen fuchte. 2°) Die einzige Ausnahme hiervon beſteht nody zu Gunften 
ver fogenannten Mediatijirten, denen fhon dur die Rheinbundsacte Art. 27 ihre droits 
seigneuriaux et feodaux vorbehalten und durch Art. 14 der Bundesacte „in Rückſicht ihrer 
Berionen, Familien und Befigungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert werben 
oder bleiben, melde aus ihrem Eigenthum und deſſen ungeftörtem Genuffe herrühren und nicht 
zu der Stantögemwalt und den höhern Regierungsrechten gehören — wozu daß bairijche Ver: 
faſſungsedict (Beil. IV zu Tit. V,$. 2, der VBerfaflungsurfunde) über die ſtaatsrechtlichen Ver: 
bälmiffe der Mediatifirten $. 57 ausprüdlic bemerkt: „Die Activlehen werben ihnen ferner 
belaſſen, jedoch geht in allen freitigen Lehnſachen die Appeklation von den Juftizfanzleien un 
das fönigliche Oberappellationsgericht. Die Ritterdienfte können nur für den Souveräm gefor= 
dert werden, alle übrigen Lehngefälle bleiben dem Mediatherrn.“ Bei der immer weiter grei— 
ienden VBerwirflihung des Principe ver Grund: und Bodenentlaftung, welche ſich bereits in 
einem großen Theile von Deutſchland aud auf das Lehn erſtreckt und infolge deſſen, abgeiehen 
son der Aufhebung aller mittelbaren Gerichtöbarfeit, nicht nur alle feudalen Laſten, ſondern 
au der ganze Lehnverband 29), jede Art von getheiltem Eigenthum aufgehoben eder ablös— 
bar erflärt und die Neubegründung jolher Verhältniſſe für alle Zukunft verboten ij, bei alle— 
dem ergibt ſich, daß die frühern Begriffe ver fubjestiven «tiven und paſſiven Lehnefähigkeit ihre 
Bereutung längſt verloren haben und daß, joweit jie da und dort doch noch beflehen, jie entwe— 
der einen lebensunfähigen Reft früherer Zeit over Verhältniffe bezeichnen, die ihr Reben 
nit aus dem Feudalismus, jondern aus dem neuen ftaatlihen Leben nehmen, welches ſich noch 
einzelner feudaler Formen bedienen zu müſſen glaubt. 

Demielben Entwidelungsgange begegnen wir aud, wenn wir die Antwort auf die zweite 

oben angeregtie Frage ſuchen. 

Lehnbar, oder objectiv lehnsfähig, d. h. zum Gegenftande eined Lehns geeignet erſchien 
urfprüänglid nur der Grund und Boden jelbft und dann, in natürlider Gonfequenz dieſes Prin— 
cips, jede Liegenſchaft, alſo jedes ald unbewegliche Sache geſchätzte Recht. Died waren nit nur 
die einzigen jelbftändigen Vermögensobjecte der Zeit, ſondern aud die einzigen als ſachliche 
Brundlagen für einen gleihjam ewigen Berband zwiſchen dev Kamilie des Lehnsherrn und ver 
des Bafallen geeigneten Gegenftände. Als aber alles danach ftrebte, ich und feine gejammmnten 
Berhältniffe in feudale Formen zu Fleiden, ald die Nachfrage nad lehnbaren Objecten und das 
Berurfnig derjelben immer höher flieg, da wid) man, anfangs ſchwerer und weniger, |päter 
immer leichter und mehr von dem natürlihen Princip ab und gelangte endlich zu dem Sage, 
daß alles, was irgendeinen Bermögenswerth mittelbar oder unmittelbar gewährte, was in com- 
mereio war und die Beftellung einer Art von getheiltem Eigenthum buldete, au lehnbar 
fri. 9) So wurde z. B. eine Menge von Ämtern aller Art zu Lehm gegeben, d. h. das Amt 
elbſt war daß Lehnobject (nicht alfo für den Empfang eines Lehns ein Amt übernommen) und 
mußte wenigftend von biefer Seite aus mehr ald Cinnahmequelle denn ald die Urſache einer 
höher gefteigerten politiiden Pflicht erfcheinen, und wenn aud dieier eigentlihe Sinn jedes 
Amtes theoreriich nie gänzlich untergegangen ift, jo beweiſt doch vie Geſchichte, daß in der Regel 
Die ſachlich- feudale oder finanzielle Seite die überwiegend bedeutende geworden. Mußten auf 





28) Was übrigens nicht ohne manche falfche Auffaffung und Verlegung fremder Rechte geſchah. 
Cal. Zachariäa, Deutſches Staatsrecht, I, 150, 158; II, 455 fg. 

29) Mit wenigen Ausnahmen, wie z. B. die Threnlehen in Baiern, 

30) „On donnait en’ fief jusqu’a des essaims d’abeille.” (Xevaffeur, Histoire des classes 
suvr., 1, 167. Der „Feodus Leobini Carpentaria‘‘, ebendaf. S. 168, in der Note.) 
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dieſe Weiſe die Ämter und damit der durch ſie bedingte Organismus des Staats (Reich) ent: 
arten, ſo konnte es doch auch nur eine Folge der Entartung des Lehns ſein, wenn Gegenſtände, 
die vernünftigerweiſe gar keine Vermögensobjecte waren oder doch ſein ſollten, wie die Vog— 
tei, ein Wappen, der Galgen u. dgl. m. oder gar Revenuen zu Lehn gegeben wurden, welche die 
Frucht der im Mittelalter freilich nicht felten ungefchminfter als jegt auftretenden Proſtitution 
geweſen. Jedenfalls erjcheint mit vem Verſchwinden der befondern objectiven Lehnsfähigkeit in 
der allgemeinen objectiven Vermögensfähigkeit die oben aufgeftellte Behauptung über die Ber: 
flahung des Lehns auch von diefer Seite erwieſen. 

Am längjten bat das alte feudale Princip des zur rechtmäßigen Entſtehung eined Lehner: 
bältniffes erforderlichen Rechtsaets ſich im wefentlihen erhalten. Fiel auch mit der Belehnung 
unter freiem Himmel nad) und nad manche jener jinnigen fombolifhen Acte hinweg, für melde 
ſich das Verftändniß um jo mehr verloren hatte, je mehr die Verhältniffe andere geworden ma- 
ren, zeigt ſich daher auch früh ſchon flatt aller over doch neben einem Nefte früherer Solenniti: 
ten nur eine jchriftliche gerichtliche Brocedur, jo ift doch der urfprüngliche Gedanke, daß ein Lehn— 
verbältniß durch Privatverträge der Intereflenten zwar eingeleitet, nie aber durch ſolche, ſondern 
nur durch eine Öffentliche feierliche Handlung rechtlich begründet werden könne, allenthalben bis 
zumlintergang des Lehns mächtig geblieben. Der ®rund Hiervon liegt aber nicht ſowol im Lehn: 
rechte ald vielmehr darin, daß dieſes Princip ein Princip des gefammten deutſch-nationalen 
Rechts für die Beftellung aller dinglichen Rechte an Immobilien gewejen ift, dag auf diefen 
Princip der ganze ehemals noch mehr ald jegt wichtige Immobiliarcredit und die Möglichkeit 
der Wahrung auch der Nechte der Lehnsperſonen ſelbſt beruhte, und daß endlich, trog der Re— 
ception des Römischen Rechts, dieſes Princip, bei feiner natürlichen Verbindung mit den Ge— 
ſammtverhältniſſen unferer Völker, jelbft in dem gemeinen Landrechte mehr oder minder Gel: 
tung behielt, in den autonomen feudalen oder abelihen Kreifen aber entſchieden gegen dad 
Römiſche Net behauptet worden it, Nichtsdeſtoweniger liegt in dem vorwiegend jchriftlichen, 
die Lehnsinveſtitur von der Ingroflation irgendeined gewöhnlichen dinglichen Rechts äußerlich 
in nichts unterfcheidenden Vorgang immer ein Beweis, daß das Lehnverhältnig in feinem fri- 
iheften Karben erblaßt, in feinen wärmjten, lebendigften Bezügen erfaltet, todt geworden war. 

Betrachten wir nad diefen Ausführungen über die Entftehungsmomente eines Lehnver- 
hältniffes die Rechtsvorſchriften, welche die Wirkungen veifelben, namentlich aud feine Dauer 
beftinnmen, jo werden und im ganzen diefelben Erjheinungen entgegentreten. 

Nachdem man die Unzulänglichkeit eines allgemeinen Treuegelöbniffes jeitend ded Bafallen 
erfannt und vergebens durd eine Specification des Inhalts der Lehnstreue oder duch Angabe 
einzelner beftimmter Pflichten (vgl. II, F. 4, 5, 6, 7, 28; $.4, 55; $.3) abzuhelien verjudt 
hatte, fam man endlih dazu, die Summe der in der Lehnstreue enthaltenen Pflichten im den 
Pflichten zur Lehndreverenz, zur Leiftung der Lehndienſte und zur Unterwerfung unter bie 
lehnsherrliche Gerichtsbarkeit, endlih in der Pflicht zur Beobachtung der Lehnsgejege und des 
Lehnvertrags auch bezüglich des Lehnobjectd zufammenzufaflen. Allein vie Lehnsreverenz be: 
ftand nur in einer Mehrzahl äußerer Achtungäbezeigungen, die bald nicht mehr zum Gefhmad 
der Zeit paßten, den Verpflichteten leicht mehr verlegten ald dem Berechtigten frommten umd, 
zum Theil wenigftend, leiht umgangen werden fonnten. Der Lehndienſt war fchon gemein: 
rechtlich feinem Umfang nad nur wenig beftimmet, Fonnte leicht mit irgendeinem Schein oder 
Grund des Rechts ftraflod verweigert werden und mußte mit der Umgeſtaltung des Kriegs: und 
Gerichtsweſens bald jeine Hauptfählichkte Bedeutung verlieren, jo zwar, daß die Zahl der tem 
Welen des Lehns widerſprechenden vafallitifchen Leitungen in demjelben Maße zunimmt, in 
welchem wir die objective und fubjective Lehnsfähigkeit ih unnatürlidh erweitern gejeben Gaben 
(man denfe an das Zindlehn, Glodenlehn, Klepperlehn, Bürgfchaftslehn, feudum procu- 
rationis u. dgl. m., anderer Dinge, wie jle z. B. Walter Scott, „Waverley“, I, 117, erzählt, für 
welche unferer Zeit jedes Verſtändniß abgeht, zu geichweigen. 31) Sogar die Treuepflicht bei 
Vaſallen rückſichtlich des Lehnguts, welche wejentlich darin beftand, ven Werth veflelben im kei: 
ner Weije zum Nachteil des Lehnoherrn zu vermindern, wurde theild dur die Begründung 
veräußerliher Lehen, theild durch Vermehrung der Fälle gejeglich oder vertragsmäßig erlaubter 
Veräußerungen und namentlich durch die neuere Theorie von den Lehnſchulden immermebr alte: 
rirt. So fam es, daß auch Lehen ohne Lehnseid beitellt (feudainjurata) und wol aud ohne alled 

quivalent gegeben wurden (Freilehn, feuda franca, Ehrenlehn), legteres, weil ed dem Lehns⸗ 











31) Dal. Sugenheim, S. 120. Wiener Zeitfchrift für Kunft u. |. w., Jahrg. 1844, Nr. 74. 
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berrn ſchon Vortheil genug feinen konnte, wenn er jemand nur überhaupt feinen Vaſallen 
nennen durfte (Haltaus, „Sloffarium‘, vgl. Ehrenlehn), daß man den Lehndienft immermehr 
in @eldäquivalente veränderte, dieje Geldpräftationen aber möglichft vermehrte und endlich zu dem 
faft fataliftifhen Sage fam, daf die Erfüllung der varallitifhen Pflichten mehr auf dem guten 
Willen des Bafallen als auf der innern Kraft und äußern Durhführbarfeit des Rechts berube. 
Eine ähnliche Bewandtniß hatte ed mit den Pflichten des Lehnsherrn. Daß das Princip 
der vollfländigen Wechfelfeitigkeit und Gleichheit ver Treue feitens der Lehnsherrn (f. I, F. 26, 
$. 22) nit durchführbar war, wurde ſchon oben bemerkt. Iſt aber überhaupt ver Charakter des 
ganzen Lehnrechts, wie der des Lehninftituts, ein gemifchter, infofern nämlich privat: und 
oͤffentlich-rechtliche, völfer: und ſtaatsrechtliche Momente in demſelben verbunden find, oder dad 
ganze Recht vom Feudalismus durhprungen und demgemäß einerfeitö unbeftinmt, willkürlich, 
dem Wechſel je nach thatſächlichen Einflüffen unterworfen, andererſeits jehr ausgebildet, gleich: 
förmig, alterthümlid und jeder Neuerung abhold in den Formen, fo tritt diefer Charakter nir: 
gends jchärfer hervor als in der Entwidelung der Lehnsfolge und der Felonie. 
Die Lehnsfolge nach deutihem Lehnreht war, wie alle gejeglihe Immobiliarſucceſſion, 
eine überwiegend politiihe Succeſſion; wenigftend tritt das private Clement in den Gefegen 
hinter das politifche zurück. Was die Lehndfolge von der Alodialfucceffion weſentlich unterſchei— 
den mußte, ift der Umſtand, daß bei legterer eine Höhere Rückſicht als die der Erhaltung der Fa— 
milie nicht beftand, während bei erflerer die Intereffen und Rechte des Lehnsherrn und feiner 
Familie mitbeflimmend werden mußten. Beiden Rüdfichten hatte nun das rein deutiche Lehns— 
folgerecht durch den Grundſatz, daß das Lehn ſtets nur von dem Vater auf den Sohn fallen ſolle, 
zu entfprechen geſucht. Allein bald mochten viele Bamilien diefen Grundjag als zu jehr ven 
lehnöherrlihen, zu wenig den eigenen Intereilen frommend betrachten, und da man nicht immer 
bedachte, daß man ald Lehnsherr den eigenen Bafallen nicht leicht werde vorenthalten können, 
was man als Vaſall dem eigenen Lehnsherrn abgerungen hatte, jo neigte man, wie in allem, 
aud in der Lehnsfolge immermehr zu privatrechtlichen, alfo den politifhen Charakter des Lehnver— 
bandes ſchwächenden und jedes Zehn gleihfam felbftändig, ja fouverän mahenden Grundfägen. 
Eine bedeutende Stüge für diefe zerfegende Richtung fand der deutfche Feudalismus in dem 
Iongobardifchen Lehnrecht, welches wenigftend infofern entjchieden privatrehtlih war, ald ed 
den römiſch-rechtlichen Grundſatz anerfannte, daß, wenn mehrere gleihnahe lehnsfolge— 
fäbige Verwandte da waren, alle auch zugleich in das Lehm fuccedirten, alfo aud dad Lehn 
tbeilen konnten, und zwar unbefchadet der wechleljeitigen Succeſſionsrechte in etwa wieder er: 
ledigt werdende Theile. Dieſe Theilungen, welche ſich natürlich auch auf das etwaige Alodial 
erftreten, braten felbft die bedeutendſten Familien nah und nad an den Abgrund, und fo 
feben wir, dag, während die libri feudorum gemeines Recht blieben und heute noch in Staats: 
ſucceſſtons ſachen, z. B. in gewiffen Fragen über Succeſſionsordnung, Succeſſionsfähig— 
keit u. ſ. w., eine gewiſſe Autorität haben, doch, und zwar vorzüglich nah dem Vorgang der 
Goldenen Bulle, die meiften Familien dur Verträge oder Teftamente, welche den Eharafter 
bindender Hausgeſetze erhielten, befondere Succelfiondarten beftimmten, die alle das miteinan- 
der gemein haben, daß immer nur einer in die Lehen wie Alode der Familie fuccedirte. Damit 
war der vollfommen politifche Charakter ver Lehndfolge wenigftens im Verhältniß zum eigenen 
Lande, zur vafallitiihen Familie und deren Angehörige wie Untergebene (deshalb aber nicht 
auch im VBerhältniffe zum Lehnsherrn) bergeftellt. Allein nichtöveftoweniger darf hierin doch 
fein neuer Aufſchwung des Feudalismus, fondern vd muß in diefer Eriheinung gerade am deut: 
lichſten jener verflachende Entwidelungsgang gefunden werden, den wir fhon an andern Seiten 
nachgewieſen haben. Denn nicht nur häufen ſich im dieſer Zeit bei ven geringern Lehen die Ab: 
weihungen von den ex communi feudi ratione folgenden Succeſſionsprincipien, wie dies die 
Zunahme der Weiberlehen,"der feuda hereditaria u. a. m. beweift, fondern es find aud jene 
bausgefeglichen befondern Succeſſionsordnungen nicht aus dem Lehnweſen und jeinem In— 
tereiffe, ſondern aus der Kandedhoheit und deren fleigender Bedeutung hervorgegangen und nur 
zum Dienfte diefer eingerichtet und feftgebalten worden. Daß ſie ich dabei an das alte deutſche 
Succeſſtonsrecht mit feinem entfhieden politifhen Charakter und an das Lehnsfolgerecht, ſoweit 
es den allgemeinen politifchen Charafterzug des Landrechts aufgenommen und fortgebildet hat, 
anlehnten, iſt ebenfo natürlich, als daß fie auch nah Aufhebung alles Feudalismus die Grund- 
lage der verfaflungsmäßigen Thronfolgerechte geworden find. 92) 


32) Held, Syſtem des Verfaffungsrechts, I, 34, 42 fg. ; 11, 164 fg. 
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Sehr charakteriſtiſch erſcheint endlich noch das Verhältniß der Felonie. Schon daß man eine 
vera und eine quasi felonia unterſchied, beweiſt, wie unendlich innig das Lehn, indem ts das 
ganze Leben durchdrang und von ihm durchdrungen wurde, privates und Öffentliches Recht in 
fi vereinigte. Daher fommt es aud, daß man über die eigentlihe Natur des Verluſtes des 
Lehns wegen Felonie fletd im Streite war, nicht minder über die wejentlihen Vorausiegungen 
einer folden Felonie. So erfannte man in dem Verluſt des Lehns wegen Belonie bald eine 
eigentliche Öffentliche Strafe, bald nur die private Folge nicht erfüllter Verbindlichkeit, und ver- 
langte zum Eintritt deifelben bald nur eine culpa, bald den dolus, während Dod der gemiſchte 
Gharafıer des Lehnverhältniſſes ebenjo wenig eine Analogie rein privat: oder ſtrafrechtlicher 
römischer Begriffe auf die Felonie zuläßt, wie eine verartige Analogie der rein privaten Juftinia: 
niſchen Univerfal- oder Singularjuccejjion auf die Lehnsfolge unmöglich erfcheinen muB und 
felbft in den libris feudorum (aud in der befannten Stelle II, F. 45) nicht begründet ifl. 

Die Zeit des Feudalismus und des Lehnrechts iftvorbei. Was von beidem noch beftebt, find 
entiveder alte, aber von einem ganz andern, zeitgemäßen. Geiſt erfüllte und dem gemäß verflan: 
dene und gehandhabte Formen, wie namentlich in England, oder durch und durch entartete Reſte 
ded Lehnweſens, an welche entweder bereits faft allenthalben durch Aufhebungs- und Abi: 
fungsgefege die Art gelegt, oder doc der Geift der Zeit und unjerer geſammten Berbältnifie 
immer vernehmliher und drängender mit der Anforderung entſprechender Reform hinange— 
treten iſt. 

Erihien uns der Feudalismus als ſociale, ſtändiſche und politiihe Grunpforn überhaupt 
nur ald ein Verſuch, um in noch wenig entwidelten Zeiten, namentlich bei gropangelegten Voͤl⸗ 
fern, jede Art von Geſellſchaft wenigftend äußerlich auf die Autorität des Vertrags zurüdzufüh- 
ven, die Geſellſchaft feibft durch eine vorherrſchend nad den materiellen Machtverhältniſſen be: 
meflene Abftufung hierarchiſch zu gliedern und jede Leiſtung von der entſprechenden Gegenlei— 
tung, aljo eigentlih vom guten Willen abhängig zu maden, jo ift nad unjerer Anſicht ber 
germaniihe Feudalismus diejenige Form des Dafeins der europäiſchen Hauptvölker geweien, 
in welchen die mittelalterlihen Einheitö: wie Freiheitd- und Decentraliſationsgedanken geſchicht⸗ 
lich auf organische Weile ſich bethätigten. Was das Mittelalter, namentlich aud das deutſche, 
an weltliher Ordnung und Freiheit darbietet, das war, abgejehen von der Kirche, zunächſt 
das Werk des Lehnverbandes und gejhah in ver Form des Lehns. 33) 

Die Zähigfeit aber, mit welcher der Feudalismus einer entſprechenden Weiterbildung ſich 
entgegenftemmite, hat bald ihn ſelbſt mit fortreißende Nevolutionen, bald den Bürflenatjolu: 
tismus hervorrufen helfen und beiden nur zu oft, wenn nicht zur Rechtfertigung, doch zur Erflä: 
rung und Entſchuldigung gedient. Iſt nun dev Beudalismus in feiner Entftehung ver beite 
Beweis, daß feine noch jo hoc gefteigerte und erhabene Staatdidee von den reellen Mitteln zu 
ihrer Ausführung abjtrahiren, aber auch, wie jehr Idee und Wirklichkeit contraftiren, fein Ju 
fand eines Volks gedacht werben fann, in welhem nicht in irgendeiner Form Ginheir und 
Mannidraltigkeit, Ordnung und Freiheit, Pflicht und Recht ihre zeitgemäße Ausgleichung fu 
hen — jo enthält die Geſchichte des Feudalismus für unjere Tage ganz beſonders die Doppelie, 
wichtige Lehre, daß: 1) der verhärtete Widerftand der feudalen Reſte gegen den Fortjchritt 
unjerer Zeit jedenfalls ein unbeilvoller jei, indem er entweder brechen und infofern jchmerzbaft 
jein oder flegen und dann alle beflere Zukunft aufheben muß; und dag 2) jede gejchichtlide 
Geſellſchaftsgrundform ihre Berechtigung nur durch ihre Harmonie mit den gegebenen Geſell⸗ 
ihaftöfactoren, durch eine Verbindung ver Anforderungen der Zeit an Ordnung und Freibeit 
zugleich zu begründen und diejelbe nur jo lange zu erhalten vermag, ald entweder die angeges 
benen Beredtigungsgründe oder Fähigkeit und Wille der den neuen Berbältniffen entipreden: 
den Bortbildung, aljo Veränderung, vorhanden jind, 

Literatur. Dieje ift, was das Lehnweſen im ganzen und das germaniſche, namentlich 
auch das deutſche Lehnweſen betrifft, ſehr ausführlich gegeben in unferm oben citirten Werte 
„Staat und Geſellſchaft“ (Leipzig 1863), I, 331 fg., Note 275, 276, 277, 280, 284, 286ig. 
Aug enthält das obenerwähnte Werk von Bulle, a.a D., viele fremde Literatur. Liber bir 
Entftehung des germanifchen Lehnweſens ift aber noch das oben allegirte Werf von Sugenheim, 
©. 13 fg., Warnfönig und Gerard, „Histoire des Carolingiens‘ (2 Ihle., Paris, Brüffel und 
Leipzig 1863), I, 73 fg., zu vergleichen. Über den Feudalismus in Spanien vgl. Sempere, 
„Histoire des Cortes’‘, S. 27, 30, 72,85, 92,159, 162, 174, 181, 198, 205, 264. Tat 


33) Held, Staat und Geſellſchaft, 11, 335, 377, 
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Hauptwerk über die libri feudorum ift Laspeyres, „Über bie Entſtehung und ältefte Bearbei: 
tung der libri feudorum‘‘ (Berlin 1830). Das wichtigfte Werk über das mittelalterliche deut— 
Ihe Lehnrecht ift Homever, „Des Sachſenſpiegels zweiter Theil nebft ven verwandten Rechts— 
büdern‘‘ (2 Ihle., Berlin 1842— 44). Werthvolle Bereiherungen der Literatur des Lehn- 
rechts aus neuefter Zeit ind Roth, „Mecklenburgiſches Lehnrecht““ (Roftod 1858); Derjelbe, 
„Seudalität-und Uinterthanenverband‘ (Weimar 1863); Läferriere, „Essai sur l'histoire du 
droit fraugais’ (zweite Auflage, 2 Thle., Paris 1859), 1, 58 fg.; Eſpinay, „La feodalite 
et le droit civil frangais” (Saumur 1862); Vermehren, „Über den gegenwärtigen Zuftand 
ded Lehnweſens in den zu dem gejammten Oberappellationdgeriht zu Jena vereinigten Staa: 
ten’ (Jena 1862); Bell, „A history of feudalism, british and continental’ (Xondon 1863). 
Im übrigen genügt es, auf Mayr, „Handbuch ded gemeinen und bairifchen Lehnrechts“ (Rande- 
hut 1831), S. 42fg., und Pätz, „Lehrbuch des Lehnrechts, herausgegeben von Göde“ (Göttin: 
gen 1832), $. 18 fg., auf Eihhorn, „Einleitung ind deutſche Privatrecht“ (fünfte Auflage, 
Göttingen 1845), $$.7, 12,17, endlich auf Pfeiffer's „Lehnrechtliche Auffäge” in Weisfe's 
Rechts lexikon““, VI, 386— 651, zu verweijen. 3. Held. 
Lehrfreiheit in Schule und Kirche. Im weiteften Sinne fünnte man unter Lehrfrei— 
beit überhaupt die Freiheit der geijtigen Mittheilung unter den Menſchen verſtehen. Dan 
fönnte alio 3. B. auch die allgemeine Prepfreiheit, die Freiheit ver Reden an dad Volf darunter 
begreifen. Im engern Sinne aber ift der Begriff Xehrfreiheit auf wirkliche Lehramtöverhält- 
ufle zu beichränfen. Sie beſteht alfo in der Freiheit der Lehrer, in dem ihnen übertragenen 
Schramte rückſichtlich der Methode wie ded Inhalts ihrer Xehrvorträge ihrer eigenen pflichtmäßi— 
gen Überzeugung zu folgen, joweir fie dabei nicht wahre Rechtspflichten verlegen. Der beihrän- 
fende Nachſatz ift nothwendig: er bezeichnet die Grenze aller rechtlichen Freiheit. Niemand wird 
wol, aud bei der höchſten Schägung der Lehrfreiheit, im verjelben vie Befugniß finden, die Lehr— 
linge zur Vornahme verbreherifher Handlungen aufzufordern und zu unterrichten. Auch hat 
der Stans neben der Verpflichtung, in allen privatrechtlihen Lehrerverhältniſſen die volle recht: 
lie Freiheit ohne conjervarive Präventivmapregeln zu achten, doch dadurch eine mit Schonung 
der Freiheit auszuüubende Einwirfung, daß er ſelbſt nad) feinem Hoheitsrecht, Volks: und Ju: 
genvbildung und überhaupt die Cultur zu fördern, Öffentliche Schulen gründet, und joweit dieſes 
Hobeitäreht wirfjam ift, aud den Jugendunterricht zu überwachen berechtigt ift. Aber auch die 
vom Xehrer bei Übernahme des Lehramt verrragsmäpig unzweifelhaft eingegangene Verpflich— 
tung darf der Xebrer nicht verlegen. Es wird nicht rechtlich erlaubt jein, daß etwa ein Lehrer, 
der ich verpflichtet hat, die ihm anvertrauten Lehrlinge in der proteftantifh:chriftlihen Religion 
zu unterweijen, ſich bemühe, viejelben zum Katholicismus, zum Judenthum oder zum Heiden 
hun zu bekehren. 

Doc bei dieſer legten Grenzbeftimmung ift jehr zu wachen, vapienicht durch einfeitige Aus: 
legung und Anwendung alle wahre Kehrfreiheit aufhebe. Fürs erfte iſt jehr zu berückſichtigen, 
wer diefe Vertragsrechte erworben hat. Sobald nur eine bejondere Geſellſchaft im Staate, na= 
mentlich fine Kirchengeſellſchaft, einen Lehrer vertragsmäßig zu gewifjen Grundlehren verpflich— 
tet, jo hat nur ſie ein Recht aus dieſem Vertrage. Der Staat als ſolcher wird durch die Ab- 
weihung nicht verlegt und ift höchſtens nur nach bei ihm erhobener Klage ald Richter über be— 
Arittene Vertragsrechte zu einem Einſchreiten berechtigt. Aber nicht blos die Kirche ift als jelb: 
Rändige Gejellihaft in dem Staate zu betrachten, jondern nad) der Natur der wahren Wiffen- 
haft und nach den Örundjägen der wahren vollfommenen Freiheit aud die Schule. Selbſtändig 
ind indbejondere, die höchſten wiſſenſchaftlichen Gorporationen, Afademien und Univerfitäten, 
und unter ihrer und der Kirche Leitung, der politiihen Gewalt gegenüber, überhaupt die 
Säulen, zumal die, welche nad) ven Grundfägen vollfommener bürgerlicher, alfo auch der Unter— 
ühtöfreiheit von der Kirche oder von den Bürgern für ji oder ihre Kinder gegründet und 
unterhalten werden. Dieje Breiheit ver Schule fand wirflih flatt bei Griehen und Römern 
und früber in allen germaniihen Staaten, zumal bei den Univerfitäten. Sie gilt noch bei den 
Gngländern, bei den Franzoſen und vollfommen noch in Belgien. Sie wird ji überhaupt als 
allgemeine Uinterrihtöfreiheit, jo gewiß die Entwidelung der Freiheit in Deutihland und Eu: 
sopa fortfchreitet, mehr und mehr ausbilden. Dadurch wird übrigens das natürliche Recht, ja 
Ne Pflicht des Staats, auch jeinerjeitd Schulanftalten für den freien Gebrauch ver Bürger zu 
gründen und zu erhalten, und insbeſondere auch das Recht, in viejen wie in allen übrigen Schu= 
in wahre (rehtöwidrige) Verletzungen der weltliben Rechtsordnung zu unterdrüden, feinet: 
wege beftritten oder beſchränkt. Auch ift vermöge feines Rechts und feiner Pflicht, für bie 
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Jugenderziehung zu wirfen, der Staat zum Schulzwang bei der Volksſchule berechtigt und ver: 
pflichtet, wobei aber den Ältern freifteht, die vom Staat für alle Kinder als nothwendig erflärte 
Bildung durch Privatunterricht beforgen zu laſſen. 

Doc über dad ganze rechtliche und politifhe Verhältniß von bürgerliher Ordnung, Kirche 
und Schule, und wie fie eineötheild in freiem brüderlihen Vereine für den wahren menſchlichen 
Geſammtzweck zufammenwirfen, und anderntheild unter dee höchſten Schutzgewalt ded Staats 
vor gegenfeitiger Verlegung bewahrt werden müffen, darüber joll hier zunähft nit gehandelt 
werden. Nur über den Werth ver Lehrfreibeit und ihre Sicherung oder darüber, daß fle auf 
durd vertragämäßige Verpflichtung bei der Ertheilung der Lehrämter von Staat und Kirche 
nicht fehlerhaft beihränft werden darf, hat dieſer Artikel zu handeln. 

Für die ganze Höhere und edlere Menſchheit und Bildung, alſo auch für jede edlere Menſchen— 
geſellſchaft und vollends für jede wahrhaft priftliche Kirche (|. Chriſtenthum), it Wahrheit und 
Vervollkommnung in höherer Erfenntniß und das Streben, nad) der erfannten Wahrbeit die 
Lebensverhältniffe einzurichten, Grundbedingung und Grundgeſetz. Über allen menſchlichen, in 
menfhlih unvollfonmenen poiltiven Formen ausgeſprochenen Sagungen ſteht die ewige, gätt: 
lihe und natürliche Wahrheit ald die wahre Seele jener pofltiven Formen, als Leitflern ber 
Menſchheit. Was kann alſo Verkehrteres, ja Frevelhafteres gedacht werden, ald wen ſchwache 
irrende Sterbliche auf dem Standpunfte ihrer individuellen und gegenwärtigen, beichränften, 
vielleicht irrigen, jedenfalls mit Irrthum vermifchten Erfenntnig ihre Mitmenſchen und die zu: 
fünftigen Geſchlechter feſſeln, wenn jle diefelben vom freien Fortichreiten und Vervollfommnen 
in der Wahrheit und im Guten abhalten und Wahrheit in Lüge verwandeln wollen? Das 
höhere Licht muß frei ftrahlen, nah welchem der Menſch wandeln joll. Dieſes gilt für die 
Staatsgeſellſchaft und für die Kirchengeſellſchaft wie für den einzelnen. Es gilt um ſo gewiſſer, 
je beſtimmter fie ſich ſagen wollen, daß fie ſelbſt auf ewigen Grundlagen der Wahrheit und de? 
Guten ruhen und ruhen wollen, nicht auf einem die Prüfung fheuenden Wahn: und Aberglau: 
ben und auf eigennügiger Unterjohung der Herrſchenden gegen ihre Mitbrüder. Alsdann müſ— 
fen fie au anerfennen, daß es Feine politifch ficherere Bürgfchaft für die Nichtigkeit und die Ad: 
tung ihrer Orundfäge und Grundlagen gibt, ald die freie Lehre, die freie Forſchung und Vrü— 
fung, daß alſo auch diefelbe nicht politifch verderblich und gefährlich fein kann, dag ed dagegen 
die Anfeindung und Unterdrückung der Lehrfreiheit ift. Im einigermaßen freien männlichen 
Bölkern und Zeiten, in Völkern und Zeiten vollends wie die unferigen, mo, bei den ſtets wach⸗ 
jenden jchnellen und leichten geiftigen und mater'ellen Verkehrsmitteln, die verſchiedenen Anfib- 
ten und Forſchungen fo vieler VBölfer mehr oder minder ſchnell Gemeingut für alle werden, da 
kann ſolche Unterdrückung nur jehr unvollfommen und für furze Zeit durchgeführt werden. Sie 
dient nur zur Täuſchung der Megierenden über die jih im ftillen doch verbreitenden freiern 
Anjihten der Regierten. Sie macht die aufgezwungene Lebre wie die jte aufzwingende Regie 
rung crebitlo®, veradhtet und gehaßt. Und ſelbſt in Yündern und Zeiten, wo auf längere Jal 
die Unterdrüdung durchgeführt werden könnte, wie in den alten Monarhien vor Bora, 
Spanien und Frankreich, zeigt ich zwar fpäter, aber auch um To verderblicher berfefbe Erialg. 
Was hat denn den verberblichen materialiftiihen und religiondfeinplihen wie den rewolutond: 
ren Philofophien und Lehren in jenen Ländern fo ausgedehnte und ſchreckenssolle Mast gege 
ben, ald die lange Unterdrückung geiftliger und weltlicher Yehrfreibeit zum vermeintlichen Ber: 
theil des Thrond und der Kirche, der geiftlichen und der weltlichen Ariftofratie? Auf Babrbau: 
derte hin werden in Frankreich, Portugal, und Spanien in der Maſſe des jegt an Der Spige fr 
henden jogenannten aufgeflärten Theil diefer Nationen ungleich frivolere und materialiſtiſchere. 
unmonarchiſchere und gegen Adel und Vrieſterthum gehäſſtgere, überbaupt mebr vevelutionan 
Gefinnungen, als je in dem lehrfreiern England, Schweren, Holland und Deutihland, Fortwir- 
fen und den frübern Drud anflagen. Aud bei uns hat ver Neubegel’ihe und Feuerbach — 
Atheismus und wirflih unſociale radicale Lehre nur durch die zunächſt aus der politifchen Nee 
tion entftehende politiiche und religiöfe Unterbrüdung oder Beichränfung der Lehrfreibeir allge 
meinern Reiz und Verbreitung gewonnen. Inſtinetmäßig finder das Volk darin Waffen gegen 
das Dummachen und die Entmündigung und den Despotidmus. Das wird niemand leugnen, 
der die Stimmung der jogenannten mittlern und gebilvetern Stände dieſer Nationen umd bir 
von ihnen ausgehenden geſchichtlichen Eriheinungen aufmerkſam ind Ange Tahr! Abnlıhel 
wird ficher jeder genaue Beobachter katholiſcher und der regelmäßig lebrfreiern prnteflantifsen 
Länder bemerken können. Wie oft findet man in den fogenannten aufgeklärteirhtitilere und ge: 
bildeten Ständen Eatholiicher Landſtriche nicht blos mebr Gleihgliltigkeit gegen alled Neligiär 
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und Kirchliche ald in proteftantifhen Ländern: nein, fogar einen wahren Widerwillen gegen 
Geiſtlichkeit, Kirche und veligiöfen Glauben, eine größere Neigung zu Religiongfpötterei und 
mebr materialiftifche Lebensphilofophie ald bei Proteftanten! Ahnliches erzeugt freilich auch bei 
Protetanten, wo fie ftattfindet, obſeurantiſche Unterdrückung der Lehrfreiheit. 
Abnlihe Erfahrungen Hat die neuere Zeit und Geſchichte in Beziehung auf die Unterdrückung 
polttiich freier Lehren überall gezeigt. Wo ſie ftattfand, wuchs im ftillen Haß und Mistrauen, 
nicht blos gegen die Grundfäge der Unterdrückung, fondern au oft gegen die der gefeglichen 
Dronung und Gewalt, und führten bei Gelegenheiten, wie fie in den bewegten europäiſchen Zu: 
ftänden niemals fehlen, zu unerwarteten Ausbrüchen. Vorzüglih aber wurde ftet3 durch die 
Unterdrüdung die Stimme der Mäpigung und Weisheit wohlmeinender Vaterlandsfreunde 
verdächtig und wirfungslos. Wie oftmals bemerkte und vernahm ich nicht, daß auf Univerſitä— 
ten jeit ven Karlsbader Beihlüffen die font oft jo wohlthätig ermäßigende Wirkſamkeit ver 
kehrer ihre Kraft verloren hatte! Die Eraltirten und die Verführer der Jugend jegten den Be— 
tufungen auf die naturrechtlichen und ſtaatsrechtlichen Grundfäge der Profefloren entgegen: 
„sa, diefe dürfen ihre wahre Überzeugung nicht ausfprechen, dieje fürchten die Abfegung.” Ich 
erinnere mich eines eraltirten Studivenden, der auch nachher eine Hauptrolle bei revolutionären 
Unternehmungen ſpielte und mit großer Überlegenheit eine Zahl der Studirenden fo beberrichte, 
daß er für fie ſogar die Wahl der Lehrer und der Vorlefungen beftimmte. Diefer eraltirte Libe— 
tale endete feine Anhänger in die Vorleſungen eined ziemlich jervilen Lehrers, verbot ihnen da— 
gegen die Borlefungen eines Lehrers, der befannt war als ein Mann von gemäßigten, aber 
wahrhaft liberalen Grundfägen und von folder Lberzeugungätreue, daß er das Vertrauen auch 
kei der Jugend beſaß, furchtlos feinen wahren Überzeugungen gemäß zu lehren. Als nun jenem 
Studentenhäuptling jemand darüber feine Berwunderung ausdrückte, erklärte er, der jervile 
Lehrer ſchade jeinen republikaniſchen und revolutionären Prineipien bei feinen Anhängern 
nicht, da man allgemein die jervilen Motive der Lehren jened Mannes kenne und fie aud, 
mergen des Mangeld aller wahren Riberalität, die Jünglinge nicht anſprächen. Anders ſei ed mit 
jenem andern Lehrer, der dad Vertrauen und die Achtung für feine Grunpfägegewinne und ihm 
feine Leute verderbe. di 
Bei keinem aller beſtehenden Imftitute ift die möglichft vollftändige und ausgedehnte Lehr— 
fr=eibeit wichtiger als bei den Umiverfitäten. Sie find die höchſten allgemeinen geiftigen Unter: 
nebtsanftalten, die Gentralanftalten für die gefammte Wiſſenſchaft, deren Weſen Freiheit ift. 
Arad war mit ihrer Hiftorifchen Entftehung und Wejenheit vollkommene Freiheit verbunden. 
Wie die höhern Lehranſtalten, vie Philoſophen- und Rhetorenſchulen der Griechen und Römer, 
ſe waren auch fie Privatintitute und feiner Lehrbefhränfung unterworfen. In Athen hatte 
at einmal ein allzu polizeilic gefinnter Beamter einen Antrag auf polizeiliche Uberwachung 
dern Lehrvorträge der Philofophen durchgeſetzt; allein das arhenifhe Volk nahm alsbald be- 
Mäzent das Gejeg ald einen verkehrten Beſchluß wieder zurüd. Nachdem im Mittelalter die 
ken Univerjitäten zu Anſehen gelangten, nahmen zwar Päpfte und Kaifer und Könige die- 
ASen in ihren Schug, machten ihnen Stiftungen und beftätigten ihre Stiftungsurkunden; 
alerin die Univerfitäten blieben freie Gorporationen mit Autonomie oder mit eigener Gejegge- 
buang, Verwaltung und Gerichtsbarkeit, und weder Ertheilung noch Gntziehung der Lehrämter 
lagn der Hand jener höhern Gewalten. Noch weniger hatten dieje die Lehren vorzufchreiben. 
Derlmehr juchten kirchliche und weltlihe Gewalten die höhern Wahrheiten, Autoritäten und 
wößlenihaftlichen Normen für ihre Mafregeln und Beichlüffe in ven Lehren und Gutachten der 
Segrühmten theologiichen, juriftifchen und medicinifhen Profefforen. Man darf nur die von den 
da vften und Fürften beftätigten Stiftungsbriefe der europäifhen Univerfitäten im Mittelaiter 
Da um die damalige hohe Achtung gegen dieſe Lehrkörper und die von ihnen zu erforfchende 
BD zu läuternde Wahrheit zu bewundern. Zwar fonnten natürlich einzelne Gollifionen, vor— 
Wigglich der geiftlichen Intereffen mit manden Univerfltätälehrern nicht ausbleiben, befonders feit 
Weeit, als die theofratifch-hierardhiiche Gewalt des Bapftthums bei der hberanreifenden Mün- 
Igkeit der europäiſchen Menichheit ihre frühere freiere und wohlthätigere Autorität verlor und 
num gegen die höhern Berürfniffe ver Völker gewaltfam fefthalten wollte. Aber man braudt 
für die ewig denkwürdige Geſchichte der Kämpfe des berühmten Profeffors Reuchlin mit den 
curantismus der Mönche und mit der geiftlihen Inquijition, ja mit der ganzen päpftlichen 
Pkerarchie zu leſen, um ſich zu überzeugen, daß jelbft im angeblich jo ganz finftern Mittelalter 
> geiftlichen und weltlichen Regierungen eine unendlich größere Achtung vor den Univerſitäten 
My ihrer Lehrfreiheit hatten und an den Tag legten, als die politifche und Polizeiwillfür unſe— 
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rer heutigen Gewalten nur ahnt. Zwar mit den äußerft feltenen und nicht fo leicht möglichen 
Berurtheilungen zum Verbrennen der Leiber und Bücher droht man jegt nicht mehr; aber durch 
alöbaldige beliebige Entfernungen ber Lehrer vom Lehramte, fobald ihre Lehren etwa einzelnen 
geiftlichen oder weltlichen Behörden unbequem jheinen, vernichtet man ungleich mehr die Lehr⸗ 
freiheit ald früher. Selbft in jenem Kampf auf Leben und Tod gegen den angeflagten Reudlin 
mußte Die päpftlihe und die weltliche Macht, ſtatt, jo wie jegt, mit einjeitigen Entſcheidungen 
dareinfahren zu können, Die Berufungen auf die Gutachten der einheimischen und auswärtigen 
Univerfitäten, ja zulegt die Berufung auf ein allgemeines Concilium und feine Entſcheidung 
über die freitigen Kehren rejpectiven. Die Gutachten der Univerfitäten erfolgten meift zu Gun: 
ften des Angeklagten, ein allgemeines Concilium fheute man, jelbft ver allgewaltige Papft gab 
nah — und Reuchlin jiegte. Auch bis zu dem Umfturze der frühern Berhältniffe durch den 
Rheinbund würde — einzelne ausnahmsweiſe Gewaltftreihe ausgenommen, wie fie in allen 
Lebensverhältniffen zuweilen vorfommen — feine geiftlihe oder weltlihe Gewalt eine Berur: 
theilung einer Lehre und feine nachtheiligen Maßregeln gegen den Lehrer gewagt haben, ohne 
dag die Gutachten der ſachkundigen unparteiifchen Facultäten bie Sache reifli geprüft und die 
Öffentliche Meinung in Kirche und Staat zum Oberurtheil vorbereitet une veranlapt- hatten. 
Die Univerfitäten waren und blieben lehrfvei; überhaupt freie Gorporationen, in welchen bie 
Lehrer theild von der Gorporation jelbft berufen wurben oder frei ohne Staatseinmiſchung, 
blos dur ihre wiflenfchaftliche Befähigung als Privatdocenten in ven Lehrberuf eintraten, in 
welchen Profeſſoren und Docenten von der Staatögewalt keineswegs entfegt over nad) der mil: 
dern, aber darum gefährlichen Weije verjegt und penflonirt werben durften. Gilt ja gleiches 
Recht jelbit bis auf den heutigen Tag in allen freien Ländern, 3. B. in England und Schweden. 
Selbft Napoleon lieg den Univerjitätöprofefloren die volle Umabjegbarfeit und damit wenig: 
ftend die Anerkennung und wejentlihe Grundbedingung der Lehrfreiheit. Die Gutachten ver 
betreffenden Facultäten in theologischen, juriftiichen, ſtaatsrechtlichen und mediciniſchen Angele: 
genheiten waren in ganz Deutjchland in hoher Achtung. Die Univerfitätsprüfungen waren bie 
Beringungen des Eintritts in die höhern Staatödienfte. Und auch in den Ländern, in welden 
Genjur der Preſſe eingeführt war, blieben doch in der Regel die Univerfitäten und Profefforen 
von derjelben befreit. In ven Reichs: und landſtändiſchen und in den völferretlichen Verhand⸗ 
lungen hatten jo wie in ven Gerichten die Lehren, Schriften und Gutachten der Profefloren 
überall Gewicht und Einfluß. 

Dieſes alled hat ſich leider gar ſehr geändert. Die unglüdliche despotiſche Rheinbundszeit, 
überhaupt die Ausbildung abjoluter Regierungsgewalt, zum Theil ſelbſt ein einfeitiged Her— 
überziehen höherer Staatögrundjäge aus freien conflitutionellen Staatdverfallungen, mit Aus- 
ſchluß jedoch ihrer liberqlen Inftitutionen, Haben bei ung in Deutſchland in diejer wie in andern 
Beziehungen einen höchſt bebenflihen und fonderbaren Rechtszuſtand begründet. Die alten Ga— 
vantien der Freiheit und eines feften Rechts, der Rechtsſchutz der ganz jelbftändigen Reichs- und 
Zandesgerichte, der unabhängigen Gorporationen, der Städte, der Univerjitäten, der Sprud- 
collegien und der Rechtégutachten der Bacultäten und vieles andere hierhin Gehörige — dieſes 
alles ift in Deutſchland verſchwunden oder fraftlo® geworben. Die Regierungs: und Polijzeige⸗ 
walt it in allen Gebieten des bürgerlichen und gewerblichen Lebens, in Kirche und Schule uners 
meßlich, oft bis zu wahrer deöpotiiher Gewalt angewachſen. Und die unentbehrlihen Ausglei: 
dungen und Gegengewicdhte der freien Verfaflungen der Neuzeit, freie Parlamente, Prepfwi- 
heit u. j. w., jind zwar verheißen, aber entweder noch gänzlich verfagt oder ihrer weſentlichſten 
Stügpunfte und Lebendfräfte beraubt. Die Univerjitäten insbeſondere haben mehr und meßr 
ihre felbftändigen Corporationsrechte mit dem Charakter abhängiger Stantödieneranftalten per: 
tauſcht. Die Profefjoren, ja die Privatdocenten werden angeftellt nad der Gunft ver Staatsbe⸗ 
hörven für ihre Perfonen oder Lehren, Die für die wahre Lehrfreiheit nit minder als für Die 
unabhängige Juftiz nöthige Inamovibilität it aufgehoben. 

Zu diejem allen aber kamen im Jahre 1819 nod die Karlöbader Beſchlüſſe. Sie geboten 
nicht bloß, ftatt der Erfüllung der in der Bundesacte und den Landesverfaſſungen zugefagten 
Preßfreiheit, eine allgemeine Aufhebung derſelben für alle Drudigriften unter 20 Bogen, 
fie erft vernichteten die Prepfreiheit nicht blos im allgemeinen fogar für diejenigen deutſchen 
Länder, welche, wie Holitein, Mecklenburg, Heflen:Darmftadt, allgemeine Preßfreiheit ohne alle 
Eenjur beſaßen, jondern aud für Diejenigen Gorporationen und Klaffen von Berfonen, melde, 
wie die liniverfitäten und Profefloren, faft überall ohne Genjurbefhränfung drucken laflen 
fonnten. Doch aud noch auf eine andere Weife wurden die Univerfitäten in ihrer Lehrfreibeit 
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beihränft, und zwar gewiß auf eine nach den frühern biftorifhen Verhältniſſen wahrhaft über: 
rafhende Weile. Bon Karl dem Großen an, unter den Öttonen wie unter den Friedrichen, 
unter Marimilian wie unter Joſeph IL, hatten gerade in Deutſchland vorzugsweiſe die Gelehr: 
ten und ihre Worte in fo hoher Achtung geftanden ; fie fhienen, ſeitdem vollends auch ein beut- 
fer Univerfitätäprofeflor durch feine Lehrfreiheit die kirchliche Reformation in fo vielen, die po- 
litiſche Reform allmählich in faft allen europäifhen Ländern bewirkte, vorzugsweife geeignet 
und berufen, Wahrheit, Licht und Recht männlih und felbftändig zu vertreten, ihren freien 
Hortfäritt gegen Obfeurantiömus und Unterbrüdung jeder Art zu fördern. Wie früher auf 
der ſächſiſchen Univerfität Wittenberg Luther, fo wurbe aufs neue Xhomaflus auf der preußi- 
ſchen Univerfität Halle durch den freieften männlihften Kampf gegen Untervrüdung und Fin: 
ſterniß jeder Art ein Wohlthäter ver Menſchheit. Auf der neugeftifteten Univerfität Göttingen 
hatte, bald nachher gefeiert von ganz Deutſchland, Schlözer, nach des Minifters Mofer Aus: 
drude, mit jeiner cenfurfreien kräftigen Wahrheit mehr gegen Unterbrüdtungen und Misbräuche 
gewirkt als Reichsgerichte, Landedcollegien und Landſtände. Er umd alle freigeiinnten Freunde 
des Lichts umd der Wahrheit, ein Wolf, ein Häberlin, ein Spittler, fie konnten zur Ehre ver 
Menſchheit und des Baterlandes ihrer hohen Beſtimmung genügen. Auch felbft ver allgemwal: 
tige Napoleon wagte keinen Angriff auf die deutſchen Univerfitäten, die auch die Franzofen be- 
munderten. Am hohen deutſchen Bundestage ſelbſt pries noch in der Eröffnungsrede die Präft- 
dialgefandtihaft, unter Zuftimmung aller übrigen Regierungsberollmäditigten, die deutſchen 
Univerfitäten und ihre ausgezeichnet freie Berfaflung mit Begeifterung. „Wem iind fie nicht” 
— fo rief der Gefandte aus — „ein ſtolzes Denkmal deutſcher Entwickelung?“ Er nannte fie 
Mitſtifter der Ehre und des Ranges, deſſen Deutihland im europäiſchen Gemeinweſen 
fih erfreut‘. 
Und noch nicht brei Jahre ſpäter erfihienen — nachdem über die verzögerte Erfüllung der 
verheigenen MWiederherftellung freier Verfaſſungen zwifchen der öffentlichen Meinung und ven 
Gabineten eine Misftimmung und bei den legtern ein verändertes politifhes Syſtem geflegt 
hatten — die Karlsbader Beihlüffe, diefe Beihlüffe, die, no außer der Zerftörung ver Preß— 
freibeir, die außerordentlichften Anfhuldigungen und die auffallendften Maßregeln gegen dieſe 
Univerfitäten, gegen die Lehrer und die Studirenden enthielten. Sieftellen diefe ehrwürdigen, 
früher ſelbſtändigen Anftalten für Licht und Recht und ihre Lehrer unter ftrenge polizetliche 
Auffiht; fie fordern von den jegt bei ihnen angeftellten Negierungsbevollmädtigten: „daß fie 
die öffentlichen und Privatvorträge aller Lehrer forgfältig beobachten und venfelben eine heil: 
ſame Richtung geben” ; fie ftelen die Lehrer außer den Schup der beſtehenden Gefege und ver- 
rflichten die Regierungen, ſolche „bei etwaigen Abweihungen von ihrer Pflicht, bei überſchrei— 
tung der Grenzen ihres Berufs, bei Misbrauch ihres Einfluffes auf die Jugend und bei Ver: 
breitung verderblicher Lehren vom Lehramte zu entfernen‘ und die in einem deutfchen Lande 
misfällig befundenen auch in feinem andern ande wieder anzuftellen. Die befannte Gircular- 
note vom Grafen Bernftorff, einem Mitgründer ver Karlsbader Befchlüffe, erklärte vie Univer— 
Aitäten für Giftquellen und fagte zur Erläuterung jenes Befchluffes: „Man hat geglaubt, daß 
das fiherfte Mittel, die politifchen und religiöfen Abweihungen der Brofefforen zu unterprüden, 
darin beftände, ihnen die [hlimmen Folgen anzufündigen, die ihre falfhen Lehren für ihre ganze 
Griftenz haben würden.‘ ?) 

’ Wir übergehen fpätere Bundes: und Landesmaßregeln, welche in ähnlicher Richtung gegen 
die deutſchen Univerſitäten und Gelehrten nachfolgten. Es gehören z. B. hierher jene befannten 
Bundesbefchlüffe über das ausſchließliche Intervretationsrecht der Bundesſchlüſſe für die Bun- 
dedverfammlung und über die Zurückweiſung der Anführung und des @influfles der misliebi— 
gen Haatsreihtlihen Theorien und Werke. Es gehören ferner hierher die Bundesbeſchlüſſe, 
welche jenes Palladium ver Nechtsficherheit, die Actenverfendung an unparteliſche Juriftenfa= 
eultäten, aufhoben, das aud noch die Bundesacte (Art. 12) begünftigte, indem fie ed wenigſtens 
für die Staaten unter 300000 Seelen ald unzerftörbar fanctionirte, das aber ein fpäterer Bun- 
besihluß gerade in den wichtigften Fällen dennoch ſelbſt zerftörte, indem er in Criminal: und 
Bolizeifachen Actenverfendung und Ginholung von Rechtsgutachten bei Juriftenfacultäten in 
ganz Deutſchland verbot. Es gehören hierhin auch die Bundesgefege von 1834, welche den Ein- 
Au der akademiſchen Senate fhmälerten und ängftlich beachten, ihnen auch die Gerichtöbar— 
keit in Polizei: und Griminaliahen über die liniverjitätsangehörigen entzogen. Es gehören 
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ferner auch dahin die Gonfiscationen und Unterdrüdungen von Rechtsgutachten, welde Price: 
ten von Juriftenfacultäten eingeholt hatten ; fo z. B. von dem Rechtsgutachten, welches einem 
unglücklichen politiihen Berfolgten zur Rettung feiner Öffentlih angegriffenen Ehre eine hob: 
berühmte Juriftenfacultät einftimmig günftig ertheilte, und welches nun nicht blos im Rande ins 
Verfolgten, nein in dem Lande und am Sige der berühmten Univerfität ſelbſt polizeilich unter: 
drückt wurde. Gleiches Schickſal traf befanntlich fpäter das tübinger Rechtsgutachten für dat 
unterdrücte hannoveriſche Recht. | 

Wie gejagt, dieſes alles ſoll Hier nicht ausgeführt werben. Aber der gänzliche Gegeniaf 
diefer neueften Zuftände der deutfchen Univerfitätd: und Gelehrtenverhältniſſe mit ven frübern 
ift von ſelbſt klar. Nicht minder klar ift es, daß von einer wahren gejeglich und verfaffunge: 
mäßig anerfannten und geihüsten Rebrfreiheit der Univerfitäten gerade in dem Lande, in ber 
Nation jetzt am menigften geredet werben fann, welche ftet ftolz war auf ihre freien Univerf: 
tät8einrichtungen und auf ihren Belehrtenftand. In ſolchem Zuftande hätten fo wenig ein Sl: 
zer wie ein Luther Wohlihäter ver Menſchheit und die Zierde ihres Vaterlandes werben fünnen 
Nach den Karlsbader Beihlüffen über die religiöfen und politifhen Abweichungen der Lehr 
hätte nicht mehr der in Preußen verfolgte große Wolf in Heflen und, bei erfolgter Regierungt: 
veränderung, jelbft wieder im alten Baterlande, hätte nicht der vom Obfenrantiömus in Sachſen 
verfolgte Thomafius in Preußen freudige ehrenvolle Aufnahme, den freien Lehrſtuhl für die 
unfterbliche heilfame Wirkfamfeit , die freie Bahn zur Bewirfung eines großen Fortiärittd der 
Givilifation des Vaterlandes gefunden. Iener edle Wetteifer der vielen deutſchen Staaten, in 
welchem 3. B. auch jpäter die durch den Wöllner’fchen Obfrurantismus von Berlin vertriebene 
„Allgemeine beutfche Bibliothek“ von Altona aus für Licht und Aufflärung fortwirken foante— 
diefer Wetteifer, der einzige Erfag für die entbehrte Ginheit der Nation, ift durch jene Veſchlufſt 
und durch die neue deutſche Polizeigewalt und Verbindung gelähmt. 

Eine theilweiſe moraliſche Revolution iſt ſicher an ſich ſchon dieſer Umſturz der frühern Ber: 
hältniffe und Rechte, ver Achtung und der Lehrfreiheit der deutſchen Univerſitäten und dei beat: 
Shen Gelehrtenſtandes. Wie wenig diefe Veränderung wahrhaft heilſam ift, die gebt wel 
aus den allgemeinen Betrachtungen zu Anfang dieſes Artifeld hervor. Bor allem aber ef 
flar, daß ein Umſtürzen fo alter, geachteter, einflußreicher Inftitute und Rechtörerhältnift, mit 
die der deutichen Univerfitäten und des deutſchen Gelehrtenſtandes, nimmer die Heiligkeit der 
übrigen Iegitimen Zuftände und Rechte befeftigen ann. Im Jahre 1848 zeigte ſich überall in 
Deutihland, wie ſehr die Unterprüdungen die Gefahren revolutionärer Befreiung bewirlt bat: 
ten. Die Gefahren murben befiegt. Aber bald erneuerte ſich die alteReaction. Zu hoffen it, dab 
die unglüdlichen, zum Theil von fehr unzuverläffigen Freunden der Regierungen und MT Voͤl⸗ 
fer genährten Misſtimmungen und Beſorgniſſe endlich weichen und auch bie deutſchen Anivan 
ſitäten und ber deutſche Gelehrtenſtand wiederum in einen geachteten, verfaffungsmäfig # 
ſchirmten Nechtäzuftand und in ihre Lehrfreiheit eingefegt werden mögen. Es ift dieſet fa 
wahrer Ehrenpunft für die deutſche Nation und ihre Regierungen. 

Weſentlich find hierzu insbeſondere die frühern freiern Grundfäge in Beziehung aufn: 
ftelung und Beförderung der Profefforen und Privatdorenten, mindeſtens eine vegeiiiß‘ 
entfeheidende Mitwirkung ver afademifhen Senate und der Facultäten. Noch weſentlidher MD 
frühere Inamovibilität derfelben. Unmittelbare Einmifhung ded Staats in bie Lehre jelltenat 
bei Anzeigen wahrer Rechtsverletzungen ftattfinden, Das librige müßte regelmäßig nur tt 
freien willenihaftliben Prüfung und Wiverlegung vorbehalten bleiben, und in etwaigen 
von Beſchwerden wegen abflut flaatd= oder firhenwidriger Lehren mindeftens jede nach 


Verfügung, fo wie ſtets vordem, bedingt fein durd vorherige Prüfung und Entſcheidung and | 


unparteliſcher fahfundiger Bacultäten. Man kann revolutionäre Umwälzungen der verſchieden⸗ 
ſten Art unternehmen und billigen, aber man wird feine andern, bie ganzen moraliſchen Oru 
lagen der Ehre und Givilifation des deutſchen Vaterlandes mehr untergrabenpen auffinden 
die, wenn man bie Lehrftühle für die ewige Wahrheit und Gerehtigfeit zu-abhängigen Organ! 
ber Gewalt, ihrer wechſelnden politifhen Meinungen, Intereffen und Leidenſchaften um 
bilden will. 

In Beziehung auf die Lehrfreiheit der Kirche und der Geiftlichfeit befteht ebenfo wir bei der 
Schule die Grundbedingung in den anerfannten felbftändigen Corporationsrechten und Ber; 
faffungen und in dem Grundprincip, daß aud hier der Staat als folder nur die wirllichen 
Rechtsverletzungen abzuwenden, übrigens nur ein wohlthätiges Schutzrecht auszuüben hat. 
Über die Kirchenwidrigkeit der Lehren hat nur die kirchliche Geſellſchaft zu entſcheiden. Diele! 
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aber kann auf heilfame Weiſe nur bei einer freien geordneten Kirchenverfaffung und von der 
wahren geſellſchaftlichen Repräientation, alfo von den Synoden geſchehen. Diefe müflen zwar 
cbenfalls, wenn fie chriſtlich find, die nothwendige hriftliche Freiheit und Vervollkommnung 
keilig halten; jedoch hieße ed mehr ald wahre Kehrfreiheit fordern, wenn man verlangen wollte, 
daß felbft gegen den Grundvertrag der Übernahme eines kirchlichen Lehramts den mwejentlichen 
anerfannten Grundlagen der firhlihen Gemeinjchaft wahrhaft widerſprechende und feindfelige 
Lehren, ſofern ſie die kirchliche Nepräjentation als joldhe erfennt, geduldet werden müßten. 
Ties fönnen in der That nur jolde fordern, welche die natürlichen Geſellſchaftszwecke und 
Rechte der Kirche gänzlich verfennen oder die Kirche jelbft anfeinden und zu flürzen juchen. Aber 
die weſentliche Aufgabe ift e8 Hier, einerjeitö die Einmiſchung des Staats und politifcher Interef- 
Im, andererjeit8 die herrſchſüchtigen und parteiifch eingenommenen Anftchten der Kirhenbeam- 
ton wie des Pöbels der Kirchengeiellichaft durch die ruhige Verhandlung und Entſcheidung einer 
wohlgeordneten firhlihen Repräjentation auszuſchließen. Unter folden DVorausfegungen 
fönnte ed nur gebilligt werden, wenn z. B. eine hriftliche Kirche eine Lehre aus ihrer Mitte 
jurüdweift, die den weſentlichen Grundlehren des Chriſtenthums feindlich entgegentritt, Die ſo— 
gar in naturphilofophiihem Materialidmus dur die Conſequenz abfolut gezwungen ift, die 
Verſönlichkeit Gottes und eine Vorſehung im religiöfen Sinne, die menſchliche Freiheit und mit 
Ihr die Wahrheit von Tugend und Laſter im jittlihen Sinne und endlich die wahre, die indivi- 
duelle Linfterblichkeit aufzugeben. Freilich die neue Sophiſtenſchule jucht Dies durch täuſchen— 
den Schein der Worte zu verhüllen ; ja fie ſucht abſichtlich nad ihrem befannten Täuſchungs— 
prineip: „für die Frommen und Ginfältigen in der Sprache der Frömmigkeit und Einfalt zu 
ſprechen“, hierüber das größere Publifum irre zu führen. Es wäre ja gar nicht zu gewinnen 
und zu verführen, wollte man ihm nicht, trag ded Verſprechens der ganzen Wahrheit, die Ver: 
neinung jener Grundlagen aller Religion und Moral großentheild verbergen. Mag übrigens 
auch ſolcher Lehre Die Freiheit bleiben, in Schriften, vielleiht aud vom Lehrftuhl der Philoſo— 
vhie zur Öffentlihen Prüfung aufzufordern; die Wahrheit wenigſtens und eine Kirche, die auf 
ihr rubt, fürdten die Prüfung nit. Sie ift Heilfam, mo die Waffen dazu vorhanden find, mo 
fie gründlich möglich ift, was freilich von den Lefern und Leferinnen einer belletriftiihen Zeit- 
\örift nicht erwartet werben jollte. Wie leicht läßt fich doch, ſobald Vertrauen zur allgemeinen 
volitiſchen und Glaubendfreiheit herriden, die Seichtigfeit und einfeitige Schulmäßigfeit over 
Schülerhaftigkeit atheiftiicher Philoſophien und Lehren flar mahen! Wie unfiher und boden: 
los gegen gründliche Einwände jind die blos auf die finnliche materielle Seite der Menſchennatur 
aufgebauten Verneinungen der freien, der moralifhen Natur und Weltordnung — gegen das 
Gewiſſeſte von allen — das Gewiſſen! Laffe man aljo nur die Freiheit! Aber ſicher wäre es 
doch weniger verlegend und verkehrt, wenn man einen Rabbinen zum Religionslehrer, zum 
Dogmatifer oder Geiſtlichen einer hriftlichen Kirche oder auch einen Katholiken für Proteftanten 
oder einen Proteftanten für eine katholiſche Kirchengeſellſchaft anflellen wollte, ald wenn man 
einen Dann von jenen Grundfägen zum Religionslehrer irgendeiner riftlihen Kirche beriefe, 
Und überall würden in ſolchem Falle auch proteftantifche Ränder nöthigenfalld zeigen, daß fie 
weder eines Papſtes nod einer Fatholifchen firengen Einheitöform bedürfen, um ihre Kirche 
gegen ſolche Unbill zu ihügen, ihre kirchlichen Grundfäge und ihre wahre kirchliche Pofitivität 
und Einheit zu bewahren. Daß aber überhaupt die Kirche ihre Grundgejege in würbiger Weife, 
in wärbigen Formen und unbefchabet der wahren Freiheit bewahre, dazu ift eben die ganz freie 
gutgeorbnete Kirchenverfaflung und ihre Ausſchließung der Einmiſchung der weltlihen Macht, 
ber Herrſchſucht der Kirhenbeamten und der Leidenſchaft des Pöbeld nothwendig. Rede man 
alfo nicht von würdigen und freien oder auch nur von politifch-felbfländigen würdigen firdli- 
ben Einrichtungen, wenn ohne freie Mitwirfung der jelbfländigen erwachſenen Kirchenmitglie— 
der Ausſchließungen und Entfegungen vom Lehramt, alfo die härteflen Strafen (wenn aud 
unter dem miöbraudten Namen der Freiheit) ausgeübt werben, wie in manchen neuern prote: 
Rantifhen Kirchen (durch Fönigliche Eonfiftorien u. |. w.)! Erfreulich geht die neue Verfafſung 
der evange liſchen Kirche in Baden der Löfung der ſchwierigſten Aufgaben in diefer Beziehung 
migegen. Gefördert aber wird diefe Löfung vor allem durch die Richtung, welche der ehrwür: 
bige Rothe der Theologie gibt. Eine wirklich religiöfe Auffaffung des Göttlichen in dem Chri— 
denthum vernichtet die Verirrung und Flachheit des Rationalismus. Die Überzeugung aber, 
daf der göttliche Geift des Chriſtenthums, welcher die Welt umgeftaltet hat und durchdringt, 
auch wo fle es felbft nicht erfennen, alle dem Guten Zugewendeten in biefer chriſtlichen Welt 
rrgreift, verföhnt den feindlichen Grgenfaß der Kirche und ihrer Diener mit der gebilveten Welt. 


496 | Lehrfreiheit in Schule und Kirche 


Und der Sag, daß eben nur dev Glaube an dieſes Göttliche das Weſentliche ift Für den Ehrite 
und daß alle das Necht haben, frei zu prüfen, was in der Kirche und Theologie echt göttlih un 
was Menihenfagung ift, wozu ihnen die Theologen nur Helfer und Lehrer, aber nie Geſthgn 
find, vereinigt den religtöfen und kirchlichen Glauben mit der Freiheit und bebt allen Sem. 
und hierarchiſchen Zwang auf. | 

Ganz befonderd wichtig ift ed au, daß nicht etwa die weltliche Macht eine geiftlihe Bran- | 
tenariftofratie in obfeurantifher Verfolgung und Unterdrückung freier kirchlicher Lehren unten 
flüge. Vorzüglich proteftantifche Regierungen haben fi von dem Wahne verleiten laflen, e 
durch ihren katholiſchen Unterthanen zu gefallen, over find auch wol durch die falſche Palitit we 
führt worden, jene alte unglüdfelige Allianz zwiſchen geiftlihem und weltlichem Abfolutismst 
Ariftofratiömus und Obfeurantismus zur Stüge ihrer Herrſchaft zu machen. Dann mem 
namentlich auch alle Denunciationen gegen alle aufgeflärte katholische Profeſſoren angebitt 
ermuntert und zur Vernichtung der Lehrfreiheit befolgt. Es wird den kirchlichen in: und uk 
wärtigen Negierenden im ver Kirche der entfheidende Einfluß jelbft auf Anftellung und Erfie 
nung der Profefforen und auf ihre Lehrvorträge eingeräumt. Alle alten Grundfäge ur! 
Selbftändigkeit der Liniverfitäten werben vergeflen; vergeflen werben die Grundſähe one 
Kaiferin Maria Thereſia und Joſeph, welche fefthielten an ver Wahrheit, daß die Univerkiit 
bildung Sache der Wiſſenſchaft und des Staats ift, daß die bifhöfliche Oberaufſicht unt Gm“ 
erft mit dem Prieftertfum beginnt, daß felbft nad den Grundfägen des Mittelaltert du 
wegen Lehrmeinungen verfolgte Vrofeffor unantaftbar blieb, bis ihn die Gelammibd wm 
Kirche, die Gutachten der theologiſchen Facultäten und die Goncilien verurtbeilten. 

Keiner weitern Ausführung aber bedarf es wol, daß dieſes ganze Syſtem zum Unkel 
daß die Regierung felbft fo die nicht regierende Kirchengeſellſchaft, die fte nie Hört und num | 
eigener weltlicher Zwecke willen den herrſchſüchtigen Firhlihen Beaumten preisgibt, zudilt | 
digt, fodann immermehr felbft obfeurantifh und fanatifh mahen Hilft. Die alten Freien bar | 
driſchen und brabantiſchen Katholiken ließen fich bei vem Negierungsantritt vor der SudyıM 
(in der Joyeuse entree) von ihren Bürften vor allem eidlich verſprechen, fie yorlig: 
der Geiftlichfeit zu fhirmen. Den hierin fi ausſprechenden Grundgedanken cinerginii st 
katholiſchen, aber freiheitliebenden Bevölkerung überfteht jenes falfche Suftem. Eat 
e8, daß die einer auswärtigen Macht dienftbare hierarchiſche Geiftlichfeit, an der Srlemahtt 
Religiofität und Moralität, Herrſchſucht und Taufhung, Heuchelei, Sinnlichfett und Aber: 
ben ausbildet, daß fie Durch jede neue Conceſſion nur zu neuen Anfprücen beitimmt mi 
zulegt in ver unvermeidlihen Colliſion mit der weltlichen Negierung gegen biele bie fantim 
Maſſen verblendet und aufreizt. Statt folder unbeilvollen Verwickelungen, die leihtet 
geführt als gründlich gelöſt ſind, hätten bei verfaſſungsmäßiger Schützung der dehrfreiteth 
entgegengefegten Richtungen jeder kirchlichen Geſellſchaft, die freiere und die entgegeze 
ſich unter ſich wohltbätig bekämpft und ausgeglichen, und die Regierung hätte mit rubigeah® 
teilofen Schuß vermittelnd hoch über beiden geftanden, ohne felbft in pie Leiden thatten RR 
teiftreitö verwickelt zu werden. Religion und Sittlichkeit und Thron und Altar mitt | 
nicht, fo wie früher in Franfreih und Spanien, gerade felbft unter vem Scheine ihrer | 
untergraben und ein revolutionärer und gottlofer Haß gegen fie großgezogen wordt | 

"Aber noch auf andere Weife und vorzüglich bei den Proteflanten leidet die fireht VE 
freiheit in neuerer Zeit gar häufig. Die Negierungen machen die Geiftlichen von ige 
lihen Gewalt und ihren politiihen Zwecken abhängig. Es fehlt auch Hier jegt die. Heil 
der frühern Grundfäge über Anftellung und Beförderung der Geiſtlichen durch ihre 
oder durch kirchliche Behörden und nad} rein kirchlichen Zwecken. Es fehlt und zerfällt nt 
die Inamovibilität. Alles wird wilffürlih und abhängig von weltlichen Behörden und 
fen. Da hört und fieht man denn aus Furcht vor der Freiheit, zumal da, two man ſie v 
und das Verſprechen nicht hielt, Androhungen und Vollziehungen von Zurückſehungn 
Abſetzungen, wenn der Geiſtliche in ſeine Predigten, wie man ſagt, Volitik einmiſcht or 
wenn er ſich ſonſt als Bürger für freiere Verfaſſungsgrundſätze, z. B. für freie Der 
intereſſirt. Die offenbare heuchleriſche Lüge aber ſcheut man nicht, daß man verfähleiert ent 
verfhleiert e8 wünſcht oder mit meltlichen Belohnungen und Strafen fordert, der Geiftſihe 
dennoch ſich in die Politik einmiſchen, er ſolle ven politiſchen paſſiven Gehorſam det 
predigen, das Lob der volitiſchen Regierung und ihrer Maßregeln, die Lobpreiſung des 
ſchen Abſolutismus, Die Verdammungen der politiſchen Gegner des Negierungsinftem 
den, oder auch er ſolle thätig fein für bie Wahlen politiſch ſerviler Abgeordneter. Welthe 
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Misbrauch des Heiligen, wodurch man Religiofität und Moralität untergräbt, wodurch man 
vorzüglich oft die proteftantifche Kirche und Geiftlichkeit bei Proteftanten und Katholiken um 
ihre Achtung bringt! Und wie verfehrt ift an ſich ſchon der Gedanke: der Geiftliche ſoll nicht 
nad) jeiner freien religiös moralifhen Überzeugung, ſowie auf alle irdiſchen Pflichten, Tugenden 
und Lafter, fo aud auf die wichtigften, auf die des ſtaatsgeſellſchaftlichen Lebens, die priftlichen 
Moralgrundfäge anwenden! Thaten diefes nicht alle firhlihen Reformatoren? Thaten und 
thun ed nicht jahrhundertelang und noch heute in Schweden und England und Holland ihre 
Nachfolger? Auch hier muß, gegenüber dem Staate, die Lehre freibleiben, jolange feine Un- 
techtlichkeit, Feine Aufforderung zu Unrecht und Feine juriftifchen Beleidigungen vorkommen. 
Jede andere Zurehtweilung und Ahndung muß wenigftend ſtets von dem verfaffungsmäßigen 
Ausſpruch der kirchlichen Gejellihaft ausgehen. Sonft hört die Kirche auf, eine freie, eine felb- 
ſtändige Gejellfhaft zu fein. Sie wird eine entwürdigte Kirche, eine abhängige Staats: und 
Polizeianftalt. Dadurch aber wird fie auch der Achtung und Liebe, des Vertrauens und aller 
wohlthätigen Wirkfamfeit beraubt, felbft der wohlthätig beruhigenden und mäßigenven. Was 
ſoll man vollends jagen, wenn man hört, daß politifche Behörden in ihrer Verfolgung ver poli: 
tiſchen Freiheit und in ihrer Herabwürdigung der Moral und ver Kirche fogar fo weit gingen, 
dap fie von den Geiftlihen, die man, ebenfo wie die Brofefloren, immermehr zu Staatsdienern 
zu machen ſuchte, fogar politifche Spionerie und Denunciationen durd Strafen und Belohnun- 
gen heraus zupreſſen ſuchten! 

Wie viel iſt auch Hier zu thun zur Entfernung des Frevels gegen Religion und Wahrheit, 
jur Herflellung der alten legitimen Grundfäge wahrer Lehrfreiheit! Freie kirchliche Verfaſſung, 
geſchützt durch freie Staatdverfaflung, wird aud hier allein helfen, wird allein dad würdige und 
beilfjame Berhältniß von Staat, Kirche und Schule möglich machen. In diefem legtern werden 
inäbefondere auch ſchon die Schulen für die Jugend, die Gelehrten= und die Volksſchule, als 
Unterabtbeilungen der Univerfität und der Kirche, freibleiben von der Beherrſchung und der 
Berfälihung der Wahrheit durch die neuerlihen Ginmifhungen der politifhen Gewalten and 
Intereflen. 

Selbft Staatdmänner, welhen eine niedere Natur und gemeinere Lebensanficht die hohe 
heilige Achtung der Wahrheit und der Religion verfagte, follten doch ſchon aus wahrer Politik 
vor dem in unfern heutigen Zeiten abfurden Gedanfen zurüdichreden, die Lehrer und Priefter 
ber Wahrheit, ver Religion und der Gerechtigkeit zu Dienern ihrer wechlelnden weltlichen Po— 
litik zu eigentlihen Staats: oder Herrendienern herabzumürdigen. Alle praftifche Liebe und 
Begeifterung für die Freiheit, alle wahren praftifch wirkffamen Freiheitögrundfäge gehen vol: 
lends Heutzutage vom Leben, von den Altern, von den Brüdern und Freunden, von der Berüh— 
rung mit andern freien Völkern, nicht aber von den Profeſſoren und Pfarrern aus. Dieje kön— 
nen und werden, wenn man ihnen Zehrfreiheit läßt, die infeitigkeiten und Leidenſchaftlichkeiten 
ded Tags durch ihre tiefern und höhern Kehren der Wahrheit und der Liebe ermäßigen, beruhi— 

gen und die freien Beftrebungen auf die wahren Grundlagen, Grundfäge und Grenzen zurüd- 
führen. Beftimmt man fie aber von Staatd wegen zu der Öffentlihen Rüge und zur verrätheri- 
ſchen Gntweihung des ‚Heiligen, daß fie, unter vem Scheine wahrer Priefter ver göttlihen Wahr: 
beit, Gerechtigkeit und Liebe, an heiliger Stätte ald die gezwungenen oder erfauften Werkzeuge 
der jeweiligen Herrfhermadt und ihrer Tagespolitif wirfen, aldvdann hat man alle ihre wohl: 
thätige Wir kſamkeit zerftört. Dan hat zugleih wahrhaft revolutionär dieältefte feftefte Grund: 
lage europäifcher und deutſcher Givilifation, die Grundlage der Throne wie Die der Freiheit, man 
hat die Selbftändigfeit von Kirche und Schule, die Freiheit ver Religion und der Wahrheit 
untergraben. Man hat aldvann felbft vie Greuel des finfenden römischen Reichs und der ailati- 
fen Despotien heraufbeſchworen. Man wird früher oder fpäter unfehlbar ernten, wie man 
ſaete. Aber es ift hohe Zeit, daß man ſich befinne, auf welhem Wege man ſich befindet, wie fehr 
weit man ſchon gefommen ift. Die ſchmeichleriſche Lüge der Worte, und ginge fie auch vom be: 
redteften und gelehrteften Hofprediger oder KHofprofeflor aus, kann die bel und Gefahren der 
Wirklichkeit wol verhüllen, aber nicht befeitigen. Welcker. 
Leibeigenſchaft in Deutfchland. ) Nach dem richtigen Grundgedanken ſollte jede 
Art von menſchlicher Verbindung oder Vergeſellſchaftung für jedes ihrer Glieder nach deren 


1) Die Literatur über die Unfreiheit bei den verſchiedenen geſchichtlichen Vollern, insbeſondere auch 
bei den germaniſchen, dann über das Verhaͤltniß des Chriſtenthums zur Sklaverei A * Held, Staat 
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Fähigkeiten, reſp. Stellung in der Geſellſchaft rine verhältnigmäßige Steigerung der Ab: 
hängigfeit oder Gebundenheit und der Freiheit oder Selbſtändigkeit zugleich zur Folge haben. 
Die Gefchichte beweift aber, daß dieſes Boflulat der fortwährenden Ausgleihung zwiſchen ini: 
vidueller Freiheit und gefellfchaftliher Abhängigkeit nach allen den verfhiedenen Lebensrich— 
tungen, in welchen fi) die Freiheit und Gefelligkeit bewegt, ſehr ſchwer zu erfüllen ift, und daß 
ftatt jener Ausgleihung meift eine gewiffe Einfeitigfeit flattgefunden hat, vermöge welder die 
Vergefellfhaftung einem Eleinern Theil der Gefellihaftöglieder nur eine fehr bedeutende Erwei⸗ 
terung ihrer Freiheit oder die Herrfchaft gewährte, während der andere größere Theil zu Gunfien 
jener in einem unverhältnißmäßig tiefen Grad von Abhängigkeit verfiel. Sofern dieje Ent: 
widelung einen fornıellen Ausdruck im Rechte findet, jieht man nur herrſchende und mur 
dienende, voll=, halb- und gar nicht berechtigte Klaffen, Freie und Unfreie, Herren und 
Sklaven u. j. w., welche Gegenjäge übrigens bei verſchiedenen Völkern unter jehr verſchiedenen 
Formen vorfommen, fowie auch die Grundlagen, Entwidelungen unb Übergänge jehr mannid: 
faltig fein müffen. 

Da nun in jeder Gejellfchaft wie in jedem Menſchen materialiftifche, intellectuelle und fit: 
liche Elemente und Strebungen gegeben find, wenn auch wiederum jede Geſellſchaft vorkerr: 
fhend einer ver genannten drei Richtungen gewidmet fein muß; da ferner die fouveräne Gefell: 
ſchaft oder ver Staat den höchſten, einem jelbftändigen Gemeinwejen möglichen Grad organifäer 
Einigung aller diejer drei Richtungen darzuftellen Hat, jo ift Elar, daß, wenn bei einem flaat- 
lihen Volke die eben angedeutete einfeitige Richtung herrfhend geworden und gefeglich befkätigt 
ift, das ganze Volf gleihfam in zwei Klaffen zerfallen werbe, von denen die eine allein mit der 
Freiheit das Monopol des Vermögens und ber intellectuellen wie ſittlichen Bildung oder doch 
Wertbihägung befigt, während die andere von allen diefen Gütern, wenigſtens foweit fie ihnen 
ſelbſt nüglich fein konnten, oder doch von jeder jelbftändigen Würdigung ausgeſchloſſen it. 
Wenn man dabei die Möglichkeit mannichfaltiger Abftufungen innerhalb jeder der beiden Haupt: 
klaſſen und gewiſſer Verbindungen zwiſchen legtern felbft wieder berüdjichtigt, jo ergibt ſich, 
daß die bekannten Gegenfäge zwifhen Herren und Sklaven, herrſchenden und dienenden Kaflen, 
Ritter und Bauer u. |. w., alle in gewiffer Beziehung auf jene einfeitige Entwidelung zurüd: 
geführt werden müffen, 2) 

In welcher der drei angegebenen Richtungen aber auch legtere vorherrfchend flattgefunden 
habe — ſowie dad Refultat immer im weſentlichen das gleiche fein wird, fo ift aud ihr Aus— 
gangspunft ſtets derjelbe. Alle dieſe Entwidelungen haben nämlich ihren Grund in einer 
principiell falſchen Auffaffung des menſchlichen Wefens, die fi dann in den Sitten und Infli- 
tutionen firirt und um fo ſchwerer überwunden wird, je mehr jie allmählich mit ven Geſammt⸗ 
verhältniffen zufammenwädft und den mädtigften Schwächen des menſchlichen Charakters 
Huldigt. Alle diefe Entwidelungen führten aber auch, mo jene falfche Auffaffung nicht über: 
wunden wurde, jöpneller oder langjamer zum Untergang der betreffenden Völker. 

Die juriftifhe Bormel, unter welcher der erwähnte Gegenfag jener beiden Klaffen um 
ſchärfſten auftritt, ift aber die, daß die erfte Klaſſe allein als felbftändiges Nechtafubject erfcheint, 
während die andere Klaſſe eigentlih nur als eine Kategorie von Rechtsobjecten, mit einem 
Worte, von Sachen, nur ald eine Art von Bermögendgegenftänden der erftern betrachtet wirt. 

Die Grundlage diefer Erſcheinung iſt einfach das Prineip der materiellen Übermacht, welche 
auf diefe Weife zu einem formellen Rechtsprincip geftempelt werben foll, wie fehr ſich dagegen 
Gewiſſen und Gerechtigkeitsſinn zu allen Zeiten und bei allen Völkern felbft dann gefträukt 


und Gejellfhaft, II, 93 fg. Über bie Unfreigeit in Deutfchland ſ. Grimm, Rechtsalterthümer, I, 300 ia. 
Mittermaier, Deutfches Privatrecht, $.90 fg. (mo eine reiche Literatur zufammengeftellt ift). Dazu 
vgl. noch Sugenheim, Die Aufhebung der Leibeigenfchaft u. f. w. (Petersburg 1860). ©. 79 fg., ne 
mentlich ©. 350 fg.; und Darefte, Histoire des classes agricoles en France. @ine unfehä 


noch ie nicht ausgebeutete oder auch nur gebührend gewuͤrdigte Fundgrube für die Erfenntnig dr 


hier in Frage lebenden Verhältniſſe bieten die Werke von I. Grimm, namentlich defien 1863 in zwei- 
ter Auflage erfchienenen Rechtsaltertfümer und ganz befonders deſſen Rechtsweisthämer (4 Thle. , Göt- 
tingen 1840— 63). Bol. auch Balthafar, De hominibus propriis eorumque origine, natura 
et jure in Pomerania atque Rugia (Greifswald 1779). Held, Syftem bes Berfaffungerechte, II, 
572. Krünig, Encyflopädie, Bd. LXX. Walter, Deurfche Rechtegefchichte, Bd. II, $. 386 fa. @neil, 
I es Verfalungsredht, I, 168 fg., 172 fg. Scmyere, Histoire des Cortes, S. 37. 
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haben, wenn die materielle Übermacht ſich mit der herrſchenden Intelligenz und Moral oder Re: 
Iigion verbündet hatte. Daher findet ji auch der fragliche Gegenfag im Alterthum vorzüglich 
bei den mannhafteften Völfern, bei den Ariern und ganz befonvers bei den fugenannten 
claſſiſchen Völkern, ven Griechen und Römern. Kommt verfelbe aud bei andern Völkern vor, 
fo hat er doch bei ihnen einen ganz andern, einen viel mildern und leichter aufzuhebenden Cha— 
rafter. Aus den angegebenen Gründen erflärt fih aber au, warum die Unfreiheit einerjeits 
auf die Unterwerfung durch Waflengewalt (occupatio, vindicatio) zurüdgeführt, anderer- 
ſeits dur das Geblüt übertragen wird; warum fle ferner immer gleihfam einen ewigen la— 
tenten Kriegszuſtand zwifchen Herren und Sflaven begründet, der ſich häufig in vulkaniſchen 
Gruptionen äußern muß; warum bie Herren- und die Sflavenwelt jede gleihjam eine befondere 
Welt in dem fraglihen Staate find, die ſich gegenfeitig aufzureiben trachten müffen 3) (obwol 
feine ohne die andere beſtehen fann), ſich alfo nie vereinigen fönnen, wol aber wedhielfeitig rui= 
niren und endlich unausbleiblic den Untergang ded Staats herbeiführen. 

Dies alled wird um fo deutlicher hervortreten, je ausgebildeter der ftaatliche Zuftand eines 
Bold, je Höher alfo die im weſentlichen falfh begründete Eivilifation und Eultur in einzelnen 
Richtungen geftiegen ift, je mehr deshalb dem Staate ein organifches Leben nothwendig er- 
ſcheint und je weiter ex ji von demfelben durch die nad) den concreten Umſtänden nothgebrun- 
gene Feſthaltung des in Rede ſtehenden Gegenfages entfernt hält. 

Gehen wir nad diefen einleitenden Bemerkungen auf den Begriff der Leibeigenſchaft ein, jo 
muß vor allem conftatirt werden, daß nicht nur über die Entftehung und Geſchichte diefed Ver— 
hältniffes jehr verfchiedene Anjichten beftehen, ſondern auch der Begriff felbft keineswegs fo be= 
fimmt feftfteht, wie es zu wünfchen wäre; zwei Erfheinungen, deren jede ſich aus der antern 
erklärt. 

In den älteften Duellen unferer Geſchichte und unſers Rechts findet ih, da fie faft durch— 

weg in lateinifcher Sprache gejchrieben ſind, dad Wort Reibeigenihaft nicht.) Wol aber fom- 
men häufig die Worte servus, colonus, servitus ), ancilla, puer u. ſ. w., dann liberti 6) vor 
und ed kann fein Zweifel fein, daß unjere Vorältern die Unfreiheit wie die Sreilaffung gefannt 
haben. Auch das Wort liti fommt, mie colonus, ſchon jehr früh zur Bezeichnung eines 
günfigern Abhängigfeitöverhältniffed vor. Die Unfreiheit entftand ausnahmsweiſe durch 
Schuldknechtſchaft, namentlich infolge des Spiels?) und dur Verbrechen — regelmäßig aber 
durch die Kriegsgefangenſchaft, wenn nicht, wie dies auch vorkam, die Kriegögefangenen ben 
Göttern geopfert wurden. 8) Ob der gefangene Beind aud) germanifchen Stammes war oder 
nit, machte darin feinen Unterſchied. Die Zahl der Unfreien fann in den älteften Zeiten nit 
jehr bedeutend geweſen fein, da man jie nicht zu Hausdienſten (die meift den Grauen und Kin— 
dernoblagen) vertwendete?), indem nach ven damaligen Zuftänden meift jedes Bedürfniß einer 
zahlreichen Hausdienerſchaft fehlen mußte, da ferner die durch Spiel in Schuldknechtſchaft Ge— 
ratbenen über die Grenze verfauft („servus conditionis hujus per commercia tradunt, ut se 
quoque pudore victoriae exsolvant‘‘) und Kriegsgefangene häufig geſchlachtet wurben, da 
endlich Bei der Armuth jener Zeiten die dem Herrn obliegende Ernährung feiner Unfreien oft 
fehr ſchwierig geweſen wäre und die Mehrheit des Volks auch wirklich feine Leibeigenen beſaß. 19) 
Die Behauptung einer ſchon in ven erften gej&ichtlihen Zeiten ver Germanen ſehr zahlreichen 
Maſſe von linfreien fteht daher mit der Geſammtheit ver damaligen Zuftände im Widerfprud 
und hat ihren Grund entweder in ber falfhen Annahme, ald wenn die germaniſchen Eroberer 
die ganze, auch die freie Bevölferung der romaniſchen Lande zu Sflaven gemacht hätten, ober in 
der Verwechſelung der fpätern feudalen Unfreiheits- und Abhängigfeitöverhältniffe mit den 
frühern Zuftänden. 


3) @aurent, Etudes, VII, 611. 
4) Über das Borfommen dieſes Ausdrucks erft feit dem 15. Jahrhundert und die frühere Bebeutung 
som „eigen‘ j. Grimm, I, 312. 
5) Tac. Germ., c. 20, 25, 40. Uber römifches Eolonat ſ. Held, a. a. O. 
6) Tac. Germ., c.25, 20. @uijot, Histoire des origines du régime parlementaire, I, 234. 
7) Tac. Germ., 24. 8) Tac. Annal., 13, 57. Daß übrigens auch Knechte ald Menfchen- 
fer gebraucht wurden, geht aus Tat. Germ., c. 40 fg., hervor. J 
9) „Ceteris servis, non in nostrum morem, descriptis per familiam ministeriis, utun- 
uretc. Tacit. Germ., c. 25. 
10) Thudichum, Der altdeutfche Staat (Gießen 1862), ©. 116. — 
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Auch die rechtliche Stellung ver Unfreien nad den Älteften Recht wirb ſehr verſchieden auf- 
gefaßt. Doch fimmen die meiften darin überein, daß diejelbe im ganzen eine bedeutend gün- 
fligere geweſen als die der Sklaven des Alterthums, namentlich auch der römiſchen Sklaven. '?) 
Uns ſcheint die Eigenthümlichfeit der alten deutfchen Unfreiheit vorzüglich auf folgenden Buntten 

u beruhen: 
1) Die geringe Zahl der Unfreien 32) hielt die Freien nicht in einem beftändigen Zuftande 
ver Furcht gegen le, und fhon hierdurch verlor dad Verhältniß viel an Bitterkeit. 

2) Da die meiften Unfreien vemfelben Volke angehörten wie ihre Herren, jo fonnte die bei 
andern Völkern meift auf eine urfprünglice Verfchiedenheit, reſp. Superiorität und Im: 
feriorität der Nationalität oder des Geblüts zurüdgeführte Misachtung der Unfreien feinen 
fo hoben Grad erreichen. 

3) Die Verbindung der Unfreiheit mit Grund und Boden und die damit gegebene eigen 
Häuslichkeit war, im Zufanımenhang mit vem Mangel eines ausgebildeten Privatfondereigen: 
thums der Freien an Grund und Boden (dad einer Familie zugewielene Grundſtück wurde von 
Zeit zu Zeit gewechſelt und felbft die Stämme, welchen die einzelnen Familien angehörten, web: 
felten in der langen Periode der Völkerwanderung nomadenartig ihre Wohnfige, reſp. 
Staatögebiete) 17), die Örundlage eines gewiffen Maßes von Selbfländigfeit, welche dem Haus: 
ſtlaven der clafiifhen Völker abgehen und allmählich, wenn auch nod fo langfam, zu einem Ele: 
ment der Befreiung werden mußte. 

4) Die rohen, aber im ganzen gefunden Sitten jener Zeiten Fonnten eine Entmürdigung des 
Menſchen, wie fie der entarteten ivilifation der Alten Welt geläufig geworden, nicht faſſen. 

5) Die gefellfchaftlichen oder ftaatlihen Zuftände der germaniſchen Völker waren noch nicht 
fo entwidelt, daß die Unfreibeit ven Charakter einer allgemeinen, unentbehrlichen und nur im 
Intereſſe des Gemeinweſens oder der Herrſchenden gejeglich geordneten, für die Unfreien alje 
nur brüdenden und unabänderlihen Inftitution hätte haben fünnen. 

. Hinfichtlich dieſes legtern Bunfts muß noch darauf aufmerkfam gemacht werden, daß in 
den älteften Zeiten ber Germanen eigentlih nur die Familie als ein fefter, durch Die Sitte orga- 
niſirter Geſellſchafts- oder Staatöfern erfcheint. Somwie man die Grenzen der Familie über: 
fhreitet und in eine weitere Verbindung, gleichviel ob ſie civitas, pagus, regnum, regio, nalio 
oder wie immer genannt werde, eintritt, erfcheint der rechtliche Charafter derfelben fo unbe: 
ſtimmt, daß man nie von einem einheitäftaatlihen, fondern nur von irgendeiner Art föbera- 
liſtiſchen Wefens ſprechen kann, woran es nichts ändert, daß römischer Ginfluß, mädtige Ber: 
fönlichkeiten, dringende Nothftände u. |. w. da und dort vorübergehend feftere Verbindungen 
hervorgebracht haben. 1?) Daf nun der Unfreie feine Stimme in den fogenannten Volke :, 
d. h. eigentlich Bundesverfammlungen der conföberirten, freien, ihre Familien repräjentirenden 
Männer haben Fonnte, verfteht ſich ebenfo von felbft, wie daß ihre Stellung ſich mefentlich in der 
Familie, zu welcher fie gehörten, abſchloß. Jene Verſammlungen kümmerten ſich aber ohnehin 
nicht um privatrechtliche Verbältniffe. Diefe richteten fich nad der Sitte over wurden leviglih 
als Angelegenheiten ver Bamilie dieſer felbft (wie eine Art Particularrecht) überlaffen und nur 
infofern fie mit den öffentlichen Verhältniffen in Berührung ftanden, dur gemeinfame, ihrer 
Kraft nah immer zweifelhafte, weil die Nichteonſentirenden wenigftend anfänglih aud nicht 
bindende Befchlüffe geordnet. Die Sitte und die Familiengewalt waren es daher, von denen 
der Hauptſache nad die Situation der Unfreien, wie auch die ver Weiber, Kinder und ver ım: 
fähig gewordenen Greife abhing, und nur infofern der Unfreie über die Grenze der eigenem 
Familie Hinausgegangen wäre oder ein über Unfreie fich erhebender Streit zweier felbftändiger 
Familien das Bundesverhältniß, vefp. den Friedenszuſtand hätte gefährden Fönnen, wurde 
durch vertragämäßig beftimmte Normen eine Vorkehr getroffen. 

Die von uns aufgeftellten Hauptzüge der älteften germanijchen Unfreiheit ergeben ſich na: 
mentlih aud aus folgenden Stellen ver ‚„Germania’’ des Tacitus: „Dominum ac servum 
nullis educationis deliciis dignoscas. Inter eadem pecora, in eadem humo degunt: donee 
aetas Separet ingenuos, virtus agnoscal’ (c. 20). „Suam quisque (servus) sedem, suos 
Penates regit. Frumenti modum dominus, aut pecoris, aut vestis, ut colono, injungit: et 





 —— 


11) Held, Staat und Geſellſchaft, II, 284. Sugenheim, &. 5, 6. ubihum,a.a.D. Wirt, 
Geſchichte ver Deutfchen (zweite Ausgabe), I, 33. Montesquien, Esprit, Buch 15, Kap. 9. 

12) Waig, Deutfche Berfaffungsgefchichte, II, 151. 

13) Thudichum, ©. 116 fa. 14) Tac. Germ,, c. 25, 42, 43, 44. 
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servus hactenus paret. Caelera domus officia uxor ac liberi exequuntur. Verberare 
servum ac vinculis ac opere coercere, rarum. Occidere solent, non diseiplina et severi- 
tate, sed impetu et ira, ut inimicum, nisi quod impune‘ (c. 25), und müffen die trogdem 
immer übrig bleibenden Härten der Situation durd die oben angegebenen fünf Gründe ald we: 
ſentlich gemildert eriheinen. Demnad begreift es fih aber aud, warum Tacitus, Kap. 25, im 
allgemeinen jagen fonnte: „Libertini non mültum supra servos sunt, raro aliquod momen- 
tum in domo, numquam in eivitate”; und wenn er ausnahmsweiſe in Bortjegung biefer 
Stelle erwähnt, daß fie bei Völkern „„quae regnantur”’ über Freie, ja fogar über „nobiles’’ fi 
zu erheben vermochten, jo ändert dies im allgemeinen ebenjo wenig am Princip, wie die Auße- 
rung beffelben Schriftftellers in Kap. 44, daß bei den Suionen die Waffen einem Unfreien zur 
Aufbewahrung gegeben wurden. 

Der erfte große Wendepunft, wie für die Oejfanımtverhältnifie ver Germanen, jo aud) na= 

mentlich für die Ausbildung ihrer Stanveöverhältniffe, liegt aber in der Sefhaftwerbung der 
germanifchen Völker, jei es, daß fie fih innerhalb ver Grenzen des ehemaligen römischen Welt: 
reichs niederließen, fei es, daß ſie auch in dem eigentlichen Deutſchland durch das Stilfftehen ver 
Völkerwanderung zu feitern Anftevelungen gelangten. Denn nit nur wurde erft mit der Seß— 
baftigfeit dev Grundbeſitz das materielle Subftrat einer jeden ganz felbftändigen Stellung und 
die Größe und rechtliche Art des Grundbejiges beftimmend für die perfönlihen Rechtsverhält— 
niffe des Beſitzers, ſondern ed mußte mit ihr auch eine höhere Gulturperiode beginnen, welde 
ſich zunächſt in der Ausbildung des Sondereigenthumsbegriffs, in der Entftehung großer Ad— 
mafjirungen von Orund und Boden, und vieler und mannichfaltiger neuer materieller Bedürf— 
niffe äußerte. Mit der Seßhaftwerdung der Germanen waren aber gleichzeitig noch zwei an= 
dere, für die ganze moderne Gultur beflimmend gewordene Momente verbunden, nämlid 
einmal die Verbindung mit rönifher Cultur und Bildung, mit Römifhen Recht, römijchen 
Bevölkerungen und Zuftinden ; dann die Neception des Chriſtenthums. 

Die römischen Zuftände der linfreiheit und die Beftimmungen des Römiſchen Nechts über 
Freiheit und Unfreiheit fcheinen vorerft auf die Ausbildung der germanifchen Unfreiheitsver— 
bältniffe nur geringen Einfluß geubt zu haben. Defto größer mußten die Bolgen ver Seßhaft— 
werbung und der Ehriftianifirung der Oermanen in Hinficht auf jene Berhältniffe werben. 

Die fefte Anſiedelung der Germanen hatte zunächft die Folge, daß, obgleich der alte Grund— 
fag, die Kriegsgefangenſchaft erzeuge Unfreiheit, nicht aufgehoben wurde, doch große Maffen 
unterworfener Völker, römischer wie germanifcher, nicht in Knechtſchaft geriethen 75), daß aber 
auch mit dem Erwerb ausgedehnten Beſitzthums, welches regelmäßig nicht auf Rechnung bes 
Heren bewirthigaftet wurde, und mit der Steigerung der Lebensbedürfniſſe eine größere An— 
zahl von dienenden und abhängigen Leuten im Haus und auf den Höfen nothwendig wurde. 
Diefen Bedürfniſſen kam theils die alte Gewohnpeit, Unfreie für Häusliche und Felddienſte zu 
verwenden, theild aber auch die Überſchuldung, Verarmung oder fonft Unvermöglichkeit vieler 

perſönlich Freien naturgemäß entgegen, während zugleich einerfeits die Frömmigkeit viele in 

Abhängigkeitöverhältniffe zur Kirche trieb, andererſeits aber die Großen aud häufig ihre Ge— 
walt misbraudten, um beſonders durch willfürlihde Handhabung des ohnehin ſchon ſehr 
brüdenden Heer- und Gerichtöbannes die geringern Freien maffenhaft in Abhängigkeit zu 

em. 

> Meception des Ghriftenthums dagegen hatte zwar zunächſt auch in den germanijhen 
Staaten jo wenig wie ehedem in Nom die Wirkung, daß die Kirche direct gegen die Unfreiheit 
und Knechtſchaft eingeſchritten wäre. Allein ohne Zweifel gebührt der Kirche das Verdienſt, 
ihre eigenen Unfreien am günftigften geftellt, gegen unmenſchliche Handhabung der Herrenge: 
walt mit aller Energie gewirft und die Freilaffung möglichft begünftigt zu haben. 19) 

In der regelmäßigen Berbindung aud der perfönlichen Unfreiheit mit wenngleih abhän— 
zigem Grundbeſttz und in dem riftlichen Princip der allgemeinen gleichen Menſchenwürde find 
die beiden Elemente zu erfennen, welche bie germaniſche Unfreiheit von jeder andern unter: 
fheiden. Denn dieje beiden Glemente find unvernichtbare Elemente der Freiheit und mußten, 
wie ed auch wirklich der Fall war, die Folge haben, daß der theoretifche Begriff der abjoluten 
Rechtloſigkeit oder Sachlichkeit des Unfreien nie allgemein werben und in hohem Grade praktiſch 
zur Berwirflihung kommen fonnte. Die faft ausnahmslofe Erblichwerdung alles abhängigen 
Befiges und die Emancipation des urfprünglich entweder knechtiſchen oder doch hörigen Hand— 


15) Baig, II, 157. 16) Waig, Bo. Il, ©. 150, Note 1, ©. 156 u. 158. 
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werfs durch die Entwidelung des Städteweſens waren nur die nächſten unvermeidlichen Folgen 
der Wirkſamkeit jener beiden Elemente. 

Bei der noch durchweg lateinischen Redaction der meiften in diefe Periode fallenden germa: 
niſchen Rechtsquellen, bei der Verbindung älterer römifher und germaniſcher Zuftände im An- 
fange des Mittelalters und bei der äußerft verſchiedenen und im fteten, ſchnellen Wechfel begrif: 
fenen Geftaltung der damaligen Zuftände wäre es faum möglih, über viefelbe auch nur zu 
einiger Beftimmtbeit zu gelangen, hätten nicht, den meiften unbewußt, die allgemeinen Geſetze 
der Rage eine gewifle Herrfhaft geübt, welder fih niemand entziehen fonnte und durch melde 
auch eine entfprechenve Gleihförmigkeit über die ſcheinbar gefeglofen Entwickelungen ftattge: 
funden hat. 

Soweit diefe und bier angeht, fpricht fie ih aus: 1) in der bei allen germanifchen Völ— 
fern der Hauptſache nach faft ganz gleihmäßigen Ausbildung eines zwifchen ver vollen (perfön: 
lich dinglihen) Freiheit und ver vollftändigen Knechtſchaft in ver Mitte ſtehenden Standes, wel— 
her durch eine auffteigenve Bewegung der Unfreiheit eine Menge ganz Unfreier und durd eine 
abfteigende Bewegung ber Freiheit eine Menge freier Elemente in fid aufnimmt und auf Diele 
Weiſe ven Gegenfag zwifchen Freiheit und Unfreibeit bedeutend abflumpft umd breit überbrüdt, 
fo zwar, daß nicht nur vollkommen Unfreie allmählich zur vollen Freiheit, fondern auch umge: 
fehrt vollkommen Freie zur vollen Unfreiheit übergeben Fönnen; 2) in der Entftehung vieler 
neuer Abftufungen, ſowol innerhalb ver Grenzen ver Freiheit, ald auch ver linfreibeit, melde, 
zu den vielen Abflufungen der ebenerwähnten Mittelklaffe Hinzufommend, das fo vielbemegte, 
reichgeftaltete und wechjelnde Bild ver focialen und fändifhen Bildungen des Mittelalters 
audmadhen. 

Mährend die Freien in den Quellen als liberi, ingenui, die Unfreien ald Servi, villani 
(vilains), mancipia, Knehte, wol aud) ministeriales, vassi, vassalli 17) bezeichnet werben, 
gehören in die Mittelflaffe außer ven libertini 29) im allgemeinen alle liti 19) (leti, lazzi), die 
aldiones®) und die perfönlich nicht unfreien Coloni2}), wol aud) die pueri und homines regis 
und, im ſüdlichen Baiern, die tributales, tributarii, barscalke, parscalke. 2?) 

Wir. haben es hier nur mit den vollftändig Unfreien, d. h. mit denjenigen zu thun, melde 
weder perfönlih, noch in Hinſicht ihres Vermögens frei und alfo in erfterer Beziehung einen 
Leibherrn, in legterer, wenn fie Grund und Boden befaßen, auch einen Grundherrn, aljo in 
der Regel einen Herin hatten, der ihr Leib: und Grundherr zugleih war. Da, wie fon er- 
wähnt, das von Knechten betriebene Handwerk ſchon früh ſtädtiſch frei wurde, fo beziehen ſich 
die Verhältniffe diefer vollftändigen Unfreiheit nur auf das platte Land, und weil einerfeits die 
meiften diefer Unfreien von ihren Herren Grund und Boden zur Bebauung erbielten und nur 
in wenigen Gegenden 2) ein freier Bauernftand fich erhielt, jo fällt der Zuftand der vollen lin: 
freiheit oder Leibeigenfhaft im Mittelalter der Hauptſache nah mit dem Bauernftande zufam: 
men, in deffen Gegenfag dann der Herrenftand im allgemeinen ald Ritter- und Prälatenftand 
auftritt. 

Bekanntlich find num aber Freiheit und Unfreiheit relative Begriffe, und e8 dürfte vor allem 
zu unterfuchen fein, worin denn im Mittelalter die ald Leibeigenſchaft bezeichnete Unfreiheit be- 
ftanden habe. Die gewöhnliche Meinung hierüber geht dahin, Leibeigenfchaft fei jener Zuftand 
geweſen, vermöge deſſen ein Menſch leviglich ald Sache betrachtet und behandelt wurde, alfo im 
wefentlichen der Zuftand der altelaffifchen Sklaverei 

Unterſucht man diefe Auffaflung zunächft im allgemeinen, fo liegt ed in der Natur des 
Menſchen und der menfchlichen Geſellſchaft, daß die Menſchen füreinander aub gewifle Vermoöͤ— 
17) Sugenheim, ©. 17, Note 3, und ©. 91. Waig, II, 149 fg., 152 u. 155 fg.; III, 136 fa., 
252, 326, 345, 360; IV, 186, 205, 213, 259, 293 fg., 299 fg., 389, 443, 454. Mile. de Lezardiere 
Theorie des lois politiques (neue Ausgabe, Paris 1844), 1,93 fg. u. 403 fg. Gufrard, Polyp- 
tychon de l’Abbe Irmino, S. 277—420. liber Vilains, ſ. Zaboulane, Recherches, ©. 343 

18) Waitz, I, 180 fg.; II, 159. 

19) he 180 fg-; II, 161; Ill, 115, 125 fg., 181, 137; IV, 255, 290, 295, 297 fg.. 437, 
454, 509, 520. Grimm, 1,305 fg. 

20) Waig, IV, 289, 295,389, 454. Grimm, I, 309. 

21) Waig, II, 164, 166; III, 252; IV, 186, 213, 259, 284, 288, 2%, 294. 

22) Waig, II, 161 fg.; IV, 281 u. 289. Über Schalf, Stalf, f. Grimm, I, 302 fg. u. 810. 

23) Natürlich abgefehen von den freien Bauern in ben wenigen reichsfreien Dörfern. Vgl. ». Dache 


vöden, Verſuch eines Staatsrechts, Geſchichte und GStatiftif der freien Melchsdörfer in Teutſchland 
(Leipzig 1785). 
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genswerthe darſtellen und ſich daher auch frei zu dem Zwecke verbinden fönnen?*), fich gegen- 
ſeitig nicht blos in ſittlicher und intellectueller, ſondern auch in ſachlicher Beziehung zu dienen 
(Homo in adjutorium mutuum genitus est“; Senec. de ira., I, 5; Aristotel. Pol., III, 9). 
Daß ein Menſch für ven andern blos Sache fei, war nach dem einfeitigen Nationalitätöprincip 
des Alterthums (ſ. Held, „Staat und Gefellfhaft”, 1, 522 fg.) wol rechtlich und fittlih, aber 
ſelbſt damals nicht unbeftritten 25) möglich. Nach dem Kriftlihen, das Recht chriſtlicher Völker 
wenn nicht beberrfchenden, doch mitbeſtimmenden Sittlihkeitöprincip aber ift eine ſolche vollfon- 
mene Verſachlichung ded Menſchen abjolut unmöglich und fönnte, wo fie ſich findet, nur, wie 
ſchon die Rechtsſpiegel des Mittelalters jagen, auf „unrechter Gewalt’ beruhen. Einen Ver: 
mögenswerth kann alfo ein Menſch flir einen andern nur unter ver Bedingung repräfentiren, 
daß er deshalb dem andern nicht rein ald Sache gelte. Es ift daher weſentlich: 

1) Daß der Menſch aud in folden Beziehungen und neben venfelben, außerhalb derfelben 
immer vollfommen Menſch bleibe, daß alſo 2) bei jeder vermoͤgensrechtlichen Verbindung die 
Sreipeit beider Verbündeter weſentlicher Mitfactor fei26), daß ferner 3) abgefehen von reinen 
Liberalitäten, jeder, der einem andern einen Bermögenswerth barftellt, in diefem auch für fich 
einen Vermögenswerth finde: endlich 4) daß jeder, der für einen andern einen ſachlichen Werth 
repräfentirt,, eben hierdurch auch feine eigenen Mittel für feine eigenen Zwecke vermehre. 

Aus alledem jcheint fich jet ſchon zu ergeben, daß bie in die Zeit des Chriſtenthums fallende 
und befanntlih im Anfange an die römifche servitus ih gar nicht oder doch nicht entſchieden 
anlebnende Leibeigenfhaft, auch wenn fie mit der alten beipnifchen Unfreiheit der Germanen in 
einiger Berbindung ſtehen follte, Feine vollftändige Verſachlichung des Menfhen mit fi bringen 
konnte, wenn man gleich fagen fann, daß fie den höchſten nad germanifch = hriftlichen Nechte 
möglihen Grad einfeitiger Berfahlihung des Menfchen zu Gunften eines andern bezeichne. 

Die Richtigkeit diefer Anfhauung ergibt fih aber auch, wenn man die Berbältniffe jener 
Zeit, namentlih den damaligen Zuftand des Rechts, inionderbeit des öffentlihen, etwas ge: 
nauer prüft. 

Rebt und Staat waren im Anfange des Mittelalters noch fo wenig. entwidelt, daß viele, 
welche ven Maßſtab nur von unfern Zeiten nehmen zu müffen glauben , dad damalige Vorhan— 
denjein beider kurzweg zu leugnen geneigt find. Jedenfalls ftand die Organifation, Gefeg: 

gebung und Jurisdiction der Kirche hoch über allen entſprechenden weltlihen Schöpfungen, 
deren Principien, jofern fie mit denen der Kirche nicht barmonirten, der legtern gegenüber zwei: 
felsohne feine andere Autorität hatten ald die eines noch nicht übermwundenen Übels, der rohen 
Gewalt. Sicherlich ift Hierdurch viel Beklagenswerthes gefhehen und Fonnte fi die Kirche 
ſelbſt als die größte Grundherrin der Macht der Verhältnifle nicht vollfommen entziehen. Aber 
einerfeits benußte fie ihre weltliche Autonomie, um auf ihren eigenen Gütern einen beſſern Zu: 
Rand zu begründen, andererſeits wirfte fie dur ihr Beifpiel, durch ihre fittlihe Macht und 
durch die Feftbaltung ded Princips der Gleichheit aller Menſchen als folder vor Gott und der 
Kirche, ſowie durch eine Fluge Benugung der Zeitumftände auch verbeffernd auf die Zuftände in 
den mweltlihen Befigungen. Dazu Fam, daß das Bebürfniß, die Zwecke, der Vortheil der 
Herren felbft bei einer vollftändigen Verfahlihung ver Unfreien, wenn fie aud, was 
wir widerfprechen, rechtlich möglich geweſen, wäre, ihre Rechnung nicht gefunden haben würden. 
Unmöglih war eine derartige vollftändige rechtliche Zurfahemahung des Unfreien, abgeſehen 
von dem herrfchenden Sittlichfeitäprineip, ſchon deshalb, weil fehr viele nur auf Grund von 
Verträgen aus der ganzen oder halben Freiheit in die Unfreibeit übergetveten und die Herren 
zur Aufrechthaltung diefer Verträge rechtlich verpflichtet waren, wie ſchwer ed auch dem unfrei 
Gewordenen oft fallen mochte, fein Recht dem Herrn gegenüber zu behaupten. So groß aber 


24) Die moderne Gefeltichaftsform , in welcher der Menfc am meiften nur als ein Bermögenswerth 
ericheint , ift ohne Zweifel die Actiengefellfchaft. 

25) „Dominus membrorum suorum nemo videtur.‘ 1.3, D. (9.2). Bgl. auch Mriftoteles, 
Volitik, 1,6. Vgl. auch Held, Theil II, Note 131. 

26) Infofern diefer Grundſatz auch dem Staat gegenüber gelten und der Menfch auch im Staate frei 
bleiben muß, hat Locke recht, wenn er (Origine, extent and end of civil government, c. X, $$. 2 
w.4) jagt: ‚Der Menfch fann und darf ſich der willfürlichen Gewalt eines andern nicht felbft unter 
werfen‘’, und die Aufhebung aller willfürlichen Gewaltsverhältniffe über Berfonen und Gigenthum ander 
ter auf Dem Gebiet des Privatrechts ift nichts anderes, ale bie nn Wirfung der Negation des 
Staatsabfolutismus, wie fie heutzutage in den Formen des verfaflungsmäßigen Staats auf bem Ge⸗ 
biete des öffentlichen Rechte flattfinbet. : | 
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war die Mafle der Unfreien nad) und nad) geworben und fo ſehr hing die Eriftenz der zerſtreut 
und vereinzelt auf dem platten Lande wohnenden Herren von einer gewiſſen rechtlichen Organi— 
fation ihrer Leute, alfo einem Rechte, einem gewiflen Grade der Freiheit, des perjönlidhen und 
Bermögensfhuges, von der Willigkeit ver Unfreien ab, fo ſchwach war, ohne diefe Voraus— 
fegung, die thatjächliche wie rehtliche Gewalt der Herren felbit, daß der Verſuch, die Unfreien zu 
blogen Sahen herabzubrüden, principiell und allgemein gar nicht angejtellt werden Eonnte. 
Die ſchon ſeit dem 10. Jahrhundert in Frankreich beginnenden Bauernaufftänvde, deren viele 
dann fpäter auch in den übrigen germanifhen Staaten vorfamen 27), beweijen, daß felbft in 
jenen gewaltthätigen und wilden Zeiten partielle Verſuche zur Errichtung einer Art von Sfla: 
verei ohne dauernde und um ſich greifende Wirkung bleiben mußten, und zwar um fo mehr, ald 
diefe Aufftände nicht einmal immer die Folge eines ſehr hoch gefteigerten Druckes geweſen 
waren. Wenn aber noch einiger Zweifel über unfere Behauptung von der Unmöglidfeit einer 
vollftändigen rechtlichen Sklaverei in der hriftlichen Ara übrigte, fo müßte er einfah dadurd 
befeitigt werben, daß nachgewieſenermaßen ſchon jehr früh die reine Hausſtlaverei, die vollftän: 
dige Leibeigenſchaft dadurch aufhörte, daß die Leibeigenen Grund und Boden zur Bebauung, 
und zwar erblich, erhielten. Wenn dabei auch manche fehr läftige Folge der Leibeigenſchaft no 
lange aufrecht erhalten wurde, fo war doch ein ſolches Verhältniß ohne rehtlihe Ordnung un? 
Durchführung, wenigftend in der Regel, nicht benfbar. 

Daß fein Grad perfjönlich = dinglicher oder vein perfönlider Unfreiheit bei den germanifchen 
Bölkern eine wirklihe Sklaverei, eine vollftändige Verfahlihung des Menfhen von Rechts 
wegen geweſen fei, gebt aber theils aus einer fhärfern Betrachtung ihrer Rage nach den poli: 
tifhen Nerhältniffen des Mittelalter&, theils aus der ganzen geſchichtlichen Entwidelung der 
Leibeigenfhaft jelbft hervor. 

Zum Beweife diefer Behauptung gehen wir von dem wol unbeftreitbaren Sag aus, das 
Freiheit und Unfreiheit ald Nechtöbegriffe nur dann richtig gewürdigt werben, ivenn man von 
einem beſtimmten jouveränen Nedtögebiete, oder vom concreten Staate audgeht?®) und wenn 
man die eine im Gegenfag zur andern betrachtet. Da fih nun der germanijhe Staat bei den 
verjchiedenen, in Europa neu entftandenen Nationalitäten verfchieven ausbildete, jo müſſen auch 
die Unfreiheitö= wie die Freiheitöverhältniffe trog mander und mefentliher Verwandtſchait ſich 
verfchieden geftaltet Haben. Nach ver Aufgabe dieſes Artifeld können wir aber die nichtdeutſchen 
Leibeigenfchaftsverhältniffe nur infofern einigermaßen herbeiziehen, als es zur Erfenntniß der 
deutſchen Leibeigenſchaft unentbehrlich erfcheint. In diefer Hinfiht muß es aber jofort in die 
Augen fallen, daß die ftaatlihe Entwidelung von England und Franfrei und infolge verjelben 
auch der Gegenfag zwifchen Freiheit und Unfreiheit in diefen Ländern andere waren ale in 
Deutjhland. Wer und infoweit jemand nämlich in England und Frankreich dem unzweifelhaft üb 
ausprägenden nationalen Ginheitöftaate unmittelbar angehörte oder dem föniglichen Ober: 
haupt deſſelben nur in diefer feiner Gigenfhaft unterworfen war, der ift ein Vollfreier ; alle 
übrigen fönnen nur halbfrei oder ganz unfrei fein. Mit der dem centralifirten Einheitäftaate 
günftigen Entwidelung der. genannten beiden Völker ift es aber natürlich verbunden, daß bie in 
der Halbfreiheit und Unfreiheit liegenden Verhältniffe ver Mittelbarfeit als -politifche von den 
Königen zu befiegen verfucht wurden, während ihrer Fortdauer nach ihrer privatredtlichen Seite 





27) Sugenheim, ©. 88 jg., 135 fg., 365 fg. u. 391. Vgl. auch Zimmermann, Allgemeine Ge— 
Ichichte des großen Bauernfriegs; Benſen, Geſchichte des Bauernfriegs in Oflfranfen ; Hoffmann, Ru- 
sticus seditiosus (Gießen 1707); Rapp, Nachlefe einiger zur Erläuterung der Reformationsgeſchichte 
en Urfunden; Ochsle, Beiträge zur Gefchichte des Bauernfriegs; Du Gellier, I, 30, 41, 156 fe., 
166 ; Zaferriere, Essai sur l’histoire du droit frangais, I, 289; &aurent, II, 60, VII, 600 fg. ; Ror: 
denfiycht, Die ſchwediſche Staatsverfaffung, ©. 97. 

28) Bemerfenswerth ift es, daß fchon Hobbes in feinem Buche „De cive‘ die Freiheit einen relanı: 
ven Begriff nennt und das Vorhandenfein einiger Kreiheit felbft bei den Unfreien infofern annimmt , ale 
fie der Herr nicht gefeflelt oder eingefperrt hält. Auch hält er nur unter diefer Voransfegung den Uns 
freien als dem Herrn verpflichtet. Mit andern Worten ift hiermit nur gejagt, daß es eigenilich feine 
andere volländige Unfreiheit gebe als die, wie fie ehemals in den claffifchen Staaten und heutzutage etwa 
in Amerifa geübt werden fonnte, daß alfo die verfchiebenen Arten germanifcher Unfreibeit feine Sfla> 
verei, feine Zuflände abfoluter Rechtslofigkeit, weil auch den Herrn verpflichtend, geweſen. Locke leitet 
in feiner berühmten Abhandlung über „Origine, extent and end of civil government” (London 
1690) , c. IU, 3, alle wirflicye Sflaverei von der Kriegsgefangenſchaft ab und finder in erflerer einen 
fortgefegten Kriegszuftand zwifchen Herrn und Sklaven, ſowelt nicht durch ein gegenfeitiges Abere in⸗ 
ommen zwiſchen beiden der Herrengewalt und dem Knechtsgehorfam beſtimmte Grenzen geſetzt ſind. 
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aichts entgegenftand. Die Folge hiervon mußte die fein, daß jeder Unfreie, wenn er auch nach 
Privatrecht und von feinem Herrn mie eine Sache behandelt wurde, dem Staate und dem KRd- 
nige gegenüber als Rechtsſubject unter dem Schuß der Krone mie des Geſetzes betrachtet wurde, 
Und wenn fih aud der Zuftand der Unfreien in England unmittelbar nad der Eroberung daurch 
die Normannen wefentlih verfehlimmert hatte, fo ſcheint dies doch ſchon ſehr bald darauf eine 
günſtigere Wendung genommen zu haben, da zu einer Zeit, wo in Franfreid der Herr noch eine 
faſt abfolute Gewalt über Leben und Tod feiner Leibeigenen befaß, in England die Magnas 
Gharta bereits ſchon auch die Villeins unter ihren Schuß genommen hatte. 2%) Übrigens war 
auch in Frankreich die esclavage oder ſtrenge Leibeigenfchaft bereitd feit dem 10. Jahrhundert 
inder servage (Dienftbarfeit oder Hörigfeit), wie die Kreiheit in dem Vaſallenthum aufge: 
gangen 20), und bie daſelbſt ſchon feit vem 12. Jahrhundert vorfommenden, im 13. Jahrhun= 
vert aber maſſenhaft ſich fteigernden Freiwerdungen 31) bemeifen 92) nebft der Vernichtung der 
mäßtigen Bafallen die nivellirende Macht eines ftarfen, einheitlichen, die ſittlichen, intellec= 
tuellen un materialiftiichen Kräfte der Zeit flug benugenden nationalen Königthums. Wäh— 
tend aber in England nad der ganzen Entwidelung diejed Staats die perfönliche Unfreiheit 
ion früh gänzlich verfhmwinden mußte (mit den Tudors; Fiſchel, a. a. D., ©. 47), war e8 eine 
nothwendige Folge ded Siegs der abfolutiftifhen Richtung im franzöſiſchen Königthum, daß 
zwar die Befreiung der Unfreien als ein Mittel zur Schwächung der Großen und zur Kräfti— 
gung des Königthums benutzt wurde?8), dieſelbe aber dennoch den Freigewordenen oft nur 
ſeht geringe Vortheile, ja vielleicht ſogar Nachtheil brachte, weil der Schutz des Königthums 
nicht ausreichte, die Privatvermögensrechte der Herren um fo mehr gewahrt wurden, je größer 
deren Bedürfniſſe durd ihren Aufenthalt am Hofe geworben waren und zu den hieraus ent: 
ſtandenen Zaften des Bauernflandes auch noch unerſchwingliche Öffentliche Kaften hinzufamen. 9*) 
Wie verigieden aber die Entwidelungen in England und Frankreich waren, darin flimmen fie 
überein, daß in beiden Rindern die Leibeigenſchaft, oder was von ihr nad Vernichtung der voll= 
fommenen perjönlichen Unfreiheit übrig blieb, Schon fehr früh nur nod ein Privatvermögens- 
tebt war und ber infofern feinem Herrn gegenüber Unfreie jedem Dritten wie dem Staat gegen= 
über als Rechtsſubjeet oder als frei galt. Demnach ift auch das Verhältniß zwiſchen Herren 
une Unfreien daſelbſt fein politifches und mußte alled davon abhängen, ob und inwiefern der 
Shup des Staats wirklich und wirffam für den Unfreien eintrat, wenn fein der politifchen 
Autorität über ihn entfleiveter, alfo auch von der politifchen Pfliht gegen ihn entbundener 
Herr feine Macht über ihn zu misbrauden ſuchte. Wenn ferner zwiſchen der englifchen und 
franzöfiihen Entwidelung auch infofern ein großer Unterfchied ftattfand, als der Abſolutismus 
des Koͤnigthums in England, in natürlicher Reaction gegen feubal=ariftofratifch = decentralifi= 
rende mittelalterfihe Neigungen, endlich zum organifchen, verfaflungsmäßigen Staate, in Frank⸗ 
rei aber durch mechaniſche Zerfegung aller mittelalterlihen Zuftände zu einem nur durch die 
Macht der Krone und ber Idee der Einheit der Nation zufammengehaltenen Aggregatzuftande 
führte, fo flimmt doch der Entwicelungsgang der Leibeigenfhaft und ihrer Refte in beiden Län— 
dern infomeit überein, daß weder in England no in Frankreich jemals ein rechtlich begrün= 
detes Zurüdgreifen auf frühere minder freie Verhältniffe, fondern eine ununterbrodene Bewe— 
gung in der Richtung zur Freiheit flattfand, wenn aud der Sinn und die Wirfung, wie Art 
und Material diejer Bervegung in beiden Ländern keineswegs diefelben waren. 
Anders geftaltete fih die Sache in Deutfchland, und zwar einfah aus dem Grunde, weil 





29) Fifchel, Die Berfaffung Englands, ©. 46 fg. ; 

30) 2afteyrie, Histoire de la liberte politique, I, 298 fg. und 329. Du Gellier, Histoire des 
elasses laborieuses, ©. 79. 

31) Laurent, Etudes, VII, 598 fg. u. 602. Du Gellier, ©. 141 fg., 147, 149 8. OR 

32) Ludwig X., in Geldverlegenheit, geftattet, „weil jeder nach dem Rechte ver Natur frei geboren 
ſchon 1315 den Loskauf aller Grundholden in ſämmtlichen föniglichen Domänen. Sugenbeim, 

. 181. 

38) Über das fich felbft Freifaufen der Unfreien ſowie die jchon feit dem 16. Jahrhundert in Franf: 
reich vorfommende Berwandlung der Refte früherer bäuerlicher Unfreiheit in ewige Grundrenten und 
deren Ablösbarfeit ſ. Du Gellier, S. 151 u. 209. Rranzöflfche Bevölferunge =: und Bodenverhältnifle 
ieit dem Ende bes 17. Jahrhunderts bei Sugenheim, S. 150 fg. 

34) Zaboulaye (S. 348 fg.) fagt, daß die Freiheit in Branfreid) „ne date que d’hiere‘, und Shams 
braun (Du regime parlementaire, &. 293) fieht einen Hauptgrund der minder günftigen politifchen 
Entwicdelung Frankreichs darin, daß: „les maximes de la servitude romaine, des les temps les 
plus reculee, ont vicie les principee feconds que le sang barbare avait jetes dans nos veines.” 
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bier ſchon früh die decentralifirende Macht des Feudalismus wenigftens thatſächlich ſo unüber- 
windbar und beftimmend hervortrat, daß die ganze Entwidelung zur Staatenmehrheit führen 
mußte. Vollkommen frei, d. b. fo frei wie der Kaifer felbft, und demfelben nur als ihrem frei 
gewählten Oberhaupte unmittelbar untergeorbnet blieb blos eine verhältnifmäßig äußerft ge- 
ringe Zahl der der Nation Angehörigen, namentlich die Reichsſtände, zu denen au gewilfer- 
maßen die Bürger der Freien Reichsſtädte gehören, dann die Neichöritter und einige wenige 
Bauernfhaften. Die Neihöftände aber, welche begreiflih hier vorzüglich in Betracht kommen, 
hatten über alle freigebliebenen Angehörigen ihrer Territorien die Faiferlihen Hoheitsrechte 
alodial oder feudal erworben, le alfo aus dem unmittelbaren VBerbande mit Kaifer und Reid 
geriffen und dadurd mittelbar gemacht. So entitand eine Klaffe von Freien, die freien Land— 
faffen,, welche weder in England nod in Frankreich in diefer Weife möglih war. Nun Fonnte 
der Kaiſer wie die großen Territorialherren und die minder mächtigen freien Landſaſſen Leib— 
eigene und Hörige befigen, aber ver Kaiſer war bei feiner Ohnmacht nicht in der Lage, zu Gun- 
ften der legtern etwas zu thun. Während die Königthume von Franfreih und England Aid 
an dem Princip der Geblütöfolge und der Ausdehnung ihrer Jurisdictionsredhte über die ab: 
hängigen Leute immer höher und höher emporrankten, janf das deutſche Königthum mit dem 
Princip der Wahl und der Verallgemeinerung der privilegia de non appellando und non 
evocando immer tiefer und erreichte der „‚lofe Aggregatzuftand des Mittelalters“ 3°) in Deutſch⸗ 
land den höchſtmöglichen Grad der Ausbildung. Die Idee des Einheitsſtaats, die im Kaifer- 
thum nie entfchieven gelegen und, wenn aud von einzelnen Raifern erfaßt, nad den gefammten 
Umftänden und Verhältnifien damals rechtlich noch nicht durchführbar, organiſch noch nicht 
moͤglich erſcheinen mußte, die Idee der ſtaatlichen Einheit, für den Menſchen ein Natur- und 
Bernunftpoftulat, mußte daher wo anders ihre Verwirklihung fuchen. Als die einzigen hierzu 
einigermaßen geeigneten Kreife boten fidh die größern alodialen und feudalen, von Leuten aller 
denkbaren focialen und politifhen Klaffen bevölferten Grundbefigungen dar, welche theild durch 
die Innehabung der Faiferlihen Hoheitsrechte feiten® ihres Befigers, theild wegen ver alten 
deutfcherechtlichen Anſichten über die politifhe Bedeutung des Grundbeſitzes, theils megen ber 

innerlich wirffamen Macht des Poftulats ftaatliher Eriftenz, als felbftändige ftaatliche Gebilde 

neben dem entfräfteten Hauptftanım des Reichs aus den Wurzeln der deutichen Nation empor: 
zufäießen begannen. Nach der angegebenen Grundlage des Verhältniſſes der freien Land— 
faflen zu dem Landesobern oder Landeshöhern, Landesherrn, mußte ſich die eben fignalifirte 

Geftaltung des Reichs und der Territorien im Kleinen innerhalb jedes Territoriumd wieder— 

bolen, indem, wie dies die Gefchichte der Anfänge der Landſtandſchaft beweift, die grundbefigen- 
den freien Landfaflen dem Landesherrn mit vemfelben Maße zu meffen verfuchten, welches letz⸗ 

terer gegen den Kaifer in Anwendung gebracht hatte. Daraus geht aber für die Unfreiheit 

oder Leibeigenfhaft in Deutfchland eine außerordentlich wichtige Gonfequenz bervor, nämlih 

die, daß fie allenthalben, folange fi die Staatsidee nicht ausfhließlih und beſtimmt in der 

Form fertiger deutſcher Barticularftaaten firirt hatte, wo fie vorfam, nicht ein blos privatredt- 

liches, fondern nur ein zugleich auch Öffentlich rechtliches Verhältniß fein Fonnte; daß fie zwar 
des ohnmächtigen Staatd:, refp. Reichsſchutzes entbehrte, dagegen von den mädhtigern Lan- 
deöherren einen ähnlichen Schug erfuhr, wie die Könige von Franfreih und England ihn nad 
und nad über alle linfreien ihrer Länder in Ausübung bradten; daß ſie endlich zwar nicht im 
Reid und von Reichs wegen, wol aber in den Territorien und von landesherrlicher Gewalt 
wegen, jedoch nicht ohne eine merkwürdige, durch die Neception ded Römiihen Rechts verurs 
fachte, übrigens doh nur vorübergehende und mehr fheinbare Unterbredung in vemjelben 
Maße der allgemeinen bürgerlichen Freiheit ſich näherte, in welchem öffentliches und Privatrecht 
ſich abklärten und die organifhe Staatseinheitsidee in ven Territorien zur Vermwirflihung kam 
In jedem territorialen Grundbefige lag nämlich der Keim eines Eleinen flaatlihen Gemein— 
weſens, der felbft dem Grundbeſitze des freien Landſaſſen nad den Principien des altdeulſchen 
Alodialrechts nicht fehlte. Dur den Gruntbefig aber erhielt ver Leibeigene gleichſam eimem 
Theil an jenem politiſchen Lebendfern und trat, wenn auch mit der niedrigften Rolle, im bie 
erften Anfänge eined gemeinheitlichen Lebens auf dem platten Rande ein. Die Dienſte im 
Haufe ded Herrn konnten infolge deffen nicht mehr die Hauptfache, nicht mehr das Weſen des 
Berhältnifles fein. Meift auf einzelne, nur periodisch wiederkehrende Leiftungen, oder nur amf 
eine beftimmte Zeit befhränft, hörten fle auf, pas Verhältniß zu harafterifiren, währen» bie 





35) Nordenflycht, ©. 100 fa. 
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nit der Unfreigeit verbundenen friegerifhen und landwirthſchaftlichen Dienfte entſchieden von 
yolitifher Bedeutung waren, da jle eben die politifche Stellung des Herrn bedingten und in fi 
ſelbſt ſchon den Keim der dereinftigen vollftändigen Emancipation des Bauernftandes trugen. 
Denn die wenn auch noch fo untergeorbneten Kriegsdienſte waren doch immer Kriegspienfte, 
durch welche ſchon früh fogar der Minifteriale, wenn er fie in ritterlicher Form leiftete, die gol- 
denen Sporen und wahre Ritterleben, wie der Breigeborene, fich verdienen fonnte. Das Ber: 
biltniß aber, in welchem die landwirthſchaftlichen Dienftleiftungen zur ganzen Exiſtenz der 
Güter der Herrenfamilie und ihres reljigen Anhanges fanden, mußte, abgefehen von den ur: 
Iprünglien Verträgen u.dgl. m. zu einer gewiffen Organifation, folglich geſetzlichen Ordnung 
und deren Aufrechtbaltung in den Formen jener Zeit, alfo durch Pairsgerichte 3%), demnach 
aud zu einem wenngleich noch jo beihränften Rechte der Unfreien führen. Dieſes Recht er: 
iheint fonach gleihfam als ein ſpeciales Standes- oder befonderes lokales Ortsrecht innerhalb 
des aufengere ober weitere Grenzen ſich erſtreckenden, von dem Herrn einbeitlich repräfentirten, 
gleigfam partieularen, feinem Urfprunge und feiner Art wie feinem Inhalte nach möglicherweije 
auch fehr verſchiedenen Rechts (eine Art Landrecht) der ganzen Herrſchaft, des ganzen Territo: 
riums, über welchem dad gemeine deutſche oder des Reiches Recht ſchon bald mehr nur unbe: 
mußt oder nach der Willfür der Mächtigen, nicht vermöge feiner eigenen zwingenden Kraft, 
einen fh immermehr abſchwächenden Einfluß übte. Die Ausbildung der Landeshoheit und 
die Entftehung der nur mittelbaren oder landfäffigen Freiheit mußte für die Unfreiheit infofern 
von den größten Folgen fein, ald einmal die eigenen Leute der großen Territorialherren in eine 
um fo günftigere Lage kamen, je mehr diefe ihre eigenen Befigungen als die Hauptgrundlage 
der dur fie nothwendig anzubahnenden politifchen Neform, der Ausbildung des politifchen 
oder Raatlihen Elementd ver Landeshoheit, zu betrachten gezwungen waren. Wie in England 
und Krankreich von dem Koͤnigthum, jo ging in Deutfchland von den großen Territorialberren 
die Gmancipation der Unfreien aus. Der Hof: und Lehndienft hatte überhaupt den Dienft 
geadelt, und die Geringfhägung oder Herabwürdigung des Dienens fhien am Ende in gar 
feinem Intereffe zu liegen. Die landſäſſigen Herren aber wie die Reichsritterſchaft fonnten 
riät umbin, das Beifpiel der Mächtigern nachzuahmen. Denn einerfeits liefen fie Gefahr, 
durh Auswanderung in die Städte oder ſonſt durd Flucht 97) ihre Leute zu verlieren und ihre 
Beſtzungen verwaiſt zu fehen; andererfeits hatten die größern Territorialherren mit Hülfe ver 
Ausdehnung ihrer Jurisviction bereit einen großen Schritt zur Herftellung einer Art von 
einheitliher Staatsgewalt gethan, und je mehr dies mit der Sympathie der leib= und grund: 
eigenen Leute geſchah, deito gefährlicher wäre ed gewefen, mit ben Landesherren hierüber in Gol- 
Iifion zu gerathen. Obgleich daher ein die Emancipation der Unfreien in Frankreich weſentlich 
förderndes Ereigniß, nämlich die Kreuzzüge, der deutfchen Unfreiheit nur in einem niebern 
Grade zu flatten kam, fo hatten ſich doch aus den angegebenen Gründen die Verbältniffe verfelben 
zwiſchen dem 13. und 15. Jahrhundert fo günftiggeftaltet, daß neben vielen ganz freien Bauern 
gemeinden nur noch wenige Reibeigene vorhanden waren und die große Mafle der nicht ganz 
freien Leute, namentlich ver Grundholden, fi in einer Art von rechtlich geſchütztem Erbpachtver— 
bältniffe befand. 

DObne Zweifel ift aber gerade die allmähliche Ausbildung der Landeshoheit zu einer wirk— 
lichen politiſchen oder ftaatlihen Souveränetät derjenige Punkt, von welchem, wie die Gefammt- 
geſchicke Deutfhlands, fo auch die Geſchicke der verfchiedenen Abhängigfeitöverhältniffe, welche das 
Mittelalter in Deutſchland gefchaffen hatte, abbingen. Herftellung einer gewiſſen ſtraffern Ein— 
beit und Gleichheit ver Angehörigkeit an das Territorium, dem mannichfachen und lofen Aggre— 
gatzuftande des Mittelalterd gegenüber, mußte daher das erfte und hauptfächlichfte Streben ver 
!andeöherren fein. Bei den biftorifch begründeten, fo verſchiedenen Rechten der freien Land— 
ſaſſen mußte ein ſolches Streben abfolutiftifch erfcheinen, und während die Macht der Umſtände 
und eine gewifle innere Empfindung von der Nothwendigkeit höherer ſtaatlicher Entwidelung 
bie Landesherren in jenem Streben materiell begünftigten, bot fi ihnen in dem ald Reichs— 
und Kaiferreht geltenden Römifhen Recht auch eine formelle Autorität für ihre flaatlichen 
Gentralifationsverfudhe dar. Mit diefem Wendepunfte war nicht nur für dad ganze Territo- 
tum (wie z. B. in Frankreich für das ganze Land) Schriftlichfeit und Heimlichfeit des gericht- 
ligen Verfahrens und bureaukratiſche Leitung der Verwaltung, fondern auch eine gewiſſe 
dertſchaft der fiscalifhen Intereflen (die Habfüchtigkeit des römiſchen Fiscus ift befannt) ge: 





%) Sugenheim, ©. 122 fy. u. 124 fg. 37) Sugenheim, ©. 364 fa. 
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geben, und während die Landftände vernehmen mußten, daß „quidquid principi placuit, lex 
esto’’, wurben viele noch freie Bauern zwar nicht zur Leibeigenfhaft, wol aber zur Hörigfeit 
herabgedrückt. In Verbindung hiermit ftellt fi aber nod ein anderer Übelftand heraus. Je 
mehr nämlich die Landesherren an die politiihe Einigung ihrer verſchiedenen Macht- und Ber: 
mögenselemente dachten und in diefer Hinfiht das geſchichtliche Recht der Stände verlegten und 
brachen, defto weniger konnten fie an deren rein private Rechte, an ihr privated Vermögen zu 
taften wagen. Die privatredtliche Seite des Grundvermögens und waß, wie z. B. die Hörigen, 
zu demfelben gehörte, war aber von der öffentlich-rechtlichen noch nicht beftimmt ausgeſchieden. 
Was erfcheint vemnad natürlicher, ald daß die größern freien lanpfäffigen Grundbeſitzer, der 
landjäjlige Adel, ihre unantaftbaren privaten Vermögensrechte, dem landesherrlihen Streben 
entgegen, möglihft ausgedehnt zu begründen, zu erhalten und fich zu dieſem Behufe auf daſ— 
felbe Recht zu fügen juchten, welches der Landesherr zu ihrem Nachtheil gegen fie geltend ge: 
macht? So bot ſich denn die römische Rechtslehre von der servitus gleihfam von jelbft var ’"), 
und fehen wir, wie num auch immermehr, unter einer gewiffen Duldung der Landeöherren, die 
wol aud ihre eigenen Hörigen nicht jelten auf gleiche Weife behandelten, nicht nur Die freien 
Bauern hörig, fondern auch die hörigen Bauern wieder leibeigen gemadt werben jollten und 
thatfächhlich gemacht wurden. 3%) Dies alles vollzog ji in der Zeit vom Ende des 15. Jahr— 
hunderts bis zur Mitte des 18., der in jeder Beziehung traurigften Periode der beut: 
ſchen Geſchichte, in welchem wiederum die Bauernaufftände des 16. und der Dreifigiährige 
Krieg des 17. Jahrhunderts die höchſten Gipfelpunfte des Elends überhaupt und des Elends 
des Bauernftandes indbefondere bezeihnen. Die Vernichtung der Landſtände, der vollfländige 
landesherrliche Abſolutismus und der Verſuch, alle Gewaltshandlungen durch die Autorität der 
Waffen und eines fremden unverflandenen Rechts dauernd zu begründen , find die hauptſäch— 
lichften, für den Zuftand der abhängigen Leute nachtheiligſten Bolgen jener Zeiten geweſen. 

Aber dies alles bezeichnet nur eine Übergangsperiode und gerade da, wo das Übel am 
höchſten geftiegen, mar die Rettung am nächſten. Die deutſche Nation hatte in den langen 
trüben Zeiten ihre lichte, ethifchhe natürliche, gefunde Rechtsanſchauung nicht verloren. Die 
mit Gewalt wieder eingeführte Leibeigenfhaft fand feinen nachhaltigen Boden in der deutihen 
nationalen Redtsüberzeugung, jo wenig wie dad Nömifche Recht, die Bureaufratie, der Fürften- 
abfolutismus und die Biscalität. Gerade die Zerftlörungen des Dreißigjährigen Kriegs waren 
ed, welche die Nothwendigfeit der Entbindung und Steigerung, alfo Befreiung der noch vor= 
bandenen Kräfte bald nahe legen mußten. Ehe wir jedoch zur gänzlihen Aufhebung der Leib— 
eigenfchaft in Deutſchland übergehen, ſoll noch eine kurze Darftellung ihrer Entftehungs : und 
Aufhebungsgründe fowie der damit verbundenen Laſten geboten werden, wobei wir jedoch jept 
ſchon bemerfen müflen, daß jich die Leibeigenſchaft keineswegs allenthalben gleich entwickelt Hat 
und daß die äußere Erſcheinung und die Kolgen derſelben jehr häufig mit denen ver Colonats-, 
Minifterialitätd:, Guts-, Vogtei-, Lehns-, Hof- und gerichtäherrlihen Verhältniſſe über: 
einſtimmen und daher auch wirklich die Leibeigenſchaft oft mit letztern auch buna fide verwech⸗ 
jelt worden 49), die Aufhebung der Leibeigenfhaft aber aud keineswegs identifch mit Anf- 
hebung aller in Verbindung mit ihr vorfommenden Xaften fein fonnte. Man fann jagen, ſo— 
weit die Hörigkeit zur Leibeigenfhaft geworden und die Leibeigenſchaft nit Hörigfeit war, 
jo weit wirfte auch die Aufhebung der Leibeigenfchaft als folde; die übrige Verbeflerung der 
Lage der Bauern hing namentlich von der Verwandlung der ungemeffenen Laſten in gemeflene, 
der unfiren Laſten in fire und endli von der Befreiung des Grund und Bodens durd Aufbe- 
bung oder Ablöfung der darauf ruhenden mittelalterlihen Abhängigkeitöbande und Leitungen 
infolge der modernen Gefege über die Aufhebung der Grundlaſten, der Jagdgerechtigfeit, des 
Lehnverbandes und der Patrimonialgerihtsbarfeit ab. 

Da die Leibeigenſchaft ven höchſtmöglichen Grad perfönlicher Unfreiheit, alſo privatrecht⸗ 
licher Zugehörigkeit eined Menſchen an einen andern bezeichnen ſoll, ſo erſcheint es natürlich, 
daß für dieſes Verhältniß die dinglichen, auf dem einem Leibeigenen anvertrauten Boden ruhen» 
den, vom Herrn fi refervirten Raften (Reallaften) nicht befonders charafteriftiich fein können 


38) Sugenheim, ©. 360 R 

39) Sugenheim, ©. 365, Note 2, und ©. 367 fg. Schon Mittermaier, Bd. 1, $. 90, nennt die Eeib- 
eigenfhaft ein „neues Derhältniß‘’, da fie weder die alte germanifche Unfreiheit, noch die römiſche ser- 
vitus, noch eins der vielen unvullfländigen Abhängigfeitsverhältniffe der Keudalperiode geweſen 

40) Bgl. über die weitfälifche @igenhörigfeit Bittermaler, $. 91. 
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Derartige Dienfte und Abgaben kommen in unendliher Maife auch auf dem hörigen, ja freien 
Grundbefig vor und waren vielleiht, eben in Verbindung mir vem Streben, ven hörigen und 
freien Bauern in eine tiefere Abhängigkeitsſtufe herabzubrüden, bier oft läftiger als vort. 
Gharafteriftifch für die Leibeigenfhaft find daher beſonders die perfönlihen Ausflüffe ver Un— 
freiheit. Zu diefen gehörten vornehmlich?): 1) die Pflicht zur Leiftung eines eigentlichen 
Kopfzinjes +2); 2) die Verpflichtung zu ungemeffenen Herrendienften #2) jever auf Haus: und 
Wirthſchaft bezüglihen Art**); 3) der Grundfag, daß eigentli der Leibeigene weder ein 
eigenes Bermögen haben, noch in irgendeiner mit dem Privatintereffe des Herrn möglicher: 
weife collivirenden Beziehung, z. B. bei Wahl des Standes, Bingehung der Ehe u. f. w. feinen 
freien Willen bethätigen dürfe ; Die Gebundenheit des Leibeigenen an die vom Herrn ihm ange: 
wiejene Stelle und das Recht des Herrn, denſelben im Entweihungsfalle wieder zu fangen 
(vindieiren) 3°); 5) die Übertragung des Zuftandes mit dem Geblüt, jo zwar, daß er fi fo 
lange fortfegte, bis eine ausdrückliche Freilaſſung, refp. eine Freifaufung flattfand u. f. mw. 

Die Leibeigenihaft Fonnte alfo entfliehen: 1) durch die Abftammung von leibeigenen 
Ältern und zwar bald, wenn nur einer der Ülterntheile leibeigen war, bald nur, wenn die 
Mutter eine Leibeigene gewefen,; 2) durch freiwillige Ergebung, fei es, daß eine freie Perfon, 
indem jie eine unfreie ebelichte, fi in die Leibeigenichaft des Herrn der legtern begab, jei es, 
daf jemand einen mansus servilis ohne Vorbehalt feines bisherigen Standes übernahm. 
An einigen Orten bedeutet auch dad Rechtsſprichwort: „Die Luft macht eigen“, fo viel, daß die 
Anfiedelung felbft die Leibeigenjhaft mit jih bringe; 3) da die Reibeigenfhaft eim dem Nö: 
miſchen Mecht fremdes Juſtitut ift, jo fann fie nicht durch Ablauf einer beſtimmten Zeit ent- 
ſtehen. Wol aber findet auch auf fie die gefeglihe Präfumtion der unvordenklichen Zeit und die 
Klagenverjährung Anwendung. *6) 

Die Aufhebung der Leibeigenfhaft fonnte nur erfolgen: 1) durch Geſetz (ſ. weiter unten); 
2) durch Breilaffung #7) feitend des Herin #9), zu welcher Gefege und Gewohnheit ſchon früh 
die ihre Gewalt graufam misbraudenden Herren gezwungen haben. ine Art von ſtillſchwei— 
gender Aufhebung f. bei Eggers, „Uber ven gegenwärtigen Zuftand und mögliche Aufhebung 
der Leibeigenſchaft“ (Schwerin 1784), ©. 66; 3) dur Verjührung der Vindicationsklage des 
Herrn; 4) durch Freifauf*9); 5) wol aud an einigen Orten durch Anflevelung dafelbft, weil 
dort der Grundſatz gilt: „Die Luft macht frei.“ 

Was die Stellung oder die Rechte und Pflichten des Leibeigenen betrifft, jo richteten ſich 
diefelben: n 

1) Nah den vorhandenen ftaatlihen Zuftänden. Je mehr dieje ausgebildet waren, deſto 
mehr wird der Leibeigene eine rechtliche Stellung gehabt haben, welche, wenn auch politifch zu= 
rüdgeiegt, doch fo weit gefhügt war, als nicht die flärfern Rechte der Leibherren collidirten. 
Dem Staate gegenüber mußten legtere aber immer als strictissimae interpretationis aufge: 
faßt werden. 

2) Danach, ob der Leibeigene, was fpäter regelmäßig, ein Gut hatte, reſp. einer leib- 
eigenen Familie angehörte, welcher ein Gut zur Bewirthſchaftung übergeben war oder nicht. 
Im erftern Halle konnte er nur mit dem Gute veräußert und feiner zur Bewirthſchaftung des 
Guts fähigen Nahfommenfhaft das Gut nicht willkürlich einfeitig vom Herrn entzogen wer- 
ben. 0) Der Leibeigene konnte aus Titeln, welche außerhalb des Guts und feiner Bewirth— 


41) Über das ältere Recht |. Grimm, I, 342 fg. 42) Srimm, I, 383. 

43) Wiegand, Die Dienfte u. f. w. (Hannover 1828). Begius, Drei Bücher von Dienftbarfeiten 
(Frankfurt 1718). Lauhn, Die Frondienfte in Deutfchland (Weißenfels 1795). Staats» Kerifon, VI, 
fg. Sugenheim, ©. 386 fg. Maurer, Geſchichte der Fronhöfe u. ſ. w. (Erlangen 1862), Th. I. 
Grimm ‚I, 350 fg. Schwefer, Schauplaß der Dienflbarfeiten (Nürnberg 1769). 

44) Die Berpflihtung, feine Kinder einige Zeit unentgeltlich auf dem Herrenhofe dienen zu lafien 
Zwangsdienſt), ift fein ficheres Zeichen der Leibeigenfchaft und darf mit dem Dienfläwang, d. h. mit dem 
Recht des Leibherrn, fich gegen den in feinen Dienften fäumigen Leibeigenen fetbh zu helfen und ihn 
fogar mäßig zu züchtigen,, nicht verwechfelt werben, Desgleicyen ift die Unterwerfung unter die, Ge— 
werbsemonopolen ähnlichen, zur Zeit ihrer Gntitehung aber feineswegs allgemein unpopulären und oft 
auch den Gemeinden zuftehenden Zwangs⸗ und Bannrechte eines Herrn (Sugenheim, S. 95 ; Du Eellier, 
©.,78 u. 184: Levaſſeur, Histoire des classes ouvrieres, I, 164 fg.) fo wenig ein Zeichen ber Leib: 
eigenfchaft, wie die Handlohn-, Frondienft:, Zehnt:, Zins: und Gültyflichtigfeit. 

45) Befagungs-Fangrecht. Landzwang. Grimm, I, 345. 

46) Über die Gründe der Unfreibeit f. Grimm, I, 320 fa. 47) Sugenheim, ©. 116 und 137. 

48) Grimm, I, 331 fg. 49) Sugenheim, S. 131 fo. 50) Sugenheim, ©. 91 fg. 
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ſchaftung lagen, felbftändigeöd und, joweit nicht der Sterbefall ging, frei verfügbares Eigenthum 
erwerben und in Broceffen, welde nicht das ganze Recht am Gute oder dingliche Laſten deffelben 
betrafen, auch ohne Conſens des Herin Partei fein. Beſaß ein Keibeigener ein feudales Gut, 
To mußte er von demjelben auch die feudalen Laſten, Wachtdienſte, außerorbentlihe Geldhülfen, 
Herberge, Jagdfronen und gewiſſe Befigveränderungdgebühren tragen, wogegen ihm freilich 
auch mancher Vortheil des feupalen Beſitzes zugute fanı, °1) 

3) Nach feinem perfönligen Verhältniffe zum Herrn. Da bereitd oben die dieſes bezeid- 
nenden Züge angegeben worden jind, jo follen nur noch einige beſonders beftrittene perfönlide 
Ausflüffe der. Leibeigenſchaft etwas näher gewürdigt werden. Wir meinen a) den Einfluß der 
Leibeigenfchaft auf die Ehen der Leibeigenen und b) das Recht des Leibherrn auf den Sterbefall 
oder dad Beithaupt, morluarium, manus mortua etc. 

Zu a. Es iſt eine nicht blos in der deutſchen Rechtégeſchichte mehrfach hervortretende Er— 
ſcheinung, daß fehr tiefgehende und innige Unterorbnungsverhältniffe auch die Wirkung äußern, 
daßverlibergeorpnete auf die Ehen der ihm Untergeordneten einen mehr oder minder beſtim— 
menden Ginfluß übt. Je freier das Unterordnungsverhältniß iſt, deſto mehr wird auch der 
Übergeordnete, wenn er felbft eine Ehe eingeht, auf die Sympathie feiner Untergeorbneten zu 
ſehen haben. Iſt aber das linterorbnungsverhältnig ein im hohen Grade unfreies, jo wire 
nur der Untergeordnete an die Zuſtimmung feines Herrn auch in diefer höchſt perſönlichen Be- 
ziehung gebunden erſcheinen. So hatte denn in Deutihland jede Art von perſönlicher Abhän- 
gigkeit, ſelbſt die des ſonſt freien und vielleicht hocdhgeborenen Xehndmannd die Folge, daß dir 
Ehen joldher Perfonen an den Conſens des Herrn gebunden waren, und zeigt und die Geſchichte 
eine Menge von Beifpielen, in welchen die Könige oder jonft hochgeftellte Lehnsherren fogar 
die Ehen der Kinder ihrer Vaſallen beflimmten oder doch das Recht dazu beanfprudten. 5%) 
Der leitende Gedanfe dabei ift einerjeitd die Hohe ideale Steigerung der Idee der Lehnstreue in 
Verbindung mit einer Art von Patriarhalismus, wie er nad und nad in das Lehnverhältnig 
hineingefommen war, andererfeitö das fi hieran anſchließende materielle Intereffe des Herrn, 
welches auf mannidfaltige Weife in jenem influffe ih äußern, refp. ohne ihn empfindlich 
berührt werben fonnte. Der ertreme Idealismus des Mittelalters erfcheint demnach nebft einem 
gewiffen, neben ihm ganz natürlich fi vorfindenden ertremen Materiaiismus als die Urſache 
einer Erſcheinung, welche gegen die erfte und wichtigſte Grundidee der Ehe, gegen die Freiheit 
der Gingehung, ſchwer verflößt und fi zu den gegenwärtigen flaatlihen Beihränfungen ver 
Eingehung der Ehe gerade fo verhält wie der Feudalismus zum modernen Staat. 

Bei der vorwiegenden fahlichen oder finanziellen Bedeutung, welche der nievere abhängige 
Mann, namentli der am meiften Unfreie, der Leibeigene, für feinen Herrn hatte und bei Der 
Unvermeiblifeit von Gollifionen der unangenehmften Art für ven Fall, daß ein Unfreier 
mit einer Unfreien eines andern Herrn ehelic verband °°), erklärt es jich, warum nicht nur mel: 
ftend zum voraus jhon der Unfreie in der Wahl des andern Ehetheild auf die Unfreien ine 
eigenen Herrn befchränft war d*), ſondern verjelbe auch überhaupt nicht ohne Conſens eg- 
tern (mobei deſſen Vermoͤgensrückſichten vorherrichten) heirathen konnte und außerbem aus 
nod für den ertheilten Conſens einen Zins entrichten mußte **), für welden fehr verfiehent 
zum Theil jedes Zartgefühl verlegende Bezeihnungen im Gebraud waren, In Bezug auf 
die Frage, ob dieſe Abgabe in Deutihland ebenjo wie in Schottland und einigen Gegeniben 
Frankreichs durch ein Recht des Herren auf die erſte Brautnacht herbeigeführt worben fei, une 
wortet Grimm, diefelbe fönne nad den vorhandenen deutſchen Urkunden nicht bejaht werben, bu 
ihm nur eine einzige, die Bejahung unterflügende Urkunde befannt fei, weldhe aber vom Bann 
dad Recht gebe, dad Recht ded Herrn mit 5 Schill. und A Pf. zu löfen, 56) Du Eellierleugnet (m 
dem öfter angeführten Werfe ‚Histoire des classes ouvrieres”, S. 80) dad Jus primae 
noctis (droit de marquette, droit de coulage, ou de prelibation), nicht aber, daßñ e 
geübt worden. Dies ift aud die Meinung Mittermaier's (a. a. DO., 1, 278), welder zuioem ber 


51) Sugenheim, ©. 96 fg., 139 rg. u. 154. 

52) Laurent, Etudes, VII, 229. Sempere, ©. 113. Memoires de l’Academie Royale de Bru- 
xelles, V, 13 fg. Der Ehezwang in der Feudalkaſte erzeugte bie ritterliche Libertinage, 

53) Gollin de Plancy, Dictionnaire feodal (zweite Ausgabe), II, 248 fg. Baboulapr, Recherches, 
©. 323 fg., 3. B. wegen Theilung der Kinder zwiſchen beiden Herren. 

54) Mittermaier, Bd. I, S. 278, Note 20, 55) Grimm, I, 383, 

56) Grimm, Bd. I, ©, 384, Note 2. 
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Anfiht iſt, daß die etwaige Behauptung dieſes Rechts auch auf einer Verwechſelung mit für ge: 
wiffe Eirchliche Dispenfationen (für die fogenannten Tobiasnächte) zu zahlenden Abgaben be— 
ruht Haben fönne. 7) Sugenheim behauptet nun zwar, das fraglide, Natur unt Sistlichkeit 
gleich verlegende Recht habe in Deutſchland wie in Frankreich beftanden,, während ed in Spa= 
nien nur in einer einzigen Provinz vorgefommen (a.a.D., ©. 29), ſpricht jedoch Frankreich 
vie Erfindung deffelben zu (ebend. 103) und bringt auch nur für Frankreich und Schottland (I. c. 
und 147) Belegitellen bei. Nad alledem und in Erwägung, daß die Anmaßung dieſes angeb- 
lihen Rechts durch feine allgemeine nationale Gewohnheit oder Gefeggebung begründet und 
daher immer nur in particularen Grenzen vorgefommen fein kann, ergibt ih, daß zwar nie: 
wand behaupten kann, mie weit in jenen zudt=, recht- und gerichtölofen Zeiten der demorali— 
iirende Gewaltsmisbrauch demoralifirter Herren da und dort gegangen und wie oft er ſich wie: 
derholt Gabe, daß aber eine derartige Erniedrigung ded Menſchen zur Sache, wie fie in dem 
angeblichen Jus primae noctis ausgeſprochen, wenigftend auf dem Gontinent nie zur allgemein 
anerfannten Recdtsüberzeugung geworben und daher vie Anfiht Du Cellier's und Mitter: 
maier’d entfchieden die richtige iſt. ' 

Zu b. Des Befthaupts oder des Todfalls 59) würde hier nicht befonderd zu erwähnen jein, 
wenn nicht auch in unfern Tagen noch die verjhiedenften unrichtigen Anjichten darüber beftän- 
den. Das Beſthaupt war eine aus dem Mobiliarnadjlafle eines Leibeigenen oder eines Hörigen 
von deſſen Erben an den Leib- oder Grundheren zu, entridhtende Abgabe. Der Herr mochte 
dad befte Stück (Vieh oder Gewand u. |. w.) wählen und hinwegnehmen, und da jomit das 
Beſthaupt ein Recht des Herrn auf den Nachlaß des Verftorbenenift, jo erfcheint e8 zugleich als 
eine Beihränfung ded Rechts der natürlihen Erben. Ob und warum diefed Necht urfprüng- 
lid) nur mit der vollen Unfreiheit verbunden gewefen , ift beftritten. Gewiß aber ift, daß ein 
ähnliches Recht auch bei Lehen vorfommen konnte, daß es nicht felten wie eine Reallaſt des 
Guts betrachtet und deshalb auch von dem perſönlich freien Erwerber eines folhen Guts ent: 
richtet wurde, daß ed endlich „gerade von mildern Hörigen, über deren Habe der Herr niemals 
Eigenthum Hatte, ausgewählt, erhoben, getheidigt oder gezückt“ 59) worben iſt. Wenn daher 
auch nicht leicht ein Reibeigenfhaftsverhältnig ohne Beſthaupt vorgefommen fein dürfte, fo ift 
doch gewiß, dag das Beſthaupt, weil es ſich zugleich über die ganze Hörigfeit erftredfte, nicht zu 
den auch nur einigermaßen fihern, harakteriftifchen Kennzeichen ver firengen Reibeigenfchaft 
gezählt werden kann. 

Die Leibeigenfchaft, welde wir ald eine im Geleite des verfallenden Feudalismus einge: 
tretene Entartung oder Entftellung der mittelalterlihen Hörigfeit erfannt haben, und welde in= 
folge diejer ihrer Geneſis auch nie zu einer vollftändigen ſcharfen Ausbildung ihrer wefentlihen 
Seiten, zu einer unbeftrittenen Anerkennung ihrer Gonfequenzen, zu einer genauen Unterſchei— 
dung von der Hörigfeit gefommen ift, fonnte nad) alledem nur ein übergangsſtadium fein und 

mußte entweder wirklich zur Ausbildung der Sflaverei oder zur Entwidelung einer gewillen 
allgemeinen bürgerlichen Freiheit führen. | 

Mochte, wie die alte Unfreiheit und die eigentliche Hörigfeit, jo auch die Leibeigenſchaft 
mandem als wohlthätig erfcheinen, jei ed, daß er in Nachgiebigkeit gegen fein religiöfes Gefühl 
fi der Kirche ergab, fei ed, daß er ald Reibeigener eined mächtigen Weltlihen höhere Bequem: 
lichleit, ja Einfluß und Glanz zu finden hoffte, modte ferner ver Übergangdvertrag und bie 
chriſtlich⸗ germaniſche Sitte manches praftifch milder geftalten, als es im firengen theoretijchen 
Leibeigenfchaftöbegriff gelegen; mochte endlich die innerlihe Vollziehung des flaatenbildenven 

Geſetzes ſchon bald eine gewiſſe Ausgleihung ver ſchärfſten Gegenfäge anbahnen — fo viel ift 
gewiß, daß die Reibeigenfhaft an fi dem germanifchen Lebenselemente der Völker fremd war 
und blieb, daß fie Gerren wie Leibeigene bis in das Innerfte des ſocialen Lebens demorali— 





57) 2iteratur über biefen Gegenftand bei Grimm, I, 384, und Mittermaier, Bd. I, S. 278, Note 21, 
22 u. 23. Labonlaye, ©. 331 fg. Es wäre vielleicht eine Brage, welche einige Unterfuchung verbiente, 
ob nicht in der Prätenfion des Herrn auf die Jungfraufchaft neben andern Motiven auch etwas mitges 
wirft habe, was bei Ausbildung gewifler Formen der fogenannten heiligen Broftitution der Alten Welt 
nit wirffam gewefen war ? * 

58) Grappin, Quelle est l’origine des droits de main morte dans les provinces qui ont com- 
pose le premier royaume de Bourgogne? (Befangon 1779). Grimm, I, 364 fg. —— 
€. 101 fg. Über die verſchiedene Anwendung der Bezeichnung: „Gens de main morte.“ Collin 
ve Blancy, I, 47 fg. Laurent, L'église et l’etat, III, 37 u.116. Raboulaye, Recherches, ©. 329 fg. 
Memoires de l'Academie Royale de Bruxelles, V, 5 fg. 59) Brimm, I, 371. 


512 Leibniz 

firte 60), daß fie, ſelbſt unorganiſch, jene fürchterlichen unorganiſchen Erſcheinungen allent 
halben hervorrief, welche wir in der Geſtalt der Bauernaufſtände hervortreten ſehen. Sind 
aber dieſe naturgemäß zunächſt auf Vernichtung der Gewaltsherren gerichtet, jo zeigt ſich doch, 
daß der Bauer nirgends wirklich und rechtlich Sklave geworden war. Eine Bäuerin befreit 
Frankreich von fremder Herrfhaft (die Jungfrau von Orleand); zu jeder Zeit bewährt ver 
Bauer einen gewiffen politifhen Verftand und nationalen Sinn (Du Gellier, a. a. D; 
©. 161 fg., 165), erwirbt die Sympathien des in politifher Beziehung am fhnellften fich ent: 
widelnden ſtädtiſchen Bürgerftandes, und was der empörte Bauer verlangt, das find im meient: 
lichen die allgemeinen Menfchenrechte (Roth v. Schredfenftein, „Patriciat“, ©. 166). 

Nach dem ganzen Gang unjerer Gultur ift die Aufhebung der Leibeigenſchaft, der Hörigkeit 
und ded Feudalismus fammt allen ihren mittelalterlihen Conſequenzen nichts anderes als bie 
Erfüllung eines organifhen Gefeged, wenn fie aud langfam, nur nad und nah und unter 
großen Schwierigkeiten ftattfinden fonnte. 61) Deshalb find aud die neuern und neueften foge: 
nannten Grund: und Bodenentlaſtungsgeſetze nicht eine mwillfürlihe Erfindung oder eine 
ſchwächliche Nachgiebigkeit gegen eine beftimmte Parteirihtung, fondern nur die nothwendigt 
Vollendung einer langen Entwidelungsperiove. Mag an diefen Gefegen im einzelnen nod fo 
viel Tadelnswerthes gefunden werden, mögen, wie unvermeidlich, an Stelle der mittelalterliden 
Zaften und Grundeigentbumsbefhränfungen neue ftaatlihe und privatrechtliche Schranfen 
treten — der freie Mann auf privatrechtli freiem Beſitz ift eine nothwendige und an ſich um: 
Ihägbare Errungenschaft unferer Zeit, veren ganzer Segen freilih davon abhängt, wie fie mit 
der Geſammtheit unferer Inftitutionen in harmoniſche Verbindung gefegt und welche Anwen: 
dung feitend der Betheiligten von diefer Freiheit gemacht wird. Wenn aber der Bauernftand 
die wahre politifche Freiheit noch nicht genügend kennt, dann dürfen wir nicht vergeflen, daß er 
daran nicht allein Urſache ift, daß man zur politifchen Freiheit erzogen fein muß, und daß wir 
in diefer Hinficht eine große Schuld von der Vergangenheit übernommen haben, melde nur 
durch gerechte Nachſicht, gutes Beifpiel und entfprehende Einrichtung der ganzen ländlichen 
Bildung entrichtet werden kann. (Der ruſſiſchen Leibeigenſchaft wurde in diefen: Artikel nicht er: 
wähnt, da Diefelbe unter Rußland erörtert werben wird.) 3. Helb. 

Leibniz (Gottfried Wilhelm v.). Unter den Männern, welden die Wiſſenſchaft des 
Rechts und des Staats ſowol in pofitiver als in rationeller Beziehung unendlich viel Danf 
ſchuldig geworben ift, nimmt 2. einen der vornehmften Pläge ein. Sollte jein Verdienſt fo ge: 
würdigt werden, daß ed nach der ganzen Vielfeitigfeit feiner Leiftungen zur Anfhauung ge: 
bracht würde, jo müßte auf die Zeit zwiſchen dem Abſchluß des Dreißigjährigen Krieges im 
Osnabrücker Frieden bis zum Utrechter Frieden hin nad ihrer ganzen Breite eingegangen 
werben, wozu hier nicht der Ort ift. 

Das Leben dieſes Philoſophen ſcheint ein raſtlos fortftrömender Fluß zu fein; indeſſen ſen 
dern ſich doch bei genauerm Betracht drei Perioden, von denen die erfte bis 1676, die zweite bie 
1698, die dritte bis zu feinem Tode reicht. L. war zu Leipzig am 21. Juni alten Stils 1646 
geboren und farb am 14. Nov. 1716 zu Hannover. Die erfte Periode feines Lebens war 
feiner freien Selbftbildung, die zweite dem Dienfte ded Haufes Hannover = Braunfchweig, die 


60) Man erzählt von den ftrengiten römifchen Matronen, daß fie ſich a fcheuten, von ihren Sl 
ven nadt — zu werden, weil dieſelben nicht für Menfchen achteten. Daß die Leibeigenfchaft ine 
ähnliche Wirfung geübt, erhellt heutzutage noch aus einer gewiflen Ungenirtheit mancher bochadeliden 
Dame gegenüber ihrer männlichen Dienerfchaft. Keine Sache iſt fchlechter und verfchlechternder denn 
der Menſch ale Sadıe. 

61) Über die Aufhebung der Unfreiheit in den verfchievenen europäifchen Ländern, namentlich in 
Deutfchland, |. das öfters citirte Werk von Sugenheim. Dazu: Actenſtücke zur Geſchichte der or 
Schaft in den Herzogthümern Schleswig und Holftein (Hamburg 1798). Mittermaier, S. 287 fg. 
erften Berfuche zur Aufhebung der Keibeigenfchaft finden fich feit dem Anfang des 18. Jahrhundert in 
Preußen. In Öfterreicy wurde dieſes Werf von Maria Therefla begonnen; doch währte es in beiben 
Staaten lange, bis die Infiructionen erleuchteter Fürften und Staatsmänner der Oppofirion des Mbel# 
g.genüber durchdrangen. In Baiern erfolgte die Aufhebung der perjünlichen Reibeigenichaft im Jahr⸗ 
1808, desgleichen in | und Naffan. In verfchiedener Weife wurde diefes Ziel angetrebt in 
Heffen a Bal thum) durch Gefeg im Jahre 1811, in Oldenburg burch Beleg im Jahre 1816, im 
Königreich Weftfalen und im Bergifchen durch Gefeke von 1808 und 1811, in Hannover 1823, 1881 
und 1833, in Medienburg 1820. Doch wurde noch 1847 der Beitand einer wenn auch fehr gemilberten 


Reibeigenfcyaft in der Oberlaufig und in einigen Theilem von Hannover angenommen ; |. Mittermaier, 
©. 287, Note 4, - 
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dritte, welche man mit Recht die europäijche genannt hat, der Philoſophie im engern Sinn und 
der öffentlihen Drganifation der wiffenfhaftlihen Arbeit gewidmet. 

Die erfte Periode war die feiner erperimentirenden, nad allen Seiten hin ausgreifenden 
Bildung. Er Hatte feinen Vater, der in Leipzig Profeffor ver Moral war, früh, ſchon im 
jehöten Jahre, verloren und ji einem unerfättlichen Lejetrieb überlaffen, aug welchem feine 
Folybittorie erwuchs. Er fludirte zu Leipzig und Jena. Im Jahre 1663 ſchrieb er, die philo- 
ſophiſche Magifterwürbe zu erlangen, in Leipzig feine Differtation „De principio individui”, 
worin man den Prototyp feiner jpätern Monadologie erbliden kann. Um die juriftiihe Ma: 
giſterwürde bewarb er ji 1664 durch ein „Specimen difficultatis in jure”. Als einen großen 
Kenner der Geſchichte der Philofophie in jo jungen Jahren zeigte er fi in ver „Disputatio 
ariihmetica de complexionibus seu de arte combinatoria’ (1666). &. hatte eine Vorliebe 
fürdie Verſuche, die ein Raimund Lullius u. a. gemadt hatten, unjer Denken nicht nur auf 
feine fundamentalen Beftimmungen, auf feine Urfategorien, zurüdzuführen, fondern womöglich 
auch einen mehaniihen Galcul aus denſelben zu machen. Die Syllogiflif erſchien ihm formell 
ald eine logiiche Rechenkunſt. In Verbindung hiermit juchte er auch nad) einer univerjellen 
Sprade und Schrift, die über den biftorifch gegebenen Spraden und Schriftarten als ein 
Mittel des allgemeinen Verſtändniſſes aller Gelehrten daftehen follten, und erblidte in den 
Zahlen, in ven ſymboliſchen Zeichen der Geometrie, der Chemie, der Aftronomie u. f. w. ſchon 
die Anfänge einer ſolchen harakteriftiihen Kunft, wie erjie fpäterhin benannte. Das Interefje 
für die Paſilalie und Pafigrapbie erhielt jich bei ihm durch das ganze Leben. 

Im Jahre 1666 ging er, weil man ihm in Leipzig Schwierigfeiten machte, nad) Altporf, 

der damaligen nürnberger Univerſität, wo er mit der Inauguralvisputation „De casibus per- 
plexis in jure“ zum Doctor der Rechte promovirte. Er befuchte Nürnberg, wo er einen Ber= - 
wandten hatte, lehnte aber eine Profeffur ab, die man ihm fofort in Altvorf anbot. Er made 
die Bekanutſchaft des Barond v. Boineburg, der Furmainzifcher Minifter geweſen war. 
Diejer Mann hatte injofern großen Einfluß auf L., ald er ihn nad Mainz z0g. 2. fland ihm 
ald freier Privatmann gegenüber, leiftete ihm aber, bald ald Philoſoph, bald als Advocat, bald 
als Bublisift wichtige Dienfte, für die er fi mit dem Lohn ihrer Anerkennung begnügte. 
Beineburg machte ihn mit der Schrift ded Philofophen Marius Nizolius: „‚Antibarbarus seu 
de veris principiis et vera ratione philosophandi contra pseudo-philosophos“, die in ber 
Mitte des 16. Jahrhunderts erfchienen war, befannt. L. gab fie 1669 wieder heraus und 
fügte eine Abhandlung De stilo philosophico M. Nizolii‘’ hinzu, in welder er ſich aud über 
die deutſche Sprache und deren Trefflichkeit ausließ. 

Seine außerordentlidye juriſtiſche Gelehrſamkeit und feine Fritiiche Schärfe beurfundete er 
durch die Reform, welcher er in vemfelben Jahre die gefammte Rechtswiſſenſchaft unterwerfen 
wollte, Gr ſchtrieb 1669: „Nova methodus discendae docendaeque jurisprudentiae, exac- 
(is didacticae principiis in parte generali praemissis, experientiaeque luce.” Man muß 
den Zuftand erwägen, in welhem X. die Rechtswiſſenſchaft vorfand, um das ungeheuere Auf: 
jeben zu begreifen, welches diefe Schrift machte, die Wolf noch 1748 mit einer Einleitung von 

neuem heraudgab. Das Nömifche Net hatte dad Deutfche überwuchert. Mit dem Inıperia- 
liömus war es in Deutjhland eingewandert, weil die Kaifer es begünftigten. Die jcholaftijche 
Dbilofophie war der Bearbeitung vefjelben durd ihren logiſchen Formalismus entgegengekom— 
men, und fo hatte ji ein Wuſt von Definitionen, Decifionen, Duäftionen, Refponfionen, De- 
ductionen, Amplificationen u. ſ. w. aufgehäuft, der allmählid unüberfehlih und undurchdring— 
lid geworden war und die Prarid ded Rechts zu einem Spielball der Interpretation machte. 
%, war-feloft in gewiſſem Sinn ſcholaſtiſch gefhult und für die feinften und kleinſten logiſchen 
Differenzen empfänglich, allein er war ein zu Flarer Kopf und eine zu ſachliche Natur, um ſich in 
ber Prexheit der juriftiihen Subtilitäten, die an der Tagesordnung war, befriedigen zu können. 
Er verbielt ſich daher ſchon ald Logiker gegen die grenzenlofe Verworrenheit der beftehenden 
Mebtöwiifenihaft polemifh und wollte ihre Methode geändert wiffen, um zu deutlichen und 
braubbaren Definitionen zu gelangen. Der Ableitung Tribonian’d entgegen leitete er alle 
Beimmungen aus der Natur der Nechte und Verbindlickeiten ab. Seine Methodologie, die 
man eine philofophiiche nannte, war zugleich eine Encyklopädie des Rechts. 

2. bewährte feine Frühreife aber auch ald Publiciſt. Auf Anſinnen Boineburg'é, ber als 

Dier nad Warſchau gehen jollte, verfaßte ev 1669 unter dem Namen Georgius Ulico- 

Hins Litthuanus für den Herzog von Pfalz: Neuenburg, Philipp Wilhelm, eine Staatsſchrift: 
Staatsr®erifon. IX. 33 
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„Specimen demonstrationum politicarum pro eligendo rege Polonorum,, novo scribendi 
genere ad claram certitudinem exactum.“ Die Neuheit der Methode beftand in einem lo: 
gifhen Formalismus, indem L. 60 Propofitionen aufftellte, die er durch Ariomata bewies, 
welche er zwifchen ihnen vertheilte. Gr entwarf das Ideal eines Königs und fuchte nun den 
Polen zu beweifen, daß der Herzog von Neuenburg demfelben für ihren Staat am glüdlichften 
entfprechen würde. " 

Der Kurfürft von Mainz, der damals das politifhe Gleichgewicht in Deutihland erhielt, 
Johann Philipp, erfannte fehr wohl die Talente des jungen, ihm von Boineburg empfohlenen 
Mannes, nahm die Dedication der Schrift von der neuen Methode an und machte &, im Som: 
mer 1670 bei dem Oberrevifiondcollegium in Mainz zum Rath, obwol er noch nit 24 Jahre 
und obwol er Proteftant war. Bei einem politifhen Congreß des Kurfürften von Mainz mit 
dem von Trier wegen der Frage, ob fie der Tripleallianz von Schweden, Holland und Eng: 
land gegen Frankreich beitreten jollten, 1670 in Schwalbach, ſchrieb 2. in wenigen Tagen in 
deutfcher Sprache fein „Bedenken, welcdergeftalt securitas publica interna et exierna und 
status praesens im Reich jegigen Umftänden nad) auf feften Fuß zu ſtellen““. L. verfannte bie 
Gefahren nicht, welche Deutſchland von Frankreich drohten, wollte aber den Bruch mit demſelben 
vermeiden und empfahl daher im zweiten Theil der Denkichrift dem Könige der Branzofen bie 
Eroberung Ägyptens, weil er ihn durch die Eroberung „dieſes Hollands des Orients‘ von der 
Eroberung Hollands als des Zwiſchenlandes zwifhen Frankreich und Deutſchland ablenken 
wollte. Frankreich ſollte die Ehre haben, Afrikas Raubſtaaten zu vertilgen und das Land der 
chriſtlichen Cultur zu gewinnen. In dieſer Abſicht richtete er ſogar ein beſonderes Schreiben an 
Ludwig XIV.: „De expeditione Aegyptiaca, epistola ad Regem Franciae scripta“, und hatte 
fpäter eine Zufammenkfunft mit Ludwig in St.:Germain. Indeſſen war alles vergebli. Der 
ironifhe Refrain der franzöfifhen Antworten auf died Project war, daß die Zeiten der Kreuz: 
züge vorüber feien. Und nad) einem Jahrhundert war ed doch die franzöfifhe Nation, die 
Ägypten zu erobern unternahm. Napoleon hat aber die Denkſchrift 8.’ an Ludwig XIV. erft 
1803 gelejen. 

Im Jahre 1672 ging 2. in Geſellſchaft des Furmainzifchen Gefandten, Hrn. v. Schönborn, 
nad) Paris. Er überwachte hier aud ein Jahr hindurch die Bildung des jungen Barond ». 
Boineburg auf Bitten feiner Mutter, nachdem der alte Baron, 2.’ Gönner, plöglid; geftorben 
war. Mit dem jungen Manne fonnte er aber nichts anfangen und fagte fi von der Mentor: 
ſchaft deſſelben los. Im Jahre 1673 ging er mit der furmainzifchen Geſandtſchaft auch nad) 
London , wo er bejonders die Bekanntſchaft des Secretärd der Akademie, Oldenburg's, machte 
und noch in demſelben Jahre, noch im Jahre vor Newton, in fie aufgenommen ward. Zurüd: 
gekehrt nad Paris, erweiterte fich der Kreis feiner Bekanntſchaft mit den dort lebenden Gr 
lehrten beftändig. Es gefiel ihm fo gut in dieſer Weltftadt, daß er ernftlich daran Dachte, fi 
bleibend dort niederzulaſſen. Huyghens, der ebenfalld in Paris mit einem Gehalt des 
lebte, führte ihn in die höhere Mathematik ein, in welcher er bald mit unglaubliche 
feit die größten Fortſchritte, die wichtigften Entdeckungen machte, namentlich die des 
tialcaleuls. 2. entdeckte ihn 1677 auf dem rein arithmetifchen Wege des Begriffs der Oröhe 
bei der Differenzenrehnung, nachdem er das Gefeg der conftanten Größen gefunden £ 
Newton auf dem geometrifhen von feiten der Linie, weshalb er den Begriff des — 
Fluxion nannte. Es entſtand ſpäterhin ein Streit über die Priorität der Entdeckung, in 
chem die Engländer Partei für Newton nahınen. Es ift fehr zu bebauern, baf bie Ari ums 
Weiſe, wie Newton fid in diefer Angelegenheit betrug, beide Männer einander entfrembeie, 
blieb bis 1676 in Paris und ging dann über England und die Niederlande nad 1 
zurück. In London hielt er ſich jegt nur eine Woche auf und hat Newton nicht gefeben. ., 

Der Kurfürft von Mainz war geftorben, und e8 begann für 2, eine zweite Perisde 
daß er in ben Dienft des Herzogs Johann Friedrich von Braunfhmeig:Lüneburg trat, ber IE 
mit 600 Ihlrn. Gehalt zu jeinem Nath und Bibliothefar machte. Im Jahre 1671 batte an 
den Briefwechfel mit ihm angefangen und 1673 hatte ihm L. mit naiver Selbftanpreifun F € 
ſchrieben, was er alled in den Wiſſenſchaften, Künſten und Weltbändeln zu leiften x nd ke. 
Johann Friedrich war zur katholiſchen Kirche übergetreten. Daflelbe war ber Fall mir Dem 
Landgrafen Ernft von Rheinfels-Rotenburg, mit welchem er ebenfalls in Briefwedhfet 
In diefer ganzen zweiten Periode nimmt die diplomatifch-hiftoriiche Tätigkeit bei &, den © 
dergrund ein und die philoſophiſche erſcheint mehr ſecundär, bis fie gegen Ende dr& Sabrkı 
bertö jelbftändiger wird. Zweierlei beſchäftigte X. auf das äußerfte: einmal die Geſchich 
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bung des Haufed Braunfhweig, die natürlich den Zweck mit in ſich ſchloß, das Anfehen diefes 
Haufes zu erhöhen; zweitens die Theilnahme an den Uniondbeftrebungen des Haufes Braun: 
ſchweig⸗ Hannover. L. wohnte von 1677 biß zu feinem Tode in der Stadt Hannover. 

Für Johann Friedrich ſchrieb er 1677 unter dem Namen Fürftner eine Vertheidigung des 
Rechts feined Herzogs, felbftändige Geſandtſchaften an fremden Höfen unterhalten zu dürfen, 
morauf man, ald auf einen oftenfibeln Beweis der Souveränetät, fehr großen Werth legte: 
„Caesarini Fuerstneri tractatus de jure suprematus ac legalionum principum Germaniae.” 

Der Herzog flarb jhon 1679 auf einer Reife nady Venedig noch in Deutſchland. Ihm 
folgte fein Bruder, der Herzog von Osnabrück, Ernft Auguft, der 2. zu feinem Hofrath und 
diſtoriographen mit 800 Ihlen. Gebalt ernannte. Die Gemahlin des Herzogs, Sophie, war 
eine geiftreiche und flaatöfluge Dame, welche L. nicht weniger zu fhägen wußte als ihre Tochter, 

Sophie Charlotte, die Später Königin von Preußen wurbe. Um das Material für die Gefchichte 
ded Haufes Braunſchweig, indbefondere aud) dad über fein Verhältniß zum Haufe Eſte, herbei: 
zuſchaffen, begab fi 2. nach manderlei Vorbereitungen 1687 auf eine Reije dur Franken, 
Baiern, ſterreich „Ungarn nach Italien, in welchem er bis Neapel kam. Er ſammelte alles, 
was ihm Archive und Öffentliche Denkmale darboten. Der Kreis feiner perſoͤnlichen Bekannt⸗ 
ihaften erweiterte ſich durch diefe Reife ind Unendliche. Im Jahre 1690 fam er zurüd, Er 
begann damit, die Urkunden herauszugeben, auf denen recht eigentlich die Geſchichte ver Staaten 
berubt. Im Jahre 1693 erſchien ald ein wichtiger Beitrag zum pofltiven Bölferreht ein „Codex 
juris gentium diplomaticus‘, dem er zwei Differtationen „De actorum publicorum atque de 
prineipiis juris naturae et gentium‘ voraufſchickte. Er führte darin aus, daß es eine doppelte 
Art der Geſchichtſchreibung gebe, eine Öffentliche und eine geheime. Der Hiſtoriker folle nichts 
Falſches jagen, aber auch nichts Wahres verfchweigen; alle Geſchichte aber, die nicht auf den 
Dentwürbigfeiten großer Männer und öffentlichen Actenftüden fi) erbaue, ſei unzuverläffig. 
Die leptern ſeien gleichfam die Pfähle, welche die Laft des Gebäudes tragen müßten. Alle Welt 
beeiferte ſich ihm beizufteuern, nur die Öfterreihifchen Archive verfchloffen ſich ihm, worüber er 
nd 1697 bitter beflagte, da er doch mit feinen Veröffentlihungen gerade für das Reich fo viel 
gethan Habe. Im Jahre 1700 fügte er zu dem diplomatifchen Codex eine „Mantissa‘ hinzu. 
Im Jahre 1698 ließ er aus feinen Sammlungen noch „Accessiones historicae” und 1707 
— 11 nod drei Bände „Scriptores Rerum Brunsvicensium illustrationi inservientes” 
drucken, in deren legten er 157 bis dahin unbefannte Schriftquellen des Mittelalters bis nahe 
an die Zeit der Reformation mittheilte und jeden Schriftfteller mit biographifchen und kritiſchen 
Anmerkungen begleitete. 
Für die Dienfte, die er dem Reich gegen Frankreich geleiftet, beanspruchte der Herzog Ernft 
Auguft die Erhebung in die Kurwürde. Man war in Wien bereit, darauf einzugehen, mar 
aber um ein Erzanıt verlegen, das man dem Herzog ertheilen könnte, bis man endlich auf das 
Reichsbanner verfiel. Kaum wurbe jedoch diefer Entſchluß ruchbar, als Würtemberg Einſpruch 
that, weil die von ihm geführte Reichsſturmfahne nichts anderes ald das Reichsbanner fei. Der 
Prälat 3. U. Bregiger mußte die Rechte Würtembergs in einer bejondern Debuction vertheis 
digen. Nun konnte ver hannoverifche Hof erfahren, wozu L. Hiftorifche Gelehrfamfeit nuge, 
denn er fchrieb fofort gegen Pregiger 1694 „Wechſelſchrift vom Reichsbanner, in fi Halten 
einen Unterfchied zwiſchen vemfelben und der würtembergifchen Sturmfahne““. Dann ferner „Die 
hochfürſtliche mwürtembergifhe Deduction fammt deren Beantwortung, auch dazu gehörende 
Beilagen und Kupfer”. Die erfte diefer Abhandlungen hatte 2. fhon 1682 verfaßt, fam aber 
jept erfi zum Drud. Die Schrift erreichte ihren Zwed, Hannover den neunten Kurhut zu 
ſichern. Sie ift voll von einer erftaunliden genenlogifhen und beſonders heraldiſchen Gelehr— 
famfeit. " 

So ein großer Bewunderer des Römifchen Rechts L. auch war, fo war er doch, wie wir be= 
wits gefehen haben, gegen die Mängel der römifchen Jurisprudenz nicht blind. Seine fort: 
dauernde Beihäftigung mit ver Geſchichte des Deutfchen Reichs mußte ihm die Eigenthümlichkeit 
des deutſchen Staatsrechts, dem der Feudalismus und der Föderalismus zu Grunde liegt, auf: 
deden. In einer Zeit, in welcher ver Abfolutismus des Römischen Rechts noch in Schulen und 
au Höfen in fo großem Anſehen fand und der Begriff der Selbſtändigkeit und Vortrefflichkeit 
des Deutichen Rechts in einem Gonring und andern erft ſchüchtern fidh regte, war es noch nicht 
möglich , ven Widerſpruch des Romanidmus und Germanismns zu feiter Einfiht zu erheben. 
Bir ſehen 3. B., daß L. vom ſchwurgerichtlichen Proceß noch Feine m hatte und des⸗ 
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halb, jo wohlwollend er fühlte, für Erzwingung des Geſtändniſſes die Folter noch für nothwen⸗ 
dig erachtete. Im Staatsrecht hielt 2, am der germanischen Idee des Reichs ald eines organi- 
ſchen Ganzen, ald eines „Reichskörpers“ feft. Die Souveränetät der einzelnen Fürſten ſchien 
ibm, ſoweit jie nicht die Ginheit des Reichs ftörte, unbedenklich, weil der Fürſt nicht der Perſon 
des Kaifers, fondern dem Reich unterworfen fei. Daher unterflügte er die Erhebung Hanne: 
vers zur Kur nicht weniger ald die Preußens zur Krone mit wirklicher Überzeugung. 

Über die pofltive Geflalt, in welcher ihm das Recht thatfüchlih vorlag, mußte ſich 2. als 
Philoſoph zur Idee des Rechts felbft erheben. Er unterſchied ch hier von Hobbes, der dat 
Naturrecht lediglich als das Recht des Stärkern auffaßte und in feiner Folge daher nur die 
Barbarei eines Kriegs von allen gegen alle erblickte, aus deſſen Anarchie durch Errichtung eines 
peiitiven Rechts berausgegangen werden müſſe. Für 2. hatte der Ausdruck jus naturae ober 
jus naturale die Bedeutung desjenigen Rechts, welches dem Willen ald die Bernunft deſſelben 
wesentlich innewohnt. Gr konnte daher auch mit dem Sorialiften nicht übereinſtimmen, die jeit 
5. Grotius und Bufendorf das Naturreht nur als das natürliche Recht des focialen Triebet 
des Menihen nahmen, der den Staat und das pofitive Recht zum Nutzen feiner Glückſeligkei 
hervorbringe. Das Recht galt ihm nicht nur als etwas dem Wohl des Menjhen Nügliches, ald 
eine eudämoniftifche Veranftaltung, fondern ald etwas an und für fich Heiliges, dem ver Meni 
fih ald dem göttlichen Gefeg des Willens unterwerfen müſſe. Endli wid er aud von Locke 
ab, mit welchem er fonft in praftifhen Dingen vielfah übereinftimmte. Locke wollte das Redt 
nur aus dem Mehrheitsbefchluffe ver durch einen Vertrag zu einem politiigen Gemeinweſen 
Vereinigten bervorgeben laffen. Hiergegen fträubte fih L., weil dad Recht ihm dann gar feine 
innere, ihm an und für ſich eigene Selbftändigfeit zu befigen fchien, denn die bloße Majerirät 
einer Menge von Menfchen gibt noch feine Bürgfchaft dafür, daß, was fle beſchließt, auch ver: | 
nünftig und dem abfoluten Begriff des Rechts gemäß ift. Das Net fällt dem Zufall und ver 
Willkür anheim. In verfhiedenen Fleinen Schriften und in brieflihen Außerungen Eritifiet ?. 
alle diefe Standpunfte und geht über fie zu einem höhern hinaus, der die Gerechtigkeit ald ein: 
der Weisheit gemäße Vollfommenheit definirt; die Weisheit führt ihn zum Begriff der gört- 
lien Intelligenz und des göttlichen Willens, die fih in der Harmonie ded großen Weltſtaats 
offenbaren. Das ftricte Recht allein ſoll nah 2. nicht gelten, fondern zu ihm, als ber commu- 
tativen Gerechtigkeit, Toll die Billigkeit als die diftributive hinzutreten, und beide jollen ſich 
wieder durch die Pietät, durch das Gewiſſen und die Ehrbarfeit der Sitten ergänger. Daber 
wird das Recht bei L. zu einem Element der gelammten Weltoronung, deren Wefen auch in ihm 
fi fund gibt. Das Wort, welches nad ihm dem Necht erft feine volle Wahrheit verleiht, ift Die 
Liebe ald die Freude, die wir an dent Wohl anderer haben, das wir uneigennügig mitempfinden 
und hervorzubringen trachten. Liebe muß die Ginrihtungen des Rechts der Staaten, ver Ee— 
meinden, der Gorporationen befeelen, wenn ſie fih über einen tobten Mechanismus erheben 
follen. Liebe ift deshalb bei 2, das Schlußwort aller feiner Unterfuhungen, mögen ſie das 
weltliche oder das kirchliche Recht betreffen. 

Wenn 2. auf der einen Seite für die Geſchichte des deutſchen Mittelalters eine jo großem 
ausdauerde Thätigfeit entfaltete, fo müſſen wir die Unerfchöpflichkeit feiner Energie bewundern, 
wenn wir ihn ald den eigentlihen Mittelpunkt dev Unionsbeſtrebungen erblicken, vie Differengen 
der Fatholifchen und proteftantifchen Kirche auszugleihen. Die Fürften waren im allgemeiner 
ſolchen irenifhen Tendenzen geneigt, weil fie zu viel bittere Erfahrungen von ben gerftöägeniben 
Folgen der religiöfen Streitigkeiten im Kampf der Katholilen und Proteftanten niht nur, fen: 
dern auch der Katholifen mit den Katholiken im Streit ver Jefuiten mit ven Janſeniſten ter 
Proteftanten mit den Proteftanten im Streit ver Lutheraner mit den Galviniften, unb eine 
Menge von Sekten, wie die Schmwenffeldianer, Gichtelianer, Socinianer, Arminianer, Game: 
riften, Vietiſten u. |. mw. machen mußten, Nur zu leicht arteten dieſe religiöfen Streitigfeiten. 
auch in bürgerliche Unruhen aus. Hannover hatte in Jobann Friedrich einen Gonvertiten gem’ 
Fürften gehabt, der feine proteftantifchen Unterthanen und Stände mit vollkommenſter Unper 
teilichkeit regiert hatte. Ernſt Auguft war Proteflant, intereffirte jih aber lebhaft Fürtk 
Union. Die katholifhe Kirche fonnte nur auf Gewinn hoffen, zumal die Zerwürfniffe der Bew 
teftanten untereinander einer Stimmung zum Rücktritt in ihren Schos günſtig waren. Der 
Landgraf Ernft von Heſſen-Rheinfels war nicht nur felbft Gonvertit, Sondern Tiebterauch zu een⸗ 
vertiven. Namentlich unterhtelt er an feinem Hofe eine Schar von jungen hübſchen VBroteftar: 
tinnen zwiſchen 14—18 Jahren, die er jelbft zu bekehren liebte und wie ihn „ehrbat careffinen‘“ 
mußten, Gelang es, fo verheivathete ex ſte mit einer guten Ausfteuer. Der Geyog 
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Ultich war eim groper Freund und Gönner des Unionswerks, trat aber jpäter, ald e8 üftirt 
warb, doch zur katholiſchen Kirche über. Der hannoverifche Hof betrieb die Union hauptſächlich 
zutch 2, und durch Molanus, den Abt von Loccum, einen gelehrten, einfichtigen und befonnenen 
Wann. Der franzöſiſche Hof wirkte durch Boffuet und Veliſſon. Boſſuet hatte fhon 1671 
die Reformirten auf die wejentlihen Bunfte aufmerfiam gemacht, welche jte mit den Katholiken 
gemein hätten. Don feiten des preußifchen Hofs führte der Oberhofprediger Jablonsfi in 
Berlin die Uinterhandlungen ; von jeiten des Öfterreichifchen dev Beichtvater dev Kaiſerin, der 
Spanier Spinola, der ald Biſchof von Thina in Kroatien ſtarb. Mit allen dieſen Perfonen 
serfehrte 2. unermüdlich in immer frifcher Hoffnung des endlichen Gelingens. Sein Verſtand 
wußte bei den dogmatiſchen Differenzen immer neue Ausfunftömittel zu erfinnen und jein Be: 
nehmen eine Glaftieität zu zeigen, die ihn oft an eine gefährliche Grenze führte. Im Jahre 
1683 entwarf er dad „‚Systema theologicum‘‘, welches 1819 zu Paris mit einer franzoͤſiſchen 
Ubefegung, glei darauf zu Mainz mit einer deutfchen Überſetzung erſchien, die 1825 zum 
vritten mal aufgelegt warb. Died Syflem ift von den Katholiken vorzüglich benugt worden, L. 
old Katholiken zu nehmen. Da er nun perfönlid zu Paris, zu Rom, zu Wien alle Anmah— 
nungen zum lbertritt ablehnte, jo haben die Katholiken dieſe Zurückhaltung für gleichgültig 
erklärt, denn im «Herzen jei ev Katholik geweſen. Einzelnen Zugeftänpniffen in der Beſtim— 
nung der Dogmen und in der Orbnung der Kirchenverwaltung gegenüber erfcheint dieſe Auf: 
faffung ganz gerehtfertigt. Da ed 2. auf den mejentlichen Gehalt des chriſtlichen Glaubens an- 
fan, jo mußten ihn die Parteien von ihrem eimjeitigen Standpunft und mit Bezug auf beflimmte 
Eontroverfen oft in einem zweideutigen Licht erbliden. Proteſtant im Sinn der damaligen 
Sonfeffionen war er auch nicht. Der Landgraf von Heilen, jener miehrermähnte Ernit, machte 
ihm in feinen Briefen Öfter den Vorwurf, weshalb er nicht auch äußerlich zur römischen Kirche 
übertgete, da er ihr doch feinen Lberzeugungen nad angehöre. &. erwiberte, daß er es für 
überlüffig halte, da er fich bewußt jei, der wahrhaften allgemeinen Kirche anzugehören, die ihre 
Glieder in allen Eonfejfionen habe. Dem Princip nah, die perfünliche Freiheit des Gewiſſens 
und Glaubens zu wahren, blieb 2. Proteftant. Man hatte ein förmliches Collegium irenicum 
gebildet. Als ein Mitglied deſſelben, ver Previger Winkler, in einer Schrift „Arcanum regium“ 
den König von Preußen aufforberte, die Union mit Gewalt durchzuführen, widerſetzte fi ihm 
8, entſchieden. Wie viel Briefe, wie viel Kleine Abhandlungen ſchrieb er nicht in dieſer Angele= 
genheit! Wie viel Reifen machte er deshalb! Wie vielen Gonferenzen wohnte er bei! Wie er 
aber einerfeitd die Katholifen nicht zu bemegen vermochte, von den fanonifhen Bejtimmungen 
des Tridentiner Concils auch nur das Geringfte nachzulaſſen, jo mußte er auch proteftantifcher- 
ſeits erfahren, daß die Fürften bie Union aufgaben, al& jie ihrer politifch nicht mehr zu bedürfen 
ſchienen. Der Kınfürft von Brandenburg hatte ſehnlichſt gewünscht, daß ein Bifchof ihm die Krone 
auffege, der dutch jeine Weihe noch, wie die anglifanifhen Bijchöfe, mit ver Urkirche zuſammen— 
dinge. Als jeine Bemühungen deshalb fehl ſchlugen, Teste ex fie jich zu Königsberg jelbft aufs 
Haupt und fand, daß er nicht weniger ald König gelte. Als der Kurfürft von Hannover, Georg 
kLudwig, feine Tochter Sophie Dorothee dem Kronpringen von Preußen verheirathete, befahl er 
1706, alle weitern irenifhen Verhandlungen abzubrehen. Die Kurfürflin Sophie war fo 
sorädtig, ihre Töchter erſt dann confirmiren zu laflen, wenn jie ji vermählten, damit ber 
\bertritt zus einer Confeſſion, falls er erforverlih, nicht Umftände made. War died nun au 
der unbefriedigende Ausgang eines durch Decennien fortgefeßten Bemühens, jo darf doch nicht 
vergeflen werben, daß daſſelbe für die Anerkennung der Toleranz ſegensreich wirkte, weil es bes 
Rändig dasjenige hervorheben mußte, was alle Confeſſionen gemeinfam hatten. 

Mit dem Tode Ernft Auguſt's 1698 ſchloß ſich relativ die zmeite Qauptperiode in 2.’ Leben, 
Bir fagen relativ, weil 2. in Anſehung jeiner Arbeiten eigentlih an allen zugleich thätig zu 
fein niemals aufhörte, allein in feinen perſönlichen Verhältnifien fowie in der Richtung feiner 
Kraft nach außen hin traten doch bedeutjame Veränderungen ein. Die Tochter des Kurfürften, 
Sophie Charlotte, war an den Kurfürften Friedrich von Branvenburg serheiratbet und wurde 
Königin von Preußen. Sie war wie ihre Mutter eine Höhft begabte Frau, welche Wiflen- 
Saft und Kunſt einfichtövoll liebte und im Umgang und Briefwechfel mit 2. das höchſte Ver: 
gnügen fand. Durch fie hoffte 2. eine Stellung in Berlin zu gewinnen. Geit jeher hatte er 
darauf gedacht, die wilfenihaftliche Arbeit zu organiſiren. Er wollte eine Encyflopädie der 
Wiſſenſchaften vorbereiten, um die Refultate dev Wiſſenſchaften überfichtlich, zugänglich und ge: 
meinnüßig zu machen. Sie jollte in alphabetiſcher Folge alle Termini erklären und den Defi: 
nitienen der Wörter eine kurze Gejchichte der Erkenntniß des Gegenſtandes ſelbſt hinzufügen. 
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In lateinischer Sprache hatte ein Deutſcher, Alſted, ſchon 1630 in fleben Foliobänden eine En- 
cyklopädie ver Wiffenfchaften zu Herborn verſucht, die 1649 in Leyden in vier Foliobänden 
wieder gebrudt ward. Mit dem Wahsthun der Cultur wurben folde Vehikel ver ſchnellen 
Drientirung im Wiffen immermehr Bedürfniß. Nicht weniger aber that ed noth, die Arbeiter 
felbft aus zufälliger Bereinzelung zu gemeinſchaftlichem Wirken zu concentriren. Die Klöfter 
ſchienen 2. vortrefflihe Anftalten für den Betrieb ver Wiffenfhaften und Künfte, wenn bie 
Orden fi planmäßig in diefelben theilen wollten. Nah dem Vorgange Italiens und Yrant: 
reichs fuchte er an den Höfen von Berlin, Peteröburg, Wien den Gedanken zur Stiftung von 
Akademien der Wiffenfhaften anzuregen. In Berlin fam am 11. Juli 1700 eine foldhe in der 
That zu Stande und 2. ward zu ihrem erften Präfldenten ernannt. Mit der Königin un 
ihrer Gefellfchafterin, dem geiftreihen Fräulein v. Pölnig, verlebte er auf dem Fleinen Luft: 
ſchloß der Königin, Rügenburg, fpäter zu ihrem Andenken Eharlottenburg genannt, die ſchönſten 
Tage. Die Königin war von einem tiefen Ernft durchdrungen und beſchwerte ſich Öfter über 
L., daß er ihr nicht Interefle genug zutraue und fie obenhin abzufertigen fucdhe. Aus den Un: 
terhaltungen mit ihr entiprang die „Theodicee“, indem 2. das, was er ihr oft beim Spazieren: 
gehen im Garten vorgetragen hatte, fofort auf Zetteln niederſchreiben mußte. Als die Königin, 
37 Jahre alt, bei einem Beſuch in Hannover 1706 ftarb, befand fih 2. gerade in Berlin und 
wurde aufs tieffte erfchüttert, tie ein Brief von ihm an Fräulein v. Pöllnig zeigt. Die Mutter 
der Königin, Sophie, lebte noch bis 1714, wo fie, 84 Jahre alt, au Kränfung über die In: 
triguen der englifchen Minifter, in voller Geiftesfraft ftarb. Sie blieb die unwandelbare 
Bönnerin 2. ; allein ihr Sohn Georg Ludwig war nit ohne Midtrauen gegen ihn. Er 
machte ihm den Borwurf, über feinen vielen Reifen die Ausarbeitung der Geſchichte des Hauſes 
Braunſchweig, zu welcher er doch verpflichtet fei, zu vernadpläffigen. Er verbot ihm durch den 
Minifter Bernftorff, ihm, wie 2. gewünſcht hatte, nach London zu folgen. Ja er ließ ihn, ala er 
einmal in Berlin 1711 krank lag, heimlich überwachen, weil er die Krankheit für eine blofe 

Maske hielt. Aus der Verſtimmung hierüber wird ed um fo erflärlicher, wenn 2. die Anerfen- 
nung, die ihn von andern Seiten ber zu Theil warb, um fo wärmer aufnahm. Mit Preußen 

blieb er in gutem Vernehmen. Gr hatte die Erhebung deſſelben am 18. Jan. 1700 zum König: 

reich lebhaft unterftügt. Er hatte Preußens Befignahme von Neuenburg in ver Schweiz 1707 

durch eine Staatöfchrift befeftigen Helfen. Er hatte 1710 den erften Band der Schriften der 
Afademie: „‚Miscellanea Berolinensia’, mit vielen [häßbaren Beiträgen in allen Fächern ber: 
ausgegeben. 

Mit Peter dem Großen fam er in Torgau 1711, in Karldöbad 1712, in Bormont 1716 
zufammen und wurde fehr von ihm eingenommen. In feinem „Bedenken“ (1670) hatte er nod 
vor Rußland ald dem Feinde der europäiſchen Givilifation gewarnt, allein jegt erſchien ibm dus 
ungeheuere Reich ald ein Staat, in welhem Kunft und Wiffenfchaft unter verſtändiger Leitung 
zu ganz neuem Auffhwung gelangen fönnten. Gr lag z. B. ven Zarenan, durch des ganze 
Meich aftronomifhe Warten und Stationen zur Beobahtung ver Abweihungen der 
nabel anzulegen. Als er von Peter das legte mal in Dresden Abſchied nahm, fcherkte rikm 
ein Eremblar feiner Rechenmaſchine, das er mit vielen Koften urfprünglic für ven Katjer von 
Ehina hatte arbeiten laffen. Peter ernannte ihn zu feinem Geheimen Juftigrath mit einem ®r 
halt von 1000 Thlrn. 

Mit Ofterreich verfnüpften ihn fortwährend politiiche Beziehungen, die theild vurcch Die al 
gemeine Weltlage, theild durch die beſondere Finanznoth des Staats, für weldhe man feinm 
Rath einholte, hervorgerufen wurden. Die junge Kaiferin, die eine Pringefiin von Braun 
fhweig: Wolfenbüttel war, wollte ihm wohl, und ver Prinz Eugen von Savoven befreumber 
ih mit ihm perfönlih aufs lebhaftefte. Der Kaijer ernannte ihn 1713 zum Neicbabofru 
Eine Akademie der Wiffenfhaften Eonnte 2. in Wien nicht zu Stande bringen, fowiel Mähr = | 
ich deshalb auch gab und einen ebenfo großartigen als liberalen Plan dazu ausarbeitete. DE 
Jefuiten, mit denen er ſich fonft recht gut jtand und deren Mifjionen er bie nah China Hin 
terflüßte, wirkten ihm hierin entgegen. Sie wollten für Ofterreih nur eine von ihmen palm 
tirte Wiffenihaft auffommen laffen. 

2. ließ fih auch) die Bedeutung von periodischen Zeitfchriften für den wiſſenſchaftlichen 
nicht entgehen. Die Franzoſen hatten auch bier das Beifpiel gegeben und 2, felbft Fchidkte sit 
feiner Arbeiten in das „Journal des Savanıs”. Gin Schulfreund von ibm, Menden, Ir 
gründete in Leipzig 1683 die erfte wiſſenſchaftliche Zeitichrift ver Deutſchen im lateinifäer 
Sprade, die „Acta eruditorum‘', an welcher 2. und Wolf fleifigen Antheil nabmıen. Mb 
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ec verſuchte auch ein beutfches Journal. Guhrauer Hat nachgewiefen, daß die „Monatlicen 
Auszüge aus neuen Büchern, fo nüglih und artig zu leſen“, die 1701 und 1702 zu Hannover 
von 2.’ Secretär, Eckhart, herausgegeben wurden, ihn felbft zun Verfaſſer haben. 

Außer der Organifation der wiffenihaftlihen Arbeit wandte er ſich in den beiden legten 
Decennien feines Lebens immermehr der Ausbildung feiner Philoſophie zu. Er Hatte noch gar 
nit daran gedacht, ein eigenes Syſtem haben zu wollen, obwol er fi immer von allem Schul: 
dogmatismus in bewußter Selbfländigfeit freihielt. Gr fland einerfeitd dem Carteſtaniſchen 
Idealismus, andererfeitd dem Lode’fhen Senfunlismusd gegenüber. Die Kritik ihrer Syſteme 
führte ihn allmählich zur Abſcheidung feines eigenen. Als ven erften Anfag dazu kann man 
die „Meditationes de cognitione, veritate et ideis’ anfehen, die er 1684 in den „Actis eru- 
ditorum’‘ über die Grfenntnißlehre der Gartefianer gab; allein das entſchiedene Auftreten mit 
einem eigenen Syſtem fällt erft in dad Jahr 1694, wo er in demſelben Journal in der Abhand⸗ 
lung „De primae philosophiae emendatione” den Gartefianifchen Begriff ver Subftanz beridh- 
tigte und nun 1695 im „Journal des Savants“ mit dem „Systeme nouveau de la nature et 
de la communication des substances” Aufjehen madte. Died Syſtem war das der ſoge⸗ 
nannten präftabilirten Harmonie. L. nahm an, daß Bott Subftanzen erſchaffe, die ohne Ge— 
Ralt, ohne Ausdehnung, nichts ald vorftellende Wefen, &tres representatils, wären. Jede 
Subſtanz bringt fi in ihrer Einfachheit, je nach dem ihr möglichen Grad der Deutlichkeit und 
je nad ihrer Stellung ein Bild des Univerſums hervor. Jede ift unaufhörli thätig. Daß 
aber die Thätigfeit der einen Subftanz trog ihrer Unabhängigkeit mit der aller übrigen Sub: 
Ranzen eine Harmonie ausmacht, iſt nicht ihr eigened Werk, fondern dies Entſprechen des 
Thuns der vielen Subſtanzen untereinander ift durch Gott ald die abfolute Subſtanz vorherbe- 
fimmt. Der Abbe Foucher von Dijon trat im „Journal des Savants“, Bayle in feinem „Dic- 
tionnaire‘’ bei dem Artifel „Rorarius“ gegen. auf. Sie bemerkten, daß 2. durd das Intel: 
lectualjgflem dad Weſen der Materie nicht erkläre und daß die präftabilirte Harmonie nur eine 

Erweiterung der Aſſiſtenz Gottes fei, durch welche Carteſius das Entfpredhen in den Verände— 
rungen ber auägebehnten und der denkenden Subftanz habe begreiflih machen wollen, und aus 
welder Gueulinr die Gonfequenz des Decafionalismus gezogen hatte. 2. antwortete auf dieſe 
und andere Ginwürfe und dachte fich immer tiefer in fein Syſtem hinein, Natürli konnte er 
mit Locke nicht übereinflimmen, obwol er vieles bei ihm fand, dem er, in der Entgegenfegung 
zum Gartefianiömus, feinen Beifall gab. Als ver Locke'ſche Verſuch „Über den menfchlicen 
Berftand” und gleich darauf eine deutſche Überfegung erfhien, machte 2. felbft in ven „Monat: 
lien Auszügen‘ zu Hannover eine nicht unvortheilhafte Anzeige davon und ließ durch Burnet, 
mir weldem er correfpondirte, Locke eine Reihe von Benierfungen zugeben. Als dieſer jedoch 
feine Notiz davon nahm, jchrieb er 1703—4 „Nouveaux essais sur l’entendement humain”, 
in welden er fein Syſtem dem Lode'jhen gegenüber entwidelte. Er wählte vie Form eines 
Dialoge. Philalethes vertheidigte darin Locke, Theophil 2. Locke behauptete, daß alle unfere 
Votſtellungen die Folge von Sinnedeindrüden wären, bie wir dur Reflerion ordneten. Was 
nit zuvor in unjern Sinnen gewefen fei, das fei auch nicht in unferm Verftande. 2. gibt zu, 
dag formell unfere beſtimmten Borftellungen dur jinnlihe Erregungen vermittelt werben, 
leugnet aber, daf dad Denfen und Wollen an fi dur die Senfution entfliehen fönnten. Wenn 
der Verſtand nicht ſchon da wäre, wie fönnte er denn die Senfationen orbnen und combiniren? 
Lode ftarb 1704. Weshalb 2. feine ‚„„Essais‘’, die wir unbedingt als fein tiefftes, umfaſſendſtes 
und aub in Anfehung ver Form vollenvetfted Werk betrachten müffen, nicht drucken ließ, ift und 
wenigftens unbegreiflih. Es wurde erft 1755 durch Raspe in Hannover zum Drud befördert. 
Wäre es 1704 erfhienen, jo würde die ganze Piyhologie einen andern Gang genommen haben. 

Die „Theodicee“, die er 1710 herausgab, enthielt allerdings auch fein Syſtem, allein in 
einer lofen populären, mit dem erwähnten gelegentlihen Uxrfprung zufammenhängenden Form. 
Sie befteht eigentlih, außer einer bedeutenden Borrede, aus zwei Abhandlungen. Die erite: 
„Sur la conformite de la foi et de la raison”, hält ven Gedanken der Vernunft ded wahren 
Glaubens aufrecht, wodurch fich derfelbe vom Iinglauben und Aberglauben unterſcheidet. 8. 
verwarf eine volonte arbitraire de Dieu, welde die Gartejianer lehrten. An der Wahrheit 
fann auch Gott nichts ändern. Sein Wille kann nicht bewirken, daß eine ungerade Zahl eine 
gerade ſei. Die zweite Abhandlung: „De la bonte de Dieu, de la liberte de l’'homme et de 
lorigine du mal”, gab die Auseinanderfegung ded befannten L.ſchen Optimismus, daß Gott 
von allen möglichen Welten vie befte gewählt und geihaffen Habe, daß das Übel ald metaphy: 
Mies ver Begriff ver Negation, ald phyſiſches der Schmerz, als moraliſches die Sünde fei, daß 
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aber das Negative im Verhältnig zum Pofttiven nur eine verſchwindende Größe ausmade my 
im totalen Zufammenhang aller Bhänome unbewußt und ungewollt das Beffere müfle herie: ' 
bringen helfen. Eine lateinifche, ven Ausgaben derTheodicee“ angehängte Abhandlung: ‚Caus 
Dei asserta per justitiam ejus cum caeteris ejus perfectionibus cunctisque actionibuscone- 
liatam“, wiederholt diefe Gedanken in einer logiſch gefchloffenern Form, in welcher L. gleihlandt 
der Rechtsanwalt Gottes auftritt. Iſt num aud von feiten ver Wiffenfchaft die „Theodicee' une 
nügend, ſo war doch die Wirkung auffeine Zeitgenoffen gerade vielleicht durch die populäre Formrin 
um fo größere. Wenn wir und die Zeugniffe des vorigen Jahrhunderts vergegenmättigen, ü 
denen und die „Theodicee‘ begegnet, jo müflen wir geſtehen, daß fie ald ein höchſt ehrmürtigt 
Buch erfcheint, welches zahllofen Gemüthern wieder Vertrauen zum Leben und Handeln, pe 
Religion eingeflößt hat. Der pikante Skepticismus Boyle's, der aud die Königin Gere 
Eharlotte fo fehr beunruhigt und indirert dem Dualismus des Manihäifchen Soflemt I 
viel Vorſchub geleiftet hatte, ftand Hier einem Syſtem gegenüber, das zwar aud ein Pi 
fterium in ſich ſchloß, aber doch ein mit der Logik verföhntes. Uber alle confeffiondes 
Differenzen erhob fih L. zu einem Deismus, der die innigfte Bewunderung und Liebe Ontıd 
forderte. Obwol die Franzoſen als Eartefianer 2. in vielen Stüden befämpften, jo hal 
fie doch manche Elemente feiner Philoſophie treuer ald die Deutſchen bewahrt, bei denen ie 
durd die Kantiſche Vhilofophie verdrängt ward. Die „Theodicee“ macht in den Handbüdhm] 
welche die Approbation für den Unterricht nachſuchen, ein obligatorifches Kapitel auf. IS 
Kenntniß gehört zum Progranım des philoſophiſchen Baccalaureats. 

Gewöhnlich bezeichnet man das L.'ſche Syftem mit dem Ausdruck der Monadologie. & 
der That hat er felbft auch fich feiner bedient, allein nit von Anfang an. Gr ſprach zuk a 
die herrfchende Terminologie der Carteſtaniſchen Schule anknüpfen, von einfachen Sublups 
ALS diefer Ausdruck ihm zu eng warb, griff er zu den Ariftotelifchen Entelechien. Dann it 
er auf den Ausdrud Monade, der in ver That für feinen Zweck ver geeignetite war, um bei 
lich zu machen, daß alles Mechaniſche, Materielle, nur erft ein ſecundäres Produtt ie ei 
die undurdpringlich fcheinende Härte der Materie in den Idealismus der Monaden auf, ir id 
in ſich ſelbſt zur Thätigkeit beſtimmen, indem ſie ſich das Univerſum vorſtellen un ſth deurin 
ander theils nur durch den Grad der Deutlichkeit unterſcheiden, mit welchem dies geitieht, heit 
Durch die Stellung, welche ſie zueinander einnehmen, centrale oder peripheriſche Rome 
fein. Dynanismus, Vitalismus, Metamorphismus, Intellectualisnus, Spirituaht 
ideeller Proceß war das Weſen der L.’fchen Philoſophie. Kurz vor feinem Tobe 14 
daffelbe zur jchärfften Kormulirung in einer Anzahl von 90 Paragraphen zuſammen, WR, 
dem Prinzen Eugen von Savoyen nad Wien ſchickte, der fie als ein ſeltenſtes Kleinod 6 
Käftchen legte, das er ſelbſt forgfältig hütete. Diefer Überficht gab 2. den Namen „Lad 
dologie”. Ste ift ſehr berühmt und in der lateiniſchen Überfegung „Principia philosopbi# 
seu theses in gratiam Principis Eugeniü conscriptae” hauptſächlich für vie Darftelteng M 
jpeeulativen Kerns der L’fhen Philofophie benugt worden. Eine ähnliche Genre | 
jeigen die „Principes de la nature et de la grace, fondes en raison“ aus demielben Ju# 7 
zuerft 1738 in der ‚Europe Savante” , November, gedruckt wurden. Auf die ſpeciella 
lyſe und Kritik ver L’fchen Philoſophie uns einzulaſſen, muß hier als unſerer Abſict ni 
ſprechend unterbleiben. : 

L. ftarb an der Gicht am 14. Nov. 1716 zu Hannover. Der Hof ließ jorort al Vet 
Bücher und Papiere mit Befchlag belegen. Dies war der einzige Beweis der Tpeilnaht, # 
er ihm zollte, denn zum Begräbniß, zu dem Eckhart ihn einlud, erſchien niemand rem 
Allein e8 erfchien auch fonft niemand, aud) fein Geiftlicher. Eckhart, ver den Sarg beſtell hen 
war auch der einzige Menſch, der ihm die letzte Ehre erwies und ihm zum Grabe folgte. * 
berliner Akademie blieb ſtumm beim Tode ihres Präfiventen. Die londoner Afadeie MA 
ftumm. Nur die parifer Afademie feierte ihm am 13. Nov. 1717 durch eine öffentliche & 
in welcher Fontenelle eine glänzende Lobrede auf 8. vorlas, die ſeitdem unendlid oft gard 
und ercerpirt ift und recht eigentlich das Bild erſchaffen hat, das man ſich im großen Fuklis 
von L. zu machen pflegt. Die Franzoſen beihämten die Deutjchen, denen erft Leſſing und hen 
die unendlichen Verdienſte X.’ um die Nation zum Bewußtſein bringen mußten. n 

L. Hatte nie daran gedacht, Schule zu machen. Er hatte alle politifchen, kirchlichen und m 
ſenſchaftlichen Beftrebungen in völlig objectivem Sinn geförkert. Gr hatte ſich auf alle — * 
punkte zu verſetzen gewußt, aber dieſe ſeltene Gabe entſprang bei ihm nicht aus Se 
aus geiftiger Unfelbftändigfeit, aus Übergefälligfeit, fondern aus der unendlichen Leid | 
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der Penetration fremder Individualitäten, Anſchauungen und Bedürfniſſe. Sie entſprang aus 
feiner Neigung zum Neuen, aud feiner unbegrenzten Univerfalität, die in dem Vartieu— 
lären, welches ſich ihr darbot, fofort einen ſtets intereflanten Ball des Allgemeinen er— 
blickte. 2. 5lieb nie auf dem Standpunkt, dem er ſich zuerft, um ihn kennen zu lernen, 
unterorbnete, in blos pafjiver Accommodation flehen, ſondern arbeitete von ihm zu höbern 
Zielen weiter, und hiermit brachte er dann öfter Entfremdung hervor, weil man nun bei 
ihm aufeinen Wiperftand traf, den man nad der anfängliden Anbequemung nit erwartete. 
Allein nit nur Accommodation und Indifferenz wurde ihm vorgeworfen, ſondern aud Geiz 
und Ehrſucht. In Betreff des erſtern Vorwurfs ift wohl zu erwägen, daß 2. als Schriftfteller 
nie einen Pfennig eingenommen bat. Alle feine Schriften find ohne Honorar gedruckt, viele 
derſelben erſt nad jeinem Tode. Dem Hrn, v. Boineburg war er ohne allen Entgelt gefällig. 
Später bezog er vom hannoverifchen, vom preußifchen und ruffiihen Hofe ein Jahrgeld, das 
jedoch oft nicht audgezahlt ward. 2, jah fi daher vor, immer fo viel Geld in der Kaffe zu 
haben, um ſolche unvermuthete Ausfälle decken zu fönnen, 6i8 die fürſtlichen Kaflen ihre Ver— 
jäummig wieder nachholen fonnten. Kriegszuſtände oder große, langwierige Hofluftbarfeiten 
waren die gemöhnlidhe Veranlaſſung eines folden Intermittirens. L. unterhielt einen foftipie- 
Ligen Briefmwechfel von einem fo großen Imfange, daß kaum Alerander v. Humboldt unter den 
Neuern mit ihm verglichen werden kann. Die Herftellung feiner Rechenmaſchine foitete ihm 
nad und nad an 12000 Thlr. Seine unaufhörlichen Reifen in ihrer damaligen Unbeholfen- 
heit und Langſamkeit verzehrten bedeutende Summen. Er mußte aljo Geld haben, wenn er 
ſeine Zwecke fördern mollte. Er hinterließ etwa 16000 Thlr., die ein ganz obfeurer Ver— 
wanbter, ein Vrediger Loͤffler, erbte, deſſen Frau über die Nachricht von dieſer Erbſchaft vor 
Freude ſtarb. Wie das Geld für ihn nur Mittel war, jo aud feine Würden und Titel, Er 
wußte, daß er ohne fie nicht auf Die Menſchen, nicht auf die Höfe wirken fonnte. Vom Reiche: 
freiheren ftieg er allmählich zum kaiſerlichen Reichshofrath, der höchſten Würde, zu der ein Pro— 
teftant überhaupt gelangen konnte. Allein weldjes feiner Amter, welche feiner Würden märe 
nit aus feinen Verhältniſſen ald ein natürliches, wohlverdientes Refultat hervorgegangen, 
ganz abgefehen davon, daß er auf die damalige Welt nur unter dem Nachdruck folder Stellung 
einen energiſchen Effect zu äußern hoffen durfte. 

Die allgenseinen politifchen Verhältniffe ftanden immer im Vorbergrunde feiner Aufmerk⸗ 

jamfeit und Thätigkeit. Es war aber nicht nur die formale Seite der Volitik, die er mit feinen 
Denfiriften fein langes Leben hindurch begleitete, ſondern ed war auch die reale Seite der 
Staatsverwaltung, Die er unabläffig nah allen Richtungen Hin cultivirte, Er machte Bor: 
Ihläge zu heilſamen Reformen der Rechtspraxis, des Münzweiend, ded Straßenbaueß; er 
brachte Die Bergwerfe ded Harzes durch Abtreiben der wilden Wafler zu ergiebigerm Grtrage; 
er machte auf die Zucht der Maulbeerbäume aufmerfjam, leitete Anftalten zur Phosphorberei= 
tung u. ſ. w. Sein Genie erlaubte ihm nicht eine etwa nur dilettantiſche Bekanntſchaft mit fo 
heterogenen Gegenftänden, fondern befähigte ihn zu einem gründlichen Gingehen. Es war ihm 
unmöglich, bei der theoretiihen Auffaſſung ftehen zu bleiben, ſondern er mußte überall zur 
sraftifhen Anwendung fortgehen, nm die Wiflenfhaft für dad Leben fruchtbar zu machen und 
das Wohl der Menfhheit zu erhöhen. Dieje praftifhe Neigung empfahl ihn den Fürften 
feiner Zeit, welche darauf venfen mußten, den Zuftand ihrer Länder, die durch die Greuel des 
Dreifigjährigen Kriegs fo jehr gelitten hatten, zu heben, zumal fie jelbft für ihren Aufwand 
viel Geld verbraudten. Gold mahen zu fönnen, das war der geheime Wunfc der Fürften, die 
in Venedig und Paris ſchwelgten. Der erfinderifhe Kopf eines Rathes wie 2. follte ihnen 
neue Duellen eröffnen, Geld zu gewinnen, follte ihnen Vorſchläge machen, ihr Anfeben zu er= 
höhen, ihre Macht zu erweitern. L. war auch in der That unerfhöpflid arl Projecten, aber 
feine Freude an dem Neuen hatte einen edlern Sinn, wenn fie auch Öfter jenen pompbaften Ton 
anſtimmte, der und marftfchreieriich Elingt, aber der ganzen Zeit eigen war. 

Als ein fortiärittluftiger Geift, der oft Autodidaft zu fein gezwungen war, befaß 2. eins 
der gefelligften Talente. Er verftand ebenſowol mit den niedrigften Handwerkern zu verkehren 
und von ihnen zu lernen, als ſich mit den Gelehrten, Soldaten, Miniftern, Bürften und Frauen 
su benehmen, die ſich in feinem Umgange fehr gefielen. L. überraſcht in feinen Anfichten öfter 
zurch ven Anschein übergroßer Nahficht, wie z. B. wenn er glanbt, daß man das Chriſtenthum 
im Orient nicht anders mit Erfolg werde verbreiten fönnen, al8 wenn man ihm aud) die ‘Poly: 
gamie geftatte ; die Monogamie für etwas excluſiv Ehriftliches zu Halten, ſei eine Ehimäre u. ſ. w. 
Solche Äußerungen dürfen jedoch nicht verleiten, zu meinen, daß L. einer laxen Moral gehul- 
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digt habe. Obwol er ſich den Zerſtreuungen des Hoflebens nicht entziehen konnte, ſo verlot er 
doch nie ſeine idealen Zwecke aus dem Auge und vergab ſich nichts, weder nach unten noch nach 
oben. Treu in der Erfüllung feiner amtlichen Obliegenheiten, wußte er ſich doch ſtets feine 
Selbſtändigkeit und Freiheit zu erhalten, und ging, wo es galt, ſich vefpectiren zu laflen, mit der 
Sprache heraus. Als Georg von England ihn nit fo, wie er verbient zu haben glaubte, be: 
handelte, zögerte er nicht, dem Grafen Bernftorff offen feine Beſchwerden zu äußern. Da er 
nicht verheirathet war, Eonnte er fidd den Frauen unbefangen bingeben, vermied aber alle Ein: 
miſchung galanter Abenteurerei, fo fehr er es verfland, ihnen intereffant zu werden und hülf— 
reich zu fein. Aus dieſem großen gefelligen Talent heraus erwuchs fein unermeßlicher Brief: 
wechſel, feincommercium epistolicum, von welchem durch des Maizeaur, Kortholt, Gruber, Feder, 
Perg u. a. ein großer Theil herausgegeben iſt. Er ift von durchaus ſachlicher Beſchaffenheit, 
indem ex fich ftetö auf beftimmte Angelegenheiten in Gefhäften, in diplomatiſchen Fragen, in 
wiflenfhaftlihen Aufgaben richte. Man kann daher in ihm Die ganze Bewegung der Zeit ſtu⸗ 
diren. 2. brachte, bi in das höchfte Alter, ven größten Theil feines Lebens auf Reifen zu, ohne 
darüber die Beftändigfeit feiner einmal angelnüpften Gorrefpondenzen oder den confequenten 
Berfolg feiner einmal begonnenen Forſchungen aufzugeben. 

Die allgemeine Sprache ver Gelehrten feiner Zeit war nod die lateinifhe. Er konnte ih 
ihr nicht entziehen. Da er ſich jedoch viel an ven Höfen aufbielt, da er vier Jahre in Paris ge: 
lebt hatte, da er mit fo vielen Fürften und Ausländern correfpondirte, die ſich nur in ber frangö- 
fifchen Sprache bewegten, fo wurde ihm das Kranzöfifche ebenfo geläufig als das Lateiniſche 
Seine vorzüglichften philofophifhen Schriften find nur franzöfifh verfaßt. Er war aber weit 
davon entfernt, feine Mutterſprache zu verachten. Im Gegentheil wollte er dad Deutſche zu 
Ehren gebracht wiffen, wenn es ihm auch für feine wiſſenſchaftlichen Zwede nicht gebilvet genug 
war. Er tadelte ed bitter, daß der deutſche Adel fi einer jo maßlofen Ausländerei hingab. In 
einem „Projet de l’&ducation d'un prince”, das er wahrfcheinlid gegen Ende des 17. Jabı: 
hunderts mit tiefer pädagogifher Weisheit und großer Welterfahrung geſchrieben hat, ſprich 
er ſelbſt in franzöfifcher Sprache den Vorwurf gegen die Fürſten aus, fi ſchon in ber Jugend 
ihrem Baterlande, den Sitten und ver Sprache ihres Volks zu entfremden. Gr ſchrieb, unge: 
wiß wann, eine „Grmahnung an die Deutfhen, ihren Verſtand und Sprache beffer zu üben, 
nebft beigefügtem Vorſchlag einer veutfchgefinnten Genoffenihaft”. Nur wenn mir jelbft, 
meinte er, in den Wiſſenſchaften und, der deutfchen Sprache bedienen, werben wir fie bei den 
Ausländern zu Anfehen bringen und die Undeutfchgefinnten zu ihrem Gebraud beranzwingen. 
Es fließen fi an diefe Ermahnung die „Unvorgreiflihden Gedanken, betreffend die Ausübung 
und Berbeflerung der deutſchen Sprache‘ (1697). Sie find ein Föftliches Denkmal feiner na- 
tionalen Gefinnung. Außer vielen Briefen hat er das „Bedenken“ über die Sicherheit dei 
Reiche (1670), die „Vertheidigung Hannovers gegen Würtemberg wegen der liberkunft de 
Reichobanners“ (1694), den „Lebenslauf des Kurfürften Ernft Auguſt“ (1698), die „Verthei⸗ 
digung der Logik gegen Gabriel Wagner, dem Verfafler ver Bernunftübungen‘ (1696), md: 
li aber die „Monatlihen Auszüge aus neuen Büchern‘ (1701 und 1702) in deutfcher Sprak: 
gefchrieben, die befonders intereffant find, weil fie fehr mannichfaltige Gegenftände berühren. 

Obwol die Anregung zu feinen Arbeiten bei 8. faft immer eine gelegentliche n>ar, fo bin: 
berte ihn Died doch nicht, von einem folden Ausgangspunkt bid zu den allgemeinen Grundlagen 
und Princeipien zurüdzugehen. Eben hierin bewies er feine philofophiidhe Natur, Die &r 
ſchichte des Haufed Braunſchweig veranlafte ihn zu etymologiihen Forihungen, zu Unterj 
Hungen über den Urfprung der Franken, zu Betrachtungen über die vorgefhichtliche Gent 
Deutſchlands, die ihn bis zur Geologie und Geogenie zurüdführten. Bei feinem Aufentbalt in 
Zellerfeld, von wo er die Arbeiten in den Harzbergwerfen betrieb, erregten die Berfteinerungn 
feine Aufmerkſamkeit. Diefe galten damals noch theild für viabolifche Producte, vor penen Üd 
der Aberglaube entfegte, theild für Gurioja, für Naturfpiele. 2. erkannte, daß fie noibwenbigt 
Grzeugniffe vergangener Bildungdepochen der Erde fein müßten, und jchrieb eine „Protogäa” 


in welder er die Hypotheſe eines Gentralfeuerd der Erde aufftellte. Er fhidte 1693 einn 


Audzug daraud an die parifer Akademie. Aus dem Aufjuhen ver Quellen für die Geihlän 
des Hauſes Braunſchweig entftand ihm ein viplomatischer Coder ald Grundlage beö pofitisen 
Bölkerrehts. Die Gefchichte des Hauſes Braunſchweig felbft, von der man lange Zeit glaubte, 
daß er fie nie gefchrieben babe, weil in den „Actis eruditorum‘’ nur ein Plan von ihr vorge 
funden ward, ift wirflid von ihm ausgearbeitet, aber zu einer Geſchichte des ganzen Neihd er 
weitere. Perg hat diefe „Annales Imperii occidentis domus Brunsvicensis” im mebrenm 
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Bänden anderthalb Jahrhunderte nad ihrer Abfaffung zum Staunen der Welt Herausgegeben. 
Ahnlich jehen wir ihn überall vom Einzelnen und Befonderm zum Allgemeinen, zu den Ipeen, 
und felbft in Sprade und Schrift bis zu einer Univerſalſprache und Univerfalfchrift auffteigen. 
So fand er dad Geſetz der bewegenden Kraft, dad Geſetz der Gontinuität, das Geſetz des zurei- 
chenden — teleologifhen — Grundes, das Differential und feine Integration, die er fummato- 
riſche Reihen nannte (der Ausdruck Integral ſtammt von Bernoulli); fo fand er ven Begriff 
der Monade und ded Optimismus, 

Entſprechend feiner fahlihen Univerfalität war bei ihm die der Form. Jede fand ihm zu 
Gebote, jelbft die des. VBerjes, wenn es fein mußte. Beſondere äfthetifche Anſprüche auf Vollen— 
dung der Form machte er zwar nicht, oder richtiger gefagt, blieben fie ihm fremd , weil er un- 
genirt von der Leber weg fchrieb, was er ald Jurift, als Publicift, ald Geometer, ald Hiſtorio— 
graph, ald Techniker, als Kritiker, ald Philoſoph und Theolog zu fagen hatte. Jetzt ſchrieb er 
über die tiefften metaphufifchen Probleme eine Abhandlung und gleich darauf machte er ein Ge⸗ 
diht auf einen verflorbenen Bapagai des Fräulein v. Scudery, mit dem er in Briefmechiel 
fand. Bei der Vielfeitigkeit feiner Formen, unter denen felbft die dialogiſche nicht fehlt, Hatte 
er immer nur Eine Hauptrüdficht, die Deutlihfeit. Gute Definitionen zu finden war ihm der 
Kern aller Shriftftellerei, weil ohne fie alles Übrige jo gut wie umfonft fei. 

Daß Leben 2.’ murbe von Ludovici 1737, von Lamprecht 1740, von Jaucourt 1756, am 
ausführlichſten und bisjegt am beften von Guhrauer (Breslau 1842) in zwei Bänden ge: 
ſchrieben. 

Die beſte Charakteriſtik L als Philoſophen hat Ludwig Feuerbach in Ansbach 1837 ge: 
geben. Eine Darftellung L.' als Juriſt und Staatsmann, die ihn nach feiner ganzen Größe 
vorführte, fehlt no. ine genaue, wenn auch trockene Darlegung feiner juriftifchen Anfichten, 
namentlich in Betreff ver Reform des Corpus juris, hat Hinrichs gegeben: „Geſchichte ver 

Rechts und Staatöprincipien feit ver Reformation bis auf die Gegenwart” (Leipzig), III, 1 fg. 

Eine Gefammtaudgabe feiner Werke eriftirt noch nicht. Raspe (1765), Dutens (1768), 
6 Bde. in Quart, find unvollftändig , fhon weil, was Raspe brachte, nicht bei Dutens wieder: 
zufinden ift. Es gilt hier von und Deutfchen immer noch, was Diderot in der „Encyclopedie‘ 
am Ende feines Artifeld ‚‚Leibnizianisme‘ fagte: ‚„Jamais homme, peut-£ire, n'a autant lu, 

aulant etudie, plus medite, plus ecrit, que Leibniz; cependant il n’existe de lui aucun 
corps d’ouvrages. ll est surprenant que l’Allemagne, a qui cet homme fait lui seul autant 
d’honneur que Platon, Aristote et Archimöde ensemble en font a la Gröce, n’ait pas encore 
reeueilli ce qui est sorti de sa plume. Ce qu'il acompos& sur le monde, sur Dieu, sur la 
nature, sur läme, comportait l’eloquence la plus sublime. Si ces idées avaient été expo- 
sees avec le coloris de Platon, le philosophe de Leipsic ne le cederait en rien au philo- 
sophes d’Athönes.” Ganz allerdings paffen diefe Worte nicht mehr, denn Perg bat die Ab: 
ſicht, eine Gefanmtausgabe der Werke 2.’ zu veranftalten. Es ift davon bisher eine Abthei: 
fung, die mathematifche in fieben Bänden (1855 — 63) in Halle erfihienen, die Brofeflor Ger: 
hardt in Eisleben beforgt hat. / RK. Roſenkranz. 

Leichenhäufer, Leichenſchau. Bon den früheften Zeiten ift unter allen Völkern ber 
menfhliche Leichnam der Begenftand befonderer Fürſorge feitend der Familie wie feitend des 
Staats geweſen. Für legtern aber ift ver Leichnam in doppelter Beziehung wichtig, theild näm⸗ 
lid; weil pie Staatögefellfchaft für die aus ihrer Mitte ſcheidenden Mitglieder gewille Verpflich⸗ 
tungen zu erfüllen hat, theils weil die Leichen Einflüffe hervorrufen können, welche für die Le: 
Senden gefundheitänachtheilige Einflüffe herbeizuführen geeignet find. Hiernach hat die Mebi- 
einalpolizei, welder die diesfallſige ftaatliche Fürſorge obliegt, eine zweifache Aufgabe zu er- 
füllen; fie hat nämlich dahin zu ftreben, daß niemand lebendig begraben werde, und außerdem 

dafür zu forgen, daß der im Verein der Lebenden Bleibende gefhügt werde vor Krankheitsur⸗ 
ſachen, welche, wie Fäulniß und Anfteetungsftoffe, von den topten Körpern aus zum Nachtheil 
anderer fi entwiceln können. Zur Erreichung diefer Zwecke dienen vorzüglich zwei Mittel: 
die Leichenfhau und dad Reihenhaus. | 

Die Leihenfhau ift zur Erfüllung der zuerjt bezeichneten Aufgabe der öffentlichen Gefund: 

beitöpflege eine unerlaßlihe Maßregel, venn wenn ein Körper beftattet werben foll, jo kommt es 
felöftverftändlich vorher auf die Entſcheidung darüber an, ob der Tod wirklid eingetreten fei 
ober nicht. Die diesfallfige Beurtheilung hat fi zu halten an die Merkmale des erloſchenen 
Lebens. Lepteres gibt fich fund zuerft durch das Aufhören der Refpiration und Girculation; 
demnächſt macht fi unmittelbar nach vem Tode das Erlöfchen des @lanzes der Augen bemerkbar; 
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ver Lichtreiz wirft nicht mehr auf die Pupille, ebenfo wie irgendein Reiz irgendwo nod Rear: 
tion veranlaßt; der ganze Körper erbleicht, die thierifche Wärme, die der Menſch im Augen: 
blick des Todes beſaß, nimmt ab; es tritt eine allgemeine Erſchlaffung ver Muskeln ein, die 
legtern platten fih ab an den Theifen, wo der Körper aufliegt; der Augapfel verliert die während 
des Lebens ihm eigenthümliche Fräftige Elafticität, ex wird weich und nadgiebig, die Gelenle 
dagegen zeigen fidy infolge der Zeihenftarre fteif und ſchwer beugfant ; hierauf macht ſich die pho⸗ 
ſiſche Senkung des Bluts in den Haargefäßen nah dem Gejege der Schwere geltend, äußerliä 
in Form der fogenannten Todtenflede im Unterhautzellgewebe, innerlich durch Hypoſtaſen in 
fänımtlihen Organen, namentlich im Gehirn und in ven Lungen. Die ebengedachten Erfäri- 
nungen fann man ald die Vorläufer des Verweſungsproceſſes anſehen, welcher letztere ſich zuert 
vorzugsmeife anfündigt durch den fpeciftfchen Leihengerud. Obgleich die Bereinigung der zueri 
angeführten Merkmale in ver Mehrzahl ver Fälle binreichen dürfte, um ein Urtheil über den ein; 
getretenen Tod im einzelnen Halle abgeben zu fönnen, fo bildet doch die Fäulniß und deren Or: 
ſcheinungen ſtets den wichtigften und hauptfächlichſten Anhaltspunkt für die Ausübung ber kei: 
chenſchau. Diefelbe wird nun entweder von Arzten beforgt oder von Laien, und in legterm Falle 
theild von Leichenbeſchauern, theild von Reichenfrauen oder Leichenwäſcherinnen. Die ärptlide 
Leichenſchau ift in den Ländern, wo fie beftand oder wo ſie noch befteht, nicht immter eine beim 
größern Publikum beliebte Einrichtung getwefen. Es mag dies jeinen Grund in verſchiedenen 
Momenten haben. Namentlich Hat man bier und da den Ärzten bei Ausübung ver Leichenſchu 
den Vorwurf einer gewiffen gefhäftlihen Oberflächlichkeit gemacht, den Hinterlaffenen if d 
auch häufig nicht angenehm, einem fremden Arzt die Befhäftigung mit dem Verftorbenen zu 
überlaffen, vorzugsweiſe aber war es namentlich der Koftenpunft, welcher die fragliche Cinrit: 
tung nicht jelten in Miscredit brachte. Diefes Moment wirkte von jeher beſonders auf die lind⸗ 
liche Bevdlferung, und es ift allerdings nicht zu leugnen, daß Die Koften ver Leichenſchau auf dem 
Lande, bei der oft weiten Entfernung ded Arztes, nicht felten etwas drückend fein mögen für vi 
Bamilie der Verftorbenen oder für die Gemeinden, wenn biefelben für die Zahlung tinſtehen 
müſſen. Immerhin aber iſt die durch Arzte beſorgte Leichenſchau der durch Laien im allgemeinen 
prineipiell vorzuziehen, namentlich in großen Städten, wo nicht allein Die Entſcheidung ber ragt 
über den eingetretenen Tod vorliegt, jondern auch die Berückſichtigung mehrerer anderränedt, 
welche bei der fraglichen Staatseinrichtung außerdem noch zu verfolgen find. Am geeignetften 
ericheint es in großen Städten, jedem Arzte erfter Klaſſe das Recht einzuräumen, bie Leichen ſchau 
unter Berůckſichtigung der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen bei denjenigen Verſtorbenen 
auszuüben, weiche derſelbe in der Iepten Krankheit behandelt hat; will er von dieſem Neöt niet 
Gebrauch machen oder ift jemand geftorben ohne ärztlichen Beiftand oder infolge von Bir: 
unglüfung, fo tritt die officielle Leichenſchau ein, deren Koften aus Öffentlichen Kaſſen zu be 
ftreiten find. Dagegen aber dürfte e8 unbedenklich erſcheinen in Fleinern Stäbten, namen 
in Landgemeinden, Laien mit der Beforgung der Leihenihau zu betrauen, mögen bied ne 
Todtenbeſchauer fein oder Leichenfrauen, wenn man erwägt, daß es in der bei weitem gi 
Mehrzahl der Fälle nicht ſchwierig ift, die Hauptfennzeichen des Todes, die Merkmale det gan: 
niß an der äußern Fläche des Körpers fowie den Reichengerud mit Sicherheit zu erkennen, U 
daß daher nicht ſowol ſpecielle Kenntniffe, als vielmehr Pfligttreue und Gewiffenbaftigkeit ii 
die Haupteigenſchaften des Leichenbefchauers zu erachten find. Unter allen Ver haͤltniſſen in 
freilich Leichenbeſchauer dieſer Gattung auf eine Inſtruction zu verpflichten, in welcher eine latt, 
bimdige Befhreibung der hauptſächlichſten Merkmale des Todes enthalten ift, ebenfo wit u 
kategoriſche Forderung, daß in nur einigermaßen zweifelhaften Fällen ein Arzt herbeigert® 
werden müffe, um über ben vielleicht vorhandenen Scheintod zu entſcheiden. Durch vie Leichen 
beihau wird aber aud die Zeit beſtimmt, in welder ein todter Körper zur Erde beſtattet met‘ 
den darf, Hierdurch erftrebt man eine weitere Verfiherung , daß die Beerdigung vor dem mirk: 
lichen Eintritt des Todes nicht ftattfindet. In den meiften Staaten iſt der diedfallfige Termin 
auf 72 Stunden beftimmt und Ausnahmen werden gewöhnlich nur geftattet infolge auspröd: 
lichen ärztlihen Antrags und Ausſpruchs bei ſehr ſchnellem Eintritt in Fäulniß, bei anftedendet 
Krankheiten ſowie in Zeiten von Epidemien. Die Völker des Alterthums maren hierin ned 
vorſichtiger, Lykurg 3. B. fegte die Todtenbeflagung, vor deren Beendigung niemand begraben 
werben durfte, auf 11 Tage feft, und in den Gejegen der Zwölf Tafeln ift die Beerdigung M' 
den neunten Tage verboten. Freilich kann eine zu lange Verzögerung der Hinwegſchaffung vr 
Leihen ven Lebenden leicht Gefahr bringen, beſonders in großen bichtbenölferten Stätte 
Erwägt man außerdem, daß in der Regel nach 48 Stunden die Zeichen der Fäulniß ſich zu eat— 
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wickeln pflegen und daß bei einer guteingerihteten Leichenſchau ohnehin die Beerdigung vor den 
Eintritt ver Fäulniß nit ftattfinden kann, fo möchte ver Termin von zwei Tagen durdichnitt: 
li ald ausreichend zu erachten fein. 

Außer der ebenbezeichneten Abficht fucht aber der Staat durch die Leihenfhau no mehrere 
andere Zwede zu erreichen ; er benugt jie zur Entdeckung von verheimlichten Krankheiten, von 
gewaltiamer Tödtung und Selbftmord, zur Nahforfhung über Medicaftereien, zur nähern Er— 
gründung endemiſcher und epidemifcher Krankheiten. Die Berudjihtigung dieſer in größern 
Orten häufiger vorfommenden Verbältniffe jpricht freilich dafür, daß in legtern die Ausübung 
der Leichenſchau ih nur in den Händen von Arzten befinden follte. Wenn man aber beventt, 
dag die gedachten Staatözwede au auf andere Weife erreicht werben fönnen, daß in Eleinern 
Orten jeltener Gelegenheit geboten ift, diefelben zu verfolgen, fowie daß Berhältniffe der er: 
wähnten Art innerhalb Eleinerer Gemeinden fehr ſchwer zu verheimlichen find, fo dürfte im allge: 
meinen, namentlich in Bezug auf legtere, die Bejorgung des Leichenſchaudienſtes durch Laien, 
wie jolche oben angebeutet wurde, die diesfallſige Verpflihtung des Staats in Bezug auf klei⸗ 
nere Orte genügend erfüllen fönnen. 

Ein wichtiges Unterftüägungsmittel für die Erreihung ber Hauptzwecke der Leichenſchau bildet 
dad Leihenhaus. Daſſelbe dient zur Aufbewahrung der aus dem Kreiſe der Lebenden Ausge: 
ſchiedenen bis zu der Zeit, wo die Zeichen der Verweſung ſich entwideln und wo die Beerdigung 
Rattinden foll; dem Lebenden dient aber das Leichenhaus, um ſich vor den an den Leichen haf: 
tenden Anftedlungsftoffen jowie vor der Einwirkung ver Fäulnißgaſe zu fhügen. Diefe Bor: 
theile haben den Werth der Rofalitäten gedachter Art ſchen längft zur Anerkennung gebracht, und 
3. B. Sranf empfahl bereitö vor faft Hundert Jahren die Erritung von Todtenhallen in allen 
Städten und Dörfern, ſowie in jedem Viertel größerer Städte; ein Öfterreihifches Mandat be— 
kimmte ferner ſchon im Jahre 1771 die Errichtung einer Todtenfammer bei jeder Kirche. Ein 
lebhaftes Interefle für derartige Afyle machte ſich vorzugsweiſe geltend zu Ende des vorigen und 

zu Anfang des jegigen Jahrhundertd, wo die namentlich aud von feiten der Arzte genährte 
Furt vor dem Lebendigbegrabenwerden außerordentlich verbreitet war. Dies gab Beranlaflung, 
daß 1792 auf Hufeland's Anregung in Weimar fowie bald darauf in Eifenah Mufterleichen- 
ballen erbaut wurden, durch deren Einrichtung beſonders der obengedachten Furt Rechnung 
getragen werden follte. Diefe Kofalitäten beftanden aus mehreren größern und Eleinern Hallen 
für Die Leihen, einer Wärtermohnung, Badezimmer, Küche zum Erwärmen des Waſſers ſowie 
zu Ratapladmen, und dad Ganze war audgeftattet mit verſchiedenen Requijiten, welche zur 
Hülfeleiftung beim Scheintone nothwendig werden fonnten. Außerdem fegte man die Leichen 
duch metallene Fingerhũte an den Händen und Füßen mit leichtbeweglichen Glodenzügen und 
Wedapparaten in Bewegung, welche legtere in das Zimmer des Arzted oder Wärterd ausmün- 
beten. Später wurden nad den Beifpiele der gedachten Städte in verſchiedenen größern und 
Fleinern Orten Deutſchlands Leihenhäufer mit gleichen oder ähnlihen Einrichtungen erbaut. 
Da aber nach Berlauf mehrerer Jahrzehnde nirgends ed gelungen war, aud nur Einen Schein: 
todten in jenen Afylen zur Beobachtung zu befommen, fo geriethen jene Apparate nad und nad 
in Verfall, bis man fie neuerdings faft überall beifeite legte. Und obgleich die diedfalliigen 
Borkehrungen vom humanen Standpunkte aus gewiß als höchſt löblich zu bezeichnen find, fo 
ann man viejelben doch als entbehrlich bezeichnen für die Hauptzwecke ver Leichenhäuſer, be— 
fonderd wenn man erwägt, daß man in unferer Zeit im Stande ift, den Tod von Scheintode 
fiherer zu unterfheiden als früher. Denn abgefehen von der gegenwärtig weit beflimmtern 
Kenntniß der allmäpligen Entwidelung und Aufeinanderfolge der Leichenericheinungen, ſowie 
son der Anwendung ver Ausrultation und der Bereuffion zu fraglihem Zwede, beiigen wir 
nad Weber's Unterfuhungen (‚Verhandlungen ver Geſellſchaft ver Wiſſenſchaften zu Leipzig‘, 
1854) ein ſehr einfaches Verfahren, durch welches man ſchon ſechs Stunden nad) dem Tode ven 
wirflihen Tod vom Scheintode unterfcheiden kann, und zwar burd Zeichen, melde auch von 
Laien nicht verfonnt werden fönnen. Diefed Verfahren befteht darin, daß man die Haut des 
Berfiorbenen an einigen Theilen, die nit von Wäſche und Kleidern bedeckt find, mit einem 
naffen wollenen Tuche oder mit einer naffen Bürfte eine Minute lang reibt, dadurch die äußern 
Lagen der Oberhaut abreibt und die legtere dünner macht. Iſt der Menſch wirklich tobt, jo reicht 
diefe Fleine unſchädliche Einwirfung aus zu bewirken, daß die Haut an der geriebenen Stelle 
austrocknet und zwar, wenn der Verfuch an der noch warmen Leiche gemacht wird, in weniger 
als ſechs und jpäteftens vor Ablauf von zwölf Stunden. Sie ift daſelbſt gelblihbraun, hart und 
durchfichtig wie Horn, zuſammengeſchwunden und daher etwas vertieft. IR in dem Menſchen 
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noch fo viel Leben, daß noch an ein Wiedererwachen zu denken iſt, fo trocknet die Haut nicht aus, 
fondern wird roth, feucht und bebedit fi mit einem dünnen Häutchen. Deſſenungeachtet mag 
ed großen Städten überlaffen bleiben, mit allen möglichen Apparaten ſchön ausgeftattete Reigen: 
hallen zu errichten, der Staat hat Dagegen aber die Verpflihtung, Sorge zu tragen, daf in jeden 
Orte, auch in dem Heinften Kirchdorfe, auf dem Begräbnißplag ein hinlänglic großer Raum 
fi vorfindet, in weldem die Todten bis zur Beerdigung aufbewahrt werden können. Ein: 
folche Leichenhalle muß am beften zur ebenen Erde fich befinden, einen verſchließbaren, gegen 
Wetter und Thiere hinlänglich gefhügten, mit Benftern zu gehöriger Erhellung und mit Zug: 
Öffnungen zu genügender Bentilation verfehenen Raum darbieten und darf mit einem obern 
Stockwerk, weldes zu Wohnungen oder andern der Leichenbeifegung fremden Zwecken br: 
ſtimmt würde, nicht überbaut werben. er 9. Sonnentfalb, 

Leihhaus, Leihamt, Pfandverleiher, Pfand: und Leihreglements. 1) Neben Errtit: 
anftalten verſchiedener Art, ven Hypothekenbanken und Pfandbrieföinftituten für Grundbefiger, 
neben den Banken und Discontofaflen für die Geld- und Greditbebürfnifle der Handeld: un 
Gewerbtreibenden, neben ven Darlehnd: und Vorſchußkaſſen, dieſen Volksbanken für den mitt: 
lern und Eleinern Handwerker und Arbeiter, ferner den Bezirkovorſchußkaſſen, mie fie feit 1848 
in Berlin aus wohlwollender Theilnahme an der Noth vermögensloferer Mitbürger erwuchſer, 
haben ſich ſchon aus früherer Zeit befondere Leihhäufer oder Pfand- und Leihanftalten erhalten, 
theild als Gewerbe einzelner Privatunternehmer, theild ald öffentliche, insbeſondere communal 
ſtaͤdtiſche Inflitute. Ihr Urfprung ift gleich dem der Wechfel in Italien zu fuchen. Das erfe 
Leihhaus in Italien ift 1464 im Kirchenftaat, in Deutfchland 1498 zu Nürnberg eingeridtrt, 

Gegenwärtig dienen die Leihhäufer hHauptfähli der Hülfe in Armuth und Noth, ſolange 
diefe noch nicht der Öffentlichen Armenpflege anheimgefallen ift. Sie leiften ijedoch nict ſelten 
auch der Liederlichkeit und Verſchwendung, mitunter felbft dem Verbrechen, wie z. B. der Dir: 
beöhehlerei, Vorſchub. Es ift eine befannte Thatſache, daß Privatpfandverleiger wie bffenllicht 
Leihämter in denjenigen Jahreöperioden die meiften Gefchäfte machen, in denen örtlid allge: 
meine Volksfeſte vorfommen, woran ſich dann jedermann, der Ärmfte gleich dem Wohlpabenken, 
aus Gewohnheit, Vergnugungsſucht oder Eitelkeit beteiligt und mancher, um dazu dad 
Geld iu ſchaffen, feinen Anftand nimmt, auch unentbehrlihe Gegenftände des Haushalte 
zu verjegen. 

Die Geſetzgebung ift vielfady beftrebt geweſen, in der Fürſorge für pad Publikum, namen: 
lich für bie untern Volksklaſſen und in Noth gerathene Mitbürger, wurd; befonderr, zum Tpril 
jehr ausführliche Borfchriften über ven Gewerbbetrieb des Leihens und Borgend auf Piänder, 
den dabei erfahrungsmäßig oft vorfallenden wucherlichen ÜbervortHeilungen, BVetrügereien un 
Bedrüdungen zuvorzufommen. 

Hinfihtlid folder Vorſchriften ift unter andern zu vergleichen das Pfand: und Leihreplr 
ment für die ſämmtlichen preußifchen Staaten vom 13. März 1787 (Rabe, „Sammlım 
preußifher Gejege und Verordnungen”, Bd. I, Abth. 7, S. 560 fg.), dazu die De 
vom 4. April 1803 wegen des bei Veräußerung ber bei den privilegirten Pfandverleihern tt: 
dergelegten verfallenen Pfänder zu beobachtenden Verfahrens (Rabe, a. a. D., 2b. va), in 
gleichen die Cabinetsordre vom 28. Juli 1826, die Grundfäge für die öffentlichen flͤdtiſcheꝛ 
Leihanſtalten betreffend („Preußiſche Geſetzſammlung für 1826”, S. 81), endlich dad unterm 
25. Febr. 1834 beftätigte Reglement für das königliche Leihamt zu Berlin vom 8. ej. m. ed 
(Preußiſche Geſetzſammlung von 1834”, ©. 23). 

Die aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit vorkommenden Misbräuche diefes Gewerbes zur Be 
günftigung von Diebeshehlerei und Unterflagung, wie von wucherlichen Betrügereien und 
drückungen, mögen es rechtfertigen, daß der Betrieb des Pfandleih- wie des Troͤdlergewerbel 
auch noch im preußiſchen Staate zu den nach einem neueſten Geſetz vom 22. Juni 1861 
(„Preußiſche Gefegfammlung von 1861”, ©. 441) ausnahmöweife von Polizei megen N 
conceffionirenden gehört, „deren Beginn erſt dann geftattet werden foll, wenn ſich bie Pe 
hörde von der Zuverläfjigkeit des Nachſuchenden in Beziehung auf den beabfidtigten Gewerb 
betrieb überzeugt hat”. | 

Auch bei ver Ausübung ded Gewerbes find diejenigen Privatperfonen, welde aus des 
Gelbverleihen auf Pfänder ein Gewerbe machen, mehr als dreimal innerhalb Jahredfriſt Gen 
auf Pfänder verliehen, oder ſich für dergleichen Darlehne mehr ald die geſetzlich erlaubten din: 


1) Bl. Bent und Bankweſen, Eredit, Ereditanftalten, Pfand und Bfandeontract. 
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fon aus bedungen haben, zur Begegnung der bei dieſen Pfandgefchäften vorfommenden Betrü- 
gereien und wucherliden libervortheilungen befondern Verpflichtungen unterworfen, deren Ber: 
legung, nicht blos aus Vorſatz, fondern felbft nur aus Fahrläſſigkeit, zumal früher bei Juden, 
theild mit dem Verluſt des Gewerbes, over gar des Domicils, theild und außerdem mit harter 
Freiheits⸗ wie mit Geldſtrafe beproht ift. Dazu bleiben Gemwerbtreibende dieſer Art auch der 
Reviſion ihrer nach einem beflimmten Schema zu führenden Pfandbücher durch die Ortspolizei⸗ 
behörde unterworfen. Sie haben überdies die Verpflihtung, genau zu prüfen, ob die zum 
Pfand angetragene Sache wirklich dem Eigenthum und der freien Berfügung bed Verpfänders 
unterliegt. Dies vorzüglich bei Dienftboten, ebenfo bei befonders Eoftbaren Sachen, die von un⸗ 
befannten Menſchen zum Berfag angeboten werden. Sie dürfen ji mit Perfonen, deren Be— 
tugnig zum Abſchluß von Verträgen im allgemeinen oder zur Aufnahme von Darlehnen im 
beſondern geſetzlich verboten oder beſchränkt ift, im keinen Pfandverfehr einlaffen. Dahin ge: 
hörm z. B., je nad) den verſchiedenen Stantögejeßgebungen, Soldaten und Offiziere, unter 
väterliher Gewalt oder Vormundſchaft ftehende Berfonen, Ehefrauen, Studirende. Der Pfand⸗ 
contract, bezüglich dad Verpfändungs- und Darlehnsgefhäft, muß in der Negel jogar vom 
Berpfänver felbft, bei Schreibendunfundigen von einem Beiftande deflelben, in das paraphirte 
Pfandbuch ausführlih, unter Angabe ded Datums, der verpfändeten Stüde und ihrer Be- 
ſchreibung, wie ihres angenommenen Werthes, der Summe und Münzforte des Darlehns, der 
prae- oder postnumerando zu gewährenden Zinfen und der Rüdzahlungstermine, eingetragen 
werden, wovon der Verpfänder Abfchrift nebft Empfangſchein über das hinterlegte Pfand er: 
halten foll. Der Pfandverleiher aber hat das ihm anvertraute Pfand mit der Vorſicht und 
Sorgfalt eines guten Hauswirths zu verwahren, jich jedes eigenen Gebrauchs deſſelben gänzlich 
zu enthalten, auch Unfall und Berluft durch Feuer, Einbruch oder andere unabwendbare Zufälle 
dem Berpfänder fofort, fpäteftend binnen brei Tagen anzuzeigen. Das Pfand darf nur gegen 
Borzeigung ded Pfandſcheins oder deſſen gerichtliche Amortifation zurüdgegeben werben. In 
nerbalb einer beftimmten Friſt nad) der Verfallzeit dürfen dagegen bie nicht eingelöften Pfän— 
der, in der Regel ohne förmliche Klage gegen den Pfandſchuldner, jedoch nach Anzeige beim Ge: 
riht und nah Befanntmahung in öffentlichen Blättern, durch die dafür beftellten Beamten 
Öffentlich verfauft werben. Etwaige Überſchüſſe find, je nach ihrem Betrage, an die Armenkaſſen 
oder die gerichtlichen Depofitorien abzuliefern. Der Anfprud des Verpfänders auf Zurüd: und 
Herausgabe verfällt nach einiger Zeit. 

Die preußifhe abinetdordre vom 28. Juli 1826 unterjagte auch die Ertheilung neuer 
Conceſſionen an Privatpfandverleiher in folden Orten, in denen „zur Befriedigung eines all- 
gemeinen Bevürfniffes” auf Antrag der Stabtcommunen von dieſen garantirte, unter Aufficht 
der Magiftrate und Communrepräfentanten geftellte Öffentliche ftäptifche Leihanftalten einge- 
richtet worben. 

Gegen die obengedachten befondern Verpflihtungen der Pfandverleiher ift denſelben ein 
böherer Zindfag ald der lanbesübliche erlaubt. So geftattet das yreußifche Reglement vom 
13. März 1787 bei Darlehnen von 10 Thlen. und weniger vom Thaler auf die erften ſechs 
Monate einen ganzen, auf die folgenden ſechs Monate einen halben Zinspfennig für vie Woche, 
die Cabinetsordre von 1826 den Öffentlihen ſtädtiſchen Leihanftalten, mit Genehmigung der 
Regierung, 8 Proc. jährliche Zinfen, unter Umſtänden fogar bis zum Marimum von 
12%), Broc. 

3 weſentlichen gleiche Vorſchriften gelten zufolge Reglements vom 8. Febr. 1834 auch für 
dad unter Garantie und Auffiht der föniglihen Seehandlung zu Berlin gegründete königliche 
Leihamt, von welchem Darlehne nur nit unter einem Thaler, übrigens in vollen oder halben 
Thalern abichließend, auf ſechs Monate gewährt werden. An Verſteigerungskoſten wird 1 Sr. 
vom Thaler des Erlöfes der Verpfändungdgegenftände von den Überfüffen in Abzug gebragit. 
Dergleihen Überſchüſſe werden ſodann an die Seehandlung zu einem milpthätigen Bonds abge: 
firfert, indeß an ven Pfandſchuldner herausgezahlt, wenn ſich derfelbe binnen Jahresfrift, vom 
Tage des vorgefchriebenen Öffentlihen Aufruf angerechnet, meldet. Entgegengejegtenfalls find 
fie verfallen. Dagegen wird der Pfandſchuldner durch den Verkauf des (bei der Niederlegung 
ſachverſtändig abgeihägten) Pfandes von allen Nachforderungen des föniglichen Leihamts we: 
gen Ausfalls an Kapital, Zinfen und Koften befreit. W. N. Kette. 

Liberalismus, ſ. Parteien (politiſche). 

Lettres de cachet, f. Cachet (lettres de). 

Liberia, ſ. Neger. 


528 Liechtenftein 


Liechtenftein, fouveränes Fürſtenthum, der Eleinfte der deutſchen Bundesſtaaten, ift weft: 
lid vom Canton St.Gallen, fünlih vom Ganton Graubündten und öſtlich von Vorarlberg 
begrenzt; es umfaßt 2,0 Duadratmeilen mit ungefähr 7500 Einwohnern in 14 Ortſchaften, 
worunter der Hauptort Vaduz mit 1000 und Schellenberg mit 400 Einwohnern. Hauptbe- 
ihäftigung ift Landwirthſchaft. Die Gewerbthätigfeit beſchränkt ih auf Baummwollfpinnerei 
für die benachbarten jhweizer Fabriken und Holzarbeiten. Das Land ift zum Theil von hoben 
Bergen bevedt (Angfthorn 7900 Fuß, Kimberfpig 7500 Fuß), vom Rhein, der Samine 
(Nebenfluß der ZU) und mehreren Bächen bewäſſert. — Literatur: Blos auf Karten und | 
befchränfend, nennen wir: „Karte der gefürfteten Grafihaft Tirol, nebjt dem ſouveränen 
Fürſtenthum Liechtenſtein“ (24 Blätter, Wien 1825 — 31); „Generalfarte der gefürjketen 
Grafihaft Tirol, nebft dem Fürftenthum Liechtenftein‘ (2 Blätter, Wien). Der Landesver— 
weier, welcher nad der neuen Verfaflungsurfunde (j. unten) feinen Amtsjig im Kürftenthun 
haben muß, bildet veflen oberſte Verwaltungsbehörde. In Civil: und Griminaljahen ſteht das 
Oberamt in zweiter Inftanz unter der fürftlihen Kanzlei in Wien, und die weitere Berufung 
gebt jeit 1816 an die dritte und oberfte Nichterftelle, das tirolifhe Appellationd: und Criminal: 
obergericht in Inndbrud. Der Fürſt von Liechtenftein hat im engern Rath ıheil an Der 16. 
Stimme ded deutſchen Bundestags; in der Plenarverfammlung hat er die 28. Stimme mit 
einer Virilftimme. Sein Bundescontingent beträgt 70 Mann, die zur 3. Divifton des 8. Ar- 
meecorpd ftoßen. Die Einkünfte des Fürftenthums betragen 17000 SI. 

Schon im Jahre 942 trifft man auf Ahnherren ded Haufes Liechtenftein, dad unbeftritten 
zu den älteften adelichen Geſchlechtern der öfterreihiichen Erblande gehört und in diefen große 
Bejigungen erworben hat. Nach dem Tode Hartmann's VI. (geft. 1585) theilten deſſen Söhne 
Karl und Gundaccar, Herren von Liechtenſtein, die durch ihren Vater wieder vereinigt geweſe⸗ 
nen Beigungen des Haufed und wurden, Karl 1618, Oundascar 1623, von dem Kaifer mit 
der erblihen Reichsfürſtenwürde befleivet. Karl erlangte 1614 von Kaifer Matthias das Für 
ſtenthum Troppau und 1623 von Kaiſer Ferdinand U. das Fürſtenthum Jägerndorf, beide in 
Sclejien. Sein Enkel Fürft Johann Adam Andreas erfaufte 1699 von ven Grafen von Ge: 
henembs die veihdunmittelbare Grafihaft Vaduz nebit der Herrſchaft Schellenberg.und er⸗ 
langte auch ein fürftliched Votum am [hwäbiihen Kreife. Da er 1712 farb und die männliche 
Nachfolge ver farolinifchen Linie mit ihm erloſch, fo fielen die fimmtlihen Güter an bie dvamali- 
gen Häupter der beiden Äfte ver Gundaccar'ſchen Linie, nämlih an Johann Anten Florian 
(Enfel Gundaccar's) und Joſeph Wenzel (Urenkel Gundaccar'd). Erfterer erbte das liechten⸗ 
ſteiniſche Majorat, legterer die unmittelbaren Graf: und Herrigaften Vaduz und Schellenberg, 
verfaufte fie jedod) nachher an den Fürften Johann Anton Florian, der 1713 für feine Berjon 
Sig und Virilſtimme am Reichstage im Fürftencollegium erlangt hatte, und zu deſſen Gunſten 
Kaifer Karl VI. die mehrermähnten ſchwäbiſchen Beiigungen Vaduz und Schellenberg imgin 
Fürftentgum unter dem Namen Liechtenftein erhob. Nah Johann Anton Floriaus ede 
(1721) wurde defjen Sohn Joſeph Johann Anton (geb. 1690, geil. 1732) 1723 auf den 
Grund diefed neuen Fürſtenthums für ih und feine Dejcendenz in das reihsfürftliheleler 
gium aufgenommen, allein feine Linie ſtarb ihon 1748 mit feinem einzigen Sohne Ichamn \ 
Nepomuk Karl aus. Hierauf folgte im Beſitz des Fürſtenthums und fammtlicher übrigen Dur 
ſchaften der jüngere Aft der Gundaccar'fhen Linie, deſſen vamaliges Haupt der ſcheu 
Fürft Joſeph Wenzel (geb. 1696, geft. 1772), der Schöpfer der öfterreihifchen Artillerie, 
Da er kinderlos ſtarb, jo beerbten ihn feines Bruders Emanuel Söhne. Der ältere von DEM 
Franz Joſeph (geb. 1726), fliftete die Franziſche (regierende), der jüngere, Karl Borrome 
(geb. 1730), die Karliſche Linie, welche beide mod blühen. Jenem war das Fürftentbum Bu 
tenftein und der größere Theil der Güter des Hauſes zugeichrieben worden, Kranz Iofenb 
1781, und jein Sohn Alois Joſeph (geb. 1759) 1805, worauf des legtern Bruder Se 
Joſeph (geb. 1760) ald „Fürſt und Megierer des Hauſes“ folgte, Letzterer hat Üch in ver IE 
reichiſchen Gejchichte einen ehrenvollen Namen als mutbiger und einfihrsvoller Kriendfühe 
und ald Diplomat erworben; jo durch die Groberung der Feſtung Goni (1799), ud 
Schlachten gegen Branfreih, bis zum zweiten Wiener Frieden, und ald erſter öfterneidht 
Bevollmächtigter zu den Friedensshlüffen von Presburg (1805) und von Shönbrumn (1ER 
Bei Schöpfung des rheinifhen Bundes war Johann Jofepb, obne fein Willen und Werlange 
in denjelben aufgenommen worden ; doch hatte er die ibm zugedachte Sounerinetät für 
PBerfon nicht angenommen, fondern das Fürſtenthum Liechtenftein mit ber Souvrränerät feine 
dritten, damals nur dreijährigen Sohne Karl beftimmt: ein Verbältniß, melde mit der Aut 
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jung ded Rheinbundes (1813) fi endigte. Nach Johann Joſeph's am 20. April 1836 er- 
folgten Tode folgte ihm in der Regierung fein ältefter Sohn Alois Jofeph (geb. 26. Mai 
1796, geft. 12. Nov. 1858), deſſen Sohn Johann Maria Franz Placivus (geb. 5. Det. 
1840) nun regierender Fürſt iſt. Die Religion der Fürſten von Liechtenftein ift die katholiſche, 
ihr regelmäßiger Wohnfig Wien. Außer Liechtenftein befigt der Fürft anſehnliche Fürften: 
thümer, Herrſchaften und Güter in Ofterreich, Böhmen, Mähren, Ungarn, Steiermarf und in 
der Laufig. Sie übertreffen an Umfang, Einwohnerzahl und Einkünften bei weitem benjenigen 
Theil feiner Befigungen, welcher ihn zum deutſchen Souverän und Mitglied des Deutihen Bun= 
des macht. In den mittelbaren Gütern ift der Fürſt öfterreichifcher Vaſall; und wegen Trop- 
vau und Jägerndorf Öfterreichifcher und preußifcher Standesherr. Der Titel des Fürften von 
der regierenden oder Franziſchen Linie lautet im Eingang der unten zu erwähnenden Berfaf- 
jungsurfunde vom 26. Sept. 1862: „Won Gottes Gnaden jouveräner Fürft zu Liechtenftein, 
Herzog zu Troppau, Graf zu Rietberg u. f. w.”’ Die jüngere (Karlifche) Linie, mit dem zwei- 
ten Majorat des Hauſes dotirt, zu weldem die Herrſchaften Großmeſeritz und Zhorz in Mäh: 
ten nebit andern Gütern gehören, hat gegenwärtig zu ihrem Haupt ven Fürften Karl Franz 
Anton (geb. 23. Det. 1790). 

Fürft Johann Joſeph Hatte ven Verhandlungen des Wiener Gongrefled durch feinen Ge: 
jandten beigewohnt und war der deutſchen Bundesacte fowie ſpäter der Wiener Schlußacte bei: 
getreten. Um den Art. 13 der erflern Acte zu „‚erfüllen‘‘, hatte ver Fürſt am 9. Nov. 1818 feinem 
Fürftentgum eine „Verfaſſung“ ertheilt. Er erklärte im h. 1 derjelben: „Nachdem Wir, feit Auf- 
löfung des teutſchen Reichöverbandes, vie Öftreichihen bürgerlichen und peinlichen Gejege und 
Gerichtsordnung in Unſerem fouverainen Fürſtenthume Liechtenſtein eingeführt, und Uns bei 
Gonftituirung einer dritten und oberften Gerichtäftelle an die diesfällige öftreihiche Geſetzgebung 
aud für die Zukunft angeſchloſſen haben; fo nehmen Wir nun gleihfalls die in den k.k. öſtreich⸗ 
Then teutſchen Staaten beftehende landſtändiſche Verfaffung in ihrer Wefenheit zum Mufter 
für gedacht Unſer Fürſtenthum an.” Diefe Berfaffung, nicht mehr ald 19 Artikel groß, von ver 
in ben „Gonftitutionen der europäiſchen Staaten feit den legten 25 Jahren“ gejagt ift: „Wenn 
fie glei ihrem Inhalte nach mande Bemerkungen bei ihrer Vergleihung mit andern neuen 
deutſchen Berfaflungen zulaffe, jo dürfe fie doch, fchon ihrer Eigenthümlichkeit wegen, nicht in 
der Reihe der neuen Berfaffungen im Staatenfyftem des Deutſchen Bundes fehlen‘‘, beftand in 
ihrer Raivetät und patriarhaliigen Ginfahheit geraume Zeit. Wiederholte Anſuchen um 
Verleihung einer zeitgemäßern Verfaſſung blieben lange fruchtlos. Doc hatten die Jahre 1848 
und 1849 die Aufhebung grundherrlicher Laſten, die Zufiherung eined Zehntablöjungsgejeges 
und die AUberweifung landeöherrlicher Gefälle an die Staatökaffe veranlaft. Freili nicht ohne 
Reaction. Fürft Alois Zofeph erklärte nämlih durch Erlaß vom 20. Juli 1852, „daß die 
Berfaffungsbauten jener beiden Jahre kein ſchirmendes Dad bieten Eönnten‘‘, daß daher die 
Berfaffung vom 9. Nov. 1818 bis auf meiteres ihre Gültigkeit zu „behalten“ habe, wogegen 

die erwähnten wirthſchaftlichen Reformen unangetaftet blieben. Im Jahre 1861, offenbar we: 
ſentlich durch die Umgeftaltung der öffentlichen Verhältniſſe in Öfterreich mit veranlaßt, entſchloß 
fi der inzwifchen zur Regierung gelangte Fürſt Johann zu einer neuen, im Wege der Verein: 
barung zwiſchen Fürft und Volk gefhaffenen Berfaflung. Eine Zuſchrift von ihm machte dies 
bekannt. Der Landesverweſer legte nun dem Landrathe einen Verfaflungdentwurf mit dem An= 
finnen fofortiger Annahme vor. Aber diefer zog vor, einen befondern Ausfhuß zur Prüfung des 
Entwurfs zu wählen, und erhielt in Wien bevingungsweife die Erlaubniß Hierzu; der gewählte 
Musihuß z0g mod drei weitere berathende Mitglieder bei, darunter den Dr. Schädler, der wol 
ben meiften Einfluß auf vie Berathungen ausübte. Nachdem der Entwurf fon dur) die Com⸗ 
miffton des Ausichuffes wejentliche Abänderungen erfahren hatte, befeitigte der Ausſchuß felbft 
Mn ganz. Die Regierung kam dem entgegen, und fo erließ Fürſt Johann, mit dem Datum: 
Ele Eiägrub, 26. Sept. 1862, mit der Gontrajignatur ded Landesverweſers Karl Hans 
© Saufen, die neue Verfaffung. Die Einleitung bejagt, daß „infolge der von unfern getreuen 
Sländen vorgebradten Wuͤnſche, mit Beirath und vertragsmäßiger Zuftimmung des einberu- 
fenen Landtags” die Berfaffung des Fürſtenthums — in dann folgenden 124 Paragraphen — 
georbnet wurde. Die neun Hauptflüde handeln von dem Fürftentbum und deffen Regierung 
(55. 1-3); von den allgemeinen Rechten und Pflichten der Landedangehörigen ($$.4—22); 
Son der Staatögewalt, deren Ausübung und von den Staatödienern ($$. 23—38); von der 
Sanbesvertretung überhaupt und ver Wirkfamfeit derfelben insbeſondere ($$. 39 —50); von 
Staats-terifon. IX. 34 
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den Kirchenſtiftungen und Unterrichtsanſtalten (FF. 51—54); von der Wahl ver Randtagsat- 
geordneten ($$. 55— 88); von dem Landtage ($F. 89 — 109); von dem Landesausfgufi 
($$. 110— 118); von der Gewähr der Berfaffung ($$. 119—124). Der anfehnlige Umfang 
diefer, den freilinnigern ſüddeutſchen conftitutionellen Verfaſſungen nachgebildeten Urkunde er: 
laubt hier keine ausführlichern Mittheilungen. Dod wird geeignet fein, einige indiwibueller 
oder bejonderd maßgebende Beftimmungen derſelben, namentlich in Parallele mit der nun be— 
feitigten Verfaffung vom Jahre 1818 zu erwähnen. Gleichheit vor dem Geſetze; Frelheit ver 
Perfon und der äußern Religionsausübungen ; Freiheit der Gedanfenmittheilung durch das 
Mittel der Preſſe (es ift hierfür ein beſonderes Gefeg in Ausfiht genommen); DVereindreät, 
durch ein Geſetz geregelt; Recht der Beſchwerdeführung in weiter Auspehnung ; Petitiondreft 
an den Landtag; ein zu erlaffendes Gemeindegefeg mit freier Wahl der Ortsvorſteher durd die 
Gemeindeverfammlung,, jelbftändiger Verwaltung ded Vermögens und der Ortöpolizei unter 
Aufſicht ver Randesregierung, der Behandlung und Ordnung des Armenweſens und der Säule, 
dem Recht der Gemeinde zur Bürgeraufnahme und der Breiheit der Niederlaffung der Landet 
angebörigen in jeder Gemeinde, bilden Theile des zweiten Hauptſtücks. $. 30 im brittm 
Hauptftüd wiederholt aus der alten Verfaffung, daß der Fürſt von den Landeseinnahmen nit 
fire ſich behalte; aber an die Stelle der „Poſtulate“ des Bedarfs und daß die Stände „Ad nur 
über die Ginbringlichkeit der poftulirten Summen zu berathſchlagen und dafür zu forgen“ be: 
ben, ift nun das Erforderniß der Genehmigung von Einnahmen und Ausgaben durd die Land: 
ftände getreten. Unvorhergefehene, in den Etat nicht aufgenommene, dringende Ausgaben fin: 
nen, vorbehaltlich der Verantwortung der betreffenden Staatöbehörbe, von der Regierung hr: 
fügt werden, aber fie muß in der nächſten Landtagsſitzung Vorlage darüber machen undnad- 
trägliche Genehmigung einholen. Im vierten Hauptſtück ift der Landtag als „das gefegmäfige 
Organ der Gejanımthelt der Landedangehörigen‘ bezeihnet. Die Einbringung von riet: 
enttwürfen ſteht auch dem Kandtage zu. Ebenſo befigt er im meiteften Umfang das Reht wer 
Vorſtellung und Beſchwerdeführung, worauf er Verfügung zu erhalten beredtigt iſt Ohne 
feine Verwilligung fann feine directe oder indirecte Steuer noch irgendeine fonftige kandetab⸗ 
gabe oder allgemeine Leiſtung ausgefchrieben und erhoben werden. Während nad ber alten 
Verfaffung der Landtag aus Abgeordneten der Geiftlihfeit und der fogenannten Landmann: 
ſchaft (die zeitlichen Vorſteher oder Richter und die Altgefhworenen oder Sedrlmeifter einer 
jeden Gemeinde) beftand, aber auch alle übrigen Unterthanen, die für ihre Perfon einen Steuer: 
ſatz von 2000 Fl. auswiefen, 30 Jahre alt, von unbefholtenem und uneigennüpigem Rufe und 
verträgliher Gemüthsart waren, das Recht der Landſtandſchaft Hatten, twerbennadtem ehäten 
Hauptftück der neuen Verfaſſung von den 15 Mitgliedern des Landtags drei burd ven Kürfn 
aus der im Fürſtenthum wahlfähigen männlichen Bevölkerung, 12 durch Wahlmänner aud der 
Volke gewählt. Activ und paſſiv wahlberehtigt find alle liedhtenfteinifchen Landebangehörige 
männlichen Geſchlechts, welche im Bollgenuffe bürgerlicher Rechte ftehen, das vierundz | 
Lebensjahr erreicht Haben, einen Beruf für fih auf eigene Rehnung betreiben und Im 
thum wohnen. Den geiftlichen Landftänden follte nach der alten Verfaffung in allen a 
ſchriftlichen oder mündlichen Anreden das Präbicat „Herr gegeben und im Falle bes mt 
lichen Erfheinens von den Landesbehörden die Auszelchnung eines anzutragenden cz 
THeil werden; nicht unterthänige Güterbefiger, oder eigentlich deren Repräjentanten, 
den ftändifchen Verfammlungen beimohnen wollten, hatten auf die dem geiſtlichen Stande 
fannte Auszeihnung Anfprud und mit diefem gleihen Rang. Bon diefen Albernheiten LE 
der neuen Berfaffung feine Nede mehr. Die Ausnahmen von activem und paffivem 
beruhen auf fachlich guten Gründen. Nach dem flebenten Hauptſtück hat regelmäßig einmal 
Jahre die Einberufung des Landtags ftatt. Der Landtag wählt feinen Vorfigenden und 
Stellvertreter, mit nachträglicher Beftätigung des Fürſten. Die Abgeordneten werden auf de 
Dauer von ſechs Jahren ernannt und gewählt, doch tritt nach Ablauf der erſten drei Jahre’ 
Hälfte derfelben aus und wird durch neue Wahlen erfegt. Im Fall der Auflöfung eine? dar 
tag8 ift binnen vier Monaten ein neuer einzuberufen. Dem achten Hauptſtück gemäß beftedt, 
lange der Landtag nicht verſammelt ift, als Stellvertreter deſſelben ein aus dem Prüfen 
und zwei andern Mitgliedern des Landtags oder ihren Stellvertretern zufammengefegter A . 
ſchuß für diejenigen Gejchäfte, welde der Mitwirkung der Landesvertretung bedürfen, gi 
Ausſchuß hat wichtige Rechte; zugleich ift er vem Lande für feine Gefhäftsführung verantme 
lich und fann feine bleibende Verbindlichkeit für dad Land eingehen. Im neunten Da 
worin alle Gejege, Verordnungen und Obfervanzen, welche mit den Inhalt der neuen Ir 
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faffung im Widerſpruch ftehen, für aufgehoben erflärt werben, ift unter den Gewähren ver Ber- 
faſſung erwähnt, daß an derfelben ohne Übereinſtimmung der Regierung und des Landtags 
nichts geändert werben darf; ferner, daß Anträge auf Abänderungen oder Erläuterungen der: 
jelben, von der Regierung oder von dem Landtage geftellt, auf feiten des legtern Stimmenein- 
belligfeit oder eine auf zwei nadeinander folgenden orbentlihen Landtagsjigungen ji aus- 
ſptechende Stimmenmehrheit von drei Biertheilen derjelben erfordern. Wenn über die Ausle- 
gung einzelner Beftimmungen ver Verfaſſung Zweifel entfteht und derſelbe nicht durch Überein— 
funft zwiſchen der Regierung und dem Landtage befeitigt werben kann, foll die Entſcheidung 
beim Bundesfhiedsgericht eingeholt werben. Nachdem dann die folgenden Paragraphen vom 
' Verhalten der Regierungsnadfolger zur Verfaſſung, und von der eivlichen Verpflichtung aller 
Staatsdiener und angeftellten Perfonen, ſowie aller Ortsvorflände auf diefelbe gehandelt, 
ihlleft ver Fürft mit der perfönlichen Verjiherung, die Verfaffung nicht nur genau erfüllen, 
© fondern auch gegen alle Eingriffe und VBerlegungen kräftigſt ſchützen zu wollen. 
Am 5. Det. 1862, ald am Geburtötag des regierenden Fürften, war in den Kirchen des 
' Meinen Staatd verfündet worben, daß die neue Verfaflung am 15. des nämlichen Monats 
und Jahres in Wirfjamfeit treten folle. Wenn bis dahin die Kleinheit des Fürſtenthums Liech- 
tenftein, als deutſchen Bundesſtaats, zu guten und ſchlechten Wigen vielfah Anlaß gegeben 
hatte, jo trat e8 mit jeiner neuen, dem Beften nachſtrebenden und der Freiheit entſchieden zuge= 
neigten Berfaffung um fo mehr allgemein anerkannt und belobt auf, ald zur nämlichen Zeit im 
" Königreich Preußen ganz entgegengejegte Abſichten jeitens der Regierung ſich geltend machten. 
Am 24. Nor. 1862 wurden die Wahlen für ven Landtag vorgenommen. Sie fielen vurdgängig 
auf lauter tüchtige Männer. Am 10. Dec. 1862 fand die Eröffnung des Landtags in Vaduz 
datt und erfolgte die Wahl des bei ver Ausarbeitung ver Berfaffung befonders thätig gewejenen 
Dr. Schãdler von Vaduz mit 14 Stinnmen gegen feine eigene zum Präjidenten. Uber vie Thä- 
tigkeit des Landtags ift inzwijchen nichts Genaueres befannt geworben. Aber es ift nicht zu be— 
zweifeln, daß fie fich gemäß der Verfaſſung auch weiterhin in gebeihlicher Weije entfaltete. Daß 
er dabei jelbft das Fleinere Detail, wo es jih um Wahrung eines Princips handelte, nicht gering 
anſchlug, beweiſt die beim Zufammentritt ded Landtags in Ausfiht genommene Erörterung 
der Frage, ob der $. 12 der Verfaffung, wonad die Hausſuchung nur in unabwendbaren Fällen 
und auf Grund einer Verfügung des zuftändigen Gerihtd mit Beobachtung der gefegliden 
Formen fattfindet und dem Haudbejlger der gerichtliche Auftrag ſchriftlich vorgewieſen werben 
muß, aud von der öſterreichiſch-liechtenſteiniſchen Finanzwache zu refpectiren jei. 

Spätern Nachrichten zufolge hat jich der Landtag des Fürſtenthums mit 8 gegen 7 Stim- 
men für die Erneuerung des Zollverbandes mit Ofterreich ausgeſprochen. Unter welchen Bebin- 
gungen, verlautete dabei nicht. K. Buchner. 

Eippe-Detmold. Das jetzige Fürſtenthum (ehemalige Grafſchaft) Lippe, zur Unter 

Seibung von dem in feinem jahlihen Zufammenhange oder ftaatlihen Berbande damit jte- 
benben, einige Meilen norböftlih davon entlegenen Fürſtenthum Schaumburg: Lippe ober 
Düdeburg aud Lippe: Detmold genannt, bildet ein wohlabgerundeted Ganze von circa 
21 Duabratmeilen Flächengehalt, welches nad drei Seiten hin von preußijchem Gebiete um— 
geben it, indem es gegen Süden an das ehemalige Bisthum Paderborn, gegen Weften und 
Norben an Die einflige Grafihaft Ravensberg und den jegigen Negierungdbezirt Minden ſtößt 
md nur gegen Dften an die kurheſſiſche Graffhaft Schaumburg, ferner an das Königreid 
Danmover und die zum Fürſtenthum Walde gehörige Grafſchaft Pyrmont grenzt. Die ge: 
Sichtlidhe Bedeutung, weldyer diefer Feine Gau ald Schauplag der fogenannten Hermanns- 
Sladt und der daraus erfolgten Befreiung von römiſcher Unterjohung für ganz Deutſchland 
©, wird eine genauere und ausführlichere Befchreibung rechtfertigen, ald deſſen Fleinftaatliche 
Kelung an und für fi würde beanſpruchen können. 

Das Land Hat feinen Namen von dem eine Biertelmeile von der ſüdlichen Grenze in dem 
Sberbornifchen Städtchen und Babeorte Lippfpringe aus dunfler Tiefe in ungetheilter Maffe 
sufagen urplöglid hervorquellenden Fluſſe Lippe, welcher fich bei Weſel in ven Rhein ergiept 
" in mweldem etwa vier biß fünf Meilen von der Duelle abwärts zu Anfang ded 12. Jahr: 
inbertö# der Stammvater des jegigen Herrſchergeſchlechts, Bernhard I., auf einer Infel die 
Gr Burg Lippe erbaute. Sein Nachfolger Bernhard II. gründete unter Kaijer Konrad III. 
n# Sabre 1150 etwa eine Stunde unterhalb die Stadt Lippe, Später Lippftabt genannt. Diefe, 
st ein mohlhabender Ort, von circa 10000 Einwohnern, befand fich feit — ‚ aljo über 
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400 Jahre, in Veranlaffung vorausgegangener Verpfändung in gemeinſchaftlichem Ligen 
thum der frühern Herzoge von Kleve, deren Befigungen im 18. Jahrhundert an das pre 
Bifhe Königshaus übergingen, ift aber an Preußen im Jahre 1849 zufolge Staatövertran 
im wohlverftandenen beiderfeitigen Intereffe lippiſcherſeits gänzlich abgetreten, ſodaß das fir 
ftenthum außer den unter dem Amte Lipperode begriffenen enclavirten Dorfihaften Stift Ka 
pel und Lipperode (in welchem legtern fi noch die Ruinen der alten Burg befinden) ante 
Fluffe Lippe felbft fein fonftiges Territorium mehr befigt. 

Am Saume der ſüdweſtlichen Abdachungen des Teutoburgerwaldes, kaum eine Rei 
dieffeit ver Randeögrenze, nimmt die unter dem Namen Senne befannte, früher fait nur mi 
Heidekraut bewachſene, neuerdings theilmeife urbar gemachte Sandebene ihren Anfang, wds 

fih ins Paderbotniſche durch die Grafſchaft Rittberg in das frühere Bisthum Münfter und m 
da noch weiter fortfegt. Abgefehen von diefer Heidegegend und den an dad Ravendbergiige fr 
Benden ebenern Flächen der Amter Lage, Drlinghaufen und Schötmar (zufammengenonmn 
noch nicht ein Drittel des Gefammtgehalts), ift das Land durchweg gebirgig und bietet, jun 
die Anhöhen meiftens mit ftattlihen, ſchön belaubten Buchenwaldungen umkränzt und bedet 
find, den Wanderer einen wohlthuenden, erfrifhenden Wechſel von Berg und Thal, von ir: 
fanı gepflegten, lachenden Feldfluren, Herrlich grünenden Wiefen und wiederum dictbejhand: 
Gehoͤlzen dar. 

Der Hauptgebirgäzug ift der Teutoburgerwald, im Mittelalter Osning auf Dina 
genannt, welder ſich bei dem Orte Stabtbergen, im Herzogthum MWeftfalen am Ufer der di: 
mel, erhebt, in ziemlich gerader nördlicher Richtung durch das Bisthum Paderborn bil jan 
Berge Belmerftodt (auf der Grenze des Fürſtenthums Lippe) fortläuft und fid von bein: 
weftlicher Richtung durd das Lippefche, Ravensbergiſche nah Osnabrück hinzieht. 

Die beiden höchſten Spigen im Lippefchen find die ebengenannte Belmerftodt und ieh: 
berg, welcher legtere die füdöftliche Grenze zwiſchen Lippe, Hannover und Preußen bilbe. Be 
erreichen eine Höhe von etwa 1400 Fuß über der Meeresfläche, und die übrigen Gehirge di 
Landes find theild Abzweigungen des Hauptzuges, theils für ſich beftehende Maffen. Irtit- 
burgerwald formirt ſich beim Eintritt ind Lippeſche aus drei nebeneinander (aufenhen Gr: 
birgsreihen, von denen die hinterfte höchfte aus Waldkalk, die mittlere aus Sarkkein u de 
vordere flachere aus Muſchelkalk beftebt. 

Dieſe Kalkfteinformation, welcher aud der größte Theil der Seitengebirge angehört it 
dert den üppigen Baumwuchs, felbft auf den fteilften, nur mit einer fehr dünnen, 
Handhohen Erdfchicht überzogenen Bergrüden, und trägt wefentlich zur Gntftehung ie! 
zahlreihen Quellen bei, welche zu Bächen und Eleinern Flüſſen vereinigt, dad Rand nad la 
Himmeldgegenden durchſtrömen und bewäflern. 

Die bedeutendften verfelben jind die, nach ihrer Vereinigung mit der Vega, bei —J 
orte Rehme in die Weſer ſich ergießende Werre und die aus dem Paderborniſchen | 
Emmer, welde jedod nur durch den Öftlihen Theil (das Amt Schieder) ihren Lauf nin® 2 
dann in die waldedifche Grafihaft Pyrmont übertritt. 

Der größere Weferftrom berührt das Land zwifchen den Ortſchaften Varenhol; 
dorf nur auf einer Strede von kaum einer Meile und bildet die nördliche Grenze zwiht 
Fürftenthum fowie dem preußiſchen Regierungsbezirk Minden. Auf diefer kurzen 
lippefcherfeits zu Erber ein Schiffahrtszoll von den vorbeipaſſtrenden Fahrzeugen er 

Bon den walvigen Höhen des Gebirgäzuges leiten ohne Frage nicht minder die 
der Lippe ald die der etwa 1%, Meilen entfernten Ems, welche beide an der fünlihen 
des Gebirge in dem paderbornifhen Theile der Senne zu Tage treten, ihren Urfprung 

Auf dem zwifhen ven Ouellen der Lippe und Ems fowie ven Schluchten des Teut 
waldes begriffenen Raume find nad den übereinftimmenden Angaben römifger & 
ſchreiber im Jahre 9 n. Chr. die Legionen ded Varus von ven Cheruskern unter Anti 
ihres Fürften Arminius vernichtet, zu deſſen Erinnerung auf der Höhe des Teut, ieh! 
burg, als muthmaßliche Gegend des Schlachtfeldes, vor etwa 20 Jahren ein koloffaler I 
von Sandftein zu rirca 80 Fuß Höhe errichtet iR, auf welchem das in Kupfer getrieben? 
Bildhauer Bandel anzufertigende Standbild des Befreiers aufgerichtet werben foll. 

Der mittlere aus Sandfiein beſtehende Gebirgszug ift, eine halbe Stunde von dem Ei 
Horn, von vorweltlichen Fluten durchbrochen, und die ftehen gebliebenen feften Maſſen MR 
durch ihre Schönheit berühmte Felspartie, die fogenannten „Erterfteine”, melde für 
Paderborn hindurchführende Landſtraße ein mächtiges, über 100 Fuß hohes Felſenthot as 
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Ungeachtet der bergigen Beichaffenheit if der vorzugsweiſe lehmige, oft fogar thonige, viel- 
fah auf einem Untergrunde von Kalkſtein und Mergel ruhende Boden im allgemeinen frucht— 
bar, wenigftend nicht undanfbar und bei angewandter richtiger Behandlung durchaus ergiebig. 

Die aus der hohen Lage fi ſchon ergebende reine Luft, in Verbindung mit dem Reichthum 
an frifhen Quellen und geeignetem Trinkwaſſer erzeugen ein gejundes Klima, ſodaß anſteckende 
Seuchen entweder gar nicht oder doch höchſt jelten vorfommen. 

Die Haupterzeugniffe des Landes beftehen in Getreide und Vieh, deffen (nämlich des legtern) 
Anzucht ſowol dur ausgedehnte Waldhuden ald auch insbefondere durch forgfältigen Wieſen-, 
beziehungsweiſe Weidebau vermittelft des Reichthums der vorhandenen Gewäſſer begünſtigt 
wird. Außerdem liefern die vorzugsmeife aus Buchen- und Eichen: und nur ſehr vereinzelt aus 
Nadelbölzern beſtehenden Waldungen treffliches Brenn: und Bauholz. Das Brennholz reicht 
veflenungeachtet noch nicht einmal zum eigenen Bebarfe aus und werben nebenbei große Men- 
gen eingeführter Steinfohlen zur Feuerung verbraudt. Die Gebirge liefern vorzüglich Kalk: 
Rein (gebrannt als Mörtel dienend) und Sandfleine zu Quadern für Bauten und für allerlei 
andere Zwecke. 

Eigentliche Foſſilien haben ji bis dahin außer ganz unbedeutenden Lagern von bitumind- 
ſem Schiefer nicht gefunden, indbejondere auch feine Steinkohlen, ſodaß wirklicher Bergbau gar 
nicht yerbanden ift. Dagegen befigt das Land eine ergiebige Saline zu Uffeln, welche Salz über 
das eigene Bebürfniß hinaus probueirt, fowie auch mehrere Mineralquellen, namentlich ſchwe—⸗ 
felhaltige und Eohlenfaured Gas ausftrömende im Badeorte Meinberg. 

Die an der früher erwähnten Heidegegend, der fogenannten Senne, belegenen Ortfchaften 
treiben ziemlich einträgliche Bienenzucht. 

Ein Pferbegeflüt wird auf dem fürfllichen Sagdichloffe zu Lopshorn unterhalten, von wo bie 
Stutm mit ihren Füllen ganz frei im Walde meilenweit ſich zerftireuen, den Sommer über oft 
in Geielljhaft des ziemlich zahlreichen Hochwildes draußen bleiben und jich erft wieder im Win- 
ter von jelbft nach dem befannten Fütterungöplage zurüdziehen. Died Geftüt lieferte die be- 
rübmten Sennerpferde, wovon vordem viele edle Thiere oft für hohen Preis weithin außer 
Landes abgejegt und verfauft wurden. 

Neuerdings hat diefer Verkauf jehr abgenommen, beinahe faft ganz aufgehört, wie denn 
überhaupt das Land im allgemeinen eine Pferde ausführt, fondern felbige in ziemlicher Menge 
aus Dänemark und Oldenburg im Handel bezieht und fogar gegenwärtig durch jene däniſche 
en oldenburgifche Raffe anftatt der eigenen Senner den Schlag der Aderpferbe zu verbeflern 

übt if. 

Bis vor etwa 30 Jahren gab der Flachsbau, die Garn: und Leinwandbereitung einen 
Hauptnahrungszweig für die unbemitteltere nicht Aderbau treibende Bevölferung des Landes 
ab, und der unter vem Namen Bielefelder Keinen (vorzugsmeife lippefches Fabrikat) weit und 
breit berühmte Stoff machte einen erheblichen Artikel felbft des überfeeifchen Handels aus. 

Späterhin haben aber die in fremden Welttheilen mehr beliebten Baummollftoffe, noch 
mehr aber die wohlfeiler ald Handgefpinfte herzuftellenden Mafhinengarne, Linnen und Drell 
das Geihäft fo in’ Verfall gebracht, daß es die Arbeit nicht mehr lohnte, daher denn die 
Induftrie in Beziehung auf die Ausfuhr ganz auferordentlid vermindert, ja an vielen Orten 
welnur auf den eigenen Bedarf befchränft if. 

Die Bewohner, circa 108000 an der Zahl, melde fih mit Ausnahme von etwa 3000 Lu: 
theranern, 400 Katholiken und 2000 Juden zur reformirten Confeſſion bekennen, wohnen in 
7 Städten, 5 Bleden und gegen 100 Dorf: oder Bauernfhaften. Die beiden größern Stäbte, 
Detmold und Lemgo, haben etwa 4— 6000, bie fünf übrigen, Rage, Blomberg, Horn, Uflen 
und Barntrup durchſchnittlich gegen 2000, alle zufammen alfo etwa 20000 Einmohner. 

Rechnet man von dem Gefanmtflähengehalte zu 21 Duadratmeilen etwa zwei Sieben: 
tel ab, welche mit Wald bedeckt iind, fo fommt auf jede der 15 übrig bleibenden Quadrat⸗ 
meilen einfchließlih ver Sand: und Heideflächen in der Senne eine Einwohnerzahl von über 
7000 Seelen. 

Der geringe Umfang des Landes vermag für fo viel Menſchen ven nöthigen Bedarf an 
Lebensmitteln nicht hervorzubringen und ift fremde Einfuhr erforderlih. Erwägt man nun 
ferner, daß die Ausfuhren im wefentlichen auf Eichenbauholz, allerlei Thierhäute, Wolle, eini: 
zes Vieh, ald Schafe und junge Schweine zum Mäſten (denn das fette Vieh reiht höchſtens 
zum eigenen Bedarf aus), ſich beſchränken, aud Fabriken und Gewerbe für fremden Abjag von 
erheblicher Bedeutung nicht exiftiren, fo könnte es im höchſten Grade räthſelhaft erſcheinen, mie 
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die Bilanz zwifhen Einnahme und Ausfuhr ausgegligen wird, da Lippe allein über 108000 
Thlr. aus dem Zollverein ald Antheil von den Berbraudäftenern jährlich bezieht, 

Diefes Räthſel Löft ih durch eine Erſcheinung, wie fie im gleichen Umfange wol in keinem 
deutſchen oder gar europäifhen Staate beftebt. ı 

Mit dem erften Lerchenfhlage des Frühlings verlaflen gegen 10 — 15000 Arbeiter im 
Alter von 16 bis über 60 Jahre hinauf ihre Heimat, un auswärts Verdienſt aufzuſuchen 
Scharenweife, meift in blauen Blufen mit einem ſchweren, ihre nothdürftigſten Kleidungsftüd: 
fowie einige Mundvorräthe an Sped und Fleiſch bergenden Schnapfad auf dem Rüden, fie: 
man fie ihren Beftimmungsorten Holland, Oftfriedland, den Wefer- und Elbnieverungen, Han: 
nover, Holftein und Preußen zueilen, ja felbft in Dänemark hinein nad Jütland und neuer 
dings fogar Über den Sund hinaus bis Schweden ihre Wanderungen ausdehnen. 

Ihre Beihäftigungen find Torfftehen, Grasmähen, Mauern, vorzugöweiſe aber die Anfer: 
tigung von Ziegelwaaren, worin fie fi wegen ihrer Geſchicklichkeit und Ausdauer einen wr- 
dienten Ruf erworben haben, ſodaß jie weit und breit hin gefucht find. Vom erſten Oraum 
des Tages bis zu anbrechender Dunkelheit unterziehen fie ſich mit unverdroffenem Fleiße, id 
nur eine kurze Raft zum Effen und Ausruhen gönnend, der ſchwerſten Arbeit, um einen an 
fehnlichen Tagedgewinn zu erübrigen. 

Die Bereitung der einfachften Nahrungsmittel, meiftend nur aus Hülſenfrüchten und Spt 
beftehend, wird auf gemeinfame Koften von den jüngften Mitglieve der Gefellfhaft, dem ie: 
genannten Ziegeljungen, beforgt. Oft erft im Spätherbft kehren dieje Zugvögel nad dm 
häuslichen Herde zu ihren Familien, melde mit Beihülfe inzwifchen gefandter Unterftügungen 
von dem Verbienfte ver grauen und Kinder bis dahin fich unterhalten müffen, zurück, um mitder 
heimgebrachten Ausbeute den nur wenig Belegenheit zum Erwerbe bietenden Winter zu fifen. 

Durchſchnittlich mag jeder Arbeiter immerhin einen Betrag von 50 Thlrn. erübrigen, mr; 
durch denn im ganzen die beträchtliche Summe von 500— 750000 Thlrn. baaren Gelbed in! 
Land gebracht und fo das Gleichgewicht zwiſchen ver Ausgabe für fremde Zufubren, name! 
lich Golonialwaaren, hergeftellt wird. j 

Diefer fo äußerft wichtige Erwerbszweig erfreut ſich übrigens auch einiger flaaklider Bir: 
forge, indem regierungsfeitig vier Beamte angeftelit find, welde in dem einem jeden brfondeit 
angewiefenen Diftriete die einlaufenden Beftellungen entgegennehmen, die Verträge mit den 
‘ Arbeitgebern vermitteln, die Einhaltung der beiverfeitig übernonmenen Verpflihtungen über: 
wachen und entftandene Streitigkeiten mittel® fahverfländiger Schiedamänner ohne gerichliche 
Procedur zu ſchlichten fuchen, endlich auch nebenbei die Geldſendungen der Arbeiter an ihre 
Familien in der Heimat beforgen. Früher führten fie deshalb den Namen Ziegelboten, I 
aber Ziegelagenten. 

Zu tadeln ift bei diefer fonft löblichen, mit bebeutendem Einkommen für die betreftem 
Beamten verbundenen Einrichtung, daß die Bewohner des Landes anderfeitig gezwung? Ai, 
dem Agenten die beftimmte Taxe auch felbft dann zu zahlen, wenn fie fich der Vermittelatg wi: 
ſelben nicht bedienen, vielmehr auf eigene Hand jih Arbeit verſchaffen, wodurch denn ber Mi 
lichen Freiheit ein unpaffender und unnöthiger Zwang angethan, gleichſam ein neues Pant 
recht gefhaffen wird. 

Mitunter erwerben fich diefe, früher gewöhnlich Hollands- oder Frieslandsgänger, jet abe 
meift Ziegler genannten Wanberarbeiter, beſonders wenn fie ald Meifter oder Unterneber 
Gewandtheit und Einſicht befigen, erhebliches Vermögen. In der Hegel wird aber der mühfas 
im Sommer erſparte Verdienſt im Winter von der Familie wieder aufgezehrt, ſodaß — 
niſſe für das gebrechliche Alter wenig vorkommen und ſich die Ältern auf die Unterſtützung ihm 
mühſam auferzogenen Kinder verlaſſen müſſen. 

Es iſt auffallend, daß ſich dieſe Arbeiterauswanderung ziemlich auf den Umkreis des dur 
ſtenthums beſchränkt und in den umgebenden Nachbarſtaaten, namentlich bei der katholiſte 
Bevölkerung des frühern Bisthums Paderborn, nicht angetroffen wird. Es erklärt fd de 
Erſcheinung eineötheils aus der allgemein menfhlihen Neigung, die Gewohnheit oder K 
ſchaͤftigung ver Ältern fortzufegen, anderntheils aus den bezüglich des Grundbeſitzes beſteben 
den Einrichtungen. 

Abgeſehen von den fleben Städten mit ihren allerdings viele tauſend Scheffelſaaten #° 
baltenven (auch wertvolle Forſten in fih begreifenden) Feldmarken oder Gebieten, In wi 
völlig freie Verfügung und Theilbarkeit des Eigenthums berrfcht, ift nämlich ver übrigend 
aller Reibeigenfhaft und Gutshdrigfeit befreite eigenthümliche ländliche Grundbefitz (iebed 
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eirca 30 theilmweife in bürgerlichen Händen befindliche fogenannte Nittergüter und etwa ein 
Dugend herrſchaftlicher Meiereien abgerechnet) dem fogenannten Golonatsrechte unterworfen, 
wonach bie Theilbarfeit der Güter im Grundfage ausgeſchloſſen wird, ver ältefte Sohn oder, in 
Grmangelung folder, die ältefte Toter das ganze älterlihe Gut mit allen Zubehörungen er: 
erbt, und den übrigen Gefchwiftern nur eine höchſt unbeveutende, meiftens zu dem Werthe des 
Hofes in gar feinem Verhältniffe ftehende Abfindung in Geld und Naturalien bei der Verhei— 
rathung zu gewähren verpflichtet ifl. 

Nach diefer aus der Outäherrlichkeit, beziehungsweise Leibeigenſchaft, herrührenden, leider 
trog der völlig umgeftalteten Zeitverhältmiffe unverändert beibehaltenen Beſchränkung belaufen 
ih die Abfindungen (die fogenannten Brautſchätze) eines Hofes im Werthe von 20—30000 
Ahlen. und darüber Höhftens gegen 3 —400 Thlr. 

Bei der Geſchloſſenheit der Höfe find die nachgeborenen Kinder nun genöthigt zu dienen 
oder in den Einliegerſtand überzutreten, d. h. Miethlinge zu werden, und da ihre geringe Ab: 
findung fie zum Betriebe eines andern Gewerbes nicht in ven Stand fegt, mit Handarbeit ihren 
Unterhalt zu verdienen, der jie denn meiftens ald Ziegler in das Ausland führt. So ift ſehr oft 
der eine Bruder ein wohlhäbiger reicher Bauer oder Hofbefiger, während feine Gejchwifter 
mühfam nach dem täglichen Brote ringen. Das Los diefer Ziegler ift meiftend ein trauriges; 
Entbehrungen und übergroße Anftrengungen, welche ihnen von Jugend auf eine geiftige 
Ausbildung und damit die Mittel eines erleichterten Erwerbs nicht geftatten, reiben oftmals ihre 
GefundHeit frühzeitig auf, ſodaß fie fpäterhin den Armenmitteln zur Laft fallen. 

88 trifft Die Regierung ein ſchwerer Vorwurf, daß fie feither fo wenig Eifer bewiejen hat, 
jene Überbleibfel früherer Barbarei, wodurch die Bauerhöfe gewiffermaßen ald Baronien oder 
Fideicommiffe daftehen, zeitgemäß zu regeln, mwenigftend (maß ein Leichted geweſen wäre) die 
ganz unnöthigen Beſchränkungen aufzuheben, wodurch die Golonatöbefiger förmlich behindert 

werben, den Anforderungen ber Gerechtigkeit ihren Kindern gegenüber zu entjprehen. Denn 
nad dem beftehenden Buchſtaben der Gefege ift vem Bauer weder geftattet, ohne vorherige Zu: 
fimmung der Landeöregierung fein Gut jelbft auch nicht im ganzen zu veräußern, noch aud 
die Abfindungen über die Polizeiordnung von 1620 hinaus zu erhöhen, oder Vereinbarungen 
mit dem Anerben über eine Geldtheilung an feine Geſchwiſter rechtsgültig zu Ripuliren. Sollen 
die andern Kinder über das elende Maß der Brautfhagquote hinaus bedacht werben, jo kann 
dies gewwiffermaßen nur mit Umgehung der Geſetze zu Stande gebracht werben. 

Bei dem Mangel gewerblidger Unternehmungen ift die Vermehrung der Klaſſe der Bejig: 
loſen oder Einlieger, welde außerhalb ver Heimat ihre Nahrung, den Bienen vergleihbar, ſich 
mühlam herbeiholen, unausbleiblid und gibt zu einer großen Galanıität Befürdtung, ſobald 
jener Erwerb einmal dur irgendwelche Ereignifle ind Stoden geräth, weshalb auf baldige 
Änderung biefes großen Misftandes vor allem andern ernftlich Bedacht genommen werden muß. 

Das Fürſtenthum Lippe: Detmold bildet mit Büdeburg und Walde die 16. Curie im 
Engern Bundesrathe. Die fieben Städte des Landes Haben ihre eigene Verwaltung und Ge— 
richtsbarkeit, deren Ausübung durch die im Jahre 1842 eingeführte Städteordnung zweckmäßig 
geregelt it. Die Grundzüge derfelben find der gleihartigen trefflihen Schöpfung des preußi: 
ſchen Minifterd v. Stein aus den Zeiten der Befreiungsfriege entlehnt, und ſie hat ſich durch 
die feitherige zwanzigjährige Erfahrung bereitd aufs vollſtändigſte bewährt. 

Nah ihren Beftimmungen wählen die gefanımten Bürger ohne Unterfchied ihrer Anſäſſig- 
keit oder ihres Vermögens 12—18 Stabtverorbnete nebft einer gleichen Anzahl Stellvertreter, 
welde zujfammen wiederum den aus dem Bürgermeifter und 4— 5 Beijigern beftehenden 
Magiftrat ernennen. Leßterer ift die vollziehenve, dad Stabtverorpnetencollegium gemifler: 
maßen die gejeggebende und controlivende Behörbe, ohne deren Bewilligung feine Gelder ver: 

audgabt werden dürfen. Die meiften irgend wichtigen Angelegenheiten werben in gemeinjamen 
Sigungen beider Eollegien erlevigt. 

Außer der Bermaltung ded Vermögens üben die Städte au ihre Polizei durch den Vor— 
figenden des Magiftrats aus. 

Die Rechtspflege ift von der Verwaltung getrennt und wird von einem vom Magiftrat 
unabhängigen, blos ben Obergerichten und der Regierung untergeorbneten Stadtrichter oder 
Syndikus nebft zwei Gerihtöfhöffen und dem fonft nöthigen Hülfsperfonal verfehen. Der: 
jelbe bezieht einen firen Gehalt aus der Stadtkaſſe, ift lebenslänglih angeftellt und unter: 
ſcheidet fich von andern Staatsdienern lediglich Dadurch, daß er unter Vorbehalt landesherrlicher 
Berkätigung vom Magiftrats- und Stabtverorbnietencollegium aus den zum Richteramte befähig- 


536 Lippe: Detmold 


ten Rechtöbefliffenen erwählt wird. Eine derartige Einrichtung Hat feinen einzigen ver übrigens 
mit der Patrimonialgerichtöbarkeit verbundenen Nachtheile, iſt vielmehr infofern nad Anı: 
logie der englifhen Friedensgerichte empfehlungswerth, als die Erwählung feitend ver bein 
fenden Gemeinde das gegenfeitige Vertrauen, diefed Haupterforberniß jeder richterlichen Stk 
fung, ſichert, welchem Gefichtöpunfte in ven Verfaflungen ver meiften deutſchen Staaten ling 
nicht die gebührende Rechnung getragen fein dürfte. 

Das übrige platte Rand zerfällt in 13 Bezirke oder Ämter, deren Verwaltung, Redıt 
pflege, Polizei nad) allen Beziehungen ungetrennt von je einem rechtskundigen Beamten unter 
dem Titel Amtmann oder Amtsrath unter Beihülfe eines gleichfalls redhtöfundigen Ava | 
oder Affeffors fowie eined Rendanten ausgeübt wird. 

Die Ernennung diejer ſämmtlichen Beamten erfolgt ohne irgendwelche Beteiligung ir 
Bevölkerung vom Landesherrn. | 

Die Vorfteher ver in den Verwaltungsbezirken belegenen Dorfſchaften in Gemeinfgaft mi 
den Befigern der wenigen Rittergüter bilden unter Borfig ded Beamten den jogenannten Anik 
gemeinderath, dem über manderlei allgemeine Angelegenheiten, namentlich den Bau ver ie 
genannten Gommunalwege im Gegenfage von den Landſtraßen, ſowie über das Armen: un 

fonomiewefen eine jedoch durch vielfache Höhere Genehmigung befchränkte Beratung und ke 
ſchlußfaſſung zufteht. \ | 

Diefe Einrihtung in Verbindung mit den nähern Beftimmungen über die Heimat: 
hältniſſe und über das Niederlaſſungsrecht ift ebenfalls durch ein Gefeg vom Jahre 18421 
Leben gerufen und jedenfalls der Keim einer allmählihen Selbftentmidelung der linke 
Bevölkerung darin nicht zu verfennen. 

Über den genannten ſtädtiſchen und ländlichen Behörden fteht die aus einem Präfbeit 
und drei bis vier Räthen, nebft dem nöthigen Hülfsperfonal, gebildete „Regierung“, 
welche bis zum Jahre 1853 der jedesmalige Landesherr die gefammte oberfte Stuatägrmil, 
abgefehen von der Selbfländigfeit der Nechtöpflege, ausüben ließ. Seit 1853, etwa jmeideht 
nad dem Regierungsantritt des jegigen Fürſten, ift aber, wie ſich bereits leiber heraudgeiel! 
hat nicht zum Wohle des Landes, ein nur aus einem Minifter beftehendes Gabind tn; 
gerichtet, und dadurch das Regierungscollegium, dem die frühern Landesherren sitineigmt 
Verſon zu präfldiren oder doch beizumohnen pflegten, zu einer Mittelbehörbe herabgrüdt 

Kür einzelne Zweige ver Landeöverwaltung, als namentlih für ven Wegebau, ba atr 
einalwefen, Ablöfungsfahen u. ſ. w. beftehen befondere Abtheilungen unter Leitung J 
Regierungsmitgliedes, dem noch die nöthigen Fachbeamten beigegeben ſind. 

Das noch ungetrennte landesherrliche Haus: und Staatsvermögen wird von einen au 
einem Director und mehreren Räthen zuſammengeſetzten Collegium, der jogenannten 
fammer, verwaltet, von welcher neuerdings das Forſtweſen als eine felbftändige Behörhe ui 
der Benennung Forſtdirection, mit einem Forftmeifter an ver Spige, abgezweigt if, 
früher der Korftmeifter nur ald Mitglied fürftlicher Rentfammer, dem die befondett u 
über die Forſten oblag, fungirte. Die Rechtspflege in den höhern Inftanzen wird duth 
eoncurrirende Obergerichte, das Hofgericht und die Juftizkanzlei, ausgeübt. Diele WR | 
ift aber eigentlich nur eine nominelfe, weil drei Mitglieder der aus einem Director jew 
bis fünf Räthen oder Affefforen beftehenven Juſtizkanzlei auch das Hofgericht formiren. * 
infofern beſteht einiger Unterſchied, als wichtigere Sachen im ſogenannten General-got® 
verhandelt werden, mo das gewöhnliche Perſonal durch Hinzutritt eines Mitgliedes der Re 
rung, eines büdeburgifchen Commiſſars, ſowie zweier rechtöfundigen Deputirten des Lantt 
vermehrt wird. B 

Bon den Entjheidungen der Ämter und Stadtgerichte als der erften Inftanz für ale m" 
fommenden bürgerlichen Reätöftreitigkeiten wird an die Obergerichte appellirt, und von? 
wieberum an dad vor wenigen Jahren dur Staatöverträge ala höchfte und dritte Inflan 
ftituirte königliche Oberappellationdgericht zu elle, wohin jedoch nur Gegenftände im Be 
von 400 Thlrn. und darüber gebracht werben fönnen. Für geringere Sachen bilden die beide 
Obergerichte zugleich die zweite und dritte, für Schriftſäſſige, namentlich die Vefiger der Kite 
güter fomie das fürftlihe Domanium, auch die erfte Inftanz. Daneben ift aber, wad in eint® 
Kleinen Staate zur Wahrung ded Vertrauens in der Nechtöpflege ſehr weſentlich beiträgt, M| 
Verſchickung der Acten oder die Einholung eines Urtheils bei den Sprucheollegien der Un“ 
fitäten an Stelle der Obergerihte (mit Ausnahme der fogenannten Bagatellfacen Bit 1° 
Werthe von 50 Thlen.) in allen bedeutenden Streitfachen, felbft auch in Sirafſachen, gef 
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Die Strafrehtöpflege wird gleichfalls von den Mitgliedern des Obergerichtö, welche zu 
einem Griminalgericht zufammentreten, beforgt. Den Untergerichten fteht in allen Strafſachen 
der erfie Angriff, beziehungsweiſe die Vorunterfuhung, bei ven Vergehen, welche mit feiner 
längern ald einjährigen Kreiheitöftrafe bedroht find, die ganze Unterſuchung zu, ſodaß die Ver- 
Handlungen nur and Griminalgericht zur Källung des Urtheils eingefandt werden. 

Die Ahndung der fleinern Vergehen, namentlich aud der Polizeiübertretungen bis zu 
14 Tagen Gefängniß oder 25 Thlrn. Geloftrafe, ift vorbehaltlich ver Berufung an die Obergerichte 
den Untergerichten übermiefen. x 

In bürgerlichen Streitigkeiten gilt das römiſche und beziehungsweiſe veutjche Privatrecht, 
nebft den in 12 Bänden Landesverordnungen enthaltenen Particularrechten; für Straffaden 
iſt dagegen das im Jahre 1842 eingeführte braunſchweigiſche Criminalgeſetzbuch maßgebend. 

Mannichfachen Proceßgebrechen ift durch eine vor etwa drei Jahren publicirte Verordnung 
über das Verfahren in bürgerlichen und Strafproceßſachen abgeholfen, namentlich ver frühere 
gemeindeutjche fchleppende Gang durch ein ſtrengeres Gontumacial- und Bagatellverfahren 
nad preußiſchem Borbilde abgekürzt, auch durch Zulaffung der früher nur ganz ausnahmsweife 
hei den Amtern gebuldeten Rechtsanwalte eine forgfältigere Behandlung gefichert. 

Sämmtliche Notariatögefchäfte, ferner alle Handlungen der fogenannten freiwilligen Ge: 
rihtebarfeit, namentlich aud) die Vormundſchaftsſachen, das Kataſter- ſowie das Hypotheken⸗ 
weien, gehören ausſchließlich zum Gefchäftskreife der Stadtgerichte und Ämter. 

Der geſammten Rechtspflege liegt übrigens das fchriftliche Verfahren zum Grunde und fehlen 
zur Zeit noch ebenfowol ffentlichkeit und Mündlichkeit als Anklageproce und Schwurgeridte. 

An der Spige ber firhlichen Angelegenheiten fteht ein unter dem Vorſitze eined Regierungs: 
mitgliebed aus brei bis vier geiftlichen Räthen gebildetes Gonfiftorium, welches zugleich auch die 

Säulangelegenpeiten leitet. 

Durd die neuerlide Unterordnung des Conſiſtoriums unter ven Gabinetöminifter ift die 

im Weſen des Proteftantismus liegende Selbftbeftimmung der Grmeinden bedenklich gefährdet, 
weil ihnen dadurch ganz einfeitig von oben herab nicht allein oftmals Prebiger ganz entgegen- 
gefegter religiöfer Richtung beftellt, fondern auch felbft Religionsbücher ohne vorher eingeholte 
Zufimmung eingeführt find, worüber großer Unwille und Gärung im Lande herrfät. 

Das Eonjiftorium ift auch die zuftändige Behörde für fämmtliche Geiftliche in Rechtsange— 
legenbeiten , ſowie die erfte Inftanz in Ehe: und Verlösnißftreitigfeiten. 

Das Schulweſen im Lande zeichnet fi vor vielen andern Staaten aus und verbanft ſolches 

vor zugsweiſe der Fürſtin Panline. 

Im Jahre 1850 kam ein aus dem Geiſte ver deutſchen Grundrechte hervorgegangenes, im 
weſentlichen noch jet beſtehendes, wenngleich noch nicht vollftändig ausgeführtes Schulgejeg 
zu Stande, wodurch die Schule der Kirche entzogen und zunächft von der Gemeinde unter Ober: 
aufficht und Leitung des Staats verwaltet wird. 

In dem von der Gemeinde erwählten Schulvorftand ift der Geiftliche des Kirchſprengels 
jwar fländiges Mitglied, hat jedoch nur Eine Stimme. Der Oberſchulbehörde fteht bei Be: 
fegungen ber Vorſchlag von drei geeigneten Bewerbern, der Gemeinde fodann die Wahl zu. 
Die geringfte Lehrerftelle auf den Dörfern muß außer freier Wohnung nebft Garten 150 Thlr., 
die Beſoldung eines Nebenlehrers 110 Thlr. betragen, wofür nöthigenfalld aus Staatsmitteln 
Gewähr geleiftet wird, 

Die Lehrer haben die Rechte der Staatödiener und fönnen nidt ohne Urtheil und Recht 
ihrer Stellen entjegt werben. 

Die Staatöviener find durch das Staatödienfigefeg vom Jahre 1850, welches ihre dienft- 
lien Berpflitungen fowie ihr Einkommen regelt, in angemeflener Weife gefihert und ift 
namentlich die ſchon früher beftandene Unabhängigkeit der Richter, deren Benadtheiligung im 
Disciplinarmwege ohne gegründete Urſache mannichfache Schwierigkeiten darbietet, im allge= 
meinen genügend gejhügt. 

Außer den gewöhnlichen Volksſchulen beftehen zwei Gymnaſien in-Detmold und Lemgo, 
fowie in den Städten Blomberg, Uflen, Horn und Lage fogenannte Rectorfhulen, wo von 
tinem Kandidaten neben den allgemeinern Wiffenfchaften auch Unterricht in alten und neuern 
Sprachen ertheilt wird. 

Die Bolfsfhullehrer werben in einem zu Detmold unterhaltenen Seminar ausgebildet. 

Seit Anfang der vierziger Jahre iſt außerorbentlich viel für die Herftellung guter Landſtraßen 
geſchehen, deren Anlegungs- und Unterhaltungäfoften ſich jährlich auf viele Taufende belaufen. 
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Die meiften irgend erheblichen Ortſchaften find dur bequeme Wege verbunden, wodurch 

fich der Verkehr ſowie auch die Landwirthſchaft, ingleihen der Werth der Grundgüter, ungemein 

efteigert hat. 

er Das Land erfreut ſich nebenher vieler wohlthätiger und nügliher Anftalten, unter denen 
namentlich die Induftriefhulen zur Anfertigung weiblicher Handarbeiten in den meiften Ort: 
haften, in denen eine Schule befteht, ferner die Irrenanftalt zu Brake, das Strafwerkhaue und 
die Landesftrafanftalt, ſowie dad Landfranfenhaus zu Detmold, die Legge-Anftalt zu Lemge 
die Hagel: und Yeuerverfiherungsanftalt für Gebäude, auch allgemeine Brandfaffe genannt, 
die Sparkaffegefellihaften in den meiften Städten des Landes, endlich die fürftliche Landes: 
ſparkaſſe fowie die Unterflügungäfafle und bie Leihefaffe zu Detmold hervorzuheben find. Die 
legtere, ſchon in der legten Hälfte des vorigen Jahrhunderts gegründet, verbient befondere Er: 
wähnung, weil fie nicht allein Gelegenheit zur fihern Unterbringung von Geldern in den da- 
maligen ftürmifchen und unfichern Zeiten, ſondern auch allen nicht ganz überfchuldeten Eigen: 
thümern von Liegenfhaften Credit und die Möglichkeit eröffnete, in jährlichen Abträgen das 
Kapital allmählich zu tilgen. Sie bot dem Handwerker die Wohlthat der Borfhußvereine und 
bewahrte ven bebrängten Landmann davor, Wucherern in die Hände zu fallen. 

Es läßt ſich nicht verfennen, daß feit Anfang dieſes Jahrhunderts unter weifen Herrjdern 
für die Beförderung der materiellen Wohlfahrt lobenswerth geforgt ift, weshalb das Kleine 
Gebiet in diefer Hinſicht einen Bergleih mit umfangsreihern Staaten nicht zu ſcheuen brauchte. 
Beſonders war das Streben darauf gerichtet, den Grundbeſitz von allen hemmenden Feſſeln zu 
befreien, wie ſolches namentlih durd das Zehnt:, Dienft: und Kornablöfungsgefeg von 
Jahre 1837 jowie dad Huveablöfungs- und Gemeindetheilungsgefeg mit Erfolg geſchehen ift. 
Die Landwirthſchaft hat ſich dadurch merklich gehoben und der früher belaftete und bedrückte 
Bauer ift zum wohlhabenden reihen Manne geworben. 

Andererfeitö laſſen fi aber au große Misftände, welche in dem patriarhalifchen Weien 
fleiner Staaten liegen, nicht verſchweigen und fann nur die lebhafte Wechſelwirkung mit den 
fortgefhrittenen Zufländen größerer Ränder die Lebensfähigkeit jener erhalten. 

Die im Wege der Detroyirung im Jahre 1853 wiederbergeftellte Verfaſſungsurkunde 
vom Jahre 1836 verdient kaum den Namen einer Nepräfentativverfaflung und findet in ber 
Art, wie fie von den Minifterien Fifher und v. Oheimb gehandhabt worden, mol faum 
ihresgleichen. 

Nach der ebenerwähnten Verfaſſungsurkunde beſtehen die Landſtände aus den Abgeord— 
neten der Beſitzer von 28 adelichen landtagsfähigen Rittergütern, der ſogenannten Ritterſchaft, 
ferner der 7 Städte und der bäuerlichen Grundbeſitzer. Eine jede dieſer drei Klaſſen ſendet 
fieben Abgeorbnete in ven Landtag. 

Die Ritterfchaft ernennt ſolche ganz nach ihrem Belieben; in einer jeden der fieben Ghäße 
geihieht die Wahl durd das Magiftratd: und Stabtverorbnetencollegium, welchen eine gleiche 
Anzahl Bürger nad Ermeſſen des Magiftratd cooptirt wird, unter Leitung eines Tandesherlihen 
Eommifjard ; das flache Land ift in fieben Bezirke getheilt, veren Bauerfhaften in eine 
ſammlung von den betreffenden Ämtern unter Vorſitz des älteften Beamten eine beftimmte An- 
zahl Wahlmänner ohne nähere Beſtimmung über die Art und Weife ver Abftimmung ernennen 

Nach erfolgter Bejtätigung diefer Wahlmänner mitteld einer vom Landeöheren ausgeflellen 
Urkunde geihieht dann von ihnen am Wohnfige des älteften Beamten unter deſſen An 
die Wahl des Abgeorpneten felbft. Die Wahl gilt auf die Dauer von ſechs Jahren und IHM 
Freiheit der Wähler außerordentlich dadurch befhränft, daß ein Abgeorbneter ber Stäbte (des 
mit Ausnahme des Bürgermeifterd oder Stadtſyndikus) einen bürgerlihen Grunbbeiig 
Werthe zu 3000 Thlen., auf dem platten Lande ein fhuldenfreies Golonat im gleichen 
bejigen muß, mit andern Worten können die Städte nur einen wohlhabenden anfäfjigen Bir 
ger, die Bauern nur einen vermögenden Bauer aborbnen, wofür außerdem noch in 
30 Jahren und die Fähigkeit, feine Gedanken fchriftlich auszudrüden, erfordert wird. 

Der Landtag bejorgt feine Gefhäfte dur den fogenannten Landfondifus und foll für ge 
wöhnlic alle zwei Jahre zufanımenberufen werben. 

Die jieben Abgeoroneten der fogenannten Ritterfhaft, deren Borfigender zugleich au Dur 
Rändige Präſidium des gefammten Landtags führt, bilden eine befondere, und zwar bie erfie 
Curie für ji, gegenüber der aus den 14 bürgerlichen und bäuerlichen Abgeoruneten beftebenden 
zweiten Curie. 


Nur die Auferlegung neuer Steuern ift von der ausdrücklichen Zuftimmung der Lanbiländr 
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mittels Abftimmung in gemeinfamer Sigung beider Curien abhängig gemacht; in Fällen, wo 
dad Staatsbedürfniß unauffhieblihe Eile hat, und in Betreff ver Fortdauer der biäherigen 
Steuern nah Maßgabe des Bundedbejchluffes vom 28. Juni 1832 den Ständen dagegen nur 
ein jus monendi (dad Recht der Erinnerung), endlich hinſichtlich aller ſonſtigen Negierungs: 
vorlagen nur die Abgabe eined wohlerwogenen Gutachtens eingeräumt; nebenbei jedoch auch die 
Befugniß, über Gegenftände der Landeswohlfahrt Vorſchläge zu machen oder Beſchwerde zu 
führen, zugeflanden ; endlich auch die aud dem pactum unionis, dem fogenannten pactum tuto- 
rium, fowie der Hofgerichtsordnung von 1562 herzuleitende Rechtszuſtändigkeit vorbehalten. 

Bis zum Jahre 1856 war nämlich Feine eigentliche fchriftliche Urkunde über das zwiſchen 
Landeöherr und Ständen geltende Rechtsverhältniß vorhanden. Es beruhte faft alles auf Her: 
fommen, welchem vorzugäweife dad pactum unionis Simon’s Il, vom Jahre 1368 (gewiffer: 
maßen die erfte lippeſche Charta), wonad die Theilung der Grafihaft unterfagt, und das 
paclum tutorium, wonad den Ständen die Mitwirkung bei Beftellung einer vormundſchaft— 
ligen Randesverwaltung eingeräumt war, ald Grundlagen dienten. 

Die Stände haben ihrerfeits von alters her dad Zuſtimmungsrecht zu allen, die Wohlfahrt 
der Unterthanen berührenden landesherrlihen Erlaflen, das fogenannte votum negativum in 
Aniprug genommen, und ift jenes wejentliche Merkmal aller wirflihen Verfaſſungsmäßigkeit 
bei dem Widerſpruche der Regierung noch heutigen Tages Gegenftand eined proceffualifchen 
Bundesverfahrens. Die Verhandlungen find der Öffentlichkeit entzogen, und die Bevölkerung 
erhält gewöhnlich erft nach Jahr und Tag aus einer kurzen Zufammenftellung des Landfun: 
difus amtliche Kenntniß von der Wirkſamkeit feiner Vertreter. 

Die große Mangelhaftigkeit des Wahlgefeges, wodurch alle Nichteigenthümer, namentlich 

au die vielen taufend Ziegelarbeiter von jeglicher Berheiligung ausgeſchloſſen find, auch außer 
Acht gelaffen, fo wird der Werth ver Verfaffung noch dadurch völlig in Frage geſtellt, daß die 
ſieben ritterfchaftlichen Abgeordneten der erften Curie (melde nur 28 nicht einmal fehr beveu- 
tende Grundbefiger mit ihren Bamilien, alfo kaum eine Seelenzahl von 200 Berfonen repräfen: 
titen) in getrennter Gurie für fih abflimmen. Die Mehrzahl verjelben, alſo vier Mitglieder, 
wiegen den ganzen übrigen Landtag, welder die Gefammtbevölferung von über 100000 Men: 
ſchen vertritt, auf und find dadurch rechtlich im Stande, dur beharrliches Verwerfen einer 
Regierungsvorlage die Wirkfamkeit verübrigen zu hemmen, beziehungsweiſe der Staatsmaſchine 
Stillſtand zu gebieten, fofern der Landesherr in feiner ſich beigelegten autofratifhen Mactvoll: 
kommenheit fi darüber hinwegzufegen aus „höhern Staatsrückſichten“ (tie der viplomatifche 
Ausdrus heißt) nicht etwa bewogen finden follte. Die vorbemerkte Eigenthümlichkeit erinnert 
unwilküriih an den weiland polniſchen Reichstag und an die Vereitelung feiner Befchlüffe durch 
den Widerſpruch (dissens) eines einzigen Staroften. 

Die Einfünfte ded Landes mögen nahe an 400000 Thlr, betragen und werden im zwei 
Hauptfaffen der „Landrentei“ und der „Landkaſſe“ mit einer großen Menge unnöthiger, nur 
Beitläufigkeiten verurfadhender Unter: und Nebenfaflen verwaltet. 

Der ältefte urfprüngliche allgemeine öffentliche Schaf ift die „Landrenteikaſſe“, welcher bie 
fürſtliche Rentkammer vorfteht. Auf ihr ruht nad vem Teftament Simon's IV. im Jahre 1597 
„Principaliter‘ die Verpflichtung zur Beftreitung der Regierungdlaften ſowie der Suftentation 
des fürftlichen Hofes einſchließlich der apanagirten Linien. 

Sn diejelbe fliegen die Ginkünfte der Domänen, der anfehnlichen, wie früher bemerkt, faft 
zwei Siebentel des Landesflächengehalts ausmachenden Forften, der Saline, die frühern Zölle, 
die jogenannten lanbeöherrlichen Gefälle, die Gewerbefteuer, die Sportelerträgniffe ver Landes: 
geridgte und die Strafgelver. Aus ihren an 200000 Thlr. (muthmaßlich) reihenden @innahmen 

iind herkömmlich die Hofhaltung nebft Apanagen, die Unterhaltung der Domanialgrundgüter 
und die Befolvung der Staatsdiener einſchließlich der höhern Geiftlichkeit beftritten, jedoch unter 
Beihülfe eines von den Landfländen unter dem Namen Sublevationdgelver bewilligten Zu: 
ihuffes von 20— 30000 Thlrn. Die Gonfiftorial:, Forſt- und Hofgerihtöfaffe find Abzwei- 
gungen berfelben, 

Diefe wichtigfte Hälfte des Staatsvermögens wird ohne gefegliche Regelung und ohne alle 
Mitwirkung der Landſtände lediglich nad Belieben des Landesherrn von den dazu ernannten 
Beamten der Rentkammer (jet dem Gabinet untergeorbnet) gleichſam ald eine Privatſache ver: 
waltet, aud der Stand derfelben nicht veröffentlicht, ſodaß Die Bevölkerung über die Vorgänge 
in völligem Dunfel bleibt. 

In Diefer ungetheilten Gemeinichaft landesherrlicher Privat- und Staatdinterefien ohne 
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jegliche nähere Beftimmung darüber, ein wie großer Antheil einerfeitd auf die Hofhaltung un‘ 
andererfeit wieder auf die principaliter zu deckenden Regierungdlaften fällt, liegt ein Haupt 
übel, ja ein immer tiefer freffender Krebsfhaden unferer gegenwärtigen Einrichtungen. Eli 
als das weſentlichſte Hinderniß einer gebeihlichen ſtaatlichen Entwidelung zu betrachten, mm 
fie das Gewerbweſen des platten Landes, eine Hauptbedingung der Öffentlichen Wohlfahrt, ud 
die ganze Geſetzgebung, welche immer mehr oder minder mit Ausgaben verbunden iſt ober if 
wenigflend in das Finanzweſen eingreift, zu Gegenſtänden fürftlicher Privatipeculationen herab; 
würbigt, und fo die Bevölferung nach diefer Beziehung Hin in einer an die frühere keibeizn 
ſchaft lebhaft erinnernden Abhängigkeit erhält, welche indeß wegen der patriarhaliicen Min; 
der feitherigen Regenten weniger fühlbar war. 

Die fogenannte Landkaſſe ift erſt nah dem Dreifigjährigen Kriege durch die auferortuk 
lichen Kriegöfteuern entflanden, deren Erhebung von den Kaijern den größern und Klrinmik 
Territorialherren zur Aushülfe ver erihöpften Landrenten bewilligt wurden. Ihre Hauptaizl 
nahme bildete von jeher die anfangs nur außerordentliche Gontribution oder Steuer vom Orunbz 
befige. Sie wirb unter Aufſicht eines befondern Collegium, wozu zwei Ausfhupdeputirte w 
Zandflände gehören, durch einen gemeinfamen Beamten der Regierung, den Landkaſſen-Reccht 
verwaltet. Diejer darf nur Zahlungen unter Zuftimmung bed ſtändiſchen Audjhusdeputrke 
leiften. Außer der Grundfteuer zu über 30000 Thlr. und der Vermögens: und Cinfonma 
feuer (hier Klaffenfteuer genannt) zu ebenfalls etwa 30000 Thlrn. beftehen ihre gegenmirtae 
SHaupteinnahmen in den Einkünften des Zollvereind zu nahe an 130000 Xhlr. Eir va 
nad einem den Landftänden vorgelegten Anfchlage vorzugsweiſe zur Beftreitung ber Unter 
tung des Militärs, des Baues der Landftrafen, der Schul: und Medicinalangelegenheiten, mit 
zur Aushülfe der Landrenteikaſſe. 

Bon den geſammten Einnahmen beider Kaffen zu annähernd 400000 Thlen. werten m 
gefähr verwandt: 


1) für das Militär einfchließlich ver Gensdarmerie. . . . . 75000 Th. 
2) fürden Wegebaa28000⸗ 
3) für Schulen und Bildungsanftalten . . 2 2 22000. 2500 = 
4) für Zinfen von Schulden und Apanagen . . 5000 : 


5) für Unterhaltung der Staatäbiener und fonftige Staats zwecke 50000 
Summa 225000 it. 


Der nicht nachweisbare Reft zu 175000 Thlrn. wird demnach mol durch die fürſtliche Schalt 
abforbirt. Auf Hofftant und Militär fallen alfo circa fünf Achtel, auf die übrige Satkur 
waltung nur drei Achtel der gefammten Ginnahmen. 
Die Fürftin Pauline verbraudte nur 37000 Thlr. für ihre Hofhaltung und srmit 
alles Übrige fürd Land. eg} 
Im Jahre 1848 befanden ſich gegen 80000 Thlr. Vorrath in der Kriegskaſſe, undiel® 
kaſſe war ſchuldenfrei. Jetzt ift diefelbe mit einer Schuld von 300000 Thlrn. belaftet, m | 
Schulden der Kandrenteifaffe follen ſich ſeitdem von 350000 auf 500000 Thlr., d 
150000 Thlr. vermehrt haben. | 
Obgleich ſich die Landkaſſe rücjichtlich ihrer Entftehung nur als eine zeitweilige SEHEN 
für außerorbentliche Kriegsbevürfniffe varftellt, fo ift doch das Beſtreben ber Regierung, # 
mentlich feit den legten 30 Jahren, ſichtlich darauf gerichtet gewefen, ſie zur Haunptfafl pr 
hen, und die Regierungslaften, welche principaliter der Kandrenteifaffe oblagen , von DER? | 
auf die Landkaſſe zu wälzen, demnach allmählich erftere gleichfam in eine bloße fürftlice Pr# 
chatoulle umzuwandeln und der regierenden Familie zum ausſchließlichen Gebraud zu teſt 
Die geſchichtliche Vergangenheit anlangend, ſo iſt die Gegend des heutigen Fürften! 
zuerft durch die Feldzüge der Nömer zur Unterjohung Germaniens unter der Regierund 
Kaiferd Auguftus befannt geworben, und wurde fie um Chriſti Geburt von dem Volloß 
der Cherusker bewohnt. Die neuern Geſchichtsforſchungen in Übereinftinnmung mit dea 
gaben des römifchen Schriftftellers Tacitus in feinen „Annalen, I, 60, ſowie mit ber Bufäe 
heit der Ortlikeit, wo auch römiſche Waffen und Münzen aufgefunden worden, laſſen fen 
gegründeten Zweifel darüber auffommen, daß die Schluhten und Anhöhen des Zeatoinf 
waldes zwiſchen den Städten Detmold und Horn (two auch der Berg Teut⸗ oder Grotenbuig i 
Standpunkt des noch unvollendeten Denfmals, liegt), fowie ferner Die daranſtoßenden — 
gen Niederungen der Senne zwiſchen den Quellen der Lippe und Ems der Schauplah I 
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find, wo unter Anführung des Arminius von den Cheruskern und andern benachbarten Volks— 
flämmen die Regionen des Varus, nachdem fie in ven Hinterhalt gelockt worven, überfallen und 
nad dreitägigem blutigen Handgemenge durch gleichzeitiges Zuſammenwirken der Elemente mit 
der unwirthlichen Gegend aufgerieben wurden. 

Der Befreier Deutfhlands foll ald Fürft ver Cherusker auf der Arminiusburg in ver Nähe 
von Schieder gemohnt haben, body fehlen hierüber jegliche fihere Anhaltepunfte. 

Die fernern Schickſale des Landes bis zum 11. Jahrhundert find meiftend in undurchdring⸗ 
liches Dunkel gehülft. Der fränkiſche Kaifer Karl ver Große, weldher ums Jahr 770 n. Ehr. 
bei feiner mehrmaligen Anweſenheit zu Paderborn den Grund zu dem-vortigen Dome legte und 
au in Lippſpringe eine Kirche erbaute, foll bei Detmold, damals Tiatmelli genannt, ven 
Herzog der Sachſen, Wittefind, in einer blutigen Schlacht befiegt und deffen Unterwerfung be- 
wirkt Haben. Daß das Land um jene Zeit dem Sachfenherzoge unterworfen gewefen, ſcheint 
hoͤchſt wahrſcheinlich. 

Der größte Theil des jetzigen Fürſtenthums führte ſpäterhin ven Namen Grafſchaft Ha— 
bolt und wurde nad dem Ausfterben der frühern Beherrſcher, welche Haholt geheißen haben 
jollen, im Anfange des 11. Jahrhunderts als herrenlofes Lehn unter den Kaifern Heinrich II. 
und Konrad II. dem Biſchof Meinwerk zu Paderborn übergeben, von weldem fie dann in ber 
Folge an das Geflecht der „edeln Herren zur Lippe‘ überging. 

Daß im 11. Jahrhundert die Grafſchaft Haholt unter ven Bifchöfen von Paderborn ftand, 
gebt unter anderm aud) aud einer Urkunde des Kaiferd Konrad II. vom Jahre 1031 hervor, wel- 
Ser zufolge die DOrtfhaften Horn und Sandebeck nebft Umgebung dem bifhöflihen Stift zu 
Baberborn geſchenkt wurde, ferner auch aus einer Urkunde des Biſchofs Heinrich von Paderborn 
vom Jahre 1039, worin diefer die befannte Feldpartie Exterftein dem Klofter Abvinghof zu 
Baberborn zur Einrichtung eines Wallfahrtsorts verkaufte. 

Der jhon eingangs erwähnte Stammvater des jegtregierenden Geſchlechts, Bernhard I., 
wurde etwa ums Jahr 1130 vom Kaifer Lothar als deſſen Kriegsoberft, und nachdem er ſich mit 
einer Baſe des Kaiſers, Betronella von Are, vermählt, mit der vielleicht Schon früher erworbenen 
Grafſchaft Haholt förmlich belehnt, und erbaute, mie bereits früher gefagt, auf einer Infel im 
Fluſſe Lippe Die Burg Lippe, feinen beftändigen Wohnſitz, alfo die gräflich lippeſche Stamm- 
burg, deren Ruinen fich bei dem lippefchen, von preußifchem Gebiete eingejchloffenen Dorfe 
Lipperode gegenwärtig noch. vorfinden. 

Es wird für den vorliegenden Zweck vollftänvig genügen, von der Reihe der fpätern lippe- 
en Regenten, welche meift ven Namen Bernhard oder Simon führten, nur diejenigen zu 
erwähnen, unter welchen Ereigniffe von Erfolg oder Bedeutung ſich zutrugen. 

Die Regenten pflegten ihr Rand nach der Lehre vom Sachenrecht wie eine liegende Erbſchaft 
unter ihre Kinder zu theilen, infolge veffen oft mehrmals zwei Brüder gleichzeitig regierten und 

verſchiedene Nebenlinien, als Lippe:Brafe, Sternberg, Schwalenberg, Spiegelberg, Pyrmont 
u. ſ. w. entflanden, welche jedoch fpäter durch Ausſterben an den jegtregierenden Hauptſtamm 
zurüdgefallen find. - 

Der zum geiftlihen Stande beſtimmte Graf Bernhard II. führte von 1146— 1220 eine 
rubmvolle Regierung und war treuer Verbündeter Heinrich's des Löwen, Herzogd von Sachſen, 
führte auch vielfache glüdliche Kriege mit ven in fein Land einfallenden benachbarten Fürften. 
Mit Erlaubnif des Kaiſers Konrad II. gründete er 1150 die Stadt Lippe, fpäter Lippftabt ge= 
nannt, etwa eine Stunde unterhalb der Burg Lippe. Im Jahre 1190 ließ er fi, obgleich von 
Krankheit geſchwächt, von feiner Gemahlin Sophia Heilwiege, mit der er elf Kinder, fünf Söhne 
und ſechs Töchter, erzeugt hatte, trennen, trat, nachdem er die Regierung feinem Sohne Hermann 
übergeben, ald Mönd; in ven Giftercienferorben, zog mit in ven Krieg gegen die Heiden in Liv⸗ 
land une ftarb 1220 ald Biſchof zu Lerhall in Livland, wozu er von zweien feiner Söhne, Dtto 
mb Gerhard, ebenfalls Bifchöfe, erfterer von Utrecht und legterer von Bremen, eingeweiht wor⸗ 
den. Graf Simon II. (1361— 1410), ebenfalls ein fehr Eriegerifcher Fürft, erftürmte 1368 
bie Stadt Lübeck und führte auch Kriege gegen Herzog Wilhelm von Berg und Otto von Med- 
Imburg, wobei er gefangen genommen und erft infolge der Verheirathung einer feiner Töchter 
mit dem legtgenannten Grafen feine Freiheit wiedererhielt. Die durch den Krieg verurſachten 
Geldverlegenheiten waren wol die Urſache, daß er ven mit Bewilligungen ſchwierigen Ständen 
im Jahre 1368 das mehrfach erwähnte „pactum unionis“, den Grundftein der lippefchen Ber: 
faffung, errichtete, welchem zufolge die Landedregierung nicht ferner wieder getheilt werben, fon= 
dern die Grafſchaft ein einheitliches Ganzes verbleiben follte. Die Berpfändung der Hälfte von 
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Lippſtadt an ven Herzog von Kleve gegen eine Anleihe von 8000 Mark löthigen Silbers war 
ebenfalls eine Folge feiner aus Liebhaberei am Kriegführen entflandenen Geldverlegenheit. 

Bernhard VI. beilegte 1404 in einer Schlacht an der Weſer ven Herzog Heinrich von Bram: 
ſchweig in Veranlaffung ver fogenannten evenfteiner Fehde und hielt ihn längere Zeit auf ver 
Falfenburg (deren Ruinen im Bereich der Stätte der Hermannöſchlacht mitten im Walde auf 
einem fteilen Bergkegel liegen) gefangen. 

Während der Regierung Bernhard's VII., bellicosus (der Kriegerifche) genannt (1431— 
1511), entfland vie berühmte Soefter Fehde über die Schugherrlichkeit der Stadt Soeft zmifchen 
dem Erzbiſchof Dietrich von Köln einer- und dem Herzog von Kleve andererjeits. Bernhard 
nahm auf feiten bed legtern, mit dem er fih zu Schug und Trug verbündet Hatte, hervorragen- 
den Antbeil daran. 

Dieſes Bündni hatte die nadhtheilige Folge, daß das Land dur ein 60000 Mann ſtarkes 
Huffitenheer, welches jeitend des Erzbiſchofs Dietrich aus Böhmen zur Hülfe herbeigerufen war, 
große Verheerung erlitt. Eine Menge Ortſchaften, namentlich die Städte Blomberg, Detmold 
und Uflen wurben theilweife gebrandfhagt und namentlich die erftere gänzlich eingeäſchert, wo: 
gegen fi Horn und Lemgo durch erhebliche Summen freifauften. Daffelbe thaten Herford und 
Paderborn. Lippftadt und Soeft dagegen leifteten entichloffenen Widerſtand, ſodaß die Böhmen 
mit den erzbifhöflihen Truppen ungeachtet heftiger Beſchießungen und mehrmaliger abgeſchla⸗ 
gener Sturmverfuche unverrihteter Sache abziehen mußten. 

Im Frieden zu Köln 1448 verblieb die Stadt Soeſt dem Herzog von Kleve. 

Bernhard VII. trat im Jahre 1445 die blos verpfändete Hälfte von Lippftabt mit allen Ju: 
behörungen und Gefällen auf ewige Zeiten dem herzoglichen Haufe Kleve ab, mit meldem fie 
jpäter dur Erbfall an das preußiſche Königshaus gelangte. Im folgenden Jahre 1446 murbe 
der Erzbifchof Dietrich von den verbündeten Soeftern und Xippern gänzlich geſchlagen, verlor 
eine unermeßliche Beute und mußte 32000 BI. Löfegeld für die Gefangenen bezahlen. 

Ein zweiter erfolgreiher Einfall ver Verbündeten in das kölniſche Land verichaffte dem leg: 
tern ebenfall® eine reihlihe Beute an Vieh und ſonſtigen Sachen. Diefe Unfälle reigten ben 
Erzbiſchof Hauptfählich zur Herbeirufung des böhmischen Hujfitenheeres. 

Bernhard VII. (1536—63) begünftigte die Ausbreitung der Iutherifchen Lehre und ſchaffte 
im Jahre 1556 vermittelft einer von Predigern, Rittern und Landftänden auf dem Schloffe zu 
Brake veranftalteten Synode das Bapftıhum gänzlich ab. 

Einer der hervorragendften Regenten war Graf Simon VI, (1563 — 1614). Ale Jüng- 

' Ting entging er mit Mühe dem Blutbad ver Pariſer Bluthochzeit, wohin er jih von Stradburg 
aus, wo er jtubirte, zufällig begeben hatte, Im Jahre 1586 wurde er Faijerliher Reichscom⸗ 
miffar und Generaladminiftrator des niederländifch-meftfälifchen Kreifes. Unter dem kaiſerlichen 
Privilegium Rubolf’8 II. erließ er die Hofgerichtsordnung vom Jahre 1593, das erfte Stüd 
lippefher Particulargefeggebung. Im Jahre 1597 errichtete er das ſchon mehrfach genanaie. 
Teftament, wodurd vielfache Verwickelungen zwifchen feinen Nahfolgern, reſp. Nebenlinien, 
unter andern aud) der Rechtöftreit zwifchen Lippe: Detmold und dem apanagirten Haufe Lippe: 
Schaumburg über die Stadt und Amt Blomberg entftand, welcher 1833 durd ein austrägal: 
inſtanzliches Urteil des Hofgerihts zu Manheim zu Bunften Lippe-Detmolds entſchieden wurde, 
aljo mit Abweifung ver Flägerifchen Anſprüche endigte. 

Ums Jahr 1600 trat Simon VI, von der Iutherifhen zur reformirten Kirche über und führn 
nad) damaliger Sitte diefe neue Gonfefjion auch ohne weiteres in eigenmädhtiger und gewaltſamet 
Weiſe für feine Unterthanen ein; nur die Stadt Lemgo leiftete nachdrücklichen, ſogar thätlichen 
Widerſtand und beharrte bei der Iutherifhen Lehre, mit felbftändiger Verwaltung ihrer fire 
lichen Angelegenheiten, welche durch Berträge mit den fpätern Landesherren ausdrücklich bei? 
tigt wurbe. 

Simon VI. ift Stammvater aller fürftlih und gräflich lippejchen Linien. Einer mit dem 
Grafen Holftein - Schaumburg verheiratheten Tochter Elifabeth gelang es nämlich, nach dem 
1640 erfolgten finderlojen Tode ihred Sohnes, des Grafen Otto VI., Erbanſprüche auf deſſen 


binterlafjene Lande durchzuſetzen. Ihre Nechte trat jie an ihren Bruder Philipp Graf zur Lippe⸗ 


Alverdiſſen ab, welchem nach vorheriger Verheirathung mit einer heſſiſchen Brinzeffin ein Theil 
der frühern Grafihaft Schaumburg, deren übriges Territorium an Heflen und Hannover 
1648 im Weftfälifchen Frieden zugefprocdhen wurde. Graf Philipp von Alverdiſſen ftiftete bar 
mit die erbherrliche Linie Shaumburg=Kippe. 

Ein jüngerer Sohn des Grafen Simon VII. (älteften Sohnes Simon’s VI.) war Gründer 
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der apanagirten Linie Biefterfeld. Unter die Regierung dieſes legtern (1614—27) fällt ver 
Dreigigjährige Krieg, in welchem aud die Grafihaft Lippe und namentlic die Stabt Lemgo 
zurch den Biſchof Bernhard v. Galen zu Münfter aufs ſchrecklichſte verwüſtet wurde. 

Mährend der Regierung Simon Heinrich's (1649 — 97) fanden in der Stadt Lemgo die 
unter dem Namen Herenprocefle befannten ichaudererregenden Glaubensverfolgungen ftatt. 
Gegen 30 Berfonen beiderlei Geſchlechts, darunter ein bejahrter Kriegsoberft, Abſchlag, wurden 
auf die empörendfte Weife nach überftandener unmenſchlicher qualvoller Folter wegen vorgeb⸗ 
licher Hererei und Umgang mit dem Teufel theils lebendig verbrannt, theils, wie ed hieß, zum 
Schwert begnadigt. Der Magiftrat ſowie die Geiftlichen zu Lemgo betrieben aufs eifrigfte dieſe 
Henkerfcenen, derentwegen dieſe Behörben der Stabt ſogar vom Grafen belobt wurden, nachdem 
die Todedurtheile von der damaligen liniverfität Rinteln begutachtet und vom Landesherrn be: 
fätigt worden. 

Graf Ludwig, ald vormundfchaftlicher Regent für ven minderjährigen Friedrich Wilhelm 
Leopold , errichtete im Jahre 1782 die für das Aufblühen ver Landwirthſchaft und die Geldver— 
bältniffe des Landes fo wohlthätige Grevitanftalt, „vie fürftliche Leihekaffe‘‘, führte 1786 unter 
Zuftimmung der Landſtände die „Gütergemeinſchaft unter Eheleuten“ ein, welde nicht minder 
aus dem Geſichtspunkte des öffentlichen Credits ald der Abſchneidung vielfacher Nechtöftreitig- 
feiten jeglicher deutfchen Geſetzgebung zur Ehre gereicht. Dieſes heilſame Geſetz verdankt feine 
Entſtehung vorzugöweife dem bamaligen tüchtigen Kanzler König. 

Den lichtvollſten Abſchnitt in dev neuern, wenn nicht gar der ganzen feitherigen lippeſchen 
Geſchichte bildet die Regierung der Fürſtin Pauline Wilhelmine Ehriftine, Tochter des Fürften 
Friedrich Albret von Anhalt: Bernburg, geboren 1769. Ihr geiftesfranfer Gemahl Friedrich 
Wilhelm Leopold, welcher bei feinem Regierungsantritt 1789 in den Reihöfürftenftand erhoben 
wurde, ftarb bereit8 1802, etwa ſechs Jahre nad) der flattgehabten Bermählung. Namens ihrer 
beiden unmünbigen Söhne, des Kürften Paul Alerander Leopold und Friedrich Albert Auguft, 

führte fie von 1802—20 die vormundfhaftlihe Regierung, und wol wenige Kürften haben 
unter gleich ſchwierigen Umſtänden mit gleicher Weisheit und Aufopferung jo wie fie zum Heil 
des Landes ihren Beruf erfüllt. Ihr Heller, Elarer Geift war ihrer Zeit gewiffermaßen voraus: 
geeilt, und feine Wirkungen find noch heutigen Tages zu erkennen. Sie befaß dabei ein edles 
Herz voll Wohlwollen und Menfchenliebe und war außerdem geſchmückt mit den weiblichen Tu— 
genden einer geduldigen Gattin ſowie einer liebevollen, verftändigen Mutter. Die Bedeutung, 
welde die Königin Elifabeth für England, Friedrich ver Große für Preußen, hatte fie für Lippe. 
In den gewaltigen europäiſchen Kriegsſtürmen, in weldyen fo viele Staatenwejen verfhlungen 
wurben, gelang es ihr, durch Fluge Benugung der Umftände ihr kleines Ländchen vom Inter: 
gange zu retten und deffen Selbftänbigfeit zu erhalten, zunächſt burd Eintritt in den Rheinbund 
und fpäter bei dem drohenden Sturze Napoleon’d durch zeitigen Anſchluß an die Verbündeten. 
Die entſchloſſene Frau ſcheute ſelbſt nicht perfänliche Bemühungen bei dem derzeitigen Macht⸗ 
baber, um ihren Zweck zu erreichen. Sie eilte zu dem Ende nad) Paris, und der glückliche Erfolg 
joll dem günftigen Eindrud zu verbanfen fein, welden der Zauber ihres Geiftes (denn fie ent- 
behrte im übrigen aller körperlichen Reize) auf den franzöfifchen Kaiſer hervorbrachte. Auch 
erreichte fie die Bergünftigung, daß ihre kleine Herrſchaft von läftigen Truppendurchmärſchen 
nad Möglichkeit verfhont blieb. Sie fuchte ven Wohlftand auf alle mögliche Weife zu förbern, 
bie Kaften der Unterthanen zu erleichtern. Insbeſondere wandte fie ihre Fürſorge der Hebung 
des Lehrer und Predigerftandes zu, deren Einfommen und ſonſtige Lebensftellung ſie unter 
Beihülfe des von ihr herbeigerufenen aufgeflärten Generalfuperintendenten Weerth thun— 
lichſt zu verbeflern bemüht war. Der damalige blühende Stand der höhern und niebern Unter: 
richtsanſtalten, wie er in feinen wefentlichen Einrichtungen noch jegt befteht, die Errichtung der 
Irrenanftalt zu Brafe, der Kinverbewahranftalten, des Strafwerfhaufes für müßige Vagabun⸗ 
den und Bettler, ſowie noch vieler andern nügligen Einrichtungen verdienen noch jegt als ehren⸗ 
volle Zeugniffe ihrer unermüdlichen Thätigfeit den Dank der Nachwelt. In alle Zweige der 
Staatöverwaltung griff fie ermunternd und förbernd ein. Im Jahre 1808 hob fie die bis dahin 
noch im ande beftehende Reibeigenthbums: und Gutsherrſchaft ſowie alle damit verfnüpften 
Rechte gegen eine unbedeutende billige Vergütung auf. In dem vorhergehenden Jahre hatte 
file durch Die, die Aufnahme in den Rheinbund befannt machende, Verordnung vom 25. Mai 1807 
als Gefeg ausgeſprochen, daß die in den Patenten der Staatödiener befindliche Kündigungs- 
elaufel ungültig fein, daraus gänzlich wegbleiben, auch die jegigen oder fünftigen Staatöbiener 
nit ohne Urtheil und Recht ihrer Stellen entfegt, im Falle des gänzlichen Aufhörens ver letz⸗ 
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tern nicht ohne Entſchädigung entlaffen, endlich bei eingetretener Dienftunfähigkeit wegen Alters 
oder Shwahheit mit genügender Benfion verfehen werben follen. Es ift ferner vorgeſchrieben, 
daß wie fie felbft jo au ihre Nachkommen bei den Inftanzen der Exemten, den Obergerichten, 
Recht nehmen und die Richter in diefer Hinſicht ihrer der Landesherrſchaft geleifteten Pflichten 
entlaffen fein follen. Sie jagt bei diefer Gelegenheit wörtlih, daß fie alles dieſes für ji um 
ihre Nachfolger unwiderruflich verordne, um die Staatödiener gegen Infinuationen, die kei 
ſchwachen Regenten ihnen Nachtheil bringen könnten, rückſichtlich der Beachtung ihrer Prlicht zu 
fihern. Vorher Heißt es: „Wir leiften vorzüglid unferm eigenen Herzen Genüge, indem wir 
fämmtliche Staatödiener unbedingt anweifen und ihnen zur Pflicht machen, bei ihren Anträgen 
und Beſchlüſſen nicht unfer und unferer Nachkommen einjeitiges Interefle zu bezweden, ſondern 
dad bei einem gewiflenhaften Regenten ohnehin damit verbundene allgemeine Befte des Landei 
unaudgefegt damit zu berückſichtigen.“ 

Wenn man fieht, in wie vielen Staaten noch heutigen Tages der pflichtgetreue Beamte ſe 
wenig befhügt ift, ja man ihn zum einfeitigen Werkzeuge der Gewalt und rein perfönlider 
dynaſtiſcher Wünfche herabzuwürdigen fucht, fo muß jeder unbefangene Geſchichtsforſcher mit 
Bewunderung von dem echt ſtaatsmänniſchen Geifte erfüllt werben, mit weldem vor mehr als 
50 Jahren in edler Selbftüberwindung und frei von allem Eigennug eine ſchwache Frau im einer 
ſolchen Weiſe ohne vorhergegangened Beifpiel in ven Nachbarländern die völlige Unabhängigfeit 
ihrer Staatödiener fiherte und ihnen rechtlichen Schug gewährte. Ihr treuer Gehülfe bei ven 
Staatöverbefferungen war der Regierungdrath Wippermann, deffen Tod im Jahre 1811 fie alt 
den Berluft ihres beften Freundes bezeichnete und beklagte. 

Die Einführung einer von ihr entworfenen Verfaffung, welche vie ganze Bevölferung an- 
gemeſſen vertreten follte, feheiterte an dem Widerſpruch ver blos aus Adel und Städten zufam: 
mengefeßten Stände, weldye jich zu der Aufopferung ihrer unzeitgemäßen Vorrechte zum allge: 
meinen Beften troß des vorleuchtenden Beifpield ver Fürſtin nicht zu erheben vermochten. Auf 
Befchwerbe beim Bundedtage mußte die edle Frau 1819 vonder einfeitigen Herftellung ihres wohl: 
gemeinten Werks abſtehen, wobei ver Abend ihres Lebens in bevauerliher Weije getrübt wurde. 

Während der damaligen Kriege machte das lippefche Gontingent auf franzöſiſcher Seite bie 
Feldzüge gegen Rußland und gegen Spanien mit, two die meiften lippefchen Soldaten in Gefan- 
genfhaft geriethen. Sodann nahm daffelbe 1815 unter den Verbündeten an dem Zuge gegen 
Frankreich theil und zeichnete fi} bei der Erflürmung von Montmeby aus. Als Anerkennung 
erhielt e8 bei ver Bertheilung der Beute die noch jegt vorhandenen beiden Kanonen. 

Bei Nieverlegung ber Regierung im Jahre 1820 Eonnte die edle Kürftin unter anderm ſich 
mit Befriedigung fagen, daß fie dad Land in blühendem Zuftande abtrat und ducd weile Spar: 
famfeit, ungeachtet der trüben Kriegäzeit, wozu noch) eine Hungersnoth gehörte, nicht allein feine 
Anleihe gemacht, fondern noch die beträchtliche Summe von 300000 Thlrn. vorzugsweiſe infolge 
ihrer einfachen Lebendweife und Beſchränkung ihres Hofftaats abgetragen hatte. Bei 
der Regierung ermahnte fie ihren Sohn in Öffentlicher Rede, ihm die @röße und Schönkeit feine? 
Berufs and Herz legend, nie auf Günftlinge zu hören, forgfam im großen wie im Heinen 
bauszubalten, nie ohne Noth aufzuſchieben, da auch dem Regenten Freuden und Zerftreuungen 
nur nad Beendigung feiner Geſchäfte erlaubt feien. 

Wenige Monate fpäter endigte fie dann tief betrauert von ihrem Volke ihr ſchönes thaten- 
reiches Leben. Ihr Sohn und Nachfolger, Paul Alexander Leopold, fegte die Regierung in der 
eingefälagenen Richtung, wenngleich mit dem ftarfen Geifte feiner Mutter nicht begabt, bodin 
milder Weife und mit gutem Willen fort. Befonderd nad dem Jahre 1836, wo eine Verein | 
barung über die bereit beleuchtete dürftige Verfaſſungsurkunde mit den frühern Stänben pe 
Stande kam, geihah vieles zur Förderung bed materiellen Wohls. Im Jahre 1837 erfäien 
die Verordnung über die Ablöfung der Zehnten-, Dienft: und Korngefälle, fowie auch über bet 
Chauſſeebau. Schon unter der Fürſtin Pauline hatte die Anlage von Chauſſeen begonnen, 
vorzüglich aber durch dad neue Gefeg und die Berorbnung über den Gonımunalmegebau wurd 
dad Land durch viele treffliche Landſtraßen und Verbindungswege beglüdt, nachdem fi 184 
durch Gintritt in den preußifchen Zollverband die jährlihen Einkünfte der Lanpfaffe um 
100000 Thir. vermehrt hatten und damit Mittel in Fülle zu nüglihen Staatöverwendungen 
Herbeigefhafft waren. | 

Im Jahre 1842 wurben das braunfhmeigiihe Griminalgefegbud, das Heimatägefegum 
die Städteordnung erlaflen, um welche ſich vorzugsweiſe ver Regierungsrat Piderit, ebenfo wit 
der Negierungsrath Petri sen, um den Ghauffeebau, bleibendes Verdienſt erworben bat, 
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Das Jahr 1848 verlief im Vergleich zu andern Ländern hier jehr ruhig und ohne irgend 
erhebliche Störung der Öffentlihen Ordnung. Die Bewegung der allerdings von den Ideen 
der Zeit lebhaft ergriffenen Bevölkerung hatte einen fehr gemäßigten Eharafter, und der Um— 
ſchwung vollzog ih ohne gewaltfame Auftritte, ja ſelbſt ohne bedrohliche Demonftrationen. 
Es wurde zwar, wie allentgalben in Deutfhland, eine allgemeine Adreſſe mit den befannten 
Forderungen an den Landeöheren vorbereitet, allein vor deren wirklich erfolgter Übergabe er— 
ſchien auf mehrfade dringende Vorftellung einer Deputation des Magiftrats und Stadtverord⸗ 
netencollegiums der Stadt Detmold das fürftliche Patent vom 9. März, worin aufs bereitwilligfte 
in umfajlendfter Weife die wefentlichften Bolfswünfche, als namentlich die entſcheidende Stimme 
der Landſtände bei der Geſetzgebung, Offentlichkeit der landſtändiſchen Verhandlungen, Freiheit 
der Preſſe, zeitgemäße Umgeſtaltung der Verfaſſung mit Erweiterung der Volksrechte nach vor- 
behaltener Vereinbarung zugeftanden und zu dem legtern Ende die baldige Zufammenberufung 
ded Landtags verheißen wurde. Letztere erfolgte auch nicht lange naher, und noch int Laufe 
bed Jahres wurde mit den Ständen, nachdem bie Ritterfhaft und Städte zu Protokoll auf ihre 
frühern Vorrechte ald befonderer Stand verzichtet, das Verfaſſungs-, beziehungsweiſe Uber: 

gangägejeg vom 16. Jan. 1849 vereinbart, welchen zufolge die nach der beigefügten Wahl- 
ordnung ernannte Berfammlung von 25 Abgeorbneten alle frühern ven Landſtänden zugeftan- 
denen, ſowie die durch Patent vom 9. März verliehenen Rechte fo lange ausüben follte, bis eine 
neue Berfaflung hergeftellt, beziehungsweiſe vereinbart wäre. 

Das Land war ohne Unterfchied ver Bevölkerung in 25 Bezirke getheilt, deren jelbftän- 
dige großjährige Bewohner nad einfacher Stimmenmehrheit je einen Abgeorbneten zu erwäh— 
len hatten. 

Die conftituirende Berfammlung wurde im Laufe des Jahres 1849 zufammenberufen, eine 
Beeivigung jedoch in Rückſicht darauf, daß die Eidesformel ein Gegenftand der zu vereinbaren= 
den Berfaflung fei, landesherrlicherſeits nicht verlangt und nur auf die in dem Übergangäge- 

fege enthaltene allgemeine Beftimmung hingewiefen, daß der Abgeordnete ohne alle Nebenrüd- 
fihten für dad Wohl des gefammten Volks nad) Kräften zu wirken habe, 

Die Berfammlung, welche ihre Sigungen Öffentlich in der ihr eingeräumten lutheriſchen 
Kirche zu Detmold hielt, conftituirte fi unter dem Borfige des Alterspräſidenten Kanzleirath 
Althof, entwarf jelbftändig ihre Geſchäftsordnung, welcher fpäterhin unaufgefordert die fürft: 
lie Sanction zu Theil wurde, und ernannte in Gemäßheit derfelben ven Paſtor von Cölln 
zum Borfigenden und den Stadtſyndikus Hausmann aus Horn zu deflen Stellvertreter, melde 
beide Hi zum Tode des Fürſten im Januar 1851 diefe Obliegenbeiten infolge fortgefegter Wie- 
dererwählung bekleidet haben. Die Verſammlung, welde ih Landtag nannte und fatt des 
bisherigen Landſyndikus zwei Schriftführer und einen Landtagsarchivar ald Protofollführer 
beftellt hatte, war ungeachtet ihrer geringen Arbeitöfräfte mit Eifer bemüht, die zur Umgeſtal— 
tung faft aller Landesverhältniſſe ihr von der Regierung gemachten Vorlagen gemifienhaft zu 
erledigen. Bon den Abgeorbneten gehörten circa 16 Mitglieder ver gemäßigten demokratiſchen, 
9 der confervativen, beziehungsweife minifteriellen Richtung an. 

ALS dringend geforderted Bedürfniß wurden Gefege Über die Ablöfung der auf fremdem 
Grund und Boden haftenden Hudegerechtigkeiten ſowie aller auf vem Grundeigenthum noch 
fonit ruhenden Gefälle oder Kaften, darunter auch der Erbpacht over des Kanon, ferner über 
den Staatödienft, Aufhebung der Majorate und Fideicommiſſe, ſodann ein Schulgefeg, eine 
Hausorbnung für die Strafanftalten und endlich Vorſchriften über noch mehrere geringfügige 
Gegenſtände vollendet. 

Hinfihtlich der ebenfalls bearbeiteten Vorlagen über die Erbfolge der Bauergüter, Umge— 
haltung des Rechtsweſens, Theilung der Gemeinheiten, Trennung ded Staats vom Domanial- 
bausbakt, forwie au über die Verfaffung felbft kam feine Einigung mit ver Regierung zu 

Stande. 

Der felbftändige Verfaflungsentwurf des Landtags wurde unter vielen andern Ausfegun- 
gen auch deshalb regierungsfeitig abgelehnt, weil er nach dem Vorbilde der damals noch in Kraft 
beftebenden Reichövetfaflung und wegen bed in den Kleinen Staaten aus finanziellen Rüdjigten 
untbunlien Minifterwechfeld unter anderm die Beftimmung ertheilt, daß ein Beſchluß des Land⸗ 
tags dann zum Gefege werde, wenn er in brei verſchiedenen orbentlihen Landtagsperioden, alfo 
während eines Zeitraums von ſechs Jahren, unverändert wiederholt morben fei. Died ver be- 
ſtehenden norwegischen Verfaffung entlehnte fuspenfive Veto galt als gefährliches Merkmal 
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rothrepublikaniſcher Grundfäge. In Betreff des Domanial- und Staatövermögens hatte eine 
aus den Abgeorbneten Hausmann, Schüg und Böhmer beftehende Commiſſion einen Vorſchlag 
dahin ausgearbeitet, daß die nach Abzug der Schulden und Apanagen bleibende Subftanz des 
Kammervermögend in der Weife getheilt werde, daß die eine Hälfte und zwar die Domänen der 
fürftlichen Familie als privatives Cigenthum zufallen, die andere Hälfte, bie Korften, aber dem 
Rande verbleiben folle, ſodann der Fürft, folange feine Stellung als Landesherr unverändert: 
bleibe, anftatt der eigenen Verwaltung der Domänen, neben der Benugung ber Schlöffer un 
fonftiger gewünfchter Grundgüter, eine angemeffene baare Eivillifte aus der Staatöfafle beziehe. 
Es würden dadurch die ganzen Landeörevenuen in einer Kaffe verwaltet und die unguträglid: 
Privatftellung des Fürſten in Beziehung auf die Landesfinanzen befeitigt fein. Inzwiſchen hatte 
die Reaction in Deutfhland ſchon wieder an Kraft gewonnen, und der Vorſchlag wurde nicht 
allein als die fürftlihe Würde verlegend und communiftifche Ideen in fi bergend, ſchroff zurüd: 
gewiefen, fondern fogar aud in einer vom Kammerdirector Rohdewald verfaßten Broſchüre gel: 
tend zu machen geſucht, daß das geſammte Landrenten= und Domanialvermögen fürftlige 
Privateigenthum fei, auf welhem nur die Verpflichtung zur Beftreitung gewifler Laften gleid: 
fan wie eine Servitut oder Gerechtigkeit hafte. 

Kurze Zeit nad dem am 1. Ian. 1851 erfolgten Tode des Fürften Paul Alerander Leo: 
pold und dem Negierungsantritte feines Nachfolgers, Paul Emil Friedrich Leopold, wurden 
der Landtag oder vielmehr die Landtagsabgeordneten unter Berufung auf eine in der durd die 
vereinbarte Verordnung vom Januar 1849 gänzlich befeitigten Verfaffung vom Jahre 1836 
enthaltene Beftimmung zur Leiftung der Huldigung einberufen. Der von der Regierung vor: 
geſchriebene, auf dem Rathhauſe zu Detmold auszuſchwörende Eid, bei deſſen Abnahme der neur 
Landesherr perjönlich nicht einmal zugegen war, lautete, ohne der Verfaffung oder ber Bolfe: 
rechte irgend zu erwähnen, einfeltig auf Treue und unbedingten Gehorſam gegen den Fürſten, 
obgleich legterer feinerfeitö weder ſchriftlich noch mündlich irgendein Gelöbniß ausgeftellt hatte. 

Die Abgeordneten Kanzleirath Althof, Baftor Kublemann aus Lemgo, Kaufmann Eder: 
ling aus Lage, Landwirth Hagemann aus Silixen und Syndifus Hausmann aus Horn ver: 
weigerten diejen Eid, weil er durch einſeitiges Vorfchreiben der Regierung, abgejehen von feiner 
unangemeflenen Form, ven vereinbarenden Standpunft verlegte und zu der bereit® aufgeho- 
benen Berfaflung von 1836, ald noch gültig beftehend, zurückgriffe. Die übrigen Mitglieder 
ded Landtags, wenn auch theilweife zögernd, leifteren den geforberten Eid. 

Für die fünf Eiveöweigerer ordnete ſodann die Regierung, indem fe eine Niederlegung bei 
Mandats annahm, neue Wahlen an. Die Wähler der betreffenden Bezirke proteftirten in über: 
wiegender Mehrzahl gegen eine Neuwahl, nachdem die fünf Abgeorbneten in einer Öffentlichen 
durch den Druck verbreiteten Anſprache an ihre Wähler nicht allein die ihnen untergelegte Ab⸗ 
ſicht der Mandatönieverlegung refufirt, fondern auch die Ablehnung’ des verfaflungswibrigge 
forderten Huldigungseides als durch die Vertheidigung des vereinbarenden Standpunkt fettie 
zur Erhaltung der Volksrechte durchaus geboten, gerechtfertigt hatten, gegen welchen Aachweis 
niemals von irgendeiner Seite eine Widerlegung verfucht worden iſt. Bei Wiedereröfiuung vet 
Landtags, in welchem fich die fünf Eidesverweigerer zur Kortführung ihrer Obliegenbeiten ein: 
gefunden hatten, wurden diefelben unter Verweigerung des Worts zu irgendwelcher Erklärung 
burd einen Majoritätöbefhluß der Verfanmlung vom Landtage ausgefhloffen, nadpvem fie 
vorher eine ausführliche fchriftliche Verwahrung zu Protokoll überreicht hatten. - 

Der Verfammlung war e8 jedoch nicht befchieden, trog der Ergänzung durch fünf anden 
Abgeorbnete, deren Wahl mühfam durch höhere Begünftigung zu Stande gebracht wurbe, fh 
lange ihrer rettenden Thaten zu erfreuen; denn nachdem fle noch ein Gefrg über Ginführumg 
der Klaffenfteuer und eine Veränderung des Jagdgeſetzes forwie einige andere Vorlagen beat 
beitet,, wurde fie im folgenden Jahre ohne weiteres aufgelöft,, weil fie eine Propoſition ver Re 
gierung, unverändert tie abgethane Berfaffung von 1836 wieder anzunehmen, alfo ihr eigene 
Todesurtheil zu unterſchreiben, dem natürlichen Triebe der Selbfterhaltung folgend, abgelchnk 
jedoch ſich bereit erflärt Hatte, zu einer Veränderung des Wahlgefeges die Hand zu bieten. J 
einer vom Regierungsdirector v. Meien unterzeichneten landesherrlichen Beroronung vom 
15. März 1853 wurde, angeblich um die durch die Revolution verfhobenen gefunden G 
lagen des Staats wiederherzuftellen, das rechtmäßig vereinbarte Berfaifungdgeieg vom 16. Jam 
1849, nachdem e8 circa vier Jahre in anerfannter Wirkſamkeit geftanden, gewaltfam von obm 
aufgehoben und ſtatt deſſen bie völlig veraltete Berfaffungsurfunde von 1836 wieder in Krall 
gefegt. Die übrigen Regierungsräthe Piderit, Petri, Heldman und Meyer haben dem Ber 
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nehmen nad) (mie wenigftiend von ihrer Ehre auch erwartet werden muß) felbft auf die Gefahr 
der ihmen fpäter zu Theil getwordenen Ungnade hin die Mitwirkung zu diefem Staatöftreiche, als 
den Rechten des Landes fowie ihren dienſtlichen Verpflichtungen widerſprechend, entſchieden ver- 
weigert. Die Willfährigfeit des Hrn. v. Meien, eines fonft überaus gutmütbigen, wohlwollen— 
den, gewandten Geihäftsmanns, zu diefem Verfaſſungsbruche liefert ein traurige Zeugniß 
von der völligen Grundiaglofigkeit, der Charakterſchwäche und der mit Mannesehre kaum ver: 
täglichen Schmiegfamfeit gegen höhere Wünſche diefed Beamten. In Grmangelung der Be- 

reitwwilligfeit der Regierung, auf die wahrjcheinlich durch den Kammerherrn v. Stietenkron ge: 

nährten abjolutiftifhen Wünſche zu weiterer Fortſetzung des einmal betretenen Wegs einzu: 

geben, wurde in Gemeinschaft mit Hrn. v. Meien ein über der Regierung ſtehendes geheimes 

Gabinet errichtet, welches leider ald Duelle alles fpätern über dad Fürſtenthum gefommenen 

Unheils betrachtet werden muß. Zum Gabinetöminifter berief man nicht lange nachher nie- 

mand anders als den durch die Verfleigerung der deutjchen Flotte über die Grenzen des Vater: 

landes hinaus befannten Dr. Hannibal Fifher. 

Seine faum zweijährige Thätigfeit findet ſchwerlich ihresgleichen an Rechtsloſigkeit und 
Willkür, wiewol er in feinem raftlofen Ungeftüm, alles Beſtehende nad feinem Gutdünken zu 
reformiren, auch dann und warın wirkliche Misbräuche, welche mit dem bureaufratifhen Zopf— 
foftem zufammenbingen und oft in Bamilienrüdjichten ihren Grund hatten, abſchaffte und fo 
bier und da jelbft einiges Gute ftiftete. Seinem offen ausgeſprochenen Berufe, mit der Revo— 
lution zu brechen (wie er den ruhig vor fih gegangenen Umſchwung der Dinge in Lippe nannte), 
dat eralle Ehre gemacht, jofern die Anwendung dieſes Ausdrucks auf fein Gebaren feine Ent: 
weihung im ſich begreifen jollte. Seinem Zerftörungdeifer war feine noch jo ehrmürdige ftaat= 
liche Einrichtung heilig; gültig vereinbarte, mehrere Jahre beftandene Geſetze, ald über Auf: 
bebung ver Jagd, Fideicommifle, Ablöfung von Abgaben und Laften, Hudegerechtſame, über die 
Vertretung der kirchlichen Gemeinden u. f. w. wurden auf einmal aufgehoben, weil fie aus den 
Zeiten ver Revolution ftammten, wie es in dem betreffenden Grlaffe heißt, und der Stadt Lemgo 
fogar ihre auf landeöherrlihem Vertrage berubende mehrhundertjährige Kirchenverfaffung 
unter dem wie offenbarer Hohn Elingenden Vorgeben entriffen, daß fie mit den Bundesver— 
vflichtungen in Widerſpruch ftehe. Praktisch Hatte dies die Folge, daß Hr. Fiſcher der Stadt 
Lemgo an Stelle der frühern freien Wahl feinen Freund Kähler ald Prediger aufoctrovirte. 
Die wihtigften organifhen Verordnungen erließ man einjeitig ohne irgend ſtändiſche Mitwirs 
fung; je nach Laune wurden auch einzelne Theile und Stüde aus einem Geſetze, um dieje oder 
jene Abit zu erreichen, herausgeriffen und jo jelbige vielfach verftümmelt, andererjeitd auch 
mitunter bereits fiftirte Geſetze, wie das über Hudeablöſung, weldes dem fürftlihen Domanial: 
intereffe ſehr vortheilhaft war, fpäterhin ohne weiteres wieder in Kraft gejegt. Die Beſchwer— 
den ber aufgelöften Zandtagsverfammlung, welche diefelbe durch ihre Ausſchußdeputirten, Aſſeſſor 
Betri, Rath Runnenberg und Kaufmann C. Böhmer aus Blomberg, an die Bundesverfamms 
lung richten ließ, wurben verworfen, alfo das Vorſchreiten des Blottenauctionatord, entſpre— 
hend den Borgängen in Kurheſſen, bundestäglich legalifirt. 

Die Protefte einzelner Städte gegen die audgejchriebene neue Wahl nad der Verfaflung von 

1836, wie der Magiftrate zu Horn und Rage, blieben erfolglos. Hr. Fiſcher berief ſelbſt Depu— 
tirte in den Landtag, wenn ſie von einem einzigen Wahlmann ernannt waren; dagegen wies er 
die gewählten Abgeoroneten, Kanzleirath Rojen und Rath Runnenberg zu Detmold, ganz ein= 
fach zurück, weil ihre politiſchen Anſichten in fein Syftem nicht paßten. Ganz gewaltig vonnerte 
der Allmächtige in feinen Referipten gegen die frühern Regierungsräthe und fonftige Beamte, 
ſcheute auch felbft einen Eingriff in dad Gerichtöverfahren nicht, wenn er eine Berbeflerung für 
notbwendig hielt. 

Nach dem Sturze diefes thatkräftigen Minifterd infolge der bekannten foburger Tragifo: 
mödie, welche von feinen frühern Gönnern, denen er über ben Kopf gewachſen war, zur Ent= 
ziehung des Vertrauens feined Herrſchers mit Erfolg benugt wurde, trat im Jahre 1856 
Sr. v. Obeimb, bis vahin als Affeflor bei einem preußischen Regierungscollegium beſchäftigt 
geweſen, an feine Stelle. Diefer, welcher zu feiner Verftärfung nad) den Tode des Regierungs— 
bräfidenten v. Meien ven gleichgefinnten Hrn. de la Groix (dem Vernehmen nad Secretär an 
einer preußifchen Behörde zu Koblenz) an die Spige der Regierung berief, fegte die rückwärts 
gerichtete Bahn des Hrn. Fiſcher nur in etwas glattern, höflihern Formen und nicht fo offen 
gegen alles Beftehende verftoßend fort. Der hriftliden Strenggläubigfeit — ließ er 
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jeine Fürforge vorzugsweiſe ven kirchlichen Angelegenheiten angedeihen. Eine feiner erften, ihn 
für alle Zeit harakterifirenden Regierungshandlungen beftand darin, daß er über den durch feine 
landtägige Thätigkeit in höhern Kreifen verhaßten, aber bei feiner Gemeinde beliebten, durch⸗ 

aus achtbaren Iutherifchen Paſtor Kuhlemann zu Lemgo (welder dort ordnungsmäßig gemäßlt, 
vom Fürften beftätigt und fein Amt acht Jahre zur allgemeinen Zufriedenheit verwaltet hatte), 
angeblich auf Anregung einiger aus der Gemeinde ausgetretenen Pietiften, ein Glaubendgerict 
berief und zu Glaubendrichtern erklärte Gegner der Kuhlemann'ſchen Richtung, die Conſiſtorial⸗ 
räthe Münchmeyer aus dem Osnabrückiſchen, Reiche aus Bückeburg und Heinrichs aus Detmolo, 
mit den Auftrage herbeizog, über den firdlichen Standpunkt des Kuhlemann, welchem zu dem 
Ende 25, einem Großinquifitor zur Ehre gereihende Fragen vorgelegt wurden, zu entjcheiden. 

Paftor Kublemann, die Verurtheilung feitens feiner erbittertften Glaubensgegner im Fall 
der Folgeleiftung vorausſehend, verweigerte unter Protefterhebung gegen das ganze redhte: 
wibrige Verfahren vor feinen in Lemgo zufammengetretenen auswärtigen geiftlihen Richtern 
zu erjcheinen, worauf er vom Predigeramt fuspendirt und bei einem Einfonmen von 7— 
800 Thlrn. mit 200 Thlrn. Entfhäpdigung abgefunden wurde. Es ging ihm aljo noch ſchlech 
ter ald dem befannten Baumgarten in Medflenburg, welchem doch jein Gehalt belaflen wurbe. 

Der Bürgermeifter Petri in Lemgo ſoll im geheimen die Seele diefer neuern, wenn aus 
etwas nıattern Auflage der frühern Herenprocefle gemwefen fein, wodurch fi denn auch erklärt, 
weshalb der Magiftrat zu Lemgo als Kirchenpatron feinen Seelforger hülflos feinem Schidjale 
überließ, wiewol die Gemeinde durch mehrere Deputationen (felbft von Frauen) beim Fürften 
darum nachſuchte, ihren Prediger, der zugleih Bamilienvater war, außer Verfolgung zu fegen. 

In den folgenden Jahren verbannte ver Gabinetöminifter, welcher alle weltliche und geift- 
lihe Macht in feiner Hand vereinigt Hat, das in ven Schulen feit 40 Jahren gebräudlide 
zweckmäßige Religionsbuch, den fogenannten vom Generalfuperintendenten Weerth unter der 
erleuchteten Fürftin Pauline verfaßten „Leitfaden und führte flatt deffen ven veralteten Heidel⸗ 
berger Katechismus vom Jahre 1563 ein; alles im Widerftreit mit ven Vorſchriften des Schul⸗ 
gefeged und gegen den Widerfprud der der frömmelnden Richtung nicht zugetbanen, der Auf: 
klärung huldigenden Gemeinden. Bor einem Jahre ift nun aud das aus der glücklichen frühern 
Regierungsperiode (deren Bernunftgrundfäge man zu vertilgen fucht) bervorgegangene Geſang⸗ 
buch außer Gebrauch gejegt und mit einem zum Heidelberger Katechismus paflenden Erbauung?: 
buch orthodorern Geiftes vertauſcht. Die im Genuffe ziemlihen materiellen Wohlbefinden: 
gleihgültige, geiftig wenig angeregte Bevölkerung hatte fi feither theilnahmlos verhalten. 
Diefe neueften Eingriffe in die Glaubensfreiheit, bezüglich welcher auch bei dem unempfinvlichen 
Landmann die Gemüthlichkeit aufhört, hat nun ganz Fürzli eine Bewegung hervorgerufen, 
welche fih muthmaßlich aud auf das politifhe Gebiet verbreiten wirb und vielleicht im weitzer 
Verlauf das Staatsjhiff in gefundere Bahnen und das richtige Fahrwaſſer wieder — 
ken dürfte. 

Außer dem ſchon früher benannten Proceßgeſetze, welches übrigens rein formelle Rakur 
ift und durch höhere Sportelfäge das Einkommen der fürftlihen Domanialkaffe eher vergräfen 
als verringert, ift für Die Wohlfahrt des Staats in den legten Jahren im Grunde wenig 
heben, ja ein völliger Stillftand in der Gefeggebung eingetreten; zumal durch bie fi 
änderungen der Staatödiener:, Ablöſungs-, Schul: und anderer Gefege diefe, vom volfathüm: 
lichen und freiheitlichen Gefihtöpunfte aus, beſchränkt und verfchledtert find, Das game 
gierungdbeftreben in neuefter Periode ſheint mehr darauf gerichtet, die Theilnahme Des 
an den Staatdangelegenheiten zu verringern, als ſie zu vergrößern, und die Bevornu 
fortwährend zu fleigern, ſodaß begründete Zweifel aufgetaucht find, ob in politifcher Hi 
eine einzige fefte Rechtsnorm, oder nur patriarhalifches Ermeſſen maßgebend ift. 

Dem in den vorhergehenden Jahren zu Horn faft einftimmig zum Lanbtagsabgeorbud 
gewählten Stadtrihter Hausmann wurde regierungsfeitig ohne Angabe von Gründen, um 
dem Vorgeben einer nicht ertheilten landesherrlichen Beſtätigung, ähnlich wie von Dr. Fi 
den Räthen Rofen und Runnenberg gefhehen, der Eintritt in den Landtag verfagt. Mas ab 
noch auffallender ift und ſchwerlich anderswo in Deutfchland gegenwärtig flattgefumben ba 
würde, auch die „getreuen Stände”, mit alleiniger Ausnahme des ehrenwerthen Abgeor 
Hofbefiger Bürten aus dem Amte Schötnar, lehnten es ab, die Beſchwerde des Wableolleah 
der Stadt Horn wegen nicht erfolgter Ginberufung des rehtmäßig gewählten Abgeorbneten 
befürworten, weil derfelbe im Jahre 1851 den Huldigungseid verweigert habe, 

Die in politifhen Dingen unerfahrenen Landleute und Bürger mochten von ber Tragmeiit 
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ihred, die wichtigften Rechte des Landtags misachtenden Beſchluſſes Feine richtige Vorftellung 
haben; daß aber jelbft Mechtögelehrte, wie Hr. v. Stietenfron, Rath Nunnenberg, Bürger: 
meifter Honerla, Obergerihtsaffeflor Piderit und Syndifus Schröter, in der Vertheidigung 
eines frühern Verfaffungszuftandes (welder feitvem durch Dctroyirung thatſächlich einftweilen 
befeitigt war) ein Vergehen zu erbliden vermochten, welches geeignet wäre, einen im activen 
Richterdienſte ſtehenden Beamten feiner politiſchen Wahlfähigfeit zu berauben, documentirt eine 
Verkennung ihrer Verpflichtungen gegen das Volk, eine perſönliche Befangenheit, wenn nicht 
gar eine unftatthafte Gefügigkeit und Willfährigkeit nach oben, in Beziehung aufwelde es ihnen, 
namentlich der bewährten Pflichttreue des preußischen Beanitenftandes gegenüber, ſchwer fallen 
dürfte, jich ehrenvoll zu rechtfertigen. Die richtige Bezeihnung für die Verfahrungsweiſe aufs 
zufinden , wie in Lippe mit den Volförechten umgegangen ift, mag billig der Geſchichte und dem 
Zejer überlafjen bleiben, und dürfte Das über die erlittenen Unbilden zu entwerfende Gemälde in 
manden Beziehungen ſich noch düſterer geftalten als jelbft dad von Medlenburg und Kurbefien. 
Solange Hier wie im legtern Staate das ſchwergekränkte Recht nicht durch Herftellung des gültig 
vereinbarten Berfaflungdgefeged vom 16. Jan. 1849 und durch Wiederinfraftfegung aller, 
unter dem Minifterium Fifcher gemwaltthätig aufgehobenen Gejege gefühnt ift, läßt fich eine ge- 
deihliche Entwidelung und ald nothiwendige Vorbedingung derjelben die Ausſcheidung der fürft- 
lichen Privatintereflen aus dem Staatövermögen nicht erwarten, indbefondere auch nicht die Herz 
ſtellung einer Eijenbahnverbindung, jozufagen einer Lebensfrage für das Ländchen, welche 
vieleicht allein mannichfache Übelſtände zu befeitigen und die nicht fehlenden natürlichen Hülfs— 
auellen zu erſchließen im Stande fein würbe. 

Das deutiche Volk aber möge es ald feine Verpflichtung erkennen, mit vahin zu wirken, daß 
dieſes Feine Staatsweſen Germanieng, diefe Wiege der Befreiung vom fremden Joche, balvigft 
von dem auf ihm jo ſchwer laftenden innern Drud, unter dem es jeufzt, erlöft werde, damit ed 
würdig erfheine, die eherne Denffäule des Arminiud ald Sinnbild deutſcher Freiheit und Einig— 
feit unter feine Obhut zu nehmen und für alle Zeiten zu bewahren. %. Hausmann. 

Lippe- Schaumburg over Schaumburg: Lippe. Der Name diefes Fürſtenthums be- 
zeichnet keineswegs einen jegigen oder ehemaligen Territorialverband mit dem Fürſtenthum 
Lippe: Detmold, mit welchem es niemals in einem andern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe geftanden 
bat als demjenigen, welches aus der Verwandtſchaft der jegt regierenden beiden fürftlihen Fa— 
milien hervorgeht. Dberhalb des Punktes, wo die Wejer durd die Bergöffnung der Porta— 
Weſtphalica in die Ebene von Minden und die nördlichen bid zum Meere ablaufenden Niede- 
tungen tritt, bildet fie, durch Gebirgözüge gedrängt, von Often nad Weften und dann von 
Süden nad Norden gehend, einen jharfen Bogen, in welchem auf dem rechten Weferufer von 
ben Höhen des Süntel und des Deifter bis zur Wejer und dem unter dem Namen des Stein- 
bubermeered befannten Landſee eine gebirgige Landſchaft ſich Hinzieht, deren ſüdweſtlichſter, im 
äußerften Winfel der Flußkrümmung liegender Theil zur Zeit der Gauverfaffung den Namen 

des Budigau 1) führte, während der übrige Theil dieſer Landſchaft ven Bauen Merflemen, Se— 
leſſen und Loſa angehörte.?2) Dieje Landſchaft wird von rinigen als ein Theil des Landes ver 
Angrivarier betrachtet, andere dagegen find der Meinung, daß diefelbe zum Cheruskerlande ge- 
hört Habe. Letztere Anficht gründet ſich befonderd auf die Lage des Angrivarifchen Walles, wel⸗ 
cher, wie Tacitus („Aun.“, II, 19) fagt, beftimmt war, die Angrivarier gegen dad Land der Ehe: 
ruößer zu ſchũtzen; diefen Wall will man nämlid in den „alten Linien‘ wievergefunden haben, 
einem Vertheidigungswerke, das fi in ver Höhe von AO Fuß mit vorliegendem, 20 Buß brei- 


1) Diefer Gau ift einer der wenigen, welche auf Veranlaffung des Gefammtvereins der beutfchen 
une und Alterthumsvereine eine wiffenfchaftliche Erörterung gefunden haben. Das Werk von C. 
D. Wippermann: Befchreibung des Budigaues nebit ig. er Grenzen ber übrigen Gaue Nieder: 
fadyiens (Göttingen 1859), das umfangreichfte für die ältere Geſchichte der Gegenden an der mittlern 
Beier und insbefondere der der beiden ſchaumburger Länder, ftellt ($. 20, S. 3 — 132) bie Grenzen 
biefee Gaues mit Hülfe der Grenzen der Archidiafonate der mindener Diöcefe und mit Rückſicht auf 
Zehnt:, Mark: und Jurisdirtionsverhältniffe genau feft. “Die Grenze geh hiernach von ber Weitfäli: 
{hen Pforte (vgl. auch Weftfälifches Provinzialblatt, Bd. IV, Abthl. 1, ©. 56) um den Schaumburger: 
wald, das Dülholz, ven Schaumburger Knid herum, über die ganze Länge des Deiftergebirges her zum 
Bückeberge, auch über deffen ganze Länge, durch das Dorf Buchholz, auf den luhdener Berg und von da 
auf der Höhe des Süntelgebirges fort bie zur Weſtfäliſchen Pforte. . ‚ 

2) Werfebe, Befchreibung der Gaue zwifchen Elbe, Saale und Unftrut, Wefer und Werra (Hanno: 
ver 1829), &. 209 — 212. Über die mit dem Budigau ebenfalls in Beziehung ſtehenden Gaue Lipbefe: 
gowe, Tilithi und Wifanavelde vgl, das in Note 1 citirte Werf, ©. 46 u. 58. 
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tem Graben, vom Bollfee bei Peteröhagen an der MWefer nah dem Steinhudermeere Hinzieht. 
Das Budiland oder Land des Buchenwaldes fpielt, wenn auch noch manches aufzuhellen ift, un- 
ftreitig eine große Rolle in den Kämpfen der Germanen mit den Römern. Die Weſtfäliſche 
Pforte, damals weit enger ald jegt, war das Thor, durch welches die Römer ziehen mußten, 
um die Stänme des nörblihen Deutſchland zu unterwerfen. Aber fhon Drufus ſah ſich im 
Jahre 12 v. Chr. genöthigt, an jenem Thore umzufehren; fpäter fheint Varus bis an denſel 

ben Punft gedrungen zu fein, bevor er im Teutoburgermwalde der Vernichtung entgegengina 
Die Idiſtaviſoſchlacht foll ebenfalls auf dem Boden des Budilandes, und zwar am rechten Weſer 
ufer, gegenüber Minden, ftattgefunden Haben, und der Harrel bei Büdeburg, ein Ausläufer 
des Büdeberged, der Ort gewefen fein, an dem Germanicus nad jener Schlacht fein Sieges 
zeichen aufpflanzte. Doc ift über den Ort dieſes Schlachtfeldes no große Meinungsverfäie- 
denheit. Als nad dem Ende der Römerfriege die Fehden unter den deutihen Stämmen wieder 
lebhafter wurden, trat auch in Betreff des Budilandes eine Veränderung ein; erſt nach Ber: 
ftörung der Macht der Cherusker durch benachbarte Stämme im Jahre 77 n. Ehr. fcheinen die 
Angrivarier ſich über jene Landſchaft ausgedehnt zu haben. Als dann die meiften der altger: 
manifchen Bölferftänme verſchwammen, ericheinen die Bewohner ald Angehörige des Sadien: 
volks, insbeſondere gehörten fie zu ven Engern. Auf feinem Zuge gegen die Thüringer kam im 
Jahre 515 König Theoderich von Auftraften dur ven Budigau. Die Bewohner deſſelben nab- 
men fodann an allen Kriegen der Sachſen gegen die Branfen lebhaften Theil. Zu verfchiedenen 
malen erfcheint dabei das Gebiet des Budilandes von Bedeutung. Im Jahre 775 ſchloß Karl 
der Große, veranlaßt durch die Kapitulation eines feiner Heere an die Weftfalen , eine Cini: 
gung mit den Engern, wie es ſcheint in der Gegend von Süllbed ; jodann ward im Jahre 782 
ein oftfränfifches Corps im, Lande ded Buchenwaldes vernichtet, ſodaß nur geringe Refte über 
das Süntelgebirge in das Lager des an der Wefer ftehenden Theoderih von Ripuarien flüchten 
fonnten. Endlich mislangen im Jahre 784 zwei Züge Karl’d des Großen gegen die in Rede 
ſtehende Landſchaft. Als im Anfang des 9. Jahrhundert? das gefammte Sahjengebiet die Re- 
gierungsgewalt der Karolinger anerfannte, muß im Gaue Budi ſchon ein erheblicher Teil des 

großen Buchenwaldes, deſſen Refte jegt ven Schaumburgerwald bilden , gelichtet und angebaut 

geweſen fein; auch fiheint diefer Gau unter allen ſächſiſchen Bauen in einem gewiſſen höhern 
Anfehen geftanden zu haben, da in ihm der Heilige Hain gelegen zu haben fcheint, im weldyem bie 
Abgeorbneten des Sachfenvolfs fi zur Berathung der allgemeinen Randedangelegenheiten ver: 
fammelten. Es war viefer Gau auch fhon zur Zeit ver Sachjenfriege in das Meg der Verkehrs: 

ftraßen gezogen , indem durch ihn die Antiqua regia via, eine Fortſetzung ded vom Rhein ber 
über Lippftadt, Herford und Nehme führenden Straßenzugs ging. Dieje Gegenden, in welden 

die äftefte chriſtliche Kixche die zu Merbed war, wurden zum Bisthum Minden geſchlagen; die 

Bewohner betheiligten ſich vorzugsweiſe an dem Aufftande ver Stallinge und erregten durch ihre 

Klagen über die Bedrückungen durch die fränfifhen Beamten die Aufmerffamfeit Aunig#tes 

Deutfhen. Im 10. Jahrhundert erſtreckte fi über diefe Landſchaft ?) vie her zogliche &emalt 

der Billunger, in deren Hand aud die Comitatsgewalt darüber lag.*) Die Alodialerben der 
Ludolfinger, Albrecht ver Bär und Heinrich der Loͤwe, kamen in ven Beſitz vieler Güter im vielem 
Lande. Zum Erbtheil des legtern gehörte das Gaftrum Bucdaburg®) in der Nähe des jet Het: 
Then Orts Obernfirhen. Andere große Grundbefiger waren die Bifchöfe von Vaderborn um 
Minden. Nah dem Ausfterben des billungifhen Mannsſtamms erihienen in der Gegenbtei 
Büdebergs Edle Herren von Santerdleben bei Magdeburg. Bon diefen war Adolf I., welde 
im Jahre 1015 auf dem Neffelberge an der Wefer ein Jagdhaus baute, ver Enfel und Erbe der 
mit dem Markgrafen Lothar von Brandenburg aus ven Haufe Walbed verbeiratbeten Gobils, 


der Tochter des große Güter in diefen Gegenden befigenden Wirinharbus. Adolf nahm den 


Grafentitel an, ald er nad) der Erihlagung des Grafen Gottfried von Holftein und Stormam 


am 2. Nov. 11109) vom Kaifer Lothar dem Sachſen diefe erledigte Grafihaft übertragenen % 


hielt.”) Sein ihm 1129 nachfolgender Bruder Adolf U. baute 1130 eine Burg auf dem Neflel- 


3) Es geht dies aus dem Hoyer Urfundenbuche (Herausgegeben von v. Hodenberg), Mbfche. VIEL | 


Nr. 6 u. 9 hervor, 
4) Berk, Monumenta germ. hist., XIII, 133. Schoten, Annal. Paderbornens ‚I, 375. 
5) Regesta Schaumburgensia, Nr. 60— 80. Erhard, Cod. dipl., IT, 135 u. 158. 
6) Annal. sax. ad. 1110. Berg, Monumenta, VIII, 748, 
7) Selmold , Chronicon in Leibniz, II, 560. u 
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berge®), und wurde vom Kaijer damit beliehen. Seitdem führte das Land den Namen der 
Burg, von der aud das heutige Wappen Holſteins, das Neffelblatt, ftanımt. Große 
Srundbeilgungen waren die ded Edeln Mirabilid (Stadthagen), die der Edeln von Arn- 
beim (Beegen), der Herren von See und der Edelvögte vom Berge, welche an der Porta 
wohnten. Ald Grafen von Holftein verlegten die Grafen von Schaumburg ihren Wohnfig oft 
dorthin, es führte jener Bejig zu mancherlei Fehden und ging mehrmald, z. B. im Jahre 1180 
wegen der Barteinahme ded Grafen Adolf für Heinrich den Löwen, verloren. Die Stamm— 
grafſchaft Schaumburg jelbft fuchte die Familie vurh Käufe und Lehnsverbindungen mit Braun 
ſchweig, Heilen und den Bisthümern Minden und Paderborn zu vergrößern und Fräftiger zu 
machen, und dehnte die allmählich fi) entwicelnde Landeshoheit ungefähr bis auf die Grenzen 
der im Girigang bezeichneten Landſchaften aus. Der im Jahre 1640 erfolgte (auf dem berüch— 
tigten Hildeöheimer Gaftmahle wahrſcheinlich durch Gift verurfachte) Finderlofe Tod des legten 
Grafen Otto VI. hatte eine mwefentlihe Anderung der Dinge zur Folge. Das Stift Minden 
nahm als heimgefallenes Zehn die Güter Schaumburg, Büdeburg, Sachſenhagen und Stadt: 
bagen in Beſitz. Anſprüche erhoben außerdem Heflen: Kaffel, Braunſchweig und Paderborn, 
Sadjen:Lauenburg erhob eine Intervention wegen Sahfenhagend, und die Mutter Otto's VI., 
Gräfin Blifabeth zur Lippe, nahm ald Alodialerbin die ganze Grafſchaft in Anſpruch und über: 
trug die Regierung ihrem Bruder, dem Grafen Philipp von Lippe: Alverdiffen. Die Ausein: 
anderfegung mit dem Stifte Minden war ſchwierig, ed entftand ein Nechtöftreit, in welchem das 
Stift Minden ein Manutenenzvecret?) des Reichshofraths erhielt > im Weſtfäliſchen Frieden 
(Art. XV, $.3) jedoch wurden jene mindenſchen Gerechtſame dem Haufe Helfen = Kaffel zuge: 
tHeilt. 19) Die Regelung mit HeffenzKaffel, welde unter deſſen befonderm Schuß geſchah 1), 
wurbe erfauft durch Abtretung eines bedeutenden Gebietd und lehnbarer Auftragung des Libri: 
gen, jomwie durch eine Heirath zwifchen dem Grafen Philipp und einer heſſiſchen Prinzeffin. 
Landgraf Wilhelm V. von Heffen = Kaflel traf nämlich mit dem Grafen Philipp zur Lippe die 
Ubereinfunft, daß zwiſchen beiden die gefammte Grafihaft Schaumburg, ſoweit nicht Braun 
ſchweig darauf Anſpruch habe, gleichmäßig getheilt werde. Diefe Hälfte, nämlich die Ämter 
Arensburg, Büdeburg, Stadthagen, Hagenburg mit Ausnahme des an Braunſchweig gelan= 
genden Kleinheivornd und dad Amt Sahfenhagen mit Ausnahme der gleichnamigen Stadt 
und der Dörfer Auhagen und Düdinghaufen bildeten von nun an die Grafſchaft Schaumburg: 
Lippe. Graf Philipp ftarb im Jahre 1681. Don feinen Söhnen fegte der ältere, Friedrich 
Ehriftian, die regierende Hauptlinie fort, während der andere, Philipp Ernft, die Nebenlinie 
Alvervifien ftiftete. Im Jahre 1777 erlofh die Hauptlinie mit des Stifters Philipp Urenkel, 
dem berühmten portugiejiichen Beldmarfhall, Grafen Wilhelm Friedrich Ernft, dem daher 
Graf Philipp Ernft von Schaumburg-Lippe-Alverdiſſen nachfolgte. Als diefer im Jahre 1787 
ſtarb, bemaͤchtigte ji der Landgraf Wilhelm IX. von Heflen= Kaffel der Grafſchaft ald eines 
beimgefallenen Lehns, obwol Philipp Ernſt einen dreijährigen Sohn, Georg Wilhelm, Hinter: 
laffen hatte; nad) wenigen Monaten aber räumte er ven Bejig der die Bormundfchaft führenden 
Witwe ein. Nah der Aufhebung des deutſchen Kaiſerreichs trat dad Land 1807 ald Fürften: 
tbum 12) in den Rheinbund, und 1814 mit gleihem Rang als fouveräner Staat in den Deut- 
hen Bund. Die Folgen, melde der im Jahre 1838 durch Richterſpruch geſchlichtete Rechts— 
freit mit dem fürftlichen Haufe Lippe: Detmold auf die Territorialverhältniffe des Landes ge- 
babt hat, beftehen, ver Hauptſache nah, in dem Verluft ver landeshoheitlichen Rechte über das 
lippefhe Amt Blomberg. 

Das jegige Fürſtenthum SchaumburgsLippe begreift daher nur nod einen Theil der ehe: 
maligen Graffhaft Schaumburg, deren anderer unter hefjifche Hoheit gekommen ift, liegt zwi- 
hen Hannoverifhen und preußifchen Landestheilen fowie dem heſſiſchen Antheil von Schaum: 
burg eingeſchloſſen und hat durchaus feine Beftandtheile des lippefchen Gebiets. Sein Bläden- 
inhalt umfaßt etwa neun Ouadratmeilen größtentheils gebirgigen oder dod von Hügeln durch— 


8) ze, Monumenta, V, 15. 9) Acta Mindensia, ©. 154. 

10) Dolle, Gefchichte ver Grafen von Schaumburg, S. 216. 

11) Eichhorn's Deutfche Staats und Rechtsgeſchichte, Thl. 4, $. 522, Note l, ©. 271. 

12) Schon der Graf Ernſt wurde vom Kaifer Ferdinand II. im Jahre 1620 in den Fürftenftand er⸗ 
hoben, gerieth jedoch dadurch mit Dänemark in Streit, welches darin erneuerte Anſprüche auf Holſtein 
zu erbliden glaubte. Ein Fleiner darüber geführter Krieg hatte zur Folge, daß das Land 50000 Kaiſer⸗ 

den an Dänemarf bezahlen, und Ernft feinem Titel als Fürften zu Holflein und Schaumburg ent: 
agen mußte 


552 Lippe - Schaumburg 


| 
brochenen Landes, auf welden etwa 30000 Menfchen wohnen. Das Rand liefert Steinfopim, ) 
Holz und Korn, woraus fowie aus der Verfertigung von Garn und Leinwand die Haupier . 
werbömittel gezogen werben. Mit Garn und Leinwand wird indbefondere ſtark nad Hola 
gehandelt ; fonft ſtehen Handel und Gewerbe nicht eben befonders in Blüte. 

Die Verfaflungsverhältniffe des Landes haben im ven ältern Zeiten ziemlich denjelben 6 
wickelungsgang genommen tie in allen deutfchen Staaten. Die allmähliche Verwantlung 
kaiſerlichen Grafenamts in die Territorialhoheit gab auch hier die Beranlaffung zu einer ie) 
timmten Ausprägung des Verhältniffes zwiſchen ven Freien und bem Erbfürften, und cm 
ift aud) hier der Urſprung einer lanpftändifchen Verfaſſung nicht fowol in einer einzelnen hi 
hen Thatfache ald vielmehr theils in der ver politifhen Erfheinung aller deutſchen Stämme! 
größten wie im Fleinften Kreife zum Grunde liegenden Idee der Volksfreiheit, theild in im 
lebendigen Zufammenhange aller einzelnen Berhältniffe des Öffentlichen Lebens aus einer in 
gern Periode zu ſuchen. Die Rechte des Landes wurden den Ständen durch ſogenannte 
legien geſichert und bei verſchiedenen Gelegenheiten — zumal bei Regierungswechſeln und Hin 
difhen Bewilligungen — beftätigt und erneuert. Das ältefte urkundlich vorhandene Brink 
gium (wahrſcheinlich aber auch nur die Erneuerung und ſchriftliche Aufzeichnung der ſhen 
her vorhandenen und in Übung erhaltenen Rechte) ift vom Jahre 1389 und erwähnt nur 
„Mannen, Ritter und Knete”, ſodaß aljo damals die Landesvertretung eine rein arifofui: 
Ihe war. Der geiftliche Stand hat nie das Recht der Landſtandſchaft gehabt, und die 
obgleih zum Theil wenigftens ſchon im 13, Jahrhundert entftanden, nahmen vod ef @ 
15. Jahrhundert und einige noch fpäter theil daran, hauptſächlich wol deswegen, weil dient 
ften von ihnen zu Bein und ſchwach waren, um ſchon in den ftürmifhen Zeiten bes Im 
Mittelalters einen politifhen Einfluß zu gewinnen. Indeß traten mehrere Umſtände — 
um die Bebeutung der Stände dem Grafen gegenüber ‚höher zu heben, als viejes jontu® 
feinen Ländchen wol der Fall gewefen fein möchte. Auswärtige Fehden, in welc due 
theils durch die Unficherheit des Beſitzes von Holftein, theils durch eigene Neigung valid! 
murben und an welden fie meift in fremden Kriegsbienften theilnahmen, zwangen fen 
gerer Abweſenheit aus dem Lande, ſchwächten dadurch die Macht des fürftlichen Anhuk nude 
in ber unmittelbaren Nähe der Berfon des Fürſten die ficherfte Stüge findet, un 
Sqhulden, von denen ſie dann nur durch die erbetene Huffe ber Landſtände fich betnn 
Die Abhängigkeit, in welche fie dadurch von den Ständen geriethen, wurde von Dielen Kalle 
Sicherſtellung gegen ähnliche Verſchuldungen, theil® aber auch zur Erweiterung det azun 
Einfluſſes benutzt. So finden wir bei Geldbewilligungen nit nur die gewöhnliche DM 
der Privilegien, fondern aud wiederholte Landedabminiftrationen während der Mintel 
keit der Erbgrafen (mie 1534 bei der Abreife des Grafen Adolf XI. nad Köln) unte* 
nahme ber Ritterihaft. Gin anderer der gräflihen Macht nachtheiliger Umftand wardiel 
vollftändigfeit der Erbfolgebeftimmungen. Die Söhne des legten regierenden Grafng 
bei deffen Tode ſämmtlich als gleichberechtigt, und da bei dem geringen Umfange der Om 
Theilungen fehr bald zum gänzlihen Verlufte des Banzen geführt Hätten (nur folange SW 
noch damit verbunden war fanden foldhe ftatt), jo mußte immer eine Vereinigung über VI 
folge in der Regierung erreicht werben. Zwar half zur Verforgung der übrig bleibenden" 
zen regelmäßig die Kirche aus; allein auch den gräflichen Domherren, Bifcöfen und En 
fen in Hildesheim, Minden und Köln gefiel es nicht felten, der priefterlichen Würde ung 
ald Mitbewerber um die Herrſchaft aufzutreten oder ſolche als Vormünder im Namen di 
derjährigen — unter der Zahl ver jüngern Brüder wol noch nicht einmal beftimmten — A" 
rungsnachfolgers in Anſpruch zu nehmen, Unter folden Umftänden hing bei einen 
rungswechſel für die verschiedenen Prätendenten regelmäßig viel davon ab, die Landſtaände 
ſich zu gewinnen, und der Einfluß, welchen diefe auf folde Weife erhielten, wurde zunveilen 
dent regierenden Grafen in feinem Teftament durd) die Beftimmung anerkannt und bit 
daß von den minderjährigen Söhnen ber MWürdigfte die Regierung übernehmen folle. 

Dazu kam noch befonders die eigenthümliche Beftaltung der Berhältniffe durch die 
mation. Die Grafenfamilie hatte von jeher durch Verforgung ihrer nicht zur Regierung 
langenden Söhne mit geiftlichen ÄAmtern zu große Vortheile von der katholifchen Kirche gebe’ 
als daß fie ſich ſogleich im Anfange und freiwillig der Reformation hätte anſchließen nu” 
Die Einführung derfelhen ging vielmehr von den Geiftlichen felbft und dem Wolfe aud ud 
wurde von den Grafen mehr aus Noth genehmigt als befördert und unterftügt. Zwar 
Dtto IV., unter welchem dieſe Veränderung vor fi ging, fpäter ſelbſt zum Proteftantidmit 
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über, jedoch mehr aus politifchen Gründen als aus religiöfer Überzeugung 13), und aud unter 
jeinen Söhnen und Nachkommen findet jih noch einige Zeit hindurch Feine Übereinftimmung in 
der firhlihen Anfiht. Darin lag denn bei einem Regierungswechſel für die gleichberechtigten 
Bewerber eine weitere Beranlaffung, entweder durch Geltendmahung ihrer proteftantifchen 
Grundfäge oder durch Entwidelung anderer gefälliger Eigenfhaften die Zuneigung der Land— 
fände zu gewinnen, und für viefe, durch Religionsverfiherungen aud) den neuentftandenen kirch— 
lien Zuftand garantiren zu laffen und ihren politifchen Einfluß auf alle Negierungshandlun= 
gen zu erweitern, welche für die Regierungsnachfolge von Bedeutung fein fonnten. So blieben 
ſie nicht nur im Befig der uralten freien Steuerbewilligung und der Mitwirkung bei der Lan 
veögefeggebung, fondern ihre Zuflimmung wurde auch eingeholt bei Berheirathungen des Lanz 
veöfürften fowie bei Teftamenten, ja fie wählten jogar ven Nachfolger (wie Adolf XIL), wenn 
derfelbe nicht auf andere Weife beftimmt werben konnte. Aber fo jehr war bie lanveöfürftliche 
Mat unter der Gewalt der Umftände und ven Folgen des eigenen übeln Haushalts niederge— 
beugt, daß man nad dem Tode des Grafen Dtto IV. dem Verlangen der Landftände gemäß im 
Jahre 1577 fich dazu verftehen mußte, zehn Jahre lang gar feinen Landesfürſten zu haben, 
ſondern das Land durch eine aus Regierungsräthen und ven Landſtänden beſtehende Commiſſion 
vegieren ziwlaffen: eine Einrichtung, welde freilich nur bis 1582 beftand. Go hatten unge: 
achtet des Fleinen Staatsgebiets die Landſtände eine politiſche Wichtigkeit und Bedeutung erbal- 
ten wie kaum in einem andern deutſchen Staate. Aber dieſelbe janf auf die nämliche Weife, 
nie ſeemporgekommen war. Die Fälle, wo mehrere Regierungsprätendenten zufammenkanıen 
und der Einfluß der Yandftände unter ihnen entſcheiden fonnte, murben immer feltener; dage— 
starb allmählich eine Linie des vielverzweigten Geſchlechts nach ber andern aus, und der Graf 
Bhilisnl1646-— 81) führte dad Vorrecht der Erftgeburt in ver Regierungsnachfolge ein. Auch 
aefalteten Üh die kirchlichen Verhältniffe jehr bald fefter, vie Landeshoheit bilvete ſich unter den 
Sthrmen des Dreißigjährigen Kriegs, welcher aud die Grafihaft Schaumburg ſchwer heim— 
ſuchte sollftändiger aus, und die nach dem Tode des legten Grafen aus dem ſchaumburgiſchen 
Mannsftanım eingetretene Theilung des Landes mit Kurheflen ſchwächte das ftändifche Anfehen 
durch Berfplitterung des Gorporationsbandes, von welchem ihre Bedeutung weſentlich abhing. 
Zwar Vellte nach dem Sinne jener Theilung das Land doc in wejentlihen Punkten nod ein 
Ganzes Heiben , und bid 1661 wurden auch gemeinfchaftliche Randtage gehalten; allein feit 
biefer Zeit trennten ſich die Landftände freiwillig und geriethen immermehr in Unthätigfeit. 
Dieallgemeinen und befannten Urfachen,, die gänzliche Umformung des Militärweſens, die ge: 
ängerten Berbältnifie des Adels, welcher feine frühere Eriegerifhe Selbftändigfeit aufgab, um 
in faritlihen Dienften Ehre und Unterhalt zu ſuchen, die Fortſchritte, welche durch dad Steuer: 
weien bie Entwitelung eines neuen Staatsbürgerthums machte, neben dem die ftändifchen Pri— 
vilegien immermehr als unnatürliche Vorrechte einzelner Klaffen erſchienen, je höher die Auf: 
Härung’fiieg, der Mangel an thätiger Fürforge für den durch Grundlaften ſchwer belavenen 
Grunbbefig, ſelbſt nur für Aufhebung der Leibeigenfhaft unter ven Bauern: dieſes und andere 
Umftände machten ed unmöglich, daß die Landſtände, welche früher in einem bedeutenden Grabe 
zualih sie Inhaber ver phyſiſchen Macht gemeien waren, jegt, nachdem fie dieſe verloren hatten, 
in ber moralifchen Unterftügung dev Öffentlichen Meinung einen Erjag finden konnten, und bes 
förberien ebenio ſehr das Bedeihen des Monarchismus im 18. Jahrhundert. Immermehr wur: 
ben bie fürſtlichen Rechte auf Koſten der ſtändiſchen erweitert, die fiscaliſchen Anſprüche ver: 
mebrt und die Freiheit in ver Steuerbewilligung beſchränkt. Den legten, aber ſchon auf ohn= 
mächtige Hülfloigfeit deutenden Verſuch zur Wiederherftellung oder Rettung ihrer Befugniffe 
und zum Schutze gegen landesfürftlihe Eingriffe machte die Mehrzahl der Eorporationen im 
Sande (die Stände jelbft, als ſolche, nahmen nicht tHeil daran) 1*) in ben legten Regierungs- 
iabren des Grafen Philivp Ernft (geft. 1787) durd einen beim Reichskammergericht erho- 
denen Proceß deſſen ganzer vürftiger Erfolg aber in dem durch preußiſche Commiſſarien im 


19) Er hatte fich zum zweiten mal mit der braunfchwelgifchen Prinzeifin Elifabeth vermählt und 
uhte die Breumndfchaft des braumfchweigiichen Haufes zu gewinnen. Später hinderte ihm jedoch fein Pros 
antun, als ſpaniſcher Oberit unter Alba (1566) die für ihre Glaubensfreipeit Fämpfenden 
Rirserlänber zu befriegen und gegen fie ein felbitgeivorbenes Corps von 1300 Reitern zu führen. 

14) Der Streit beiland eigentlich zwifchen „ſaͤmmtlichen Unterthanen ber gräflich fdhyaumburg = lippes 
— Büdeburg, Stadthagen und Hagenburg““ über „mancherley Irrungen wegen Einhebun ber 

ern md font, Das Reichefammergericht hatte ſchon am 30. Juli 1788 einen Termin zur Güte 
angeſetzt. 
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kaiſerlichen Auftrage mit der Vormundſchaft des minderjährigen Grafen Georg Wilhelm ver: 
mittelten fogenannten Zandesvergleih vom 3. Dec. 1791 (publicirt 1792) beftand. Das Land 
konnte darin nichts weiter erreichen als die Zuſicherung, daß jährlich für die fürftliche Kammer: 
kaſſe nur zwoͤlf monatliche Gontributionen zu den laufenden Bebürfniffen, und Beiträge zu außer: 
orbentlihen Ausgaben nur auf erfolgte Nachweiſung des Bedarfs erhoben werben follten, ſowie 
die Feftfegung der Beitragspflicht zur Schuldentilgung und zum Ghauffeebau auf beftimmt: 
Duoten. Zur Berihtigung der Landesſchulden jollten die Unterthanen 30000 Thlr. bezahlen, 
und zwar jährlich mit ſechs monatlihen Contributionen; in zehn Jahren follte die Summe be: 
zahlt fein. Vor Abtragung verfelben folle ven Unterthanen die Laſt des Ehauffeebaues nicht ab: 
genommen werben. Allen Untertbanen warb übrigens „vollfommene Sicherheit und Erhal: 
tung bei ihren Rechten und Gerechtigkeiten, Vorzügen, Gebräuden und Gewohnheiten, wir 
diefelben ſolche rechtlich erworben und hergebracht Haben“, zugefagt. Der $. 17 befagt, daß die 
Beamten die Gommunvorfteher, wenn diefelben mit ven Gliedern der Gemeinden in deren An- 
gelegenheiten zufammenzufommen für nöthig finden, auf feinerlei Weife hindern. Wegen ver 
Meierverhältnifle und der Leibeigenfchaft blieb alles im weſentlichen beim alten, und einige Ve— 
fhränfungen der Adminiftrativgewalt in einzelnen Dingen ſind fo geringfügig, daß man eben 
aus deren Aufnahme in die Bergleihsurfunde abnehmen kann, wie jehr die Alleinherrſchaſt ver 
Regierung ſchon jene Selbftändigfeit der Individuen und Gorporationen zurüdgedrängt hatte, 
und wie man es ſchon ald Gewinn betrachten mußte, nur fo Dürftige Conceſſtonen zu erlangen. 

Die Aufhebung des Deutſchen Reichs und die Feftfegung der franzöflfchen Herrſchaft in 
Deutſchland Hatte für die Verfaflung Schaumburgs zunädft die Folge, daß vie Thätigkeit der 
Landſtände factifh ganz und gar aufhörte; im ganzen ohne ſonderliche Theilnahme des Volks, 
welches aud durch die Gefhichte des ganzen legten Jahrhunderts allerdings nicht an eine groß: 
artige Auffaflung des Inftitut3 gewöhnt war. Übrigens trug zu dem Umſtande, daß die Land⸗ 
ftände außer Wirkſamkeit Famen, auch der gänzliche Mangel felbftändiger Elemente, namentlid 
der Ritterſchaft, bei.1°) Die gute Folge hatte indeß das franzöſiſche Gleichheitsprincip, bap bie 
Regierung nun endlih zur Aufhebung der Leibeigenihaft ſchritt (1810), obglei man aud 
dabei auf einen höhern Standpunkt der Beurtheilung fi nicht erheben konnte, vielmehr der Ge⸗ 
rechtigkeit nur jo weit nachgab, daß bie dem Landesfürſten felbft zuftehende Leibherrlichkeit unent: 
geltlich aufgehoben werden ſollte, wogegen die Leibeigenen der Privatgutsherren ihre Freiheit 
durch ein geſetzlich beſtimmtes Aquivalent erkaufen mußten.16) 

Nachdem der Fürſt Georg Wilhelm durch die Note vom 16. Nov. 1814 in Gemeinſchaft mit 
mehreren Fürſten ven verbündeten veutihen Bürften hatte erklären laffen, daß «8 fein Wille fei, 
eine landftändifche Verfaſſung einzuführen, und nachdem eine nähere Veranlaffung durch den 
Art. 13 der deutſchen Bundedacte gegeben war, führte er durch Verorbnung 17) vom 15. Jar. 
1816 eine landftändifche Verfaſſung wieder ein. Diefelbe legte freilih in Anſehung des Se— 
ſteuerungsrechts den Landesvergleich von 1791 zum Grunde und fügte fi infofern aufältere, 
hiſtoriſch entftandene Berhältniffe, war aber ſelbſt nicht infolge einer zwiſchen Fürſt und Stän- 
den errichteten Übereinkunft, vielmehr in ihren wefentlihen, das ältere Verhältniß umänderr: 
den Beflimmungen ortroyirt. Die Randeövertretung befteht danach aus den fünf Befigern at- 
licher Güter, vier Abgeoroneten ver Städte und Flecken, und ſechs Abgeordneten der Landbewob 
ner in den Amtern, Die Abgeoroneten der Städte und Bleden werben dur den Magiftrat ge- 
wählt, die der Landleute durch Wahlmänner, jedoch aus ihrer Mitte. Die Mitglieder der Lanr- 
flände aus der Nitterfhaft müffen das fünfundzwanzigfte, die Abgeorbneten auß den Stäbter 
und Flecken jowie aus dem Bauernftande das dreißigſte Lebensjahr zurüdgelegt Haben. De 
ritterſchaftlichen Landſtände müflen in dem wirklichen Befige eines adelich freien Guts ſich fe 


finden ; vereinzelte adelich-freie Grundſtücke oder Wohnhäufer berechtigen nicht zur Ranvfland: 
fhaft. Die Rechte ver Stände find fehr kurz gefaßt und beftehen in Kolgendem: Prüfung vi 
Staatsbedarfs in Gemeinſchaft mit der Regierung nah Mafgabe des Landesvergleichs von 
1791 und Bewilligung der danach erforderten Steuern; Berathung und Begutachtung u 


15) Mofer, Bon der Reichsitände Landen, S. 497. Klüber, Staatsarchiv, I, 118. 

16) Es muß bier übrigens bemerft werden, bag manche Entfhädigungsanfprühe der Brivatin 
herren binnen der vorgefchriebenen und im folgenden Jahre noch durch eine —— Aufforderung wer 
längerten Bräjubicialfeif nicht angemeldet, alfo flillichweigend aufgegeben find. 

17) Diefelbe ift abgedrudt in Klüber's Staatsardhiv, I, 67; Bl. Bd. I, Abthl. II, S. 1104; * 
ber Sammlung ſchaumburg-lippeſcher Randesorbnungen, III, 293 und in Zachariä’s Deutſche Br 
faflungsgefege der Gegenmart, I, 1067. 
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neuzuerlaffenden Gefege und Zuftimmung, wenn diefelben auf die Landesverfaſſung einen we⸗ 
fentlihen Einfluß Haben; Revifion der Rechnungen über die verausgabten Landesfteuern ; end⸗ 
ti das Recht der Vorftellung und Beſchwerde. Seitdem ift nicht, wie die Verordnung be: 
flimmt, alljährlich, fondern etwa alle drei oder vier Jahre ein Landtag gehalten. Der erfte die— 
fer Zandtage fand im März 1816 flatt. 

Diefe wenn auch in einigen wichtigen Punkten außer Anwendung gefegte, ſpäter mobifl- 
eirte Verordnung gilt rechtlich noch jegt ald das Grundgefeg des Fürſtenthums und erforbert 
daher eine wenn aud nur kurze Prüfung. Die Zulaffung des Bauernflandes zur Randeöver- 
tretung iſt wol der wichtigſte Fortſchritt, welden das conftitutionelle Princip darin gemacht 
hat, wogegen die Übertragung ver Wahl ver ftädtifchen Abgeorbneten an die Magiftrate dieſem 
Princip, und die Unterfheidung der adelihen Mitglieder von den bürgerlichen und bäuerlichen 
bei der Beftimmung des erforderlichen Alters der Wählbarkeit dem einen integrirenden Theil 
ausmachenden Grundjage der Gleichheit widerſtreitet. (Vgl. jedoch die Gefege vom 17. März 
und 6. Dec. 1848.) Durd die Art, wie dad Steuerbewilligungsredt begrenzt ift, kann 
(bei voraudgefegter Feftigfeit der Stände) wol eine Überfchreitung des herkömmlichen Maßes 
der Steuern verhindert, nicht leicht aber deren Verminderung von den Ständen durchgeſetzt 
werben; eine @inwirfung auf den Gang ber Negierung dur den Gebraud des Bewilli- 
gungerehts it völlig ausgeſchloſſen. Der Antheil an der Gefeggebung, welder den Stän: 
den bewilligt wird, umfaßt freilich no mehr, ald was man vielfah für zuträglih hält, 
indem doch wenigſtens in einzelnen Fällen neben dem ftändifhen Gutachten zugleich die Ein- 
wilfigung gefordert wird; dem vernünftigen Staatsrecht ift aber damit noch nicht Genüge ge- 
ſchehen, und außerdem burch die Unbeftimmtheit ver Faſſung der Keim zu vielen Streitigkeiten 
über die Frage gelegt: welche Gefege ihre Wirkfamfeit auf die Landesverfaffung äußern, und 
welchet Einfluß ein weientlicher jei? Daß fo manche wichtige Beftimmung fehlt, 3. B. über bie 
allgemeinen ftaatsbürgerlichen Rechte, über vie in dev Bundedacte geficherte Freiheit ver Prefle, 
über bie ſchon im ältern Staatörecht anerfannte Verantivortlichfeit der Minifter oder fürftlichen 
Räthe, über Dffentlichkeit ver ftändifhen Verhandlungen u. f. w., mag nad dem damaligen 
Standpunft der Gonftitutionspolitif, beſonders im noͤrdlichen Deutfchland, der Verordnung 
nit zum Vorwurf gemacht werden; doc müſſen wir und daraus ſowie aus der Unvollftändig- 
keit des Ganzen überzeugen, daß die Verorbnung denjenigen Anfprüchen, welche man auf dem 
beutigen Standpunfte an eine liberale Verfaffung macht , im entfernteften nicht genügt. 

Das Wichtigſte, was man mit der neuen Verfaffung für den Augenblid zu reguliren hatte, 

waren die Finanzen des Landes. Die ältern Schulden waren mol getilgt, allein die legten 
Kriegsjahre Hatten deren neue verurſacht, und es fragte ih, wer diefelben zu übernehmen habe, 
Berner hatte durch Errichtung des Deutjchen Bundes und die neue Militärorganifation bie Lan— 
dröverwaltung eine veränderte Grundlage erhalten, und die nach der althergebradhten Finanz: 
einridtung in der Berfaffungsgefchichte bei jedem einzelnen Falle regelmäßig wiederkehrenden 
Zweifel darüber, welche Ausgabe dad Land und welche der Kürft zu übernehmen habe, bedurften 
auch Hier einer Erledigung, da man die Vortheile einer Verbindung der Domanial- mit der 
Landeskaſſe noch nicht für überwiegend hielt. Diefe Fragen bildeten die Hauptaufgabe des Land⸗ 
tags vom Jahre 1818, weldye durch den Landtagsſchluß vom 13. und 19. März dahin erledigt 
wurbe, daß der Fürſt die ſämmtlichen Schulden der. Landeskaſſe im Betrage von 106000 Thlrn. 
üßernahm, dagegen aber auch die etwa gleich hohen Activen jener Kaffe überwiejen erhielt, daß 
ferner die aus allgemeinen Bundesverpflichtungen und durch die im Kriege nothwendige Land⸗ 
deövertheidigung entftehenden Koften für außerordentliche Landesfoften erklärt und zu neun 
Zehnteln vom Lande und zu einem Zehntel vom Fürften übernonmen wurden. Die bei jenem 
Landtagsfchluffe unerledigt gebliebene Frage über die Unterhaltung des Militärs in Friedens— 
zeiten ift fpäterhin dahin verglichen, daß aus der Kammerkaſſe die Garnifonen unterhalten wer: 
den und außerdem noch ein Zehntel zu den Koften des Bundescontingents beigetragen wirb, 
wogegen die übrigen Koften dem Lande ebenfalls zur Laft fallen. Die fonftigen Refultate des 
Landtags find für die allgemeinen Verhältniffe des Landes ohne befondere Wichtigkeit. 

Die weitern Landtage beſchäftigten fich meift mit Gegenftinden von untergeordneter Bebeu- 
tung. Auch das Jahr 1830 ging ohne wefentlihe Bewegungen vorüber, obgleich das nad) der 
Julirevolution durch ganz Deutjchland fühlbare Zuden keineswegs ohne lebhafte Theilnahme 
blieb, welche im eigenen Lande befonders durch erhöhte Holzpreife materiell genährt wurde. 
Die Regierung hatte inbeß, durch die bedenklichen Erſcheinungen in andern Ländern aufmerkſam 
gemacht, beizeiten durch Steuererleichterungen und Beſchäftigung der Armen der außerdem 
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aus einer verfehlten Ernte zu beforgenden Noth einigermaßen entgegengewirkt, und derſelbe 
Zwed wurde nod durch mehrere auf dem nächften Landtage vorgelegte Bropofitionen verfolgt. 
Aud von den Ständen wurden über 50 Anträge (Deiiderien) erhoben und zum Theil erledigt. 
Durchgreifende Reformen in den beſtehenden Verhältniſſen hielt man indeß nit für nöthig; 
auch war die Theilnahme des Volfs an conftitutionellen Fragen in dem Eleinen Lande ziemlid 
gering. Selbft die feitdem und zum Theil ſchon früher in allen Nachbarländern gefetzlich aue⸗ 
geiprochene, und auf dem Landtage von 1831 jhon in der Ständeverfammlung zur Spradhe ge: 
brachte Ablösbarkeit der Grundlaften hat im Fürftenthum Schaumburg Feine volle Anerken⸗ 
nung gefunden. Kleine Privat: und Lofalangelegenheiten, Abminiftrationd- und Steuerſachen 
bildeten zum größten Theile die Orgenftände der landſtändiſchen Beihäftigung. 

Bemerfenswerth ift das Refultat des furzen Landtags vom Jahre 1837, auf welchem 
der Anflug an den zwifchen Hannover, Braunfhweig und Oldenburg beſtehenden Zoll: und 
Steuerverband von der Regierung in Antrag gebradht wurde. Denn als bei der Abftinmung 
ih Stimmengleihheit fand, folgerte man daraus die Annahme, weil es fih um eine Propoji- 
tion der Regierung handele. Eine grundgefegliche Beftimmung ließ ſich für ein ſolches Verfahren 
freilich nit anführen; man glaubte indeß die Analogie anderer Ständeverſammlungen für ſich 
zu haben, und die Stände berubigten fih dabei. Der Anſchluß des Fürſtenthums an den Steuer: 
verein fand zu Anfang ded Jahres 1838 ftatt. Über ven Anſchluß entfland eine allgemeine Un: 
zufriebenheit im Lande, Deshalb trat am Ende des Jahres 1842 die Regierung dem Deutſchen 
Zollverein bei. Aber au von dieſem trat das Land 1845 ebenfalls wieder zurück, trat dem 
hannoveriſchen Steuerverein bei und ſchloß gleichzeitig mit dem Zollverein einen Vertrag über 
gegenjeitige Verkehrserleichterungen. 

Der äußern Erſcheinung nah kann man die gegenwärtige Lage des Ländchens eine befrie- 
digende nennen. Die ohnehin nicht bedeutenden frühern Schulden wurden durd den Landes⸗ 
vergleich 1818 abgetragen ; ſeitdem find freilich in ven Jahren 1831 und 1832 durch Die Sendung 
des Gontingentö nad Luxemburg im Auftrage ver Bundesgemwalt abermals etwa 26000 Thir. 
neue Schulden verurjacht, jedoch durch die vom Bunde vergüteten Gelder 16000 Thlt. zurüd: 
gezahlt. Die Steuern find gering, die Landleute zum Theil ganz wohlhabend, frequente Straßen 
und bie die Orte Bückeburg, Lindhorſt, Kirhhorften und Stadthagen berührende hannoveriſche 
Nordbahn durchſchneiden dad Gebiet, wie ed überhaupt dem durch die Natur im ganzen glücklich 
audgeftatteten Ländchen nicht an Erwerböquellen fehlt. Dennoch ift der kleine Staat in jeiner 
gegenwärtigen Erſcheinung nicht das, was er nach dem Umfang feiner Hülfsmittel und der Tüch⸗ 
tigfeit feiner Bewohner bei freierer Geifteöthärigkeit fein könnte. Die Waldung mit der jehr 
begünftigten Jagd ift Eigenthum des Fürften, mandje Gemerböbetriebe (3. B. die Branntwein: 
brennerei) find monopolifirt, und überhaupt gewährt das Land mehr das Bild eines dem Für- 
ften gehörenden großen Ritterguts ald eines jelbftändigen Staat, Die zu den orbemiliden 
Staatsbedürfniſſen erforderlichen directen Steuern, welche nach dem Landeövergleiche in die Kam: 
merfafje fliegen, laften unter dem Namen der Gontribution allein auf dem pflidytigen &rum- 
eigentbum, wogegen die Beiiger des jogenannten freien Eigentums nur zu den auferorkent- 
lihen Zandeslaften in einem Verhältniß, welches von den Fräuleinfteuern entlehnt ift und auch 
daher jeinen Namen behalten hat, mit allen übrigen beitragen. Bon einer Hunde: und Tauben: 
fteuer jomwie von den Ginzugägeldern wird die Irrenfafle, von der Stemipeifteuer die Genöbar 
merie erhalten. Die indirecten Steuern haben jährlid 27100 Thlr. aufgebradt. Da indeß die 
Branntweinbrennerei nur vom Fürſten betrieben wird, jo läßt ſich derjelbe die von jeinen Bra 
nereien erhobene Brennfteuer mit etwa 9000 Thlrn. jährlich aus den Einkünften erfegen. Auder 
dem liquipirt und erhält die fürſtliche Kammer nod jährlich eine Menge anderer Entfchäpiguk: 
gen, ſodaß von jenem Ertrage nur etwa 10000 Thlr. als reiner Überfhuß in die La 
fieken. Die Bauern leiden noch ſehr unter dem Drude von Dienſten und grundherrlidgen 


die oberfte Apminiftration in allen Landesſachen und die auswärtigen Angelegenbe 
ſorgt und zugleich Lehnshof und Juſtizſenat ift. Unter ihr bat die Nentfammer die Ber 
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fationen. An der Spige der Verwaltung ſteht als höchſte Landesbehörde die Negierung, ei | 
iten 


der Domänen, der Finanzen und der Finanzregalien (Bergwerke, Forſten und des GSeſun 

nens zu Eilſen); für allgemeine und mediciniſche Pollzei beſtehen eine — — 
ein Collegium medicum. Die vor herrſchende Tendenz der polizeilichen Fürſorge für das Wahl 

der Landesangehörigen jpricht ih in der althergebrachten Maxime des Dielvegierens umb Dt 
patriarhalifhen Bevormundung, beſonders der Bauern, aus; viel Mhiger energiih und made 
jam ift dagegen die Sicherheitöpoligei. In der Juſtizverwaltung bejteht noch die Patrimonial- 


Lippe: Schaumburg 557 


gerichtöbarfeit ver Städte (zum Theil auch mit Griminaljurisdiction) neben der fürftlichen, für 
bie zweite Inftanz die Juftizkanzlei als Obergeriht, von welchem dann weitere Berufungen an 
ven Juftizfenat der Regierung gehen. Als legte Inftanz befteht dann das mit Braunfchweig, 
Lippe-Detimold und Waldeck gemeinichaftlihe Oberappellationdgericht in Wolfenbüttel, Für vie 
fürſtlichen Diener, die Bewohner freier Käufer und die adelichen Höfe gilt noch die Juftizkanzlei 
als erfte Inſtanz. 

Der Zuftand der kirchlichen Verhältniffe ift im ganzen nicht erfreulich. Die meiften Einwoh- 
ner — nur mit Audnahme von etwa 600 Reformirten, 100 Katholiken und 300 Juden — be: 
fennen fich zum evangelifch=Tutherifchen Gultus. Die Fleine reformirt= proteftantifche Gemeinde, 
zu welher auch die fürftliche Familie gehört, fteht in dem Synodalverbande ver Neformirten in 
Braunichrweig und Hannover, die Katholiken ftehen unter der kirchlichen Leitung des Biſchofs in 
Paderborn. Die ſtaatsbürgerliche Stellung der Juden ift der völligen Gmancipation nahe, 
indem ſchon ſeit 80 — 100 Jahren jeder Jude, welcher ein bürgerliches Gewerbe betreibt, den 
Chriſten gleichgefteltt if. 

Die Hauptmomente in der Entwidelung des Fürſtenthums in der neuern Zeit find folgende. 
Auf vem Landtage von 1844 kam ein Ablöfungsgefeg zu Stande, welches am 25. Jan. 1845 
publicirt wurde. Nach ihm können alle auf dem Privateigenthum ruhenden Reallaften gegen 
Entihädigungen der Berechtigten aufgehoben werden. Doch wurden nicht blos die Öffentlichen 
Staats: und Gemeinde: und die Societätdlaften, fondern auch das Heimfallsrecht, die lehns— 
herrlichen Rechte der Erbpachtsverhältniſſe, die forft- und jagdherrlichen Gerechtſame und die 
Seriruten aller Art, und felbft die Spann= und Handbienfte ausgenommen. Die legtern aber 
wurden durch Verordnung vom 25. Aug. 1845 ebenfalls für ablösbar erflärt. Auch wurden 
durch Verordnung vom 9. Sept. 1846 den reformirten Predigern und Unterthanen viefelben 
Rete zugeftanden wie den Katholiken nach vem Refeript vom 2. Juli 1809 und hierdurch die 

Beihränfungen von 1746 aufgehoben. Gin Gefeg über Ablöfung der gutsherrlichen Hand» 
und Spanndienfte eriftirt noch nicht, obgleih ein großer Theil der an Domänen zu leiftenden 
gutäberrlihen Dienfte im Wege freimilliger Übereinkunft mit der fürftlihen Rentkammer ab: 
gelöft it. Am 15. Dec. 1847 fand die Eröffnung der. Hannover - Mindenfhen Gifenbahn ftatt, 
welde im Lande für Rechnung des Fürften gebaut worden und ſehr einträglich ift. Im Jahre 
1848 wurbe auch Schaumburg Lippe von der Bewegung ergriffen. Die Wünſche des Landes 
fanden Ausdruck auf einer am 13. März zu Stabthagen ftattgefundenen großen Volksver— 
jammlung. Diefelbe beſchloß eine Petition an den Fürſten, worin fich theild den allgemeinen 
Bünien bezüglich der Neugeftaltung des deutſchen Vaterlandes angefchloflen, theils Defiverien 
in Bezug auf vie Landeöverwaltung ausgeſprochen wurden. Durd) eine ſchon am 15. März er— 
laffene landesherrliche Verkündigung wurden jene Forderungen im wefentlichen zugeftanven. 
Mit den alöbald nad; ver Berfaffung von 1816 berufenen Ständen wurde fhon am 17. März 
ein Gejeg über vie Weiterbildung des ftändifchen Inſtituts vereinbart. Darin war den Stän— 
den zunächſt das Recht der Einwilligung zum Erlaß neuer und zur Abänderung beftehender Ge— 
fege gewährt, ferner dad Recht der Gontrole des der Verwaltung ver Regierung unterworfenen 
gefanımten Landeskaſſenweſens; das Domanium, als der Apminiftration ver Rentkammer unter: 
worfen, war davon ausgeſchloſſen. Die Ständeverfammlung mard folgendermaßen zufammen= 
gefegt: ein Vertreter ver Ritterſchaft, je zwei Vertreter der Städte Büdeburg und Stadthagen, 
je ein Bertreter der Flecken Hagenburg und Steinhude, endlich 13 Vertreter der Amtseinge: 
feffenen. Wähler und wählbar ift in den Städten jeder unbefcholtene, fünfundzwanzigjährige 
Bürger chriſtlicher Confeſſion, und auf dem Rande jeder volljährige hriftliche Hofbefiger. Die 
Berbandlungen des Landtags follten Öffentlich fein. Mit vem auf Grund diefer Beftimmungen 
berufenen Landtag wurden folgende Gefege vereinbart: das Gefeg vom 1. Aug. 1848 über bie 
Aufhebung der bisherigen Eremtionen von der orbinären Grundfteuer, ſodann das Gefeg vom 
5: Dec. 1848, dur weldes der Vollgenuß der bürgerlihen und politifchen Rechte für unab- 
Dängig vom religidfen Bekenntniß erklärt wurde. Am 6. Dec. 1848 wurde ein Gefeg über die 
Bahlen zu einer behufs Vereinbarung einer neuen Landesverfaffung zu berufenden Volksver— 
tretung verfündigt. Hiernach follten in directer Wahl 20 Vertreter der gefammten Bevölferung 
It werben; jeder volljährige, unbefcholtene, dispoſitionsfähige Staatöbürger ſollte actives 
und paffives Wahlrecht Haben. Am 2. Jan. 1849 erſchien ein Gefeg über die Verantwortlich⸗ 
keit ver Regierungsmitglieder. Es wurde darin den Ständen ein Anklagerecht wegen Verlegung 
fiarer Zanveögefege und verfaffungsmäßiger Rechte des Landes eingeräumt. Staatsgerichtshof 
follte das Oberappellationdgericht zu Wolfenbüttel fein. Im Anfange des Jahres 1849 wurde, 
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alsbald nad dem Schluß dieſes Landtags, der conftituirende Landtag auf Grund ded Brfepet vom | 
6. Dec. 1848 einberufen, ſodaß alfo das Wahlgejeg vom 17. März 1848 nureinmal zur Anke: 
dung Fam. Der Zufammentritt erfolgte am 1. Sept. 1849 und es genehmigte diejer Landtag 
Vorſchlag ver Regierung den Beitritt des Fürſtenthums zum Dreifönigsbündnip. DieRegiamg 
erklärte darauf den Ständen, ber von ihr auszuarbeitende Entwurf einer neuen Verfaflungh 
noch nicht fertig, werde jedoch bi8 zum 1. Nov. erfolgen fönnen. Es trat daher eine Vertagun 
ein. Der Landtag wurde aber weder zu jenem Zeitpunft noch jemals fpäter wieder einberuln 
Die Reaction war in Deutichland bereits jo erftarft, daß man ji in diefem Fürftentbum in 
früh nicht mehr an die aus der großen Bewegung hervorgegangenen Poftulate kehrt. 
27.Dct. 1849 wurden die biöherigen liberalen Regierungdmitglieder entlaffen und Hr. v. 2 
Münchhofen an die Spige der Regierung berufen. Seitdem ift dad Land ohne Verfaffung 
wenigftend ohne Landesvertretung, venn ed wurden auch feine Stände nach der Verfaſſung 
1816 berufen, noch auch wurbe eine Berfaflung oetroyirt. Gefege wurben, wenn auch jehr in 
ih, ohne fländifche Mitwirkung erlaffen. Im Jahre 1853 fand der Anſchluß an den 
verein und die Einführung einer Salzregie ftatt. Zweimal in den funfziger Jahren wurden 
Gelegenheit einer Deutfchland drohenden äußern Gefahr außerordentliche Kriegeſteuetn, 
mal im Betrage von 7000 Thlrn., einfeitig ausgefchrieben. Das erfte mal geſchah bied wi 
rend des orientalifhen Kriegs durd Patent vom 10. Mai 1855, das zweite mal währen We) 
italienifchen Kriegs durch Patent vom 5. Febr. 1859. In Betreff der gewöhnlichen Gonin 
tion war noch der alte Zuftand geblieben, wonach diefe als ein für allemal von den 
den bewilligt angefehen werden. Gin Ereigniß für dad Land war der am 21. i 
eingetretene Tod des troß jener unumfchränkten Negierungsweife ſehr beliebten Kürtndın 
Wilhelm. Es lag nahe, daß man jet die Wiedererlangung einer Berfaflung erinkumt 
doch hing alles von der Berfönlichfeit des neuen Fürſten Adolf (Georg) ab. Derielbelmät 
feiner beim Negierungsantritt erlaffenen Verkündigung aus, daß er ganz im 
Vaters regieren werde. Diefe Zufage hat ſich bisher erfüllt und hierin jcheinter@mmd 
liegen, wedhalb ſich das Land die Fortdauer des dem Art. 13 der deutfchen Bundadade mir 
ſprechenden Zuftandes noch gefallen läßt. Übrigens trägt aud) der Mangel ein 

und gebildeten Standes dazu bei, daß das politiiche Keben des Landes gleih Alk an 
Wohlſtand ded Landes ift durch die Zeitumftände, ven Eiſenbahnverkehr u. i. im. 















| 


ſteigert. In die Rechtspflege ift noch nicht das Mindefte von modernen Inftitulonn 


















nommen; man hat hier dad gemeine Givilreht, den gemeinen Givilproceh, in 
Garolina, etwas gemildert durch die Praxis, endlich ven Inquifitionsprocefi, mW 
Inftanzen ift die Juſtiz und die Verwaltung noch vereinigt. Es befteht noch die 
gerihtsbarfeit ver Städte, und für Handel und Gewerbe beftehen noch die alten Zünft. 
hat kommen fönnen, daß das Land in fo vieler Beziehung in ver Entwidelung zu 
nur aus der Kleinheit des Staats zu erflären. 
K. Steinader und K. Wippermam 

Lift (Friedrich). Dieſer verdienftvolle, patriotifche Mann war am 6. Aug. 178 
Freien Reichsſtadt Reutlingen geboren. Er wurde im Herbft 1817 Profeffor der Sta 
ſchaften in Tübingen und trat als folder auch ald Schriftfteller mit ven Werke „Di 
funde und Staatöpraris Würtembergd (Tübingen 1818) auf. Doc durch feinen 
lichen thätigen Verbefferungseifer fühlte er fih mehr zu dem praftifchen Wirken ald 
rubigern wiflenfhaftlihen Studium hingezogen. Er legte 1818 fein Amt nieder, 
die Stiftung des Deutfchen Handeldvereind und begleitete als Conſulent deſſelben die @ 
deutſchen Höfe und 1820 aud an den Miniftercongreß in Wien gefendeten Dep 
Seine Vaterſtadt Reutlingen wählte ihn jet (1820) während des Handelscongrefied in 
ftadt zu ihrem Deputirten in ber würtembergifchen Ständeverfammlung. L. ergrifi dt 
genheit, um gegen ein zweites Hauptübel der deutſchen Zuftände, gleich verderblich mie di 
fehröfperre, nämlich die Bureaufratie und den Amtsmisbrauch reformatorifc zu mirfen 
übernahm es, im Auftrag feiner Gommittenten eine Petition zur Befeltigung der gropl® 
zahlreichen veutfchen und würtembergifchen Verkehrtheiten und Misbräuche in der R 
der Adminiftration und der Finanzverwaltung zu entwerfen. Sie enthielt neber eine 
leumderiſches noch etwas juriftifh Injuriöfes oder fonft irgend Strafbares, ftellte aber 
Gebrechen und Reformbebürfniffe, die heute als folde ganz allgemein anerkannt werd 
einer männlien und lebhaften Sprache dar. Das Haupt der würtembergiihen Be 
bierardie, der würtembergifhe Geheimrath, war entrüftet Über ſolche in Deutjälani 
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gewohnte deutliche Sprache, über die allzu verftändliche und eindringliche Darftelung un: 
leugbarer großer Gebrechen, und noch mehr über die ernfte Bemühung, die neuerfämpfte con- 

‚ Ritutionelle Verfaffung in Würtemberg fobald fhon zur Wahrheit und fruchtbar zu machen. 

' Die Minifter, weniger hierzu ald zur Erneuerung altwürtembergifher Berfolgungen gegen 
muthige Patrioten geneigt, ließen bie in der Preffe befindliche Petition polizeilih wegnehmen 
und den Abgeorbneten 2. wegen feiner wohlgemeinten Amtshandlung in Anklageftand fegen. 
Selbft die ebenfalls durchaus nicht verbrecherifchen Worte, welche ver Deputirte in ver Kammer- 
verbandlung zu feiner Vertheidigung und für die nothwendige Selbftänvigkeit der Volksver— 
tretung ſprach, wurden zum Gegenfland amtlicher Verfolgung und Anflage gemadt. Die 
Regierung forderte von der Kammer die Ausſtoßung 2.8. Diefe lieb fih auch faft unbe: 
greifliherweife in ihrer Mebrheit willig finden, und 2. wurde nad peinlicher und Fleinlicher 
Inqifition zu zehnmonatlicher Beftungsftrafe mit Zwangsarbeit verurtheilt. Ja, er wurde 
wegen der der heimlichen Juftiz gefährlichen Veröffentlihung feiner Unterfuhungsprotofolle in 
neue Griminalunterfuhung verwidelt. Um der [himpfligden Strafe und Behandlung zjum 
Lohn feiner wohlgemeinten Reformbemühung zu entgehen, entflob 2. mit feiner Familie zuerft 
nad dem Elſaß und in die Schweiz und ging dann 1825 nad) Norbamerifa. 

Seinen Eriminalproceß theilte er zuvor in bemerften Hefte der ‚, Themis“ urkundlich mit und 
legte die Actenftüde ver Juriftenfarultät der Univerfität Freiburg zum Rechtsgutachten vor. 
Die Juriftenfacultät urtheilte einftimmig, daß eine gerichtliche Verfolgung und Beftrafung 
2.8 wegen der ihm zur Laft gelegten Handlungen und Außerungen nicht etwa blo8 nad) allge: 
meinem und echt conftitutionellem oder englifhem Staatsrecht, fondern auch nach dem würtem- 
bergifchen Verfaſſungsrecht, ja felbft nach ven aus der Zeit des äußerſten Despotismus ſtam— 
menden Gefegen, welche man im grellen Widerſpruch mit dem neuen Verfaſſungsrecht zur offen- 
baren Untergrabung deflelben noch fortvauernd anwendbar erflärte, unbegründet, daß fie mit 
dem Wejen und Geift der befhrworenen conftitutionellen Verfaſſung völlig unvereinbar feien. 

Doc der würtembergifche und deutiche Rechtszuſtand war durch die Karlöbader Beſchlüſſe, 

durch die verfaffungswidrige Unterdrüdung des in dem würtembergifchen Verfaffungsvertrag 
unbedingt flipulirten Rechts der Preßfreiheit gelähmt. Die Verbreitung ver L.e'ſchen Schrift 
war gebemmt, das Öffentliche Urtheil über fie unmöglich — und der Drud der Karlsbader Be— 
ihlüffe Hatte felbft das Nichterfcpeinen des Freiburger Facultätsgutachtens zur unlöblichen und 
traurigen Folge. Die deutſche Nation war eingefhüchtert, ohne politifhe Bildung, ftumm 
ergeben in ihre Erniedrigung. Erft nad) langen Jahren öffneten die Julirevolution, das von 
dem freien Nordamerifa dem patriotifhen deutſchen Flüchtling ertheilte Gonfulat und einige 
Scham über die frühere Verfolgung dem patriotifhen Märtyrer die Rückkehr ins deutfche Vater: 
land, doch auch viefes noch nicht, ohne daß eine Fleinlich verfolgende Cabinetspolitik die für die 
HSanfeftädte ertheilte Gonfulernennung vereitelte, welche dann erft fpäter in Leipzig anerfannt 
und zugelaflen wurde. Und erft noch jpäter, bei dem unglücklichen Tode des ſchwer mishandel- 
ten und verfolgten Mannes, ſuchten die würtembergifche und andere Regierungen zugleidy mit 
den freiwilligen Beiträgen der Bürger durch Ehrengabe an L.'s Hinterbliebene feine Verdienſte 
um das Baterland zu ehren. Aynlih wurde ja in Würtemberg auch andern Ehrenmännern 
und rubnıgefrönten Patrioten, einem I. 3. Mofer, einem Schubart, einem Schiller, im Leben 
die bitterfte Verfolgung und nur erft nach vem Tode hohe Ehre zu Theil. 

Man konnte, wenn man zumal das empörende Benehmen der Kammermehrheit gegen L. 
betradptete, oder auch das gleichzeitige Benehmen andererdeutfhen Kammern, 3.38. das der heſſi— 
iden Rammer, welche in vem unendlich gutmüthigen Vertrauen, die Regierung werde daſſelbe 
nie zur Berfälihung des Ausprudd der Volfömeinung in der Volkskammer misbrauden, den 
Miniftern das Recht einer Urlauböverweigerung bei Staatsvienern bewilligte, ja welche nad 
bereit gemachtem Misbrauche fogar die rechtlich unbegründete Ausdehnung des verderblichen 
Rechts auf Penſionäre geſtattete — man konnte bei folder Betrachtung verſucht fein, die Fähig— 
feit ver Deutſchen für politiſche Freiheit zu bezweifeln. Aber man mag zu unferer Zeit mit 
iniger Genugthuung auf die jegigen deutſchen Volfövertretungen bliden, von denen, das darf 
an mit voller Beftimmtheit behaupten, auch die abhängigfte fi mit Abſcheu und Verachtung 
son Derartigen Acten ver Gewaltthätigfeit und Servilität wegwenden würde. 

Wie es aber damals — fobald fhon nad den großen Rechtszuſicherungen und nad der 
dründung und Beſchwörung neuer Verfaffungen — mit dem ernftlihen Regierungswillen, 
hre Wefenheit, ein freied Staatsleben heilig zu halten, beftellt war, das fonnte jedem ben- 
enden Beobachter das Schickſal 2.3 wol deutlih mahen. In Verbindung zumal mit den 
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Karlöbader und andern Beihlüflen hätten ſolche Vorgänge bei einiger politiſchet Reife fo nid 
deutſche gutmüthige Illuſionen ſchon damals zerftören müſſen. Sie mußten es, wennallfis 
iener Periode die traurige Bermöhnung und Verblendung durch die unbefäräntte Hedi 
und durch die unfelige deutſche Schmeichelei fogar die dürftigſte Regierungäffugheit, fün 
nigftens für mögliche Krifen doch einiges wahre Vertrauen bei der Nation zu bewahren, 
gänzlich zurückgedrängt hatten. 

8.’8 patriotifcher Reformeifer aber erfaltete in der harten Verbannung nicht, fonbem 0 
dete fi) in dem freien Nordamerifa noch vollfonmener aus. Er machte ſich hier burdim 
„Outlines of a new system of political oecomony” (Philadelphia 1827) befannt, grand 
1830 eine Aetiengefellfaft von 700000 Dollars zur Errichtung einer Eifenbahn vona 
qua bis Port Clinton (21 Meilen lang), vermittelft welcher die von ihm entvedren Cijenms 
eultivirt wurden. Er wirkte fo in Verbindung mit reihen Männern zur Gründung su 
Städte und vieler induftrieller Iinternebmungen. Seine praftifch wirkſame Theilnahme wi 
großen Didcuffionen über Aufhebung und Minderung bed Nothſtandes 1826 und 1827,% 
welchen er feine nationaldöfonomifchen Anfihten geltend machte, und fonflige Verdienſte 
ten den Befchluß beider Käufer ded norbamerifanifhen Congreſſes: „Friedrich L. hat ie 
das Vaterland verdient gemacht.“ Nach der Julirevolution, im Jahre 1831, kehtie real 
Guropa zurüd und ging in Geſchäften ver amerifanifhen Regierung nah Barie. — 
ſuchte er für die Einführung der Eifenbahnen im Großen zu wirfen, und feine Bit 
blieb nit unfruchtbar für die Einführung des belgifchen Eiſenbahnſyſtems. Nach eine ir 
Rückkehr nad) Amerika lebte er zuerft 1832 zu Hamburg und feit 1833 ald norbameiuni®® 
Conſul in Leipzig. Seit dieſer Zeit fuchte er unermüdlich durch Wort und That, vurd 
tionen und Schriften für die Einführung ver Eifenbahnen in Deutfchland, zuerit ir ehhlR, 
Dredvener Bahn, und dann für ein nationale Transportfgften und ein prafiiär 
nationalöfonomifches Syſtem und insbefondere für angemeflenen Schuß der vullind® 
firie vermittelft des Zollvereins zu wirken. Ald Theilnehmer am Verlage und dumme 
ger Mitarbeiter des „Staats-Lexikon“ erwarb er fih au WVervienfte um did Bei 
fuchte außerdem feinen Iveen in Beziehung auf die erwähnten beiden Haubtmak 
durch folgende Werke Eingang und Verbreitung zu verfhaffen: „Über ei EI 
bahnſyſtem ald Grundlage eines allgemeinen deutſchen Eiſenbahnſyſtems und internen: DR 
die Anlegung einer Eiſenbahn von Leipzig nad Dresden“ (Leipzig 183313 
Nationaltransportigftem‘‘ (Altona 1838); „Das deutſche Eiſenbahnſyſtem u 
würtembergifhe Eiſenbahnen“ (Stuttgart 1841); ‚Das nationale Suftem ya int 

fonomie” (Bob. I, Stuttgart 1841) (Seitdem in mehreren unveränderten neuem BEZ 
„Das deutſche Eiſenbahnſyſtem als Mittel zur Vervollkommnung ber deutſchen 
Eiſenbahnjournal (2 Bde., 1836 —837); „Das Zollvereinsblatt“ (Stutigart IR 
Auch am „Rationalmagazin‘' hatte er Antheil. Er fhrieb auch „Mittheilungen aus" 
rika“ 1820 und 1830. 

Liegen auch die Unruhe und Unftetigkeit feines äußern Lebens, feine fteten beat 
mühungen, praftifc für feine Ideen zu wirken, ließ der faft Übergroße Reihthum IE 
jecte, in Verbindung mit der erregbarften Phantafie, Ungeduld und Heftigleit. — 
ichriftftellerifhen Unternehmungen felten die gehörige Reife und Ruhe, Eonnte er == 
feine immer neuen, oft in der Mitte wieder abgebrochenen Plane, oft auch Prätm 
Kleine Inorbnungen, Verleger, Redactoren und Theilnehmer an feinen Linterneh 
Berlegenheiten bringen und misftimmen und mannichfach anftogen — fo kann dof 
baft Berdienftlihe und praftifh Heilfame feines raftlofen Wirfens nimmer verfanni it 

Über feine Hauptverbienfte, die Förderung der veutfhen Eifenbahnen und vd dd“ 
ſowie die lebendigſte patriotifche Anregung im nationalöfonomifhen und induftrieien 
geben die Art. Eifenbabnen und Sollverein nähere Aufihlüffe. 

Seine Beftrebungen für Nationalöfonomie und nationales Schupfuftem haben ? 
lebhaften Streit erregt, daß vielleicht erft eine fpätere Zeit fie genügend unbejanaet ' 
gen wird. 

Zweierlei fönnen wir auch jegt ſchon ohne tieferes Eingehen mit Sicherheit hervord” 
war fürs erſte ein einfacher, zeitgemäßer, und zugleich tief wahrer und praftifcer Ga“ 
den L. in der Nationalöfonomie geltend machte — der nationale, wir möchten jagen, betil 
philoſophiſche. Allzu lange Haben bie Deutſchen, ihren Schulgelehrten folgend, in der 
Öfonomie, ganz ähnlich wie in der Rechts⸗ und Staatöwiflenfhaft, ja felbſt in den Gr 
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; über die Eirhligen Dinge ganz allgemeine abftracte Principien, z. B. rechtliche und Handels: 

: freiheit, Vermögen u. ſ. w., ohne ihre Verbindung mit dem individuellen geſchichtlichen Reben 

und Bedürfniß ihrer Nation aufgefaßt und praktiſch durchzuführen geſucht. Sie haben fo den 

: Grund und Boden der wahren Bedürfniſſe unſers vaterländifchen Lebens vernachläſſigt, die 
Praris und die Theorie in verderbliche Gegenfäge und Streitigkeiten gebracht, und krank— 
haften Zuſtänden, verberblihen Streitigkeiten und innerer und äußerer Zerfplitterung und 
Willkür preidgegeben. 

Die Briten, jo wie einft die Römer, waren ungleich praftifcher. Weit entfernt, die Höhern 
Grundſätze aufzugeben, fuchten ihre praktifhen Meifter doch ſtets diefelben, in Übereinftimmung 
mit ihrer Nation, in nationaler Anihauung und Geftaltung, im Zufammenhang mit ihren 
Berürfniffen und Gefühlen und Zuftimmungen aufzufaffen und durdzuführen. Die angebo: 
venen englifhen Rechte (english birth rights) z. B. find wahre allgemeine Ur= oder-Natur- 
oder Menſchenrechte, aber in nationaler englifher praftiicher Auffaſſung und Geftaltung, tau- 
jendmal fruchtbarer und heilſamer ald unjere metaphyſiſchen Schultheorien über dieſe Grund: 
fräfte, So war und ift auch die englifche Praxis der ganzen Nation und ihrer Staatsmänner 
weit entfernt von unferer deutſchen abftracten allgemeinen Nationalötonomie und Handelsfrei- 
heit, welche trog ihres Namens Nationalökonomie vor 2. dad Nationale und Hiftorifche, die 
Selbfländigfeit, dad Bedürfniß, die Blüte und Kraft unferer Nation, ihre eigenthümlihen An- 
Flagen, Bebürfniffe und Güter und ihre beſtehenden Verhältniffe zu den übrigen Völkern 
unberũckſichtigt läßt und am wenigften fogleih in die Begründung der praktiſchen Säge mit 
aufnimmt. 

Sodann ift es fürd zweite durchaus nicht genügend und nicht praftifch, blos die allgemeinen 
Brincipien ver Freiheit des Verkehrs und des Austaufches und Handeld unter den verſchiedenen 
Böltern zu verfünden und gegenüber von entgegengefegten allgemeinen Grundfägen zu preifen 
und zu verteidigen, wie man dies auf dem Nationalöfonomifhen Gongreß zu Brüffel bis zum 

Ubermaß hören konnte. Es ſcheint und faft unmöglih für einen Freund der Menſchheit, ver 
menſchlichen Vervollkommnung und des brüberlihen Vereins ver Menfchen und Völker, die 
Prineipien der Freiheit in diefem wie in andern Gebieten zu verwerfen. Es ift alfo auch der 
Sieg bei fo allgemeiner Vertheidigung derfelben ein gar leichter und wohlfeiler. Die wichtige 
und ſchwierige und praftifche Frage aber betrifft die Bedingungen der Verwirflihung einer 
mögliäf baldigen, aber auch alljeitigen, vollfommenen, dauernden und heilfamen Verwirkli— 
hung biefer Freiheit für alle Völker und für das unferige in feinen befondern innern und 
äußern Verhältniffen. Hier werden gerade um des beftmöglichen, früheften, heilfamften und 
praktiſchen Sieges der Freiheit und des durch fie und mit ihr zu erreichenden legten Endzwecks 
aller Freiheit, jelbft theilweife und vorübergehende Beſchränkungen zuläffig und nöthig werden 
können. Sie werben ſelbſt Ausflüffe des Strebens für die Freiheit fein, wenn fle nur nie das 
Biel aus dem Auge verlieren. 

So ift ed gerade bei der Verwirklichung der politifchen Freiheit in dem Staate, fo auch mit 

der allgemeinen völferrechtlihen Freiheit. So wird z. B. der Freund der übrigen völkerrecht— 
lichen Freiheit und des völferrechtlichen Friedens um dieſer Freiheit felbft willen nicht alsbald 
alle Waffen wegwerfen dürfen, wenn andere Nationen noch die Waffen zur Verlegung unferer 
Sreiheit gebrauchen oder zu gebrauden drohen. Wollen die Franzoſen Deutſche an der Grenze 
von ihrem Lande zurückweiſen, innerhalb ihrer Grenzen willtürlid belaften oder ihrer Freiheit 
berauben, fo ift vielleicht die Androhung oder Erwiderung gleicher Freiheitöbefhränfung gegen 
bie Franzo ſen in Deutſchland das befte und ſchnellſte Mittel gerade für die Verwirklichung des 
Brincips der Freiheit. Näherten ſich nicht oft, nähern ſich nicht jet die Völker zur Beſeitigung 
unangenehmer Gegenfeitigkeiten durch friedliche Verträge oder bedingtes Entgegenfommen ber 
Freiheit ſchneller als ohne fie? 

Ebenfo ift es zwar eine große Wahrheit, daß die einzelnen Voölkerfamilien wie die Familien 
‚sinzelner Häufer in brüderlihem, freiem, hülfreihem Wechſelverkehr miteinander treten und 
möglichft Frei ihre verfchiedenen Güter und Kräfte für die bequemfte und leichtefte Befriedigung 
aller ihrer Bedürfniſſe austaufchen follen. Dennoch wird der befonnene Bamilienvater einer 
‚indivinuellen Familie je nad) ihren befondern Verhältniffen, wenn auch nit mit tyranniſchen 
und demoralifirenden Verbots- und Zmangsmitteln, doch durch verftändige und mürbige 
Nathſchläge und Einrichtungen dafür forgen, daß nicht etwa feine Familienglieder den Wohl- 
fand. und die möglicfte Kraft und Blüte des gemeinfamen Hauswefens und Familienvermögend 
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und die befondern Aufgaben und Intereffen der Familie dadurch gefährben, eine tüchtige viel: 
feitige Erziehung und Bildung vernadhläffigen, daß fie mit dieſem Kamilienvermögen Dinge 
eintaufchen, die fie leicht ſelbſt durch eigenen Fleiß ſich fertigen können oder die mehr nachtheilig 
als vortheilhaft für jle und die Gemeinſchaft wirken. Dabei werden aud die einfeitigen ab: 
ſtracten Begriffe von Geld, als bloßem Repräfentanten von Waaren ebenfo verſchwinden ald 
jene einfeitigen abftracten Begriffe einjeitiger Schultheorien, daß das Geld oder daß die Arbeit 
oder die Naturproduction dad wahre oder auch nur das hauptſächliche, das vorzugämeife zur 
Grundlage vernünftiger Wirthſchaftslehre geeignete Nationalvermögen ſeien. 

8.8 nationalöfonomifche Hauptgrumdfäge find die folgenden: „Es ift die Aufgabe jeder 
Nation, vor allem ihre eigenen Hülfsquellen aller Art zum höchſten Grade der Selbftändigkeit 
und harmoniſchen Entwidelung zu bringen. Diefe Pflicht geht jelbft fodmopolirifhen Zweden 
vor. Solange nod die eigene Induftrie diefe Höhe nicht erreicht Hat, muß man fie durd Schußz 
unterflügen. Der nationale Zwed dauernder Entwidelung productiver Kraft ſteht über den 
pecuniären Bortheile einzelner Klaffen von Individuen.‘ 

Wir glauben in furzen Andeutungen über 2.’8 eben und Wirken nicht beffer ſchließen, bie 
Nachricht über fein trauriges Ende nicht beffer geben zu können, als durd einen Auszug einer 
Biographie des verdienten Mannes, welche Mathy in der „Rundſchau“, 1846, Mr. 21, gab. 
Seine Worte find die nachfolgenden: 

„&ine kräftige Natur ift gebrochen, ein bewegtes Leben erlofchen, einraftlofer, thätiger Geiſt 
der Förderung großer Nationalintereffen entzogen. Am 30. Nov., jo berichtet Die « Allge: 
meine Zeitung», hauchte 2. fein Leben in Kufftein aus, wohin ihn eine nad dem jübliden 
Tirol und Italien beabfihtigte Reife geführt hatte, die er unternahm, um für feine durch langen 
Kampf und vielfahes Misgeſchick vor der Zeit untergrabene Geſundheit Stärkung zu ſuchen. 
Das furdtbare Wetter, in das er im Gebirge fam, vermehrte jeine innere Unruhe und ſtecte 
ihr ein Ziel. So unterlag 2. dem Doppelftoß von Körper: und Seelenleiven. Der Freunt, 
welcher, tief erfhüttert von der Trauerfunde, jene Zeilen jchrieb, erinnert dabei an Geneca’s 
Wort: « Nicht ded Leidens wegen lege ih Hand an mid) ; fo fterben heißt unterliegen. Habe ih 
aber die Gewißheit, daß das Leben ewig dauern werde, dann fcheide ich nicht um feinetwillen, 
jondern weil ed mid hindern würde, für alled das zu wirken, wofür man lebt.» — Sein 
Schidjal, jo wird weiter berichtet, hatte felbft in diefem einfamen Gebirgsſtädtchen allge: 
meined herzliches Mitgefühl gefunden. Die Beamten, die Offiziere der Garnifen, der fatbo- 
lifche Dechant und eine große VBolfdmenge begleiteten vie irdischen Lberrefte des Bis zum Tode 
raftlofen Mannes, deifen Verluft in zwei Welttheilen wiverhallen wird, auf den dortigen Got: 
tesacker, in deffen geweihter Erde die liebevolle Theilnahme der Fatholifchen Bevölkerung dem 
proteftantiihen Bruder die ſchmerzlich erfehnte Ruhe gönnte.“ 

Ausführlichered über das Leben, vie Ihätigfeit und das Leiden des bedeutenden Manne? 
und wahren Patrioten enthält das Werk: „Liſt's geſammelte Schriften und feine Biograpfie 
von Häuſſer“ (3 Bde., Stuttgart 1850— 51). 

In der Verſönlichkeit von L. liegt wol die Erklärung des Umſtandes, daß er bei der Audfüh- 
rung von Ideen, die er angeregt hatte, Feine Stellung gewinnen fonnte. Gine fräftige Natur, 
ein unbeugſamer Wille zeigt ihn mehr zu burenufratifcher ald zu collegialifcher Gefhäftste: 
handlung geeignet. Seine eigene Begeifterung fir die großen Intereffen des Baterlanded, 
denen jein Streben gewibmet war, hatte das in Deutfchland nicht hoch genug zu Ihägende Ber: 
dienft, daß er ald Agitator die Mailen anregte für die wihtigften Sragen der Nationalmobl: 
fahrt, die früher außer den Studirfluben und den Hörjälen wenig Anklang gefunden hatten. 
Dap 8, in feinem Eifer gegen „die Schule” zu hart wurde, alle übrigen Nationaldfonemen 
wahrhaft mishandelte und dadurch jelbft wieder Schüler bildete, vie ji die raube Form am: 
eigneten, jie noch übertrieben, aber nicht Kenntniſſe genug befaßen, um ben eveln Kern aufzu: 
nehmen und zu pflegen; daß er alle bisherigen Keiftungen der Wiffenfchaft überſah, Gebanten | 
als neu und fein eigen ausgab, an denen nur die meifterhafte Auffaffung und die an das Natie— 
nalgefühl gefnüpfte, darum auch fo eindringliche Darftellung neu und fein eigen waren — geil 
ein großed Verdienſt —, das jind Bebler, die an ihm getabelt wurben, die aber gar häufig im 
Gefolge kräftiger, durchgreifender Charaktere fich finden. Am beften und in würbiger Ferm 
hat Rau die Schule gegen 8, verfheibigt. („Archiv der politifhen Dfonomie, V, 2.) 

2. ftand im fiebenundfunfzigften Jahre, alder, von Krankheit und dem Einfluffe des Furdhtbaren 
Wetters verbüftert, in Kufitein jein Leben durch einen Piftolenfhuß endete. Ein ſchwerer Wer: 
luft für Deutſchland, im einer Zeit, wo weitere Schritte der deutfchen Handelspolitik und der 
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Schiffahrt bevorftanden, wo eine fo feltene Kraft wie die feinige von größtem Nugen fein 
fonnte. Allein — in der nämlichen Nummer der „Allgemeinen Zeitung”, welde von dem 
feierlichen Begräbniß L.s berichtet, ift zu lefen, Daß der Brite Rowland Hill, welcher den Ge- 
danken ver wohlfeilen Briefpoft in Gngland anvegte, ald Secretär des Generalpoftmeifters mit 
1200 Pf. St. angeftellt worden ift — eine Stelle, die eigens für ihn gefchaffen wurde. Für 
einen 2. hatte Deutjchland, hatte der Zollverein feine Stelle. Ex paßte nicht in das deutſche 
Beamtenthum. Sein Ende erinnert und an das Wort des franzöflfhen Staatsmanns Guizot: 
„In allen Dingen verbraudt die Vorſehung, um ihre Zwecke zu erreichen, Muth, Tugenden, 
Dpfer, mit Einem Worte — den Menſchen; erft nad einer unbekannten Menge ſcheinbar ver: 
gebliher Anftrengungen, nachdem viele edle Herzen entmuthigt unterlagen, ihre Sache verloren 
gaben, dann erft triumphirt die Sache“ („Histoire de la civilisation en Europe’, flebente 
Vorleſung, S. 20 — 21). 

Ih Fenne eine Univerfität, deren hochweiſer disciplinarifcher Senat einft zur Glaffification 
für die afademifhen Zeugnifle der abgehenden Studirenden die drei Rangftufen: „Ruhiger 
Kopf”, „Unrubiger Kopf‘, „Sehr unrubiger Kopf“, wählte und die legte Note natürlich für die 
ilehtefte erklärte. i 

Der fo unruhige 2. Hätte gewiß nur dieſe dritte Mote erhalten. Er war einer von jenen 
unruhigen Köpfen, die in dem zu feiner Zeit noch vielfach despotifchen und pedantifchen, ſpieß— 
bürgerlichen und hoͤſiſchen lieben Deutſchland überall anſtießen und Argerniß gaben, ſich Zu— 
rüdfegung, Verfolgung und vornehmes Adhjelzuden zuzogen und für ihre gemeinnügigen 
und genialen Beftrebungen fo ſchwer die rechte Stellung fanden, in welcher fie für ſich und 
andere ohme Gefährde und Störung wirken fonnten, die dem Baterlande und der Menjchheit 
dennoch unendlich viel mehr werth find und nugen und zur Ehre gereichen als ganze Hunderte 
Yohmüthiger gelehrter Pedanten oder ferviler Givil= und Militärbeamten. MWelder. 

Locke (John), ald Staatsphilofoph. Von ven vielen glänzenden Namen, melde vie Ge— 

ſchichte der Staatswiſſenſchaften aufzumweifen hat, ift der L.'s unftreitig einer der glänzenpften. 
Denn nicht nur tritt er hervor in einer Zeit, melde eine neue Ara des ftaatlihen Dajeind der 
europäifhen Culturvölker und ein allgemeined Wiederaufleben der ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Speculation bezeichnet; nicht nur erfcheint er an Geift und Darftellungdfunft, wenn man letz— 
tere vom Standpunfte jener Zeit aus beurtheilt, den meiften Schriftftellern feiner Periode weit 
überlegen, ſondern er ift auch ver geniale Vertreter der damals Shen das ganze gebildete Eng: 
land behertſchenden Ideen, die er zuerft wiffenihaftlih ausipricht und begründet. Indem er 
eimerfeitö den von Ih. Hobbes auf geniale, von R. Filmer auf Höhft finnlofe Weife gelehrten 
Fürftenabfolutisinud glänzender ald fein Zeitgenoffe A. Sidney widerlegte, andererſeits 
aber ein neues förmliched Staatsſyſtem auf der Baſis des Staatövertrags, der Gleichheit und 
des verfaffungsmäßigen Gehorſams, zum Zwecke der gejeglichen Freiheit und mit Hülfe einer 
Art von Gewaltentheilung errichtet, ericheint er ald der eigentliche Begründer der modernen 
Rechtoſtaatslehre, ald der wahre Vater aller fogenannten conftitutionellen Staatörechtätheorien. 
Wie Hobbed mehr der legte edle Ausdruck eines im Verſchwinden begriffenen Syftems, fo ift 
2. der erhabenfte erfte Träger des neuen Princips, welches, in England längft vorbereitet, durch 
ihn erft recht zu nationalem Bemwußtjein gebracht worden iſt. So erklärt fih nit nur die un— 
geheuere, noch immer fortvauernde Autorität und nationale Popularität 2.’8 in feinem Vater: 
lande, fondern aud der Einfluß, welchen er mit den englifchen Inftitutionen auf die Länder und 
Literaturen der europäiſchen Gontinentalvölfer geübt hat. 

Bon dem Leben 2.8 ift und nichts befannt, außer pas, was ein Freund veffelben, Jean le 
Glerc, in feiner „Eloge historique de feu Mr. Locke‘ mit Hülfe des Grafen Shaftesbury und 
der Madame Majham darüber zufammengeftellt und und überliefert hat. Diejelbe findet ſich in 
der franzöſiſchen Ausgabe einiger feiner nichtpolitifhen Schriften, nämlich: „Lettre sur la 
tol6rance’’; „De la conduite de l’esprit dans la recherche de la vérité“; „Discours sur les 
miracles‘’; „Memoires pour servir a la vie d’Antoine Ashley, comte de Shaflesbury ete.“, 
unter bem Titel „Oeuvres diverses de Mr. Jean Locke’ (Rotterdam 1710. ine deutſche 
Überjegung diefer, Lebendbejchreibung, und zwar mit Anmerkungen, erſchien ſchon 1720 in 
Halle durch Frievrih Bladov.) Die Bamilienverhältniffe und der Lebensgang 2.'8 bieten feine 
auffallenven und befonder8 ausgezeihneten Momente, mol aber manches mit denen bed 
TH. Hobbes Verwandte dar. L.'s Vater, der von feinen Altern ein bedeutended Vermögen ge= 
echt Hatte, welches er infolge der Zeit: und Kriegäläufe nur in fehr — Maße auf 
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feinen Sohn vererben fonnte, war während dev Bürgerkriege Kapitän im Parlamentäherr. 
2.8 Geburtstag ift unbekannt ; man weiß nur, daß er zu Wrington (acht Meilen von Briftol) ge 
boren und dafelbft am 29. Aug. 1632 getauft worden ift. Von feinen Familienverhältniie 
erfahren wir nur, daß feine Altern im höhften Grave achtungs- und liebenswerth geweſen, wi 
diefelben außer zweien Söhnen, von denen John der ältere, Feine Kinder hatten, und dahin 
jüngere Sohn ſchon vor 1670 verftorben fei. Sehr intereffant aber und nad dem Beridt de | 
Biographen von 2. ſelbſt ald höchſt bedeutungövoll anerkannt, erſcheint der Umſtand, daft. 
Vater zwar während der Kindheit feines Sohns ſehr ftreng gegen venjelben war, daß aber viri | 
ftrenge Haltung in vem Maße abnahm, in weldem 2. felbftändig wurde, fo, daß L. in feinm 
Berhältnifie zum Vater gerade dad Gegentheil von dem erlebte, was die Conſequenz eines vr 
triarhaliihen Abfolutismus fein muß. Wer die politifchen Werke L.'s lieſt und dabei ihren: 
recte Rihtung gegen Hobbes und namentlich gegen Filmer's „Patriarcha, or the natural powe 
of kings“ berückſichtigt, der wird erkennen, daß diefe weife Richtung der väterlihen Erziehun: 
auf den Ideengang ded Sohnes maßgebend eingewirft hat. 
L. machte feine erften Studien in der Weitminfterfhule zu London, von mo er 1651 ı! 
Socius an das Collegium der Kirche Ehrifti zu Oxford fam, woſelbſt er ſich ſchnell die Inc 
fennung erwarb, unter allen Schülern des Collegiums der gefchicktefte und genialfte zu 
Gleich Hobbes ſcheint aber auch 2. von der pamaligen ariftotelifch = Sholaftifhen Studirmethen 
jich fofort angewibert gefühlt zu haben. Da er auch ein Feind der zu jener Zeit jo üblide 
Öffentlichen Disputationen war, fo ſchloß er einige Verbindungen zum Zwecke eines feinem gr: 
ftigen Bedürfniſſe entſprechenden brieflihen Verkehrs und begann demnach feine ſelbſtändize 
Studien gleihfam mit der Feder in der Hand. Die erften Bücher, welche ihm Luft zu pie 
phiſchen Studien machten, waren die von Descartes, weniger wegen ihrer Anſichten, din: 
mehr wegen ihrer Klarheit. Mir dem Beginn feiner ernſtern Studien aber wanum jü 
ganz beſonders der Medicin zu, und obgleich er feines ſchwachen Körpers wegen nie praktikrt 
Arzt wurde, war er doch ald einer der größten Arzte feiner Zeit gefchägt. Im Jahre 1675 un: 
terzeichnete ſich 2. ald artium magister. Inzwifhen war 2. ſchon 1664 mit dem engliſher Gr 
fandten für Brandenburg und einige amdere deutihe Fürftenhöfe, dem Nitter ©, &mar, 
als Secretär nad) Deutfhland gegangen, aber fhon vor Ablauf eines Jahres nah Orten zu 
feinen Studien, diesmal vorzüglich der Phyſik, zurückgekehrt. Hier machte er Uöl de de 
kanntſchaft des in jeder Beziehungausgezeichneten Korps Ahlen, nachmaligen (jeit 1672) Gar 
von Shaftesbury und Großfanzlerd von England, und ſchloß mit ihm auf den Grund 
feitiger Hohfhägung einen innigen Freundfhaftsbund fürd ganze Leben. Obgleich Lin 
hochſtehenden Freunde einen bedeutenden ärztlichen Dienft geleiftet Hatte, fuchte ihn lat 
doch zu beftimmen, daß er ih von der Medicin ab= und den Öffentlichen Angelegenheiten je 
wende, und fo jchnell hatte 2, fi in diefen neuen Kreis von Studien hineingearbeitt, 4 
Aſhley bald ihn bei jever Gelegenheit zur Berathung zog. Im Jahre 1668 begleitete. 
Grafen und die Gräfin von Northumberland nad Frankreich, kehrte aber nach dem zudem 
folgten Tode des Grafen mit der Gräfin nad England zurück, wo er, ohne feinen Plag in de 
ford aufzugeben, wie früher wieder bei Afhley, der unterbefien Kanzler von der Rechenkace 
geworben, wohnte. 2. erhielt ven Auftrag, die Erziehung von Aſhley's einzigem Sohn u# 
enden und für venfelben eine Gemahlin auszuwählen. Diefen beiden Aufträgen ſowie Wk 
der Erziehung des älteften Sohns feines frühern Eleven fol fih L. mit gleich glücklichen Gig 
unterzogen haben. Als 1682 Aſhley Großfanzler von England wurde, machte er 2. zu Iin® 
Seeretär, zog ihn aber ſchon 1673 wieder in feinen eigenen Fall mit hinein. Nachdem er iÜ 
Secretär einer Handeldcommifjion geworden und es bis 1674 geblieben war, ſchickte ihr 
Freund Shaftesbury 1675 aus Geſundheitsrückſichten in das ſüdliche Frankreich, von m 
nad Paris und Amfterdam reifte, 1679 aber durch denfelben Freund, der unterdeſſen ſich m? 
mit dem ‚Hofe auögeföhnt Hatte, zu den Staatägefhäften zurüdberufen wurde. A « 
Shaftesbury, der nicht um der Plane Jakob's IL., fondern um des Wohls der englif—hen Nat 
willen wieder in dad Gonfeil getreten war, nohmals in Ungnade fiel und zum Prinzen! 
Dranien, nahmaligem König von England, überging, folgte ihm 2. auch nad Holland, * 
ſelbſt ver Graf bald darauf ftarb. L. blieb in Amfterdam, wo er viele wiſſenſchaftliche Bela 
ſchaften erneuerte oder ſchloß und das ſchon 1670 begonnene Werf ‚Essay concerning hunst 
unterstanding‘ (London 1690) vollendete. Nachdem L. infolge der pamaligen politiſchen dei 
fände von London aus Gegenftand mannichfacher Anfeindung (man Hatte ihm feine Stellt ® 
Oxford entzogen) und perfönlicher Verfolgung geweſen, kehrte er im Februar 1689 infesst 
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der unterdeffen vollzogenen Ummälzung nad England zurüd, wo er ſich mit einer beicheivenen 
Stellung begnügte und feiner wiffenfhaftlihen Muße, meift auf dem Lande zu Dates auf dem 
Gute jeined Freundes Mafham, leben konnte. Daſelbſt ftarb er auch am 28. Det. 1704. 

In demſelben Jahre wie das obengenannte Werk waren nun aud, und zwar anonym, jene 
beiten Schriften 2.8 erſchienen, auf welchen feine Bedeutung als politiſcher Schriftfteller be- 
ruht. Der Originaltitel lautet: „Two treatises of government, in the former the false 
principles and fondation of Sir R. Filmer and his followers are detected and overthrown: 
The later is an essay concerning the true origine, extent and end of civil government.” 

Nah der Aufgabe und den Grenzen dieſes Artikels haben wir und um jo mehr auf eine 
Betrachtung und Beurtheilung ber zweiten von dieſen beiden Arbeiten zu befchränfen, als in 
ihr die eigentliche ſtaatsphiloſophiſche Lehre L.'s niedergelegt ift. 

Kap. 1. %, geht vom Menſchen aus und zwar von einem Naturzuftande, ver ihm ein 
Juftand vollkommener und für alle Menfchen gleicher Freiheit ift, wobei er fih, wie noch an 
manchen andern Stellen, auf R. Hoofer, einen gelehrten englifchen Theologen des 14. Jahr: 
hunderts, bezieht. Diejer Naturzuftand ift aber nad 8. fein Zuftand der Willfür und Zügel- 
loſigieit, ſondern er hat auch ein Naturgefeß und dieſes ift die Vernunft. !) Da nun die Selbft- 
haltung nach diefem Gefege die erſte Aufgabe eines jeden ift, jo muß auch’ jeder, infoweit 
jene nicht in Frage ſteht, die Freiheit, dad Leben, die Gefunpheit, Glieder und das Vermögen 
aller andern achten. Damit aber feiner e8 wage, die Rechte des andern zu verlegen und damit 
dad Naturgefeg, welches den Frieden und die Erhaltung des Menſchengeſchlechts zum Zweck hat, 
beobachtet werde, fo hat jeder im Naturzuflande das unzweifelhafte Recht, die Verlegung dieſes 
Geſetzes inſoweit zu beftrafen, als nöthig ift, auf daß es nicht mehr verlegt, der etwa entftan= 
dene Schade geheilt, der Schuldige zur Neue gebracht und jeder andere von gleichen Beginnen 

abgeiredt werde. Doch unterjcheidet 2. infofern, als er das Strafrecht (welches im bürger: 
lihen Zuftande der Magiftrat habe) im Naturzuftande jedem zufpricht, während dad Entſchädi— 
gungsrecht nur dem Beſchädigten zuftehe, ber fih, um zu feinem Zweck zu gelangen, wol aud 
mit andern verbinden koͤnne. Den Einwurf, daß bei dieſen Gonfequenzen feines Naturzu: 
ſtandes pie Menfchen Richter in eigener Sache feien, beantwortet 2, dahin, daß er zwar zuge— 
ſtehen müffe, wie das flaatliche Negiment das geeignete Mittel gegen die Misftände des Natur- 
zuftandes jei, daß aber derſelbe Einwurf gegen die fouveränen Staatögewalten fogar in einem 
böhern Grade gelte, wenn der Staat eine abfolute Monardie fei. Auf die weitere einzumer- 
fende Ftage, wo und warn denn bie Menſchen im Naturzuftande gewefen, antwortet L., daß 
die Fürften und Oberhäupter felbftändiger Staaten unter allen Umftänden untereinander im 
Naturzuftande ſich befinden müflen, indem derſelbe nur durch den freien @intritt in einen 
Staatöverband, außerdem aber durch feine Art von Verbindungen oder Verträgen aufgehoben 
werde. Rap. 2. Hierauf fpriht 2. vom Kriegäzuftande, in weldhen man mit einem andern 
dadurch geräth, daß man ihn in feine abfolute Gewalt zu bringen fucht. L. findet in dieſem 
Zuftande das gerade Gegentheil feines Naturzuftandes. Go wie der Mangel eined autori— 
fitten gemeinihaftlihen Richters den Naturzguftand, jo begründe ungerechte und plögliche Ge— 
walt in den von ihm angegebenen Fällen, folange fie währe, den Kriegszuftand und zwar leg= 
teres felbft dann, wenn ein gemeinfamer Richter vorhanden wäre. Um dieſen Kriegäzuftand, 
in welhem man nur an den Simmel appelliren könne, zu vermeiden, haben die Menfchen die 
Geſellſchaft gebildet und den Naturzuftand verlaflen, infolge deſſen es nun aud) eine irdiſche 
Auforität und Gewalt gebe, an welde man appelliren fönne. In Kap. 3 geht 2. von dem 
Grundſatze aus, dag die natürliche Breiheit des Menſchen in der Freiheit von jeder irdiſchen 
ſouveränen Gewalt, von jeder denkbaren legislativen Autorität, die bürgerliche Freiheir aber 
darin beftehe, nur der jelbftgefegten, durch allgemeine Ubereinftimmung begründeten Gejegges 
bungs = oder fonftigen Gewalt und nur den von einer ſolchen Legidlative im Einklang mit dem 
ihr übertragenen Recht erlaflenen Gefegen unterworfen zw fein. Jede Unterwerfung unter 
eine willkürliche und abfolute Gewalt ift nah 2. audy abfolut unzuläffig und begründet Die 
Sklaverei, die ihm nichts anderes ift ald die Fortſetzung des Kriegszuftandes zwiſchen einem 
rehtmäßigen Eroberer und feinen Gefangenen. Gleichwie aber niemand berechtigt fei, einem 
andern eine folde Gewalt über ſich einzuräumen, da er fie felbft nicht beſitze, fo ende auch diejer 


1) Daſſelbe Princip der Freiheit ift &., nach feinen Briefen über die Toleranz, maßgebend für das 
Berhäaltniß zwifchen Staat und Kirche. Indem er beide trennt, räumt er feinem von ihnen eine Macht 
über das andere ein. 
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Kriegszuftand infofern und fobald, ald durch einen Vertrag zwifhen Sieger und Befiegten die 


Gewalt des erftern und der Gehorfam des legtern begrenzt werde. Kap. 42) handelt von vom | 


Eigenthum oder von der Herrihaft des Menfchen über die Sahen. X. geht davon aus, daß die 





Erde und alle unter dem Menſchen flehenden Geſchöpfe gemeinſchaftlich feien und im allgemei: | 


nen allen Menfchen gehörten, daß aber jeder ein beſonderes und ausſchließliches Recht über 
feine eigene Berfon habe und daß die Arbeit jeined Körpers, das Werk jeiner Hände, fein Son: 
dereigenthum fei, welches er eben hierdurch aus dem allgemeinen Gemeinſchaftsverbande, allı 
in diefer Hinfiht aus dem natürlichen Zuftande gezogen habe. Dazu bebürfe ed nicht erſt de 
allgemeinen Zuftimmung, vorausgefegt, daß man nicht ein bereits begründetes Sonderreit 
verlege und die vernünftigen Grenzen der Aneignung nicht überfleige. Unter dieſen DVoraut- 
fegungen aber könne ed der Menfchheit nie an den nöthigen Gütern fehlen. Namentlid fe 
darauf zu fehen, daß nichts ungenugt zu Grunde gehe. Die Fixirung ded Sondergrundeigen: 
thums hänge erft mit der Seßhaftwerbung zufammen. Die Arbeit aber jhaffe nicht blos dat 
Sondereigenthum, fondern auch die Verfchievenheit der Werthe und fei eigentlich probuctiver 
als die Natur jelbft. Deshalb trage aber der Menſch vie Grundlagen des Eigenthums in id 
ſelbſt und befchränfe fich der Aneignungsproceh durch die Arbeit nicht blos auf das zur Erhal: 
tung Nöthige, fondern gehe auch auf das Vergnügliche und Bequeme. Wenn aber die Staaten 
ihre Territorien abgegrenzt und Eigenthumsgeſehe für ihre Angehörigen geſchaffen hätten, I 
wäre zwar auf diefe Weife auch das Eigenthum durch Übereinflimmung und Vertrag begründe 
worden, aber erſt, nachdem Arbeit und Induftrie e8 zu begründen bereitd begonnen gehabt. 
Das Übermaß von Vermögen beruhe aber nicht in der Größe deffelben, ſondern in deſſen Ber: 
derb oder in der Nuplofigkeit feiner Früchte. Die Ungleichheit, ja felbft eine außer allen Pre: 
portionen ftehende Verſchiedenheit des Vermögens unter den Menſchen fei eine notfmendige 
Folge davon, daß die Menſchen durch ihre Übereinftimmung dem Gold und Silber einen be: 
flimmten Werth beigelegt hätten. Mit Kap. 5 geht &. zur väterlichen Gewalt über, melden 
Gegenftand er deshalb hereinzieht, weil die Bartifanen der abjoluten Monardjie dieſe von det 
abfoluten väterlichen Gewalt abzuleiten verfucht hatten. ?) Nachdem er die Grumplofgkeit dieſet 
Theorie jehr ſcharfſinnig nachgewiefen und ven Sa aufgeftellt hatte, daß unter allen Umftän- 
den der Zweck eines Gefetzes nicht die Aufhebung oder Verminderung, fondern vie Erhaltung 
und Vermehrung der Freiheit fei, gelangt er zu dem wichtigen Refultat, daß ed nur eine älter: 
liche Gewalt gebe, die übrigens ihre Duelle einzig in der Pflicht ver Altern gegen ihre Rinder 
während der Zeit ihrer Unfelbftändigfeit haben könne, und die dem Vater wie der Mutter, jedem 
nad feiner Art, gleich zukomme. Mit der Selbftändigwerbung der Kinder höre zwar nit dad 
Pietätöverhältnig zwifchen Altern und Kindern, wol aber jede rechtliche Unterwerfung det ; 
tern unter den Willen der erflern auf. Die fogenannte väterliche oder älterlige © 
demnach in der That die Pflicht der Erziehung und Ausbildung, welche in den hürgerligen bt 
ſellſchaften ebenfo beftehe wie in vem Naturzuftande, was nicht möglich fein Eönnte, mern Mt 
Staatögewalt etwas rein Patriarchalifches, wenn Staatögewalt und väterliche Gewalt and um 
daffelbe wäre. Wenn, wie ed allerdings vorfomme, der Vater zugleich ver Fürft jeiner Bamile 
geworben fei*), weil die Familie nad) den gegebenen Umftänden als ein ganz unabhängs 
Gemeinweſen daftand, fo beruhe dies nicht auf ven Vaterrecht, fondern auf der Einwilligung 
der Kinder. In dem num folgenden Kap. 6 gebt 2. von der Ehe aus und erkennt an, dapı N 
geſchlechtlichen Verbindungen ver Menſchen zwar naturrechtlich dauerhafter fein müßten ald de 
der Thiere, behauptet aber, daß die Unauflöslichkeit ver Ehe nicht naturrechtlich fei.°) Nahe 
er nun das Weſen ver Familie feftgeftellt, fegt er ihr die politifche Gefellihaft oder den Sta 
gegenüber als diejenige Geſellſchaft, in welcher jedes Glied feiner natürlichen Gewalt entflein 
und diefe in die Hand der Gejellihaft gegeben ift, damit dieſe darüber in allen Fällen verfügt 
welches nicht ausfchließe, daß man jedesmal an die von ihr felbft gegebenen Geſehe appellit. 
Denn wo die Möglichkeit einer folden Appellation aufhöre over fehle, da fei immer wieder Ne 





2) 2. geht davon aus, daß urfprünglich allgemein, wie zu feiner Zeit noch in Amerika, jo mt 
Land und fo wenig Menfchen dageweſen, das die Natur das — in Hülle und Fülle dargeben 


und wenig Streit darüber flattgefunden habe. Verwandte Gedanfen f. bei Plato, Legg., II, 2. 
3) Stern (Essai sur la liberte, neue Auflage, Paris 1863, ©. 163) nennt auch heute noch die # 
hörig limitirte väterliche Autorität den Typus und bie Regel ber Souveränetät. 
) Blato, Lege. In, 3. 
5) Der neuefte Gegner ber Unauflöslichfeit der Ehe ift Stern, S. 129 fy. 
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turzuftand. Im $. 12 dieſes Kapitels findet ſich die erfte Anfpielung L.'s auf die Gewaltenthei— 
lungstheorie, indem er eine gejeggebende und vollziehende Gewalt unterſcheidet. Der Staat 
berußt nach 2. entſchieden auf Verzicht und Vertrag; fein Zweck ijt Befeitigung der Übelftände 
des Naturzuftandes, in welchem fich aber, feinen Unterthanen gegenüber, ver abfolute Fürſt be: 
findet, da gegen ihn Feine Appellation möglich ift, indem er Legislative und Erecutive in feiner 
Verſon vereinigt. Der abjolute Fürft fei alfo auch nicht felbft Glied der bürgerlichen Geſell— 
ſchaft, im welder jeder den Gefegen unterworfen werde, welche er als ein Theil der gefepgeben- 
den Autorität mit alfen andern aufftellen geholfen hatte. Kap. 7 handelt von den Anfängen 
der Staaten. 2. läßt den Staat nur durch Vertrag entftehen und gründet darauf das Princip 
ver Entfcheidung durch Zahlenmajorität. Diefe tft ihm die Bedingung der Einheit und Lebens: 
thätigfeit des Staats. Hierauf fucht 2. zwei Einwendungen zu widerlegen, nämlid 1) daß 
man feinen Fall der Entflehung eines Staats nach feinem Mufter hiftorifch nachweiſen fönne, 
und 2) daß eine ſolche Entftehung auch von Rechts wegen unmöglich fei, weil die Menſchen alle 
ſchon unter einer Regierung geboren werben, welcher ſich zu unterwerfen fie verpflichtet find und 
infolge deſſen fle nit die Freiheit haben, die Fundamente einer neuen Regierung zu legen. 
Die Wiverlegung diefer Einwürfe ift zwar geiftreih und, fofern fie mehr eine Wiverlegung ber 
patriarkhalifchen Theorie als eine Begründung der Grunvanficht L.'s ift, auch werthvoll. Da: 
gegen muß fie ald ein ganz mislungener Verſuch betrachtet werden, fofern fie ven Beweis für 
ben Naturzuftand, die rein vertragsweiſe Entftehung ded Staats und dad Princip der Gewalten: 
tbeilung zu erbringen beabfichtigt. Denn jedenfalls ift e8 etwas anderes, mit. ($. 8) den 
Staat nur durch Vertrag, was anderes, ihn nicht ohne einen gewiſſen freien Willen der Glieder 
ent= und befiehen zu laffen (Kap. 7, $$.25, 27,28 fg.), was anderes ferner, ven Staat ab⸗ 
folut frei fich entftanden zu denken, was anderes, eine gewiffe Wählbarfeit des Staatsober⸗ 
baupts, eine Wahl unter ven verſchiedenen Staatöformen oder ein freies Auswanderungsrecht 
(Kap. 7, $$. 20, 24) anzunehmen. In der That jieht fih 2. auch gezwungen, zuzugeben 
($. 11), dab Menſchen, die zufanımenleben, ſchwerlich irgendeiner Art von Regierung entbeh— 
ren fönnten, und erfennt er aud die Urfprünglichkeit und Allgemeinheit der Monarchie 
(a.a.D. fg.), und zwar ald Wahlmonardie und Kriegerfönigthum ($$. 12, 14, 16), an. In 
$.13 fommt 2. auf fein Gewaltentheilungsprincip zurück, wobei er fi ganz falſche Vorftellun: 
gen von den Verhältnifien eines beginnenden patriarchalifhen Staats macht ($$. 16, 17), und 
führt diefe Idee in Ray. 8, $.6, Kap. 10, $.1, Kap. 11 und Kap. 12, $.4 weiter aus. In 
Kay. 7, $. 17, findet 2., von einem goldenen Zeitalter ausgehend, den Grund beginnender 
faatöwifienfhaftliher Speculation in ben verſchlechternden Wirkungen des Ehrgeizes, des 
Luxus und der Habfucht, ven Zweck derfelben in dem Streben, Mittel zur Prävention und Re: 
preffion ber Misbräuche ver Staatögewalt zu entdecken. Kap. 8 entwidelt 2. feine Anjicht über 
die Zwede des Staats, welche er in der unter dem Naturzuftande nicht hinreichend geſicherten 
Erhaltung des Eigenthums findet. Mit Eigenthum will er aber nicht blos das Vermögen, fon- 
bern auch das Leben und Die Freiheiten der Menfchen bezeichnet Haben. Wiederholt (ſ. Kap. 7, 
$. 11) die abfolute ftaatlihe Eigenſchaft des Menfchen leugnend, gibt 2. doch zu, daß die Men- 
{chen mächtig zur Geſellſchaftsbildung angetrieben und die Gefege nicht eine Aufhebung, ſon— 
dern nur eine Beihränfung des Naturzuftandes feien ($$. 6, 8). Wenn aber auch diejenigen, 
welche in den Staat getreten, vie Gleichheit, Breiheit und Gewalt des Naturzuftandes in bie 
Hände ver Legislative legten, jo beſtände doch auch für diefe in dem allgemeinen Wohle eine un= 
überfgreitbare Grenze ($. 10). Kap. 9 beihäftigt fi mit den verſchiedenen Staatsformen; 
der perfönliche Träger der Staatögewalt empfange diefelbe ſtets durch Übertragung der größern 
Zahl und fei Staat im allgemeinen jede ſelbſtändige Gefellihaft. In Kap. 10 foll vie Aus: 
dehnung der gefeßgebenven Gewalt beftimmt werben. L. findet die Grenze und den Zweck der⸗ 
ſelben im Naturgefeg und im allgemeinen Beften ($. 2) und behauptet, daß das Naturgefep, 
auch juris divini, im Staate nicht nur fortbeftehe, fondern fogar gefteigert werde. Danach er= 
gebe fich, daß 1) nad) feften und allgemein publicirten Gefegen, welche für alle ohne Unterſchied 
gleich feien, regiert werben müfle, 2) diefe Gefege nur auf das öffentliche Wohl abzielen dürften, 
3) ohne Einwilligung des Volks oder feiner Abgeordneten das Privatvermögen nicht befteuert 
werben bürfe, und 4) die gefeggebende Gewalt von demjenigen, dem fie dad Volk anvertraut, 
unter keiner Bedingung an irgendjemand übertragen werden könne. Nur unter diefen Be— 
dingungen fei die Legislative (die oberfte, geheiligte und für die Dauer der Übertragung abfolut 
unentziehbare Gewalt des Staatd, durch welche das Geſetz die ihm abfolut unentbehrlihe Zu: 
fimmung ver Geſellſchaft erhalte) ihrem Träger, der auch ein König oder eine Verſammlung 
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jein könne, anvertraut. Wer dieje Gewalt habe, heiße Gejeggeber. In Kap. 11 werben Drei 
Stantögewalten, die gefeggebende, vollziehende und conföberative, unterſchieden. Die vollzie⸗ 
hende, welche, was bei der gefeßgebenden nicht nothwendig, immer in Thätigfeit jein müſſe, jet 
deshalb oft von der geſetzgebenden getrennt. Die jogenannte conföberative Gewalt fei Die Anwen⸗ 
dung des Naturzuftandes des Menichen auf den Staat und enthält nichts ald die Conſequenzen 
der ftantlihen Selbftändigfeit andern Staaten gegenüber. Kap. 12 beftimmt die Unterordnung 
der Staatögewalten. Die gefeggebende Gewalt fei allerdings die höchſte. Allein da fie durqh 
ihre Zwede beſchränkt ſei, fo behalte ſich das Volk immer die fouveräne Gemalt vor, im Falle 
des Misbrauchs auch feine Gejeggeber zu entjegen (i.$. 5). Ausübung und Befig der fouve: 
ränen Gewalt jei zweierlei und die Legislative erſcheine deshalb wol den andern Gewalten, nicht 
aber dem Volk jelbft gegenüber fouverän. $$. 3, 4 und 7 enthält die unterbeflen in England ald 
unbeftritten anerfannten Orundjäge 2.’8 über den Verfaffungdeid und den verfaffungsmäfigen 
Gehorſam, über die ſtillſchweigende Abdication des Monarchen oder den zwiſchen ihm und dem 
Bolfe eintretenden Kriegszuſtand infolge von Berfaffungsverlegungen ſowie über die Veraut⸗ 
wortlickeit des Königs (vgl. dazu Kap. 12,$.10, Kap. 7, $$.4fg., 12, Kap. 18, $$. 8, 
10 fg., 12, 16). Denn ver Grundjag bed englifhen Staatsrechts, der König fönne nit un: 
recht thun, heißt eigentlich nichts anderes, ald daß der König nur fo lange ald König rechtmäßig 
gelte, ald er die Verfaflung nicht in einer Art verlegt, wonach jeine ftillihweigende Abdication 
vermuthet und feine Entjegung rechtlich begründet erachtet wird. Doch ift zu bemerken, daß 2. 
die Abfegbarkeit des Königs nur auf die alleräugerften Bälle beihränft und fie nicht Leicht für 
möglid halt (Kap. 18, $. 24). Übrigens jolle die gefeggebenvde Gewalt gar nicht permanent 
jein ($$.5, 8). Indem er $. 10 der Legislative wiederholt zuruft: „Salus Populi Suprema 
Lex”, unterläßt er e8 freilich, zu jagen, worin dieſes beftehe, welche Frage natürlich auf dann 
unbeantwortet bleibt, wenn er die Endentſcheidung darüber dem Volk zufchreibt. Kap. 13 ban- 
delt von der Prärogative, worunter er die diseretionäre Gewalt der Executive verftebt, für das 
Öffentliche Wohl zu Handeln, wenn ſich die Geſetze gegebenenfalls lüdenhaft erweiien, ober 
wenn das, was ſie in concrelo vorfähreiben, unter den gegebenen Umftänden zum großen Nach⸗ 
theil ded Staatd ausfallen würde. Darüber, ob die Erecutive von ihrer arbiträren Gewalt den 
rechten Gebrauch gemacht, gebe es feinen Richter, da es zwifchen der legislativen und exrecutiven 
Gewalt ebenfo wenig einen Richter gebe wie zwiichen Legislative und Volk. In Streitigkeiten 
diefer Art bleibe alſo nichts übrig als eine Appellation an den Himmel ($. 10). Rap. 14 ent- 
hält eine Vergleihung der väterlihen, politischen und despotiſchen Gewalt, Kap. 15 Handelt von 
der Eroberung, Kap. 16 von der Ufurpation, Kap. 17 von der Tyrannei (Uurpation ift nad 
8, die Ausübung einer Gewalt, auf welche andere ein Recht haben; Tyrannei ift die Ausübung 
einer Übermacht, wozu unter. gar feiner Bedingung irgendjemand ein Recht haben kann) md 
Kap. 18, das Schlupfapitel des ganzen Werks, von der Auflöfung der Regierungen, #. 
unterjcheidet die Auflöfung des Staats, welde er nur ald die Folge einer Unterwerfung unter 
eine fremde Macht eintreten läßt, von der Auflöjung ver Regierung, welde infolge innerer In: 
ordnungen eintrete, nämlich durch Alterirung ver Legislative (FF. 3—10). In allen Fällen 
nun, in welden die verfaflungsmäßige Legislative aufgelöft fei, trete dad Wolf, welches gegen | 
den Ufurpator der Regislative in feiner Weije verpflichtet jei, in feine Freiheit und in fein volleẽ 
Recht zurück durch Aufrichtung einer neuen gejepgebenden Autorität und zwar gerade fo, wire 
fie für jeine Sicherheit und Intereffen am geeignetften hält, feinen Bedürfniſſen vorzuſchen 
Diefed Recht flehe dem Volke, welches ſich unter allen Umſtänden das Wahlrecht feiner Geſch 
geber reſervirt babe, namentlih auch dann zu, wenn die beftehende Gejeggebung oder ver 
auf eine dem in jie gefegten Vertrauen conträre Weiſe von der ihnen anvertrauten Gewalt Et⸗ 
brauch machten ($. 12). Im ven hierauf folgenden Baragraphen ſucht 8, die Einwendungen 
zu widerlegen, als ob aus diejen Grundjägen bejondere Gefahren, namentlich Häufige Auf 
Rände, hervorgehen müßten. Denn einerjeits jeien die Völfer nicht beſonders mwanpeljüdtig 4 
andererjeitö vertrügen fie viel, und Revolutionen wie die fraglihen würben nie wegen unbe F 
deutender Fehler in der Öffentlihen Verwaltung entftehen. In $. 16 fg. entwidelt 2. feine fie 
fit von Rebellion und nennt $. 17 aud die Geſetzgeber ſelbſt Rebellen, welde die ihnen anne 
traute Gewalt gegen das Volk anwenden. 2. findet in dem Recht ded Volks, jolde Geſetzgebet 
mit Gewalt zu vertreiben, nichts anderes als ein natürliches Nothrecht ($. 18) und bezieht ſich 
zugleich auf die Autorität von Barclay ($. 22), der freilih auch für äußerſte Fälle einen Wider⸗ 
. Rand, und zwar unter den dem ſchuldigen Refpect gegen ven Souverän entſprechenden Formen, 
zuläßt. 2. kann ji aber fein Recht des Miverftands ohne Recht zum Zufchlagen und Feine 
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Unterordnung mehr da denken, mo durch arbiträre Gewaltanwendung der Kriegeſtand einge— 
treten iſt, die Streitenden alſo auf dem Fuße der Gleichheit einander gegenüberſtehen ($. 23). 
$. 24 hebt 2. noch hervor, daß derjelbe Barclay, der große Vertheidiger der königlichen Gewalt, 
doc zwei Bälle angegeben habe, in welchen der König das Recht und die Eigenſchaft des Königs 
serwirfe, nämlich einmal, wenn er die Abficht bethätigt, die ganze Regierung zu ſtürzen, wie 
Nero; dann, wenn er fi unter irgendeine Protection ftellt und das unabhängige Reich in die 
Hände bed Protertord gibt. Nachdem ſich 2. aud noch auf andere Autoritäten bezogen, ant= 
wortet er auf die Frage: „Wer it Richter, wenn der Kürft oder die geſetzgebende Gewalt die 
Grenzen ihrer Autorität überfchreiten?‘ einfach mit ven Worten: das Volk, das ganze Volk. 
Endlich ſchließt L. mit $. 28, in weldem er gleihjfam nochmals feine ganze Theorie zufanımen: 
faßt und zwar folgenberweije: „Die Gewalt, welche jeder einzelne bei feinem Eintritt in bie 
Geſellſchaft diefer überträgt, kann, jolange die Geſellſchaft befteht, nie mehr an die einzelnen 
zutückfallen, jondern verbleibt immer in ber Gefammtheit. Denn außerdem beftände weder Ge: 
meinihaft noch Staat, was offenbar der urfprünglichen Übereinkunft entgegenliefe. Deshalb 
kann auch die gejeßgebende Gewalt, wenn das Volk diefe Gewalt einer Berfammlung über: 
tragen und beftimmt hat, daß fie duch die Verſammlung und die vom Bolfe zu wählenven 
Nachfolger derſelben ausgeübt werben joll, jolange als die Regierung befteht, nicht zum Volt 
zurüdfeßren ; denn, indem dad Volk eine gefeggebende Gewalt für immer eingejegt, habe es ihr 
aud alle politifhe Gewalt übertragen und könne dieſelbe nicht wieder zurüdnehmen. Seien 
aber vom Bolfe gewiſſe Grenzen für die Dauer der gefeßgebenden Gewalt beftimmt, babe das 
Bolf ven Willen ausgeſprochen, daß die oberfte Gewalt nur für eine beflimmte Zeit, jet ed in 
einer einzigen Perjon, jei ed in einer Berfammlung, beruhen folle, oder haben die conftituirten 
Autoritäten durch ihre üble Haltung Recht und Gewalt verloren, dann kehrt auch die oberfte 
Gewalt an die Geſellſchaft zurüd (nicht an die einzelnen), und das Volk muß nun das Recht 
haben, ald Souverän zu handeln und entweder felbft die gejeggebende Gewalt ausüben oder 
wol eine neue Regierungsforn errichten und die ihm in ihrer Totalität wieder zugefallene oberfte 
Gewalt andern ihm dazu geeignet erfcheinenden Händen anvertrauen.‘ 

Dies im weſentlichen die Staatslehre L.'s. Daß diefelbe von jeher und auch Heutzutage noch 
eine jehr verſchiedene Würdigung erfahren hat, begreift fich leicht. Nach unferer Anſicht muß 
2, einerfeitö von dem Stanbpunfte feiner Zeit, andererfeitö von dem feines Landes aus aufge: 
faßt werben. 

8. gehört zu jemen Fräftigen und freien Geiftern, von welden, wie von Descartes, Hugo 
Grotius, Spinoza, Bayle, die Bewegung, einerfeitd gegen die Scholaftif und ftarre Orthodoxie 
des 17. Jahrhunderts, andererjeitö gegen ven die aus dem Feudalismud hervorgegangenen mo= 
dernen Staatenbilbungen beherrſchenden Staats- und Fürftenabfolutismus ausging. X. ift 
aber zugleich in eminentem Sinn Engländer, und feine allgemeine Staatötheorie, den Grund 

fägen der jogenannten großen englifhen Revolution entnommen oder doch für deren Rechtferti— 
gung beftimmt, ift entſchieden gegen ven Abſolutismus der Stuarts und die abjolutiftifche 
Theorie ihrer Vertheidiger geridhtet.6) In dieſem Standpunfte L.'s liegt ebenfo die Stärke 
wie auch die Schwäche feiner politiihen Ausführungen. Sein ganzes Syften geht aus von 
einer abfoluten menſchlichen Freiheit. 2. überfieht alfo, daß die Gefelligkeit dem Menſchen 
ebenfo arıgeboren tft wie die Freiheit, daß jie demnach auf die Geftaltung der menſchlichen Ver— 
haͤltniſſe Denjelben Einfluß Haben müffe wie die Freiheit. Infolge dieſer Einjeitigfeit gelangt ex 
zum Bertrage, ald dem einzigen, die Entftehung und den Beſtand der Staaten beherrſchenden 
Princip. 2. fühlt ohne Zweifel dad Ungenügende feines Syſtems. So tritt z.B. die Idee ver 
Ratur= und Bernunftnothiwenbigkeit des Staats, die Idee der außerhalb des concreten Staatd 
liegenden , auf dem frei=gejelligen Weſen des Menfchen beruhenden göttlihen Schöpfungeidee, 
theils in dem auch den Naturzuftand beherrichenden natürlichen Gefeg , theild in dem Gedanfen 
des dieſem legtern, aljo dem Ideal, vollkommen entfpredhenden goldenen Zeitalter, theils in 
dem Zugeftändniß der Unzulänglichkeit ded Naturzuftandes, theils in der Unterſcheidung eined 
ausdrücklichen und ſtillſchweigenden Geſellſchaftsvertrags (Kay. 7, $$. 25, 27 fg.) hervor, 
Aber der Theorie von einem unmittelbaren und unbegrenzten göttlichen Rechte, dem Filmer'ſchen 
„Patriarcha‘‘ und dem darauf gebauten Staats- und Fürftenabfolutismud der Anhänger der 


6) Hierher gehört auch Gentilis, De potestate regis absoluta — de unione regnorum Britan- " 
niae — de vi civium in regem semper injusta (Helmſtedt 1669). 
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Stuartd gegenüber), glaubt 2. an dem andern Extrem, dem der abfoluten menſchlichen Frei- 
heit, um fo mehr fefthalten zu müffen, ald nur auf ihm der neue Zuftand feines Baterlandes feſt 
begründet fheinen fonnte. Genau betrachtet ift L.'s Naturzuftand nichts ald der völkerrecht⸗ 
liche Zuftand Heinfter Gemeinweien, und die Entftehung feines Staats durch Vertrag nur das 
organiihe Zufammenwachfen mehrerer folder familienartiger Gemeinwefen zu größern flaat: 
lihen Wefen. Nur ald eine Folge dieſer Auffaflung erfcheint es, daß 2. zum Princip der Volks⸗ 
fouveränetät gelangt, aber, indem er die Nothwendigkeit oberfter und legter Entſcheidungen an: 
erkennen muß, fortwährend in Widerſprüche verfällt, deren nicht felten geziwungene und 
fünftliche Loͤſungsverſuche mit feinen angeblich natürlichen Principien fonderbar contrafticen 
und feine Löfung bringen. 2. fieht nicht ein, daß, wenn ein Volk fouverän fein ſoll, es zu dieſem 
Zwecke organifirt fein müffe, und daß, wenn diefe Organifation in der Gonftituirung der Ge: 
walten beſtehe, mit der Auflöfung diefer Gewalten durch ihrerfeitd begangenen Gewaltsmis⸗ 
braud auch das Volk nicht mehr organifirt, alfo auch nicht in der Lage ift, fouverän zu han: 
deln. Die Appellation an den Himmel und der Kriegäzuftand, wie fie in ſolchen Fällen ihm 
gegeben erfcheinen , find nur andere Formen für Rebellion und Bürgerkrieg, aljo nicht für eine 
organifche Staatöthätigkeit, für einen Zuftand, aus welchem ein Volk nur durd ganz andere 
Prineipien ald die 2.'8 herauskommen kann. 2.3 Lehre firogt von politifchen und ſtaatérecht⸗ 
lichen Fictionen, die zwar mit der Zeit in England große Anerkennung fanden, aber auch eben 
nur auf England pafjen mögen, weil ihnen eigenthümliche reelle Umſtände nachträglich zu Hälfe 
kamen. Denn Englands Glanz und Größe beruhen, joweit fie echt find, auf dem innigen Ber: 
wachſenſein feines Volks in allen feinen Theilen untereinander und mit der Gefammtheit feiner 
Inftitutionen und Zuftände, auf dem gefunden und namentlich freisherzlihen und vernünftigen 
königlichen Sinn ver Maffen wie der Ariftofratie, auf der einigenden injularen Lage des Landes 
und auf der ver Einheit und Ruhe im Hauptlande fo günftigen Preffion, welche die univerjellen 
und fo überaus velicaten, fünftlihen Beziehungen Englands zu feinen Golonien und zum ge: 
fanınten Auslande üben. In diefen Wirklichfeiten liegen Mächte des Friedens, der Einheit und 
der Ruhe, die um fo weniger der theoretifhen Fictionen bedürfen, je weniger im gegebenen 
Balle diefe ausreihen würden, den praktiſchen Sinn ver Engländer zu beftimmen, und je leiter 
fie neuen, praltiſchen Bedürfniſſen gegenüber auch vermehrt, verändert werden fönnten. Übri: 
gend bleibt L. immer ein ungeheueres Berbienft. Denn in feiner Zeit hatte e8 immer großen 
Werth, zweifelhafte Seelen durch wiffenfchaftliche Grundfäge zu gewinnen, bevrängte Gewiſſen 
durch eine wenn auch einfeitige Entwidelung einer Wahrheit zu beruhigen. Die Negation des 
Princips des Abfolutismus, die Bindication der menſchlichen Freiheit auch im Staate, wie ſie 
mit dem germanijchen Geifte eng verwachſen find, nicht blos ald Gefühlsſache, jonvdern als Be- 
wußtjein feftgeftellt zu haben, erfheint, felbft um den Preis einer unklaren Gewaltentheilungs: 
theorie, für den ganzen hiftorifhen Verlauf der politifhen Erfenntnißentwidelung Feine zu 
theuere Errungenfhaft. Hat auf dieſe Weife 2. ver Staatöwiffenfhaft jene neue Richtung ge: 
geben, welche jegt noch fortſchwingt und unter Vermeidung jeder Einfeitigfeit zu einer hoͤhern 
Wahrheit führen muß, erfcheint er infofern ald der eigentliche Vater der gefammten modernen 
Staatdwifjenihaft, jo Hat er fi das größte Verbienft erft noch dadurch erworben, daß er, nad 
Baco's und Montaigne's Vorgang, darauf hingewiefen hat, daß der freie Staat durch einen 
tüchtigen Volksunterricht bedingt fei (feine in mehrere Spraden überjegten und mehrfach 
aufgelegten „Thoughts on education”, oder „Gedanken über die Erziehung‘, erſchienen zuerft 
1693 in Xondon). Durch Redlichkeit des wiſſenſchaftlichen Strebend, Apel der Ideen und Be: 
fcheidenheit des Urtheils iſt 2. über vielen ſonſt verdienten Schriftſtellern hoch erhaben. 

Die Sprache in L.'s Schriften iſt die beſte. Klar und deutlich, hier und da nach dem Ge: 
fhmade feiner Zeit mit kurzen und treffenden Wihen gewürzt, war fie ganz geeignet, ſchnell 
Eingang, allgemeine Verbreitung und anregende Bedeutung zu gewinnen. Nicht ohne allet 
biblifche Beiwerk (Kap. 2, $.6, Kap. 4, $$. 1,12, 15, 16, Kap. 5, $. 1, Kap. 7, $.7) ſcheint 
fie bier und da, vom Standpunkte unferer Zeit aus, an zu großer Weitfchweifigfeit und mehr: 
fachen Wiederholungen zu leiden, Fehler, welche für L.'s Zeit, in denen ed ſich erft um Die Be: 
gründung feiner Gedanken handelte, ohne Zweifel ald Tugenden betrachtet werben müſſen. 

Indem wir fliegen, können wir nit umhin, zu bemerken, daß der Rath, ven 2. (Kap. 7, 
$. 9) feinen Gegnern gibt und den er wol felbft nicht ganz berüdjichtigt Hat — man thue beſſer, 
nicht zu fehr nach den Thatſachen der erften Entftehung ver Staaten zu forfchen®), weil man in 


T) Bl. Kap. 7, 88. 8 fg., 13—18. 8) Dal. Blato, Legg., UI, 119. 
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den meiften Fällen etwas finden werde, was bie Tendenz des Forſchenden und deren Partei: 
jwede wenig begünftige — für alle Forſchungen diefer Art wenigftens infofern gegeben er: 
ſcheint, als die allererften Anfänge des ſtaatlichen Lebens niemals gefhichtlih nachweisbar fein 
werden, weil jie mit den erften Anfängen des Dafeins der Menfchen auf Erben zufammenfallen 
müjfen, und als überhaupt aud im Staate etwas ift, was fihder vollkommenen menſchlichen Er— 
kenntniß immer entziehen wird. , 

Literatur: Behr, „Uber die Entwidelung und den Einfluß der politifchen Theorien’ 
(Innobruct 1855), S.323 fg.; Mohl, „Geſchichte ver Literatur der Staatswiſſenſchaft“, I, 232, 
327; Borländer, „Geſchichte der philojophifchen Moral, Rechts- und Staatälehre ver Eng: 
länder und Franzoſen“ (Marburg 1855), ©. 387 fg. ; Frank, „Kritik aller Parteien“ (Berlin 
1862), S. 89; Vierer, „Univerſal-Lexikon“, XIV, 365. J. Held. 

Longobarden oder nad; der Ältern und richtigern Form Langobarden, d. i. Langbärte, 
nannte fi ein nicht fehr zahlreicher, aber duch Kraft und Tapferkeit ausgezeichneter germani= 
ſcher Stamm, der um Ghrifti Geburt in den Gegenden um die mittlere Elbe ſaß. Nach der 
Meinung des Volks lagen feine urſprünglichen Sige in Skandinavien; wann und weshalb es 
diefelben verlaffen, darüber erzählte man jih nur dunfle Sagen. Auch den Zeitpunft und die 
beftimmte Veranlaffung einer neuen großen Wanderung, welde ven Stamm von der Elbe in die 
Donaugegenden führte, wußte die Sage nicht anzugeben, und die verbürgte Geſchichte bietet 
über biefen Vorgang fehr unzufammenhängende und mangelhafte Kunde. Gewiß ift, daß die 
Longobarden gegen Ende des 5. Jahrhunderts nad der Zerftörung des rugifhen Reichs auf 
dem Boden deſſelben an der mittleren Donau und March eine neue Herrfchaft begründeten. Seit: 
dem nahmen fie an allen Kämpfen, welche jih um die untern Donaugegenden zwifchen ven Heru= 
lern, Gepiden, Avaren und dem oſtrömiſchen Hofe entfpannen, Antheil und veränderten noch 
mehrfach ihre Wohnfige, bis fie endlich im Jahre 568 ganz die Donauländer verliefen, die 
Alpen überfliegen und in Italien fefte Sige gewannen. 

Während die Longobarden, dem gleichen Zuge mit vielen andern germanifhen Stämmen 

folgend, vom Norden zum Süden vorgerüdt waren, hatten auch ihre innern Verhältniffe die 
größte Veränderung erfahren. Wahrſcheinlich fhon vor ihrem Aufbruch nad den Donaugegen- 
den hatte das Königthum bei ihnen Beftand gewonnen. In dem fteten Kriegszuftand, in dem fie 
dann lebten, befeftigte jich die Eöniglihe Gewalt mehr und mehr, aber mit ihr zugleich die Macht 
der ihr untergeordneten Heerführer, der Herzoge, die ihr Amt, mit dem zugleich Jurisdiction 
verbunden war, nicht allein lebenslänglich befleiveten, fondern auch ſchon früh nad) einer ähn— 
Uchen Bererblihung, wie fie bei vem Königthum ftattfand, trachteten. So erhob ji dad mionar: 
chiſche Regiment über der alten Volköfreiheit, blieb aber durch eine ſtarke Ariftofratie, aus hohen 
Reichs- und Heeredbeamten beftehend, immer beſchränkt. Eine nicht minder bedeutende Verän— 
derung war, daß die Longobarben während ihres Aufenthalts in den Donaugegenden ihren 
alten Götterglauben verließen und ſich dem Chriſtenthum zuwandten. Wie die andern germa: 
nifhen Stämme des Dftend fhloffen fie ſich nicht vem Fatholifchen Belenntniß an, fondern dem 
Arianismus, und dies hatte zur Folge, daß das kirchliche Leben auf ihre ftaatlihen Zuftände 
eine weniger durchgreifende Wirkung übte, ald ed bei ven Romanen und Franken der Ball war; 
denn der feite Zuſammenſchluß und die felbjtändige Gliederung der Fatholifchen Kirche fehlte dem 
Arianismud. Nichtöveftoweniger mußten die Sitten des Volks dur die Annahıne des Ehri- 
ftenthums eine bedeutende LImbildung erfahren ; von der barbarifhen Robeit, welche früher ihm 
nachgeſagt wurde, finden fich bei der Eroberung Italiens zwar noch Spuren, doch zeigte ed ſich 
in Kriege damals nicht graufamer als zu derſelben Zeit die katholiſchen Kranken. 

In einem jieben Jahre (568 — 575) dauernden Kampfe eroberten die Longobarben unter 
ihren Königen Alboin und Klef die Gegenden un den Bo, welde der Mittelpunkt ihrer Macht 
blieben und wo Pavia die Reſidenz der Könige wurde. In der Folge dehnten fie ihre Eroberung 
zwar noch über einen großen Theil des mittleren und füdlichen Italien aus, aber niemals gelang 
ihnen die vollftändige Linterwwerfung der Halbinfel. Die venetianiſchen Infeln, ver ganze Küften- 
ſtrich von der nörblihen Bomündung bis nach Ancona hin, an dem Ravenna, der Hauptfig der 
griehifhen Macht in Italien, belegen war, die Südfpige der Halbinfel mit Sicilien, und am weft: 
lien Meere die Gebiete von Rom und Neapel blieben den oftrömifchen Reihe. Es entfland 
jene Spaltung Italiens, welche bis auf den heutigen Tag angebauert hat, und welche aud die 
Hauptjähliche Beranlajlung wurde, daß das longobardiſche Reich nad zwei Jahrhunderten felb- 
fländiger Eriftenz in die Hand fremder Eroberer fiel. 

Denn nicht durch den innern Gegenfag zwiſchen ven herrſchenden Germanen und der unter- 
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worfenen romaniſchen Bevölkerung iſt das Reich zu Grunde gegangen, vielmehr glich dieſer 
Gegenſatz, To ſtark er unfehlbar in der erſten Zeit nach dev Eroberung war, ſich allmählich aus, 
Es trug dazu bei, Daß die Longobarden die Benölferung, Lie fie vorfanden, zuerft vollftäntig als 
Kriegsbeute behandelt hatten. Diefe büßte niht nur allepolitiichen Rechte, ſondern auch die freie 
Verfügung über das Grundeigentfum ein und wurde dem Stand der Halbfreien (Aldionen) 
gleichgeſtellt. Die römiſche Muniripalverfaffung wurde verniätet und alle Berhältniffe im 
Sinne der friegeriichen Inftitutionen umgeftaltet, in weldhen die Longobarben lebten. Die Her: 
zoge derfelben erhielten die ſtädtiſchen Territorien zuertheilt und nahmen in den grogen Städten 
ihren Sig, während ihre Kriegemannen ſich über die ſtädtiſchen Gebiete verbreiteten ; unter den 
Herzogen ftanden Schultheiße an der Spige fleinerer Bezirke und der darin angefeffenen Kriegs: 
mannen, unter ven Schultheißen Defane: jie alle zunächft militäriſche Befehlshaber, die aber 
zugleich die bürgerliche Verwaltung und Rechtspflege in Händen hatten und denen die römiſte 
Bevölkerung in gleicher Weife wie die longobarbifche untergeben war. Nur in kirchlicher Be: 
ziehung blieben die fatholifhen Unterthanen der Longobarden anfangs von ihren Herten ge: 
ſchieden, doc hörte auch diefe Trennung mehr und mehr auf, ald unter dem Einfluß der frän— 
fifchen Theodelinde, der Gemahlin der Könige Authari und Agilulf, die katholiſche Kirche fd 
unter den Longobarden felbft zu verbreiten begann. . 

Etwa 100 Jahre nad) der Eroberung gewann der Katholicidmus vollftändig das Über— 
gewicht, und die Einheit des Glaubens verfhmolz fortan Römer und Longobarden nur amt io 
fefter. Bei diefer Verichmelzung der Nationalitäten zeigte ih aber das römiſche Element in 
vielem Betracht ald das ftärfere. Nicht allein, daß ed den Glauben beftinnmte und die Sprade 
beherrfchte, aud) ven Lebensgewohnheiten gab es feine befondere Nihtung. Die Longobarden 
machten jchnell ven Übergang zum ftädtifchen Leben, begannen Handel und Gewerbe zu treiben 
und eigneten ich endlich auch die Reſte der alten Cultur an, die jih noch in Italien erhalten 
hatten. Es hängt hiermit zuſammen, daß fie, die zuvor nur nad ungejhriebenem Gewohn⸗ 
heitörecht gelebt hatten, anfingen ſich nad) roͤmiſcher Sitte geihriebener Gejege zu bedienen. Im 
Jahre 643 veröffentlichte der König Nothari fein Edict, ein umfaſſendes Gefegbud, welches 
dann für alle Folge die Grundlage des longobardiſchen Rechts blieb. Das Erict des Rothari 
enthält noch feine aus den römischen Rechtsbegriffen hergeleiteten Beftimmungen, wel aber 
laffen fi folche in den fpätern Gefegen dev Longobarden verfolgen. Denn Rothari's Wert 
wurde von feinen Nachfolgern fortgefegt, unter denen fich befonders Fiutprand (712— 744) burg 
eine umfaflende gefeßgeberifche Thätigkeit auszeichnete; der bisherigen Sammlung ber könig— 
lihen Edicte fügte er nah und nad) 15 neue Bücher hinzu. 

So weit die Longobarden ihre Eroberungen ausgedehnt hatten, waren jie im 8. Jahrhundert 
faft überall ſchon mit ver Nachkommenſchaft ver alten Bevölkerung zu Einem Volke verfehmolgen, 
welches in Sprache und Lebensgemohnheiten ſich als ein romaniiches barftellte. Treß Diefer 
Gleihartigkeit der innern Verhältniffe ging damals das Reich dem Verfalle entgegen. Der 
Grund ift zum Theil darin zu fuhen, daß die herzoglichen Gewalten ih mit größerer Stetig⸗ 
feit entiwidelten ald das Königthum. Schon nad dem Tode Klef's war ein Interregnum von 
zehn Jahren eingetreten, wo die 36 Herzoge ohne einen König jelbftändig regierten. Sie 
ftellten zwar die föniglihe Gewalt dann wieder her, aber ſie wußten ſich doch in ihren Territorien 
neben derjelben zum Theil in großer Selbftändigfeit zu erhalten, und bie ihnen zur Seite flchen: 
den Beamten, welche die föniglihen Nedte wahrnehmen follten, die Gaftalden, famen in man: 
hen Theilen des Reichs nie zu rechter Bedeutung. Es erhoben fidy namentlih die Herzoge von 
Benevent, Spoleto und Friaul, die ein weites Gebiet beherrichten, zu einer jo machtvollen Stel: - 
lung, daß der König feine Rechte gegen fie meift nur mit Gewalt durchfegen konnte. Zwar fehlte 
es nicht an Versuchen, den Trotz der unbotmäßigen Herzoge zu brechen, aber diefe fanden bei 
Spaltung Italiens leicht in der Nähe Bundesgenoſſen gegen die Könige. Denn mit dem | 
miſchen Reiche lagen die Longobardenfönige faft ununterbrochen im Kampfe, und als im Bilberz. 
ftreite die Macht ver Kaiſer in Italien erfchüttert wurde, nabmen die Räpfte den Kanıpf 
die Longobarden auf, da ein ganz longobarbifches Italien ebenfo gefährlich ihrer geiſt 
Autorität fhien, wie ed der Entwidelung einer eigenen weltlichen Serrigaft hinderlich M 
nach welcher ſie bereits augenicheinlich trachteten. Unter folden Umſtänden Hätte das Iongobärz 
diſche Reich ſich nur erhalten können, wenn die Unterwerfung des ganzen Italien gelungen wären 
Mehrere Könige faßten jie in das Auge, und mindeftend gelang e8 zuletzt die Beigungen bed 
oftrömischen Reichs in Oberitalien zu gewinnen, Mebrmald wurde auch Rom Fon den Lengo⸗ 
barden belagert, aber die gewandte päpftliche Bolitif und ebenſo ſehr die religiöfe Scheu, welche fie 
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vor dem Nachfolger Petri hegten, bewogen fie immer wieder, die Belagerung aufzugeben. Als 
mdlih König Aiſtulf Rom und den Papſt ernftlich bedrängte, warf ſich dieſer ven Franken in die 
Arme, welche ſchon feit Jahrhunderten ihre Blicke auf Italien gerichtet hatten. Papſt Stephan Il. 
begab ſich ſchutzflehend nach Franfreih, wo zwiſchen ihm und König Pipin ein Bund gefchloffen 
wurde, bei dem fie die Vernichtung und Theilung des Longobardenreichs ind Auge fahten (754). 
Zwei Feldzüge Pipin’s über die Alpen waren die Folge. Sie vernichteten freilich nicht dad Neid 
ver Longobarden, aber nahmen ihm doc jeine Bedeutung und jelbftändige Geltung. Aiftulf 
mußte bie dem oſtrömiſchen Reich entriffenen Befigungen in Oberitalien ausliefern, und Pipin 
ſchenkte jie vemPapft. Nicht minder wichtig war, daß die fränkiſchen Könige feitvem als Schug- 
berren der römiſchen Kirche einen entfcheidenden Einfluß auf die Angelegenheiten Italiens 
behielten. Defiverius, ver Nachfolger König Aiſtulf's, wurde unter dem Schug Pipin’s und 
des Papſtes auf den Thron erhoben; ald er trogdem wieder in die Bahnen feines Vorgängers 
einlenfte und eine Rom bedrohende Stellung einnahm, rief Papft Hadrian I. Karl den Großen 
über die Alpen. Karl kam und vernichtete Die Macht des Deftveriuß, der in ein fränkiſches Klo— 
fer geihicdt wurde (774). Adelchis, ver Sohn des Defiverius, der fih nah Byzanz geflüchtet 
batte, machte mit Unterflügung des oftrömiihen Hofs Verſuche, dad Reich feines Baters herzu- 
ftellen ; aber fie blieben erfolglos. Karl jelbft nahnı ven Namen eines Königs der Longobarden 
an, und die Herrfchaft verielben wurde ein Theil feiner großen fränkiſchen Monardie, deren 
eigenthümliche Einrichtungen er allmählich auf Italien übertrug. Das Herzogthun verlor feine 
frühere Bedeutung, und die fränfifche Grafſchaftsverfaſſung trat auch Hier in Wirkſamkeit. Die 
fchlihen VBerhältniffe wurden in ähnlicher Weile georbnet wie in den andern Theilen des 
tarolingiichen Reihe. Das Lehnsweſen erhielt einen bedeutenden Einfluß auf alle öffentlichen 
Verhältniffe. Da nad dem Syſtem der perfönlichen Rechte die alten Volksrechte in allen Theilen 
der fränkifchen Monarchie Geltung behielten, blieb auch das longobardiſche Recht in Kraft, und 
die Geſetze Karl's des Großen und feiner Nachfolger wurden nur den Edicten der alten Longo— 
bardenfönige angefügt. 

Obwol dad longobardijche Reich der großen Karolingiihen Monarchie fo einverleibt war, 
fand es doch in einer gemiflen Trennung von den Ländern auf der andern Seite ver Alpen. Die 
Spaltung Italiens erhielt fi, da die Griechen auch jegt no im Süden Bejigungen bewahrten, 
da das Herzogthum Benevent, welches den größten Theil Unteritaliend umfaßte, ſich ven Griechen 
anſchloß und mit Glück den fränkiſchen Waffen Wiverftand leiftete, da der Papft endlich in ven 
früber griechiſchen Ländern des nördlichen Italien eine befondere Herrſchaft erhalten hatte und 
im römiſchen Gebiet faft wie ein freier Fürft daftand, Mit ven vom Papft abhängigen Be— 
Nigungen fam indeffen Yombardien in nähere Verbindung, ald Karl der Große die Kaiferkrone 
empfing. Seitdem ift- Lombardien in alle Geſchicke des bergeftellten abendländifchen Kaifer- 
thums verwidelt geweſen; die Herrfchaft über daſſelbe ift mit der Kaiferkrone von den farolingi: 
den auf die fpätern deutſchen Kaiſer übergegangen. 8 ftellte fih der Grundfag feſt, daß nur 
der König der Longobarden oder Italiens die Kaifermürde erlangen fünne. Die innern Ber: 
bältniffe Lombardiens entwidelten fi in einer gewiffen Analogie mit denen der andern abend: 
ländifhen Reiche; doch mußte nad) der ganzen Gefchichte des Landes die ſtädtiſche Freiheit gerabe 
bier zuerft zum Durchbruch kommen. 

Die Herzoge von Benevent unterwarfen fich zwar zeitweife auch den neuen Kaifern des 
Abendlandes, aber fie wußten, in die Mitte zwifchen den beiden großen Kailerreihen geftellt, 
doch fh eine ziemlich freie Stellung und die Erblichkeit ihred ausgedehnten FürftentHums zu 
gervinnen. Das ausgedehnte Herzogthum wurde in der Folge getheilt, und Benevent, Capua 
und Salerno beftanden längere Zeit ald gefonderte Fürftenthümer nebeneinander. Erſt die 
normannifche Eroberung in Unteritalien machte diefen longobardiihen Fürftenthümern ein 
Ende. Capua und Salerne wurden von den Normannen in der zweiten Hälfte des 11. Jahr: 
bundertö erobert. Auch der größere Theil des Fürſtenthums Benevent fiel in ihre Hände; nur 
die Hauptſtadt felbft und ihre nächfte Umgebung ergab fih ven Päpften, die unter mannichfachen 
Anfechtungen diefen Bejlg zu behaupten mußten. 

Inzwifchen lebte auch nach dem Untergange der longobardifchen Staaten das longobardiſche 
Recht fort. Linter dem Einfluß der neuauflebenden Rechtswiſſenſchaft erfuhr die alte Samm: 
lung der Edicte im 11. Jahrhundert eine neue Bearbeitung, bei welcher man die hronologifche 
Anordnung aufgab und den Stoff jyflematifh zufanmenftellte. Die Lombarda, wie man die 
neue Sammlung nannte, wurde Gegenftand des gelehrten Studiums auf den italienischen Uni: 
verjitäten und behielt auch noch jahrhundertelang praftifche Geltung , bis jie endlich durch die 
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Stadt: und Landrechte einerfeitd, andererſeits durch das Roͤmiſche Recht verdrängt wurde. Bis 
in das 15. Jahrhundert läßt ſich die praktiſche Bedeutung des longobardiſchen Rechts verfolgen 
° BB. Gieſebrecht. 
Lübeck. Das Gebiet der Freien und Hanfeftadt Lübeck befteht aus zehn verichlevenen 
heilen, das mit Hamburg gemeinfhaftliche Amt Bergedorf mit eingerechnet. Die Größe vi 
Ganzen beträgt 5"/, Ouadratmeilen ohne das Amt Bergedorf, welches einen Flaͤcheninhalt vor 
1, Quadratmeilen hat. Die Stadt Lübe wird zuerft unter vem Wendenkönige Gotticalt | 
(1043—66) erwähnt, lag aber damals am rechten Ufer ver Schwartau unweit ihrer Ginmuün: 
dung in die Trave. Diefe Stadt wurbe zerftört. An der Stelle des jegigen Lübeck erhob ſich, fide: 
ver als jene Stadt, zwifchen Trave und Wafnig und nur von einer Landſeite zugänglich eine Feſte, 
die aber auch bald verödete. Erft 1143 gründete Graf Adolf I. von Holftein aus dem Haut 
Schauenburg eine neue Stadt Kübel an der Stelle, wo die Stadt jegt liegt, mußte jedoch den auf: 
blühenden Ort bald darauf (1158) an Heinrich den Löwen von Sachſen überlaffen. Als dieſen 
die Adht traf, nahm Kaifer Friedrich Rothbart die Stadt in Befig 1181 und beftätigte derſelben 
nicht blos die ihr von Heinrich dem Löwen verliehenen Freiheiten, jondern beſchenkte ſie auch mit 
wichtigen Handelöprivilegien. Kaljer Friedrich II. erhob fie 1226 zu einer Freien Neichsftatt. 
Als ſolche Hatte ſich Lübeck in ſchweren Kämpfen zu behaupten. Mitten in diefen Kämpfen und 
durch diefelben breitete fid fein Handel über ven ganzen Norden Europas aus, das Anſehen 
Wisbys war durch den Angriff Ludwig Waldemar’s IV. von Dänemarf vernitet, Köln hatte 
fein Anfehen im Norden zum größten Theil eingebüßt. In engerer Verbindung mit dem wen: 
diſchen und preußifchen Oſtſeeſtädten einerſeits, mit Hamburg und den ſächſiſchen und weftfäli- 
ſchen Städten andererjeitd gelang es aud, das Ausland zur thatfählichen Anerkennung der fih 
mehr und mehr befeftigenden Macht zu nöthigen. Man erwarb die wichtigſten Handelsvortheile, 
man gründete angejehene Bactoreien in Brugge, Antwerpen, London, Bergen, auf Schonen 
und in Nowgorod. Im Binnenlande handelte man über Braunfhweig und Nürnberg mit dem 
Süden, über Breslau und Krafau mit dem Often; jelbft mit Frankreich, Portugal und Spanien 
trat man frühzeitig in direeten Berfehr. So bildete ſich durch gemeinfame Intereflen getrieben und 
von gemeinfamen Gefahren bedroht von der Mitte des 13. Jahrhunderts an die mädtige Hania 
der deutſchen Kaufleute aus, deren allgemeine Angelegenheiten ver Rath der Stadt Lübeck (des 
Hauptes der Hana) leitete. Man begehrte indeffen ſchon frühzeitig von Lübeck nicht blos die 
Waaren, die feine Kaufleute in ven Handel bradten, fondern auch fein Recht, das auf Grund: 
lage der von dem erften Stifter der Stadt getroffenen Verfügungen, nach den ältern in der Stabt 
und in ven Nahbarlanden gültigen Gefegen und Gewohnheiten, ven hanſeatiſchen Beſchlüſſen 
und ben fidy ergebenden Bedürfniffen fich weiter audbilveten. Viele Städte erbaten ſich vom 
Kaifer oder von ihren Landesherren jened berühmte Lübiſche Necht und erlangten die Erfül- 
lung ihrer Bitte. Da es inveffen nur abſchriftlich mitgetheilt und dadurch mannichfach verwirrt 
wurde, eine 1509 gedrudte Necenfion aber nicht allgemeinen Belfallerhielt, jo unterzog man e& 
im legten Viertel des 16. Jahrhunderts einer Revifion, die 1586 in Lübeck gedruckt wurbe, aber 
bei dem Beftreben, fih andern Rechten zu accommodiren, zu vielen Klagen von auswärts Beran- 
lafjung gab. Dieſes vevidirte Stadtrecht, durch befondere fpätere Verordnungen emenbirt und 
interpretirt, bildet noch jegt die erfte und vorzüglichfte Entſcheidungsquelle privatrechtlichet Strei⸗ 
tigfeiten. | 
Die alte Berfaffung Lübecks war, wie alle Verfaffungen jener Zeit, eine ariftofratiiche,. Das 
erfte Grundgejeg derſelben gab Herzog Heinrich der Löwe. Von demſelben ift und nur der die 
Wahl zum Rathsmitglied betreffende Theilerhalten; ihm gemäß mußte ein Rathmaun aus freiem 
Stande, aus rechter Ehe, frei geboren, ohne perfönliches Dienftverhältniß noch eines Herrä Be 
amter, auf freiem Eigenthum innerhalb der Stadt anſäſſig, fein Handwerkomann, feines fal- 
ſchen Zeugniffes überwiefen, von unbefcholtenen Wandel, auch nicht Bruder over Vater oder 
Sohn eines ſchon jigenden Rathsherrn fein. Nach dieſen Beftimmungen wählten die Wirtigfien 
der Stadt (discreti, prudentes) ſechs Rathmänner, dieſe aber zwölf andere und diefe fo milk 
als noth waren. Wer zwei Jahre die Stadtgeſchäfte verwaltet hatte, fonnte im dritten Jahre if 
von folder Bürde befreien, die Erneuerung und Umfegung des Raths geihah auf Petri Stußk 
feiev (22. Febr.) Zwei Bürgermeifter ftanden an der Spike der Rathmänner, ſpäter vier 
Beſchränkt war ver Rath einerfeitd durch den Reichsfürſten, der als Lutor oder rector der Erabt 
die kaiſerlichen Rechte wahrnahm, und durch ben unter dem Königsbann richtenden Vogt, mem 
ſowol Givil: ald Griminalgerichtsbarkeit zuftand, der ſich aber eine Gontrole von feiten des Raih® 
gefallen laſſen mußte, damit erniemand wider Recht befchwere, Dadurch aber ging nah und nad 
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ſein Anſehen ganz verloren, wie denn auch, jeitvem Kaiſer Karl IV. dem Rath die Beſtrafung 
der Kandfriedensflörer auftrug, Fein Fürft als Reichsvogt wieder eingefegt iſt. Zwar nicht in 
Heinrich's des Löwen Statut begründet, aber doc frühen Urfprungs war dad Patriciat in 
Lübeck. Daſſelbe vereinigte ih 1379 zu der von Kaiſer Friedrich III. 1485 beftätigten Junker— 
oder Zirfeleompagnie. Die Mitglieder diejer legtern zeichneten fich durch beſondere Kleidung 
aus, waren außerbem zu befländiger Tragung eines befondern Ordenszeichens verpflichtet, wel⸗ 
be6 in einem offenen, von einem ungejchloffenen Kreife umgebenen Zirkel beſtand. Ihre adeliche 
Freiheit und Gerechtſame ift von Ferdinand IH. 1641 ausdrücklich anerfannt. Die ältern die— 
jer Geſellſchaft angehörigen Geſchlechter waren an ver Zahl ungefähr 120: Diefe Familien hat: 
ten anſehnlichen Grundbefig. Da die Zahl der Mitgliever 1809 auf zwei ſank, fo hörte Seit 
dieſer Zeit ihre politifche Bedeutung auf. 

In Jahre 1450 bildete fi eine Art patrieifcher Innung, die Kaufleutecompagnie, 
früßer auch rike koplüde oder renthener genannt, deren Vermögen meift durch faufmännifchen 
Gewinn ertworben war, oder die daſſelbe ererbt hatten. Sie genoffen aud in ſtädtiſchen Angele: 
genheiten befondered Anjehen, fingen aber erft nad 1669 an Handel zu treiben. Außer dieſen 
beiden Gompagnien hatten ſich auch mehrere wirklich handeltreibende Gorporationen gebildet, 
die ſich, jenadh der Richtung ihres Gefhäfts Schonenfahrer, Nomgoropfahrer, Bergenfahrer 
u, ſ. w. nannten. Dieje „commerzirenden Collegien“ erlangten erft allmählich politifche Bedeu— 
tung. An ihrer Spige fland von jeher die Schonenfahrercompagnie, aud wol von ihrem 
Verſammlungshauſe Schütting genannt. So wenig geregelt auch die Berhältniffe der Bürger 
zum Rathe waren, jo wurden jene doch bisweilen zu wichtigen Berathungen mit hinzugezogen, 
namentlich die erbgejeilenen, und unter biefen wieder befonders die rathsfähigen, in Nothfällen 
aber au die ganze Gemeine, und zwar namentlich wenn es fih um die Bewilligung außer: 
orbentlicher Geldmittel handelte. Eine folde Finanznoth war aud zu Anfang des 15. Jahr: 
hunderts eingetreten, beſonders infolge des Beſuchs Kaifer Karl's IV. 1375 und des Erwerbs 
der Etabt Mölln 1359. Die Bürger hielten dieſe Bedrängniß für eine geeignete Gelegen- 
beit, ihre Rechte zu erweitern; fie ermählten 1405 einen Ausihuß von 60 Berfonen und ver: 
langten, daß diefer Ausfhuß permanent bliebe und daß allen Ämtern des Raths bei der Ver: 
waltung öffentlicher Ginfünfte bürgerliche Beijiger zugefügt würden. Als die Bürger auf die 
Weigerung bed Raths, jene Forderungen zu bewilligen, auch noch Antheil an ver Rathswahl 
begehrten, mied 1408 der Rath die Stadt, und ein neuer and allen Ständen der Bürgerſchaft 
jufammengefegter ward ermählt und jährlich zur Hälfte erfegt; ihm zur Seite landen zwei bür- 
gerlihe Ausigüfle. Infolge eined Spruchs faijerliher Commiſſarien und Abgeorbneter der 
Hanjeädte mußte indeß der alte Rath wieveteingefegt werden. In dem Receß vom 15. Juni 
1416, der die alte Orpnung der Dinge zurüdführte, wurbe den Bürgern nicht allein jede ftän- 
dige Bertretung, ſondern überhaupt alled unterjagt, was zur Berfleinerung des Raths oder der 
Macht und Freiheit deſſelben irgendwie beitragen konnte. 

Einen ähnlichen Ausgang hatten vie Bewegungen in der erften Hälfte des 16. Jahrhun— 
derts. Die politifchen und kirchlichen Freiheitöbeftrebungen gingen nun Hand in Hand, und 
man erreichte wenigftend auf kirchlichem Gebiete das Ziel der Reformation, während in politi= 
hen Berbältniffen alles beim alten blieb, Wiederum waren ed die erihöpften Geldfräfte, 
welde die Stellung des Rath gefährdeten. Gin Bürgerausſchuß von 48 Mitgliedern (24 aus 
den Junfern und Kaufleuten, 24 aus den Amtern), fpäter Durch weitere acht Männer verflärft, 

verhandelte mit dem Rath. Nachdem einerfeits das Wefentliche zu Gunften der lutheriſchen 
Kite, anmdererfeitö Die Geldforderungen des Raths bewilligt waren, war die Miſſion der 
Sechsundfunfziger erloihen. Aber gleichzeitig befchloß die Bürgerfhaft, bei der nächſten Steuer 
ſollten an der Kämmerei nächſt den Rathmännern auch Bürger über Einnahme und Abrechnung 
ber Gelder wachen. Zu diefem Zwecke wurben zwölf Bürger ermählt, melde 52 andere zu ſich 
jegen, ſodaß jedes der vier Quartiere der Stadt ji durch 16 Deputirte vertreten fand. Dieſe 
Bierundfechziger erweiterten allmählich ihre Vollmacht, und außer ihnen wurden noch 100 andere 
Bürger gewählt, um in dringenden Fällen mit vem Math vereint zu handeln, ohne daß man bie 
ganze Bürgerſchaft zu fordern brauchte. Bier Vorfteher der Bierundfechziger wurden erwählt, 
und zwar burd die Handwerker zwei aus der Zahl der Kaufleute und durd) dieſe zwei aus der 
Zahl der Handwerker, Mit dem Jahre 1531 ſchienen diefe Neuerungen zum Abſchluß gediehen 
m fein. Als indeffen die Bürgermeifter v. Bröms und v. Plönnies heimlich aus der Stadt ent: 
vichen und Plane ver Rache ſchmiedeten und der Argwohn auch die zurüdgebliebenen Mitglieber 
"ws Raths traf, fo wurden dieſe eine Zeit lang gefangen gehalten, ver Vorſchlag bei ver Raths— 
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wahl ward dem Bürgerausfhuß aufgetragen und die Wahl von fieben neuen Nathmännern 
(ſämmtlich Kaufleute und Tuhhändler, feine Handwerker) jowie von zwei Bürgermeiftern er: 
trogt. Nach zwei Jahren fam Jürgen Wullenweber, zuvor einer der Vierundſechziger, in ven 
Rath, und fhon nah 14 Tagen ward er zum Bürgermeifter ernannt. Noch einmal verſucht 
diejer gewaltige Mann, getreulih unterflügt von feinem kriegsluſtigen Genoſſen Marx Meier, 
die ſtandinaviſchen Reiche der hanfeatifhen Macht unterthänig zu mahen. Hätten feine Mit 
bürger ſich zu den großen Ideen ihres Führers begeiftert aufſchwingen können, fo wäre das führe 
Unternehmen vielleicht gelungen. Da ed nun aber nicht gelang, fo fiel das heraufbeſchworen 
Verhängniß deſto fehmwerer auf Lübeck, fovaß die Unternehmung Wullenweber's einen Wente: 
punft in der Geſchichte feiner Stadt bezeichnete. Während jo nah außen an Macht verloren 
ging, wurde im Innern an Freiheit nichts gewonnen. Der Receß vom 9. Oct. 1534 verbot alle 
auf Aufruhr abzielende Zuſammenkünfte und fchaffte die Abwechjelung ver Rathsglieder wierer 
ab. Nachdem mit der Reichsacht gedroht und Wullenweber auf dem Hanfatage von 1535 geftürg 


war, vollendete ber Neceb vom 26. Aug. 1535 den Sieg der Reaction. Dem Rath warb nidt 


nur die Rathswahl zurückgegeben, jondern auch „das Regiment vollfommlih in aller Maße, 
als er dad vorher vor dieſem Zwiefpalt gehabt, wiederum in die Hände zugeftellt, daſſelbe mit 
vollfommener Gewalt, als einem vollmädhtigen Rathe gebührt, zu gebrauden”. Ausprüdiis 
begibt jeder einzelne und die ganze Gemeinde jich jeder „Medeweterie“ (Mitwiſſenſchaft), ſofern 
nicht der Rath foldhe dem einen oder dem andern fonderlih befohlen. Weder Wullenmeser 
noch Marx Meier paßten für die verengerten Verhältniffe, beide fielen einem tragifchen Geſchich 
beide ftarben eines ſchmachvollen Todes. Marx Meier wurde in Dänemark gefangen , gefoltert 
und geviertheilt 1536. Wullenweber wurde im Gebiet des Erzbifhofs von Bremen gefangen 
und dem Herzog Heinrich von Braunſchweig ausgeliefert, der ihn am 24. Sept. 1537 in Bel: 
fenbüttel enthaupten ließ. Noch einmal wagte Lübe den Kampf in dem Drei-Kronen-Krieze 
gegen Schweden (1563— 70), aber troß aller Tapferkeit und Opfer vergebens. Denn dir 
Bande, welche die hanfeatifhen Städte zufammengehalten, hatten ſich mehr und mehr gelodert, 
und im ffandinavifchen Norben Hatten fi nach und nach feftere und naturgemäßere Verhältniſſe 
entwickelt. Nach der Beendigung ded Kampfes in dem Dreigigjährigen Kriege (durch ben Frie⸗ 
den von Lübeck 1629) brach die alte Kraft zufammen. Die Auflöfung des Hanfabundes, vie 
nad und nad; in der Stille ſich längſt von jelbft vollzogen Hatte, wurde auf den: legten Hanſa⸗ 
tage in Lübe 1630 förmlich anerfannt, und nur die drei Städte, Lübeck, Hamburg und Bre— 
men fhloffen fi enger zufammen. Im Innern braden 1599 neue Unruhen aus, gewöhnlich 
von ihrem Hauptanführer Reifer'fhe genannt. Diefelben führten zu dem Receß vom 14. Juni 
1605, in deflen Folge mefentliche Verbefferungen in der herfömmlichen Adminiftration und 
Juſtiz eintraten und der Rath daß erfte wichtige Zugeſtändniß gab, daß zur Adminiſtration der 
größern milden Stiftungen bürgerliche Mitvorfteher zugezogen, ja die Aufſicht über das Armen: 
wejen, fowie die damit verbundene Verwaltung des St.-Annenkloſters fogar den Bürgern and: 
f&hliepli übertragen wurden. Doc mußte die Bürgerfchaft ausdrücklich verfpredden, fi damit 
feinerlei Hoheits⸗ und Jurisdictionsrechte neben dem Rathe anmaßen zu wollen. 

Als inzwifchen an Stelle ver alten Ariftofratie eine neue auf Geld und Verſchwägerung be: 


rubende getreten war, entftand unter den Bürgern die Furcht, daß diefelbe in Dligardie and: | 


arten würde. Dan benußte daher die erften finanziellen Verlegenbeiten, um neue Goncefftonen 
zu erzwingen. Der DVermittelung ded Syndikus David Gloxin, eines der tüchtigften Stante: 
männer, bie Lübeck jegehabt, gelang es, ven Neceh von 1665 (16. Juli), den fogenannten Kafka: 
receß, zu Stande zu bringen. Bei der gemeinen Kafla, in die alle Staatdeinkünfte fliehen, 
follten außer zwei Herren des Raths auch 24 Bürger figen, die aus den von ſämmtlichen Gab 
legiis präfentirten Berfonen jenen beigeordnet werden und von denen jährlih vier ausfcheiben, 
ſodaß nun die Bürger wenigftend an der Verwaltung ver Stabteinfünfte und Ausgaben einen 
Antheil erlangten. Erſt jeit dem Kaffareceß erhielten die bürgerlichen Gollegien den Namen 
„‚votirende Collegien“. Infolge neuer Zwiftigkeiten einigte man fi in dem Hauptrecef won 
9. Jan. 1669, welder bis zur Einführung der Nepräfentativverfaffung dad allein gültige 


Orundgefeg der Staatöverfaflung bildete. In derſelben werden die fänmtlihen commerzirenben 


Zünfte ald rathsfähig anerfanht. Die Rathswahl verbleibt dem Rathe; aber unter dem vier 
Bürgermeiftern follen drei Rechtsgelehrte fein (gleichviel ob zu einer Gompagnie gehörend aber 
nicht) und ein erfahrener wirklier Kaufmann; unter den 16 Senatoren zwei Rechtsgelehrte 
bie in feiner Compagnie begriffen find, ferner drei aus der Zirfelcompagnie, brei aus der Kauf: 
leutecompagnie und bie übrigen acht aus denandern commerzirenden Zünften. Balls einer Wafl 
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aus einer der erſtgenannten Compagnien verbotene (genau bezeichnete) Verwandtſchaftsgrade 
im Wege ſtehen, ſoll die erledigte Stelle aus ven andern Zünften oder aus denen, fo nicht zu den 
Gollegien gehören, befegt werben. Die Gompetenz des Raths wird von 10000 Thlrn. auf 12000 
Thlr. erhöht. Aus der Mehrzahl der (Eurial-) Stimmen und Änıter foll ver Bürgerfhluß ber= 
vorgeben. 

Die witigften Angelegenheiten, in denen der Rath der Einwilligung der Bürger bedarf, 
ind: Zulaffung fremder Religionen, Armen: und Klofterfahen, außerordentliche Steuern, 
Kriegs- und Friedensſachen wie auch Bündniffe, Feftungsbau, Annahme oder Abdankung einer 
Garnifon, Beftellung ver höchſten Offiziere, Veräußerung von Land und Leuten und Stadtgut, 
Veränderung der gedrudten Statuten (ded Stadtreht3), Strafgefege gegen Steuerdefrauda— 
tionen, Ausgaben für Handeld: und gemeine Stadtfahen, Mittel zur Abrragung der Stadt: 
ihulden. Bei wihtigern Handeldangelegenheiten, auch bei Legationen, ſolche betreffend, ift ver 
Rath an die Einwilligung der commerzivenden Zünfte gebunden. Die Rechtspflege verbleibt 
dem Rathe (Actenverfendung vorbehalten); nur wenn offenbar Gewalt vor Recht geben follte, 
ind die Gollegien zur Einfprade befugt. Verbindungen der Zünfte gegen den Nath bleiben 
unterfagt. Zujammenfünfte der Alteften oder aller Brüder einer Zunft, fofern fie nicht gefeg- 
widrig, follen ihnen nicht misdeutet werden. Bei der Kaſſa follen neben zwölf Nathäherren 
24 Bürger figen, aber feine andern ald KRaffenangelegenheiten von ihnen verhandelt werben. 
Der Rath kann je über 200 Thlr. verfügen; erreichen diefe außerorventlihen Ausgaben vie 
Summe von 1000 Thlrn., fo wird zwei oder drei Kaffabürgern ein Nachweis über die Verwen— 
dung gegeben. Die beiden Compagnien der Junfer und Kaufleute unterzeichneten den Receß 
nit eher, als big fie (1670) vom Kaifer ausgewirft hatten, daß der Nath bei feiner Selbfter: 
gänzung aus ihrer Mitte nicht auf die Zahl von dreien noch durd) eine Rückſicht auf Verwandt: 
\baftsgrade beſchränkt fein follte. 

Der Reit des 17. ſowie das ganze 18. Jabrbundert verfloflen ohne politifhe Ver: 
anderungen. 

Erft die franzöſiſchen Kriege führten gewaltjame Umwälzungen berbei. Durch den Reichs— 
depntationsſchluß zu Regensburg am 25. Febr. 1803 wurde der Stadt Lübe mit fünf andern 
Neihsftäpten ihre Selbftändigfeit gelaffen und durch die Kriegsverhältniffe blühten Handel und 

Dertebe zu einer Höhe empor, welde ein neues Leben zu verheißen ſchien. Defto vernichtender 
traf 1806 plöglich und ungeahnt die ganze Wuth des Kriegs die unglüdlihe Stadt. Mit etwa 
22000 Breußen bejegte am 5. Nov. Blücher das noch tHeilweife befeftigte Lübeck. Am nächſten 
Morgen wurde er von etwa 45000 Franzofen angegriffen, vergebend verfuchten die Preußen der 
Übermast Widerftand zu leiften, fie wurden aus der Stadt hinausgeſchlagen und mußten in 
bem Dorfe Natefau capituliren. Kübe warb der Plünderung preisgegeben, unerhört ge: 
brandſchaßt und durd die Gontinentalfperre ihres Handels beraubt. Am 31. Dec. 1810 ward 
Stadt und Gebiet mit dem franzöfifchen Kaiferreich vereinigt und bildete dad Arrondiffement 
kübeck in dem Departement ver Elbmündungen. 

Im Jahre 1813 verſchwanden mit der Herrfchaft der Franzoſen auch die franzöſiſchen Ver: 
waltungsformen, und man fehrte einfach zum Alten zurüd. Erſt nah und nad traten Mobi- 

fieationen ein. Don Wichtigkeit war zunähft, daß durch Raths- und Bürgerbefhluß vom 
24. Mai 1813 ein Binanzdepartement aus feh3 Nathmännern und zwölf Bürgern beftehend 
conftituirt wurde, welches die Direction der Kaffenverwaltung und Nehnungsführung über: 
nehmen, jährlih an Rath und Bürgerfhaft Rechnung ablegen, dad Budget entwerfen, das 
Staatsvermögen verwalten, Finanzvorſchläge betreffend das Steuerwejen und die allmähliche 
Abtragung der Staatsfhuld machen follte. Bon 1814 — 17 wurden von feiten ded Senats 
weitere Borfchläge zur Umgeftaltung der Verfaſſung gemadt. Infolge eines Antrags des 
Senats ernannten die bürgerlichen Golfegien 21 Deputirte, denen der Senat jeh8 Com— 
miffarien aus feiner Mitte zugefellte. Gin engerer Ausfhuß von ſechs (ſpäter jieben) bür- 
gerlihen Deputirten trat mit ven Commiſſarien in zwölf Gonferenzen zufammen, Diefe Ber: 
bandlungen führten fhließlich zu feinem Refultat, man konnte ih namentlich nicht zu einer 
Repräfentativverfaffung entfchließen, wie eng diefelbe ih au an die beftehenden Verhältniffe 
anfügen modte. Im Jahre 1819 fand die Bürgerfhaft wiederum Veranlaffung, fehr Fatego= 
Ach zu erklären, daß fie von der bisherigen Gollegialverfaffung nicht abgehen wolle. Hatten 
num jene Verhandlungen auch keine unmittelbaren praftifhen Folgen, fo war doch durch biefel- 
ben der Discuffion ein reiches Material zugeführt, man hatte doch einmal einen aufmerkjamen 
Staats-Lexikon. IX, 37 
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Blick auf die eingetretene Erſtarrung des politiſchen Koͤrpers richten müſſen, welche jede leben— 
dige Bewegung hemmte und ein energiſches Handeln unmöglich machte, und in manchen Köpfen 
war dad Bedürfniß nach durchgreifender Reform wach geblieben. Obgleich indeſſen die tiefge— 
wurzelten Schäden auch auf die materiellen Verhältniſſe den ungünſtigſten Einfluß übten, ob— 
gleich das einſt jo mächtige Haupt der Hanſa es ſich gefallen laſſen nn auswärts verjpottet 
oder bemitleidet zu werden und die Schweſterſtädte ji voraneilen zu fehen, jo wußte dennoch die 
füße Gewalt der Trägheit und Gewohnheit es zu bewirken, daß man noch eine lange Reihe von 
Jahren hindurch lieber eine Mumie zu conjerviren ſuchte, ald daß man fid zu neuem Leben auf: 
rüttelte. Erſt ald ed ringsum im deutſchen Vaterlande ji gewaltig regte, um dem neuerwachten 
Geifte nationaler Wiedergeburt würdige Formen im politifhen Leben zu jhaffen, nahm man 
auch in Lübeck die Neformverfuche mit langfamer Bedächtlicgkeit wieder auf. Mit dem Beginn 
des Jahres 1842 fingen die „Lübeckiſchen Blätter” (ein der Beſprechung vaterftädtifcher Ange- 
legenheiten ausfchließlich gemwidmetes Organ, das noch Heute demſelben Zwede dient) an, gegen 
bie mittelalterlihen Zuftände zu Felde zu ziehen. Noch im Verlauf deffelben Jahres wurde im 
Collegium der Stoholmfahrer ein Antrag auf Revifion der Verfaſſung geftellt und von den 
bürgerlihen Eollegien einftimmig genehmigt. Die Bürgerfhaft fegte auf Grund dieſes Be— 
ſchluſſes zunächſt eine rein bürgerſchaftliche Commiſſion ein, aus zwölf Mitgliedern der bürger: 
lihen Gollegien, drei Rectögelehrten und einem Landbewohner beftehend. Im Mai 1844 
wurde über das Nefultat der Verhandlungen ein ausführlich motivirter Bericht erftattet. Der: 
felbe zeigte, daß anftatt, wie es noth that, gründlich mit der Vergangenheit zu brechen, man bereit 
war, fi) mit einem bloßen Flickwerk zu begnügen. Zu einem Repräfentativjyftem und zu einer 
Reorganifation ded Senats konnte man ſich nicht verflehen. Die Bürgerſchaft follte vier Ber: 
fammlungen bilden! Mehr Beifall als diefer Entwurf fanden die Vorſchläge einer Heinen 
1844 erſchienenen Schrift: „Die Nothwendigfeit und Durdführbarfeit des reinen Repräſen— 
tativſyſtems bei Organifation unſerer Bürgerfchaft”, welde ven Entwurf der Bürgerſchafts- 
commiſſion vernidhtend Fritifirte und zeigte, daß und wie das Repräfentativfvftem durd: 
führbar fei. 

Nachdem die Bürgerfhaft im Februar 1843 einen Antrag ded Senats auf gemeinfame 
Berathung ver Reform vorläufig abgelehnt hatte, bezeichnete fie im Juni 1844 auf wiederholfen 
Antrag die von ihr für die gemeinfhaftlihe Commiſſion erwählten Deputirten. Ed waren 13, 
je einer aus jedem der bürgerlichen Gollegien, ein Gelehrter und ein Landınann. Mit Ernen: 
nung der ſechs Rathscommiſſarien erfolgte am 2. Nov. die Einfegung der Gommifjion. Am 
20. Dec. trat fie zufammen und hielt fortan mit einzelnen Unterbrehungen allwöchentliche 
Sigungen. Da der größere Theil der frühern Commiſſionsmitglieder wiedererwählt war, jo 
ließ ſich ein wefentlih neues Ergebniß von ihren Berathungen nicht erwarten. Die Commiſſion 
teilte fich daher in zwei Sectionen, deren jede unabhängig von ber andern neue Reformplane 
ausarbeiten follte. Die erfte Section fehrte im wefentlihen zu dem fhon einmal Vorgeſchla⸗ 
genen und als unzulänglid Erfannten zurüd. Die zweite Section erklärte ſich für eine Reprä- 
jentativverfaffung mit einer Vertretung nad Ständen, und zwar follte Die Bürgerſchaft aus 
150 Mitgliedern beftehen, von denen die Gelehrten 15, die Kaufleute 50, die Krämer 20, die 
Gewerbtreibenden 40 und die Landleute 25 Vertreter ftellen follten. Der Bürgerſchaft zur 
Seite follte ein Bürgerausfhuß von 40 Mitgliedern ftehen, in einer den obigen Zablenverhält: 
niffen entfprehenden Weile zufammengefegt. Die Entwürfe der beiden Sectionen wurden ter 
Gefammtcommiffion vorgelegt, ließen ſich aber nit ausgleihen. Man wandte jih aljo am 
20. April 1846 an den Senat mit vem Geſuch um Inftruction, auf welder von beiden in ven 
Sectiondentwürfen angenommenen Grundlagen fortzuarbeiten fei. In dem Decret vom 8. Aua. 
gab der Senat bie Inftruction, daß die Gommifjion ‚ihren fernern Arbeiten, foweit eine Meform 
der Verfaflung der Bürgerfchaft betreffend, das Princip der Ausübung des bürgerihaftlihn 
Stimmrechts durch von den Bürgern in näher zu beftimmender Maße nad gewerbliden Stänen 
gewählte Vertreter zum Grunde zu legen habe”. ALS diefer Antrag vor die bürgerliden Goll« 
gien gebracht wurde, jeßte dad Nomwgorodfahrercollegium eine Ehre darein, in der Abftimmung 
das erfte zu fein. Es entfchied ih mit Stimmeneinhelligfeit für ven Antrag ded Senats. Du 
andern Collegien wetteiferien in dem Beftreben, dem gegebenen Beispiel zu folgen. Mod mr 
hatte man die Berfammlungen jo vollzählig gefehen, noch nie eine ſolche Cinmüthigkeit in den 
Beſchlüſſen erlebt. Es war das ein Moment großherziger Entiagung, der alle Gemütber zu 
gemeinfamer Begeifterung erhob und fie bereitwillig machte, mit Freudigkeit zu opfern, wo bad 
Wohl des Ganzen es erheifchte. Nur die Gollegien der Bergenfahrer und Brauer hatten es üb 
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vorbehalten, durch Ablehnung des Antrags einen Misklang in die allſeitige Freude einzumiſchen. 
So ward denn am 17. Det. 1846 mit neun gegen zwei Stimmen die Annahme des repräfenta= 
tiven Principe auf Grundlage gewerblicher Stände zum Beſchluß der Bürgerfchaft erhoben und 
in diefem Sinne die Erklärung an den Senat abgegeben. Danach wurde nun eine neue Ver: 
faffung entworfen, am 17. März 1848 vorgelegt und am 8. April angenommen, Da jid in: 
deſſen bald erwies, daß das in der Verfaffung aboptirte Princip den Verhältniffen nicht an— 
gemeflen fei, wurde die Verfaſſung aufs neue revibirt. Man hob nun den Unterſchied zwifchen 
Bürgern und Einwohnern auf, dehnte dad Bürgerrecht auch auf Nichtchriſten aus und jegte an 
die Stelle ftändifher Vertretung allgemeines gleiches Wahlrecht aller Bürger für die Abordnung 
der Bürgerſchaft. Am 30. Der. trat die nach diefen Grundjägen geänderte Berfaffung an vie 
Stelle ver vom 8. April und wurde nad Aufhebung der Frankfurter Grundrechte des deutſchen 
Bolfs am 29, Dec. 1851 zum Staatögrundgejeß erhoben. 

Ehe wir diefelbe in ihren Grundzügen barftellen, müffen wir nod einen Blick auf die mittel: 
alterlihe Verfaſſung werfen, die durch jene verdrängt wurbe, nachdem fie bid zum Jahre 1848 
id in Kraft erhalten hatte. Nach ihr beftand der Senat aus vier Bürgermeiftern und 16 Raths— 
herren. Er ergänzte ih jelbft aus Rechtsgelehrten (die jedoch ihre Praxis aufgeben mußten) 
und aus ven conımerzivenden Gollegien ver Kaufleute (Schonenfahrer, Nomgoropfahrer, Ber: 
genfahrer, Rigafahrer und Stodholmfahrer). Von den Bürgermeiftern mußten drei Rechts— 
gelebrte jein, von den Senatoren fünf. Bater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerfohn, 
Brüder= und Schweftermänner, auch Schweſter- und Brüderfinder durften nicht im Rathe 
ſitzen, auch follte ver Gewählte nicht fremden Herren vereidet oder verpflichtet fein, nicht unter 
30 Jahren fein, der proteftantifchen Kirche angehören und jollte aus eigenen Mitteln beftehen 
tönnen. Die Zirkel: und Kaufleutecompagnie genoffen einige Vorrechte, infofern aus jeder je 
drei Mitglieder gemählt werden follten, und infofern auf fie jene Bejhränfungen in Beziehung 
auf Verwandtihaftögrade feine Anwendung fanden. Nahm ein Gewählter die Wahl nicht an, 
mußte er die Stabt räumen und eine Strafe von 10 Mark löthigen Goldes zahlen. Jährlich 
auf Petri Stuhlfeier wurden bie zu verwaltenden Amter vertheilt; dann wechſelte auch das 
Direstorium in der Regel unter den beiden älteften Bürgermeiftern. Der Senat hatte die Sou: 
veränetät des Staatö zu repräjentiren, ihm und der Stadt wurbe daher von den Bürgern und 
Einwohnern der Eid der Treue geleiftet; er bewahrte daher die Siegel, Schlüffel und Archive der 

Stadt, ernannte Gefandte und Handeldconfuln, empfing fremde Geſandte und ertheilte ven Han- 
bel&confuln das Erequatur, ernannte und beeidigte mit Ausnahme weniger die Beamten des 
Staats, übte das Begnadigungsreht in Eriminal: und das Dispenſationsrecht in Eheſachen, 
ertbeilte Majorennitätderflärungen und Legitimationen uneheliher Kinder, führte die Aufſicht 
über die ſtäͤdtiſchen Gerichte und übte unter Mitwirfung der Bürgerfhaft das Recht der Gejeg- 
gebung. In geiftlihen Angelegenheiten war er summus episcopus. Als hohe Beamte jagen 
im Senat nody zwei, zeitweilig auch drei Synbici, die unmittelbar nad den Bürgermeiftern 
rangirten, ferner vier Secretäre, von denen ber erfte Protonotar, einer der andern Archivar war, 
ſämmtlich Rechtögelehrte, vom Senat ernannt. 

Die „Ehrliebende Bürgerſchaft“ beftand grundgefeglih aus zwölf, ſeitdem die Zirkelcom— 
pagnie erlofhen war, factifh nur noch aus elf Collegien. Diefelben waren: die Kaufleutecom: 
yagnie, deren Mitglieder erft nach dem Receß von 1669 anfingen Handel zu treiben; vie 
Schonenfahrer, die an der Spige der commerzirenden Gollegien ftanden; bie Nomgorobfahrer; 
die Bergenfahrer (die früher ausſchließlich den norwegifhen Handel trieben und ehedem das 
berühmte große Gomptoir in Bergen hatten); die Rigafahrer ; die Stodholmfahrer (früher ein 
Zweigverein der Schonenfahrer und mit diefen in jo inniger Verbindung, daß fi beide aus— 
einander ergänzen durften); die Gewandfhneidercompagnie (melde diejenigen vereinigte, welche 
den Tuchhandel en detail betrieben); die Krämercompagnie (welde mit Ausmahnıe ver Gewand: 
ſchneider ein Anrecht auf alle Kleinhändler, felbft Apotheker, Buch- und Kunfthandlungäbefiger 
hatte, folange fie offenen Laden hielten) ; die Brauerzünfte (alle, welhe bad Gewerbe ver Brauerei 
ausübten); die Schiffergefellfhaft (Schiffer und Segelmader); die vier großen bazugehörigen 
Anıter, nämlid Schmiede, Schneider, (Faſt-) Bäder, Schuhmader, denen die andern Ämter 
untergeorbnet waren. Ohne Zuftimmung vieler Bürgerſchaft fonnte ver Senat in Armenſachen, 
Bündniffen und Verträgen, Finanzſachen, Veräußerung von Land und Leuten oder Stabtgütern, 
Beränderung der Rehtöftatuten feinen Schluß faflen; in einigen andern Fällen ſollte er ihr 
Bedenken einfordern, in andern, namentlih Handelsangelegenheiten, die N Zünfte 
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vernehmen. Jedes Collegium hatte eine Stimme, die der Senat entweder ſelbſt einholen und 
in einen Schluß verfaſſen konnte (vota separata), oder, was in neueſter Zeit am üblichſten war, 
durch den wortführenden Ältermann der Schonenfahrer mittels einer Berfammlung ver Alter: 
leute einholen ließ. Um das Votum ded Collegiums der vier großen und dazugehörigen Amter 
zu ermitteln, wurde jede Angelegenheit durch die wortführenden Älteften der erftern an dieſe 
jelbft oder an die Wortführer der legtern gebracht und aus dieſen verfhiedenen Stimmen das 
Gefanmtvotum des ganzen Gollegiumß gebildet, wobei im Fall der Stimmengleihheit dad wort: 
führende Amt den Ausfchlag gab. Das Recht der Initiative ſtand grundgefeglich der Bürger: 
ſchaft nur in der Beſchränkung zu, daß die einzelnen Gollegien nur gefonderte Anträge machen 
durften; indeflen räumte in neuerer Zeit der Senat der ganzen Bürgerſchaft vie Initative cin. 
Deputirte der Bürgerfchaft landen ferner den Gommiffarien des Senats mit entfcheidender 
Stimme bei ven Verhandlungen in den wichtigften Aominiftrationen zur Seite; es war fogar 
jeder Bürger verpflichtet, die Wahl zu Öffentlichen Geſchäften zu übernehmen, fofern ew nicht 
Geiſtlicher, angeftellter Lehrer, Arzt, Beamter, Verlehnter, ein Siebzigjähriger oder ſchon bei 
Hauptverwaltungen in Anfprud genommen oder beglaubigtermaßen Frank war; beharrlicer 
Meigerung folgte eine anfehnliche Geloftrafe. Die Ernennung erfolgte durch den Senat; jedoch 
wenn aus einzelnen Gollegien zu deputiren war, auf den Vorſchlag diefer durch den wortfürhren: 
den Ältermann der Schonenfahrer, wenn aus der ganzen Bürgerfhaft, auf den Vorfhlag durd 
ſämmtliche Alterleute. Wer die obenerwähnten Erwerböquellen und Ehrenrechte ſuchte, mußte 
das Bürgerrecht erwerben. Diefed aber war bedingt durch ein Alter von 25 Jahren oder Frühere 
Mündigkeitderflärung, Erlegung eines Bürgergeldes, Eintritt in die Bürgergarde und Ablei: 
ftung des Bürgereided vor verfammeltem Senate. Fremde hatten außerdem noch andere Be: 
dingungen zu erfüllen. Mer jene Rechte nicht juchte, mußte ald Einwohner angenommen 
werben, wenn er fonft bürgerliches Gewerbe betreiben und eine Familie gründen wollte. Gierber 
gehörten mit Ausnahme der frühern Kapitelsdörfer alle Bewohner des Stadtgebiets innerhalb 
der Landwehr (d. h. des alten Stadtweichbildes), die zu Corporationen vereinigten und conceſ⸗ 
jionirten Gewerbe und die verlehnten Arbeitdcorporationen, die ihr Amt entweder Faufen oder 
pachten oder fonft von den Gollegien over von der Wette (dem Gericht, welches über flreitige 
Verbietungsrechte der Zünfte, Gewerke und Arbeitdcorporationen in Stadt und Gebiet ent: 
fcheidet) empfangen. Wer aud; davon dispenſirt fein oder fein Gewerbe treiben wollte, mußte 
wenigftens Schugverwandter werden, wohin auch die Juden gehörten. Die Zahl der Mitglieder 
der Gollegien war natürlich ſehr verfchieden. Im Jahre 1843 zählte vie Kaufleutecompagnie 
20 Mitglieder, die Schonenfahrer 82, die Nowgorodfahrer 14, die Bergenfahrer 43, die Riga: 
fahrer 14, die Stodholmfahrer 11, Gewandſchneider 10, Krämer 275, Brauer 74, Schiffer 
77, die vier großen und 7O zubehörigen Amter 1061. Der Name diejer Collegien (mit Aus: 
nahme der fünf lfeßtgenannten) hatte längft alle Bedeutung verloren; der Kaufmann Eonnte ſich 
in ein beliebiges verfelben aufnehmen laffen. Die obigen Zahlen zeigen, daß ein Bürgerſchluß 
durh 57 Stimmen in den ſechs am wenigiten zahlreihen Gollegien zu Stande kommen konnte, 
daß aljo 1815 ſtimmberechtigte Bürger durch 57 aus ihrer Mitte fich möglichermweife Geſthe 
fohreiben laffen mußten. Wie im Senat das faufmännifche Element überwog, fo audy in der 
Bürgerſchaft, ja hier fogar fo entfhieven, daß in ihr die Gelehrten als ſolche gar Feine Vertre⸗ 
tung fanden. Zwar konnten ſich diefelben in die Raufleutecompagnie aufnehmen laffen, allein 
von biefem Recht wurde fo wenig Gebraud gemacht, daß zur Zeit, als die alte Verfaſſung fiel, 
ſich ein einziger Advocat in jener Gompagnie befand. 

Nach der Verfaflung von 29. Dec. 1851 befteht der Senat aus 14 Mitgliedern, von denen 
acht aus dem Gelehrtenſtande, darunter wenigftend ſechs Rechtsgelehrte und von ſechs Nichtgelebr: 
ten wenigftens fünf Kaufleute fein müflen. Jever Bürger ijt wählbar, der das dreißigfte Lebens: 
jahr überfäritten hat, und deſſen Vater, Stiefvater, Schwiegervater, Sohn, Stieffohn oder 
Schwiegerſohn, Vollbruder oder Halbbruder oder Handlungsgenoſſe nicht bereitö im Senate figt. 
Die Wahl gefhieht binnen vier Wochen nad Erledigung durch eine gemifchte Gommiffion. Der 
Ermwählte muß bei Verluft des Bürgerrechts und des zehnten Theils feines Vermögens die auf 
ihn gefallene Wahl annehmen und bekleidet feine Würde lebenslänglich, wofern nicht geiftige 
oder förperlihe Schwäche zum Ruheſtand nöthigen over das Audtreten ſonſt nothwendig wird. 
Die Mitglieder aus dem Gelehrtenftand dürfen Fein anderweitiges Berufsgefhäft treiben ; alle 
aber genießen ein Honorar, der Vorfigende auch noch eine Entſchädigung für Ehrenausgaben. 
Die Verteilung der Geſchäfte gefchieht alle zwei Jahre und tritt mit Neujahr in Kraft; der 
Präfldirende Heißt Bürgermeifter: in Berbinderungsfällen vertritt ihn Sein Vorgänger. Die 
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protofollführenden Secretarien und den Archivar wählt der Senat ſelbſt. Die obenangeführten 
Rechte ded Senats find demſelben verblieben. 

Die Bürgerſchaft befteht aus 120 Mitgliedern, welde die Gefammtheit aller Staatsange- 

hörigen vertreten. Wahlmänner und wählbar jind alle, die dad Bürgerrecht bejigen und den 
Bürgereid geleiftet, mit Ausnahme der unter Guratel Stehenden, Zahlungsunfähigen, öffentlich 
Unterftügten und in bürgerlichen Ehrenrechten Angefochtenen. Die Wahlen werben alle zwei 
Jahre im Sommer durch 11 Wahlbezirfe vorgenommen und verpflichten auf ſechs Jahre; auch 
eine zweite Wahl nad) dem Ablauf der ſechs Jahre darf nicht abgelehnt werben; nur fünfund- 
jchzigjähriges Alter oder Eörperliche Unfähigkeit berechtigt zum Austritt, Aufhören ver Eig— 
nung zur Wahl verpflichtet vemjelben. Das Präfidium der Bürgerfhaft haben ein Wortführer 
und deſſen zwei Stellvertreter, die auf zwei Jahre gewählt werden. Die Genehmigung der Bür- 
gerſchaft ift erforderlich zu Anderungen in der Staatöverfaffung, bei Veräußerung von Hoheits- 
rechten, Erlaffung, authentijcher Auslegung, Anderung oder Aufhebung von Gefegen ſowie von 
Berordnungen in Handelsſachen, bei directen und inbirecten Steuern oder Abgaben, bei Geftat: 
tung Öffentlichen Gottesdienſtes an nicht anerfannte Religionsgefellihaften, Veränderungen in 
Münze, Map, Gewiht und Poftweien, Ertheilung ausſchließlicher Privilegien, Verfügungen 
über Privatfliftungen, foweit gefeglihe Genehmigung erforderlich, Exrpropriationen, Beſtim— 
mung über Stärke, Ausrüftung, Ergänzung der bewaffneten Macht, endlich bei Einquartierung, 
Belegung fremder Truppen und Abſchließung von Staatöverträgen. Endlich fteht ihr eine Mit- 
wirfung zu bei Verwaltung des Staatövermögend, des Beſitzes der Kirhen und öffentliden 
Wohlthätigkeitsanſtalten. Cine befondere Vereinbarung ift über dad Budgetbewilligungsredt 
geihloffen. In gewiflen Fällen kann eine aus beiden Staatöförpern ernannte Geheimcommifjion 
geſetzmäßige Beihlüffe fallen. Berfammlungen der Bürgerfchaft find wenigftend ſechs im Jahre 
abzuhalten, außerdem fo oft der Senat oder ein Viertel der Vertreter ed begehrt. Die Senats: 
commiffarien find gegenwärtig und an der Berathung theilzunehmen berechtigt; die Abftimmung 
erfolgt nach freier Beſprechung und ift in ver Regel eine offene. Anträge der Bürgerſchaft an 
den Senat darf jeder anregen, doch haben Senatsanträge vor allen den Vorzug, auch muß über 
fie in derfelben Berfammlung befchloffen werben, wenngleich die Einfegung einer Commiſſion 
zur Begutachtung vor der Entſcheidung geftattet ift. 

Der Bürgerausihuf, beftehend aus 30 auf zwei Jahre gewählten Mitgliedern der Bürger: 

ſchaft, übt Befugniffe aus bei Anträgen auf Oelvbewilligungen bis zu 3000 M. (1200 Thlr.) 
auf einmal oder 150 M. (60 Thlr.) jährlich, bei Verwendung von Budgetpofitionen, ſoweit die 
Behörden nicht disponiren dürfen, bei Erwerbung oder Veräußerung von Grundftüden für den 
Staat oder öffentliche Anftalten, ſoweit nicht Hoheitörechte oder 6000 M. (2400 Thlr.) Kapital 
oder ZOOM. (120 Thlr.) Rente in Betracht kommen, aud) bei Änderungen in der Verwaltung 
oder Benugung Öffentlicher Güter von gleihem Werth, bei Verfügungen über Denkmäler der 
Kunſt oder des Alterthums und Entfheidungen im befondern Auftrage der Bürgerſchaft. Der 
Ausſchuß verfammelt ſich regelmäßig alle 14 Tage auf dem Rathhauſe zur Zeit der Senats: 
Hung; den Vorjig hat ein Wortführer oder einer feiner beiden Stellvertreter; die Entſcheidun— 
gen werden vom Senat der Bürgerjchaft mitgetheilt. Im Ball beharrlier Meinungsverſchie— 
denheit zwifchen beiden Staatsförpern wird, wo ed ſich um authentifche Auslegung beftehenver 
Geſetze handelt, die rechtliche Entſcheidung des Oberappellationdgericht verlangt; in Bezug auf 
Erforderniffe des Staatswohls aber, mit Ausnahme jedoch von Verfaflungsabänderungen, eine 
eigene Entſcheidungscommiſſion gebildet. 

Zur Gewinnung des Bürgerrechts verpflichtet find alle Bewohner des Staats, melde jelbft- 
Rändig eine Nahrung treiben oder zum Behuf der Berheirathung proclamirt fein wollen. Ber: 
loren gebt dad Bürgerrecht durch Wegziehen ohne Anzeige, bösliche Verlafjung der Seinigen 
und infolge fträfliher Aufführung. 

Fremde jind nur dann zur Gewinnung de3 Bürgerrechtd gezwungen, wenn der felbftändige 
Erwerb, den fie treiben, diejelbe erfordert. Im übrigen werben fie nad) dem von mehreren 
deutihen Negierungen am 15. Juli 1851 zu Gotha abgeihloffenen Vertrage bemeffen. Die 
Ausübung bürgerliher Rechte ift vom religiöfen Befenntnig nicht abhängig. Herrſchende Kirche 
aber ift die evangeliſch-lutheriſche. Die Juden, die bis 1852 (mit Ausnahme der Zeit der fran- 
zöſiſchen Decupation) auf ein Dorf in der Nähe der Stadt (in dem im 17. Jahrhundert eine 
Golonie angelegt wurde) beſchränkt waren, find feit vem genannten Jahre ftaatöbürgerlid und 
gewerblid, mit den übrigen Bewohnern des lübeckiſchen Staatögebietd gleihberedhtigt. 

Aus den frühern Faufmännifchen Eollegien und Gompagnien ift jeit Juni 1853 eine Kauf: 
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mannſchaft gebildet, in welche alle diejenigen einzutreten verpflichtet find, welche das kaufmän— 
niſche Gewerbe ausüben wollen; doch find der Hauſirhandel, ver Betrieb der Trödler und Höfer 
ausgeſchloſſen, und nur zum Gintrftt berechtigt die, welche Geld- oder Wechſelgeſchäfte betreiben, 
Fabrifnnten, Kunft: und Handeldgärtner, Inhaber von Handlungsinftituten, Aſſecuranzbevoll⸗ 
mädhtigte und Affecuradeure, Schiffsrheder, Makler und Diepadheure. Die Mitgliedſchaft der 
Kaufmannſchaft ift von der Handeldfammer zu erwerben, allen Mitgliedern ftehen gleiche Rechte 
zu. Die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten ift ver Handelskammer übertragen, die aud 
einem Präfes (auf drei Jahre), 18 Mitgliedern (auf ſechs Jahre) und einem Serretär befteht 
und fi regelmäßig alle Monate zweimal verfammelt. Sie hat als geichäftsführender Vorſtand 
alles wahrzunehmen, was zur Erhaltung und Förderung der Corporation dienlich ift, indbefon: 
dere die Aufnahme neuer Mitgliever, Führung der Kaufmannsrolle, Verwaltung ded Vermö— 
gend und der Inftitute, die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Kaufmannſchaft und 
ihrer Mitglieder, die hiedsrichterlihe Schlihtung von Streitigkeiten untereinander oder mit 
dritten Perfonen, die Ausftellung von Parered, Beiheinigungen von Ufancen u. ſ. w. In 
Hinfiht ver Handels: und Schiffahrtsangelegenheiten ift fie verpflichtet, die conmerziellen und 
foweit thunlich auch die induftriellen Intereifen wahrzunehmen, indbefondere die Verwaltung 
der Börfe, die Anftellung der Mäkler, Schiffsklarirer, Procureure und Prahmſchreiber, melde 
ihr allein gebührt, und des Wrafbudenfchreibers, Theerhofſchreibers, Dispacheurs, Waſſerſchouts 
und der Wäger, wozu jie dem Senat drei geeignete Perfonen vorfhlägt; ferner zur Sammlung 
des ftatiftifchen Materiald über die commerzielle Bewegung zur Kenntnißnahme der Handeld- 
verhältniffe anderer Staaten, zur Sorge für Mittel und Wege und neue Unternehmungen, Ver: 
tretung der commerziellen Intereſſen Lübecks durch die Brefle, durch Miffionen nichtdiplomatiſcher 
Art, Vorſchläge zur Befegung der Eonjulate u. ſ. w. Auch muß ihr Gutachten über alle Staats: 
verträge, Gejege und Regulative, joweit fie Handel und Schiffahrt betreffen, eingeholt werden. 
Für die Vermögensverwaltung ernennt fie einen Kaſſenausſchuß von fünf Mitgliedern. Die 
Kaufmannfhaft wird regelmäßig zweimal im Jahre berufen und hat außer Budget, Jahres- 
bericht und Jahredrehnung, über Geldbewilligungen, weientlihe Veränderungen in den An: 

ftalten, Erklärungen, Gutachten und Anträge in Bezug auf Handel, Schiffahrt und Imduftrie 

im großen und ganzen, eventuell auch über die Wahlen zum Handelsgericht zu beichließen. Das 
Budget der Kaufmannſchaft für 1863 rechnet auf eine Einnahme von 31048 M. (12419 Thlr.), 
von denen 8444 M. 9"/, Schill. (3378 Thlr.) Zinfen für belegte Gelder, 244410M. 8Scill. 

(977644, Thlr.); 5000 M. (2000 Thlr.) Schreibgelb von Gütern und Schiffen u. f. m. 

Mit dem Sturz der Verfaflung hatte auch die politiſche Bedeutung der Amter ein Ende ers 
reiht. In der ſtürmiſchen Zeit, die den Umfturz alles Beftehenvden drohte, die in dem Handwer- 
kerſtand eine beftändige Furt vor plöglicher Ginführung einer unbeichränften Gewerbefreibeit 
wad erhielt, eradhteten die Handwerker e8 für wünſchenswerth, eine Gentralbehörbe zur Verne— 
tung ihrer Intereflen zu conjtituiren. Man beſtimmte, daß diefelbe aus 16 Mitgliedern beſtehen 
(vier von ihnen aus den großen Ämtern, aus jedem einer zu ermählen) und den Namen „Se: 
werfvorftand‘ führen follte. Da derſelbe jedoch die Anerfennung des Senats nicht erlangen 
konnte, der legtere fih vielmehr bei vorfonmenden Fällen nur an die großen Amter wandte, fo 
hat jich feine Wirffamfeit in weſentlichen auf das erfolgreiche Beftreben bejhränft, ver Bürger: 
haft immer eine beträdtlihe Anzahl von Mitgliedern zu fihern, melde dem Zunftweſen mit 
Entjchiedenheit anhängen. Das Zunftiwefen hat nämlich bisjetzt die gegen vaflelbe gerichteten 
Angriffe glücklich ausgehalten. Es jind fogar einige Ämter (3. B. die Tifhler, in gewiſſer Weiſe 
aud die Goldſchmiede) bis auf den heutigen Tag geſchloſſen, d. 5. fie laſſen nur eine beftinimte 
Zahl von Meiftern zu. Zwar bat der Senat ven Zünften und Zunftprivilegien gegemüber 
(welche legtere von Zeit zu Zeit feierlich und förmlich beftätigt werden) das Recht zu mehren 
und zu mindern (joweit nicht Realgerechtigfeiten in Frage kommen), und er hat fich dieſes Mechts 
in zahlreichen Fällen im Sinne des Fortſchritts bedient, um verwandte Ämter zu verfähntelgen, 
andere aufzuheben, die Abgeichloffenheit ver Handwerkerkaſten zu vermindern, allen ven Gintritt 
in diefelben Begebrenden denjelben (wenn auch unter in unferer Zeit wunderbar eriheinenden 
Beſchränkungen) zu verfhaffen. Allein dieſe Bälle, fo zahlreich fie auch find, fönnen dod immer 
nur als Ausnahmefälle betrachtet werben, folange das alte Princip aufrecht erhalten und dad 
Arbeitsfeld eines jeden Amts in beftimmte Grenzen gefchloffen bleibt, die nicht ungeftraft über: 
Ihritten werden. Zwar hat jih ein Verein fiir Gewerbefreibeit gebildet, der durd öffentliche 
Discuffionen und Vorträge und durch die Preſſe jich bemüht hat, Aufflärung über die Gebrechen 
der veralteten Zuftände zu verbreiten und den Wunſch nad Beſſerung zu erweden. Allein ber: 
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ſelbe hat ſich unter den Handwerkern nur eine geringe Zahl von Anhängern gewinnen können. 
Vor Überſtürzungen auf dieſem Gebiet warnt freilich ſchon die Erwägung, daß Lübeck in ſeinem 
Verkehr mit den Nachbargebieten mannichfachen Beſchränkungen unterworfen iſt, und daß 
namentlich die Freizügigkeit, wie es ſcheint, noch lange in das Gebiet der unerreichbaren frommen 
Wünſche gehören wird. 

Zu den Rechten des Senats gehört auch die Oberaufſicht über das geſammte Kirchenweſen. 
Doc iſt Die Genehmigung der Bürgerſchaft erforderlich, wenn die Ausübung öffentlichen Got— 
tesdienſtes ſolchen Religionsparteien geſtattet werden ſoll, welchen dieſelbe bisher noch nicht 
zugeſtanden iſt. Ein Orjegeniwurf über die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften (1851) ſtieß 
auf heftigen Widerſpruch; auch ein Entwurf in Betreff ver Eivilehe (1852) wurde dahin mobi: 
ficirt, daß für Verlobte der in Lübeck anerkannten hriftlichen NReligionsgemeinfchaften oder ver 
iſtaelitiſchen Gemeinde die Trauung durch den Geiftlihen zur Rechtsgültigkeit ver Ehe erforderlich 
Tein ſoll. Herrfhende Kirche ift die evangelifch = [utherifche, deren Grundlage außer den ſämmt— 
lihen Symbolen lutherifchen Bekenntniffes eine von Bugenhagen verfaßte und 1531 publicirte 
Kirhenordnung if. Am 12. Dec. 1860 wurde eine neue Kirhenordnung für die ſechs evan- 
geliſch-lutheriſchen Kirchengemeinden der Stadt und zu St. = Lorenz (einer Vorftadt) publicirt, 
welcher äbnlihe Anordnungen für Travemünde folgten und für die Landbezirke in Ausficht 
geftellt find. Zufolge verfelben hat jede Gemeinde einen Vorftand, der aus den Geiftlichen 
ihrer Kirche und vier bis acht Gemeindegliedern (40 im ganzen für die ſechs Gemeinden) be: 
ſteht, und dem die Foͤrderung hriftlicher Gefinnung und Sitte, Aufrechthaltung der kirchlichen 
Anordnungen, Bertretung der Gemeinde, Verwaltung ihrer Angelegenheiten und des Kirchen: 
vermögend, Aufiicht über die Gemeindefhulen, Theilnahme an ver Wahl der Geiftlihen, Lei: 
tung der Firhligen Armenpflege und Anftellung der Kirchenbedienten übertragen ift. Für 
gewiſſe Bälle ift er an die Theilnahnıe, Genehmigung und Zuftimmung eined Gemeindeaus: 
jhuffes (für jede der jechd Gemeinden 12—24 Mitglieder, im ganzen 120) gebunden; bei 
Wahlen der Geiftlihen wird aud der Senior Minifterii (der zugleich die Gefchäfte ver 1796 
erledigten Superintendentur führt) zugezogen. 

Schon bei Einführung der neuen Berfaffung 1848 wurden Senat und Bürgerfchaft dar: 

über einig, daß eine Umgeftaltung der Gerihtöverfaflung vorzunehmen fei, und zwar unter 

Trennung der Rechtöpflege von der Verwaltung (daß aljo der Senat der richterlichen Gewalt zu 

entbeben fei) und auf Grundlage eines Öffentlichen und mündlichen Verfahrens. Über die 
Örundlinien diefer Reform wurde man am 14. Juni 1851 einig, und die mit Ausarbeitung 
der neuen Gerihtsordnung beauftragte Commiſſion begann im September deffelben Jahres ihre 

ſchwierige Arbeit. Das Reſultat diefer Arbeiten und derweitern Verhandlungen mit der Bürger: 

ſchaft ift enthalten in dem Gejeg vom 17. Dec. 1860. Die Gerichte follen in Zukunft nit nur 
bei privatrechtlichen Streitigkeiten und in Griminalfällen erfennen, fondern auch die Disciplinar— 
Strafbefugniß ausüben, die bisher von VBerwaltungsbehörden und Beamten gehandhabt wurde, 
jomweit Freiheitsſtrafen zur Brage ftehen. Nur über Polizeivergehen erkennt die Polizei. Zur 
Anftellung von Klagen gegen den Staat, feine Behörden oder Beamten bedarf es feiner befon- 
dern Grlaubniß. Außerdem nehmen die Gerichte dad Hypothefenmwefen (jedoch mit Ausihluß ded 
Amts Travemünde), bie meiften Acte freiwilliger Gerichtöbarkeit, dad Birmenz und Procuren= 
weſen und die Aufficht über dad Notariatsweſen wahr. Die Gerichtsbarkeit wird durch die ver: 
ſchiedenen Abtheilungen des Untergerichtd (Stadt: und Landhandelsunterſuchungsgericht), durch 
das Obergericht und durch das Oberappellationsgericht der vier Freien Städte (das in Lübed feinen 
Sitz hat), deſſen Verhältniſſe jedoch durch jene Veränderungen nicht berührt werben, ausgeübt. 
Für die beiden erjten Gerichte werden je ein Director nebft drei Richtern, ſämmtlich Nechtögelebrte, 
vom Senat ernannt und beeidigt. Die Einrichtung befonderer Vergleihs: und Friedensgerichte 
bleibt vorbehalten; auch wird ein Militärgericht gebildet. Kür Handelsſachen werben je vier fauf- 
minnifche Richter, die zu zweien ſechs Monate fungiren, auf ſechs Jahre gewählt. Sämmtliche 
Richter in Gemeinfhaft mit dem Staatdanwalt bilden in gewiffen Fällen die Recursinſtanz. Die 
Oberaufſicht über die Gerichte fteht dem Senat zu, der jährliche Berichte zu empfangen hat, auch 
Viñitationen anzuordnen befugt ift und den Staatsanwalt ernennt und beeidigt. Der Zeitpunft 
der Einführung diefer Gerihtsorbnung ift auf den 1. März 1864 feitgeftellt. Bis dahin beftehen 
noch als erfte Inftanzen in privatrechtlichen Streitigfeiten: 1) Das Nieder: und Stadtgeridt. 
Das leßtere, gebilvet durch zwei rechtsgelehrte Richter und einen Actuar, verhandelt ſtädtiſche 
Givilfachen unter AO Thlr. Werth, ſowie Concurs- und Injurienſachen in Öffentliher Sigung. 
Das Nievergericht Hält öffentliche Sigungen für ſtädtiſche Givilfachen, dieden Werth von 40 Thlrn. 
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überſteigen, auch Pfand- und Subhaftationd-, Räumungs-, Miethe-, Aſſecuranz-, Fracht- 
Wechſel⸗, Ehe- und Schwängerungsſachen. Urtheilsfinder find ſechs rechtsgelehrte Procura: 
toren, ſoweit fie nicht die Anwaltſchaft Haben, unter dem Vorſitz zweier rechtsgelehrter Richte 
und eines Actuard. Fiscal ift gewöhnlich der ältefte Procurator. 2) Das Landgericht verhan: 
delt alle Givilftreitigfeiten im Landgebiet mit Ausnahme des travemünder Bezirks. Es hat dei 
rechtsgelehrte Richter, zwei Protofollführer und vier Procuratoren. 3) Das Gericht Trave 
münbe für Civilſachen in diefem Orte und deſſen Umgegend. Es wird aus einem vedhtögelehrten 
Richter und einem Gerichtsſchreiber gebildet. Zwei unbefholtene Bürger find Actenprocura: 
toren. 4) Das Wettegeriht, gemöhnlih Wette genannt, verhandelt Streitigkeiten der Zünft 
und Gorporationen, Gemwerböbefugniffe und Verbietungsrechte für Stadt und Gebiet. Zwi 
Mitglieder ded Senats, darunter ein faufinännifches, find die Richter, denen ein Actuar zur 
Seite ſteht. In zweiter Inftanz entjcheidet dad Obergericht, welches (jedoch mit Ausnahme von 
Injurien und Schuldſachen bis 40 Thlr. und folden Sachen, bei denen nad feiner Anſich 
Schriftliche Relation zur Abgabe eines Erfenntniffes nicht erforderlich, und von Appellationn 
gegen Abfprüche der untern Gerichte, infoweit einer gegen deren Grfenntniffe eingelegten Aprel: 
lation die Suspenfiv- oder Devolutivwirfung verfagt ift; endli von Strafſachen, die zur Ent: 
fheidung in zweiter Inftanz ftehen) die Sachen zwar bis zum Erkenntniß inftruirt, nad er: 
fanntem Actenſchluß aber die Acten auf Staatäfoften zur Abgabe des Erfenntniffes an rn 
Juriftenfacultät endet. Es beſteht aus ſechs Mitgliedern des Senats, von denen fünf Recht— 
gelehrte find, und einem der Secretäre. Die höchſie gerichtliche Inftanz iſt das 1820 gegründet 
Oberappellationdgericht der vier Freien Städte Deutſchlands, welches viermal wöchentlich orbent: 
liche Sigungen hält. Es befteht aus einem Präſidenten, der von den Städten gemeinfhahlid 
gewählt ift, jehs Räthen, von denen jede Stadt einen ernennt, der fünfte von Bremen und 
Frankfurt wechſelsweiſe, ver jechäte von Hamburg zweimal und von Lübeck einmal erfegt wir; 
einem Secretär, deſſen Wahl unter den vier Senaten wechſelt; zwei Kanzliften, don denen dr 
erfte ein Zurift ſein muß. Es entfheidet in Sachen über 400 Thlr. oder in Bezug auf Örredt: 
ſame oder folche Gegenftände, die feiner beftimmten Shägung unterworfen find, Injurienſachen 
ausgenommen, Auch Beſchwerden über das Obergericht wegen Nullitäten, Attentate, betzö— 
gerter oder vermweigerter Juſtiz u. dgl. gehören hierher. Zur Abfaſſung des Endurthrild Finnen 
die Parteien um Actenverfendung nachfuchen. Criminalunterfuhurgen werden von zwei Rid- 
tern ded Stadt- und rejp. Landgerichts, von denen einer als Unterſuchungsrichter thätig if, und 
einem Actuar geführt. Die zweite und legte Inftanz bildet, wenn eüne Geldbuße bis 100 Th. 
oder eine Gefängniß: oder Zuchthausſtrafe bis ſechs Monate in Frage fteht, das Obergeriät; 
dagegen bildet dieſes die erfte Inftanz in Fällen, die eine härtere Strafe nach ſich ziehen. IR auf 
den Tod oder zehnjährige Freiheitö- oder dem entiprechende Reibesftxafe erkannt, jo entſcheide, 
auch ohne Antrag des Inquifiten das Dberappellationdgericht in zweiter und lepter Infan; 
Ein Militärgericht, gebildet durch die zwei Senatoren des Militärbepartementd, den Gef ii 
lübeckiſchen Bundescontingents, zwei Offiziere nad) einem Turnus un deinen Auditeur, catſcheidei 
in Dienftvergehen und Verbrechen des lüberifhen Gontingents, auch bei gewiffen fraitan 
Handlungen außer Dienft. Die Polizei für Stadt und Gebiet, mit Ausnahme des Amts Tram: 
münde (in weldem der Amtöverwalter das Polizeiweſen verfieht), ift dem Polizeiamt über: 
tragen, weldes aus zwei Senatoren, von denen einer Dirigent ift, einem Actuar und jet 
Kanzliften befteht. Zufolge Gefeges vom 20. März 1861 joll der Polizeibehörde Fünftig de 
Unterfugung und Beftrafung folder Vergehen zuftehen, die nicht ſchon ausſchließlich andern 
Berwaltungsbehörden oder den Gerichten zugewieſen find. Sie kann Verweis, Confidatiet 
einzelner Gegenftände, Verluft von Gewerbebefugniffen, Geldbußen (bis zu 60 Thlrn.) körper 
liche Züchtigung, Werkhausſtrafe (zwei bid neun Monate), polizeiliche Gefängnißftrafe (Did it 
14 Tagen) zuerfennen,. Die nihtriterlichen, den Gerichten früher zuftändig geweſenen Et⸗ 
ſchäfte ſind ſei November 1851 überwieſen: 1) Einem Stadtamt, beſtehend aus drei Senatotta, 
unter denen zwei Rechtsgelehrte, und zwei Actuaren. Es ſoll in der Stadt und den Vorftädten 
das Vormundſchaftsweſen, die Givilftandsregifter und Civilacte, das Gertificationdwefen, Dad 
Hypothefenwefen und die freiwillige Gerichtöbarfeit, Beglaubigungen, Bürgerannahme, we 
zünftige Gemwerböwefen (auch für dad Gebiet innerhalb der Landwehr und Travemünde um 
das Dorf Slutup) u. |. w. wahrnehmen. Ginige der erwähnten Geſchäfte verblieben noch ein]: 
weilen der Kanzlei, dem Obergericht und dem Protonotar. 2) Einem Landamt, bejtehend auf 
zweiSenatoren, deren einer ein Rechtsgelehrter ift, und einem Actuar aus dem Amt Travemündt. 
Die öffentligen Deputationen für Adminiftration werden größtentheild aus Senatoren und 
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bürgerlichen Deputirten gebildet. Die erftern orbnet der Senat ab; die legtern werden vom 
Bürgerausfhuß dem Senat zur Wahl vorgefhlagen, und zwar aus allen zur Theilnahme an 
ven Wahlen in die Bürgerfhaft Berechtigten, und befleiven ihr Amt ſechs Jahre. 

Das Finanzwefen fteht unter der Direction ded Finanzdepartements, dad aus vier Senatoren 

und zehn Bürgern befteht. Das Budget wird (nachdem feine Säße von den einzelnen Behörden 
forgfältig berathen und aufgeftellt und von der Budgetcommifllon des Departements und dem 
Plenum geprüft find) dem Senat vorgelegt und von diefem zur gutachtlihen Erklärung an den 
Bürgerausſchuß und endlid zur definitiven Entfheidung an bie Bürgerjchaftgebradt. Ihre Be- 
willigungen erftreden ih nur noch auf die Anfäge, über bie bisher Fein gefegmäßiger Beſchluß er- 
folgt ift, mit Ausnahme der directen Ginfommenfteuer. Das approbirte Budget darf nicht über: 
ſchtitten werben ; außerorbentlihe Ausgaben werben auf verfaflungsmäßige Weife befchloflen. 
Die directe Steuer wird nad) dem Einkommen oder Verbrauch bemeflen. Infolge der Bundesbe- 
ihlüffe von 1841 muß auch eine Militärfteuer gezahlt werben. Indirerte Steuern find: der 
Decem (eine Abzugäfteuer von 10 Proc. in Bezug auf foldhe Staaten, wo fie von lübeckiſchen 
Bürgern erhoben wird), die Gollateralfteuer (von Erbſchaften und Vermächtniſſen, die an ent— 
ferntere Seitenverwandte oder Fremde fallen), der Stempel, vie Verfaufsabgabe. Der Ein- 
gangszoll, ver nad) eidlicher Declaration des Facturawerths erhoben wird (bei dem Eiſenbahn— 
verkehr find einige Modiflcationen eingetreten), beträgt durchſchnittlich Y/, Proc. Die Aceiſe 
betrifft eingehende Lebensmittel, Futter, Brennmaterial und nad) einer Declaration auf Pflicht 
und Gewiffen auch Spirituofa und Effig, endlich aud Malz und Korn. Die Staatsſchuld be- 
Rand 1861: 1) aud der alten, zum allergrößten Theil ablöslihen Schuld (foweit Banco mit 
25 Broc. rebucirt) von 4,342028 M. 9 Schill. (1,736835 Thlr. 13 Sgr.); 2) au® der An= 
leide zur Audtiefung der Trave von 1834 von 104700 M. (41880 Thlr.); 3) aus der 
Staatdanleihe von 1850 von 3,200000 Thlrn. (jädrlid vom 1. Juli 1855 an mit Y, Proc. und 
von den erjparten Zinjen der audgeloften Obligativnen amortifirt), 1861 noch 7,725750 M. 
(3,090300 Thlr.). Bon 1851 — 60 in die biöherige Schuld um 1,229463 M. 2 Schill. 
(491785 Thlr. 7'/, Sgr.) durch Abtrag vermindert. Die Anleihe von 1850, die jährlich mit 
4, Proc. verzinft wurde, iſt feit 1861 in eine Aproc. convertirt worden. Cine neue 
Anleihe von 3,500000 Ahlen. zum Behuf des Baues einer directen Eiſenbahn nad Hamburg 
(deren Roften auf 3,600000 Thlr. veranfhlagt jind) ift im Anfang ded Jahres 1863 unter 
jehr günftigen Bedingungen abgefchloffen worden. Die Gefanmteinnahme des Staats im Jahre 
1861 belief ji auf 1,365315M. 9", Schill. (546126 THlr.), die Ausgabe auf 1,323472 M. 
I SHill. (529389 Thlr.) Zu den Einnahmen trugen die indirecten Steuern und Abgaben bei: 
967001 M. 114, Schill. (226800 Thlr.), die Domänen 294487 M. 10 Schill. (99795 Thlr.), 
die directen Steuern und Abgaben 216388 M. 1 Schill. (86555 Thlr. 6 Sgr.). Das Budget 
für 1863 rechnet auf eine Einnahme von 1,334450 M. 12 Schill. (538780 Thlr. 9 Sgr.) und 
eine Ausgabe von 1,300214 M. 4 Schill. (520085 Thlr. 21 Sgr.). 

Befondere Anerfennung verdienen die Beftrebungen, welde Kübel in neuerer Zeit gemacht 
bat, um ſich alle die Verkehrserleichterungen zu verjchaffen, ohne welche eine Handeldconcurrenz 
mit andern wichtigen Oftfeehäfen nicht möglich gewefen wäre. Alle was in dieſer Beziehung 
erreicht ift, Eonnte von ven Nachbarſtaaten, foweit diefelben betheiligt waren, nur mit den größten 
Opfern erfauft werden. So geſchah es, daß erft am 15. Det. 1851 die Eiſenbahn, welche bei 
Büchen in die Hamburg: Berliner Bahn mündet, dem Verkehr übergeben werben fonnte. Durch 
Bollendung der Trajectanftalt über die Elbe und die Bahn vom linken Elbufer nad Lüneburg 
wird eine birecte Verbindung zwifhen Lübeck und dem Welten Europas Hergeftellt werben, 
welde in deſſen an der Entwidelung zu ihrer vollen Bedeutung weſentlich durch den mecklen— 
burgiſchen Tranſitzoll gehemmt wird. Die Hinderniffe, die dem Bau einer directen Gijenbahn- 
verbindung mit Hamburg entgegenftanden, find nun jeßt befeitigt, und im Jahre 1865 wird 
diefe Bahn dem Verkehr übergeben werben können. Es ift wahrſcheinlich, daß mit Sicherſtellung 
oder Vollendung des Baues diefer Bahn Lübe aufhören wird der Endpunft einer Bahnlinie 
zu fein, und vielmehr einer der Gentralpunfte des nordiſchen Eifenbahnverfehrs werden wird, 
indem eine oftholfteinifche Bahn von Kiel nad) Lübeck, eine Bahn von Neumünfter nad) Oldesloe 
(wo fie in die Lübeck-Hamburger Bahn mündet), eine Bahn von Lübeck nad Kleinen in Med: 
lenburg (mo jie ſich der Linie Hagenow:Roftot und Wismar anſchließen würde) in mehr oder 
weniger naher Ausſicht zu ftehen ſcheinen, und wenn erft die noch zwifchen den mecklenburgiſchen 
und pommerſchen Bahnen befindlichen Rüden audgefüllt find, fo würde bie directe Hamburg: 
Lübecker Bahn, melde Nord: und Oftfee auf dem fürzeften Wege verbindet, ein lied der großen 
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norbveutfchen Gifenftraße fein, die von Schleswig: Holftein und Hamburg über Lübeck, Medien: 
burg und Stettin nach dem Oſten führt. 


Im Jahre 1862 liefen in den lübecker Hafen ein 1257 Seeſchiffe von 88437 Laſten von 


4000 Pfo. metrifhed Gewicht. Die Zahl der abgegangenen Schiffe belief fih auf 1270 vor 
90627 Laſten a 4000 Pfd. Unter den angefonımenen Schiffen waren 357 Dampfſchiffe von 
41507 Laften, unter ven abgegangenen 357 von 41581 Laften. Die lübeder Flagge war unter 
den eingegangenen Schiffen mit 117 von 15784 Laften und unter den abgegangenen mit 127 
von 16630 Laften von 4000 Pfo. metriſches Gewicht vertreten. Die Einfuhr feewärts hatte 
1861 ein Bruttogewiht von 255,700160 Pfo. und einen Werth von 21,901598 M. En. 

(8,760636 Thlr. 21 Sgr.); die ganze Einfuhr hatte ein Gewicht von 373,497218 Pfd. Brutto 
und einen Werth von 64,972847 M. Ert. (25,989138 Thlr.) ; der größte Werth der Einfuhr, 

8,041265 Thlr. 18 Sgr. fam aus Hamburg; demnächſt aus Rußland und Finnland 5,099546 
Thlr. Da die Ausfuhr Feinerlei Gontrole unterliegt, fo kann fle nicht genau angegeben werben. 
Die Zahl der unter lübeckiſcher Flagge fahrenden Schiffe betrug im Februar 1863: 49 von 
5743 Raften a 4120 Pfd., unter welchen 10 Seedampfſchiffe von 1502 Laſten von 1620 BAER 
fraft und 3 Flußdampfſchiffe von 40 Laſten und 150 Pferdekraft. 

Die Volkszählung vom 1. Sept. 1862 ergab eine Bevölkerung der Stadt von 12347 mänr: 
lihen und 14902 weiblichen, zufammen 27249 Perfonen, der Vorftädte von 2187 männlicher 
und 2462 weibliden, zufammen 4649 Perfonen, der Landbezirke von 6223 männlichen unt 
6236 weiblichen, zufammen 12459 Perſonen, oder eine Gefanmtbevölferung von 20757 
männlihen, 23600 weibliden, zufanımen 44357 Perfonen. Seit 1857, in weldem Jahre 
die legte Zählung ftattgefunden hatte, war die Bevölkerung um 1132 Berfonen gewachſen (bie 
Zunahme in der Stadt betrug 9 männliche und 568 weibliche Individuen), während fie von 
1845 —51 um 523, von 1851 —57 um 540 zugenommen batte. 

Der Titel des lübeckiſchen Staats war früherhin: „Kaiſerliche Freie und des Heiligen Rd: 
mifchen Reichs Stadt Lübeck“; jeit Aufhebung des Reichsverbandes nannte fie ſich „Freie Hanfe: 
ſtadt“, jetzt „Freie und Hanſeſtadt“. J. Ern ſt 

Ludwig XIV. und feine Monarchie. Es iſt wol nicht zu viel behauptet, wenn wir an: 
geſichts aller politiſchen Bewegungen der Gegenwart die Meinung hegen, daß es mit der Abſo⸗ 
lutie int civiliſitten Europa für immer vorüber ſei. Nur eine verhältnißmäßig kurze Zeit lang 
war ihr die Herrfchaft beſchieden: erft in ven neuern Jahrhunderten entitanven, iſt fie num be: 
reits der veränderten Gefinnung der Menſchen erlegen und bat jelbft aus ihren ſicherſten 
Stätten vor dem andringenden Geifte des Conſtitutionalismus zurüchveichen müſſen. 

Die Abjolutie theoretifh bekämpfen zu wollen, wäre daher ein ziemlich überflüſſiges Unter: 
nehmen. Gtwas anderes ift es, dieſe denkwürdige Erfcheinung im Reben der modernen Staaten, 
gerade weil fie bereitö der Vergangenheit angehört, einer leidenfhaftslofen hiſtoriſchen Betrach 
tung zu unterwerfen, ihr Emporkommen ſowol als aud ihren rafhen Verfall aus ihrem 
innerften und eigenften Wefen zu erklären. 

Nur zu leicht ift man geneigt, einem Princip, das ſich ausgelebt hat, alle Lebenskraft über: 
haupt, auch für die frühern Zeiten, abzufpredien. Und doch hieße ed an die Sflavennatur ve? 
Menſchengeſchlechts glauben, wollte man annehmen, das abfolute Königthum babe ſich ven Böl- 
fern wider ihren Willen und ohne aus ihrem Bebürfniß bervorzugehen, aufgedrängt. WBielmebr 


ift ed die Aufgabe der Geſchichtſchreibung, ven Nachweis zu führen, daß der Abjolutismusin | 


feiner urfprünglichen Geftalt allerdings das Gefammtintereffe der Nation repräfentirte, daß et 
mit dem vollen Gefühle feines Berufs das ernftefte Streben, mit vem Streben das Können vr 
band, und daß ihm die Gedanken und die Gefühle ver Denfchen zugewendet waren.“ In gleider 
Meife wird die Gefhichte zu zeigen haben, wie der abjolute Einzelwille, da es ihm an einem 
Correctiv fehlte, ver Gefahr nicht entgangen ift, zu irren, und wie diefe Irrthünter den Wölkern, 
welche unter feiner Leitung ftanden, und ihm felbit verhängnißvofl geworden find. 

Welche Volksgeſchichte aber böte einen geeignetern Beleg für die Oropartigfeit zugleich und 
die Unzulänglichkeit der abjoluten Monarchie als die franzöftfche, in der wir während deſſelbet 
Jahrhunderts einen König den Gipfel menfhliher Macht erklimmen, einen andern das Schafft 
befteigen fehen? Ja, wer ftellt das Wefen der Abfolutie vollkommener in ih dar als eben 


jener mächtige Ludwig XIV., den die Franzofen den Großen nennen, der während einer mebr | 


als funfzigjäbrigen Alleinherrſchaft alle hellen und dunkeln Seiten feines Regierungsprindet 





zu entfalten Gelegenheit hatte, der nacheinander fih die Sympathien und Antipatbien, den 
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Segen und den Fluch der Nation erwarb, unter dem Franfreich fein goldenes Zeitalter feierte 
und zu den flurmvollen Tagen Ludwig's XVI. ſich vorbereitete? 

Indem mir daher fein Leben zum Gegenftande unferer Darftellung machen, wird ung der 
Vortheil, dem größten unferer deutichen Hiftorifer, Leopold Ranke, einem der neueften unter 
den Geſchichtſchreibern des Königs, ald Gewährsmann folgen zu können, einem Hiftorifer, 
der, bei aller Wärme für die ewigen Intereffen der Menfchheit, doch zugleich alles Bedeutſame 
und Gewaltige in feiner ganzen Gigenartigfeit zu erfaflen und hinzuftellen verfteht. 

2. brauchte für den abfoluten Staat nicht völlig neue Grundlagen zu fhaffen; es hatten 

ihm darin die beiden Minifter mährend der Regierungszeit feines Vaters und feiner eigenen 
Minderjährigfeit, Richelieu und Mazarin, trefflih vorgearbeitet, und 2. vollendete eigentlich 
nur das von ihnen begonnene Werf. Aber darin liegt gerade vie Wichtigkeit feined Auftretens, 
dag num der König felbft die Stelle ver Minifter übernahm, daß er fein eigener erfter Minifter 
wurde. Ihm oroneten ſich alle jene oppofitionellen Elemente, die, wie z. B. die Fronde, ſich 
dem Minifterregiment nicht hatten beugen wollen, willig unter; nur fo confolivirte ſich die kö- 
niglide Madıt. Im feiner Jugend freilich Hatte er folde Erwartungen keineswegs allgemein 
erregt; man hielt ihn bier und da für unbefäbigt und unfelbftändig. Im der That hatte er, fo= 
lange der von ihm hochgeehrte Mazarin lebte, ſich ganz ver Leitung diefed Mannes überlaffen; 
aber um fo Fräftiger ergriff ev nach dem Tode deſſelben, ein dreiundzwanzigjähriger Jüngling, 
die Zügel ded Staats. Mit Wirerwillen hatte er von jeher in der franzöfiichen Geſchichte von 
der Stellung der Haudmaier unter den Merovingern gelejen; er war nicht gemeint, ſich in ein 
ähnliches Verhältniß zu jegen. Auf alle Gegenftände der Verwaltung erſtreckte fich feine perfön- 
lige Mitwirkung ; wie oft erſchien er felbft im Felde, dem Heere zur Aufmunterung, auch nicht 
ohne militärifches Talent ; das Allgemeine wie das Einzelne intereffirte ihn. Ein jeder feiner 
Unterthanen erhielt Gelegenheit, ih mit Bitten und Beſchwerden an ihn zu wenden; die Fran— 
zoien follten ed willen, daß das Auge ihres Königs wache. Der Diendtagvormittag war 
jolden Audienzen gewidmet, und Zwifchenfälle, wie der, daß einft ein Bittfteller, welcher ab— 
Ihlägigen Beſcheid erhielt, ven König an Navaillac erinnerte, Fonnten 2. nicht beſtimmen, in 
dieſer Einrichtung eine Beſchränkung eintreten zu laffen. Daß die päpftlihen Schreiben, bie 
an den Hof gelangten, in lateinifher Sprache abgefaßt waren, war ihm Veranlaffung genug, 
feinen alten Lehrer nohmals herbeirufen zu laffen, um das im Knabenalter Verſäumte nachzu— 
bolen. In feinem Eifer für die Gefchäfte kümmerte er fih um die Formen ber Etikette nicht, 
und ed wurde einmal fehr unföniglich gefunden, daß er ſich mit holländiſchen Friedensunter— 
bändlern in perfönlichen Verfehr einließ. 2. hätte ed feinem Grundjage: „Der Staat bin ih“, 
widerſprechend erachtet , wenn er nicht von allem, was den Staat betraf, gewußt, an allem fi 
betheiligt hätte. 

Aud in einem andern Sinne noch war ihm dad Ich der Staat. „Wie er überall thätig ein: 
griff, fo faßte er auch immer felbftändig feine Entfhlüffe und wehrte jeden fremden Einfluß auf 
tiefelben ab. Seine Mutter ſchloß er, mit fo großer Pietät er ihr auch font begegnete, von dem 
Gonfeil aus. Seine Leidenfhaft für die Valliere widerftand felbft den Abmahnungen ber 
Mutter, aber auf die Gefchäfte wirkte fie nicht ein, und der König befahl feinen Miniftern ein- 
tal, wenn fie je durch eine ſolche Verbindung ihn auch in Staatsſachen beherrfcht fänden, ihn 
darauf aufmerkfam zu mahen; er werde fih dann binnen 24 Stunden davon lodzureigen 
wiſſen. Selbft Frau v. Maintenon befaß nicht jene Macht über L., die ihr oft zugefchrieben 
worden ift. Diefe merkwürdige Frau, die, älter ald der König und von untabelhaftem Lebend- 
wandel, bis zu feinem Tode ihn an ſich zu feſſeln verftand; urfprünglich die Erzieherin feiner 
natürlihen Kinder, aber bald fo einflußreih, daß er ſich von der Mutter derfelben, Brauv. 
Monteöpan, trennte; die treue Gefährtin feines Lebens, ohne die er nicht einen Tag fein konnte, 
ju der man ihn in Gefellfhaften innmer und immer wieder zurückkehren und vertraulich ſprechen 
fab — felbft Frau v. Maintenon wurde von den Staatsgeſchäften faft eiferfüchtig fern gehalten. 
Sie wußte das und ging aud auf diefe Gigenthümlichfeit des Königs, wie auf alle andern, 
nadhgiebig ein. Wol pflegte der König in ihren Gemächern mit feinen Miniftern Berathung 
zu halten, fie aber erſchien nicht eher, als bis fie herbeigerufen wurde. Wie fehr 2. ihr gegen 
über feine Selbftändigfeit bewahrte, beweift das Beifpiel des königlichen Beichtvaters La Chaiſe, 
den rau v. Maintenon nicht liebte und doch vergebens aus des Königs Umgebung zu ver: 
drängen fid) bemühte. 

Nur mit den Miniftern beſprach er jeve Staatdangelegenheit; aber auch fie hatten blos 
eine berathende Stimme und orbneten ſich feinen Entfhlüffen unter. Sie waren die Organe 


588 Ludwig XIV. und feine Monarchie 


feines Willens und weihten feinem Dienfte ihre immenfe Arbeitöfraft. Dem Könige zu gr: 
fallen war ihr Ehrgeiz; über ein ungnädiges Wort L.'s verfiel Colbert einft m ſchwere Krank: 
heit, und fein Tod im Jahre 1683 war ebenfalls die Folge einer Fönigligden Mistrauendbrzei 
gung. Gleih den Miniftern kannten aud; die Generale und übrigen Staatöwürbenträge 
feinen höhern Beruf als den Königsvienft, Feine höhere Befriedigung ald den Beifall des RE 

nige. 2. war in Wahrheit ver Mittelpunft des Staatd; ihm nahe zu flehen, verlieh Anſche 

und Adel; feine Ungunft war Vernichtung. Auch in diefer Beziehung durchbrach er rüdidik 

108 die Schranken des Hergebrachten: nicht genug, daß er feine natürlihen Kinder legitimim 

er bemühte ih auch, fie mit ven Prinzen von Geblüt durch Heirath zu verbinden, und die deutſch 
Herzogin Elifabeth Charlotte von Orleans empfand nicht geringen Schmerz darüber, daß rin 
Tochter der Frau v. Montespan ihrem Sohne zur Gemahlin beſtimmt wurde. Was aber den 
ſtarken Legitimitätögefühl einer deutſchen Prinzefiin noch widerftrebte, ſchien den franzöfiigen 
Großen vortheilhaft und ehrenvoll, und die Familie Condé, einft die gefährliche Gegnerin nf 
königlihen Haufes, begrüßte eine folhe Verbindung mit Stolz und mit Freuden. Das nen: 
archiſche Prineip war zum vollen Siege gelangt; ed beherrſchte auch den Geiſt der Literatur. 
Die großen Dichter jener Zeit erkannten in L. dad Mufterbild eines Fürſten und proclamiris 
von der Bühne herab die Rechte des Königthums. Dem Könige, jagt &orneille an einer Stellt, 
gehört das Blut eines jeden. 

Aber aud in der höchſten Bedeutung des Worts fonnte der jugendlich Eraftvolle Allein: 
bereicher Frankreichs ed ausſprechen: „Der Staat bin ih!” Gr war, als er die Regierung 
antrat, von bem Gefühle der Pflichten, die er damit übernahm, und von dem Bewußtſein feiner 
Berantwortlicfeit tief durchdrungen. Nicht fein perfönliches oder dynaſtiſches Intereſſe jollte 
das Staatdintereffe fein, er wünfchte vielmehr umgekehrt alle die mannichfaltigen Imtereffen 
jeiner Unterthanen in ſich zu concentriren und zur Harmonijchen Einheit zu erheben. Ihn er: 
füllte das Ideal des Abfolutismus. Und wie das Ideal fi niemals erreichen läßt, aber für den, 
der es in ſich trägt, aud) niemals ohne Förderung bleibt, fo hat. in den erflen Jahrzehnden 
feiner Negierung vielfahen Segen um ji verbreitet und Frankreich emporgehoben. Der Aus— 
gang entjprad freilich einem ſolchen Anfange nicht, und er enthält für alle Zeiten die Lehre von 
der Verwerflichkeit jelbft des thatfräftigen, reichbegabten und pflichtberwußten Abjolutismus, 
Aber verweilen wir zunächft bei ven wirflich erfolgreichen Beftrebungen L.'s für die Wohlfahrt 
ber franzoͤſiſchen Nation. 

Wir gedenfen nur furz der Sorgfalt, welche er ver Literatur und Kunſt angedeihen lich, 
Die großen Talente, welde unter feiner Bflege zur Blüte gelangten, waren dod vor ihm ſchon 
entitanden, und die echte Kunft entfaltet ihre Blume auch ohne den „Strahl ver Fürftengunfi”. 
Weit dringender bedürfen die materiellen Intereſſen des Volks einer umfaffenden Fürſorge der 
Regierung, und in diefer Richtung war das Wirken L.'s ein überaus bedentjames, Denn 
gerade hierin hatte er viele Sünden Mazarin’s gut zu machen. ine feiner erjten Regierung: 
Handlungen war der Sturz des bißherigen Oberintendanten der Finanzen, Bouquet, ver ſich 
während feiner Amtöführung viele Unordnungen und Misbräuche hatte zu Schulden kommen 
laffen. Hierauf wurde die gefammte Finanzverwaltung einer firengen Unterfugung unter: | 
zogen und jeder Unterfchleif und jede Erpreffung [honungslos beftraft. Durch die Einritung 
nämlich, daß der Staat feine Einkünfte ven fogenannten Partiſans gegen Entrichtung einer br 
flimmten Summe verpachtete, war ed oft vorgefommen, daß dieſe Pächter in Verbindung mit 
den königlichen Beamten ſich durch gewaltfame Gintreibung möglihft hoher Abgaben über Or 
bühr bereiherten. Jetzt mußte jeder, dem ein foldes Vergeben nachgewieſen werden konnte, 
durch Strafgelder, Gefängniß oder felbft mit dem Tode dafür büßen. So floffen z. B. in ten 
Jahren 1662 und 1663 über 7O MI. Livres an Strafgelvern in die Staatöfaffe. Frei 
ſchritt Golbert nicht dazu, jenes Pachtſyſtem überhaupt abzufhaffen. Auch ein anderes Nebi 
calmittel wagte ex nicht, das für den Volfswohlftand ſowol wie fürden Staatsſchatz von großen 
Segen gewejen wäre: die Aufhebung der Eremtion ded Adels und der Geiftlichfeit von ir 
Taille. Nur das Gine that er in diefer Beziehung, daß er viele während der legten Krieg 
jahre zu niedrigen Preifen erfaufte Adelstitel für ungültig erklärte. Die Steuereinnehmet 
aber unterwarf ex einer ftrengen Auffiht und Gontrole und bemühte ſich befonvers, das Belt 
vor ihrer Willkür zu fügen. 

Sein Streben ging aber auch dahin, die Leiftungsfähigfeit des Volks zu erhöhen, durch die 
Beförderung der Induftrie und des Handels. Er lehrte die Franzoſen die venetianiſche Spirarl: | 
und Spigenmanufastur, die holländifhe Tuchbereitung, die englifhe Strumpftwirferei, Dir 
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tiheMetallwaarenfabrikation ; ja felbft die Producte orientalifchen Gewerbfleipes wurden in 
mfreich nachgeahmt. Die ausländischen Fabrikate unterlagen einem fo Hohen Eingangszoll, 
; fie mit der einheimifchen Arbeit nicht concurriren Fonnten ; und bei der Geſchicklichkeit der 
inzofen war ed nicht zu verwundern, daß ihre Erzeugniffe bald auch im Auslande gefucht und 
'gefauft wurden. Diefen Verkehr Frankreichs mit dem Auslande aber fuchte 8. vor allem 
dem drückenden Monopol des holländiſchen Zwiſchenhandels zu emancipiren. Er gründete 
halb eine oft= und eine weftindifche, eine nordiſche und eine levantiſche Handeldcompagnie, 
) übertrug diefen vier Gejellihaften die Vermittelung ded Waarenaustaufches zwiſchen 
nereich und der übrigen Welt. Er ſelbſt betheiligte fih durch Actienzeihnung an der Her: 
haffung der erforderlihen Kapitalien und veranlaßte auch jeine Beamten zur Subfcription. 
s anfangs nur ſchwachen Erfolg hatte, gelangte durch die Beharrlichkeit, mit welcher die 
jierung auf dem einmal betretenen Wege voranging, zu immer nadhhaltigerer Bedeutung. 
dem Ertrag der Taille fonnte man erkennen, daß der allgemeine Wohlftand im Zunehmen 
tiffen war. L. erwies ſich durch feine finanziellen, mercantilen und induſtriellen Maßregeln 
Freund und Förderer des Bürgerftandes. 
Zudem trugen diefe Einrichtungen nicht wenig dazu bei, in den Franzoſen das Gefühl ver 
ammengebörigfeit zu beleben. Bisher war faft jede Landichaft gegen die andere durch Zoll: 
jer abgeſchloſſen und der Verkehr wie zwifchen verſchiedenen Staaten erſchwert. Jegt wur: 
‚ nicht ohne heftigen Widerſpruch — wie ed an diefem überhaupt nicht fehlte — jene innern 
ranfen zum großen Theile niedergeriflen, und eine gemeinfame Zollinie umfaßte faft alles 
gzöſiſche Land. Das konnte nicht ohne die tieffte Wirkung bleiben. Die provinziellen Ge— 
füge verwijchten fih und man wurde um fo lebendiger ſich des Grgenfaßesd gegen das Aus: 
bewußt. Diefe Wirkung war aber feine zufällige; denn e8 gehörte vielmehr zu den vor: 
miten Abfichten 2.’8, die Nation mit dem Gefühle ver Ginheit zu durchdringen. Frankreich 
in fi geihloffenes, nah außen Hin unabhängiges Ganze: das war die Grundmarime der 
sierung L.'s, aus ihr erklärt ſich feine innere und auswärtige Politik, aus ihr floß aller 
gen und alles Unheil, dad er über fein Rand brachte; mit ihr ftehen auch die kirchlich- reli— 
jen Irrungen in Zufammenhang, welde Frankreich während feiner Regierung beſchäftigten. 
%, wünſchte zuvörderſt, Mom gegenüber, die Selbftändigkeit der franzöſiſchen Kirche zu 
bren. Er war gut Eatholifch gefinnt und entſchloſſen, ven Kehrbegriff und den Eultus der 
tigen Kirde in feinem Reiche aufrecht zu erhalten. Aber er war nicht ultramontan; in der 
'orität, welche das Bapftthum in Anfprud nahm, fhien ihm eine Gefährbung der Reiche: 
wit umd der eigenen Souveränetät zu liegen. Gr überließ daher lieber der Geiſtlichkeit feines 
des die höchſte Entſcheidung in kirchlichen Dingen und hielt an vem Grundfage feft, daß eine 
Hide Bulle erft durd die Zuftimmung des frangöfiichen Klerus in Frankreich Geltung er: 
en fönne. Das iſt's, was man unter der gallifanifchen Kirchenfreiheit verfteht. Den 
eipien des Abſolutismus wäre ed freilich angemeffener gewefen, das Königthum felbft mit 
a geiftlihen Supremat audzuftatten; denn wie, wenn nun der Klerus mit dem Willen des 
38 in Widerfprud trat? Dem Königthum fehlte ed dann an jedem gefeglihen Mittel, 
diderſtand zu brechen, und die gallifanifche Kirchenfreiheit war ſonach ein wirklich freiheit: 
Element in der fonft fo ftreng monardifhen Ordnung ded Staats. 2. follte das in den 
Dahren feines Lebens noch felbft erfahren. Zunächſt aber Fam es ihm darauf an, ben 
abiſchen Einfluß abzuwehren, und wol nie waren Königtdum und Klerus inniger ver: 
als während des größten Theild ver Regierungszeit 2.'3. 
Yen Anfıh zur Bewegung gaben die janjeniftifhen Streitigkeiten. Auch die Janfeniften 
ı gute Katholiken ; wurde doc der Libertritt des Hugenottifhen Turenne zum Katholicismus 
Birfung eines janfeniftifhen Buches zugefchrieben. Die Lehre Janſen's erftrebte vor 
eine Bertiefung des innern religidjen Lebens; daher der fittlich beffernde Einfluß der— 
auf ihre Anhänger, daher ihre mächtige Wirkung auf Brauengemüther, daher dad Mär- 
Sum der Nonnen von Portroyal. Cine ſolche Lehre ftand freilich mit der laxen Moral 
Fuiten nicht in Einklang, und diefe traten ihr deshalb feindfelig entgegen. Sie bewirkten, 
* Bapft fünf Säge aus Janſen's „Auguſtinus“ als fegerifch verdammte; und als die Jan= 
m behaupteten, ihr Meifter habe jene Sätze gar nicht in dem Sinne gelehrt, in welchem fie 
Fapfte verurtheilt worden wären, fo fegten die Gegner es durch, daß dieſer Einwurf in 
Formular zurüdgewiefen wurde, weldes jeder Biſchof des Reichs feinen Untergebenen 
zterfchrift vorlegen ſollte. Mehrere Prälaten und auch jene gefinnungstreuen Nonnen 
ortroyal verweigerten hartnädig die Unterſchrift; bald aber verdarben die Jefuiten durch 
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übertriebenen Eifer ihr eigenes Werk. Sie flellten die Behauptung auf, der Rapft, wi 
der Geift Gottes ruhe, ſei unfehlbar ; er könne ſich nicht allein über die Lehre, fondern ausik 
Thatſachen nit irren. Er hatte alfo, das folgte daraus, den Sinn Janſen's richtig verieh 
und der Sanfenismus war Kegerei. Hiergegen nun richtete fich jegt die allgemeine Polmi 
fei ein Safrilegium, dem Papfte göttliche Unfehlbarkeit zuzuschreiben; zu welden Anmij 
müffe dad auch führen ; mit gutem Grunde fönne man daraus für ven Bapft das Reit ker 
Fürften zur Verantwortung zu ziehen. Solche Argumente verfehlten ihren Eindrud nid 
König, der bisher das Formular gebilligt, zeigte ſich plöglic ven Janfeniften geneigte 
wurden von neuem Unterhandlungen eröffnet und ver Papft ſah fi zur Nadgichigtet 
wogen. Man verftändigte id dahin, daß das Kormular wol unterzeichnet werden follt, A 
mit der Ginfhränfung, daß man, den päpftlihen Auoſprüchen über Thatjahen a 
über, nicht zun Glauben, fondern nur zu ehrerbietigem Stillſchweigen verpfliätet in. 
diefem Abfommen fam ed im September des Jahres 1668. Wie fehr fd der Janlmi 
jegt der föniglichen Gunft zu erfreuen hatte, ift am beften daraus zu erfehen, daß Pan 
ein Anhänger veflelben, nach dem Tode Lyonne's Minifter des Auswärtigen wurde. 

Schon das nächſte Jahrzehnd jedoch führte eine Veränderung herbei. Der König kei 
alters ber das Recht, in vacant gewordenen Bisthümern die Erträge einzuzieben, font 
kirchlichen Ämter zu vergeben; man nannte dies Recht die Regale. Nur Guvenne, Lunzuäf 
Provence und Dauphine waren davon ausgenommen. Im Jahre 1678 jedoch hebni & 
Regale auch über diefe vier fünlihen Provinzen aus und erregte dadurch den Bi 
einiger janfeniftifh gefinnter Bifchöfe daſelbſt. Der Erzbifchof von Toulouſe, ihr At 
litan, tadelte ſie deshalb; fie appellirten jedoch an ven Papft, damals Innocenz IL, ut 
langten deſſen vollen Beifall. In einem Breve vom 1. Jan. 1681 bedrohte der Pad Dr 
galiften mit der Exrcommunication. Der König berief ein Nationalconcilium, un C# 
Streitfrage zur Entſcheidung vorlegte. Er kam demſelben dadurch entgegen, bit 
fegung geiftlicher Amter auf die kanoniſchen Vorſchriften Rückſicht zu nehmen verfprad, 
auf proclamirte die Verfammlung in den vier berühmten Artikeln der Gallikuniden Kiche 
Selbftändigfeit der weltlihen Macht gegen jeglihen Eingriff, ſowie bie lintereruung 
Papſtthums unter die Autorität der Goncilien. Der König und der Amt madlen 1% 
meinfame Sache gegen den römischen Stuhl; Franfreich bildete auch in kirchlihen Veiſchurt 
geſchloſſenes Ganze. 4 

Erſt allmählich geſtalteten ſich die Beziehungen zum Papſte wieder freundlicher; a 
nismus jedoch hatte L. fortan tödlichen Haß geſchworen, und die Bekaͤmpfung 
ihm noch die legten Tage feines Lebens verbittern. Ein Buch von Pascal Duck: 
liſche Betrachtungen über das Neue Teſtament“, wurbe damals viel gelefen; ſelbſ Neu 
Erzbiſchof von Paris, empfahl es als Erbauungsſchrift. Den Jefuiten jedoch gelacgt 
Buche eine Menge janfeniftifcher Kegereien nachzuweiſen und beim Papſte bie Bulle Uni 
gegen dafjelbe zu erwirken. Der König wünſchte nun, der gallikaniſchen Kirhmt 
gemäß, den frangdfifchen Klerus zur Annahme der päpftlihen Berbammungsbull zu? 
Aber Noailles und acht andere Bifchöfe wiverfegten ſich dieſer Zumuthung, und? 
farb, ohne die Sache zum Audtrag gebracht zu haben. ß 

Er Hatte ſich, nächſt der Abwehr hierarchiſcher Übergriffe, auch dies zum Ziele 94 
Fatholifche Lehre zur ausfchließlichen Geltung bei feinen Iinterthanen zu bringen. u, 
nismus, wie wir eben fahen, widerſtand diefem Beftreben; weit ſchwerer aber wur 
wer größere Abweichung, die Hugenottifche, von jenem unglüdjeligen Uniformitatirt 
troffen. 

Es war ein vielverbreitetes Vorurtheil der Fatholifchen Reaction jener Zeiten, 
Gedeihen ded Staats von der Einheit des Bekenntniffes aller feiner Bewohner abi 
Bildet doch der Staat eine Welt im Kleinen, und worauf beruht die Entmidelung MT* 
auf der unendlichen Mannichfaltigkeit ver Erſcheinungen, auf dem mehr oder minder 
Zufammenftoß der Gegenſätze? Es wurde damals vielfach behauptet, aud 2. mar" 
Anſicht beherrſcht, va die Anhänger ber neuen Lehre über die Grenzen ihres Daterlar 
aus mit ihren Gefinnungdgenoffen einen Zufammenhang unterhielten, ver im Aug 
Entſcheidung ſich fefter erweiſen fönnte, ald das Band ver Vaterlandsliebe. Wenn 
Unterſchied des Bekenntniffes dem Patriotismus in folder Weife Abbruch thut, wahre 
ift nicht Die Religion, fondern der Religionsdruck die Urſache folcher Verirrung; a 
feinen heiligſten Gefühlen verlegte Gemüth, erft das durch bittern Zwang geängiigt 
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wendet fi trauernd vom Vaterlande ab, das ihm feine Wohlthaten verfagt, und erwartet von 
außen her feine Erlöfung. L. ſelbſt ſprach fih im Anfange feiner Regierung, 1666, dahin 
aus, die Hugenotten ſeien ihm nicht minder treu ergeben als ſeine andern Unterthanen und ver: 
dienten deshalb eine gleich gütige und rückſichtsvolle Behandlung. Seine erſten Beftrebungen 
waren baher auf eine friedliche Reunion der beiden Religionsparteien gerichtet; durch manche, 
katholiſcherſeits bewilligte, Gonceiftonen hoffte er die Reformirten mit der Kirche zu verföhnen, 
Erſt als dieſer Verfuh an dem Widerſtande der Hugenotten gefcheitert war, erfüllte ſich die 
Seele 2.’8 mit Abneigung gegen die Bekenner der neuen Lehre, die ih des ausſchließlichen Be— 
üges der Wahrheit rühmten und ſich erfühnten, die Religion ihres Könige mannihfager Irr⸗ 
thümer zu zeihen. Er war nun entſchloſſen, dem Proteſtantismus in Frankreich ein Ende zu 
machen, und zwar zunächſt durch Einſchränkungen aller Art, die mit dem hugenottiſchen Grund⸗ 
geſetz, dem Edict von Nantes, nicht geradezu in Widerſpruch ſtanden. Der Übertritt zum Pro⸗ 
teſtantismus wurde verboten; Kachout zu werden aber ſchon dem ſiebenjährigen Knaben gegen 
den Willen ſeiner Altern erlaubt. Jedes neugeborene Kind mußte binnen 24 Stunden getauft 
fein, ſodaß oft, in Abwefenheit eines reformirten Geiftlihen, der katholifche Priefter des Orts 
bie Taufe vollzog. Die gemifchte Ehe wurde unterfagt. Man ſchloß die Hugenotten von allen 
Amtern und Pahtungen aus; man beſchuldigte fie leichthin der Beleidigung des katholiſchen 
Eultus und frafte fie dafür mit Schliegung ihrer Kirchen. Als aber mit alledem nichts erreicht 
wurbe, ſchritt man zu brüdendern Maßregeln gegen Eigenthum und Perfon. Bei Eintrei: 
bung der Taille gemährten die Intendanten den katholiſchen Unterthanen fowie ven Befehrten 
die größten Grleihterungen auf Koften der Neformirten. Vor allem wirkte Louvois durch feine 
Dragoner. Er ſchickte Einquartierungen in bie von Qugenotten bewohnten Städte und Dörfer, 
vertbeilte jie in Die Käufer derſelben, zog jie ba wieder zurüd, wo der Bedrängte endlich befehrt 
war, und vermehrte jie in den Käufern der Standhaftern, bis zulegt alle ſich dem unerträglichen 
Drude fügten. Denn die Soldaten haufen wie in Beindes Land: die Wohnungen wurden 
niebergeriffen, die Möbel zertrümmert, Greife geichlagen und Frauen mishandelt. Der Über: 
tritt geſchah in Maffe; der König war von dem Refultat im höchſten Grade befriedigt. Jetzt 
lieh. er denen fein Ohr, welche ihm über Die gegen eine förmliche Aufhebung des Ediets von 
Nantes gehegten Bedenken hinweghalfen. Dies Epict, fo hieß es, ſei einft nur zur Verhütung 
eined Bürgerfriegs erlaffen worden ; eine ſolche Gefahr beſtehe nach ſo zahlreichen Bekehrungen 
nicht mehr. Ja, die noch Schwanfenben würden durch ein offen ausgeſprochenes Wort des Kö: 
nigd, wie e8 der Widerruf des Edicts wäre, unzweifelhaft zum Übertritt beivogen werben. 
Auch vom Auslande war nichts zu fürdten, denn in England, der wichtigften Stätte des Pro— 
teftantismus, hatte ſoeben ber katholiſch gefinnte Jakob IH. den Thron beftiegen. Und jo erfolgte 
am 22. Det. 1685 die Aufhebung des Ediets von Nantes: den Hugenotten wurde nicht das Be: 
fenntniß, aber die gemeinfame Religionsübung unterfagt; die Prediger wurden aus dem Lande 
verbannt, den übrigen hingegen die Auswanderung verboten. Factiſch unterbrüdte man durch 
dad fortgejegte Syſtem der Dragonnaden auch das Privatbefenntniß, und die Flucht blieb das 
einzige Rettungdmittel der Glaubenötreuen, die Flucht, welde diedmal nicht geringern Muth 
erforderte als jonft ver Widerftand. Wie mander Unglücliche wurde von den Berfolgern ein= 
geholt und ind Gefängniß geworfen oder zur Galerenftrafe verurtheilt! Einen verbienftvollen, 
geachteten Mann, de Marolles, brachte man von Stradburg, mo er ergriffen worden war, an 
die Kette geſchmiedet nah Paris, aber felbft unter dem Druck der Kette ließ er ih dad Wort 
nit erpreffen, das ihn gerettet haben würde: ihm mangele nichtö, fagte ev, er lebe zufrieden. 
Eines jo erhabenen Martyriums zeigte ſich der franzöſiſche Vrote ſtantismus fähig! Noch 
18 Jahre fpäter, im Jahre 1703, ſchritt er ſogar zum bewaffneten Widerſtande, und wer will 
fagen, welche Dimenfionen diefer Aufftand der Gamijarden in den Gevennen hätte gewinnen 
fönnen, wenn die auswärtigen Feinde, mit denen Frankreich damals im Kriege lag, ihn recht— 
zeitig unterflüßt hätten? X, Hatte einen eveln Beftandtheil ver Nation einem eiteln Wahne 
geopfert. Die Hugenotten, man jhägte ſie auf 1, —2 Mill., Hatten zu ven betriebfamften 
und wohlhabenpdften Bewohnern des Landes gehört; auch auf den verfchiedenen Gebieten gei= 
fligen Strebens, indbefondere in der theologischen Wiſſenſchaft, Hatten fie Treffliches geleiſtet. 
All dieſe materielle und geiftige Blüte war nun für Frankreich verloren, und eine ſcheinbare 
SHaubenseinheit mußte ihm dafür ald Entſchädigung dienen. Es ift diefelbe Glaubenseinheit, 
aus welcher der Rationalidmus und Atheismus des 18, Jahrhunderts hervorgegangen iſt. 
Wenden wir und nunmehr zur Betrachtung der auswärtigen Politik L.'s, jo bezeichnen wir 
fe wol am richtigſten ald das Beftreben, Frankreich durch Vergrößerung feiner Macht volle 
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Selbſtändigkeit und Sicherheit zu verfchaffen. Ihm Tag es fern, nad Art der großen Eroberer, 
von denen die Geſchichte erzählt, die Welt durch Waffengewalt feinem Scepter unterwerfen zu 
mollen; die Suprematie, welche er erftrebte, follte ihn zum erften, nicht zum alleinigen Fürfien 
Guropas machen. Sein Wort follte geachtet, gefürchtet, entfcheivend fein im Mathe der Wöltker, 
aber vor allem dadurch, daß Franfreich gerüfteter, geſchützter daſtand, als irgendein anderer 
Staat, daß er e8, um mit Boffuet zu reden, zu einer einzigen Feſtung machte. Daher die Erbö: 
hung der Land = und Seemacht; die Landarmee betrug in Sriedendzeiten, bei einer Bevölkerung 
von nur 15 Mill., mehr ald 150000 Mann; die franzöfifhe Marine zählte 100 Linien ſchifft 
die englifche nur 60. Zur Grreihung jened Zield aber ſchien ihm aud eine Erweiterung der 
Grenzen feines Reichs erforderlich, fowol nad Norden hin gegen die Niederlande als auch auf 
der deutfchen und italienifhen Seite. Die Kriege, welche er zu diefem Zwed unternahm, er: 
hielten dadurch einen nationalen Charakter, der es erklärlich macht, daß die Franzoſen zu wie— 
derholten malen in patriotiihem Auffhwung die Sache ihres Königs unterflügten. An— 
bererfeitö aber vertrug fich eine ſolche Politik unmöglich mit den Intereffen ver Nachbarn; denn 
was Frankreich durd feine neuen Erwerbungen an Sicherheit gewann, wurbe für die andern 
ein gleich erheblicher Verluſt. Als einft die Franzofen auf Luremburg Anfprud machten, weil 
fie ohne den Befig dieſes Orts flets für Thionville und Longwy fürdten müßten, erwiderte ver 
ſpaniſche Gefandte mit Net: „Wer fihert und felbft aldvann vor Thionville und Longmo”" 
Aber das war das Eigenthümliche ver Politik L.'s, daß er mit rückſichtsloſer Gewaltſamkeit da} 
einjeitige Intereffe Sranfreihs geltend machte. Er beſchwor dadurch eine Oppoſition herauf, 
die ſich allmäplih zum Syftem des europäifhen Gleihgewichts entwidelte und ihn ſchließlich 
zwang, ſich diefen oberften Brundfage ded modernen Staatenlebend zu beugen. Die Völker 
Europas waren einig genug, ein ſolches Übergewicht Frankreichs, das ihre materielle und gei: 
ftige Freiheit bedrohte, von fih abzuwehren. Weit mehr in diefer Gegenwirfung als in dem, 
was 2, ſelbſt unternahm und vollbrachte, liegt die weltgefchichtliche Bedeutung der auswärtigen 
Politik Frankreichs im Zeitalter L.'s. XIV. 

Der erfte Angriff galt ven jpanifhen Niederlanden, deren Erwerbung ſchon zu Ridelieu's 
Lieblingöplanen gehört hatte. Turenne wies in einer Denkſchrift nah, daß ber Beſitz dieſer 
Provinzen für die Sicherung der nörblihen Grenzen unentbehrlich fei: der Feind könne von 
dort aus binnen vier Tagen Paris erreihen. Für ein fo dringend empfundenes Bedürfniß 
fand fih denn aud bald der erforderliche Nechtsanfprud. Des Königs Gemahlin, Maria 
Thereſia, ältefte Tochter Philipp's IV. von Spanien, hatte zwar bei ihrer Verbeiratpung auf 
die Erbfolge in Spanien Verzicht geleiftet; nad dem Tode ihres Vaters jedoch wandte 2., ven 
Deductionen dienfteifriger Nechtögelehrten folgend, das in den Niederlanden geltende Privat: 
erbredht, jus devolutionis genannt, auf ftaatlihe Verhältniffe an und forderte für jeine Gemahlin 
die belgiichen Lande. Er hatte feinen Zwed anfangs auf dem Wege der Unterhandlung zu er: 
reihen gehofft, indem er für die Abtretung biefer Provinzen in die Wieververeinigung Vortu⸗ 
gald mit Spanien zu willigen verſprach. Als vie fpanifche Regierung jedoch auf feine Bor: 
ſchläge nicht eingehen wollte, entfchloß er ſich zur fofortigen Occupation des Landes. Da fehte 
die Tripleallianz feinem Borbringen ein Ziel: der erfte Fall einer diplomatiſchen Intervention 
unbetheiligter Mächte. England und Holland, im Kriege miteinander begriffen, ſchloſſen 
Frieden und beide, im Verein mit Schweden, nöthigten 2., fi) mit einem Theile der eroberten 
Gebiete zu begnügen, bie Freigrafſchaft aber den Spaniern wieder herauszugeben. 

Daß Ofterreich fi jener Allianz nicht angefhloffen, hatte feinen Grund in geheimen um 
anderthalb Jahrhunderte geheim gebliebenen Verhandlungen L.'s und des Kaifers Keopal, 
defien Gemahlin Margaretha Therefia ebenfalls eine Tochter des fpanifhen Könige Philim 
war, wegen einer eventuellen Theilung der fpanifhen Monardie: Verhandlungen, die freiliä 
ohne Folgen blieben, da Karl Il. von Spanien, der Nachfolger Philipp's IV., an deffen Xebend: 
fähigkeit man damals zweifelte, noch länger ald 30 Jahre ven ſpaniſchen Thron innebehielt 
Dem Könige von Frankreich war jedoch auch jener Dreiftaatenbund unerträglih, und fein 
nächſtes Beftreben ging dahin, ihn zu fprengen. Nachdem ein Verſuch, Holland zu gewinnen, 
gefheitert war, gelang ed ihm, dieſe Republif vollftändig zu ifoliren, namentlid England und 
Schweden, ihre bisherigen Alliixten, in Beinde verfelben zu verwandeln. E8 wäre ein aufer: 
ordentlicher Erfolg der franzöſiſchen Monardie gewefen, wenn ihr dad linternehmen, jenen auf: 
ftrebenden reiftant zu zertrümmern, geglüct wäre; es hätte einen Sieg des monarchiſchen 
Princips über das republifaniiche, des Katholicismus über den Proteftantismus, des Mercan: 
tilſyſtems über das Freihandelsprineip bedeutet; das freie Denken und das freie Wort, in 
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Frankreich unterdrüct und verfolgt, hätte dann auch feine ſicherſte JZufluchtstätte verloren. Daß 
es dahin nit fam, war einer abermals ji bildenden Goalition zu danken; denn nicht der 
Sturz ded Johann de Witt, nicht die Durdftehung der Dämme, nit Sturm: und Thaumetter 
bätte Holland aus der Gewalt des übermächtigen Gegners gerettet; fiegesgewig war L. nad 
felöfterrungenen glänzenden Erfolgen nah St.-Germain zurückgekehrt. Aber wider alles Er— 
warten ſchloſſen zunähft Spanien und Ofterreich mit der bedrängten Republik einen Vertrag, 
zwei Fatholifche und monarchiſche Mächte mit der proteftantiihen, erft jüngft von dem Haufe 
Habsburg abgefallenen Republik: ein Ereigniß, noch merfwürdiger als die Bildung der Triple— 
allianz. L., keineswegs außer Faſſung gebracht, ergriff vielmehr die Offenfive; er lieh das 
Elſaß beiegen und behauptete e8, dank der Uneinigkeit der deutfchen Heerführer, denen Turenne 
mit einheitlichen Oberbefehl gegenüberftand. Leibniz verglich damald den König mit einem 
geübten Fechter, feine Gegner mit Anfängern und Stümpern. Es ift befannt, wie e8 Frank: 
reih gelang, den Kurfürften Friedrich Wilhelm von Brandenburg, dev an der Seite des Kaiſers 
kämpfte, durch einen Einfall der Schweden in fein Land — nicht zu überwältigen, denn die 
Schlacht bei Fehrbellin gehört zu den glorreichften Begebenheiten der brandenburgiihen Ge: 
ſchichte — aber dod vom Hauptfampfplage für die ganze Dauer des Kriegs zu entfernen. Noch 
mehr! Indem Johann Sobiejfi zum Abfchluffe eines Friedens mit den Türfen bermogen 
wurde, gewannen dieſe gegen Rußland, das infolge deſſen von Schweden ablaffen mußte, und 
gegen ſterreich freie Hand, und fo verſtand es L., die beiden Hauptmächte Deutſchlands, Bran— 
denburg und Oſterreich, letzteres obendrein noch durch Inſurgirung Ungarns, in ihrer Action 
zu lähmen. Aber nun ſchloß ſich auch England, das ſchon früher von der Verbindung mit 
Frankreich zurüdgetreten war, den Gegnern Branfreihd an. 2. fing daher an, auf einen mög: 
lichſt vortheilhaften Friedensſchluß bedacht zu fein: mit jenem Staate, deſſen Vernichtung der 
‚ Krieg hatte herbeiführen follen, knüpfte er zuerft wieder Unterhandlungen an; bald trennte fid 
auch England von den Verbündeten und e8 fam zum Nimweger Frieden (1678), in weldem 
Holland alles im Kriege verlorene Land wieder zurücerhielt, Spanien aber die Franche-Comteé 
und die wichtigften niederländifchen Plätze an Frankreich abtreten mußte und der Große Kurfürft 
jeine Erwerbungen in Schwedifh= Pommern wieder herauszugeben verpflichtet wurbe. So ge: 
ſtärkt Frankreich aus dem holländiſchen Kriege hervorging, fo demüthigend endete er für das 
Deutſche Reich, 

Diefem ftanden jegt überhaupt Jahre gröpter Gefahr und Schmad bevor. L., der Durch 
Friegerifhe und viplomatifche Mittel jich einer großen Eoalition gegenüber aufregt erhalten und 
zum gewaltigften Machthaber in Guropa emporgeihwungen hatte, richtete feine Groberungs= 
plane nunmehr gegen dad vielgefpaltene Deutſchland. Wiederum leitete ihn zunächft der mili- 
tärifhe Geſichtspunkt; zur Behauptung Lothringens ſowol ald der neuerworbenen Breigraf: 
ſchaft ſchien der Beiig des Elſaß unerlaßlih. Und mie einft dem Verlangen nad Belgien das 
Devolutionsreht zu Hülfe gefommen war, jo wurden die neuen Anſprüche durch eine einfeitige 
Auslegung des Weſtfäliſchen Friedens-Vertrags unterflügt. In der That fehlte ed gerade den 
Sranfreich betreffenden Beftimmungen defjelben, und zwar nicht durch Zufall oder Nachläſſig— 
keit, an Präciſion; man hatte ſich über die flreitigen Punkte nicht verfländigen können und fie 
daher lieber mit Stillfhweigen übergangen. Es waren die Diftricte der drei Bisthümer Meg, 
Toul und Verdun an Frankreich abgetreten worden: aber ob darunter nur dad weltliche oder 
auch das kirchliche Gebiet verielben zu verftehen fei, ift unentfchieden gelaflen; aud über die 
Stellung der von den Bisthümern abhängigen Lehnsträger des Neichs ift nichts gejagt. Das 
Haus Dfterreich hatte die Yandvogtei über die elſäſſiſchen Zehnftänte an Frankreich aufgegeben, 

den bisher reihsunmittelbaren Ständen und Stäbten jedoch die Fortdauer ihrer Unabhängigkeit 
in keineswegs unzweifelhafter Weife gefihert. Jetzt jegte 2. auf Grund jener Friedendartifel 
feine berüchtigten Neunionen ins Werk, Was durd die von ihm gebildeten drei Gerichtshöfe 
der franzoͤſiſchen Krone zuerfannt wurde, nahm er in feiner Weife fogleih niht nur in Anz 
ſpruch, fondern in Beiig. Das franzöfifhe Wappen wurde angefchlagen, der Eid der Treue 
gefordert, jeder widerftrebende Beamte verjagt. Cine Eroberung obne Schwertftreih! Dem 
Angriff auf Belgien war einft Holland, dem Einfall in Holland dad Deutſche Reich entgegen 
getreten ; wer fhügte jegt das Neich gegen die ihm geichebene Vergewaltigung? Es Hätte id 
ſelbſt Helfen follen und können! Aber Kaifer und Reich legten Verwahrung ein und ließen es 
damit genug fein. Ja fie entfernten ihre Beſatzung aus der freien Stadt Straßburg und über- 
lieferten fie wehrlos dem franzöſiſchen Angriff. Ob einige Nathsberren durch Beſtechung ges 
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wonnen waren, ift noch immer nicht ausgemacht; in feinem Kalle Eonnte die Stadt, in deren 
Dienft faum 400 Kriegsleute von Gewerbe ftanden, an ernftliche Gegenwehr denken, ohne ein 
ähnliches Schickſal zu erfahren, wie wenige Jahre fpäter (1684) die Stadt Genua, die ver 
König durch ein Heftiges Bombardement verwüſten ließ, meil fie jich weigerte, ihm wegen auge: 
licher Feindfeligkeiten Genugthuung zu geben. Wol wurde angeſichts folder Gewaltfamfeiten 
mande Stimme des Unmuths laut; das Haus Habsburg, jo hörte man wol jagen, fei unfähis, 
das Reich zu ſchützen. Aber dieje Erbitterung führte, ftatt zu patriotifchen, vielmehr zu böht 
gefährlichen, verzweifelten Entſchlüſſen. Der Große Kurfürft, noch über den Abſchluß des Nin- 
weger Friedens ergrimmt, trat mit L. in enge Verbindung und verfpradh ihm feine Stimme ki 
der nächſten Kaiferwahl, während der König ich anheifhig machte, den Kurfürften in Pen: 
nern und Schlefien zu unterftügen. In welher Rage befand fih das Reich: Entzweiung im 
Innern, der Welten dem Naubanfalle Frankreichs preisgegeben, während von Often her ter 
türfiihe Großvezier mit 200000 Mann gegen Wien vorrücte. Diefer bedrängten Lage ent: 
ſprach das übermütbige Benehmen Frankreichs auf dem Reichsſtage zu Regensburg; von eine 
definitiven Anerkennung der Reunionen ſah es fürd erfte zwar ab, aber es forderte den Ab: 
ſchluß eines langjährigen Stillftandes und fegte ald Termin für die Annahme feines Antrags 
den 31. Aug. 1683 feſt. Der Termin wurde, trog der ſchwerfälligen Formen des Reichstagt. 
eingehalten; ebenfo im folgenden Jahre, ald e8 jih um die Bedingungen handelte, unter denen 
Frankreich während des Waffenftillftandes in ven reunirten Gebieten regieren ſollte. Frankreich 
forderte die Suuveränetät im frangöfifchen Sinne; der Neihstag wollte ihm nur die Medhte der 
Faiferlihen Oberhoheit einräumen. Bis zum Abend des 15. Aug., denn das war Diesmal ter 
angejegte Termin, dauerten die Unterhandlungen fort; der franzöſiſche Gelandte drohte, menn 
es Mitternacht flüge, neue Bedingungen aufzuftellen. Als es Mitternacht ihlug, waren die 
Borderungen Frankreichs bewilligt. | 

Sehr bald eröffnete ih dem König eine neue Ausjiht auf Erwerbung deutſchen Gebieit. 
Kurfürft Karl von der Pfalz, Bruder der Herzogin Elifaberh Charlotte von Orleans, jtarb ohne 
männlihe Nahfommen, ſodaß fein Land in gefegmäßiger Erbfolge von der jimmernfäen Linie 
an dad Haus Neuburg überging. X. jedoch begehrte im Namen feiner Schwägerin die im: 
mernſchen Lande, einen beträchtlichen Theil der Pfalz; und als hauptſächlich auf Betreiben ded 
bedrohten Kurfürften dev Augsburger Bund geihloffen wurde, zum Schuge des Reichsgebieis 
und der beſtehenden Verträge, da benugte 2. dieſen vein defenjiven Schritt der Deutſchen ald 
Anlaß, die Verwandlung ded zwanzigjährigen Waffenftillftanvdes in einen vefinitiven Frieden zu 
verlangen. Es fand fih nod ein zweiter Grund zur Wiedereröffnung der Beindieligfeiten. 
Der Kurfürft von Köln, Marimilian Heinrich von Baiern, war geftorben, und X. betrieb mit 
allem Eifer die Erwählung des biöherigen Coadjutors, Cardinals Wilhelm v. Fürſtenberg, 
einer Greatur Franfreihe. Die vdeutihe Partei jedoch brachte wiederum einen bairiſchen 
Prinzen, den jiebzehnjährigen Jofeph Elemeng, in Vorjhlag. Von den 24 Stimmen des Ka— 
pitel8 erhielt Fürftenberg nur 13, während für die Gültigkeit feiner Berufung zwei Drittheile 
der Stimmen erforderlich gewejen wären. Dennoch erfannte L. ihn ald Erzbiſchof an und 
fiherte ihm feinen Beiftand zu. Auf dem päpftlihen Stuble jedoch, dem die Enticheidung über 
bie ftreitige Wahl zuftand, ſaß damals Innocenz XI., ein Mann, der dem franzöftichen König 
nicht nur wegen feiner Eirhlichen Beitrebungen gegen das Papſtthum, jondern aud um feiner 
auswärtigen Politif willen feindlich gejinnt war, der einft nad) den Bombardement Genuas in 
Gegenwart des ‚franzöfifchen Gefandten fi) auf die Knie geworfen und unter Thränen ausge 
rufen hatte: „Herr, vertheidige du deine Sache!“ Jetzt fand er Gelegenheit, durch fein Wort 
dem Umſichgreifen franzöſiſchen Einfluffes einen Danım zu jegen: und Innocenz XT. verwarf 
die Wahl Fürftenberg’s und beftätigte den von der Minderheit erwählten Candidaten aus hal: 
riſchem Geſchlechte. 

L. griff ſofort zu den Waffen; er hoffte, dieſe deutſchen Irrungen in kurzer Zeit zum Aus— 
trag zu bringen. Er fühlte ſich damals mächtig genug, nach weit höhern und umfaſſendern 
Zielen zu ſtreben. Wir finden, daß er zu gleicher Zeit beim König von Spanien, nad) einer 
ernftlihen Erkrankung veilelben, das franzöfiihe Succeffionsredt geltend macht, beim Kur: 
fürften von Brandenburg die frühern Verabredungen wegen ver Kaiſerwahl in Erinnerung 
bringen läßt und mit Jakob II. von England eine neue Verbindung gegen die holländiſche Re: 
publif eingeht. In eben der Zeit jevoh, wo 8. ſich zu jo fühnem Ehrgeiz erheben zu dürfen 
glaubte, bereitete ih im der Melt ein Umſchwung der Dinge vor, der für ihn verhängnißrell 
werden jollte. 
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Die wichtigſte europäiſche Angelegenheit jener Tage, der Kampf gegen den Islam, war 
ohne Frankreichs Theilnahme durchgeführt worden; der Polenkönig und das Haus Oſterreich 
theilten ſich in die Ehren des Sieges. Seit ver Befreiung Wiens im Jahre 1683 waren die 
Türken fortwährend zurüdgewihen und Ofterveich feierte Triumph auf Triumph. Zu der mate: 
vielen Stärkung, die ihm hieraus erwuchs, kamen moralifche Vortheile von gleicher Bedeutung. 
Kaijer Leopold erfhien wieder im Glanze eines Oberhaupts und Vorkämpfers der Ehrijtenheit ; 
die Sympatbien Guropas wandten ſich ihm zu. 2. dagegen hatte durch feine innere Politik ſich 
ſowol die katholiſche, ald auch die proteftantifhe Welt entfremdet, jene durch die Befämpfung 
der päpftlihen Autorität in feinem Reiche, dieſe durd die Aufhebung des Ediets von Nantes. 
Das Shidjal der Verfolgten, ver Anbli ver Geflüchteten erfüllte die Glaubensbrüder mit Haß 
und Abjcheu gegen ven gewaltthätigen Despoten. Der Große Kurfürft gab die Verbindung mit 
Frankreich, die feindjelige Haltung gegen Oſterreich auf; geeinigt, wie feit der großen Kirchen— 
trennung faft niemals wieder, jegte ſich die deutjche Nation ven neuen Anmaßungen des fran- 
zöſiſchen Machthabers entgegen. 
Hierzu kam nun das große Ereigniß des Jahres 1688: König Jakob H., der Geſinnungs— 
und Bundedgenoffe L.'s, mußte vom englifhen Throne fteigen und Wilhelm II. von Dranien, 
der größte und ausdauerndfte unter allen Gegnern L.'s, übernahm die Negierung des britiſchen 
Reihe. Sogleich trat dieſer mit den Feinden Frankreichs in nähere Beziehung, und Ofterreich, 
Spanien und der Bapft trugen fein Bedenfen, mit ihm, der fowol dem Katholicismus als auch 
dem Legitimitätäprineip einen jo empfindlihen Schlag verjegt hatte, ih in ein Bündniß gegen 
den allerchriſtlichſten König einzulaffen. So fah fih 2. wider alles Erwarten abermals einer 
mädtigen Goalition gegenüber, und jegt jollte es ihm nicht wieder gelingen, fi ihrer ohne Ein: 
buße zu entledigen. Das Geſtirn L.'s hatte jeinen Göhepunft erreicht und begann nieberzu: 
ſteigen. 
In den erſten vier Jahren dieſes ſogenannten Orleans'ſchen Kriegs behaupteten die Fran— 
zoſen zwar noch das militäriſche Ubergewicht; es waren die Zeiten jenes gräßlichen Vandalismus, 
der alles, was aus Mangel an hinreichender Truppenmacht nicht behauptet werden konnte und 
doch dem Feinde nicht in die Hände fallen ſollte, der Zerſtörung preisgab; der die blühende 
Rheinpfalz trotz aller Fürbitten und Thränen der Herzogin Eliſabeth Charlotte in eine Wüſtenei 
verwandelte. Im Jahre 1692 jedoch trug die holländiſch-engliſche Flotte bei La Hogue über 
die franzöſiſche Seemacht einen entſcheidenden Sieg davon, und ſchon im folgenden Jahre trat 
auch zu Lande eine den Franzoſen ungünſtige Wendung ein; der Marſchall v. Luxemburg 
machte den König darauf aufmerkſam, daß die feindliche Armee immer ſtärker und tüchtiger 

werde. Schon dachte man in Frankreich an die Gefahr einer engliſchen Landung; ſchon zeigte 
ih L. in vergeblihen Friedensanträgen zu großen Goncefjionen bereit. Da gelang ed ihm, den 
Herzog von Savoyen zum Rücktritt von der Goalition zu bewegen, nicht ohne ein großes Opfer; 
denn er überließ dem Herzog die einft durch Nichelieu erworbenen zwei Plätze Caſale und Bine: 
rolo. Der Abfall von Savoyen veranlafte hierauf England und Holland, endlich aud den 
Kaifer zur Annahme der ſchwediſchen Friedensvermittelung. Es war ein ſchwerer Schritt, zu 
vem ich 2. dem Könige Wilhelm gegenüber herbeilajfen mußte; er, der bisher die Rechte des 
sertriebenen Königs verfochten, war genöthigt, Wilhelm II. ald König von England anzuer: 
fennen und daß Verſprechen zu geben, daß ex die Feinde defjelben weder direct noch indirect un= 
terſtützen werde ; nur die Zumuthung, Jakob I. aus feinem Lande zu entfernen, wies er zurück. 
Auch gegen Spanien zeigte er ſich nachgiebig, indem er namentlich Luxemburg wieder heraus: 
gab; es war ihm darum zu thun, den Kaifer zu ifoliren. Und dies gelang. Auf die Ginjegung 
Fürſtenberg's zwar drang X, nicht weiter und er ließ auch die pfälziihen Anſprüche fallen; als 
aber die Deutichen auf die Beftimmungen bed Weftfälifchen Friedens zurüdfommen wollten, 
verwarf Holland diefen Gedanfen ald den Traum eines kranken Gehirns. Bon feinen Ver: 
bündeten verlaffen, mußte Deutihland im Frieden zu Ryswijk auf Stradburg und das Elſaß 
definitiv verzichten. 

Wir ftehen nun an ver Schwelle des legten und größten Kriegs, den X. führte, eines Kriegs, 
dem feine militärischen Kräfte fo wenig gewachſen waren, daß Frankreich an den Rand des Ver— 
derbens gebracht wurde; dem er aber auch durch diplomatiſche Action feine günftigere Wendung 
zu geben vermochte, ſodaß nur Greigniffe, die außerhalb feines Einfluſſes und außerhalb aller 
Berehnung lagen, ihn aus der Gefahr befreiten. 

Die Erlevigung des franiihen.Thrond ſtand bei der Hinfälligfeit des ee Königs 
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Karl in naher Ausſicht. L. war entſchloſſen, die franzöfifhen Succeſſionsanſprüche geltend zu 
machen ; aber es ſchien ihm doch nicht gerathen, ſie in feiner frühern Weife, um die Folgen un: 
befümmert, gewaltfam durdzuführen. Er zog den Weg dev Unterhandlungen vor und zwar 
ſetzte ex füch nicht mit Oſterreich, der bei diefer Angelegenheit nähftbetheiligten Macht, jondern 
mit dem Könige von England in Verbindung, der das Intereffe ded europäiſchen Gleichgewichte 
vertrat. Während feine Agenten in Spanien fi alle Mühe gaben, die franzöftihe Thronfolge 
zu fihern, während Harcourt, der Geſandte L.'s, und der Franciscanergeneral, den Sympatbien 
des Volks vertrauend, die fefte Überzeugung ausſprachen, dag nur ein franzöfifcher Prinz auf 
den fpanifhen Thron gelangen werde: verftändigte ſich L. mit England [don im Jahre 1698 
über eine Theilung Spaniens, durd melde dem anerfanntermaßen nähften Erben Karl's IL, 
dem Kurprinzen Ferdinand von Baiern, dad Hauptland zufallen follte. Als hierauf im Be: 
bruar 1699 diefer junge Fürft mit Tode abging, fam im Mai des Jahres 1700 ein zweiter 
Theilungsvertrag zu Stande, kraft deflen der Erzherzog Karl, der zweite Sohn des Kaifers 
Leopold, Spanien erhalten follte. Der Vertrag war nicht bindend, folange Ofterreih, das zum 
Beitritt aufgefordert werden follte, fich deffen weigerte. Da ftarb am 1. Nov. 1700 König 
Karl IE. von Spanien, und fein bis dahin vor aller Welt geheim gehaltenes Teftament erklärte 
Philipp von Anjou, den zweiten Enkel 2.8, zum Univerfalerben verMonardie. Von L.'s Ent- 
fheidung hingen jegt die Geſchicke der Welt ab: wird er, dem englifchen Vertrage treu, die 
Erbihaft ablehnen oder fie annehmen unter denn Widerfprude Europas? Er nahm fie an; 
fhon am 16. Nov. wurde. der junge König von Spanien dem feierlih verfammelten Hofe zu 
Berfailles vorgeftellt. So fagte 2. fih von der Rückſichtnahme auf die gerechten Forderungen 
Europas wiederum los; feiner urfprüngliden Natur folgend, erfaßte er den Gedanken eine 
Bereinigung der Spanischen und der franzöfifhen Monarchie, die Ausfiht auf eine Suprematie, 
die feinen kühnſten Wünſchen entfprach, mit dem Eifer und dem Kampfesmuthe feiner Jugen?: 
jahre. Die Mächte aber ergriffen zur Vertheidigung des fo tief gefährdeten europäiſchen Gleich⸗ 
gewicht3 mit erneuter Energie die Waffen. 

Die Kriegsgefhichte der folgenden Jahre ift eine Geſchichte der fortichreitenden Verrängnif 
und Erfhöpfung Frankreichs. Wol trat es in treffliher Ausrüftung auf den Kampfplag und 
ſchritt allerorten beherzt zum Angriff. Aber bald gewannen die Verbündeten das Übergewicht, 
und der Sieg blieb dann an ihre Fahnen gefeifelt; die Zeiten der Turenne und Conde, der 
Zuremburg und der Vauban waren vorüber; mit Ausnahme Vendoͤme's harte Frankreich jept 
keinen hervorragenden Feldherrn mehr aufzuweiſen; ein Schwädling, der von banger Bor: 
ahnung feines nahen Todes gequält war, befehligte die Franzoſen in ver Schladt bei Turin. 
König 2. erfhien jegt nicht mehr perfönlich im Lager; ftatt deflen pflegte er die Bringen feines 
Haufes mit dem Oberbefehl zu betrauen, indem er ihnen erprobte Generale an die Seite gab. 
Das aber führte zuweilen in entjcheidenden Stunden zu verderblihen Schwankungen und 
Gollifionen. Zudem beeinflupte der König von feinen Gabinet aus nicht nur alle Unterhand: 
lungen, fondern aud die Operationen der Heere; es gereichte jeinem Herrſchergeiſte zur Genug: 
thuung, auch Hierin feinen Willen geltend gemacht zu haben, felbft wenn es zum Machtbeil der 
Sache gefchehen war, wie er einft auf Tourville, ven Anführer der Slotte in der unglüdligen 
Schlacht bei La Hogue, mit den Worten hinwied: „Da geht ver Mann, der mir gehordt bat.“ 
Einer folden Heerführung gegenüber, der es fowol an wahrer Befähigung ald an der erfien 
Bedingung alles Gelingens, an ſtrammer Einheit, fehlte, wurben die auch ſchon numeriſch über: 
legenen Armeen der Feinde von zwei Männern geleitet, die zu ben militärifchen Größen erften 
Ranges gehörten und in ihrem Zufammenwirfen ein Mufterbild der Eintracht und ver Freund: 
[haft dvarboten: dem Prinzen Eugen von Savoyen und dem Herzog dv. Marlborough. Durd 
drei große Schlachten, bei Hochſtädt, bei Ramillied und bei Turin, wurden die Franzoſen ge: 
zwungen, ihre Poſitionen in Deutſchland, in ven Niederlanden und in Italien für immer aufzu: 
geben, und ſchon in den Jahren 1706 —7 hatten die Dinge faft diefelbe Geftalt angenommen, 
welche 1713 durch den Friedensſchluß dauernd befeftigt worden ift. Das rechte Rheinufer, die 
lombardiſche Ebene und die belgifchen Provinzen waren den Franzoſen entriffen; in Spanien 
dagegen behauptete ih Philipp V., trog einer vorübergehenden Räumung Mabrids, durd bie 
thatkräftige Anhänglichkeit ver Gaftilianer; Frankreich jelbft, zweimal von einer Invafton be 
droht, bewahrte dennod feine Integrität; aud befand fih Gibraltar bereitd damals im den 
Händen der Engländer, Die übermacht Franfreihs war gebrochen, wenngleih fein Beſtaud 
unerjhüttert. Aber die Verbündeten gedachten ihm einen tiefern Fall zu bereiten. Alle feine 
Sriedensanträge wurden zurückgewieſen; alle Verſuche, die Coalition zu trennen, misglüdten. 
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Holland lehnte jede einfeitige Unterhandlung ab; Marlborough wies alle Gelvanerbietungen 
von fih. Auch dad Beitreben, Karl XII. von Schweden zu einer Invalton in Deutfchland zu 
veranlaflen, iheiterte an der Abneigung dieſes jungen Königs gegen die politifche und religiöfe 
Rihtung L.'s. Mit jedem Jahre fteigerten ſich die Kriegserfolge und mit den Erfolgen die Ab: 
ſichten der Alliirten: 2. follte auf die gefammte ſpaniſche Monardie zu Gunften Karl's IU. 
verzihten; er follte den Proteftanten feines Landes ihre alten Rechte wiedergeben; er jollte dem 
Sohne Iafob’3 II. das franzöſiſche Afyl verfagen. Da der Kampf in Spanien nad wie vor den 
beurbonifchen Prätendenten günftig blieb, jo ftellte man dem Großvater die Zumuthung, mit 
franzöfifcher Heeresmacht ihn vertreiben zu helfen. So ſehr jih Gefühl und Ehre dagegen 
ſträubten, jo drängte der Verluft der Schlacht bei Malplaquet im September 1709 doch zu 
einigem Eingehen auf dieſe Forderung: 8. gab zu, daß Philipp die ſpaniſche Krone mit der von 
Sicilien vertaufhen jollte; er lieg feinen Enkel auffordern, ſich dieſem Taufche freiwillig zu un— 
terwerfen ; er wollte die Execution gegen ihn mit Geld unterftügen; nur felbit, mit eigenen 
Truppen gegen ihn einzufchreiten, das konnte er nicht über ji gewinnen. Die Plane ver 
Gegner wurben inzwiſchen immer fühner: man beabfichtigte eine bepeutende Einſchränkung ver 
franzöfifhen Grenzen. Bon deutſcher Seite forderte man nit nur Strasburg und dad ganze 
Elta, ſondern auch die drei lothringifchen Bisthümer in ihrem vollen Umfange zurüd, und 2. 
erklärte ji wenigftend dazu bereit, der veutichen Auslegung des Weftfalifchen Friedens gemäß, 
Strasburg und die übrigen Reunionen wieder heraudzugeben. Dahin war ed gefommen, daß 
die ganze Arbeit feines Lebens umſonſt gethan ſchien, ja daß es jehr zweifelhaft var, ob Europa 
id daran genügen laffen würde. Weld ein merfwürdiges Beifpiel der Vereitelung von Ent: 
würfen eined abjoluten Menſchenwillens! Wieder verglih man Frankreich mit einer Feftung, 
sie einft in den Tagen der Übermadht, aber man verglich es jegt mit einer belagerten und hart 
bidrängten Feſtung, die vielleicht in furzem gezwungen fein werde zu capituliven. 

Da durchkreuzte der Tod alle Erwartungen der Menſchen. Kaiſer Joſeph J. der ältefte 
Sohn Leopold's J., ſtarb nach kurzer Regierung plöglic im April 1711, und da er feine männ— 
lichen Nahfommen hinterließ, jo ging das öfterreihiiche Erbe und bald aud die deutſche Kaifer- 
würde auf feinen Bruder Karl über, der nun ald Karl VI. die gefammten habsburgiſchen Lande 
noch einmal, gleich feinem Ahnherrn Karl V., zufammenfaflen zu follen ſchien. Das lag jedoch 
nicht im Sinne jeiner Verbündeten, jtatt des franzöfiihen ein habsburgiſches Weltreih auf: 
richten zu helfen; um des europäiſchen Gleichgewichts willen hatten jie &. befämpft, und aus 
demjelben Intereſſe verliegen fie jegt die Sache Karl's III. von Spanien. England, wo in— 
wiſchen ein Syſtemwechſel jtattgefunden, knüpfte plöglich geheime Verhandlungen mit Frank— 
reich an; der franzöſiſche Minifter wurde gefragt, ob feine Regierung wol geneigt jein würde, 
einen Separatfrieden mit England abzuſchließen; ihm war, jo erzählt er, bei dieſer Anfrage zu 

Muthe, wie wenn ein gefährlid Kranker gefragt würde, ob er geheilt zu werden wünſche. 

Ein im December 1710 erfochtener Sieg Vendoͤme's in Spanien gab den Uinterhandlungen 
einen beilimmten Anhalt. Der engliihe Minifter Bolingbrofe erfannte nunmehr Bhilipp V. 
ald König von Spanien an, jegte e8 jedoch durch, daß derfelbe feierlich auf fein Succeſſionsrecht 
in Frankreich verzichtete, ſowie andererſeits die franzöliihen Prinzen für immer der ſpaniſchen 
Ibronfolge entjagten. Den Bemühungen Bolingbroke's verdankt Spanien die Erhaltung ſei— 
ner Selbftändigfeit. Sobald man fih über diefen und die andern Hauptpunfte verftändigt 
hatte, eben als die verbündeten Heere bereits ind Innere Frankreichs, bis nad) Soiſſons, vor- 
gedrungen waren, ſchloß England einen Waffenttillftand ab und zog jeineTruppen vom Kriegd- 
ihauplage zurüf. Seinem Vorgange folgten die Generalftaaten, und ein Jahr ſpäter aud) 
Ratier und Reich. Wie jhon in frühern Fällen, zog Deutſchland auch bei diefem Friedens— 
ſchluſſe ven fürzern; und Bolingbrofe, der im übrigen feine Meinung wol durchzuſetzen wußte, 
bewies in den deutichen Angelegenheiten große Nachgiebigkeit. Er beſtand nicht lange auf die 
Herausgabe von Stradburg und legte ven Unterhandlungen mit dem Reihe überhaupt nicht 
ders MWefträliihen, jondern den Ryöwijker Frieden zu Orunde, 

2, überlebte das Ende ded Kampfes kaum zwei Jahre lang; der mehr als jichzigjährige 
Sreis hatte nun doh eine gründliche Abneigung gegen den Krieg gefaßt. Um feinen neuen 
Anlaß zur Aufregung in Europa zu geben, verfagte er ſich nad) den ſchweren Verluſten, die er 
r feiner Familie erlitt, ven Troft, feinen Enfel von Spanien noch einmal wiederzufehen ; aus 
zleihem Grunde ſchloß er ihn von der Negentihaft für den minderjährigen Thronerben aus. 
FBenn irgendjemand, jo hatte er das wechſelvolle Glück der Waffen an ſich erfahren; es hatte ihn 
zus ſtolzer Höhe hinabgefchleudert, ang tiefer Demüthigung emporgehoben. Durd) den Frieden 
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von Utrecht war der Beftand Frankreichs wieder gerettet und gelichert, aber von einer Supre- 
matie über Europa konnte feine Rede mebr jein. Das ganze 18. Jahrhundert hindurch bat 
dieſe veränderte Machtſtellung Frankreichs fortgedauert und, bei dem ehrgeizigen Charakter ver 
Nation, auf den Ausbruch und den Fortgang der Franzöſiſchen Revolution unzweifelbaft ein: 
gewirkt. Daß auch die finanziellen Urſachen ver Revolution im Zeitalter L.'s zu ſuchen jeien, 
ift befannt genug. Colbert's mercantile Ginrihtungen waren auf friedliche Zuftände berechnet 
geweſen; ſchon ſeit vem holländischen Kriege hatte er von feinem Amte zurückzutreten gewünſcht 
auf das jchmerzlichfte empfand er die Wirkungen der Hugenottenverfolgung, obſchon er die 
förmliche Aufhebung des Ediets von Nantes gar nicht erlebte. Trog alledem war durd ibn 
für die Hebung der allgemeinen Wohlfahrt jo viel geſchehen, daß noch im Jahre 1638 die Ein: 
nahmen und Ausgaben des Staats fih das Gleichgewicht hielten. Seitdem aber erhöhte der 
pfälziihe Krieg die Schulden un mehr ald 350 Mill. Livres, im Grbfolgefriege endlich fliegen 
die jährlichen Ausgaben von 116 auf 258 Mill. In Eines Mannes Händen waren jeßt Telt: 
famerweife die beiden Minifterien des Kriegs und der Finanzen vereinigt: während einft Gol: 
bert und Louvois dieſe jo verfchiedenartigen Zweige der Verwaltung mit großartiger Gonie: 
quenz einander gegenüber vertreten hatten, machte Chamillard jegt, wie ſich denken läßt; ven 
Staatsfhag ganz den Zwecken des Kriegs dienftbar. Im jenen Jahren entitand das unglüd: 
jelige Syſtem der unfundirten Bapiergeldemiffton, ein Syſtem, das den Volkswohlſtand unter: 
grub, ohne vem Staate aufzuhelfen. Wo waren die Zeiten, da 2. durch feine Binanzmanregeln 
zugleich den Staatsihag zu füllen und fein Volk von prüdenden Laften zu befreien ftrebte! Die 
allgemeine Lage des Yandes war eine jo verzweifelte, daß e8 manche gab, die dem Heere eine ent: 
fhiedene Niederlage wünſchten, weil jie nur von einer großen auswärtigen Kataſtrophe Beil 
rung erhofften. 

Das abjolute Königtbum hatte die Sompatbien der Nation verloren. Die erjten Spuren 
jener oppoittionellen Denfart, die am Ende des 18. Jahrhunderts eine fo erſchütternde Umwäl— 
zung herbeiführte, werden beim Antritt des Jahrhunderts, unter dem unmittelbaren Gindrud 
der Regierung L.'s, bemerkbar. Als ein ſolches Symptom des im Volfe ji regenden Wiver: 
ſpruchs ift der Brief zu betrachten, den &. um das Jahr 1694 von unbekannter Hand — man 
hat vermuthen wollen, von Fenelon — empfing, worin über feine Eroberungspolitif der Stab 
gebrochen wird. Der Inhalt des Briefes entipricht allerdings ganz den Anſichten jenes be: 
rühmten Biſchofs, in deſſen Schriften überhaupt die Ideen der neuen Zeit einen früben Aus: 
drudf fanden. Man fing an, das ganze Menſchengeſchlecht ald Eine große Bamilie zu betrachten 
und den Völferkrieg demgemäß ebenjo verwerflich zu finden wie den Bürgerkrieg. Dynaſtiſche 
Intereffen wenigitens gäben fein Recht zum Kriege; eine Nation fei nicht das Erbtheil einer 
Frau. Man wies daraufhin, dag nur die allgemeine Wohlfahrt dem Staate Macht verleibe; 
fie zu erhöhen fei im eigenen Intereſſe des Königthums, denn nach ihr bemeffe fich die Leiſtungk— 
fähigfeit des Volls. Es wurde eine deliberirende Verſammlung gefordert, die ven König bei 
Aufbringung der Kriegäkoften durch ihren Rath und ihr Anfehen unterftügen folle. Es mu 
die Aufhebung aller Eremtionen verlangt, und der Grundfag der allgemeinen Steuer: un 
Dienſtpflicht fand beionders in Marſchall Bauban einen eifrigen Verfechter. Indem man end: 
lich die föniglihe Gewalt aus dem Begriffe der übertragenen Volksjouveränetät herleitete, be: 
fritt man derſelben das Necht der Neligionsverfolgung; denn auch die Volksſouveränetät, be: 
hauptete man, habe fein Recht, die Gewiſſen zu zwingen. 

Es läßt ſich nicht ermeflen, melde Bedeutung es hätte haben fünnen, wenn dieſe neuen 
PBrincipien, welde vorläufig nur im Gegenjage zum herrihenden Syftem ji fund gaben, nad 
dem Tode des Königs einen Einfluß auf die Leitung des Staats gewonnen hätten. ine Zeit 
lang fonnte man das hoffen, da der muthmaßliche Thronfolger, Herzog Ludwig von Bour 
gogne, von den Neformgedanfen feines Lehrers Fenelon erfüllt, die Verfaflung Frankreichs in 
der That in populärem Sinne umgeftalten zu wollen ſchien. 

Aber ver Tod, der in den legten Jahren L.'s das föniglihe Haus förmlich verwüſtete, raffit 
auch vielen hofinungsvollen Prinzen in der Blüte feines Lebens hinweg. 

Schon im April 1711 war der einzige Sohn ded Königs, der Dauphin, plöglich geſtorben 
feine drei Söhne waren der Herzog von Bourgogne, der König Philipp V. von Spanien un 
der Herzog von Berri. Kaum ein Jahr fpäter, im Februar 1712, folgte ver ältefte von ihnen 
feinem Vater ind Grab; faſt gleichzeitig mit ibm und infolge derfelben Krankheit ftarben feine 
Gemahlin und feine zwei Älteften Kinder; das jüngfte, damals zwei Jahre alt, der nachmalige 
Ludwig XV., wurde gerettet. Im Mai 1714 jah der König aud-feinen dritten Enkel, den 
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‚Herzog von Berri, ſterben, und die Negentichaft für den unmündigen Urenkel ftand num zu⸗ 
nächſt dem Brudersſohne L.'s, dem Herzog Philipp von Orleans, zu, auf dem der entſetzliche 
Verdacht ruhte, jene Todesfälle herbeigeführt zu haben. „Gott erhalte und den König, ſonſten 
wird ed toll hergehen“, ſchreibt Eliſabeth Charlotte im März 1712; am eine lange Dauer feines 
Lebens allein knüpfte ich die Hoffnung auf Erhaltung der Ruhe; der Negierungsantritt eines 
Kindes ſchien das Signal zum Ausbruch wilder Stürme werden zu müffen. 

Der König aber bewahrte vor den Augen ver Welt jene großartige Würde und Ruhe, die 
ibn aud in den Zeiten des Kriegdunglüds nie verlaffen hatte. Wol war feine Brujt von 
Schmerz zerrifien, „Seine Betrübniß hätte einen Stein erbarmen mögen”, erzählt Glifabeth 
Charlotte, die ihn Hoch verehrte. Aber ſolchen Empfindungen gab er ſich nur im engften Freun— 
deöfreije hin; Frau v. Maintenon, der er ſich immer inniger anſchloß, hat ihn zuweilen Thränen 
vergießen ſehen. Das Leben am Hofe war jegt fill und freudlos; der greife König fand nur 
noch an Mujik und an der Vollendung feiner Bauten Vergnügen. Den Gefhäften widmete er 
ſich auch jegt no, ohne zu ermüden ; ald jeine Minifter ihm eine Vereinfahung der Arbeit vor: 
jhlugen, rief er aus: „Wie? Binich zu alt, um zu regieren %' 

Das if das Merkmal ver Gharaftergröße, daß der Menſch in ſich Widerſtandskraft findet 
gegen alle Unfälle deö Lebens. Oder follte X. amı Ende feiner Tage nicht empfunden haben, daß 
er das Biel feiner Wünſche nicht erreicht, feine Lebenszwecke großentheils verfehlt hatte? Iſt es 
nicht vielmehr in Diefen Sinne zu deuten, daß er noch in den legten Stunden feines Dafeins ſich 
als in firhlihen Dingen vielleiht voreingenommen bezeichnete und feinen Nachfolger vor dem 
Kriege warnte, den er jelbft allzu fehr geliebt Habe? 

Faft 77 Jahre alt, farb L. am 1. Sept. 1715. _ X, Delöner. 

Ludwig Philipp. Die Geſchichte ver franzöſiſchen, oder richtiger der europätfchen Nevo- 

lution, die mit dem Jahre 1789 begonnen hat und bis zu diefer Stunde nod) nicht vollendet ift, 
bietet und in der Großartigkeit ihrer wechielvollen Bewegung zahlreiche und merkwürdige Gr: 
ſheinungen eines ebenfo unerhörten Wechjeld in dem Lebensſchickſal einzelner Menjchen. Die 
Weltgeſchichte kennt fein Schickſal eines Emporfteigend und Fallens, wie es ji in dem Leben 
Napoleon’s darftellt. Aber nicht minder merfwürdig ift der Schickſalswechſel vom Leben 2.'3, 
das in wiederholt ab- und auffteigender Linie faft alle Stufen des Menſchenſchickſals vurd: 
läuft, ohne felbft mit dem Tode einen erkennbaren Abſchluß zu finden. Ja die Geſchichte L.'s 
ift mit feinem Tode fo wenig abgeſchloſſen wie die Gefhichte Napoleon’ I. Denn noch ift zwi: 
{hen beiden die Frage nicht entfchieden, ob einer von beiden, und wer von ihnen der Gründer 
einer neuen Dynaftie für Frankreich zu werden beftimmt ift, oder ob die Weltgeſchichte und die 
Revolution über die Brincipien und Richtungen, welche dieſe beiden Namen vertreten, zu einer 
Ordnung der Dinge hinwegfchreiten wird, die fih weder mit dem Cäſarenthum der Napoleone, 
noch mit dem conftitutionellen Formalismus der Orleans verträgt. 

2. ift wie wenige geeignet, und in feinen Erlebniffen und in feiner Wirkjamfeit das Bild 
und den Charakter ver Zeit zu vergegenwärtigen, in welcher er gelebt und gewirft hat. Denn 
es jpiegeln fich in denfelben die verfchiedenften Phaſen ver Zeit, die fein Leben durchlaufen hat, 
mit dem raſchen und nicht felten ſchroffen Wechfel ver Tendenzen ab, von denen jie bewegt wurde, 
und fein eigened Handeln ift immer mehr oder weniger von vielen Tendenzen beftimmt, gleichviel 
ch er durch die herrſchende Strömung von der Höhe zur Tiefe oder von der Tiefe zur Höhe 
getragen wird, gleichviel ob er Dielen Strom zerftörend über feine eigene Lebensbahn hinweg— 
geben flieht, oder ob er felbft ihm die Richtung vorzuſchreiben ſcheint, die erzu nehmen bat. 

2. ift ein Kind feiner Zeit. Er hat niemals über derjelben geftanden. Seine Tugenden 
und feine Fehler find Erzeugniffe verfelben. Er verdient auch fir die Zeit ſeines Glanzes und 
feiner Macht weder ven Ruhm noch ven Vorwurf ihres Schöpfers und Lenkers. Seine Klugheit 
beſtand nur darin, die herrfchenden Triebfedern der Zeit für feine Zwecke zu benugen, fein Ball 
ward nur durch den Mangel an Verftändniß für die Zufunftöfeime einer neuen Zeit hervor: 
gerufen, die ſchon in feiner Zeit and Licht drängten. 

Seine Geburt, am 6.Det. 1773, fällt in eine Beit, die fhon von den Athem der Revolution 
durhmeht war, wenige Monate vor dem MRegierungdantritt Ludwig's XVI., ver jie vom 
Thron herab proclamirte und zu ihrem erften großen Opfer beftimmt war. Seine erften Ju: 
gendeindrücke hinterließen ihm das Bild eines Vaters — Ludwig Philipp, Herzog von Orleand 
(Egalite), der, ernſt und ftreng, feine Kinder vor allem zu Menſchen und dann erft zu Prinzen 
erziehen wollte, — einer Mutter — Luiſe Marie von Bourbon, die, liebreih und zärtlich, feinen 
entſcheidenden Ginfluß auf die Erziehung ihrer Kinder zu gewinnen vermochte, und vielleicht 
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aud das Bild eines ehelichen Verhältniſſes, das, von den Schäden feiner Zeit angefreilen, ohne 
Innigkeit und Ginigfeit war. Seine Erziehung, bis zum achten Jahre in Händen des Chevalier 
de Bonnard und in denen der befannten Frau v. Genlis, immer aber unter forgfamer Controle 
des DVaterd, war ein Gemifch von erften Verſuchen, Rouſſeau'ſche Grundſätze zu verwirk— 
lihen, mit der ſteten Rückſichtnahme auf die Fünftige Stellung des Zöglings, die eine all: 
feitige Geiftesbildung und umfaffende Kenntniſſe zu fordern ſchien. Weiblihe Iheoretifer 
halten, wenn fie einmal den natürlichen weiblichen Inſtinct verloren haben, den äußern Fer: 
maliémus der lieb gewonnenen Theorie firenger feft ala Männer, ohne doch das Weſen derſelben 
zu erfaſſen. 

L.'s Erziehung gewann unter der Leitung einer Frau nichtd von weiblicher Weichheit und 
Innigfeit, fondern war vielmehr vorwiegend auf Ausbildung der Verſtandes⸗ und Willenskraft 
gerichtet, ohne die Wärme und Friſche des Empfindens und die in der Negel damit verbundene 
Uriprünglichkeit ded Anſchauens zu weden und zu pflegen. Er eignete fih mannihfahr 
Wiſſen, aud in fremden Sprachen mit Luft und Reichtigfeit an, wurde zur Thätigfeit, fogar in 
bürgerliher Handarbeit (Oärtnerei, Bapparbeit u. ſ. w.) angehalten, in feinen Genüffen zu 
maßvoller Enthaltjamfeit, in feiner Lebenseinrichtung zu firenger Ordnung und Gefegligkeit 
gewöhnt. Frühzeitig durfte er feine Verſtandeskritik an den überfommenen Vorftellungen un 
Lehren der Religion, an ver Beurtheilung öffentlicher und privater Verhältnifje üben und ebenic 
früh lernte er Menfchen beurtheilen und behandeln. Seine eigene Erzieherin bot ihm mannid- 
fache Gelegenheit, ihre Schwächen zu feinem Vortheil zu benugen; und wenn er in fleinen 
Dingen feine Neigungen beherrichen oder verhehlen, feine Abneigungen unterbrüden und nieder: 
halten lernte, fo hat er vielleicht auch fhon damals gelernt, zur Befriedigung feiner Wände 
und Leidenihaften auf lImmwegen zu gelangen, wo fie ihm von den Verhältniffen vorgeiärieben 
wurden. 

Die revolutionäre Bewegung, die, möchte man fagen, vom Throne herab in immer tiefere 
Sphären ver Bevölkerung herabftieg und ſich zunächſt in ver hartnädigen und jhonungslofen 
Oppojition der privilegirten Stände und der Notabeln gegen die Krone documentirte, trat be: 
reits ald mitbewegende Kraft in das Erziehungswerk der Brau v. Genlid. Man fonnte und 
wollte im Palais-Royal und in dem Landhauſe Belle-ChHaffe, in welchem die jungen Prinzen 
erzogen wurden, Die Herzen und Beifter derjelben nicht den Ideen verſchließen, von denen die Zeit 
ihwanger war. Schon im Jahre 1785 hatte man den zwölfjährigen Herzog von Ebartrrs, 
wie jegt X. hieß, in das berüchtigte, aber zur Zeit nur noch wenig benugte Staatsgefängniß 
Mont St. Michel geführt, um ihm Abſcheu vor der entjeglihen Graufamteit einzuflögen, 
welde von monarchiſcher Seite hier verübt worden war. Dan lieg ihn mir eigener Hand einen 
Käfig zerftören, in welchem ein holländiſcher Schriftfteller, der gegen Ludwig XIV. geichrieben, 
17 Jahre eines martervollen Dafeins zugebracht hatte. Das geihah natürlich mir Wiſſen an 
Willen König Ludwig's XVI. und, wie man fagt, auf den Wunfc feines jüngern Bruders, des 
Grafen von Artois (Karl X.). 

Der Vater 2.6 hatte bereit8 in dem von den Privilegirten begonnenen Rampfe gegen die 
königliche Allgewalt die oppofitionelle Stellung gegen den Thron eingenomnten, bie in der jün: 
gern Linie des Haufed Bourbon traditionell war. Der berühmte Proteft des Herzogs von 
Orleans gegen die Befehle des Königs in dem lit de justice von 1787 gab diejer Stellung 
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unvermeidlich berannahenven Revolution. Seine Familie und befonders fein ältefter Sohn! 
folgte ihm bereitwillig auf dem Wege, ohne damals noch zu ahnen, wohin er ihn führe. Wit 
vend der Herzog wegen feiner fait erwiejenen Theilnahme an dem Unternehmen Des pariſet 
Volks gegen Verſailles fi in Diplomatifcher Verbannung zu London befand, leiftete der Sohn 
am 9. Febr. 1790 in Nationalgardenuniform den Bürgereid und unterzeichnete Äh mit Strei: 
Hung aller Titel als citoyen de Paris. Er beſuchte in demfelben Jahre häufig die National: 
verſammlung, und der jiebzehnjährige Knabe oder Jüngling hielt am 1. Nov. 1789 in dra 
Jafobinerelub eine Rede, die von den daſelbſt Verfammelten mit Beifall aufgenommen wurde. 
Er bewegte fih mitten im gewaltigen Strom der Nevolution. Im Jahre 1791 trat er al? 
activer Militär in die Armee und ald Oberft an die Spige eined Negiments, das feinen Namen 
führte, Die damaligen Zeitungen berichten aus feiner Garnifongzeit in Venddme zwei Züg 
von Muth, Klugheit und Entfhloffenheit, die ihm die Liebe feines Corps und die Achtung det 
Bürgerſchaft gewannen. Er rettete zwei eidſcheue Priefter vor der Wuth des Volls durch rin 
Benehmen, das dem fühnften und mwelterfahrenften Mann Ehre gemacht hätte, und einen ertrin: 
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fenden Bamilienvater mit eigener Lebensgefahr aus den Fluten des Stroms. Die Bürger: 
haft lohnte ihm dieſe That mit einer Bürgerfrone. 

Im Kriege von 1792 ftand er, obgleich erſt 19 Jahre alt, perfönlich an der Spitze feines 
Regiments, erhielt infolge feiner Tapferkeit im Kampfe bei Bouffu den Tirel eines General: 
lieutenantd und zeichnete ji in den Schlachten bei Valmy und Jemappes nad den Berichten 
Kellermann’d und Dumouriez’ durch militärifhen Muth und Kaltblütigkeit aus. 

Dod die revolutionäre Laufbahn des jungen Bringen follte nur von furzer Dauer fein. 
Während Philipp Egalite in Paris auch in den erften Zeiten des Gonvents ſich von den immer 
höher gehenden Wogen der Revolution fortreißen ließ und, dem Zwang der Umftände folgend, 
gegen die Stimme feines Herzens fogar für den Tod Ludwig's XVI. flimmte, wendete fi der 
junge Herzog von Chartres an der Seite Dumouriez' mehr und mehr von der Richtung ab, welche 
die Revolution allmählich zu nehmen begann. Er hatte feinen Vater vergeblich zu überreden 
verfucht, daß er Paris verlaffe und fi) jo der Nothwendigkeit entziehe, an der Berurtheilung 
ved Königs theilzunehmen. Er jah das Verderben aud) über fein Haus hereinbreden und ver: 
ließ mit Dumouriez die Armee und das Vaterland, um den Weg einer langen, traurigen Ver— 
bannung anzutreten. Es ift befannt, daß diefe Flucht den Sturz der Birondiften und vielleicht 
aud den blutigen Tod Philipp Egalite’8 herbeiführte oder doc befchleunigte. In dem Herzen 
2.8 aber liegen jene Tage des allgemeinen Umſturzes und des Schreckens einen Eindruck zurüd, 
der ihn während feines ganzen Lebens nicht verlaffen und auf den Gang feiner Regierung keinen 
geringen Einfluß geübt hat. Er verdammte die Tyrannen, die eine ſolche Revolution hervor: 
gerufen Hatten, und fürdhtete die Revolution, die zu einer andern Korm ver Tyrannel führte. 
Gr gab die Achtung vor den Rechten des Volks nicht auf, verabfcheute aber nichtd mehr als die 
Herrfhaft ver Maffen. Er fonnte einen offenen Kampf gegen eine Regierung und einen Mon— 
arhen billigen, von denen das anerfannte Recht, die gefchriebene Verfaffung verlegt wurde. 
Aber nichts ſchien ihm verberblicher als die Permanenz ver Revolution, und nichts nothwendiger, 
als dem Siege der Revolution fobald als möglich geordnete Zuftände folgen zu laffen und viele 
mit aller Kraft aufrecht zu halten. 

Der flüchtige Prinz begab ſich ind Öfterreichifche Hauptquartier, lehnte e8 aber entſchieden 

ab, in öfterreichiiche Dienfte zu treten, fondern begann unter dem Namen Gorby feine traurige 
Wanderſchaft. In Deutſchland mußte er ald Feind des legitimen Königthums und ald Sohn 
Egalite'8 ebenfo fehr die Begegnung mit den Emigranten meiden, wie das drohende Vorbringen 
der franzöfifchen Nevolutionsheere fürdten. In Frankfurt erfuhr ev die Verhaftung feines 
Vaters. In der Schweiz wanderte er im Jahre 1794 von Ort zu Ort, ohne Sicherheit oder 
auch nur Aufnahme zu finden. Seine Gelomittel waren erfhöpft. Er mußte für feine Exiſtenz 
jorgen. Er verjchaffte ſich Diefelbe, indem er unter dem Namen Ehabaub Latour eine Lehrer— 
felle in dem Kollegium von Reichenau in der Nähe von Luzern annahm und biefelbe faft ein 
Jahr mit Eifer befleivete. Hier lad er in ven Zeitungen bie Hinrichtung feines Batere, Was 
mochte in der Seele des jungen Prinzen vorgehen, als er die Kunde von dieſer Thatſache erhielt, 
die ihn zum Herzog von Orleand und zum verwaiften Bettler machte? Ob er feine Seele mit 
Rachegedanken gegen die Mörder feines Vaters erfüllte? Er hat ſich niemals den Emigranten, 
niemals den fremden Mächten zum Kampf gegen die Revolution oder au nur gegen den Con— 
vent angeihloffen. Ob er ſich bitterer Verzweiflung über fein trauriged Los Hingab? Man 
weiß nicht, daß er an jenem Tage eine feiner Unterrichtsſtunden verfäumte, daß man in feinen 
Zügen, in feinem Benehmen eine Beränderung wahrnahnı, die ihn verrathen fönnte. Aber die 
Gefahr eines längern Verbleibens in ver Nähe von Frankreich war für ihn zu groß. Der ehe: 
malige amerifanifche Gejandte in Barid, Morris, unterftügte ihn mit den nöthigen Mitteln zur 
Reife nad Amerifa. Aber er wollte Europa noch nicht verlaffen und bereifte in den Jahren 
1795—96 Dänemarf, Schweden und Norwegen, wo er bid zum Äußerften Norden vorbrang 
und Studien im Bergbau und der Forſtkunde machte, und am 24. Sept. 1796 ſchiffte er ich, 
mit ausreihenden Mitteln für einen längern Aufenthalt verjehen, auf dem Schiffe Amerifa, 
Ivo er für einen Dänen galt, von Hamburg nad Philadelphia ein und langte daſelbſt am 
21. Det. an. 

Der Aufenthalt 2.’8 in Amerika, wo er feine vom Directorium freigegebenen Brüder wies 
derfand, währte im ganzen etwas mehr als drei Jahre. Er fand Gelegenheit, die großen 
Staatdmänner Amerikas, insbefondere Wafhington in Mount-Vernon fennen zu lernen. Die 
ſchlichte Einfachheit ver Männer, welde einen fo gewaltigen Staat Ienften, mochte ihm im 
Grgenfag zu dem blendenden Glanz der franzöfifchen und europäifchen Höfe imponiren. In 
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den allgemeinen politifchen Zuftänden Amerifas fheint er mehr die Ordnung und Geſetzlichkeit 
innerhalb der allgemeinen Freiheit, als diefe Freiheit felbft bewundert und zu feinem Ideal ge: 
macht zubaben. Gr glaubte an die Möglichkeit eines freien, aber nicht eines republifaniices 
Franfreih. Er ging deshalb auf die Plane der damals in Frankreich weitverbreiteten Führet 
der rovaliftiichen Partei ein, welche die Wiederberftellung ver Monarchie, aber nicht der Bour: 
bons erftrebten und, Sieyes an der Spige, ihr Augenmerk auf. richteten. Der Staatsſtreid 
vom 18. Fructidor vernichtete fürs erfte diefe Hoffnungen. Aber 2. jheint diefelben nicht auf: 
gegeben zu haben, und unter dem Schein, ji den Bourbons wieder nähern zu wollen, hegte er 
die Abjicht, ih nad Spanien zu begeben, wohin aud feine vom Directorium aus Frankreich 
verbannte Mutter gegangen war. Aber die Emigranten und ihre Häupter tranten dem Haupt 
der Orleans, das ſich von der Revolution abwandte, noch weniger ald dem jungen Prinzen, der 
fich dem Dienft verfelben widmete, und wußten daher feine Überjiedelung nab Spanien zu bin— 
tertreiben. Aber 2. glaubte jeine Rückkehr nach Europa nicht länger verzögern zu dürfen, um 
nachdem er von der engliihen Regierung trog des Widerflandes der Bourbond die Erlaubnis 
ausgemirft, feinen Aufenthalt in England zu nehmen, jchiffte er ſich dahin ein und fangte un 
Januar 1800 in Falmouth an, von wo er fih alsbald nach London begab. 

Inzwifchen hatten ſich in Frankreich durch den neuen Staatöftreih vom 18. Brumaire die 
Umftände entichieden zu Ungunſten einer bourbonifchen oder orleaniſtiſchen Neftauration geändert. 
L. ſchloß fi daher unbedingt ven Bourbond an. Er bat um Audienz beim Grafen von Arreis 
und verjicherte ibm, daß er nur nach England gefommen fei, um Ludwig XVII. feine Treue zu 
bezeugen. Man möge ihm die Fehler feiner Jugend verzeiben und fie dem böfen Beiſpiel feiner 
Umgebung zufhreiben. Je mehr mit ver wachſenden Macht Napoleon’s die Ausficht ner Bour⸗ 
bons zur Rückkehr nah Frankreich zu ſchwinden ſchien, un fo mehr lebte ih L. in die engliſten 
Verhältniſſe ein. Sein mehr als ſiebenjähriger Aufenthalt in dem Rande ererbter und befeiligter 
Freiheit lehrte ihn den Werth bürgerlicher Freiheit, die ih fo leicht und fert mit Ordnung umd 
Gejeglichfeit paart, immermehr fhägen und würdigen und England mie fein zweites Vaterland 
lieben. Er bat viefe Sympathie auch ald König niemals aufgegeben. Im Jahre 1806 verlieh 
er England, um feinen kranken Bruder nah Malta zu begleiten. Nachdem fein Bruder ge: 
ftorben war, begab er jih nad Sicilien an den Hof des von Neapel vertriebenen Königs Ferdi— 
nand. Trog des Mistrauend, das die altlegitimiftiihe Partei bier gegen ihn zu verbreiten 
wußte, gelang es dem Sohne Philipp Egalite's, das Vertrauen der Schweſter Marie Anteinerte's, 
der alled vermögenden Königin Karoline, in vem Maße zu gewinnen, daß fie ibm ihre Tochter 
Amalie zur Gemahlin gab, | 

In dem Aufftande des ſpaniſchen Volks gegen die Ufurpation Napoleon’s ertannte 2, mit 
feinem Bli ven Beginn feines Sturzes. Er haßte Napoleon als den Feind feines Hauſes, ald 
den Tyrannen Franfreihs. Er brannte vor Verlangen, fih an diefem ruhmvollen Kampfe 
gegen den Ufurpator zu betheiligen. Wer weiß, welche Conſequenzen er ſchon damals mit dem 
Gedanken verbinden mochte, an ver Spige eined fiegreichen Heeres in fein Vaterland zurudyu 
Eehren und daffelbe von der Tyrannei des verhaßten Ufurpators zu befreien. Aber die freng 
bourbonifchen Legitimiften begegneten ihm in diefen Gedanken und wollten den Sohn Vbilwp 
Egalite’8, den einftigen Genoſſen ver Jafobiner, das Haupt der antibourboniichen Orleans niöt 
an der Spige eines bourbonifhen Heers jeben, ibm nicht vielleicht zuerft wieder das franz 
ſiſche Vaterland betreten laffen, um die Krone veffelben an fich zu reifen. Sie mußten die Ab 
fihten 2.'8 zu vereiteln, und obgleich er im Jahre 1810 bereits in Spanien gelander mar md 
den Befehl eines Corps übernommen hatte, mußte er auf Verlangen der Cortes das Land wiedet 
verlaffen, ohne das Schwert gegen Napoleon geführt zu haben. Er verlebte hierauf vier Jahre 
bis zur erften Reftauration in Sieilien, wo ihm inzwiſchen fein ältefter Sohn geboren worden 
war, wie es fchien, unbefümmert um den Gang ver Weltbändel im trauteften Bamilienfreife. 

&, fehrte nach dem Sturz Napoteon’d 1814 mit den Bourbons nah Franfreich zurüd, 
empfing von Ludwig XVIIL die Rüderftattung aller väterlihen Güter ſowie der üblichen Orden 
und Titel und leiftete vem Könige Eniend den Huldigungseid, indem er ihm unter feierlichſtet 
Berfiherung feiner Treue die Hand küßte. Bei der Rückkehr Napoleon's von Elba begleitete er 
den Grafen von Artois zum Heer nad Lyon und von da nach dem Norden. Da es aber meer 
bier noch dort zum Kampfe kam, Begab er ich nach der Flucht des Königs mit feiner Schweiker 
nad England. Die zweite Reftauration führte natürlich auch den Herzog von Orleans wieder 
nad Frankreich zurück, wo er den Eid der Treue gegen den König erneute, 

Aber 2. konnte nicht verfennen, daß er von Ludwig XVIII. mit Mistrauen beobachtet wurde, 
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um jo größer war, je näher er vor der Geburt des Herzogs von Bordeaurdem Throne ſtand. 
dererſeits wahrte ſich auch L., trog der beſchworenen Treue gegen den Thron, die Unabhän— 
keit feiner politifhen Meinung, und, weit entfernt, jich mit ven Tendenzen des Hofs und bes 
rihenden Ultraroyalismus identifleiren zu wollen, ftellte er ich ald Mitglied der Pairskam— 
"auf feiten ver Oppofition gegen die wider die Anhänger Napofeon’d, die fogenannten 
vigsmörder, beantragten Berfolgungdmaßregeln. Er legte damit den Grund zu feiner Popu— 
tät, wurde aber von der ultraroyaliftifhen Bartei am Hofe und im Pavillon St.: Marfan 
itio angefeindet, daß man ihn fogar einer Verſchwörung befhuldigte und zur freimilligen 
bannung nad England nöthigte, wo er bis zum Jahre 1817 blieb. Eine längere Entfer- 
gyon Frankreich vertweigerte er jtandhaft, wenn man ihm nicht anflagen wolle, wogegen der 
ig ebenfo bebarrlih die von ihm geforderte Verleihung des Titels „königliche Hoheit” 
Önte. 

Menn Ludwig XVIIL, der die von ihm in der charte constitutionnelle gewährten Freiheiten 
bten und die Resolution durch Verföhnung der Parteien zu ſchließen ehrlich bedacht war, 
einen loyalen Beftrebungen die Unterflügung 2.’8 ernftlih geſucht und ehrlich gefunden 
e, fo würde e8 ihm vielleicht gelungen fein, den reactionären und contrerevolutionären Be— 
bungen ded Grafen von Artois in der chambre introuvable erfolgreihen Widerftand zu 
en und der Reftauration mit ihrem gemäßigten, aber ehrlichen Conſtitutionalismus einen 
ın Boden im Herzen des franzöſiſchen Volks zu verſchaffen. 

Das ofenbare Mistrauen des Hofd und ded Königs gegen dad Haupt der jüngern Rinie 
ste dieſen, ſelbſt wenn er ed nicht gewollt hätte, zum Gegenftand der Theilnahme und ber 
etimmten Hoffnung für alle, welche aus dem einen oder andern Grunde mit der Reftanration 
nicht verföhnen konnten, und gab fo diefer Unzufriedenheit jelbft einen äußern Halt, an ben 
“oh fräftigte. Das Palais-Royal wurde der natürliche Mittelpunft und Sammelplag ver 
ralen Oppofition. Männer wie Caſimir Berier, Laffitte, Dupin, Gerard, die für unver- 
nlihe Feinde der gegenwärtigen Regierung galten, verkehrten im Palais: Royal, während 
zeitig tm Pavillon St.:Marfan die Anhänger des Orafen von Artoid nad) entgegengefegter 
btung gegen die Regierung Ludwig's XVIH. intriguirten. Bon diefer Bartei mochte wol 
brie verleumderifche Verdächtigung ausgehen, daß 2. Urheber oder Mitwiffer ver Ermor: 
13 des Herzogs von Berri geweſen fei, während man andererſeits eine apofryphe Erflärung 
elben verbreitete, vaß der nachgeborene Sohn des Herzogs ein untergefhobenes Kind fei. 

&3 ift daher auffahlend, daß eben diefer Herzog von Artois, da er ald KarlX. den Thron be— 
ih gegen 2. viel wohlwollender und vertrauensvoller bewies ald Ludwig XVIII., und Died 
trauen auch bis zur Stunde feiner Verdrängung dur denfelben nicht aufgab. Er verlieh 
ben Titel „‚Eönigliche Hoheit“, ließ feine Apanage durch Aufnahme m die fönigliche Civil— 
ächerftellen, befleivete feinen Sohn mit Titeln und Orden und erwies dem Herzog und 
r Familie fo gütiges und rückhaltsloſes Wohlwollen, daß er wol auf die Treue und Danf: 
it des Herzogs glaubte rechnen zu dürfen, 2. machte von dieſer Güte in feinem Intereffe 
seiten Gebrauch, empfing von der an die Emigranten vertheilten Milliarde nicht weniger 
[4 Mill. Fr. und legte durch Verwendung derfelben auf Berbefferung feiner Güter den 
nd zu dem außerordentlihen Brivatreihthum, deſſen Erhaltung und Vermehrung ihm auch 
Rönig nur zu fehr am Herzen lag. Aber er änderte darum nichts an der politifchen Stel: 
‚ die er einmal der bourbonifhen Reftauration gegenüber eingenommen hatte und die ſich 
mn Berhältniß zum Regierungsſyſtem Karl's X. noch entſchiedener ausprägte. Je weiter 
rückſichtsloſer dieſes Syftem in ſeinem Widerſpruch gegen die Öffentlihe Meinung und in ver 
ohung der Volfäfreiheiten vorfhritt, um fo entſchiedener wendete fi Die Sympathie ver 
eiführerdem Herzog von Orleans zu. Der Gedanke eines Thron- oder Dynaſtienwechſels 
unften deflelben wurde bereit8 mehrere Jahre vor dem Ausbrud der Iulirevolution in 
‚Regionen ventilixt, und 2, ließ ſich's gefallen, wenn feine politifchen Freunde zu ihm jeldft 
Ruͤckhalt von diefer Eventualität redeten, obgleich er natürlich jeden Gedanfen an biefelbe 
ieden von ſich zu weifen ſchien. 

(a mach ver befannten Adreſſe ver Zweihunderteinundzwanzig und der Ernennung des Mini: 
ns Bolignac die Kataſtrophe ſchon fihtbar herannahte, gab 2. dem anweſenden Königepaar 
tapel ein glänzendes Ballfeft. KarlX. nahm, trog der an ihn ergangenen Warnungen, nicht 
nd, bei dieſem Feft zu erfcheinen, und verkehrte ganz unbefangen nicht nur mit dem prä— 
vn Erben feines wanfenden Throns, fondern aud; mit Männern mie Laffitte, Benjamin 
at, Gafimir Perier und Dupin, die dieſen Thronwechſel vielleicht zur Zeit ſchon im ge: 
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heimen vorbereiteten, Diefe galante Ritterlihfeit Karl's X., die er noh am Vorabend der 
Revolution feinen erklärten Feinden gegenüber bewährte und mit der er an jenem Tage feine | 
Hand der Gemahlin L.'s zur Eröffnung des Balles reichte, gibt feinem Sturz etwas Rührenies, 
da er in der That mit einer Art Findlicher Naivetät in den Abgrund flürzte, ven er im feine 
Verblendung zu feinen Füßen nicht bemerkte. Dagegen erzählt Salvandy von einem Gefipräk, | 
das er felbft an jenem Abend ganz in der Nähe Karl's X. mit 2. führte, und in welchem dicie 
ganz offen von der bevorftehenden Revolution und vom Sturz des Königs ſprach, aber = 
gleich erklärte, daß er für diefen Fall entfchloffen fei, nicht wieder mit den Bourbong Bari? 
verlaffen. 
Wenige Tage ji 
franzöfifhen Boden verlaffen, um ihn niemals wieder zu betreten. Die Rolle, die L. in da 
Tagen der Julirevolution gefpielt hat, ift eine mindeftens ſehr zweideutige. Es ift wa, 
dan er allezeit der bourbonifchen Negierung , und befonders der Regierung Karl's X., Dum: 
jition gemadt und dadurch feine Bopularität erhalten, feine Berfon in ven Augen der öffent 
lihen Meinung von der Sache der Bourbons getrennt hatte. Aber ed ift auch wahr, dasır 
denjelben als Prinz und ald Bürger Treue geſchworen, daß er die Anerfennung feiner Stellung 
als Prinz des Föniglihen Haufes von eben dieſen Bourbond in Anfprud genommen und e: 
halten, daß er als ſolcher eine reiche Apanage empfangen, von Ludwig XVIH. und beſonders zen 
Karl X. königliche Gunftbezeigungen angenommen bat. Dafür mußte er aud die Pflichten 
anerfennen und, wenn es fein mußte, mit Aufopferung üben, die ihm die Stellung, melde et 
der Berwandtfchaft mit dem föniglichen Haufe verbanfte, gegen daffelbe auferlegte. Moqte er 
feine Überzeugung nicht verleugnen, jo mußte er vanad) ftreben, ihr am Throne Geltung zu 
verschaffen; nicht aber in geheime over offene Verbindung mit denen eingehen, die denjelben be: 
fämpften. Er jtand an Rang und Stellung dem Königthum und der Dynaftie zu mabe, 
um nicht an ven Gefahren theilzunehmen, melde denſelben drohten. Er hat Ludwig XVIII. 
nicht mit feinem Rath und Beiftand unterftügt, Karl X. nit vor dem Abgrund gewarnt, 
der ih zu feinen Füßen öffnete, und deflen Gefahren niemand befler fannte ald 2. Ja er 
hat die Proclamation, die Karl X. vor den jüngften Wahlen an das franzöſiſche Bolf erlaſſen 
hatte, in Gegenwart bed Königs jehr gelobt, ohne ihn auf die Stimmung aufmerffam zu maden, 
in welche das franzöſiſche Volk durd; die Ernennung des Minifteriums Volignac gerathen war. 
2. jah die Ereigniffe kommen und that nichts, ſie abzuwenden. Der König war fein Gaſt, ı 
ſprach in feinev Gegenwart von der Möglichkeit einer zweiten Flucht und warnte ihn nit. Und 
als die verhängnißvollen Ordonnanzen erlaffen waren, als man jihtbar am Vorabend eines 
gefahrnoflen Kampfes fand, dem dev König ſorglos entgegenging, drängte ich etwa damals ð 
an den wanfenden Thron, um feine Stimme für Erhaltung deſſelben oder für die Rückkehr au’ 
den Weg des Recht und des Gefeges zu erheben? Nein, er ſchwieg und wartete ab, mad ge 
ihehen würde. Und als der Kampf wirklich feinen Anfang genommen hatte, ſtellte er ſich ald 
fönigliher Bring, ungeachtet feiner abweichenden Überzeugung, an bie Seite des Throne, um 
zu rathen und zu warnen, zu fhügen und, wenn es jein mußte, zu kämpfen? oder ftellte et id 
ald Bürger Frankxeichs, als Vertreter des Rechts und der Freiheit, trog feiner königlichen Ge 
burt, offen und entſchieden auf feiten des Volks und feiner Kämpfer? Keins von beiden 
Er flüchtete ſich nicht etwa vor der thatſãchlichen Gefahr, die ihm drohte (Karl X. hatte die U 
forderung, ihn beim Beginn des Kampfes gefangen nehmen zu laffen, mit ritterlichem Eveline 
entſchieden zurückgewieſen), ſondern vor der Nothwendigkeit, vor der Entſcheidung Bartıi 
ergreifen, ging allein nad) feinem im Walde von Bondy gelegenen Landgut Raincy, ohneirgen® 
jemand außer feiner Schwefter Adelaide Mittheilung von feinem Aufenthaltsort zu machen. 
So konnte er ii möglich erhalten, mie auch immer der Kampf ſich entſcheiden mochte. 
er zur Zeit jchon eine Ahnung davon hatte, wofür er ſich möglich erhalte; ob der Gedanke 
Dynaftie Orleans an Stelle der Dynaftie Bourbon ihn fhon beihäftigte, ebe noch 
Ausſichten für die Erfüllung einer jo ehrgeizigen Hoffnung vorhanden waren; ob der 
an eine Möglichkeit der Art fein Verhalten vielleicht ſchon während der Reftauratio 
beftimmte, können wir ebenfo wenig behaupten als verneinen. Ebenſo wenig läßt ſich eime 
ſicht darüber ausſprechen, ob wirklich, wie es ben Anſchein hatte, der Gedanfe an bie 
tuirung eines orleaniftifhen Bürgerkönigthums für den ſinkenden Legitimitätsthron der 
bons erft inmitten des Julifampfes und infolge ded unerwarteten Ganges, den derielbe genommm, 
im Kopfe eines einzelnen (Raffitte'8) entjprungen und durd; den Drang der Umflände zur all⸗ 
gemeinen Fahne der conftitutionellen Oppoſition erhoben worden iſt; oder ob die Berufung ®. 
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auf den Thron der Bourbons das Refultat eines jeit langer Zeit mit oder ohne Wiſſen des 
herzogs vorbereiteten Planes gewejen ift. Das Verhalten L.'s den Anträgen gegenüber, die ihm 
im Verlauf des Revolutionskampfes vor ber definitiven Entfheidung gemacht wurden, war nicht 
das eines Mannes, der, Furt und Vortbeil von ſich werfend, dem Ruf des Vaterlandes mit 
fübner Entſchloſſenheit folgt, fondern eines Mannes, der einer glänzenden Verlockung feiner 
Perjon feinen jittlihen Widerftand entgegenftellt und zugleich für alle Fälle auf feine Sicherheit 
bedacht ift. Seine Antworten an die Deputirten fhienen ablehnend, waren aber nicht zurüd: 
weifend. Sein Brief an den König wegen Annahme der Generalftatthalterwürde war voll 
Grgebenheitöverfiherungen, aber nicht der Ausdruck feiner wahren Abfichten. Erft am Abend 
des 30., ald der Kampf völlig zu Gunften des Volks entſchieden war, begab er ſich unerkannt 
nah Paris, um fi an die Spige ded neuen Srankreid zu ſtellen. Unzweifelhaft war er jet 
ſchon entfchloffen, ebenfo wenig die Hoffnung der Republifaner auf den Umſturz des Thrones 
überhaupt, wie bie Hoffnung des vertrauensvollen Königs auf die Erhaltung feiner Dynaftie 
zu erfüllen. Aber no ſchien ihm die Nevolution und die Dynaftie zu mächtig, um mit feinen 
Beihlüffen fofort entfchieden hervorzutreten. Er wußte im Laufe des folgenden Tags ebenſowol 
dad Vertrauen Lafayette's wie das Vertrauen Karl's X. auf eine Regentſchaft im Namen Hein: 
rich's V. au erhalten, bis die Kraft ver Revolution und ver Reftauration völlig gebrochen und das 
conflituirte Julikönigthum mächtig genug war, beiven offen und mit Erfolg entgegenzutreten. 
Hart und unebel war inäbejondere fein Verfahren gegen den unglüdlihen König, ver ihm jo 
viel Wohlmollen erwiefen, dem er fo viel Treue verfichert hatte, und der fi daher in dem 
Vertrauen zu ber Redlichkeit ver Verfiherungen eines Prinzen von Geblüt nit wollte erſchüt— 
tern laſſen, bis 2. ihn mit den Mitteln der Furcht und des Schreckens aus einer Pofition in die 
andere und endlich mit jeiner Familie aus Frankreich hinausdrängte, in das ihm für immer die 
Nüdkehr verfhloffen werden follte. 

Die Art und Weife, wie L. zur Krone Frankreichs gelangte, ift für ven Gang und Gharafter 
jeiner Regierung entſcheidend, und es lagen in derſelben daher auch ſchon die Keime des jähen 
und gewaltſamen Sturzes, von welchem das orleaniftifhe Königthum vernichtet wurde. 

Am 30. Juli fam 2. heimlich nad) Paris, einer Aufforderung von einer Anzahl Deputirten 
in Baris folgend, die ihm die Generallieutenantichaft von Frankreich antrugen. Noch an dem— 
jelben Abend empfing er einen Abgefandten Karl's X., den Herzog v. Montemart, dem er er: 
Elärte, daß er nur durch Bedrohung feiner Familie gezwungen worden jei, nad) Paris zufommen, 
und ſich eher tödten laffen, ald die Krone annehmen werde. Am folgenden Morgen, nachdem er, 
wie es heißt, noch den Rath Talleyrand’s eingeholt hatte, erklärte er der Deputation der verſam— 
melten Deputirten feine Bereitwilligkeit, die Oeneralftatthalterfchaft anzunehmen. Cine Bro: 
clamation, die mit den berühmt gewordenen Worten ſchloß: „Die Charte wird jegt eine Wahr: 
beit fein’ ?), verfündete ver parifer Bevölkerung diefe Thatſache in einer jo vorfichtigen Form, 
dag 2. in derfelben ebenfo wenig der Nevolution vorzugreifen, wie dem legitimen Königthum 
entgegenzutreten fhien. Der Gang nad dem Stadthaufe unter vem Schuß Laffitte'8 und feiner 
Öteunde war die Bewerbung L.'s un das Votum der Nevolution. Die Umarmung Lafayette's, 
der freitwillige Rücktritt ver Municipaleommiffion, die Muthlofigkeit ver Republifaner waren 

die Rundgebungen dieſes Votums, nad welchem die Revolution einen Thron, aber nit das 
Königthum geftürzt haben wollte. Als L. ſich der Revolution verjihert hatte, auf die er ſich 
fügen konnte, fobald er fie nicht mehr fürchten durfte, war es feine nächſte Sorge, ſich des bour— 
boniſchen Königthums zu entledigen. Er glaubte die Maske noch nicht fallen laſſen zu dürfen, 
folange Karl X. ſich in Rambouillet noch unter dem Schuge von 12000 Mann und 38 Kanonen 
befand. Der König Hatte ihn feinerfeitö zum Generalftatthalter ernannt, er lehnte die Annahme 
biefer Ernennung aus der Hand Karl's X. ab, that Died aber in einer Form, welde diefen in 
kinem Bertrauen zur Loyalität feines Vetterd nicht nur nicht erſchütterte, ſondern ihn vielmehr 
bewog, zu Gunften des jungen Herzogs von Bordeaux abzudanfen und 2. mit der Proclamirung 
Deilelben als König und mit der Nedentichaft während feiner Minverjährigfeit zu betrauen. 
Der Lohn für diefed neue Zeugniß eines unerfchütterlichen Vertrauens war die Abfendung von 
Gommiffarien, welche den beftinnmten Auftrag hatten, die Entfernung Karl's X. ausRambouiflet 
und aus Sranfreich mit allen Mitteln zu erzielen, und died durch Organifation eines drohenden 





‚2 Wer möchte bei der Erinnerung an diefe Worte des orleaniftifchen Prinzen ſich nicht zum Ber: 
gleich mit dem Wahlfpruch veranlaßt finden, mit dem das neue Napoleonifche Kaiſerthum fein Regiment 
eröffnete: „L’empire c'est la paix.“ Denn beides ift gleich unerfüllt geblieben. 
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Bolkshaufend volführten, der ji zu eventueller Unterftügung der Commiffarien gegen Nam: 
bouillet in Bewegung fegte. Der Erfolg blieb nicht aus und das Feld war von dieſer Seite nun 
frei, um den Generalftatthalter aldbald in einen König der Franzoſen umzuwandeln. 

Am 3. Aug. eröffnete 2, die Kammern, d. h. die Verſammlung der Abgeordneten, deren 
Mahl unter einer Negierung und nad) einen Wahlgefeg erfolgt war, gegen welde ji Die fieg 
reihe Revolution gerichtet hatte, und auch die Kammer der Pairs, die Ludwig XVIU. und KariX 
aus den treueiten Anhängern der Dynaftie gebildet hatten. Im der Thronrede, mit welcher ver 
Statthalterdie Sigung eröffnete, gedachteer des. Herzogs von Borbeaur (oder König Heinrich's V) 
mit feinem Wort. Karl X., der die Kunde hiervon noch auf franzöfifhem Boden empfing, 
wollte ed dennoch nicht glauben, daß ein fönigliher Prinz die Krone der Bourbond widerredi: 
lich an jich zu reißen ſich nicht ſcheuen wũrde. Aber er jollte nur zu bald enttäuſcht werben. 

Am 7. Aug. erklärte dieſe Deputirtenfammer, und zwar durd die Stimme von 219 Qt: 
georbneten, den Thron für erledigt und forderte 2. auf, ihn einzunehmen. Die willenloß gemer: 
denen Pairs gaben ihre Zuftimmung zu diefem Beſchluß zu erfennen. Und dieſen Beſchluß ver 
Zweihundertundneunzehn hielt L. für ausreichend, um ſich und jein Geſchlecht in Beſitz einer 
Krone zu fegen, die ihm ebenjo wenig durch das Recht der Revolution wie durch das Recht ver 
Legitimität zufam. Er nahm Scepter, Krone und Schwert aus der Hand des Präfidenten Dieier 
Abgeoroneten= und Pairskammer und befhwor die von eben dieſer Kammer binnen wenigen 
Stunden in einigen Artikeln abgeänderte Charte, die nun zur Wahrheit werben jollte. Im ver 
grogen Revolution von 1789 ftürzte die Geſetzgebende Berfammlung in voller lbereinftimmzung 
mitdem Volke den Thron Ludwig's XVI. Aber weil fie auf Befehl dieſes Königs nach den Beftim- 
mungen der von diefem und von ihr jelbft befhworenen Berfaffung zufammengetreten war, hielt 
fie jich nicht für berechtigt, die Abjegung eben dieſes Königs oder die Aufhebung diejer Ber: 
faffung zu beſchließen. Das Volk, das fi wider beide fiegreich erhoben hatte, ſollte auch über 
beide endgültig beichließen, und erft ver aus allgemeinen Volköwahlen hervorgehende Gonvent 
fonnte die Bejeitigung des Königthums und die Gonftituirung der Republif proclamiren. Na: 
poleon, der feinen Staatöftreich gegen dad Divectorium mir Waffengewalt, gleihjam auf feine 
eigene Macht geftügt, ausgeführt hatte, begründete die Macht und das Recht feines Conſulats 
doch nur auf eine allgemeine Volksabſtimmung. &. hielt dad Votum einer Kammermajoritär, 
die unter dem Einfluß Karl's X. und des Minifteriumsd Polignac gewählt war und unter dem 
Ginfluß der Revolution ihre Berathungen hielt, für ausreichend, um ven Thron und Die Dynaftie 
des Königs zu ftürzen, dem jie ihren Eid geleiftet, und einen Thron und eine Dynaſtie aufzu— 
richten, die das ſiegreiche Volk nit berufen und angenommen hatte. Dem Ähron 8.8 und der 
Dynaſtie Orleand fehlte daher jede rechtliche Baſis. Sie ruhte nicht auf dem Recht ver Revo— 
lution und nit auf dem Recht der Legitimität und ſchwebte haltlos zwiſchen beiden, um bei 
einem neuen Sturm rettungslos in ven Abgrund der Vernichtung zu flürzen. Das Julifänig- 
thum ruhte vielmehr auf dem Boden der Thatfahen. Seine Aufrihtung war ein Erforber= 
niß der monientanen Nothwendigkeit oder Zwedmäßigfeit. Daher ift die Regierung kis midt 
von einem in feiner Entftehung und Bedeutung rubenden Prineip, fondern immer nur von der 
Benugung der Thatfahen, von dem Gefeg der momentanen Zweckmäßigkeit, von ven Bebin: 
gungen der eigenen Gelbfterhaltung getragen und geleitet worben. 

Der Charakter und der ang der Juliregierung ift wefentlih dur ihre Entftehung, nick, 
wie man zu glauben pflegt, durch den Charakter und die Negierungsgrundfäge 2.'8 beftimmt 
worden. j 

85 ift wahr, daß die Thatfache ver Ihronerhebung ded Bürgerfönigs von ganz Frankteih 
freudig begrüßt und ohne Widerjprud anerkannt wurde, und ebenjo unwiderſprechlich &, 
daß damals eine andere Möglichkeit als die Aufrihtung des Julithrons für Franfreih und für 
2. nie vorhanden war, wenn diejer fich nicht ein neues Exil auferlegen und Franfreich im bie 
Republik drängen wollte, für welche zur Zeit fein Boden in der Öffentlichen Meinung un ind: | 
befondere in dem Theil des Volks war, welcher die Situatidn beherrichte, gegen welche aber dee | 
monarhiiche Europa jih unzweifelhaft zu einem neuen Kampf erhoben hätte. Die Annaheie | 
der franzöfifchen Krone durch X. hat daher Frankreich und Europa zur Zeit vor jhweren Käms | 
pfen und Zerrüttungen bewahrt. Aber jie hat die Nothwendigfeit derfelben nur binausgefhoben | 
und nicht abgewendet. Es war das Julifönigthum eben eine Nothwendigkeit des Augenblidt 
und mußte darum eine Erſcheinung des Augenblid3 bleiben, die mit den zwingenden 
niffen, welche jie geihaffen, wieder zufammenfanf. Es war die politijche Perjonificirung de} 
Juftemilieu (der Vermittelung), das ſich als eine politiſche Inftitution und als ein Stüd Ge— 
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{dichte zwifchen die kämpfenden oder zum Kampf gerüfteten Prineipien der Zeit hineinſchob und 
fie auseinander bielt, aber fie nicht miteinander verſöhnte. 

Die Situation war gegeben, und X. war der einzig mögliche Mann diefer Situation. Seine 
Stellung, feine perfönlien Eigenihaften machten ihn wie feinen andern geeignet, in dieſelbe 
einzutreten und fie zu beherrichen. 

Die Bhrafe „Pas parceque, mais quoique Bourbon” ift eben nur eine Phrase, die in jener 
Zeit ihre Wirfung that, aber niemals eine Wahrheit war. Wenn die Monarchie erhalten were 
den follte, To fonnte fie nur auf einen Sproflen des Haufes Bourbon übergehen, da von Napo— 
leoniſchen Sympathien durchaus nicht die Rede war. Aber mit dem Recht der Bourbons, das 
mit einem Schein von Legitimität auf ihm Übertragen werden konnte, wurde er nicht zugleic) zum 
Erben des Hafled, der auf diefen laſtete, weil der Gegenfag und die Feindſeligkeit der jüngern 
Linie gegen die ältere bereits ald Tradition im Volfe lebte, die durch das Verhalten 2.8 gegen 
die Reftauration erhalten und gepflegt worden war. Den Thron eined Bourbon konnten jelbft 
die ſttengen Royaliften anerfennen ; der Sohn Philipp Egalite's fonnte felbit von den Republi- 
fanern nicht ohne weiteres zurücgeiwiefen werden, und der conflitutionellzliberale Prinz mußte 
don Männern der dynaftifchen Oppofition als der rechte Mann erjheinen. Die Könige Euro: 
vas aber konnten den Sproffen Hugo Capet's oder Heinrich's IV. jehr gern als ebenbürtigen 
Fürften anerkennen, wenn er jelbt fih nicht auf das Prineip der Revolution, ſondern der Le— 
gitimität Rügen wollte. 

L. war fein Mann der Ideen und Grundfäge, fondern der Thatfachen und Verhäaͤltniſſe. 

Jene überließ er als ein nothwendigeö Übel den Discuffionen der Parteien; dieſe mußte er zu 
würdigen und zu benußgen und je nad) Bedürfniß zu geftalten. Das Zutifönigthum ruht auf 
keinem Princip und bat nie ein ſolches vertreten. Es ift aus dem Drang der Verhältniffe her: 
vorgegangen, hat ſich nach dem Bedürfniß derfelben geftaltet und Hat jie mit Fluger Berechnung 
in gewiſſen Grenzen zu benugen und zu beherrſchen verftanden. X. war ohne Wärme des Ge: 
müths und ohne Begeifterung, weil fein Streben und Wirken nicht von einer Idee getragen 
war. Aber er war von reiher Erfahrung, von fcharfblidender Menfchenfenntnig und von 
durhöringendem Verſtand. Seine Plane waren nicht weitausſehend, aber wohlberechnet; er 
vußte die Perfonen und die Zeit zu ihrer Ausführung wohl zu wählen. Er drängte niemals 
in fürmiiher Haft nad) feinen Ziel, war aber zähe und beharrlid in deſſen Verfolgung, und 
lieg ed niemald aus dem Auge, wenn ed auch jahrelang zu ruhen ſchien. Selbft ohne Leiden— 
haft und darum ſtets vollfommen feiner mächtig, verftand er ſich trefflich auf Die Leidenschaften 
der Menſchen und mußte fie für feine Zwede zu weden, zu benugen und auszubeuten. Er war 
ein Feind der Gewalt und Willfür, ver Bedrückung und Rechtsverletzung, der Härte und Grau⸗ 
jamfeit. Er war liberal und ein Freund der allgemeinen Gleichberechtigung aus Überzeugung 
und Erfahrung. Aber er war in faſt noch höherm Grade ein Freund der Ordnung und des 
Geſetzes. Er haßte und fürchtete nichts mehr als die Revolution. Er war nicht herrſchſüchtig, 
aber eigenwillig und, gewohnt, in ſeinen Privatverhältniſſen alles ſelbſt zu prüfen und zu thun, 
glaubte er dies auch in ſeiner monarchiſchen Wirkſamkeit zu können. Er war nicht ehrgeizig, 
dielleicht zu wenig für einen König der Franzoſen. Es fehlten ihm die großen Tugenden wie 
die großen Leidenſchaften. Er vermochte ſich nicht über die Höhe eines guten Hausvaters für 
jeine Familie wie für fein Volk zu erheben. Er wollte nur feinen Hausſtand und jein Reich in 
guter Ordnung, aber auch in guter Zucht erhalten. ‚Sein kleinlichſter Fehler war jeine Geld— 
gier, die ihn nit felten die Würde und Pflicht des Könige über der Fürforge des Familien- 
vaters vergeffen ließ. Die Lebenderfahrungen, die er im Exil gemadt hatte, lehrten ihn den 
Werth eines für alle Bälle geſicherten Beſitzthums würdigen. L. war endlich in veligiöjer Be- 
Hebung aufgeflärt und tolerant und hat fi niemals geiftlihem Einfluß hingegeben. 

So war ver Mann und fo die Verhältniffe, und der König trat feine Regierung mit zuver: 
ährlihen Selbitvertrauen an, die gegebenen Berhältniffe bald zu ruhiger Klärung und zu feft 
jorbneter Geftaltung bringen zu können, ohne fernere und tiefer greifende Erſchütterungen 
ürchten zu müſſen. 

Die Grundlage dieſes Vertrauens bildete die Überzeugung, daß fein Regiment ein dringen: 
wä, unabmeidbares Bedürfniß für alle jei, die in und außerhalb Frankreichs vor allem meitere 
Srihütterungen ver Ruhe und Ordnung in Europa verhütet wiſſen wollten, mochten ſie nun 
He geficherte Freiheit als Bedingung für die Erhaltung der Ordnung, oder dieſe als Preis für 
ie Geftaltung der errungenen Freiheit betrachten. Letztere Seite kehrte er natürlich vor allem 

n Anfnüpfung feiner diplomatiſchen Beziehungen mit den auswärtigen Mächten hervor, und 
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e3 gelang ihm ohne Schwierigkeit, die Anerkennung aller Botentaten mit Ausnahme des Königs 
von Spanien und des Herzogs von Modena zu erhalten. Doch ift nicht zu verfennen, daß L. 
ſchon bei diefer Gelegenheit in einen Widerfpruch mit dem Geift der franzöfifchen Nation gerietk, 
der eine Haupturſache ſeines Sturzes wurde. Denn der Eifer, mit dem er nach der Sicher: 

ftellung feiner Dynaftie durch Anerkennung derjelben von feiten der fremden Potentaten ftrebte, 

und um dieſen Preis felbft vie infolente Misahtung des ruſſiſchen Zaren ungeftraft hinnahm, 

verlegte ven franzöſiſchen Nationalftolz fo tief, daß während der ganzen Regierung 2.’8 immer 
tvieder, und wol nicht mit Unrecht, der Vorwurf auftauchte, daß er, für Erhaltung und Sicher: 
ftellung feiner dynaftifchen Intereffen die Würde der Nation preiögebe. Nach der andern Seite 
bin war L. vor allem darauf bedacht, die Sympathien und dad Vertrauen des Volks durd 
Mapregeln zu gewinnen, die weniger geeignet waren, die Freiheiten deſſelben zu fihern, als den 
neuen Thron und den König populär zu machen. 

Dies geihah dur die bürgerliche Einfachheit feiner perſönlichen Erſcheinung, durch vie 
Unbefangenheit und ſcheinbare Offenheit feines Verkehrs mit dem Volk und durch Befeitigung 
derjenigen Inftitutionen, die dem Volk befonderd misliebig und verhaßt waren, weil fie die 
Stellung des Hofes und einzelner privilegirter Kaften aufrecht hielten und allzu ſehr an die Zeiten 
des ancien régime erinnerten. Der ariftofratifhe wie der Flerifale Hofftaat wurden befeitigt, 
alle Drven bis auf den der Ehrenlegion ſowie die misliebigften Hoftitel aufgehoben, die Garden 
und die Schweizerregimenter aufgelöft, die Lilien vom Föniglihen Wappen entfernt und vafür 
die Nationalgarde zum Schug der Öffentlihen Ordnung und die Tricolore, die an die ſchönſten 
Tage des Ruhms und der Freiheit erinnerte, wieder in ihr Necht eingejegt. Der Trauergottes: 
dienft am Tage der Hinrihtung Ludwig's XVI. follte nicht mehr ftattfinden, das Pantheon ward 
feiner frühern Beftimmung zurüdgegeben, dev Name des hingerichteten Marfchalls Ney refti- 
tuirt, den fogenannten Königsmörbern die Rückkehr nad Frankreich geftartet, die Julifämpfer 
duch Ehrenzeichen und Penſionen belohnt, und die bedrängten Arbeiter aus Staats- und Pri- 
vatmitteln unterftügt, wozu der König ſelbſt einige Millionen Franes beifteuerte. Ingleichen 
umgab er jeinen Thron mit allen Männern, deren Namen einen guten Klang im Obr des 
Volks hatten und ald eine fihere Gewähr für die Herftellung und Erhaltung der Volkäfreiheit 
galten. Lafayette wurde zum Oberbefehlshaber ſämmtlicher Nationalgarden von Frankreich, 
Odilon-Barrot zum Seinepräfecten ernannt, Dupont de l'Eure und Laffitte traten ind Minifte- 
rinm. Doc jollte es bald klar werben, dag L. nur den Glanz ihrer Namen für ſich gewinnen, 
keineswegs aber ihre Ideen verwirklichen wollte. Denn jhon nad wenigen Monaten traten jie 
aud ihren Amtern, während Männer wie Guizot, Broglie, Louis, welche die volitiſche Gelin- 
nung 2.’3 vertraten, dieZeitung der Regierung übernahmen und Talleyrand nit nur in äußern, 
ſondern auch in innern Angelegenheiten der einflußreichfte Rathgeber des Königs blieb. 

Als die Hauptflügen feines Regiments betrachtete X. die Nationalgarde und die Kammer. 
Jene, ald Vertreterin des bürgerlichen und insbefondere des hauptflädtifchen Gewerb: und Be- 
jigftandes, liebte zwar die bürgerliche Freiheit in der Schranke des Geſetzes, ald deren Vertreter 
auch 2. ſich betrachtete, aber fie liebte und wünfchte wie er auch vor allem die Aufrehthaltung 
der Ruhe und Ordnung, unter deren Schuß ihr Erwerb und Bejigjtand gefichert war, und 
fürchtete wie er vor allem die Permanenz der Revolution, die vornehmlich der beſitzenden Bevöl: 
ferung Gefahr drohte. Die Kammer aber, aus dem Wahlgeſetz Karl's X. hervorgegangen, 
war nad Maßgabe des Hohen Genjus und. der geringen Wählerzahl nicht nur in noch höher 
Grade die Vertreterin ded wohlhabenden Befigftandes, fondern durd den Gang der Ereigniſſe 
unauflöslih mit dem Thron und der Dynaftie 2.8 verbunden. Denn dieje ihre Schöpfung | 
war zugleich die vettende Schugmauer, hinter die fie fi im Sturm der Julitage vor der wachſen⸗ 
den Volksmacht zurüdgezogen hatten, um foviel ald möglid von ihren Privilegien zu retten. 
Daber nahm L. nicht Anftand, von diefer Kammermajorität, die jede Initiative der Revolution 
von ji gewiefen und aud an dem Verlauf verfelben feinen Antheil genommen hatte, die Krone 
Karl’3X. anzunehmen, die ihm nad einer Revolution nur nach dem unzmweideutig kund gegebenen 
Willen des Volks, aljo entweder durch eine allgemeine Abftimmung oder doch mindeſtens purs 
eine zu diefem Zweck zu berufende conftituirende Berfammlung zugefprochen werden fonnte, 8. 
nahnı von ‚jener nad feiner Richtung bin berechtigten Rammer nicht nur feine Krone an, fonbern | 
regierte mit derjelben faft ein volles Jahr (bis zum 20. April 1831)?) und vereinbarte mit {br 
auch die Modificationen der Verfafjung und Gefeggebung, die durd die Revolution geboten 





2) Die neue Kammer trat erft am 23. Juli zufammen. 
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ſchienen. Auf dieſem Wege begründete er ſich mit Diefem ihm ganz ergebenen Organ einer völlig 
ufurpirten Volfövertretung einen Nechtöboden, der in gleicher Weife von den Standpunkt der 
Revolution wie von dem der Legitimität jedes Halts entbehrte, und legte damit den Grund zur 
Verwirklichung jeined Negierungsprincips, den Schein des Rechts und der Freiheit an die Stelle 
ihred Wefens zu fegen. 

Bon diefer Kammer war unmittelbar nach der Revolution binnen wenigen Stunden die 
jogenannte Revifion der Charte berathen und befhloflen worden, die an der conftitutionellen 
Gewalt des Königs Feine weſentliche Veränderung eintreten ließ und burd deren Annahme 
2, das Julikönigthum conftituirte. Mit Hülfe diefer Kammer und ihrer confervativen Ma- 
jorität kam im Bebruar 1831 ein Gemeindegefeg zu Stande, das dem dringenden Bebürfniß 
des corporativen Selfgovernment und der Decentralifation feine Nehnung trug, fondern bie 
Goncentration der Regierungsgewalt eher noch erhöhte und dadurch den verberblihen Einfluß 
derjelben auf die Wahlen fiherte. Mit eben diefer Kammer wurde enblid das verhängnißvolle 
Wahlgefetz, hauptſächlich ein Werk Caſimir Perier'd, zu Stande gebracht, an dem L. zu feinem 
endlichen Verderben mit zäher Halsftarrigfeit fefthielt, weil e8 die Grundlage für bie Aufrecht— 
haltung feines Scheinconſtitutionalismus bildete. Denn es beſchränkte immer noch das Wahl: 
recht ausihlieplih auf den wohlhabenden Beſitzſtand, der noch nit 3 Proc. der gefammten 
Bevölkerung bildete, während mehr ald 97 Proc. von jedem Antheil an ven Wahlen, alfo aud 
von derMitwirfung für die Wohlfahrt ded Staats und der Nation ausgefhloffen wurben. Denn 
obwol der Genjus für das pafiive Wahlrecht von 1000 Fr. directer Steuer auf 500, für das 
active von 300 auf 200 Fr. herabgefegt wurde, fo hob jih die Zahl der Wählbaren doch nur 
son 8000 auf 24000, und der Wähler von 80000 auf 200000. 

Mit Hülfe diefer Kammer und unter dem Schein ihrer Initiative gelang es endlich &., ſich, 

nachdem ſein Thron hinreichend befejtigt fchien, derjenigen Männer in feinem Math zu entledigen, 
deren politiiche PBrincipien jeinen Anfihten und Zweden nicht entſprachen, und die nicht geneigt 
waren, fich denjelben zu fügen oder gar dienftbar zu machen. So fand der Rüdtritt Lafayette's 
ftatt, als infolge ded vom Pairdhof verhandelten Broceffed gegen die Minifter Karl’ X. das 
Volk fih zu drohenden Exceſſen hinreißen ließ, die der confervativen Mehrheit ver Kammer 
erwünfchte Gelegenheit boten, ven König fcheinbar zu Maßregeln zu drängen, die er felbft längft 
beiloffen Harte. Das Volk Hatte nicht den Tod der Minifter, wol aber ihre Verurtheilung 
zum Tode als Sühne für das durch ihre Schuld vergoffene Blut verlangt oder doch erwartet. Als 
aber der Sprud des Pairshofs auf lebenslängliches Gefängniß lautete, brad ein furdtbarer 
Tumult in Paris los. Man wollte die Hefte Bincennes, nad welcher die Angeklagten gebradt 
waren, ftürmen, und ihr Xeben war bedroht, wenn nicht die Nationalgarbe mit Lafayette an der 
Spige energiſchen Widerftand geleiftet Hätte. . 

Deſſenungeachtet oder vielleicht gerade deshalb, weil man ſich in biefen Tagen überzeugt 
hatte, welche Macht in der Hand der Nationalgarde lag und welchen Einfluß Lafayette auf die 
politifhe Haltung derjelben ausübte, war der erfte Schlag der Reaction, wie wir den confer- 
vativ⸗dynaſtiſchen Liberalismus der Kammermajorität nun fhon nennen bürfen, nach dieſer 
Seite hin gerichtet. In der Deputirtenfammer wurbe der Antrag geftellt, die Würde eines 
Oberbefehlshaberd der gefammten Nationalgarven Frankreichs für unvereinbar mit dem con= 
fitutionellen Syftem zu erklären. Lafayette legte diefelbe infolge deſſen freiwillig niever und 
trat damit faft für immer von Schauplag der entſcheidenden Action ab, da er gerade durch fein 
loyales Benehmen in den Tagen jenes Tumults einen Theil von feiner Popularität verloren 
hatte. Dem Beifpiel Lafayette's folgte Dupont de l'Eure, und ald am 13. Febr. 1831 infolge 
der Todtenfeier für den Herzog von Berri der Zorn ded Volks gegen die Legitimiften zur Zerſtö— 
tung des erzbifhöflihen Palaftes führte, wurde Odilon-Barrot befhulvigt, die Volksbewegung 
geduldet oder gar begünftigt zu haben, und infolge deſſen zur Nieverlegung feiner Stelle als 
Seinepräfect veranlaft. Kaffitte, der feit vem 2. Nov. das Präſidium des Minifteriums geführt 
hatte, war mit jeinen Anfichten innerhalb deffelben num ganz ifolirt und reichte endlih am 
10. März 1831 ebenfalls feine Entlaffung ein, die vom König unter dem Ausdruck lebhaften 
Bebauernd angenommen wurde. Die Entlaffung und Preisgebung Lafayette'd und Laffitte's, 
denen 2. allbefanntermaßen feinen Thron verdanfte, und indbefondere des letztern, der für die 
Erhebung ded Herzogs von Orleans zum König der Franzofen feine glänzende bürgerliche Stel- 
lung geopfert Hatte, rief eine tiefgehende Verſtimmung ‚gegen L. im Herzen der Franzoſen her= 
vor. Denn fie möchten ihm eher die Verleugnung feiner liberalen Grundſätze ald feiner libes 
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ralen Freunde verziehen haben, denen er Dankbarkeit fhuldig war. Der Mangelan Abel ver 
Geſinnung ſchien ihnen noch unföniglicher ald der Mangel an Zuverläffigfeit der Grundfäge. 

An die Stelle Laffitte's trat amı 13. März deffen Nebenbuhler an der Börfe und im der 
Bolitit, Caſimir Berier, deffen Minifterium unzweifelhaft ven Glanzpunkt der Regierung &.? 
in der Richtung bilvet, welche verielbe einmal eingejhlagen hatte. Denn Perier, dem ſich Soul, 
Sebaftiani und der Liebling und Vertraute ded Königs, Montalivet, anfhloffen, verftand es mır 
feiner vor ihm und nad ihn, mit den Formen eines liberalen Gonftitutionalismus die Fräftige 
Sicherheit eines bureaukratiſch centralijirten Nrgiments zu vereinigen, vermöge beffen alle 
fheinbar ſelbſtändigen Organe des öffentlichen Lebens nad dem einheitlihen Wollen der Regie: 
rungsgewalt gelenkt wurden, Caſimir Perier beherrjchte nicht nur die immer Fraftlojer gewor- 
dene Kammer Karl’ X. und nöthigte ihr die Annahme ded von ihm vorgelegten Wahlgefrge: 
auf, mit weldhen fie ihre irrationale Laufbahn beendigte, fondern verftand ed au, bie nruge: 
wählte, obwol weit oppofitionellere Kammer in der Weife zu discipliniren, daß fie allmäplis 
zum willigen Werfzeug ver Regierung wurde, Gr entfleibete die Provinzial: und Lokalbehörden 
aller Selbſtändigkeit, zügelte und maßregelte vie Preſſe, beſchränkte und verfünmerte das Ver: 
ſammlungsrecht, unterdrückte Fleinere Aufftände und Tumulte in Paris mit rafher Entſchieden 
beit, warf die gefährliche Erhebung der Hungernden Arbeitermaflen in Lyon (21. Nov. 1831) 
mit blutiger und rückſichtsloſer Gewalt zu Boden und etablirte in diefer Weiſe eine Negierunge: 
gewalt, die mit voller Sicherheit und Einheit die Zügel des Staats in ihren Händen hielt. 
Freilich mußte diefer ſtarke Wille in gleicher Weife ſich auch dem König gegenüber geltend zu 
machen, und diefer mußte unter dem Miniflerium Perier feiner lebhaften Neigung, ſelbſt zu 
regieren, nicht ohne fhmerzliches Widerftreben mehr oder weniger entjagen. Aber er fügte ſich 
diefer Nothwendigkeit, weil er fühlte, wie ſehr ihm diefer Mann zur Zeit zur Befeftigung des 
Syſtems diente, auf dad er fein Regiment und feine Dynaftie zu gründen entjhloffen war. 

Die wihtigften Mapregeln, vie Caſimir Perier im Innern durchſetzte, waren die Aufhebung 
der Erblichfeit in der Pairie und die Bewilligung einer Givillifte von 12 Mill. Br. für L., ver 
dabei gegen die Beitimmungen des alten Herkommens im Bejig feined ungeheuern Brivatver: 
mögen blieb. Die bei dieſer Gelegenheit ſichtbar zu Tage getretene Geldgier bed Könige brachte 
jelöft in ver Kammer, noch mehr aber in der Bevölkerung einen peinlihen Gindrud hervor, ver 
wieder tief in den Herzen der Franzoſen wurzelte und dieſelben dem Fleinlich gefinnten König 
entfremdete. Selbft die von der Kammer ausgeſprochene ewige Verbannung der ältern bourboni- 
ſchen Linie warf einen Schatten auf den Eharafter L.'s, von dem das Volf verlangte, dag er ih 
der von den alten Bourbons enıpfangenen MWohlthaten mit mehr Dankbarkeit erinnern follte. 
Nach außen trat Gajimir Perier mit mehr Zeftigkeit und Entſchiedenheit auf als Laffitte. Er warf 
einen Angriff König Wilhelm’s von Holland gegen die Unabhängigkeit Belgiens jofort durch der 
Einmarſch von 50000 Franzoſen zurüd, parirte den bei einer neuen Erhebung der Römer er: 
folgten Einmarſch eines öfterreichifhen Corps in Bologna durch die Befegung Anconag, erjiwang 
ich fofortige Oenugthuung für eine Beleidigung der frangöfifchen Ehre von Dom Miguel von 
Portugal und verichaffte jo dem franzöſiſchen Namen wieder erhöhte Achtung im Audlande. 
Aber died geſchah nicht etwa, wie man hoffte, im Dienft der Freiheit, fondern nur der Matt. 
Die franzöflihe Bejagung von Ancona verhinderte feinedivegd die blutige Wiederaufrictung 
der päpftlichen Herrſchaft in Rom, der polnifhe Aufftand wurde, trog der laut und lebhaft 
Ah fund gebenden Sympathien des franzöfiihen Volks, von Kaiſer Nifolaus. in blutigen 
Kampfe niedergeworfen und das tapfere Bolenvolf, gegen die Beftimmungen der von Franfreid 
mit garantirten Verträge, des legten Reſtes feiner conftitutionellen und nationalen Freiheiten 
beraubt, ohne daß ih X. und feine Minifter zu einem ernften und wirfjamen Einſpruch ent: 
ihloffen hätten. 

Das Miniſterium Caſimir Berier’d, das befanntlih jhon im Mai 1832 durch ven Tod 
defielben an ver Cholera ein Ende nahm, hat in jeiner furgen Dauer L.'s Negierung weſenilid 
befeftigt, aber vielleicht auch den erften Anſtoß zu ihrem endlichen Ball gegeben. Denn Die 
icheinbar überaus günftigen Erfolge deffelben beftärften ven König nicht nur in der Verfolgung 
des einmal eingefhlagenen Wegs, fondern verfegten ihm auch in den verberblihen Wahn, mi 
für die Berehnung und Sicherſtellung diefer Erfolge nurdie formell berechtigten Staatögemalten 
und nicht die ſittliche Macht eines factifch unvertretenen Volkswillens, die Macht einer öffentlichen 
Meinung, eines erwachten Rechtöbedürfniffes, einer ih fund gebenden geihichtlihen Mothwen— 
digfeit in Betracht zu ziehen ſeien. 
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Der Zeitraum von 1832—40 bildet in der Regierungsgeſchichte L.'s die Epoche einer fort- 
ihreitenden Befeftigung der äußern Regierungsgewalt durch fortichreitende Beſchränkung ber 
Bolföfreiheit; die Epoche der für die Juliregierung nad} allen Seiten hin glüdlien Erfolge, die 
jedod den Träger derfelben wie in feiner äußern Machtſtellung jo aud in dem verderblichen 
Glauben an die Untrüglichkeit feines Syſtems befeftigten, während daſſelbe im Geift ver Nation 
immermehr an Boden verlor. Es ijt die Epoche, in welder L. unter ven wechfelnden Miniftern 
ich mehr und mehr in feiner Neigung zum Seldftregieren befeftigte und durch feine Cinmifhung 
in die einzelnen Detaild ver Regierung mehr und mehr den überſchauenden und durchdringenden 
Blid für dad Ganze verlor, wie ihm die Zufriedenheit mit den äußern Erfolgen mehr und mehr 
dad Verſtändniß des innern Entwickelungsganges verpunfelte, den der Geift der Nation zu neh: 
men begann. - 

Zu den für die Regierung glüdlichen Greigniffen, die zur Befeftigung ihrer Macht wefent: 
lich beitrugen, von denen ſie ſich aber eben darum nad vem Wege ver Freiheitsbeſchränkung allzu 
ſeht vorwärts_drängen ließ, müſſen wir vor allem die verfchiedenen Aufſtandsverſuche und 
Atentate zählen. Dur dad Glück L.'s und die Energie der Regierung waren fie alle ohne 
ernfte Gefahr vorübergegangen und doch wohl geeignet, ernfte Beforgniffe in den Gemüthern 
der befigenden Bourgeoijie zu erregen und die Vertreter derfelben in der Kammer zur Bewilli— 
gung von Mafregeln und Gejegen zu veranlaffen, wie fie 2. zur Sicherung ſeines Regiments 
zu bedürfen glaubte. 

Der republifanifche Aufftand, der im Juni 1832 bei der Beftattung des freijinnigen Ge: 
nerald Lamarque in Paris ausbrach und nicht ohne ernften blutigen Kampf unterbrüdt werten 
konnte, befreite die Julimonarchie von dem directen Einfluß von Männern wie Dupont de l’Eure, 
Odilon-Barrot, Arago, Laffitte und indbefondere Lafayette, da diefe wider ihren Willen in Be: 
ziehung zu der revolutionären Bewegung gebracht worden waren. Der nad Niederwerfung 
des Aufftandes über Paris verhängte Belagerungszuftand mußte zwar infolge eines Urtheils— 
ſpruchs des Gaflationshofs wieder aufgehoben werben; doch Fonnte die Regierung ohne Wiver: 
fand Befchränfungen der Preſſe und des Vereinsrechts eintreten laſſen, welche als die gefähr- 
lihften Feinde ihred Syſtems erfchienen. 

Noch vortheilhafter für die Befeftigung der Dynaftie Orleans war der unglückliche und 
gänzlih mislungene Verſuch der Herzogin von Berti, die Bendee zu Gunſten einer Reftauration 
der Bourbond zu injurgiren. Die hierdurch unzweifelhaft gewordene Schwäche der Partei, vie 
nod dem alten Königshaufe anhing und zum opfermuthigen Kampfe für daffelbe bereit war; 
die Abenteuerlichfeit, zu der allmählich das Unternehmen der Herzogin berabjanf, und endlich 
die ſchwere Gonpromittirung der bourboniihen Bamilienehre, al& die gegenwärtige Ne— 
präjentantin des alten Koͤnigsgeſchlechts in Franfreih in dem Gefängniß, in das fie durch 
ben Berrath von Deuz geführt worden war, ihre Schwangerfhaft befannte, alles dies 
mußte die Hoffnungen und den Einfluß der Legitimiften für lange Zeit vernichten und jede Ge: 
fahr bejeitigen, die von diefer Seite etwa noch zu fürdten war, In gleicher Weiſe wurde L. von 
der Beſorgniß vor einem Wiederauftauden des Napoleonismus durd den Tod des unglüdlichen 

Herzogs von Reichſtadt befreit. Er fonnte nun ohne Bedenken den perjönlicden Sympathien 
der Franzoſen für den großen Napoleon durd die Wiederaufrichtung feiner Statue auf bie 
Vendömeſäule Rehnung tragen. Und als einige Jahre fpäter der gegenwärtige Raifer Ludwig 
Napoleon in Stradburg den verfehlten Verſuch machte, jih zum Erben des Napoleonijhen 
Throns zu proclamiren, fonnte 2. gegen den ohnmächtigen Abenteuerer, der in feine Gefangen- 
haft gerathen war, ohne Beforgniß eine Milde üben, die ihm diefer keineswegs gelohnt Hat. 

Directern Vortheil für die Durhführung feines Syſtems zog L. aus den erneuten repu= 
blikaniſchen, mit focialiftifchen Elementen gemiſchten Aufftänden in Lyon und Paris im April 
1834. Der Kampf zur Unterbrüdung derjelben war, befonderd in Lyon, ein ſehr blutiger ge— 
iwejen und hatte ven Truppen, wie e8 heißt, 500 Todte und Verwundete gefoftet. Die dienft: 

iertige Kammer, die ſchon ohne äußere Veranlaffung die Macht der Preſſe durd Verbot des 
Straßenbuchhandels mit Zeitungen und Flugſchriften befhräanft und das Vereinsrecht unter bie 
ftrengfte Gontrole der Regierung geftellt hatte, benußte die jüngflen Greigniffe, um die freien 
Franzoſen aud ihres Waffenrechts zu berauben und eine völlige Entwaffnung der Bürger zu 
beichließen, und fein Geringerer ald Thiers hatte weientlih zur Annahme dieſer Geſetze mitge— 
wirft. Dagegen fielen die Urtheile gegen die zahlreichen Angeklagten, die infolge diefer Aufs 
fände vor die Pairskammer geftellt wurden, ſehr mild aus. Es wurde Fein —— ge⸗ 
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fällt, und wir dürfen Hier wol im allgemeinen die Thatſache conftatiren, daß L. feine Regierung 
niemals durch einen Act der Grauſamkeit oder auch nur der perfönlichen Rache befleckt Hat. Die 
Barbareien, die zuweilen das Militär bei ver Unterdrückung von Aufftänden übte, können nidt 
ihm zur Laſt gelegt werden. Er war weder Tyrann noch Barbar, vielmehr in dem Maße der 
Freund eines friedlichen Regiments, daß er die Sicherftellung der bürgerlihen Ruhe und Ort: 
nung um den Preid wachſender Freiheitsbeſchränkungen nicht zu theuer erfauft glaubte. Kur; 
nach dem Beginn des Procefles gegen die (Mai:) Angeklagten in Yyon und Barid (10. Mai 
1835) ſtarb Lafayette. Er fonnte nicht mit dem Berwußtfein aus dem Leben ſcheiden, daß bie 
Freiheit, für die er faft 50 Jahre mit reblicher Hingebung gekämpft hatte, nun in Frankreit 
ſicher begründet fei. 

Das furdtbare Attentat Fieschl's endlich, deſſen Mordwaffe &. nur durch ein Wunder enı: 
gangen war, mährend in feiner unmittelbaren Nähe nit weniger ald 60 Perfonen getöbter 
oder verwundet wurden, gab dem Minijterium(Broglie, Guizot, Dupin, Thiers) und der über: 
aus confervativen Kammer vom Juni 1834 Veranlaffung zum Erlaß der berühmten und ver: 
Hängnigvollen Septembergefege, durch welche der Preffe der legte Schein der Freiheit genommen 
und indbefondere der Einfluß der Jury auf pie Entiheidung über Preßvergeben weſentlich be: 
ſchränkt wurde. 

Am 19. Febr. 1836 wurde Fieschi mit feinen beiden Complicen Bepin und Morey bin: 
gerichtet. Nicht fünf Monate fpäter erfolgte das Attentat Alibaud's, und nachdem auch diefer 
hingerichtet war, in demfelben Jahre nod das Attentat Mounier’d, der ebenfalld zum Tode 
verurtheilt, aber vom König begnadigt wurde. Alle diefe Gefahren gingen nit nur glücklich 
an L. und feiner Dynaftie vorüber, fondern trugen weſentlich zur äußern Befeftigung feiner 
Regierung und zur Bereitiwilligfeit ver durch das Wahlgefeg privilegirten Bourgeoifte bei, die- 
felbe mit denjenigen Garantien und Machtbefugniſſen zu umgeben, die fie vor jedem Angriff 
aus der Mitte des Volks ficherzuftellen fhienen. Zur Befeftigung der Dynaftie trug nicht wenig 
auch die am 30. Mai 1837 ftattgehabte Bermählung des Thronfolgerd, Herzogs von Orleans, 
mit der Prinzeffin Helene von Medlenburg bei, die, wie ihr Gemahl, ſich alsbald einer außer: 
orbentlihen Popularität erfreute, und die Geburt des Grafen von Paris, durch weldhe die di— 
tecte Thronfolge bereit bis ins dritte Geſchlecht gefichert ſchien. 

Ebenſo günftig geftalteten ſich in diefer Zeit Die auswärtigen Beziehungen Frankreichs oder 
vielmehr 2.86. Man mußte ed an allen Höfen anerkennen, daß es dem König der Franzoſen 
und feinem Regierungsfoftem in unerwarteter Weife gelungen war, die Gefahr der revolutio- 
nären Propaganda, mit welcher die Juliereigniffe alle Throne Europas zu bedrohen ſchienen, 
glücklich abzuwenden, oder vielmehr, wie man zur Zeit glauben mußte, den Krater des euro: 
päifchen Revolutionsherdes für immer zu fliegen. Ja man gemöhnte fih bald, in 2. den 
Lehrmeifter des Syſtems zu erkennen, bad, unter Aufrehthaltung freiheitlicher Verfaſſungs 
formen, doch die unumfchränftefte Ubung der fürftlichen Gewalt geftattete. Sehr gern verzieh 
man baber dem Flugen König die Illegitimität feines Urfprungs, troß deren er ſich zum Schützer 
und Hüter der legitimen Throne zu machen gewußt hatte; und man ſuchte die Freundſchaft Lis, 
der die Macht Frankreichs in fo fiherer Hand zu halten wußte. Im Vertrauen auf diefe Som: 
pathien der Fürften-, die er in folder Weife gewonnen hatte, oder vielmehr auf das Gefühl ver 
Nothwendigkeit, zu der ihnen die Fortdauer feines Negimentd und die Erhaltung eines fried— 
lihen Berhältniffes mit demfelben geworden war, hätte er wol noch mehr wagen fönnen als bie 
Bejegung von Ancona (1831) den Einmarſch in Belgien zur Vertreibung der Holländer au: 
Antwerpen (1832), und die indirecte Intervention in Spanien (1836). Denn man mußte febr 
wohl, daß er gewiſſen augenfälligen Sympathien des franzöfifhen Volks Zugeftänpniffe vieler 
Art nicht verfagen konnte und daß er auch mit dieſen Expeditionen nur den politiſchen Staats 
intereffen Frankreichs, nicht den freiheitlichen Volksintereffen der Römer und der Belgier zu die: 
nen beabfichtigte. Ein engeres Bündniß ftrebte &. nur mit England an, deffen gefammtes öffent: 
liches Leben er durch Tängern Aufenthalt dafelbft fhägen und würdigen gelernt Hatte. Gin 
inniged Bündniß zwiſchen England und Frankreich betrachtete er als eine geſchichtlich geboten: 
Nothwendigkeit zur Erhaltung bürgerlicher Freiheit und zur Pflege fortſchreitender Givilifation, 
deren Förderung und Sicherftellung er ald eine unabweisbare Aufgabe Franfreihs und feiner 
Regierung anfah. Ordnung und Gefeglickeit unter einer ftarfen Regierung ſchien ihm die un: 
erlaplihe Bedingung für die Löfung diefer civilifatorifhen Aufgabe. England wußte den 
Werth diefer entente cordiale wohl zu fhägen, die Talleyrand, der Gejandte L.'s, in London 
trefflih anzufnüpfen verftanden hatte. Es duldete daher, wenn au ungern, die fortjchreitende 


Ludwig Philipp u 613 


Befeitigung Frankreichs in Algier, deſſen Bejig dur die Eroberung von Konftantine (13. Oct. 
1837) endlich geſichert ſchien; doch währte der Kampf gegen den heimlich unterftügten Abp:el- 
Kader noch bis in die Mitte der vierziger Jahre. 

Es haben während diefer Zeit zahlreiche Minifterwechfel und mehrere Auflöjungen und Er- 
neuerungen der Volfövertretung jowie Umgeftaltungen ver Pairskammer flattgefunden. Wir 
glaubten, diefen Ereignifien feinen befondern Werth beilegen zu müffen; denn der Minifter: 
wechſel war lediglich zu einer Perjonenfrage Herabgefunfen, die freilich auch ein gefährliches 
Moment in fih trug. Ob aber Soult over Broglie, Mole oder Baffano, ob Thiers oder 
Guizot, Gerard oder Sehaftiani am Ruder waren — das Syftem, das in der Perfon und den 
Anfichten L.'s feinen Ausprud fand, blieb immer vaffelbe, wenn aud das Minifterium vor: 
züglih aus Doctrinären ober der liers-parti, aud Männern des rechten oder gar des linken 
Gentrumd gebildet war. Daffelbe gilt von den Kammern. Die Wahlen oder aud die Ver— 
handlungen mochten, je nach der Zeitftrömung oder der größern oder geringern Sympathie für 
die Perfonen der Minifter, etwas mehr oder weniger oppofitionell gefärbt fein, die Majorität 
blieb immer viejelbe: loyal, regierungsfreundlih, fügfam und bürgerlidsconfervativ — eine 
Kammer 2.'8, die feiner Lenkung nicht minder willig folgte ald feine Minifter; und mas fie 
vielleicht noch beſtimmter harakterifirt: eine Kanımer der Bourgeoifie, des privilegirten Bejig- 
ſtandes, in deſſen Intereffe jie die Ruhe und Orbnung um den Preis der Freiheit erfaufen zu 
dürfen glaubte. And Ende diefer Epoche (13. Mai 1839) fallt der Aufftandsverfudh der nicht: 
bejigenden Arbeiter unter Barbed und Blanqui. Er ift ohne Schwierigkeit unterdrückt und der 
zum Tode verurtheilte Barbes von. jogar begnadigt worden. Aber ber entfchieven focialiftifche 
Charakter dieſes Aufitandes läßt ihn ald das erfte Merkzeichen des ſich vorbereitenden lm: 
ſchwungs erkennen, da der ihr Wahlprivilegium engherzig und felbftfühtig ausbeutenven 
Bourgeoijie gegenüber der befiglofe Arbeiter notäwendig in die Bahn der focialiftifhen Revo: 
Iution gedrängt werben mußte. 

Man bezeichnet gewöhnlich ald den Wendepunft in der Regierungsgefchichte L.'s die orien— 
taliſche Krijis von 1840, infolge des Kampfes zwiſchen Mehemed: Ali von Ägypten und dem 
Sultan Mahmud II., oder vielmehr die Folgen, welche derfelbe für das Verhältniß Frankreichs 
zu den übrigen Mächten hatte. Aber in ver That ift der Anfang zu einer Wendung der Dinge 

in Frankreich jhon in ven Kammerintriguen des Jahres 1839 und in dem durch diefelben her— 
vorgerufenen Sturz des Minifteriums (Mole) vom 15. April 1837 zu erfennen, das mehr als 
irgendein früheres ganz im Geift und nad dem Willen des Königs regierte. Die Eoalition, 
die ich in der Kammer gegen diefed Minifterium aus den Häuptern der Doctrinärd der tiers- 
parti und deölinfen Ceutrums, Guizot, Thierd und Odilon:Barrot, bildete, war um jo verberb- 
licher und um fo charakteriſtiſcher für die Situation, als fie nicht aus politifhen, jondern aus 
perfönliden Motiven hervorging. Denn wie dad Regiment 2.8 weniger auf der Verfolgung 
politiſcher Principien als perjönlicher Intereffen beruhte, fo begründete fi die Macht deſſelben 
wefentlih auf Gewinnung und Feflelung einflußreiger Perſoͤnlichkeiten und ihrer Intereffen an 
die Fönigliche Regierung. Das Geheimniß, aber aud) die Schwäche der Regierung L.'s beftand 
in dieſer Benugung und Abnugung der Perfönlidkeiten, in ver Verwerthung nicht nur der per= 
ſönlichen Fähigkeiten einzelner, ſondern aud ihrer Sympathien und Antipathien, ihrer 
Schwäden und Leivenjhaften für die Intereflen der föniglihen Regierung. Darum aber 
mußte auch die erwachende Eiferfucht diefer zunächft auf die Kammer und dann auf die Öffent= 
lie Meinung einflußreichen Perjönlichfeiten gegeneinander und die infolge deſſen allmählich 
eintretende Entfremdung und Abwendung einzelner aus ihrer Mitte von der Regierung den 
Beginn einer innern Zerfegung der Macht bilden, welde diefelbe aus diefer Duelle jhöpfte. 
Die innere Haltlofigfeit des Syſtems, das auf ſelbſtſüchtiger Ausnugung der uneblern menſch— 
lichen Leidenſchaften beruhte, gab ſich zunächſt in diefer unnatürlihen Eoalition gegen dad Mi— 
näfterium Mole — oder vielmehr gegen das Selbftregiment 2.’8 zu erfennen; demnächſt aber 
in dem wiederholten Minifterwechfel der Jahre 1839 — 40, der keineswegs mit einem Wechfel 
deö Syſtems verbunden war, fondern einerjeitd in dem Widerftreben L.'s gegen jedes Miniftes 
rium und jeden Minifter feinen Grund hatte, dem er einen mitentigeidenden Einfluß auf den 
Gang der Regierung zugeftehen follte und andererfeitö in ver Schwierigfeit, eine Miniſtercom— 
bination unter Männern zu Stande zu bringen, die fi nur zum Sturz des gemeinfamen Geg: 
ners vereinigt hatten und von denen jeder die Hülfe des andern nur hatte benugen wollen, um 
ſich ſelbſt an die Spige der Negierung zu bringen. 

Infolge ver oppofitionellen Adreſſe der Kammer vom Januar 1839 gab Mole feine Ent: 


614 Ludwig Philipp 


laffung. Der König zog eine Kanımerauflöfung vor. Abez als die Neumahlen wieder entſchieden 
zu Gunften der Eoalition ausfielen, mußte der König dad Minijterium entlaffen und fid ent- 
ſchließen, dem Hauptleiter ver oppofitionellen Goalition, Thiers, ein Portefeuille in den neuen 
Minifterium anzubieten, obgleich ihm derſelbe, nicht etwa wegen feiner politifchen Anſichten, fon: 
dern megen feines fuffifanten regierungsfüchtigen Ehrgeized aufs äußerſte wiverftrebte. Es 
fonnte aus dieſen Urfachen eine beiden Theilen entſprechende Miniftercombination nicht zu 
Stande gebracht werden, und die damaligen Verhandlungen legten ſchon den Grund zu der tief- 
innerlichen Antipathie zwifchen Thiers und X., die nicht wenig zur Kataſtrophe von 1848 bei: 
getragen hat. Erſt infolge des Aufftandes von Barbes und Genoffen (12. Mai 1839) Fam bie 
Bildung eines Minifteriums zu Stande, an deſſen Spige Soult ftand und welden Thiers nidt 
angehörte. Aber dieſes Minifterium, das wieder aus willigen Werkzeugen L.'s beftand, lieh 
fi) bewegen, die fhon einmal von der Kanımer und von der Öffentlihen Meinung entſchieden 
zurüdgewiefene Dotation des Herzogs von Nemourd abermals zu beantragen. Denn der in 
feiner Geldgier felbft feine fonftige Klugbeit vergeffende König wollte trog des allbefannten 
enormen Reihthumd ver königlichen Bamilie und diefes Prinzen auf dieje Vermehrung feiner 
Revenuen durhaus nicht verzichten, obgleich die Verfaffung eine Ausftattung der königlichen 
Prinzen durch den Staat nur im Falle der Inzulänglichkeit ihres Privatorrmögens für zuläflig 
erklärte. Der Dotationsantrag wurde von der Kammer verworfen, der Name L.'s war in der 
Öffentlichen Meinung mit dem Flecken unföniglicher Habſucht behaftet, dad Minifterium Soult 
(vom 12. Mai) nahm feine Entlaffung, und der König mußte fih (1. März 1840) zu einem 
Minifterium Thiers entfchließen, das der Fortführung feines Regierungsſyſtems ernfte Hinder: 
niffe entgegenzufegen droßte. 

In diefe Zeit der wiederholt dem Könige aufgenöthigten Miniſterwechſel fällt ver Beginn 
der orientalijchen Kriſis. 

Der Paſcha von Ägypten, Mehemed-Ali, der ſchon im Jahre 1810 mitfeinem Sohn Ibrahim: 
Paſcha die reformatoriſchen Wehabiten in Arabien niedergeworfen und allmählich die ganze 
Halbinfel unter feine Botmäßigkeit gebracht hatte, errichtete in feiner eigenen Provinz unter 
dem äußern Schein europälfcher Verwaltungsformen und unter Mitwirkung zahlreidher Eure: 
päer und befonders Franzoſen eine fo abfolute Herrſchaft, daß er fich zum Herrn und Beliger 
des ganzen Landes und feiner Erzeugniffe machte. Die ungehenern Revenuen, die er durch diefe 
Ausbeutung ded ganzen Landes gewann, benupte er zur Bildung eines zahlreihen, mad euro: 
päiſchem Mufter organijirten Heered und zur Schaffung einer ebenjo bedeutenden Flotte. Im 
griechiſchen Kriege bediente ji der Sultan diefer Kriegsmaht Mehemed-Ali's und Ibrahim: 
Paſcha's zur Niederwerfung der Griechen und gab ihm dafür die Injel Candia. Aber Debemed- 
Ali, der nach dem Befig von ganz Syrien verlangte, forderte auch noch Damascus, und als ihm 
dad verweigert wurde, bemächtigte er ih (1831) Syriens mit Gewalt, ſchlug die ihm entgegen: 
geſchickten Heere des Sultans und bedrohte die Türkei mit vem Untergang. Der Sultan fühlte 
ih in fo großer Bedrängniß, daß er die ihm angebotene Hülfe Rußlands bereitwillig annahm. 
Aber Frankreich und England, die das Übergewicht Nuplands im Orient fürdhteten, vermittelten 
ihleunigft zwiſchen ven flreitenden Parteien den Frieden von Rutaja (6. Mai 1833), durd 
welden Mehemed: Ali in den Befig von ganz Syrien und Adana gelangte. Doch hatte Ruf: 
land mit der Pforte ven Vertrag von Unkiar-Skeleſſi abgefchloffen, in dem es ſich jederzeit zum 
Beiftande derfelben verpflichtete, dafür aber die ihm überaus wichtige Schließung der Darda: 
nellen gegen alle europäifhen Mächte, d. h. den ausſchließlichen und geſicherten Beſitz des 
Schwarzen Meeres für ſich erlangte. 

Aber nahdem Mehemed-Ali feine Macht an beiven Küften des Rothen Meeres inımer weiter 
nad Süden bid an den Berfifhen Meerbufen ausgedehnt hatte und dadurch felbft den engliſchen 
Befigungen in Aſien gefährlich zu werben drohte, erneute der Sultan Mahmud auf Anftiften 
Englands im Jahre 1839 den Kampf in Syrien, erlitt aber eine furdtbare Nieverlage bei 
Nifib, verlor jeine ganze Flotte durch verrätherifchen Übertritt des Kapudan-Paſcha zu Mebe- 
med: Ali, und da der Sultan mitten in diefer Krifis flarb, fo ftand das türfifche Meich offenbar 
am Rande des Verderbend, wenn nidt von außen Hülfe fam. Diefe aber wurde demielben 
von England und Frankreich wie auch von Preußen und Ofterreich aufs ſchleunigſte angeboten, 
da diefe Mächte nichts mehr fürdhteten ald den directen und alleinigen Beiftand Rußlandé 
Man erklärte nun, in Gemeinfchaft mit diefem die Friedensvermittelung zwiſchen dem ftreitenden 
Parteien übernehmen zu wollen. Aber als die Pforte (Khosrew-Paſcha, der Beier des jungen 
Sultans Abdul-Medſchid) diefe Vermittelung mit Breuden annahm, entwickelte ſich über dir 
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Forderungen, zu deren Annahne Mehemed: Alt allenfalls niit Gewalt gezwungen werben folfte, 
ein heftiger Meinungäftreit zwifchen Frankreich einerfeitd und dem übrigen Mächten anderer: 
ſeits. Iene flimmten, wenn aud aus verfchiedenen Gründen, darin überein, daß der Paſcha 
von Agypten nicht mit zu großer Macht befleivet werden dürfe: England, weil e8 von dem An 
wachſen dieſer Macht am Rothen Meer eine Gefahr für feine Herrfcaft in Oftindien, Öfter: 
teih mit England und Preußen, weil die allzu große Schwächung der Türfei die Gefahr des 
ruſſiſchen Übergewichts erhöhte, und Rußland, weil das Entflehen eines ſtarken mohammeda— 
niſchen Reichs, dad an die Stelle ded zuſammenbrechenden Ddmanenreichd trat, die alten Plane 
Rußlands auf den endlichen Befig Konftantinopeld zu vereiteln drohte, Frankreich Hingegen, 
deflen Interefle und Politik im Mittelmeer immer und nothwendig dem englifchen Intereffe 
widerftreben, glaubte in ver Machtermeiterung des mit dem Franzofenthun lebhaft ſympathi⸗ 
firenden Paſchas von Ägypten über Syrien und Arabien fich einen politiſchen und commerziellen 
Einfluß auf jene Gebiete zu fihern, deſſen Bedeutung für Frankreich nicht zu verfennen und 
durch die Erpedition Napoleon's I. aller Welt Elar geworden ift. 

Aber während ſowol unter dem Minifterium Soult (12. Mai) wie unter dem Minifterium 
Thiers Die Verhandlungen über die Frage gefiihrt wurden, ob Mehemed⸗Ali neben dem erblichen 
Beſitz Agyptens für feine Lebenszeit ganz Syrien, oder nur einen Theil veffelben ‚behalten 
follte, erfuhr man in Baris plöglih, dap die vier Mächte mit Umgehung Frankreichs eine 
(Duadruple:) Allianz gefhloffen hätten, in welder fie fi über ein gemwaltfaned Vorgehen 
gegen den Paſcha verfländigten, um ihn zu den von ihnen feftgeftellten Friedensbepingungen zu 
zwingen. Diefe Ausſchließung Frankreichs von ven Concert der Großmächte und von ber jo 
überaus wichtigen Regulirung der orientalifchen Angelegenheiten mußte in Varis ald eine ab: 
ühtlihe Zurüdfegung und Kränkung Frankreichs befonderd von feiten Englands (Balmer: 
fon), feines biäherigen Verbündeten, empfunden werden, und ald ein Triumph, den bie 
Politit Rußlands in London über das Bündniß der beiden freien Weſtmächte davongetragen 
babe. Thiers fühlte ih um fo tiefer verlegt, je mehr es befannt war, weld hohen Werth er 
auf die Erhaltung eines freundfhaftlicen Verhältniſſes mit England legte. Die franzöſiſche 
Nation aber war aufs tieffte entrüftet über dieſe rückſichtsloſe Kundgebung geringfhägiger 
Mibachtung, die man ihr bieten zu dürfen glaubte. Es war daher nur das Echo der Stimmung, 
von welcher das ganze Volf durchdrungen war, wenn Thiers dieje Ifolirung Frankreichs wie 
eine Kriegderflärung betrachtete und ſich mit voller Kraft rüften zu müſſen glaubte, um ben er= 
fahrenen Angriff auf die Ehre Frankreichs allenfalls mit ven Waffen in der Hand abzuwehren 
oder zu rächen. Truppen wurden ausgehoben, die Feſtungen in Vertheidigungszuſtand gefept 
und ſogar — fo ernftlich ſchien man gegen alle Eventualitäten eines großen Kriegs ſich ſchützen 
zu wollen — Paris mit mächtigen Feftungswerken umgeben. Insbeſondere aber wurben 
die fittlichen Apparate zu einem kriegeriſch- nationalen Aufſchwung in Bewegung gefegt, Die Er- 
Innerung an bie großen Zeiten der Revolution und des Kaiſerthums geweckt und felbft vie Aſche 
Napoleon's von St. = Helena geholt, um diefen Grinnerungen Glanz und Leben zu verleihen. 
Aber e8 fehlte dem fühnen Wort die ebenfo kühne That. ALS zur Ausführung des Alltanzver- 
tragd mit den Oſtmächten eine englifche Flotte an den Küften von Syrien erfhien, um bie 
Agypter gewaltfanm daraus zu vertreiben, ſchickte Frankreich nicht nur feine Flotte zum Schuß 
Mehemed-⸗Ali's, fondern zog fogar feine Kriegsichiffe von Aleranprien nad Toulon zurück, 
um, wie ed hieß, zufällige Gonflicte mit der englifchen Flotte zu vermeiden. Und fo geihah es, 
daß der Vicekönig, der fih von feinem vermeintlichen Bundeägenoffen preiögegeben ſah, gegen 
Erwarten Frankreichs den englifhen Waffen faft feinen Widerſtand entgegenfegte und am 
27. Nov. 1840 mit dem Admiral Napier einen Vertrag abſchloß, nad welchem er alle feine 
Beigungen außerhalb Ägyptens fowie die zu ihm übergetretene Flotte herausgab und fid mit 
dem erblichen Befig Agnptens unterSuzeränetät der Bforte und gegen Zahlung eines jährlichen 
Tributs an diefelbe begnügte. 

Der Abſchluß diefes Vertrags fand Thiers ſchon nicht mehr an derSpige des Minifteriums. 
Gr Hatte ſich überzeugt, daß L. der allgemeinen Stimmung der franzöſiſchen Nation nur äußere 
Scheinconceſſionen machte und entfchloffen war, um der vermeintlichen Sicherheit feiner Dy- 
naftie willen den Frieden auch um den Preis der Ehre Frankreichs zu erhalten. Er Eonnte 
beim König weder eine directe Unterflügung Mehemed-Ali's, noch die notwendigen Bewilli- 
gungen zu einer ernten Rüftung, noch eine entſchiedene Behandlung der Kriegöfrage in der 
Thronrede beim Wiederzufanmentritt der Kammern durchſetzen, während dagegen die Cerni— 
rung von Paris mit Feſtungswerken mit ungewöhnlichen Eifer und Koftenaufmand betrieben 
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wurbe, Er konnte nicht zweifeln, daß L. mit ber Ehre Frankreichs und noch mehr mit dem Na- 
men feined Minifterd ein falfches Spiel fpielte, ja daß er mit den Mächten, gegen die man ſich 
öffentlich und laut zum nationalen Kriege rüftete, geheime und directe Verhandlungen pfleg, 
welche ven Abſichten der Nation und der officiellen Regierung geradezu entgegenwirkten, Gr 
gab feine Entlaffung, blieb aber großmüthiger = oder unbefonnenerweife noch fo lange im Amt 
und alfo in der Berantwortung für alles, was gefhah und nicht geſchah, bis die Demüthigung 
Mehemed-Ali's und damit auch Frankreich eine vollendete Thatſache war. L. fonnte nun ohne 
Schwierigkeit ein Minifterium bilden, das ſich von jeder Verantwortung für dieſe Demüthigung 
Frankreichs frei wußte und nur noch ven Weg zur Wieverherftellung eines friedlichen Berbäli: 
niffes mit den übrigen Mächten anzubahnen hatte. Und jo geſchah es in ver That, daß nah 
kurzen, ſeht wenig würdigen Unterhandlungen, welde Guizot ald Minifter des Auswärtigen 
führte, Frankreich wieder in das Concert der europäljhen Mächte eintrat, indem ed durch Ber: 
trag vom 13. Juli 1841 den zwifchen der Pforte und dem Vicefönig von Agypten ohne fein 
Zuthun und gegen feinen Willen vermittelten Friedendvertrag völlig anerkannte. 

Das Minifterium Soult » Guizot= Dudyätel vom 29. Det. 1840 ift dad eigentliche Minifte: 
rium 2.8, das nun, abgerechnet zufälliger und gleihgültiger Verfonalveränderungen, das 
Syſtem deffelben faft acht Jahre lang mit haldftarriger und blinder Gonfequenz fortführte, bie 
es endlich fich felbft, dad Syſtem und die Dynaftie zum plöglicen und jähen Sturz brachte. 

Der Verlauf und der Ausgang der orientalifchen Kriſis und der erzwungene Rüdtritt von 
Thiers aus dem Minifterium werden mit Recht als die hervortretendften Wendepunfte in der 
Regierungsgefchichte L.'s betrachtet. Denn das Gefühl der durch den König in ſelbſtſüchtigem 
Intereffe für feine Dynaftie verlegten und preisgegebenen Nationalehre fhlug zu tiefe Wurzel 
im Herzen bed franzöfifchen Volks, um nicht eine bleibende und unheilfhwangere Misflimmung 
gegen die Perfon und die Regierung L.'s in demſelben zurüdzulaffen. Diefe Misſtimmung 
war eine um fo ernftere und allgemeinere, je mehr fich die Anficht befefligte, daß der König von 
Anfang der Krijis entſchloſſen war, ven Forderungen ded Volks nicht nahzugeben, und der Be: 
wegung nur darum freien Lauf ließ, um während berfelben deſto fiherer mit den Gabineten zu 
verhandeln und zu confpiriren, ganz befonders aber um die Erregung der Gemüther zur Durch⸗ 
jegung feines alten Lieblingsplans, der Befeftigung von Paris, auszunugen, die offenbar niht 
gegen äußere Feinde, fondern gegen das eigene Volk gerichtet war. In noch höherm Grade ald 
auf, Iaftete dieſe Antipathie des frangdjifchen Volks auf Guizot, der auf die Vollziebung ber 
Plane des Königs bereitwillig einging und burd den Vertrag vom 13. Juli 1841 die Selbft- 
demüthigung Frankreichs bejiegelte. Je fefter aber &. an dieſem Minifter hielt, je mehr ſich die 
innere und äußere Politik deffelben vor der öffentlihen Meinung mit den perjönlidhen Inten: 
tionen des Königs identifieirte, um fo gefährlicher mußte auch für dieſen endlich der Haß und 
Unwille werben, der fi mehr und mehr gegen feinen Minifter wendete. 

Faſt nicht weniger verderblich für 8. wurde der Verlauf und der Ausgang der orientaliihen 
Krifis durch den Einfluß, den diefelbe auf die Stellung von Thiers zu Guizot und zum König 
ausübte. Diefer überaus ehrgeizige, in feiner ganzen politifchen Laufbahn nicht felten mebr 
von perfünlichen ald von fachlichen Motiven geleitete Staatsmann fühlte fih aufs tieffte gefränft 
durch den offenbaren Misbrauch, den der König mit feiner Berfon und feinem Amt getrieben, 
durch Die abfichtlihe Bloßſtellung, der er ihn vor den europäiſchen Gabineten und vor der öffent: 
lihen Meinung Frankreichs preisgegeben hatte, und durch die hinterhaltige Intrigue, mit we: 
her er die Popularität feines Minifters für immer untergrub, während er eben diefe Popula- 
rität zum Deckmantel feiner unvolfsthümlichen Gabinetspolitit misbrauchte. Diefe tiefe 
Erbitterung gegen die Berfon des Königs und feines Minifterd Guizot wurde num zur Trieb: 
feder feiner fernern politifhen Beftrebungen, und ed ift unzweifelhaft, daß Thiers, deſſen be: 
rühmter Name, deffen oratoriſches und agitatorisches Talent immer noch von bedeutendem 
a war, nicht wenig zur Untergrabung und zum endlichen Sturz des Julithrons beige: 
tragen hat. 

Vielleicht als ein erfted, damals kaum als ſolches beachteted Merkzeichen dieſes beginnenden 
Umſchwungs ift der am 4. Aug. 1840 erneute Verſuch Ludwig Napoleon’ zu betrachten, durö 
eine Landung in Boulogne mit Hülfe einiger zufammengelefener Uniformen der alten Napolto— 
niſchen Garde und eines lebendigen Adlers ven Thron 2.’8 umzuftürzen. Der Abentenerer, der 
damals von ganz Europa verlaht wurde, hat ſich fpäter als ein zu feiner Beurtheiler ver Men: 
hen und der Verhältniffe bewährt, als daß man nicht glauben jollte, er habe ſchon zu jemer 
Zeit ein inftinctives Gefühl von dem beginnenden Sinfen des Julithrons gehabt und ſich, wenn 
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auch fein Unternehmen miöglüdte, doch dem franzöfifchen Volk für den rechten Moment wieder 
in Erinnerung bringen wollen. 

Ein augenfälligered Zeugniß der weitverbreiteten Misftimmung, die im Volk herrſchte, 
war die Agitation gegen die von Guizot bereits ftipulirte Erneuerung ded Vertrags mit Eng= 
land über das Unterſuchungsrecht, in der ſich zugleich der Mismuth gegen England zu erkennen 
gab, und die fo allgemein und fo lebhaft wurde, daß fie felbft in ver Deputirtenfammer ihren 
entſchiedenen Ausbrud fand und 2. fi genöthigt fah, für die zwiſchen den betheiligten Mächten 
auf den 20. Febr. 1841 feftgefegte Auswechfelung der Brotofolle die Offenlaffung verfelben für 
Sranfreic zu beantragen. 

Die mächtigſte und folgenreihfte Erfhütterung aber, welche der Thron 2.8 in jener Zeit 
erfuhr, war der unglückliche Tod des Thronfolgers, Herzogs von Orleans, durch den Sturz aus 
einem Wagen am 13. Juli 1842. Denn diefer Brinz erfreute fid) wegen feines offenen, wahr= 
baft volföfreundlien, humanen, von echt Franzöfifcher Bildung getragenen Wefens einer außer- 
ordentlichen Popularität im franzöfiihen Volke. Seine Gemahlin, die geborene Prinzefiin 
von Medlenburg, hatte ſich ebenfalls jehr bald die lebhafte Zuneigung deffelben zu erwerben ge= 
mußt, und jelbft der junge Sohn beider, der Graf von Paris, erfreute fich bereit einer allge: 
meinen Sympathie. Viele, welche die Unzufriedenheit mit 2. und feiner Regierung theilten, 

glaubten, da der König faft das jiebzigfte Jahr erreicht Hatte, fein Regiment die kurze Zeit, die 
es noch dauern würde, ertragen zu müſſen, weil man bei vem Regierungsantritt des Thronfol= 
gerd einer entſchieden freilinnigen und volföthümlichen Regierung und einer ehrlichen Anerken— 
nung ber Ideen, von denen bie Julirevolution aufgeridhtet worden war, mit Sicherheit entgegen 
ſehen dürfe. Die Trauer über den Tod des edeln Prinzen war daher in allen Theilen des 
Landes eine ſehr ernite, und aud 2. erlag faft nit nur dem bittern Schmerz des Vaters, fon- 
dern noch mehr der Sorge um feine Dynaftie, die in feinem älteften Sohne ihre fiherfte Stüge 
verloren hatte und noch nicht feft genug im Volke wurzelte, um die Gefahren und Wechſelfälle 
einer vieljährigen Regentſchaft mit Sicherheit beftehen zu Fönnen. 

Aber gerade die Regentſchaftsfrage führte zu neuen Berwicelungen und Erfhütterungen, 
Das alte Herfommen, die Sympathie ded Volks und felbft die vorherrſchende Anficht in der 
Rammer ſprachen für die Mutter. 2, aber wollte die Regentſchaft feinem nun älteften Sohn, 
dem Herzog von Nemours, übertragen willen, der wegen feines verjchloffenen, Herrifchen und 

abftogenden Wefend von allen Brinzen des königlichen Haufes am wenigften beliebt war. L. 
aber wußte in der Kammer die Majorität für feine Abjicht zu gewinnen. Der Herzog von Ne— 
mours wurde zum Negenten proclamirt, und nun glaubte man für lange Zeit die Hoffnung auf 
eine Berbefferung der Zuftände geſchwunden zu fehen, die eine immer wachſende Unzufrieden— 
heit im Volle hervorriefen. 

Bemerkenswerth ift dieje Debatte noch durch das erfte entſchieden oppofitionelle Auftreten 
Yamartine’s, der von einem eifrigen Anhänger der Reftauration zu einem ebenfo entſchiedenen 
Anhänger des Drleanismus geworden war, und nun von dem Beifall und der Popularität, die 
er durch feine oppojitionellen Reden gewonnen hatte, immer weiter nad linfs gedrängt und 
endlich zu einem unerbittlihen und gefährlihen Gegner L.'s, feiner Dynaftie und zulegt fogar 
des Königthums felbft wurde. 

Während in diefer Weife die Antipathie gegen 2. und jeine Regierung im Herzen des 
Volks immer tiefere Wurzel ſchlug, gab fih von diefen immer weiter um ſich greifenden Um— 
ſchwung der Öffentlihen Meinung auf der Oberfläche des politifchen Lebens wenig zu erkennen. 
Die Kammermajorität, wie fie aus den Wahlen von 1843 hervorgegangen war, hielt nad) 
wie vor am Minifterium Guizot feft und gab ven Regierungsſyſtem des Königs ihre officielfe 
und gefegliche Zuftimmung, und diefer fonnte ſich vor feinem conflitutionellen Gewiffen burdy 
die Autorifation der verfaffungsmäßigen Volfövertretung ıfür alled redhtfertigen, was er in 
Ausübung feiner gejeglich geregelten Regierungdgewalt unternahm und anordnete. Aber 
darin eben lag der verhängnißvolle Irrthum des. Königs und feines Minifters, daß fie diefe ver- 
faſſungsmäßige Unterflügung und Autorifirung ihres Syſtems für eine ausreihende Stüße 
deifelben hielten und von der wachſenden Differenz, die zwiſchen der großen Maffe des Volks 
und der politifchen Richtung der Kammermajorität herrfchte, entweder Feine Kenntniß hatten 
oder feine Rückſicht auf diefelbe nehmen zu dürfen glaubten. Guizot war zu fehr theoretifcher 
(doetrinärer) Bolitifer und L. zu fehr der Mann der praktifchen Zweckmäßigkeit, um für bie 
iittliche und politifche Macht eines gefchichtlicy fich entwickelnden Volksgeiſtes ein Verſtändniß zu 
haben und zu fuchen und diefe unfaßbare Macht mit in ihre Berechnungen zu ziehen, folange 
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die Verfaffung und das Geſetz derfelben feinen directen Einfluß auf den ordnungsmäßigen 
Gang der Staatsmaſchine geftatteten. 

&8 konnte daher nicht fehlen, daß die Misſtimmung des Volks ſich mit gleicher Entichieben: 
heit gegen die Kammer wandte. Es Eonnte verfelben das Recht nicht mehr zuſtehen, feinen 
Willen und feine Intereffen zu vertreten, da fie aus einer winzigen Minorität und aus einer 
einzelnen privilegirten Klaffe des Volks hervorgegangen, offenbar nur noch die politifche Gefin- 
nung und die Sonderintereflen diefer Minorität zur Richtſchnur ihrer politiſchen Thätigkeit 
machte und ed eher für ihre Aufgabe zu halten jhien, der Berechtigung des Volks entgegenzu- 
treten, als diejelbe zur Geltung zu bringen. Die Misſtimmung gegen die Kammermajorität, 
die in der Nichtachtung der Volksmeinung mit dem Minifterium und dem König wetteiferte, 
wendete ich natürlichermeife auch gegen die Verfaſſung und insbefondere gegen dad Wahlgefep, 
dad die Vertretung des Volkswillens in die Hand diefer Einen Klaffe der Bevölkerung legte. 
Darum mußte aber audy der Einfluß der oppofitionellen Minorität auf die Öffentlihe Meinung 
um fo mächtiger werden und wiederum die Richtung, welche der Geiſt ver Unzufriedenheit 
im Volke nahm, beftimmend und treibend auf die Tendenzen dieſer feiner Vertreter in der Kam: 
mer wirken. In diefer Weife Eonnten darum Thiers und Obilon:Barrot zu einer fo bedeutenden 
Macht für die endliche Entſcheidung der Geſchicke Kranfreihs werben ; darum fühlte ſich Lamar— 
tine, je mehr feine Popularität wuchs, auf die Bahn der Oppofition endlich bis zum Republika— 
nismus gedrängt; darum Eonnte ed endlich Ledru-Rollin an der Zeit balten, inmitten der con- 
fervativ : dynaftiichen Majorität mit feinen ultraradicalen Anfichten hervorzutveten, die ihm 
fpäter für einen Moment eine fo bedeutende Stellung neben Ramartine bereiten follten. Dieſes 
allgemein verbreitete Gefühl des Widerſpruchs, in welchem die gefeglich allein berechtigte Volks: 
vertretung und die auf diefe ebenfalls verfaſſungsmäßig geftügte Mrgierung mit dem Geift und 
dem Bedürfniß des Volks ftand; das Gefühl des Druds, ver auf dem Volke laftete, folange man 
feine gerediten Forderungen unter dem Schein der Gefeglichfeit durch die Maſchinerie und das 
leicht zu lenfende Formenweſen des Scheinconftitutionalismnd ja immer wieder zurückwei-⸗ 
jen fonnte — biefes Gefühl drängte dad unmwillig geworbene Volk aus der Bahn des Ge: 
ſetzes heraus, das nur zu Gunften einer privilegirten Minorität geſchaffen zu fein ihien. Es 
ließ die Urheber zahlreicher Frewlerifcher Attentate vor ihren eigenen Augen und felbft vor den 
Augen der aufgeregten Maffen ald Märtyrer für die Sache des rechtlos gemachten Bolfs er: 
ſcheinen; es begünftigte die Bildung geheimer Gefellfchaften, die eine Nettung für das Recht 
und bie Freiheit des Volks nur in dem Umſturz alles Beſtehenden ſuchten. Es förderte Die Ent- 
ftehung und Verbreitung der unglüdjeligen focialiftifhen und commumiftifchen Theorien eine® 
Bourier und Gabet, eined Proudhon und Louis Blanc, die befanntlid auf den Bang der Fe: 
bruarrevolution von 1848 nit nur in Frankreich, fondern in ganz Europa einen jo verberb: 
lien Einfluß ausübten. Denn die große Mafle der beiiglofen Arbeiter, die ſich durch das Wahl⸗ 
privilegium der Reichen von jeder Mitwirkung an der Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten 
und fomit von jever Möglichkeit ausgefchloffen ſahen, ihre Intereffen auf geſetzlichem Wege zu 
wahren, gewöhnten fich endlich an ven Gedanken, die Befigenden als ihre Feinde zu betradten, 
die ihnen das ihnen gebührende Recht gewaltfam vorenthielten, und griffen mit blinder Leiden: 
haft nach den blendenden Theorien, die ihnen eine gänzliche Umgeftaltung des Staatömefens, 
und ber ftaatswirthfchaftlichen Verhältniffe und mit derfelben die Herftellung des goldenen Zeit: 
alters für den befiglofen Arbeiter in Ausſicht flellten. Died Gefühl endlih war ed, das ver 
Idee einer Wahlreform, d. h. der Herftellung einer Volkövertretung, die in Wahrheit ver Aus: 
druck des Volkswillens fein follte, fobald fie einmal ausgeſprochen war, eine fo gewaltige Mat 
verlieh, daß jeden Widerftand gegen diefelbe, auf wie gefeglihem Grunde verfelbe auch ruhte, zu 
einem vergeblidhen machte, und daß vor dem Sturm ihres Angriffs die Regierung, der Thron 
und die Dynaftie 2.8, ja das Königthum überhaupt rettungslos zufanımenftürzte , obgleich der 
Angriff auf die beftehende Gewalt nicht durch irgendeinen Bruch der Verfaflung oder Des Ge: 
ſetzes gerechtfertigt werden fonnte. 

Was während dieſes innern Zerfegungsproceffes in Frankreich vorging, ift im Vergleich zu 
biefer innern Umgeftaltung nur von geringer Bedeutung und meift nur ald Symptom des Fort- 
ſchritts von Intereffe, den jener Proceß bereitd gemacht hatte, während man äußerlich noch ſicher 
aufdem alten Boden zu ſtehen vermeinte. Es beziehen fich die Ereigniffe ver nächſten Jahre, 
die wir hier noch erwähnen wollen, faft ausichließlich auf pie auswärtigen Verhäftniffe, und ſie 
find nur darum von Wichtigfeit, weil das franzoͤſiſche Volk durch nichts Teichter zu gewinnen 
oder zu verlegen ift, als durch Die mehr oder minder einflußreiche Stellung, die ihm feine Negie: 
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rung auf den Gang der allgemeinen europäifhen Verhältniffe zu geben weiß. Bemerkenswerth 
ift dabei noch, daß Frankreich anf diefen Gebiet feiner Wirffamfeit ſich faft überall im Gonflict 
mit England befand, obgleich es gerade für die Erhaltung oder Wiederheritellung der entente 
cordiale mit diefem Staat, auf die 2. und Guizot einen glei großen Werth legten, freiwillig 
manches Opfer brachte. 

Der fortgefegte Kampf in Algier gegen Abd-el-Kader führte zu einem Kriege mit ven Kaifer 
son Maroffo, bei welchem derſelbe Schug und Beiftand fand. Der Krieg wurde ſchnell und glüdt- 
li beendigt. Die Siege von Mogador und Jély erwarben nicht nur den franzöſiſchen Waffen 
neue Ehre, fondern gaben aud dem jüngften Sohne L.'s, dem Herzog von Joinville, Belegen: 
beit, fih rühmlich auszuzeichnen und feinen Namen in Frankreich populär zu machen. Aber 
England, das die Ausbreitung der franzöſiſchen Macht an der Nordweſtküſte Afrikas fürdhtete, 
hatte Guizot das Verfprehen abgenommen, den Sieg über Maroffo nicht zu Randerwerbungen 
zu benugen, und der Frieden nöthigte den Kaifer von Maroffo nur zu einem Bündniß, das 
fpäter zur envlihen-Beflegung und Gefangennahme Abd-el-Kader's führte. 

Die Befignahme von Tahiti durch den Admiral Dupetit:Thouars veranlaßte England zu 
einer directen Einmiſchung zu Gunften der von feiner Seite anerfannten Königin Bomare und 
ded von dem franzöſiſchen Gouverneur verhafteten engliſchen Miſſionars und Conſuls Pritchard. 
Und als Buizot diefen Proteften fo weit nachgab, daß die Königin Bomare unter Anerkennung 
der franzöſiſchen Dberhoheit wieder eingefegt und für Pritchard von der dienftwilligen Kammer: 
majoritäteine Entihädigung von 25000 Fr. bewilligt wurde, erhob die oppofitionelle Kammer: 
minorität und die Preffe die Anklage wider ihn, daß er die Ehre und das Net Frankreichs 
vreißgegeben habe. 

In Spanien feierte die franzöfifche Diplomatie einen fcheinbaren Triumph. Schon im 
Jahre 1834 Hatte 2. auf Andringen Englands die Sache Chriſtina's und des Gonftitutiona- 
liemus gegen Don Carlos durd Abſchluß der Quadrupleallianz unterftügt, ohne ſich jedoch zu 
einer directen Intervention zu Gunften Chriſtina's zu entfhließen, während England vurd 
Yandung eined Hülfscorps in Portugal Dom Miguel zur Flucht gendthigt und die Herrſchaft 
der conftitutionellen Königin Donna Maria gefihert hatte. In Portugal blieb ver Einfluß 
Englands ein überwiegenvder; in Spanien aber ſchwankte das Übergewicht zwifchen den beiden 

mähtigen Bundeögenoffen. Als e8 ſich jedoch um die Vermählung der jungen Königin Ifabella 
und ihrer Schwefter handelte, verzichtete 8. zwar freimillig auf die Verbindung eines feiner 
Söhne mit ver Königin und nöthigte dadurch England, in gleicher Weiſe auf die Erhebung eines 
toburgifhen Prinzen auf den fpanifchen Thron Verzicht zu leiften. Aber ed gelang ihm bie 
Verbindung feined Sohnes, des Herzogs von Montpenjier, mit der jüngern Schwefter der Kö— 
nigin durdzufegen und dadurd) eine dauernde Verbindung zwifchen ven Bourbong in Spanien 
und den Drleand herzuftellen; ein diplomatiſcher Triumph, der in England die bereitd im 
Wachſen begriffene Berftimmung gegen Frankreich und L. noch erhöhte. 

Inzwifchen war dad verhängnißvolle Jahr 1847 herangefonmen, in welchem ſich von allen 
Seiten die dunfeln Wolfen über das Julifönigthum zufammenzuziehen begannen. Die große 
national:politifche Bewegung des Jahres 1848 hatte in Polen und Ungarn, in der Schweiz 
und Italien bereit ihren Anfang genommen. Gin weiter jhauender Blick mußte aus diefen 
Anfängen jhon den Umfang und die Bedeutung der Greigniffe ahnen können, die bevorflanven ; 
ein kühner Staatsmann an der Spige Frankreichs hätte ven Moment benugt, fid an die Spige 
der freiheitlihen Bewegung zu ftellen und dadurch ebenfowol einen entfcheidenden Einfluß in 
Europa wie die hingebenpfte Sympathie des franzöſiſchen Volfd zu gewinnen. 2. und Buizot 
befaßen dieſen weitfchauenden Blick nicht und noch weniger die ſtaalsmänniſche Kühnheit, deren 
in jenem Moment die Lenker Frankreich bedurften. Sie erfannten die Vorgänge in ben ver: 
idiedenen Gegenden Europas nicht ald Symptome einer allgemeinen Umwälzung, fondern be: 
trachteten fie nur ald vereinzelte Erſcheinungen vom Gefihtöpunft momentaner Nüglickeits: 
intereffen, und ließen in ihrem Fanatismus für Erhaltung des allgemeinen Friedens und der 
äußern Ruhe und Ordnung die Bedeutung und Wichtigkeit der Principien außer Acht, die ſich 
bier zur Geltung bringen wollten, und denen ſich die Sympathien des franzöfifhen Volks aufs 
entjhiedenfte zuwenden mußten. Sie fhenften der beginnenden Wiedergeburt der ungarifchen 
Nation gar feine Aufmerkſamkeit, obgleich ihnen dieſelbe ein treffliches Mittel zur Paralyſirung 
Oſterreichs, für deſſen drohende Ginmifhung in die freiheitlihe und einheitliche Bewegung 
Staliend und der Schweiz darbot. Sie ließen die drei Theilungsmächte Polens eine weitver: 
breitete polnische Verſchwoͤrung nicht nur widerftandslos unterdrücken, fondern verlegten ebenfo 


620 Ludwig Philipp 


den franzöflfchen Stolz wie die franzöfiihen Sympathien, als fie nicht einmal einen Proteſt er: 
hoben gegen die im offenen Widerfprud mit den Wiener Verträgen erfolgte Einverleibung der 
Republik Krakau, diefes legten liberrefted von einem freien Bolen, mit Öfterreih. Die wunder: 
bare Aufrihtung Italiens zur Freiheit und Einheit, die, durch die reformatorifhe Regierung 
Papft Pius’ IX. angeregt, wie die neuefte Geſchichte lehrt, von Branfreih mit Leichtigkeit benugt 
werben fonnte, um den übermüthigen und verberbliden Einfluß Sſterreichs für immer aus ver 
Halbinfel zu verbrängen, flößte ver Regierung L.'s nur Beforgniß vor Verbreitung der revolu: 
tionären Propaganda auf franzöfifhem Boden und andererfeitd vor einer möglichen Interven- 
tion Oſterreichs ein, der man nicht den Muth hatte entgegegenzutreten. Daher glaubte man 
nichts Dringenveres thun zu müſſen, als ven Bapft zur Mäßigung in feinen Reformen und zu 
Niederhaltung des erwachten Bolkögeiftes zu mahnen. Am entſchiedenſten ließ ih Guizot in den 
ſchweizerlſchen Wirren in die Politik Metternich's und ver Staaten der Heiligen Allianz hinein: 
ziehen. Der proteflantijche Minifter Frankreichs ftellte ſich auf feiten der Jefuiten, gegen bie fid die 
Öffentliche Meinung des franzoͤſiſchen Volks wiederholentlich aufs Heftigfte ausgeſprochen hatte. 
Der confervative Doctrinär nahm offen die Partei der revolutionären Sonderbündler, die gegen 
die gefeglidhen, freilich aber liberalen Behörben des Landes und ihre Beſchlüſſe zu den Waffen 
griffen. Er verband ſich mit Oſterreich „Rußland und Preußen zum Zweck einer Intervention, 
zu der ſich fein irgend plauſibler Rechtsgrund vorfand; und ed wäre um die Freiheit und Einheit 
der Schweiz vielleicht gefchehen gewefen, wenn nicht die geſchickte, obwol nicht ſehr redliche Po: 
litik Palmerfton’s, die Energie der [hmeizerifchen Regierung und des Schweizervolf3 und endlich 
die Ereigniffe des Jahres 1848 die Plane der freiheitöfeindlihen Negierungen vereitelt hätten. 

Es erhellt aus diefer Haltung L.'s bei den verfchiedenften ragen ver auswärtigen Politik 
aufs unzweideutigfte, wie jehr die Regierung deffelben fid) im Widerſpruch mit dem Geifte des 
Volks befand, und wie jehr der König dadurch mehr und mehr die Sympathien des Volke und 
der Julithron den Halt und Boden verlor, aus den er allein das Recht zu beftehen und bie 
Kraft ſich zu erhalten ſchöpfte. Aber 8. und fein Minifter hatten fein Verſtändniß für die Be— 
deutung diejer Thatjache oder fie glaubten, fie nicht beachten zu dürfen. Denn die Kammer: 
wahlen von 1846 hatten wieder eine bedeutende und dienftwillige Majorität für die Regierung 
ergeben. Das officielle Volk der 200000 Wähler und.ihrer 459 Abgeorbneten fanden in 
ihrer Majorität für die Regierung und gaben ihre Zuftimmung zu allen Mafregeln und Ge— 
ſetzesvorſchlägen verfelben. Der verfaffungsmäßig allein gültige Wille des Volks war alfo auf 
ihrer Seite. Sie befand fi in ihrem formellen Recht, das ihr der Scheinconftitutionalismus 
verlieh, gleichviel ob 29 Dreißigftel des Volks gar nicht zum Ausdruck ihres Willens gelangten, 
gleichviel auf welhem Wege und durch welche Mittel die Stimmen der Wähler und der Ge— 
wählten für die Negierung gewonnen wurden, gleichviel wie groß die Zahl der Opponirenden 
in den Wahlverfanmlungen, wie groß die Zahl und das Gewicht verjelben in der Deputirten: 
kammer felbft war. Die Abftimmungen fielen eben für die Negierung aus; dad formelle Recht 
war auf ihrer Seite und das genügte einem L., um bei einem Syftem zu beharren , das von jo 
trefflihem Erfolg begleitet fhien und mit dem es fih nun ſchon mehr ald 15 Jahre fo bequem re: 
gieren ließ. Die tieffte und unwiederbringlichfle Erfhütterung endlich erlitt dad Syſtem und der 
Thron L.'s vor dem Richterftuhl der Öffentlihen Meinung und des frangöfifhen Volks, als durd 
eine Reihe der ffandalöfeften und entehrendften Vorfälle, die in den höchſten Kreifen der Geſell⸗ 
haft und des Beamtenthums flattfanden, vor den Augen aller Welt die tiefe innere Fäulnis 
und Verderbniß and Licht trat, von welder eben der herrſchende und privilegirte Theil des fran- 
zöfifchen Volks angefreffen und vergiftet war. Denn es gab fich viefelbe veutlih als Folge dei 
ſchleichenden Corruptionsſyſtems zu erkennen, von dem die Regierung L.'s getragen wurde und 
das endlich die moraliſche Eriftenz Frankreichs zu vergiften und zu untergraben drohte. 

Schon längft hatte man gefühlt, daß die Herrſchaft der Bourgeoifie au) in ihrer more: 
lifchen Einwirkung mit der Herrſchaft der materiellen Intereſſen im Volke identifch fei. Da ein 
gewiſſes Maß diefed Befiges den alleinigen Anfprud auf das erfte Net ded Bürgers begrün: 
dete, mußte dad Streben nad) demfelben allmählich zur Haupttriebfeder ded bürgerlichen Thunt 
und dieſes Recht felbft wieder zu einem Mittel werben, dieſen Befig zu erhalten oder zu erweitern. 
Das Regiment 2.8, das felbft ohne Wärme und Begeifterung für die Größe des Vaterlandet, 
immer von Falter Berechnung der Zweckmäßigkeit geleitet wurde, war in feiner Weiſe geeignet, 
die edlern Gefühle des Patriotismus und des uneigennügigen Gemeinſinns oder gar der hin: 
gebenden und aufopfernden Begeifterung fürs Vaterland zu weden. Sie drückte vielmehr 
den natürlichen Nationalftolz nieder und ſtachelte die nievern Leidenſchaften der Selbſtſucht 
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an, um fle zu Gunften der Regierungszwecke in unmwürbigfler und verberblichfter Weiſe auszu- 
deuten. Die Stimmen einzelner Wähler wurben durch Ausſicht auf Goncefjtonen, Lieferungen, 
Kundſchaften, Verforgungen u. |. w. gewonnen, die Loyalität ganzer Städte und Bezirke durch 
Zufigerung von Eifenbahnen, Kanälen und Chauffeen, von Garnifon, Märkten over fon- 
ſtigen Beranftaltungen zur Vermehrung der Erwerbsquellen und des Wohlftandes erkauft. 
Die Stimmen der Deputirten felbft wußte man zu gewinnen ober feftzubalten durch Befrie— 
digung umfaffenderer Korberungen des Ehrgeized oder der nackten Gewinnfuht. Man ſchämte 
fi bald nicht mehr, wenn auch nicht auf Direetem Wege, über den Preis einer Stimme mitein- 
ander zu verhandeln. Cine Regierung aber, in deren Hand ſich alle Hülfsquellen des Staats 
eoncentrirten, beſaß faft unerfhöpflidhe Mittel, um, ohne ſich offen preiszugeben, durch Zuwen⸗ 
dung reicher Bortheile oder Ehren die Stimmen ehrgeiziger und habſüchtiger Abgeordneten an 
fich zu feffeln und fie zu dienftwilligen Werkzeugen ihrer Zwede zu machen. Die Beamten end: 
lich, vor der Gefahr willfürlicher Entfegung in Furt, von der Ausſicht auf fördernde Begün— 
ftigung in Hoffnung erhalten, dienten in völliger politifher Gefinnungslofigkeit nur dem herr: 
ſchenden Syſtem und dem vorgefegten Regierungdbeamten, fcheuten ſich aber auch nicht, ihre 
einflußreihe Stellung nad unten zur Ausbeutung derer zu benugen, die in gleicher Weiſe von 
ihrer Gunſt oder Nachſicht Bortheil Shöpfen Fonnten. Unerſättliches Streben nah Gewinn be: 
berriähte in diefen Kreifen, die wir mit Einem Wort die regierenden nennen wollen, die Gr: 
mütbher, und während ed in den Kreifen der Geldmänner ſich zu jener Wuth der Actien- und 
Börjenfpeculation fleigerte, die im Jahre 1844 eine fo ververbliche Handelskriſis herbeiführte, 
bildete fi) unter denjenigen, denen die Leitung und das Wohl des Staats befonderd anvertraut 
war, von der höchſten bis zur niedrigften Klaffe eine Korruption aus, die eine noch ſchwerere 
und verderblichere Kriſis herbeiführen mußte. War es ja aller Welt befannt, daß der König 
ſelbſt feine Öffentlihe Stellung, fein königliches Amt in perfönlichem Intereffe und zwar nicht 
etwa nur zur Vermehrung feiner Macht und zur Befeftigung feiner Dynaſtie, fondern zu ge: 
meiner Gelvfpeculation misbrauchte und feine Kenntniß von dem jeveömaligen Stand der 
Staatdangelegenheiten zu Börfenfpeculationen benußgte, Durch welche fein ungeheueres Ver— 
mögen, dad er vorfichtigerweife in der Englifhen Banf angelegt hatte, natürlich immermehr 
anwuchs. 

Die Weiterblickenden hatten längſt die Tiefe des innern Schadens erkannt, den dieſes allge: 
meine Gorruptiondfoften, diefe anerfannte Herrfchaft der niedrigften Intereffen im innerften 
Leben der Gefellfhaft und des Staats anrichtete. Bald aber follten vie Wirkungen veffelben 
in erſchreckender Weife vor den Augen des ganzen Volks bloßgelegt werden. In ſchneller 
Reibenfolge traten die unverfennbaren Zeugniffe ver tieften Verderbniß in den höchſten 
Schichten der Gefellfhaft und des Beamtenthums and Licht. Der ſcheußliche, aus den gemeinften 
Motiven hervorgehende Mord, den der Pair von Frankreich, Herzog v. Praslin, erft an feiner 
Gemahlin und dann an fi felbft verübte, die Verurtheilung der beiden ehemaligen Minifter 
Gubieres und Tefte (Bräfidenten des Caſſationshofs) wegen grober Beftehung und Beſtechlich— 

keit, der plögliche Tod des in Stumpffinn verfallenen Juſtizminiſters Martin du Nord in einem 
Haufe, in dem die gemeinften Wüftlinge zu verkehren pflegten, der Selbſtmord des einflußreidhen 
Diplomaten Grafen Breffon; die gegen die Minifter im Dienft, Duchätel und Cunin Gridaine, 
unmwizerleglid erhobene Befhulnigung ver Annahme von Beftehung für Verleihung von Eon: 
cefjionen zu Journalen und Eifenbahnen ; ver Nachwels von förmlichen Verkauf einträglicher 
mter und minifterieller Stimmen im Abgeorbnetenhaufe — alled dad und noch viele ähnliche 
Sfandale in einem furzen Zeitraum vor die Öffentlichkeit gezogen, mußten im Kerzen des Volks 
dad Gefühl der tiefften Entrüftung gegen diejenigen erregen, bie ih anmaßten, dad Recht und 
die Ehre des Volks in ihrer Hand zu tragen, über die gefammte Kraft deffelben zu verfügen und 
feine Intereffen zu vertreten, während jie nur ihre eigenen Intereflen verfolgten, Fein Recht 
abteten, ihre eigene Ehre preisgaben und ihre eigene Kraft vergeudeten. Und ed gefellte ſich zu 
dem Gefühl des Zornd das für eine Regierung noch gefährlichere Gefühl der tiefften Verachtung 
gegen die Machthaber. Das war die Stimmung ded Volks, als die Kammeroppofition mit der 
gerechteften und mäßigften aller Korberungen, die dem Anfpruc der Nation gewährt werden 
follte, mit dem Antrage auf eine Barlaments: und Wahlreform hervortrat, durch welche nicht 
etwa das allgemeine Wahlrecht eingeführt, fondern nur der Genfus von 200 Er. auf 100 bers 
abgefegt und alfo die Zahl der Wahlberechtigten von 200000 vielleicht auf das Dreis oder 
Vierfache erhoben werben follte. 
Ob durch Bewilligung diefer Forderung die Nevolution von 1848 abgewendet oder doch 
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vielleicht noch längere Zeit hingebalten worden wäre, läßt ſich nicht beſtimmt behaupten noch vers 
neinen. Gewiß ift, daß die Annahme dieſes Antrags immer nech die beſitzloſe Maſſe von aller 
verfaffungsmäßigen Einwirkung auf den Gang der Staatdangelegenheiten fern gehalten und 

die Vertretung der Nation und ihrer Intereflen in die Hand einer immer noch jehr Heinen Di. 

norität gelegt hätte. Es konnte diefe Reform, zumal auch eine Vermehrung der Zahl der Ab: 
georoneten um 79 beantragt wurde, die Kammermajorität verändern und etwa dem linfen 
Eentrum das Übergewicht verleihen und damit eine Veränderung des Minifteriums nothwendig 
machen, aber nicht ven Staat erihüttern, den Thron L.'s oder aud nur die Grundlage feine 
Regierungsſyſtems umftürzen. Uber der alt gewordene König verftand jeine Zeit und fein 
Volk nicht mehr. Gr glaubte die bequeme Kammermajorität und das bequeme Minifterium, 
deſſen Präſident nach dem Rücktritt des greifen Soult Guizot geworden war, nicht aufgeben zu 
dürfen, und ließ den Wahlreformantrag Duvergier de Hauranne's von jeiner bienflmilligen 
Kammermajorität mit 252 gegen 154 verwerfen. Das war eine ebenjo offenbare Kriegäerflä: 
rung gegen dad. moraliſche Net der Nation wie die Ordonnanzen Karl's gegen das geſchrie— 
bene. Die Kammerminorität appellirte and Volk, Dem Banket in Chateau rouge folgten 
zahlreiche Neformbanfete in den Provinzen — die Fahne, unter der ji dad Volk zum Revolu— 
tiondfanıpf gegen die beftehende Ordnung der Dinge jammelte, war in dem allen verſtändlichen 
Wort „Wahlreforn‘ gefunden, 2. juchte nicht den beginnenden Sturm durch rechtzeitige Nad- 
giebigkeit zu beſchwichtigen, ev glaubte jih ihm mit Gewalt entgegenftemmmen zu müffen. Gr 
fpleuderte der unzweideutig Fund gegebenen öffentlihen Meinung in feiner Thronrede vom 
25. Dee. 1847 die verhängnipvollen Worte entgegen, in welden er die Reformbewegung als 
die Ergebniffe feindjeliger und blinder Leidenſchaften bezeichnete, und die feige Ramımermajorität 
übernahm die Mitverantwortlichfeit für dieſen Hohn gegen die gerechten Forderungen des 
Volks, indem fie die Föniglicden Worte, freilich diedmal mur mit einer Majorität von 222 gegen 
189, in ihre Antwortsadreffeaufnahm. Die verfaſſungsmäßigen Vertreter des Volks verleugneten 
das Volk, in deffen Namen jie tagten. Sie verwielen es mit jeinen Forderungen auf feine eigene 
Kraft. Der Weg der Nevolution war unvermeidlih, wenn ed jein Recht nicht aufgeben wollte. 

Er wurde betreten, und der Thron 2.'8 und mit ihm dad Königthun fürzte haltlos zufammen. 

Die Februarrevolution hat Frankreich die Freiheit ebenjo wenig gegeben wie die Juli— 
revolution, aber fie hat den Scheinconflitutionalidmus, das Syſtem L.'s für alle Zeiten ge: 
richtet. Es ift nicht die Aufgabe dieſes Artifeld, den Verlauf der Bebruarrevolutien darzu: 
Rellen. Soweit diefelbe über das Schickſal Lis und ſeines Hauſes entſchied, war der Gang 
der Ereigniſſe ein ähnlicher wie in den QJulitagen von 1830; ſoweit das Schidjal Franuk— 
reichs und des franzöſiſchen Volks durch diefelbe beftimmt wurde, trug ſie einen ganz entgegen: 
gefegten Charafter an ih. Die Dynaftie Orleans flürzte id wie die bourboniſche mit ge: 
ichloffenen Augen in den Abgrund, den jie ſich jelbft gegraben; aber das Volk entrig diedmal 
jeinen vermeintlichen Vertretern ebenjo jchnell die Zügel der Bewegung, mie jie ihm in den 
Julitagen von jenen entwunden worden waren. Am Hofe und in den Negierungäfreiien mar 
man beim Herannahen und während der eriten Anfänge der Nevolution von einer un: 
glückſeligen Verblendung über Umfang und Bedeutung der beginnenden Bewegung Torwie über 
die Groͤße und Zuverläfligfeit der Macht befangen, die man verfelben entgegenzufegen hatte. 
Daher ſtarre Verweigerung der mäßigen und gerechten Forderungen, deren Bewilligung zut 
Nothiwendigfeit geworden war, und Anwendung unnöthiger Gewalt gegen eine Agitation, die 
zur Zeit ſich innerhalb ver Öejege bewegte. Sobald aber der jo trogig zurückgewieſene Volke: 
wille ald mächtig drohende Gewalt mit feinen Forderungen vor den Thron trat, da begann den 
Hof jene geilteöverwirrende Muth = und Haltlofigfeit zu ergreifen, die ihn ebenjowol zum reiten 
Widerftande wie zur rechten Nachgiebigkeit unfähig machte, ſodaß jener dad Wolf nicht ſchrechte 
und dieje ed nicht befänftigte, jondern beide in gleicher Weife nur dazu dienten, Die einmal ent: 
zündete Leidenſchaft zu immer verzehrenderer Flamme anzufachen. 

Die Agitation für die Wahlreform und die ſogenannten Reformbankete war durch dir 
Thronrede und dur die Adreffe der Abgeordneten vom König und der Kammermajorität alt 
eine verwerfliche gebrantmarft worden. Die Oppofition antwortete mit Anordnung eines Rr- 
formbanfets in Paris felbft und wollte dad Votum dev hauptftädtifchen Bevölferung dem 
Botum jener beiden verfaffungsmäßigen Oewalten gegrnüberftellen: ven unmittelbaren Aut: 
druck des Volkswillens jener indirecten Vertretung deflelben, die nicht mehr als eine berechtigte 
anerkannt wurde. Die Negierung, welche die Ginladung und die Vorbereitung zu dem Banfet 
geduldet hatte, unterjagte die Ausführung deflelben, als viele [hen nahe bevorſtand, weilin 
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einem Aufruf ded Gomite die Nationalgarde aufgefordert ward, zum Schug der Ordnung 
ohne Waffen zu erfheinen. Sie verlegte damit alle Klaflen des Volks, die fih zur Theilnahme 
an dem politiſchen Mahle bereits vorbereitet hatten, und nun um den Genuß betrogen jein joll- 
ten, den fle von demſelben erwarteten. Die Leiter gaben jcheinbar dem Befehl der Negierung 
nach und rächten ſich durch einen Antrag auf Auflage des Minifteriums in der Abgeordneten— 
fanımer. Das Feft unterblieb, aber die Volksbewegung, die infolge deſſen entftand, war grö- 
fer, weil Neugierde und Unwille die Maffen auf die Straßen trieb, und dieſe beianden ſich 
nicht unter dem Einfluß der bunaftifhen Oppoſition, welde das Feſt angeoronet Hatte, jon- 
dern der geheimen Geſellſchaften und ihrer Leiter, die ſich des glücklichen Moments ſchnell für 
ihre Zwede zu bemächtigen wußten. 

Die Bewegung vom 21. und 22. Febr. 1848 wurde durch die bewaffnete Macht mit Leichtig⸗ 
feit bewältigt, der Widerftand war gering, aber das Militär wurde ermübet. Der 23, gab ſich 
jhon ald der Anfang zur Revolution zu erfennen; obgleid) der Ruf der Maffen immer nur noch 
auf Wahlreform und Entfernung des Minifteriums gerichtet war. Aber die Nationalgarbe 
ſchloß jih mit Entſchiedenheit diefem Rufe an; L. fühlte eine ver Örunpfäulen feines Regiments 
wanfen. Er entſchloß ih zum Nachgeben. Noch glaubte er vielleicht jein Princip retten zu 
können, wenn er nur bie Perfonen opferte, die daſſelbe biäher für ihn vertreten hatten. Guizot 
wurde entlaflen, Mole zur Bildung eines Miniftertums berufen. Und in der Ihat, fo groß 
war bie momentane Wirfung dieſes Schritted, dap ein Stillftand des blutigen Kampfes eintrat 
und Paris jeine Freude über den vermeintlich errungenen Sieg durch eine allgemeine Illumi— 
nation feierte. Aber während 2. jich vielleicht des geringen Preiſes freute, mit dem er die Ab: 
wendung ber drohenden Gefahr erfauft zu haben glaubte, und wol in feinem Herzen das Volk 
belächelte,, das fo leicht zu erregen und jo leicht zu befänftigen oder zu täufchen fei, führte eine 
ähnliche Betrahtung der radicalen Führer des Aufflandes zu einer andern Schlußfolgerung. 
Sie wollten ſich mit diefem geringen Breife nicht zufrieden geben. Sie wollten die Bewegung 
nit zum Stillſtand kommen laffen. Der von dem Iyoner Aufftande ded Jahres 1834 befannte 
Lagrange führte feinen wilden Haufen vor das Hotel des auswärtigen Minifteriums (Guizot), 
und bier fiel jener geheimnißvolle Schuß, der die erlöfchende Flanıme des Aufſtandes ſchnell 
wieder entzündete und ihm den furdptbaren Gharafter gab, den er am 24. Febr. annahm. 

Mit der Kunde von diefer unerwarteten Wendung der Dinge verlor L. allen Halt und alle 
Bejonnenheit, denn er fah eine Stüge, auf die er mit Zuverſicht gebaut hatte, nad) der andern 
fallen. Mole ſchickte ihm in diefem Augenblick ohne weitere Motivirung die Erklärung zu, daß 
er auf die Bildung eines Minifteriumd verzichte. X. entfchloß ih, Thiers rufen zu laſſen und 
ihm die Bildung eines liberalen Minijteriums zu übertragen, ernannte aber zugleich den ener— 
giſchen, aber migliebigen Marſchall Bugeaud zum Oberbefehlshaber jämmtliher Truppen und 
Nationalgarden von Baris, und L. hoffte die Forderungen und Bewilligungen des einen durch 
die firgreichen Kämpfe des andern zu paralyfiren. Thiers kam und verlangte die Zuziehung 
Odilon-Barrot's ins Minifterium; der König willigte ein. Aber das Volk war von Kührern 
geleitet, die ihr Ziel mit unbeugfamer Entfchloffenheit verfolgten. Die Namen freifinniger 

Minifter wirkten nichts; man verlangte zuverläffigere Garantien, unwiderrufliche Thaten. 
Thiers forderte num die Abberufung Bugeaud’s. 2. gab nach kurzem Schwanken nad. Odilon 
Barrot felbft verkündete den Kämpfern die Ernennung des volksfreundlichen Lamoriciere an 
ver Stelle Bugeaud's, die Verheifung der Reform und anderer freiheitlicher Inftitutionen. 
Seine Stimme verſchallte. In den Tuilerien begann vie Ratblofigfeit zu wachen. Thiers 
verlangte Waffenftillftand. Die Truppen zogen fich zurüd, die Volkökämpfer drängten gegen 
die Tuilerien vor. L. wollte abreifen. Er begab fi zu den Truppen und wurbe von den 
Linien lau, von ben Nationalgarden mit „Vive la réſorme!“ empfangen. Die Gefahr wuchs. 
Remufat, Eremieur, Girardin erfchienen in Palaft des Königs. Man jprad von Abdanfung ; 
die führerlofen Truppen leifteten dem fiegreichen Volke kaum noch Widerfland. Am Nahmittag 
verfündete eine königliche Proclamation dem Volk von Paris die Abdankung L.'s zu Gunſten 
feines Enkels, des Grafen von Paris, und nod eine Stunde jpäter fuhr die königliche Bamilie 
mit Ausnahnıe ded Herzogs von Nemours, der Herzogin von Orleans und ihred Sohnes, 
unter drohender Lebendgefahr als Flüchtlinge von Paris nah St.-Cloud. 

Noch lebten die Flüchtigen in St.:Cloud, gerade wie einft Karl X. in Rambouillet, ver 
Hoffnung, daß ed gelingen werde, die Dynaftie zu retten. Wie damals dev Herzog von Bor: 
deaur, fo jollte jegt der Graf von Paris der Erbe der Krone werden, die feinem greifen Groß̃⸗ 
vater vom Haupte geſunken war. Wie damals die unglückliche Herzogin von Berri, ſo ſollte 
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jetzt die ebenſo unglückliche, aber edlere Herzogin von Orleans die Herzen des großmüthigen 
Volks von Paris für ihr Kind gewinnen. Aber wie damals ſollte auch dieſe letzte Hoffnung vor 
den Augen des tiefgebeugten Königs zuſammenbrechen. Es war, als follte 2. jeden Zug des 
Schmerzensbechers leeren, den er ohne Mitleid feinem unglüdlihen Vorgänger hatte reiden 
laffen. Vielleicht ver tragifhfte Moment in der Geſchichte der Februarrevolution ift Die Scene 
in der Deputirtenfammer,, in welcher die trauernde Witwe des einjt jo geliebten Herzogs von 
Drleans, mit ihrem früh verwaiften Kinde am Arm und dem Herzog von Nemourd an ihrer 
Seite, vergebens an die mitleidsvolle Großfinnigkeit der Berfammelten appellirte und nid: 
aur ihre Hoffnungen zertrümmert, fondern felbft ihr Leben und das ihres Kindes von Den blut: 
befleckten Kämpfern bedroht fah, die in ven Saal gevrungen waren, bis fie endlich ohnmächtig 
zufammenfanf und aus dem Saal getragen wurde, um bald den Boden für immer zu verlaften, 
den fie vor wenigen Jahren fo hoffnungsreich betreten hatte. 

Die Republik war proclamirt, die Broviforifche Regierung conftituirt. 2. follte zumı dritten 
mal und diesmal für immer als Flüchtling fein Baterland verlaffen. Es war ein traurige 
Zug, als die königliche Familie von St.:Eloud nah Trianon flüchtete und von hier an, ter 
Sicherheit wegen, in zwei getrennten Gruppen die Reife fortfegte. Der König begab fid mi: 
feiner Gemahlin nad Dreur und von bier aus nach der Normandie, wo er mehrere Tage unter 
falfhem Namen und mannichfacher Verkleidung in verſchiedenen Zufludtäftätten, zum Theil 
felbft von feiner Gemahlin getrennt und in völliger Uingewißheit über dad Schidfal feiner Fa: 
milie, insbeſondere der in Barid zurüdgebliebenen Glieder derfelben, traurige Tage zubradır 
und endlich unter mannihfahen Gefahren auf dem ihm von der engliſchen Regierung zur Die: 
poſition geftellten Expreß die Überfahrt nach England machte. 

Sein greifer Körper hatte die Anftrengungen und Aufregungen diejer Tage glüdlid er: 
tragen. Er lebte zu Elaremont wieder mit feiner ganzen Bamilie vereinigt unter dem Namen 
eines Grafen von Neuilly bis zum 26. Aug. des Jahres 1850. Es ſchienen diefe Jahre der 
Berbannung dem faft achtzigjährigen Greife Die Ruhe des Gemüths wiedergegeben zu haben, 
die er in den lehten Jahren feines Königthums ohne Zweifel verloren hatte. Es that ihm 
wohl, fo ganz wieder feiner Familie leben zu können, der er mit rein menſchlicher Innigfeit an: 
gehörte umd die ihn wahrhaft verehrte. Auch fonft wurde ihm in England die Hochachtung 
zu Theil, die man nicht allein feinem Unglüd, fondern auch feiner Berfon und feinen bürgerlichen 
Tugenden zollte. Sein Tod war ein überaus ruhiger, ald ob jein Leben nicht ein jo vielbe- 
wegteö, fein Schickſal ein fo mannichfach wechſelndes geweſen wäre. &, ift obne das Bewußtſein 
einer Schuld geftorben, die auf ihm laftete. Er Hat feine Negierung in Wahrheit durch feine 
That befledt, die ven Menſchen ſchändet. Aber das Syſtem, das er in feiner Regierung zur 
Geltung brachte, war ein völkerverderbendes, gleichviel ob er ed aus Kurzfiätigkeit oder ver- 
werfliher Selbftfucht wählte. Über vie Zwecke, die er verfolgte, läßt jich ftreiten. Die Mittel, 
die er wählte, find vor dem Richterſtuhl der Geſchichte unwiderruflich verurtheilt. Das Soflen 
des dortrinären Scheinconftitutionalismus und ded fhaufelnden Juftemilieu ſind mit der Ne: 
gierung L.'s für inımer zu Grabe getragen. S. Stern. 

Luther (Martin), geboren 10. Nov. 1483 zu Eisleben nachts 11%, Uhr, und am fol: 
genden Tage in der heiligen Dreifaltigkeitöfirde getauft, ein Sohn des Hans %., Bürger! 
und Schieferhauerd in Möhra, und feiner Ehefrau Margaretha, geborenen Lindemann. © 
lauten die ziemlich zuverläfiigen Nachrichten, die wir über L.'s Geburt beigen. Es erhebt nd 
dabei indeß die Brage, wie mag 2.’ Mutter zu ihrer Niederkunft von Möhra, auf der Höb: 
des Ihüringerwaldes, nad Eisleben am Harz gefommen fein? Altere Erzähler laſſen fie nat 
Eisleben zum Markte wandern und dort unverhofft, wie einft Maria zu Bethlehem , mit einen 
Knaben niederfommen. Aber man wandert in folden Umftänden nicht im November 30 Meiler 
weit, um auf dem Marft zu Eramen, wie denn auch in Giöleben um diefe Zeit nie Markt gehal 
ten ward, vielmehr hatte wol die Tradition, die zu Möhra umlief, recht, wenn jie berichtete, dei 
Hand L. wegen fahrläffiger Tödtung nach Eisleben flüchten mußte, wo ihm fein Weib den Ana: 
ben Martin gebar. Von da wendeten ſich die Altern nach Mansfeld, wo Hans 2. im Bergwer! 
arbeitete, während Margaretha rüftig haushielt. und oft felbft auf vem Nüden ihr Holz heim 
trug. Nach und nach arbeitete fich L.'s Vater, energiſch wie er war, wieder empor, ſodaß er felt? 
zwei Schmelzöfen aufftellen konnte und ald gewiegter Mann auch in den Rath gewählt war 
Ihren Sohn Martin haben beide Altern hart gehalten. „Mein Vater”, fagte er felbit, „äup: 
mid einmal fo fehr, daß ich ihn floh und ward ihm gram, biß er mich wieder zu fich gewöhnt: 
Die Dutter ftäupte mich einmal um einer geringen Nuf willen, daß das Blut hernac flog, un 
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ihr ernſt und geſtreng Leben, das ſie mit mir führten, das verurſachte mich, daß ich hernach ins 
Kloſter lief und ein Mönd warb. Aber fie meinten es herzlich gut und konnten nur nicht die 
ingenia unterſcheiden, darnach man die Strafe abmeffen muß ; denn man muß alfo ftrafen, daß 
der Apfel bei der Ruthe ſei.“ 

Der Ültern rauhes Weſen wies den finnigen Knaben frühzeitig auf ſich ſelbſt zurück, und 
auch die ſtrenge Schulzucht hat das Ihre dazu beigetragen, ihn zu verſchüchtern und beinahe 
trübfinnig zu machen. Wenig beſſer erging ed ihm, als er 14 Jahre alt nach Magdeburg auf 
die Inteinifhe Schule Fam. Er mußte ald Currendeſchüler von Haus zu Haus ziehen und fein 
„panem propter deum“ ableiern, ein Gefhäft, wobei die Knaben vor Spott und felbft vor 
Mishandlungen nit fiher waren, wie eine Gefchichte bemweift, die er felbft erzählt: „Da wir 
um Weihnacht auf den Dörfern von einem Haufe zum andern umbergingen und in vier Stim: 
men die gemöhnlihen Palmen vom Kindlein Jefu, geboren zu Bethlehem, zu fingen pflegten, 
geſchah ed ohngefähr, daß wir vor eined Bauern Hof, fo gar am Ende des Dorfes gelegen, 
famen; und da und der Bauer fingen hörte, fam er heraus und fragte mit groben bäuerifchen 
Worten, wo wir wären, und fagte: «Wo feld ihr Buben?» und brachte zugleich etliche Würfte 
mit, die er und geben wollte. Wir aber erfchrafen vor ven Worten fehr, daß wir alle von ein 
ander wegliefen.“ 

Indeß 2. blieb nur ein Jahr in Magdeburg, dann Fam er nad Eiſenach zu Verwandten 
feiner Mutter. Sein Schulvorftand Johannes Trebonius war ein humaner Mann, von dem 
gerühmt wird, er habe feineXehrer angehalten, vie Knaben höflich zu behandeln; „denn“, pflegte 
er zu fagen, „es figet unter dieſen jungen Schülern noch mancher, da Gott aus dem einen einen 
ehrligen Bürgermeifter, aus dem andern einen Kanzler, hochgelehrten Doctoren oder Regenten 
machen kann, ob ihr fie gleich jego nicht kennt; denſelben follt ihr billig Ehre erzeigen“. Auch 
von den Schidjalen der „Partekenhengſte“ hat ihn hier eine Wohlthäterin, eine gewiſſe Frau 
Gotta befreit, inden fie ihn, um feined andächtigen Singen willen, an ihren Tifh nahm und 
ihm fo von den Bettelgängen lodhalf. 

Im Jahre 1501 fendeten 8.’8 Altern den Sohn, der fi langſam, aber ftetig entwicelt hatte, 
nah Erfurt auf die hohe Schule, damit er dort die Rechte ſtudire, doch trieb er mehr Scholaftif 

als Jura. „Ob er wol ein burtiger und fröhlicher Gefelle war“, fo fhildert und Mattheſius 
jein damaliges Leben, „fing er doch alle Morgen fein Lernen mit herzlihem Gebet und Kirchen— 
geben an, wie denn dies fein Sprichwort gewefen: Fleißig gebetet ift über die Hälfte ftubirt; 
verſchlief und verfäumte dabei feine Lection, fragte gern feine Bräceptored und beſprach ſich in 
GhHrerbietung mit ihnen, repetirte oftmald mit feinen Gefellen; und wenn man nicht Öffentlich 
las, hielt er fi allweg auf in der Univerſität Liberei.“ 

Bei einer fo ernflen Art, die Wiffenfhaft zunehmen, ift ed nicht zu verwundern, daß er einer⸗ 
feitö durch feine Kortfchritte das Rob der ganzen Univerfität erregte — ſchon 1505 erlangte er 
die philoſophiſche Magiſterwürde — daß aber auch andererfeitd feine Melancholie zunahm und der 
von den Genoffen Bewunderte innerlich fi unbefriedigt fühlte. Während er dem älterlichen 
Willen folgfam ſich auf eine juriftifhe Laufbahn rüftete, war jein ganzer Geift tief aufgewühlt 

son religiöfen Zweifeln und Gewiffensfchreden, die ihn über das Heil feiner Seele beunrubigten. 
Plötzlich — es war bald nad dem jähen Tode feines beften Freundes; er Fam von Mansfeld 
von Befuc feiner Altern zurüd und war unterwegs unweit Stotternheim bei Erfurt von einem 
furchtbaren Gemitter überfallen worden — erflärte er feinen fröhlih um ihn verfanmelten 
Sreunden, er wolle ind Klofter gehen, wie er den Heiligen in der Todesgefahr des jüngft über: 
ftandenen Wetters gelobt habe. 

Kein Zureden Half, er ließ ih ind Auguftinerklofter aufnehmen. Bon Gier aus nahm er 
von den Altern Abfchied, und obwol ver Vater heftig widerſprach und die Studenten fogar zwei 
Tage lang die Thür des Kloſters belagerten, um ihn zurüdzuforbern, blieb er bei feinem Vorſatz. 
Zur Erflärung des jähen Entſchluſſes Hat ſchon Melanchthon daran erinnert, wie auf 2. oft reli— 
giöfe Fragen einen leidenschaftlich überwältigenden Eindruck machten, wie er dad an einem fpä= 
tern Beifpiel aus L.'s Leben beweift. „Ich ſah ihn felbft”, fagte er, „wie er bei einer Unterre— 
dung über einen Punkt ver Lehre fo tief in die Gedanken kam, daß er in einem nahen Kämmer— 
lein ji aufs Bett legte und in feinem Gebet immer wieder ſich den Sprucd vorfagte: Er hat 
alles unter die Sünde beſchloſſen, auf daß er ſich aller erbarme.” X. felbft meinte fpäter, fein 
übereilter Entſchluß fei mehr aus einem „raptus“ ald aus einem „tractus‘’ zu erklären. Freilich 
war fürfolde Stimmung am wenigften in der Klofterzelle Ruhe und Frieden zu finden, Anfangs 
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widmete er ſich den niedrigen Dienſtleiſtungen, die dem jüngſten Novizen oblagen, mit all der 
Energie, deren feine Natur fähig war. Nachdem nämlich die erſten Tage der Rückſichtnahm⸗ 
vorüber waren, verbaten ſich die Mönche fein Studiren, fpraden: „Sic tibi, sic mihi! Sackum 

per Nackum!“ Obgleih Magijter ver Univerjität, follte er in Erfurt betteln gehen, und im Kie: 

fler wurden alle Augiasarbeiten ihm zugewiefen. In diefen unleivlihen Berhältniffen blieb rr, 

bi der Provinzial ded Ordens, Dr. Staupig , in ihm die höhere Beftimmung erfannte und ihn 
von den gewöhnlichen Moͤnchsarbeiten befreite. Ex durfte jet ftubiren, aber für feinen innern 
Frieden war damit nid gewonnen. Melancholiſchen Naturen ift nichts jo ſchädlich als die Ein- 
ſamkeit, die jie begehren, das ftellte fi bei ®. immer Flarer heraus. Zumal ſeit er die Weihe 
empfangen und als wirklicher Priefter fi einer freiern Stellung erfreute, dabei aber heraus— 
gerüdft aus dem Organismus des öffentlichen Lebens fein beftimmtes Penſum des Lebens zu 
löfen hat, verfällt er einem ungeorbneten Mühen und Ringen, das ihn geiftig tief zerrüttet. 
Bald las er Tage und Nächte lang, ſodaß er darüber feine Horen verfäumte, dann ſchloß er ih 
in feiner Zelle ein, um in ebenfo aufreibender Gebetöqual das Verfäumte nachzuholen. So lei: 
det er an Körper und Geiſt. Die Schreden über feine menſchliche Sünphaftigfeit, die Furcht 
vor Gottes grimmem Zorn hörten nicht auf, ihn heimzuſuchen, und es half wenig, daß Staupig 
ihn auf Chriſti Gnade verwies, der nicht um gemalter Sünden willen fei gekreuzigt worden. 
Er ermüdete förmlich feine Beichtiger mit Geftändniffen feiner Sündhaftigfeit, während er doch 
feine einzelne Sünde zu nennen wußte, die ihnen auch nur der Beichte werth jhien. Nur dad 
Studium Auguftin’s und der Paulinifchen Briefe vermochte einigen lindernden Einfluß auf ihn 
zu üben. Es war Noth vorhanden, daß diefer mächtige Geift hinter ven Gittern der Kloferzelle 
ſich in ſich felbft zerreiben möchte, als ed wiederum Staupig war, der in wohlthätiger Weife in 
8.’8 Leben eingriff. Durd ihn ward der junge Mönd im Jahre 1508 nad Wittenberg gezogen, 

um dafeldft philofophifche Vorlefungen zu übernehmen, die er bald, und zwar mit großem Er: 

folg, mit theologifchen vertauſchte Nur dad Eine — worauf doh nachmals der befte Theil 
feines Wirkens beruhte — dad Predigen hielt er nicht für feine Sade. „Herr Dortor, Ihr bringt 
mic um mein Leben, id) werde ed nicht ein Vierteljahr treiben‘‘, fagte er zu Staupig, der ihn 

trog feines Sträubend dazu nöthigte. Im Remter zuerft ven Brüdern, dann in einer fleinen 

verfallenen Kapelle dev Gemeinde, und als die Räume dem Zubrang zu eng wurten, in ver 

Pfarrfirhe, mußte er reden und mit der Zeit Fam ihm auch Muth und Freudigfeit dazu. 

Es war im Jahre 1510. 8. las Römerbrief und war tief bewegt von dem Sprud: „Der 
Gerechte wird feines Glaubens leben“, als ihn der Auftrag überrafchte, in Geſchäften feines Dr- 
dens nad Rom zu gehen. Nach Italien zu ziehen erfchien &. — fo fehr war er noh Mönch — 
wünſchenswerth, weil er allda durch den Beſuch der Heiligen Orte könne feine Sünde abbüpen. 
Seine Reijeeindrüde entſprachen denn auch viefer Stimmung. Er war widrig berührt von ber 
italienifhen Laxheit in der Möndsregel, und in einem Apenninenklofter hätte ed ihm fafl das 
Leben gefoftet, daß er ven Moͤnchen das Fleifcheffen am Freitag verwied. Die heiligen Stätten 
befuchte er gewiflenhaft, aber immer tönte ihm noch das in Wittenberg gelefene Wort in ver 
Seele nad: „Der Gerechte wird feined Glaubens leben.” Im übrigen ift er gefchlojfenen Auged 
an Italiens Herrlikeiten vorübergezogen. Bon dem Reichthum der Kunftihäge hat er nichts 
beachtet, kaum daß er die Herrlichkeit ver Natur gefehen ; er war zu voll von den veligiöfen Fra: 
gen, die ihm quälten. Später hat er ſich felbft über feinen damaligen Gemüthszuftand in feiner 
derben Weife geäußert: „Ich war in Rom aud) fo ein toller Heiliger, lief durch alle Kirchen und 
Klüfte, glaubte alles, was daſelbſt erftunfen und erlogen ift. Ich habe aud) wol eine Meffe oder 
zehn zu Nom gehalten, und mar mir dazumal jehr leid, daß mein Bater und Mutter noch leb: 
ten, denn ich hätte fie gern aus dem Fegfeuer erlöft mit meinen Meffen und andern treffliden 
Merken und Gebeten mehr. Es ift zu Nom ein Sprud: «Selig ift die Mutter, deren Sohn am 
Sonnabend zu St.:Johannid eine Meſſe Hält.» Wie gern hätte ih da meine Mutter felig ge: 
macht, aber ed war zu drange und fonnte nicht zufommen, und af einen rußigen Hering dafür.“ 
So jherzhaft iſt's ihm damals wol ſchwerlich zu Muth gemefen, wie ed dieſe ſtarken Worte 
darſtellen möchten, aber allerdings er war geärgert, „daß die Pfaffen jo fiher und fein rips, rape 
Fonnten die Meſſe lefen , als trieben fie ein Gaufeljpiel; denn ehe ich zum Evangelio kam, hatte 
mein Nebenpfaff feine Meffe ausgericht und ſchrie zu mir: «Passa, passa, immer weg, fomm 
davon» u. ſ. w.“ Bei alledem war das Alte in ihm noch fo mächtig, daß auch er die Pilatus: 
Riege hinauf und herab auf den Knien rufchte, doch war ihm dabei ſtets, ald ob ihm eine Donner- 
Rinme die warnenden Worte zuriefe: „Der Gerechte wird feines Glaubens leben!‘ Da machte er 
denn, daß er aus Rom wegkam, und zu Haufe angekommen hatte er wenig anderes zu erzählen, 
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ald von der Büberei der Cardinäle und ihrer Gourtifanen. Zum erften mal war ein Stüd Fatho: 
lifhen Weſens in ihm anbrüdig geworden und fing an abzubrödeln. Er hatte am Sitz des 
VPapſtthums Dinge gefehen, die ihm nachmals zu rechter Zeit ind Gedächtniß kommen werben, 
andererfeitö war er angejihtd des römifchen Wefens an der Rechtfertigung durch gute Werke irre 
geworben und fah fih mehr und mehr auf die paulinifche Rechtfertigungstheorie Dingebrängt, 
Wichtig genug war dieſes Refultat feiner Reife, ſodaß die Geſchichte es völlig vergeffen Hat, 
welche Beranlaffung ihn nah Rom geführt und was er da ausgerichtet mit ven 10 Goldgülden, 
die ihm zur Beſtechung waren mitgegeben worden. 

Ein neuer Antrieb zum theologiſchen Studium iſt &. der im Jahre 1512 verliehene Doctor: 
grab gewefen, ven er ald eine ernfte Würde nahm. Anfangs hatte er fich als kränklicher Mann, 
der nicht lange zu leben hätte, jogar gegen fo hohe Ehre gefträubt, bis Staupig feine Ginwände 
mit dem Scherz niederfhlug, daß Bott auch im Himmel gelehrte Doctoren brauche, darum die 
Kränklichen müßten den Vorrang haben. Es war als ob er fich jet erft für befugt erachtet Hätte, 
frei zu forjchen und frei zu lehren. Er predigt nun fhon Öffentlich gegen die Heiligenfabeln und 
die Werkgerechtigkeit, einzig und allein auf Chriſti Verdienft und die Gerechtigkeit durch den 
Glauben ‚ ald auf den Kern und Stern des Evangeliums, hinweifend. Und nicht minder rück— 
ſichtslos eifert er an der Univerfität gegen den ausgelebten jholaftifhen Kram. ber er erfegte 
die Scholaftif nit durch die clafjifhen Sprachen, Ariftoteles nicht durch Plato — und das unter: 
fcheidet ihn von den Humaniften — fondern durch Auguftin und die Paulinifchen Briefe. Er 
hatte damit nichts gethan, was in Wittenberg wäre unerhört geweſen. Erſt eines befondern 
Conflicts bedurfte ed, um offenbar zu maden, wie weit folde Auffaffung ſchon ablag von dem, 
was damals für correcte Katholicität gehalten ward. Nie ift ein großer Handel aus unjdein- 
barern Anfängen erwachſen. %. meinte jpäter jelbft, wenn er an den Anfang feiner reforma: 
torifhen Bahn zurückdachte, Gott habe ihn geführt wie einen blinden Gaul. Die Veranlaffung 
des berühmten Streits war kürzlich folgende. L. hatte als Seelforger Beichte zu hören und wei— 
gerte fich die Leute kurzweg zu abfolviren, die ftatt Buße zu geloben, ihm Tezel’fche Ablaßbriefe 
beibrachten. Zufällig war der Ablaffrämer in der Nähe zu Jüterbogf und erfuhr davon. Er 
fürdtete für den Abjag, und ein „großer Clamant“, wie er war, fuchte er durch beſondere Recla= 
men den Zudrang zu vermehren. Er zündete auf dem Markt ein Feuer an, ald ob er Macht 
habe Keger zu verbrennen, und fleigerte feine Marftichreiereien ind Unfinnige. So pflegte er 
zu behaupten: „er habe foldhe Gnade und Gewalt vom Papft, wenn einer gleich die heilige Jung: 
frau Maria, Gotted Mutter, hätte geſchwächt, jo könne er'8 vergeben, wenn verfelbe in den 
Kaften legte, was ſich gebühre. Item, das rothe Ablaßkreuz mit ded Papfted Wappen, in den 
Kirchen aufgerichtet, wäre ebenjo fräftig ald das Kreuz Ehrifli. Item, wenn St.: Peter jegt 
bier wäre, hätte er nicht größere Gewalt noch Gnade, denn er hätte. Item, er wolle im Him— 
mel mit St. Peter nicht beuten, denn er habe mehr Seelen erlöft ald St.: Peter mit feinen Pre— 
digten. Item, wenn einer Geld in den Kaften lege für eine Seele im Begfeuer, jobald der Pfen— 
nig auf den Boden fiele und Elinge, fo führe die Seele heraus gen Himmel.” Gegenüber diefen 
Aufſchneidereien that 2. das Mäßigſte, was ein gewiffenhafter Mann thun kann, er warnte im 
Beichtſtuhl, er predigte gegen den Misbraud, während er den rechten Gebrauch des Ablaffes 
ausdrücklich guthieß. Da Tezel nur um fo wüthender gegen ihn loözog, wendete er ih nun an 
die Bifchöfe von Magdeburg und Brandenburg um Abhülfe. Die Antwort war eine Ermah— 
nung, ben Öffentlichen Frieden nicht zu flören. 

Natürlich war. jegt, ſchon zu eigener Rechtfertigung, ed ſich ſchuldig, nicht zurückzuweichen, 
zumal nun von der Sache ſchon fo viel geredet worben war, daß das Schweigen einer Nieverlage 
gleihgefommen wäre. Er wollte durch eine Disputation ein päpſtliches Urtheil provociren, da er 
feiner Redhtglänbigkeit gewiß war; nicht neue Dogmen zu erfinden, fagt er jelbft, habe er im 
Sinn, fondern nur einen Anlaf zu geben, „daß die heilige Kirche feftfege, mas man vom Ablaß 
halten ſolle“'. So flug er denn an die Schloffirde zu Wittenberg auf ven Allerheiligentag, 
an dem die Akademie zu disputiren pflegte, feine 95 Ihefen an, die im wejentlichen nichts weiter 
behaupten, ald daß der Ablaß nicht von den göttlichen, ſondern von kirchlichen Strafen biöpenjire. 
Sleichzeitig ſchrieb er an den Erzbifhof von Mainz einen ziemlich bittern Brief, in dem er ver: 
langte, daß Tezel's Vollmacht wegen ſolches Misbrauchs zurücgezogen werde. Der ſchöngei— 
ſtige Erzbiſchof, ver damals allerlei humaniſtiſche Literaten um ſich verfammelt hatte, war indeß 
nicht in der Rage, das Geld des Pöbeld entbehren zu können. Dafür hatten die Thefen einen 
Widerhall hervorgerufen, fo mächtig, daß 2. felbft davor erfhraf, Er 2 nur auf eine 
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afademifche Disputation abgefehen gehabt, die dazu nicht einmal zu Stande fam, da in Witten- 
berg niemand widerſprach; aber zu feiner eigenen Überrafhung waren fie in 14 Tagen über 
ganz Deutſchland, in vier Wohen über ganz Europa verbreitet. Selbft Kaiſer Mar meinte, 

daf man den Mann vielleicht noch gegen den Papſt brauchen könne. Jetzt erſt wird L. inne, wie 
die humaniftifhe Bewegung die Beifter ſchon aufgewühlt hatte und weld ein großer Widerwille 
allenthalben gegen die päpftlihe Wirthſchaft fih ausgebildet. Er fam ſich ſelbſt vor wie einer, 
der einen Schneeball wirft und eine Lavine in Bewegung fegt. Einer unangenehmen Empfin: 
dung konnte er ſich dabei nicht erwehren; ſie verſteckt jich nur hinter bie Außerung, daß Theſen 
nicht die rechte Art ſeien, das Volk zu belehren. Er wollte eine erläuternde Schrift nachſenden, 
die vermuthlich fehr mild ausgefallen wäre, allein dur den Zufprud des Biſchofs von Bran- 
denburg wurde er davon abgehalten. Bon weld tiefer Wirkung auf das Volk feine. Theien ge: - 
weſen waren, bavon konnte er ſich namentlid inı Jahre 1518 überzeugen, ald er zum Gonvent 
feines Ordens nad Heidelberg reifte. Allenthalben ward er mit wahrer Verehrung aufgenom: 
men, und ſelbſt einzelne Bifchöfe und hohe Orbensgeiftliche Sprachen ihm ihre Zuftimmung aut. 
In Heidelberg wurde gelegentlih auch eine Disputation im Hörfal der Auguftiner veranftaltet, 
die großen Zulauf Hatte. Die Profefforen traten fehr befcheiden gegen 2. auf; nur ein junger 
Doctor rief: „Wenn das die Bauern hörten, würden jie Euch zu Tode fleinigen!” Ein Argu: 
ment, das große Heiterkeit hervorbracdhte. Namentlich wurde aber L.'s Beſcheidenheit und Sanft: 
muth gelobt, „die bewundernswerthe Annehmlichkeit im Antworten und große Geduld im Hö: 
ren“, die man fpäter nicht immer an ihm bat finden wollen. Da die Saden nunmehr fo weit 
gediehen, ſchrieb L. jelbft an den Papſt. Er gab ihm die Entſcheidung demüthig anheim umd 
legte fich felbft mit Gut und Blut ihn zu Füßen. Die unbefugten und vielfach pöbelhaften An: 
griffe dagegen, die aus den niederſten Regionen des Pfaffenthums fih wider ihn erhoben, fer: 

tigte er mit jener Grobheit ab, die damals zum polemiſchen Brauch gehörte und die wenig Men: 
fchen jo Humoriftif wie er zu handhaben wußten. Tezel empfiehlt er, vor der Hand an feinem 
Feuer Gänſe zu braten; des päpitlihden Kämmerers Sylvefter Streitfchrift wird mit einer Ant: 
wort vergolten, die ganz von Mitleid über des Verfaſſers Armfeligkeit getränft ift, und dem 

nach einem Holzftoß ſchreienden Hoogſtraten wird die treuberzige Verfiherung ertheilt, daß fl. 

‚mod nie einen dümmern Eſel gefehen als ihn”. Wir find heutzutage raffinirter geworben in 

unferer Polemik und lieben folde unverblümte Wendungen nicht, ob aus Gründen der Huma— 

nität oder des Geſchmacks bleibe dahingeſtellt. Wiffenfchaftlihe Angriffe wurden indeß auch 

von L. wiffenfhaftlih beantwortet, wie er 5. B. Eck's gehäffiger Streitfchrift gegenüber den 

würbigften Ton einbielt. 

Indeß fam die Antwort von Rom. Nie hat ein loyaler Widerfprud eine ſchnödere Be: 
handlung erfahren. Innerhalb 60 Tagen, hieß es, habe ih 2. in Rom felbft einem Keger: 
gericht zu flellen, in dem aud jener Sylvefter Prierias faß, der ſchon als literarifcher Gegner 
gegen ihn aufgetreten war. Indeß da man in Rom feine Gewalt hatte, ihn dorthin zu bringen, 
und auf den Kurfürften von Sachſen doch Rüdfiht genommen werden mußte, fo wurde in einem 
neuen Breve L. nad) Augsburg beftellt, um fi vor dem Cardinal Cajetan zu verantworten. 
2. erfhien. Die Verhandlungen fielen nit zu Cajetan's Gunften aus (‚‚Ego nolo amplius 
cum hac bestia loqui; habet enim profundos oculos et mirabiles speculationes in capite 
suo’), aber 2, war bod bedenklich geworden über ven Handel, in den er fo unverjebend ge: 
rathen war. Grappellirte an den Papft, und in wechfelnder Stinnmung bat er Gajetan mieber 
wegen feiner Heftigfeit um Vergebung. Als eine Antwort nicht erfolgte, fürdtete er Gewalt 
und verlieh Augsburg mit Zurüdlaffung feiner Appellation, die am Dom angefhlagen warı. 
Am 31. Det. fam er wieder in Wittenberg an, und je mehr er über die Behandlung nachdachte, 
die ihm und feiner Sache von den Italienern war zu Theil geworden, um fo bitterer ward fein 
Urtheil über Rom und die päpftliche Gefhäftsführung. Die Sache war ernfler geworben, ald 
jemand hatte erwarten können. Selbſt feine perfönliche Sicherheit war gefährvet. Zwar wollte 
ihn fein Kurfürft nicht gerade ausliefern, aber lieb wäre es dieſem damals dennoch gewefen, wenn 
2. aus freien Stüden gegangen wäre. So mußte diefer ftetd zum Abzug bereit fein, bie nah 
und nad) bei vem bedachtſamen Kurfürften eine feftere Stimmung eintrat, die mehr und mehr zu 
der Überzeugung ward, daß 2. recht und der Papft unrecht habe. Noch im December 1518 
ſchmeichelte man fih in Rom, die Auslieferung von ihm erlangen zu Eönnen. Gin päpfllider 
Gefandter, der hoͤfliche Miltig, überbrachte damals dem Fürften die geweihte Goldene Roſe als 
päpftlicdes Ehrengeſchenk mit der naiven Aufforderung, „da er mit einen fo koſtbaren Geſchenl 
beehrt worden fei, nun aud der Gommiffion zur Ausführung ihrer Aufträge behülflich zu fein“. 
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Mit lobenswerther Zefligkeit lehnte der Kurfürft das ab. X. jeinerjeits verſprach zu fehweigen 
und dem römiſchen Stuhl Gehorfam zu geloben. Aud zu einem neuen demüthigen Brief an 
den Bapft verftand er fi gern. Dagegen von einer Revocation wollte er nichts wiffen, und der 
päpftlihe Gefandte fonnte aus der ganzen Stimmung ber Bevölferung abnehmen, daß eine 
ſolche kaum mehr viel geholfen hätte. Da mit 2. nichts auszurichten war, fiel nun das ganze 
Ungewitter auf ded armen Tezel Haupt. Man machte ihm plöglich ein Verbrechen daraus, daß 
er jeden Monat außer freier Zehrung 130 FI. zu feinem Vortheil aufgewendet habe, und über: 
führte ihn, daß er Vater von zwei Kindern fei u. dgl. m. Der Arme warb davon fo mitgenom: 
men, daß er noch im gleichen Jahre ftarb. Einen Augenblid konnte es ſcheinen, als ob die Sache 
fich verbluten wolle. Da glaubte einer ver eitelften unter den eiteln Humaniſten, daß es für ihn 
hier Lorbern zu pflüden gäbe. Schon zu Augsburg hatte L. mit Dr. Ef, Profeffor in Ingol: 
ftabt, verabredet, die ftreitig gewordene Prädeftinationdlehre folle durch Disputation mit Karl: 
fladt zur Entſcheidung gebradt werden. Als nun Anfang des Jahres 1519 Ed feine Thefen 
druden ließ, wußte er von feinem Standpunft aus nichts Beſſeres zu thun, als in einem Be: 
gleitfhreiben 2. ald den eigentlichen Urheber aller dieſer und anderer Irrlehren zu befhimpfen. 
&,, ver in Eck vormals einen Freund gejehen, war tief indignirt; fofort ſchrieb er an feinen 
Landesherrn: „Gott weiß, daß mein ganzer Ernft gewefen und froh war, daß das Spiel aljo 
follt ein Ende haben, ald viel an mir gelegen... Nun aber Dr. Ef unverwarnter Sad mid 
alfo angreift, daß er nicht mein, fondern der ganzen E. K. G. Univerfität zu Wittenberg Schand 
und Unehren ſuchen vermerkt wird, und viel tapfere Leut achten, er jei zu der Sachen erfauft:... 
bit ich E. K. F. ©. gar unterthäniglich, wollt mirs nicht fürgnaden, denn ichs aud) im Gewiſſen 
nicht weiß zu tragen, die Wahrheit zu laſſen.“ Der Kurfürſt hatte nichts dagegen einzuwenden, 
daß 2. in einer Disputation den Ruf der Univerfität gegen ſolche Verketzerungen wahre. Um fo 
weniger Luft zeigten die leipziger Theologen, hinter denen der Bifhof von Merfeburg fland, in 
diefer Sache allein aufzutreten. Es brauchte fie zu beflimmen des bittern Hohns ihres Brot- 
berrn, des Herzogs Georg, der ihnen ſchrieb: „Er Habe feine Theologen allweg für müßige und 
unzeitige Leute rühmen hören und halte ganz dafür, wo diefe Disputation ihnen ein gut Pran— 
dium und fo viel alte Heller brächte, als fie fi) einer fleinen Mühe beforgten, ed würde ihnen 
ein löblih exercitium fein und in einen Weg abzuſchlagen.“ Sole Grobheit wirkte. Auf ven 
27. Juni 1519 fand man fich bei Leipzig auf der Bleifenburg zufammen. Eck war beizeit ge- 
fommen und die Leipziger machten ihm fehr ven Hof; jie ſchenkten ihm einen neuen Rod, fuhren 
ihn ſpazieren und wiefen ihm bei ver Brocefjion den Ehrenplag an. Am 24. Juni kamen die 
Wittenberger nah. Dr. Karlftabt fuhr voran, dann famen L. und Melanchthon in offenem _ 
Wagen. Gegen 200 Studenten mit Spiefen und Hellebarden Hatten den Auszug mitgemacht, 
„zum Schuß ihrer Lehrer‘, wie fie fagten. Als fie durch dad Grimmaiſche Thor einzogen, brach 
Karlſtadt's Wagen und der Doctor fiel herab in ven Shmuz. 2. und Melandthon fuhren an 
ihm vorbei, wozu dad Volk feine Gloffen machte. Abend in der Kneipe, wo die Studenten blies 
ben, gab ed argen Streit, faft wäre man handgemein geworden, fo groß war die Erbitterung. 
Am 27. Juni warb denn die Disputation eröffnet. Karlſtadt kam zuerft ins Feuer, aber er trug 
wenig Ruhm davon. Während Ef alles mit größter Leichtigkeit behandelte, Hin und her ſpa— 
zierte, mundfertig Dinge citirte, die nirgends gefchrieben ftanden; wo ihm Gründe ausgingen, 
ven Grgner durd glänzende Sarfasmen verblüfite, das Publikum durd die Sicherheit feines 
Auftretens beſtach, brachte Karlſtadt feine Bücher mit, las daraus vor, ſchlug erſt nad), las wie- 
ber vor, veriprah auf Einwendungen, die man machte, morgen zu antworten — kurz gegen 
Ed’8 glänzende Perjönlichkeit machte er den fchlechteften Eindrud. Die Sache ward peinlich, 
langweilig, der Saal ward zufehends leerer. Ä 
Um fo reger war das Interefie, als &. am 4. Juli früh 7 Uhr auftrat. Die Frage nach dem 
Primat des Papſtthums war fein Thema. Er machte dem Doctor harte Arbeit, indem er ihm 
die Wahl ließ, die griehifhe Kirche mit all ihren Vätern zu den Kegern zu werfen, oder bie An: 
erfennung ber päpſtlichen Infallibilität für unnöthig zur Seligfeit zu erflären. Doch Ed trieb 
ihn weiter. Gr hielt ihm vor, daß feine Thefe zu Koftnig als huſſitiſche Kegerei jei verdammt 
worben. 2. wid nicht zurüd, er wagte dad gefährliche Wort: „Unter den Artikeln des Huß, die 
dort feien gerichtet worden, feien grundchriſtliche.“ Gin allgemeines Schweigen legte ſich über 
die Zuhörer. Herzog Georg rief Fopfihüttelnd feinen Fluch: „Das malt die Sucht!“ Eck war 
ſchnell bereit zuzuftoßen und fragte, ob er denn glaube, daß aud) ein Concilium fi) irren Fönne? 
Auch ein Eoncilium könne irren, war die Antwort, „Ehrwürdiger Vater“, rief nun der Dor: 
tox, „wenn Ihr glaubt, daß ein vechtmäßig verfammeltes Concilium irren Fönne, fo ſeid Ihr mir 
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wie ein Heide und Zöllner.“ Das war die Kataſtrophe der Disputation. L. hatte nun ein®e | 
geſprochen, das ihn weit über die Stellung hinaustrieb, die er bidjegt eingenommen, Ware | 
beftehenden Autoritäten erfannte er nur noch die Schrift an, und ed mar damit feine Ken 
ausgeſprochen, die beftehenden Berhältniffe nady dieſer einzigen Norm zu reformiten. ue 
ftellten die nachfolgenden Beſprechungen wieder eine ruhigere Stimmung ber, aber jene di | 
euffion war von gewaltiger Bedeutung. Cine VBerföhnung ward natürlich nicht erreiht. An | 
kam noch in der Kirche zufammen dad Tedeum zu hören, und damit war die Diöputation zulzx 
Ed klagte, er habe viel Mühe und wenig Ehre bei ver Sache gehabt, denuncirte aud hinterher! 
und Karljtadt wegen unpaffenden Betragens beim Kurfürften. Auch L. war unzufrieden m 
meinte, ed fei ſchlecht disputirt worden. Indeß von wel meitgreifender Bedeutung bie Je 
fammenfunft gewefen, das zeigten ſchon die Gefandtfhaften aus Böhmen, die 2. ihre Jufin 
mung verficherten und ihn als ſächſiſchen Huß begrüßten. 

Im nächſten Jahre rückte 2.8 Proceß nur um Weniges weiter. Unter den Streitiärie 
die num einander jagen, ift die bedeutendſte die „An den chriſtlichen Adel deutſchet Nation su 
des chriſtlichen Standes Beſſerung“. Der Adel, ver vamals feine Hutten und Sidingen bis 
hatte die humaniftifchen Gedanken vorzugsweife in fih aufgenommen und fühlte Kraft ın 
Willen, ſich als politifhe Partei zu organijiren. Sein Plan war, mit dem dritten Stande id 
gegen vie Territorialherren zu verbinden. Da feine Action zunächſt gegen die geiftliden ii 
ften gerichtet war, ſah er in. einen natürlichen Verbündeten. Zwar Sickingen's perfinide | 
Schuß und Bundesgenofienfhaft lehnte 2. ab, aber die Sache legte er in der genannten Sä 
dem hriftlichen Adel um fo dringlicher and Herz. „Drei Mauern”, fagte er, „indes, m 
Römer wider das Evangelium aufgerichtet haben: Droht ihr mit Gewalt, fo jagen ie, eg 
liche Gewalt ift größer; mit der Heiligen Schrift: nur der Papft kann fie audlegen; mama 
Eoneilium: nur der Papft kann e8 berufen und regieren.” Mit Berufung auf das enge Krk 
der Gemeinde ſucht er denn eine Mauer nad) der andern zu durchbrechen umd proclamirt ed a° 
die Aufgabe der Reformation, die Üppigkeit des römifchen Hofs abzuſchaffen, fin Gerät: 
barkeit über deutſche Männer aufzuheben, die Klöfter zu reformiren, das Gölibar zu beten 
und die blutfaugenden Ablaffrämer über die Alpen zu jagen. in mod) fchärferer Abagedri 
an das Papſtthum ift die Schrift „Von ver babylonifhen Gefangenschaft”, in un jenen rg; 
nern ironifchen Danf abftattet, wie fie ihn in der evangelifchen Wahrheit gefördert hätten, vu! 
als er ven Streit begonnen habe, da habe er ven Ablap für menſchlicher Ginfegung, vB“ 
gutes Werk, ven Papft für ven allerheiligften Vater gehalten, jegt wiſſe er, daß der Di NE 
Teufel, die Meffe fein gut Werk und der Papft ver Antichrift ſei. Milder gehalten die eh 

„Bon der hriftlichen Freiheit‘, die ein legter Verſuch der Vermittelung fein folte. Gul: 
ſtenmenſch ift ein freier Herr aller Dinge, ein König und Priefter, keinem Geſch, keinem Bar 
unterthan; aber ein Chriſtenmenſch ift auch ein Knecht aller Dinge, der nicht um der Seigk 
willen, aber aus Freund- und Friedlichkeit fann des Bapftes unzählige Gebote erfülln, " 
Maria die Reinigung hielt, Paulus Timotheum befgnitt und Chriſtus den Zindgroiden * 
Diefen in feiner Art gutmüthigen Vergleihövorfchlag ſendete L. auf Miltig’ Rath mit einem 7 
fönlihen Schreiben an ven Papft. Faft naiv ift diefes Begleitfehreiben, das doch zur Veriöt 
beitragen will und auseinanderfegt, daß die römijche Kirche eine Mordgrube ſei über alle Da 
gruben, ein Bubenhaus über alle Bubenhäufer, ein Haupt und Neid der Sünde, di ind 
und der Verdammniß. „Du jigeft”, redet er ven Papft an, „Heiliger Water Leo, wie cin 
unter den Wölfen, und glei wie Daniel unter ven Leuen, und mit Ezediel unter ben © 
pionen. Was kannſt du Giniger wider fo viele wilde Wunder. Die Krankheit ſpottet ver! 
Pferde und Wagen geben nichts auf ven Fuhrmann. Das ift die Urſach, warum ed mit #7 
ift leid gewvefen, du frommer Leo, daß du ein Papft worden Gift in diefer Zeit, der du mel wi 
dig wäreft in beffern Zeiten Papft zu fein. Der römiſche Stuhl ift deiner und beined Gi 
nicht wert, fondern der böfe Geift follte Papft fein, ver auch gewiß mehr denn du int 
bylon regieret.... Siehe da, mein Vater, das ift die Urſach und Bewegung, warum ide 
wider diefen peftilenzifchen Stuhl geftoßen habe. Denn fo gar habe ich mir nicht vorgen® 
wider deine Perfon zu wüthen, daß ich auch gehofft habe, ich würde bei dir Gnade und 
verdienen, und für dein Beſtes gehandelt erfannt werden... . daß ich aber follt wiperruft 
Lehre, da wird nichts aus; darfs ihm auch niemand vornehmen, er wollte denn die Ä 
in ein großes Gewirr treiben... damit ich mich deiner Heiligkeit befehle, die ihm behalt 
Jeſus Chriſtus.“ 

Leo erhielt dieſen Brief und las ihn mit jenem objectiven äſthetiſchen Intereſſe, Dr” 
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maniſtiſchen Mebiceer ziemte. Vielleicht hätte er die Sache eine Weile ihren Gang gehen Laffem, 
um zuzufehen, ob ſie fich verfühle, wäre nicht Eck im der gleichen Zeit in Rom angefonımen 
Er brachte fein neuefted Opus über das Primat ded Papftes mit, um es diefem felbit zu Füßen 
zu legen. Seine Rührigfeit brachte die Einfegung einer neuen Gommifjton zu Wege, und erfelbft 
ward deren Mitglied. Daß er, Earaffa und Sylvefter für das Anathema ſtimmten, ift nicht zu 
verwundern, 

So hatte denn der eitle Profeffor erreicht, was er jo lange begehrte. Verſehen mit einer 
Bannbulle gegen 2., die alle hriftligen Gewalten aufforberte, ſich der Perſon deſſelben zu be: 
mãchtigen und fie dem Bapft audzuliefern, kehrte er nad Deutſchland zurüd, um allenthatben 
das ganze Gewicht feiner hohen Berfon fühlen zu laffen. War er doch beauftragt, mit Hülfe der 
umwohnenden Fürften 8. ſelbſt aus Wittenberg zu holen. "Freilich ging es ihm mit dieſer 
Eommiffton Herzlich ſchlecht. Er rilte fogleid nad) Leipzig, dem Schauplag feiner legten Thaten, 
und „trieb mit der Bulle ein groß Gepräng“. Allein das Volk empfing ihn mit Unwillen. 
Man flug Garicaturen an den Eden an, Wigblätter erfhienen, die ihn ſchlimm zurichteten, 
und endlich wurde er gar durch tumultudfe Auftritte genöthigt, ind Baulinerklofter zu flüchten. 
Die wittenberger Iniverfität unterließ die Publication, „da der Papſt wol von der Sache gar 
nichts wiſſe“. Dafür entſchädigte ſich Ef in Nürnberg, woſelbſt Pirfheimer und Spengler ſich 
vor ihm beugen mußten. Oſtander, der am Rhein diefelbe Commiſſion beforgte, fand geneig- 
teres Gehör. 2.8 Schriften wurden verbrannt und feine Anhänger gemafiregelt. Gine Fleine 
Rache dafür war ed, daß L. feine Studenten und Gollegen vor das Eifterthor beftellte, um dort 
die antigriftlihen Derretalien und die Bannbulle zu verbrennen. Er felbft warf fie ins Feuer 
mit den Worten: „Weil du den Heiligen des Herrn betrübt haft, fo betrübe und verzehre dich 
das ewige Feuer. Cine That, die er in eigener Schrift vor Deutſchland rechtfertigte. 

Während L. fo in Wittenberg befhäftigt war und fi einer Menge Fleinerer Feinde zu er: 

wehren ſuchte, gab er der fpanifchen Diplomatie des deutſchen Kaifers eine politifche Poſition; 
am liebften hätte fie ein Tauſchobject aus ihm gemacht, das man gegen bedeutende Vortheife an 
den Bapft auslieferte. Am26. Mär; 1521 war ed, ald der kaiſerliche Ehrenhold Kaspar Sturm 
wit der Eitation des Kaiſers erſchien, „der Ehriame, Liebe, Getreue‘ möge fi auf dem zu 
Worms verfammelten Reihötag einfinden und ſich wegen der Schriften verantworten, die von 
ihm ausgegangen; dabei wird ihm zu kommen und wieder von dannen zu ziehen des Reichs ge: 
ſtrackte Sicherheit und Geleit zugefihert. Dieſe Ladung konnte als ein Sieg feines Kurfürften 
und der reformatorifchen Bartei gelten, denn die Päpſtlichen waren nicht ver Meinung, daß ein 
Gebannter nochmals dürfe vom Reichstag verhört werden, da an ihm lediglich das bereit ge: 
ſprochene Urtheil zu vollſtrecken ſei. 2. brach fofort feine Arbeit ab. Der wittenberger Rath 
gab ihm eine Fuhre, und [hon am 4. April reifte ver Gerufene ab, um zu verſuchen, ob kaiſer— 
lich Geleit im Jahre 1520 mehr tauge als im Jahre 1415. 

Nie war es 8. flegesmuthiger zu Sinn gewefen ald auf diefer Reife, obwol es eine bevenf: 
liche Begrüßung war, daß er in allen Städten, durch die er Fam, die päpftlihe Bannbulle ange: 
ihlagen fand. In Erfurt, Gotha, Eiſenach previgte er. In der legten Stadt erfranfte er fo 
beftig , daß man für fein Leben fürchtete, und die Krankheit hielt bi8 Frankfurt an. Aber feine 
Freubdigfeit war wunderbar, denn obgleih von Schmerzen gepeinigt und überfchüttet mit War: 
nungen, er folle nicht nah Worms kommen, blieb er feft und jagte: „Wenn fie gleich ein euer 
machten, das zwifchen Wittenberg und Worms bis gen Himmel reichte, weil er aber geforbert 
wäre, fo wollte er im Namen ded Herrn erfcheinen und dem Behemot in fein Maul zwifchen feine 
großen Zähne treten, und Ehriftum befennen und venfelben walten laſſen.“ Nod in Oppen— 
beim Fam Bucer, Eidingen’d Burgpfaff, um ihn nad) ver Ebernburg zu laden, von wo aus er 
fiherer mit dem Kaifer handeln Fünnte. Auf fein Wort ſich berufend, zog er weiter, Wenige 
Stunden vor Worms fam ein neuer Bote von Spalatin, er möge fich zurüdziehen, es ſtehe ſehr 
ſchlimm. Darief. aus: „Und wenn fo viel Teufel zu Worms wären als Ziegel auf den Dä- 
Kern, dennoch wollt id hinein.” Nachmals meinte er felbft, Gott habe ihn wol „ſo toll’‘ ge- 
macht und er wiffe nicht, ob er ed zum zweiten mal wagen würbe. Dienstag, am 16., nur noch 
zwei Tage des freien Geleits waren unverſtrichen, fuhr er mit feinen Begleitern Amsdorf und 
Jonas in Worms ein; der Adel zog ihm zahlreich entgegen. Mehr ald 2000 Menfchen beglei- 
teten ihn in den Deutfchen Hof, wo er ben ganzen Tag Beſuche zu empfangen hatte. Auch der 
Zandgraf von Heffen fam zu ihm geritten, beim Weggehen gab er ihm die Hand und jagte: 
„Habt Ihr recht, Herr Doctor, fo helfe Euch Bott.” 

Inzwiſchen debattirten die Fürſten fehr heftig, ob man 2. das freie @eleit halten wolle. 
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Der Pfalzgraf und ver Brandenburger erhigten ſich fogar fo jehr, daß fie zu den Mejlern ann 
Auch am Kaiſer wurde gearbeitet, doch war der junge Karl nicht empfänglich für ſolche Ei. 
weiöheit. 

Am Tage nad der Ankunft, am 17. April, warb 2. auf 4 Uhr vor die habe Verjamakı: 
entboten. Er brachte ven Tag mit Beten zu, ungewiß feined Schidfals. ALS die Stun | 
ſchlagen, führten ihn der Reichsmarſchall und der Herold auf Seitengaffen dem Palaft zu, te 
Gedränge der Menge dennoch nicht entgehend. Linter dem Thor fagte ihm Brunbäberg lie 
kanntes Wort, das nicht eben ermuthigend Hang. 2. trat ein. Die glänzende Verfamni; 
befing ihn. Ein gewiffer Johann Ef war der erfte, der ald Dfficial das Wort ergriff un 
Frage an ihn flellte: ob er ſich als Verfaffer vorliegender Schriften befenne und fie ju wer: 
rufen geneigt ſei? Dr. Schurf, der Arvocat, fagte entgegen: man zeige die Namen an. Ci— 
nun das Verzeichniß der vorliegenden Schriften. Nicht ohne Befangenheit erwiverte $., wir 
die Bücher für feine erkenne, in Betreff des Widerrufs bitte er ſich Bedenkzeit aus. Die fürn 
rathſchlagten. „Obwol er genugſam hätte wiffen und bevenfen fönnen, wozu er geladen fr‘, k 
lautete die vom Officianten ziemlich hoffärtig vorgetragene Antwort, „daß er hier zum Bir 
ruf werde aufgeforbert werben, fo wolle man ihm dennoch 24 Stunden Bedentjelt gmmähre 
unter ber Bedingung, daß er feine Meinung nicht fhriftlih, fondern mündlid vortragen men | 

Draußen wurde 2. mit Jubel empfangen. An Zufprud fehlte es ibm nicht, aud san: 
ſchickte zwei Schreiben. 

Am folgenden Tage zu gleiher Stunde erſchien &. wiederum in der Pfalz. Zei lm 
Stunden mußte er warten, bis tie Kürften ſich verfammelt und gefeßt hatten. Wicdenn 
gann die Verhandlung mit der Forderung ded Widerrufs. Da antivortete 2. mit fım, Mr 
Stimme: „Seine Werfe feien Schriften der Lehre, Schriften wider römijchen Mind m 
Streitſchriften. Unerhört wäre es die erften zu widerrufen, an denen felbft die päpflide Bau: 
bulle vieles Gute anerfenne; wolle ex die zweiten widerrufen, fo würden die Nömilden m 
neuen Anlaß nehmen Deutfchland zu unterbrüden ; in den dritten fei manchet zu heftig, akt 
auch fie würde er nicht widerrufen, damit feinen Feinden der Muth nicht wachſe“ &f mahnte j3 
theilweifem Widerruf. Auch diefen lehnte er ab und verlangte, Daß man ibn in chrlißer Di: 
putation widerlege. Wieder ſchlug ber faiferlihe Orator feinen hohen Ton an, et medt dve 
ihm eine ſchlichte und runde Antwort begehrt, ob er einen Widerruf thun nel ei * 
„Nun“, vief&,, „weil denn E. K. M. und Gnaden eine ſchlichte Antwort begehten, Teil * 
eine folhe geben, die weder Hörner noch Zähne haben foll, dermaßen: Ge ſei mn, Ni 
durch Zeugniß der heiligen Schrift oder mir Elaren und hellen Gründen übermunen mitt 
(denn ich glaube weder dem Papft noch den Goncilien alleine nicht, weil ed am Tage ud ce 
bar ift, daß fie oft geirrt und ſich widerſprochen haben): fo bin ich überwunden tus W 
Sprüde, die id angezogen habe, und gefangen in meinem Gewiffen in Gottes Wort, und las 
und mag darum nicht widerrufen, weil weder ſicher noch gerathen ift, etwad wider dat Omi 
zu thun. Hier ftehe ich, ich kann nicht anders, Gott helfe mir! Amen.“ er. 

Der Official Hielt ih für berufen, ihm feine „unbefcheidene” Antwort zu verweiſen a 
entſpann ſich noch eine furze Debatte, die zu nichts führte. Unter Begleitung verließ t. 9 
Saal, da erhob ſich der Auf: Wird er gefangen? „Sie begleiten mich nur‘, antwortete. 
Unterwegs noch überreichte ihm ein Diener in Erich's von Braunſchweig Namen eine Kan 
eimbeder Bier, die er austrank, nachdem er ſich verfichert, daß fie aus Freundeshand fenm 
nicht von den Spaniern eredenzt fei. Wenige Augenblicde darauf warb er von fpanijden © 
zieren roh verhöhnt, er aber kehrte gelaſſen nach Haufe zurück, wo die angefehenften er 
und Örafen ihn ver Reihe nad befuchten , um ihm zu danken, da er fo muthig und en nat 
balten habe. Der Adel hielt diefen Tag für einen Sieg feiner Sache. — 

Weit weniger günflig war der Eindruck, den L. auf die maßgebenden Verſonlichteun, 
macht hatte. Der Kaiſer ſelbſt ſagte verächtlich: „Der hätte mich nicht zum Kehet geh 
Indeh drangen die Stimmen des Volks bis in die abgelegenen Gemäder ber Hofburg 
feinem Tiſch fand der Kaifer die Worte: „Wehe dem Lande, deſſen König ein Kind it.“ 9° 
Eden war ein Zettel angeklebt, der im Namen von 400 Rittern den Romaniften Truß, 2 
bietet: ‚Schlecht ſchreib ih, doch einen großen Schaden mein ih: mit 8000 Mann Ka 
Bundſchuh, Bundſchuh, Bundſchuh.“ Die Spanier fingen an zu begreifen, daß die Eu 
einige Wichtigkeit haben könnte. R 

Die nähften Tage gingen für L. hin in frucptlofen Unterhandlungen mit dem Ctztiſh 
Trier, bis er ſich die Erlaubniß erwirft hatte abzureifen. Vor feiner Abreife fagte ihm dr! 
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rürft, er werde ihn irgendwo unterftedten , wo, brauche niemand zu wiffen. 2. ſprach unterweg® 
mit einigen Freunden darüber. Bon Eiſenach gedachte er nad) Möhra zu feinen Verwandten zu 
gehen. Unweit Altenftein brachen Reifige aus vem Walde. Sein Bruder Jafob, der den Wagen 
führte, entflieht. Der Fuhrmann wird, um ihm alle Zweifel an dem Ernft ver Sache zu ver: 
treiben , unter ven Wagen geworfen. Man reift 2. heraus, zwingt ven Fuhrmann, mit Ams⸗ 
dorf weiter zu fahren, und trabt mit vem Gefangenen waldein. Abends todmüde fommt 2, nad 
vielen Kreuz: und Querritten bei ver Wartburg an. Unweit des Zield banden fie noch einen 
ver Ihren aufs Pferd, als ob jie Gefangene einbräcdten. Der Thormwärter wußte nicht anders. 
Auf enger Zelle eingeſchloſſen mußte 2. jich feinen Bart wachen laffen und Reiterfleiver tragen. 
Ein einzelner Evelfnabe wartete ihm auf. Seine Lage war nicht beneidenswerth. Trübe Ge— 
danfen peinigten ihn in feiner @infanfeit; er warb Frank und Flagte über Anfechtungen des 
Zeufeld. In der fatholifchen Welt war inzwifchen großes Frohloden. Am 26. Mai waren L. 
und feine $reunde in die Eaiferliche Acht erflärt worden. Die Ablaßkrämer famen wieder hervor, 
verheirathete Prediger wurden verhaftet, der Kurfürſt-Erzbiſchof von Mainz fing an, fein 
Geſchäft wieder aufzunehmen. Als 2. davon hörte, ergriff ihn gewaltiger Zorn. Er ſchrieb 
deshalb eine Schrift wider den Abgott zu Halle — dort ftand die Ablaßbude — und als ihm 
fein Kurfürft die Herausgabe verbot, richtete er an den Erzbifchof einen Drohbrief: „Wolle der 
Fürſtbiſchof den Abgott nicht abthun, fo werde er einen Sturm gegen ihn begen, daß des 
Tezel Schickſal gegen ſeines Kinderfpiel jei. Statt die Priefterweiber zu vertreiben, folle der 
Erzbifchof lieber feine eigenen Huren verjagen und binnen 14 Tagen alle Berfolgungen und 
allen Ablaßkram einftellen, fonft folle er erfahren, vaßR.nod am Leben ſei.“ Der Cardinal und 
deutjche Primas, von diefer Drohung gewaltig eingeſchüchtert, fchrieb eine demüthige Ant: 
wort, in die er feine Mitwiflenfchaft leugnete, und der Begleitbrief feines Raths ftellte fogar Mit: 
wirfung für die evangelifche Sache in Ausfidt. 

2. fuhr nun fort fühne Streitfchriften über Beichte, Kloftergelübpe u. f. w. in die Welt zu 
ſchicken, vermöge deren es nicht mehr lange ein Geheimniß blieb, daß er. auf ver Wartburg Hauje. 
Das erfolgreichfte Unternehmen jener Tage aber war, daß er anfing die Paulinifhen Briefe zu 
überfegen, aus welchem Anfang im Laufe ver Jahre die herrliche Bibelüberfegung erwuchs, 
der unſer Bolf die Kenntniß feines reihen Sprachſchatzes und Börderung feines ſittlichen Ern— 
ſtes und feiner religiöfen Tüchtigkeit verbanft und verdanken wird. 

Während X. fo ſegensreich fir Gegenwart und Zukunft wirkte, gingen die Dinge in Witten: 
berg herzlich ſchlecht. Melanchthon, gewohnt fi an L. anzulehnen, war den Verhältniffen nicht 
gewachſen. Um jo mehr glaubte ver phantaftifche Karlftadt fi berufen, den abwefenden Refor- 
mator zu erjegen. Er fing an Abendmahlgottesvienfte einzurichten, zu denen er, damit fie ganz 
Ihriftgemäß feien, nur 12 Perſonen zuließ. Mit den Studenten pfiff er die Meffen aus und 
ſuchte die Klöſter zu ftürmen. Truppweiſe liefen die Klofterleute davon. Als nun vollends eines 
ihönen Decembermorgend von Zwidau her eine ganze Rotte neuer Propheten einzog und un= 
mittelbare göttliche Dffenbarungen vortrug, da fchrieb der Hülflofe Magifter Bhilippus an &., 
er möge fonımen-und helfen. &., kurz entfchloffen, fegte fi) troß der von Nürnberg aus wider 
ihn ergangenen neuen Achtserklärung zu Pferd, unterwegs zeigte er dem Kurfürften feine Ab- 
reife an und erſchien plöglih in Wittenberg. Mit Donnerworten prebigte er acht Tage lang 
täglich gegen die Schwarmgeifter. Die Zwidauer wollte er anfangd gar nicht vor fich laffen, 
dann trumpfte er fie gehörig ab, ſodaß jie äußerſt erboft die Stadt verliefen. Auch Karlftadt 
fand für gut, nad einigen heftigen Auftritten die Stadt zu räumen. Nun war wieder Ruhe 
und 2. nahm feine alte Befhäftigung wieder auf. Es fallen in diefe Zeit die heftigen Streit- 
ſchriften 2.’8 gegen ven König von England, gegen Erasmus, gegen Herzog Georg und andere, 
deren Ton L. zuweilen ſelbſt bevauerte, aber mit feiner ungeflümen Natur und den ewigen Her— 
ausforderungen entſchuldigt (‚„‚canem irritare non debuerunt‘‘). Billigerweife muß man ſich 
wenigftens daran erinnern, daß die Angriffe meift noch plumper waren ald die Antwort grob. So 

verhält es ſich z. B. gerade mit der im Jahre 1525 erfhienenen Schrift „Wider die Bauern”, 
die man fo vielfach als einen Bleden feines Ruhms bezeichnet hat. L. hatte zuerft mild von den 
beginnenden Greeffen abgemahnt und die Ritter und Herren ernſtlich an ihre Pflicht erinnert. 
Da jchrieb Münzer feine Schrift: „Hochverurſachte Schugrede und Antwort wider dad geiftlofe 
fanft lebende Fleifch zu Wittenberg‘, worin er. die keufche babylonifhe Frau, Jungfer Martin, 
Erzheid, Erzbuben, Doctor Ludibrii und Doctor Lügner, den wittenbergifhen Papft und türfi- 
ihen Kulkraben, Draden und Bafllisfen ſchimpft, ihn Brafferei und Schranzenthum vorwirft 
und die perfibeften Lügen über ihn auöftreut. Dennoch meinte X. beim Ausbruch des Aufruhre, 
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die Fürften und Edeln follten ihre eigene Schuld bevenfen und fid erinnern, wie fle ven armen 
gemeinen Mann gebrüdt, während er ven Bauern noch immer gelind zurevet. Als nun aber 
der Aufftand jenen greuelhaften, mordbrennerifhen Charakter annahm und die furdtbarftn 
Schandthaten verübt wurden, da ſchrieb L. Freilich jene furchtbare Schrift „Wider die räuberi: 
ſchen und mörderiſchen Bauern’‘, in der er auffordert: „zu ſtechen, zu fhlagen und zu würgen“, 
damit dem Teufeldwerk gefteuert werde. Nach dem Sieg war er aber ver erfte, der fich gegen 
die Sieger kehrte und die barbarifchen Beftrafungen in gleich rückſichtsloſer Weife zurückwies 

Daſſelbe Jahr 1525 war e8, in dem er zu großer Verwunderung feiner Freunde und Feinde 
plöglih Katharina von Bora, eine ehemalige Klofterjungfrau, heirathete. Er hatte pas, wozu 
ex ſich nach reiflicher Liberlegung entichloffen, ſchnell gethan, um allen Einreden und vorläuf- 
gem Ärger zuvorzukommen. Gr felbft fand jich in der erften Zeit no einigermaßen betreten 
von feinem eigenen Entſchluß. Doc fand er ſich bald in vie neue Lage, und der reiche Schatz 
feiner Gemüthlichkeit offenbarte fi in feinem häuslichen Xeben in anfprechenpfter Weiſe. Seine 
Mufik lebte wieder auf, kindliche Seiten feines Weſens erwahten aufs neue im Verkehr mit 
feinen Kindern, und er hat ſich mehr denn einmal nachmals glüdlich gepriefen, daß ibm Gott 
Muth gegeben habe, ven Schritt zu wagen, der ihn in gottgeordnete Berhältniffe wieder zurüd: 
geführt Habe, venen ihn die Möncherei entfremdet hatte. 

Indeß find wir bereitö eingetreten in die Zeit, da die alte ſchöne Eintracht der veformatori- 
fen Bewegung aufgehört hat und allerlei Mishelligfeiten an die Stelle getreten find. Die 
Abendmahlslehre, die einer der ärgerlichften Zanfäpfel zwiſchen Karlftadt, ven Schweizern und 
2. ward, kann natürlich hier nicht abgehandelt werben. Wir faffen nur das Berfünlice ind 
Auge. Der mehrjährige literarifche Streit, der hauptſächlich durch Zwingli und Okolampadius 
einerfeitd und 2. andererfeitd geführt wurde, hatte ſchon eine bedenkliche Bitterkeit erzeugt und 
2, hatte den feften Borfag ausgeſprochen, feine Sache von der der Schweizer unvermworren zu 
halten , ald Landgraf Philipp von Heffen eine Zuſammenkunft in Marburg zur Verftändigung 
vorfhlug. 2. konnte fich dem nicht entziehen, fo gern er ed gethan hätte. Noch an ver heſſiſchen 
Grenze ſchwankte er, ober nicht wieder umfehren wolle. Der Landgraf juchte durch fürſtliche 
Gaftfreiheit eine freundliche Stimmung zu erweden, allein an 2.’8 Hartnädigkeit fcheiterte die 
ganze Verhandlung. Er hatte ſich mit Kreide auf den Tifch geſchrieben: „Dies ift mein Leib“, 
und dabei blieb er. Zwar wurden gewiffe gemeinfchaftliche Anfhauungen, in Betreff deren man 
fi zuvor nur midverftanden hatte, fhriftlich ald gemeinfame Glaubendgrundfage firirt, aber 
die Hauptftreitfrage blieb unausgeglihen und im ganzen ging man verftimmter wieder ausein⸗ 
ander, ald man gekommen war. Die Folgen diefer Uinverträglichkeit ftellten ich bei dem nun 
nächſten Reichstag zu Augsburg ald fhäplih genug heraus. Die Neformationspartei konnte 
nun nicht ald eine gefchloffene Genoſſenſchaft ven Päpftlichen gegemübertreten, ſondern fie ging 
in drei Hauptfractionen auseinander, neben denen noch unzählige Sekten zu flehen fchienen, 
fobaß die Gegner politifch leichtes Spiel hatten. Die Vorverfandlungen zu diefem berühmten 
Reichstag waren kürzlich folgende: Im März ded Jahres 1530 wurde 2. durch feinen Lanved: 
herrn davon in Kenntniß gefegt, daß am 11. April ver Kaifer zu Augsburg in eigener Perjon 
einen Reichstag halten werde; er fordere daher von feinen Theologen, daß fie fofort ein Belennt: 
niß ausarbeiteten, dad man dem Kaifer ald Ausweis des gemeinfamen Glaubens vorlegen könnt. 
Sofort machten ih L., Melandthon, Spalatin und Jonas and Werf, und fhon am 20. Mär; 
übergaben fie dem Kurfürften zu Torgau ihr Elaborat, die fogenannten 17 Torgauer Artikel. 
Hierauf reifte man in Oemeinfamfeit mit dem Kurfürften Koburg zu, während 2, auf jeder Sta: 
tion eine Predigt Hielt. In Koburg mußte 2. zurückbleiben; er wußte anfangs jelbft nicht 
warum. Der Kurfürft wagte wol nit, den Geächteten und Gebannten mit zum Reichötag zu 
bringen. 2. machte dem Fürften daraus weiter feinen Vorwurf, aber er fühlte ji einfam und 
verlaflen in Koburg; bald wurde er auch krank und namentlich trug die Nachricht vom Tode ſeines 
Vaters dazu bei, ihm niederzubrüden. Nimmt man dazu, daß er mächtig arbeitete an der Über: 
fegung ber Propheten, und dad nad allen Nachrichten, die er erhielt, die Sachen in Augsburg 
immer ſchlechter gingen, fo wird man feinen Unmuth begreifen. Auch batte er alle Urſache, mit 
feinen Genoffen unzufrieden zu fein. „Melanchthon geht zurück wie ein Krebs“, ſchrieb man 
ihm aus Augsburg, und in der That war der unpraftifche Magifter dort fehr ſchlecht an feinem 
Plag. Aus L.'s Artikeln war unter feiner Hand die verfchleiernve, behutfame Augsburger Gon- 
feſſion geworben, an der, als ſie fertig war, die ſächſiſchen Hofleute no hinten und vorn zu 
formen hatten. Dazu feinen die Briefe an 2. durch die fähfifche Kanzlei, um feinen Einfluf 
au befeitigen, unteefihlagen worden zu fein, wenigſtens erhielt dieſer fie nicht, ſodaß er denn 
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einen gewaltigen Zorn faßte, und ald endlich wieder Nachrichten famen, fie gar nicht Iefer wollte. 
Das Berlegenpfte war ihm aber, daß man ihm dad Bekenntniß nur ganz kurz vor der Übergabe 
zufertigte mit der Mahnung, es fofort wieder mit feinen AÄnderungsvorfhlägen zurüdzufchiden, 
worauf er denn die trodfenen Worte hinzufegte: „Es gefalle ihm faft wol und wiffe nichts daran 
zu ändern, [hide ih auch nicht, fintemal er fo leife nicht treten könne.“ Im einem ſpätern Pri— 
vatbrief gloſſirt er dann ded Kaijerd Frage: Ob die Evangelifchen noch mehr Artikel vorzubrin⸗ 
gen gedächten? mit folgenden Worten: „Ja, ja, der Satan lebt noch und merft, daß dieſe Eure 
Apologie, die Leifetreterin, die Artikel vom Fegfeuer, von Heiligendienſt und vor allem von 
dem Bapft, dem Antihrift, verheimlicht habe”, und an Spalatin ſchrieb er: „Ich höre, daß Ihr 
nicht gern das wunderliche Werk unternommen habt, den Papft und 2. zu vereinigen. Aber 
der Bapft wird nicht wollen, und 2. verbittet ſich's.“ 

Das war 2.'8 urfprüngliche Anfiht über die Augsburger Gonfefion, auf die er demnach 
keineswegs gleichen Werth legte wie unfere Qutheraner, die ji von ihr Fein Jota wollen rauben 
laffen. Später ald das einmal übergebene Actenſtück eine politifche Geltung erlangt hatte, hat 
er ſich allerdings auch in anerfennenderer Weife geäußert. Der Eindruck auf die Partei war 
ganz ähnlich; 2. Hatte fogar fein ganzes Anfehen nöthig, um Melandhthon gegen die Angriffe 
zu decken, die dieſem wegen jeiner in Augsburg bewiejenen Schwäche gemacht wurden, Auch 
that dieſem ſelbſt L.’3 Umgang noth. Erſt ald er mit dieſem wieder zurück gegen Torgau reifte, 
fand er bie frijche Stimmung und den fihern Ton wieder, der die Apologie von der Auguftana 
vorteilhaft unterſcheidet. 

Verdrießliche Geſchäfte warteten ver Rückkehrenden, als jie in Wittenberg einzogen. Taufend 
Streitigkeiten an allen Enden gab es zu fchlichten, bald für das Ganze, bald für das Einzelne zu 
jorgen. Dazu wurden jie bald durch den Tod ihres treuen Kurfürften betrübt, während 2. felbft 
mit den Jahren Fränflicher, verflimmter, reizbarer ward. Man muß fein durch dieſe Leiden viel: 
fach verbüftertes Alter mit in Rechnung ziehen, um die Heftigkeit zu begreifen, mit der er in dem 
wieber aufgerührten Abendmahlsſtreit auch jegt wieder gegen „die Sakramentirer“ losfuhr. 

Beranlaffung dazu war ein ungefchickter Vermittelungsverfuh Bucer's, der die divergiren= 
den Anſichten in ver Abendmahlslehre damit glaubte ausgleichen zu können, daß er beiden Thei- 
len glaublih machen wollte, ihre Differenz beftehe lediglich im Ausdruck. Dieje wohlgemeinte, 

aber ungeſchickte Manipulation entfeſſelte den eingefchläferten Haß aufs neue. Doc hatte Bucer 
das Verdienſt, die ſüddeutſchen Städte wieder mit Wittenberg zu verföhnen. 

Inzwiſchen war Paul III. Bapft geworden und fuchte auch feinerfeitö wieder die abgefallenen 

Lande durch ein Goncil mit der Kirche zu verföhnen. Der päpftlice Legat Fam zu L. nah Wit: 
tenberg, um mit ihm zu verhandeln. Dieſem erweckte folde Zuvorfonmenheit geheime Schaden: 
freude. Ehe er ihn aufjuchte, ließ er jich rafiren, um jünger auszuſehen, kleidete ich auch ſtatt⸗ 
lich an, um die Welfchen zu ärgern, und fuhr in Garroffe aufs Schloß, ſodaß der Legat ärger— 
lich rief: „Siehe, da kommt der deutſche Papſt!“ Bei der Verhandlung jelbit redet er frei und 
frank, daß er den Welſchen nicht traue und daß ed ihnen mit Reform doch fein Ernſt fei. Indeß 
ſagte er zu, nad Mantua, Florenz und felbft nad Bologna zu kommen. Übrigens hat ihm fein 
Verſuch, lich zu leiden, nicht viel geholfen, denn der Legat berichtete dennoch nad Haufe, er Habe 
einen alten, ſchäbigen Rod angehabt. Cine dauernde Frucht diefer Verhandlungen waren bie 
Schmalfaldifhen Artikel, die feurig, rückſichtslos und unummunden es nicht verhehlen, daß fie 
ein Kriegdmanifeft fein. Melanchthon hat ſich viel Haß zugezogen, indem er dieſelben zwar 
unterjchrieb, aber hinzufegte, daß man nach menſchlichem, d. h. hiſtoriſchem Recht das Primat 
des Papftes anerkennen könne, „si evangelıum admilteretur‘‘, wozu Djiander bemerkte: „Si 
diabolus sanctus ſieret.“ Indeß behielt L. mit feiner Anficht recht, daß der Papft das Eon- 
cilium nie berufen würde. Statt deffelben wurde im Jahre 1541 zu Regensburg zwiſchen ven 
Theologen verhandelt. Der Bapft hatte einen liberalen Legaten, Gontarini, mit der Bermitte- 
lung beauftragt, aber L. blieb bei feinem Kanon: „Die Welfhen taugen alle nichts“, und ald 
Gontarini mit Melandthon faft einig war, wurbe er aud in der That von Nom aud wieder 
desavouirt. Trotzdem verfündigte der Kaiſer die zwifchen beiden abgereveten Kormeln ald Re 
gensburger Interim. 

Das Verhältnig mit Melanchthon wurde durch diefe wie durch Melanchthon's frühere un— 
Eluge Goncefjlonen getrübt. Zwar hielt L. an fi, ſoviel er vermochte, aber ed bedurfte doch 
mannichfahen Zuredens, um einen Bruch zu verhindern, Llberhaupt war 2. reizbar und Hypo— 
chonder geworden. Steinſchmerzen quälten ihn, und er wünſchte fie in feinem Ärger dem Papft 
und den Gardinälen. Gr fing an zu fielen und nannte fi darum einäugig. Zeitweiſe war 
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er vollftändig fhwermüthig. So verließ er auf mehrere Wochen Wittenberg und ging nad 
Zeig , weil Wittenberg ein Sodom fei, mit dem er nichts zu fhaffen haben wolle. Die gewößn: 

lichen Studentenexceſſe und der Weiber üppige Kleider waren es aber allein, was ihn zu fo bar: 

tem Urtheil bewog. Erft nachdem in diefer Hinſicht Abftellung verfproden war, ließ ex fid er: 

bitten, nach Wittenberg zurückzukehren. Im Januar 1546 begab er ji, obwol frank und un: 
fuftig, nach Mansfeld, um dort Streitigkeiten der Grafen unter fih und mit ihren Unterthanen 
zu fehlichten. Er fand fid ein, um der lieben Heimat einen Dienft zu erweifen, „als ein alter, 
abgelebter, träger, müder, Falter und nun auch einäugiger Mann“. Die Reife in grimmiger 
Winterfälte hatte ihm fehr zugeſetzt. Die Gejhäfte waren unerquidlidger, Eleinlicher Art und 
ed war wenig guter Wille auf allen Seiten. In Eisleben prebigte 2. nod viermal, aber fein 
Unwohlfein nahm zu. Er felbft war von der Borahnung ergriffen, daß er an dem Orte ſterben 
würde, wo er geboren war. Einige Mängel der Verpflegung beförberten den Ausgang. Die 
Krankheit war kurz. Als er fih am 17. Febr. niedergelegt, befielen ihn feine Bruftfchmerzen, 
dann warb es ihm frei. So fhhlief er ein, Sprüde betend, im Latein der Bulgata, wie er als 
Kind ed gelernt Hatte. 

Der Transport der Leiche nach Wittenberg ward ein großer Leihenzug. In langer Pro- 
ceſſion, von Dorf zu Dorf mit Beläute empfangen, ging es der Univerfitätäfladt zu. Endlich 
am 22. Bebr. war der Sarg in der Schloßkirche daſelbſt abgeftellt und ward in Gegenwart des 
halben Sachſenvolks dem Predigtſtuhl gegenüber beigeſetzt. 

Wenige Menfhen find fo viel gelobt und fo viel getabelt worden, und beides mit foldyer Lei- 
denfhaft, wie Luther. Neuerbings verſtummt mehr und mehr die Läfterung. Selbſt vie katho— 
Ufche Geſchichtſchreibung gefleht zu, „vaß Deutſchland einen populärern Charakter nicht hervor: 
gebracht” (Döllinger). Was ihn fo groß und dem Volk theuer gemacht, war nicht feine dogma⸗ 
tiſche Überlegenheit — er jelbft ift in vielen Stüden ver Dogmatif feiner frühern Zeit entwach⸗ 
fen, um wie viel mehr fpätere Geſchlechter — fondern ed war die Fülle feiner Begeifterung, die 
Energie feines Glaubens. Selbſt das Schroffe und Harte hat man ihm nachgelaſſen, weil auch 
darin feine Größe und Gewalt zum Borfchein kam und er nirgends im Kampf das Seine fuchte. 
Wild und gewaltthätig ift er auch weit öfter gegen die Berirrungen feiner eigenen Partei ein= 
gefchritten als gegen die Bapiften. Dazu find feine verbften Worte doch immer wieder getränkt 
von einem Humor, der durchſcheinen läßt, daß die Praris anders fein würde als die Rhetorif. 
Milder hat ihn das Alter nicht gemacht, eher zorniger. Noch in den legten Jahren ſchlägt er vor 
den Kirchenftaat zu nehmen, die Garbinäle zu hängen oder and Wäfferlein nad Oftia zu führen, 
und fie fein fauberlich einzujegen und zu baden, und ihnen ven Fels an den Hald hängen, auf 
den die Kirche gebaut ifi. Doch war auch das jo ſchlimm nicht gemeint. Mit verjelben Weber, 
mit der er Hier die Häupter der Chriftenheit in die Hölle ftößt, fchreibt er an fein Händchen und 
an Frau Käthe prollige Briefe. Eine geniale Natur muß beides fein voll Leidenſchaft und voll 
Gemüth, rückſichtölos und rüdjichtsvoll, gewaltig wie der Donner und mild wie der Früßregen. 
In ihm waren all diefe Elemente. Er war eine Natur, wie die Geſchichte fie braudt und dad 
Volk fie liebt. Darum wird er auch beiden nicht verloren gehen. A. Hausrath. 

Zuremburg und Limburg. Die Zufammenkoppelung diefer beiden Ländchen zu einem 
fietiven Ganzen als deutſches Bundesland zeigt recht deutlich, wie wenig fi eine hohe Diple: 
matie biöwellen um den gefunden Menfchenverftand Eümmert, und wie wenig ber Deutſche 
Bund bisweilen im Stande ift, das ihm zugehörige Gebiet fi zu erhalten. Beide Länder 
haben außer dem Fürften dad miteinander gemein, daß fie 1839 in Ausführung der jogenannten 
24 Artikel des Londoner Protofolld beide getheilt wurden, und zwar Limburg zwiſchen Holland 
und Belgien, Luxemburg zwifchen Deutfähland und Belgien. Denn ald Bundesland darf Lim- 
burg factiſch wicht mehr angefehen werben ; es ift eine holländifche Provinz, der die Banke, 
welche fie an Deutjchland knüpfen, läftig find, und deren Vertreter in der holländiſchen Rammer 
vereint mit jenen ber andern Provinzen beftändig auf eine recht baldige Löfung diefer Bande 
binarbeiten. An dem Tage, wo der König von Holland als folder in Conflict geräth mis feiner 
Stellung ald Bundesfürft, ift Limburg für den Deutfhen Bund verloren. 2) Für Luxemburg 





1) Gelegentlich des franffurter Fürftencongreffes hatte es in allen Zeitungen geheißen, der Bertrete: 
des KönigeHerzogs, Prinz Heinrich der Niederlande, habe feine Zuſtimmung zum öfterreichifchen Re 
formprojeet abhängig gemacht von der Ginwilligung des Bundes, Limburg aus dem Berbande aus 
treten zu laffen. Baron v. Tornaco, der ben Bringen nach Frankfurt begleitet hatte, ward über dieſen 
Punkt in der Kammer (18. Roy, 1863) interpellirt und erividerte ganz entrüftet, das Gerücht fei Yüz« 
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wäre ed jedenfall befler, wenn dieſe Trennung ſchon jegt eine vollbrachte Thatſache wäre, denn 
die in Frankfurt vertretene Politik ift eine Holländifche, und die Luremburg zuftehende Stimme 
am Bunde wird durd einen Holländer abgegeben. Vergebens machten feit 1848, wo Rurem: 
burg eine wirkliche conflitutionelle Verfaflung erhielt, die dieffeitigen Stände ihr Recht geltend, 
den Großherzog beim Bunde durch einen Luremburger vertreten zu fehen; ihre Forderungen 
haben bis zur Stunde feinen Erfolg gehabt. In der legten Seſſion ließ die Iuremburgifche 
Regierung ſich herbei, von der Volfövertretung eine Sunme von 7000 Fr. zu verlangen, die 
dazu dienen follte, einen Luremburger als Gefandtfhaftsfecretär dem nieverländifhen Ge- 
fandten beizugeben. Allein die Kammer verweigerte die Gelder, indem fie der Anficht war, daß 
durch dies Palliativ nichts Erfledliches erreicht werben könne. Die Inftructionen für den nie: 
berländifhen Gefandten follen dad Ergebniß vorheriger Berathungen zwifchen dem hollän— 
diſchen und dem luxemburgiſchen Minifterium fein; kommt eine Einigung nicht zu Stande, wie 
dies bei den verſchiedenartigen Intereffen häufig der Fall fein mag, fo entfcheidet ver König. 
Es ift in den legten Jahren oft aufgefallen, daß der nieverländifhe Bundestagsgefandte ohne 
Inftructionen zu fein erklärte: die Urfache wird wol in obigen Verhältniffen zu fuchen fein; 
um feinem der entgegengefegten Intereffen zu nahe zu treten, erfolgte Stimmenthaltung. Für 
Limburg mag foldes wenig zu bedeuten haben, allein Luxemburg ald wirkliches Bundesland 
und dazu ald Bundeöfeftung kann bei ſolchen Verhältniffen nur im Nachtheil fein. 

Die Sympathien derfuremburger für das Durch den Deutſchen Bund repräfentirte Deutſch— 
land find im allgemeinen nicht groß. Die legte Theilung des Landes im Jahre 1839 ift immer 
noch nicht verfchmerzt. Die im Namen des Bundes 1856 auftretende Reaction hat das Maß 
voll gemacht. Dod auch in peruniärer Hinficht Halten ji die Luremburger für ausgebeutet 
durd den Bund. Der Bund hat das Land gezwungen, im Intereſſe der Feſtung die Eifen- 
bahnen durch die Beftung feldft zu leiten, was eine Mehrausgabe von einigen Millionen veran- 
laßt hat, die jevenfalld von ganzen Deutfchland hätte getragen werben müffen. Aber nicht 
nur, daß man die Mehrkoften ausſchließlich dem Großherzogthum aufbürdete, man zwang ed 
auch noch, nahe an eine Million Francs fürNeubauten in der Feſtung ſelbſt zu entrichten. Die 
Kammer hat in ihrer legten Seffton, auf Antrag des Barond F. v. Blohaufen, die Regie: 
rung beauftragt, beim Bunde zu reclamiren, allein wahrſcheinlich wird fie ſich davon wenig 
Erfolg verfprechen. Ein Reglement, welches die Nechte und Beziehungen zwifchen Eivil- und 
Militärautoritäten feftjtellte, beiteht ebenfalld noch nicht, ſodaß Gonflicte in der Hauptſtadt 
keine Seltenheit find. Seit 10 Jahren liegt der Proſpect zu diefem Reglement in irgendeiner 
Commiſſion des Bundes, ohne daß eine Erledigung der Sache vorherzufehen wäre. 

1. Geſchichte. Wenig Länder tragen im Verhältniß zu ihrer Größe fo mannichfache 
Spuren der römiſchen Herrſchaft ald Luremburg, und zahlreiche Uberrefte von Römerftraßen 
find noch heute in Menge vorhanden. In den Thälern der Sauer, der Dur und der Mojel 
flug Cäſar manche Schlacht und Spuren von befeftigten Lagern finden ih an 10 Stellen. 
An der Strafe von Mouzon über Arlon nad Trier, dort, two fie die Alzette überſchritt, befand 
ſich ein® dieſer befeftigten Goloniftenlager auf einem erhöhten Belfenplateau, dem Heutigen 
Rahm, Luxemburg gegenüber. Unter Kaifer Gallienus foll ein gewiffer Lucius oder Lucilius 
diefe Militärcolonie befehligt Haben, und daher der Name Lucilienburg, Lügelburg, Luxem⸗ 
burg für Stabt und Land. Manche andere Ableitungen find in Curs gejegt worden; wir bes 
guügen und mit der angegebenen. Die heutige Bevölkerung foll, nad einigen Geſchichtſchrei⸗ 
bern, abftamnen ven den durch Karl den Großen in die Ardennen verpflanzten Sachſen. 

Nach ber Unterwerfung Galliens durch Chlodwig und der Theilung des Frankenreichs unter 
deffen vier Söhne wurde Zuremburg ein Theil Auſtraſiens, mit Meg ald Hauptflabt. Gegen 
Ende des 9. Jahrhunderts Fam es mit dem Elſaß and Deutfhe Reich. Als felbftändige Grafſchaft 
erfcheint Luremburg erft ein Jahrhundert fpäter unter Graf Siegfried, der das Schloß Lurem- 
burg durch Tauſch von dem Abte in St.» Marimin zu Trier erwarb, Nah Erlöſchen des 
Manndftammes mit Konrad I. (1136) ging die Grafenkrone auf Heinrih von Namur über, 
Ewige Raufhändel, bald mit vem Bifchof von Trier, bald mit jenem von Lüttich, bald mit dem 

von Meg füllen vie Gefchihte diefer Epoche aus. Im Jahre 1408 wurde Graf Heinrich IV. 
von Zuremburg ald Heinrih VII. auf den deutſchen Kaiferthron erhoben. Karl IV. machte 
1354 fein Stammland zum Herzogthum; die hohe Würde, zu der Die Grafen berufen worben, 


und es fei eine Beleidigung für das Haus Dranien, zu unterflellen, daß es den einen Theil feiner Unter: 
thauen bem andern zu Liebe opfern Eönne. 
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verhinderte jie indeffen nicht, died neue Herzogthum an Elifabetb von Gdrlig (Frau von Anton 
von Burgund, dann von Johann von Baiern) zu verpfänden, und da das Pfand nit eingelöf 
werben konnte, blieb Elifabeth factifch Befigerin deſſelben. Sie hatte jedoch rinen hartm 
Stand den wiperfpenftigen Einwohnern gegenüber, und 1440 ſah fie fi genöthigt, ihren 
Neffen Philipp den Guten von Burgund zu Hülfe zu rufen, den fie auch zum Statthalter über 
das Herzogthum ernannte. Durch den Frieden von Gent (1444) fam dann dad Land unter 
burgundifche Oberhoheit und nach Eliſabeth's Tode nahm Philipp der Gute förmlich den Tiul 
als Herzog von Luremburg und Chiny an. Luxemburg theilte von num an die Geſchicke ver 
fünlichen Niederlande ; doch nahmen die Luremburger weder an der Erhebung gegen Bhilipp IL, 
noch fpäter an ver gegen Jofeph II. theil. Eine erfte Zerftüdelung des Landes geſchah 1659 
durch den Porenäifchen Brieden, woburd Ludwig XIV. Thionville, Montmedy, Dampvillers, 
Ipoir und Marville erhielt. Noch Feine 10 Jahre fpäter überſchwemmten franzöjifche Armeen 
abermals das Land und von 1667 —84 hatte die Feftung Luxemburg drei Belagerungm 
zu beftehen, von denen die legte, unter Crequi, zur Eroberung führte. Bon Bauban wurten 
dann die Befeftigungen bedeutend erweitert und die Vorſtädte mit eingeſchloſſen. Infolge des 
Ryswijker Friedens (1697) mußte Ludwig indeffen feine legten Groberungen wieder heraus: 
geben. Doch ſchon 1701 (Spanischer Erbfolgefrieg) rüdten die Franzoſen wieder in Luxemburg 
ein, im @inverfländniß mit dem nieberländifchen Generalftatthalter. Im Jahre 1711 übertrug 

Philipp V. die Souveränetät der fpanifchen Niederlande dem Herzog Marimilian Emanuel 
von Baiern, der aber nur von den Provinzen Zuremburg und Namur Beiig nehmen fonnte, 
weil die übrigen no in der Gewalt der Alliirten waren. Endlich fam durch den Frieden von 
Utrecht (1714) Luremburg von neuem unter öſterreichiſche Herrſchaft und zwar biß zur Zeit 
der frangdfifchen NRepublif. Im November 1794 war die Feſtung von den Fran zoſen unter 
Hatry förmlich blofirt und ſechs Monate jpäter, am 5. Juni 1795, erfolgte die Gapitulation. 
Die Befignahme des Landes durch die Nepublifaner ging nicht ohne Widerſtand feitend der Be: 
sölferung vor ih. An der Vertheivigung der Feſtung nahm die Bürgerfchaft dem thätigften 
Antheil, wofür ihr Felomarfhall Bender ven Iebhafteften Dank ausſprach. Auch auf dem 
flahen Lande an der franzdfifchen Grenze hatten die von Bender mit Waffen verjehenen Bauern 
ich ven Franzoſen widerfegt, wofür fie von Diefen an Gut und Leben hart geftraft wurden. Faſ 
die ganze männliche Bevölkerung verfchiedener Ortſchaften an der franzöfifhen Grenze fam um. 
Die Hauptftadt war dängft gefallen und immer gärte ed no) im Lande. No im Jahre 1795 
kam es zu ernfthaften Unruhen. Im Norden des Landes (Osling) benugten einige überfpannte 
katholiſche Geiftliche die Unzufriedenheit des Landvolfs, befonders mit den neuen Eonjcriptiond: 
gefegen, um daſſelbe aufzumwiegeln. Eine Bande von einigen hundert, theild mit Jagpflinten, 
theils mit Knüppeln bewaffneter Bauern, unter Anführung eines jener Geiftlichen , machte id 
auf mit der Hoffnung, die Feſtung wiederzuerobern. Gemäß den Vorfpiegelungen ver Ghrit 
ſollten fie auf Hülfe von feiten ver Ofterreicher rechnen können. Der Erfolg war leicht vorber: 
zufeben. Franzöſiſche Truppen faßten die einzelnen Banden meiftens ohne Widerſtand ab. Ein 
elfäffer Offizier, dem es leid that um die Verführten, fragte einen berfelben: „Was wollt ihr, 
Kinder ?’’ worauf die Lente auseinander floben, der Anführer an der Spige. Nur einer ſchrie, 
indem er feine Slinte abdrückte: „Nous voulons la guerre!" und ſchoß einen Offizier vom 
Pferde. Die Sache endete mit zahlreihen Berurtheilungen vor dem Kriegägericht zu Yurrm: 
burg. Die Richter felbft bepauerten die armen Leute; fie legten venfelben die Antworten in 
den Mund, die ſie retten jollten: „Nicht wahr, das mwolltet ihr nicht thum?“ „Doch, das 
wollten wir thun, wir fünnen’8 nicht leugnen.” Sechzehn verfelben wurden erſchoſſen, faß 
ebenfo viel ein paar Wochen hernach hingerichtet. Das Volk nennt diefe traurige Epifode ven 
Klöppelfrieg. 

Bis zum Jahre 1814 bildete das luremburger Land das fogenannte Wälberdepartemen! 
(Departement des for&is). Nach Napoleon’s Sturz fam es zuerft (1814—15) unter preußi 
ſche Hoheit ald Theil ver Provinz Mittelrhein, auf vem Wiener Gongreß fiel es hingegen, zum 
Großherzogthum erhoben, an den König der Niederlande, ald Erfag für deffen Stammlände 
in Deutſchland: Naffau:Dieg, Naffau- Dillenburg, Naffau : Hadamar und Naffau = Siegen. 
Preußen behielt den Kreis Bitburg. Luxemburg follte nun als eigenes Bundesland regiet 
werden, warb indeſſen ald hollänpifche Provinz behandelt. Seine reihen Domänen mwurken 
für Rechnung Hollands verfauft und wie in den übrigen Provinzen follte die hollaändiſcht 
Sprache die deutfche und frangdfifche vervrängen. Mit hineingeriffen in die belgifche Revolution 
von 1830, trennte ſich dad flache Rand von der Hauptftadt, die allein im Gehorſam gegen Wil: 
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beim I. ‚erhalten wurde. Jegt erft (31. Dec. 1830) fegte Wilhelm für das auf die bloße Stadt 
mit ihrem nächſten Rayon reducirte Großherzogthum eine befondere Verwaltung ein. Das 
Land jelbft bildete die belgiiche Provinz Luremburg und genoß die Wohlthaten der freien bel— 
giihen Berfaflung, bis es (19. April 1839) zufolge ded jogenannten Vertrags der 24 Artifel 
in ungefähr zwei gleiche Theile zwiichen Belgien und Holland getheilt wurde. Das fogenannte 
Wallonenland verblieb bei Belgien, das dafür die Hälfte ver Provinz Limburg abtreten mußte; 
der deutſch ſprechende Theil Fam an das Haus Dranien zurüd und bildet das heutige Groß: 
berzogthum Luremburg. Die jahrelangen Verhandlungen der beiden direct interejjirten Länder 
unter fih und mit ven europäifhen Großmächten und dem Deutichen Bund jind bereitd an 
anderer Stelle diefed Werkes (ſ. Belgien) aufgeführt. 

1. Politifheund Verfaſſungsgeſchichte. Seit 1444 war das Land in Bejig von 
Landſtänden, die jih regelmäßig zweimal im Jahre in Luxemburg verfammelten und neben 
denen ed nod eine bleibende Deputation von ſechs Gliedern gab. Die Landftände beftanden 
aus drei Kammern: den Geiftlihen, ven Adelihen und dem dritten Stande. War in einer 
allgemeinen Berfammlung eine Sache ald Gegenftand der Berathung angenommen worden, 
jo hatte jede Kammer einzeln darüber zu berathſchlagen; die Stimmenmehrheit entſchied. Ge— 
genftand ber Beratung waren allerdings meiftend nur die vom Landesfürften geforderten 
Subſidien, die in den legten Jahren der öfterreihifchen Herrſchaft 400000 Iuremburger Gulden 
betrugen. Die Geredtigfeit wurde von den Schultheifen und Amtleuten geübt; von dieſen 
gingen die Proceſſe an die Land- und Hochgerichte, in den Städten an ven Magiftrat, der aus 
eben Schöffen und einem Greffier beftand. Appellation ward eingelegt vor dem Hohen Rath 
in@uremburg, bi zur Zeit Joſeph's II. in Mecheln. Adel und Geiftlichfeit hatten ſelbſtverſtänd— 
li ihre eigene Gerichtöbarfeit. Die herrichende und allein anerfannte Religion war die katho— 
liche; gegen Joſeph's II. Toferanzedict reclamirten die Stände ald ihren Rechten und Immuni— 
täten zuwider, und ed ward bald bejeitigt. Die geiftliche Gerichtsbarkeit über den größten Theil 
der Provinz war in den Händen des Erzbiſchofs von Trier; einige Grenzdörfer flanden unter 
den Biſchöfen von Köln, Meg und Verdun. Schon jeit Karl V. waren die geiftlihen Verord— 
nungen dem fürftlihen Placet unterworfen. 

Mit der Ankunft der franzöfifhen Republifaner waren im Nu die hundertjährigen Zu— 
fände verſchwunden, der früher zahlreiche Adel war längft nad) den Hauptftäbten, nad) Ma: 
drid, Brüffel oder Wien ausgewandert, und außer vereingelten Klerifalen, melde die Fleiſch— 
töpfe Agyptens zurüdwünfcen, fällt e8 heute niemand mehr ein, die bürgerliche Gleichheit 
mit einer ftändifchen Gliederung zu vertaufhen. Doc machte 1856 beim Staatsſtreich das 
flerifale Element in der Regierung die größten — glüdlicherweife vergeblihen — Anftrengungen, 
um eine Ständefammer nad dem Mufter ver frühern Zeiten zufammenzujegen. Der Code 
Napoleon ift das feit jeiner Ginführung ununterbrochen fortvauernde Givil= und Strafgefeg. 

Nachdem Luremburg ald Großherzogthum an das HausDranien:Naffau gefonmen, ward 
ed zur Provinz des Königreichs der Niederlande gemacht und ald jolde regiert. Provinzial: 
fände tagten in Luxemburg und hatten das Recht, vier Deputirte nad ven Generalftaaten im 
Haag zu jenden. Die Feſtung warb zur Bundesfeftung erklärt, die Befagung jullte zu drei 

DVierteln von Preußen und einem Viertelvom Großherzog geliefert werden; doch ift bis dahin 
in Friedenszeiten die Garnifon ausfhlieplih aus Preußen zufammengefegt; Preußen ernennt 
auch den Gouverneur und den Gommandanten. Wilhelm I., „der aufgeflärte Despot” , that 
viel für did Hebung des Unterrichts und der Bildung im Lande, und in dieſer Hinſicht find deſſen 
Beftrebungen von den Luremburgern nicht verfannt worden. Während die Geiftlifeit der 
andern Provinzen fi gegen das löwener philofophifche Collegium erhob, lieferte der luxem— 
burger Klerus drei Profefforen und das Land eine große Anzahl von Schülern. Was die 
Luremburger gegen die damalige Regierung erbitterte, war das Fiscalſyſtem, beſonders vie 
Schlacht- und Mahlfteuer, deren Eintreibung in einem Lande, wo jeder Bauer felbft fein 
Feiſch ſchlachtet und an jedem der unzähligen Bäche eine Mühle Elappert, zu den unerträglid: 
den Berationen führen mußte. Hier fand daher die Revolution von 1830 ein ergiebiges Feld. 

Neun Jahre fpäter, ald Wilhelm I. wieder Befig ergriffen hatte von dem nun um bie 
bätfte verfleinerten Großherzogthum, kam daſſelbe ohne alle Tranfition aus der freien At- 
toiphäre der belgifhen Verfaffung in die unheimliche des abfoluteften Abjolutismus. Haſſen— 
Aug und Stifft, zwei Ausländer, die nie im Lande geweſen und deſſen Sitten und Charakter 
oll ſtändig ignorirten, fehalteten und walteten nad Gutdünken, entliegen und verjegten die des 
Jelg icismus verdähtigen Beamten, beſonders die Notare, ohne Urtheil und Recht, und wollten 
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eine Verwaltung, vie jeit langen Jahren fi der frangöfifgen Sprade bedient hatte, im Hant- 
umwenden zum Gebrauche der deutſchen Sprache zwingen. Ein foldes rückſichtsloſes Auftreten 
Eonnte nicht umhin, in allen Klaffen der Bevölkerung Unzufriedenheit und Oppofition Kerzer: 
zurufen. Diefelben machten ſich in der ungenirteften Weife Luft, und in Grmangelung eine 
freien Breffe gingen vie Manifeftationen mit Wort und That vor fih. Die öffentlihen Lokal 
feerten ih, wenn ein Anhänger der Duumvirn hineintrat; der Weinwachsthum eines völlig 
verfehlten Jahres ward Haflenpflug getauft, und man fang: „„Haflenpflug und Stifft, Haben’ 
Land vergift'!“ Haſſenpflug's einziges Verdienſt um Luxemburg beftebt in den von ihm einge: 
leiteten Berhandlungen zum Anfchluffe des Landes an den Deutfchen Zollverein. Doc; war ei 
ihm nicht vergönnt, die Sache perfönlid zu Ende zu führen. Nachdem er im October 1840 
Stadt und Kand in dunfler Nacht verlaffen und eine andere, aus Eingeborenen beftebende Re: 
gierung berufen worben war, opponirte diefe gegen ven Anſchluß an ven Zollverein. Die Ab: 
neigung gegen dad Deutfhthum mag dabei maßgebend geweſen fein, aber andererjeits ſteht 
auch feft, daß man die materiellen Intereffen des Landes ernjtlich bebroht glaubte. ine erpor: 
tirende Induftrie gab es zu diefer Zeit fozufagen nicht: der einzige Markt im Inlande war alie 
durch die auswärtige Goncurrenz gefährdet. Aderbau und Viehzucht waren die Hauptquelien 
des MWohlftandes: ihr Erport ging immer nad Belgien bin; viefer Markt follte nun wer: 
ſchloſſen und die Grenze nach einer Seite hin geöffnet werben, von woher Luremburg blos Ein: 
fuhr und durchaus feine Ausfuhr zu erwarten hatte, Der Weinbau an ver Obermoſel ſah is 
ebenfalld in feiner Cxiſtenz bedroht. Die luremburger Mofel liefert einen harten Wein, ver 
mit dem Wahsthum der Untermofel nicht concurriren fann. Dazu fam die Weinfteuer, die 
mit dem Anfchluß an den Zollverein eingeführt werben follte. Die große Oppoſition, welder 
der Anſchluß an den Zollverein von vornherein begegnete, ift vemgemäß leicht erflärlid. Dob 
fand derſelbe auch eine gewille Zahl von Anhängern, die ihre Meinung in dem damaligen 
„Diekircher Wochenblatt‘ mit Energie und Talent verfodhten. Wilhelm I. hatte unterdeſſen 
abgedankt und fein Nachfolger verweigerte, auf das Gutachten einer nah dem Haag berufenen 
Commiſſion hin, die Ratification ded Vertrags. Einem Beſuche, den der König von Preußen 
Wilhelm II. im Haag machte, gelang ed indeffen, legtern zur Unterzeichnung bed Vertrags zu 
bewegen (1. April 1842). 

Der Erfolg war hier, wie er allerwärts bei öfonomifhen Reformen ſich heraußftellt. Von 
den gehegten Befürdtungen ging Feine in Erfüllung, der Aderbau blühte immermehr auf und 
jtieg auf eine ungewohnte Höhe, die Induftrie entwickelte ſich Fräftig, fomweit es Geift und Ka: 
pital erlaubten, und felbft die am meiften bedrohten Weinbauern hatten dabei feinen weitern 
Schaden zu erleiden, ald daß fle eine neue Steuer zu tragen befamen, von der die übrigen Eigen: 
thümer befreit waren. Bon diefer Seite verflummten daher bald alle Klagen; aber ver An: 
fhluß war unter Bedingungen geſchehen, die für Luremburgs Selbfigefühl kränkend fein 
mußten und auch theilweife noch heute find. Preußen vertritt dad Großherzogthum auf allen 
Zolleonferenzen, und ed macht von diefen Rechte einen völlig rückſichtsloſen Gebrauch, derart, 
daß, als unlängft der preußifch = franzöjifche Handeldvertrag abgeſchloſſen worden, die Conven 
tion bereits in vielen deutſchen Kammern beſprochen wurde, ehe die luremburgifche Regierung 
nod von den Stipulationen derfelben in Kenntniß gelegt war! Der Zollpireetor in Lurem 
burg ift jeit 1842 ein Preuße, der in Bezug auf Ernennungen, Benfionirung der Unterbeamter 
bisweilen nah Grundſätzen verfährt, die iu einem Lande, das feit 1817 fi faſt ununterbroden 
einer conftitutionellen Regierungsform erfreut, wenig Anklang finden. Noch in der vorlegie 
Sefjton beflagten fi die Stände, daß ed eine Unzahl penjionirter Grenzaufjeher gebe, welöt 
zum Dienfte noch ganz tauglih zu fein ſchienen. Auch über die Art, wie die Witwen un 
Waiſen penjionirt werben, ward Klage geführt; die Beftimmung diefer Penfionen hängt auf: 
ſchließlich von dem Gutbünfen ded ausländifchen Directors ab.2) Neben dem Director hatte an: 
fangs Preußen das Recht, die Hälfte der Obercontroleurs zu liefern; der Gebrauch vie 
Rechts machte lange böſes Blut im Lande; heute zählt das Perfonal indeifen nur noch jmd 












2) Die Kammer hat Anfang December 1863 ein Benfionsgefeg für die Zollbeamten votirt, das du 
fen Zuftänden großentheils ein Ende zu machen beftimmt ift. Bei vielen Deputirten ſchienen Zweiel 
darüber obzuwalten, ob Preußen ſich dem Geſetze nicht widerſetzen werde, weil es die Beſtimmung a 
hält, dag Fein Douanier, fo wenig wie irgendein anderer Beamter, penfionirt werben könne, obne »i 
feine Rechte auf Benflon vorher durch eine eigene Gommiffion gevrüft und anerfannt worden; der Fi 
nanzminifter glaubte indeß für die Zuftimmung des berliner Minifteriums bürgen zu fönnen. 
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preußiſche Gontroleurd. — Der Antheil Luremburgs an den Zollvereindrevenuen variirt 
zwiſchen 5= und 600000 Fr. Seitdem Preußen feine Maifchfteuer erhöht hat, zahlt es an 
Turemburg für den dort eingeführten Branntwein eine libergangäfteuer von durchſchnittlich 
30000 $r. 

Wilhelm I. kam kurz nad) feinem Negierungsantritt ind Großherzogthum und ließ ji von 
den Motabeln die Wünſche und Bedürfniffe deſſelben auseinanderfegen. Im die Negierung 
wurden berufen die Herren Delafontaine ald Gouverneur, Simons, Jurion, Gelle und Tod als 
Regierungsräthe, zum Staatdfanzler im Haag ward Baron v. Blohaufen ernannt. Der 
König lieg jih von einer im Haag verfammelten und aus Luremburgern beftehenden Gom: 
mijtion Anträge zu einer ſtändiſchen Verfaffung maden; vie aus Freunden der belgiſchen Zu: 
fände beftehende Commiſſion foll ji viele Mühe gegeben haben, ein liberaled Werk zu Stande 
zu bringen; allein da man den angeblihen Anforderungen des Deutfchen Bundes zu genügen 
batte, fiel dad dem Lande concedirte Map von Freiheiten gar gering aus. Die Stände hatten 
blos berathende Stimme; ihre Sigungen waren nicht öffentlich und deren Dauer auf wenige 
Boden beihränft; Vorſitzender war der Gouverneur; das Budget theilte fi in ein ftändiges 
und in ein jährliches; die von Haflenpflug eingeführte Cenſur blieb beftehen. Die Mitglieder 
der eriten Ständeverfammlung waren vom König ernannt ; erneuert follte die Kammer wer: 
den kraft eined Geſetzes, das indiverte Wahlen einführte. Die Urwähler mußten 10 Fl. Holf. 
Steuer zahlen und wählten mittels unterjchriebener Billets. An irgendwelches politifche Leben 
war bei jo bewandten Dingen nicht zu denken. Doch zeichnet jid) die Periode von 1842 —48 
durd einen hartnädigen Kampf zwiſchen dem durch Bifhof Laurent verfochtenen Ultramonta= 
nismus und dem Liberalismus aus. Auf diefen Kampf, der noch heute fortvauert, werden wir 
meiter unten eigend zurückkommen. 

Bon der convulfiviihen Aufregung, die nad der Februarrevolution alle Völker des Con— 
tinents und bejonders die Deutfhen ergriff, blieb auch Luremburg nicht verihont. Da die 
1842er Scheinverfaflung den misvergnügten Bürgern feine Gelegenheit gab, ihre Klagen zur 
Geltung zu bringen, hatte fi eine ziemlich allgemeine Unzufrievenheit angefammelt, die die 
Gelegenheit benugte, ſich Luft zu machen. Doch fam es nur in einzelnen Zofalitäten zu wir: 
lihen Rubeftörungen. In Luremburg (16. und 17. März) war es eine Bande gemeinen Pö— 

bels, die, von der Kleriſei aufgeftadhelt, die Straßen durchzog und dem damaligen Bürgermeifter 
Pescatore die Fenfter einwarf, während jie, am Pfarrhaufe vorbeiziehend, rief: „Foört net, fert 
net!” (fürchtet nicht, fürchtet nicht!) und „Es lebe ver Biſchof“. Der Gensdarmerie und einer 
Compagnie Preußen war es indeſſen ein Leichtes, den Pöbel zu verjagen. Einzelnen Breimau: 
ern wurde der Hut eingefchlagen. Gleich bildete jih eine Bürgergarbe, um jede weitere Ruhe— 
flörung zu verhindern. In Ettelbrück, einem Eleinen fleden, der am Zufanmenfluß von Al: 
zette und Sauer liegt, kam ed an einem Markttage (15. März) zum Zufammenftoß zwiſchen 
den Gensdarmen und einzelnen Irunfenbolden. Die rothe Fahne wurde aufgepflanzt. Es 
gab während einiger Tage dort eine gewiffe Anarchie, welche ver Pöbel benugte, um nad den 
umliegenden Orten zu ziehen und ſich mit Branntwein regaliren zu laffen. Die Regierung 
bot die Grenzaufjeher und einige Gompagnien des in Echternach liegenden Contingents auf, 
um die Ruhe wiederherzuftellen und vie Fahne herunterzunehmen. Al die Truppen anfamen, 
war jedod die Fahne weg und auch fonft fanden fie feinen Wivderftand. Im Contingent felbft 
waren übrigens Unruhen auögebrodhen. Bine große Zahl der Offiziere waren Holländer, die 
fih mit den Gingeborenen wenig vertrugen; die Soldaten ergriffen natürlich Partei für ihre 
Landsleute, und ed kam im Militärcafino zu Thätlichkeiten gegen einzelne der holländiſchen Of: 
fiziere, über deren Behandlung fih die Truppen zu beſchweren hatten. Die Sache endete mit 
der Rüdberufung des holländiſchen Eonımandanten und der Entlaffung der am meiften compro= 
mittirten luxemburger Dffiziere. 

An den meiften Ortſchaften verließ die Bewegung jedoch den gefeglihen Boden nit. Die 
Bürger verfammelten ſich frievlih, um an den König zu petitioniren. Ginftimmig verlangte 
man Reviflon der Verfaſſung, Herabfegung der Givillifte von 150000 Fl. auf 100000 Er., 
Verminderung einzelner Gehalte, befonderd des Staatöfanzlerd im Haag, Preßfreiheit, Ab: 
ihaffung miöliebiger Gefege u. f.w. Der König entließ zunähft und zwar in ungnädiger 
Weiſe ven Staatskanzler Baron v. Blochauſen, ver ſich dadurch derart verlegt fühlte, daß er dem 
Fürften feine Orden zurüdjandte und die Zuſchrift veröffentlichte, womit er biefen Schritt be— 
gleitet Hatte. Die Regierung erhielt ihrerfeits unbefhräntte Vollmachten, um alle Reformen 

Staats-kerifon. IX, 41 
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zu gewähren, welche die Umſtände erheifhen mochten. Sie glaubte flug zu handeln, indem jie 
eine Commiſſion von Notabeln nad der Hauptftadt berief, um die zu treffenden Maßregeln zu 
begutachten. Allein die Commiſſion erklärte fi incompetent und wies auf Ausführung ter 
Beitimmungen hin, welde die Verfaſſung jelbft zu ihrer Abänderung vorherſah. So mut 
fih denn (29. März) das Gouvernement zur Berufung der in doppelter Anzahl gewählten 
Stände behufs Abänderung der Verfaffung entichliegen. Die Wahlen fielen im liberalen 
Sinne aus, und am 25. April traten die Deputirten nicht in der Hauptftabt, fondern im Säul: 
hauſe zu Ettelbrüf, wohin durch föniglihen Veſchluß der Sig der Regierung proviforiis 
verlegt worden war, zufammen. Was legtere zu dieſem auffälligen Schritte veranlaft haben 
mochte, ift mit Beftimmtheit nicht zu jagen. Allgemein erzählt man, daß die Regierung den 
Feftungscommandanten gefragt, ob er für Aufrechthaltung der Ruhe garantiren könne, ven 
diefem aber eine unbefriedigende Antwort erhalten habe. Doch fhon am 29, April z0g man 
nad der Hauptſtadt zurück, ohne dap die Verhandlungen irgendwelcher Störung audgeiegt 
worden wären. In den Sitzungen zu Ettelbrüd war blos Beſchluß gefagt worden über bie 
Art und MWeife der Beſchickung des franffurter Parlaments und die den Abgeordneten zuer— 
fannten Vollmachten. Man flipulirte vie Reſerve, daß die Beſchluſſe des Parlaments durch 
König und Stände zu ratificiren feien, bevor fie Geltung im Lande hätten, 

Am 28. Juli hatte die conftituirende Verſammlung ihre Arbeiten beendet. Außer der Ber: 
faffung hatte fie noch zwei Gefege, das eine für die Deputirtenwahlen, das andere für die Ge— 
meindewahlen votirt. Das erftere ſah directe Wahlen, in den Hauptorten jedes der 11 Gan: 
tone, mit einem Genfus von 10 Br. (2 Ihlr. 20 Sgr.) vor; daß legtere directe Wahlen mit 
einem Genfus von 5 Br. Die Verfaffung felbit war durchaus freifinnig und in den meiften 
Stücken rine Eopie der belgiſchen; fie wid von der legtern infofern ab, als fie ſich enthielt, die 
Bolföfouveränetät zu proclamiren, blos Cine Kammer einführte und nit die Trennung von 
Kirche und Staat, ebenfo wenig wie die ungehinderte Creirung geiftliher Orden becretirte. 
Zährliches Votum der Budgets, Verantwortlichfeit der Minifter, Umverleglichfeit der Krone, 
Zuftimmung der Volfövertretung zu allen Gefegen, Gleichheit aller vor dem Geſetze, Befeiti: 
gung jedes Standesunterſchiedes, Inverleglichfeit der Wohnung und des Gigenthums, Abſchaf- 
fung der Bermögendconfiecation, der Todesjtrafe für politifhe Verbrechen, tes bürgerlichen 
Todes und der Brandmarfung, Freiheit der Eulte und der Befundung religiöfer Meinungen, 
Givilehe, Preßfreiheit, Vereinigungsrecht (mit Ausnahme veligiöfer Körperihaften, für melde 
jedesmal ein eigened Geſetz erheiſcht wird), Petitionsrecht, Unverleglichkeit des Briefgeheim— 
niſſes, facultativer Gebrauch der franzöfifchen und dentſchen Sprache, das waren die Haupt: 
punfte, welde in das Grundgefeß eingetragen wurden. Dem König mar vie erecutine Gewalt, 
dad Begnadigungsrecht, dad Net, Orden und Adel zu verleihen, ohne je irgentein Vorrecht 
damit verfnüpfen zu Fönnen, zuerfannt, und ihm eine jährliche Eivilfifte von 100000 Fr. an: 
gewiefen. Auf 3000 Seelen fam ein Deputirter, die Kammer ward auf ſechs Jahre gewählt 
und alle drei Jahre zur Hälfte erneuert; ihre Mitglieder erhielten 5 Fr. Diäten per Tag. Der 
Präfident und die Schriftführer wurden direct von der VBerfammlung gewählt; die Eigungen 
waren Öffentlich, die Beichlüffe wurden mit abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Der Kammer 
war das Recht zuerkannt, ihre Geſchaͤftsordnung felbft zu beflimmen. 

Diefe Verfaſſung war mit einer an Ginftimmigfeit grenzenden Majorität (56 gegen 2) 
votirt worden, nachdem der Gouverneur: Präfident noch im Namen des Königs feine bereitwillig: 
Zuftimmung zum nunmehr vollenteten Werfe erklärt und dem Lande dazu Glück gewüniät 
hatte. Eine von der Verſammlung ernannte Deputation reifte fogleih nah dem Haag, um 
Wilhelm II. die Verfaffung vorzulegen und deſſen Eid auf diefelbe entgegenzunebmen. Karl 
Mes war Präfident diefer Commiſſion, die am 10. Juli vom König huldreich empfangen wurtt. 
Der Monarch, in feiner Antwort auf die Anrede des Präſidenten, wünfchte ih und feinen 
Staaten Glüf, daß er, „indem er die von ihnen gewünſchten und ber heutigen Zeit ange: 
meflenen Sreiheiten, nad) vorgängiger ungebinverter Berathung derfelben durch die geſehlichen 
Organe, gewährte, ed ihm gelungen fei, die Orbnung, die Ruhe und vor allem den geſetzlichen 
Zuftand aufrecht zu erhalten”. Dies alles hinderte jedoch die Reartion von 1856 nicht, zu be 
haupten, der König hate 1848 blos der Gewalt der Umſtände nahgegeben und fein Eid ſei 
nicht als ein freiwilliger anzufehen gemefen. 

Die neuen Gefege wurden publicirt und die Wahlen zur Kammer ausgeſchrieben. Im 
Perjonal der Regierung war Indeffen feine Anderung eingetreten: ber frühere Gouverneut 
blieb Präfident des Gonfeil, feine Gollegen nannten jih Generaladminiftratoren. Nur an 
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die Stelle des frühern Stantöfanzlerd im Haag trat ein ſimpler Secretär, der mit dev Erpedi— 
tion der Geſchäfte betraut wurde. Am 28. Sept. fanden die Neuwahlen flat, Der Kampf 
war ein higiger; die Klerifalen machten verzweifelte Anftrengungen, um die Majorität zu erlan— 
gen, doch braten jie ed blos zu einer ziemlich anfehnlichen Minorität, welde alles aufbot, das 
ihr durch feinen Widerftand gegen Biſchof Laurent verhaßte Gabinet zu ſtürzen. Im liberalen 
Lager zählte das Minifterium ebenfalld Gegner, welde, wenn auch deſſen antiklerifales Auftre- 
ten billigend, doch mit der von ihm befolgten Politik unzufrieden waren. Männer, die dem 
Abſolutismus gedient, hieß ed, können ſich nicht von geftern auf heute in wirkliche conſtitu— 
nelle Minifter verwandelt haben. Das Minifterium ſah ſich dadurch gezwungen, die Ver: 
trauendfrage zu ftellen; nad einer mehrtägigen ſtürmiſchen Debatte kam es am 8. Nov. zum 
Votum: 26 Stimmen ſprachen ſich zu Gunften dev Verwaltung aus, 21 dagegen. Die Majo- 
rität von fünf Stimmen ſchien dem Minifterium jedoch nicht hinreichend und es reichte dem Kö- 
nige feine Entlaffung ein. An feine Stelle trat Anfang December das von dem bisherigen 
Oberftaatsanwalt Willmar gebildete Cabinet. Als Collegen hatte er ſich zugeiellt die Herren 
Norbert Meg, Ulrich und Ulveling, legterer Mitglied der eben abgetretenen Verwaltung. Ob: 
ion Willmar die Präfidentichaft des Gonjeil führte, war doch N. Meg der eigentliche parlamen- 
tariſche Chef des Miniſteriums. Man fann wol jagen, daß er allein dem aus ziemlich hete- 
rogenen Elementen zufammengelegten Gouvernement bie erforderliche Kraft zuführte und ihm 
die Unterſtützung der großen Majorität in dev Kammer ſicherte. Die Reaction und die Klexi— 
falen machten während des fünfjährigen Beſtandes dieſes Minifteriums die verzweifeltften An— 
Ärengungen, um ihm das Heft zu entreißen,, allein vergebend ; bei allen Neuwahlen vermehrte 
ich die regierungsfreundlihe Majorität. Selten wol erfreuten fih in einem Lande politifche 
Männer einer fo feften und dauernden Sympathie ald die Gebrüder Meg. Karl, ver Kammer: 
präfident, war Abvocat und früher Mitglied der belgiihen Deputirtentammer für Luremburg; 
Norbert und Auguft waren an der Spige der bebeutendften Gifeninduftrie ded Landes. NIS 
der König 1842 die erfte Wolfövertretung ernannte, waren Karl und Norbert unter den Er— 
nannten; und als das Volk 1848 zu wählen hatte, wurden alle drei von verſchiedenen Wahl- 
diftrieten in die conftituirende Berfammlung gefandt. Die liberale Partei hatte in ihnen ihre 
fherfte und aller Aufopferung fühige Stüge; noch heute pflegt Freund und Feind fie „Partei 
Mey“ zu benennen. 

Als die Neaction ſich überzeugt hatte, daß von feiten des Landes für fie nichts zu hoffen jei, 
wandte fie ſich nach einer andern Seite hin, die ihr mehr Erfolg verſprach. Wilhelm II., ritter- 
lichen Andenfens, war 1849 geftorben und jein Sohn Wilhelm III. ihm gefolgt. Als von Lurem: 
burg eine Commiſſion der Randedvertretung nad) dem Haag gereift war, um den Gib ded neuen 
Königs entgegenzunehmen, fand jie die größten Schwierigkeiten, un vorgelaffen zu werden. 
Der König wollte ven Eid nicht leiften, milligte aber endli ein, auf Zureden des Prinzen 
Friedrich, fagt man, und nachdem die Commiſſion mit der Erflärung der Regentihaft gedroht, 
die Berfaffung zu beihwören. Bejonders jhleht war der Monarch auf den Kammerpräſidenten, 
Hm. K. Meg, zu ſprechen, deſſen Popularität eine gewifle Eiferfucht hervorgerufen zu haben 
ſcheint. 

Hier war alſo der Punkt gefunden, wo die 1848er Regierung in Breſche gelegt werden 
konnte. In den reactionären und klerikalen Blättern war es ſtereotyp geworden, zu behaupten, 
die Metz wollten die Omnipotenz der Kammer, ſie träten als Chefs des Landes auf; die Umge— 
bung des Fürſten wirkte im ſelben Sinne, und ſo konnte der Erfolg nicht lange auf ſich warten 
laſſen. Der im April 1853 erfolgte plötzliche Tod von K. Meg, ſtatt verſöhnend zu wirken, 
fcheint die Reaction nur noch dreifter gemacht zu haben, da fie von ihrem fähigften Gegner 
nunmehr befreit war. Der Haß der Klerifei verfolgte den Todten bis ind Grab: die Kirche 
vermweigerte ihm die Beerdigung, dafür begleiteten den Sarg aber viele Tauſende feiner Mit- 
bürger aus allen Gegenden des Landes. Nachdem das liberale Gabinet Thorbede im Haag ent: 
laffen worden, fam die Reihe an dad luremburger, und im September 1853 laſen die er— 
ftaunten Bürger eine an die Mauern angeheitete Proclamation, worin die neue Regierung er— 
Färte, jie fet berufen, Ruhe und Ordnung zu ſchaffen, das monarchiſche Brincip zur Geltung zu 
bringen und für eine prompte Expedition der Geſchäfte zu forgen. Unterfhrieben war das Fae— 
tum von den Herren Simons, Jurion, Servaid, Würth: Paquet und Wellenftein. Die Reaction 
war da, daran zweifelte niemand mehr. Ungern ſah das Land den Negierungswecfel, denn 
das gefallene Syſtem hatte deifen ganze Zuflimmung. Dad PURE unter N. Meg 
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hatte zwei wichtige Reformgeſetze geliefert: die Einführung einer Einfonımenftener an Stelle 
von Batentfteuer und der auf Fenſter- und Feuerherde berechneten VBermögensfteuer; dann 
die Errichtung einer Grundereditfafle, die einerfeits die Landwirthſchaft heben und ar: 
dererjeitd die Erſtehung einer Sparkaffe ermöglichen follte. Die Einfommenfteuer beſtebt 
heute noch, obſchon man fie duch Schlechte Ausführung zu diserebitiren gehofft hatte ; pie Grevit: 
kaſſe ift von dem neuen Minifterium gleich eingefargt worden, bevor fie im Stande geweſen, ein 
Lebenszeichen von fi zu geben. Auch die Ernennung des Prinzen Heinrich zum Statthalter 
im Großherzogthum ging 1851 unter diefem Minifterium vor fi; die Kammer bewilligte für 
denfelben eine eigene Givillifte von 60000 Er. 

Die Sefjton von 1853 mußte unter folhen Bewandtniſſen eine höchſt ſchwierige Für das 
Minifterium werden, da es ſich einer völlig feinvliden Kammer gegenüberfand. Auflöſen 
durfte es diefelbe jedoch nicht, weil in dem Augenblick feine eigene Niederlage außer allen 
Zweifel gewefen wäre, wie dies die Wahl von N. Meg bewiejen, der, da ein Geſinnungsgenoſſe 
feine Entlaffung als Deputirter eingereicht hatte, in der Hauptſtadt mit einer erlatanten Maio: 
vität, troß aller Bemühungen von Regierung und Klerifei, gewählt wurde. Man ſuchte daber 
zu temporifiren, um für fommendes Jahr zum Kampfe gerüftet zu fein, Die zwei verbreitetiten 
Blätter des Landes, der in Luremburg erfcheinende franzöfliche „„Courrier” und der beſonders im 
Volke viel gelefene viefircher „Wächter an der Sauer‘, wurden der Gegenftand einer beion: 
dern Aufmerkfamfeit feitens der Staatsanwaltſchaft, und die Redacteure hatten zu Zeiten drei 
und vier Procefle auf einmal zu beftehen. Der König Fanı jelbft ins Land und bejuchte Die ver: 
ſchiedenen Städte. In Echternach erklärte er auf dem Banket im Militärcafino, daß er jein 
legted Hemd mit feinen Soldaten theilen würde. Nachdem alle Batterien dreffirt maren, 
ward im Sommer 1854 die Kammer aufgelöft. Die Regierungsorgane machten Fein Hebl 
daraus, daß es ſich jekt um Sein oder Nichtfein der conftitutionellen Inftitutionen bandele; 
würde die Regierung unterliegen, fo jei ed um die Verfaffung gefheben. Der Kampf war ein 
erbitterter: die Regierung blieb Sieger. Sie hatte eine große Majorität erzielt, ein Faurilien- 
unglüd befreite fie auch noch von dem einzigen Manne, der felbft in der Minorität für ſie zu 
fürdten war. Wenige Tage nad den Wahlen erlag A. Meg an einer Halsbräune, und biefer 
Verluſt ergriff ven legten der drei Brüder derart, daß er ſich entſchloß, vom politifchen Shauplas 
abzutreten. Die Sefjion von 1854 ward alfo für die Regierung unter den günftigften 
Aufpicien eröffnet, der Opponenten waren nur mehr wenige, Aovocat Jonas mar ihr Wort: 
führer. Im Jahre 1848 durch Flerifalen Einfluß gewählt und auch fpäter in Flerifalen Ange: 
legenbeiten mit feinen religiöfen Gefinnungsgenoffen ftimmend, hatte Jonas fi jedoch in voli⸗ 
tifhen Fragen der Partei Meg angefchloffen, und nahdem die Chefs derſelben verſchwunden 
waren, trat er momentan an die Spige der wenigen Getreuen. 

Vorfihtig ging das Minifteriunm mit der beabfitigten Heaction zu Werfe. Zuerfl ward 
dad Gemeindegefeg geändert, der Cenſus zu ven Wahlen verdoppelt, die Zahl der Gemeinde: 
rathömitglieder verringert, die Ernennung der Birgermeifter ausſchließlicher in Die Hände der 
Verwaltung gegeben. Um auch etwas für die Moralität zu thun, wurden die Wirthshäuſer 
mit einer eigenen Steuer belegt, die Unverlegbarkeit ver Wohnung für fie aufgehoben umd 
Wirthsſchulden als geritlih nicht Flagbar erklärt. Im Volke begann inzwifchen fid eine 
Reaction gegen die Regierung zu zeigen. Ginzelne Erſatzwahlen fielen gegen die Regierung 
aus, die fi darein nur fhwer finden konnte. Bei Gelegenheit einer diefer Wahlen geſchah dad 
Unerhörte, daß Regierung und Majorität diefelbe für nicht gefhehen erklärten! Ein Beamter, 
der zu einem andern Bolten ernannt worden, mußte jih, der Verfaffung gemäß, einer Neu: 
wahl unterwerfen, die gegen ihn und die Regierung außfiel. Gin Spaßvogel bemerkte der 
Regierung, der Beamte habe ja den nämlichen Gehalt beibehalten und hätte jomit nicht nötbig 
gehabt, fich einer Neumahl zu unterwerfen. Die Minifter griffen die Sache gierig auf um 
ſchlugen der Kammer vor, die Wahl zu annulliren, was denn aud mit Stimmengleichheit ge 
—* Und der Beanıte fuhr fort, einen Canton zu vertreten, der nichts mehr von ibm wifſſen 

wollte. 
| Erft im Jahre 1856 trat die Regierung mit der Abſicht, bie Verfaffung zu ändern, ofen 
an den Tag. Die ganze Zeit über hatte fi ihre Preife bemüht, zu beweifen, daß die 1848r 
Eonflitution revolutionäre Principien aufftelle und den Anfordernngen der deutichen Bundes 
gefeggebung zumiderlaufe. Sie hatte, wie man ſich erzählt, bereits 1853 bei ihrem Antritte 
dem Könige dad Verſprechen, die Verfaffung zu revidiren, geben müffen, und warb jetzt zut 
Erfüllung deſſelben gedrängt. Für die Luxemburger ift ed eine ausgemachte Sache, daß der 
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Einflup des holländiihen Bundestagsgeſandten v. Scherff an dem Sturze des 1848er Miniſte— 
riums hauptſächlich ſchuld war, und daß derfelbe Einfluß ſich 1856 ebenfalls geltend machte bei 
ver Bejeitigung der Verfaſſung. Das 1853er Minifterium hatte in den zwei Jahren feines 
Beſtehens bereits verfhiedene Änderungen erlitten, und ald der entſcheidende Augenblid beran: 
nahte, traten die Herren Jurion und Thilges aus, um durd) die Herren v. Scherff und Eyſchen 
erjegt zu werden. Der erfiere, Sohn des Gefandten, war ald Seeretär Haffenpflug’s ins 
Land gefommen und nad deſſen Abzuge in der Magiftratur untergebradit worden. Eyſchen 
gehörte zur Elerifalen Partei, war Obergerichtsrath, und die Reaction gefellte ſich denjelben 
zu, um auch die Flerifale Partei beim Staatöftreihe ald active Theilnehmerin zu compromittiren. 
Man verfprad ihm dafür den Abſchluß eines für die Kirche vortheilhaften Concordats mit Rom. 
ALS der Mohr indeſſen feine Schuldigkeit gethan Hatte, hieß man ihn gehen, ohne Goncordat. Er 
ftarb vor zwei Jahren, 

Am 7. Oct. ward die Sejjlon durch den Statthalter Prinzen Heinrich der Niederlande er: 
öffnet. In der Thronrede erklärte verfelbe, daß Se. Majeftät den Augenblid für gefommen er: 
achte, wo derjelbe, feiner Pflicht al8 Bundesfürft gemäß, eine Anderung der Verfaſſung veran- 
laſſen müſſe; ver König wolle ein liberale Negiment, aber der Text der Verfaffung, die zu weit 
gehe, müſſe mit den Anforderungen der Bundesftatuten in Ginklang gefegt werden. Die Wir: 
fung diejer Erklärung zeigte ſich ſchon gleich kei der Eonflituirung dev Kammer: der Vicepräfi: 
dent (Witry) und einer der beiven Secretäre (Jonas) wurden unter den entſchiedenen Oppo— 
nenten gewählt. Baron v. Tornaco erhielt die Präſidentſchaft. Am andern Tage legte das 
Minifterium, beftehend aus den Herren Simons (Außeres, Präafident), Würth: Paquet 
(Inneres), Servais (Finanzen), Eyſchen (Juftiz) und v. Scherff (Bauten), die Modificationen 
zur Verfaſſung der Kammer vor. Nicht weniger ald 54 Artikel von 127 follten geändert wer: 
den. Die Verfaffung von 1848, erflärte die Vorlage, jei dad Werf ver aufgeregteften Tage 
eines fatalen Jahres; wol jei fie contradictorifch zwijhen Kammer und Regierung zu Stande 
gekommen, allein man babe der Gewalt der Umftände (force mijeure) weihen müflen; die 
Verfaſſung fei eine demokratiſche, die in einer Nepublif gelten Fönne, wenn man den Staatschef 
blos Präfivent nennen wolle; kurz jie trage den Stempel des Jahres 1848, und da die Princi: 
pien, die 1848 bejeitigt worden, immermehr nieder zur ®eltung gelangten, jo träten ihre Fehler 
täglid Elarer zu Tage und würden immer fühlbarer. Nun wurden diefe Fehler aufgezählt: es 
beftänden Bundesgeſetze, die unferer Berfaffung zumwiderliefen und die alfo nicht publicirt wer: 
den fönnten (namentlich Preß- und Vereindgefeg); die Gewalt des Königs fei ald eine confti= 
tutionelle bezeichnet, was an die jouveräne Nation erinnere, während diefe Gewalt aus den Ver— 
tragen jich herleite; der Bamilienpact vom 30. Juni 1783 fei verlegt, da von einer durch die 
Stände zu ernennenden Negentichaft die Rede fei, während nad) jenem Parte ſolches nie der Fall 
fein fönne; die Verfaſſung ſpreche von drei Gewalten: ber executiven, der legislativen und der 
richterlichen, was unterftelle, daß alle Gewalt von der Nation ausgehe, was namentlich dem 
Art. 57 der Wiener Schlußacte zuwiderlaufe; es beftehe nur Eine Kammer mit faft unum— 
ihränften Gewalten, die ihr Bureau jelbft ernenne, ihre Geſchäftsordnung beſtimme, ji nach 
Belieben vertage, dagegen wider ihren Willen nur einmal vertagt werden fünne; die Zahl ver 
Deputirten ſei zu groß (51; Einer auf 3000 Seelen), der Cenſus (10 Zr.) erlaube faft das all: 
gemeine Stimmredt; bisjegt feien allerdings daraus feine großen Übelſtände entftanden, allein 
wer bürge für die Zukunft? Die Minifter feien zu fehr abhängig von der Kammer und müßten 
oft, ſtatt nad) Recht und Pflicht zu entjcheiden, legtere zufriedenzuftellen juchen. Deshalb 
müßten für die Zukunft die Rechte ver Kammer feft beſtimmt und begrenzt und ihr ein Staats— 
rath ald mäßigende Gewalt an die Seite geftellt werden. Die Juftiz habe über die Geſetzlichkeit 
von föniglihen und Regierungsbeſchlüſſen zu entfcheiden, was ihr eine zu weittragende Stellung 
gebe, vie dem Könige, durch Vermittelung des künftigen Staatsraths, allein zufomme. Das 
Budget werde jährlidy votirt, während nad) ver Bundesverfaſſung die Stände dad Net nicht 
hätten, dem Bürften die zur Verwaltung nöthigen Gelver zu verweigern; deshalb müſſe das 

Budget in zwei Theile, ein feftes, das der Gutheifung der Volfövertretung nicht unterliege, und 
in ein jährlich zu votirendes getheilt werden. Endlich ward die Verfaffung angeklagt, der Ge— 
meinde zu große Rechte über jich jelbit eingeräumt zu haben. 

Nachdem auf diefe Weije dem Grundgeſetze der Proceh gemacht worden, verlas Hr. Simons 
die projectirten Änderungen, die gleichzeitig geprudt unter die Mitglieder vertheilt wurden, 
Der Präfivent gab der Regierung Act von der Einbringung der Vorlage, ſcheint aber vergeffen 
zu haben , viefelbe an die Abrheilungen zu verweifen; wenigftend ift im Protokoll davon feine 
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Spur zu finden. Diefer an ſich geringfügige Umftand war verhängnipvoll und wurde jpäter 
vom Minifterium zur Nechtfertigung des Staatsſtreichs angerufen. 

Unmittelbar darauf fhritt die Kammer zur Wahl eines Ausihuffes behufs Ausarbeitung 
eines Entwurfs zur Antwort auf die Thronrede. Diefe 1854 von der Regierung Tozufagen 
ſelbſt gemählte und bis dahin fo loyale Kammer war entrüftet über die Kühnheit, mit der man 
über die conftitutionellen Inftitutionen des Landes den Stab gebroden; Hr. Jonas erhielt die 
meiften Stinnmen, von ben fleben Mitgliedern der Commiſſion zählten nur drei zu ben biehe— 
rigen Parteigängern der Regierung. Am 21. Det. legte der Ausſchuß feine von Hrn. v. Tor: 
naco ald Präfiventen und Jonas ald Seeretär unterichriebene Arbeit ver Kammer vor. „Mit 
Staunen‘, biefi e8 darin, ‚„‚baben wir die Ankündigung der Revifion unferer politifchen Inſti— 
tutionen vernommen. Die Revifton, fo wie fie von der Regierung eingebracht, bezmedt ein: 
ernftlihe Beeinträchtigung unferer Eoftbarften politiſchen Rechte. Die Luremburger maren 
immer treu ihrem Fürften, Ihre fönigl. Hoheit haben jelbft geruht, zu bezeugen, daß Mäßi— 
gung und Weidheit bei unfern Arbeiten vorgewvaltet, deshalb fönnen wir und die Gründe nicht 
erffären, welde Ihre Regierung bewogen haben, die Befeitigung unferer conflitutionelen 
Bürgſchaften zu beantragen... . Der Bundestag achtet die Unabhängigkeit der einzelnen 
Staaten und hindert nicht die Ausführung freier Inftitutionen in einer großen Zahl bebeu: 
tender deutiher Staaten, und namentlich nicht inn Herzogthum Limburg, das wie mir unter dem 
Scepter ded Haufe Dranien fteht. Wir find weit entfernt, zu behaupten, daß unfere repräfen: 
tativen Inftitutionen vollkommen feien, allein wir glauben, daß ihre Mängel nicht ernft genug, 
um die Reviſion der Verfaffung zu benöthigen, eines Geſetzes, das mehr wie alle andern ben 
Charakter der Stabilität tragen muß. Wir find überzeugt, daß diefe Mängel durch Iegidlative 
Mapregeln und durch eine loyale Interpretation unferd Orundgefeges befeitigt werden Fünnen 
Daß luremburger Volk ift wegen feiner Loyalität, feiner Ordnungsliebe, feiner monarchiſchen 
Gefühle... freier Inftitutionen würdig; ein ungereditfertigtes Mistrauen gegen deſſen Ge: 
fühle und deſſen Weisheit kann allein zu vem Werfe geratben haben, welches der Grgenftand 
unferer Sorgen und Beftürzung iſt.“ In einer Apoftropbe an ven Prinzen ward zum Schluffe 
deffen VBermittelung angerufen, damit die Freiheiten des Landes nicht Plag machten „einem Re: 
giment, dad unfern Sitten fremd und unferm Givilifationsgrade feind iſt“. 

Am 23. Det. begann die Discuffion diefer Adreffe ; die Oppofition fuchte nachzuweiſen, daß 
in der Verfaſſung nichts enthalten fei, was den Bunvdesftatuten zuwiderlaufe; die Debatten 
waren heiß und endeten, in ver Nahmittagäfigung vom 24., mit der unveränderten Annahme 
des Projects: 32 Stimmen votirten dafür, 15 dagegen, 3 Mitglieder enthielten ſich der Ab: 
flinmung. Am Sonntag, 26., wurde bie Deputation beim Prinzen vorgelaflen, der blos von 
feinem Adjutanten begleitet war, fein Minifter war zugegen. Nachdem der Präfivent Baron 
v. Tornaco die Adreffe verlefen, brach der Prinz los: Er babe die Ruremburger nie betrogen 
und könne deshalb den peinlichen Eindruck nicht verhehlen, den die Adreſſe auf ihn gemacht habt: 
die Adreffe fei die Folge der Misdeutung der lovalen, im Namen des Souveränd 'gemachten 
Borlagen ; die Majorität zu deren Ounften fei nur durd die Ausbreitung falfher und lügen: 
hafter Gerüchte ?) zu Stande gefommen, und er habe die Überzeugung, dap die Ruremburge 
die unveräußerlihen Rechte des Fürflen refpectiren würden; er proteftire förmlich gegen die in: 
fipiöfe Haltung der Adreffe, denn nie habe dad Haus Oranien geſucht, feine Völker ihrer Frei: 
heiten zu berauben, noch fle einem Negiment zu unterwerfen, das deren Sitten und Civiliſa— 
tiondgrade entgegen fei. Sid direct an den Präfidenten wendend, erklärte Se. königl. Hokeit, 
daß er ihn perfönlich verantwortlich made dafür, daß feine Worte baldmöglichſt und wörtliä 
den Deputirten und jedem, der feinen gefunden Sinn im Rande babe, zur Kenntnip gebraßı 
witrben. 

Am 28. Det. erhielt die Kammer Kenntnig von dem Vorgefallenen, und nachdem in einer 
geheimen Sigung die Regierung erflärt hatte, daß fie jede Berantmwortlichkeit für die Worte tr 
Prinzen von fi weife, warb in öffentliher Sigung der folgende, von 26 Mitgliedern unter- 
zeichnete Antrag eingebradt: „In Betracht, daß aus der von Sr. fönigl. Hoheit auf dir 
Adreffe gegebenen Antwort hervorgeht, daß die verantwortlihen Mitglieder der Megierung dir 
Krone getäuscht haben über die monarchiſchen und conftitutionellen Gefühle, welde das Votum 


3) Die Gerüchte, auf die der Prinz anfpielte, waren einfach die, daß gefagt worden tvar, wenn de 


ee: die Revifion nicht gutheiße, trete bios ein Minifterwechfel ein, ein Staatsflreich fei nicht zu 
efürchten. 
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der Adreſſe infpirirt haben, erklärt die Kammer, daß das Miniflerium nicht mehr ihr Vertrauen 
bejige; fie vertagt ſich bis zum 19. Nov., in der Erwartung, daß die Krone aviſire.“ Der An: 
irag ward von den Miniftern mit aller Macht bekämpft; fie behaupteten , weder gefegfih noch 
moraliſch irgendwelche Verantwortlichkeit zu haben für die vom Prinzen geäußerte perſoönliche 
Anficht ; auch fei der Antrag ohne Zweck, denn die Krone habe ihren Entſcheid bereits getroffen, 
fie wolle weder das Minifterium entlaffen noch die Kammer auflöfen, fie wolle, daß Regierung 
und Kammer auf ihrem Poſten bleiben, und wenn man ſich trogdem vertage, fo entflehe daraus 
bloßer Zeitverluft, denn am 19. Nov. werde fich die nämliche Kammer wieder in Gegenwart ber 
nämlihen Minifter finden. Died Raifonnement rührte indeflen die Majorität nit, und nad: 
dem ein von dem Flerifalen Deputirten Hrn. Toutſch eingebradter Antrag auf Tagesorbnung 
verworfen worden war, ward der erfte mir 27 gegen 12 Stimmen angenommen. Unmittelbar 
nad dieſem Votum verlad der Präjident einen andern, ebenfalls von 26 Deputirten unterzeich- 
neten Antrag, demzufolge ein Ausihuß von 11 Mitgliedern ernannt werden follte, mit dem 
Auftrage, „in Gemeinfhaft mit der Regierung diejenigen Punfte der Verfaſſung zu bezeichnen, 
welde, in Betracht der dringenden Umſtände, geeignet ſchienen, entweder einer legielativen, oder 
wenn abjolut nöthig, einer conftitutionellen Interpretation zu unterliegen’. Allein der An: 
trag konnte nit mehr zur Abftimmung kommen, weil viele behaupteten, die Kammıer habe ſich 
dur ihr erfted Votum bis zum 19. Nov. vertagt, und fih aus dem Saale entfernten, ſodaß die 
Verſammlung nit mehr beſchlußfähig war. Gine auf den Nahmittag firirte Sigung hatte 
denjeiben negativen Erfolg. Man ſchied demnach bis zum 19. Nov. 
Die Regierung benußte die ihr gegebene Muße, um durd Wort und Schrift die Kammer 
beim Lande anzufhwärzen und als pflihtvergeflen hinzuftellen; ſie erlieh jogar ein amtliches 
Manifeſt, worin alle ervenklihen Anſchuldigungen gegen die Volfövertretung erhoben wurden. 
Der 19. Nov. brach an, und die durch ſolches Vorgehen noch mehr erbitterten Deputirten fanden 
ib, wie ihnen vorbergefagt worden, wieder den nämlihen Miniftern gegenüber. Gleich bei Be- 
ginn der Sigung ward dann der Antrag eingebradt: „In Erwägung, daß jeit ihrer legten 
Sitzung wichtige, die Sadhlage verfhlimmernde Dinge gefchehen find, ſodaß die Kammer ſich 
die erforderliche Zeit nehmen muß, um einen Entſchluß zu faffen, fegt fie ihre nächſte Sigung 
auf Freitag (21. Nov.) feft. Der Zweck diefer Vertagung war einerfeitd der in den Motiven 
angegebene: vorgängige vertrauliche Berathung, um Mittel zu finden, wie aus der mislichen 
Lage herauszukommen fei; andererfeitö mag man bezweckt haben, Zeit zu gewinnen, denn eine 
gewiffe Zahl der Oppofitiondsmitgliever waren durch den hohen Schnee abgehalten worden, fi 
rechtzeitig in ber Hauptftadt einzufinden. Die Gegenwart berjelben war aber abfolut noth— 
wendig, follten die frühern Majoritätsbeichlüffe nicht durh die Minorität umgeftoßen 
werden, da ed der Regierung inzwijchen gelungen war, einzelne Deputixte, die für bie 
Adreffe geſtimmt, zu fih binüberzugiehen. Die Minifter, wohl wiſſend, daß bei ver vollzäh— 
ligen Kammer fie in der Minorität bleiben würden, zeigten ſich indeſſen nichts weniger ald ge= 
neigt, ihren Gegnern die Zeit zur Sammlung aller Kräfte zu gewähren, und wollten die gün— 
Rige Gonitellation des Augenblids benugen, um wenigflend einen ephemeren Sieg zu erringen. 
Der Regierungspräfident verlangte dringend, die Kammer möge ven geftellten Antrag ver= 
werfen, hingegen aber die vorgefhlagenen Verfaffungsmodificationen an die Abtheilungen zur 
Begutachtung überweifen; dieſe Formalität fei bisjegt nicht erfüllt worden, und werde fie es 
nicht, fo habe es ven Anfchein, ald weigere fich die Kammer, einen von der Krone ausgehenden 
Antrag der Berathung zu würdigen, Vergebens erklärte der Rammerpräfident v. Tornaco, 
jeiner Überzeugung nach fei die Berweifung beveits vor ih gegangen: das Protofoll trug da— 
von feine Spur, und die Minijter beftanden auf ihren Begehren. Sie verlangten fogar bie 
Priorität für ihren Antrag, allein ver Vorfigende erklärte, der andere, der zum Zwecke zu haben 
feine, feine Verhandlung mit dem jegigen Minifterium abzubrechen, verdiene den Vorrang, 
und er ließ auch gleich darüber abſtimmen. Mit der größten Spannung fah man der Procla: 
mation des Scrutiniumd entgegen: der Antrag auf Vertagung war mit 25 Stimmen gegen 
24 verworfen. Schon triumphirte die Regierung, da verließen die 24 den Saal und machten 
fo die Verſammlung beichlußunfähig. In der auf den folgenden Morgen anberaumten Sigung 
fehlten abermals 30 Deputirte; jle hatten in einer Collectivzuſchrift um Urlaub für den Tag 
gebeten, allein ihr Geſuch ward nicht vorgelefen. Auf Antrag der Negierung wurde für ben 
Nachmittag eine neue Sigung anberaumt und die Abweſenden davon in Kenntniß gefeßt; fie etz 
ſchienen aud dann nit, und Hr. Simons erflärte im Namen des Königs die Seſſion für ges 


ſchloſſen. 
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Die Oppoſition hatte am Nahmittag des 19. bis ſpät in die Nacht hinein über den von 
ihr einzuſchlagenden Weg berathen, ohne zu einem definitiven Entſchluß kommen zu kömm 
Der Regierung war hinterbradt worden, die im Luremburger Hof Tagenden hätten be: 
ſchloſſen, die Minifter in Anflageftand zu verjegen, und dies Gerücht foll ſie bewogen haben, 
raid) jene Maßregel zu treffen. Bevor die Opponenten indeflen auseinander gingen, berieben 
und unterzeichneten fie eine Bittfhrift an den Prinz: Statthalter, worin ſie gegen die An: 
lagen der Regierung proteftirten und die Nichtigkeit derfelben darthaten. Ein Bote über 
brachte dad Actenſtũck nach Schloß Walferdingen: der Prinz würdigte daffelbe feiner Antwort, 

Wenige Tage hernach entlud fih dad Gewitter: das vfficielle „Mémorial“ bradte ım 
29. Nov. außer einer Eöniglihen Proclamation, worin die Luremburger zum Gehorſam aufee: 
fordert wurden, die Dctroyirung einer neuen Gonftitution, die womöglich den Nechten ded far: 
des noch engere Grenzen jegte ald der der Kammer vorgelegte Entwurf. in Föniglicer Be 
ſchluß ermäditigte außerdem die Regierung, alle Maßregeln zu treffen, die das öffentliche Wet 
bis zur Zufammenfunft der neuen Stände erheifhen fünne. Am 1. Dec. wurden dann aud 
die beiden Bundesgefege über Preſſe und Vereinsrecht publicirt. Das Volk verhielt ſich rubia, 
wie ed ſchien, gegen die Erwartung der Negierung, welde gegen den Feſtungsgouverneut 
v. Wedell das Anfinnen geftellt hatte, die Hauptftabt in Belagerungszuftand zu erflären, I? 
aber von diefem verweigert worden war. 

Rüdfichtslofer als in Luremburg ift in feinem deutſchen Lande mit Vefeitigung einer libe 
valen Verfaffung vorgegangen worden, wie aus dem vorftehend Aufgezählten hervorgeht. Ridt 
einmal das unentbehrlichfte Decorum wurde beobadıtet, und heute noch wagt man e#, den Staat: 
ſtreich mit der Behauptung zu reditfertigen: die Kammer habe fidy gemweigert, die Vorlage zu 
unterfuchen! Der wirflie Grund zum rafchen Handeln lag inde ſſen für die Regierung darın, 
daß fie innig überzeugt war von der Misliebigfeit ihres Werks. Nicht vrei Stimmen in der 
Kammer wären für die Modificationen gewefen, die beantragt worden, und eine Kammerauf 
löfung hätte ven Wiverftand des Landes nur noch mehr herausgeforbert. Die Minifter nahmen 
alfo ihren Muth zufammen und vollbrachten die rettende That, indem fie ihren Eid ald Iren 
Plunder über Bord warfen. Zwei verfelben, Würth -Paquet und Servais, ſtehen heute als 
Präftdent und Vicepräſident an der Spitze des oberften Gerichtshofs, wo fie berufen find, DIE: 
meilen Eidbrüchige zu flrafen. 

Die neue Verfaſſung beftimmt, daf die vom Großherzog verfündigten Bundesbeidläffe in 
Großherzogthum verbindliche Kraft haben; Thronfolge u. ſ. m. find durth den naſſauiſchen 
Hauscontrart vom 30. Jan. 1783 und Art. 71 ded Wiener Tractat3 vom 9. Juni 1815 ger? 
gelt. Die individuellen Rechte find ungefähr viejelben wie die in der Verfaflung von 1848: ed 
gibt feine Standesunterfchiede, die Luremburger find vor dem Geſetz gleich; fie allein ſind ze 
Eivil: und Militärämtern zuläfjig, Ausnahmen hiervon können nur durd das Geſetz aufgefi 
werben; die perfönliche Freiheit iſt gewäßrleiftet, zur Verhaftung gehört — das Ergreite au 
frifcher That ausgenommen — ein motivirter richterlicher Befehl, der ſpäteſtens in 24 EtunMt 
nad der Verhaftung zugeftellt werden muß. Niemand darf gegen feinen Willen dem geieglid 
ihm zugewiejenen Richter entzogen werden. Es darf feine Strafe anders als kraft eine‘ & 
ſetzes eingeführt oder angetwendet werben. «Die Wohnung ift unverleglic. Niemand km 
fein Eigenthum anders als zum Zweck des Öffentlichen Wohls und nad) vorgängiger Enid: 
digung entzogen werben. Die Strafe der Bermögendconfiscation kann nicht verhängt wert! 
Die Todesftrafe für politifche Verbrechen und die Brandmarfung find abgeſchafft. Die dreiden 
der Culte und ihrer oͤffentlichen Ausübung ſowie die Freiheit, feine religiöſen Meinungen # 
befunden, find gemährleiftet, vorbehaltlich der Vergeben. Keiner kann gezwungen wert, auf 
irgendeine Weile an den Handlungen und Feierlichkeiten eines Cultus theilzunehmen oder d 
Feiertage zu halten. Die bürgerliche Ehe muß der firhlihen Einfegnung vorbergeben. 6 
Eoncordat joll die Dazwiſchenkunft des Staats bei Ernennung der kirchlichen Obem u!" 
feftftelfen ; bis zu deſſen Abſchluß gilt pas Concordat von 1801. Der Staat jorgt, daß jeder de 
Primärunterricht erhalte; er errichtet Anftalten für den mittlern Unterricht; Univerfitätäftudiet 
kann jeder machen wo er will. Die Freiheit des Mortes und der Preſſe find gewährleiftet, 2 
behaltlic, ver Vergehen (Bundespreßgeſetz). Die Ruremburger haben das Recht, fih ohne °” 
gängige Erlaubniß und ohne Waffen zu verfammeln, Verfammlungen unter freiem Himmt 
ausgenommen, Die Luremburger haben das Berrinigungäreht (ſoweit das Bundedgeſeh feld‘ 
erlaubt!). Neligiöfe Körperichaften müſſen durch ein Gejeg ermächtigt werden. Jeder bat dat 
Vetitiondrecht an alle öffentlichen Behörden. Das Briefgebei mniß ift garantirt, eben m 
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facultative Gebrauch der deutſchen und franzöfiigen Sprade. Zum Strafverfahren gegen öffent: 
liche Beamte wegen Handlungen ihrer Verwaltung ift feine vorgängige Ermächtigung erforderlich. 

Die gejammte Staatögewalt ift im König: Groüherzog vereinigt; er allein übt die voll: 
ziehende Gewalt aus; er beftätigt und verfündet die Gejege; er macht ſobald ald möglich der 
Ständeverfammlung befannt, ob er den von ihr vorirten Gefegentwurf genehmigt oder nicht. 
Er ernennt zu den Civil: und Militärämtern in Gemäßheit ded Geieged. Kein vom Staat 
befoldetes Amt kann andere ald durch ein Geſetz geihaffen werden. Der Großherzog erläßt die 
zur Bollziehung der Geſetze nöthigen Verordnungen, ohne jemalö die Gefege jelbit juspenfiren 
oder von deren Vollziehung entbinden zu können. Er befehligt die Militärmacht, erklärt ven 
Krieg, ſchließt Brieden u. |. mw. Handelsverträge jowie andere Verträge, durch welche dem Staat 
Laften oder einzelnen Luremburgern Verpflichtungen auferlegt werben, haben nicht eher Wir— 
fung bis nad) erhaltener Zuftimmung der Stände. Der Fürſt hat das Begnadigungsrecht, das 
Recht Münze zu fchlagen, ven Adel zu verleihen, ohne damit ein Vorrecht verknüpfen zu fönnen ; 
er verleiht Givil- und Militärorvden unter Beobachtung der geieglihen Vorſchriften. Er fann 
ih im Großherzogthum dur einen Prinzen des föniglihen Haufes mit dem Titel eines Stell: 
vertreterd und Reſidenz im Lande vertreten laſſen. (Der jegige Statthalter reſidirt blos zwei Mo— 
nate jährlih im Lande.) Fürftlihe Wohnungen find das Negierungsgebäude zu Luremburg 
und das Schloß von Walferdingen. Die Verfügungen des König: Großherzogs müffen von 
einem verantwortlihen Minifter contraignirt fein, mit Ausnahme a) der Ernennung und Ent— 
laffung der Räthe der Krone und deren Berfegung in Anklageitand, b) dev Acte des Militär: 
oberbefehld, c) der Orbensverleihungen. 

Für jedes Geſetz ift die Zuftimmung der Stände erforderlich, Negierung und Stände haben 
das Recht der Initiative; die authentische Auslegung dev Gejege kann nur dur das Geſetz ge— 
Gehen. Das Recht wird im Namen des König-Großherzogs von den Gerichten geiproden. 

Die Ständeverfammlung vertritt dad Land; die Mitglieder ſtimmen, ohne ſich bei ihren 
Auftraggebern Raths zu erholen, und dürfen nur die allgemeinen Intereffen bezweden. Ihre 
Anzahl darf 36 nicht überfteigen. Um Wähler over wählbar zu fein, muß man 1) Luremburger 
fein, 2) der bürgerliden und politiichen Nechte genießen, 3) 25 Jahre alt fein, 4) im Gro$: 
herzogthum anſäſſig fein. Im Wähler zu fein, muß man außerdem ben gejeglihen Wahlcenjus 
entridten, welcher, wenn die Wahlen direct jind, nicht weniger ald 30 Fr. betragen darf. Bei 
entehrenden Strafen, Banfrott u. ſ. w. geht dad Wahlrecht verloren. Das Deputirtenmandat 
ift unvereinbar mit den Functionen eines Regierungsmitgliede, eined Mitglieds des öffentlichen 
Minifteriums und der Negierungsfanımer, eined Diſtrietscommiſſars (Landraths), eines 
Staatdeinnehmerd, einer Militärperion unter Hauptmanndrang. Weitere Incompatibilitäten 
kann das Geſetz beftimnen. Die Deputirten werden auf ſechs Jahre gewählt und alle drei Jahre 
zur Hälfte erneuert. Sie ſchwören Treue dem König und Gehorfam ven Gejepen; fie ſchwören 
außerdem, daß jie, um gewählt zu werden, nicht verſprochen noch geſchenkt haben, und auch fein 
Geſchenk annehmen werden, um in Ausübung ihrer Bunctionen irgendetwas zu thun oder zu 
unterlaffen. Wird ein Ständemitglied zu einem bejoldeten Amt ernannt, muß ed ji einer 
Neuwahl unterwerfen. Der König hat das Net, den Bräfidenten der Verſammlung zu er: 
nennen. Die abfolute Stimmenmehrheit enticheidet; bei Stimmengleichheit ift der Antrag als 
verworfen anzujehen. Den Ständen fteht das Recht der Iinterfuhung zu. Die Grfeganträge 
können von den Ständen amendirt (verbeffert) werben. Sie beſchäftigen jih mit Berathung 
über feine Birtfchrift, welche perfönliche Intereflen zum Gegenftand hat, es ſei denn, daß es ſich 
um ungefeglide Handlungen ver Behörben handele. Die Abgeorpneten können megen ihrer in ver. 
Kammer getbanen Außerungen nicht zur Rechenſchaft gezogen werden. Keine Haft kann wäh— 
trend der Seffion gegen einen Deputirten vollzogen werden, feine Belangung fann ohne Er: 
laubniß der Berfammlung geſchehen. Die jährliche Seſſion dauert 40 Tage, doch kann der 
König: Großherzog die Stände außerordentlich einberufen. Der König-Großherzog fann die 
Stände auflöfen, die Neumahlen müflen dann binnen drei Monaten geihehen. Die Diäten der 
außerhalb der Hauptfladt ſeßhaften Deputirten betragen 5 Fr. (1 Thlr. 10 Sgr.) per Tag, 
die in der Stabt wohnenden erhalten feine Entihädigung. 

Der König-Großherzog regelt die Organifation und ernennt und entläßt die Mitglieder 
feiner Regierung. Diefelben jind verantiwortlih. Neben ihr befteht ein Stantsratb, welchem 
es obliegt, über die Gefegentwürfe und die zu benjelben beantragten Verbeſſerungsvorſchläge 
ſowie über die Geſetzmäßigkeit der allgemeinen Beſchlüſſe und Reglements zu berathen ſowie 
die Competenzeonflicte und adminiſtrativen Streitigkeiten zu regeln. Die Miniſter können 
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fih in der Kammer durch Commiſſare vertreten laffen ; fie Eönnen von den Ständen in Anklage: 
zuftand verfegt werden, und ein verurtbeilted Regierungsmitglied kann vom König: Großbeys 
nur auf Antrag der Ständeverfanmlung begnadigt werden. 

Die Streitigkeiten, welche bürgerliche Rechte zum Gegenftand haben, gehören ausſchließlit 
vor die Gerichte; außerordentliche Berichte fönnen nicht gebildet werden. Die Sigungen de 
Gerichte find öffentlich; die Urtheile find motivirt und werden in öffentlicher Sigung geipregen. 
Die Richter find auf Lebendzeit ernannt und fönnen nurburd förmliches Urtheil juspendirt oder 
abgejegt werden; ihre Gehalte beftimmt dad Geſetz. Lokale Verordnungen werben von der 
Gerichten nur infofern in Anwendung gebradht, ald viefelben mit ven Geſetzen übereinftimmer. 

Alles was die bewaffnete Macht betrifft, it durch das Geſetz geordnet, vorbehaltlich der Bur: 
despflichten. Es kann durd das Geſetz eine Bürgergarde gebildet werden. 

Steuern können nur dur das Gefeg eingeführt werden; ®emeindeauflagen nigt obn 
Einwilligung des Gemeinderaths. Die Steuern werden fo lange erhoben, ald das Geſth beitehr, 
welches fie anordnet. Es kann binfichtlich der Abgaben Feine Bevorzugung eingeführt werer. 
Venſionen, Wartegelver, Gratificationen müffen durch das Geſetz bewilligt werden. Das Budget 
der gewöhnlichen und ftändigen Einnahmen und Ausgaben wird auf permanente Weile durs 
das Geſetz feftgeftellt; das Budget der nihtfländigen Einnahmen und Ausgaben wird jede 
Jahr durch ein befonveres Geſetz feftyeftellt. Es eriftirt eine Rechnungskammer, welche die Ber: 
wendung der Ausgaben überwacht. 

In jeder Gemeinde befteht ein Gemeinderath, der direct von den Einwohnern gewählt win. 
Der Bürgermeifter wird ernannt und entlaffen vom König: Großherzog, welder denſelben 
außerhalb des Gemeinderaths wählen kann. Der Gemeinderath entſcheidet alles, mad allein 
das Gemeindeintereffe berührt, vorbehaltlich der höhern Genehmigung. Keine Gemeindeauf— 
lage kann ohne Ermächtigung des König-Großherzogs eingeführt werben. Der König-Groß— 
berzog kann diejenigen Acte der Gemeindebehörden, welde dem Geſetz oder dem allgemeinen 
Intereſſe zumider jind, annulliren. 

Fremde ftehen unter dem Schuß der Geſetze. Gefege und Verordnungen find eıwerdind: 
lich, wenn fle in der geſetzlichen Form veröffentlicht worden. Keine Beftimmung der Veriafung 
fann anders als in: Falle des in Gemäßheit des Geſetzes ausgeſprochenen Belagerungszufand:d 
fuspendirt werden. Es kann an der Berfaffung feine Abänderung eingeführt werden, went 
nicht diefelbe durch zwei Abftimmungen, die auf zwei verſchiedenen Landtagen und mit einem 
Zwifhenraum von mindeftend 40 Tagen ftattgefunden haben, angenommen worden. Wahrend 
einer Regentſchaft kann an ver Verfaſſung feine Abänderung vorgenommen werden. 

Nachdem die rettende That vollbracht war, trat eine dumpfe Ruhe ein, die an jet Monate 
dauerte und nur von vierteljährigen Ordonnanzen, wodurch ſich die Regierung Gelder bil 
ligte, unterbroden ward. Der Preffe ward das Leben heifi gemacht; es regnele „vaͤterliche de 
warnungen‘‘, die Schweigen auferlegten, mit dem Verbot, von der Verwarnung etwas verlauttt 
zu laffen. Die Redaction des „Wächter an der Sauer” fah fi gezwungen, von dem Ylatıjurid: 
zutreten, um bie Goncefjion des Druckers nicht zu compromittiren, und fo blieb der „Lourmet 
allein auf der Breſche, der eine eigene Druderei beſaß und deſſen Eigenthümer (Norbert un 
Julius Meg, legterer Sohn von Karl) ed auf die Gonceffiondentziehung ankommen laſſen wol⸗ 
ten und konnten. 

Im Monat Mai geſellten ſich die fünf Staatsſtreichsminiſter einen jechäten Collegen ji. $ 
W. Auguftin, Oberftaatsanwalt, wahrfheinlich um die nunmehr beginnende Arbeit Beil 
zu fünnen, Am 7. Juni erfcheint das neue Wahlgefeg, von den Sechſen unterſchrieben. Eo ſe 
zweierlei Arten Deputirte geben: 16 Cantonal- und 15 Diſtrietsvertreter. Die erſten wertet 
gewählt in ven Hauptorten ver 13 Wahlcantond von Wahlmännern, bie in bei einzelne? 
Gemeinden ernannt worden find. Ein Wahlmann kommt auf 500 Seelen, und um Umäble 
zu fein, iftein Genfus von 10 Sr. erfordert. Die zweiten werden in jedem ber vier Diftrictt 
hauptorte direct gewählt von den 125 Fr. directe Steuer zahlenden Bürgern. Gleis 
wurden die Urwähler für den 7. Juli zufammenberufen. Damit die Prefie nicht zu fübn pür 
ward andern Tags eine Strafverorbnung erlaffen, welche jedes mögliche durch Wort oder? 
zu begebende Vergeben mit prafonifhen Strafen bevrobte, und kurz hernach dad —— 
ment in die Hände des Hrn. Auguſtin gelegt, deſſen Rüͤckſichtsloſigkeit gegen bie öffentliche y 
nung längft erprobt war. Am 28. Juli erſchien eine neue Orbonnanz, welde den Staatdre 
organifirte. u⸗ 

Die Urwahlen flelen derart aus, daß weder Regierung noch Oppoſition auf dad Ref 


Zuremburg und Limburg 651 


der Deputirtenwahl feft rechnen Fonnten, und man war deshalb äuferft geipannt auf das Er: 
gebniß der legtern, die am 20. Aug. ftattfinden follte. Inzwiſchen benugte die Negierung ihre 
Muße, um durch Ordonnanz die Notare, deren Einfluß fie fürdhtete, unter ihre Botmäßigkeit zu 
bringen. Als die Santonalwahlen gefhehen waren, ergab fi, daß von den Gewählten neun zu 
den Regierungsd: und fleben zu den Oppofitionscandidaten zählten. Mit großer Zuverficht rief 
das Minifterium dann für den 17. Sept. die Diftrietsmähler zufammen. Die Oppojition, durch 
ihre Niederlage bei den indirecten Wahlen angefpornt, machte nun ihrerfeit8 große Anftren- 
gungen, und ihr Chef, N. Meg, erließ ein Manifeft, worin er das liberale Progranım audein: 
anderfegte und den Wählern die Wichtigkeit des Augenblicks and Herz legte. Das Refultat 
war ein überaus erfreuliches. Die Wähler erfchienen fozufagen ohne Ausnahme vor der Urne 
und ernannten 13 Xiberale gegen zwei Gouvernementale. Die Liberalen beſaßen aljo eine 
Zweidrittelmajorität in der Fünftigen Kammer. Statt fi aber zu beugen vor dem Urtheil des 
Landes, machte ſich die Regierung jetzt unverzüglich an die Detroyirung aller jener Gefege, für 
die fie eine Billigung durch die Volfövertretung nicht erwarten durfte. Vom 25. Sept. an, wo 
die Ordonnanz über die Rechte und Pflichten der öffentlichen Beamten veröffentlicht wurde, ver— 
ging faſt fein Tag, wo nicht eine neue Verordnung erſchien; Steuerwejen, Juflizverwaltung, 
Öffentlicher Unterricht, Beamtengehalte, Katafter, Militärgefege u. ſ. w. erlitten fämmtli ein— 
feitige Abänderungen. Am 17. Nov. wurde aud dad am 7. Juni octroyirte Wahlgefeg abge: 
ſchafft. Die Wahlen für die 31 Deputirten follten von nun an nur mehr indirect in den Gan= 
tonalhauptorten geſchehen, auch behielt jich die Regierung vor, bei den Urmwahlen öffentliche 
Abftimmung einzuführen. Sollten bis zum Januar 1859 Neumahlen nöthig werden, fo hatte 
der König:Großherzog dad Net, die Deputirten in der Hauptftabt direct durch den Gemeinde: 
rath ermählen zu laſſen, in den übrigen Gantonen aber follten die Gemeinderäthe die Wahl: 
männer bezeichnen. Legtere Beftimmung kam wirftih in Ausführung in den Gantonen Gre— 
venmacher und Merſch, deren Deputirten (Notare) von der Regierung die Erlaubniß, das 
Mandat anzunehmen, nicht ertheilt worden war. Andere Beamte (Bürgermeifter, Nichter) 
batten ihr Amt niedergelegt, um in der Kammer figen zu fönnen. Einen Beweis von unglaubs 
liher Schwäche lieferte bei diefer Gelegenheit der Advocat und Deputirte Jonas, der, weil er 
gleichzeitig Anwalt war und in diefer Eigenfhaft die Zuftimmung der Regierung bedurfte, fein 
Mandat niederlegte; es beburfte-jeitend des Parteichef einer energiichen Zurechtweifung, um 
ihn zur Zurüdziehung feiner bereitd eingereichten Dimiffion zu bewegen. Am 22. Det. ward 
die Druckerei des ‚‚Courrier’ auf drei Monate gefhloffen, weil er troß der bereits früher erhal: 
tenen „wohlmwollenden Verwarnungen’ dad von der Regierung befolgte Octroyirungsſyſtem 
ein „unerhörted‘ genannt hatte und die Meinung ausſprach, jegt, wo die Kammer gewählt, fei 
es conſtitutionell, ihr die Geſetzvorſchläge zu unterbreiten, die man einfeitig decretire. Am 
29. Nov., tags vor dem Zufammentritt der Stände, erſchien noch eine legte Ordonnanz, die 
Herausgabe einer Regierungszeitung betreffend; alle Gemeindeverwaltungen und alle Beamten, 
die Bureaugelder bezogen, waren gezwungen, zu abonniren, und alle öffentlichen Amter fowie 
die Notare, die Gerichtövollzieher und fogar die Privaten, die etwas Öffentlich verfaufen wollten, 
waren genöthigt, unter ftarfen Gelpftrafen, ihre Anzeigen dem neuen Blatt zur Einrückung zu 
geben. Am 28. war aud die Regierung reorganifirt worden ; die Herren Servais, Eyſchen und 
v. Scherff traten aus und es blieben nunmehr auf der Brefche die Herren Simons, ald Staats— 
minifter, und Würth-Paquet und Auguftin als Generaldirectoren. 

Am 30.Nov. trat die Kammer zufanımen. In der Eröffnungsrede erklärte der Prinz- Statt: 
halter, daß das neue Regiment den woblverftandenen Intereflen ded Landes gemäß fei, und daß 
die monardifchen Gefühle der Luxemburger aus der Krijis unberührt hervorgegangen feien. 
Die neue Berfaffung confervire allerdings nicht die Ausfchreitungen des parlamentarifchen Sy— 
ftems, aber indem fie die Regierung über die Parteien ftelle und deren leidenfhaftlihen Angriffen 
entrücke, erhebe jie die Miffion der Stände, meit entfernt, diefelben herabzufegen. Man fann 
fi denken, unter welchen Gefühlen die Deputirten ihre Arbeiten begannen. Die Geſchäftsord— 
nung, welche gemäß der Verfaffung dur ein Geſetz feitgeftellt werden follte, war ebenfalls 
fir und fertig octroyirt worden, und ihr zufolge war ed der Kammer unterfagt, eine Antwortd: 
adreffe auf die Thronrede zu erlaffen. Der König ernannte 5. Wellenftein (1854 Minifter) 
zum Borfigenden ; als Secretäre gab ihm bie Geſchäftsordnung die beiden jüngften Deputirten, 
3. Meg und X. Fiſcher, bei. j 

Sämmtlihe Deputirten leifteten ven Eid auf die neue Verfaſſung, ohne die geringften Re=. 
ſerven zu maden, und die Regierung beeilte ſich, dies für fie glückliche Ereigniß an ven Bund 
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nad Frankfurt zu berichten, Es ift zu bevauern, daß die Kammer eine ſolche Willfährigkeit 
bewieſen und nicht fich die Natification des octroyirten Grundgeirges vorbehielt; was fie von 
einem ſolchen Schritt abgehalten zu haben jheint, mag das Mistrauen jein, das gegen Frankfun 
bei allen Kuremburgern vorherrſcht. Der Regierung fam dieſes Gefühl zugute und fie must 
ed klüglich zu benugen. 

Die erfte Vorlage, die der Kammer gemacht wurde, war die Erhöhung der Eivillifte von 
160000 auf 200000 Fr. In den Budgets war gleihfalld eine Erhöhung der Minifer: 
gehalte beantragt. Die Debatten begannen gelegentlid) der Zulaffung der neuen Deputirten, 
die nad) vem zweiten Wahlgefeg, durch VBermittelung der Gemeinderäthe ernannt worden waren. 
Die Majorität wollte diefelben nicht zulaffen, da das Geſetz unconftitutionell jei. Der Borjigente 
Hr. Wellenftein erklärte jedoch, einen dahin lautenden Antrag nit zur Disceuffion bringen zu 
wollen, da es Nebellion fei, über die Gültigkeit eines Gefeges zu debattiren. Als trotzdem die 
Kanımer auf ihrem Antrag beftand, verlieg er ven Siß, der von dem Alteröpräfidenten (zufällig 
auch ein Negierungämann) eingenommen wurde; auch diefer beharrte in dev Weigerung feine? 
Vorgängers. Endlich einigte man ih dahin, vie Neugewählten zuzulaffen, dagegen aber eine 
Adreſſe an ven König zu erlajfen, um ihn um Widerruf der Wahlverordnung zu bitten. Der 
Adreßentwurf war bereitö ausgearbeitet und vorgelegt, aldinfolge der Dazwiſchenkunft des Prin:: 
Statthalters deſſen Votum bis nach Erledigung der laufenden Geſchäfte (Eivillifte und Budget) 
vertagt wurde. Seitens der Regierung wurde das Verjprechen gegeben, daß, wenn die Seſſion 
ihren normalen Verlauf nehme und ein acceptabled Budget zu Stande fomme, die gehäſſigen 
Beftimmungen der November: Drdonnang nicht zur fernern Ausführung gelangen jollten. Nach 
einer zweitägigen Discuſſion, worin ſeitens dev Oppofition der Staatöftreih nad Verdienſt ge: 
würdigt wurde, ward dann auch die Erhöhung der Givillifte votirt: 16 Stimmen waren dafür, 
14 dagegen, ein Mitglied ver Linfen enthielt ſich der Abſtimmung. Drei Mitglieder ver Oppo— 
fition, Die ich bei diefer Gelegenbeit von ihren Gollegen trennten, hatten dem Gejeg die Majori: 
tät verfchafft. Im Budget ward hingegen die projectivte Erhöhung der Miniftergehatte theilweiſe 
geirihen. Auch vie Brage der Gintheilung der Budgetpoften in ſtehende und jährlih zu voti— 
rende ward in einer Weile erledigt, daß die Regierung leidlid damit zufrieden jein fonnte. 
Somit war die Sefjion zu dem verlangten normalen Abſchluß gedichen und follte nunmehr 
mir dem Votum der Adreife vorgegangen werden. Allein die Regierung, vorgebend, durd ihr 
Veriprechen, daß die Wahlordnung nicht mehr zur Ausführung kommen ſolle, jei der Zweck der 
wwojectirten Adreſſe erreicht und eine ſolche alſo überfluffig geworden, ſchloß die Seſſion, indem 
ſie fi für die Voten der Kammer bedanfte. Bittere Ironie! Um jie voll zu machen, weigerte 
ich der Vorfigende fogar, die ftenograpbirten Kammerdebatten zur Veröffentlihung gelangen 
zu laſſen, Todap das Land nit einmal erfuhr, was jeine Vertreter gejagt hatten und melde 
Motive fie bewog, jüch der Negierung gegenüber in allen Stüden fo nachgiebig zu beweiſen. 

Auch die Sejjion von 1858 brachte außer Recriminationen gegen die Minifter auf politt: 
chem Gebiete nichts zu Stande. Die Negierung erklärte rundweg, jie bevürfe nicht des Berirauent 
der Kammer umd verlange es nicht. Im folgenden Jahre änderte fie indejlen ihre Sprade in 
etwas, und in einer auperordentlihen Seſſion kam eine fogenannte Verſöhnung zu Stande, 
deren Bedingung einerjeitö die Anerkennung der VBerfafjung und der Ordonnanzen war, wäb— 
rend ihrerſeits die Regierung in die Modification einzelner der ſchreiendſten Beſtimmungen ver 
Ordonnanzen willigte und im Princip die Nevifion diefer extralegalen Geſetzgebung in Ausũch 
ſtellte. Auch die offieielle Zeitung fiel ald Opfer dieſer Verſöhnung. Gleichzeitig traten dir 
Dinifter Würth: Paquer und Auguftin aus und wurden durch die Herren Thilges und Ulveling 
erfegt. Würth: Paquet lieg ih zum Präfidenten des Obergerichtshofs ernenuen, Augufis 
zum Gifeubabncommiflar mit dem unverhältnißmäßig hoben Gehalt von 9000 Fr. (als Mi— 
nifter hatte er blos 7500).*) Hr. Simons allein blieb von der alten Reaction no am Ruder 
feine Nadgiebigfeit ward mit einem Gehalt von 15000 Fr. vergolten. Allein aud die neu 
Regierung vermochte nicht lange ſich zu halten, da ihre Gejegvorlagen über Preſſe und Wablen 
der Kammer nicht liberal genug erſchienen, und jie trat im Sommer 1860 ab, um einem theil 





4) Ecit Anfang November 1863 it Hr. Auguſtin aus dem Staatsdienſt in die Dirertion der Inter 
nationalen Bant eingetreten. Die Banf ſchuldete ihm in der That einigen Tanf, denn er hatte ſich ver 
ihr gelegentlich der durch ihn.abgefchlofienen erften Anteihe von 3 Mill. arg übertölpeln laſſen. A 
j Rinangminifter fehlte ihm die Kenntniß ber erflen Anfangsgründe aller Finanzroiffenichaft ; melde An 
ſprüche er fonft befigt, um an die Spige eines Greditinftituts zu treten, ift ſchwer einzuſehen. 
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weiſe aus der bisherigen Oppofition genommenen Minifterium Platz zu machen. Baron v. 
Tornaco ward Staatdminifter, Hr. Jonas übernahm die Juftiz und das Innere, Hr. Ulveling 
ward beibehalten, weil der Prinz nicht wollte, daß die neue Verwaltung den Charafter eines 
abfoluten Bruchs mit ver Vergangenheit trage. 

Die liberale Partei im Lande glaubte nunmehr am Ende ihrer Leiden und Känıpfe zu fein. 
Allein fie hatte fih geirrt. Schon die Art und Weife, wie die neuen Minifter ihr Portefeuille 
übernahmen, mußte Verdacht erregen : ſie confultirten weder ihre Gollegen, deren Unterflügung 
fie doch bedurften, noch hatten jie e8 gewagt, ein beftimmted Programm ber Krone zur Annahme 
sorzulegen. So war glei von vornherein der Keim zum Zwieſpalt gelegt. Die Liberalen 
fagten ſich, daß eigentlich Feiner der neuen Minifter ganz ſich zu ihren Principien befenne, denn 
Hr. v. Tornaco ift Ariftofrat, ven blos die Oppofition gegen den Stantöftveid momentan zu 
ihrem Verbündeten gemacht hatte; Hr. Jonas hatte auf politifchem Gebiet allerdings freifinnigen 
Grundſätzen gehuldigt, allein in der Seele war und blieb er klerikal, und Hr. Ulveling hatte 
bereitö allen Parteien gedient. Die Regierung gab vor, ihre Aufgabe fei die VBerföhnung, und 
um zu zeigen, was jie darunter verftehe, beehrte fie fozufagen ausfchließlich die Anhänger ver 
Reartion mit ihren Gunftbezeigungen. Gin einziger Liberaler (Ulrich) ward mit einem Amt 
bedacht, und Died weil fie in ihm einen Verbündeten witterte für den bevorftehenden Kampf gegen 
die alte Majorität, die gefprengt werben follte. Um den Einfluß des „Courrier‘ zu brechen, 
warb ein jogenanntes „gemäßigtes“ Blatt („L'Union‘) von der Regierung geſchaffen und vie 
Revdaction dem gefagten Hrn. Ulrid anvertraut, der denn aud in Verdächtigung und Anfeindung 
der nunmehr ald eraltirt verſchrienen Altliberalen das Unerhörte leiftet. Schon gleich bei ven 
Eriagmahlen für die von den Miniftern verlaffenen Deputirtenpoften glaubte der neue General: 
director des Innern, Hr. Jonas, ſich gegen die von der liberalen Partei aufgeftellten Candidaten 
erheben zu fönnen. Allein ver Erfolg hat gezeiat, wie wenig perſönliches Gewicht derſelbe be— 
ügt, denn fein erflärtefter Gegner auf Elerifalem Gebiet, Advocat Andre, ward in der Hauptitadt 
mit großer Majorität gewählt. 

Auf den Gebiet ver Gefeggebung entfprad die neue Megierung ebenfo wenig den gebegten 
liberalen Erwartungen. Ein von ihr vorgelegtes Preßgejeg ward verworfen als nicht genügend 
liberal, und fie mußte ſich in einer andern Seffion bequemen, freifinnigere Beſtimmungen zu 

gewähren. Bon den Druderconcefiionen wollte fie allerdings nicht abweichen, weil folde durch 
die Bundesverordnung erheiſcht ſeien, allein eine ſolche darf Fünftig feinen Lurembnrger mebr 
verweigert werben; die Entziehung der Gonceffion kann nur auf gerihtlihem Wege gefhehen, 
und der Drucker geht ſtraflos aus, wenn er beim erften gerichtlichen Berhör ven Berfaffer nennt. 
In der nämlichen Sefjion (1861) kam auch ein neues Wahlgejeg zu Stande, das directe Gan: 
tonalmwahlen mit einem Genfus von 30 Fr. (dem niedrigften, den die Verfaſſung zuläßt) ein: . 
führt. Bon ver liberalen Bartei ernſtlich bedrängt, willigte die Negierung 1862 endlich aud 
in die Befeitigung anderer Orbonnangen, namentlid jener über die innere Geſchäftsordnung 
des Hauſes und des Staatsraths. Letzteres Gefeg hat indep aus Mangel an Zeit in der ver— 
floffenen Seffion nicht erledigt werben können; die Majorität bat fi der Borlage nicht günſtig 
erwiefen und Hru. Andre zum Berihterftatter ernannt. Die neue Geſchäftsordnung hat das 
in der octropirten enthaltene Verbot, auf die Thronrede mit einer Adrefje zu antworten, auf: 
geboben und die directen Beziehungen zwifchen Krone und Kammer wiederhergeftellt, wäh— 
rend ſolche bis dahin nur durd Vermittelung des Regierungspräftventen vor ſich gehen konn: 
ten. Für die nädfte Seffion ift auch ein Gefeg über die Ginführung der Jury in Ausficht ge: 
flellt; Hr. Jonas, der 1848 für die Jury geweſen, ald Minifter aber davon nichts mehr wiſſen 
wollte, hat die Einbringung des betreffenden Gefeges förmlich für 1863 verſprechen müſſen. 

Die Seifion von 1862 war injofern noch von Wichtigkeit, ald der Trennungsproceh im 
liberalen Lager zur Reife gedieh, begünſtigt durd die Einwirkung der Regierung. Sechs bis 
fieben Mitglieder der frühern Linfen und ſämmtlich zum Klerikalismus binneigend, find ihren 
frübern Genoffen untreu geworben, um den Kern der minifteriellen Bartei zu bilden. Die Alt: 
liberalen over die Partei Meg zählt indeflen noch über ein Dugend zuverläffiger Veteranen, was 
bei einer Kammer von 31 Mitgliedern ihr immer no das Schickſal der Regierung in die Hände 
gibt. Das Gouvernement fucht nunmehr feine Stüge im Klerus, dem es abjolut freie Hand 
läßt, und der in den Wahlen vom nächſten Juni die Hauptrolle fvielen wird. Die Hälfte der 
Kammer wird nämlich um diefe Zeit erneuert, und von der Wahlſchlacht wird das Schiejal des 
Minifteriung abhängen. Siegt die Regierung, dann bat die langerfehnte Stunde für bie Ul— 
tramontanen gefhlagen, und wehe alddann der Gewiſſensfreiheit, wenn der proteitantifche König 
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ihnen den Zügel ſchießen läßt. Schon jest hat der Chef der Partei über den „Courrier" im 
Bannflud verhängt und über alle, die ihn lefen. Primär- und mittlerer Unterricht find gan; 
zur Devotion des Klerus; Geiftlihe Orden aller Art niften ji im Lande ein und gebeiben zu 
ſehends. Wenn das alles unter der Herrichaft ded Concordats von 1801 geſchehen kann, vu 
wird Bann die Zufunft dem Rande vorbehalten? 

IM. Kirchliche Verhältniſſe. Als 1839 das Großherzogthum wieder an dad Hut 
Dranien fiel, hieß ed in der Befigergreifungdarte, daß in Firdlichen Angelegenheiten der Et: 
tusquo bleiben folle. Dies hieß ohne Zweifel, daß auf dem flachen Rande, wo durch die belglik: 
Berfaflung das Concordat von 1801 befeitigt gewefen, factiſch alles Beftehende reipectirt wur 
während in der Hauptflabt dad franzöſiſche Concordat unverändert feine Wirkung bebaltn 
hatte und nod) jegt hat. Es läßt ſich indeffen unmöglich denken, daß auch rechtlich heute nod a 
dem flachen Rande das belgifche Kirchenregiment fortbeitehe, während die. Hauptfladt unter einm 
ganz andern leben würde; es wäre Died ungefähr, wie wenn in der Hauptſtadt die Monardu, 
auf dem Lande aber die Republik herrſchte. Das ift aber, was die Klerifalen noch heute ie 
baupten, um die Nothwendigkeit eines neuen Concordats nach öſterreichiſchem Mufter barzuitun 
In frühern Zeiten gehörte Luremburg zu den Bisthümern Trier, Meg, Lüttich und Naır. 
Als Luxemburg belgiih wurde, ward ed dem Bisthum Namur ausſchließlich zugetheilt un 
von einem Generalvicar verwaltet. Dies blieb jo bis 1842, wo das Land zu einem apoſtoliſter 
Vieariat erhoben und Bifhof Laurent (von Cherfonnes), befannt von Hamburg ber, zum ape- 
folifhen Vicar ernannt wurde. Gleich bei feiner Ankunft im Rande brachen zwiſchen ber Giril; 
regierung und ihm Mishelligkeiten aus, weil er den durd das Concordat vorgejehenen (ir 
nicht leiſten wollte; Laurent's Weigerung ward vom König gebilligt, der wahriheinlig den 
belgifchen Biſchöfen zeigen wollte, daß auch unter Oraniens Scepter man katholiſch fein könne, 
und die Regierung mußte fih fügen. Mit melden Gefühlen jie dies that, zeigen die Worte dei 
Staatöfanzlerd v. Blohaufen in feinem Abſchiedöbrief (6. April 1848) an den König: „Main- 
tenant Sa Majeste peut se convainere, qu’en se laissant eirconvenir par le chef du clergt, 
Elle a abdique, car aujourd’'hui les citoyens honorables et devoues se retirenl dElke, en 
méme temps que le chef du culte se trouve maitre de la population grossiere quil fall 
agir a sa guise” u. ſ. w. Allein Laurent war nicht blos ſchroff zur Negierung, er forderte mit 
gleiher Kühnheit die Toleranz und Die gefunde Vernunft heraus. Der befannte Atheiſt Gent 
Gregoire (1848 in Paris Chef ded Clubs der Devorantd!) ward 1845 ind Fand berufen, um 
eine ultramontane Zeitung zu redigiren, die indeffen ein Flägliches Ende nahm, nahdem Öre: 
goire, wegen Unterſchlagung eines Briefed auf der Poſt zur Unterſuchung gezogen, ih Hatte 
flüchten müffen. Kaplan Michelis, von den fölner Bifhofswirren her bekannt, ward zum Pre: 
feffor ind neuerrihtete Priefterfeminar berufen, um der heranwachſenden Kleriſei den wan 
Geiſt der ultramontanen Unduldſamkeit einzuflößen. Die Freimaurer wurden in den Dann 
erflärt und nicht mehr firchlich begraben. Einem armfeligen Brauenzimmer wurde von Lauren! 
feierlich der Teufel ausgetrieben, ver ſich RoRoRo zu nennen erflärte. Die Aufgellitien 
Lande waren entrüſtet über ſolche Kühnheiten, die Beſten im Klerus ſelbſt veruriheilen de— 
Treiben ihres exotiſchen Chefs. Doch daran kehrte ſich Laurent nicht; er verfuhr mit der 
tentheils liberalen Geiſtlichkeit wie ein Despot, ver- und entſetzte die Pfarrer ohne Urtheil un 
Recht, und den Liberalen arbeitete er dadurch entgegen, daß er ſeine Netze über die Brauenme! 
warf, Inzwiſchen kam das Jahr 1848, und der Biſchof, bei dem Pöbelauflauf compromil 
ward abberufen; er fuhr am 1. Mai aus Luremburg fort, indem er eine Kutſche mitna u 
ihm vom Klerus des Landes ald Eultuschef gefchenft worden war. Um ihn proviſoriſch zu 
jegen, warb fein Secretär Adames bezeichnet, der auch nach des Biſchofs Entfernung nd er 
deifen bloßes Inftrument anjah, ſodaß Raurent von Aachen aus immer noch bie Dioceſt = 
waltete. Alle erdenflihen Schritte wurden gethan, um deſſen Rückkehr zu erreigen: pad Te 
das nie um feinen Wunſch gefragt wird, wenn es gilt ihm einen Paftor oder Biſchof zu ecuen 
ven, mußte Petitionen unterfchreiben, daß der Kirhenhirt wieder zurüdfehren jolle; in 
Kirchen ward unabläffig zu dem Ende gebetet; Deputationen wurden nad dem Haag gel ⸗ 
kamen aber ſchlecht an. Man erzaͤhlt, daß eine derjelben, Adames an der Spige, von dem 1% 
König gefragt worden fei: „Que me voulez-vous? Vous voulez la guerre?“ (au! ger 
Säbel jhlagend:) „je vous la ferai, et bonne. Restez dans votre diocese.“ Allein dat 2" 
entmuthigte die Klerifer nicht. Als 1854 Wilhelm IH, das Land befuchte und in den Orc 
feierlich empfangen wurde, mußte er in allen von ven Pfarrern gehaltenen Reden die * 
Rückkehr des Biſchofs hören. Am Ende ſcheint dem Monarchen die Geduld audgegangen au e 
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und als zu Diekirch in feierliher Audienz der Dechant die nämliche Bitte abermals vortrug, 
antwortete ver König furz: „Il ne reviendra pas. Der Dechant aber hatte nicht verftanden 
und fragte: „Plait-il, Sire?“ worauf der König donnernd feine Worte wiederholte und dem 
verblüfften Paftor den Rücken drehte. Nachdem fo jede Ausſicht auf die Rückkehr des Ober: 
hirten verloren war, und nachdem auch die Hoffnung Laurent's auf den lütriher Biihofäftugl 
ich als eitel Trugbild erwiefen, dachte der Herr an die Sicherung feiner Zufunft und ließ fi 
vom Lande penfloniren durch einen Ruhegehalt, das feinem frühern Gehalt gleichkam. Er ver: 
zehrt daffelbe ruhig in Aachen; man fagt, er fei bei dem Betrieb einer Bierbrauerei betbeiligt. 
Seine Penfionirung ward von Rom aus ald Vorbedingung zum Abſchluß eined Goncordats 
gemacht. 

Die klerikale Partei Hatte 1848 im März ein von Michelis redigirtes Organ begründet, das 

„Luxemburger Wort für Wahrheit und Recht“, das die Intereffen der Kirche zu vertreten be— 
fimmt war. Die craffeften ultramontanen Theorien wurden und werden noch heute darin ver= 
theidigt. Als man die Wiederkehr des Biſchofs nicht durchzuſetzen vermochte, ging die Zeitung 
jo weit, das Recht des proteftantiihen Königs, über das fatholifche Land zu Herrichen, in Zweifel 
zu ziehen, wofür denn der Druder zu zwei Jahren Gefängniß verurtheilt wurde. Kaum war 
das Urtheil geiproden, als vier Geiftliche, wovon zwei Profefloren am Seminar und am Athe- 
näum, ih ald Autoren des von Michelis verfaßten Artifels bekannten, ohne daß ſeitens der Ne: 
gierung gegen biejelben eingejchritten worden wäre. Laurent's Geift blieb audy nach feiner 
Entfernung maßgebend in der firhlihen Verwaltung, und heute, wo die ältern Geiftlihen all- 
mählich ausgeftorben, find die Pfarreien faft ſämmtlich mit jungen Fanatikern befegt, die ihr 
Jahrhundert dreift in Die Schranfen fordern. Der Provicar Adames fcheute id) 1848, als die 
damalige Verfaffung ausgearbeitet wurde, nicht, förmlich zu proteftiren gegen die Gewiffens- 
freiheit und die im Grundgefeg gewahrten Rechte des Staats bei Ernennung des Cultuschefs. 
As 1856 der Staatsſtreich vollbracht wurde, ftellte fi der Klerus auf die Seite der Negierung, 
und während ded ganzen Streits zwifchen Reaction und Liberalismus war der Klerus fozufagen 
der einzige Bundesgenoffe der erftern. Natürlich fügte er feine Hülfe nicht ohne gebührende 
Belohnung zu, und die dem Volk gegenüber ſchwache Regierung ließ e8 ruhig geichehen, daß der 
Klerus unter anderm den Unterricht vollftändig in feine Macht bekam. Der König joll erflärt 
haben, er wolle als Proteftant in die kirchlichen Angelegenheiten ſich nicht weiter miſchen. Seit 
die Kirche infolge der Schwäche ver Regierung factijch einellbermadht erlangt hat, die ihr ninnmer 
durch ein Concordat zugeſichert werden konnte, ift das Geſchrei nach einem ſolchen verftummt, 
und, ermuthigt durch die Flerifalen Tendenzen des heutigen Minifterd Jonas, geht ihr ganzes 
Streben dahin, dad Vicariat in ein Bisthum zu verwandeln. Deputationen über Deputationen 
wenden ih zu dem Ende an die Regierung, die indeflen der Zuftimmung der Kammer nicht 
fücher ift und deshalb fich jheut vorzugehen. Vor einigen Wochen hat nun der Papft Hrn. 
Adames zum Bifchof von Halifarnaffus in partibus ernannt, und wenn in den fommenden 
Wahlen die Flerifal: gouvernementale ‘Partei jiegt, wird zmweifeldohne das Bisthum aud bald 
zur Wirklichfeit werden. Um zu dem Zwecke zu gelangen, ift der von J. Metz revigirte 
„Courrier‘’ ercommunicirt worden, und im ganzen Lande wird fein Sünder mehr in dev Beichte 
losgeſprochen, ver das liberale Blatt lieft. Won den Kanzeln und im Beichtſtuhl wird auf 
Frauen und Kinder gewirkt, und fo hofft man die liberale Bartei zum Fall zu bringen. Der 
„Courrier” ift inzwifchen gegen den apoftolifhen Bicar bei ven Gerichten flagbar geworden, 
und dieſe werden zu entjcheiden haben, ob der Klerus das Recht hat, Preß- und Gewiffendfrei- 
beit, die durch die Verfaſſung garantirt find, zunichte zu machen. 

Die Wahlen vom Monat Jani 1863 haben die Barteien ungefähr in derſelben Stellung 
gelaſſen, wie fie ji) biäher gegenübergeftanden. Die verzweifeltften Anftrengungen der Kle— 
tifalen: der Bannflud gegen den „Courrier‘’, dad Verfprehen des Himmel! und dad Drohen 
mit der Hölle von den Kanzeln herab find vergeblich gewefen, um die beiden Deputirten, auf 
die es die Klerifei hauptſächlich gemünzt hatte, Die Herren Karl Andre und I. Meg, zu Falle 
zu bringen; beide wurden wiedergewählt, trogdem das Minifterium den priefterlihen Fana— 
tifern hülfreich an die Hand gegangen war. 

Der Erfolg diejer Wahlen ift zunächſt die Entlaffung des Minifterd Jonas und jeine Er— 
jegung im Spätherbft dur ven Generaladvoraten Neumann geweien, der bis heute feine ent- 
Schiedene Barteiftellung eingenommen hat. 

Der Proceß des „Courrier“ ift im Laufe deffelben Jahres in erſter Inftanz zu Gunften des 
Provicard, nunmehrigen Biſchofs von Halifarnaß, entfhieven worden. Präfldent des Ge— 
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richts ift Hr. Touiſch, einer der Korypbäen der Elerikalen Bartei in Lande; er werweit ie 
feinem Urtheil ven „Courrier“, wenn er jih durch den Bann ungerecht geitraft glaube, ır 
den Bapft, zu dem in ſolchem Falle jedem Ghriften ver Recurs offen ſtehe. Das joldperarıt 
gewiejene Blatt hat indeß vorher noch beim Obergericht Appell eingelegt; ob mit beiferm üt- 
folge, muß die nächſte Zukunft lehren. 

IV. Berwaltung und Statiftif. Cine officielle Statiſtik befteht im Großherzogthut 
nicht, und ift ed deshalb in vielen Dingen unmöglich, genaue Daten ſich zu verſchaffen. Genii 
der legten officiellen Zählung von 1861 belief fidh die Bevölkerung auf 197791 Seelen. Gar 
1862 aber hatte das Yand mit Einbegriff ver population flottante 203967 Einwohner, woxr 
13656 auf die Hauptitadt, 58187 auf den Bezirk Yuremburg, 53643 auf den Bezirk Diefird 
46271 auf den Bezirk Orevenmader und 32210 auf den Bezirk Meric kommen. Die dr 
völferung iſt faft ausihliehlih katholiſch; ie zählt kaum einige hundert Proteflanten un 
Juden. Der Viehſtand beläuft jih auf 22000 Stüd Pferde, 95000 Stück Hornvieh, 70000 
Stück Schafe, 68000 Schweine und 14000 Stüd Ziegen. Das Land hat einen Flächeninhal 
von 258600 Heftaren, wovon ungefähr 108000 angebautes Aderland, 28000 Roetlam, 
25000 Wieſen, 60000 Wald und Lohhecken und 340 Hektaren Weinberge. In dem nö: 
lihen Theil, dem jogenannten Osling, dominirt der Schieferboden, im ſüdlichen Teil, Cut 
land, wechſeln Dammerde mit Kalk:, Thon = und Sandboden. Ungemein reich an Cijenz;- 
lagern ift der Kanton Ejch an der Alzette, Die Ausbeutungskoften belaufen ſich à Tonne (10% 
Kilos) zwiihen 1 Br. und 1 Fr. 50 Gent. Man erpedirt davon ungeheuere Duantitäten bi 
zu dem entfernten Bafjin von Charleroi. Erft zu Anfang des legten Jahrzehnds ſind die 
Lager erfannt worden; feitdem ift das Eigenthum, das früher faft völlig werthlod gemein, ze 
ungebeuern Preifen geftiegen. Das Land ift von zahlreihen Flüſſen und Bächen durgibnt: 
ten, die deſſen Thäler befruchten: Mofel, Sauer, Alzette, Our, Wilz, Eyſch u. ſ. w. Die&: 
birge find VBerzweigungen, in Süden der VBogefen, im Norden der Ardennen. | 

Die Regierung beſteht aus einem Staatsminiſter und zwei Generaldivectoren, denen zue 
bis drei Negierungsräthe beigegeben werden können. Die 15 Mitglieder des Staatttathe 
werben vom König ernannt. An der Spige der vier Berwaltungsbezixke ſtehen Diftritkcom: 
miffare, denen die Überwachung der Gemeindeverwaltungen obliegt. Die Gemeinden werden 
durch felbfterwählte Gonfeild verwaltet, an deren Spige vom König felbft ernannte, aber unbe: 
foldete Bürgermeifter figuriren. Die Juftiz wird durd 12 Friedensrichter in jedem Ganton, 
durch zwei Bezirfögerichte, in Zuremburg und Diefirh, und ein Obergericht in der Hauptiladt 
gehandhabt. Die Militärmacht beftcht aus zwei Bataillonen Jägern, die in Diekich und Chr: 
nad garnifoniren, und wovon jedes auf Friedensfuß 763 Mann (auf dem Wegt der Gonleri 
tion zufammengebradht) und 18 Offiziere zählt. Die Kriegsftärke der beiden Vataillone If die 
ſelbe wie auf Friedensfuß; doch kommen hinzu zwei Depotcompagnien mit 340 Mann u’ 
8 Offizieren. Das zum Ausrüden fchlagfertige Gontingent zählt demnach 2057 Dan aut 
57 Pferden. Es gibt im Lande 549 Primärſchulen, wovon 15 blos temporäre, De ?° 
28000 Kindern beſucht werden. (Bei der Milizaushebung von 1862 Eonnten von 13, Ri: 
tärpflihtigen 13 weder leſen noch ſchreiben; die übrigen Eonnten faͤmmtlich leſen, ſchreiben u 
rechnen.) Außerdem beftehen in einzelnen Städten höhere Primärſchulen, und geht man * 
dem Gedanken um, ſolche in allen Cantonalhauptorten zu errichten. Außer einem Prieſter 
einem Lehrer: und Lehrerinnenſeminar ſowie Athenäum in Luremburg, welches einen volldia 
digen Humanitätscurſus und Induſtrieſchule enthält, gibt es in Diekirch und Eqhternat Pr 
gymnaſien; letztere Ortſchaft hat feit einigen Jahren eine vom Staat errichtete Aderbauiduk 
ine feit 1850 organifirte Sparkaffe ift unter der Leitung ihres tüchtigen Directors über zul 
Erwartungen gediehen; fie zählte Ende 1861 bereitd 977 Deponenten, die ein Kapital ©" 
320000 $r. bei ihr niedergelegt hatten. In gegenwärtigen Augenblic betragen die Depont! 
nahe an 600000 Fr. — 

Münzeinheit im Großherzogthum iſt der Franc. Die curſirenden Gold- und Silbetum 
zen find indeſſen jänmtlich fremde, das Land bat bis heute blos Scheidemünze geprägt, 10:6 
times, 5-Gentimes und 21,-Gentimes, in Stoff und Korn der franzöjifgen Kupfermir 
gleih. Häufiger aber als die einheimifhen Sous fieht man franzöſiſche, belgiſche Nidelmun; 
und preußische Groſchen. Das im enge Grenzen eingefhloflene Land muß ſich die frame 
Scheidemünzen ſchon gefallen laffen, will e8 feinen Grenzhandel nicht zu Grunde richten & 
feglih und im gewöhnlichen Verkehr gilt der Vereinsthaler 3 Fr. 75 Gent. ; 

Die gemöhnlihen Staatdeinnahmen belaufen fi auf 3,500000 Fr., wovon 500000 3% 
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die Grundſteuer, 175000 auf die Einfommenfteuer, 900000 auf Stempel:Enregiftrements und 
550000 auf die Zolleinnahmen kommen. Die Poſt erträgt 105000 Fr., womit die Koften 
derfelben gedeckt werben; Durch jedes Dorf paffirt alltäglich ein Briefbote. 

Seit 12 Jahren hat Preußen ein Telegraphenamt in Luremburg eingerichtet. Voriges 
Jahr Hat nun die einheimiſche Regierung das Gleiche gethan und die Drähte mit ven umliegen- 
den Nachbarn direct in Verbindung gelegt. Ginftweilen und folange die Preußen ertheilte 
Conceſſion dauert (bis 1866) beſtehen alfo zwei Telegrapben im Lande. Eine telegraphifche 
Poſt im Lande felbft hofft man nächſtens in Wirkfamfeit treten zu fehen; ſchon voriges Jahr 
batte dad Miniflerium diefelbe in Ausficht geftellt. 

Das ftändige Audgabenbudget betrug für 1862 2,661000 Fr., das jährliche 3,064000, 
alfo nahe dad Doppelte ver Einnahmen. Der Unterfchied rührt von den Eifenbahnfubventionen 
ber, die fi für das ganze Neg auf 8 Mil. Fr. belaufen werden und durch Anleihen gevedt 
find. Die Staatsſchuld beläuft fi infolge der kürzlich abgefchloffenen Anleihe (91 zu 4 Proc.) 
auf 12 Mill. Fr., die in 52 Jahren getilgt werden follen. Das Militärbudget beträgt feit 
einigen Jahren 500000 Fr., das Fatholifche Eultuswefen 320000 , das Schulweſen 300000, 
der Aderbau 60000 Fr., die ald Prämien vertheilt werden. Seit 1842 find jährlid 2— 
300000 Br. auf Straßen: und Wegebau verwendet worden, ſodaß das Land heute im Bejig 
eines Straßenneges ift, wie ed nicht leicht anderwärts gefunden wird. Ende December 1862 
ift die laͤſige Straßenbarriereftener von der Kammer aufgehoben und durch eine directe Auflage 
auf Pferde und Ochſen erfegt worden. Die bisjegt im Betrieb befindliche Eiſenbahnſtrecke be: 
trägt 124 Kilometer und wird 160 betragen, wenn die im Bau begriffene Linie von Ettel— 
brüf nad) Spaa zu fertig fein wird, Bei folden Verhältniſſen können Aderbau, Handel und 
Induftrie nicht anders als gebeihen. Das Land treibt eine bedeutende Viehzucht und erzeugt 
eirca 1,300000 Seftoliter Hartfrüchte, die größtentheild nady Belgien ausgeführt werben; das 
Ösling liefert jägrlih 180000 Bürben treffliher Gerberlohe, die meiften® in den zahlreichen 
Gerbereien von Wilg, Clerf, Luremburg 1. ſ. w. verarbeitet wird. Luremburger Sohlleder ift 
auf den Frankfurter und leipziger Meſſen geſucht. Die Hauptinduftrie im Lande ift die Roheifen- 
fabrifation, die in den unerfhöpflihen Erzgruben des Kantons Eſch an der Alzette ein wohl: 
feiled Material findet. Tuchfabriken gibt ed zu Schleifmühle, Wilg, Fels, Eſch an der Sauer, 
Echternach u. ſ. w. In der Hauptfiadt eriftiren mehrere Handfhuhfabrifen, die beveutende 
Erportationen machen. Auch Papiers, Fayence-, Porzellan: und Steingutfabrifen zählt 
das Land. 

Das Gedeihen Auremburgd datirt von feiner Autonomie im Jahre 1842; ed hängt deshalb 
mit ganzem Herzen an feiner Selbftändigfeit und würde nur mit Widerftreben ih von einem 
feiner Nachbarn annectirt fehen. Th. Schroell. 

Luxus, Luxusgeſetze, Luxusſteuern. A. Vom Luxus überhaupt und deſſen 
Wirkungen. Jeder das Maß der Nothwendigkeit oder des wahren Bedürfniſſes überſchrei— 
tende Aufwand iſt Luxus im weiten Sinne des Wortes. Nicht nur materielle, ſondern auch 

geiſtige, ſentimentale und moraliſche Genüfle fallen hiernach unter dieſen Begriff, welcher je— 
doch, wenn er vom (privat: oder national-)wirthſchaftlichen Standpunkt aus aufgeſtellt wird, 
feine Beſchränkung dadurch erhält, daß dabei entweder der Gegenſtand des Genuffes, oder daß, 
was, um ihn fich zu verfhaffen, muß aufgewendet werden, ald einen materiellen, insbefondere 
einen Tauſchwerth habend gedacht wird. Hiernach iſt Lurus verfhieden von Weichlichkeit oder 
Sinnlichkeit, infofern viefelben auch ohne Aufwendung werthhabender Saden (oder werth: 
babender Zeit) zu befriedigen find. Wer (abgefehen von Vergeudung folder Zeit) länger als 
die Mũdigkeit erheifcht, auf weichem Raſen ruht, wer den Blütenduft des Frühlings mit Wolluft 
in langen Zügen trinft, wer in Genüffen, welde die Natur freiwillig ſpendet, jchwelgt, treibt 
darum noch feinen Luxus. Noch weniger thut ed jener, der, ob auch unerjättlih, aus dem Born 
der Erfenntniß fchöpft, ich durch Geift und Herz nährende Lectüre erquickt, Die — nicht mit Un— 
Eoften verbundenen — Freuden der Befelligfeit, des Familienlebend, des Wohlthuns u. ſ. w., 
ob auch im reichſten Maße genießt. Beim Luxus alfo denkt man fi immer einen folden Genuß, 
welder einmal nicht blos ein wahres Bedürfniß (fei ed des Leibes, fei es des Geiſtes oder Her- 
zend), fondern ein über das Bedürfniß hinausgehendes Gelüfte befriedigt und welder zugleich 
mit Berzehrung oder mit Aufwand von werthhabenden Dingen verbunden ift. 

Freilich bleibt auch nad diefer Beftimmung der Begriff etwas ſchwankend, nämlid in ver 
Anwendung abhängig von manderlei Beziehungen auf wechfelnde Umſtände und Verhältniſſe. 

Staats⸗Lexikon. IX. 42 
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Setzt man den Lurus in das Überſchreiten des durch das Bedürfniß oder die Nothwendigkeit ge: 

gebenen Maßes der Verzehrung oder des Aufwandes, fo kann darunter unmöglid blos des 

ganz abjolute, auf Naturgefege gegründete Bedürfniß verftanden werden; fondern «8 muß aus 

das relative, nämlid das auf Gewohnheit, Sitte, Standesverhältniſſe u. ſ. w., auch das auf 

individuelle Zuftände ſich beziehende und das fünftlich hervorgebrachte in einigen Betracht kom— 

men. Die irgendwo im allgemeinen herrſchende Lebensweiſe, ſodann die unter gewiflen Stin: 

den übliche und darum die „ſtandesmäßige“ genannte mahen auch dem nah Grundſatz und 
Neigung mäßigften und fparfamften Manne gar manden — zum abſoluten Bedürfniß ganz 
und gar nicht gehörigen — Aufwand für fi felbft und für feine Familie wirklich nothwendig 
und aud das felbfteigene Verlangen nad gewiſſen Genüffen oder die Leichtigkeit ihres Entbeh⸗ 
rens erhöht und mindert ſich nach den Alteröftufen, nad Gejundheitdumftänden, nad früherer 
Angewohnheit, zumal aud nad) dem, was man im Kreife der fi näher berührenden, an all: 
genieinen Rebensverhältniffen einander ähnlichen Mitbürger zu jehen gewohnt ift. Dergeftalt 
fann für den einen wahrer Lurus, fogar Verfchwendung fein, was bei dem andern noch nicht 
jeinem wirklichen (ob aud nur relativen) Bedürfniß Genüge leiftet, und wird bei einem Bolf 
oder unter einem Stande für Mangel oder mindeftens für ganz beſcheidenen Genuß geadtet, 
was bei einem andern ald gewaltiger Luxus erſchiene. Die mäßigfte Tafel ded Reichen und 
Bornehmen wäre für den Armen ein fwelgeriiches Mahl, und der Sonntagäftaat des dürftigen 
Dorfbewohner ift oft Schlechter als das geringfte Hauskleid des wohlhabenden Städters. In: 
deſſen bleibt der Begriff ved Lurus, wenn auch in Bezug auf die einzelnen oft verſchwindend 
wegen der ihnen durch Standes- oder Volfäfitte oder andere Berhältniffe zum wahren, ja oft 
drüdenden Bedürfniſſe gewordenen fplendivern Lebenöweiſe, gleihwol nod anwendbar eben auf 
jene Klaffen oder Stände ald Geſammtheiten betrachtet, oder auch auf die gefammte Bevölferung 

eines Landes, bei welcher oder bei welchen nämlich, ſei e8 wegen vorherrichender Wohlhabenbeit, 

fei ed wegen der Macht der Mode oder des Vorurtheild, jene Iururiöfere Lebensweise zur Regel 

oder felbft zum Geſetze geworden ift. In folden Fällen find eben die Diode, die Standesmäfig: 

feit oder Die allgemeine Sitte felbft luxuriös. Aber ed fordert eben dieſer allgemeinere oder ald 

vorherrſchende Erſcheinung in ganzen Kreifen vorfommende Lurus und noch mehr ald der ganz 

freiwillige Luxus einzelner zur Grwägung ber daraus hervorgehenden Wirkungen auf; weil 

natürlich ſolche Wirkungen im Guten wie im Böfen um fo bedeutfamer und michtiger werben, 
je weiter bie Herrſchaft des Lurus fich ausdehnt. 

Der erfte und nächftliegende Standpunft, von welchem aus wir den Lurus zu beurtheilen 
haben, ift der wirthſchaftliche, nämlich der ſtaatswirthſchaftliche oder nationalökonomiſche (Der 
privatwirthihaftlihe nur inſoweit, ald er in dem andern mit einbegriffen it); der zweite ift 
der moralijche und polizeiliche oder allgemein politifche. ?) 

I. In wirthſchaftlicher Hinfiht fühlt man ſich verfucht, den Luxus ald den Grgenjag der 
Sparjamfeit oder der Erfparung, welde nad Adam Smith dad Hauptmittel der Bereicherung 
iſt, ſchlechthin für ſchädlich und demnach verwerflich zu erklären. Und es ind auch im der That 
nicht wenige, die ſolches Urtheil fällen. Bei genauerer Betrahtung jedoch kommt man auf iaſt 
entgegengefegte Ergebniffe oder erkennt menigfteng die Nothwendigkeit hier zu machender man: 
nichfaltiger Unterſcheidungen. | 

Daß der Lurus, d.h. Verzehrung oder Verwendung über das Maß der Nothwendigkeit 
oder des wahren Bebürfniffes, den Luxus Treibenden unmittelbar ärnıer macht, ift freilich klat. 
Ja, es ift ſolches die Wirfung nit nur der lururiöfen, fondern einer jeven Verzehrung. Wer 
gar nichts verzehrte, fondern bloß produeirte oder erwürbe, ver würde freilid — unter font 


1) Bgl. Pinto, Essai sur le luxe (Amfterdam 1762); Dumont, Theorie du luxe (Paris 1771) 
(der legtere für, der erflere gegen deu Luxus); Penning, De luxu et legibus sumtuariis (Eenden 
1826), fodann die verfchievenen Schriftteller über Polizerwiffenfchaft und Staatswirthſchaft im den be 
treffenden Abſchnitten. Neben ihnen noch eine bedeutende Zahl von befondern Abhandlungen eigen? 
über den Lurus, wie von Blouquet, Gründler, Dorn, Rau ı. a. Im ganzen erflären fich unter den 
nationalöfonemifchen Schriftftellern weit mehr gegen ale für den Luxus, und ihr verwerfendes Urtheil 
wird durch die Autorität vieler Hauptmänner des * unterſtützt. Außer A. Smith gehören noch bier: 
her: Filangieri, Sartorius, Malthus, Graigh und der faſt als Trafel geltende Say. Auch der Graf 
Deftutt de Tracy, in feinem geitvollen Gommentar über Montesquien, —5 gegen den Lurus, unter 
den Dentſchen namentlich Roſcher und Mar Wirth, Es ſcheint daher etwas gewagt, daß wir cher dafür 
auftreten. Doch möchte durch genauere Begriffsbeſtimmung und mittels der von uns angedeuteten 
Unterfcheitungen der Streit wol zu fchlichten kin. - 
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gleichen Umſtänden — reicher werden, als wer einen Theil des Erworbenen oder gar das Ganze 
deſſelben wieder verzehrte. Und ſo könnte man meinen, würde auch die ganze Nation reicher 
werden, wenn alle ihre Glieder nichts oder ſo wenig als möglich verzehrten und dagegen nur des 
Producirens oder Erwerbens ſich befliſſen. Allein dieſe ganze Vorſtellung iſt ein Hirngeſpinſt, 
weil im Widerſtreit mit der Natur der Dinge, nur für den einzelnen oder für eine Anzahl von 
einzelnen (d. h. jeder als geſonderte Wirthſchaft führend betrachtet) hat die Anſicht Wahrheit, 
nicht aber für die in wirthſchaftlicher Wechſelwirkung Befindlichen, alſo namentlich nicht für die 
zur Staatsgeſellſchaft Vereinigten. In ſolchem Verhältniſſe der Wechſelwirkung nämlich bleibt 
zwar für den einzelnen ſeine eigene Erſparniß allerdings vortheilhaft, nicht aber immerdar jene 
der andern, und es ſtellen überhaupt die mittelbaren oder entferntern Folgen der Sparſamkeit 
in einer ganz andern Geſtalt ſich dar als die unmittelbaren oder nächſten. Wir wollen dieſe Ver— 
hältniſſe mit einigen Worten verdeutlichen. 

Allerdings iſt die Production die erſte und im Grunde die alleinige Urquelle des Reich— 
thums. Alle für uns Werth habenden materiellen Dinge ſind Producte der Natur oder der 
menſchlichen Arbeit, und in der Menge ſolcher in unſerm Beſitze befindlichen Dingen beſteht eben 
der Reichthum. Durch die Verzehrung oder den Genuß derſelben entſteht daher unmittelbar 
eine Reichthumsverminderung, und nur durch Anhäuſung (Accumulation), mithin durch Er— 
ſparung (Nichtverzehrung oder Zurücklegung des Producirten oder Erworbenen) kann eine 
Vermehrung des Reichthums ſtattfinden. Allein nicht eben in der Menge der überhaupt vor— 
handenen Producte, ja nicht einmal in der fortſchreitenden Vermehrung derſelben beſteht ſchon 
der eigentliche Nationalreichthum, ſondern er fordert noch weiter die Theilnahme möoͤglichſt vie— 
ler, oder die möglihft große Theilnahme aller Glieder der Nation an den producirten und arcu= 
mulirten Gütern, d. h. alfo die thunlichit audgebreitete Vertheilung derſelben. Auch ift ohne 
die legte eine fortichreitende Vermehrung der Production nit einmal gedenkbar; und wenn jie 
auch möglich wäre, fo bliebe jie werthloß ohne die mit ihr in gehörigem Verhältniffe ſtehende 
Eonfumtion, Ohnehin laflen manderlei Produete (namentlich die zur Nahrung dienenden 
Naturproducte, aber auch viele Gattungen der durch Induftrie hervorgebrachten) eine Accumu= 
lation für eine längere Dauer gar nicht zu; ſie gehen nutzlos zu Grunde, wenn fie nicht verzehrt 
oder verbraucht werben. Der Luxus, d. h. die dad Map der Nothwendigfeit überfteigende Ver- 

zehrung, erſcheint daher als unerlaplihe Bedingung ſowol der fortichreitenden Production als 
auch der Reichthumsvertheilung, ja ohne ihn, d. . ohne Genußvermebrung, bliebe der Reich— 
thum jelbft ohne Bedeutung oder ohne Werth. 

Der einzelne allerdings, welcher von dem, was er durch Arbeit oder Kapital hervorhringt 

oder erwirbt, möglichft wenig verbraudt, dagegen das Ermworbene (den Arbeitöverbienft oder ven 
Erlös aus Producten oder dieſe ſelbſt) ſorgſam anhäuft und, flatt zur jelbfteigenen Verzeh— 
rung, vielmehr zu (Betriebs: oder ftehenden) Kapitalanlagen, die ald Beförberungdmittel oder 
Grundlagen fortwährend gefteigerter Production oder Erwerbung dienen, verwendet, wird und 
muß reich und immerdar reicher werden. Und neben ihm fönnen in ver Nation nod Hunderte 
oder Taufende fein, welde denſelben Weg einſchlagen und deffelben Erfolge ich erfreuen. Wollte 
jedoch die Gefammtheit einer Nation nach ſolchem Grundjage der Eriparung handeln, fo wür— 
den unausbleiblih und in Bälde Production und Erwerbung wieder aufhören müffen, wenig— 
ftens auf das Kleinfte Map befhränft werben und Die Wirfung davon die allgemeine Armuth 
fein. Der einzige Sporn der Production liegt in dem davon zu erwartenden Vortheile; folglich 
entweder in der Beflimmung der Broducte zu ſelbſteigener Conſumtion, d. h. zu unmitteJbarer 
Befriedigung felbfleigener Bedürfniſſe und Gelüfte, oder in der Ausjicht auf Verwerthung des 
Vroducirten, d.h. auf lucrativen Abjag veflelben an andere, welche danach gelüftet und melde 
dafür einen Preis zu bezahlen gemeigt find. Würden nun alle vem Beilpiele der obenbemerften 
einzelnen folgen, jo würde fürs erfte dev jelbfteigene Verbraud eine enggeſteckte Grenze haben, 
der Abfag an andere aber — vom Handel mit dent Ausland einftweilen abgefehen — würde gar 
nicht ftattfinden, das Producirte demnach bald werthlos für den Producenten werden, und diefer 
daber inmitten von Saden, die er nit brauchen will oder nicht brauchen kann, der That nad 
arın fein, eben darum aber, bei jegt mangelnden Motiv zur Production, zu produeiren auf: 
hören. 

Freilich kann nad Umſtänden der auswärtige Handel den Mangel der einheimischen Käufer 
zum Theil eriegen. Doc bleibt jolher Abjag in die Fremde einerſeits immer precir, nämlid 
von der Handeläpolitif des Auslandes abhängig, und andererſeits kaum je St für die Dauer 

4 “ 


560 Luxus 


geſichert als unter der Bedingung der hinwieder (in mittelbarem oder unmittelbarem Tauſch— 
weg) dem Auslande abzunehmenden (ſonach auch mehr oder minder luxuriös zu verbrauchenden) 
Artikel, Auch wird ja bei der Speculation auf auswärtigen Verkauf wenigſtens der Lurus ver 
Fremden für und ald vortheilhaft erkannt, weil das abfolute Bedürfniß mit wenigem befriebigt 
ift und die Maffe der vem bloßen Gelüfte dienenden Handeldartifel unendlich größer ift als die 
der dem wahren Bepürfniffe. 

Zudem iſt der äußere Handel, wenn nicht ganz befonders günftige Umſtände ihm eine aufer: 
ordentliche Ausdehnung und gewinnbringende Beihaffenheit geben, an Bortheil gar nicht zu 
vergleichen mit einem lebendigen, alle Klaffen der Geſellſchaft durchdringenden inneren Verkehr. 
Seine Gewinfte fließen der Regel nach nur in vergleihungsweid wenig zahlreiche Hände und 
vertbeilen fih, wofern fein Luxus herrſcht und der Neiche feine Schäße im Kaften verſchließt, 
anftatt fie zur Bezahlung derer zu verwenden, die feiner Prachtliebe oder andern Gelüften durd 
Dienfte oder Producte Befriedigung zu gewähren bereit find, nur wenig unter die Mafle ver 
Bürger. Ja, ed ermangeln diefe, wenn nicht Neigung zum Luxus als Sporn der Thätigfeit 
wirkt, des zur Belebung der Induftrie, folglich zur Production zum gewinnbringenvden Abſah 
geeigneter Ausfuhrartifel nöthigen Eiferd. Sie befhränfen fih auf die Erzeugung des ihnen 
jelbjt unmittelbar Nothwendigen, oder auf die zu deflelben Anfchaffung unumgänglich erforver: 
liche gemeine Arbeit. Nah höherer Kunftfertigfeit, durch welche fie reichern Lohn gewinnen, 
folglich die Mittel gefteigerter Genüffe fich verfchaffen könnten, trachten fie nit. Die Induſtrie 
bleibt demnach auf niedriger Stufe und daher aud der äußere Handel auf einen geringen Um: 
fang beſchränkt. 

68 ift vaher eine ſeltſame und felbft engherzige Anficht, welche ven Iururiöfen Verbrauch ver 
Güter ald ein Unglüd, weil ald eine Verminderung des Nationalreihthbums, betradtet und 
überall den fogenannten flerilen Verbraud auf das Nothwendige befhränft und nur ben te: 
productiven möglihft ausgedehnt haben will. So könnte allenfalld der Eigenthümer einer 
Wirthſchaft rechnen, welchem nämlich zugute fommt, was an der Nahrung und Kleidung des 
Gefindes oder der Tagelöhner erfpart wird, und welcher ald Herr des Guts die Arbeitäfräfte 
jeiner Dienftleute befehlsweiſe anftrengen und die erfparten Erzeugniffe nach Gefallen repro: 
ductiv verwenden kann. Aber nicht aljo kann die Nation und nicht alfo darf die Staatögewalt 
rechnen. Für die Nation ift ver Reichthum ganz vorzüglich wegen der dadurch vermehrten Ge: 
nußmittel für ihre Glieder erwünſcht, und fie will keineswegs betrachtet fein ald eine große, blos 
die thunlichfte Steigerung der Production bezwedende Fabrifanftalt, fondern als eine durch 
wirthſchaftliche Wechſelwirkung allernächſt den Wohlftand und die vemfelben entſprechende Fülle 
des Genuffes ihrer Glieder beförbernde und dadurch erjt mittelbar ſich felbft bereichernde Ge: 
jammtheit. Die Staatögewalt aber fol überall nur im Sinne und Intereffe folder Gejammt: 
heit Handeln, die Volkswirthſchaft alfo zwar dem vernünftigen Gefammtwillen gemäß leiter 
und durch Befdrderungsmittel thunlichft emporheben, von dem Gedanfen oder der Anmahung 
einer Bewirthſchaftung des Volks aber fi fern halten. 

So wahr dieſes alles ift, fo behaupten wir gleihwol durchaus nicht, daß der Luxus überali 
und unter allen Umftänden nüglih oder wünfhenswerth oder aud nur unſchädlich ſei. Bri 
unferer Schugrebe für denſelben fegen wir voraus, daß entweder der Wunſch, Lurus treiben, 
d.h. Genüffe auch über das Bedürfniß ſich verſchaffen zu fönnen, ald Sporn zu nüglicher Thätig- 
feit, zunächſt alfo zur Selbftausbildung oder Befähigung für nüglice over angenehme Dienf: 
feiftungen oder Productionen und ſodann auch zu emfiger Ausübung der erworbenen Arbeits: 
oder Kunftfertigfeit wirffam fei; ober daß durch die Befriedigung der lururiöfen Gelüfte andern 
Bervienft, d. h. Abfag ihrer Erzeugniffe oder Gelegenheit zu Iucrativer Arbeit verfchafft werde. 
In einer wie in der andern dieſer Boraudfegungen ſpringt der nationalöfonomifhe Nuten vr 
Luxus in die Augen und kann nur aus Einfeitigfeit oder Verblendung geleugnet werben. Ein 
Volk, das gar Feine Iururiöfen Genüffe kennt, mag wol glüdlidy durd Sitteneinfalt und ehr: 
würdig durd Tugend werben: aber induftrids und reich wird ed nicht. Und jeder Geizhale 
welcher bloß nad Erwerb und Anhäufung ded Erworbenen tradhtet und alle nicht unbedingt 
nöthigen Ausgaben vermeidet, ift (menigftens in der Eigenſchaft als Befiger, wenn auch nicht in 
jener ald Producent) ohne Nugen für ven Wohlftand feiner Mitbürger. 

Eine dritte Borausfegung ift, daß der urus nur mit eigenem — fei es durch eigene Arbeit 
errungenem, fei ed durch bloßes Glück (z.B. durch Erbſchaft) überfommenem — Vermögen, d.b. 
nicht auf Unfoften anderer getrieben werde. Wer die Mittel zum Wohlleben ftiehlt oder durd 
muthwilliges Schuldenmaden, dur Betrug oder Erpreffung ſich verſchafft, deſſen Lurus ik 
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freilich nicht wohlthätig. Was dieſer den einen zu verdienen gibt, um das hat er zuvor an— 
dere gebracht; ſein Hang zum Lurus bringt der Geſellſchaft nur’ Gefahr und Schaden. Doch 
ſelbſt bei ihm iſt nur die Art des Erwerbs, nicht aber das Ausgeben des alſo Erworbenen an 
üd gemeinſchädlich; und ſelbſt das geftohlene oder erwucherte oder erpreßte Geld, wenn es durch 
lururtöfe Verwendung in die Girculation zurückkehrt, kann daſelbſt Nuten ftiften, während das 
im Kaften verfchlojfene für die Volkswirthſchaft verloren ift. 

Aber auch beim Vorhandenjein unferer Boraudfegungen kann der Lurus ſchädlich fein, 
theild nach ven Gegenftänden, womit er getrieben wird, theild nach jeinem Map oder Umfang, 
theils endlich nah dem Zufammenhange der übrigen auf die Volkswirthſchaft einen Einfluß 
äußernden Verhältniſſe. 

MWenn der nächſte Vortheil des Luxus darin befteht, daß er der einheimischen Induftrie Er— 
munterung und überhaupt der einheimischen Bevölkerung Nahrung verichafft, jo ift flar, daß 
der mit Gegenftänden, die jolhe Wirkung ausfchliefen oder nur in ganz geringem Maße zu: 
laflen, getriebene theils als unnüg, theils — weil eine beffere Art der Verwendung verbrängend 
— als ſchädlich eriheinen muß. Dergeftalt ift zuvörberft der im Müßiggehen oder fleriler Be: 
luftigung, ſonach in Verſchwendung der (möglicherweife zu probuctiver Arbeit verwendbaren) 
Zeit und Kraft beftehende ſchädlich. Sodann ift der mit auswärtigen Erzeugniffen oder Gütern 
getriebene Luxus gleichfalls Shädlich, indem er nicht nur der einheimischen Inpuftrie unmittel- 
bar ben ihr gebührenvden Verdienſt entzieht, fondern aud das Land oder die Geſammtheit um 
einen Theil des ihr vielleicht ald Circulationsmittel zur Belebung des Verfehrs oder auch zu 
öffentlichen Bedürfniffen nöthigen Geldreichthums bringt. Nah Umſtänden kann zwar aud) 
diejer Lurus mittelbar einigen Nugen ſchaffen (f. Handelspolitif); jevod niemals ſchon an 
und für fi, fondern blos in Verbindung oder Wechſelwirkung mit andern Verhältniffen, 
deren Erörterung hier nit am Plage wäre. Endlich ift aud) der, zwar mit inländifchen 
Grzeugniflen oder Dienften getriebene, jedoch mehr nady rein frivolen und nur flüchtigen , viel: 
leicht jelbft immoraliihen Sinnenrauſch gewährenden Dingen ald nad) Producten einer gemein 
nügligen, den würdigen oder edlern Gelüften dienftbaren Induftrie verlangende theils pojitiv 
ihädlih, ald Begünftigung der minder achtungswerthen, vielleicht ſelbſt verwerflichen Gewerbe 
oder Beihäftigungen auf Unkoſten ver wahrhaft fruchtbringenden oder edlern, theild wenigſtens 
unnüg, weil etwa rein im Verbrauchen oder Oeniefen ohne irgendeine mittelbare oder unmittel= 
bare Bereicherung anderer beſtehend. 

Sodann fann aud) der nach feinen Gegenftänden an und für jih unſchädliche oder wohl— 
tbätige Luxus nachtheilig, ja verderblich werden durch Übertreibung, d. h. durch Misverhältnig 
zur Production und Accumulation. Nur in ver belebenden und wahrhaft bereihernden, d. h. 
nicht nur gegenwärtigen, ſondern auch nahhaltigen Wohlftand bereitenden Wechſelwirkung 
zreifchen Production und Gonjumtion fowie zwifchen beiden und Accumulation befteht die wohl⸗ 
thätige Wirkung ded Luxus. Sobald diefer die hiernach geſteckte Grenze überſchreitet, Hört 
ſolche Wirfung auf oder verwandelt jih in Schaden. Das Verlangen nad) Genüffen joll einer= 
ſeits zum Arbeitäfleiße, d. h. zur ehrlichen Ermerbung fpornen und andererſeits der nützlichen 
Thätigfeit den ihr gebührenden Lohn gewähren. Aber #8 foll nicht bis zur Verzehrung der 
bereitd accumulirten und eine wahrhaft fruchtbringende Verwendung zulaflenden Güter führen, 
es ſoll nicht die Früchte der frühern Arbeit oder Erfparung zerftören, ohne zugleih ven Grund 
zu einer entſprechenden Neproduction der verzehrten Güter oder ihres Werthes zu legen. 

Wenn ein Privatmann, was er Tag für Tag erwürbe, aud) Tag für Tag verehrte, oder, 
wie man jagt, aus der Hand in den Mund lebte, jo würde er niemals reich werden. Und wenn 
z. B. ein Bauer zwar jeweils jo viel von feiner Ernte zurüdlegte, ald zur neuen Ausfaat nöthig 
ift, und vom Erlös aus feinen Früchten jeweils fo viel, ald er zur Fortführung der Wirthſchaft, 

d. 6. zum Betriebäfapital braucht, alles Übrige aber im Wohlleben verzehrte: fo würde er zwar 
nicht ärmer, doch auch nie reicher werden; und wenn einmal ein Unglüdsfall einträte, vder ein 
außerordentliches Bedürfniß fih hervorthäte, fo würben ihm die Mittel der Heilung oder ber 
Befriedigung fehlen. Iſt er daher Hug und ein guter Haudvater, jo wird er zwar des Segeng, 
womit der Himmel feinen Fleiß belohnt, ſich mit feiner Familie genießendb freuen und durd 
ſolchen Genuß neue Luft und Kraft zur Arbeit gewinnen; aber wird auch einen Iheil bed Er- 
trags zur Verbeſſerung der Eultur, zu neuen geminnverheißenden Anlagen, zu Vermehrung bes 
BViehſtandes, zu Anſchaffung nützlicher Adergeräthe u. }. w., vielleicht au zum Ankauf noch 
arsderer Felder oder jonftiger Vermehrung feines ftehenden Kapitals verwenden und durch diefes 
alles, neben einer genußreichen Lebensweiſe, fortwährend wohlhabender werden. 
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Menden wir das Gleichniß von diefer Privatfamilie auf die Nation an, fo werden wir an: 
erfennen, daß diefelbe naturgemäß wünjhen muß, zuvörberft allen oder möglichft vielen ihre 
Glieder nicht nur das dringendfte Bedürfniß, fondern ein thunlichſt erhöhtes Wohlleben zu ver: 
ihaffen, und daß fie zu ſolchem Zweck kein beſſeres Mittel hat als die Ermunterung verfelben 
zum Arbeitöfleipe, welcher die Gegenftände der Bedürfniß- und Luftbefriedigung in Fülle ber: 
vorbringe, und daß eine andere oder wirkſamere Ermunterung dazu nicht gedenkbar ift ale vie 
Siherung eines entſprechenden Lohns der Arbeit. Solder Lohn aber fteht naturgemäß im 
Berhältniß zum Tauſchwerth der Arbeitderzeugnifle, folglich zum Abſatz derfelben, daher, inie: 
fern nicht ein — ind Unbeſtimmbare fi ausdehnender — auswärtiger Abſatz gefichert ift, in 
der einheimischen Verzehrung. Breilih wird ſchon die Steigerung der Production, ſonach bie 
Vermehrung ded dazu zu verwendenden Betriebd: und des fiehenden Kapitald den Michtbefigern 
einen vermehrten Arbeitöverbienft gewähren ; Doch findet ſolche nügliche Broductiondvermebrung 
in dem Maße des dafür zu gewinnenden Abfages ihre unüberfteiglihe Grenze, und es ſteht da— 
ber die fterile Verzehrung mit der productiven Verwendung in einer nothwendigen Wechſel⸗ 
wirkung. Aller Zweck und Nugen der Erzeugung hört auf, wo nidt — theild gleich balv, 
theild wenigftens in,der Zufunft — die Verzehrung ih damit in einiges Gleichgewicht fest. 
Wenn nun aber — etwa durd einen übertriebenen oder mit Arbeitöfcheu gepaarten Hang zum 
Luxus — die unprobuctive Verzehrung das ganze reine (den Productiondaufwand überftei: 
gende) Nationaleintommen verſchlänge, folglid eine weitere Bermehrung der Production oder 
des Berriebs- und des feften Kapitald unmöglid machte, oder gar die Erfparniffe der Vergan: 
genheit, d. h. dad bereitö vorhandene Kapital angriffe, jo würde dieſes allerdings ein jhäblicer, 
nad Umftänden ein ververblider Lurus fein und bei längerer Fortdauer feiner Herrſchaft die 
Nation in Armuth verfinfen. 

Aud ein nad; feinen Gegenftänden im allgemeinen unſchädlicher und nad feinem Mape für 
die Verhältniffe des einen Volks gar nicht übertriebener Lurus fann für ein anderes, je nad 
veifelben innern und äußern, zumal Handeldverhältniffen ſchädlich wirken. Beſitzt ein Bolf ned 
menig Erfparniffe der Vergangenheit und bedarf es zur Grundlage einer fortf&preitenden Wohl: 
habenheit nod) eines erft zu erwerbenden Kapitalvermögend, und fordern e3 die Umſtände auf 
zum fruchtbringenden Anlegen feiner zu machenden Erfparniffe, ſei ed in der Landwirthſchaft, 
fei e8 im Gebiete dev Gewerbe und des Handels: jo ift ed wünjchendwerth, daß folde Richtung 
die vorherrſchende unter feinen Glievern werde. Erft nad ſchon begründeter Wohlbabenbeit 
fängt die geeignete Zeit zu Iururiöfern Genüffen an; und folange die Neichern noch eine nüg: 
liche Anwendung ihres Vermögens zu productiven Zwecken machen können, jo bedarf es ihres 
Luxus nicht, um die Vertheilung ihred Einkommens unter die Mitbürger zu bewirken. Der 
Lohn, den ſie für fruchtbringende Arbeiten bezahlen, verfhafft ven Armern (Arbeitöfähigen) 
ſchon hinreihende Subfiftenz, und infolge folder Arbeiten vermehrt fi das Nationalvermöger. 
In diefer Lage erfcheinen daher die rein lururidfen Ausgaben auch der Reichen als ihärlid, 
nämlich das Boranfchreiten verringernd. Sodann find einige Völker für dad Gedeihen ihrer 
Wirthſchaft, etwa bei der Unergiebigfeit des eigenen Bodens, ganz vorzugsweiſe an den aud- 
wärtigen Handel — vielleicht insbefondere an den Zwifchenhandel — angemwiefen, und ed tbut 
dabei noth, um in der Concurrenz mit andern fich im Vortheil zu erhalten, möglichft mohliei! 
zu verkaufen. Auf den Preis der Erzeugniffe aber hat der Arbeitslohn, und auf diefen die 
Lebensweiſe ver Arbeiter einen mächtigen Einfluß. Je einfacher, je entfernter vom Lurus 
daher die legte ift, defto mohlfeiler wird — unter fonft gleichen Umftänden — verfauft werden 
fönnen. Der Luxus, wenigftend ver Arbeiterklaffe, ja, weil das Beifpiel anſteckt, auch der 
Zurus der Arbeitäherren, überhaupt der reihern Klaffen, wirkt daher in folhen Verhältniſſen 
nachtheilig. 

Volkswirthſchaftlich betrachtet iſt nach dem allen der Luxus zwar in der Regel und in ge— 
wiſſem Maße vortheilhaft; doch gibt es auch wichtige Ausnahmen von folder Regel, und kann 
zumal je nad) Gegenfländen und Maß, derſelbe oftmals ſchädlich wirken. 

I. Eine größere und mannidfaltigere Schädlichfeit des Luxus aber zeigt fich vom polizei: 
lien, vom moraliſchen und vom politifhen Standpunfte. 

Der Lurud, wenn er dad den Bermögensdumftänden des einzelnen anpafjende Ma über 
fteigt, oder wenn er zur Verſchwendung wird, fann Hunderte und Taufende von Familien an 
den Bettelftab bringen und, wenn der Hang dazu einreift und durch bie verführerifche Mac 
der Mode oder der vorherrfchenden Sitte noch verftärft wird, für ganze Klaffen von Bürgern 
verberbli werden. Erſtens nämlich der Ruin einzelner Verſchwender ift zwar volks- und 
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ſtaatswirthſchaftlich gleichfalls ein Nachtheil, doch mag er ald überwogen erſcheinen durch Die 
vom Luxus im allgemeinen für die Neichthumsvertheilung ausgehende wohlthätige Wirkung. 
Volizeilich aber ift jener Ruin jedenfalls ein die verhütende over heilende Sorgfalt des Staats in 
Anſpruch nehmendes libel. Was ferner zumal dad moralifche Verderbniß betrifft, welches die 
faft notwendige Folge eines in der Geſellſchaft vorherrſchenden Hanges zum Luxus ift, nament- 
lih die damit naturgemäß im Verhältniß ftehende Sucht nad Erwerb, die Überſchätzung des 
Gelvwerihes, überhaupt ver materiellen Güter, verglichen mit ven iveellen, die Geneigtheit zu 
alten, daher auch zu ungeredhten und moraliſch ſchlechten Mitteln des Gelverwerbs, mithin Un— 
treue und Liederlichfeit in den niedern, Beſtechlichkeit, Erpreffung, Nedtöveradhtung in den 
böhern Ständen, endlich die Unzufriedenheit mit dem eigenen Zuftande, das unrubige Streben 
nad eiteln Genüſſen, der neidiſche Blick auf die Neihern, der verachtende auf die Armern, 
das Verihwinden der edlern Sitteneinfalt, des Rillen, genügfamen Familienglücks, ver un: 
eigennügigen Freundſchaft und Liebe: fo find diefe übel allerdings jo groß und tiefgehend, 
daß aller volkswirthſchaftliche Gewinn dagegen in Schatten tritt und die Staatögewalt ſich aller: 
dings aufgeforvert fühlen muß, denjelben, foviel in ihrer Macht fteht und nach guten Grund: 
fügen zuläffig ift, zu ſteuern. 

Mit der angedeuteten moraliihen Ververbniß, die eine Folge wenigftend des übertriebenen 
und allgemein berrſchenden Luxus ift, fteht in Verbindung der zumal für die politifhen Zu— 
ftände der Geſellſchaft, für Die VBerfaffung und deren Geift, Kraft und Stetigfeit unendlich be: 
deutſame Verluſt der Selbftänpigkeit des Charafterd, das Intergeben des Bürgerftolzes und ver 
Männerwürde in Feigheit, Kriecherei und Knechtsſinn. Wer viel Bevürfniffe hat — und die 
Iururiöfeften Genüffe werden durch Angewohnheit und Mode zu wahren Bepürfniffen —, der 
it naturgemäß der Sflave oder der demüthige Schmeichler dedjenigen oder derjenigen, von deren 
Gunft oder Ungunft ed abhängt, ob er die Mittel, jenen Lüften zu fröhnen, befigen, erwerben, 
behalten jolle oder nit. Die Ausfpender von Onadenbezeigungen irgendeiner Art, von Am— 
tern und Würden, von Bejoldungen und Befoldungszulagen, von Iucrativen Unternehmungen, 
von Conceſſionen, Unterftügungen, Privilegien aller Art u. ſ. w. haben es dann in ihrer Macht, 
jeden, welcher für fich jelbft oder für einen Verwandten oder Freund um ſolche Gunftbezeigun: 
gen buhlt, ald Werkzeug ihred unlautern Willens zu misbrauden. Die Volfsrepräfentation, 
Ihon in ihrem Urfprunge durch Wahlbeſtechung verfälicht, trägt aldvann den Keim der Corrup— 
tion in ſich und verfauft Volksrecht und Volfeglüf um ſchnöden perfünlihen Gewinn. Nur 
wenige vereinzelte patriotifche Stimmen tönen alddann noch durch die traurige Wüſte, und bald 
durchweht der Geift der Servilität, wodurd auch die freifinnigfte Verfaſſung zum Gaufelipiel 
wird, von oben bid unten alle Klaſſen der Nation. , 

B. Bon Luruds oder Aufwandsgeſetzen. Wie joll nun oder wie kann ſolchen Übeln 
getemert werden? Wie anders, jo raifonnirte man fonft, ald durch Hemmendes, namentlich ver: 
bietended und bewachendes Einfchreiten ver Staatdgewalt? Alles, was gemeinihädlic oder ge: 
fährlich ift, darf und joll diefelbe verbieten und nöthigenfall® verpönen, aljo aud den Lurus. 
Dan jhreibe daher Map und Ziel dem Aufwande vor, theils überhaupt fürd ganze Volk, theild 
für die einzelnen Stände oder Klaffen der Gejellihaft, und belege das Überſchreiten der durch 
Geſet oder polizeilihe Verordnung vorgezeihneten Grenze mit gehöriger Strafe. Bon folhen 
Grundjägen gingen jhon im Alterthum felbft die berühmteften Oefepgebungen aus. Die 
Agopter, die Griechen, die Nömer hatten Lurusgefege. Im Mittelalter finden wir ſolche zumal 
in Städten, allmo dad Bedürfniß polizeiliher Ordnung ſich früher fühlbar machte, gar oft aber, 
bei dem Mangel echter ſtaatsrechtlicher Grundſätze, nicht gehörig unterfchieden ward zwiſchen 
dem, was zur Beförderung der gemeinen Wohlfahrt durd Gebot und Verbot erzwungen wer: 
den darf, und jenem, zu deſſen Erſtrebung nur zwangloje Mittel, als Belehrung, Ermunterung, 
gutes Beifpiel u. ſ. w. geeignet und rechtlich zuläſſig find. Später kam in den von Zürften be: 
herrſchten Ländern die Idee einer der hausväterlichen Herrichaft ähnlichen Yandesregierung auf, 
die Idee nämlich einer den Volke wie einer Schar von Inmündigen, mit Autorität aufzudrin- 
genden Wohlfahrt, verbunven mit jener ver beften Benugung ver Kräfte und Productiondmittel 
aller Bürger zum Vortheil der landesherrlihen Kaflen. Aus beiden Ideen floß das Princip 
bed Bielregierend, des ih Einmiſchens in den Privat: umd Kamilienhaushalt aller Staats: 
angehörigen und des fteten Bevormundend derfelben in all ihrem Thun und Laffen. Hieraus 
und aus der Unbekanntichaft ver Regierungen mit ven Geſetzen einer vernünftigen Staatd= und 
Nationalwirtbihaft erklären ji, neben unzähligen andern Misgriffen, aud die vielen klein— 
lichen, ängftliben, zugleich despotiſchen, ja zum Theil tyrannifhen Lurusgeſetze und Verord- 
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nungen in ben meiſten deutſchen Fürſtenthümern und Ländchen.?) Selbſt allgemeine Reichs— 
polizeigeſetze ergingen gegen den als Verderben bringend geachteten Luxus, zumal des gemeinen 
Volks, zum Theil jedoch auch der vornehmern Stände, in Anſehung derer ſie jedoch freilich nur 
wenig in Anwendung kamen. Bis in das kleinſte Detail der verſchiedenen Gegenſtände lurn⸗ 
riöfen oder nur einigermaßen bedeutendern Aufwandes gehen diefe allgemeinen und particu: 
lären Verordnungen ein. Sie ſchreiben in Bezug auf Kleivertradyt der verjchiedenen Stände, 
Geſchlechter und Lebensalter Maß und Ziel der Koftipieligkeit vor, beftimmen mit ängftlider 
Genauigkeit, wie viele Tifhgäfte, wie viele Speifen und wie vieled und weldes Getränf ver: 
ftattet fein follen bei Öffentlihen und Privatfeftlichfeiten, Gelagen und häuslihen Ereigniffen, 
als bei Berlöbniflen, Hochzeiten, Kindtaufen, Begräbniffen, bei Faſtnachtsluſtbarkeiten und 
Kichweihen, bei Scheibenfhießen oder Schügenfeften, bei ZunftverJammlungen u. |. mw., aflet 
je nady ver Rangklaffe der Betheiligten oder auch nad} dem Unterſchied zwifchen Stadt und Lan, 
Aud in Bezug auf Zahl und Behandlung der Bedienten und ded Gefinded, auf Equipagen und 
Hausgeräthe wurden jehr ind einzelne gehende Beftimmungen gegeben, und zumal gegen etwa 
neu aufkommende Moden oder Gelüſte — wie insbejondere lange Zeit hindurch gegen das Kaf: 
feetrinfen — mit großer, obwol im ganzen wenig fruchtender Strenge verfahren. Es erregt ein 
eigenes gemifchtes Gefühl von Unwillen, Mitleiven, Efel und Lachluſt, wenn man eine Samm: 
lung folder Verordnungen oder nur eine kurze Inhaltdanzeige derfelben (wie in v. Berg’ 
„Handbuch des deutſchen Polizeirechts““, Bd. ID) durchläuft. Es genüge hier die Anführung 
blos Einer Stelle aud einer im Jahre 1774 für das Herzogthum Lauenburg erlaffenen Ber: 
ordnung. 

‚Bei VBerlöbniffen in ven Städten jollen von bürgerliden Perſonen nit über zehn Gäjte, 
mit Einfluß der nächſten Verwandten, eingeladen und nicht über vier Gerichte gegeben werben, 
auch die Säfte des Sommers nicht über 11, ded Winterd nicht über 10 Uhr des Abende bei: 
fammenbleiben. Braut: und Bräutigamsgefhenfe follen zufammen die Summe von 40 — 
60 Thlrn. nie überfleigen, und zum Verlobungstag feine neuen Kleider befonders angeſchafft 
werden. Aufdem Lande ſteht es zwar jedem vom Bauernftande frei, fih an den Orten, wo es 
hergebracht ift, vor dem Prediger im Pfarrhaufe zu verloben; es ift aber nicht erlaubt, die Ber: 
löbniffe bei einem angeftellten Gaftmahle und mit Ausholung des Predigers zu halten. Altern 
oder Bormünder der Verlobten und die nächften Verwandten nebft zwei Männern ald Zeugen 
dürfen jedoch zur Berichtigung der Eheberedung zufammenfommen; aber nur des Nachmittags 
und in allem, mit Einfluß der Verlobten, nicht mehr als zehn Berfonen, und nur bei einer 
DVierteltonne Bier höchſtens und zwei Eifen. 

„Bei Hochzeiten in den Städten ift die Anzahl der Gäfte und Gerichte nad) drei Klaſſen 
beftimmt. Die erfte Klafle darf nicht mehr ald 30 Gäſte und acht Gerichte, die zweite Klaſſe 
nicht mehr ald 20 Gäſte und ſechs Gerichte, die dritte Klaffe nicht mehr ald 15 Gäſte und vier®r: 
richte Haben. Iſt das Hochzeitsmahl mittags gehalten worden, jo dürfen des Abends nur falte, 
von Mittag übrig gebliebene Speifen gegeben werben. Ubrigend werden Hochzeiten bei Wein 
und Kuchen, ohne Mahlzeiten, empfohlen. Keine Hochzeit ſoll länger ald einen Tag, und die 
Mahlzeit nicht über drei Stunden währen und die Hochzeitgeſellſchaft nicht länger als bis 2 Uhr 
nad Mitternacht beiſammenbleiben. Hochzeitmuſik ift erlaubt; der Ausgeber der Hochzeit ſoll 
fie aber ohne einigen Beitrag der Bäfte bezahlen. Das Verfchleppen der Eßwaaren und bed 
Getränfs ſowie der Zulauf der Kinder und des Geſindes ift verboten. Am Kirhgangstage 
dürfen nicht mehr als zehn Perſonen, mit Einfluß der jungen Eheleute, mit vier Gerichten des 
Mittags, und des Abends mit Falter Speife, auch ohne Muſik, bewirthet werben. — Bei Hob: 
zeiten auf dem Lande ift das Geföffe vor und nad dem Kirchengehen gänzlich verboten. Zwei 
Tage find zur Hochzeit verftattet, und bei ganzen und halben Stellen 30 Säfte, bei andern die 
Hälfte. Auch jind die Hochzeitsgerichte nach dieſem Verhältniſſe beftimmt. Aller Zulauf der 
Kinder, Knechte und Mägde ift audy hier verboten. Muſik ift erlaubt. Die Bäfte jollen fpäte: 
ſtens morgens 3 Uhr auseinander gehen. Beim Kirhgang foll ed wie in deu Städten gehalten 
werden. Wenn eine Herrfhaft ihrem Gefinde freie Hochzeit geben will, fo muß fie fich dabei 
nad ihrem Stande richten. Hochzeitsgeſchenke in den Städten follen den Werth von 2 Thlrn,, 
auf dem Lande ven Werth von 1 Thlr. nicht üuberfteigen, vie Geſchenke der Altern und Ge: 

—— . 


2) Bol. Runde, Beitrag zur Gefchichte der Aufiwandsgefehe. Heumann, Jus pol., ©. 24. Meier, 
Ron der Landeshoheit in Beligeifachen. Hojmann, Entwurf von dem Umfang u. f. w. bes Polizei 
wefene, u a. m. Über die franzöfifchen urusgefege vgl. Encyclopedie, Art. Lois somtuaires. 
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ſchwiſter jedoch ausgenommen, die deren eigenem Ermeſſen überlaffen bleiben. Geichenfe an 
Dienftboten find, jorwie die Sammlung für den Koch, ganz verboten.‘ 

Heutzutage, dba man Elarere Anſichten von der perfönlichen Selbftändigfeit der Bürger und 
von ber mit dem Eigenthumsrechte innigft verbundenen Befugniß der freien Verfügung über 
das, was unfer ift, gewonnen hat, und da man einfieht, daß, wo folde freie Verfügung nidt 
gewährt ift, auch der mächtigſte Sporn zur Erwerbung, folglich zur fruchtbringenden Arbeit 
fehlt, und daß eine Glafjification nad) Ständen "da in jedem Stande die mannidhfaltigften Ab- 
ftufungen des Vermögens vorhanden fein können, ſolchen Luxusgeſetzen jedenfalls ihre vernünf- 
tige Anwendbarkeit raubt, heutzutage erfcheinen ſolche Verordnungen allerdings als abenteuer- 
liche Ausgeburten einer — wenn aud der Intention nad) oft gutmüthigen — den Princip nad 
durchaus heillojen Anmapung der Regierungsgewalt gegenüber den Regierten. 

Aber foll oder darf denn der Staat nichts, gar nichts thun, um dem doch unleugbar höchſt 
ſchädlichen Lurus eine Grenze zu fegen? Freilich darf und foll er einiges thun; nur find Luxus— 
gefeße wie Die vorhin angeführten, überhaupt alle nicht durch befondere Gründe gerechtfertigten 
Zwangsmaßregeln verwerflich. 

Zuvörderſt enthalte fi die Stantdgewalt derjenigen Schritte und Richtungen, welche einen 
Hang zum Lurud faſt Fünjtlich erzeugen, denſelben mindeftens zu erhöhen und allgemein zu 
machen geeignet find. Dahin gehört zumal die einfeitige Pflege und übermäßige Anpreifung 
der materiellen Intereffen im Gegenfage der höhern iveellen und moralifchen. Wenn die Res 
gierung jeden edlern, freien Aufſchwung des Geifted und Gemüths im Wolfe ſcheut, wenn fie 
feine Thätigkeit foviel möglich auf die Sphäre ded Erwerbs und des Genuffes, überhaupt der 
egeiftifchen Beflrebungen zu beihränfen, feinen Blick, feine vegere Theilnahme möglichſt von 
den Öffentlichen Angelegenheiten, von ven Intereffen ver Freiheit, ver Nationalwürde, der Rechtö— 
garantie abzulenfen ſucht, wenn fie ein von oben bis unten reichendes Syftem der Corruption 
ing Leben führt, und wenn der Hof und bie ihn näher umgebenden Kreife das lockende Beiſpiel 
der maßlojen Verſchwendung und der frivolen Genüffe aufftellen: alddann ift eö freilich natür— 
ih, daß aud in den niedern Regionen der Gejellihaft ſolches Beifpiel, joviel thunlich, nach— 
geahmt und jener Hang zum verberblihen Luxus allgemein vorherrihend werde. Schon durch 
die Vermeidung ſolcher Richtungen wird alfo die Regierung dem ſchädlichen Uberhandnehmen 

des Luxus vorbeugen, und die allgemeinen Anftalten für intellectuelle und moraliſche Volks— 
bildung werden bas Übrige tun. Ohnehin ift, wo die Frivolität nicht künſtlich gehegt wird, 
faum zu beforgen, daß die Berfhwendung allzu ſehr einreiße. Einzelne leichtfinnige oder ge: 
wiffenlofe Praſſer, Vergeuder nicht nur des eigenen, fondern auch des fremden Gutes, einzelne 
pflichtvergeſſene Bamilienväter, die ihren nimmer befriedigten Gelüften ven Wohlftand ihrer 
Kinder zum Opfer bringen, wirb ed immer geben; doch in der Regel und naturgemäß blidt der 
Menſch, der nicht in der Erziehung verwahrloft oder durch äußere Einjlüffe verderbt worden, 
in die Zukunft und enthält ſich, theils aus vernünftiger Selbitliebe, theild aus Liebe für feine 
Bamilie, der Berfchleuderung feines Vermögens. Allgemeine ah oder zwangsweiſe Be: 
ihränfungen des Luxus thun alfo gar nicht noth. 

Indeflen gibt es gleihwol Umftände und Verhältnijfe, worin aud ein zwangsweiſes Gin- 
ſchreiten der Staatögewalt bier zu billigen und zu fordern ift. 

Dahin gehören allernächſt die Prodigalitäts- oder Mundtodtserflärungen, welche gegen Die 
einzelnen unverbeflerlihen Verſchwender, deren ſchlechter Haushalt offenbar ite jelbft oder ihre 
Familie ind Verderben zu ftürzen droht — verfteht ſich nad) gehöriger Unterfuhung und unter 
Formen, welde jede Willfür hintanhalten — auszufprehen find. Wer ſchon durch die That 
ih als unfähig oder nicht gewillt erwiefen hat, fein Vermögen ald verftändiger Hauswirth zu 
verwalten, der ift zur Gntmündigung gerignet, und die ihm zu jegende Guratel gereicht ja ihm 
jelbft auch zur Wohlthat. 

Sodann gibt es Arten des Luxus, welche, wenn nicht eigend als Luxus, welcher nämlid an 
und für fich zu ven natürlichen Freiheitörechten des Bürgers gehört, jo dod aus andern Grün— 
den die polizeiliche Fürkehr in Anſpruch nehmen. Sind gewiſſe Arten von Genüſſen theils an 
und für fi, theils wenigſtens im Fall der Übertreibung der Geſundheit offenbar ſchädlich, oder 
die öffentliche Sicherheit und Ruhe gefährdend, oder die Moral verlegend, jo muß ihnen aus 
diefen Titeln Einhalt gethan werden. Hierher gehören zumal der übermäßige Genuß geiftiger 
Getränke, indbefondere ded Leib und Seele ruinirenden Branntweins, ſodann die der Sittlich— 
feit Gefahr drohenden Beluftiigungen oder die ſelbſt öffentliches Hrgerniß gebenden Ausfchweis 
fungen. Gegen die Völlerei hat ſowol die Sanitätd- ald die Sicherheitäpoligei mit Ernſt, doch 
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auch mit Umficht einzufchreiten, ſoviel möglich mehr durch Beſchränkungen des Verkaufs und 
Ausſchanks der beraufchenden Getränfe ald durch unmittelbares Verbot gegen die Trinkenden 
Doch foll au die mit Störung der Öffentlihen Ruhe verbundene oder bid zum Sfan 
gehende, zumal habituelle Beraufhung als Polizeivergehen bebanvelt werden. Die zu ſolchen 
Zwede zu erlaffenden Vorſchriften jedoch ſowie jene, welche allernächſt vie Berhütung von Un— 
firtlichkeiten, Verführung und Argerniß erregenden Schwelgereien zum Oegenftande haben, 
werden füglicher unter diefen befondern Rubriken als unter der allgemeinen der (in folder Be— 
ziehung ohnehin nur indirecten) Luxusgeſetze behandelt. 

Noch gibt ed Gegenftände oder Anläffe zu luxuriöſer Ausgabe, welche den dabei Berheilig: 
ten mehr nur Plage over drückende Laft verurfachen ald Genuß gewähren. Es jind dieſes Aus: 
gaben, die nicht eigentlich nad) dem freien Willen derjenigen, die fie zu machen haben, jondern 
blos nad dem Gefege des Herfommend oder einer einmal herrfchend gewordenen Mode flat: 
finven, und von welchen befreit zu bleiben ver Wunſch jedes Verſtändigen ifl. Bon dieſer Ar 
find 5. B. die hier und dort hergebrachten Begräbnißformen und Todtenfeiern, welche gar of! 
durch ihre Koftipieligfeit ven dürftigen Nachlaß des Verftorbenen erfchöpfen und der zurüd. 
gebliebenen Familie, welche Ehren halber den ftandesmäpigen Aufwand machen muß, ben legten 
Nothpfennig rauben. Wenn in folhen Dingen die Polizei mit befhränfenden Vorſchriften 
einfchreitet, jo übt fie dadurch nicht eigentlich einen Zwang aus, ſondern jie befreit vielmehr nur 
die Betheiligten von einer läftigen Feſſel, welche fie ſelbſt abzufhütteln die Kraft oder den Muth 
nicht haben, für deren Wegnahme aber wenigitens die Verftändigern derjelben der Staat: 
gewalt dankbar find. 

C. Bon Lurusfteuern. Bei den Luruöfteuern ift der polizeiliche Stanppunft von deu 
ſtaatswirthſchaftlichen und von dem finanziellen wohl zu unterfheiden. Hat der Staat bei deren 
Auflegung blos allein ven Zwed, von gewiſſen lururiöfen Genüffen oder Ausgaben abzubalten, 
jo find die Steuern in der That nichts anderes ald verfleivete Verbote oder Berpönungen jelder 
Luxusarten, und fie fallen vemnad unter viefelbe Beurtheilung wie die unmittelbaren Verbote 
d. h. fie find theild ungerecht, theild unnüg. Sie find ungerecht, weil fie die natürliche Freiheit 
des (auf ehrlichen Wege ſich zu verfhaffenden) Genufles aus angemaßter vormundſchaftlicher 
Autorität willfürlid und auf eine zumal für die Armern drückende Weife beichränfen; he find 
unnüg und ſelbſt zweckwidrig, weil fie ven Genuß gleichwol nicht verhindern, jonvern bles 
vertheuern, was die Anreizung dazu nur noch erhöht und daher, wenigftend bei jenen, die ibn 
noch irgend bezahlen fünnen, das Gegentheil ver beabfichtigten Abhaltung bewirkt. 

Etwas anderes ift zu fagen von den aus ſtaatswirthſchaftlichen und aus finanziellen Grün: 
den aufzulegenden Lurusfteuern, zum Theil daher auch von denjenigen, welche gemischter Natur 
find, d. h. neben einem diefer Zwecke zugleich nod den polizeilichen verfolgen. 

Niemand leugnet das Recht des Staats, zur Begünftigung der einheimijhen Production 
und Induftrie, überhaupt zu ſtaatswirthſchaftlichen Zwecken die Ein- und Ausfuhr der Waaren 
oder auch unmittelbar die Production mit hierauf berechneten Zöllen oder Abgaben zu belegen. 
68 ift dies ein Necht, welches zwar oftmald misbraucht oder zwediwidrig ausgeübt wird, abet 
aud einen guten und wohlthätigen Gebraudy gar wohl zuläßt und darum ſchlechterdings be: 
hauptet werben muß. Wenn nun ber Staat z.B. gewiffe, nicht vem Bedürfniſſe, fondern bio! 
dem Gelüfte dienende fremde Producte (z.B. ausländifche Weine für ein durd eigenen Weir: 
erwachs gejegneted Land, oder fremde Putzwaaren oder andern Eoftjpieligen Tand u. ſ. w.) mi 
hohen Zöllen belegt und dadurch das Ausftrömen des zur Nährung der einheimiſchen Produc 
tion nöthigen Geldes der Neichen vermindert oder mindeſtens der Staatöfaffe einigen Gries 
für deſſen Verluft zuwendet: fo wird ſolche Auflage zugleich als Ruxusfteuer zu betrachten fein, 
obſchon fie nicht eigentlich den Luxus ſchlechthin als Lurus, fondern blos die unmöthige Con: 
fumtion fremder Producte als folder im Auge hat; und jie wird in dem Maße, als überhaur 
die befondere oder gegenfeitige inpuftrielle und Handelslage fie rechtfertigt, beinebens aud «li 
Luxusbeſchränkung von Vortheil fein. Wie oft oder inwiefern ſolches überall der Fall fein 
kann, ift Hier micht zu erörtern. Für den gegenwärtigen Zweck genügt die allgemeine Anden: 
tung des hier obwaltenden Verhältniſſes. 

Solche Zölle und Auflagen haben dann großentheil® zugleich einen finanziellen Zwei. 
d. h. fie werben ganz eigend ald Steuern eingeforbert; und alsdann kann ihre Rechtfertigung 
nur aus den für die Steuern überhaupt gültigen Rechts- und politiſchen Brincipien fliehen. 
Es fragt ſich alſo: ift die befondere oder höhere Befteuerung von Lurusgegenfländen — bier 
aljo ohne Unterſchied, ob einheimifche oder fremde — zu billigen ? 
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Da weder die Erzeugung, noch der Ankauf, noch der Verbrauch irgendeiner Sache ſchon an 
und für ſich eine Steuerpflicht involvirt, jo beruht die Rechtfertigung der Lurusfteuern lediglich 
auf den für die indirecten, namentlid für die Verzehrungsfteuern anzuführenden Gründen. 
Man findet diefelben unter den Art, Abgaben, Steuern u. a. entwidelt und geprüft, und 
ed mag daher bier die Betrachtung genügen, daß, jolange die von der Theorie geforverte 
alleinige und allgemeine Vermögens: und Einkommenſteuer nicht eingeführt und aud das 
Syſtem der diresten Befteuerung nicht vollftändig gemacht, d. h. über alle Battungen des Be: 
ſitzes und Erwerbd audgedehnt wird, die indirecte Beſteuerung kaum vermeidlich it, und daß, 
wenn man diefelbe in dem Sinne, daß ſie zur Berrollftändigung oder Heilung der mangelhaften 
directen Befteuerung diene, eingeführt oder forterhalten haben will, die auf die Iururiöfe Ver: 
zehrung gelegte Steuer allerdings zu empfehlen ift. In der Regel nämlich treiben doch die 
Reichen cover Wohlhabenden mehr Lurus ald die Armern, und wenn ed wahr ift (was auch 
nicht geleugnet werden kann), daß durch die Unvolftändigkeit der directen Beſteuerung die 
Reichern, nämlich Beiigenden und Erwerbenden, begünftigt, durch die auf die Gegenftände ber 
gemeinen oder nothwendigen Berzebrung gelegten Steuern aber die Armen pofitiv und wefent- 
lich bedrückt (nänilich nad Häuptern und nicht nach dem Vermögen befteuert) werden: ſo wird 
durch die vorzugsweiſe oder in höherm Maße auf die Gegenftände des Luxus gelegte Steuer jener 
doppelten Iingleihheit wenigftend einigermaßen abgeholfen, und den Reichen, denen man auf vem 
geraden Wege nicht hinreichend beikam, auf jenem Umwege wenigitend noch etwas abgewonnen. 

Indeſſen gibt es freilich au jogenannte Lurusgegenftände, welde für manden Armen 
gleihiwol (dur Angewohnheit, Kränklickeit oder durch Standesverhältniffe u. ſ. w.) zum 
wahren Bedürfniß geworden find und deren Beſteuerung ſonach für ihn zur weitern Bedrückung 
wird. Infofern erſcheint hiernach die Lurudfteuer ald ungereht. Sodann bewirkt jie, zumal 
wenn ſie hoch ift, leicht eine Verminderung des Verbrauchs, demnach, wenn deflelben Gegen: 
Hand ein einheimiſcher Artikel ift, eine Benadtheiligung der Producenten, und täufcht zugleich 
die Erwartungen der Finanzen, indem der Ertrag einer obwol erhöhten Berzehrungsfteuer, 
wenn ihretwillen die Berzehrung jelbit bedeutend ji vermindert, geringer wird, ald er bei 
einem mäßigen Steueranfag geweien wäre. Hat man aber gar, bei Auflegung der Steuer, 

tolhe Berminderung ded Verbrauchs mit zum Zwecke gehabt, jo ift das polizeiliche Intereffe mit 
dem finanziellen dabei in Widerftreit geratben, und ed muß demnad die Beurtbeilung nad dem 
jeweils vorherrſchenden Gefihtöpunfte geſchehen. 

Die wiſſenſchaftliche Behandlung des Luxus findet ih vom fittlihen Standpunft aus in den 
Handbüchern der Ethik, jo namentlid in Rothe's „Theologiſcher Ethik, II, $. 1140, von 
wirtbicpaftlichen in ven Handbüchern der Nationalökonomie. Rotted. 

Luzern. Diefer beiläufig in der Mitte der Schweiz gelegene Canton umfaßt 54 ſchweizeri— 
ihe Quadratſtunden oder 22,6 deutſche Duadratmeilen. Die legte Volfszählung vom Decem: 
ber 1860 ergab eine Bevölkerung von 130504 Menfhen; gegen die vorige Aufnahme von 
1850 ift dies eine Verminderung von 2285 Individuen, während bie übrigen Gantone, mit 
wenigen Ausnahmen, ji einer Zunahme erfreuten. Die gefammte Ginwohnerfchaft lebte in 
14302 Häufern und 23712 Haushaltungen. Sie gehörte der Sprache nad) durchgehende dem 
deutihen Stamme an. Die fatholifche Confeſſion war lange die allein geduldete; noch bei der 
jüngften Aufnahme zählte man nur 2619 Proteflanten und 14 Juden. Bon der Geſammt— 
bevölferung wohnen 71298 Menfhen in ihrer Heimatgemeinde, 52814 waren Angehörige 
anderer Orte ded Gantond, 5304 find fonftige Schweizer und 1027 Ausländer; dazu fommt 
(glüdlicherweife nur noch) Ein Heimatlofer. Das ganze Öebiet ift in fünf Bezirke geteilt (Ku⸗ 
zern, Entlebuh, Hochdorf, Surfee und Willifau). In der Hauptjtadt Luzern lebten 11522 
Menfhen, alle andern Orte zählen weniger ald 4500 Einwohner, Die Stadt Luzern jelbft 
würde ſehr zufanmenjchmelzen ohne die Niederlaflung anderer Ortdangehörigen. Von ihrer 
Gefammteinwohnerfhaft find nämlich nur 2002 hier heimatberechtigt; dagegen gehören 7394 
andern Gemeinden des Gantond, 1544 der übrigen Schweiz und 582 dem Auslande an. 

Der Canton Luzern umfaßt feinen Theil der innern ſchneebedeckten Hochalpen, wol aber ge: 
bören Theile der vielgenannten Berge Pilatus und Rigi hierher; der erfigenannte 6690, ber 
legte 5542 parifer Fuß hoch (der Deutſche Snell pflegte ven Rigi als den „Olymp der Schwei- 
zer" zu bezeichnen). Die Landſchaft ift fehr waſſerreich. Der nördliche und weſtliche Theil des 
romantifchen Vierwalvftätterfees, dann der Sempader: und Baldegger: und das ſüdliche Ufer 
des Hallmylerfeed befinden fi im Gebiet des Cantons. Die Neuß durchfließt venfelben. Der 
Boden ift reih an guten Wielen und fruchtbarem Getreiveland. 
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Luzern, der wichtigfte ver katholiſchen Cantone, darum Gig des päpftlihen Nuntius, bar 
zwar an Volksbildung gegen früher nit unbeveutend gewonnen, fteht aber gleihwol den größern 
deutſchen Gantonen im diefer Beziehung noch immer nah. Die Macht der Geiftlichkeit hemmt 
noch immer eine freie Entwidelung. 

Was die Finanzen des Cantons Luzern betrifft, fo entnehmen wir dem Voranſchlage für 
das Jahr 1863 folgende Notizen. a) Einnahmen: Ertrag der Staatsliegenſchaften 33430 Fr 
der Zehnten und Bodenzinſe 12570, ber Staatöfapitalien 62430, von der Eidgenofſſenſchaft für 
abgetretene Boften und Zölle 130663, Staatdabgaben 528050, Erziehungswefen (Einkünfte 
defielben) 74368, bejondere Einnahmen 102237, Geſammtſumme 9437481. b) Ausgaben: 
Befoldung der Verwaltungsbeamten 103341 Fr., Departement des Außern 22000, des In: 
nern 15350, Handelöfanmer 1100, Armen= und Bormundihaftäwejen 400, Kirchenweſen 
400, Polizeivepartement 165879, Militärdepartement 246565 (davon 64650 auferordent: 
lich), Finanzdepartement 109234 (davon 3620 außerordentlih), Baubepartement 232792 
(davon 192422 auferordentlih), Erziehungsrath 216476, Gerichtöwejen 90970, zufammen 
1,204507 Fr. 

Es ergibt ſich danach im Jahre 1863 ein Ausfall von 260759 Fr., der aber nur durch 
die außerorbentlichen Ausgaben, namentlich außerordentlihe Bauten, veranlaßt ift und voraus: 
ſichtlich zum Theil geveeft werden wird durch Mehrertrag der (ehr niedrig angejegten) Einnab- 
men und durch Wenigerbedarf für verjhiedene Ausgabepoften. Im übrigen ift der Canton nur 
mit 1%/, Mill. Fr. Schulden belaftet, wovon eine Million für Eiſenbahn-, der Neft theilweiſe 
für andere Bauten verwendet wurde und welche Summe zu 44/, Proc. verzinft wird. Das un: 
mittelbare Activvermögen dürfte dagegen etwa zu anderthalb Millionen anzunehmen fein. 

Bon der älteften Gefchichte Luzerns bejigen wir nur geringe und wenig verläffige Nad- 
richten.) Es läßt ich allerdings annehmen, daß zur Zeit der Römerherrſchaft der Ort Luzern, 
ded Verkehrs mit Italien wegen, feinerXage nah am Ausfluß der Reuß aus dem Viermwalpftätter- 
fee, fchon eine gewiffe Bedeutung hatte, und wol mag auch ver Name Luzern von einem bier er- 
wähnten Leuchtthurme herrühren. Thatſache ift jedenfalls, daß, als im Jahre 695 bier ein 
Benedictinerklofter errichtet wurde, der Ort ald jolher bereit vorhanden war. Nachgewieſen 
ift ed ferner, daß die Mönche, bier wie anderwärts, bald eine gewifle Herrfhaft zu erlangen 
wußten, und feftgeftellt finden wir endlih, daß ed den Mönden des Kloſters Murbad im 
Elſaß im Jahre 765 gelang, den Franfenfönig Pipin zu beftimmen, das Klofter zu Luzern 
ſammt deſſen Zugehör ald Beſizthum des Klofters Murbach zu erflären, ſodaß das erftere für 
die Folge feine eigenen Äbte mehr, fondern bloße Pröpfte hatte, die durch die Abte von Murbach 
eingeſetzt wurden. 

Die Stadt beſaß von älteften Zeiten her (urfundlich jedenfalls vor 1252) einen Math von 
36 Mitgliedern, der in zwei Abtheilungen je ein halbes Jahr lang die Verwaltung der ſtoͤdti⸗ 
ſchen Angelegenheiten leitete. Im Jahre 1330 ergänzte fich diefer Rath ſelbſt. Trotz der Macht 
des Klofterd, deilen Ammann Sig im Rathe hatte, fcheint ein freier Beift unter dev Brodlterung 
geherrſcht zu haben; fo nahm denn auch Luzern zur Zeit der Hohenftaufen entſchieden Partei 
und ftand ſtets auf feiten dieſer. 

Der zum deutjchen Kaifer erhobene Rudolf von Habsburg ſuchte befanntlid feine Haut: 
macht bejonders in diefer Gegend der Schweiz zu erweitern. Gr brachte es dahin, daß der Abı 
von Murbach — unter Verlegung feiner früher um eine bedeutende Geldſumme den Luzerner 
gegebenen feierlihen Zufage, ihre Stabt niemals zu verfaufen — diejelbe gleihwol im Jahre 
1291 gegen Zahlung von 2000 Marf Silber und Überlaffung von fünf Dörfern im Elſaß, 
an den Kaiſer abtrat.?2) Die Luzerner verweigerten den Habsburgern folange fie fonnten die 
Huldigung. In dem Kampfe zwiihen Albrecht von Ofterreih und Adolf von Naſſau fanden 
fie auf des legtern Seite, unterwarfen ji aber nad) dem Tode dieſes Kaiſers. Nun hatten ſit 
theilzunehmen an den Angriffen, melde die öfterreihijchen Fürften wiederholt auf die drei Ur: 
cantone ausführten, und erlitten dafür Einfälle in ihr eigenes Gebiet von feiten der Eidgenoſſen 
Endlich wurben die Qugerner der aus Diefen nicht endenden Kämpfen ihnen felbft erwachſenen 





e 1) Vgl. Pinfter, Gefchichte der Stadt und des Gantons Luzern (bie 1848 reichend; 2 Bde., Zürich 
185052). 

2) Die Urkunde erklärt, daß ber Abt von Murbach, der Propft von Luzern, der Kellner und ne 
andere mitwirfente Mönche des Schreibens unfundig feien. Es ift dies ein weiteres Zeichen, inwiefern 
die Klöfter zu jener Zeit Pflanzftätten der Gultur waren. Vgl. Mlötter. 
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Nachtheile müde. Dfterreich konnte fie nicht ſchützen gegen die Angriffe, welche die Waldſtätter 
oft wiederholten. Da ſchloſſen die Luzerner im Jahre 1332 eigenmächtig einen Vertrag auf 
20 Jahre mit ihren Nachbarn zu beiderfeitiger Sicherheit in Handel und Verkehr. Gin Über: 
fallsverfuh, den der habsburgiſche Vogt auf Rothenburg gemeinfam mit der öſterreichiſchen 
Partei in der Stadt unternahm, misglüdte; fofort verbanden ſich nun die Luzerner mit ven an— 
dern Waldſtättern zu einem eigenen Bündniß (7. Wintermonat 1332), fie befhtworen deren 
Bund, und ihre Stadt erhielt ven Vorrang ald erfter Ort. Im Bundeöbrief wurden übrigens 
die herzoglichen Rechte zu Luzern, in ven drei Waldſtätten die Nechte des Deutfchen Reichs aus: 
brücdklich vorbehalten. Erſt nad) dem Siege bei Sempach, 1386, erfolgte die Zurüdweifung 
jener Anerfennung der Öfterreichifchen Anfprüce.?) An eine Anderung des Verhältniffes zum 
Reiche dachte man aber noch nicht. So ertheilte noch Kaifer Sigismund den Luzernern, nament= 
lich in den Jahren 1415 — 33, manderlei Privilegien; vorzüglich wegen der willigen Dienfte, 
welche fie ihm und dem Reihe, inäbefondere im Kampfe gegen den Herzog Friedrich von Öfter: 
reich geleiftet. Es entwickelte fich ein freier Geift nad innen und außen. Die Gemeinde übte 
die höchſte Gewalt; fle entfchied über alle wichtigen Fragen des öffentlichen Lebens. Der Große 
oder Aufere Rath von Dreihundert beforgte die minder wichtigen Angelegenheiten, ein Aus- 
ſchuß — der Kleine oder Innere Rath — von Sechsunddreißig bildete die vollziehende Behörde. 
Ein Schultheiß fand an der Spitze des Raths. Die Warnung, welde der im Treffen von 
Sempad tödlich verwundete Inzerner Schultheiß, Peter v. Grundolvingen, feinen Mitbürgern 
fendete: „Laßt feinen Schultheiß länger als ein Jahr im Amt’, hatte nachmwirfende Bedeutung 
für-das politifche Leben der ganzen Eidgenoffenfhaft. Auch in Angelegenheiten mit der Geift- 
lichkeit fand nichts weniger als blinde Unterwerfung unter den Willen des Klerus ftatt. Dies 
beweift der fogenannte, ‚Pfaffenbrief”, abgefhloflen von Zürich, Ruzern, Uri, Schwyz, Unterwal⸗ 
den und Zug, eine Art Grundgefeß der Eidgenoffen, von dem Johannes Müller fagt, es fei die 
Proteftation der ſchweizeriſchen Freiheit wider den Misbrauch des Anſehens der Klerifei. Die 
Stadt ſah fih zu wiederholten malen mit dem Banne belegt; doch dies beugte ihre Bewohner 
nit. Ebenfo trat fie dem Treiben ver Geiftlihfeit in andern Beziehungen entgegen. Gegen 
Priefter wurden, wie gegen alle andern Einwohner, die gewöhnlichen Strafgefege zur Anwen: 
dung gebracht. Eine Berorbnung vom Jahre 1413 verbot fogar die Deräußerung von Liegen 
ſchaften an Kirchen und Geiftlihen, damit die erflern dem Verkehr nicht entzogen würben. Schon 
im Jahre 1470 entftand im Luzerniſchen (zu Bernmünfter) eine Buchdruckerei — die erfte in 
der Schweiz. 

Unterbeß war ed der Stadt auch gelungen, ihre Herrfchaft über eine Reihe benachbarter 
Landſchaften audzubreiten, mittel® Kaufs, Pfandlofung und Eroberung. Das Amt Meren— 
ſchwand begab ſich freiwillig unter Iuzerner Hoheit. Urfprüngli beftand eine Art Verbrüde— 
rung mit den neuerworbenen Gebietötheilen, wie ſolches die den Landſchaften ertheilten Burg: 
rechte beweiſen. Auch gelangten viele die Stabt bemohnende Landleute in ven Rath, und überdies 
zog man öfters Ausgefhloffene aus den Ämtern zu den Berathungen. Allein died änderte ſich. 
Schon bei ver Erwerbung von Weggis (1380) gab fi ein ſchlimmes Herrfhaftsgelüfte Fund. 
Diefe Vogtei ſowie das Entlebuch rangen denn aud wiederholt, obwol vergeblih, nad Selb: 
ftänvigfeit. 

Schon vom Beginn des 15. Jahrhunderts an entwidelte ſich ganz entfchieden das Streben, 
einerſeits das Rand als unterwürfig der Stadt zu behandeln, andererfeits wie höchſte Gewalt in 
diefer ſelbſt den Händen ver Oefammtbenöfferung zu entreißen. Der Innere Rath bemädtigte 
fi der Leitung des Gemeinweſens. So begann berjelbe 1421 für die erledigten Großrath- 
ftellen Mitglieder zu bezeichnen und dem Großen Rath nur zur Beftätigung anzuzeigen. Zwar 
ward diefer Misbrauch damals nieder abgefchafft, ebenfo an dem Grundfag feftgedalten, daß 
der Kleine Rath die Beſchlüſſe des Großen Raths nicht ändern dürfe, dagegen gelang es nicht, 
die Selbftergänzung des Kleinen Nath& zu befeitigen. 

Die großen Reichthümer, welde den bis dahin an ärmliches Leben gewohnten Schweizern 
durch die Siege über Karl den Kühnen in die Hände fielen, äußerten bekanntlich in mehrfacher 
Beziehung fehr üble Wirkungen. Wahrhaft corrumpirend, die einzelnen firtlich verderbend und 


3) Übrigens mag bier erwähnt werden, daß in ben Kämpfen des Haufes Habsburg zur Unterwer» 
fung der Eidgenofjen nicht fowol Deutfche, als vielmehr Angehörige des jepigen Schweizergebiets ſelbſt 
jenen Eidgenoſſen entgegengeftellt wurden: Bewohner des Aargau, des Thurgau u. f. w. Diefe bildeten 
namentlicd; auch bei Sempach die Hauptmaſſe der Oſterreicher“. 
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die Volksfreiheit untergrabend, erwieſen ſich ſpäter die Penſionen, mit denen die franzöfligen 
Könige einflußreiche Männer in den Hauptorten der Eidgenoſſenſchaft an ſich feſſelten. Die Be— 
ftehung durch jene Fürften wurde vielfad maßgebend für die Richtung der Politik und vis 
namentlich in Luzern, deſſen Führer gewöhnlidy Söldlinge des parifer Hofes waren. 

Dem Streben nad Entwidelung einer oligarchiſchen Stadtherrſchaft widerſetzte ſich längen 
Zeit die von den Urcantonen unterftügte Landſchaft. Das mit Unrecht gepriefene Stanzet 
Verkommniß, weldes durch Nolaus v. d. Flüe herbeigeführt ward, entſchied den Sieg det 
ariftofratifchen Stabtregiments, indem die demokratiſchen Urcantone auf jede Linterflüguns 
wiberfpenftiger Landſchaften zu verzichten gelobten. 

Unter ven obwaltenden Verhältniſſen ſetzte ſich auch die Macht der @eiftlihfeit mehr als bie 
dahin feft. Gleichen Schritt hiermit hielt die Verbreitung des Aberglaubend. So erging ;. ®. 
ein Verbot, ven Pilatusberg zu befleigen, weil man ſich einbilvete, in dem auf vemjelben befin:: 
lien fogenannten See (vielmehr einem Teiche) habe ſich der Landpfleger Pontius Pilatus er: 
tränft, und wenn fein Geift gereizt werde, jo zögen Ummetter über das Land. Es ift bezeichnen? 
für den Gulturftand, duß jenes Verbot ded Befteigend ded genannten Berges mehrere Jabrbun: 
derte lang forterhaltenward, und Daß man eine ertragreidhe Alp faft ohne alle Vergütung an einen 
Mann überließ, nur unter der Bedingung, daß er jeve Befteigung ded Berges verhindere. 

Zur Reformationgzeit ftanden weltliche und geiftlihe Macht in Luzern eng verbündet. Wan 
verfolgte die Neuerungsluftigen in der barbarifchften Weife. Enthauptung galt nod als qui: 
dige Strafe, denn der Feuertod war den Abtrünnigen vom Glauben in Ausſicht geftellt und ver 
Scheiterhaufen ward wiederholt angezündet. Eine Anzahl freidenfender gelehrter Männer ver: 
ließ damals Luzern. Der Sieg des Obſcurantismus har drei Jahrhunderte lang nadgemirkt' 
Die Machthaber benugten die Gelegenheit, verjchiedene den Bewohnern der Landſchaft früher 
gewährte politifche Zugeflänpniffe zu widerrufen, unter dem Vorwande, dieſelben wider: 
ftrebten dem alten Glauben. Dod wollten die Gewalthaber ihre eigene Macht zu Ounften des 
Klerus nicht beſchränkt willen. Sie ließen Geiftliche wegen gemeiner Verbrechen hinrichten und 
beharrten, troß päpftliher Drohungen, auf der Erflärung, daß fie hierin nichts zu bereuen 
hätten. Auch die Errichtung einer ftändigen päpftlihen Nuntiatur ward anfangs abgelehnt, 
nicht blos von Luzern, fondern von den Fatholifchen Orten überhaupt. Erſt die 1574 in der 
genannten Stadt aufgenommenen Jefuiten wußten es dahin zu bringen, daß jene Ablehnung 
im Jahre 1579 zurüdgenommen ward ; doch veranlafte gleich ver erfte Nuntius alabald Wirren 
und Streit. Zwar verfuchte er vergeblih Einführung der Inquifition, hingegen bradte die 
Sefuitenpartei eine Vereinigung der fatholifhen Gantone vermittelft des am 5. Det. 1586 ab: 
geſchloſſenen Borromeifchen oder Golvenen Bundes zu Stande, als deſſen legten Nadläufer wir 
den 1847 glüdlich vernichteten Sonderbund anyufehen haben. _ 

Die politifche Verbindung nicht nur Luzerns, fondern der ganzen Schweiz mit Deutjäland 
war jeit dem Schwabenfriege (1499) vernichtet. Die oligarchiſche Herrſchaft bildete ſich imanr: 
mehr and. Hatte man früher den Sempachern, Entlebuchern und Wallifer das Iuzerner Bür- 
gerrecht ertheilt, jo ward died nun (1590,1665) blos als ein Schug: und Ehrenbürgeriet er: 
klärt. Früher Hatte man auch Einwanderer in die Stadt jehr gern aufgenommen, wuds tod 
damit die Wehrfraft derſelben. Noch bi zur Mitte des 16. Jahrhunderts bot die Erlangung 
jened Bürgerrechts mit allen Folgen feine Schwierigkeit dar. Dies änderte ſich nun, und Hart 
der frühern Liberalität bei Aufnahmen entwickelte ſich raſch die ſtarrſte Ausſchließlichkeit. Erains 
doc im Jahre 1638 felbft ver Beſchluß, 50 Jahre lang gar Feine neuen Bürger mebr aufjw 
nehmen. Die Barbarei der Zeit gibt ſich bejonders in der Strafgefeggebung fund. Soga 
wegen muthmwilligen Schuldenmachens ward Todeöftrafe verhängt. Es fam eine Unzahl von 
Herenproceflen vor. Im Jahre 1652 ward eine fünfundachtzigiährige Frau, nachdem jie ut: 
mittelft dev Tortur zum Geſtändniß gebradt, ald Here auf die raffinirteft graufame Meile ar 
martert und dann lebendig verbrannt. Ebenſo richtete man Kinder von ieben und elf Jahren 
bin; jo ward 5.8. im nämlihen Jahre 1652 eine Katharine Schmidli, „ein flein Mer‘ 
(Mädchen) von elf Jahren wegen Vögelmachen, fintemal feine Beſſerung zu verhoffen, im Thuta 
öhne Abfündigung des Lebens, ftrangulirt und dann im Sad geſtoßen und verbrannt‘‘, wie tat 
Rathsprotokoll lautete; ebenjo heikt e& im Thurmbud 1659: „Ein Menſchlin von ſieben Jadıen. 
Kathrineli genannt, fo Gott verleugnet u. ſ. w.“, warb im Thurm an einem Pfahl ermürgt um 
naher beim Hochgericht verbrannt. Neben ſolchen Erſcheinungen craffeften Bigotismus Het 
es eigenthümlich aus, daß noch im Jahre 1678 in das geänderte Stadtrecht ein erneutes Verbet 
des Verkaufs von liegenten Gütern in die Todte Hand aufgenommen wurde. 
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Die Bedrückungen der Bauern führten 1653, vom Entlebuch ausgehend, einen gefährlichen 
Aufftand herbei. Diefer Große Bauernfrieg breitete fih weithin aus, nicht nur über beinahe 
alfe Amter Luzerns, jondern auch über verfchievene benahbarte Landſchaften, namentlich im 
berner Gebiet. Selbft die Bürgerfhaft in der Stadt Luzern ward ſchwierig und nöthigte ihren 
Gnädigen Herren verſchiedene Zugeftändniffe ab. In folder Rage vergaß die gefammte Oligar— 
hie ver Schweiz die ſonſt jo jehr gepflegten kirchlichen Streitigkeiten. Die Batricier in den re= 
formirten und Fatholifchen Cantonen eilten einander aufs bereitwilligfte zu Hülfe, denn jie er= 
blidten in den Unzufriedenen gemeinfame Feinde. Auf beiden Seiten begegnet man Züge arger 
Barbarei. Die Unterftügung der andern Städte verfchaffte den luzerner Dligarchen den Sieg. 
Nun wurden alle frühern Zugeftänpniffe, jelbft die in einem förmlichen Schiedsrichterſpruch be= 
ſtimmten, gegen die Landſchaften zurüdfgenommen ; ebenjo widerrief man jegt alle den Stabt- 
bürgern gemährten Conceſſionen, und übte überdies mit der furchtbarften Graufamfeit Nadhe 
an den hervorragendern Perſonen der Bauern; ed vegnete gleichſam Todesurtheile. Jetzt war 
die Ariftofratie fefter begründet ald je, von nun an geboten fie völlig unumſchränkt fat anvert- 
halb Jahrhunderte lang. 

Kaum jahen die Oligarchen ihre Herrſchaft gegen das eigene Volk gefihert, jo fingen die 
Religiondfriege in der Schweiz wieder an, nachdem jie in Deutſchland eben beendigt waren. 
Der erfte derfelben im Gebiet der Eidgenoſſenſchaft hatte ſchon im Jahre1531 flattgefunden und, 
infolge des Treffens bei Kappel, in welchem Zwingli fiel, unglücklich für die Reformirten geen= 
bigt. Über ein Jahrhundert fpäter, nämlich 1655, brach der zweite, dann 1712 der dritte Re— 
figiondfrieg aus. Diefe beiden legten male, in denen fi) Luzern durch den päpftlihen Nuntius 
aufgeſtachelt, vorzugämeife betheiligte, ſiegten die proteftantifhen Berner und Züricher. Luzern 
inäbefondere erlitt ſchwere Berlufte an Menfchen und Geld. Der Klerus ward nun, ungeachtet 
feines Sträubens, zur Steuerzahlung beigezogen, und ed ergab fich bei diefer Gelegenheit, daß 
derjelbe, trog aller Verbote weitern Anhäufens des Grundbefiges in der Todten Hand, zwei 
Drittheile ded Vermögens im Lande beſaß. Die Iuzerner Behörden hatten im legten Kriege, 
aldbald nach der erften Niederlage, die von den neutralen Ständen vermittelten Friedensbedin— 
gungen angenommen; fanatifche Geiftliche, die im Nuntius ihre Stüße fanden, wiegelten nun 

aber das Landvolk auf. So jah jich die Regierung zu neuem Friedensbruche gedrängt. Nach 
der Hauptniederlage (bei Billmengen) und dem definitiven Friedensſchluß zogen die luzerner 
Oligarchen die Unruheftifter zur Strafe; namentlich wurden Geiftliche gefangen gefegt oder des 
Landes verwieſen, mehreren Laien freilich flug man Furzweg die Köpfe ab. Auch in der Folge: 
zeit fehlte es nicht an Streitigkeiten mit Geiftlihen, vor allen dem papftlihen Nuntius. Dies 
hinderte indeß keineswegs, mit wahrem Fanatismus gegen Abtrünnige zu verfahren. Ein großer 
Vroceß im Jahre 1747 gibt nur allzu ſprechendes Zeugniß, fennzeichnend die Zuftände des Lan— 
ded noch in der Mitte des vorigen Jahrhunderts. Gin armer Faßbinder, Jafob Schmibli, der 
als luzerner Milizmann nad) Bajel und dort in Gefellfchaft von Pietiften gefommen war und 
von ihnen Fegerifche Bücher erhalten hatte, der fobann feinen Irrglauben, ungeachtet erfolgter 
Warnung und Einfperrung, auch andern mitgetheilt, wurde (27. Mai des genannten Jahres) 
durch „Rath und Hundert”! (d.h. Großen und Kleinen Rath) vernrtheilt, auf dem Hochgericht an 
einer Stud (d. h. Säule) erwürgt zu werden; dann fei fein Leib ſammt den fegerifchen Büchern 
von dem Schinder auf einem Scheiterhaufen zu verbrennen, die Aſche aber in das rinnende 
Waffer zu ftreuen, jein Haus endlich durch den Scharfrichter zu verbrennen und eine ewige 
Schandſäule dafelbft aufzurichten mit ver Auffchrift: „Wegen verbotenen Zufammenfünften und 
fegerifchen Lehren.” So geihah ed. Damit aber noch nicht genug, ſahen ſich drei Berheiligte 
zu dreißigjähriger Ginfperrung, zwölf: und fehsjähriger Galere verurtheilt, und außerdem 
71 weitere Berfonen (worunter die Ehefrau des unglüdlihen Schmidli mit vier Kindern, deren 
jüngftes erft ein Jahr alt) auf ewige Zeiten verbannt, unter Androhung der Todeöftrafe im 
Balle der Rückkehr. Man muß an ſolche Vorgänge zurüderinnern, um fi des Zuftandes Far 
bewußt zu werben, den dieſe auf den Klerus ſich flügende Bauernariftofratie gefchaffen, und der 
leider allerdings nicht anders als durch die Revolution hinweggefegt werden konnte. 

Die ganze Geſchichte des 18. Iahrhunderts weift im übrigen zu Luzern die furdhtbarfte Cor— 
ruption diefer verrotteten Dligarhie nah. Fort und fort ſchlechte Rehnungsführung, Betrug 
und Diebftahl zum Schaden ded Staatsvermögens; Gehäſſigkeit und Verfolgung der einen herr— 
ſchenden Familie gegen die andere, gefteigert bis zu Hinrichtungen auf unbedeutende Vorwände 
bin; Übermuth gegen die Stadtbürger, plumpe Unterdrückung ver Landleute, Unwiſſenheit und 
Roheit allenthalben, nicht jelten ſich Fund geben in Zügen mahrer Barbarei. 
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Nachdem die hervorragendften unter den herrſchenden Geſchlechtern fi gegemfeitig zu ver- 
nichten gefucht, und ald eben eine neue Berfaffung begonnen hatte, kamen mehrere Mitglieer 
des Raths zu der Erfenntniß, daß ſolches Treiben bei ver allenthalben anbrechenden Aufklärung 
im philofophifhen Jahrhundert ſchließlich kaum zu etwas anderm al® dem Ruin der Ariſie— 
kratenherrſchaft felbjt führen Fönne. „Wir wüthen in den eigenen Gingeweiden‘‘, hieß es. Das 
begriffen aldbald die Betheiligten alle, ftatt weiterer Verfolgung ward nun Parification unter 
ihnen zum Lofungsworte. Man begnügte fid nicht, die bereits wiener begonnenen Verfolgun— 
gen einzuftellen, fondern man erließ unverzüglid aud neue Verordnungen, Gonftitutionen ge: 
heißen, die eigens bezweckten, Beamte zu fihern, in deren Rechnungen „Stöße‘ entdeckt werben: 
ſelbſt wenn fein Irrthum, fondern eigennügige Abſicht Hervortrete, follte, folange Hoffnung 
übrig fei, dem Übel abzuhelfen, derart verfahren werben, daß e8 dabei ohne den mindeften Ab: 
bruch der Ehre des Beamten fein Verbleiben Habe. Died trug fi im Jahre 1769 zu. 

Die Regimentöfähigkeit war in diefer Zeit theils durch Sagung, theild durch Übung auf die 
engften Kreife beſchränkt. Die Rathöherrenwürde erſcheint nicht nur lebenslänglich, fontern 
auch erblich, derart, daß wenn der Vater in den Kleinen Nath gelangte, ver Sohn ihm fofort im 
Großen Rath nahrücdt, und zwar jhon mit dem funfzehnten Altersjahre. Im Jahre 1773, 
als ji die Zahl ver regimentsfähigen bürgerlichen Familien bereit auf 29 vermindert hatte, 
wurde ausdrücklich beſtimmt, daß nur im Falle des Ausfterbend einer diefer Familien ein neues 
Bürgergefchleht vegimentsfähig werden fönne; was aber neu aufgenommene Bürger aube: 
lange, fo fei fowol der Gingewanderte als deffen Sohn und Enfel unbedingt auögefchloffen und 
erft die vierte Generation zuläfjig. Propfteien, Kanonifate und Offizierftellen in den Garden 
follten nur an Glieder regimentsfähiger Familien übertragen werden. Bon den Pfarrpfründen 
auf dem Lande waren die Bauern ausgeſchloſſen und nur Söhne ftädtifcher Familien hatten An: 
wartſchaft darauf. Inter ven Regimentsfähigen felbft unterſchied man zwifchen Plebejern und 
Patriciern. Unter den erftern zählte man diejenigen, aus deren Familie irgendein Glied einmal 
in den Kleinen Rath gelangt war; fie führten ven Titel: Junker, Die Gemeindeverfammlung 
ward zu Luzern nad wie vor zweimal des Jahres abgehalten, allein das Ganze war zu einer 
leeren Förmlichkeit herabgefunfen. Die Erlangung des Bürgerrechts fand fich immmermehr er: 
fhwert. Im 16. Jahrhundert erfolgten im ganzen 1805 Bürgerannahmen, im 17. blos 331, 
im 18. aber bis zum Jahre 1798 fogar nur 86. Die Landſchaft war in 14 Landvogteien ein: 
getheilt und wurde durch Mitglieder des Kleinen oder des Großen Raths verwaltet. Die ge: 
fammten Staatdeinfünfte beliefen fi gegen Ende des vorigen Jahrhunderts auf ungefähr 
90000 Fl. jährlih. Der Canton zählte beiläufig 90000 Einwohner, meiftens in tiefer Un: 
wiffenheit und noch tieferm Aberglauben herangewachſen. Die luzerner Ariftotratie aber war 
nah Rafimir Pfyffer's wohlbegründetem Urtheil eine der verborbenften der Schweiz. Die jungen 
Patricier widmeten ji meiftend dem fremden Sölonerbienfte, aus demſelben zurückgekehrt tra: 
ten fie, mit wenigen Ausnahmen ohne höhere Bildung, dagegen mit den Untugenden und 
Üppigfeiten der vornehmen Geſellſchaft großer Städte befannt, Beamtungen im eigenen Lande 
an, um biefelben audzubeuten. Dem Batriciat ſtand dienftfertig die Geifllichfeit zur Seite. 

So waren die Zuftände, ald in Frankreich die große Nevolution ausbrach. Faſt ein Jahr: 
zehnd hindurch gelang es der herrfchenden Genoffenfchaft, das Eindringen der revolutionären 
Ideen von ihrem Lande abzuhalten. Endlich erkannte fie die Unmöglichkeit weitern Erfolgs auf 
diefem Wege und ergriff nun felbft die Initiative zur Umänderung der Verfaſſung. Nachdem 
Bafel mit Verkündigung der Gleichheit der politifchen Nechte aller Bürger am 20. Jan. 1798 
vorangegangen war, die in Aaran verfammelte Tagfagung fi zur Selbftauflöfung anſchidte, 
und au in andern Santonen das mürbe gewordene alte Gebäude bereits den Einfturz drobte, 
erließ der Große Rath von Luzern unterm 31. Jan. veffelben Jahres — ohne unmittelbaren 
äußern Drang — eine Berfündigung, beginnend mit den Worten: „Nachdem wir in Ermi: 
gung gezogen haben, daß die Menfchenredhte, die wefentlih unverjährbar und unveräuferlid 
in der Vernunft des Menſchen ihre Grundlage haben, und überall zur Sprache gefommen un 
anerkannt find... daß infolge dieſes Grundfages alle Regierungen vom Bolfe ausgehen und 
die größte Wohlfahrt des gefammten Volks ohne einigen Unterfchied und auf gleiche Weife beab: 
fihtigen müffe.... fo haben wir beſchloſſen: 1) die ariftofratifche Negierungsform ift abgeſchafft 
2) es jollen Volkörepräfentanten durch freie Wahl beftimmt werden, um eine nene Regierunge— 
form mit und zu berathen und feftzufegen.‘ 

Das Iuzerner Volk nahm diefe Verfündigung freudig entgegen. Doch kaum hatten fid die 
gewählten Abgeordneten in der Hauptſtadt verfammelt, fo fahen fie ſich in ihrer Arbeit unter: 
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brochen durch einen Befehl des franzoͤſiſchen Directoriums, deſſen Heere in das Alpenland ein- 
gefallen waren. Die Schweiz mußte ſich ebenſo wie andere Staaten zur Annahme einer zu Paris 
(wenn auch von einem Schweizer) entworfenen, der damaligen franzöſiſchen nachgebildeten Ver— 
faffung entſchließen März (1798). Diefe Gonftitution griff, wie ed nicht zu vermeiden war, tief 
in alle Berhältniffe ein und brach Ariſtokratie, Oligarchie und Pfaffenregiment — allerdings 
vielfach ohne Beobachtung derjenigen Schonung, welche unbeſchadet des Hauptzwecks fehr wohl 
möglich geweſen wäre. Bei der ftarren Gemöhnung des damaligen ſchweizer Volks an commu— 
nale und contonale Abichliefung, bei der vielhundertjährigen Macht der Artftofratie und der 
ungeheuern Gemalt ver Geiftlichfeit, mußte des Guten fehr viel geboten werden, wenn bie un 
geheuere Umänderung überhaupt nur eine Anzahl Anhänger finden follte. In Wirklichkeit 
wurde aber auch Großes gewährt: es fielen die ftarren Schranken, welche bis dahin jeven Kanton 
vom andern getrennt, fomit die Schranfen im Innern felbft; ed hörten die Unterthanverhält- 
niffe auf, ed wurben viele läftigen Feudalabgaben ohne Entſchädigung befeitigt, manche häßliche 
Einrichtungen aus dem Mittelalter abgefhafft und das Gefühl der Zufammengehörigkeit aller 
Schweizer durch den ftaatlihen Organismus begründet. Misgriffe und Ungehörigfeiten konn— 
ten bei einer fo tiefgreifenden Imänderung natürlich nicht fehlen, und insbeſondere konnte fich 
das Volk mit dem bureaufratifch = dvespotifchen Grundſatz unbedingter Gentralifation durchaus 
nit befreunden. Der Klerus vor allen, nächſt ihm die ariftofratifhen Geſchlechter, dann aber 
auch der Neuerungshaß der unwiſſenden Maſſen, benußten jene Übelſtände, und im Hinter: 
grunde fhürte in verfchmigter Weife die bereits auf Alleinherrfchaft loßfteuernde Bonaparte’- 
ſche Politik So fonnte das Alpenland während der Zeit der Helvetif allerdings nicht zur Ruhe 
tommen; fortwährend bekämpften fich die Freunde der neuen und die Anhänger ver alten Orb: 
nung, felbit mit Waffengewalt. Dies eben entfprad dem Willen des franzöſiſchen Erften Con— 
fuls, feine Agenten hegten unter der Hand auf beiden Seiten. Nun berief Bonaparte im Spät: 
jahre 1802 Abgeoronete aus den Wortführern für das alte und für das nene Syſtem vor feinen 
Richterſtuhl nach Paris, um ihnen den Frieden zu dietiren. Er octrovirte die Mediationsacte. 
Nah derjelben blieben die Vorrechte ver Geburt wie der einzelnen Orte aufgehoben und ver 
freie Verkehr wie dad Niederlaffungdredt für alle Schweizer gewahrt. Dagegen fehrte die Sou— 
veränetät der einzelnen Gantone zurück, doch in befhränftem Umfange, ſodaß nur wirkliche An— 
gelegenbeiten des Geſammtſtaats centralifirt fein follten. Die Regierungsform der einzelnen 
Gantone war duchgehends entweder repräfentativ oder rein demokratiſch. 

Es muß anerkannt werben, daß die Mediationsacte ihren Orundzügen nad die befte Ver: 
faffung gewährte, welche damals in der Schweiz überhaupt möglid war. Gleihwol barg fie im 
einzelnen viele große Misftände und Libel, die man in der Folge wegen deſſen, was an ihre 
Stelle kam, größtenteils gern vergaß, um blos das Gute zu rühmen. Hier fei nur bie völlige 
Abhängigkeit des Landes von den Launen ded Fremdherrſchers erwähnt, der die Eidgenoſſen— 
haft in brutalerer Weiſe behandelte, als ihr je zuvor geſchehen war, und der fie in einem Zus 
ftande der Abhängigkeit erhielt, voll von Shmad und tiefer Erniedrigung. 

Der Canton Luzern hatte in dieſer Periode eine repräfentativ = vemofratifche Berfaflung. 
Ein Großer Rath von 60 Mitglievern war die gejeggebende, ein Kleiner Rath von 15 die 
vollziehende Behörde. Die oberfte richterliche Gewalt ward durch ein Appellationdgericht von 
13 Mitgliedern gebildet, allein der Kleine Rath griff wol auch in die Juftiz ein. Es fehlte 
überhaupt vielfah eine genaue Beftimmung ver Competenzgrenzen, jo namentlich zwiſchen der 
eidgenöſſiſchen Central: und der Gantonalgewalt. Der Zwang, dem die Schweiz unterlag, 
dem franzöfifchen Kaifer ein Hülfscorps von 16000, und als diejed eben nicht aufgebracht wer- 
den fonnte, wenigftend von 12000 Soldaten zu ftellen, trug weſentlich bei, die perfönlide Sicher— 
beit ver jungen Landesangehörigen geradehin zu vernichten. Auf den Grund von Geſetzen, 
welche unverkennbar eigens zu dieſem Behufe erlaffen waren, jegte man zu Luzern Commiſſio— 
nen ded Kleinen Raths ein, welche Kiften derjenigen anfertigen ließen, die beruflos ober aus— 
fchweifend, Verſchwender, Nachtſchwärmer oder Raufbolde jeien, und melde dann unter eine 
zweckmäßige Suborbination gebracht werben follten, indem jene Commiſſion fie für vier Jahre 
in franzöfifhe Dienfte zu treten — verurtheilte! Die Strafjuftiz war hart und felbft grau= 
fam. Während ver elfjährigen Dauer dverMediation erfolgten in diefem wenig bevölferten Gans 
ton 12 Hinrihtungen, und zwar wurden neun davon an Dieben vollzogen, die jogar nur un— 
beträchtlich, aber wiederholt geftohlen hatten. Die Einkünfte beliefen fi in diefer Zeit auf etwa 
240000 (alte) Schweizerfranken, großentheild von directen Steuern herrührend. Das Schul: 
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weien erlangte zwar nicht unwefentliche Verbefferungen, blieb indeß gleichwol noch auf einer 

ziemlich niedrigen Stufe. Die Macht des ultramontanen Klerus warb wenigſtens einigermafen 
in Schranfen gehalten, wozu d. Meffenberg, der Generalvicar des konſtanzer Bisthums, zu 
welchem Luzern gehörte, in anerfennendwerthefter Weife jederzeit die Hand bot, maß ber * 
montanismus ihm nie vergaß. 

Als der Sturz Napoleon's erfolgte, erachteten die Anhänger der alten abgeſchafften Einrid- 
tungen die Zeit günftig zur Wiederherftellung des ihnen vortheilhaften Zuſtandes. Durd die 
ganze Schweiz ging eine reactionäre Bewegung, gefördert durd die Agenten der verbündeten 
Mächte. Man ſtachelte alle alten Vorurtheile auf, wie man auch die verſchiedenen Misftänte 
der Mediationsregierung überall ausbeutete. In Luzern namentlich entwickelte die Ariftofratie 
einen noch größern Eifer als jelbft die Geiftlichkeit. Der Klerus ſuchte zwar das Landvolf zu 
bearbeiten, allein vieles wollte die Selbftändigkeit nicht mehr mit der frühern Unterthänigfeit 
vertaufchen. Um ſich wenigſtens irgendeine Stüge zu verfhaffen, fpiegelte man den Stadtbür— 
gern vor, die frühere Ausſchließlichkeit ver herrſchenden Geſchlechter ſei gar nicht gejeglid ae: 
weien, und für die Zukunft follte jeder Stadtbürger Zutritt zu den höchſten Stellen erhalten. 
Damit ward der Bund zwischen den Patriciern und den Stadtbürgern gefchloffen, und auf vieler 
Grundlage weiter gearbeitet. 

Ebenſo wie in andern Cantonen Eonnte bald aud in Luzern die bisherige Verfaſſung durch 
einen Handftreih umgeflürzt werden. Es gelang ein Überfall der Regierung, beſonders in: 
folge ihrer Schwäche und Energielofigfeit und vermittelt der Beteiligung des zum Überläufer 
gewordenen Medintionsihultheißen Rüttimann. Der Zuftand vor 1798 wurde annäherunge- 
weiſe hergeftellt, und gleichwie in den übrigen ehemals ariſtokratiſchen Cantonen, wurde auch 
im Canton Ruzern das ariftofratifche Glement das weitaus vorherrfchende. Die Negierung war 
beinahe ausichließlich in die Hände der Stadtbürgerjchaft gelegt. Das Patriviat in feiner alten 
ſtarren Korn lebte nicht wieder auf, aber es bildete ſich ein Spiepbürgerthum, bei melden die 
fämmtlichen Bürger ver Stadt, gleichwie früher die Patricier, eine Herrſchaft über das Land in 
Anſpruch nahmen. Der Große oder Geſetzgebende Rath von 100 Mitgliedern war zwar zur 
Hälfte mit Landleuten beſetzt, allein der Kleine oder Vollziehende Rath, die eigentliche Regie: 
rung, beftand aus 26 Stadt: und nur 10 Landbürgern. Dem Namen nad ftand die höchſte 
Gewalt bei vem Großen, ver That nad) aber bei dem Kleinen Rath. Jener hieß Geſetzgebender 
ded Landes, dieſer aber hatte allein das Necht der Initiative. Alle Gerichte des Landes befanden 
fi in Abhängigfeit von dem Kleinen Rath. Dreizehn Mitglieder deſſelben bildeten jelbft das 
Appellationdgericht, und die angeftellten Amtleute bekleideten die Stelle vom Präjidenten der Be: 
zirögerichte. Die Amtsdauer in den oberften Cantonsbehörden war lebenslänglih. Wie man 
die Geiftlichfeit zu gewinnen ſuchte, ergibt fi aus der Thatſache, daß der Bropit von Bern: 
Münfter dad Recht erhielt, ven Ammann des Fleckens zu ernennen. Yängere Zeit hindurch übte 
der politijche Überläufer Rüttimann eine ziemlich dietatorifche Gewalt — nur gefügig gegen ven 
Klerus und friehend gegen das Ausland. 

Dod allmählich traten einzelne Shwanfungen ein. Die erfte gab ſich in der Ernennung des 
philojophiich = freiiinnigen Dr. Trorler zum PBrofeffor am Lyceum der Hauptftadt Fund, worauf 
freilich ein Rückſchlag und nad anderthalb Jahren die Abjegung Trorler’s erfolgte. Im De: 
cember 1826 ward fogar die Ausübung des reformirten Cultus in der Stadt erlaubt, aller: 
dings zunächſtim Hinblick auf die proteftantifhen Tagfagungsgefandten, allein jedenfalls zur 
großen Unzufriedenheit der Ultramontanen. Nachdem einige Eenntnigvolle jüngere Männer, 
unter ihnen Kaſimir Pfoffer, in ven Gropen Rath gelangt waren, erfolgte im Sabre 1829 ie: 
gar eine partielle Berfaffungsrevijion mit einzelnen nicht unweſentlichen Verbeſſerungen. 

Die parifer Julirevolution fachte befanntlich eine durch die ganze Schweiz gehende Bewe— 
gung an. Faſt überall forderte das Volk Aufhebung ver ihm 1814 aufgedrung genen Zuſtände. 
Auch im Canton Luzern konnten die erlangten Verfaſſungsänderungen nicht genügen. Die Re— 
gierung fand es klug nachzugeben. Vom Volke gewählte Deputirte beriethen gemeinjam mit 
einer Anzahl Vertreter der biöherigen Behörden über eine neue Verfaffung. Die Gejammtkeit 
der Bürger hatte über deren Annahme oder Verwerfung abzuftimmen. Am 30. Jan. 1831 
erfolgte die Annahme, indem jich ungeachtet mandjerlei befonderer ultramontanen Umtriebe von 
den wirklich Abflimmenden 7162 für und nur 3490 gegen die neue Gonftitutiou erklärten. Die 
Bevölferung zeigte ich während der ganzen Verhandlung der Angelegenheit ziemlich einig, inje- 
weit es Abſchaffung der Patricierherrſchaft galt; dagegen gingen die Strebungen ſonſt fehr ſtark 
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auseinander, indem bie einen, zunächſt die Gebildeten, freifinnige Ginrichtungen, die andern, 
vorzugäweife Bauern und diejenigen, welde ſich mit dem Klerus verbündet hatten, Erweiterung 
der Brieftergewalt erfirebten. Bei der erwähnten Abftimmung des Volks fiegten die erftern. 

Die neue Berfaffung war liberaler geftaltet al8 die zur Mediationszeit. Die Staarsform 
war vepräfentativ =demofratifch. In derjelben wurbeder Orundfag der Souveränetät des Volfs, 
die Abjhaffung aller Vorrechte, die Freiheit der Vreffe und der Meinungsäußerung fowie die 
Unabhängigkeit der rihterlihen von der vollziehenden Gewalt ausgeſprochen. Das Volk er- 
wählte direct 80, indirect 20 Stellvertreter. Die Amtsdauer fand ſich auf ſechs Jahre beſchränkt. 
An der Spige der Verwaltung erſchien der blos auf Ein Jahr gewählte Schultheiß mit einem 
Stellvertreter, dem Statthalter. Die Bezirks: wie die Friedensrichter wurden unmitlelbar vom 
Bolfe gewählt. 

Während der zebnjährigen Dauer diefer Verfaffung erlangte ver Canton bedeutende Fort- 
ſchritte. Die Regierung und der Große Rath entwidelten zwar felten einen genialen Auf- 
ſchwung und ermangelten ver Kunft, glänzende Schöpfungen ind Leben zu rufen, deren Nugen 
ſofort ein jeder erfennen mußte; fie wirkten aber gleihwol fehr günftig und blieben ſtets feft in 
ihrer politifchen Richtung, ohne jedes Schwanfen, wie man es in andern Gantonen wahrnahm. 
Insbeſondere ward die Juftiz verbeffert, ein bürgerliches und peinlicyes Geſetzbuch erlaflen, ver 
Procehgang zweckmäßiger geordnet und die Strafgefeggebung gemildert. Das Land erlangte 
neue Straßen und der Bermögensftand hob ih, ungeachtet mancdherlei gemeinnügiger Verwen— 
dungen, auf die Summe von 3,716000 Fr., und zwar ohne daß in diefem ganzen Decennium 
ein einziges mal eine directe Steuer ausgefhrieben worden wäre; zu allem veichten die ge: 
wöhnlihen Ginfünfte und die fehr mäßigen indirecten Auflagen aus bei der durchaus fpar- 
jamen Bermaltung. 

Deſſenungeachtet wußte ji das neue Regime nicht wahrhaft volksthümlich zu machen. Zum 
Heinern Theil lag dies in einer gewiffen Halbheit, welche vormwaltete, zum bei weitengrößern Theil 
aber in der Unwiffenheit, ver Roheit und dem Bigotismus der Maffe des ausſchließlich von der 
Geiftlichfeit erzogenen luzerner Volks, und zunächſt im den Umtrieben des ultramontanen Klerus 
bei einem ſolchen Volke. Die Verfaffung vom 30. Jan. 1831 follte zehn Jahre lang nit ab- 
geändert werden dürfen. Die Zeitftrönuung ward eine rüdläufige. In dem nahen Zürich fiegte 
das fanatijirte (proteftantiihe)Randvolf in dem Straußen-Putſch. Dies verlieh auch den katho— 
lifhen Zeloten Luzerns höhern Muth, wie jodann die Aufhebung der Klöfter in Aargau jie 
reiste und dem Geſchrei über Religiondgefahr allgemeinen Widerhall verſchaffte. 

Schon vor Ablauf der beftimmten zehn Jahre ward Verfaſſungsveränderung verlangt, für 

diesmal aber noch zurücdgewiefen. Sobald die erwähnte Frift abgelaufen war, beſchloß eine 
große Majorität der Bürger jene Verfaſſungsreviſion. Beiden Wahlen zum Verfaſſungsrath 
legte mit. ganz wenigen Ausnahmen die ultramontane Partei, und dad Machwerk, welches fie 
lieferte, erhielt am 1. Mai 1841, bei 23613 Stimmberedhtigten, nicht weniger als 16723 
Stimmen. So fan denn eine VBerfaffung zu Stande, in welcher, um die Religion auf alle Zei: 
ten vor jeder Gefahr zu bewahren, die Staatögewalt vollfländig der Kirchengewalt untergeord- 
net wurde. Das von jeher geübte landesherrliche Placet in geiftlihen Dingen hob man förm= 
lich auf. Für die Aufſicht und Leitung des Erziehungsweſens ſowie alles deflen, was auf die 
Verhältniffe zwiſchen Staat und Kirche Bezug bat, wurde eine eigene Behörde von neun Mit— 
gliedern aufgeftellt,, in welcher vier Geiftlihe und zwar von dem Klerus ohne alles Zuthun der 
Staatöbehörden gemäblt, figen mußten. Den fünftigen Mitgliedern ded Großen Raths wurde 
ein Kircheneid vorgejchrieben. Der Artikel über die Prepfreiheit erhielt eine beichränfende 
Baffung, und ven Magiftratöperfonen wurde, was die Gonftitution vom Jahre 1831 unterfagt 
hatte, wieder geftattet, Titel, Orden und Benfionen von fremden Staaten anzunehmen. Ebenſo 
wurde dad Verbot der Militärcapitulationen mit auswärtigen Staaten, das in der frühern 
Staatöverfaflung enthalten geweſen, entfernt. Als die neue Verfaffung angenommen war, 
ſchickte man dielelbe jogar dem Papft nad Rom zur Einficht und bat um jeinen Segen. Der 
Heilige Bater antwortete zwar anerfennend, indeg — noch nicht vollfommen befriedigt. Es jei 
immerhin einiges in diefer Verfaffung, was mit jener vollen und durchaus freien Gewalt, weldhe 
die Kirche zur Verwaltung ihrer geiftlichen Angelegenbeiten von ihrem göttlihen Stifter empfan- 
gen habe, keineswegs ſich vereinigen laſſe. Doch ſprach der Heilige Vater den Gläubigen feine 
beiten Hoffnungen auf weitere Finräumungen auf, 

Zwei Individuen traten nun im Canton Luzern beionders hervor, Joſeph Leu aus Eberfoll 
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und Konftantin Siegwart (Siegwart: Müller). Der erſte war ein wohlhabender, aber durd: 
aus unwiſſender geiziger Bauer, mit einer gewiffen natürlichen Fähigkeit neben ungemeinem 
Fanatismus. Diefer Perſönlichkeit bedienten fi die Ultramontanen, indem fie feinen fird- 
lichen Eifer und Ehrgeiz anſtachelten. Nicht im Stande, auch nur Eine Zeile richtig zu fehreiben, 
war Leu doch bad rechte Werfzeug zur Bearbeitung ver meift gleich unmiffenden Landbevölkerung 
Der wahre Dämon des Fleinen Freiftaats wurde Siegmwart. Er flammte aus dem Schwarz 
walde; fein Vater haufte in Teffin. Heimatlos, faufte er das Landreiit in Uri. Dann famr 
nad Luzern, erlangte auf Verwendung der Liberalen das Bürgerrecht und wurde ſogar ſchnell 
zum Staatsfchreiber befördert. Nichts befriedigte feine angebliche Freiſinnigkeit, niemand ging 
ihm weit genug. Dod ver Zürich-Putſch brachte ihn zur Bekehrung; fhlau erfannte er, daß 
eine Neactiongzeit begonnen habe. Mit einer Schamlofigkeit ohne gleichen wechjelte er ur: 
plöglich vollftändig die Fahne. 

Durch den Großen Roth wurde der Regierungsrath und der oberfte Gerichtshof mit den 
extremften Parteigängern der neuen Ordnung der Dinge befegt. Die liberalen Männer jaben 
fi beinahe ohne Ausnahme von den Staatdämtern entfernt. Das gleiche unbedingte Aus: 
ſchlußſyſtem fand bei den untergeorpneten Beamten ftatt. In demfelben Geifte zerftörte man 
ſchnell alle freifinnigen Schöpfungen der abgetretenen Regierung, und errichtete dagegen Klö: 
fter und Brüderſchaften. Das feit bereitd mehr denn 40 Jahren aufgehobene NonnenElofter der 
Urfulinerinnen in der Stadt Luzern ftellte man wieder her und übergab ihm die Erziehung der 
weiblihen Jugend. Das Shullehrerfeminar verpflanzte man in das Klofter St. Urban unter 
geiftliche Obhut. Joſeph Leu, der fi allerdings nicht in die Regierung wählen ließ, ward in 
feiner Beſcheidenheit — Erziehungdrath. In die Waifenanftalten wurden Schweftern der gött- 
lihen Vorſehung aus dem Auslande berufen. 

Eine der erften Handlungen ber neuen Regierung beftand darin, die Freiheit der Preſſe zu 
vernichten. ine weit gemaltigere Bewegung als died rief eine andere Angelegenheit, nämlich 
die Berufung der Jefuiten hervor. Schon in einer der erften Sigungen des neuen Großen 
Raths trat Joſeph Leu mit dem Antrag auf, die Jefuiten in das Land zu rufen und ihnen die 
Leitung ded Erziehungswefend zu übergeben. Der Antrag fließ auf eine flarfe Dppofition. 
Selbſt ein bedeutender Theil ded Klerus, ſodann viele Anhänger ver neuen Ordnung der Dinge 
und endlich alle Freifinnigen traten demfelben entgegen. Auch der Regierungsrath erklärte den 
Antrag ald unvereinbar mit der Staatöverfaffung und die Berufung der Jefuiten als eine Vers 
legung derfelben. Die Jefuitenfreunde ihrerfeits ließen alle Minen fpringen. Durd mehrere 
Jahre zog fi der Kampf fort, an welchem die gefanımte Eidgenoffenfchaft ven lebhafteften An- 
theil nahm; er warb immer heftiger und erregter. Der Regierungsrath empfahl zuleigt jelbit, 
was er anfänglich ald eine Verfaffungsverlegung erklärt hatte. Im October 1844 erließ endlich 
der Große Rath ven Beſchluß, daß die Jefuiten in das Rand berufen werben follen. Sofort ler: 
ten die Freifinnigen und mit ihnen viele Gonfervative ein Veto ein. Hätte man demſelben den 
ordentlichen Lauf gelaffen, fo ftand die Berwerfung des Beichluffes in Ausfiht. Won oben herab 
fuchte man aber eine folde um jeden Preis zu verhindern. Durch Anwendung von Mitteln jet: 
Art erlangte man eine wenn au geringe Majorität. Ein Aufftand war die Folge. Am Mor: 
gen des 8. Dec. 1844 vor Anbruch ded Tages brach derſelbe in der Hauptftadt aus. Im einem 
Gefecht, das auf dem Mühlenplage fih entipann und mobei mehrere Berfonen theils törlis, 
theils Teichter verwundet wurden, behielten die Regierungdtruppen die Oberhand. Zu gleihe 
Zeit zogen vom Lande ber bewaffnete Scharen gegen die Stadt. Bei denfelben befand ih ein: 
bedeutende Anzahl Aargauer. Aud von Solothurn und Bafel:Land waren Haufen im Anzug 
Auf dem Enmenfelde, eine halbe Stunde von Luzern, Fam es zwifchen Regierungätruppen un 
den berbeigezogenen Scharen zu einem Gefecht, bei weldhem auf feiten der erftern 5 Mann ge: 
tödtet, 20 verwundet und bie Truppen auseinander gefprengt wurden. Deflenungeadhtet traten 
die Freifcharen, da fie dad Mislingen der Sache in der Stadt bernommten batten, den Rückzug ar 
Das linternehmen war alfo geſcheitert. 

88 begannen nun die Berhaftungen. Alle Kerker füllten fih und bald waren mehrere hun: 
dert gefangen. Eine größere Anzahl Hatte die Flucht ergriffen, vorzüglich i in ben Aargau. Nic 
gegen die Anführer allein, fondern gegen die ganze Maffe wurde ein Procef eingeleitet. Vol 
Sympathie wurden die Flüctlinge i in den benachbarten Gantonen aufgenommen. Groß war hie 
Aufregung allerorten. Die eidgenöffiihe Tagfagung verfammelte fih im Hornung 1845 
außerordentlich, ging aber, ohne zu einem Beſchluſſe zu gelangen, wieder auseinander. Dadurd 
und befonderd weil man in Luzern hartnädig jede Amneftie verweigerte, wurden die luzerneri: 


Luzern 677 


ſchen Flüchtlinge zum Auperften getrieben. Auf ihren Betrieb organiſirten ſich Freiſcharen in 
den Gantonen Aargau, Bern, Solothurn und Baſel-Land, um Luzern zu bezwingen. Die Zahl, 
die dergeftalt ausmarſchirte, beftand aus etwag über 4000 Mann, nämlich gegen 1000 Berner, 
1100 Aargauer, 400 Baſel-Landſchaftern, 300 Solotgurnern und 12— 1500 Iuzerner Flücht⸗ 
lingen. Es waren Männer aus allen Klaffen. Unter ven luzerner Flüchtlingen galt als ver 
Ausgezeihnetfte Dr. Jakob Robert Steiger, ehemaliger Regierungsrath. Die gefammte Mann- 
ſchaft war in zwei Brigaden eingetheilt. Die eine verfammelte ih in Zofingen, Canton Mar: 
gau, geführt von Oberft Rothpleg von Aarau, die andere in Hutwil, Kanton Bern, geführt 
von Major Billot von Aarau. Das Dbercommando war dem Stabshauptmann Ulrih Ochſen— 
bein von Nidau anvertraut. Die Regierung von Luzern hatte acht Bataillone Milizen, und die 
Hülfstruppen von Uri, Schwnz, Unterwalden und Zug fanden fi aufgeboten. In der Nacht 
vom 30. auf den 31.März 1845 erfolgte ver Einzug ber Freifharen in ven Canton Luzern von 
den beiden Sammtelplägen aus. . Sie führten 10 Stück Geſchütz und anfehnlihe Munition mit 
ih. Vormittags 10 Uhr an letztgedachtem Tage vereinigten ji beide Brigaden auf ven Felde 
zu Ettiswil, jehs Stunden von Luzern, marfhirten zufammen, nicht auf der großen Straße 
nad Surfee, wo der Feind jie erwartete, fondern auf einem Nebenwege auf Hellbühl, welcher 
Ort nur noch zwei Stunden von der Stadt Luzern entfernt liegt. Hierher gelangten die Frei— 
Iharen, indem fie die Negierungdtruppen umgangen hatten, ohne auf einen Widerftand zu 
ſtoßen. In Hellbühl trennten fi die beiden Brigaden. Die kleinere unter Billot zog nad} der 
großen Emmenbrüde, die andere nach der ebenfalld über die Emme führenden Eleinern Doren= 
bergbrüde. In der Nähe der großen Emmenbrüde wurde die Brigade Billot’8 von ven Regie: 
rungötruppen, verjtärft durch die im Laufe des Tages eingetroffenen Unter: und Obwaldener, 
mit Rartätfchen und Stugerkugeln empfangen, ſodaß fie eine bedeutende Anzahl Todte und Ver— 
wundete verlor und ſich gegen Hellbühl zurüdzog. Die andere Brigade erzwang bei Dorenberg 
in einem lebhaften Gefechte den Übergang über die Emme, und bei anbrechender Nacht kam 
durch die Littauer Straße herunter die Avantgarde nebſt einem Theil der Artillerie zum Lädeli, 

einem Wirthshauſe, nur nod ungefähr 10 Minuten von der Stadt entfernt. Hier ließ Odjien- 
bein — in ftarfer Verblendung — die Freifharen halt mahen und lagerte ſie rückwärts nad 
Littau hin. Während ver Naht aber rüdten die Truppen von Zug und Uri in die Stabt von 
entgegengejegter Seite ein, und nun ergriff ein panifcher Schreden die Freiſcharen, wenigſtens 
traten fie unbegreiflicherweife ven Rüdzug über Malterd an, wo fie mitten in der Nacht mit den 
Regierungdtruppen in ein mörderiſches Gefecht geriethen, in der Dunkelheit und Verwirrung 
ihre Artillerie verloren und endlich in wilde Flucht ſich auflöften. Die Eolonne in Hellbühl 
trat ebenfalld ven Nüdzug an; glüdliger jedoch ald die andere größere Abtheilung jchlug fie ſich 
janımt ihrer Artillerie durch, nachdem jie noch bei Buttisholz fieghaft gefochten hatte. Einige 
detachirte Compagnien, melde die Höhe des Gütſches und ded Sonnenbergs zunächſt Luzern be— 
ſetzt hielten, wurden abgeſchnitten; am Morgen mit Übermacht angegriffen, ſchlugen ſie ſich 
tapfer mehrere Stunden lang, mußten aber endlich die Flucht ergreifen. Als die Niederlage der 
Freiſcharen entſchieden war, brach der Landſturm, der bisher feig zugeſehen und den Ausgang 
abgewartet hatte, ebenfalls von allen Seiten los. Namenlofe Greuel wurden an den Flüch— 
tigen verübt. Auf feiten der Freifharen blieben über 100 Todte und viele Verwundete. Auf 
jeiten der Regierungdtruppen und ihrer Verbündeten belief fich die Zahl der Tobten auf 12, die— 
jenige der Berwundeten auf 30. Infolge der Erihöpfnng, welche ſich der Freiſcharen durch den 
anftrengenden Marfh und den Mangel an Proviant bemädhtigt hatte, ſodaß viele ermattet zu 
Boden fanfen und nicht weiter fortfommen konnten, wurden einfchließli der Verwundeten, 
nahe an 1800 derjelben gefangen. Die Eantone Bern, Aargau, Solothurn und Baſel löften 
ihre Gefangenen mitteld einer Summe von 350000 Fr. vertragsmäßig aus. Die Luzerner aber 
wurden ihrem Schiefale überlaffen. Über den Leichen ver Erfchlagenen hielten die Jejuiten fofort 
ihren Einzug in Luzern. 

Unter ven Gefangenen befand fi Dr. Jakob Robert Steiger, und er vor allen war be- 
ftimmt, auf dem Blutgerüfl zu enden. Durch fein männliches ſtandhaftes Benehmen im Kerker 
und durd jeine hinreißenden Bertheidigungdreben erwarb er ji die Bewunderung und bie 
Iheilnahme ded In: und Audlandes. In zwei Inflanzen wurde er zum Tode verurtheilt. Eine 
Menge Bittſchriften mit vielen tauſend Unterſchriften von Männern und Frauen um Begnabi- 
gung liefen ein, ein eigener eidgenöſſiſcher Repräfentant, von dem Vorort Zürich abgefendet, 
erſchien in Quzern, um diefelbe zu bewirken. Allein bevor die Entſcheidung erfolgte, gelang es, 
durch Fühne Liſt den politifchen Märtyrer aus dem Kerker zu befreien. Die Gantone Zürich und 
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Bern beeilten ſich, dem Befreiten eine neue Heimat zu ſchenken. Das Todesurtheil wurde in 
effigie vollzogen. 

Jahrelang dauerte die Unterfuhung gegen die übrigen Betheiligten, von denen aber die Be- 
deutendften entfommen waren. Gine Unzahl Strafurtheile, nahe an taufend, wurden gefällt, 
und diejenigen, welde Vermögen bejaßen, deſſelben beraubt, indem einzelne 10:, 12= und 
20000 Fr. zu bezahlen gezwungen wurden. 

Bald nach der glücklich vollbrachten Flucht des Dr. Steiger wurde Rathéherr Leu in feiner 
Wohnung zu Eberfoll mitten in der Nacht in feinem Bette ſchlafend erhoffen. Die herrſchende 
Partei entblövete ſich nicht, jofort ven Mord einem Gomplot ihrer politifchen Gegner zuzu 
fhreiben und vemgemäß zu verfahren. Gin eigener Verhörrichter, Wilhelm Ammann aus dem 
Thurgau, berüchtigt durch feine alle Schranken überfchreitende Brutalität, wurde berufen, um 
einen Proceß einzuleiten. Cine Menge ihrer politiſchen Geſinnung wegen verdächtige Perſonen 
wurben verhaftet, jahrelang eingeferfert und graufam behandelt. Es ſcheute ſich der WVerbör: 
richter Ammann nicht, bei diefer Behandlung den grauenhaften Sag aufzuftellen: „Der Unter: 
fuhungsgefangene müffe.vorab phyſiſch und pſychiſch gebeugt und fo lange gebrüdt werden, bis 
die Liebe zum Leben mit allen feinen Annehmlichkeiten gebrochen ſei.“ 

Als der Mörder Leu's wurde ermittelt und hingerichtet Jakob Müller, ein gemeiner Man, 
welcher aus Rache, da er ald Theilnehmer an dem ftattgehabten Aufftand ind Gefängniß gelegt 
und Öfonomifch ruinirt worben war, das Verbrechen verübt hatte. 

Nun meinte die Jefuitenpartei jiher zu ftehen und alled wagen zu dürfen. Der Gunft 
und ſelbſt der Unterftügung des reactionären Auslanded gewiß, warb ber Sonderbund ge: 
gründet. Der Schultheiß Siegwart (Müller), der UÜberläufer aus dem demofratifchen La: 
ger, entwidelte dabei die größte Thätigkeit. Schon im Januar 1842 hatte er die erften Ein: 
leitungen zur Begründung jenes Bündnifjes getroffen; am 11. Dec. 1845 gelangte daſſelbe 
zum förmlichen Abſchluſſe. Die jih bundesgetreu nennenden fieben Bantone: Luzern, Un, 
Schwyz, Unterwalden, Zug, Breiburg und Wallis, fegten einen mit ausgedehnten Vollmachten 
verjehenen gemeinfamen Kriegdrath nieder. Ohne alle Beranlaffung von feiten der übrigen 
Gantone fanden ausgedehnte Rüftungen flat. Man organifirte die Geſammtſtreitmacht in 
vier Armeedivifionen, ver Große Rath von Luzern eröffnete im October 1846 einen unbeding- 
ten Grebit für Durdführung deſſen, was man ald nöthig für Erhaltung von Rube und Ord— 
nung, Religion und Gantonalfouveränetät bezeichnete. Die Öfterreichifche Negierung unter: 
fügte die Sache durch Lieferung von Waffen und Geld (erit 100000, jpäter nod 50000 &r., 
in Form von unverzinslien Darlehnen, von denen es aber hieß, jie brauchten nie zurüderießt 
zu werben). Auch der König von Sardinien lieferte Waffen unter ven Scheine ded Verkaufs; 
ſelbſt der Herrfcher von Neapel unterftügte die reactionäre Bewegung, indem er Dffiziere aud 
feinen Dienften beurlaubte und nad den Sonvderbunddcantonen fendete; Frankreich verbieh, 
wenn nöthig, geradezu feine Intervention. 

Der Übermuth der Sonderbündler flieg aufs höchſte. Es wurde ein Blan audgearbeikt, 
nach welchen das Gebiet einer Anzahl Schweizercantone wefentlih umgeftaltet , insbeſondete 
Luzern auf Koften ded Aargaus bedeutend vergrößert werben follte. Im ver Sigung ber eib: 
genöſſiſchen Tagfagung vom 19. und 20. Juli 1847 erflärte der luzerniſche Geſandte (State: 
fpreiber Bernhard Meyer) ganz offen: Der Sonderbund habe nicht blos ven Zweck (mie mar 
bis dahin vorgewendet hatte), Breiichareneinfälle abzuhalten, welde nicht mehr zu fürdten 
feien, fonbern fein Ziel fei vielmehr, den bundesrevolutionären Tendenzen jener Partei, welche 
der Schweiz durch Tagfagungsmehrheit ein Einheitsfuftem aufdrängen wollte, entgegenzutreten 
Wollte man den Frieden, fo müffe man nit nur die Frage wegen Einführung der Jeſuiten 
fallen laffen , fondern auch die Klöfter im Aargau wieverherftellen. 

Died war nun freilich fo ziemlich eine Kriegserflärung; 12 Stände und zmei halbe, ſomi 
jedenfalls die verfaflungsmäßig nothwendige Majorität, vereinigten fi zu dem Beſchluſſc, 
der Sonberbund fei aufzulöfen und die Kantone Luzern, Schwyz, Freiburg und Wallis, meld: 
die Jeſuiten bei jich aufgenommen hatten, zu deren Entfernung aufzufordern. 

In Luzern felbft wagte ed ein Mitglied des Großen Raths (Martin Arnold), Unterwerfung 
unter ven Taglagungdbeihluß zu beantragen, um jo mehr, als ja der Sonderbundäverträs 
überhaupt dem Großen Rath des Cantons nicht einmal vorgelegt, noch weniger von ihm ode! 
gar von der Gefammtheit des Volks genehmigt worden, was verfaffungsmäßig zur Gültigkeit 
nothiwendig fei. Mit 74 gegen 7 Stimmen erfolgte Berwerfung dieſes Antrags. Ed entſtand 
nun im ganzen Ganton ein wahres Schredensioftem. Siegwart übte eine unumſchränkte Die- 
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tatur; von den Ranzeln herab, in Beichtſtühlen und vermittelt Wallfahrten ward das Volk zu 
fanatifiren gefucht, überall entfaltete fih das ſchmählichſte Denunciationsweien. Aus frem- 
den Ländern flrömten Abenteuerer herbei, e8 erfolgten große Ausgaben für militärifche Zwecke ; 
der ganze Canton ward in Kriegszuftand erklärt, der Schulobetrich bis auf weitere® gänzlich 
eingeftellt,, vie Hülfe ded Auslandes förmlich angerufen. 

Am 4. Nov. 1847 faßte die Tagfagung den Beſchluß, ihre Verfügung vom 20. Juli wegen 
des Sonderbundes und der Jefuiten mit Waffengewalt zu vollziehen. Am nämlichen Tage und 
ehe man Kenntniß von diefen Decret erlangte, hatten die Sonderbündler den Kampf durd 
einen Ginfall in das tefjiner Gebiet eröffnet. Der Canton Luzern allein hatte übrigen 
8000 Mann gewöhnliche Milizen und 15000 Mann Landſturm aufgeftellt. 

Dod die eidgenöfilichen Cantone entwidelten eine Schlagfertigfeit, wie man nicht erwartete. 
Schon am 14. Nov., alfo blos 10 Tage nach jenem Beſchluß, war Freiburg zur unbebingten 
Unterwerfung gebracht, und nun wälzten ji die Maflen des eidgenöſſiſchen Heeres vorzugs: 
weife gegen Luzern. Der fonderbündlerifhe Kriegsrath in diefer Stadt hatte mittlerweile neuer- 
dings die Dffenfive verfuht. Anfangs gelang der Überfall eines aargauifhen Dorfes am 
10.Nov., dann aber misglüdten die Hauptunternehmen, welche am 12.Nov. in drei Richtungen 
Hin ftattfanden, indem die Eidgenoſſen ihre Angriffe allenthalb zurüdfchlugen. 

Nachdem das eidgenöſſiſche Heer auch den Kanton Zug zur Unterwerfung gebracht, begannen 
am 22. und 23. Nov. die Operationen gegen Ruzern durd ein allgemeines Vorbringen. Es 
ward beſonders bei Honau, Giſlikon und Meierdfappel gefämpft; in diefer Gegend ftand bie 
jonderbündlerifhe Hauptmacht unter vem Obergeneral Salis-Soglio. Allein bier wie im Entli- 
buch unterlagen die Sonderbündler. Am Abend des 23. Nov. fand ſich der größte Theil ihrer 
Streitfräfte, noch ungefähr 20000 Mann ftarf, auf einen Umkreis von etwa zwei Stunden um 
die Stadt Luzern zufammengedrängt. Da entfiel dem Kriegsrath der Muth; indem er jelbft 
ſammt dem luzerner Regierungsrath während ver Nacht auf einem Dampfſchiffe nad Uri ent- 
floh, extheilte er vem Obergeneral die Ermächtigung zur Übergabe der Stadt unter der Wei- 
fung, die Truppen nad den Urcantonen zu führen. Der liberale Stavtrath von Luzern öffnete 
bereitwillig am 24. Nov. den eidgendjfiihen Truppen die Thore. Es fielen einige, indeß im 
ganzen nur wenig bedeutende Exceſſe vor. 

Die vier noch übrigen Sonverbundscantone capitulirten der Reihe nach; zulegt, am 29. Nov., 
Wallis. Blos 25 Tage nah dem Vollziehungsbeſchluſſe der Tagfagung war der Aufftand 
überall niedergeworfen, dank der fteten Kriegöbereitichaft der ſchweizer Milizen. Die den Son: 
derbündlern befreundeten Gabinete hatten ed nicht für möglich gehalten, daß ein Heer, zumal 
von Bürgerfolvaten, in fo kurzer Zeit au nur zur Marſchbereitſchaft gebracht werden könne. 
Sie waren überrafht, indem fie fofort der vollendeten Thatſache gegenüberftanden. Während 
der franzöflfche Gefandte von feiner Regierung die Weifung erhielt, eine Bermittelung zwiſchen 
den eidgendffifhen Behörden und dem fiebenortigen Kriegsrath anzubahnen, exiſtirte der leg: 
tere ſchon nicht mehr, fondern jeine Mitglieder waren auf den einzigen ihnen offen gebliebenen 
Wege durch Wallis nad) dem öfterreihifchen Italien entflohen. 

Nach einigem Bedenken entſchloß fich der Stadtrath von Luzern, unter Beiziehung von zwei 
Bertretern aus jedem andern Amte, die proviforifche Negierung des Gantone zu übernehmen. 
Eine neue Wahl des Großen Raths wurde auf den 11. Dec. angeoronet; die früher wegen poli- 
tiſcher Handlungen ihrer bürgerlichen Rechte verluftig Erflärten erlangten Wiedereinfegung, da— 
gegen erfolgte Ausweifung der Jefuiten. Da die auswärtigen Mächte fi zu einer Interven: 
tion anſchickten, verfuchte eine Anzahl Priefter das Volk aufs neue aufzureizen. Ginen viefer 

Pfarrer fegte feine eigene Gemeinde ab, andere nahm man in Unterfuhung. 

Der neue Große Rath beftand faft durchgängig aus liberalen Männern. Seine Eröffnung 
erfolgte am 16. Dec., und er wählte ven Dr. Robert Steiger zu feinem Präſidenten, fpäter zum 
Schultheiß, und fegte eine Gommifjion zur Vorberathung einer Verfaſſungsreviſion nieder. 

Die Lage der neuen Regierung warb beſonders durd die finanzielle Erſchöpfung, bei ge: 
fteigerten Anforderungen aller Art, ungemein erfhwert. Die Sonderbunddregierung batte 
nämlid ven Staatshaushalt vollftändig zerrüttet, Gelder für Kriegszwecke mitunter wahrhaft 
verfchleudert, dagegen an den nüglicften Dingen in der innern Verwaltung ed fehlen laffen. 
Daß ganze Activvermögen ded Gantons war auf 1,059000 Schweizerfranfen in Gülten und 
O bligationen, 137800 $r. baar und wenige Domänen herabgefunfen ; dagegen follte ver Ganton 
2,454637 Fr. Kriegskoſten an die Eidgenoffenfchaft bezahlen (die fieben Sonderbundscantone 
follten zufammen 5,526639 $r. vergüten), außerdem mußte derfelbe 229000 Fr. erfegen, 
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welche die Sonberbündler von eidgenöffifhen Geldern weggenommen hatten ; überdies ein nor 
der Sonderbundäregierung zu Bafel contrahirtes Anlehen von 105000 Er. decken. Bone 
Kriegdentihädigung follten 433546 Er. fofort bezahlt werben, erft darauf würde die Decupa: 
tion des Cantons aufhören. 

In diefer Bedrängniß befhloß der Große Rath zwei Klöſter (St.-Urban und Rathhauſen) 
aufzuheben, den übrigen vier Klöftern und Stiftern eine Eontribution von 500000 Fr. aufzu⸗ 
legen, ferner ſämmtliches Vermögen der geiftlihen Gorporationen unter Staatdapminiftration 
zu flellen und deren Liegenichaften foweit thunlich zu veräußern. Der vesfallfige Beſchluß wurde 
dem Veto des Volks unterftellt. Es ergab fi eine ftarfe Agitation, zumal die Geiftlichkeit mög- 
lichft dagegen aufftahelte. Inden fonnten von den 26949 ſtimmberechtigten Bürgern doch nur 
11190, ſonach blo8 die Minorität, zur Verwerfungserklärung gebracht werden, wonach das 
Decret jeine Bollziehung erhielt. (Das Klofter St.:Urban warb im Jahre 1850 um 900000 
alte Franken verkauft.) Vorher aber mußten Anlehen zu jehr ungünftigen Bedingungen auf: 
genommen werben. 

Es erhob ſich die Frage wegen gerichtlicher Verfolgung der Urheber des eingetretenen lin: 
glüds. Am 3. Febr. 1848 beihloß der Große Rath, niemand ftrafrechtlich zu verfolgen, mit 
Ausnahme derjenigen, welche jih die Anklage des Kandedverratbö zugezogen; außerdem mur- 
den die Mitglieder ded Negierungsrath3 und verfchiedene andere civilrechtlich haftbar erflärt für 
die durch jie veranlaßten unmittelbaren Grlvverlufte des Staats. 

Die Reviſion ver Verfaſſung von 1841 führte zur Beibehaltung dieſer Urkunde im allge— 
meinen; danach verblieb dem Volke das Recht, im October jedes Jahres eine neue Berfaffungs- 
reviſion zu fordern, und ebenfe das Veto. Dagegen wurden die blos im Intereffe des Ultramen- 
tanismus eingeführten Beftimmungen bejeitigt, namentlich wegen notbwendiger Einwilligung 
der Kirchenbehörden zur Veräußerung von geiftlihen Gütern und Wahl einer Anzahl Priefler 
durch den Klerus in ven Erziehungsrath. Ebenfo ward der Kircheneid abgeſchafft und das Pla- 
cet wiederhergeftellt. Die fonad) abgeänderte Berfaffung erlangte fogar eine pofitive Majorität, 
indem von 17700 Abftimmenden ih 12131 für Annahme erklärten. 

Auch in der gewöhnlichen Gefeggebung entfernte man die ärgften reactionären Auswüchſe. 
Die frühere Verunftaltung des Strafgefegbuhs warb befeitigt, das berüchtigte Procehgeiek 
von 1843 durch das frühere erfegt und das Geſetz über das Erziefungsmefen auf freiinniger 
Grundlage umgeänbdert. 

Ein im Jahre 1852 erlaffenes Gefeg über ven Kosfauf von Zehnten und Bodenzinien (wo⸗ 
durch das Einkommen der Geiftlichfeit allerdings faft auf die Hälfte herabgebracht worden wäre), 
brachte eine Betobewegung hervor, melde (Bebruar 1854) mit Verwerfung ded Geſetzeb envigte. 

Die Regierung des Gantond wurde in gemäßigt liberaler Weiſe durchgeführt, unter großer 
Schonung des vielfach Herrihenden Bigotismus und ver flerifalen Macht. Die übermäßigen 
Anftrengungen ded Gantond unter dem Walten der Neactionäre hatten aber eine beveutende 
Erſchöpfung und zahllofe fonftige Übel zur Folge. Dies zeigte ſich um fo deutlicher, je mehr vie 
liberale Regierung bemüht war, den neugeitlihen Anforderungen an einen cultivirten Staat zu 
entfprechen. So ftieg die Armenfteuer, welde im Jahre 1841 nur 52661 alte Franken betragen 
hatte, bei allerdings weit mehr audgedehnter und beflerer Hülfeleiftung, 1854 auf 8832970 neue 
Sranfen ; nur drei Gemeinden brauchten Feine Armenfteuer zu erheben, in allefandern Orten 
betrug dieſelbe zwifchen 2 und 24 Fr. vom Taufend Vermögen. Aud die Zahl der Verbrechen 
wuchs in erfchredender Ausdehnung. Während 1840 erft auf 1826 Einwohner ein Verbrechen 
kam, traf 1854 (freilich bei beffer durchgeführter Polizei und Juſtiz) eins fhon auf 555. Nidt 
minder nahm die Zahl der unehelihen Geburten zu. Als befonderd bezeihnend muß aber bie 
eingetretene Abnahme der Bevölferung angefehen werden, von der wir im Anfange dieſes Auf: 
ſatzes berichteten. Die Erfhütterung war zu groß gewadhien, um ohne ſolche Nachwirkungen 
vorüberzugehen. 

Indeß hat allmäplich ein neuer, wenn auch langfamer Aufihwung begonnen. Nachdem die 
eidgenöffifhe Bundesverfammlung den Sonderbundscantonen den Reſt ihrer Forderung er: 

laffen hatte, gelang ed vem Großen und Kleinen Rath, das Finanzweſen in befriebigender Weile 
zu ordnen. Der Volkswohlſtand hob fi wieder, und die Zahl der Verbrechen nahm ungemein 
ab; im Jahre 1861 fam eins erft auf 811, im Jahre 1862 eins auf 721 Einwohner. (Die 
Gejammtzahl ver Fälle, im Jahre 1855 auf 364 geftiegen, ging 1861 bis auf 161 berab und 
betrug 1862 181.) 

Als gegen Ende des Jahres 1862 eine Neigung bed Volks zu Verfaflungsrenifionen in 
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einem großen Theil der ſchweizer Cantone erwachte, ſuchte die ultramontane Partei in Luzern 
fofort dieſes Hebeld fi zu bemädtigen. Ginige Misgriffe von Behörden (namentlich zu weit 
gehendes Einfchreiten des Gerichts gegen ein Öffentliches Blatt von Willifau) und Nichtfhonen 
des herrſchenden Bigotismus (Anftellung des Brofefford Eckart am Iuzerner Lyceum) hatten 
ihr vorgearbeitet. Miele Geiſtliche agitirten (ver päpſtliche Nuntius insbefondere foll feine 
Hände nicht für zu heilig gehalten haben, auch eine ſolche weltliche Angelegenheit zu berühren) ; 
die Preffe ward in Bewegung gelegt und zu Surjee eine von angeblih 3000 Bürgern befuchte 
Bolföverfammlung abgehalten. Nun rührten fich aber auch die Kiberalen, fowol in den öffent: 
lihen Blättern ald auf einer gleichfalls veranftalteten und von etwa 10000 Männern bejuchten 
Volksverſammlung. Die Freifinnigen anerfannten die Mängel der beftehenvden Verfaffung und 
ergriffen nun felbft die Initiative zu deren Befeitigung. Total: oder blos Partialvevifion waren 
die beiberjeitigen Schlagworte, Erftere ward von den Ultramontanen, leßtere von den Liberalen 
erftrebt. Bei der Volksabſtimmung erklärten fih 12330 Bürger für Totalreviſion; fie bilde: 
ten inbeffen die Minderheit, indem die Gefammtzahl der Stimmberechtigten 29560 betrug, und 
die Nichtvotirenden, wie herfönmlich, für den Regierungsvorfchlag, alfo eine bloße Partial- 
reviſion, gezählt wurden. 

Bine vom Großen Rath niedergefegte Commiſſion entwarf nun Anträge auf Änderungen 
in der beftehenden Verfaflung. Der Große Rath beſchloß über diefelbe in zweimaliger Lefung 
(Ianuar und März 1863). Die Hauptergebniffe find folgende: Wegen Preßvergehen darf 
feine Unterfuhungshaft mehr verhängt werben, ausgenommen wenn es ſich um ein eigentliches 
Berbrechen handelt. Keine Anftellung im Staatsdienft darf auf Lebenszeit erfolgen, auch im 
Lehrfache nicht. Alle vier Jahre findet eine Integralerneuerung nit nur bei ven Gantonalz, 
ſondern auch bei ven Bezirks- und Gemeindebehörben ftatt. Die Befoldungen werden jedesmal 
für die Zeit ſolcher Amtsdauer und zwar vor der Wahl feftgefegt, und Fönnen während ber be- 
treffenden vier Jahre nicht erhöht werken. ine allgemeine Volksabſtimmung über Ver— 
jaffungsrevifion muß fattfinden, wenn 5000 flimmfähige Bürger mit beglaubigter Namens- 
unterſchrift jie fordern. Ebenſo ift eine Volksabſtimmung (Veto) über Gefege und Stantöver- 
träge vorzunehmen, wenn die angegebene Bürgerzahl binnen 30 Tagen nad) Bekanntmachung 
jener Actenflüde jolde fordert. (Dabei ward feitgehalten an dem Grundfage, daß die Nicht: 
abflimmenden für das Fortbeftehen der Verfaſſung refp. die Gültigkeit der Großrathsbeſchlüſſe 
gezählt werden, weil, mer nichtd dagegen einwende, ald zuflimmend zu betrachten jei.) Von 
der Wahl in ven Großen Rath find diejenigen Beamten ausgeſchloſſen, welche durch ven Regie— 
rungsrath angejtellt oder von der Regierung mit firer Bejoldung in die Commiſſionen zur Prü— 
fung der Staatöverwaltung und der Staatsrechnungen ernannt find; alle übrigen können ge= 
wählt werben (ein glücklicher Mittelweg zwiſchen dem volfftändigen Ausſchluß der Beamten und 
der Möglichkeit einer Seflelgarantie). In den eidgenöffifhen National= und ebenfo in ven 
Stänberath darf nie mehr als je Ein Mitglied ded Regierungsraths gewählt werben. Handels— 
und Gewerbefreiheit find im Grundfage anerkannt. Befeitigt wurde die Beflimmung, daß 
nur ftimmfähig fei, wer einer der in der Eidgenoſſenſchaft anerkannten hriftlihen Confeſſtonen 
angehöre, Leider erfolgte diefe Abfhaffung einer ungemeinen Beihränfung nit aus innerm, 
fondern aud dem äußern Grunde, dag fonft der Bund im Hinblick auf die den ſchweizeriſchen 
Juden zuftehenden Rechte einjchreiten würde. Bezüglich der Bedingungen zur Erlangung des 
Gantondbürgerrehts ift dad Specialgefeg noch nicht aufgehoben, welches nur Katholiken zuläßt. 
Ebenso hielt man an einem Genfus feft für die Wählbarfeit in ven Großen Nath (3000 Fr.. 
Vermögen). Die Berfaffungsberatgung ſchloß etwas feltiam mit Herabfegung des Salzpreifes 
von 10 auf 8 Rappen. 

Der Große Rath nahm ſchließlich mit allen gegen Eine Stimme die in folder Weife umge— 
ftaltete Berfaflung an. Am 29. März erfolgte die allgemeine Bürgerabftimmung darüber, und 
zwar ergaben ji 13448 annehmende und nur 464 verwerfende Stinnmen. Da die Annahme 
von vornherein gewiß war, fo hatte ſich nicht ganz die Hälfte dev Stimmberehtigten (im ganzen 
etwas über 29000) an der Abftimmung betheiligt. 

Die große Einigkeit, welche fi) bei Annahme ver Verfaſſung fund gab, herrſchte indeß kei— 
neswegs, als es ih um die Wahl des neuen Großen Raths handelte. Am 3. Mai erfolgte die 
Abftimmung, und dabei gab es heftige Kämpfe zwiſchen den Liberalen und den Eonjervativen, 
reſp. Ultramontanen. Die erflern fiegten vollftändig. Mit Einrehnung der Ergänzungswahlen 
gehörten von den 100 Abgeordneten des Raths nit weniger ald 60 ihrer, blos 40 der gegne= 
riſchen Partei an, 
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Berfaflungsgemäß hatte ver Große Math, ehe er die Wahl der obern Beamten vornukm, 
deren Bejoldung feitzuftellen. Die ver Oberrichter wurde von den bisherigen 2000 auf 2200%. 
erhöht, dagegen eine Befoldungserhöhung der Regierungsräthe von 2800 auf 3000 Fr. ab: 
gelehnt. Man will bei vem Grundfage verharren, daß ein Öffentlihes Amt feine eigentliche Ein: 
fommendquelle bilde, fondern nur einige Entfhäpigung für anderwärts entgangenen Berbienf 
gewähre. Die Wahlen jelbft fielen ſowol bezüglich der Regierung als des Obergerichts weiet: 
lich auf bisherige freifinnige Mitglieder, doch ſchloß man die Gonfervativen nit ganz aus. Es 
fteht nun zu hoffen, daß in Luzern, dem bedeutendſten der fatholifhen Gantone, das freie Elr- 
ment aud in firhlihen Dingen, und befonders im Schulmefen, dauernd fich befeflige und ent: 
widele. G. F. Kolb. 


M. 


Macchiavelli. Kein politiſcher Schriftſteller hat heftigere Angriffe erfahren und bered— 
tere Vertheidiger gefunden als M. Seine natürliche Befähigung, fein Wig, der Glanz feiner 
Darftellung, feine Kenntniffe und Welterfahrung find nie beftritten worden, aber dies erhöht 
in den Augen feiner Oegner nur feine Schuld, Grundfäge aufgeftellt zu haben, die das Gemuͤth 
des graufamften und verfchmißteften Barbaren empdren fönnten. Wie nıan aus Robespierre's 
Jugendleben eine Reihe von Verbrechen gemadt hat, um ded Mannes ungebeuere Blutſchuld 
zu erklären, fo hat man M. zu einem moralifhen Ungeheuer geftempelt, um die nackte Abſcheu— 
lichkeit ded von ihm als ftaatdmäannifche Weisheit empfohlenen Syſtems begreiflich zu finden. 
Auf der andern Seite ift ein großer Schriftfteller ſtets ficher, geſchickte Fürfprecher zu finden, 
deren Bewunderung fie blind oder wenigftend höchſt nachſichtsvoll gegen die Schwäden und 
Derfehrtheiten ihres Lieblingsautord macht. Auch ijt trog der überreichen Riteratur der Streit 
über M. zu feinem endgültigen Nefultat gelangt. Aber es ift möglich, aus feiner Lebene: 
geihihte, aus feinen Werken und aus den Umriſſen der Zeitperiove, in der er lebte, ein Bild 
zufammenzuftellen, aus dem der Charakter ded Mannes, die Grundfäge, die ibn leiteten, der 
Werth und die Bedeutung feiner Schriften erfennbar werden. 

Nicole M. wurde 1469 zu Florenz geboren, alfo zu einer Zeit, als feine Vaterſtadt unter 
den Mediceern ven höchſten Gipfel ihres Anfehens erreicht hatte, Er flanımte auß einer edeln 
Bamilie, deren Mitglieder früher die höchſten Staatsämter befleivet hatten, die aber verarmt 
war. Sein Bater, Bernardo, war Rechtsgelehrter und Schagmeifter ver Mark Ancona, feine 
Mutter wird als hochgebildet, geiftreih, ven Wiſſenſchaften zugethan und ald Dichterin geſchil⸗ 
dert. Über jeine jugendlichen Studien geben uns nur feine Werke Aufſchluß, die namentlid 
durch eine ausgedehnte Kenntniß der Alten feine Neigungen beurfunden. Doc wurbe er dieſen 
Studien, ohne ihnen jemald ganz untreu zu werben, noch im Sünglingsalter entriffen. Denn 
zwei Jahre nad) ver 1492 erfolgten Vertreibung der Mediceer ward er in den Staatsdienſt der 
Republik eingeführt, wo er ald Gancelliere unter dem gelehrten Staatsmann Marcello pi Bir: 
gilio Adriani arbeitete, ver ihm von Jugend an ein väterlicher Freund geweien war. Nah Ber: 
waltung mehrerer Amter erhob ihn nad) wenigen Jahren (1499) das Vertrauen feiner Mi: 
bürger zu dem wichtigen und ſchwierigen Poſten eines Staatsfecrerärs, welche Stellung er bid 
zur Rückkehr der Mediceer und dem Untergange des Freiftaat# (1513) befleivete. Das waren 
die glüdlichften Jahre feines Kebens, hier fand er vollauf Gelegenheit, die Schärfe feines Ber: 
ftandes und feiner Beobachtungsgabe, feine Gewandtheit im Umgange und feine Geſchidlichlei 
in ber Leitung der Gemüther der Menſchen in das hellſte Licht zu flellen. Auch fanden feine 
außerorbentlichen Fähigkeiten von ven an der Spige der Nepublif ftehenden Männern vollftän: 
dige Anerkennung. Es waren gefahrvolle Zeiten. Italien war unter ſich uneinig und von auf: 
wärtigen Feinden bedroht, die Menge der Meinen Fürften Italiens lag miteinander und mi 
den Städten in beftändiger Fehde, und mächtigen Herrfchern jenfeit der Alpen gelüftete es nah 
den Schägen der reihen Halbinfel. Kein Staat ſchwebte in größerer Gefahr als eine Republile 
die vor kurzem erſt ihr Herrſcherhaus vertrieben hatte, und fein Poften war bedeutungsvoller 
ald der eines Geſandten. Mehr als zwanzig verfhiedene Sendungen unter ben ſchwierlgſten Ver⸗ 
Hältniffen wurden M. anvertraut, darunter vier an den franzöfifchen Hof, zwei an ben Pap, 
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ferner die an den Kaiſer Marimilian und die an den mächtigen Herzog von Valentinois, Cäfar 
Borgia. Alle nahm er mit Selbflvertrauen auf ſich und aller erledigte er fich mit der Gefhid: 
lichkeit eines vollendeten Staatsmanns. Auch beihränkte fich feine Thätigkeit nicht auf blos 
diplomatifche Verhandlungen. Man hatte fo viel Zutrauen zu feiner Ginfiht, daß man bei 
organifchen Umgeftaltungen, namentlich bei militärifchen Organifationen , bei der Ginführung 
der von ihm ftatt der Sölplinge dringend vorgefhlagenen Nationalmiliz, aud der ein italieni- 
ſches Nationalheer erwachſen ſollte, wiederholt feine Mitwirkung in Anſpruch nahm. Aus die- 
fer glücklichen Periode ſtammen jeine Geſandtſchaftsberichte, Mufter von diplomatiſchen De— 
peſchen, in denen ſich die feinſte Beobachtung mit der trefflichſten Schilderung der Völker und 
der hervorragenden Perſönlichkeiten verbindet. Für nie Geſchichte jener Zeit ſind dieſe Berichte 
Dorumente von höchſter Wichtigkeit. 

Als die Mediceer mit Hülfe der fremden Eroberer, welche Italien jahrelang verwüſtet 
hatten, zurücfgefehrt waren, fiel M. mit den übrigen Häuptern der Verwaltung. Der glühende 
Republikaner war dem wiedergefehrten Herrſcherſtamm doppelt verbaßt; einer Verſchwörung 
angeklagt, wurde er in ven Kerfer geworfen und auf die Folter gefpannt. Nach feiner Frei: 
laſſung lebte er mit feiner Frau und feinen Kindern auf einem Landgütchen in einer, wenn aud) 
nicht ärmliden, doch jehr befcheidenen Lage. Nie ertrug ein Staatsmann feine Entfernung aus 
dem Staatödienfte mit größerer Ungeduld als M. Er mar noch im rüftigften Mannesalter, auf 
dem Gebiete ver Politik war er fich feiner Kraft bewußt, jeine Sehnſucht, bier wieder eine Rolle 
zu fpielen, wuchs von Tage zu Tage. Er ſuchte Befriedigung in Zerftreuungen, die feiner un: 
würdig waren, dann machte ihn die Muße zum Schriftfteller und hat fo feinem Namen eine 
Berühmtheit verliehen, wie fle Feine noch fo glänzenden Refultate auf dem Gebiete der ſtaats— 
männifchen Wirkfamfeit gebracht haben würde. Damals fchrieb er fein befanntes Buch „Der 
Fürſt“ (‚Il principe‘‘), welches er dem jungen Lorenzo von Medici widmete, und weldes, 
wie er jeinem Freunde Bettori in einem Schreiben vom 10. Dec. 1513 eingefland, zugleich 
den Zwei hatte, ihn in den Staatsdienſt zurüdzuführen. Die gehoffte Wirkung blieb aus, 
und M. feste fein früheres Leben und feine fchriftftellerifchen Arbeiten fort. Es folgten feine 
Erörterungen („Discorsi“) über die erfte Dekade ved Livius, fernerfeine „Sieben Bücher über 
die Kriegskunſt“; dann auf Veranlaflung des Vapftes Clemens VII. die „Neun Bücher floren: 
tiniſcher Geſchichte“. Unter feinen Fleinern bijtorifchen und politiſchen Schriften ift die befann= 
tefte dad „‚Xeben des Gaftruccio Gaftracani”. Daneben befigen wir eine Fleine hübſch erzählte 
Novelle, „Belphlegor“, ferner Luftfpiele, Satiren und andere Poeſien, endlich eine Reihe zum 
Theil erſt in neuerer Zeit herausgegebener Briefe. 

In dieſer gänzlihen Zurücgezogenheit verblieb M. bis zu dem ſechs Jahre fpäter erfolgten 
Tode Lorenzo's von Medici. Die Bewogenheit zweier anderer Mediceer, ver Päpſte Leo X. und 
Glemens VII. verjhaffte ihm allmählich wieder einigen Antheil an den öffentlihen Geſchäften 
und die Rückkehr nad Florenz. Aber das Vertrauen feiner Mitbürger war von ihm gewichen. 
Es ſcheint ausgemacht, daß diefen das Buhlen nad der Gunſt des Lorenzo und namentlich die 
Widmung ded Buchs „Der Fürſt“ weit mehr misfallen hatte ald der Inhalt des Werks. Eine 
irgend hervorragende Stellung erlangte er nie wieder, und als im Beginn des Jahreö 1527 
Blorenz durd abermalige Vertreibung der Mediceer auf kurze Zeit feine Befreiung wieder: 
errungen hatte, erfuhr er jo mannichfache Kränfungen und Zurüdjegungen, daß dem Mig- 
mutbe darüber fein am 22. Juni deffelben Jahres erfolgter Tod zugefchrieben wird. 

Der fittlihe Charakter des M. ftand zwar nicht niepriger als der der übergroßen Zahl ver 
Bolitiker feiner Zeit, aber er erhob fich auch wenig, wenn überall, über das allgemeine Niveau. 
In jeder Periode hat ed Männer gegeben, welche Unglück mit Würde zu tragen wußten. M. 
verftand ed nicht. Gr fehnte jich, wie er felbft geftebt, nicht nur nach Thätigkeit zurück, ſondern 
auch nad; dem Aufwande, an ven er gewöhnt fei und ohne den er nicht leben könne. Seine 
ungezügelten Liebſchaften erregten fogar in jener Zeit Anſtoß. In feinem Teſtament fegte er 
nicht nur feine gegenwärtigen, fondern auch feine zufünftigen unehelichen Kinder mit den legi— 
timen zu gleichen Theilen als Erben ein. Seine Leidenfhaften waren niedrig und leihtfertig. 
In feiner Berbannung verbrachte er, wie er in dem obenerwähnten Briefe an Vettori ſchreibt, 
die Nachmittage in Geſellſchaft eines Wirths, eines Fleifchers, eines Müller und zweier Ziegel: 
brenner mit Grica: und Trictarfpiel zu. Dadurch ſuche er feinen Geift vor den Rofte zu bewah⸗ 
ten und fi an der Tücke des Schickſals zu rächen, indem er ſich von ihm willig auf diefen Weg 
werfen laffe, um zu feben, ob es ſich nicht deſſen ſchäme. Doch verließ ihn fein edlerer Geiſt nicht. 
Denn abends zieht er jih auf fein Zimmer zurück, legt fein ländliches Kleid voll Schmuz ab, zieht 
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ſein Amtskleid an und erſcheint dann anſtändig gekleidet an den Höfen der alten Menſchen, mit 
denen er redet und fie nach dem Grunde ihrer Handlungsweiſe fragt. Dieſen Stunden verdan— 
fen wir jene Arbeiten, die feinen Namen unfterbli gemadt haben. Nach unerlaubtem Gewinn 
ſcheint er nicht geftrebt zu haben, und feine Billigung der entjeglihen Handlungen eines Gäjar 
Borgia ift jedenfalls aus Falter ſtaatsmänniſcher Berehnung, nicht aus natürliher Graujamteit 
entjprungen. 

Um über den Staatdmann M. ein fiheres Urtheil fällen zu fönnen, ift ed unumgäng: 
li nothwendig, auf die politiihen Verhältniffe Rüdjicht zu nehmen, unter denen er lebte. 
Wenn die Schriften irgendeined Mannes das Gepräge feiner Zeit an fi tragen, jo ſind ed di 
des M. Und jein Leben und ftaatsmännijches Wirken fiel in eine Zeit, die wol geeignet war, 
den Handlungen und Schriften der Diplomaten einen Stempel aufzudrüden, der abwechſelnd 
unfere Bewunderung und unfern Abjcheu erregt. 

Das Mittelalter mit feiner Hierarchie, feiner Kaiſermacht und feinem feudaliftiihen Staa: 
tenfoftem war vorübergegangen, aber die neue Zeit war noch nicht hereingebrodhen. Die könig— 
liche und fürftlihe Gewalt Hatte die Macht der Fleinen Barone gebrochen, aber noch nicht ver: 
nichtet, in allen Ländern regte ſich noch der trogige Unabhängigkeitöfinn der gedemüthigten ge: 
ringern Lehnsträger, die Gejellfhaft lag unter fi im Kriege, Gewaltthätigfeit und Raubjudt 
hatten fi überall der Gemüther bemächtigt und durch die Gewohnheit ihre erniedrigenden 
Eigenjaften verloren. In Deutſchland Hatten eine Reihe aufeinander folgende Landfrieden 
und endlid der ewige Landfriede von 1495 den Räubereien und der Fehdeſucht der Nitter niät 
Einhalt zu thun vermocht; England blutete no an den Wunden, die ihm die Kriege der Roſen 
geihlagen; in Frankreich Hatte vie föniglide Gewalt durd Ludwig XI. die größten For: 
jhritte gemacht, aber noch befanden ſich auf feinem Boden eine Menge von kleinen Souveräne: 
täten, und wenn auch die Provinzen ihre Dynaftien verloren hatten, jo waren jie doch durch 
gegenjeitige Eiferjucht und durch die Verfchiedenheit der Sprache und des Rechts getrennt; in 
Spanien hatte Ferdinand der Katholifhe die Hierardie gedemüthigt; die Macht der Granden 
und die Selbftändigfeit ver Städte zu brechen blieb feinen Nachfolgern vorbehalten. Kein Land 
aber war burd innere Spaltungen jo zerriffen als Italien, und keins litt graufamer durd die 
Einmiſchung der Fremden, melde verblendete Eiferfucht herbeigerufen hatte. Aus den lombar: 
diihen Städten war der reine Bürgerfinn, der fo oft den Sieg über die heldenmüthigen Hoben- 
ftaufen davongetragen hatte, verfchwunden ; Venedig wurde durch die Ligue von Gambray in 
den Staub getreten, Rom hatte in rajcher Aufeinanverfolge eine Reihe ver ſchlechteſten Päpite 
gefehen, die je ven Heiligen Stuhl entweiht haben, am Hofe des Oberpriefters der Chriſtenheit 
redete man über die Mofterien des Glaubens nur mit Spott. 

Allerdings fündigten ſich unter vieler allgemeinen Auflöfung und Fäulniß die Keime eined 
neuen Zebend an. Lange vor Luther war der Ruf nad) einer Reform der Kirche an Haupt und 
Gliedern laut geworden, und während in allen Rändern die Oppofition gegen die mittelalterlide 
Hierarchie und den neuern Unglauben, unterftügt von den, durd die Eroberung von Konftan: 
tinopel geförderten Wiederaufblühen der Wiſſenſchaften, im ftillen ihre Kräfte jammelte, um 
die große geiftige Schladt der Reformation zu ſchlagen, fuchten helljehende Staat smänner aut 
den untergehenden Beudalftaaten durd Einigung der nationalen Elemente ein einiges Italien 
zu ihaffen, und die Vaterlandsliebe des M. nahm dahin zielende Plane mit Begeifterung auf. 
Aber es ift einleuchtend, dag ein folder Zuftand der Öffentlihen Verhältniffe einem von Natur 
mehr ſcharf ald weit jehenden Geifte, welder, ehe er noch zur völligen Reife gelangt war, jein: 
> Kraft den innern Parteifämpfen zuwendete, eine ganz eigenthümlihe Richtung geben 
mußte, 

Und mit welchen Waffen wurden zu jener Zeit die politiihen Kämpfe ausgefochten! Da: 
Streben der Könige, die Herrſchaft der vielen Eleinen Tyrannen zu brechen und ſtatt der toben 
Willkür eine gefegmäßige Ordnung über ihr ganzes Neich einzuführen, war an jich durdant 
lobenswerth. Allein da jie zu ſchwach waren, der vereinten Macht ihrer Vaſallen Wiverftan? 
zu leiften, nahmen fie zu jeder Art von Hinterlift und Gewaltthätigfeit ihre Zufludt, um die 
Bündniffe zu trennen, und während jie die fauftrechtlihe Feubalariftofratie zerftörten, hatten 
jie weit weniger dad Wohl der Völker als vielmehr ihre eigene unumfchränfte Gewalt im Ange. 
Die untervrüdten Vaſallen verfuhten ihre frühere Unabhängigfeit wiederzuerringen um 
waren naturgemäß auf die Waffe des Schwachen, auf Lift und geheime Anihläge hingemieien. 
Dieje Kämpfe füllen neben der großen Kirhenipaltung ven Übergang des Mittelalters in de 
neue Zeit, und die Art, wie fie geführt, die Mittel, welche namentlich in Italien, dem zerrijen: 
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ſten unter den Ländern Europas, angewandt wurden, hatten in dieſer Ausdehnung in der Ge— 
ſchichte kein Beiſpiel gehabt. Längſt ſchon hatten die thätigen, reichen, den Künſten des Friedens 
geneigten Bürger der blühenden Städte Oberitaliens aufgehört, am Waffenhandwerke Ge— 
ſchmack zu finden. Ihre Kriege wurden durch Söldlinge geführt, melde, ohne alles Intereſſe 
für die Sache, die fie gerade verfochten, und ohne Feindſchaft gegen diejenigen, denen fie zufällig 
gegenüberftanden, ihren Privatvortheil, wie es am beften ging, und indem fie ſich möglichft wenig 
Gefahren ausfegten, verfolgten. Daher ver feltiame Charakter der Feldzüge jener Periode. 
Hin: und Hermärſche, langwierige Belagerungen, unblutige Schlachten, alles dies mit großen 
Koften für die friegführenden Städte und mit unfaglihem Elend für das flade Land, aber mit 
fehr wenig perfönlicher Gefahr für ven Soldaten, bilden die Hauptkennzeichen der italtenifchen 
Kriege im Ausgange ded 14. und Anfange des 15. Jahrhunderts. In allen andern Ländern 
war damals noch der Staatsmann, fofern er nicht Priefter war, regelmäßig zugleich Krieger 
und Feldherr, und felbft das priefterliche Gewand wurde zuweilen mit dem Harniſch vertauſcht. 
Der italienifhe Staatdmann hatte von der rohen kriegeriſchen Kraft eine geringe Meinung, 
fein Ehrgeiz ftrebte einem ganz andern Ziele zu, feine ganze Thätigkeit war darauf gerichtet, 
durd diplomatische Verhandlungen, durch Überredung, Schmeichelei, Verftellung, Betrug Siege 
zu erringen. Auch Gemwaltthätigfeiten heut er nicht, aber warum follte er den offenen Weg 
eined Angriffs auf einen gerüfteten Feind einfhlagen, wenn er ihn durch Lift in die Schlinge 
locken und ſich jo feiner ohne Gefahr für ſich ſelbſt entlevigen konnte? In einer Zeit, wo die Lei— 
denſchaften und Lafter ver Lehnzeiten noch fortvauerten, aber die durch Reichthum erzeugte Ver: 
feinerung und Uppigfeit den Geſchmack am Kriege hatten verloren gehen laffen, in einer Zeit 
ferner, wo die Städte mit dem Adel, beide mit emporftrebenden Fürften verfeindet waren, und 
der Haupterfolg wefentlih von dem geſchickten Schließen und Zertrennen von Bündniſſen ab- 
hing, war ed begreiflih, daß Grundſätze zur Geltung kamen, nad) welchen jeved Mittel gerecht: 
fertigt ift, fofern ed nur zum Ziele führt, und welde, dauernd verfolgt, nach den ewigen Gefegen 
der Weltordnung, jeden Staat mit Nothwendigkeit ind Verderben ſtürzen müffen. Die Iegtere 
Wahrheit war bei den im erften Keime begriffenen Staaten ter Neuzeit nirgends erkannt, überall 
herrſchte nur ein Ringen um den nächſten Erfolg, und nichts war natürlicher, als daß eine fo 
ganz auf die ſtaatsmänniſche Praris angelegte Natur wie die des M., im beftändigen Kampfe 
mit gewwiffenlofen Gegnern, jene Grundfäge vollftändig in fih aufnahm. Er war nicht der Gr: 
finder verjelben, er war nicht der erfte, der fie anwandte, aber er hat fie in lichtvollerer und prä= 
eiferer Weife ausgeſprochen als irgendjemand vor oder nah ihm, und dies allein hat feinem 
Namen jene fprihmwörtlidhe, nicht beneidenswerthe Berühmtheit gebradht. 

Man hat verfuht, M.'s politiihe Meinungen in ein gefehloffenes Syſtem zu bringen. Die 
Unmöglichkeit des Gelingens eines folden Verſuchs leuchtet bei der oberflächlichſten Betrachtung 
feiner Werke ein. Er war von Natur fein Syftematifer, und feine politifhe Thätigkeit mußte 
ihn vollends davon abbringen, ein Syſtem aufftellen zu wollen. Wenn man bei ihm von einem 
leitenden Grundfag ſprechen wollte, jo müßte es der fein, jedesmal nad Umſtänden das geeig- 
nete Mittel anzuwenden, welches den Erfolg fichere, fletd ein guted zu wählen, wo ein foldes 
zum Ziele führt, aber unbedenklich zum fhlechteften zu greifen, two außerdem der Erfolg zweifel: 
Haft fei. Seine offen ausgeſprochene Maxime Hinfichtlih der Moral geht dahin, daß man ſorg— 
fältig diejenigen after vermeiden müfle, die Nachtheil bringen, daß man ſich aber in denjenigen, 
welche ohne Gefahr ausgeübt werden können, ſchon eher gehen laffen könne, wenn man feine 
Leidenschaften nicht ganz zu beherrſchen und ihnen nur rechtzeitig, ehe noch Gefahr drohe, einen 
Zügel anzulegen im Stande fei. Bei aller Verwerflichkeit folder und ähnlicher Anfprüche, die 
ſich oft wiederholen, blickt in feinen Werfen fein edlerer Geift gelegentlih immer wieder hin— 
durch. Er fieht wenig im Menfchen, was nicht verabfheuungswürdig wäre, und in feiner ſtets 
wiederkehrenden Überzeugung von der allgemeinen Verderbniß empfiehlt er, Schurferei gegen 
Schurkerei aufzuftellen, aber er weiß auch, daß Fein Zeitalter hoher, edler, patriotifcher Charak— 
tere ganz entbehrt. Das Ziel, an dem feine eigene Seele hing, die Herftellung der Einheit, 
Würde und Unabhängigkeit Italiens, belebte ſchon damals die Bruft von Taufenden feiner 
Landsleute. Aus der Muthlofigkeit, mit der er auf die Zuftände feines Vaterlandes blickt, kehrt 
er jedesmal wieber zu [hönern politifhen Hoffnungen zurüd, und hieraus erflärt ſich der felt- 
fame Widerſpruch in feinen Urtheilen über Handlungen hochherziger Selbftaufopferung in 
SIntereffe des Baterlandes und über Handlungen beimtüdifher Graufamfeit im eigenen In— 
tereffe, von denen er die erftern mit Begeifterung preift, die Ießtern vollfonımen rechtfertigt und 
billigt, zumeilen fogar bewundert. 
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Es ſcheint, daß ein Charakter wie der des M. in beſonderer Weiſe der Leitung veligiöfer 
Grundfäge bedarf, um nicht zum Materialismus hingeführt zu werden, aber M. war weit int⸗ 
fernt, von jenem erhabenen Blaubendfeuer befeelt zu fein, wie er in den Reformern feines Jar: 
hunderts glühte. Er jpricht allerdings mit Achtung und Ehrfurdt von den Lehren des Ebri- 
ſtenthums und meint, daß die Staaten einiger und glüdlicher fein würden, wenn ihre Herrſchet 
ich mehr nad) ven Lehren des göttlichen Stifter der hriftlichen Neligion gerichtet hätten („Dis- 
corsi’, 1, 12). Aber dabei ift feine Anihauungsweife fo durchaus weltlih, und es entgeht ihm 
fo ſehr alles tiefere veligiöfe Verſtändniß, daß er ed dem Chriftenthum, welches freilich ven Weg 
zum wahren Ruhme zeige, aber dvemzufolgedie Liebe zum weltlichen Ruhme erſticke, zujchreikt, 
daß die Völker feiner Zeit weniger freiheitsliebend und weniger tapfer ſeien als die alten Heiben 
(„Discorsi‘, 11, 2). Er gibt das Walten derBorjehung zu, allein die Menſchen haben jich, ohne 
deren Plane ergründen zu wollen, damit zu begnügen, das Zweckmäßige zu thun und das 
Ubrige vom Schickſal zu erwarten, das jie wol unterftügen, dem fie aber nicht widerſtreben 
fünnen („Discorsi‘, 11, 29). Der praftifhe Staatsmann erblidt nur dann einen Hauptvortheil 
in der Religion, wenn fie politiſche Zwede unterflügt. Hier kann aud eine falfche Religion 
von wefentlihen Nugen fein, wie die ded Numa für vie Römer war, und auch der Aberglaube 
darf nicht unberüdjichtigt bleiben, weil ev dazu beitragen fann, die Ehrfurdt und die Treue ver 
untern Volksklaſſen gegen die Regierung aufrecht zu erhalten („‚Discorsi’, I, 11, 12). 

Zum Theil hat ohne Zweifel in diefem Verlangen, daß auch die religiöfen Empfindungen 
der Völfer zum Wohle des Staats benutzt werden follen, das uͤbelwollen feinen Grund, mit 
welchem M. den ganzen Bau der Hierarchie der römischen Kirche betrachtet. Er erblidte die 
Träger derjelben allerdings in dem Zuftande ver äußerften Verdorbenheit, allein feine Sprade 
wird noch bitterer, wenn er die Päpſte und ihre weltlihe Macht ald die Hauptveranlaffung für 
das, durch die fremden Kriegsvölfer über das Land gebrachte Elend und ald dad Hauptbindernig 
der Einheit Italiens ſchildert. „Durch die Schuld unjerer Kirche und unſerer Prieſter“, jagt 
er in ben „Discorsi’ (I, 12), „wurden wir Italiener irreligiös und ſchlecht, und fie veranlaften 

dabei einen noch größern Misftand, der die Urſache unſers Verderbens ift, den nämlich, daß die 
Kirche Italien ftets trennte und noch trennt. Denn ein Land kann nicht einig und glüdlich 
fein, wenn ed nicht derjelben Herrichaft, jei ed in der Korm einer Republik oder einer Monardie 
unterworfen ift, wie man die Beifpiele bei den alten Römern, in Spanien und in Franfreih 
findet. Die Kirche aber allein trägt die Schule, daß Italien nicht eine einzige Republik oder 

‚eine einzige Monarchie ift, denn die Päpfte find, ſeitdem jie weltliche Herrſchaft errungen, weder 
ftarf genug, um ji die übrigen Staaten zu unterwerfen, noch ſchwach genug, um nicht auf: 
wärtige Hülfe zu finden, wenn man fie angreift. So ift Italien durd die Schuld der Kirche 
nit nur eine Beute der Fremden geworden, jondern eines jeden, der ed angreift.“ Es möchte 
fein, da die Mehrzahl der heutigen Italiener einem Theile diejer harten Worte bereitwillig 
ihre Zuftimmung ertheilt. 

Bon den beiden größern politiichen Abhandlungen des M, find die „Discorsi ohne Zwei: 
tel dad bedeutendere Werf, das Bud) „Der Fürft‘ aber ift bei weitem verbreiteter. Schon der 
Unftand, daß er im Fürſten die Mittel angibt, wodurch ſich ein ehrgeiziger Machthaber auf der 
Höhe ſeiner Macht zu erhalten fuchen muß, während er in den „Discorsi‘ die Beftrebungen einee 
nad Oberherrihaft ringenden Volks zeichnet, bringt es mit ſich, daß die eigenthümliche Im: 
moralität, welche feine Werfe kennzeichnet, bier in weit fchrofferer Form auftritt ale in irgend: 
einem feiner übrigen Werke. Denn fiherlih hat ein Alleinherrſcher, zumal wenn feine Her: 
haft neu ift, mehr Veranlaffung, die Mittel der Verftellung, welde M. empfiehlt, in Anwen— 
dung zu bringen, ald ein ganzes Volk e8 möglicherweife haben fann. Um vie Wideriprüde 
zwifchen der befannten Feindſchaft des Verfaffers gegen die Mediceer und der Dediration an 
den jungen Lorenzo, zwiſchen feinem Nepublifanismus und feinen Rathſchlägen zur Errichtung 
einer deöpotifchen Herrſchaft, zwiſchen der Abfcheulichkeit der in dieſem Werfe audgeiprodenen 
Grundſätze und feinem vergleihungsweife reinen Lebenswandel zu vereinen, um feine Billigung 
von Handlungen, die auf der entgegengefegten Stufenleiter ver Moral liegen, zu erflären, bat 
man vielfadh nah Hypothefen geſucht, zu deren Begründung und Wivderlegung viel unnüger 
Scharfſinn verſchwendet morben ift. Man hat gemeint, daß M. ven jungen Medici argliftiger: 
weiſe zu graufamen und deöpotifchen Handlungen babe verleiten wollen, damit die Herrihaft 
dieſes mächtigen Geſchlechts um fo rafcher und jiherer ein Ende nähme. Cine andere Anfidt, bie 
namentlich früher zahlreiche Vertheidiger fand, will das Bud vom Fürften nicht als ein Wert 
zur Belehrung, fondern zur Abſchreckung betrachten ; Fürften und Völfern fei damit ein Spirgel 
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vorgehalten, wohin dad Streben nach ſchrankenloſer Gewalt führen müſſe. Anſichten wie dieſe 
fonnten nur durch ein völliges Misverftänbnig des Werks entſtehen, ver Sprache wie des In: 
halts, und follte ein Zweifel zurücbleiben, fo wird derfelbe durch ven Inhalt ver übrigen Werke 
des M. vollftändig widerlegt. In höchſt geiftreiher Weife Hat Gervinus in feiner Geſchichte 
der florentinifchen Hiftoriographie („Hiftorifche Schriften‘, I, 85) die Hypotheſe zu begründen 
verfudt, der Zwed und Grundgedanke des Buchs vom Fürften fei die Wieverherftellung der 
Einheit Italiens, und bei der tiefen Verberbtheit des Zeitalter habe der Verfaſſer eine fhonungs- 
Iofe Dictatur als eiferne Zuchtruthe, aber auch ald einziges Rettungdmittel des Baterlandes für 
nöthig gehalten und empfohlen. Aber auch diefe Hypotheſe ift vollfommen unhaltbar nad) dem 
Inhalte der übrigen Schriften des DVerfaflers und dem ganzen Zufammenhange bed Fürſten 
ſelbſt. Es ift klar, daß M. ſprach wie er dachte, auch deutet nicht darauf hin, daß feine Zeit: 
genoffen ihn jemals misverſtanden hätten. a 

Franz Baco jagt, M. lehre, was gejchehe, nicht was gejchehen folle. Das ift nun freilich 
feine Redtfertigung für den Schriftfteller, welcher Thaten wie die des Agathokles und des 
Cäſar Borgia preift und heimtückiſche Verbrechen zurNahahmung empfiehlt; aber es ift wahr, 
daß der Marhiavellismus, wie Galeani Nagione fagte, ſchon vor M. vollftändig beftand, und 
daß er namentlich feit langem von den Eleinen Fürſten Italiend ausgeübt worden war. Diefe, 
namentlid wenn fie ih auf den Trümmern eines Breiftaats zur Macht erhoben hatten, ſchwe— 
ben dem M. beftändig vor, und hieraus erklären ih manche einfeitigelirtheile. Gin endgültiges 
Urtheil über die räthjelhaften Ausfprüde in feinen Werfen aber läßt fih nur aus einer Ge- 
Tammtüberficht des Inhalts gewinnen. 

Nach dem Vorgange des Ariftoteles theilt M. die Staaten nad) ven Formen der Regierung 
ein in Monardien, Ariftofratien und Demofratien. Seine ganze Neigung ift der reinen De: 
mofratie zugewandt, in den Fürſten jedoch will er, wie er gleich zu Anfange erflärt, nur von 
weltlichen Fürften handeln. Von dev Regierung der geiftlihen Staaten will er, wie er mit 
geiftreiher Ironie jagt, deshalb nicht reden, weil hier diejelbe ohne alle Negierungdfunft und 
trog derfelben blos durd den Kirhenglauben und die alten kirchlichen Einrichtungen erhalten 
werde. „Die Kirhenfürften bleiben aufdem Throne, fie mögen handeln wie fie wollen. Sie 
allein Haben Staaten und vertheidigen jie nit; jie haben Unterthanen und regieren jie nicht. 
Da fie aber von Gott erhöht und erhalten werben, jo wäre es für einen Menihen anmaßend 
und verwegen, über jie Betrachtungen anzuftellen.‘ 

Die Rathſchläge, welche M. dem neuen Kürten erteilt, dev jich zur Herrſchaft über ein 
Yand emporgeſchwungen hat, geben jehr ins einzelne und nehmen auf alle Fälle, namentlich 
aber darauf Rückſicht, ob das Volk biöher einem andern Fürften unterworfen gemejen jei oder 
nit. Daß er im erftern Balle die völlige Bertilgung des alten Fürſtenſtamms für nothwendig 
bält, läßt jich leicht ermeſſen, im zweiten Falle empfiehlt er drei Mittel, die Zerftörung der Stadt 
und Audrottung ded Volks, oder Anlegung von Golonien, um bie Unterworfenen im Zaume zu 
halten, oder die Niederlaffung im eroberten Gebiet, wie es die Türfen 70 Jahre zuvor gethan 
hatten. Von der richtigen Anwendung der Graufamfeit wird mit großer Ausführlichfeit ge- 
handelt, ebenjo über die Frage, ob es beifer fei, geliebt oder gefürchtet zu werden, wobei jih M. 
begreiflichermweife für das legtere entjcheidet. Kein Kapitel des Fürften iſt berühmter geworden 
als das achtzehnte, welches die Frage beipricht, inwieweit ein Fürft fein Wort halten mülfe, und 
diefe Frage dahin beantwortet, daß ein kluger Fürft fein Wort weder halten fünne noch dürfe, 
wenn die Beobachtung deſſelben fich gegen ihn fehren würde, und die Urſachen, die ihn bewogen 
haben, es zu geben, aufhören. Einen Fürften aber fünne es nie an einen Vorwande fehlen, 
wenn er jein Wort bredie. „Ich wage”, jagt er weiter, „es zu behaupten, daß es jehr nach— 
theilig ift, ftetö redlich zu fein, aber fromm, treu, menſchlich, aufrichtig, gottesfürchtig zu fcheinen, 
iſt ſehr nützlich.“ Die UInbefangenheit, mit welcher M. feine Rathſchläge als leitende Grund- 
jäge der Politik empfiehlt, Hat etwas Schredenerregended, wer aber die Geſchichte jener Zeit 
fennt, der weiß aud, daß das oben angeführte Wort Baco's Wahrheit enthält, und daß M. 
nichts empfiehlt, was unter feinen Zeitgenoffen den Reiz der Neuheit gehabt hätte. 

Die „Discorsi“ über den Livius haben nicht diefelbe Berühmtheit erlangt wie das Bud 
vom Fürſten. Die Grundfäge find nicht weſentlich verſchieden, aber fie find, da es jich hier um 
herrſchſüchtiges Bol handelt, alfo nicht das Wohl jedes einzelnen unmittelbar vom Siege ab— 
hängt, nicht ganz mit jo grellen Karben gezeichnet, ald wo ein herrſchſüchtiger Fürſt geſchildert 
wird, deffen Leben wahriceinlic von ver Behauptung jeiner Obergewalt abhängt. Dem Livius 
entnimmt er übrigend nur einzelne Säge, das Werk felbft hat einen vollkommen felbfländigen 
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Zuſammenhang und vor dem Buche vom Fürſten den Vorzug einer ſorgfältigern Bearbeitung 
voraus. Dagegen treten bier die Widerſprüche feiner Anfichten ſchroffer hervor ald in irgend 
einem andern feiner Werke. Er preift beftändig die reine Demokratie, in der alle Bürger an 
der Regierung theilhaben, im Gegenfag zu den ariftofratifchen und demokratiſchen Verfaflun: 
gen. Das 58. Kapitel des erfien Buchs trägt die Überſchrift „Das Volk ift weifer und ke: 
ſtändiger als die Fürſten“. Es fei eine Thatfahe, daß unter der unendlich großen Zahl ver 
Fürften, die e8 gegeben, jehr wenig gute und weife geweſen wären. Ein Volf, das fd ielhit 
regiere und gute Gejege habe, werde beftändig, Flug und dankbar fein, ebenfo fehr und nos 
mehr als der weifefte Fürſt. Auf der andern Seite werde ein nicht an die Gejege gebumdener 
Fürft in höherm Maße undankbar, veränderlih und unflug fein als ein Volk, das doch ſtets den 
Gefegen unterworfen fei. Bei Befegung von Amtern treffe dad Volk weit beſſere Wahlen alö 
der flügfte Fürſt, da es nicht durch dieſelben Mittel zu ver Erhebung eines unfähigen und ſchlet⸗ 
ten Menfchen bewogen werden könne wie diefer. Während M. aber die Völker als klüger und 
beftändiger darſtellt ald die Fürften, während er felbft die Verträge mit Republiken als vie zu: 
verläffigern ſchildert (T, 59), geht er immer wieder von feiner Vorausſetzung der allgemeinen 
Schlechtigkeit der Menfhen aus, die nie etwas Gutes thun ald gezwungen, die fo oft bie Ver: 
Eehrtheit ihres Gemüths zeigen werden, als ihnen Gelegenheit dazu geboten wird (I, 3). Er 
fpricht oft von Geſammtwohl, Sittlichfeit und Tugend ald unentbehrlich für freie Staaten, ſowie 
von einem edeln Patriotiömus und von wahrer Religion (I, 10, 26; II, 40). Aber ihm iſt in 
feiner Ausführung nit das Wohl der Negierten die Hauptfache, er gibt vielmehr den Madt: 
habern innerhalb der Republifen Regeln, wie fie ihre Gewalt behaupten follen, und viele Re: 
geln find den dem Fürften gegebenen Rathſchlägen vollfommen analog (I, 9; U, 1,13). Alles 
ift erlaubt; wo fein anderes Mittel ebenfo ſchnell und jiher zum Ziele führt, auch Hinterlifl, 
Treubrud und Meuchelmord. Er verurtheilt den Cäſar, meil er die republikaniſche Freibeit 
ftürzte, und preift mit Begeifterung Brutus und Caſſius ald Tyrannenmörber ; aber im nädften 
Augenblick denft er wieder allein an den Nugen der vemofratifchen Regenten, denen das Wohl 
der einzelnen vollftändig untergeordnet wird. 

Mären M.'s Schriften auch nicht fo befannt, aus der angeführten allgemeinen Charakteri: 
ſtik und den erwähnten Beifpielen ergibt ſich ohne Schwierigkeit ein Urtheil über deren Inhalt 
und Werth. Die große Schwäche des Verfaflerd befteht in dem gänzlichen Verkennen aller 
höhern fittlihen Weltorbnung, der ewigen Begriffe von Recht und Gerechtigkeit, der hoͤhern 
Zwecke und Ideale des Staatölebend. Hiervon waren doch fhon Plato und Ariftoteles erfüllt, 
welche ald Aufgabe des Staats nicht blos Freiheit und Sicherheit ver Bürger, geſchweige denn, 
wie M., das Privatglüd der Regierenden, fonvdern auch die Ehrbarfeit der Sitte, die Erziehung 
des Bürgers zur Tugend und Götterfurcht betrachteten. Kein anderer Schriftfteller ift jo ganz 
das Product einer in einer großen Umbildung begriffenen Zeitperiode geweſen als M. Während 
er auf der einen Seite die erwachenden Ideen von der Neugeftaltung der Staaten und der Re: 
formation der Kirche mit Eifer ergreift und ihnen in feinen beffern Stunden bis an jein Lebend: 
ende treu bleibt, Elebt fein Geift wieder an jener niedrigen Politik, durch welche die kleinen ita: 
lieniſchen Tyrannen fi zu halten und gegenfeitig zu verderben fuchten, und verweilt mit Be: 
hagen, bei einer Handlung graufamer Hinterlift, weil fie einen unmittelbaren Erfolg hat. Et 
flieht nit, daß nad) den ewigen @efegen des Weltſchöpfers die Erfüllung der moraliſchen 
Pflichten den endlihen Sieg fihern, daß Redlichkeit nicht nur in privaten Verhältniffen, fon: 
dern au, und in noch höherm Grade, im öffentlichen Leben jederzeit die befte Politik ift, un 
daß ed ſchwer zu bemweifen fein möchte, daß wirklich ein Staatsmann durch Treulofigfeit mebr 
gewonnen hat, ald er verlor. Gerade der Ausgang feiner Kieblingshelden, eines Alerander VL. 
eines Gäfar Borgia, eines Galeato Sforza und Ludwig Sforza, eines Olivaretto da Fermo u. ſ.w 
beftätigen eine Wahrheit, die wol jegt von feinen Geſchichtskundigen in Zweifel gezogen wird. 
Als der von evelm reformatorifhen Eifer belebte Zeitgenoffe und Randemann M.'s, der Mönd 
Savonarola, ſich in feinem Ungeftüm binreigenließ, Mittel anzumenden, die mit den von feinem 
Freunde empfohlenen nur zu große Ahnlichkeit Haben, büßte er fein Streben mit ſchimpflichen 
Tode und zerftörte fein eigenes Werk. Es ſcheint nicht ſchwierig zu fein, die macchiavelliſtiſchen 
Grundfäge aus dem Charakter, der Ausbildung und dem Lebendlaufe des Verfaſſers fomir 
aus den Zeitverhältniffen zu erklären, eine Nechtfertigung derfelben verfuchen, beißt entweder 
ein unwürdiges Spiel mit moralifchen Lehren treiben, over allen Gefegen der Weltordnung, der 
Sittlifeit und der Entwidelung der Völker Hohn fprehen. Wer die ritigen und wahren 
Maximen aus feinen Werken herauszufinden vermag, der wird diefelben ſtets mit Vergnügen 
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und Nutzen lefen, mollte aber ein Staatsmann unferer Zeit jene Grundjäge und Regeln als 
feitend annehmen, ſo würde ein vollfländiges und fhimpfliches Fehlſchlagen die unausweichliche 
Folge fein. Daß das Feſthalten an Wahrheit und Recht zugleich nicht blos von dem Chriſten— 
thun und der Moral, jondern aud von der Staatöfunft geboten ift, gilt zu unferer Zeit als ein 
ſich von felbft verftehenver, Jahrhunderte hindurd bewährter Sag. Zur Zeit des M. würde 
man denjelben allerdings ald höchſt paradox betrachtet haben. 

Menn die damaligen Italiener nicht nur die Form, fondern au den Inhalt feiner Werke 
bemwunderten, wenn Päpſte die Herausgabe verfelben befördern Fonnten, fo ift Died aus den 
Zeitverhältniffen erflärlih. Dennoch fehlte es nicht felbft damals an Gegnern dieſer Politik. 
Der edle englifche Verbannte, ver Kardinal Reginald Pole, fagte von dem „Fürſten“, das Buch 
fei mit Satandfingern gefchrieben; es erhoben jih allmählih immermehr und immer energi: 
ſchere Stimmen gegen die abfcheulihe Immoralität des Werks; durch Begabung und hervor- 
ragende Stellung aber ift der berühmtefte Gegner M.'s, Friedrih der Große, in feinem 
„Antimachiavell‘‘ geworden, den er noch ald Kronprinz verfaßte und deffen anonyme Heraus: 
gabe Voltaire 1740 bejorgte. Friedrich verfolgt und widerlegt hier Kapitel für Kapitel vie 
verwerflihen Grundjäge, oft mit einer ftarfen fittliden Entrüftung, die er ohne Zweifel wirf- 
lich empfand, zuweilen aber allerdings mit Einfeitigfeit in Beziehung auf die hiftorifche Auf: 
faflung. Und ed mag immerhin fraglich bleiben, ob er nicht wenige Jahre jpäter einzelne 
Abſchnitte feines eigenen Werfs mit etwas anderm Auge angeſehen bat. 

Um noch einen flüchtigen Blid auf die übrigen Werke des M. zu werfen, fo zeichnen ſie ſich 
ſänmtlich durch die Klarheit und Schönheit ver Sprache aud. Der feinen Beobadtungsgabe 
und der trefflihen Charafterfchilderungen, durch welde die geſandtſchaftlichen Berichte hervor: 
ragen, ift bereitd Erwähnung gefhehen. Ein Meifterwerk in der Auffallung und der Dar: 
ftellung ift die florentinifhe Geſchichte, die bis auf die Zeit der höchſten Blüte von Florenz fort= 
geführt ift. Hinfichtlid des Verſtändniſſes ver Zeitperioden und der äußern Form gibt ed kaum 
ein vollfommenered Geſchichtswerk, nur ift feinen Einzelheiten nicht unbedingt zu trauen. 

M. schrieb feine „Sieben Bücher über die Kriegskunſt“ zu einem unmittelbar praftifchen Zweck, 
er hoffte, durch fein Anſehen als Schriftfteller no Einfluß genug zu haben, die Italiener zur 
Aufftellung eined Nationalheers zu vermögen, das zur Abwehr der fremden Dränger dienen 
und ein Mittel zur Einigung feines ſchönen Baterlandes bilden follte. Das Werf ift in Dialog: 
form verfaßt, jeine eigene Meinung einem römifhen Ritter, dem Fabricio Colonna, in den 
Mund gelegt. Er erreichte feinen Zweck nit, das gefpaltene Italien rief von Süden her die 
Spanier, von Norden ber die Franzoſen und Schweizer in das Land, und dieſe beeilten ſich, dem 
Rufe zu folgen und die Beute ded goldenen Italien unter ih zu theilen. Der verbientefte 
Ruhm des M., mit Erfolg für die Einheit Italiens gewirkt zu haben, wurde ihm entrifien, 
feine Werke wurden bald nad jeinem Tode von verſchiedenen Parteien aus Unverſtand over 
Böswilligfeit angegriffen und von dem Triventiner Concil verurtheilt. Gr ftarb, von feinen 
Mitbürgern ald Beförderer ver Tyrannenmacdt gehaßt, fein Name wurde mit allem verbunden, 
was eine ſchlechte Politik ſpäter verbrach. Welch einen andern Ruf würde der große Staatd- 
mann zurüdgelaffen haben, wenn es ihn vergönnt gemwefen wäre, zu einer andern Zeit und in 
einem andern Lande zu leben! 

Über die umfaffende Literatur vgl. vor allem R. v. Mohl, ‚Die Geihichte und Literatur der 
Staatäwiffenihaften” (Erlangen 1858; II, 519 fg.). Hervorzuheben find namentlih unter 
den unbevingten Gegnern M.'s: Neginalv Pole (‚‚Apologia ad CarolumV. super libro de Uni- 
tate ecclesiae‘”, Briren 1744; 1, 152); Bodin (‚La republique”, Paris 1577, an verichie= 
denen Stellen, die von Baudrillard, „Bodin et son temps’', S. 225 fg., zufammengeftellt 
find); endlih das fhon erwähnte Werk Friedrich's des Großen, das zuerfl unter dem Titel er: 
fhien: „Anti-Machiavei, ou essai de critique sur le Prince de Machiavel. Publie par Mon- 
sieur de Voltaire” (Haag 1740). Zu denen, die M. vertheidigen oder doch, wenn aud nur ge: 
legentlih, mit Achtung von ihm fprechen, gehören viele hervorragende Männer, wie Juftus 
Lipfius („Politicorum libri VI”, in der Vorrede), 3. I. Rouffeau („Contrat social”, IH, 6); 
Alfieri (‚Del Prineipe et delle lettere‘, in deifen „„Opere‘, Piacenza 1810, XIX, 111fg.); von 
Neuern ift M. zum Theil mit großer Wärme, aber freilich nicht felten im fittlih ganz unzuläſſi— 
ger Weiſe in Shug genommen, u. a. von’. Weigel („Geſchichte der Staatswiſſenſchaft““, Stuttz 
gart und Tübingen 1832, 1,133 fg.); C. A. Kellermann (‚‚Commentatio de N. M. Principe‘, 
Leipzig 1831); K. Bollmann, „Vertheidigung des Machiavelismus‘ (Duedlinburg 1858). 
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Unter ber ungemein großen Zahl derer, melde fern davon find, die Politik M.'e rechtfertigen 
zu wollen, aber die tiefe Unſittlichkeit verfelben, wenn aud auf verfehiedenem Wege, zu erklären 
fuchen, nennen wir: F. Schlegel („Geſchichte ver alten und neuern Literatur. „Sämmtliät 
Werke“, zweite Auflage, S. 18— 20), M.J. Matter (‚Histoire des doctrines morales et poli- 
tiques des trois siecles‘‘, Paris und Genf 1836, I, 68— 88), A. Franck („Notice sur Ma- 
chiavel”, in den „Seances et traveaux de l'academie des sciences morales et politiques”, 
Paris 1851, XXVI, 27—63), F. Vorländer, „Geſchichte der philoſophiſchen Moral, Rebte: 
und Staatölehre der Engländer und Franzoſen mit Einfhluß Macchiavelli's“, Marburg 1855, 
S. 88 — 135); feine Abhandlung über M. aber ift auch in Deutfchland bekannter und gelefener 
als die urfprünglich für das „Edinburgh Review‘, 1827, gefchriebene glanzvolle Darftellung 
T. B. Macaulay's (‚Critical and historical essays‘’, London 1843 fg., I). Für bie be: 
tailfirtere Literatur und deren Werthſchätzung müſſen wir auf die oben angeführte Abhandlung 
MR. v. Mohl's verweisen. G. 
Magna⸗-Charta, ſ. Großbritannien und Irland. 

Matehät; Majeftätsrechte: Majeftätöbeleidigung: Majejtätöverbrechen. Maje— 
ftät ift der in ein Subftantivum verwandelte Superlativ von magnus und bezeichnet ſonach die 
höchſte Vorftellung von Größe und Erhabenheit der Erfcheinung. Die Eigenfhaft der Mair: 
ftät pflegt in der populären Sprache fehr häufig allem, was in feiner Art großartig ift, beigelegt 
zu werben. Zwiſchen der populären Sprade und der tehnifhen Sprade des Staatsrechte 
finden aber auch hinſichtlich des Majeftätsbegriffs gewiffe Übergänge ftatt und erfcheint es nur 
natürlich, daß die in Bezug auf die ſtaatsrechtlichen Begriffe fi Fund gebenden Schwankungen 
auf die ftaatdrechtliche Anwendung des Majeftätöbegriffs nicht ohne Einfluß geblieben find. So 
ſpricht man z. B. von der Majeftät der Religion (Laurent, „L’eglise et Fétat“, III, 58), der 
väterlihen und mütterlihen Gewalt (Badofen, „Das Mutterrecht“, S. 103, 210, 231, 234; 
Held, „Staat und Gefellihaft”, II, Note 61, 65), von der majestas imperii (Gurtiud. 8, 
5. 18, 11), von einem crime de lese-nation (Baftard:v’Eftang, „‚Lesparlements deFrance“, 
11, 647) oder de lese-divinite und lese-humanite (Vattel, „Droit de gens‘’, Außgabe von 
Pradier-Fodere, 1, 358, Note; Lacombe, „Histoire de la monarchie en Europe“, I, XXV) 
u. ſ. w. 

Betrachten wir Majeſtät lediglich als einen ſtaatsrechtlichen Begriff, jo iſt derſelbe offenbar 
mit Souveränetät verwandt. Denn Souveränetät ift der in ein Subftantivum verwandelte 
Suprrlativ von super, supra, und indem damit der höchſte Grad denkbarer Überordnung be: 
zeichnet werden foll, ift zugleich klar, daß die Majeftät ſtaatsrechtlich immer aber auch nur da 
fein kann, wo die ftaatörechtliche Souveränetät ift und umgekehrt. 1) Infofern man aber mit 
Souveränetät das eigentliche harakteriftifche Merkmal derjenigen Gemeinweſen, die wirkliche 
Staaten find, bezeichnet, fann man fagen, die Majeftät jei eine Seite der Souveränetät?), 
woraus dann mit Nothwenpigkeit folgt, daß in jedem wirklichen Staate, welches auch jeine 
befondere Form fei, wie eine Souverängtät fo aud) eine Majeftät, ein einzelner phyſiſcher 
Menfd oder eine ald Einheit organifirte Mehrzahl von Menfchen als deren Träger, vorhan: 
ben fein müflen. So ſprachen denn aud die Römer zur Zeit ver Republik von einer ma- 
jestas als amplitudo ac dignitas civitatis, von der majestas ald in imperio atque in omni 
populi Rom. dignitate enthalten u. f. w. (Cie. de orat,, 11, 39; Quinet., VII, 3, 35, vgl. 
auch Plato, „Legg.”, IX, 2), wie fpäter von der Majeftät des Kaiferd, und es ift befannt, daß 
die Majeftät Heutzutage allen perfönlichen höchſten Trägern der Staatögewalt, wenn auch nicht 
immer ald Titel ®) (ver Titel Majejtät gebührt nur Königen und Kaifern), body dem innern 
Weſen nah (vgl. z.B. das Strafgefegbuh für das Großherzogthum Heſſen von 1841, 
Art. 150) zugefproden wird. / 








1) In diefem Sinne wird auch Imperium (die eigentliche Seuveränetät) ei majestas populi Ro- 
mani verbunden. Vgl. Bauly, Realencyflopädie, sub voc.: „comitium‘ und „imperium'‘. 

2) So jagt daher aud) Eurtius, a. a. D., „majestas imperii est salutis tutela“. Sehr treffen? 
bezeichnet man auch die Majeftät als jene Eigenfchaft des Staats, refp. des Trägers der gefammten Staats 
gewalt, welche ber perfünlichen ober menfchlichen Würde bei dem einzelnen Individuum entfpreche. 

3) Über die den deutfchen Kurfürften zugefehriebene Majeftät f. Aur. Bull., XXIV. Zöpfl, Deutſche⸗ 
Staatsrecht (fünfte Auflage), 1,200. So wurde aber auch in der roͤmiſchen Kaiferzeit die Nachkellung 
gegen die vornehmften Faiferlidien Beamten als Majefläteverbrechen angeſehen (L. D, cod. ad leg. Ju) 
maj. [9, 5]). Ferner war dae Purpurfleid, ein Faiferlichee Ehrenzeichen, auch den Senatoren unt Kr 
genten geilattet, 
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Zu einer Unterfcheidung der Majeftät von der Souveränetät iſt man aber deshalb gefom- 
men, weil man die dem Subject oder Träger der Staatsgewalt als foldem perſönllch zuftchen: 
den Rethte oder die befondern Präpdicate feiner Perſon von den formellen und materiellen Ho— 
heitörechten, d. h. von dem materiellen Inhalt der Staatögewalt und den verfaſſungsmäßigen 
Formen ihrer Ausübung unterfcheiden wollte. Ein geiftreiher Schriftfteller unferer Tage 
äußert fich hierüber fo: „Die Majeftätsrechte gebühren ihm (dem Fürften), weil er die Würde 
und Hoheit des ganzen Staats und Volks perfönlich darftellt und weil die Herrſchergewalt als 
der höchſte Öffentliche Beruf den Quell aller übrigen Staatswürden und Ämter bezeichnet. In— 
fofern er dagegen dieſe Herrihergewalt thatfählicd ausübt, entfaltet ex feine Souveränetäts: 
rechte. Die erftern zielen alfo auf die rubende Würde *), die legtern auf die That’ u. |. w. 

Über den eigentlichen Inhalt und die rechtlichen Conſequenzen ver Majeftät beftehen jehr 
verfchiedene Anſichten. Schon die Römer unterliefen ed, den Begriff der Majeftät genau zu 
definiren, und zogen in das Gebiet ihrer Majeftätögefege eine Menge von Fällen, welde, dem 
Hochverrath oder ähnlichen Staatöverbredhen verwandt, heutzutage gewöhnlich nicht mehr zu 
den Majeftätsfällen gezählt werben. Der weite und unbeftimmte Umfang der römiſchen Maje- 
ſtätsgeſetze erklärt fich übrigens vollftändig aus der Natur der römischen Staatöverfaffung, nach 
welcher, wenigftend vor der fpätern Kaiferzeit, über dad Subject der Staatsgewalt de jure nicht 
jene Beftimmtheit herrfchte, wie dieß bei ver audgebildeten Monardyie ver Fall ift. Denn eines: 
theild hat zwar der populus allein majestas und imperium; allein dev Begriff des populus 
oder die Zufammenfegung ber eigentlihen jouveränen Volksgemeinde wechſelt in den verſchie— 
denen Perioden der römifhen Geſchichte. Andererſeits lag zwar in der unberedhtigten Anz 
maßung eines Hoheitsrechts feitend eined Magiftrarus ein Majeſtätsverbrechen; allein ein ſolches 
wurde auch dann von Privaten begangen, wenn fie fid nur Die Gewalt eines Magiftvats an— 
maßten oder einen Magiftrat aus dem Wege räumten (L.1, $. 1, L.3, D. ad leg. Jul. ınaj. 
|48, 4]).?) Die beveutendfte Wendung in dem römlſchen Majeftätärechte mußte aber zufolge 
des Übergangs der Republik zur Monardjie eintreten. Denn wenngleich die Beftimmungen der 
Lex Julia über proditio, Angriffe gegen die Stantöverfaffung und Anmaßung von Hoheits— 
teten, nicht nur in Kraft blieben, ſondern auch legtere fogar vermehrt wurden (Pauly, a. a.D., 
IV, 1455), jo war doch das imperium und mit ihm die majestas nad) und nad) gänzlich auf die 
Kaifer übergegangen. Infolge deſſen befamen einerfeitö ſchon die Beſtimmungen des ältern 
Rechts eine neue Richtung, da durch proditio u. ſ. w. nicht mehr die majestas populi, ſondern 
die der Imperatoren minuirt wurde. Anvererfeitd wurden von num an aud) eine Vielzahl von 
direct oder indirect gegen die Perfon , namentlich gegen das Leben und die Ehre ded Kaiſers ge: 
richteten Handlungen den Fällen der Majeftätöverlegung beigezählt (Pauly, a. a. D.). 

Wenn nun, wie ſchon bemerkt wurde, der Majeftätöbegriff unter allen Berfaffungsformen 
für den perfönlicen Träger der Staatdfouveränetät plaggreift, To ift e8 aber auch heutzutage 
noch unvermeidlich, daß derfelbe in Republifen weder an ſich nody in feinen Conſequenzen jo be= 
flimmt ausgedrückt und entwickelt fein fann twie in den Monardien6), dort alfo auch mehr mit 


4) Dies ift der Grund, warum die in der Majeftät liegenden Rechte nicht in den Formen der Gefeg- 
gebung und Bollziehung ausgeübt, fondern nur in der Berfon des Suuveräns, nämlich durch ftrafbare 
Angriffe auf diefelbe, verlegt werden fönnen. S. Zöpfl,,S. 746. 

5) Weun auch der Senat früher ordo sanctissimus (Cic. p. Deiot., III) hieß, fo hatte derfelbe doch 
zu Feiner Zeit majestatem. 

6) Auch in diefen fommt es fehr auf den Grad ihrer Ausbildung an. So wurde z. B. in Schweden 
das crimen laesae majestatis erit im Jahre 1639 eingeführt. Nordenflycht, Die ſchwediſche Staats: 
verfaffung, ©. 236, vgl. mit cod. 129. Die ungarischen Gefege zählen 31 Fülle der Jaesa majestas 
auf. Die alte franzöflfche Gefergebung rechnete dazu: „‚violer les nourvices des enfants de la reine 
ou des filles du roi“ (Battel, a. a. ©., 1, 177 fg., 183, 189, Note, 190, 201 fg., 204 fg.). Dal. fer: 
ner: Desmaze, Curiosites des parlements de France d’apres leurs registres (Baris 1863), 
S. 9, 101. Graf und Dierherr, Deutiche Necytöfpridpvörter (Manheim 1863), S. 29. Proudhon, 
Systeme federatif, ©. 134. ©. audı Waig, Deutiche Verfaffungsgeidhichte, 11, 129, 137 u. 540; 
II, 266 fg; IV, 431 u, 438. Constitutio Ludovici bavar. de jure et excellent. imper. bei Scymauß, 
Corp. jur., &. 10. Aurea bull. bei Zöpfl, Deutjche Rechtsgeſchichte, ©. 521. Hobbes, De cive, c. 14. 
Debes, Majeste royale. s. I. 1673. Gundling, Singularia ad leg. majest. ittemque de silentio in hoc 
(Halle 17%). Wahlcapitulation, Art. XXI, $$.2 u. 4 (bei Ortel, 5. 544 fg.). Gonftant (in der neue: 
ten Sammlung feiner Werfe von Laboulane), Bd. I, &. 159, Note 1. Bentham, Essai su: lespagne, 
S. 99 fg. Lacombe, a. a. O., Bo.l, EX. Held, Spftem bes Terfaffungercchte, 1, 441 und deſſen 
Art. Sof. 
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andern politifhen Begriffen und Verbregen zufammenfallen wird. Allein jelbft in ven Mon: 
archien hat die Sache ihre Schwierigkeiten. Denn die Majeftät ift nirgends von der Soure— 
ränetät und beides, auch in der vollfonmenften Monarchie, nicht vom Staate zu trennen. Nun 
find aber die Anfichten über das perfönliche Verhältniß des Monarhen zum Staate nicht nur zu 
verſchiedenen Zeiten und bei verſchiedenen Völkern, ſondern auch unter den Klaſſen und Inbiri: 
duen eines und deffelben Volks jehr mannichfaltige. Da ericheint der Monarch ald „die einzige 
perfönliche Werförperung ver Würde und Macht des Volksganzen wie des Staatd‘ ‚-bort nur 
wie ein mathematifcher Bunft, als pouvoir neutre u. dgl.m. Und während er bald ald ver 
weſentlichſte Schluß: und Grunpftein der Verfaffung gilt, wird er oft nur als eine zufällige, 
überflüfitge, ja ufurpatorifche Erſcheinung betradtet u. f. mw. So erflärt e8 ſich auch, Daß hier 
ein überwiegender Werth auf die perfünlichen Rechte des Souveränd gelegt wird, während barı, 
3. B. von feiten des eben allegirten geiftreihen Schriftftellerd gefagt wird, die Souveränetäts: 
rechte mußten ihrer Natur nad für den Gang und Gharafter des politifchen Lebens wichtiger 
fein ald die Majeſtätsrechte; „darum habe man von den legtern arglos vieles ſtehen gelaffen, 
während man eiferfüchtig erftere begrenzte; darum jeien die legtern bei den meiften Fürſten 
glei, die erftern fehr verfchieden und ſtänden die letztern neben den erflern oft wie die alte Zeit 
neben ber neuen. Der gemeine Mann würdige legtere mehr ald die erftern und von den legtern 
felbft wieder diejenigen am wenigften, welche er, weil abjtract für ihn, am wenigften verſtebe, 
wie z. B. die Unverantwortlickeit des Souveräns“. 

Sehen wir nun vorerſt, welche Rechte heutzutage übereinſtimmend als Inhalt ver Majeftät 
anerfannt find, jo gehören hierher: 1) die perſoͤnliche Unverantwortlichkeit; 2) die Heiligkeit 
und 3) die hödfte äußere Würde des Souveränd oder die Majeftät im engiten Sinne des 
Morts. 7) 

Die perfönliche Unverantwortlichkeit, welche übrigens weder eine moralifch-religiöfe®) noch 
eine geſchichtlich-wiſſenſchaftliche, ſondern einzig eine juriftifche ift, befteht darin, daß der perfön- 
liche Souverän vor feinem menjhlihen Richterſtuhle zu Recht zu ftehen hat. Obgleich er alfo 
ohne Zweifel auch juriftifh unrecht thun kann, fo ift doch fein menfchlicher Richter über ihm. 
Es ift dies eine unvermeidliche Eonfequenz ded Souveränetätäbegriffs, nach weldem ein wirt: 
liher Souverän-weder der Juftiz eines frenıden Staatd, noch der nur von ihm ihre Autorität 
ableitenden Juftiz des eigenen Staats unterftellt werden fann. Die Berantwortlikeit ift eine 
Pflicht des Theils gegen das höhere Ganze ; der Souverän ift num zwar nicht der Staat, aber er 
und nur er ftellt den Staat in feiner Totalität perfönli dar und es ift unmöglid, über die 
hieraus folgende juriftifhe Unverantwortlicfeit des Souveräns hinwegzufommen. Dazu be: 
darf ed auch nicht einer Fiction, wie 3. B. der des englifhen Staatsrechts, daß der König nicht 
unrecht thun Fönne. Und wenngleich diefe Fiction in viele neuere Verfaffungsgefege (Mobl, 
„Minifterverantwortlichkeit‘, ©. 43) übergegangen ift, fo weiß man au, daß hinter dieſer 
Fiction im englifhen Staatdrechte noch eine andere Fiction ſteht, nämlich die, daß der König, 
melder in wejentlihen Stüden die Berfaffung verlegt, als abdicirt habend, alfo als nicht mehr 
König, präfumirt wird.) Der Sa: „The King can do no wrong”, ift nit nur ſogar von 
Engländern beftritten (Junius, „Lettres‘, Vorrede ©. 51 fg., 54), fondern hängt auch, jelbfl 
in der gewöhnlichen Auffafung der Engländer, nur mit den eigenthümlichen engliſchen Ver— 
faffungszuftänden zufammen, vermögg welcher es zweifelhaft ift, wo, ob im Volfe, im Barla: 
ment oder in der Krone der eigentliche Sig der flaatlihen Souveränetät fih befinde. Daher 
fonnte wol ſchon im Jahre 1543 ein König von England fagen: „Da wir dur unier: 
Richter in Erfahrung bringen, daß unfere königliche Machtvollkommenheit zur Zeit des Parla- 
ments am hödhften ſteht, ... fo iſt eine jede Verlegung, eine jede Beleidigung, welche während 
diefer Zeit dem geringften Mitglieve des Haufed angethan wird, zu beurtbeilen, als ob fr 
unferer Perfon und dem ganzen Barlamentöhofe zugefügt wäre” u.f.w. (May, ‚Das eng: 
fifhe Parlament”, Leipzig 1860, ©. 111). Wenn aber der Herzog Ernft von Sachſen-Ko— 


7) Zöpfl, 1, 763. Held, a. a. D., II, 301. 

8) Todtengerichte über geftorbene Könige, welche nicht blos in Agypten, fondern auch bei central: 
amerifanifchen Gulturvölfern, 5. B. den Mayas (Braffeur de Bourbourg, Histoire des nations civih- 
sées de Mexique, II, 64) vorfamen, zeugen wol für das Bebürfnif einer moralifhen Sübne, fir 
aber feinesivegs als Ausnahmen von dem Brincip der juriflifchen Unveramtmwortlichfeit bes Souprrar! 
zu betrachten. Vgl. Held, Spitem, Bb. I, ©. 16, Note 3. 

9) Bladitone, Commentaries, franzöfifche Überfegung, I, 262, 391 fg. 450. 
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burg in jeiner Vertheidigung ded Königs von Sachen erklärte: „Le souverain de Saxe n’a 
d’autres juges que ceux du roi d’Angleterre: Dieu et la Nation” (Klüber, I, 11,-.16, 
Heft 2) 29), fo kann darin ebenjo wenig dad Zugeftänpniß einer juriftifchen Verantwortlichfeit 
eines deutſchen Souveränd gegen jein Wolf gefunden werden, wie in der von Hallam („Histoire 
constitutionnelle”, franzöjiiche Uberfegung, 1, 391 fg.) überlieferten Außerung des Pierre Went- 
worth. 27) Indem wir jeve Analogie der engliihen Anihauungen in dieſem Bunfte für die 
deutihen Monarchien zurückweiſen, finden wir in dem fragliden Sage nur einen Ausdruck 
dafür, daß alles, wad dev Souverän in dieſer feiner Eigenschaft will, als in der Abjicht verfaf- 
fungsmäßigen Handelns gewollt zu präfumiren fei. Daß hierbei die Möglichkeit einer Ver— 
faſſungsverletzung ſeitens des Souveräng übrig bleibt, ift gewiß. Aber theils ift diefe Möglich- 
feitnie vollftändig und unter feiner Staatdform zu befeitigen, teils liegt fie unter der Monarchie 
ferner ald unter den republikaniſchen Staatöformen, und zwar ganz bejonders in conftitutio: 
nellen Monardien, wo die Minifterverantwortlichfeit eingeführt ift. 

Schließlich Fönnte noch die Trage fein, ob der Souverän nit wenigſtens in feiner Eigen 
ihaft ald Privatperjon ſich den verfaffungsmäßigen Gerichten zu unterwerfen habe. Sofern 
nun nad den Gejegen des Landes der Privatfiscus ded Souveränd eine eigene Perfönlihkeit 
hat und es ih alfo auch nur um einen Privatrechtöfall oder um die privatrechtlihe Seite eined 
Rechtsfalls, etwa auch um eine Geldentfhädigung u. dgl. ın. handelt, möchte die Frage wol zu 
bejaben fein. 1?) Allein abgeichen davon, daß auf eine derartige Verantwortlichkeit eben fein 
großes praftiihes Gewicht zu legen fein dürfte und daß es auf den Geift des Volks ankommt, 
ob diefelbe nicht mehr ſchadet ald nugt, jo muß felbft fie ohne die angegebenen Vorausſetzungen 
als unzuläfiig behauptet werben. Wenn nihtöveftomeniger von jeher vichterlihe Verurthei— 
lungen von Klönigen vorfamen und die Berantwortlidfeit ded Souveräns auch heutzutage mit: 
unter noch behauptet wird ??), jo hat dies feinen Grund entweder darin, daß ein fogenannter 
Souverän nicht der wirflihe Souverän war !#), oder daß Einheitäftaat und Souveränetät im 
Begriff oder in der Wirklichkeit noch unausgebildet, unklar, unfertig waren 15), oder endlich 
darin, daß man, um aud die Minifterverantwortlichkeit zu bejeitigen und den vollſtändigſten 
Abſolutismus einzuführen, eine Verantwortlichkeit gegen die Nation zugeftand, die jedenfalls 
nie eine juriftifche fein kann. 16) 

Die Heiligkeit 17) als Gonjequenz der Majeftät ann begreiflich keinesHeiligkeit im Sinne 
einer beſtimmten Religion, muß aber jedenfalls eine für alle Religionen oder Konfefiionen int 
Staate geltende Eigenſchaft der Perſon des Souveräns fein. Schon Karl der Große nannte 
ein Neid) „‚sacrum imperium“, nahdem Cicero dad nomen regale ald maguum et sanctum 
für Diejenigen, welche unter Königen leben, bezeichnet und dev römische Kaifer den Titel 
„sacratissimus princeps‘ 18) geführt hatte. Der deutſche Kaifer führte den Titel „sacra- 
lissima majestas“ und das Deutſche Reich hieß das heilige, „sacrum imperium“ (wie heute 
noch von einem heiligen Rußland gefproden wird). !?) Auch die Könige von Frankreich bean— 
ipruchten die Heiligkeit (Villehardouin, a. a. O., ©. 43) und daffelbe gilt von den Königen 
Englands, denen der Glaube des Volks jogar eine gewille wunderbare Heilkraft zufchreibt 


10) Bat. hierzu I. de Maiitre bei Duvergier de Hauranne, Histoire du gouvernement parlemen- 
taire, I, 378. Auch Bladftone gibt zu, daß über dem König von England fein Gericht jiehe (Com- 
mentaries, I, 446fg.). Val. auch Locke, Origine, extend and end of civil government, c. XIII, $.10. 

11) „Nul sans doute n'est exempt de fautes, pas m&me notre noble reine, elle a commis de 
zrandes, de dangereuses fautes contre elle- m&me.” 

12) Der König von England muß fi zwar wegen @igenthumsforberungen beim Kanzleigeridyt verflas 
sen laffen, dody wird nur ale eine Önadenfache darauf gefprochen. Bollgraff, Spitem, IV, 476, Note 3, 

13) Bernal, Theorie de l’autorite, II, 112 u. 205. Bentham bei v. Mohl, Gejchichte der Lite: 
atur, II, 632 fg. Gonftant (Sammlung von Labonlaye), I, 193. Held, Staat und @efellichaft, IL, 
>19, Note 399. 

14) Dal. 3. B. Plato, Legg., XII, 13. 

15) Bat. Held, Syſtem des Berfafiungsrechts, II, 361, Note 1; u. S. 449. Billeharbouin, De l'hé— 
edite, S. 30. %aurent, Etudes, VI, 285 fg., 293, 296 u. 298. Braffeur de Bourbourg, II, 39. 

16) „Le president de la republique (l'empereur) est responsable devant le peuple frangais, 
aaqyuel il a toujours le droit de faire appel.” Constitution, faite en vertu des pouvoirs delegues 
»ar le peuple frangais, à Louis Napoleon Bonaparte par le vote des 20 et 21 Decembre 1851. 
"it. Ill, art. 5, 17) Bgl. Held, Etaat und Gefellichaft, II, 480 sub 2. 

18) Gaillet, De rat. in imp. rom. gubern. (Paris 1857), ©. 24. 

19) Laurent, a. a. O., VI, 31 u. 141. ’ 
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(Fiſchel, „Die Verfaſſung Englands”, S. 111, 113). Auch enthalten mehrere deutſche Ber: 
faſſungsurkunden die ausdrückliche Beſtimmung, daß die Perſon des Souveräns „Heilig und 
unverletzlich“ ſei. 2°) Über die Bedeutung dieſer Heiligkeit ver Majeſtät beſtehen ſehr verſchie 
dene Anſichten, was ſich zum Theil auch aus der verſchiedenen Auffaſſung der Salbung der 
Könige und deren Verhältniß zur Souveränetät, alſo auch aus der Verſchiedenheit des Ver— 
hältniſſes zwiſchen Staat und Kirche oder Religion und Recht, reſp. aus der verſchiedenen Auf: 
faſſung deſſelben erklärt. 21) Wie dem aber ſei, mit ver Heiligkeit der Perſon des Souveräns 
ſoll jedenfalls ſo viel ausgedrückt werden, daß dieſelbe überhaupt nicht nach Analogie einer Pri- 
vatperfon betrachtet und jede Verlegung derielben beftraft, wenn fie aber auch gegen eine Pri- 
vatperfon ſtrafbar wäre, mit einer viel höhern Strafe geahndet werden muß. In diefer Eigen: 
ihaft der Majeftät Toll gleihfam der befondere Friede des Staats und feine Übereinftimmung 
mit der göttlihen Schöpfungsidee des Menſchen oder die Natur- und Bernunftmäßigfeit des 
Staats einen befondern Ausdruck erhalten. 

Die Majeftät im engften Sinne des Worts, ald Ausdruck für die höchſte äußere Würde vet 
Souveränd bezeichnet die Pairſchaft des Souveräns mit allen übrigen Souveränen und bie 
Unterorönung aller nicht jouveränen Perfonen aud dem Range nad unter ihn. Die perlön: 
liche Würde des Souveräng ift die Folge feiner Stellung, feines Amts, welches, weil die größte 
Bürde, ebendeshalb auch die Höchfte Ehre gewährt, aus demjelben Grunde aber auch mit feinem 
andern Staatdamte, welches feine Autorität vom Sonverän ableitet und ableiten muß, ver: 
glihen werden kann. Wenn nichtöveftoweniger einer nicht ſouveränen Stellung Diefed Maje 
ſtätsrecht eingeräumt worden ift, fo muß die entweber als eine Folge der Entartung der Son: 
veränetät oder ald Vorläufer einer ſolchen betrachtet werben, oder es war dieſe Ginraumung 
ausdrücklich mit Vorbehalt ver Majeftät geicheben (1. Note 4). ine Folge der Majeſtät in 
dieſem Sinne befteht auch darin, daß der Souverän, wenn er ald folder ericheint, auf eine feiner 
Stellung entfprehende Weile umgeben ſei (1. Bof). 

Betrachtet man nun die angegebenen Majeftätsrechte näher und faßt fie als ven Inhalt des 
Majeſtätsbegriffs zuſammen, fo ergibt ih 1) das jie alle vom Staate, nicht von der Perfon des 
Inhabers als ſolcher, herkommen, oder dag fie nur die Folge jener einzigen Stellung in jedem 
Staate find, welche vem perfönlichen Träger der Staatögewalt, den Repräſentanten ver höchſten 
Staatseinheit zufommt; 2) daß fie alfo auch nicht nur unter fi, fondern auch mit den jonftigen 
Hoheitsrechten eine Ginheit bilden und 3) jedenfalls nicht zu ven fogenannten zufälligen, ſon— 
dern zu den wejentlichen Hoheitörechten gehören. 

Aus diefen Sägen folgt weiter: 1) Die Majeftät ift in jevem Staate nicht etwas Wil: 
fürliches, Sondern logiſch nothwendig. Desgleichen das Vorhandenſein perfönliher Träger für 
diefelbe. 

2) Ein Volk, welches wahrhaft politiſch gebildet ift und alfo auch eine Erkenntniß für die 
Bedeutung des Staats und ein lebendiges Gefühl für feine eigene Selbfländigfeit hat, wird nie 
jelbft an die Majeftät des perfönlichen Trägers der legtern taften, oder dulden, daß daran ge- 
taftet werde. Es fann allerdings jehr verichieden fein, was man unter einer Profanation ver 
Majeftät verfteht — aber, worin aud eine foldhe gefunden werde, fie iſt immer eine Erniedri: 
gung, welde mit ver Perfon des Souveränd den Staat felbft treffen muß. 22) 

3) Was Majeftät ſei, kann ſehr verſchieden, nah Art und Bildung der Völker, aufgefaßt 
werben. In jeder Majeftät aber liegt, wie ichon die angeführten drei Majellätörechte es fun 
thun, ein intellectuelfes, fittliche8 und äußerliches Moment zugleih, die in ihrer Einheit den 
eigentliden Gehalt ver Majeftät bilden. Hieraus ergibt fih aufs neue die innige Verbindung 
des Majeftätäbegriffs mit vem Staate. Der relative Grad des Werths eined Staats und be 
Würde feines perfönlihen Souveräng ift daher auch weſentlich mit bedingt von dem Werth um 
der Würde der Staatdangehörigen. Denn die Würde des. Herrfcherd hängt weniger von feine! 
eigenen Berfönlichkeit ald vielmehr davon ab, wen er beherrſcht und nach welchen Brincipien dir 
politifche Herrſchaft ſtattfindet. 

4) Bei der innigen Verbindung zwiſchen Majeftät und Souveränetät, Staat und perfön: 


20) Zöpfl, S. 763, Note 2, 

21) Die Bedeutung von sacer et sanotus bei Bachofen, Mutterreht, S. 143. Pauly, VI a, 5% 

22) „Mais je veux que la royaute soit investie de toute la force, entouree de toute la veu- 
ration qui lui sont necessaires pour le salut du peuple et la dignite du tröne' .. „Le pou- 
voir royal degrads fut bientöt detruit‘, Gonftant, I, 82 u. 89. 


Majeſtaͤt 695 


lichem Träger der Staatsgewalt, erſcheint es nur natürlich, daß alle hierher gehörigen Ver— 
letzungen ſich ſehr nahe berühren und daß alſo namentlich Hochverrath, Landesverrath und 
eigentliches Majeſtätsverbrechen oder Majeftätöbeleivigung innerlich ſehr verwandt find und 
leicht ineinander übergeben können. 

5) Die abjolut notbwendige höchſte Einheit des Staats und feiner Gewalt hat aber die 
weitere Folge, daß die Majeftät ſich nur bei jener einzigen phyſiſchen oder juriftiihen Berjon be- 
iinden Eönne, welde jene höchſte Einheit wirklich darſtellt. Majeſtät haben aljo in Nepublifen 
nicht die einzelnen Glieder der fouveränen juriftifhen Perjon, fondern nur diefe felbft. Im der 
wahren Monardie aber kann nur der Monard der Träger der Majeftät fein, gleichviel, welch 
ein Grad von Selbftindigkeit für die innern Angelegenheiten den verihiedenen fogenannten 
pouvoirs verfalfungsmäßig zuftebe. 

6) Daraus folgt aber weiter, daß, wo der fragliche höchſte Einheitspunft eined Staats 
zweifelhaft ift, aud der Sig ver Majeftat zweifelhaft werden müfle; daß ferner, je mehr der 
Begriff des perfünlihen Souveränd mit dem des Volks und Staats zufammenfällt, deſto we- 
niger der Begriff eines befondern Majeſtätsverbrechens von den Begriffen der eigentlichen 
Staatäverbrehen ausgeſchieden fein kann; daß weiter, je vollftändiger der Staat in der Perſon 
ded Suuveränd (Monarch, Ariftofratie) aufgegangen, deſto mehr das Majeſtätsverbrechen an 
die Stelle der fonftigen Staatsverbrechen treten müſſe und in diefem Halle leicht eine übermäßige 
Strenge eintrete, welche ebenjo die despotiſche Steigerung der Herrfhaft wie die ſklaviſche Er— 
niedrigung der Beherrfchten beurfundet, und daß endlich alles ind Schwanfen geratben werde, 
wenn entfchiedene Übergänge zwifhen Einheitsſtaat und Staatenmehrheit oder umgekehrt, 
ftattfinden. 

7) Mit ven verſchiedenen Gntwidelungen der Staaten nah ihrem innern Xebensprincip 
bangt ed auch zufammen, daß die Majeität bald mehr einen realiftifhen, bald mehr einen ſpiri— 
tualiſtiſchen, bald endlich mehr einen vationaliftifhen Charakter hat. Firirt jie fih in einer 
jolhen Einfeitigfeit, jo muß die Folge im wefentlichen ſtets viefelbe fein, nämlich eine Art von 
Despotismus, welcher die Majeftät um jo mehr über ihr vernünftiges Maß auszudehnen juchen 
wird, je unnatürliher, alfo entwürbigender die Lage der Lintergebenen auf diefem Wege ge: 
worden fein muß, wovon dann ald die weitere nothwendige Folge die innere Haltlofigkeit der 
Majeftät wie des Staats, die ewige Gefahr der Anarchie erfheint. 

Sonach ift die Majeftät ſtets der eigentliche Kichtrefler des ganzen ſtaatlichen Lebens, wie 
dieſes entweder verjengend und erfältend oder erwärmend und belebend, Elar und deutlich oder 
taub und unbeftimmt, dauernd und ftetig oder wechfelnd und vergänglih, lauter und rein oder 
dad Gegentheil von beiden. 

Die Gefhichte ded crimen laesae majestatis oder des Verbrechend der Mazeftätöbeleidigung 
beweift vollftändig die Nichtigkeit unferer Säge, gleichviel, ob man mehr den Begriff, oder mehr 
die Strafe, oder mehr die gerichtliche Procedur des fraglichen Verbrechens ind Auge faßt. 

So fonnte, namentlich in Deutjchland, ver Begriff des Verbrechens der beleidigten Majeſtät 
exit von dem Moment an Elarer bervortreten, in welchem 1) die Ausſchließung falſcher Ana: 
logien aus dem Römiſchen Recht durch den Fortſchritt der Willenfhaft, 2) die Aufftellung und 
Durdführung eines vechtlih vollendeten Staatöbegriffd dur die Auflöfung des Deutihen 
Reichs und durch die wirkliche Souveränwerdung der deutſchen Staaten, 3) eine jhärfere Un— 
terfcheidung der Perſon des Souveränd von dem gefammten ftaatlichen Veſtande einerjeitd durch 
das fogenannte monarchiſche Princip, andererjeits durch Einführung des conftitutionellen Re— 
zintentd — dies alles unbejchadet einer gewiflen Fortdauer des gemeinen Rechts, der nationalen 
Fin heit Deutfhlands und der organifchen Verbindung zwifchen Souverän und Staat — mög: 
ich und wirklich geworben war. 

Unter Majeftätöverbrehen oder Verbrechen der beleidigen Majeſtät im eigentlihen Sinn 
»es Worts verſteht man heutzutage jede dolofe Verlegung der Ehre ded Souveränd oder der 
ent ſelben ſchuldigen Ehrerbietung — oder: diefed Verbrechen wird von denjenigen begangen, 
selcher 1) vorjäglih, 2) jedoch ohne Hochverrätherifche Abfiht, 3) das Staatdoberhaupt oder 
Lieder feiner Familie, 4) durch Handlungen, Geberden, Worte oder Unterlaſſungen ehrfurdts- 
»i drig behandelt (Weiske, „Rechtslexikon““, VII, 6; Jagemann, „Criminallexikon“ (Erlangen 
854), ©. 466 fg.). Am richtigften würde man das Verbrechen der Majeftätöbeleivigung als 
De flrafbare Verlegung der Unverantwortlichkeit, Heiligkeit und höchſten Würde ded Souve- 
irı8, foweit jle nit unter einen andern pofltiven Verbrechensbegriff fällt, deflniren. 

Iſt nun die Majeitätsbeleivigung ohne Zweifel im allgemeinften Sinne des Worts eine 
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Art von Injurie und fallen alle gegen eine Privatperfon injuridfe Handlungen, wenn fie gegen 
die Verfon ded Souveränd begangen werben, unter den Begriff der Majeftätöbeleivigung, ſo 
unterfcheidet sich diefelbe do von der eigentlihen Injurie ſchon dadurch, daß fie nur dolose 
begangen werben fann und die Frage nad) dem animus injuriandi ſich dabei anders ftellen mus 
ald außerdem; daß ferner die @inreden der Gompenfation und der Wahrheit bei ihr gänzliö 
wegfallen. Auch ift die mitunter aufgeftellte Behauptung, man müffe zwifchen der einem Eon: 
verän als ſolchem oder in feiner Gigenjhaft ald Privatmann zugefügten Beleidigung unter: 
fcheiden, nicht haltbar, da, den dolus, d.h. die Bekanntſchaft mit der Perfon des Souveräng vor: 
ausgejeßt, die politifche und private Perſon des Souveräns überhaupt nicht, am wenigften aber 
bei einer demſelben perfönlich zugefügten Beleidigung, voneinander getrennt werben fünnen. 
Für den Thatbeftand des Verbrechens ift ed gleichgültig, ob der Souverän fich perfönlid in ver 
Ausübung der Souveränetät befindet oder nicht (alſo minderjährig oder fonft an der Ausübung 
der Regierung verhindert ift). ine andere Frage wäre die, ob auch dem Reichsverweſer eder 
Reichsvormunde und den Gliedern der regierenden Dynaftie Majeftät zufomme. Daß, wenn 
und foweit die Gefege den Genannten diefe Gigenfhaft ausdrücklich zufchreiben, dieſe Fragen 
bejaht werden müffen, verfteht ſich von ſelbſt. Auch werden fie beide mitunter zufanımenfallen, 
da der Reichsverweſer meift aus den Gliedern des regierenden Haufes hervorgehen wird. Wir 
verhält es fich aber, wenn die Gefege über diefe Frage ſchweigen? In diefem Falle fheint und 
die richtige Anficht zu fein, daß jedenfalld die ebenbürtige Gattin des Souveränd die Majefät 
mit ihm theile, daß dies aber weder beim Reichsverweſer, noch bei den übrigen Gliedern des re: 
gierenden Hauſes und am allerwenigften bei auswärtigen Souveränen, ihren Familien und bi: 
plomatifhen Vertretern ftatthabe. Ohne Zweifel kann in der Beleidigung ſolcher Perſenen 
eine mittelbare Beleidigung des Souveräns liegen; auch wird die Art und Zahl der Handlungen 
oder Äußerungen, durch welche diefe Perfonen beleidigt werden fönnen, weit über den That: 
beftand der gewöhnlichen Injurie hinausgehen und ebendeshalb auch deren Beftrafung eine 
firengere fein müffen. Allein wie wichtig die Stellung eines Reichsverweſers immer fein mag, 
er ift und bleibt doch im weientlichen Unterthan des wirflihen Souveräns und daſſelbe gilt von 
den Blievern feines Hauſes. Wie die Einheit des Staats, jo muf die Einheit und Ausſchließ⸗ 
lichkeit ver Souveränetät in der Berfon des Staatsoberhaupts nad) allen Seiten bin feitgebalten 
werden. Daß fremde Botentaten u. ſ. w. aber am allerwenigften in irgendeiner Weiſe ald an 
der Majeftät theilnehmend betrachtet werben fönnen, folgt aus der völkerrechtlichen Selbftändig: 
feit ded Staats, wenngleich eben die innere Natur des Völkerrechts und die äußern Folgen völ- 
ferrechtliher Verbindungen ed rechtfertigen, daß die an fremden Potentaten u. f. w. begangenen 
Injurien ftrenger geahndet werden, als der Perſon des Beleidigten nad) einfadhe Injurien. 

Die beleivigenden Handlungen felbft angehend, jo herrſcht in ven Gefegen eine Haupiver: 
ſchiedenheit infofern, als das Öfterreichifche Geſetzbuch jeden thätlichen Angriff auf vie Perion 
des Monarchen aus dem Gebiete der Majeftätsbeleivigung audfheidet und in Das des Hochver— 
raths vermeift. Nach allen übrigen Gefegen aber find derlei Thätlichkeiten, ſofern fie nicht ſpe— 
eififch hochverrätheriſche Tendenzen in ſich fchliegen, Majeftätsbeleivigurigen. Der Misbraud 
des Namens des Souveräng zur Durchführung gefegwidriger Handlungen kann, ſchen weiler 
fein Attentat gegen die Berfon des Souveränd enthält, ebenfo wenig eine Majeftätsbeleinigung 
fein, wie in einem conftitutionellen Staate mit freier Preſſe und einem verantwortlichen Mini 
fterium „die Öffentliche Herabwürbigung von Negierungshandlungen”. Denn abgefeben ta: 
von, daß diefer Begriff überhaupt ein jehr ſchwankender ift, daß ferner bei dem im conſtitutie 
nellen Staaten oft fehr ſchnell eintretenden Wechſel der Verwaltungsprineipien heute geftrait 
werden fönnte, was morgen die Regierung jelbft ald das Richtige anerfennt, jo bleibt, wenn 
derlei Herabmwürdigungen fonft, 3. B. der Form nad) injurids find, immer die Möglichkeit einer 
entiprechenden Beftrafung verfelben, ohne daß man zum Begriff der Majeftätöbeleivigung fein? 
Zuflugt nehmen müpte. 2?) Wenn aber endlich das bairifche Geſetz die Erregung eines Aut: 
ruhrs, um dem Souverän eine Entſchließung abzunöthigen over deſſen oberherrliche Befehle zu 


23) Die neuen Regreſſivpreßgeſetze haben eine Menge von durch die Preſſe gegen den Evuveran, 
feine Familie, die Regierung und auswärtige Potentaten möglichen ftrafbaren Handlungen aufgezählt. 
ohne auch nur auf eine derfelben ben Begriff der Majeftätsbeleidigung ausdrüdlich anzuwenden. Bol. 
3. B. das bairiſche Preßgefeg vom 17. März 1850, Art. 12 fg. Im Sinne des Rechteltaate gewähren 
derlei Gefege auch den Borzug, da bie inter fie fallenden Reate öffentlich verhandelt und von einer Iarz 
benrtheiit zu werben pflegen. i j 
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vereiteln, unter den Begriff ver Majeftätsbeleidigung ſetzt, jo theilen wir die Anficht derjenigen, 
—— ed für richtiger halten, derartige Handlungen unter den Begriff des Hochverrathé zu 
ellen. 

Die Beftrafung der Majeftätöbeleidigung richtet fi nad der Schwere des Falls und fann 
fogar bis zur Todeöftrafe gehen. ine befondere Eigenthümlichfeit dieſes Verbrechens befteht 
aber noch darin, dag deflen ftrafgerichtliche Verfolgung, wenn es nicht in Thätlichkeit beſtand, 
meift erft auf befondere Ermädtigung des Juſtizminiſteriums geftattet ift. 2°) 

Wenn ed nun feinem Zweifel unterliegen kann, daß, je höher die richtige politifche Erkennt: 
niß und Tüchtigkeit eines Volks geftiegen und je ausgebildeter ein Staat ift, defto größer und 
verabjheuungsmwürdiger dad Majeftätöverbrechen erſcheinen müſſe, fo ift doch ebenſo unzweifel: 
haft, daß derlei Verbrechen gerade unter diefer Vorausſetzung am jeltenjten vorfommen und 
wenn doch einmal, dem Staate und der Würde feines Oberhaupts faum gefährlich werben 
können. Die Majeftätsbeleivigung ift weſentlich ein politifhes Verbrechen und theilt dadurch 
die allgemeine Eigenſchaft eines ſolchen, während fie doch ausſchließlich nur gegen die Perſon des 
Souveränd begangen werden kann und daher unvermeidlich immer etwas Perfönliches an ſich 
hat. Bei der ohnehin großen Glafticität der Begriffe von Hoch- und Landesverrath ſcheint e8 
Daher nicht gerathen, den Begriff der Majeftätöbeleivigung jehr weit ausdehnen und im ein= 
zelnen genau detailliren zu wollen. Dagegen dürfte e8 ſich bei der ganzen Stellung und Ein 
richtung unferer Juſtiz (Staatsanwaltſchaft, Offentlichfeit, Jury) empfehlen, verfelben in allen 
Fällen der Majeftätäbeleivigung ihren Lauf zu laflen, dagegen auch ex officio jede Verurthei: 
fung dem Souverän zu dem Zwede, ob er von feinem Begnadigungsreht Gebrauch machen 
molle, in Borlage zu bringen. 

Die vorzüglichite Literatur über Majeſtätsbeleidigung f. bei Weise, a. a.D., VL, 1, Note1; 
Heffter, „Lehrbuch des gemeinen deutſchen Strafrechts“ (fiebente Auflage, Braunſchweig 1857), 
S. 159; Morſtadt, „Commentar zu Feuerbach's Lehrbuch“ (Schaffhauſen 1862), I, 266; 
vgl. Hochverrath“. J. Held. 

Majorat, Minorat, Primogenitur, Seniorat. Die angeführten Begriffe bezeichnen 
dem ** Recht eigenthümliche Succeſſionsordnungen ayf ven Todesfall, gehören alſo dem 
Erbrecht an. 

Jedes Erbrecht iſt bedingt, einmal durch das allgemeine Vermögens- und Perſonenrecht, 
dann durch die beſondern Modificationen, welche letztere in ihrer Verbindung mit der Familie 
erleiden, ferner durch die ganze Auffaſſung der Bedeutung der Succeſſion von Todes wegen, 
namentlich aber durch die Art und den Grad der Ausſcheidung zwiſchen öffentlichem und Privat— 
recht. Hieraus ergibt ih, daß die im Laufe dev Entwidelung eines Volks erfolgenden Wan- 
delungen der angegebenen bedingenden Momente mehr oder weniger aud dad Erbrecht be: 
rühren müffen und daß diejes felbft innerhalb eines und deffelben Volks zu einer und derfelben 
Zeit für verſchiedene Klaffen oder Stände aud) jehr verſchieden jein könne. 

Um nur einige Beifpiele anzuführen, fo it es befannt, daß die Römer urjprüngli fo 
wenig als die Deutſchen Privatteftamente fannten, daß die rein privatrechtliche römische Succeſ— 
fionsfähigfeit ganz andere VBoraudfegungen hatte als die deutſche Nachfolgefähigkeit (infoweit 
und folange fie mehr eine politifche ald privatrechtliche Kähigfeit war), und daß zwifchen ven 
Erbrechten der verſchiedenen deutjchen Stände die größten Unterjchiede beftanden. 

Die ethiſch-natürliche Bafis des ganzen Erbrechts ift die Familie. Wäre dieje ein ganz jelb- 
ftändiged Gemeinwejen, jo könnte begreiflih auch nur von einem Erbrecht innerhalb derſelben 
die Rede jein. Da jie died aber nicht ift oder doch nur joweit die Art von Conföderation, deren 
Glied jie jein muß, es zuläßt, fo erfcheint zwar die Familie noch immer als die ethifhenatürliche 
Baſis und Grenze des Erbrechts; allein aus vielen Gründen wird dod) der Staat oder die Con: 





24) Dies hängt wol noch mit einer der fchönften Stellen der römischen Rechtsſammlungen, der L. unic. 
cod. si quis imperatori maledixerit, 97, zufammen („Wer mit Bernadhläffigung alles Anftandes und 
unfundig aller Scham, in unwürdigen und vermefjenen Schmähreben unfern Namen anzugreifen ſich 
unterfangen, und ausgelaffen in Trunfenheir als Tadler unferer Regierung aufgetreten ift, den wollen 
wir feiner Strafe unterwerfen, noch dag ihm etwas Hartes oder Schweres lern fol, weil, wenn 
er es aus Unbefonnenheit gethan, es Verachtung verdient, wenn aus Unverftand, es des Mitleids, wenn 
mit Borfag der Kränfung, ber Berzeihung würdig iſt. Es foll daher, ohne daß weiter etwas geſchieht, 
zu unferer Wiſſenſchaft Bericht erftatter werben, damit wir die Rede des Menfchen aus defien Perſon er: 
wägen und beftimmen fünuen, ob fie mit Stillfhweigen übergaugen oder weiter jur Unterfuchung gezo— 
gen werden fell”). Vgl. aber hierzu Laurent,. Eiudes, IV, 340 fg. 
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foͤderation, welcher fie angehört, ſich veranlaßt ſehen, auch erbrechtliche Beſtimmungen zu geben 
Erben iſt wie dad Sterben etwas nit Erfundenes, ſondern etwas Unvermeidliches, und daſſelbe 
gilt von einem Erbrecht überhaupt, nicht von einem beftimmten Erbrecht, welches freilich ebenſo 
oft die Folge wie die Urfache der wichtigſten focialen, fittlihen und politifchen Erfcheinungen 
und Zuftände ift. 

So war der freie Grundbeſitz in Deutſchland!) zwar Die Bedingung der vollfonımenen po- 
litiſchen Berechtigung und Verpflichtung, allein es lag auch in vemfelben die Neigung und bie 
Kraft, fih zu iſoliren und höchſtens eine Art von conföderativer Ginigung zu dulden — eine 
Eigenſchaft, die jelbft auf den blos feudalen Beflg nach und nad übergegangen war. Während 
daher das alodiale Immobiliarfucceftondreht vom Anfang an mehr als eine Art von politi- 
ſchem Territorialnadhfolgerecht erfcheint, nimmt die Lehnfolge fpäter gleichfalls einen ähnlichen 
Charakter an und ift nur infofern eigentbümlich, als die Intereffen des Lehnsherrn noch einigen 
Einfluß darauf behalten. 

Bon dem Augenblid an und in denjenigen Kreifen aber, in welchem die eben erwähnten 
Vorausſetzungen wegfielen oder fehlten, jehen wir aud das Erbrecht eine weſentlich andere 
Richtung nehmen, und Eriheinungen von Theilbarfeit, Veräußerlichfeit der Beitgungen, Sur: 
ceſſionsfähigkeit des weiblichen Geſchlechts gleich vem männlichen, Verfügungen auf ven Todet: 
Tall u. dgl. nı. geben dafür Zeugniß, daß die Idee der Privatfubjectivität und der Privatfuccefiten 
bereit8 Macht bekommen habe. Das römifch-juftinianifhe Erbrecht aber ſchien ſich mentgftene 
in fehr vielen Beziehungen diefer Idee dienftbarer zu zeigen als das alte deutſche Recht, und 
murde in diefer Hinſicht dann auch gern recipirt. 

Die Kreiſe, in welden dieje neuen Erfheinungen bejonders deutlich auftraten, waren die 
Städte. Allein auch auf dem platten Lande, unter den Herren wie unter den Bauern, gab ıd 
viele, welche durch das alte deutſche Recht ih in ihren Privatwünſchen fehr beeinträchtigt, in 
ihren privatrechtlichen Gleichheitsideen ſchwer verlegt fühlten, und des Grundes, der politiihen 
Pflicht vergeſſend, den Ideen ded römischen Rechts zuneigten. 

Der natürliche Hang des ſpätern deutſchen Rechts und der Anſchluß an das römiſche pri: 
vate Erbrecht hatten num die Folge, daß in den Städten, deren gefammte eigenthümliche Ver: 
hältniffe ohnehin zu diejer Veränderung hinführen mußten, das alte veutiche Erbrecht ih bis 
auf wenige Refte verlor, der Grundbefig mobiliiirt und feiner befondern politifchen Bedeutung 
entfleidet wurde. Die auf dem platten Lande aber immer häufiger vorfommenden Berjude in 
diefer Richtung hatten, fofern jie den bäuerlihen Beſitz trafen, nicht nur für die Gutöherren 
nachtheilige Wirkungen, fondern führten auch bei freien Gütern zu häufigen Zeriplitterungen, 
melde fowol für die Güter ald für die Eriftenz der bäuerlihen Familien jehr gefährlih waren. 
Ganz beſonders aber erkannte bald der Adel, ſowol der Reichsadel wie aud der landſäſſige 
grundbefigende Adel, daß die in den fortgejegten Theilungen fi fund gebende privatrechtliche 
Idee ihn in der Subftanz feiner ganzen bevorzugten Stellung tödlich verlege, und jo kam man 
dazu, durch befondere Anordnungen in ven Kamilien dem Ein- und Meitergreifen des gemeinen 
Erbfolgerechtd einen Damm entgegenzufegen. 

Unterdeſſen war das Reichsrecht (Aurea bulla) wenigftens ſchon in Betreff der weltlichen 
Kurfürftenthümer vorangegangen, indem es deren Untheilbarfeit und ihre Vererbung nad 
Primogeniturredht feftftellte. Der Grundgedanke aber, ſowol ded Primogeniturfgjtems wie 
aller befondern Erbfolgeorbnungen, in welchen verſchiedenen Formen derjelbe auch immer zum 
Ausédruck Fam, war ftetö der gleiche, nämlich der, daß von mehreren, welche nach gemeinen 
römijchen oder deutjchen Recht gleich nahe zum Erbe ftanden, immer nur Einer juccediren ſolle 
Die Begründung einer ſolchen befondern Erbfolgeorpnung für das eigentliche Familiengut und 
das etwa damit verbundene Reichsamt ſchloß aber nicht aus, daß für andere Güterarten di 
gemeinrechtliche Succejjlon eintrat; und war ed denfbar, daß eine Familie im Beſitz verfchiebene 
Güter war, rücjichtlic derer auch verfchiedene befondere Succeſſionsordnungen eintraten. 

Man fann nun die in Rede ſtehenden befondern Succeffionsorbnungen, welche übrigen? 
alle ven Vorzug des Mannsſtammes oder die agnatifche Succefion ald Regel vorausſetzen, ı7 


1) Über das altdeutiche Erbrecht vgl. Siegel, Das deutiche Erbrecht nach den Rechtsquellen a4 
Mittelalters (Heidelberg 1853). Waflerfchleben, Das Princip der Sucreffionsorbnung nach dem ur 
fchen, insbefondere ſächſiſchen Recht (Gotha 1860). Zöpfl, Deutfche Rechtsgeichichte (dritte Auflage) 
Th. 11, $. 112 fg. Über die hier in Frage lebenden befondern Sucreffionsordnungen vgl, bie Kiteratut 
bei Gengler, Lehrbuch des deuiſchen Privatrechts, II, 1364 fg., 1399. 
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zwei Klaſſen theilen, inſofern nämlich die Baſis derfelben entweder das reifere Alter (Seniorat 
im weitern Sinne des MWorts)?) oder die größere Jugend (Juniorat im weitern Sinne ded 
MWorts) ift. 

Das Seniorat hat drei verſchiedene Formen, namlich: 1) Die Primogenitur. Diefe ift jene 
Einrichtung der wejentlich deutſchen Linealordnung, nad welder von mehreren außerdem zugleich 
gerufenen zuerft und allein dev Grfigeborene, nad diefem wieder nur deſſen Exfigeborener 
und fo fort fuccebirt, aljo erfi nad dem Ausfterben feiner Linie die Linie des relativ, d. h. nad 
ihm zuerfi Geborenen und in ihr wieder immer der Erfigeborene nad) derfelben Ordnung folgt. 
(Bol. Hausgefege; Schulge, „Das Recht der Erſtgeburt in ven deutſchen Fürftenhäuiern‘, 
Leipzig 1851; Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts“, II, 256, Note 2.) Obgleich übrigens 
das Primogeniturfoftem heutzutage fait allenthalben die Thronfolge und nad neuern Ge— 
jegen auch meift die fiveicommiffarifche Succeffion beherrſcht, jo wollen ed doch manche conı- 
plieirt und nicht natürlich finden (Dahn, „Die germaniichen Könige‘, 1, 229; Zachariä, „Bier: 
zig Bücher“, II, 118). Übrigens zeigt ji daffelbe bald deutlicher, bald unbeflimmter auch 
bei andern ald den europäiſchen Eulturvölfern (Bott, „Die Ungleichheit der menſchlichen Raffen, 
S. 6; Döllinger, „Deidentbum und Judenthum“, ©. 182; Dunder, „Geſchichte des Alter: 
thums“, 1, 111; Zachariä, a. a. O. IV, 278 fg.; Braffenr de Bourbourg, „Histoire des na- 
tions ceivilisees de Mexique”, 11, 395 u. 547), es ift jelbft in vem freien England allgemein 
und popular (Montalembert, „De lavenir ete.“, &. 111, 113, 128), und fogar bei Un: 
freien fanıen Spuren davon vor (Grimm, „Rechtsalterthümer“, 1, 324). 

2) Das Majorat. Darunter verfteht man diejenige befondere Erbfolgeorbnung, nach wel: 
ber unter glei nahen Berwandten der phyſiſch Altefte allein jurcedirt. Während num Bejeler 
(a. a.D., ©. 34) der Anſicht ift, daß ſich eine folde Anordnung fowol mit der alten Parenteleu— 
ordnung (oder dem Linealſyſtem) wie mit dev römischen Erbfolge vereinen lafle, gebt die Mei- 
nung der übrigen Germaniften dahin, daß bei diefem Majorat immer zuerft nur auf die Grades 
nähe gefehen werden müſſe und alfo die Succeſſion unter mehreren dem Grade nad) gleich nahe 
Berwandten ven phyſiſch Alteften treffe (Mittermaier, „Deutſches Privatrecht‘, jiebente Auflage, 
Thl. U, $. 450; Gerber, „Syſtem des Deutihen Privatrechts“, jehöte Auflage, $. 275; Danz, 
„Handbuch“, VIIL, 20 fg.; Zöpfl, „Deutjches Staatsrecht“, fünfte Auflage, Thl. 1, $. 251, 
Note 2; Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts“, II, 252. Auch eine Art von Majorat will 
Braffeur de Bourbourg, a. a. O. Il, 70, bei ven Mayas gefunden haben). 

3) Das Seniorat im engern und eigentlihen Sinne des Wortd gibt unter allen Ver: 
wandten ohne jede Nüdjicht auf die Nähe der Linie oder des Grades demjenigen ven Vorzug, 
welcher der phyſiſch Altefte ift. Dieſes Syftem ift das feltenere und fam vorzüglich fir Ehren- 
rechte oder rüdjichtlih folder Nachlaßgegenftände vor, mit denen eine befondere, man möchte 
jagen dem höhern Alter gebührende Ehrenauszeichnung verbunden war. (Held, a. a.D., 
S.253, Note 1.) 

Das Juniorat, welches übrigend in der Negel nur bei vem Bauernftande, und zwar im In— 
tereife der Grundherren, vorkam, ift einfach ein umgefehrted Seniorat, und feine drei Formen; 
Boftremogenitur, Minorat und Juniorat im engern und eigentlihen Wortfinn entſprechen genau 
den drei Formen des Seniorats. 3. Held. 

Majorennität, Minorennität, Mündigkeit. Wenn wir und unter dem Recht im objer- 
tiven Sinne die äußerlich gültige Norm für eine vernunftmäßige Ordnung der menſchlichen Ber: 
bältniffe und Handlungen, und im fubjectiven ven durch die Grenzen jener Norm der individuellen 
Willendfreiheit mit dem Anfpruch auf den öffentlihen Schuß geftatteten Raum venfen, fo kann 
die rationelle Begründung des Rechts von ihrem abfoluten Standpunkt aus nur einen für jeden 
Menſchen völlig gleihenlimfang diefer Freiheit im Handeln und ver damit zuſammenhängenden 
— rechtlich zuläfigen — Fähigkeit im Gebraud feiner Befugniffe und in der Erwerbung wei- 
terer Rechte anerkennen. Weil indeß bad Recht eben eine vernunftmäßige Darftellung der geſell⸗ 
ſchaftlichen Ordnung bezweckt, und weil zugleich nur der vernünftige Wille ald wahrhaft frei ge: 
dacht werben fann, fo fann und darf pofltiv nurdenjenigen Individuen der völlig uneingeſchränkte 
Gebrauch der ihnen zuftehenden Rechte geftattet werben, melde fich in einem binreihenden Zu- 
Rande der Entwidelung und Tätigkeit ihrer Vernunft befinden, um das Rechtsgeſetz zu erfen- 
nen und demfelben gemäß ihre Handlungen auf die Erreihung ihrer Zwecke zu richten ; und nur 
mit gleicher Ginfhränfung kann auch die Unterwerfung des felbftthätigen Willens des einzelnen 


2) Beſeler, Syſtem des gemeinen deutſchen Brivarredhts, III, 38, Note 3. 
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unter den Zwang ded pofitiven Nechtögejeges gefordert werden, Die Umftände nun, melde 
einen gänzlihen Mangel oder doch nur einen beſchränkten Gebraud der Vernunft zur dolge 
haben, jind ihrer Natur nach fehr verſchiedener Art. Theils find fie vorübergehend, mie ter 
Zuftand des Rauſches, der Schlaftrunfenheit, des fieberhaften Deliriums, in gewiffer Hindi: 
auch des hoben Affeets; theild muthmaßlich bleibend, wie wirklicher Blödfinn und Verrüdtheit; 
fie find theild, wie alle biöher genannten Zuftände, ungewöhnlicher, regelwidriger Art, theilt 
aber hängen fie, als durchaus nothwendig und untrennbar, mit dem Gange dev menſclichen 
Entwidelung zufammen, indem der Menſch nicht fogleich mit dem vollen Gebrauch der Vernunit 
geboren wird, fondern erft durch allmählide Ubung und nad) einer Reihe von Jahren vazı 
gelangt. Nur um hier die Überſicht zu vervollfländigen, möge noch hinzugefügt werben, va 
man unter analoger Ausdehnung der Prineipien denjenigen, welche nicht im Gebraud ihrer 
Verſtandeskräſte fi befinden, privatrehtlic auch die Abwefenden und Die Verſchwender beizäblt, 
was ſich freilich in Anſehung ver legtern nur dann rechtfertigen läßt, wenn man bei ihnen eine 
den vernünftigen Gebraud) des eigenen Vermögens ausſchließende partielle Geiftesverrüdtbeit 
voraudjegt. 

Der bei jedem Menfchen, mithin weitaus am häufigften vorfommende Zuftand dei man: 
gelnden oder unvollfländigen Gebrauds der Geiſteskräfte ift aljo derjenige, melder mit ver 
Geburt, ald dem naturgemäß niedrigften Standpunft der geiftigen Entwidelung , beginnt un 
bis dahin währt, daß die Einficht zur genügenden Reife gekommen ift, um die Zwede der menid: 
lichen Gejellfhaft und ihre äußern Bedingungen erfennen zu fünnen. Die dieſem Zuſtand 
entſprechenden Rüdjihten und Einrichtungen hat ald die gewöhnlichſten das pojltive Recht dee: 
balb audy mehr oder minder bei den übrigen Fällen ver unvollftändigen Uberlegungsfähigkeit 
zum Vorbild genommen. So unabänderlid feft nun aber der Anfangstermin deſſelben if, io 
außerordentlich, verfchieden find die vorhandenen Beftimmungen über deſſen Ende, mas, uud 
abgeſehen von den durch den allgemeinen Gulturzuftand der verſchiedenen Völfer, dur Flima: 
tifhe Verhältniffe und andere von außen einwirfende allgemeine Umftände mannichfach modi: 
fieirte Bedingungen des intellectuellen Fortſchreitens, jchon deshalb unvermeidlich war, weil die 
Entwickelung der Geiftesfräfte bis zu dem erforderlichen Grade des Vernunfigebrauchs nicht 
plötzlich eintritt, fondern durch allmähliche Übergänge vorbereitet wird, weil ferner die geiftige 
Ausbildung aud dann nicht ftill ftebt, jondern unaufhaltfam — wenn aud in fehr verſchiedenem 
Mage — im Fortfhreiten bleibt, und weil bei der Verſchiedenheit der geiftigen Organijation 
der Individuen wie der Verhältniffe, unter denen dieje leben, auch die Entwidelung bier früher, 
dort jpäter bis zu dem nämlichen beflimmten Punkte gelangen wird. Auch leuchtet ein, daß bei 
jo großer Mannidjfaltigkeit ver eintretenden Umftände und Rückſichten aus der Natur ver Sache 
fein abjolutes Prineip abgeleitet werben fann, nad) welchem überall und in jedem Hall der Zeit⸗ 
punft des vollftändig eingetretenen Vernunftgebrauchs unverrüdbar auf ein äußerlich erfenn: 
bares Merkmal, namentlich auf ein beſtimmtes Alter feftzuftellen wäre, daß vielmehr ein allge- 
meines Syſtem nur die Hauptgrundfäge im Auge haben darf, welde unter gegebenen Berhält: 
nifjen der pofitiven Geſetzgebung ald Richtpunkte dienen müffen. Der Zwed des „Staats: Leritn“ 
erfordert daher eine Aufzählung aller der verſchiedenen Beziehungen, in welche das den Ber: 
nunftgebraud ausſchließende oder beihränfende jugendlihe Alter zu dem natürlichen un 
pojitiven Rechtszuſtand eines Volks, namentlich alfo zu deflen Gejeggebung treten kann, teilt 
eine Entwidelung der oberften Grundfäge, aus welden ſich die Kritit des Beſtehenden ergikt 
und von welden die Bejeggebung bei ihren Maßregeln ausgehen muß. 

Bir beginnen dabei am zweckmäßigſten mit vem bürgerlichen Recht, theild weil bei diejen 
die Fälle am häufigften find und daher aud hier die pojitive Lehre ih am vollſtändigſten aus: 
gebildet hat, theild weil eben daher die mieiften Analogien für andere Rechtstheile entuommen 
ind. Im Gebiet des bürgerlichen Rechts hat aber das jugendliche Alter eine natürliche zweifagt 
Bedeutung für die Entflehung von Rechtsverhältniſſen, nämlich zuerft infofern, als daſſelbe ein 
Beihränfung ded eigenen Gebrauchs zuftehender Rechte zur Folge hat, und dann zweitene in- 
jofern ed ſich um die Folgen der Übertretung von Zwangspflicgten handelt. Allein aud dieit 
Folgen beftehen im Privatrecht nur in dem Verluſt eines Vermögenätheild (jei derfelbe det 
Verluſt eines Rechts oder die Verpflichtung zueinemLeiften, Schadenerſatz, Privarftrafe u. |. m.) 
und fallen daher der Hauptſache nad mit unter ven erften Geſichtspunkt. Den Zeitpunkt in 
menſchlichen Alter, mit weldem eine zum vollen Gebrauch der eigenen Rechte hinreichende Reift 
der Verſtandeskraft eingetreten iſt oder als eingetreten angenommen wird, bezeichnet man mil 
dem nad der Terminologie des Römischen Rechts (von dem Ausdruck majores XXY ann“) 
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gebildeten Worte Majorennität (Volljährigkeit), aud wol Mündigkeit, und dagegen den hinter 
jenen Abichnitt von der Geburt an liegenden Zeitraum entfprehend mit vem Ausdruck Mino- 
rennität (nad der römiſch-rechtlichen Bezeichnung minores XXV annis), Minderjährigfeit oder 
aud wol Unmündigkeit. So ift wenigftend die Grundanſicht des ältern deutfchen Rechts, wel- 
ches die Münvigfeit als ven Zeitpunft gelten ließ, wo das Bebürfnif des Schuges (Mundium) 
aufhörte und zwiſchen ver vollen Mündigkeit und der vollen Unmündigfeit feinen Zwiſchenzu— 
ftand annahm. 

Eine allgemein gültige Grenze der Unmünbdigfeit hat das deutſche Recht wol nie gehabt; 
nad ſächſiſchem Net galt das Ende des einundzwanzigften, nad ſchwäbiſchem das Ende des 
achtzehnten Lebensjahres dafür. Ungleich complicirter ift aber die Theorie des Römiſchen Rechts, 
welche womöglich jede au unter der Volljährigkeit liegende Entwidelungsftufe berückſichtigen 
wollte und dadurd eine große Menge von Abtheilungen und Unterabtheilungen, welde dann 
auch wol von dogmatifchen Controverſen durchkreuzt werben, in das Rechtsſyſtem einführte. 
Schon darin weit das Römifche Recht wefentlich von allen deutſchen Rechtsbüchern ab, daß es 
das Alter ver Volljährigkeit erft fpäter, nämlich mit dem vollendeten fünfundzwanzigften Lebens— 
jahre, eintreten läßt: dann aber nimmt ed beinahe in der Mitte des dadurch gebildeten eritert 
Lebendabſchnitts einen Zeitpunft an, mit welchem in den fühlichen Ländern die Mannbarkeit 
einzutreten pflegt und welcher bei Jünglingen mit dem vollendeten vierzehnten, bei Mädchen 
aber mit dem vollendeten zwölften Jahre angenonmen wird. 

Diefer Zeitpunft — pubertas, Mannbarfeit — wird von den deutſchen Giviliften ebenfalls 
wol mit dem Ausdruck der Mündigkeit bezeichnet, wodurch natürlich einige Unordnung in die 
Terminologie fommen mußte, indem unter Inmündigen nun bald diejenigen verftanden werden, 
melche dad zwoͤlfte oder vierzehnte, bald diejenigen, welche das fünfundzwanzigſte oder überhaupt 
das zur Volljährigkeit erforderliche Lebensjahr noch nicht zurücgelegt haben. Neben viefer 
gewöhnlichen, regelmäßigen Pubertät nimmt dann das Römifche Recht aber aud) noch eine ſo— 
genannte vollfommene Mündigkeit an, welche beim weiblihen Geflecht mit ven vollendeten 
vierzehnten und beim männlichen Geſchlecht mit vollendetem achtzehnten Jahre eintritt. Aber 
aud die Zeit von der Geburt bis zur (gewöhnlichen) Pubertät zerfällt nicht nur wiederum in 
zwei Hauptabtheilungen, von denen die erfte mit dem fiebenten Jahre endigt und die eigentliche 
Kindheit (infantia) umfaßt, während die zweite vom Ende der Kindheit bis zur Pubertät reicht, 
fondern aud) diefe zweite Abtheilung enthält nohmals zwei Unterabtheilungen, je nachdem ver 
Unmündige (wol mehr der natürlichen individuellen Entwidelung ald dem Alter nad) fi näher 
bei der Kindheit (infantiae proximus) oder näher bei ver Mannbarfeit (pubertati proximus) 
befindet. 

Im allgemeinen läßt fih nicht leugnen, daß die Theorie des Römiſchen Rechts auf einer 
richtigen Grundanſicht beruht, infofern nämlich dabei nicht der Natur zuwider ein plögliches 
vollftändiges Eintreten der bis dahin vollfommen unterdrückt geweſenen Geifteöfräfte, fondern 
eine allmähliche Entwidelung, Räuterung und Ausbildung derfelben vorausgefegt und dem: 
gemäß aud eine entſprechende ftufenmeife Erweiterung der Freiheit im eigenen Gebrauch der 
Rechte geftattet wird, wenngleich durch die vielen nach äußern feſtſtehenden Merkmalen gezogenen 
AbtHeilungen und Unterabtheilungen das Syftem wol etwas zu Fünftlih geworben und ber 
individuellen Beurtheilung zu wenig Spielraum gelaffen ift. Auch verdient ertvogen zu werben, 
daß befonders die Flimatifhen Verhältniffe ver füdlihen Gegenven feinen Maßſtab für die ein- 
tretende Mannbarkeit in ven nördlicher gelegenen darbieten fönnen, und deshalb z.B. die ziemlich 
allgemeine Beftfegung der zur Schließung einer Ehe erforderlichen Reife auf das vollendete acht— 
zehnte Lebensjahr der äußerſte Punkt war, bis zu welchem vom Geſichtspunkt deutſcher Berhält- 
niffe aus die Praris fih dem Roͤmiſchen Recht nähern durfte. Auf der andern Seite hat man 
in neuern Oefeggebungen das zur Volljährigkeit erforderliche Alter häufig ermäßigt, wie 3. B. 
in Preußen, Öfterreich und Oldenburg auf 24, in Baiern, Sachſen, Hannover, Würtemberg, 
Baden, Heffen-Darmftadt und mehreren andern deutſchen Staaten, ebenfo aud in Frankreich 
und England auf 21 Jahre. 

Der natürliche Wiverftreit, welcher fih daraus ergibt, daß auf der einen Seite audy die 
Minderjährigen Rechte haben, ſowie die Fähigkeit, diefelben zu erhalten und zu erweitern, wäh: 
rend ihnen auf der andern Seite die Befugniß abgeht oder nur in befchränftem Maße zugeftar: 
den wird, jelbft davon Gebrauch zu machen, wird im Leben dadurch gelöft, daß das poſitive Recht 
ſolche Befugniß bis zur erreichten Volljährigkeit andern PVerfonen überträgt. Diefe andern 
PBerfonen find naturgemäß zunächft die Altern det Minderjährigen, wobel ed dann nur darauf 
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anfommt, der Dauer und dem rechtlichen Umfang der dur die Berhältniffe ſelbſt begründeten 

Familiengewalt eine gefegliche Grenze zu beftimmen ; nad) deren früherm Tode aber erheifät wie 

allgemeine Schugpfliht des Staats die Erwählung und Berpflihtung aud anderer zuverläſſign 

Berfonen unter dem Namen von Vormündern oder Guratoren, welche unter Öffentlicher Auffich 
und mit genauer Begrenzung ihrer Rethte die Angelegenheiten der Minderjährigen zu beforgen 
und in folder Hinficht Die Stelle ihrer Ältern bie zur Volljährigkeit zu vertreten haben. Dit 
Pflicht zum Schuß der Minderjährigen ift eine der beiligften, welche der Staat haben Fann, und 
die Leichtfertigkeit, mit welcher diefelbe zum großen Nachtheil der Minverjährigen nicht felten 
geübt oder dad wahre Intereſſe derjelben Eoftfpieligen und weitläufigen Bormalitäten unter: 
worfen wird, ein neuer, höchſt bebauerlicher Beweis dafür, daß bei dem Übergewicht des Akten: 
wefend die Pragmatif unferer Behörden immermehr an bloßed Formenweſen fih gewöhnt un 
vadurd in gleich zunehmendem Mafe dasjenige, was eigentlich durch ſolche Formen befoörden 
werben foll, aus dem Auge verliert. 

Die weitere Ausführung der biöherigen Andeutungen gehört in die Lehre vom bürgerlihen 
Recht, und ed fann daher hier auch nicht erörtert werden, wie daß pofitive Recht die Fähigkeit 
zum eigenen Rechtsgebrauch theild nad) den verſchiedenen Alteräftufen, theil®, je nachdem die 
Altern des Minderjährigen noch leben oder Bormünder an deren Stelle getreten find, verſchieden 
regelt und abftuft; nicht zu gedenken, daß eine für alle deutſche Staaten gemeinfhaftliche Theorie 
ſchon an der großen Verichledenheit ver Territorialgefeggebungen, melde gerade in diejen Theil 
der Geſetzgebungen verſchieden eingegriffen haben, ſcheitern würde. Es genügt vielmehr, die 
wichtigſten Gefihtöpunfte zu bezeichnen, aus welchen der Staat feine Berpflihtung zur Fürforge 
für die Minderjährigen zu betrachten hat, und damit zugleih die Grundſätze aufzuftellen, aus 
denen die analoge Anwendung der privatrechtlichen Theorie auf Berbältniffe des öffentlichen 
Rechts zu beurtheilen if: 

Hier — nämlich auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts — tritt und zunächſt wiederum das 
Berhältnig des Individuums zum Staat entgegen und veranlaft die Frage: inwiefern die Aus: 
übung politifcher Rechte, beſonders der Wahlrechte, durch die Alteröverhältniffe, namentlid durch 
Minvderjährigkeit befhränkt werde? Die Nothwendigkeit einer ſolchen Befchränfung leuchtet 
von felbft ein und möchte feines neuen Beweiſes bevürfen; wichtig bleibt aber die Frage über bie 
Art und das Maß derfelben. Hier fönnte man nun durch die ftricte Analogie des bürgerliden 
Rechts leicht zu der Anficht verleitet werden, ald ob aud) im Gebiet des politifchen Rechts bei 
Minderjährigen eine ähnliche Bervollftändigung ver Berfönlichkeit eintreten müßte, wie im bür: 
gerlichen Recht durch die Altern oder durch Vormundſchaft, daß alfo der Vater oder Bormund 
ftatt des Minderjährigen zu wählen, die auf diefen gefallene Wahl anzunehmen oder ftatt des 
dur Grundbefig mit perlönlihem Stimmrecht in der Ständeverfammlung verfehenen Minder: 
jährigen zu erfcheinen hätte. Dieſe Anficht hat jedoch eine richtige Theorie nicht für fi. Wenn 
nämlid das Weſen des Repräjentativftaats darin befteht, daß deſſen Regierung in Überein: 
fimmung mit dem vernünftigen Gefammtwillen geführt werbe, und daß feine Verfaſſung für 
fihere Ermittelung dieſes Geſammtwillens die nöthigen Garantien darbiete, jo folgt varaut 
von felbit, daß bei ſolcher Ermittelung überhaupt nur diejenigen herangezogen werben, alfo aus 
zur Abgabe ihrer Stimme berufen fein fönnen, deren Vernunft in einem zum Erkennen det 
Guten und Böfen, des Rechts und des Unrechts hinreihenden Grade ausgebildet ift. Alleübrigen 
haben deshalb noch nicht oder überhaupt feine Stimme, weil fie noch nicht oder überhaupt nict 
als vernünftig gelten können und weil der vernünftige Gefammtwille nur aus der Summe oder 
der Majorität des Willens aller Vernünftigen (aljo Mündigen) befteben kann. Die politiſche 
Berechtigung der Minderjährigen kann daher immer nur als eine bedingte angejehen werben, 
infofern fie nämlich erft dann geltend wird, wenn ſich gezeigt hat, ob jene überhaupt zu dem er: 
forderlihen Zuftand’der geiftigen Ausbildung und Fähigkeit gelangen werben, was bei Blöt: 
finnigen nicht der Ball ift. Auch leuchtet ein, daß außerdem der mit dem Staatöbürgerreät 
verjehene Vater nicht bloß für ſich, fondern daneben auch noch beſonders für die in feiner väter: 
lichen Gewalt befindlihen Kinder abzuftimmen haben würde, was man doc nie und nirgende 
für zuläfiig gehalten hat. 

Übrigens verfteht es ſich von jelbit, day zur Ausübung jedes politifchen Nechts, alſo namen! 
lich des Wahlrechts, der Staatsbürger erft mit der vollkommen erreichten Majorennität mt 
bürgerlichen Rechts befähigt fein kann, weil zur Mitwirkung bei dem Gange der Stautdangele 
genbeiten mindeftens ebenfo viel Umſicht und Erfahrenheit erforderlich ift ald hei der Beſorgung 
der eigenen widtigften Vrivatgeſchäfte. 
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Wenn nun überhaupt pas Alter eine natürliche und in gewiffer Hinficht die iicherſte Bürg⸗ 
ſchaft für Vernunftmäßigkeit des Handelns und Wollens iſt, ſo muß die Jugend auch zur über⸗ 
nahme oͤffentlicher Aufträge bis dahin, daß der Geiſt ven gehörigen Grad von Reife erhalten hat, 
unfähig fein. Diefe Rückſicht wird zunächft bei der Frage der Wählbarkeit zur Staats oder 
Gemeinderepräjentation wichtig. If das Wahlcollegium gehörig zufammengefegt und gefichtet, 
for ift freilich wol nicht leicht zu befürditen, daß die Wahl auf einen IUnmündigen fallen werbe; 
doch hat es wenigflend dad Prineip der vernünftigen Gerechtigkeit nicht gegen ih, wenn das 
Wahlgeſetz ausdrücklich Volljährigkeit als Bedingung der paſſiven Wahlbefähigung aus Vor— 
ſicht fordert; ja es mag im ganzen genommen ſelbſt zweckmäßig fein, zu dieſer politiſchen Voll— 
jährigfeit ein etwas höheres Lebensalter anzunehmen als bei der blos bürgerlichen, weil die 
eigenen Geſchäfte des bürgerlichen Lebens in der Regel unter ruhigen, nicht beſonders aufregen 
ven Verhältniffen beforgt werben, bei ven Verhandlungen über Staatsangelegenheiten aber 
nicht felten der Widerftreit der verſchiedenſten Tendenzen und Leidenjhaften thätig wird und 
neben der feften männlichen Kraft auch das Übergewicht ver Ruhe und Befonnenheit erforderlich 
iſt. Wie aber die Grenze hier auch gezogen werde, fo ift ed durchaus erforderlich, daß dieſelbe 
ohne Begimftigung einzelner Volksklaſſen gleihmäßig jei, und daß nicht etwa (wie allerdings 
in mehreren Wahlgeiegen und Berfaffungen der Fall ift) die politifhe Vollbürtigkeit bei den 
Adelichen oder den Mitgliedern der Erften Kammer früher eintrete ald bei dem Bürger- und 
Bauernftand oder überhaupt bei ven Mitgliedern der Zweiten Kammer, 

Eine weitere Veranlaflung zur Berüdjihtigung des Alters, und zwar zunächft noch immer 
in dem Verhältniß des Individuums zur Staatögewalt, liegt in demjenigen Theil des öffent: 
lichen Rechts, welcher die Öffentliche Beftrafung verbotener Handlungen zum Gegenftand hat. 
Daß vor dem Strafgeriht das Kind, welches noch nicht zum Elaren Erfennen des Guten und 
Bösen, des Strafgejeged und feiner Zmede, überhaupt ver jittlihen und rechtlichen Bedeutung 
der Bürgerlichen Geſellſchaft gelangt ift, nicht ebenio behandelt werben Fann wie der im Beſitz 
völlig ausgebildeter Verſtandes- und Bernunftkräfte fich befindende Verbrecher, würde ſchon aus 
dem angegebenen Begriff von felbft folgen, ohne daß ed nöthig wäre, anf die beftrittene Theorie 
über den nächſten Zweck ded Strafgefeges zurüdzugehen, da die Vorausſetzung der moralifchen 
Zurehnungsfähigkeit überall anerfannt wird. Wo hier die Grenze zu fegen fei, wird natürlich 
ebenfalls mehr oder weniger vom Ermeffen ver Umftände abhängen und gehört daher zur Auf: 
gabe der pofitiven Gefeggebung; doch darf auch unterhalb folder Grenze nur die eriminelle 
Strafbarkeit, nicht aber damit jede Beftrafung in Form einer dem Kindesalter augemeffenen 
Züchtigung audgefloffen fein, welde vann aber in der Regel außerhalb ded Functiondfreifes 
der Strafgerichte Fällt und den Lehrern, Erziehern, Altern u. ſ. w. überwieſen werden muß. 
Aber auch bei den zwar dem Kindesalter entwachſenen, aber noch nicht zur Entwickelungsreife 
des Volljährigen gelangten Perſonen hat das Strafgefeg das VBorhandenfein eined Milderungs- 
grundes anzuerkennen, der in dem jugendlichen Alter und deffen Einfluß auf die Willensthätig— 
feit liegt, und als ein für die Regel vorhandener, feinem Grade nad freilich verfchirdener, daher 
in feinen Wirkungen nad richterlichem Ermeſſen zu beftimmender fi darſtellt. Nur bei geiftig 
verwahrloften Individuen ift ed denfbar, daß die frühzeitige Gemwöhnung an das Böfe und Ber: 
botene die Geiftesfräfte in diefer dem Gemeinwohl entgegengeſetzten einſeitigen Richtung raſcher 
zur Entwickelung gebracht hat, als bei einem geordneten Bildungsgange zu erwarten geweſen 
wäre, und daß daher auch bei Minderjährigen „die Bosheit das Alter ergänzt“. 

Noch ſind — als wenigſtens theilweiſe hierher gehörend — einige Rückſichten zu erwähnen, 
durch welche die Geſetzgebung aufgefordert wird, das Alter der Individuen in ihren Beziehungen 
zum Staate zu berückſichtigen, nämlich theils beim Eide — inſofern es darauf ankommt, den 
Zeitpunkt zu beſtinmen, von welchem an die Staatsgewalt der eidlichen Verſicherung eines ihrer 
Angehörigen Glauben beizumeſſen hat — und theils bei der Ehe, zu deren Schließung die Zu: 
rüdlegung eines beftimmten Alters ſchon deswegen vernunftgemäß gefordert werben muß, weil 
der Staat eine auf Fortpflanzung des Menfchengeihlehts und Erziehung der Kinder gerichtete 
Berbindung erft dann ald vernünftig und rehtögültig anerkennen darf, menn die Berbundenen 
ſelbſt auch ſchon zur gehörigen Reife ihrer geiftigen Kräfte gelangt find. In beiden Beziehungen 
bat daher die gefegliche Feſtſetzung einer Grenze dad vernünftige Recht für ſich. 

In dem Bisherigen haben wir die verfchievdenen Beziehungen des Minderiährigen zum 
Staate betrachtet; mir wenden und nun zu denjenigen Berjönlichfeiten, welche die Staatögemalt 
jelbft und deren Organe varftellen. In der Monarchie nimmt hier ver Monarch felbft zuerft die 
Aufmerkiamteit in Anſpruch. Bei Wahlmonarchien würde die Frage der Minderjährigfeit von 
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jehr geringer praftifcher Bedeutung fein; deſto wichtiger ift fie bei Erbmonardien, alſo jet in 
allen monarchiſchen Staaten Europas. Hier handelt es ſich zunächft darum, mit melden Jet: 
punkt der Thronfolger als folder volljährig wird? Diefe Frage hat in der pojitiven Geitz: 
gebung ihre Erledigung dadurch gefunden, daß die meiften Grundgeſetze conftitutioneller Staaten 
dad zur eigenen Übernahme der Regierung erforderliche Alter, alfo ven Zeitpunkt ver Bolljät: 
rigkeit des Thronfolgers beftimmen. Dieſer Zeitpunkt ift freilich in den einzelnen Verfafjungen 
ein fehr verfchiedener; 3. B. in den meiften das vollendete achtzehnte Lebensjahr, jo in England, 
den Niederlanden, Belgien, Spanien, Bortugal, Preußen, Baiern, Königreih Sachſen, Han: 
nover, Würtemberg, Kurheflen, Braunfchweig, Oldenburg ; in andern ein fpäterer Zeitpunkt, 
3. B. das vollendete einundzwanzigfte in Schweden, das zwanzigfte in Norwegen, das einunt- 
zwangigfte in ven ſächſiſchen Ländern Erneftinifher Linie u. ſ. w. Indeß fommen alle vie 
Verfaſſungen darin überein, daß fie zur Volljährigkeit des Ihronfolgers ein geringeres Alter 
erfordern, ald in den Verhältniſſen ver Privatperjfonen für nöthig gehalten wird. Der Grun 
diefer auf den erften Blid und befonderd bei der überwiegenden Wichtigkeit ver Negenten: 
geſchäfte auffallenden Erjcheinung liegt wol weniger in der ohnehin nicht der Natur der Sad 
entiprechenden Fiction, daß das Fürſtengeſchlecht Früher zur Reife gelange wie die übrigen Staat: 
bürger, als vielmehr theild in ver Mislichkeit aller vormundihaftlien Regierungsvermaltungen 
und theils in ber Annahme, daß bei einem wahrhaft conftitutionell vegierten Staate aud ver 
noch jugendliche Monarch durch die Verfaflung wenigftend außer Stand gefegt werde, Böſes zu 
thun, und daß alſo Mangel an geiftiger Reife nur etwa das einflweilige Unterbleiben mander 
guten Negierungsmaßregel zur Folge haben Eönne. Und in der That dürfen, wenn anders dieſe 
Annahme auch wirklich mehr ald bloße Dichtung ift, die für Abkürzung ver Minverjährigfeit 
des Thronfolgers fprehenden Gründe für überwiegend gehalten werben; doch nur unter ver 
Bedingung, dag au der Verfaffung felbft der gerade für diejen Fall durchaus und doppelt 
nöthige Raum gelaffen werde, ihre wohlthätige Wirkſamkeit, fei e8 hindernd oder feied fördernd, 
zu entwideln. Daf übrigens die Beſtimmung über die Dauer der Minderjährigkeit des Thron: 
folgerd auf dem Wege der gewöhnlichen Gefeggebung unter Mitwirfung der Kandesrepräfen: 
tation getroffen werden müffe, und nicht etwa einfeitig durch Teftamente, Hausverträge oder 
Familiengefege eingeführt werben könne, verfteht ſich von felbft. 

In vielen Grundgefegen find hiernächſt auch Beſtimmungen über die Perſonen, welde die 
Erziehung des minderjährigen Thronfolgers leiten und überwachen follen, enthalten. Gemöhn: 
Lich ift died der Mutter oder der Großmutter väterlierfeitd übertragen, unter Zuziehung und 
Beiftimmung des Negierungdverwefers oder des Negentihaftsrathe. Nähere Beſtimmungen 
über die Modalität ver Erziehung können der Natur der Sache nad in den Geſetzen niät ent: 
halten fein. 

Eine zweite Rückſicht, welche die Gejeggebung bezüglich der Staatögewalt auf das Alter zu 
nehmen bat, bietet ji dar bei der Anftellung Öffentliher Beamten. Das pofitive Recht kennt 
nur eine theils aus dem Römifchen, theild aus dem Kanonifhen Recht entlehnte I) Bejtimmung 
der Art in Anfehung der Richter, für welche ein mindeſtens achtzehnjähriges Alter gejertert 
wird, wogegen für die übrigen Staatödiener ähnliche Normen auch den meiften Staatsvient: 
gefegen fehlen. Bei den immer gefteigerten Anſprüchen an wiſſenſchaftliche Bildung der öffent: 
lihen Beamten und bei dem großen Andrang zum Staatödienft ift freilich einftweilen wol niöt 
leicht zu beforgen, daß derfelbe zu fehr werde mit Unmündigen überſchwemmt werden; dod ind 
Umftände derart ihrer Natur nah nur vorübergehend, außerdem auch keineswegs vollſtändiz 
fihernd, und eine gefegliche Grenze liegt deswegen vorzugsweiſe im Öffentlichen Intereſſe, weil 
die Anftellung der Staatsbeamten lediglich in den Händen der Regierung fi befindet. 


K. Steinader und K. Bucdner. 

Malteferritter, ſ. Orden. 

Mandat, Mandatsproceh. Mandat hat theild eine civilvechtliche, theils eine öffentlit: 
rechtliche, theild eine civilproceffualifhe Bedeutung. In civilrechtliher Beziehung beveutr 
Mandat ven Bevollmädtigungsdvertrag, den Auftrag an einen Dritten, flatt des Bollmadı: 
geberd und in veffen Namen eine beftimmte Handlung oder eine Reihe von Handlungen vorze: 
nehmen. Die nähere Betrachtung diefed Vertrags liegt an diefem Orte außerhalb unjerer Auf 
gabe; e8 genügt die Bemerkung, daß die Entwidelung des modernen , auf deutfcher Grundlage 
beruhenden Verkehrsrechts (Obligationenrechts) die Grundlagen des ganzen Bertrags gegen: 


1) L. 57. D. de re judicata (42, 1) c. 41. X. de ofl. et pot. jud. del. (1, 29). 
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über den Begriffen des recipirten Römiſchen Rechts wejentlih umgeftaltet, namentlich. dem— 
felben die Eigenschaft der Unentgeltlichkeit abgeftreift und die Wirkungen der ertheilten Voll: 
macht in Bezug auf Rechte und Pflichten derjenigen, mit welden der Beauftragte in Ausfüh— 
rung des Mandats Verkehrsbeziehungen anfnüpft, außerordentlich gefteigert hat. 

Die jegt verſchwundene enge Richtung der Rechtswiſſenſchaft, melde die Sätze des öffent— 
lihen Rechts nit anders ald in den hergebrachten Formeln des römischen Privatrecht? zu er— 
fajjen und darzuftellen wußte, hat auch den Begriff des Mandats auf politifhe Verbältniffe 
anzuivenden unternommen, und es war namentlich bad Rechtsverhältniß der Staatsbeamten, 
welches fie in dad Schema des Mandats einzupreffen verfuhte. Bon dieſer verkehrten An: 
fhauung ift die neuere Lehrte des Staatsrechts, welche deſſen Säge auf Grund ihrer innern 
Natur und der geihichtlichen Entfaltung felbftindig erfaßt, zurüdgefommen. Die Rechtsver— 
hältniffe des Staatöbeamten find zwar doppelter Gattung, in feiner Rückſicht trifft aber der Be: 
griff des Mandats ald eines frei widerruflichen Auftrags ein. Was die pecuniäre Seite des 
Rehtöverhältniffes angeht, fo hat ſowol nah dem feftftehenden Gerichtsgebrauch der vorma- 
ligen höchſten Reichstribunale, ald nad dem modernen Staatsrechte, wie ed in vielfachen orga= 
niſchen Gefegen (fogenannte Givildienftpragmatifen) ausgefprocen ift, der Staatöbramte der 
Regel nad) ein Recht auf einen Gehalt während ded activen Dienfted und auf einen Ruhegehalt 
im Zuftand der Quiefrirung, und zwar ein Recht, welches in Feiner Weife einem willfürlichen 
Widerrufe unterworfen ift, fondern höchſtenfalls durch UrtHeil und Recht entzogen werden fann. 
Nicht minder ift aber auch das Amt felbft Fein Gegenftand einer aus Willkür entziehbaren 

bertvagung. Der deutjche Staatsbeamte fann zwar feine Amtsgewalt nur aus einer Über: 
tragung von feiten der oberften Staatägewalt herleiten, ald der Duelle, auf die alle Hoheits— 
rechte und deren Ausübung zurückgeführt werben müffen, aber er ift fein Commis, den man be— 
liebig von feiner Stelle abruft. Die Stantögewalt ift, wenigſtens moralifh und aus Rückſicht 
auf dad Ausyabenbewilligungdredt ver Volksvertretung, welder jie Rechenſchaft abzulegen hat, 
verbunden, von ihrem Rechte der Abberufung und Penfionirung der Beamten einen weilen 
Bebraud zu mahen; nur aus dringenden Gründen, welche dad Intereffe des Dienftes felbft — 
nicht perfönliche und politifhe Differenzen — an die Hand geben, zu einem Abberufungsderret 
zu ſchreiten. In Bezug auf eine Klaffe ver Staatsbeamten — die Richter — iſt fogar in den 
meiften Verfaſſungsurkunden das desfallſige Necht der oberften Staatsgewalt pofitiv beſchränkt. 
Niht weniger widerfirebt e8 dem Weſen des Amts, wie ed jih auf deutſchem Boden ent- 
wickelt hat, in dem einzelnen Beamten nur den an Inftructionen feiner Obern gebundenen 
Mandatar, Agenten (agent public) zu fehen; wir find gewohnt, die höhern Reihen des öffent: 
“ lichen Dienftes mehr von ihrer eigenen gewiffenhaften lberzeugung, von felbfländigen Motiven 
— nicht blos in den Gerihtähöfen, fondern aud in den Verwaltungsförperfchaften — geleitet 
zu wiſſen; nur die niedern Bollzugsorgane weift die Dienftverfaffung deutſcher Staaten auf 
Befolgung von Inftructionen ald einzige Richtſchnur Bin. 

Der Spradigebraud mehr ald die ohnehin wenig ausgebildete Doctrin des conflitutio: 
nellen Öffentlihen Rechts hat die Mitglieder ver Volfävertretung ald Mandatare der Wähler 
und „Gommittenten‘ bezeichnet; ed Fann zu diefer Auffaflung aber keineswegs ein triftiger 
Grund bereihtigen; denn ber Bolfövertreter iſt weder mit einem Auftrag entjendet, welder dem 
Widerruf der Repräfentirten unterliegt; noch ift er hingewiejen auf Weifungen , Aufträge und 
Snfteuctionen derfelben. Sobald fein Name aus ver Wahlurne hervorgetreten iſt, erjcheint er 
als Vertreter der ganzen Staatsbürgerſchaft jeined Landes, der aus eigenem Rechte und ſolange 
die Wahl überhaupt Wirkſamkeit äußert, lediglich nach feiner freien Überzeugung handelt. Iſt 
dieſe Auffaffung ſogar den ftändifchen Körperichaften ver entfernten und nahen Vergangenheit 
eigen’), jo tritt fie naturgemäß noch in der wahren repräfentativen Monardie noch mehr und 
noch unzweideutiger hervor. ?) 


1) Preußiſches Geſetz vom 1. Juli 1823 wegen der Provinzialitände der Marf Brandenburg: „Die 
einzelnen Stände fünnen ihren Abgeordneten Feine bindenden Inftructionen ertheilen.“ 

2) 3. B. würtembergifche Verfaffungsurfunde: „Der Abgeordnete ift als Vertreter nicht des ein: 
zelnen Bezirks, fondern des ganzen Landes anzufehen. Es fann ihm feine Inftruction, an weldje er bei 
feinen fünftigen Abftimmungen in der Ständeverfammlung gebunden wäre, ertheilt werden.‘ Ahnliches 
enthalten die Stadtsgrundgefege von Baden, Grofherzogthum Hefien, Weimar, Koburg, Meiningen, 
Altenburg u. a. 

Staats-Rerifon. IX. 45 
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Auf der Grenzſcheide zwiſchen dem Öffentlichen Recht im engern Sinn und den Säjen, 
welche das Verfahren in bürgerlichen Nechtöftreitigfeiten beherrſchen, ftehen die Mandate, weit: 
in Streitfahen ergeben. Der Begriff des modernen Staats bringt ed mit ſich, daß die oberft: 
Staatögemalt feine unmittelbaren Machtſprüche in Streitfaden geben darf, fondern deren Ent: 
ſcheidung lediglich ven unabhängigen Gerichtshöfen überlaffen muß. Diefe Idee lag fon ver 
Errichtung des deutſchen Reichskammergerichts zu Grunde, indem auf daffelbe die Ausübung 
der kaiſerlichen oberftrichterlichen Gewalt, insbeſondere die Handhabung des Landfriedene, des 
Öffentlichen Nedtözuftandes übertragen wurde. Dieſe Aufgabe führte von ſelbſt darauf, daf 
das höchſte Reichögericht keineswegs bloß eine Inftanz für Civilproceſſe wurde, jondern ein 
wahrer politifcher, ſtaatsrechtlicher Gerichtöhof, welher über alle denfbaren Streitigkeiten in 
Ausübung von Staatshoheitsrechten erkannte. 3) Die Bedeutung dieſes in folder Gröpe ent: 
mworfenen Tribunald wuchs nod) Dadurch, daß es feine Gerichtäbarfeit wegen Landfriedensbrucht 
gerade gegen Reihdunmittelbare jelbit ausübte und Strafen gegen ſolche androhte und voll: 
ſtreckte. Der gegen einen Schuldigen erlaffene Strafbefehl wurde Mandat gertannt. Bald er: 
hielt dieſe Gerichtäbarfeit der beiden Reichsgerichte (denn es gefellte ih dem Reichskammerge— 
richt ald zweites Reichsgericht der Reihähofrath *] bei), dem herrſchenden Zwecke gemäß, eine 
größere Ausdehnung und wurde dann durch die Regislation regulirt. Früher fehnitten, beider 
Nothwendigkeit, ven Landfrieden fräftig zu handhaben, die gegen Störung veffelben gerichteten 
Mandate alle Bertheidigung ab, indem die, gegen welche fie gerichtet waren (die Imploraten), 
ih unbedingt dem Befehl unterwerfen mußten. Später machte jih im Gegengemwidt die Be: 
trachtung geltend, daß dadurch ein natürliches Recht verfünmert oder entzogen werde, daß daher 
der Implerat Hintennad mit feinem Einwande, befonders mit dem des erſchlichenen Manbatf, 
gehört werden müffe, ein den Grundſätzen des gemeinen (Römiſchen und Kanoniſchen) Redtd 
analoger Vorbehalt. Die bisherigen unbedingten Mandate widerftrebten in zu grellem Gegen: 
fage dem Grundprincip des rechtlichen Verfahrens, daß der Beflagte zuerft zur Vertheidigung 
zugelaffen werden müffe. Daher fhritt endlich die Reichsgeſetzgebung vermittelnd und map: 
geben ein. Die nady vielen Beftrebungen im Jahre 1555 erlaffene Kammergerichttorbnung) 
beftimmte, daß „die Mandata und Gebott nicht anders denn mit Ginverleibung Clausulae justi- 
ficatoriae, dadurch den Midertheilen (Imploraten), wider die folhe Mandata ausgehen, vorge: 
ſetzt (freigeftellt) wird, Urfahen, warum dieſelben nicht ftatthaben follen, vorzubringen, erfannt 
werben jollen, es wäre denn, daß 1) die Sad und Handlung an ihr felbft von Rechts oder Or: 
wohnheit wegen verboten und auch ohne einige weitere Erfenntniß für ſtrafwürdig oder unreät: 
mäßig zu halten, ober 2) daß dadurch dem anrufenden Theil eine ſolche Beſchwerde zugefügt 
würbe, die nad begangener That nicht wieder zu bringen wäre, oder 3) wenn die Sade wider 
den gemeinen Nugen wäre, oder 4) feinen Verzug leiden möchte, denn in ſolchen und fonft an: 
dern Fällen, in denen vermög der Rechte ohne vorgehendes Erkenntniß angefangen werben mag, 
folfen und mögen durch Cammerrichter und Beifiger Mindata ohne Justificatori Clausul tt: 
fannt und ohne einige Widerrede oder Verhinderung vollzogen und darauf wider bie, melde 
folde Mandata übertreten, auf die darin verleibte (angedrohte) Pönen (Strafen) procedirt und 
gehandelt werben”. Würde indeffen Implorat, felbft nach gefchehener Strafanwendung, noch 
verlangen, mit feiner Vertheidigung gehört zu werben, jo folle ihm dieſes geftattet jeln und nad 
geichehener Verhandlung Spruch erfolgen. Nachträglich geftattete der Deputationdabidie 
vom Jahre 1600 ®), daß aud auf Schufdforberungen aus Obligationen oder Verſchreibungen, 
welche die Executivelauſel („mit oder ohne Recht“) in fi trügen, unbebingte Mandate erlaffen 
werben Fönnten. Die Auslegung jener Stelle der Kammergerihtsorbnung ließ, bejondert 
wegen bed Beifages: „und fonft andern Fällen“, Unbeftimmtheiten und Zweifel genug übria, 
welche ven Beftrebungen, das ®ebiet ver unbedingten Mandate zu erweitern, fi günftig zeigten: 
daher fich die Reichsgeſetzgebung (jüngfter Reihsabichied vom Jahre 1654 ?] und 1679) ®) wer 
anlaft fand, fi zu bemühen, die Grenzen enger zu ziehen und erfennbarer zu machen. Indem 
nun die Reichsgeſetzgebung zugleich die Aufgabe zu löfen fuchte, das Gebiet der bedingten Man: 
date abzufteden und die Schranfen aufzubauen, in denen fi das Verfahren zu bervegen habt 
bildete ſich, mit Hülfe anderer Elemente, beſonders der Rechtsſprechung felbft, die auf den Unter: 


3) Bol, hierüber das bedeutende Gutachten von Gneift in ben Berhandlungen des vierten deutſches 
Suriftentags (Berlin 1863), I, 212 fo. 

4) Senfenberg, Sammlung der Reichsabfchiede, II, 43—136. 5) Senfenberg, ILI, 101 u. 102 

6) Senfenberg, II, 471498. 7) Senfenberg, III, 640—692. 8) Senfenberg, III, 68. 
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ſchied zwiſchen bedingten umd unbebingten Mandaten (als Zweck der legtern bildete ih haupt— 
fählic der, gegen eigenmächtige und gewaltfame Störungen des Beſitzſtandes Schuß zu ge: 
währen) gebaute Theorie von dem reihögerichtlihen Mandatsprocefle?), deren vorzugeweife 
eine publiciftifche Barbe tragende Anwendung eine bebeutende Nolle in der Geſchichte der 
Praris der deutſchen Reichögerichte fpielt. Denn es fehlte ihnen, zumal da ſie dieſe Procehart 
um fo lieber begünftigten, als dadurch die Austrägalinftanz der Reihsunmittelbaren befhränft 
wurde, und Rechtéſachen, die jonft nicht an die Reihögerichte erwachfen wären, vor diefe gezugen 
werben fonnten, nicht an Beranlaffungen, wodurch fie fih aufgefordert finden mußten oder 
glaubten, Übergriffe der Gewalt in ihre Schranken zurüdzuweifen, Schwächere gegen die Ge: 
malt der Mächtigern zu ſchützen 29) u. |. w., wenngleich diefe Beftrebungen nicht immer Früchte 
trugen, indem fie gerade da ihre Ohnmacht zeigten, wo vor der Richtergewalt auch der Mächtige 
fih Hätte beugen follen. ?) Ginige Erfcheinungen, die mehr oder weniger au von gefhicht: 
licher Bedeutung find, dienen zur Illuſtration. Kurz nad dem Ableben des Kaiſers Joſeph I. 
im Jahre 1711 verorbnete der Herzog von Sahjen: Weimar, davon ausgehend, daß das Ge— 
biet der Stadt Arnftadt im Schwarzburgifchen weimariſches Lehn fei, die Anſchlagung des kur— 
ſächſiſchen Vicariatspatents in Arnftadt, die dort verhindert wurde, weil der Fürſt von Schwarz- 
burg das Lehnverhältnig nicht anerkannte. Da fchritt der Herzog Wilhelm Ernft von 
Sachſen-Weimar thatfächlich ein und bot eine fo große Armee, als er zufammenbringen Fonnte, 
1500 Mann, theild Reiterei, theils Fußvolf, unter der Anführung eines Oberften auf, welche 
das Städtchen durch Ginfchlagen ver Thore eroberten und ed, die Einwohner in ihre Wohnungen 
bannent, befegten. Dann wurde in die Wohnhäufer des fürftlichen Kanzlerd und der Räthe 
Militär gelegt, erfterer unter Bedeckung von Reiterei nad Weimar geſchleppt, ver landſchaft— 
liche Kafjirer verhaftet u. ſ. w. „Als“, um mit Schmidt, „Geſchichte ver Deutſchen“, XVI, 89, 
90, zu reden, „der Fürſt fi gegen ven Oberften über eine fo auffallende Gewaltthätigfeit be: 
ichwerte, berief jich diefer auf die herzoglihen Gommiflare, welde unverweilt folgen und dem 
Fürften das Nöthige weiter eröffnen würden. Roh an vemfelben Tage fah nıan aber eine an= 
dere Erfcheinung, welche weit wirkſamer war als die Ankunft und der Vortrag aller Commiſſare; 
ed kamen nämlich weimartjche Kanonierd mit acht Kanonen an, die ſogleich auf vem Hauptplage 
aufgepflanzt wurden. Auch drang nod an demfelben Tage einige Mannihaft in das am 
Schloſſe gelegene Vorwerk, verlangte Heu, und ald man ihr diefes nicht gutwillig geben wolfte, 
drobte fie, daß fie die Korn = und Heuböden ſelbſt öffnen wollte, weldye Drohung fie auch am 
folgenden Tage wirflih mehr als buchſtäblich erfüllte, indem fie fich des Vorraths von Heu be= 


» 9 Bieffinger, Corpus juris publici, IV, 599 u. 600. Danz;, ©. 484—519: Bon dem Mandate: 
proceß. Berg, $$. 224—250, ©. 284— 314: Bon dem Mandatsprocef. Eichhorn, Thl. III, $. 463, 
©. 503; Thl. IV, $. 550, ©. 411 u.412. Wurde von dem Reichsfammergericht ein unbedingtes Manz 
dat erlaffen, fo hieß es: „Wir heifchen und laden Euch daneben von berührter Unferer faiferlichen Macht, 
auch Gerichte: und Rechtswegen hiermit auf den dreißigften Tag u. f. w. durch einen gevollmächtigten 
Anwalt an biefem Unferem 8. 8. G. zu erfiheinen, glaubliche Anzeige und Beweis zu thun, daß diefem 
Unferem Kaiferl. Gebot alles feines Inhalts gehorfamlich gelebt fei, oder wo nicht, alsdann zu fehen und 
hören, Euch um Euers Ungehorfams Willen in vorgemeldete Pon gefallen feyn, mit Urtheil und Recht 
fprechen, erkennen und erflären; oder aber befländige erheblidye Urfachen und Einreden, ob Ihr einige 
hättet, warum foldye Erflärung nicht gefchehen folle, in Rechten gebührlich vorzubringen und endlichen 
Entfcheide darüber zu gewarten““ Im Falle der Erlaffung eines bedingten Mandate hieß es dann weiter: 
„Im Fall Ihr aber durch diefes Unfer K. Gebot beſchwert zu feyn und warum demfelben anbefohlener 
Maßen nicht zu geleben wäre, erhebliche und befländige Urfachen und Einreden zu haben vermeinen folltet, 
alsvann fo heifchen und laden wir Euch von berührter Kaiferlicyer Macht aud) Gerichte: und Rechtes 
wegen hiermit, — durch einen gevollmächtigten Anwalt an dieſem Unferm Kaiferlichen Kammergericht 
zu erfcheinen, folche Eure beftändige Urfachen und @inreden bagegen in Rechten gebührlich vorzubringen, 
darauf der Sachen und allen ihren Gerichtstägen und Terminen bis nach endlichen Beſchluß und Urtheil 
abzuwarten‘ u. f. w. 

10) Gin langes Berzeichnig von Fällen erfannter Mandate findet fich bei Neurod, Grläuterung des 
jüngften Reichsabſchiede (Jena 1764), I, 316 1 

11) „Denen Geringern und Schwächern, ob felbige gleidy eine gute Sache haben, wird faft nichts 
anders übrig gelaffen, ale daß fle nur ihre leeren Duerelen vorbringen bürfen‘‘, heißt es, indem von ben 
Reichsgerichten die Rede ift (in dem Kapitel, das von den franfhaften Zujtänden des Deutfchen Reichs 
handelt), S. 734 einer alten Überfegung des berühmten Werfs des freimüthigen Pufendorf: Samuel’s 
Freiherrn von Pufendorf Furzer dod) gründlicher Bericht von dem Zuſtande des H. R. Reiche teutfcher 
Nation, vormals in lateinifcher Sprache unterdem Titel: Severin von Manzambano herausgegeben u. |. m. 
(Leipzig 1715). 45° 
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mädtigte, den Hafer wegnahm, Korn und Weizen verkaufte und alle auf dem Felde befindlichen 
Schafe und alled Rindvieh wegtrieb. Der Herzogliche Commiſſar war endlich zu Arnfladt an 
dieſem Tage eingetroffen und hatte jogleich feinen Eintritt damit bezeichnet, daß er die ſe Gewalt: 
thätigfeiten, die unter feinen Augen vorgingen , nicht nur nicht abftellte, jondern auch geſchehen 
ließ, daß die Soldaten mit entblößtem Gewehre in den Vorhof des Reſidenzſchloſſes einbragen 
und, nachdem fie die Kanzlei befegt hatten, auch das innere Schloß, worin der Fürſt ſich befand, 
bergeftalt mit Waffen umgaben, daß niemand heraus = und hereinfommen Eonnte, Gine Pro: 
teftation und vorläufige Appellation 12) an dad Kammergericht nahm er zwar an; er ließ aber 
dennod die Bürgerfhaft zufammenrufen und that ihr einen Vortrag, der, wenigſtens der Mei: 
nung ded Fürſten nad, den Gerechtſamen deffelben äußerft nadhtheilig war.” „Daß“, jo be: 
richtet Schmidt unter Randbemerkungen weiter, „der Herzog oder wenigftend fein Gommiflar 
und feine Mannſchaft hierin zu weit gingen, ift wol nicht zu leugnen, und ed war vollends zu 
empörend, daß jie ſogar, ald der Fürft feine Proteftation und Appellation durch einen Notar 
und Durch Zeugen erneuern wollte, fi derfelben bemädtigten und fie gefangen nad Weimar 
fhleppten. So etwas fonnte doch mol nit unternommen werden, ohne daß man im Keide 
aufmerkfiam wurde und in eine Gärung gerieth, welche ein gerechte Miöfallen laut genug zu 
erkennen gab. Wenn man aus folden Beifpielen erfennen muß, wie fehr es felbft denjenigen, 
die eine gerechte Sache vertheidigten, manchmal an der billigen Mäßigung fehlte: was muß man 
erft von folden Ständen oder Staatödienern erwarten, die für ihre Sache feine Gründe aufju: 
ftellen im Stande find, fondern blos aus Leidenſchaft irgendeine Abſicht durchſetzen wollen. 
Mollte man jolde Gewaltthätigfeiten nicht ald Verlegung ded Landfriedend betrachten, jo if 
ſchwer abzufehen, welche Handlungen man außerben mit diefem Namen belegen Eönnte. Der 
Kurfürft von Mainz, welcher wol vorherfah, wohin e8 endlich führen dürfte, wenn ſolche eigen: 
mächtige Selbftgülfe und Befehdungen im Reiche einriffen und unabgeftellt blieben, gab ſich 
große Mühe, fowol duch Grmahnungen an den Herzog ald aud durch Schreiben an den Fürften 
von Sachſen diefem Übel vorzubeugen. Selbft diefer leßtere, obwol er das Verfahren bed Her: 

3098 in der Hauptſache nicht miöbilligte, ja vielmehr ven Fürften von Schwarzburg zur Beobad: 

tung bed Herkommens und der bereitö ehedem getroffenen Eaiferlihen Verfügungen anwies, 

rieth doch auch vem Herzoge freundſchaftlich, «ageziemend Maß zu halten und lieber denn Manu: 

tenenzmittel die rechtlichen Wege und Anrufung des Fiscals zum Erfenntniß über die begangene 

Felonie zur Hand zu nehmen, auch die Unterthanen nicht über die Gebühr beſchweren zu laflen». 

Und obwol der König von Preußen fi gleihfalls für ven Herzog von Weimar erflärte und 

ihm erforderlihenfalls ſogar feine Unterftügung verſprach, fo fah derfelbe doch aus der großen 

Bewegung, melde bei der Reiheverfammlung in Regenöburg über diefen Vorfall entitanden 
war, und aud der Stimmung, die an den meiften deutſchen Fürftenhöfen über dieſe Angelegen; 
heit herrſchte, daß die Klugheit fordere, etwas mehr an fid) zu halten, befonders da indeilen das 
Reichskammergericht ein Mandatum sine clausula gegen ihn erlaffen, fein Verfahren darin für 
ungültig erklärt und alles zu Arnftadt Weggenonmene zurüdzugeben, allen zugefügten Scha— 
den zu erjegen, die Gefangenen loszulaſſen und alles in den vorigen Stand herzuftellen,, unter 
einer Strafe von 10 Marf lötbigen Goldes, befohlen hatte. Der Herzog von Weimar zog da: 
ber feine Truppen aus Arnftadt wieder heraus und machte Hoffnung, daß er die in Arreft ge: 
nommenen Diener ded Fürften entlaffen werde. Indeſſen kamen ſie doch nit auf freien Fuf: 
Wilhelm Ernft glaubte vielmehr, dur den Ausſpruch des Kammergerichts fei ihm unredt ge: 
ſchehen, eine Meinung , womit gewöhnlich aud der Schulvige jo gern ſich jchmeichelt , und rubte 
daher nit, ſowol die Reichsvicare als aud andere Fürſten mit bittern Klagen zu beftürmen 
und um Abftellung der erlittenen Kränkung unaufbörlich in fie zu dringen, bis er e8 endlich da: 
bin brachte, daß erftere wirklich dem Kammergericht in einem Vicariatörejeript befahlen, da? 
gegen ben «Herzog ergangene Mandatum sine clausula zu cafjiren.” „Nun mußte freilich“, ſo 
fließt der deutſche Geſchichtſchreiber, „ein ſolches Anſinnen ſowol den Fürften von Schmar;: 
burg als das Kammergericht nicht wenig befremden. Diefem Tegtern zuzumuthen, das ed ein 
gegen offenbar geſetzwidrige Selbfthülfe ergangenes Mandat aufhebe, hieß im Grunte mol 
nichts andered, als dieſe Selbjthülfe ſtillſchweigend billigen ; gewiß ift es aber eine ſehr bebenf: 
lihe Sache und von weitausjehenden ſchlimmen Folgen, wenn einem höhften Reichögeridte 
Anfehen und Macht in Beftrafung gefegmwidriger Handlungen durch einen Machtſpruch joll 
benonmen werden, ded Umftandes nicht zu gedenfen, daß, wenn e8 dem Mächtigern mur ein ein: 





12) Oper vielmehr Geſuch um Erlaffung eines unbedingten Mandats. 
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ziged mal ungeftraft Hingeht, den Schwächern auch in der gerechteften Sache aus eigener Macht 
zur Genugthuung zu zwingen, der gute Erfolg eines folhen Verſuchs ihn künftig auch in unge: 
rechten Anmaßungen zur Ergreifung ähnliher Maßregeln reizen wird. Da jedoch die Regie: 
rung der Reichsvicare bald hernach ihr Ende erreichte, fo wurde dadurch das Anfehen des Kam: 
mergeriht3 in Beitrafung eigenmächtiger Gewaltthätigfeiten nod zur Zeit doch gerettet.” — 
Im 17. Jahrhundert war nad dem Ableben des Grafen von Schauendburg (Schaumburg) die 
Hälfte diefer Grafihaft an das Haus Heilen: Kaffel gefommen, während die andere Hälfte als 
heififches Zehn dem Grafen Philipp von der Lippe zufiel. Als im Jahre 1787 ver Graf Philipp 
Ernft von Lippe: Schaumburg ftarb, nahm der Landgraf von Heilen: Kaffel, ji darauf ſtützend, 
daß „der Großvater des Abgefchiedenen eine Misheirath eingegangen”, gewaltfam Bejig; einem 
Mandat des Reihöfammergerichtö gegen diefe ald Landfrievensbrud betrachtete Occupation 
leiftete der Landgraf fein Genüge, bis die Directoren des weftfälifhen Kreiſes fih zur Exe— 
eution anfhicten. 1?) Nod im Jahre 1804 wurde die Eaiferlihe Burg Friedberg, zu welcher 
die in 12 Dörfern beftehende Grafſchaft Kaichen in der Wetterau gehörte, gegen Heflen:Darm- 
ſtadt, das ſich durch einen Liberfall ver Burg bemädhtigt hatte, und gegen Heffen : Kaffel, das, 
„damit”, wie fi das Patent ausdrückte, „die ritterfchaftlichen Befigungen nit von andern 
Zandeöherren in Anjprud genommen” würden, mehrere Dörfer befegte, dur ein Mandat des 
Reichskammergerichts, das zu den legten Aeten feiner rihterlihen Gewalt gehörte, gefhügt. 2%) 
Ohne Erfolg blieb das Mandat des Reichshofraths, das er Friedrich dem Großen wegen Land: 
friedendbrud zugehen ließ, als er im Jahre 1756, feinen Feinden zuvorfomniend, in Sachſen 
eindrang. An frühern und fpätern Beifpielen folder Art fehlt ed nicht. Will man die Thätig- 
feit der Reihögerichte in Erlaffung von Mandaten in Fällen von Gabinetsjuftiz, Juſtizverwei— 
gerung u. ſ.w. 1°) überfchauen, fo dient dazu, außer einer Reihe von Zeitſchriften 1°), befondern 
Werken und Deductionen, namentlich die Schrift von Schick: „Uber das reichsſtändiſche In— 


— — — — — 


13) Dieffſenbach, Geſchichte von Heſſen (Darmſtadt 1831), ©. 259. 

14) Dieffenbach, ©. 206 u. 207. 

15) Befonders im 18. Jahrhundert; vgl. 5. B. Schloffer, Gefchichte des 18. Jahrhunderts und des 
19, bis zum Sturz des franzöfifchen Kaiferreiche (Heidelberg 1837), II, 245 u. 246, wo der Ber: 
fafler von den Zufländen der Rheinpfalz umter dem Kurfürften Karl Theodor redet, indem er erzählt: 
„Recht und Gerechtigfeit war, nach der Inftruction (die der erfte Minifter diefes Regenten, Marquis 
v’Jtter, demjelben übergab, um danach zu regieren) zu urtheilen, in der Pfalz gar nicht vorhanden, 
wenn man nicht Cabinets- oder Griminaljuftiz, willfürlid) beitellte Gerichte mit diefem heiligen Namen 
bezeichnen oder unparteiifches Recht von beftechlichen und unfähigen Richtern, von Gefegen ohne Kraft 
und Anwendung erwarten will. Es wird ausdrüdlich gefagt, Gabinetsiuftiz und unmittelbare Einmi— 
fchung des Landesherrn in Procepfachen der Unterthanen fei allerdings nöthig, man müfje aber — wird 
echt jefwitifch hinzugefegt — fehr vorfichtig dabei fein, weil man fonit böje Händel mit den Reichsgerich- 
ten befommen könne.“ 

16) 3. B. Schlözer's Briefwecjjel und Staatsanzeigen, Vgl. Bd. XIII der legteın, ©. 35 u. 36 
(Mandat an den Kurfürften von Mainz). 

17) 3.8. ©. 216: „Auf Bericht und Gegenbericht ift das gebetene Mandatum sine clausula er= 
tannt. Dann ift der Faiferliche Fiscal wegen der von dem Herm Fürften (v. Say: Wittgenftein) ange: 
maßten Gabinetsinftanz des Misbrauchs und der Vervielfältigung der Inftanzen fich feines Amts zu ges 
brauchen, hiermit erinnert. In cons. 24 Martii 1800. S. 217: ‚Wird dem Herrn Grafen v. Sayn⸗ 
Wittgenftein, daß derfelbe diefe Sache in fein Gabinet gezogen, die Acten an einen einzelnen Privatrechts— 
gelehrten verfendet und defien Nusfprud) in feinem Namen publicirt, verwiefen und demfelben, ſich der: 
gleichen bei Vermeidung fchärfern Einfehens hinfünftig zu enthalten, hiermit aufgegeben. In cons. 
27. Aug. 1801.” ©. 113 u. 114, wo eines gegen einen Örafen v. Wittgenflein, der einen Erbpachter 
furzer Hand ermittirt hatte, erlafienen Mandate gedacht wird, in welchem erfterer „wegen feiner in dieſer 
Sache geäuferten und in wirkliche Ausübung gebrachten unanftändigen, einen landesverberblichen Mis— 
brauch der Landeshoheit involvirenden Grundfäge in eine Strafe von 5 Marf Goldes (864 Fl.) und 
zum @rfag aller Schäden und Koſten“ verurtheilt wurde, und ©. 114 u. 115, wo ber Verfafler eines 
gegen einen Kürftbifchof von Speier gerichteten Mandats Erwähnung thut, worin berfelbe wegen eines 

leichen Misbrauchs landesherrlicher Gewalt und wegen fogar noch nad infinuirter reichögerichtlicher Ins 
Bibition aus feinem Gabinet erlafienen Refolutionen in eine Privatgenngthuung von 1000 Fl. fowie eine 
fiscalifche Strafe von 10 Marf Goldes mit dem Anhang verurtheilt ward: „Übrigens wird der Herr 
Fürft und Biſchof von Speyer, daß derfelbe fünftig die jura partium betreffende Sächen nicht aus fei- 
nem Gabinet entfcheiden, fondern folche zu den ordentlichen Gerichten verweifen, auch in den an dem Kai— 
ferlichen Kammergerichte rechtshängigen und blos die litigirenden Theile betreffenden Sachen der einen 
oder andern Partei zu erfcheinen und zu handeln nicht ferner unterfagen folle, ernſtlich und mit ber War: 
nung, daß im Wiederholungsfalle nachdruckſame reicheinftitutionsmaßige Verfügungen getroffen. werden 
follen,, angewieſen.“ 
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Schon oft wurde der Wunſch ausgeſprochen, daß Deutichland ein höchſtes gemeinſames Grriät 
wiedergewönne oder fhon mit der Bundesacte gewonnen hätte, e8 wird abzumarten fein, ıt 
die neueften hierauf gerichteten Beftrebungen zu einem folhen führen. Welde Fülle von Grk- 
genheiten hätte jih auch einem ſolchen Gericht zur Erlaffung von Mandaten dargeboten! 
Bisjegt wenigſtens ift aber der Mandatöproceh aus dem öffentlihen Recht verſchwunden 
und lebt nur noch in den befheidenen Grenzen ver bürgerlichen Rechtäpflege fort, wobei er jedet 
fortwährend die Analogie der reihägerichtlihen Procedur zur Grundlage hat. Gin unbedingte 
Mandat kann erlaffen werden 1) entweder wenn eine Handlung an und für ſich widerrechtlit 
oder gemeinſchädlich ift oder eine unverzügliche Rechtshülfe erheifcht, und dieſes alles Elar ver- 
liegt oder ald richtig beicheinigt wird, oder wenn 2) der Anſpruch des IJmploranten, die Richtig 
keit des Thatfächlihen vorausgefegt, rechtlich begründet ift, und dad Thatjähliche ſo dargethan 
ift, dag nicht anzunehmen ift, es verhalte ich nicht jo oder werde durch eine ih auf einen Rechte 
jag gründende Einrede unerheblih. Bei diefen Vorausſetzungen muß der Richter das erbeten: 
Mandat, dad entweder gebietend oder verbietend oder aufhebend (caſſirend) ift, und zwar nad 
Umftänden duch Androhung einer Strafe wegen Nichtbefolgung, erlaffen. Da dieſes Mandat 
nicht redtöfräftig wird, fo Fanır der Implorat, dem zugleich eine Abſchrift des Geſuchs nebft Be— 
weisanlagen mitgetheilt wird, beftimmte Einreven, befonders die Einrede des erfchlichenen Dan 


dat3, vorbringen. Sind diefe Einveden verwerflih, fo Spricht dies der Richter in einem neuen | 


(Inhäſiv-) Mandate aus, wodurch dem Imploraten zugleich aufgegeben wird, ſich wegen Be: 
folgung des frühern Mandat, bei Vermeidung der Erecution und der Anwendung ber etwa 
angedrohten Strafe, binnen beftimmter Frift auszumeifen. Im entgegengefegten Kalle mir 
das Mandat zurüdgenommen oder weiter zum Zwed der Aburtheilung verhandelt. in be— 
dingtes Mandat kann ver Richter erlaffen, wenn entweder der Anjprud nicht von Bedeutung, 
oder nicht factifch fo befcheinigt ift, um ein unbedingtes Mandat zu rechtfertigen, aber ei un- 
wahrſcheinlich ift, daß dem Imploraten Einveden zur Seite ftehen, und befteht in der Weiſung, 
den Imploranten binnen beftinmter Friſt klaglos zu flellen oder binnen derjelben jeine Ein— 
reden bei Berluft derfelben vorzubringen. Erſcheint der Implorat in beiden Beziehungen un 
gehorfam, jo folgt ein unbedingtes Mandat, während, wenn derfelbe Einwendung vorbringt, 
das ordentliche Verfahren in den gewöhnlichen Formen beginnt. 

Der Mandatsproceh, über deſſen gefeggeberifhe Räthlichkeit widerſprechende Anſichten be- 
ftehen 19), ift In neuern Proceßordnungen nicht überall wieder aufgenommen worden ; dagegen 
befteht er faft nad) allen Sonderreiten in der Anwendung auf urkundlich liguide privatrechtliche 
Gefälle des Staats und der Gemeinden fort, und ift aus Gründen georbneter Finanzverwal⸗ 
tung wol dann auch nicht zu beanftanden, wenn auf Widerfpruch des Debenten das auperor: 
dentliche Verfahren fofort außer Kraft tritt. Ph. Bopp. 

Marktpolizei, Marktreht. Das Marktrecht (mercatus) gehört zu den älteften Vor: 
rechten der deutſchen Städte, beziehungsweife der mit Stadtredhten beliehenen Orte. Zumeilen 
fland damit auch die Münggerechtigfeit nebft deren Gefällen in Verbindung. Es batte ven 
Zweck, die verfhiedenen Zölle einträglicher zu machen. Deffen Verleihung gründete ſich auf di 
Hoheitsrechte der Kaifer und Könige, fodann der Kurfürften. In ältefter Zeit wurden vor: 
zugsweiſe Biſchöfe und AÄbte bei ſchenkungsweiſer Erwerbung der ihren Gütern anklebenden 
fiscaliſchen Revenuen, beſonders Erweiterung der ſogenannten Immunitätsrechte (Gerichte 
barkeit), auch mit Marktrechten ausgeſtattet. 

Mit dieſem Marktrecht ſtand ſodann auch das Geleitsrecht in Verbindung, die Beſchützung 
der die Meſſen und Märkte beſuchenden Käufer und Verkäufer, welches insbefondere dann nuf 
bar wurde und erhebliche Einkünfte abwarf, wenn ed für einen offenen Marft ertbeilt worber 
war. Dad allgemeine Eaiferlihe, nicht blos von der Landeshoheit eriheilte, freie und fider 
Geleit für beftimmte Märkte, ſpäter Meffen, machte dieſe zu befonders privilegirten. 

Mit dem Marktrecht hängt mehr und weniger auch dad Stapel: und Einlagerrecht zufan 
men, welches legtere die Befugniß enthielt, ven Verkauf gewiffer Waaren, wenigfteng das vor 
zugsweiſe Feilbieten derſelben an die Bürger ver Stadt, der das Ginlagerredht beimohnte, zu 
verlangen. (S. über dad Vorftehende Eichhorn's „Deutſche Staats: und Rechtsgeſchichte“) 

Auch das Preußifche Allgemeine Landrecht ($. 103 fg., Tit. 8, Th. II) betrachtete die Et 
tbeilung des Meß: und Jahrmarktsrechts ald ein ausſchließliches Hoheitsrecht des Landeshertu 
und beflimmte, daß Meilen, Jahr, Wochen-, Woll: und Viehmärkte in der Regel nur in 


18) Mittermaier, Der deutfche Proceß (Bonn 1826), IV, S. 129—148 (verneinender Anfiht). 
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Städten gehalten werden follen, daß auf Meffen und Jahrmärften aber au jedem Fremden 
der Öffentliche Verkauf feiner Waaren freiftehe. Nur Wochenmärkte foll au die ftädtifche 
Obrigkeit unter Genehmigung der Landespolizeibehörde anordnen dürfen. 

Diefen im weitern oder engern Umfange verliehenen Marktrechten fleht die Marftpolizei 
zur Seite. 

Die Ausübung ded Marktrechts erfordert eine obrigfeitliche Aufiht und Gewalt zur Er— 
haltung der Ordnung und zur Anwendung aller derjenigen Maßregeln, welche nöthig find, um 
Käufer und Verfäufer, überhaupt den gefammten Marftverfehr, möglichft zu fördern und ge: 
gen Beeinträghtigungen und Störungen zu f[hügen. Die Functionen, Rechte und Pflichten der 
diefe Marftpolizei ausübenden Obrigkeit richten ſich nad der verſchiedenen Beſtimmung und 
Aufgabe des Marktes, je nachdem es jih um Jahr, Wochen: oder Weihnachtsmärkte, um 
Kram: oder Viehmärkte, um Getreide: oder Wollmärkte, um Seidencoconmärfte (dergleichen 
jeit einigen Jahren meift im Laufe des Juli auch in Berlin, Stettin u. ſ. w. mehrere abgehalten 
werden), um Garnz, Leinwand-, Buttermärfte u. f. w. handelt. . 

Urfprünglid mar die Marktpolizei, wie die Polizei in den Städten überhaupt, mit der Ver: 
waltung des Gemeinweſens in den Magiftraten vereinigt. Wo fpäter der Staut in einzelnen 
Städten vermöge des ihn zuftehenden Hoheitsrechts befondere Polizeibehörden einfegte, ift auch 
die Marftpolizei im mejentlihen ein Attribut der Staatöpolizeibehörde, wogegen fie in den: 
jenigen Städten, in welchen die landesherrliche Polizei auftragsweife vom Magiftrat oder doch 
von deſſen Vorfteher over einem andern Mitgliede veffelben verwaltet wird, thatfählih mit der 
Verwaltung des Communalweſens zufanmenfällt. Das überwiegende Interejfe der Stadt: 
gemeinden an dem in ihrer Mitte ftattfindenden Marktverfehr und an deffen naturgemäßer Ver: 
bindung mit dem ſtädtiſchen Gewerbe, führt von felbft zu der meiftentheils auch gefeglih aus— 
geſprochenen Theilnahme der Stadtbehörden und deren Pflicht, für die Aufrechthaltung der 
Ordnung und Sicherheit des Marktverkehrs mit Sorge zu tragen. 

Zufolge der zureit in Preußen noch geltenden allgemeinen Gewerbeorpnung vom 17. Jan. 
1845 find die Minifterien befugt, die Zahl, Zeit und Dauer der Märkte feftzufegen. Sie 
baben daher auch die dieſerhalb nöthigen allgemeinen Anordnungen zu treffen. In neuerer Zeit 
it die Tendenz der Gefeggebung und Verwaltung auf Beihränfung ver oft übermäßig zahl: 
reichen Jahrmärfte gerichtet gewefen, fo unter andern in der neueften Gewerbegefepgebung bed 
Königreihe Sachſen. Denn die zu häufigen Jahrmärkte jind ebenfo ſchädlich für Arbeit und 
Sitte des Landvolks ald der Städter erfannt. Dabei gefteht die vorgedachte preußische Gewerbe- 
ordnung indeß den Marftberechtigten bei Verminderung der Zahl der Märkte einen Entſchä— 
digungsanfprud in dem Falle zu, wenn dad Marftrecht ji auf einem fperiellen läftigen Titel 
gründet. Es gehört dies jedoch eigentlich in das Gebiet der Grjeggebung und refp. des die 
Marktpolizei mit begreifenden Polizeihoheitsrechts des Staats. 

Dagegen gehören zu denjenigen Beftimmungen, für deren Befolgung, je nach ven pofitiven 
Vorſchriften der betreffenden Geſetzgebung, die Marktpolizei und deren Organe zu forgen 
haben, unter andern folgende: Es darf die Freiheit Fremder zum Befud der Meſſen, Jahr: 
und Wohenmärfte, gleihwie ver Ein: und Verfauf auf denjelben, nicht bejhränft werden; ber 
Marktverfehr darf in feinem Falle mit andern als ſolchen Abgaben belaftet werden, welde eine 
Vergütigung für den überlaffenen Raum und den Gebrauh von Buden und Geräthichaften 
bilden; Einrichtungen, wonad der Ginfauf von Lebendmitteln auf Wochenmärkten einzelnen 
Klaffen von Käufern nicht während der ganzen Dauer des Marftes, jondern nur während einer 
gewiffen Zeit geftattet wird, dürfen nicht ausgedehnt, auch nur da beibehalten werden, wo dies 
auf Örtlihen Gewohnheiten und Bedürfniffen gegründet ift und von der Regierung ausdrücklich 
genehmigt wird. Über die verſchiedenen örtlichen Einrichtungen verhalten ſich die nad) Bedürf— 
niß zu erlaffenden befondern Marktordnungen. Auch während des Gottesdienſtes ift ver Marft- 
verfehr in der Negel unterfagt. Für den Marftverfehr müſſen je nad feinen Gegenftänden 
(Bictualien, Vieh, Waarengattungen, Producte verfhiedener Art) gemwille, aber ausreichende 
Pläge angewiefen werben; an Marfttagen dürfen die zum Marktverkehr gehörigen und von 
außerhalb zum Marftort gebrachten Gegenflände nur an den anzuweijenden Plägen, nit aber 
auch vor und in den Thoren gekauft werden. Die Verbote des Auf: und Vorkaufs, ſoweit es 
fich nit um die zum täglihen Gebraud gewohnheitdmäßig in Käufern und auf den Straßen 
um hergetragenen Gegenftände oder um den Verkauf in befondern Lokalen hanbelt, find zu über- 
wachen. ferner find für die Marktpolizei in Betreff des Marktverkehrs befonders die gefeg- 
lichen Beſtimmungen über diejenigen Gegenſtände bemerkenswerth, melde auf den Wochen— 
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märften nur feil geboten werden dürfen. Die preußifche Gewerbeordnung von 1845 rechnet da: 
hin: rohe Naturerzeugniffe mit Ausſchluß des größern Viehs, ferner Zabrifate, deren &: 
jeugung mit der Land: und Korfimirthfhaft oder Fifcherei in unmittelbarer Verbindung ftekt, 
oder zu den Nebenbeſchäftigungen der Landleute der Gegend gehört, oder durch Tagelöhnerarkeit 
bewirkt wird, mit Ausſchluß von Getränfen, fobann frifche Lebensmittel aller Art. Die be 
treffende Behörde ift ermächtigt, unter höherer Genehmigung DVerzeihniffe diefer auf den 
Wochenmärkten zuzulaffenden Gegenftände, fowie derjenigen Producte und Fabrikate auf: 
zuftellen und befannt zu machen, welde außerdem nah Ortögewohnheit und Bedürfniß in 
größern Bezirfen oder an gewiffen Orten zu den Wochenmarktsartikeln zu rechnen ſind und ge: 
hören jollen. 

Demnächſt ift eine der hauptſächlichſten Berufäthätigfeiten der Marftpolizeibehörden vie 
Sorge für rihtiged Map und Gewicht, auf Vieh- und Lebensmittelmärkten aber aud dafür, 
dag auf erftere feine mit anſteckenden Krankheiten behafteten Thiere gebracht werben , weshalb 
. bei Ausübung der Marftpolizei über Viehmärfte auch wol Thierärzte fungiren, ſowie daf auf 

legtern feine ver Geſundheit ſchädliche, mit nachtheiligen Subftanzen vermiſchte Lebensmittel 
feil geboten werben, und befanntlic läßt in legterer Beziehung die Ausübung der Marktpoligei 
noch viel zu wünſchen übrig. W. U. Kette 

Marokko, ſ. Barbaresken. 

Maß und Gewicht. Jedes Volk, das auch nur einen geringen Eulturgrad erlangt bat, 
findet ein feftes Maß: und Gewichtſyſtem unentbehrlih. Je mehr der Verfehr fich entwidelt, 
defto genauer mülfen die Normen beftinmt fein. 

Die erften Maße waren gleihfam Naturmaße: der Fuß oder Schuh, die Elle (vom Ein: 
bogen bis zur Bingerfpige), dad Gran (Gewicht eined Gerftenfornd); dann der Morgen und 
das Tagwerk (Soviel ein Mann in diefer Zeit in gewöhnlicher Weife bearbeiten fann). 

Bald genügten aber folde immerhin ziemlich große Spielräume in fi fließende Beftin: 
mungen nicht mehr. Man forderte nähere Beftftellung und fam dabei allerdings mitunter auf 
jeltfame Beftimmungen, fo 3. B. daß die Armlänge des jeweils regierenden Könige die Elle 
beſtimme, wonad in kurzen Zwiſchenräumen die ftärkften Wechſel entftehen fonnten. 

Feſtes Maß ward alfo bei einiger Entwidelung des Verkehrs überall Bedürfniß. Gleich— 
viel woher bie urfprüngliche Norm rühren mochte, fie mußte dauernd fein. Maß und Gewicht 
ward häufig unter den Schug der Priefter oder der Kirche geftellt, das einmal angenommene 
Urmaß in dem Haupttempel niedergelegt. 

Gerade derlimftand, daß man allgemein und überall das Bedürfniß feſtet Urmaße empiand, 
brachte aber nebenbei auch die üble Wirkung hervor, daß eine zahllofe Menge voneinander ab: 
weichender Normen aufgeftellt wurde. Jeder Ort mit nicht ganz unbedeutendem Verkehr hatte 
feinen befondern Buß u. f.w. Es entfprad oder genügte died den urfprünglihen Bedürfniflen 
in doppelter Beziehung: in der Regel beſaß nur der Lokalverkehr eine (relative) Bedeutung, 
* En wollte man dad Muttermaß nicht in einer größern Entfernung ſuchen, es mußte zur 
Hand fein. 

Außer den angegebenen allgemeinen, wirkten auch noch befondere Umftände auf Vermeh— 
rung dev verfhiedenen Maße. Am einen Orte wollte man dur ſchwereres Gewicht den Ein: 
fäufer, am andern durch leichteres dem Verfäufer einen Vortheil zuwenden und ihn badurd 
herbeizieben. Bald ward eine Veränderung vorgenommen, um eine Goncurrenz zu bekämpfen, 
„bald follte eine Auflage durch fie erfegt werden. Mande Maße wurden mit den befondern 
MWaaren und Einrichtungen aus fremden Ländern angenommen. Danach bildeten ſich denn 
eigene Maße für einzelne Gegenftände (3. B. für Seiden- oder Tuchwaaren). 

Sobald nun aber der Handel einige Ausdehnung erlangte, mußte die Bielheit der Maft 
ale ein libel empfunden werben, Das Läftige des Misftandes warb ſchon in früher Zeit em- 
pfunden, dermaßen, daß bereitd Karl der Große ven Plan faßte, gleiches Maß und Gewiät in 
feinem ganzen Reiche herzuftellen, — ein Gedanke, der zugleich ein ſchönes Zeugniß für bie 
®enialität feines Urhebers abgibt, welcher ſchon vor länger als einem Jahrtaufend dasjenige 
berzuftellen beabfihtigte, wonach mir heute noch ftreben, was wir aber no immer nicht er: 
langt haben. 

Übrigens ift die Verwirklihung jened großen Gedankens nicht etwa blos in Deutſchland 
auf gewaltige Hinderniffe geftoßen. In Frankreich verfuchte es König Philipp V. im Jabır 
1321, Einheit von Maß und Gewicht einzuführen. Sogleich entftand allgemeine Unzufrieden: 
heit; Klerus und Adel verbanden fi mit den Städten, um dies zu bintertreiben ; der König 
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mußte nachgeben. Auch Ludwig XI. und Ludwig XIV., melde den Plan aufgriffen, unternahmen 
es nicht, denfelben den herrſchenden Borurtheilen gegenüber durdzuführen. In dem prafti- 
Then England dagegen mußte ſchon König Johann in der Magna:Eharta (41. Section) ver: 
fpreden: durch das ganze Königreich foll gleiches Map und Gewicht beftehen. Gleichwol gibt 
es dafelbft Heute noch jehr verfchiedene Maße nad) den Rofalitäten: Dards von 3 bis zu 21 Fuß, 
Ruthen von 16%/, bi8 36; man zählt 25 verfhiedene Acres, Morgen, variirend zwiſchen 4840 
und 10240 Duadratyards ; man hat beim Getreideverfauf die Yufhel von 60— 488 Pfd. Ge- 
wicht u. ſ. m. 

Der franzöfifhen Nationalverfammlung gebührt ein hervorragendes Verdienft in ver wich— 
tigen Frage wegen Herftellung gleihen Maßes und Gewichts. Sie begnügte ſich nicht, dieſe 
Gleichheit in einem großen Reihe einzuführen, ſondern juchte fofort auch Verftändigung mit 
- andern Nationen anzubahnen, um, frei von allen Sonderftrebungen, unter Annahme von Na— 
turmaßen, gemeinfane Grundlagen für den Verkehr ſämmtlicher Völker in diefer Hinficht her— 
zuftellen, und zwar auf der alle Rechnungen aufs äußerfte erleichternden Bafis eines ftreng 
durchgeführten Decimalſyſtems. Schon unterm 8. Mai 1790 erging desfalls das erfte Decret, 
und zwar zu dem doppelten Zwede, 1) um „ganz Branfreid die Wohlthat gemeinfamen Maßes 
und Gewichts zu verſchaffen“, und 2) Großbritannien — den König und das Parlament — „zu 
einem gemeinfamen Zufammenwirfen mit der Nationalverfammlung einzuladen wegen Feſt— 
ftellung einer natürlichen Einheit von Maß und Gewicht”. Bei dem nod vielfach herrſchenden 
Borurtheil gegen alle aus dem revolutionären Branfreich gefommenen Neuerungen verdient 28 
befondere Erwähnung, daß die Nationalverfammlung gar nit daran dachte, ein ſpecifiſch Franz 
zöſiſches Merk zu fhaffen und diefes dann den andern Nationen zu octroyiren; die übrigen 
Staaten follten vielmehr mitwirken zur Herbeiführung eines gemeinfamen Werks. 

Nach Bernehmung eines umfaffenden Gutachtens der Afademie der Wiffenfhaften erging 
unterm 26. März 1791 ein weiteres Decret, um ganz auf der früher angebeuteten Grundlage 
die Verwirflidung anzubaßnen: „In Erwägung, daß e3 zu diefem Behufe nöthig ift, eine ver 
Natur entnonmene und unveränderlihe Maßeinheit feftzufegen, und daß das einzige Mittel, 
diefe Gleihheit auch auf die fremden Nationen auszudehnen und fie zur Annahme des näm— 
lichen Maßſyſtems zu beftimmen, in dev Wahl einer Einheit zu finden ift, welche nichts Will: 
kürliches noch irgendeinem Volk der Erde Eigenthümliches in ſich fchließt"’ — decretirte die Na= 
tionalverfammlung, daß der vierte Theil des Erbmeridiang zur Grundlage des neuen Maß: 
ſyſtems genommen werde, und verfügte zu dieſem Behufe die Vornahme von Meffungen. Die: 
jelben wurden mit einer für damals fehr großen Oenauigfeit von Delambre und Mechain aus— 
geführt. Das franzöjifhe Gefeg vom 1. Aug. 1793 brachte die erften Refultate. „Die Einheit 
von Maß und Gewicht war feit langer Zeit einer der Wünſche der Philanthropen; fle wird 
gleichzeitig verlangt durch die Künfte und die Wiffenfchaften, durd den Handel und durd den 
von feiner Hände Arbeit lebenden nüglihen Menſchen, der, dem Betrug am meiften audgefegt, 
ih am mwenigften im Falle befindet, deffen Wirkungen zu ertragen. Diefed neue Mittel, vie 
Einheit ver Republik zu befeftigen, gewährt noch weiter das der Verbindung zwifchen den Fran— 
zofen und den andern Völkern, zwifchen der gegenwärtigen Generation, welche diefe Wohlthat 
anbietet, und der Nachwelt, welcher jie zum Nugen gereicht.” 

Da weder England nody irgendein anderer Staat der ergangenen Einladung zum Mit: 
wirfen Folge gab, fo mußte allerdings Franfreich allein die Sache durchführen. Wir übergehen 
die gemachten Vorſchläge und Verſuche im einzelnen, uns nur halten an die fchließlich feſt— 
geftellten Reſultate. . . 

Hatte man den vierten Theil ded Meridians ald Grundlage des Maßſyſtems beftimmt, To 
nahm man nur den zehnmillionften Theil davon als Längemaß, Meter genannt. Cine Schwies 
rigfeit erhob fic) bei den Unterabtheilungen. Man verftändigte fich leicht, daß ein Decimalſyſtem 
vollftindig durchgeführt werben folle, unter Befeitigung namentlich des Duodecimal- wie jedes 
andern Syſtems. Nun ftanden fi aber zwei Vorſchläge über die Art der Benennungen gegen 
über. Die einen empfahlen einfache Beifäge, melde die Beziehung zum Hauptmaße gleichzeitig 
ausdrüdten, und zwar griechiſche Zahlworte für die Vermehrung, lateinifche Zahlworte für die 
Berminderung ; die andern ſprachen für die Annahme befonderer einfilbiger Namen, ganz un 
abhängig voneinander, aber ihre Menge flieg auf mehr ald 24 und die Namen waren zum 
Theil ſchwer im Gedächtniſſe zu behalten. Die erfte Anficht gelangte zur Annahme. 

Der Meter — 3 alte parifer Fuß und 11, Linien — 1,0932 englifche Vards, —= 3,812 eng= 
lifche oder ruſſiſche, — 3,1862 preußifche oder rheinifche Fuß, wird unten abgetheilt in Deriz, 
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Genti: und Millimeter; 1000 Meter = 1 Rilo:, 10000 Meter — 1 Myriameter (7420 We: 
ter — 1 deutſche oder geographifche Meile). 

Ein Duadrat von 10 Meter Länge und Breite bildet die Grundlage des Flächenmaßes um 
wird Are genannt; 100 Aren — 1 Heftare. linterabtheilung der Are in 100 Eentiaren. 

Der Kubikvecimeter ftellt vie Einheit ded Hohlmaßes dar und heißt Liter; 100 Liter = 
1 Heftoliter, angewendet bei Flüſſigkeiten wie bei trodenen Gegenftänden. Nur ald Holzmaß 
gilt der Kubikmeter, Steve geheißen. 

Die Gewichtseinheit ift das Gramm — 1 Kubifcentimeter Waifer im Zuftande feiner grög: 
ten Dichtigfeit; das Kilogramm Wafler ift fomit gleich einem Liter ; ebenfo der metrifche Gent: 
ner — 1 Heftoliter. 

Einheit ver Münze ift der Franc, beftehend aus 5 Grammen Silber, %,, fein; demnad 
wiegen 200 Fr. genau 1 Kilogramm. 

Das in diefer Weife aufgeftellte Syſtem mußte ſich empfehlen durch jeine Einfachheit um 
die vollftändige Übereinftimmung in allen Theilen, wonach Maß, Gewicht und felbft Gele in 
ein wohlbegründetes, leicht erfennbared Verhältniß zueinander gebracht find. Wie bei allen 
Neuerungen fehlte es indeß auch Hier nicht an Widerfprühen. Daß man ein fogenanntes Natur: 
maß zur Grundlage des ganzen Syſtems erhebe, hatte wol zuerft dev holländiſche Geometer 
Huyghens (1673) und bald darauf Locke (im Jahre 1679) vorgeihlagen, die beide hierzu den 
dritten Theil der Länge des Serundenpendeld empfahlen. Man braudte danadh , flatt der 
fhwierigen und E£oftfpieligen Merivianmeffung, nur zu unterfuchen, wie lang ein Penkel 
fein muß, der unter einem gewiflen Höhe: und Breitegrad im Iuftleeren Raume ſechzigmal 
in der Minute ſchwingt. Allein bisjegt, nach zwei Jahrhunderten, ift ed noch nie gelun: 
gen, einen Pendel herzuftellen, genau genug, um als Urmaß zu dienen. Es hat feine Rid: 
tigfeit, daß auch der Meter nicht abfolut richtig den zehnmillionften Theil des Duapdranten 
bezeichnet; vermittelt der neuen Fortſchritte in der Meßkunde ward died nachgewieſen. Allein 
die Abweihung bleibt verſchwindend Flein; nach Beſſel beträgt der Duadrant nicht 10 Mill, 
fondern 10,000855, nad Ghazallon 10,001790 Meter; e8 ift dies jedoch ein jo Feiner Unter— 
fhied, daß derjelbe bei einer unbedeutenden Temperaturdifferenz; am Mapftabe ih ausgleigt. 
Sodann hat nıan die Unzweckmäßigkeit einiger der franzöſiſchen Maße für den praftifgen Ge: 
brauch) behauptet. Nun läßt ed ſich nicht leugnen, daß jede bedeutende Neuerung für die Maſſe 
des Volks anfangs wirklich mit manderlei Unbequemlichkeiten verbunden ift, bid man ſich ein: 
mal daran gewöhnt hat. Aber weiter geht die Schwierigkeit im vorliegenden Falle nit. Und 
daß man ji an dad metrifche Decimalfyften leicht gemöhnen kann, zeigt die Erfahrung. Als 
am meiften unpraftifch ward befonders früher der in 100 Gentimes eingetheilte Franc be: 
zeichnet; man berief ſich wejentlih darauf, dag in Frankreich felbft nach 70 Jahren noch nad 
Souß gerechnet werde. Der Beweis aber, daß die Schwierigkeit nicht in der Sache, im Syſtem 
liege, lieferte in glängender Weife die Schweiz, wo die Gentimedrehnung alsbald nah Ein: 
führung der neuen Münze wirflih ganz allgemein die einzig gebräudlihe wurde. (Der Ber: 
faffer der gegemwärtigen Abhandlung hatte, ſchon zwei Jahre nad Einführung ded neuen Mün;: 
ſyſtems, Gelegenheit, überall in der Eidgenoſſenſchaft diefe Bemerkung zu machen.) Aud in 
Diterreich ergab ſich nach Einführung einer Theilung der Gulden in 100 Kreuzer das Gleiche. 

Als das metrifche Syftem in Frankreich begründet wurde, fonnte man in Europa mehrer: 
hundert verjhiedene Pfunde zählen. Das „Annuaire du bureau des longitudes‘‘ für 1832 
führte noh 215 Fußmaße auf, und die Lifte war dabei, wie ed ſcheint, gleihmwol unvollſtändig 
In Deutfhland indbejondere gab ed noch im zweiten Jahrzehnd des jegigen Jahrhundert 
Pfunde von 32 bis zu 40 Loth, die an ſich wieder große Verſchiedenheit darboten. Ebenſe 
hatte man Gentner von 100 bis zu 120 diefer nur dem Namen nad das Gleiche bezeichnenden 
Pfunde, Im Umfange des Großherzogthums Baden allein fanden ſich adhtzigerlei Pfunde, 112 
verſchiedene Ellen, 92 Flächen: und Feldmaße, 65 Holz:, 163 Getreide, dann 123 Ohm: oder 
Gimer: und 63 Wirths- oder Schenfmaße. Ebenfo hatte man im Großberzogtbum Helfer 
vierzigerlei Ellen, 129 Getreide: und 77 Obmmaße u. ſ. w. 

Das metrifhe Maß und Gewicht wurde anfangs infolge der Siege franzöfifcher Heere ir 
andern Ländern verbreitet, ſeitdem ift ihm aber vielfach die ehrenvollere Anerkennung freiwil: 
liger Annahme zu Theil geworden. Belgien, Holland und Italien haben das gedachte Syſter 
vollftändig aboptirt, wenn auch die franzöfifchen Benennungen vielfah durch andere erieh! 
wurden; aud in Spanien, Portugal und Griechenland befteht das Metermaß gefeglih, niet 
minder in den meiften Staaten des vormals ſpaniſchen Amerifa, namentlich in Merico, Gua— 
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temala, Goftarica, Neugranada, Venezuela, Ecuador und Chile; in der Schweiz dient dad fran- 
zöfiſche Syftem wenigftens ald Grundlage; ebenfo in mehreren deutſchen Rändern, namentlich 
Baden, dent Großherzogthum Heſſen und Naffau ; vollftändiger gilt es noch in einem Theile der 
deutſchen Länder auf ven linken Rheinufer, namentlich der bairifhen Pfalz, und im öſterreichiſchen 
Stalien. Im ganzen Zollvereindgebiete ift das halbe Kilogramm ald Pfund angenommen, nur 
im innern Verkehr haben das rechtsrheiniſche Baiern und Kurheſſen ihr altes Gewicht zur Zeit 
nod beibehalten. Allein auch in den andern Zullvereindflaaten hat man verjchievene Unter: 
abtheilungen des neuen Pfundes (von Y, Kilogramm) vorgenommen; in Südweſtdeutſchland 
blieb man bei 32 Loth; in Preußen und Sadjen nahm man 30 an, in Hannover und Olden: 
burg und ebenfo in den Hanſeſtädten theilt man das Pfund in 10 Loth. In England hat ih 
feit Jahren eine lebhafte Agitation für Ginführung des metrifchen Syſtems gebildet; nirgends 
warb bad Unrationelle der beftehenden Normen mit jolder Schärfe hervorgehoben wie im ge: 
nannten Lande. In wiſſenſchaftlichen Schriften aus den verſchiedenſten Gegenden findet man 
meiftend dad bei Berechnungen jo bequeme metrifhe Maß angewendet. Auch haben ji in der 
Neuzeit Zehnifer in allen Berfanimlungen, in denen der Gegenftand behandelt wurde, da: 
für erklärt (jo im Mai 1857 zu Wien die Techniker der deutſchen Eiſenbahnen, im September 
1860 zu Sranffurta. M. die Arditeften und Ingenieure, im nämlihen Monat zu Heidelberg 
die deutfhen Land: und Forſtwirthe u. ſ. w.). 

Al das Verlangen nad einer Ginigung Deutihlande mit neuer Kraft erwachte, flellten 
einigeRegierungen — nämlich dievon Baiern, Sachſen, Würtemberg, Kurheſſen, Großherzog: 
thum Heffen, Naſſau, Meiningen und Altenburg — in der Bundestagsjigung vom 23. Febr. 
1860 den Antrag auf Ginleitung von Verhandlungen zur Einführung gleihen Maßes und 
Gewichts in allen Bundeöftaaten. Es erfolgte zu dieſem Behuf die Berufung einer Gommif: 
fon von Bahmännern, welche im Juni 1861 ein umfaffendes Gutachten abgab. 

Es beftehen danach no jeßt in Deutfchland wenigftend 30 verſchiedene Fußmaße, von 25 
bis 31,61 Gentimeter; ungefähr ebenfo viel Ellen von 54,73 bis 83,3 Gentimeter; ferner Klafter 
von 6— 10Fuß, Nuthen von 10—20 Fuß; fodann Adermorgen von 2025 bis 96573/, Qua⸗ 
dratmeter,; Brennholzklafter von 21/, bis 5%, Kubikmeter; bei den Flüſſigkeitsmaßen Eimer 
von 29 bis 294 Liter, eingetheilt'in 40 bis 160 Maß; die Maß ſchwankend zwiſchen und 
2 Liter, das Duart oder Quartier zwijchen O,805 und 1,15 Liter; die Kanne zwiſchen O,2ı und 
1,2 Liter; der Schoppen zwiſchen 0,375 und O,5 Liter. Beim Getreidemaß gibt e8 Scheffel von 
22,8 und von 222,36, dann Malter von 100 bis 1246, Simmern von 12'/, bi8 110%, Kiter. 

Die Commiſſion erörterte Die Frage: ob ed etwa gerathen fei, ein ganz neues Syſtem auf: 
zuftellen? Nachdem jie diefen Gedanfen verworfen, prüfte fie, ob man eins der in Deutfchland 
beſtehenden Maße annehmen folle? Allein Feind derfelben entfpricht den fontigen Anforderun— 
gen, namentlich weil überafl eine rationelle Durchführung auf Grundlage des Decimalfyftems 
fehlt, und feins hat Ausfiht, au in den übrigen Ländern adoptirt zu werden. So blieben 
nur nod die in den großen Staaten ded Audlandes angenommenen Ginrihtungen, und unter 
diefen zunächſt jene von England und Franfreih. Einige der englifhen Maße und Gewichte 
erfreuen ſich der größten Verbreitung in allen Theilen ver Erde, namentlih aud in Amerika, 
Auftralien und Rußland. Dies ift aber auch ver einzige Vorzug; denn von einem Syftem im 
ganzen kann feine Rede fein, es fehlt die Decimaleintheilung und in England felbft befteht eine 
Unzahl von Abweihungen, ſodaß dort felbft, wie bereit8 erwähnt, für Ginführung des franzö- 
ſiſchen Syſtems eine lebhafte Agitation fich gebildet Hat. 

So fonnte denn die Commiſſion nur zu dem Borfchlage der Annahme des metriſchen Syſtems 
nad der Art der Durdführung beffelben in Frankreich gelangen. 

Es iſt zu bedauern, daß diefer Grundgebanfe nicht ganz confequent beibehalten ward. Man 
meinte in einer Reihe fpecieller Fälle Ausnahmen zulaffen zu müffen, von deren Nothwendig- 
feit wir und keineswegs überzeugen können. So foll ed Lachter von 2, Ruten von 5, Meilen 
von 7500 Meter geben; dann Klafter von 4 Kubikmeter und Schachtruthen von 25; endlich 
Neufceffel von 30 Hektoliter. Die Erfahrung in andern Ländern läßt aber feinen Zweifel, 
daß man ganz einfach mit dem Meter, Kilometer, Kubifmeter und Heftoliter ebenfo gut 
ausreicht. 

Doch wie dem fei: nachdem die Commiſſton ihre Arbeit beendigt Hatte, ift nichts gefcheben, 
um ihre Vorſchläge ind Leben felbft einzuführen. Die unglüdlicge politifche Spaltung, unter 
welcher unfer Baterland leidet, läßt vorerft nicht einmal in folden Angelegenheiten eine Eini— 
gung zu Stande fommen. Gleichwol bezweifeln wir nit im geringften das endliche Gelingen 
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der dedfallfigen Beftrebungen, wie ed denn auch faum einem Zweifel unterliegen bürfte, bes, 
wenn eine Änderung durchgeführt wird, das franzöfifhe Meterfoftem die Grundlage des num 
Maßes wie des Gewichts bilden wird. G. 5%. Koft. 

Mecklenburg. Lage und pbnfifaliige Veihaffenheit. Mecklenburg lies 
zwifchen 53° 4’ und 54° 22° nördl. Br. und zwiſchen 28° 16’ und 31° 31’ öftl. 2. Es hu 
einen Fläheninhalt von 293,31 Duadratmeilen. Davon fallen auf Medlenburg : Schwerin 
244,12 und auf Medlenburg :Strelig (mit Einfluß des 6%, Quadratmeilen großen Fürfen: 
thums Rageburg) 49,19 Duadratmeilen. Die Grenzen find gegen Norden die Oſtſee, gegen 
Dften und Süden die preufifhen Provinzen Pommern und Brandenburg, gegen Sühmelen 
und Weften Hannover, das Herzogthum Lauenburg und dad Gebiet der Stadt Lübeck Med: 
Ienburg: Schwerin ift bis auf zwei Fleine Enclaven in der Priegnig (Provinz Brandenburg) 
und eine britte in Medlenburg:Strelig ein zufammenhängendes und abgerundeted Territorium; 
Medlenburg-Strelig dagegen zerfällt in zwei getrennte Beftandtheile: das Land Stargard m 
Südoften, und das Fürftentbum Nageburg im Nordweſten des feiner ganzen Ausdehnung nad 
dazwifchenliegenden mecklenburg-ſchweriniſchen Gebiets. Das Fürſtenthum Mageburg hai 
einige unbedeutende Enclaven, von denen drei im Lauenburgifhen und eine im Schweriniſchen 
belegen find. Von fremden Gebietötheilen umſchließt Medlenburg: Schwerin eine preußiſche 
Enclave und Medlenburg:Strelig eine zweite noch Fleinere; beide zufammen erreichen nod nidt 
ganz die Größe der beiden mecklenburg-ſchweriniſchen Enclaven in Preußen, welche legtern einen 
Flächeninhalt von 1,163 Duadratmeilen haben. Die Länge der gejanımten Grenzen Medien: 
burgs beträgt gegen die Oſtſee circa 20'/,, gegen Preußen 82, gegen Hannover 11,, gegen 
Lauenburg 17"/,, gegen Lübeck 5, im ganzen 136'/, Meilen. 

Mitten durch dad Land, in der Richtung von Südoſt nad Nordweſt, zieht fich ein niedriger 
Landrücken, in welhem die Waflerfcheide zwiſchen Oft: und Nordſee liegt, und welder mit den 
Ausläufern, die er nach beiden Seiten entjendet, eine Breite von etwa neun Meilen Ainnimmt. 
Auf feinem Scheitel zeigt er eine weite muldenförmige Einſenkung, in welcher ſich eine Menge 
Fleinerer und größer Yandfeen gebildet hat, veren Höhe über dem Waflerfpiegel mit der allge: 
meinen Senfung ded Landrückens nach diefer Richtung hin allmählich abnimmt. Die anjehn: 
lichten Höhen des Landrückens, veffen Oberflächengeſtalt ſehr unregelmäßig ift, liegen zu beiden 
Seiten der großen Seefette. Ihre größte Höhe ift 454 parifer Fuß. Das Land außerhalb 
dieſes Landrückens und feiner Ausläufer ift theils ein mit niedrigen Hügeln und vielen Wiefen: 
niederungen erfülltes Flachland, theils Heideebene. 

Soweit der Boden Mecklenburgs bisjegt erforſcht iſt, beſteht derſelbe aus Alluvium, Dilu— 
vium, Tertiärformation und Kreideformation. Aus Diluviun beſteht faſt deſſen ganze Ober: 
fläche. Die Glieder dieſer Formation ſind Lehm, Mergel, Sand und Thon nebſt zahlreichen 
großen und kleinen Geröllen. Zu den ſich noch fortwährend bildenden Alluvialſtoffen gehöten 
beſonders Torf und Moder, welche den Boden früherer Waſſerbecken ausgefüllt haben, wäh— 
rend die vorhandenen vielen Wieſen oft nur bloße Decken von noch darunter befindlichen Wafler: 
been find. An fonftigen Alluvialftoffen, die fi in den Nieverungen finden, find noch Rafen: 
eiſenſtein (Eiſenklump) und Wiefenfalf zu nennen, Die Tertiärformation ift wahrfgeinlid 
unter dem Diluvium weitverbreitet. Bisjegt hat man darin, mit Ausnahme eines ganz une: 
deutenden Sandfſteinlagers, noch feine feſten Felsmaſſen gefunden, ſondern nur lodere, den di— 
luvialen Lagern ähnliche Bildungen, hauptſächlich Sand und Thon, ſodann auch Kreide; vie 
jeltener fommen Alaunerde und Braunkohlen vor. Bei Lübtheen findet ſich ein mächtige 
Gipsfels und an mehreren Stellen find Salzquellen und eifenhaltige Quellen vorhanden. 

Die Zahl ver Seen wird, unter Annahme von 200 Ruthen als geringftem Längenmaß für 
einen See, zu 329 für Medlenburg: Schwerin und 132 für Medflenburg : Strelig angegebrr. 
In neuerer Zeit find indeffen einige dieſer Seen ganz troden gelegt, während andere beträdtliä 
gejenft worden find. Unter den Flüffen find außer ver Elbe, welche Mecklenburg auf zwei kurze 
Strecken, bei Dömig und bei Boigenburg, berührt, die Warnom, die Reckenitz, die Peene, vie Elde, 
die Havel, die Stepenig mit der von ihr aufgenommenen Maurin, und die Wadnig zu nennt. 

Zu zwei Drittheilen befteht die Oberfläche des Landes aus Aderfeld und Gärten ; das übrige 
Drittheil bilden 32 Quadratmeilen Wälder, 25 Quadratmeilen Wiefen und Brüche, 16 Dw: 
ec Waſſerbecken, 20 Druadratmeilen unbewaldete Heide: und Sandflächen, Merre; 

rand u. ſ. w. 

Die mittlere Temperatur iſt nach neunjährigen Beobachtungen in Roſtock + 6,%°, «ul 

andern Beobachtungsſtationen etwas niedriger bis zu 5,4 R. herab. Die beobadhteten ge. 
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Gern Temperaturunterfchiede betragen — 25° (7. Ian. 1861) und --23,5R. (9. Juli 1846). 
Bon den Winden find die mweftlichen die häufigften. Sie wehen ungefähr zwei Drittheile des 
Jahres hindurch, die öftlichen dagegen nur ein Drittheil. Nah dreizehnjährigem Durchſchnitt 
bat die Beobachtung auf einer Station jührlih 136 beitere gegen 229 trübe Tage herausge— 
ftelft. Die mittlere Höhe der atmoſphäriſchen Waſſerniederſchläge ſchwankt an den verſchiedenen 
Orten zwijchen 240 und 280 Linien im Jahre. 

An wildwachſenden Pflanzen fennt man bereitd 2850 Arten, mit denen aber der Beſtand 
der Flova noch lange nicht erfchöpft iſt. Die bei weitem überwiegende Mehrzahl derſelben ift im 
Lande urfprünglich einheimifh (Boll, „Flora von Mecklenburg“, Neubrandenburg 1861). 
An Süßwafferfifhen find 37 Arten befannt. Der große Fiſchreichthum, durch welchen Mecklen— 
burg früher berühmt war‘, hat aber ſchon feit längerer Zeit jich fehr vermindert. An Reptilien 
fennt man 17 Arten, an Bögeln 262, an Säugethieren etwa 75 Arten. In den fieben Jahren 
von 1849 —56 wurden in den großberzoglichen Jagdrevieren von Medlenburg: Schwerin jähr— 
lich durchſchnittlich erlegt: 31667 Krammetsvögel, 31 Kronihnepfen, 394 Becaffinen, 1308 
Waldſchnepfen, 658 Enten, 5175 Rebhühner, 1 Trappe, 60 Birfhühner; ferner 10 Fiſchadler, 
24 Steinabler, 622 Habichte und Falken, 1319 Weihen, 754 Sperber, 337 Naben und ebenfo 
viele Reiher. Die vierfügigen Jagdtbiere find: wilde Schweine, Hirſche, Rehe, Hafen, und an 
Naubzeug: Füchſe, Marder, Iltiſſe, Wiefel, jelten Dachſe, Ditern und wilde Raninden, 

Geſchichte. Vor den Slawen, welche um dad Jahr 400 n. Chr. eingewandert zu fein 
jcheinen, hatte dad Land eine Bevölkerung germanifcher Abfunft. Die eingemanderten Slawen 
oder Wenden zerfielen in mehrere Stämme, unter welchen die Obotriten und die Leutitier, jene 
in norbiveftlichen, diefe im öſtlichen Landestheile wohnhaft, die beveutendften waren. Nachdem 
die jenfeit der Elbe wohnenden Sachſen wiederholte Verſuche gemacht hatten, diefe Wenden für 
das Chriſtenthum zu gewinnen und zugleid fie ihrer weltlichen Herrfhaft zu unterwerfen, 
wurde im Jahre 1147 von dem Sachſenherzog Heinrich dem Löwen ein fürmlicher Kreuzzug 
gegen fle veranftaltet. Nach langen blutigen und verheerenden Kämpfen gelang ed, das Land 
in Beſitz zu nehmen. Der Obotritenfürft Niflot, der Stammvater des noch jegt regierenden 
Fürſtenhauſes, fand bei einem Ausfall im Jahre 1160 feinen Tod. Von diefem Zeitpunfte an 
begann eine in den nachfolgenden Jahrzehnden bis in ven Anfang des 13. Jahrhunderts hinein 
ſich noch verftärfende veutihe Einwanderung. Städte mit deutfchen Einrichtungen und Rechten 
wurden gegründet, unter welchen bald die Seeftädte Noftod und Wismar zu hoher Blüte und 
Macht emporwuchſen und angefebene Glieder des Hanſabundes wurden. Huch der Ader: 
bau ging zu einem nicht unbebdeutenden Theile in die Hände eingewanderter niederſächſiſcher 
Bauern über, während neben dem flawiichen Adel, der meiftend im Befig feiner Güter blieb, 
auch eine Anzahl deutſcher Ritter ländlichen Grundbeſitz erlangte. Gleichzeitig nahm die Kirche 
durch Errihtung der Bisthümer Schwerin und Nageburg, dur Einfegung und Dotirung von 
Prieftern und durch Gründung zahlreicher Klöfter dad Land in dauernden Beſitz. Nad etwa 
einem Jahrhundert Hatte die deutſche Cultur fo jehr die Herrſchaft erlangt, daß ſelbſt die Sprade 
der Wenden, mit Ausnahme einiger entlegener Winkel, bis auf einzelne Bruchſtücke, die ſich be— 
fonders in den Eigennamen der Ortſchaften, Flüffe u. f. w. erhielten, aus vem Leben verſchwun— 
den war. Der Unterſchied zwifchen beiden Nationalitäten trat unter dem Vorbringen deutjcher 
Sitte und Bildung immermehr in den Hintergrund. Am ausdauerndften und nod bis in die 
Zeit, wo längft eine vollftändige Verfehmelzung eingetreten war, hielten die Statuten der Hand: 
werfözünfte, welche die Aufnahme von Mitgliedern wendifher Abkunft unterfagten, den Unter: 
ſchied aufredt. 

Pribislav, der ältefte Sohn Niklot's, zum Chriſtenthum übergetreten, warb von Heinrich 
dem Löwen in den. größern Theil ber väterlichen Herrſchaft wieder eingefegt. Er vegierte ſeitdem 
ald Vaſall des Sachſenherzogs und ward als jolher im Jahre 1170 von Friedrih Barbaroſſa 
unter die deutſchen Neihöfürften aufgenommen. Schwerin und dad umliegende Gebiet war ala 
eigene Grafſchaft einem deutſchen Ritter übergeben worden. Die feit ven Jahre 1185 in Med: 
lenburg und andern norddeutſchen Ländern von dem dänischen König Kanut begründete däniſche 
Oberherrſchaft warb unter deſſen Nachfolger, Waldemar II., wieder abgeworfen. Diefer wurde 
im Jahre 1223 vom Grafen Heinrih von Schwerin gefangen genommen, und im Jahre 1227, 
als er, aud der Haft entlaffen eivbrücdhigerweife von neuem einen Groberungdzug unternahm, 
in der Schladt bei Bornhöved in Holftein von eben jenem Grafen und deſſen Berbündeten nad): 
baltig bejiegt. Seit diefer Zeit traten die mecklenburgiſchen Sande in ihr früheres Verhältniß 
zum Deutſchen Reiche zurüd. = 
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Dem PVribislav waren fein Sohn und Enkel, Heinrich Borwin I. und Heinrich Bortin IL, 
In der Herrfchaft gefolgt. Die vier Söhne des legtern theilten unter ſich das vom Bater eterbit 
Land. So entftanden (1229) die vier Linien: Mecklenburg, von dem Stammſchloß Miäilin: 
burg, eine Meile füdlih von Wismar, jo benannt, Werle (Kürftentfum Wenden), Noftod un: 
Parchim (Rihenberg). Bon diefen erreichte die parchimſche Linie ſchon 1261 ihr Ende. Die 
mecklenburgifche Linie vereinigte nah und nad) den Beflt der drei jüngern Linien durch Erb: 
gang in ihrer Hand und fügte noch diejenigen Gebiete hinzu, melde außerdem das jegige Med: 
lenburg ausmaden: die Grafſchaft Schwerin, die bifhöflichen Stifte Schwerin und Ratzebutg 
und Theile des Gebiets der Herzoge von Sachſen, der Grafen von Dannenberg, ver Markgrafen 
von Brandenburg und der Herzoge von Pommern. 

Der Stammpvater der medlenburgifchen Linie, Johann I., der Theologe genannt, flarb im 
Sabre 1264. Ihm folgte Heinrich I., der Pilger, welcher, auf einer Pilgerfahrt nad Sera: 
falem im Jahre 1271 von den Sarazenen ergriffen und nad Kairo geſchleppt, erft im Jahre 
1297 die Freiheit wiedererlangte und nad fiebenundgwanzigjähriger Abweſenheit im Juni 
1298 in feine Heimat zurüdfehrte, wo er im Jahre 1302 farb. Sein Friegerifcher Sobn 
Heinrich IL., der Löwe, erwarb durch Heirath (1301) die Herrſchaft Stargard als brantenbur: 
gifches Lehn, und nad) dem Ausſterben der roftoder Linie (1314) die Herrſchaft Roftod. Der 
legte Fürft diefer Linie, Niklas das Kind, hatte den König Erid von Dänemark als feinen 
Lehnsherrn anerfannt (1300). Erich's Nachfolger übertrug (1323) Heinrich II. die Herr: 
ſchaft Roſtock als erbliches Xehn. Der über ven Markgrafen Waldemar von Brandenburg bei 
Granſee (1317) erfochtene Sieg fiherte den Befig der Herrſchaft Stargard. Die leßtere ward 
unter Heinrich's Sohn, Albrecht, von Karl IV. zu einem unmittelbaren erblichen Lehn des Rö- 
mischen Reich8 erhoben (1347) und in dem folgenden Jahre verlieh derfelbe dem medienbur: 
giſchen Fürftenhaufe die herzogliche Würde. Durch eine Landestheilung zwiſchen Albrecht und 
feinen Bruder Johann (1352) ward legterm das Land Stargard überwieſen. Im Jadre 
1358 erwarb Albrecht dur Kauf die Grafihaft Schwerin. E& gelang ihm ferner, feinen 
jweiten Sohn, Albreht, im Jahre 1363 auf den ſchwediſchen Königäthron zu bringen; rin 
Verſuch dagegen, auch feinem älteften Sohn eine Königékrone (die dänifche) zu verſchaffen, 
fcheiterte. Durch diefe Unternehmungen des Ehrgeizes gerieth Mecklenburg in große Verwide: 
lungen. König Albrecht von Schweden ward im Jahre 1389 von den Dänen gefangen. Es 
wurden von Mecklenburg, unter befonderer Mitwirkung ver Seeſtädte, Verſuche gemacht, ihm 
Hülfe zu bringen. Aus den zu dieſem Zwede ausgefandten Kriegs: und Kaperfahrzeugen, 
deren Befagungen PVitalienbrüder genannt wurden, weil fie dem Könige und feinem Heete 
Zufuhr an Lebensmitteln (Victualien) zu bringen fuchten, entwickelte ſich aberim weitern Ver: 
tauf, theilweife unter der Kührerfchaft von Rittern, ein Seeräuberwefen, welches noch auf Jahre 
hinaus für Freund und Feind gleich unbequem und verderblih ward. Gegen ein großes Löſe 
geld erlangte im Jahre 1395 König Albrecht die Freiheit wieder und fehrte nun, nachdem tr 
auf die Wiedererlangung der ſchwediſchen Krone verzichtet hatte, nad) Mecklenburg zurüd, wo 
er im Jahre 1412 ftarb. 

Das 15. Jahrhundert war für Mecklenburg eine wilde Zeit. Unruhen im Innern, na— 
mentlid; tumultwarifche Bewegungen In ven Seeftädten, mo die Zünfte von den patrieifchen Ge— 
ſchlechtern Antheil am Stabtregiment forderten, Fehden zwifchen ven Landesherren und ihren 
fürftlihen Nachbarn, Zermürfniffe zwiſchen ven Landesherren und den Seeftäbten, Unfiherkei 
der Kandftraßen machten den Zuftand des Landes zu einem fehr traurigen und zeigten eine gänp 
liche Auflöfung aller gejellichaftlihen Ordnung. Im Jahre 1436 ftarb die merlefche Linie 
aus. Die Anfprüde des Kurfürften Friedrich von Brandenburg auf die Erbſchaft und die ſit 
daraus entfpinnende Fehde wurden durd einen am 12. April 1442 zu Wittſtock gefchlofenen 
Vertrag beendigt, im melden dem Haufe Brandenburg die Succeffion in die geſammten med: 
lenburgifchen Rande auf den Fall des Ausfterbens der medlenburgifchen Linie zugeſichert mar. 
Im Jahre 1471 erlofch die jüngere im Jahre 1352 abgezweigte Linie, welche dad Land Etar: 
gard in Bel Hatte, und damit fiel legtered an die ältere Linie zurück, 

Bon diefer Zeit an wurden die bisher getrennten Stände der drei Lande Medlenburs, 
Merle und Stargard zu gemeinfamen Randtagen berufen, und im Jahre 1523 ſchloſſen die 
Prälaten , Mannen und Städte dr& ganzen Landes unter ſich eine Union, welche die Grundlage 
der fpätern Entwidelung der ſtändiſchen Verfaffung in Medlenburg bildet und fich allen nad: 
folgenden Landestheilungen gegenüber zu behaupten gewußt hat. 

Die Kirchenreformation hatte nicht nur in der Misftimmung über die Entartung der Kirk, 
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ſondern auch in dem Verlangen nach ihren reihen Beflgthümern und nad) Entlaftung von pecu: 
niären Verpflichtungen ihre Duelle. Doch Eonnte fie nur langſam vorwärts dringen, da nur 
Herzog Heinrich der Briedfertige (geft. 6. Bebr. 1552) entihieden auf ihrer Seite ſtand, wäh— 
rend fein Bruder, Herzog Albredit der Schöne (geft. 7. Jan. 1547), in politifche Plane ver: 
ftrieft und als perfönliher Anhänger des vömifchen Befenntniffes jie nur widerftrebend und 
zögernd gewähren ließ. Erft feine Söhne Johann Albreht und Ulrich gingen durchgreifend zu 
Werke und erließen eine Reihe von Kirchenordnungen (jeit 1552) und fonftigen auf die neue 
Regelung des Kirhenwejens bezüglichen Gefegen. Die Stände hatten auf dem Landtage zu 
Sternberg im Jahre 1550 die völlige Abfhaffung der noch vorhandenen überreſte des Papft- 
thums befhloffen. Bald nachher war die Reformation fo ziemlich überall durchgedrungen. 
Nur nod einige Klöfter leifteten Widerftand, welden man gewaltfam zu brechen fein Bedenken 
trug. Durch die eingezogenen Kirchen- und Kloftergüter vermehrte fi der landesherrliche 
Srundbefig in ganz außerordentlihem Maße. Dod mußten die Stände es durchzuſetzen, daß 
drei Klöfter von der Säcularifation ausgeſchieden und, gegen Übernahme fürftliher Schulden, 
ihnen im Jahre 1572 zur riftlihen Auferziehung medienburgifher Jungfrauen überwiefen 
wurden. 

Die Brüder Adolf Friedrich J. und Johann Albrecht II. begründeten durch eine Landesthei— 
lung (9. Juli 1611, 3. März 1621), bei welder jedoch die Stadt Roſtock, die Uniserjität da— 
jelbft, dad Hofgericht, dad Confiftorium u. |. mw. gemeinſchaftlich blieben, die Linien Medlenburg= 
Schwerin und Medlenburg-Güftrom. Während des Dreifigjährigen Kriegs ſuchten die beiden 
Herzoge ihre Neutralität zu behaupten. Da aber der Kaiſer in ihrem Verhalten eine Hinnei- 
gung zu feinen Beinden wahrzunehmen glaubte, fo entfegte er jie ihrer Herrſchaft, und überließ 
das Land, anfangs pfandweiſe (19. Jan. 1628), acht Tage fpäter Faufweife an Wallenftein, 
welcher jodann am 16. Juni 1629 mit Mecklenburg erblich belehnt ward. Mit Guſtav Adolf's 
Hülfe gelangten jedod die vertriebenen Herzoge wieder in Befig der Herrſchaft und wurden 
darin durd den Prager Frieden (1635) beftätigt. Es folgte aber für das Land jegt noch eine 
Reihe leivendvoller Jahre, indem es einen Hauptfriegsfhauplag für die ſchwediſchen und kai— 
ſerlichen Truppen bildete, welche es beide um die Wette bedrückten und verwüfteten und eö in 
einen Zuftand des Elends verfegten, welder feine Nahmwirfungen noch in die fpäteften Zeiten 
erſtreckte. Durch den Weftfälifchen Frieden verlor Herzog Adolf Friedrich an Schweden die 
Stadt Wismar nebft der Infel Boel und das Amt Neuflofter. Als Entfhädigung dafür er: 
bielt er die Bisthümer Schwerin und Rageburg als weltlihe Fürftenthümer nebft der Jos 
banniter : Comthurei Mirow. Die Comthurei Nemerom ward dem Herzog Guſtav Adolf von 
Medlenburg:Güftrom überwieſen. 

In Schwerin war am 21. Juni 1692 Herzog Friedrich Wilhelm feinem kinderlos verftor: 
benen Oheim Ehriftian Louis, denn Sohne und Nachfolger Adolf Friedrich's, in ver Regierung 
gefolgt. Ald nun am 26. Det. 1695 der Herzog Guſtav Adolf von Medlenburg: Güftrom 
ohne Hinterlaffung männlicher Nachkommenſchaft geftorben war, entftand zwiſchen der nähern 
Linie und dem nähern Grade, zwifhen Herzog Friedrich Wilhelm von Medlenburg- Schwerin 
und einem jüngern Bruder feines verftorbenen Vaters, Adolf Friedrich, ein Streit über die 
Succeſſion in Medlenburg: Güftrow, welcher unter Bermittelung einer kaiſerlichen Gommijjton 
durd einen am 8. März 1701 zu Hamburg abgefhloffenen Vergleich beendigt ward. Herzog 
Adolf Friedrich erhielt einen Theil des Herzogthums Medlenburg -Güftrom, nämlid die Herr— 
ſchaft Stargard nebft den Comthureien Mirom und Nemerow, ferner dad Fürſtenthum Ratze— 
burg und zur Gompfetirung der auf 31000 Thlr. geihägten Einkünfte aus diefen Ländern 
eine Anweiſung auf eine jährliche Zahlung von 9000 Thlrn. aus dem Elbzoll. So entftand 
neben den jegt in @iner Hand vereinigten Herzogthümern Medlenburg: Schwerin und = Güftrom 
und unter Beibehaltung der Union der Stände dad Herzogthum Mertlenburg: Strelig. 

Unter der Regierung des Herzogs Friedrich Wilhelm von Medlenbnrg: Schwerin (geft. 
1713) und feiner beiden Brüder und fuccefiven Nachfolger Karl Leopold (gef. 1747) und 
EHriftian Ludwig (geft. 1756) ward dad Land durch Streitigfeiten zwifchen Landesherren und 
Ständen, die unter Karl Leopold einen fehr heftigen Gharafter annahmen und zu einer Reichs— 
execution und Ginfegung einer kaiſerlichen Adminiftration führten, in fortdauernder Unruhe er: 
halten, wozu ſich während des ſchwediſch- ruffifchen Kriegs auch noch von außen kommende 
Drangfale gefellten. Der Kampf zwifchen den Ständen, insbefondere der Ritterfchaft Im Verein 
mit der Stadt Roſtock, und der Landesherrſchaft war ein Kampf zum Schuß der ſtändiſchen 
Rechte gegen abjolutiftifche Schmälerungsverfuche. Er endigte mit dem vollfommenflen Siege 
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der Stände. Am 18. April 1755 ward zwiſchen Herzog Chriſtian Ludwig von Mecklenbatg— 
Schwerin und der meflenburgifhen Ritter: und Landſchaft der „Landesgrundgefegliche Erbur- 
gleich” abgeichloffen, welder in 25 Artikeln und 530 Paragraphen die zmwifchen beiden um 
zwifchen den Ständen unter ſich ftreitigen oder einer ſchriftlichen Normirung bedürftig eriei: 
nenden PBunfte genau und erfchöpfend „für ewige Zeiten‘ feflzuftellen bezwedte. Herzog 
Adolf Friedrih IV. von Medlenburg: Strelig, der zweite Nachfolger des Begründers ver 
ftreligifchen Linie Adolf Friedrich II., trat dieſem Vergleich durch die Agnitionsacte vom 
30. Sept. 1755 bei, nachdem vorher duch den zwifchen beiden fürftlihen Häuſern unter dem 
14. Juli 1755 abgeſchloſſenen Grläuterungsvertrag deren gegenfeitige Beziehungen in ein: 
zelnen Bunften die erforderliche nähere Beftimmung erfahren hatten. Die kaiſerliche Befläti: 
gung des Landesgrundgeſetzlichen Erbvergleichs erfolgte unter dem 14. April 1756. 

Unter den beiden Nachfolgern Ehrijtian Ludwig’, Friedrich dem Frommen (geft. 24. April 
1785) und Friedrich Franz I. (geft. 1. Febr. 1837) ſuchte man fo gut ed ging die neuer: 
wachenden Bevürfniffe des Staatslebens mit den altftändifchen Verfaffungsformen in Einklang 
zu bringen, ohne daß die neuen Ginrihtungen, welche zu den alten binzutraten, immer mit 
diefen gut zufammenftimmten. Das Gebiet des Landes vergrößerte fh, abgefehen von einigen 
weniger bedeutenden Erwerbungen, welde durch ven Reichédeputations-Hauptſchluß vom 
25. Febr. 1803 als Compenſation für gewiffe Berzichtleiftungen gewährt wurden, mitteld eine 
Vertrags mit Schweden vom 26. Juni 1803 durd die Gefiton der Stadt und Herrſchaft Wie: 
mar mie auch der Amter Poel und Neuklofter an ven Herzog von Medlenburg: Schwerin gegen 
einen von diefem erlegten Pfandſchilling von 1,250000 Rthlrn. hamb. Beo. Der nießbräuch— 
liche Beitg ward dadurch auf 100 Jahre erworben, nad deren Ablauf die Wiedereinlöfung von 
feiten der Krone Schweden durd Zahlung der gleihen Summe, verflärft durch einen jährlih 
zu Kapital gefhlagenen dreiprocentigen Zins, gefhehen Fann. 

Durd die Auflöfung des Deutihen Reihs und den Beitritt zum Nheinbunde, welden 
Herzog Karl von Medlenburg:Strelig, Bruder und Nachfolger ded Herzogs Adolf Friedrich IV. 
(geft. 1794), am 18. Febr., und Herzog Friedrih Franz I. von Medlenburg : Schwerin am 
22. März 1808 vollzogen, erlangten beide Fürften die volle Souveränetät, eine Veränderung, 
welde Herzog Friedrid Franz in dem Sinne zu deuten verfuchte, ald ob er damit der Schranken 
entledigt wäre, welche ihm durch die ſtändiſche Verfaſſung auferlegt wurden. Der praküſchen 
Anwendung diefer Auffaffung, welche bereitd anfing in der Anfündigung einiger neuen Regie: 
rungsgrundjäge und eines Berfalfungsreformprojectd hervorzutreten, mußten die Stände noch 
rechtzeitig durch ein finanzielles Opfer vorzubeugen. 

Herzog Friedrich Franz war während der franzöſiſchen Herrfhaft eine Zeit lang in Gefahr 
geweien, feiner landesherrlihen Rechte gänzlich verluftig zu gehen. Am 28. Nov. 1806 ließ 
Napoleon dad Land für fih in Bejig nehmen, und der Herzog mußte flüchten. Doch ward er 
durch den Tiljiter Frieden (9. Juli 1807) wieder in Bei feiner Herrfhaft eingelegt. Nad 
dem ruſſiſchen Feldzuge ergriff Friedrich Franz, von Tettenborn im Auftrage des Kaijerd 
Alexander dazu aufgefordert, die Partei der Gegner Napoleon’s und erließ am 25. März 1813 
einen Aufruf zu den Waffen. Ein gleicher Aufruf des Herzogs Karl von Medlenburg:Strelig 
erſchien am 30. März 1813. Auf dem Wiener Congreß wurde beiden Herzogen die grober: 
zoglihe Würde mit dem Titel Königliche Hoheit verliehen. 

In den folgenden Friedensjahren geſchah manderlei zur Verbefferung der innern Einrid- 
tungen und zur Hebung ded allgemeinen Wohlſtandes. Darunter ift die Aufhebung der Leib: 
eigenfhaft (13. Jan. 1820) befonders bemerkenswerth. Die Landesregierung rvepräfentirt: 
in diefem allen die Fortſchrittstendenz; aber fie vermochte die Stände nur langfam nad fid zu 

“ziehen, und das Gute, welches fie erftrebte, Titt mannichfach unter den Hemmungen und Schmäle: 
rungen, welde von der altfländifhen Verfaffung ausgingen. Inter Paul Friedrich (gef 
7. März 1842) trat (feit 1838) innerhalb der Ritterfchaft eine Partei hervor, melche zunädit 
zwar nur bie politiſche Gleichberechtigung der bürgerlichen mit den adelihen Gutsbeſitzern zut 
Anerfennung zu bringen fuchte, aber doch allmählich auch ſchon weiter liegende politifche Ziel 
ind Auge faßte. Unter Friedrih Franz IL., dem Nachfolger Paul Friedrich's, jegten ſich jem: 
Kämpfe zwifhen adelihen und bürgerlihen Rittergutsbefigern mit fteigender Lebhaftigkeit um 
unter großer Theilnahme der gefammten Bevölkerung fort. Sie wurden aber durch die im Mär; 
des Jahres 1848 entjtandene Bewegung plöglic vollftändig überholt, und es war jegt nicht mehr 
eine Reform der altjtändifhen Verfaffung, ſondern eine völlige Beſeitigung derſelben und die 
Einführung einer conftitutionellen Staatsform, was den Gegenſtand der allgemein und mit 
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großem Nachdruck ausgeiprogenen Wünfche bildete. Die Ritterſchaft ſelbſt hielt ven Zeitpunft 
für gefommen, wo ihre politiihen Rechte fallen mußten, und auf einer allgemeinen Verſamm-— 
lung zu Güſtrow am 14. April ward von mehr ald 150 Mitgliedern ver Nitterfchaft ſowol 
abelihen ald bürgerlihen Standes eine ven Wünſchen der Bevölkerung entgegenfommende Er: 
flärung unterzeichnet, durch welde die Bereitwilligkeit ausgefproden ward, auf alle und jede 
politiſche Sonderrechte zu verzichten und zur Herbeiführung einer den Bedürfniſſen und den 
_ Borderungen der Zeit angemeffenen neuen Landesverfaſſung mitzuwirken. 

Der Großherzog Friedrich Franz II. hatte feine Stellung zu den Forderungen der Zeit und 
feine fefte Abjicht, Mecklenburg in die Reihe der conftitutionellen Staaten einzuführen, ſchon in 
einer Proclamation vom 23. März dargelegt. Er entſprach dadurch zugleih einer an ihn er- 
gangenen fpeciellen Aufforderung feines Oheims, ded Königs Friedrich Wilhelm IV. von 
Preußen. In der Proclamation wird zunächſt die Nothwendigfeit einer Reorganifation des 
Deutſchen Bundes und der Einführung einer einheitlihen und freien Berfaffung für Deutſch— 
land anerkannt. Sodann wird in Bezug auf Medlenburg erklärt: „In unfern engern Va— 
terlande wäre eine Reforn der Landesvertretung, au abgejehen von den Weltereigniffen ver 
neueften Zeit, unvermeidlich gewefen. Sie ift jege dad dringendſte Erforderniß. E38 liegt die 
Nothwendigfeit vor, daß Medlenburg in die Reihe der conftitutionellen Staaten eintrete, und 
weil ich dieſe Nothwendigkeit erkenne, fo ift ed mein eruftliher Vorſatz, daß der Schritt unver: 
züglich gefchehe, damit die Ungewißheit, welche zur Zeit über den fünftigen Verhältniffen des 
Landes ſchwebt, jobald ald irgenpmöglich gehoben werde.” Der Großherzog Georg von Med: 
lenburg: Strelig (6. Nov. 1816 bis 6. Sept. 1860) erklärte ſich zwei Tage fpäter in gleichem 
Sinne Am 26. April 1848 trat, von beiden Großherzogen berufen, ein außerordentlicher 
Vandtag der alten Stände in Schwerin zuſammen. Der landesherrlihen Propofition zuſtim— 
mend, gaben diejelben hier ihre bisherigen grundgeſetzlichen Landſtandſchaftsrechte zu der Folge 
auf, dag fünftig nur gewählte Repräfentanten die Ständeverfammlung bilden follten. Nach 
einem provijoriihen Wahlgejeg, über deſſen Principien auf dem außerordentlichen Landtage 
gleihfall® eine Vereinbarung erfolgt war, wurben Abgeoronete aus beiden Großherzog: 
thümern gewählt und nach Schwerin berufen, wo ſie am 31. Det. 1848 zufammentraten. Zwiſchen 
dem Großherzoge von Medlenburg: Schwerin und diefer Abgeordnetenfammer fam eine Eini— 
gung in allen Bunften zu Stande. In Gegenwart feiner Räthe und der von der Abgeorbneten= 
kammer erwählten drei Urkundsperſonen vollzog der Großherzog am 23. Aug. 1849 das ver: 
einbarte Staatögrundgefeg und gelobte hierauf, daſſelbe feft und unverbrüchlid zu halten. Am 
10. Oct. 1849 erfolgte die Aufhebung der landſtändiſchen Berfaffung und die Publication des 
vereinbarten Staatögrundgefeged. In Gemäßbeit deflelben erfolgten im Februar 1850 die 
Wahlen zu dem erften ordentlihen Landtage und deffen Einberufung nah Schwerin zum 
27. Febr. Der vom Minifterpräfiventen namens des Großherzogd eröffnete Landtag begann 
feine Arbeiten und ertheilte zunächft einem Gefeg wegen Erhebung einer Steuer und einen Ne— 
Frutirungsgejeg die verfaflungsmäßige Zuftimmung. Beide Gefege wurden vom Großherzog 
in der verfaffungsmäßigen Form im Laufe des März 1850 verfündigt. Das neue Staats: 
grundgejeg war damit in volle rechtliche Wirkſamkeit getreten. 

Es fehlte jedoch der jungen Schöpfung nicht an Gegnern, welde unter der Gunft der in- 
zwiſchen in Deutſchland hervorgetretenen Neaction auf deren Zerftörung audgingen. Drei 
Agnaten, die Herzoge Wilhelm und Guftav von Medlenburg- Schwerin und Herzog Georg von 
Medienburg:Strelig, hatten ſchon unter dem 5. und 6. Oct. 1849 gegen dad Staatögrundgejeg 
Proteft erhoben, in welchem jie deſſen Beftimmungen über dad Domanium und über das ſus— 
penfive Veto anfochten. Andere Protefte wurden, zum Schug der ferftäbtiichen Sonderrechte, 
von den Rathscollegien zu Roftod und Wismar eingereiht. Einen weitern Gegner hatte dad 
mecklenburg ſchweriniſche Staatögrundgefeg in der Negierung zu Neuftrelig. Der Großherzog 
von Medlenburg:Strelig hatte, da er die Hoffnung auf eine Verftändigung geglaubt hatte auf- 
geben zu müffen, durch eine Botſchaft vom 11. Aug. die Verhandlungen mit der gemeinfchaft: 
lihen Abgeoronetenverfanmlung abgebrochen, ohne indeffen die fireligiihen Abgeordneten 
aus derfelben abzuberufen, von welchen ein großer Theil den Sigungen bis dahin beiwohnte, 
wo die beiderfeitigen Auflöfungsbotihaften verlefen wurden (22. Aug.). Der von Medien: 
burg = Strelig fpäter gegen dad Verfahren der ſchweriniſchen Regierung erhobene Widerſpruch 
betraf daher nicht die Rechtsgültigkeit des ſchweriniſchen Vereinbarungswerks, ſondern die Zu: 
Läfjigkeit der einfeitigen Aufhebung ver ftändiihen Verfaſſung. Als diefe Aufhebung num 
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dennoch von ſchweriniſcher Seite erfolgte, ſtellte die ftreligiiche Regierung gegen die ſchweriniſche 
eine Klage bei dem damaligen Bundesſchiedsgericht zu Erfurt an, melde auf „zu gewährende 
Mitwirkung zur Umgeftaltung der mecklenburgiſchen Verfaſſung“ gerichtet war, aber infolge 
des fpätern Ausſcheidens der fähfifchen und hannoveriſchen Mitglieder und der dadurch einge: 
tretenen Unvollftändigfeit in der Befegung des Gerichts nicht zu Ende geführt werben konnte, 
Inzwiſchen aber mar fhon von einer andern Seite ber ein wirffamer Weg zur Wiederauf⸗ 
richtung des alten Privilegienſtaats aufgefunden worden. Die Gegner des Staatdgrundgeiegri 
in der als politifche Corporation gefeglich aufgehobenen Ritterſchaft Hatten fich zufammengethan 
und einen leitenden Ausſchuß eingefegt, deffen Mitglieder in Berlin, Wien und Frankfurt für 
ihre Zwede thätig waren. Es gelang diefen Emiffaren, die deutihen Großmächte für ihr In: 
terefle zu gewinnen und dieſelben zu beftimmen, daß jle zuerft einzeln, dann durch die von beiden 
conftituirte und inftruirte proviforifche Bundescentralcommiffion in Frankfurt jich zu Gunften 
der Gegner des Stantögrundgefeges in die Angelegenheit einmifchten. Die Bundedcentralcom: 
miſſion verlangte von der großherzogliden Negierung, daß fie dad Staatdgrundgefeg bid auf 
weitere® fuspendire und deſſen Nechtöbeftändigfeit einer jchieddrichterlichen Prüfung unterwerfe, 
nad Anleitung eines medlenburgifchen Gefeges vom 28. Nov. 1817, meldes für Fälle von 
Streitigkeiten zwifhen dem Landesherrn und den Ständen erlaffen war. Die conflitutionellen 
Minifter leifteten, im Bemußifein, daß fie ohne ſchwere Vlihtverlegung dad Staatsgrundgeſth 
nicht einem Verfahren preißgeben dürften, welches ſchon in feiner Wurzel eine Berfaffungever: 
fegung war, dieſen Anforderungen gegenüber mannhaften Widerſtand. Sie erflärten ber 
Bundescentralcommiſſion: „Mit Ausnahme dev wenigen renitenten Mitglieder ver ehemaligen 
Nitterichaft, welche das Äußerſte verſuchen, um von den Zugeftändniffen der frühern Landſtände 
entbunden zu werben, iſt die ganze Bevölferung von ber ——— durchdrungen, daß die 
Vereinbarung des neuen Staatsgrundgeſetzes und die erfolgte Auflöſung der Ritter- und 
Landſchaft auf völlig legalem Wege erfolgt find.” ine Beſtätigung fand dieſer Ausiprud in 
einer von 27000 Medlenburgern unterfhriebenen Erklärung des Inhalts: „daß fie die zwiſchen 
Fürft und Volk vereinbarte und am 10. Det. 1849 publicirte Verfaffung für Medienburg: 
Schwerin fort und fort ald das legal zu Stande gefommene Rechtsgeſetz des Landes, ald den 
Ausdruck des Rechtswillens ver unermeßlichen Mehrheit ver Bevölkerung anerfennen, daß fie 
demnach jeden hemmenden Eingriff in viefelbe als einen Act rechtloſer Gewalt betrachten.“ 
Indeflen vermochte ver Großherzog dem fortgefegten Drud der beiden deutſchen Großmächte 
nicht auf die Dauer zu wiberftehen. Er entſchloß ſich zufegt, den Anforderungen der Bunde: 
centralcommiffion Folge zu leiften. Die conftitutionellen Minifter nahmen ihre Entlafjung, 
die Abgeorpnnetenfammer warb vertagt und endlich aufgelöft, ein neues Minifterium, beftebend 
aus den Herren Graf v. Bülom, einem aus Preußen berufenen Diplomaten ber Manteuffel'ſchen 
Schule, v. Schröter und v. Bro, eingefegt und das fhiedsrichterliche Verfahren, dem Antrage 
der Abelöpartei gemäß, eingeleiter. Die Ritterfhaft, obgleich fie gefeglich aufgehoben war, trat 
in der Perfon einiger venitenten Mitglieder ald Hägerifche Partei auf, der Großherzog, obgleid 
er aufgehört Hatte, ver Landesherr in einem patrimonialftändifchen Staat zu fein und ald com 
flitutioneller Fürſt in Verpflichtungen und NRechtöverhäftniffe eingetreten war, weldye ihn redt: 
lich außer Stand fegten, für fi allein in einen Proceh über den Rechtsbeſtand der Verfaſſung 
einzutreten, flellte jich ihnen als Beflagter gegenüber. Der König von Preußen ward erindt, 
den Schiedsrichter für den Kläger, der König von Hannover den Schiedérichter für den Pr 
flagten zu beftellen. Jener wählte den Vicepräfidenten des Obertribunals zu Berlin, Dr. Gößt, 
diefer ven Geheimen Gabinetsrath Freiherrn v. Schele, und diefe beiden zufammen wählten des 
Präfidenten des Oberappellationsgerichts zu Dresden Dr. v. Langenn zum Obmann. Diefe drei 
Herren faßen nun über eine Verfaffung zu Gericht, welche das mecklenburgiſche Volk durch fein 
gejeglichen Vertreter mit feinem Fürften vereinbart hatte, melde in allen Formen Rechten mr: 
Fündigt und durch feierliches Gelöbniß des Großherzogs wie der Abgeordneten bekräftigt mat, 
welche in voller rechtlicher Wirkſamkeit ftand und welcher gegenüber diefelben ohne alle riäter: 
liche Qualität und Autorität waren. Durd den von ihnen gefällten Schiedsſpruch ward ta! 
Staatögrundgejeg vom 10. Det. 1849 und die gleichzeitige Verordnung wegen Aufhebung dr 
ſtändiſchen Verfaffung für nichtig erflärt. In Ausführung diefed Spruchs ſetzte der Gref— 
herzog das Staatögrundgefeg außer Wirffamfeit (14. Sept. 1850). Einer Beftinmung de! 
legtern gemäß berief jegt der Präſident ver Abgeorpnetenfammer, Morig Wiggers , trog eine 
minifteriellen Verbots, die Abgeordneten nah Schwerin. Faft ſämmtliche Abgeordnete folgten 
diefem Ruf. Aber ihr Zufammentritt zu einer Abgeorbnetenfammer ward, auf Anordnung 
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der Minifter, durd Gewaltmaßregeln verhindert. Die Linke proteflirte in einer öffentlichen 
Erklärung gegen die Aufhebung ded Staatägrundgejeges und rief die Mecklenburger zu Zeugen 
auf, daß ihre Mitglieder nichts unterlafjen hätten, um der durch das Gelöbnig übernommenen 
Prliht zu genügen. Die Rechte, darunter zwei der entlafjenen conftitutionellen Minifter, über: 
reichte der Stantöregierung eine energiſche Rechtsverwahrung gegen dad Verbot des Zufam: 
mentrittö der Kammer. In allen größern Städten erfolgten feitens der Bürgerausfhüfle Pro— 
tefte gegen den Erlaß vom 14. Sept. Aber die Reaction war in ganz Deutſchland ſchon fo 
übermächtig geworben, daß dieſer Kampf nicht mehr auf Erfolg rechnen durfte. Das Land 
ward an jeine wiederhergeftellten alten Stände ausgeliefert und feine Geſchicke geftalteten fid 
unter ber fiegreichen Reaction trauriger als jemals zuvor. Das Net zu Berfammlungen und 
Bereinen politifcher Art warb dem Volk entzogen, die Preſſe durch firenge und willfürlicher 
Deutung audgejegte Preßgeſetze geknebelt, eine Anzahl inländiſcher Zeitſchriften unterdrückt, 
den auswärtigen Zeitfchriften, wenn ihre Haltung nicht gefiel, der Zugang verwehrt. Liber die 
Anhänger und Vertheidiger der rechtmäßigen Berfaflung ergingen Amtsentlaffungen und eri— 
minalgerichtliche VBerfolgungen. Kraft der Theorie von der Oberlandespolizeigemalt maßte ſich 
der Minifter jogar an, zu beitimmen, ob und wie lange die rechtlich beendigte Haft noch ald 
polizeiliche Sicherheitsmaßregel fortvauern folle. Den Bürgerausſchüſſen in den Städten warb 
jede Beiprehung von Kandesangelegenheiten, auch wenn diefelbe nur zum Zwed einer an ben 
Magiftrat zu richtenden Petition gefhah, bei Hohen Strafen unterfagt. Inter dem Walten 
dieſes Geiftes ward der fröhliche Aufſchwung, welden die politische, fittliche und materielle Ent- 
widelung nad Ginführung der conflitutionellen Staatöverfaffung genommen hatte, durch den 
Falten Hauch der zu künſtlichem Leben wiedererwedten, innerlich abgeflorbenen feudalen Berfaf: 
fungsformen zum Stillftand gebragt. 

Schon in der Ankündigung der beabjitigten Einleitung des ſchiedsrichterlichen Verfah— 
vend, welche der Großherzog am 15. April 1850 unter Begenzeichnung des neuen Minifteriung 
erließ, war es ausgeſprochen, daß, wie auch das Urtheil des Schiedsgerichts ausfallen möge, er 
an dem durch jeine Broclamation vom 23. März 1848 betretenen Wege feſthalten werde. 
Auch die Befanntmahung des Schiedsſpruchs vom 14. Sept. 1850 ſchloß noch mit der landes— 
herrlichen Zufiherung, daß ungefäumt die erforderlihen Einleitungen getroffen werben würden, 
un das Werk ver Berfaffungsreform wieder aufzunehmen, und unter ausdrücklicher Anerken— 
nung der großen Mängel der wieverhergeftellten Landesverfaflung und namentlich der Landes— 
vertretungwarb auch wirklich der erfte wieder verfammelte altftändifche Landtag (15. Febr. 1851) 
von beiden Großherzogen aufgefordert, zur vorläufigen Berathung diefer Angelegenheit Depu— 
tirte zu ernennen. Die mit diefen angefnüpften Berhandlungen führten jedoch zu feinem Gr: 
gebniß, und feitden ruht die Sache nit nur völlig, jondern mit dem theilweiſe neuen Minis 
fterium, welches am 1. Juli 1858 die Leitung der Geſchäfte in Schwerin übernahm (v. Dergen, 
v. Schröter, v. Levetzow), ift eine Wendung eingetreten, welche dem beſtehenden Verfaſſungs— 
zuftande zu noch größerer Befeftigung gereicht. Die Verfuche einzelner bürgerlicher Guts— 
befiger (Manede, Bogge u. |. w.) zur Wieverbelebung der Berfaflungsreformfrage, welche in 
der neueften Zeit die ganz beſtimmte Geftalt einer Zurüdforderung des Staatsgrundgeſetzes 
vom 10. Oet. 1849 angenommen haben, fonnten daher fein weitered Ergebnip als einige heiße 
Scenen auf dem Landtage liefern, deſſen Directorium die Anträge auf Berfaffungsänderung 
nicht einmal zur Verhandlung zuläßt, auf Grund der aud von dem Engern Ausſchuſſe der 
Ritter= und Landſchaft getbeilten Anſicht, daß ein anderes Verhalten mit dem auf die altftän= 
diſche Verfaſſung abgeleifteten Give nicht vereinbar fei. (I. Wiggers, „Die mecklenburgiſche 
conftituirende Verſammlung“, Roftod 1850; derſelbe, „Das Verfaffungsreht im Großher— 
zogthum Medlenburg: Schwerin‘, Berlin 1860.) 

Randesverfafiung. Das jactiich als Landesvertretung wieberhergeftellte „Corps 
der Nitter = und Landſchaft“ fteht den beiden Landesherren ald die Einheit der geſammten med- 
lenburgiſchen Ranpflände gegenüber. Es zerfällt in dad Corps der Nitterfhaft und das Korps 
der Landſchaft. Beide Stände gliedern ſich weiter nach zwei Herzogthümern (Schwerin und 
Güſtrow) und, zufolge einer andern Gintheilung, nad drei Kreifen (dem mecklenburgiſchen, 
wendifchen und flargardifhen). Der medlenburgifhe Kreis fällt mit dem Herzogthum 
Schwerin zufammen, der wendifche und ver ſtargardiſche Kreis bilden vereinigt dad Herzogthum 
Güſtrow. Innerhalb jedes dieſer Herzogthümer und Kreiſe findet wieder eine Gliederung nach 
Ständen ſtatt. Von den drei Kreiſen fallen der mecklenburgiſche und der wendiſche in den 
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Pandesantheil des Großherzogs von Medlenburg- Schwerin, der ſtargardiſche in den Landes 
antheil des Großherzogs von Medflenburg:Strelig. Außerhalb der ſtändiſchen Verfaſſung 
fteht das einen abgefonderten Theil der ftreligifchen Lande bildende und mit Mecklenburg nat 
der eigenen Erklärung der ftreligifchen Landesregierung nur durch Perfonalunion verbundene . 
Fürſtenthum Nageburg, welches ohne Landesvertretung ift. (I. Wiggerd, „Das Kürftenthun 
Ratzeburg und der Art. 13 der deutſchen Bundesacte” in: „Deutſche Jahrbücher für Politik“, 
Berlin 1862, Auguft.) Ebenfo fteht die Stadt Wismar noch auferhalb des landſtändiſchen 
Verbandes, da fie durch ihre Abtrennung von Mecklenburg im Jahre 1648 aus demjelben aus: 
ſchied und feit ihrer Rückkehr unter mecklenburgiſche Landeshoheit noch nicht wieder in denſelben 
eingefügt ift. 

Der erfte der beiden Stände ift die Ritterfchaft. Das ritterſchaftliche Landſtandſchaftörcht 
haftet an gewiffen Gütern (Hauptgütern). Wer mit einem ſolchen Gute (Lehn oder Alodiun) 
angefeflen ift und ven Lehns- oder Homagialeid abgeleiftet hat, ift Mitglied der Ritterſchaft, 
mag er abelidhen oder bürgerlichen Standes fein. Die Güter des roftoder Diſtricts werden 
durch die Stadt Roſtock, die der weltlihen Gommunen eben durch diefe, die der geiftlichen Stif— 
tungen dur beide Stände vertreten. Die ſechs ritterfhhaftlihen Güter in Mecklenburg: 
Schwerin, welche im Befig von Bauerfchaften find, können fi durch Deputirte vertreten laffen. 
Die Zahl der Gutäherren, welche Mitglieder ver Ritterſchaft find, beträgt gegenwärtig im med: 
Ienburgifchen und wendifhen Kreife 618 (mit 806 Hauptgütern), darunter 314 bürgerlide 
(mit 358 Hauptgütern), im ſtargardiſchen Kreife 62, darunter 24 bürgerliche, im ganzen alio 
680, darunter 338 bürgerliche. 

Den zweiten Stand bildet die Landſchaft. Zu ihr gehört die Stadt Noftod nur im weitern 
Sinne, da fie in mander Beziehung eine ftaatsrehtliche Sonderftellung einnimmt, welde dur 
eine Anzahl Separatverträge mit der Landeöherrfchaft (von 1573, 1584, 1748, 1788, 1827) 
im einzelnen geregelt ift. Das eigentlide Corps der Landſchaft bilden die im Gegenfag zu den 
Seeftädten (Roftod und Wismar) fogenannten Landſtädte, 19 im mecklenburgiſchen, 19 im 
wendiſchen und 7 im flargardifchen Kreife. Das Directoriun der Landſchaft führen die Städte 
Pardim, Güftrow und Neubrandenburg, welde unter dem Namen Vorderſtädte an der Spige 
der einzelnen Kreife ftehen. Ihr Verhältniß zu den übrigen Landſtädten ift in ven ftreitigen 
Punkten durd Vergleiche feftgeftellt. Die Ausübung des landſtandſchaftlichen Rechts jeitens 
der Städte gefchieht dur Deputirte, welche nad neuerm Herfommen durch die Magiftrate in 
der Berfon der Bürgermeifter beftellt werben. 

Die „Prälaten, Mannen und Städte der Fürſtenthümer und Rande Medlenburg, Wenden, 
Roſtock und Stargard‘ ſchloſſen am 1. Aug. 1523 ein Bündniß, welches die Aufrechthaltung 
und Vertheivigung der Rechte ver Gefammtheit und ver einzelnen Landſtände bezweckte. Diele 
landesherrlich anerkannte und kaiſerlich beftätigte „Union“ ver Landftände, aus welchen jedoch 
infolge ver Kirhenreformation nicht lange darauf der Prälatenftand ausſchied, bilder den Aus: 
gangspunft für die fpätern vertragsmäßigen Feſtſtellungen der ſtändiſchen Rechte, deren wid: 
tigfte Urkunden dann die landesherrlihen Reverfalen vom 2. Juli 1572 und vom 23. Febr. 
1621 und der Landedgrundgefegliche Erbvergleih vom 18. April 1755 find. 

Landtage werben in jedem Spätherbft, abwechſelnd in den Städten Sternberg un 
Maldin, abgehalten und pflegen eine fünfwöcentlie Dauer zu haben. Außerordentlid: 
Landtage können von den Landeöherren jederzeit berufen werben. Die Landtagsausſchreiben 
werben, unter Angabe der Hauptpropofitionen, von jedem Landesherrn an bie Stände feine? 
Zandesantheild erlaffen und müſſen jedem einzelnen Landftand zugehen. Nur die perfönlis 
erfcheinenden Landſtände können mitflimmen. Die Mitglieder der Landfhaft erhalten Diäten 
und Reifegelder aus gemeinfamen ftädtifchen Mitteln, vie Mitglieder ver Ritterſchaft, ſoweit fie 
nit zum Landtagsdirectorium gehören, beziehen den Landtag aufeigene Koſten. Das Lant- 
tagsdirectorium befteht aud den acht Randräthen, den drei Lanpmarfhällen und einem deputirten 
Bürgermeifter ver Stadt Roſtock. Die Landräthe, vier im Herzogthum Schwerin und vier im 
Herzogthum Güſtrow, werben aus drei von den Ständen vorgefehlagenen „angeſeſſenen Per: 
fonen vom eingeborenen oder recipirten Adel” von den Landesherren auf Lebenszeit ernannt. 
Zu einer diefer Stellen haben die ſtargardiſchen Stände für ſich allein das Vorſchlagsrecht un 
ber Großherzog von Medlenburg: Strelig das Ernennungsrecht; die fieben andern Stellen 
werden auf Vorſchlag der Gefanmtflände vom Großherzog von Medienburg : Schwerin beiegt. 
Die Pflicht ver Landräthe ift, durch ihren Nath das Befte des Landesherrn und des Landes zu 
fördern. Die Landmarſchälle find die Wortführer ver Stände und auf Landtagen die Vermittler 
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der landesherrlichen Mittheilungen an diefelben. Ihr Amt ift in drei Familien (einer in jedem 
Kreife) erblich. Im Balle ver Minverjährigfeit oder dauernder Behinderung des Berechtigten 
fungirt für ihn ein von dem Landesherrn ernannter Vicelandmarfhall. Dem Directorium ge: 
genüber fleht das Plenum der Ritter= und Landſchaft, welches berechtigt ift, in einem befondern 
Lokal, wo es der Aufficht des Directoriums entzogen ift, zu verhandeln und zu beſchließen. Ob 
die Gültigfeit der Beſchlüſſe des Plenums von der Sanction derfelben durch das Landtagspirecto: 
rium abhängig ift, darüber ift zwifchen beiden neuerdings mehrmals Streit gewefen, ohne daß 
die Sache zum Austrage gekommen ift. Cine Gejhäftsorpnung für den Landtag ift nicht vor— 
handen, die Reihenfolge ver Verhandlungsgegenftände wird vom dirigirenden Landrath be— 
flimmt, eine Meldung zum Wort und Ertheilung veffelben findet nicht ſtatt, fondern jeder be— 
tHeiligt fi an der Verhandlung, wann er Luft hat und foweit er ih Gehör zu ſchaffen vermag, 
und ed ift etwas ganz Gemöhnliched, daß zwei oder mehrere Ständemitglieder gleichzeitig Vor: 
träge halten. Für Anträge, melde eine — der Verfaſſung oder eine Geldbewilligung 
bezielen, gilt eine vorgängige Intimation, vier Wochen vor dem Landtage, für erforderlich; doch 
hat in jüngfter Zeit der Engere Ausſchuß der Stände ſowol wie das Landtagsdirertorium das 
Recht behauptet, Anträge der erftern Art und folde, die ihm überhaupt nicht conveniren, von 
der Intimation und Verhandlung auszuſchließen. Eine Abflimmung in der Landtagsverfamm- 
lung tritt nur dann ein, wenn man ji ohne dieſes Mittel nicht zu einigen vermag. Bei der— 
jelben entjcheidet die abfolute Stimmenmehrheit ver Anweſenden. Doch fleht jevem der beiden 
Stände die itio in partes, die Beſchlußfaſſung ald Stand, frei, und wenn in foldem Falle vie 
Beſchlüſſe der beiden Stände divergiren, jo fommt ein Landtagsihluß über die fragliche Angele— 
genheit nicht zu Stande. Die Verhandlungen zwifhen Landesherren und Ständen werben 
Durd) landesherrliche Gommiffarien geführt, die zwar in Perfon den Landtag eröffnen, auch be= 
ftänvdig am Orte bleiben, aber ven Verhandlungen der Stände nicht beimohnen dürfen. Die 
Gegenftände der Landtagsverhandlung bilden außer den landeöherrlihen Hauptpropofitionen 
Ccapita) die Anträge, welche noch anderweitig von den Landesherren an die Verſammlung ge: 
bracht werben, die Anträge des Landtagsdirectoriums, ded Engern zrerhig ie und einzelner 
Zandftände, die Petitionen von Privatperfonen, die Wahlen für ftänpifche Amter und die auf 
Die ftändifche Verwaltung bezüglichen Angelegenheiten. 

Außerhalb des Landtagd wird die Ritter: und Landſchaft durch ein Collegium, den „Engern 
Ausſchuß“, vertreten, welcher zußtoftod jeinen Sig hat. Zuerft am 27. Juni 1620 durch Voll- 
macht der Ritter= und Landſchaft nur für eine gewiſſe Zeit eingefegt, geftaltete ver Engere Aus: 
ſchuß, der diefen Namen (feit 1633) führt, weil er aus einem anfänglich zahlreihern Ausſchufſe 
hervorging, ſich bald zu einem permanenten, „vie gefammte Ritter= und Landſchaft vorftellen- 
den” Collegium. Gr befteht aus zwei Landräthen, drei Deputirtten der Ritterfchaft, einem De— 
putirten der Stadt Roftod und je einem Deputirten der drei Vorderſtädte. Seine Aufgabe ift, 
über die ſtändiſchen Rechte und Intereflen zu wachen, in der Zeit zwifchen den Landtagen den 
Berfehr der Stände mit den Randeöherren zu vermitteln, die ihm vom Landtage ertheilten Auf: 
träge audzuführen und die Landtagsverhandlungen vorzubereiten. Im Jahre 1813 ward bie 
Vollmacht dahin erweitert , daß mit Ausnahme von Gelvbewilligungen er in dringlichen Fällen 
die ſtändiſche Zuftimmung zu landesherrlihen Maßnahmen ertheilen kann. Auch im Engern 
Ausihuß kann eine itio in partes und gefonderte Beihlußfaffung der Vertreter der beiden 
Stände ftattfinden und die ritterfhaftlichen Mitglieder des Engern Ausſchuſſes bilden außerdem 
für die rein ritterfchaftligen Angelegenheiten ein beſonderes Zmweigcollegium. 

Bon den auferordentlihen Landtagen unterfheidet man die Gonvocationdtage, zu welchen 
nur die Stände eines Landestheils von dem betreffenden Landesherrn berufen werden, und auf 
welchen über Sonderangelegenheiten dieſes Landestheils verhandelt wird. Worbereitende Ver- 
handlungen über wichtigere Gegenſtände werden nicht felten durch ftändifche Deputirte, melde 
mit landeöherrlihen Gommiffaren zujammentreten, gepflogen. Diejelben empfangen ihre 
Bollmaht und Inftructionen von den Ständen. Auch können die Stände Commiffionen aus 
ihrer Mitte beftellen, um ohne landesherrliche Mitwirkung über gewiſſe Kragen ihr Gutadten 
abzugeben. Die nicht durd die Landeéherrſchaft ausgeſchriebenen ftändifchen Zufammenfünfte 
werden Eonvente genannt. Gie find theild allgemeine (Randesconvente), theild bejondere (rit- 
terichaftliche, fHädtifche Gonvente, Kreisconvente, Amtöconvente). Sie werden theilweiſe dur 
Deputirte, theilmeife durch das Plenum der betreffenden Ranpftände gebildet. Ein die Gefammt= 
heit der Stände umfaffender Gonvent der legtern heißt: conventus omnium et singulorum. 
Regelmäßig werden in jedem Jahre zwei Landesconvente gehalten, welche aus den Mitgliedern 
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des Landtagsdirectoriums und des Engern Ausfhuffes und aus ritterfhaftlihen und land: 
fhaftlihen Deputirten beftehen. Auf dem einen diefer Gonvente, dem „Ante:&omital: Eon: 
vent”, kommen die für den nähften Landtag angemeldeten Anträge zur Vorlage. Kreiscon: 
vente der Ritter: und Landſchaft kommen nur im flargardifchen Kreiſe vor. 

Innerhalb ver durch die patrimonialftänpifche Borm des Staats vorgezeihneten Grenzen 
ftehen der Landedvertretung die ausgedehnteſten Rechte zu. Jede nicht ſchon vertragsmäßig fell: 
geftellte Steuer, von welcher fie ergriffen werben follen, bedarf ihrer Zuftimmung, und jelbfl 
bei ven durch die Verträge ein für allemal feftgeftellten Steuern ift die jährliche Wiederholung 
der ftändifchen Bewilligung als Form beibehalten; auch find die Stände zu deren Zahlung nur 
dann verbunden, wenn fie „bei den Ihrigen ruhig wohnen und deffelben zu ihrem Unterbalt 
und Behuf genießen können’. Verordnungen und Befege, welche die ſtändiſchen Nechte berüb: 
ren, bedürfen der ausdrücklichen Zuftimmung ver Stände. Sind aber diefelben ‚gleichgültig, 
jedoch zur Wohlfahrt und zum Vortheil des ganzen Landes abfihtlid und dienſam“, fo follen die 
Stände mit ihrem „rathſamen Bedenken und Erachten“ vernommen werben und der Landesherr 
ift verpflichtet, demſelben „alle billig mäßige landesväterliche Aufmerkfamkeit” zuzumenden und 
„im Werke fpüren‘ zu laflen. Völlig unbeſchränkt durch die landſtändiſche Verfaſſung ift dage: 
gen der Landesherr in der Befteuerung und der Geſetzgebung, joweit beides nıır das Domanium 
angebt. Zur Wahrung ihrer Unabhängigkeit vom landesherrlihen Einfluß haben die Ständ: 
die in landesherrlichen Ämtern ſtehenden Berfonen aus ihrer Mitte in der Ausübung der land: 
ſtandſchaftlichen Rechte weientlich beihränft. In einem am 24. Det. zwiſchen Ständen und au- 
licis abgefhloffenen Vergleich Haben die legtern auf die Wahl zu ſtändiſchen Amtern und auf die 
Theilnahme an Beichlüffen in Sachen des unmittelbaren landesherrlichen Intereſſes verzichtet. 
In Bezug auf die Verwaltung haben die Stände nicht bloß einen hohen Grad von Unabhängig: 
feit in ihren eigenen Angelegenheiten, ſondern fie greifen auch mannichfach durch Übung ven 
Gontrole und durch Theilnahme an der Gonftituirung von Behörden in die allgemeine Landes— 
verwaltung ein. Sie haben das Präfentationsredt für gewiſſe Stellen an den Landesgerichten 
dem Oberappellationsgericht, den Juftizfanzleien und vem Griminalcollegium, jind in den Vift- 
tationscommifftonen für erftered und legteres vertreten, und haben an der Beaufihtigung 
und Leitung vieler VBerwaltungszweige durch Beftellung von Deputirten eine Mitwirkung. 
Die Stadt Roftod hat folgende Hoheitsrechte bis auf die heutige Zeit zu bewahren gewußt: das 
Münzreht, das Begnadigungsrecdht über ihre Angehörigen mit alleiniger Ausnahme ber Fälle, 
wo auf Todesſtrafe oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe erfannt ift, das Recht der Volljäbrig: 
Feitdertheilung. 

Zum Schug der Landedverfaffung und der durch fie begründeten ſtändiſchen Rechte und 
Privilegien dient das Vertretungsrecht ver Stände, vermöge deilen fie in Fällen von Yuftizver: 
weigerung die Eröffnung des Rechtswegs erzwingen und in Füllen der Verlegung eines ftändi: 
hen Rechts für ſich felbft, in Vertretung des einzelnen Verlegten, ven Rechtsweg gegen den 
Landesherrn befchreiten fönnen. Das Gericht und das Verfahren in einem Rechtsſtreit der 
Stände gegen die Landesherrſchaft, welhen die erftern in eigener Sache over in Vertretung 
eined einzelnen Verlegten zum Schuß ftändifcher Rechte unternehmen wollen, wird durch die 
bereitd erwähnte Patentverordnung vom 28. Nov. 1817 beftimmt, welde von der Bundes— 
verfammlung in den fie angehenden Punkten genehmigt und beftätigt worden ift. 

Durd eine landesherrliche Refolution vom 27. Jan. 1621, die in einer etwas abgejhmäd- 
ten Geftalt demnächſt auch in den Reverfalen vom 23. Febr. 1621 Aufnahme gefunden bat, ift 
den Ständen auch die Zufiherung ertheilt worden, daß die Randesherren ohne deren „‚Worwiffen 
und Beliebung‘ feine Bündniffe mit auswärtigen Mächten eingeben wollen. 

Innerhalb ver Ritterfchaft hat ich im Laufe der Zeit ein Unterſchied zwiſchen vollberechtig— 
ten und minderberechtigten Mitgliedern factifch herausgebilver, welcher zu wiederholten malen 
Gegenſtand lebhafteften Streit8 geworben ift. Der Streit betrifft, neben einigen untergeort- 
neten Punkten, die Theilnahme an der Verwaltung und ven Beneflcien ver drei Klöfter, melde 
im Jahre 1572 den Ständen mit der Beftimmung überwielen wurden, daß fie „zu chriſtlicher 
ehrbarer Auferziehung der inländifhen Jungfrauen, jo fih darin zu begeben Luft hätten, ange: 
wandt und gebraucht werden‘ follten. Während die Landſchaft an einem geringfügigen Theile dei 
Klofterbeneficien fih genügen laſſen mußte, vindicirte fih ein Kreis von adelichen Familien inner 
halb der Ritterſchaft ein im übrigen ausſchließliches Recht auf die Klöſter Durd die Ab- 
ſchließung dieſes Kreifes, der fi „‚eingeborener Adel’ und, fofern andere adeliche Familien in 
denfelben recipirt und dadurch der behaupteten ausfchließlichen Rechte theilbaftig gemacht wur: 
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den, „eingeborener und recipirter Abel‘ nannte, erhielt dev Begriff ver Ritterfchaft einen theil— 
weiſe veränderten Inhalt, und in die alten ſtändiſchen Nechte ſchob jich ein theilweije verändertes 
Rechtsſubject ein. Urſprünglich ward das Wort Adel und Ritterſchaft als gleichbedeutend mit 
dem Worte Mannſchaft in den Spradgebraud eingeführt. Erſt jpäter, als der Adel ſich zu 
einem Geburtäftande audbilvete, vollzog ih eine Scheidung zwiſchen adelichen und bürgerlichen 
Mitgliedern der Ritterſchaft, welche zu der Zeit, wo der Abel nur ein Berufsftand, nicht ein Ge— 
burtsſtand war, noch nicht auffommen fonnte. Zugleich bildete fi ein Unterſchied zwiſchen dem 
von alters her im Lande anfäfltgen Adel und ven erſt miitteld neuerer Erwerbung von Gütern 
Hinzugetretenen Adel aus. Die Entwidelung diefer Scheidung fand in engfter Beziehung zu 
ven Veränderungen, welde mit vem Modus der Verleihung ver Klofterftellen vorgingen. Diefe 
Verleihung war urſprünglich Sache des freien Beliebend der Domina in jedem Kloſter, ward 
im Jahre 1610 ven Proviforen übertragen, verwandelte fich aber gegen das Ende des 17. Jahr: 
hunderts in ein Net, welches die Ritterihaft einen gewiflen Kreife von Familien zuſprach. 
Durd die allmählich Fortfhreitende nähere Beſtimmung dieſes Kreifes ward die Ritterfchaft in 
drei Abtheilungen geipalten: 1) eingeborener und recipirter Adel, 2) nicht reripirte, aber unter 
Bedingungen receptiondfähige adelide und 3) nichtreceptionsfähige bürgerliche Mitglieder ver 
Nitterihaft. Der eingeborene und recipirte Adel, dem auch ſolche Familien angehören, die nicht 
nit Gütern angefeffen find, nimmt die volle politifche Berechtigung der Ritterfchaft, und nament- 
lich die Verwaltung der Klöfter und den Genuß der Klofterftellen für jih allein in Anſpruch. 
Die auf Zerftörung diefer Erelufivität gerichteten Verfuche, welche jeit vem Jahre 1778 von 
adelihen Mitgliedern der Ritterihaft, die nicht zum eingeborenen Adel gehörten, und feit dem 
Jahre 1794 auch von bürgerlihen Mitgliedern der Nitterfhaft gemacht und in den Jahren 
1838 — 48 lebhaft erneuert wurden, blieben im weſentlichen erfolglos. Durch die Aufhebung 
der landſtändiſchen Verfaffung und die Ginführung des Staatdgrundgefeges vom 10. Oct. 1849 
verlor das ganze Rechtsſubject, deffen Glieder miteinander im Streit lagen, feine Eriftenz und 
jomit der Streit jelbft feine Voraudjegung. Die von den Mitgliedern des eingeborenen Adels 
geübte Prärogative der paſſiven Wahlfähigfeit zu den Stellen der Kloftervorfteher erlofch mit 
den Rechte der Landſtandſchaft, an welches fie gebunden war. Die Verwaltung der Klöfter fiel 
an die Staatögewalt. Hinſichtlich ver Nugung der Klöfter wurden die Rechte der im Beſitz von 
Klofterbebungen befindligen und der mit Erſpectanzſcheinen verſehenen Jungfrauen anerkannt. 
In Betreff der von den Bamilien des eingeborenen Adels behaupteten Nugungsredhte ward von 
der Anficht ausgegangen, daß dielelben ald Standesrechte in den neuen Rechtsſtaate nicht fort: 
beitehen fünnten, und daß wegen der Frage, ob ein privatrechtliher Anſpruch vorliege, der 
Staat fih der Ausmachung der Sache im Wege Rechtens nicht zu entziehen haben werde. Mit 
der MWiederherftellung der alten Verfaſſung im Jahre 1850 waren auch wieder die Bedingungen 
gegeben, unter welchen ver alte Streit ih erneuern konnte. Das Interefle hat ſich jedoch ſeitdem 
gewichtigern politischen Gegenfägen zugewandt, und hauptſächlich aus dieiem Grunde hat die 
alte Oppofition gegen den eingeborenen Abel, mit Ausnahme einiger unbedeutenden Remini— 
ſcenzen des frühern Streits, bisher nicht wieder auffonmen fünnen. 

Die Verbindung der [hwerinifhen und ſtrelitziſchen Lande in jlaatsrechtlider 

Beziehung hat ihren Urſprung in der alten Union der Yandflände vom Jahre 1523, melde wie: 
derbolt von den Landesherren anerkannt ift und, ungeachtet mehrfacher Verſuche, es niemals zu 
einer gänzlichen Auseinanderjegung und Theilung hat kommen laffen. Die Nehtöfubjecte diefer 
Union jind lediglich die Stände. Die Landedherren werden von dem Uniondbverhältniß nur io 
weit berührt, als dies eine Folge ihrer landesherrlichen Beziehungen zu den Landſtänden ift. 
Diefe Beziehungen find dur den Hamburger Vergleih vom 5. März 1701 und den Erläu: 
terungävertrag vom 14. Juli 1755 geregelt. Dana ſteht dem Ihweriniihen Landesherrn 
allein die hoheitlihe Stellung gegenüber der Geſammtheit der Landſtände zu, während der fire: 
litz iſche Yandesherr nur zu den Ständen des ſtargardiſchen Kreifes in hoheitlichem Verbältnig 
fteht. Der erftere ift überall derjenige Theil, welcher die Initiative und die Leitung hat; der leg: 
tere ift darauf beichränft, für feinen Kreis den aufdie Geſammtheit ver Stände bezüglichen Hand⸗ 
[ungen des erftern zu accediren. Dieſes ungleiche Verhältnig zu ven Ständen begründer aber 
fo wenig eine Unteroronung ded einen Landesherrn unter den andern ald eine Regierungs- 
gemeinfhaft. Sie ift auch nicht mit einer Union der Geſammtheit der beiberfeitigen Gebiete zu 
verwedjeln, jondern ergreift diefe nur fo weit, als ſie unter ftändifcher Einwirkung flehen. 

Die innern Rechtsverhältniſſe ver beiden fürftlihen Käufer, des ſchweriniſchen und des ſtre— 

Ligiichen, find durch die erwähnten Vertrige (vom 8. März 1701 und 14. Juli 1755) und 
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durch das Hausgeſetz vom 23. Juni 1821 geordnet. Es findet die Primogeniturerbfolge mit 
völligem Ausſchluß der weiblichen Deſcendenz ftatt. Im Falle des Erlöſchens einer der beiden 
Linien ſuccedirt die andere, und auf den Fall des Ausfterbend beider Linien hat das branden- 
burgifche (preußifche) Haus ein Succeffiondreht in die gefammten medlenburgifchen Lande, 
welches zuerft durch den Wittftoder Vertrag von 1442 feftgeftellt und durch fpätere Erklärun— 
gen und Reverfe (1693, 1701, 1708, 1752, 1754, 1787) mehrfach beftätigt, auch auf bie 
Fürftenthümer Schwerin und Nageburg ausgedehnt ward. 

Der Titel beider Landesherren ift, ganz gleihlautend, folgender: Großherzog zu Medien: 
burg, Fürft zu Wenden, Schwerin und Ratzeburg, aud Graf zu Schwerin, der Lande Roſtod 
und Stargard Herr. Die Prinzen und Prinzeffinnen des Hauſes führen den Titel Herzog und Ser: 
zogin zu Mecklenburg und dad Präpicat Hoheit. Die Refidenzen find Schwerin und Neuftrelig. 

Verhältniß zum Deutfhen Bundeund zu andern Staaten. Der Beitritt zum 
Deutſchen Bunde erfolgte am 30. Juni 1815. Die Bundesacte mit der Beftätigungsacte wurde 
ſchweriniſcherſeits dem Engern Ausfhuffe „zur Kenntnißnehmung“ mitgetheilt. Nachdem die 
Stände für diefe Mitteilung ihren Dank ausgeſprochen hatten, erfolgte die Publication der 
Bunvdedacte. Der Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 wurde zwar ald Gejeg verfünbigt, 
gleichzeitig aber ven Ständen die Verfiherung ertheilt, daß die Landedverfaflung und die ſtändi— 
ſchen Privilegien davon nicht berührt würden. Wegen des gegenfeitigen Verhältniffes in Bezug 
auf den deutſchen Bundestag befteht eine Vereinbarung (6. Oct. 1815), welde für ven Fall 
diffentirender Anfichten wegen der Inftruction des gemeinfamen Bunbedtagtgejandten einen 
Turnus feftftellt, nach weldem die Eurialftimme zweimal im ſchweriniſchen, das dritte mal im 
ftreligifhen Sinne abgegeben wird. Die Verfuche, zu einer Reihsverfaflung zu gelangen, durd: 
lief Medlenburg in der Reihe der übrigen Staaten. Nach dem Scheitern des Dreikönigsbünd— 
niffed und der Wiederberufung der Bundesverfammlung durch Ofterreich folgte es der preußi⸗ 
ſchen Politik und beſchickte im Mai 1851 wiederum den Bundestag, den es als Wiederbherſtellung 
eines völlig und unbedingt durch den Bundestagsbeihluß vom 12. Juli 1848 aufgebobenen 
Drgand auffaßte. Eine Verhandlung über die Theilnahme an dem reconftituirten Bundestag 
nit der Randeövertretung hat nicht flattgefunden. 

Dem Paßfartenverein, dem Poftverein, ver Gothaer Convention von 1851 und dem Tele: 
graphenverein ift Mecklenburg beigetreten. Hinſichtlich der Enclaven in der Priegnig bat es 
ich durch eine Convention dem preußiſchen Steuerfuftem angeſchloſſen. In Hamburg befteht 
nach altem Recht ein großherzogliches Oberpoftamt. Den Tübeder Staatdangehörigen find durch 
eine den Grundjag der Reciprorität aufftellende Convention (1817) hinſichtlich ver Cinfuhr-, 
Ausfuhr: und Durdfuhrabgaben gleiche Rechte mit ven eigenen Staatdangehörigen zugelichert. 
Handels- und Schiffahrtäverträge, auf vem Fuß der Gleihftellung mit den nationalen Schifen 
und Ladungen oder denen der meiftbegünftigten Nationen, find mit vielen auswärtigen Regie: 
rungen abgefchlofien; ebenio Gonventionen wegen Aufhebung des Abſchoſſes und wegen Aus: 
lieferung von Verbrechern und von Deferteuren. 

Gejandte und Gejhäftöträger werden von fehwerinifher Seite an den Höfen zu Berlin, 
Wien und Paris unterhalten ; die Zahl ver Handeldagenten in auswärtigen Handelsplätzen be: 
trägt 136. Auch Strelig hat einige Handeldagenten im Auslande. 

DrganifationderBerwaltungsbehörven. 1) Medlenburg: Schwerin. Mit 
dem Staatögrundgejeg von 1849 ging die bisher collegialifch betriebene obere Yeitung der Ber: 
waltung auf @inzelminifterien über, deren Vorflände nur für gemwiffe Arten von Bunctionen 
zu einem Geſammtminiſterium ſich vereinigten. Diefe Einrichtung ift im weientlihen auch nad 
der Aufhebung des Staatdgrundgefeges beibehalten und nur (1853) im Sinne einer Ermeite: 
rung des collegialifchen Betriebs etwas modificirt. Es beftehen vier Departementsntinifterien 
(Auswärtiges, Inneres, Finanzen, Juftiz), von denen die beiden erftern unter einem und dem: 
jelben Vorftand vereinigt find. Die Vorftände ver Departementöminifterien führen den Titel 
Staatöminifter, ſie bilden vereinigt das Staatdminifterium. Ausgeſchloſſen von dem Geihäftd: 
freife der Minifterien find die Eirchlichen Angelegenheiten, foweit ihre Leitung als Außerung dee 
landesherrlichen Oberbiſchofsamts aufgefaßt wird, deſſen Organ (jeit 1849) der Oberfirden: 
rath ift, umd die Angelegenheiten des großherzoglihen Haufes und Hofhalte. Für den grof: 
herzoglichen Haushalt befteht eine befonvere oberfte Verwaltungsbehörbe, melde dem Compler 
von Domanialgütern und Forften vorfteht, der im Jahre 1849 als großherzogliches Hausgut 
vom übrigen, zu Staatögut Üüberwiefenen Domanium ausgeſchieden warb und ſeitdem im öko— 
nomifcher Beziehung feparirt gehalten wird, obwol die Sonderung nad) der Wiedereinführung 
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der alten Verfaffung ihre faatsrechtlihe Bedeutung verloren hat. Die Verwaltungsbehörde 
für die übrigen Domanialgüter und Forſten ift das Kammer und Forflcollegium, welches theils 
von: Finanzminifterium, theild von den andern Minifterien reffortirt. Die untern Domanial: 
verwaltungdbehörben find die Domanialämter, deren ed im ganzen 45 gibt, von denen jedoch 
einige combinirt find. Sämtliche Amter find zu vier Kammerbiftrieten und drei Forſtdiſtrie— 
ten verbunden. Dem Minifterium der Juftiz find in befondern Abtheilungen die geiftlihen Anz 
gelegenheiten, dad Unterrichtöwefen und die Medicinalfahen zugewiefen. Die Militärangelegen- 
beiten werben durch das Militärdepartement felbfländig verwaltet. Der Director dieſes Depar- 
tementö hat bei Berathung militärischer Gegenftände Sig und Stimme im Staatsminiſterium. 
Die Angelegenheiten des großberzogliden Hauſes, joweit fie nicht zum Haushalt gehören, jind 
dem Minifter des Auswärtigen überwiefen. ine Eintheilung ded Landes in Verwaltungs 
bezirke unter Zwifchenbehörben, melde zugleih Domanium, Ritterfhaft und Städte umfaſſen, 
ift nur in Bezug auf einzelne Zweige der Verwaltung, nit aber allgemein vorhanden. 

2) Medlenburg: Strelig. An der Spige der Verwaltung ſteht das Staatsminiſte— 
rium, repräfentirt durch einen Staatdminifter, welcher das Auswärtige und die Angelegenheiten 
des großherzoglichen Haujes für ſich allein verwaltet. In Verbindung mit zwei Megierungs: 
räthen bildet er die Landesregierung, welcher die Verwaltung der innern Angelegenheiten des 
Großherzogthums zufteht. In Verbindung mit einem der Negierungsräthe oder andern Räthen 
bildet der Staatöminifter andere der Landesregierung untergeorbnete Behörden: die Lehnkam— 
mer, die Geheime Commiſſion (zur Verwaltung des Schuldenwefens), die Finanzeommifjion 
und das Militärcollegium. Die Verwaltung der großherzogliden Domanialgüter und Forſten 
und des Steuer: , Poſt- und Zollregals führt das Kammer: und Forftcollegium,, unter welchem 
vier Domaninlämter ftehen. Dem Fürſtenthum Nageburg ftebt ald Verwaltungsbehörde die 
Landvogtei zu Schönberg vor, als Unterbehörde theild der Landesregierung zu Neuftrelig, theils 
der dortigen Kammer, 

Steuern und Zölle Das Steuerwejen fteht in engiter Verbindung mit der politifchen 
Verfaſſung des Landes. Die Steuern werben nicht nad) dem jedesmaligen Bebürfniffe abge: 
meffen, jondern, in Form einer vertragsmäßigen Abfindung, als ſtehender Hülfsbeitrag zu den 
prineipaliter dem Landesherrn zur Laft fallenden Garniſons-, Fortifications- und Legations— 
koften, zu Reichs⸗, Kreis und Deputationdtagen, au Kammerzielern gezahlt. Über die Ver- _ 
wendung wird den Ständen feine Nehenihaft abgelegt. Erſt im Laufe dieſes Jahrhunderts ift 
neben diefem alten, auf vem patrimonialftändifhen Staat ruhenden Steuergebäubde ein moder— 
ner Anbau aufgeführt und mit diefem ein partielles Budgetſyſtem. WUnfangs follte dieſes mo— 
derne Supplement nur vorübergehenden Zweden dienen, und eö war nur auf die Dauer von 
30 Jahren beredinet. Später aber geftaltete es ji zu einem permanenten Theil der Steuer: 
verfaflung, mit welcher e8 durch die am 1. Det. 1863 in Wirffamfeit tretenden Veränderungen 
im Steuerwejen eine noch feftere Verbindung einzugehen beftimmt ift. 

Die alte Steuer führt den Namen: Ordinäre Kandescontribution. In den ritterfchaftlichen 
und übrigen Landgütern wird dieſe Steuer von der Hufe entrichtet. Nach dem Landesvergleich 
jollen auf eine Hufe 300 Scheffel Ausfaat gerechnet werben, was je nad) der verſchiedenen Qua— 
lität ded Bodens ein geringeres ober größeres Areal ergibt. Weide und Wiefe wurden nad 
gewiffen Grundjägen auf Scheffel Ausfaat redurirt und Waldungen famen nicht nad dem Er— 
trag aus der Holzfällung , fondern nur ald Weide in Anſchlag. Für eine ſolche Hufe follte eine 
jährliche Steuer von 9 Thlr. N2/, entrichtet werden. Da aber die bald nad) dem Abſchluß des 
Sandeövergleichs begonnene und im Jahre 1785 beendigte Kataftrivung der Hufen nicht die ga— 
vantirte Zahl verjelben ergab, fo ward ſchon im vorigen Jahrhundert die Steuer erhöht, im 
Schweriniſchen auf 11, im Streligifhen auf 101/, Thlr. Bon diefer Hufenftener follten jedoch 
nur die zum Hoffelde eingegangenen frühern Bauerlänbereien ergriffen werden, das urfprüng- 
liche Hoffeld aber fteuerfrei bleiben, und man war weiter, wegen dev Schwierigkeit der Ermitte— 
lung des urfprünglidhen Verhältnifles, dahin übereingefommen, die Hälfte ver Hufenzahl als 
urfprüngliches Hoffeld anzunehmen. Im Jahre 1808 wurde im ſchweriniſchen Landestheil eine 
Erhöhung der Hufenfteuer auf das Doppelte (von 11 auf 22 Thlr. N, = 25%, Thlr. 
Eourant) bewilligt, und da died gleichbedeutend war mit einer Heranziehung der fteuerfreien 
Hälfte der Hufen, jo rechnet man feitdem 600 Scheffel auf die Hufe. Im Großherzogthum 
Medlenburg- Schwerin wird die ritterfchaftliche Hufenfteuer von 3726 Hufen entrichtet, wozu 
no 19%, Pfarrhufen (nicht zu verwechſeln mit den gewöhnlichen Pfarrländereien, welche gleich 
allen Kirhengrundftücden frei find) mit der alten Hufenfteuer von 11 Thlın. fommen. Die jähr: 
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liche Gefammtauffunft diefer Hufenfteuer ift 96000 Thlr. Courant. Unter jenen 3726 Huim 
befinden fih 243"/, incamerirte Hufen, d. h. früher ritterſchaftliche, ſeit dem Jahre 1748 iz 
landeöherrlihen Beig übergegangene Hufen. Bon der angegebenen Gefammtzahl der 372 
Hufen fallen auf die Ritterſchaft mecklenburgiſchen und wendijchen Kreiſes 33361/,, auf vi 
Kloftergüter 160, auf die Güter ded rofloder Diftriet? 131°, (davon find 46 Hufen roſtode 
Stadt:, 37’/, roſtocker Hospitalgüter, das Übrige theild im Privatz, theils im landesherrliger 
Beiig), 47%, Stadtkämmerei- und Dfonomiegüter. Im Großherzogthum Medlenburg-Strelz 
feuern 471%/, Hufen mit Einfluß von 23", Pfarr: und 82 incamerirten Hufen, wad ein 
jährliche Auffunft von 5500 Thlrn. Gourant ergibt. Die außerhalb der Hufen wohnen 
Zeute zahlen die Nebenfteuer, welches eine veine Kopf: und Perjonaljteuer iſt. Gutspächter are 
lihen Standes find von diefer Steuer frei, während der bürgerlihe Pachter jährlih an Koyi: 
fteuer 11%, Thlr. Gourant zahlen muß. „Ledige und freie Manndperjonen, wenn jie dienen 
fönnen und nicht wollen‘, follen jährli 4 Thlr., „desgleichen Weibsperſonen“ 2 Thlr. ſteuem 
Die Nebenfteuer trägt im Schwerinifhen 11000, im Streligiihen 1500 Thlr. Courant. Erhoten 
wird die Hufen= und die Nebenfteuer von der Grundherrſchaft und von diefer an den Laudkaſten 
in Roſtock eingefandt, von wo ſie dann an jeden Landesherrn nad) feinem Antheil ausbezafl: 
wird. In den Landkaſten wird auch die Hufenfteuer aus den incamerirten Gütern gezahlt. Nur 
die Nebenfteuer, der bier auch ein anderer mit dem Modus der Nebenfteuer im eigentlichen Do: 
manium übereinftimmender Modus zu Grunde liegt, wird durd die Domanialänıter Direct zu 
landeöherrlihen Kaffe eingefandt. 

Für die ordentlihe Steuer im Domanium normirte früher gleichfalls ver Hufenmorus. 
Seit dem Jahre 1843 aber ift ein neuer Modus an die Stelle getreten, indem die Höhe der 
Baht oder des Kanon, weldye die Gutspächter, Erbpägter, Bauern u. |. w. zahlen, zu Grunde 
gelegt und davon eine gewiſſe Quote erhoben wird. Golligirungsbehörven jind die Domanial: 
ämter, an welde die Steuer gleich mit der Pacht zu entrichten if. Dieſe Steuer ift weſentlich 
nichts anderes als ein Theil ver Pacht. Abgefehen von den 240%, Hufen der incamerirten Güter, 
welche zum ritterfhaftlichen Kataſter fteuern, zählt das fhwerinifhe Domanium 2634 Hufen. 
Die außerhalb der Hufen wohnenden Leute zahlen wie in ver Nitterfchaft die Nebenſteuer, welde 
aber im Domanium fhwerinifhen Landestheils nicht bloße Perfonal:, jondern daneben noch 
Grund: und Viehfteuer ift. In den Domanialfleden ift meiftend ver Steuermodus der Landſtädte 
eingeführt. Der Ertrag der Nebenfteuer ift im fchwerinifhen Domanium gegen 80000, in 
Streligifchen gegen 15000 Thlr., beides mit Einſchluß der incamerirten Güter. Den Bewob: 
nern des ſchweriniſchen Domaniums ift aud noch eine Salzfteuer auferlegt, indem jie gegwun: 
gen find, jährlich eine gewiffe Quantität Salz zu einem beftimmmten, über ven Marktpreis hinaus: 
gehenden Preife aus der großherzoglihen Saline zu beziehen. Die Steuern im Fürftenthun 
Ratzeburg beftehen in einer Grundfteuer der Bauern, und einer Perfonal: und Zinfenjtewt 
der übrigen Einwohner. 

Der Modus der ordentlihen Gontributien der Landſtädte bejtand bisher, den Beilimmun: 
gen des Landesvergleichd gemäß, aus folgenden Steuerarten: Haus-, Ader: und Wiejen: 
Vieh- und Gewerbefteuer, ſodann Schlacht-, Mahl: und Handelsfteuer. In den Landſtädter 
des ſchweriniſchen Landestheils wurde im legten Jahre (1. Juli 1861— 62) die Hausſteuer vor 
2802 ganzen, 109 dreiviertel, 4636 halben und 8754 Viertel-, im ganzen von 16301 Hi 
fern mit einem Verfiherungswerth von 32"/, Mill. Thlrn., die Acker- und Wiefenfteuer für 
31884 Morgen Ader (zu 4 Scheffel und 300 Duadratruthen) und für 7916 vier- und 5192 
zweifpännige Fuder Hey entrichtet. Die Säge jind: 1%, Thlr. für das volle Haus, ',,,„Thlr. für 
den Morgen Ader, für ein vierfpänniges Fuder Heu, für ein Pferd zum Aderbau, einen Str 
oder Odhien, Thlr. für eine Kuh u. ſ. w. Die Geſammtaufkunft aus der lanpftädtifchen ordent 
liden Steuer betrug in demſelben Zeitraum 186000 Ihlr., wovon 11 Proc. auf die Orun- 
und Viehfteuer, 14 Proc. auf die Gewerbefteuer und 75 Proc. auf die Mahl-, Schladt: un 
Hanvelsfteuer zu rechnen find. Inden Städten des flargardifchen Kreifes kann man bie & 
ſammtaufkunft zu 30000 Thlen. annehmen, wozu noch Neuftvelig mit TOOO Thlen. hinzuttut 
Die Wahrnehmung der landſtädtiſchen Steuer gefchieht durch großherzogliche Behörden, Steur!‘ 
ſtuben genannt, welde in jeder Stadt ihren Sig haben. Mit dem 1. Oct. 1863 traten aber 
binfichtli der landftädtifchen Befteuerung große Veränderungen ein, indem die nach dem ind 
resten Modus erhobenen Steuern: die Mahl-, die Schlacht- und die Handelsſteuer, durd «ı 
neues Sieuerſyſtem erfegt wurden (vgl. unten). Für ftädtifhe Rechnung wird von ſämmtlichen 
ordentlihen Steuern der Landſtädte ein Zufchlag von 25 Proc. (der „fünfte Bfennig‘) erhoben. 
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Die Stadt Roftod zahlte bisher vie ordentliche Kontribution in Form von indirecten Mahl-, 
Schlacht: und Handeläfteuern, welche unter vem Namen Aceiſe von einer großherzoglichen Be- 
börde erhoben wurden. Die Stadt erhob daneben für ihre Rechnung einen Zufhlag von 
50 Bror., und empfing aus der großherzoglicen Accife außerdem einen feften Antheil von jähr— 
lih 14400 Thlrn. Bei dem VBerfehr mit den Landflädten fand eine nochmalige Erhebung ver 
Handelsſteuer jtatt, ſodaß Noftod in Bezug hierauf dem übrigen Lande ald Ausland gegenüber: 
ftand. Auch diefe Berhältniffe haben ſich ſeit 1. Det. 1863 weſentlich geändert. Daffelbe gilt 
von Wismar, wo bisher unter dem Namen „Licent“ für die landesherrliche Kaffe ein Seezoll 
nebft einer feiten Abgabe, Staatögeld genannt, und außerdem für ſtädtiſche Rechnung eine 
MWaarenaccife erhoben ward. 

Zu der ordentlichen Gontribution treten noch die Landedanlagen hinzu, welche ald Steuern 
insofern in Betracht fommen, als die Ritterſchaft diefelben nah dem Hufenmodus aufbringr, 
während die landesherrlichen und ſtädtiſchen Beiträge aus den betreffenden Kaflen gezahlt werden. 
Die Landedanlagen dienen theils für gemeinfame Zwede der Landedherren und der Stände, theils 
für befondere Zwecke der Stände oder eines einzelnen Standed. Der Aufbringung der erſtern 
liegt das Terzquotenſyſtem zu Grunde, wonad Landesherrſchaft, Ritterichaft und Städte zu 
gleichen Theilen contribuiren ; die gemeinfamen Bedürfniffe der Stände werden von beiden zu 
gleichen Theilen , die Bedürfnifle des einzelnen Standes von dieſem allein gevedt. Für die Bei- 
träge Roſtocks normirt dad Verhältniß des zwölften Theild; doch find bei ven meiften Rubriken 
Averfionalbeiträge vereinbart. Die Stadt Wismar zahlt zwar zu einzelnen Rubrifen gleichfalls 
Averijtonalbeiträge, ie erkennt aber eine allgemeine Verpflichtung zur Theilnabme an den Yan 
deSanlagen nit an und hat auch zu den meiften Rubriken derſelben biöher nichts beigetragen. 
Die Landedanlagen umfaſſen die ordentlihen und außerordentlichen Neceflarien, die Bebürfnifle 
der Ritter: und Landihaft mecklenburgiſchen und wendifhen Kreijes, die Bedürfniffe der Ritter: 
ſchaft aller drei Kreife, die Beiträge zur Unterhaltung des Oberappellationdgerichts, der drei 
Juſtizkanzleien in Medlenburg: Schwerin, des Griminalcollegiums und des Landarbeitöhaufes 
dafelbft, der Yandesbibliothek in Roſtock, Unterftügungen, Penſionen und Stipendien, Abtrag 
und Verzinfung der ftändifhen Schulden. Die Beiträge geben ſämmtlich in den unter Verwal: 
tung des Engern Ausſchuſſes ſtehenden Landkaſten, welcher diefelben nad ihrer verſchiedenen 
Beſtimmung in geſonderten Balancen ſammelt und verrechnet. Der Betrag der Landesanlagen 
it für die Ritterſchaft ſchweriniſchen Antheils 17—20 Thlr., für die des ſtrelitziſchen Antheils 
erwa 13 Thlr. pro Hufe. Zu dieſen Aufbringungen fommen für erſtere noch die Koſten für die 
Berwaltung der vitterfchaftlihen Amter mit durchſchnittlich 3 THlr. 15 Sgr., für legtere die Ko— 
ften für die Verwaltung des ſtargardiſchen Kreifed mit etwa 13 Thlr. pro Hufe hinzu. 

Bei Bermählung von Töchtern eines der beiden Landesherren wird eine Prinzeffinfteuer iin 
Betrage von 20000 Thlrn. erhoben, zu welder jever der drei contribuirenden Theile (Doma= 
nium, Ritterfchaft und Städte), nad) Abzug des von der Stadt Noftod auf das Ganze zu zah— 
lenden Sechzehntels, ein Drittel aufzubringen hat. Wismar wird zu diefer Steuer nicht heran 
gezogen. 

Als moderne Zuthat zu dieſen alten Steuern wird in Medlenburg- Schwerin jeit dem 
Jahre 1809 eine außerordentliche Gontribution erhoben, welche alle Landeseinwohner ergreift 
und in die unter gemeinfamer Reitung ded Grofherzogs und der Stände ſtehende Allgemeine 
Zandesrecepturkafle zu Noftod fließt. Weitere Zuflüffe hat dieſe Kaſſe aus der Stempelfteuer 
und der Gollateralerbiteuer,, und aus zwei jpäter hinzugefommenen Steuern: der fogenannten 
Probenreiterfteuer (von fremden Handlungsreifenden) und dem Branntweinimpoft (für aus: 
wärtigen Branntwein). Die auferordentlihe Gontribution im Domanium und in der Ritter: 
ſchaft und übrigen Landgütern ift theils eine Hufenfteuer (4%, Ihlr. Courant per Hufe), 
theils eine Perfonalfteuer. Die ſtädtiſche Gontribution zerfällt in Grund-, PBerfonal-, Handels-, 
Gewerbes, Viehfteuer. Die Beamten zahlen eine Einfommenjteuer, und außerdem hat jever 
die von ihm eingenommenen Zinfen und Dividenden zu verfteuern. Die Auffunft aus einem 
Simplum der außerordentlihen Gontribution beträgt circa 120000 Thlr. Es werden jo viele 
Simpla erhoben, ald das Bedürfniß, welchem die Recepturkaffe dient, erheifcht; im den legten 
Jahren ift man mit 21/, und theilmeije felbft mit 2 Simplid audgefommen. Der Etat wird von 
der Regierung auf jedem Landtage vorgelegt, und ift nad) Ein: und Ausgabe von der ſtädtiſchen 
Zuftimmung abhängig. In Medlenburg:Strelig beſteht ſeit 1822 eine Parallele zu der auper: 
ordentlihen Gontribution. Die Auffunft aus diefer Steuer, welche in ver landesherrlich- ftän- 
diſchen Gentralfteuerfäffe zu Neubrandenburg gefanımelt wird, beträgt circa 40000 Thlr. 


132 Medlenburg 


Die Dedung des KRoftenaufwandes, welcher in Fällen der Lungenjeuche des Minvviehe ui 
Entjhädigung fürgetödteted Vieh erforderlich ift, wird in der Weife beihafft, daß für jedes Ham 
Rindvieh in beiden Landestheilen eine Abgabe erhoben und an den Landkaſten eingefandt mn 

Die Land: und binnenländifhen Waflerzölle, welche bisher ald ein Erbtheil ver Raubrium 
zeit den Handelöverfehr belafteten und in Medlenburg- Schwerin circa 65000 Thlr. abwarke, 
find mit dem 1. Dct. 1863 in Wegfall gefommen. Geblieben aber ift ver Tranfitzoll, melde 
nad dem Vertrage vom 8. Nov. 1841 auf der Berlin: Hamburger Eifenbahn mit Y,, Ti: 
vom Gentner aller Güter, audgenommen Steinkohlen, erhoben wird, und der nach dem Ba: 
trage der Elbuferftaaten vom 4. April 1863 umgeftaltete Elbzoll. Aus erflerm bezog der Grsi; 
herzog von Medlenburg: Schwerin jährlih, ohne Aufwand von Erhebungäfoften, cr 
200000, aus legterm circa 100000 Thlr. 

Die Veränderungen im Steuer: und Zollwefen, melde nad) faft vierzigjährigen Verban: 
lungen zwifchen ven Landesherren und den Ständen vereinbart und am 1. Oct. 1863 ins Lehr 
getreten find, find infofern ald ein Kortfhritt zu begrüßen, ald das Land dadurd von einem 
Theil von ebenfo widerfinnigen als den Verkehr, und zwar vorzugsweije den innern, bedrüden: 
den und hemmenden Abgaben befreit worden ift. Ihrer pofltiven Seite nah unterliegen aber 
diefe Veränderungen ven jhwerften Bedenken. Das alte Averfionalfyftem bleibt bei Beitanr, 
bei der Veränderung ift nicht das Steuerſyſtem ald Ganzes ind Auge gefaßt, fondern ed fin) 
einzelne Steuern ald vorzugsweife der Reformen bevürftig herausgeriſſen, und bie neuen 
Steuerarten, welde an die Stelle ver alten eingeführt find, unterliegen in finanzieller wie in 
wirthſchaftlicher Beziehung dem begründetiten und gewidtigften Tadel. (Vgl. M. Wiggers, 
„Die medlenburgifche Steuerreform u. ſ. w.“, Berlin 1862.) 

Die wefentlihen Beitimmungen ver zwifhen den Landeöherren und den Ständen abge: 
ſchloſſenen Vereinbarung über die Veränderungen im Steuer= und Zollweien find die nad: 
lebenden: Aufgehoben find die orbentlihe Handlungsfteuer der Kaufleute in den Landſtädten, 
die Land⸗ und binnenländifchen Wafferzölle, die Acciſe und Acciſezulage in Roftod mir den dazu⸗ 
gehörigen Nebenabgaben, und die entipredhenden Steuern in Wismar. Statt der genann: 
ten Abgaben jind eingeführt: eine von den landſtädtiſchen Kaufleuten und handeltreibenden 
Handwerkern zu entrichtende Handeldflaffenfteuer und ein an den Grenzen der beiden Großher⸗ 
zogthümer, jedoch mit Ausſchluß des Fürſtenthums Rageburg, zu erhebender Eingangäzoll. 
Die Handelöflaffenfteuer jchreibt je nad) der Größe der Städte (über 6000, über 2500, bie zu 
2500 Seelen) einen Mittelfag von 18, 12 und 8 Thlrn. vor, welden der Kaufmann zu voll, 
der handeltreibende Handwerker zu einem Viertheil aufzubringen hat. Die Geſammtaufkunft 
in Medlenburg- Schwerin wirb mit Einfluß der Handelsflaffenfteuer aus den Fleden und ver 
Birfteuer der auf dem Lande wohnenden und der auswärtigen Pferde: und Viehhändler zu 
25000 Thlrn., in Medlenburg - Strelig zu 5000 Thlru. angenommen. Der Eingangsgren;: 
zoll wird nad einem jehr vetaillirten Tarif von den verſchiedenen Waarenflaffen mit 2%/;5 , x 
Yızı Yarı Yası Yos und YısnThlr. pro Centner erhoben. Die Einfuhr darf nur auf den Zoll: 
fragen geſchehen, als ſolche jind ungefähr 50 Yand- und Wafferftraßen bezeichnet. Die Side: 
tung und Erhebung geſchieht durch 27 an der Grenze errichtete Zollämter nebft zugehörigen Zoll: 
poften, und dur 30 Steuerämter im Innern des Landes. Die Gefammtauffunft ift zu 260000, 
die Erhebungskoften find zu 72000 Thlrn. veranfchlagt. Doch wird erftere ſich wol faum höher 
als auf 240000 Thlr. belaufen, während die legtern wahrſcheinlich fi auf 80000 Thlr. ſtellen 
werden, ſodaß ſich ein Reinertrag von nur 160000 Thlrn. ergeben würde. Der Reinertrag wit 
nad Maßgabe ver Volkszahl vertheilt, ſodaß, venfelben zu 188000 Thlrn. angenommen, der 
Großherzog von Medlenburg: Schwerin mit rirca 163000, der Großherzog von Medlenburg: 
Strelig mit circa 25000 Thlrn. daran participiren würde, Außerdem erhält jever Landebhen 
die Auffunft der Handelsklaſſenſteuer aus feinem Landestheil. Was dann noch an dem Ent: 
ſchädigungsquantum, welches für den erftern zu 200000 Thlrn., für den legtern, mit Einſchluß 
einiger zu entjhädigender Städte, auf circa 18000 Thlr. feftgeftellt ift, noch fehlen follte, wirt 
Tür jenen aus der Allgemeinen Landesrecepturfaffe zu Roſtock, für dieſen aus der Gentralfteur: 
faffe zu Neubrandenburg zugeſchoſſen. Dieje Zufhußverpflitung könnte für die legtere Kalt 
nur in Wirkfamfeit treten, wenn die Einnahmen jehr beträchtlich Hinter dem Anſchlage zurüd: 
blieben, da fie nach demſelben die zu deckende Summe weit überfteigen und daher dem ftreliger 
Landesherrn eine anfehnliche Erhöhung feiner Einnahme in Ausiicht ftellen. Im Schmwerini— 
ſchen aber wird die Summe von 200000 Thlrn. durd die veranfchlagten Einnahmen von 
163000 Thlrn. aus dem Grenzzoll und 25000 Thlrn. aus der Handelöflaffenfteuer nicht ge 
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deckt, jondern ed muß vorausfichtlic die Allgemeine Landesrecepturkaſſe noch einen Zufhuß von 
mindeftens 12—16000 Thlrn. leiften, der fi in Zeiten des geftörten Handelsverkehrs noch be: 
deutend fleigern würde. Von den etwaigen Mebhrauffünften erhalten die Landesherren 30 Proc. 
Für die Berwaltung der Handeldflaffenfteuer und des Grenzzolls, und der aus deren Auffünften 
zu bildenden Kaffe wird eine gemeinfhaftlihe landesherrliche Generalzolldirgrtion eingefegt, 
welche durch eine landesherrlich-ſtändiſche Reviſions- und Viſitationscommiſſion controlirt wird. 
Für die erfte Einrichtung des Grenzzolls wird an den Großherzog von Medlenburg : Schwerin 
50000, an den von Medlenburg : Strelig 10000 Thlr. ald Baufhquantum gezahlt, dort aus 
ter Allgemeinen Randedreceptur:, hier aus der Gentralfteuerfafle. Gleichfalls ald Pauſchquan— 
tum werden aus ber Generalzollfaffe jährlid 72000 Thlr. zur Beftreitung der Verwaltungs: 
foften an die Sandeöherren gezahlt. Die Seeftäpte Roftod und Wismar, welchen die bauliche 
Erhaltung ihrer Seehäfen nad wie vor obliegt, empfangen als Entſchädigung für die zu ihren 
Stadtkaſſen bisher erhobenen indirecten Handeläfteuern rejp. 25000 und 17000 Thlr., wozu 
für Moftod noch der Betrag feines frühern Antheild an der landesherrlichen Accife mit 14400 
Thlrn. fommt. Die hieraus fi ergebende Sunmme von 56400 Thlrn. jährlich ift auf die Allge— 
meine Lanbesrecepturfaffe angewiejen. Beiden Seeftädten ift es geftattet, nah Analogie der 
Hanvelöflaffenfteuer der Landſtädte, melde in die großherzogliche Kaffe fließt, eine Handels 
klaſſenſteuer von ihren handeltreibenden Einwohnern für ihre Stadtkaſſen zu erheben. 

In Verbindung mit den vorflehend aufgeführten Veränderungen fteht eine Ummanvelung 
der indirecten Mahl: und Schladhtfteuer der Landſtädte in eine directe Steuer, welche für die 
erften 1500 Seelen in jeder Landſtadt 20 Thlr. auf 100 Köpfe beträgt und für die darüber hin— 
ausgehende Bevölkerung ſich innerhalb gewifler Grenzen auf 30, 40, 50 und 60 Thlr. für 
100 Köpfe fteigert. Die Schlächter zahlen dazu als Gefammtheit, unter Anrechnung auf die 
ganze Summe, je nad ver Volkszahl der Stadt, 4— 8 Thlr. auf 100 Köpfe der Bevölkerung. 
Mit der Aufhebung des indirecten Modus der Mahl: und Schlachtfteuer fallen die bisherigen 
Prohibitionen der Fabrikate, welche von derjelben in ven Städten betroffen werden, und fonftige 
Berfehräbefhränfungen weg. Mühlenfabrikate fönnen von außen, mithin aud vom platten 
Lande, zum feilen Verkauf, jedoch nur an die zum Mehlhandel berechtigten Perſonen, in die 
Städte eingeführt werden. Mill ein Landbewohner eine Niederlage von Mirhlenfabrifaten in 
einer Stadt errichten, fo bedarf er dazu einer Conceſſion des Magiftratd und muß feine Quote 
der Mahlfteuer tragen. Die Bannrechte ver Mühlen, vermöge deren der Pflichtige auf der be— 
rehtigten Mühle fein Korn mahlen laſſen muß, bleiben bei Befland. Den Einwohnern der 
Städte fleht es frei, Mühlenfabrifate aller Art von außen zu beziehen. Bei dem Verbot des 
Einbringens von Malz, Brot und frifchgefhlachtetem Fleifche von Rindvieh, Schafen und 
Schweinen zum feilen Berfauf in die Städte behält e8 fein Bewenden; dagegen bleibt ed ferner 
frei, Wild und Geflügel aller Art, ingleichen geräuchertes Fleifh, Sped und Wurft zum unbe: 
ſchränkten feilen Verkauf in die Städte einzuführen. Die ftädtifchen Einwohner fönnen ſich 
Brot und friſchgeſchlachtetes Fleiich zum eigenen Gebrauch von außen kommen laffen; jedoch Toll 
damit die Zuläffigkeit eined gewerblichen Berriebed von Bädern und Schlächtern auf den platten 
Lande nicht zugeftanden fein. Die Landſtädte geftatten die freie Einfuhr des auf dem Lande fa: 
brizirten Branntweind und Spiritus und verzichten auf ihr Privilegium, die ländlichen Krüge 
im Domanium mit Branntwein zu verforgen. Die Landſtädte des ſchweriniſchen Landestheils 
erhalten vafür-zufammen jährlich aus der ſtädtiſchen Induftriefaffe (einer mit Quoten der außer: 
ordentlichen Gontribution botirten Kaffe zur Aushülfe des ſtädtiſchen Gewerbebetriebs), die des 
fireligifchen Landestheild ebenfo 80 Thlr. vom Großherzog und 320 Thlr. aus der Gentral- 
fteuerfaffe. Die Nitterfchaft hat neben ven Vortheilen, melde ihr aus den erwähnten Stipula- 
tionen erwachſen, aud noch gewifle Goneefjtonen in Betreff einer Erweiterung des ländlichen 
Gewerbebetriebs ala Preis ihrer Zuftimmung zu den Veränderungen im Steuerwefen zu er: 

langen gewußt. 

In Roftod tritt gleichfalld eine directe Mahl: und Schladtfteuer an die Stelle der bisheri- 
gen indirecten, und diefe Steuer wird fortan ausfchließlih von einer ftädtifchen Behörde er: 
hoben werden. Die Stadt zahlt für je 100 Köpfe der Bevölkerung jährlih 38 Thlr. an den 
Großherzog und ift berechtigt, außerdem bis zu 24 Thlen. auf 100 Köpfe für eigene Rechnung 
zu erheben, ſodaß die gefammte Aufbringung an directer Mahl: und Schlachtſteuer bis zu 
62 Thlrn. für 100 Köpfe oder circa 9, Thlr. pro Kopf hinanfteigt. Aus dev Inpuftriefafle er: 
Hält Noftod eine Kapitalzahlung von 8000 Thlen. Der Stadt Wismar ift e8 freigeftellt, die 
von ihr zur Stadtkaſſe erhobene indireete Mahl- und Schlachtiteuer beizubehalten. 
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Jede Landftabt kann von der Handelöflaffenfteuer und der directen Mahl- und Schlahtfia: 
einen Zuſchlag von 25 Proc. für die Gommunalfafle erheben. 

Finanz- und Schuldenweſen. Statt rined Etats der Staatdeinnahme und Ausgen 
wie in einheitlihen Staaten, gibt es einen dreifachen Etat der zu ftaatlihen Zwecken dienen« 
Ginnahmen unp Ausgaben: einen landesherrlichen, einen landeöherrlich = Händifhen und eine 
vein fländifhen. 

Über die landeöherrlihen Einnahmen und Ausgaben fehlt es jeit den in den Jahren 184 
— 50 darüber gemadten Mittbeilungen, mit Ausnahme einiger Brudflüde, an jeder öffentlider 
Darlegung. Man fann diejelben daher nur annähernd beftimmen. In Mecklenburg-Schwem 
ift die landesherrlihe Einnahme: aus den Gütern und Forſten des Domaniums 2,500000 Tktı 
(62°/,Proc.), Elbzoll und Berlin Hamburger Eifenbahn:Tranfitzoll 300000 The. (7 YgBroc ) 
ordentliche Eontribution und Yandzölle 600000 Thlr. (15 Proc.) , jonftige Ginnahmen (Par. 
Chauſſee, Eivilvermaltung, Rotterie u. |. 1.) 600000 Thlr. (15 Proc.), Summa 4,000000 TE: 
Die Ausgabe beträgt: für Die Verwaltung ded Domaniums 1,250000 Thlr., für den grofke 
zoglichen Haus: und Hofhalt 550000, die Giviladminiftration 600000, Verwaltung der für 
tifchen ordentlichen Gontribution und der Zölle 120000, Poft und Ehaufleen 300000, Pi: 
litär 750000, Abtrag und Berzinfung von Schulden 300000, Diverfa 130000, Summi 
4,000000 Thlr. Die landesherrlihen Schulden betrugen, fomeit fie unter der Wermaltung der 
großherzoglichen Reluitionscommifjton ftehen, am 1. Juli 1862 rund 5,480000 Thlr. Couram 
Die jährliche Amortifirung beträgt circa 100000 Thlr. An fonftigen Baffivis der landesberr: 
lichen Kaffe rechnet man 1 Mill. Thlr., wozu im Jahre 1859 nod eine Anleihe zur Dedung 
außerorbentliher Bedürfniffe hinzugefommen iſt, deren nicht befannt gewordener Betrag auf 
500000 Thlr. geſchätzt wird. Weiter ift im Jahre 1862 eine Anleihe für eine zu bauende Eilen: 
bahn, im Betrage von 2Mill. Thlen., hinzugetreten. Ohne die legtere beträgt die auf dem De: 
manium zur Zeit laftende Geſammtſchuld rund 7 Mill. Xhlr., wofür ein Grundbeilg von circa 
100 Mill. Thlr. an Werth ald Sicherheit dient. In Mecklenburg-Strelitz ftellt ſich der landes 
berrliche Etat wie folgt: Ginnahme aus den Gütern und Forften des Domaniums in der Herr: 
ſchaft Stargard 360000 Thlr., Steuern, Zölle und Regalien 80000, Diverja 20000, and 
Ratzeburg 90000, Summa 550000 Thlr. Ausgabe: Haus- und Hofhalt 200000 Thlr., 
Domanial: und Landesverwaltung 200000, Militär 90000, Schulvenabtrag 50000, Diveria 
10000, Summa 550000 Thlr. Die landesherrlihe Schuld in Medlenburg:Strelig iſt jept auf 
1 Mitt. Thlr. zu veranſchlagen. 

Der landeöherrlih-ftändifche Etat fommt in Mecklenburg: Schwerin an der Allgemeinen 
Landesrecepturfafle, in Medienburg : Strelig an ver Gentralfteuerfaffe zur Anihauung. Die 
Ginnahme der erftern ift: an Bapier:, Spielfarten: und Kalenderftempel und an Gollateral: 
erbftener 60000 Thlr., aus jedem Simplum der außerorbentlihen Gontribution 120000, teig: 
lich bei zwei Episten 240000 Ihlr. Dazu fommt rine Einnahme aus Dividenden der in landet— 
herrlich = Rändifhem Beſitz befindlichen Actien der Berlin : Hamburger Eiſenbahn im Betrag 
son 60000Thlrn. Summa der Einnahme 360000 Thlr. Die Ausgabe befaßt folgende Haupt: 
pofltionen: direct aus der Kaffe 40000 (darunter Benfionen vormaliger Freiheitskämpfer, Ver— 
waltung der Kaffe, Beitrag zur Gensdarmerie); zur VBerzinfung und Tilgung der Anleihe fr 
die Berlin: Hamburger Eifenbahn 80000 Thlr., zur Verzinfung und Tilgung einer im Jabıt 
1851 übernommenen landesherrlichen Schuld 50000 Ihr. ; für die Chauffer: und Waflerber: 
faffe 170000, zum Abtrag des Sundzolls (Jahresrate auf 20 Jahre) 20490 Thlr. Summ: 
ber Ausgaben 360000 Thlr. Die Landesſchuld von 1851 wird bald abgetragen fein. Dagegen 
erwächft der Kaffe aus den ihr durd die Veränderungen im Steuerweſen auferlegten Verpflic 
tungen zu den jährlihen Zahlungen an die Seeflädte und zu der ſubſidiariſchen Zahlung an des 
Großherzog eine Belaftung von mindeſtens 70000 Ihlrn., die aber unter Umftänden ſich aus 
noch bedeutend fleigern fann, während durch die ald reines Geſchenk bewilligte Beihülfe zum 
Bau einer Eifenbahn von Güſtrow nah Neubranvenburg (750000 Thlr.) ein bedeutendet 
Theil der vorhandenen Activa aufgezehrt wird. Die auf die Allgemeine Landesrecepturfafle iur 
dirten Schulden betragen: die Gifenbahnanleihe von 1843 (urfprüngli 1,875000) 1,550000 
Thlr., ie Schulden der Ehauffee: und Waflerbaufaffe mit Einſchluß der Schulden ver aufgelöfn 
Elde-Sorirtät 998000 Thlr., die Anleihe von 1851 (urfprünglid 750000) 71000, Ref det 
Sundzollſchuld 191000, Summa 2,810000 Thlr. Diefen Schulden ftehen bis dahin ale Ani: 
eirca 1,610000 Thlr. an@ifenbahnactien und Obligationen gegenüber, ſodaß ber überſchuß di 
Bafjiva 1,200000 Thlr. ifl. Die Gentralfteuerfaffe zu Neubrandenburg hat eine jährlige bin⸗ 


Medlenburg Ä 735 


nahme von circa 40000 Thlrn, , jie zahlt an den Großherzog 31000 Thlr. und hat eine Schuld 
von circa 130000 Thlrn., zu deren Berzinjung und Abtrag der Überfchuß verwendet wird. 

Der rein ftändifche Etat gruppirt ih um den lediglich unter ftändifcher Verwaltung und 
Gontrole ftehenden „Landkaſten“. Diefe Kaſſe ift Durchgangskaſſe für die ordentliche Gontribu= 
tion aus der Ritterfhaft, in ihr werden die verfhiedenen Balancen der Beiträge zu den Ne: 
ceffarien verrechnet, und außerdem werden in Verbindung mit dem Landkaſten gemiffe ſtändiſche 
Nebenkaffen neuern Urfprungs verwaltet, von denen bie wichtigfte die aud der Allgemeinen Lan- 
desrecepturkaſſe ihre Zuflüffe beziehende Chauſſee- und Waflerbaufafle ift. Jede Landesanleihe 
(d. i. gemeinfam von Landesherrſchaft und Ständen garantirte Anleihe) wird durch den Engern 
Ausſchuß ald die dem Landfaften vorgejegte Behörde contrahirt. Die Schulden der Ritter: und 
Landſchaft find, mit einer unbedeutenden Ausnahme, niht Schulden der Geſammtheit, jondern 
Schulden der einzelnen Stände in jedem ber beiden Landestheile. Sie belaufen ſich im ganzen 
auf circa 200000 Thlr. 

Gemeinde: und Polizeiweſen. Auf dem Lande gibt e8 Gemeinden nur in Firdlicher 
Beziehung, und auch diefen fehlt es an jeder entwidelten Organifation. In Grmangelung von 
politifhen Gemeinden auf dem Lande kann von Steuern für communale Zwede nur infofern die 
Mede fein, als dergleihen Steuern für Zwecke erhoben werden, deren Erfüllung unter andern 
DBerhältnifen ber Gemeinde zufiele. Außer Beiträgen zu Kirchen, Pfarr: und Schulbauten, 
ſowie für Schulanftalten, haben die Domanialeingefeffenen auch Beiträge für Ärzte, Hebammen, 
Nachtwächter, Mühlen, Feuerlöfhanftalten, Wegebefferung u. f. w. theil® in Geld, theils in Ge— 
ftalt von Hand: und Spanndienften zu leiften. Im der Ritterfchaft kommen vergleichen Leiftun: 
gen der Hinterfaflen für Gommunalzwede nur als Ausnahme vor; in der Negel ift e8 die Guts— 
herrſchaft allein, welcher die Sorge für Bedürfniſſe diefer Art zufällt, mas namentlich von der 
Armenverforgung gilt. 

In den Landftädten haben Bürgermeifter und Rath unter Mitwirkung von Vertretern der 
Bürgerfhaft die Verwaltung. Die Bürgermeifter, deren Amt in der Mehrzahl ver Städte mit 
dem Amt eines großherzogliden Stadtrichters verbunden iſt, und die Rathmänner werden in 
einigen Städten vom Großherzog ernannt, in andern vom Rath auf Präſentation des Bürger— 
ausſchuſſes erwählt, wobei zum Theil die nachträgliche landesherrliche Beftätigung erforder— 
lich iſt Die Rathsämter find lebenslänglicde. Bis in den Anfang des vorigen Jahrhunderts 
beitand das Selbſtergänzungsrecht der Magiftrate. Es wich erft infolge von Misverwaltung 
dem landedherrlichen Ernennung: oder Beſtätigungsrecht. Der Gebraud, zur Beſchlußnahme 
über wichtige ftädtifche Angelegenheiten die ganze Gemeinde zufammenzuberufen, verlor fich erft 
in ber zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Seit dem Jahre 1830 nahm die medlenburg- 
ihwerinifhe Regierung in vielen Städten Reorganifationen der Stadtverfaffungen vor, welche 
beſonders den Zweck hatten, den eingeichlihenen Misbrauch der Wahl dev Bürgerrepräfentan: 
ten durch den Rath zu befeitigen und dev Bürgerfhaft an diefer Wahl eine allgemeine Theil— 
nahme einzuräumen, woburd in mehreren Städten auch die Juden Zutritt zur Bürgerrepräfen- 
tation gewannen. Zugleih wurden die Rechte der Bürgerausſchüſſe Hinfihtlih ihrer Theil: 
nahme an der Stadtverwaltung fomwie die Rechte der Kommune jelbit genauer feftgeftellt. Den 
Städten jollte ihr inneres Regiment und bie felbftändige Verwaltung ihres Vermögens unge: 
fränft verbleiben. Der Großherzog behielt ih nur eine allgemeine Oberauffiht vor. Neue 
Steuern für communale Zwecke bevürfen der vorgängigen landeöherrlichen Genehmigung. Die 
Stadtrehnungen werben jährlih aufgenommen und ſodann behufs der Revifion der Landes: 
regierung vorgelegt. Die Jahre 1848 und 1849 brachten noch einige weitere Umgeftaltungen 
der Stabtverfaffungen,, namentlich in Betreff des Wahlmodus für die Bürgerausihüffe. Ein 
nach der Reftauration der alten Landesverfaffung vom Minifterium unternommener Berfud, . 
die gefammten Neuerungen durch ein allgemeines Normativ für die Wahl und Wirkſamkeit der 
Bürgerausihüffe zu bejeitigen, fcheiterte an dem Widerfprud der Stände, denen das in dem 
Geſetzentwurf adoptirte Dreiklaſſeneenſus-Wahlſyſtem und die projectirte Nivellirung aller 
Stadtverfaffungen nicht gefiel. Das Minifterium brachte nun auf eigene Hand alles jo ziemlich 
auf den Stand vor dem Jahre 1848 zurüd. Das landſtandſchaftliche Net ver Communen 
wird nad) neuerer Praxis nur durch die Bürgerneifter, in deren Behinderung durch ein anderes 
vom Magiftrat aus feiner Mitte zu erwählendes Mitglied ausgeübt, während früher auch Bür— 
ger, die nicht Magiftratömitgliever waren, ald Vertreter ver Gommunen auf Landtagen er: 
fhienen. Erft die neuern Stäbteorbnungen haben die jegige Gewohnheit ftatutarifch firirt. 
Doc ift e8 nad wie vor die Commune, , nicht der Magiſtrat, als deren Vertreter ver zum Sand 
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tag deputirte Bürgermeifter handelt, womit auch die Verpflichtung des legten, vor dem Lanı- 
tage über die wichtigften Verhandlungsgegenftände mit dem Bürgerausſchuß zu conferiren um 
nad) dem Landtage über deſſen Verhandlungen und Befchlüffe vemfelben Bericht zu erftatten, in 
Zufammenhang fteht. Im Widerſpruch mit diefem Rechtöverhältniß wird neuerdings vom Mi: 
nifterium ded Innern den Bürgerausfhüflen, unter Bedrohung mit Gelvftrafen für ven Fall da 
Gontravention, das Recht beftritten, Randesangelegenheiten in den Kreis ihrer Berathung ;ı 
ziehen. Nicht alle Einwohner einer Stadt nehmen an den Rechten und Pflicpten der Bürger: 
fchaft theil. Neben ven Bürgern befteht in ven Städten die Klaffe ver Grimirten, d. i. der ver 
der Niedergerichtöbarkeit Ausgenommienen (Geiftlicye, landesherrliche Beamte, Adeliche, Fremde 
ohne bürgerlichen Gewerbebetrieb u. ſ. w.), welche theil8 nicht verpflichtet, theils auch nicht ke: 
rechtigt find, das Bürgerrecht zu gewinnen. Sie find jedoch den ſtädtiſchen Reallaften unter: 
worfen und werben auch zu allen fonftigen ftädtiihen Steuern herangezogen, welche für Zwekr. 
die allen Einwohnern zugute fommen, erhoben werben. 

Gine freiere communale Stellung als die Landſtädte haben die beiden Seeſtädte. Die Star: 
Roſtock hat die Befugniß, Polizei: und Gerichtsordnungen, au ein eigenes Stadtrecht und jon: 
flige Verordnungen, ſabſt in Straffachen, zu erlaffen. Doch ift fie, ſoweit nicht ſpecielle Recht 
eine Ausnahme begründen, der Landesgeſetzgebung unterworfen. Sie behauptet aber, daß Lan: 
deögejege vom Rath erft beſonders publicirt werden müflen, wenn fie für Roſtock Gültigkeit er: 
langen follen. Gleich der Gerichtöbarfeit übt die Stadt durch den Rath aud die Polizeigemal: 
in ihrem vollen Umfange und hat ein unbeſchränktes, an landesherrliche Genehmigung nidt ge: 
bundenes Beſteuerungsrecht. Nur Abgaben, welde ven „fremden Mann’ ergreifen, bedürfen 
der Zuftimmung der Landesherrſchaft und der Stände. Die Stadtverwaltung ifk, da fie zugleich 
auf ven Hafen und den Hafenort Warnemünde, und auf einen großen Compler von Gütern 
und Forſten fich erſtreckt, eine jehr umfaffende. Der Etat bewegt jih um eine jährliche ordentliche 
Einnahme und Ausgabe von je 300000 Thlrn., die Stadtſchulden betragen über 1 Mil. Tblr. 
Die alte Gemeindeverfaffung, mit einem ſich jelbft ergänzenden Rath und einer auf dem Zunft: 
wejen ruhenden Bürgerrepräfentation, wurde im Jahre 1848 jehr erſchüttert und theilmeiie 
geändert, aber im Jahre 1851 von dem Minifterium dev Reftauration unter Beihülfe des Ma: 
giftratd in den meiften Punkten wiederhergeftellt. Die Bürgerfhaft wird durd dad Hundert: 
männercollegium repräfentirt. Daffelhe zerfällt in zwei Quartiere, von denen dad erfte aus 
50 Brauern und Kaufleuten, das zweite aus 50 Handwerkern beftebt. Jene werden von der 
Kaufmanndcompagnie, dieje von 37 Handwerksämtern und der Schiffergefellihaft gewählt. 
Jeder Repräfentant muß der Inftruction des Amts oder der Geſellſchaft, welde ihn gewählt hat, 
Folge leiften und fann von feinen Wählern wieder abberufen werden. Jedes Duartier be: 
fließt für ſich und erft ihre übereinftimmenvden Beihlüffe bilden einen Bürgerſchluß. In 
Fällen, wo eine Einigung nicht zu erzielen ift, ſteht ſowol dem Rath wie jedem der beiden Duar- 
tiere der Recurs an den Landesherrn frei, audgenommen in Fällen, wo eine Anderung der 
Stadtverfaffung zur Frage ftebt. Den Quartieren ſowol wie dem Rath fleht das Recht der ni 
tiative zu. Sie können auch ohne Aufforderung des Raths zufammentreten, daſſelbe gilt vor 
ihren Wahlcorporationen. Das Magiftratdcollegium befteht aus drei Bürgermeiftern, zwei Sun: 
dicid und elf Nathöherren. Von diejen gehören ein Bürgermeifter und fünf Rathsherren ver 
Kaufmannsſtande an, die übrigen Mitglieder des Eollegiums find Rechtsgelehrte. Die Wall 
der Rathöherren geſchieht durch die Mitglieder des Raths und eine gleiche Anzahl bürgerſchaft 
licher Deputirter. In allen Berwaltungszweigen, mit Ausfchluß der Jurispiction und ber Pol: 
zeigewalt, melde allein durch Rathsmitglieder geübt werden, fungiren in Gemeinſchaft mı 
Rathemitgliedern Mitglieder der Bürgerfchaft, welche nach einem dem Modus der Rathäherren 
mahl entſprechenden Modus theild aus den Duartieren, theild aus der ganzen Bürgerfgaft a 
wählt werben. 

Eine ähnlihe Stellung wie Roftod hat Wismar, nur dan es außerhalb der Lanbeim 
faflung fteht. An Regalien befigt die Stadt das Münzrecht. Das Gefeggebungsredht übt few 
gleihem Umfange wie Roflod. Die auf dem Zunftwefen rubende Repräfentation erlitt jder 
infolge verfhiedener im Jahre 1830 entftandener Irrungen, welde die Dazwifchenfunft ein 
großherzogligen Commiſſion zur Folge hatten, mande Modiftcationen. Nach weitern Arte 
rungen in Sinne des allgemeinen gleihen Wahlrechts, die im Jahre 1849 erfolgten, ward au 
Antrag des Magiftrats im Jahre 1853 das Wahlgefeg von 1849 landesherrlich aufgehob 
und eine Vertretung nad gewverblihen und Beruföflaffen angeordnet, zu welcher die Ka 
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leute 19, die Handwerker, nad) Gruppen geordnet, 24, die Mitglieder der gelehrten Berufs— 
ftände, Rentierd u. ſ. w. 3, die mit einem Haufe angefeffenen Arbeitsleute 1 Repräfentanten 
ftellen. 

Das Ortöheimatsreht wird, abgejehen von Ehefrauen und Kindern, durch obrigfeitliche 
Berleihung oder durch zweijähriges ſelbſtändiges Wohnen, oder durch funfzehnjühriges un: 
unterbrogened Dienen (ald Handlungsgehülfe, Handwerksgeſelle, Dienftbote u. f. m.) erworben. 
Bis vor kurzem konnte e8 (dur Kündigung der Wohnung und Verlaffen ded Orts) verloren 
geben, ohne an einem andern Orte wiedergetwonnen zu werden, in weldhem Falle dann das 
Zandarbeitöhaus die fubjiviäre Heimat bildete. Erſt dur ein Gefeg vom 30. Mai 1862 ift 
beſtimmt, daß dad legte Ortsheimatsrecht fo lange bei Beftand bleibt, bis ein neues erworben 
ift. Bis zum Beitritt Mecklenburgs zur Gothaer Convention von 1851 ſchloß die Ortsangehö— 
rigfeit die Staatsangehörigkeit in fich, und jede Lokalobrigkeit, die einem Nichtmedlenburger die 
erjtere verlieh, verlieh ihm damit zugleich die Staatdangehörigfeit. Seitdem ift für die Aus— 
länder, um die Rechte eines Inländers zu erlangen, eine von der Landesregierung zu ertheilende 
Naruralifation erforderlich, dur welde er erft die Befugnig zur Awsübung Öffentliher und 
gerichtlchier Functionen gewinnt. Die häusliche Niederlaſſung durch Eingebung einer Ehe iſt 
im Domanium und in der Ritterfchaft an die Vorzeigung eined von der Ortdobrigfeit audge: 
ftellten Domicilfcheind gefnüpft. Selbft ein obrigkeitliher Gontract über den Erwerb einer 
Erbpachtſtelle, Büdnerei oder Häuslerei erfegt den Domicilfchein nicht, ſofern nicht darin das 
Recht der Niederlaffung an dem Ort des erworbenen Grundſtücks ausdrücklich verliehen wird. 
Da im Ritterfhaftliden die Grlangnug einer Wohnung lediglid vom Belieben der Outöherr: 
fhaft, abhängt und aud im Domanium, bei vem factiihen Mangel an Wohnungen, meiftens 
nicht ohne Mitwirkung des Domanialamts möglich ift, fo iſt dadurch die Häusliche Niederlaffung 
felbft des Ortdangehörigen gänzlich abhängig von der Zuftimmung der Ortöobrigfeit. Für die 
Bewilligung der Aufnahme in die Städte find in Medlenburg- Schwerin im Jahre 1827 durch 
Refeript an die Stadtmagiftrate nachſtehende Grundfäge vorgezeichnet worden: Der Inländer 
ift mehr ald der Ausländer zu begünftigen. Der erſte Erwerb des Einwohnerrechts ift mehr zu 
erleichtern ald der lImzug von einem Ort nad) dem andern. Nothwendige Bedingungen folder 
Ermwerbung find: vollendete Erfüllung der Militärpflicht, untadelhafter Ruf und Volljährig: 
Feit. Weitere Bedingungen, deren Mangel die Verfagung der Aufnahme rechtfertigt, find: ein 
felbjtändiger und nicht blos temporärer Ermwerbözweig; Förperlihe Fähigkeit zur Ausübung des 
gewählten Nahrungsbetriebs, auch geiftige Gefundbeit ; Nachweis der funftmäßigen Erlernung 
des Gewerbes und Erfüllung der Zunftgefege, fofern diefelben in Anwendung fommen; ein 
noch rüftiges Alter und nicht fo viele Kinder und fonftige Angehörige, daß fie zu Bedenken Anlap 
geben; Beſitz eines angemefjenen Hausgeräths und des erforderlichen Betriebövermögend oder 
Grundeigenthums. Außer vem Betriebsvermögen foll der Aufzunehmende fo viele Mittel be: 
jigen, daß er das erfte Jahr ohne Erwerb leben kann. Das gewählte Gewerbe muß nit fhon 
zu fehr überjegt fein, „vorzüglich bei den unproductiven oder auf beſtimmten Abjag beſchränkten 
Gewerben (3. B. bei Schlächtern, Bädern, allem Detailhandel), desgleichen bei Tagelöhnern‘. 
Bei ver Stellung, welche hiernach der Xofalobrigkeit in Bezug auf Ertheilung des Heimats- und 
Niederlaffungsrehts zugewieſen ift, ann von Freizügigkeit nur in dem Sinne die Rebe fein, 
daß ed feinem verwehrt ift, feinen Wohnort zu wechfeln, wenn es ihm gelingt, ein neues Orte: 
heimatsrecht zu erwerben. Die einzelnen Orte bilden jeder einen Heimatsbezirk für fi, die ſich 
ftreng gegeneinander abſchließen. Nur im Domanium findet hiervon infofern eine Ausnahme 
ftatt, ald die Ortichaften eines und deffelben Domanialamtsbezirks einen einzigen Heimatöbezirf 
bilden. In demjenigen Theil des Domaniumd, wo die neue Domanial:Armenorbnung einge- 
führt ift, hat ſich jedoch dieſe größere Einheit in die Vielheit der einzelnen Ortsheimatsbezirke 
aufgelöft, inden ber für die Armenpflege organifirten Ortſchaft die Entfheidung Über die Auf: 
nahme neuen Zuzug eingeräumt if. 

Bei der Armenpflege gilt ver Grundfag, daß jede Ortsobrigfeit für die Armen ihres 
Orts zu forgen hat. Der Arme ift verpflichtet, dafür bis zum Miethswerth der ihm eingeräumten 
Wohnung Arbeit zu leiften. Im Domanium war die Armenpflege bis vor kurzem den Doma— 
nialämtern zugewiefen, welde über Amtsarmenkafjen verfügen, die aus landesherrlichen Bei: 
trägen und Beiträgen der Amtseingejeflenen gebildet werden. Durd eine Armenorbnung vom 
Sabre 1859 ift aber in einem Theil des ſchweriniſchen Domaniums die Armenpflege zur Sade 
der einzelnen Ortfchaften gemacht, und die Amtsarmenkaſſe wirkt nur fubflviarifh mit. In den 
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Städten find aud die Grimirten zur Leiftung der Armenbeiträge nad dem ftädtiſchen Modus 
(1 Proc. vom ſtädtiſchen Einkommen) verpflichtet. Sie haben dafür einen Antbeil an der Be: 
jegung der Schägungscommiffionen und der Armencollegien aus ihrer Mitte. 

Die Lofalpolizei fteht den Ortsobrigkeiten zu. Für den Umfang der polizeilihen Being: 
niffe fehlt e8 beinahe an allen nähern Vorſchriften. Es hängt daher faft ganz vom Polizei: 
director ab, wie weit er feine Gewalt erftredden will, zumal da geſetzlich der Polizei das Recht ver 
Erkennung und Vollftredung felbft von ſchwerern Strafen zufteht und in Bezug auf Hank: 
ſuchung und Verhaftung feine feiten Regeln exiſtiren. Zur Erhaltung ber öffentlihen Sicher: 
heit, Ruhe und Ordnung ift ein Corps Gensdarmen (im Strelitziſchen: Diftrietshufaren) ke: 
flimmt. Das Corps ift militärifh organifirt, in Anfehung fpecieller Dienflleiftungen aber von 
den Requifitionen der Civilbehörden abhängig und der Beaufihtigung von Givilcommiffarier 
unterworfen. Auf Roftod und Wismar erftreckt fi die Wirkſamkeit ver Genodarmen nidt, 
obmwol beide Städte, mit ihrer Einwilligung, zu den Stationdorten ded Corps gehören. 

Rechtspflege. Die Niedergerichtsbarkeit im Domanium übt der Großherzog durd die 
Amtögerichte, deren Maglieder im fhwerinifhen Domanium zugleih Verwaltungsbeamte And. 
In den ritterfhaftlihen und übrigen Landgütern fteht die Gerichtäherrlichkeit bei der Gutäbert: 
haft, welche dieſelbe durch einen von ihr angeftellten, in den erften zehn Jahren feiner Amis: 
führung fündbaren Patrimonialrichter übt. Die ritterfchaftlihen Gerichtsherren find meiftens 
zu Gerichtövereinen zufammengetreten. Solder „vereinten Gerichte” gibt es im Schwerinifden 
für die Civiljurisdiction 26, für die Griminaljurispiction 33. Im flargardifchen Kreiſe beftch: 
nur für die Griminaljurisdiction ein Verband diefer Art, welchem ſämmtliche ritterſchaftliche 
Gerichtöherren angehören. In der großen Mehrzahl der Landſtädte wird die Gerichtöbarfeit 
durd einen großherzogliden Stadtrichter mit zwei vom Rathe beftellten Beifigern vermeltet. 
In Vormundſchaftsſachen und andern ven Magiftraten vorbehaltenen Jurispictiondfällen, auch 
über Stabtgrundftüde und die dafelbft wohnenden Perſonen fungiren die Stabtmagiftrate ald 
Waifen: und PBatrimonialgerihte. In einigen wenigen Landftädten haben die Magiftrate: 
gerichte bie Juriödiction, in einigen andern ift diefelbe zwlſchen dem Magiſtratsgericht und dem 
großherzoglidhen Stadtgericht getheilt. Die Stadt Penzlin fteht unter einem ritterſchaftlichen 
Patrimonialgeridt und die Stadt Schönberg im Fürftenthum Rageburg unter dem großherzog: 
lichen Amtsgericht. Gerichte zweiter Inftanz für die Niedergerichtöfäffigen und zugleich Gerichte 
erſter Inftanz für die von der Niedergerichtsbarkeit Erimirten und nicht einem Speeialgericht 
Unterrvorfenen find die Juftizfanzleien (zu Schwerin, Güſtrow, Noftod, Nenftrelig). Bei den 
drei Juſtizkanzleien in Medienburg: Schwerin werden außer den ordentlichen Mitgliedern, welche 
unfündbar find, KRanzleiräthe mit entſcheidender Stimme, welche zu jeder Zeit auß ihrem Amt 
entlaffen werden können, vom Landesherrn angeftellt. Die höchſte für beide Großherzogtbümer 
gemeinfame Inftanz ift das Oberappellationsgericht. Specialgerichte find: das Univerfitätt- 
gericht zu Roftod, die Confiftorien zu Roftod und Neuftrelig, die Militärgerichte und Heofftaart: 
gerihte. In den Sreftädten haben die Magiftrate die Jurisdictien, welde in Roftod durd das 
Gericht, dad Obergericht (den Juftizfanzleien parallel ſtehend), das Ehegericht, das Griminal- 
gericht, die Kämmerei, das Gemett: und Waifengericht verwaltet wird, wozu nody die Hospital: 
gerichte und das Kloftergericht fommen. In Wismar befteht eine ähnliche Zerfplitterung dr 
Gerichtsweſens. Für ſchwerere Verbrechen ift im ſchweriniſchen Landestheil das Griminal: 
collegium zu Bügom Unterfuhungsgericht und feit 1856 zugleich Spruchbehörde erfter Inftanı. 
In demfelben Jahre ward das geheime und Schriftliche Unterfuhungsverfahren in eine gemift 
past Tr einem Öffentlichen und mündlichen Schlußverfahren gebracht, ohne dadurch rin: 
wejentliche Anderung zu erfahren. Medlienburg gehört noch zu den Ländern, in melden va? 
gemeine Reit gilt. In den Städten jegten ſich das lübeckiſche, ſchweriniſche und andere deutſct 
Stadtrechte feft, von melden aber in den Landflädten nur einige vereinzelte Beftimmunger, 
namentlich über das Güterrecht ver Ehegatten und das Erbrecht, fich erhalten Haben. Kür de 
BVerhältniffe ver Befiger von Lehnsgütern normirt ein particulariftiich ausgebilvetes Lehnret 
und für die Verhältniffe ver Bauern ein befonderes Bauernrecht, welches für die Nachfolge im 
Gehöft, die Abfindung der Miterben durch den Nachfolger im Gehöft, die Interimemirtbiseit, 
dad Altentheil u. f. w. normirt. Die Zahl der bei den Juſtizkanzleien immatriculirten Adre— 
caten beträgt in Medlenburg - Schwerin über 300, in Medienburg: Strelig über 50. Di 
meiften find zugleih Notarien; außerdem gibt es no etwa 100 Notarien in Mecklenburg: 
Schwerin und etwa 25 in Mecklenburg-Strelitz, welche nicht zugleih Advocaten find. Die 
Notarien dürfen als Rechtöbeiftände bei den Niedergerichten fungiren. Für die Prüfung der 
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Advocatur befteht eine befondere Commiſſion; die Prüfung zum Richteramt ift dem Ober: 
appellationdgericht überwiefen; die Notarien werden vom jebeömaligen Dekan der Juriften- 
facultät zu Roſtock ereirt und von den Juftizfanzleien immatriculirt. Die Zuhthaus- und 
Beftungsftrafe werden in einer und derfelben Landesftrafanftalt verbüßt. Ein Reglement für 
die Vollſtreckung der Strafen warb im Jahre 1851 vom Juftizminifter erlaffen und nur theil- 
weife zur oͤffentlichen Kenntniß gebradt. Die Zuflimmung der Stände dafür nachzuſuchen, 
ward nicht für erforderlich erachtet. 

Kirhenwejen; Kirde und Staat. Nachdem in 16. Jahrhundert die lutheriſche Con— 
feifion den Sieg über das Papftthum errungen und zugleich abweichenden evangelifchen Rich— 
tungen gegenüber ihre ausschließliche Herrihaft aufgerichtet hatte, begannen erft im 17. Jahr 
hundert, von einzelnen Kürften begünftigt, andere Kirchengemeinichaften fih daneben einen 
unbebeutenden Plag zu erobern. Die lutheriſche Kirche zählt in Medlenburg : Schwerin in 
6 Superintendenturen und 37 PBräpofituren, unter Hinzurehnung der Kirchengemeinde zu 
Roſtock und der Hofgemeinde in Schwerin, 475 Kirchen, 337 Paftoren (mit Einfluß der 
Superintendenten) und 15 Hülfsprediger. Die 475 Kirchen bilden, da eine große Anzahl 
darunter Filialfirden oder mit einer andern Kirche combinirt find, 331 Pfarren; von dieſen 
ftehen 193 unter landeöherrlihem, 94 unter ritterihaftlihem, 8 unter ſtädtiſchem, 9 unter 
klöſterlichem und 27 unter gemifchtem Patronat. Bei der größern Hälfte der Pfarren landes— 
berrlihen und bei denen ftäntifhen Patronats Hat der Patron bei Beſetzung der Stellen der 
Gemeinde drei Ganpidaten zur Wahl zu präfentiren ; bei den übrigen wird nur einer präfentirt, 
gegen welchen die Gemeinde dann ein Recuſationsrecht hat. Die Einfünfte der Pfarren beftehen 
größtentheils in dem Ertrag der dazugehörigen Ländereien. Das Kirhenregiment führt der 
Großherzog ald Oberbiſchof. Bis zum Jahre 1848 war die Landesregierung and für diefe 
Thätigfeit des Landeöheren das Organ. Im Jahre 1848 ward vom Großherzog eine provi— 
ſoriſche Kirchencommiſſion eingefegt, mit dem Auftrag, die Auseinanderfegung der Kirche mit 
dent conftitutionellen Staat zu leiten und durch Berufung einer Landesſynode eine felbftändige 
Drganifation der Kirche anzubahnen. Die Kirchencommiſſion entzog ſich jedoch dieſem Auftrag 
und verwandelte ih 1849 in ein ftändiges Organ des Oberbifhofsants, welches den Namen 
Oberkirchenrath annahm und aus zwei Theologen unter einem Juriften ald Director beftebt. 
Diefer Schöpfung liegt die Theorie zu Grunde, daß der Landesherr feine Kirchengewalt ald eine 
von der landesherrlichen Gewalt vollfommen gelonderte führe, und daß das Organ ber erftern 
eine von dem Staatöminifterium unabhängige, unmittelbar zum Oberbifhof in Beziehung 
ſtehende Stellung einzunehmen babe. Das Staatsininifterium hat nach Diefer Theorie nur die 
Aufgabe, ven Anordnungen, welche der Oberbifchof durch den Oberfirchenrath trifft, die Aus— 
führung zu fihern. Die Stände haben den Oberfirchenrath in diefer vom Staat und der poli= 
zeilichen Gejeggebung abgelöften Function bis dahin nicht anerfannt und befinden fich feit 
längerer Zeit mit vemfelben wegen verſchiedener für die fichlichen Amtöhandlungen der Prediger 
erlaffener Kormulare und Anmeifungen in fharfem Eonflict, indem fie in den gegebenen Vor: 
ſchriften Abweichungen von der medlenburgifhen Kirchenordnung erkennen, welche ohne ihre 
Zuftimmung nicht hätten erlaffen werden dürfen. Das großherzoglihe Konfiftorium zu Roftod 
ift auffehende Behörde und Dieciplinargerichtöhof erfter Inftanz für die Geiftlihen und Kir: 
hendiener. Uriprünglid war es zugleich Gerichtshof für Ehefachen aus dem Domanium. Es 
befteht aus zwei Juriften und einem Theologen. Auf Roſtock und Wismar erftredt ſich feine 
Wirkſamkeit nicht, indem bier die aus ver Geſammtheit der Stadtgeiftlihen beflehenden geift- 
lihen Minifterien die Functionen des Konjiftoriums üben. In beiden Städten beftehen auch 
befondere Ehegerichte, aus Mitgliedern des Raths und den Hauptpaftoren zufammengefegt. 
Zu den Hauptgefegen für die lutberifche Kirche gehören bie revidirte mecklenburgiſche Kirchen: 
ordnung von 1402, unverändert in den Jahren 1650 und 1855 wieder abgedruckt, und bie 
Gonfiftorialorbnung von 1570. In Medlenburg:Strelig hat die lutheriiche Kirche, mit Ein— 
ſchluß von acht Pfarren im Fürſtenthum Rageburg, 45 Pfarren landesherrlichen und 17 ritter— 
ſchaftlichen Patronats, deren PBaftoren fieben Präpofituren bilden. Dem dortigen Gonjiftorium 
ift eine Ähnliche Stellung wie in Medienburg: Schwerin den Oberfirchenrath angewieſen 
worden, was gleichfalls zu noch unerlebigten Reclamationen der Stände Anlaß gegeben hat. 

Eine reformirte Gemeinde mit noch nicht 200 Seelen gibt e8 in Bützow; römif:Fatholifche 
Gemeinden in Schwerin und Ludwigéluſt mit etwa 900 Seelen und drei Paftoren. Die Union 
zwiſchen utheranern und Reformirten und die Theilnahme der einen an = Abenpmahls: 
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genuß der andern ohne vorgängigen fürmlichen Übertritt ift unterfagt. Die Juden batten 
infolge einer fhauerlihen Verfolgung am Ende des 15. Jahrhundertd dad Land vollftändig 
geräumt und find erft im 17. und 18. Jahrhundert wieder eingewandert. Ihre Zahl ift in 
Medienburg- Schwerin im Abnehmen begriffen, da fie bereitd 1830 ih auf 3124 belief, 1840 
auf 3211 und jegt nur auf 3121, melde in 42 Gemeinden unter einem Landesrabbiner und 
einem Oberrath zu Schwerin ſtehen. In Strelig bilden die Juden vier Gemeinden mit etwa 
500 Seelen. 

Die Stände empfingen im Jahre 1621 die landedherrliche Zufigerung, daß in Medlenburg 
das evangelifchelutherifche Befenntnigan Kirchen und Schulen unverändertin Doctrin und Eultu? 
aufrecht erhalten werben folle, und ungeachtet aller fpätern völferrechtlichen Vereinbarungen 
über Gleichſtellung der hriftlichen Confeſſionen bat die futherifche Kirche fich ald eine privilegirte 
Kirhengemeinichaft zu behaupten gewußt, neben welder die andern nur gebuldete find. Die 
durch Art. 16 der deutichen Bundedacte allen hriftlichen Religionsparteien zugefiherte Gleich— 
heit der bürgerlichen und politifhen Rechte erleidet mehrfache Ausnahmen und Beſchränkungen. 
Die Mitglieder der höchſten Behörben, ver Magiftrate in ven Stäbten u. f. w., alle, welde ein 
richterliches Amt oder ein Lehramt an der Univerfität und den Öffentlihen Schulen bekleiden, 
müffen der Landeskirche angehören. Nur bei den Mitgliedern des Oberappellationdgerichtt 
gilt ausnahmsweiſe ſchon das hriftliche Befenntniß im allgemeinen ald genügend. Werner find 
die ftändifchen Ämter der Mitglieder des Engern Ausſchuſſes und der Amtödeputirten an dad 
lutherifche Befenntniß gebunden. Die Juden, welche ihon einmal (im Jahre 1813) eine fehr 
freie politifche Stellung erlangt hatten, namentli auch die Befugniß, Landgüter käuflich zu 
erwerben, wurden auf Betrieb der Stände 1817 wieder in ihre alte Lage zurückverſetzt, aus 
welcher die Kandesregierung fie jedoch im abminiftrativen Wege fpäterhin wieder emporzubeben 
fih angelegen fein ließ. Durch die Umgeftaltung ver Stabtverfaffungen haben fle in einzelnen 
Städten volles Bürgerrecht erlangt; indeſſen wird ihnen neuerdingd von der Negierung dad 
Recht, ſtädtiſches Grundeigenthum zu erwerben, beftritten. Die Städte Noftod um Wiemar 
halten ihren Grundfag, den Juden die Niederlaflung zu verweigern, unverändert aufredt. 

In Medienburg: Schwerin hat fih unter dem Einfluß des Oberkirchenraths und jeiner 
Seele, ded Dr. Theodor Kliefoth, und unter Mitwirkung der Staatöregierung über die Kirchen— 
Diener eine ſtarre und äußerliche Iutherifche Orthodorie gelagert, durch welche zwifchen Geiſtlich— 
feit und Volk eine tiefe Kluft entflanden ift und jede freie Regung des hriftlihen Gemüthslebens 
ertödtet wird. Perfönlichkeiten wie der Profeffor Baumgarten in Roſtock, welde dem Vafloren: 
thum gegenüber das Recht der hriftlihen Gemeinde vertreten, paflen in den hierarchiſchen Me— 
chanismus nit und werden als ftörende Elemente ausgeſchieden. Die jüngern Gmerationen 
der Geiftlichkeit, zu einem großen Theile von außen refrutirt, helfen fi über wiſſenſchaftliche 
Schwierigkeiten mit angelernten Glaubensfägen von Dogmatifern der Vorzeit leicht hinweg, 
und die ältern Generationen halten ſich mit ihrer abweichenden Überzeugung fo ſtill wie möglich 
In Diellenburg:Strelig waltet im Kirchenregiment ein milderer Geift, aber auch dort leidet das 
Eicchliche Leben der Gemeinden unter der unentwidelten Geftalt der Kirchenverfaffung und ver 
Unfelbfländigfeit der Gemeinden. 

Der Charakter des Ganzen ift auch dem kirchlichen Vereinsweſen aufgeprägt. Es befteht 
ein Verein für die evangelifch-Iutherifche Diffton unter den Heiden in Schwerin, ein Haupt: 
verein für innere Mifiton in Roſtock, Rettungshäufer zu Gehlsdorf bei Roftod und zu Ratten 
bei Friedland, Bibelgefellfhaften, ein Zweig: Guftau-Adolf-Berein in Medlenburg-Strelig und 
ein „Sotteöfaften” für beprängte (lutheriſche) Glaubensgenoſſen in Medlenburg: Schwerin. 
Unter ven neuern lokalen Stiftungen ift das Stift Bethlehem in Ludwigsluſt als Krankenhaus, 
Waiſenhaus und Diakoniffenanftalt hervorzuheben. Unter pen aus dem Mittelalter ſtammen— 
den Stiftungen find die drei im Jahre 1572 den Ständen zur „chriſtlichen Auferziehung der 
inländifhen Jungfrauen“ überwiejenen Klöfter vurd ihren Neihthum ausgezeichnet. Sie er: 
füllen aber weder einen kirchlichen noch einen Wohlthätigkeitszweck, fondern find weſentlich ein: 
Schagfammer für die Familien des eingeborenen Adels geworben, deffen Töchter ohne Rückſich 
auf Hülfsbedürftigkeit Penfionen aus den Mitteln der Klöfter beziehen. Diefe Penfionen br: 
tragen, nad) dem Alter der Ginjchreibung, 35, 70, 140 und 210 Thlr. und Fommen 373 ade: 
lien und nur 13 bürgerlichen Jungfrauen zugute. Die 59 Bercipientinnen der höchſten Gelt: 
bebung Haben zugleich im Klofter Wohnung und erhalten außerdem Feuerung, Getreide, Wil, 
Fiſche u. f. w. geliefert. Die Summe der baaren Verwendungen beträgt 39305 Thlr. Courant, 
woran die Jungfrauen bürgerlichen Standes nur mit 1750 Ihlen. betheiligt find. Zufammen 
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mit dem Werth der Naturalhebungen ſtellt ſich die jährliche Einnahme ver Gonventualinnen auf 
circa 45000 Thlr. Das eine der beiden Klöfter ftellt außerdem noch beiden Großherzogen neun 
PBenfionen im Gejammtbetrag von 2200 Thlrn. zur Verfügung, woran gleichfalls faft aus: 
ſchließlich adeliche Damen participiren. Auch gewährt die von den Städten geübte Verwaltung 
bauptfähli den Mitgliedern ver Ritterfchaft aus dem eingeborenen Adel und daneben einigen 
Bürgermeiftern noch andermeitige, namentlich für die zu Klofterhauptleuten erwählten Ritter 
jehr bedeutende Vortheile. 
Shulwejen; Anftalten und Vereine fürwiffenfhaftlideund Bildungs: 
zwede In Medienburg: Schwerin betrug im Jahre 1859 die Zahl der Landſchulen 1132, 
wovon 575 auf das Domanium und 557 auf die ritterfchaftlihen, Mlöfterlihen und ſtädtiſchen 
Landgüter famen. Mit einer großen Zahl Landfhulen im Domanium find Induftriefchulen 
verbunden. Die Lehrer an ven Domanialfchulen empfangen ihre baare Befoldung, welche fich 
nad; der Schülerzahl beftimmt, aus der Amtsfhulkaffe, zu welcher alle Amtsinfaflen, auch die— 
jenigen, welche feine ſchulpflichtigen Kinder haben, gewiſſe Beiträge zu leiften verpflichtet find. 
Für je 50 Schüler wird ein Lehrer angeftellt. Es wird dahin geftrebt, die Bejoldung der zweiten 
und dritten (unverheiratheten) Lehrer überall auf 120 Thlr. zu bringen. Unterrichtögegenftände 
find Religion und Leſen; von dem Lehrer hängt ed ab, ob er auch noch Schreiben, Rechnen, in 
der Sprachlehre und Weltfunde unterrichten will. Als Bildungsanftalt für die Schullehrer im 
Domanium befteht das in Herbft 1862 von Lubwigsluft nad Neuflofter verlegte und gleich= 
zeitig reorganifirte großherzoglihe Schullehrerfeminarium und ein damit verbundenes „Präpa— 
randum“. In legtered werben junge Leute im funfzehnten Rebensjahre aufgenommen. Nah 
Beendigung eine dreijährigen Gurfus werben diefelben auf drei Jahre als „Afliftenten‘‘ ver- 
wendet; alddann find fie verpflichtet, einen zweijährigen activen Militärvienft zu leiften, worauf 
fie zu einem zweijährigen Curſus in dad Seminar zurüdfehren. Zu der Prüfung, welde nadı 
Ablauf diefer Zeit ihre Anftellung bedingt, Eönnen auch folde Ajpiranten des Schulamt zuge= 
laffen werben, welche nicht im Seminar audgebilvet find. Sowol die Präparanden als aud die 
Seminariften follen nur in einem Theil ihrer Zeit mit dem eigentlichen Unterricht beſchäftigt 
werden, in dem übrigen Theil aber mit Haus: und landwirthſchaftlichen Arbeiten in Garten, 
Feld und Wiefe, mit Nugarbeiten in Holz u. j. w. Im ritterfchaftlihen Gebiet werben die 
Lehrer von der Gutsherrſchaft und zwar auf Kündigung angeftellt. In den Kich- und Pfarr- 
dörfern haben die Küfter zugleich die Schule zu verfehen; für die übrigen Lehrer gilt, daß fie vor 
dem Präpofitus eine Prüfung beftanden haben müſſen. Für die Nebenftunden ift dem Lehrer 
der Betrieb eines nicht ftörenden Handwerks geftattet. Ein Seminarium für ritterfchaftliche 
Schullehrer warb im Jahre 1855 im Klofter Dobbertin errichtet; doch find Die Gutsherrſchaften 
bei ver Anftellung der Lehrer nicht auf die Jünglinge ded Seminars beihränft. Die Einnahme 
der Lehrer beſteht in 1 Schill. 2Pf. pro Kind und Woche, freier Wohnung und einigen fonftigen 
Naturalleiftungen, für welche ein Minimum gejeglich feftgeftellt ift. In den Städten ift das 
Schulweſen Sommunalfahe. Durd Vereinbarung der Landedherrichaft mit einzelnen Städten 
find Schulordnungen eingeführt, melde nicht einfeitig abgeändert werben dürfen. Die Stellen 
des erften und zweiten Lehrerd an den ſtädtiſchen Schulen (des Nectord und Conrectors) find 
für Candidaten der Theologie refervirt, die untern Stellen find theilmeife mit untern Kirchen— 
ämtern vereinigt. Die Aufficht über die Landfchulen führt der Ortögeiftlidhe, über die Stabt- 
ſchulen ver Magiftrat. Aus den mit den Militärrefruten angeftellten Prüfungen hat fid 
ergeben, daß nad einem vierjährigen Durchſchnitt 12 Proc. der eingeftellten Rekruten nicht 
Gedrudtes, 44 Proc. nicht Gefchriebenes lefen, 40 Proc. nicht fchreiben und 45"/, Proc. nicht 
rechnen konnten, und daß in allen diefen Gegenftänden ver Schulbildung die aus den ritterfchaft- 
lichen und Kloſterortſchaften ſtammenden Refruten die niedrigfte Stufe einnahmen. Gymnaſien 
und Realfhulen landesherrlichen Batronats beftehen in Schwerin, Parchim und Güſtrow, bes: 
gleichen ftädtifchen Patronats in Noftod und Wismar. Die Univerfität zu Roſtock, geftifter 
1419, wird faft nur von Medlenburg:Schwerinern beſucht. Sie zählt 24 ordentliche, 4 außer: 
ordentliche Brofefloren, 5 Privatdocenten und 148 Studenten und wird mit einem Koftenauf: 
wand von circa 40000 Thlrn. aus landesherrliher Kaffe und durd einige eigene Bonds unter: 
Halten. Specialunterrihtsanftalten find die Iandeöherrlihe Navigationsfhule zu Wuftrom 
sand Die ftädtifche zu Roſtock, beide in Verbindung mit Vorbereitungsfhulen. ine dritte 
Mavigationsjhule, welche die Stadt Wismar unterhielt, ift neuerdings eine bloße Vorberei— 
taings ſchule geworben. Im den meiften Städten beftehen für Handwerksgeſellen und Lehrlinge 
&Semerbiähulen, die aus dem ftädtifchen Induftriefonds Unterflügung erhalten. Ein Taubſtum— 
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meninftitut befindet fh zu Ludwigsluſt und die Errichtung einer Blindenunterrihtsanftalt wird 
beabſichtigt. 

In Mecklenburg-Strelitz ließ ſich der Großherzog Georg die Hebung des Schulweſens im 
Domanium ſehr angelegen fein. Die Zahl ver Landſchulen beträgt 231, wovon 54 auf dad 
Fürſtenthum Nageburg kommen. Unter jenen 231 find 164 landesherrlihen, die übrigen 
vitterfchaftlihen Patronatd. Zu Mirom befteht ein landesherrlihes Schuliehrerfeminarium. 
Gymnaſien gibt es zu Neuftrelig, Neubrandenburg und Friedland, von denen die beiden erſt 
genannten mit Realſchulen verbunden find. Das Gymnaſium zu Neuftrelig ift landesherrlichen, 
die beiden andern find ftädtifchen Patronats. 

An wiſſenſchaftlichen Vereinen find zu nennen: der Verein für medlenburgifche Geſchichte 
und Alterthumskunde in Schwerin, der Verein der Freunde der Naturgefhichte in Mecklenburg, 
der Verein mecklenburgiſcher Thierärzte, der im Jahre 1862 zu Roſtock begründete und bie 
Nahbarftaaten mitumfaffende Verein baltifher Arzte. Unter ven öffentlichen Bibliotheken find 
die bedeutendften: die Univerfitätsbibliothek und die Bibliothek der Ritter: und Landſchaft zu 
Roſtock, die Regierungsbibliothef zu Schwerin, die großherzogliche Bibliothek zu Roftod. Buch⸗ 
handlungen gibt ed in Medlenbnrg: Schwerin 18, in Medlenburg:Strelig 5; Buchdruckereien 
in erfterm 21, in legterm 5. An Zeitungen und Zeitfchriften erſcheinen in Mecklenburg: 
Schwerin 33, davon 3 wöchentlich fehsmal, 1 viermal, 5 dreimal, 12 zweimal, 5 einmal, 
3 monatlich einmal, 1 jährlich ſechsmal, 3 in unbeſtimmten Zeiträumen; inMedlenburg:Strelis 
eriheinen 8 Zeitungen und Zeitichriften, vavon 1 wöchentlich dreimal, 3 zweimal, 1 einmal, 
1 jährlih fehsmal, 2 in unbeftimmten Zeiträumen. Die Gefegblätter für Mecklenburg— 
Schwerin, für die Herrfhaft Stargard und für das Fürſtenthum Rageburg jind im den ange: 
gebenen Ziffern mitbegriffen. 

Das Turnen bildet bisjegt feinen obligaten Theil des Unterrichts, wird aber unter Begün— 
ftigung der Schulpatronate an den Gymnaſien des Landes betrieben, Won den Bürgerfäulen 
bat es erft die zu Schwerin eingeführt. Im Jahre 1861 bildeten ji an mehreren Orten Män: 
nerturnvereine und haben fidh feitvem über die meiften Städte verbreitet. 

Mepdicinalwefen. Als techniſch berathende und ald mediciniſche Prüfungsbebörte und 
zugleich ald Aufſichtsbehörde über fämmtliche Medicinalperfonen des Landes ward für Meilen: 
burg: Schwerin im Jahre 1830 eine Medicinalcommiſſion errichtet. Ihre Mitgliever ſind: 
fünf Profefforen der Medicin und der Brofeffor der Chemie zu Roſtock nebſt einem Pharma: 
ceuten als Aſſeſſor. Sie fteht unter der zur Zeit dem Jufligminifterium affiliirten Abtheilung 
. für Mevdicinalfahen. Eine analoge Stellung nimmt für Medienburg:Strelig dad Medicinal- 

collegium ein, weldes aus einer Anzahl praktiſcher Ärzte zufammengefegt iſt. Zur Verrichtung 
der gerichtlich- und polizeilihmedicinifhen Geſchäfte find in beiven Großherzogthüimern Kreid- 
phufici beftellt, die eine befondere Prüfung beftanden haben müffen, und diefen zur Seite fteben 
als Kreishirurgen Wundärzte oder Arzte, die in der gerichtlichen Medicin bejonderd geprüft 
ind. Diefer Kreisphyſikate gibt ed in Medlenburg- Schwerin, mit Einfluß von vier Stadt: 
phyſikaten (in Roflod, Wismar, Barhim und Güftrow), 16, in Medtenburg:Strelig 8. Im 
Jahre 1862 zählte man in Medfenburg: Schwerin, 191 ausübende Ärzte, 33 Wundärzte, 
19 Zahnärzte, 56 Tierärzte und 64 Apotheker. Die Arzte verbielten ih zur Bevölkerungs 
zahl wie 1 zu 2888, die Wundärzte wie 1 zu 16720, die Zahnärzte wie 1 zu 29040, die Ayo: 
thefer wie 1 zu 8621. Im Jahre 1830 waren biejelben Zahlen in verfelben Neibenfolge: 
1 3u 2971, 1315098, 1 3u 56083, 1 zu 7735. Durd ein landesherrliches Bublicandum 
vom 28. Nov. 1855, betreffend „‚ven geiftlichen Beruf ver Hebammen”, jind die Ort&obrigfeiten 
angewiefen worben, auch in Betreff des gottesfürchtigen Sinnes der Hebammen vor deren Gon: 
ceſſionirung Erfundigung einzuziehen, da fie nicht blos unter Umftänden die Nothtaufe zu ver: 
richten, ſondern nad einer an manden Orten beftehenden Sitte au über dad neugeboren: 
Kind ein Gebet und den Segen zu ſprechen haben, auch ihr Beruf ed mit ſich bringe, daß fie den 
Gebärenden und Wöchnerinnen mit religiöfer Tröftung und Ermutbigung beifteben. In Med: 
(enburg-Strelig waren im Jahre 1859: 33 Ärzte, 52 Wundärzte (8 erfter, 24 zweiter Klafe), 
2 Zahnärzte, 18 Ihierärzte, 14 Apotheker und 59 Hebammen. An Medicinalanftalten fin? 
zu nennen: die Seebadanftalten zu Dobberan (nebft Stahlbad dafelbft), Warnemünde und Bol: 
tenhagen, das Stahlbad zu Goldberg, das Solbad zu Sülz, mehrere Wafferheilanftalten, die 
großherzogliche Irrenheilanftalt zu Sachſenberg bei Schwerin und die dazugehörige Pflege: 
anftalt für unheilbare Geifteöfranfe zu Dömitz, bie ſtädtiſche Irrenheil: und Plegeanftalt zu 
Roftod. Am 1. Nov. 1862 war die Zahl der Kranfen in den Irrenanftalten zu Sachſenberg 
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264, zu Dömig 125, zu Roſtock 86. Stabtkranfenhäufer beftehen in den größern und einigen 
fleinern Städten; eine allgemeine Hebammenlehranftalt befindet ſich in Roſtock. 

Bundescontinggnt. Nah der Bundesmatrikel ftellt Medlenburg: Schwerin 5697, 
Medienburg: Strelig 1197 Mann. Erſteres unterhält 4, Bataillone Infanterie, 1 Regi— 
ment Gavalerie, 2 Batterien Fußartillerie, 1 Abtheilung Pionniere; legtered 1 Bataillon 
Infanterie und 1 Batterie Fußartillerie. Die Refrutirung ruht auf dem Syftem der Aus: 
lofung und Stellvertretung.- Für dad Haupt: und Refervecontingent werden in Medlenburg- 
Schwerin jährlid 1085 Mann (darunter ald Erfag des außerordentlichen Abgangs 150 Mann) 
und ald Kriegderjag (feitder Erhöhung ded Erfagcontingentd von ein Sechstel auf ein Drittel im 
Jahre 1861) 232 Mann ausgehoben, außerdem zu Noncombattanten 98 Mann. Die Dienftzeit 
ift eine fehsjährige, doch tritt nach zwei Jahren Großbeurlaubung ein. Die beiden Gontingente 
gehören zu der zweiten Divifion ded 10. Bundesarmeecorpd. Ohne Rückſicht auf diefen 
Gorpsverband hat im Jahre 1850 das ſchweriniſche Kontingent den Namen einer Diviflon an— 
genommen und auch jeitvem beibehalten. Als Commandeure des flreligiihen Gontingents find 
in neuerer Zeit beurlaubte preußiiche Offiziere zur Verwendung gefommen, welche ihr Avance— 
ment in der preußischen Armee behalten und nad Verlauf einiger Jahre in diefelbe zurüctreten. 
In Schwerin befteht eine Militärbildungdanftalt, in welder die Jünglinge zunähft für das 
Porteepeefähnrih:Eramen, fodann nad einem dazwifchenfallenden fünf: bis jehsmonatlichen 
Dienſt bei ver Truppe für das Infanterie und Gavalerieoffizierd:Gramen vorbereitet werben. 
Der Curſus für die erſte Abtheilung dauert zwei Jahre, der für die legtere zehn Monate. Ein 
neued Militärgejegbudh ward in Medlenburg: Schwerin im Jahre 1855, in Medlenburg:- 
Strelig 1859 erlaffen. Liber die Ginquartierung beftimmt der Landesvergleich, daß die Ritter- 
Schaft von derfelben ganz frei und die Städte nur verpflichtet fein follen, der Infanterie „Obdach 
und Lagerſtatt“ zu gewähren. Die Befagung der Stadt Noftod darf vertragsmäßig in Fries 
dendzeiten nicht höher ald 500 Mann fein, 

Das Haudgefeg vom 23. Juni 1821 hat durch die Beftimmung, daß die Militäreffecten 
ausjchlieplih zum Erbtheil des Nachfolgers in der Regierung gehören, alfo nicht zur Theilung 
kommen follen, Anſprüchen vorgebeugt, welche in einem Patrimonialftaat allerdings nicht außer: 
halb des Bereichd der Möglichkeit lagen. 

VBertheilung ded Grundeigenthums; Befigverhältnijje ver Landbevöl— 
ferung. Außerhalb der Städte und Stabtfeldmarfen gibt e8 feine andern freien Grundeigen= 
thümer als die Landesherrfhaft, die Rittergutsbefiger, die ſtädtiſchen Kommunen und eine Anz 
zahl Stiftungen. 

In Medlenburg-Schwerin umfaßt der Grundbejig der Landesherrſchaft 105,75 Quadrat⸗ 
meilen, wovon 97,2 auf dad eigentliche Domanium und 8,:6 auf die incamerirten Güter kommen. 
Die ritterfhaftlihen Güter ohne die Incamerata umfafien 103,97, die Städte mit ihren Käm— 
merei= und Stiftungsgütern 26,45 (nämlich die Landftädte 20,75, Roftod 4,2 und Wismar 1,17) 
und die Güter der drei Randesklöfter 7,93 Duadratmeilen. Der Flächeninhalt des Domaniums 
beträgt hiernad) O,433, der Flächeninhalt der ritterfchaftlihen Güter 0,126, der Städte O,108 und 
der der Landesklöſter 0,033 Duadratmeilen von dem Flächeninhalt ded ganzen Landes. In Med: 
lenburg-Strelig enthält dad Domanium (mit Einfluß von mehr ald 2 Duadratmeilen an in: 
camerirten Gütern) ungefähr 33 Quadratmeilen, davon 6%/, im Fürftentfum Nageburg , die 
Nitterfchaft ded ſtargardiſchen Kreifed 11 Duadratmeilen; der Reft von ungefähr 5 Qua: 
dratmeilen fällt auf die Städte und deren Güter und auf die drei Nittergüter im Fürſtenthum 
Rapeburg. 

Das alte Maß für die Beſtimmung der Größe ber Lanpgüter ift die Hufe, welche zur Zeit 
des Landesvergleichd von 1755 , wie fhon bemerkt, zu 300 Scheffel Ausfaat angenommen, in 
Medlenburg- Schwerin aber feit dem Jahre 1809, wo die Steuerfreiheit der einen Hälfte der 
ritterſchaftlichen Hufen aufhörte, zu 600 Scheffel gerechnet wird. Für die Pfarrhufen, welde 
an der Steuerfreiheit der einen Hälfte der Hufen feinen Theil hatten, und für die ſämmtlichen 
ritterfchaftlichen Hufen inMedlenburg-Strelig, wo die Steuerfreiheit der einen Hälfte der Hufen 
bei Beftand blieb, hält die Hufe nur 300 Scheffel Ausfaat. Bei der Bermeffung und Boni: 
tirung der ritterſchaftlichen Güter, welche im Jahre 1756 begann und 1778 durch die Aufftellung 
eines Katafters beendigt und 1785 noch berichtigt warb, wurden nad der verſchiedenen Güte 
des Bodens ſechs Aderklaffen (von 75 — 300 Duadratruthen auf den Scheffel Ausſaat), vier 
MWiefenflaffen (von 1—300 Duadratruthen auf ein Bauernfuder Heu) und ſechs Weide: 
Eaffen (von 1—500 Duadratruthen gleich einem Scheffel Ausfaat) angenommen. Gin 
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Fuder Heu ward gleich zwei Scheffel Ausfaat gerechnet. Gärten follten wie Ader abgeſchaͤßt 
werben. Beiden Holzungen warb nur der Graswuchs und die Nugung ald Weide berüdjid: 
tigt und bei den Gewäflern ein reiner Pachtertrag von 120 Thlen. einer Hufe gleichgerechnet 
Nicht zur Bonitirung gezogen wurden” die Hof: und Dorfitellen, Luftgärten, Teiche, Gräben, 
Wege und Unbraudbares an Sanpfhollen, Mooren u. ſ. w. Danach ift ver Flächenin halt der 
Hufen ſehr verſchieden. Die durchſchnittliche Größe derſelben beträgt 85483,37 mecklen burgiſche 
oder 130646 18 preußiſche Quadratruthen gleich 725,51 preußiſchen Morgen zu 180 preußiſchen 
Duadratruthen. Da das Areal im Verhältnig zur Ausfaat ſchon bei der Klaffeneintheilung 
des Ackers ſehr reichlich bemeilen war und feitvem durch Trodenlegung von Seen und Sümpfen, 
Ausroden u. ſ. w. das Maß der Ausfaat auf vielen Gütern wefentlich vermehrt bat, fo hat die 
alte Hufeneintheilung faft nur noch als Norm der Befteuerung eine Bedeutung, während man 
in landwirthſchaftlicher Beziehung nad dev wirflihen Zahl von Laft Ausjaat zu rechnen umd 
dabei für die Laſt von 96 Scheffeln ein Areal von 6000 Duadratruthen anzunehmen pflegt. 

Der Hufenftand des ſchweriniſchen Domaniums, abgeſehen von den incamerirten Gütern, 
ward ohne vorgängige Bonitirung, nur um einen Maßſtab für die nah Hufen aufzubringenden 
Steuern zu haben, zu 2606, Hufen angenommen. Dazu fommen 77%, Hufen in der Herr: 
Ihaft Wismar, und an incamerirten Gütern 243%, Hufen. Das eigentlide Domantun 
beträgt hiernach 2684 Hufen, melde mit Einihluß von 2,426711 Duadratrutben an geift: 
ligen Grunpdftüden, einen Flächeninhalt von 225,149157 Duadratruthen haben. Von den 
incamerirten Gütern gehören 833/,, von dem eigentlichen Domanium 146, im ganzen 229%, 
Hufen, nebit 1,662369 Duadratrutben an Forftgrund, zu den großherzoglichen Haushalte: 
gütern, welche mit den Domanialämtern nur rückſichtlich der Juſtiz-, Polizei= und Euratel- 
pflege verbunden find, in öfonomifcher Beziehung aber unter getrennter Verwaltung fleben. 

Für Medlenburg:Strelig fehlt e8 an einer Nachweiſung des Domanialhufenſtandes 

Die Ritterfhaft ſchweriniſchen Landesantheils hat mit Einſchluß aller zum ritterſchaftlichen 
Katafter fteuernden Güter einen Hufenftand von 3745 °/, Hufen (320,129562 mecklenburgiſchen 
Duadratruthen), melde jih auf 1007 Hauptgüter vertheilen. Bon dieſen fallen auf 69 inca: 
merirte Güter die ſchon erwähnten 243%/, Hufen. Die übrigen 938 Hauptgüter mit 3502"/, 
Hufen vertheilen fi wie folgt: 2 Fürſten befigen 9 Güter mit 51 Hufen, 30 Grafen 75 
Güter mit circa 514 Hufen, 272 Freiherren und jonftige Adeliche 364 Güter mit circa 1507%, 
Hufen, 314 Bürgerlide 358 Güter mit circa 1057 Hufen, 12 geiftlihe Stiftungen 84 Güter 
mit 234/, Hufen (darunter die drei Landeskloͤſter 44 Güter mit 160 Hufen, die roftoder Hospi⸗ 
talien 15 Güter mit 37 Hufen), 17 weltlie Gommunen 42 Güter mit 112 Hufen (darunter 
die Stadt Roſtock 13 Güter mit 46 Hufen), 6 Bauernihaften 6 Güter mit 26%, Hufen. Die 
Zahl ver Gutsherren ift hiernach 654. 

Die Ritterſchaft des ftargarbifchen Kreiſes hat mit Einfluß von 234, Pfarrhufen einen 
Qufenbeftand von 471%, Hufen, welche fih auf 99 Hauptgüter vertheilen. Darunter befinden 
Ad 22 incamerirte Güter mit 82 Hufen. Die übrigen 77 Kauptgüter vertbeilen ſich wie folgt: 
2 Grafen und 36 fonjtige Adeliche befigen 50 Güter mit 280 Hufen, 24 Bürgerliche 24 Güter 
mit 92 Hufen, 1 geiftlihe Stiftung 1 Gut mit 3"/, Hufen, 1 weltlihde Gommune 2 Güter mit 
13%/, Hufen. Die Zahl der Gutsherren ift hiernach 66. 

Im Fürſtenthum Ratzeburg gibt es drei Nittergüter, melde jedoch weder vermeffen noch 
- bonitirt find, auch feine Hufenfteuer, fondern ſtatt deflen eine mäßige fefte Abgabe zahlen. 

Die meiften ritterfchaftlihen Güter haben ein Areal von 2— 400000 Duadratrutben. 
Es gibt aber auch Güter, welche 1— 1%, Mill. Duadratruthen groß find. Nach Hufen berechnet 
ift die durchſchnittliche Größe 3Y/,—4 Hufen; viele Güter enthalten aber auch 5—9 Hufen, un? 
einige mehr als 9 Hufen, darunter eins von 46"/, Hufen. Mehrere adeliche Gut&herren ver: 
einigen über 24 und einzelne jelbft über 50 Hufen in ihrer Hant. 

Die drei Rittergüter im Nageburgifchen find Alodien. Bon den Gütern des ſtargardiſchen 
Kreifed find 87 Lehen und 12 Alodien. Won den 1007 Bütern im ſchweriniſchen Landesibeil 
find 619%), Lehngüter und 387/, Alovien. Die Kehngüter find mit Ausnahme von vier Kun: 
kellehen landesherrliche Mannlehen. Gine Verallgemeinerung der Alodification wird durch die 
KRoften (3 Proc. vom Gutöwerth, zum Theil no in Verbindung mit einer jährlichen Recogni: 
tion) ſowie bei ven alten (nit von dem Beſitzer neuerworbenen) Lehen durch die erforberlide 
Einhelung ver Einwilligung der Agnaten erſchwert. Auch ftehen ihr die Grundfäge der jegigen 
Regierung in Schwerin entgegen, welde vor einigen Jahren ſelbſt ven Berfuch machte, das med: 
Ienburgifche Lehnrecht in der Form einer Declaration zu Gunſten einer größern Stabilität 
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des Grunbbejiges abzuändern. Die Zahl der Hauptgüter hat ſich durd Erhebung von abhän- 
gigen Gütern oder Gutstheilen zu ſolchen feit dem Jahre 1814 von 960 auf 1007 und die 
Zahl der Alodien gleichzeitig von 307 auf 3874, vermehrt. Die Vermehrung der Hauptgüter 
ſchreitet aber nicht in demjelben Maße fort, da theils erichwerende Beftimmungen erlaffen wor- 
den find, theils die fortichreitenden Fideicommißftiftungen ein Hinderniß bilden. Gin Hauptgut, 
von welchem ein Theil abgezweigt wird, muß mindeftens zwei Hufen behalten, und bei einem 
neuzuerrihtenden Hauptgut muß ein Areal von zwei Hufen nachgewieſen werden. Auch iſt 
gegen Zerfplitterung dadurch Vorkehr getroffen, daß nicht mehr als zwei Hufen von einem Gute 
zur Einrichtung von Erbzinsftellen tweggegeben werben dürfen, und daß weder zu diefem noch zu 
einem andern Ziwed ein Hauptgut weiter als bis auf zwei Hufen verkleinert werden darf. Fidei— 
commißftiftungen, welde mit ver Wirfung bedingter oder unbedingter Veräußerlichkeit, auch 
gänzlicher over partieller Unverſchuldbarkeit landesherrlich beflätigt find, finden fih in 54 Lehn⸗ 
und 33 Alodialgütern. Gin landeöherrlihes Vorkaufsrecht befteht bei 40 Gütern, eine Reſer— 
vation der hoben Jagd bei 84, eine Verpflihtung zur Erneuerung der Lehnbriefe oder der 
Alodialitätderflärung in allen Veränderungsfällen bei 53, eine jährliche Abgabe zur Alodia= 
litätsrecognition bei 100, eine Verpflihtung zur Zahlung der ſogenannten Königsbede bei 
95 Gütern, und vier Alodialgüter find verpflichtet, in Veräußerungsfällen ven landesherrlichen 
Conſens dazu nachzuſuchen. Der Verfauf von Eichen und Buchen aus den Waldungen der 
ritterſchaftlichen Güter ift an ven landesherrlihen Gonfens gebunden. Doc; geftattet der Lanz 
desvergleich die jährliche Fällung von 12 Eiden und 50 Buchen ohne Binholung ſolchen Con— 
ſenſes, und dieſes Privilegium ward im Jahre 1860 auch auf die Mlodialgüter ausgedehnt. 

Der Durhihnittöpreis der Hufe bei Verfäufen war in den Jahren 1850—54 für Kehn: 
güter 31544 Thlr. und für Alodien 31689 Thlr. Die durchſchnittliche jährliche Zunahme des 
Verkaufswerths einer Hufe betrug nad einem fünfundadtzigiährigen Durchſchnitt aus den 
Jahren 1770— 1854 jährlid bei Lehngütern 258 und bei Alodien 282 Thlr. In fämmtlihen 
ritterfihaftlihen Gütern waren im Frühling 1834 an Schulden 23,855994 Thlr., im Frühling 
1849 aber 36,563786 Thlr. intabulirt; die Zunahme betrug alſo 53°/, Proc., während ver 
Berkaufswerth der Güter in derjelben Zeit fih nur um 17 Proc. Hob. 

Die Bewirtbihaftung gefhah in älterer Zeit fowol im Domanium wie in der Ritterfchaft 
und den übrigen Landgütern faft ausſchließlich dur Bauern, welde unter ver Verpflichtung zu 
gewiſſen Dienftleiftungen ihre Hufen in erblihem Beſitz hatten. Später entſtanden durd Gin- 
ziehung und Zufammenlegung von Bauernländereien größere Höfe, die im mecklenburg-ſchwe— 
rinifchen Domanium feit vem Jahre 1805, im medlenburg : ftreligifchen Domanium erft feit 
einigen Jahren an die Meiftbietenden auf einen gewiffen Zeitraum —— 21 Jahre) verpachtet 
werben. Andererſeits befeſtigte ſich der bäuerliche Beſitz durch übergang in ein Erbpachtver— 
hältniß. Als kleinere Erbpächter entſtanden die Büdner und die Häusler. Neben dieſen Grund— 
befigern gibt es verſchiedene Klaſſen von ländlichen Tagelöhnern. 

Infolge des Beſtrebens der ſchweriniſchen Regierung, den Grundbeſitz mehr und mehr zu 
parcelliren und zu befeſtigen, hat ſich die Zahl der groͤßern Pachthöfe in dem Zeitraum von 
1847-62 von 271 auf 252 vermindert. Gleichzeitig verminderten ſich die Bauerſtellen von 
4586 auf 4133, wogegen fich die Erbpaditftellen von 832 auf 1308, die Büpnerftellen von 
6669 auf 7266 und die Häudlerftellen von 3 auf 2468 vermehrten. Daneben gibt es im 
fhmwerinifhen Domaniumgegen 700 theils erbliche, theilsin Zeitpacht ftehende Mühlen, Schmiede 
und Krüge, 47 Ziegeleien und 79 Bifchereien, welche ſämmtlich mit Fleinen Landwirthſchaften 
verbunden iind, ſowie andererfeits die Büdnereien zum Theil im Beſitz von fonfligen Hand: 
werfern find, die einen auf dem Lande erlaubten Betrieb haben. Die volle Bauerhufe hat 
300 Sceffel Ausjaat. Neben ven Vollhüfnern gibt e8 auch Halb-, Drittel:, Viertel- und 
Adtelhüfner, welche beide legtern Klaffen im Gegenfag zu den „Hauswirthen“ (den größern 
Bauern) Koflathen genannt werden. Die Bauern haben ihr eigenthümliches Erb- und Fami: 
lienredht behalten, find aber im übrigen zu bloßen Zeitpächtern berabgedrüdt und müſſen fich jede 
Veränderung (Verkleinerung, Verlegung) ihrer Hufe und der darauf rubenden Leiftungen ge: 
fallen laffen, find auch der beliebigen Abfegung unterworfen, wenngleich vie Verwaltung von 
diefen, den urfprünglichen Rechtöverhältniffen ver Bauern mwiderftreitenden Befugniflen einen 
ichhonenden Gebraud; macht. Die Erbpächter zahlen neben dem Kaufpreis einen jährlichen Ka— 
non, welder von 20 zu 30 Jahren nad) den Durchſchnittspreis ded Roggens beflimmt wird. 
Sie find in ihrer Wirthſchaft mannichfachen Beſchränkungen unterworfen, müflen in Beräuße: 
rungsfällen den Conſens der Behörde einholen, auch gewiſſe Procente ver Rauffumme entrichten, 
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und haben durch eine Verordnung vom 25. Jan. 1860 ein dem bäuerlichen Erbrecht entſprechen 
des Inteftaterbrecht erhalten, welches die mit der Anwendung ded römischen Inteftaterbrechts au 
die bäuerlihen Erbpachtgüter angeblih verbundenen Nachtheile zu befeitigen bezwedt. Die 
Büdnerſtellen find im Jahre 1754 zur Unterbringung der überfhüffigen Bevölferung begrün- 
det. Es gibt darunter nur wenige Großbüdnereien (von 2—4000 Duabratruthen), die mei: 
ften find Kleinbüdnereien. Sie unterſcheiden jih von den Erbpadtitellen im wejentlicyen nur 
der Größe nah. Eine partielle Veräußerung und eine Zufammenziehung mit andern Stellen 
ift bei ven Büdnereien jo wenig als bei den eigentlihen Erbpachtitellen erlaubt. Das Bedürfnis. 
weldes im Jahre 1754 zur Begründung von Büonerftellen führte, jhuf im Jahre 1846 bir 
Häuslerftellen. Der Häusler hat nur Haus und Hof, wofür er eine jährlihe Recognition zahl: 
und daneben hat er einige Ländereien in Zeitpacht. Die Tagelöhner find theild Hoftagelöhner, 
welche Wohnung und Arbeit von dem Hofpächter haben, theils Dorftagelöhner, welche entwebe: 
bei ven Erbpädtern und Haudwirthen wohnen und oft zu diefen in einem bienftcontractlicen 
Verhältniß ftehen, oder ald „inlieger der Erbpächter, Hauswirthe und Büdner blos eine 
Wohnung mit etwas Öartenland gemiethet Haben und ald „freie““ Arbeiter für Tagelohn arbei: 
ten. Für diefe Einlieger war bei den frühern Regulirungen oft wenig oder gar nicht geforgt, 
ſodaß man fich endlich gezwungen ſah, durch LÜiberlaflung von Ländereien (bis zu 200 Quadrat: 
ruthen) ihre Eriftenz zu fihern. Um die damals fehr aufgeregten Gemüther „thunlichſt zu be: 
ruhigen”, wurde am 11. April 1848 von der großherzogliden Kammer verfügt, daß alle Tage: 
löhner, welde nit ſchon durch beftehende Hof: oder Dorfcontracte etwas mehr erlangt hätten, 
fortan jeder 1—200 Quadratruthen Kartoffel: und Leinland und nah Möglichkeit Weide für 
eine Kuh und etwas Wieſe erhalten follten. Die Hoftagelöhner jorwie die Tagelöhner ver 
Bauern und Erbpädter jollten fo geftellt werden, daß fie ven Einliegern nicht nachſtänden 

Auf den ritterſchaftlichen Gütern iſt feit der Zeit, wo die Gutäherren ſelbſt es vortbeilbaft 
fanden, die Landwirtbihaft zu betreiben, das Beftreben hervorgetreten, die Bauerm zu ver: 
drängen und durch den eingezogenen Bauernader das Hoffeld zu vergrößern. Dieſes Beftreben, 
fo fehr ed auch mit den bäuerlichen Rechtöverhältniffen in Zwiefpalt war, warb dennoch son der 
Gefepgebung begünftigt, und fo ift ed gefommen, daß in ven legten 200 Jahren die Zabl ver 
ritterfchaftlihen Bauern in Medlenburg- Schwerin im Wege wer fogenannten egung von 
12000 auf ungefähr 1200 berabgefunfen ift und daß die übrig gebliebenen an Umfang und 
Beihaffenheit ihres Aders obenein bedeutende Einbuße erfahren haben. Noch in den legten 
hundert Jahren wurden 35 Mill. mecklenburgiſche Duadratrutben (glei eirca53 Mil. preußi⸗ 
fhen Quadratruthen oder 300000 preußifhen Morgen) an Bauernländereien eingezogen , 
davon fallen auf die Jahre von 1850— 60 ungefähr 2 Millionen. Ein Gejeg vom 13. Jan. 
1861, welches urſprünglich beftimmt war, die Lage der Bauern zu ſichern, hat im Laufe der dar: 
über mit den Ständen gepflogenen Verhandlungen eine Geſtalt angenommen, welche vie Lage 
der Bauern noch unfiherer gemacht hat als fie war. Nicht blos ift die Legung von Bauernftellen 
in einem gewiffen Umfange darin von neuem geftattet, fondern den Gutsherren auch die Kün: 
digungsbefugniß gegen alle Bauern eingeräumt, bei welchen viefelbe nicht durch Specialcon: 
tracte ausgeſchloſſen ift, und ihnen außerdem ein dem willfürlichften Gebrauch ausgejegtes Ab: 
meierungsredht eingeräumt worden, In den Klofter: und ftädtifchen Känmereigütern find die 
Bauern meiftens in ein Erbpachtverhältniß getreten, welches ihnen jedoch in der Hupothefari- 
ſchen Belaftung ihres Grundſtücks und in mander andern Hinſicht fehr Hinderliche Beihrän: 
fungen auferlegt. Die Hoftagelöhner ftehen zu dem Gutsherrn in vem Verhältniß, daß er ihnen 
für das ganze Jahr Arbeit gibt, wofür fie außer einzelnen Naturalteiftungen einen gewiſſen 
Tagelohn empfangen. Durd ein mit Ritter: und Landſchaft vereinbartes Gefeg vom 15. Mai 
1848 wurde beflimmt, daß in Fällen von Streitigkeiten über das Maß der gegenjeitigen Lei: 
ftungen der Gutsherren und ihrer Tagelöhner auf Antrag der Beteiligten ein ſchiedérichtet⸗ 
liches Verfahren eintreten jollte. Die Aufhebung der Leibeigenfhaft durch Das Geſetz vom 
18. Jan. 1820 ift nur den Gutsherren zum Bortheil geweien, da die Kündigungsbefugniß der 
Tagelöhner, bei ver mangelnden Freizügigkeit, ihnen nur die Möglichkeit ver Auswanderung 
eröffnet, ſonſt aber, wenn fie ausgeübt wird, meiftens nur die Wirfung hat, daß fie den Guts— 
arbeiter in einen Gutsarmen verwandelt. 

Das Domanium des Großherzogs von Medlenburg-Strelig zählt im Lande Stargard in 
237 Ortſchaften 73 Pachthöfe und Meiereien, 100 Erbpachtſtellen, 257 Bauern, 61 Koſſathen 
und 1245 Hauseigenthümer (Eleine Büpner). Unter ven Bauern befindet ſich eine Anzakl 
Lehn- und Freifhulzen, melde ihre zum Theil fehr umfangreihen Höfe und Ländereien al 
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freies Eigenthum befigen, bei deſſen Erwerbung ihnen ein landesherrlicher Beftätigungs: und 
Zehnbrief erteilt wird. Das großherzoglihe Domanium im Fürftentgum Nageburg zählt 
1 Breifhulzen, 9 Erbpächter, 349 Vollhüfner, 59 Halb: und Drittelhüfner, 46 Adtelhüfner 
(„Käthner‘‘), 246 Büdner. Die Bauern haben Gontracte, in welchen ihre Pacht ein für alle: 
mal nad durchſchnittlichen Roggenpreifen beftimmt ift, fie können ihre Stellen verkaufen und 
mit Hypotheken belaften, und fteben daher in dieſer Beziehung ganz ald Erbpächter da. 
Bevölferungsfatiftil. a) Medlenburg: Schwerin. Das Land hatte im Herbſt 
1862 eine Bevölferung von 551761 Seelen, ſodaß auf jede der 244,12 Duadratmeilen 
2260 Seelen kommen. Bon diejen waren männlihen Geſchlechts 178440 Gonfirmirte und 
91355 Nidtconfirmirte, Summa 269795; weiblihen Geſchlechts 192272 Eonfirmirte und 
89694 Nihtconfirmirte, Summa 281966. Die Zahl der Ortſchaften, in welchen viefelben 
wohnen, beträgt circa 2700, darunter 40 Städte (Roſtock mit 26396, Schwerin mit 23233, 
Wismar mit 13128, Güftrow mit 10501 Einwohnern, ferner 2 Städte mit 5—10000, 21 
mit 2500—5000 und 13 mit weniger ald 2500 Einwohner), 8 Flecken, circa 1200 Dörfer 
und einzelne Gehöfte und circa 1400 Landgüter (Höfe und Meiereien). Von der VBolfszahl 
fallen auf va8 Domanium 207105, auf bie ritterfchaftlichen Güter 137382, auf die Klofter- 
güter 9082, auf die Städte 184083 und auf die ftädtifhen Kämmereigüter 14109. Die Be: 
völferung dev Stüdte bildet daher ungefähr ein Drittheil der Gefammtbevölferung. Von den 
circa 367000 Köpfen ver Landbevölferung gehören ungefähr 290000 oder mehr ald die Hälfte 
ver Gejanmtbevölferung dem Stande der Tagelöhner mit Einfluß der gleihfalld auf Tage: 
löhnerarbeit angewiefenen Kleinbüdner an. Im Herbſt des Jahres 1852 betrug die Geſammt— 
beoölferung 542763 Seelen, wovon 206986 auf dad Domanium, 140707 auf die Ritterfhaft, 
9052 auf die Kloftergüter, 172092 auf die Städte und 13926 auf die ſtädtiſchen Kämmerei- 
güter famen. Der Zumahd war daher ein fehr geringer (nur 8998 Seelen oder 1,6 Proc., 
alfo jährlich nur 900 Seelen oder O,16 Broc.) und die Bewegung vertheilt fi auf die einzelnen 
Gebietötheile jehr ungleih. Die Zunahme betrug in ven Städten 11991 Seelen (6,967 Proc.), 
im Domanium 119 Seelen (0,057 Pror.), in ven Kloftergütern 30 (0,331 Broc.), in den ftädti- 
ihen Kämmereigütern 183 (1,314 Proc.). In den ritterfchaftlihen Gütern dagegen fand eine 
Abnahme flatt, welhe 3325 Seelen (2,363 Proc.) betrug. In den zehn Jahren von 1853—62 
wurden 179042 Kinder geboren; es ftarben mit Einſchluß der Todtgeborenen 128966, ſodaß 
der Überſchuß der Geborenen über die Geftorbenen 50076 beträgt. Hiernad hätte ſich die Be- 
völferung von 542763 auf 592839 Seelen heben jollen. Sie ift aber hinter diejer Zahl um 
41078 Seelen zurüdgeblieben und diefe Ziffer zeigt Folglich den Lberihuß der Auswanderung 
über die Einwanderung an. Unter ven 179042 Geborenen waren 35783 uneheliche, ſodaß 
das Verhältniß ver unehelihen zu den ehelichen Geburten fi mie 1 zu 4,003 ftellt. Nach zehn: 
jährigem Durchſchnitt war das Verhältnip von 1808—17 wie 1 zu 12, von 1818—27 wie 
1 zu 9,6, von 1828 —37 wie 1 zu 7,7, von 1838—47 wie 1 zu 5,3, von 1848—57 wie 1 zu 
4,02. Inden folgenden Jahren fleigerte ſich dieſes Misverhältniß noch weiter, indem im Jahre 
1858 die unehelih Geborenen zu den ehelich Geborenen fich wie 1 zu 3,96, im Jahre 1859 wie 
1 zu 3,871, im Jahre 1860 wie 1 zu 3,850, im Jahre 1861 wie 1 zu 3,705 verbielten. Erſt mit 
dem Jahre 1862, wo das Verhältnig wie 1 zu 4,04 war, trat eine Fleine Wendung zum Beflern 
ein. In ähnlichen Verhältniffe mehrte fi die Zahl der UInterfuhungen wegen Kindestödtung. 
In dem zehnjährigen Zeitraum von 1840 —49, wo das Verhältnig der unehelich zu den ehelich 
Geborenen wie 1 zu 4,952 war, famen in jedem Jahre durchſchnittlich 8,3 Unterfuhungen wegen 
Kindedtödtung vor; in den Jahren 1850—59 war jenes Verhältniß wie 1 zu 3,% und bie 
Zahl der Unterfuhungen war durchſchnittlich jährlih 11,8. In einer Verhandlung vor der 
Juſtizkanzlei zu Schwerin wegen Kindestöbtung erklärte dev Griminalfiscal, dag im Strafmaß 
um fo weniger die Milde Anwendung finden dürfe, „ald dieſes Verbrechen im Lande jegt jo 
bäufig vorfomme”, Hinſichtlich des Verhältniffes ver unehelichen zu den ehelihen Geburten 
nehmen bie ritterfchaftlichen Güter, wegen ber hier hauptſächlich herrſchenden Erſchwerung der 
Nieverlaflung, die unterfte Stufe ein, vemnähft folgt dad Domanium, fodann die Städte. Im 
Jahre 1851 gab ed 79 Drtfchaften, darunter 54 ritterfchaftliche und 5 Kloftergüter und 20 Do: 
manialortfhaften, in welden überhaupt nur unebeliche Geburten vorfamen, 260 Ortſchaften, 
in welchen der dritte Theil und mehr, und 209 Ortſchaften, in welden die Hälfte und mehr aller 
Geburten unehelih war. Das Berhältniß der Trauungen zu der Volkszahl war im Dur: 
ſchnitt der fech3 Jahre von 1857 — 62 wie 1 zu 132. In demjelben Zeitraum kamen vor dem 
Griminalcollegium zu Bügow folgende Bälle von Verbrechen (mit Einfluß der Verſuche) zur 
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Schlußverhandlung: Verwandten- und Gattenmord 4, Mord, Raubmord 7, Tödtung 2, 
Kindestödtung 67, Fruchtabtreibung 9, Vergiftung 8, Verwundung 2, Nothzucht 37, Cor; 
tion 3, Inceft 11, Branpftiftung 70, Raub 4, Diebftahl 8, Unterihlagung, Beruntreuung 4, 
Münzfälihung 2, Fälſchung, Betrug 5, vereinte Gewalt 1. Unter ven Vergehen find die Fort: 
frevel durch ihre große Zahl bemerfenswerth. In den fünf Jahren von 1852—56 kamen bei 
den großherzoglichen Forſtinſpectionen durchſchnittlich in jedem Jahre 13110 Korftfrerel ju 
einem Schadenswerth von im ganzen 3218 Thlen. zur Anzeige, und ed wurden deswegen jähr: 
lich 12742 Perfonen verurtheilt. Die Strafe ward abgebüßt: durch Geld mit 4938 Thlm, 
durd Gefängnig mit 110135 Stunden, durch Arbeit mit 4 Stunden und in 256 Bällen vurs 
förperlihe Zühtigung. Bei den ſtädtiſchen Gerichten famen durchſchnittlich 1979 Krevel ı 
einem Schadenswerth von im ganzen 690 Thlen. zur Anzeige und es wurben 1809 Perſonen 
verurtheilt. Die Strafe ward abgebüßt: durd Geld mit 899 Thlen., durch Gefängnif mi 
20804 Stunden und in 44 Fällen durch förperliche Züchtigung. Die Zahl der Selbſtmörder 
betrug in den legten acht Jahren durchſchnittlich jährlih 87. In den Jahren von 1811—% 
betrug deren Zahl durchſchnittlich nur 22, von 1821—30 38, von 1831—40 52, von 1841 
—50 71. 

b) Medlenburg: Strelig. Das Land hatte nad der legten Zählung im October 1860 
eine Bevölkerung von 99060 Seelen, 2013 auf die Duabratmeile.. Davon fommen auf das 
Land Stargard 82175 (1935 auf die Quadratmeile), auf dad Fürſtenthum Ratzeburg 16885 
(2501 auf die Quadratmeile). Unter der Bevölkerung des Landes Stargard find männligen 
Geihlechts bi8 zu 6 Jahren 6017, von 6—14 Jahren 7035, von 14—21 Jahren 5612, 
von 21—27 Jahren 4258, über 27 Jahre 16763, Summa 39685; weiblichen Geihleht? 
bis zu 6 Jahren 5943, von 6—14 Jahren 6853, von 14— 21 Jahren 5982, von 21—27 
Jahren 4446, über 27 Jahre 19266, Summa 42490. Im Fürſtenthum Nageburg find männ: 
lichen Gefhlehts biß zu 6 Jahren 1280, von 6—14 Jahren 1462, von 14—21 Jahren 
1064, von 21—27 Jahren 858, über 27 Jahre 3818, Summa 8482; weiblichen Geſchlechte 
bis zu 6 Jahren 1253, von 6—14 Jahren 1426, von 14— 21 Jahren 1132, vom 21— 
27 Jahren 848, über 27 Jahre 3744, Summa 8403. Die Zahl der Ortichaften des Gefammt: 
gebiets beträgt circa 460, darunter find 9 Städte nebit Antheil.an der lauenburgiſchen Stadt 
Rageburg, 2 Marktflecken, 220 Randgüter oder Höfe und Meiereien und etwa 230 Dörfer, 
einzelne Gehöfte u. ſ. w. Bon der Volkszahl fallen im Lande Stargard auf dad Domanium 
mit Ginfhluß der Incamerata 34773 (mit 6524 Wohnungen in 3431 Gebäuden), auf die 
Nitterfchaft 16381 (mit 2804 Wohnungen in 1456 Gebäuden), auf die Städte 31021 (mit 
2804 Wohnungen in 1456 Gebäuden); im Fürſtenthum Rageburg fallen auf dad Domanium 
13911 Seelen (mit 2549 Wohnungen in 1627 Gebäuden), auf die drei Alodialgüter 499 See: 
len (mit 81 Wohnungen und 30 Gebäuden) und auf die Stadt Schönberg 2475 Serlen (mit 
628 Wohnungen in 244 Gebäuden). Im Jahre 1851, wo die vorlegte Zählung ſtattfand 
betrug die Geſammtbevölkerung 99628 Seelen, ſodaß in ven dazwifchenliegenden neun Jahren 
nit blos feine Vermehrung, jondern eine Verringerung, um 568 Seelen, eingetreten ik 
Diefe Volkszahl vertbeilte fi wie folgt: Land Stargard: Domanium 35111, NRitteridai 
17371, Städte 30794, Summa 83276; Fürſtenthum Ratzeburg 16352. Im Lande Stargar 
it alfo von 1851—60 eine Verminderung von 1101 Seelen (1,1 Proc.) eingetreten. Ti 
Einwohnerzahl ded Domaniums hat 338 (0,96), die der Ritterſchaft 990 (5,68 Proc.) verlor, 
und nur die der Städte hat die unbedeutende Vermehrung von 227 Seelen (0,7) erfahren 
Die Bevölferung im Rageburgifchen ift um 533 (eirca 3 Proc.) gemahfen. Die Geboren be 
liefen fih von 1851 —60 im Lande Stargard auf 22375 ‚im Fürſtenthum Rapeburg au 
4825, die Geftorbenen dort auf 16393, hierauf 3372, der Überſchuß der erftern über die If 
tern alfo auf vefp. 5982 und 1453. Hiernach hätte in dem angegebenen neunjährigen Je: | 
raum bie Bewölferung im Lande Stargard von 83276 auf 89058, im Ratzeburgiſchen mı 
16352 auf 17805, im ganzen folglich von 99628 auf 107063 Seelen fi erheben mäfler. 
Es hat daher während jener neun Jahre das Land Stargard 6883 (8,2 Pror.), Nageburg IN 
(5,6 Broe.), beide zufammen aljo 7803 Köpfe (7,8 Broc.) durch Auswanderung verloren. 

Bodencultur; Stand der Landwirthſchaft. Bon den 37 Duadratmeilen Forfien 
in beiden Landestheilen fommen auf das jchiwerinifche Domanium, mit Einfluß von 5,6000 
Duadratrutben an Waldblößen, Torfmooren, Forſtwieſen und Unbrauchbarem und w* 
1,118000 Quadratruthen an Forftdienftländereien, 49,623000 Quadratruthen (circa 22 Uwe 
dratmeilen), auf das ftreligifche Domaniun, mit Einfhluß von 1,145426 Quadratruthen Im 
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Rapeburgifhen, 20,362872 Duabratruthen (circa 8 Duadratmeilen). Der Reſt von circa 
7 DQuadratmeilen fällt auf die Waldungen der Ritterfhaft, der Klöfter und der Städte. Im 
ſchweriniſchen Domanium nimmt dad Eihenholz 3, das Buchenholz 9, das Nadelholz 23 und 
das Weichholz 7 Mil. Duadratruthen ein. Über den Ertrag fehlt e8 an Darlegungen aus 
neuerer Zeit. Nah einen amtlihen Anfhlag für das Jahr 1848— 49 follte die Einnahme 
aus den großherzoglih ſchweriniſchen Forſten 214740 Ihlr. (darunter für verfauftes Holz 
147901 Thlr.), aus den Jagden 11110 Thle., Sunma 225850 Thlr., die Ausgabe 
192680 Ihlr., der Reinertrag alfo nur circa 33000 Thlr. oder Thlr. für 1000 Quadrat: 
ruthen betragen. 

Nach Abzug der Waldungen, Wiefen, Brühe, Heiden und Gewäſſer bleiben etwa zwei 
Drittel des Fläheninhalts für ven Aderbau und zwar meiftens für den Kornbau übrig. Der 
landwirthſchaftliche Betrieb hat ſowol auf den Rittergütern als auf den Domanialpachthöfen, 
unter Aneignung der auf diefen Gebiete gemachten Kortfchritte, einen bemerfendwertben Auf: 
ſchwung genommen; doch ift die Cultur mehr extenſiv als intenfiv und bei der Unzulänglichfeit 
der Arbeitöfräfte und der Umfänglichkeit der meiften Güter mehr auf Erzielung des möglichft 
geringen Nachtheils ald des höchſten Ertrags gerichtet. Die Gefhloffenheit der Güter, die auf 
dem zehnten Theile aller Brivatrittergüter laftenden Fideicommißſtiftungen, die große Zahl der 
in Todter Hand befindlichen Güter, alles dies find Momente, welche in Verbindung mit ven fon- 
fligen Hinderniffen der Verfehrsentwidelung der großen Landwirthſchaft die Bedingungen der 
vollen Entfaltung aller Kräfte vorenthalten. Noch lähmender aber find bie beſtehenden Infli- 
tutionen für ben Fleinen landwirthſchaftlichen Betrieb. Das fehlende freie Eigenthum, die Be- 
ſchränkung und Überwachung der Wirthfhaft durch die Grundherrfchaft, die Unſicherheit der 
Befigverhältniffe, die Normirung der Niederlaflungen durch dad bureaufratifche Belieben und 
die dadurch bewirkte willfürliche Vertheilung der Arbeitskräfte, die Hinderniffe in der Wahl der 
Arbeit und viele andere in den politifhen und wirthſchaftlichen Inftitutionen ded Landes be: 
ruhende Urſachen drücken die Produrtion der Fleinen Landwirthe auf ein höchſt geringes Maß 
berab. | 

In den fieben Jahren 1852—58 betrug in Medlenburg- Schwerin der Jahresdurchſchnitt 
des Überſchuſſes der Ausfuhr über die Einfuhr von Gerealien: 18029 Laſt Weizen, 5155 Laft 
Roggen, 1914 Laft Raps und Rübſen, 764 Laft Gerfte, 728 Laft Erbſen, 413 Laft Hafer, 
61 Laſt Buchweizen, 605 Laft Kartoffeln, Sunma 27669 Laft. 

Der Viehbeftand war im Herbft 1860 in Medlenburg: Schwerin: 84467 Pferde (davon 
unter ein Jahr 4449, einjährige 4758, zweijährige 4942, dreijährige 4193, vierjährige und 
darüber 66125), 255661 Stück Rindvieh (darunter 4267 Bullen, 6882 Ochſen, 192706 
Kühe, 20030 tragende Sterfen, 31776 Stück Jungvieh), 1,237014 Schafe (darunter 
1,086778 verebelte, 150236 Landſchafe), 182404 Schweine, 14166 Ziegen. Im Jahre 1851 
waren 77623 Pferde, 269975 Stück Rindvieh, 1,181083 Schafe, 128373 Schweine, 
9393 Ziegen; im Jahre 1854: 81719 Pferde, 273901 Stück Rinvvieh, 1,181901 Schafe, 
147236 Schweine, 11249 Ziegen; im Jahre 1857: 84528 Pferde, 266837 Stück Rindvieh, 
1,198450 Schafe, 157522 Schweine, 12094 Ziegen. Der Überſchuß des Exrports von Pfer- 
den und Vieh über ven Import war während der fech8 Jahre von 1855— 60 im Jahrespurd: 
fchnitt: 329 Pferde, 3236 Stüf Rindvieh, 59863 Schafe und 49291 Schweine. 

Der Viehftand von Medlenburg:Strelig war im Herbft 1860: a) in der Herrſchaft Star: 
gard: 13484 Pferde, 28243 Stück Nindvieh, 215261 Schafe (darunter 136940 veredelte, 
51117 halbverebelte); b) im Fürſtenthum Nageburg: 3562 Pferde, 11151 Stüd Rindvieh, 
24234 Schafe (darunter 9551 veredelte, 1461 Halbveredelte). 

An Producten des Mineralreih8 werben den Boden abgewonnen: Gips (bei dem Flecken 
Lübtheen, früher für Rechnung der Kammer, feit 1853 von einem Pachter betrieben), Braun: 
kohle (bei Mallis, von 1818— 38 mit einem Aufmwande von 25249 Thlrn., ungerechnet bie 
Holzmaterialien und einer Bruttorinnahme von nur 1317 Thlrn. für großherzogliche Rechnung 
betrieben, darauf im Stich gelaffen, im Jahre 1854 von einem Privatmann, dann von einer 
Aetiengefellfchaft wieder aufgenommen), Salz (zu Sülz, für Rechnung der Kammer), Thon 
(für Ziegler und Töpfer), Walfererbe, Kalk. 

In jedem der beiden Großherzogthümer beftehen Vereine für Förderung der Landwirtb: 
ſchaft: in Medlenburg: Schwerin der Patriotifche Verein (im Jahre 1798 als landwirthſchaft— 
liche Geſellſchaft geftiftet), mit 1207 orbentlichen Mitgliedern in 25 Diftrieten, in Mecklenburg— 
Strelig der Landwirthſchaftliche Verein (ſeit 1848). Beide fuhen durch Veranſtaltung von 
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Tpierfhauen, Bferberennen, Ausftellung von Maſchinen und Producten u. ſ. m. für die Hebung 
der Landwirthſchaft zu wirken. Gin im Jahre 1862 geflifteter Erntewetterverein verjhaf: 
während der Heu: und Kornernte feinen Mitgliedern im telegraphiſchen Wege Kenntniß vs 
Wetterveränderungen in England und Branfreih, um vdiefelbe im Intereffe der Erntearbeuc 
zu verwerthen. 

Gewerbebetrieb und Handel. Im allgemeinen ift dev Gewerbe: und Handeläbetriet, 
die „bürgerlihe Nahrung‘, ein Privilegium der Bürger in den Städten. Nur die Fleder 
nehmen an jenem Privilegium theil, infolge fpecieller Genehmigung feiten® des Gorpe vr 
Städte auch einige wenige ländliche Ortſchaften. Die Brauerei ift auf dem Lande nur für tn 
eigenen Bedarf geftattet und außerhalb der Höfe auf die Erzeugung von Shwahbier beſchränkt 
Die Branntweinbrennerei darf zwar von den Grundherren und deren Hofpächtern auf vem 
Lande betrieben werden; der Vertrieb des Fabrikats unterlag jedod bisher großen Beidhrär: 
kungen, die erft durch die mit dem 1. Det. 1863 in Wirffamfeit getretenen Veränderungen im 
Steuerwefen befeitigt worden find. Durch legtere wird zugleich dem Handwerksbetrieb, melde 
für einzelne Gewerbe ausnahmsweiſe in gewiſſen enggezogenen Örenzen auf dem Lande geftattei 
ifl, ein etwas erweiterter Spielraum gegönnt. Die jegigen Grenzen bed Handwerks betriebs au’ 
dem Lande ergeben fi aus nachſtehender abgeänderter Baflung, die $. 259 des Landesccr: 
gleich in dem neuen Gefeg erhalten hat: „Damit wegen der Handiverfer auf dem platten Lande 
fünftighin alled in Flarer Mafgebung beftehe, fo ift für ſtets vergliden und feſtgeſetzt, das, 
außer ven Glashüttenmeiſtern, Zieglern, Kalfbrennern und Müllern, aud Sägern, Dedern, 
Zementirern oder Klemern u. dgl., feine Handwerker gehalten oder geduldet werden follen, alö 
bei jedem Gute 1) ein Grobſchmied mit drei Geſellen, 2) ein Grobradmacher, zur alleinigen 
Berfertigung der zur Landwirthſchaft nöthigen Bauer: und Bauwagen, mit einem Gefellen, 
3) Grobleinmweber ohne Beihränfung ihrer Zahl und Webftüble, 4) ein Bauerichneider mit 
einem Gefellen, 5) ein Maurer ohne @efellen und ein Zimmermann mit einem Gefellen, 6) ein 
Tischler ohne Gejellen, 7) ein Schuhflider ohne @efellen, iedoch daß diefer nicht au neue Schu: 
fterarbeit, wie fie Namen haben mag, zu machen ſich unterfange.’’ Die Maurer und Zimmer: 
leute auf dem platten Lande find berechtigt, menn fie ſich mit einem ſtädtiſchen Meifter darüber 
einigen, zu den von ihnen auf dem platten Sande audzuführenden Bauten die erforderlichen Ge: 
jellen auf ven Namen des ſtädtiſchen Meifterd in Arbeit zu nehmen. In Kranfheitd: oder an: 
dern Fallen dauernder Behinderung eines Landhandwerkers fann venjelben und im Fall des 
Todes aud feiner Witwe, auf Antrag der Butsobrigfeit, Die Annahme eines befondern Geſellen 
zur Vertretung der Stelle des Behinderten auf beflimmte Zeit durch landesherrliche Dispenſa— 
tion geftattet werben, jedoch Soll hierburd eine Vermehrung der Zahl der concedirten Hand: 
werfer nicht zugeftanden fein. Den Landbegüterten joll freifteben, ausländiſchen Handwerkern, 
„wenn fie diefelben tüchtiger oder billiger finden follten ald in ven Städten des Lanked, Xr: 
beiten auf ihren Gütern zu übertragen, jedoch joll denjenigen deutſchen Ländern gegenüker, 
deren Gefepgebung in diefer Beziehung feine Neciprocität gewährt, den bieffeitigen Regierun: 
gen die Befugniß zuftehen, die Aphibirung von Handwerkern folder Länder zu unterjagen. 

Dieje Beftimmungen finden aud auf die Stadt Roſtock Anwendung, und ed wird burd bie 
felben das zu deren Privilegium gehörende Bannrecht, vermöge deſſen zwei Meilen um die Etat 
fein Hanbmerfer geduldet und fein anderes ald roftoder Bier in ven Krügen ausgeſchenkt wer: 
den darf, hinſichtlich des Handmwerföbetriebs modificirt. Doch wird es in Bezug auf ihr eigene? 
Zandgebiet nach mie vor von der Stadt Roftod ald Grundherrſchaft abhängig bleiben, mie weit 
fie die an fi) erlaubten Handwerke dort dulden will. Bisiept hat fie den Grundſatz feftgebalten 
daß die moͤglichſte Nieverhaltung des Gewerbebetrieb in ihrer Umgebung ihrem Interefle am 
meiften entfpredhe und daher felbft dem zu ihrem Gebiete gehörigen Hafenort Warnemüntt, 
einem Flecken von circa 1700 Einwohnern, nicht geftattet, daß ein Bäder, ein Fleiſcher, er 
Müller und eine Reihe anderer dem täglichen Bedarf dienender Gewerbtreibender ſich dalclkf 
nieberlaffen. 

Eine Folge der Beſchränkung des Gewerbebetriebs auf dem Rande in Berbindung mit der 
Niederlafjungsverhältniffen ift es, daß die auf vem Rande Geborenen, welde in den Städten rn 
Handwerk erlernen, zu einem großen Theile Feine Gelegenheit zu einer felbftändigen Ausübung 
deffelben zu erlangen vermögen und baher zur Auswanderung genöthigt find. Amtliche E: 
mittelungen im Jahre 1851 lieferten das Ergebniß, daß in ben vorangegangenen zehn Jahırk 
nur circa 1100 vom Lande Gebürtige ald Gewerbtreibende in den mecklenburg ſchweriniſchen 
Städten Aufnahme fanden, während in demfelben Zeitraum 7038 auf dem Lande Grbormt 
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als Gefellen und Lehrburfhen bei ftädtifchen Meiftern ein: und ausgefchrieben wurden. Im 
Sabre 1851 waren im ſchweriniſchen Domanium allein mebr als 1000 nieverlaffungsfähige 
Handwerker ohne Unterkommen. 

Auf dem Lande find die Handwerker häufig zugleich als Büdner mit dem landwirthſchaft— 
lichen Betriebe beichäftigt. In den Städten wird von vielen Handwerkern nebenher Aderbau 
und Viehzucht betrieben. 

Die ältern Gewerbe find ſämmtlich zünftig. Die Zunftrollen werben, mit dem üblichen 
Borbehalt ver Mehrung, Minderung und gänzlihen Aufhebung, in ven Landſtädten vom Groß- 
berzog, in den Seeftäbten von den Magiftraten ertheilt. Die nicht zünftigen Handwerker be: 
dürfen zur Ausübung ihres Betriebs einer obrigkeitlihen Conceſſion. Die Apotheker, ebenjo 
die Schornfteinfeger, aud) die Wiehverfchneider, werben außerhalb der Seeſtädte von der Landes: 
tegierung conceſſionirt. Auch die Amts: und Stadtmuſikanten werden von derjelben mit aus— 
ſchließlichen Privilegien beftellt. 

Die Summe der Gewerbtreibenden in den Städten Medlenburg: Schwerins, mit Einfluß 
der Kauf- und Handeldleute, Hat fi von 10808 im Jahre 1800 auf 17289 im Jahre 1862 
vermehrt. Doc entipricht dDiefe Zunahme nicht der Vermehrung der Gefanmtbevölferung ber 
Städte. Denn im Jahre 1800 war das Verhältnis der Gewerbtreibenden zu ber Einwohner— 
zahl der Städte wie 1 zu 7,1, im Jahre 1862 wie 1 zu 9,1. Im Verhältnip zu der Bevölferung 
des Landes haben fich in dem angegebenen Zeitraum von den ftäbtifchen Gemerbtreibenden ver: 
mindert: um 1121 Bror. die Perrüfenmader und Friſeurs, um 1610 Proc. die Brauer und 
Brenner, um 408 Proc. die Knopfmacher, um 196 Proc. die Maurermeifter, um 191 Proc. 
die Zimmermeifter, um 140 Proc. die Beutler, Handſchuhmacher und Weißgerber, um 100— 
50 Proc. die Weinhänpler, Dredäler, Apotheker, Leinweber, Hut- und Strohhutmacher, Tuch— 
mader, Bifher, um 50—25 Proc. die Lohgerber und Leberbereiter, Bäder, Schufter, Gold⸗ 
jchmiede, Müller, Nadler, Chirurgen und Barbiere, Stellmacher, Neifer und Seiler, Schneider, 
Gärtner, Tiſchler, Scherenfchleifer, um weniger ald 25 Proc. die Grügmüller, Gaftwirthe und 
Herbergierer, Grob: und Kleinſchmiede. Die Gewerbe, welche jeit dem Jahre 1800 fi im 
Berhältnig zur Gefammtbevölferung ded Landes vermehrt haben, theilweife auch erſt neu ent: 
ftanden, find die nachſtehenden: Buchbinder, Buchdrucker, Buchhändler, Büchſenſchäfter, Con— 
ditoren, Färber, Glaſer, Kaufleute und Kramer, Klempner, Kürſchner, Kupferſchmiede, Korb: 
macher, Maler, Maſchinenbauer, Meſſerſchmiede, Miethkutſcher und Fuhrleute, Nagelſchmiede, 
Bantoffelmader, Riemer und Sattler, Schiffer, Schlachter, Stuhlmacher, Tabacks- und Ci— 
garrenfabrifanten, Töpfer, Uhrmader, Zahnärzte. 

Auf dem platten Lande inMedlenburg:- Schwerin zählte man im Jahre 1847: 692 Schmiede, 
311 Radmacher, 334 Tiſchler, 26 Maurer, 14 Zimmerleute, 1340 fonflige Handwerker, 
139 Schulmeifter, die zugleich ein Handwerk treiben (dieſe legtern faft ſämmtlich im Nitter- 
ſchaftlichen), zuſammen 2856 Handwerfer mit 1937 Gefellen. 

Unter den neuern Induſtriezweigen find bie Mafchinenbauanftalten, Eifengießereien, Stein= 
hauereien und Steingießereien zu nennen. Für den Betrich des Seidenbaues haben ſich (jeit 
1852) in mehreren Städten Vereine gebildet und fidh zu einem Seidenbauverein für Medlen- 
burg zufammengejhloffen. Einen befondern Auffhwung hat in den legten Jahrzehnden der 
Schiffobau genommen, welcher vorzugsweiſe in Roftod betrieben wird. Die Zahl der roftoder 
Seefhiffe betrug im Jahre 1843: 242 zu 20488 Laſt a 6000 Pfv. mit 1860 Mann Bejagung; 
in Wismar 49 Schiffe zu 4090 Laft mit 384 Mann. Im Jahre 1863 hatte Roftod 367, 
Wismar 50, beide zufammen alfo 417 Seeſchiffe. Bon diefen waren 389 vermeffen und hat- 
ten eine Tragfähigkeit von 48456 Laſt und eine Bemannung von circa 4400 Mann. Ihr 
Baumertb betrug circa 9 Mill. und ihr Tarwerth circa 61/, Mil. Thlr. 

Der „allgemeine Induftriefonds” zur Beförderung größerer induftrieller Unternehmungen 
in Medienburg= Schwerin ſteht unter Verfügung des Großherzogs und ber Stände, und 
empfängt feine Mittel aus einem Antheil an jedem Simplum der außerorbentligen Contribu⸗ 
tion. Durd den Gebrauch, welcher zur Abfindung der Städte bei deren Verzichtleiſtung auf bie 
Prohibition ded auf dem Lande fabrizirten Branntweind von dieſem Fonds neueftend gemacht 
wurde, ift deflen Kapitalftod ſehr geſchwächt worden. Der Induftriefonds hat bisher zu An: 
leihen an Tuchmacherzünfte, zu Beifteuern für Gewerbeſchulen u. |. m. gedient. 

In den größern und mehreren kleinern Städten beider Ränder beftehen (feit 1835) Ge- 
mwerbvereine und in faſt allen Städten und einigen Flecken Gewerbſchulen. Im Jahre 1862 
traten in mehreren Städten „Handwerlervereine“ zufammen, mit dem Zweck, fi den Beſtre— 
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bungen gegen die Einführung der Gewerbefreiheit anzuſchließen. Da in Medlenburg von 
Gewerbefreiheit erft die Mede fein kann, wenn die conflitutionelle Staatöverfaffung wieder— 
bergeftellt fein wird, jo haben diefe Handwerkervereine, welde theilweife dem in Weimar im 
Sabre 1862 gegründeten Handwerkerbunde fid angeſchloſſen haben, vorläufig fein rechtes Ob— 
ject für eine praftifche Thätigkeit und widmen fi daher einfweilen vorzugsweife den Fragen 
in Betreff ihrer Organifation. Die reactionäre Partei bat fie unter ihren Schu genommen 
und baut auf fie ihre Hoffnungen. 

Der Handel Medlenburgs beſchränkt ſich binfichtlih der Ausfuhr größtentheild auf bir 
landmwirtbichaftlihen Producte des Landes und Hinjichtlich der Einfuhr auf den Bedarf der ei- 
genen Bevölkerung. In beiden Beziehungen, namentlid aber in Bezug auf Einfuhr, üben vie 
benachbarten Seeftäbte Lübeck und namentlih Hamburg eine durch die Steuergefeggebung be: 
günftigte Goncurrenz mit den beiden einheimifhen Haupthandelsplätzen Roftot und Wismar. 
In den jech8 Jahren von 1855—60 betrug für Medlenburg: Schwerin der Jahresdurchſchnitt 
der Einfuhr 2,187656 Etr., der Ausfuhr 2,436390 Etr., außer dem Import und Export von 
Pferden und Vieh. An der Einfuhr waren betbeiligt: Verzehrungsgegenftände mit 25 Proc, 
Rohftoffe mit 65 Proc. ; die übrigen 10 Proc. vertheilen fih auf Halbfabrifate, Manufactur- 
waaren, Induftrie: und Kunfterzeugnifle. Die Ausfuhr befaßte: an Berzehrungsgegenftänden 
79 Bror., an Rohſtoffen 19 Pror., an den drei andern Klafien von Handeldobjecten zufammen 
nur 2 Proc. An diefer Ein: und Ausfuhr nahmen die fünf Handelöwege in nachſtehendem 
Berbältniffe theil: Die Einfuhr zur See nach Roftod betrug von der Gefammteinfuhr 34 Proc, 
die zur See nad) Wismar 24 Proc., per Elbe und Elde 13 Proc., per Eifenbahn 23 Proc, 
per Kandfuhre 6 Proc. Bon der Ausfuhr fielen auf Roftod 24, auf Wismar 7, auf die Elbe 
und Elde 13, auf die Eifenbahn 50, auf die Landfuhre 6 Proc. Die Durchfuhr über die See: 
ſtädte betrug im Jahre 1860 nur 83242 Etr. Abgefehen vom Viehhandel, bei weldem der 
Überfchuß des Exports über ven Import oben angegeben if, und welder zu einen nidt un: 
bebeutenden Theil feine Richtung auf Berlin nimmt, war in den drei Jahren von 1858—60 
die Einfuhr aus den Zollvereindflaaten nur mit 18 Proc., die Ausfuhr in die Zollvereindftaa: 
ten nur mit 19 Proc. an der Gefammtein: und Ausfuhr Medlenburg:Schwerins betbeiligt. 
Dagegen betrug im Jahre 1860 die Einfuhr zur See von England 40 Proc., von Schweden 
und Norwegen 11 Proc., die Einfuhr zu Lande und zu Wafler von Hamburg 16 Proc.; die 
Ausfuhr zur See nady England 32 Proc., die Ausfuhr zu Lande und zu Waller nah Hamburg 
47 Proc, des Ganzen. 

Bon einzelnen Gegenftänden betrug die Einfuhr im Durchſchnitt ber drei Jahre von 
1858 —60: von Kaffee 31157 Etr., Zuder 48600, Sirup 30571, Tabad, roh 13420, fa: 
brizirt 9350, Steinkohlen 778473, Eifen (Band:, Rund: und Stangeneifen, Eiſen in Plat: 
ten, Gifen: und Weißblech, Eiſendraht und Stahl) 63222, Wein, in Gebinden 28360, in 
Blafhen 10576, Spirituofen 14148, Manufacturwaaren (in Wolle, Baummolle, Leinen, 
Seide) 34328, Hering, gefalzen 46516, Reis und Reismehl 22116, Kochſalz 58921 Ctt. 
An Ausfuhrgegenftänden kommen, außer Getreide (vgl. oben), befonderd Butter (49661 Er.) 
und Schafmwolle (29466 Etr.) in Betracht. 

Im Jahre 1826 begann der Bau von Kunftftraßen, von denen in verhältnigmäßig kurzer 
Zeit ein großes Ne fih über dad Land ausbreitete. Im Jahre 1862 hatte Mecklenburg: 
Schwerin 154°), und Medlenburg:Strelig 35 Meilen Chauſſee, welde mit einem von den 
Ständen aus den Auffünften der auferorbentlihen Gontribution bewilligten Zuſchuſſe von 
nahe an 3 Mill. Thlr. theild vom Landesherrn, theild von einzelnen Geſellſchaften erbaut wur: 
den. Da ein großer Theil der Privatchauffeen durch das erhobene Chauſſeegeld die Koften nidt 
bedte, jo entftand daraus in Merklenburg- Schwerin eine dritte Klaffe von Ehauffeen : die „Lur- 
deschauſſeen“, welche aus den Mitteln ver außerordentlichen Gontribution erhalten werben. 
Bei der anfänglihen Weigerung der Stände, die geforderte Beihülfe zu gewähren, und dei 
Zandesheren, die Berwaltung auf eigene Koften zu übernehmen, war ed nahe daran, daß dir 
berelinquirten Ghaufleen von beiden Theilen ihrem Schickſal überlaffen worden wären. 

Die erfte Eiſenbahn, melde das Land durchſchnitt, war die auf einer Strede von 8 Meilen 
auf mecklenburgiſchem Gebiet laufende Berlin- Hamburger Bahn. An ver Beihaffung dei 
Anlagefapitald (8 Mil. Thlr., fpäter auf 14 Mill. Thlr. erhöht) betbeiligte ſich Mecklenburg: 
Schwerin durch Zeihnung von 1%, Mil. Thlr. B:Actien und 300000 Thlr. A:Aetien. Die 
Bahn ward am 15. Dec. 1846 in ihrer ganzen Ausvehnung dem Verkehr übergeben. Die 
Mecklenburgiſche Eiſenbahn, melde in die Berlin-Hamburger bei Hagenow mündet und vor 
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dort über Schwerin nad Roſtock, mit Abzweigungen nah Wismar und nad Güftrow führt, 
ward von einer Geſellſchaft mit einem Artienfapital von 4,350000 Thlrn. und Prioritäts- 
anleihen von 1,300000 Thlrn. gebaut und am 13. Mai 1850 ihrer ganzen Länge nad (19,4 
Meilen) eröffnet. Ihre Einnahme per Bahnmeile Hat ih von 12806 Thlrn. im Jahre 1851 
auf 23658 Thlr. im Jahre 1862 gehoben. Ihre Dividende flieg in derfelben Zeit von /, Proc. 
auf 2%, Pror. und hatte im Jahre 1861 die noch höhere Ziffer von 27/, Proc. erreicht. Im 
Bau begriffen ift eine Bahn von Güſtrow nad Neubrandenburg (11 Meilen). Diefelbe ift 
auf Fortfegung über die preußifche Grenze hinaus in der Richtung auf Stettin und zum Ans 
ſchluß an die Stettin: Berliner Bahn berechnet, ift aber in diefer Beziehung vor der Hand auf 
Schwierigkeiten geftoßen, indem die preußische Negierung eine Aufhebung des Tranfitzolis auf 
der Berlin Hamburger Bahn und die Betheiligung an einer von Stralſund auf Roſtock zu 
führenden Bahn zur Bedingung ihrer Zuſtüinmung macht. Die Güſtrow-Neubrandenburger 
Bahn wird vom Großherzog von Medienburg: Schwerin für feine alleinige Rechnung, aber 
mit einer Beiftener von 750000 Thlren. aus Landesmitteln, erbaut. Für eine von Kleinen 
(Station zwifdhen Schwerin und IM nad Lübeck zu führende Bahn find die Vorarbeiten 
im Gange. 

Die Wailerverbindung der an der Elde und den mit ihr in Verbindung ftehenden Seen be 
legenen Städte mit der Elbe und andererfeitd mit dem Schmwerinerfee durch die Stör ift durch 
Flußcorrectionen und Kanäle für die Schiffahrt nugbar gemadt worden. Neuerdings hat fi 
die Thätigfeit auf Verbeflerung der Waflercommunication im Often Medlenburgs gewandt, 
Eine Waflerverbindung Roſtocks durch; die Warnom und Wismars durch einen nah dem Schwe- 
rinerſee zu führenden Kanal mit dem Süden Medlenburgs und ver Elbe gehört noch zu den 
unerfüllten Wünſchen ver beiven Geeftädte. 

Die eriten Telegraphenftationen wurden im Jahre 1854 der öffentlihen Benugung über: 
geben. Gegenwärtig beftehen deren 15, von denen vier auf Medienburg:Strelig fallen. Außer: 
dem hat die preußifche Staatstelegraphenverwaltung ihre Stationen auf der Berlin: Hamburger 
Eiſenbahn, welche in Hagenow mit dem medlenburgiihen Telegraphennetz verbunden find. 

Bon der medlenburg:fhwerinifhen Poftverwaltung wurden im sn 1862 im inlän- 
diſchen Verkehr 2,783963 Briefe, im PBoftvereindverkehr eingehend 592930, ausgehend 
542763, zufammen 1,135693, im ausländischen Berfehr 195650, im ganzen alfo 4,115306 
Briefe, gegen 2,311158 im Jahre 1852, befördert. Die Zahl ver beförberten Zeitungen be: 
trug 2,270421 Stüd. Durd die Fahrpoſt wurden befördert 942541 Stüd zu 4,896177 Pfd. 
mit einem declarirten Werth von 38,980074 Thlen., gegen dad Jahr 1852 mehr: 514020 
Stüd, 1,595949 Pfo., 15,180799 Ihlr. Werth. Durch Baarzahlungen wurden ausgeglichen 
2,165589 Thlr. im Inlande, 26598 Thlr. vom Audlande ; durch Vorſchüſſe im inländischen 
Berfehr 501324 Thlr., im ausländiſchen Verkehr 142272 Thlr. Nah den Befrachtungs- 
überfihten wurden von den Boftanftalten abgefandt, refp. nur fpebirt 1,385488 Stüd incl. 
Briefbeutel und Pallagierftüde und 154406 Perfonen. An Freimarken wurden verkauft 
181850 Stück, an Freicouverts 154625 Stüd. Durd die medlenburg=ftreligifchen Poſten 
wurden im Jahre 1861 befördert: 379721 Briefe und Kreuzbandſendungen, 99866 gewöhn- 
liche Badete, 43221 Wertbiendungen mit einem declarirten Werth von 5,788344 Thlen. und 
37021 Berjonen. 

Als Münzfuß ift in Medlenburg: Schwerin der preußijche (Vierzehnthaler-)Fuß im Jahre 
1848 angenommen, welder in Medlenburg:Strelig ſchon früher eingeführt war. Bis zum 
Jahre 1848 herrfchte der Achtzehngulden- (oder Zwölfthaler-)Fuß, nad welchem die fogenann: 
ten Neuezweidrittel ausgeprägt wurden. Sechs Thaler Neuezweidrittel find gleih 7 Thlr. 
preußifh Gourant. Der Thaler zerfällt in 48 Schill. 

Hinfichtlich des Maßes wurde durch Declaratorverorbnung vom 7. Febr. 1863 Folgendes 
beftimmt: die mecklenburgiſche Elle (zu 2 Fuß, zu 12 Zoll, zu 12 Linien) enthält 254 Linien 
altfranzöfifhen Maßes. Der Scheffel enthält 2832 Kubikzoll medlenburgifhen Maßes, vie 
Kanne 136, der Pott 68 Kubifzoll. Zur Bermeffung von Ländereien dient die Ruthe von 
16 Fuß lübifch, der lübiſche Fuß zu 129 Linien altfranzöfiichen Maßes gerechnet. 

Als Landesgewicht ift feit dem 1. Juni 1861 das Zollgewicht eingeführt. Das Pfund 
(500 Gramm) zerfällt in 30 Loth, zu LO Duent, zu 10 Gent, zu 10 Korn. 

Inſtitute für den Geldverkehr und Eredit. DieRoftoder Banf warb am 27. Febr. 
1850 lanvesherrlich beftätigt. Ihr Actienkapital betrug anfangs 1 Mil. rs wovon bei 
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ihrer Begründung die erfte und im Jahre 1853 die zweite Hälfte eingezahlt ward. Zunädt 
auf die Dauer von zehn Jahren beſchränkt, ward fie jpäter bis zum 1. Juli 1885 unter der Be: 
dingung der Greirung einer zweiten Million an Stammfapital prolongirt. Von biejer zweiten 
Million ift die Hälfte der Actien im Jahre 1863 audgegeben, die andere Hälfte muß bis zum 
1. Juli 1865 ausgegeben fein. Die Bewilligung der Notenemijiton warb auf den Betrag von 
1 Mill. Thlr., auf welche fie anfänglich feftgefegt war, auch nad der Erhöhung des Stamm: 
fapitald befhränft. Als Aquivalent für die Annahme der Noten in ven Iandesherrlichen Kaſſen 
wird eine Gebühr von 10, 15 und 20 Proc. vom NReingewinn, je nach der Höhe deſſelben, an 
den Großherzog entrichtet. Der Umfag betrug im erften Rechnungsjahr 6 Mill., im Jahre 
1862 33 Mill. ; die an die Actionäre außer 4 Proc. Zinfen gezahlte Dividende betrug für bie 
beiden erften Jahre und 1 Proc., flieg für dag Jahr 1853 auf 4°/, Pror., und flellte ſich 
für die Jahre 1854— 62 auf 1°/,, 3%, 3%/g, 4, 1Ya, 14 1°/6, 2%, und 3%, Proc. 

Die Lebendverfiherungs: und Sparbanf in Schwerin, mit getrennter Verwaltung ver 
Fonds für beide Geihäftszweige, warb am 1. Sept. mit einem Gewährleiftungsfonds von 
100000 XThlrn. eröffnet. Das Statut ward auf Veranlaffung ded Minifteriums im Jahre 
1859 einer Revifion unterzogen. Der Gefammtumfag betrug im Jahre 1862 11,966 090 XBlr., 
der Agenturenumfag 2,682599 Thlr., dad werbende Kapital 1,043243 Thlr., dad zine: 
tragende Kapital 1,002745 Thlr., die Lebend-, Sterbekaſſen- und Leibrentenverfiherung 
646530 Thlr. 

Die erfte Sparkajfe ward in Jahre 1821 in Schwerin begründet. Seht beftehen dieje In: 
ftitute in 27 Städten und einem Domanialjleden in Medlenburg: Schwerin und in zwei Etät- 
ten in Mecklenburg: Strelig. Die Summe der Einlagen in den medlenburg = ſchweriniſchen 
Sparfaffen betrug am 1. Jan. 1862 6,973277 Ihlr., alfo über 12 Thlr. auf ven Kopf ver 
Bevölkerung. Die Einlagen tragen geringe, noch durch mandje Vorbehalte geſchmälerte Zinien 
und ihre Größe bemeift nur den Mangel an Gelegenheit zu nugbringender Bermendung des 
Eriparten. In den Fleinern Städten ftehen diefe Inftitute unter Leitung und Aufjiht ber Ma: 
giftrate und die eingelegten Kapitalien dienen zur Abzahlung von Communalſchulden; in den 
größern Städten werden diefelben größtentheils in ritterfchaftlihen Hypotheken angelegt. Vor: 
fhußanftalten nad dem ältern Syſtem wurden feit dem Jahre 1847 in einigen Städten beider 
Landestheile begründet. Mit dem Jahre 1860 begannen die auf dem Princip der Selbfthülie 
und der folidarifchen Haft bafirten Vorſchußvereine. Ihre Zahl in beiden Landestheilen beträgt 
jest 22 und diefelben haben ſich untereinander und mit den Vereinen einiger pommernjder 
Städte im Jahre 1863 zu einem Provinzialverband norddeutſcher Genofjenihaften zufammen: 
gefhloffen. Der beveutendfte Verein diefer Art ift der Vorſchußverein zu Roſtoch, welcher am 
1. März 1860 in Wirkjamfeit trat und jegt 830 Mitglieder zählt. Der Belauf ver bei dem: 
felben entnommenen Vorſchüſſe incl. Prolongationen war im Jahre 1860 32227 Ablr., im 
Jahre 1861 192313 Thlr., im Jahre 1862 551170 Thlr., ver Zindertrag in denfelben Jahren 
reip. 573 Thlr., 2471 Thlr. und 7146 Thlr. 

Die einheimifhen Feuerverjiherungsanftalten und die Beträge der verfiherten Wertbe im 
Jahre 1862 find: 1) Die Domanial: Brandverfiherungsanftalt zu Schwerin (19,051025 
Thlr.); 2) die ritterfhaftliche Brandverfiherungsgejellihaft des mechlenburgiſchen und wen: 
difhen Kreiſes zu Roſtock (18,287855 Thlr.); 3) desgleichen des ftargardiichen Kreiſes zu 
Neubrandenburg (7,431382 Thlr.); 4) die Brandverfiherungsgefellihaft ver Städte aller 
drei Kreife (37,593325 Thlr., davon für Medlenburg = Schwerin 32,256825 Thlr.); 5) 
die roſtocker Brandaffecuration (9,394925 Ihlr.); 6) die wiemariſche Brandaflecuration 
(3,221912 Thlr.); 7) die Baterländifche Feuerverfiherungs-Sorietät zu Roftort (9,990000 
Thlr.); 8) die Mobiliar:Brandaffecruranz für Landbewohner zu Neubrandenburg (48,085350 
Thlr., davon für Medlenburg- Schwerin 5,281925 Ihlr.); 9) der Beuerverficherungsverein 
für Medlenburg zu Güftrow (31,691313 Ihlr.). Mit dem Anfang des Jahres 1863 mart 
der unter Mr. 8 aufgeführten Anftalt ein Inftitut für Verfiherung von Immobilien angeſchleß— 
fen, fowie jie ihrerſeits an ein auch jegt noch mit ihr verbundenes Inftitut für Hagelaffecuran: 
welches als das ältefte diefer Art in Deutichland im Jahre 1797-geftiftet ward, ſich anlebni. 
Für BVerfiherung gegen Hagelſchaden befteht außerdem nod ein Verein für Mecklenburg: 
Schwerin zu Orevismühlen. Zu Roſtock gibt es mehrere Vereine zur Berfiherung von Schiffen 
und von Ladungen; in einigen kleinern Städten beſtehen Vereine zur Verſicherung 20% 
Rindvieh. 

Das Hyrothekenweſen iſt für die ritterſchaftlichen Güter in ausgezeichneter Weiſe geordact 
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Eine revidirte Hypothefenorbnung für Landgüter nebft Taxordnung ward am 18. Oct. 1848 
in Medienburg- Schwerin erlaffen. Ein ritterfchaftlicher Ereditverein ward im Jahre 1818 be- 
gründet und im Jahre 1840 reorganijirt. Im Jahre 1858 ward die Tare, im Anſchluß an 
die veränderten Verhältniffe, um 50 Proc. erhöht und gleichzeitig die Ausgabe von Pfand: 
briefen bis zu zwei Drittel des Tarmerthes befchloffen, während bis dahin nur bis zur Hälfte 
vorgegangen werben burfte. Die Hauptdirection, aus drei von der Nitterfchaft der drei Kreiſe 
erwählten Mitgliedern beftehend, har ihren Sig zu Noftod. Im Jahre 1862 gehörten dem 
Verein 106 Hauptgüter von 541 Hufen zu einem Tarwerthe von 11,027009 Ählrn. an. Dar: 
auf find Pfandbriefe im Gejammtbelaufe von 5,371243 Ihlen. Courant ausgegeben. 

Die für die Erbzinsleute, Büdner und Häusler im fhwerinifhen Domanium normirenden 
Beftimmmungen hinſichtlich des Hypothekenweſens wurden im Jahre 1854 einer umfaffenden 
Revifion unterzogen, aus welcher ein neues Gejeg über die Grund: und Hypothekenbücher im 
Domanium hervorging. Cine im Jahre 1837 erlaffene Hypothekenordnung für die Elöfter- 
lichen Erbpadtftüde warb im Jahre 1852 revidirt. Für den fleinen Grundbejig im Ritter: 
ſchäftlichen ift die von der Regierung intendirte Herftellung einer Hypothekenordnung bisher an 
dem Diffens der Ritterfhaft geſcheitert. Die Hypothefenordnung für die ſchweriniſchen Land— 
ftädte von 1829 erſchien im Jahre 1857 als revidirte Stadtbuchordnung. Die beiden See: 
ftädte haben ihre eigenen Stadtbuchordnungen, auch bejondere Hypothefenorpnungen für die 
beiberfeitigen Erbpachtſtücke. 

Literatur. Neben ven Geſchichtswerken von Rudloff („Pragmatiſches Handbuch der meck— 
lenburgiſchen Geſchichte“, 3THle., 1780 fg. ; Thl. 3, zweite Auflage, in2Bon., Roſtock 1821 fg.) 
und v. Lützow („Verſuch einer pragmatiihen Geſchichte von Medlenburg‘, 3 Bde., Berlin 
1827 fg.), von denen jenes nur bis zum Jahre 1621, diefes auch nur elf Jahre weiter reicht, ift 
mit Anerkennung zu nennen: E. Boll, „Geſchichte Mecklenburgs mit befonderer Berückſichtigung 
der Culturgeſchichte (2 Bde., Neubrandenburg 1855 fg.), worin die Gefhihtserzählung bis 
auf die neuefte Zeit geführt wird. In Bezug auf das Kirchenweſen: I. Wiggers, „Kirchenge⸗ 
ſchichte Mecklenburgs“ (Parchim 1840). Als farbige Illuſtration der neueften Zeit: zur Be— 
leuchtung der reactionären Ära in Medlenburg: Schwerin: „Örenzboten‘ (Leipzig 1863, Nr. 19 
bis 22). Berner: S. Schnelle, „Ritter: und Landſchaft“ (Berlin 1861). Als Materialien: 
ſpeicher: „Jahrbücher ded Vereins für mecklenburgiſche Geſchichte und Alterthumskunde“, her— 
ausgegeben von Liſch (ſeit 1835, jährlich ein Band). Hagemeiſter, „Mecklenburgiſches Staats- 
recht‘ (Roſtock 1793). In vielen Punkten veraltet. J.Wiggers' „Staatskunde der Großherzog: 
thümer Mecdlenburg‘ (Wismar 1861) bildet den dritten (legten) Theil von Raabe, „Medien: 
burgiſche Vaterlandskunde“ (Wismar 1857 fg.); E. Boll, „Abriß ver medlenburgifchen Lan 
desfunde” (Naturkunde, Gefhichte und Topographie) (Wismar 1861); „Beiträge zur Stati- 
ftit Mecklenburgs“ (vom großherzoglid ſtatiſtiſchen Bureau, feit 1858; bisjetzt 2 Be. a 
4 Hefte). M.Wiggers, „Die agrariihen Zuftände in Medlenburg: Schwerin‘ (Reipzig 1861); 
R. Nizze, „Volkswirthſchaftliche Zuftände in Mecklenburg“ (Roſtock 1861). 

I. Wiggers. 

Mediatifirung, ſ. Standesherren. 

Medicinalweren, ſ. Staatöarzneikunde. 

Meineid und feine Strafen.!) Meineid, lateiniſch perjurium 2), ift im weitern 
Sinne jede abjichtliche Verlegung der durdh einen Eidſchwur übernommenen Verpflihtung, im 
engern, flrafrechtlihen Sinn entweder die abfihtlihe Nichtbefolgung der durch den Eidſchwur 
im voraus übernommenen Berbindlichfeit (Bruch des Fogenannten promifforifchen Eides, auch 
Eidbruch genannt) oder die eidliche Bekräftigung einer vorherigen wiſſentlich unwahren An- 
gabe (Bruch des fogenannten aſſertoriſchen Eides, Meineid im eigentlihen Sinne). Schon 


1) Val. id, 

2) Malblanc, Doctrina de jurejando (Nürnberg 1781, Tübingen 1820). Müller, De perjurio 
(Wittenberg 1804). Rogen, De perjurio (Gröningen 1818). Rofhirt, Progr. de juris jurandi 
religione et de poenis in perjur. stat, (Heidelberg 1829). Roßhirt, Lehrbuch des Griminalrechts, 
$. 106. Wächter, Lehrbuch, Bd. II, $. 185, ©. 255 fg. Heffter, Strafrecht, $. 408. Berner, Straf: 
recht, $. 221. Abegg, Archiv des Griminalrechts (Meue Folge), Jahrg. 1834, ©. 579 1; Jahrg. 1856, 
©. 513 fg. Schwarze, Archiv des Griminalrechte (Neue Folge), Jahrg. 1848, ©. 374. Zeitfchrift für 
vaterländifches Recht, herausgegeben vom Bernifchen Advocatenverein, Jahrg. 1838, ©. 153 fe. 
Endell Tyler, Oath's, their orgin, nature and history (Kondon 1884). 

48° 


756 Meineid und feine Strafen 


die Urgefhichte des Monotheismus gedenkt der Miffethat des Meineides, deren Beftrafung 
aber vem höchſten Weſen, dem Gründer und Beherrſcher des tbeofratifhen Staats ?), anbeim: 
geftellt fein fol. „Du follft ven Namen des Herrn, deines Gottes, nicht misbrauden, denn 
der Herr wird den nicht ungeftraft laffen, der feinen Namen misbraudt” (2 Mof. 20, 7). 
Daher verfolgte die Moſaiſche Gefeggebung (5 Mof. 19) den, welder eine faljche Anklage 
eivlich ald wahr betheuert, nicht wegen des begangenen Verbrechens des Meineids, fondern 
wegen der faljhen Anklage und deren Folgen für den Angeſchuldigten mit Strafe, und zwar 
mit der Strafe der Talion, und verpönt daher auch ein unbeſchworenes Zeugniß. Da fomit der 
Meineid nicht ald ein bürgerliches Verbrechen, fondern als Misbraud ded Namens Gottes an: 
gefehen ward, fo genügte zur Sühne offenes Bekenntniß und Opferung. Später, zur Zeit des 
Sittenverfalld des ifraelitifhen Staats, waren unter dem Schuge der jefuitifhen Moral ver 
Bharifäer, gegen welde Chriſtus auftrat, Meineide unter den Schleier gewifler Formeln fehr 
gemwöhnlih, und died war ein Hauptgrund, warum bie Ifraeliten bei den Römern in febr 
ſchlechtem Rufe ftanden. (Vgl. im allgemeinen Michaelis, „Moſaiſches Recht“, Ih. V, $$. 256, 
301, 302, 303.) Aud die andern Völker der Alten Welt verfolgten die Verlegung eidlicher 
Angelöbniffe ; fo war nad Diodor („Hiſtoriſche Bibliothek“, Bud 1, Kap. 1, S. 77) bei ven 
Agyptern ebenfo auf den Meineid Todeöftrafe angefegt, wie nad dem Beugniß SHerodot's 
(Buch 4, Kap. 68) bei ven Scythen. Die Gefeggebungen von Griedhenland bedrohten und be: 
ftraften den Meineid mit Geldbuße oder auch mit der Strafe, auf deren Zuerfennung der Mein: 
eidige, der auf immer ven Rachegöttinnen verfallen war, wider feinen Gegner angetragen hatte, 
alfo felbft mit der ertremften Strafe, dem Tode. Wie vorberrfchend bei ven Griechen der Arg— 
wohn war, daß ein Schmwörender meineidig handele, geht aus einer Stelle bei Iſokrates (, Rede an 
den Demonifus’’) hervor. „Bewache forgfältiger‘‘, heißt es dort, „die Reden als die Gelder, welde 
man dir vertraut; denn rechtſchaffene Männer müſſen einen Charakter beweiſen, ber mehr Glau: 
ben verdient als ein Eid. Einen zugefchobenen Eid nimm an, wenn bu dadurch entweder dich 
von einer fhimpflihen Beſchuldigung befreift oder Freunde aus großen Gefahren erretteft; des 
Geldes wegen aber ſchwöre nie bei einem Gott, nicht einmal wenn du mit gutem Gewiſſen 
jhwören fönnteft, denn du würdeſt dem einen falfch zu fhrwören, dem andern geldgierig zu fein 
ſcheinen.“ Bei dem immermehr um ſich greifenden Sittenverfalle mehrten ſich die Meineive. An: 
ders war es bei ven Römern in den beflern Zeiten, da ihnen die Eidedtreue als eine der oberiten 
Pflichten ded Bürgers und ded freien Mannes und das Deuteln des Eided ald durchaus verwerf⸗ 
lich erſchien, und die Griechen ihnen das rühmlihe Zeugniß geben mußten, dag man ihnen 
die größten Schäge au ohne Zeugen anvertrauen könne, weilman darauf rehnen dürfe, daß 
fie die Hingabe nicht durch einen Meineid in Abrede ftellen würden, während ed gewagt fei, einen 
Griechen bei einer Kleinigkeit auf die Probe zu ftellen. Bon dem unverbrüdlichen Feithalten 
eined Roͤmers an dem einmal gegebenen Wort und dem Gide erzählt die Geſchichte und bie 
Überlieferung diefed Volks unzählige Beifpiele (Cic, de offic., II, 26, 32; Livius, XXI, 
61). Und doch galt aud hier der Meineid nicht als eigentliches Verbredhen gegen die Ge: 
fege de8 Staats, fondern als eine Sünde gegen die Götter, als ein bejonderer Frevel gegen die 
Gottheit, bei welcher der Cidſchwur erfolgt war und welche die Verlegung deffelben mit ſchweren 
Leiden ahnden würde. „Jurisjurandi contemta religio satis Deum habet ultorem“, lehrten fie. 
Bürgerlie Strafen hingen einem gebrodenen Eid nur infoweit an, ald durch benfelben zugleich 
ein anderes Berbrechen (falsum oder stellionatus) confummirt wurde ; ebenfo wurde, wer unter 
dem Anrufen des Faiferlihen Namens geihmworen und eidbrüchig geworden, durch die römiſchen 
Geſetze nur ald des Verbrechens des crimen laesae majestatis fhulbig beftraft. An diefer An: 
fhauung änderte aud die Einführung des Chriſtenthums in den erften Jahrhunderten nichts, 
obwol mit dem Sittenverfall der Kaiferzeit natürlich aud die Sehägtiertigtett inBezug auf Eides 
pfliht und willfürliche Interpretation eines Schwurd überbanpnahmen. *) 

In Ähnliher Weife ordnete die Bejeggebung Mohammed's (der Koran) für den Meineid 
nit ſowol Strafe ald Buße zur Verföhnung der beleidigten Gottheit an. Der Schulbige folit: 
gehn Arme fpeifen oder kleiden oder einen Bläubigen aus ver Gefangenfhaft losfaufen, over, 
wenn er dieſes alles nicht vermöge, fi einem dreitägigen Faſten unterwerfen. ®) 


3) Müller, Archiv für die neuefte Gefepgebung aller deurfchen Staaten —— a. M. 18%), 
Bd. VI, Heft i, ©. 173. 

4) Wächter, ©. 226, 227. 

5) Vgl. Bibliothek für bie peinliche Rechtswiſſenſchaft und Geſetzkunde, herausgegeben von Almen⸗ 
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Betrachten mir die gefhriebenen Gefege der germanischen Voͤlkerſchaften, fo finden wir, daß 
darin der Meineid zwar als Miffethat mit weltlicher Buße verfolgt wird, aber doch auch nicht ala 
bejondered und ſchweres Verbrechen, fondern nur ald ein Verbrechen gegen Öffentliche Treue 
und Glauben. Erft mit der Einführung und Ausbreitung des Ehriftenthums rückt er allmählich 
in die Zahl felbftändiger Verbrechen ein. Der Kläger konnte, wenn e8 auf den Beweis anfam, 
denfelben, außer mit Urkunden und Zeugen, auch durch den Eid mit Zuziehung von Eides— 
Helfern erbringen. Wurde er num eines Meineids überführt, was durch ein Ordale gefchehen 
fonnte, jo mußte er mit den Eideshelfern eine Buße erlegen: Brachte ver Beklagte, um feine 
Unſchuld zu beweiſen, Zeugen vor Gericht, die alsdann ihre Ausfagen beſchwören mußten, fo 
fonnte der Kläger fie eined Meineids beſchuldigen und ed im frühen Mittelalter erft noch auf die 
Entſcheidung des Zweifampfes ankommen laffen. Später ward der Meineid zwar damit be— 
droht, daß der Schuldige wenigſtens die Hand verlieren follte (die Gefege ver Sachſen verhäng- 
ten jogar die Todedftrafe), doch fonnte mit Einwilligung des Richters eine Geldbuße an die 
Stelle gejegt werben, der Meineidige Eonnte „‚jeinen Leib löſen“. ©) 

Eine wejentliche Anderung der bis dahin geltenden Anfchauung wurde durch die Reception 
des Kanonijchen Rechts vermittelt, welches den Eidesbruch ald eine Sünde gegen die Kirche, als 
Berlegung des Kirchenfriedens, ald Misbrauch ded Namens Gottes Hinftellte. Wenn ed zwar - 
hierfür aud nur geiftlihe Strafen androbte und anwendete, jo erflärte ed doch den Meineid 
ſchon als faft gleichſchweres Verbrechen wie Mord und Ehebrud und führte durch den Einfluß 
der Kirche auf alle Verhältniffe dieſe Lehre vollftändig in das politifhe und bürgerliche Leben 
ein. So erachtete die allgemeine Rehtsanfhauung den Meineid bald nicht mehr nur als ein 
einfaches Verbrechen gegen Treue und Glauben, fondern daneben auch ald ein Verbrechen gegen 
die Religion, welches um deöwillen als mit befonderer Strafe zu belegen jei. 

Die Peinlihe Gerichtsordnung Karl's V. beſchränkt ji, blos von der Verlegung bes fo- 
genannten affertorifhen Eided revend, darauf, im Art. 107 einzelne Fälle von Meineiden her— 
vorzubeben und mit Strafe zu bevroben, indem jie zugleich Vergütung des dadurch etwa verur= 
ſachten Schadend verorbnet. Denn in biefem Artikel, überfchrieben: „Strafe Derjenigen, fo 
einen gelehrten Eid vor Richter und Gerichten meineidig ſchwören“, heißt ed: „Welcher vor 
Richter und Gericht einen gelehrten Meineid (d. h. einen folden, der in ven von dem Richter 
vorgefprochenen Worten abgeleiftet war) ſchwört, jo dieſer Eid zeitliches Gut betrifft, das in 
Des, der alfo fälſchlich geſchworen hat, Nugen gefommen, der ift zunörberft ſchuldig, wofern er 
ed vermag, ſolches fälſchlich abgeſchworenes Gut dem Verlegten wieder zu fehren (zu erftatten) 
Toll auch verleumdet und allen Ehren entjeßt fein. Und nachdem im heiligen Reich ein gemeiner 
Gebrauch ift, ſolchen Falſchſchwörern die zwei Finger, womit jie geſchworen haben, abzubauen, 
diefelbe gemeine gewöhnliche Reibeäftrafe wollen wir auch nicht ändern. Wo aber einer durch 
einen peinlihen Eid Jemand zur peinlichen Strafe ſchwüre, derjelbe joll mit der Poͤn, die er 
falfchlih auf einen Andern ſchwört, geftraft werben (Talion). Wer ſolches falihe Schwören mit 
Wiſſen, vorfäglih und argliftig dazu anrichtet, leidet gleiche Pön.‘ 

No im 17. Jahrhundert war, nad) dem Zeugniß Carpzov's, der in feinem großen Wert 
über die Criminalrechtſprechung Erfenntniffe mittheilt, dad Abhauen wenigftend des vorberften 
Gliedes der Schwörfinger gebräudlih. Der Kurfürft Auguft von Sachſen atoptirte dieſe 
Strafe nod in einent Gefeg vom Jahre 1712. Später ging die Rechtſprechung ſowol von der 
verftümmelnden ala von der Talionsftrafe ab und ließ das richterliche Ermeilen walten. Feuer: 
bach, a. a. D., Note 3 des Heraudgebers zu $. 422. 

Die dem Ende ded 18. Jahrhunderts angehörende preußiiche Strafgejeggebung verfolgt all- 
gemein die Verlegung des aflertorifchen Eides (und die Verführung dazu), und mit Strenge, 
indem fie zugleich, ihrer Tendenz gemäß, in einer Reihe von Artikeln (‚Allgemeines Landrecht“, 
Thl. 2, Tit. 20, $$. 1405—30) die Eafuiftif zu erfhöpfen ih bemüht, obwol fruchtlos, 
Der, welder als ftreitender Theil oder Zeuge einen faljchen Eid wiſſentlich leiftet, verliert Amt, 
Würde, bürgerliche Ehre und das Recht der Betreibung eined Gewerbes und wird ſchimpflich 
audgeftellt (oder e8 wird fein Verbrechen öffentlich befannt gemacht). Dazu gefellt ih nad 


dingen, Grolman und Feuerbach (Göttingen 1800), Bd. I, S. IV. Feuerbach, Verſuch einer Cri⸗— 
minaljurisprudenz des Korans, ©. 187 u. 188, 

6) Eichhorn, Deutfche Staats: und Rechtögefchichte, Th. 1, $. 77 u. 78. Grimm, Deutfche Staats⸗ 
alterthümer (Göttingen 1828), ©. 705, 904, 905. Henfe, Grundriß einer Gefchichte des deutfchen 
peinlichen Rechte (Salzburg 1809), I, 42. 
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Berhältniß des angerichteten Schadens ein= bis dreijährige Kreiheitäftrafe (Feſtung), ja jelbf 
Todesftrafe, und, wenn Gewinnſucht das Motiv war, eine Geldbuße im vierfachen Betrage dei 
erftrebten Vortheils. i 

Der preußifchen Kegislation folgend, proben auch die ältern Strafgefeggebungen von Difter: 
reih (1803) und von Baiern (1813) 7), die infofern voneinander abweichen, ald die erfter: 
die Verlegung des promifforifhen Eides mit Stillihweigen übergeht, die legtere Die Verlegung 
eines gerichtlichen Verfprehungseides mit Arbeitshausſtrafe belegt, für ven Meineid aber, neben 
Ausftelung auf der Schandbühne und längere, felbft lebenswierige Freiheitöftrafe, im ertrem: 
ften Hall Todeöftrafe androht. Die neuern deutichen Gefeggebungen unſers Jahrhunderts?) 
flimmen darin überein, daß fie den Meineid allgemein bei ſchwerer Strafe verpönen, doch find 
fie, gleichwie die Theoretifer, nicht einig in Bezug auf die Stelle, melde die Lehre vom Meineit 
im Redtöjvftem einzunehmen hat. Während einige Rechtsgelehrte (Mittermaier, Tittmann, 
Henfe), fowie das hannoveriſche und das würtembergiſche Strafgeſetzbuch den Meineid in die 
Klaffe der Verbrechen wider Öffentliche Treue und Glauben jegen, reihen (in Übereinftimmung 
mit Feuerbach) das öfterreichifche, das bairifche und das oldenburgifche Strafgefeg den Meineid 
den Betrugsverbrechen an, und der ſächſiſche Strafcoder ftellt ihn endlich als beſonderes Ber: 
brechen wider Religion und Kirche dar. Diefe legtere Auffaflung, die auch von Abegg getbeil: 
wird, hat wol die wenigften Gründe für fi, denn fie würde in confequenter Weife zur ftraf: 
gefeglihen Verfolgung auch der Kegerei führen müflen. Andere Strafgefegbüher endlich, mie 
das preußifche, das badiſche und das heflen-varmftädtifche, behandeln ven Meineid in einem 
befondern Titel, welcher ven Beftimmungen über öffentlihe Fälſchungen nachfolgt. 

Zum Thatbeftand des Meineidd gehört nah dem heutigen gemeinen deutſchen Strafteät 
zunächſt die Ableiftung eines gültigen Eides zu gerichtlichen Zwecken vor competenter gerichtlider 
Behörbe, was demnach theild von ven Barteien im Civilproceß, theild von den Zeugen und Sad: 
verftändigen im Civil- und Griminalverfahren verlangt werben fann; doch ift von einzelnen 
Strafgefegbühern (Hannover, Baiern, Darmftadt) bei dem Würberungseid im bürgerliden 
Rechtöftreitigkeiten eine Unterfuhung wegen Meineides ausgeſchloſſen. Auch ein außergericht⸗ 
licher, von einer zuftändigen Verwaltungsbehörde in ftaatlihem oder öffentlichem Interefie abver- 
langter Eid kann in Verlegungsfall als Meineid behandelt werden.) Ein Privateid dagegen ift 
nicht durch Strafgefege gefhüst. Zum Thatbeſtand des Meineids gehört ferner gemeinrechtlich 
die Vollendung des Eidesacts und die wiſſentliche Verlegung ver durch diefen übernommenen 
Verbindlichkeit. Das badische Strafgeſetzbuch erflärt jevod (Art. 403) das Verbrechen des 
Meineided erſt dann für confummirt, wenn das Protofoll über die Ableiftung des falſchen Eides 
von dem Schwörenden unterfchrieben und beftätigt worden ift. Ein Schaden ift nicht erforber: 
lih. Auch die intellectuelle Urbeberihaft des Meineids und der Verſuch des Meineidd werden, 
erjtere mit gleicher, legterer mit geringerer Strafe bedroht. (C. 22, qu. 5, c. 13: Qui pejerare 
paratus est, jam pejerare videtur). 19) 

Sämmtliche Geſetzbücher Deutfchlands bedrohen ven Meineid mit Rückſicht auf die Widtig: 
feit und Heiligkeit des Eides, theild mit verhältnigmäßig hoher Strafe (meift Zuchthaus), die noch 
bejonderd von den dadurch hervorgerufenen Nachtheilen anderer abhängig gemacht wird. Außer: 
dem treffen den Meineidigen auch noch die, der über ihn erfannten Strafe anbängenden Folgen 
einer verminderten bürgerlichen Rechtsſtellung, namentlich die Unfähigkeit, als Sachverftändiger, 
Zeuge, Wähler bei öffentlihen Wahlen u. f. w. fungiren zu können. 

Werfen wir einen Bli auf die auch noch in einem Theile von Deutfhland herrſchende Ge: 
feggebung des Nachbarſtaats Frankreich 21), fo finden wir, daß ein Edict von Jahre 1531 
(Beitgenofle der Beinlihen Gerichtsordnung Karl’ V.) faljches Zeugniß vor Gericht mit dem 
Tode bedrohte, eine Strafe, weldhe im Jahre 1680 auf ſchwere Fälle beihränft ward, denen gegen: 
über das richterliche Ermeffen die Strafe abwägen follte. Das jetztherrſchende Strafgefegbud 
(Code pénal) betrachtet ven Meineid, d. h. die Verlegung des affertorifchen Eides, ald crime e! 
delit contre les particuliersund ſchweigt von der Beftrafung der Verlegung des Verſprechungs 





7) Henfe, ©. 739— 741. 8) Griminal:2erifon, herausgegeben von Jagemann, Art. Meine. 
9) Berner, $. 221, ©. 479, 
10) Zachariä, Bom Berfuch, I, 75. Luden, Verſuch, S. 492. 
11) Über England vgl. Kritifche Zeitfchrift für Rechtewifienfchaft und Geſetzgebung des Auslandes 
herausgegeben von Mittermaier und Zachariä (Heidelberg 1829), Bp. I, Beitr. 2. Mittermaier, Das 
englifche Criminalrecht in feiner Fortbildung, vorzüglic durch die neueften Barlamentsacten, ©. dl. 
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eided. Falſches Zeugnip in peinlihen Sachen wirb mit Zwangsarbeit auf gewiſſe Zeit beftraft. 
Im Ball der Verurtheilung des fälſchlich Angeklagten zu einer härtern Strafe ald zur zeitigen 
Zwangsarbeit ſoll ven falſchen Zeugen dieſelbe Strafe treffen. Falſchem Zeugniß in Zucht-, ein: 
fachen Volizeiſachen und in bürgerlichen Rechtshändeln folgt die Strafe der Einſperrung, und bei 
Abnahme von Belohnungen oder Verſprechungen zur Ablegung des falſchen Zeugniſſes neben 
der Confiscation des Erhaltenen zeitige Zwangsarbeitsſtrafe. Verleitung zum falſchen Zeugniß 
ſoll, wenn dieſes die Strafe der Einſperrung zur Folge hatte, mit zeitiger Zwangsarbeit, wenn 
es Berurtheilung zur zeitigen Zwangsarbeit oder Deportation veranlaßte, mit lebenswieriger 
Zwangsarbeit, wenn es die lebendlänglide Breiheitäftrafe oder die Todesſtrafe herbeiführte, 
mit dem Tode beflraft werben. Der, welder hinſichtlich eines in einer Givilfache zugejchobenen 
oder zurüdgeichobenen Eides meineidig erſcheint, verliert das Bürgerrecht (Art. 361—366 des 
Code penal). Nach dem Art. 1363 des franzöfiichen Civilgeſetzbuchs (Code civil) wird, ift 
der gefchobene oder zurückgeſchobene Eid geleiftet, dev Gegentheil mit dem Beweife des Meineids 
nicht zugelaſſen. Der Gefeggeber entſchloß ih darum zu diefer Beitimmung, damit der Rechts— 
flreit unter dem Vorwande des begangenen Meineids nicht erneuert werde, Dagegen verfolgt der 
Öffentliche Ankläger ven Schulvigen. Handelt ed jih um einen vom Richter auferlegten Eid, fo 
läpt das franzöſiſche Proceßgejegbud die Partei zum Beweis des Meineids zu. 

Die Statiftif der Strafrehtöpflege weift eine Abnahme der Meineiddverbredden in ven legten 
Jahren nach, nachdem in dem verfloſſenen Jahrzehnd eine Steigerung der Anklagen wegen 
Meineids in erſchteckendem Maße eingetreten war. Hieraus jedoch auf eine größere Heilighal⸗ 
tung des Eides, auf ein tieferes Eindringen religiöfer Gefühle in das Volkoleben ne zu 
wollen, bieße ih optimiftifhen Anfhauungen hingeben! Er 

Meiningen, ſ. Sächſiſche Herzogthümer. 

Mennoniten, die Angehörigen einer nad ihrem Stifter oder vielmehr Reformator Menno 
Simonis benannten hrifllihen Sekte, welche, obmwol unter ſich ſelbſt mehrfach gefpalten, doch 
fämmtli darin übereinjtimmen, dad nicht die Kinder, jondern die Erwachſenen zu taufen feien, . 
und daß man nicht ſchwören dürfe; und welche ferner, mindeſtens der weit überwiegenden Mehr: 
zahl nad, ben Kriegädienft, die Verehelihung mit andern Religiondbefennern und die Ehe: 
ſcheidung (ausgenommen wegen „Ehebruchs“) für ganz unerlaubt, die Bekleidung obrigfeit- 
licher Amter aber für höchſt feelengefährlih Halten , eine mehr oder minder ausgedehnte ftrenge 
Kirchenzucht und Einfachheit in der Kleidung beobadten und endlich ihre Prediger aus ihrer 
Mitte wählen, ohne von ihnen eine höhere geiftlihe Ausbildung zu verlangen und ohne fie 
zu befolden. 

Schon in fehr früher Zeit entflanden Meinungsverfhiedenheiten unter den Ehriften über die 
Frage, ob die Kinder bei der Geburt, oder erſt die Erwachſenen, weldye zuvor belehrt worden, zu 
faufen feien. Für die legte Anficht fprach fih unter andern Tertullian aus. Indeß verwarf die 
Kichenverfammlung von Kartbago vom Jahre 256 die Lehre, und von nun an wurden ihre 
Vertheidiger ald Keger verfolgt und viele ſollen ald Märtyrer geftorben fein. Auch erlangte die 
entgegengefegte Behauptung aldbald unbedingte Geltung. Dagegen erhob fih in der zweiten 
Hälfte ded 12. Jahrhunderts Peter Waldus, ein Igoner Kaufmann, der, durch ven plöglidhen 
Tod eines Freundes an feiner Seite tief erſchüttert, ji von ba an vorzugäweife dem religiöfen 
Leben widmete und in feinen Lehren außer ver Kindertaufe aud das Eipihwören und das Krieg- 
führen unter Ehriften verwarf und für unerlaubt erklärte. Seine — zunächſt in Frankreich und 
Stalien ſich ftark vermehrenden Anhänger (Waldenjer, Albingenfer, Trandmontanen) — ſahen 
fi bald auf die empörendſte und barbarifchite Weife verfolgt. Viele wurden mit Gewalt be= 
ehrt, viele gemorbet. Manche aber flüchteten in einfame, entlegene und wenig zugängliche 
Bergklüfte, oder loben nad fernen Gegenden, wo fie auf einzelnen Höfen in tieffter Zurückge— 
zogenbeit, treu ihrem Glauben, lebten. 

Als Luther's großer Kampf gegen die Unfehlbarfeit ver alten Kirche begann, trat auch die 
Streitfrage wegen der Kindertaufe aufs neue hervor. Unglücklicherweiſe waren ed zunächſt 
blinde Schwärmer oder eitle, herrſchſüchtige Betrüger, welde ih ald Wortführer in dieſer 
Sache hervordrängten. Sie fanatifirten die unwiſſende Menge, misbrauchten dieſelbe zu ihren 
unreinen Zwecken, verbanden moraliſch verwerfliche Lehrſätze mit jener Frage und verübten 
Greuel und Abſcheulichkeiten mancherlei Art (vor allem zu Münfter unter Bockhold, Knipper⸗ 
dolling u. a.). Dies erbitterte allenthalben und veranlaßte Berfolgungen auf Leben und Top, 
die man, da die Anhänger jener Lehre verfchienenerlei Namen führten, gegen alle ohne Unter: 
ſchied rißtete, welche die Kindertaufe verwarfen, wie man fie denn auch mit dem allgemeinen 
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Namen Wievertäufer oder Anabaptiften bezeichnete, weil fie den in der Kindheit Getauften vai 
Saframent nochmals ertheilten. So litten nun wieder die Unſchuldigen mit den Schulvige, 
die zurückgezogenen, ruhigen und frieblichen Anhänger jenes an fih für das wirkliche Leben gan; 
unſchädlichen Hauptlehrfages ebenfo ehr wie die rohen und müthenden Banatifer. Die legten 
wurden allmählich ganz unterbrüdt, von ten erftern aber retteten ſich, freilich unter manchetla 
Drangfalen, in verjchiedenen Ländern einzelne Gruppen von Familien, obwol fie überall ge: 
zwungen waren ihre Überzeugung zu verheimlichen. 

Um diefe Zeit erregten die Lehren Menno Simonis (d. h. Simon's Sohn) mehrfaches Ani 
jehen. Er war im Jahre 1496 oder 1505 in Friesland geboren, 1524 Mönd; geworben ım 
hatte ſich mehrere Jahre fpäter vom Katholicismud losgeſagt. Es wird an ihm Gelehrfamtei 
und eine bedeutende Rednergabe gerühmt. Mit Eifer ftellte er ven Sag auf, daß die Taufe nur 
den zuvor im Chriftenthum Unterrichteten ertheilt werben dürfe (um das Jahr 1537, nach den 
Angaben des Mennoniten Decknatel angeblid jhon um 1530). Um ſich aber den Berfolgun: 
gen zu entziehen, welden die münfterifchen Wiedertäufer ausgeſetzt waren, erflärte er fid in 
einigen Schriften fehr entichieden gegen dieſe; verwarf es, daß ſie das Schwert führten, tabelte 
das Streben nach meltliher Macht und ſprach ih nahdrüdlid gegen die von ihnen angenom: 
mene Vielweiberei aus. Deflenungeadhtet vermochte er nicht, den Folgen der gegen alle joge: 
nannten Wiedertäufer herrſchenden Erbitterung ſich zu entziehen, um jo weniger, als man ihm 
Wankelmuth in feinen Grundfägen zum Vorwurf madte. Gin 1543 erlaffenes faiferlides 
Mandat erklärte ihn fogar für vogelfrei, jegte einen Preis auf feinen Kopf und verbot bei Todes: 
ftrafe,, ihm zu beherbergen. So mußte er denn aus feinem Baterlande (den Niederlanden) ent: 
fliehen. Er begab fi zuerft nah Wismar und, auch Hier nicht fiher, nad) Freſenburg bei DI: 
deöloe in Holftein. Hier wirfte er ungeftört bi8 zu feinem am 31. Jan. 1561 erfolgten Tode. 
Seine Lehre aber, noch etwa weiter ausgebildet durch feinen Mitarbeiter Dietrich Philipp, er: 
langte ziemlich allgemeine Geltung bei den nod vorhandenen alten Gegnern der Kindertaufe 
und bei manchen, melde ji bisher zu den andern Gonfefjlonen gehalten hatten. Freſenburg 
blieb lange ver Hauptort der mennonitifchen Xehre; dann ward es Altona bei Hamburg. Außer: 
dem zählte diefelbe jhon im 1. Jahrhundert zahlreiche Bekenner in den Mieverlanden (in 
Holland, Friesland, Gröningen, Brabant), am Mittel: und Oberrhein, in Schwaben, Mähren 
und der Schweiz; fpäter au in Preußen, Rußland und Amerifa. Die urfprüngliden Ver: 
folgungen mwährten zwar faft allerwärts noch längere Zeit fort; doch überzeugte man jid all: 
mählih von der Unſchädlichkeit der Grundfäge ded Mennonitismus und lernte feine Bekenner 
vielfach ald treffliche Landwirthe kennen und fhägen, deren Einwanderung man deöwegen in 
verſchiedenen Ländern begünftigte. (In den Niederlanden erhielten jie 1578 Bürgerrecht; in 
mehreren Ländern fprad man fie förmlich von der Kriegsdienſtpflichtigkeit frei.) 

Die Mennoniten ſcheiden fih nun in zwei Hauptfekten: die Flamminger oder gelindern, und 
die Frieſen oder ſtrengern, auch Ami'ſche Mennoniten genannt (legtere Benennung angeblid 
von einem ihrer Prediger, Ami, herrührend). Doc zerfallen beſonders die erjtern wieder in 
ſehr viele Unterabtheilungen, und faft in jedem Lande trifft man einzelne abweichende Sagun: 
gen in Übung. Symbolifche Bücher, die allen gemein wären, find nicht vorhanden, und weder 
Menno Simonid no Dietrih Bhilipp verfuchte die Abfaffung einer folden Schrift. Erſt fpäter 
mwurben in verjchiedenen Gegenden „Glaubensbekenntniſſe“ und., Katehismen‘‘ bearbeitet, von 
denen aber fein einziges allgemeine Geltung erlangte. Am wichtigften find unter diefen Heinen 
Schriften: 1) „Glaubensbekenntniß der vereinigten Briefen und Hochdeutſchen, errichtet zu 
Dortreht am 21. April 1632, von 51 Predigern und Vorftehern beider Sekten unterjärie- 
ben; es enthält 18 Artikel und gilt bei den ftrengern Mennoniten in beiden Heffen, Naffau, dem 
Elſaß und Preußen als Lehrnorm. 2) „Evangeliſches Glaubensbekenntniß der taufgefinnten 
Ehriften oder Mennoniten, wie foldes zu Altona bei Hamburg Öffentlich gelehrt und geprebigt 
wird‘, von Gerhard Roofe (1702), ebenfalls 18 Artikel enthaltend, die Hauptfchrift für die 
Grundlehre der gelindern Mennoniten (Blamminger), allein nicht eingeführt in Baden, Alt: 
baiern, Würtemberg und Sachſen. 3) „Die Glaubenslehre ver wahren Mennoniten oderTauf: 
gefinnten, aus deren Öffentlichen Glaubensbefenntnifien zufammengezogen durch Cornelius Rit, 
Lehrer der Mennoniten in Hoorn“ (Hamburg 1776), umfaſſender als die beiden erfigenannten 
Schriften, in 36 Artikeln die Olaubenslehre vortragend, aber ebenfalls von den Mennoniten in 
Heften, Baden, Würtemberg, Baiern und Sachſen nicht angenommen, dagegen von den Flam⸗ 
mingern in einem Theile von Holland und Preußen ſehr geihägt. 4) „Chriſtliches Gemütb: 
geſpräch von dem geiftlihen und ſeligmachenden Glauben, und Erkenntniß der Wahrheit" 
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(1783), befannter unter dem Namen ‚Das Fragenbuch“, ift in 24 Artikel und dieſe in 
148 Fragen und Antivorten eingetheilt, denen ein Eleiner Katechismus angehängt iſt. Es dient 
in Baden, Würtemberg, Altbaiern und Sachſen ald Lehrnorm für Die gelindern Mennoniten. 

Als Unterfheidungslehre der Mennoniten von den andern Kriflliden Confeſſtonen er: 
geben ſich nad dieſen Schriften folgende Punkte: 1) Die Taufe wird erſt dann ertheilt, 
wenn ber Menjch zugleich jein Gtaubensbefenntniß abzulegen im Stande ift (gewöhnlich nad 
zurüdgelegtem vierzehnten Lebensjahre). 2) Der Eidſchwur ift unerlaubt. 3) Ebenfo bie 
Verheirathung mit einem andern Religionsverwandten. (Während aber die Briefen nicht 
einmal die Heirath mit Klammingern dulden, jondern fie mit Ausſchließung aus ver Ge- 
meinde und dem fogenannten Banne beftrafen, ift das Verbot bei den legtern zu einer bloßen 
Börmlichkeit geworben, indem es bei ihnen meiftend genügt, daß der verbotäwidrig Verheira- 
thete der verfammelten Gemeinde feine Reue über ven — nicht mehr zu ändernden — ge: 
thanen Schritt audjpricht, was in der Megel nichtd anderes als eine Täuſchung if.) 4) Die 
Eheſcheidung ift einzig und allein wegen Ehebruchs zuläffig. (Doc tritt bei den riefen no 
eine Art Trennung von Tiſch und Bett ein, wenn und ſolange das Eine ver beiden Eheleute ex: 
communicirt ift oder jih im firhliden Banne befindet.) 5) Das Kriegführen oder Schwert: 
ergreifen, überhaupt der Militärftand, ift dem Mennoniten verboten. (Die weltlichen Ge: 
fege zwingen indeß in den meiften Ländern Mitteleuropas zur Übertretung diefes Verbots, 
obgleich die Mennoniten, ſowol einzelne ald auch gewöhnlich in ihrer Gefanımtheit, wo ed ans 
gebt, durch Ginftellungen von Erfagmännern fih vom Kriegädienfte zu befreien ſuchen; vielfach 
verweigern auch indeß in neuerer Zeit die Nihtbetheiligten ihre Beiträge zur Deckung der Koften 
für Stellung eines Erfagmannes.) 6) Die Berwaltung weltlicher AÄmier ift bei den Friefen 
ganz verboten, bei ven Klammingern mindeſtens für jehr ſeelengefährdend gehalten. 7) Die 
Prediger und Kirhenvorfteher werben von der Gefammtgemeinde frei gewählt; nad) den mei= 
ſten Anſichten ſollen fie nicht ftubirt Haben und feinerlei Befoldung erhalten (doch kommen, be— 
ſonders in den Niederlanden, viele Ausnahmen vor); die Wahl geihieht bei einem Theile der 
Frieſen in der Art, daß unter den Dreien, welche die meiften Stimmen erhalten haben, das Los 
entjcheidet; bei ven andern iſt unbedingte Wahl eingeführt. Der Gewählte darf bei feiner 
Sekte die Wahl zurücweifen oder ablehnen; jeder muß ſich vielmehr bei jeiner Kaufe ſchon foͤrm⸗ 
lich verpflichten, diefes Amt anzunehmen, wenn er in der Folge dazu beftimmt werben follte. 
8) Es ift möglichfte Einfachheit in der Kleidung geboten. (Die Briefen dürfen fich einer Knöpfe, 
jondern nur der Haften bedienen; die erwachſenen Mannsperſonen müſſen die Hauptbartbaare 
wachſen laflen.) 9) Die Gefammtgemeinde, als folde, und jeder einzelne in ihr hat über ven 
Lebengwandel feiner Mitgenoffen zu waden; die Gefammtgemeinde entſcheidet über Die vorge: 
bradten Anfhuldigungen; Ausichliegung vom Abendmahl, überhaupt von der Gemeinſchaft, 
ift die härtefte Strafe. Doch gerät die Durhführung des Princips der Kirhenzudt bei Flam— 
mingern mehr und mehr in Abnahme und befteht vielfach Fauns mehr dem Namen nad.!) 

Wenn wir nun die Lehrfäge und Gebräuche ver Mennoniten unbefangen prüfen, fo finden 
wir insbeſondere Folgendes: Sie nehmen das Myſtiſche aus der Bibel an; aud) das Nicäani- 
Ihe Glaubensbekenntniß (dad Credo) hat bei ihnen volle Geltung (obwol Menno Simonis eine 
eigene Auslegung über die förperlihe Natur CHrifti zu geben verfuchte); im übrigen aber ftre- 
ben fie ihre kirchliche Lehre fo einfach ald möglich, und, two es jich, ohne dem angedeuteten Prin— 
cip zu nahe zu treten, thun läßt, der nüchternen Vernunft gemäß durdzuführen; dev ganze 
Cultus foll prunflos und einfach, dabei aber allen verftännlich fein. Ferner jind alle innern 
Einrichtungen der mennonitifhen Gemeinden republifanifch organifirt (fie wählen ihre Brebi: 
ger und ihre Vorfteher, entfcheiden über alle vorfommenden Fragen , auch was ven Lebenswan- 
bel der einzelnen betrifft; dabei halten ſie ver That nach auf Ehrlichkeit, Einfachheit ver Sitten, 
Fleiß und Ordnung, und in den meiften Gegenden waren fie die erften, welche die Landwirth— 
ihaft wenigftens einigermaßen rationell zu betreiben begannen. 

Indeß müffen wir die arge Bevormundung des einzelnen durch die Gefammtgemeinde mis: 
billigen. Der fireng gläubige Mennonit wird ſich ſchwerlich jemals geiftig höher emporfchwingen 
können. Er wird für Einfachheit halten, was materiell ald Mangel an ganz unfchuldigen Be— 
auemlichfeiten des Lebens, oder mas intellectuell fogar als Unwiſſenheit erſcheint. Wo es ver: 
boten it, Knöpfe ftatt bloßer Haften an den Kleidern zu tragen ; mo mitunter ganz ausdrücklich 


1) Dal. Sunzinger, Das Religions⸗, Kirchen: und Schulwefen der Mennoniten oder Taufgefinnz 
ten (Speier 1831) 
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verlangt wird, der Religiondlehrer dürfe nicht ftudirt Haben, müſſe vielmehr „ungelehrt“ fein — 
da wird man allenthalben jede freie Bewegung gehemmt und gelähmt, jede Höhere Entwickelung 
des Menſchen nievergehalten finden. Hätten ſolche Sagungen und Einrichtungen vor Zeiten 
allgemeine Geltung erlangt, fo würde nie die Stufe erreicht worben fein, auf welder ſich vie 
Eultur der Menſchheit gegenwärtig befindet. 

Auch haben fih die Mennoniten jelbft bereits größtentheild von den ſchroffſten dieler 
Sagungen lodgefagt, theils förmlich, theils ſtillſchweigend. Insbeſondere ift die Bevormun- 
bung bed einzelnen bei vielen Gemeinden ber fogenannten Flamminger der That nach faft gan; 
aufgegeben, und felbft die Briefen vermögen fih den Einwirkungen des Geiſtes ver Zeit nicht 
mehr völlig zu entziehen. 

Was nun dad Verhältniß ded Staats gegenüber ven Befennern der Mennonitenlebre an: 
langt ‚fo muß nit nur beren frühere und lange herab fortgefegte blutige Verfolgung als Bar: 
barei bezeichnet werben, fondern wir finden ed aud ganz und gar ungeeignet, daß man ihnen 
beute noch in vielen Ländern die höhern ſtaatsbürgerlichen, hier und ba fogar die gewöhnlichen 
bürgerlichen Rechte verfagt. Die beiden erften und wichtigſten Lehrfäge des Eultus der Menno: 
niten: von der Taufe und Eidesleiſtung, gehören rein in das Gebiet der innern Überzeugung, 
bis wohin ich die Macht der Staatögewalt vernunftgemäß nie erftreden ann; fie find aber 
weder mit der Moral im Wiverſpruch, noch fonft im entfernteften ſchädlich, und der meltlicde 
Gejeggeber kann, insbejondere was das gerichtliche Zeugnig der Mennoniten betrifft, Eeinen 
Grund haben, weiter zu gehen, ald die unter Ablegung des Handgelübdes gemachte feierliche 
Betheuerung deflelben ald einen Eid in etwas abweichender Form (mas eine ſolche feierliche Aus: 
fage dem Wefen nad auch vollfommen ift) zu betrachten und, im Kalle der abſichtlichen Unwahr⸗ 
beit, die Strafe ded Meineided darauf anzuwenden. 

Allerdings ift ein ſchwieriger Bunft das Verbot des Schwertergreifend. Und doch hat man 
gerade in dieſer Beziehung den Mennoniten in früherer Zeit vielfah Zugeftänpniffe gemacht, die 
wir ald durchaus ungeeignet verwerfen müflen (gegen Entrichtung gewiſſer Geldſummen wur: 
den alle Mennoniten eines Landed von der Verpflihtung zum Kriegsdienſte freigeiproden). 
Wenn der Mennonit ven Heerbienft verabicheut, fo mag man ihn mit gutem Rechte vorlommen⸗ 
denfalls ebenfomwol dazu anhalten wie ven Katholifen oder Proteftanten,, der — wenn vielleiät 
aud aus ganz andern Gründen — den nämlihen Wiverwillen hegt. Denn der Staat muß 
billigerweife an alle feine Angehörigen die gleihen Anſprüche für feine Vertheidigung machen. 
So geſchieht es ohnehin feit Decennien faft allerwärts der That nah. Jener Lehrſatz, an den 
man fi fonad nicht bindet, kann alfo aud den Grund nicht abyeben, den Mennoniten einen 
Theil ver bürgerlichen Rechte vorzuenthalten. 

In den legten Jahrzehnden hat die ſchroffe Sonderftellung der Mennoniten immermebr 
aufgehört. Die Nechtöbefhränfungen, denen diefelben früher in vielen Ländern unter: 
lagen, haben beſonders jeit dem Jahre 1848 meiftens ihr Ende gefunden. Um fo unbefan: 
gener fann man fich iegt über die Cigenthümlichfeiten der Mennoniten audfprechen. Ihr 
Cultus beabjihtigt unzweifelhaft, den Urlehren des Chriſtenthums zu entſprechen. Ge: 
tabe in dieſem Streben find fie aber mitunter auf Dinge gekommen, bie fih zwar formell 
mit diefem oder jenem Sage der Bibel vertheidigen, aber nicht mit der natürlichen Vernunft 
und den nothiwendigen Anforderungen des Staatöverbandes in Einklang bringen laffen. Dat 
Lehrgebäude des Chriſtenthums hat gerade in der Beziehung eine Rüde und einen beveuten: 
den Mangel, daß ed dad Verhältniß einer thätigen Wirkfamkeit für das höhere Gemein: 
wefen, den Staat, völlig unberührt und unbeachtet läßt, Es empfiehlt duldenden Geber: 
fam gegenüber der Obrigkeit, aber nicht eine patriotifhe Anfpannung aller geiftigen unt 
körperlichen Kräfte, nicht die begeifterte Aufopferung für das Vaterland. Gerade dieſer jebr 
wefentlihe Mangel warb von den Begründern ded Mennonitenthums nicht ala folder, fon: 
dern im Gegentheil als abſichtlich geſchaffen angeſehen. Sie folgerten daraus (und aller: 
dings ließen ji von ihrem Standpunft her Gründe dafür auffinden), daß felbft die Vertheiki: 
gung bed Vaterlandes — die Entwidelung der [hönften und erhabenften Tugend — eine Sünde 
und ein Verbrechen fei! Kam hierbei auch noch das Blutvergiefen mit in Betracht, fo ließ da: 
gegen das Verbot der Annahme weltlicher Amter keinen Zweifel über die Berfennung und Mit: 
achtung jedes Bürgerrecht und jeder hHöhern, thätig zu erprobenden Bürgerpflicht. Auch haben 
wir bei verſchiedenen Gelegenheiten, welche zu perfönlidhen patriotifhen Opfern begeifterten, 
Mennoniten wenigftens nicht Häufig bemerkt, dagegen mußte ed allerdings auffallen, daß deren 
gar manche in ben Reactiondzeiten durch ihr Streben für Niederwerfung jeder Bewegung 
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(3. B. ald Gefhworene nad dem Jahre 1849) fih eben nicht gerade vortheilhaft auszeichneten, 
Tondern fih den Ruf fanatifcher Verfolger der Breifinnigen zuzogen. Doc allerdings waren 
Died nur einzelne und im ganzen verdienen die Mennoniten ven Ruhm des Fleißes und der Ehr- 
lichkeit. Je mehr fie von allen Bedrückungen frei fein werben, und je mehr ver Geift allgemei- 
ner Bildung ſich verbreitet, um fo gewiſſer und jchneller werben auch jene Anfhauungen, welche 
den unerlaßlihen Anforderungen des Gemeinweſens unvereinbar find, bei ven Angehörigen 
Der gedachten religiöfen Genoſſenſchaft ebenfall8 aus den Leben verſchwinden. 

Was die Zahl der Mennoniten betrifft, fo gab e8 deren in Vreußen zu Ende des Jahres 
1861 13708, wovon 12106 in der Provinz Preußen und 1393 im Rheinland (die erftern 
meiftend in den ſechs Kreifen Danzig, Marienburg, Elbing, Stuhm, Rofenberg und Marien: 
werber). In Baiern beläuft fih ihre Anzahl auf ungefähr 5000, wovon beiläufig 3500 auf 
die Pfalz fommen. In Baden ergab die Zählung vom December 1861 1221, in Naffau gleich: 
zeitig 133; im Großherzogthum Heſſen fhägt man etwa 1200, wovon beinahe 1000 in Rhein= 
beflen. In Frankreich jollen nur etwa 2000 Mennoniten leben, in den Niederlanden dagegen 
nad einer ältern Schägung angeblich gegen 85000 in ungefähr 150 Bemeinden mit 250 Pre: 
Digern, und zwar ungerechnet die mit den Nemonftranten vereinigten. In Rußland, wo es, 
beionders im Süden, ganze Mennonitencolonien gibt, dürfte Die Zahl derfelben 10000 über: 
fleigen; in Polen lebten um dad Jahr 1860 1581. Sehr anfehnlic ift die mennonitifche Be: 
völferung in ben Vereinigten Staaten von Norvamerifa, namentlih Pennfvlvanien, nächſt- 
dem in Birginien. G. F. Kolb. 

Menſchenraub. (Widerrechtliche Gefangenhaltung.) Zu den ſchwerſten Ver— 
geben gegen die perfönliche Freiheit gehört die Verſetzung eines Menſchen in ven Zuſtand that— 
ſächlicher Unfreiheit, insbefondere durch Gefangenhaltung und Wegführung (Raub). 

Schon die Moſaiſche Geſetzgebung verfolgt diefe Miſſethat mit den ſchwerſten Strafen; 
Moses beſtimmt (Buch 2, Kav. 21,16): „Wer einen Menfchen ftiehlt und verkauft, daß man 
ihn bei ihm findet, der foll des Todes fterben‘‘, und (Bud 5, Kap. 24,7): „Wenn jemand ge- 
funden wird, der aus feinen Brüdern eine Seele ſtiehlt aus den Kindern Iſraels, und verfegt 
und verkauft fie, folder Dieb foll ſterben.“ Diefe firengen Strafen waren denn auch in dem 
Lande, dem er Geſetze gab, ſchlechterdings nothwendig; denn Paläftina war ald Durchgangs— 
land für die Karavanen von Aſien nad Ägypten zum Verüben und Verbeden eines folhen Ver: 
brechens ebenfo geeignet, wie dadurch, daß zur See die benachbarten Phönizier Handel bis zu 
den entfernteften Ländern trieben; und wie aus den wiederholten Strafbeftimmungen Moſes 
und dem Hiftorifchen Beifpiel des Verkaufs Joſeph's nah Agnpten zu erſehen, war der Men: 
ſchenhandel, im Zufammenhange mit dem weitverbreiteten entwürbigenden Zuftande der Skla⸗ 
verei, wirflih im Schwange.!) 

Das ältere Römiſche Recht firafte dad — noch feltene — Verbrechen nur mit einer Geld: 
buße; mit Vermehrung der Miffethat fliegen auch die Strafen derfelben, welche als „Plagium“ 
bezeichnet wird. Das neuere Römifche Recht verfteht unter demfelben jeve Innebehaltung, Ber: 
heimlichung oder Unterdrückung eines fremden Sklaven oder Verführung deſſelben zum Ber: 
laflen feined Herrn, ſowie jeden widerrechtlichen Verkauf oder Ankauf eines Sflaven oder Freien 
und beftraft das Verbrehen wenigftend dann, wenn dadurch ein Freier in thatſächliche Unfrei— 
beit verfegt wurde, mit der Todesſtrafe. Bemerkenswerth ift die Ausdehnung des Begriffs auf 
Sflaven; ed gebt daraus hervor, daß das Römische Recht weniger ven Schuß des hoͤchſten Guts, 
ald ven Schug des Vermögend derer, welche Herren: oder Bamiliengewalt über die Berfauften 
hatten, bezweckte. Daß die Rrengen Strafen die römifhen Despoten aber nicht von dem Begeh⸗ 
zen wiberrechtlicher Freiheltsberaubung zurüdhielten, lehrt die Gefhichte.?) 

Auch das Kanonifche Recht dietirt dem Menſchenräuber vie Todesſtrafe. Die Rechtsbücher 
der germanischen Völker heben ebenfalld unter den verpönten Gewaltthätigfeiten das Menſchen⸗ 
fangen als zu den ſchwerſten Friedensbrüchen und Ungerichten gehörig hervor, bedrohen aber 
diefen Frevel, in Gemäßheit ihres ganzen Syſtems, nur mit beträchtlichen Geldbufen.?) Die 


1) Michaelis, Moſaiſches Recht, $. 288. (Juſtinus, Philippiſche Geichichte, Buch 36, Kay. 2, iſt 
derjenige elaffifche Schriftfteller, weldyer von dem Berfauf Joſeph's nach Ägypien, wenngleich im ein: 
zelnen irrig, erzählt.) 

2) Dal, Appian’s Römische Gefchichte, Buch 4; insbefondere aber Tacitus' Annalen, Buch 4, Kap.1, 
wo er von ben Wollüften des Tiberius erzählt. 

3) 3. Grimm, Dentfche Rechtsalterthümer (Göttingen 1828), ©. 646. 
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Gapitularien der fränfifchen Könige proben dagegen wieder ganz allgemein demjenigen, welän 
einen Menſchen raubt und verfauft, die Todesſtrafe, und diefelbe Strafe findet ih im Schwa— 
benfpiegel und im Sachſenſpiegel wieder. Beide Landredte dictiren die Strafe der Enthaup— 
tung, welde denn auch an dem Prinzenräuber Kunz v. Kaufungen und zwar fon fieben 
Tage nach der That auf dem Marft in Freiberg vollzogen ward.*) 

Mehrere nad) Aufrihtung des allgemeinen Landfriedens von 1495 erlaffene Reichsgeſetze 
erkennen ſolche Frevel ausdrücklich als Bruch des Landfriedend an und fordern dazu auf, den 
Schuldigen vor dem zur Aufrechterhaltung des öffentlihen Friedens niedergefegten Reicht 
gerichte zu verfolgen; jo heißt e8 3.8. Kap. 4, $.6 des Reichsabſchieds vom Jahre 1512, 
welcher ein treffendes Bild der damaligen noch immer fauftrehtlihen Zuftände gibt: „Im Hei: 
ligen Reich jego etwas hoch beſchwerliche unehrlihe und unerhörte That und Mishandlung ein: 
brechen, aljo, daß einer den andern heimlich fängt, verblendt, hinwegführt, zu Zeiten für ſich 
ſelbſt in feinem Gefängniß heimlich enthält, zu Zeiten andern verfauft oder übergiebt, oder in 
andere Hänte fahet.““) Dagegen jpreden dieſe Reichsgeſetze nicht die Strafe aus, auf melde 
zu erkennen fei, und die Beinlihe Gerichtsordnung Kaifer Karl's V. gedenkt nicht einmal der 
Mifferhat ſelbſt. Die Neichögefepgebung weift damit auf die Anwendung der recipirten frem: 
den Rechte hin, und die gemeinrechtliche Brarid hat auch von jeher die Säge des Nömifchen und 
Kanoniſchen Rechts angewendet, wobei jie jedoch in neuerer Zeit von der Todesſtrafe abwich. 

In der Ihat war ed auch nachgerade für den öffentlihen Rechtszuſtand — meld ein Hobn 
für die Majeftät des Rechts! — völlig gleihgültig geworden, melde Strafe für Gemalttbaten 
gegen die perfönlihe Freiheit von dem Buchſtaben des Gejeges vorgejehen werde. Denn bie 
ſchwerſten dieſer Gewaltthaten verübte ftraflos der Despotismus und die Politik der Großen. 
Diefe finftern Mächte traten in Geringſchätzung der Rechte, ſowol ded gemeinen Weſens ale ber 
Einzelnen, in bie Bußtapfen des Fauſtrechts, um ihre Leidenjhaften und Intereffen zu befrie: 
digen. Die Annalen des 18. Jahrhunderts insbejondere find erfüllt von Freveln diefer Art, 
welche von oben her ungejheut begangen wurden, während doch das vor der Gewalt verflum: 
mende Gejeg fie verdammte. 

Wir weifen hin auf die Gefangennahme der Söhne des Königs Johann Sobieſti von Po: 
len, auf Veranftaltung des Kurfürften Auguft von 30 adelichen Offizieren des ſächſiſchen Heerd 
am 18. Febr. 1704 auf der Strafe von Breslau nah Ohlau vollzogen 6) ; auf die Gefangen: 
nehmung des ſchwediſchen Majors Sinclair und feines Begleiterd Couturier (Sinclair wurde 
ermordet, jein Begleiter nady der Feſte Sonnenftein bei Dresden geichleppt und dort einige Zeit 
lang eingeiperrt, bis man beliebte ihn wieder freizulaflen, nachdem er eidlid hatte angeloben 
müffen, „daß er nicht denken, noch minder jemand jagen wolle”, daß der ſächſiſche Hof von dem 
Vorfall auch nur etwas wille.”) Zar Peter ift der Mittelpunft einer Reihe jolder frevelbafter 
Gewaltthaten; die Geſchichte verzeichnet die lebendlänglihe Gefangenbaltung feines Enkels 


4) Böttiger, Gefchichte des Kuritaats und Königreichs Sachfen (Hamburg 1830), 1, 328 u. 329. 
An geſchichtlicher Berühmtheit ſteht diefem Attentat gleidy die widerrechtliche Gefangenbaltung Richard 
Löwenherz' durch Leopold VI. von Ofterreich und Kaiſer Heinrich VI. 

5) Senfenberg, Sammlung der Reichsabfchiede (Branffurt 1747), II, 142. Emminghaue, Corpus 
juris germanici (9ena 1824), 1, 115. 

6) Schloffer, Geſchichte des 18. Jahrhunderts (Heidelberg 1836), I, 128 u. 138. 

7) Schlofjer, IL, 46 u. 47. Scylözer hat darüber S. 243 — 246 des eriten Bandes jeines Brick 
wechiels (Göttingen 1777) ein hiftorifches Actenſtück mitgetheilt: „Ertract Schreibens aus Stralfun 
vom 2. Sept. 1739 von dem Gapitaine Aderntann an den Oberdirecteur Ehrengreutz, die Ermordung 
des Majors Sinclair betreffend.” S. auch noch Manftein, Nachrichten von Rußland (Leipzig 1771), 
&.327— 329, und die Schrift: Umftändlidyer Bericht von dem am 17. Juni 1739 bei Chriftian-fabt ia 
Schlefien an dem fchwediichen Major Malcolm Sinclair, da derjelbige in Ihro Königl. Majeftät von 
Schweden hohen Verrichtungen auf dev Rüdreije nach Konftantinopel ſich befunden, fürfeglicher Weile 
verübten graufamen Mord, 1741 in Stodholm gedrudt und aus dem Echwedifchen ins Deutfche über 
fegt (Berlin 1741). Denfwürdig ift noch eine Mittheilung ©. 256 des zwölften Bandes von Schlögert 
Staatsanzeigen unter der Auffchrift: Graufame Staatsfunft noch im Jahr 1605, und des Inhalıt: 
„KarlIX., König von Schweden, fchidet am 9. Juli 1605 feinem Befehlshaber in Liefland, Samud 
Nilfon, folgende Inftruction zu: «Weiter ift unfer Wille, Ihr follt zufehn, daß Ihr in der Stille und 
insgeheim einige Rufen beim Kopfe friegt und fie fcharf eraminiren laffet, damit man gewiß erfahrt, 
wo der Großfürft jei und wo der andere Haufe feinen Weg hin genommen — und nachher follt Ihr bieien 
Ruffen zu feinem himmlischen Vater oder dahin fchicden, wo er nicht zurückkömmt. Die möcht Ihr !e 
mit aller Behendigfeit und in aller Stille beſtellen » 
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Swan 8) und den Pact, welchen er mit vem Vater Friedrich's des Großen, König Friedrich Wil: 
helm I. von Preußen, gefchloflen hatte, ein Pact, zu deflen Befriedigung von oben her Men— 
fhenraub im großen Stil getrieben wurde. Gin deutfcher Geſchichtſchreiber 9) fagt in dieſer 
Beziehung von Friedrich Wilhelm I.: „Sogar die Arbeiter feiner weftfälifhen Fabriken, fo fehr 
er fonft Fabrifen und Manufacturen beförberte, behandelte er mie Peter feine Ruſſen. Peter 
ſchickte dem König große Leute für fein Regiment, der König ließ Stahlſchmiede aus der Graf: 
ſchaft Mark in Weftfalen aufheben, von Militärpoften zu Militärpoften, ald wären es Ber: 
brecher, an die Grenze transportiren und bort den Ruſſen übergeben, um deren Fabriken ein= 
zurichten. Soldaten hob der König nicht blos mit Gewalt in feinem Lande aus, ohne, wenn 
fich jemand durch Körpergröße auszeichnete, auf Verhältniffe, Stand, Beihäftigung Rückſicht 
zu nehmen, fondern er hatte einen förmlihen Menſchenkauf und Menfhenraub eingerichtet. Er 
nahm Reiſende weg, er entführte Soldaten, die in fremden Dienften fanden. Er gerieth mit 
den Holländern, denen er fonft ſehr gewogen war, in offene Feindſchaft, weil fie feine Werber 
nicht duldeten und die Entführung ihrer Soldaten durch Hinrichtung des Offiziers rächten, ver 
fie ausgeübt hatte. Auch Baiern und die bifhöfliche Regierung in Eichſtädt wollte feine Men- 
fhenräuber nicht dulden; andere Staaten benugten feine ſchwache Seite und gewannen ihn 
durch Refruten. Aus DOfterreih, aus Sachſen, aus Medlenburg wurden den König großge: 
wachſene Männer zugeſchickt, ald wenn man in Europa über Menſchen verfügen könne, wie in 
Afrifa darüber verfügt wird. Peter lieferte regelmäßig eine nicht unbedeutende Zahl und er: 
hielt dagegen vom König von Preußen Babrifanten, geübte Unteroffiziere, Ingenieure.” Die 
gewaltfame Werbung, weldhe namentlich auf Betreiben des genannten Königs fattfand, erfüllt 
die Jahrbücher der Strafrechtspflege mit einer Neihe von Menjhenräubereien.10) Mit blu: 
tigem Griffel Hat die Gefhichte in ihre Annalen eingetragen jene „Subfldienverträge”, jene 
Binanzfpeculationen deutſcher Fürſten, wodurch an Taufenden von Unterthanen zugleich Men: 
ſchenraub begangen wurde, um fie auf die Schlachtbank zu führen. Als England mit feinen 
Eolonien in Nordamerika in Kampf gerieth, ſchloß es mit vem Landgrafen von Heflen: Kaffel 
einen Tractat ab, wodurch diefer fi verbindlich made, ein Corps von 12000 Mann gegen 
eine jährlihe Summe von 450000 Thlrn. nebft 360000 Thlrn. für Rekrutirung und Equipi: 
rung nad Amerifa zu ſchicken 11), und diefer Tractat Fam aud zur Erfüllung, indem wirklich 
fo viele in Soldatenröde geſteckte Unterthanen auf Schiffe gepadt und nad Norvamerifa trans: 
portirt wurden. Der Erbprinz gab ald Graf von Hanau noch 600 Mann gegen eine jährliche 
Summe von 25000 Thlrn. dazu, und von Zeit zu Zeit wurden zur Ergänzung weitere Haufen 
eingepadt und nachgeſchickt. Die Rehnung finden wir gezogen in Schlözer'8 „Staatdanzei: 
gen’, VI, 521 u. 522, wo berichtet wird, daß Heſſen-Kaſſel geliefert habe: 16992 Mann, 
von denen 10492 zurücfamen, ſodaß der Verluft betrug 6500 Mann. Dem Beifpiel folgte 
Braunfhmweig, Ansbach, Walde, Anhalt:Zerbft u. ſ. w. Braunſchweig lieferte 5723 Unter: 
thanen, von denen nur 2708 zurüdkehrten, ſodaß der Verluſt 3015 betrug. (Schlözer, a. a. O.) 
Der Erlös floß in die fürftlihen Kaſſen, und diefer Erlös war nicht unbeträchtlich, venn es wird 
uns berichtet, „daß England bezahlt habe an Heflen = Kaffel 2,600000 Bf. St., an Braun: 
ſchweig 780000, au Hannover 448000, an Hanau 335000, an Ansbach 205000, an Wal: 
de 122000 Pf. St.” u. ſ. w. 

AÄhnliche Speculationen wurden auch maſſenhaft auf Privatrehnung betrieben; die ge: 
waltfame Werbung für fremde Militärdienfte war im 18. Jahrhundert ein förmlicher Erwerbs: 
zweig, der die Jahrbücher der peinlichen Gerichtöpflege bereichert hat 12) und in den ſchweizeri⸗ 
ſchen Werbungen zu italienifhen Sölpnerdienften in das gegenwärtige Jahrhundert noch weit 
bineinragte. 

An politifhen Verbrechen des Menfchenraubes ift dagegen diefes Jahrhundert ärmer ge: 
worben, und er ift mehr wieder in die Gattung der dem Arm des Strafrichters verfallenden 
Privatverbrehen herabgeftiegen, wenngleih unheimliche politiſche Bäden mit der venfwürbigen 
Geſchichte Kaspar Hauſer's verfnüpfen.??) Die neuern Strafgefeggebungen ahnden pie Ber: 


8) Rotteck, Allgemeine Gefchichte (Freiburg 1826), VIII, 490 u. 491. 
9) Schloffer, 1, 241 u. 245. 
10) Bgl. namentlich den berüchtigten Fall Gundling-Happach, welcher die bedeutendften Züge zur 
Sittengeſchichte liefert, in Klein's Annalen (Berlin 1800), XX, 246 — 250. 
11) Biedermann, Deutfchland im 18. Jahrhundert, ©. 224 u. 225. 
12) Biedermann, a. a. D. (1854), ©. 205 — 207. 13) Man benfe auch an den Fall 
Mortara! Albrecht, Der gewaltfame Kinderraub zu Bologna (Ulm 1858). 
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brechen der widerrehtlichen Gefangenhaltung, des Menfhenraubes und fonftiger ungerechtfertig 

ter Freiheitöberaubung (Misbrauch der Amtögewalt) mit ſchweren Freiheitsſtrafen, vergleicht 

weife jelten kommt jedoch glüdlicherweife ein bedeutender Fall dieſer Verbrechensgattung vor.) 
BH.Bopp. 

Menfchenrechte. Das römiſche jus gentium ift mit unferm Naturrechte micht völlig 
gleichbedeutend. Wenn die Juriften des alten Nom gelegentlich die Frage erörtern, melde von 
den pojitiven Sagungen denn eigentlich in der Natur des Menſchen ihren Grund haben, io 
wählen fie den Weg der Erfahrung. Sie bliden um ſich und ſchließen, daß das, was ſich ki 
allen Völkern wiederfindet, nothwendig in der Menihennatur begründet fein müffe, jus gen- 
tium fei. Demgemäß tragen fie fein Bedenken, die Sklaverei aus dem Naturrechte berzuleiten, 
und wenn der humanfte unter den großen Juriften der Kaijerzeit, Ulpian, fi zu dem Geſtänd— 
niſſe genöthigt ſieht, daß nad dem Naturredhte alle Menſchen als glei zu betrachten fein 
(1.15. D. 17,32), io ift eine ſolche vereinzelte Stelle natürli ohne jedwede praftifche Wir: 
fung geblieben. Der jhärffte und folgeridtigfte Denfer des Alterthums, Ariftoteles, fand die 
Sklaverei vollfommen rehtmäßig, er fand ed natürlih, daß ber freigeborene Hellene ald der 
Höherftehende, über die geringer organifirten Barbaren eine unbedingte Herrſchaft führe. An 
Nachfolgern feiner Anfiht hat ed begreiflich nie gefehlt und fehlt ed noch heute nicht, denn mit 
der höhern Begabung rechtfertigt eine herrichende Kaſte jederzeit ihre Tyrannei. Das Chriften: 
thum legte die Keime zu einer höhern Anſchauung der Menſchenrechte, indem es die Schranfen, 
welche bis dahin die Nationen nicht blos politiſch, jondern auch nach ihrer Religion ſtreng von: 
einander geichieden hatte, aufhob, indem ed den allgemeinen Gott verfündete, welcher, wie 
Paulus den Athenern predigte, die Bölfer Eines Geſchlechts über den Erdboden ſich hatte ver: 
breiten laffen, indem feine erhabene und wohlwollende Moral ven Mächtigen lehrte, auch die Ge: 
ringften, für die Chriſtus ebenfomol geftorben fei, für jeine Brüder zu halten. Dem Ein: 
fluffe des Chriſtenthums ift e8 hauptſächlich zuzufchreiben, daß die Sklaverei fich in die mildere 
Reibeigenfchaft verwandelte, und jomit mwenigftens die völlige Rechtsloſigkeit der Mehrzahl der 
Bewohner eines Staatd ein Ende nahm. 

Es war die Idee einer geiftigen und fittlidhen Freiheit in die Welt gekommen; das wahre 
Chriſtenthum hat von jeher nicht nur die Gleichheit ver Menſchen vor Gott behauptet, jondern 
auch Rechte derjelben anerfannt, die höher find, ald daß fie durch irgendeine irdiſche Macht auf⸗ 
gegeben werben fönnten, Schon in den Gebote, daß man Gott mehr gehorden müjle ald den 
Menden, liegt eine vollftänpige Emancipation von dem alten ftarren Sklaventhum nicht nur, 
fondern auch von der antifen Staatdanihauung, wonad das Individuum völlig im Staate aufs 
gebt. Allein erit einer neuern Zeit war ed vorbehalten, über allgemeine und unveräußerlide 
Menſchenrechte Theorien aufzuftellen und zu begründen, die, gerecht und wahr ihrem Kerne 
nad, inihren Auswüchſen die wüthenpften Leidenſchaften wach gerufen, die ald Vorwand zur 
Beihönigung der entfeglihften Verbrechen gedient haben, und die in der Zufunft ven Vorwand 
für ehrgeizige und ſelbſtſüchtige Beſtrebungen abgeben werden. 

Es mußte die Frage nad den Nechten des einzelnen dem Staate gegenüber fofort angeregi 
werden, nachdem man den Berfud gemacht hatte, eine wiſſenſchaftliche Lehre über die legten 
Gründe von Recht und Staat aufzuftellen, alfo jeit Hugo Grotius. Diefer und die Fortbilter 
feines Syſtems, namentlid Hobbes, Bufendorf, Thomafius, Wolf und Kant, gehen von dem 
Grundgedanken aus, daß man, um zu der Einſicht zu gelangen, welde von ven pofitiven Ge— 
fegen eined Staats denn vernünftig und daher bindend feien, auf einen Naturzuftand jurüd: 
gehen müfle, in welchem der Menſch durch keinerlei geſetzliche Schranfen gebunden geweſen ſei 
und in welchem er fich entweder wirklich befand oder doch gedacht werden könne. Mit diefer un: 
beſchränkten Freiheit aber würden jich die Menſchen gegenfeitig vernichten, es ſei daher nad dem 
Geſetze der Goeriftenz, wie Kant eö bezeichnet, durch die Vernunft geboten, daß jeder feine 
natürliche Freiheit jo weit einihränfe, daß die Freiheit feiner Nebenmenfhen und ein gerordnt- 
tes Staatöwejen, wodurch die Freiheit aller gefihert wird, daneben befteben können. Es felg! 
daraus einerfeits die Verpflichtung zur gegenfeitigen Anerkennung der Unverleglichkeit der Per: 
fon, jowie dad Zugeſtändniß des Gigenthums und der Verbindlichkeit der Verträge, anderer 
ſeits dad Net auf unumjchränfte Ausübung der natürlichen Freiheit, foweit daſſelbe nit durch 


14) Vgl. Hannöverifches Magazin, IV, 118. Annalen der Criminalrechtopflege, LX, 252; LXVI 
173, 288 u. 289. Über wiberrechtliche Ginfperrung in Irrenhäufern: Eine Mutter im Irrenhaut 
(Bremen 1851), und Biefterfeld, Eine Mutter im Irrenhaufe (Leipzig 1852). 
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pas gleiche Recht der Mitmenfchen begrenzt wird. Rouſſeau z0g aus diefen Grundfägen mit 
einer bis dahin unerhörten Kühnheit die äußerften Gonfequenzen. Man hatte fid) begnügt zu 
lehren, daß der Menſch von Natur frei jet, aber daß er feine Freiheit veräußern könne und nad 
dem Gebote der Bernunft und der Selbfterhaltung veräußern müffe, Rouſſeau aber verfünvete 
die Unveräußerlichkeit der Freiheit und daher die Unübertragbarfeit ber Volksgewalt, die Unum— 
ſchränktheit der Volksgewalt und die Gleichheit aller. Es war nur eine weitere Gonfequenz, 
wenn er den Begriff „Recht“ ganz aufhob und dafür ven „ Willen’ des Volks oder der Majori- 
tät deſſelben fubftituirte. 

Bald fam eine Zeit, in der fich der Einfluß folder Theorien praftiich geltend machen jollte. 
Die „Erklärung ver im Congreſſe verfammelten Vertreter der Vereinigten Staaten von Nord: 
amerifa’ hält e8 für eine jelbitoffenbare Wahrheit, daß alle Menfchen gleihgeboren, daß fie 
von ihrem Schöpfer mit gewillen unveräußerlichen Rechten begabt jind, daß zu dieſen Leben, 
Freiheit und das Streben nad) Glück gehören, und daß, um dieſe Nechte jiherzuftellen, Regie: 
rungen unter den Menſchen eingejegt jind, welche ihre gerechten Befugniffe von der Einwilli— 
gung der Negierten ableiten. Hieraus wird dann folgerichtig dad Recht der Megierten abge— 
leitet, nach einer langen Reihe von unmwandelbar den gleichen Zweck verfolgenden Misbräuden 
und Anmaßungen Regierungen zu ändern, neue einzufegen und neue Schugwehren zu errichten, 
Freilich würde ein virginiiher Pflanzer, der dieſe Erklärung völlig mit gutem Glauben unter= 
fchrieb, fie ohne Zweifel etwas limitiren, wenn feine Negerſtlaven diefe unveräußerlichen Rechte, 
mit denen der Schöpfer alle Menjchen begabt habe, für fi in Anfprud genommen hätten, In 
ber That aber handelten die Bertreter der Vereinigten Staaten darin weife, daß jie in ver Vers 
fafjung vom 17. Sept. 1787 nicht allgemeine Rechte des Menſchen, jondern nur die politifchen 
Rechte des Volks und der einzelnen fefftellten. Anders die Gonftitutionen Frankreichs während 
der Revolution. Die VBerfaflung von 3. Sept. 1791 erklärt alle Menſchen als frei und gleich 
an Rechten geboren und ald den Endzweck aller politifchen Geſellſchaft die Erhaltung der natür- 
lichen und unverjährbaren Menſchenrechte. Diefe Rechte aber jind die Freiheit, dad Gigenthum, 
die Sicherheit, der Widerfland gegen Untervrüdung. Die zweite Verfaſſung vom 24. Juni 
1793 bezeichnet als Zweck der Geſellſchaft die allgemeine Wohlfahrt und ald Zweck der Regie: 
rung die Berbürgung des Gebrauchs der natürlichen und unverjährbaren Rechte der Menſchen. 
Als ſolche nennt fie: Gleichheit, Freiheit, Sicherheit und Eigenthum. Freiheit wird ald das Ver⸗ 
mögen erklärt, nad welchem dem Menfchen zufommt, das zu thun, was nicht in die Rechte eines 
andern eingreift; zu ihrer Baſis hat fie die Natur, zu ihrer Richtſchnur die Gerechtigkeit, zu 
ihrer Schugwehr das Geſetz; ihre moralifche Grenze ift die Marime: Thue dem andern das 
nicht, was du von ihm nicht dir zugefügt haben willft. In pofitiver Weiſe fügt die dritte Ver— 
faflung vom 23. Sept. 1795 den Grundfag hinzu: „Thue andern das Gute, was du willft, 
das man dir thue“, und fpricht aus, daß „niemand ein guter Bürger fei, der nicht guter Sohn, 
guter Bater, guter Freund, guter Gatte ſei““. Darin zeigten offenbar die Franzoſen weit weni— 
ger praftiihen Verftand ald die Amerikaner, daß fie derartige Erflärungen, wahr oder falich, 
überhaupt in die Berfaffungsurfunden aufnahmen. 

Allein das ganze Syſtem, von dem aus die Menſchenrechte abgeleitet wurden, dad bis zur 
Branzöfifhen Revolution als unzweifelhaft galt, ift an ih unhaltbar. Es ift falſch, von einem 
Naturzuſtande auszugehen, welcher nicht nur niemals flattgefunden hat, jondern nicht einmal 
als beftehend gedacht werden fann. Im Beginn des Dafeind finden ih ſchon Familie, dann 
Stamm und Volf, alſo ftetö ein gegliedertes, georbnetes Verhältniß, wo keineswegs jeder thun 
fann, was ihm beliebt, fondern wo einer dem andern untergeoronet iſt. Inſofern fonnte Ari: 
ftoteled ganz richtig ſagen, der Staat fei älter als ver Menſch. Es gibt einen höhern Begriff 
des Staats, als, der ift, der blos aud der Natur des Individuums hergeleitet wird. Ebenſo 
wenig ift ver Menſch ein abfolut freied Weſen, es eriftiren natürliche und ſittliche Geſetze, die 
nicht von ihm gegeben worden find und die nicht von ihm aufgehoben werben können. 
Roufleau’s Theorie vollends mit ihrer nah Kopfzahl zu bemeſſenden Volksſouveränetät hebt 
jede Freiheit auf. Könnte ein Staat wirklich ind Leben gerufen werben, ber dieſe Lehre prak— 
tifch ind Werk fegte, fo wäre es nicht nur möglidy, fondern faft gewiß, daß fich vie Verfländi- 
gen und Wohlmeinenden jederzeit in der Minorität befänden, alfo der ärgſten Form der Tyran— 
nei ausgejegt wären, die überhaupt erdacht werden fann. Denn jede andere Autorität hat doch 
eine Schranke, wenn möglicherweife auch nur vie Kraft eines zur Verzweiflung getriebenen 
Bolfs, die VBoltsfouveränetät, die allein in der Majorität befteht und beftändig regiert, hat abs 
folut feine. Wir müffen und daher nothwendig nad andern Grundlagen für die Beftftellung 
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und Abmeffung der natürlihen Menſchenrechte umſehen, als die waren, welche die Franzöſiſche 
Revolution aufftellte. 

Der grundſätzliche Irrthum, von dem alle jene falihen Syfteme ausgehen, befteht in einer 
irrigen Vorftellung der Freiheit. Freiheit des Individuums ift etwas anderes, ald nad Be— 
lieben Handeln zu können, und Volfsfreiheit etwas anderes als das Recht ver Majorität. Der 
Mann, der fih ohne Feſſeln und Bande auf einer wüften Inſel ausgefegt findet, wird fich ſchwer⸗ 
lich für frei Halten, obmol er fi bewegen und geben kann, wohin er will, und dasjenige Veit 
wird Fein Berftändiger als frei und glücklich preifen, in deffen Macht es ſteht, je nach ver Laune ver 
augenblicklichen Majorität eine Regierung zu flürzen und eine andere zu erheben, die eine völlig 
entgegengefegte Volitif verfolgt. Wreiheit des einzelnen heißt, fi in Gemäßheit ſeines inner: 
ften Selbft, d. i. feiner-natürlichen Kräfte und feines fittlihen Bewußtjeind entwideln zu Eönner, 
und öffentliche Freiheit ift diejenige Staatseinrihtung, worin jeder einzelne die Befriedigung 
findet, nach feinem innerften Selbft handeln zu fönnen. Damit aber die vollftändige Entwide: 
lung der natürlichen Kräfte und des fittlihen Bewußtjeind möglich fei, ift eine unabhängige 
Privatiphäre und eine Betheiligung an den Anordnungen der öffentlichen Gewalt die nothwen⸗ 
dige Vorausſetzung für die vollftändige politiſche Freiheit. 

Wir nehmen aber nicht den mindeſten Anftand, die vollftändige politiiche Freiheit ald ein 
unveräuperliches Recht des Menſchen zu erklären, und wenn vaffelbe aud lange nicht immer zur 
Geltung gelangen kann, jo liegt dies in den getrübten menſchlichen Verhältniffen, enthält aber 
fein Aufgeben des Rechts. Es ſteht nur noch zur Frage, welche einzelne Rechte fih aus dem An: 
fpruche auf eine unabhängige Privatiphäre und auf eine Betheiligung an den Anordnungen der 
Öffentlichen Gewalt ergeben. 

Nun verfteht es jih von ſelbſt, daß jeder Anſpruch darauf hat, daß fein Leben und feine 
Gefundheit von feinen Mitmenjchen nicht gefährbet wird. Es ift eben das vöhlige Negiren jedes 
Rechts der Perfönlichkeit, wenn der Herr den Sklaven ungeftraft tödten und verftünmeln darf. 
Das ift auch niemals beftritten worben, wol aber hat in neuern Zeiten die zweite, unmittelbar 
aus der Berechtigung auf eine unabhängige private Exiſtenz herfließende Forderung, das @i: 
genthumsrecht, geräufhvollen Widerfprud gefunden. Und do ift für die Geltendmachung 
der vollen Perſönlichkeit des Menfchen ver Schuß des Lebens faum von größerer Wichtigkeit ald 
der Schuß des Eigenthums. Der Menfch bedarf veffelben nicht blos zur Erhaltung feiner Exi: 
ftenz umd zur Befriedigung feiner Bedürfniſſe, es ift vielmehr die Grundbedingung feiner indi: 
viduellen Freiheit, weil ohne daſſelbe nothwendig ein Abhängigkeitöverhältni eintritt, weil er 
durch den Erwerb und die Bewahrung von Gütern ſich eine Selbftändigfeit für Oegenwart und 
Zukunft fihert, und weil dad Eigenthum ihn in den Stand jegt, feinen individuellen Prligten 
gegen Familie, Wohlthäter, Freunde nachzukommen. 

Leben und Eigenthum find fo fehr die aus der Natur des Menſchen und den oberiten Be: 
dürfniffen fließenden Rechte, daß wir den Schug derfelben auch bei den roheften Bölkern als 
nothwendig anerfannt und wenigſtens bis zu einem gewiflen Grade auch factiich ausgeübt finden. 
Allein das Anrecht auf die bloße phyſiſche Eriftenz würbe nicht genügen, um eine unabhängige 
Privatiphäre zu erlangen ; damit der Menſch feine Kräfte voll entwideln könne, find Unverleg: 
lichkeit und Freiheit des Handeld nothwendige Borausfegungen, d. h. nicht blos Die perfönlide 
Unverleglicfeit (der Friede), fondern auch die geiflige Unverleglichfeit (die Ehre), und die Frei: 
beit, alled dasjenige zu thun, wodurch nicht das Sittengejeg oder entgegenftebenvde Rechte ge: 
fränft werden (Breiheit im engern Sinn). Ein Ausfluß des Rechts der perfönlichen und geifti: 
gen Unverleglichfeit ift, daß der Staat alle Vorkehrungen treffe, viefelbe für ven Schwachen jo 
gut zu fihern wie für den Starken, daß er fi des Hülfäbedürftigen annehme und nicht blot 
für deſſen körperliche, ſondern auch für deſſen geiftige Pflege forge. Das ift auch allgemein 
anerkannt. Inwieweit aber die Verpflichtung des Staats fich erftrede, alle Hinderniffe für die 
Freiheit ded Handelns hinwegzuräumen, if in den befondern Verhältniffen vielfach ftreitig. 
Eonfequent folgt fiherlih nicht nur vollftändige Gewiſſensfreiheit, fondern auch Mevefreibeit, 
Preffreiheit, Breiheit der Affociation, Freiheit des Handels und der Schiffahrt, Furz Wegfall 
aller Schranken, die der vollen Entwidelung ber Kräfte innerhalb ver Staatsſphäre im Weg 
ftehen. Im einzelnen jedoch fünnen diefe unabweisbaren Rechte unter gegebenen Verhältniſſen 
Mopificationen erleiden, wo höhere Staatszwecke oder die Sicherheit ded Staats in Frag 
ſtehen, Worte, mit denen freilich oft genug ein verderbliches Spiel getrieben ift. Die leitenden 
Grundfäge aber, nach denen jedem einzelnen möglichft freier Spielraum zur Entfaltung feiner 
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Kräfte gegeben werde, fönnen unter verftändigen Leitern eines Staats kaum jemals Gegen— 
ftand eines Streits werben. 

Wenn das Eigenthum eine nothwendige Borausfegung für die völlig unabhängige Privat: 
fphäre ift, fo fegt diefer Grundſatz eine ſtaatliche Ordnung voraus, in welder jedem einzelnen 
die Möglichkeit gegeben iff, daß er Eigenthum erwerben kann, und ferner, daß ihn der Staat 
im Bellge des Ermorbenen jhüge. Aber es folgt feineswegs die Nothmenvigkeit, daß jeder 
Eigenthum befige, wenigftens ein genügendes Eigenthum, denn völlig ohne daſſelbe ift im 
unferm jegigen Zuftande niemand. Der Anſpruch, den der einzelne an ven Staat zu machen 
berechtigt ift, it dev, daß nad den gegebenen Verhäftniffen alle Hinderniffe hinweggeräumt 
werben, bie ihm beim Erwerbe hinderlich fein könnten. Wie ji dies in dent befonvdern Falle 
geftaltet, ift Feine Prineipienfrage. Es läßt jüch fehr wohl denken, daß eine Einrichtung in dem 
einen Zeitalter ein mächtiger Hebel zur Anfammlung von Kapital, in dem andern ein großes 
Hinderniß iſt, wie died das Beiſpiel der Zünfte zeigt. Jedenfalls aber liegt vemjenigen, der 
Beihränfungen vertheidigt oder gar einzuführen empfiehlt, ver Beweis ob, daß diefelben 
unter den gegebenen Verhältniſſen nothwendig find. 

Es ift bemerkt worden, daß zur vollen politifchen Freiheit eine Betheiligung an den An 
ordnungen der Öffentlichen Gewalt gehört. Es kann auch feinem Zweifel unterliegen, daß nur 
derjenige ih im Bollgenuffe aller natürlichen Rechte befindet, der in irgendeiner Weife tbätig ift, 
wo es fih um die Feftflellung von Beftimmungen handelt, nad denen fih das Verhalten ver 
Staatdangehörigen regelt, und von denen fein eigenes Wohl und Wehe abhängen kann. 
Daraus folgt aber noch nit mit Nothwendigkeit das allgemeine Stimmrecht, das unbedingte 
Recht, Urwähler zu fein. Die Ungleichheit der Menſchen hängt nicht von den Einrichtungen 
des Staats ab, die Befähigung, den rechten Vertreter zu bezeichnen, fteht nicht immer allen 
Klaffen von Untertbanen zu. Wer zunächft berufen fein foll, zu einer VBerfammlung gewählt 
werden zu fönnen, ift Frage der Zweckmäßigkeit. Ganz ohne Einfluß auf Gefeßgebung und 
Berwaltung ift unter unfern Verhältniſſen aud die Menge nicht, von der ed heißt, daß fie feine 
politischen Rechte befige. Die öffentliche Meinung ift in unferer Zeit ftets eine Macht, ohne daß 
es irgend zu Gewaltthätigfeiten zu fommen braudt. 

Die verführerifhen Worte Freiheit und Gleichheit haben in der neueften Zeit fo viel Unheil 
angerichtet, nicht weil fie einer Wahrheit ermangelten , fondern weil man die darauf gegründe— 
ten Anſprüche hat losreißen wollen von den ewigen Gefegen der Natur, von der fittlichen Orb: 
nung, von den hiftoriih gegebenen Verbältniffen. Wenn eine Zeit fommt, in der die ewigen 
und unveräußerlihen Menſchenrechte, volle Unabhängigkeit in ver Privatiphäre, Betheiligung 
aller an den öffentlichen Angelegenbeiten , voller Schuß der Verfönlichkeit, nicht nur Grundlage 
ver Geſetzgebung einzelner Staaten, fondern auch des gegenfeitigen Verhältniſſes ver einzelnen 
Staaten bilden, dann wird auch die Furcht verſchwinden, mit der man gegenwärtig noch bie 
wechfelfeitigen Beziehungen der einzelnen Regierungen verfolgt, e8 wird, ſoweit ed die menſch— 
liche Gebrechlichkeit geftattet, mit dem Gefühle der Sicherheit eine gefteigerte Thätigfeit, ein er: 
böhter Wohlftand, und mit der Zunahme der Bildung auch der untern Volksſchichten die För— 
derung der Humanität und Gefittung die Folge fein. ®. 

Menfchheit. Menſchheit ift die Bezeichnung für den Menſchen ald Gattung. Das Weſen 
der Menfchheit ift der Geift, der ſich als vernünftig erfennt und dad Bemußtfein hat, frei zu 
fein. In diefem Bewußtſein, Eraft deffen der Geift ſich im ſich feldft zum Gegenftand zu machen 
im Stande ift, liegt ver wahrbafte Unterſchied des Menfchen von der Natur. Außer dem Men: 
ſchen ift ins fein Subject befannt, dem mir daffelbe Prädicat zuertheilen könnten. Seinen 
äußern Urfprunge nad) erfcheint der Menſch ald Product der Natur, das wahrſcheinlich zugleich 
mit den Pflanzenfreffern entftand. Die Spuren, melde man von den Dafein des Menfchen in 
Steinmeflern, Steinbeilen, Bfeilfpigen, in den damit in Thierknochen verurſachten Wunden 
bisher gefunden hat, reichen nicht über die Diluvialzeit, die Spuren von Menſchenknochen nicht 
über die Alluvialzeit hinaus. Der Menſch fonnte in feiner andern Luft ald der jegigen athmen, 
und feine Füße fonnten auf feinem andern Boden ald einem abgefühlten fich bewegen. Wie er 
entftand, wiflen wir nicht. Zoologiſch fteht er dem Affen am nächſten, aber ver Affe ift ein Vier— 
bänder, ein Kletterthier, ein Pflanzenfreffer. Auch der jetzt fo viel bewwunderte große Gorilla— 
affe der fenegambifhen Wälder gebt für gewöhnlich nicht aufrecht, fondern läuft auf feinen vier 
Händen. Der Menfh hingegen hat zwei Füße zum Stehen, zwei Hände zum Bearbeiten der 
Begenftände und ift vamit jhon von der Natur zur Herrfchaft über die Natur berufen. Die 
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gefammte Eörperliche Drganifation des Menſchen zeigt bei näherer Betrachtung, trog aller Ana: 
logien, im Bau des Sfelets, in der Structur und Größe des Gehirns, in der Anlage des Stimm— 
apparatö u. ſ. w. die weſentlichſten Unterſchiede von der des Thieres; Unterſchiede, die ih nur 
aus der Beflimmung ded Menſchen zur Freiheit erflären laflen. 

Bann ver Menſch entftanden ift, fönnen wir zwar nad geologifhen Thatſachen ungefähr 
vermuthen, jedod nicht nach Jahren angeben. Nur fo viel fteht nach den neueften Forſchungen 
feft, daß die bisher ald kanoniſch verbreitete Annahme eines Alters ver Menſchheit von 6— 7000 
Jahren ein Irrthum ift. Wie viel Jahrtaufende darüber hinaus wir die Eriftenz des Menſchen 
vorausſetzen wollen, ift inſofern gleichgültig, ald allerdings die bewußte Geſchichte der Menſch 
heit nicht über das 4. Jahrtaufend v. Ehr. hinausreicht. Wo wir aber den Menſchen finden, 
in allen Zonen, in allen Zeiten zeigt ev fidh immer als berfelbe. Die Sfelete, die wir in Ame: 
rika aus den Mumienhöblen ver Aymara, die wir in Afrifa aus den Katafomben der Agypter, 
in Alien aus ven Gräbern der Tſchuden, in Europa aus den Steinfärgen ber Kelten und He: 
trudfer hervorgebolt haben, laflen und weber im Bau no in der Größe irgendeine abnorme 
Abweihung entdeden. 

Es wird über die Urzeit des Menſchengeſchlechts immer ein Feld von Hypotheſen offen blei- 
beu, wenn wir aud a priori einfehen fönnen, daß die großen Unterfchiede der Geitaltung der 
Erboberflähe und bed Klimas die Form und Farbe ded Menichen relativ verändern und durd 
Bererbung endlich conftante Typen der Abänderung — die jogenannten Raflen — hervor: 
bringen mußten. Wenn man fo oft für jede Varietät derjelben einen bejondern Uranfang in 
einem andern Älternpaar gefordert hat, jo ift dies nichts, ald die Verwandlung des nunmehr 
beftehenden Unterſchieds in eine andere empirische Form, die jehr wohlfeil ift, nicht das Mindeſte 
erklärt und nad den neueflen Forſchungen über die Züchtung der Arten durch die Natur den 
Credit verloren hat. 

In feiner Verbreitung über die Erde ift dad Menſchengeſchlecht offenbar durd die Geftalt 
derſelben bebingt, die ald eine für den erften Aublick zufällige erfcheint. Bei näherm Gingeben 
müſſen wir jedoch zunächſt jhon zugeftehen, daß das Verhältniß ver Oberfläche von zwei Drit: 
teln Waſſer und einem Drittel Land ein nothwendiges war, wenn die Vegetation des Landes 
dad nöthige Map von Feuchtigkeit erhalten follte. Alled Land ift im Grunde Injel, denn ed 
ragt aus dem Meere enıpor. Wir entveden aber jehr bald, daß die Erdoberfläche und drei ſehr 
verihiedene Formationen darftellt: 1) eine infulare, 2) eine continentale, 3) eine oceaniſche. 

1) Die injulare ift die polyneſiſche, die ich in Hunderten der mannichfaltigften Infelgruppen 
um Neuholland, das felbft eine Infel von ungeheuerm Umfang ift, umberlagert. Für das menſch⸗ 
heitlihe Bewußtſein eriftirt diefe Inſelflur erft feit dem vorigen Jahrhundert, aber vem Alter 
nad reicht jie bis in die grauefte Vorzeit, denn Neuholland zeigt und einen Typus, der im der 
Juraformation leben geblieben ift und bei Bildung von Laufrinnen für die Flüſſe verlümmern 
mußte. Die Infeln ind theild vulfanifchen,, theild Forallifhen Urfprungs. Nun erwäge man, 
wie viel Jahrhunderte erforderlich waren, damit die Korallenthiere vom Boden des Meeres bis 
zu feinem Spiegel ihre Säulen aufbauten! 

2) Die continentale Formation ift die von Afrifa, Alien und Europa. In ihr zeigt Afrika 
ſich als die nach außen ungeglieberte Maffe eines riejigen Continuums, das auch im Innern jebr 
gleihförmig gebaut ift. Aſien wiederholt im Tiefland jeines Nordens und im Hochland feiner 
Mitte die Maflenhaftigfeit und Einförmigkeit Afrikas, läuft aber von Kamiſchatka bis Klein: 
afien in lauter Halbinfeln aus, von denen jede eine eigenthümliche Welt in ſich ſchließt. Europa 
endlich ift eine Halbinfel von Halbinjeln, die nach außen wie nad innen dad Maximum vieljeis 
tiger Bodengeflaltung darbietet. 

3) Die oceaniſche, in der Mitte zwiſchen dem Atlantifhen und dem Stillen Deean durd 
alle Zonen. hingeftredte Formation ift Amerika. Äußerlich bejigt ed zwar eine gewiſſe Ana: 
logie mir den Gontinenten der Ofthalbe, jofern Südamerifa mit Afrika, Norbamerifa mit 
Aſien und Europa verglichen werden kann, allein im Innern iſt es ganz anders conftruirt, denn 
während in der Alten Welt die großen Gebirge von Weiten nach Often ſtreichen, ift ganz Ame: 
rifa von Süden nach Norden von einem einzigen vulkaniſchen, in die Eisregion ſich erbebenben 
Kettengebirge durchzogen, welches nach Weiten zu ſchroff abfällt, nach Oſten zu ſich ſanfter ab: 
dacht, in der Mitte des Welttheils nur einen ſchmalen Streifen mit der Halbinjel Yuratan 
bildet und nad Often hin im Bujen des Golfs von Merico einer großen Injelflur fich eröffnet. 

Überblidt man diefe großen Verhältniffe, jo erkennt man unſchwer, daß die polyneſiſcht 
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Inſelwelt nicht geeignet war, die erſte Geſchichte der Menſchheit zu entwickeln, weil ſie theils 
von den großen Continenten zu entfernt lag, theils zu viel zerſtreute Anfänge nebeneinander 
erzeugen mußte. Der afrikaniſche Continent iſolirte die Horden, die auf ihm umherzogen, um⸗ 
gekehrt durch Wüſten und Gebirge voneinander, Jener ertremzinfulare wie dieſer extrem-con— 
tinentale Welttheil können erft durch die Hülfsmittel einer techniſch und wiſſenſchaftlich weit vor= 
geſchrittenen Eivilifation dem Zufammenhang der Geihichte gewonnen werden. Auch das 
ſibiriſche Flachland und das mittelajiatifche Plateau konnten nod nicht Geſchichte zeugend wirfen, 
fonvdern erſt die Beninfularformation war dazu geeignet. Die Bölfer folgten dem Lauf der 
großen Ströme. Die kleinaſiatiſche Halbinfel zwiihen dem Schwarzen Meer und dem Mittel: 
meer hat feinen großen, nad Weſten gerichteten Strom. Sie foll Aſien mit Europa vermit- 
teln. Amerifa thürmt Aſien gegenüber fteile ungaftlicde Ufer empor und verfperrt die wenigen 
dahin mündenden Flüſſe durch Barren, während es Europa durch flache oder doch nur mäßig 
hohe, oft jhön bewaldete und hafenreiche Geſtade gleichſam gaftlich zu fid) einladet. Amerifa 
ift zur Suceurfale für Europa beftimmt, im Süden für die romanifhen, im Norden für die ger: 
manifhen Stämme. Alle elementaren Formen der Erdoberfläche, die inſulare, die continen: 
tale und die peninfulare, treten bei ihm in Fleinerm Formate, ebendeshalb aud weniger ein- 
feitig auf. Amerika vereinigt alle Erdformen zu einem ſynthetiſchen Ganzen, in weldem die 
Flupentwidelung zur hoͤchſten Bollfommenheit und Mannidfaltigfeit gelangt ift. Amerika, 
für und der Occident, für die Chineſen und Japanejen der Orient, ift der Welttheil, auf wel= 
chem alle Raſſen fich begegnen und vermifchen. 

Die Raffen unterjcheiden jih in Geftalt, Schävelbau, Phyſiognomie, Haarwuchs, Farbe 
und Anlage. Es find in neuerer Zeit eine Menge Borurtheile widerlegt worden, die man über 
ven Unterſchied ver Raffen nach einfeitigen Abftractionen firirt hatte, inbeffen ift man doch bei 
der Farbe ald bei demjenigen Merkmal ftehen geblieben, das für die Auffaſſung trog aller Über: 
gänge der Schattirungen doch das bequemſte, weil unzweideutigfte ift. 1) Der ſchwarze Menſch 
ift der Ureinwohner von Vorberindien, von Neuguinea, Neuholland und von Afrika ſüdwärts 
vom Atlas. Die Kaffern im Often, die Hottentotten im Weften Südafrikas, die Neger in Cen— 
tralafrifa treiben ſämmtlich Viehzucht mit etwas Aderbau und nad dem Norden zu mit etwas 
Bärberei, Töpferei und Metallarbeit. Dieſe Raſſe ift immer innerhalb ver Natur fliehen ge= 
blieben, weil fie die geringen Gulturanfänge, zu denen fie öfter gelangt ift, bald wieder durch 
die graufamften Kriege zerftört hat. Sie hat von uralten Zeiten her ver Faufaflfchen Raſſe 
Sklaven geliefert, allein jie hat niemals ein Werk oder eine That hervorgebracht, welche für bie 
Menichheit ein Intereffe zu Haben vermöchten. Indeſſen ift es möglich, daß fie noch eine Zu— 
funft hat, denn die neuern Forfhungen haben uns von dem Neger ein bei weitem vortheilhaf- 
tered Geſamnitbild gegeben, ald wir ed nach den Garicaturen bejaßen, die von amerikaniſchen 
Negerikiaven oder von Küftennegern hergenommen waren, welde der Verkehr mit ven euro- 
päifhen Sflavenhändlern corrumpirt hatte, 2) Die fupferrothe Raſſe ift in Amerifa einhei: 
mifh. Wie groß auch der Eulturumterfchled zwiſchen den Waldindianern Brafiliens und den 
Prairieindianern des Miffiffippithals, zwifchen ven Bewohnern der pernaniihen Hochebenen 
und denen des Thals von Anahuaf jein möge, To ſtimmen fie doch alle in der fundamentalen 
Drganifation überein. Wenn die meiften afrifaniichen Stämme ein Hirtenleben führen, fo 
ftehen die amerifanifchen burhichnittlic auf der Stufe des Jägerlebend, und nur in Bern und 
Merico haben fie ich zur Viehzudt, zum Anbau von Mais und Kartoffeln und zu einem georb= 
neten Staat erhoben. 3) Die mahagonifarbene Raſſe ift die malaiiſche, die fich von den Sun: 
diſchen Inſeln nicht nur über die meiften oceaniſchen Inſeln bis Madagaskar, jondern auch von 
Malakka aus auf den aſiatiſchen Gontinent hin ausgebreitet hat. Auch auf den japaniſchen In: 
fein ift das Herrſcherhaus malaiifhen Urſprungs. Dieje Raſſe, oft von ſchöner Geftalt und 
feinen Geſichts zügen, hat vorzüglich den Betrieb ver Meerfhiffabrt und ein fühnes, abentenern: 
des Seeräuberleben ausgebildet. 4) Die weizengelbe mongoliſche Rafle bewohnt den größten 
Theil von Mitrel= und Nordafien und hat in der hinefiihen Nation ihr bedeutendſtes Cultur— 
volk hervorgebracht. Der Amerikaner wie der Malaie lernt ſchon ſich ſelbſt beherrſchen und legt 
ſchon einen Werth auf vie Erinnerung ded Geihehenen, während der Neger ganz in die jedes— 
malige Gegenwart aufgeht. Der Mongole bricht bereitd mit der Natur und gelangt durch ven 
chinenſchen Staat zu einer Vergeifligung verfelben, innerhalb deren er ſich jedoch wie in einer 
zweiten Natur abichließt, um fie ind Endloſe hin zu wiederholen. 5) Die weiße und kaukaſiſche 
Kaffe ift die Förperlich und geiftig den andern überlegene. Sie ift von den Gebirgen zwifchen 
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vem Kaspiſchen und Schwarzen Meer ausgegangen. Neuere Gihnographen haben bie Ir: 
minologie eingeführt, alle andern Raffen unter vem Namen der turanifchen zufammenzufafler 
und ihnen die verfhienenen Stämme der kaukaſiſchen unter dem Collectivnamen der iraniſche 
nad dem altperfiichen Dualismus von dem nomadifhen Turan und dem aderbauenven Iran 
gegenüberzuftellen. Sie verbinden hiermit gewöhnlich noch eine andere fomatifche Gharaf: 
teriftif, indem fie Brachykephalen, d.b. Eurzköpfige, und Dolikephalen, d. h. langföpfige Stämn: 
unterfcheiden, die entweder ein prognathes oder orthognathes Profil, d. h. ein Profil mit vor: 
ſtehendem Unterkiefer und geihrägter Stirnlinie, oder ein Profil mit geradem Gefichtöwinf: 
haben. Die Kaufafier find Langſchädel mit orthognathem Profil. Sie haben jih aber in ein 
nörbliche, fübliche und mittlere Richtung unterſchieden. a) Die nördliche zwifchen dem tibe- 
tiihen Hochlande und dem Altai, von den Nordgrenzen Chinas bis zu dem Norboftrand dei 
Kaspiſchen Meeres, ift die der Turfen oder Turfomanen, die in den Jahrbüchern des chineſiſchen 
Reihe, das fie oft befriegten, Hiongnu, d. h. aufrühreriſche Sklaven genannt werden. Die 
Tungufen und die Usbeken find noch jegt mädtige Stämme biefer tapfern Nomaden, melde 
dur die von ihnen abgezweigten Osmanen bis zu einer welthiftorifhen Stellung in Europe 
vorgebrungen find. b) Die ſüdliche Richtung ift die der Semiten, die wiederum in die Aramäer 
(Armenier), d. h. Hohländer, und in die Kanaaniter, d. h. Niederländer zerfallen, die ih nach 
Mejopotamien, nah Syrien und Arabien zogen, über das Rothe Meer nad Habeſch gingen 
und wahrfcheinlih die Agypter durch Vermiſchung mit Negern ald eine Mulattenform er: 
zeugten, die von Süden nad) Norden dem Lauf des Nilftroms folgte, während ein anderer Zug 
über die Landenge von Suez dem Norbrand Afrikas ald die dort uralten Berbern zumanderte, 
die endlich auch jenfeit des Atlasgebirges ſich ſüdlich bis in vie Sahara verbreiteten, wo mir fie 
jet unter dem Namen der Tuareks finden. c) Die mittlere Richtung zwiſchen der nördliden 
und ſüdlichen nahmen die indogermanifhen Stämme, die urfprünglid als ein Hirtenvolk auf 
dem Hindukuſch wohnten und ſich Arier, d. b. Herren nannten. Infolge einer Hungerénoth 
folfen ihre Ausmwanderungen begommen haben. Die eine derfelben zog ſüdwärts, dem Pauf des 
Sind, d. h. ded Fluffes folgend, und lebte noch lange im Pendſchab, bevor fie von bier oſtwärts 
nad dem Gangestbal eimwanderte, von mo aus fie ih das übrige Vorderindien an ven Küften 
unterwarf, denn im. Innern bed Dekan, in Driffa, Gonpwara. u. ſ. w. haben fd die wilden 
Ureinwohner bis auf den heutigen Tag unter verfhievenen Namen ſporadiſch erhalten. Die 
Bewohner des Defanplateau werben von den Hindus im allgemeinen Dramidas, d. b. Süd⸗ 
länder genannt und haben eine vom Sandfrit verſchiedene Sprache, die tamulifche. in an: 
derer Stamm der Arier zog nad Weften. Es war der baftrifche, von tweldem die Eultur auf 
der Hochebene von Iran ausging. In nordweftliher Richtung über das Völterthor det Kau— 
kaſus rückten dann allmählich die Kelten, Hellenen, Slawen und Germanen vor. Die Namen 
diefer Völker haben oft gewechſelt. Die Germanen find der Stamm der indogermaniſchen 
Gruppe, der zur oceanifhen Schiffahrt überging und von ver Alten Welt aus die Neue entdedir. 
Die mongolifhe gelbe Raſſe hat auch ſchon Gefhichte, ſchließt fih aber entweder idioſynkratiſch 
in einem primitiven Gulturfreife ab oder überſchwemmt als barbarifches Nomadenthum andere 
Gulturvölfer, während die weiße Raffe die eigentlich progreffive, die wahrhaft welthiſtoriſche if. 
Sie befreit ſich ſtufenweiſe immermehr von der Natur, entwickelt in demſelben Grade immer 
felbftändigere Staaten und weniger abergläubiiche Religionen und wird die Erzieherin der an: 
dern Raflen, indem fie durch die oceaniſche Schiffahrt fi auf dem ganzen Erdenrund audbreittt, 
alle andern Raſſen angreift und ihre Staaten und Religionen zerflört. Mit Amerika und Boly- 
neſien ift ihr dies Schon gelungen. Mit Afrika ift fie auf vem beften Wege dazu und mit Afien 
bat fie ven Kampf ſchon lange aufgenommen. Gr ift bier ver ſchwerſte, weil die chineſiſche un 
indiſche Gultur, welche fich die meiften aftatifhen Völker aſſimilirt haben, an ſich ſchon ſehr bes 
ftebende und feit Jahrtauſenden tief gemurzelte ſind. Es läßt fich nicht leugnen, daß die weiße 
Rafle, die ich leivenfchaftlid mit einer immer neuen Zukunft befhäftigt, oft mit rohem Über: 
muth, mit rechtloſer Anmaßung, mit barbarijher Graufamfeit und mit ſchnöder Überliftung 
gegen die andern Raffen verfährt, weil fie nämlich viefelben begreift, während fie von ibnen ald 
eine geheimnißvolle Macht angeftaunt wird; allein da die Erde eine Kugel ift, auf welder dad 
Menſchengeſchlecht als ein einheitliches wohnen foll, fo können feine Nationen jich derartig ab: 
fliehen, ald ob fie jelbft die Menfchheit wären. Sie müflen, wie gegenwärtig die Japaneſen, die 
zwei Jahrhunderte der Ruhe einer despotiſch- idylliſchen Abſchränkung genoſſen haben, ge⸗ 
zwungen werden, in ven allgemeinen Broceh der Menſchheit einzutreten und fich mit den andern 
Bölkern auszugleichen. 


“ 
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Weil dad Wefen ver Menfchbeit Vernunft und Freiheit iſt, jo iſt jie einer ind Unendliche 
gehenden Bervollfommmung fähig. Berfectibilität ift deshalb von jeher ald harakteriftifch für 
die Menſchheit erfannt und anerfannt worden. Indeſſen ift diefelbe an Gejege gebunden, die in 
dem geihichtlihen Proceß als unveränderliche Nothwendigkeit wirffam find. Die Perfectibi— 
lität ift 1) möglich, weil der Menfch jede Stufe des Willens und Vermögens, die er erreicht har, 
wieder zum Mittel für eine neue, noch höhere, machen kann. Die Grenze ver Bervollfomm- 
nung liegt hier einerſeits in der unmittelbaren Beihaffenheit der Natur, die in ihren Quali: 
täten und in dem natürlihen Maß derfelben nicht geändert werben fann, andererjeitd in den 
Geſetzen der Vernunft und Freiheit felbft, melde der Menfch nicht überfchreiten kann, ohne 
ihre Reaction herauszuforbern. 2) Die für das Menſchengeſchlecht möglihe Perfectibilität 
wird aber wirklich nur durch die Arbeit ald die bewußte, zweckvolle, freie Thätigkeit des Men- 
chen. Die Möglichkeit der Freiheit wird ihm geſchenkt, allein die Wirklichkeit muß er ſich erar— 
beiten, weil fie ohnedies nicht die jeinige, fondern, wie Wachen und Schlafen, ein Naturzuftand 
wäre. Sie felbft hervorzubringen, ift die göttliche Würde des Menſchen. Auch die Natur wird 
dem Menſchen geſchenkt, denn er findet fie außer ſich vor, allein für feine Zwede hat er ie fi 
zurecht zu mahen. Nahrung, Kleidung, Wohnung jollen für ihn das Product feiner eigenen 
Thätigkeit fein und in einem Gulturftaat ift zulegt fein Buß breit Erde, der nit durch die Ar— 
beit des Menjchen vergeiftigt wäre. 3) Soll ed aber nicht blo8 zur Arbeit, jondern in ihr aud 
zum Kortfchritt fonımen, jo muß der Menſch das Bewußtſein feines Willens und Vermögens 
den folgenden Gefchlechtern vererben. Er muß die Gontinuität feiner Arbeit ſichern und für 
die Zukunft eine Tradition der Vergangenheit fhaffen, weil nur durch jie erfpart werben fann, 
immer von neuem anzufangen und mit aller Arbeit doch nicht vorwärts zu kommen. Die Per: 
fectibilität kann nur dur Tradition ald eine geſchichtliche ſich entwickeln. Die Tradition als 
ſolche muß aber zugleidy von der Kritik begleitet fein, weil fonft, wie oft genug geſchehen, das 
relativ Unvollkommene ald das abjolut Vollkommene firirt werben kann, welches nicht verändert 
werben dürfe. 

Das Hauptmittel für die Tradition ift die Sprade und die Schrift. Dad Bewußtſein des 
Menihen drückt fih dur die Sprade aus, die feinen Borftellungen eine von ihm erzeugte Ton— 
form gibt. Ohne Borftellungen bervorzubringen, würbe er auch feine Sprade haben. Sie ift 
der thatſächlichſte Beweis, daß auch der fogenannte Wilde ald Intelligenz weit über pas Thier 
erhaben ift. Um aber eine dauernde, progrejiive Gultur zu vermitteln, muß fie durch die Schrift 
unterftügt werden, durch welche die Schon ermorbenen Borftellungen früherer Geſchlechter in 
völliger Beftimmtheit für alle fpätern gegenwärtig erhalten werden. Die Sprade eines Volks 
kann, linguiftifch genommen, auf einem relativ niedrigen Standpunft ſtehen und ihm doch zu 
einer großen Gultur verhelfen, fobald fie dazu fortſchreitet, ſich ald Schrift zu befeftigen. Die 
Spraden unterfcheiden ſich 1) als ifolirende Wurzelſprachen, in denen alle Wörter unveränder- 
lich find; 2) ald agglutinirende Sprachen, welche die Bedeutung der Wurzelwörter dur Affixe 
verändern, die fie mit ihnen mechaniſch verbinden ; 3) al8 flectivende Lautſprachen, welche die Be: 
deutung der Wurzelwoͤrter nicht nur durch Aggintination, fondern aud durch Umlaut des Wortd 
felbft verändern. Nun ift 3. B. die chineſiſche Sprache nur eine monoſyllabiſche Wurzelſprache. 
Da fie aber eine Schrift und durd) diefe eine reiche Literatur erzeugt bat, jo hat jener formale 
Mangel das chineſiſche Volk nicht gehindert, in allen Wiffenfhaften und Künften eine jehr be: 
deutende Stufe zu erreichen, während viele afrikaniſche und amerifanifche Nationen mit an ſich 
höher organifirten Sprachen ganz zurücdgeblieben find, weil fie eö zu Feinerlei Schrift braten. 
Die Bildung der Schrift hat den analogen Proceß, wie Die Sprache felbft, zu durchlaufen, wenn 
fie von der unmittelbaren Anfhauung zur Borftellung und von dieſer zum freien Tonzeichen 
für viefelbe fortgeht. Sie wiederholt 1) ald Bilverfchrift die einer VBorftellung zu Grunde lie: 
gende Anfhauung ; deutet 2) als Figurenſchrift die Vorftellung durch eine ideographiſche Abbre— 
viatur des Bildes an, bis jie 3) als alphabetiiche Schrift das Wort ald dad phonetiſche Zeichen 
in optifche Zeichen auflöft, welche die einfachen, in allen Wörtern wiederfehrenden Tonelemente 
ausdrüden. Cine alphabetiihe Schrift fann alle Laute analytifch varftellen und wird damit 
erft ver Beſchränktheit der Bilderfchrift und der Misverftänplichkeit der ſymboliſchen Figuration 
enthoben. Was nicht in dad Bewußtfein aufgenommen, was nicht durch die Sprade ausge— 
Brüdt und was nicht von der Schrift firirt ift, das eriftirt nicht für die Menjchheit.. Große 
Bauten find zwar auch richtige Gulturzeugen. Wenn fie aber nicht durch Inſchriften, die wir 
verftehen können, zu und fprechen, fo bleiben fie mehr Gegenſtände der äfthetiichen Bewunde— 
rung als des hiftorifhen Bewußtſeins. Die ägyptifchen Trümmer ftanden Jahrtaufende wie 
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heute da, allein erſt ſeit Entzifferung ver Hieroglyphen leſen wir von ihren Wänden die ägu- 
tiſche Geſchichte ab. Ebenſo iſt es mit den afſyriſchen Keilihriften. Der Beſitz und Gebraut 
der Schrift iſt es eigentlich, der die Gulturvölfer von den Naturvölkern ſcheidet, die immer in 
denfelben Zuftänven, in der gleichen Geſchichtloſigkeit verharren, während jene der progreifiven 
Entwidelung der Menfhheit angehören und beftimmte Stufen darin einnehmen. Der Uber: 
gang von primitiver Roheit zur@ultur enthält vielerlei Grade, die es zweifelhaft machen fönnen, 
wohin ein Volk zu rechnen fei, allein der feite Unterſchied liegt in der Schrift, weil ohne fie wahr: 
hafte Tradition der Geſchichte unmöglich ift. Die relativ geichichtlofen Völker erleben ja aus 
mancherlei und führen beftändige Kriege, aber all dies Geſchehen ift fo gut, als ob es nicht ge— 
hähe, weil e8 nicht vom Bewußtjein aufbewahrt und nicht wieder durch die Schrift zum Mittel 
des Fortſchritts gemadt wird. Die nur mündliche Überlieferung ift in der elaſtiſchen Sage zu 
veränderlih und vergänglich. und erft die Schrift begründet eine beftimmte Kontinuität. Ein 
Culturvolk ohne fie eriftirt nit. Sprache und Schrift find das eigene Merk des Geiftes, bi: 
aber von den Menſchen oft als göttliche Gefchenfe verehrt find, weil fie ohne Reflerion geichaffen, 
nicht mit vorausdenklicher Abjichtlichfeit gemacht und in ihrer pſychiſchen Geneſis erft lange, 
nachdem fie da find, erfannt werben. 

Aus dem Weſen des Geiftes läßt jih a priori ſchließen, daß er jeit feinem Gintritt in die 
Eriftenz fih nur durch Kampf fehr allmählich aus der unmittelbaren Natürlichkeit zur Eultur 
bervorgearbeitet habe. Ihatfählih finden wir viefen Gang aud überall durch die Zeugniffe 
der Gefchichte beftätigt. Eine entgegengefegte Borftellung malt den Urftand der Menſchheit alt 
einen vollfommenen, von welden fie herabgefallen fein fol. Gewiß ift der Anfang der Menid; 
heit immer ſchon ein menfchlicher, d. h. jie von der Thierheit unterſcheldender geweſen, aber der 
Anfang konnte eben nur erft die Möglichkeit ver Vernunft und Freiheit geben , deren Berwirf: 
lihung die eigene That des Menfchen fein foll. Seiner Möglichkeit nach war der Urmenſch be: 
reits der vollflommene Menſch, aber feiner Wirklichkeit nach war er fo unvollfommen, wie ihn 
die älteften Jahrbücher des chineſiſchen Reichs, wie ihn die ältefte hebräifche Sage, wie ihm Thu: 
eydides im zweiten und fünften Kapitel des erften Buchs feiner „Geſchichte des Peloponneſiſchen 
Kriegs’ ſchilderte. Es hat für unjere Phantafie etwas Schauerliches und für unfern Stolz 
Demüthigendes, uns vorzuftellen, daß ver Menſch viele Jahrtaujende hindurch in hödft ein: 
fachen und befchränften, relativ rohen Zuftänden zugebracht haben fol, allein die Bewohner 
von Nordafien, Nordamerika, Braftlien, Afrika u. f. w. zeigen uns ja bis dieien Augenblid, 
wie hartnädig der Menſch Jahrhunderte auf Jahrhunderte in ganz untergeorbneten Zufländen 
verharren kann. Wie alt und wie hoch ift die Eultur in China und Indien und doch hat dies 
nicht gehindert, daß dem hodjeultivirten Java und Sumatra gegenüber die große und herrliche 
Infel Borneo noch jegt von Menfchenfreffern bewohnt wird und daß in Vorderindien, wie wir 
fhon erwähnten, die Tudas, die Bhiels, die Ramuſſis, vie Bonds, die Koles, die Binderward, 
die Paharias, die Sours mitten zwifchen ven gebilvetften Hindus, Mohammedanern und Euro: 
päern in unzugänglihen Bergwäldern als uncultivirte Jagd: und Näubervölfer fortleben‘ 
Die neuern Borfhungen haben und für die ältefte Gefchichte ver Menſchheit in der Unterſchei⸗ 
dung der Stein: , Bronze: und Eifenzeit ganz neue Duellen eröffnet. 1) Die Steinzeit ift die 
erfte techniſche Eulturperiode, in welcher ver Menſch ſich Meffer, Pfeil: und Speerſpitzen, Beile, 
Nadeln aus Steinen fertigt. Er bearbeitet mit den Steinwerfzeugen das Holz, er tödtet damit 
Thiere, er fpaltet damit die Knochen verfelben, dad Marf herauszunehmen u. f. ww. 2) Inder 
Bronzezeit lernt er Kupfer mit Zinn verfchmelzen und aus diefem Material nicht nur Meier, 
Beile, Pfeilipigen, Nadeln, fondern au Ringe, Lampen, Schalen, Schilde, Helme, Schienen 
bereiten. Agypter, Beruaner, Mericaner fertigten ihre Geräthe und Waffen aus Bronze un 
wußten ihr eine große. Härte zu geben. 3) Die Eifenzeit endlich erreicht dasjenige Metall, welchet 
für die Eultur der Menfchheit das ſchlechthin wichtigfte ift. Diefe Zeiten des Stein:, Bronze 
und Eijenalters folgen ſich ald Epochen der techniſchen Gultur. Die Unterfuhung der Knochen 
höhlen in Franfreih und Deutſchland, des Küchenmoders in Dänemark und der Abfälle, die 
ih in den Pfahlbauten der ſchweizer Seen finden, haben und nicht nur gezeigt, mit melden 
Thieren der Menſch auf jeder diefer Stufen zufammenlebte, welche Thiere er jagte, welche er be: 
reits gezähmt ausnugte, welche Hunderaffe er befaß, fondern auch, daß die Völker der Steinzeit 
von Völkern mit Bronzewaffen und diefe wieder von Völkern mit Gifenjchwertern und Eiien: 
belmen belegt wurden. 

Das das Klima für die Entwidelung der Eultur eine fehr wichrige Bedingung ausmadt, 
läßt ſich leicht begreifen, und von jeher ift erfannt, daß die gemäßigte Zone zwifchen der jubark: 
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ſchen und jubtropifchen für die Arbeit des Menfchen die günftigfte ift. Indeſſen darf man dieſe 
n fich richtige Auffaſſung nit in einem zu befhränften Sinn nehmen, weil die Bodenbeſchaffen— 
eit, der Grad der verticalen Erhebung ded Terrain, die Geftalt deffelben, die Veränderung des 
Flimas durd den Anbau und die Eigenthümlichkeit ver Raffe, die ein Kofal bewohnt, nicht we- 
‚iger wichtige Bactoren find, Wenn die abftracten Klimatologen recht hätten, fo müßte in 
emfelben Klima immer dieſelbe Geſchichte ſpielen, was keineswegs ver Fall if. Wir ſehen be- 
onders Bewaldung und Bewäfferung, Entwaldung und Entwäfferung, eine höchſt wichtige 
Rolle fpielen. Überhaupt coneurriren oft vielerlei Urfadhen zur Hemmung oder Förderung der 
Sultur. Wie fehr wird diefelbe z.B. auf Auftralien und den umliegenden Infelgruppen ba- 
durch geförbert, daß der Menſch hier Fein einziges reißendes Thier zu befümpfen, nit einmal 
gefräßige Amphibien oder tüdifche Infekten zu fürdten Hat. Wenn man endlich fo oft gelehrt 
bat, daß die Geſchichte fi von Oſten nad Weſten bemege, fo ift auch diefe Thatſache nur mit 
großen Einfhränfungen wahr, denn die Wanderungen der Völker haben nad) allen Richtungen 
Hin ftattgefunden und man muß ſtets die Kugelgeftalt ver Erde und die unendlihe Zufunft der 
Menſchheit vor Augen haben, um nicht in Irrthümer zu fallen. Die Inder z. B. find von 
Morden nah Süden und Often gewandert, die Germanen von Norden nad) Süden ; die Euro: 
päer in den Kreuzzügen nad Oſten; die Römer in ihren Groberungen Galliens, Germaniens, 
Britanniend von Süden nah Norden; die Toltefen und Aztefen in Amerifa von Norben nad 
Süden und die heutigen Menſchen wandern nach allen Richtungen. Deutfche Eoloniften ziehen 
ebenſowol nad Rußland ald nad Brafilien, Auftralien, Nordamerifa. 

Die Entwidelung der Menſchheit ift auf allen Gebieten an eine beftimmte Gefegmäßigfeit 

gebunden, die zu allen Zeiten, an allen Orten die nämliche bleibt, wie jehr aud) die Form der 
Erſcheinung wechſeln möge. Der Marktpreis einer Waare z. B. wird ſich ſtets durch das Ver: 
hältniß von Nachfrage und Angebot reguliren. Jede Stufe, welche die Civiliſation betritt, hat 
ihren ihr eigenthümlichen Zuſammenhang. Um ven Fortſchritt ver Menfchheit zu meſſen, muß 
man fich einerfeit8 an dieſe Gejeglichfeit, andererjeitd an den Zweck der Geſchichte halten, alle 
Raffen, alle Bölfer, alle Invividuen zur Allgemeinheit des Bewußtſeins der Einheit ver at: 
tung mit gleihen Intereffen und gleichen Rechten zu erheben. Nach Einzelheiten kann man die 
Menſchheit nicht beurtheilen, nur nad Principien. Sobald wir und auf das Einzelne ein: 
laſſen, finden wir überall ven Gontraft von Fleiß und Faulheit, von Klugheit und Dummheit, 
von Tugend und Verbrechen, von evelfinniger Aufopferung und felbftfüchtiger Gemeinheit, von 
Reichthum und Armuth, von fhwelgeriihem Luxus und widermenſchlichem Elend. Es kommt 
aber darauf an, welcher Begriff ver Freiheit dem Menfchen zum Bewußtfein gefommen ift, venn 
diefer Begriff macht ih, allem Widerſtand der natürlichen Trägheit und fünftlihen Verkehrt: 
heit zum Trotz, langfam, aber fiher zum herrſchenden. Die Schwierigkeit des Fortſchritts liegt 
darin, dad Bewußtſein der Freiheit zum Eigenthum der Maffen und die Sittlichfeit des Han 
delns zu ihrer Gewohnheit zu machen, ſodaß jeded Verbrechen ald widerfprehende Ausnahme 
gilt. Die Willkür bleibt ſtets möglid und unberehenbar. Die Eivilifation kann nod fo ver- 
feinert fein, e8 ſchützt doch feine Religion, fein Staatögefeg, keine Philofophie dagegen, daß nicht 
die Wuth der Leidenſchaften ſich entzunde und und die ſcheußlichſten Scenen vorführe, welde den 
Culturmenſchen urplöglic als Kannibalen erſcheinen laſſen. Wenn man z. B. die Branzöfifche 
Revolution am Ende ded 18. Jahrhunderts richtig beurtheilen will, jo muß man nie vergeffen, 
daß fie die Urrechte des Menſchen zur politifhen Anerkennung bringen wollte. Died war ihre 
hohe Aufgabe, welche fie auch erreicht hat, und hiergegen vermögen die blutigen Greuel, in welche 
fie zulegt ausartete, nicht aufzufommen und den Werth jener That für die Menſchheit zu ver: 
ringern. 

Das ethiſche Fundament aller Cultur iſt die Familie, deren Gründung von dem Geſchlechts— 
triebe ausgeht, denn die Ehe beginnt unftreitig 1) mit der rohen Befriedigung deſſelben; geht 
2) durch Kauf zu einer irgendwie ceremoniell geweihten polygamiſchen Form über und flrebt 
3) aus diefer zur monogamifchen fort, in welcher dad Weib von der unbedingten Unterord— 
nung unter den Mann allmählich bis zur focialen und rechtlichen Gleihftellung mit ihm ge- 
langt. Die Geftaltung der Proftitution, fowol der weiblihen als der männlichen, ift der 
negative Erponent für die ſittliche Geſundheit ver Ehe. Die Stellung der Kinder aber zu den 
Altern durchläuft viefelben Phafen wie die des Weibes zum Mann. 

Das Bedürfniß der Nahrung, Kleidung, Wohnung nötbigt ven Menfchen zur Arbeit, die 
1) dad gemeinfame Werk der Familie ift, im welcher die Männer zunächſt jagen, kriegen und 
handeln, die Weiber Eochen und nähen und fogar ven Boden bearbeiten. 2) Bei fortjchreitender 
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Vervielfältigung der Bedürfniſſe wird die Arbeit getbeilt, ſodaß endlich auch das oberflächlichſi 
das eingebilvetfte Bedůrfniß Bajis eines befondern Betriebs werden fann, bis 3) verſchieden 
Sonderarbeiten ſich wieder zu gewiffen Zweden in Babrifen, Kunftafademien, Univerfitäten zu: 
Wechſelwirkung vereinigen. Dies ift der nothwendige Bang aller Arbeit, Mit ver Jagd um 
Fiſcherei hat die Arbeit überall angefangen und ift von hier zur Zähmung von Thieren, zum 
Hirtenleben, übergegangen.‘ Der Menid kann auf diefen Stufen der anfängliden Eivilifatien 
unendlich lange verweilen, aber erft mit dem Aderbau wirb er ed zu einem wirklich geſchichtlichen 
Dafein bringen. Erſt in ven chineſiſchen Niederlanden zwiſchen dem Gelben und Blauen Fluß 
erft am Indus und im Gangeöthal, erft in der mefopotamijchen Ebene zwijchen dem Tigris und 
Euphrat, erft im Stromlande des Nil, erft auf den Hochebenen von Beru und Mexico bat jih 
geſchichtliches Bewußtſein erzeugt, weil e8 hier überall zum Aderbau fam, der die Zufälligkei 
der Zufunft zu überwinden anfängt und den. Boden beftimmte Früchte zu tragen zwingt. 
Fifcherei und Jagd werden nun zu einem Nebenerwerb und dad Nomadenthum wird in Vieh— 
zucht umgewandelt, welche den Ader düngen hilft. Der Aderbauer bringt nah den verſchie— 
denen Jahredzeiten einen beftimmten Cyklus von Arbeiten hervor, die er mit Berechnung von 
einem feften Punkt aus unternimmt, während der Nomade mit jeinem bewegliden Zelt im Lauf 
des Jahres nur einen Kreis von Weideplägen durchwandert, für deren Plege ex jo wenig etwas 
thut als der Jäger für dad Jagdrevier, das er durdirrt. Erſt der Aderbauer gewinnt einen 
beimatlihen Sinn und begründet durch ein fejtes Wohnhaus die Baufunft, aus welder die an: 
dern bildenden Künfte hervorgehen. Erft der Aderbauer begründet die Wiſſenſchaft, well vie 
periodijche Folge feiner Arbeiten ihn zur Beobachtung der Geſtirne uud des mit ihrer Bewegung 
zufammenbängenden Witterungsmedhfeld treibt. Ahle Kalender, das erſte Product der Wiffen: 
haft, jind von Agriculturvölfern ausgegangen. Grft der Aderbauer führt Krieg, einen Beſitz 

zu Ihügen, der ein Product feiner Anftrengungen ift. Erſt der Ackerbauer bringt, weil er zu 

beftimmten Zeiten eine beftimmte Anzahl Handarbeiter bedarf, conjequente Hörigkeitöverbält: 

niffe hervor, mie auch erft durch ihn eine wahrhafte Gemeinde als eine in ih abgeſchloſſene Ein- 

heit von Familien möglid wird. 

Die Gemeinde fcheidet fi in die Dorf- und Stadtgemeinde. Jene widmet ih ver Urpro— 
duction, diefe der Induftrie und vem Handel. Doch gibt ed Übergänge von der einen zut an: 
dern, ed gibt Adferbauftädte und Fabrikdörfer. Die Städte enthalten in ihrer Verfaflung dad 
republifanifche Element der Gefhichte. In ihrem Entitehen haben fie oft eine einjeitige Bunc: 
tion ded Öanzen zur Grundlage; fie find Refidenzen, Feſtungen, Garnijonftädte, Tempel: und 
Klofterftädte, Schulfige, Badeörter, Fabrikſtädte, Handeldftäpte als Markipläge, als Kurt: 
und Flußmündeſtädte, als Hafenftäbte; aber jeve Stadt hat den Trieb nach Totalität der Eultur, 
ſodaß das Stadtleben damit zu einer außerordentlihen Mannichfaltigkeit und Beweglichkeit 
übergeht, welche die ſittliche Korruption begünſtigt. Man hat daher oft gegen die Grifteng ver 
Städte geeifert, allein fie find unvermeiblih und fo alt als die Givilifation. Städte, wie das 
heutige London, mit mehreren Millionen Einwohnern, find im alten Orient etwas ganz Ge— 
wöhnliches gewejen und jind es nodh. 

Die Gemeinde ift ſchon der Staat; der größere Staat entfteht durch die Vereinigung ver⸗ 
idiedener Gemeinden. Der Staat unterwirft die Menjchen der Herrſchaft des Gejeges, indem 
er diefelbe, mo er keinen Gehorſam findet, mit Zwang realifirt. Die Form des Staats ift bie: 
jenige, in welder ſich die Menſchheit zur Sittlichkeit erzieht, weil der Wille feine Allgemeinheit 
nur im Staat ald wirkliche zu fehen vermag. Bloße Moralität, wie der Buddhismus fie for: 
dert, oder bloße Gefelligfeit, wie Fourier fie wünfcht, reicht zur Bildung eined Staats nicht bin, 
jondern fegt ihn fchon voraus. Ohne Polizeigemalt, ohne Militärmadt ift ein Staat unmög- 
ih, denn er muß in feiner Selbftbeflimmung von außen her unabhängig fein und jeden Ber: 
fud zur Nichtachtung des Gefeges, jeden Verſuch zur Auflöfung der beſtehenden Ordnung 
ihließlich mit vem Tode bedrohen dürfen und können. In der Geſchichte der Staaten finden wir 
daher auch für den Übergang der Völker aus dem Zuftande natürlicher Ungebundenbeit in den 
der Gejeglichkeit gewöhnlich eine Periode des ftrengften Rigorismus, in welder die Autorisät 
des Geſetzes jih mit Unerbittlichfeit durchſetzt, bis die Gewohnheit ded Gehorſams eine milder: 
Praris möglid macht und dem drafonifhen Standpunft ver folonifche folgen kann. Das 
Wohl, d. h. die genügende Befriedigung der ſinnlichen Bevürfniffe, ift allerdings auch ein we: 
fentliher Zweck des Staats, muß aber in ihm dem Necht ald dem ypofitiven Ausdrud der Frei: 
heit untergeoronet bleiben. Mohljein ift ein relativer Begriff, Freiheit ein abfoluter. Auch 
Sflaven können fi reht wohl fühlen, wenn fie gut gefleidet und genährt werden, ſtehen darum 
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aber doch dem Freien nad, der obdachlos ift und nicht weiß, wie er jeine Blöße veden und feinen 
Hunger ftillen fol. Wenn Familien, Gemeinden, Bölfer den materiellen Eudämonismus als 
höchſten Zweck zu betrachten anfangen, jo richten fie jih zu Orunde. Die Kategorie des Ange- 
nehmen verbrängt die des Nechten, die des Schönen die des Guten, denn das Sinnliche, das die 
Sinne Kigelnde nimmt dann ein bevorzugtes Interefle in Anſpruch. Gelverwerb ald Mittel 
zum vieljeitigften Sinnengenup und Erhaltung der Geſundheit ald Mittel, dad Vergnügen 
wirflid genießen zu fönnen, werden dann die Geſichtspunkte, nad denen man zu handeln be— 
müht ift, während die moralifhe und politifche Freiheit gleichgültig werden. Ja, weil die mo— 
raliſche und politifche Freiheit unbequem wird, erfindet man Theorien, die im Namen ver 
Religion oder der Wiffenjhaft von dem Drud des Gewiſſens emanecipiren. Bei ver Beur— 
theilung der Staaten vom Zwede der Menſchheit aus fommt ed nicht jowol auf die Form der 
Berfaffung ald auf den Inhalt an, ob verjelbe nämlich liberal iſt, d. h. ob er die Würde des 
Menſchen, das Subject der Freiheit zu fein, rejpectire. Die republifanifche Form z. B. jihert 
allen Bürgern eine mehr oder weniger directe Theilnahme an der Geflaltung der Gejege, was 
jedoch nicht hindert, daß der Inhalt verjelben ein jehr illiberaler fein kann. Sehr viele Republi— 
fen haben 3.3. gejeglih das Halten von Sklaven erlaubt; fehr viele haben die Entwidelung 
ver individuellen Freiheit auf das äußerfte befhränft u. f. w. Verſteht man unter glüdlich fein 
das materielle Wohlleben, jo läßt jich nicht leugnen, daß despotijche Regierungen dies oft ihren 
Untertbanen ermöglicht haben. In Beru z.B. jorgte die Regierung für alle Bedürfniffe der 
Unterthanen; e8 gab feine Bettler. Weil aber die extreme Bevormundung die Menfchen ganz 
unjelbitändig machte, jo wurbe der Staat troß feiner großen Armee ſchwach und unterlag ſchnell 
dem Angriff einiger fühnen Abenteuerer. 

Die Geſchichte aller Verfaſſungen wird ſtets darauf ausgehen, das monarchiſche Moment 
nit dem republifanifchen auszugleihen. Unter dem monarchiſchen verjtehen wir die jubjeetive 
Einheit des Staatöganzen in einer wirklihen Perſon, möge diefelbe durch Geburt oder durch 
Wahl beftimmt werden. Unter dem republifanifhen verftehen wir die Gleichheit aller Bürger 
vor dem Geſetz ald dem von ihnen jelbft anerfannten Staatswillen. Anverweite Gleichheit ift 
unmöglich, weil die Natur ſchon die Ungleichheit des Geſchlechts und der Anlagen, die Geſchichte 
aber dur den Zufall die Ungleihheit von Glück und Unglück jegt. Wenn ein Staat das 
Schickſal unmöglih machen will, fo muß er alle individuelle Freiheit vernichten, wie Died auch 
alle communiſtiſchen Staaten confequent gethan haben, z. B. die Jejuiten in Paraguay. Gin 
communiftiiher Staat fann nur Bolizeiftaat fein. Gin ſehr begreiflicher Irrtyum der Maſſen, 
dem wir Durch die ganze Gefchichte hin begegnen, ift die Vorftellung, als ob ein Wechjel in den 
Perjonen ver Regierung oder in dev Form der Berfajfung jofort eine Aufhebung aller Mängel 
und Leiden nad ji ziehen müßte, während hier nur die Thätigfeit, dev Fleiß, die Gewiffenbaf: 
tigkeit aller einzelnen nachhaltig zu wirfen vermögen. Der politiihe Formalismus ohne hu— 
mane Bildung fann dad Ziel der Menjchheit nicht erreichen. 

Wir haben den Staat ald dad Organ der Menichheit zu betrachten, durch welches jie ſich zur 
Sittlichkeit erzieht, weil der Staat ed mit dem wirflihen Willen und Wollen, mit den gegen 
wärtigen Intereffen, mit den beftimmten Ihaten des Menfchen zu thun hat. Wir haben noch 
nicht von dev Religion gejproden. Sie fann nämlich mit dem Staat bis zu einer gewillen 
Grenze hin zufammenfallen, allein ihr Schwerpunft wird immer in Hypotheſen liegen, durch 
welche jie das Räthſelhafte ver menſchlichen Eriftenz zu erklären, die Widerſprüche verfelben zu 
bejeitigen und die von ihr untrennbaren Leiden zu mildern ſucht. Die Religion ergänzt die 
Yüden des menſchlichen Daſeins durch phantaftifhe Vorftellungen. Sie beruht auf dem 
Glauben an eine Macht, die unmittelbar nit wahrgenommen werden fann, weil Götter und 
Dämonen, Baradieje und Höllen eben nur in der Vorftellung exiftiren; aber fraft dieſes Glau— 
bens ift fie die höchſte Gewalt, die jhlehthin alle andern fi unterorbnet, und der religiöfe Fana— 
tismus aus dieſem iveellen Grunde derjenige, der die furchtbarſten Entzweiungen und Verhee— 
rungen in der Menſchheit hervorgebradt bat. Der Menſch wird dur die Religion an ein 
Jenſeits gefettet, deſſen Zukunft ihn mit ver Ewigfeit eines jeligen Zuftandes belohnt oder mit 
‚dem eined unfeligen beftraft. Was ift nun aud das längfte Erbenleben gegen die Ewigfeit? 
Was find auch die reizendſten Genüffe diefer Welt gegen die möglichen einer himmlifhen? Was 
find die härteften Foltern und gräßlichften Qualen, die wir fennen, gegen die und unbefannte 
Bein einer möglichen Hölle? Wie bunt und willkürlich aber auch vie religiöfen VBorftellungen 
feien, jo müſſen fie doch, weil fie VBorftellungen find, dem pſychologiſchen Geſetz der Intelligenz 
folgen, nach welchem das Gefühl fich zur Vorſtellung, die VBorftellung ih zum Gedanken erbebt. 
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Abgeſehen von alleın befondern pofitiven Inhalt ift daher die Religion 1) Gefühlsreligion, die 
ſich in unbeftimmten Ahnungen, in träumerifhen Zuſtänden bewegt und ſich in Fetiſchen ein: 
flüchtige, oft monftröfe VBergegenftänplihung erzeugt; 2) Vhantafiereligion, welche ven reli: 
giöſen Inhalt in fombolifhen Vorftellungen ausdrückt, denen fie gewöhnlich durch die Kunft 
auch für die Anfhauung eine ſinnliche Beftigkeit verleiht, die fich oft in Lauf der Zeit zu einer 
großen Weitläufigkeit ausbreitet; 3) Begrifföreligion, welche die Producte ver Phantafie der 
Kritik des Verftandes unterwirft und ben Glauben über feine Entitehung und über feine Wider 
ſprüche aufflärt, ſodaß ſich ein Gegenfag zwifchen dem naiven Glauben , der fi am die Auto: 
rität der Tradition hält, und zwiſchen dem Refleriondglauben als der fogenannten Bernunft: 
religion ergibt, die nur noch das glauben kann, was mit dem von der Wiſſenſchaft gefundenen 
Naturgefeg und Moralgefeg ſich vereinigen läßt. Der hierdurch entftehende Kampf iſt un: 
ftreitig der wichtigfte und ſchwerſte der ganzen Menſchheit. Es leuchtet aber ein, daß vie Phan: 
taſie gegen die Wahrheit ver Wiſſenſchaft, die fi durch den Beweis, ven alle Menfchen einſehen 
können, legitimirt, ſich nicht zu halten vermag. Was ift z. B., feitdem wir unwiderleglich 
wiflen, daß die Erde fih um die Sonne bewegt, aus der ehemaligen Borftellung von Himmel 
und Hölle geworden? Die Wiſſenſchaft bewirkt daher, daß die Menſchen ſich in ihr al8 ver: 
nünftig denfende Subjecte vereinigen fönnen und daß der Staat die phantaftifhen Borftel: 
tungen der befondern Religionen als eine Privatangelegenheit der Menſchen behandelt, vie er 
unter der Borausfegung tolerirt, daß jie mit der öffentlihen Sittlichkeit, mit den Gefegen dei 
Staats nicht colliviren. Hiermit ift zugleich dev Macht der Priefter als der Organe der reli: 
giöfen Gemeinden für die Vollbringung ihrer Eultushandlungen die richtige Grenze ange: 
wieſen. 

Die äſthetiſche Seite ver Entwickelung der Menſchheit iſt nicht weniger als die religiöſe an 
eine Geſetzmäßigkeit des Verlaufs gebunden, denn der Menſch ſucht 1) ſeine eigene Geſtalt we⸗ 
nigſtens negativ von ihrer unmittelbaren Natürlichkeit loszureißen. Er iſt nicht, wie das 
Thier, mit ihr zufrieden, ſondern will in ihr feiner Freiheit einen Ausdruck geben, ben er für 
ſchoͤn hält, wäre er auch an ſich häßlich. Er ſchneidet ſich das Haar ab oder gibt ihm eine befon- 
dere Form; er hängt fi Ringe in die Ohrläppchen, in vie Nafenflügel; er zieht jeine Unterlippe 
mit Gewalt herab; er färbt ſich vie Zähne, feilt jie, bricht fie aus; er bemalt jich ven Leib; er 
tätowirt fi, wie wir auf alten ägyptiſchen Bildern ven damaligen europäijchen Menſchen ald 
einen Wilden ganz ebenfo antreffen ald wie heutzutage die Wilden auf Nufahima; er macht 
ſich groteöfe Anzüge. 2) E8 dauert fehr lange, bevor der Menſch von dieſer Stufe zu einer 
zweiten pojltiven fortſchreitet, in welcher er freie Kunftwerke hervorbringt, die in ihrer Geſtalt 
fich felbft Zweck find. 3) Auf dieſe Periode folgt eine dritte, welche die künſtleriſche Virtuofttät, 
wie fle durch Unterricht erworben werben kann, fowie die von der Begeifterung ver felbftändigen 
Kunft hervorgebrachten ivealen Formen in den Dienft des Luxus treten läßt. Dieſe decorative 
Kunft fällt oft, um veizend zu fein, in die Misförmlichkeit ver erften Periode zurück, ſodaß die 
abgeſchmackteſten Moden oft geraume Zeit zur Geltung gelangen. 

Wenn wir nun aud die Humanität, d. h. die Menſchlichkeit als das Leben in den Ideen dei 
Wahren, Outen und Schönen, als ven Zweck ver Menjchheit anfehen müffen, fo können wir ded 
nicht leugnen, daß die Entwidelung verfelben nur fehr langfam erfolgt und daß namentlich, ſe— 
lange und foweit wir die Gefhichte zu überbliden vermögen, drei conftante Erfcheinungen du: 
mit in Widerſpruch ftehen: die Sklaverei, vie Zauberei und ber Krieg. Sie beanspruchen daher 
eine befondere Würdigung. 

Sflaverei ift nicht bloße Dienftbarfeit, auch eine fehr harte, fondern Herabſetzung dei 
Menſchen zu einer bloßen Sache, zu einer intelligenten Maſchine, Nichtanerkennung feiner 
Verſoöͤnlichkeit. Wir leiten den Urſprung derfelben gewöhnlich aus Kriegsgefangenſchaft, aut 
Menfhenraub ab und es liegt Hierin das Richtige, daß alle Sklaverei fi einen Kampf aui 
Xeben und Tod um Anerkennung der perfönlichen Selbftändigfeit vorausfegt. Weil die Frei; 
heit das fpecififche Element ver Menſchheit ift, fo foll ver Menſch den Tod für fie micht fhenen 
Mer in dem Kampf für fie dad Leben dem Tode vorzieht, wird von dem Sieger als ein Meniä 
unterworfen, dem die Ehre ver Selbftändigkeit und damit die der weientlidhen Gleichheit ni! 
zufomme. Wer Hingegen im Kampf ſich ald erhaben über die Furcht vor dem Tode gezeigt bat, 
glaubt eben damit bad Recht erworben zu haben, ſich al8 den Herrn des andern zu betraßten, 
der die Unabhängigkeit feines Willens nicht zu behaupten vermochte. Diefer Borgang iſt der 
eigentliche Urfprung der Sklaverei, die daher auch ven Völfern, folange fie auf diefen Stand: 
punft ftehen, als etwas ganz Natürliches erſcheint. Sie ift aber ein Widerſpruch, denn der al} 
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Sklave behandelte Menſch bleibt an ſich Perſon, die deshalb den unterbrochenen Kampf jeden 
Augenblick wieder aufnehmen oder indireet durch Bildung feinem Herrn ſich gleichitellen kann. 
Rom zitterte, als die Sklavenaufflände es mit den Verluft der unfreien Arbeiter bedrohten. 
Spartacus, der an der Spige eines Heered entlaufener Sklaven kämpfte, flellte bie Würde ver 
Menſchheit im Sklaven wieber ber und farb, noch auf den Knien fechtend, wie ein Held für Die 
Freiheit. Zwei Religionen, die buddhiſtiſche und die hriftliche, Haben allerdings ſich gegen alle 
unmittelbare Ariftofratie gekehrt und die brüderliche Gleichheit aller Menfhen zum Dogma ge: 
macht; allein jie haben die Sflaverei nicht aufgehoben, weil fie dem Dulden zu fehr das Wort 
reden. Grit feit Begründung der amerifanifhen Union und feit Erflärung der unveräußer: 
lichen Menschenrechte in der Branzöfifchen Revolution wird die Sflaverei als ein Unrecht gewußt, 
dad die Menſchheit nicht dulden duͤrfe. Dem Sklavenhandel ift daher der Krieg, das Sklaven: 
züdten, 3. B. in Birginien, für eine Shmad und das Sklavenhalten für einen barbarifchen 
Widerſpruch mit vem Begriff eines freien Menſchen erflärt, der Feine Unfreie wollen könne. 
Eine mildere Form der Sklaverei, die Leibeigenfhaft, ift in Europa erft im laufenden Sabr- 
hundert aufgehoben, aber felbft das halborientalifhe Rußland Hat der Humanität Dielen Tribut 
zolfen müflen. Bei vielen Nationen gibt es Stämme, bie für verworfen gelten, die aber deshalb 
nicht Sklaven find. Wir pflegen fie mit einem franzöſiſchen Ausdruck les races maudites zu 
nennen, wie die Cagots in den Pyrenäen, die Zigeuner in ganz Europa, die Parias bei den 
Hindus. Die Sudrafafte flellt man ih auch nicht felten ald in einem ſtlavenhaften Verhältnig 
zu den obern Kaften vor, allein fie find nur die durch die Religion zum Dienft der obern Kaften 
beftinnmten Menfchen, die an ſich frei find. Wenn ein Subra wohlhabend genug dazu ift, fo 
kann er ſelbſt Sklaven Halten. Wenn die Sudras dienen, jo erfüllen fie damit zugleich eine 
religiöfe, für ihre Seligfeit wichtige Pflicht. 

Der Glaube an Zauberei ift fo alt ald die Menſchheit und bis diefen Augenblid bei allen 
Bölkern verbreitet, obſchon er eine Fiction ift, denn die Zauberei will eine Wirkung durch eine 
Urfache Hervorbringen, die an ſich einen ganz andern Inhalt bat und es daher unbegreiflich 
läßt, wie auß ihr ein folder Effect entfpringen könne. Das magische Handeln ift die Fiction, 
mit welder ver Wille die Grenze, auf die er in der Wirklichkeit ſtößt, aufzuheben glaubt. Es 
entfteht negativ aus der Verzweiflung des Egoidmus, eine Schranke zu Haben, pofitiv aus dem 
Inftinct der Freiheit, die Natur beherrfchen zu können, mas fie allerdings relativ vermag, fofern 
fie die eigenen Gefege der Natur beobachtet. Statt diefed Gehorſams gegen die Natur bildet 
fid) der Aberglaube ein, durch völlig finnlofe Formeln und Begehungen gewiffe Wirkungen er: 
reihen zu können. Man follte erwarten, daß mit der wachſenden Erfenntniß der wirklichen 
Naturgefege der Kreis der abfurden Zauberwillfür ih immermehr verengen müßte. Dies ift 
in ber That der Fall. Die wiffenfhaftlihe Aufklärung if die einzig gründliche und erfolgreiche 
Gegnerin des Aberglaubens, und wir fehen, daß mit ihrer Ausbreitung Wunder, Gefpenfter 
und Dämonen verfchwinden. Weil aber die Wilfenfhaft immer neue Probleme vor fi, alfo 
in ihrem Fortſchritt immer eine myſtiſche Seite an fi hat, fo flüchtet fi die Zauberei felbft 
in die Wiflenfchaft und ninmt die Maske eines höhern, tieffinnigen Geheimmwilfens vor. In 
diefer vornehmen Form findet fie, wie bei einem Gaglioftro und Schröpfer, wie bein Tiſchrücken 
umd der Pſychographie, wie bei vem @eifterflopfen und der fomnambulen Mantif, immer wieder 
Adepten, und wir haben noch in unfern Tagen erlebt, daß die Schopenhauer'ſche Philofophie 
durch die bloße Kraft des Willens materielle Wirkungen in die Ferne, eine magiſche actio in 
distans für möglid) erflärte. Die Eultur Afrikas ift diejenige, die am bauerndften und Härte: 
ften unter dem Fluche des Wahnglaubens der Hererei ſchmachtet. 

Der Krieg endlich entfpringt aus dem an fi nothwendigen Streben ver Völker nad Un: 
abhängigkeit. Rachſucht, Habſucht, Herrſchſucht find allerdings die befondern Motive, dur 
welche Kriege veranlaßt werben, allein der legte Grund derfelben liegt doch in der Freiheit des 
nationalen Selbftgefühls, das feinen Richter über fi anerfennt und daher bei einer Goflifion 
die Entfheidung der Gewalt ver Waffen anheimftellt. Die Menfchheit eriftirt nur in den Voͤl— 
fern und die Bölfer find einander coordinirt. So weit die Geſchichte reicht, ſehen wir, daß ein 
Volk, welches feine Unabhängigkeit nicht mit den Waffen in der Hand zu erhalten weiß, unfehl- 
bar eine Beute feiner Nachbarn wird. Krieg und immer wieder Krieg ſcheint die vorzüglichſte 
und ehrenvolifte Ihätigkeit der Menfchheit zu fein. Und doc flürzt der Krieg den Menjchen 
immer in den Naturzuftand zurüd, weil er durch Zerflören und Morden in jeder Form ben 
Feind zur Unterwerfung zu zwingen ſucht und alle rohen Leidenschaften entfeflelt. Der Krieg 
ift eulturfeindlih, und mit Scham und Schaudern fehen wir, wie ihnell in ihm die eivilifirteften 
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Nationen bis zu den äußerſten Brutalitäten fortgeriflen werben. Die Brüberlichfeit, melde 
die buddhiſtiſche und chriſtliche Religion lehren, hat biöher zur Verminderung oder Vermenſch⸗ 
lihung der Kriege wenig beigetragen. In den neueften Phaſen der Geſchichte haben Die grie: 
chiſch⸗orthodoxen Ruffen in Bolen, die römijch = orthodoren Franzoſen in Algerien, die prote- 
flantifch = orthodoxen Engländer in Oftindien Grauſamkeiten vollbracht, wie wir fie nur immer 
von den Kriegen der Juden im Alten Teftament lefen können. Die Gulturfeinvlichkeit dee 
Kriegs erſtreckt jich aber noch über ihn jelbft in den Frieden hinaus, fofern derfelbe nur Dazu da 
fheint, die Rüflungen für ihn möglid zu mahen. Wird e8 immer fo bleiben? Auf lange 
Zeit hin gewiß noch, denn die Berührung der Culturvölker mit den barbarifchen VBölfern muf 
nod eine große Menge von Kriegen zur Folge haben, die wiederum nicht ohne blutige Ber: 
wickelung zwifchen ven Gulturvölfern jelbft bleiben können. Die Hauptreaction aber, die gegen 
den Krieg angefangen bat, ift die, welde von ver Wiſſenſchaft der Nationalöfonomie ausgeht, 
die den Völkern feit Adam Smith den Beweis führt, vaß ihr Wohl auf der Arbeit und auf dem 
freieften Austaufch aller Broducte beruht. Der immer wachſende internationale Handel, der 
die natürliche Ungleichheit ver Bodenerzeugniffe wie die künſtliche der menſchlichen Induftrie 
audgleiht und dem Menjchen auf jedem Bunft der Erde den möglichen Genuß der gefamniten 
Natur und Eultur eröffnet, realifirt die irdifche Iniverfalität des Menſchen, ſchafft völferver: 
bindende Land: und Waflerftraßen, bereitet eine allgemeine Gaſtlichkeit, zerftört die Borurtbeile 
der Nationen gegeneinander, erleichtert allen Verkehr dur Einführung ver Geldwirthſchaft und 
ift wejentlich confervativer Tendenz. Dem Drean ift Hierbei eine große Rolle zuertheilt, weil er 
nicht wie die Erde in Befig genommen werden fann. Die Ylotte eined Volks fann ein Meer 
relativ und epochenweife beherrſchen, aber dad Meer an und für ſich bleibt frei, und ein Schiff 
fann von allen Völkern zu allen fommen. Der Ocean zwingt durch fein kosmopolitiſches Ni: 
vellement alle Völker zur Anerkennung des Völkerrechts, deſſen ſchüchterne Anfänge ſich ja auch 
befanntlih vom Rhodiſchen Seerecht her datiren, deſſen Begriff feit Hugo Grotius eine theo— 
retifche Eriftenz empfing, nunmehr aber durch die Dampfſchiffahrt und durd die innige Ber: 
flehtung ver realen Interefien aller Völker eine wirkliche Macht zu werden anfängt. Die Bor: 
ftellung, als ob ein Volk, flatt durch eigene Arbeit und durch eigenen Gulturfortiähritt, durch 
gewaltjame Ausbeutung anderer Völker glücklich werden könne, ift von der Wiſſenſchaft wie von 
der Erfahrung geftürzt, und dies Bewußtſein hauptſächlich wird, je mehr es fich verbreitet, den 
Auöbruc ver Kriege hemmen. Cultur, Arbeit, Handel predigen die friedliche Solidarität aller 
Bölker, deren Nationalität feine ercluſive fein fann und nur unter Anerkennung ibrer Einheit 
mit der Humanität Berechtigung hat. 

Faſſen wir alle bisher betrachteten Elemente der Menfhheit zufammen , jo werden wir ein- 
jeben, daß fie ihrem Weſen nach ji immer gleihbleiben müfle, weil die Entwidelung aller 
jener conftitutiven Elemente an beftimmte Gejege gebunden iſt. Es kanu ſich in ver Geſchichte 
nur das geftalten, mas durch die Natur unfers Planeten und durch dad Wefen des menſchlichen 
Geiftes möglich if. Weil aber diefe Möglichkeit eine an fi unerichöpfliche it, To bringt die 
Geſchichte aus dem an ſich gleichen Weſen nad denfelben unveränderlien Gejegen immer etwas 
Neues hervor. Die Vorftellung eines fleten Kreislaufs der Geſchichte, welche ſchon vie alten 
Beripatetifer hatten, ift ebenſo falſch als die VBorftellung vieler Religionen, daß die Geſchichtt 
mit einer Ausartung der Menſchheit in immer elendere Zuflände endigen müſſe. Einzelne 
Völker erheben ih, erreichen einen Moment höchſter Blüte und finfen wieder in Verfall, aber 
die Menſchheit jchreitet in ihrer Geihichte ins Unendliche bin fort, weil das Bewußtſein der 
Freiheit fi zu immer höherer Wahrheit erhebt und weil mit jeder höhern Stufe ſich das Ber: 
hältniß des Menſchen zur Natur wie zum Menſchen ändert, eine Anderung, die progrefid eine 
BVerflärung der Natur durch die Arbeit des Menſchen, eine Humanifirung der Natur und eine 
Verklärung der natürliden Individualität des Menichen durch die Bildung zur felbftbemußten 
Humanität if. 

Bon jolher Höhe herab ınuf man den Gang ded Menſchengeſchlechts auffaffen , um weder 
in zu beſchränkte Anjichten zu verfallen, vie id von den Gonjequenzen der Perfectibilität lod: 
jagen, no in phantaſtiſche Übertreibungen zu gerathen, welche überfehen, daß Die progreſſide 
Entwidelung trog ihrer Unendlichkeit an Gelege gebunden ift, die fich-gleihbleiben, ja ohne 
deren Gleichheit der Fortſchritt nicht möglich wäre, weil alle Sicherheit des Handelns ſich die lin: 
wandelbarfeit ver Gefege zur Bedingung madt und ven Zufammenbang aller mit allen voraus: 
jegt, wie z. B. dad Moralgejep ohne das Naturgejeg unmöglih wäre. Weil aber notbwenbig 
alles, mas möglich ift, auch wirklich werben fann, fo darf und das Elend, das wir in ver Natur, 
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dad Verbrecherifche, das wir in der Gefhichte finden, nicht an ver Wirklichkeit des Fortſchritts 
oder gar an dem Wefen der Menfchheit irre machen. Zufall, d. h. das an fi gleihgültige Zu— 
fammentreffen der verfchiedenften Eriftenzen in Raum und Zeit ift nothwendig, oder man müßte 
Raum und Zeit jelbft, d. H. die Natur, aufheben. Willfür, d. h. die Möglichkeit des menſch— 
lichen Willens, fih aus fi zu irgendeinem Entichluß zu beflimmen, mas er immer aud für 
einen Inhalt habe, ift nothwendig, oder man müßte die Freiheit felbft aufheben. Zufall und 
Willkür find das an ſich unberechenbare Element ver Gefchichte, das ung in ftetd neuen Combi— 
nationen überrafcht, deſſen Erfcheinung aber von der Macht der Gefege beherrfcht wird, die von 
den Menfchen ald das Schickſal vorgeftellt zu werden pflegt. Alle Theorien der Geſchichte, die 
von dem Fatalismus, fei ed eines myſtiſchen Fatums oder eined trandfcendenten Gottes aus— 
gehen, find falſch und nichts als der unvollfommene Ausprud für die Ahnung der Gefegmäßig- 
feit dev Natur und des Geiftes, der ſich der Menſch mit aller Willkür nicht entziehen fann. 
Der Wille ift als eine fpontane Gaufalität von allen Umftänden, in deren Mitte er ficdh finder, 
ebenfo frei ald von vem Willen jedes andern Subjectd, wäre ed aud) ein Gott. Der Wille ift 
in feiner Unzugänglichfeit von außen her unbezwingbar, wie jeder Menſch beweift, der lieber 
ſtirbt als feinen Willen aufgibt. Handelt der Menſch, fo berührt er damit die Gefege der Welt, 
muß alfo die notwendigen Folgen feines Handelnd tragen, weil ohne vaffelbe vie Nealität eine 
andere Wirklichkeit fein würde, als jie es nunmehr ift, nachdem er gehandelt Hat. 

Es find auch alle Theorien der Gefchichte falich, weldye die Erzeugung des Böfen aus der 
Menſchheit in ein vorgefhichtliches Jenſeits Hinausverlegen oder die Schuld deffelben von dem 
Menſchen auf ein anderes Subject übertragen wollen, denn alles, was an fid) möglich ift, kann 
auch wirklich werben, ſodaß man ſich nicht zu. wundern braucht, wenn e8 in der That wirklich 
wird. Das Böfe joll nicht fein, aber es fann fein, venn ohne feine Möglichkeit wäre die Frei: 
heit nit Freiheit. Brei bin ich nur, wenn ich mid) gegen das, was an fid) fein foll, auch negativ 
zu verhalten vermag. Weil das Böfe fein kann, gelangt ed dur die Willfür auch zum Da— 
fein; zu einem Daſein, gegen welches ver Wille feiner Wahrheit noch proteftirt. Die Entftehung 
des Böfen ift aus dem Wefen der Freiheit vollfommen begreiflih. Es entfteht noch jegt jeden 
Augenblid, wenn es ſich erzeugt, durch denjelben Proceß bei allen Menfchen wie bei dem erften 
Menſchen, ald er böfe wurde, d. h. jich ver Möglichkeit eines gegen dad Gute negativen Berhal: 
tend durch die Verwirflihung deſſelben unzweivdeutig inne wurde, ein Aet, mit welchem ihm zu: 
gleich die Gefegmäßigfeit des Guten, das er negirte, offenbar werden mußte. Was in concreto 
als gut, was als böfe gilt, ift freilich nach dem Temperament der Naffen, nad der Gulturftufe 
der Völker und nach den Vorftellungen der Religionen höchſt verſchieden, allein diefe Verſchie— 
denheit darf und nicht abhalten, in ven Gefegbüchern der Völker ven Ausprud des Willens ver 
Menſchheit zum Guten zu erkennen. Allerdings belehren und diefe Gefegbücher, was für Ver: 
geben und Verbrechen feit jeher bei ver Menſchheit im Schwange gewefen find, allein nicht we: 
niger bezeugen jie den Ernft der Völker, das, was fie auf einer gewilfen Stufe als ſittlich, als 
rechtlich, ald gut erkannt haben, als die Nothwendigkeit des allgemeinen Willens auszufprechen 
und jedes Zuwiderhandeln, jedes Herunterfallen des einzelnen Willens in das, was das Geſetz 
verbietet, mit Strafen zu bedrohen, Auf jene großen Geſetzbücher des Kong-fu-tſeu, des Manu, 
des Zaharatuftro, des Mofe, auf die Gefeke Solon's, der Decemvirn, Juftinian’s, Mohammed's, 
auf das Preußiſche Landrecht und den Code Napoleon muß man hinbliden, um zuzugeſtehen, 
daß zwar die einzelnen Menfchen in ihrer Schwachheit und Verfehrtheit dem Böfen verfallen, 
daß aber die Menjchheit dad Gute will. Die oft entfegliche Härte der Strafen in den alten 
Geſetzbüchern muß man fich theild aus der Abſchreckungstheorie erklären, auf welde ver Menfch 
zunächſt verfällt, theild aus dem pädagogiihen Gefihtöpunft, dag die Menſchheit auf folden 
Stufen der beginnenden Givilifation nob den Kampf des Herabſinkens des Menichen in Die 
Thierheit zu beftehen hat. Mit ver fteigenden Menfchlichfeit werben die Strafen milder. 

Aus dem gleihen Grunde, daß nämlich alles, was an ſich möglich, wirklich werden kann, 
muß man auch alle Theorien der Geſchichte verwerfen, die in einer äußerlichen Weiſe von irgend⸗ 
einem Bolt als einem jogenannten Urvolk alle Eultur ableiten wollen, wie mande Forſcher bie 
Chineſen, andere die Ägypter, andere die Inder und noch andere die Juden dazu. haben maden 
wollen. Vielmehr können ſich gleichzeitig verſchiedene Gulturfreife unabhängig voneinander 
entwickeln. Die Ghinefen und Ägypter haben in weitentlegenen Lokalen volltommen felbftändig 
als die älteften Culturvölker der Erde ſich nebeneinander emporgearbeitet. Als der Handel 

inefifche Borzellangefäße, die wir nämlich in alten ägsptifchen Gräbern getroffen haben, nad 
gupten brachte, Hatten beide Voölker ihre Cultur längft befeftigt. Im jeder Familie, könnte 
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man fagen, fei an ſich die ganze Menſchheit enthalten. Wie die Natur verwirklicht auch die Be: 
ſchichte je nady den vorhandenen Bedingungen alles, was gerade möglich ift, ohne daß ed dazu 
einer äußerlichen Übertragung von einem Volk auf ein anderes bevürfte. Es ift in der That 
lächerlich, bid zu meld armfeligen Hypotheſen fehr gelehrte Männer ſich oft haben verführen 
laflen, um die Ähnlichkeit einer Sitte, einer Einrichtung, einer Kunftform, eines Mythus, bei 
verfchiedenen Völkern durch Annahme einer Golportage zu erklären, flatt der Productivität des 
Geiftes zugutrauen, daß er unter ähnlichen Bedingungen aus jeiner Gejegmäßigfeit heraus auf 
das Analoge hervorbringen werde. So jollte die ägyptiſche Gultur durchaus von Indien her 
importirt fein, weil die Agypter Kaften hatten, an die Seelenwanderung glaubten und im Nil: 

velta auch, wie die Sivaiten am Ganges, einen Ochfen göttlich verehrten. Nunmehr aber if 
doch wol fein Zweifel, daß die ägyptifhe Eultur eine vollfommen jelbftändige und ältere if. 
So finden die nordamerifanifchen Theologen jehr viel Ahnlichkeit zwifchen den Indianern und 
den Juden des Alten Teftaments; jie follen daher über Afien und der Beringsftraße eingemwan: 
dert fein, ihren Urfprung aber in jpäterer Verwilderung vergeflen haben. Dieje Vorftellung 
ift e8 ja, an melde ver Mormonismusd angefnüpft hat. So jollten au Peru und Merico nicht 
jelbftändig erwachjen jein. Für jenes wurden Einwanderer aus China an den Ufern des Stillen 
Meeres, für dieſes Einwanderer aus Ägypten oder Phönizien an den Ufern des Atlantiſchen 
Meeres erdichtet, obſchon die eigentliche Eulturbemegung Amerifas erft in das 6. Jahrhundert, 
ja noch genauer, erſt in dad 12. n. Ehr. fällt. Man fand z. B. Pyramiden in Merico und 
zog daraus den übereilten Schluß, daß, weil die Agnpter zuerft Pyramiden gebaut hätten, 
die Pyramiden in Merico aud von ägyptiihem Einfluß Herrühren müßten. Die nähere Be 
trachtung zeigte nun, daß außer der ganz abftracten Korm die Pyramiden in Merico mit denen 
in Ägypten gar nicht gemein hatten, weil jie zu ganz andern Zweden und deshalb ſehr narür- 
li auch ganz anders gebaut waren. Die Geſchichte von Peru und Mexico ift deswegen jo höchſt 
merfmwürbig, weil fie unumftößlich darthut, daß, während in der Alten Welt Chriſtenthum und 
Jolam fi in den Kreuzzügen zerfleiiähten, in der Neuen Welt Staaten und Religionen ent: 
ftanden, die jih ganz aus jich jelbft conjequent organijirten und Gemeinweſen hervorbrachten, 
wie wir fie jonft nur im Orient und im Alterthum finden. Es ift dies eine für die richtige Wür— 
digung der Culturgeſchichte unſchätzbare Thatſache, die alle gefünftelten Syſteme der Geſchichte 
über den Haufen werfen muß. 

Der Gang der Geſchichte kann überall nur darin beftehen, daß die Menjchheit ih aus der 
Abhängigkeit von der Natur zu einer größern Herrſchaft über diefelbe, von der Dumpfbeit des 
Gefühls zur Klarheit des Bewußtſeins, von der lofalen Abgeſchloſſenheit zur univerjellen Be: 
weglichfeit und von der nationalen Befangenheit zur vernunftgewifien Humanität fortarbeite. 
Die Eintheilungen der Geſchichte, die man nad beſchränkten Geſichtspunkten gemacht hat, können 
daher, zumal wenn man die umendlihe Zukunft ded Menſchengeſchlechts in Anſchlag bringt, 
nicht ausreichen. Man theilt z. B. ein nach orientalifcher, antiker und moderner Geſchichte, oder 
nad alter, mittlerer und neuer Geſchichte, oder nach alter und neuer u. j.w. Vom Stanppunft 
der Menſchheit jelbft wird ihr Begriff pas Princip abgeben müffen, nad weldem ſich 1) die ein: 
zelnen Nationen noch jelbft für die ganze Menfhheit halten; 2) vie Nationalität ſich ſchon einem 
höhern Princip ald einem göttlichen, für alle Völker gelten follenden Gefeg unterorpnet, bie 
3) das Weien ver Menſchheit jelbit als an ſich göttlich erfannt und Damit nicht nur die Natios 
nalität, jondern aud der religiöfe Particularismus der ſelbſtbewußten Menſchlichkeit als dem 
allgemeinen Zwed ver Gejhichte unterworfen wird. Der Staat als Nationalftaat, als three: 
fratiiher Staat und ald Humanitätsftaat enthält den wirklichen Fortfchritt ver Geichichte. Der 
Nationalftaat widerjpricht ich felbft injofern, als feine Nation für ſich die Menſchheit zu jein 
vermag. Aud wenn eine Nation fi viele andere Nationen durch Eroberung einverleibt, if 
deshalb mod) nicht der Menſch, weil er Menſch ift, anerfannt. Der theofratiihe Staat geht zwar 
in jeinem Urſprunge noch von einer beftimmten Nation aus, allein fein Brinciv abitrabirt ſchon 
von der Nationalität und erkennt jeden Menſchen als gleichberechtigt an, ver ſich dem als gött: 
lich geltenden Gejege frei unterwirft. Er fann Proſelyten aus allen Nationen machen. Gr gt: 
räth aber mit der Berfectibilität in Widerſpruch, weil fein Geſetz ald ein von Gott geoffenbartes 
unveränderlic fein ſoll. Gr fann daher nicht fortichreiten, denn jeine Geſchichte bleibt immer 
auf dem einmal firirten Standpunkt ald ver abjoluten Norm ftehen. Dieler Widerſpruch ber 
Freiheit kann ih nur dadurch aufheben, daß die Bermunft als das an fich ſelbſt göttliche Princip 
der Sefepgebung erfannt wird, denn hierdurd wird einmal die Nationalität, Die ein biopet 
Naturprincip ift, dem Geift untergeoronet, und zweitens der Dualismus zwiſchen dem göttliben 
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und dem menjhlihen Willen aufgelöft, ſodaß der Menſch dem Gefeg nit nur deshalb gehorcht, 
weil es formell ihm von einem Gotte gegeben ift, fondern deshalb, weil er in ihm, ald dem an 
ſich göttlichen, zugleich feine eigene Bernunft erkennt. Er lebt nach einem Geſetz, deſſen Noth- 
wendigfeit er begreift. Der unendliche Werth freier, repräfentativer Staatöverfaffungen beſteht 
vor allem auch tarin, daß die Gefeggebung fi vor dem Forum der Vernunft ald eine dem 
Weſen der Menſchheit entſprechende, die Freiheit foͤrdernde rechtfertigen muß. Es ift wohl zu 
beachten, daß das Princip der Nationalität auf ven höhern Standpunkten nicht verloren gebt, 
fondern nur feine natürliche Beſchränktheit abwirft. 

1) Die Geſchichte der Nationalflaaten geht von der unmittelbarften Form der natürlichen 
Sittlichfeit, von der Familie, aus und endet mit derjenigen unendlich vermittelten Form, welde 
dem einzelnen Menjchen das Recht eined Nationalbürgerd verleiht, auch wenn er einer andern 
Nation entjproffen it. Dies iſt der confequente Fortſchritt von dem chineſiſchen Staat bis zum 
römischen. Der chineſiſche betrachtet ih ald Kamilie, der römifche ald das Product des Willens 
und der Macht des römischen Volks, welches die Gnade hat, den von ihm befiegten Völkern das 
jus eines civis Romanus zu ſchenken. Bei ſolchen welthiftorifgen Objecten muß man nicht 
durch das Detail der Geſchichte ſich zu einfeitigen Urtheilen hinreißen laſſen, fonft ergeht es, wie 
mit den ethnographiſchen Schilderungen, in denen und auf ber einen Seite ein Verzeichniß von 
den Schlechtigkeiten und Laſtern, auf der andern ein ebenfoldes von den Vorzügen und Tu: 
genden der Völker gegeben wird. An Wolluft namentlih und Graufamfeit fehlt es keiner 
Geſchichte. 

Es unterſcheiden ſich drei verſchiedene Gruppen der Nationalftaaten: die hinterafiatifchen, 
die vorberafiatiihen mit Inbegriff von Agypten und die europäifchen. 

a) Bei den Hinteraflatifchen mahen China und Indien einen Gegenfag aus, ver ſich in dem 
Buddhismus aufloͤſt. 

China iſt der Staat, der die natürliche Sittlichkeit der Familie zum Princip macht. Die 
Familie als ſolche exiſtirt auch bei den Millionen von Jägerſtämmen und Nomadenhorden, die 
in geſchichtloſer Vegetation dahinleben und dahinſterben. Von ihnen unterſcheidet ſich China 
dadurch, daß ed ein Bewußtſein über die Bedeutung der Familie gewinnt und fie zur Grund: 
lage aller jocialen, politifhen und religiöfen Verhältniffe macht. Der Staat ift nur die Fa— 
milie im großen und der Kaifer, der Vater des Volks, ift der Sohn ded Himmeld. Wie jeder 
Chineſe Kind ift, jo fol jeder auch Vater fein. Weil daher feine Kinder zu zeugen das größte 
Unglüd ift, jo darf der Chineſe durch Adoption ſich eine fünftliche Familie ſchaffen. Selbfibe- 
herrſchung durch Bemeifterung feiner Afferte iſt die Aufgabe der chineſiſchen Moral und Erzie— 

ung, wie wir den Kindern jagen, daß fie artig fein follen. Die Ehrfurdt der Kinder vor den 

Itern, der Gattin vor dem Gatten, der Untertbanen vor den Beamten, der nievern Beamten 
vor ben höhern, drückt fih in einem Geremoniell aus, deſſen Beobachtung Staatspflict ift. 
Weil in der Familie die Kinder den Altern gegenüber gleich find, jo kann auch im Staat jeder 
Chineſe alled werden. Niemand ift von einem Amt ausgeſchloſſen, der feine Befähigung zu 
demfelben vurh Prüfung nahmeift. Aderbau für die Nahrung, Seidenbau für die Kleidung, 
Lejen und Schreiben für die Bildung find in China uralt. Krieg und Eroberung gebraudt es 
nur zum Schug der Gultur, denn es ift ein Land der Schulen und des Briedend. Es kennt feine 
Geburts = und feine Gelvariftofratie, nur einen Klaflenrang. Es hat unbedingte Gewerbe: und 
Handelöfreiheit, Freizügigkeit im Innern ohne ale Paßbeſchränkung, unbedingte Aſſociations⸗ 
freiheit, Preßfreiheit und jogar Plakatenfreiheit, von der es zur Kritif der Beamten eine oft 
fatirifche Anwenbung madt. Seine Religion ift ohne alle Mythologie und ohne alles Briefter- 
thum und befleht nur in einer Verehrung der Ahnen. 

Den Gegenjag zu Chinas Realismus bildet der Idealismus des indiſchen Volks, wie ed 
fi zum abjoluten Ständeftaat in Vorderindien entwidelt hat. Solange die indiſchen Arier 
im Pendſchab jaßen, waren jie noch ein einfaches Hirtenvolf. Als fie aber die Dſchumna über: 
ſchritten und in dad Gangesthal vordrangen, entflanden die Kaſten aus der Entgegenfegung ver 
hellfarbigen, ihon civilifirten Sieger und der dunfelfarbigen, wilden Ureinwohner, Der 
Hindu wird jeitdem nit nur in eine Bamilie, ſondern durch fie in einen Stand eingeboren, 
der ihm das Vollbringen einer ſpecifiſchen Arbeit ald Pflicht auferlegt. Die vier Stände der 
Priefter, ver Krieger, der Gewerb= und Handeltreibenvden und ber Dienenden find gleichſam vier 
große Familien mit ungleihen Range, indem die untere Klaffe immer von der Thätigfeit der 
obern ausgeſchloſſen ift, ver Priefter aber Krieg, Gewerbe und Handel treiben darf, wobei ihnen 
nur die Vorſicht empfohlen wird, kein Geſchäft zu wählen, dag mit ihrer angeborenen Würde 
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zu ſehr contraftirte. Die Conſequenzmacherei ded Verflandes hat im Lauf der Jahrhunderte 
die fociale Ungleichheit ver Kaften bis in die empörendften Ertreme verfolgt. In Indien eri- 
ftiren daher nur particuläre Standesideale, fein Ideal des Menfhen überhaupt. Weil jeder | 
aber nur werden kann, was er fhon von Natur ift, weil die Pflichten eines jeven Standes vom | 
Gefeg genau umfhrieben find, fo kann auch das Standesideal feine Begeifterung erregen. In: 
dien brachte, im Gegenfag zur Einheit des ungebeuern hineflihen Reihe, nur eine Menge 
Heiner Staaten hervor, die jich relativ zu vergrößern ſuchten und bald wieder zerfielen. Die 
Form des Staats konnte, den Kaften gegenüber, nur eine deöpotifche fein, ihre Gegenfäge als 
äußere Macht zufammenzufaflen und zu beberrfchen, denn über ihre innere Organifation hatte 
auch der mächtigfte Despot feine Gewalt. Weil die Staatsmacht nur eine despotifche zu fein ver- 
mochte, fo konnten Eroberer ſich fo leicht feſtſetzen und große Neiche bilden, wie die Araber, 
Mongolen, Franzoſen, Briten. 

Der Idealismus des indiſchen Volks Hat feinen entichiedenften Ausbrud in ven Glauben an 
die Seelenwanderung gefunden, weil verfelbe eine zweite Welt neben ber empirischen erihaffte 
und die Ausficht eröffnete, aus dem Wechfel der Umgeburt durch Afcefe envlich zur Rube über: 
zugeben. Diefe Möglichkeit ift für jeden Menfchen vorhanden. Hierin lag der Keim zur Reac: 
tion gegen die Trennung der Kaften. Buddha im 7. Jahrhundert v. Chr. reflectirte daranf, 
daß alle Erſcheinung vergänglich fei, und daß jeder Menſch, welcher Kaſte und welchem Geſchlecht 
er auch angehöre, doch durch Geburt und Tod, durch Alter und Krankheit jedem andern Men: 
ſchen weſentlich gleich jei. Der Menſch mühe, um dem Schickſal ver Metempſychoſe zu ent: 
geben, nicht lügen, nicht unkeuſch fein, nicht ſich berauſchen, nicht fteblen und nit morden. In: 
foweit erfaßte Buddha ſchon die Idee der Menſchheit, allein das Ideal, das er aufftellte, war 
erft das einer abjoluten Bafftvität, das mit feiner Negation des natürlichen Egoismus erft ein 
geiftliche® Bertlerthum hervorbrachte und für fi nur einen Kirchenſtaat zu begründen vermochte, 
oder, wo ed nicht zu folder Selbſtändigkeit gelangte, in andern Staaten Mönchs- und Nonnen: 
Flöfter mit Laienbrüderſchaften organifirte. In der erftern Korm eriftirt e8 im Tiber, in ber 
zweiten in China, Japan, Hinterindien und auf den Sundiſchen Infeln Sumatra und Java. 
Es umfaßt den größten Theil der mongolifhen Rafle und ift, auantitativ nach ver Anzakl 
feiner Befenner, die audgedehntefte Religion, weil fein Quietismus die Entfaltung einer pomp⸗ 
haften Kirchlichkeit nicht gehindert hat, welche die Phantafie ver Menge beihäftigt. 

b) Ehina, Indien und die indochineſiſchen, dem Buddhismus ergebenen Völker machen eine 
Welt für fih aus, welder die ganz entgegengejeßte Richtung der vorderaſiatiſchen Völker, der 
Verſer, ver Agupter und Semiten, wiederum ald eine in ih zufammenhängende Eulturwelt 
zur Seite ftebt, worin die Individualität affirmativ gefaßt und auf den Genuß bin gerichtet wird. 
Der chineſiſche Realismus freilich genießt die Güter der Welt auch no unbefangen, aber der 
indische und buddhiſtiſche Quietismus ift zugleich peffimiftifh , denn er erblickt im Dafein ſelbſt 
dad größte Unglück und jegt daher feinen Triumph in die Kraft des Leidens, um das einmal 
vorhandene Übel durch Beihränfung der Bedürfniſſe und durch Unerihöpflichfeit feiner Geduld 
foviel möglich zu vermindern. Der Vorberaflate hingegen verſucht den Kampf mit dem Übel 
und entwickelt ftatt ded negativen Heroismus der thatlofen Ausdauer im Leiden den pofitiven 
Heroidmuß der thatfräftigen Tapferkeit: An die Stelle des müßigen Bettlerthums, das in feiner 
Prätenfion der Heiligkeit fi von andern ernähren läßt, ſetzt «3 die Arbeit. In ver Religion 
find daher dieſe Völker dualiſtiſch, indem fie dem böfen Princip das gute mit der Ausſicht dei 
ſchließlichen Siegs des legtern Über das erſtere entgegenftellen. Die Heiligkeit des Bamilien: 
lebens wird anerkannt; die fländifche Differenz der Geſellſchaft tritt noch in der Tendenz zur 
Bildung von Kaften hervor, die aber ſchon fehr abgemildert erſcheinen und bei ven Semiten 
völlig verſchwinden. Wenn bei den Hinteraflaten das Prieſterthum über das Königthum fiegte 
und Buddha felbit, ein Fürſtenſohn, das geiftliche Bettlerthum erſchuf, fo fiegte bei den Vorder: 
aftaten überall das Königthum über das Prieftertfum, und felbft in Ägypten, das oft aldein 
reiner Priefterftaat geichilvert wird, hatte der König die Initiative bei allen Waſſer- umd Tem⸗ 
pelbauten und opferte in eigener Verſon ohne Bermittelung eines Priefters. 

Perfin war urfprünglid ein milttärifcher VBafallenftaat. China war auch aus Feubal: 
verhältniffen zur Geſammtmonarchie erwahien, hatte aber feine Gultur auf alle feine Bro: 
vinzen auögebreitet und alle Völker feines Reichs gleihmäßig eiwilifirt, wie wir noch heute Die 
400 Mil. Menſchen, die es umfaßt, in den nämlichen Sitten und Fertigkeiten wie zur Zeit dei 
Kongsfustfen ih bewegen feben. Der Perſer hatte keine befondere Gultur mitzutheilen, wenn 
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er aud den Ader: und Gartenbau pflegte. Gr ließ die Völker, die er unterwarf, in ihrer Sitte 
und Bildung gewähren und begnügte ih, einen Trikut an Naturalien oder an Geld und ein 
Gontingent für die Armee von ihnen zu erheben. Wenn der bis zum Wahnfinn leidenſchaftliche 
Kambyſes in der Behandlung Agyptens hiervon abwich, fo ſuchte Darius fofort die Braufam: 
feiten feines Vorgängers gut zu mahen. Der altperfifhe Staat führte beftändige Kriege, theils 
nad außen, um die Bafallen durch Groberungen zu befhäftigen und zu belohnen, theild nad 
innen, um aufrührerifhe Bafallen niederzumerfen. Die Reſidenz ded Centralherrſchers, vie 
zugleich Feldlager, Feſtung und Waffendepot war, wechſelte in den verfchiedenen Perioden des 
Reiche ihren Sig in Themiſcheh, Baktra, Efbatana, Sufa, Perjepolid. Die großen Bajallen 
wurden allmählich ihrer Macht beraubt und am ihre Stelle Satrapen, d. h. Statthalter der 
Provinzen gefegt, welche der König nad Belieben ernennen und abfegen fonnte. Mit dem Siege 
des monarchiſchen Syſtems unter Kosroes begann auch die äußere Gentralijation des Reichs in 
Landſtraßen, Poftenfetten und allgemeiner Landesmünze. Der ethiſche Standpunft des irani- 
ſchen Perjers war an fich ein jehr hoher, vein zu fein in Gedanfe, Wort und That, allein die 
Ausführung verfiel noch häufig einem abergläubifhen Pedantismus für die Reinhaltung von 
euer und Waſſer, für die Pflege der Bäume, für die Hochftellung des Hundes, für die Furcht 
einer Verunreinigung durd die Berührung von Leichnamen. Jeder Perfer betrachtete ſich als 
einen freien Mitftreiter ded guten Gottes des Lichted gegen den böfen der Finfterniß, und dies 
Bewußtſein brachte eine ftraffe, thatfräftige, ritterlihe Stimmung hervor. 

Agppten, das nah rückwärts hin mit Indien verglichen werben fann, ift innerhalb ver vor: 
deraflatiihen Welt ver Gegenjag zu Berfin. Die Perjer lebten in einer waſſerarmen Hoch— 
ebene, die Agypter in einer Niederung, die ein mächtiger Strom durchzog. Der Aderbau war 
für den Perjer höchſt mühfam, für ven Agypter fehr leicht und fehr einträgli. Der Berfer 
ſchaute feine Götter unmittelbar in den Naturgegenftänven felbft an; der Ägypter fügte zu 
diefer Anſchauung noch die une Darftellung feiner Götter. Der Berfer verehrte nur 
die geftaltlofe Flamme, der Ägypter eine Menge von Pflanzen und TIhieren. Für den Berfer 
war der Krieg Zweck, alles dem Herrſcherthum des Sonnengotted Widrige zu vernichten; für 
den Ägypter war er nur Mittel, feine Eultur zu ſichern. Aderbau, Kanalbau, Dammbau, 
Tempelbau, Palaftbau, Grabbau, dad war fein Zweck. Der Berfer mußte Landſtraßen durch 
Berg und Thal hinführen, während der Ügnpter durch die Waſſerſtraße des Nil eine leichte 
Verbindung aller Provinzen des Reihe befaß, das überdies nicht größer war als etwa das 
heutige Hannover. Agypten lebte daher in einem viel innigern Zufammenhang mit jih als 
alle bisher betrachteten Staaten, und erft der Ägypter fühlte einen wahrhaften Batriotismus. 
Die Staatöform mar monarchiſch, aber in ihrer Willkür durch die Landesgefege außerordentlich 
beſchränkt. Die perfifche Vorſtellung, ven König ald Herrn alled Landes, alled Eigenthums, 
aller Berfonen anzufeben, war in Ägypten unmöglih. Bei der äuferften, durch häufiges 
Baden und Haarfcheren unterhaltenen Reinlichfeit hatte der Ägypter doch feine Scheu vor dem 
Todten. Wenn der Perſer den Leichnam unter freiem Himmel ausfegte, ihn von Vögeln ver- 
zehren zu laflen, fo balfamirte der Ägypter denfelben ein, ihn durch alle Zukunft Hin vor Ber: 
wejung zu [hügen, und verſchloß ihn in Steingräber, ihn dem Angriff der Thiere, womöglich 
auch dem der Menſchen zu entziehen. Die moraliſche Abftraction des Perſers, rein zu fein in 
Gedanke, Wort und That, wurde von dem Agypter nicht nur anerkannt, ſondern durch die Vor— 
ſtellung von 42 Todfünden, die man zu unterlaffen habe, ind Sperielle fortgebilvet und durch 
ein Todtengericht, das auch die Könige nicht verfhonte, zu einem conereten Intereſſe des bürger- 
lichen Gemeinwejend gemacht. Noch immer begegnen wir Schilderungen, welche die Agnpter 
lediglich als ein trübes, düſteres, ſtlaviſches Volk darftellen. Allein die Bilder, die wir auf den 
Mauern der Ratafomben antreffen, wo fie Wein feltern, Bier brauen, auf die Jagd geben, mit 
Geſellſchaftöſpielen aller Art ich unterhalten, Tänzerinnen und Sängerinnen um fi verſam— 
meln, köſtliche Möbel, Geräthe und Schmuck benugen, fowie die Beihreibung, die und Fremde 
von den Volköfeften in Ägypten gemacht haben, zeigen ung vielmehr in Ernft eine große Heiter- 
feit des Lebens, einen affirmativen Genuß deffelben, wie ja auch die Juden nach ihrer Auswan- 
derung ſich oft, mit der Bibel zu veden, nach ven Fleiſchtöpfen Agyptens zurückſehnten. Der 
Agypter hoffte nach einem redlichen, pflichttreuen Leben in die Wohnungen der Seligen, in die 
Gemeinſchaft mit Oſiris einzugehen, weshalb der Tod für ihn das Schreckliche verlor. Vieles, 
was uns früher bei ihnen, weil wir es noch nicht verſtanden, geheimnißvoll war, iſt es nicht 
mehr und fonnte es für die Agypter noch weniger ſein. Was hat man z. B. nicht über das 
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Labyrinth gefabelt! Es war aber nichts weniger als ein myſteriöſes Gebäude, jondern en 
Staatöpalaft für die alljährlihe Verfammlung der Abgeorbneten der zwoͤlf Hauptlandſchaften, 
von denen jede hier ihre Archive, ihre Bureaur und ihre Wohnungen beſaß, worin fte fogleid 
einziehen fonnten. Der Name Labyrinth, der nach Herodot als Inſchrift prangte, heißt eigent: 
li} La (für Ra) - puroma-en-iho, d. h. dem Sonnengotte, dem Könige der Welt! Die Ge— 
mälde auf den Wänden ftellten harakteriftifche Pflanzen, Ihiere, Menſchen und Bauten ver 
verfhiedenen Provinzen var, ſodaß man hier gleihfam eine Bildergalerie des ganzen Reis 
fand. Das periodiſche Schwellen und Sinken des Nil mußte an eine große Ordnung der Ar: 
beiten, der Steinbau an eine große Genauigfeit gewöhnen. In Agupten war alles burd das 
Geſetz geregelt. Die Priefter lebten in Monogamie und blieben ald Gefegausleger, als Schrei: 
ber, ald Schullehrer und ald Ärzte mit dem bürgerlichen Leben befreundet. Die Kaften waren 
erbliche Stände, aber ohne die fanatifche Abſonderung der indifhen, denn mit Ausnahme des 
Standes der Schweinehirten konnten alle untereinander heirathen. Alle hatten theil an 
Grund und Boden, der Bauer freilich nur ald Pachter, denn ein Drittel gehörte dem König, ein 
Drittel ven Prieftern, ein Drittel dem Militär. Weil die Subfiftenz der Briefter von Haufe aus 
durch dad Kirchengut gefichert war, fo fonnten fie gar nicht, wie die Brahmanen, darauf ver: 
fallen, aus dem Bettlerthum eine Religion zu maden. Die Sklaven wurden milde gehalten. 
Kein Herr durfte einen Sklaven tödten, und die Kinder der Sklaven waren frei. Bon ber 
Selbftänvigfeit der Agypter und von ihrem Nationalftolze haben fih und merkwürdige Bei: 
ſpiele beſonders von der Zeit ab, wo Pſametich griechiſche Miethötruppen anwarb, erhalten. 

So unendlih hoch Agypten ſtand, ſo hatte es doch eben an ſeiner Nationalität eine große 
Schranke ver Fortentwickelung. Jeder Ägypter betrachtete ſich als ein reines, jeden Fremden 
als ein unreines Weſen. Der Sturz Agyptens wurde ebendeshalb unter Pſametich herbei⸗— 
geführt, weil 200000 Krieger, die über die Bevorzugung der Griechen empört waren, mit Frau 
und Kind, jebed Regiment mit feinen Fahnen und feiner Muſik an der Spige, nah Atbiopien 
ausmwanderten. Die Aufgabe, den internationalen Berfehr, zu eröffnen, fiel ven Semiten zu, 
bie zwifchen Berjien und Agnpten von Mejopotamien bis zur Küfte des Mittelmerrs in fleter 
Unrube lebten. Die Araber müflen wir hier mit einredinen. Diefe Staaten trieben zwar au 
Aderbau, vorzugöweije aber Handel und Induftrie. Das ftädtifche Leben empfing in ihnen dad 
Übergewicht. Die monarchiſche Spige wurde ſchwach und ariftofratifche Geſchlechter, Partei: 
flreitigfeiten, traten in ven Vordergrund. Die großen Stadtftanten Babylon und Ninive för 
derten die Producte Baftriend, Mediens, Indiens, Arabiens, ſowie die eigenen Erzeugnifle 
ihrer Weberei und Färberei, ihrer Metallarbeiten und Gvelfteinfchleifereien auf den Kara— 
vanenftraßen, die noch heute eriftiren, bis zum Ufer des Mittelmeerd, wo die Cedern des Liba⸗ 
non den Phöniziern ein gutes Material zum Schiffbau boten. Babylon beherbergte einige 
Millionen Menſchen Hinter jeinen riefigen Mauern. Es eröffnete feine Thore allen Fremden, 
die ihr Geld in ihm verzehren wollten, bot ihmen alle, was die Sinne zu ergögen vermag, zum 
Genuß au, verweichlichte alle Dynaſtien, die in ihm wohnten, und beraufchte durch die Kunft, 
die Reize der Natur mit Raffinement verführerifcher zu machen. Der orgtaftifche Taumel, die 
höchſte Aufregung der Geſchlechtsluſt war in ihm zu Haufe. An der Küfte des Mittelmeer 
übernahmen die Phönizier ſchon jeit dem Anfang des 3. Jahrtauſends v. Chr. die Rolle, den 
Sandhanvel in Seehandel umzugeitalten. Sie legten im Becken des Mittelmeer& viele Karte: 
reien an, unter benen bie tyrifche Pflanzſtadt Karthago fi befonders audzeichnete und mit dem 
Handel der Hetrusker im Ligurifchen Meer rivalifirte. Die Silber: und Queckſilberbergwerke 
Spaniens wurden von ihnen ausgebentet, die Meerenge von Gibraltar durchſchnitten und die 
Küfte Afrikas jünlih bis Guinea, die Küfte Europas nördlich bis zum baltiſchen Bernftein: 
lande befahren. Die Phönizier betrieben daher ven Kandel ganz egoiftifch, indem fie, bierin 
Babylon und Ninive ganz entgegengeiegt, ihre eigenen Städte den Fremden verſchloſſen, ihre 
Golonien in knechtiſcher Abhängigkeit erhielten und die Spuren ihrer Fahrten verbeimlicten. 
Liſtige Gejchmeidigfeit, einen Verkehr anzufnüpfen, Härte und Graufamfeit, ihn, wenn er ren: 
tirte, zu fihern, waren die Grundzüge ihrer Politik, welche ſie, wie wir fhon aus Homer jeben, 
bei allen Bölfern verrufen machten. Für die Erhaltung ihrer Selbftändigkeit kämpften fie mit 
äußerfter Tapferkeit, wie namentlih Tyrus uud Karthago in langen Belagerungen bewieien. 
Um aber ihre ausgedehnten und weithin zerftreuten Bejigungen zu ſchützen, bedurften fie der 
Miethötruppen und führten damit das Söldnerthum ein. Alles faßten fie unter dem Gefidt?- 
punkt der Waare, auch den Menſchen, denn fie betrieben den Sklavenhandel zuerft ſvſtematiſch 
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und behandelten den Sklaven nicht, wie dev übrige Orient, mit Milde, fondern mit brutaler 
Graujamteit. Sie begleiteten fremde Armeen ald Sklavenhändler, die Kriegsgefangenen, deren 
man ji gern entledigte, ald Sklaven aufzufaufen. Sie corrumpirten alle Nationen, zu denen 
fie famen, durch den Lurus, den fie ihnen als ein bald unentbehrliches Bedürfniß einſchmei— 
chelten, fowie burd die Tänzerinnen und Bublerinnen, die ſtets in ihrer Begleitung waren, 
Die Religion aller diefer Völker war fataliftiih, weil Glück und Unglüdf im Handel vom Zu: 
fall abhängt. Der Aberglaube des Horojfopftellens, des Tagwählens, der Vorzeichen, des 
Loswerfens, der Zablenmyftif u. ſ. w. mar bei ihnen zu Haufe. Ihre Berehnung war es, 
welche das Kinderopfer erfand, um durch das Verbrennen de liebiten Beſitzes magiſch auf vie 
Gottheit einzuwirken. 

Mie grell zeichnet ji hier der Gegenfag von Oft: und Weſtaſien! Der pejjimiftiiche 
Quietismus der Buddhiſten Hält die Welt für einen göttlihen Irrtum und das Dajein für 
ein Unglück, das man durch Zeugung nicht vermehren dürfe. Der optimiftifche Orgiasmus der 
Semiten findet die Welt herrlich eingerichtet, wenn man nur den nöthigen Verftand zu ihrem 
Genuß mitbringt und in ſchwierigen Yagen flug und entichloffen genug ift, ſelbſt die eigenen Ge— 
zeugten, in denen man doch jich ſelbſt erneut, dem zürnenden Moloch zu opfern. Der Semite 
legt an alles den Mapftab des periönlichen Intereffes, weshalb er in der Natur nicht die Natur, 
fondern nur einen Vorrath von Genußmitteln, und in andern Menihen nicht Menſchen, ſon— 
dern nur Individuen erblict, die ihm nügen oder ſchaden fönnen. Alle wird profaifc. 

c) Die dritte Gruppe der Nationalftaaten ift die der Griechen, ver Römer und der keltiſchen, 
ſlawiſchen und germanischen Völker, die von ihnen den libergang zur modernen Welt machen. 
In diefer Gruppe wird das Prineip der Nationalität idenlifirt; von den Griehen gebt das 
afthetiihe, von den Römern das politiihe, von den Germanen das ritterliche Jveal aus. Da 
die Bedeutnung diefer Nationen richtiger gewürdigt und ihre Stellung in der Weltgeſchichte un: 
beftrittener ift, fo fönnen wir und bier fürzer faflen. 

Die Griechen find das für die Bildung der Menſchheit wichtigite Volk, das in Kunft und 
Wiſſenſchaft alle andern hinter ſich gelaffen hat und der Lehrer aller andern geworden ift, weil 
es einerjeitd die Natur wirflih ald Natur anſchaute und andererjeits zum Bewußtſein der ſitt⸗ 
lichen Freiheit ale des Staatözwedes fam. Es ift dad Genie unter den Völkern, welches alles 
mit Schönheit zu befeelen und das Weltall jelbit als jhöne Totalität, als Kosmos, aufzufaffen 
verftand. Der Semite jagte ih: da find glänzende Metalle und Steine, weiche Felle, duftende 
Blumen, ſchmackhafte Früchte, ſaftiges Wildpret, köſtliche Weine, ſchöne Mädchen, winfbereite 
Sklaven — ſiehe, es iſt alles gut, komm und genieße! Der Hellene ſah dies alles auch, aber er 
verwandelte den Genuß in Poeſie, weil er die Materie der Form, die Sinnlichkeit der Freiheit 
unterordnete. Der griechiſche Staat war Freiſtaat, der, als ariſtokratiſcher wie als demokra— 
tiſcher, die Geſetzgebung und Verwaltung zur Sache der Gemeinde machte. Hellas zerfiel auf 
feinem peninſularen und inſularen Terrain in eine Menge von politiſchen Individnalitäten, die 
in den Öffentlichen periodiſchen Spielen einen jocialen, im delphifchen Drafel einen religiöjen, in 
den Amphiftyonen nur einen ſchwachen politiihen Zufammenhang hatten. Griechenland hat 
die Kunft in allen Gebieten conjequent durchgebildet, ſodaß feine Werke als clajfifche zu äſthe— 
tifchen Normen für die Menichheit geworden find. Es hat die Wilfenihaft zuerft unabhängig 
von der Religion bearbeitet und in der Philofophie alle wejentlihen Standpunfte in folgerich— 
tiger Ableitung durchgeführt. Die ganze fpätere Menichheit zehrt von diefem Erbe und ver— 
ftändigt ih durd Die von den Griechen erfchaffene Terminologie, die wir jogar noch immer in 
ihrer Sprache fortiegen. Griechenland hat, weil e8 die Inpividualität freilich, zuerft originelle 
Gharaftere hervorgebindt, in denen die wejentlihen Eigenſchaften ver menfhlihen Natur ji 
fo ideal ausgeprägt haben, daß jie zu Symbolen für die ganze Menſchheit geworden find. Wenn 
wir fagen: ein Ariflives, ein Alcibiades, ein Perifles, ein Neftor, eine Penelope, eine Kais, ein 
Diogenes u. ſ. w., jo verfteht jedermann, mas wir damit meinen. Als das Volk ver äfthetifchen 
Individualität löſte es auch die Religion in indivinuelle Culte auf, aus deren Mannidhfaltig- 
feit jedoch durch die Vermittelung der Kunft die Anſchauung der Götter als allgemeiner ibealer 
Individualitäten hervorging, die ebenfalls für die geſaumte Menfchheit einen ſymboliſchen 
Werth behaupten und als ſchöne menschliche Götter unfterblih unter ung fortleben. Die eleu- 
finifchen Myſterien waren ver Anfang einer freien veligiöfen Gemeindebildung. Erſt Griechen: 
land erfannte auch die Schönheit der menſchlichen Geſtalt als den Ausdruck der Freiheit des 
Geiſtes. Der Orient verhüllte fie entweder mit peinlicher Steifheit oder entblößte fie ſchamlos. 
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Der Grieche arbeitete ſie durch Gymnaſtik zum lebendigen Kunſtwerk aus und entdedte ihren 
Kanon, d. h. das Naturmaß ihrer Gliederung. Als Staat ging Griechenland dur den Man: 
gel wirfliher Souveränetät des ganzen Hellas zu Grunde. Den orientallihen Despotis mus 
batte e8 zurückgeworfen, aber durch die Entzweiung Athens mit Sparta über die Hegemonie ih 
dermaßen erſchöpft, daß es den mächtigen, felbft griechifch gebildeten Inpividualitäten Philipp's 
und Alerander’d von Macedonien erlag, ohne deshalb aufzubören, in Kunft und Wiſſenſchaft 
produetiv zu fein. Alles, was e8 hierin hervorgebracht bat, athmet eine allgemeine Verſtänd⸗ 
lichkeit, weil ed eine menschlich allgemeine Form bat. 

Den Griechen ftehen die Römer als die praftifche Individualität gegenüber, deren Bedeu: 
tung für die Menſchheit in der jelbftbewußten Entwidelung der Idee des Rechts liegt. Rom 
faßte das ariftofratifche und das demofratiiche Element, welde Griechenland in verfdhiedene 
Staaten auseinander warf, von vornherein in den Patriciern und Plebejern ald Eine Ge: 
meinde unter der immer gleichen Souveränetät ded Senalus populusque Romanus zujam: 
men. Nicht die ſchöne, nicht die durch ihre Bildung intereflante Individualität, fondern die 
Perſon und ihr Eigenthum galt den Römern. Selbft die Kinder faßten fie nur als Eigen: 
tbum des Vaters, der den eigenen Sohn ala Sklaven verfaufen fonnte und dies Recht erft ver: 
lor, wenn ed dreimal geihehen war. Die Plebrejer wurden den Patriciern verſchuldet, weil der 
Kriegdvienft jie vom Erwerb zurüdhielt. Dies hinderte die Patricier nicht, den Plebejer , ver 
joeben vom Feldzuge heimfehrte,, fofort in das Schuldgefängniß werfen oder ihn als Sflaven 
für fih arbeiten zu laffen. Der Plebejer kämpfte daher, bis er beſſere Schuldgeſetze, das Recht 
des Teftamentirend, das Recht der Verheirathung mit ven Patriciern, das Mecht des Tribunats 
und der Prätur, endlich das Recht des Gonfulats felbft erlangt hatte. Mit diefer innern Ge: 
fchichte Noms ftand die äußere in Wechfelwirfung , die in unaufbörlihen Kriegen und Grobe: 
rungen fortlief. Nachdem es in Kartbago das orientalifche Princip befiegt hatte, konnte ibm 
feine Nation der damaligen Welt mehr Widerſtand leiften und es triumphirte Schritt vor 
Schritt über alle. Die Folge war, daß es fein Bürgerrecht erft den italienifchen Bundesgenoften, 
dann, unter Garacalla, allen Einwohnern des Reichs ertbeilte. Caracalla's Sondermotiv 
hierzu war allerdings ein finanzielles, die Erbfhaftsfteuer von allen auch nichtitalieniſchen 
Städten einzuziehen, allein er würde doch zu folder Erweiterung nicht gefommen fein, wenn 
nicht das Nivellement der römischen Herrſchaft ven Unterſchied der Volksindividualitäten Thon 
ſehr verwiſcht gehabt hätte. Eine andere Folge ſowol des Parteifampfes im Innern als der 
Ausdehnung nad außen war, daß die Souveränetät aus der Form der confularifhen Wahl zur 
monarchiſchen übergehen mußte, die jedoch ohne fefte Erbfolge blieb, indem entweder der Regent 
fi feinen Nachfolger erwählte oder die Armee ihn, ſpäterhin auch außerhalb Roms, proclamirte. 
Der Kaifer war princeps ald erfter Senator, imperator als erfter Feldherr, censor als erfter 
Sittenridter, pontifex maximus als erfter Priefter. Weil er alle Gewalt in fi concentrirte, 
Fonnte freilich feine Willkür ſich bis zu entjeglichen Verbrechen geben laffen, allein er mufte 
doch die Form des Rechts beobachten. Wie jorgiam verfuhr hierin Tiberius! Als Nero feine 
Mutter hatte ermorden laflen, ſchrieb er an ven Senat einen Brief, worin er dieſen Mord als 
eine politifch nothwendige Maßregel darftellte, eine Nüdjicht, die einem orientalifhen Despoten 
nie einfallen würde. Eine weitere Folge ver Groberungen war die Entſittlichung durch die 
Beute, die man in Rom zufammenfchleppte, und durch die Bereidherung in den Provinzen. 
Der Aderbau, die Hauptarbeit des alten Römers, verlor feine Ehre, weil er nur noch von 
Sklaven betrieben wurde. Als erft Sicilien, dann Agvpten Kornkammern bed Reichs wurden, 
legte man auf den großen Latifundien Parks an, gegen welche ſchon Tiberius eiferte, oder ließ 
den Acker zu Weideland herunterkommen, weil die Viehzucht wegen des ungeheuern Verbrauché 
von Schlachtvieh in Rom einträglicher war. So ſind ganze ehemals fruchtbare Landſchaften in 
Italien zu wüſten Strichen geworden, wie die ſtaubige, nur von Büffelheerden durchirrte Gam: 
pagna um Rom jelbft. Der Reichthum, den man aufhäufte, erzeugte auch wieder eim ſtets 
nad Brot und Schaufpielen begieriges Proletariat. Der Sklavenſtand aber in feiner über: 
großen Menge mußte die Trägheit, Uppigfeit, Weichlichfeit, Heuchelei und Verderbtheit aufs 
äußerfte fteigern und die Mifhung aller Nationen, aller Eulte, aller Lebensarten in Rom mußte 
zum Indifferentismus und Sfepticiömus führen. In Kunft und Wiſſenſchaft waren die Römer 
nur Dilettanten als Nahabmer ver befiegten Griechen. In der Religion waren fie obne Voeſie, 
weil ihre Götter nur höhere Staatsbeamte waren, deren Cultus in einen egoiftifchen Aber: 
glauben außlief. Der Trug des römifhen Augurenthums ift fprichmwörtlich geworden. Auf 
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dieſen Gebieten hat man aljo die Größe Roms nicht zu ſuchen, wol aber in der Energie des po: 
Litifchen Parteikampfes, der jeven Buchſtaben des Geſetzes zum Rejultat langer, oft blutiger 
Kämpfe machte, in der unermüdlichen, für die Ehre der Ewigen Stadt begeifterten Tapferkeit, in 
der Klarheit des Verftandes, der das Privatrecht nad) allen Seiten bis in das feinfle Detail der: 
maßen audarbeitete, daß jeine Beflimmungen noch heute einen entſcheidenden Werth anfpredhen ; 
endlich) in dem praftiihen Geift, der das Nüglihe vor dem Schönen bevorzugte und überall, wo 
er zur Herrſchaft gelangte, breite, feſte Landſtraßen, Wafferleitungen, Kloafen baute, ſtehende 
Feldlager errichtete und eine gute Marftpolizei einführte. 

Die germaniſchen Völker, welche Rom flürzten, trugen das Princip ver freien Subjectivität, 
die ſich jelbft Zweck ift, Schon als heroiſche Geſinnung in fih und machten in den Bündniffen und 
Kriegen mit Rom die erfte Schule ihrer politifhen Bildung durch. 

2) Den Nationalftaaten ftehen die theofratifhen gegenüber. Allerdings bezeichnen viele 
Hiftorifer aud) jolde Staaten als theofratiih, im denen eine Hierarchie zur Herrſchaft gelangt 
ift; allein ſtreng genommen fann nur ein folder Staat theofratifch heißen, in welchem ein von 
der Natur und Menſchheit unterſchiedener, über beide erhabener, jelbitbewußter Gott ald Geſetz— 
geber gilt. In diefem Sinn kann nur der jüdiiche und der mohammedaniſche Staat theokratiſch 
genannt werden. Das Wort Theofratie rührt aud von einem Juden, von Joſephus her, der 
mit ihm das Gigenthümliche der jüdifhen Verfaſſung ausprüden wollte. Die Gefhichte der 
Juden fann ald ein Moment der Gejhichte der ſemitiſchen Völker behandelt werben, mit denen 
jie viele Sitten und den Glauben an den Gott ded Feuers, bes Lichtd, der Sonne, an den Baal, 
EL, Allah oder Moloch, gemein haben. Allein man erfennt bald, daß jie doch von allen diefen 
Bölfern ebenjowol als den Agyptern und Berfern, ven Griechen und Römern durd ein Princip 
unterſchieden find, das ihnen eine völlig ifolirte Stellung anweift und fie den übrigen Nationen 
unverfländlich, ja verhaßt machte. Dies Princip war der Jehovahglaube, der bei ihnen endlich 
unter den Könige Joſiah 622 v. Chr. über den Molochsdienſt den entjchiedenen Sieg davontrug, 
». 5. die Vergeiftigung der Dorftellung des Abjoluten zum Gedanfen eines rein iveellen Sub: 
jeets, deffen Wille die Natur ſchafft und die Geſchichte des Menſchen leitet. Die Natur war alio 
nicht mehr die alled beftimmende Macht. Der Menſch wurde frei gegen jie und für jein Han: 
deln ebenfalld von vem allwiflenden und allmächtigen Gotte freigelaffen, ſodaß er fogar mit ihm 
einen Vertrag, einen Bund einzugehen vermodte. Mag man den jüdiſchen Monotheismus 
noch jo weit in feine polstheiftifhen Anfänge zurüdverfolgen und mag das jüdiſche Volk fi 
factiſch noch jo oft mit ihm in Widerſpruch verfegt haben, jo bleibt doch die welthiftorifche That— 
jache Reben, daß es unter allen Völkern allein und zuerft fi zu der Abflvaction des Ginen 
Gottes nicht als einer abjoluten Subftanz, jondern ald des abfoluten Subject8 erhoben hat. 
Hiervon ift die Folge, daß die Juden zwar in Anfehung der Bildung vielfach niedriger ſtehen 
ald heidniſche Nationen, darin aber über ihnen ſtehen, von jedem Naturgrunde losgeriffen zu 
fein. Daß fie den Einen Gott noch ald Nationalgott verehren, ift ein Widerfprud, der ihnen 
jelbft zum Bewußtiein fommt und den jie im Glauben an einen Meſſias aufheben, ber ald der 
von Bott gejandte Friedensfürft alle Völker zu feiner Anerkennung führen fol. Sie vermögen 
ſich durch dieſe Erwartung noch jegt mitten unter den chriſtlichen Völkern ald nationale und res 
ligiöfe Gemeinde zu behaupten, was feiner heidnifchen Nation möglich wäre. Für den meſſias— 
gläubigen Juden ift dad Chriſtenthum nur eine Epifode, welche die Befanntihait aller Völker 
mit den jüdischen Borftellungen vermittelt. 

Die Juden find ald Volk zugleid eine Familie, die in Abraham ihren Ahnherrn verehrt, 
aber die Kamilie ift nicht, wie bei den Ehinefen, das conftitutive Princip ihres Staats, das viel- 
mehr im Glauben an ven Einen wahren Gott liegt. Sie haben 12 Stämme, die ſich ihre Ge— 
nealogie überliefern, aber feine Kaften wie die Inder. Der Stamm der Leviten übt die prie— 
ſterliche Funetion, ohne deshalb , wie die Brahmanen, eine geiftige und religiöfe Bevorrechtung 
zu geniegen. Sie haben Naſiräer, die ji einer befondern Afcefe unterwerfen, aber feine hei: 
ligen Bettler wie die Buddhiſten. Jehovah verbietet im Gegentheil, daß in feiner Gemeinde ein 
Bettler wohne. Sie jind unendlich friegerifh, aber nur, um Kanaan ald das gottgelobte Land 
zu erobern und die Breiheit ihres Glaubens zu erhalten, nicht, wie die Perſer, ih alle andern 
Völker zu unterwerfen. Sie find nationalftolz, weil fie fid für das Volf Gottes halten, nicht 
wie die Agupter, weil fie von Natur Juden jind. Sie find Aderbauer, Viehzüchter, Weinbauer, 
Händler und fie lieben den finnlihen Genuß, aber fie haben eine Schranfe an dem Geremonial: 
gefeg, und die Unnatur ver orgiaftiihen Ausſchweifung bleibt für fie eine an ch verbotene Ab: 
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irrung. Der Erwerbiinn fann bei ihnen nicht eine ſolche Höhe der Leidenſchaft wie bei den Phö— 
niziern erhalten, weil fie in vem Bewußtſein leben, daß Kanaan ihnen von Gott nur zum Lehn 
gegeben, an den es alle 50 Jahre zurüdfällt. Schönheitsſinn im plaflifhen Charakter der 
Griechen ift dem Juden fremd, aber feine Inrifche Boefie, fein Prophetismus, feine Spruchweis 
beit, laſſen ihn auch neben den gebilvetften Völkern ſich als geiftig ebenbürtig behaupten. Das 
Recht ift dem Juden fo wichtig ald dem Römer, und der Talmud gibt an cafuiftiihen Scharffinn 
dem der Gommentatoren des Römiſchen Rechts nichts nach; aber das Recht behält für ihn zugleich 
die Autorität göttlicher Geſetzlichkeit. Die Verhältniffe der Gefangenfhaft, der Dienftbarfeit 
und Hörigfeit hatten die mildeften Formen. Bremblingen war der Aufenthalt im Lande er: 
laubt. Für Mörder gab ed, die Wuth der Blutrache zu hemmen, Freiſtätten. Die Stellung 
der Frauen war eine ſehr felbftändige und fie fonnten aud ald Propbetinnen auftreten. Die 
Propheten waren, den Fürften und Prieftern gegenüber, die Anmalte des Volks und übten eine 
Öffentliche, rückſichtsloſe Kritik ver beftebenden Verhältniffe, weil fie im Namen Gottes als von 
ihm begeifterte Seher ſprachen. Der Jude ift zwar, feinem Gott gegenüber, ſelbſt ein Knecht, 
allein in freiem Gehorfam, denn es ift ihm anheimgegeben, ob er das Geſetz Jehovah's befolgen 
will oder nicht. Lohn oder Strafe für fein Verhalten find gewiß, denn Gott ald der Geieg- 
geber läßt feiner nicht fpotten, aber in dieſer Gewißheit liegt die unendlihe Kraft des Juden 
zur Ausdauer im Leiden. Weil Gott der Schöpfer der Natur, jo kann jie feinen Willen 
nichts entgegenftellen, d. h. der Jude glaubt, Gott künne Wunder thun. In der Boritel: 
lung, daß einft alle Völker aus ihrem Aberglauben und Linglauben fih dem Glauben an den 
Ginen wahren geiftigen Gott zuwenden müßten, beiaß der Jude ſchon ahnungsvoll Die Idee 
der Menſchheit. 

Das jüdiſche Volk ift daher das ſchlechthin meltbiftorifche Wolf, das Volk Gottes, das ron 
ihm zu feinem Werkzeug auserwählte Volf, das ih unter allen Völkern ihm zum Gigentbum 
geheiligt hat. So ift es das Volf der abjoluten Entzweiung zwiſchen Natur und Geift, zwiſchen 
Nationalität und Humanität, zwifchen Gejeg und Freiheit, zwiichen Barbarei und Bildung, 
zwifchen lofaler Jfolirung und Eosmopolitifher Ausbreitung, zwiihen Bergangenbeit und Zu: 
kunft. In der Gefanmtbeit feiner Sitte, feined Rechts, feiner Verfaffung, feines Glaubens, 
fteht es der Idee der Menfchheit näher als die heidniſchen Völfer, die nad außen hin glanzvoller 
erfheinen. Dom Standpunkt der Menichheit muß man fi durch den Glanz nicht Blenden 
laſſen, denn für ihn fommt e8 auf die Anerkennung des Menſchen ald Menſchen an. Wie 
glänzend z. B. erfcheint Athen unter Perikles, wie glänzend erſcheint dieſer beredfamite der 
Menſchen jelbft! Aber diefer Berifles war im Stande, 5000 atheniſche Bürger, weil fie ibre 
Abftammung von urfprünglich athenifhen Familien nicht nachzuweiſen vermochten, im bie 
Sklaverei zu verkaufen! Die Gejhichte der Juden ift freilich eine dev widermärtigften, voll von 
Neid, Wolluft, Habfuht, Herrſchſucht, Grauſamkeit. Die Juden blieben ihrer ſteten innern 
Entzweiung halber nah außen hin politifh ſchwach. Die Politik ihrer Könige ſchwankte be: 
ftändig zwifchen dem Anſchluß an Agypten oder an Affvrien bin und ber. Paläftina lag 
zwiihen den übrigen vorberaftatifhen Staaten derartig eingefeilt, daß ed für alle zum unauf: 
hörlihen Anftoß wurde, Seit der Zerftörung Jerufalems durch die Römer leben die Juden in 
der Zerftreuung unter allen Völkern, welche fie im ſtillen ebenjo verachten, als ie von ihnen 
Öffentlich fo lange veradhtet werden, bid die Hriftlihen Völker fie aus dem Bewußtſein der Hu: 
manität heraus als menſchlich gleichberechtigt anerkennen. 

Der Mangel der jüdifhen Theokratie war der Widerſpruch der Allgemeinheit des Brincips 
mit der Bevorzugung des jüdiſchen Volks ald des befondern von Gott auderwählten. Dieie 
Schranke hat ver Mohammedanismus aufgehoben, ver zmar auch von einem femitifchen Volt, 
von den Arabern, ausging, aber alle Völker ohne Unterfchied zum Islam, d. h. zum Geborfam, 
aufforderte. Alle auf die befondere Lokalität, alle auf Nahrung, Kleidung und Wohnung be: 
züglihen, alle auf einen befondern Tempeldienft bafirten Vorſchriften des jüdifchen Geſetzes 
fallen bei ihm fort, allein ven Gedanken ver Humanität bat er doch nicht erreiht. Er mat die 
Prätenfion, an die Spige der Weltgejhichte zu treten, weil er nicht nur das Judentbunt, fon: 
dern au das Chriſtenthum Eritifirt; aber die Polygamie, die Sklaverei , der Fatalismus, ver 
Senjualismus, der Fanatismus ded Glaubens und der Indifferentismud gegen die Wiſſen— 
ſchaft hindern ihn, dieſe Hegemonie wirklich zu übernehmen. Für die Völker der Tropenzone 
ift der Jslam gerade, weil er die Polygamie und die Sklaverei geftattet, eine Neligion , die id 
ihnen außerordentlich empfiehlt, aber für die böbere Entwidelung der Menihbeit entbebrt er 
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des Bewußtſeins der Freiheit und der Verfectibilität, dad für die Menſchheit' erſt vom Chriſten— 
thum ausgegangen ift. 

3) Der Nationalftaat erkennt ven einzelnen als Bürger, nicht ald Menſchen an. Das 
römische Weltreih brachte e8 in den ungeheuern Compler der ihm unterworfenen Völker nur 
zur Abftraction des civis Romanus, der alle Rechte eines römischen Bürgers hatte. 

Der theofratifche Staat erkennt den einzelnen ald einen nad feinem Sinn Gottgläubigen, 
nit ald Menſchen an. Der Islam, die äußerfte Berallgemeinerung der Theofratie, läßt den 
einzelnen nur gelten, fofern er an Allah und an Mohammed als deſſen Propheten glaubt. 

Die Vermittelung der Anerkennung des Einzelnen als Menſchen ohne allen weitern Grund, 
als weil er Menſch ift, gebührt der hriftlichen Religion, welche dies in der Vorftellung aus— 
drückte, daß Chriſtus zur Berföhnung aller Menſchen mit Gott ohne Unterſchied des Alters, des 
Geſchlechts, des Standes, des Volks, geftorben fei und daß diefe aus freier Aufopferung voll: 
brachte That von allen Menfchen, je nad ihren Verhältniffen, nachgeahmt werden müſſe. Die 
Hriftlihe Religion will in jedem Menfhen ven wahren Menfhen, den fie im Beiſpiel Chrifti 
anſchaut, wieder hervorbringen ; ver wahre Menfch aber ift nur der menschliche, der im Bewußt⸗ 
fein der allgemeinen Menſchheit und der jelbftbewußten, allen Egoismus opfernden Freiheit 
bandelt. Hiermit wurde das Bewußtſein der Gleichheit aller Menſchen auch ein bumanes, d. 6. 
ein von der Liebe ded Menfchen zum Menfchen erfülltes. Infofern ift mit dem Chriſtenthum 
das Princip der abfoluten Verföhnung in das Menfchengefchlecht eingetreten. Es ift aber ein 
großer Unterſchied zwifchen dem Princip an fih und zwiſchen ver Berwirklihung, durd die e3 
fich der Realität einbilvet. Die hriftliche Religion ift zwar zur Weltreligion befähigt, weil ite 
allein die Perfectibilität als progreffive Wiedergeburt für den einzelnen wie für die Menſchheit 
zum Geieg macht, allein der Weg ihrer Entwickelung ift ein fehr langfamer. Weil das Princip 
der Humanität zuerft ald Religion erſchien, hatte es in fporadifchen Gemeinden nur eine fociale 
Exiſtenz, bis es durd das römische Kaiſerthum als Kirche anerfannt und dur Byzanz zur 
Staatöfirche erhoben ward, melde noch nicht den Menſchen ald Menſchen, nur erft denjenigen 
Ehriften anerkannte, der den vom Staat proclamirten Glauben als den reiten zum feinigen 
machte. Hiermit war an ſich die Kirche über den Staat erhoben. Die römifche Kirche 309 auch 
dieſe Conſequenz und erklärte den Staat für ein nur weltliches Dafein, dem fte erft die wahre 
Weihe zu ertheilen und fich ſelbſt als den vechten Gottesſtaat, ald die civitas Dei, durch alle 
Staaten hin zu conftituiren habe. Nom wurde Kirchenſtaat und fein Biſchof machte den An: 
ſpruch, als der Stellvertreter Chriſti felbft zu gelten. Der hieraus entfpringende Kampf der 
Kirche mit dem Staat mußte dazu führen, dag beide einander ſich frei ließen, indem fie ihren Un— 
terichied in dem Begriff der Menfchheit auf höhere Weiſe vereinigten. Diefe Emancipation 
des Staats von der Kirche wie der Kirche vom Staat, in welcher ver Staat mit der Kirche in der 
Humanität ald dem legten Zweck übereinftimmt, ift das legte Refultat der Weltgefchichte, bei 
welchem fie angelangt ift. Der moderne Staat gemährleiftet jevem feiner Bürger die urfprüng- 
lichen Rechte des Menfchen überhaupt und fiebt hierbei von aller confeflionellen Beſtimmtheit 
des einzelnen ab. Die Kirche erzieht jeden ihrer Gläubigen als Glied eines ewigen Geifter- 
reich, bilder ihn über das gegenwärtige Dafein hinaus noch für ein fünftiged zur unmittel= 
baren Gemeinſchaft mit Gott felbft fort und fieht hierbei von aller nationalen und ſtaatsbürger— 
lichen Beſtimmtheit des Einzelnen ab. - 

Der byzantinifhe Staat erſchuf die Staatöfirhe, indem er die theoretifhe Bildung der 
hriftlihen Dogmen zum Ausgangspunkt der Bildung von politifhen Parteien madte. Der 
Kaiſer felbft fand als der Hüter des rechten Glaubens da und behandelte alle Häretifer zugleich 
als Nevolutionäre, Die Wirklichkeit des Lebens wurde von dem Princip der hriftlichen Frei— 
heit nur wenig berührt, weil fie erft in der negativen Korm der mönchiſchen Afcefe, ver miſan— 
throvifhen Reſignation, erſchien. Wolluft und Graufamfeit, Habfuht und Bosheit, Weiber 
und Eunuchen berrichten nebft der Sklaverei wie im altrömiihen Kaifertbum. Die Klöfter 
waren oft ebenfo fehr Staatsgefängniſſe als die Mönche Soldaten. Bon Juftinian ab, der bie 
Sophienkirche erbaute, erftann bis zum 11. Jahrhundert eine äſthetiſch-religiöſe Epoche, in 
welcher der urfprüngliche Schönbeitsfinn der Hellenen noch einmal in der bildenden Kunft auf: 
tauchte; aber von bier ab verlor Byzanz feine Macht in Italien und Afrifa, ward durd bie 
Kreuzfahrer im Innern geſchwächt und blieb zmar noch immer bis zur Eroberung durd die 
Osmanen ein Confervatorium der literarifchen Gultur, der feinen Lebensart, der Künfte des 
Lurus, übergab aber feine Geftaltung der Kirche ald Staatskirche, ſowie feinen Militärdespo- 
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tiömud und feine Hojpolitif an Rußland, welches jedoch durch eine frifche Nationalität, dus 
einen größern Umfang und durch Aufnahme germanifcher Elemente ver geifligen Erftarrung dei 
byzantinischen Reichs ji entwand. 

Die abgemüdeten und abgenugten Bölfer des Alterthums Eonnten ihren ſchulgeübten Ver: 
fand zwar zur logifchen Entwidelung des Begriffs des Chriſtenthums anwenden, allein er 
das Gemüth der germanijchen Nationen befa eine praftifche Energie, die fih zum Träger ver 
im Ideal der chriſtlichen Freiheit angelegten Tiefe der Sitrlichfeit machen fonnte. Die phan— 
taftifche Form, in welcher Died zunächſt geihah, war die des Ritterthums, weil e8 die Indivi 
dualität affirmirte, während das Möndthum fie durd die Gelübde des Gehorſams, ver Keuſch- 
heit und der Armuth negirte. Aus der ritterlichen Abenteuerlichkeit, die für den Glauben , die 
Liebe und die Ehre kämpfte, entiprang der pomtifche Cultus der weiblihen Schönheit, dem die 
Kirche in der Form der Anbetung ver Maria heiligte und die foriale Stellung des Weibes Damit: 
außerordentlich förderte. Neben ver Beiftlichfeit und dem Adel erftarfte das Bürgertbum ale 
ein dritter Stand, der die Würde der Arbeit, die Sittlichfeit der Familie und die Freiheit des 
Brivatbefiges zur Geltung brachte. Mannichfaltige Gorporationen, die aus feiner Mitte her: 
vorgingen,, gaben dem einzelnen einen fräftigen Rüdhalt. Die Erfindung ded Schießpulvers 
änderte die Kriegführung und zerflörte dad Vorrecht der ritterlihen Ausrüftung und Waren: 
virtuofität. Die Erfindung des Buchdrucks zerflörte dad Vorrecht des geiftlichen Standes, Be: 
figev und Träger der literarifchen Bildung zu fein. Die Entdeckung ver trandatlantijden 
Länder und die ſich fchnell folgenden großen Entdeckungen ver Aftronomie, Mechanik, Phyfil 
und Chemie veränderten die Auffaffung der Natur ganz und gar, weil man die in ihr erifli- 
rende Vernunft zu begreifen anfing, während das Mittelalter bi dahin nurfinnloje oder finnen: 
veigende Materie in ihr erblicht und ein höheres Wiffen von ihr ald Magie verdächtigt hatte. 
Durch diefe Hülfsmittel unterftügt, konnte die Reformation die Anerkennung der Glaubens: 
und der Gewiffendfreiheit durchſetzen, obwol biefelbe jogar nad) den blutigen Schlachten und 
den Greueln des Dreifigiährigen Krieges troß der Stipulationen des Weſtfäliſchen Friedens 
noch oft genug gefährdet ward. Der Glaube der proteftantifchen Kirche, welcher die Gemeinde 
von der Bevormundung des Klerus befreite, mußte ſelbſt erft noch durch die Wiſſenſchaft über 
ich aufgeklärt werden, denn erft aus diefer Aufflärung ging die wahre, ihrer Vernunft be- 
wußte Qumanität hervor. Die norbamerifanifchen Kreiftaaten faßten bei ihrer Gründung die 
Sauptmomente diefed Bewußtfeins in ven Baragraphen ihrer Verfaſſung zufammen, und die 
Franzöſiſche Revolution wiederholte fie in ihrer Erflärung der Menſchenrechte ald Die Magna= 
Charta ver Menſchheit felbft. 

Died Bewußtſein ift nicht wieder zu vertilgen oder auch nur, wie ed der Jeſuitismus aller 
Art verfucht, auf längere Zeit zu verdunfeln oder zu verfälfhen, weil die Prefie es zu einem 
Allgemeingut der Menfchheit gemacht hat und zu maden fortfährt. Eigenthum, Gewerbe und 
Handel müffen frei fein; ebenjo alle geiftige Productivität, die nur denjenigen Beiränfungen 
unterliegt, welche die allgemeinen Gejege enthalten. Die Freiheit der Perſon ift geſichert. Alle 
Bürger eined Staats find vor dem Gefege gleich, die Verwaltung der Juſtiz von der der Polizei 
getrennt und dad Gerichtsverfahren öffentlih, Alle Bürger find zum Beitrag für die allge: 
meinen Staatöfojten je nad ihrem Vermögen und zur Vertheidigung des Vaterlandes je nad 
ihrem Alter gleich ſehr verpflichtet. Alle Bildungsanftalten des Staats find jeden obne Unter: 
ſchied ded Standes und alle Staatsämter jedem dazu Befähigten zugänglid. Die Freiheit des 
Glaubens ift jedem Bürger gewährleiſtet und der Staat behält fid über die Religien nur 
F Recht der Aufſicht vor, daß ihr Cultus mit den allgemeinen Geſetzen nicht in Widerſpruch 

eben darf. a 

Ohne daß ein Staat oder eine Kirche diefe Grundfäge anerkennen und fie in ihrer Prarid 
aufrichtig zu bethätigen jih angelegen fein laſſen, haben fie nicht das Net, von Humanität zu 
ſprechen. In diefen Grundfägen, deren Nothwendigkeit die neuere Wiſſenſchaft bis zur Evidenz 
nachgewieſen bat und deren Wahrheit durch die ganze bisherige Geſchichte beftätigt wird, liegt 
die Zufunft der Menfhheit. Wer wiſſen will, was für Begebenheiten ſich darin entwideln 
werben, der kann ed nad) ihnen vorausfehen, denn ed wird Kampf auf Kampf, Kampf auf 
Leben und Tod erfolgen, die Herrſchaft diefer Grundjäge als die Confeſſion des rationellen 
Liberalismus audzubreiten und in allen ihren Gonfequenzen zu befeftigen. Ohne daß dieſe 
Grundſätze ald der wahre Inhalt des Begriffs der Humanität ſich realifiren, ift, was jonft zur 
Verihönerung des Lebens geichehen mag, ohne Werth, Die Künfte des Luxus, melde der 
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Sinnlichkeit ſchmeicheln und die Gefühligkeit der Nerven bis zur Hyperäſtheſie verfeinern, find 
fein Mapftab für ven Fortſchritt der Menſchheit. In ihnen find viele Völker ſchon im weitent- 
legenen Alterthum auf einer ſehr hohen Stufe ver Bildung gewefen, und wir flaunen, was die 
GHinefen, die Japaneſen, die Inder, ohne unfere Technik noch jegt darin leiften. Aber alle 
jolde Künfte, melde den gefteigerten Sinnengenuß zum Zwed haben, können, wie wir und leider 
thatfählich überzeugen müffen, mit dem Aberglauben der Zauberei, mit dem Unrecht der Skla— 
verei, mit der Barbarei der Kriegführung, mit der Unflttlichfeit der Proftitution und mit dem 
Elend der Maffenarmuth zufammenbeftehen. Bei jedem Fortſchritt der Technif müffen wir er: 
wägen, daß der Despotismus und das Verbrechen ſich feiner ebenfomwol bedienen ald die Freiheit 
und Humanität. Dampfmaſchinen, Eifenbahnen, Telegraphen find als ſolche noch feine Ga— 
rantie der Freiheit und Bildung. Lefen und Schreiben find e8 fhon viel mehr. Der Fortſchritt 
der Menihheit im Bewußtſein der Freiheit und damit die fich ſteigernde Vermenſchlichung der 
Menſchheit ift gewiß, weil allgemeine Gefege, die einmal von der Wiſſenſchaft erfannt, von der 
Sprache mit Klarheit audgebrüdt, von der Preffe ald Gemeingut verbreitet find, mit Unwider— 
fteblichfeit wirken, und weil man nit wirklich frei fein kann, ohne es zu wiffen. 
K. Rojenfran;. 
Mercantilfyftem, f. Handelspolitik. 


Verzeichniß 


der im neunten Bande enthaltenen Artikel. 


K. 







Seite Exit 
Kanonitses Necht und Fanonifhes Rechts: des Alterthums. Das Mönchsweſen über: 
buch. Bon Ernſt Meier. ...... 1 haupt in feinen REN —— 
er und die Kantifche Philosophie. Von KR. Von &. 5. Kolb... .. 2... 
EEE FETTE Klüber 6 






———— — — — S J gfeit). . Kolonien, Rolonialpotitif. Kolonifation. (Ko: 

Suchner. 37 lonien und Hauptarten derſelben. Ackerbau-, 
Kaperweſen zur See. Von R. J. Burchardi. 38 Pilanzunge-, Handels: und Groberungsfolo: 
Karl der Große. Don W. eo. . 41 nien. Kolonialpolitif im allgemeinen und 


Kaften (die indiichen). Bon K u, Menu: ſpeciell Spaniens, Englands und Nordame: 
mann.. 0 48 rikas. — ‚Kolonifatien.) Von 9. — 
tafter. Von W. A. Lette — — 





atbarina II. Von A uddeu 
Kauf (Verkauf). Von Ph. Bo 
Kelten. Don H. Brandes. 
Kbalifat. 













DPerfonenfteuer , 





Kindeömorb, Berbeimlihung der Geburt, Ab Berfonalfteuern. Von W. A. Seite, — 
treibung ber Leibesfrucht und Kindesaus⸗ Koran, ſ. Mohammedaniemus. . 309 
fegung. Von Ph. Borp. . . 78 Korngeiege; Kornbanbel, Kornmagazine, 

Kirche, Kirchenrecht, Kirche und Staat. (Die Kornzölle u. f. w. (Production des Getrei: 
Glaubens: und Gultusfreibeit. Der Ein: des. Kornpreife. Kornhandel. Korntheue: 
flug der Religion auf die bürgerlichen und rungen. Mafregeln dagegen. Ginfuhrver: 
politifchen Rechte. — Die Selbitändigfeit bote und » Zölle. Aus ſuhrpramien. Aus⸗ 
der Kirchen- und Religionegefellfchaften. fuhrverbote und Sperren. Ausfuhrzölle. 
Die Befugnifte derfelben im äußern Rechte: Ginfuhrprämien. Kornmagazine. Staates 
leben.) Yon Ernft Meier. 92 Kornhandel. Gewerbes und Handelebe— 

Kirche und ren ———— ſchränkungen. Maximum. Der freie Korn— 
Bon Ernft Meier... .... . 150 handel.) Von H. Runge. . . . — 

Kirche und Kirchenverfaſſun proteftantifck e). Arauſe (Karl Chriftian Friedrich). Bon E} 
(Die allgememen Grundlage. Das Tandess ; ; 
herrliche Kirchenregiment. Die Presbpte: 1 [ 2 
riale Eynodalverfaflung. Die neuern Ge: 5 Von W. Rüſtow. 
ftaltungen.) Von Ernſt Meier. . . 173 Mrieg; — (Militärifche Verhält: 


Bon Ern 


niffe.) Bon W. Rüftow. 
eier i Ariegöfhäbden, Kriegslaften, Bertbeilung und 
Kirhenraub u) Von Dh. Ausgleichung derfelben. otte 353 
ODN, 0 00 ee 236 Kriegsverfaflung des Deutichen Bundes, T. 


Kirdenbann , Airchenzucht. 











Kirchenfvaltung , ſ. idma. . 2 2.2." ee Bundesfrie — 


Berzeichniß der im neunten Bande enthaltenen Artikel, 795 







Seite 


Reibband, Leibamt, PBfanbverleiher, Pfand: 


und Leihreglements Don W. A. Kette, I 
Lettres de cachet, f. Cachet — — 


Le hnweſen und Lehnrecht. Von I. Held. . 469 
Lehrfreiheite in Schule und Kirche. on Ludwig Shilipp. Bon © Stern . .. . 59 





Welcker.. Be 489 Luther (Martin). Bon A. Hausrath. . . 624 
Leibei ‚Held. 497 kZuxremburg und Limburg. Von Th. Schroell, 636 
Leibniz (Gottfried Wilhelm v.). ; Luxus, Burusgefege, Burußfieuern. Don Rot: 

ſenkranz.. nen 512 € GE 657 
Peihenbäufer, geihenfhau. Bon H. Son: — Von G. F. Kolb. 667 

nenkalb.. 2 en 523 

M. 
Seite Seite 


Deine SZ Bon ®. en Map und — Von ©. 


Diogn 











Wrojsrennität, Minorennität, Münbigkeit. 
Bon 8. Steinader und 8. Buchner. . 699 Menfcenraub, tere Sefangenhale 
EEE 704 — — ELITE... 





Drud von F. A. Brodhaus in Leipzig. 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


“ F 
J — —* 
UHR, 
* 


— 











